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Friedrich-Martin Balzer: Anstelle eines Vorwortes 

Ein E-Mail-Porträt zum 80. Geburtstag von Kurt Pätzold. 

„Die Hoffnung muss man ja nicht aufgeben“. (2010) 

Ich lernte Kurt Pätzold bei Weißbeckers im Jenaer Mühltal kennen. Es war die Zeit vor der Veröf-

fentlichung der gemeinsam mit Manfred Weißbecker herausgegebenen Wochenberichte von Erwin 

Eckert und Emil Fuchs am Ende der Weimarer Republik. Sie erschien 2002 unter dem Titel „Blick 

in den Abgrund“. Kurt Pätzold war neben Reinhard Kühnl, Georg Fülberth, Wolfgang Ruge und Gert 

Meyer einer der Kommentatoren der Wochenberichte. Danach trafen wir uns ein gutes Dutzendmal 

in Berlin, Marburg, auf der Insel Rügen (mit und ohne Wolfgang Ruge) und in Hamburg. Die Haupt-

verkehrsader aber wurde die Mailkorrespondenz, gelegentlich unterfüttert mit direktem Telefonkon-

takt. Annähernd 500 Emails von Kurt sind auf unserer Festplatte erhalten geblieben. Die erste Mail 

auf der Festplatte stammt vom 2. Januar 2004, die letzte vom 30. April 2010. Es waren zumeist kurze 

Nachrichten, „rasch“, „in großer Eile“, „zwischendurch“ oder nach längeren Pausen als „Lebenszei-

chen“ thematisiert. Der Inhalt waren Fragen der Zusammenarbeit, Bitten, Anfragen, Durchsehen von 

und Kritik an Manuskripten, jeweils aktuelle Befindlichkeiten, Erkundigung nach dem Wohlergehen 

bzw. die Genesungswünsche, wenn es einmal mit der Gesundheit haperte. Der Tenor ist „knapp aber 

ganz herzlich“ (28.08.04) 

Das elektronische Mail-Medium 

Seit Alters her ist der Austausch von Kommunikation in Briefform eingebürgert. Später kam das 

Telefongespräch dazu, in dem in direkter Aussprache gemeinsam interessierende Fragen ausge-

tauscht werden konnten. Mit Flat-Rate ist das heute kostenmäßig verkraftbar. Lässt man sich bei der 

Telefonrechnung die Gespräche mit Telefonnummern registrieren, kann im Nachhinein festgestellt 

werden, mit wem man wann und wie lange telefoniert hat. Aber wer erinnert sich noch, was in diesen 

Gesprächen erörtert wurde? Anders die neueste elektronische Erfindung, das Schreiben von E-Mails. 

Von der Sprache her ist diese schnelle Kommunikationsform in Sekunden anders, meist kurz und 

informativ. Die Sprache ist oft der mündlichen Sprache ähnlich. Meist wird aus Zeitgründen durch-

gängig in kleinen Buchstaben geschrieben. Rechtschreib- und andere Fehler werden nicht immer kor-

rigiert. Die Möglichkeit, ganze Texte im Attachment mitzuliefern, liefert die Grundlage für sachli-

chen Informations- und Meinungsaustausch, auch wenn sie nicht immer (gleich) gelesen werden. Der 

Umfang der Mails ist gewöhnlich geringer als bei Briefen. Die Kurzmitteilung ist schnell und kos-

tensparend. Sie erreicht den Adressaten unmittelbar. Dieser kann sich den Zeitpunkt auswählen, auf 

die Kurzmitteilung zu antworten. Annähernd 500 Male hat sich Kurt an die „Kiste“ begeben, um uns 

teilhaben zu lassen an seinem Leben. Die E-Mails sind das Spiegelbild der Korrespondenz zwischen 

einem Fleißigen und zwei Fleißigen. Dabei war das Leben von Kurt erheblich bewegter und bewe-

gender. 

Das rastlose Leben des Kurt Pätzold 

Aus den elektronischen Briefen kann die rastlose Tätigkeit von Kurt als Vortragender und Diskutant 

auf ungezählten Veranstaltungen zwischen Hamburg und Dachau, zwischen Bremen und Platzdorf 

abgelesen werden. Der Radius reicht weit über die fünf neuen Bundesländer hinaus. Einladungen 

ergehen aus dem gesamten Bundesgebiet. Von den 20 größten Städten hat er kaum eine ausgelassen. 

Die Mailkorrespondenz gibt Aufschluss über ca. 50 Städte (von 2070), in denen Kurt – vielfach wie-

derholt – gesprochen hat. Veranstalter waren u. a. die VVN/BdA, Rosa-Luxemburg-Stiftung, Schu-

len, Volkshochschulen, Freidenkerorganisationen, Friedensrat, Gesellschaft für Faschismus- und 

Weltkriegsforschung, Leibniz-Gesellschaft, ver.di, Arbeitskreise linker Sozialdemokraten, die Bil-

dungsakademie der Volkssolidarität und das Marx-Forum. „ich erhole mich derzeit auf reisen: vorige 

Woche Neustrelitz und Schwerin, wo Vorträge zu halten waren, das setzt sich in der kommenden 

Woche in Wiesbaden und Saarbrücken fort, dazwischen kurzes treffen [...] mit meinen Breslauer 

Mitschülern in Bergzabern. Dann habe ich eine Veranstaltung in Suhl am 24. und den Juni zu einem 

Teil auf die 60. Jahrestage von D-Day und 20. Juli verwendet [...] mit den Schreibarbeiten dazu bin 

ich schon am Ende“ (13.6.04). Es geht mitunter hektisch zu und bedarf einer ausgefeilten Logistik. 
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„die Woche wird abends bewegt. Morgen Konzert, Dienstag Marzahn in der Bibliothek reden, Mitt-

woch eine Veranstaltung besuchen (Rückblick auf 1956), Donnerstag wieder reden – weit im Westen, 

am Platz der Luftbrücke, bei der Gewerkschaft“ (19.02.06) Und immer wieder schleichen sich auch 

Zweifel ein, ob die häufigen Vortragsreisen sinnvoll sind, denn es drängt sich ihm die Frage auf, „wie 

es mit Aufwand und Effekt steht“ und führt ihn zu dem Schluss, „dass ich schreibend vielleicht mehr 

bewirken könnte als bei derlei aufwändiger herumfahrt in Sachsen und nach Völklingen, wo ich frei-

lich meinen guten Freund Luitwin Bies sah“. Am 8.2.05 schreibt Kurt von der „gelegentlichen Ein-

samkeit, aus der dann immer wieder die Frage erwächst, worauf richte ich meine Kräfte noch“. Aber 

dennoch „wenn und solange sich noch ein paar jüngere Leute von uns angesprochen fühlen, machen 

wir weiter“ (13.02.06) 

Das publizistische Wirken von Kurt Pätzold 

Die Korrespondenz von Kurt bietet Einblicke in sein unermüdliches publizistisches Wirken: u. a. in 

Ossietzky, Neues Deutschland, junge Welt, Konkret, Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, die Ver-

lage PapyRossa, edition ost, Militzke. Seit 2003 schrieb Kurt zahlreiche Artikel in Ossietzky, zwei 

Dutzend Aufsätze für die junge Welt, und ein gutes Dutzend Bücher und Buchbeiträge. Interviews 

mit dem Deutschlandradio (über den Film „Der Untergang“), dem Moskauer Rundfunk und ein ein-

stündiges Gespräch beim Hessischen Rundfunk runden das Bild der Publizistik ab. Unermüdlich 

treibt es ihn zur Arbeit an. „jetzt, da die kühl der Nacht hereinzubrechen beginnt, werde ich wieder 

etwas werkeln [...] morgen noch mal on tour und am Wochenende, das sommerlich angekündigt, in 

den Garten“ (26.4.07) 

Häufig genannte persönliche Kontakte verbinden ihn mit Erika Schwarz, Anna, Ulrike, Jutta von 

Petersdorff, Manfred Weißbecker, Eckart Spoo, Walter Schmidt, Luitwin Bies, Heinrich Fink und 

Hartmut Drewes. Im Übrigen lesen sich die in den E-Mails erwähnten Personen wie ein Who’s Who 

der nahe- und fernstehenden Zunft derer, die sich mit Geschichte befassen: Von Wolfgang Abendroth 

bis Moshe Zuckermann. Erwähnt seien nur: Hannah Arendt, Götz Aly, Arnulf Baring, Wolfgang 

Benz, Helmut Bleiber, Helmut Bock, Hans Canjé, Klaus Drobisch, Ernst Engelberg, Helmut Esch-

wege, Gerhard Feldbauer, Joachim Fest, Norbert Frei, Ronald Friedmann, Daniel Goldhagen, Kurt 

Gossweiler, Hermann Graml, Eric Hobsbawm, Mario Keßler, Reinhard Kühnl, Ian Kershaw, Conny 

Loesch, Moritz Mebel, Hans Mommsen, Lutz Niethammer, Heinz und Ingrid Pepperle, Helmut Rid-

der, Ernst Roehl, Wolfgang und Walter Ruge, Irene Runge, Rita Schober, Ernst Schumacher, Rudolf 

Vierhaus, Manfred Weißbecker und Wolfgang Wippermann. Am 05.03.05: „es ist unglaublich, was, 

je länger wir uns vom Jahre 1990 entfernen, in Historikerkreisen so geschrieben wird. Es scheint als 

wären alle Hemmungen gefallen“. Den angepassten Historikern will Kurt widersprechen. „ein wenig 

wollen wir ihnen noch aufspielen“ (24.05.06) „Zuviel Zeit mit der aktuellen Publizistik vertan, aber 

das ist eine bequeme Form der Ablenkung“ (24.03.07) „heute Morgen schrieb ich mir ein wenig Frust 

vom Hals, was mir so beiläufig zukam, soll in die „junge Welt“ (04.10.07) „vor allem am nächsten 

Buch werkelnd, es wächst und macht Spaß“ (17.04.07) „ich schreibe mich wie üblich durch die Zei-

ten“ (08.10.08) 

Kurt Pätzold ganz privat 

Die Mails geben Auskunft über das Freizeitverhalten: Radeln bis zu 75 km am Tag, Schwimmen, 

Sauna, Gartenarbeit in Berlin und Stuttgart, Lesen, Theater, Konzerte, Kino-Besuche, Besuch von 

Ausstellungen und Veranstaltungen, Bibliotheksbesuchen, Recherchen im Internet, „ich schwinge 

mich gleich aufs Fahrrad, wir treffen uns beim Italiener am Rummels-Bürger-See, wenn Anna in der 

Druckerei fertig ist“ (10.1.2004) 

Immer wieder legt Kurt auch Arbeitspausen ein, um sich zu erholen. „dann in den Garten, Gras ge-

mäht, dann zurück, das waren allein auf dem Fahrrad 35 km und man merkt, wenn man ein paar Tage 

am PC gesessen hat“ (22.09.05) Und: „Gruß dir und Brigitte aus Stuttgart, wo ich zwischen Garten- 

und Gedankenarbeit angenehme Tage verbringe“ (14.07.08). 

In diesen Phasen reflektiert er seine Arbeit und gewissermaßen seine Existenz, so zitiert er z. B. die 

Zeilen von Ernst Ginsberg „Das war das Leben? Die rasche Sekunde – Dir Aber schien sie wie Stunde 
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um Stunde – Endlose Zeit, nicht zur Vergeudung gegeben – Plötzlich ein Ende – Das war das Leben“. 

(26.3.05) Und deshalb auch: „wenn man nicht so alt wird, erlebt man tatsächlich weniger“. (7.10.07) 

Angesichts der schweren Krankheit, die ihn heimsucht („ich habe die 40 Besuche in der Klinik hinter 

mir“ (24.06.07), schreibt er am 29.03.07 „das Beste dürfte mein Schuss Optimismus sein“. 

Trotz der Krankheit bleibt er „bester bis guter Dinge, soweit nicht schlechte Nachrichten gesandt 

werden, was vorkommt“ (30.04.07) Rings um ihn herum erreichen ihn die Nachrichten über Todes-

fälle und Krankheiten ehemaliger Kollegen und Kolleginnen. „ein Kollege tot, ein anderer in kriti-

schem Zustand in der Charité, die unlängst 90 gewordene Kollegin nach Zusammenbruch im Hed-

wigs-Krankenhaus“. Vielen spricht er Trost zu und hält die Beerdigungsrede, wie beispielsweise bei 

seinem Freund Luitwin Bies, bei seinem Ziehvater Kurt Goldstein, bei Günter Wieland. 

Obwohl die Erkrankung inzwischen chronisch geworden ist, arrangiert er sich mit ihr, wie seine „be-

richte eines geduldigen Patienten“ deutlich machen: „mit meinem Tablettenmix lebe ich ohne alle 

Beschwerden“ (19.08.09). Dies trifft vielleicht auf den Tablettenmix, nicht aber auf die Folgen und 

Nebenwirkungen der wiederholten Bestrahlungen zu. Über Kurts eigenes Befinden wird trotz wie-

derholter gesundheitlicher Probleme ganz ohne Wehleidigkeit, aber mit viel Optimismus berichtet. 

Die Familie 

Der verheiratete Kurt Pätzold lebt allein. Doch als Family-Man kommt die Familie nicht zu kurz: in 

den häufig nicht sehr ausführlichen Mails finden sich auch immer wieder kurze Hinweise auf seine 

familiären Bezüge; so berichtet er von Unternehmungen mit Barbara, ihrer Arbeit, leistet Beistand 

bei ihren Erkrankungen und schildert Treffen mit den Kindern und den Enkeln, an deren Entwicklung 

er großen Anteil nimmt: „Enkel sind wirklich mal an einem Tisch: Johanna ist aus Stuttgart gekom-

men, Maria aus Schottland zurück und hier Cello lernend bis sie nach Trier geht, Jonas im letzten 

Jahr an der Schauspielschule und wohl dort auf dem lange ersehnten Erfolgsast, welche Folgen das 

immer zeitigen kann“ (7.6.06) 

Im Vordergrund stehen allerdings die Hinweise auf Besuche bei den jüngsten Enkelkindern, die ihn 

gern als Spielgefährten annehmen und mit denen er viel unternimmt: einen Ausflug in den Tierpark, 

Spielen im Garten und Einkaufen, Essen beim Chinesen. Auch die Einschulung der Zwillinge ist 

eines Kommentars wert: „zurück von der Einschulung – die mich ziemlich verstimmt hat, das ist nicht 

mehr meine Kultur – ein Event.“ (1.9.07) Einer der Enkel bemerkte vor kurzem treffend, dass sein 

Opa „Bücher für Erwachsene“ schreibe. 

Impressionen, Reflexionen, Momentaufnahmen 

Zwischendurch gibt Kurt Einblicke in seine aktuelle Befindlichkeit: „ich grüble und bastele so vor 

mich hin“ (03.10.05) „Hüte bei diesen Temperaturen das Haus meist. gestern Abend bei den Enkeln, 

morgen kurz zum Optiker, Brille holen, das sind die Ausflüge. Mittwoch nun wieder bin ich auf 

Achse“ (23.01.06) „mit den Verpflichtungen bremse ich weiter, doch kann ich den VVN/BdA-Leuten 

schlecht nein sagen“ (13.02.06) 

Verwaltungsarbeit wie z. B. die Meldungen bei VG Wort ist nicht sein Ding. „heute Bürokratie – ich 

hasse sie“ (22.07.09) 

Angst vor Parteinahme und Unannehmlichkeit hat Kurt nicht. „dem Spießertum gehört die Angst, 

Partei nehmen zu müssen, es könnte die falsche sein und ungemacht bereiten“ (29.06.06) 

Konstantin Wecker zitiert er zustimmend mit den Worten „Man darf nicht träge sein und darf nicht 

ruhen, denn vom Genuss bekommt man nie zu viel“. 

Innere Zweifel und offene Fragen sind ihm nicht fremd. „die Sache mit dem Subjekt ist nicht ausge-

standen, theoretisch nicht und praktisch sowieso nicht“ (16.09.06) 

Mit Galgenhumor schaut er auf seine Arbeit. „es gibt Tage, da verliert man, und es gibt Tage, da 

gewinnen die anderen. Mal sehen, was heute für einer ist“ (16.01.07) 
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Mit großem Engagement verfolgt Kurt die Debatten unter den Linken. „Oskar Lafontaine, der Mann 

wird in der neuen Partei Schwierigkeiten kriegen. Er ist zu klug und zu grundsätzlich. Jedenfalls legt 

er sich auch über Grenzen des Mitmachens fest, womit er schon herausfällt“. (31.01.07) 

Verzweifelt über das, was er in den Zeitungen und im Internet findet, schreibt er: „die Welt wird nicht 

an Dummheit allein zugrunde gehen, aber wenn sie zugrunde geht, wird die Gesellschaft vorher schon 

sehr verdummt worden und verdummt sein“. (18.03.07) 

Seinen Korrespondenten in Marburg richtet Kurt immer wieder nach Enttäuschungen und Frust auf. 

In der Auseinandersetzung mit dem Sohn von Wolfgang Ruge schreibt er: „wenn der Mann auch nur 

eine annähernde Vorstellung davon besitzen Würde, was du und Brigitte für Wolfgang in den letzten 

Jahren warst und wie du auch um seine Person, Gesundheit und Produktion gesorgt hast, dann Würde 

es sich ihm verbieten, dir mit dem Thema überhaupt zu kommen [...] selbst wenn man in Jahrzehnten 

gelernt und erfahren hat, dass die Menschheit sehr viele Exemplare aufweist“. (08.07.07) 

Zwischendurch registriert er, wie Die Welt mit ihm umgeht: „die Welt hat mich zum Ex-Staats-His-

toriker ernannt“. Das Jahrbuch für Forschungen zur Geschichte der Arbeiterbewegung vermerkt in 

der Rezension von Kurts Memoiren „Die Geschichte kennt kein Pardon“, der wissenschaftlichen De-

batte seien Pätzolds Äußerungen „sicherlich nicht förderlich. Sie erinnern fatal an die praktizierte 

‚einzig wissenschaftliche Weltanschauung‘ und diffamieren faktisch Kollegen, die sich nicht als Mar-

xisten verstehen“. Wie kann man nur – wider besseres Wissen – so ein falsches Bild von Kurt zeich-

nen? Zur morgendlichen Erbauung schickt Kurt ein Zitat von Victor Klemperer aus seinem Tagebuch 

(16.08.1936, S. 36): Klemperer würde, wenn es eines Tages zur Abrechnung käme und über die Be-

siegten zu urteilen wäre „alles Volk laufen“ lassen „und vielleicht sogar etliche von den Führern, die 

es vielleicht doch ehrlich gemeint haben könnten [...]“ „Aber“, fährt er fort, „die Intellektuellen ließe 

ich alle aufhängen und die Professoren einen Meter höher als die anderen“. Wie bescheiden, schreibt 

Kurt, stehe ich da? „Ich wollte immer nur die Journalisten [...]“. (06.08.08) 

Zu aktuellen Ereignissen äußert sich Kurt in seiner prägnanten Art: „die Kommunisten konnten eben 

doch nicht den Osten Deutschlands sowjetisieren. Selbst ein Marxist wie Engelbert ist doch ein deut-

scher geblieben. Er scheint sich für diese Version geradezu perfekt zu eignen. Kommunisten weg, 

schon sind wir wieder alle deutsche. Das hatten wir schon – in braun. Jetzt in anderer Farbe und nun 

sind wir natürlich globaldeutsche“ (22.04.09). 

Und die Bankenkrise kommentiert er mit den Worten „Gier, die über Leichen geht“. (22.12.08) 

Auch im neuen Jahrzehnt setzt Kurt sein betriebsames Leben fort, kann aber auch innehalten: „damit 

du nicht besorgt denkst, ich arbeitete nur. Also gestern war ich bei Jutta zum Geburtstag und heute in 

Sauna und schwimmen. Will mich noch weiter bessern“. (18.04.10) 

Obwohl die äußeren Bedingungen manchmal seine Situation erschweren, bleibt er positiv gestimmt 

und bezieht ironisch Stellung: „bin heute früh aus dem Bett gefallen, der liebe Gott scheint mir Nach-

mittagsschlaf in der folgenden Nacht abzuziehen. Mit manchen ist er halt streng. vorwiegend mit 

Atheisten“ (08.02.10) 

Aus der letzten Mail: „der April geht zu Ende und die Stunden bei euch gehören zu den besten des 

Monats vor dem Salto (mortale???) ins nächste Lebensjahrzehnt“ (30.04.10) 

Lieber Kurt, vor der Sterblichkeit kann ich Dich und uns nicht schützen. Ich danke Dir für Deine 

jahrelange Freundschaft und wünsche Dir und uns im Kampf für die beste Sache der Welt noch viele 

gemeinsame Jahre. Vielleicht sehen wir uns ja im Sommer auf Rügen wieder. Und wenn ich wieder 

mehr Zeit habe, würde ich gerne die CD „Kurt Pätzold für Einsteiger und Fortgeschrittene“ (ein-

schließlich Gesamtbibliographie) erfassen. 

In aller Freundschaft 

Dein Martin 
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P. S. 

Sieben Jahre nach dem Tod von Kurt Pätzold hat sich erfüllt, was ich mir 2010 gewünscht und erhofft 

hatte. Sowohl ein Publikationsverzeichnis, unter Philosophie digital 2.0* einsehbar, als auch diese 

Auswahl aus Kurt Pätzolds umfangreichen Gesamtwerk sind durch die Ausgrabung seines digitalen 

Nachlasses und die freundschaftliche Erlaubnis der Urheberrechtsinhaberin Dr. Barbara Pätzold mög-

lich geworden – analog der von mir begründeten Serie von CDs „Für Einsteiger und Fortgeschrittene“ 

mit den Autoren Wolfgang Abendroth, Helmut Ridder, Hans Heinz Holz, Wolfgang Ruge, Eric Hobs-

bawm, Hanfried Müller, Gert Wendelborn, Heinz Düx, Manfred Weißbecker und Kurt Pätzold. 

Ich danke Barbara Pätzold und allen Publikationsorten sehr herzlich (u. a. besonders junge Welt, 

Neues Deutschland, Antifa, Ossietzky und Konkret für ihre ausdrückliche bzw. stillschweigende Ge-

nehmigung der Wiederveröffentlichung. Kommerzielle Interessen werden nicht tangiert, da die Nut-

zung, sofern es sich in diesem Fall nicht um selbständige Buchpublikationen handelt, dank des Max-

Stirner-Archivs in Leipzig kostenlos unter Philosophie digital 2.0 abgerufen werden kann. 

Die Anordnung der Texte folgt teilweise den Planungen von Kurt Pätzold nach einer weiteren Sam-

melschrift und der Ergänzung durch zahlreiche weitere Texte, die nicht ganz mühelos aus dem digi-

talen Dschungel-Nachlass herausgefischt wurden. Weder das Erscheinungsdatum noch das Thema 

konnten Richtschnur für die Reihenfolge sein. Bibliographisch ist anzumerken, dass der ungeordnete 

Nachlass Publikationen enthält, die nicht in der Bibliographie auftauchen, und andererseits in der 

Bibliographie Publikationen verzeichnet sind, die nicht im digitalen Nachlass gefunden werden konn-

ten. Eine Autopsie, d. h. die Publikationen, außer den selbständigen Buchveröffentlichungen, in die 

Hand zu nehmen und den Publikationsort zu verifizieren, war nicht möglich. Bei einer späteren Aus-

gabe wäre eine Gliederung nach Gattungen (A. Vorträge, Reden, Diskussionsbeiträge auf Konferen-

zen; B. Rezensionen; C. Aufsätze; D. Glossen; E. Miszellen) und soweit, als möglich chronologisch 

denkbar. 

Unabhängig von der alten und neuen Rechtschreibung, die zum Zweitpunkt der Publikation galt, ist 

der Herausgeber um eine einheitliche Rechtschreibung bemüht.  

Bleibt der Wunsch des Herausgebers, dass der Leser sowohl Erkenntnisgewinn als auch Lesevergnü-

gen bei der selbstbestimmten Lektüre erfährt. 

Ohne die Kompetenz und Geduld des Leiters des Max-Stirner-Archivs wäre diese Publikation nicht 

denkbar. 

 

Marburg, den 9. November 2023 

Friedrich-Martin Balzer 

 
* http://www.max-stirner-archiv-leipzig.de/philosophie.html 
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Das 20. Jahrhundert im Rückblick eines Historikers 

Vortrag in Bremen am 25. Februar 2009 

Zwei Bemerkungen vorweg: Das Thema kann reichlich Stoff für eine semesterfüllende Vorlesung 

geben, womit das Risiko beschrieben ist, es in einem Vortrag von einer knappen Stunde zu erörtern. 

Und – dies ist das Abenteuer Nr. 2 – für einen tiefenscharfen Rückblick in das verflossene Jahrhundert 

ist es zu früh und der Abstand zu gering, als dass sich sagen ließe, welchen Platz es in der Mensch-

heitsgeschichte einnimmt. Das wird sich wie in früheren Fällen auch erst im Verlaufe ihres Fortgangs 

herausstellen und zum gegebenen Zeitpunkt bestimmen lassen. Möglich ist hingegen, das herausra-

gende Neue festzuhalten, das dieses Zwanzigste gebracht hat. Damit soll begonnen werden. 

Um deren Summe zu benennen: Es gibt kein Jahrhundert, das so viele einschneidende Veränderungen 

für das Leben der Menschen erdballweit gebracht hätte wie dieses jüngst verflossene. Entwicklungen, 

die sich in vorauf gegangenen Jahrhunderten angebahnt oder abgezeichnet hatten, haben sich zu ei-

nem Teil explosionsartig vollzogen. Andere, unvorhergesehene sind eingetreten. Um bei Fakten zu 

beginnen, die sich in Zahlen ausdrücken lassen: Die Erdbevölkerung, die 1927, da liegt eine verläss-

liche runde Zahl vor, 2 Milliarden betrug, ist bis heute auf – wieder abgerundet – 6,75 Md. angewach-

sen. Sie nimmt zunächst weiter zu und zwar in einer Größenordnung von 78 bis 82 Millionen pro 

Jahr. Von dieser Bevölkerung leben 4 Md. in Asien, das sind 60 Prozent, und 20 Prozent allein in 

China. Was diese Bevölkerung für das Wechselverhältnis von „Mensch und Natur“ bedeutet, ist unter 

vielen Gesichtspunkten erforscht und erörtert worden, vom Verbrauch oder dem Fehlen von Nah-

rungsmitteln bis hin zum Ausstoß von Kohlendioxyd allein durch die Atmung der Menschen und den 

von ihnen zu Nahrungszwecken gehaltenen Tieren. 

Eine dramatische Veränderung hat sich in der Verteilung dieser Bevölkerung zwischen Städten und 

den nichtstädtischen Ansiedlungen ergeben. Noch 1950 lebten 70 Prozent der Menschen auf dem 

Lande, heute gehört deren Mehrheit zu den Städtern mit Folgen, von denen die Bilder aus den Mega-

städten Asiens, Afrikas und Lateinamerikas mit ihren unübersehbaren Slums erschütternde Eindrücke 

vermitteln. Wohin diese Massenansammlungen von Hungernden, Elenden, Unbehausten, Seuchen-

geplagten, Analphabeten führen wird, welche Formen der sich immer drastischer ausprägende Wi-

derspruch zwischen den Reichen und Begüterten und den Armen und Besitzlosen annehmen wird, 

vermag niemand zu sagen. Was jene tun, das Los dieser zu erleichtern, ist nicht nur unangemessen. 

Jene tun insgesamt noch immer mehr, diesen Zustand zu verstärken, als ihn zu bekämpfen und zu 

mildern. 

Scharf kontrastiert das Massenelend auch mit der rasanten Entwicklung der Produktivkräfte und der 

Erzeugung von Gütern, solchen des unerlässlichen Bedarfs und anderen, die Überfluss bewirken und 

luxuriöse Ansprüche befriedigen. Heute – auch das eine Ursache für die Verschiebung der Bevölke-

rung von den Landbewohnern zu den Städtern – vermag ein Produzent landwirtschaftlicher Erzeug-

nisse eine ungleich größere Zahl von Menschen zu ernähren als 1900. Der Wert, den ein Industriear-

beiter heute pro Arbeitsstunde erzeugt, übertrifft den von vor 100 Jahren um ein Mehrfaches, woraus 

unter anderem folgt, dass in Staaten wie der Bundesrepublik die Industriearbeiterschaft längst nicht 

mehr die Mehrheit der Arbeitenden bildet und sich die Sozialstruktur eingreifend verändert hat. 

Am sinnfälligsten sind die Folgen von Entdeckungen und Erfindungen. Am Beginn des 20. Jahrhun-

derts steckte das Fliegen in experimentellen Anfängen. Heute bewegen sich täglich Hunderttausende 

von Menschen in Düsenflugzeugen auf dem Luftweg von Ort zu Ort. Ähnliches gilt für den Verkehr 

auf dem Lande auf Straßen und Schienen. Von den Tauchapparaten, mit denen sich einzelne Abenteu-

rer um 1900 unter die Wasseroberfläche, von Tiefen war da noch nicht zu reden, begaben, sind wir zu 

atomgetriebenen Unterseebooten gelangt, Mitteln freilich für ausschließlich kriegerische Bestimmun-

gen. Jeder kann diese Reihe von Aufzählungen verlängern. Zu den alten Träumen, die in diesem Jahr-

hundert verwirklicht wurden, gehört der Vorstoß des Menschen in das All, seine Landung auf dem 

Mond. Doch bei aller Befriedigung, ja Bewunderung und Begeisterung für diese Neuerungen sind die 

Menschen, betrachten sie die Ergebnisse und Perspektiven insgesamt, mit dem Gebrauch des Begriffs 
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Fortschritt zögerlich und unsicher geworden. Was von alledem, von den angehäuften Waffen zu 

schweigen, dient wirklich der Menschheit heute und in Zukunft. Was ist Raubbau an den natürlichen 

Ressourcen? Was verändert die natürliche Umwelt dermaßen, dass dies unvermeidlich, wenn nicht 

früh auf die Verursacher, so doch später auf deren Nachfahren zurückschlagen muss? Was ist an Irre-

parablem schon angerichtet? Jeder kann dafür Tatsachen anführen und jeder hat zumindest von den 

Meinungsverschiedenheiten und Kontroversen der Experten gehört, von denen die einen mit beruhi-

genden, die anderen mit alarmierenden Befunden und Prognosen aufwarten. Die Frage, wie die Men-

schen mit der sie umgebenden Natur umgehen sollen, ist eine von Philosophen früh gestellte Frage. 

Aber auf der Schwelle zum 21. Jahrhundert hat sie einen eine dramatische Akzentuierung erhalten. 

Halten wir hier mit der Zwischenbilanz ein, dass es auf keinen der sich abzeichnenden weitweiten 

Widersprüche, die an sich oder in ihrem Ausmaß zur Hinterlassenschaft menschlichen Handelns im 

verflossenen Jahrhundert gehören, angemessene, d. h. auch nur erfolgversprechende Antworten gibt. 

Die Wissenschaftler sprechen über die Probleme keineswegs mit einer Stimme, auf manchen Feldern 

äußern sie sich in einem dissonanten Chor. Die Politiker lassen eine Konferenz der anderen folgen, 

versprechen sich und ihren Wählern bis 2020, dann bis 2040 oder 2050 den heilenden oder korrigie-

renden Wandel da oder dort – in der Gewissheit, dass keine und keiner aus dieser Gruppe dann noch 

auf ihrem oder seinem Posten sein wird und die meisten von ihnen nicht einmal mehr unter den Le-

benden. Die Herausforderungen sind bekannt, aber sie werden nicht angenommen. Die Besorgten 

werden beruhigt und vertröstet. Jetzt heißt der Hoffnungsträger für eine Zeit Obama, dem nicht mehr 

und nicht wenigere zugetraut wird als die Eröffnung einer neuen Epoche in der Geschichte der Welt-

macht. 

Mit dem Namen des neuen Präsidenten der USA ist ein Wandel von vielen auf dem Felde der Politik 

erwähnt, die im 20. Jahrhundert eintraten. Kaum jemand hat sich an dessen Beginn deren Ausmaß 

vorstellen können und manche sind schlicht auch schon in Vergessenheit geraten. Wer, um nur von 

Europa zu reden, erinnert sich dem Ende oder des Wandels ganzer Großreiche. Die Donaumonarchie, 

das Reich der Habsburger – verschwunden. Das am Rande des Kontinents gelegene, weit über ihn 

hinausreichende osmanische Reich – nur noch eine geschichtliche Erinnerung von Spezialisten. Die 

Romanows – meist nur noch erwähnt im Zusammenhang mit dem Ende der letzten Angehörigen 

dieser Zarenfamilie. Verblasst nahezu auch schon das in vielen Bereichen dramatische Ende der Ko-

lonialreiche der Briten, Franzosen, Belgier, Niederländer, Portugiesen und US-Amerikaner. Es ist 

aber noch kein Menschenalter her und noch leben Europäer, die in Algerien, Indonesien, im Kongo 

und in Mozambique als Soldaten der Armee ihrer Staaten mit Waffengewalt die antikoloniale Frei-

heitsbewegungen niederzukämpfen suchten und dabei unterlagen. Und vor alledem: China und Indien 

sind Mächte von einem politischen und ökonomischen Gewicht geworden, an dem kein Politiker der 

Welt, die einst die „alte“ genannt wurde, mit seinen Berechnungen und Kalkülen mehr vorbeikommt. 

In New York versammeln sich in der UNO in der Mehrheit die Vertreter von Staaten, die es am 

Beginn des 20. Jahrhunderts nicht gegeben hat. Und zugleich gerät diese Organisation, ein Erzeugnis 

der Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs, zunehmend in den Geruch des 1919 gegründeten und 1939 

unrühmlich entschlafenen Völkerbundes. 

Das führt zum zweiten Teil dieses Vortrags und zu der Frage: Wie Menschen mit den Erfahrungen 

der Geschichte umgehen. Was die selbst wert sind, darüber wird seit Generationen gestritten und 

erlesene Geister haben darüber ganz kontroverse Urteile gefällt. Haben die einen daran gearbeitet, 

der Geschichte ihre Lehren abzugewinnen, erklärten andere, gewiss sei nur, dass man aus eben dieser 

Geschichte nichts lernen könne oder die Menschen sich jedenfalls als unfähig erwiesen hätten, sich 

deren Erfahrungen zum Nutzen gereichen zu lassen. Sicher ist, dass beim Umgang mit der Geschichte 

zwei Gefahren lauern, denen Menschen auch mehrfach nicht entgangen sind. Die eine besteht darin, 

dass eine geschichtliche Erfahrung noch für wesentlich und brauchbar gehalten wird, die in Wahrheit 

verjährt ist. So eingetreten beispielsweise in der Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs, als General-

stäbler Frankreichs glaubten, sie könnten ihr Handeln noch immer an ihren Praktiken des Ersten aus-

richten. Die andere besteht – im Unterschied und Gegensatz dazu – darin, eine Erfahrung für verjährt 

zu halten, auf die dieses Urteil nicht zutrifft. Davon wird im Folgenden die Rede sein. 
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Wie immer sich die Lebenden auch einstellen, sie sind die Erben der Vergangenheit, dessen, was 

ihnen ihre Eltern und Großeltern, ihre Vorfahren an Materiellem wie Geistigem hinterlassen haben. 

Und wie im bürgerlichen Leben können sie dieses Erbe annehmen, es auf seinen Wert und Nutzen 

prüfen, oder auch es ausschlagen, es als unbrauchbar oder belastend ablehnen. Das gilt insbesondere 

für den immateriellen Teil der Hinterlassenschaft. Manche Erlebnisse in unseren Tagen erwecken den 

Eindruck, als ob die jungen Generationen wenig Neigung besitzen, sich mit der Erbschaft des 20. 

Jahrhunderts auseinanderzusetzen. Dazu trägt womöglich zum einen das Tempo geschichtlicher Ver-

änderungen bei, das den Eindruck erweckt, wir lebten in ganz und gar veränderten Umständen und 

die Geschehnisse und Erfahrungen dieses jüngst zu Ende gegangenen Jahrhunderts hätten das Ver-

fallsdatum schon erreicht und überschritten. Wer heute Interesse für einen wachen und sondierenden 

Umgang mit der Geschichte wecken will, etwa bei den Kindern oder Enkeln, muss häufig zunächst 

gegen die Vorstellung angehen, dass wir dem Vergangenen schon so weit entronnen sind, dass es 

nichts mehr hergäbe. Mitunter sind es Ereignisse, die dann zum Nachdenken zwingen und neues In-

teresse an weit zurückliegenden Ereignissen und Prozessen aufkommen lassen. Plötzlich kommt die 

Weltwirtschaftskrise des Jahres 1929 wieder in Rede und es wird nach den Erfahrungen gefragt, die 

in ihrem Verlauf gemacht wurden. Oder: Die in deutschen Straßen aufmarschierenden Nazis lassen 

danach fragen, wie deren Aufkommen seinerzeit bekämpft wurde, warum das nicht erfolgreich war 

und ob diese Demonstrationen der Hauch von gestern oder die Ankündigung eines Morgens sind. 

Oder: Die täglich zu beobachtende Tatsache, dass Menschenmassen sich hinter Führern versammeln, 

die nicht ihre Interessen vertreten, lässt fragen, wie das denn damals war, als die Mehrheit der Deut-

schen den Führern mit dem Hakenkreuz nachliefen. Nein, die Geschichte des 20. Jahrhunderts ist 

nicht vergangen. Freilich, sie schweigt – auch wenn mitunter von den redenden Steinen gesprochen 

wird – doch kann sie zum Reden gebracht werden. Die darauf verwendete Tätigkeit oder Anstrengung 

ist stets von aktuellen Interessen geleitet und die können das Unternehmen fördern oder auch verder-

ben. 

Die produktive geistige und in ihrer Konsequenz politische Auseinandersetzung mit dem 20. Jahr-

hundert mag hier an zwei perspektivischen Blicken zurück dargetan werden: Der erste betrifft die 

Erfahrungen aus einer Kette von Kriegen, aus denen die beiden Weltkriege herausragen, deren Herde 

jeweils in Europa lagen, Kriege, vor denen Versuche scheiterten, sie zu verhindern. Der zweite soll 

den Erfahrungen gelten, die Millionen Menschen bei dem Versuch machten, über die bürgerliche, 

vom Kapital dominierte Gesellschaft hinauszugelangen in eine andere, die sozialistische Gesellschaft, 

also eine Utopie zu verwirklichen, deren Geburt lange vor Marx lag. 

Die Tatsache, dass heute in Europa kein Krieg der Staaten gegeneinander droht – freilich ohne dass 

wir von einem befriedeten Kontinent sprechen könnten – hat die Erfahrungen namentlich der Vorge-

schichte des Zweiten Weltkriegs nicht entwertet. Wird von ihr gehandelt, konkurrieren auch da ver-

schiedene Erklärungen. Die eine legt die Antwort auf alle Fragen in die Person Hitler. Eine andere 

behauptete das gesetzmäßige Entstehen dieses Krieges, der als die unvermeidliche Fortsetzung des 

Ersten angesehen wird. Eine dritte bezieht sich auf die Aussage, dass die Menschen ihre Geschichte 

selbst machen und fragt nach Alternativen und den Ursachen dafür, dass sie nicht gewählt wurden. 

Unabhängig von diesen differierenden und unvereinbaren geschichtstheoretischen Positionen lassen 

sich Überlegungen anstellen und Aussagen treffen, die keineswegs nur einen rückwärtsgewandten 

Erklärungswert besitzen. Erstens: Die Gefahr des heraufziehenden Krieges wurde von vielen Men-

schen erkannt, aber das Tempo, in dem das geschah, unterschätzten auch erfahrene Politiker. Aus 

deren Kreisen kamen an die Adresse ihrer Völker – also an die Briten „Peace for our time“ und der 

Franzosen – beruhigende Erklärungen und die trafen auf den Wunsch von Millionen, dass der Frieden 

erhalten bleiben möge. Die Beruhigungen waren ihnen also willkommen. Andere traten gegenüber 

der Gefahr als Kraftprotze auf. Das gilt für Stalin: „Wenn jemand seine Schweineschnauze in unseren 

Sowjetgarten stecken sollte [...]“ usw. Was kam, ist bekannt. Politikern die Friedensvorkehrungen 

oder -sicherungen zu überlassen, erscheint folglich als riskant. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 

in der Jugend- und Studentenbewegung gesungen: „Der Krieg ist kein Gesetz der Natur und der 

Friede ist kein Geschenk.“ Zweitens: Die Methoden, mit denen Politiker der Kriegsdrohung, die vom 
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Deutschland der 30er Jahre ausging, zu begegnen suchten, lassen sich so gruppieren: Die eine zielte 

darauf, die Angriffsunfähigkeit Deutschlands durch die Begrenzung von dessen Rüstungen zu si-

chern. Diese Praxis hat sich dauernd nicht verwirklichen lassen. Die zweite schlug die gemeinsame 

Abschreckung des potentiellen Aggressors vor, die ihm die Aussichtslosigkeit seiner Pläne verdeut-

lichen sollte. Dazu ist es nicht gekommen. Die dritte bestand darin, die Eroberer durch begrenzte 

Zugeständnisse friedfertig zu stimmen. Das ist geschehen und fehlgeschlagen. Die vierte richtete sich 

darauf, den Aggressor dahin zu beeinflussen, dass er wenigstens das eigene Land verschont, ihn ab-

zulenken nach der Methode „Heiliger St. Florian [...]“ Das ist ebenfalls gescheitert. Über diese Liste 

lässt sich lange nachdenken angesichts der Tatsache, dass heute als Methode der Friedenssicherung 

wiederum versucht wird, die Rüstung von Staaten zu begrenzen und sie vor allem unterhalb der 

Schwelle der eignen, nun der atomaren Rüstung zu halten, also erneut den Weg einer allgemeinen 

Rüstungsbegrenzung und Abrüstung zu verweigern. Die Erfolge dieser von den USA angeführten 

Politik, die inzwischen mehrfach durchlöchert ist, verdienen für die Zukunft jeden Zweifel. 

Inzwischen wird die Bevölkerung hierzulande, aber nicht nur hier, durch Literatur, Filme und Fern-

sehen, in Museum und bei Gedenkfeiern mit der Geschichte der Kriege beschäftigt, mit ihren Ver-

wüstungen und ihrer Barbarei – es genügt die Titel von Streifen wie „Untergang“ „Dresden“, „Gust-

loff“, die „Lusitania“ usw. auch nur zu nennen –, von der Vorgeschichte der Kriege ist vergleichs-

weise keine Rede, als gäbe es in ihr keine dramatischen Stoffe, keine Ereignisse, die mehr vermitteln 

könnten, als die bloße Bebilderung der Tatsache, dass Kriege furchtbar und menschenmordend sind. 

Dies ist ein deutlicher Rückschritt gegenüber dem Fragen und Antworten in den ersten Nachkriegs-

jahren, in denen Bücher erschienen unter dem Titel „Der Irrweg einer Nation“, „Wie konnte es ge-

schehen“, „So werden Kriege gemacht“ und ähnliche. In wenigen Monaten wird sich der Tag des 

Beginns des Zweiten Weltkriegs zum 70. Male jähren und manches spricht dafür, dass nicht vor dem 

August davon die Rede sein wird und die Deutschen wieder zu lesen bekommen, dass Stalin Hitler 

für diesen Krieg „Grünes Licht“ gegeben habe. In Wahrheit wurde Hitler und seinen Mitführern die 

Ampel überlassen und das genügte ihnen – und zwar lange vor dem August 1939 –, sie auf Grün zu 

schalten. 

Der gescheiterte Weg zu neuen geschichtlichen Ufern: Zwischen 1917 und 1989 haben Millionen 

Menschen, zunächst nur die in der Sowjetunion, dann auch in weiteren Staaten Ost- und Südosteuro-

pas, sodann in Südostasien versucht, Gesellschaften aufzubauen, deren Hauptkennzeichen die Besei-

tigung der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen sein sollte und der Aufstieg zu ungekann-

ter, vernünftiger Produktivität menschlicher Arbeit als Grundlage einer reichen Gesellschaft. Dieser 

Versuch ist gescheitert. Das und die Ursachen dieses Ausgangs werden Menschen noch lange be-

schäftigen. Heute wird die Geschichte dieses historischen Großunternehmens, die Beschreibung sei-

nes Verlaufs und seiner Erscheinungen einzig als eine Aneinanderreihung von Schrecken, Unrecht, 

geistiger Vergewaltigung, materieller Armut und Verbrechen erzählt. Das über die Details hinauszie-

lende Fazit lautet: Menschen dürfen Utopien haben, aber sie sollen jede Anstrengung unterlassen, sie 

zu verwirklichen, denn das endet bei Hitler oder bei Stalin. Und weiter: Die heutige Gesellschaft muss 

nicht, ja sie kann nicht grundstürzend verändert werden. Sie braucht zwar Reparaturkolonnen, aber 

die besitzt sie, kann sie formieren. Ja, der Kapitalismus kann mal entfesselte Formen annehmen, dann 

aber finden sich Kräfte, die ihn wieder fesseln, oder, ein anderes Bild: er kann mal ein Raubtier sein, 

doch dann treten die Bändiger hervor. Das ist die den Massen in der Bundesrepublik gegenwärtig 

gebotene Geschichtsphilosophie. Die wird nicht nur in Worten verbreitet, sie wird eingeübt. Der Staat 

repariert und damit er dabei erfolgreich ist, nehmen seine arbeitenden Bürger hin, was ihnen an Hilfs-

diensten spürbar oder insgeheim abgefordert wird, ihr Geld auf den Märkten auszugeben, verkürzte 

Arbeitszeiten als Gewinn von Freizeit zu akzeptieren und die vernünftig zu nutzen, Lohnverzicht zu 

üben, den Optimismus nicht zu verlieren und sich nicht weiter darum zu kümmern, welche Folgen 

das beispiellose staatliche Schuldenmachen für die und künftige Steuerzahler haben könnte. 

Das so regiert und geherrscht werden kann, hat einen Grund jedenfalls auch in jenem Scheitern, das 

sich mit den Jahren 1989 und 1990 verbindet, und mit dessen Folgen, zu denen seine – ja verständli-

che und niemanden überraschende – stetige Ausbeutung durch jene gehört, die sich als Sieger der 
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Geschichte fühlen konnten und auch so handelten. Von der Produktion des Filmes „Das Leben der 

Anderen“ bis zum staatlich organisierten und kofinanzierten Besuch von Schülergruppen aus dem 

ganzen Lande im Gefängnis der Staatssicherheit in Berlin-Hohenschönhausen wird dafür gesorgt, ein 

DDR-Bild zu erzeugen, das seine eigene „erzieherische“ Bedeutung besitzt, aber – pars pro toto – für 

die Geschichte jenes Weges stehen soll, der sich als eine Sackgasse erwies. Wer dieses Bild einseitig 

nennt, es auch nur korrigiert, wird verdächtigt, es ersetzen zu wollen, Wahrheiten zu leugnen und an 

Wirklichkeiten vorbei zu sehen. Die Gescheiterten selbst tun sich indessen im Umgang mit ihrem 

Scheitern schwer. Die einen scheuen sich tatsächlich, auch in die politischen und moralischen Ab-

gründe hinabzublicken, die hinter ihnen liegen. Und andere meinen, sich im Interesse der Behauptung 

oder Gewinnung ihrer gegenwärtigen gesellschaftlichen Stellung oder Rolle an einer differenzierten 

Auseinandersetzung vorbeimogeln zu können. Fälschlich wird die Geschichte der DDR weithin als 

eine Sache der Ostdeutschen und von deren Kindern angesehen. In Wahrheit gibt sie aber einen Stoff 

für das Nachdenken über Alternativen in der Geschichte und in dieser Perspektive – ich weiß, das ist 

ein Wunsch – alle Deutschen beschäftigen, jedenfalls jene, die nicht glauben, dass das Ende der Ge-

schichte erreicht sei, in jenem Sinne das Ende, dass die Menschheit die ihr gemäße, zukunftsträchtige 

Form des Zusammenlebens, und jetzt muss doch ohne Überdramatisierung auch gesagt werden, ihres 

Überlebens schon gefunden habe. 

Zur Erbschaft des 20. Jahrhunderts gehört in unseren Breiten eine in der Gesellschaft weit verbreitete 

Resignation gegenüber den Herausforderungen, die von vielen doch wahrgenommen werden, denen 

gegenüber sie aber kapitulieren. Eine durchaus ehrenwerte Kapitulation besteht darin, den Gedanken 

an einen wie immer beschaffenen Wandel im Grundsätzlichen aufzugeben und die eigene Energie 

darauf zu verwenden, die Schäden, die diese unsere Form der Organisation des Lebens anrichtet, zu 

mildern. Aus diesem humanistischen Wollen und Wirken sind die verschiedensten Initiativen hervor-

gegangen, getragen von Organisationen, Stiftungen, Vereinen, Kirchen. Sie kämpfen gegen Drogen-

sucht und Obdachlosigkeit, Vergewaltigung und anderen Missbrauch von Kindern und Frauen, Hun-

ger, Krankheiten und Bildungslosigkeit in den verschiedensten Ländereien des Erdballs, gegen die 

unwiederbringliche Vernichtung von Tier- und Pflanzenarten, sie suchen Kulturschätze der Mensch-

heit zu bewahren, Landschaften gegen zerstörerische Zugriffe zu verteidigen u. a. m. Das alles ist 

Verdienst und bezeugt in seiner Begrenztheit ein Aufgeben. 

Mit welchem Optimismus und Kampfesmut sind Arbeitermassen in das 20. Jahrhundert gezogen, das 

die Sozialdemokraten der II. Internationale zu ihrem Jahrhundert machen wollten: „Die Internationale 

erkämpft das Menschenrecht“. Die Arbeiterklasse wurde als das historische Subjekt angesehen, das 

eine neue Gesellschaft schaffen wollte und dazu in der Lage wäre. Am Beginn des 21. Jahrhunderts 

wird von denen, die die Weltzustände als revolutionierbar ansehen, hingegen gefragt, wer dieses Sub-

jekt sein könnte. Dass es auch in irgendeiner Keimform nicht erkennbar ist, ist zu einer aktuellen und 

permanenten Quelle von Resignation geworden. Die Menschen sind nicht so, lautet das Starargument, 

welches die einen zum bequemen Rückzug aus jeder über die Verfolgung individueller Interessen 

hinausgehenden Initiative benutzen, andere um in voller Überzeugung die Begrenztheit eigenen Han-

delns als alternativlos darzustellen. 

Lässt sich dem mit Gründen etwas entgegenhalten? Das könnte im Ja oder im Nein ein Ausgangs-

punkt unseres Gesprächs sein. 
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Die Geschichte des 20. Jahrhunderts wird umgeschrieben 

Vortrag im Marxistischen Form, Berlin, 15. Januar 2010 

„Das alte Jahrhundert hat kein gutes Ende genommen“. 

Eric Hobsbawm, Zeitalter der Extreme, S. 33. 

Dass die Geschichte der Menschheit von denen, die sie erforschen, fortgesetzt umgeschrieben wird, ist 

bekannt. Diese Tatsache wird unterschiedlich bewertet. Die Schwarz-Auf-Weiß nach Hause tragen wol-

len, was sie gehört oder gelesen haben und ihres Wissens ein für alle Mal sicher sein wollen, erblicken 

darin einen Mangel der Geschichtswissenschaft gegenüber anderen Disziplinen, namentlich denen der 

Naturwissenschaften. Doch nur, weil sie bis dahin nicht wahrgenommen haben, dass in ihnen unausge-

setzt das Gleiche geschieht. Indessen existieren dabei einige Besonderheiten. Geschichte wird aus drei-

erlei Gründen um- oder auch ganz neugeschrieben. Der erste, sie mit anderen Wissenschaften verbin-

dende, ergibt sich aus den Fortschritten der Erkenntnisse. Der zweite, der sie von diesen anderen Wis-

senschaften, oder doch von vielen von ihnen, unterscheidet, rührt aus dem Umstand ihrer Nähe zur 

Politik, was meint: ihre Ergebnisse, genauer: der Teil davon, der als Deutungen anzusehen ist, besitzt 

für Politiker und diejenigen, deren Interessen sie vertreten, einen hohen Gebrauchswert. Freilich nur, 

wenn Geschichte sich nach diesem Interesse interpretieren und darstellen und glaubhaft machen lässt. 

Das geschieht fortgesetzt. Gleiches gilt für einen dritten Grund. Wie in jeder anderen wissenschaftlichen 

Disziplin gibt es unter den Historikern eitle Leute, die sich durch besonders spektakuläre Forschungs-

resultate hervortun wollen. Koste, was immer es wolle. Meist haben deren Entdeckungen eine Bezie-

hung zu den eben genannten politischen Antrieben und Interessen für eine Neu- oder Uminterpretation 

der Geschichte. Das galt 1995, um Beispiele wenigstens zu erwähnen, für die Forschungen Daniel J. 

Goldhagens und zehn Jahre später für die „Entdeckung“, es war eine Wiederentdeckung seiner Selbst-

darstellung, des NS-Volksstaates durch Götz Aly. Soviel zum Grundsätzlichen. 

Gegen die Aussage, dass nun die Geschichte des 20. Jahrhunderts, von dem uns nicht mehr als ein 

Jahrzehnt trennt, umgeschrieben wird, lässt sich derzeit allerlei einwenden. Gibt es, wäre zu fragen, 

denn eine Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts, die wissenschaftlichen Ansprüchen genügen würde? 

Eine jedenfalls und die beansprucht, Geschichte des 20. Jahrhunderts zu sein, bereits im Untertitel. 

Die Rede ist von Eric Hobsbawm und seinem „Das Zeitalter der Extreme“, ein Werk, das geschrieben 

und publiziert wurde, bevor das Jahrhundert noch geendet hatte. Seine deutsche Übersetzung erschien 

1995, kurz nach der englischen Originalausgabe im Jahr zuvor (und als Paperback 1998).1 Was sich 

in der Zunft der Historiker sonst mit dem Anspruch schmückt, dieses Jahrhundert zum Gegenstand 

eigener Forschungen zu machen, setzt sich, wie genaueres Hinsehen zeigt, wichtige, aber doch be-

scheidenere Ziele als eine Gesamtsicht. Das gilt beispielsweise für ein Centrum Geschichte des 20. 

Jahrhunderts, das am Geschichtsinstitut der Universität Jena existiert. Es trifft auch auf die jetzt in 

Bremen befindliche verdienstvolle Stiftung für die Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts zu, von der 

die Zeitschrift Sozialgeschichte herausgegeben wird, die sich als Organ für historische Analyse des 

20. und 21. Jahrhunderts versteht. Ansonsten werden aus Kreisen der Wissenschaft die Ergebnisse 

von Untersuchungen angeboten, die etwa der Geschichte der Mode im 20. Jahrhundert gelten oder 

es, wie durch das Institut für volkskundliche Musik an der Universität Köln unternommen, im Lied 

einzufangen suchen, wozu dann für eine Lehrveranstaltung im Wintersemester 2008/2009 Texte und 

Melodien von der (freilich älteren) „Internationale“ bis zu „Lilli Marleen“ untersucht werden. Man 

kann sich in etwa vorstellen, wie tief die Einsichten und Blicke in das jüngste Jahrhundert reichen, 

die da gewonnen worden sind. Inzwischen existieren ähnliche Unternehmen auch auf dem Markt der 

Bücher, Filme und Töne. Chroniken und synchronoptische Überblicke sind im Handel und auch eine 

10bändige Geschichte des 20. Jahrhunderts, mehr als 4.000 Seiten umfassend, dazu ein Hörtext, der 

40 Stunden lang Tonzeugnisse in bunter Mischung bietet. Mit Analyse hat das nichts zu schaffen. 

Weg vom Markt und zurück zu Hobsbawm. 

Der britische Historiker und Kommunist hat den Anspruch, das 20. Jahrhundert darzustellen, insofern 

eingeschränkt, als er es auf 75 Jahre von 1914 bis 1989 reduzierte und zum kurzen Jahrhundert erklärte. 

 
1  Eric Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme. Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts, München 1995. 
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Daraus folgte dann, dass das vorauf gegangene ein langes Jahrhundert, von 1789 bis eben 1914 dau-

ernd, gewesen sei. Die Jahre von 1990 bis 2000 fallen dann schon in das 21 Jahrhundert. Über diese 

Einteilung muss man nicht streiten: der Begriff Jahrhundert eignet sich für historische Unterschei-

dungen nicht. Also wird er auch Ära, Zeitalter, Epoche und andere nicht ersetzen. Hobsbawm selbst 

spricht von den Jahren, die Gegenstand seiner Abhandlung sind, auch selbst von einer Ära der Welt-

geschichte, die er mit dem Ersten Weltkrieg und der russischen Oktoberrevolution beginnen und mit 

dem Ende des sozialistischen Weltsystem 1989/1991 enden sieht. Und wie gesagt, er ist bisher der 

Einzige, der es gewagt hat, diesen Zeitraum der Weltgeschichte in einer Gesamtdarstellung in den 

Blick zu nehmen. Dabei hat er sich mit gleichsam vorwissenschaftlichen Urteilen über seinen For-

schungsgegenstand auseinandergesetzt. Die lagen vielstimmig vor, gestützt vor allem auf eigene Er-

fahrungen und Beobachtungen von Menschen, die mehr oder weniger lange Zeitgenossen des 20. 

Jahrhunderts waren. Eine Auswahl davon hat er seinem Buch vorangestellt. Sie lag 1992 vor und 

vereinte Stimmen von Wissenschaftlern und Künstlern europäischer Länder, hauptsächlich von Itali-

enern und seinen britischen Landsleuten. Hier sind sie in unvollständiger Wiedergabe: dieses Jahr-

hundert sei das „schrecklichste des Westens“, in ihm geschahen die „schrecklichsten Ereignisse der 

Menschheitsgeschichte“, es sei das „gewalttätigste Jahrhundert“ und das „der Massaker und der 

Kriege“. Diese Urteile überwiegen andere, auseinandergehende, die besagen, es habe das Jahrhundert 

„trotz alledem“ auch Besseres hervorgebracht, für die arbeitenden Massen, die Frauen, auf dem Felde 

der Technik und ganz allgemein dem der Wissenschaften. Einer der befragten meinte, es sei das Jahr-

hundert der „größten Hoffnungen“ gewesen, die je gehegt wurden und zugleich habe es alle Illusionen 

und Ideale zerstört. Ein anderer fand, das Jahrhundert beweise, dass sich Fortschritte immer nur kurz-

fristig erzielen ließen.2 Diesen beiden Urteilen lässt sich wohl der Rat entnehmen, dass die Mensch-

heit sich nach den Erfahrungen eben dieses Jahrhunderts in ihrer Phantasie wie in ihren Vorsätzen zu 

bescheiden hätte. 

Kurzum und zu unserem Thema: Von Umschreiben der Geschichte kann nur mit dem Blick auf jene 

der Zeit weit vorauseilenden Bewertungen des Jahrhunderts die Rede sein, die vor dem Jahre 1989 

abgeben wurden. Die drückten, wie heute unbezweifelbar, Hoffnungen und Wünsche aus, wie „be-

weiskräftig“ sie auch daherkamen und wie überzeugt sich deren Autoren auch gaben. Sie erhoben 

wissenschaftlichen Anspruch, wiewohl es sich um eine Vorhersage handelte, die sich nach wissen-

schaftlichen Kriterien nicht rechtfertigen ließ. In diesen Prognosen war der Gedanke an Alternativen 

verabschiedet und der Gang der Weltgeschichte zu einer Einbahnstraße zum Sozialismus erklärt. Aus 

einer Möglichkeit wurde eine Unausweichlichkeit. Diese Bilder des Kommenden (und dann Ausblei-

bendem) hatten manches an Tatsachen für sich, ließen sich also glaubhaft machen und die sie entwar-

fen, glaubten ja auch selbst daran. Sie erwiesen sich als falsch. Heute werden Prognosen von einst 

wie „Der Sozialismus siegt“, damals auf Fahnen und Transparente geschrieben, zum Gegenstand des 

Hohns und Spotts gemacht. Das 20. Jahrhundert, von dem doch Millionen zeitweilig meinten, es 

werde das Tor zu einer neuen Welt aufstoßen, endete mit dem Triumph der alten. Das Umschreiben 

bezieht sich mithin auf diese Geschichtsdarstellungen, die so etwas wie Hochrechnungen waren, für 

die Geschichte aber keinen Stoff bietet. So weit, so gut. Doch wodurch werden die Bilder, die damals 

Zukunftsbilder waren, heute an die Stelle der Bilder treten, die nur Abbildungen von Vergangenem 

sind? 

Und: Wer schreibt die Geschichte nun neu? Wie üblich vor allem und einflussreich: die Sieger, hat 

den Massen doch noch stets nichts so sehr imponiert wie der Erfolg. Die Erfolgreichen scheinen Wahr-

heit auf ihrer Seite zu haben. Die Umschriften haben zum wenigsten Historiker zu Autoren, jedenfalls 

wenn es um die Darstellung des Ganzen geht. Hobsbawm ist bisher ein Einzelner geblieben, ein Pio-

nier. Tausende junge und alte Jünger der Clio sind aber allein in Deutschland damit beschäftigt, dieses 

oder jenes Ereignis, diesen oder jenen Prozess aus der Geschichte des vergangenen Jahrhunderts zu 

erforschen. Mit auf das Ganze gerichteten Unterfangen und Urteilen hält sich die Zunft zurück. Aus 

vielen guten Gründen. Den Platz eines Jahrhunderts im Gang der Weltgeschichte zu bestimmen, wenn 

zwischen ihm und dem Urteilenden nicht mehr als ein Jahrzehnt liegt, erscheint den Fachleuten als 

 
2  Ebd., S. 15-16. 
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Abenteuer. Zu vieles ist zwar feststellbar, aber in seinen Folgen nicht wägbar. Das Problem wird 

deutlich, stellt man sich einen Historiker des Jahres 1815 vor, der im Moment des Triumphes der 

Heiligen Allianz über das 18. Jahrhundert und dessen europäisches Zentralereignis, die Französische 

Revolution, hätte befinden sollen. Wer heute, 2010, das 20. Jahrhundert ins Visier nimmt und bei 

einigem Verstand ist, der weiß, dass er das im Moment des Triumphes der Antikommunisten aller 

Erdteile tut, deren Stimmen lauter noch wären, würde sich der Sieg nicht mit so vielen zerstörten 

Hoffnungen auch der Sieger von 1990 verbinden. 

Wer also stellt das neue Bild von der Geschichte des verflossenen Jahrhunderts her, wenn es nicht 

die Historiker tun? Die Politiker, ihre Skribenten, Fernsehmoderatoren und Nachrichtensprecher, Fil-

memacher, die ganze wohlfeile Bande von Helfern, für die hier stellvertretend und weil aktuell ein 

Beitrag aus der Stuttgarter Zeitung vom 9. Januar d. J. zitiert sei. Wohin wir geschichtlich in Deutsch-

land in diesem Jahrhundert gekommen sind, das wird dort von einem Autor, der Dozent an mehreren 

deutschen Journalistenschulen ist, so formuliert: „Erstens: noch nie in unserer Geschichte wurden wir 

so gut regiert wie heute. Zweitens: kaum ein anderes Land der Welt wird so gut regiert wie die Bun-

desrepublik Deutschland.“ Und dann zusammenfassend: „Die Bilanz der deutschen Geschichte bis 

heute führt zur Erkenntnis: Wir leben im freiesten, wohlhabendsten und sichersten Deutschland, das 

es je gab.“ Und: „Wir sind ein verhältnismäßig glückliches Land.“ Wer diese Ansicht nicht teile, dem 

fehle der richtige Maßstab. Wer ihn aber besitze, der erkenne: „uns geht es so gut, dass wir nicht 

einmal mehr wissen, wie gut es uns geht.“ Natürlich: „Selbst die beste Politik kann nicht erreichen, 

dass am Ende alle Beteiligten voll und ganz zufrieden sind.“ Und dann noch einmal: „Gemessen an 

anderen Staaten und früheren Epochen aber steht die Bundesrepublik Deutschland des Jahres 2010 

glänzend da.“3 

Wie aber sind wir dahin gekommen? Die Antwort wird Millionen in Wort und Schrift, Ton und Bild 

tagein und tagaus geradezu eingebläut und lautet: durch die Überwindung von zwei Diktaturen. Auf 

das Jahrhundert gemünzt heißt die Lesart: Die Menschheit hat sich im 20. Jahrhundert zwei Gefahren 

ausgesetzt gesehen, der kommunistischen und der faschistischen. Sie hat beide glücklich überwun-

den, diese im Jahr 1945, jene 1990. So erweist sich das hinter uns liegende Jahrhundert letztlich als 

ein wenn auch schwerer, am Ende gar nicht mehr erhoffter Weg zu Freiheit und Demokratie. Auf ihn 

ist die Mehrheit der Deutschen im Westen 1945, die Minderheit im Osten 1990 gelangt, die im Osten 

nach Jahren in einem Unrechtsstaat, dessen Darstellung ein für alle Mal das Fürchten und Gruseln 

vor jedem sozialistischen Projekt lehren soll. 

Von jenen, die in der DDR gelebt haben, ist ein erheblicher Teil auch nur der Kenntnisnahme dieser 

Propaganda in Zeitungen, Zeitschriften, vor dem Fernsehgerät, auf einer Theaterbühne oder der Ki-

noleinwand überdrüssig. Sie wollen verständlicherweise sich nicht vorlügen und einreden lassen, wie 

sie gelebt haben sollen. Und dennoch, will man wissen, mit wem und womit man es zu tun hat, muss 

gelegentlich hingeschaut werden. Ein Beispiel bietet ein gestern in den deutschen und Schweizer, 

heute auch in den österreichischen Kinos angelaufener Film, eine Komödie aus deutscher Produktion, 

die die Geschichte zweier Ostberliner erzählt, die kurz nach der Öffnung der Grenze mit ihrem Be-

grüßungsgeld in die USA fliegen. In einer Empfehlung des Films heißt es dann: „Die Vergangenheit 

reist stets mit – und sei es nur, wenn die zwei als Russen uniformiert, in einer Schwulenbar zu ‚Auf-

erstanden aus Ruinen‘ im Technorhythmus strippen [...]“.4 Es gibt keine Erfindung, keine Ge-

schmacklosigkeit, keine Fälschung, die nicht gegen diesen Staat gerichtet wird und, wie das Beispiel 

zeigt, eben nicht nur gegen ihn allein, sondern gegen ihn als Teil eines untergegangenen Weltsystems. 

Das ist das Angebot an Welt- und speziell deutscher Geschichte. Mit ihm hat sich auseinander zu 

setzen, wer sich nicht als dumm verkaufen und geistig dieser Gesellschaft einpassen lassen will. Da-

mit ist der Streitwert charakterisiert und der macht das Missvergnügen an jener Genugtuung, die sich 

immer wieder in Leserbriefen einer sozialistischen Zeitung lesen lässt. Deren Absender drücken Ge-

nugtuung darüber aus, dass dieser zugegeben hat, dass in den Kindergärten der DDR nicht nur Lieder 

 
3  Markus Reiter, Die wohlregierte Republik. In: Stuttgarter Zeitung, 9. Januar 2010, Beilage: Brücke zur Welt, VI. 
4  Birgit Roschy, Friendship. In: Film. Das KinoMagazin, 1/2010, S. 52. 
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auf die Volksarmee gesungen wurden, und jene eingestand, dass sich die Beschäftigung in der DDR-

Schule nicht vorrangig auf die Zivilverteidigung richtete. Derlei Äußerungen mögen gutgemeint sein, 

auch vom Anspruch auf eigene Leistung zeugen, aber – und verdammt noch mal – haben wir das 

nötig? 

Notwendig ist eine Position zu allem, worum Massen im 20. Jahrhundert kämpften und zwar im Gan-

zen wie dann auch in vielen Details. Wenn den Linken, Sozialisten und Kommunisten, entgegenge-

halten wird, sie hätten in Deutschland die Unfreiheit staatlich installiert und die Antisozialisten und 

Antikommunisten aller Couleur sich als die Befreier darstellen und rühmen, dann müssen wir mit 

ihnen nicht über Kindergärten und Schulen, über medizinische Versorgung und gleicher Lohn für glei-

che Arbeit streiten, was im konkreten Alltag politischer Arbeit gewiss nötig ist, sondern über Freiheit. 

Und hier und im Grundsätzlichen kneift die Linke, schon in ihren früheren Gestalten und jetzt in der 

Partei dieses Namens. Das ist Flucht aus einer langen Tradition. Am Ende des 19. Jahrhunderts adap-

tierten die Sozialdemokraten ein Lied aus den Befreiungskriegen von Max von Schenkendorf. Sie 

sangen: „Freiheit, die ich meine, die mein Herz erfüllt“. Und das taten sie offensichtlich in dem Be-

wusstsein, dass damals schon – und übrigens seit langem – Menschen, wenn sie von Freiheit sprachen, 

sehr verschiedenes meinten und sich auf einen Gebrauch und Inhalt des Begriffs nicht verständigen 

könnten. Am Ende seines Buches „Wer sich grün macht, den fressen die Ziegen“ setzt sich Eberhard 

Esche, ein Kommunist, mit dem Einwand eines nicht genannten Freundes auseinander, dass er die 

Freiheit nicht genügend schätze, dieses sein Buch veröffentlichen zu können, was ihm in DDR-Zeit 

doch nicht möglich gewesen sei. Nahezu wortgleich hat mir das ein westdeutscher Historiker-Kollege 

vorgehalten. Das sind Einladungen, uns mit den kleinen Freiheiten zufrieden zu geben, und die Idee 

der Befreiung der Menschheit aufzugeben und mit ihr vor allem die darauf noch immer gerichtete Tat. 

So hat schon Bundeskanzler Kohl den Ostdeutschen die Freiheit definieren wollen, als er vor zwanzig 

Jahren erklärte, „Freiheit bedeute für ihn, wenn zum Beispiel eine Clique junger Leute in Leipzig (also 

der Heldenstadt – K. P.) über Nacht beschließt, mal kurz nach Paris zu fahren. Einfach so.“5 

Anders ausgedrückt: Es reicht nicht aus, wieder und wieder – was nicht schwerfällt – die Freiheits-

phrasen im Munde der Politiker dieses Staates durch die Konfrontation mit der Wirklichkeit dieser 

unserer Tage zu entlarven. Das ist nötig, zumal die Argumente dafür im buchstäblichen und furcht-

baren Sinne auf der Straße liegen, in Gestalt der Obdachlosen, der Frierenden und Erfrorenen, der 

zunehmenden Zahl von Besuchern jener Orte, die beschönigend Tafeln genannt werden und in Wahr-

heit Überlebensstationen für Hungernde sind, in Gestalt der Masse der Drogensüchtigen, in Form des 

um sich greifenden Verbrechertums und damit der Unsicherheit auf Straßen, in Verkehrsmitteln und 

selbst in den eigenen Wohnungen. Das tut ein Großteil der Satten, Behausten, Gesunden als Preis der 

Freiheit ab. Schließlich hatte jeder seine Chance. Jedoch: Auch die schärfste Kritik der bürgerlichen 

Gesellschaft kann die kritisch sondierende Durcharbeitung der Geschichte des Sozialismus im 20. 

Jahrhundert nicht ersetzen. Und die besteht aus Ja und Nein und auf beides, die Zustimmung wie die 

Ablehnung, ist zu bestehen gegen alle Forderungen, vor dem Bundesadler zu Kreuze zu kriechen und 

ihn zu küssen. Zu reden ist von Zielen, den richtig und den falsch gewählten, den erreichten und den 

verfehlten. Zu reden ist von den Freiheiten, die für Millionen erkämpft waren, und von jenen, die 

Millionen vorenthalten wurden. Von Widersprüchen zwischen Ideal und Wirklichkeit, den unver-

meidlichen und den subjektiv verursachten und verschuldeten. Von den Bemühungen, eine aufge-

klärte und kulturvolle Gesellschaft zu schaffen, den Verstößen gegen das gesetzte Vorhaben und auch 

von den geschichtlich bedingten Grenzen dieses Unternehmens. 

Es gibt keine Perspektive in die Geschichte des Sozialismus in der DDR, die nicht Falsches, falsch 

Gedachtes und falsch Getanes, Verfehltes, Irrtümliches erkennen ließe. Das aneinandergereiht ergibt 

eine Leporelloliste. Doch nicht davon erledigt die Verdienste und – wichtiger noch – entwertet die 

damit verbundenen Erfahrungen. Wer sich dieser Bestandsaufnahme verweigert, die doch nur von der 

Linken überhaupt erhofft werden kann, versündigt sich, hier scheint mir das Wort angebracht: mehr-

fach: Erstens an denen, die diese Erfahrungen durch ihre Arbeit, materielle wie geistige, angehäuft 

 
5  So zitiert von Birgit Roschy, Friendship. In: Film. Das KinoMagazin, 1/2010, S. 52. 
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haben und von denen ein erheblicher Teil nicht mehr unter den Lebenden ist. Zweitens aber auch im 

Hinblick auf die Kämpfe der Gegenwärtigen und der Kommenden, im Hinblick auf die gedankliche 

Ausstattung derer, die diese Kämpfe auszutragen haben werden. Denn wie immer die ihre Wege aus 

der bürgerlichen Gesellschaft werden gehen wollen, ohne das Wissen um die einst gewonnenen Er-

kenntnisse werden sie jedenfalls schlecht gerüstet sein. Um taktischer Vorteile des Moments willen 

dieses Hutten’sche „Ich hab’s gewagt“ zu verweigern, mündet unvermeidlich darein, die Linke auf 

Dauer zu einer bloßen Reparaturkolonne der bürgerlichen Gesellschaft zu bestimmen. Und das be-

deutet, da dieser Platz mehrfach besetzt ist, sie über kurz oder lang zum Dahinvegetieren zu verurtei-

len. 

Auch in ihrem Scheitern haben die Sozialisten im 20. Jahrhundert gezeigt, dass eine Gesellschaft ohne 

Ausbeuter möglich und funktionstüchtig ist. Der Untergang dieser Gesellschaft wird in der Propaganda 

derer, die sie von Anbeginn bekämpft haben, zum Beweis dafür genommen, dass die gesuchte und 

praktizierte Form des neuen Zusammenlebens von Menschen letztlich ihrer Natur widersprach. Der 

Sozialismus sei eine schöne Idee, nur eben die Menschen für sie nicht gemacht, nicht geeignet. Nicht 

anders als das Konstrukt vom Aufstieg zur Freiheit ist diese These eine Herausforderung und die kommt 

nicht einfach nur von Antisozialisten, sondern wird auch von einer nicht unerheblichen Zahl von eins-

tigen Sozialisten vertreten, die resigniert haben. Die Auseinandersetzung mit ihr macht offenbar un-

gleich größere Schwierigkeiten. Die Bilder des 9. November 1989, vordem schon die aus den Botschaf-

ten in Budapest und Prag, stehen dafür, dass dieser Gesellschaft Menschen zu Tausenden wegliefen 

und den Boden ihres Antipoden suchten. Von denen, die an dieser Gesellschaft weiter- und sie umbauen 

wollten, gibt es weniger und wohl weniger überzeugende Bilder und die sind in Archiven abgelegt. 

Wer aufs Neue einen Weg aus dieser Gesellschaft sucht und bahnen will, kommt nicht umhin sich 

mit der These vom nicht zu behebenden Widerspruch zwischen der Menschheitsidee des Sozialismus 

und der Menschheitsnatur auseinander zu setzen. Das Thema ist nicht neu, aber es ist hochaktuell 

gleichsam zurückgekehrt. In diese Erörterung gehört auch die Prüfung des von der klassischen Auf-

klärung herrührenden Menschenbildes, dem in der DDR gehuldigt wurde. Da sah Ulbricht die 

„schöne Menschengemeinschaft“ schon entstehen. Das war ein verwegener Vorgriff, zu dem die 

Überwachung dieser Gemeinschaft durch die Organe des Ministeriums für Staatssicherheit doch auch 

nicht passte. Doch dass diese Gesellschaft auch Menschen wohltuende Wärme produzierte, bleibt 

wahr und ist von manchen erst in der Kälte der gegenwärtigen Zustände empfunden worden. 

Wenn über die gewährten und die verwehrten Freiheiten in der DDR gesprochen wird, kommt das 

Thema Staatssicherheit unausweichlich in Rede. Die Art und Weise, wie es in der Linken im Osten 

und nun in der Partei dieses Namens behandelt wird, hat mit historisch-kritischer und historisch-

selbstkritischer Analyse wenig zu tun. Die Linke, soweit sie ihre Wurzeln und Tradition in der DDR 

hat, musste sich diesem Thema längst mit ihrer eigenen Fragestellung annehmen und es durcharbei-

ten. Und in deren Zentrum steht das Verhältnis von Führung und Massen und die Entfernung, die 

zwischen der Deklaration dieses Verhältnisses, seiner beschönigenden Darstellung und eben der Pra-

xis der Sicherheitskräfte existierte. Wodurch ist diese Entfernung entstanden? Welches Denken, wel-

che Urteile lagen ihr zugrunde, machten dieses Auseinanderdriften überhaupt erst möglich? Wir ha-

ben auf diesem Terrain etwas zu bereinigen und zudem ist inzwischen die Zusatzfrage getreten, wa-

rum das nicht geschehen ist. Die unmittelbaren Folgen des Unterlassenen liegen zutage. Doch es hat 

den Anschein, dass aus jüngster Erfahrung kein anderer als der defensive Schluss gezogen wird, künf-

tig die eigenen Kandidaten für öffentliche Wahlfunktionen vor dem in Aktion treten des Apparats der 

Frau Birthler selbst zu überprüfen bzw. zu so etwas wie eidesstattlichen Erklärungen zu bewegen. 

Und was in diesen letzten Wochen von Funktionären der Linken in Brandenburg, die sich mit dem 

Stasiknüppel treiben ließen, zum Thema Staatssicherheit erklärt worden ist, spiegelt die Folgen eines 

Versäumnisses, das spätestens vor der Vereinigung von PDS und WASG aus der Welt geschafft wer-

den musste. Es erschöpft sich als Folge jedoch nicht. Dazu erinnert es zu sehr an Markus 14,72: „... 

und ehe der Hahn zweimal kräht, wirst Du mich dreimal verleugnet haben.“ 

Wenn die Partei Die Linke noch ein strategisches, in eine geschichtliche Zukunft jenseits des Kapi-

talismus reichendes Programm verfechten will, muss sie ihre eigenen Fragen formulieren und nicht 
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jeden Knochen benagen, der ihr hingeworfen wird. Sie muss sich dann offen auch mit einer Erschei-

nung auseinandersetzen, ja sie zunächst einmal benennen, die noch auf jede Niederlage gefolgt ist. 

Denn, was Rosa Luxemburg nach der des November 1918 im letzten ihrer Artikel schrieb, gilt so 

nicht mehr. Gemeint ist der Satz: „Die Revolutionen haben uns bis jetzt lauter Niederlagen gebracht, 

aber diese unvermeidlichen Niederlagen häufen gerade Bürgschaft auf, Bürgschaft des künftigen Sie-

ges.“ Die Niederlage des Jahres 1989 war anders als jene, von denen Luxemburg sprach, nicht im 

Kampf um die Macht erlitten, sondern in dem um die Behauptung einer bereits gewonnenen und 

Jahrzehnte ausgeübten. Sie betraf nicht die Bewegung einzelner Staaten, sondern ein Weltsystem, das 

an seinen geschichtlichen Endpunkt gekommen war, nachdem in ihm lange der Beginn der Mensch-

heitszukunft gesehen worden war. Dem ist ein Ausmaß an Resignation gefolgt, das durch die Art 

dieses Zuendegehens noch verstärkt wurde. Gewiss war das rasante Schrumpfen der SED 1990 auch 

unter dem Druck der Anpassung erfolgt, dem Hunderttausende nicht standzuhalten vermochten, aber 

es war doch Zeichen eben dieser Resignation, der aufgegebenen Hoffnung auf eine andere Welt. 

Diese Resignation existiert heute nicht nur unter den Millionen, die sich gleichsam aus der Politik 

zurückgezogen oder ihre Teilnahme an ihr auf den Gang zur Wahlurne eingedampft haben. Sie wirkt 

unter denen fort, die sich jeder aufs Strategische zielenden Programmatik verweigern oder sie prak-

tisch außer jedem Betracht lassen und die ihren politischen Einsatz auf das Jetzt und Heute beschränkt 

haben. Und sie lebt, uneingestandener Maßen, in den vielen Menschen, die als Weltverbesserer sich 

darauf beschränken, diesen oder jenen Auswuchs der kapitaldominierten Gesellschaft zu bekämpfen 

und dabei – wissentlich oder nicht – einzig an Symptomen laborieren, was die humane Tat nicht 

ausschließt. Diese Initiativen, Bewegungen und ihre Organisationsformen sind längst unübersehbar 

und sie sind in ihrer Vielfalt und Separierung geradezu zu einer Existenzbedingung dieser Gesell-

schaft geworden. Die profitiert mehrfach: erstens von der Bindung und Verausgabung menschlicher 

Kräfte auf eine Weise, von denen ihre Verteidiger nichts zu fürchten brauchen und zweitens von 

Resultaten, die eben dieser Gesellschaft da und dort ein freundliches Aussehen aufschminken. Die 

einen wenden sich gegen das pflanzliche und tierische Artensterben, andere treten für die Bewahrung 

historischer Denkmäler der Menschheitsgeschichte ein, dritte bekämpfen Erscheinungen, welche den 

gefahrdrohenden Klimawandel hervorrufen oder beschleunigen, vierte suchen die Ausbreitung der 

Krankheit AIDS abzubremsen, viele helfen da oder dort, auf diese oder jene Weise, zusammengefasst 

in religiösen und weltlichen, nationalen und internationalen Organisationen bei der Bekämpfung des 

weltweit sich ausbreitenden Hungers. Die das tun, wenn es ihnen nicht nur Reklame, sondern Bedürf-

nis und dessen Befriedigung ist, verdienen Respekt und manche von ihnen agieren unter Einsatz ihres 

eigenen Lebens. Und dennoch und jedenfalls objektiv drückt sich in alledem aus, dass das Ganze 

nicht für veränderbar, für revolutionierbar gehalten wird. Es sind dies die Reparaturkolonnen einer 

Gesellschaft, die ihr Leben verlängern wie ein geschickter Autoschlosser das Leben eines alternden 

Vehikels. Der Vergleich ist schief, ich weiß, denn das Vehikel wird eines Tages doch jeden Dienst 

verweigern und stehen bleiben, während die Geschichte der menschlichen Gesellschaft weiter dahin-

tuckern wird. Denn ich ende, womit ich begann, mit Eric Hobsbawm: „Denn die einzige wirklich 

sichere Allgemeinaussage über Geschichte ist die, dass sie, solange es die Menschheit gibt, weiter-

gehen wird.“6 

 

 
6  Eric Hobsbawm, a. a. O., S. 21. 
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Mehr als ein bloßer Streit um Begriffe 

Anlässlich des 80. Jahrestages des Beginns der faschistischen Gegenrevolution.  

Vortrag in Wuppertal, 2. Februar 2013 

Historische Ereignisse oder Prozesse erhalten ihre Namen und Bezeichnungen, mit denen sie dann in 

Geschichtsbüchern stehen. Die ersten Täufer sind meist die Zeitgenossen, jedoch sind sie nicht unbe-

dingt auch die letzten. Die Historiker finden die Bezeichnungen von Ereignissen und Prozessen vor. 

Sie haben sich dann zu entscheiden, ob sie diese übernehmen oder dem Geschehenen einen eigenen 

Namen geben. Dabei sind sie nicht so frei wie beispielsweise Chemiker, von denen ein neu gefunde-

nes Element Germanium getauft wurde, oder die Astronomen, die einen neu entdeckten Himmels-

körper nach einem Gott oder auch nach einem ihrer berühmen Kollegen benennen können. Zudem: 

Häufig sind sich schon die Zeitgenossen über die Namensgebung für ein geschichtliches Ereignis 

uneins. Das kann der Fall sein, wenn es selbst aus mehreren Aspekten betrachtet und bewertet werden 

kann, also verschiedene Bezeichnungen rechtfertigt, oder auch, weil sich in den Taufnamen unter-

schiedliche Interessen ausdrücken. 

Von der Verallgemeinerung zum Konkreten. Zum veranschaulichenden Beispiel, und in das Jubeljahr 

2013, in dem an den 200. Jahrestag erinnert wird – wessen? Der Befreiungskriege oder des Freiheits-

krieges oder des nationalen Befreiungskrieges oder des Krieges gegen die napoleonische oder fran-

zösische Fremdherrschaft? Befreiungskrieg, das ist die meist benutzte Wortwahl geworden. Sie hebt 

auf die Abschüttelung eines Joches ab, das unbestritten existierte. Freiheitskrieg hingegen bezeichnet 

ein Ziel, das unklar genug formuliert worden war, aber jedenfalls nicht erreicht wurde. Denn auf die 

Abschüttelung des französischen Jochs folgte die weitgehende Restauration alter Zustände, d. h. der 

alten Knechtschaft. Und nationaler Befreiungskrieg? Die Teilnahme der noch nicht formierten Nation 

an diesem Krieg war höchst unterschiedlich und der Begriff begräbt gleichsam, dass auf dem 

Schlachtfeld beim und im sächsischen Leipzig Preußen, Russen, Österreicher und Schweden gegen 

Napoleons Armee kämpften und das zu der auch die Sachsen noch gehörten, von denen freilich dann 

viele überliefen und die Gewehre umdrehten als sie sahen, wie der Kampf ausgehen werde. 

So ließe sich die Reihe historisch gewichtiger Ereignisse durchgehen und wieder und wieder würde 

der Befund lauten, dass sich die verschiedenen, mitunter konträren Geschichtsbilder schon in der 

Wortwahl ausdrücken, mit der die einen und die anderen ein einzelnes Geschehen benennen. Und je 

näher dies mit seinen Bezügen der Gegenwart ist, je stärker es aktuelle Interessen berührt, umso stär-

ker das fortdauernde Dafür oder Dawider in der politischen oder historiographischen Publizistik, das 

manchen fälschlich als spitzfindig oder als Wortklauberei erscheint. 

Solche Nähe gilt auch noch achtzig Jahre später für den 30. Januar 1933 und das Regime, das sich an 

diesem Tage und dann in hohem Tempo zu etablieren und zu stabilisieren begann. Eine Bezeichnung, 

die von den damaligen Siegern der Geschichte benutzt wurde, entsprach ihrem Jahre vorher schon 

erhobenen Anspruch, sie wären Kämpfer für die „nationalsozialistische Revolution“. Halten wir uns 

zunächst an das Hauptwort „Revolution“. Es war, sonst wäre es von Hitler und seinen Leuten nicht 

in die politischen Kämpfe gebracht, nicht in ihnen benutzt worden, damals in weitesten Kreisen der 

Arbeiter – anders als heute – positiv besetzt. Es stand für den grundlegenden Umsturz der gesell-

schaftlichen Verhältnisse, dafür, in der Gesellschaft gleichsam das Unterste zuoberst zu kehren. Und 

das schien am Anfang der dreißiger Jahre Millionen im Deutschen Reich nicht nur als notwendig, 

sondern als Rettung vor sozialem Abstieg und Verelendung. Nur sollte das, das Propaganda der Hit-

lerpartei zufolge, keine proletarische Revolution sein, also kein Umsturz im vorwiegenden Interesse 

einer Klasse, sondern eine nationale, eine deutsche, also auch kein Import, sondern so etwas wie ein 

ganz eigenes Gewächs. 

Mit irgendwelchen konkreten Inhalten wurde der Begriff „nationalsozialistische Revolution“ nicht 

gefüllt, namentlich nicht mit Aussagen über Veränderungen der Eigentumsverhältnisse. Was davon, 

auch da unbestimmt genug, im Programm der NSDAP gestanden hatte, eine Bodenreform, war bereits 

getilgt worden. Klar war indessen die Abgrenzung von der Novemberrevolution und den „Novem-

berverrätern“ ausgesprochen worden, die an jeglichen Unglück Schuld trügen, das seitdem wirklich 
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oder vorgeblichen über Deutschland gekommen wäre. Der Herrgott, sagte Hitler, habe dem deutschen 

Volke seit diesem Ereignis seinen Segen entzogen, was doch wohl hieß: eine Revolution wie 1918 

sei ein gottloses Werk, anders hingegen eben die „nationalsozialistische“. 

Nach dem 30. Januar 1933 wurde der Begriff „nationalsozialistische Revolution“ in der Propaganda 

nicht völlig aufgegeben, aber bereits im Juli 1933 erklärt, diese Revolution sei beendet. Damit war 

auch praktisch eingestanden, dass unter „Revolution“ nichts anderes als die Veränderungen der poli-

tischen Herrschaftsverhältnisse verstanden wurde. Die freilich waren in den ersten knapp sechs Mo-

naten der Hitler-Regierung deutschlandweit bis in die letzte Gemeinde grundlegend verändert wor-

den. 

Beseitigt waren die politischen Parteien und nahezu alle Organisationen, die dem neuen Regime nicht 

nützlich und dienlich gemacht werden konnten. Liquidiert war das Parlament samt aller seiner nach-

geordneten Einrichtungen. Verboten waren die Gewerkschaften jeglicher Richtung usw. Entfernt 

wurden aus den Einrichtungen des Überbaus alle Personen, die auch nur verdächtig waren, die neuen 

Zustände zu kritisieren, statt sie zu rechtfertigen und festigen zu helfen, ja selbst jene, von denen 

angenommen wurde, dass sie ihnen fernstehen würden. Unangetastet geblieben aber war die Basis 

der Gesellschaft. 

Gelegentlich und ruhmredig ist in späteren Reden der Naziführer noch von der „nationalsozialisti-

schen Revolution“ als Verdienst gesprochen worden, aber eben einzig in jenem triumphierenden 

Sinne, der die Liquidierung der Republik, der Parlamente, der Parteien und Gewerkschaften rühmte 

und immer aus Neue die „Abrechnung“ und „Vernichtung“ des Marxismus feierte, der angeblich in 

Deutschland geherrscht und ein Chaos hinterlassen habe. 

Kam Hitler in seinen Reden, und das tat er oft, auf den 30. Januar zurück, lautete seine einleitende 

Formel „Als ich im Jahre 1933 die Macht übernahm“. Machtübernahme oder Machtergreifung wur-

den die häufigsten Bezeichnungen in der faschistischen Propaganda. Und wenn man unter Macht die 

Staatsmacht verstand, waren weder die eine noch der andere schlechthin falsch. Nur wurde an jenem 

Tage und in den folgenden Wochen nicht nur eine vorhandene Macht ergriffen oder übernommen, 

wie das heute vielfach und termingerecht nach Wahlen in bürgerlich-demokratischen Staaten ge-

schieht, sondern es war unter Verwendung alles den neuen Herren institutionell oder personell 

Brauchbaren doch ein anderer Staatsapparat aufgebaut worden, der faschistische, der den Zwecken 

und Zielen des Regimes angemessen war. Nicht an einem Tage, aber an diesem einen Tage doch 

erkennbar und eingestandenermaßen. 

So konnten Antifaschisten und Hitlergegner mit guten Gründen sich diesen Begriffen nie recht an-

freunden und haben sie als Abschwächung oder Beschönigung des dramatischen Geschehens abge-

lehnt und auch bekämpft. An deren Stelle wurde in der marxistischen Geschichtsliteratur und Publi-

zistik häufig von Machtübergabe gesprochen. Die Differenz der Aspekte ist klar. Mit der Ergreifung 

kommt der ins Blickfeld, der sich in den Besitz der Macht gebracht hat. Mit der Übergabe hingegen 

wird die Aufmerksamkeit auf eine Person oder Gruppe gelenkt, die etwas zu übergeben hat, auf die 

Gebenden und erst dann auch auf die Nehmenden. Der Begriff sollte mithin einen gedanklichen Zu-

gang zu der Tatsache schaffen, dass den bisherigen Inhabern der Staatsmacht diese Macht genommen 

und anderen übertragen wurde. Dieses Sprachbild ist durch die Entlassung des bisherigen Reichs-

kanzlers (Franz von Papen) durch den Reichspräsidenten und die Betrauung eines Neuen mit diesem 

Amte (Adolf Hitler) gedeckt. Doch auch wiederum nicht ganz, nimmt man nicht nur diese zwei Fi-

guren, sondern die ganze Gruppe an der Regierungsspitze ins Visier. Papen hatte seinen Platz nur 

gewechselt, Konstantin Freiherr von Neurath seinen als Reichsaußenminister behalten. Im Amte blie-

ben auch der Finanz-, der Post- und der Justizminister. Dieses Kabinett Hitler wies zwei Freiherrn 

und einen Grafen auf, was allein Anlass hätte sein können, die versprochene „nationalsozialistische 

Revolution“ des Verdachts des Betruges auszusetzen. 

Gelöst ist das Problem der treffenden Bezeichnung des Vorgangs vom 30. Januar 1933 also auch mit 

der Kennzeichnung als Machtübergabe nicht. Eben hat sich die Redaktion des „Neuen Deutschland“ 

für die Kennzeichnung des Ereignisses, dem sie sich anlässlich des 80. Jahrestages in ihrer Beilage 
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ausführlich zuwendet, für den Begriff Machtantritt entschieden. Der Duden zählt als Synonyme für 

Antritt auf Arbeitsbeginn, Aufnahme, Beginn, Übernahme. Mit dem ist also auch nichts gewonnen, 

es sei denn, dass mit dem Wort von Antritt und vom Antreten eine militärische Vorstellung von 

Tempo, Ordnung, Entschlossenheit verbunden wird oder wie im Sport eine Erhöhung des Lauftem-

pos. 

Nun ließe sich mit der Besinnung auf die Binsenweisheit das Thema verlassen, wonach der Begriff 

immer ärmer ist als die Theorie und diese wieder ärmer als die Wirklichkeit. Nur ist man es damit 

nicht los. Begriffliche Kurzfassungen sind im Schwange, werden zur Verständigung gebraucht und 

bevorzugt und bilden vielfach eben schon, wie gezeigt, den Einstieg in eine verfälschte Fährte. 

Das gilt namentlich für die Hitlerfaschisten. Sie haben die Begriffe Machtergreifung und Machtüber-

nahme zwar benutzt, doch galten sie ihnen propagandistisch keineswegs als ausreichend attraktiv. 

Dieses Bedürfnis sahen sie durch Wendungen wie die vom „Wiederaufstieg – oder besser und eine 

Anleihe im religiösen Denken nehmend durch die von der Wiederauferstehung – des deutschen Vol-

kes“ besser befriedigt oder auch durch „Wiederaufstieg der Nation“, „nationale Erhebung“ oder „Auf-

bruch der Nation“. Das Bild von der sich erhebenden, zu neuen Ufern und Zielen aufbrechenden 

Nation verklärte nicht nur, es beanspruchte die Mitwirkung von Millionen, die an diesem 30. Januar 

unbeteiligt gewesen waren, bezog sie ein, ließ ihnen die Möglichkeit, den schon auf dem angeblich 

einzig richtigen Weg Befindlichen sich anzuschließen. Der Tag erhielt so, kaum, dass er vorüber war, 

seinen historischen Rang in der Geschichte aller Deutschen zugewiesen. 

Denn: Aufgestanden und aufgebrochen waren die doch vorher schon mehrfach und das, dem natio-

nalistischen Geschichtsbild zu Folge, immer mit Erfolg, beispielsweise 1813, wovon der Appell „Das 

Volk steht auf, der Sturm bricht los“ vielen im Gedächtnis war, oder auch 1914, als es das verherr-

lichte „August-Erlebnis“ gegeben habe. Wer da 1933 nicht mitging, sich nicht packen ließ, trat gleich-

sam aus der Nation aus oder war gar kein echter Deutscher. Wer aber sich einreihte, hatte sein 

Deutschsein wieder entdeckt und womöglich nach der Missleitung durch die „vaterlandslosen Gesel-

len“ zurückgewonnen. Noch bevor die „nationalsozialistische Revolution“ für beendet erklärt wurde, 

war sie selbst als vages Bild schon vollständig von der nationalen Phraseologie zugewuchert. Als 

Hitler am 30. Januar 1933 im Berliner Sportpalast seine erste öffentliche Rede als Reichskanzler hielt, 

eine Rede mit dem Blick auf die schon für den 5. März anberaumten Reichstagswahlen, war von 

„nationalsozialistischer Revolution“ keine Rede, da reihte sich Phrase an Phrase. Verkündet wurden 

von da an die „Volksgemeinschaft“ und das Ende aller Zwietracht und des Klassenkampfes. 

Gibt es aus dem begrifflichen Dilemma und der gestifteten und ausgebeuteten Sprachverwirrung ei-

nen Ausweg? Soll der vorletzte Januartag dieses Jahres 1933 auf einen das Geschehen in seinem 

Wesen erfassenden, klopffesten Begriff gebracht werden, dann lautet der: an ihm begann die faschis-

tische Konterrevolution. Diese Kennzeichnung ist nicht erst späterer historischer Analyse entsprun-

gen, also etwa dem Moment, das der Reichstag am 23. März 1933 der Republik in Gestalt des Er-

mächtigungsgesetzes den Totenschein ausstellte. Im Aufruf der Kommunistischen Partei vom 30. 

Januar hieß es, an die Massen gewandt, sie sollten sich „gegen die Anschläge und den Terror der 

faschistischen Konterrevolution“ zur Wehr setzen. 

Von jenem vorletzten Januartag an wurde binnen kurzem alles beseitigt, was die Revolution des 

Jahres 1918 trotz ihrer Niederlage an Fortschritt, gemessen an den Zuständen im Kaiserreich, in die 

deutsche Geschichte gebracht hatte. Wie viel namentlich in den Jahren der Weltwirtschaftskrise vom 

1918/1919 Erreichten auch verkürzt oder deformiert worden war, die Republik hatte noch Bestand 

und sie war nicht – wie mitunter in der Historiographie der DDR zu lesen – auf Reste reduziert. Ihre 

Existenz wurde 1932 nur von einer Kraft real gefährdet, den Faschisten, deren Verbündeten und För-

derern. Dass die gewiss instabilen Grundfesten dieses Staatswesens von einer proletarischen Revo-

lution bedroht gewesen wären, war eine Ausrede, die jene nach 1945 vortrugen, die ihre Komplizen-

schaft mit dem Hitlerklüngel mit dieser ihrer Erfindung glaubten rechtfertigen zu können. Ihr maß-

geblicher Anteil an der Liquidierung der Republik entsprang zudem nicht nur innenpolitischer Rech-

nung und Fehlrechnung, sondern gehörte zum strategischen Konzept der Wiederaufnahme der ag-



29 

gressiven imperialistischen Außenpolitik. Es ging eben nicht nur, wie beteiligte Wirtschaftsführer 

später als Angeklagte Glauben machen wollten, darum, die eigene soziale Herrschaft zu sichern, 

wozu man, so ein damals benutztes Bild, weil anderes nicht zur Hand war, zur Jauche hätte greifen 

müssen. 

Mit dem Begriff faschistische Konterrevolution ist zugleich ausgedrückt, dass es sich nicht allein um 

die Restauration vorrevolutionärer Zustände handelte. Mit einem solchen Programm, das war in der 

frühen Phase des Wirkens der Deutschnationalen Volkspartei erwiesen worden, hatten sich Massen 

nicht mobilisieren lassen, die doch den gekrönten Häuptern der Hohenzollern, Wittelsbachern und 

tutti quanti keine Träne nachweinten. Es waren die Ideologie und die imperialistische Programmatik 

des Faschismus, die dieser Gegenrevolution das Gepräge gaben. 

Da diese Zusammenhänge zwischen den Jahren 1914, 1918 und 1933 kein großes und schwer zu 

enthüllendes Geheimnis bilden, stellt sich die Frage: Warum kann bürgerliche Geschichtsschreibung 

sich nicht durchringen, von Gegenrevolution oder Konterrevolution zu schreiben? Warum nicht, wie-

wohl doch auch in der dominierenden Fraktion der Zunft anerkannt wird, dass die Faschisten die 

Republik von Weimar liquidierten? Zum einen wohl, weil ihr, der Politik folgend, diese Republik 

nicht als Frucht der Revolution gilt, sondern als das Resultat eines Beschlusses von Parlamentariern. 

Folglich und logisch kann deren Beseitigung auch nicht als Konterrevolution angesehen werden. 

Doch ist die Prämisse falsch. Es wäre im August 1919 zu jener beschlussfassenden Zusammenkunft 

im Weimarer Nationaltheater nie ohne die vorauf gegangene revolutionäre Aktion der Massen und 

die Überwindung der Monarchie gekommen. Mochten die Revolutionäre mit dem schließlichen Re-

sultat ihrer Kämpfe unzufrieden gewesen sein und sich auch, gemessen an ihrer Vorstellung von einer 

neuen Gesellschaft, als die Geschlagenen gesehen haben: selbst das begrenzte Resultat ihrer Erhe-

bung gegen den Krieg und jene, die ihn zu verantworten hatten, war für ein friedliches Staatswesen 

in seinen Voraussetzungen jedenfalls ihr Werk. Dass die faschistischen Ideologen und Propagandis-

ten diese Republik als von „Novemberbrechern“ geschaffen verunglimpften, war Demagogie, aber 

der Bezug zwischen den beiden Ereignissen nicht frei erfunden. 

Es fällt Politikern und mit ihnen einem Teil der bürgerlichen Historiographen aber noch aus einem 

anderen und weiter greifenden Grunde schwer, die Errichtung der faschistischen Diktatur als Gegen-

revolution zu charakterisieren. Sie möchten Revolutionen und Revolutionären in der deutschen Ge-

schichte, jedoch nicht nur in ihr, überhaupt kein herausragendes Verdienst zuerkennen. Das drückt 

sich auch im Umgang mit dem Gedenken an die Ereignisse des Jahres 1848 aus und da namentlich 

mit denen des 18. März. Erst der Druck von unten hat im Jahr 2000 bewirkt, dass in Berlin auch 

inmitten der Stadt mit der Taufe eines Platzes der Akteure und Opfer des Aufstandes gedacht wird. 

In diesem Geschichtskonstrukt erhält der Tag dann vorzugsweise die Benennung „Errichtung der na-

tionalsozialistische Diktatur“ oder Diktatur der Nationalsozialisten oder auch Hitler-Diktatur. Und so 

werden sich die Schüler in Lehranstalten der Bundesrepublik auch weiter mit Erklärungen begnügen 

müssen, die auf jede begriffliche Entgegensetzung zu den untereinander gut verträglichen, nichts sa-

genden Kennzeichnungen verzichten. Die Darstellung der deutschen Geschichte der Jahre 1933 bis 

1945 erfolgt in ihren Schulgeschichtsbüchern unter der Überschrift „Nationalsozialismus“ oder „Das 

nationalsozialistische Deutschland“ oder „Nationalsozialistische Herrschaft“. Der Begriff „Machter-

greifung“ wird mehrfach und in Anführungszeichen zitiert, in einem dieser Texte mit dem Bemerken, 

er stimme nicht, denn Hitlers Ernennung durch Hindenburg sei „gemäß der Reichsverfassung“ erfolgt. 

Doch hat der Etikettenschwindel mit dem Nationalsozialismus nicht nur in Schulklassen, sondern 

mehr noch in Zeitungen und bis in die Fernsehnachrichten und -sendungen Konjunktur. Auch mit 

ihm wird der Eindruck vermittelt, als seien Faschismus und faschistische Diktatur Eindringlinge und 

Fremdlinge in der deutschen Geschichte gewesen, die mit der bürgerlichen Gesellschaft, wie sie sich 

nach dem Weltkrieg herausgebildet hatte, keine Bodenberührung besaßen, ausgenommen die über 

die der Nazipartei verfallenen und folgenden Volksmassen. In den sozialen Oberschichten waren es 

einzig einige Sonderlinge, die für Hitler und sein Programm, das sie zudem missverstanden, Sympa-

thien gezeigt haben. Kommt die Rede überhaupt auf sie, dann heißt es, wieder in einem Schulbuch, 
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es seien „vorindustrielle und vordemokratische Machteliten“ gewesen, die Hindenburg bei seiner 

Entscheidung beeinflusst hätten. Und so lassen sich Namen wie die der Industriellen Emil Kirdorf 

und Fritz Thyssen und des Bankiers Emil Stauß in diesen Lehrtexten suchen, da sie sich schlechter-

dings in vorbürgerliche Zustände nicht abschieben lassen. Und Hjalmar Schacht, dem als Berater 

Hitlers vor 1933 ein Platz gebühren würde, wird nicht dort, sondern als Schöpfer des „nationalsozia-

listischen ‚Wirtschaftswunders‘“ erwähnt. 

So ist der Verzicht auf eine Charakteristik des 30. Januar 1933, die sozialwissenschaftlichen Ansprü-

chen genügt, mehr als nur das Bogenschlagen um die Qualifizierung eines einzelnen Ereignisses, 

sondern Bestandteil eines Faschismusbildes, das vor allem die Gesellschaft schont, ja sie am besten 

ganz verbirgt, zu deren Hervorbringungen dieser verbrecherische Herrschaftstyp gehörte. 
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Aufkommen und Sieg des Faschismus in Deutschland 

Drei umstrittene Fragen und drei ebensolche Antworten. Vortrag in Rostock am 30. Juni 2001 

Gegenüber anderen Themen und Gegenständen der deutschen Geschichte des 20. Jahrhunderts ist die 

Geschichte der Weimarer Republik seit Jahrzehnten schon merklich in den Hintergrund des Interesses 

getreten. Platz eins besetzen, trotz der Hinwendung zur Geschichte der DDR, nach wie vor der Fa-

schismus an der Macht und insbesondere der Zweite Weltkrieg. Das weisen die Benutzeranalysen 

von Archiven, aber natürlich vor allem die gedruckt erscheinenden Arbeitsergebnisse aus. Und das 

Interesse von Forschern korrespondiert mit dem der Öffentlichkeit, wenn auch die zumeist in Mono-

graphien ausgebreiteten Resultate geschichtlicher Kärrnerarbeit und das allgemeine Geschichtsbe-

wusstsein offenkundig immer weit auseinanderfallen. 

Der geschilderte Befund könnte sich ändern, müsste es aber nicht. Aktuelle Entwicklungen in 

Deutschland lassen wiederum fragen, woher extrem reaktionäres Denken und Verhalten von Men-

schen kommt, was junge und alte Leute veranlasst, sich von ideologischen Angeboten wie dem Na-

tionalismus und Rassismus einnehmen zu lassen, woher die Gewalttätigkeit einzelner und von Grup-

pen gegen politische Gegner und Minderheiten rührt usw. Daran schließen sich Fragen, die sich auf 

die Bekämpfung dieser Erscheinungen richten. Es liegt nahe, von der Gegenwart her den Blick in 

Zeiten zurück zu wenden, in denen auf bezeichnetem Felde Erfahrungen und zudem außerordentliche 

bittere schon gemacht worden sind, und zu überlegen, ob sie uns etwas zu sagen haben oder ob die 

geschichtlichen und die aktuellen Zustände sich derart voneinander unterscheiden, dass jede gedank-

liche Anleihe aus der Vergangenheit nur in die Irre führen könnte. 

Bisher scheint die Meinung vorzuherrschen, dass aus der deutschen Geschichte der Jahre 1929 bis 

1932/33 zur Bewältigung gegenwärtiger Probleme nichts zu holen sei. Nur eine Minderheit auf der 

Linken sieht das anders. Dort wird oft das Wort von dem Schoß zitiert, „aus dem das kroch“ und der 

noch fruchtbar sei. Dabei sind kurzschlüssige Vergleiche nicht zu übersehen, die solche Bezugnahmen 

diskreditieren und es ermöglichen, sie als Gebilde einer allzu weit schweifenden politischen Phantasie 

und als Horrorszenarien abzutun. Im Anschluss an das durch einen Buchtitel weithin bekannt gewor-

dene Wort „Bonn ist nicht Weimar“, wird jetzt – und jetzt erst recht – unausgesprochen davon ausge-

gangen, dass Berlin, also die Berliner Republik, selbstredend nicht Weimar sei. Was in ihr an Rassis-

mus und Antisemitismus, an Nationalismus und Fremdenfeindlichkeit, an politisch der äußersten 

Rechten zuzuordnenden Gruppen, Organisationen, Redaktionen, Verlagen, Internetseiten usw. anzu-

treffen ist, hat – meint die Mehrheit der vielen, die sich mit diesen Erscheinungen beschäftigen – ganz 

andere Ursachen als die faschistische Bewegung der zwanziger und beginnenden dreißiger Jahre. 

Diese Sichtweise verbindet sich mit dem Fingerzeig auf die neuen Bundesländer, deren Bild die These 

zu stützen scheint, der Rechtsextremismus und der Faschismus in ihm sei eine Mitgift aus den Zeiten 

der DDR, wurzele mithin also nicht in den existierenden Zuständen des Kapitalismus, sondern in 

denen des untergegangenen Sozialismus und den Prozessen einer – wie die Rückkehr des Kapitalis-

mus genannt wird – Transformation. Diese Sicht führt immerhin noch in die Geschichte, wenn auch 

auf eine im Ganzen falsche Fährte. Ihre Glaubwürdigkeit ist aber permanent gefährdet und bröckelt 

mit den unabweisbaren Meldungen, die besagen, dass in den alten Bundesländern ähnliche und sich 

ebenfalls häufende Erscheinungen von Rechtsextremismus anzutreffen sind, was einige Interpreten 

zu der infamen Deutung veranlasste, dass sei das Resultat eines Imports aus dem Osten der Bundes-

republik. 

Auch wird der Versuch, die Ursachen der Ausbreitung von rechtsextremen Denk- und Verhaltens-

weisen bis hin zu brutalen und barbarischen Untaten zu erklären, immer häufiger an Wissenschaften 

wie die Pädagogik, die Psychologie und auch die Psychiatrie verwiesen. Nicht, dass Wissenschaft-

ler dieser Disziplinen nicht dazu beitragen könnten, aufzuhellen, was aufzuhellen ist. Doch bleibt, 

was wir erleben müssen, in erster Linie ein politisches Phänomen, das seinen sozialen Boden be-

sitzt. Und also sollten Historiker darauf bestehen, in den Auseinandersetzungen um Diagnose, Pro-

phylaxe und Therapie ihren Platz einzunehmen. Der Andrang dahin ist freilich nicht groß, wie der 
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letzte Kongress des Verbandes der Historiker in Aachen zeigte. Spät wurde ein Tagesordnungs-

punkt bestimmt, der sich mit dem Rechtsextremismus befasste. Seine Resultate müssen geringfügig 

gewesen sein. Irgendwelche Verbreitung haben sie nicht einmal in der Zunft, geschweige denn in 

der Öffentlichkeit gefunden. 

Umso mehr ist zu begrüßen, dass eine kleine, aber kompetente Gruppe von Forschern sich hier heute 

daran macht, die Geschichte der eigenen Region erneut darauf zu befragen, was sie an Einsichten 

darüber hergibt, wie faschistische Bestrebungen sich gebildet und durchgesetzt haben. Auch wenn 

der Vergleich mit dem Gegenwärtigen in dem Programm nicht vorgesehen ist, so darf doch mitge-

dacht werden, ob und inwieweit das Gefundene von aktuellem Belang sein könnte. Mein eigener Part 

besteht nun darin, bevor wir auf die beiden Mecklenburg und Pommern zu sprechen kommen, dem 

einen breiteren Rahmen zu geben, einen Rahmen, der überschritten werden kann, also kein Prokrus-

tesbett zu zimmern. Wegen der Kürze der Zeit will ich mich drei Fragen zuwenden, die wiederholt 

einfach formuliert und gestellt worden sind und doch in weitläufige Zusammenhänge führen: 1. Wer 

verhalf Hitler – der Name steht hier für die politische Führungsgruppe des deutschen Faschismus – 

zur Macht? 2. Welche Rolle spielte bei der Machtübergabe die Massengefolgschaft des Faschismus? 

3. Welche Chancen besaßen die antifaschistischen Kräfte, den Sieg des Faschismus zu verhindern? 

Dabei ist unvermeidlich, hier und auch verknappt, jeweils einige Worte darüber zu verlieren, worin 

der bleibende Wert der Antworten besteht, die von der Geschichtswissenschaft der DDR gegeben 

wurden und worin die Grenzen, Irrtümer eingeschlossen, dieser Antworten liegen. 

Zuvor aber soll doch in groben Strichen gesagt sein, welche Allgemeinheiten und welche Besonder-

heiten sich im Norden und Nordosten des Deutschen Reiches zu Zeiten der Weimarer Republik an-

treffen ließen, die für den Aufstieg der NSDAP Bedeutung gewannen. 

Unter regionalem Gesichtspunkt hat die Geschichte des Faschismus in Deutschland die Aufmerksam-

keit vor allem auf zwei politisch-geographische Felder gelenkt. Das waren Bayern als dasjenige Land, 

in dem die faschistische Bewegung entstanden war, und demnächst die norddeutschen Gebiete und 

Länder, in denen sie zuerst einen tiefen Einbruch in die Wählerschaft erreichen konnte. Zu den sozi-

alen, politischen und geistigen Prägungen des Nordens des Deutschen Reiches gehörte erstens sein 

überwiegend agrarischer Charakter, zweitens sein ebenso überwiegend durch den Einfluss der evan-

gelischen Kirche bestimmtes religiöses Leben und drittens seine seit dem Beginn der Weimarer Re-

publik zu beobachtende Fixierung auf rechte und rechtsextreme Parteien und Organisationen, was 

sich parteipolitisch in der Wählerschaft der DNVP und kleinerer, auch kurzlebiger regionaler Parteien 

ausdrückte, die allesamt nichts weniger denn republikanisch genannt werden können. Von da und aus 

den Organisationen der „Grünen Front“ zu den Faschisten war der Weg kurz, wie sich erweisen sollte 

und zuerst in der nördlichsten preußischen Provinz zeigte. 

Der Durchbruch der Nazipartei zum Masseneinfluss in einer ländlichen Region erfolgte 1928 in 

Schleswig-Holstein und wirkte sich auf die Orientierung der NSDAP in den Kämpfen um Wähler-

massen orientierend aus. Im Vergleich mit den Städten und den industriellen Gebieten ließen sich auf 

dem sog. platten Lande, soweit es nicht eine Domäne des Katholizismus war, ungleich leichter und 

mit weniger Aufwand Erfolge erreichen. Die ideologisch-politische Vorarbeit der rechten Parteien 

und Organisationen hatte den Boden schon bereitet und die Wirkungen der Weltwirtschaftskrise so-

wie die Agrarpolitik der Regierung Brüning mit dem Landwirtschaftsminister Schiele ließen überall 

das Bedürfnis nach einem Retter anwachsen. Die NSDAP bot ihn, er hieß Hitler. Das Gesagte illust-

rieren zwei Zahlenreihen: In Schleswig-Holstein gewann die DNVP bei den Reichstagswahlen 1928 

noch 23 Prozent der Stimmen, was bereits einen Rückgang um 10 Prozent gegenüber 1924 bedeutete. 

1930 sackte ihr Wähleranteil in der Provinz auf 6 Prozent ab. Demgegenüber stieg jener der NSDAP 

von 1928 zu 1930 von 4 auf 27 Prozent an. 

Wohin die Entwicklung trieb, hatte in den norddeutschen Gebieten warnend schon 1929 das Volks-

begehren gegen den Young-Plan verdeutlicht, bei dem DNVP und NSDAP gemeinsam, wenn auch 

jeweils mit eigener Rechnung agierten. Hier, in einer Atmosphäre, die sich gegen die Siegermächte 

des Weltkriegs richtete und Nationalismus und Nationalchauvinismus hochpeitschte, zeigte sich ein 
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vierter Faktor, der besonders in den ost- und nordostdeutschen Gebieten wirkte: die Grenznähe, die 

bei einem erheblichen Teil der Bevölkerung die Anfälligkeit gegenüber jenem Gemisch von sozialer 

und nationaler Demagogie hervorrief, welche die deutschen Faschisten am skrupellosesten betrieben. 

Während im Reichsdurchschnitt für das am 22. Dezember 1929 gescheiterte Begehren 13, 8 Prozent 

der Stimmen votierten, waren es in den (Grenz-)Wahlkreisen Pommern 33, in Ostpreußen 26 und in 

Frankfurt a. d. O. 24 Prozent. 

Den sozialen Hintergrund des politischen Trends, der sich zwischen 1930 und Hochsommer 1932 

entwickelte, mögen zwei Zahlen aus dem tiefsten Krisenjahr verdeutlichen, in dessen Mitte sich dann 

auch eine Wende abzuzeichnen begann. In diesem Jahr wurden in Deutschland 18.400 Bauernhöfe 

zahlungsunfähig und 7.060 Betriebe mit einer Fläche von 153.000 ha versteigert. Preisverfall für die 

Erzeugnisse der Bauern, dazu ein Rückgang des Absatzes aufgrund der Massenarbeitslosigkeit in den 

Städten führten immer mehr Selbständige in den Ruin und ließen über immer mehr Bauernhöfen den 

Pleitegeier kreisen, die Drohung des Konkurses und der Zwangsversteigerung. Faschistische Parolen 

wie „Rettung des Bauernstandes heißt Rettung der Nation“ und das Versprechen, den „Nährstand“ 

wieder zum ersten unter allen deutschen „Ständen“ zu machen, mussten da auf einen aufnahmeberei-

ten Boden fallen. Bei den Juliwahlen 1932 belief sich in den protestantischen Agrarregionen im Nor-

den der Anteil der NSDAP Wähler dann auf 41 Prozent, während er in den anderen Gebieten des 

Reiches 31 Prozent ausmachte. 

Betrachtet man die Ergebnisse in den nordostdeutschen Wahlkreisen im Einzelnen, so blieb der Wahl-

kreis Pommern, der 1928 noch geringfügig hinter Mecklenburg gelegen hatte, in allen folgenden Jah-

ren an der Spitze (1928: 1,5, 1930: 24,3, 1930 – I: 47,9, 1932 – II: 43,1), was bedeutete, dass in 

Pommern 1930 bereits jeder vierter und Mitte 1932 nahezu jeder 2. Wählende für die NSDAP ge-

wonnen war. Der dann folgende Wahlkreis Ostpreußen weist von einem Ausgangspunkt 1928 von 

0,8 eine ähnliche Steigerung über die Positionen 22,5, zu 47,1 und dann einen Abfall zu 39,7 auf. 

Und für Mecklenburg lautet die Zahlenreihe: 2,0–20,1–44,8–37,0. 

Lagen 1928 die Ergebnisse in den drei nordostdeutschen Wahlkreisen noch unter dem Reichsdurch-

schnitt, der damals zu vernachlässigende 3,5 Prozent ausmachte, so übertrafen sie bei allen drei fol-

genden Reichstagswahlen diesen erheblich. Am stärksten waren die Abweichungen bei den Juliwah-

len 1932. Im Reichsdurchschnitt verbuchte die NSDAP ihr bestes Ergebnis mit 37,2 Prozent aller 

abgegebenen Stimmen, übrigens bei einer Wahlbeteiligung von 84,0 Prozent, der höchsten, die in den 

Jahren der Weimarer Republik erzielt wurde und mit der selbst die Beteiligung an den Januarwahlen 

1919 noch übertroffen wurde, die dann zum November auf 80,6 (das ist in absoluter Zahl ein Minus 

von 1,4 Millionen Wählern, die nach dem Abstimmungsmarathon des Jahres nicht mehr an die Urnen 

gingen) absank. Mecklenburg lag im Juli um 7,6 Prozentpunkte, Ostpreußen um 9,9 und Pommern 

gar um 10,7 über dem Reichsdurchschnitt. Die drei nordostdeutschen Wahlkreise 1: Ostpreußen, 6: 

Pommern und 35: Mecklenburg können daher wirklich als die Hochburgen der NSDAP bezeichnet 

werden, gefolgt von den nordwestdeutschen. Das drückte sich auch in den aufgrund von Wahlergeb-

nissen zustande gekommenen Landesregierungen aus. In Mecklenburg-Schwerin regierte 1932 die 

NSDAP bereits absolut, wie übrigens auch in Oldenburg. In Mecklenburg-Strehlitz tat sie das ge-

meinsam mit der Deutschnationalen Volkspartei wie auch in Anhalt-Dessau. (Und in Thüringen war 

der Landbund der Partner der NSDAP.) 

Für die Wahlforschung gibt es keinen Zweifel, dass die Urteile schon der Zeitgenossen stimmen, 

wonach das ländliche Kleinbürgertum, die sogenannten Mittelschichten, für diese Wahlergebnisse 

verantwortlich sei, also die in der damaligen Statistik unter den Selbständigen geführten Bauern. Ei-

nen schwer zu bestimmenden, aber jedenfalls beträchtlichen Teil der Wählerschaft Hitlers stellten 

offenkundig die Land- und Forstarbeiter, die unter der Arbeiterschaft der Weimarer Republik selbst 

insgesamt 17 Prozent ausmachten. Es wird geschätzt, dass die Zahl der NSDAP wählenden Landpro-

letarier sich zur Betriebsgröße umgekehrt proportional verhielt, d. h. je kleiner der Betrieb, umso eher 

und umso mehr wählten die dort Beschäftigten die Nazis und umgekehrt, was doch wohl bedeutet, 

dass dort, wo es eine Konzentration von Landarbeitern bei Großbauern und auf großen Gütern gab, 

sich gegen die Werbungen der NSDAP auch andere Einflüsse durchzusetzen vermochten, während 
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die relative Vereinzelung in mittleren Betrieben dahin wirkte, dass Eigentümer und Lohnabhängige 

häufiger gemeinsam „braun“ wählten. 

Zu den Wahlergebnissen der NSDAP haben in einem auch zahlenmäßig nicht zu ermittelnden Teil 

die Pfarrer der evangelischen Kirchen beigetragen. Das betrifft nicht nur die wenigen, die sich bereits 

offen zur Nazipartei bekannten und ihre Schäflein aufriefen, ein Gleiches zu tun, sondern vor allem 

die größere Zahl, die sich parteipolitisch neutral gab, wie das von den kirchlichen Obrigkeiten – mit 

welchem Ernst auch immer – gefordert wurde. Der Beitrag der evangelischen Geistlichkeit dürfte vor 

allem darin bestanden haben, dass sie mit wenigen Ausnahmen permanent vor Wahlen dazu aufrief, 

nur solche Parteien zu wählen, die sich gegen Bolschewismus, Gottlosigkeit und Atheismus ausspra-

chen. Da war die NSDAP mit ihrem taktisch geschickten Bekenntnis zum „positiven Christentum“ 

eingeschlossen, gehörte mithin zum Favoritenkreis. Auch hier erwiesen sich Zeitgenossen als scharfe 

Beobachter. Mit Bezug auf die Reichspräsidentenwahlen 1932 schrieb die „Neue Züricher Zeitung“ 

am 12. Juni 1932: „Gewiß hat die evangelische Kirche also solche politisch keine Stellung bezogen. 

Sie hält sich neutral, aber die Tatsache ist eben doch, dass viele ihrer führenden Persönlichkeiten vor 

allem in der Geistlichkeit, insbesondere in deren jüngerer Generation, weithin durch das ganze Reich 

zu einem beträchtlichen Teil mit Hitler sympathisieren oder offen sich für seine Partei betätigen.“ 

Was diese Parteinahme ebenso wie die der reaktionären großen Grundbesitzer und ihrer Organisati-

onen charakterisierte, war nicht die Frontstellung gegen bestimmte Grundsätze und Maßnahmen der 

jeweiligen Regierungspolitik, sondern die Bekämpfung des ganzen republikanischen „Regierungs-

systems“. 

Nun aber zu den drei schon bezeichneten Fragen. 

Zu 1. 

Wegen der folgenden Stichworte: Schuld und Verantwortung, war die Frage, wie der deutsche Fa-

schismus „in den Sattel“ gelangte, naturgemäß die umstrittenste, die sich an das Ende der Weimarer 

Republik richtete. Es genügt, auf die Auseinandersetzungen zu verweisen, die um den Wert der sog. 

(das ist eine Falschbezeichnung) Industrielleneingabe vom November 1932 geführt wurden, um sich 

die Zähigkeit vor Augen zu halten, mit welcher das Geschichtsbild zurückgewiesen wurde, das Mäch-

tige der deutschen Wirtschaft für den Weg zum 30. Januar 1933 als haupt-(mitunter auch fälschlich 

als allein-)verantwortlich kennzeichnete. Heute kann nicht gut bestritten werden, dass sich führende 

Kreise des deutschen Bank- und Industriekapitals mit dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise zuneh-

mend für das wirkliche Programm der NSDAP-Führer – nicht die 25 Reklamepunkte – zu interessie-

ren begannen, zu ihnen Kontakt aufnahmen, sich durch Begegnungen auch selbst einen Eindruck von 

dem Typ unbekannter Politiker zu machen wünschten und vor allem sie auch zu fördern begannen, 

materiell – da mag das Ausmaß der Zuwendungen mitunter übertrieben worden sein – und ebenso 

und wichtiger noch gesellschaftlich, ideell und organisatorisch. 

Die Frage ist, was diese Mächtigen dabei leitete. Die vereinfachende und zugleich entschuldigende 

Antwort lautet noch immer: Revolutionsfurcht. Und die Gegenantwort, die nicht bestreitet, dass es 

den Oberschichten immer um Herrschaftssicherung geht, verweist darauf, dass sich die Rechnungen 

und Kalküle darin nicht erschöpften, sondern dass die Faschistenführer als eine Spezies angesehen 

wurden, mit der sich die nie aufgegebenen außenpolitischen Expansionsprogramme verwirklichen 

lassen würden. Hitler sei in diesen Kreisen also auch gewählt worden im Wissen, dass, wer ihn wähle, 

einen Kriegsherrn bekommt. Heute sind es nicht nur die Marxisten, die diesen Zusammenhang her-

stellen. Nicht nur für die Mächtigen der Wirtschaft, sondern viel weitergehend für die deutschen Eli-

ten ist zunehmend der Nachweis geführt worden, dass sie sich mit den Ergebnissen des später Ersten 

genannten Weltkrieges nie abgefunden haben und die Revanche für sie eine laut oder stillschweigend 

verabredete Sache war. 

Das bedeutet nun nicht, dass ihr Kriegsbild mit demjenigen Hitlers damals und später vollständig 

kongruent gewesen sei. Diese Vorstellung erledigt sich allein mit der Feststellung, dass weder das 

eine noch das andere bereits feste Konturen besaß. Doch im Denken dieser Schichten galt der Krieg 

als ein legitimes Mittel der Außenpolitik, wie weit man auch noch von der Aussicht entfernt war, es 
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einsetzen zu können. Hitler verhieß, dem mit einem geschlossenen Volke näher zu kommen. Er si-

cherte das und mehr den Generalen bereits in seiner Rede am 3. Februar 1933 zu, und es gibt keinen 

Grund anzunehmen, dass über diese Fragen während der ebenfalls geheimen Treffen in den Jahren 

zuvor mit Kapitalisten und Großagrariern nicht gesprochen worden wäre, wenn darüber verständli-

cherweise auch keine Protokolle existieren. 

Die Schwäche des von den Marxisten vertretenen Bildes von der Rolle der Wirtschaftsmächtigen 

beim Aufstieg und Machtantritt der Naziführer bestand darin, dass zwischen ihnen nicht genügend 

differenziert und der Eindruck erweckt wurde, es habe sich auf dem Wege zum 30. Januar hin um 

einen monolithen Block des Kapitals gehandelt. Auch das Prozesshafte und Widersprüchliche dieses 

Weges ging mitunter verloren. Kaum gesehen wurde, dass sich die Favorisierung des Faschismus für 

die Herrschaftsgewohnten auch als ein Risiko darstellte und nicht alle gleichermaßen bereit waren, 

sich ihm auszusetzen. Die aber führend hervortraten, vermeinten zuversichtlich, sie würden einen 

„Rahmen“ schaffen können, in dem sich die neue und unerfahrene Staatspolitikergruppe dann bewe-

gen müsse. Es zeigte sich, das führt über mein Thema hinaus, dass dies überflüssig war und sich die 

Befürchtungen rasch erledigten. Hitler erwies sich zunächst und lange als des Kapitals bester Mann. 

Doch fielen die Interessen der politischen und der Wirtschaftsführer – Kapitaleigner und Manager –, 

was auch zu gering veranschlagt wurde, nie vollständig zusammen. Das ergab sich allein schon aus 

der Grundtatsache, dass die Macht dieser originär und geschichtlich fest gegründet, die der anderen 

abgeleitet war und Dauerfundament – Stichwort: Tausendjähriges Reich – erst gewinnen sollte. 

Ende 1932 war es nach allem unserem Wissen eine Minderheit von einflussreichen Personen aus den 

Kreisen des Kapitals und des großen Grundbesitzes, die sich für die Ernennung Hitlers zum Reichs-

kanzler aussprach und mit Politikern jene Intrige inszenierte, die den Führer der NSDAP und einige 

seiner Mitführer in die Wilhelmstraße gelangen ließen. Gegen sie sind Gegenkräfte aus den eigenen 

Schichten in erkennbarer Zahl und von Gewicht nicht aufgetreten. Die Möglichkeiten, aus der öko-

nomischen und politischen Krise heraus zu kommen, schienen sich in deren Denken offenbar er-

schöpft zu sein. Ein aussichtsreiches vom großen Kapital oder Teilen davon betriebenes Anti-Hitler-

Projekt existierte nicht. Schleicher bewies das eher, als dass er eine solche Alternative dargestellt 

hätte. So kamen diejenigen ungehindert zum Zuge, die längst gemeint hatten, Hitler oder einer seiner 

Paladine müsse in die Reichsregierung, und die nun dafür eintraten, dass er eine solche Regierung 

anführen solle. Das Argument, es hätte in jenen kritischen Monaten doch eine Mehrheit der Ober-

schichten die Deutschnationalen favorisiert, erweist sich bei näherer Betrachtung als wenig stichhal-

tig. Die nachgewiesene Unterstützung, welche die Partei Hugenbergs bei den Wahlen im Herbst 1932 

erhielt, war kein Weg, der um Hitler herumführen sollte, sondern bezeugt den Versuch, den Partner 

der NSDAP möglichst stark zu machen, und dies wieder war Ausdruck und Bestandteil der Politik 

der Risikobegrenzung. 

Hitler ist, wie noch vor Jahren ein Bundespräsident – es war Walter Scheel – während einer Gedenk-

rede behauptete, nicht gewählt worden. Er kam durch eine Intrige der an seiner Berufung zum Reichs-

kanzler Interessierten an die Machthebel. Und derlei konnten nicht die sog. einfachen Leute spinnen. 

Hindenburg hätte sich um deren Eingaben und Drängen so wenig geschert, wie ihn das Lebensinte-

resse seiner Untergebenen beschäftigte, als er an der Spitze der Obersten Heeresleitung stand. Das 

Bild der Intrige stammt nicht aus einer späten Erkenntnis der Geschichtswissenschaft. Zeitgenossen, 

wie etwa Carl von Ossietzky in der „Weltbühne“, haben das Treiben gesehen und davor gewarnt. 

Indessen waren die Intrige und die Intriganten nur die Erscheinungsform. Das Wesen des Vorgangs 

bestand darin, den politischen Aktionsradius der Massen dauernd radikal zu beschneiden, um das 

Heft selbst und durch keinen Widerstand von Volksteilen unbehindert in die Hand zu bekommen. Die 

zwölf Jahre lang von der Republik am meisten profitiert hatten, weinten ihr keine Träne nach. 

Zu 2. 

Hitler wäre nicht in die Wilhelmstraße gelangt, hätte er nicht Millionen Deutscher hinter sich gehabt. 

Sie bildeten sein politisches Kapital. Ohne sie wäre er schlechthin uninteressant gewesen, der nur als 

Exot angesehene Guru einer Sekte. Damit ist gesagt, dass die Gefolgschaft dieses Mannes, die ihn 
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zwar nicht auf den Platz des Reichskanzlers bringen konnte, doch eine notwendige Bedingung dafür 

schuf, dass er dahin gelangen konnte. Dies wiederum erfüllt etwa – juristisch gesprochen – den straf-

baren Tatbestand der Beihilfe, wobei es eine sekundäre Frage ausmacht, ob diese im klaren Wissen 

um die Ergebnisse eigenen Tun und Lassens geleistet wurde. Jedenfalls wollte die Gefolgschaft Hit-

lers ihren „Führer“ an der Staatsspitze und viele feierten das, als er dahin gelangt war, auch in einem 

Zustand politischer Trunken- oder richtiger: Besoffenheit. 

War auch der Anteil, den die Masse der Mitglieder und Wähler, die sich irrtümlich das Alleinver-

dienst am Aufstieg ihres Idols zuschrieb und die dies auch von diesem schmeichlerisch bescheinigt 

bekam, zu Hitlers Inthronisation beigetragen hatte, gegenüber dem Anteil von Bank- und Industrie-

herren und von Großagrariern abzustufen, so existierte er doch. Er bildete keine von der Geschichts-

wissenschaft zu vernachlässigende Größe. Anfänglich, d. h. in den ersten Jahren nach 1945, war da-

von in der Sowjetischen Besatzungszone die Rede, nicht zuletzt auch deshalb, weil die Deutschen 

von den Alliierten eine Inhaftnahme für die Folgen des Regimes erlebten und ihnen erklärt werden 

musste, dass dies kein Unrecht sei. Gedächtnisse waren zu beleben, denn zu viele wollten sich nicht 

erinnern. 

In der Geschichtswissenschaft gibt es über diese Zusammenhänge kaum noch einen ernsthaften Streit, 

wenn auch die Gewichte von Verantwortung und Schuld auf die einzelnen Klassen, Schichten und 

Gruppen sehr ungleich verteilt und häufig die geschichtsmächtigen Faktoren vermischt und ver-

schmiert werden. Max Horkheimers Diktum, formuliert in den USA, der Zweite Weltkrieg hatte ge-

rade begonnen, „Wer nicht vom Kapitalismus reden will, soll vom Faschismus schweigen“ erfuhr in 

der Bundesrepublik Deutschland längst eine charakteristische Abwandlung, die etwa lautet „Wer hier 

schon vom Faschismus reden muss, sollte wenigstens über den Kapitalismus schweigen.“ Dem fol-

gend, wird über die Volksmassen, den greinenden Lümmel, der eingelullt worden sei, geredet, ge-

schrieben und philosophiert. Von Deutschen und durch Ausländer. Das Groteskeste, was in den letz-

ten Jahren zu diesem Thema beigesteuert worden ist, stammte von Daniel J. Goldhagen, der im Jahre 

1933 den erfüllenden Moment erblickte, da die Deutschen, eine Phalanx von Antisemiten, endlich 

den Mann gefunden hatten, der sie zum Massenmord an den deutschen – und nicht nur den deutschen 

– Juden führte. 

Welche Motive haben – rundgerechnet – von fünf erwachsenen Deutschen zwei unter die Haken-

kreuzbanner geführt, eine Zahl, die sich ergibt, wenn man das Wahlergebnis des Juli 1932 ansieht. In 

manchen Bereichen und namentlich in den norddeutschen Ländern und Provinzen stellt sich die Zahl 

noch dramatische dar. Hier entschied sich wirklich eine Mehrheit der Wähler für die NSDAP – wir 

werden davon noch hören –, was sich aber im Reichsdurchschnitt nicht niederschlagen konnte, da in 

den Landesteilen, in denen sich die Arbeiterklasse konzentrierte und die drei Parteien – SPD, KPD 

und Zentrum – stabile Anhängerschaften besaßen, diese verheerenden Ergebnisse kompensiert wur-

den. Doch in einer Reihe von Ländern kamen sie zur Geltung. Es ist wenig in das Bewusstsein selbst 

historisch Interessierter gedrungen, dass im Deutschen Reich schon vor 1933 die Nazis in sechs Län-

derregierungen saßen (oder gesessen hatten): in Thüringen, Oldenburg, Anhalt-Dessau, Braun-

schweig und in den beiden Mecklenburg. 

Von welchen Motiven die Entscheidungen für die NSDAP bestimmt wurden, kann der Historiker 

exakt nicht angeben, zumal seinerzeit die Befragungen der Menschen, wie immer man deren Wert 

auch ansehen mag, sich noch in einem sehr frühen Stadium befanden. Sicher, und nicht nur für jenen 

Zeitabschnitt gilt, dass es zumeist nicht ein einzelner Faktor war, der Handlungen oder Unterlassun-

gen bestimmte. Das trifft für den ideologischen Bereich mehr noch als für den materiellen zu. Natio-

nalismus und Rassismus, Antikommunismus und Antibolschewismus, Antikapitalismus und „An-

tiplutokratismus“ existierten nicht nur in der Ideologie und der Demagogie, die sind nicht identisch, 

als ein Gemisch, das sich durch kein Scheidewasser trennen lässt. Als solches fanden sie sich auch in 

den Köpfen der Anhänger. 

Eindeutiger mag hingegen jener Teil der Antriebe gewesen sein, der aus der sozialen und materiellen 

Lage derjenigen herrührte, die so viele Millionen in das Lager der Faschisten lockte und trieb. Dass 
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Arbeitslosigkeit und Verlust jeder akzeptablen Lebensperspektive Menschen zu Parteigängern der 

NSDAP machten, ist unbestritten. Sie wünschten und drängten auf einen raschen Wandel, den ihnen 

die Demagogen versprachen. Zu wenig beachtet erscheint noch immer, dass es nicht nur und womög-

lich gar nicht in erster Linie die bereits ins soziale Nichts Gefallenen waren, die verzweifelt nach dem 

Retter Ausschau hielten und ihn in Hitler gefunden zu haben glaubten, sondern dass es zu einem 

gewiss hohen Prozentsatz gerade diejenigen waren, die am Abgrund standen und in ihn zu stürzen 

drohten. 

Damit existierte ein allgemeiner Boden, der zum Erfolgselixier der Nazis wurde, ein Boden, auf dem 

sich die ehrliche Argumentation der Kommunisten wie der Sozialdemokraten, denn in diesem Punkte 

machten beide keinen Unterschied, viel weniger festsetzen konnte. Denn die einen wie die anderen 

waren außerstande, einen raschen Wandel zu versprechen, herbeigeführt einzig durch eine Stimmab-

gabe in Wahllokalen und das Marschieren hinter einer Fahne. Ohne das soziale Elend von Millionen, 

ohne das Heer der Erwerbslosen, Arbeitern und Angestellten, ohne die bankrotten oder den Bankrott 

fürchtenden Bauern, Kleinhändler und Handwerker, ohne die keiner Nachfrage gegenüberstehende 

junge Intelligenz wären die 13 Millionen Wähler der NSDAP bei den Reichstagswahlen am 31. Juli 

1932 nicht zu formieren gewesen. 

Eine weitere Frage lautet aber: Wenn die sozialen Versprechungen der Hitler-Demagogen so anziehend 

waren, warum ist deren Wirkung nicht durch die anderen Seiten von deren Werbungen wieder aufge-

hoben worden? Warum nicht durch die doch kriegsdrohende nationalchauvinistische Aufputschung, 

gerichtet gegen die Siegermächte des Weltkrieges? Warum nicht durch den wütenden und widerwär-

tigen Antisemitismus? Warum nicht durch die massenhaften geistigen Zumutungen, die diese „Geis-

teshelden“ jedem denkenden Verstand zuteilwerden ließen? Die Antwort liegt im Zusammentreffen 

einer ideologischen in Krieg und Nachkrieg entstandenen Bereitschaft, schärfste reaktionäre Parolen 

aufzunehmen, mit dem Ausbruch einer sozialen Katastrophe, die an die sozialen und d. h. immer 

menschlichen Verheerungen der nur wenige Jahre zurückliegenden Inflation erinnerte. 

Dass Erziehung oder fehlende Zuneigung im Elternhaus, dass Bildungsgrad, dass eine Prädisposition 

für Aggressivität u. a. Faktoren bei der Entscheidung für den Faschismus oder zu seinen Gunsten eine 

Rolle spielten, wird niemand ernsthaft bezweifeln. Die Wege der Einzelnen in die Reihen der NSDAP 

oder von deren Wählerschaft sind vielfältig und auch von Zufällen abhängig gewesen. Doch den 

Gegenstand der Historiker macht nicht die Frage aus, wie kamen Müller aus dem Hinterhaus und 

Meier aus der Laube unter das Hakenkreuz, sondern welche Voraussetzungen und Bedingungen führ-

ten dahin, dass einige Millionen Müllers und Meiers der falschen Flagge folgten. Und da muss von 

den kapitalistischen Zuständen die Rede sein, zu denen Bildung und Unbildung gehörten. Der auch 

gegenwärtig beliebte Hinweis auf Bildungsdefizite, die den Demagogen ihr Werk erleichtern, besitzt 

seine Berechtigung, verlangt aber zwei Zusätze. Zum einen führt die Betrachtung dieses begünsti-

genden Faktors keineswegs aus dem Kapitalismus heraus, denn es geht doch um dessen Schulen. 

Zum anderen gehörten in einer übermäßig hohen Zahl gerade Studenten zu den Aktivisten der deut-

schen Faschisten, und an den Hochschulen waren die Allgemeinen Studentenausschüsse früh fest in 

deren Hand. Bei diesen Söhnen der Begüterten und Reichen sowie aus dem Kleinbürgertum mag die 

Übereinstimmung mit der Ideologie der Hitler, Rosenberg, Goebbels u. a. eine größere Rolle gespielt 

haben als etwa bei Kleinbauern oder Landarbeitern, die von einem regierenden Hitler materielle Si-

cherheit oder Besserstellung verlangten. Für die Mehrheit der Gefolgschaft – das lässt sich ohne Ri-

siko sagen – waren die Perspektiven auf einen ungefährdeten Arbeitsplatz oder auf das Ende der 

Konkursdrohung ausschlaggebend. Dafür stehen auch die Entwicklungen nach dem 30. Januar 1933, 

als die Versprechungen auf den Prüfstand gerieten und die aufgepulverten Erwartungen nicht zu arg 

enttäuscht werden durften. 

Noch immer wird in der Geschichtsschreibung darüber diskutiert, ob diese Gewinnung und Rekru-

tierung von Millionen – wie sich am Ende zeigte, gegen ihre Grund- und vielfach auch direkt gegen 

ihre Lebensinteressen – als Verführung richtig bezeichnet ist und ob von den Verführten nicht zutref-

fend als Opfer gesprochen werden muss, eine Kennzeichnung, die gewiss eine Entlastung von Ver-

antwortung einschließt. Die Parteigänger des Faschismus wurden zu einem großen Teil später eine 
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besondere Kategorie von Opfern des Systems, aber bevor sie das wurden, waren sie seine Instrumente 

und Täter, viele wurden es schon vor 1933 und sie waren es nicht willen- und alternativlos geworden. 

Jeder Deutsche besaß unter den Bedingungen des bürgerlich-parlamentarischen Regimes der Weima-

rer Republik die Möglichkeit, sich so oder auch anders zu entscheiden. Für manchen mag das nur 

eine abstrakte Möglichkeit gewesen sein, für viele aber eine konkrete, auch da sind die einen von den 

anderen zahlenmäßig nicht zu sondern. Erst die Tatsache vorhandener Auswahl- und Entscheidungs-

möglichkeiten rechtfertigt überhaupt, von Verantwortung und Schuld zu sprechen. Historische 

Schuld bezieht sich auf die Zeitgenossen. Sie vererbt sich nicht – das geschieht nur in der Sage und 

Dichtung. Anders steht es mit der Verantwortung. 

Zu 3. 

Die Frage, ob die Machtübergabe an die deutschen Faschistenführer zu verhindern gewesen wäre, 

führt unvermeidlich in den Bezirk der ungeschehenen Geschichte. Der Historiker begibt sich mit ihr 

aus der ihm oft zugeschriebene Rolle des „rückwärtsgewandten Propheten“. Er betritt das Reich, in 

dem Mutmaßungen angestellt werden, mitunter Spekulationen wuchern, und schreitet er da hurtig 

aus, führt es in den Sumpf. Gegen eine Einheitsfront der Arbeiter mit dem Kern ihrer beiden großen 

Parteien und den Gewerkschaften wäre der Faschismus in Deutschland nicht durchgekommen, lautet 

eine These, und deren Akzeptanz hat nicht zum geringsten im Osten Nachkriegsdeutschlands zur 

Vereinigung der beiden Arbeiterparteien geführt, ein Schritt, in dem sich bei den Zeitgenossen des 

Jahres 1933 doch auch ein Schuldbekenntnis ausdrückte und die Bereitschaft, verspätet zwar, sich 

lernend zu korrigieren. Mitunter ist gar behauptet worden, noch in letzter Minute wäre der Faschismus 

zu verhindern gewesen, selbst dann noch, als Hitler schon in dem vordem von Bismarck genutzten 

Regierungszimmer saß, wären nur – so meist die Fortsetzung – die ehrlich gemeinten Angebote der 

KPD-Zentrale an die Führung der SPD angenommen worden. 

Hier ist viel Wunsch- und Wegdenken im Spiel. Seit den Augusttagen des Jahres 1914 klaffte in der 

deutschen Arbeiterbewegung ein tiefer Graben. Von keiner der beiden sich seit 1919 bekämpfenden 

Parteien war nach der Kriegsniederlage ein Versuch gemacht worden, ihn auch nur teilweise zuzu-

schütten. Das Verhalten in den Tagen von Revolution und Gegenrevolution – Stichwort: Noske und 

die Januarkämpfe –, das konträre Verhältnis zur russischen Revolution, zu Sowjetrussland und zur 

UdSSR, die ebenso konträre Stellung zur und in der Weimarer Republik hatten im Gegenteil diesen 

Graben vertieft. Und auch der Aufstieg des Faschismus wurde in den Parteizentralen nicht zum Anlass 

genommen, einen neuen Ausgangspunkt in den gegenseitigen Beziehungen zu gewinnen. Eine solche 

Chance bot sich, als die bürgerlichen Parteien die Koalitionsregierung Hermann Müller aufsprengten 

und die Sozialdemokratie wieder in die Opposition verwiesen. Das Krisen- und Entscheidungsjahr 

1932 hat – anders als es eine in der DDR gepflegte Legende besagte – keinerlei wirkliche Annäherung 

der beiden Parteien, von Vorgängen an einzelnen Orten abgesehen, gebracht, sondern im Ganzen 

diesen Graben eher noch weiter verbreitert und vertieft. Das geschah zum einen durch die Parteinahme 

der SPD zugunsten der Wiederwahl Hindenburgs und durch die lahme und bedeutungslose Reaktion 

auf den Preußenstaatsstreich des Kabinetts von Papen. Zum anderen dauerten die Versuche der KPD 

an, die Konkurrenz der „Sozialfaschisten“ durch die Gewinnung von Mitgliedern aus deren Reihen 

und durch „Entlarvungen“ zu schwächen, mit dem Ziel, sie von den Arbeitern zu isolieren. 

An der Spitze beider Parteien wurden unrealistische Konzepte verfochten. Vermeinten die Kommu-

nisten, ihre revolutionäre Parole der faschistischen, gegenrevolutionären im außerparlamentarischen 

Kampf entgegenstellen und dafür Anhänger gewinnen zu können, so verblieben die Sozialdemokra-

ten innerhalb der Bannmeile bürgerlich-parlamentarischen Vorgehens und glauben gar, sie könnten 

„in der Stunde der Gefahr“ davon abgehend und ohne die störenden Kommunisten mit den Nazis 

fertig werden. Um diesen jeweiligen Kurs aufzugeben, wäre auf jeder Seite eine Berserkerarbeit not-

wendig gewesen, die rechtzeitig begonnen werden musste. Deren Inangriffnahme hätte wiederum 

eine Führerschaft von einem Weitblick, mit einer historischen Phantasie und einem Mut zum politi-

schen Risiko vorausgesetzt, die weder hier noch dort angetroffen werden konnte. Ihre klügsten Köpfe 

hatten beide Parteien vor die Türe gesetzt. 



39 

Dieses Bild könnte den Verdacht erregen, dass der Faschismus nicht aufzuhalten gewesen sei. Von 

einem bestimmten Punkte an war das der Fall. Die Entscheidungen, wohin und wieweit geschichtli-

che Prozesse führen, fällt meist nicht an den Daten, die später in den Geschichtsbüchern stehen, son-

dern bereits mehr oder weniger lange vorher. Sie fallen zudem meist unspektakulär, nicht an einem 

und also bestimmbaren Tage, nicht durch ein festzumachenden Großereignis. Sie fiel lange vor dem 

30. Januar 1933, als Reformismus und Revolutionarismus als absolut feindliche Entgegensetzung 

angesehen und daraus abgeleitet wurde, es gäbe nur das Entweder-Oder und der Andere müsse das 

Feld ganz räumen oder wenigstens völlig marginalisiert werden, damit der Weg zum „richtigen So-

zialismus“ frei werde. Wo war dieser point of no return? Vermutlich lag er schon zwischen dem 

Rauswurf der sozialdemokratischen Politiker aus der Reichsregierung und der Entscheidung für die 

Tolerierung der Regierung Brüning, also im Frühjahr und Sommer 1930. Das ist eine Hypothese. 

Aber da glaubte noch niemand, dass die NSDAP mit einem für den Zustand der Republik dann „Erd-

rutsch“ genannten Sieg mit mehr als 18 Prozent der Wählerstimmen würde aufwarten können. Das 

tat sie am 14. September dieses Jahres. 

Selbst wenn diese Hypothese stimmt, besagt sie doch nichts über die Bedeutung, die der Kampf gegen 

den an die Macht drängenden Faschismus in den folgenden knapp drei Jahren besaß. Denn es kommt 

in der Geschichte nicht nur darauf an, welche Kräfte an die Staatsruder gelangen, sondern wie sie das 

vermögen, leicht oder durch Kämpfe geschwächt. Spanien und der „Fall Franco“ lieferte dafür 1939 

ein lehrreiches Beispiel. Unter den Niederlagen gibt es extrem entmutigende und solche, die bei aller 

Schwächung der Geschlagenen doch das „Trotz alledem“ für viele der Besiegten noch lassen. Die 

Art und Weise, wie in Deutschland Kommunisten, Sozialisten, Sozialdemokraten, ihre Niederlage 

und den Triumph ihrer Gegner hinzunehmen hatten, war weithin von entmutigender, ja demoralisie-

render Wirkung. Umso höher bleiben die Anstrengungen zu schätzen, die von jenen unternommen 

wurden, die weitermachten und die wir weiterhin antifaschistische Widerstandskämpfer nennen soll-

ten und die zu unserem eigenen Nutzen ein ehrendes, d. h. nicht ein unkritisches Gedenken verdienen. 
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Die Faschismustheorie der Kommunistischen Internationale. Soll und Haben 

Vortrag in der Rosa-Luxemburg-Gesellschaft e.V. Leipzig am 1. Dezember 1998 

Die Geschichte der Kommunistischen Internationale (1919-1943) und insbesondere die Entwicklung 

des theoretischen Denkens in ihr sind schlecht erforscht. Das mag angesichts der Tatsache verwun-

dern, dass über Jahre Parteien existierten, die sich in deren Traditionslinie sahen, in den Ländern des 

Realsozialismus und des Kapitalismus über erheblichen Einfluss verfügten und eigene Forschungs-

zentren besaßen. Doch birgt dieser „Widerspruch“ keinerlei tieferes Geheimnis. Die Bereitschaft, sich 

der eigenen Geschichte zu stellen, war nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs in der kommunisti-

schen Bewegung weithin gering. Zu Stalins Lebzeiten konnte nicht daran gedacht werden, die Kom-

intern-Geschichte kritisch zu erforschen. Doch auch nach seinem Tode (1953) und dem 20. Parteitag 

der KPdSU (1956) trat in diesem Punkte keine nachhaltige Wende ein, sondern es folgten stillschwei-

gende und halbherzige Korrekturen. In der DDR-Geschichtswissenschaft blieb es bei einer Hoch-

schätzung und Überbewertung des VII. Kongresses der Kommunistischen Internationale, ohne dass 

gefragt wurde, welche praktisch-politische Bedeutung diese Beschlüsse über Faschismus und Anti-

faschismus gewannen, die 1935 in Moskau angenommen worden waren. 

Gegenüber einer zeitweilig aufgekommenen kritischen Sicht auf die Haltung der KPD in der Endphase 

der Weimarer Republik machten sich immer stärker restaurative Tendenzen geltend, die sich einer 

quellengestützten Forschung verweigerten. Die uneingeschränkte Benutzung der in der DDR befind-

lichen im Archiv des Instituts für Marxismus-Leninismus lagernden Dokumente blieb einer Auswahl 

von Forschern, den Mitarbeitern der ZK-Institute, vorbehalten und für die Mehrheit der Historiker 

weiter verschlossen. Und die einschlägigen in Moskau befindlichen Dokumente wurden auch erst seit 

1991 dem wissenschaftlichen Zugriff zugänglich. Seitdem setzte ein Ansturm von Historikern ein.1 

Kein anderer Sektor litt zu DDR-Zeit unter dem Spannungsfeld zwischen Wissenschaft und Politik 

stärker als die Forschungen zur Geschichte der Arbeiterbewegung und der Kommunistischen Partei. 

Wer sich auf sie einließ, bekam es früher oder später mit Zensoren besonderen Typs zu tun. Da das 

bekannt war, ergab sich für dieses Spezialgebiet auch eine negative Auslese des Nachwuchses an Spe-

zialisten. Die Absolventen der DDR-Universitäten wussten, wo die relativ größeren Freiräume für das 

Forschen und Denken zu finden waren. Die klügsten bevorzugten Arbeitsplätze an Akademie-Instituten 

und an den Hochschulen. Da die PDS aus der SED herkommt, ist auch sie von den Nach- und Auswir-

kungen dieses Zustands nicht verschont geblieben. 1989, als das Manuskript des siebten Bandes der 

Deutschen Geschichte, der die Geschichte der Weimarer Republik umfasste – er ist nicht mehr erschie-

nen – diskutiert wurde, zeigten sich unter den beteiligten Herausgebern und Autoren unüberbrückbare 

Meinungsverschiedenheiten über die Darstellung der Geschichte der KPD in der Endphase der Repub-

lik. Eine mehr oder weniger unverhüllt apologetische Position stand einer anderen gegenüber, die sich 

an die Tatsachen hielt und sie kritisch zu interpretieren suchte. Der letzte Grund für diesen Zustand 

scheint mir daran gelegen zu haben, dass einige aus dem Bewusstsein, die „Sieger der Geschichte“ zu 

sein, den Schluss zogen, es gäbe keinen Grund mehr, die Sonde der Kritik an die Parteigeschichte tief 

und vorbehaltlos anzusetzen. Das war offenbar keine auf die DDR beschränkte Erscheinung. In keinem 

der „realsozialistischen“ Staaten wurde die naheliegende Aufgabe gelöst oder auch nur in Angriff ge-

nommen. Es existiert aus den Jahrzehnten der Existenz dieser Staaten mit ihren gut ausgestatteten Ge-

schichtsinstituten kein Buch, das sich heute einem Studenten als Lektüre empfehlen ließe. Das Grund-

problem, dass die in der Politik führenden „Marxisten-Leninisten“ mit der Geschichtswissenschaft (wie 

mit anderen Wissenschaften auch) offenkundig hatten, betraf nicht das Wahrheitsproblem, sondern es 

ergab sich aus dem Wunsch, aus der Wissenschaft vor allem Vergewisserung, Bestätigung, Optimismus 

zu beziehen. Doch es gehört geradezu zum Wesen der Wissenschaft, dass sie eben das allein nicht 

bereithält, sondern immer wieder Zweifel sät und Verunsicherung schafft. 

 
1  Reiner Tosstorff, „Die Geschichte der Komintern im Licht neuer Dokumente“ (d. i. ein Bericht über eine Kon-

ferenz in Moskau, die vom 20. bis 22. Oktober 1994 tagte). In: Internationale wissenschaftliche Korrespondenz 

zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 31. Jg., 1995, Heft 1. S. 55. 
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Zu dieser Grundhaltung sind andere Faktoren hinzuzuzählen, die gerade auf dem Gebiet der Ge-

schichte der Arbeiterbewegung wissenschaftsfremd und auch -feindlich wirkten. Dazu gehörte das 

falsche Bewusstsein, die kommunistische Weltbewegung habe die Lehren aus ihrer Frühgeschichte 

gezogen, weshalb über Irrtümer und Irrwege, Fehler und Versagen nicht des Langen und Breiten noch 

zu reden sei. Hier tat sich, wenn auch auf andere und verschämte Weise eine Haltung kund, die Franz 

Josef Strauß für die Nationalgeschichte vorgeschlagen hat: das Heraustreten aus dem Schatten und der 

Schritt auf die Sonnenseite. Anders ausgedrückt: Es wurde der Beschäftigung mit den Niederlagen der 

Partei und der Arbeiterbewegung und mit deren Ursachen, soweit sie nicht allein anderen Kräften als 

den eigenen zugeschrieben werden konnten, kein aktueller Erkenntniswert mehr zugemessen, unge-

achtet aller gegenteiligen Beteuerung, wonach es darauf ankam, aus der Geschichte immer wieder zu 

lernen. Hier könnte von Kennern der einschlägigen Parteiliteratur darauf verwiesen werden, an wie 

vielen Stellen sich – beispielsweise in der noch unter dem Generalsekretär Walter Ulbricht entstande-

nen achtbändigen Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung kritische Anmerkungen zu finden sind. 

Kenner des Zustandekommens dieser Passagen wissen, wie an deren sprachlichen Formulierung 

kunstvoll herumgebastelt wurde, so dass am Ende Aussagen zustande kamen, die mit dem Sprichwort 

„Wasch’ mir den Pelz, aber mach mich nicht nass“ durchaus treffend gekennzeichnet sind. 

Manche, die seinerzeit Forschungen und Klartext blockierten, mochten aber auch gut wissen, dass 

die vorurteils- und vorgabenfreie Untersuchung der Komintern-Geschichte bedeutete, in Tiefen hin-

abzusteigen und an Fragen zu rühren, an die sie nicht gerührt wissen wollten. Allein schon die Tatsa-

che, dass jede unverfälschte Darstellung an eine Vielzahl von Personen und deren Verdienste erinnern 

musste, die Opfer des Stalin’schen Terrors geworden waren, wirkte offenkundig gegenüber Fragen 

an die Geschichte verbarrikadierend. Der Halbherzigkeit der politischen Rehabilitierungen durch das 

Zentralkomitee bzw. seine zuständigen Kommissionen entsprach der unaufrichtige Umgang mit 

ihnen in der offiziellen Geschichtsschreibung. Stereotyp und kritiklos hieß es von den in den Lagern 

umgekommenen und von Kommandos erschossenen Genossen noch in dem Biographischen Lexikon 

zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, das 1970 in der DDR erschien, sie seien unter fal-

schen Anschuldigungen verhaftet worden und in der UdSSR „gestorben“.2 Da lag der 20. Parteitag 

aber schon nahezu anderthalb Jahrzehnte zurück. 

I. 

In der Bezugnahme auf die Geschichte der Komintern spielte nach deren Auflösung kein Ereignis 

eine größere Rolle als der Kongress, der 1935 in Moskau stattgefunden hatte und dem bis zur Auflö-

sung der Weltorganisation kein weiterer mehr folgte. In der DDR waren die drei Hauptreden dieses 

Kongresses, der Rechenschaftsbericht, von Wilhelm Pieck gegeben, und die Referate Georgi Dimit-

roffs und Palmiro Togliattis, zum ersten Mal 1957 veröffentlicht worden3 und zwar in einer gekürzten 

Fassung. Ihr lag der Text einer 1939 in Moskau erschienenen Publikation zugrunde. Erst 1975, aus 

Anlass des 40. Jahrestages des Kongresses, folgte eine Ausgabe, die auf die ursprünglichen Manu-

skripte bzw. die stenographischen Mitschriften zurückging. Auf Auslassungen des achtzehn Jahre 

zuvor erschienenen Drucks wurde verwiesen, jedoch wurden sie nicht kenntlich gemacht. Auch die 

Gründe blieben unerörtert, die das Verfahren verursacht hatten. Die Ausgabe von 1975 enthielt zu-

dem die Resolutionen zu allen Referaten. Im knappen Vorwort geht die verbale Hervorhebung der 

Bedeutung des Kongresses mit einer Marginalisierung der Korrekturen einherging, die an der Gene-

rallinie der Komintern vorgenommen worden waren. Ein einziger Satz besagte: „Dogmatische und 

sektiererische Ansichten innerhalb der kommunistischen Bewegung wurden einer offenen Selbstkri-

 
2  Eine Ausgabe des Lexikons, das im Institut für Marxismus-Leninismus verfasst worden war, die sich über das 

Schicksal der Verfolgten deutlicher aussprach, wurde, nachdem sie schon in einzelne Buchhandlungen gelangt 

war, wieder eingezogen. 
3  Wilhelm Pieck, Georgi Dimitroff, Palmiro Togliatti, Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kom-

munisten im Kampf für die Volksfront gegen Krieg und Faschismus, Berlin 1957. Zuvor wurden die Referate in 

einem Lehrmaterial von der Parteihochschule „Karl Marx“ beim ZK der SED veröffentlicht. Die Kommunisti-

sche Internationale. Auswahl von Dokumenten und Reden vom VI. Weltkongress bis zur Auflösung der Kom-

munistischen Internationale, 1928-1943. Berlin, Januar 1956 (fortan: KI-Auswahl). 
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tik unterzogen und überwunden“.4 Er bestätigte die erwähnte Haltung, der zufolge es sich nicht 

lohnte, darüber weitere Worte zu verlieren und nachzudenken. 

Der Kongress von 1935, der in der nur knapp ein Vierteljahrhundert umfassenden Geschichte der 

Organisation als Höhepunkt ihres theoretischen und politischen Denkens nach Lenins Tod bezeichnet 

wurde, dürfte noch für längere Zeit Forschungsaufgabe und Streitpunkt für Auseinandersetzungen 

über die Theorie und Politik der Komintern bleiben. Seine Teilnehmer trafen in Moskau im Haus der 

Gewerkschaften zusammen. Sie begannen ihre Arbeit am 25. Juli und beendeten sie am 21. August 

1935. Die Vertreter von 76 kommunistischen Parteien und Organisationen befassten sich, legt man 

den Ablauf der Tagesordnung zugrunde, am längsten mit dem Bericht der Exekutive und dem Referat 

Dimitroffs, des Komintern-Vorsitzenden, das die Überschrift trug: „Die Offensive des Faschismus 

und die Aufgaben der Kommunistischen Internationale im Kampf für die Einheit der Arbeiterklasse 

gegen den Faschismus“. 

Weder im Hinblick auf seine Vorgeschichte, noch auf Fragen, die an seinen Verlauf zu richten sind, 

und vor allem nicht mit Bezug auf seine Folgen bewegt sich momentan auf sicherem Grund, wer sich 

mit diesem Treffen befasst. Lange Zeit war jegliches forscherische Interesse auf die zeitgenössischen 

Zeitungen und Zeitschriften sowie auf Broschüren und Bücher verwiesen, in denen sich die Beschäf-

tigung führender Theoretiker und Praktiker der kommunistischen Bewegung mit den Zeitfragen spie-

gelte. Die internen Dokumente aus der Vorbereitungsphase sind bis heute nicht publiziert, abgesehen 

von Dimitroffs wichtigem Brief mit der Liste der zu überdenkenden Fragen. Die Auseinandersetzung, 

die in den vorbereitenden Gremien dem Kongress vorausging, lässt sich daher kaum an Primärquellen 

rekonstruieren. Auch die konkreten Gründe, die seine am 5. September 1934 vom Präsidium be-

schlossene Verlegung bewirkten – sie stellte einen Verstoß gegen das Statut von 1928 dar –, lassen 

sich ebenfalls nur vermuten. 

Bis dahin hatten bereits mehrere Sitzungen des Vorbereitungskomitees stattgefunden. Sie waren am 

14. Juni 1934 mit einer Zusammenkunft eröffnet worden, auf der man über den Bericht an die Dele-

gierten beriet. Schon während dieser Beratung hatte Bronisław Bronkowski vorgeschlagen, die Ein-

schätzungen der XIII. Tagung des Exekutivkomitees vom Dezember 1933, sie blieb übrigens die 

letzte Zusammenkunft dieses gewählten Gremiums bis zur Einstellung der Tätigkeit der Komintern 

und sie lag kaum ein halbes Jahr zurück, zu überprüfen. Bronkowskis Fragen betrafen unter anderem 

die Festigkeit des Faschismus in Deutschland, seine Auswirkungen auf die Lage der Arbeiterklasse 

und die Bewertung der Chancen des antifaschistischen Kampfes.5 Zusammen mit der Entwicklung in 

Deutschland mussten die Massenaktionen im Kampf gegen den Faschismus in Frankreich und die 

Februar-Kämpfe in Österreich, in deren Verlauf im ersten Halbjahr 1934 neue Erfahrungen gewonnen 

worden waren, analysiert werden. Erfolge und Niederlagen in den ausgetragenen Kämpfen standen 

sich gegenüber. 

Doch war es nicht nur, worauf in früheren Darstellungen mit Vorliebe und mysteriös hingewiesen 

wurde, die „komplizierte Lage“, die den Vorstoß zu neuen Einsichten erschwerte. Nicht minder 

machten sich starre Vorstellungen geltend, die den Verlauf der Geschichte im Allgemeinen und die 

Bedingungen der Weltrevolution im Besonderen betrafen. Vor allem blieb es in der Geschichtsschrei-

bung bei dem lange Zeit immer wieder fortgeschriebenem Bild, wonach der Erkenntnis- und Fort-

 
4  VII. Kongress der Kommunistischen Internationale. Referate und Resolutionen, (fortan: KI, 1975) Berlin 1975, 

S. 6. 
5  Elfriede Lewerenz, Die Analyse des Faschismus durch die Kommunistische Internationale. Die Aufdeckung von 

Wesen und Funktion des Faschismus während der Vorbereitung und Durchführung des VII. Kongresses der 

Kommunistischen Internationale (1933-1935). Berlin 1975, S. 76. So gewiss wie die 1971 verteidigte Disserta-

tion einen Fortschritt in der Publizistik über die Geschichte der Komintern darstellte, so unverkennbar atmet sie 

auf nahezu allen Seiten die Hindernisse, die einer Forschung ohne politische Vorgaben seinerzeit im Wege stan-

den. Die inhaltlichen Auseinandersetzungen innerhalb der vorbereitenden Gremien wurden mehr angedeutet als 

entwickelt. Personen, die auf der Liste der Unliebsamen standen, weil ihre einstigen Genossen an sie nicht erin-

nert werden wollten und die Leser an sie keine Fragen knüpfen sollten, kamen im Text nicht vor. So tauchte 

Hermann Remmele einzig in den Anmerkungen auf. 
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schrittsprozess der kommunistischen Parteien ständig über die Auseinandersetzung mit Fraktionen 

und Strömungen führte und notwendig führen musste. Waren deren Vertreter nicht bereit, zu wider-

rufen, mussten sie ausgeschlossen werden. Nur war es im UdSSR-Exil nicht bei derartigen Maßnah-

men geblieben. In der Parteiliteratur der SED wurden als Verfechter eines sektiererischen Kurses in 

der KPD erwähnt: Hermann Schubert, Kandidat des Politbüros seit 1932, und Fritz Schulte, Mitglied 

des Politbüros seit 1929. Der eine war 1937, der andere im Jahr darauf verhaftet worden. Schubert 

kam 1938, Schulte 1943 in Gefangenschaft um. Dem parteioffiziellen Biographischen Lexikon zur 

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung zufolge waren sie „gestorben in der UdSSR“. 

Dimitroffs Fragekatalog trug den inneren Hemmnissen und Vorbehalten gegen eine Neubestimmung 

der Politik, die nicht nur in der deutschen Partei existierten, Rechnung. Doch er war mit deutlicher 

Tendenz und zugleich mit äußerster Vorsicht formuliert. Deren Ursachen sind unschwer aufzufinden. 

In diesen Fragen drückte sich eine Denkrichtung aus, die nicht nur Auffassungen einzelner Funktio-

näre kommunistischer Parteien in Frage stellte, die nicht nur eine immanente Polemik gegen bisher 

von der Mehrheit vertretene Positionen enthielt, sondern die auch Positionen betraf, die sich Stalin 

zu eigen gemacht und in Umlauf gesetzt hatte. Die Rolle des „großen Steuermanns“ im Prozess der 

Vorbereitung des Kongresses von 1935 ist indessen bis heute ganz ungeklärt. In den Gremien, in 

denen die Entwürfe der Referate und Beschlüsse diskutiert wurden, agierten Vertreter der sowjeti-

schen Partei, die nicht ohne Instruktionen Stalins gehandelt haben dürften. Der aber schwieg sich 

öffentlich aus. Als der Kongress dann zusammentrat, ließ er sich von den Delegierten kultisch feiern. 

Doch würdigte er sie nicht einmal einer kurzen Begrüßungsrede. Mit Rücksichten auf seine faktische 

Doppelrolle als Partei- und Staatsführer kann das nicht hinreichend erklärt werden. Stalin maß der 

Veranstaltung so viel – oder genauer: so wenig – Bedeutung bei, dass sie in der später nach seinen 

Weisungen geschriebenen „Stalin-Biographie“ nicht einmal erwähnt wurde. 

Hartnäckig beschwiegen wurde in der Parteigeschichte der SED aber vor allem das letztlich wich-

tigste Thema, das sich im Zusammenhang mit dem Kongress stellte. Es betraf seine Folgen und Wir-

kungen in die kommunistische Bewegung. Wie tief waren die neugewonnenen Erkenntnisse in das 

Bewusstsein der führenden Persönlichkeiten gedrungen? Welchen Platz besetzten sie im Denken und 

im Handeln der Massen ihrer Mitglieder? Einen Gradmesser für die Beantwortung dieser und weiterer 

Fragen liefern die Ereignisse des September 1939. Die Bewertung des Krieges, die wenige Tage nach 

seiner Eröffnung durch die deutschen Imperialisten vorgenommen wurde, bedeutete die vollständige 

Abkehr von den richtigen Erkenntnissen und den zutreffenden Voraussagen des Jahres 1935. Dieser 

Krieg schien urplötzlich von gänzlich anderem Charakter zu sein, als derjenige, den der Kongress 

vorausgesagt, vor dem er gewarnt, den zu bekämpfen er aufgerufen hatte und gegen den die Kommu-

nisten so vieler Länder sich mit ihren Aktionen gewandt hatten. 

Die Grundsätze der Strategie und Taktik für den Kampf gegen den Faschismus wurden umstandslos 

über den Haufen geworfen, die faschistischen und die nichtfaschistischen kapitalistischen Staaten hin-

sichtlich ihrer Verantwortung für den Krieg auf ein und dieselbe Stufe gestellt und die Haltung sozi-

aldemokratischer Parteien zur geradlinigen Folge des August 1914 erklärt und von Verrat der Arbeiter- 

und Friedensinteressen gesprochen.6 Die englische kommunistische Partei, die eine differenzierte Ein-

schätzung besaß und daraus ihre Taktik in den ersten Kriegstagen und -wochen abgeleitet hatte, wurde 

zur Ordnung gerufen. Sie musste auf die Linie einschwenken, die Stalin vorgegeben hatte und die von 

Dimitroff akzeptiert worden war. Ihr Generalsekretär wurde ausgewechselt. Ohne Übertreibung: Vier 

Jahre nach dem Kongress verhielt sich die Führung der Komintern als hätte es den VII. Kongress mit 

seiner Bewertung des Faschismus und der Rolle der faschistischen Staaten nie gegeben. 

In der Geschichtsschreibung der DDR umgingen die Spezialisten die Wendung nach dem 1. Septem-

ber 1939 schamhaft. Mehr noch: Sie behaupteten, die Komintern habe ihre auf dem VII. Kongress 

 
6  Diese Erklärungen wurden von den ersten Veröffentlichungen zur Komintern-Geschichte an unterschlagen. In 

dem Lehrmaterial der Parteihochschule (s. Anm. 1) folgte am Schluss des Bandes auf einen Beschluss zum 1. 

Mai 1939 die Mitteilung über die Auflösung der Organisation von 1943. Das Dazwischenliegende blieb ein blin-

der Fleck. 
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„entwickelte Strategie und Taktik kontinuierlich“ fortgesetzt.7 Dem widersprechende Reden und Er-

klärungen aus der ersten Phase des Krieges wurden entweder glatt unterschlagen oder auswahlweise 

und damit verfälschend zitiert. Die dogmatische Bestimmung des Charakters des Krieges als eines 

allseits imperialistischen Krieges erfuhr auf dieser Linie ihre nachträgliche Rechtfertigung. Das er-

zwungene Einschwenken der Führung der Komintern auf den von Stalin und dem sowjetischen Po-

litbüro diktierten Kurs blieb ausgeblendet. Das Schicksal Polens, seiner Partei und deren Führung – 

und dieses „Schicksal“ gehörte doch in eben diesen Zusammenhang – wurde keiner wertenden Ana-

lyse unterzogen. Der seinerzeitige Beschluss über die Auflösung der Partei wurde eben mitgeteilt und 

als falsch bezeichnet. Bis an das Ende der DDR-Geschichtsschreibung zur Geschichte der deutschen 

und der internationalen Arbeiterbewegung blieben die Darstellung unredlich und verlogen. Von der 

wichtigen Tagung des Sekretariats des EKKI am 9. November 1939, der das Gespräch Stalins mit 

Dimitroff vorausgegangen war, hieß es noch in einer Publikation des Jahres 1986, sie habe in ihren 

Thesen zum Kriege „jedoch nicht genügend die diesem Kriege zugleich innewohnende Befreiungs-

tendenz“ berücksichtigt. Und von dem im Juni 1938 gefassten Beschluss des Präsidiums des EKKI 

über die Auflösung der Kommunistischen Partei Polens wurde lediglich gesagt, er sei aufgrund un-

gerechtfertigter Beschuldigungen zustande gekommen.8 Kein Wort über seine verheerenden Folgen, 

stattdessen aber die Beschwichtigung, die polnischen Kommunisten hätten in Massenbewegungen 

weiter an der Spitze des antifaschistischen Kampfes gestanden.9 

Alle diese Unterschlagungen von Tatsachen, später ihre nur marginale Erwähnung, die Verheimli-

chung von Dokumenten und selbst deren Verfälschung geschahen zweckvoll: Es war der Eindruck 

gewollt, dass es vom VII. Kongress und der auf ihn folgenden Parteikonferenz der KPD zur 1943 

erfolgten Gründung des Nationalkomitees Freies Deutschland und von da zur Orientierung auf eine 

antifaschistisch-demokratische Ordnung einen kerzengeraden Weg der Erkenntnisse und des prakti-

schen Fortschreitens gegeben habe. War die Kritik, die 1935 an der Politik der Komintern geübt wor-

den war, schon nicht zurückzunehmen, so sollte doch für die folgende Periode gelten, dass die Partei 

klargesehen und sich ohne irgendwelche bemerkenswerten Fehler orientiert hatte. 

Die nicht zu allen Zeiten gleichstarke, aber nie überwundene Praxis der Begradigung und Beschöni-

gung der Komintern-Geschichte, die sich in den achtziger Jahren erneut verstärkte und die ihre Haupt-

verfechter an der Parteihochschule „Karl Marx“ beim ZK der SED und im Institut für Marxismus-

Leninismus des ZK der SED besaß, äußerte sich auch in der These, es habe 1935 – anders als von 

den Delegierten selbst gefeiert – gar keine neue Generallinie, mithin auch keine tiefgreifende Kor-

rektur gegeben. Diese Kennzeichnung, so wurde in internen Debatten argumentiert, sei nur gebraucht 

worden, um die Bedeutung der Beschlüsse zu unterstreichen. Dominiert habe in Wahrheit stets die 

Kontinuität. Die Parteigeschichtsschreibung bediente sich formelhafter Ausflüchte, mit denen eine 

wissenschaftliche Analyse umgangen wurde. Zu diesen Formeln zählte die erwähnte Betonung der 

„Kompliziertheit der Lage“, der banale Verweis auf die Tatsache, dass Orientierung in veränderten 

Verhältnissen Zeit brauche, die Vermeidung des Begriffs „Korrektur“ und die Kennzeichnung alles 

Neuen als „Weiter-“ und „Höherentwicklung“. Die Selbstkritik, von Wilhelm Pieck in aller Schärfe 

auch auf der dem Komintern-Kongress folgenden Parteikonferenz der KPD im Oktober 1935 vorge-

tragen, fand sich in den Geschichtsdarstellungen, wenn sie überhaupt erwähnt wurde, in bis zur Un-

kenntlichkeit abgeschwächter Form wieder. 

Dabei waren die Aussagen in Piecks Referat selbst äußerst widersprüchlich und noch nicht zu einem 

schlüssigen Bild zusammengeführt. Einerseits hatte er darauf bestanden, dass in den Jahren vor dem 

30. Januar 1933 sich der „Weg der KPD“ als richtig erwiesen hatte, während der „Weg der SPD“ 

 
7  So in dem Sammelband, den das Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED unter dem Titel „Studien 

zur Geschichte der Kommunistischen Internationale“ (Berlin 1974) herausgab. Siehe dort insbesondere S. 128. 
8  Darüber hat die Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen in ihrer Schriftenreihe den polnischen Historiker und Zeit-

zeugen Ryszard Nazarewicz zu Worte kommen lassen: Die Vernichtung der KP Polens im Lichte der Akten der 

Kommunistischen Internationale, Leipzig 1998. 
9  Geschichte der internationalen Arbeiterbewegung in Daten, hg. vom Institut für Marxismus-Leninismus beim 

ZK der SED, Berlin 1986, S. 343 und 336. 
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versagte. Andererseits hatten Sätze in seinen Bericht Eingang gefunden, die gerade diese Aussage für 

die KPD in Frage stellten. „Wir hätten also unseren Kampf gegen die Sozialdemokratie in ein richtiges 

Verhältnis zu dem Kampf gegen den angreifenden Faschismus bringen müssen. Das ist nicht gesche-

hen, und darin liegt unser schwerster Fehler bei der Ausarbeitung unserer politischen Linie.“ Und 

wenig später, dies bekräftigend und verschärfend, hieß es: „Wir richteten unseren Hauptangriff gegen 

die Sozialdemokratie noch in einer Zeit, in der wir den Hauptangriff gegen die faschistische Bewegung 

hätten richten müssen.“ Aus diesem Referat konnte wer wollte das eine oder das andere zitieren. 

Die Vorlesungen zur Geschichte der KPD, die an der Parteihochschule der SED 1978 gehalten und 

von ihr publiziert wurden, enthielten hingegen die Kernaussage, es habe in der KPD auch vor der 

Brüsseler Konferenz „niemals einen Zweifel daran gegeben“, dass „der Hauptstoß des Kampfes ge-

gen ihn (den Faschismus – K. P.) gerichtet werden musste.“10 Auf diese Weise wurde die These ge-

rechtfertigt, der zufolge die Partei immer recht gehabt habe und auch für Gegenwart und Zukunft der 

Wahrheitsanspruch erhoben. Diese Art von Umgang mit der Komintern-Geschichte hat das Gegenteil 

des Beabsichtigten bewirkt. Das tatsächliche Verdienst der Bewegung wurde unglaubwürdig, weil 

maßlose Lobpreisung es verstellte. 

Heute, unter ideologisch besseren, materiell aber ungleich schlechteren Bedingungen, muss erneut 

nach der Wahrheit gegraben werden. Hindernd macht sich dabei – wie früher schon – der (nun über-

mächtig gewordene) Druck derer bemerkbar, die eine geschichtliche Endabrechnung mit der antika-

pitalistischen Bewegung betreiben, ihr Feuer gegen Geschichte und Existenz der kommunistischen 

und sozialistischen Parteien richten, sich nicht scheuen, sie zum Urquell aller Übel im zu Ende ge-

henden Jahrhundert zu erklären, und ihnen zumindest eine enge Verwandtschaft mit den faschisti-

schen Organisationen andichten. In dieser Situation liegt ein Quell für das Verharren mancher in einer 

ideologischen Festungsmentalität, die in den Jahren des kalten Krieges entstanden war. Zudem lässt 

sich wiederum und zum eigenen Schaden die Methode anwenden, aus den antikommunistischen Ent-

stellungen der Geschichte die hirnlosesten herauszusuchen, sie zu widerlegen und auf diese bequeme 

Weise einer an die Wurzeln reichenden Selbstkritik zu entgehen. 

II. 

Wer der Geschichte der linken Bewegungen in unserem Jahrhundert Interesse entgegenbringt, indes-

sen vom VII. Kongress der Kommunistischen Internationale wenig weiß, hat doch irgendwann die 

von ihm in seine Beschlüsse aufgenommene Definition des „Faschismus an der Macht“ 11 zur Kennt-

nis genommen. Weniger bekannt ist, dass diese Definition schon existierte, als der Kongress tagte. 

Sie findet sich vordem in einem vom Exekutiv-Komitee der Kommunistischen Internationale im De-

zember 1933 angenommen Beschluss.12 Sein Wortlaut wurde von Dimitroff in sein Referat mit dem 

ausdrücklichen Hinweis übernommen, dass es sich um ein Zitat handelte. Nichtsdestoweniger wird 

die Charakteristik häufig als die „Dimitroff’sche Faschismus-Definition“ bezeichnet. Der bulgarische 

Kommunist befand sich jedoch im Dezember 1933 in Deutschland und in der Gewalt der faschisti-

schen Machthaber, aus der er erst im Februar 1934 durch sowjetische Intervention befreit werden 

konnte. Als Autor der Bestimmung kommt Dimitroff also nicht in Betracht. Er hat sie 1935 aber mit 

dem Klang seines Namens, der durch den Leipziger Prozess und den Kampf um seine und seiner 

Genossen Rettung weltweit bekanntgeworden war, und der Autorität seiner Stellung an der Spitze 

der Internationale versehen. 

Jedenfalls ist der Autor (oder sind es Autoren?) der Definition unbekannt geblieben. Ob diese in ihrer 

Endfassung auf einen Vorschlag eines einzelnen Genossen im Apparat der Komintern zurückging 

oder von einer Gruppe von Kommunisten formuliert wurde, stellt ein eher bizarres Detail dar. Un-

streitig ist demgegenüber, dass die Definition die Frucht einer langen geistigen und vor allem prak-

 
10  Die KPD im Kampf gegen Faschismus und Krieg (1933-1945). Vorlesungen zur Geschichte der SED, Partei-

hochschule „Karl Marx“ beim ZK der SED (Berlin 1978). 
11  Referate, S. 87. 
12  Der Faschismus, die Kriegsgefahr und die Aufgaben der Kommunistischen Parteien (Thesen, angenommen vom XIII. 

Plenum des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale, Dezember 1933), in: KI-Auswahl, S. 282 ff. 
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tisch-politischen Auseinandersetzung mit den aufkommenden (und in Italien an die Macht gelangten) 

faschistischen Bewegungen darstellte. Sie war das Ergebnis eines von Fortschritten, Irrtümern und 

Rückschlägen begleiteten Erkenntnisprozesses, der sich bis in die Entstehungszeit der faschistischen 

Organisationen zurückverfolgen lässt. Er macht deutlich, dass die Kommunisten die neuartige Er-

scheinung zeitig zu begreifen suchten, die sie als Gefahr und Herausforderung ansahen. Dieses Ver-

dienst wird von Historikern, die Geschichte nicht durch die Brille des Antikommunismus betrachten, 

nicht bestritten. Ian Kershaw urteilte: „Den ersten ernsthaften Versuch einer theoretischen Erklärung 

des Faschismus unternahm in den zwanziger Jahren die Komintern.“13 

Fortschritte der Analyse dieses neu in die Szene der sozialen und politischen Kämpfe getretenen Geg-

ners zeigten sich in der Wahrnehmung der Besonderheiten seiner Organisation und seiner Methoden, 

seiner Strategie und Taktik, seiner Ideologie. Rückschläge offenbarten sich später auch an der Igno-

ranz gegenüber diesen Besonderheiten. Die äußerte sich in der Behauptung von erfundenen Verwand-

ten. Erscheinungen, die nicht von faschistischer Natur waren und deshalb nicht faschistisch genannt 

zu werden verdienten, verfielen diesem schärfsten aller Verdikte. Kennzeichnungen wie „Sozialfa-

schismus“, „Brüning-Faschismus“, „Papen-Faschismus“ kamen in Gebrauch. Das Kampf- und 

Schimpfwort von den „Sozialfaschisten“ ging mit der haltlosen These von den „Zwillingsbrüdern“ 

einher, als die Faschisten und Reformisten hingestellt wurden. Es entsprang der Verbitterung über 

arbeiterfeindliche Maßnahmen, die sozialdemokratische Politiker als Mitglieder der Reichsregierung 

ergriffen oder mitgetragen hatten. Dennoch bezeugte diese diffamierende Charakteristik der Rivalen 

um den dominierenden Einfluss in der Arbeiterklasse einen Tiefstand theoretischen Denkens in der 

kommunistischen Bewegung. Zugleich steht das Verfahren für eine Verkommenheit der Kampfmo-

ral, deren Bewertung sich dadurch nicht ändern kann, dass die sozialdemokratischen Führer ihrerseits 

keine Skrupel hatten, Nationalsozialisten, Deutschnationale und Kommunisten als ihre Feinde eben-

falls auf eine Stufe zu stellen. 

In dem hier erörterten Zusammenhang interessiert vor allem, dass die Kennzeichnung der Reformis-

ten als „Sozialfaschisten“ jeden wissenschaftlichen Zugriff auf den realen Faschismus verbarrika-

dierte und sich mindestens tendenziell mit dessen Unterschätzung verband. 

Erst als 1935 der Abschied vom inflationären und wirklichkeitswidrigen Gebrauch des Begriffs „Fa-

schismus“ erfolgte und dieser nicht mehr als Keule gegen jeden aktuellen Gegner und Rivalen benutzt 

wurde, konnte von einer wirklichen Wende die Rede sein.14 So drückte sich in der Bezugnahme auf 

dieses Jahr und in der Zuschreibung der Definition an Dimitroff das – wenn auch nicht leicht zu 

entschlüsselnde – Eingeständnis aus, dass sich der EKKI-Beschluss des Jahres 1933, der zehn Monate 

nach der Machtübergabe an die Regierung Hitler gefasst worden war, noch keine einschneidende 

Korrektur der bis dahin betriebenen Politik markierte. Das Denken in der Komintern war nach dem 

Sieg des Faschismus in Deutschland nur zögernd und schwerfällig in Bewegung geraten. Ende 1933 

hatte die Definition des „Faschismus an der Macht“ noch mit der Charakteristik der Sozialdemokratie 

als der Hauptstütze der Kapitalherrschaft auch in den Ländern als vereinbar gegolten, in denen sie 

wie im Deutschen Reich verboten worden war und in Resten ein tief legalisiertes Dasein führte.15 

Die berühmt gewordene und bis heute befeindete Definition16, die den „Faschismus an der Macht“ 

als „die offene terroristische Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten 

 
13  Ian Kershaw, Der NS-Staat. Geschichtsinterpretationen und Kontroversen im Überblick, Reinbek 1988, S. 55. 
14  Definitiv war dieser Abschied indessen nicht, wie der Gebrauch des Begriffs Faschismus in der DDR während 

der Jahre des Kalten Krieges und auch die Bezeichnung „antifaschistischer Schutzwall“ für die notwendigen 

Maßnahmen zur dauernden Kontrolle des Personen- und Sachverkehrs an der Grenze zur BRD zeigte. 
15  „Die Sozialdemokratie“, hieß es in den Thesen vom Dezember 1933, „spielt auch weiter die Rolle der sozialen Haupt-

stütze der Bourgeoisie, auch in den Ländern der offenen faschistischen Diktatur“, woraus die Forderung folgte, die 

Sozialdemokratie zu bekämpfen und die „Einheitsfront von unten“ zu erstreben. KI-Auswahl, S. 268 und 276. 
16  Kurt Gossweiler hat jüngst geschrieben, es handele sich gar nicht um eine Definition, „sondern (lediglich um) 

die Kennzeichnung eines einzigen Aspektes des Faschismus, nämlich seines Klassencharakters“, die mit einem 

„Satz“ gegeben worden sei. Das erscheint eher als eine Ausflucht. Nach ihrer Struktur und mehr noch nach dem 

Gebrauch, der von dieser Bewertung gemacht wurde, kann kein Zweifel daran aufkommen, dass es sich tatsäch-

lich um eine Definition handelte, die anderen Definitionen entgegengesetzt wurde. 
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imperialistischen Elemente des Finanzkapitals“ charakterisierte, erfolgte nicht als Ausfluss der Arbeit 

einer wissenschaftlichen Institution, sondern durch eine politische Bewegung und verband sich mit 

deren aktuellen Interessen. Die Formulierung trug politischen Absichten Rechnung. Leicht kann ihr 

abgelesen werden, dass sie auf eine deutliche Abgrenzung von anderen Faschismus-Auffassungen 

zielte, namentlich von jenen, von denen gemeint wurde, dass sie den Kampf gegen diese Regime 

fehllenkten oder behinderten. 

Diese Feststellung sagt nichts über den Wahrheitsgehalt der gefundenen Bestimmung des Wesens 

jener Diktaturen aus, die in Italien und in Deutschland entstanden und gefestigt waren. Dennoch soll 

auf diese Herkunft aus den Kämpfen der Zeit und die Absicht, in sie verändernd hineinzuwirken, 

ausdrücklich verwiesen werden, weil der pragmatische Aspekt der theoretischen Arbeit lange igno-

riert worden ist. Er schien auch deshalb nicht weiter erwähnenswert, weil sich in der kommunisti-

schen Bewegung weithin die Ansicht hielt, der zufolge Wissenschaft und Politik durch sie und in ihr 

zu einer widerspruchsfreien Einheit gelangt seien. Es wurde angenommen, dass die Führungsorgane 

der Komintern und der einzelnen kommunistischen Parteien selbst Stätten seien, in denen sich diese 

vermeintliche Einheit verkörperte. 

Den Ausgangspunkt für das kommunistische Verständnis des Faschismus als politische Bewegung, 

Ideologie und Staatsmacht bildete Lenins Imperialismus-Theorie und namentlich die nicht allein in 

seiner Analyse gewonnene Erkenntnis, dass aus der Existenz des Monopolkapitals eine permanente 

gegen bürgerlich-demokratische Herrschaftsformen gerichtete Tendenz zu diktatorischer Machtaus-

übung hervorwachsen würde. Der nach dem Ersten Weltkrieg auf der politischen Bühne erscheinende 

und in Italien 1922 an die Staatsmacht gelangte Faschismus galt als diejenige Kraft, in der sich diese 

Tendenz am Krassesten manifestierte. Diese Sicht führte zu einer geschichtlichen Einordnung des 

Faschismus als spezifischer Erscheinung des imperialistischen Stadiums des Kapitalismus, das als 

dessen Endstadium angesehen wurde. Damit erfolgte eine Abgrenzung von Auffassungen, die den 

Faschismus als einen nahen Verwandten früherer Diktaturen ausmachen wollten, die anderen histo-

rischen Epochen angehörten. Der Faschismus wurde als der entschiedenste Versuch gewertet, gegen 

alle auf die Überwindung der Ausbeutergesellschaft gerichteten Kräfte eine dauerhafte Barriere zu 

errichten und zu diesem Zweck nicht nur die Organisationen der sozialistischen Arbeiterbewegung 

zu zerschlagen, sondern auch deren Führungskräfte auszuschalten oder physisch zu vernichten. 

Damit waren wesentliche Charakteristika der neuartigen Erscheinungen zutreffend bestimmt, wenn 

auch – wie wir heute wissen – eine temporäre Krise der kapitalistischen Gesellschaft am Ende des 

Ersten Weltkriegs, die sich dann in einzelnen Staaten unterschiedlich lange hinschleppte, fälschlich 

als die Stunde ihrer Agonie angesehen wurde. Die Theoretiker der Komintern konzentrierten ihre 

Argumentation vor allem gegen Auffassungen, die den Zusammenhang zwischen dem Kapitalismus 

und dem Faschismus leugneten oder seine Bedeutung auch nur abschwächten. Im Eifer der dabei 

ausgetragenen geistigen Gefechte verwandten sie wenig Aufmerksamkeit darauf, nach den Elemen-

ten der Wahrheit zu fragen, die in abweichenden Charakteristika enthalten waren. Das Aufkommen 

des Faschismus galt als der Beweis schlechthin, dass die Monopolbourgeoisie zum gleichsam letzten 

Mittel griff, über das sie im Kampf gegen die Arbeiterklasse gebot. Wer das nicht anerkannte, hatte 

nicht begriffen, was und wem die Stunde schlug. Die erste Formulierung der Faschismus-Definition 

war mit der Vorstellung verbunden, „daß gegenwärtig die Welt dicht an einen neuen Turnus von 

Revolutionen und Kriegen herangetreten ist“.17 

Mit Vorrang distanzierte sich die Komintern von Auffassungen, die an die Bonapartismus-Theorie 

anknüpften, mit der Marx und Engels die Entstehung der Herrschaft Napoleons III. erklärt hatten. Die 

Feststellung, dass die neuartige Staatsmacht nicht über den beiden Hauptklassen der kapitalistischen 

Gesellschaft stehe, war begründet. Aber die Formulierung, der zufolge der Faschismus „die Macht 

des Finanzkapitals selbst“ sei, verriet, dass eine genauere Bestimmung des Verhältnisses von Kapital- 

und Staatsmacht nicht erreicht war. Das nicht so kleine Korn Wahrheit, das sich im Ansatz der Bona-

partismus-Theorie finden ließ, betraf den besonderen Charakter, den das faschistische Regime da-

 
17  KI-Auswahl, S. 286. 
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durch besaß, dass der Staatsapparat einen ungleich höheren Grad von relativer Selbständigkeit ge-

wann, als ihn alle kapitalistischen Regime vordem aufgewiesen hatten. Was war – um es auf Personen 

zuzuspitzen und in zwei Namen zu fassen – selbst die Machtfülle eines Bismarck verglichen mit der 

Hitlers? Der war seit 1932 der Führer der mitglieder- und wählerstärksten Partei der deutschen Ge-

schichte und verfügte über die paramilitärischen Verbände von SA und SS, er war seit 1933 Regie-

rungschef, seit 1934 Staatsoberhaupt und Oberster Kommandierender der Reichswehr bzw. Wehr-

macht und keinerlei parlamentarischer, ja nicht einmal einer funktionierenden Kontrolle durch die 

Regierung unterworfen. 

Manche Formulierungen in der Resolution, die 1935 zu Dimitroffs Referat angenommen wurde, gin-

gen an dieser Besonderheit glatt vorbei. Das trifft auf die These zu, es handele sich bei der faschisti-

schen Macht um eine „Agentur“ des Finanzkapitals und ebenso auf die verwandte Behauptung, der 

Faschismus „spiele die Rolle eines Lakaien der Großbourgeoisie“.18 Bis heute beißen sich Gegner 

der materialistischen Faschismus-Theorie an derartigen irreführenden Bildern und Klischees fest und 

verdichten sie zu der Unterstellung, die Komintern habe nichts als eine läppische „Marionetten-The-

orie“ geschaffen und verfochten. 

Jeder ernsthafte Faschismusforscher weiß hingegen, dass das Verhältnis von – wie meist formuliert 

wird – „Wirtschaft und Staat“, genauer: zwischen den großen Kapitaleignern und der Politikergruppe 

um Hitler zu den kompliziertesten Gegenständen gehört und dass es bis heute viele aktuelle politische 

Bezüge besitzt. Somit existieren zwei sich mitunter verwebende Gründe, dass die Charakteristik dieses 

Verhältnisses verfehlt oder der Gegenstand überhaupt gemieden wird. Jede Definition des Faschismus 

wäre überfordert, sollte sie alle Seiten dieses Verhältnisses erfassen und ausdrücken. Die von der Kom-

intern getroffene Bestimmung machte vor allem klar, dass die 1933 errichtete Diktatur in Deutschland 

ähnlich wie die elf Jahre zuvor in Italien entstandene, die Interessen der größten und aggressivsten 

Unternehmer (des Bankwesens und der Industrie) ins Zentrum ihrer Politik und ihrer Ziele stellte und 

nicht, wie behauptet, der Verfechterin von Interessen der „Nation“ oder der „Volksgemeinschaft“ war. 

Diese Imperialisten waren Mitschöpfer einer Zusammenballung von staatlicher und nichtstaatlicher 

Macht, die ihr eigenes Gewicht besaß und vermehrte. Die großen Bourgeois und Landeigner hatten 

sich durch die von ihren politisch aktivsten Kreisen herbeigeführte Entscheidung des 30. Januar 1933 

auch nicht in die Rolle des Zauberlehrlings manövriert, der die von ihm gerufenen Geister nicht mehr 

zu bannen vermochte. Sie hatten auf eine Politikergruppe gesetzt, die sich schon binnen weniger Mo-

nate nach ihren Maßstäben als durchaus verlässlich auswies und die mit der Liquidierung der Gewerk-

schaften und dem Beschluss über das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit ideale Bedingungen 

für die Kapitalverwertung schuf. Freilich: Diese Machthaber ließen sich nicht auswechseln wie eine 

von Parlamentsmehrheiten abhängige Regierungskoalition. Hitler konnte man nicht loswerden wie 

man 1930 den sozialdemokratischen Reichskanzler Hermann Müller ausgebootet hatte. Doch stellte 

sich in den führenden Kreisen der deutschen Wirtschaft dieses Bedürfnis, sieht man von der Endphase 

des Krieges ab, auch nie ein. Dass sich das Eigengewicht der politisch-militärischen Führungsgruppe 

um Hitler auf den Kriegspfad, auf den sich die deutschen zivilen und militärischen Eliten verständigt 

hatten, vergrößerte, konnte auch niemanden verwundern. Kriegspläne und Kriegserklärungen waren 

nicht nur in der deutschen Geschichte niemals kollegial entworfen und beschlossen worden. 

Weder war das faschistische Regime, also die Macht des Finanzkapitals selbst, noch eine von dieser 

völlig abgehobenen eigenständigen Macht. Zwischen Staatsmacht und Kapitalmacht existierten 

ebenso gleichgerichtete Interessen wie Konflikte erzeugende Spannungen. Die Wahrnehmung der 

Interessen und der Ausgleich der Spannungen vollzogen sich jedoch auf andere Weise als unter den 

Bedingungen der Republik. Den weiterblickenden Führern des Kapitals war bewusst, dass die Macht-

fülle, die am 30. Januar 1933 in die Hände Hitlers und seiner Führungsgruppe gelangte und erweite-

rungsfähig war, auch Probleme und Nachteile mit sich brachte. Sie hatten sich darauf einzustellen. 

Die bisherigen Methoden, mit denen sie ihren Einfluss über Parteien, Abgeordnete, Parlamente und 

Parlamentsausschüsse – in eingefahrenen und eingespielten Bahnen also – durchgesetzt hatten, waren 

entwertet. Neue Beziehungen mussten geschaffen werden. Der Grad, in dem das den Eignern großer 

 
18  KI 1975, S. 305. 
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Unternehmen gelang, war unterschiedlich. Die einen, die frühen Förderer des Faschismus besaßen 

bereits am 30. Januar 1933 Stränge zu den Personen, die jetzt die Schalthebel der Staatsmacht betä-

tigten. Andere mussten sich beeilen, solche Verbindungen herzustellen. Die Formulierung von der 

„Macht des Finanzkapitals selbst“ verfehlte diese neue Wirklichkeit. 

Die Definition diente weiter auch der Abgrenzung von Auffassungen, die das Wesen der faschistischen 

Diktatur in deren Massenbasis erblickten und den Faschismus als Herrschaft von kleinbürgerlichen 

Kräften missdeuteten. In die Begriffsbestimmung wurde jedoch die Massenbasis als ein spezielles 

Charakteristikum des siegreichen Faschismus nicht aufgenommen. 1935 existierten nach wie vor 

Zweifel, ob die Diktatur ihre Basis in der Bevölkerung weiter würde stabilisieren können oder ob diese 

Basis nicht als Folge der erwarteten, bisher aber ausgebliebenen Desillusionierung von Millionen zer-

fallen müsste. Im Hinblick auf keine andere Frage erwies sich der Wunsch als so übermächtig, dass er 

zum Vater des Gedankens werden konnte. Solche Bewertung wird sich freilich gerecht erst beurteilen 

lassen, wenn man sich die Schwierigkeiten vergegenwärtigt, die einer nüchternen Bestandsaufnahme 

über die innere Lage Deutschlands prinzipiell und für die versammelten Kommunisten entgegenstan-

den. Wer, der aus der illegalen Arbeit im Reichsgebiet kam, wollte sich des Rufes aussetzen, zu resig-

nieren? Wer gab sich auch nur vor sich selbst Rechenschaft davon, wie isoliert er und seine verbliebe-

nen Mitstreiter waren? Weltweit kursierten während aller Jahre zwischen 1933 und 1945 Illusionen 

über das Verhältnis dieser Deutschen zur faschistischen Macht. In jiddischen Zeitungen New Yorks 

wurde nach dem Pogrom vom November 1938 die Auffassung gedruckt, es würden die Deutschen 

gegen dieses Regime aufstehen, gäbe man ihnen nur in geeigneter Weise zu verstehen, wie sehr sie 

international ob ihrer bisherigen Haltung geächtet seien. Dafür wurden dann Vorschläge unterbreitet. 

Auch dann und dort wirkte, dass niemand eingestehen wollte, wie wehrlos er gegenüber den Initiativen 

der Machthaber im Reich geworden war. „Wir sind nicht wehrlos“ und „Wir schlagen zurück“, laute-

ten die an die Juden in den USA gerichteten Parolen, die sich mit falschen und vollkommen überfrach-

teten Hoffnungen auf das Eingreifen der Mächtigen – insbesondere Chamberlains und Roosevelts – in 

den bürgerlich-demokratischen regierten Großstaaten verbanden. In diesem Punkte urteilten die Kom-

munisten stets nüchtern. Womöglich unterschätzten sie in diesen Staaten sogar die Möglichkeiten des 

öffentlichen Drucks auf die Orientierungen, der freilich nur durch einen die Organisationen übergrei-

fenden Verbund antifaschistischer Kräfte hätte entstehen können. 

In der Resolution zum Referat Dimitroffs hieß es ohne Bezug auf einen bestimmten faschistischen 

Staat: „Die Massenbasis des Faschismus zersetzt sich und schrumpft zusammen.“19 In dieser Weise 

war in der Komintern-Führung bereits die Situation nach der „Röhm-Affäre“ im Sommer 1934 ge-

deutet worden. In Wirklichkeit vollzogen sich gegenläufige, schwer zu gewichtende Prozesse. Einer-

seits ließ das blutige Vorgehen, das sich diesmal nicht gegen die revolutionären und anderen Kräfte 

der Arbeiterschaft gerichtet hatte, Bürger auf Distanz zum Regime gehen. Andererseits wurde die 

Aktion aber in weiten Kreisen, die bis dahin noch nicht Partei für das „Dritte Reich“ ergriffen hatten, 

als der erwünschte Schlag gegen die ungeliebte, weil sozialrebellische SA-Masse gesehen und be-

grüßt. Für den Sommer 1935, den Zeitpunkt des KI-Kongresses, konnte mit Bezug auf Deutschland 

von einem Schwinden der Massenbasis des Regimes nicht die Rede sein. Konflikte mit nicht system-

konformen Kräften oder auch solchen, die lediglich im Verdacht standen zu opponieren, wurden von 

den Machthabern zwar provoziert, dann aber wieder gedämpft, jedenfalls im Ganzen beherrscht. 

Auch im Hauptreferat des Kongresses war das Phänomen der massenhaften Gefolgschaft des deut-

schen Faschismus und seiner sozialen Basis nicht tiefer erklärt und analysiert worden. Das Problem 

blieb auf die erkennbaren Wirkungen der sozialen und nationalen Demagogie reduziert, deren Erfolg 

wiederum auf die elende Lage der Massen in der Weltwirtschaftskrise und die abgrundtiefe Enttäu-

schung über die Politik aller anderen bürgerlichen Parteien zurückführbar schien. Während sich die 

Bewunderer des Führers Hitler in allen Bevölkerungskreisen vermehrten, der Austritt aus dem Völ-

kerbund, die „Heimkehr“ des Saargebiets, die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht als 

kühne und als fällige Schritte deutscher Politik begrüßt wurden, während die Nazipartei mit ihren 

 
19  KI 1975, S. 306. 
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Gliederungen bereits in Kernschichten der Arbeiterklasse einzudringen begann, lautete die sich dieser 

Wirklichkeit verweigernde Einschätzung, es seien „manche Teile der rückständigsten Schichten des 

Proletariats“, die der Faschismus mit sich gerissen habe. Ignoriert oder als gefälscht angesehen wur-

den die offiziellen Angaben über die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. Zahlen über die wirtschaft-

liche Entwicklung in den faschistischen Diktaturen fehlten in den Referaten völlig. Der Faschismus 

habe den Erwerbslosen „noch größere Hungerqualen, Sklavenarbeit, Zwangsarbeit“ gebracht.20 

Wenn das der Fall war, dann verdiente die Massenbasis nicht als ein dauerndes Charakteristikum des 

Regimes angesehen zu werden. Dann war die Erwartung zu begründen, sie würde, so rasch wie sie 

gewonnen war, auch wieder zerrinnen. Nur eben: Die Befunde stimmten nicht. 

Der deutsche Faschismus besaß im Sommer 1935 bereits eine feste, in weiteste Volkskreise reichende 

Basis. Die Angliederung des Saargebiets und die permanente Anti-Versailles-Kampagne, die – er-

wähnte – Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, der demonstrative Aufbau der Luftwaffe und die 

von Großbritannien im Flottenvertrag sanktionierte Verstärkung der maritimen Rüstung hatten dazu 

ebenso beigetragen wie der Rückgang der Arbeitslosigkeit. Was den italienischen Faschismus an-

langte, so stand die Erfahrung, in welchem Grad ein faschistisches Regime Massen imperialistisch 

und kriegerisch aufzupulvern vermochte und um die Führung zusammenschließen konnte, noch be-

vor. Doch gaben die hysterischen Massenkundgebungen, die aus Anlass des Überfalls auf Abessinien 

in italienischen Städten stattfanden, darüber kurz nach dem VII. Weltkongress beredten Aufschluss. 

Später stellten sie sich als Vorläufer der Siegesfeiern dar, die in deutschen Städten nach dem militä-

rischen Triumph über Frankreich 1940 veranstaltet wurden. 

Am weitschauendsten erwiesen sich die vor dem VII. Kongress geschriebenen Einschätzungen Palme 

Dutts. Er verlangte in seinem Buch „Fascism and Social Revolution“ eine sorgfältigere Auseinander-

setzung mit der Massenbasis des Faschismus und warf die Frage auf, ob ihre Charakteristik nicht zu 

den definitorischen Erfordernissen gehöre. In diese Richtung wies sein Vorschlag, nicht „einfach auf 

der Basis dieser Definition (aus dem Jahre 1933 – K. P.) stehen zu bleiben“. Um den Unterschied der 

neuen Diktaturen von anderen reaktionären Diktaturen vollständig hervorzuheben und beide unver-

wechselbar zu machen, regte er an, dem „besonderen sozialpolitischen Mechanismus“ dieses Herr-

schaftssystems zu charakterisieren.21 

Jedoch blieb es auf dem Kongress bei der unveränderten Wiederholung der Formulierung von 1933. 

Schon damals spielte die Überlegung eine Rolle, die antiimperialistische Spitze der Definition nicht 

durch eine Erweiterung abzustumpfen. Politisch mochte sich das rechtfertigen lassen. Doch noch His-

toriker in der DDR machten sich das politische Argument zu eigen, dass „nicht durch eine Vielzahl von 

Besonderheiten“ das Wesentliche verloren gehen dürfe. Dutts Anregung blieb auch nach 1945 noch 

unberücksichtigt, als an den verheerenden Wirkungen der Massengefolgschaft der faschistischen Re-

gime nicht mehr gezweifelt werden konnte. Das schwierige und wohl auch ungeliebte Thema hatte auch 

die Parteikonferenz der KPD im Oktober 1935 beschäftigt. Von der Denkrichtung, in der das geschah, 

zeugte Piecks rückblickende Bewertung der Feststellungen, die das Politbüro im Januar und Mai 1935 

über die Lage in Deutschland getroffen hatte. In einer Resolution vom 7. Mai hatte es u. a. geheißen, 

dass es dem Faschismus gelungen sei, „vorübergehend (Hervorhebung von mir – K. P.) die Differenzen 

in den eigenen Reihen, im Lager der Bourgeoisie und die Unzufriedenheit auch unter einigen Teilen 

der Werktätigen abzuschwächen.“ Dem lag die richtige Beobachtung zugrunde, dass sich das Regime 

gegenüber der Situation am Vorabend der Röhm-Affäre, also binnen Jahresfrist, stabilisiert hatte. Pieck 

bezeichnete diese Bewertung nun aber, im Oktober 1935, als falsch und griff sie mit dem merkwürdigen 

Einwand an: „Schließlich machen wir doch keine Analyse für den Tag, sondern für eine größere Zeit-

spanne.“22 Analyse und Prognose gingen hier munter durcheinander. Wieder schlug die Hoffnung 

durch, dass Schwierigkeiten des Regimes die Bedingungen für seine Bekämpfung verbessern würden. 

 
20  Referate, S. 88 und 92. 
21  Die Zitate entstammen Elfriede Lewerenz, Die Analyse [...], S. 130/131. 
22  Die Brüsseler Konferenz der Kommunistischen Partei Deutschlands, 3.-15. Oktober 1935, herausgegeben und 

eingeleitet von Klaus Mammach, Berlin 1975, S. 85-86. 
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Indessen wird historische Kritik auch berücksichtigen müssen: Die nüchterne Einschätzung der Lage 

und Stimmung unter den arbeitenden Massen in Deutschland fiel im Herbst 1935 schwerer als noch 

im Sommer. Als Folge des angeschlagenen hohen Rüstungstempo und des extremen Einsatzes von 

Devisen für den Import rüstungswichtiger Güter hatte sich die Versorgung der Bevölkerung mit Nah-

rungsmitteln verschlechtert. Es wurde angenommen, dass sich dieser Konflikt fortsetzen werde und 

die illegale Partei ihn ausnutzen könne. Dass Hitler selbst entscheiden und Schacht beauftragen 

würde, die Verwendung von Devisen zu korrigieren, war in einem Denken nicht vorgesehen, das 

ohnehin starre Vorstellungen von politischen Prozessen und geschichtlichen Abläufen verfestigt 

hatte. Dem faschistischen Regime wurde eine länger währende innere wirtschaftliche und politische 

Krisenfestigkeit nicht zugetraut. Ob einzelne Führer der Komintern und Delegierte des internationa-

len Kongresses und der folgenden Beratung von Funktionären der KPD davon abweichende Ansich-

ten vertraten, muss mindestens solange eine offene Frage bleiben, wie die Forschungen an den un-

publizierten Materialien nicht weiter gediehen sind. 

Wer sich mit der Faschismus-Definition der Komintern heute kritisch auseinandersetzt, hat jedoch 

nicht allein ihre aktuellen politischen Dimensionen des Jahres 1935 zu berücksichtigen. Er muss be-

denken, dass die begriffliche Erfassung einer so komplizierten Erscheinung, wie sie der Faschismus 

an der Macht darstellt, eine hochgradige Abstraktion bedeutet und also unvermeidlich das Weglassen 

des weniger Wesentlichen einschließt. Folglich ist jede Definition ärmer als die Theorie, mit der doch 

versucht wird, die Erscheinung zur Gänze zu erfassen, und diese Theorie ist selbst wieder ärmer als 

die Wirklichkeit. Daran wird hier nur erinnert, weil eine Argumentationsmethode der Gegner jeder 

materialistischen Kennzeichnung des Faschismus darin besteht, den Eindruck zu erwecken, über die 

fünfzehn Worte der von ihnen geschmähten Definition hinaus hätten die Kommunisten zum Faschis-

mus an der Macht nichts zu sagen gewusst. Das mag in einem Fall das bloße Nachplappern von 

Angelesenem sein, in anderem ist es wohl auch eine Spekulation auf Unkenntnis. Zudem: Vor dem 

Hintergrund behaupteter Plattheit erscheinen die eigenen Auslassungen zum Thema dann geradezu 

wie gedankliche Gebirgszüge. Es erfordert hingegen nicht viel Aufwand, sich anhand der aktuellen 

wissenschaftlichen Literatur davon zu überzeugen, welche Schwierigkeiten diejenigen Historiker mit 

der theoretischen Analyse des Faschismus haben, die sich nicht in den scheinbar gut befestigten Grä-

ben der Totalitarismus Doktrin verschanzen. Kershaw, der um historische Gerechtigkeit auch gegen-

über den Verdiensten materialistischer Denker bemüht war, gab im eben erschienenen ersten Band 

seiner Hitlerbiographie so etwas wie eine Kapitulationserklärung ab. Er bietet für die Jahre der fa-

schistischen Herrschaft das Bild eines gleichsam kopfstehenden Kapitalismus an, wenn er schreibt: 

Der Kapitalismus blieb zwar „unangetastet, fungierte aber als Gehilfe des Staates.“ Und dann meint 

er, es habe wenig Zweck, für ein solches „Wirtschaftssystem“ Begriffe zu dessen Beschreibung zu 

erfinden.23 

Die Komintern hat sich seit den frühen zwanziger Jahren mit der Bewertung des Faschismus befasst. 

Der Fortschritt im theoretischen Denken zeigte sich vor allem darin, dass die neuartige Bewegung 

und dann die Staatsmacht nicht als Interessenverfechterin der gesamten Bourgeoisie, sondern des 

Finanzkapitals und – genauer – eines Teils davon angesehen wurde. Diese Differenzierung stellte 

nicht einfach eine „nachholende“ Erkenntnis dar. Sie erfasste und begleitete eine Entwicklung, die 

mit den faschistischen Bewegungen und namentlich mit der NSDAP sich tatsächlich vollzog. Die von 

Hitler geführte Partei war in ihrer Anfangsphase keineswegs – wie später – von den einflussstärksten 

Kräften des Bank- und Industriekapitals begünstigt, gefördert oder gar favorisiert worden. Es waren 

eher exotisch erscheinende Bourgeois und Angehörigen in den durch die Revolution geschockten 

Oberschichten Münchens, die als Geldgeber für die Privatschatulle Hitlers oder der Parteikasse auf-

traten. Aus diesen Kreisen, deren Rekonstruktion im Einzelnen wohl unmöglich ist, haben sich we-

nige Namen erhalten, von denen der des Verlegers Lehmann und des Piano-Fabrikanten Bechstein 

sich noch einen begrenzten Bekanntheitsgrad erhalten haben. 

 
23  Ian Kershaw, Hitler 1889-1936. Aus dem Englischen von Jürgen Peter Krause und Jörg W. Rademacher, Deut-

sche Verlagsanstalt Stuttgart 1998, S. 569. 
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Erst im Verlauf der Weltwirtschaftskrise stieg die von Hitler angeführte Partei zum Favoriten von 

Mächtigen der deutschen Wirtschaft auf. Doch gehörten beider Beziehungen selbstredend und bei-

derseits zu den bestgehüteten Geheimnissen. Anders hätte die NSDAP schwerlich als Arbeiterpartei 

und ganz allgemein als die Partei der kleinen und armen Leute auf Stimmenfang gehen können. Nicht 

nur KPD und SPD, auch die konkurrierenden bürgerlichen Parteien wie beispielsweise das Zentrum 

nahmen gelegentlich den programmatischen und praktischen Zusammenhang von Nazipartei und gro-

ßem Kapital ins Visier. Erfolg gegenüber den Anhängermassen der NSDAP vermochten sie mit der-

artigen Enthüllungen kaum zu erzielen. Die Gefolgschaft nahm den „Führer“ Hitler als ihren Erlöser 

an. Wurden Fäden dennoch sichtbar, folgten dreiste und demagogische Dementis wie nach der Zu-

sammenkunft Hitlers mit Papen in der Kölner Villa des zum Bankhaus Stein gehörenden Baron von 

Schröder am 4. Januar 1933. Hitler beeilte sich, seinen Mitgliedern offiziell zu erklären, dass er die 

Partei keineswegs „verkauft“ habe. Nach dem 30. Januar 1933 präsentierte sich die faschistische 

Staatsmacht als der Verfechter der Interessen aller, als die Schöpferin einer „Volksgemeinschaft“, die 

aus der Versöhnung der „Arbeiter der Stirn und der Faust“ und der Besinnung von Reichen wie Ar-

men auf ihre Zusammengehörigkeit als Deutsche, erforderlichenfalls auch aus erzieherischen Maß-

nahmen der Partei hervorgehen werde. Dieses Lügenbild wurde durch viele Maßnahmen gestützt und 

von Millionen angenommen. 

Die politische Absicht der Faschismus-Definition der Komintern lag folglich in erster Linie darin, 

adressiert an die Millionen Anhänger des Faschismus in Italien und Deutschland, aber ebenso an die 

Parteigänger aufstrebender faschistischer Bewegungen in anderen Ländern, zu erklären: Das ist nicht 

Eure Macht, sie verficht Euch fremde und feindliche Interessen. In einem Moment, in dem die Ar-

beitslosigkeit – sie war wie heute für Millionen das Hauptkriterium für die Bestimmung ihres Ver-

hältnisses zur Staatsmacht – in Deutschland drastisch zurückging, kam das einem Ruf in die Wüste 

gleich. Zudem waren die Mittel geringfügig, die kommunistischen Stimme überhaupt noch hörbar zu 

machen. Viele Dokumente aus den Kreisen des Widerstands besagen, dass das Argument, „... aber 

sie haben Arbeit geschaffen“, von vielen eingestandene Einwände in den Hintergrund drängte. Die 

allmähliche Verbesserung des materiellen Lebens von Millionen und die sich daran fälschlich knüp-

fenden Hoffnungen bildeten den eigentlichen Propagandaschlager des Regimes. Nicht nur – um dafür 

ein Beispiel zu benennen – die unverdaute nationale Frage ließ Millionen Österreicher 1938 die ein-

marschierende Wehrmacht und den Führer enthusiastisch als Retter begrüßen, sondern nicht weniger 

die Hoffnung, nun in einen wirtschaftlichen aufstrebenden Staat zu gelangen und die 400.000, wahr-

scheinlich aber 600.000 Arbeitslosen beseitigt zu sehen. 

Haben sich die Komintern und ihre Parteien auch in der Bestimmung der Perspektiven der faschisti-

schen Mächte wieder und wieder vertan, so entsprach doch die Kennzeichnung des Klassencharakters 

der Macht und die Bloßstellung von deren Zielen den realen Tatsachen und Tendenzen. Die Entwick-

lung der zehn Jahre zwischen 1935 und 1945 hat das furchtbar bewiesen. Wer konnte zehn Jahre nach 

dem VII. Komintern-Kongress, da tagte die Potsdamer Konferenz der Siegermächte und bald darauf 

trat der Internationale Militärgerichtshof in Berlin und Nürnberg zusammen, noch bezweifeln, dass 

in Deutschland die Kräfte des Finanzkapitals regiert hatten, die das am meisten imperialistische Pro-

gramm verfolgt hatten, ein Programm mit Vorläufern, aber ohne Vorbild und Beispiel? Wer konnte 

da diesen Bestandteil der Definition noch anfechten, wofür Palmiro Togliatti in seinem großen und 

denkwürdigen Referat die Begründung gegeben hatte? Untersuchungskommissionen der USA legten 

damals Berichte vor, die sich wie eine einzige Beweiskette für eben diese Charakteristik des Faschis-

mus lasen. Die Nachfolge-Prozesse vor US-Gerichtshöfen gegen die Manager der IG Farben AG, 

gegen Flick und Krupp und deren Konzerndirektoren, gegen Röchling vor einem französischen Tri-

bunal förderten massenhaft Tatsachen ans Licht, die von der interessengeleiteten Verflechtung poli-

tischer und wirtschaftlicher Großmacht zeugten. 

Später erst legten Historiker – unter hervorragender Beteiligung von Forschern in der DDR und auch 

solchen in der BRD, für die hier der Name von Reinhard Opitz stehen mag – die in Archiven aufge-

fundenen „Neuordnungs-Programme“ der deutschen Konzerne, Wirtschaftsverbände und -institute 

vor. Es begann ein zäher Kampf um deren Interpretation, Ein- und Zuordnung, der bis zum heutigen 
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Tage fortdauert. Immer ging es dabei um den Wesenskern des Faschismus an der Macht. Stets betraf 

der Streit letztlich die „Dimitroff’sche Definition“, wobei es nicht um deren Korrektur- und Ergän-

zungsbedürftigkeit ging, sondern um deren leichthändige Zurückweisung verbunden mit der These, 

eigentlich sei sie nicht einmal diskussionswürdig. 

Nach Jahrzehnten währenden Auseinandersetzungen ist gegenwärtig ein neues Kräfteverhältnis der 

Kontrahenten hergestellt. Es entstand nicht als Folge geistiger Auseinandersetzungen. Es ist das Re-

sultat von dramatischen politischen Veränderungen in Deutschland. Die Verfechter historisch-mate-

rialistischer Geschichtsauffassungen wurden im Zeichen eines Pluralismus aus den Universitäten na-

hezu vollständig entlassen. Dass erleichtert es sehr, die materialistische Faschismusdefinition zum 

bloßen Kampfbegriff herabzustufen, dem Wahrheitsgehalt nicht zukommt. Als Beweis für Widerwis-

senschaftlichkeit figuriert sie groteskerweise auch in Kündigungsschreiben für Historiker. Das hat 

eine Situation geschaffen, in der weithin nicht mehr vom Kapitalismus gesprochen wird, wenn das 

Wort Faschismus fällt. Kommt die Verantwortung für den Faschismus und dessen Politik zur Spra-

che, dann ist entweder noch immer hauptsächlich von Hitler oder neuerdings verstärkt und undiffe-

renziert von „den Deutschen“ die Rede. Die Zustimmung, die dem Spielfilm vom judenrettenden 

Kapitalisten „Schindlers Liste“ kürzlich ungeteilt wurde, spricht Bände. Es steht nicht zu erwarten, 

dass ein Film gedreht wird, der in der Traditionslinie von „Rat der Götter“ stünde und im Einklang 

mit unseren heutigen gesicherten Erkenntnissen zeigen würde, wie viele profitierende Kapitalisten 

und Manager sich an jüdischen und nichtjüdischen Arbeitskräften, an der Ausbeutung von Kriegsge-

fangenen und Zivilisten bereicherten und sich erforderlichenfalls durch neue und möglichst frische 

Menschenware bedienen ließen. 

So werden in der Geschichtswissenschaft in Deutschland und nicht anders in der politischen Publi-

zistik die Jahre deutscher Geschichte von 1933 bis 1945 zumeist als „nationalsozialistische Diktatur“ 

bezeichnet. Das greift auf jenes irreführende Reklame-Etikett zurück, das die Machthaber benutzten. 

Mitunter – und wie es scheint zunehmend – bedienen sich Gesellschaftswissenschaft und Politik des 

Kürzels „NS-Diktatur“, das offenbar eine gewisse Distanz gegenüber der Selbstkennzeichnung der 

deutschen Faschisten ausdrücken soll und das Wort Diktatur stärker hervorhebt. In jedem Fall wird 

der Begriff „faschistisch“ in seiner Anwendung auf das System abgelehnt. Er gilt als eine falsche, 

unechte Abstraktion, weil in ihm Erscheinungen subsumiert würden, die nicht als wesensgleich (oder 

auch nur als eng wesensverwandt) eingestuft werden könnten. Deren jeweilige Besonderheiten wür-

den sie stärker charakterisieren als ihre unübersehbaren, aber ganz unterschiedlich beurteilten Ge-

meinsamkeiten. Schon das durch Mussolini repräsentierte und geführte Regime in Italien und das 

Hitler-Regime in Deutschland müssten wegen ihrer gravierenden Unterschiede begrifflich strikt aus-

einandergehalten werden. Diesen Thesen und deren Begründungen wird von manchen ihrer Vertreter 

hinzugefügt, dass die Erfassung beider Diktaturen mit einem Begriff obendrein die deutschen Zu-

stände beschönigen würde, die umso vieles verbrecherischer gewesen seien als die italienischen. 

Diese Argumente werden auch außerhalb der Wissenschaft weithin als überzeugend akzeptiert. In der 

Bundesrepublik in den alten Grenzen hat sich der Begriff „Nationalsozialismus“ mit seinen Ablei-

tungen seit Jahrzehnten nahezu konkurrenzlos durchgesetzt. Er wurde von der Mehrheit der Bürger 

mit der Schullektüre aufgenommen. Folglich wird – so zeigten mir etwa Buchvorstellungen in den 

alten Bundesländern – keine Frage häufiger gestellt als die nach den Gründen für die Verwendung 

des Begriffs „deutscher Faschismus“. Zweifel an seiner Berechtigung werden zum einen dadurch 

begünstigt, dass über den italienischen Faschismus in Deutschland kaum verlässliche Kenntnisse 

existieren. Sie erscheinen zum anderen allen gerechtfertigt, denen der Massenmord an Millionen 

Menschen und insbesondere der an den Juden Europas als das Hauptcharakteristikum des „NS-Re-

gimes“ und auch als sein Hauptziel („Vernichtungskrieg“) gilt. Manches deutet daraufhin, dass in 

nicht zu ferner Zukunft die verbreitetste Antwort auf die Frage „Was war der Faschismus?“ lauten 

könnte: „Er war ein menschenmordendes, insbesondere judenmörderisches Regime“. Diese Kenntnis 

wird niemand geringschätzen, denn sie bietet ein Warnsignal, nicht mehr, aber auch nicht weniger. 

Hingegen macht sie keinen einzigen wesentlichen Zusammenhang erkennbar. Mehr noch: Da das 

unvorstellbare Massaker der Jahre zwischen 1939/1940 und 1945 an den in die Gewalt des deutschen 
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Faschismus geratenen Juden zugleich als rätselhaft dargestellt oder einzig als Folge blindwütigen 

Judenhasses ausgegeben wird, kann damit gerechnet werden, dass der Faschismus als Ganzes wieder 

dorthin „transportiert“ wird, wohin ihn interessierte Kreise schon bald nach 1945 schaffen wollten: 

in eine Dunkelkammer, in der keinerlei Entzifferung der Geschichte mehr möglich ist. Dafür liehen 

ja früh auch Historiker ihre Mithilfe, wenn man etwa an Friedrich Meineckes Buch „Die deutsche 

Katastrophe“ denkt. 

Diese Aussicht zwingt, auf die Entstehungsbedingungen, den geschichtlichen Platz und die Ziele des 

Faschismus zurückzukommen: Das Mussolini- wie das Hitlerregime (und nicht anders die ihnen ver-

wandten, nicht zu ihren Zielen gelangten faschistischen Bewegungen in anderen europäischen Staa-

ten) waren Produkte der Krise der kapitalistischen Gesellschaftsordnung in der ersten Hälfte des 20. 

Jahrhunderts. Sie stellten den (in Deutschland und Italien vollendeten, in anderen Fällen geplanten 

und unterschiedlich weit getriebenen) Versuch dar, dieser Gesellschaft, wo sie erschüttert und von 

inneren Krisen geschüttelt war, durch einen Umbau des politischen Systems neue und dauernde Fes-

tigkeit zu geben: durch die Zerschlagung der Arbeiterbewegung, sei sie revolutionär oder reforme-

risch, und durch die Vernichtung aller demokratischen und liberalen Bestrebungen, durch die Schaf-

fung eines „starken Staates“ mit einer breiten Massenakzeptanz. Um an dieses Ziel zu gelangen, be-

dienten sich die Bewegungen schon auf dem Weg in die Staatsmacht und dann als deren Inhaber des 

brutalen Terrors. Der Grad der Gewaltanwendung im Innern war von dem Grad des tatsächlichen 

oder auch nur des befürchteten Widerstands der Gegner dieser Politik abhängig. Zudem diente der 

Terrorismus der Disziplinierung der ganzen Bevölkerung. 

Diese innenpolitischen Ziele verbanden sich von Beginn dieser Bewegungen an mit expansiven au-

ßenpolitischen Plänen, auch wenn sich die Faschisten nicht überall und nicht unausgesetzt als aggres-

siv und kriegerisch erkennbar machten, sondern sich zunächst als „Wölfe im Schafspelz“ zu tarnen 

suchten. Je nach der politischen Festigkeit ihrer Systeme, nach ihrer wirtschaftlichen Kraft, nach ihrer 

demographischen Basis, also nach der Masse von Kriegern und Rüstungsarbeitern, die sie allenfalls 

aufzubieten vermochten, und nicht zuletzt nach den Traditionen der Staaten unterschieden sich die 

imperialistischen Programme der faschistischen Parteien und Regime. Doch auf Eroberungen waren 

sie alle aus. Die italienischen Faschisten wollten das Mittelmeer zum „Mare Italiano“ machen. Die 

deutschen Faschisten zielten auf ein „Europa unterm Hakenkreuz“, da sich bis an den Ural und zum 

Kaukasus erstrecken sollte. Auf dem Balkan geisterten die Losungen von „Großungarn“ und „Groß-

rumänien“ und auch sie blieben nicht bloße Parolen. Ungarn bereicherte sich zeitweilig auf Kosten 

der Tschechoslowakei, Rumäniens, Jugoslawiens und war dabei, sich auch aus der gedachten Erb-

masse der UdSSR zu bedienen. Die rumänischen Machthaber hofften, Odessa und weite Gebiete an 

der Nordküste des Schwarzen Meeres in Besitz nehmen zu können. Im äußersten Norden gab es As-

piranten auf ein „Großfinnland“. Die Ziele dieser Räuber nehmen sich verglichen mit jenen Deutsch-

lands und Italiens zwergenhaft aus, doch ändert das nichts am Charakter ihrer Außenpolitik. Dass der 

spanische Faschismus nicht entschiedener mit seinen Ansprüchen hervortrat, die übrigens mit den 

italienischen kollidierten, besaß seine Ursache in den Folgen des langwierigen Bürgerkriegs, der erst 

wenige Monate vor dem Beginn des Zweiten Weltkrieges endete, in der wirtschaftlichen Instabilität 

des Franco-Regimes sowie in der geographischen Lage des Landes, die es für Schläge der denkbaren 

Kriegsgegner besonders empfindlich machte. 

Kurzum: die Gemeinsamkeiten der faschistischen Bewegungen in ihren innenpolitischen Zielen, die 

in der Etablierung einer neuartigen Staatsform gipfelten, liegen ebenso zutage wie ihre aggressive 

kriegerische Außenpolitik, die sich in der imperialistischen Mächtekoalition manifestierte. Diese er-

wähnten Gemeinsamkeiten wurden in Dimitroffs Grundsatzrede auf dem VII. Weltkongress heraus-

gearbeitet. Gleichzeitig ging der Komintern-Generalsekretär auf die unterschiedlichen Formen 

(„Spielarten“) der faschistischen Diktaturen und Bewegungen ein, die er jedoch gegenüber den Ge-

meinsamkeiten als sekundär einstufte. Diese Kennzeichnung verband sich mit einer partiellen Neu-

bewertung der bürgerlich-parlamentarischen Staatsformen und der Forderung an die Kommunisten, 

gemeinsam mit allen antifaschistischen Kräften für den Sturz dieser Regime zu kämpfen und die 

Machtübergabe an Faschisten in weiteren Ländern zu verhindern. 
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Gerechnet von jenem VII. Weltkongress an existierten faschistische Mächte in Europa noch knapp 

ein Jahrzehnt. Es kann gefragt werden, ob sich in diesem Zeitraum deren Charakter und Ziele derma-

ßen differenzierten, dass sie gegenüber dem Zustand des Jahres 1935 wesensverschieden wurden. 

Ohne dass sie ihre Besonderheiten einbüßten, rückten sie, namentlich was ihre Außenpolitik anlangte, 

enger zusammen. Zwischen Deutschland und Italien entstand, das war im Sommer 1935 vor dem 

Beginn des Abessinien-Krieges noch nicht absehbar, die von Mussolini als „Achse“ bezeichnete Li-

aison, die 1939 zum Abschluss des „Stahlpaktes“ und ein Jahr später Italien an Deutschlands Seite in 

den Krieg führte. Dann machten sich Ungarn, Rumänien sowie die Slowakei und Kroatien, die im 

direktesten Sinne Geschöpfe des deutschen Faschismus waren, zu dessen Verbündeten. 

Diese Klein- und Mittelstaaten im Osten und Südosten Europas waren Diktaturen, in denen mehr oder 

weniger starke faschistische Kräfte wirkten und an die Spitze der Regime drängten. Die Politiker in 

Deutschland interessierten sich indessen nicht in erster Linie für den größeren oder alleinigen Einfluss 

der ungarischen Pfeilkreuzler oder der rumänischen Eisernen Garde auf die Staatsmacht. Wichtiger 

waren ihnen Stabilität und Bündnistreue ihrer Partner. (In diesem Punkte galt ihnen schon die mo-

narcho-faschistische Konstruktion in Italien als weniger stabil als ihre eigene, ganz auf die Zusam-

menballung der letzten Entscheidungen in einer Person ausgerichtete.) Erst als sie die Gefolgschaft 

der kleinen Verbündeten gefährdet sahen, die angesichts der sich abzeichnenden Kriegsniederlage 

aus dem Bündnis ausbrechen wollten, griffen die Machthaber in Berlin ein, wo sie noch eingreifen 

konnten. In Finnland war ihnen das unmöglich. In Ungarn taten sie es 1944 zugunsten der Faschisten 

(„Pfeilkreuzler“) und brachten sie – freilich für Monate nur – in die Schlüsselpositionen des Staates. 

Da die – nur graduell unterschiedliche – kriegerische Aggressivität aller faschistischen Regime kaum 

in Abrede gestellt werden kann, wird die These von ihren dominierenden Unterschieden in erster 

Linie auf den „Holocaust“ genannten Massenmord an den europäischen Juden gestützt. Es scheint, 

dass dessen bloße Erwähnung genügt, um den Faschismus-Begriff in seiner allgemeinen, also außer-

italienischen Verwendung als unhaltbar zu erweisen. Nun wird von niemandem bestritten, dass die 

deutschen Faschisten die Verfechter eines barbarischen Rassismus und Antisemitismus waren, dem 

zwar Kollaborateure zu Hilfe kamen, der aber weder geschichtliche Vorläufer noch ein zeitgenössi-

sches Pendant besaß. Die Befehle, mit dem organisierten, hocheffektiven Morden an den Juden zu 

beginnen, gingen von Berlin aus. Ihnen fiel eine inzwischen klar eingegrenzte Zahl von Menschen – 

minimal 5,29 Millionen, wahrscheinlich aber mehr als 6 Millionen – zum Opfer. In Berlin wurden 

auch die Pläne zur Massenausrottung der Slawen entworfen und beschlossen, in deren Verlauf mehr 

als 3 Millionen sowjetische Kriegsgefangene umkamen. Im deutsch-besetzten Hinterland wurden 

weitere Hunderttausende (nichtjüdische) Einwohner, Zivilpersonen, umgebracht, andere starben in-

folge des Mangels an medizinischer Versorgung, verhungerten oder erfroren. In den Machtzentralen 

des deutschen Faschismus entschieden und befahlen auch die Mörder der Sinti und Roma und der 

wirklich oder vermeintlich unheilbar Kranken. 

Dieses deutsche Regime übertraf alle anderen durch die grenzenlose Barbarei seiner Herrschaft. Dem-

gegenüber nehmen sich die Verbrechen anderer faschistischer Regime und Satellitengebilde ver-

gleichsweise und fälschlich geringfügig aus. Doch gilt, was Dimitroff schon im Leipziger Reichs-

tagsbrand-Prozess sagte: Der Faschismus ist überall eine grausame Macht. Die rücksichtslose Auf-

deckung dieser Wahrheit wurde nach 1945 unter anderem dadurch behindert, dass sich die internati-

onale Verfolgung – durch die Justiz der Mächte der Anti-Hitler-Koalition – auf die Hauptverbrecher 

konzentrierte. Hinzu kam ein von „nationalen“ Interessen geleitetes Bestreben, die eigene Geschichte 

zu beschönigen. Es prägte sich besonders deutlich in Österreich aus, das 1943 als das erste „besetzte“ 

Land bezeichnet und derart als Opfer eingestuft wurde. Letztlich in solchen Zusammenhängen wird 

man auch das Desinteresse daran wurzeln sehen, eine institutionalisierte vergleichende Faschismus-

forschung in Angriff zu nehmen. Auch Versuche, Historiker der realsozialistischen Staaten zu einem 

derartigen Schritt zusammenzuführen, gediehen nicht weit. 

Wenn vom deutschen Faschismus geschrieben und gesprochen wird, besetzt heute in Deutschland 

der Massenmord an den europäischen Juden im Gedächtnis der Nachwelt den ersten Platz. Daran 

besitzen Schriftsteller und Künstler, Historiker, Politiker und Publizisten in der Bundesrepublik und 
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in der Deutschen Demokratischen Republik ein besonderes Verdienst. Mit dieser Erinnerung aber 

geht eine Verzeichnung des deutschen Faschismus einher. Denn der Platz, den das Verbrechen im 

Gedächtnis der Nachgeborenen eingenommen hat und behalten soll, und derjenige, den es im Ziel-

system der Täter einnahm, sind nicht gleichzusetzen. Die Liquidierung von Millionen war Bestandteil 

eines imperialistischen Eroberungs- und Versklavungsprogramms. Sie entsprang ideologisch einem 

mörderischen Antisemitismus, der seine tiefen Wurzeln in der jahrhundertealten Geschichte der Dif-

famierung, Verfolgung und Vertreibung von Juden besaß und nahezu alle seine infamen Argumente 

aus dieser Geschichte bezog. Doch er erhielt seine Antriebe keineswegs nur aus dieser abstrusen an-

tisemitischen Weltsicht, die sich die Juden zum universellen Sündenbock machte, sondern ebenso 

von realen Macht- und ökonomischen Interessen. Der Judenmord nicht anders als der Slawen- und 

Krankenmord ordnete sich in rationale „bilanzierte“ imperialistische Zukunftsvorstellungen ein. Der 

Massenmord war nach den Absichten seiner Urheber und Planer kein Parallel- oder gar Konkurrenz-

programm zu Krieg und Eroberung, sondern deren Bestandteil. Die angeblich unaufhebbaren Wider-

sprüche, die zwischen den „Endlösungs“-Praktiken und den Kriegserfordernissen existiert haben sol-

len, erweisen sich bei genauerer Prüfung als nachträglich konstruiert. 

Daraus folgt für die Kennzeichnung des deutschen Faschismus aber: Der Schritt zur planmäßigen 

Vernichtung der Juden und anderer Menschengruppen gab dem politischen System keinen neuen 

Charakter. Doch prägte er dessen imperialistisches, menschenfeindliches Wesen in einer Weise aus, 

die 1935 für niemanden absehbar war. Die Juden wurden in Deutschland durch SA, SS und Hitlerju-

gend auf offener Straße verfolgt, in Presse und Propaganda unausgesetzt diffamiert und ihr Leben 

durch eine judenfeindliche Gesetzgebung immer unerträglicher gestaltet. Doch stand damals die ri-

gorose Vertreibung der Juden aus ihren wirtschaftlichen Positionen erst noch bevor. Selbst diejeni-

gen, die sechs Jahre später den Massenmord organisierten, konnten sich ihre spätere Rolle noch nicht 

vorstellen. Die Frage, ob die Judenvernichtung und die Ausrottung weiterer Menschengruppen in eine 

Definition des Faschismus gehört, richtet sich demnach an diejenigen, die sich nach der Zerschlagung 

der Mächtekoalition mit dem Faschismus analysierend befassten. 

Faktisch aber wurde die Definition des Jahres 1933/1935 gleichsam eingefroren. Die Befürchtung, 

eine Erweiterung der Definition würde ihre Kernaussage verwässern oder entwerten, behinderte die 

Aufnahme des Erbes des VII. Weltkongresses der Komintern, das nicht preisgegeben, wohl aber kri-

tisch und weiterführend ergänzt werden sollte. Neu durchdacht werden muss die Frage nach Allge-

meinem und Besonderem von faschistischen Regimen und Parteien. Einheit und Vielgestalt sind 

wahrzunehmen. Dadurch kann sich auch der Blick in die Gegenwart schärfen und Orientierung für 

die Beantwortung der mit dem Blick auf den „historischen“ Faschismus meistgestellten Frage ge-

wonnen werden, aus der die Sorge spricht, Herrschaftsstrukturen vom faschistischen Typ könnten 

wiederkehren. 

Dieser Text ist eine Überarbeitung von „Vielzitiert, meistgeschmäht und eingefroren – die Faschismus-Definition der 

Kommunistischen Internationale 1933/1935“. 
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Zu vergangenen und aktuellen Streitfragen 

über das theoretische Verständnis des Faschismus 

Vortrag in einem Seminar der Kommunistischen Partei Österreichs in Reichenau b. Linz,  

4. April 1998 

Obwohl die Definition des Faschismus, die 1933 in der Kommunistischen Internationale entstanden 

war und später Georgi Dimitroff zugeschrieben wurde, von der übergroßen Mehrheit der Historiker 

abgelehnt wird, gibt es doch kaum eine Beschäftigung mit dem Gegenstand, die nicht so oder so, 

offen oder indirekt gerade auf diese, häufig auch abwertend „Dimitroff-Formel“ genannte Wesens-

bestimmung des Faschismus an der Macht Bezug nehmen würde. Den einen gilt sie als instrumenta-

listisch, anderen schlechtweg als dogmatisch, vielen eigentlich als indiskutabel. 

Jedoch haben auch die meisten Soziologen, die sich an einer historisch-materialistischen Geschichts-

auffassung orientieren, ihrerseits über Jahrzehnte hinweg eine kritische Debatte der 1935 durch den 

VII. Weltkongress gleichsam bestätigten Definition nicht vorgenommen. Die Wissenschaftler in der 

DDR machten da keine Ausnahme, wenngleich sie wie andere mit ihren konkreten Untersuchungen 

über diese Charakteristik hinausgelangt und längst nicht mehr im Zweifel waren, dass diese – in den 

Kämpfen der Zeit entstanden und formuliert in der Absicht, die antifaschistischen Kämpfe zu beför-

dern – ein Produkt sich überlappender wissenschaftlicher und politischer Interessen gewesen war. 

Denn es lag in der Traditionslinie Marxschen Denkens, dass diese Wesensbestimmung des Faschis-

mus 1. auf die eigene Orientierung in den veränderten Klassenverhältnissen zielte, 2. der Abgrenzung 

von anderen Auffassungen diente, die als falsch oder fehlerhaft und auch einfach als politisch schä-

digend angesehen wurden und 3. eine geistige Grundlage für den Kampf gegen den Faschismus ab-

geben sollte. 

Nach der Zerschlagung des faschistischen Mächteblocks in den Jahren 1943 bis 1945 richtete sich 

das Bestreben in vielen Staaten darauf, ein Wiederaufleben oder eine Wiederkehr des Faschismus 

unmöglich zu machen. Das praktische Interesse prägte sich ungleich stärker aus als das rückwärtsge-

wandte theoretische. Dazu mochte beitragen, dass der Faschismus als vollständig und dauerhaft dis-

kreditiert galt. Eine solche Schlussbilanz wurde auch in den Reihen der Kommunisten nicht ange-

strebt, deren Theoretiker und Ideologen sich am frühesten, schon zur Zeit des Aufkommens und des 

Sieges der Faschisten in Italien, eingehend mit der damals ganz neuartigen und daher schwer zu ent-

schlüsselnden Erscheinung befasst hatten. Die zwölf Jahre zuvor – also 1935 – vorgenommene Wer-

tung, galt als richtig und es wurde postuliert, dass sie sich auch politisch gesehen als fruchtbar erwie-

sen und bewährt hatte. Ein Defizit im Hinblick auf das Verständnis des Geschehenen wurde nicht 

empfunden oder jedenfalls nicht öffentlich ausgedrückt. Hinzu kam, dass niemand so recht und boh-

rend fragen wollte, inwieweit sich in der Kommunistischen Internationale die eigene Einschätzung 

des Faschismus eigentlich durchgesetzt hatte und ob sie wirklich zur Grundlage der Politik der Welt-

organisation geworden war. Wäre das geschehen, hätte die Fragestellung allein auch zu einer selbst-

kritischen Auseinandersetzung führen müssen. Denn die von Stalin und seinen Mitführern verfoch-

tene Politik hatte im August und September 1939 buchstäblich mit einigen Federstrichen Molotows 

die gesamte Faschismusbewertung ausgetilgt. Dimitroff hatte sich den Entscheidungen unterworfen. 

Dieses Geschehen kam im Grunde einem Widerruf gleich, der hartnäckig beschwiegen werden sollte 

und totgeschwiegen werden konnte, weil ja nach 1941 Prozesse in Gang gekommen waren, die es 

erlaubten, diese Vorgänge in den Hintergrund zu verdrängen. 

So also, aufgrund eines ganzen Ursachenkomplexes und seiner Wirkungen, unterblieb die Beantwor-

tung vieler Fragen, die sich nach dem zum Teil vorhergesehenen, in vieler Hinsicht aber überraschen-

den Gang der Ereignisse aufdrängten: Dass dieses Regime extrem terroristisch war, hatte sich auf 

vielfache und furchtbare Weise bestätigt. Doch war es auch, wie 1933 unter dem unmittelbaren Ein-

druck der eben entstandenen Konzentrationslager, der bestialischen Morde an Antifaschisten, der ers-

ten Todesurteile, beschlossen von „ordentlichen“ Gerichten, des Prozesses vor dem Reichsgericht in 

Leipzig gegen Dimitroff und Genossen festgestellt wurde, wirklich offen terroristisch? Hatte es sich 

nicht für eine gewissen Zeit ein gesitteteres Äußeres aufzuschminken gewusst? Wie war doch dieses 
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Deutschland 1936 von den Teilnehmern und Besuchern der Olympischen Spiele wahrgenommen 

worden? Waren sie alle nur auf eine geschickt angeordnete Kulisse hereingefallen? 

Weiter: Gewiss hatte sich erwiesen, dass es sich beim Faschismus an der Macht um ein extrem im-

perialistisches Regime handelte, aber bedeutete das gegenüber früheren Regimen nur eine Steigerung 

im Quantitativen? Musste nicht das Verhältnis dieses Herrschaftssystems zu seinen Vorgängern nach 

Kontinuität und Diskontinuität erst noch bestimmt werden? Und wiederum weiter: Gewiss hatte es 

sich bei dem Faschismus an der Macht um eine Kapitalherrschaft gehandelt, aber was bedeutete die 

Verkürzung auf „Diktatur der reaktionärsten Elemente des Finanzkapitals“? Die Großmächtigen der 

Wirtschaft hatten doch die politische Herrschaft nicht in Persona an sich gerissen, wenn es auch im 

deutschen Naziregime mit Alfred Hugenberg, Kurt Schmitt und Hjalmar Schacht insgesamt fünf 

Jahre lang Personen auf dem Platze des Reichswirtschaftsministers gegeben hatte, die dem Großka-

pital zugerechnet werden mussten. Wie also verhielt es sich konkret mit der Ausgestaltung des staat-

lichen Systems und dem Verhältnis von politischer und wirtschaftlicher Macht? 

Sicher: Eine Definition ist immer ärmer als die Theorie und eine Theorie wiederum ärmer als die 

Wirklichkeit. Aber ließ diese Definition von 1933/35 nicht doch zu viele Fragen offen oder im Un-

bestimmten? Und vor allem: Waren in dem Jahrzehnt zwischen dem VII. Weltkongress und der Zer-

schlagung der faschistischen Hauptmacht Deutschland nicht Entwicklungen sichtbar geworden oder 

erst eingetreten, die eine theoretische Verarbeitung bis hin zu erneuerten Begriffsbestimmungen ver-

langten? Zu nennen waren in dieser Hinsicht mindestens drei Tatsachen- und Ereigniskomplexe, wel-

che von den Theoretikern der Komintern damals nicht gesehen wurden oder nicht vorhergesehen 

werden konnten: 1. die extreme Stabilität der Massenbasis der faschistischen Regime in Italien, nicht 

anders als in Deutschland. Hätte der Kongress des Jahres 1935, der wie bekannt ohnehin mit einjäh-

riger Verspätung einberufen worden war, auch nur ein dreiviertel Jahr darauf stattgefunden, etwa im 

zeitigen Frühjahr 1936, dann hätte das Urteil in diesem Punkte schon anders ausfallen können. Italien 

hatte den Krieg gegen Abessinien begonnen und diese gleichsam verspätete kolonialimperialistische 

Aktion, die sich gegen einen Staat richtete, der Mitglied des Völkerbundes war, wurde in Massen-

kundgebungen in italienischen Großstädten gefeiert und hysterisch bejubelt und löste keinerlei Sys-

temkrise aus. In Deutschland hatte sich das Regime im März 1936 zum ersten von seinen Führern 

durchaus als abenteuerlich empfundenen militärischen Schritt entschlossen und die Truppen der im 

Aufbau befindlichen Wehrmacht in die demilitarisierte Rheinlandzone und also vor die Grenzen 

Frankreich und Belgiens rücken lassen, die aufgrund der Erfahrungen von 1914 am stärksten am 

Status quo interessiert sein müssten. Diese offene Nichtachtung einer wesentlichen Entwaffnungsbe-

stimmung des Versailler Vertrags war von der deutschen Bevölkerung weithin als eine nationale Tat 

gutgeheißen und von ihr teils enthusiastisch begrüßt worden. An der Jahreswende 1935/1936 wurde 

deutlich, dass sich die faschistischen Regime festigten. Sie verankerten sich in den Volksmassen tief, 

und ließen Politiker in Staaten der parlamentarischen Demokratie nicht ohne Neid über die jeweiligen 

Grenzen blicken. Zugleich wurden die Machthaber in Berlin und Rom dreister. 

Mehr noch: Es waren nicht nur nationalistische und nationalchauvinistische Aktionen, von der jewei-

ligen Propaganda als Großtaten gepriesen, die den Diktaturen und den Diktatoren Sympathien und 

Gefolgsleute eintrugen. In beiden Staaten gab es bis in die Arbeiterklasse hinein Nutznießer der Re-

gime. Mithin waren nicht nur die Hoffnungen auf zeitnahe innere Krisen der faschistischen Regime 

zu begraben, sondern die Ursachen dieser für unmöglich gehaltenen Entwicklung zu untersuchen, das 

unterblieb. Es genügt die Geschichte des antifaschistischen Exils in den Blick zu nehmen, um sich 

davon zu überzeugen, wie sehr diese Gefolgstreue der Deutschen gegenüber diesem Führer und dem 

Regime die Politiker, Schriftsteller, Wissenschaftler quälte, die über die deutschen Zustände nach-

dachten. Bis in das Frühjahr 1945 hinein erlosch die Hoffnung nicht vollständig, es würden sich doch 

Deutsche finden, die sich gegen das System erhöben und zu seinem Sturz beitrügen. Das war nicht 

geschehen und das Faktum verlangte wie andere der Erklärung. 

In dem Jahrzehnt zwischen 1935 und 1945 hatte sich namentlich in Deutschland erwiesen, dass – um 

ein viel zitiertes Wort Lenins abzuwandeln – die reaktionäre Idee nicht anders als die fortschrittliche 

zur materiellen Gewalt werden kann, wenn sie die Massen ergreift. Die Millionen deutscher Soldaten 
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und die Millionen von Zivilisten im „Hinterland“, Frauen wie Männer, erwiesen sich durch den Fa-

schismus in relativ kurzer Zeit als hochgradig und stabil ideologisch ausgerichtet. Nicht, dass sie die 

Lehren der Hitler, Rosenberg, Streicher und der anderen Ideologen des deutschen Faschismus syste-

matisch studiert hätten, obwohl es in den NSDAP-Organisationen permanent Schulungen und abge-

stufte Schulungssysteme gab. Aber sie hatten doch die Hauptlosungen akzeptiert und verinnerlicht, 

mit denen die eingeschlagene Politik begründet und gerechtfertigt wurde. Viele glaubten, dass sie 

einen gerechten, ihnen aufgezwungenen Krieg führten und dass er ihnen den Weg zu einem besseren 

und reicheren Leben eröffnen müsste. Viele waren von der Überlegenheit der Deutschen und min-

destens der geringeren Wertigkeit anderer Völker und Nationen überzeugt. Charakterisierte diese 

hochgradige geistige Inbesitznahme von Massen nicht ebenfalls die faschistischen Regime? Und die 

Tatsache, dass diese Millionenbasis schließlich in den Etappen der Agonie rasch brüchig geworden 

und zerbrochen war, sprach doch nicht dagegen, dass sie furchtbare Jahre lang im wahrsten Wortsinn 

existiert und gewirkt hatte. 

Von der spezifischen Ideologie aber war bei der Wesensbestimmung des Faschismus nicht ausdrück-

lich die Rede gewesen, wenn auch, was nicht geringgeschätzt werden soll, beispielsweise Dimitroff 

1935 darauf verwies, in welchem Grad die Verfälschung der eigenen nationalen Geschichte für die 

Zwecke der Regime genutzt wurde. Diese Ideologie war nicht nur kolonialistisch und imperialistisch, 

nicht allein antimarxistisch und antibolschewistisch, sondern im vollständigsten Sinne antiaufkläre-

risch. Gedanklich führte sie hinter die historisch-politische Zäsur des Jahres 1789 und hinter die Epo-

che der Aufklärung zurück. Sie stellte eine Art modernes Dunkelmännertum dar und lieferte mit der 

äußersten Zuspitzung sozialdarwinistischer, geopolitischer und vor allem rassistischer und da wieder 

rassistisch-antisemitischer Doktrinen das geistige Fundament für Massen- und Völkermord. 

Das führt zu dem Argument, das bei allen Auseinandersetzungen und allen Angriffen auf die Dimit-

roff zugeschriebene Faschismusdefinition an die Spitze gesetzt wird. Zwischen 1935 und 1945 lag, 

zu verantworten und organisiert vom deutschen Faschismus, durchgeführt mit Hilfe von kollaborie-

renden Faschisten und anderer Reaktionäre in vielen verbündeten Staaten und besetzten Gebieten, 

der Massenmord an großen Menschengruppen. Das Verbrechen begann im Reich mit der Tötung der 

wirklich und vermeintlich unheilbar Kranken, die als unnütze Esser und die Volkswirtschaft und 

Volksgemeinschaft störende angebliche „Ballastexistenzen“ vernichtet wurden. Es wurde fortgesetzt 

durch den Massenmord an den sowjetischen Kriegsgefangenen, die ebenfalls als unnütz galten und 

die von den Angehörigen der Wehrmacht dem Hunger-, Kälte-, Krankheits- und Seuchentod preis-

gegeben wurden. Es gipfelte in den Massenmord an den Juden und den Zigeunern, den Sinti und 

Roma, die auch als unbrauchbar, schädlich, gar gefährlich eingestuft und ausnahmslos getötet werden 

sollten. Es geschah durch die begonnene Vernichtung von Slawen und Angehörigen anderer osteuro-

päischer Völker, die in den Expansions- und Siedlungsplänen der deutschen Eroberer als Überflüssige 

figurierten und deshalb zu „... zig Millionen“, wie es in einem Dokument hieß, deportiert und dezi-

miert werden sollten, um Platz für die neuen Herren zu schaffen und deren System funktionstüchtig 

zu gestalten. Dieser Völkermord gehörte zu diesem Faschismus. Er hatte der treffenden Charakteristik 

des Systems als barbarisch jedoch seit den Jahren 1939/1941 eine Dimension gegeben, die unvorher-

sehbar gewesen war. Wer Faschismus sagte, hatte doch fortan „Auschwitz“ mitzudenken. 

Meine Zwischenbilanz lautet: Die Kritik an der Theorie des Faschismus und der aus ihr hervorge-

wachsenen Definition, wie sie sich uns in Gestalt der Referate und Diskussionsbeiträge des Jahres 

1935 darstellt, kann sich nur als eine historische Kritik legitimieren. Anders entartet sie zur Besser-

wisserei und zur Nörgelei. Die Kongress-Delegierten waren keine Hellseher. Aber als historische 

Kritik, im Sinne der Feststellung und Untersuchung der seinerzeitigen objektiven und subjektiven Er-

kenntnisgrenzen und vor allem der Analyse dessen, was seitdem „hinzugekommen“ war, wurde diese 

Kritik fällig und mit den Jahren und Jahrzehnten, die nach 1945 verflossen, geradezu überfällig. Wenn 

von Unterlassenem die Rede ist, bezieht sich dies folglich in erster, zweiter und dritter Linie auf die 

historisch-materialistisch orientierten Wissenschaftler der Nachkriegszeit und da wiederum insbeson-

dere auf diejenigen, die in den entstehenden und sich etablierenden Staaten des realsozialistischen 

Typs und Systems zwar nicht unter idealen, aber doch ihrer Arbeit nicht durchweg hinderlichen Bedin-
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gungen tätig sein konnten, freilich erst Jahre nach Stalins Tod und selbst nicht sogleich nach dem 

XX. Parteitag der KPdSU. 

Doch heute stehen wir auch vor der traurigen Tatsache, dass es zu einer theoretisch anspruchsvollen 

internationalen Zusammenarbeit auf dem Felde der Geschichte des Faschismus nicht einmal zwi-

schen den Historikern in den Forschungsinstituten der sozialistischen Länder gekommen ist. Zur 

„Hinterlassenschaft“ aus jener Zeit gehören viele grundlegende Arbeiten zu Themen dieser Zeitepo-

che, von denen heute die einen bereits totgeschwiegen, andere unberechtigt herabgesetzt werden, die 

aber nichtsdestoweniger in der Wissenschaftsgeschichte Bestand haben können, wenn die aus dem 

offiziellen Wissenschaftsbetrieb herausgedrängten Gesellschaftswissenschaftler die Kraft aufzubrin-

gen vermögen, weiter zu arbeiten und Gelegenheit finden, zu publizieren. Nur eben: eine Gemein-

schaftsarbeit zur Faschismustheorie und ein Gemeinschaftswerk zur Faschismus-Geschichte, das da-

mals Untersuchungen zur Rolle der „Nationalsozialisten“, der „Pfeilkreuzler“, der „Eisernen Garde“, 

der Ustaschi umfassen konnten, entstand nicht und diese Arbeit ist heute nicht mehr „nachholbar“. 

Kein Staat und keine Historikerschaft in den realsozialistischen Staaten hatte so viel Grund und – 

denkt man an die Archive – so viele Gelegenheit, die Faschismusforschungen voranzutreiben wie die 

DDR. Und in der Tat ist die Liste der Ergebnisse vieler forscherischer Initiativen und Produktionen 

lang. Jedoch gab es in der DDR kein einziges wissenschaftliches Institut, das sich – wie das Institut 

für Zeitgeschichte in München, das die Hochzeit seiner Produktivität unter Martin Broszat erlebte – 

ganz der Faschismusforschung gewidmet und sich als wissenschaftliche Einrichtung internationale 

Anerkennung auf diesem Teilgebiet historiographischer Arbeit erworben hätte. Die Erörterung der 

inneren und staatenübergreifenden Ursachen dafür würde eine eigene Abhandlung erfordern. Jeden-

falls entstand im realsozialistischen System so auch kein Anziehungs-, Ausbildungs- und Ballungs-

zentrum für Wissenschaftler, die in den Kommunistischen Parteien und deren Umfeld außerhalb der 

sozialistischen Staaten wirkten und ihrerseits sich mit der Geschichte des italienischen, des französi-

schen und anderer, nicht zuletzt der österreichischen Faschismen befassten. 

Diese Entwicklung und diese unbefriedigende Lage traten ein, wiewohl in der internationalen Ausei-

nandersetzung zwischen den Strömungen des historischen Idealismus und den historisch-materialis-

tisch orientierten Wissenschaftlern die Geschichte des Faschismus unausgesetzt und entgegen allen 

anderen Erwartungen an Aufmerksamkeit und Bedeutung gewann. Dieser Zeitraum deutscher und 

europäischer Geschichte lieferte geradezu die Kronzeugen für die Behauptung, dass die „Marxisten-

Leninisten“ unfähig seien, dieses Jahrhundert zu entschlüsseln. Insbesondere erwiesen sie sich an-

geblich gegenüber den Fragen als völlig hilflos, welche sich aus dem Genozid und seiner zentralen 

Erscheinung, dem Judenmord, ergeben würden. 

Die nie bis an die Wurzel bekämpften Erscheinungen des Dogmatismus und ganz vulgärer Engstir-

nigkeit äußerten sich auf Seiten der Marxisten-Leninisten vor allem und greifbar in der Verweige-

rung, den ganzen Reichtum materialistischer Beschäftigung mit der Geschichte des Faschismus auf 

und anzunehmen, einen Reichtum, zu dem Kommunisten und Sozialdemokraten – denn es gab unter 

den Sozialdemokraten der zwanziger bis vierziger Jahre nicht wenige, denen die Methodologie von 

Marx für die Auseinandersetzung mit der sozialen Wirklichkeit wegweisend war und blieb – und 

unter den Kommunisten, nicht zuletzt Trotzkisten, Anarchisten und auch Personen beigetragen hat-

ten, die sich später wieder der Sozialdemokratie zugewandten. Die aber blieben als Renegaten, Ab-

weichler bewertet und wurden als Theoretiker eingeordnet, von denen eo ipso nichts Bedenkenswer-

tes, geschweige denn Wahres zu erfahren sei. So blieben deren Anstrengungen und Verdienste, die 

nie anerkannt wurden, der Vergessenheit anheimgegeben, wieviel immer von Schöpfertum geredet 

und meist auch geschwafelt wurde. Hier wäre im wahrsten Wortsinn zu schöpfen gewesen, aus schon 

Geleistetem. Ein erinnernswertes Gegenbeispiel gab in den sechziger und siebziger Jahren in der 

(Alt-)Bundesrepublik die linke Studentenbewegung, die seinerzeit versuchte, sich des Vergessenen 

zu erinnern. Das fand seinen Niederschlag auch in einer Reihe von wiedergedruckten älteren, in 

Deutschland vordem nie bekanntgewordenen Arbeiten zur Faschismustheorie. 

Nun sind die Zeiten und mit ihnen die Chancen gründlich verändert. Wer sagt, dass heute die mate-

rialistischen Sichten auf den Faschismus und seine Geschichte marginalisiert sind, der trifft nicht 
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einmal die ganze Wahrheit. Deren Methoden und Ergebnisse sollen nun aus ganz anderen Gründen 

vollständig in Vergessenheit gebracht werden. Da der Kapitalismus wie in Deutschland so in ganz 

Europa das Feld beherrscht, verfügt er selbstredend auch über die Macht, jede Erinnerung daran zu 

tilgen, dass auf und es der Boden eben dieser Gesellschaft war, auf dem die faschistischen Bewegun-

gen und Staaten wuchsen und stark wurden. Mehr und mehr setzt sich die auf Hitler und seine Clique 

konzentrierte und reduzierte Betrachtung des deutschen Faschismus durch. Das Scheinwerferlicht 

richtet sich auf Personen und Personengruppen, die gleichsam an der Rampe der historischen Bühne 

agierten, und allenfalls wird von deren Interessen an Macht und Gewinn gehandelt. Die verbreitete 

Verabschiedung von jedem Versuch, Geschichte theoretisch zu durchdringen, zeigt auch die in der 

Bundesrepublik in der Öffentlichkeit, vor allem in den Schulen weitgehend durchgesetzte Praxis an, 

nicht vom Faschismus zu sprechen, sondern vom Nationalsozialismus und ihn als eine einzelne deut-

sche und nur-deutsche Erscheinung darzustellen. Die Argumente, die dieses Verfahren begründen, 

wenn es überhaupt begründet wird, sind buchstäblich an den Haaren herbeigezogen. Faschismus sei 

kein wissenschaftlicher, sondern ein Kampfbegriff und obendrein vielfach politisch missbraucht wor-

den. Als ob nicht, wenn das wahr wäre, die gleichen Argumente und mit mehr Recht gegen die Be-

nutzung des Begriffs „Nationalsozialismus“ sich vortragen ließen. 

Kurzum: Zeitcharakteristisch ist, wenn man über die Zunft im engeren Sinne hinausblickt, aber selbst 

noch in deren Reihen, nicht eine seriöse Auseinandersetzung mit dieser oder jener Interpretation des 

Faschismus, sondern eine sich ausbreitende Verflachung des geschichtstheoretischen Denkens, seine 

hochgradige Verlotterung. Davon zeugt auch die verbreitete Flucht ins liebevoll untersuchte und aus-

gebreitete Detail, dem man in vielen Dissertationen begegnet. Und darüber kann nicht hinwegtäu-

schen, dass sich gelegentlich Diskussionen gerade an sensationell wirkenden und zudem aufgeputzten 

Thesen entzünden, wie im Falle des Erscheinens des bekanntgewordenen Buches von Daniel J. Gold-

hagens oder – wenn auch nicht im gleichen Ausmaß – wie durch die Behauptung eines deutschen 

Wissenschaftlers, nun den Befehl Hitlers zur Vernichtung der Juden auf den Tag genau festgemacht 

zu haben. Von den Hauptfragen, die an Staat und Gesellschaft des Faschismus zu stellen sind, entfernt 

sich die Forschung mehr und mehr hin zu Rand- und vergleichsweise exotische Fragen. Das geschieht 

nicht, weil es im „Zentrum“ alles schon aufgeklärt wäre, dort also neue Einsichten und Erkenntnisse 

nicht gewonnen werden könnten, sondern weil die Vertiefung in die Kernfragen keine Karriere eines 

Geschichtswissenschaftlers zu begründen vermag. 

Das Ende der DDR und mit ihr das Ende der staatlichen und anderen wissenschaftlichen Institute 

haben das Feld in der deutschen Historiographie und Geschichtspublizistik nahezu ganz für den Rück-

fall in jene frühen Nachkriegszeiten freigemacht, in denen die apologetischen Interessen von Klassen, 

Gruppen und Klüngeln bedient wurden. Das zeigen beispielsweise die neuere Jubiläumsschriften an, 

die anlässlich von Gründungstagen von Universitäten herausgegeben worden sind. Da findet sich 

kaum noch eine Spur davon, dass es Ende der sechziger Jahre Studenten waren, die endlich eine 

kritische Sicht in die Geschichte dieser Lehr- und Forschungsanstalten erzwangen, so dass besondere 

Vorlesungsreihen zur Rolle der einzelnen Disziplinen im Nazireich gehalten werden mussten. Das 

gleiche Zurückfallen in überwunden geglaubte Zeiten kann an den Festveranstaltungen, in den Aus-

stellungen und Publikationen beobachtet werden, die anlässlich von Jahrestagen namhafter deutscher 

Unternehmen stattfinden. Die Tendenz ist im Hinblick auf die Zeisswerke in Jena, die sich kürzlich 

– 1997 – des 150. Gründungstages der Werkstatt des Carl Zeiss erinnerten, nicht anders als bei dem 

entsprechenden Jubiläum des Siemenskonzerns. Es lebt die glatte und unverschämte Verfälschung 

der Rolle der deutschen Großkonzerne wieder auf, wie sie schon der erste Präsident der Bundesre-

publik 1961, zwei Jahre nach dem Ende seines Amtes, als Festredner beim 150-jährigen Gründungs-

jubiläum der Firma Krupp in Essen praktizierte. Damals log er frech, Alfried Krupp sei wegen der 

Erzeugung von Waffen von einem amerikanischen Militärgericht verurteilt worden, wegen einer Tat, 

wie Heuß behauptete, die nichts anderes dargestellt habe als die der Eigener und Manager bei Vickers-

Armstrong oder bei Bethlehem Steel oder bei Schneider-Creuzot. Schon damals wurde darauf ver-

traut, dass die große Masse die Tatsachen nie kannte oder sich an sie nicht erinnerte, und dass dieje-

nigen, die es exakt wissen, besser schweigen würden und denen, die das nicht tun wollten, nur Pub-

likationsmöglichkeiten von sehr begrenzter Reichweite zu Gebot ständen. 
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Es ist die komplementäre Erscheinung dieser Weißwäscherei an Unternehmen und Personen des 

Bank- und Industriekapitals, wenn gleichzeitig – auch das keine neue Praxis – versucht wird, den 

Volksmassen die Verantwortung für das Aufkommen und den Sieg und dann die verheerende Rolle 

des Faschismus allein anzulasten. Wie faschistisch waren die Deutschen, das bildete die Diskussion 

zu Goldhagen und ebenso zur Ausstellung „Vernichtungskrieg“. Differenzierungen, die nicht die 

Zahl betreffen – also: wie viele, wie wenig, scheinen ganz überflüssig zu sein. Mit einer einzigen, 

freilich nicht zu umgehenden Ausnahme. Sie betrifft die antifaschistischen Widerstandskämpfer. De-

ren aktivsten Teil, und das war anerkanntermaßen der kommunistische, wird wegen seiner wirklichen 

oder erdichteten Ziele politisch und die Akteure und deren Motiven moralisch herabzusetzen. Die 

von Lutz Niethammer in vorgelegte Arbeit über die „roten Kapos“ in dem KZ Buchenwald besaß da 

eine signalisierende Wirkung für die Forschungen vieler junger Historiker, die derzeit die Geschichte 

von Konzentrationslagern erforschen und neu schreiben und sich vor allem dafür interessieren, die 

Widersprüche zwischen den Häftlingsgruppen und deren Auseinandersetzungen aufzuspüren, und die 

den Kommunisten anlasten, wie es der Jenaer Professor vorgegeben hatte, sie hätten sich in den La-

gern nur um ihr eigenes Überleben und danach nur um den Lohn für ihr eigenes Leiden geschert. 

Ist das ein zu düsteres Bild von der Beschäftigung mit der faschistischen Vergangenheit in der Bun-

desrepublik? Es wird nicht einen Deut aufgehellt, wenn man sich der ja nicht beendeten Debatten um 

die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944“ vergegenwärtigt. In 

ihnen ging es nicht einmal um eine begrenzte theoretische Auseinandersetzung, nicht einmal um das 

grundlegende Verständnis, was dieser Krieg nach seinen Absichten und Zielen war. Ja, man könnte 

sagen, dass die Verwendung des Haupttitels „Vernichtungskrieg“, was freilich ganz außerhalb des 

Interesses der Urheber lag, das Verständnis des Wesens dieses Krieges mehr verbarrikadiert als es 

dafür eine Öffnung schafft. Denn welcher Krieg hätte nicht vernichtet? Und vor allem: Vernichtung 

war ja nicht das Endziel dieses massenmörderischen Unternehmens, sondern eines der Mittel, um es 

durchzusetzen und zu den gedachten, wirklichen Endsiegzielen zu gelangen, die bereits im Kriege 

praktisch in Angriff genommen wurden, weil das Kriegsgeschehen dafür Gelegenheit, Rechtfertigung 

und Tarnung in einem bot und der Triumph als sicher galt. 

Nein, bei dieser Ausstellung ging es zunächst und nur um die bloße Anerkennung von Tatsachen, um 

das Wissen über das tatsächliche Geschehen, um dessen uneingeschränkte und unbeschönigte Kennt-

nisnahme. Dabei sind nicht die Totalverweigerer die eigentlich interessante und die deutschen Zu-

stände charakterisierende Gruppe, sondern der Verlauf der beiden Debatten im Deutschen Bundestag, 

die Weigerung, die Ausstellung in seinen Räumen zu zeigen, die buchstäblichen Affentänze von Ab-

geordneten und Regierungsmitgliedern in mehreren Ländern, die aufgeführt wurden, als es darum 

ging, Räume für diese Ausstellung zur Verfügung zu stellen oder zu deren Eröffnung zu erscheinen. 

Wo war, gerichtet gegen diese Total- und Teilverweigerer, die Stimme der (west-)deutschen Histori-

ker, die doch vordem – beim Ende der DDR – auf einer ihrer alljährlichen Tagungen sich politischen 

Stellungnahmen nicht verweigerten und den ostdeutschen Kollegen, die in diesem Moment keine 

Kollegen mehr waren, dringend und öffentlich rieten, sich doch eine Karenzzeit aufzuerlegen und 

sich nicht sogleich um die Mitgliedschaft im nunmehr gesamtdeutschen Verband zu bewerben? Wo 

war denn ein bestimmtes Wort der in besonderem Maße zuständigen Mitarbeiter des Militärge-

schichtlichen Forschungsamtes der Bundeswehr, dessen Historiker seit Jahren zur Geschichte des 

Zweiten Weltkriegs wichtige Werke vorlegen, von denen sie aber selbst wissen und sagen, dass deren 

Inhalt über die Zunft hinaus nicht sehr weit zur Kenntnis genommen wird? 

Es hat sich in der deutschen Öffentlichkeit und namentlich bei den Haupt- und Staatsaktionen in der 

Bundesrepublik ein geschwätziges, ewig Betroffenheit zur Schau stellendes Verhältnis zur Ge-

schichte des deutschen und internationalen Faschismus und dessen Verbrechen durchgesetzt, das 

nach Zeiten und Plätzen für weitere Demonstrationen verlangt und sie sich schafft. Noch haben sich 

die Absichten, die Erinnerungskultur und insbesondere die Erinnerungsarchitektur aus DDR-Zeit an 

Faschismus und Antifaschismus vollständig zu schleifen, nicht durchsetzen können. Doch aufgege-

ben sie sind nicht und zu ihrer Rechtfertigung muss das Argument vom instrumentalisierten Umgang 

mit der Vergangenheit herhalten, als käme nicht jeder, der nur ein wenig darüber nachdenkt, alsbald 
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darauf, dass die Abschaffung der Instrumentalisierung von Geschichte die Abschaffung der Politik 

voraussetzen würde. Gefragt werden kann ernsthaft heute nur, welchen Zwecken der Rückgriff auf 

die Geschichte in Wort und Schrift, Lied und Stein jeweils dienstbar gemacht wird. 

Was bedeutet dieser Befund? Der geistige Kampf um die Frage „Was war der Faschismus“ muss 

offenbar auf einem sehr weiten und ganz elementaren Feld geführt werden. Und er verbindet sich 

derzeit vor allem mit der Auseinandersetzung, die durch die Revitalisierung der Totalitarismus-Dokt-

rin notwendig geworden ist. Sie ist im Munde und in der Feder vieler zu dem Knüppel geworden, der 

jedwede Idee an eine über den Kapitalismus hinausführende Gesellschaft zerschlagen und deren Ver-

fechter mundtot machen soll. Zur Begründung dieser Doktrin wird national und international jede 

Anstrengung unternommen. Die nächste und mit Sicherheit wirkungsvoll wird das Erscheinen des 

„Schwarzbuches des Kommunismus“ in deutscher Übersetzung darstellen, das für die Mitte des Mo-

nats Mai vom Verlag angekündigt wurde. Der Absicht, über den Zahlenvergleich der Verbrechen 

Faschismus und „Kommunismus“ als wesensgleiche „totalitäre Regime“ auszuweisen, sie letztlich 

gleichzusetzen, den „Kommunismus“ als das noch schlimmere, weil in noch höherem Maße men-

schenmordende System hinzustellen, sie jedenfalls gleichermaßen als verbrecherisch und unmensch-

lich zu verdammen, kann nur entgegengewirkt werden, wenn von der Theorie der beiden Gesellschaf-

ten und nicht nur von Macht- und Herrschaftsapparaten gehandelt wird, wenn die jeweiligen Ur-

sprünge, Antriebe, Widersprüche und Ziele der Bewegungen, Systemen und Staaten analysiert wer-

den und auch Herkunft und Inhalt ihrer Ideologien nicht ausgeschlossen bleiben. 

Es mögen sich Studenten in Universitätsseminaren mit dieser oder jener speziellen Theorie über den 

Faschismus befassen, sich mit deren Verästelung bis ins Detail beschäftigen und daran ihren Verstand 

schulen, sie mögen darüber erneut und lange streiten, wie modern oder wie unmodern diese oder jene 

Variante des Faschismus gewesen sei und in diesem oder in jenem Lande gewirkt habe, ob der Nazi-

faschismus einen deutschen Sonderweg in die Moderne darstellte, welcher Politiker diese oder jene 

Seite des Faschismus stärker oder weniger repräsentiert habe usw. Im Mittelpunkt der zeitgenössi-

schen Auseinandersetzungen in der deutschen Gesellschaft und wohl nicht nur in ihr steht, die Be-

deutung aller anderen Streitfragen weit überragend, das Totalitarismus-Thema. Wissenschaftlich und 

erkenntnistheoretisch geht es dabei um eine Frage: Handelt es sich bei der Subsumierung der faschis-

tischen und der kommunistischen Parteien und Regime unter den Begriff Totalitarismus um eine 

echte Abstraktion oder um eine die Wirklichkeit ganz oder teilweise verfehlende Konstruktion, also 

um das Resultat eines gedanklichen Irrweges. Diese Frage kann und muss unabhängig von der un-

strittigen Tatsache entschieden werden, dass die meisten Verfechter der Totalitarismus-Doktrin doch 

darauf zielen, jedes Individuum, jede Partei, ganz allgemein jede Bestrebung, die über das parlamen-

tarisch verfasste System der Kapitalherrschaft, vulgo die (soziale) Marktwirtschaft, hinaus und in 

sozialistische Zustände zu gelangen suchen, als potentielles Verbrechertum zu markieren und sie 

folglich entsprechend zu behandeln. Denn letztlich soll mit dieser Doktrin nicht mehr und nicht we-

niger nachgewiesen werden, als dass jeder Versuch, den Bannkreis des Kapitalismus zu verlassen, 

doch nur bei einem Stalin und dem System des Gulags enden werde, weil er dort enden müsse. Damit 

ist aber nur die verbreitete Funktion der Doktrin bezeichnet und nichts über ihren Wahrheitsgehalt 

gesagt. 
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Der historische Platz des Faschismus in der Geschichte des 20. Jahrhunderts 

Einleitendes Referat auf der Konferenz in Jena im Januar 2003 anlässlich  

des 70. Jahrestages der Errichtung der faschistischen Diktatur 

„... wo unser Ort im Hinblick auf die Vergangenheit ist, welche Beziehungen zwischen Vergangen-

heit, Gegenwart und Zukunft bestehen, das sind nicht nur Fragen von höchstem Interesse für alle, sie 

sind schlechterdings unerlässlich.“1 Dieser Satz stammt aus einem Vortrag, den Eric Hobsbawm 1984 

an der University of California in Davis aus Anlass des 75jährigen Bestehens der Universität hielt. 

Sein Thema lautete: „Was kann uns die Geschichte über die gegenwärtige Gesellschaft sagen“. Das 

ist eine erkennbar andere Fragestellung als jene, die in deutscher Gegenwart ständig nachmisst, wie 

weit wir uns aus den Zeiten des Faschismus fortgearbeitet haben, und das Bandmaß alsbald zufrieden 

wieder beiseitelegt. 

Hobsbawms Fragestellung für die Jahre des Faschismus aufnehmen, heißt auch, sich auf ein Wagnis 

einlassen. Selbstredend hätte diese Konferenz ebenso und mit Nutzen mit einem bilanzierenden Re-

ferat über die Historiographie eröffnet werden können, deren Gegenstand der Geschichtsabschnitt 

bildet, der uns hier heute und morgen beschäftigen wird. Doch besitzt die getroffene Wahl auch einen 

außerwissenschaftlichen Grund: Unter den vielen Konferenzen, die uns zur Vorgeschichte und Ge-

schichte namentlich des deutschen Faschismus hier in Jena zusammengeführt haben, ist das die erste, 

die in einem Moment stattfindet, in dem uns – nun schon seit Wochen und Monaten – ein Krieg 

angekündigt ist, der unter Führung der USA gegen den Irak stattfinden soll, wahrscheinlich so oder 

so mit deutscher Beteiligung, ein Krieg gegen ein Land, in das „nach Barbarossa“ auch die Soldaten 

der deutschen Wehrmacht noch vordringen wollten, auf dem Wege nach Indien, und das sich schon 

die deutschen Machthaber zum Verbündeten und Untertan zu machen gedachten. Das konnte und 

sollte für den Auftakt unserer Arbeit nicht unbedacht bleiben. 

I. 

Die Bestimmung des historischen Platzes des deutschen Faschismus wäre wohl nicht nur mir fünf 

Jahre nach dem Ende des Nazi-Regimes in einem Seminar an der Friedrich-Schiller-Universität, ge-

leitet von Hugo Preller, – der unternahm solche Abenteuer –, leichter gefallen als nun und aus dem 

Abstand von mehr als einem halben Jahrhundert. Die Definition, die auf dem XIII. Tagung des Exe-

kutivkomitees der Kommunistischen Internationale im Dezember 1933 gegeben worden war, mar-

kierte die faschistischen Diktaturen als Ausgeburten der imperialistischen Phase des Kapitalismus. 

Und diese wiederum hatte Lenin als die Epoche des Verfaulens und Absterbens des Kapitalismus 

gekennzeichnet. Das ergab – gleichsam zusammengenommen –, dass der Faschismus uns als ein po-

litischer, in einigen wenigen Ländern Staat gewordener später Auswurf einer Gesellschaftsordnung 

galt, die auf dem Totenbett lag. Ja, der Faschismus wurde als der Beweis für deren Sterbenskrankheit 

schlechthin angesehen. Uns schien gewiss, dass diese soziale Formation, von unbedeutenden und zu 

vernachlässigenden Resten abgesehen, das 20. Jahrhundert nicht überstehen werde. 

Inzwischen erlebten wir, dass diese Prognose ein gewaltiger Irrtum war. Nur etwa ein Jahrfünft 

verging nach dem Ende des zweiten Weltkrieges und es begann – von uns nicht wahrgenommen, 

abgestritten und später verdrängt – „eine Zeit des Triumphs für einen reformierten und restaurierten 

liberalen Kapitalismus“, zumindest in dessen Kernländern.2 Die Macht des Kapitals scheint nun beim 

Eintritt in das 21. Jahrhundert neu befestigt zu sein und ganz ungefährdet zu existieren. 

Ob das richtig ist, sei dahingestellt. Aber: Unser einstiges Geschichtsbild hat sich als ein Wunsch- und 

Trugbild erwiesen, ein Befund, an dem sich nichts ändert, wenn ihm hinzugefügt wird, dass es auch 

durch nicht nur uns irritierende Faktoren hervorgerufen worden war. Wir befanden uns an einem an-

deren weltgeschichtlichen Ort und – zuvor – die neuartigen Regime, die in den zwanziger und dreißi-

ger Jahren in Deutschland und Italien entstanden und 1943 bzw. 1945 militärisch zur Strecke gebracht 

 
1  Eric Hobsbawm, Wieviel Geschichte braucht die Zukunft, München 1998, S. 42. 
2  Barbarei eine Gebrauchsanleitung. In: Eric Hobsbawm, Wieviel Geschichte braucht die Zukunft, München 1998, 

S. 325. 
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worden waren, demnach auch. An welchem aber? Die Schwierigkeit, die es mit der Beantwortung 

dieser Frage hat, ergibt sich zunächst aus der Tatsache, dass die Zustände, die heute weite Teile des 

Erdballs prägen, wissenschaftlich nicht auf den Begriff gebracht sind. Das vermeint nur, wer sich mit 

Kennzeichnungen wie moderne, postindustrielle, postmoderne, Informations-, Konsumgesellschaft 

und dergleichen zufriedengibt oder abspeisen lässt.3 Dass es sich um kapitalistische Verhältnisse han-

delt, kann ernsthaft nicht bestritten werden. Dass sich in ihnen permanent imperialistische Bestrebun-

gen geltend machen, identische und andere als zu Zeiten der gegeneinander geführten Kriege euro-

päischer Großmächte um Einflussgebiete und -sphären, liegt ebenfalls zutage. Doch existieren erheb-

liche Schwierigkeiten, das jetzt von dem davor exakt abzugrenzen. 

Wie stets in der Geschichte lassen sich auch in der Entwicklung der letzten 100 Jahre Kontinuitätsli-

nien und Bruchstellen erkennen. Die heute immer wieder angestellten Vergleiche zwischen Ereignis-

sen und Personen, die in die Vorgeschichte und zur Geschichte des Faschismus gehören, und zeitge-

nössischen Entwicklungen und Politikern geben zumeist politische Knüppel her, sie sind in der Regel 

schief, manchmal auch einfach dämlich, aber sie bilden keine reinen Produkte der Phantasie. Sie 

weisen – richtig oder falsch – darauf hin, dass sich „etwas“ erhalten hat und dass ideologische Ele-

mente und politische Praktiken, die auch zum Arsenal der Faschisten gehörten, nicht vollkommen 

ungebräuchlich geworden sind. 

II. 

Was wir, in einem Lande lebend, in dem der Faschismus in seiner barbarischsten Form entstanden 

war, kaum würdigten, was uns selten zu Fragen veranlasste, ist die Tatsache, dass – aus weltge-

schichtlicher Perspektive gesehen – faschistischen Bewegungen sich nur in einem relativ kleinen 

Gebiet des Erdballs herausbildeten. In entwickelten kapitalistischen Staaten gelangten diese Bewe-

gungen nur zweimal an die Macht, wobei hinter dem Entwicklungsgrad Italiens, wo sich der Fa-

schismus zuerst durchsetzte, obendrein ein Fragezeichen zu machen war, das zeitgenössische deut-

sche Politiker und Theoretiker zur irrigen Annahme verleitete, Deutschland könne „kein Italien“ 

werden. 

Die anderen faschistischen Regime etablierten sich mit deutscher und italienischer Hilfe, das spani-

sche, später das slowakische, dann das kroatische und schließlich das ganz kurzlebige ungarische. 

Daneben existierten Diktaturen, die als halbfaschistisch oder autoritär bezeichnet wurden. Diese auf 

dem alten Kontinent in großer Zahl. In Frankreich hingegen konnte die faschistische Gefahr 1934 im 

Keim erstickt werden. In Großbritannien, in den Niederlanden, in Belgien und den nordeuropäischen 

Staaten besaßen faschistische Bewegungen zu keinem Zeitpunkt eine Chance, die parlamentarisch-

demokratischen Systeme, sie alle noch in monarchischer Verkleidung, auszuhebeln. Ließe sich nicht 

fragen, ob die Entstehung der beiden originär faschistischen Staaten so etwas wie ein Zufallsspiel in 

der europäischen Geschichte der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts gewesen war? Gewiss: Keine 

bloße Laune der Geschichte, aber doch ein Moment, zu dem der Ablauf der Weltgeschichte nicht 

notwendig hinführen, eine Station, die sie nicht unvermeidlich passieren und an der sie nicht halten 

musste. 

Der Gedanke ist historischen Materialisten nicht so fremd. Als gesetzmäßig hat uns der Sieg des 

Faschismus in Deutschland ja nie gegolten. Wir haben den 30. Januar 1933 als vermeidbar angesehen, 

diese Aussage aber womöglich zu eng nur an die Aktionen der Arbeiterbewegung und namentlich an 

das Verhältnis ihrer beiden großen Parteien, der Sozialdemokraten und der Kommunisten, zueinander 

 
3 In einer jüngst vorgenommenen Zusammenstellung fanden sich die folgenden Bezeichnungen: mobile, Vollgas-, 

offene, formierte, postindustrielle, postmoderne, postsäkulare, demokratische, humane, deformierte, multiethni-

sche, funktional differenzierte Gesellschaft und weiter die Chancen-, Wir-, Verantwortungs-, Einboot-, Parallel-, 

Aufstiegs-, Kommunikations-, Bildungs-, Wissens-, Kultur-, Erwerbs-, Tätigkeits-, Arbeits-, Arbeitstätigkeits-, 

Industrie-, Fürsorge-, Wattebausch-, Risiko-, Leistungs-, Hochleistungs-, High-Tech-, Multioptions-, Globalisie-

rungs-, komplexe Welt-, Werbe-, Konsum-, Wegwerf-, Überfluss-, Anspruchs-, Erlebnis-, Ereignis-, totale Er-

lebnis-, Event-, Spaß-, Fun-, Sensations-, Überdruss-, Single-, Bürger-, Zivil-, Zweidrittel-, Zweiklassen-, Kon-

troll-, Disziplinar-, als Vision auch die biopolitisch beruhigte Klassengesellschaft und als verloren die aufgeklärte 

Moralgesellschaft. Jürgen Roth, Die Bindestrich-Gesellschaft. In: Neues Deutschland, 28./29. Dezember 2002. 
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gebunden. Eine denkbare Verhinderung des Schrittes der Nationalsozialisten von der politischen Be-

wegung an die Staatsmacht – wie würde da der Rückblick in die europäische Geschichte der dreißiger 

Jahre aussehen? Die ursprüngliche faschistische Macht, die italienische, hätte aufgrund der Begrenzt-

heit ihrer wirtschaftlichen Kräfte, ihrer demographischen Basis, auch wegen ihrer geographisch-po-

litischen Lage auf sich gestellt den Kontinent niemals in einem Zweiten Weltkrieg zu stürzen ver-

mocht. 

Daraus folgt: Die Stellung des Faschismus in der europäischen Geschichte des zurückliegenden Jahr-

hunderts ist ganz eindeutig eine Folge des Sieges der Hitlerleute und des Weges dieser Führungs-

gruppe an die Spitze eines Staatswesens, das zu den führenden Wirtschaftsmächten der Welt gehörte, 

an die Spitze eines Volkes von zunächst 65, dann nahezu 80 Millionen Menschen mit einem mobili-

sierbaren Potential von schließlich etwa 18 Millionen Soldaten und in einer geographischen Position, 

die Landkriege mit modernster Maschinerie nach Osten wie nach Westen ermöglichte. Ohne diesen 

Sieg im Zentrum des Kontinents wäre der Faschismus Episode geblieben, über die in Geschichtsbü-

chern außerhalb Italiens wenig zu sagen gewesen wäre. 

Also lautet die Frage: Warum in Deutschland? Welche geschichtliche Situation, welche Entwicklung 

mündete in den 30. Januar und dessen Folgen aus? Das Material, das uns die Beantwortung dieser 

Frage ermöglicht, ist bekannt. Neues werde ich da nicht hinzufügen. Aber seine Elemente sind wo-

möglich neu zu ordnen, anders zu gewichten, als wir es gewohnt waren. 

III. 

Zunächst und zuvörderst: Der Faschismus wurde in einer von mächtigen sozialen und nationalen 

Bewegungen erschütterten Zeit als eine gegenrevolutionäre Bewegung geboren, als solche wuchs er 

heran. Die aus ihr hervorgegangenen Regime waren ihrem tiefsten Wesen nach gegenrevolutionär 

und zwar nicht nur im Blick auf das Jahr 1917/1918, sondern auch in Hinsicht auf 1789. Wann immer 

sie sich als revolutionär ausgaben oder von anderen so dargestellt wurden (letzteres geschieht bis 

heute), handelte es sich um Schaum und Gischt, um Begriffsmüll, bei dem wir uns nicht aufzuhalten 

haben. Die Hauptkennzeichen dieser Zeit waren: das Ende des Zarenreiches, die Zerstörung der Habs-

burger Monarchie, der Zerfall des Osmanischen Reiches und die Entstehung der neuen Türkei, Re-

volutionen in Berlin und Wien und Budapest, in den Hauptstädten der geschlagenen Mächte, aber 

auch das bedrohliche Rumoren in Staaten, die zu den Siegermächten des Ersten Weltkrieges zählten, 

vor allem in Italien. Wie weit muss man in der Geschichte Europas zurückdenken, um Vergleichbares 

an Umwälzungen und Veränderungen aufzufinden. Hier ist nur von diesem „alten“ Kontinent die 

Rede, aber die Weltgeschichte verlief damals noch und schon seit mehreren Jahrhunderten europa-

zentristisch. 

Von alledem war der Sieg der Bolschewiki das Wichtigste. Die herrschenden Kreise in Deutschland 

kamen glimpflich davon, aber sie hatten doch – wie vordem ihresgleichen in Italien – in den Abgrund 

ihres sozialen und politischen Untergangs geblickt. Manchen ihrer Angehörigen war jede politische 

Macht genommen, einigen gar nur Flucht ins Exil geblieben. Regierende Häupter, bislang als von 

Gottesgnaden verehrt, büßten dauernd oder zeitweilig das Verfügungsrecht über erhebliche Teile ih-

res Eigentums ein. Solche Vorgänge verändern die Mentalität einer Klasse oder Schicht nachhaltig, 

ihre Wirkungen halten nicht nur vor, bis der nächste sichere Hafen erreicht ist. 

Wir waren früher womöglich bei unseren Betrachtungen zu rasch bei der relativen Stabilisierung des 

Kapitalismus angekommen, bezogen uns zu stark darauf, dass auch unter den Bedingungen von er-

neuten Erschütterungen durch die Weltwirtschaftskrise 1929 ff. keine die Bourgeois-Herrschaft ge-

fährdende Situation mehr eintrat und taten die nach 1945 erfolgten entschuldigenden Berufungen 

derjenigen, die Hitler zum Kanzler gemacht hatten, auf ihre Revolutionsfurcht ungerechterweise als 

bloße Ausflüchte ab. Auch wenn Thyssen, Flick, Stauß und die anderen Wirtschaftsführer, anders als 

Hitler, nicht ständig beteuerten, dass es in der deutschen Geschichte nach dem des Jahres 1918 keinen 

zweiten 9. November mehr geben werde, die Beschwörung des NSDAP-Führers waren ihnen allen 

doch aus dem Herzen gesprochen. 
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Es gibt, wie es mir vorkommt, übrigens ein untrügliches Indiz dieser Revolutionsfurcht: das geile 

Interesse eben dieser Wirtschaftsführer definitiv zu wissen, ob es sich nicht auch bei diesen Hitler, 

Strasser und Goebbels nur um Sozialrevolutionäre mit anderer, brauner Kappe handele. Und dazu 

gehört die ausnahmsweise aufrichtige Antwort der zu Unrecht Verdächtigten: Sie wären gerade das 

nicht. Kurzum: Die allgemeinste Bedingung für den Aufstieg des Faschismus in Deutschland und 

seinen Einstieg in die Staatsmacht war das verbreitete Bedürfnis der Oberschichten der Gesellschaft 

nach dauerhafter Stabilisierung der Kapitalmacht, die nach innen wie nach außen neue Bewegungs-

freiheit schaffen sollte. 

Hier sei eingeschoben: Gerade Marxisten haben sich mit der Herstellung des Zusammenhangs von 

bolschewistischer Revolution und erstarkender internationaler Arbeiterbewegung einerseits und fa-

schistischer Gegenrevolution andererseits zumindest zeitweise schwergetan. Geschichtsbilder, wie 

sie Ernst Nolte verbreitete, befestigten eine geistig starre Abwehrhaltung zusätzlich. In Wahrheit be-

deutet diese Beziehung aber doch nicht, dass der Hitler dem Lenin, der Holocaust den Bolschewiki 

angelastet werden könnten. Denn Aufschwung und Sieg revolutionärer Bestrebungen determinierten 

die Reaktionen ihrer Gegner keineswegs. 

Die Antwort der Bedrohten oder sich auch nur bedroht Fühlenden, das macht hier keinen Unterschied, 

war nicht nur über und mit Hitler möglich. Dass sie so erfolgte, die Naziführer schließlich keine 

konkurrierende Lösung und deren Verfechter mehr zu fürchten brauchten, hing auch mit den geistigen 

und praktisch-politischen Fähigkeiten von bürgerlichen Politikern bzw. Politikergruppen zusammen, 

die strikt oder halbherzig Gegenspieler der Faschisten waren. Der jüngst wieder in die Diskussion 

geratene wirtschaftspolitische Kurs Heinrich Brünings war auch bei strikter Wahrung der Kapitalin-

teressen keineswegs der einzig mögliche. Erst dieser Kurs und seine sture Beibehaltung, davon wird 

noch zu sprechen sein, ließ die kritische Masse entstehen, die – um im Bilde zu bleiben – zur „natio-

nalsozialistischen Explosion“ führte. 

Auf die subjektive Seite der historischen Analyse gehört auch das hochgradige politische Talent des 

fanatischen Revolutionsfeindes Hitlers. Ein Führer an der Spitze dieser Partei, weniger hoch heraus-

gestellt und also in den eigenen Reihen stärker angreifbar, in geringerem Maße lernfähig, weniger 

zögernd in seinen Entscheidungen, solange sich nicht eine gewisse Übersichtlichkeit der Situation 

erkennen ließ – und die ganze „Bewegung“ hätte unter dem Eindruck jenes Gemisches von skanda-

lösen Erfolgen und enttäuschten Hoffnungen, von Siegen und Fehlschlägen ins Schleudern geraten 

können, noch und gerade im zweiten Halbjahr 1932. 

Doch die Betätigung des politischen Talents Hitlers besaß eine Voraussetzung: Es musste in der Ge-

sellschaft Raum für einen Mann dieses Typs sein4, d. h. ein Bedürfnis nach einem „Erlöser“, „Be-

freier“, einer Art „Wundertäter“ existieren. Und: die Männer, es handelte sich damals ja ausschließ-

lich um Männer, die bisher die Staatsgeschäfte leiteten, mussten diesem einen gegenüber als unfähig 

und abgewirtschaftet angesehen werden, eben reif zum Abtreten und zwar in einem geschichtlichen 

Sinne. Dieser Raum entstand nicht nur als Folge der richtigen oder falschen Bewertung von Politi-

kern, einzelnen oder Gruppen, die zur traditionellen politischen Elite gehörten. Er entstand erst 

dadurch, dass sie als Urheber, Repräsentanten und Verteidiger eines zu vernichtenden „Systems“ gal-

ten, mit dem auch sie abgeschafft werden müssten. Sie gehörten, wie Wahlplakate zeigten, als Keh-

richt auf den Müllhaufen der Geschichte. Die Nationalsozialisten waren mit ihrer Agitation gegen das 

„System“, sich als seine radikalsten Gegner aufführend, am erfolgreichsten und konnten sich auch 

später noch vor dem Hintergrund der verächtlich gemachten „Systemzeit“ glänzend darstellen. 

Der Platz für Führer, und ebenso der für Hitler, entstand auch mit dem Bedürfnis äußerster Konzent-

ration von Entscheidungen, letztlich von Macht. In der Weimarer Republik breitete sich eine Stim-

mung aus, der die existierenden Regierungsverfahren als ineffektiv und schädigend auch deswegen 

gelten, weil sie zu vielen erlauben würden, in die Politik hinein zu reden. Träger solcher Stimmung 

 
4 S. dazu auch die Bemerkung bei Wolfgang Ruge, Hitler und Stalin im Vergleich. In: 30. Januar 1933 – Kontinu-

itäten und Brüche. Teil I, hg. Helle Panke zur Förderung von Politik, Bildung und Kultur e. V., o. J., S. 21. 
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waren nicht nur die bedrängten „kleinen Leute“, sondern gerade Wirtschaftsführer, die in ihren Fi-

nanz- oder Industriebetrieben mit derlei auf eine Person zugeschnittenen Verfahren ja operierten und 

die es nach der Unabhängigkeit und Selbstherrlichkeit gelüstete, die sie in der Monarchie genossen 

hatten. Hitlers zielte in seiner Rede vor Industriellen in Düsseldorf im Januar 1932 gerade auf diese 

Wünsche. Natürlich besitzt eine solche Stimmung zu allen Zeiten selbst eine weitere Voraussetzung 

in der Vorstellung, dass große Männer große Geschichte zu machen vermögen, wenn sie unabhängig 

sind und nur ihrem Genius zu folgen vermögen. 

IV. 

Der Faschismus war der Auswurf eines Völkerkrieges ohne Beispiel, der später die Bezeichnung 

Erster Weltkrieg erhielt. Als die Völker in ihn hineingetrieben wurden, wussten sie noch weniger als 

25 Jahre später, was ihnen bevorstand. Vor ihren Augen befanden sich die trügerischen Bilder der 

Feldzüge von 1870/71 und der Balkankriege. Dann kamen Verdun und Ypern, die Schlachten in Ga-

lizien und am Isonzo und im Skagerrak und die Millionen Toten. Von da führte eine Spur in die 

europäische Geschichte, die sich zunächst in der Innenpolitik mehrerer Staaten verfolgen lässt. Wel-

ches Aufsehen 1913 um die Zabern-Affäre, in deren Verlauf es doch keine Toten gab! Und kaum 

sechs Jahre später: Welche Gleichgültigkeit gegenüber den mörderischen Methoden, mit denen das 

Militär, nun die „republikanische“ Reichswehr, „Ordnung“ schuf! Die Faschisten traten überall als 

diejenigen hervor, die solche Gewalt nicht nur rechtfertigten und selbst praktizierten. Sie verherrli-

chen sie bis zum Mord in Gedichten und Liedern, in Reden und Parolen. Undenkbar, dass eine Partei 

dieses Typs in der deutschen Vorkriegsgesellschaft angenommen worden wäre, wenngleich es Ge-

waltverherrlichung als ideologische Strömung freilich in ihr schon gab (mehr im Hinblick auf die 

Außen- denn auf die Innenpolitik), worin sich Vorläuferschaft hin zum Faschismus unschwer ausma-

chen lässt. 

Doch die Hauptspur, die sich aus Weltkriegsjahren in die Republik zog, war das sofort einsetzende 

Nachdenken über eine denkbare Wiederaufnahme des Krieges in neuer totaler Dimension. Sie gerann 

den einen, den weniger Einflussreichen, zu Bekenntnis und Aktion gegen einen künftigen Krieg, den 

anderen, ungleich Einflussstärkeren, in Projekte, die sichere Aussicht bieten sollten, das Ergebnis von 

1918/19 zu korrigieren – durch das Aufgebot einer mächtigen, geschichtlich beispiellosen Militär-

kraft, mit an Zahl und Qualität überlegener Bewaffnung, mit einem kriegsentschlossenen und früh 

kriegsgedrillten Volk, mit der vorteilhaftesten Bündnissituation, bei richtiger Auswahl des Zeitpunk-

tes des Kriegsbeginns und durch drakonische Bekämpfung aller Kriegsgegner schon vor dem ersten 

Schuss. 

Hier floss das öffentlich einbekannte revanchelüsterne Denken der Faschistenführer in Deutschland 

und das mehr oder weniger geheime Planen der „überparteilichen“ Militärs in der Reichswehr zu-

sammen. Die tiefe Verwandtschaft war im Einzelnen noch gar nicht festgestellt, wurde aber doch 

erspürt und an der Wende von den zwanziger zu den dreißiger Jahren dann auch bei geheim gehalte-

nen Kontakten festgestellt. Der 30. Januar 1933 ist unvorstellbar, würde die Spitze der Reichswehr, 

der Hindenburg als ihr Verfassung gemäßer oberster Befehlshaber ja wohl zuzuzählen ist, auch nur 

entfernt den Eindruck gehabt haben, dieser Hitler könnte ihr die Pläne verderben. Die Besprechung 

des 3. Februar 1933 bestätigte die Übereinstimmung nur und regelte die Rollenverteilung im Vor-

Krieg. 

Der Faschismus setzte auf eine gewalttätige Außenpolitik von Anfang an, mobilisierte die im Krieg 

1914-1918 vollends verhunzten nationalen Gefühle neu, mischte sie mit Rassismus und Antisemitis-

mus. Staatliches System geworden, tarnte er sich friedfertig, ging aber vom ersten Tage seiner Dik-

tatur auf Eroberungskrieg mit Zielen aus, die jene des Kaiserreiches aufnahmen, modifizierten und, 

soweit das noch ging, vollends ins Größenwahnsinnige transponierten. Es erscheint fraglich, ob der 

Faschismus ohne diese spezifische Nachkriegssituation und jene Kräfte, denen der Weltkrieg nur als 

unterbrochen galt, der Entwicklung Italiens und vor allem Deutschlands Inhalt und Ziel je hätte vor-

geben und aufprägen können. Millionen und nicht nur Hunderttausende in den Eliten glaubten hier 

wie dort, dass außenpolitisch Forderungen erhoben und in einem gemeinen Interesse durchgesetzt 
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werden müssten. In beiden Staaten geisterten Vorstellung von verwehrter, aber zu erlangender natio-

naler Größe. Für die Anwerbung der Gefolgschaft und ihre feste Bindung bedeutete das viel. 

Der Faschismus, und darauf kommt es mit dem Blick auf seine Platzierung im 20. Jahrhundert an, 

gehört einem Zeitraum an, da Führungsgruppen europäischer Staaten noch fest glaubten, ihre ökono-

misch und machtpolitisch geprägten Gegensätze ließen sich auch auf dem Wege von Kriegen austragen. 

Ideen zum Zusammenschluss aller kapitalistischen Staaten des Kontinents waren schon geboren und 

wurden – aber eben nur marginal – verfolgt. Auch existierte bereits ein europäisch zentrierter Zusam-

menschluss von Staaten in Gestalt des Völkerbundes, aber die Geschichte seines Unvermögens steht 

für das Desinteresse der Regierungen an einer Krieg ausschließenden Außenpolitik. Wer Krieg vermei-

den wollte, setzte auf abschreckende Drohung aus eigenen Kräften und – besser noch – durch die Schaf-

fung von Militärbündnissen. Diese Denkweise in den zivilen und militärischen Führungsschichten na-

mentlich in London und Paris und ebenso, gewiss weniger wichtig, in Hauptstädten kleinerer europäi-

scher Staaten bildete auch eine Bedingung für den Aufstieg des Faschismus, namentlich in Deutschland. 

Der gehört in eine Zeit, in der die Regierungen europäischer Großmächte glaubten (oder noch glauben 

konnten), es ließe sich einer militärisch besiegten Macht dauerhaft ein minderer Platz in der Hierar-

chie der Mächte zudiktieren. Das betrifft das Zustandekommen und die Geschichte des Versailler 

Friedensdiktats und das sture Festhalten an seiner Ausführung. Hingegen hätte ein rechtzeitig vorge-

nommener Abbau der wirtschaftlich, politisch und ideologisch folgenreichen Bestimmungen des Ver-

trages von 1919 die Chancen der „Nationalsozialisten“, die sich als die entschlossensten Gegner auch 

dieses „Systems“ ausgaben, fraglos verschlechtert. Das jeder effektvolle Schritt in diese Richtung 

unterblieb, gab denen, die Hitler in die Wilhelmstraße verhalfen, gewiss kein Recht, sich nach dem 

Mai 1945 auf die internationale Nachkriegskonstellation herauszureden. 

V. 

Der Aufstieg des Faschismus gehört einer Entwicklungsetappe in der Geschichte der damals fortge-

schrittenen kapitalistischen Industriestaaten an, in welcher der hohe Grad der erreichten Produktivität 

es doch nicht erlaubte, in wirtschaftlichen Krisenzeiten die Verelendung von Millionen beträchtlich 

zu bremsen und Massen von Menschen auf diese Weise politisch ruhig zu stellen. (Das bedeutet nicht, 

dass die Regierung des Reichskanzlers Heinrich Brüning bei ihren wirtschafts- und sozialpolitischen 

Entscheidungen ohne Alternative gewesen sei.) Der Durchbruch des Faschismus zur Staatsmacht ist 

ohne das Elend der Weltwirtschaftskrise, ohne die exakt nicht feststellbare Millionenzahl der Er-

werbslosen, ohne die massenhaft zerstörten oder in ihrer Existenz gefährdeten ländlichen und städti-

schen Kleinbetriebe, ohne die grassierenden Lebensängste, ohne die düsteren Zukunftsaussichten, 

ohne Hungernde, Frierende, Obdachlose nicht denkbar. Vor dem aktuellen Hintergrund heutiger Ar-

beitslosigkeit in der Bundesrepublik von offiziell über 4,2 Millionen, das sind in absoluten Zahlen 

doch etwa zwei Drittel der am Ende der Weimarer Republik offiziell erfassten (bei allerdings einer 

erheblichen Differenz in der Bevölkerungszahl), mag es zusätzlich schwer geworden sein, sich das 

Leben in Krisendeutschland 1929/30 bis 1932/33 vorzustellen. Diese Arbeitslosigkeit, so zerstöre-

risch die gegenwärtige wirkt und so wenig sich jeder human und solidarisch denkende Mensch mit 

ihr abfinden kann, besaß eine eigene, von der aktuellen Arbeitslosigkeit deutlich unterscheidbare 

Qualität. Sie stürzte insbesondere in Großstädten, und da konzentrierte sie sich, Hunderttausende in 

bitterste Not. Extrem unterernährt, im Winter in schlecht oder unbeheizten Behausungen lebend – 

man denke allein an die Zahl der Kellerwohnungen in Städten wie Berlin –, verwandelte sich ihr 

Leben in eine permanent nur schwer noch zu tragende Last. Ausgrenzung und Demütigung gehörten 

zu den täglichen Erlebnissen. Da waren das unsinnige stundenlange Stehen vor den Arbeitsämtern 

um einen Stempel zu erhalten, die mit nahezu kriminalpolizeilichen Methoden erfolgenden Bedürf-

tigkeitsprüfungen, die Verpflichtungen durch Kommunen zu irgendeiner Zwangsarbeit, nicht so sel-

ten auf Friedhöfen, wohin ein knappes Jahrzehnt später die Juden geschickt wurden. Das alles kaum 

mehr als ein Jahrzehnt nach den Entbehrungen des Krieges und angesichts den aus ihm folgenden, 

schon in Zeiten der Prosperität nie gemeisterten sozialen Problemen. Es gab, heute nahezu unvor-

stellbar, für diese von Krise und Krisenpolitik geschlagenen Millionen keine zeitweiligen oder als 

Dauerdroge wirkenden Ablenkungschancen. 
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Dieses Dasein erzeugte dumpfen Hass und verlieh nicht nur denen Anziehungskraft, deren Parolen 

zu Klassenhass und Klassenkampf aufriefen, sondern auch den Predigern von nationalistischen und 

rassistischen Hassgefühlen. Die NSDAP war nicht die Partei der Arbeitslosen, das war in viel höhe-

rem Grade die Kommunistische Partei. Doch die Faschisten profitierten stärker als alle anderen Par-

teien von diesem Massenelend, das sie raffiniert auszubeuten vermochten. Skrupellos waren ihre Ver-

sprechungen, sie – ihr Hitler – werde Wandel schaffen und das bald. Der Hungrige denkt nur ans 

Brot, sagt ein russisches Sprichwort. Die Nazis versprachen Arbeit und Brot, sobald über Deutschland 

die Hakenkreuzfahnen wehen würden. 

Der Durchbruch des Faschismus erfolgte mithin auf einer Stufe der kapitalistischen Entwicklung in 

Deutschland, in welcher aufgrund des erreichten Niveaus der Produktivität der Gesamtgesellschaft 

der Umverteilung des Verfügbaren durch Staatseingriffe enge Grenzen gesetzt blieben. Damit war 

auch das Experimentier- und Manövrierfeld der Politiker beschränkt. Doch es gehörte nicht zum Kurs 

des Kabinetts Brüning, den sich häufenden sozialen und politischen Sprengstoff abzubauen. Dafür 

besaß es kein Konzept. Daran besaß es auch kein Interesse. Das deutsche Großkapital verteidigte den 

Platz auf den enorm verengten internationalen Märkten, den es sich seit Kriegsende wieder erobert 

hatte, und suchte seine Anteile relativ zu vergrößern. Mit der Unterstützung der Regierung senkte es 

Löhne und Gehälter, trieb die Krisenrationalisierung voran, wehrte sich gegen Preissenkungen von 

Gütern des Massenverbrauchs und scherte sich den Teufel um die abseh- und spürbaren politischen 

Folgen, wenn sie ihnen nicht überhaupt willkommen zu sein schienen. Ungeschehene Geschichte 

lässt sich nicht „durchrechnen“. Also können wir auch nicht wissen, was andere wirtschafts- und 

sozialpolitischer Staatsmaßnahmen zwischen 1930 und 1932 bewirkt haben würden, wie viel vom 

Wasser, das die Mühlen der Hitlerleute antrieb, durch sie in Niederungen weggelenkt worden wäre. 

Dass der tatsächlich eingeschlagene Kurs aber tiefen Überdruss und tatbereite Feindschaft gegen die 

Republik mehrte, kann ernsthaft nicht bezweifelt werden. Der geschichtliche Platz des Faschismus 

verbindet sich mit einer Entwicklungsetappe des Kapitalismus, in der Turbulenzen des Wirt-

schaftszyklus extremes soziales Elend, bis zur Panik gesteigerte Ängste und massenhaft eine Stim-

mung hervorbrachte, es müsse in der Gesellschaft das Unterste zuoberst gekehrt werden. 

VI. 

Zur Bestimmung des Platzes, den die faschistischen Regime im 20. Jahrhundert einnehmen, gehört 

schließlich die Beschäftigung mit einem Gegenstand, mit dessen Bewertung sich die Historiographie 

besonders schwertut: die geistige und mentale Verfassung von Gesellschaften. Angeklungen ist damit 

Zusammenhängendes bis hierher schon: die Einstellung zu Krieg und physischer Gewalt, nicht nur 

bei Ideologen und Militärs, sondern in weiten Kreisen der Bevölkerung. Diese Bejahung von Gewalt 

bis hin zu ihrer Verherrlichung war nicht nur Nachwirkung des Krieges von 1914 bis 1918, sondern 

nicht minder auch der Art und Weise, in welcher er erinnert wurde, in Ritualen, in Kirchen, in der 

Literatur, in Schulen von Lehrern, in Vereinen usw. Die jungen terrorisierenden Schläger der Sturm-

abteilungen (SA) waren schon keine Kriegsteilnehmer mehr gewesen, ihre Anführer hingegen häufig 

genug. 

Der Krieg hinterließ durch sein Erlebnis und mit seinem Ausgang massenhaft verbreiteten Nationa-

lismus, Hass auf die Sieger und deren Übermacht, der immer neu Nahrung erhielt, wenn wieder ein-

mal über die Verwirklichung dieses Versailler Vertrages verhandelt werden musste oder – und be-

sonders kräftig – 1923 bei der provozierten Besetzung von westdeutschen Reichsteilen, die bis dahin 

unbesetzt geblieben waren. Diese Wirkung wurde durch Zugeständnisse kaum gemildert, auch wenn 

Ausgrenzung und Bestrafung mit Wiederzulassung und Gleichstellung wie im Falle des Eintritts 

Deutschlands in den Völkerbund gekoppelt wurden. Die bis in die Sozialdemokratie reichende Wei-

gerung, Vorgeschichte und Geschichte des Weltkrieges kritisch durchzuarbeiten, hatte zur Folge, dass 

Deutschlands Behandlung im Kriege wie im Nachkrieg durchweg als ungerecht und willkürlich an-

gesehen wurden. Dass Wiedergutmachungspflichten aus der Tatsache erwuchsen, dass die Deutschen 

den Krieg in andere Länder getragen hatten, während sie selbst von direkten Folgen von Feldzügen 

und Schlachten verschont geblieben waren, spielte im Denken breiterer Volksschichten keine Rolle. 
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Schließlich gehört zu der Befindlichkeit der deutschen Nachkriegsgesellschaft, die den Faschismus 

gebar und in der er sich kräftigte, das Verhältnis zu der 1919 neu entstandenen staatlichen Organisa-

tion, zur Republik. Später ist von einer Republik ohne Republikaner gesprochen worden. (Noch später 

hieß es dann oft: Die Zeit sei zu kurz gewesen, als dass demokratisches und republikanisches Denken 

und Verhalten hätte Wurzel schlagen können. Vor dem Hintergrund dieser Aussage ist weiter be-

hauptet worden, dieses demokratische Wurzelgeflecht wäre nach 1945 im westdeutschen Staat ent-

standen. Allerdings wurde dem auch hinzugefügt, es sei das Wirtschaftswunder gewesen und nicht 

Nazierfahrung und Reeducation, die das bewirkt hätten.) 

Für die zwanziger Jahre gilt, dass ein solches Wirtschaftswunder sich nicht ereignete. Die Golden 

Twenties, in Deutschland ohnehin bemessen auf die Zeitspanne von 1924 bis 1929, erfassten bei 

weitem nicht die Masse der Bevölkerung. Vielen erschien die Vorkriegszeit, wenn schon nicht als 

golden, so doch in viel höherem Grade geprägt von Sicherheit denn die Gegenwart. Der Republik 

wurde auch für die Zukunft nicht viel zugetraut, namentlich, nachdem die Wirtschaftskrise hereinge-

brochen war. Politiker mochten den Konjunkturverlauf als Durststrecke ansehen, Millionen waren 

aber am Ertrinken. Sie spürten nicht nur, das gegen ihre Interessen regiert wurde, sondern bemerkten 

auch Ratlosigkeit der politischen Führung. Das ist die Situation, in welcher der Gedanke des Umstei-

gens in ein anderes Boot mit einem anderen Kapitän und einem anderen Lotsen nahe liegt, seine 

Propagierung rasch Anhänger wirbt und der Glaube sich ausbreitet, es könne jedenfalls nicht noch 

schlechter kommen als es ist. 

Gewiss, das Verhältnis der Menschen zu einer Regierung, zu einem Staat und einer gesellschaftlichen 

Organisationsform ist nicht allein von Wohlstand oder Armut abhängig, die aber doch ein konstitu-

ierendes Element dieses Verhältnisses sind und zum entscheidenden werden können, wenn andere 

Faktoren nicht kompensierend wirken. Das Fehlen solcher Faktoren bildet exakt den Fall der frühen 

dreißiger Jahre. An eine nahe Wende, die ein beruhigender Faktor hätte sein können, wurde unter den 

obwaltenden Verhältnissen nicht mehr geglaubt. Auch andere dämpfende Einflüsse wirkten nicht. 

Brünings Bild von den „100 m vor dem Ziel“, mit dem sich doch auch die Vorstellung von innenpo-

litischer Beruhigung verband, war eine Illusion. 

Hinzu kam an der Staatsspitze das Agieren einer Elite, die im Volke nie politisch-moralischen Kredit 

besessen, also auch keinen zu verlieren hatte. Deren öffentliches Auftreten mag hinter der Folie heu-

tigen skandalmachenden Verhaltens von Politikern viel weniger abstoßend erscheinen, als es damals 

wirken musste. Doch herrschte in diesen Führungsschichten noch immer der Glaube, sie könnten sich 

von den Massen so abgehoben bewegen wie die gekrönten Häupter noch zwei Jahrzehnte zuvor. Mit 

dem Herrenreiter Franz von Papen erreichten Ignoranz und Arroganz ihren Höhepunkt. Es fiel bei-

spielsweise Goebbels in Berlin, wo er den NSDAP-Gau leitete, nicht schwer, diesen Typ in populär 

wirkender Aufmachung auszustechen und als Schmarotzer bloßzustellen. 

Dem an die Macht strebenden Faschismus kam mithin ein doppeltes zugute, das ebenfalls bahnbre-

chend wirkte: positiv die Tatsache, dass viele Ansichten und Stimmungen in Volksteilen sich mit 

denen deckten, welche die Nazis vertraten und vertieften, negativ, dass der mehr oder weniger dumpfe 

Protest, den die Hitlerleute nicht zu erzeugen brauchten, sich leicht aufnehmen ließ und die Möglich-

keit bot, sich als die Hochenergie geladenen Verfechter dieses Protestes auszugeben, die Wandel 

schaffen würden. 

VII. 

Wenn die hier vorgeschlagene Platzierung des Faschismus in die Geschichte als richtig angenommen 

wird, dann folgt daraus die Frage, ob der Faschismus, dessen barbarischste Ausprägung der „National-

sozialismus“ war, im vollkommenen Sinne historisch, d. h. eine unwiderruflich der Vergangenheit an-

gehörende Erscheinung geworden ist und, unsere Frage zuspitzend, ob das vielzitierte Brechtwort vom 

Schoß, der noch fruchtbar sei, nicht doch seine Berechtigung verloren hat. Gegen diese Feststellung 

rebelliert viel. Doch mit dem Fingerzeig auf die als Nachfolger sich kenntlich machender Rechtsextre-

misten, die polizeigeschützt durch unsere Städte ziehen, ist nichts erwiesen. Diese gewalttätige Mann-

schaft hat keine Aussicht an ein Staatsruder vorzudringen. Sie zu bekämpfen und zu illegalisieren, 
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gibt es Gründe genug. Doch unsere Frage heißt ja gerade, anders gewendet, ob die Vorstellung be-

gründet werden kann, dass die Regime der zwanziger bis vierziger Jahre (mit einer Verlängerung in 

Spanien) rekonstruierbar sind. Und da lautet meine Antwort: Das Interesse an ihrer Installation fehlt. 

Die Ausgangslage für die Behauptung und Mehrung der Herrschaft des Kapitals, das sich neufor-

miert, in erheblichem Grad internationalisiert hat, ist eine gänzlich andere als vor mehr als sieben 

Jahrzehnten. Dieses Kapital hat keine überstandene Revolution hinter sich und wird von keiner revo-

lutionären Kraft bedroht. Es hat seit 1990 nach mehr als siebzigjähriger Unterbrechung Territorien 

des Erdballs zurückgewonnen, von denen es auf Dauer vertrieben schien. Kämpfe zwischen konkur-

rierenden Kapitalgruppen können mit Nutzen nicht mehr dadurch ausgetragen werden, das hochin-

dustrialisierte Staaten mit schwerstbewaffneten Armeen aufeinander losgehen. Es sind militärische 

Bündnisse geschaffen worden, deren Partner sich gegenseitig unter Kontrolle halten und ein Ausbre-

chen eines Staates unmöglich machen. Fronten, an denen Kämpfe ausgetragen werden, heißen nicht 

mehr Maginot- oder Siegfried-Linie, West- und Atlantikwall und Endsiege haben früher unbekannte 

Bezeichnungen erhalten wie „feindliche Übernahme“. 

Die hochindustrialisierten Länder erreichten in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in Prozessen, 

die in der Bundesrepublik als „Wirtschaftswunder“ bezeichnet worden sind, ein Niveau der Produk-

tivität, das ihnen erlaubt, die sich in Krisenzeiten nach wie vor mehrenden Widersprüche erfolgreich 

und so weit zu dämpfen, dass sie sozialrevolutionäre Eruptionen nicht befürchten müssen. Das Ar-

beitslosenheer, nach wie vor als Peitsche tauglich und benutzt, wird durchgeschleppt. Die Zahl der 

Obdachlosen, der Straßenkinder, der Asylbewohner, der Drogentoten, der in Wintern Erfrierenden, 

der in Selbstmord Getriebenen hält sich in Grenzen. Die Mehrheit der Gesellschaft nimmt sie anders 

als durch Zeitungsmeldungen einfach nicht wahr. Es gibt an einem 24. Dezember in Berlin, anders 

als am Beginn der dreißiger Jahre, keine Hungermärsche in die Viertel der Reichen. Das Dasein derer, 

die am unteren Rande der Gesellschaft leben und offiziell zu den Armen gezählt werden, ist triste, 

aber es besitzt nicht jene Öde, die vor einem Menschenalter in den Arbeiterquartieren herrschte, als 

sich die Erwerbslosen nicht vor Rundfunk- und Fernsehgeräten Ablenkung zu verschaffen und so 

wieder einen Tag totzuschlagen vermochten. 

Kurzum: ein sich akkumulierendes Konfliktpotential, das nach einer „faschistischen Lösung“ drän-

gen würde, existiert in den reichen Industriestaaten nicht. In ihnen lebt unterhalb der in Deutschland 

zunehmenden Zahl der Schwerreichen eine Mehrheit der Bevölkerung in Wohlstand, der abgestuft 

ist, aber auf allen Stufen diese Kennzeichnung nicht nur im Vergleich mit der Mehrheit der Asiaten, 

Afrikaner oder Südamerikaner verdient. Diese „Mitte“ ist auf die Erhaltung und Mehrung ihres Wohl-

standes fixiert, besitzt vorerst auch noch mehr oder weniger große Spielräume für merkliche, aber 

schmerzlose Einschränkungen, die zu akzeptieren sie beispielsweise gegenwärtig aufgefordert wird. 

In sich ist diese Mehrheit in den reichen Gesellschaften hochgradig fraktioniert, ihre Gruppen verste-

hen sich, was ihnen auch eingeprägt wird, als eigenständig. Ihre Angehörigen vermeinen, dass sie 

von jeder anderen Gruppe mehr trennt und weniger mit ihr verbindet. Sie betrachtet gruppenübergrei-

fendes solidarisches Auftreten schon im eigenen Lande nicht mehr als zeitgemäß. Was in der Welt 

geschieht, ist dieser Mehrheit meist nur Gegenstand gelegentlicher abendlicher Unterhaltung, wenn 

es nicht bloßer Befriedigung von Sensationsbedürfnissen dient. Welterneuerung oder Weltuntergang 

wären diesem auf Konsum und Befriedigung von Bedürfnissen, welche die Reklame vorgegeben hat, 

eingestellten Typ schnurzpiepe, schrieb Gerhard Armanski unlängst.5 

Was soll in diesen Verhältnissen ein Hitler oder ein Mussolini? Was angesichts der Tatsache, dass es 

eine internationale Arbeiterbewegung nicht mehr gibt, dass „Proletarier alle Länder, vereinigt euch“ 

so fern klingt wie Kampfrufe aus Bauernkriegszeiten? Die Herrschaft des Kapitals lässt sich umso 

vieles eleganter organisieren, unblutiger, drapiert mit dem Anspruch, die humansten aller überhaupt 

denkbaren Verhältnisse weltweit herzustellen. Die Faschistenführer gehörten zudem in Zeiten, da es 

nicht nur eine von ihnen als jüdisch diffamierte Kommunistische Internationale, nicht nur die Herr-

 
5 Das entfesselte Tischlein deck ich, Neues Deutschland, Ausgabe vom 30. Dezember 2002, S. 12. 
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schaft des angeblich „jüdischen Bolschewismus“ auf einem Sechstel des Erdballs gab, sondern auch 

noch eine sozialreformerische international verbundene Sozialdemokratie, von der nur der Name ge-

blieben ist. Zwischen Bebel und Schröder liegen Welten, selbst zwischen Schumacher oder Wehner 

und diesem „Enkel“ oder „Urenkel“. Diese Differenz hat nicht einfach die Geschichte geschaffen, 

will sagen: ihr Entstehen kann nicht allein veränderten Kapitalzuständen und dem Wandel des mate-

riellen Lebens der Bevölkerungsmehrheit zwischen 1900 und 2000 zugeschrieben werden. Zwischen 

diesen und jenem liegt eine moralische Distanz, die bis zur de-facto-Aussöhnung mit den Verbrechen 

einer Gesellschaft reicht. Deren Politiker und Ideologen werden auch deshalb nicht müde, auf 6 Mil-

lionen tote Juden, seltener auf mehr als 3 Millionen tote Kriegsgefangene, auf die ermordeten Behin-

derten und Zigeuner zu verweisen, weil sie – nach dem Prinzip „Je dunkler die Nacht, umso klarer 

die Sterne“ – sich einen Glanz aufzuschminken wünschen, hinter dem verborgen werden soll, dass 

diese kapitalistische Gesellschaft nicht faschistisch, erst faschistisch umgebaut werden muss, um 

hochgradig verbrecherisch zu sein. Sie ist es. 

Die Grenze zwischen parlamentarisch verfassten, repräsentativen Demokratien und faschistischen 

Diktaturen ist nicht identisch mit der Grenze zwischen Humanismus und Barbarei. Die Konstellation 

der Befreiungssituation des Jahres 1945, als Armeen der USA und Großbritanniens gemeinsam mit 

denen der UdSSR die Menschheit von der Geißel des Hakenkreuzes befreiten, ist nicht die Konstel-

lation des Jahres 2003. Die Zeiten haben gewechselt und gründlich. Und das bedeutet: Die Amerika-

ner der Armeen, die Eisenhower 1944/1945 in Westeuropa und auf dem Weg an die Elbe befehligte, 

anzurufen, um heute uneingeschränkt proamerikanische Gefolgschaft zu bekennen und einzufordern, 

ist vergleichbar mit Blasphemie. Fazit: Die heute die gesellschaftlichen Entscheidungen und Wege 

dominierenden kapitalistischen Kräfte, die deutschen eingeschlossen, müssen sich staatlich nicht fa-

schistisch organisieren, um ihre innen- und außenpolitischen Ziele entschlossen verfolgen zu können. 

VIII. 

Also gehören die faschistischen Regime, die sich mit den Namen des „Duce“ und des „Führers“, 

sodann mit dem des „Caudillos“, mit dem des „Poglavnik“ und weiterer Geschöpfe des deutschen 

Eroberungszuges verbinden, dem 20. Jahrhundert und nur ihm an? Dem Ja, folgt eine Einschränkung 

und keine marginale. Sie betrifft nicht das System, sondern seine Praktiken. Die waren von der Frie-

densdemagogie bis zur Kriegsrechtfertigung, von den Geheimdiensten bis zu den Konzentrationsla-

gern, von den Vertreibungen bis zum Genozid ja nicht ihre, der Faschisten, ureigenen Erfindungen 

und Schöpfungen. Diese haben sich, worauf schon Zeitgenossen verwiesen, aus dem gesamten Arse-

nal der Herrschaftspraktiken bedient, das binnen Jahrtausenden angehäuft worden war. Und dabei 

gingen sie nicht wählerisch vor. Sie nahmen ihre Anleihen bei der spanisch-katholischen Inquisition 

ebenso wie bei den britischen Kolonialherren und den Entdeckern und Erobern der Neuen Welt und 

wohl auch bei der zaristischen Ochrana. 

Dass die Faschisten mit diesen Mitteln weit, aber doch nicht zu ihren Endzielen gelangten, Europa 

unterm Hakenkreuz nicht zu errichten vermochten, ist – wie wir heute sehen – keineswegs als War-

nung oder gar als Beweis für die Unmöglichkeit verstanden worden, sich den Erdball von einem 

Machtzentrum aus total unterwerfen zu können. Die Idee, weltbeherrschende Stellung gewinnen und 

Jahrtausende bewahren zu können, gehört zur Hinterlassenschaft des deutschen Faschismus, für die 

sich Erben gefunden haben. Sie glauben, mit – gegenüber den dreißiger und vierziger Jahren des 

vergangenen Jahrhunderts – ins Riesenhafte vermehrten Mitteln zu ihren Zielen gelangen zu können. 

Und so gesehen, ist der Faschismus unter uns und Brechts Diktum um seinen Wahrheitsgehalt noch 

nicht gebracht. Durch seine Herrschaftspraxis im Innern gehört Bush jun. nicht in die Geschlechter-

folge von Mussolini und Hitler. Was aber Ehrgeiz und wahnhafte Zielsetzungen angeht, so ist „der 

Führer“ sein Ahnherr. Die jüngst von der ehemaligen Bundesjustizministerin hergestellte Beziehung 

zwischen beiden war in der Sache falsch, – denn Hitler ergriff nicht aus innenpolitischen Schwierig-

keiten die Flucht in den Krieg –, aber die Frau besaß doch so etwas wie eine Ahnung. 

Die Erinnerung an den Faschismus drängte sich auch dem Schriftsteller Günter Grass bei der Be-

trachtung der gegenwärtigen Außenpolitik der USA auf und veranlasste ihn zu der Bemerkung: „Im 
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Zustand eines großen deprimierenden Vakuums könnte es passieren, dass eine neue Form des Fa-

schismus aufkommt, dessen Gesicht wir uns heute noch nicht vorstellen können. Aber wir sehen sehr 

wohl Anzeichen.“6 Was sich Grass unter einem gesellschaftlichen Vakuum vorstellen kann, sagte er 

nicht. Zustimmen lässt sich seiner implizit ausgesprochenen Warnung, sich bei der Wahrnehmung 

einer Gefahr nicht auf alte Bilder zu fixieren, sondern auf deren Verwandlung gefasst zu machen. 

Fragwürdig ist mir der Bezug auf den Faschismus als künftiges gesellschaftliches und staatliches 

Gebilde. Mehr scheint dafür zu sprechen, dass das in den USA und in den europäischen Staaten zur-

zeit existierende politische System Möglichkeiten genug besitzt, in der Außenpolitik Praktiken und 

Ziele zu adaptieren, von denen bisher geglaubt wurde, sie wären mit dem „klassischen“ Faschismus 

der Mussolini und Hitler untergegangen und durch ihn derart diskreditiert, dass jedenfalls in Demo-

kratien niemand ungestraft auf sie würde zurückgreifen können. 

Doch kommt die Erinnerung an den Faschismus nicht nur auf, wenn von seiner Weltmacht-, seiner 

Außenpolitik die Rede ist und diese mit heutigen Projekten verglichen wird. Wie steht es im Hinblick 

auf die inneren politischen und sozialen Widersprüche in den Kernländern des Kapitals, in den soge-

nannten Metropolen. Momentaufnahmen lassen nirgendwo erkennen, dass sich in ihnen ein sozialer, 

politischer und ideologischer Sprengstoff ansammeln würde, der mit den in der zweiten Hälfte des 

20. Jahrhunderts angewendeten, in der Regel von demokratischen Verfassungen gedeckten Instru-

mentarien der Herrschenden und Regierenden nicht schon in einer Frühphase seiner Anhäufung ent-

schärft werden könnte. Die Frage lautet: Muss das so bleiben? Das ist unentscheidbar. 

Zurzeit sind in diesen Staaten zwei Triebkräfte erkennbar, die schwerere Konflikte heraufbeschwören 

können: Die eine ist die fortschreitende, unter dem Druck der Konkurrenz galoppierende Freisetzung 

von Arbeitskräften, die das Millionenheer der Arbeitslosen weiter anwachsen lässt. Dieser Prozess 

gilt inzwischen ohne tiefgreifende Reformen, für deren Durchsetzung indessen keine gesellschaftli-

che Kraft erkennbar ist, als irreversibel. Die zweite, damit einhergehende ist die zunehmende Ver-

weigerung einer Umverteilung des in der Gesellschaft Verfügbaren (oder verfügbar zu Machenden) 

und die Wahl eines Kurses, der die Reichen wie die Armen, in sehr unterschiedlichen Größenordnun-

gen, anwachsen lässt. Prognosen darüber, ob und wie diese Entwicklungen politisch umschlagen, 

welche Aktionen und Gegenreaktionen dem folgen könnten, führen in den Sumpf der Spekulation. 

Mit welchen Mitteln die sich aufbäumenden Armen, Unzufriedenen, Perspektivlosen dann in Schach 

gehalten werden würden (oder auch nicht), auch das ist eine jetzt nicht zu beantwortende Frage. 

Zudem: Was in Europa vor sich geht, wird durch viele Vorgänge verdeckt. Da wirkt die Erleichterung 

über das Ende des Kalten Krieges nach. Da verbinden sich Hoffnungen mit der als Osterweiterung 

bezeichneten und als Einigung Europas gefeierten Ausdehnung eines politischen, wirtschaftlichen 

und militärischen Bündnissystems bis vor die Grenzen Weißrusslands und der Ukraine. Da vermögen 

Politiker in den kapitalistischen Kernstaaten, denen Steuerung und Kontrolle entscheidender Prozesse 

in Wirklichkeit zunehmend entgleiten, noch den Eindruck zu erwecken, sie wären die Herren der 

Entwicklung. Doch bislang funktionierende Systeme brechen zusammen. Hobsbawm, eingangs zi-

tiert, schrieb von einem „Zerfall der menschlichen Gesellschaften“, als deren Anzeichen und Be-

standteil er auch die Abwendung von sozialen Normen begreift, die auf Ideen und Taten der Aufklä-

rung zurückgehen und im 19. Jahrhundert Gültigkeit gewannen.7 

Nicht zweifelhaft scheint mir nach allem geschichtlichen Befund, dass einmal gemachte Herrschafts-

erfahrungen nicht verloren gehen. Der Faschismus bildet eine von ihnen. Hannah Arendt antwortete 

auf die Frage nach der Wiederholbarkeit eines Massenmordens, wie es an den europäischen Juden 

verübt worden ist, es würde sich ein solches Verbrechen beim zweiten Mal leichter in Gang setzen 

lassen als bei seinem ersten Stattfinden, folglich müsse man auch darauf gefasst sein. Darüber lässt 

sich auch für unseren Fall nachdenken, in einer Welt, die gegenüber der Gewalt in nahezu jeder Form 

immer weniger Hemmungen aufweist, ja, sich an sie zunehmend schon gewöhnt hat. 

 
6  Zitiert in: Neues Deutschland, 31. Dezember 2002. 
7  Barbarei eine Gebrauchsanleitung. In: Eric Hobsbawm, Wieviel Geschichte braucht die Zukunft, München 1998, 

S. 321 und 331. 
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Hitler, das Regime und die Massen 

Vortrag am 5. Dezember 2005 

Als der Nürnberger Prozess gegen die sogenannten deutschen Hauptkriegsverbrecher stattfand, von 

dem Ereignis trennen uns eben sechs Jahrzehnte, wurde in der Presse den Deutschen mitgeteilt, nicht 

ihr, das Volk, sitzt auf der Anklagebank, sondern diese Führer. Im wörtlichen und juristischen Sinne 

war das ganz zutreffend. Einer Betrachtungsweise, die Zusammenhänge wahrnahm, musste sie frei-

lich fraglich erscheinen. Jedenfalls war diese Version zunächst nützlich, verhinderte sie doch, dass 

die übergroße Mehrheit der Deutschen sich gegenüber dem Gerichtsverfahren von vornherein auf 

einen ablehnenden Standpunkt stellte. Mehr noch: die Anklage der Führer bot die Chance, von den 

Geführten nicht zu sprechen. Dabei war doch klar, dass es nicht diese zunächst 24, dann noch 22 

Angeklagten allein gewesen sein konnten, die Europa so zugerichtet hatten, wie es 1945 aussah. Die 

Deutschen bemitleideten sich damals schon, diese Entwicklung setzte noch vor Kriegsende ein, weit-

hin als Opfer. Sie fanden dafür unschwer und massenhaft Gründe. Dieser ihr Zustand wurde ihnen 

mehrfach bestätigt. Eine in Stuttgart erscheinende Zeitung schrieb 1945, die Deutschen seien über-

haupt die ersten Opfer dieser Machthaber gewesen und verallgemeinerte damit völlig wirklichkeits-

widrig, was doch nur einer Minderheit von ihnen geschehen war. Indessen sahen sich Millionen nun 

selbst: betrogen und belogen, getäuscht und verführt, benutzt und missbraucht, schließlich geopfert. 

Dabei konnte das Nachdenken darüber, wie es geschehen konnte, nicht stehen bleiben. Die Menschen 

machen ihre Geschichte, nicht alle aus der gleichen Machtfülle heraus. Wie stand es also um die 

Volksmassen und ihr Verhältnis zum Regime und der Rolle, die es in der europäischen Geschichte 

hatte spielen können. Das Thema beschäftigte früh schon den deutschen Widerstand und das deutsche 

Exil, doch selbst die schärfsten Denker taten sich schwer zu verstehen, was in Deutschland nach dem 

30. Januar 1933 geschah. Die Überraschung war allgemein. Auch die schwärzesten Pessimisten hat-

ten sich nicht vorgestellt, dass dieses Regime eine derartige Stabilität würde erreichen können und 

das binnen kurzer Zeit. Hatte die NSDAP Mitte 1932 etwa 38 Prozent der deutschen Wähler mobili-

siert, davon bis November 2 Millionen verloren, so konnte sich die „nationale Regierung“, das war 

ihre Selbstkennzeichnung, Ende des Jahres 1933, ohne dass sie irgendwelche grundstürzenden Ver-

änderungen im Lande erzielt haben würde, schon auf eine Zustimmung der Volksmehrheit stützen. 

Die Machthaber im Reich wurden bald von manchen im Ausland deutlich beneidet, die selbst gern 

über eine derartige Massengefolgschaft geboten hätten. Als 1934 die Regierung Österreichs in Wien 

den Februaraufstand niederkämpfte und in Arbeiterviertel schießen ließ, veröffentlichte die NS-

Presse davon Fotos mit dem Bemerken, wie friedlich es demgegenüber doch in Deutschland sei. 

Die bedrückenden Fragen sind geblieben und auch nach Jahrzehnten geschichtswissenschaftlicher 

Forschung keineswegs befriedigend beantwortet. So viel über Hitlers Attraktivität als Volksführer, 

über ebenso raffinierte wie skrupellose Propaganda, über den schlauen Demagogen Goebbels, über 

die Rolle des Rundfunks, der in den Nazijahren ein Massenmedium erst wurde (1933 kamen die 

Volksempfänger auf den Markt), über die Inszenierung von Kundgebungen, Aufmärschen und Fes-

ten, kurzum über die Rolle dessen, was Massenmanipulation genannt wird, geschrieben wurde, es 

tauchten immer neue Fragen auf. Während sich viele Wissenschaftler der Kompliziertheit des Ge-

genstandes bewusst blieben, boten andere höchst einfache Antworten an und erzielen mit ihnen, we-

nigstens zeitweilig Masseneinfluss. Vor einem Jahrzehnt suchte Daniel J. Goldhagen zu beweisen, 

dass es der „eliminatorische Antisemitismus“ gewesen sei, der die Millionen und diesen Führer und 

seine Gruppe zusammengeführt und aneinandergebunden hätte. Zehn Jahre später trat mit Götz Aly 

ein deutscher Forscher hervor und erklärte, es sei schlicht materielle Korruption gewesen, von der die 

Volksmassen beeindruckt und in ihrer Zustimmung und Gefolgschaft bestimmt worden wären. Diese 

wären zudem die hauptsächlichen Nutznießer des Regimes gewesen. Zehn Jahre nach dem Erschei-

nen von Goldhagens „Hitlers willige Vollstrecker“ redet in der Zunft kein Mensch mehr über dessen 

Thesen. Es dürfte mit den aus „Hitlers Volksstaat“ nicht anders werden. 

Wer das Thema wirklich untersuchen will, hat sich mit einem verwickelten Komplex von Tatsachen 

auseinander zu setzen. Fragen wir uns zunächst, welche Quellen dem Historiker dafür zur Verfügung 
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stehen. Die eine Gruppe rührt aus der Hinterlassenschaft des Regimes her, dessen Führer ein Interesse 

daran besaßen, ein ungeschminktes Bild über Stimmungen und Meinungen des Volkes über die 

Grundlinien der Politik, erlassene Gesetze, ergangene Verordnungen und Weisungen und die Schritte 

zu ihrer Verwirklichung zu erhalten, um reagieren zu können. Für die Ermittlungen auf geheimdienst-

lichem Wege wurden Kräfte im Bereich der Sicherheitspolizei und des späteren Reichssicherheits-

hauptamtes verantwortlich gemacht. Auch viele Stellen der NSDAP und des Staates fertigten ähnli-

che Berichte und Analysen an, von denen ein Teil überliefert ist. Rückschlüsse auf Stimmung und 

Verhalten von Volksteilen erlauben auch Leitartikel in der Nazipresse und vor allem die öffentlichen 

Reden der Führenden. Schwieriger schon ist es, diese Quellen nach den Motiven der darin beschrie-

benen Denk- und Verhaltensweisen zu befragen. 

Eine andere Quellengruppe haben die Gegner des Regimes hinterlassen, deren Auslandsstellen – so 

die der SPD und der KPD – aus dem Inland illegal Berichte erhielten, die wiederum Grundlage für 

ihre in das Reich gerichteten ideologisch-politischen Aktionen abgaben. Sie liefern naturgemäß vor 

allem Auskunft über das Denken und Reagieren der den jeweiligen politischen Kräften Nahestehen-

den, also etwa über die Diskussionen innerhalb von Betriebsbelegschaften oder in Arbeiterquartieren. 

Eine dritte Gruppe rekrutiert sich aus den Beobachtungen, die ausländische Korrespondenten nieder-

schrieben, solche die hier dauernd akkreditiert waren und andere, die nur kürzere Zeit ins Reich ka-

men. Manche dieser Berichte waren für Redaktionen und zur Veröffentlichung bestimmt, andere flos-

sen in Geheimdienstkanäle. Später wurden manche Eindrücke in Erinnerungs- und Memoirenbänden 

dargestellt. Mit dieser Gruppe verwandt sind die internen Berichte der Diplomaten an ihre Regierun-

gen. 

Schließlich existiert eine Masse von Papieren, die außerhalb dienstlicher Aufträge entstand, wie pri-

vate Briefe, Aufzeichnungen und Tagebücher. Solche von außerordentlichem Quellenwert befinden 

sich darunter, denkt man an die spät veröffentlichten Tagebücher Victor Klemperers. Hier ist nicht 

der Platz, in eine Erörterung der quellenkritischen Anforderungen einzutreten, die dieser Fundus er-

fordert. Es liegt aber wohl zutage, dass sich mit ihm nahezu jede beliebige These beweisen lässt. Eine 

derzeit unter einer Minderheit von Jugendlichen besonders beliebte besagt, die Deutschen waren 

ebenso deppert, sie waren und sind von besonderem Charakter, eine Wertung, auf die sich dann eine 

Geisteshaltung gründet, die sich „antideutsch“ nennt und ihren Trägern obendrein revolutionär vor-

kommt. 

Was kann heute als gesichertes methodisches und faktisches Wissen über das Thema Naziführung 

und Volksmassen gelten? Zunächst, dass ihm nicht beizukommen ist, wenn diese Beziehung unge-

achtet ihrer relativ kurzen Dauer von nur 12 Jahren nicht in ihrer geschichtlichen Entwicklung gese-

hen, wenn nicht bedacht wird, dass die Bindungskräfte von Millionen an dieses Regime während 

dieser Zeitspanne Konstante und Variable aufweisen. Die Gefolgschaft veränderte nicht nur ihre Zahl, 

sondern sie veränderte sich auch nach ihren Antrieben. 1933 waren diese anders beschaffen und struk-

turiert als 1938 und wieder anders stellen sie sich im Jahre 1944 dar. Selbstredend differierten diese 

Antriebe zwischen den Angehörigen unterschiedlicher Klassen und Schichten zum Teil erheblich, so 

dass sich Antworten wie „die Deutschen“ ohnehin ganz verbieten oder sogleich mit Einschränkungen 

zu versehen sind. 

Die Massengefolgschaft des Regimes besaß drei Fundamente. Den Terror, die Ideologie/Demagogie 

und die Erfolgsbestechung. Hinzu kam die Bindung an Organisationen. Gegenwärtig wird in der Li-

teratur trotz aller Untersuchungen über die Gestapo und deren Korps, den Sicherheitsdienst, die De-

nunziationen, die Geschichte der Konzentrationslager der Terror doch zunehmend untergewichtet. 

Doch erst seine planvolle und gezielte Anwendung von den ersten Tagen der Diktatur an, hat die 

entscheidende Voraussetzung dafür geschaffen, dass die Aufklärung der antifaschistischen Gegen-

kräfte nur noch wenige Adressaten erreichte. Die Masse der Deutschen war dem Dauerfeuer der Ide-

ologen und Demagogen ausgesetzt, mit dem die „Weltanschauung“ der Faschisten verbreitet und die 

politischen Schritte gerechtfertigt wurden. Vorformen und mit dieser Anschauung verwandte Inhalte 

hatten Millionen Deutsche im Kaiserreich und in der Weimarer Republik aufgenommen, insbeson-

dere militaristische, nationalchauvinistische und antisemitische Lehren. Das erleichterte die Reklame 
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und beschleunigte die Aufnahme des Angebots der Hitler, Goebbels, Rosenberg und Streicher. Im 

Grunde unaufgeklärt aber ist, warum und wie es gelingen konnte, dass Millionen Deutsche, die in 

den Reihen von Sozialisten, Kommunisten oder durch sie ein mehr oder weniger der Wirklichkeit 

adäquates Weltbild besaßen, sich dieser Manipulation nicht entziehen konnten. Das betrifft die Frage, 

verstärkt durch jüngste Erfahrungen, nach den Gründen für die Instabilität von Überzeugungen. 

Die Naziideologie lässt sich in drei Grundkategorien analysieren: der nationalen, der sozialen und der 

rassistischen. Oft aber insgesamt letztlich ergebnislos ist erörtert worden, welche von ihnen durchge-

hend oder in einem bestimmten Zeitabschnitt oder Moment dominierte und die Bindungen an das 

Regime und an Hitler als Person am stärksten bewirkte. Eine verlässliche Gewichtung ist unmöglich. 

auch deshalb, weil diese Grundelemente der Demagogie selten rein, sondern in aller Regel vermischt 

auftraten. Die soziale Demagogie ging stets mit der nationalen und häufig mit der rassistischen Auf-

pulverung einher. Nur in Ausnahmefällen lässt sich einwandfrei feststellen, dass die Vereinnahmung 

der Massen mit nationalen Argumenten dominierte. Das war im März 1938 der Fall, als Österreich 

„angeschlossen“ und Großdeutschland („Ein Volk, ein Reich, ein Führer“) ausgerufen wurde. 

Das führt zur Feststellung, das „reine“ Demagogie, also bloße Zukunftsversprechen, Glückzustände 

zu schaffen und Elendszustände zu tilgen, ihr Ziel verfehlen. Sie hat ein Verfallsdatum. Darauf rech-

neten 1933 viele Nazi- und Hitlergegner. Stattdessen aber wies das Regime Erfolge vor, die zum 

mächtigsten Instrument seiner Machtbefestigung wurden. Hitler hatte in seiner ersten Propaganda-

Wahlrede als Kanzler am 10. Februar 1933 sich zur „Rettung des deutschen Arbeiters“ und zur „Ret-

tung des deutschen Bauern“ vier Jahre Zeit erbeten. Die Wendung wurde nach dem Ende des Regimes 

oft zitiert und mit dem Endresultat dieser „Rettung“ im Jahre 1945 verglichen. Wie aber stand es 

1936? Die Arbeitslosigkeit war weitgehend und 1938 bis auf unwesentliche Reste beseitigt. In den 

Berichten der sozialdemokratischen Informanten wurde geschrieben: So viele Einwände sich auch 

gegen diese Macht vortragen ließen, die Gespräche mit Kollegen endeten immer mit dem Bemerken: 

„Aber sie haben Arbeit geschaffen“. 

Die Naziführer konnten sich nach dem sogenannten ersten Vierjahresplan Hitlers in der Reichshaupt-

stadt eine Ausstellung ihrer Erfolge leisten, ohne dass die Berliner daran hohnlachend vorbei gegan-

gen wären. Eine der zugkräftigen Losungen, weitgehend vergessen, lautete: „Deutschland arbeitet“. 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung gelang es, den Glauben zu verbreiten, jeder, der die Seg-

nungen des Neuen Deutschland noch nicht empfangen habe, werde an die Reihe kommen. Diese zwei 

oder drei letzten Vorkriegsjahre sind nicht mit Vorstellungen vom Wohlstand oder gar vom üppigen 

Leben der Masse der Arbeitenden zu verbinden. Die Quellen dokumentieren fortgesetzt Klagen über 

unerträgliche soziale Zustände, etwa die Wohnverhältnisse betreffend. Jedoch vor dem Hintergrund 

der Jahre 1930 bis 1932/33 ließen sich weithin überzeugende Fortschritte markieren. 

Das meint der Begriff Erfolgsbestechung, der mit der offenbar dominierenden materiellen auch eine 

politisch ideologische Seite besaß. Genährt durch die Schritte der faschistischen Außenpolitik ver-

breitete sich das Bewusstsein: Wir sind nicht mehr die Verlierer des Weltkrieges, wir leben in einer 

neuen Zeit, im beginnenden „Tausendjährigen Reich“. Die Bilder von den Olympischen Spielen des 

Jahres 1936, da war die „Heimkehr der Saar“ und die Remilitarisierung des Rheinlandes schon er-

folgt, geben Momentaufnahmen dieses neuen Bewusstseins, mehr noch, eines Lebensgefühls, das die 

Demagogen geschickt zu bestärken wussten. 

Ist von den ideologisch-politischen und mentalen Bindungen von Massen an das Regime im Vor-

Krieg die Rede, wird zumeist ein Element vergessen: das demagogische Friedensversprechen der 

Führer, das sich u. a. auf die bitteren Erfahrungen des „Frontkämpfers“ Hitler berief. Das Regime 

galt, jedenfalls bis in den September 1938 (und da ging es ja „glücklich“ ab) als friedfertig und der 

Führer als genialer Politiker, der seine Ziele erreichte, am Rande des Krieges operierend. Goebbels 

erklärte nach der „Septemberkrise“ und der Inbesitznahme des Sudetenlandes: Weil wir mit dem Sä-

bel gerasselt haben, haben wir den Frieden gerettet. Weil die Führer um die Friedenssehnsucht der 

Massen wussten, griff Göring in seiner Rede am 1. September 1939 dann zurück auf die Formel vom 

„uns aufgezwungenen Krieg“, die schon Bethmann Hollweg im August 1914 benutzt hatte. Die An-
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fangsversion der Begründung dafür, dass Krieg geführt werden musste, lautete folglich (neben den 

aktuellen Gründen, die der polnischen Politik angedichtet wurden), das Ausland neide dem neuen 

nationalsozialistischen Deutschland seine Erfolge und lasse daher die Deutschen und ihren Führer 

nicht ungestört an ihrem Werk weiterarbeiten. Später wurden zur Mobilisierung für den Krieg ganz 

andere Töne angeschlagen und eigene Eroberungsziele, die vordem nur intern formuliert worden wa-

ren, unumwunden zugegeben. 

Zu den Kräften, mit denen die Millionengefolgschaft fest formiert wurde, gehört die sogenannte Füh-

rerbindung. Sie hielt lange, wenn nicht überhaupt am längsten. Hitler hatte die Bühne der deutschen 

Politik nicht nur als ein Politiker betreten, den es bis dahin noch nicht gegeben habe, sondern als 

Erlöser. So liest sich schon seine Selbstdarstellung am Ende des ersten Bandes von „Mein Kampf“. 

Seit 1933 wurden ihm zumindest die geistige Urheberschaft an allen Erfolgen zugeschrieben. Er war 

der erste Arbeiter der Nation. Es entstanden die „Straßen des Führers“ usw. Dieser Personenkult, der 

seine lange Tradition besaß, griff vor dem vielschichtigen Hintergrund von Ohnmachtsgefühle und 

Erlöserbedürfnissen von Millionen Menschen. 

„Es rettet uns kein höh’res Wesen“ und „Uns aus dem Elend zu erlösen, können wir nur selber tun“ 

daran mochten Millionen glauben, nichtsdestoweniger eine Minderheit von Deutschen. Dann wurde 

die Aufgabe delegiert. Weithin wurde blindes Vertrauen in die vorgeblich übermenschlichen Kräfte 

dieses Mannes manipuliert. Gedichte, die Hitler so zeigten, gehörten zur Dutzendware aus der litera-

rischen Produktion. „Führer befiehl, wir folgen“ – der Ruf stammt von 1938. Die Zeile wurde im 

sogenannten Russlandlied vertont und gesungen, als es 1941 gegen die Sowjetunion ging. Auch der 

Führerglaube wurde zu verschiedenen Zeiten aus unterschiedlichen Quellen gespeist, anfänglich aus 

Hoffnungen und auch aus Dankesgefühlen, später aus Furcht und Angst. 

Es müsste das hier thesenhaft für den Vor-Krieg entwickelte, wenigstens knapp in die Kriegsjahre 

fortgesetzt werden. Dazu fehlt hier die Zeit. Wie leicht jedoch Quellen, nicht zuletzt fotografische 

und Filmbildquellen, die von der Gefolgschaft der Massen zeugen, zu missdeuten sind, mag abschlie-

ßend an einem Beispiel verdeutlicht werden. Beeindruckend sind die optischen Zeugnisse von Mas-

senkundgebungen wie jenen im März 1938 auf dem Wiener Heldenplatz und die von den vielen hys-

terischen Demonstrationen, die sich 1940 nach dem Sieg über Frankreich beim Einzug Hitlers in 

Berlin und bei der Rückkehr am Feldzug beteiligter deutscher Truppen in ihre Garnisonsstädte zutru-

gen. Wofür stehen sie? Gewiss sind sie Beleg für die nationalistische und, was die Tage des Trium-

phes über den Erbfeind angeht, auch für nationalchauvinistische Hochstimmung. Das Compiègne des 

Jahres 1918 war getilgt. Aber dokumentieren sie nur großmächtige Trunkenheit? Wer dazu die Be-

richte des Sicherheitsdienstes liest, gewinnt einen anderen und vollständigeren Eindruck. Diese Freu-

denkundgebungen hatten zugleich einen sie speisenden Irrtum zur Quelle. Mit dem „Sieg im Westen“ 

verband sich massenhaft die Vorstellung vom unmittelbar nahen Ende des Krieges. Sie stützte sich 

auf die Vorstellung, dass die Engländer, die angeblich stets andere für ihre Interessen hatten kämpfen 

lassen, in aussichtslose Lage gebracht seien und den Krieg auf sich allein gestellt nicht fortsetzen 

würden. 

Wie diese Erwartung um sich greifen konnte, die übrigens die Führung sofort besorgt machte und auf 

die sie reagierte, ist hochgradig rätselhaft. Die Deutschen hatten in ihren Schulbüchern, Kalendern 

und ähnlicher Literatur die Bilder und Zeichnungen von Blücher und Wellington bei Waterloo gese-

hen. Da hatten doch Engländer gekämpft. Und sie mochten sich daran erinnern, dass dieser Kriegs-

gegner zwischen 1914 und 1918 einen wesentlichen Anteil am Scheitern der deutschen Siegpläne 

besaß. 

Die geschichtlichen Zeugnisse über das Massenverhalten gegenüber Hitler und dem diktatorischen 

Regime des deutschen Faschismus liefern allen Aufklärern nur leicht verdauliche Botschaften, wenn 

sie als Sonderfall betrachtet werden. Sind sie das aber? 
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Im Hause des Henkers 

... Wie die Deutschen daran gewöhnt wurden, dass sie in einen Krieg geführt worden waren 

An Anstrengungen der „Schriftleiter“, ihrer Redakteure und Journalisten, den Auftrag zu erfüllen, 

den ihnen Hitler in einer Geheimrede am 10. November 1938 in München gab, hatte es nicht gefehlt. 

Er lautete: Es sollten dem offenkundig kriegsunwilligen deutschen Volk „die Dinge“ so dargestellt 

werden, dass „dessen Seele“ nach Gewalt zu verlangen beginne. „Die Dinge“ – dazu wurden im 

Sommer 1939 die Politik Polens und das Leben der im Nachbarstaat lebenden „Volksdeutschen“ 

bestimmt. Das ist eine Auswahl von Überschriften, die Zeitungslesern im Reich in der letzten Au-

gustdekade vor Augen kamen: „Polnische Schreckensherrschaft in den Grenzgebieten“, „Volksdeut-

sche geschlagen und in die Gefängnisse geworfen“, „Frauen und Kinder schwer misshandelt“, „Aus 

der polnischen Hölle entkommen.“, „Polen morden Säugling“1, „Der Polenterror überschreitet jedes 

Maß“2, „Deutsche in polnischen Kerkern grausam misshandelt“, „Flüchtlinge mit Hunden gehetzt“, 

„Auf der Flucht erschossen“3, „Raubgier feiert Orgien. Viehische Ausschreitungen“4, „Blutterror 

wächst“, „Massenmord an Wehrlosen“5. 

Die Texte entstammen Ausgaben des „Stuttgarter Neuen Tageblattes“ von fünf aufeinanderfolgenden 

Tagen und waren zumeist als Aufmacher platziert. Kommentare kennzeichneten den „wahren Cha-

rakter der Polen“ als brutal, grausam, hochmütig, eitel, hinterhältig, gemein6 und bezeichneten sie als 

„Untermenschen“, eine Saat, die aufging, als kaum eine Woche vergangen war und die deutschen 

Heere in das Land einfielen. Die Politik der polnischen Regierung und der Nationalisten im Lande 

wurde als hemmungslos aggressiv und kriegshysterisch dargestellt. Sie ziele auf die Eroberung Ost-

preußens, Danzigs und Schlesiens. Für deutsche Städte würden Beschriftungen von Bahnhöfen in 

polnischer Sprache vorbereitet. Breslau solle dann Wrocław heißen.7 Auch ein Krieg gegen Litauen 

werde vorbereitet. 

Dennoch: Die deutsche Volksseele begann nicht zu schreien. Sie erhielt einen Schock, als Rundfunk 

und Zeitungen am 27. August 1939, einem Sonntag, morgens bekanntmachten, ab sofort würden Le-

bensmittel und andere Artikel des Grundbedarfs rationiert verkauft werden. Sogleich wurden die 

„Volksgenossen“ in nahezu perfekter Weise für den Bezug von Fleisch, Fetten, Zucker in ihre Woh-

nungen gebracht und sie erfuhren, wie sie an Berechtigungsscheinen für Seife, Lederwaren und wei-

tere Artikel gelangen könnten. Soweit war es im Jahr zuvor während der „Tschechen Krise“, die ihre 

Auflösung im erpressten Münchener Abkommen gefunden hatte, nicht gekommen. Dennoch glaubten 

viele Deutsche weiter, der „Führer“ werde seine Politik wieder am Rande des Krieges entlang und zu 

einem „zweiten München“ steuern. In diese Deutungen hatte sich auch die Nachricht einpassen las-

sen, Ribbentrop fliege nach Moskau, um dort einen Nichtangriffspakt zu unterzeichnen. Zudem erin-

nerten Berichte über die „Ausrottung“ der Deutschen in Polen an nahezu wortgleiche, die vor knapper 

Jahresfrist den Tschechen dieselbe Absicht und Tat unterstellten. 

Diese Selbstberuhigung vieler konnte sich nur durch Verdrängung auch der offiziellen Nachrichten 

gewinnen lassen, mit denen die Deutschen über die Folgen eines nicht nur gegen Polen gerichteten 

Krieges getäuscht wurden. In Zeitungen erschienen Berichte über den „ehernen Westwall“, das in 

Eile errichtete System von Verteidigungsanlagen an der Grenze zu Frankreich, das als „das gewal-

tigste Verteidigungssystem aller Zeiten“ beschrieben wurde. Ein Report über die „Luftverteidi-

gungszone West“, mit dem der vor allem im Zusammenhang mit den intensivierten Luftschutzübun-

gen sich ausbreitenden Furcht vor einem Bombenkrieg begegnet werden sollte, erschien unter der 

Überschrift „Hier kommt kein Angreifer durch“. In diese Propaganda reihte sich ein Interview des 

 
1  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 387 (Morgenausgabe), 21. August 1939. 
2  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 388 (Abendausgabe), 21. August 1939. 
3  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 389 (Morgenausgabe), 22. August 1939. 
4  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 390 (Abendausgabe), 22. August 1939. 
5  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 396 (Abendausgabe), 25. August 1939. 
6  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 392 (Abendausgabe), 23. August 1939. 
7  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 397 (Morgenausgabe), 26. August 1939. 
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Landwirtschaftsministers, der versicherte, dass sich Hungerzustände wie die im Weltkrieg nicht wie-

derholen könnten. 

Bei alledem: Die Deutschen wollten ihre Väter und Söhne nicht auf Schlachtfelder ziehen sehen. In 

diesem Wissen ließen sich die Machthaber am 1. September 1939 von der Devise leiten: Im Hause 

des Henkers spricht man nicht vom Strick. Sie vermieden allein schon das Schreckwort Krieg, je-

denfalls sofern sie vom eigenen Haus sprachen. Die Vorgabe lieferte Hitlers Rede am Tage des 

deutschen Einfalls in Polen. Nicht, dass dem Nachbarstaat, das angeblich den Krieg wollte, von 

Nazi-Deutschland der Krieg erklärt wurde. Vielmehr wurde nun „zurückgeschossen“, „Gewalt gegen 

Gewalt“ gesetzt, dem Gegner „mit dem Schwert entgegengetreten“, der „Schutz des Reiches gewähr-

leistet“ und ein „Abwehrkampf“ geführt. usw. Dem ersten Bericht des Oberkommandos der Wehr-

macht zufolge hatten „Kampfhandlungen“ begonnen. Deutschland befand sich „im Kampf“, seine 

Bevölkerung lebte nun „in Zeiten des Kampfes“. Erst als die Regierung in London am dritten Sep-

tembertag erklärte, Großbritannien befinde sich mit dem Deutschen Reich in Kriegszustand und aus 

Paris die entsprechende Nachricht in Frankreichs Namen einging, hieß es in der NS-Presse: „Die 

Westmächte brechen den Frieden“. Krieg – den Begriff gab es in den folgenden Wochen nur mit 

Bezug auf diese Gegner. Britische Machtpolitiker hätten das eigene Volk in den Krieg getrieben und 

wollten das deutsche in ihn hineinziehen. Auf des Gegners Seite hatte eine „Kriegspartei“ gesiegt und 

war „Kriegshysterie“ entfacht worden, dort tagte ein „Kriegskabinett“ und agierten „Kriegshetzer“, 

dort wurden Kriegskredite“ aufgelegt und ein „Kriegshaushalt“ beschlossen, dort lag die „Kriegs-

schuld“ und existierten „Kriegsgründe“. Großbritannien führe einen „Wirtschaftskrieg“, einen „Pira-

tenkrieg“ und „Kaperkrieg“ zur See und den „Hungerkrieg gegen die Welt“. 

Charakterisierte die deutsche Propaganda die eigene Politik, war und blieb Krieg zunächst ein Tabu-

wort. Die deutsche Bürokratie vermochte sich jedoch weder in der Wehrmacht noch in Wirtschaft 

und Justiz dem anzuschließen. Dort existierten die „Kriegsrangliste“ und der „Kriegsstammrolle“. In 

der „Kriegswirtschaftsverordnung“, erlassen vom Ministerrat für die Reichsverteidigung, gab es 

„Kriegsbeiträge“, „Kriegszuschläge“, „Kriegslöhne und Kriegspreise“ und auch „kriegsschädliches 

Verhalten“. Im Versicherungsgewerbe ließen sich Bezeichnungen wie „Kriegsschäden“ infolge von 

„Kriegshandlungen“ nicht umgehen. Auch nicht zur Bestimmung weiterer Straftatbestände in der 

„Verordnung über das Sonderstrafrecht im Kriege“, die den Machthabern und ihren Richtern zusätz-

liche Instrumente zur Erzwingung von Gehorsam und Disziplin bot. So erfuhren die Deutschen auf 

verschiedensten Wegen offiziell doch, dass sich das Reich und sie als seine Bürger wirklich in einem 

Krieg befanden. Eine der ersten Verlautbarungen, die ihnen das mitteilte, kam aus der Adjutantur des 

Führers, der wissen ließ, er wünsche nicht, auf seinen Reisen Blumen überreicht zu bekommen – 

während der unbestimmten „Dauer des Krieges“. 

Als Polen militärisch besiegt war, fielen diese Rücksichten mehr und mehr. Der Oberkommandie-

rende der Kriegsmarine, Großadmiral Erich Raeder, gab einem holländischen Journalisten ein Inter-

view, in dem er das Festhalten am internationalen Seekriegsrechts glaubhaft zu machen suchte. Es 

erschien unter der Überschrift „Deutschlands U-Bootkrieg“. Herausgehoben wurde die Mehrung der 

eigenen „kriegswirtschaftlichen Kraft“ durch den Zugriff auf Polens Schwerindustrie, gefeiert die 

„unübersehbare Kriegsbeute“. Ein Leitartikel war überschrieben „Kriegsziel erreicht“. Das war für 

diesen Moment, den 20. September 1939 die größte aller Lügen. Denn die Ziele in diesem sich zum 

Zweiten Weltkrieg ausweitenden Eroberungszug des deutschen Imperialismus erschöpften sich we-

der in Danzig noch mit der Liquidierung des Nachbarstaates. Das verbarg die Behauptung vom er-

reichten Kriegsziel. Indessen gewann der Krieg unter den Deutschen eine begrenzte Popularität, zu-

mal er ganz anders zu verlaufen schien, als der zwei Jahrzehnte zuvor verlorene. Das wiederum sollte 

sich als der größte Irrtum erweisen, dem sich eine Mehrheit der Deutschen nach dem leicht errunge-

nen Siegen auf den Schlachtfeldern im Osten hingab. 
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Die Massengefolgschaft des Naziregimes und 

die Einsamkeit des Widerstandskämpfers 

Vortrag auf der Konferenz zum Andenken an Walter Krämer in Siegen, 22. Oktober 2011 

Der Titel zu diesem Vortrag mag schon auf den ersten Blick als eine Provokation gelten – und das 

soll er auch. Er wurde gewählt, wiewohl mir bei seiner Formulierung der Protest Walter Bartels, 

meines Genossen und Kollegen aus Zeiten an der Humboldt-Universität, gleichsam im Ohr klang, 

des Kommunisten, Emigranten, der in der Tschechoslowakei in die Hände der Faschisten geriet, in 

das Konzentrationslager Buchenwald gesperrt wurde und dort zum internationalen Lagerkomitee der 

Antifaschisten gehörte. Gegen diesen Protest ist es bei dem Titel geblieben. Seine Rechtfertigung 

ergibt die Antwort auf die Frage, ob wir, die Nachgeborenen oder Eben-noch-Zeitgenossen die Bilder 

vom Widerstandskampf gegen den Faschismus an der Macht nicht etwas zu einfach pflegen, sie uns 

vielleicht auch ein wenig zu schön machen, trotz aller Geschichtskenntnisse, trotz des Wissens um 

die Unzahl der Opfer und unseres aufrichtigen Gedenkens an sie. 

Denn: Kommt das Gespräch auf diese Frauen und Männer, dann ist von Gruppen die Rede, die ihre 

Namen haben, meist nach Personen, die an ihrer Spitze standen: die Saefkow-Jakob-Bästlein-Orga-

nisation, die Gruppe um Martin Schwantes in Pommern, die Berliner Gruppe von Robert Uhrig. Die 

Verschwörung, die den Krieg beenden wollte und den Weg dahin durch das Attentat auf Hitler frei-

machen wollte, heißt nach Claus Graf Stauffenberg. Andere Zusammenschlüsse nannten sich „Weiße 

Rose“ oder „Onkel Emil“. In ihnen versammelten sich Menschen um eine Idee, einen Plan, ein ihnen 

als erstrebenswert geltendes Ziel. Die einen kannten sich schon aus den sozialen und politischen 

Kämpfen in den Jahren der Weimarer Republik, sie waren Genossen auf einem mehr oder weniger 

langen Wege, mochten sie sich persönlich begegnet sein oder nicht. Andere hat früher oder später 

erst die Opposition gegen das menschenfeindliche mörderische Regime zusammengeführt. Bei aller 

Verschiedenheit war ihnen doch das eine gemeinsam: das Naziregime von innen heraus zu stürzen 

oder dann – als es doch bis in seinen Krieg gelangt war – einen Beitrag zu seiner Niederlage zu leisten. 

Gemeinsam war ihnen ebenso vieles, was sich das Innenleben dieser Gruppen nennen lässt: das Zu-

einander aufgebrachte Vertrauen, ihre Solidarität, die Sorge um das Leben des Anderen, geübt bis in 

die Folterkeller der Gestapo. Viele Geschichten, die dieses Verhalten bezeugen, sind überliefert, er-

zählt oder geschrieben worden, Geschichten vom Alltag der Illegalität oder der Gefangenschaft in 

Gefängnissen, Zuchthäusern und Konzentrationslagern. Mit einem Einfallsreichtum und mit Mut, er-

worben und erprobt noch in der relativen Freiheit, wurde selbst hinter Mauern und elektrisch gelade-

nen Zäunen die Verbindung der Gleichgesinnten gesucht, gefunden, gepflegt, die eine Quelle war, 

aus der Überlebenskraft geschöpft wurde. 

Das Wort Überleben hätte auch den Einspruch Walter Bartels hervorgerufen, der darauf bestand, dass 

es ihm und seinen Gefährten auch in Buchenwald nicht nur um das Überleben gegangen sei, sondern 

dass sie – selbst in dieser Lage noch – tun wollten und taten, was ihnen irgend möglich war, dem 

Regime sich so wenig wie möglich dienstbar zu machen und besser noch ihm zu schaden. Dieser 

Einwand galt namentlich der Verzeichnung, die der nach Jena berufene Historiker Lutz Niethammer 

vom Kampf der deutschen Kommunisten lieferte, in dem er ihre Rolle als Gefangene auf dem Etters-

berg auf eine auf sie selbst gerichtete Überlebensstrategie reduzierte und das Verdienst ignorierte, das 

sie sich – soweit ihre Kräfte reichten – um ihre Mithäftlinge, Gruppen und Einzelne erwarben. Und 

zudem: Mir ist der Wille, sich behaupten und überleben zu wollen, und sei es „nur“ um am Tage 

danach vom Erlebten Kunde zu geben und so warnend für ein „Nie wieder“ einzutreten, immer als 

ehrenwert erschienen. 

Wenn also von der „Einsamkeit“ von Widerstandskämpfern gesprochen wird, sind dann nicht nur die 

Situationen jener gemeint, die Jahre in Einzelhaft verbrachten, eine Situation wie die Ernst Thäl-

manns? Das zwischen schweigenden Mauern und auf wenigen Quadratmetern? Es gibt davon ein 

paar Situationen mehr. Zwei davon besitzen einen gewissen Bekanntheitsgrad. Die eine ist die Ge-

schichte des Arbeiters Georg Elser, der Hitler, von dem er wusste, dass er zum Kriege trieb und der 

ihn am 1. September 1939 begonnen hatte, in die Luft sprengen und so dem geschichtlichen Gang 
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eine Wendung zu geben hoffte. Man mag versuchen, sich einen Moment die 30 Nächte vorzustellen, 

die Elser zunächst in der Besenkammer versteckt und dann arbeitend im Saal des Bürgerbräu in Mün-

chen zugebracht hat, dazu die Vorarbeiten zur Beschaffung des Sprengstoffes und die Herstellung 

des Zünders. Das Attentat schlug fehl, Elser wurde ergriffen, in das Konzentrationslager Dachau ge-

bracht und dort, das Stadium der Agonie des Regimes war schon erreicht, am 9. April 1945 ermordet. 

Mit dem Manne haben sich die verschiedensten Gruppen von Deutschen schwergetan. Die einen, weil 

er mit seiner Tat gegen die nach 1945 massenhaft benutzte Ausflucht stand, man habe gegen dieses 

Regime ja nichts tun können. Andere wieder, weil sie den individuellen Terror grundsätzlich als ge-

eignete Methode des Kampfes selbst gegen ein mörderisches Regime ablehnen, ein Standpunkt, der 

in dieser Absolutheit fragwürdig ist. Doch besaß dieses Nein in der deutschen Arbeiterbewegung 

seine Tradition. Sie reichte zurück bis in ihre Anfänge und hatte sich in der Ablehnung der Attentate 

auf Bismarck 1866, begangen in der Absicht der Verhinderung des preußisch-österreichischen Krie-

ges, und 1874, verübt von einem katholischen Böttchergesellen aus Protest gegen die antiklerikale 

Politik des Kanzlers, geäußert. Dessen Versuche, insbesondere die vier Jahre später erfolgten zwei 

Attentate auf Kaiser Wilhelm I. den Sozialisten anzulasten, scheiterten. 

Inzwischen ist Elser, dessen erste Biographie 1970 erschien, das ihm gebührende Gedenken zuteil 

geworden. An mehreren Orten Deutschlands gibt es Denkmäler, Büsten und Säulen, die an ihn und 

seine Tat erinnern. 1969 wurde ein Dokumentar-, 1989 ein Spielfilm über ihn gedreht. In mehreren 

Städten existieren Georg-Elser-Initiativen, die sich auf verschiedensten Feldern für Zivilcourage ein-

setzen, und ein nach ihm benannter Preis wird verliehen. 1999 löste ein Mitarbeiter des Dresdener 

Hannah-Arendt-Instituts eine Kontroverse darüber aus, ob Elsers Tat als vorbildlich angesehen wer-

den könne. 

Ein zweites Geschehnis, das von der Einsamkeit der Widerstandskämpfer zeugt, ist durch einen Ro-

man bekannt geworden. Ihn schrieb Hans Fallada 1946 in wenigen Wochen, nachdem ihm Johannes 

R. Becher, der spätere Kulturminister der DDR, ein Konvolut von Akten übergeben hatte, das von 

dem Prozess gegen ein Berliner im Wedding wohnendes Arbeiter-Ehepaar zeugte. Es hatte auf die 

Nachricht vom Kriegstod des Bruders und Schwagers im Westfeldzug 1940 begonnen, seinen Protest 

gegen das Regime auf einfachen Postkarten niederzuschreiben, die wie Flugblätter in Häusern abge-

legt wurden. Die beiden, Elise und Otto Hampel, wurden 1943 vom Volksgerichtshof zum Tode ver-

urteilt und in Plötzensee hingerichtet. Sie waren, was man Einzelkämpfer nennt, ohne Verbindung 

oder auch nur Wissen von anderen Gruppen von Nazigegnern. An sie erinnert heute auch eine Tafel 

an ihrem einstigen Wohnhaus, deren Inschrift sagt, sie hätten sich gegen die „Menschenvernichtung 

des NS-Regimes“ aufgelehnt, worunter sich der Vorübergehende vorstellen mag, was er kann und 

will. Das Urteil der Nazirichter hatte auf „Zersetzung der Wehrkraft“ gelautet. 

Das Buch Falladas, das Primo Levi das beste Buch nannte, „das je über den deutschen Widerstand 

gegen den Nationalsozialismus geschrieben wurde“, besaß einen Fehler. Es erschien in der Sowjeti-

schen Besatzungszone und wie die dort gedrehten antifaschistischen Filme verfiel es jenseits der Zo-

nen- und Sektorengrenze zunächst der Nichtachtung. Dann war es der Widerstandskämpfer Falk Har-

nack, der 1962 im westdeutschen Fernsehen den Roman verfilmte. Eine weitere Verfilmung nahm 

die DEFA 1970 für das ostdeutsche Fernsehen vor. Die war ebenso erstklassig mit Schauspielern 

besetzt wie der Spielfilm, der 1975 in der Bundesrepublik in die Kinos kam, in dem Hildegard Knef 

die weibliche Hauptrolle spielte. 1964 erschien der Roman in Hamburg bei Rowohlt. Erst 1989 wurde 

am Wohnhaus der Hampels eine Gedenktafel enthüllt. Zum 100. Geburtstag Falladas gab die Bun-

despost 1993 eine Briefmarke heraus. Erneut zu einem Bestseller wurde sein letzter Roman „im Wes-

ten“ jedoch erst, als ihn der Aufbau Verlag, der das Buch nach Falladas Tod 1947 herausgegeben 

hatte, der in den fünfziger Jahren dann Auflage nach Auflage in der DDR erlebte, im Jahre 2011 neu 

herausgab. Hier folgte nun ebenfalls eine Auflage der anderen. Der Roman warf mit der Geschichte 

der Quangels, dem literarischen Namen des Ehepaares, viele Fragen auf, die ihren Sinn und Zeitbezug 

bis heute nicht eingebüßt haben: so die nach dem Sinn des Widerstandes in einer regimehörigen Um-

gebung und die nach der Bedeutung des Widerstands für jene selbst, die leisten und sich so handelnd 

dagegen schützen, Material der Herrschenden zu werden, sich selbst aufzugeben. 
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Die Berichte von den im eigentlichen Sinn einsamen Widerstandskämpfern sind mit diesen beiden 

exotischen, das meint ungewöhnlichen Geschichten, nicht erschöpft. Eine andere ist die des Bernhard 

Lichtenberg, eines katholischen Geistlichen, der seit 1938 Dompropst an der Hedwigs-Kathedrale in 

Berlin war. Der öffentliche unerschrockene Protest des Nazigegners galt insbesondere auch den Ju-

denverfolgungen. 1941 wurde Lichtenberg verhaftet, 1942 zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt. Da-

nach jedoch nicht freigelassen, er sollte in das KZ Dachau verbracht werden. Auf dem Transport 

verstarb er am 5. November 1943 in Hof. In der nach Millionen zählenden weltweiten Gemeinde der 

katholischen Christen und von Seiten seiner Amtsbrüder und Vorgesetzten hatte er Solidarität nicht 

erfahren. 

Es war nicht zuerst die Kirche, die sich seiner angemessen erinnerte, denn von dem Manne sprechen, 

hieß doch die Frage aufwerfen, was tat Rom, was der 1958 gestorbene Pius XII., nachdem in West-

deutschland und Westberlin bereits Straßen, Alleen, Plätze und auch ein Ufer, das der Mosel bei Trier, 

benannt worden waren? Die sich damit verbindenden Fragen wurden in den sechziger Jahren Thema 

und Gegenstand wissenschaftlicher Forschungen und von Veröffentlichungen. Nichts aber löste weit-

reichendere und schärfere Kontroversen aus als das Drama Rolf Hochhuths „Der Stellvertreter“, das 

unter der Regie Erwin Piscators 1963 seine Premiere an der Freien Volksbühne in West-Berlin hatte 

und dessen Text im gleichen Jahr bei Rowohlt erschien. Die fiktive Gestalt des Ricardo Fontana besaß 

nach seiner Haltung einen Bezug auch zu Lichtenberg und zu Maximilian Kolbe, des polnischen 

Franziskaners, der sich in Auschwitz 1941 an Stelle eines Familienvaters opferte. 

Die Antwort des Papstes Paul VI. bestand darin, 1965 einen Seligsprechung-Prozess für eben jenen sei-

ner Vorgänger, Pius XII. einzuleiten, dessen Rolle im Zentrum der Kritik stand. Im gleichen Jahr aber 

wurden die sterblichen Überreste Lichtenbergs in die Krypta der Hedwigs-Kirche überführt. In ihrem 

Foyer steht sei 1991 eine Büste, von der ein Duplikat 1992 in der Hofer Marienkirche eingeweiht wurde. 

In Berlin gibt es Straßen, einen Platz und eine Schule, die nach ihm benannt wurden. Auch Gedenktafeln 

erinnern an ihn. Ihre Texte nennen ihn einen Märtyrer und Streiter für die Rechte der Menschen und der 

Kirche, doch wird weder auf seine Parteinahme gegen den Krieg, noch für die Juden und seinen Protest 

gegen den Behindertenmord Bezug genommen. 1996 wurde Lichtenberg durch Johannes Paul II. selig-

gesprochen. In Israel wurde er 2005 als „Gerechter unter den Völkern“ geehrt. 

Soviel zu den Einsamen, zu drei Einzelkämpfern gegen das Naziregime. Doch ist damit das Thema 

weder im Detail noch im Ganzen erschöpft. Denn es betrifft doch auch die Gesamtsituation des Wi-

derstands und seiner Teilnehmer und das im Besonderen in Deutschland. Das führt noch einmal zu 

unseren Geschichtsbildern zurück. Sie sprechen von den beteiligten Gruppen, von ihren Aktionen, 

Zielen und Hoffnungen und von ihrem direkten feindlichen vis-à-vis der Gestapo, ihren Bütteln und 

Denunzianten und sodann von den Schindern und Mördern in den Konzentrations- und Vernichtungs-

lagern. Zu lesen ist von geheimen Zusammenkünften, von der Formulierung, der Herstellung und der 

Verbreitung von Flugblättern, von Inschriften an Mauern und Häuserwänden, von Fahnen an Schorn-

steinen, von Flüsterpropaganda, von Sabotage in Rüstungsbetrieben, von Hilfen für Juden, Zwangs-

arbeiter und Kriegsgefangene. 

Was in diesen Geschichten meist oder nur am Rande oder nur schemenhaft vorkommt, das ist die 

übergroße Mehrheit ihrer Landsleute, die Massengefolgschaft des Regimes, die Menschen, die doch 

die Adressaten dieser Aufklärung waren. Als existiere da eine Scheu das Thema nach dem Erfolg 

dieser doch auf sie auf ihren Gesinnungs- und Haltungswandel gerichteten Anstrengungen aufzuwer-

fen, weil da von Vergeblichkeit, nicht von Scheitern geredet und geschrieben werden müsste, weil da 

die Sinnfrage lauert, die doch vor allen anderen die Opfer betrifft. Als würden wir das Eingeständnis 

meiden wollen, dass dieser Kampf aufs Ganze gesehen sein Ziel verfehlt hat, das doch darin bestand, 

die Deutschen zu einem Beitrag zur Überwindung des Naziregimes zu mobilisieren, womöglich zu 

ihrer Selbstbefreiung. 

Die Widerstandskämpfer in Deutschland waren isoliert, ungleich stärker als die in den besetzten Län-

dern, das meint die Wendung, sie waren einsame Kämpfer. Sie lebten in einer feindlichen oder doch 

sie ablehnenden Umwelt. Und auch auf diese Situation waren sie nicht vorbereitet. Ihre Vorstellungen 
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vom weiteren Gang der deutschen Entwicklung, die sie nach dem 30. Januar 1933 hegten, wichen 

weit von dem ab, was sich dann tatsächlich ereignete. Sie hatten gehofft, dass die Diktatur in eine 

Krise bald geraten und dass dies zu einer Entlarvung der Machthaber und der Abwendung eines gro-

ßen Teils ihrer Gefolgschaft führen werde. Das Gegenteil trat ein. Die ökonomische Krise war an der 

Wende von 1932 zu 1933 bereits im Abklingen, wenn auch die Arbeitslosigkeit saisonal noch einmal 

und dann auch wieder im Winter 1933 auf 1934 anstieg. Doch von einer politischen Krise konnte 

keine Rede sein. Das Regime festigte sich in einem Tempo, das jenes seines italienischen Vorgängers 

weit in den Schatten stellte. 

Das Regime, das schon bei seinem Start die Hälfte der deutschen Wahlbevölkerung hinter sich ge-

bracht hatte, festigte seine Massenbasis. In anderen bürgerlichen Staaten wünschten sich Politiker 

einen solchen Grad von Zustimmung, Unterstützung, Beifall zu erreichen. Immer wieder wurden jene 

Bindungen demonstriert, die schließlich in der Losung gipfelten „Ein Volk – ein Reich – ein Führer“, 

die 1938 den Anschluss Österreichs feierte. Da war schon eine ganze Kette denkwürdiger Demonst-

rationen entstanden, beginnend mit der am 1. Mai 1933 auf dem Tempelhofer Flugfeld, sich fortset-

zend in den Kundgebungen der Bauern bei den alljährlichen Reichserntedankfesten auf dem Bücke-

berg bei Goslar, anlässlich der Olympischen Spiele 1936, bei den alljährlichen Partei-Veranstaltun-

gen im September in Nürnberg und im November in München. Dazu die vielen lokalen und regiona-

len Aufläufe, insbesondere wenn der „Führer“ Städte besuchte, Manöver oder Schiffsstapelläufe statt-

fanden. Als Mussolini Deutschland 1937 besuchte, hallte es durch die Straßen Münchens, Berlins und 

Essen „Duce! Duce! Duce!“ Immer war da Manipulation im Spiel, nie fehlte mehr oder weniger 

sanfter Druck, doch nie war das nur eine Mache der Machthaber. 

Würde man eine Kurve der Massenzustimmung für dieses Regime zeichnen, verliefe sich im Ganzen 

ansteigend und besäße im Vor-Krieg ihren Gipfelpunkt 1938, als Hitler in Wien einzog und alle Deut-

schen, ob sie je dahin gelangten oder nicht, die Alpen wieder hatten und den Walzerkönig und den 

Andreas Hofer. In diesem Verkauf gibt es wenige „Dellen“, aber keine Abstürze. Der eine lässt sich 

Ende 1935 ausmachen, als infolge der überhitzten Aufrüstung eine Verknappung von Grundnah-

rungsmitteln eintrat, der andere im September 1938, als die sogenannte Tschechen-Krise Kriegsfurcht 

aufkommen ließ. Und dann im Kriege erreichte die Begeisterung eine hysterische Stufe, als Hitler, 

der Sieger, aus Frankreich nach Berlin zurückkehrte. Lieferte da nicht jeder Tage Anstöße und 

Gründe sich zu fragen: „Ist denn diesen Leuten überhaupt zu Verstand zu helfen? Müssen sie nicht 

erst die Rechnung mit verursachen, die sie dann werden bezahlen müssen?“ Die Literatur über den 

Widerstand berichtet wenig davon, dass diese Fragen gestellt wurden, nichts von dem massenhaft zu 

habenden Stoff, aus dem die Resignationen gemacht sind. Am ehesten haben noch Spielfilmsequen-

zen davon ein Bild gegeben. 

Noch einmal: Von dieser Umwelt in einem faschisierten Deutschland ist in unseren Berichten über 

den Widerstandskampf wenig zu hören und zu lesen. Das jüngste Beispiel liefert Ulrich Schneider in 

einer Besprechung eines Buches, das von Grete und Adolf Noetzel berichtet, einem Ehepaar, das zu 

einer Widerstandsgruppe im Rhein-Main-Gebiet gehörte. (s. junge Welt, 17. Oktober 2011, S. 15) Er 

wurde in den Tod getrieben, sie überlebte in einem Konzentrationslager. Auch da gibt es nur Mit-

kämpfer und Gegner, und nicht die Mehrheit der Deutschen, die Adressaten. Werden sie aber mit in 

Betracht gezogen, erhebt sich die Frage nach den Resultaten dieses Kampfes und da lautet das Gene-

ralfazit: diese Mehrheit hat, wie die Machthaber von ihr erwarteten, ausgehalten und durchgehalten, 

sie ist ihnen, wenn auch nicht marschierend so doch gefolgt, bis nahezu alles in Scherben gefallen 

war. Wäre es, die Frage ist gestellt worden, da nicht besser gewesen, sich das Leben zu bewahren für 

den Tag danach, anstatt sich zu opfern. Aber: Wie sollte der Tag danach dann kommen? Wer ihn 

herbeiführen? Die Anderen? Welche? Diese Fragen sind mit der Entfernung von den Ereignissen 

weitgehend verdrängt. Nicht ganz, denn die Abwägungen sind nicht verstummt: Was hätte zwischen 

den Jahren 1933 und 1945 getan werden können und wer hätte was tun können? Beispielsweise im 

Hinblick auf die auswärtigen Mächte, da allerdings mehr mit dem Blick auf die UdSSR als auf Groß-

britannien. Auch hinsichtlich des Papstes Pius XII., für den der Seligsprechungs-Prozess, 1965 ein-

geleitet, inzwischen weit vorangeschritten sein soll, wird so nachgefragt. 
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Was die Widerstandskämpfer in Nazideutschland taten, war als ein Wirken in die Gegenwart gedacht, 

erwies sich jedoch ungleich mehr als eine Investition in die Zukunft. Ihr Verdienst wird deutlich, 

wenn auch nur ein Moment lang überlegt wird, wie die deutsche Nachkriegsgesellschaft sich befun-

den haben würde, ohne die überlebenden Antifaschisten und das Wissen um die Toten. Es ist fast 

vergessen, dass es im Kriege und besonders seit der Aufdeckung der Massenverbrechen in den USA 

Vorschläge gab, die auf der These fußten, die Deutschen seien als Volk oder als Nation allesamt 

verderbt und verdienten deshalb unter den Völkern für alle absehbare Zukunft eine besondere Be-

handlung, damit sie nicht wieder Unheil anrichten könnten. Die deutschen Widerstandskämpfer wa-

ren die leibhaftige Widerlegung dieser Konstruktion. Vor allem aber waren sie in Ost wie in West die 

Aktivisten (und nicht nur) der ersten Stunde. Sie hatten, ist später oft gesagt worden, die Ehre der 

deutschen Nation gerettet. Diese Ehre ist ein etwas mystisches Ding. Jedenfalls hatten diese Frauen 

und Männer, Deutsche, bewiesen, dass in ihren Adern so wenig ein besonderer Saft fließt wie in 

denen der Juden. 

Die Geschichte des deutschen antifaschistischen Widerstandskampfes ist die Geschichte eines Wir-

kens unter den schwierigsten objektiven und subjektiven Bedingungen, und dass sie in so hohem 

Grad ein Opfergang wurde, ist eben diesen Bedingungen geschuldet gewesen. Sich den Reihen dieser 

Minderheit anzuschließen, dazu gehörten Charakter- und Überzeugungs- und, auch strenge Rationa-

listen und Atheisten sollten sich nicht scheuen, das zuzugeben, zudem noch Glaubenskräfte. Der 

Überzeugte mag mit dem Engländer George Gordon Byron gesagt haben: „Der Freiheit Kampf, ein-

mal begonnen, vom Vater blutend auf den Sohn vererbt, wird immer, wenn auch schwer gewonnen.“ 

(‟For Freedom’s battle once begun, // Bequeathed by bleeding Sire to Son, // Though baffled oft is 

ever won.” The Giathour, 1813). Der Gläubige mag sich bescheiden und einschränken: „Vielleicht – 

vielleicht auch nicht“ oder sich der Erzählung über Martin Luther erinnern, der, als er einmal gefragt 

wurde, was er unternähme, wenn er mit Gewissheit wüsste, dass morgen die Welt unterginge, geant-

wortet habe: „heute noch würde ich einen Apfelbaum pflanzen“. Die deutschen Widerstandskämpfer 

waren solche Pflanzer. Menschen wie sie werden im 21. Jahrhundert noch und mehr noch gebraucht. 

Da lässt sich jene Haltung mit auf den Weg nehmen, die Peter Hacks in der Anekdote „Optimismus-

Debatte“ beschrieb: „Kann man überhaupt etwas tun, sagte ein Mitkämpfer, der es satthatte. Tun wir 

denn nichts? fragte Hacks. Was immer wir tun, sagte der Freund, es zeitigt keine Folgen. Wer weiß“, 

sagte Hacks. „Heute nein, morgen doch.“ 
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Die deutschen Eliten und der Zweite Weltkrieg 

Vortrag im Zusammenhang mit der Ausstellung „Vernichtungskrieg“.  

Saarbrücken, 18. März 1999 

Wer sich in einem aktuellen Duden darüber informieren will, wie er sich den aus dem Französischen 

ins Deutsche geratenen Begriff „Elite“ zu erklären hat, findet einen kurzen und knappen Hinweis auf 

die Wortbedeutung. Er liest „Auswahl der Besten“. Nur wenig gesprächiger war der mittlerweile 

nahezu ein Jahrhundert alte vielbändige Jubiläums-Brockhaus aus dem Jahre 1901. In ihm steht: „Un-

ter der Elite einer Gesellschaft versteht man die durch Stellung, Bildung und Talent ausgezeichnetsten 

Glieder derselben“. Hier vermisst man sogleich das Wort „Verdienst“. 

Also: die Besten, die Ausgezeichneten. Damit lässt sich, wenn von den Eliten aus der Zeit des deut-

schen Faschismus geredet wird, nicht eben weit kommen. Das würde nämlich – wegen der Teilnahme 

der Angehörigen solcher Eliten an den Untaten – auch bedeuten: die ausgezeichneten Sklavenhalter 

oder die besten Massenmörder. Das trifft es. Mörder geht zusammen mit skrupellos, gefühllos, be-

denkenlos, gnadenlos und seelenlos, auch mit brutal und barbarisch, aber nicht mit gut – besser – am 

besten. Nähere Entschlüsselung scheint notwendig. Der Begriff muss gleichsam aufgebrochen wer-

den, Zwecke und Ziele in Betracht kommen. Die für eine bestimmte Aufgabe am besten sich eignen-

den, weil am besten vorbereiteten und geschulten Personen oder Menschengruppen. Der positive Bei-

klang des Begriffs „Elite“ muss weg. Er scheint ohnehin von denen herzustammen, die sich der Elite 

zugehörig betrachten. 

Nach 1945 hatte das Wort Elite, wenn es auf die deutschen Zustände gemünzt wurde, einen eindeutig 

negativen Beiklang erhalten. Von der „Elite der Nation“ waren die Deutschen binnen dreier Jahr-

zehnte zweimal in Verderben und Tod, in ein soziales Chaos gestürzt, das Ansehen der Deutschen 

aufs tiefste herabgewirtschaftet worden. Jeder der Zeitgenossen hatte sich zu fragen, was sein Anteil 

daran war. Die Angehörigen der Elite, um Worte, Argumente, Einfluss, Beziehungen nicht verlegen, 

suchten den ihren nach 1918 ebenso wie nach 1945 zu verdecken. Beide Male gelang das in den 

entscheidenden Nachkriegsphasen. Nach dem Zweiten Weltkrieg jedoch nicht so vollkommen wie 

nach dem Ersten. Die Fragen waren drängender geworden. Die Mitsprache der Gerichte der Alliierten 

und die Enthüllungen aus Justizprozessen wirkten ebenso mit wie die Zweistaatlichkeit, will sagen: 

die Existenz der DDR, in der – wie es neuerdings akademisch heißt – nach 1945 ein „Elitenaustausch“ 

erfolgte. 

Doch und merkwürdigerweise: erst nachdem der ostdeutsche Staat nicht mehr existierte, hat sich in 

den neunziger Jahren die Debatte über die Eliten von einst öffentlich entwickelt und verschärft. Das 

spricht dafür, dass es im Osten Deutschlands nicht einfach darum ging, soziale Umbrüche zu rechtfer-

tigen. Nachdem die Deutsche Bank, die Dresdner Bank und andere Finanzinstitute ihre Filialen in den 

neuen Bundesländern errichten konnten, sind sie mit Verweisen auf ihre Geschichte stärker als alle 

Jahre zuvor bedrängt worden. Das ist nicht leicht zu erklären. Zutage liegen hingegen die Themen und 

Fragen. Gefragt wird nach der Rolle von Managern der Industrie und der Banken, was freilich schon 

in den Nachkriegsprozessen in Nürnberg vor amerikanischen Gerichten und im Falle des Saarindust-

riellen Röchling vor einem französischen Gerichthof geschehen, aber dann wieder vergessen gemacht 

worden war. Geforscht wird nach dem Anteil von Wissenschaftlern der verschiedensten Disziplinen. 

Ärzteversammlungen distanzieren sich ein halbes Jahrhundert nach den verbrecherischen Ereignissen 

ausdrücklich von der Mitwirkung der Mediziner, bei denen manche der noch heute Praktizierenden 

wissend oder nicht in die Lehre gegangen waren. Im vergangenen Jahr sahen sich die Organisatoren 

des Historikertages in Frankfurt a. M. genötigt, zur Rolle der Theodor Schieder und Werner Conze, 

die nach dem Kriege in hohe akademische und organisationspolitische Ämter aufgestiegen waren, eine 

eigene Veranstaltung anzuberaumen. Deren inzwischen auch auf der Schwelle der Emeritierung ste-

hende oder bereits emeritierte einstige Schüler wurden auch danach noch ausgeforscht, ob sie denn als 

Studenten und Doktoranden nichts bemerkt hätten. Sie sollen erklären, warum sie sich auch später 

nicht weiter um die Geschichte der eigenen „Zunft“ gekümmert haben. Und sie sehen sich dem Ver-

dacht ausgesetzt, aus Opportunismus und um ihrer Karriere willen geschwiegen zu haben. 
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Vom Individuellen gerät das Fragen rasch ins Allgemeine und Soziale: Was haben denn diese Leute 

mit den braunen Flecken auf den Innenseiten ihrer gewendeten Westen in den frühen Jahrzehnten der 

Bundesrepublik bewirkt, inwieweit prägten sie die Verhältnisse und was ist von solch denk- und auch 

nachweisbaren Prägungen erhalten geblieben. Schließlich gerät das Nachdenken zu dem generellen 

und eigentlich interessierenden, weil die Gegenwart betreffenden Vergleich: Wie gestalteten sich in 

Nazizeiten die Beziehungen von Gesellschaft, Staat und Wissenschaft und wie verhält es sich mit 

diesem „Dreieck“ heute. Unter jungen Leuten, die sich wissenschaftlich ausbilden, macht sich das 

Bedürfnis hörbar, sich gerade darüber klarzuwerden. Sie verspüren das Spannungsverhältnis zwi-

schen Wissenschaft und Politik nicht selten schon gleichsam am eigenen Leibe. Sie bemerken, dass 

das Kommandieren der Forschung und ihre Ausrichtung durch wissenschaftswidrige Einflüsse kein 

Spezifikum von Diktaturen ist, sondern auch in parlamentarisch-demokratischen Staatszuständen an-

getroffen werden kann. 

Die Frage nach der Rolle der Eliten in der deutschen Geschichte, namentlich während der Jahre zwi-

schen 1933 und 1945, betrifft mithin keineswegs nur die Vergangenheit. Zu klären ist nicht nur: Wie 

und warum konnte es geschehen, sondern auch wie weit sind wir von dem Vergangenen entfernt und 

wie und warum könnte es wiederkehren? Über das historische Thema liegen Forschungsergebnisse 

seit langem vor. Um nur von der Wissenschaft zu reden: Selbstverständlich konnte keine Geschichte 

einer deutschen Universität in Ost oder in West geschrieben werden, ohne dass die Darstellung auf 

die das Regime stützende, seine verheerenden Wirkungen erst ermöglichende Rolle von Wissen-

schaftlern nahezu aller Disziplinen einzog. Vokabeln wie Affinität, Indienstnahme, Instrumentalisie-

rung, Verstrickung waren allerdings den realen Zuständen ganz unangemessen und mitunter erschie-

nen die Mittäter als Mit-Opfer. 

Die erreichten Zwischenergebnisse der Forschung in kompakter Form zu präsentieren, das war die 

Absicht eines Vorhabens, welches gegen Ende der achtziger Jahre auf den Weg gebracht wurde. Zum 

50. Jahrestag des Beginns des Zweiten Weltkriegs sollte eine Gemeinschaftsarbeit von Historikern 

der BRD und der DDR erscheinen, die sich eben diesem Gegenstand widmete und ihn bilanzierte. Es 

ist dahin nicht gekommen und das, weil der weitgediehenen Arbeit von Seiten des Politbüros der SED 

aus dummen politisch-taktischen Gründen unübersteigbare Hindernisse in den Weg gelegt wurden. 

So erschienen zwei gesonderte Bände, zuerst der „westliche“, dann – schon in der Phase der Agonie 

der DDR – auch der „östliche“. Die Titel lauten gerade gleich. 

An dieses Unternehmen wird hier aus mehreren Gründen erinnert. Erstens machte es vor einem Jahr-

zehnt deutlich, dass Historiker verschiedener methodologischer Schulen gemeinsam zu der Ansicht 

gekommen waren, dass die Rolle der Eliten aufgeklärt werden müsste. Jede der beiden Gruppen 

wusste, dass die jeweils andere dazu durch ihre Forschungen Wertvolles beigetragen hatte. Es 

herrschte Übereinstimmung darüber, dass die als Eliten bezeichnete Minderheit des deutschen Volkes 

eine besondere Verantwortung für Deutschlands Weg in den Krieg trug. Das bleibt denkwürdig, denn 

bis heute regiert jene Betrachtungsweise, die – um es im Sprichwort zu sagen – alle Katzen grau sein 

lässt, also so tut, als wäre die Landarbeiterin in einem vergessenen Dorf für das Unheil ebenso ver-

antwortlich wie der Generalfeldmarschall an Hitlers Seite. Zweitens, weil an das Verdienst der Haupt-

beteiligten erinnert werden soll, die ihr Unternehmen nicht lange überlebten – das gilt für Martin 

Broszat, den Leiter des Instituts für Zeitgeschichte, ebenso wie für Wolfgang Schumann, den Mitar-

beiter der Akademie der Wissenschaften der DDR, und für Ludwig Nestler, den Leiter des Dokumen-

tationszentrums der DDR. Und drittens, weil durch die Anlage des Vorhabens bei aller durch den 

Forschungsstand bedingter Lückenhaftigkeit verdeutlicht wurde, wer da eigentlich gemeint ist, wenn 

von den „deutschen Eliten“ geredet wird. Also die Spitzen aus der Politik, der Diplomatie, der Staats-

bürokratie, dem Militärwesen, den Kirchen, der Wissenschaft, der Technik und der Wirtschaft. Sie 

bilden ihre Teile oder Fraktionen. Jeder oder jede von ihnen spielte eine eigene Rolle, ihre Anteile 

am Ganzen sind verschieden zu bemessen und zu bewerten, aber niemand könnte in einer Buchreihe 

ausgelassen werden, die Gruppe für Gruppe sich vornimmt und ihre Taten und Unterlassungen doku-

mentieren würde. Die Inangriffnahme eines solchen Projekts steht noch aus. 
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Der Militärelite des faschistischen Staates gehört selbstredend ein besonderer Anteil und mit ihm 

kommt ihr auch eine besondere schuldhafte Verantwortung an dem Kurs zum 1. September 1939 zu. 

Damit ist gesagt, ihre Rolle als Pfadfinder und Wegbereiter setzt nicht erst mit dem Beginn des Krie-

ges ein. Es genügt auch nicht, ihr nur zurück bis zum 30. Januar 1933 nachzuspüren. Sie beginnt 

vielmehr schon in den Jahren des Ersten Weltkriegs. Dabei geht es, so viel Interesse die Biographie 

eines Einzelnen der führenden Militärs auch beanspruchen mag, nicht in erster Linie darum festzu-

stellen, was der einzelne Generalfeldmarschall, General oder Generalstäbler – sie zusammen bilden 

die Gruppe, die als Militärelite bezeichnet werden kann – getan und gelassen hat, welchen Befehl er 

gab und unterzeichnete. Wesentlicher erscheint, woher diese Gruppe in die deutsche Geschichte kam, 

wie sie entstand und wie sie in die Lage kam, so viel Unheil in Europa und noch über dessen Grenzen 

hinaus anzurichten. 

Diese Fragen führen in die Jahre des Krieges von 1914 bis 1918, denn die Generale und Marschälle 

des Zweiten waren die Offiziere des Ersten Weltkriegs gewesen. Haltung und Erfahrung aus dieser 

blutigen Zeit haben sich auf die spätere Rolle dieser Militärs prägend ausgewirkt und ihre Entschlüsse 

und Entscheidungen bestimmt, die sie auf der Karriereleiter immer höher klettern ließen. Vor Verdun, 

um es in einem Ortsnamen zu sagen, der für viele andere steht, haben die damals relativ jungen Kom-

mandeure des kaiserlichen Heeres und der Kriegsflotte eine tiefe Menschenverachtung ausgebildet, 

nicht nur gegenüber den Soldaten der Gegner, sondern auch gegenüber denen in der eigenen, von 

ihnen befehligten Truppe. Deren Angehörige haben sie wieder und wieder in Feuer, Kugel und Gas 

gehetzt, und das auch noch zu einem Zeitpunkt, an dem ihnen klar geworden war, dass es keine Sie-

geschance mehr gab. Im Zeichen einer „Ermattungsstrategie“ luden sie sich Hunderte und Tausende 

toter Untergebener auf ihr Gewissen. Die Marineoffiziere machten mit, als die Mannschaften der 

deutschen Hochseeflotte noch im Herbst 1918 in einer sinnlosen Seeschlacht hingemordet werden 

sollten. 

Davon distanzierte sich nach dem Ende des Krieges nur eine Handvoll von Offizieren, die auf die 

Seite der Demokratie und des Pazifismus übergingen. Die Masse hat ihre Untaten verherrlichen lassen 

und selbst verherrlicht, die Legende vom „Im-Felde-unbesiegt“ verbreitet und nach Revanche ge-

dürstet. Diese Militärs waren Gegner der Republik, obwohl sie von ihr nicht schlecht behandelt, ge-

fördert und bezahlt wurden. Sie werteten die strategischen, taktischen, technischen und organisatori-

schen Erfahrungen des Völkermordens aus. Sie wirkten mit der Industrie zusammen bei der Kon-

struktion immer vernichtenderer Waffen und befassten sich mit dem Drill des Unterführerkaders für 

den kommenden Krieg. Sie waren maßgeblich an der Schaffung der feindlichen Atmosphäre gegen 

alle Kriegsgegner und Antimilitaristen beteiligt. Es genügt an ihre Aktivitäten gegen die Aufführung 

von Filmen zu erinnern wie den amerikanischen „Im Westen nichts Neues“ oder den sowjetischen 

„Panzerkreuzer Potemkin“. Sie haben mithin ihren Anteil daran, die Republik auf die Leichenbahre 

zu bringen, wenn sie auch die Arbeit der Totengräber anderen überließen. 

Über das Verhältnis dieser Militärs zu den neuen, den faschistischen Machthabern wurde bald nach 

1945 auf dem Gebiet der Bundesrepublik in vielen Büchern eine unsinnige und verlogene Darstellung 

verbreitet. Die Grundlinie der Rechtfertigung bestand darin, dass es für Generale und Offiziere ja 

geradezu normal gewesen wäre, sich für einen Staat und dessen Regierung zu entscheiden, die für 

Gleichberechtigung auf dem Felde des Militärwesens und der Rüstungen eintrat. Es wurde der Ein-

druck erweckt, die Militärführer hätten nicht weitergedacht als bis in die Jahre 1935/1936, als die 

Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht erfolgte, Großbritannien Deutschlands nahezu die 

Gleichberechtigung bei den Seerüstungen zugestand und die militärische Wiederbesetzung des 

Rheinlandes erfolgte. Dazu seien ein paar „Unbedachtsamkeiten“ gekommen, die auf das Konto ein-

zelner geschoben wurde. Schwierigkeiten für die Beantwortung dieser Frage ergeben sich zunächst 

daraus, dass es die Militärs waren, die sich 1934 nach Hindenburgs Tod sofort bereitgefunden hatten, 

die auf dem Wege zur Wehrmacht befindliche Reichswehr den Eid auf Hitler schwören zu lassen. 

Wie manches andere wurde dies allenfalls als ein fahrlässiger Irrtum hingestellt. 

Als hätten die Generale der Reichswehr nicht gewusst, wohin die politische Führung und deren Pro-

grammatik steuerte. Als wären sie nicht in der Lage gewesen zu erkennen, dass Deutschland und in 
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der Praxis sie selbst befähigt werden sollten, die Politik mit militärischen Mitteln „fortzusetzen“, 

wenn sich die nichtmilitärischen erschöpft haben würden. Hitler hat einem ausgewählten Kreis von 

Spitzenmilitärs diesen Kurs auseinandergesetzt und fest versprochen. Das geschah am 3. Februar 

1933, also am 5. Tage seiner Kanzlerschaft. Die darüber vorliegende Niederschrift gehört zu den 

Schlüsseldokumenten jener Zeit. 
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Judenmord – warum? 

Vortrag in Hamburg am 30. Oktober 2003 

Nach einem anfänglich in die engere Wahl gezogenen, dann nicht mehr berücksichtigten Entwurf, 

der für das „Holocaust“-Denkmal in der Mitte Berlins eingereicht worden war, hätten sich Besucher 

beim Betreten des Ortes einem Fragewort 39-fach gegenübergesehen: Warum. In sämtlichen Spra-

chen der ermordeten Juden sollte es auf einer Eisenplatte aufscheinen und dem Nachdenken eine 

Richtung weisen. Vorgedacht war zudem ein Entstehungsprozess des Denk-Mals. An dessen Vollen-

dung sollten seine ersten Betrachter beteiligt werden, derart, dass sie Gelegenheit erhielten, ihre Ant-

worten zu formulieren. Diese wiederum würden – so war das Projekt weiter beschrieben – später in 

eine das Areal vollständig bedeckende Metallplatte graviert werden. Der erste Teil dieses Projekts 

war originell, hätte er doch – anders als viele konkurrierende Entwürfe und auch derjenige, dessen 

Ausführung derzeit geschieht1 – eindringlich einen „Ansatz zum Denken“ geboten. Der zweite hin-

gegen erscheint waghalsig und abwegig. Er lief auf einen Katalog von mehr oder weniger zufällig 

gewonnenen Antworten hinaus und im besten Fall auf eine Zitatensammlung aus einschlägigen Ge-

schichtswerken. Die Idee dieser Beschriftung, so etwas wie die Wiedergabe des ersten Besucherbu-

ches, hätte zudem vermutlich vor jenen geschützt werden müssen, die an dieser Stelle noch einmal 

die Mörder zu Worte kommen lassen wollten.2 

Dem Urheber dieses bemerkenswerten Entwurfs Jochen Gert muss es schwer oder unmöglich gewesen 

sein, sich den Schwierigkeitsgrad von in die Geschichte gerichteten Fragen nach dem Warum bewusst 

zu machen, und der ist hoch, zumal dann, wenn sie sich auf komplexe Prozesse und Ereignisse richten. 

Auf den Massenmord an den europäischen Juden trifft dies zu. Das Verbrechen gehört in seinen Zu-

sammenhängen zu den schwerwiegenden und schwer zu beantwortenden Fragen, welche uns die Ge-

schichte des 20. Jahrhunderts hinterlassen hat, vergleichbar nur mit jenen, die mit dem Stichwort Gulag 

bezeichnet sind. Wer sich einer Antwort annähern will, hat weite Gedankenwege vor sich. Manche 

Forscher halten sie für unbegehbar und sind der Meinung, sie führten zu keinem Ziele. Konsequent 

lehnen sie es folglich ab, sich auf sie zu begeben. Der Holocaust, so ihre Argumentation, stelle ein 

einzigartiges Geschehen dar, das sich jedem Fragen nach dem Warum verschließe. Wer das akzeptiert, 

nimmt das Verbrechen aus der Menschheitsgeschichte heraus und drängt die Historiker auf das Niveau 

ihrer fernen Anfänge zurück, als sich Geschichtsschreibung darauf beschränkte, Ereignisse und Per-

sonen zu beschreiben, auszuschmücken, zu rühmen, zu beklagen oder auch anzuklagen. 

Darauf konnte sich die Historiographie im 20. Jahrhundert insgesamt nicht einlassen. Was ihre Auf-

gabe sei und im Vordergrund ihres Interesses und ihrer Arbeit zu stehen habe, ist auch in der Gold-

hagen-Debatte in scharfer Konfrontation und Überspitzung diskutiert worden, wofür eine Äußerung 

Hans Mommsens zitiert sei: „Es bedarf [...] der Beschreibung der Verbrechen im Einzelnen nicht, 

und die Aufgabe des analysierenden Historikers kann sich in der Schilderung der unvorstellbaren 

Gewaltmaßnahmen und Verbrechen gegen die jüdischen Bürger nicht erschöpfen, sondern es muss 

versucht werden, die Ursachen zu bestimmen.“3 Andere Fachleute wieder sind überzeugt, eine bün-

dige Antwort schon gefunden zu haben und verweisen auf Rassismus und Rassenantisemitismus und 

deren Geschichte. Dritte, und ihnen zähle ich mich zu, haben sich auf Wege gemacht, deren Bestim-

mung allein schon schwer- und unterschiedlich ausfällt. Wie weit wir dabei gelangen, was sich über-

prüfbar herausfinden lässt, soll uns im Folgenden beschäftigen. 

* * * 

 
1  Das Denkmal wurde am 10. Mai 2005 eingeweiht. 
2  Der Entwurf stammte von Jochen Gert, der auch das Denkmal in Harburg gestaltete. Der Entwurf ist beschrieben 

in: Ute Heimrod u. a., Der Denkmalstreit – das Denkmal? Die Debatte um das „Denkmal für die ermordeten 

Juden Europas“. Eine Dokumentation, Berlin 1999, S. 883. S. dazu auch den Kommentar: Rayk Wieland, Dialog 

mit den Kunden. Zur Debatte um das Holocaust-Mahnmal. In: Wolfgang Schneider (Hg.), Wir kneten ein KZ. 

Aufsätze über Deutschlands Standortvorteil bei der Bewältigung der Vergangenheit, Hamburg 2000, S. 94. 
3  Zitiert in: Nicolas Berg, Der Holocaust und die westdeutschen Historiker. Erforschung und Erinnerung, Göttin-

gen 2003, S. 520. 
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Das politische Großverbrechen, das die einen Holocaust, die anderen Shoah nennen und das von 

Historikern begrifflich unverkleidet als der Massenmord an den europäischen Juden bezeichnet wird, 

hat schon seinen Zeitgenossen unabweisbare Fragen aufgegeben. Heute werden diese jedoch mitunter 

auch wegen unterlassenen Fragens gerügt. Vorwürfe derart treffen namentlich die Richter und Staats-

anwälte des Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozesses. Indessen unterschieden sich damals die 

Aufgaben der Juristen von denen der Historiker, wie sie das auch heute und in Zukunft tun. Die 

Juristen besaßen den ihnen gemäßen Aspekt und Auftrag: sie sollten die für die verübten Verbrechen 

in erster Linie Verantwortlichen ermitteln, ihrer Taten überführen und sie nach Recht und Gesetz 

aburteilen. 

Seitdem wurden die Untaten Gegenstand eine Kette von Berichten überlebender Opfer. Sie führten 

zu weiteren Ermittlungen von Justizorganen, die zu einem Teil ihren Niederschlag in Dokumenten-

bänden fanden. Wissenschaftliche Untersuchungen wurden angestellt. Daraus ging eine seit langem 

nicht mehr übersehbare Menge von Veröffentlichungen hervor. Historiker, Rechts- und Religions-

wissenschaftler, Soziologen, ebenso Politiker, Schriftsteller und Journalisten waren daran beteiligt. 

Von dieser vielsprachigen Massenproduktion kann nur ein Teil wissenschaftlichen Anspruch erhe-

ben. Selbst dieser ist kaum übersehbar geworden.4 Die Geschichte des Holocaust besetzt nach der ihr 

zugewandten Aufmerksamkeit, den auf sie verwendeten institutionellen, finanziellen und personellen 

Kräften den ersten Platz in der sich weit auffächernden Faschismus-(oder wie es hierzulande meist 

heißt: der Nationalsozialismus-)Forschung. 

Die Öffnung von bis 1990 in osteuropäischen Staaten weitgehend oder ganz verschlossenen Archiven 

oder Archivbeständen hat dieser Forschung, die derzeit von einer dritten Forschergeneration voran-

getrieben wird, einen mächtigen Impuls gegeben. Die Topographie des Massenmordens wird immer 

genauer rekonstruiert. Untersucht wird das Wer (also die Frage nach den Tätern, Mittätern und den 

Opfern), das Wo (die Feststellung der Orte der Verbrechen), das Wann (die Fixierung oder Eingren-

zung der Daten), das Wie (die Instrumentarien und Methoden, deren sich die Verbrecher bedienten) 

Erhellt werden lokale und regionale Besonderheiten des Verlaufs der Untaten, auch spezifische 

Rechtfertigungen der Massaker und anderes. Mit keiner dieser Fragen ist die Historiographie an ein 

Ende gelangt. Erörtert wird auch – Stichwort: Holocaust-Pädagogik –, wie an die Opfer zu erinnern, 

wie ihrer zu gedenken und wie mit dem Wissen um den „Zivilisationsbruch“ zu leben sei. 

Am meisten umstritten ist die Frage geblieben, die am Ende der Kette steht. Es ist die nach den Ur-

sachen des Geschehenen, nach den Interessen, die es auslösten und in Gang hielten, und den Zwecken, 

denen es diente. Sie lautet: Warum. Sie führt, anders als die Fragengruppe, die der Rekonstruktion 

von Opfer- und Tätergruppen, von Tatsachen und Abläufen gelten, an die Grenzen geschichtlicher 

Aufklärungsmöglichkeiten. Die gegebenen oder denkbaren Antworten treffen zudem auf aktuelle ge-

sellschaftliche und politische Interessen, die nicht erloschen sind. Dieser Umstand kann, je nach der 

Beschaffenheit dieser Interessen, im einen Falle Recherchen vorantreiben und begünstigen, in einem 

anderen ihnen auch hinderlich sein. „Eingeständnisse“ des ohnehin zu Tage Liegenden und die „An-

erkennung“ des längst gerichtsnotorisch Gemachten, also etwa Aussagen vom Typ „Deutsche haben 

den Holocaust begangen“, die treffend als „pathetische und zu nichts verpflichtende Schuldbekennt-

nisse“ bezeichnet worden sind5, mögen vor dem Hintergrund von Abwendung, Verdrängung und 

Leugnung aufrichtig und eindrucksvoll erscheinen. Doch ihr Erkenntniswert ist begrenzt. Vielfach 

läuft das Gewonnene dann auf die gewiss nicht gering zu schätzende – vorausgesetzt, es folgen daraus 

Handlungsvorsätze – Beteuerung hinaus: Das wollen und werden wir nicht wieder tun oder Das soll 

nie wieder geschehen. 

Neuerdings wird dem angefügt: Das dürfen wir auch nirgendwo sonst auf der Welt zulassen. Die 

Deutschen trügen aufgrund ihrer Geschichte eine besondere Verantwortung dafür, Wiederholungen 

 
4  Nachtrag 2013: Wer im Katalog der Staatsbibliothek Berlin das Suchwort Holocaust eingibt, erhält derzeit (18. 

Februar 2013) eine Liste von nahezu 5.000 Titeln. 
5  Die Formulierung entstammt einem Gespräch Hannah Arendts mit Thilo Koch. Zitiert in: Nicolas Berg, Der 

Holocaust und die westdeutschen Historiker. Erforschung und Erinnerung, Göttingen 2003, S. 494. 
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eines Verbrechens vom Typ „Holocaust“ durch wen und wo auch immer zu verhindern. Die unbe-

streitbare Aussage: „Deutsche haben den Holocaust begangen“ erfüllt aber längst auch einen anderen 

Zweck. Mit ihr wird ein Schmiereffekt bewirkt, der den höchst unterschiedlichen Grad der Beteili-

gung und Verantwortung einebnet, wie beispielsweise in der Formulierung von „einer Gesellschaft, 

die in ihrer Gesamtheit in den Mord an den Juden verwickelt war oder zumindest indirekt von „Ari-

sierungen“ aller Arten profitiert hat“.6 Verwickelt und verstrickt sind Lieblingsvokabeln dieser im 

Beschreibenden verharrenden Geschichtsbetrachtung. Auf geistigem Gefechtsfeld besitzen sie etwa 

die Wirkung, die Nebelgranaten auf einem Schlachtfeld haben. 

Die Frage nach dem Warum reicht erkennbar tiefer. Sie verlangt eine ungleich weitwinkligere Per-

spektive. Sie zielt auf die Feststellung von Zusammenhängen und Ursachen, von Interessen und An-

trieben des in den Jahren zwischen 1941 und 1945 begangenen Verbrechens. Sie setzt gesicherte 

Kenntnis darüber voraus, was der Faschismus international und namentlich in seiner deutschen Aus-

prägung war. Und die Antworten ergeben gedanklich und praktisch Konsequenzen von anderem Typ. 

Denn sie legen nicht nur politische und moralische Verhaltensweisen von Einzelpersonen oder mehr 

oder weniger großen Menschengruppen bloß, an die dann Postulate geschlossen werden wie „Du 

sollst nicht töten“. Sie verweisen auf jene gesellschaftlichen und staatlichen Zustände, in denen erst 

der Platz für das Wirken von Personen wie Globke, Eichmann u. a. und von Mörderschwadronen 

bewaffneter Männer entsteht. Der Versuch, die Frage nach dem Warum zu beantworten, kann mithin 

ins sehr Unbequeme führen. 

Die Frage nach dem Warum des Massenmordens, dessen Opfer vor allem die europäischen Juden, 

aber auch Sinti und Roma, Behinderte wurden, besitzt zwei Aspekte. Der eine lautet: Warum sollten 

die Juden Europas ausnahmslos ermordet werden und gilt den Motiven und Antrieben derer, die das 

unsägliche Verbrechen ersannen und es in Gang setzten und hielten. Welche Zwecke und welche 

Ziele verfolgten sie? Der andere lautet: Warum konnte der Vorsatz, die Juden Europas zu vernichten, 

so weitgehend verwirklicht werden. Warum ließen sich in einem weithin aufgeklärten Kontinent 

Scharen von Verbrechern, Täter und Mittäter, rekrutieren und ein Massenverhalten bewirken, dass 

sie gewähren ließ. Auch damit wird nach Motiven und Antrieben für Tun und Unterlassen gefragt, 

jedoch auf anderer Ebene. Während der erste Aspekt – und er wird uns im Folgenden allein beschäf-

tigen – eine Minderheit von Personen betrifft, führt der zweite zur Haltung von Millionen, manche 

subsumieren sie – wie schon erwähnt – im Begriff: die Deutschen. 

Täter, Mittäter und untätige Zeitgenossen, die allesamt Deutsche waren und sich durch nichtdeutsche 

Kollaborateure verstärkten, als „die Deutschen“ zu bezeichnen, heißt das Fragen, wohin es früh trans-

portiert wurde, aus dem Allgemein-Menschlichen herauszuführen und die Täterfrage gleichsam zu 

„nationalisieren“. Sofern das in die deutsche Geschichte führt und nach den in ihr liegenden Voraus-

setzungen, sozialen, politischen und ideologischen, gefahndet wird, besitzt das Vorgehen seine un-

streitige Berechtigung. Dieses Fragen verliert sich jedoch im Spekulieren, wenn es auf den „deutschen 

Nationalcharakter“ und die Deutschen als „Tätervolk“ hinausläuft und übersehen wird, dass – erstens 

– unter den ermordeten Juden eine sechsstellige Zahl Deutscher war, von denen einer ihrer Vorkämp-

fer für Emanzipation und Assimilationsfreiheit bereits im Vormärz sagte: Deutschland ist unser Va-

terland, wir haben kein anderes. Diesen jüdischen Deutschen, an den Glauben der Väter gebunden 

oder nicht, sollte ihre Zugehörigkeit zur deutschen Nation nicht – nach den deutschen Faschisten ein 

zweites Mal – abgesprochen werden. Und – zweitens – gab es Deutsche, eine Minderheit gewiss, 

Antifaschisten vieler Couleur, aber auch Leute, die sich in der Nazizeit nicht um menschlichen An-

stand hatten bringen lassen, die die Mörder bekämpften, das Morden verurteilten, Solidarität mit den 

Verfolgten übten. Was ist mit deren Nationalcharakter? Waren sie, wie die Nazis behaupteten, dieses 

Charakters durch „Juden“, namentlich durch „jüdische Bolschewisten“ beraubt und „verjudet“? 

Schon ein flüchtiger Blick in die Holocaust-Literatur lässt erkennen, dass der zweite der beiden ge-

nannten Aspekte (Warum konnte es verübt werden?) seit mehr als einem Jahrzehnt zum bevorzugten 

Thema der wissenschaftlichen Untersuchungen wurde. Für sie wurde der Begriff „Täterforschung“ 

 
6  Mariam Lau, Der Holocaust als Erbsünde. In: Die Welt, 28. Oktober 2003. 



93 

gebildet. Wer waren die SS-, die Polizei-, die Wehrmachtseinheiten, wer die lettischen, ukrainischen 

und anderen Kollaborateure, wer die Naziautoritäten in den eroberten und besetzten Gebieten, die das 

Ausrottungs-„Programm“ verwirklichten, und wer und was trieb sie an? Demgegenüber trat das In-

teresse für Vordenker, „Programmatiker“ und Lenker des Mordens an der Regimespitze in den Hin-

tergrund. Während in einer früheren Phase der „Holocaust“-Forschung bezweifelt wurde, dass ihnen 

für die Entwicklung des Verbrechens eine Rolle zukomme, die besondere Aufmerksamkeit erfordere, 

sind die Führungspersonen derzeit ohne besondere Begründung aus dem Blick geraten. Solcher 

Wechsel von Perspektiven ist auch in der Geschichtswissenschaft nichts Außergewöhnliches. 

Was ist mit der minutiösen Rekonstruktion der Wege und Taten der Mörderschwadronen erreicht 

worden? Wir wissen heute genauer, in welchem Umfange die Initiativen von Judenmördern in ero-

berten Städten und Regionen oder Staaten (Ungarn) den Hergang der Verbrechen und den „Erfolg“ 

der Täter und Mittäter beeinflusst haben. Nachgewiesen ist, dass lokale und regionale Interessen, 

auch der bloße Ehrgeiz von Personen, das Töten vorantreiben konnten und anders gerichtete Interes-

sen es abzubremsen vermochten. Wir wissen, dass die Aktivisten gegenüber Vorgesetzten und Un-

tergegebenen nicht verlegen waren, vor oder nach der Untat Begründungen für ihr Vorgehen zu ge-

ben. Zu ihnen gehörten Erfindungen wie die von den Juden als Träger des Partisanenkampfes, als 

Verbreiter von Seuchen, als Störenfriede der Besatzungsherrschaft usw. So ist das Geschichtsbild 

vom Hergang der grausigen Verbrechen und dem elenden Ende der Opfer tiefenschärfer geworden. 

Das ältere, das den Ablauf auf bloßes Geben und Ausführen von Befehlen reduzierte und noch von 

dem apologetischen Bemühen der Täter („Befehl ist Befehl“) mitgeprägt war, ist gleichsam bei den 

Akten. 

Doch, auch das kein ungewöhnlicher Vorgang im Gang der Wissenschaften, das Neugefundene 

wurde mitunter überinterpretiert. Der Holocaust erschien als ein aus einer Masseninitiative hervor-

gegangenes Verbrechen. Das Pendel war – wiederum – auf die entgegengesetzte Seite ausgeschlagen. 

Dazu trug bei, dass anfängliche Erwartungen, der Weg in die Archive Russlands, Weißrusslands, der 

Ukraine und der baltischen Staaten werde zur Auffindung bisher unbekannter zentraler Dokumente 

führen, sich nicht erfüllten. Und es schlug durch, dass die Entschlussbildung an der Regimespitze, 

die 1984 Gegenstand eines internationalen Kongresses in Stuttgart war, sich auch später lückenlos 

nicht rekonstruieren ließ. Gleiches gilt für die Befehlswege aus der Zentrale „nach unten“. Doch wie 

viele Tatsachen über Entscheidungen und Befehle von Machthabern vor Ort in den besetzten Gebie-

ten auch noch zutage kommen werden, diese Faschisten in Uniform oder Zivil handelten in einem 

ihnen vorgezeichneten Rahmen. Sie waren sich bewusst, dass sie, was sie verbrachen, nicht nur mit 

ausdrücklicher Billigung taten, dass sie es ihr Morden keineswegs nur in der Gewissheit der schwei-

genden Zustimmung der höchsten Führung verübten, sondern einen Auftrag erfüllten, der mündlich 

oder schriftlich erteilt war in Form von Befehlen und Weisungen. Es war eine Führungsgruppe des 

Regimes, die Judenverfolgung, Judenvertreibung und später den Judenmord in Gang setzte und je-

weils deren Platz im Rahmen der Gesamtpolitik bestimmte. Dieses mörderische Projekt lief ihnen nie 

aus dem Regierungs- und Befehlsruder. Zu keinem Zeitpunkt kamen sie in die Rolle jener literari-

schen Figur, welche die Geister gerufen hatte und ihrer dann nicht mehr Herr werden konnte. 

Der Judenmord besaß seinen Platz in den politischen Tages- wie in den Zielkoordinaten der Macht-

haber. Das gilt schon für die „Kampfzeit“. Es trifft für die Jahre 1933 und 1938 zu und ebenso für 

das Jahr 1941 und die folgenden. Für die erste Etappe, die der Vertreibung, die im Jahr der Macht-

übergabe einsetzte und bis in die ersten Kriegsjahre hinein dauerte, wobei freilich aus dem Strom der 

Flüchtenden ein Rinnsal wurde, ist das heute wohl unbestritten. Die Regierenden prüften Vorteile 

und Nachteile ihrer „Judenpolitik“, verschärften oder verlangsamten nach Zweckmäßigkeitserwägun-

gen ihr Vorgehen und verfolgten unbeirrt das Ziel, auch den letzten Juden aus dem Reich zu treiben, 

wohl wissend, dass ihnen ein Rest vor allem alter Menschen bleiben würde und erörternd, wie und 

vor allem wovon die bis zu ihrem Tode alsdann unter den „Ariern“ lebenden Juden ihren Unterhalt 

bestreiten würden. Die Nutznießer dieser Etappe sind auch ermittelt. Sie reichen vom kleinen Le-

bensmittelhändlern bis zu den Großverdienern der „Arisierung“, von Ärzten, Juristen, Wissenschaft-

lern und Lehrern, für die Arbeitsplätze und Aufstiegsmöglichkeiten frei gemacht wurden, bis zu den 
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Beziehern von komfortableren Wohnungen schon, als die Nazis die Juden in sogenannte Judenhäuser 

zusammenpferchten. Die Aufzählung ist unvollständig. Selbstredend sammelten die Machthaber un-

ter den Judenfeinden auf diesem Pfad politische Sympathien. Diese Nutznießung entstand nicht nur 

als willkommene Abfallprodukte der Exekution einer Ideologie. Sie besaßen ihre historischen Vor-

bilder, sie waren kalkuliert und von in deutscher (und auch hier: nicht nur in deutscher) Vergangenheit 

erprobt und wurden den veränderten Zeiten nur ein- und angepasst. Ideologische, politische und ma-

terielle Antriebe bildeten in dieser Etappe ein Geflecht, ihr jeweiliger Anteil ist nicht zu quantifizie-

ren, doch dass gerade die materiellen und finanziellen Vorteile in den Rechnungen gering veran-

schlagt worden wären, wird sich, verfolgt man insbesondere die letzte Etappe der „Arisierungspoli-

tik“ 1938, sich rechtens nicht behaupten lassen. Die Kette der Abwägungen und Gewichtungen ist 

lang. Sie weist keineswegs nur Ergebnisse auf, die von nüchternem Urteilen sprechen, denkt man 

allein an die Entgegnung Hitlers auf die Warnung Max Plancks, was aus der Vertreibung der jüdi-

schen Naturwissenschaftler an negativen Wirkungen folgen werde. Doch derartige Fehlrechnungen, 

partielle oder vollständige, stellen kein Spezifikum der antijüdischen Politik der Naziführung dar. Wo 

Politik gemacht wird, ist – wie stets und überall – auch Anmaßung, Borniertheit und Dummheit im 

Spiel. 

Ebenso wenig ist dieser Prozess der Diffamierung, Drangsalierung, Demütigung, Enteignung, Berau-

bung und Vertreibung denkbar ohne die antisemitische Ideologie, ohne Vorurteile, ohne abstrus-gro-

teske Weltbilder von der Rolle der Juden, ohne den Arier-Wahn, ohne tiefe Hassgefühle, ohne die 

Kampfstellung gegen die Ideen der Aufklärung, Erscheinungen, die nicht nur als Instrumente zur 

Rechtfertigung dieser Politik angesehen werden können. Diejenigen, die die Judenverfolgung an der 

Staatsspitze und auf den zentralen Führungsebenen in Gang setzten und sie vorantrieben, mögen im 

Einzelnen in höchst unterschiedlicher Weise motiviert gewesen sein und der Mischungsgrad von Ir-

rationalismus und Rationalismus mag sich von Judenfeind zu Judenfeind unterschieden haben. Aufs 

gesellschaftliche, also faschistische Ganze indessen wirkte beides ineinander, konnte dieser jenen 

verstärken und umgekehrt. 

Der Punkt, an dem sich die Standpunkte auf wissenschaftlichem Feld scharf voneinander scheiden, 

betrifft den Übergang von der Vertreibung zur Vernichtung der Juden, er sich 1941 vollzog. Als der 

erreicht war, so eine verbreitete Behauptung, triumphierte die Ideologie hinter der angeblich jede 

rationale Erwägung zurück zu treten gehabt hätte und der reine Wahn- und Widersinn die Herrschaft 

antrat. Ein Verbrechen ohne Sinn und Nutzen für jene, die es beschlossen und verüben ließen, hätte 

seinen grausigen Anfang und Fortgang genommen. Léon Poliakov und Joseph Wulf sprachen in ihrer 

denkwürdigen frühen Arbeit „Das Dritte Reich und die Juden“ einleitend von „absoluter Sinnlosig-

keit“7 des Geschehens und in dem Folgeband „Das Dritte Reich und seine Diener“ schrieben sie, dass 

das Morden „entsetzlicher Selbstzweck (war) und nicht nur grauenhaftes Mittel zur Erreichung eines 

gewissen Zieles“.8 Das Böse, so auch Gustav Seibt, sich auf Hannah Arendt beziehend, sei in Gestalt 

der Konzentrations- und Vernichtungslager „zum Selbstzweck“ geworden.9 Arendt, die schon als Ti-

tel eine Arbeit im Jahre 1950 die Kennzeichnung „Die vollendete Sinnlosigkeit“ wählte, schrieb da-

rin: „Denn die Wahrheit war, daß im Unterschied zu allen anderen antijüdischen Maßnahmen, die 

einen gewissen Sinn machten und ihren Urhebern irgendwie zu nutzen schienen, die Gaskammern 

niemandem nutzten.“10 Und an anderer Stelle schrieb sie von einer „Tat jenseits aller ökonomischen 

Zweckhaftigkeit“.11 Indessen, auch wo diese Interpretation regiert, wird mitunter zugestanden, dass 

im einzelnen noch Nutzenkalküle angestellt wurden, die eine Verlangsamung des Mordens bewirk-

ten, was die unbeabsichtigte Folge zeitigen konnte, dass zum Tode Bestimmte schließlich überlebten. 

Gleichzeitig jedoch sind genügend Tatsachen bekannt, die vom geraden Gegenteil sprechen und be-

 
7  Léon Poliakov/Joseph Wulf, Das Dritte Reich und die Juden. Dokumente und Aufsätze, Berlin 1955 S. 3. 
8  Léon Poliakov/Joseph Wulf, Das Dritte Reich und seine Diener. Dokumente, Berlin 1956, S, XIII. 
9  Gustav Seibt, Zweitausend, In: Im Spiegel der Jahrhundertwenden, Berlin 1999, S. 380 f. 
10  Hannah, Die vollendete Sinnlosigkeit. in dieselbe, Israel, Palästina und der Antisemitismus. Aufsätze, hg. von 

Eike Geisel, Klaus Bittermann, Berlin 1991, S. 14 f. 
11  Hannah Arendt, Konzentrationslager. In: Die Wandlung 3. Jg. 1948, H. 4, S. 314 f. 
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zeugen, dass Gruppen von Juden umgebracht wurden, obwohl Eroberer und Besatzer sie zunächst für 

ihre Zwecke verwenden und daher noch leben lassen wollten. Letztere stehen dafür, dass das Endziel 

über Teil- und Zwischenziele obsiegte. Beide „Fälle“ aber betreffen Details im Verlauf des Verbre-

chens. 

Im Ganzen aber gelte, so die nach meinem Befund dominierende Interpretation, dass der Massenmord 

an den europäischen Juden ohne rationale Erwägungen und gegen sie geschah. Zum Beweis dessen 

werden vor allem zwei Argumente ins Feld geführt. Das eine lautet, es seien doch Arbeitskräfte um-

gebracht worden, was in Zeiten ihres Mangels offensichtlich rational nicht erklärt werden könne. 

Diese These verknüpft sich übrigens häufig mit der sich daran anschließenden, wonach der Juden-

mord geradezu der Beleg schlechthin dafür sei, dass das Naziregime über den Kapitalismus hinaus-

gelangt sei, der Arbeitskräfte brauche, nutze, ausbeute, sie deshalb auch ernähre und ihre Fortpflan-

zung sichere, aber sie doch nicht vernichte. Damit, dies eine weitere Schlussfolgerung, sei auch das 

marxistische Verständnis des Faschismus blamiert. 

Das Starargument, das den Widersinn aber geradezu sinnfällig machen soll und das weite Verbreitung 

gefunden hat, besagt, der Judenmord habe selbst vor den Kriegs- und Wehrmachtsinteressen Vorrang 

besessen und das würde bewiesen durch die Verteilung der Transportkapazitäten zugunsten der Ju-

denmörder. In äußerster Zuspitzung ist behauptet worden, das Regime hätte schließlich, da es den 

Kriegssieg nicht zu erreichen vermochte, wenigsten den „Krieg gegen die Juden“ total, vollständig 

gewinnen wollen. Beide Argumente stehen auf tönernen Füßen. Das erste unterstellt ein prinzipielles 

Interesse der kapitalistischen Gesellschaft an Menschen, die sich als Arbeitskräfte verwenden lassen. 

Das ist aber, wie ein Blick in die Geschichte des Kolonialismus zeigt, nicht der Fall. Dieses Interesse 

war stets eingeschränkt auf die kurz- und mittelfristig verwertbaren Kräfte, nie auf die Gesamtheit 

der Menschen, welche die Eroberer in Amerika, Afrika und Asien in ihre Hand brachten. Das zweite 

lässt sich im direkten Nachweis widerlegen. Dass der Entzug von Lokomotiven, Waggons und Schie-

nenwegen zuungunsten der Kriegszwecke erfolgt sei, gehört in das Reich der Legenden. Himmler 

trat gegenüber dem Staatssekretär im Reichsverkehrsministerium als Bittsteller auf, als er die Ver-

nichtung der Juden des Warschauer Ghettos beschleunigen wollte. 

Manche Verfechter der These von der Sinn- und Nutzlosigkeit des Judenmords räumen ein, dass der 

Antisemitismus, selbst in seiner mörderischen Ausprägung für sich allein genommen das Verbrechen 

nicht zu erklären vermag. In den Worten Hannah Arendts: „Weder das Schicksal der europäischen 

Judenheit, noch die Errichtung der Tötungsfabriken kann vollständig mit dem Hinweis auf den Anti-

semitismus erklärt werden.“12 Im gleichen Sinne Hans Mommsen: „Der Antisemitismus war nicht der 

Grund, sondern die notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung für das Verbrechen.“13 Was aber 

dann? Was muss – zumindest – noch bedacht, in die Analyse aufgenommen werden? Die Antworten 

lauten: Das gesamte Weltbild der Machthaber, ihre Vorstellungen vom Erdball und dessen Beschaf-

fenheit nach ihrem Kriegssieg. Die Bahnen der Geschichte von Antijudaismus und Antisemitismus 

müssen dann verlassen werden. Es muss von den Generalzielen des Systems gehandelt und – so eine 

Formulierung Joseph Wulfs – „die enge Verflechtung von politischen, rasseideologischen und wirt-

schaftlichen Zielen“14 in den Blick genommen werden. Die Ideologie entschwindet diesem Herange-

hen nicht. Die Fragen betreffen dann aber das Weltbild der deutschen Faschisten als Ganzes – manche 

sprechen von einer Utopie, andere von einer Vision. Wie ist das zu beschreiben und – wichtiger noch 

– war es ein reines Wahngebilde oder besaß es Bodenberührung? 

Anders ausgedrückt: Waren die Zielvorstellungen der deutschen Machthaber um Hitler ein Gemisch 

aus Irrationalem und Rationalem und, wenn dies bejaht wird, worin bestanden dann deren rationalen 

Elemente und Faktoren. Letztere sind kein Geheimnis und lassen sich aus den Quellen entnehmen. Je 

mehr im Verlaufe des Krieges an Menschen, Ländereien und Reichtümern erobert und zusammen-

 
12  Hannah Arendt, Die vollendete Sinnlosigkeit, S. 14. 
13  H. Mommsen in einem Interview mit der Berliner Zeitung (24. Juli 1996) „Wenn die Dinge so einfach lägen 

[...]“ 
14  Zitiert in: Nicolas Berg, Der Holocaust und die westdeutschen Historiker, Erforschung und Erinnerung, Göttin-

gen 2003, S. 464. 
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geraubt wurde, desto schärfer stellte sich das Problem der Bedingungen ihrer dauernden Beherrschung 

und Verwertung (Ausbeutung). Hitler sprach – oft zitiert – davon, dass man den Kuchen handlich 

zerteilen müsse. Erörtert wurde, was angesichts des zunehmenden Partisanenkampfes nahe lag, wie 

Aufstände in den Reichskommissariaten im Osten militärisch niederzuschlagen wären. Und in diesem 

Zusammenhang wurde, wie bekannt, bereits vor dem Eroberungszug zur Zerschlagung der Sowjet-

union die Frage gestellt, wie viel überflüssige Menschen (Esser) sich im deutschen Einflussgebiet 

befinden würden, wenn man dieses bis zum Ural ausgedehnt haben würde, und was mit ihnen zu 

geschehen habe. Als solche Überflüssige wurden die Juden im Reich bereits angesehen, bevor es zu 

Ausarbeitungen wie der Grünen Mappe und dem Generalplan Ost kam. Mehr noch: die Juden galten 

in jedem Sinne als Gefahr wegen der blutsmäßigen Eigenschaften und Fähigkeiten, die ihnen ange-

dichtet wurden. Auf der Stufenleiter der Untermenschen waren sie auf die unterste Sprosse gesetzt 

und das bedeutete, in der Reihe der zu Vernichtenden gerieten sie auf Platz eins. Ihre Ausrottung galt 

diesem Verständnis als so selbstverständlich, dass während der sogenannten Wannseekonferenz im 

Januar 1942 vom Chef des Reichssicherheitshauptamtes Reinhard Heydrich nicht in einem Nebensatz 

versucht wurde, dem Töten eine Begründung zu geben. 

Fazit: In den Zielvorstellungen vom germanischen Weltreich flossen reale Macht- und Ausbeutungs-

interessen an Kohle, Erzen, Erdöl, Lebensmitteln zusammen mit der Ideologie von Herren- und Un-

termenschen. Dieses expansive imperialistische Projekt der Weltvorherrschaft wurde nicht aus dem 

Nichts neu geschaffen, doch seine älteren Vorbilder wurden „nationalsozialistisch“ umgeprägt. Um 

es noch einmal zu sagen: Ohne ideologische Voraussetzungen und Dispositionen konnte der Massen-

mord an den europäischen Juden nicht beschlossen und in Gang gesetzt werden. Zu ihnen gehört eine 

weithin menschenfeindliche Ideologie, deren Verfechter und Anhänger die Ideen der Aufklärung mit 

den Devisen „Von der Gleichheit alles dessen, was Menschenantlitz trägt“ und „Raum für alle hat die 

Erde“ strikt ablehnten. Dadurch wurde Platz für eine Ideologie, die, als sie Massen ergriff, zur mate-

riellen, in diesem Falle zur mörderischen Gewalt werden konnte. Wahn und Kalkül brachten das 

Massenmorden hervor, beide gewachsen auf dem Boden der bürgerlichen Gesellschaft. Die Deutung 

des Holocaust als „Rückfall in die Barbarei“ verortet das Geschehen falsch. So stark die Geschichte 

der nazistischen Judenverfolgungen an Vorgänge früherer gesellschaftlicher Systeme erinnern mag, 

sie entsprang ursächlich den auch gegenwärtigen Zuständen. Die nazifaschistischen Zukunftsvisionen 

orientierten sich nicht an Bildern aus voraufklärerischer Zeit. Das „Großgermanische Weltreich“, ein 

Staat ohne Juden und nicht nur ohne sie, sondern auch ohne andere als unbrauchbar und störend 

geltende Menschengruppen – man denke an das den Tschechen Zugedachte – war nach allen Planun-

gen kein mittelalterliches, sondern ein kapitalistisches Gebilde. Hitler versicherte das den Führern 

der deutschen Industrie 1944 in seiner letzten an sie gerichteten Rede in Linz. In diesem Reich sollten 

die deutschen Arbeiter unter allen Ausgebeuteten weitaus am besten leben, belohnt für ihre Rolle als 

unentbehrliche Helfer bei der Auspowerung der Brauchbaren unter den „Fremdstämmigen“. Darauf 

war ein Teil der Arbeiterschaft während der Kriegsjahre schon eingeübt worden. 

Der Zusammenhang von Judenmord und Kapitalexistenz mit den aus ihr wachsenden Tendenzen und 

Interessen ist nicht aus der Geschichte einzelner Konzerne oder anderer Unternehmen zu erschließen, 

sondern nur aus der Analyse der tatsächlichen Bewegung des Regimes als Ganzes. Sich nur auf die 

blutigen Spuren – um den eben wieder angerufenen „Fall“ zu nennen – von Degussa oder eines an-

deren einzelnen industriellen oder Bankunternehmens zu setzen, führt in die lange Geschichte von 

Vorteilsnahmen, Gewinnen und Profiten der „arischen“ Kapitaleigner. Sie setzt 1933 unblutig und da 

auch noch den juristisch fixierten Spielregeln folgend ein: Mitglieder von Aufsichtsräten und Vor-

ständen werden, wenn sie als Juden gelten, aus den Gremien entfernt und abgefunden und haben ihre 

Plätze für Nichtjuden freizumachen. Alsbald folgten die Möglichkeiten der noch als korrekte Ge-

schäfte ablaufenden oder als solche nur getarnten Bereicherungen, die sich ergaben, weil Juden ihr 

Eigentum unter dem wachsenden Verfolgungsdruck losschlagen mussten. Die letzte Stufe dieses Pro-

zesses wird bezeichnet durch die ihre Lebenskräfte erschöpfende Ausbeutung der Juden in KZ und 

Vernichtungslagern. Diese Geschichte belegt für Kapitaleigner und Manager, was für das Regime 

insgesamt gilt, deren rasch fortschreitende Verrohung bis zur Barbarei. Wie diese Geschichte sprach-
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lich bewältigt wird, dafür gab die „Süddeutsche Zeitung“ jüngst ein Beispiel mit der Formulierung: 

„Weil die Vernichtung der Juden in bürokratisch-industrieller Form vollzogen wurde, haben sich vie-

le deutsche Firmen kompromittiert.“ Indessen, so die übliche Fortsetzung des „Eingeständnisses“, 

hätten sie sich gewandelt, die schlimmen Tatsachen seien in ihren Firmengeschichten nicht ausgelas-

sen, für Zwangsarbeiter wäre in den entsprechenden Fond gezahlt worden usw. Der gewiss wichtige 

Verweis auf diese im Vor-Krieg und Krieg skrupellos erzielten Vorteile und Profite vermag jedoch 

den Zusammenhang zwischen Kriegszielpolitik, Endsiegplanungen und der sozialökonomischen Ba-

sis, aus der sie erwuchsen, und dem Judenmord nicht zu enthüllen. Dieser, das am weitesten vorge-

triebene Verbrechen, auf der Schwelle zum Endsieg, welche die Machthaber schon überschritten 

glaubten, begonnen, verwies über das Kriegsende hinaus in die Nach-Endsieg-Zeit. Das Verbrechen 

war, das nimmt ihm von seiner Ungeheuerlichkeit und Einzigartigkeit15 nichts, gemessen an den Pla-

nungen eine Eröffnung. In Worten Hannah Arendts, aus dem Jahre 1950: „Der Antisemitismus hat 

nur den Boden dafür bereitet, die Ausrottung ganzer Völker mit dem jüdischen Volk zu beginnen.“16 

Diese Sicht bezeichnet das Verdienst aller, die erreichten, dass dieser Imperialismus nicht weiterkam. 

Diese nüchterne Sicht auf den Holocaust setzt sich dem Verdacht aus, das Andenken an die Opfer zu 

schmälern. Mitunter war zu hören: Für die Opfer sei es schließlich ganz und gar gleichgültig, warum 

sie umgebracht wurden. Sie seien tot und zu betrauern und sezierende Analysen raubten die Fähigkeit 

des Gedenkens und des Trauerns. Indessen erscheint die „Pflicht, Partei für die Opfer zu ergreifen“ 

(Joseph Wulf), mit der Darstellung ihrer Leiden und ihres Sterbens nicht erfüllt. Denn wer Geschichte 

nur als Quelle der Stille und der Tränen ausrichtet, begibt sich der Möglichkeit, die Gegenwart und 

ihre Gefahren klaren Blickes wahrzunehmen. Nach meiner Überzeugung gibt es keinen anderen Weg, 

dem Andenken an die Opfer gerecht zu werden, als eben den Versuch, dem Geschehenen auf den 

Grund zu gelangen und dafür zu sorgen, das ist die einzige mögliche Form der Wiedergutmachung, 

dass es nicht wieder geschieht. Die Forderung, den „Hitler in uns“ zu suchen, mag gut gemeint sein 

und gar dem gleichen Ziele gelten. Sie erweist sich aber auch als bestens geeignet, von den gesell-

schaftlichen Zuständen und den aus ihnen erwachsenen Verursachungen wegzulenken. Das ist nicht 

die Aufgabe des Historikers. 

 

 
15 Der Begriff Einzigartigkeit wird im Hinblick auf den Holocaust höchst unterschiedlich ausgefüllt. Bei Hannah 

Arendt geschieht das in Abgrenzung von anderen Auffassungen so: „Das Einzigartige ist weder der Mord an 

sich, noch die Zahl der Opfer, ja nicht einmal die Anzahl der Personen, die sich zusammengetan haben, um all 

dies zu verüben. Viel eher ist es der ideologische Unsinn, die Mechanisierung der Vernichtung und die sorgfältig 

kalkulierte Errichtung einer Welt (gemeint sind hier die KZ und Vernichtungslager, K. P.), in der nur noch ge-

storben wurde, in der es keinen, aber auch gar keinen Sinn mehr gab.“ Die vollendete Sinnlosigkeit, S. 30. 
16 Ebenda, S. 14. 
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Befreiung – zu einem umstrittenen Begriff 

Vortrag, gehalten in Berlin, Russisches Haus, 16. März 2005. 

Kommt die Rede und richtet sich der Blick auf das Jahr 1945, und das ist in diesen Tagen vor dem 

60. Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkrieges in Europa oft der Fall, dann konzentriert sich diese 

wie jener zumeist auf dramatische Vorgänge, wie die Massenflucht aus dem Osten, die Bombardie-

rung einer Stadt oder den Kampf um eine Region im Reich, oder sie wenden sich handelnden Perso-

nen zu. Sich in dieser Weise zu erinnern oder zu besinnen, scheint faszinierender, als sich mit dem 

historischen Platz des Ereignisses zu befassen. Dem nachzuspüren, mutet vielen als zu ernüchternd, 

Distanz nehmend, und vielleicht gar staubtrocken an. Indessen ist nicht zu übersehen, dass in der 

Geschichtspublizistik von den Zeitungen bis in das Fernsehen die Fakten und Details, vielfach von 

Emotionen überfrachtet, in den Vordergrund drängen und darüber deren Analyse weit in den Hinter-

grund gerät. Es prägen sich so Sprach- und andere Bilder von Trümmern, Flüchtenden, Verführern 

und Verführten – denkt man an die bewaffneten milchbärtigen Hitlerjungen –, von Leidenden und 

Toten ein. Verstanden aber wird von den Geschehnissen immer weniger. Wenn nicht überhaupt nur 

Neugierde befriedigt, Unterhaltung und Ablenkung bewirkt und Gruseln erzeugt wird, so erscheinen 

die Ereignisse selbst Fragenden letztlich äonenfern und unbegreiflich. So werden sie auch kommen-

tiert. 

Die Frage nach dem historischen Ort des 8. Mai 1945, des Endpunktes einer Entwicklung und des 

Ausgangspunktes einer neuen, befriedigt nicht nur ein Ordnungsinteresse, ohne dessen Verwirkli-

chung der Blick in die Vergangenheit auf ein Chaos fällt. Ihre Beantwortung zielt noch immer darauf, 

sich zu dem Datum selbst in eine Beziehung zu setzen und aufzuklären, woher wir kommen und wie 

weit wir uns sicher von jenen Zuständen entfernt haben, die sich mit dem Ereignis verbinden. Dass 

die Aufgabe auch 60 Jahre später nicht gelöst ist, zeigt allein die Tatsache an, dass die Bezeichnung 

des geschichtlichen Tages in Deutschland umstritten blieb. Während er in den Staaten der einstigen 

Anti-Hitler-Koalition als Tag des Sieges über den deutschen Faschismus, die Hauptmacht einer 

Mächtekoalition, bezeichnet und begangen wird, wechseln die Benennung hier und das nicht zufällig, 

sondern mit einem mehr oder weniger klar erkennbarem politischen Hintergrund. Hier ist die Reihe 

der Wörter und Begriffe, die in Rede steht: Kapitulation, Niederlage, Zusammenbruch, Kriegsende, 

Katastrophe, Stunde null, Besetzung, Erlösung, Befreiung. Die letzte Kennzeichnung ist die bis heute 

umstrittene. Veranstaltungen werden angekündigt unter dem Thema Niederlage oder Befreiung. In-

dessen handelt es sich bei den zitierten sprachlich-begrifflichen Bestimmungen nicht um Konkurren-

ten, sondern um Sichten aus verschiedenen, jeweils realen Perspektiven auf ein und dasselbe Ereignis. 

Keiner dieser Begriffe ist verfälschend, jeder erfasst objektive wie subjektive Seiten dieses 8. Mai. 

Eine gelungene Verbindung hat der Verlag PapyRossa für ein kürzlich erschienenes Buch gefunden, 

als er ihm den Titel Ein Untergang als Befreiung (Hg. Michael Klundt, Köln 2005) gab. Jeder dieser 

Begriffe ist zudem mehr oder weniger gefühlsbeladen, was den Auseinandersetzungen um des Kai-

sers Bart eine besondere Färbung gibt. 

Doch sind die sprachlichen Charakteristika nicht gleichrangig, bezeichnen sie doch verschiedene Stu-

fen der Wahrnehmung und Erkenntnis. Kapitulation markiert nicht mehr als einen verbindlichen 

Rechtsakt, das definitive Waffenstrecken der deutschen Wehrmacht vor den militärischen Siegern. 

Befreiung hingegen sagt etwas über den Zustand der Deutschen vor dem 8. Mai und dessen sich mit 

diesem Datum verbindende Veränderung. Mit ihm wird eine Wertung gegeben und die ist positiv. 

Befreiung bezeichnet einen Gewinn. Der eben wurde und wird bestritten. Heute von den einen für 

alle Deutschen, von anderen für die Ostdeutschen. 

Auch im Hinblick auf den 8. Mai weisen die beiden deutschen Staaten während der gesamten Zeit 

ihrer Existenz eine deutlich zu unterscheidende Geschichte auf. Das gilt nicht nur für die offizielle 

Lehrmeinung, die gleichsam amtliche Geschichtsschreibung, die ihren Niederschlag in den an staat-

lichen Schulen zugelassenen und benutzten Geschichtsbüchern findet. Der 8. Mai als Tag der Befrei-

ung war in der DDR nicht nur zeitweilig Staatsfeiertag. Als Ergebnis einer historisch-materialisti-

schen Darstellung von Faschismus und Krieg (die heute als verordneter Antifaschismus abgetan wird) 
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haben die Bürger des Landes weithin zu erkennen begonnen und begriffen, dass diese Kennzeichnung 

richtig benennt, was ihnen selbst oder ihren Vorfahren, Eltern und Großeltern, damals geschah. Denn: 

das Wissen darüber, was Faschismus war (und das ist eben mehr als nur seine für jedermann sichtbare 

und nicht zu bezweifelnde verheerende materielle Hinterlassenschaft), war und bleibt Voraussetzung 

dafür, die Bedeutung des Ereignisses auch für die Deutschen zu erfassen und zu bewerten. Und dazu 

gehört auch die Rechenschaft darüber, welche Perspektiven dieser Faschismus im Falle seines Sieges 

den Deutschen bot. 

In der Bundesrepublik in ihren alten Grenzen hat erst die denkwürdige Rede von Richard von 

Weizsäcker zum 40. Jahrestag des Kriegsendes den Begriff Befreiung als treffende Charakteristik des 

Ereignisses benutzt und populär zu machen gesucht. Mit welchem langzeitlichen Ergebnis, das lässt 

sich zwanzig Jahre später beurteilen. Dass ihn die äußerste Rechte den Begriff nach wie vor ablehnt, 

braucht hier nicht erörtert zu werden. In der Mitte der Gesellschaft haben sich gegen ihn aber Argu-

mente ebenso erhalten. Die mildere Form der Einwände begegnet uns in zweierlei Gestalt. Es wird 

gesagt: Die Mehrheit der Deutschen hat sich 1945 nicht befreit gefühlt. Das ist unbestreitbar. Und: 

Die Alliierten kamen kämpfend nicht in erster Linie nach Deutschland, sie erstürmen Berlin nicht, 

um die Deutschen zu befreien, sondern um zu siegen und zu triumphieren. Das ist auch unbestreitbar, 

hat man das direkte Ziel der Mächte der Anti-Hitler-Koalition vor Augen, gilt aber schon nicht, wenn 

die ferneren Ziele in Betracht kommen. Diese Gegenreden wollen das subjektive Befinden der Han-

delnden zum Kriterium für die Bezeichnung des Geschehens machen. Sie ignorieren die Tatsache, 

dass die Realität und ihre Wahrnehmung, ihre Abspiegelung in den Köpfen, nur in seltenen Fällen 

zusammenfallen. Um von den Empfindungen der Deutschen in jenen Tagen zu reden: Wie sollte eine 

Frau, die mit ihren Kindern das eigene schlesische Dorf inzwischen unerreichbar fern hinter sich 

wusste, irgendwo in Bayern untergekommen war, sich in diesem Moment „befreit“ fühlen? Wie ein 

Soldat, der den Weg in eine ungewisse Gefangenschaft von einer unbestimmten Länge antreten 

musste? Wie die Masse der kleinen und nicht so kleinen Nazis, die damit zu rechnen hatten, dass die 

Rede auf ihre Rolle und das nicht ohne Folgen für ihr Leben kommen werde. Usw. Angesichts dieser 

Tatsachen, die in der Bundesrepublik in Wort, Schrift und Bild seit langem ausgebreitet wurden, denn 

es ist eine Legende, dass über sie ein Tabu gebreitet worden wäre, wurde der Begriff Befreiung in der 

Bundesrepublik lange nur gelten gelassen für die in Konzentrationslagern und Zuchthäusern inhaf-

tierten Häftlinge, für die ins Reich verschleppten Zwangsarbeiter, für die kriegsgefangenen Franzo-

sen, Briten, Sowjetsoldaten, US-Amerikaner usw., für die Illegalen, für die wenigen überlebenden 

Juden. Und die Deutschen in ihrer Mehrheit? Sie waren nach diesen Bildern nicht mehr als Besiegte 

in einem besetzten und fremd regierten Land geworden. Diesem düsteren Bild hat von Weizsäcker 

sein helleres entgegengesetzt und den Tag als das charakterisiert, was er war, als Chance für eine 

Wende, für einen Aufbruch, für einen Neubeginn. 

Dieses Bild ist inzwischen doppelt differenziert worden. Erstens im Hinblick auf die Vorgeschichte 

und Geschichte der Befreiung. Die gerann 2004 in den Satz: Die Befreiung begann in der Normandie 

und der besagt, dass die Rolle von Befreiern einzig den Armeen der Westalliierten zugestanden wird. 

Dies verbindet sich mitunter mit Kritik an diesen Befreiern, weil sie nicht früher und nicht rascher 

erschienen, um die „Russen“ von Berlin und dem deutschen Osten fernzuhalten. Zweitens wird er-

klärt, die Deutschen erlebten nur in jenen Teilen Deutschlands eine Befreiungsstunde, die Besat-

zungszone oder -gebiet der Westmächte wurden. Im Osten hingegen wären sie von einer Diktatur in 

die nächste, von der nationalsozialistischen in die kommunistische, geraten. Diese Betrachtungsweise 

gewinnt in diesen Wochen an Terrain und wird nicht nur von Publizisten vertreten, denen, sobald sie 

sich zur Geschichte Ostdeutschlands nach 1945 äußern, Schaum vors Maul gerät. Und sie wird einzig 

noch durch politische Rücksichten gegenüber Russland gedämpft, auch ganz aktuellen, reist doch der 

Bundeskanzler am 9. Mai als Gast nach Moskau. Zwei Beispiele: Ein Verlag, der nicht zu der Verle-

gergruppe am äußersten rechten Rand gehört – die Rede ist vom Propyläen Verlag, der zu den Ullstein-

Buchverlagen gehört –, kündigte für Ende März ein Buch eines Hubertus Knabe, unter dem Titel 

„Keine Befreiung“, an und versandte dessen Fahnen an Rezensenten. Soeben ließ er mitteilen, dass 

sich der Buchtitel geändert habe und nun laute: Befreiung? Eine Begründung wird nicht mitgeteilt, 
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doch ist ersichtlich, dass dieser Wandel im Etikett keinem Wandel des Textes folgt. Entweder war der 

erste Titel falsch gewählt, was sich nach einem Blick in den Inhalt ausschließen lässt, oder, was ver-

mutet werden kann, die Provokation wurde abgeschwächt, um nicht erkennbar in eine politische Ge-

sellschaft zu geraten, die als unangenehm gilt. Der neue Titel ist jedenfalls eine Täuschung, denn für 

den Autor ist der Begriff Befreiung nicht fraglich, aus seiner Sicht hat sie im Osten nicht stattgefunden. 

Nicht anders – und dies zeigt an, wohin die Gedankenreise im Lande BRD gehen soll, sehen die 

Dinge zwei renommierte Militärhistoriker der Bundesrepublik, die in ihrem eben erschienenen Buch 

(Gerd R. Ueberschär/Rolf-Dieter Müller, 1945. Das Ende des Krieges, Primus Verlag Darmstadt 

2005) davon sprechen, dass für die Ostdeutschen 1933 eine Odyssee begann, die 1990 endete. Den 60. 

Jahrestag ihrer Befreiung, einen anderen hätten Ostdeutsche demnach erst im Jahre 2050 zu begehen. 

Der Band verdeutlicht, wohin die Fragestellungen in Historikerkreisen der Bundesrepublik inzwi-

schen weisen. 

Gab es damals, fragen seine Autoren, „einen anderen Weg, der die letzte Konsequenz – die Bereit-

schaft, Stalin notfalls mit Waffengewalt in die Knie zu zwingen und so den Zweiten Weltkrieg um 

eine weitere Runde (Ring frei – K. P.) fortzusetzen – ausschloss?“ Das sei eine Schlüsselfrage, die 

jetzt einmal aufgeworfen werden müsse. Ihre Antwort lautet: „Die westlichen Demokratien waren 

1945 nicht stark genug, beide totalitären Diktaturen und Hitler und Stalin gleichzeitig zu beseitigen 

[...].“ Ein „Fortsetzungskrieg“ mit dem „befreienden“ Einsatz von Atombomben ist nicht die erste 

Wahl der Autoren. Was aber dann? Sollten die anglo-amerikanischen Mächte ihrem Verbündeten, 

einem gemarterten, ausgeplünderten und verwüsteten Land das Messer des Wirtschaftskrieges an die 

Kehle setzen? Und wenn das sich als stumpf erwies, dann doch zur letzten Konsequenz greifen? Ins 

späte Bedauern über in seinen denkbaren Mitteln nicht näher bestimmtes Versäumtes mischen die 

Verfasser indessen Trost. Denn, so das Schlussbild am Band-Ende, es sei „die 1945 von vielen er-

träumte ‚eine Welt‘ nunmehr zum Greifen nahe gerückt“ sei. Der Sinn dieser Betrachtung ist klar: Der 

8. Mai 1945 wird nicht mehr in erster Linie als Triumph über ein menschenfeindliches und -mörderi-

sches Regime, den Faschismus, gesehen, sondern als eine Etappe in der Auseinandersetzung mit den 

„totalitären Systemen“, als das Unvollendete, das 1990 zur Vollendung erst gelangte. 

Wer sich dieser Sicht mit Gründen entgegenstellen will, muss also noch einmal dartun, was dieser 

Begriff Befreiung für die Mehrheit der deutschen Zeitgenossen bedeutete, welche Tatsachen für ihn 

sprechen und ihn ausfüllen. 

Die Deutschen waren am 8. Mai 1945 – Millionen schon in den Wochen und Monaten vorher – end-

gültig befreit von den Schrecknissen des Krieges. Die Liste ihrer Toten und ihrer Krüppel war damit 

noch nicht geschlossen, viele starben noch in den Zeiten danach oder kamen in ihnen zu schwerem 

Schaden. Doch die Masse von ihnen konnte sagen: Wir haben den Krieg überlebt und unsere Chan-

cen, davon gekommen zu sein, wachsen von nun an mit jedem Tag. Auch wenn der Moment, von 

dem an das Leben wieder lebenswert genannt werden konnte, für viele fern lag und unerkennbar war. 

Diesen Wendepunkt in ihrer kollektiven Biographie wie auch in ihren persönlichen Lebensläufen 

hatten die meisten von ihnen ohne ihr Zutun erreicht, ja sie hatten ihn bis dahin durch ihr freiwilliges 

oder erzwungenes Verhalten immer wieder noch hinausgeschoben. Für Millionen galt, dass sie das, 

was sie an materiellem Besitz noch gerettet hatten, nun wohl nicht mehr verlieren würden. Das hieß 

nicht, das die Deutschen an diesem 8. Mai von Zwängen und Ängsten befreit gewesen wären, aber 

sie hatten auch nicht nur die einen gegen andere vertauscht, ihre Beängstigung und Besorgnis besaßen 

zumeist keinen ihr Leben bedrohenden Charakter mehr. 

1.  Dieser 8. Mai hat die Deutschen definitiv von der schändlichsten Rolle befreit, die sie in ihrer 

Geschichte bis dahin gespielt hatten. Sie waren an sehr verschiedenen Plätzen und mit krass 

zu unterscheidenden Anteilen die modernen Sklavenhalter für Millionen und Abermillionen 

Europäern geworden. Kriegerisch hatten sie deren Länder verwüstet und verheert, deren Ein-

wohner zu Millionen umgebracht und ihnen unsagbares Leid zugefügt, Trümmerhaufen von 

ungeheuren Ausmaßen hinterlassen, Lebenspläne und Hoffnung zerstört, Länder ausgeplün-

dert und ausgeraubt. Nie zuvor war das Ansehen Deutschlands und der Deutschen auf einen 
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derartigen Tiefpunkt heruntergewirtschaftet worden. Als sowjetische Soldaten die Reichs-

grenze erreichten, errichteten sie Schilder, auf den zu lesen war: Hier beginnt das verfluchte 

Deutschland. 

2.  Und dieser Siegestag der Alliierten hat die Deutschen auf Generationen hinaus von der Mög-

lichkeit einer schandbaren Zukunft befreit. Was ein Sieg der faschistischen Eroberer bedeutet 

hätte, ist mehrfach beschrieben worden, ohne dass dafür besondere Phantasie notwendig ge-

wesen wäre. Die Pläne für ein Europa unterm Hakenkreuz, namentlich was das Kolonialreich 

im Osten anlangte, sind fixiert worden und überliefert. Die Deutschen dauerhaft als Herren 

und Unterdrücker vor allem, aber nicht nur der slawischen und anderen Völker Osteuropas, 

ihnen Lebensrecht zubilligend oder entziehend, Erhebungen und Aufstände der Unterdrückten 

brutal niedermachend. Aber es muss auch ein Blick auf das Innere, die gedachte Gestaltung 

des Kerns dieses Imperiums geworfen werden, um zu erkennen, was ihnen bevorstand und 

was ihnen erspart blieb: ein Zustand der geistigen Uniformierung ohne Beispiel, die aufge-

schobene Endlösung der Kirchenfrage, die Durchsetzung rassistischer Auswahlprinzipien in 

der Herrenrasse, zu schweigen von Bildern wie das von der deutschen Architektur nach den 

Entwürfen Speers wie vom gesamten Zustand deutscher Literatur und Kunst nach dem Ge-

schmack der Hitler und Göring. Brecht dichtete 1933 „Deutschland“, dessen erster Vers lautet: 

„O Deutschland, bleiche Mutter! / Wie sitzest du besudelt / Unter den Völkern. / Unter den 

Befleckten / Fällst du auf.“ Wer hätte Worte für die Rolle gehabt, die den Deutschen in der 

zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts nach dem Endsieg zugedacht wurde? Brechts Gedicht 

endet mit den Versen: „O Deutschland, bleiche Mutter! / Wie haben deine Söhne dich zuge-

richtet / Dass du unter den Völkern sitzest / Ein Gespött oder eine Furcht!“ Nun also, 8. Mai 

1945, war Deutschland keine Furcht mehr, aber es war, angesichts dessen was an Grauen Zug 

um Zug erst noch zu Tage kam, auch nicht mehr ein Gespött. Denn wie hatten seine Söhne 

inzwischen nicht nur Deutschland zugerichtet. 
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Die Lüge von den Gefallenen. Ist die Wahrheit den Menschen zumutbar? 

In den Weltkriegen des vergangenen Jahrhunderts sind Millionen deutsche Männer, glaubt man den 

Nachrichten und Annoncen in Zeitungen und den Geschichtsbüchern, „gefallen“. An sie sich erin-

nernd ist in diesen Tagen gefragt worden, ob das auch auf jene Bundeswehrsoldaten zuträfe, deren 

Leichname nicht wie im Falle der meisten Weltkriegstoten „in fremder Erde“ beigesetzt, sondern 

begleitet von einem mehrfachen militärischen Zeremoniell „in der Heimat“ zu Grabe getragen wer-

den. 

Sind auch sie „Gefallene“, nicht „für Kaiser und Reich“ oder später „für Führer, Volk und Vaterland“, 

manche gar „im Glauben an Adolf Hitler“, sondern – ja, da beginnen neue Schwierigkeiten – „bei 

einem Einsatz“, über den näher zu bestimmen bis in die Reihen derer Meinungsverschiedenheiten 

herrschen, die alle behaupten genau zu wissen, was die Soldaten im fernen Afghanistan sollen und 

weshalb sie dort hin müssten. Die einen sprechen von Krieg, die anderen bestreiten, dass derlei dort 

stattfindet, dritte tasten sich über den Begriff vom „kriegerischen Einsatz“ durch den Propagandane-

bel aus eigener Produktion. Da hilft auch die Bibel zur Klärung nicht weiter, in deren Alten Testament 

„fallen“ in Kämpfen für Mann und Frau, Soldat und Zivilist, für das Volk schlechthin verwendet 

wird. 

„Gefallen“ – das war und auch da schon mit Einschränkungen ein noch akzeptables Bild für den Tod 

in Kriegen, wie sie bis in den Beginn des 19. Jahrhunderts geführt wurden, in deren Schlachten aus-

gerichtete Soldatenreihen zu Trommelklang aufeinander zu stapften und sich niederschossen. Heute 

ist „gefallen“ unter den vielen Wörtern, mit denen das Geschehen in Kriegen verschleiert wird, wohl 

das Verlogenste von allen, konkurrenzfähig für das „von einer Feindfahrt“ oder von „einem Feindflug 

nicht zurückgekehrt“ oder gar „vor dem Feind geblieben“, Wendungen, die für den Tod im See- oder 

Luftkrieg gebraucht wurden. 

Die Wahrheit ist dem Menschen zumutbar? Die Verursacher und Führer der Kriege waren und sind 

bis heute anderer Meinung. „Gefallen“ – das ist milde und vermeidet Abschreckung und wirkt als 

Nachschubsicherung. „Gefallen“ besaß schon, bevor das Jahr 1914 geschrieben wurde, den Beiklang 

von „tapfer“ und „Held“. Kriegsmaler und -zeichner haben die Lüge vom Fallen auf Leinwand und 

Papier gebracht, Bildhauer auf Steine. Der dem Feind entgegenstürmende Mann, das Gewehr noch 

umklammert, von der Kugel schon getroffen und „fallend“. 

Wie aber wurde in Kriegen wirklich gestorben? Zerfetzt und zerrissen bis zur Unkenntlichkeit von 

Kugeln, Granaten und Bomben, verröchelt in Gasschwaden, ertrunken in eisigen Meereswellen, er-

stickt in zu Särgen gewordenen Unterseebooten. „Gefallen“? Was für ein unverdächtiges Allerwelts-

wort der deutschen Sprache. Im Alltag mit und ohne Glatteis fallen zumeist Kleinkinder und Alte, 

Kurven von Fieberthermometern, Schneeflocken vom Himmel, im Herbst Blätter und Obst von Bäu-

men und – eben wieder – die Aktien an Börsen, aber nicht oder seltener die Preise. Es fallen Bemer-

kungen, Kleidungsstücke und – zurück zur Sprache der Krieger – Festungen und auch ganze Städte. 

Und zu alledem gibt es im Deutschen die „gefallenen Mädchen“ und ebensolche „Engel“, Sprachbil-

der, die Vorgänge weitab von jedem Soldatentod beschreiben. 

Der Duden, der über die Herkunft der Wörter aufklärt, kennt das Wort „gefallen“ als Ausdruck für 

„im Kriege zu Tode gekommen“ nicht, sondern unterrichtet, die heutige Verwendung bedeute so viel 

wie „zusagen, anziehend wirken, angenehm oder hübsch sein“. Das ließe sich als unausgesprochenes 

Plädoyer gegen die Beschönigung des Soldatentodes lesen. Denn die deutsche Sprache besitzt Mög-

lichkeiten, das Ende des Lebens auf Schlachtfeldern zu benennen, ohne die grausigen Tatsachen bru-

tal zu benennen. In Kriegen kommen Menschen um ihr Leben und wenn sie wider ihren eigenen Wil-

len in sie befohlen werden, dann steht der Tatbeitrag derjenigen, die das getan haben, außer Frage. 

„Gefallen“, das lässt sich in jenem Kontext verwenden, den Rosa Luxemburg knapp hergestellt hat: 

„Die Dividenden steigen und die Proletarier fallen.“ 
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Die Deutschen als Opfer. 

Zu einem verzeichneten Rückblick auf Faschismus und Krieg 

Beitrag auf der Konferenz des Bundes der Antifaschisten Weimar-Buchenwald,  

2./3. Oktober 2005 

Die Geschichte werde fortgesetzt umgeschrieben, wird von Laien, die nach fester und bleibender 

Orientierung suchen, Historikern wieder und, wie es mir vorkommt, jüngst vermehrt entgegengehal-

ten. Was also ist richtig, was falsch? Was ist wahr, was verlogen? Worauf ist Verlass? Jüngst in einer 

Diskussion in Strausberg, an der eine Gruppe junger Rechtsextremer teilnahm, wurde aus ihr gefragt: 

Warum eigentlich ist unser Geschichtsbild nicht richtig? In manchen Erörterungen drückt sich deut-

lich ein Ansehensverlust der Geschichtswissenschaft aus, entstanden aus der häufig nicht vorgenom-

menen Unterscheidung von zweierlei Antrieben für das Umschreiben von Geschichte. Der eine – er 

verbindet diese mit allen anderen wissenschaftlichen Disziplinen – ist geboren aus Erkenntnisinte-

resse und bedeutet und bezeugt ein Fortschreiten von weniger zu mehr Wissen. Der andere entspringt 

außerwissenschaftlichem, meist politischem Interesse, ist nicht auf die Erhellung, sondern auf die 

Benutzung von Geschichte für aktuelle Zwecke gerichtet und bewirkt eine mehr oder weniger große 

Verzerrung oder Verdunkelung der historischen Wirklichkeit. Diesen „Fall zwei“ erleben wir derzeit 

in der Bundesrepublik alltäglich im Hinblick auf die Geschichte der DDR. Doch handelt es sich nicht 

um ein auf Deutschland begrenztes Phänomen. Die grundstürzenden Veränderungen an der Wende 

von den achtziger zu den neunziger Jahren ließen in den europäischen Ländern von der Elbe bis zum 

Ural und Kaukasus neue Machtverhältnisse und Herrschaftsinteressen entstehen. Diese verlangen 

nicht nur nach politischer, militärischer, polizeilicher und geheimpolizeilicher Befestigung, sondern 

auch nach ideologischer. Wie stets gerät die Geschichtswissenschaft in solchen Situationen in das 

Zentrum des Sogs. Der Anspruch ist immer der gleiche: Was gestern über Geschichte gesagt und 

geschrieben wurde, war Lüge und ergab Zerrbilder, was heute verbreitet wird, setzt an dessen Stelle 

rückhaltlos – die Wahrheit. 

„Im heutigen Serbien kommt es zu einer fast kompletten Umwertung der Vergangenheit. Antifaschis-

mus ist in Serbien seit der Wende des Jahres 2000 nicht nur unpopulär, sondern wird zunehmend 

kriminalisiert. Diejenigen, die im kommunistischen Diskurs als Opfer des Faschismus galten, sind im 

heutigen Diskurs zu Tätern, also Verbrechern, geworden. Und umgekehrt: Die serbischen Kollabo-

rateure der deutschen Wehrmacht werden heute rehabilitiert.“ So lautet das Urteil von Todor Kuljić, 

Professor an der Philosophischen Fakultät der Universität Belgrad, dessen Buch Vergangenheitsbe-

wältigung. Ursachen und Richtungen der Veränderungen des Geschichtsbildes am Ende des 20. Jahr-

hunderts 2003 in Belgrad erschienen ist.1 Ähnliche Urteile ließen sich über Entwicklungen in anderen 

Staaten Ost- und Südosteuropas fällen. Wie in Serbien General Milan Nedić, Präsident der serbischen 

Kollaborationsregierung während der Besatzungszeit, und Dimitrije Ljotić, Führer einer serbischen 

faschistischen Organisation, zu Rettern und Patrioten erklärt werden und, sofern sie nach der Befrei-

ung zur Verantwortung gezogen wurden, den Rang von Opfern der Kommunisten zugeschrieben er-

hielten, so wird in anderen der neu- oder wiedergegründeten oder umgewandelten Staaten verfahren. 

Ein „Opfertausch“ findet statt, der Begriff, in Auseinandersetzungen über die Geschichte des Kon-

zentrationslagers Buchenwalds benutzt, wurde früh und falsch vergeben. 

In Deutschland wird seit etwa einem Jahrzehnt über den Zweiten Weltkrieges eine unbeendete Debatte 

geführt, in der die Begriffe Täter und Opfer einen herausragenden Platz besetzen. Es lohnt sich, einen 

Moment bei ihnen zu verweilen. Während Geschichtswissenschaft und -publizistik den Begriff Opfer 

kennen, im Hinblick auf das vergangene Jahrhundert ihn vor allem in der Verbindung mit Faschismus 

und Krieg verwenden, ist der Begriff Täter in ihnen keineswegs beheimatet gewesen. Er gehörte zur 

Sprache der Juristen, in der Begriffe wie Tat und Täter, Täterschaft und Täterbeschreibung, Mittäter 

und Tatbeteiligte, Tatbeistand und Tateinheit, Tathergang, Tatgeschehen und Tatbericht geläufig und 

 
1  Originaltitel: Prevladavanje prošlosti. Uzroci i pravci promene slike istorije krajem 20. Veka. Das Zitat ent-

stammt einem Interview, veröffentlicht in: ak – analyse + kritik – Zeitung für linke Debatte und Praxis/ Nr. 475 

/ 15.08.2003. 
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unentbehrlich sind. Doch belassen es Gesetzgebung und Rechtsprechung nicht beim Begriff des Tä-

ters, mit dem sie in dieser Allgemeinheit doch wenig oder nichts anzufangen wüssten, sondern ope-

rieren mit einer Vielzahl von Unterscheidungen vom Kindes- und Raubmörder bis zur Scheckbetrü-

gerin. 

In den Auseinandersetzungen über das Handeln und Unterlassen von Deutschen während der Nazizeit 

wurde nach deren Ende der Begriff Täter nicht oder nur ausnahmsweise benutzt. Die Rede war von 

Kriegsverbrechern, von Naziaktivisten, von Minderbelasteten und von Mitläufern. Die „Täter“ brach-

ten aus der eben verflossenen „Tatzeit“ ihre Bezeichnungen, Dienstgrade und Dienstränge, Titel etc. 

mit, vom Oberregierungsrat bis zum KZ-Kommandanten, vom SS-Obersturmbannführer bis zum 

NSDAP-Ortsgruppenleiter usw. Rollen wurden unterschieden, zwischen Tatanteilen differenziert und 

so vermieden – die Nürnberger Richter gaben das Beispiel – alle und alles über einen Leisten zu 

schlagen. Der Begriff Täter in seiner derzeitigen Verwendung für die Geschichte von Faschismus und 

Krieg gerät hingegen zunehmend zum Brei, zu einem Gemansche und bedient das Interesse der Ver-

nebelung durch Gleichsetzung und Gleichmacherei. In der Kopplung mit Volk zu Tätervolk, ist er 

Rechtsradikalen und Nazis willkommen, die – wie der Bundestagsabgeordnete Hohmann – mit em-

pörter Stimme und Geste erklären, dass es, was niemand, der ernst genommen werden wollte, je be-

hauptet hat, ein „Tätervolk“ gar nicht gibt, zugleich dieses Unwort aber benutzen, mit dem sie den 

„furor teutonicus“ [teutonisch Angriffslust] anzustacheln wünschen. 

Mit dem Begriff Opfer steht es nicht sehr viel anders, jedenfalls nicht in seiner neudeutschen Ver-

wendung, wovon am deutlichsten die umgestaltete Neue Wache in der Straße Unter den Linden in 

Berlin zeugt. Jetzt, diese Stimmung ist seit Jahren weithin verbreitet worden, müsste doch endlich 

auch von den Deutschen als Opfern geredet werden (und nicht nur, wie da hinzugedacht werden soll, 

von den Juden). Dem hilft auf, wenn von Nichtdeutschen bestätigt wird, wie ausdauernd die Deut-

schen angeblich über ihr Opfersein geschwiegen hätten. Das tat der Ungar Péter Esterházy in seiner 

Rede anlässlich der Entgegennahme des Friedenspreises des deutschen Buchhandels, in der er seine 

Landsleute kritisierte, die – was unbestritten ist – sich gern lediglich als Opfer sehen würden, während 

sie und ihr Land doch Verbündete Deutschlands waren. Dann fuhr er fort: „Die Deutschen haben die 

eigenen Verbrechen beim Namen genannt, die eigenen Leiden haben sie nicht beim Namen ge-

nannt.“2 

Historiker, Publizisten, dazu neuerdings auch Filmfachleute, gerieren sich als Tabubrecher. Welch 

ein Betrug! Der Krieg war eben zu Ende, da erging aus dem Oberregierungspräsidium Mittelrhein-

Saar eine Mitteilung, die mit folgenden Worten begann: „Landsleute! Wir wissen nun alle, daß wir 

durch den Krieg der Nazis Ungeheures verloren haben. Hitler hat unseren Boden und unsere Lebens-

kraft ausgesogen, um Granaten zu drehen. Die Granaten sind verschossen. Wir sind arm zurückge-

blieben [...]“3 Abgesehen von der Groteske – Hitler als Granatendreher – wird hier fraglos in Umris-

sen ein großes Opfergemälde erkennbar. So ging es in den Nachkrieg. 

Wie viele Deutsche scherten die Opfer der anderen denn damals? In Berlin-Ost, wo davon die Rede 

doch war, dauerte es bis 1949, dann erst riefen Antifaschisten die Bevölkerung zu einer Kundgebung 

an das Ehrenmal im Treptower Park, um der sowjetischen Opfer, der Befreier, zu gedenken. Und wen 

scheren diese Opfer heute? Jörg Friedrich, den Autor von „Der Brand“ jedenfalls nicht, sonst wäre er 

nicht auf den Vorschlag verfallen, die Alliierten hätten den Krieg auch ohne den Einsatz ihrer strate-

gischen Bomberflotte gewinnen können, freilich um den – ihn nicht schreckenden – Preis von Hun-

derttausenden Soldaten ihrer Landheere, auf die er das Mehr an Toten auf den Schlachtfeldern im 

Reichsgebiet geschätzt hat. 

In Deutschland besitzt die Frage, wer den Opfern zuzuzählen ist, eine eigene Färbung. Dass die Be-

völkerung in den okkupierten Ländern – von Kollaborateuren abgesehen – Opfer der Eindringlinge 

war, unterliegt keinem Zweifel. Gleiches gilt für die getöteten und ermordeten Soldaten in den Ar-

 
2  Zitiert bei Irmgard Gutschke, Geistesblitze und Gelächter. In: Neues Deutschland, 11. Oktober 2004, S. 2. 
3  Den Aufruf unterzeichnete für das Oberregierungspräsidium Dr. Heimerich. Zitiert in Luitwin Bies/Günter Is-

berner u. a.: Völklingen im Zweiten Weltkrieg, Völklingen 1995, S. 125 (= Völklinger Bücher, Bd. 1). 
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meen, für Partisanen und Widerstandskämpfer, für die Kriegsgefangenen und für all jene, die Kon-

zentrationslager, Deportation, Zwangsverschleppung nicht überlebten. Aber die Deutschen? Dass Fa-

schismus und Krieg sie zu Millionen zu Opfern gemacht haben, ist nie bestritten worden. Doch wir 

erleben den Versuch, diese auf die verschiedenste Weise zu Tode gekommenen Deutschen mit den 

Opfern anderer Nationen und Völker gleichzusetzen, wozu einfältige Argumente herhalten sollen. 

Das platteste lautet: Tot ist tot. Kultivierter und ganz auf das nichtadressierte Einklagen des nieman-

dem verwehrten Rechtes zu Trauern abgestimmt, ließ Ralph Giordano (in einem Spiegelinterview 29. 

Juli 2003) verlauten: „Ich will über das Leid, das den Deutschen angetan worden ist, genauso erschüt-

tert sein wie über das Leid, das von Deutschen über andere gebracht worden ist.“ Einem Mann seines 

Sprachvermögens möchte man eine derart allgemeine und vieler Auslegung fähige Erklärung nicht 

zutrauen. 

Ein Jahr später sind wir hierzulande einen Schritt weiter und bereits bei der – so jedenfalls die Absicht 

des Darstellers – einem Millionenpublikum von zumeist nachgeborenen Deutschen schauspielerisch 

vermittelten Fähigkeit zum Mitleiden angekommen, gerichtet auf Adolf Hitler. Am Ende ist der Ober-

führer – zwar Rassist, Antisemit, Menschenverächter, gar das eigene Volk hassend – aber eben doch 

auch gebeugt, gealtert, von Gedanken gequält, von Gefühlen zerrissen, ohne Zufluchtsort wie die 

Deutschen millionenweise. Irgendwie – das sind Zitate aus deutschen Zeitungen, die den Film vor-

ankündeten – einer von uns, ein „erbärmlicher Mensch“ und ein „armseliger Mann“. 

Das Kriegsschluss- und Kriegsfolgenbild, das die Deutschen als Opfer abgeben, schiebt sich so vor 

das andere, an dem die aktive Rolle der deutschen Bevölkerungsmehrheit erkennbar gemacht werden 

kann. Nachdem der Film auch in Frankreich gezeigt wurde (hier unter dem Titel „La Chute“ – „Der 

Sturz“) schrieb „Le Monde“, er reihe sich in eine Art der „Vergangenheitsbewältigung“ ein, bei der 

die Mitverantwortung der Deutschen für die Untaten der Nazi-Regimes in den Hintergrund gedrängt 

und ihre Rolle als Opfer in den Mittelpunkt gestellt wird. Und „Liberation“ urteilte, der Film sei 

„symptomatisch für das Streben, die Deutschen mehr und mehr als Opfer des Zweiten Weltkrieges 

darzustellen“. Bissig und in dieser Verallgemeinerung auch unzutreffend und angreifbar meinte in 

der britischen Boulevardzeitung Daily Mail deren Berliner Korrespondent Allan Hall, der Film „Der 

Untergang“ bezeichne den Endpunkt einer Entwicklung, die damit begann, dass sich die Deutschen 

vor einiger Zeit „in einer Opferrolle“ zu „suhlen“ anfingen und „ihre Kriegsschuld abwarfen, indem 

sie ihre Leiden während des Zweiten Weltkrieges in den Vordergrund stellten – alliierte Bombarde-

ments, Massenvergewaltigungen und Vertreibungen.“ Die Folge sei nun „Nazi Light“, die Verein-

nahmung des Dritten Reiches als museale Tour, die sich vom Besuch einer mittelalterlichen Burg 

kaum unterscheide. 

Dieser Vorgang vollzieht sich zu einem Zeitpunkt, da Erinnerung und Wissen über die Jahre von 

1933 bis 1945 geringer werden. Ein Forschungsinstitut in Österreich ist dem jüngst nachgegangen. 

Demnach konnten in unserem Nachbarlande, indem etwa noch 8-9 Prozent der Bevölkerung eigene 

Erinnerungen an die Zeit des Faschismus und des Krieges besitzen, 90 Prozent der Befragten mit dem 

Namen Hitler, aber nur 50 mit dem Stauffenbergs etwas anfangen, und das, nachdem gerade vom 20. 

Juli 1944 dicht berichtet worden war. 70 Prozent seien in der Lage, in etwa zu erklären, was es mit 

KZ und Holocaust auf sich habe und was Stalingrad bedeute. 56 Prozent vermöchten das beim Stich-

wort Invasion. In 52 Prozent der österreichischen Familien werde so gut wie nie über den Zweiten 

Weltkrieg gesprochen und von den unter 30jährigen geben 54 Prozent freimütig und unbeschämt zu, 

dass ihr Wissen über jene Zeit gering sei, was sie zumeist nicht als Mangel empfinden. Von Ge-

schichtsversessenheit, die den Deutschen wiederholt attestiert worden ist, zeugt das nicht. Indessen 

besitzen wir keine aktuelle analoge Befragung aus der Bundesrepublik. Die Einschaltquoten bei 

Spielfilmen wie dem über Stauffenberg – mehr als 7 Millionen Fernsehzuschauer – mögen eindrucks-

voll sein, aber sie sind eine begrenzte Auskunftsquelle. 

Jede seriöse Darstellung der deutschen Opfer von Faschismus und Krieg braucht, wenn sie nicht nur 

der Trauer dienen – und selbst dann –, sondern Gedanken in Gegenwart und Zukunft anregen soll, 

eine Unterscheidung. Die kann nach ihrer Zahl und ihrem Geschlecht und ihrem Alter erfolgen und 

dann gibt sie einen Blick auf die Totalität des Krieges. Gleiches wird erreicht, wenn die Gruppierung 
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nach der Art ihres Todes vorgenommen wird. Doch das alles abstrahiert von den Konkreta, vom 

Prozess des Opferwerdens und eröffnet nur einen engbegrenzten Blick in die Vergangenheit, dem 

jede Tiefenschärfe fehlt. Die Geschichte der deutschen Opfer des Faschismus beginnt mit jenen, die 

in den Kämpfen gegen die aufkommende Nazibewegung in der Weimarer Republik gebracht worden 

sind und heute allzu leicht als Ergebnis blutiger Händel zwischen Extremen abgetan werden. Sie setzt 

sich nach dem 30. Januar fort: beginnend mit Kommunisten, Sozialdemokraten, Angehörige kleinerer 

Arbeiterparteien, Gewerkschaftern, Pazifisten, Widerstand Leistenden aus allen Kreisen der Bevöl-

kerung, sodann Pfarrern und Laien der beiden großen christlichen Kirchen, Bibelforschern, sog. Aso-

zialen, Juden. Allesamt aber doch eine Minderheit. 

Bis weit in den Krieg hinein war keine Rede von der Masse der Deutschen als Opfer dieses Regimes 

und seiner Eroberungspolitik. Millionen waren, bevor auch sie Opfer wurden – und das unterscheidet 

sie von den Menschen in den okkupierten Staaten und Gebieten – Instrumente der Machthaber und 

als solche hatten sie, in welchem Grad auch immer, mitverschuldet, was ihnen widerfuhr. Wobei, ist 

von Mitverantwortung und Mitschuld die Rede, immer auch zu berücksichtigen sein wird: „Die 

Schuld des einzelnen ist fast stets ganz gering – und es fällt nachher auf ihn das ganze Malheur. So 

viel hat er nicht angerichtet, wie er im Kriege (immer für alle) büßt.“4 Das schrieb Tucholsky 1935, 

als es nach seiner festen Überzeugung unausweichlich dem Kriege entgegen ging, und er schrieb es 

mit dem Blick auf das Verhalten der Menschen vor dem Kriege. Dass sich diese Schuld nicht gleich-

mäßig verteilt, dem hatte, gerade mit Bezug auf den Zweiten Weltkrieg auch ein Mann wie Tucholsky 

gewiss zugestimmt, der zwischen den Mächtigen und den kleinen Leuten zu unterscheiden wusste, 

ohne die letzten nur als Objekte der Geschichte zu sehen. 

Um es in Adressen und geographischen Begriffen auszudrücken: Die Geschichte der deutschen Opfer 

beginnt nicht 1941 vor Moskau, nicht bei Stalingrad, nicht in Lübeck und Hamburg, sondern im Co-

lumbia-Haus in Berlin, auf dem Gelände der Stettiner Vulkanwerft, auf dem Heuberg, in Dachau und 

an den vielen anderen Orten, an denen die Faschisten Konzentrationslager errichteten, in die sie ihre 

Gegner verschleppten. Und sie setzt sich, ebenfalls 1933 einsetzend, fort mit den vertriebenen Juden, 

denen Arbeits- und Lebensgrundlagen in ihrer Heimat entzogen wurden. Erst später kamen diejenigen 

hinzu, die heute gemeint werden, wenn der Begriff Opfer mit Bezug auf die Deutschen fällt. All diese 

Opfer zu einer einzigen Kolonne zu formieren, die sie zu Lebzeiten nie waren, heißt die geschichtliche 

Wirklichkeit nicht abbilden, sondern vergewaltigen. 

Und diese deutsche Kolonne wird dann in die größere europäische eingeordnet. So geschehen in Se-

quenzen einer Fernsehsendung aus der Mainzer Produktion, in deren Serie, ausgestrahlt anlässlich 

des 60. Jahrestages der Stalingrader Schlacht, Bilder der Geleise und des Torhauses des Konzentra-

tions- und Vernichtungslagers Auschwitz in direkte Beziehung zu Aufnahmen von Soldaten der 

Wehrmacht im Schneesturm gesetzt wurden, von – wie der Sprecher erklärte – den Angehörigen der 

Stalingrad-Armee. Dass Wehrmachtssoldaten Zehn- und Hunderttausende, die in Auschwitz und an-

deren Mordstätten getötet wurden, durch ihre Eroberungen erst in die Gewalt ihrer Mörder gebracht 

hatten, ist keines Gedankens und keiner Erwähnung wert. 

Was im Fernsehen mit der Sprache der Bilder geschah, betrieb Jörg Friedrich mittels der Sprache der 

Wörter, als er das Grauen des Bombenkrieges und das Elend seiner Opfer mit Kennzeichnungen be-

schrieb, die bis dahin einzig für die Darstellung des mörderischen Geschehens in Konzentrations- und 

Vernichtungslagern benutzt worden waren. Diese Gleichsetzung, die in der deutschen Publizistik 

grassiert, ist nicht exportfähig, wie der deutsche Bundeskanzler – unter Protesten von Rechten – vor-

geführt hat, als er vor seiner diesjährigen Reise zu den Feierlichkeiten in der Normandie abwägen 

ließ, welches dort der geeignete Soldatenfriedhof für seinen Besuch sei. 

Die Einebnung der unterschiedlichen Gründe, Bedingungen und Zeiten, unter denen Deutsche Opfer 

wurden, besitzt ihre Folgen. Sie assoziiert die Gleichsetzung von Handelnden, der „Täter“, mögen 

 
4  Kurt Tucholsky: Die Q-Tagebücher 1934-1935. Hg. Mary Gerold-Tucholsky und Gustav Huonker, Reinbek b. 

Hamburg 1978, S. 309. (Eintragung vom 9. November 1935). 
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die einen für, die anderen gegen den Faschismus eingetreten sein und gekämpft haben. Zu „Tätern“ 

erklärt wird der US-amerikanische Bombenflieger ebenso wie der sowjetische Bewacher eines 

Kriegsgefangenenlagers von Deutschen oder der Pole, der sich nach Kriegsende an Umsiedlung oder 

Vertreibung von Deutschen beteiligte. Sie waren allesamt so etwas wie Opferproduzenten. Sie stehen 

für Behauptungen wie „Die anderen auch“ und das daraus Hergeleitete „Wir sind quitt“. 

Es kann zur Tagesordnung 2005 übergegangen werden. Auf der fehlt dann zumeist ein Thema: Die 

Opfer der nazistischen Gewalttäter, die heute unter uns leben. Wer sich über das Leben von Schul-

kindern mit nichtweißer Hautfarbe im sächsischen Pirna und dessen Umgebung informiert hat, weiß 

um eine der ekelhaftesten Tatsachen aus dem Alltag dieser Republik, die das nicht zur Kenntnis 

nimmt, in der das viele schweigend billigen und durch die kein Aufschrei geht. Stattdessen: Verab-

reichung von Beruhigungspillen. Aus Protest hätten Sachsen und Brandenburger die Rechtsextremen 

gewählt? Ja, warum haben deren fernere Vorfahren denn den Hitler gewählt? Weil sie ihn charmant 

und schnieke fanden, wie uns die neudeutschen Starhistoriker Hirschbiegel und Eichinger dieser Tage 

erklären wollen? 

Ein Wort zur Art, wie neuerdings auch an die Kämpfer gegen Faschismus und Krieg erinnert wird. 

Selbst wenn, und das geschieht in diesem Staate ja gelegentlich noch offiziell, derer gedacht wird, die 

sich der verbrecherischen Partei und dem mörderischen Regime entgegenstellten, geschieht das häufig 

in einer ihr Leben reduzierenden Weise. Rituale und Reden nehmen auf deren Opferstatus Bezug, 

weniger oder nicht auf ihr Leben als aufrechte Humanisten und am wenigsten auf die Motive, die sie 

leiteten und antrieben. Mit einer charakteristischen Ausnahme. Diese bildet die Verschwörung des 20. 

Juli, für deren Teilnehmer das Prädikat „Aufstand des Gewissens“ reserviert zu sein scheint, das al-

lenfalls noch benutzt wird, wenn sich Erinnerung auf einzelne christliche oder pazifistisch gesinnte 

Hitlergegner richtet. Ohne dass dies ausdrücklich so formuliert worden ist, wird der Eindruck vermit-

telt, dass für das Verhalten der proletarischen und anderer häufig atheistisch gesinnter Nazigegner 

allgemein-menschliche Gewissensgründe wie die Achtung vor dem Leben aller Menschen, Liebe 

zum Frieden, eigene Glückssehnsucht keine Rolle gespielt hätten. „Linke“ Antifaschisten scheinen 

demzufolge nur aus Ideologie bestanden zu haben, ihr ganzer Gefühlshaushalt auf Klassenhass redu-

ziert gewesen zu sein. So werden sie Nachgeborenen fremd gemacht. 

Kürzlich, um dafür wenigstens ein Beispiel zu geben, wurde im Berliner Roten Rathaus die Ausstel-

lung eröffnet, die Leben und Kampf der französischen Résistance und insbesondere den Anteil von 

Deutschen in ihren Reihen dokumentiert. Der Sprecher des Senats würdigte das Verdienst, bekannte, 

dass er davon bislang wenig bis nichts wusste, und fügte dann hinzu, die Aufrechten waren freilich 

im Irrtum der Kommunisten befangen. Sie hatten gleichsam einen Mangel, auf ihn wurde verwiesen, 

nicht aggressiv, dezent, aber klar distanzierend. Die härtere Aussage ist bekannt und lautet: Diese 

Nazigegner waren Verfechter eines anderen Totalitarismus, nichts denn Konkurrenten der Nazidik-

tatoren. 

Erinnern wir an alle Opfer von Faschismus und Krieg. Reden wir aber vor allem vom Leben, vom 

Kampf, von den Ideen und Zielen jener, denen sich die Gegnerschaft gegen den Faschismus mit dem 

Glauben und der festen Überzeugung verband, dass eine andere Welt möglich ist. Und so wenig wir 

jetzt über deren Konturen wissen mögen, so wenig wir uns den Weg in sie vorzustellen in der Lage 

sind, so viele Zweifel uns beschleichen und anfechten: Bis ein besserer Name gefunden ist, werde ich 

mich nicht zu sagen scheuen, dass diese andere Welt ohne von Sozialisten vorgedachte, verfochtene 

und erprobte Prinzipien nicht einmal vorstellbar ist. 

Die Auszüge aus der französischen Presse in ND, Ralf Klingsieck, Viel Kritik in Frankreich zum Film „Der Untergang“ 

„Pervers und gefährlich“. 
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Erst Instrument – dann Opfer. Von den Ursachen zu den Wirkungen 

Rede auf der Geschichtspolitischen Konferenz der VVN-BDA, Berlin 24./25. April 2010 

In der Erinnerungsschlacht, die unvermindert um die Geschichte des deutschen Faschismus und na-

mentlich des Krieges ausgetragen wird, gibt es, um im militärischen Bild zu bleiben, mitunter Zeiten, 

die wie Kampfpausen anmuten, verursacht durch die Erschöpfung der Kontrahenten. Dieser Eindruck 

täuscht jedoch. Der Lärm einer Schlacht ist anders als der eines Gefechts, und der wieder anders als 

der eines Scharmützels. Gekämpft wird aber permanent: in den klassischen wie den modernen Me-

dien, in öffentlichen Räumen, beispielsweise um Bestand oder Errichtung von Denkmälern, mit De-

monstrationen und Konfrontationen auf Straßen und Plätzen. An geschichtsträchtigen Tagen laufen 

die Auseinandersetzungen geradezu eingeübt und rituell ab. Ein solcher Tag ist der 13. Februar und 

der Kampfplatz das sächsische Dresden. Im Jahre 2010 haben die Antifaschisten dort einen ermuti-

genden Sieg errungen. 

Dieser Kampf um die Deutung deutscher und europäischer Geschichte wird mit Vorrang auch um 

Begriffe und deren Inhalte geführt. Einer dieser Begriffe im Zentrum des Dafür und Dawider steht 

lautet: Opfer. Das emotional hoch aufgeladene Wort verbindet sich mit der Vorstellung von Unglück 

und Ungerechtigkeit, von Tod und Trauer. Es ist Menschen geläufig aus ihren Alltagen. Opfer kennen 

sie als Folge von Unwetter und Unfällen, von Leichtsinn und Epidemien, verschuldetem und unver-

schuldetem Verhalten. Vielfach verbindet sich mit dem Begriff ein sensationelles, Aufmerksamkeit 

heischendes Geschehen. Kurzum: Opfer ist so etwas wie ein Signalwort, bei dem aufgehorcht wird. 

Darauf gründet sich die Spekulation derer, die den Begriff einsetzen, um einer revidierten, revisio-

nistischen Sicht in die deutsche Geschichte ein weites Tor zu öffnen. 

Der Betrug beginnt damit, dass vorwiegend jungen Menschen eingeredet wird, hierzulande würde 

den der eigenen Nation angehörenden Opfern des Zweiten Weltkrieges nicht hinreichend gedacht. 

Sie würden von denen anderen Nationen und Völker gesondert und in eine mindere Kategorie einge-

ordnet. Und es würde, wenn von ihnen gehandelt werde, nicht von den Tätern gesprochen. Das ist 

der Punkt der Punkte: Geredet und angeklagt werden sollen die Täter „der Anderen“. Das zielt nicht 

nur auf deren wirkliche oder vermeintliche Täter, sondern soll vor allem begründen, dass diese „An-

deren“ gar kein Recht besitzen, über die Taten, genauer die Untaten und Verbrechen der deutschen 

Eroberer zu reden. Es geht darum, im ersten Schritt die Geschichtskritik zum Schweigen zu bringen 

und dadurch – Schritt zwei – Platz zu schaffen für die heroisierte Trauer für die Soldaten der deut-

schen Wehrmacht. Diesem Heroismus bahnt in der Bundesrepublik eine Vielzahl von Publikationen 

den Weg. In reich bebilderte Serien und Periodika werden Schlachtensiege gefeiert, Generale und 

Feldmarschälle Hitlers heroisiert, Waffen als Höchstleistungen deutscher Ingenieurkunst abgebildet 

und deren Funktionsweise erläutert. Und keine Staatsmacht scheint sich dafür auch nur im Geringsten 

zu interessieren. Gewiss, diese offen deutschnationale und militaristische Propaganda erreicht nur 

eine Minderheit der Gesellschaft. Nur gilt das für die Tuberkulose auch und die Medizin bekämpft 

sie nach staatlichen Regeln dennoch. 

Man mag die bildhaften Vergleiche gesellschaftlicher Prozesse mit solchen aus der Natur mögen oder 

nicht, aber es ist nicht zu übersehen, dass die Ideologie der Rechtsextremen, der Nazis, nichtresistente 

Teile der Gesellschaft vergiftet, die diesen selbst Gruppen nicht zugehören. In einem Zeitungsartikel 

anlässlich des Jahrestages der Angriffe auf Dresden war zu lesen: „Luftangriffe wie jene auf Dresden 

zielten nicht primär darauf, die Militärmaschinerie des verhassten Nazistaates zu zerschlagen, son-

dern möglichst viele Menschen umzubringen. Der Massenmord war politisches Kalkül.“ Das ist klar: 

Demnach verrichteten die Besatzungen der Bomberverbände der Royal Air Force und der US-ameri-

kanischen Luftwaffe die Arbeit von Massenmördern. Im gleichen Beitrag wird die Legende von derlei 

Angriffen als Strafaktionen erzählt und dann fortgefahren: Es stelle sich „die Frage nach der Verhält-

nismäßigkeit der Bestrafung.“ (Armageddon über Elbflorenz von Robert Allertz, in: Neues Deutsch-

land, 13./14. Februar 2010, S. 24). Die Einstimmung in diesen Beitrag wird schon mit seiner Haupt-

überschrift gemacht: „Armageddon über Elbflorenz“. Elbflorenz, das ruft die ruinierte Schönheit der 

Stadt auf, eine Perle, die doch nicht hätte angegriffen werden dürfen, und Armageddon, das ist der 
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sprachliche Griff in die Bibel und in den Text der Offenbarung des Johannes, zur Geschichte vom 

Krieg des großen Tages Gottes, des Allmächtigen, womit die Zerstörung Dresdens aus der realen 

Geschichte des 20. Jahrhunderts in ein – übrigens geschichtlich unaufklärbares – Dunkel gerückt ist. 

Die Methoden, mit denen die Revision von Geschichtsbildern betrieben wird, reichen von den plum-

pen Losungen der Nazis auf ihren Transparenten bis eben zu derlei sublimeren Formen. 

Mit System sind die deutschen Opfer des Zweiten Weltkrieges den Zeitgenossen noch einmal und 

den Nachgeborenen in Handlungen und Bildern von Spielfilmen gesetzt worden – „Untergang“, „Die 

Flucht“, „Die Gustloff“, „Dresden“. Und der Begriff Opfer verbindet sich so, nächst denen der Bom-

bardements aus der Luft, vor allem mit der Flucht und Vertreibung. Die damit beständig einherge-

henden Verzerrungen und Verfälschungen des geschichtlichen Geschehens verdienen ein paar Worte 

mehr. Es beginnt mit der Koppelung und Vermengung der beiden Begriffe. Flucht, das war für Mil-

lionen Bewohner Ostpreußens, Pommerns, Schlesiens und Ostbrandenburgs vor allem und unmittel-

bar eine Flucht vor dem Krieg, der herannahenden Front, vorangetrieben durch eine doppelte Angst, 

die in tödliche Kämpfe zu geraten und in die rächende Hand der Sieger zu fallen. Die zweite war seit 

Jahren durch Schreckensbilder vom Bolschewismus und den Folgen einer deutschen Niederlage aus-

gemalt worden. „Kraft durch Furcht“ war an die Stelle von „Kraft durch Freude“ getreten. Diese bis 

zum Panischen reichenden Ängste erleichterten es den Nazifunktionären und Militärs, Millionen 

Deutsche westwärts in Marsch zu setzen und sich dadurch Kampf- und Schussfeld zu schaffen. Der 

Zusammenhang dieser Massenflucht im Winter [1944] und Frühjahr 1945 mit dem Interesse zur Fort-

setzung des Krieges bis nach Berlin wird weithin geschwiegen. Sie hat mit den Entscheidungen der 

Alliierten über Grenzziehungen und Umsiedlungen nichts zu tun, sondern war, die direkte Folge einer 

Kriegführung bis auf das Territorium des Reiches. Die Entscheidungen von Potsdam und die daran 

anschließenden haben die Rückkehr dieser Millionen verhindert, nicht deren Flucht verursacht. 

Darauf folgten zwangsweise Aussiedlungen, die, auch wenn sie nicht den Charakter von Vertreibungen 

trugen und nicht von Hass und Rachegelüsten begleitet wurden, Menschen in Ungewissheit, Ratlo-

sigkeit, Lebensängste und Elend stürzten, sie zu den letzten Opfern des Krieges werden ließen wie auch 

viele Kriegsgefangene und Kriegsverletzte. Es ist dieses Geschehen, das ins Zentrum eines Museums 

gerückt werden soll, dessen Errichtung obendrein als eine Tat, ein Akt der Versöhnung mit dem polni-

schen Nachbarn ausgegeben. Wenn in Deutschland gleich wo eine Stätte dieser Art geschaffen würde, 

müsste sie die Geschichte der Fluchten und Vertreibungen vollständig darstellen. Erstens, damit wäre 

zu beginnen, die Fluchten und Vertreibungen der deutschen Nazigegner, die sich 1933 vor der Ver-

schleppung in Gefängnisse und Konzentrationslager durch die Flucht ins Ausland retten mussten. Dazu 

– ebenfalls 1933 – der Beginn der Flucht von Juden aus dem Reich, schon im ersten Jahr der Nazidik-

tatur waren es ca. 30.000, vertrieben durch Diffamierung, Boykottaktionen, Verlust ihrer Arbeitsplätze 

und Verdienstmöglichkeiten. Darauf folgten, nach dem Ergebnis der Abstimmung im Saargebiet am 

13. Januar 1935 die Ausweitung der Fluchten und Vertreibungen aus diesem dem Reich einverleibten 

Territorium. Ähnliches wiederholte sich im März 1938 in Österreich und im Oktober des gleichen 

Jahres im Sudetenland, wo es auch die dort wohnenden Tschechen traf. Sodann – und nahezu vergessen 

– wäre zu gedenken der von ihren angestammten Lebensplätzen und Lebenswegen vertriebenen „Zi-

geuner“, eine Vertreibung zunächst innerhalb der Reichsgrenzen – das war die erste Etappe. Vertrieben 

wurden weiter aus dem Reich, da war der Eroberungskrieg schon begonnen worden, Juden aus dem 

Regierungsbezirk Stettin in das südöstliche besetzte Polen und die Juden aus Baden in den unbesetzten 

Teil des besiegten Frankreichs. Zeitlich parallel dazu erfolgte die Vertreibung von Juden und Polen 

aus den annektierten Gebieten Polens, die dem Reich als sogenannte Reichsgaue (Westpreußen, 

Warthegau) einverleibt wurden. Die wurden im Zuge der „Germanisierung“ dieser Gebiete in das 

Generalgouvernement „abgeschoben“. Im Westen wurden Elsass und Lothringen zu Reichslanden er-

klärt und dem Reich zugeschlagen, was mit der Vertreibung von Juden und Franzosen aus diesen 

Territorien einherging. Und das war, bisher war nur von 1939/1940 die Rede, erst der Anfang. 

Die Reduzierung des Themas Vertreibung auf das deutsch-polnische und allenfalls noch auf das 

deutsch-tschechische Verhältnis blendet einen erheblichen Teil der Geschichte aus. Der „Versöhnungs-

bedarf“ wäre weit größer. Auf diesen Beginn folgten Vertreibungen, die zwar nicht von Deutschen 
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organisiert wurden, aber auf das deutsche Konte gehen, denn erst ihre Eroberungszüge haben den 

Chauvinisten in anderen Ländern dafür die Chance geboten und die Hände freigemacht. Das gilt etwa 

für die Vertreibungen von Serben aus dem kroatischen Ustascha-Staat von Nazignaden. Und was 

wäre erst auszubreiten, käme die Rede auf die Unzahl von Vertreibungen von Menschen im Verlauf 

von Kriegshandlungen überall dort, wo sie der Wehrmacht im Wege waren? Das Fazit: das vorgese-

hene Konzept für diese museale Einrichtung, ganz unabhängig von dem Personal, das es vorbereitet, 

ist in der Sache verfehlt. Das vorgedachte Museum braucht hierzulande niemand, der sich das Thema 

durcharbeiten will, was Deutsche in den Nazijahren und im Kriege in ihrem eigenen Lande und in 

Europa angerichtet haben. 

Die Hauptmethode aber, mit der Menschen hierzulande um eine ungeschönte Wahrnehmung der Ge-

schichte und des Denkstoffs, den sie bietet, gebracht werden sollen, operiert mit einem moralischen 

Argument, der Ausdruck ist zu schwach: mit einer Moralkeule. Alle Toten des Krieges verdienen 

trauernde Erinnerung. Und diese Keule wird gegen diejenigen geschwungen, die in diffamierender 

Absicht verdächtigt werden, sich dieser Erinnerung zu verweigern. Gewiss, es gibt neuerdings eine 

politisch hervortretende, Lärm schlagende Kleingruppe, auf die das zutrifft, die etwa in den Luft-

kriegstoten von Dresden gerecht Bestrafte erblickt, die keine Träne verdienen würden. Diese Truppe 

ist den Nazis und deren Verwandten willkommen. Sie wird versuchsweise benutzt, anderen die glei-

che Jacke überzuziehen, in der diese Politrabauken daherkommen. Den Streitpunkt bildet aber nicht 

das Ja oder das Nein zur Erinnerung an die deutschen Opfer, sondern ihre Gleichsetzung mit denen 

anderer Nationalen und Völker. Verweigert wird der Blick auf die unterschiedlichen Wege, die zu 

diesem Opfersein führten. Formel und Devisen wie Tot ist tot und Tod ist traurig kann in der Ge-

schichtsbetrachtung ebenso wenig gelten wie das Römische De mortuis nihil nisi bene (Über die To-

ten soll man nichts Schlechtes reden). Würde das gelten, ließe sich eine Biografie über Hitler, Himm-

ler, Heydrich, die Kette ließe sich lange fortsetzen, nicht schreiben. Indessen geht es nicht um die 

Führer, sondern um deren deutsche Millionengefolgschaft, die zu Millionen im Kriege umkam. 

Wie sich die Deutschen gegenüber den eigenen und den Opfern „der Anderen“ zu verhalten hätten, 

das war ein Thema einer Rede, die alsbald auf den Tag genau vor 25 Jahren gehalten wurde. Redner 

war der Bundespräsident und den Anlass gab der damals 40. Jahrestag des Kriegsendes. Die Zuhörer 

waren die Abgeordneten des Deutschen Bundestages. In dieser denkwürdigen Rede hat das Staats-

oberhaupt neben die in seinem Lande gebräuchlichen Begriffe Kriegsende, Niederlage und Katastro-

phe das Wort Befreiung gesetzt. Wörtlich sagte er: „Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns 

alle befreit von dem menschenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft.“ 

Mit dem Gedanken, dass sie vom Dasein im Kriege befreit und der Drohungen ledig waren, durch 

die das Regime ihnen in der Phase seiner Agonie fremd und schließlich Feind geworden war, konnten 

1985 die Bundesbürger umso leichter leben, als ihnen gleichzeitig Politik und Geschichtspublizistik 

bescheinigten, dass sie Opfer „nationalsozialistischer Herrschaft“ geworden waren. Es wurde ihnen 

ausdrücklich das Recht zugestanden, das sie freilich vorher schon reichlich in Anspruch genommen 

hatten, sich zu bemitleiden. Auch Weizsäcker hatte in seiner Ansprache gesagt, dass nicht vergessen 

werden dürfe, „welche schweren Leiden für viele Menschen mit dem 8. Mai erst begannen und da-

nach folgten.“ Doch hatte Weizsäcker zugleich verlangt, der „sechs Millionen Juden, die in deutschen 

Konzentrationslagern ermordet wurden“, zu gedenken und der ungenannten Zahl von Menschen „al-

ler Völker, die im Krieg gelitten haben, vor allem der unsäglich vielen Bürger der Sowjetunion und 

der Polen, die ihr Leben verloren haben.“ Der Anspruch an das Umdenken der Bundesbürger war 

hoch. Gefordert wurde, den 8. Mai 1945 nicht vom 30. Januar 1933 zu trennen und zur Vergangenheit 

ein von Wahrheit geprägtes Verhältnis zu gewinnen. 

Ein Vierteljahrhundert nach dieser Rede lässt sich fragen, was aus den Vor- und Ratschlägen wurde. 

Auf dem Markt der Bücher und Filme erschienen seit den neunziger Jahren in Serie Veröffentlichun-

gen verschiedenster Genres, in denen die Leiden der Deutschen im Bombenkrieg und während der 

Flucht vor der herannahenden Front gezeigt wurden. Dazu brauchte nichts erfunden oder ausgemalt 

zu werden. Millionen Deutsche waren in das Inferno des Krieges gerissen worden, als die führenden 

Militärs der Wehrmacht, anders als die Generale des Kaisers 1918, sich nicht dazu entschließen 
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konnten, den Krieg verloren zu geben – spätestens, als die alliierten Armeen 1944 die Reichsgrenzen 

erreicht hatten. Nur setzten die meisten dieser Darstellung zeitlich „ein wenig“ zu spät ein. Sie bilde-

ten die Deutschen als Opfer ab, nicht schon, was sie doch vorher in ihrer Masse gewesen waren, als 

Instrumente des Regimes, die ihm erst die Kraft verliehen, den Kontinent so zuzurichten, wie sie es 

vermocht hatten. Da lag auch die Fehlstelle in Weizsäckers Rede. Darin war von einer verbrecheri-

schen Führung gesprochen, den Deutschen aber nicht mehr als eine Verirrung und Verstrickung zu-

geschrieben worden. Das wusste der ehemalige Hitlerjugendführer und Wehrmachtsoffizier besser. 

Er hatte sich selbst zu dem gemacht, was die übergroße Mehrheit der Deutschen gewesen war: In-

strumente des Regimes, das ohne diese Millionengefolgschaft in Europa nicht hätte anrichten können, 

was es zu verbrechen vermochte. Zu gedenken und zu sprechen war nicht nur der Leiden und der 

Opfer, sondern eben auch der eigenen Schande. Brecht hatte das von sich schon 1933 in seinem Ge-

dicht „Deutschland“ gesagt, das mit den Worten beginnt: „Mögen andere von ihrer Schande sprechen 

ich spreche von der meinen.“ Und was schloss diese Haltung erst ein, als zwölf Jahre vergangen 

waren und man den Mai 1945 schrieb. Schon nach dem ersten Jahr Nazidiktatur, da war, was die 

Herrschenden volkswirtschaftlich vorweisen konnten, noch begrenzt und es existierten 4 Millionen 

Arbeitslose, hatte sich die Mehrheit der Deutschen mit diesem Regime ausgesöhnt, sondern sie über-

haupt ihm feindlich gesinnt und gestimmt gewesen waren. Dadurch wurde dessen Startgeschwindig-

keit bestimmt und das hohe Tempo auf dem Weg in den Krieg gewonnen, das auch Pessimisten nicht 

für möglich gehalten hatten. Noch einmal: 1933 hieß es in Brechts Gedicht „Deutschland, bleiche 

Mutter, wie sitzt Du besudelt unter den Völkern“. Wie lasen sich diese Zeilen 1945? Wie mit dem 

Wissen, das in den ersten Jahrzehnten nach dem Kriege aufgehäuft worden war? Wie als Fritz Cremer 

in der ersten Hälfte der sechziger Jahre, das war die Zeit des Eichmann- und des Frankfurter 

Auschwitz-Prozesses seine Plastik nach den Worten Brechts für jene Ansammlung von National-

denkmälern schuf, die am Eingang zum KZ Mauthausen errichtet wurden. Ich konnte doch nicht, das 

waren seine Worte bei einer späteren Unterhaltung, als Deutscher zur Aufstellung in einem anderen 

Land ein Denkmal bestimmen, das uns, die Deutschen, nur als Opfer darstellte. 

Dieses Bild aber wird auf verschiedensten Wegen unter die Leute gebracht. Soeben, 2010, auch durch 

die deutsche Ausgabe des in Polen publizierten Bild-Text-Dokumenten-Bandes „Illustrierte Ge-

schichte der Flucht und Vertreibung Mittel- und Osteuropa 1939-1959“, den der Weltbild-Verlag 

billig auf den Buchmarkt brachte. Aus dem Band, in dessen Zentrum die Geschichte Polens und der 

Polen sowie der in dessen mehrfach veränderten Grenzen lebenden anderen nationalen Gruppen steht, 

lassen sich viele Informationen beziehen. Die Einleitung der übersetzten Ausgabe schrieb ein an der 

Universität Leipzig lehrender Geschichtsprofessor, der an der Publikation auch als Gutachter beteiligt 

war. Sie beginnt mit dem Satz, dass der 23. August, der 1. und der 17. September den „Beginn der 

wohl tiefsten Zäsur in der modernen Geschichte Europas“ darstellen. Die Vorgeschichte des Krieges 

wird – und das ist Methode – auf 10 Tage verkürzt und sie beginnt im Kreml in Moskau. Von Inte-

ressen, Antrieben und Zielen, die in diesen Krieg der deutschen Imperialisten führten, ist keine Rede 

mehr und wenn, dann fällt ein Name, der Hitlers, und allenfalls der einiger seiner Komplizen, beson-

ders böser Leute eben. 

Doch das Wissen um die Rolle der Mehrheit der Deutschen als getreue und überzeugte oder auch als 

gezwungene Gefolgsleute des Regimes, als Instrumente in einem vom ersten bis zum letzten Tage 

verbrecherischen Krieg schließt das trauernde Gedenken an die Opfer nicht aus, sofern sie sich nicht 

als Verbrecher hervorgetan haben. Diese Trauer, ist sie nicht blind oder reaktionären politischen Zwe-

cken dienstbar, besitzt aber ihre Besonderheit. Sie ist gleichsam von doppelter Natur, denn sie schließt 

die Traurigkeit über die Rolle ein, die diese Millionen in der deutschen und europäischen Geschichte 

gespielt haben. Darüber hinwegzugehen erscheint mir so unmoralisch wie die Reduzierung des Ge-

denkens an diese Toten auf einen einzigen Fluch. 2010 zielt solche Erinnerung auch nicht mehr auf 

Schuldzuweisung und Anklageerhebung, verbindet sich auch nicht mit dem Vorsatz von unserer 

Schande zu sprechen. Im Bewusstsein zu behalten sind geschichtliche Tatsachen, aus denen sich eine 

historisch-moralische Verantwortung herleiten lässt. Sie richtet sich auf das Leben der Anderen wie 

auf unser eigenes. 
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Ereignis und Erinnerung. Eine historisch-politische Nachlese zum 

60. Jahrestag der Befreiung vom Hitlerfaschismus 

Vortrag in der Gesellschaft für Faschismus- und Weltkriegsforschung am 13. September 2005 

Zu diesem Lande wie zu vielen anderen gehört seit Generationen eine Kultur der Erinnerung. Sie ist 

inzwischen hochentwickelt, wenngleich von der Teilnahme an ihren Äußerungen eine wachsende 

Zahl seiner Einwohner ausgeschlossen ist, infolge von Unwissenheit, Armut, alltäglicher Sorgenüber-

last. Diese Kultur transportiert in die Gesellschaft unablässig Erbauung, Anregungen, Nachdenklich-

keit, Rechtfertigungen, auch Warnungen und Mahnungen, dazu – wie manche meinen – Lehren. Er-

innerung geschieht im privaten wie im öffentlichen Raum und auf verschiedensten Ebenen des Staa-

tes. Akademien, Vereine und Gesellschaften erinnern sich anlässlich Geburts- oder Sterbedaten ihrer 

Namenspatrone, Mitglieder oder Förderer, herausragender Persönlichkeiten aus Wissenschaft und 

Technik, Literatur und Kunst. Politische Parteien und Organisationen würdigen aus gleichen oder 

ähnlichen Anlässen ihre Gründer und andere verdienstvolle Frauen und Männer, die sie ihrer Tradi-

tionslinie zugeordnet haben. Rückblicke richten sich auf Daten, an denen herausragende Entdeckun-

gen oder Erfindungen gemacht oder bekannt gemacht, bedeutende Werke geschrieben und gedruckt, 

Schauspiele uraufgeführt, sportliche Leistungen vollbracht wurden. Jahrestage regen Forscher und 

Publizisten zu neuen Unternehmen an, animieren Künstler aller Genres zu eigenen Beiträgen, schla-

gen sich in Buchhandlungen und auf Bühnen nieder. Waren seit langem schon Zeitungen und Zeit-

schriften Träger und Verstärker (und auch Profiteure) solcher Erinnerungen, so bilden die ungemein 

vermehrten und vielseitigen Medien unserer Tage (Funk, Film, Fernsehen u. a.) mächtige und weit-

reichende Instrumente, die Initiativen und Kampagnen nicht nur begleiten und ausweiten, sondern 

von denen sie mitunter selbst ausgehen und dominiert werden. 

Vor allen anderen waren und sind es Ereignisse aus der Landes- und Staatengeschichte, deren na-

mentlich bei „runden“ Jahrestagen gedacht wird – von Staats wegen und, so Zeitgenossen noch leben, 

auch an Familien- wie an Vereins- und Stammtischen. Im Laufe des letzten Jahrhunderts gab es in 

keinem der aufeinanderfolgenden oder gleichzeitig existierenden deutschen Staaten wohl eine pom-

pösere, die gesamte Bevölkerung erreichende Veranstaltungsreihe festlicher Erinnerung wie die im 

Jahre 1913 inszenierte, die der Erinnerung an die Befreiung von napoleonischer Besetzung und ins-

besondere an die Völkerschlacht bei Leipzig ein Jahrhundert zuvor galt. Das mochte umso mehr er-

staunen, als im Festjahr selbst die Kinder der Zeitgenossen der Blücher, Gneisenau, Scharnhorst und 

Schill das Greisenalter schon erreicht hatten und zwischen der gefeierten Vergangenheit und der Ge-

genwart der vielverklärte Sieg bei Sedan lag. Hochrepräsentative Bauten, die kein folgender Krieg 

vollständig zerstört hat und die mehrfach restauriert wurden, wie das berühmte Denkmal in Leipzig 

und die Jahrhunderthalle in Wrocław, dem einstigen Breslau, die mit einem von Gerhart Hauptmann 

eigens dafür geschriebenen Festspiel eingeweiht wurde, bezeugen den staatlichen Aufwand, der für 

solches Erinnern nicht gescheut wurde. 

Die Erinnerungskultur eines Landes bestimmt in erheblichem Grad auch das Interesse an der Ge-

schichtswissenschaft und die Nachfrage nach ihren Ergebnissen, mitunter auch die öffentliche Auf-

merksamkeit, welche ihren Vertretern von den Spezialisten der Technik- bis zu denen der Ideologie-

geschichte zuteil wird. Jedoch vollzieht sich in der Gegenwart ein Prozess, in dessen Verlauf sich die 

Resultate der Erforschung des Vergangenen von den Inhalten des publizistischen Angebots zuneh-

mend entfernen, auf das die Bürger aus Anlass des Jahrestages einer Staatsgründung, des Inkrafttre-

tens einer Verfassung oder eines bedeutenden Gesetzes, des Beginns oder Endes eines Krieges, des 

Stattfindens einer folgenreichen Schlacht oder einer wegweisenden Konferenz geistig zugreifen kön-

nen. Historiker, wiewohl manche von ihnen in den Kampagnen mitwirken, sehen sich in die Lage 

gebracht, dass von ihnen geschaffene Geschichtsbilder auf ihr Tatsachenmaterial hin zerlegt und zu 

neuen, ihren eigenen Erkenntnissen und Intentionen bestenfalls noch anverwandten Bildern zusam-

mengefügt werden. Am Ende von Fernsehfilmen erscheint nach der Nennung von deren Produzenten 

die Einblendung „Wissenschaftliche Beratung Professor usw.“ Daraus entnehmen Kenner nur, wer 

das Honorar erhalten hat. 
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Die Art und Weise, wie geschichtliche Ereignisse erinnert worden sind, bildet inzwischen selbst einen 

Zweig der Geschichtsforschung, dem es an Stoff, Themen und Anstößen nicht mangelt. Das aus ein-

schlägigen Studien zu entnehmende, nicht überraschende Hauptergebnis solcher Untersuchung lautet, 

dass die Erinnerung an geschichtliche Prozesse, Ereignisse und Personen von Interessen geleitet wird 

und zwar in ihrem Hauptstrom von den jeweils dominierenden, also von vorherrschenden politischen 

Interessen. Das schließt Zufluss aus Nebenströmen der Gegenkultur nicht aus. Den Vorgang haben 

an einem für Demonstrationszwecke besonders geeigneten Beispiel jüngst zwei Dubliner Historiker 

dargestellt, die sich mit der Erinnerung an die Gräueltaten befassten, die von Formationen der kaiser-

lichen deutschen Armee 1914 in eroberten Städten und Ortschaften Belgiens und Frankreichs began-

gen worden waren. Sie zeichnen das Bild eines Kampfes um das unverfälschte Wachhalten gegen die 

Begrenzung oder gar Unterdrückung dieser Erinnerung selbst in den betroffenen Stadt- oder Landge-

meinden, wobei sich höchst merkwürdige und quer zu den herkömmlichen liegende Fronstellungen 

ergaben. 

In Kürze: Während die Bürger vor Ort, vielfach Verwandte oder Nachkommen der Opfer, in der Mitte 

der zwanziger Jahre die Erinnerung bewahren wollten und sich für würdige Gedenkstätten mit einer 

klaren Aussage über ihren Bezug einsetzten, befürchteten Pazifisten verschiedenster Prägung eine 

Verengung der Rückblicke auf einzelne Grässlichkeiten, wo ihnen aber doch der Krieg insgesamt als 

ein Grauen galt und sie deren Urheber und nicht einzelne Übeltäter ins Visier bringen wollten. Die 

eigentliche Konfrontation aber ergab sich aus dem in Paris und Brüssel vorherrschenden Staatsinte-

resse, die Beziehungen zu Deutschland nach dem Rückzug aus dem Ruhrgebiet und trotz Fortdauer 

der Besetzung des Rheinlandes neu zu ordnen und, so die politische Rechte, die Weimarer Republik 

in den Verbund fest antirevolutionärer und antisowjetischer Staaten einzubinden. Auch um die Ge-

schäfte der Reparationszahlungen ungestört abzuwickeln, sollte durch Schriften, Bekundungen und 

Denkmäler kein in die Außenpolitik wirkender Zündstoff geschaffen und den nationalchauvinisti-

schen Kräften im Reich keine weitere Munition geliefert werden. 

Der Blick in die Vergangenheit und über die Landessgrenzen hinaus vermag das Auge für Vorgänge 

zu schärfen, die sich in der kürzlich betriebenen staatsweiten Kampagne beobachten ließen, die hier-

zulande dem Rückblick auf den 8. Mai 1945 lenkte. Methodisch gilt: Wer diese Vorgänge nur unter 

Fragestellungen wie wahr – falsch, richtig – verlogen, übertrieben – marginalisiert usw. analysieren 

würde, könnte zwar fündig werden, aber sich und anderen nichts erklären. Auszugehen ist von Inte-

ressen, denn die Initiatoren der Erinnerung gingen nicht anders als in Dutzenden ähnlicher Fälle ihre 

Vorgänger von eben diesen – selbstredend ihren eigenen – Interessen aus: von politischen, ideologi-

schen, auch wirtschaftlichen, und zudem, denkt man an die Politiker, von durchaus persönlichen, ihre 

Karriere oder Stellung, mitunter auch ihren Ruf und Nachruhm sichernden. Das zu erwähnen heißt 

nicht, jemandem am Zeuge flicken wollen. Keine einzige dieser Interessen muss von wahrheitswid-

riger Natur oder Folge sein, jede aber kann es. Jedoch vermag selbst der politisch reaktionärste An-

trieb sich im Einzelfall auf Wahrheiten zu beziehen und sich mit ihnen zu schmücken. 

Reden wir also von den durch Interessen gezogenen historisch-politischen Koordinaten dieses 8. Mai 

2005, vor allen denen, die für das Handeln der Regierenden in der Bundesrepublik viel Bedeutung 

erlangten. Anders als der 20. Juli 1944 ist der 8. Mai 1945 bis heute ein internationaler Tag des Erin-

nerns und des Gedenkens, eines befreienden, vieler Orts aber noch immer eines zugleich tief schmer-

zenden und trauernden Gedenkens. Das Datum bezeichnet das Ende eines beispiellosen Krieges mit 

Abermillionen Toten, mit nach wie vor aufbrechenden Narben und nie verheilten Wunden Diesen 

Charakter des Maitages kann kein deutscher Regierungspolitiker unbedacht lassen. Er wirkte in die 

Bundesrepublik hinein, in der – anders als in Russland oder Frankreich – ein ausgeprägtes innenpoli-

tisches Interesse fehlte, sich dem weltgeschichtlichen Datum in besonderer Weise zuzuwenden. Es 

war zunächst nur eine Minderheit aus demokratischen, pazifistischen und antifaschistischen Kräften 

mit ihren Organisationen und Vereinigungen – in ihnen die letzten noch lebenden Teilnehmer am Wi-

derstandskampf innerhalb und außerhalb Deutschlands –, dazu Einrichtungen der Bildung und Kultur, 

die sich darauf vorbereiteten, an den – wie sie ihn verstehen – Tag der Befreiung auch des deutschen 

Volkes vom Faschismus zu erinnern. Dabei griffen sie vielfach auf den Reichtum künstlerischer und 
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publizistischer Leistungen zurück, der im deutschsprachigen Exil und dann nach 1945 in Deutschland 

in der Auseinandersetzung mit Faschismus und Krieg angehäuft worden war. 

Von Staatswegen war nicht beabsichtigt, dem Tag intra muros öffentlich ein besonderes Gepräge zu 

geben. Eine Art Staatsakt wurde auf den Jahrestag der Befreiung des Konzentrationslagers Buchen-

wald, also in den April, gelegt und fand in Weimar statt. Dass der Bundeskanzler, der im Jahre 2004 

als erster deutscher Regierungschef an Veranstaltungen zum Gedenken an die 1944 gelungene Lan-

dung der Alliierten in der Normandie teilgenommen hatte, nun auch einer an ihn ergangenen Einla-

dung nach Moskau zu den Feiern zur Erinnerung an den schwer erkämpften Sieg folgen werde, war 

lange zuvor bekannt geworden und aus der CDU/CSU-Rechten mit der Frage versehen worden, was 

er da zu tun habe. Indessen: Pflege und Verstärkung des diplomatischen Fadens von Berlin nach 

Moskau gehören längst zu den Forderungen an jede Regierung der Bundesrepublik. Nachdrücklich 

wird dies von deutschen Bank- und Industrieunternehmen verlangt, jene eingeschlossen, die, ohne 

eigene Ostgeschäfte zu machen, wie das ganze Land von verlässlichen Öl- und Erdgaslieferungen 

abhängig ist. „Freundschaften“ zwischen Kohl und Gorbatschow, Schröder und Putin waren oder sind 

erwünscht. Die Reise in die russische Hauptstadt und zur Kundgebung auf den Roten Platz war mithin 

nützlich und obligatorisch. Die Opposition verstummte rasch. Zudem war darauf Verlass, dass genü-

gend Mittel verfügbar wären, falsche Ausdeutungen als Folge der Kanzlerreise entgegenzuwirken. 

Das geschah dann auch. „Die Welt“ publizierte am 10. Mai, der Regierungschef war gerade zurück, 

an herausragendem Platz einen Beitrag über die deutsch-sowjetischen Beziehungen im Jahre 1939 

unter der groß-balkigen Überschrift „Komplizen des Krieges“. 

Eine Änderung des innenpolitischen Konzepts für den Jahrestag ergab sich erst, als die äußerste 

Rechte ihre Demonstration zum Brandenburger Tor anmeldete. Es musste befürchtet werden, dass 

Dutzende ausländischer Zeitungen und Fernsehstationen Bilder dieses Aufmarsches verbreiten und 

so die auslandspropagandistischen Bemühungen der Regierung konterkariert würden, woraus Scha-

den für die Republik zu entstehen drohte. Den abzuwenden, waren alle Kabinettsmitglieder durch 

ihren Eid und ebenso die Landesminister verpflichtet. So erging der Aufruf an die Bürger Berlins – 

ähnlich jenem zum „Aufstand der Anständigen“ vom Herbst 2002 – Flagge zu zeigen. Veranstaltet 

wurde inmitten der Stadt ein „Fest der Demokratie“, für den die „Anregung“ unfreiwillig von jenen 

ausgegangen war, denen nur wenige Monate danach Bundesrichter, so den Kommentar von den ge-

lernten Lektionen illustrierend, bescheinigten, dass sie vom Ruf „Ruhm und Ehre der Waffen-SS“ 

ungestraft öffentlich Gebrauch machen dürften. Freilich: Mit den Zahlen an Menschen, die der Chris-

topher Street Day und der Berlin-Marathon alljährlich in der Bundeshauptstadt auf die Beine zu brin-

gen vermögen, konnte die Teilnehmermenge am 8. Mai nicht konkurrieren. 

Denn: Für die Mehrheit der Bundesbürger ist das ein ungeliebter Jahrestag geblieben. Wie es in dieser 

Hinsicht um die gegenwärtigen Regierungsmitglieder steht, ist nicht zu sagen. Jedenfalls trugen sie 

dem in corpore Rechnung. War von Befreiung die Rede, dann stets wie auch bei Richard von 

Weizsäcker in einem Interview uneingeschränkt nur mit Bezug auf die politisch, „rassisch“ und aus 

anderen Gründen Verfolgten. Für die Deutschen in ihrer übergroßen Masse habe Befreiung einen 

anderen Sinn. Sie bedeute das Ende der Todesdrohung, der sie bis dahin ausgesetzt waren, sei es als 

Zivilisten durch den Bombenhagel auf ihre Städte, sei es als Soldaten durch den nächsten Angriffs-

befehl eines Frontkommandeurs, der sich in die „letzte Schlacht“ hetzen wollte. Zudem hätte sich den 

Deutschen in jenem Mai ein Tor zu einem neuen geschichtlichen Weg geöffnet. 

Diese Sicht vertrug sich ganz mit dem sogenannten „Opferdiskurs“, der, 2002 ausgelöst durch Erin-

nerung an die damals sechs Jahrzehnte zurückliegende Stalingrader Schlacht und das zum Bestseller 

hochgelobte Buch Jörg Friedrichs „Der Brand“, in der Bundesrepublik auf Touren gebracht und ge-

halten worden war. Die vordem im Zusammenhang vor allem mit der ersten Version der „Wehr-

machtsausstellung“ geführte Debatte über Täter und Tatbeteiligte lebte nicht wieder auf. So geriet die 

ohne eigenes Zutun und vielfach gegen ihren Willen erfolgte, historisch denkwürdige Befreiung der 

Deutschen von ihrer Rolle als brutale und barbarische Friedenzerstörer und Eroberer, als beutegierige 

und gefräßige Länderausplünderer und als Sklavenhalter von Millionen Europäern, der schändlichs-

ten, die sie in den Jahrhunderten ihrer Geschichte gespielt hatten, weit in den Hintergrund. Mehrfach 



115 

war – in Verbindung mit der Mär, die deutschen Opfer hätte man bisher beschweigen müssen – zu 

hören, von Untaten und Verbrechen sei nun genug geredet worden. Was den anderen zugefügt worden 

sei, gehöre inzwischen, sähe man von ein paar Unbelehrbaren ab, zum Allgemeinwissen der Ge-

schichtsversessensten unter allen Nationen. Und trutzig „Wir haben unsere Lektion gelernt“. Das un-

bestrittene Opferdasein von Millionen Deutschen bei Kriegsende, der Toten der Schlachten und des 

Luftkrieges, der Geflüchteten und Vertriebenen, der Vergewaltigten und Misshandelten, der Unbe-

hausten und Hungernden, auch, gerade hier in Berlin, der Verhungernden wurde zu einer gedankli-

chen Barriere angehäuft, die keine Besinnung auf das Ganze, auf Ursachen und Folgen, auf Vor- und 

Nachgeschichte zuließ. Zudem galt das Opfersein als so etwas wie die erbrachte – wem eigentlich – 

Wiedergutmachungsleistung. Das endete bei einer Haltung, die besagt: Was wollen „die Anderen“ 

eigentlich von uns? Wir doch auch. Opfer ist Opfer, tot ist tot. Widerreden wurden mit dem Bemerken 

abgeschmettert: Es gibt keine Toten oder Opfer erster, zweiter usw. Klasse. 

Gegen die These von der gelernten Lektion sprach auch 2005 noch und wieder allein schon der Um-

gang mit dem Begriff Befreiung, selbst dort, wo er verwendet wurde, und mehr noch in den vielen 

Fällen, in denen zu seiner Vermeidung von Kapitulation, Niederlage, Zusammenbruch, Katastrophe 

usw. gesprochen und geschrieben wurde, was dieses Ende des Naziregimes alles auch war, worin sich 

aber der historische Rang und der Platz des Maitages in der deutschen Geschichte nicht ausdrückt. Die 

Ablehnung – vielleicht sollte man in manchen Fällen konzedieren: Zurückhaltung – gegenüber der 

Kennzeichnung des Maitages auch für die Deutschen als befreiend zeigte sich u. a. auch in Buchtiteln, 

die Autoren und Verlage für ihre Neuerscheinungen wählten. Niemanden damit überraschend wählte 

Guido Knopp für seinen Band die Überschrift „Die letzte Schlacht“ und dazu „Hitlers Ende“ (Hoff-

mann und Campe). Zwei Militärhistoriker, die ihren bereits 1995 anlässlich des 50. Jahrestages er-

schienenen Band ergänzt wieder herausgaben, Gerd R. Ueberschär und Rolf-Dieter Müller, blieben 

bei „1945. Das Ende des Krieges“ (Primus). Andreas Kunz vom Militärgeschichtlichen Forschungs-

amt herausgegebene Monographie heißt im Titel „Wehrmacht und Niederlage. Die bewaffnete Macht 

in der Endphase der nationalsozialistischen Herrschaft“ (Oldenbourg). Eine Ausnahme macht eine 

Sammlung von „Erinnerungen (deutscher und nichtdeutscher Autoren) aus sechs Jahrzehnten“ mit 

„1945. Befreiung und Zusammenbruch“ (dtv). Im jeweiligen Fall mag die Kennzeichnung im Titel 

treffend gewählt sein, im Ganzen tut sich darin doch eine Tendenz kund. Eine der dem Ereignis geltende 

Veröffentlichung war ursprünglich vom Verlag unverhohlen mit dem Titel „Keine Befreiung“ ange-

kündigt, dann aber, wie ein Rundschreiben mitteilte, noch geändert worden. Hubertus Knabes Buch 

erschien nun unter „Tag der Befreiung?“ und dazu „Das Kriegsende in Ostdeutschland“ (Propyläen). 

Das Fragezeichen erfüllt den Tatbestand eines Etikettenschwindels, im Text war nichts geändert und 

der Verfasser vertrat strikt den Standpunkt, den die zuerst beabsichtigte Kennzeichnung ausdrückte. 

Statt in diesem Punkte Klarheit zu schaffen, was den herausfordernden Einsatz der Fachhistoriker 

gelohnt haben würde – der Historiker Reinhart Koselleck ließ ein Interview unter der Überschrift „Ich 

war weder Opfer noch befreit“ veröffentlichen1 –, wurde jenes Geschichtsbild verbreitet, dass die 

Deutschen-West als die Befreiten, die Deutschen-Ost als die erneut einer Diktatur unterworfenen 

Opfer Moskaus, des Kremls, der Kommunisten, Stalins usw. charakterisierte. Diese Version war be-

reits im Zusammenhang mit dem 60. Jahrestag des Gedenkens an das Unternehmen „Overlord“ po-

pularisiert worden. 

Wie das Beispiel des bei Kriegsende in sowjetische Gefangenschaft geratenen Koselleck zeigt, und 

bei einem Historiker verwundert das schon, werden in der aktuellen Debatte „Befreiung – ja oder 

nein“ individuelle Erfahrungen gegen geschichtswissenschaftliche Erkenntnis gewendet, die Wahr-

nehmung des Einzelnen dem Urteil über Allgemeines entgegengestellt. Die eigene Lebensgeschichte 

wird zum Argument wider den wissenschaftlich gesicherten, ein Ganzes charakterisierenden Befund 

und das darauf sich stützende Urteil oder mit ihr wird zumindest Gleichberechtigung und Gleichstel-

lung für beide beansprucht, was auf die Position hinausläuft „Jeder hat seine Wahrheit“ und in die 

Forderung mündet „Man lasse jedem seine Wahrheit“. 

 
1  Berliner Zeitung, 7./8. Mai 2005, S. 31. 
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Ganz in diesem Sinne erklärt auch Koselleck, mit einem Sprachgestus, als wäre er von auf Gedanken 

und Emotionen erpichten Räubern umgeben, er lasse sich seine individuelle Erfahrung, zu der eine 

harte Kriegsgefangenschaft gehört, die ihn über Auschwitz nach Kasachstan führte, wo er – so seine 

Formulierung – nicht Arbeit als Wiedergutmachung, sondern „Sklavenarbeit“ leisten musste, die 

viele seiner Mitgefangenen nicht überlebten, nicht nehmen oder „kollektivieren“. Wer aber wollte, 

wer könne das tun? Das massenhafte Auseinanderfallen von persönlichen Erfahrungen und geschicht-

lichem Gesamtgeschehen ist unbestritten und nicht nur der Historiker hat sich über sein Ich zu erhe-

ben, will er sich zur Einsicht und zum Verständnis des Ganzen hinaufarbeiten. Geschichtliche Er-

kenntnis bildet sich nicht als Summe der Erfahrungen und Wahrnehmungen aller Einzelnen. 

Im Hinblick auf den Inhalt des Begriffs Befreiung lautet die Frage: Ist eine objektive Aussage über 

die Rolle der Deutschen in Europa im und nach dem Zweiten Weltkrieg möglich und wie lautet diese. 

Oder besteht diese Möglichkeit nur im Hinblick auf die Biographien und das konkrete Verhalten der 

Müller, Meier und Krause? Aussagen dieses Typs werden von Politkern übrigens, wovon Veröffent-

lichungen nahezu jeden Tages zeugen, über die Bundesrepublik und ihrer Bürger fortlaufend gemacht 

und von den einen bejaht, von anderen abgelehnt. Wie soll die Weigerung, aus dem Rückblick von 

60 Jahren begründet werden, den angesichts der veränderten Bedingungen grundlegenden Wandel in 

den Handlungen, noch nicht im Denken und Fühlen der Deutschen zu charakterisieren, sondern sich 

auf das Erleben, die Wahrnehmung, die Erinnerung vieler Einzelner zurückzuziehen? 

Doch genau das ist in der Öffentlichkeit und in allen Medien in den Monaten und Wochen vor dem 

Jahrestag geschehen. In Interviews in Zeitungen und Zeitschriften und vor Fernsehkameras wurden 

Zeitzeugen vorgeführt und mit deren Äußerungen der Eindruck von Authentizität erweckt. Schließ-

lich waren sie ja dabei, haben sie „es“ erlebt und erlitten. Zusammenhänge wurden nicht erfragt, denn 

sie waren nicht gefragt. Es genügte die belegte oder auch tränenerstickte Stimme der Befragten. Emo-

tionen (Modewort: Betroffenheit), nicht Einsichten oder Erkenntnisse wurden auf den Markt ge-

bracht. Auch diese selbstredend in Auswahl. Was sich als Aufklärung ausgab, war in der Masse eine 

Aneinanderreihung von unerklärten Fakten, die das Opferbild verfestigte und den Eindruck absoluter 

Sinnlosigkeit des Geschehens (Modewort: Wahnsinn) erweckte. Der Bundeskanzler wurde auf seiner 

Moskau-Reise auch von Veteranen der Wehrmacht begleitet. Einen von ihnen interviewte nach seiner 

Rückkehr die „Bild“-Zeitung. Über seine Ansicht zum Kriege befragt, erklärte er, so dann auch die 

Überschrift des Blattes: „Es war alles so sinnlos.“ 

Das befördert einen Vorgang, über den niemand mehr nachzudenken hätte als die Historiker und der 

sie doch insgesamt nicht auf den Plan rief. Denn wenn geschichtliche Großereignisse, die – wenn 

auch nach unterschiedlicher Methodik und mit unterschiedlichen Ergebnissen – auf ihre Ursachen 

und Antriebe hin untersucht worden sind, schlechthin das Etikett der Sinnlosigkeit aufgeklebt wird, 

dann kann die Geschichtswissenschaft abtreten Auf diese Weise wird eine Einstellung gegenüber der 

Geschichte verbreitet, die ihr die Fähigkeit zu Beschreibungen von Ereignissen zugesteht und, wenn 

es um Kriege wie den Zweiten Weltkrieg geht, vermag sie dann allenfalls Entsetzen und Trauer her-

vorzurufen und dazu noch das Fürchten und Gruseln zu lehren. Hier geht es aber nicht um die Ver-

nichtung von Arbeitsplätzen für Historiker, sondern um ein aktuelles politisches Ziel. Die Enthüllung 

des Weges in den Krieg und die Antwort auf die Frage, welche Kräfte ihn ausweiteten und seinen 

Verlauf bestimmten sowie deren Denken und Motive ist nicht folgenlos für das Herangehen der Heu-

tigen an die aktuellen Fragen von Krieg und Frieden. Sie erzeugt Misstrauen gegenüber den zeitge-

nössischen Beteuerungen, wonach Kriege einzig zur Terrorabwehr und als Bahnbrecher für die 

Durchsetzung demokratischer Zustände geführt werden. Anders gewendet: Die Genügsamkeit des 

Erfragens von Zusammenhängen in vergangenen Kriegszeiten, von denen uns kein Epochenein-

schnitt trennt, erweist sich so – gewollt oder nicht – als Dienstleistung für jene Kräfte, welche über 

Antriebe und Ziele ihres Handelns kritisch nicht zur Rede gestellt werden wollen. 
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Vom aufrichtigen Erinnern und Gedenken 

Vortrag in der Sitzung des Rombergpark-Komitees in Dortmund, Rathaus am 24. März 2005 

Die geistigen Auseinandersetzungen auf dem Wege zum 60. Jahrestag der Befreiung hat ein Histori-

ker, Norbert Frei, bis vor kurzem lehrend in Bochum, nun in Jena tätig, eine „Erinnerungsschlacht“ 

genannt. Der Begriff wirft Fragen auf: Wer erinnert sich hierzulande. Und Woran? Und Warum? Zu 

erinnern vermag sich an die Ereignisse des Frühjahrs 1945 im eigentlichen Sinne des Wortes nur eine 

Minderheit der deutschen Bevölkerung der Bundesrepublik, insgesamt etwa 10 Prozent ihrer Ein-

wohner. Die übergroße Mehrheit hingegen kann sich, wenn sie dazu bereit ist, Wissen über und Ver-

ständnis für diese Zeit, die ihre Eltern, Großeltern und nun schon Urgroßeltern erlebten, aneignen. 

Das wird sie nur tun, wenn sie meint oder davon überzeugt werden kann, dass dies von einigem 

Nutzen für sie selbst sein könnte. 

Und dann Schlacht! Wer trägt sie gegen wen aus? Und mit welchen Zielen? Die Geschichtsversesse-

nen gegen die Geschichtsvergessenen? Von beiden ist mit Bezug auf Deutschland die Rede. Geht es 

um eine Annäherung an die geschichtliche Wirklichkeit und Wahrheit? Gegen deren Vernebelung 

oder Verklärung? Wer spielt dabei welchen Part? Wer bedient sich dieser, wer jener Mittel und Me-

thoden? Mehr Fragen, als sich in einem halbstündigen Vortrag beantworten lassen. 

Unbezweifelbar ist, dass durch Presse, Fernsehen und Filmproduktionen, durch eine erhebliche 

Menge von Büchern die Aufmerksamkeit von Millionen, im Ganzen aber wohl einer starken Minder-

heit von Deutschen, auf die Geschehnisse der ersten vier Monate des Jahres 1945 gelenkt werden. 

Kein Abend, an dem nicht auf irgendeinem Sender ein Spiel- oder Dokumentarfilm oder eine Mi-

schung aus beiden gezeigt wird, dessen Gegenstand Ereignisse dieses Jahres sind. Kein Tag, da Zei-

tungen und Zeitschriften nicht von diesem oder jenem geschichtlichen Ablauf oder Vorkommnis be-

richten. Doch nur selten kann das Präsentierte den Anspruch der Aufklärung erheben. Vieles gehört 

in den Bereich bloßer Unterhaltung, lenkt ab vom Alltag, hilft Zeit totschlagen, erzeugt Gruseln oder 

Kopfschütteln. Die heutige Ausgabe der Westfälischen Rundschau liefert dafür einen weiteren Be-

weis. Sie druckt einen der vielen Artikel, die momentan nach dem Erscheinen eines entsprechenden 

Buches der Frage gelten: Besaß Hitler die Bombe, das meint Atomwaffen? (Woran sich dann Über-

legungen knüpfen lassen wie: Hätte nicht doch [...]) Und in einer Vorankündigung eines 10-teiligen 

Fernsehfilms ist zu lesen: „Eine Serie, die unter die Haut geht“, was doch heißt, die Hersteller zielen 

auf die Gefühlswelt der Zuschauer und nicht auf deren Köpfe und Gehirne. Und in der Tat, wird 

weitergeschrieben: „Krieg wird gezeigt, wie er ist – brutal, grausam, menschenverachtend. Hier gibt 

es keine Sieger, hier gibt es nur Verlierer.“ Und schon einleitend und kritiklos wird mitgeteilt: „Große 

geschichtliche Zusammenhänge sucht man hier vergebens.“ Wahrlich: So ist die Dutzend- und die 

Massenware beschaffen. Zusammenhänge werden nicht erfragt, Ursachen und Wirkungen zumeist 

im Dunkeln gelassen, jedenfalls nicht ausgelotet. Geschichte erscheint als eine Mischung individuel-

len Erlebens, aus dem jeder seine geschichtliche Wahrheit bezieht. 

Das Fazit wurde in der Neuen Züricher Zeitung vom 16. Februar 2005 treffend zusammengefasst: 

„Nur darf man sich keine Illusionen über die Geschichtskenntnisse machen. Die deutsche Öffentlich-

keit hat keinen scharfen Begriff vom NS-System, ihre klaren moralischen Verdikte beruhen nicht aus 

ebenso klaren Einblicken in Genese und Funktion der nationalsozialistischen Herrschaft. Der derzei-

tige Trend zum individuellen Opfergedenken ist nicht frei von einer gewissen Privatisierung und man 

könnte sich fragen, ob und wie wohl diese Privatisierung irgendwann auf das offizielle Geschichtsbild 

zurückschlägt.“ 

Nun wächst das Erinnern der Zeitgenossen des Kriegsendes, der heute Siebzig- und Achtzigjährigen, 

aus einem natürlichen Bedürfnis hervor. Sie blicken auf ihr Leben zurück und manche möchten mit 

sich ins Reine kommen, ihre Gedanken ordnen, Herr ihrer Gefühle werden. Was sie betrifft, liegen 

Motive zutage. Wie steht es aber mit den Nachgeborenen, die sich ernsthaft mit den Zeiten befassen, 

die sie zu ihrem Glück nicht erlebt haben? Da mögen die Antriebe vielfältiger sein. Einer könnte darin 

bestehen, dass sie von dem Wissen oder auch nur der Ahnung geleitet oder beschlichen werden, dass 
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diese Zeiten nicht so fern sein können, wie es auf den ersten Blick zu sein scheint. Kriege, sofern sie 

auch von den deutschen Grenzen und von Europa geführt werden mögen oder drohen, dazu die Er-

klärung der einzigen Supermacht des Erdballs, dieses oder jenes Regime disziplinieren zu wollen, 

verbunden mit militärischen Drohungen, richten das Fragen an Vergangenes, rücken es den Heutigen 

wieder näher. 

Vor 10 Jahren, als des 50. Jahrestags des Kriegsendes gedacht wurde, meinten manche, das werde 

das letzte Mal sein, dass sich so viel Aufmerksamkeit den Maitagen 1945 zuwenden würde. Weit 

gefehlt. In diesem Jahr 1995 wurde die Ausstellung „Verbrechen der Wehrmacht 1941-1945“ gezeigt, 

die dann in mehr als einem halben Hundert Städten der Bundesrepublik und auch in Österreich zu 

sehen war und in die Hunderttausende strömten, was zusätzlich durch die heftigen, auch auf Straßen 

und Plätzen ausgetragenen Meinungen über ihren Inhalt bewirkt wurde. Was Historiker mit ihren 

Publikationen nicht bewirkt hatten, gelang. Es veränderte sich das Bild von den deutschen Verbre-

chen in den besetzten Ländern und es konnte nicht länger bezweifelt werden, dass es nicht die SS 

allein gewesen war, die sie verübt hatte. Polizeibataillone, Wehrmachts- und andere militärische Ein-

heiten waren an ihnen beteiligt. Das war, wie gesagt, keine Entdeckung und in Büchern konnte das 

zuvor längst beweiskräftig nachgelesen werden. Doch war es dort, weil unbequem, lästig und das 

Selbstverständnis vieler erledigend, nicht zur Kenntnis genommen worden. Die Rede kam auf die 

deutschen Täter, ein Wort, das auch Missverständnisse erzeugte und Chancen zur Gleichmacherei 

ließ. Hingegen hatten die Alliierten gegen Kriegsende aus guten Gründen solche Nivellierungen ver-

mieden. Es gab eine ganze Skala von Bezeichnungen für den zu unterscheidenden Grad an Beteili-

gung, an Belastung mit Verantwortung und Schuld, sie reichte von den Hauptkriegsverbrecher bis zu 

den Minderbelasteten und den Mitläufern und eben auch Widerstandskämpfer. Nun aber entstand so 

etwas wie ein Täterbrei und von dem ging es konsequent zum Opferbrei. 

Denn die Geschichtsdebatte in Deutschland veränderte sich 2002 grundlegend. Sie wechselte die Per-

spektive. Den Anstoß dafür gab die Besinnung auf die Stalingrader Schlacht, deren Beginn sich im 

Sommer dieses Jahres zum 60. Male jährte. Nahezu gleichzeitig erschien „Der Brand“, das zum Best-

seller hochgespielte Buch über den Bombenkrieg über Deutschland. Andere Veröffentlichungen be-

fassten sich mit dem Geschehen unter dem Stichworten Flucht und Vertreibung. Keines dieser The-

men war neu. Der behauptete Tabubruch war eine Legende, mehr noch, eine glatte Lüge, denn die 

von ihm sprachen, sei es aus Reklame- oder aus politischen Gründen, wussten es besser. 

Niemand hatte den Deutschen in den Jahren vorher das Recht bestritten, sich ihrer Opfer zu erinnern. 

Zu nehmen war es ihnen ohnehin nicht. Und sie – wir – hatten dazu der Gründe viele, millionenfach. 

Denke ich darüber nach, wer mir selbst und zuerst einfällt, wenn von den deutschen Opfern von 

Faschismus und Krieg in den Sinn kommt, dann sind es Kinder im Vorschulalter, die 1945 in einem 

Kinderheim auf dem Thüringer Wald lebten. Sie waren irgendwo aufgriffen worden, hatten ihre El-

tern im Chaos der Endphase des Krieges verloren. Manche wussten ihre Namen nicht und hatten, 

damit sie angesprochen und gerufen werden konnten, Namen erst erhalten. Sie gehörten zu jenen 

Deutschen, von denen sich uneingeschränkt sagen ließ, sie waren an dem, was ihnen an Schreckli-

chem widerfahren war, ohne jede Schuld. Für die Mehrheit der Deutschen aber galt das nicht. Sie 

erfuhren in jenem letzten Kriegsjahr drastisch und mehr als in allen voraufgegangenen, dass die Ge-

schichte ihre Zahltage kennt. 

Es geht folglich nicht darum, die Existenz der Millionen deutscher Opfer zu ignorieren, sie klein zu 

reden, zu marginalisieren oder sie zu Kriegsopfern zweiter Klasse zu erklären. Doch hat es mit ihnen 

eine besondere Bewandtnis, die aufklärt werden muss aus einem doppelten Grunde. Zum einen aus 

Respekt vor eben diesen Opfern, zum anderen mit Rücksicht auf uns selbst, denn das Anrichten eines 

Opferbreis ist einzig geeignet, Gehirne zu verkleistern, während es doch darum zu tun sein muss, 

Gedanken zu schärfen. Soll also dieses Gedenken an die deutschen Toten des Zweiten Weltkrieges 

nicht einen bitter unangenehmen Beigeschmack haben oder auch in bloßem Betroffensein (um die 

Lieblingsvokabel derer zu zitieren, die einzig auf ihr und unser Seelenheil zielen), dann muss von 

Zusammenhängen die Rede sein. 
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1.  Aufrichtig ist das Gedenken nur, wenn beim Blick auf die Opfer von Faschismus und Krieg 

nicht daran vorbeigesehen wird, dass deren lange Reihe mit jenen zumeist aus Arbeiterkreisen 

stammenden Antifaschisten beginnt, die sich in den Jahren der Weimarer Republik den auf-

kommenden Faschisten entgegenstellten, nicht immer mit angemessenen Mitteln, aber immer 

in der Absicht, nicht nur für sich selbst ein Unheil abzuwenden. Es ist falsch und unredlich, 

diese Konfrontationen und deren Opfer als bloße Händel von politisch extremen Gruppen ab-

zutun. Diese erste Reihe der Opfer setzt sich nach dem 30. Januar 1933 fort. In sie gehören 

Kommunisten, Sozialisten, Sozialdemokraten und andere Gegner des sich etablierenden Re-

gimes. Diese Reihe wurde in den Vorkriegsjahren lang und länger, in Jahren, in denen die 

Mehrheit der Deutschen eben dieses Regime unterstützte oder sich mit ihm arrangierte und 

abgefunden hatte. 

2.  Aufrichtig ist das Gedenken an die deutschen Opfer nur, wenn auch davon gesprochen wird, 

dass diese Mehrheit sich nach 1933 und eben bis in das Ende des Krieges hinein, die einen 

freiwillig und begeistert, die anderen widerwillig und widerstrebend, zu Instrumenten einer 

Diktatur gemacht hatte, die einem Krieg entgegensteuerte und ihn dann gegen nahezu ganz 

Europa und die USA führte. Für Millionen begann diese Rolle bereits in den Jahren der Welt-

wirtschaftskrise. 38 Prozent der Deutschen wählten im Hochsommer 1932 die NSDAP und 

setzten auf diesen Hitler. Mehr als 50 Prozent waren es in den norddeutschen, evangelisch 

dominierten Landen, aber auch in katholisch geprägten Gebieten war die Gefolgschaft teils 

erschreckend hoch. In Pforzheim, der Stadt, die im Februar 1945 zehn Tage nach Dresden in 

einen Trümmerhaufen verwandelt wurde, gaben damals 45 Prozent der Wähler den Nazis ihre 

Stimme, absolut etwa so viele, wie dann im Bombenhagel umkamen. Der deutsche Faschis-

mus und sein Führer wäre für diejenigen, die ihn an die Staatsmacht brachten, das waren nicht 

die Wählerstimmen, völlig uninteressant gewesen ohne diesen Millionenanhang Und noch im 

Jahre 1933, viel rascher als es Mussolini in Italien gelungen war, hatte sich eine klare Mehrheit 

der deutschen Bevölkerung hinter die „nationale Regierung“ gestellt, was vor allem durch 

Zutreiberdienste von bürgerlichen Parteien, vielerlei Organisationen und Vereinigungen und 

auch der großen Kirchen bewirkt worden war. Und dieser Faschismus hätte den Weg in den 

Krieg, so wenig seine Anhänger ihn wollten, nicht gehen können, wäre er nicht seiner Macht 

im Innern so sicher gewesen, wie er es angesichts der Volksstimmung sein konnte. Die Deut-

schen waren in ihrer Mehrheit, bevor auch sie Opfer des Faschismus wurden, dessen Instru-

mente gewesen. Und jenes hat dieses nicht aufgehoben oder gar aufgewogen, wenn die Deut-

schen nach 1945 auch massenhaft meinten, sie wären durch die Ereignisse selbst bestraft ge-

nug und hätten so gebüßt, dass über das Davor nicht mehr geredet werden müsse. 

Zur Erinnerung an die Opfer gehört unablösbar der Gedanke, dass die Mehrheit der Deutschen 

in den Jahren von 1939 bis 1945, als sie nahezu ganz Europa mit Krieg überzogen und auf 

dem Wege waren, diesen Kontinent unter das Hakenkreuz zu zwingen, die schändlichste Rolle 

spielten, die sie je in ihrer Geschichte eingenommen und ausgefüllt hatten. Dieses Land war 

auf den tiefsten Punkt seines intentionalen Ansehens heruntergewirtschaftet worden, nicht von 

Hitler allein, nicht nur von den Führern der zivilen und militärischen Eliten, sondern unter 

Mitwirkung von Hunderttausenden und Millionen Deutscher aller Klassen und Schichten. 

Schon 1933 dichtete Bert Brecht: „Oh Deutschland, bleiche Mutter, wie sitzt du besudelt unter 

den Völkern.“ Und als sowjetische Truppen 1944 die Reichsgrenze erreichten, richteten sie 

Schilder auf, auf denen in kyrillischer Schrift zu lesen stand: „Hier beginnt das verfluchte 

Deutschland.“ 

Der Sinn des Wortes Befreiung der Deutschen ist mit dem Verweis auf das Ende der Schre-

cken des Bombenkrieges, auf die Befreiung der Insassen von KZ und Zuchthäusern, des Endes 

der an die Soldaten gerichteten Befehle, sich in erneute Schlachten und den Tod zu stürzen, 

nicht ausgefüllt. Befreiung – das bedeutete aktuell wie geschichtlich, dass für die Deutschen 

eben diese Rolle, anderen Völkern „eine Furcht“ (Brecht) zu sein, zu Ende ging, ohne, das gilt 

für die übergroße Mehrheit, ihr eigenes Zutun. 
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3.  Aufrichtig ist das Gedenken an die deutschen Opfer von Faschismus und Krieg folglich nur, 

wenn es nicht zur nationalen Nabelschau verkommt. Als die Mehrheit der Deutschen vom 

Kriege noch kaum etwas merkte und meinte, er würde ganz anders verlaufen als der Erste 

Weltkrieg, befanden sich Polen, bald darauf Franzosen auf der Flucht vor der von den Wehr-

machtstruppen erzeugten Kriegswalze, gingen Bomben der Stukas auf Menschen unseres öst-

lichen Nachbarn nieder, begannen in dessen Städten Massaker. Dann entlud sich der Bom-

benhagel auf London und andere britische Städte. Es folgte der unprovozierte Einfall in die 

Sowjetunion mit den unvorstellbaren Folgen an Toten, Ermordeten, Verhungerten, an Zerstö-

rungen. Wer nur an das Kriegsleid der eigenen denkt, wer auf Reisen nur auf deutsche Solda-

tenfriedhöfe geht und die der Alliierten meidet, wem die Male und Tafeln des Gedenkens für 

die Partisanen und Widerstandskämpfer in Städten und Ortschaften Italiens, Frankreichs und 

in anderen Ländern stumm bleiben, der soll von „Bewältigung“ deutscher Vergangenheit und 

seinem Beitrag zur Verständigung der Völker schweigen. Doch die Nabelschau ist hierzulande 

noch immer modisch, wie die Reiseofferten des Bundes der Kriegsgräberfürsorge auch für 

das Jahr 2005 ausweisen. Schon im Vorjahr war das Angebot für Fahrten in die Normandie 

so gestaltet, dass kein Teilnehmer seinen Fuß auf eine Gräberstätte der einstigen Kriegsgegner 

setzen musste. 

4.  Aufrichtig ist das Gedenken an die deutschen Opfer von Faschismus und Krieg nur, wenn jede 

primitive Gleichsetzung unterbleibt, die mit der Feststellung Tot ist tot jedes Nachdenken dar-

über, wie die einen und wie die anderen zu Tode kamen, erledigt. Der deutsche Fallschirmjä-

ger, der auf Kreta niederging, hatte eine andere Funktion als der britische Soldat, der die Insel 

vergeblich zu verteidigte suchte. Der griechische Bauer kam aus anderen Gründen um als der 

deutsche und italienische Eindringling. Weithin sichtbar, denn an exponierter Stelle, hat Bun-

deskanzler Kohl in Berlin Unter den Linden jene Geschichtsbetrachtung, die Differenzen nicht 

gelten lässt oder als unwesentlich erachtet, in einer Tafel festschreiben lassen. Ob Mörder oder 

Ermordeter, Eroberer oder Unterworfener, Sklavenhalter oder Versklavter, Rassist oder Hu-

manist, Jude oder Antisemit – irgendwie sind sie am Ende angeblich alle Opfer gewesen. Auch 

Hitler, wie eben in einem Spielfilm gezeigt wurde: der Führer gebrechlich und gebrochen, 

zitternd und gekrümmt sich in seiner Bunkerhöhle dahinschleppend. Ein Elender, ohne Zu-

fluchtsort. Ein wenig zu bemitleiden, wie sein Darsteller ihn erklärtermaßen auch vorführen 

wollte. Demgegenüber ist darauf zu bestehen, dass die Menschen jener Kriegszeit zu Millio-

nen zweierlei Rollen einnahmen. Die einen verübten, das ist eine Formulierung des Schweizer 

Theologen Karl Barth, der 1935 von seinem Lehrstuhl und aus Deutschland vertrieben worden 

war, ein „Attentat gegen die Menschheit“ und die anderen wehrten dieses Attentat ab. 

Den besonderen Anlass dieses Treffens bilden die Kriegs- und anderen Verbrechen, die unter dem 

Begriff Verbrechen der Endphase gefasst worden sind. Es ist verständlich, dass der Blick auf sie 

besondere Gedanken und Empfindungen wachruft. Zugleich mag in dieser Hinsicht ein Element des 

Ungerechten liegen. Die polnischen Toten des 1. September 1939, etwa jene, die in der Stadt Wielun 

das Opfer deutscher Bombenangriffe wurden, verdienen unsere Erinnerung nicht weniger als jene, 

die nur Stunden vor dem Ende der Kriegshandlungen umkamen. Und dennoch. Diese späten, diese 

letzten Toten der Kriegstage (nicht des Krieges, denn das Sterben dauerte noch lange) lassen fragen: 

Warum auch die noch? Konnte das Töten und Sterben nicht früher enden, konnten nicht wenigstens 

sie noch lebend davonkommen? Wer so fragt, mag sich der Tatsache erinnern, dass die kaiserlichen 

deutschen Militärs 1918, als sie am Ende ihres militärischen Lateins waren und es absehbar wurde, 

dass es nur noch kurze Zeit dauern werde, bis die Fronten brachen, der politischen Führung des Rei-

ches erklärten, nun müsse sie einen Ausweg, einen Weg zu Kapitulation und Frieden suchen und 

rasch beschreiten. Keine Gruppe deutscher Feldmarschälle und Generale hat 1945, als sie den Krieg 

militärisch längst verloren wussten, diesen Schritt getan. Der Oberbefehlshaber West, Erwin Rom-

mel, bildete eine Ausnahme. Diese deutschen Militärführer konnten einen Krieg beginnen, aber ihn 

nicht beenden. Sie haben noch unwissende, milchbärtige Hitlerjungen in den Krieg gehetzt. Hier und 

nicht bei Personen wie Winston Churchill, dem verteufelten „Bomber Harris“ oder den sowjetischen 
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Heerführern und Soldaten ist die Adresse für Schuldzuweisungen. Auf das Konto der Keitel, Jodl, 

Schörner, Dönitz, Busse und anderer gehen letztlich auch die in Trümmer gelegten Städte Dresden, 

Pforzheim, Hildesheim, Würzburg und viele weitere, die in den letzten Kriegsmonaten zerstört wur-

den. Wären die Truppen der Alliierten von Ostpreußen und dem Saarland in ein Deutschland einmar-

schiert, das kapituliert hätte, dann wäre auch das kein Vergnügen gewesen, aber das Kriegsende hätte 

für viele Deutsche dann anders ausgesehen und Zehntausende hätten es noch erlebt. 

* * * 

Gestatten Sie mir am Ende eine persönliche Bemerkung. Sie knüpft an eine Äußerung des vormaligen 

Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker an, der 1985 aus Anlass des 40. Jahrestages des Kriegs-

endes eine denkwürdige Rede hielt und kürzlich (Berliner Zeitung, 26./27. Februar 2005) gefragt 

worden ist, wie er rückblickend über seinen damaligen Auftritt denke. Schließlich wollte der Inter-

viewer wissen, ob von Weizsäcker im 8. Maitag einen Grund zu feiern erblicke. Das nicht, lautete die 

Antwort, aber er empfinde an diesem Tage „historische Freude“. Nun weiß ich, nachdem ich den 

Vorzug genoss, mich seit vielen Jahrzehnte mit der Geschichte studierend und forschend beschäftigen 

zu können, was ein historisches Ereignis oder eine historische Persönlichkeit ist. Mit der Kennzeich-

nung historische Freude hat es Schwierigkeiten. Folglich: Ich werde am bevorstehenden 8. Mai 2005 

ein paar Freunde und Kollegen einladen und sie bitten ein Glas Wodka und ein Glas Whisky zu leeren, 

so das Andenken aller aus Ost wie aus West ehrend, die diesen historischen Tag herbeiführten. Ihnen 

schulde ich auch eine besondere Danksagung. Denn hätten sie ihre Anstrengungen nicht in jenem 

Tempo unternommen, in dem sie es taten, wäre ich schwerlich am Kriege so vorbeigeschrammt, wie 

mir das eben noch möglich war und die Einladung, hier zu reden, hätte sich an eine andere oder einen 

anderen richten müssen. 
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Erinnern und Gedenken. An einem 27. Januartag 2011 

In diesen Tagen vor und an dem zum offiziellen „Tag der Erinnerung“ erklärten „Auschwitz-Tag“, 

dem 27. Januar, erging aus dem Munde von Politikern wiederum die Aufforderung, sich zu erinnern. 

An wen wird sie gerichtet? Was verlangt sie? Die Fragen scheinen rein rhetorischer Natur zu sein. 

Die Adressaten sind die Deutschen und gemeint ist der Blick auf Ereignisse deutscher und europäi-

scher Geschichte, die nun nahezu ein dreiviertel Jahrhundert zurückliegen. Aber: Können sie, die 

Angesprochenen, denn das alle: sich erinnern? 

Mit dem Verb war bisher in deutscher Sprache das Vermögen gemeint, sich ein Vorkommnis oder 

Ereignis ins Gedächtnis zu rufen, vor das geistige Auge zu stellen, das man selbst vor kürzerer oder 

längerer Zeit erlebt hat, oder das mit einem Buch-Text zu tun, der zur eigenen Lektüre gehörte, sich 

Gesagtes, Gehörtes, Gelesenes oder auch Empfundenes wieder zu vergegenwärtigen. Wenn diese 

Wortbedeutung nicht verändert wird, dann ist die Forderung, sich in besagter Weise zu erinnern, 

nichts als eine leere Phrase. Denn die Mehrheit der Deutschen ist dessen unfähig. Inzwischen gehören 

drei Generationen zu den Nachgeborenen der Nazijahre. Ihr Erinnerungsvermögen, wie stark es aus-

gebildet sein mag, erstreckt sich auf diese Zeit nicht. Das besitzt nur eine aussterbende Minderheit 

von Deutschen noch, von denen die einen, die Mehrheit, einst Nazis oder deren Mitläufer waren, nur 

eine Minderheit hingegen die Gruppen der Nazigegner und Widerstandskämpfer bildete. Einer dieser 

Antifaschisten hat den Nachfolgenden vor Jahren zugerufen: „Fragt uns, wir sind die letzten“. Das 

war Kurt Goldstein, Kommunist und Jude, Emigrant in Palästina, Spanienkämpfer, Überlebender von 

Auschwitz und Buchenwald, Ehrenpräsident der VVN/Bund der Antifaschisten. Er verstarb 2007. 

Seitdem ist die Zahl dieser Letzten noch kleiner geworden und auch jener, die einst mehr oder weniger 

lange – freiwillig oder nicht – die Gefolgschaft mit dem Hakenkreuz formierten. Mit ihnen, Gerechten 

wie Ungerechten, stirbt in der deutschen Gesellschaft das Erinnerungsvermögen an die dreißiger und 

vierziger Jahre des verflossenen Jahrhunderts. Gleiches geschieht jenseits unserer Grenzen in Europa. 

Von diesem natürlichen Vorgang war jüngst schon mehrfach die Rede. Es ist nach den denkbaren 

Folgen gefragt worden und danach, was zu geschehen hat, um die aus jenen Jahren stammenden 

Erfahrungen, Warnungen und womöglich Lehren zu behalten, weil sie doch noch gebraucht würden. 

Die Debatte darüber verdient Vertiefung. 

Zunächst: diejenigen, die sich erinnern konnten oder es noch können, hinterlassen ein materielles 

Erbe. Es bedarf der Pflege und Nutzung. Es besteht in vielerlei Gestalt. Einen wichtigen Teil bilden 

Zeugnisse in Wort und Bild. Aus denen ragen jene Bücher und anderen Druckerzeugnisse heraus, in 

denen Erinnerungen überliefert sind. Sie existieren gedruckt wie in Tonband- und Video-Aufnahmen. 

Dann besitzen wir Arbeiten von Künstlern, die Zeitgenossen waren, Romane und Gedichte, darunter 

vertonte, Theaterstücke, dokumentarische und Spielfilme, Gedenktafeln und Denkmäler. Vieles da-

von bewahren Museen auf. Zur Hinterlassenschaft gehören Bezeichnungen von Orten, Straßen und 

Plätzen und die Gedenkanlagen auf dem Gelände einstiger Gefangenenanstalten und Vernichtungs-

stätten. Das Überlieferte existiert zudem in Form von Geschichtswerken vieler Genres, die aus den 

Federn von Nazigegnern stammen. 

So mannigfach dieses Erbe geachtet und genutzt wird, der Springpunkt liegt in der Arbeit der allge-

meinbildenden Schulen, es ist zugleich gefährdet. Zum einen und nicht anders wie in allen ähnlichen 

Fällen geschieht das durch Verschleiß- und Alterungsprozesse. Denen entgegen zu wirken braucht es 

Archive, Konservatoren und Restaurateure und für deren Tätigkeit öffentliche Mittel. Die Sorge um 

die Bewahrung dieses Erbes beginnt mitunter ganz profan mit dem Kampf um das dafür erforderliche 

Geld in Finanzausschüssen und anderen parlamentarischen Gremien. Aufwändiger noch erscheint 

jedoch der Kampf gegen die Gefährdung, die seit Jahren speziell für jenen Teil dieser Hinterlassen-

schaft erwächst, die aus DDR-Zeit stammt. Sie geht von jenem Beseitigungswahn aus, der alle Erin-

nerung an diesen Staat tilgen möchte, ausgenommen jene, die sich für Legenden vom Terrorregime 

nutzen lässt. Drittens ist dieses Erbe der Verfälschung (Vereinseitigung, Reduzierung usw.) zu Zwe-

cken des Missbrauchs ausgesetzt, die sich nicht selten als echte und der „ganzen Wahrheit“ verpflich-

tete Pflege ausgibt. 
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Kurzum: Wir leben wie auf allen Gebieten auch auf dem Feld der gesellschaftlichen Beziehungen zu 

dem Teil deutscher Vergangenheit, der mit den Begriffen Faschismus, Krieg und Massenmord sig-

nalisiert ist, in einer Übergangszeit. Die Erinnerung geht verloren, doch die Fähigkeit des Gedenkens 

bleibt und damit die Möglichkeit, sich zu fragen, was dieses Vergangene den Nachgeborenen etwa 

zu sagen hat. Die Vergangenheit lässt sich zum Sprechen bringen. Das tun Menschen und die besitzen 

wie ihre Vorfahren Interessen. Diese Unterscheidung zwischen Erinnern und Gedenken mag auf den 

ersten Blick spitzfindig erscheinen, doch sie ist sinnvoll und notwendig, denn es handelt sich um zwei 

verschiedene Vorgänge. Wer „dabei war“, besitzt eine bestimmte Menge eigener Eindrücke. Die hat 

er durchdacht, verarbeitet oder nicht, meist angereichert durch Wissen über das Geschehen, das er 

nur aus der Ferne oder nicht wahrgenommen hat. Doch wie viel da auch dazugekommen sein mag, 

das Eigene bleibt Ausgangspunkt oder doch fester Bestandteil dieser Erinnerung. Das erinnerte Bild 

verändert sich in diesem Prozess. Es kann in seiner Bedeutung für das Ganze bis zur Verabsolutierung 

überschätzt und auch missdeutet werden. „Dabei gewesen sein“ erleichtert dem Nachdenkenden den 

Weg zu Einsichten und Erkenntnissen, begründet aber keinen Wahrheitsanspruch oder liefert gar ein 

Wahrheitsabonnement. 

Für die Nachgeborenen geht dem Gedenken zunächst einmal eine geistige und vielfach auch emoti-

onale Anstrengung voraus, die der Schritt vom Jetzt ins Damals, vom Heute ins Gestern und Vorges-

tern, vom Eigenen zum Fremden erfordert. Wird sie nicht aufgebracht, bleibt das Gedenken flach 

oder wird schlicht ritualisiert, mitunter gar nur vorgetäuscht. Die Arbeit beginnt damit, sich mit ge-

schichtlichen Tatsachen bekannt zu machen, mit Zeitumständen und handelnden Personen – Gruppen 

wie Einzelnen. Sie erfordert, über Ursachen, Wirkungen und Folgen nachzudenken und zu prüfen, ob 

und wie weit man sich selbst aus jenen Zeiten und Zuständen entfernt hat, an die da zurückgedacht 

wird. Man möchte wünschen, dass den offiziellen Reden, die dieser Tage wieder gehalten wurden, 

diese Arbeit immer vorausgegangen wäre. Letztlich erhebt sich auf dem Wege die Frage, wer Ge-

schichte gemacht hat und wie Geschichte überhaupt fortschreitet. Sich fragend mit der Vergangenheit 

zu befassen, ist nicht ungefährlich. Es kann Konsequenzen zeitigen. 

Von solchen ist auch dieser Tage wieder von Amtes wegen gesprochen worden. Das geschieht von 

Politkern jedoch vorzugsweise auf einer Verallgemeinerungsstufe die einen hohen Grad von Unver-

bindlichkeit besitzt und wenig Bodenberührung mit der Politik, für welche die Redner besondere 

eigene Verantwortung tragen. Also wird, nicht anders als Tage vor und nach solchen Ansprachen in 

Wahlwerbereden, erneut das feierlich-beschwörende Bekenntnis zur Demokratie ausgesprochen, zur 

Achtung der verbrieften Menschenrechte aufgerufen, Diskriminierung, Ausgrenzung und Hass ange-

prangert und Zivilcourage gefordert. Bestandsaufnahmen und Zwischenbilanzen passen in diese all-

jährlichen Trauerfeiern nach Ansicht ihrer Intendanten meist nicht. Es muss dann ein Überlebender 

im Bundestag das Wort nehmen, damit unumwunden ausgesprochen wird, dass die Sinti und Roma 

nicht nur in Rumänien und Ungarn der Diskriminierung und Verfolgung nicht entkommen sind. Die 

Offiziellen flüchten meist in den Ruf nach Versöhnung, über den kaum einer noch wirklich nach-

denkt. Weshalb und in welcher Sache hätten sich denn ein zwanzigjähriger Berliner und eine zwan-

zigjährige Moskauerin oder Warschauerin zu versöhnen? Die sich zu versöhnen hatten und von denen 

ein denkwürdiger Anteil das doch getan hat, sind zumeist verstorben. Leben wir denn in den Zeiten 

der Erbfeindschaft und der Sippenhaft, denen es zu entkommen gelte? Die Jugend der europäischen 

Staaten hat ein paar andere Sachen miteinander zu regeln. 

Mitunter liefern diese Jahrestags-Veranstaltungen – beabsichtigt oder gedankenlos – Beiträge zur 

Enthistorisierung des mörderischen Geschehens, auf das sich Erinnerung und Gedenken richten. Man 

suche in diesen Reden über den Holocaust, also die Ausrottung der europäischen Juden, der Sinti und 

Roma, von Millionen Slawen beispielsweise das Wort Krieg und die Erwähnung der Tatsache, dass 

der mit dem Ziel der Weltherrschaft geführt wurde und dieses Massenmorden im Kriege eine Vor-

wegnahme der Herstellung von Herrschaftszuständen nach dem gedachten Endsieg war, verbreche-

rische Vorleistungen für den Bestand des großgermanischen Reiches. Stattdessen wird von Autoren, 

die jeder Vernebelungsabsicht unverdächtig sind, geschrieben, es seien diese Menschengruppen, dazu  
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Homosexuelle und Antifaschisten ausgerottet worden, weil sie „nicht in das nationalsozialistische 

Weltbild passten“. (ND, 27. Januar 2011, S. 1) 

Während Fortschritte zu Recht betont werden, die erreicht wurden, Opfergruppen zu würdigen, denen 

das bisher nicht geschah, treten andere in den Hintergrund. Im in Berlin benutzten Schullehrbuch 

Sachkunde, bestimmt für 4. Klassen, also für eben 10jährige, gibt es auch Seiten zur Geschichte. Es 

sei dahingestellt, ob diese Altersstufe geeignet ist, mit einem ersten Abriss der Nazijahre auf zwei 

Druckseiten bekannt gemacht zu werden. Da lesen die Schüler, dass Millionen Menschen in Vernich-

tungslagern umgebracht wurden und weiter wörtlich: „Opfer waren vor allem jüdische Mitbürger und 

die Gegner der Nazis.“ Das ist obendrein schlicht falsch. Es waren vor allem Juden Europas, die in 

die Hände der Eroberer und Mörder gefallen waren, Menschen, die keineswegs Mitbürger genannt 

werden können. Und wenn von „vor allem“ geschrieben wird, dann waren neben den Juden vieler 

Länder und Sprachen sowjetische Kriegsgefangene und slawische Zivilisten zu nennen. 

Den vielen Fragen, die sich beim Gedenken an die Opfer einstellen lässt sich nun aber auf eine ein-

fache Weise entgehen. Und davon wird reichlich Gebrauch gemacht. Das Verfahren besteht darin, 

das Gedenken auf die Trauer zu reduzieren und das Bild der Geschichte auf die Opfer schrumpfen zu 

lassen. So verdienstvoll es ist, Menschen spät zu Worte kommen zu lassen, die bisher geschwiegen 

haben, von Opfergruppen zu sprechen, denen die Erinnerung und das Gedenken bisher nicht gerecht 

oder auch verweigert wurde, dieses Verdienst wird teils aufgehoben, wenn es mit neuen Auslassun-

gen einhergeht. Nicht, dass das Gedenken auf den Verstand reduziert werden sollte, nicht, dass das 

Schicksal der Menschen, die Opfer von Kriegen und anderen Mordaktionen wurden, uns nichts an-

gehen und nicht noch Generationen anrühren könnte. Jedoch sollen die Opfer nicht zur Verfertigung 

eines dichten schwarzen Vorhangs benutzt und das heißt auch: missbraucht werden, hinter dem die 

Fragen nach dem Woher, Weshalb und Warum unsichtbar gemacht sind. Die Tatsache, dass es in der 

Geschichtswissenschaft darauf verschiedene Antworten gibt und weitergeben wird, kann nicht recht-

fertigen, dass darüber geschwiegen wird. Das vielfach in Stein gemeißelte und in Metall gegossene 

Gebot „Die Toten mahnen uns“ ist unverstanden, wenn es nicht auch durch die Worte ergänzt wird: 

zum Nachdenken, zum Verstehen, zum Zeitig-klüger-sein, also auch zum durchdachten, vereinbarten 

und entschlossenem Handeln. 
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Erinnern – Wissen – Gedenken. Fragen, die dem Wie vorausgehen 

Gegen Jahresende 1998 stritten Politiker mit Schriftstellern, die wieder mit Verbandsfunktionären, 

Christen mit Atheisten, Nichtjuden mit Juden, diese auch untereinander, heftig darüber, wie, wie oft, 

wo und in welcher Weise sich die Deutschen des gemeinhin „Holocaust“ genannten Massenmords an 

den europäischen Juden erinnern sollen. Wie üblich beruhigte sich die Aufregung alsbald wieder. Die 

Medien wandten sich anderen Themen zu. Bilanzen bleiben dem späteren Urteil von Historikern vor-

behalten. Wer eine vorläufige anstellte, dem fiel auf, dass das Ergebnis der Kontroverse dürftig ge-

blieben war und vor allem der Feststellung unabweisbarer Konsequenzen für diejenigen entbehrte, 

deren Tagewerk die Vermittlung von Kenntnissen über die Vergangenheit und Gegenwart deutscher 

Zustände ist. Was womöglich nur Ostdeutschen auffiel: Die Debatte gewann, als sie auf die inhalts-

leeren oder -armen Gedenkreden und die eingeübten Gesten der Betroffenheit kam, eine Beziehung 

zu der immer wieder gegen die einstigen DDR-Bürger gerichteten Bezichtigung, Antifaschisten per 

Verordnung gewesen zu sein. Niemand schien sich jedoch an den Unsinn erinnern zu wollen. Jetzt 

kamen Rituale zur Sprache, die nicht vom Zentralkomitee der SED bestätigt worden waren. 

Das so getan wurde, als wäre wieder einmal ein ganz neues und neuentdecktes Problem zu bewältigen, 

war zu bedauern. Denn in der Abwehr gegen die Klischees über die Geschichte des ostdeutschen Staa-

tes wurde viel Bedenkenswertes vorgebracht. War doch erörtert worden, mit welchen Inhalten und 

wer in DDR-Zeit Vergangenheit durcharbeitete. Die Rede kam auf Stückeschreiber und Theaterinten-

danten, auf Drehbuchautoren und Regisseure von Kino- und Fernsehfilmen, auf Schauspieler, Schrift-

steller und Verleger, auf Zeitungen, Zeitschriften und Journalisten, auf Historiker, Lehrer, Schulbuch-

verfasser und Schüler. Soll und Haben gerieten ins Blickfeld. Gewogen wurde das gespaltene Erbe 

der untergegangenen Gesellschaft. Dessen ernsthafte Durchsicht ist bei weitem nicht beendet und sie 

begegnet auch mannigfachen Hindernissen. 

Gemeinsam erinnern sollen sich die Deutschen, lautete eine Hauptforderung der jüngsten Debatte. 

Das erscheint, wird der Begriff des Erinnerns nicht maßlos überdehnt und auf Tätigkeiten ausgewei-

tet, für welche die deutsche Sprache andere Kennzeichnungen bietet, dreifach fragwürdig. Erstens ist 

die Fähigkeit, sich der geistigen und – in unserem Falle zugleich psychischen – Anstrengung des 

Erinnerns zu unterziehen, höchst unterschiedlich entwickelt. Zweitens kann sich Erinnerung nur auf 

eigenes Erleben, Erfahren, im geringsten Falle auf nur Gehörtes gründen. Folglich weichen die Erin-

nerungen von Zeitgenossen erheblich voneinander ab. Drittens – das führt ins Groteske – mag man 

sich eine 1950 geborene Lehrerin vor den 1983 geborenen Schülern ihrer Klasse vorstellen, die sagt: 

Erinnern wir uns also gemeinsam der „Reichskristallnacht“. 

Ernstgemeint müsste, statt eines bloßen Appells, die Aufgabe verständlich und herausfordernd for-

muliert werden. Nicht nur für die Nachgeborenen. Auch für den Rest der Zeitgenossen von Faschis-

mus und Krieg. Für die einstige Kleinbäuerin aus dem Schlesischen stellen sich rückblickend andere 

Gedanken und Empfindungen ein als für die Bewohnerin einer westfälischen Kleinstadt. Offenbar 

geht es darum, sich das Geschehen gerade nicht nur aus eigener Erinnerung (oder der anderer) wahr-

zunehmen. Das mündet zu oft in Aussagen wie: Ich habe nichts gewusst. Ich war nicht dabei. Ich 

konnte nichts tun. Anders die Frage: Was haben wir oder unsere nicht sehr fernen Vorfahren vor etwa 

einem halben Jahrhundert während einer sehr kurzen Zeitspanne in Europa angerichtet? Wie konnten 

wir es zu den Verbrechen an politischen Gegnern, Kranken und Behinderten, Kriegsgefangenen, Ju-

den, Sinti und Roma, Homosexuellen, Angehörigen von Völkern vieler Zungen überhaupt kommen 

lassen? Mit den unvermeidlichen Scheuklappen, die mit dem Rückzug aufs eigene Erinnerungsver-

mögen nun einmal angelegt sind, kann das nicht abgemacht werden. Zudem geht es nicht um Recht-

fertigung, sondern um Erkenntnis. 

Wer den Heutigen die Anstrengung abfordert, sich mit der Geschichte von Faschismus und Zweitem 

Weltkrieg zu befassen, hat das zu begründen. Die bloße Tatsache, dass uns mit der zeitlichen Nähe 

auch Wissen verloren geht, das andere in vielen durchlebten Alltagen sich erwarben, reicht dafür 

nicht aus. Auch das Ausmaß der unter direkter und indirekter Massenbeteiligung verübten Untaten 

gibt die Begründung allein nicht her. Wenn aber die ohnehin nicht vorstellbaren Leichenhaufen sie 
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nicht sein können, wer oder was dann? Die überzeugende Antwort besteht wohl allein in dem Nach-

weis: Wir haben uns zwar zeitlich vom Geschehen entfernt, aber wir sind der Epoche, in der Millionen 

mit System hingemordet wurden, nicht entronnen. 

Dem wird vielfach entschieden und mit Gründen widersprochen, die auf den ersten Blick plausibel 

erscheinen. Leben wir nicht in einer Zeit ohne Gestapo und Konzentrationslager, ohne marschierende 

Kolonnen und hysterischen Führerglauben? Wer von Einfluss hierzulande hegt denn Pläne für einen 

Weltkrieg, für Eroberung von Nachbarstaaten und die Ausrottung von deren Bevölkerung? Die Mehr-

heit der Deutschen hörte gern und befriedigt zu, als ihr Daniel J. Goldhagen bescheinigte, sie seien 

ganz andere Leute geworden. Wofür aber sprechen die Auseinandersetzungen, die seit dem Skandal 

in München noch an jedem Orte entstanden (und nicht importiert werden mussten), an dem die Aus-

stellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht“ gezeigt wird? (Und wovon zeugt das Vor-

stellung und Haltung so vieler deutscher Zeitgenossen grundstürzend verändernde – mitunter sie auch 

nur bloßstellende – Geschehen, das begann, als dieser Artikel bereits geschrieben war: der Krieg der 

NATO gegen Jugoslawien?) 

Nein, es bleibt zu sorgen, dass es nicht wieder geschieht. Die Rede ist auf die Toten und die Lebenden 

zu bringen, auf Vergangenes und Gegenwärtiges. Nicht länger dürften Fragen hierzulande auf die 

„zwei deutschen Diktaturen“ reduziert werden. Zu verlassen ist auch der Pferch der Betroffenheit. 

Betreten werden muss das weite Feld, auf dem das Nachdenken darüber möglich wird, was uns mit 

dem Vergangenen verbindet oder auch von ihm trennt. Da erheben sich andere Fragen als die nach 

Scham und Schande. Da erledigt sich die den Nachgeborenen immer wieder soufflierte und aufge-

drängte Frage, wie sie sich verhalten hätten, wären sie 1932 Wahlbürger oder 1941 Soldat gewesen. 

Und an die Stelle des Hypothetischen tritt das Reale: Wie verhalte ich mich heute im Wissen um die 

Erfahrung meiner Eltern und Großeltern? 

Auch das Ansinnen, das Nachdenken vor das verlangte, jedoch unmögliche „Nachfühlen“ zu setzen, 

und sich das Konzentrat von Erkenntnissen anzueignen, das in einem halben Jahrhundert von For-

schern angehäuft wurde, begegnet Einwänden. Würde dies zum Ausgangspunkt gewählt, heißt es, 

erstürben die Gefühle. Bewiesen ist das nicht. Zutage liegt hingegen die Folgenlosigkeit von bekun-

detem Entsetzen und der versicherten Unfähigkeit, Texte und Bilder der äußersten Menschenverach-

tung auch nur zur Kenntnis nehmen zu können. Fruchtlos auch das grübelnde Kopfschütteln. Irrweg-

weisend die Klagen: Non possumus. 

Vor Jahren schon hat ein Bundespräsident den Westdeutschen spät klarzumachen gesucht, dass der 

Beginn des Unheils nicht auf den 1. September 1939, sondern auf den 30. Januar 1933 zu datieren 

ist. Dem kann hinzugefügt werden, dass der Schritt aus der Republik von Weimar ins Reich mit dem 

Hakenkreuz kurz war. Der „Sprung“ und seine Ursachen und Verursacher waren und sind zu begrei-

fen. Ohne ihn würden Millionen Europäer in ihren Betten gestorben sein und nicht in Gaskammern, 

vor Erschießungsgräben, auf Schlachtfeldern. 

Gedanken an Vorsorge verbinden sich folglich in erster Linie mit den frühen, nicht mit den späten 

dreißiger Jahren. Doch die Deutschen werden vom Staats- wie vom Privatfernsehen weiter mit Bil-

dern aus den Jahren des Schießens, Tötens und Sterbens unterhalten. Die Nachgeborenen wissen jetzt 

in etwa, was die Vorfahren mit Feuer und Schwert in die Geschichte der europäischen Völker ge-

schrieben haben. Manche meinen, das sei ihnen nun genug vorgeführt worden. Mit Sicherheit unter-

versorgt sind sie hingegen mit Antworten auf das Warum und das Weshalb. Das gilt inzwischen auch 

schon für Jahrgänge junger Leute in den neuen Bundesländern. Zehn Jahre vermögen viel und viele 

zu verändern. Das macht ein Vergleich zwischen dem Befinden der Deutschen im Jahre 1929 und im 

Jahre 1939 rasch klar. 

Dem Vorschlag, das Wissen um das Was des Geschehenen vor das Wie des Gedenkens zu stellen, 

wird auch mit der Frage begegnet: Wieviel muss man von deutscher Geschichte wissen, um sich heute 

als „anständiger Mensch“ zu verhalten? Lassen sich Kinder nicht zur Freundlichkeit gegenüber Frem-

den erziehen, zur Mitmenschlichkeit gegen ihresgleichen, ohne dass sie eine einzige dieser Ge-

schichtsstunden erteilt bekamen? Unbezweifelbar. Nur gehen Frage und Antwort an gesellschaftli-
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chen Prozessen vorbei. Denn es ist erwiesen, dass aus vielen Anständigen in veränderten Verhältnis-

sen Menschen werden können, die sich sehr wenig anständig verhalten. Einwandfrei ist dokumentiert, 

dass – um nicht von den Mördern in Auschwitz zu reden – in jenen Zeiten faschistischer Herrschaft 

Millionen Deutsche auf Kosten anderer Menschen ernährt wurden, von denen nicht wenige Hungers 

starben. Darüber machte sich kaum einer der Nutznießer einen Gedanken. Dokumentiert ist, dass 

Millionen Deutsche einem Regime Beifall zollten, das sie, zur Herrenrasse deklariert, auf Dauer auf 

einen privilegierten Platz setzen, sie materiell und geistig als Staatsbürger eines „tausendjährigen 

Reiches“ korrumpieren wollte. Diese Aussicht beunruhigte die wenigsten. 

Wo diese Zusammenhänge heute bedacht werden, kann sich – beispielsweise – die Überlegung an-

schließen, wovon die Deutschen heute leben. Welchen Anteil am verfügbaren und noch zu gewin-

nenden Reichtum der Erde beanspruchen sie und auf wessen Kosten? Das führt hinaus über den wich-

tigen Bezirk von Elternhaus, Kinderstube und Lehrerverantwortung in die Gesellschaft als Ganze. 

Die Mehrheit der heutigen Deutschen beschäftigen Fragen dieser Art so wenig, wie sie ihre Vorfahren 

kümmerten. Einer Minderheit sollen sie noch ausgeredet werden. Und viel geschieht tagaus tagein, 

Menschen von solcher Nachdenklichkeit wegzulenken. Denn sie steht unter dem nicht völlig unbe-

rechtigten Verdacht, revolutionierende Gedanken wachrufen und gesellschaftliche Bewegung in un-

erwünschte Richtung hervorbringen zu können. 

Demnächst wird wieder einmal und nun definitiv über die Gestaltung eines Gedenkortes entschieden 

werden, der inmitten Berlins, einer der von Touristen meist besuchten Gegenden Deutschlands, ent-

stehen soll. Viele Lösungen sind denkbar. Keine wird unumstritten bleiben. Deren Wirkung aber wird 

wesentlich davon bestimmt sein, ob die Deutschen sich jenem Zeichen wissend und fragend nähern 

oder es in Erwartung tun können, auf eine Sehenswürdigkeit zu treffen, die man ausflugsweise einmal 

begafft haben muss wie schon andere Wallfahrtsorte der Nation zuvor zwischen Kehlheim, Kyffhäu-

ser und Laboe. Da fanden sich seit Generationen schon Millionen ein, die von der Geschichte und 

ihren Warnungen meist wenig oder nichts verstanden hatten. Und denen aus ihrem Nichtwissen auch 

selbst Schaden erwuchs. 
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Eine Ausstellung zur Geschichte des spanischen Bürgerkrieges 

Vortrag zu ihrer Eröffnung am Gymnasium zu Ueckermünde, 17. August 2012 

Im Spätherbst 1945 verschlug es mich, einen Schlesier, auf die Höhen des Thüringer Waldes und dort 

in eine Internatsschule, die einmal bekannt gewesen war, die Freie Schulgemeinde Wickersdorf. Eine 

kleine Gruppe von Schülern, Kinder von Antifaschisten und Hitlergegnern, dazu ein junger Jude aus 

Grodno, der Auschwitz und Buchenwald überlebt hatte, gründete dort eine antifaschistische Jugend-

gruppe. Dazu wählten wir den 30. Januar 1946, also einen Tag, an dem 13 Jahre zuvor in Deutschland 

die faschistische Diktatur errichtet worden war. Zu den Liedern, die wir damals sangen, gehörten die 

aus dem spanischen Bürgerkrieg, die der internationalen Brigaden. Dazu gehörte das später in der 

DDR populäre Lied der Thälmann-Kolonne, geschrieben von Gudrun Kabisch, der Ehefrau Paul Des-

saus, der den Text in Paris vertont hatte, das mit den Worten beginnt „Spaniens Himmel breitet seine 

Sterne über unseren Schützengräben aus“, in dem von Kämpfen und Sterben die Rede ist, von dem 

wir nach den Jahren des Zweiten Weltkrieges freilich genug hatten. Ohne noch zu wissen, wer der 

Dichter Erich Weinert (1898-1953) war, zählte auch das Lied der Internationalen Brigaden zu unse-

rem Repertoire, das mit den Versen einsetzt: „Wir im fernen Vaterland geboren, tragen nichts als 

Hass im Herzen mit“. Wir kannten auch das Lied, das Ernst Busch schrieb und mit anderen auf vielen 

Veranstaltungen vor Kämpfern der Republik vortrug, Am Rio Jarama, das mit der Aufforderung be-

ginnt: „Genossen im Graben, singt alle mit, laßt schweigen die anderen Lieder“. Aus dessen Text 

spricht die Trauer um die „gefallenen Brüder“. Und dann war das Lied, das auch von den Kämpfen 

um Madrid erzählt, mit dem Anfangsversen: „In Spanien stand’s um unsere Sache schlecht, zurück 

ging’s Schritt für Schritt“. Natürlich sangen wir das Lied von „Hans, dem Kommissar“, das Ernst 

Busch auf den im Dezember 1936 vor der spanischen Hauptstadt von einer Kugel getöteten Hans 

Beimler geschrieben hatte, der 1933 aus dem Mörderlager Dachau hatte fliehen können und politi-

scher Kommissar in den internationalen Brigaden war. Die Melodie kannten wir von einem anderen 

Lied her, das in den Zeiten des eben zu Ende gegangenen Zweiten Weltkriegs wieder und wieder 

gespielt worden war: „Ich hatt’ einen Kameraden“, dessen Text stammt von Ludwig Uhland, der es 

1809 gedichtet hatte und ihm die Überschrift gab „Der gute Kamerad“. Es verklärt den Soldatentod 

auf Schlachtfeldern und war daher für die Armeen der verschiedensten deutschen Staaten gut geeig-

net. Heute wird es bei Beerdigungen von Soldaten der Bundeswehr gespielt. 

Die Frage, woher wir eigentlich die Texte und die Melodien der Lieder – mit Ausnahme des von 

Louis Fürnberg gedichteten „Halte stand, rotes Madrid“ (Vertonung: Rafael Espinosol/Carlos Pola-

cio) – kannten, bringt mich in Verlegenheit. Liederbücher gab es nicht, und von dem von Ernst Busch 

zusammengestellten Liederbuch „Kampflieder der internationalen Brigaden“, das auch in einer spa-

nischen Ausgabe erschienen war, hatten wir ebenso wenig etwas gehört wie von den Sängern Ernst 

Busch und Paul Robeson. Auch aus dem Rundfunk konnte die Text- und Melodiekenntnis nicht stam-

men, denn selbst wenn die Lieder dort gesendet worden wären, wir hätten sie nicht hören können. 

Radioapparate besaßen wir nicht. Und gewiss ist auch, dass wir sie von unseren Lehrern nicht haben 

konnten. Unsere Quelle war wohl ein Spanienkämpfer, Kurt Goldstein, ein jüdischer Kommunist, der 

aus seinem Fluchtort Palästina nach Spanien gegangen war, in Frankreich den deutschen Faschisten 

in die Hände fiel, Auschwitz und Buchenwald überlebte und sich 1945 in Thüringen um die Gründung 

der antifaschistischen Jugendorganisation kümmerte und das mit Erfolg. Kurt Goldstein, Ehrenvor-

sitzender des Internationalen Auschwitz-Komitees wie des Bundes der Antifaschisten, starb 2007 

hochbetagt. Genug der autobiographischen Reminiszenzen, indessen: Die Geschichte besteht aus Ge-

schichten, freilich nicht nur. 

Wer sich in die Geschichte des Bürgerkriegs vertieft, der in Spanien in den Jahren 1936 bis 1939 

tobte, betritt ein weites Feld. Er begegnet zunächst vielerlei Namen*, die für das Ereignis aufkamen 

 
*  Am Marxismus orientierte Historiker, die sich speziell mit der Geschichte Spaniens von 1936 bis 1939 beschäf-

tigen, sprechen nicht vom „Spanischen Bürgerkrieg“, was die Spanier fast unisono machen, sondern vom „Spa-

nischen Krieg“, das 1. wegen der internationalen Dimension und 2. weil dieser Krieg das Vorspiel zum 2. Welt-

krieg war. Der Herausgeber 
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und benutzt werden: der national-revolutionäre Krieg, der Spanienkrieg, der Bürgerkrieg, der faschis-

tische Interventionskrieg, auch der antifaschistische Kampf und der große europäische Krieg, Jorge 

Semprun nannte ihn auch „ein Herzstück der europäischen Geschichte“. Erste grobe Orientierung 

verlangt ein chronologisches Gerüst: Am 18. Juli 1936 putschten spanische Generale unter Francesco 

Franco, stationiert in den nordostafrikanischen Kolonien, gegen die Republik. In der Nacht vom 

25./26. Juli, also keine zehn Tag später entscheidet Hitler nach Beratungen mit dem Kriegsminister 

und dem Reichsluftfahrtminister Hermann Göring, den Putschisten Transportflugzeuge zur Verfü-

gung zu stellen, die sie und ihre Truppen auf die iberische Halbinsel bringen, wo sie den Bürgerkrieg 

eröffnen. Am 28. Juli, also keine drei Tage später, starten die deutschen Maschinen nach Tetuan im 

damals spanischen Marokko. Sie werden von Jagdflugzeugen begleitet, die als ihr Schutz deklariert 

sind. Am 4. Oktober 1936 erhält die Regierung der Republik die ersten sowjetischen Waffenlieferun-

gen. Ende September schon hatten die Putschisten nach langen Kämpfen Toledo erobert, die Stadt, 

die zunächst Francos Zentrum wurde. Unter den Republikanern, die ihnen dort in die Hände fielen, 

wurde ein Massaker angerichtet. Angesichts der Bedrohung Madrids gebt die Volksfront-Regierung 

nach Valencia. Im: April 1937 erkennt der Vatikan das Franco-Regime an. Im November weicht die 

Regierung nach Barcelona aus. Den Franco-Truppen gelingt im April 1938 das republikanische Ge-

biet zweizuteilen. Franco lehnt das Angebot der republikanischen Regierung zu Friedensverhandlun-

gen ab und verlangt die Kapitulation. Zwischen Juni und November scheitert die republikanische 

Offensive am Ebro zur Wiederherstellung eines einheitlichen Gebiets, Am 26. Januar 1939 fällt 

Barcelona in die Hände der Francisten. Am 27. Februar erkennen Großbritannien und Frankreich das 

Franco-Regime an. Am 28./29 März gehen die letzten Bastionen des Widerstands in Madrid und 

Valencia verloren. Am 1. April erklärt sich Franco zum Sieger. 

Lang ist die Liste der Fragen, die sich an diese Geschehnisse schließt. Sie beginnt mit solchen, die an 

jedes geschichtliche Ereignis zu stellen sind: Warum kam es zu ihm? Was waren seine Ursachen? 

Welche Interessen verfochten die an ihm Beteiligten? Was waren ihre Vorstellungen von den Zielen, 

die sie zu erreichen wünschten? Welche Faktoren bestimmten den Verlauf und den Ausgang der 

Kämpfe? Und welche Folgen hatte der für den weiteren Gang der Geschichte? Diese Frageliste lässt 

sich so konkretisieren: Welche inneren Widersprüche und Konflikte führten in Spanien zu einem 

Bürgerkrieg, für den es in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts auf dem europäischen Kontinent 

kaum einen Vergleich gibt? Warum ergriffen Deutschland und Italien die Partei der putschenden 

Generale und entsandten Truppen von Freiwilligen aus den Reihen ihrer Heere und der Luftwaffen 

in das Land? Welche Rollen spielten die anderen europäischen Großmächte, namentlich das benach-

barte Frankreich, das nahe Großbritannien und die ferne, die Republik unterstützende Sowjetunion? 

Warum fanden sich in vielen europäischen und außereuropäischen Staaten Freiwillige, die zur Ver-

teidigung der Republik aufbrachen und die berühmt gewordenen internationalen Brigaden formier-

ten? Warum unterlag die Republik und was bedeutete das nicht nur für die Geschichte Spaniens, 

sondern die Geschichte Europas? Genauer noch: Welchen Platz besetzt der spanische Bürgerkrieg in 

der Entwicklung hin zum Zweiten Weltkrieg, der noch in dem gleichen Jahre begann, in dem die 

Waffen in Spanien schwiegen? Und dazu: Was sind die Ursachen, welche die Erinnerung an den 

spanischen Bürgerkrieg 75 Jahre, also etwa ein Menschenalter nach seinem Stattfinden, noch immer 

lebendig halten, ja sie mitunter auch aufflammen lassen? 

Wer darauf Antworten sucht, kann das in einer beträchtlichen Literaturmasse tun. Der Katalog der 

gut bestückten Berliner Staatsbibliothek weist unter dem entsprechenden Stichwort bis zum heutigen 

Tage 202 Titel auf. Mehr als die Hälfte der erfassten Publikationen ist in den letzten zehn Jahren 

geschrieben worden. Das älteste der verzeichneten Bücher erschien im Jahre 1937. Aufgeführt sind 

Erinnerungen von Teilnehmern des Krieges, Monographien von Historikern, sie bilden die Mehrzahl, 

Romane, Erzählungen und Anthologien. Geschrieben haben sie Autoren vieler Länder, natürlich in 

Spanisch, sodann in Französisch und Englisch, des Weiteren in Deutsch und Italienisch. Doch befin-

den sich unter ihnen auch Bücher in Dänischer, Schwedischer, Russischer und weiteren Sprachen. 

Die Liste der Autoren weist bekannte Namen auf, so den von Dolores Ibarruri und des sowjetischen 

Diplomaten und Historikers Iwan M. Maiski, der sein Land im Völkerbund und in dessen Nichtein-
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mischungsausschuss vertrat. Dazu zählen auch Schriftsteller, unter den deutschen Ludwig Renn 

(1889-1979), der bis 1930 Arnold Friedrich Vieth von Golßenau hieß und u. a. Offizier zum Gene-

ralstab der Internationalen Brigaden war, und Willi Bredel (1901-1964), ein Angehöriger des Thäl-

mann-Bataillons, der 1939 mit Begegnung am Ebro. Aufzeichnungen eines Kriegskommissars eines 

der ersten Bücher über den spanischen Bürgerkrieg publizierte. 

Der Krieg auf der Pyrenäen-Halbinsel war noch nicht beendet, als die ersten Veröffentlichungen er-

schienen. Zu den bedeutendsten gehörte das 1937 in Paris herausgegebene Les Grands Cimetières 

sous la Lune dt. Die großen Friedhöfe unter dem Mond. Mallorca und der spanische Bürgerkrieg 

von Georges Bernanos (1888-1948), der, bevor er die Insel verließ, auf der er wohnte, die Eroberung 

Mallorcas durch die Franco-Truppen erlebt hatte. Er schilderte die Gräuel, welche die Putschisten an 

den Republikanern verübten und erhob Anklage gegen das Schweigen der katholischen Kirchen-

obrigkeit zu den obendrein im Namen der Verteidigung des Christentums begangenen Untaten: „Ich 

stelle ganz einfach fest, daß diese Massaker an wehrlosen, armen Teufeln die kirchlichen Behörden 

zu keinem Wort des Tadels, nicht einmal zum leisesten Einwand veranlaßte. Sie begnügten sich le-

diglich damit, Dank- und Bittprozessionen zu veranstalten.“ 

Noch in der Republik begann André Malraux, damals noch Mitglied der Kommunistischen Partei 

Frankreichs, der sich u. a. für die Ausrüstung der republikanischen Armee mit Flugzeugen eingesetzt 

hatte, mit der Verfilmung seines Romans Espoir, dt. Hoffnung, der in Frankreich fertig gestellt wurde 

und den Titel Sierra de Teruel erhielt. Der Film, der eine Episode aus der von Dezember 1937 bis 

Februar 1938 dauernden Schlacht um die Stadt in Aragonien und vom gemeinsamen Kampf der re-

publikanischen Soldaten mit Bauern gegen die Francisten erzählt, wurde jedoch in Frankreich verbo-

ten. 1938 wurde in London Georges Orwells (1903-1950) Hommage to Catalonia dt. Mein Katalo-

nien gedruckt, dessen Autor als Zeitungsberichterstatter 1936 nach Spanien gegangen war, sich dort 

aber den bewaffneten Kämpfern angeschlossen hatte. 

An den frühen Berichten und literarischen Verarbeitungen des Krieges waren auch deutschsprachige 

Autoren und Emigranten beteiligt. 1937 publizierte der Österreicher Franz Borkenau (1900-1957) in 

London The Spanish cockpit: an eye-witness account of the political and social conflicts of the Spa-

nish Civil War, neu erschienen unter dem Titel Kampfplatz Spanien. Politische und soziale Konflikte 

im Spanischen Bürgerkrieg. Ein Augenzeugenbericht. Stuttgart 1986. In London 1937 und in Zürich 

1938 wurde Arthur Koestlers (1905-1983) Ein spanisches Testament herausgegeben. Der in Ungarn 

in einer deutsch-jüdischen Familie aufgewachsene Journalist und Schriftsteller war als Kriegsbericht-

erstatter im republikanischen Spanien, in die Gefangenschaft der Truppen Francos geraten, jedoch 

durch einen Austausch freigekommen. Gustav Regler (1898-1963), Politischer Kommissar der XII. 

rationalen Brigade publizierte in englischer Fassung 1940 seinen Roman The Great Crusade, dt. Das 

große Beispiel. Roman einer internationalen Brigade. Borkenau wie Koestler und Regler hatten sich 

zu verschiedenen Zeiten unter dem Eindruck der Politik Stalins und besonders unter dem Eindruck 

des deutsch-sowjetischen Vertrages vom 23. August 1939 von ihren kommunistischen Standpunkten 

losgesagt, was dazu führte, dass ihre Spanienbücher in der DDR nie veröffentlicht wurden. 

Kein Buch aber kann sich an Bekanntheits- und Verbreitungsgrad mit dem 1940 in New York her-

ausgegebenen Roman Ernest Hemingways (1899-1961) messen, des US-Amerikaners, der schon seit 

1938 Berichte aus Spanien publiziert hatte, wo er sich als Berichterstatter u. a. bei den Internationalen 

Brigaden aufhielt. For whom the bell tolls erschien 1940 in New York und im Jahr darauf in Stock-

holm in deutscher Übersetzung unter dem Titel Wem die Stunde schlägt. 1943 wurde es in den USA 

verfilmt. Der Titel ist einem Gedicht entliehen, das aus der Feder des englischen Dichters John Donne 

(1572-1631) stammt. Ein Ausschnitt daraus ist dem Buch Hemingways vorangestellt. Er lautet im 

Original: ‟No Man is an Island, entire of itself; every man is a piece of the continent, a part of the 

main; [...] and therefore never send to know for whom the bell tolls; it tolls for thee.” Im neuzeitlichen 

Englisch: it tolls for you und in der deutschen Übersetzung „Kein Mensch ist eine Insel, in sich selbst 

vollständig; jeder Mensch ist ein Stück des Kontinentes, ein Teil des Festlands; [...] und darum ver-

lange nie zu wissen, wem die [Toten-]Glocke schlägt; sie schlägt dir“. Im Jahr, da in den USA die 

Verfilmung von Hemingways Roman in die Kinos kam, tat das auch ein weiterer Film, der auf einer 
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Roman-Vorlage von Dorothy B. Hughes (1903-1993) beruhte, The fallen sparrow, der die Geschichte 

eines Mannes in New York erzählt, der aus der Gefangenschaft der Franco-Truppen zurückkehrt. 

In der Liste der Publikationen fehlt es nicht an Gesamtdarstellungen des Bürgerkriegs wie auch an 

ganz speziellen Untersuchungen, so beispielsweise über den Präsidenten der USA Franklin Delano 

Roosevelt und den Krieg in Spanien. Mehrfach untersucht wurde das Verhalten der Regierungen in 

Paris und London zu den Ereignissen und dessen Hintergründe. Dieser Liste wären auch die zahlrei-

chen Biographien zuzuzählen, die das Leben Francos schildern. 

Historiker haben in beiden deutschen Staaten zur Erforschung der Geschichte des spanischen Bür-

gerkriegs beigetragen. Doch deutschsprachigen Veröffentlichungen, die ihm galten, erschienen in 

Nazideutschland schon, während der Krieg noch andauerte. Die ersten im Jahr 1937 publizierten hat-

ten die frühen Kämpfe des Jahres 1936 zum Gegenstand: Erich Dietrich Kriegsschule Toledo. Des 

jungen Spaniens Heldenkampf vom Alkazar (1937), Hellmut Boerner Die Kadetten von Toledo 

(1942), Willibrord Menkes Heldenlied vom Alkazar (1937) und Rudolf Timmermanns Helden des 

Alcázar. Ein Tatsachenbericht aus Toledo (1937). Die Funktion dieser Bücher lag zutage, sie sollten 

der Hitlerjugend die an der Verteidigung des Alkazar beteiligten Kriegsschüler beispielhaft vorfüh-

ren. 

Der spanische Bürgerkrieg und die Rolle der Legion Condor nahmen, angefangen von dem Empfang, 

den deren Angehörigen in Berlin als Siegern bereitet wurde, in der Propaganda einen zentralen Platz 

ein. Auch sie sollte auf dem Weg in den zeitlich schon fixierten Krieg gegen Polen suggerieren, dass 

„dem deutschen Soldaten“ der Sieg einfach gehöre. Hitler stiftete am 14. April 1939 den Orden Spa-

nienkreuz für „Verdienste deutscher Freiwilliger an der Niederwerfung des Bolschewismus im spa-

nischen Freiheitskampfe“, der in mehreren Stufen und weiteren Abstufungen (mit Schwertern und 

Brillanten) verliehen wurde und das Vorbild für Auszeichnungen abgab, die dann massenhaft folgten. 

In die Heraushebung des Krieges reihte sich auch der Besuch des spanischen Obersten José Moscardo 

(1878-1956), einst Militärgouverneur in Toledo ein, der sich wie andere hohe Offiziere im Lande den 

Putschisten angeschlossen und den Alkazar verteidigt hatte. 

1939 erschien das Buch Kampf um Spanien: die Geschichte der Legion Condor, es war, wie aus-

drücklich vorangestellt, im Auftrag des Reichsluftfahrtministeriums geschrieben worden. Der Autor 

war Werner Beumelburg (1899-1963), Weltkriegsoffizier, hasserfüllter Feind der Weimarer Repub-

lik, der durch Kriegsbücher und Romane hervorgetreten war und dessen Karriere in Nazideutschland 

seinen Gipfelpunkt erreichte, als er Hitler, die Remilitarisierung und dann die Siege der Wehrmacht 

feierte. Ebenfalls noch 1939 kam Legion Condor. Schlacht für Europa gegen den Bolschewismus den 

Büchermarkt, das Karl-Georg von Stackelberg verfasst hatte, der bald darauf im Zweiten Weltkrieg 

als Offizier einer Propagandakompanie der Wehrmacht angehörte. Das Buch übernahm schon im 

Titel die Version der Machthaber, wonach sich ihr Einsatz einzig gegen den Bolschewismus gerichtet 

hatte. Im gleichen Jahr kam Karl Ritters Film Im Kampf gegen den Weltfeind. Deutsche Freiwillige 

in Spanien in die Kinos. Sein Regisseur war im Kaiserreich Berufsoffizier gewesen, 1925 in die Na-

zipartei eingetreten, gehörte also zu den „Alten Kämpfern“ Hitlers, der ihn als befähigten Propagan-

disten in seinem Metier schätzte und hoch entlohnte. Im Jahr darauf war der spanisch-italienische 

Film Sin novedad en el Alcázar, dt. Nichts Neues im Alcazar fertig, der die faschistische Legende des 

Kampfes um den Alkazar von Toledo bebilderte, der von Juli bis September 1936 gedauert hatte. In 

deutscher Fassung gelangte der Streifen alsbald auch in die Filmtheater des Reiches und dort vor-

zugsweise in sogenannte Jugendvorstellungen. 

Wer sich heute in Deutschland mit der Geschichte des spanischen Bürgerkrieges und mit der Erinne-

rung an ihn befasst, kommt um das Verhältnis der beiden deutschen Staaten zu dem weltgeschichtli-

chen Ereignis nicht herum. Der Stand der Erforschung dieser Beziehung ist ungleich. Während über 

das Fortleben der Erinnerung in der DDR inzwischen gründliche Untersuchungen vorliegen1, gilt das 

 
1  Ihre Autoren sind nicht von jenem Typ, der diese Arbeit honorieren würde: Jana Wüstenhagen, Der spanische 

Bürgerkrieg in Historiographie und Schulbüchern der DDR 1953-1989, Hamburg 1997 und Wolfgang Ash-

olt/Rüdiger Reinecke/Susanne Schlünder (Hg.), Der spanische Bürgerkrieg in der DDR, Strategien internationaler 
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für die Bundesrepublik gleichermaßen nicht. Die Unterschiede in der Intensität wie in der Art und 

Weise dieses Verhältnisses sind jedoch so überdeutlich, dass sie nicht übersehen werden können. Sie 

besitzen Gründe, die von politischer Natur sind. In der sowjetischen Besatzungszone begann sich 

noch vor der Staatsgründung eine antifaschistische Gesellschaft zu formieren, meist antifaschistische 

Ordnung genannt. Die suchte und fand ihre Tradition in der Geschichte des Antifaschismus der zwan-

ziger, dreißiger und der Kriegsjahre und aus ihr ragte die Teilnahme Deutscher am spanischen Bür-

gerkrieg in den Internationalen Brigaden heraus. Die Mehrheit der einstigen Angehörigen lebte in 

Ostdeutschland und trat zu einem erheblichen Teil an Steuerruder und Schaltstellen der neuen Ver-

waltung, der späteren Staatsmacht. Vier, die exponierte Plätze in der DDR besetzten und zu verschie-

denen Zeiten Mitglieder des Politischen Büros der SED waren, seien genannt: Heinrich Rau (1899-

1961), einer der Kommandeure der XI. Brigade, Überlebender des KZ Mauthausen, Chef der staatli-

chen Plankommission und stellvertretender Vorsitzender der Ministerrates, der ehem. Angehörige 

der XI. Internationalen Brigade Heinz Hoffmann (1910-1985), langjähriger (bis zu seinem Tode) Mi-

nister für Verteidigung, Paul Verner (1911-1986), einstiger Angehöriger der XV. Internationalen Bri-

gade, zuletzt stellv. Staatsratsvorsitzender, Franz Dahlem (1892-1981), Leiter der Zentralen Politi-

schen Kommission der Internationalen Brigaden, interniert in Frankreich, ausgeliefert an Deutsch-

land, Überlebender des KZ Mauthausen, zuletzt stellvertretender Minister für das Hochschulwesen. 

Dass im Ostteil von Nachkriegsdeutschland, wer das tun wollte, sich über den Bürgerkrieg in Spa-

nien, über den er bis dahin doch nur aus Naziquellen etwas gehört hatte, informieren konnte, war 

nicht in erster und zweiter Linie das Verdienst der Geschichtswissenschaft und auch nicht der politi-

schen Publizistik, sondern das des jungen Buchverlagswesens, das Publikationen auf den damals ärm-

lichen Büchermarkt brachte, die meist im Exil geschrieben und zuerst gedruckt worden waren. Eines 

der ersten wieder erschienenen Bücher war Willi Bredels, Begegnung am Ebro, das schon 1939 in 

Paris herausgekommen war. Zu den in den frühen Nachkriegsjahren herausgegebenen gehörten wei-

ter der Roman Leutnant Bertram von Bodo Uhse, der am Bürgerkrieg als Politischer Kommissar 

teilgenommen hatte, sich dann nach den USA und Mexiko retten konnte. Das Buch, dessen Ge-

schichte 1936 einsetzt, führt von einem Fliegerhorst an der pommerschen Ostseeküste bis in die Le-

gion Condor und zur Zerstörung Guernicas. Zuerst war es 1943 in Mexiko gedruckt worden. 1944 

hatte Eduard Claudius (1911-1976), der sich nach seiner Teilnahme am spanischen Bürgerkrieg in 

die Schweiz rettete und dessen Auslieferung an Deutschland u. a. der im Alpenland im Exil lebende 

Hermann Hesse (1877-1962) verhinderte, in Zürich den Roman Grüne Oliven und nackte Berge pub-

lizieren können, dessen Handlung in Berlin zur Zeit der Olympiade beginnt und in Frankreich in 

einem Internierungslager endet. 1946 erschien von Walter Gorrish (1909-1981), der in Spanien Ad-

jutant des Stabschefs der XI. Brigade, der hieß Ludwig Renn, das Buch Um Spaniens Freiheit, später 

unter dem Titel „Mich dürstet“ wieder gedruckt und 1956 (Regie Karl Paryla) verfilmt. 1948 kam das 

Spanische Tagebuch von Alfred Kantorowicz (1899-1979) auf den Büchermarkt, sein Autor war aus 

dem französischen Exil nach Spanien gegangen und hatte dort dem Tschapajew-Bataillon angehört 

und auch als Redakteur der Zeitung Le Volontaire de la Liberté der Interbrigaden gearbeitet. 1951 

gelangte Erich Weinerts Camaradas. Ein Spanienbuch in den Buchhandel. 

Die Kette der Buchveröffentlichungen setzte sich fort. 1955 mit dem – erst lange nach dem Tod des 

Autors ungekürzt erschienenen – Buch Der spanische Krieg. Sein Verfasser Ludwig Renn (1889-

1979), Offizier in der kaiserlichen Armee während des Weltkriegs, war im Juli 1936 nach Spanien 

gegangen und dort seit November im Stab der Internationalen Brigaden tätig. 1956 veröffentlichte 

Albert Norden (1904-1982), der während des Krieges im französischen Exil gelebt hatte und später 

in die USA floh, Die spanische Tragödie. 1960 wurde das Spanische Tagebuch von Michail Kolzow 

(1898-1940/1940) unter dem Haupttitel Die rote Schlacht vom Militärverlag publiziert. Der sowjeti-

sche Publizist, der 1937 in der Schweiz sein Buch Guadalajara. Eine Niederlage des Faschismus 

veröffentlicht hatte, war ein Opfer von Stalins Terror geworden. 1962 erschienen die Spanientexte 

von Egon Erwin Kisch (1885-1948) Unter Spaniens Himmel. Der rasende Reporter hatte das kriegser-

 
Erinnerungsbildung, Frankfurt a. M. 2009. S. a. Arnold Krammer (Texas A&M University): The Cult of the 

Spanish Civil War in east Germany. In: Journal of Contemporary History, Oct. 2004, vol. 39 S. 531-560. 
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schütterte Land besucht und unter diesem Eindruck die Geschichten Die drei Kühe. Eine Bauernge-

schichte zwischen Tirol und Spanien und Soldaten am Meeresstrand geschrieben hatte, die noch in 

Verlagen der Republik veröffentlicht worden waren. 1968 kam Eduard Claudius in einen Erinnerun-

gen „Ruhelose Jahre“ auch auf seine Erlebnisse in Spanien zurück. 1974 erschien Brigada Internaci-

onal [...] ist unser Ehrenname. Erlebnisse ehemaliger deutscher Spanienkämpfer, die Hans Maaßen 

(1908-1983) herausgegeben hatte, der aus der Schweizer Emigration nach Spanien gegangen war, 

dort als Redakteur der deutschsprachigen Ausgabe von „El voluntario de la libertad“ arbeitete und 

1938/39 auch Sprecher im deutschsprachigen „Freiheitssender 29,8“ war. Von Bodo Uhse wurden 

1981 Tagebücher veröffentlicht. 

Der spanische Bürgerkrieg blieb in der Erinnerungskultur der DDR eine Konstante. Den massenwirk-

samsten Beitrag dazu leistete der Film. Die meisten Zuschauer erreichte wohl „Fünf Patronenhülsen“ 

(Walter Gorrish/Frank Beyer), der 1960 in die Kinos gelangte, wozu seine Besetzung mit erstklassi-

gen Schauspielern, allen voran Erwin Geschonneck (1906-2008) beitrug. In der einleitenden Sequenz 

singt Ernst Busch das Lied „Am Rio Jarama“. Vordem schon war 1956 entstanden „Mich dürstet“ 

(Walter Gorrish/Karl Paryla). Im Jahr darauf „Wo Du hingehst“ (Eduard Claudius/Martin Hellberg 

(1905-1999)). 1962 kam der Dokumentarfilm „Unbändiges Spanien“ in die Kinos, den Jeanne (1908-

1998) und Kurt Stern (1907-1989), auch er einer der Politischen Kommissare in den Internationalen 

Brigaden, gedreht hatte und in den vollständig der 1937 entstandene Film Spanish Earth integriert 

war, den der berühmte niederländische Dokumentarist Joris Ivans (1898-1989) gedreht und dessen 

Kommentare Ernest Hemingway geschrieben und gesprochen hatte. 1971 hatte Rudi Kurz einen drei-

teiligen Film über Artur Becker fertig gestellt, mit dem Titel Lebensbild eines Patrioten. Er setzte 

dem Mitglied der KPD-Fraktion im Reichstag, der zugleich der jüngste Abgeordnete im Parlament 

war, ein Denkmal. Becker war 1938 verwundet in die Gefangenschaft der Franco-Truppen geraten 

und in einem Krankenhaus in Burgos, ohne dass seine Identität wohl erkannt wurde, verstorben. Rudi 

Kurz kam mehrfach auf das Thema des spanischen Bürgerkrieges zurück, so 1969 in dem 4-teiligen 

Film Hans Beimler – Kamerad und 1984 in der Serie Front ohne Gnade. Es gibt keine westdeutsche 

Produktion, die dieser konkurrierend gegenübergestellt werden könnte, von einer Ausnahme angese-

hen, von der die Rede noch sein wird. 

Mit ihren anderen Mitteln haben auch bildende Künstler sich des „Spanien-Themas“ zugewandt. Das 

tat Willi Sitte (1921-2012) 1958 mit dem mehrteiligen Tafelbild „Kampf der Thälmann-Brigade in 

Spanien“, das als verschollen gelten muss. Stellt dies Kampfszenen dar, u. a. Interbrigadisten, die ihre 

Gewehre auf am Himmel daherkommende Flugzeuge richten, so ist Arno Rinks Spanien 1938 ein 

Bild, dass die Gedanken auf die Niederlage und die Trauer über den Ausgang des Krieges richtet. 

1968 wurde in Berlin-Friedrichshain mit einer Rede Franz Dahlems das Denkmal für die Spanien-

kämpfer eingeweiht, das der wohl bedeutendste Bildhauer der DDR Fritz Cremer geschaffen hatte. 

Es zeigt einen überlebensgroßen aufspringenden Kämpfer, bewaffnet nicht mit einer der damals üb-

lichen Infanteriewaffen, sondern mit einem Schwert. Zur Anlage gehört zudem ein Bronzerelief von 

Siegfried Krepp (geb. 1930[-2013]), das Szenen aus dem Krieg darstellt. 

Hinter der literarischen, künstlerischen und editorischen Produktion blieben die Arbeiten der Histo-

riker in der DDR zum Bürgerkrieg in Spanien weit zurück. Auf einer dem Thema gewidmeten Kon-

ferenz kritisierte Alfred Meusel im Jahr 1966, selbst ein ehemaliger Spanienkämpfer, diesen Zustand. 

In den folgenden Jahren und Jahrzehnten hat sich das geändert, ohne dass es aus der Feder eines 

DDR-Historikers zu einer zusammenfassenden Darstellung jener Jahre gekommen wäre. Zu den be-

vorzugten Gegenständen ostdeutscher Forschungen gehörten die Geschichte der Internationalen Bri-

gaden, die Biographien einzelner ihrer Angehörigen und vor allem die Haltung der Staaten, welche 

die Initiatoren der Politik der Nichteinmischung waren, sowie die Interessen, welche die Machthaber 

in Deutschland mit ihrer Teilnahme am Bürgerkrieg auf Seiten Francos verfolgten. Eine der frühesten 

Arbeiten legte Marion Einhorn 1962 zu dem Thema Die ökonomischen Hintergründe der faschisti-

schen deutschen Intervention in Spanien 1936-1939. 

Von Autoren in der Bundesrepublik ist den Geschichtswissenschaftlern in der DDR immer wieder 

und in der Literatur bis heute der Vorwurf gemacht worden, sie würden auch die Geschichte des 
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Kampfes um Bestand oder Untergang der spanischen Republik instrumentalisiert haben. Dazu ein 

grundsätzliches Wort: die Feststellung, jemand „instrumentalisiere“ Geschichte, ist lächerlich, denn 

wer immer sich mit der Vergangenheit befasst, der eigenen, seiner Familie, eines Staates, einer Partei 

oder selbst seine Kegelvereins tut das in einer bestimmten Absicht und gerichtet auf einen oder meh-

rere Zwecke und sei es nur zur Befriedigung purer Neugierde oder um sich zu unterhalten. Die Frage 

ist demnach nicht, ob ein solcher Zweck verfolgt wurde, sondern wie das geschah: im Einklang mit 

den Prinzipien wissenschaftlicher Arbeit und also mit dem Vorsatz, ein der Realität angemessenes, 

sie spiegelndes, mindestens aber ihr nahe kommendes Geschichtsbild entstehen zu lassen oder um 

wirklichkeitsfremde und ferner Bilder zu liefern, sich die Vergangenheit also für gegenwärtige Zwe-

cke gleichsam zurechtzumachen. Das letztere geht meist mit Beteuerungen vorurteilsfreier Wahr-

heitssuche einher, also mit der Verbreitung von Nebel. 

Auch die Beschäftigung mit dem spanischen Bürgerkrieg in der DDR besaß Zwecke und die wurden 

nicht verheimlicht, sie lagen zudem zutage. Auf ideologischem Feld ging es um das Bild der faschis-

tischen Macht als aggressiv, kriegslüstern und verbrecherisch von Anfang an, mithin gegen frühe 

Bilder, die zwischen der friedlichen und der kriegerischen Phase der Naziherrschaft zu unterscheiden 

suchten. Auf dem gleichen Feld wurde erforscht und erörtert, wie Aggressoren rechtzeitig die Trau-

ben so hoch gehängt werden, dass es aufhört, sie zu gelüsten. Und politisch zielte die Darstellung 

zum einen auf das Traditionsbild der DDR. In dessen Zentrum befand sich die Geschichte des revo-

lutionären Flügels der deutschen Arbeiterbewegung und [gerichtet] auf die Vermittlung des Wertes 

der politischen Einheit und Geschlossenheit. Dabei hat es Verzeichnungen gegeben, die linke Strö-

mungen wie die der Anarchisten und der sogenannten Trotzkisten betrafen und sie als Verräter und 

Agenten diffamierten und denen es an einer sachlichen Erörterung der Meinungsverschiedenheiten 

und Gegensätze fehlte. Zu diesen Zwecken gehörte auch die besondere Absicht, der Jugend andere 

Vorbilder zu vermitteln, als sie die älteren und namentlich die Generation der Väter besessen hatten. 

In diesen Zusammenhang gehört die Heraushebung Artur Beckers, über den Rudi Kurz (geb. 1921-

[2020]) einen dreiteiligen biographischen Film drehte und die 1959 erfolgte Stiftung der Artur Be-

cker-Medaille durch den Zentralrat der FDJ, die höchste Auszeichnung, die in der Jugendorganisation 

der DDR vergeben wurde. Mehrfach gab die Post Sonderbriefmarken in der DDR heraus, mit denen 

an den Kampf der Internationalen Brigaden erinnert wurde. 1966 erschien eine Serie, die an Hans 

Kahle, Willi Bredel, Hans Beimler, Heinrich Rau, Hans Marchwitza und Artur Becker erinnert, 1986, 

anlässlich des 50. Jahrestages, eine Marke die Cremers Denkmal abbildete. 

Zwecken dient, der Vollständigkeit halber sei es angefügt, übrigens nicht nur die Beschäftigung mit 

der Geschichte, sondern auch deren Verweigerung. Das Beschweigen geschichtlicher Vorgänge und 

Personen bezeugt nicht Vergesslichkeit, sondern das Wissen, dass deren Erörterung unangenehme 

Fragen erzeugt und das Nachdenken in Richtungen befördert, die besser verbarrikadiert werden. 

Alles in allem: Die Erinnerung an den spanischen Bürgerkrieg in der DDR bezeugte die Parteinahme 

für die Republik und gegen deren Feinde, die sie zerstört und an deren Stelle ein diktatorisches Re-

gime setzten unter dem General, der den Putsch angeführt, gesiegt und sich als der Caudillo an die 

Spitze der Diktatur gesetzt und das Regime geschaffen hatte, das die beiden Geburtshelfer Jahrzehnte 

überdauerte, anstatt mit ihnen vernichtet zu werden. Das hätte, würden sich die alliierten Mächte 1945 

darauf verständigt haben, keinen Krieg erfordert und in Europa weithin Zustimmung gefunden haben. 

Indessen lag das nicht in den Planungen der Westmächte, die Francos Regime früh diplomatisch an-

erkannt hatten. 

Warum also gab es im deutschen Weststaat keine ähnliche Parteinahme für die Republik und den 

Verteidigern? Warum keine Distanzierung von dem Regime des „Caudillo“? Das hatte mindestens 

drei Gründe. Der erste lag im Charakter dieser spanischen Republik, die von Kräften der Volksfront 

regiert wurde, die mit der sozialen Ausgestaltung der Gesellschaft zu keinem Ende gekommen wa-

ren, als sie in den Bürgerkrieg gestürzt wurde. Auf ihrem Programm aber stand die Frontstellung 

gegen den großen Grundbesitz, mit der dem Massenelend der spanischen Bauern ein Ende gemacht 

werden sollte, die Stärkung der Rechte der Arbeiter, die demokratische Neubestimmung der Stellung 

der Frauen, die Einschränkung der Rechte der katholischen Kirche, des traditionellen Verbündeten 
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der alten herrschenden Kräfte in der Gesellschaft und einige weitere. Diese Republik war nicht auf 

dem Wege zum Sozialismus, wiewohl es einflussreiche Sozialisten und an Einfluss gewinnende 

Kommunisten und mehrere sozialrevolutionäre Parteien und Gruppen in ihr gab. Das konnte den res-

taurativen Mächten in der eben gegründeten Bundesrepublik und der Regierung Adenauer keine Sym-

pathien erzeugen. Zweitens und an Gewicht wohl noch bedeutender erfolgte die Bestimmung der 

Haltung der Bundesrepublik zur Vergangenheit des Bürgerkrieges und zum gegenwärtigen Franco-

Regime in einem Moment des sich im Zeichen des Kalten Krieges ausbreitenden Antikommunismus. 

Es existierte aus den verschiedensten Gründen an der Spitze des Bündnissystems des Nordatlantik-

paktes das Interesse, dieses Madrider Regime in das Paktsystems einzubeziehen, auch wenn das we-

gen seiner Herkunft und seines Charakters Schwierigkeiten machte, gaben sich doch die NATO-

Mächte als Verteidiger der Demokratie aus. In diesen Anspruch passte Spanien unter Franco schlecht 

hinein, gab es in ihm doch keine Spur von irgendeiner Demokratie. Schließlich drittens: Es hatten auf 

Seiten der Republik und in den Reihen der Internationalen Brigaden zu viele Kommunisten gestanden 

und gekämpft. Es war schwer, ja unmöglich, sie aus der Erinnerung an die Jahre 1936 bis 1939 aus-

zublenden. Aber sie passten nicht in jene Politik, die 1956 in der Bundesrepublik verboten wurde. 

Ein Historiker in der Bundesrepublik, Patrik von zur Mühlen, hat die aus der Emigration zurückkeh-

rende und den deutschen Weststaat wählenden einstigen Spanienkämpfer als „Fremde im eigenen 

Land“ bezeichnet. Keine Rede davon, dass sie dort begrüßt, geschätzt und – sagen wir – verwendet 

worden wären. Im Gegensatz zu den Offizieren der Legion Condor. Zu ihnen hatte auch der seit 1925 

eine Berufslaufbahn als Soldat verfolgenden Heinz Trettner gehört. Er war von November 1936 bis 

Januar 1938 zunächst Adjutant von Generalmajor Hugo Sperrle (1885-1953), des Befehlshabers der 

Legion Condor und in ihr anschließend Staffelkapitän gewesen. Im Zweiten Weltkrieg wurde er selbst 

bis in diesen Generalsrang befördert und hatte zu denen gehört, die diesen Krieg bis zum Mai 1945 

fortsetzten. 1956 wurde er mit diesem Rang in die Bundeswehr übernommen, acht Jahre später wurde 

er Generalinspekteur der Bundeswehr, der höchste Offizier im deutschen Weststaat. Zwei Jahre später 

erbat und erhielt er seinen Abschied. Hannes Trautloft (1912-1995) gehörte 1936 zu den ersten sechs 

Fliegeroffizieren, die nach Spanien zu Francos Aufständischen entsandt wurden und dort an den 

Kämpfen teilnahmen. Im Zweiten Weltkrieg einer der erfolgreichsten Jagdflieger und Kommodore 

eines Geschwaders, wurde er 1957 als Brigadegeneral in die Bundeswehr übernommen, die er als 

Generalleutnant verließ. Erst 1938 kam Werner Mölders (1913-1941) als Jagdflieger zu Francos 

Truppen, die er mit einem hohen Orden verließ. Im Zweiten Weltkrieg stieg er zum erfolgreichsten 

und höchstdekorierten Jagdflieger der Luftwaffe und in den Rang eines Oberst aus. Dass er seine 

Karriere nicht wie Heinz Trettner und Johannes Trautloft in der Bundeswehr fortsetzte, lag daran, 

dass er 1941 bei einem Flugzeugabsturz bei Breslau ums Leben gekommen war. In der Bundeswehr 

wurden ein Kriegsschiff, eine Kaserne in Visselhövede und ein Jagdgeschwader, dessen Angehörige 

den Namen Mölders auf den Ärmelsteifen trugen wie vordem schon Soldaten der Wehrmacht, nach 

ihm benannt. Parlamentarischer Protest, erhoben 1998 führten 2005 zu der Entscheidung des Vertei-

digungsministers, den Namen Mölders in der Bundeswehr aus der Traditionspflege zu nehmen. Stra-

ßen in mehreren deutschen Städten tragen seinen Namen, Versuche das zu ändern scheiterten mehr-

fach. 

Kurzum: die Entscheidung in der Bundesrepublik fiel nicht nur nicht zugunsten der Republik aus, sie 

erfolgte zugunsten derer, die geholfen hatten, sie zu vernichten. Ein Detail beweist das eindringlich. 

1955 wurde neu geschnitten der spanisch-italienische Propagandafilm, der die Kommunisten verteu-

felte, in Kinos der Bundesrepublik aufgeführt. Diese Parteinahme haben junge Filmschaffende um 

Klaus Volkenborn (1945-2005) schon 1979 in einem Film unter dem Titel Unversöhnliche Erinne-

rungen auf originelle Weise deutlich gemacht. Der Dokumentarfilm konfrontiert die Erinnerungen, 

die ein ehemaliger Jagdflieger der Legion Condor, Henning Strümpell, 1968 aus der Bundeswehr als 

General entlassen, mit denen des einstigen Angehörigen der Internationalen Brigaden, Ludwig Still-

ger, ein Kommunist, beide Bürger der Bundesrepublik den sie Interviewenden darstellten. Mit deren 

Erlebnissen wurde deren Denkweisen mehr als vier Jahrzehnte später ebenso deutlich wie ihre Le-

benswege in der Bundesrepublik sowie ihre sozialen und materiellen Situationen. Der Film wurde im 

öffentlich-rechtlichen Fernsehen nach 22 Uhr ausgestrahlt. Sein in der Literatur geschildertes Echo 
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erbrachte eine menschliche und einem Gerechtigkeitsempfinden entsprungene Parteinahme für den 

Spanienkämpfer auf Seiten der Republik, der von Beruf ein Maurer war und diesen Beruf auch nach 

dem Ende des Zweiten Weltkrieges wieder ausgeübt hatte. Was partiell Zuschauerempörung auslöste, 

war die Tatsache, dass dem einstigen, längst in wohlhabenden Verhältnissen lebenden Offizier, der 

es in der Wehrmacht bis in den Generalsrang gebracht hatte, seine Jahre in Spanien vom Staat als 

„Berufsjahre“ angerechnet wurden, dem ehemaligen Interbrigadisten jedoch jede Anerkennung als 

ein Opfer des Faschismus verweigert wurde. Und ebenso dessen Ehefrau, die nach der Flucht ihres 

Mannes aus Deutschland zeitweilig von der Gestapo verhaftet worden war, damit sie den Aufent-

haltsort ihres Mannes preisgebe, und die in Sorge um sich und ihren Sohn unter Zwang sich hatte 

scheiden lassen. Eine Änderung dieser Rentenregelung, behaftet mit Inkonsequenzen, erfolgte wohl 

auch unter der Wirkung dieses außergewöhnlichen Films, der noch 1979 in die Kinos gelangt. Auf 

dem Dokumentarfilm-Festival in Leipzig wurde mit der Goldenen Taube ausgezeichnet. Mit dem 

Thema der Rentenversorgung einstiger Spanienkämpfer bekam auch Willy Brandt (1913-1992) in 

seiner Eigenschaft als Bundeskanzler zu tun, der selbst aus seinem norwegischen Exil und im Auftrag 

von Zeitungen des Landes 1936 als Berichterstatter nach Spanien gegangen war. 

Was Volkenborn in seinem Film kritisierte, gehört in der Bundesrepublik ganz der Vergangenheit 

nicht an, wie sich auch bei deren Vergrößerung durch das Gebiet der DDR zeigte. Straßennamen, die 

an die Verteidiger der Republik erinnerten, verschwanden. In Berlin (Ost) die Arthur-Becker-Straße, 

die ihren Namen an Stelle der Kniprodestraße erhalten hatte, so einst benannt nach dem Hochmeister 

des Deutschen Ordens Winrich von Kniprode (um 1310-1382). Hingegen hat die Spanische Allee in 

Berlin (West), so getauft 1939 anlässlich der Rückkehr der Legion Condor, ihren ursprünglichen Na-

men, der lautete Wannseestraße, bis zum heutigen Tag nicht zurückerhalten. 

Die Haltung der Bundesrepublik zum Spanien des Bürgerkrieges und dem Francos hat jedoch nicht 

bedeutet, dass die Geschichtswissenschaftler diesem Kurs adäquat gefolgt wären. Mit Vorläufern 

setzte in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre eine Beschäftigung mit dem Krieg und seiner Vorge-

schichte ein, die bis heute andauert. Anders als in der DDR haben sich dort Fachleute mit der innen-

politischen Entwicklung der 1931 geschaffenen Republik und dann mit den Jahren der Volksfrontre-

gierung befasst. Spezialstudien galten einzelnen Kräften der Verteidiger der Republik und ebenso der 

Geschichte der Legion Condor. Diese Beschäftigung fand im tatsächlichen oder auch erklärten Ge-

gensatz zu dem Bestreben von Autoren statt, die der Legion Verdienste im Kampf gegen den „Bol-

schewismus“ zuschrieben und gleichzeitig deren Verbrechen im Krieg leugneten. Bei letzterem rich-

tete sich das Interesse vor allem auf die Geschichte des Bombardements der spanischen Stadt Guer-

nica, die in die Frühgeschichte des auch gegen die Zivilbevölkerung rücksichtslosen Luftkrieges ge-

hört, der ein schon grausiges Vorspiel dessen war, was sich später über Warschau, Rotterdam, London 

und weiteren britischen Städten, dann auch über Lübeck, Rostock, Hamburg und vielen deutschen 

Städten zutrug. Wider alle Tatsachen, zu denen das Abschießen von Zivilisten im Tiefflug mit Bord-

waffen gehörte, wurde versucht, die toten Einwohner der Stadt und deren Verwüstung als unbeab-

sichtigt, entstanden als Folge schlechter Sichtverhältnisse, also als einen einzigen Kollateralschaden 

hinzustellen. Zum Pluralismus der Bundesrepublik gehört, auch das unterschied die Situation der Ge-

schichtswissenschaft in den beiden deutschen Staaten, die Freiheit grober Geschichtsfälschungen mit 

der Ausnahme der sogenannten Holocaust-Leugnung. 

So viele Unterschiede die Historiographie zum spanischen Bürgerkrieg in den beiden deutschen Staa-

ten aufweist, die sich für die Gesamtzeit der Zweistaatlichkeit feststellen lassen, so gibt es doch auch 

Annäherungen der Forschungsresultate und der Deutungen. Die wesentliche besteht in der hergestell-

ten Übereinstimmung darüber, dass die früh von ostdeutschen Historikern vertretene Auffassung, 

dass die Francisten die Republik ohne die deutsch-italienische Hilfe nicht hätten zur Strecke bringen 

können. Angenähert hat sich auch der Blick auf die Motive, die Deutschlands Machthaber zur Inter-

vention in Spanien antrieben. Sie waren politischer, bündnispolitischer, militärischer und auch wirt-

schaftlicher Natur. Politisch: d. h. vor allem geboren aus der antikommunistischen Grundeinstellung 

der deutschen Faschisten, die ideologisch-politische Affinität zu allen Ausprägungen reaktionärer 

Regime hervorbrachte. Aufgegeben wurde von der DDR-Historiographie das Bild, das den Krieg in 
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Spanien aus einer Verschwörung der deutschen Faschisten und der spanischen Putschisten hervorge-

hen lässt. Bündnispolitisch: das meint die Abwehr einer denkbaren westeuropäischen Konstellation, 

in der es Deutschland mit zwei Volksfront regierten Staaten, Frankreich und Spanien zu tun bekom-

men würde. Militärisch: das bedeutete die Chance, Einheiten der entstehenden Wehrmacht unter 

Kriegsbedingungen zu erproben, namentlich die der Luftwaffe bis hin zu neuesten Entwicklungen. 

Bei Teruel fand der erste Einsatz der Ju 87, der sogenannten Sturzkampfbomber, statt. Wirtschaftlich: 

das zielte auf die Gewinnung eines zuverlässigen Lieferanten von rüstungs- und kriegswirtschaftlich 

unerlässlich Rohstoffen, vor allem von Eisenerzen und Schwefelkies. Als solcher hat sich Spanien 

lange Zeit auch bewährt. 

Eine weitere Annäherung bildet der Befund, dass eine Bedingung des Sieges der spanischen Reaktion 

in der „Einsamkeit“, den Begriff verwendet Jorge Semprun, bestand, in der sich die Republik in ihrer 

kritischen Phase, im Stadium ihrer Agonie befand. Schließlich dürfte zu den nicht mehr divergieren-

den Auffassungen die Beurteilung der sowjetischen Spanienpolitik, wie viel im Einzelnen gegen sie 

einzuwenden und noch zu erforschen bleibt, gehören, der nicht weltrevolutionäre Eroberungs- und 

Machtgelüste unterstellt werden. 

Ein eigenes, hier nur knapp anzumerkendes Kapitel ist der Umgang mit der Geschichte des spani-

schen Bürgerkriegs in dem Land, in dem er stattfand.2 Das Franco-Regime endete mit dem Tod des 

Diktators im Jahre 1975. Damit ergab sich die Chance, an die Stelle der verlogenen Geschichtsschrei-

bung der Sieger mit der Erforschung der Vergangenheit zu beginnen. Doch während des einsetzenden 

Übergangs in andere staatliche Verhältnisse herrschten Amnesie und Amnestie. 1977 wurden Francos 

Mörder, denen eine Zahl von lange geschätzten, jetzt aufgrund von soliden Untersuchungen festge-

stellten etwa 140.000 Menschen zum Opfer fielen, von jeglicher Strafverfolgung freigestellt. Szenen 

der Versöhnung wurden veranstaltet. Das konnte bei dem sogenannten „integralen Gedächtnis“ nicht 

bleiben. Die Hinterbliebenen verlangten, die Massengräber zu suchen, ihre Angehörigen zu identifi-

zieren und würdig beizusetzen. Sie schufen sich eigene Verbände, die ihre Interessen vertreten. Einer 

ihrer Namen charakterisiert die Situation, er lautet Associació per a la Recuperació de la Memòria 

Històrica de Mallorca, dt. „Vereinigung zur Wiedererlangung der historischen Erinnerung“. Erst un-

ter einer sozialistischen Regierung wurde 2007 ein Gesetz beschlossen, dass die Entfernung von 

Denkmälern verlangte, die Franco und seinen Sieg verherrlichten. Vordem schon war 2005 in Madrid 

das Denkmal, das Franco zu Pferd zeigte, entfernt worden. Es dauerte bis 2008, da fiel in Santander 

das letzte Reiterstandbild des „Caudillo“. Vor allem den Kirchen, in denen der Toten von Francos 

Truppen auch als Verteidiger des christlichen Glaubens gedacht wurde, entstand durch das Gesetz 

Arbeit. 

Gegen jeden dieser Schritte machten rechte Kräfte mobil. So in der 1497 eroberten nordafrikanischen 

Enklave Melilla, einer Stadt von etwa 70.000 Einwohnern, in der das Denkmal Francos mit dem 

Argument verteidigt wurde, es gelte ja nicht dem Caudillo, sondern dem dort einst stationierten Of-

fizier und Kommandeur einer Einheit der Fremdenlegionäre. Weder ideologisch noch politisch ist 

diese Auseinandersetzung in Spanien heute beendet. Bis 2010 dauerte es, dann entschied die Bürger-

meisterin von Palma de Mallorca, dass ein Denkmal in der Stadt, welches den „Helden des Kreuzers 

‚Baleares‘“, der am 6. März 1938 sank, errichtet und von Franco eingeweiht worden war, eine Um-

widmung erfährt, die auf einer Tafel sich so liest: „Dieses Denkmal wurde im Jahr 1948 im Gedenken 

an die Opfer des Untergangs des (Rebellen-)Kreuzers ‚Baleares‘ während des Bürgerkriegs (1936-

1939) errichtet. Heute ist es für die Stadt ein Symbol des demokratischen Willens, niemals die Schre-

cken der Kriege und Diktaturen zu vergessen.“ Eine Parteinahme für die Republik und deren Vertei-

dige wird man diese Sätze nicht nennen können. Erst in jüngste Zeit wurde begonnen, die Franco-

Denkmäler zu beseitigen. Offen ist die Zukunft jener monströsen Gedenkanlage in der Nähe des Valle 

de los Caldos, dt. Tal der Gefallenen, die von Gefangenen errichtet wurde und deren Kern eine riesige 

 
2  W. Bernecker, S. Brinckmann: Zwischen Geschichte und Erinnerung. Zum Umgang mit der Zeitgeschichte in 

Spanien. In: A. Nützenadel u. a. (Hrsg.): Zeitgeschichte als Problem. Nationale Traditionen und Perspektiven der 

Forschung in Europa (Geschichte und Gesellschaft Sonderheft 20), Göttingen 2004, S. 78-106. 
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Basilika ist. Hier stehen die Särge des Gründers der Falange Española, also jener der Nazipartei ver-

gleichbaren Organisation in Spanien, José Antonio Primo de Rivera (1903-1936) und Francos. Bis 

vor kurzem diente der Ort auch als demonstrativer Treffpunkt von Faschisten vieler Länder und zu-

gleich ist er ein Touristenmagnet. Auch seine Umwidmung soll erfolgen, der museale Ort soll „alle 

Menschen würdigen, die im Bürgerkrieg gefallen sind und Opfer der Repression, die darauffolgte, 

wurden, mit dem Ziel die Kenntnisse über diese Zeit zu vertiefen und den Frieden und die demokra-

tischen Werte zu stärken.“ Das erinnert auch an historische Eintopfgerichte. 

* * * 

Die Frage, die den Historiker und wohl nicht nur ihn beim Blick zurück in das 20. Jahrhundert am 

stärksten interessiert und herausfordert, ist die nach dem geschichtlichen Platz des spanischen Bür-

gerkrieges. Was hat das Ereignis durch sein Stattfinden, seinen Verlauf und seinen Ausgang bewirkt, 

welche Folgen hat es gezeitigt. Wie alle ähnlichen Fragen ist auch sie schwer eindeutig zu beantwor-

ten. Dass dieser Krieg aber kontinentale Auswirkungen besaß, ist unbestritten. Der auf den Krieg 

auch verwendete Begriff vom „europäischen Krieg“ ist keine Übertreibung, wenn man daran nicht 

nur kriegerische Auseinandersetzungen versteht. Doch es hat in diesen Jahren eine Gruppierung und 

ein Messen der Kräfte stattgefunden, aus dem die beiden faschistischen Mächte Deutschland und 

Italien als die Gewinner hervorgingen. Unter ihrer maßgeblichen Beteiligung war die politische (nicht 

die politisch-territoriale) Landkarte verändert worden. Die andere wandelte sich mit Italiens Erobe-

rung Albaniens und die Vernichtung der Tschechoslowakei durch Deutschland nur wenig später. Wie 

hätten hingegen die beiden aggressiven Staaten ausgesehen, wäre die Republik behauptet worden und 

die Interventionstruppen hätten gen Rom und Berlin abziehen müssen? Dieser Ausgang lag nicht 

außerhalb der Möglichkeiten. Da freilich mussten Frankreich, Großbritannien, womöglich auch die 

USA, ihre Partei ergreifen und es zu einem Bündnis mit der Sowjetunion kommen, also jenes Konzept 

praktisch durchgesetzt werden, für das sich die UdSSR seit dem Sieg des Faschismus in Deutschland 

einsetzte und in Persona niemand mehr als der sowjetische Außenminister Maxim Litwinow. Doch 

dessen Konzept durch ein gemeinsames Eintreten für die Verteidigung der spanischen Republik in 

eine gemeinsame Abwehrstellung darüber hinaus zu bringen, scheitert während des Spanienkrieges 

gänzlich. Das Schlussdokument, gleichsam die Notifikation dieses Scheiterns, war das im Oktober 

1938 geschlossene Abkommen der Westmächte mit Deutschland, in dem faktisch die Tschechoslo-

wakei preisgegeben wurde. Statt, wie gedacht, Verbündete zu gewinnen, sah sich die sowjetische 

Politik isoliert und vor dem Zwang einer Neuorientierung. Der Ausgang in Spanien war mehr als nur 

die Niederlage einer Republik vor den Faschisten, es war eine Niederlage aller, die in Europa am 

Frieden interessiert waren und das war die übergroße Mehrheit der Bevölkerung. Geografisch lag 

Spaniens am Rande des Kontinents, doch dieser Moment seiner Geschichte war von zentraler Bedeu-

tung für den Kontinent als Ganzen. Als die Einheiten der Legion Condor als Sieger durch das Bran-

denburger Tor zogen, waren jene, die an dem Kriegsplan arbeiteten, dessen Verwirklichung einen 

Schritt nähergekommen. Sie konnten sich ermutigt sehen. Und so gesehen haben für die Tage dieses 

Frühjahrs 1939 die von Hemingway zitierten Wort ihren tiefen Sinn: ‟... and therefore never send to 

know for whom the bell tolls; it tolls for thee.” Die Glocke schlug ihnen, den Europäern. 

Damit ist die Frage, warum der spanische Bürgerkrieg sich so tief in das Gedächtnis der Völker ein-

gegraben hat, zu einem Teil schon beantwortet. Er gehört zur Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges 

und vor langem schon haben sich Stimmen erhoben, die meinen, es habe dieser Weltkrieg jedenfalls 

in Europa damit begonnen. Andere Faktoren kommen hinzu. Dazu gehören die Erfahrungen, die in 

Spanien auf Seiten der Republikaner, aller die die Republik verteidigten, gemacht wurden. Sie sind 

ein Lehrbuch über den Gewinn der Einheit, über den Wert der Konzentration auf die wesentlichen 

Ziele und die Notwendigkeit von Kompromissen und über das Verhängnis der Spaltungen und der 

Zerrissenheit, ein Lehrbuch vor allem für die Beziehungen derer zueinander, die unter dem Begriff 

die Linken subsumiert werden. Doch hat es bis heute immer wieder den Anschein, dass die Bereit-

willigkeit, die Nasen in dieses Lehrbuch zu stecken, sehr unterschiedlich entwickelt ist. Drittens lebt 

Spanien während des Bürgerkrieges in der Erinnerung vieler als gelebte Solidarität der Völker, ver-

körpert im Kampf der Interbrigadisten gemeinsam mit der spanischen republikanischen Armee, den 
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Milizen und anderen militärischen Einheiten. Diese Erfahrung ist nicht entwertet dadurch, dass die 

Solidarischen unterlagen. Viertens richtet sich der Blick auch deshalb auf diese spanischen Jahre, 

weil es – das ist das Urteil Jorge Sempruns – kein zweites Ereignis gibt, das so viele Angehörige der 

Intelligenz, herausragende und weltbekannte Persönlichkeiten zu gemeinsamer oder doch gleichge-

richteter Parteinahme für die bedrohte Republik mobilisierte. Zu ihnen gehörten Thomas Mann 

(1875-1955) und Heinrich Mann (1879-1950), der Franzose André Malraux, der Brite George Orwell, 

die Franzosen Albert Camus (1913-1960), André Gide (1869-1951) und Georges Bernanos, natürlich 

der Spanier Pablo Picasso, der US-Amerikaner Ernest Hemingway, der Niederländer Joris Ivans. 

Diese Reihe lässt fragen, welche Rolle herausragende Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Kunst 

in unseren Tagen einnehmen im Hinblick auf Geschehnisse von internationalem Gewicht, die große 

Kriege gebären können, wie zurzeit die zwischen dem Ostrand des Mittelmeeres und dem Himalaja. 

Zu alledem kommt aber wohl ein anderes hinzu. Welchen Platz der Staat auf der iberischen Halbinsel 

in der Rang- und Bedeutungsliste der Mächte 1936 einnahm und welchen Spanien auch immer heute 

besetzen mag, wird es erwähnt, taucht die Erinnerung an weltgeschichtliche Ereignisse und Gestalten 

auf, die das Interesse auf dieses Land richten, jedenfalls derer, die ein wenig von seiner Geschichte 

wissen. Da begegnen uns große Entdecker, von denen Christoph Columbus, der mit seinem Schiff 

1492 vom Golf von Cadiz in Andalusien aufbrach, der wohl bekannteste wurde und geblieben ist. Da 

taucht das Bild von dem Weltreich auf, in dem die Sonne nicht unterging, an dessen Spitze Karl V. 

(1500-1558), König von Spanien und Kaiser des Heiligen Römischen Reiches, herrschte. Da erhebt 

sich eine Gestalt wie die des Schöpfers von Don Quichotte und Sancho Pansa, Miguel de Cervantes 

Saavedra (1547-1616), des Nationaldichters der Spanier. Und da ist die unvergleichliche Plejade spa-

nischer Maler aus der El Greco, der auf Kreta geborene Grieche (1541-1614), der eigentlich Domíni-

kos Theotokópoulos hieß und seit 1577 in Toledo lebte und malte, herausragt, sodann Diego Rodri-

guez de Silva y Velazquez, (1599-1660), des weiteren Francisco de Goya (1746-1828), dessen Ge-

mälde Qué valor, dt. Welche Tapferkeit, bekannt auch als Das Mädchen von Zaragoza, den Frauen 

gegenwärtig gewesen sein mag, die bewaffnet oder an anderen Plätzen die Republik verteidigten, und 

dessen Zyklus Desastres de la Guerra, was sich als das Unheil oder auch die Gräuel des Krieges 

übersetzen lässt, in die Friedenserziehung unserer Tage gehört. schließlich Pablo Picasso (1881-1973) 

aus dessen künstlerischer Produktion das Guernica-Bild und die populären Bilder hervorstechen, auf 

welchen die Taube als Symbol des Friedens zu sehen ist. Es mag dieser Glanz des Vergangenen dazu 

beitragen, dass sich der Blick wieder und wieder auf dieses Volk und die Tragödie der Jahre 1936 bis 

1939 mit ihren Folgen richtet. 
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Zwei Ausstellungen gegen eine Legende 

Sachlich statt provozierend, differenzierend statt pauschal, korrekt statt polemisch, wissenschaftlich, 

nicht denunziatorisch, weniger Betroffenheit, mehr Distanz. So – lobend zugunsten der Neuschöp-

fung – wurden in Wort und Schrift die „Wehrmachtsausstellungen“ verglichen, von denen die erste 

zwischen 1995 und 1999 durch 33 deutsche und österreichische Orte reiste, die zweite, die 2001 

folgte, eben in Hamburg auf ihrer letzten Station angekommen ist. Dann wird sie in die Magazine des 

Deutschen Historischen Museums in Berlin kommen, während ihre Vorgängerin vom Urheber-Insti-

tut in Hamburg aufbewahrt werden soll, nachdem eine Idee, sie zu schreddern, doch nicht verwirk-

licht wurde. Hannes Heer, der die Arbeit an der ersten Exposition leitete und sie begleitete, bis er – 

nicht nur wegen der Entdeckung weniger nachweislich falscher Bildunterschriften, sondern, wie aus 

diesem Text ganz deutlich wird, wegen unüberbrückbarer Meinungsverschiedenheiten – entlassen 

wurde, zieht seine Bilanz. Er fragt, woher das nahezu einhellige Lob der bürgerlichen Presse für die 

zweite Ausstellung rührt. Er zeigt, inwiefern sich die Konzeptionen beider unterschieden. Er verweist 

auf die Wirkung, die sich aus der Halbierung des Bildbestandes und die Umrahmung des Restes durch 

Textmassen ergibt. Er prüft, ob die Grundaussage der so viel befeindeten ersten Darstellung, wie 

behauptet wurde, wirklich erhalten geblieben ist – ein Eindruck, den vor allem die Proteste der 

Rechtsextremen und Nazis zu bekräftigen schienen. Heers Fazit: Ohne dass das Urteil der zwischen 

den beiden Ausstellungen tätig gewesenen historischen Kommission es gefordert hätte, sei das „Wen-

demanöver“ einer „einschneidenden Korrektur“ erfolgt, wären „Akzentverschiebungen“ vorgenom-

men worden, die bei einem mehr von neu verwendeten, großenteils aber bekannten Bildern ein We-

niger an Zusammenhängen zur Folge hatten. Vor allem sei der konkrete, die Gesichter erkennbar 

machende Bericht von Tätern und Mittätern in den Hintergrund getreten. Gerade der aber hatte in der 

Fassung 1 erregte Debatten angestoßen. Verursacht wurde, meint der Autor, der Wandel durch einen 

Entschluss des Institutschefs, der die harte Herausforderung der bundesrepublikanischen Gesellschaft 

bis in die Schichten von deren Mitte nicht wünschte und daher deren Attacken und Verleumdungen 

nicht standzuhalten vermochte. So erscheint der Weg von der ersten zur zweiten Ausstellung als 

Rückzug. Über sein unmittelbares Anliegen hinaus offeriert der Autor eine höchst nützliche und an-

spruchsvolle Anleitung für das kritische Betrachten informatorischer Angebote in historischen Mu-

seen und Ausstellungen. 

In den weiteren Kapiteln begründet Heer anhand von Briefen und Tagebüchern deutscher Soldaten und 

durch Aussagen von Ausstellungsbesuchern noch einmal die feste Basis, auf der die Zurückweisung 

der Legende von der „sauberen Wehrmacht“ steht. Rückgriffe in die Geschichte des seit dem Ende des 

Weltkrieges währenden Streit um die Rolle und den Anteil der deutschen militärischen Verbände an 

Kriegs- und Menschheitsverbrechen verdeutlichen, wie das Wurzelgeflecht aus Lügen und Mythen 

entstand. In Auswahl wird gezeigt, wer – namentlich als Produzent von Romanen und Erinnerungen 

(Peter Bamm, Ernst Jünger, oder als Verfälscher von Erich M. Remarques „Zeit zu leben, Zeit zu ster-

ben“) – daran beteiligt war. Jörg Friedrichs „Der Brand“ bietet dem Autor schließlich die Material-

grundlage, anhand der er analysiert, wie auf die inzwischen erreichte Unabweisbarkeit historischer Tat-

sachen reagiert wird: weniger die Tatsachen denn die Zusammenhänge werden beschwiegen, geleug-

net, marginalisiert oder verfälscht und für die Deutschen wird nach den Juden Rang zwei auf der 

Kriegsopferliste beansprucht. Die auf dem geistigen Feld Bedrängten haben ihre Taktik geändert, ihre 

Bewaffnung teils gewechselt, aber nicht nur nicht aufgegeben, sie sind gleichsam zum Gegenangriff 

angetreten und haben inzwischen Terrain wieder gewonnen. In den gewiss fortdauernden historisch-

politischen Auseinandersetzungen um die Beschaffenheit der deutschen Gesellschaft in den Jahren von 

1933 bis 1945 und um Tun und Unterlassen von Wehrmachtsangehörigen und Zivilisten führen von 

Heer verwendete Kennzeichnungen wie das „deutsche Täterkollektiv“ und „die Volksgemeinschaft als 

Organ des NS-Regimes“ jedoch eher auf Nebenfelder. Leicht werden Leser, aber womöglich in den 

neuen Bundesländern, bemerken, dass der Autor die Westdeutschen meint, wenn er von Deutschen 

spricht, und das er die bundesrepublikanischen Historiker als einzige „deutsche“ apostrophiert. 

Hannes Heer, Vom Verschwinden der Täter. Der Vernichtungskrieg fand statt, aber keiner war dabei. Aufbau-Verlag 

Berlin 2004, 395 S. 
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Streit um Buchenwald – ein Streit um deutsche Geschichte1 

Vortrag an der Fachhochschule Düsseldorf 

Jähe Wendungen in der Geschichte der Völker wurden stets, gleich in welche Richtung sie wiesen, 

von Hoffnungen und auch von Illusionen der Zeitgenossen begleitet. Das war nicht anders, als in 

Deutschland 1989/1990 eine Entwicklung sich durchsetzte, in deren Ergebnis die Bundesrepublik 

Deutschland in ihren jetzigen Grenzen entstand. Hoffnungen und Illusionen wurden damals vor allem 

in jenen Teilen des Landes gehegt, die als Beitrittsgebiet bezeichnet wurden und einmal die Deutsche 

Demokratische Republik waren. Nicht nur in jenen Gruppen von Menschen, die man abschätzig als 

politisch unalphabetisiert oder als naiv bezeichnen kann, wurden seinerzeit Gedanken und Gefühle 

gehegt, die sich alsbald als illusionär erwiesen. Die Gesellschaftswissenschaftler, die nahezu einhellig 

bekannten, sie hätten die Wendung der deutschen Geschichte nicht vorausgesehen, ja nicht einmal 

vorausgeahnt, machten keine Ausnahme. Inzwischen hat sich auf dem politischen Feld eine Debatte 

darüber entwickelt, was damals erkennbar gewesen sei und was tief verborgen, wer sich 1990 mehr, 

wer weniger geirrt habe. 

Unter manchen Historikern der neuen Bundesländer tauchte vor etwa fünf Jahren die angenehme 

Vorstellung auf, es werde im gemeinsamen Staat Bundesrepublik in der Zunft auch einen gemeinsa-

men Versuch geben, die deutsche Vergangenheit, namentlich die der Jahrzehnte seit dem Jahre 1933, 

neu zu befragen und zu überdenken – frei von den Zwängen der geistigen und kulturellen Konfron-

tation in der Periode der deutschen Zweistaatlichkeit. Hoffnungen dieser Art knüpften sich nicht zu-

letzt an die Erfahrung, dass seit dem Ende des Kalten Krieges sich allmählich auch veränderte Bezie-

hungen zwischen den Geschichtswissenschaftlern der beiden Staaten ergeben hatten. Die Treffen auf 

Colloquien und Symposien im einen wie im anderen Staatsgebiet oder auch die Debatten in dritten 

Ländern mit internationaler Beteiligung schienen erwiesen zu haben, dass sich die Vertreter unter-

schiedlicher und auch ganz unvereinbarer theoretischer und methodologischer Ansätze zu beidersei-

tigem Nachdenken etwas zu sagen hatten. Gerade weil der Gedankenaustausch die „kritischen Fel-

der“ nicht vermied, zunehmend aber von Toleranz geprägt war, konnte durch diese Kontakte auch 

entstehen, was sich Respekt vor der Leistung des jeweils anderen nennen lässt. 

Dann kam die politisch motivierte Anklage, die sich in dem Wort von der „Wissenschaftswüste“ 

ausdrückte, das doch nicht mehr und nicht weniger besagte als: Man könne künftig in Deutschland 

ohne diejenigen weiterkommen, die ohnehin in zu großer Zahl diese Wüste bevölkert hätten. Darauf 

folgte das Schweigen derjenigen, die es anders und besser wussten. Erst allmählich wagten sich Stim-

men hervor, die auf die Existenz von „Oasen“ in dieser Wüste verwiesen. Derartige Einsprüche be-

stätigten das Gesamtzerrbild mehr, als sie dessen Preisgabe verlangten. Die Abwicklungen und – wo 

sie aus rechtlichen Bedenken oder als Folge erfolgreicher Klagen vor Gerichten nicht durchgesetzt 

werden konnten – ihre Ersatzpraktiken begannen. Heute sind sie im Wesentlichen zu einem Ende 

gebracht, zu dem sich die Initiatoren nicht mehr bekennen wollen, sich wohl oder übel aber jene 

positiv eingestellt haben, die als Profiteure leben. 

 
1  Der Streit um die Geschichte des Konzentrationslagers Buchenwald, das von 1937 bis 1945 existierte, entstand 

nach der 1994 erfolgten Veröffentlichung eines Dokumentenbandes, den der nach Jena berufene Geschichtsprofes-

sor Lutz Niethammer, der auch einer der Kuratoren der Gedenkstätte auf dem Buchenwald ist, mit einigen Mitar-

beitern herausgegeben hatte. Der „gesäuberte“ Antifaschismus. Die SED und die roten Kapos von Buchenwald. 

Dokumente. Herausgegeben von Lutz Niethammer unter Mitarbeit von Karin Hartewig, Harry Stein und Leonie 

Wannemacher. Eingeleitet von Karin Hartewig und Lutz Niethammer, Akademie Verlag Berlin 1994, 566 S. 

Der Autor dieses Vortrags hat sich zum Gegenstand mehrfach geäußert und mit Niethammer auch eine mehr-

stündige Diskussion geführt, die auf Einladung der Zeitung Neues Deutschland zustande kam und in Auszügen 

gedruckt wurde. Siehe: Keine Stunde null der Forschung. Historiker im Streitgespräch: Kurt Pätzold und Lutz 

Niethammer über das Buch „Der ‚gesäuberte‘ Antifaschismus“ in: Neues Deutschland (Berlin), Ausgabe vom 

13. April 1995. Vordem war eine Rezension des Buches erschienen: Kurt Pätzold, Was sonst sollten sie tun? Über 

die Dokumentenedition „Der ‚gesäuberte‘ Antifaschismus. Die SED und die roten Kapos von Buchenwald“ in: 

Neues Deutschland (Berlin) Ausgabe vom 21. März 1995. Zuletzt und ausführlicher siehe: Sauberer Anti-Anti-

faschismus, in „Konkret“ (Hamburg), 1995, Heft 7, S. 20-24. 
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Mit anderen Worten und mich auf das Thema unserer Veranstaltung beziehend, lautet das Fazit dieses 

Prozesses, dass die ostdeutschen Historiker, deren Auseinandersetzung mit der Vergangenheit sich 

auf die Marxsche Geschichtstheorie gründet, ihren Einfluss auf die Art und Weise, in der sich die 

Deutschen ihrer Geschichte erinnern, weitgehend verloren haben. Das ist die historisch-logische 

Folge der gesellschaftlichen Veränderungen, die sich seit 1989/1990 vollzogen. Die Sieger schreiben 

die Geschichte, ihre eigene und die der Unterlegenen. Diese Erfahrung ist so alt wie die Historiogra-

phie. Das Bedürfnis, den eigenen Platz im Geschichtsprozess zu legitimieren und den der Konkur-

renten als unrechtmäßig zu erklären, regierte in allen Auseinandersetzungen, jedenfalls seitdem Herr-

schaftsverhältnisse eine Begründung verlangten. Angesichts dieser Tatsache erscheint das modische 

Gerede und Klagen über die Instrumentalisierung von Geschichte als einigermaßen hirnlos. Wer die-

sen Umgang mit der Vergangenheit abschaffen wollte, müsste vordem die Politik abschaffen. 

Diese Vorbemerkung schien mir notwendig angesichts der Kostümierungen und Maskierungen, ins-

besondere der sprachlichen, hinter denen sich ein Prozess verbirgt, der sich im Gang der Entwicklung 

von Völkern und Nationen und Staaten schon ungezählte Male ereignete. Die Beteiligten mochten 

oder mögen glauben oder nicht, dass sie an die Stelle von Geschichtsmythen (der Unterlegenen) die 

„Wahrheit und nichts als die Wahrheit“ (der Sieger) setzen, sie mochten oder mögen sich über ihre 

Rolle täuschen oder sie begreifen, die Auswechslung von Geschichtsbildern besaß noch stets politi-

sche Dimension und Funktion. 

Das gilt auch – und lässt sich leicht erkennen – am Beispiel des Geschichtsbildes, das zu Zeiten der 

DDR vom Konzentrationslager Buchenwald gegeben wurde und das nun durch ein anderes ersetzt 

worden ist. Es war nur – im beschriebenen Sinne – folgerichtig, dass die Landesregierung in Thürin-

gen, als die Gremien gebildet wurden, die sich mit der Auswechslung des Geschichtsbildes befassten, 

die beiden Faschismus-Spezialisten der DDR, die in ihnen mitwirken sollten, von der Liste strich. 

Grotesk, um ein stärkeres Wort hier zu vermeiden, war nur zweierlei: Erstens die Täuschung oder 

Selbsttäuschung, es werde nun nach pluralistischer Manier ein denkbares Bild von der Geschichte 

dieses KZ angeboten, neben dem frei und gleichgewichtig andere offeriert werden könnten. Und – 

zweitens – die Täuschung oder Selbsttäuschung, dieses neue Bild setze fernab jedes außerwissen-

schaftlichen Interesses an die Stelle einer Legende im Rahmen des jetzt Möglichen die Abspiegelung 

der Realität. 

1. Das Geschichtsbild aus DDR-Zeiten 

Das Bild, das über Jahrzehnte der Bevölkerung der DDR und vielen ausländischen Besuchern von 

der Geschichte dieses Konzentrationslagers gezeichnet wurde, besaß drei Schwerpunkte: Es enthüllte 

die Zwecke und Ziele der faschistischen Herrschaft und namentlich ihres von der SS exekutierten 

Terrorsystems. Anders ausgedrückt: es beantwortete die Frage, warum Konzentrationslager geschaf-

fen worden waren und insbesondere dieses auf dem Ettersberg bei Weimar. Es markierte – zweitens 

– mit den politischen Urhebern des Systems der Menschenschinderei und Menschenvernichtung zu-

gleich auch die Nutznießer des KZ, die Ausbeuter der Arbeitssklaven, die in der staatlichen und der 

privaten Industrie und andernorts ohne Rücksicht auf Leben und Gesundheit zu Produktionsleistun-

gen angetrieben wurden. Mit anderen Worten: es legte bloß, dass und wie aus Blut Profit wurde. Es 

würdigte – drittens – den Widerstand der Häftlinge gegen das SS-Regime, ihren Kampf um das Über-

leben, das eigene und das der Mitgefangenen, die an diesem Widerstand, aus welchen Gründen auch 

immer, nicht teilnahmen oder nicht teilnehmen konnten. 

Dieses Bild wurde auf dreierlei Weise weithin verbreitet und angenommen: durch die ständige Aus-

stellung in der Gedenkstätte Buchenwald, durch den 1958 erschienenen Roman von Bruno Apitz 

„Nackt unter Wölfen“ und durch dessen Verfilmung durch Frank Beyer Anfang der sechziger Jahre.2 

 
2  Lutz Niethammer muss die Konfliktsituationen in Roman und Film, den er einen „antifaschistischen Welt-Best-

seller“ nennt, schlechterdings nicht verstanden haben, zählt er beide doch zu den Instrumenten, mit denen das 

„legendäre Bild“ des „heldenhaften, kompromisslosen und mit der Gesamtheit der Häftlinge solidarischen Wi-

derstands der Kommunisten“ verbreitet worden sei. S. Lutz Niethammer, Zerstörung eines Mythos. Beiträge zur 

Aufklärung über das Konzentrationslager Buchenwald, in: „Forschungsmagazin“ (Jena), WS 1994/1995, S. 14. 
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Autor und Regisseur halten sich an die Geschichte der Rettung eines jüdischen Jungen, der mit seinem 

Vater 1944 von Auschwitz nach Buchenwald gelangte und im Lager überlebte. Sie gestalten diese 

Episode frei, verknüpfen sie mit der Geschichte der Endphase des Lagers und verschärfen die Kon-

flikte gegenüber dem tatsächlichen Hergang.3 Die Hauptfiguren des Romans und im Film sind politi-

sche Häftlinge, Kommunisten zumal, die im System des Lagers Funktionen besetzt und mit ihnen eine 

„Gegenmacht“ wider die SS-Herrschaft aufgebaut hatten. Die Rolle des Lagerältesten übernahm Er-

win Geschonneck, einer der bekanntesten und hochangesehenen DDR-Schauspieler. Er war nach der 

Ausweisung aus der UdSSR in Prag verhaftet worden und Häftling in den Konzentrationslagern Sach-

senhausen, Dachau und Neuengamme. Im Mai 1945 entging er dem Tod in der Ostsee beim Untergang 

der „Cap Arkona“ nur knapp. Geschonneck, der selbst Blockältester gewesen war, wusste, was er 

darstellte. Es sei das Schwierigste gewesen, „sich anzupassen und trotzdem anständig zu bleiben.“4 

Die schriftstellerische wie die filmkünstlerische Arbeit erlauben ein unvoreingenommenes Urteil dar-

über, in welchem Lichte die Rolle der „roten Kapos“ zu DDR-Zeiten mit einer Massenwirkung dar-

gestellt und gezeigt werden konnte, welche die Reichweite jedes beliebigen Geschichtsbuches weit 

übertraf. Es wird verdeutlicht, in welche Konflikte die Häftlingsfunktionäre gerieten und dass und 

woran sich die Geister schieden. Herausgearbeitet ist namentlich der Grundkonflikt zwischen der 

Wahrung jener Interessen, die sich auf den Bestand der illegalen Organisation und die Belange der 

Gesamtheit der Gefangenen richteten, und der Sicherung des Lebens eines Einzelnen, eines Kindes. 

Am Beispiel der Geschichte des Jerzy („Juschu“) Zweig, so sein realer Name, wurde verdeutlicht, 

dass diese politischen Häftlinge ihre Entscheidungen keineswegs allein nach dem Grundsatz ihrer 

Selbstrettung trafen. Roman wie Film geben ein Bild von den Antrieben der Häftlinge, die in Bu-

chenwald – weil die SS das Lager anders nicht beherrschen und deren Häftlinge ausnutzen konnte – 

in der Lage waren, das Leben der Mithäftlinge zu erleichtern oder zu erschweren. Kommunisten er-

scheinen als Menschen, die unter extremen Bedingungen sich nicht von gruppenegoistischen Motiven 

leiten ließen, sondern im Rahmen ihrer Möglichkeiten praktizierten, was im religiösen Sprachge-

brauch mit dem Wort „Nächstenliebe“ bezeichnet wird. Dieser Teil des Bildes von Buchenwald in 

den Jahren 1937 bis 1945 gibt den Kernpunkt des Streits. 

Seinen Anknüpfungspunkt aber hatte die professionelle Geschichtsschreibung der DDR selbst hinter-

lassen. In ihren Veröffentlichungen waren die Konflikte des Widerstandskampfes in Buchenwald – 

anders als in Roman und Film – weitgehend ausgeblendet. In dieser Ungleichheit von Literatur und 

Filmkunst einerseits und der Geschichtswissenschaft andererseits äußerte sich nicht nur der Nachteil, 

den alle historiographische Darstellung gegenüber der künstlerischen besitzt und nicht loszuwerden 

vermag. Die konfliktlose Schilderung der Geschichte der Kommunisten in Buchenwald entsprach dem 

allgemeinen Niveau einer Parteigeschichtsschreibung, die einen kerzengeraden Weg zeichnete, der in 

Wahrheit gewunden und vielverschlungen war. Sie erschien im Falle der Geschichte des Lagers auf 

dem Ettersberg umso unsinniger, als den kommunistischen Häftlingsfunktionären nach der Befreiung 

vielstimmig nachgerühmt wurde, sie hätten sich – von Ausnahmen abgesehen – um das Überleben von 

Tausenden und Abertausenden von Häftlingen unter allen Gefangenen das größte Verdienst erworben. 

Dieses Urteil wurde gerade auch im Hinblick auf die Endphase der Existenz des Konzentrationsla-

gers getroffen. Neuerdings wird sie wiederum in der unsinnigen Gegenüberstellung von „Befreiung“ 

und „Selbstbefreiung“5 diskutiert, und dieser sophistische Streit erzeugt den Nebeneffekt, dass von 

 
3  Es entspricht nicht den Tatsachen, wenn ein Historiker, der Roman und Film kennen und es von seiner Arbeit in 

der DDR besser wissen könnte, schrieb: „Man tabuisierte restlos moralische Probleme und Grenzfälle einer 

Existenz, die von Extremsituationen und ununterbrochenem Überlebenskampf geprägt war.“ (Olaf Groehler, Er-

innern ohne Heldenkult. 50 Jahre nach der Befreiung des KZ Buchenwald wird seine Geschichte neu geschrie-

ben. In: „Das Sonntagsblatt“, Ausgabe vom 7. April 1995, S. 11.) 
4  Erwin Geschonneck im Interview „Mich haben die Götter nie geliebt“, in: Neues Deutschland (Berlin), Ausgabe 

vom 4./5. März 1995. In einem Rundfunk-Interview hatte der Schauspieler 1987 auch geschildert, wie sich ein 

junger Kommunist im Lager zum Schläger der SS gemacht hatte. Die Sendung war verboten worden. 
5  Nachdem der Ministerpräsident des Landes Thüringen, Vogel, in seiner Rede anlässlich des Gedenkens auf dem 

Ettersberg den amerikanischen Soldaten dankte, die befreiende Tat der Häftlinge aber unerwähnt ließ, kam es im 
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den wirklichen Gefahren und deren Abwendung im April 1945 weggelenkt wird. In Beyers Film war 

auch die Dialektik von Befreiung und Selbstbefreiung in beeindruckenden Bildern lebendig geworden. 

Die Männer an der Spitze der illegalen Organisation entscheiden die Frage, wann sie zu den wenigen 

Waffen greifen können, in einem Augenblick bejahend, da sich die SS-Herrschaft schon im Zustand 

der Auflösung befindet und in Abhängigkeit von der Nähe der US-Truppen. Erst als der Geschützdon-

ner der Schlacht auf dem Hügel nördlich von Weimar schon wahrnehmbar ist, erfolgt der Angriff auf 

die verbliebenen SS-Wachen. So sicher, wie er fehlschlagen musste, als die Amerikaner am Rhein 

standen, so sicher hätten die Häftlinge den eintreffenden Truppen nicht einen einzigen ihrer Peiniger 

übergeben können, wenn sie ihn nicht vorher zu ihrem Gefangenen gemacht hätten und das durch – 

wie anders – bewaffnete Gewalt. Der Spielfilm hat auch in diesem Punkte die Realität deutlicher ein-

gefangen, als sie sich in manchen mündlichen Erinnerungsberichten und in schriftlichen Darstellungen 

ausdrückte. 

Das Geschichtsbild des KZ Buchenwald – und in ähnlicher Weise auch die Darstellungen über die 

Geschichte anderer Lager, die später auf dem Gebiet der DDR zu Gedenkstätten ausgestaltet wurden 

– besaß nicht die Hauptmängel, die ihm heute im Streit angedichtet werden. Seine schwerwiegenden 

Lücken, auf deren Beseitigung Mitarbeiter dieser Gedenkstätten schon vor 1989 vergeblich hinzu-

wirken suchten, entstanden durch die Ausblendung der die Masse der Lagerinsassen bildenden Häft-

lingsgruppen. Sie spielten zwar im Widerstand keine herausragende Rolle und hatten sie meist auch 

nicht spielen können. Doch verlangten deren Leiden und Widerstehen nicht anders als das der politi-

schen Gefangenen Gedenken und Würdigung: Juden und Zigeuner (Sinti und Roma), Homosexuelle 

und „Asoziale“ und die Tausenden von zivilen und Kriegsgefangenen, die aus den verschiedensten 

besetzten Staaten und Ländern herbeigeschleppt worden waren. Dass sich die Historiker der DDR 

und namentlich diejenigen, deren Forschungsgegenstand der Faschismus war, für die Ergänzung des 

Geschichtsbildes vom Leben, Leiden und Widerstehen nicht eingesetzt haben – für manche von ihnen 

wird man sagen können: nicht entschiedener verwandten – bleibt ihre Verantwortung und ihre Schuld. 

2. Der Bildertausch 

Vier Jahre waren seit dem Inkrafttreten des Vertrages über die deutsche Einheit vergangen, als ge-

meinsam von einer Gruppe von Historikern der Universität Jena und der Gedenkstätte Buchenwald 

eine Darstellung der Geschichte des KZ Buchenwald vorgelegt wurde.6 Das geschah in einer etwa 

150 Druckseiten umfassenden Einleitung zu einer Quellenedition, die sehr unterschiedliche Quellen-

gruppen zusammenfasste. Ihren Kern und Neuwert machten Dokumente aus dem Zentralen Parteiar-

chiv der SED aus, die entstanden waren, als innerhalb der Partei Befragungen von ehemaligen poli-

tischen Häftlingen erfolgten, die inzwischen auf mehr oder weniger einflussreiche Posten in der Sow-

jetischen Besatzungszone bzw. der eben gegründeten DDR gelangt waren. Während dieser z. T. nach 

inquisitorischer Manier durchgeführten Ausforschungen einstiger Häftlinge stand naturgemäß deren 

Verhalten im Mittelpunkt des Interesses. Nun ist die Perspektive derer, die vor vier Jahrzehnten ihre 

eigenen Genossen beschuldigten, im Kampf gegen die SS um ihr und ihrer Mitgefangenen Überleben 

falsche Methoden angewendet zu haben, auch in das Zentrum einer neuen Darstellung der Geschichte 

des Buchenwälder Lagers geraten.7 

 
Landtag zu Erfurt am 18. Mai 1995 darüber zu einer Debatte, in der PDS-Abgeordneten diese Art des Gedenkens 

kritisierten. 
6  Ihr Erscheinen war der Presse bereits frühzeitig avisiert worden. „Die gar nicht so geheime Akte Buchenwald. 

Wozu die Lagergeschichte hat dienen müssen – und was aus einem von denen geworden ist, die sie durchlebt 

hatten“ überschrieb die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, Ausgabe vom 21. Juni 1994 ihre Vorankündigung. In 

der gleichen Zeitung wurde nach dem Erscheinen des Buches der „Bildersturz, der zumindest die Leser in der 

ehemaligen DDR erwartet“ begrüßt. Die Interpretation, die der Publikation gegeben wurde, lassen nichts von 

einer Frontstellung der Herausgeber erkennen. Der Rezensent sah darin die Behauptung gerechtfertigt, die Kom-

munisten hätten in ihren Funktionen „die Weichen des Todes gestellt“. Ausgabe vom 20. Dezember 1994. 
7  Die neugestaltete, anlässlich des 50. Jahrestags der Befreiung des KZ Buchenwald eröffnete Ausstellung in der 

Gedenkstätte auf dem Ettersberg hat der Autor dieses Vortrags bisher nicht sehen können. Ein Rezensent wies 

darauf hin, dass die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ einen Tag nach der Eröffnung des Museums die „Korrektu-

ren an den roten Legenden“ lobte. Partiell folgt die Ausstellung offenkundig der Darstellung, die von Niethammer 
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In Diskussionen, die diese Veröffentlichung auslöste, ist von ihren Urhebern erklärt worden, es han-

dele sich gar nicht um das Vorhaben, eine Gesamtgeschichte des Lagers vorzulegen. Das Argument 

hält einer Nachprüfung allein aus logischen Gründen nicht stand.8 Angesichts der – schon erwähnten 

– Stellung, welche sich eine Gruppe von Kommunisten in der „Häftlingsgesellschaft“ errungen hatte, 

führte die Darstellung von deren Geschichte notwendig in alle wesentlichen Lebensbereiche des La-

gers: vor allem aber waren (und wurden) die Beziehungen gezeichnet, die diese Gruppe einerseits zur 

SS, andererseits zur Masse der funktionslosen Häftlinge unterhalten musste bzw. herstellte. 

Das Unternehmen wurde zudem als ein Rettungsversuch vorgestellt, er sollte das von Verklärungen 

verdeckte Verdienst der kommunistischen Häftlingsfunktionäre ins rechte historische Licht rücken. 

Von den wenigen Überlebenden, deren Verhalten und Handeln die Autoren neu darstellten, ist das so 

nicht erkannt und anders empfunden worden. Das ausgetauschte Bild rief ihre harschen Proteste hervor. 

In der Tat, und um es vorwegzunehmen, waren die „roten Kapos“ von Buchenwald vom Postament der 

Helden auf die Anklagebank der Mittäter gerückt worden.9 Ausdrücklich wurde vom Herausgeber in 

einer Äußerung zum Buch geschrieben, das vorhandene Material sei nicht „zu einer juristischen Ab-

rechnung mit Mittätern unter den Häftlingen geeignet“. Es braucht wenig Phantasie sich vorzustellen, 

welche Reaktionen eine derartige Aussage bei denen hervorrufen musste, die in den zumeist wenigen 

Jahren des Lebens, die ihnen noch geblieben sind, das Andenken jener pflegen, die im Lager umka-

men oder in den Jahrzehnten seit der Befreiung verstarben.10 

Da in der Debatte über das neue Buchenwald-Bild wieder und wieder der Begriff Mythos auftauchte 

und von Kult gesprochen und geschrieben wurde, der mit den Widerstandskämpfern getrieben wor-

den sei, erscheint eine Zwischenbemerkung nicht überflüssig. Das Wort in Sinn und Ohr, wonach das 

Volk glücklich sei, das keine Helden brauche, besteht kein [Grund], die Vorstellung von den Nazi-

jahren dahin zu revidieren, dass die Deutschen damals Helden nicht nötig gehabt hätten. Gewiss: 

unglücklich fühlte sich die deutsche Mehrheit über die längste Zeitspanne des „Dritten Reiches“ 

nicht. Dieses Gefühl lernten sie erst seit der Mitte des Jahres 1941 kennen, und es steigerte sich gegen 

Ende des Krieges und im Nachkrieg bis zu jenem elenden Befinden von Millionen, das von viel 

Selbstmitleid begleitet oder durchsetzt war. 

Deutschland brauchte in jenen Jahren Helden und es besaß zu wenige davon. Das Wort ist belastet 

mit jenem Begriffsgehalt, der ihm von der deutschen Propaganda gegeben wurde, die schon im Blick 

auf den Ersten Weltkrieg von den Helden der Luft, der See, der Kolonien usw. gesprochen hatte. 

Nahezu in jenem Dorf entstand zu Zeiten der Weimarer Republik auf Angern und Friedhöfen in Stein 

gehauen oder auf Holztafeln im Innern von Kirchen ein Erinnerungszeichen für diese „Helden“, die 

 
und Hartewig gegeben worden war, so wenn geschrieben wird, dass sich die Kommunisten in der von der SS 

durchgesetzten „rassistischen Hierarchie der Häftlingsgesellschaft verstrickt hätten.“ Die Zitate entstammen aus: 

Die Wahrheit ist versteckt. Eindrücke von der seit 8. April 1995 offenen Ausstellung in Buchenwald, in: „an-

tifa“(Berlin), 1995, Heft 5, S. 30. 

Ein anderer Rezensent resümierte seinen Eindruck von der Ausstellung so: „Über das ‚Was‘ erfährt der Besucher 

insgesamt weit mehr als früher, wenn auch nicht über den Widerstand. Beim ‚Wie‘ ist vieles offen gelassen 

worden, auf das die Geschichtsforschung schon lange gesicherte Antworten hat.“ Claus Dümde in: Neues 

Deutschland (Berlin), Ausgabe vom 10. April 1995. 
8  In dem erwähnten Artikel für das Jenaer Forschungsmagazin stellte Niethammer demgegenüber klar: „Was die-

se Akte in der Gegenwart interessant machte, war [...], dass in den Vernehmungen (der SED-Mitglieder durch 

die Kontrollkommission – K. P.) ein Verhalten führender KPD-Funktionäre im Lager sichtbar [...] wurde, das 

krass von der in der DDR weitverbreiteten Darstellung [...] abstach.“ Mit anderen Worten: dass sich das Material 

zur Begründung des Bildertausches eignete. Vgl. Forschungsmagazin, a. a. O., S. 14. 
9  Des 1. Vizepräsidenten des „Internationalen Komitees Buchenwald-Dora und Kommandos“ Urteil über den 

Platz, den die Quellenedition politisch besetzt, lautete: „Dieses Buch entspricht der Atmosphäre, die Obrigkeit-

licherseits gewünscht wird.“ Emil Carlebach im Interview mit der Zeitung junge Welt, Ausgabe vom 6. April 

1995. 
10  Groehler vermag demgegenüber in der veränderten Situation einen Gewinn für die Überlebenden zu entde-

cken, die in der DDR lebten, und schreibt, sie können „heute endlich berichten, ohne das Gefühl, sich politisch 

missbrauchen zu lassen“. Er fordert sie geradezu auf, ihre „letzte Chance“ zu nutzen. Erinnern ohne Helden-

kult, a. a. O. (S. Anm. 3) 
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zumeist doch Opfer des imperialistischen Krieges gewesen waren. Soll das Wort jenen überlassen 

bleiben, die es wieder und wieder missbrauchten? (Und die ihn – man erinnere sich der weltweit 

verbreiteten Bilder über die „Helden“ der US-Army, jüngst erst des Fliegeroffiziers, der den Abschuss 

seines Flugzeugs in Serbien überlebte – weiterhin zur Lobpreisung eines Heldentums verwenden, das 

höchst nicht ehrenwerten politischen Zwecken dient.) Oder soll, dem Ratschlag Victor Klemperers 

folgend, nicht doch anders verfahren werden, so dass denjenigen, die den Begriff ihren Zwecken 

einordnen, nicht noch der Triumph bleibt, ihn für diese ihre Zwecke monopolisiert zu haben? Was 

hindert wen, mit Bezug auf die Mutigsten unter den Widerstandskämpfern in Buchenwald von Helden 

zu schreiben, die Menschen waren und die daher das Lager nach dessen Befreiung nicht verlassen 

konnten, wie Pallas Athene dem Haupt des Zeus entstieg.11 

Damit ist die Frage nach dem gesellschaftlichen Kontext des Bildertausches aufgeworfen. Er erfolgt 

in einer Zeit, die die Kennzeichnung „Kommunistenjagd“ verdient, wenn – um Verwechslungen zu 

vermeiden – beachtet wird, dass sie nicht auf die biologische, sondern auf die soziale Existenz und 

vor allem die hochgradige Isolierung der Angehörigen dieser Gruppe, einer „Isolierung in Freiheit“, 

zielt. Diese Feststellung besagt nichts über die Motive derjenigen, die den Bildertausch vorgenommen 

haben. Aufeinanderfolge konstituiert keine Ursache-Wirkungs-Beziehung, Gleichzeitigkeit beweist 

keinen Anstifter-Täter-Zusammenhang. Nur sollte am wenigsten Historikern entgehen, in welches 

politische Umfeld sie publizieren. Wissen doch der sprichwörtliche Mann, die weniger sprichwörtli-

che Frau „auf der Straße“ allein aufgrund des permanenten Kampfes um die Umbenennungen von 

Straßen, welche Erinnerung in Deutschland getilgt, welche an ihre Stelle treten soll. In Berlin haben 

sich die unter Beteiligung von Geschichtsprofessoren erarbeiteten Vorschläge dazu noch nicht gänz-

lich durchsetzen können, so dass der Clara Zetkin noch gedacht wird, an deren Stelle der Name der 

Frau des ersten Königs in Preußen wieder treten soll, zumal die Einmündung der Straße auf das Ge-

bäude des Reichstags trifft. 

Der Streit um Buchenwald – das ist gewiss – bildet einen Teil der Auseinandersetzungen darum, was 

in Deutschland von Vergangenem bewahrt wird und wie das geschieht, seien es Ereignisse oder Per-

sonen, und was der Vergessenheit preisgegeben wird und anheimfallen soll. Die Autoren haben sich 

in diesem Streit zweifelsfrei platziert. Ihre Grundaussagen lauten zusammengefasst: Die Buchenwäl-

der Kommunisten waren ein erfolgreiches Selbstrettungskollektiv. Das Ziel all ihrer Handlungen oder 

Unterlassungen im Lager war die „Kaderschonung“, ihr Überleben und das ihrer Gruppe. Auch deut-

sche und internationale Bündnispartner seien in erheblichem Umfange geschützt worden. Über diesen 

Kreis hinaus aber habe es lediglich individuelle Solidaritätsakte gegeben.12 Die „Kosten“, das soll 

heißen: die Folgen der Handlungen und Unterlassungen, hätte die Masse der Häftlinge tragen müssen. 

Sie empfand die deutschen Kommunisten als Exekutoren der SS. 

Dieses Bild wird unter wohlabgewogener Verwendung von Begriffen präsentiert, die im Gegensatz 

zur überaus schlampigen, in einer Masse von Tatsachen bis zur Peinlichkeit unzuverlässigen Kom-

mentierung13 der Dokumente steht. Die kommunistischen Funktionäre werden insgesamt als eine 

„Zwischenschicht“ bezeichnet und in ihrer Rolle eher auf die Seite der SS zugeordnet als zur Masse 

der Lagerinsassen. Gegen diese Kommunisten wird der zuerst von der SED-Kontrollkommission er-

hobene Vorwurf wiederholt, sie hätten nicht gegen die SS-Leute gekämpft.14 

Dieses Bild nimmt seine kräftigste Stütze aus der unbestrittenen Tatsache, dass Häftlingsfunktionäre, 

die in der sog. „Arbeitsstatistik“ tätig waren, bei der Zuordnung in Arbeitskommandos (darunter 

 
11  Es lenkt von der eigentlichen Frage ab, wenn sie sogleich darauf verengt und banalisiert wird, ob man sich von 

einem „Heldenkult“ verabschieden soll. Siehe unsere Anm. 2. 
12  Dieses Fazit gibt Niethammer, Zerstörung eines Mythos, a. a. O., S. 19. 
13  Ein ahnungsloser Autor, vermutlich aus dem Umkreis der Studentenschaft Niethammers, schrieb demgegenüber in 

„Jenas führender Uni-Zeitung“, Ausgabe vom 26. Januar 1995, tatsächlich: Die Dokumentation sei „in ihrer Gründ-

lichkeit, Differenziertheit und des praktizierten Umgangs mit der Materie als beispielgebend für jene hinzustellen, 

die in den vergangenen zwei Jahren allzu schnell glaubten, die Geschichte der DDR abhaken zu können.“ 
14  Niethammer formuliert ihn so: „Hingegen sind Opfer des kommunistischen Widerstands unter der SS vor der 

Befreiung des Lagers nach den Akten weder belegt noch wahrscheinlich.“ Zerstörung eines Mythos, S. 19. 
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Kommandos in Außenlager des KZ), die als besonders günstig oder auch als besonders gefährlich 

galten, Personen auswechseln konnten. Das wird „Opfertausch“ genannt. Das Bild, das von den Pri-

vilegien der „roten Kapos“ oder einzelnen Zugehörigen dieser Gruppe gegeben wird, setzt sich aus 

einer Vielzahl von Mosaiksteinchen zusammen. Erwähnt werden u. a. das Vorrecht der „zivilen Klei-

dung“ und des „zivilen Haarschnitts“, die größeren Möglichkeiten der persönlichen Hygiene, der Zu-

griff zu Sonderrationen, die Befreiung von eigener körperlicher Arbeit, der kurze Weg in das Bordell, 

den einige trotz der ablehnenden Haltung der KP-Leitung gingen.15 Demgegenüber wurde der tag-

tägliche Kampf ignoriert, der zur Bildung und Behauptung jener „Gegenmacht“ führte, welche die 

Kommunisten wie die Masse der Lagerinsassen vor der Willkür der SS-Mannschaften – selbstredend 

in keinem Moment vollständig – zu schützen vermochte. Als das einzige wesentliche Resultat dieser 

lebensgefährdenden Anstrengungen gilt den Autoren der Einleitung, dass die Kommunisten die La-

gersituation für alle Häftlinge „berechenbarer“ oder „kalkulierbarer“ gemacht hätten. Der Begriff 

„Lebensrettung“ kommt in diesem Bild von der Geschichte des kommunistisch dominierten Wider-

stands im KZ Buchenwald jedenfalls nicht vor. 

Damit setzen sich die Verfasser nicht nur in Widerspruch zu irgendeinem Mythos, sondern zu einer 

Vielzahl von Aussagen Überlebender, von Deutschen und Nichtdeutschen, die keine Kommunisten 

waren. Folgerichtig werden deren Aussagen marginalisiert, beiseitegelassen oder als bestellte Zeug-

nisse qualifiziert. Die Berufung der Autoren auf Zeitzeugen wie Eugen Kogon, Hermann Langbein, 

Primo Levi und Jorge Semprun erscheint in diesem Zusammenhang als unredlich, denn es bleiben 

gerade jene Passagen ihrer Schriften unerwähnt bzw. unzitiert, in denen in deutlich positivem Sinne 

von der Rolle der politischen Häftlinge in Lagerfunktionen berichtet wird. Semprun hat seine schon 

früher niedergeschriebenen Urteile in der Rede bekräftigt, die er auf der Veranstaltung der Thüringer 

Landesregierung anlässlich des 50. Jahrestags der Befreiung des KZ Buchenwald hielt, in dem er 

selbst als ein Gefangener lebte und als Beauftragter der spanischen Kommunisten in der „Arbeitsstatis-

tik“ tätig war: „An erster Stelle muß man die Notwendigkeit des antifaschistischen Widerstands be-

kräftigen. Nicht nur des Widerstands ganz allgemein, abstrakt gesehen, als offenkundiger moralischer 

Imperativ. Man muß die Notwendigkeit des Widerstands sogar unter den konkreten Bedingungen von 

Buchenwald bekräftigen, innerhalb des schmalen reellen Spielraums der existierenden Möglichkeiten 

und trotz der klaren Gefahren moralischer Verirrungen, die besagte Aktivitäten beinhalten [...] Daher 

kann man den von den deutschen Kommunisten organisierten antifaschistischen Widerstand in Bu-

chenwald moralisch legitim und politisch positiv beurteilen. Innerhalb der Grenzen, die von der ob-

jektiven Situation auferlegt waren, ermöglichte er die Entfaltung einer internationalen Solidarität, die 

Entwicklung der Prinzipien und der Praxis einer Moral des Widerstands. Von diesem Gesichtspunkt 

aus betrachtet, darf und muß die Erfahrung der kommunistischen deutschen Organisation von Bu-

chenwald vom historischen Gedächtnis des wiedervereinigten Deutschlands akzeptiert werden: sie 

gehört zu seiner Tradition des Widerstands, zu seinem Erbe von Kämpfen gegen den Nazismus.“16 

3. Buchenwald – pars pro toto 

Die Offerte des neuen Buchenwald-Bildes erfolgt – und das lässt nun freilich auch die Motive der 

Autoren fragwürdig erscheinen – verbunden mit seiner nahezu vollständigen Isolierung von ähnli-

 
15  Carlebach hat in dem schon erwähnten Interview mit der „jungen Welt“ (s. Anm. 9) an einigen Beispielen dar-

gestellt, dass und wie Details dieses Bildes gefälscht wurden. So erklärt er, warum die älteren Häftlinge eine 

bessere Kleidung besaßen als die später eingelieferten, denen eine Zellwollkluft übergeben wurde. Er verweist 

darauf, dass es kein Privileg Ernst Busses war, als Kapo des Krankenbaus einen weißen Kittel zu tragen, sondern 

dass alle Sanitäter ebenso wie das Häftlingspersonal in der Küche einen solchen Kittel trugen. 
16  Zitiert nach der partiellen Wiedergabe der Ansprache in: Neues Deutschland (Berlin), Ausgabe vom 11. April 

1995. In der gleichen Rede und mit dem oben zitierten Text schwer vereinbar nannte Semprun die Arbeit des 

Jenaer-Buchenwälder Historikerteams „von entscheidender Bedeutung“. Es bleibt abzuwarten, ob die Heraus-

geber der Quellenedition in der noch für 1995 angekündigten zweiten Auflage nicht nur die Vielzahl von sachli-

chen Fehlern in ihrer Kommentierung tilgen, sondern sich auch dem Urteil annähern werden, das sich anlässlich 

des 50. Jahrestags der Befreiung des Lagers wiederum mehrstimmig äußerte. S. auch das Interview mit dem 

Präsidenten des Internationalen Lagerkomitees Buchenwald-Dora und Kommandos, Pierre Durand, in: Neues 

Deutschland (Berlin), Ausgabe vom 10. April 1995. 
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chen Erscheinungen. Nun stellte das KZ Buchenwald in der Tat insofern einen Sonderfall dar, als es 

kein zweites Lager dieses Typs gab, in dem deutsche kommunistische Häftlinge einen derartigen 

Geschlossenheits-, Organisations- und Einflussgrad erreichten. Doch die Grundsituation des Lagers 

auf dem Ettersberg unterschied sich nicht von jener in anderen Konzentrations- und Vernichtungsla-

gern und in vielen Ghettos, in denen Juden zusammengepfercht worden waren, auch nicht vom Son-

der-Ghetto und KZ Theresienstadt. Überall setzten die Gründer und Beherrscher dieser Lager Insas-

sen ein, die Funktionen im Auftrag der SS auszuführen hatten. Überall fanden sich Inhaftierte, die 

solche Funktionen übernahmen. Überall entbrannten Auseinandersetzungen darüber, ob sich dieser 

Schritt rechtfertigen lasse. Überall waren unter den Inhabern dieser Funktionen solche, die sich kor-

rumpieren ließen, und manche wurden zu Bütteln der Mörder. Mit Bezug auf alle diese Zwangsge-

meinschaften entbrannten unter den Überlebenden nach der Befreiung Diskussionen über die Rolle 

der Häftlingsfunktionäre, der Lagerschutzmannschaften und der Ghettopolizei. Historiker beteiligten 

sich daran namentlich im Zusammenhang mit dem Eichmann-Prozess und der sog. Hannah-Arendt-

Kontroverse. 

Merkwürdigerweise wurde die Neubehandlung der Rolle der Kommunisten in Buchenwald von die-

ser Kontroverse ganz abgekoppelt. Mehr noch: das Verhalten der „roten Kapos“ erscheint nicht in 

erster Linie durch die extreme, von ihnen bei der Übernahme ihrer Posten nicht vorherzusehende 

Situation bestimmt, deren Koordinaten die SS festlegte, sondern erwächst aus der „kommunistischen 

Ideologie“. So unbestritten es ist, dass diese Ideologie die Grundhaltung zum Widerstand auch unter 

den Haftbedingungen eines KZ bestimmte, so verkrampft erscheint die Sichtweise, welche die ein-

zelnen Handlungen in der „Arbeitsstatistik“ oder im „Krankenbau“ als ideologie-determiniert dar-

stellt. 

So haben es sich die Autoren zuzuschreiben, dass gefragt wird, warum sie Verhaltensweisen als spe-

zifisch kommunistisch ausgeben, die sie doch unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen vielerorts 

hätten wahrnehmen können. Die Praxis des „Opfertausches“, dessen Rechtfertigung in einem elitären 

Selbstverständnis der „roten Kapos“ erblickt wird, kann beispielsweise in der Israelitischen Kultus-

gemeinde angetroffen werden, als die Listen mit den ersten Wiener Juden zusammengestellt wurden, 

die auf Anforderung der Machthaber „nach dem Osten“ transportiert werden sollten. Niemand hat 

angesichts der seit Langem bekannten Tatsache die an den Korrekturen der Namensverzeichnisse 

beteiligten Juden verdächtigt, ihr Handeln sei aus ihren religiösen Überzeugungen, aus ihrer spezifi-

schen Ideologie, hervorgewachsen. 

Es ist Sache der Autoren des neuen Buchenwald-Bildes, die Frage zu beantworten, ob es das Eiltempo 

ihrer Arbeiten oder eigene begrenzte Kenntnis war, die ihnen den Blick so verengten und sie an dem 

vielstimmigen Urteil vorbeisehen ließ, die dieser wiederkehrenden Grundsituation gelten. Zusam-

mengefasst lautet es: Die Situation der Lagerinsassen eines KZ oder Ghettos verbesserte oder ver-

schlechterte sich auch in Abhängigkeit von der Rolle der Häftlingsfunktionäre. Wo politische Häft-

linge Einfluss gewonnen hatten, wirkte dies innerhalb von nicht zu überschreitenden Grenzen schüt-

zend. Diese Erfahrung ließ viele Häftlinge, die selbst Funktionen nicht besaßen, deren Übernahme 

durch andere gutheißen, die sie dafür für geeignet hielten. Das geschah im Bewusstsein der Konflikte, 

die mit der Annahme solcher Posten verbunden waren. Unter denen, die sich trotz vieler Bedenken 

für Häftlingsfunktionen zur Verfügung stellten, waren naturgemäß vielfach politische Häftlinge mit 

organisatorischen Erfahrungen aus den Auseinandersetzungen, die sie mit ihren Gegnern in Freiheit 

bestanden hatten. Aus der langen Reihe dieser „Kapos“ sind die Namen mancher, die sich durch 

besondere physische und psychische Widerstandskräfte auszeichneten, den Überlebenden dauernd 

im Gedächtnis geblieben. 

Häftlinge, die vordem in anderen Lagern – darunter in Auschwitz – sich befunden hatten, bezeugten 

die für sie unerwartete besondere innere Situation im KZ Buchenwald. Sie vermittelte ihnen selbst 

noch in der Endsituation des Naziregimes das Gefühl einer Überlebenschance. Namen wie der von 

Willi Bleicher, der zur Kommunistischen Partei Opposition gehört hatte, später in der Bundesrepublik 

lebte und ein weit über die Grenzen Baden-Württembergs hinaus bekannter Gewerkschaftsfunktionär 

der IG Metall wurde, und der von Walter Bartel, der aus der Kommunistischen Partei kam, nach der 
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Befreiung im Osten Deutschlands lebte, zeitweilig Sekretär Wilhelm Piecks in dessen Eigenschaft als 

Staatsoberhaupt der DDR war und später in die Geschichtswissenschaft „abgeschoben“ wurde, wo er 

sich mehrfaches Verdienst erwarb, sind in diesem Zusammenhang wieder und wieder genannt wor-

den.17 

* * * 

Wer einen Text publiziert, kann für das Echo, das er hervorruft, rechtens nicht haftbar gemacht wer-

den. Jedoch kann er sich zu diesem Echo verhalten. Die Herausgeber des Buches „Der ‚gesäuberte‘ 

Antifaschismus“ haben das Tempo, in dem sie bei der Edition der Quellen vorgingen, unter anderem 

durch ihre Absicht gerechtfertigt, dass sie deren auswahlweiser und missbräuchlicher Benutzung den 

Boden dadurch zu entziehen wünschten, dass sie den Dokumentfund lückenlos der Öffentlichkeit 

zugänglich machten. Das Verdienst bleibt ihnen so unbenommen, wie die Naivität und Selbsttäu-

schung, die sich in diesem Anspruch ausdrückte. Die „Bild“-Zeitung hatte Denunziation und Diffa-

mierung der „roten Kapos“ mit Schlagzeilen wie „So halfen Kommunisten den Nazis beim Morden“ 

und „Wer KPD-Bonzen stört, landet im Todesstollen“ eingeleitet. Nach einer Vorstellung des Bu-

ches, sie hatte in Potsdam stattgefunden, gab der „Tagesspiegel“ seinem Bericht die Überschrift: 

„Elite des Grauens: Deutsche Kommunisten in Buchenwald“18. Ein Unterschied ist nicht erkennbar. 

So bleibt die an die Herausgeber gerichtete Frage, die schon mehrfach gestellt wurde, ob sie dieses 

Echo als adäquat empfinden oder, wenn das nicht der Fall ist, warum sie es dann bisher kommentarlos 

hinnahmen. 

 

 
17  Nur über wenige aus dem Kreis der „Kapos“ sind biographische Darstellungen oder Sammlungen erschienen. 

Zuletzt publizierte Horst Gobrecht, Eh’ die Sonne lacht. Hans Eiden, Kommunist und Lagerältester im KZ Bu-

chenwald, Köln 1995. Mit der Biographie dieses letzten Lagerältesten I befasste sich jüngst auch der Aufsatz 

von Beate Dorfey, Zur Problematik des kommunistischen Widerstands im Konzentrationslager Buchenwald. Der 

Fall des Trierer Kommunisten Hans Eiden, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft (Berlin, 1995, Heft 6, S. 

515-534). Die Historikerin gelangt zu dem Gesamturteil: „Er hatte eine feste kommunistische Überzeugung, den 

Mut, sich in herausgehobene Positionen zu begeben, auch wenn das für ihn persönliche Gefahr bedeutete, da die 

SS sich bei allen Vorgängen im Lager immer zuerst an die Funktionäre wandte, und eine solide Parteidisziplin 

verbunden mit der Bereitschaft, die Beschlüsse der Widerstandsleitung nicht nur mitzutragen, sondern auch ge-

genüber der SS zu vertreten.“ S. 521. 
18  „Der Tagesspiegel“ (Berlin), Ausgabe vom 4. März 1995. Wie die Zeitung berichtete, hatte Niethammer auf 

dieser Veranstaltung dann auch die Linie von dieser „roten KZ-Elite“ zur „Stasi, Polizei“, zu den Betriebsleitern 

und Botschaftern“ der DDR gezogen, wobei nicht immer klar wird, welche Formulierungen vom Vortragenden, 

welche vom Berichterstatter stammen. Damit ist dann der Brückenschlag zur Geschichte der DDR, des „Un-

rechtsstaates“, erfolgt. 
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Oranienburg – Sachsenhausen. Eine Nachbarschaft und ein schwieriges Erbe 

Vortrag auf der Konferenz in Oranienburg am 11. November 2012 

Lassen Sie mich vorweg einen Zweifel aussprechen, der sich einstellte, als mir dieser Vortrag ange-

tragen wurde: Hat bei der Erörterung des Erbes eines Konzentrationslagers und sodann des Umgangs 

mit ihm das Wortpaar Toleranz und Intoleranz, das im Zentrum unserer Veranstaltung steht, irgendet-

was zu suchen. Sind die Begriffe nicht dem Sachverhalt, den Tatsachen und Zusammenhängen viel-

mehr ganz unangemessen? Ohne dass dies im Ganzen nachgeprüft ist, lässt sich mit hoher Wahr-

scheinlichkeit sagen, dass in der wort-, bild- und dokumentenreichen Ausstellung der Gedenkstätte 

Sachsenhausen die beiden Worte nicht auftauchen. Sie sind auch in den Darstellungen der Geschichte 

der faschistischen Herrschaft in Deutschland ungebräuchlich. Kurzum: Wenn von der Herrschaft der 

Faschisten gesprochen oder geschrieben wird, erscheinen Worte wie Duldung und Duldsamkeit und 

deren Negationen als unangemessen, mehr noch: Sie beschönigen Verhaltensweisen und Zustände 

und das in einer Zeit, in der hierzulande Menschen täglich an solche Sprach- und Begriffsverwendung 

gewöhnt werden. Land- und Bodenraub heißen Siedlungsbau und die Folgen einer politischen, ideo-

logischen bis in den Rassismus reichenden Fehlorientierung der Arbeit von Sicherheitsdiensten wer-

den Pannen genannt. 

Übrigens: Die deutschen Faschisten selbst haben ihr Vorhaben und später ihre Praxis auch mit diesem 

Begriffspaar nicht verbunden, sondern sich deutlich ausgedrückt: Hitler sprach vor einem Gericht der 

Weimarer Republik davon, dass in dem von ihm und den Seinen erstrebten Staat „Köpfe rollen“ 

werden, in ihren Zeitungen wurde die Einrichtung von Konzentrationslagern angekündigt und als er 

am 5. Tag seiner Kanzlerschaft vor Generalen redete, notierte sich einer der Anwesenden u. a. die 

Ankündigung „Todesstrafe für Landes- und Volksverrat“, wobei, was dieser in der Sprache der Ju-

risten unbekannte Begriff Volksverrat bedeutete, alsbald praktisch geklärt wurde. Die Faschistenfüh-

rer haben viele ihrer Ziele verheimlicht, am längsten das des Eroberungskrieges, aber dass sie sich 

nicht über die gewalttätigen Methoden ihrer Herrschaft ausgelassen hätten, lässt sich rechtens nicht 

sagen. Die Hauptmethode der Etablierung und Behauptung ihres Regimes war der Terror und seine 

Instrumente hießen SA, Gestapo, Justiz, Gefängnisse, Zuchthäuser und Konzentrationslager. Wer 

sagt, die Banditen mit dem Hakenkreuz seien intolerant gewesen, verharmlost sie und ihre Aktion. 

Und es spricht jedenfalls für die Autoren der Schulbücher, dass das Begriffspaar Toleranz und Into-

leranz in ihren Texten nicht auftaucht. In denen erfährt aber von Buch zu Buch der Terror eine sehr 

unterschiedlich intensive Behandlung, er besetzt gegenüber denn Abhandlungen zu Ideologie und 

Propaganda einen deutlich minderen Platz. Erheblich unterscheiden sich auch die Informationen über 

die Konzentrationslager. Kaum ein Schulbuch nennt auch nur die Namen und Orte der wichtigsten. 

Fragen, die sich an Ihre Gründung und Existenz knüpfen ließen, werden selten gestellt. Ein in Meck-

lenburg-Vorpommern gebräuchliches Buch für den Geschichtsunterricht in den 9. Klassen berichtet 

unter der Hauptüberschrift „Leben unterm Hakenkreuz“ und nach der Darstellung von KdF unter dem 

Stichwort „Ausgrenzung von ‚Volksschädlingen‘“ in drei Sätzen von der Existenz und den Insassen 

dieser Lager und verweist auf die Macht der SS-Totenkopfverbände. 

Eine erwähnenswerte Ausnahme macht ein Geschichtsbuch für die 8. Klassen der Mittelschulen in 

Sachsen. Es bietet eine Deutschlandkarte mit der Kennzeichnung der Orte des KZ, die nach den vor 

und 1938 geschaffenen getrennt werden. Zitiert wird der Bericht des ersten Chefs der Gestapo Rudolf 

Diels, der den Zustand der gefolterten und geschundenen Häftlinge beschreibt, so wie er sie bei einer 

Inspektion eines Lagers 1933 vorfand. Fragen, die sich Schüler stellen sollen, zielen auf die gesamt-

gesellschaftliche Funktion des Terrors. Weit voneinander weichen auch die Bilder ab, die in den Bü-

chern gedruckt wurden. Während das erwähnte Buch den Schülern den Blick in die Erschießungsgrä-

ber, in eine Häftlingsbaracke, auf Leichen auf einem Lastwagen und auf zermahlene Menschenkno-

chen nahe dem Krematorium in Buchenwald nicht erspart, wird in einem anderen Heinrich Himmler 

im Gespräch mit einem Häftling in Dachau gezeigt und zwei Zeichnungen eines Insassen über den 

Häftlingsalltag gedruckt. Die am häufigsten aufgenommenen Fotos sind die der KZ-Insassen Carl von 

Ossietzky und der in Bergen-Belsen umgekommenen Anne Frank, sowie das viel reproduzierte jenes 
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SA-Mannes, der mit vorgehaltenem Gewehr eine Gruppe gefangene politischer Gegner in einem Kel-

ler bewacht, die vor ihm mit erhobenen Händen an einer Mauer stehen. Worum es bei dieser knappen 

Inspektion von gebräuchlichen Schulgeschichtsbüchern einzig geht, ist zweierlei: die Vorkenntnisse 

der Schüler, die eine Gedenkstätte auf dem Gelände eines ehemaligen Konzentrationslagers besu-

chen, sind, von anderen Faktoren abgesehen, allein aufgrund der benutzten Schulbücher sehr ver-

schieden und selbstredend vom Umgang der Lehrer mit den Gegenständen und Themen abhängig 

und – zweitens – das Thema: Die deutschen „Volksgenossen“, Konzentrationslager und ihre Insassen 

kommen in den Texten nirgendwo vor. Darin spiegelt sich bis zu einem gewissen Grad der Stand der 

Forschung wider. 

Ist von den zwölf Jahren deutscher Geschichte zwischen 1933 und 1945 die Rede, bildet folglich der 

Begriff Terror eine zentrale Kategorie, zu der zwei weitere gehören, dessen Täter und seine Opfer. 

Von denen berichtet die Gedenkstätte mit ihrer Ausstellung anschaulich und eindringlich. Sie ist wie 

die gesamte Literatur über die Konzentrationslager1, die innerhalb und außerhalb des damaligen 

Reichsgebietes existierten, auf das Innenleben dieser Lager konzentriert, ergänzt durch ihre Vorge-

schichte und die ihrer Befreiung 1944 und 1945. Diese Lager besitzen aber auch, was sich ihre Au-

ßengeschichte nennen lässt und die bestand nicht nur in den Rollen der höheren Gestapo-Behörden 

in Berlin und den Gauhauptstädten. 

Wer sich beispielsweise – wie es heute hier geschieht – mit der Geschichte der Konzentrationslager 

Oranienburg/Sachsenhausen befassen will, stößt im Literaturangebot der Deutschen Staatsbibliothek 

auf derzeit 97 Titel. Zwei Drittel dieser Publikationen sind nach dem Jahr 1990 erschienen. Die Liste 

der Sachsenhausenliteratur setzt 1934 mit einem Buch ein, das in der Tschechoslowakei in Karls-

bad/Karlovy Vary erschien und wofür Heinrich Mann ein Vorwort schrieb. Sein Autor war der im 

Dezember 1933 aus Oranienburg entflohene Gerhart Seger (1896-1967), ein sozialdemokratischer 

Redakteur und Reichstagsabgeordneter, der schon während der ersten Verhaftungswelle nach dem 

Reichstagsbrand ergriffen worden war. 

In diesen Publikationen ist kaum ein Gegenstand oder ein Thema aus der Geschichte des Konzentra-

tionslagers ausgelassen: die Rolle der Herren des Lagers und ihres Personals, die Häftlingsgruppen 

und -kategorien, der Alltag der Häftlinge und deren Existenzbedingungen, die jüdischen Häftlinge 

und die verhafteten Juden der Aktion nach dem Pogrom vom November 1938, die Homosexuellen, 

die Verbrechen, namentlich die Menschenversuche, das Morden und Massenmorden, die besonderen 

Häftlingsgruppen, so die in der Fälscherwerkstatt und die im Zusammenhang mit dem 20. Juli 1944 

Inhaftierten, die Rolle von Musik und Gedichten, die Sprache der Lagerinsassen und die Gerüchte, 

die Befreiung und die Rolle der Häftlinge in der Nachkriegspolitik ihrer Länder. Es fehlt in dieser 

Liste eine Studie über die Beziehungen des Lagers, eines Wachpersonals wie seiner Insassen zu ihrer 

Umgebung, also vor allem der Stadt Oranienburg. Andernorts ist diese Arbeit schon geleistet worden, 

so in der 1999 erschienenen Publikation Nachbar Buchenwald. Die Stadt Weimar und ihr KZ 1937-

1945 (Autor: Jens Schley). Darauf folgte 2008 „... mitten im deutschen Volke“. Buchenwald, Weimar 

und die nationalsozialistische Volksgemeinschaft (Volkhard Knigge). Früher schon erschienenen Un-

tersuchungen zu Dachau, so 1993 „Dachau – die Stadt und das Konzentrationslager in der NS-Zeit“. 

„Die Untersuchung einer Nachbarschaft“ (Sybille Steinbacher) und 1987 „Modell Dachau das Kon-

zentrationslager und die Stadt Dachau in der Zeit des Nationalsozialismus und ihre Bedeutung für die 

Gegenwart“ (Peter Steinbach). 

Die deutschen Konzentrationslager sind nicht auf einsamen menschenleeren Inseln errichtet worden. 

Und selbst, wenn das hätte geschehen können, würden von dort doch Stränge in die bewohnte Außen-

welt geführt haben. Um wie vieles mehr in den Lagern, die sich inmitten eines dicht besiedelten Landes 

befanden. Deren Nähe zu Dörfern und Städten war unterschiedlich. Die Lager auf dem Ettersberg, 

 
1  Zur Produktion während der längsten Zeit der Existenz der DDR s. auch: Bibliographie zur Geschichte des fa-

schistischen Konzentrationslagers und der Nationalen Mahn- und Gedenkstätte Buchenwald: auf d. Basis d. Ar-

beit e. Studentenkollektivs d. Fachschule für Wiss. Bibliothekswesen Leipzig unter Leitung von Torsten See-

la/Rosmarie Hofmann. – Weimar-Buchenwald: Nationale Mahn- und Gedenkstätte, 1985. 
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Buchenwald bei Weimar, Mauthausen bei Linz oder das in der Oberpfalz gelegene Flossenbürg, er-

richtet 1937 und 1938, waren nicht verborgen, aber von dichteren Wohnstätten einige Kilometer ent-

fernt. Für Dachau, da befand sich das KZ am Stadtrand, für Ravensbrück und eben für Sachsenhausen 

galt das nicht. Das galt schon für die kurzlebigen Konzentrationslager, die 1933 inmitten von Städten 

oder in deren Weichbild eingerichtet wurden, wie das am 21. März 1933 im Stadtgebiet von Oranien-

burg, dessen Insassen als Arbeitskräfte vermietet wurden, wozu es u. a. eine arbeitsteilige Verbindung 

zwischen den Wächtern des Lagers und Mitarbeitern der Stadtverwaltung geben musste.2 

Doch wie nah oder wie fern, zwischen den Lagern und ihrer Umgebung gab es überall vielfältige 

Verbindungsstränge. Davon war nach dem Mai 1945 wenig die Rede. Der Schwerpunkt lag auf der 

Sorge um die Überlebenden und der Suche nach den Tätern. Und die in der Umgebung gelebt hatten, 

beteuerten, sie hätten von dem Grauen nichts gewusst3, nichts von dem Erschießungsgraben, den ver-

brecherischen Versuchen an Menschen, den Gaskammern und den Krematorien. Das mag wahr ge-

wesen sein, aber bedeutete das, was vor den äußersten Exzessen von Machtgier, Triumphgefühl, Ra-

chegelüst und Vernichtungsprogramm lag, denn nichts? 

Die Darstellung der Beziehungen zwischen dem Lager Sachsenhausen und seiner Umwelt ist der 

schwächste und nichtssagende Teil der Ausstellung der Gedenkstätte. Wenn aber eine angemessene 

Antwort auf die Frage nach dem Umgang mit dem Erbe gegeben werden soll, muss doch ein Wort 

über dieses Erbe gesagt werden. Zwischen dem Lager und der Außenwelt existierte ein Beziehungs-

geflecht schon vor seiner Eröffnung. So bescheiden seine Einrichtung, gebraucht wurden Baumate-

rial, das Firmen und Händler lieferten. Nötig waren Telefon-, Strom-, Wasser- und Entwässerungs-

anschlüsse, die mindestens teils von ortskundigen Fachleuten hergestellt werden mussten. Und als 

das Lager in Betrieb genommen wurde, entstanden neue Stränge. Fleischfabriken und Bäckereien 

sowie Lieferanten anderer Nahrungsmittel versorgten es. Darüber wurden Verträge abgeschlossen, 

erfolgten Überweisungen über Banken und Sparkassen. Kraftfahrer und Transportarbeiter kamen in 

das Lager. Wie es da aussah, erfuhren Oranienburger nicht nur aus den viel erwähnten Erzählungen 

von Angehörigen des Wachpersonals abends in den Kneipen des Ortes. 

Kurzum: die Existenz der Konzentrationslager wurde eine Profitquelle und sie schuf Arbeit. Die dich-

teste Beziehung zwischen den Insassen des Lagers und den „Volksgenossen“ aber schuf das unge-

stillte Bedürfnis nach billigen Arbeitskräften, das mit der Länge des Krieges und den Niederlagen 

wuchs. Die (relativ) freien Arbeiter und die Zwangsarbeiter begegneten einander. Es ließ sich ein 

Bild vom physischen und psychischen Zustand der Häftlinge gewinnen und jeder, der mit ihnen in 

Berührung kam, hatte sich zu entscheiden, wie er diese Beziehung gestaltete. Das galt übrigens in 

noch weit höherem Grad für die Bewohner von Orten, bei denen Außenlager von Konzentrationsla-

gern errichtet wurden, eigens zu dem Zweck, deren Insassen nahe an die Arbeitsstätten heranzubrin-

gen. Dort war die Kontrolle durch Wachpersonal zudem nicht so dicht wie in den Stammlagern und 

in manchen Betrieben arbeiteten auch kleine Kontingente von Häftlingen, für die es eine spezielle 

Bewachung nicht gab. Aber auch in Städten wie Weimar waren die KZ-Insassen nicht nur in Groß-

betrieben als Arbeitskräfte eingesetzt, wo sie von den dort beschäftigten Meistern dirigiert wurden, 

sondern auch dezentral an den verschiedensten Orten so etwa zu Bauarbeiten in der örtlichen Biblio-

thek oder in einer Schneiderei. 

Wenn also von der Geschichte des Konzentrationslagers und dem Erbe gehandelt wird, das es hinter-

ließ, dann führt das in die Familiengeschichten vieler Oranienburger, verleugnete und verdrängte, ver-

gessene und bewahrte. Was sollen die Angehörigen der zweiten und dritten Generation danach mit 

diesem meist bruchstückhaften Wissen oder mit den sogenannten weißen Flecken anfangen? Können 

sie damit überhaupt etwas beginnen, was Nutzen bringt? Um zunächst eine Barriere beiseite zu räu-

men. Es gibt für die Nachgeborenen keine Schuldfrage. Sie waren nicht beteiligt und Schuld vererbt 

 
2  Hans Biereigel, Schweigen ist Gold – Reden Oranienburg. Zur Geschichte des ersten Konzentrationslagers der 

Nazis in Brandenburg. In: Luisenstadt. Berlinische Monatsschrift H. 9/2000, S. 36-47 und ders., Oranienburg – 

eine Stadt mit zwei Gesichtern, Erfurt 2010. 
3  George John Beeston, Öffentlichkeit und KZ: was wusste die Bevölkerung? Dachauer Hefte 17, Dachau 2001. 
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sich nicht. Letzteres ist eine reaktionäre Vorstellung, in der deutschen Geschichte gebraucht, um den 

Nachgeborenen beispielsweise – und das schon in der Weimarer Republik – einzureden, sie stünden 

in einer Schuld gegenüber den Kriegstoten des Ersten Weltkrieges, einzulösen im nächsten Kriege. 

Und zweitens: Es gibt für die Nachgeborenen, die Oranienburger sind und sei es seit Generationen, 

keine besondere und keine größere Verpflichtung, sich mit den Jahren der faschistischen Diktatur 

auseinanderzusetzen wie für die Gleichaltrigen in einer beliebigen anderen Stadt Deutschlands. Die 

Erbschaft aus diesem Kapitel deutscher Geschichte fällt ungeteilt auf alle und jeder hat sich zu ent-

scheiden, sie anzutreten, sie auszuschlagen oder auch sie zu ignorieren. Für diejenigen, die sie antre-

ten, bietet diese Beziehung zwischen Oranienburg und Sachsenhausen, eine Chance, einen besonde-

ren Denkanstoß, einen eigenen Zugang zur Vergangenheit. Sie haben Geschichte gleichsam vor der 

eigenen Haustür. Die räumliche Nähe kann herausfordern und sie lässt sich in einen Vorteil münzen, 

beispielsweise in den Schulen dieser Stadt. Der ist umso größer, je stärker das Lokale und Regionale 

in den Zusammenhang des Ganzen gestellt werden, also in die Geschichte der deutschen Gesellschaft 

unter dem Hakenkreuz. Deshalb ein paar Worte über den hierzulande dominierenden Umgang mit 

diesem Ganzen, zumal der nicht gerade wegweisend ist. 

Zunächst: Im Zentrum aller Erinnerung und vielerlei Gedenkens an Ereignisse deutscher Geschichte 

stehen in der Bundesrepublik die zwölf Jahre, die meist auch ihr „dunkelste Kapitel“ genannt werden. 

Es gibt keine Woche, in der nicht in dieser oder jener Weise an sie erinnert wird. Kürzlich mit der 

Einweihung des Denkmals für die ermordeten Sinti und Roma in Berlin. Vor zehn Tagen durch die 

Aufführung des Spielfilms über den Feldmarschall Rommel im Fernsehen. Eben erst durch das Ge-

denken an die Untat des 9. November 1938, die Pogromnacht. Alles Interesse für die Geschichte der 

DDR und des Kalten Krieges hat das für die Nazijahre nicht vom ersten Platz verdrängt. Und auch 

Kampagnen wie die anlässlich des 300. Geburtstages von Friedrich II. von Preußen und die bevor-

stehende zum 200. Jahrestages des Beginns der antinapoleonischen Befreiungskriege vermögen nur 

für vergleichsweise kurze Zeit sich in den Vordergrund zu drängen. 

Dieses Bild stützt ein Blick auf den Buchmarkt, der hier nur auf einen der in Sachen Geschichte 

rührigen Verlage, den von C. C. Beck, beschränkt sein soll. In seinem kürzlich erschienene Gesamt-

verzeichnis, dies eine weitere Einschränkung, werden zur Geschichte der Konzentrationslager, der 

Judenverfolgung und des Widerstands angeboten: die Gestapo (Carsten Dams/Michael Stolle) die 

neunbändige Darstellung der Geschichte der Lager in der Reihe Der Ort des Terrors, in deren drittem 

Band die Geschichte Sachsenhausen dargestellt ist: Der Buchenwald-Report (David A. Backett, 

Hrsg.) Tagebuch aus Bergen-Belsen I (Hanne Levy-Hass) Geboren im KZ (Eva Gruberová/Helmut 

Zeller), Furchtbare Ärzte (Till Bastian), Lexikon des Holocaust (Wolfgang Benz), Das Dritte Reich 

und die Juden (Saul Friedländer), Sinti und Roma im Dritten Reich (Till Bastian), Wir Eichmannsöhne 

(Günther Anders), Auschwitz und die Auschwitzlüge (Till Bastian), Kurt Gerstein oder die Zwiespäl-

tigkeit des Guten (Saul Friedländer), Stauffenberg und der 20. Juli (Peter Hoffmann), Helmuth James 

von Moltke, Biographie (Günter Brakelmann), Die Briefe von James Moltke an seine Frau, Erinne-

rungen an Kreisau (Freya von Moltke), Ulrich von Hassell (Gregor Schöllgen). Wie gesagt, das ist 

ein Teil dessen, was zur Geschichte des deutschen Faschismus gehört, wozu dieser Verlag ein noch 

größeres Angebot bereithält. Darin fehlt jeder Bezug auf den Arbeiterwiderstand und jede Biografie 

eines sozialdemokratischen, kommunistischen oder anderen nicht den bürgerlichen Schichten zuge-

hörenden Widerstandskämpfers, worin sich auch Gewichte der bundesrepublikanischen Erinnerung 

spiegeln. 

Die Darstellung und Kritik an dieser Erinnerung selbst füllen inzwischen auch schon ein ansehnliches 

Bücherregal. Bleiben wir beim gleichen Verlag: Hitler war kein Betriebsunfall (Fritz Fischer), 1945 

und wir und Vergangenheitspolitik. Die Anfänge der Bundesrepublik und die NS-Vergangenheit 

(beide: Norbert Frei), Verbrechen erinnern. Die Auseinandersetzung mit Holocaust und Völkermord 

(Volkhard Knigge/Norbert Frei, Hrsg.), Der Nationalsozialismus – Die zweite Geschichte. Überwin-

dung, Deutung, Erinnerung (Peter Reichel, u. a. Hrsg.), Auf ewig in Hitlers Schatten? (Heinrich Au-

gust Winkler), Vergangenheitsbewältigung in Deutschland. Die Auseinandersetzung mit der NS-Dik-

tatur in Justiz und Politik (Peter Reichel), Zeitgeschichte als Streitgeschichte. Die großen Kontrover-
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sen seit 1945 (Martin Sabrow u. a. Hrsg.), Verbrechen der Wehrmacht. Bilanz einer Debatte (Chris-

tian Hartmann u. a. Hrsg.) 

Nun ist in der eben zu Ende gehenden Woche in Sachsenhausen ein Buch mit dem provokatorischen 

Titel „Vergesst Auschwitz“ mit einem Untertitel vorgestellt worden, der sich explizit gegen den 

„deutschen Erinnerungswahn“ stellt. (Henryk M. Broder, Vergesst Auschwitz. Der Deutsche Erinne-

rungswahn und die Endlösung der Israel-Frage). Der Text, mit dem der Verlag für die Publikation 

Reklame macht, er stammt vom Autor, lautet: „Die Deutschen leiden an Hitler wie andere an Schup-

penflechte. Aus dem Versuch, sich gegen die eigene Geschichte zu immunisieren, ist eine Autoim-

munerkrankung geworden. Ob es um den Einsatz in Jugoslawien oder in Afghanistan geht, um Atom- 

oder Gentechnik, Stammzellen, Sterbehilfe – immer steht das Nazi-Menetekel an der Wand und for-

dert seinen Tribut. Das ritualisierte Gedenken verschafft keine Erleichterung, es ist nicht mehr als 

eine leere Geste, eine Ablenkung von der Gegenwart – oder noch Schlimmeres.“ 

Die vier Sätze werfen vor allem Fragen auf: Leiden die Deutschen wirklich wahnhaft an Hitler? Alle 

oder wie viele? Haben die Deutschen tatsächlich versucht, sich gegen ihre Geschichte zu immunisie-

ren? Und haben sie dabei das Gegenteil des Beabsichtigten bewirkt? Zudem: Wenn die Autoren oder 

Verkäufer von Geschichtsbüchern in die Terminologie fremder Disziplinen fliehen, das geschieht 

vorzugsweise in die Medizin, die Meteorologie oder auch nur die Wetterkunde darf Nebel vermutet 

werden. Der lichtet sich jedoch in Satz drei und vier, in denen zunächst die Erinnerung an die Erfah-

rungen im und mit dem deutschen Faschismus, die nicht nur den Deutschen ein Menetekel, Mahnung 

oder Warnruf also, sein können, als Störfaktor in politischen Auseinandersetzungen der Gegenwart 

angesehen werden. Die dann folgende Kritik an der Art der Erinnerung hat in diesem Zusammenhang 

nichts zu suchen, sondern einzig die Funktion, das Erinnern insgesamt zu verdächtigen. Jedoch ohne 

Rituale geht öffentliche Erinnerung, ob in Deutschland oder Frankreich, den USA oder Japan, nicht 

immer ab – angefangen von Kranzniederlegungen an Denkmalen. Die Frage ist, ob sich solche Be-

zugnahmen auf Rituale beschränken, also ob es – wie kritisch gesagt wurde – sich einzig um Blu-

menabwürfe handelt und dazu um unverbindliche Reden über das Erinnern, das Trauern und das 

Gedenken. 

„Vergesst Auschwitz“ ist ein dümmlich-provokatorisches Plädoyer für eine Politik ohne Geschichts-

bewusstsein, wie eine Äußerung seines Verfassers zeigt, die besagt, ginge es nach ihm, „würde ich 

Auschwitz dem Erdboden gleichmachen. Auschwitz ist zu einem Disneyland der Gruselkultur ver-

kommen. Zuletzt hat die Bundesrepublik 60 Millionen Euro zugesagt, um die Baracken vor dem 

Verfall zu retten und den verrosteten Stacheldraht zu ersetzen. Mich interessiert der letzte Holocaust 

so sehr wie der Auszug aus Ägypten. Mich interessiert, wie wir die Gegenwart meistern, den nächsten 

Holocaust verhindern.“ 

Das Erscheinen dieses Buches (man kann sich fragen, warum der Autor als Vortragender nach Ora-

nienburg und in eine Reihe eingeladen wird, die dem Gedenken an das Leben und die Religion der 

Juden gewidmet ist) und die Beachtung, die es findet, zeigt eins, und deshalb allein ist es hier erwähnt 

worden: diese Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland ist sich über Inhalte, Perspektiven und 

Methoden uneins, die ihre Rückblicke in das 20. Jahrhundert bestimmen können oder gar sollten. In 

eine Bundestagsdebatte wurde jüngst eine „defensive Erinnerungspolitik beklagt, was immer das sein 

mag. Inzwischen befassten sich mehrere Autoren auch mit der Geschichte der Auseinandersetzungen 

um die deutsche Vergangenheit, die immer wieder aufs Neue entbrennen, wie eben zu beobachten 

war anlässlich der Rückblicke auf Friedrich II. von Preußen, und die sich wieder einstellen dürften, 

wenn auch nicht gleich scharf im bevorstehenden Jahr 2013 mit dem Rückblick auf die antinapoleo-

nischen Befreiungskriege. 

Um wie viel bedeutsamer aber ist der Streit um die Besinnung auf die Jahre 1933 bis 1945 und deren 

Vorgeschichte.4 Besonders deutlich wird das in den anhaltenden Auseinandersetzungen darüber, 

 
4  Aus der Masse der Arbeiten, die sich damit beschäftigen seien genannt: Erinnern oder Verweigern: das schwie-

rige Thema Nationalsozialismus (Wolfgang Benz), München 1994; Politik mit der Erinnerung: Gedächtnisorte 

im Streit um die nationalsozialistische Vergangenheit (Peter Reichel) München 1995. 
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welchen Platz der Begriff Gewaltherrschaft dabei einnehmen soll. Mit ihm werden Handlungen und 

beteiligte Täter wie Opfer auf einen sprachlichen Nenner gesetzt. Opfer der Kriege und der Gewalt-

herrschaft, das ist nach der Vorgabe, die alsbald nach 1990 in Berlin Unter den Linden dafür erfolgte, 

die Gedenkformel schlechthin geworden. Man muss nicht Friedrich Engels’ Schrift aus dem Jahre 

1887/1888 über die „Rolle der Gewalt in der Geschichte“ gelesen haben, es genügt an die Forderung 

des Thomas Müntzer zu denken: „Die Gewalt soll gegeben werden dem gemeinen Volk“, um diesen 

Umgang mit dem Begriff Gewalt als verdächtig auszumachen, ganz abgesehen von der Nivellierung, 

die einen in Sachsenhausen ermordeten sowjetischen Soldaten mit einem deutschen Soldaten, der 

auszog, dessen Land zu erobern, als Kriegsopfer gleichsetzt oder ein Kind, das im Bombenkrieg um-

kam, mit einem Nazi als Opfer vereint, der als Durchhaltekrieger im Volkssturm umkam. 

Wer sich hierzulande mit den Jahren der faschistischen Herrschaft, sei es in der Nachbarschaft Ora-

nienburgs mit Sachsenhausen oder in einem entlegenen bayerischen Alpendorf befasst, hat es noch 

mit einem anderen gedanklichen Hindernis zu tun. Hat uns diese Zeit, von der uns, besinnt man sich 

auf ihr Ende, 67 Jahre trennen, an die sich nur noch jener Rest erinnern kann, der ein Alter erreicht 

hat, von dem es in der Bibel heißt: „Unser Leben wäret siebzig Jahr, und wenn es hochkommt achtzig 

Jahre“ – hat uns diese Zeit noch irgendetwas Verwendbares zu sagen, ausgenommen, dass sie uns 

hilft, Gut und Böse scharf zu unterscheiden? Ist das nicht Geschichte, die zwar noch qualmt, aber, 

um im Bilde zu bleiben, nicht mehr wärmt und nichts mehr befeuert? 

Wie nah oder wie fern einem diese Zeit gilt, hängt davon ab, ob gemeint wird, dass wie dieser Zeit 

entronnen sind und in einer völlig anderen Epoche leben oder ob die Erkenntnis gewonnen ist, dass 

der Faschismus eine Ausgeburt, eine mögliche Herrschaftsform in der bürgerlichen Gesellschaft war 

und wir dieser Gesellschaft, wie sehr sie sich in vielem – materiell, sozial, politisch, technisch, wis-

senschaftlich und auf anderen Feldern – verändert hat, im Ganzen keineswegs entkommen sind. Das 

anzuerkennen, bedeutet nicht, sich für morgen Horrorszenarien auszudenken und an anderer Leute 

Wände Schreckensbilder zu malen. Doch es bedeutet, bei seinen eigenen Entscheidungen sich dieser 

Möglichkeit bewusst zu sein und aus diesem Wissen sein Verhalten in der Gegenwart zu bestimmen. 

Es bedeutet, allgemein gesprochen, sich zu diesem Gestern oder Vorgestern in eine gedankliche und 

praktische Beziehung zu setzen. 

Wie Friedrich Schiller die Jenaer Studenten in seiner Antrittsvorlesung mit der Frage konfrontierte: 

Warum, und zu welchem Ende studiert man Universalgeschichte, so steht vor dem Eindringen in die 

Materie vor den Heutigen die Frage, warum sie Zeit und Kraft darauf verwenden sollen, sich mit der 

faschistischen Diktatur in Deutschland zu befassen, die keine Erscheinung der deutschen Geschichte 

blieb, sondern auch die europäische und über den alten Kontinent weit hinaus Weltgeschichte prägte? 

Und weiter: Warum und zu welchem Ende studiert man auf dem weiten Feld speziell die Geschichte 

des Terrors, der ein unentbehrliches Element der Etablierung und Stabilisierung dieser Herrschaft 

war und ein ebensolches auf den Eroberungszügen durch Europa und im Norden Afrikas? 

Nun wird in jenem Teil der Ausstellung in der Gedenkstätte Sachsenhausen, der die Beziehungen 

zwischen Oranienburg und seinen „Volksgenossen“ und dem KZ darstellt und der dem Thema bei 

weitem nicht gerecht wird, Besuchern empfohlen sich zu fragen: Wie hättest Du Dich in der dama-

ligen Situation verhalten? Die Frage haben die Gestalter der Exposition nicht erfunden, sondern 

übernommen. Sie ist in der Pädagogik hierzulande eingebürgert und gilt als der i-Punkt richtiger 

Nutzanwendung des erworbenen Wissens. Ich halte sie hingegen für eine Missleitung von Besu-

chern, die doch, von wenigen Ausnahmen abgesehen, meist zu den nachgeborenen Generationen 

gehören. Denn die Frage ist unentscheidbar und die „Beschäftigung“ mit ihr ist abwegig.5 Niemand 

vermag zu sagen, wie er unter den Bedingungen von Lockung und Drohung damals gehandelt und 

was er unterlassen haben würde. Dabei kann im besten Falle so etwas herauskommen wie eine 

 
5  Carina Baganz, KZ und Nachwelt/Hrsg. von Wolfgang Benz und Barbara Distel, Dachau 2008. Zu den Untersu-

chungen mit Seltenheitswert gehört die folgende, deren Gegenstand KZ-Außenlager und deren Beziehungen zu 

ihrer Umwelt bilden: Vergangenheitsbewältigung in der Provinz. Die Nachgeschichte der KZ-Außenlager von 

Dachau in Friedrichshafen und Überlingen (Manfred Dieterle-Jöchle. Markdorf: Kreisarchiv Bodenseekreis), 1996. 
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Wunschbiografie, die neben die reale der Groß- oder Urgroßeltern gestellt wird, sofern die in die 

Details bekannt ist. 

In gleicher Weise unlösbar und abwegig sind Aufgaben, die von Schülern verlangen, sich in Situati-

onen und die Lage von Menschen, meist von Opfern der faschistischen Diktatur, zu versetzen. So 

wird in dem eingangs hervorgehobenen Schulbuch für sächsische Mittelschulen vorgeschlagen, die 

Schüler möchten sich über die Gefühle eines jüdischen Schülers gesprächsweise austauschen, der von 

seinen Mitschülern schlecht behandelt wird. Oder: sich fragen, warum Victor Klemperer das Tragen 

des Judensterns „als besonders schmerzlich empfand“. Oder: eine von Klemperer geschilderte Szene 

in einem Dresdner Straßenbahnwagen nachspielen, in dem ein Arbeiter, der Straßenbahnlenker, sich 

dem Juden als Nazigegner zu erkennen gibt, sein Gespräch aber abbricht, als ein Fahrgast, ein Mit-

hörer, zusteigt. Hier kann Nähe doch nur spielend vorgetäuscht werden. Auf der gleichen Ebene liegt 

die Forderung in dem schon erwähnten Schulbuch in Mecklenburg-Vorpommern, in dem zu einem 

dort gezeigten Foto dreier junger Burschen, die als Volkssturm„männer“ in US-amerikanische Ge-

fangenschaft geraten waren, der Arbeitsauftrag formuliert ist: „Versetze Dich in die Lage der abge-

bildeten Jungen und schreibe auf, was in ihnen vorgehen könnte.“ In dieser Weise sollten Schüler 

nicht zu Schauspielern und Klassenzimmer nicht zu Theaterbühnen gemacht werden. 

Es sollte bei dieser Beschäftigung mit dem Teil der deutschen Geschichte auch nicht, wovon oft die 

Rede ist, um die Anregung und Übung eigenen Widerstandes gegen das Vergessen gehen. Wer nicht 

dabei war, kann nichts vergessen, ausgenommen, was er sich lernend einmal angeeignet hat. Gleiches 

trifft auch auf die Forderung des Erinnerns zu, denn genau genommen – sieht man von dem neuer-

dings in Mode gekommenen Gebrauch des Begriffs nach Art eines Gummibandes ab – kann nur 

eigene Erinnerung an Erlebtes festgehalten werden. Die Nachgeborenen haben, in den meisten Fällen 

möchte man sagen: zu ihrem Glück, nichts erlebt, sich aber vielfach Erlebtes erzählen lassen oder 

davon und darüber gelesen. Mit dem Gedenken steht es nicht besser. Es geht um das Nachdenken, 

dafür bedarf es Denkstoffes. Der kann nur durch Arbeit erworben werden. Verlangt sind mithin An-

strengungen im Bezirk der Geschichtswissenschaft, die, wiewohl ihren Gegenstand das Vergangene 

bildet, wie jede andere Disziplin auf das Heute und Morgen gerichtet ist. Nicht wie man sich damals 

verhalten hätte, kann entschieden werden. Die Entscheidungen liegen im Heute und sie brauchen 

nicht unter der Drohung von Konzentrationslager und Fallbeil getroffen zu werden. 
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„... der Lärm wird ja kommen ...“ 

Historiker diskutierten 60 Jahre nach dem Pogrom gegen die Juden 

Wenn alle Dokumente gesichtet wurden und ein erheblicher Teil von ihnen auch gedruckt und also 

für jedermanns Benutzung vorliegt, wenn Ereignisse nahezu lückenlos festgestellt, auch die Anteile 

der maßgeblichen Personen an ihnen unabweisbar nachgewiesen sind, was bleibt Historikern dann an 

Jahrestagen wie diesem noch zu tun übrig? Sollen sie sich wiederholen oder sich fragen, was von 

dem Gefundenen erst noch unter die Leute zu bringen ist? 

Wolfgang Benz und die Mitarbeiter des Zentrums für Antisemitismusforschung an der Technischen 

Universität haben einen Aspekt entdeckt, der auf das am 9. November 1938 und in den folgenden 

Tagen begangene Verbrechen ein zusätzliches Licht wirft. Sie luden zu einer Tagung ein, die sich mit 

„Reaktionen des Auslands“ auf die Nachrichten von den brennenden Synagogen, den verwüsten Ge-

schäften und Wohnungen und den getöteten Juden befasste. Goebbels hatte das Echo von jenseits der 

Grenzen erwartet und, als die Trümmer noch rauchten, in sein Tagebuch notiert, „der Lärm“ werde 

kommen. Er fiel nach Lautstärke und Wirkung nicht einmal so stark aus, wie jener des Jahres 1933, 

als die Proteste gegen die einsetzenden Judenverfolgungen allerdings auch von wirkungsvollen Maß-

nahmen des Wirtschaftsboykotts begleitet gewesen waren. Nun also fragten Historiker aus Mailand, 

Paris und Amsterdam, aus Wien, Prag und Basel gemeinsam mit deutschen Forschern, wie das damals 

mit den Geräuschen und Regungen gewesen war. 

Dass die Zeitungen Mussolinis, denen nur das bald darauf eingestellte „Israel“, ein Blatt der Zionis-

ten, nicht zuzurechnen war, alsbald auf die von den Verbündeten vorgegebene verlogene Linie der 

Berichterstattung und Wertung einschwenkte, verwunderte niemanden. Zumal Italien in jenen Tagen 

die ersten antijüdischen Gesetze erließ, von denen Michele Safrati (Mailand) jedoch sagte, sie dürften 

nicht nur als eine Nachahmung der deutschen Vorläufer gesehen werden. Schwer verständlich waren 

aus dem Abstand von nahezu einem Menschenleben hingegen die von Marion Neiss (Berlin) refe-

rierten Wertungen aus ausgewählten jiddischen Zeitungen, die in den USA erschienen. Auf deren 

Tatsachenberichte folgte die Formulierung von hochgeschraubten Erwartungen an die Politik Roose-

velts, die sich zudem mit dem Glauben verbanden, die Deutschen würden, wenn sie nur die weltweite 

Verurteilung der Untat zu spüren bekämen, sich gegen ihre Machthaber erheben. Daraus sprach, wie 

oft in der Geschichte, wohl nur der Versuch, sich gegen einen Feind Mut zuzusprechen, von dessen 

Wesen und Kräften man sich im Grunde keine rechte Vorstellung hatte machen können. 

Zwei ganz unterschiedliche Sehweisen galten dem Echo in den beiden Staaten, die sich ein Jahr da-

rauf bereits mit Deutschland im Kriege befanden. Hermann Graml (München) überraschte durch eine 

Deutung, die in den Novembertagen den Übergang der britischen Regierung unter Chamberlain von 

einer durch Interessen und Machtkalkül geleiteten Linie zu einer „Politik der Moral“ sehen wollte. 

Doch wurde der Vorschlag, die Korrektur der Appeasement-Politik derart vorzuverlegen, nicht weiter 

diskutiert. Regina Delacor (Paris) hingegen zeichnete das verbissene Festhalten der Regierung Dala-

dier an der als Friedenskurs ausgegebenen Politik einer Verständigung mit Nazideutschland nach. 

Am Parlament vorbei wurde der in München eingeschlagene Weg unbeirrt fortgesetzt und dem 

Reichsaußenminister von Ribbentrop im Dezember 1938 in Paris ein Empfang bereitet, der das Na-

ziregime hofierte. Damit zeigten sich vor allem die äußerste Rechte einverstanden, die im Lande die 

Feindschaft gegen die Fremden für ihre Zwecke zu wecken und zu mobilisieren suchte, mit Parolen 

wie „Frankreich den Franzosen“ hervortrat, Arbeit „zuerst für Franzosen“ und die Abschließung des 

Staates gegen Zufluchtsuchende verlangte. Die Nationalversammlung ließ diese Regierungspolitik 

passieren, mit Ausnahme der Kommunistischen Partei Frankreichs. Ihr Sprecher Gabriel Péri erklärte, 

die Regierung habe den deutschen Faschisten ein „Zeugnis für gute Führung“ ausgestellt und wurde 

dafür von den vorgeblichen Friedenspolitikern als Kriegshetzer beschimpft. 

Nicht nur durch diese Konkreta erwies die Tagung, deren Referate alsbald veröffentlicht werden sol-

len (Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 11/1998), ihren keineswegs erst auf Umwegen herbei zu 

holenden Gegenwartsbezug. Sie zeigte insgesamt, dass auf dem „Weg nach Europa“ einige Fragen 
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der mehr oder weniger gemeinsamen Geschichte durchzuarbeiten sind – und eben nicht nur von den 

Experten der Materie. Dazu müssen Seiten der Geschichte aufgeschlagen werden, die bisher vielfach 

übergangen wurden, handelt es sich doch nicht um Ruhmesblätter. 
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Von Auslassungen und Verallgemeinerungen 

Sozialpsychologen über deutsche Befindlichkeiten unterm Hakenkreuz und Bundesadler 

Warum werde ich beim Lesen mancher Bücher über Geschichte den Verdacht nicht los, dass – ähnlich 

wie im „Fall Götz Aly“ – ihre Autoren vom Leben eines Reparaturschlossers, der den Betrieb am 

Sonntag erst verlassen durfte, wenn alle Maschinen für die Rüstungsproduktion des folgenden Tages 

in Takt waren, oder vom Dasein einer Bäuerin, die in Stall und auf dem Feld schuftete, während ihr 

Mann „Russland“ erobern sollte, keine Ahnung haben? Das ist kein Vorwurf mangelnden Erinne-

rungsvermögens an die Autoren des hier anzuzeigenden Buches. Der Älteste wurde sechs Jahre nach 

der Zerschlagung des Faschismus geboren, der jüngste, als in der Bundesrepublik die Aufregung 

schon abgeebbt war, die im Jahr 1968 erzeugt wurde. Die Generationen der Nachgeborenen schreiben 

inzwischen Geschichte. 

Doch manche ihrer Angehörigen könnten sich vordem ein wenig mit dem Alltag der Millionen In-

dustrie- und Landarbeiter, Bauern, Handwerkern und kleinen Kaufleuten befassen. Es gibt darüber 

lesenswerte Abhandlungen, nicht so reich an Zahl wie die Publikationen, in denen das Bild vom Le-

ben der Massen wieder und wieder auf Feste, Aufmärsche, Kundgebungen, den ganzen Rummeln, 

neu-deutsch: Events, auf geschönte Bilder, die der Manipulation dienten, gleichsam eingedampft wer-

den und so die Legende von der „Volksgemeinschaft“ weiterverbreitet wird. Deren Verfasser halten 

auch diesen Begriff für tauglich, die Eintracht der Deutschen unter dem Hakenkreuz zu charakteri-

sieren, womit eine sprachliche Anleihe genommen wird ähnlich jener, die beim Begriff Nationalso-

zialismus beständig erfolgt. Zur Erinnerung: „Volksgemeinschaft und Verbrechen“ lautete der Un-

tertitel der Ausstellung des Deutschen Historischen Museums 2010. „Volksgemeinschaft“ bevorzu-

gen auch die Forscher, die an der Leibniz-Universität Hannover in der „Arbeitsgemeinschaft Politi-

sche Psychologie“ zusammenarbeiten. Sie glauben offenkundig an die Existenz dieser Gemeinschaft. 

Daran ändert auch die Einschränkung nichts, die sich im Beitrag „Der faschistische Einheitstrick“ 

findet und lautet: „die soziale Realität war von Ausgrenzung gekennzeichnet, vom Fortbestand sozi-

aler Ungleichheit etwa in Bezug auf die Reallöhne als auch von neuen Ungleichheiten, die sich aus 

der rassistischen Politik ergaben.“ Wie es sich für einen Lehrbeauftragten einer deutschen Hochschule 

gehört, reduziert sich ihm die soziale Ungleichheit auf den Lohn. Vom Eigentum soll die Rede nicht 

sein, es könnte der „Nationalsozialismus“ – das Regime heißt, wo es bezeichnet wird: „eine terroris-

tische Führer-Diktatur“ – sonst als eine staatlich-politische Organisationsform der bürgerlichen Ge-

sellschaft erkennbar werden. 

Der Band der Sozialpsychologen wird mit dem Versprechen angekündigt, es werde in ihm auf drei 

Fragen geantwortet: „Was machte die Idee der Volksgemeinschaft und den Antisemitismus für die 

Menschen im Nationalsozialismus so attraktiv? Wie wurden sie zu Tätern und Täterinnen? Wie wir-

ken sich NS-Gefühlserbschaften noch in den nachfolgenden Generationen aus?“ 

Der Reihe nach: Woher wissen die Autoren, dass es vor allen anderen diese eine Idee war, die das 

Regime anziehend machte? So wenig Ideen unter den Attraktionskräften vernachlässigt werden kön-

nen: Wie war das mit dem Versprechen einer Zukunft ohne Arbeitslosigkeit? Wie mit dem, den Frie-

den zu halten, weil nichts das Leben eines deutschen Soldaten wert sei? Die Historiker sprechen vom 

Verhältnis der Millionen zur Führung nicht als der Volksgemeinschaft, sondern meist von Massen-

gefolgschaft und analysieren die Faktoren, rationale wie irrationale, die zu ihrer Formierung, Stabili-

tät und Dauerhaftigkeit führten. Sie sind darüber nicht eines Sinnes. Doch gibt das keine Rechtferti-

gung, an ihren Arbeiten vorbei zu gehen. 

Sodann: „die Menschen im Nationalsozialismus“, Das kann nicht meinen: die Juden, die Nazigegner, 

die aus verschiedensten Gründen Benachteiligten. Dennoch bevorzugen die Autoren – wieder wie die 

Berliner Ausstellungsmacher – den Begriff „die Deutschen“. Ungeachtet der Tatsache, dass die über-

große Mehrheit der Deutschen dieses Regime stützte, stellt die Kennzeichnung in dieser Verwendung 

nicht nur eine unzulässige Verallgemeinerung dar. Sie erfüllt auch den Zweck, über Klassen, Schich-

ten, Gruppen und jegliche Fraktionen und ihr Verhältnis zum Faschismus nicht zu reden. So wird 

gedankliche Nacht hergestellt, eine tiefe, in der die Katzen nicht grau, sondern schwarz sind. 
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Und weiter: „Wie wurden sie zu Tätern?“ Wer? „die Menschen im Nationalsozialismus“. Die Ge-

schichtswissenschaft, in der die Täterforschung anhaltend Konjunktur hat, trifft zwischen „den Men-

schen“ Unterscheidungen von der Tatbeteiligung am Morden bis zu seiner Billigung oder Hinnahme. 

Und sie sucht die Ursache nicht in erster Linie in der Psyche der Menschen, seien es Individuen oder 

Kollektive, wie wohl die immer beteiligt ist, sondern in den allgemeinen, besonderen und einzelnen 

Voraussetzungen und Bedingungen, in denen sie leben, herangewachsen, erzogen, abgerichtet usw. 

worden sind und handeln. Sie fragt: Welche Gesellschaft, welcher Staat schufen Platz für Massen-

mörder, den Typen an den Schreibtischen, denen in Konzentrations- und Vernichtungslagern und 

jenen an den Gruben in den Wäldern Osteuropas? Was wäre aus Eichmann, was aus Höß, aus Sand-

berger, aus Rauff und Tausenden und Zehntausenden anderen Deutschen und Österreichern gewor-

den, hätte die Geschichte ihrer Länder nicht zum 30. Januar 1933 oder 13. März 1938 geführt? Wie 

würden ihre Biographien ohne die Chancen ausgesehen haben, die ihnen aus und nach diesen kata-

strophalen Umbrüchen erwuchsen? Das Buch lässt nicht erkennen, dass seine Autoren sich diese 

Frage je gestellt hätten. 

Die Täterforschung begannen nicht die Historiker. Diese Arbeit eröffneten unter ihren Aspekten die 

Juristen in Nürnberg. Und sie setzte sich in allen Staaten fort, in denen oder deren Landesteilen deut-

sche Besatzer wüteten, mitunter von Kollaborateuren unterstützt. Aus Ermittlungsverfahren und Ver-

handlungen vor Gericht gingen Dokumente hervor, die nicht unbeachtet bleiben können, wiewohl sie 

zu erheblichem Teil von den Versuchen zeugen, die Köpfe der Angeklagten aus der Schlinge zu 

ziehen. Für Historiker und Psychologen warten da Quellen die Menge, nicht wenige sind von Zerfall 

oder Vernichtung bedroht. 

Schließlich: „die NS-Gefühlserbschaften“ und deren Auswirkung „in den nachfolgenden Generatio-

nen“. Da geben die Autoren ihr Bild von der Geschichte der „unbewältigten Vergangenheit“ der 

Deutschen. Auf Verallgemeinerung spezialisiert, haben sie Unterschiede in den Abläufen in den bei-

den deutschen Staaten nicht zu erkennen vermocht. Das passt ganz in den modischen Trend, der die 

Geschichte West und die Geschichte Ost partiell parallelisiert, wenn das mancherlei politischen Zwe-

cken dienen kann. So wird flott von „dem deutschen Umgang mit dem Nationalsozialismus“ geschrie-

ben. Dieser hat sich irgendwie aus dem Befinden wiederum „der Deutschen“ entwickelt. Wie deren 

psychologische Situation geschildert wird, kann hier nicht diskutiert werden. Doch erscheinen die 

Reaktionen auf das Erlebte und vor allem die Niederlage durchweg als emotionale Vorgänge. Soziale, 

materielle Vorteils- und Nachteilskalküle, und die waren massenhaft, werden am Rande erwähnt. Und 

wiederum sind es alle Deutschen, die quasi im Gleichschritt – Selbstkritik und Selbstvorwürfe ver-

meidend, Scham, Schande und Trauer abwehrend – ihren Weg durch die Geschichte fanden. Dabei 

hatten sie in Wahrheit doch sehr verschiedene Biographien durchzuarbeiten. Was sich in den Beiträ-

gen wiederholt, ist das Absehen von gesellschaftlichen Bedingungen und vom Dirigat, unter dem sich 

der Prozess vollzog. „Kriegsverbrecher“ – das waren doch ganz wenige, und „Waffen-SS“ – Soldaten 

wie andere auch. Das ist Original Adenauer. Das hat „den Deutschen“-West Wege für ihre gedankli-

che und emotionale Verarbeitung versperrt und andere eröffnet und gewiesen. 

Genug, wenn der Irrtum eines Rezensenten berichtigt ist, der schrieb, der Band gebe „Laien verständ-

lichen Überblick über die sozialpsychologische Forschung“. Die Bekanntheit mit Begriffen wie „nar-

zisstische Kränkungen“ und „kindliche Traumata“ reichen nicht hin, erforderlich sind Vorstellungen 

zu „spezifische Produktionsregeln“, „Bemächtigungshaltung“, „kollektive Phantasma“, „humanspe-

zifische Potentiale“, „Ich-Entleerung“ u. a. Und zu den Wortschöpfungen, von denen man nicht 

wünscht, dass sie auch nur in die Sprache der Wissenschaft eingehen, gehören die „Tätereltern“. 

Markus Brunner/Jan Lohl/Rolf Pohl/Sebastian Winter (Hrsg.), Volksgemeinschaft, Täterschaft und Antisemitismus. Bei-

träge zur psychoanalytischen Sozialpsychologie des Nationalsozialismus und seiner Nachwirkungen, Psychosozial-Ver-

lag, Gießen Buchreihe: Psyche und Gesellschaft 252 Seiten, 24,90 Euro, ISBN-13: 9783837920550. 
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Rote Karte aus Blois. Ein Ordnungsruf von Historikern, adressiert nach Brüssel 

Dass Klimaforscher, zusammengeschlossen in einem mehr oder weniger engen internationalen Ver-

bund, öffentlich hervortreten und ihre Stimme zu Prozessen in der Natur erheben, die ihnen als ge-

fahrdrohend gelten, wird nicht mehr als ein besonderes Vorkommnis wahrgenommen. Ihre Mahnung 

erhält ein paar Tage lang einen vorderen Platz in Nachrichtensendungen und Zeitungen, dann wech-

selt das Interesse. Die Experten selbst können von sich mit den „alten Römern“ sagen, sie hätten 

geredet und ihre Seele gerettet. Dass Historiker, auch nur die in einem Staate Lebenden, sich zusam-

mentun, um sich zu einem geschichtlichen Ereignis, es mag drohen oder sich bereits zutragen, öffent-

lich erklären, wird hingegen selten berichtet. Beharrlich schweigt die sich gelegentlich als „scientific 

community“ bezeichnende Zunft seit Jahren zu den Kriegen in Afghanistan und im Irak. Nicht, dass 

die ihr Angehörenden keine Meinung haben würden. Sie besitzen davon mehrere und in diesem Wis-

sen unterlassen sie auch nur den Versuch, mit einer Stimme zu sprechen. Sie leben insgesamt mit 

einer weitgehend eingeschränkten Verantwortung. 

Nun haben sich doch Geschichtsforscher mehrerer Länder zu gemeinsamem öffentlichem Hervortre-

ten entschlossen. Was sie aufschrieben und publizieren ließen, hat indessen seinen ersten Adressaten 

nicht in den Volksmassen oder auch nur in jener Minderheit davon, die als geschichtsinteressiert 

gelten kann, sondern in den Regierungen der Staaten und den Politikern, die an deren Gesetzgebung 

beteiligt sind. Das an sie gerichtete Dokument wird als „Appell von Blois“ bezeichnet, nach dem 

zwischen Tours und Orléans gelegenen Ort an der Loire, in dem es jüngst verabschiedet wurde. Dass 

der Aufruf von daher kommt, ist durch dessen Vorgeschichte bedingt. Schon vor Jahren hat sich eine 

große Gruppe französischer Historiker dagegen gewandt, durch Staatsgesetze Aussagen über die ge-

schichtliche Vergangenheit unter Strafandrohung zu stellen und – das geschah in einigen Fällen –, 

Gerichtsverfahren gegen Verfechter von eigenen Sichten auf geschichtliche Ereignisse durchzufüh-

ren. Es begann 1990, als – wie in Deutschland und anderen europäischen Staaten – die Leugnung des 

Massenmords an den europäischen Juden und anderer gegen die Menschheit gerichteter Verbrechen 

per Gesetz strafbelegt wurde. Darauf folgte 2001 ein Gesetz, das auch die Sklaverei solchen Verbre-

chen zuordnete und verlangte, dass sie in historischen Darstellungen bis in die Schulbücher eine ent-

sprechende Beleuchtung zu erfahren hätte. Über Frankreichs Grenzen hinaus erregte eine weitere 

gesetzliche Bestimmung Aufmerksamkeit, die den Mord an den Armeniern als Genocid qualifizierte 

und dessen Leugnung strafbar machte. Der Gipfel in dieser Anhäufung war erreicht, als gar gesetzlich 

verordnet wurde, Frankreichs Rolle als Kolonialmacht in Übersee und namentlich in den nordafrika-

nischen Kolonien auch in positivem Lichte erscheinen zu lassen. Daraufhin hatte sich unter den fran-

zösischen Historikern eine Gegeninitiative gebildet, die sich „Freiheit für Geschichte“ nennt und – 

wegen der doppelten Bedeutung des Wortes sei angefügt – deren Protagonisten die vollständige Wie-

derherstellung der Freiheit für die Geschichtswissenschaft und geschichtswissenschaftliche Diskus-

sionen in der Gesellschaft verlangen. 

Das Thema und die sich mit ihm verbindenden Befürchtungen sind in Europa auf unser westliches 

Nachbarland nicht beschränkt, denkt man allein daran, dass in der Türkei von der Justiz verfolgt wird, 

wer den Mord an den Armeniern nennt, was er war, während in der Schweiz gerade das gesetzlich 

verlangt wird. Und nun gar: Aus Brüssel wurden Bestrebungen bekannt, in einem Rahmengesetz, das 

von den Mitgliedstaaten der Union sodann in Landesgesetze transformiert werden soll, vorzugeben, 

wonach künftig bestraft wird, wer „Völkermord, Verbrechen wider die Menschheit oder Kriegsver-

brechen“ öffentlich missachtet, leugnet oder grob fahrlässig bagatellisiert. Da, so die Entgegnung der 

Historiker, drohe die Gefahr „Staatswahrheiten“ zu fixieren und sie mit Gesetzen und Gerichten 

durchzusetzen. Dem wird die Forderung nach der Freiheit der Forschung und des Streits über deren 

Resultate in der Zunft wie in den Gesellschaften entgegengesetzt. Der Staat solle die Bedingungen 

für diesen Streit sichern und die Ermittlung der Wahrheit fördern, aber sich gefälligst aus der Ent-

scheidung darüber heraushalten, was das Prädikat wahr beanspruchen könne. So weit, so gut, wird 

namentlich jeder sagen, der mit staatlichen Eingriffen in die Richtung der Forschungen, mit Vorgaben 

für deren Ergebnisse und der Bestimmung von Tabuzonen zu tun gehabt hat. 
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Zweierlei – sagen wir milde – Naivität im Hervortreten der in Blois Versammelten verwundert. Sie 

drückt sich zum einen in ihrer Beteuerung aus: „Der Historiker anerkennt kein Dogma, respektiert 

kein Verbot, kennt kein Tabu.“ Für jeden Beteiligten mag das hier ungeprüft gelten. Doch mit der 

fixierten Verallgemeinerung wird zu vielen Zunftkollegen die Berufsbezeichnung abgesprochen. 

Denn: Wie viele Historiker schreiben sich tagaus und tagein wissentlich um Tatsachen herum? Wie 

viele wirken – wieder tagtäglich – an Fernsehsendungen mit, in denen absichtsvoll Tatsachen „aus-

gelassen“ werden. Wie viele, um von der Bundesrepublik zu reden, akzeptieren das Dogma von der 

„zweiten deutschen Diktatur“? Und zum anderen: Wer glaubt ernsthaft, dass Staaten ablassen könn-

ten, ihre Politik mit aus der Geschichte bezogenen Argumenten, wahr oder falsch, zu rechtfertigen, 

und dass sie fähig wären, sich auf eine Rolle zurückziehen, ähnlich der jener Pfeifenmänner, die auf 

Fußballplätzen für die Beachtung von Regeln beim Streit um den Ball sorgen? 
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Der Weg zum 22. Juni 1941 

Auf den Spuren Hitlers und seiner Generale 

Einer aus der Avantgarde der deutschen Militärhistoriker hat sich – nicht als der erste – auf die his-

torische Spur gesetzt, die zum 22. Juni 1941 führt. Die ist zum einen undeutlich, weil nicht jeder 

Schritt dahin scharfe Trittsiegel hinterlassen hat, lies: unzweifelhaft dokumentiert ist. Denn von den 

Erwägungen Hitlers und den Begegnungen und Besprechungen, die zwischen ihm und den deutschen 

Militärs vom 2. Februar 1933 an, darüber stattfanden, existieren meist nur stichwortartige und arg 

verkürzte Aufzeichnungen einzelner Teilnehmer, die mitunter eine erhebliche Interpretationsbreite 

zulassen. Mehr Auskunft geben dann die nach solchen Treffen ergangenen Weisungen und Befehle 

und insbesondere die Arbeiten, die sich im Heeresgeneralstab an sie schlossen. 

Die Aufgabe kompliziert sich noch, weil diese Spur absichtsvoll gelöscht oder verwischt worden ist. 

Zuerst von jenen Militärs, die ein Interesse daran besaßen, nicht „dabei gewesen“ zu sein. Und dann 

von Historikern, die den Lügnern Glauben schenkten. Wer der faulen Ausrede widersprach, Hitler 

und der allein sei es gewesen, auf den stürzte sich eine Meute – am Anfang gar von Juristen. So 

geschah es schon Friedrich Paulus, als er als Zeuge im Gerichtssaal von Nürnberg 1946 über die Rolle 

des Heeresgeneralstabs bei der Vorbereitung des unter dem Tarnnamen „Barbarossa“ unternomme-

nen Feldzugs sprach, darunter über seine eigene. 

Rolf Dieter Müller, wissenschaftlicher Direktor am Militärgeschichtlichen Forschungsamt in Pots-

dam, zeigt, dass es so etwas wie einen fixen Stufenplan für den Krieg, der im direkten geographischen 

Anschluss an Deutschland ein riesiges Kolonialreich und dazu eine sichere Einflusszone schaffen 

sollte, nicht gab. Die Vorstellungen vom Wann, mit Wem, auf welche Weise, unter welchen Voraus-

setzungen, unerlässlichen Bedingen und Sicherungen gegen einen Misserfolg dieser Eroberungskrieg 

begonnen werden sollte, wandelten sich. Dem geht der Autor Schritt für Schritt nach. Er erörtert für 

die Jahre von 1934 bis in das Frühjahr 1939 insbesondere die auf Polen gerichteten Initiativen, be-

ginnend mit dem im Januar 1934 geschlossenen deutsch-polnischen Nichtangriffsvertrag. Dass er 

diesem ähnlich große Bedeutung zumisst, wie dem sechs Jahre geschlossenen deutsch-sowjetischen 

Nichtangriffsvertrag, mag dem auch in der Geschichtsliteratur um sich greifenden Hang zuzuschrei-

ben sein, mit wurzelhaft Neuem aufzuwarten. Doch dass Polen zu dem von Deutschland umworbenen 

Staaten Osteuropas gehörte, die als politischer, besser noch als militärischer Verbündeter für die Be-

seitigung der Sowjetmacht und die Zerstückelung des europäischen Russlands gedacht war, wird 

überzeugend nachgewiesen. Ebenso die Gründe von Warschaus Verzicht auf diese Rolle, und dies in 

der richtigen Erwartung, man würde von diesem mächtigeren Komplizen so oder so – vulgo – übers 

Ohr gehauen werden. Nicht die Zurückweisung der deutschen Offerte war der Fehler, wohl aber die 

Illusion, wie man sich dann gegen den abgewiesenen Werber würde behaupten können, mit dem sich 

die polnische Regierung obendrein bei der Zerstückelung der Tschechoslowakei einließ. 

Im Bogen um Polen herum sich auf einen Kriegszug nach Osten zu begeben, also über das Baltikum 

im Norden und die Slowakei und Ungarn im Süden, war Gegenstand von mehr oder weniger vagen 

Planungen, die zugunsten der Entscheidung verworfen wurden, mit der am 1. September 1939 nicht 

ein deutsch-polnischer Krieg begann, sondern der unwiderrufliche erste Schritt in den Zweiten Welt-

krieg getan wurde. Wie dann weiter, das blieb für einen Moment an der Spitze des deutschen Regimes 

unbeantwortet. Doch trauten es sich die deutschen Militärführer durchaus zu, an Polens Ostgrenze 

angelangt, in die Sowjetunion vorzudringen, von der sie die Vorstellung eines Kartenhauses besaßen. 

Es gehört zu der unter Historikern ungeliebten kontrafaktischen Frage, ob auf Polens Unterwerfung 

der Einfall in die UdSSR gleich oder erst nach einer Pause gefolgt wäre, vorausgesetzt, Großbritan-

nien und Frankreich würden – wie eben noch im Falle der zerschlagenen Tschechoslowakei – wieder 

still(ge)halten. Das mochte Hitler sich als Frucht des deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrages 

vorgestellt haben. Hätte er den aber zwei Monate nach seinem Abschluss brechen können und wollen, 

wie er es 22 Monate danach tat? Die Kriegserklärungen aus London und Paris, die am 3. September 

1939 in Berlin eingingen, haben ihm diese Entscheidung abgenommen. Der Krieg gegen die UdSSR 

war damit nicht abgesagt, er war aufgeschoben. 
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Als Frankreich kapituliert hatte, wurden die auf Eis gelegten früheren Planungen wieder aufgenom-

men. Ihre Geschichte bildet den Hauptteil von Müllers Werk. Dessen Verdienst es ist, mit der Le-

gende aufgeräumt zu haben, dass ideologischer, antibolschewistischer Wahn den Antrieb zu diesem 

Eroberungszug geliefert habe. Die Unterscheidung zwischen den realen Zielen – sowohl im Hinblick 

auf die Weiterführung des Krieges „nach Barbarossa“ wie im Blick auf die imperialistischen Ziele 

nach dem Endsieg – und der sie verkleidenden propagandistischen Kostümierung ist überzeugend 

vorgenommen. Das wird weder dadurch gemindert, dass der Autor sich von der üblichen Terminolo-

gie vollends nicht trennt, noch durch die Tatsache, dass diese Differenzierung in der marxistischen 

Literatur, die man im einschlägigen Verzeichnis vergeblich sucht, seit langem vorgenommen wird. 

Den Abschluss des Bandes bildet die Darstellung des Dafür und Dawider, die sich ergaben, als die 

Planungen zu definitiven Befehlen verdichtet, d. h. die Haupt- und Nebenrichtungen der Operationen 

und deren strategische Ziele bestimmt wurden, die zu erreichen dann Millionen deutscher Soldaten 

am 22. Juni „antraten“. Da zeigt sich eine Generalität, die, was ihr Bild von „Russland“, dem Regime, 

dem Land und den Leuten, und namentlich der Roten Armee anging, so borniert war, wie ihre „Führer 

und Oberste Befehlshaber“ oder zu feige oder zu einflussarm, um dem tödlichen und verbrecherischen 

Abenteuer zu widersprechen. Es war ein langer Weg bis zu Sätzen wie: „‚Barbarossa‘ zeugt nicht nur 

vom moralischen, sondern auch vom professionellen Versagen einer vergangenen Militärelite [...]“ 

Das Wort vergangene sollte nicht beruhigend falsch gelesen werden. Geschichte wiederholt sich mit-

unter, wenn auch nicht auf die gleiche Weise. 

Rolf Dieter Müller, Der Feind steht im Osten. Hitlers geheime Pläne für einen Krieg gegen die Sowjetunion im Jahr 1939. 

Ch. Links-Verlag Berlin 2011, 294 S., 29,90 Euro (Die Buchpremiere findet am 22. Juni 2011 im Deutschen Historischen 

Museum, Zeughauskino statt, Beginn 18 Uhr.) 
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Mit dem Blick auf den Endsieg. Über einen außergewöhnlichen Bücherfund 

Dem schmalen in hellbraunes Leinen gebundenen Band, der im dritten Kriegsjahr gedruckt wurde, 

ist nicht anzusehen, was er birgt. Keine Aufschrift sagt etwas über seinen Inhalt. Der hat es jedoch in 

sich. Der Titel lautet Die Fleischwaren- und Kälteindustrie in den besetzten Gebieten der UdSSR. 

Das Buch ist weder in der Berliner Staatsbibliothek noch in der Deutschen Nationalbibliothek Frank-

furt a. M./Leipzig im Katalog verzeichnet, in beiden also nicht vorhanden. Das liegt nicht an seinem 

Gegenstand, denn was dazu erschien, ist in beiden Einrichtungen gesammelt worden. Die National-

bibliothek verzeichnet zur Fleisch- 73 und zur Kälte-Industrie gar 154 Einträge. Dieser Band, heraus-

gegeben von der Zentral-Handelsgesellschaft Ost für landwirtschaftlichen Absatz und Bedarf m. b. H., 

Monopolgesellschaft für die besetzten Gebiete der UdSSR, deren Rolle bei der Ausplünderung der 

Ukraine schon im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozess 1946 anhand von Dokumenten nach-

gewiesen worden war, hingegen hat die Bibliothek nicht erreicht. Er war „ausschließlich für den 

Dienstgebrauch“ in dieser Gesellschaft bestimmt, die ihren Sitz in Berlin hatte. Das erklärt sich im 

Vorwort zweier Mitarbeiter der Abteilung Vieh und Fleisch. Ihnen war im eben eroberten Territorium 

die „Betreuung der be- und verarbeitenden Betriebe“ übertragen worden, in denen „für die Wehr-

macht geschlachtet und Fleisch für die Standorttruppen sowie für die Front bereitgestellt wurde.“ In 

anderen Worten: In ihnen wurden die vorgefundenen Voraussetzungen und Bedingungen auseinan-

dergesetzt, den programmatischen Grundsatz zu verwirklichen, die Millionen deutschen Eroberer, die 

in die Sowjetunion eingefallen waren, aus eben diesem Land zu ernähren, es folglich, und darüber 

gab es keinen Zweifel, gleichsam kahl zu fressen. Dass sich dies allein mit dem vorgefundenen ein-

heimischen Leitungspersonal bewerkstelligen lassen werde, war mindestens zweifelhaft. 

Um dem Auftrag gerecht zu werden, mußten vor allem „über die Größe und Leistungsfähigkeit der 

vorhandenen Betriebe“ Unterlagen gesammelt werden. Das taten die beiden Autoren des Buches 

schon im Oktober 1941, der Wehrmacht gleichsam auf den Fersen, und dann in einer zweiten Reise 

im darauffolgenden. Dabei inspizierten sie die Schlacht- und weiter verarbeitenden Fabriken und 

zeigten angesichts des bevorstehenden Sommers besonderes Interesse für die Kühlhäuser. Ihre Reisen 

führten sie von Estland bis auf die Krim. Was sie sahen, erfassten sie mit „deutscher Gründlichkeit“ 

in mehr als 70 Orten von Reval bis Stalino [Donezk]. 

Zwei Tatsachen beschrieben sie erkennbar beeindruckt. In den letzten Friedensjahren der UdSSR 

waren in mehreren Städten und deren Nähe hochmoderne Fleischkombinate mit ebensolchen Kühl-

anlagen errichtet worden, die auch notwendig gewesen seien, um die nach dem Tiefpunkt in den 

Jahren der Kollektivierung wieder ansteigende Viehproduktion zu verarbeiten. Und: Insbesondere 

diese Anlagen seien vor dem Rückzug der sowjetischen Verteidiger durch den Abtransport von Ma-

schinen und anderem Gerät oder durch gezielte Zerstörungen am Ort unbrauchbar gemacht worden, 

so dass sogar vermutet wurde, das müsse schon vor Kriegsbeginn geplant worden sein. Beides doku-

mentierte der Band mit 30 Seiten Fotografien auf Glanzpapier. 

Die Bestandausnahme erstreckte sich dann auf Fabrik für Fabrik, erfasste die Produktions- und Kühl-

flächen, die Verwendungszwecke der Räume, den Maschinen- und Anlagenbestand von der Wurst-

spritze bis zum Speckschneider, mitunter bis zur Angabe ihrer Herkunft und ihres Herstellers. Selten 

waren Informationen über das frühere und verbliebene Personal, etwa über einen in einem Betrieb 

seit langem arbeitendem Veterinärmediziner. Diese Sammlung von Informationen würde nun, schrie-

ben die Autoren mit ablesbarem Stolz, allen zugänglich gemacht, „die ernstlich hieran ein berechtig-

tes Interesse haben“. Wer könnte das gewesen sein? lässt sich fragen, zumal die Betriebe, soweit 

funktionstüchtig, nirgendwo mehr herrenlos und ungenutzt herumstanden. In einigen hatten sich 

Schlächter-Kompanien der Wehrmacht festgesetzt. In anderen war die Regie von sogenannten Ein-

satzfirmen übernommen worden, wie jene Fabriken im Reichsgebiet bezeichnet wurden, die das lei-

tende Personal, die jeweiligen Betriebsleiter stellten. Diese eingesetzten deutschen Firmen, insgesamt 

werden 17 aufgeführt, existierten in Privathänden in Berlin. Hamburg, Weimar, Königsberg, Fürth, 

Halberstadt und weiteren Städten und Orten des Reiches. 
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Wobei die Funktionäre der Zentral-Handelsgesellschaft Ost da mitwirkten, darüber waren sie nicht 

im Zweifel. Sie hatten sich schon davon überzeugt, welche Folgen der Krieg in den baltischen, weiß-

russischen und ukrainischen Gebieten für die Viehbestände hatte. Bei einer „zu rigorosen Erfassung 

des Viehs zu Schlachtzwecken“ werde das Land in den „nächsten Jahren einer katastrophalen Lage 

gegenüberstehen“. Und sie gingen davon aus, dass sich die Eroberer hier auf Dauer festsetzen wür-

den. Das war ihr im Januar 1942 formuliertes Bild von der Perspektive: „Die großen Fleischkombi-

nate, die meist sehr leistungsfähig sind und über gute Maschinen und Einrichtungsgegenstände ver-

fügen, müssten später sich hauptsächlich der Ausfuhr von Fleisch ins Reich und eventuell ins Ausland 

widmen.“ Für den Moment aber machte ihnen das Fehlen von Schlächtern einige Sorgen, da diese 

Arbeit, wie sie zu wissen glaubten, großenteils von Juden verrichtet worden sei. 

Das Druckwerk und sein Inhalt machen auf eine Lücke in der wissenschaftlichen Erforschung der 

räuberischen deutschen Besatzungspolitik aufmerksam. Wird von ihr gehandelt, kommen meist die 

Wehrmacht, die Einsatzgruppen des Sicherheitsdienstes, Polizeieinheiten und das in den „Ost-Raum“ 

abgeordnete Nazi-Personal aus staatlichen und Dienststellen der Partei und anderer NS-Organisatio-

nen in den Blick, sodann allenfalls noch die Leiter großer Rüstungskonzerne und deren Abgesandte. 

Es waren daran aber mehr „Volksgenossen“ beteiligt, die sich mit den Aufgaben des Tages wie mit 

denen in Zukunft identifizierten – mit dem Blick auf den Endsieg. 

Die Fleischwaren- und Kälteindustrie in den besetzten Gebieten der UdSSR, Hrsg. Zentral-Handelsgesellschaft Ost für 

landwirtschaftlichen Absatz und Bedarf m. b. H. Monopolgesellschaft für die besetzten Gebiete der UdSSR, Berlin 1942. 
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Vom Sinn der Faschismus- und Hitlerforschung 

Anlässlich des Erscheinens von Ian Kershaws Hitler-Biographie 

I. 

1998 trennen die Zeitgenossen vom Tode des Adolf Hitler 53 Jahre. Wie bemisst sich diese Zeit-

spanne im historischen Vergleich? Als Bismarcks Tod solange zurücklag, schrieb man das Jahr 1951. 

Wer fragte da nach dem „Eisernen Kanzler“, dessen Reich soeben im Feuer eines verheerenden Krie-

ges untergegangen war? Oder: Rechnet man nach dem Ableben Napoleons I., der 1821 starb, den 

gleichen Zeitabstand weiter, dann trifft man auf den geschlagenen Neffen. Welchen Franzosen rühr-

ten nach der Niederlage Frankreichs im deutsch-französischen Krieg die Zeiten, von Jena und Auer-

stedt und von Tilsit? Weltenfern schienen sie entrückt zu sein. Hingegen: dieser Hitler geistert durch 

unsere Jahre. Er hat eine noch an der Schwelle des neuen Jahrhunderts kaum verwischte Spur hinter-

lassen – in Staaten und unter Völkern, in Familien und nicht zuletzt in den Köpfen von Menschen 

vieler Nationen, vor allem in denen der Deutschen, denn er war nach Sprache und Herkunft einer der 

ihren. Ja, wir werden diesen Hitler über diese Schwelle in das Einundzwanzigste mitnehmen. 

Woran liegt das? Warum werden wir ihn nicht los? Warum lassen wir ihn nicht hinter uns? Warum 

versinkt er nicht im Dämmerlicht oder gar im Dunkel der Geschichte? Auf diese Fragen sind viele 

Antworten schon gegeben worden. Diejenigen der Engländer fallen anders aus oder wurden zumin-

dest anders akzentuiert, als diejenigen der Russen, und diese wieder unterscheiden sich von denen 

der Juden in Israel oder eben von denen der Deutschen. Selbstverständlich erinnern sich nicht alle, 

die diesen Völkern zugehören, des Mannes. In ihnen leben nicht wenige Menschen, die von Hitler 

nicht mehr wissen als seinen Namen und ihn nirgendwo in die Geschichte einzuordnen vermögen. 

Das trifft, wie verlässliche Befragungen ergaben, inzwischen auch auf viele Heranwachsende im Staat 

zwischen Saar und Oder zu. 

Doch es geht nicht in erster Linie um die Folgen und Anregungen eines Geschichtsunterrichts in den 

Schulen. Wie viele und wie oft werden Gedanken durch Erinnerungen oder Erlebnisse während ihres 

Alltags auf das Dasein dieses Politikers gelenkt. In Deutschland und jenseits der Grenzen. Unter den 

Bewohnern des Kontinents leben Menschen, deren Großeltern umgebracht oder umgekommen wa-

ren, bevor sich die Enkel ihrer noch zu erinnern vermochten. Noch wird nach hochbetagten Verbre-

chern gesucht, die in jungen Jahren halfen, das imperialistische Programm zu verwirklichen, das sich 

mit Hitlers Namen verbindet. Erinnerungen wecken Altstädte, welche die Nachgeborenen nur von 

Bildern her noch kennen, denn sie sind in Bombenhageln untergegangen. Nachdenklichkeit bewirken 

Gedenksteine und Denkmäler an Orten, an denen Menschen erschossen, gehenkt, vergast, geköpft 

wurden, erfrieren oder verhungern mussten. Blicke in die Vergangenheit richten sich vor Zeugnissen 

verschiedensten Art, so vor Prunkbauten der einstigen Machthaber und vor Resten militärischer An-

lagen, die Sprengung und Witterung widerstanden. Immer wieder sind es Gräber und Friedhöfe, die 

auf die Zeit verweisen, da Hitler von den einen vergottet, von anderen verflucht wurde, Führer und 

Repräsentant des verbrecherischsten Regimes war, das je in Europa existierte. 

An den Mann und seine Zeit werden die Heutigen auch dadurch erinnert, dass beide unausgesetzt auf 

den Seiten von Zeitungen und Zeitschriften und in Filmen auftauchen. Das geschieht zum einen in 

der Absicht, zu mahnen und zu warnen. Doch, mehr noch, wurden beide Gegenstand von geschicht-

licher Unterhaltung, die Langeweile vertreibt, Ablenkung bietet, die verschiedensten Gelüste befrie-

digt und deren Produzenten nicht tätig wurden, ohne mindestens zugleich das Ziel Gewinn bringender 

Auflagen und Einschaltquoten zu verfolgen. Hitler ist auch zur Ware im bunten Angebot der deut-

schen Unterhaltungsindustrie geworden. 

Schließlich existiert im direkten Sinne ein politischer Alltag, der Hitler gleichsam verlebendigt. In 

Deutschland marschieren Anhänger von Parteien mit Fahnen und Symbolen, die denen gleichen oder 

zum Verwechseln ähneln, die sich mit dem Aufstieg dieses Mannes und mit seiner Herrschaft ver-

binden. Grußformeln, die er benutzte oder die ihm galten, werden in aller Öffentlichkeit benutzt. 

Politische Plakate verweisen durch ihre Machart an diejenigen der NSDAP. Musikgruppen beziehen 
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ihre Namen aus der Welt der faschistischen Begriffe. Bei ihren Auftritten und mit ihren Tonträgern 

verbreiten sie Gesinnung und Stimmung, die auch dieser Hitler gutgeheißen haben würde. Vor allem 

aber sind es die Taten dieser (Neo-)Faschisten und ihrer nächsten Anverwandten, ihre mörderischen 

Attacken gegen Menschen und Sachen, auf Fremde ebenso wir auf politischen Gegner, die Hitler 

gegenwärtig machen. Am meisten ereignen sich solche Untaten in den deutschen Landen. Aber auch 

in einem Staat wie Schweden, dessen Bewohner das Glück hatten, von Faschismus und Krieg ver-

schont zu werden, marschieren Kleingruppen hinter dem Bilde des Stellvertreters des Führers Hitler. 

Erschreckend greifen die Beschönigungen, ja, die positiven Bewertungen von verbrecherischen Taten 

um sich, die unter dem Hakenkreuz begangen wurden. Man dürfe, fordern Autoren, die jeden Fa-

schismusverdacht empört von sich weisen, nicht nur die „schlechten Seiten“ des Regimes sehen. Die 

angeblich guten schildert eine massenhaft verbreitete, skrupellose Geschichtspublizistik. Aber mit-

unter steigert sich solches Schönen zur Huldigung und das in aller Öffentlichkeit und Gemeinschaft. 

In einigen Nachfolgestaaten des einstmals realsozialistischen Teils von Europa, im Baltikum, auf dem 

Balkan und in der Slowakei werden Kollaborateure Hitlers geehrt und ihre Verdienste im Kampf 

gegen den verteufelten „Kommunismus“ herausgestrichen, mitunter mit zusätzlichen Renten bedacht 

und belohnt. In Spanien kündet die Begräbnisanlage für den Caudillo von der ausstehenden Ausei-

nandersetzung mit seiner Rolle. 

Doch alle diese Beweise, die direkt oder indirekt für die Nachwirkungen und die Gegenwärtigkeit 

Hitlers stehen, verbleiben im Bereich des Vordergründigen, so ernst sie auch im Einzelnen und im 

Ganzen zu nehmen sind. Der letzte Grund des Phänomens ist ein anderer. Er liegt in der Tatsache, 

dass wir über die Epoche nicht hinausgelangt sind, die diesen Hitler hervorbrachte, seinen Aufstieg 

ermöglichte und ihn zu einer ihrer zentralen Figuren werden ließ. Dass er seinen herausragenden Platz 

für eine vergleichsweise kurze Zeitspanne einnehmen konnte, ändert nichts. Die Historiker und nicht 

nur sie sind sich heute, was immer sie sonst trennen mag, darüber einig, dass Hitler nicht eine Episode 

unserer jüngsten Geschichte verkörpert, dass er nicht durch einen geschichtlichen „Betriebsunfall“ 

weite Teile der Welt in seinen Bann schlagen konnte, sondern dass er von den Umständen, von Vo-

raussetzungen und Bedingungen gemacht wurde, wie er – umgekehrt – auf diese Bedingungen selbst 

zurückwirkte. Die hat er, auch darüber besteht weitgehend Einigkeit der Auffassungen, nicht umge-

stürzt, nicht revolutioniert, aber doch tiefgreifend und nachhaltig verändert. 

Hitler wurde in der Welt, die national und international durch den Widerspruch von Kapital und Ar-

beit charakterisiert war, Parteiführer und Staatsmann und Feldherr. Und er verließ aus eigenem, nicht 

freiem Entschluss diese Welt in eben jener sozialen Verfassung, in der er sie – im Wesentlichen – 

auch vorgefunden hatte. Das aber ist im Kern unsere Welt geblieben, so sehr sie sich materiell ver-

änderte und sich Lebensstandard und Lebensgewohnheiten von Millionen sich wandelten. Das ist der 

tiefste Grund, warum wir Hitler nicht entronnen sind. Der darauf bewusst gerichtete, in den europäi-

schen Staaten des Realsozialismus weit getriebene Versuch mündete in einer Sackgasse. Obendrein 

erwies sich, dass die geistigen und mentalen Barrieren, die diese Regime gegen den Faschismus er-

richteten, nicht so hoch und vor allem auch nicht so haltbar waren, wie deren Erbauer gemeint hatten. 

Für die Beschäftigung mit der Person Hitlers existieren mithin gute und prinzipielle Gründe. Ihnen 

Genüge zu tun, bedeutet nicht zu glauben, dass die intellektuelle, gemeinhin Aufklärung oder auch 

„Bewältigung“ der Vergangenheit genannte Arbeit allein ans gedachte Ziel führen könnte. Von Hitler 

wirklich und ganz wegzukommen, hieße die Epoche hinter sich lassen, der er entsprang. Welche war 

und ist das? Mit ihrer Benennung hat es seine Schwierigkeiten weithin. Im Hauptstrom sozialen Den-

kens wird immer häufiger auf den Begriff „Moderne“ zurückgegriffen, er schillert bunt und wird 

verschieden und häufig unscharf definiert. Wie immer das aber auch geschieht, Hitler und der deut-

sche Faschismus wie die Spielarten des Faschismus überhaupt erscheinen als Ab-, Um- oder Sonder-

wege vom Hauptweg in die oder in der „Moderne“. Die aber lässt sich bei näherem Hinsehen un-

schwer als eine gesellschaftliche Ordnung auszumachen, in der das Kapital dominiert, d. h. ökono-

misch, politisch und geistig vorherrscht und prägend wirkt. Früher nannte man dieses System Kapi-

talismus. Nicht nur Marxisten halten diese Kennzeichnung nach wie vor für zutreffend und benutzen 

sie deshalb. 
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Doch damit ist eine nähere Epochenbestimmung für unsere Zwecke nicht vorgenommen. Anders aus-

gedrückt: diese Kennzeichnung ist zu weit, um Hitler einen präzisen Platz in der Weltgeschichte, in 

die er gehört, zuzuweisen. Denn es sind in dieser kapitalistischen Gesellschaft Zeiten denkbar, in die 

er auf keinerlei Weise hineinpasst. Das trifft etwa für das erste Jahrzehnt unseres Jahrhunderts zu, als 

ein Politiker seines Typs weder in Deutschland noch anderswo „verlangt“ wurde. Ihn und Mussolini 

kann man sich aus nachprüfbaren Gründen nicht als den Regierungschef an der Seite der damals 

regierenden Monarchen vorstellen. Erst der Erste Weltkrieg und die auf ihn folgenden Revolutionen 

haben den Aufstieg der beiden möglich gemacht, ihnen auch als Person Chancen geboten und die 

Welle erzeugt, die den Duce und den Führer nach ganz oben spülte. 

Wären die Marxisten vor einem Jahrzehnt gefragt worden, welcher Epoche Hitler zugehört, hätten 

die meisten von ihnen – im Anschluss an Lenin und anderer materialistische Imperialismustheorie – 

bedenkenlos geantwortet, der des untergehenden, sterbenden Kapitalismus und des seinem Sieg im 

Weltmaßstab zustrebenden Proletariats. Zweifelsfrei ging Hitlers Aufstieg und Sieg aus diesem Span-

nungs- und Kampfverhältnis hervor. Ernst Nolte war nicht deshalb zu kritisieren, weil er das fest-

stellte, sondern weil er diesen Widerspruch verabsolutierte. 

Erinnert man sich dieser im Marxismus verbreiteten geschichtlichen Verortung Hitlers, die durch die 

praktische Widerlegung Lenins erledigt zu sein scheint, ergibt sich die Frage, wie diese „Jahre und 

Jahrzehnte mit Hitler“ neu im Ablauf der Geschichte festgemacht werden können. Nachdem die Hoff-

nungen auf die Überwindung des Kapitalismus durch proletarische Revolutionen kaum noch einen 

geschichtsträchtigen Nährboden finden, nachdem die Konfrontation der antagonistischen Systeme 

durch den Untergang des einen aufgehoben wurde, lässt sich da nicht sagen, dass dieser Hitler einer 

hinter uns liegenden Epoche angehört habe, in denen die einen fürchteten und die anderen hofften, der 

Kapitalismus läge auf dem Sterbebett, dem er nicht entkommen könne, und der Sozialismus in der 

Wiege, in der er nicht zu erwürgen sei? Dann ließe sich in einem geschichtlichen Sinne Entwarnung 

geben. Hitler und seine nächsten Verwandten wären so in eine Krisenzeit des Kapitalismus eingeord-

net, die der Weltkapitalismus überwunden hat und deren Konstellation nicht wiederkehren könne. 

Also wäre auch der Bedarf nach Hitler und die mit ihm gewonnene Erfahrung Hitler erledigt. Aber 

dagegen erhebt sich ein Einwand. Ließe sich aus dieser Vergangenheit nicht der Stoff gewinnen, aus 

dem wiederum Herrschende, gerieten sie in eine Systemkrise, ihre Rüstung sich schneidern könnten. 

Diese Überlegung trägt der vielfach belegten Tatsache Rechnung, dass im Verlauf der Geschichte 

gewonnene Erkenntnisse und Erfahrungen nie ganz verloren gehen, sich nie vollständig verflüchti-

gen, auch nie total entwertet werden, sondern im Gedächtnis nachfolgender Generationen auf eine 

schwer darzustellende Weise aufgehoben bleiben und deshalb auch reaktivierbar sind. Das feststellen, 

heißt sich Hannah Arendts These erinnern, wonach etwas, was einmal in der Geschichte passierte, 

sich wiederholen kann und diese Wiederholung, eben weil es sich um eine Wiederholung handelt, 

umso wahrscheinlicher, weil leichter ins Werk zu setzen sei. 

Aus diesem Gedankengang, der in die Erwähnung einer vermuteten Möglichkeit ausmündet, folgt nun 

aber logisch, dass der Ort Hitlers in der Geschichte erst in dem Maße genauer bestimmbar sein wird, 

wie diese Geschichte selbst fortschreitet und uns ihre unwiderruflichen Antworten liefert. Gegenwär-

tig kann lediglich mit Bestimmtheit gesagt werden: Hitler ist durch eine Krise des Kapitalismus im 

Stadium der Vorherrschaft der Bank- und Industriemonopole ermöglicht worden, er war ihr Produkt, 

er vermochte diese Krise zeitweilig zu mildern, die ihr zugrunde liegenden sozialen Gegensätze zu 

dämpfen. Doch da er sich eine Doppelaufgabe wählte, den Zweiten Weltkrieg anzettelte und mit den 

Weltherrschaftsplänen scheiterte, erzeugte und hinterließ er den Kreisen, die ihn in sein Amt brach-

ten, seine Politik wollten und mittrugen, eine neue und noch schlimmere als die gebannte Krise. Er 

war, wie Günter Paulus formulierte, einmal deren bester Mann und er trat ab als deren schlechtester, 

er war – ließe sich hinzufügen – der Erhobene, Gefeierte und Bewunderte und wurde der Gescheiterte, 

Störende und Verachtete. 

Dass andere kapitalistische Systeme ihre gleichzeitigen Krisensituationen auf andere Weise meister-

ten, besagt nichts gegen diese Interpretation, beweist aber, dass es keine allgemeine Gesetzmäßigkeit 
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gibt, wonach solche Herrschaftskrisen im 20. Jahrhundert auf faschistische Weise gelöst werden 

müssten. Es konnten andere Lösungswege in Abhängigkeit von den aktuellen Lagen, den Herrschafts-

erfahrungen und den Traditionen gewählt und begangen werden. Ehrlicherweise müssen die Sozio-

logen und Historiker dann wohl eingestehen, dass sie heute nicht zu entscheiden vermögen, ob der 

Beschäftigung mit der Geschichte des Hitler-, des Mussolini- und des Franco-Faschismus noch ein-

mal eine grundlegende politische Bedeutung zukommen wird. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 

dass Künftige mit Bezug auf die Faschismusforscher am Ausgang des 20. Jahrhunderts äußern wer-

den: Die hatten damals aber Sorgen! Die Faschismusforscher, ob Deutsche, Briten, Amerikaner, Is-

raelis oder was sonst, zumeist politische Menschen, stellen aber, und nicht, weil sie von Eitelkeit 

beherrscht wären, die Möglichkeit in Rechnung, dass ein Rückgriff auf die Methoden des Faschismus 

erfolgen könnte. Diese waren derart von abgrundtiefer Menschenfeindlichkeit und einem Verbrecher-

tum gekennzeichnet, dass der Gedanke an eine solche Möglichkeit modifizierter Wiederkehr allein 

genügt, gegen sie rechtzeitig Vorkehrungen zu treffen – selbst auf die Gefahr hin, dass es sich bei 

allen ihren intellektuellen Anstrengungen um eine geschichtliche Fehlinvestition handeln könnte. An-

ders und knapp gesagt: die Faschismusforschung will Menschen mit Abwehrkräften gegen eine denk-

bare Gefahr ausstatten. Diese Verhaltensweise ist nicht so ungewöhnlich und in anderen Fällen in 

einem Grad verbreitet, dass ihn kaum noch jemand zur Kenntnis nimmt. Es ist fiel unwahrscheinli-

cher, dass der Blitz in all jene Gebäude einschlägt, die mit Blitzableitern ausgerüstet wurden, als dass 

auf dem Erdball Herrschaftsformen sich etablieren, die sich zumindest an denen des Faschismus aus 

der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts orientieren. 

Wer den Gedankenbogen so weit nicht spannen mag, kann doch erkennen, dass die wissenschaftliche 

Beschäftigung mit Hitler, deren Ausmaß manchen als übertrieben gelten mag, sich mit mehreren an-

deren Gründen rechtfertigen lässt. Zum einen wirkt sie auf eine verwickelte, aber nachweisbare Weise 

bereits in unsere Gesellschaft in ihrem jetzigen Zustand hinein. Sie setzt ihre Hinweis-, Warn- und 

Gefahrenzeichen, die freilich oft von den Regierenden nicht beachtet werden. Dennoch übt auf sie 

gleichsam eine disziplinierende oder begrenzende Wirkung aus. In Deutschland kann beispielsweise 

von Parlamentariern über Bürger-, Justiz- und Polizeirechte nicht diskutiert und entschieden werden, 

ohne dass das Gegenbild der faschistischen Herrschaft zumindest gedanklich gegenwärtig ist. 

Zum anderen sucht die Faschismusforschung eine unerlässliche Aufgabe zu lösen: Sie will den Heu-

tigen und für die Kommenden ein Stück deutscher Vergangenheit erklären, das beklemmend, bedrü-

ckend bleibt und den Menschen ihre Entscheidungs- und Entwicklungsmöglichkeiten unabweisbar 

vor Augen führt. Wer sich auf diese Geschichte intellektuell und moralisch einlässt, hat für sich zwi-

schen Lebensmöglichkeiten zu wählen. Das führt zu antifaschistischer Aufklärung und Erziehung, in 

der Familie und der Schule, im Betrieb und in der Bundeswehr und anderswo. Beide Überlegungen 

relativieren die Aussage über die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Faschismus als Investi-

tion in die Zukunft. Diese Zukunft ist nicht etwas von der Gegenwart total Abgetrenntes. Die Mög-

lichkeiten jener kündigen sich in den Wirklichkeiten dieser an. Die Barrierefunktion der Forschungen 

über den Faschismus kann heute schon wirken. 

II. 

Für Ian Kershaw gehört Hitler zu den geschichtlichen Gestalten, welche die Erkenntnisfähigkeit des 

Historikers in besonders hohem Maße und mit extremen Ansprüchen herausfordern. Doch erschöpft 

sich seine Absicht nicht in der intellektuellen Entschlüsselung der Person, an dem sich vor ihm schon 

so viele versucht haben. Dabei kam der britische Geschichtswissenschaftler, der an der Universität in 

Sheffield lehrt, sich in Deutschland zu längeren Studienaufenthalten, aber zeitweilig auch als Hoch-

schullehrer tätig war, auf einem weiten Wege zur Biographik. Lange konzentrierten sich seine Inte-

ressen, nachdem er von der Mediävistik zur Erforschung der deutschen Geschichte der neuesten Zeit 

übergegangen war, auf die Volksmassen im Nazireich. Doch gelangte er wie andere seiner Zunftge-

nossen zu der Überzeugung, dass die faschistische Diktatur nicht adäquat erfasst werden könne, wenn 

von ihrer Zentralfigur abgesehen oder sie an den Rand des Blickfeldes gerückt würde. Die Frage war 

und blieb nur, wie die Scheinwerfer auf das auszuleuchtende Feld gerichtet werden müssten und ob 

ihre Konzentration auf die Person des Hitlers nicht unvermeidlich zu vieles in den Schlagschatten 
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bringen, so dass der Gewinn sich schließlich als geringer denn die Verluste erweisen müsste. Von 

letzterem jedenfalls waren die deutschen Vorkämpfer sozialgeschichtlicher Methodik fest überzeugt, 

weshalb sie die Erforschung auf dem Wege über das Leben und die Rolle Hitlers als eine Falle be-

trachteten und sie ablehnten. Gerade diesen Vertretern aber stand Kershaw wissenschaftlich nahe und 

er war und ist mit ihnen auch persönlich verbunden. Diese Haltung wirkte auch bei ihm nach und nur 

zögernd, teilt er mit, habe er sich dazu entschlossen, das Angebot eines britischen Verlages anzuneh-

men und unter die Hitlerbiographen zu gehen. 

Möglicherweise aber hatten die Verleger zur Kenntnis genommen, was Kershaw 1988 schrieb, als er 

den damaligen Stand der Faschismusforschung in Deutschland inspizierte. Da nämlich hatte er die 

Ansprüche an eine Biographie des Diktators bereits (und womöglich schon für sich) formuliert und 

sich zu den Verdiensten und den Grenzen derer geäußert, die jetzt als seine Vorläufer zu gelten haben. 

Kurz gesagt lautete die zentrale Forderung, es müsse die Zeit und der Mann, die Gesellschaft und das 

Individuum zusammengedacht und in ihrer dialektischen Beziehung dargestellt werden. Hitler, hat er 

an anderer Stelle formuliert, sei nicht aus Hitler zu erklären. Kershaws Vorhaben stellt allein deshalb 

eine Pioniertat dar, weil er dem unbefriedigenden Zustand ein Ende gesetzt hat, der Nichtfachleute 

dazu zwang, jene Arbeit zu verrichten, die gerade von den Fachleuten zu lösen war. Bisher ließen 

sich Monographien über die Diktatur und Biographien über den Diktator lesen. Nun liegt der Versuch 

vor, sie gleichsam zu vereinen, freilich in einem Werk, dessen Aneignung unterhalb der Kenntnis-

nahme von nahezu 2.000 Textseiten nicht zu machen ist. Die Nörgelei über den Buchumfang, von 

einigen Journalisten geboten während der Vorstellung der deutsch-sprachigen Buchausgabe in Berlin, 

sprach einfach vom Unverstand gegenüber dem zu lösendem Problem. 

Kershaw hatte sich, wie nun festgestellt werden kann, mit seiner Kritik an der Hitler-Biographik 1988 

auch eine Messlatte gelegt, an der nun seine Arbeit gemessen werden kann. Damals schon hatte er, 

sich auf den früh verstorbenen Tim Mason beziehend, als einen Rat für die Annäherung an Hitler 

auch Marx zitiert. 
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Eichmann – und kein Ende? 

Ein halbes Jahrhundert nach dem Prozess in Jerusalem 

Der fünfzigste Jahrestag des Beginns des Prozesses gegen Adolf Eichmann hat ein Echo nicht nur in 

der Tagespresse gefunden. Die Publikationen über den Chef des sogenannten Judenreferats im 

Reichssicherheitshauptamt mit dem Sitz in der Berliner Kurfürstenstraße wurden um weitere ver-

mehrt. Dabei ist seit 2000 jedes Jahr ein Buch – und manchmal mehrere – erschienen oder wieder 

aufgelegt worden, die sich mit dem Massenmörder befassen. Geschrieben und veröffentlicht wurden 

sie in den USA, Israel, Großbritannien, Frankreich, Argentinien, Deutschland und Österreich. Der 

britische Historiker David Cesarani hat eine Biographie Eichmanns vorgelegt, die 2004 auch in deut-

scher Sprache auf den Büchermarkt gelangte. Es erschienen Darstellungen von Eichmanns Flucht 

nach Südamerika, seiner Gefangennahme und des Prozesses in Jerusalem. Irmtrud Wojak analysierte 

in einem Essay „Eichmanns Memoiren“. Die Autoren waren nicht immer Spezialisten der Geschichts-

wissenschaft, unter ihnen befanden sich auch Autoren, die heute über dieses und morgen über ein 

anderes Thema publizieren. In den USA erschien 2009 ein Roman unter dem Titel die „Jagd auf 

Eichmann“. Nachdem einschlägige in Archiven befindliche Akten freigegeben wurden, konnten sich 

Forschungen auch der Rolle der CIA bei der Fahndung nach Naziverbrechern zuwenden und deren 

Spur führte wiederum in die Bundesrepublik zum BND. Der ließ erst nach juristisch erlangter Auf-

forderung die Einsicht in seine Konvolute zu, jedoch erkennbar unvollständig. 

Zu den Publikationen ist 2011 die Druckfassung eines Gesprächs hinzugekommen, das Hannah 

Arendt und Joachim Fest auf dessen Anregung vor Rundfunkmikrophonen führten und das am 9. 

November 1964 gesendet wurde. Da befand sich die Kontroverse über ihr im gleichen Jahr in einer 

deutschsprachigen Ausgabe erschienenes Buch „Eichmann in Jerusalem“, die in den USA entbrannt 

war, schon im Abklingen. Dem Band ist der Briefwechsel angefügt, den die beiden zwischen 1964 

und 1973 hatten, dazu vier Texte mit dem Für und Wider der „Arendt-Kontroverse“. Wer das heute 

wieder oder zum ersten Mal liest, mag sich über die ausgelassenen Fragen wundern. Die Versuche, 

Eichmann zu entschlüsseln und ihn an einem historischen Ort zu platzieren, führten nicht weiter als 

in den bürokratischen Staatsapparat des Naziregimes und zu Erörterungen über die bis dahin bekann-

ten Typen von Mördern, in die er sich und seine Komplizen nicht einordnen ließ. Die allgemeinen 

gesellschaftlichen und machtpolitischen Voraussetzungen und Bedingungen, die für diesen Mann und 

seine Rolle erst einen Platz schufen, blieben außer Betracht und ebenso die Beziehungen zwischen 

Krieg, Kriegsendzielen und dem Massenmorden. Dazu passt der Buchtitel, der Arendt zitiert und 

ebenso misszuverstehen ist wie Arendts Wendung von der „Banalität des Bösen“. 

Autorin der zweiten hier anzuzeigenden Publikation ist gleichfalls eine Philosophin. Bettina Stang-

neth hat sich mit dem „radikal Bösen“ bei Kant befasst und benennt als Schwerpunkt ihrer Arbeit die 

„Lügentheorie“. Davon ergaben sich Brücken zu Eichmann. An ihm interessierten die Autorin insbe-

sondere dessen Selbstinszenierungen, zuerst jene in den Zeiten, da er der Obersturmbannführer und 

Judenreferent im Reichssicherheitshauptamt war, sodann deren Fortsetzung in der Gesellschaft von 

Nazis in Argentinien, denen er seine Geschichte erzählte und ausmalte, und schließlich – da erfolgte 

der berechnete Wechsel – seine Auftritte als Gefangener und Angeklagter in Israel. Das Buch ist 

Frucht einer Kärrnerarbeit, von der die Autorin am Ende schreibt, sie möchte sie anderen nicht noch 

einmal zumuten. Damit erklärt sie zugleich die Informationsmasse, die sie über Zustand, Fundorte 

und Inhalte ihrer Quellen ausbreitet, was vielfach nur das Interesse von Spezialisten erregen kann, 

die weitermachen wollen, wo sie endete. 

Im Zentrum der Forschungen Stangneths stand der Vorsatz, das Bild Eichmanns von Verzeichnungen 

und Legenden zu befreien, die sich namentlich in Westdeutschland behauptet haben. Das erforderte 

eine Polemik auch gegen die Sicht Hannah Arendts auf den Massenmörder, die ihn als einen funkti-

onierenden Mitmacher charakterisierte. Sie sei mit anderen dessen verlogenem Selbstbild vom bloßen 

„Befehlsempfänger“ und „kleinen Rädchen“ aufgesessen, mit der Eichmann seinen Kopf zu retten 

hoffte. Dieses Zerrbild hätte deshalb so weite Verbreitung gefunden, weil es für alle brauchbar war, 

die ihr eigenes Tun und Lassen mit den gleichen faulen Ausreden einzunebeln suchten. Allerdings 
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war schon in Jerusalem 1961, bei aller Verteufelung Eichmanns, auch nachgewiesen worden, dass er 

ein Mann von eigener Initiative und ein Motor im Prozess des Judenmordens war. Das ist auch der 

Autorin Befund, der sich auf eine akribische Durchsicht der geschriebenen und gesprochenen, da in 

Transkripten und auf Tonbändern überlieferten Texte stützt, die sogenannten Argentinien-Papiere. 

Eichmann leitete im Nazireich eine Karrieresucht, die er durch Erfolge beim Judenmorden zu befrie-

digen suchte, gepaart mit einem Geltungshunger, der ihn noch in Südamerika im Kreis der „alten 

Kameraden“ beherrschte. Doch gerät die Autorin, wie es bei solchen Konfrontationen öfters ge-

schieht, in einen unkontrollierten Galopp. Sie verwechselt den Einfluss Eichmanns mit seiner Stel-

lung in der Hierarchie der Mörder und in der Öffentlichkeit. Dass er „eine bekannte Figur des Dritten 

Reiches war“, ist eine weite Übertreibung. Hier hat sie ihr bekundetes Misstrauen gegen Quellen 

verlassen. Sie belegt diesen angeblichen Bekanntheitsgrad Eichmanns wenig überzeugend mit dem 

Wissen über seine Rolle in Führungskreisen jüdischer Gemeinden und Organisationen, wenigen ihm 

geltenden Erwähnungen in der Exilpresse und dessen ruhmredigen Erklärungen in Buenos Aires. 

Wer sich mit Eichmanns Biographie befasst, kommt unvermeidlich auf die Frage, warum der Mann, 

dessen Flucht- und Aufenthaltsort nicht nur Geheimdienste kannten, nach der Zerschlagung des Re-

gimes nahezu anderthalb Jahrzehnte unbehelligt leben konnte. Stangneths Antwort ist klar: Weil es 

in der Bundesrepublik in maßgeblichen Kreisen kein Interesse gab, den Mann zu ergreifen und vor 

Gericht zu stellen, denn er hätte dort Unerwünschtes „auspacken“ können. Sie trifft mit der Feststel-

lung ins Schwarze: „Eichmann vor Jerusalem ist kein Einpersonenstück und auch keine argentinische 

Affäre.“ Bei der Aufklärung der in der Bundesrepublik spielenden Akte dieses Stückes ist der 

Schlusspunkt noch nicht gesetzt. 

Hannah Arendt/Joachim Fest, Eichmann war von empörender Dummheit. Gespräche und Briefe. Hg. Ursula Ludz u. 

Thomas Wild, Piper München 2011, 206 S. u. Bettina Stangneth, Eichmann vor Jerusalem. Das unbehelligte Leben eines 

Massenmörders, Arche Zürich 2011, 656 S. 
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Auf der Mörderspur 

Die Gerichtsprozesse zum Verbrechenskomplex des KZ Lublin-Majdanek 

Dieser Band, eine österreichisch-polnische Gemeinschaftsarbeit, vermehrt die Geschichtsliteratur, die 

sich im Schwerpunkt nicht mit den Verbrechen auseinandersetzt, die von den deutschen Eroberern und 

ihren Komplizen in den Jahren 1941 bis 1945 in Europa begangen wurden, sondern mit der nach 

Kriegsende einsetzenden Aufklärung der Untaten und der Strafverfolgung derer, die sie verübten. In 

dieser sich verlängernden Reihe kann die Untersuchung, die in die Rechtsgeschichte dreier Staaten 

führt, wegen ihres Tiefgangs einen herausragenden Platz beanspruchen. Sie schildert und analysiert 

den Verlauf der Ermittlungen und der Gerichtsverhandlungen, die in drei politisch-gesellschaftlich 

unterschiedlich strukturieren europäischen Länder stattfanden, von denen eines Opfer der Aggressoren 

war, die beiden anderen, genauer: ihr Vorläufer Großdeutschland ungleich mehr Täter denn Opfer 

stellte. Die im Untertitel des Bandes konstatierte „verweigerte Gerechtigkeit“ – verweigert nicht nur 

den Toten und Leidenden, sondern auch den Nachgeborenen, denn mit dem Geschehenen prägt immer 

auch das Ungeschehene deren Zeit – kündigt eine kritische Sicht an. Das Versprechen halten Heraus-

geber und Autoren ein, jedenfalls was die Bundesrepublik Deutschland und Österreich anlangt. 

Die Rote Armee erreichte das teilzerstörte Lager Majdanek am 23. Juli 1944 im Verlauf ihrer An-

griffsoperation, die den deutschen Truppen im Mittelabschnitt ein Debakel bereitete, das jenes von 

Stalingrad noch übertraf. Wiewohl die faschistischen Besatzer schon 1943 begonnen hatten, Vorkeh-

rungen für den Fall zu treffen, dass sie aus diesem Gebiet vertrieben wurden, vermittelte, was die 

Soldaten vorfanden, einen grausigen Blick auf ein Barbarentum, das selbst ihnen, die auf ihrem Weg 

gen West viel gesehen hatten, unvorstellbar gewesen war. (Es ist eine noch zu erledigende Aufgabe 

die Rückwirkungen auf das Denken und Verhalten der Soldaten der Alliierten Armeen zu untersu-

chen, die nach Majdanek, Bergen-Belsen, Buchenwald und Flossenburg gelangten.) 

In das Lager kamen in den folgenden Tagen und Wochen nicht nur sowjetische Kriegsberichterstatter 

(Konstantin Simonow, dessen Bericht in mehreren Sprachen erschien, der Filmautor Roman Karmen 

u. a.), sondern auch Journalisten vieler Länder. Einige ihrer schonungslosen Berichte wurden, so in 

Großbritannien, zunächst von ihren Redaktionen nicht gedruckt. Man hielt sie für kommunistische 

Propaganda. Unverzüglich nahm eine polnisch-sowjetische Kommission die Arbeit auf, die sich auf 

die Erfassung des Geschehens wie auf die Ermittlung und Ergreifung von Tätern richtete. Der erste 

Prozess fand noch im November 1944 in Lublin statt. 

Insgesamt wurden in den Jahren von 1944 bis 1952 in Polen 161 Personen rechtskräftig verurteilt. 

Das ist ein geringer Prozentsatz, gemessen an der Gesamtzahl der Personen, die in verschiedenen 

Zeitabschnitten der Existenz des Konzentrations- und Vernichtungslager Lagers, das 1941 errichtet 

worden war, sowjetische Kriegsgefangene, Polen, Slowaken und Angehörige vieler weiterer Natio-

nen und Völker und vor allem Juden getötet hatten, eine Zahl, die auch nach weitläufigen Untersu-

chungen nur geschätzt werden kann. Der Leiter der Gedenkstätte in Majdanek Tomasz Kranz gibt sie 

mit 60.000 jüdischen und 20.000 nichtjüdischen Häftlingen an. Zu den in Polen Verurteilten gehörte 

der zeitweilige Lagerkommandant, die Leiterin des Frauenlagers, Verwalter, Rappportführer, Sanitä-

ter, vor allem Wachmänner und auch Kapos. 

Den umfangreichsten Teil des Bandes beansprucht die Darstellung der westdeutschen Majdanek-Pro-

zesse, von denen der vor dem Landgericht in Düsseldorf 1974/75 eröffnete der bedeutendste war. Seine 

Vorgeschichte beginnt mit Ermittlungen in der Ludwigsburger Zentralstelle für die Verfolgung von 

NS-Verbrechen im Herbst 1960. Die zur weiteren Vorbereitung des Verfahrens zusammengetragenen 

Dokumente wurden schon im Januar 1962 Staatsanwaltschaft Köln übergeben. Die brauchte als Folge 

einer „Überforderung“, zu der auch die mangelhafte Kenntnis von Juristen über die Gesamtmaterie 

gehörte, nahezu 10 Jahre, bis sie 1971 die Voruntersuchung eröffnete. Die weitere vier Jahre später in 

der nordrhein-westfälischen Landeshauptstadt vor dem Landgericht eröffnete Hauptverhandlung 

wurde mit 474 Verhandlungstagen das längste Gerichtsverfahren der deutschen Justizgeschichte. Es 

endete im Juni 1981. Schon während der sich hinziehenden Ermittlungen waren Personen, die auf der 
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Liste der Tatverdächtigen standen, verstorben oder aus Krankheitsgründen von ihr gestrichen worden. 

Dann gelang es von den 17 schließlich Angeklagten zwei der Anklagebank zu entkommen, die wegen 

ihres Gesundheitszustandes zu Prozessunfähigen erklärt worden waren. Beide überlebten den Beginn 

des Verfahrens übrigens um ein komplettes Vierteljahrhundert. Die ausgesprochenen Strafen beweg-

ten sich zwischen einem Urteil, das lebenslänglich lautete, und 6 weiteren zwischen zwölf und drei 

Jahren und einem Freispruch. Die weiteren ursprünglich Angeklagten waren vordem aus dem Haupt-

verfahren ausgeschieden worden. 

Schon während des Prozesses rief dessen Dauer zunehmend und nicht zuletzt internationale Kritik 

hervor, und bewirkte zudem in Westdeutschland selbst ein erlahmendes Interesse und ablehnende 

Stimmungen, die dem schon seit langem existierenden Schlussstrichverlangen entsprangen. Stärkere 

Kritik erzeugten dann die ausgesprochenen Strafmaße und vor allem deren Begründungen, die wie in 

anderen NS-Prozessen vorher die Beteiligten in den Rang der Gehilfen herabstuften (und nur Hitler, 

Himmler und Heydrich und wenigen anderen Tatherrschaft zubilligten). Auch darauf geht die Autorin 

des Beitrags, die österreichische Historikerin Claudia Kuretsidis-Haider, ein. Das geschieht bestimmt 

und mit Hervorhebung der Verdienste, die sich jene Minderheit von Staatsanwälten und Richtern 

erwarb, die nicht dem Grundsatz folgte, aus den Rechtsparagraphen durch deren eigenwillige Ausle-

gung alles herauszuquetschen, was sich zugunsten der Angeklagten gewinnen ließ. Ganz enthält sie 

sich einer weitergehenden Erforschung der Ursachen für das Verhalten der Juristenmehrheit, und das 

geschieht erklärtermaßen auch mit dem Blick in die Rechtsgeschichte ihres eigenen Landes. 

Denn: Verglichen mit der Republik Österreich schneidet die westdeutsche Justiz ungeachtet „ihrer 

letztendlich mageren Bilanz“ noch ganz gut ab. Für Österreich sei zu konstatieren, „dass es seitens 

der Justizbehörden, insbesondere aber seitens der justizpolitisch-verantwortlichen in Regierung und 

Parlament am politischen Willen zur gründlichen Ahndung von NS-Verbrechen gefehlt hat.“ Dieses 

Urteil wird in zwei weiteren Beiträgen begründet, in deren Zentrum das von der Staatsanwaltschaft 

Graz ein Jahrzehnt lang betriebene Verfahren dargestellt wird, dessen Ermittlungen 1973, zwei Jahre 

vor Beginn des Düsseldorfer Prozesses eingestellt wurden. Im Wortlaut ist der Abschlussbericht der 

Grazer Juristen dem beigefügt, eines von mehreren im Band wieder gegebenen Zeitdokumenten, sol-

che von Juristen und von Gerichtszeugen. Den Schluss bildet ein Vergleich der Prozesse in den drei 

Staaten, in dem zu fragen ist, ob das Nichtangestrengte mit dem beliebten Begriff „Versäumnisse“ 

getroffen ist, den früher Zeugnisformulare enthielten und hinter dem die Zahl der Tage eingetragen 

wurde, an denen ein Schüler die Schule nicht besucht hatte. 

Claudia Kuretsidis-Haider, Irmgard Nöbauer, Winfried R. Garscha, Siegfried Sanwald, Andrzej Selerowicz (Hrsg.) Das 

KZ Lublin-Majdanek und die Justiz. Strafverfolgung und verweigerte Gerechtigkeit: Polen, Deutschland und Österreich, 

Clio Graz 2011, 479 S. (= Veröffentlichungen der Forschungsstelle Nachkriegsjustiz, Bd. 4) 38,00 Euro. 
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Viel Geschrei und wenig Wolle 

Timothy Snyders Entdeckung der „Bloodlands“ 

Wenn man auf der ersten Seite der Einleitung zu einem Buch über europäische Geschichte liest: „... 

die meisten Europäer des Jahres 1914 genossen für den Rest ihres Lebens keinen vergleichbaren 

Wohlstand mehr“, fragt man sich, was der Autor vom Leben beispielsweise eines französischen Berg-

arbeiters oder eines ostelbischen Landarbeiters und anderer Ausgebeuteter weiß, die 1964, siebzig-

jährig, sich ihrer Jugend und des Jahres erinnern mochten, da der Erste Weltkrieg begann. Eine Ein-

ladung zum Weiterlesen ergibt das nicht. Doch der Band handelt von den Beiden, deren Namen am 

häufigsten genannt werden, wenn von der Geschichte in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts ge-

schrieben wird: Hitler und Stalin. 

Dass deren Rollen zueinander in Beziehung gesetzt werden, ist nicht neu und hat seine Berechtigung 

vor allem darin, dass der eine den Staat vernichten wollte, an dessen Spitze der andere stand, und 

sodann, weil Stalins Armeen mehr als alle anderen zum Sieg über Hitler beisteuerten. Bei Timothy 

Snyder, einem Professor der Yale Universität, sind es jedoch nicht diese Fakten, die im Zentrum der 

Betrachtung stehen. Er hat auf dem alten Kontinent die Bloodlands entdeckt, eine Zone, die er zwi-

schen Berlin und Moskau eingrenzt und Territorien Polens, der baltischen Staaten, Weißrusslands, 

der Ukraine und Russlands umfasst. Was zwischen den Jahren 1933 und 1945 in ihr geschah, fasst er 

in den Begriff „Zeitalter des Massenmordens“. Dessen Aufkommen und Geschichte gilt ihm als 

Schöpfung der beiden Diktatoren. Wieder einmal sind es die großen Männer, in diesem Falle große 

Verbrecher, die Geschichte machen. Diese Sicht hatte die Historiographie eigentlich im Verlauf des 

20. Jahrhunderts verabschiedet. Doch besitzt derlei Geschichtsdeutung den Vorzug, dass Verantwor-

tung und Schuld aufs Äußerste eingedampft werden. Da danach auch in den gegenwärtigen Weltzu-

ständen Nachfrage herrscht, ist die Restaurierung kein Wunder. 

Die Entdeckung, dass es noch keine Geschichte der Bloodlands [gibt], – man muss die Vokabel in 

einem Dictionary nicht suchen und der Verlag vertraute bei der Übernahme des Originaltitels darauf, 

dass er für jedermann übersetzbar ist –, hat den Autor „verblüfft“. Er sah die Zeit gekommen, sie zu 

schreiben. Das ist, kündigt er an, keine Geschichte „aus der politischen Geographie der Imperien, 

sondern aus der menschlichen Geographie der Opfer“. Die Herangehensweise erinnert ein wenig an 

einen Kriminalisten, der glaubt, in der Anatomie durch die Betrachtung eines Getöteten Aufschluss 

über Täter und Tathergang gewinnen zu können. Snyder meint, überhaupt müsse die Geschichte, 

womit die Wissenschaft von ihr gemeint ist, „auf einer ganz neuen Grundlage aufgebaut“ werden. 

Seine „Methode“ beschreibt er so: Die Geschichte sei erkennbar, in ihr sei alternatives Handeln mög-

lich und sie vollziehe sich chronologisch und müsse so auch dargestellt werden. So oder so ähnlich 

hatten sich Historiker die Sache schon seit langem gedacht. Die Schwierigkeiten beginnen jedoch 

gleichsam dahinter. 

Chronologisch beginnt Snyder mit dem Ersten Weltkrieg, über dessen Ursachen er nichts zu sagen 

weiß. Merkwürdig liest sich seine Mitteilung, dass die Deutschen Lenin nach Petrograd „schickten“. 

Ebenso sein Urteil, der Vertrag von Versailles sei von „moralisierenden Siegern entworfen“ worden. 

Desgleichen die Version, die deutsche Republik von Weimar wurde in ihren Voraussetzungen nicht 

durch die Revolution erkämpft, sondern erklärt, „um bessere Friedensbedingungen zu erhalten“. 

Dann kommt der Autor auf Hitler, seine Vision und Rednergabe, seinen Charme und Vernichtungs-

willen, seine imperialen Pläne und auf nicht näher bezeichnete Konservative und Nationalisten, mit 

deren Hilfe er, auch von der Revolutionsangst unbenannter Kreise profitierend, Reichskanzler wurde. 

Dieser Buchauftakt erweckt Misstrauen gegenüber weiteren Deutungen Snyders. Demgegenüber fal-

len Tatsachenfehler, wie Hitler sei mit einem Parteiprogramm, das den armen Bauern Land versprach, 

Kanzler geworden, oder – später – er habe den am 23. August 1939 geschlossenen Pakt mit der 

UdSSR unterzeichnet, schon nicht mehr ins Gewicht. 

Was Snyder über die sich aller Vorstellungskraft entziehenden Verbrechen schreibt, über die Millio-

nen Ermordeten, Verhungerten und auf vielerlei Weise ums Leben gebrachten, die auf den Konten 
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Hitlers und Stalins und deren Mittätern stehen, ist nicht neu. Er stützt sich auf die internationale For-

schung zur Topographie des Terrors, der Lager und Vernichtungsstätten und markiert seinen eigenen 

Beitrag dazu als gering. Was aber neu ist, ist falsch oder schief. Der im Juni 1941 beginnende Mas-

senmord an den Juden im eroberten sowjetischen Gebiet, der Auftakt des Holocaust, war keine „Im-

provisation“ und nicht, wie behauptet, ein Ersatzplan für die Vertreibung hinter den Ural, zu dem 

nach dem Scheitern des Blitzkrieges gegriffen wurde. Mit dem Massenmordauftrag folgten die Ein-

satzgruppen der Wehrmacht, ihn verwirklichend, seit den ersten Kriegstagen einem Auftrag. Und 

ebenso wenig war Stalins „Großer Terror“ ein Vernichtungsfeldzug gegen Bauern und nationale Min-

derheiten allein und auch nicht in erster Linie. 

Worauf Snyder zielt, ist die Untaten Hitlers und Stalins zu verzahnen, sie gleichen oder mindestens 

ähnlichen Motiven entspringen zu lassen und zwischen ihnen eine Beziehung herzustellen, die er 

modisch „Interaktion“ nennt. Auf dieser Linie liegt auch seine Behauptung, der Vertrag vom 23. 

August 1939 machte sie zu „Kriegsverbündeten“. Wie üblich wird dessen Vorgeschichte, die Außen-

politik der kollektiven Sicherheit ignoriert, der Name Litwinow taucht einzig bei seiner Ablösung 

auf. Stalin und Hitler, heißt es dann, ließen im September ihre Truppen „gleichzeitig“ in Polen ein-

marschieren. In welcher Absicht? Um – wieder eine Entdeckung – „eine Zerstörung der Aufklärung“ 

zu versuchen. (Da fehlt einige Kenntnis über das Polen Piłsudskis und seiner Nachfolger.) Den Gipfel 

erreicht diese Art von Beziehungsgeschichte mit der These, [Stalin] habe „in einem Muster kriegeri-

scher Komplizenschaft“ mit eben diesem Hitler den Partisanenkampf befohlen, um die Deutschen zu 

Rachefeldzügen unter der zivilen Bevölkerung in den besetzten Gebieten anzustacheln. 

Die marktschreierische Reklame des Autors, zu der eine etwa 800 Titel umfassende Bibliographie 

gehört, und die prophetische des Verlages („für Jahrzehnte das wichtigste Buch zum Thema“), erin-

nern an die anderthalb Jahrzehnte zurückliegenden Auftritte von Daniel Jonah Goldhagen und seine 

Entdeckung des „eliminatorischen Antisemitismus“ als Antrieb der Judenvernichtung. Wer redet da-

von heute noch? Ausgenommen Erforscher der Geschichte der Geschichtswissenschaft, die sich auf 

deren Wege und Irrwege begeben. 

Timothy Snyder, Bloodlands. Europa zwischen Hitler und Stalin, C. H. Beck München 2011, 553 S. 
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„... bis alles in Scherben fällt“ 

Ein Buch über eine der quälenden Fragen der deutschen Geschichte 

Kaum war Jan Kershaws Buch über das Ende des Nazireiches auf dem Buchmarkt, begannen in Lon-

doner Zeitungen Würdigungen der Arbeit des britischen Historikers zu erscheinen. Sie stammten zu-

meist von renommierten Fachkollegen, auch solchen, die sich nicht mit verwandten Gegenständen 

und Themen des Autors befassen. Jenseits des Atlantiks meldete sich in der New York Times James 

J. Sheehan zu Wort. Sie alle stimmen überein, dass diesem Werk besondere Aufmerksamkeit zu-

kommt und in der Geschichtsliteratur ein herausragender Platz beanspruchen kann. 

Kershaw, befragt, wie er auf den Gedanken kam, seiner inzwischen in 26 Sprachen übersetzten Hitler-

Biographie eine Abhandlung über das Ende des Naziregimes folgen zu lassen, antwortete, die Be-

schäftigung mit dieser Person habe ihn auf Fragen gestoßen, die er in den Arbeiten der Experten nicht 

überzeugend beantwortet fand. Sie lauten im Kern: Warum folgten Millionen Deutsche ihrem „Füh-

rer“, so dass dieser den Krieg bis zu den fünf Minuten nach Zwölf führen konnte, jenem Zeitpunkt, 

bis zu dem er ihnen spätestens den „Endsieg“ versprochen hatte? Warum marschierten sie, wie man-

che von ihnen gesungen hatten, weiter, bis alles in Scherben fiel? 

Nun haben Geschichtsforscher, das gilt namentlich für deutsche, diese Fragen keineswegs ignoriert. 

Das war schon deshalb nicht möglich, weil sich unter ihnen nicht wenige befanden, zu deren Biogra-

fien die Gefolgschaft gehörte, die sie dem Regime als Soldaten, Flakhelfer oder in der Hitlerjugend 

geleistet hatten. Sie trugen zur Länge des Krieges bei und sei es auch nur durch das Sammeln von 

Altmaterial oder für das Winterhilfswerk oder durch nächtlichen Luftschutz-Wachdienst in ihrem 

Schulgebäude. 

Kershaws Thema hatte früher schon auch seine Landsleute beschäftigt, die durch Frankreich, Belgien 

und die Niederlande kämpfend bis in den Norden Deutschlands vordrangen und sich dabei fragten: 

Wann hören die da drüben endlich auf? Das taten die Offiziere und Soldaten in der Roten Armee 

auch, während sie die deutsche Reichsgrenze überschritten. So hatten schon Laien und Fachleute, 

Zeitgenossen und Nachgeborene zu ergründen gesucht, warum diese Masse der Deutschen, als der 

Krieg erkennbar „gar“ war, noch immer gehorchte, schoss, schuftete, starb und duldete und er so ganz 

anders zu Ende gegangen war als der Erste Weltkrieg. An dessen Ende hatten Generale Bankrott 

erklärt, Soldaten sich geweigert, sich für eine verlorene Sache abschlachten zu lassen, war das Staats-

oberhaupt ins neutrale Ausland geflohen. Im Verlauf dieser Beschäftigung ist das in Archiven Über-

lieferte wieder und wieder durchmustert worden: Befehle und Weisungen der Machthaber, Berichte, 

die Meinungen und Stimmungen analysierten, private Briefe und Aufzeichnungen, später geschrie-

benen Erinnerungen. Dieser Unmasse (die Anmerkungen allein füllen im Band 145 Seiten) hat sich 

Kershaw bemächtigt und sie auch bewältigt. 

Die Fragenliste, der er sich erneut stellte und die sich aus der unstrittigen und bis in das Frühjahr 1945 

währenden Massengefolgschaft herleitet, ist lang und richtet sich vor allem auf Voraussetzungen und 

Bedingungen, Motive und Triebkräfte, die dieses Verhalten bewirkten. Welche Rolle spielten die 

Drohung und der mörderische Terror, der nun zur Abschreckung wieder öffentlich praktiziert wurde, 

wie in den ersten Monaten des Naziregimes 1933 geschehen? Welcher Anteil ist dem Wunderglauben 

an eine Wendung des Krieges zuzumessen, bewirkt durch den Einsatz von „Wunderwaffen“ oder den 

Zerfall der gegnerischen Koalition? Was trug zur weit verbreiteten Denkweise bei, in der für Alter-

nativen kein Platz war? Was ist der verbreiteten Furcht vor dem „Tage danach“ zuzuschreiben, ge-

boren aus dem Wissen und Ahnen, was im Zeichen von Hakenkreuz und Totenkopf in Europa ange-

richtet worden war? Was der Angst der Nazibonzen, die wussten, dass auf sie eine Anklagebank 

wartete, auf manche der Galgen? Was war der Vorstellung geschuldet, es werde eine Rechnung zu 

bezahlen sein, gegen die jene nach 1918 verblasste? Wie weit wirkte das Horrorszenario, das die 

Propaganda ausgemalt hatte, wonach die Kriegsniederlage das Ende der Deutschen und Deutschlands 

bedeute? Welche Rolle spielten Überlegungen vieler, wie man aus dem „Schlammassel“ selbst mit 

geringem Schaden herauskäme, beispielsweise in dem man der sowjetischen Kriegsgefangenschaft 

entginge? Und immer wieder: auf welchen Platz gehört in diesem Bilde Hitler? 
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Nach der im Verlauf von mehr als einem halben Jahrhundert geleisteten Arbeit einer internationalen 

Forscherzunft war nicht zu erwarten, dass Kershaw neue Faktoren entdecken könnte, die erst den 8. 

Mai 1945 das Datum des Kriegsendes in Europa werden ließen. Was sein Buch aber zu einem Meis-

terwerk macht, ist dreierlei. Ersten hat er die Wirkung und Wechselwirkung dieser Faktoren erfasst. 

Zweitens hat er die Dauer ihres Wirkens, ihre Gipfel- und Nullpunkte zu bestimmen gesucht. Und 

drittens ging er daran, ihr jeweiliges spezifisches Gewicht im Faktorenbündel auszumachen. Er hat 

dazu überzeugende Antworten vorgelegt und das in eine Darbietung, die ebenso analysiert wie Ge-

schichte erzählt, mehrfach charakteristische Episoden. Gelungen ist sie, diese Darstellung, weil sich 

der Autor strikt auf der Doppelspur gehalten hat: der, die durch die Herrschaftsstruktur des Regimes 

gebildet wird, und der anderen, die von der Mentalität der Akteure gezogen wurde, geprägt von ihrem 

Gedanken- und Gefühlshaushalt. 

Kershaws Sache ist die Entwicklung seines eigenen Standpunktes, weniger die Polemik gegen die 

anderer. Wo notwendig, meidet er sie nicht, wie gegenüber Versuchen, die Verantwortlichkeit für die 

Kriegsdauer aus der deutschen Geschichte in die der Antihitler-Koalition zu exportieren. Mehrfach 

argumentiert er gegen die These, es sei die Forderung nach „bedingungsloser Kapitulation“ gewesen, 

die den Krieg verlängerte. Und gleichzeitig verweist er auf Fehler, die er in der Kriegsstrategie der 

Alliierten in West- und Osteuropa im letzten Kriegsjahr glaubt ausmachen zu können. Das führt ihn 

in die Risikozone ungeschehener Geschichte und dürfte ohne Entgegnungen von Militärhistorikern 

nicht abgehen. 

Zu den Vorzügen der Arbeit gehört, dass Kershaw sich der bei seinem Thema nahe liegende Gefahr 

vorschneller Verallgemeinerungen entzogen und dort, wo er in der Literatur auf solche stieß, die auch 

markiert hat. So unterscheidet er konsequent die von Traditionen, Ideologien, Einübungen geprägten 

Mentalitäten im höheren und niederen Offizierskorps, in den Beamtengruppen und erörtert den un-

terschiedlichen Grad ihres Einflusses, ihrer Macht, Verantwortung und Schuld. Für die Dauer dieses 

Krieges bis in das Frühjahr 1945 macht er nicht „die Deutschen“ gleichermaßen und einebnend ver-

antwortlich, sondern in erster Linie die Eliten, von denen er die „normalen Deutschen“, die „einfachen 

Bürger“ oder die „unteren Schichten“ unterscheidet, ohne sie freizusprechen. 

Das freilich muss hierzulande jenen missfallen, die bis heute den nationalen Rettungsschirm aufspan-

nen, unter dem ganze Gruppen führender Zivilisten und Militärs hinreichend Schatten finden. So kün-

digt denn eine Zeitung des Typs, die solch unwillkommene Erkenntnisse auch im Lob ersticken, ein 

Interview mit dem Autor so an: „Warum hielten die Deutschen dem ‚Führer‘ sogar noch die Treue, als 

der schon tot war?“ Genau dieses Bild ist nicht der Befund des Autors. Missfallen dürfte in Neu-

deutschland auch, dass der Engländer nicht zu jenem hierzulande reichlich anzutreffenden Historiker-

typ gehört, der Forschungen vorsätzlich ignorieren, wenn sie in der DDR unternommen wurden. 

Kershaw hat ein Buch vorgelegt, das zu vielem Nachdenken über Gegenwärtiges anregt, nicht zuletzt 

über vertane Chancen der Volksmassen, ihre Interessen durchzusetzen. Gibt es an diesem Werk gar 

nichts auszusetzen? Es enthält über das durch die Sache jeweils gebotene Maß an Wiederholungen 

solche, die überflüssig sind. Nun hat der Professor an der University of Sheffield erklärt, dass er sich 

von Hitler und dem mit dessen Namen verbundenen Kapitel deutscher Geschichte verabschiede. Das 

Buch werde auch das Ende seiner Beschäftigung mit dem Manne und dem Regime sein, dem er seinen 

Namen gab. Nicht ganz, lässt sich risikolos voraussagen. Er hat eine Abhandlung über die Geschichte 

Europas im 20. Jahrhundert in Angriff genommen. Da wird er auf dieses und jenes zurückkommen 

müssen. Es lässt sich mit Spannung erwarten, zumal er angekündigt hat, sich auf das Bild vom kurzen 

Jahrhundert nicht einzulassen, sondern in den Ereignissen des 11. September 2001 eine Zäsur er-

blickt, die auch den alten Kontinent einschließt. Jedenfalls darf man darauf wetten, dass Kershaws 

Darstellung das zurückliegende Jahrhundert nicht als Weg hinweg über die kommunistische und „na-

tionalsozialistische“ Diktatur zur großen Freiheit schönschreiben wird. 

Jan Kershaw, Das Ende. Kampf bis in den Untergang – NS-Deutschland 1944/45. Aus dem Englischen von Klaus Binder, 

Bernd Leineweber, Martin Pfeiffer. Deutsche Verlags-Anstalt München 2011, 703 S. 
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„Über ‚die Russen‘ und über uns“ 

Vor 60 Jahren erschien in dieser Zeitung Rudolf Herrnstadts Artikel 

Unter dieser Überschrift veröffentlichte „Neues Deutschland“ am 18. November 1948 aus der Feder 

des Chefredakteurs der „Berliner Zeitung“ Rudolf Herrnstadt einen Artikel, der wegen seines Themas 

und mehr noch wegen der Art, in der es erörtert wurde, in der Geschichte der Zeitung einen denk-

würdigen Platz besetzt. Sein Text wurde in der Zeitung der Sowjetischen Militäradministration 

(SMAD) „Tägliche Rundschau“ nachgedruckt.1 Er erschien separat in einer Broschüre und wurde 

zum Anstoß für viele öffentliche und private Diskussionen. Überliefert ist die Beteiligung u. a. des 

Intendanten Wolfgang Langhoff, des Juristen Professor Peter Alfons Steiniger, des Philosophen 

Wolfgang Harich und von Alexander Abusch und Albert Norden. 

Schon der Begriff „die Russen“ in der Überschrift war ungewöhnlich. Das Wort gehörte zur Alltags-

sprache der Ostzonenbewohner, doch Veröffentlichungen in der Presse und Vorträge in der Gesell-

schaft zum Studium der Kultur der Sowjetunion versuchten gerade, das deutsche Unwissen über das 

Riesenland auf dem eurasischen Kontinent durch Kenntnisse, solche über dessen ethnische Beschaf-

fenheit eingeschlossen, zu ersetzen. Mit „die Russen“ war signalisiert, dass der Autor auf das allge-

meine Bewusstsein (und nicht auf das der Minderheit von ND-Lesern allein) zielte. Im Zentrum sei-

nes Aufsatzes stand der Antisowjetismus, als dessen Hauptquelle Herrnstadt den Imperialismus be-

zeichnete, der sich auch durch den Einsatz dieses Instruments vor dem sicheren Untergang retten 

wolle. Doch, das war seine Ausgangsfrage: Warum werden mit ihm weithin Erfolge erzielt? Die Ant-

wort lautete, weil selbst von Teilen seiner eigenen Partei, der SED, der Komplex Sowjetunion als 

„eine Belastung“ empfunden werde und selbst Kommunisten sich nicht entschlossen und ohne jede 

Einschränkung der antisowjetischen Hetze entgegenstellen würden. Sie verteidigten, das war das Al-

pha und das Omega von Herrnstadts Aufsatz, die Sowjetunion nicht ohne Einschränkungen. 

Als eine Quelle dieses Verhaltens machte der Verfasser das Unverständnis für die dort existierenden 

Überbleibsel der Vergangenheit aus, von denen er Tagediebe, Bürokraten, Karrieristen, Gauner und, 

als Folge des Krieges das Wiederauftauchen auch von Mördern nannte. Als andere unverstandene 

Erlebnisse und Erfahrungen, die aus der Zeit stammten, da die Sowjetarmee kämpfend den Boden 

Ostdeutschlands erreicht hatte und dessen nicht westwärts geflohene Bewohner ihre „Bekanntschaft“ 

mit den Siegern machten. Damit war ein Thema angeschlagen, das bis dahin unter einem Tabu stand 

und schon wenig später wieder in den Bereich des Zu-Beschweigenden verwiesen wurde. 

Herrnstadt stellte den Lesern einen solchen unentschlossenen Genossen vor, der gleichsam an dem 

Erleben „seines Schwagers“ gedanklich festklebte, dem im Frühjahr 1945 ein Rotarmist „eins über 

den Schädel geschlagen“ und zudem das Fahrrad weggenommen hatte. Das war erkennbar der mil-

dere Fall, hätte, was der Autor sagen wollte, doch mit der Geschichte einer „Schwägerin“ beginnen 

können. Dann wäre von Kriegsverbrechen gehandelt worden. Doch Herrnstadt bezog sich nicht ein-

mal konkret auf die von den Deutschen auf dem eroberten Territorium der UdSSR begangenen, wollte 

man diesen Bezug nicht aus der Benutzung des schiefen, wegen seiner apologetischen Benutzbarkeit 

später in Mode geratenden Begriffs „Hitlers Vernichtungskrieg“ herauslesen. 

Seine Argumentation war zweigleisig. Zum einen berief er sich auf die unbestreitbare Tatsache, dass 

jeder Krieg immer Menschen verrohte und dass dies in Teilen der Sowjetarmee ebenso geschehen 

sei. Zum anderen, und das war sein Hauptargument, hätten die deutschen Werktätigen diesen anfäng-

lichen Umgang mit ihnen vor allem selbst verschuldet, denn wie anders wäre die Begegnung von 

Deutschen und „Russen“ verlaufen, wären sie hier auf Deutsche getroffen, die den Leidensweg der 

Soldaten der Sowjetarmee durch eigenes Aufbegehren verkürzt und erleichtert haben würden. Auch 

dann, räumte er ein „wären einzelne Übergriffe geschehen“. Ein Satz Herrnstadts lautete: „Man soll 

nicht verniedlichen.“ Wer ihn las, konnte sich gedacht haben, dass sich bei dessen Niederschrift des 

Autors gesträubt haben müsste. 

 
1  Ausgabe vom 21. November 1948, Nr. 278 (1078), Beilage S. 1. 
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Denn das Thema „die Russen“ gehörte im Herbst 1948 keineswegs schon der Vergangenheit an. Nicht 

nur, dass die Erinnerungen frisch waren. Zum Alltag in der Besatzungszone gehörten die unbeendeten 

Demontagen von Industrie- und Verkehrsanlagen mit ihren Folgen und die fortdauernden Leistungen 

auf Reparationskonten aus der sogenannten laufenden Produktion, die das Leben der Menschen zu-

sätzlich erschwerten. Und mehr als alles andere lasteten auf vielen Familien die Ungewissheit über die 

Rückkehr von Vätern und Söhnen aus sowjetischer Kriegsgefangenschaft. Die Russen – das waren die 

Sieger, die Besatzer, die Soldaten, die abgeschieden von den Deutschen sich in Kasernen und anderen 

militärischen Stützpunkten hinter endlos-öden grün gestrichenen Zäunen unsichtbar machten, Men-

schen aus einer fremden und unheimlichen Welt, Angehörige von Völkern, über deren Charakter, Le-

bensweise und Moral Jahre lang und Tag für Tag Lügen und Zerrbilder verbreitet worden waren. 

Die Nazibilder von den kulturlosen „Asiaten“, den wilden „Mongolen“, die zwölf Jahre hindurch in 

die Köpfe der Deutschen gepresst worden war, unter diesen aktuellen Bedingungen aus diesen Köp-

fen zu bringen, erforderte Berserkerkräfte und bedeutete eine Sisyphusarbeit. Zeitungsredaktionen, 

Verlage, Filmtheater, demokratische Organisationen, darunter die Gesellschaft zum Studium der Kul-

tur der Sowjetunion hatten Anstrengungen nicht nur wider die Zerrbilder von der Sowjetunion, son-

dern auch gegen die über Wissenschaft und Kultur im Zarenreich unternommen. Dazu gehörte bei-

spielsweise die Reihe „Deutsche sehen die Sowjetunion“, eine Entgegensetzung zu der von der Na-

zipropaganda herausgegeben Folge „Deutsche Soldaten sehen die Sowjetunion“. In ihr schilderten 

Schriftsteller (Anna Seghers, Eduard Claudius, Stephan Hermlin u. a.), die ersten, die nach dem Ende 

des Krieges die UdSSR besuchen konnten, Begegnungen mit Bürgern des Landes und Eindrücke von 

seinem Alltagsleben wie von seinen Festtagen. Herrnstadts Artikel war indirekt auch ein Eingeständ-

nis von der Begrenztheit des Erfolgs dieser Bemühungen. 

Natürlich ging der so viel Aufsehen erregende Aufsatz nicht nur auf den eigenen Entschluss seines 

Verfassers zurück. Aus ihm lässt sich der Eiseshauch des Kalten Krieges ablesen, am stärksten dort, 

wo auf die Herabsetzung der Leistungen der Sowjetunion und ihrer Armee „im Westen“ mit einer 

ebensolchen der britischen und US-amerikanischen Soldaten reagiert wird, die bedenklichste unter den 

schwachen Passagen des Textes. In der neuen weltgeschichtlichen Frontstellung war Herrnstadt, das 

ist der Kern seines Artikels, doppelt besorgt um die Parteinahme der ostdeutschen Werktätigen für die 

Sowjetunion, von deren Politik „im Prinzip“, wie er schrieb, „alles, alles, alles“ zu verteidigen sei. Das 

hatte ein Autor des „Spiegel“, der von der Absicht einer „Bagatellisierung des Russeneinmarsches“ 

schrieb, (wobei „Einmarsch“ eine entweder gedankenlose oder zynische Bezeichnung für jene Kämpfe 

darstellt, die am 12. April 1945 an der Oder begannen) noch 1990 so wenig verstanden wie der Schrei-

ber der „Zeit“ 1948, der aus dem Text die Absicht der „Zwangsbefreundung“ herausgelesen hatte.2 

Im Kern ging es in der Diskussion des Jahre 1948 darum, Deutschen begreifbar zu machen, was ihnen 

im Mai 1945 als Volk geschehen war. In einer der auf die Publikation in Berlin folgenden Diskussio-

nen sagte ein sowjetischer Offizier, die Deutschen hätten vergessen, dass ihnen damals die Freiheit 

gebracht worden sei, nicht aber, dass ihnen ihre Uhren abgenommen worden wären.3 Das war gold-

richtig gemeint, aber falsch gesagt. Denn – erstens – sie konnten doch nicht etwas vergessen, was sie 

vordem noch gar nicht begriffen hatten. Und das sollte lange dauern. Viele von ihnen hörten und ak-

zeptierten den Begriff „Befreiung“ in Westdeutschland erst vierzig Jahre später, nachdem ihn Bundes-

präsident Weizsäcker 1985 in einer Gedenkrede demonstrativ benutzt hatte. Und an der Nachhaltigkeit 

dieses Wandels bestehen zudem berechtigte Zweifel, die sich beispielsweise auch auf filmische Dar-

stellungen wie jene im Streifen „Der Untergang“ richten.4 Und – zweitens – Befreiung bedeutete für 

die Mehrheit der Deutschen zunächst Befreiung von ihrer Rolle als Peiniger, Schinder und Mörder 

 
2  Die Zeit, 23. Dezember 1948. 
3  Und er fuhr fort, und die Formulierung verrät den Beginn des Kalten Krieges: Viele Deutsche vergessen heute, 

dass sehr viele Berliner ihre Uhren und ihre Armbänder den US-Amerikanern gegeben haben würden, damit sie 

ihnen nicht mehr ihre Häuser zerbombten. Das freilich brachte Kriegshandlungen und Handlungen, die nach dem 

Ende der Kämpfe geschahen, zusammen und durcheinander. 
4  Im Urteil des Filmwissenschaftlers Georg Seesslen (Das faschistische Subjekt, Die Zeit, Nr. 39, 16. September 

2004): „Offensichtlich weigert sich der Film, den Untergang des Faschismus als eine Befreiung zu sehen.“ 
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anderer Völker und nicht schon Freiheit. Die Befreiung vom Faschismus wurde den Deutschen ge-

bracht (mit dem Zutun einer Minderheit von Antifaschisten aus dem eigenen Volk), freiheitliche Zu-

stände und Praktiken mussten sie selbst sich gestalten. 

Zwischen Herrnstadts Artikel wider den Antisowjetismus und dem Ende der DDR lagen etwa vier 

Jahrzehnte. Für eine unbestimmte, mit Sicherheit aber siebenstellige Zahl von einstigen DDR-Bür-

gern gehören in sie vieljährige Aufenthalte in der UdSSR, Tätigkeiten als Diplomaten, Außenhändler, 

Militärs, Forscher oder Studenten, längere Arbeitseinsätze wie beim Bau der Erdöltrasse „Drushba“, 

Urlaubsreisen an die Küste des Schwarzen Meeres, Aufenthalte von Sportlern bei Wettkämpfen und 

in Trainingslagern. All das gehört zur Geschichte einer neu entstandenen Beziehung, deren Funda-

ment nicht Diskussionen, sondern nur ein neues und anderes gemeinsames Erleben sein konnte. Es 

gab in Ostdeutschland zeitweilig einige besonders populäre Bürger dieses Landes, die Kosmonauten 

Juri Gagarin und Valentina Tereschkowa, die Primaballerinen Galina Uljanowa und Maja Plisse-

zkaja, den Geiger David Oistrach und den Puppenspieler Sergej Obraszow, den Fußballtorwart des 

Klubs Dynamo Moskau Lew Jaschin, die Clowns Karandasch, der eigentlich Michail Rumjanzew 

hieß, und Oleg Popow, und – aus der viel längeren Reihe der Schauspieler Jelena Bystrizkaja („Der 

stille Don“), Tatjana Samoilowa („Die Kraniche ziehen“) und Michail Uljanow („Schlacht unter-

wegs“) – nicht zu vergessen Nikita Chrustschow. Das ist Vergangenheit. Zwischen ihr und der Ge-

genwart liegt das Russland Jelzins und Putins. Und die Veränderungen geben genug Gründe, über 

uns und unsere Nachbarn wieder und neu nachzudenken, also auch: Über die Russen und über uns. 

Aus dem Herrnstadt-Artikel 

– Antisowjetismus sei Ausdruck der Angst der Imperialisten, die ihren Untergang vor Augen hätten 

– nur wer am Klassenkampf teilnähme, könne die Geschichte der KPdSU richtig verstehen 

– Arbeiter im Westen, „die unter dem amerikanischen Stiefel stöhnen“, S. 14 

– mündet in 2-Jahresplan, Weg zur Einheit 

– Schluss des Artikels „Schneepflug die bestimmende Furche zieht durch den Klassenkampf auf die-

ser Erde“, der sowjetische 

– in der einen Hand die Geschichte der KPdSU in der anderen das Gesetz des Handelns 
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Eine Buchgeschichte 

Wie Joseph Fischer zu seinem Verdienst um die wahre Geschichte des Amtes kam 

Das wieder und wieder verkürzt zitierte „Habent sua fata libelli“ – übersetzt zu „Auch Bücher haben 

ihre Geschichte“ oder „Bücher haben ihre eigenen Schicksale“ – hat der Römer Terentianus Maurus 

nach den vorherrschenden Deutungen auf ihre Wirkungsgeschichte gemünzt. Sie wird seit eh und je 

wesentlich durch ihre Leser und den Gebrauch bestimmt, den sie von dem Gelesenen machen. An die 

Wortwendung wird heute auch unter anderen Blickwinkeln erinnert. Häufig unter dem, der sich auf 

die Vor- und Früh-, also die Entstehungsgeschichte von Büchern richtet. Die führt zur Biographie 

ihrer Autoren und nicht selten in die gesellschaftlichen Zustände, in denen gedacht, geforscht, ge-

schrieben und – seit Gutenberg – gedruckt wird. 

Letzteres gilt auch für den eben auf den Buchmarkt gelangten 800-Seiten-Wälzer „Das Amt“, um 

dessen Erscheinen es an Aufheben nicht fehlt. Seine Vorgeschichte wird auf die Zeit des Joseph Fi-

scher als Außenminister zurückgeführt, der im Jahre 2005 eine Historikergruppe beauftragte, die Ge-

schichte des Auswärtigen Amtes in den Nazijahren zu erforschen. Dem Manne wird das Verdienst 

zugeschrieben, einem sechs Jahrzehnte währenden Verschweigen, Vertuschen und Beschönigen ein 

Ende gesetzt zu haben. Dass diese Einnebelung überhaupt möglich gewesen sei, findet sein auch nicht 

mehr im Amt befindlicher Nachfolger Frank Walter Steinmeier „unglaublich“. Kritisch blickt er da-

bei selbst auf die nahezu dreijährige Tätigkeit seines Parteigenossen Willy Brandt zurück, der an 

diesem Platze in den Jahren von 1966 bis 1969 nichts unternahm, dem Skandal ein Ende zu setzen. 

Es mussten nachdem noch nahezu vier weitere Jahrzehnte vergehen bis Fischer kam – so das jetztge-

schaffene Reklamebild – und 2005 so etwas wie ein sanfter, aber doch reinigender Späthauch eines 

geläuterten Achtundsechzigers in das Gebäude am Werderschen Markt in Berlin wehte. Indessen und 

Gemach: die Vorgeschichte des Buches führt noch etwas weiter zurück und, wenn auch nicht ins 

Prekariat, so doch in die Unterschicht der Diplomatie. 

Im Jahre 2003 war der frühere Generalkonsul Franz Nüßlein verstorben. Der hatte in den sechziger 

Jahren seinen Platz in Barcelona gefunden. Vordem war der seine nach der Okkupation der Tsche-

choslowakei 1938 der eines Staatsanwaltes in Brno/Brünn gewesen. Er machte sich so verdienstvoll, 

dass er zum Oberstaatsanwalt befördert wurde. Dann, von den Amerikanern an die befreite ČSR aus-

geliefert, traf ihn die Bestrafung: 20 Jahre Zuchthaus. Die verbüßte er nicht. Er wurde als „nicht 

amnestiert“ der Bundesrepublik übergeben. In ihr fand er zunächst im Innendienst des Amtes und 

dann eben in Spanien Wiederverwendung. Nun war er in der hauseigenen Postille des Amtes „intern 

AA“ mit einem ehrenden Nachruf bedacht worden. 

Darob erboste sich die frühere Dolmetscherin Marga Henseler. Zunächst machte sie ihrem Ärger in 

einem persönlichen Brief an den Außenminister Joseph Fischer Luft. Der versichert, was vielleicht 

von politischer Haltung, sicher aber von einer nicht eben guten Erziehung seiner engsten Mitarbeiter 

zeugte, den nie zu Gesicht bekommen zu haben. Der Frau wurde in einem Schreiben geantwortet, 

dessen Inhalt sie modisch als „Blabla“, also als Geschwätz bezeichnet. Damit gab sie sich nicht zu-

frieden. Jetzt richtete sie einen Brief an Bundeskanzler Schröder, in dem sie das Vorkommnis ebenso 

kritisierte wie sich darüber enttäuscht zeigte, dass es sich unter diesem Außenminister zutragen konn-

te. 

Dieses zweite Schreiben nun landete auf dem Schreibtisch Fischers, der außer Verdacht stand, in die 

heiligen Hallen des Amtes in Sachen Vergangenheit und Geschichte als ein wild entschlossener Sau-

bermann eingedrungen zu sein. Denn er saß da im siebenten Jahr, ohne in dieser Hinsicht eine Initi-

ative ergriffen zu haben, und auf einem Stuhl, der aus hier nicht weiter zu erörternden Gründen nicht 

mehr vierbeinig war. Das half beim Nachdenken. Anders als Brandt nahezu vierzig Jahre zuvor ris-

kierte er im Hause keinen Aufstand, wenn er dieser Heldenverehrung ein Ende machte. Denn der 

Personalbestand, bildeten ihn auch nicht eben Antifaschisten, hatte sich mit den biologischen Prozes-

sen doch gewandelt. Also untersagte er für die Zukunft in „intern AA“ Nachrufe vom Typ Nüßlein 

für Leute mit erkennbaren „braunen Flecken“ zu veröffentlichen. 
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Das geschah keineswegs in der Absicht, einen Impuls des Nachdenkens oder gar der Auseinander-

setzung um die Vergangenheit des Amtes zu geben. Im Gegenteil. Fischer ging es nach jüngster Äu-

ßerung gerade darum, sie in der Öffentlichkeit zu verhindern und so Schaden von der Bundesrepublik 

abzuwenden. Er entschied sich für die unauffälligste Form, einen denkbaren Konflikt unter den Tep-

pich zu kehren. Denn, so sagt er 2010 doch wohl in der Hoffnung, dass ihm geglaubt werde, er habe 

sich damals im Zustand des Irrtums befunden und gemeint: „Die Aufarbeitung unserer eigenen Ge-

schichte hat unser Land großartig gemacht, das haben wir hinter uns.“ 

Die Sache hätte womöglich ihr Bewenden gehabt, wäre da nicht, wie Fischer sagt, „ein dummer Zu-

fall dazwischengekommen. Bald darauf starb 2004 Franz Krapf, über dessen Mitgliedschaft in der 

SA und SS, seine Beförderung zum Untersturmführer und ehrenamtliche Tätigkeit im Sicherheits-

dienst das 1965 in der DDR herausgegebene legendäre Braunbuch knapp informierte. Seine diplo-

matische Karriere im Zeichen des Hakenkreuzes hatte ihn in die Vertretungen in Ägypten, der Sow-

jetunion und nach Tokio geführt. Dort, in Japans Hauptstadt, traf der Mann als Botschafter der Bun-

desrepublik wieder ein. Zuvor war er von einer „Entnazifizierungskommission“ in München als Ent-

lasteter eingestuft worden und 1951 in das Amt erneut eingetreten. Dessen verordnete Nichtachtung 

in der Hauszeitung, erfolgt aufgrund der Regelung des Ministers, nahmen seine nicht durchweg nur 

„alten Kameraden“ jedoch nicht hin. Mehr als hundert von ihnen, darunter ehem. Staatsekretäre, Bot-

schafter, Gesandte, bestellten eine großformatige Anzeige bei der „Frankfurter Allgemeinen“, die sie 

auch druckte. Die Annonce war nicht weniger als eine öffentliche Herausforderung des Ministers: 

Eine interne und noch schärfere, jedoch alsbald publik werdende verbreitete der Botschafter der Bun-

desrepublik in der Schweiz, Frank Elbe. Darauf folgte seine Versetzung in den Ruhestand. 

Auch mit Briefen und in Artikeln wurde Fischer unter Druck gesetzt. Den suchte er nach Gesprächen 

mit dem Personalrat dadurch zu mildern, dass er am 17. März 2005 bekannt geben ließ, es würden in 

„intern AA“ generell nur noch Todesnachrichten gedruckt werden. Die einstigen Nazis konnten nun 

nicht mehr benachteiligt erscheinen, denn jetzt war Gleichbehandlung verordnet. Das reichte den 

Einstigen nicht. Paul Verbeck, der in mehreren diplomatischen Diensten der Bundesrepublik gewesen 

war, suchte an seinem Beispiel die gepflegte Legende zu stützen, wonach die Diplomaten nur schein-

bar mitgemacht hätten, in Wahrheit aber, wenn nicht Widerstandskämpfer so doch eine verschworene 

Elite von Widersachern des Regimes gewesen wären. Er habe als Soldat, schrieb er an Fischer, Kon-

zentrationslager bewacht, aber deren Insassen Brot gegeben. Sein publizierter Brief gipfelte in der 

These, es mangele dem Minister an Geschichtskenntnissen und er sei ideologisch verblendet. 

Längst ging es nicht mehr nur um die Vergangenheit und den Umgang mit ihr und ihren tief gebräun-

ten Zeitgenossen allein. Die Opposition blies zum Angriff auf die Schröder-Fischer-Regierung. Die 

stellte am 1. Juli im Bundestag mit dem Ziel Neuwahlen die Vertrauensfrage, womit sie ihr Abtreten 

einleitete. Am 22. November 2005 räumte sie das Feld. So wurde, worüber er sich schwerlich unklar 

sein konnte, die Berufung der Historiker-Kommission in Sachen „Das Amt“ eine der letzten Ent-

scheidungen des Ministers Fischer. Für sie holte er sich das Ja im Amte und das des Auswärtigen 

Ausschusses des Bundestages ein, in dem die Fraktionen von SPD und Grünen für das Projekt stimm-

ten. Daran wird hier auch erinnert, weil der über das Erscheinen des Berichts sich mindestens zufrie-

den zeigende Außenminister Guido Westerwelle, hinreichend Grund hätte, über die abstinente Rolle 

der von ihm geführten Partei ein paar Worte zu verlieren. Und dies umso mehr, als auch der ge-

schasste Botschafter in der Schweiz Frank Elbe sein Parteifreund war. 

Zurück zu Marga Henseler, die 1960 Mitarbeiterin des Auswärtigen Amtes in Bonn geworden war 

und der, das dürfte für das dort beschäftigte Personal untypisch gewesen sein, „Anfang 1964 dieses 

Dokument aus der DDR in die Hände gekommen war“, das den Franz Nüßlein betraf, den sie oben-

drein über einen familiären Zufall vordem schon wahrgenommen hatte. Was sie dann 2003 in Aktion 

gesetzt hätte, sei in dessen Würdigung die irreführende Erwähnung seiner angeblichen „Internierung“ 

bei Kriegsende gewesen und das Verschweigen seiner Verurteilung als Naziverbrecher. So kam es 

zu ihrem Brief und zu ihrem Verdienst, das die alte Dame umso vieles geringer einschätzt als das 

Joseph Fischers und das der Historiker. Sie habe nur einen Anstoß gegeben, mit dessen Wirkungen 

sie sich zufrieden zeigt. Nur: Ohne Anstöße bewegt sich in der Geschichte nichts [...] 
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PS. 

Wie es in der „Frankfurter Allgemeinen“ steht, nun, nachdem nicht nur die geschmähten Kommu-

nisten in der „Sowjetzone“ Tatsachen Tatsachen sein lassen, ihre Rolle in den Auseinandersetzungen 

um die Vergangenheit des Auswärtigen Amtes im Jahre 2005 kritisch zu werten, lässt eine Episode 

erkennen. Sie hat sich soeben ein wenig einer Schnüffelei in der Personalakte der Frau Henseler be-

dient, um ihr womöglich unehrenhafte Motive bei ihrem hartnäckigen Begehren anlasten zu können. 

Investigativer Journalismus, heißt das im Fachjargon. 
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Prora – und die Legende von den Lichtseiten des Nationalsozialismus 

Vortrag am 2. September 2000 in Prora 

In den letzten Tagen waren die Zeitungen voll von Meldungen, die über den Umgang mit der Ge-

schichte des deutschen Faschismus berichteten. Manche dieser Nachrichten besitzen einen direkten 

regionalen oder doch geographisch engen Bezug zu dem Ort unseres Zusammentreffens. Zum einen 

haben junge Neofaschisten den 13. Todestag des „Stellvertreters des Führers“, Rudolf Heß, der hoch-

betagt im Gefängnis der Alliierten in Berlin-Spandau seinem Leben ein Ende setzte, wiederum zum 

Anlass für ihre „Gedenkaktionen“ genommen und namentlich in Mecklenburg-Vorpommern mit 

Aufklebern und Plakaten auf sich aufmerksam gemacht. Die Papiere waren in Hamburg gedruckt und 

von da verbreitet worden. Rudolf Heß ist in diesen Kreisen so etwas wie eine Lichtgestalt, der Mann, 

an dem sich die angeblich hehren Ideen des Nationalsozialismus rein und unverfälscht festmachen, 

wieder aufgreifen und propagieren lassen, während eine Person wie Heinrich Himmler als dafür un-

geeignet eher der Vergessenheit anheimgegeben wird. Auf diese Bezugnahme wird zurückzukommen 

sein. 

Eine andere Nachricht besagte, es habe in dem Wahlkampf um den Posten des Staatsoberhauptes in 

unserem Nachbarstaat Polen einer der Kandidaten erklärt, „Adolf Hitler habe auch viel Gutes getan 

– habe er doch für die Deutschen Einfamilienhäuser und gute Autobahnen bauen lassen.“ (ND, 28. 

August 2000, S. 7). Es bedarf wohl keiner weiteren Beweise, dass das für den Abschluss der Ausstel-

lung gewählte Themen Aktualität beanspruchen kann. Es ist zudem nicht neu entstanden, sondern 

besitzt selbst eine längere Geschichte, die mindestens dazu beiträgt, der Legende von den Lichtseiten 

des Nationalsozialismus, der Begriff bedeutet die Übernahme eines Etikettenschwindels, besondere 

Zählebigkeit zu verleihen. 

Siegfried A. Kaehler hat Legenden als „die feinere Form der Unwahrheit“ bezeichnet und ausgeführt, 

dass sie der unverhohlenen Lüge dadurch überlegen seien, dass sie einen Tatsachenanteil besitzen, 

der unkritische Geister eben dazu verführe, ihnen aufzusitzen.1 Jedoch wird sich in vielen Fällen, die 

uns beschäftigen werden, zeigen: Je stärker eine Geschichtslegende aus dem Reich der Wirklichkeit 

in das Reich der Wünsche und der Lügen führt, je kräftiger sie Interessen an einer verfälschten Ver-

gangenheit Rechnung zu tragen sucht, um so grobschlächtiger auch ihre Gestalt. Worin besteht, der 

Tatsachenanteil, auf den sich die Legendenbildnern berufen können in unserem Falle? Wohnungen 

sind in den Jahren nach 1933 tatsächlich gebaut worden, u. a. und wie üblich mit viel Propaganda-

aufwand solche für Kinderreiche. Doch der Wohnungsbau ging von Jahr zu Jahr rapide zurück und es 

sind ungleich mehr Wohnungen im Kriege zerstört als vor dem Kriege gebaut worden. Den Beginn 

des Massentourismus in Gestalt der KdF-Reisen hat es tatsächlich gegeben, aber von denen, die diese 

Reisen antraten, waren viele wenig später nicht mehr am Leben oder verkrüppelt oder unbehaust und 

verarmt. Prora ist – um auf unseren Gegenstand im engeren Sinne zu kommen – wirklich gebaut wor-

den, wenn auch nicht fertig geworden, während hingegen die exklusiven Wohnstätten und Erholungs-

villen der Naziführer perfekt waren und zudem in Gegenden lagen, in denen deren Familien während 

der Bombenjahre sicher und ruhig zu leben vermochten. War das eine, das Gute oder Akzeptable, wie 

behauptet wird, der Kern des Nationalsozialismus? Und was war dann, das andere, das „Schlechte“, 

das Inakzeptable? Ein Produkt des Zufalls, ein Werk Abtrünniger, ein Ergebnis widriger Umstände? 

Woher stammt eigentlich die Legende von den Lichtseiten des Nationalsozialismus? Sie ist ein Re-

sultat des unmittelbaren Nachkriegs und sehr realer Interessen. Es herrschte nämlich unter vielen 

Deutschen, die Parteigänger des Faschismus gewesen waren, nach dem Mai 1945 ein Rechtferti-

gungsbedürfnis oder zumindest ein Bedürfnis anderen und womöglich auch sich selbst zu erklären, 

 
1  So in seinem am 14. Dezember 1946 auf dem Lehrgang des Göttinger Instituts für Erziehung und Unterricht. 

gehaltenen Vortrag: Neuere Geschichtslegenden und ihre Widerlegung. In: Siegfried A. Kaehler, Vorurteile und 

Tatsachen. Drei geschichtliche Vorträge, Hameln 1949, S. 5. Kaehlers Vortrag war als ein Beitrag zur Neuorien-

tierung des Geschichtsunterrichts gedacht und befasste sich kritisch mit der Dolchstoßlegende und der Propa-

gandalüge des eben untergegangenen Regimes vom „uns aufgezwungenen Krieg“. 
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warum sie unter die Fahnen mit dem Hakenkreuz getreten waren. Was lag da näher als darauf zu 

verweisen, dass man sich durch das Gute und Verheißungsvolle in der Idee und der Propaganda und 

der Wirklichkeit der nationalsozialistischen „Bewegung“ habe anziehen und eben verführen lassen. 

Das ist „ganz oben“ – etwa während der Verhandlungen des ersten Kriegsverbrecherprozesses in 

Nürnberg 1945/1946 – ebenso erzählt und ausgeschmückt worden, wie „ganz unten“ in den Entnazi-

fizierungskommissionen für die kleinen und an Stamm- und Familientischen. Damit ist aber schon 

gesagt, dass es nicht das Bestreben nach Wahrheitsfindung, sondern nach Entschuldigungsfindung 

war, dass diese Unterscheidung der „zwei Seiten“ des Nationalsozialismus entstehen ließ. 

Genau genommen hat diese Legende aber noch eine Vorgeschichte in den Jahren des Faschismus 

selbst. Vielen Zeitgenossen blieb es doch nicht verborgen, dass dieses Regime deutlich verbrecheri-

sche Züge aufwies. Die Konzentrationslager waren nicht so geheim, wie später behauptet. Die Juden-

verfolgung und später der Judenpogrom geschahen mitten unter den „Ariern“. Und dies gebar schon 

in den Vorkriegsjahren eine Denkweise, die nicht zu leugnende „Schlechte“ und das angebliche 

„Gute“ gleichsam in die Waagschalen legte und zu dem Ergebnis kam, das letztere wiege doch schwe-

rer. Viele Einwände wurden mit dem Generalargument zum Schweigen gebracht: „Aber sie haben 

doch Arbeit geschaffen“ – dessen Gewicht sich heute auch in den neuen Bundesländern ermessen 

lässt, stellt man sich nur vor, es würde eine Regierung dieser Republik sagen können, sie hätte Arbeit 

geschaffen und Vollbeschäftigung erreicht. Freilich: Nach dem Mai stellten sich angesichts der Mil-

lionen Toten und der Trümmerwüsten und der verlorenen Heimaten die Gewichtsverteilungen anders 

dar, aber das Bild von den beiden Schalen existierte noch immer und auch diejenige, die so viel an 

Gewicht verloren hatte, war doch nicht ganz entleert. 

Kurzum: der Legende ging eine selektive, sezierende Betrachtungsweise voraus, die charakteristische 

Züge der Amoralität und des Egoismus trug. Dann geriet sie, es waren seit der Zerschlagung der 

Diktatur nur wenige Jahre vergangen, in die Literatur. Das war zu einer Zeit, da von Neofaschismus 

noch keine Rede sein konnte. Ein Beispiel für andere: 1950 erschien in der Bundesrepublik ein Buch, 

das wohl die erste Gesamtsicht auf die Jahre von Faschismus und Krieg gab. Es stammte aus der 

Feder des Vizeadmirals Kurt Assmann und trug den Titel Deutsche Schicksalsjahre. Historische Bil-

der aus dem zweiten Weltkrieg und seiner Vorgeschichte.2 Die Darstellung setzte im Jahre 1933 und 

mit einer Charakterisierung Hitlers ein. Der „Führer“ dürfe nicht schwarz in schwarzgemalt werden, 

forderte der Autor. Denn: „Es hat auch bei Adolf Hitler, vor allem in seinen Anfängen, manche wei-

ßen Stellen gegeben, das Unglück wollte es, daß sie von den schwarzen allmählich überwuchert und 

schließlich ganz erstickt wurden.“ Hitler sei nicht auf Krieg, sondern auf seine Friedensaufgaben aus 

gewesen. Mit dieser Behauptung folgte der Verfasser uneingeschränkt jener Selbstdarstellung des 

„Führers“, der behauptet hatte, er wäre von den „plutokratischen Kriegstreibern“ bei seinem Frie-

denswerk gestört worden. Assmann dann weiter: Keine Rede könne von Plänen zur Erringung der 

Weltherrschaft sein. Hitler habe doch von Großbritannien nichts gewollt, wenn man von den einzig 

aus Prestigegründen zurückverlangten einstigen deutschen Kolonien absehe. Nicht Expansion, son-

dern „Bekämpfung des Kommunismus“ hätte sich Hitler zur Lebensaufgabe gemacht. Dass die Wehr-

macht im Kriege dann in Land für Land einfiel, wäre jeweils durch militärische Gründe gefordert 

gewesen und bezeuge Eroberungsabsichten nicht.3 Hier war schon deutlich – mit dem Bild von 

schwarz und weiß, von Licht und Schatten also – formuliert, dass das Ausland für die Wege des 

Nationalsozialismus verantwortlich zu machen sei, nicht etwa dessen eigene Programmatik. 

Das Angebot war schon angesichts der zutage liegenden und während vor dem Hintergrund der Nach-

kriegsprozesse dokumentierten und bezeugten Tatsachen nicht behaupten können. Aber: Wo das In-

teresse fortdauerte, sich als durch Worte und Fakten Irregeführte darzustellen, entstand und kräftigte 

sich eben auch die Legende. Dieses Interesse geht mit dem Tode derjenigen nicht verloren, denen 

ihre Verbreitung zustattenkam. Zudem: Das Problem der Massengefolgschaft des Faschismus bleibt. 

 
2  Kurt Assmann, Deutsche Schicksalsjahre. Historische Bilder aus dem zweiten Weltkrieg und seiner Vorge-

schichte, Wiesbaden 1950. 
3  Ebd., S. 537 ff. 
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Seine Entschlüsselung macht zusätzliche Schwierigkeiten, wenn nicht danach gefragt wird, welche 

Prädisposition die Geschichte des deutschen Kapitalismus und Imperialismus bereits bis zum Jahre 

1933 für dieses Absinken in den Faschismus und in diesen Krieg bedeutete. Das Thema ist ungeliebt. 

Und die allgemeine und sich ausbreitende Tendenz weist dahin, gesellschaftliche Prozesse zu erklä-

ren oder besser: sie zu verklären. 

Geblieben ist auch eine Denkweise über den Faschismus, die bei dem schwarz und dem weiß, dem 

Licht und dem Schatten oder – nahezu akademisch – bei dem Einerseits und dem Andererseits stehen 

geblieben ist. Nicht jeder, der bei dieser Warte der Geschichtsbetrachtung stehen geblieben ist – oder 

sollte man lieber sagen: in diesem Loch der Geschichtsbetrachtung hocken blieb, ist jenen zuzuzäh-

len, die auf diese Weise ihre politischen Geschäfte betreiben. Nicht jeder Tischler, der einen wacke-

ligen Stuhl verfertigte, wollte das auch. Motive und Resultate können weit auseinanderfallen. Ver-

mögen und Unvermögen sind immer im Spiel und waren es vielleicht auch bei der Formulierung des 

folgenden Satzes über Prora: „Die Rolle der KdF, insbesondere der geplanten Groß-Seebäder, ist 

widersprüchlich. Einerseits sollten sie kulturelle Bedürfnisse der Arbeitenden befriedigen, kosten-

günstige Urlaubsplätze – auch für kinderreiche Familien – zur Verfügung stellen, zum anderen bil-

deten sie eine wirksame Form der ideologischen Beeinflussung im Sinne der NS-‚Volksgemein-

schaft‘, der geistigen Kriegsvorbereitung und ermöglichten in einem festen Rahmen die permanente 

Kontrolle der KdF-Urlauber.“ (Aus: Befreit Lichtblau, Prora – das erste KdF-Bad, S. 42) 

Das ist übrigens die einzige historisch-politische Aussage in einem Band, der inzwischen 1998 in 

sechster Auflage erschienen ist und also eine gewisse Verbreitung erfahren haben dürfte. Das Plädo-

yer, dem sich auch dieser Autor zeitgemäß anschließt, für eine „konsequente Auseinandersetzung mit 

diesem Denkmal“ trägt dieser Satz nicht. Schenken wir uns die falsche Zeitperspektive. In Wahrheit 

haben diese Seebäder nichts gebildet und nichts ermöglicht – glücklicherweise. Die meisten sind nicht 

begonnen und dieses hier nicht vollendet worden – glücklicherweise. 

Es geht wie seit den dreißiger Jahren um das Einerseits und Andererseits der Betrachtung, das doch 

besagt: Wären da nicht Ideologie und Kontrolle geplant gewesen, dann ließe sich über das Unterneh-

men ja reden. Die Stichworte lauten dann: Kulturell, kostengünstig, kinderfreundlich. Und wer 

wünscht sich 2000 nicht einen solchen Urlaubsplatz? Um es noch einmal zu sagen und um nicht 

missverstanden zu werden, das ist gewiss keine Parteinahme für faschistische Praktiken, doch es 

spricht sich in dem Satze zumindest ein Miss-, wenn nicht ein Unverständnis über den Faschismus 

aus. Und eine Methode des Rückblicks in die Geschichte, die denkbar eng ist und im vollständigsten 

Sinne – das Wort ist etwas aus der Mode gekommen, gehörte aber keineswegs nur zum Wortschatz 

der geschmähten historischen Materialisten – undialektisch. Diese Art, die Geschichte von Faschis-

mus und Krieg zu bewältigen, teilt, was zusammengehörte. Massenhaft verbreitet war sie in den Me-

moiren derer, die an führendem oder kommandierendem Platz gestanden hatten, namentlich in den 

Memoiren der Generale und Generalstäbler, welche in der BRD seit den fünfziger Jahren auf den 

Buchmarkt gelangten und teils Bestseller wurden. Sie schrieben über den Krieg, genauer: über 

Kriegshandlungen und -abläufe, ohne ein Wort über die Gesellschaft zu sagen, aus der dieser Krieg 

geboren wurde, ohne einen Satz darüber zu verlieren, welchen Zwecken und Zielen dieser Krieg ge-

dient hatte. Die Militär- und Kriegsgeschichtsschreibung ist über diese Praxis seit den siebziger Jah-

ren hinweggegangen und hat sie – wenn auch vielleicht nicht deutlich und nicht laut genug – kritisiert. 

Heute, und davon überzeugt der Gang in nahezu jede Buchhandlung des Landes, hat sich dieses Ver-

fahren weitgehend in die Technikgeschichte zurückgezogen. Den jüngsten Beweis dafür bietet eine 

Ausstellung des Deutschen Schifffahrtsmuseums in Bremerhaven, die sich mit dem U-Boot-Kon-

strukteur Hellmuth Walter, einem Techniker befasst, wozu der 100. Geburtstag Walters zum Anlass 

diente. Der aus Wedel bei Hamburg stammende Ingenieur entwickelte während des Zweiten Welt-

krieges spezielle Antriebe für Torpedos, Raketen und vor allem für U-Boote. Zunächst hatte er bis 

1935 im Auftrag des Oberkommandos der Marine bei der Germaniawerft in Kiel an der Entwicklung 

einer Gasturbine teilgenommen und bereits 1933 versucht, diese auch für U-Boot-Triebwerke zu ver-

wenden. Als Treibstoff wählte er Wasserstoffsuperoxid, was die Boote bei der Unterwasserfahrt von 

Sauerstoff unabhängig machen sollte. Die meisten seiner Projekte gelangten vor 1945 nicht mehr in 
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ein nutzungsfähiges Stadium. Gegen Vorwürfe, die sich schon vor der Eröffnung der Ausstellung am 

26. August erhoben, erklärten die Initiatoren, in der „relativ kleinen“ Ausstellung selbst sei kein Platz, 

sich ausführlich mit dem Leben des Konstrukteurs auseinanderzusetzen, der nach dem Zweiten Welt-

krieg wie andere deutsche Fachleute für die US-amerikanische Raumfahrtbehörde NASA gearbeitet 

hat und der 1980 verstarb. 

Doch niemand muß sich in solche Vorführungen bemühen. In großen Formaten werden Bild-Text-

Bände angeboten, in denen sich der Leser an den Fortschritten der Kriegstechnik delektieren kann, 

ohne etwas Aufklärendes darüber zu erfahren, was geschah, als sie eingesetzt wurde, beispielsweise 

– um ein Ereignis zu erwähnen, das sich dieser Tage zum 60. Male jährt – beim Masseneinsatz der 

Heinkel- und Junkers- und Messerschmitt-Flugzeuge gegen die Wohnviertel Londons, womit ein 

neues Blatt in der Luftkriegsgeschichte aufgeschlagen und zum ersten Mal das Ziel verfolgt wurde, 

die Zivilbevölkerung des Feindes gegen die Weiterführung des Krieges aufzubringen, damit sie den 

Sturz der Regierung – damals der Churchills – bewirkte und die Kapitulation erfolgte. Das erinnert, 

wie sich leicht erkennen lässt, an die Praxis, die in Jugoslawien 1999 geübt wurde – wobei die Re-

gierung Milošević nicht ein Pendant zu der Churchills darstellt so wenig wie zu der Hitlers. 

Die Faszination der Technik betrifft einen Bezirk, dem die Architektur benachbart ist. Und in der Tat 

kann kaum jemand an den Bauten in Prora vorbeigehen, ohne ins Nachdenken oder auch ins Grübeln 

darüber zu geraten, was waren das für Leute, die solche Gebäude errichteten, was war das für eine 

Zeit, in der sie entstanden und wie weit – das wäre schon ein hoher Anspruch – haben sich Bewohner 

der mitunter Germanengrills genannten Betonburgen an den Stränden vorzugsweise des Mittelmeeres 

von jenen Leuten und von jener Zeit entfernt. In dieser geistigen und emotionalen Herausforderung 

liegt eine Chance. Nur welche? Für das Geschäft ebenso wie für die Aufklärung. 

Reden wir von der Aufklärung und machen wir uns die Sache nicht zu einfach. Fragen wir also zu-

nächst: In sie in diesem Punkte wirklich noch nötig? Und wenn ja, worauf soll sie dann zielen? Diese 

Fragen stellen sich zudem in einer Zeit, in der unter Deutschen immer wieder aufs Neue diskutiert 

wird, ob wir nicht bereits zu viele Stätten des Gedenkens, des Erinnerns und des Aufklärens über 

diese Jahre besitzen und was denn ihr Nutzen sei, wenn Tatsache geworden ist, dass sich in der Bun-

desrepublik seit Jahren und sich häufend politisch motivierte Morde an „Fremden“, an „Ausländern“, 

an Dunkelhäutigen, allgemein an Angehörigen anderer Minderheiten aneinanderreihen. 

Sinn macht Aufklärung offenbar doch nur, wenn sie erklärt, wie menschliche Gesellschaften in fa-

schistische Zustände geraten sind und warum das geschehen konnte. Beschreibung ist ebenso verlangt 

wie Analyse, die das Warum einbegreift, nachdem freilich immer seltener noch geforscht wird. Und 

was die übergroße Zahl der Nachgeborenen anlangt, die Zeitzeugen sterben aus, so gewinnt der Rück-

blick in Zeiten vor deren Geburt erfahrungsgemäß nur Interesse, wenn von Alternativen menschli-

chen Verhaltens und Handelns die Rede ist, die mit den heute existierenden eine gewisse Parallelität 

oder Ähnlichkeit aufweisen. Warum haben sich meine Großeltern oder Urgroßeltern so und nicht 

anders verhalten? Wie haben sie sich in der begrenzten Zahl von Möglichkeiten verhalten können 

und wann und unter welchen Bedingungen erweiterten oder verengten sich diese Möglichkeiten? 

Also, was haben sich denn diese Vorfahren so gedacht, als ihnen der Hitler mit dem KdF-Urlaub, den 

KdF-Schiffen und den KdF-Seebädern und dem Volkswagen kam? Haben sie das begeistert begrüßt, 

es womöglich als die goldenen Ketten in einem erträglichen Leben angesehen, das sich vorteilhaft 

vom Elend der Krisenzeit abhob? Haben sie sich, im Einklang mit der Nazipresse, als die gegenüber 

den Fremden herausgehobene Arbeiterschaft gesehen, als die „deutschen Arbeiter“, die Urlaub ma-

chen könnten wie der „deutsche Generaldirektor“? Was haben sie sich gedacht, als sie am Eingang 

von Urlaubsorten lasen, Juden seien hier unerwünscht oder als sie die entsprechenden Fotos in ihren 

Zeitungen sehen konnten? Warum haben sie sich, nimmt man die Summe unter dem großen End-

strich, so grundlegend und schließlich für viele von ihnen folgenreich und für nicht wenig verhäng-

nisvoll geirrt? 

Prora gehörte in ein gesellschaftspolitisches System und wie es selbst im Werden war, befand sich 

auch dieses System im Werden. Folglich ist es nur in ihm zu begreifen. Die faschistische Diktatur 
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war auf dem Wege, die vollständige Versöhnung und Harmonisierung der Deutschen zu erreichen, 

unabhängig davon, welche Stellung sie ganz oben oder ganz unten in dieser Gesellschaft einnahmen. 

Jeder sollte, wenn er nur als „Arier“ anerkannt war, in dieser Gesellschaft und durch sie gewinnen 

und zwar in ganz materiellem Sinne. Niemand sollte verlieren. Eine Umverteilung der Reichtümer 

der Gesellschaft war nicht vorgesehen. In der Propaganda wurde diese Besserung und Begüterung 

allen versprochen. Erreicht werden sollte sie auf dem Wege von „deutscher Arbeit“, „deutscher 

Volksgemeinschaft“, einer Wirtschaft ohne Streiks und andere Störungen. „Deutschland arbeitet“ – 

lautete eine der Losungen. Wofür? Zu einem erheblichen und unausgesetzt wachsenden Teil für die 

Hochrüstung und für den bereits seit den Tagen seiner Etablierung fest ins Visier genommenen Krieg, 

der schon in den Zeiten der Weimarer Republik der Fixpunkt der deutschen Revanchisten und na-

mentlich der Naziführer gewesen war. Den wollte die Masse der Deutschen nicht, aber sie schufteten 

für ihn, sich selbst – seit 1938 und in den Monaten der Vorkriegskrise – mit dem Gedanken betrügend, 

der Führer werde die Geschichte schon am Rande des Krieges entlangsteuern. 

Prora gehörte in ein Konzept, das die Bereicherung aller Deutschen auf dem Wege von Krieg und 

Eroberung vorsah und deshalb lässt es sich nicht wahrheitsgemäß mit der Formel „Einerseits – ande-

rerseits“ darstellen. Dieses und die künftigen ähnlichen Unternehmen – im Kriege war dann auch 

schon von solchen auf der Krim die Rede – waren nur zu verwirklichen, wenn die Deutschen auf 

Kosten der Nichtdeutschen lebten. Diese Behauptung ist massenhaft belegt durch die Vorstellungen 

der Machthaber in Politik und Wirtshaft, aber auch durch die überlieferten Erwartungen vieler kleiner 

Leute. Wenn man nur etwas riskiere, sagte Göring vor Flugzeugindustriellen, dann käme auch die 

Zeit, da „wir“ reich seien und uns die Welt gehöre. Hitler bezeichnete den Generalen die Boden-

schätze anderer Länder als Kriegsziele, während öffentlich von dem „uns aufgezwungenen Krieg“ 

geredet wurde. Goebbels sprach im Kriege dann vom Gesundstoßen. Der „Führer“ sorgte dafür, dass 

die führenden Militärs, wenn sie es denn wollten, zu Gütern kamen, oder ließ ihn Dotationen zukom-

men, die sie zu reichen Leuten machten. Von diesem „Kuchen“ sollte jeder etwas abbekommen. Nicht 

jeder gleich viel. Aber doch auch die Arbeiter. Schon im Kriegsverlauf, in diesen Monaten wird daran 

erinnert und auf eine beschämende Weise zudem, dass die Deutschen bereits im Kriege daran ge-

wöhnt wurden, immer mehr andere für sich schuften zu lassen und das zumeist zu Bedingungen, die 

niemand von ihnen hätte teilen wollen. Prora wäre – keine Frage und keine rückwärtsgewandte Pro-

phetie – unter Verwendung von Kriegskontributionen fertig gebaut und unterhalten worden. Wer, so 

ließe sich eine bekannte Forderung abwandelnd sagen, von Prora reden und vom Krieg und dessen 

Zielen schweigen wollte, der sollte nicht zu reden beginnen. 

Und wo wären diejenigen hergekommen, die sich hier nach dem „Endsieg“ erholen sollten? Aus 

welchem besetzten Land, aus welchem der Reichsprotektorate, Generalgouvernements und Reichs-

kommissariate wären die Sommergäste hier angereist? Und von welchen Arbeiten und Werken hätten 

sich die deutschen Arbeiter und Angestellten, die auf irgendeiner Stufe der Herrenrasse rangierten, 

hier entspannen sollen? Lassen sich solche Fragen von Prora wegdenken? Nein, es bleibt nichts für 

das „Einerseits“ und das „Andererseits“. Nur wem der Gedanke gefällt, dass die Deutschen auf Kos-

ten anderer leben und wohl leben sollten, dem kann der Gedanke an diesen Ort, wie die Faschisten 

sich ihn vorstellten und wie er gestaltet worden wäre, gefallen. 

Die Legende von den schönen Seiten des Nationalsozialisten braucht indessen nicht nur Stoff wie 

den beschriebenen, sie kann sich nicht nur an tote Gegenstände und Projekte knüpfen. Sie braucht, 

namentlich wenn sie junge Leite erreichen soll, Vorbilder. Da steht es schlecht. Es werden nur drei 

Personen aus der Zeit des Aufstiegs und der Herrschaft des deutschen Faschismus angeboten, auf die 

in der Absicht zurückgegriffen wird, sie als die „wahren Nationalsozialisten“ zu präsentieren. Zum 

einen ist das Horst Wessel, der Berliner SA-Sturmführer, der das Opfer von individuellem Terror 

wurde. Zum anderen Gregor Strasser, der als „linker“ Nationalsozialist angesehen wird, bis Ende 

1932 Reichsorganisationsleiter der NSDAP war und 1934 während der als Röhm-Putsch bezeichne-

ten Aktion umgebracht wurde. Beider Konturen – die Wessels wie die Strassers – verschwimmen und 

sind nicht markant genug, um das Idol abzugeben. Anders steht es mit Rudolf Heß, dessen Leben 

ungleich plastischer war und dargestellt werden kann. Er ist in der Tat der Bezugspunkt von Neonazis 
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geworden und dafür schien er ihnen aus mehreren Gründen geeignet. Erstens war er eine auch in 

älteren Jahren noch sportliche Erscheinung. Er verstand sich auf das Fliegen und errang dabei Preise 

in Wettbewerben. Zweitens stach er auch im Bewusstsein der Zeitgenossen von manchen und nicht 

wenigen Nazigrößen dadurch ab, dass er nicht dazu neigte, protzend hervorzutreten. Er war der Mann 

im „schlichten Braunhemd“, der treue Gefolgsmann seines Führers, der sich nirgendwo in den Mit-

telpunkt stellte. Drittens war er nicht mehr an jener Phase des Regimes beteiligt, da die Massenver-

brechen begangen wurden, die Ermordung der Juden und der Sinti und Roma und die millionenfachen 

Tötungsverbrechen an den sowjetischen Kriegsgefangenen. Denn er verließ Deutschland am 10. Mai 

1940. Viertens tat er das – angeblich – in friedenstiftender Absicht, was ihn geeignet macht, den 

„wahren Nationalsozialisten“ und den Krieg weit auseinanderzurücken und als Gegensätze darzustel-

len. Fünftens eignet sich sein Leben nach 1945 dazu, ihn zu einem Opfer der Siegermächte zu stili-

sieren, ihn in den Rang eines Märtyrers für seine – eben die reine Idee – zu erheben. Das ist ziemlich 

fiel an Nutzungsmöglichkeit und zu der kam hinzu, dass so niemand recht wusste, was der Mann 

eigentlich in den Jahren getan und getrieben hat, in denen er als Hitlers Stellvertreter für die Partei-

angelegenheiten, als Reichsminister und in weiteren Funktionen für die Festigung des Regimes sorgte 

und dessen Weg in den Krieg ebnen half. Unwissen und Halbwissen, wobei „Halb“ bereits eine Über-

treibung darstellt, bilden auch hier den Boden für die Heß-Legende, die ein personifizierter Spezial-

fall der Legende von den schönen Seiten des Nationalsozialismus darstellt. 

Worauf es ankommt, ist die Klarstellung, dass der Faschismus und seine deutsche Spielart zumal, ab 

ovo, d. h. von der Idee an und mit ihr beginnend von verbrecherischer und antihumaner Natur war. 

Das unterscheidet ihn von vielen anderen gesellschaftlichen Konzepten grundsätzlich, auch von der 

des auf Marx und andere Theoretiker zurückgehenden Sozialismusidee und -programmatik, wie 

selbst ziemlich hartgesottene Parteigänger der Totalitarismus-Doktrin zugeben müssen. Um diese 

Natur der Ideologie der Faschisten wahrzunehmen, genügen wenige Blicke in Hitlers Schrift „Mein 

Kampf“, deren Erscheinen auf dem deutschen Buchmarkt sich eben zum 25. Male jährte. Geballt 

findet sich dort Rassismus, Antisemitismus, die Verherrlichung der Gewalt und des Krieges, der Er-

oberung und der Unterdrückung und – nicht zu vergessen – eine abgrundtiefe Verachtung auch der 

Masse des eigenen Volkes, die nur als knetbarer Stoff angesehen wurde, brauchbar als die unentbehr-

liche, massenhaft und beliebig verfügbare Hilfskraft zur Aufrichtung und – wie gedacht – Behauptung 

eines Weltreiches. 

Ein Urlaubsplatz in Prora unter den Hakenkreuzfahnen – das hatte aus der Sicht der Führer nichts mit 

einer inneren Beziehung zum Volke und dessen kultureller Erhebung zu tun. Wie eine Maschine geölt 

werden müsse, damit sie reibungslos funktioniere, schrieb einer der Propagandisten von KdF, so 

müssten ab und zu auch die Menschen überholt werden. Prora sollte ein solcher Öl-Platz sein für 

Menschen, die nach den Zwecken und Zielen, denen sie sich dienstbar machten, nicht fragen sollten 

und nicht einmal durften. Das Seebad für 20.000 deutsche Herrenmenschen, die sich am Schicksal 

der Sklaven uninteressiert zeigten. 
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Eingeschränkte Bewältigung 

des „dunkelsten Kapitels deutscher Geschichte“ (2011) 

Seit Monaten erlebt die Bundesrepublik eine merkwürdige Konjunktur. Sie betrifft die Beschäftigung 

mit jenen zwölf Jahren, die in einer Umschreibung häufig als das „dunkelste“ Kapitel der deutschen 

Geschichte bezeichnet werden. Diese Benennung trägt selbst nicht eben zur Erhellung bei, vermeidet 

aber den Ausdruck „nationalsozialistische“ Diktatur, mithin jenen Etikettenschwindel, der den Be-

trügern um Hitler diente. Von dieser Konjunktur zeugt eine Vielzahl von Ausstellungen da und dort, 

das Erscheinen von Büchern, deren Vorstellung zelebriert wird, dazu öffentliche Erinnerungen an 

verschiedenste Ereignisse und Personen. Jüngsten Schub gar dem der 50. Jahrestag des Beginns des 

Prozesses gegen den Massenmörder Adolf Eichmann in Jerusalem. Zuvor wurde in Berlin vor großem 

Publikum das Buch das „Amt“ vorgestellt, Arbeit einer Historikerkommission, die sich im staatlichen 

Auftrag mehrere Jahre lang mit der Erforschung der Geschichte des Auswärtigen Amtes im „Dritten 

Reich“ und in der Bundesrepublik befasste. Ähnliche Unternehmen galten anderen Einrichtungen, 

ohne dass sie vergleichbare Aufmerksamkeit hätten erregen können. Untersucht haben Historiker die 

Geschichte von Orchestern und Krankenhäusern in eben jenen 12 Jahren, seltener die von wirtschaft-

lichen Unternehmen. Aus den jüngst veröffentlichen Ergebnissen vieljähriger Forschungen ragt wegen 

ihres Gegenstandes ebenso wie durch ihre Qualität die Geschichte der Erfurter Fa. Topf & Söhne 

heraus, die Verbrennungsanlagen für Konzentrations- und Vernichtungslager produzierte. Eine neue 

Generation von Geschichtswissenschaftlern, Enkel der Zeitgenossen der Nazidiktatur, hat sich der 

Gegenstände und Themen angenommen. Darunter ist eine erhebliche Zahl von jungen Frauen, auch 

dies ein Wandel im Personal beteiligter Wissenschaftler. Überragt wurde all das durch die Ausstel-

lung „Hitler und die Deutschen“, die das Deutsche Historische Museum bot. Sie zog Besucher in Mas-

sen an, die anfangs eine Stunde und mehr Geduld brauchten, in die Säle des Pei-Baus zu gelangen. 

Solche Konjunktur ist keine neue Erscheinung. Neu ist aber, dass sie ihren Ausgangspunkt nicht in 

einem einzelnen Ereignis oder Vorfall besitzt. Das war der Fall, als sich 1986 ein Streit an einem 

Aufsatz des Historikers Ernst Nolte entzündete, der versuchte, den Ursprung der Naziverbrechen aus 

der deutschen in die sowjetische Geschichte zu exportieren. Es entzündete sich der sogenannte His-

torikerstreit. 1995 löste die Ausstellung über die Wehrmacht und ihren Anteil an Kriegs- und Mensch-

heitsverbrechen, die ihren Weg von Hamburg aus nahm, eine Konfrontation aus, die weit über die 

Zunft hinausreichte, auch in parlamentarischen Gremien tobte. Heute: nichts von alledem, kein pro-

vokatorisches Vorkommnis. Gehen die Deutschen mit diesem Teil ihrer Geschichte gelassener um? 

Sind sie darauf gefasst, dass Entdeckungen über die Rolle ihrer Vorfahren als mehr oder weniger 

dichte Gefolgsleute der Nazidiktatur – wie eben im „Fall“ Luise Rinser – nicht erschöpft sind? Oder 

fehlt den jetzt erörterten Themen nur die Brisanz, fordern sie nicht zur Parteinahme heraus? 

Zunächst: Bei den Aussagen, die mit der Wehrmachtsausstellung getroffen wurden, ging es ums 

Ganze, letztlich um die Rolle einer Nation und die von Millionen Männern, Vätern und Großvätern, 

um die Ehemänner noch Lebender. Es ging, meinten viele, um das Ansehen der Deutschen, die sich 

ein halbes Jahrhundert nach Kriegsende in der Welt ein neues verschafft hatten und von denen eine 

Mehrheit sich weigerte, in die Abgründe ihrer Geschichte und von Biographien ihrer jüngsten Vor-

fahren zu blicken. Was heute über Vor-Krieg und Krieg neu erscheint, betrifft, daran gemessen, Ein-

zelnes, seien es Personen oder Ereignisse. Ein Blick auf den Büchermarkt und in die Fachzeitschriften 

bestätigt das. Da findet sich die Geschichte einer Gestapo-Agentin, die der Universität Tübingen, der 

Sudetendeutschen im Krisenjahr 1938, der gewaltsamen „Eindeutschung“ polnischer Kinder, der 

Sonder- und Ehrenhäftlinge der SS, eines Nazis der ersten Stunde, des Landeshauptmanns der Pro-

vinz Westfalen, usw. usf. 

Keiner dieser und vielen ähnlichen Arbeiten soll ihr Verdienst abgesprochen werden. Zudem sind die 

Autoren zumeist „Einsteiger“ und mit dem Vorgelegten ist über die Ausweitung ihres Interesses 

nichts gesagt. Doch der Buchmarkt bietet zu einem Großteil Schriften von Historikern für Historiker. 

Die gab es immer. Es stellt sich die aber die Frage nach der Gewichtung der forschenden Aufmerk-

samkeit für das Einzelne, das Besondere und das Allgemeine. 2009, ein Jahr nach er Londoner Ausga-
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be, erschien in München der dritte Band einer Gesamtdarstellung „Das Dritte Reich“. Sein Autor 

Richard J. Evans ist Professor für Moderne Geschichte an der Universität Cambridge. Ein Rezensent 

bemerkt: „Die deutsche Geschichtswissenschaft muss sich allerdings die Frage gefallen lassen, wa-

rum gut lesbare Gesamtdarstellungen fast ausschließlich aus der Feder von englischen und amerika-

nischen Historikern stammen.“ 

Wie die Angesprochenen antworten würden, sei dahingestellt. Doch müssten sie darauf kommen, 

dass sich in der Geschichtspublizistik eine deutliche Tendenz zur Verweigerung gegenüber weiteren 

Zusammenhängen und mehr noch gegenüber der Frage, die als Königsfrage auch der Historiographie 

gilt: Warum? Die Ausstellung „Hitler und die Deutschen“ haftete an den Erscheinungsformen der 

Gefolgschaft und vor allem, sie suchte die Volksmassen für den Sieg des Faschismus über die Re-

publik verantwortlich zu machen, die sich nach starker Führung sowie nach sozialer Gemeinschaft 

und sozialem Aufstieg gesehnt hätten, sich freilich dabei in der Adresse irrten. Es passte zu dieser 

Weißwäsche des Kapitals, dass im Begleitprogramm zwar das Werk Leni Riefenstahls gezeigt, aber 

kein einschlägiger DDR-Film vorgeführt wurde. Beim Auftrag des Museums mag das nicht wundern. 

Anders bei der eben eröffneten Wanderausstellung im Haus des DGB in Berlin. Die hochverdiente 

und verdienstvolle Erinnerung an verfolgte Gewerkschafter, ermordete und überlebende, versackt im 

Autobiographischen. Dass Gewerkschafter die Nazipartei auch und nicht zuletzt deshalb bekämpften, 

weil sie eine Partei des großen Kapitals war, kein Wort davon. Während die Gewerkschafter in die 

Konzentrationslager verschleppt wurden, ihr organisierter Widerpart, der Reichsverband der Deut-

schen Industrie und dessen nun zum Führer erhöhter Präsident die „Adolf Hitler-Spende der deut-

schen Wirtschaft“ ins Leben rief, wird nicht in einem Nebensatz erwähnt. Auf den derzeit verfertigten 

Geschichtskarten jener dunklen Jahre nehmen „weiße Flecke“ und Tabuzonen, wegen deren Respek-

tierung Historiker in DDR-Zeit zu Recht gescholten wurden, erheblich zu. Daran könnte sich schon 

ein Streit entzünden. Doch will ihn offenbar keiner auslösen. Beliebt kann man sich damit in der 

Zunft nicht machen. 
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Rassenideologischer Vernichtungskrieg? 

Noch einmal: Zur Unangemessenheit eines konjunkturellen Begriffs 

Seit Wochen ist hierzulande eine Debatte darüber in Gang gekommen, wie dieser achte Maitag des 

Jahres 1945 benannt werden soll. Die Skala umfasst Niederlage, Kapitulation, Kriegsende, Zusam-

menbruch, Untergang, Stunde null, Erlösung, Befreiung. In dieser Reihe handelt es sich nicht um 

einander ausschließende Bestimmungen. Beleuchtet werden verschiedene Seiten eines Ereignisses. 

Der Begriff Befreiung wertet und sagt, ohne es konkret zu bezeichnen, etwas über das Davor und 

Danach. Und er besitzt auch seine Tücke. Auf die Deutschen angewendet, suggeriert er, dass sie nicht 

anders als die Geschundenen in den vordem von ihnen besetzten, ausgebeuteten und ausgeraubten 

Ländern befreit worden seien. Er ermöglicht, die Deutschen allesamt als von der faschistischen Herr-

schaft Unterdrückte, nun von ihr Befreite darzustellen und derart über ihre Rolle zu schweigen. 

Über der Frage, wie das Kriegsende 1945 benannt werden soll, ist eine andere weithin ungestellt 

geblieben. Sie scheint geklärt zu sein. Gemeint ist die Frage, was für ein Krieg da eigentlich zu Ende 

ging. Auch auf diesem Felde konkurrieren verschiedene Bezeichnungen. Unumstritten ist die Kenn-

zeichnung Zweiter Weltkrieg, in der sich nicht nur eine Zählung ausdrückt, sondern mit der eine 

Beziehung des Krieges von 1914 bis 1918 zu dem von 1939 bis 1945 hergestellt wird. In der Sowjet-

union hatte der Krieg die Bezeichnung Großer Vaterländischer Krieg erhalten, womit das Geschehen 

Massen mobilisierend eine Gedankenbrücke zum Kampf des russischen Volkes gegen die Heere Na-

poleons bekam. 

In der Bundesrepublik wurde die Bezeichnung Hitlers Krieg gebräuchlich, die den „Führer“ zweck-

dienlich als alleinigen Urheber des Krieges erscheinen ließ. Dagegen stand in der DDR intellektuell 

die verbreitete Kenntnis der Schriften des Georgi Plechanows über die Rolle der Persönlichkeit in der 

Geschichte. Weithin bekannt war auch Bertolt Brecht Gedicht Fragen eines lesenden Arbeiters mit 

der auf Cäsars Zug nach Gallien gemünzten Verszeile gewandt: „... Hatte er nicht wenigstens einen 

Koch bei sich?“. Da jedoch das politisch-ideologische und Klasseninteresse an der Verkürzung der 

Verantwortlichkeit für den Krieg sich in Bundesdeutschland erhalten hat, hilft kein Argument, diese 

Kennzeichnung dorthin zu befördern, wo sie hingehört. 

Indessen: Höhere Ansprüche bleiben so doch unbefriedigt. Diese Kennzeichnung ist auch nicht ex-

portfähig. In der Wissenschaft geboren, ist die Charakteristik des Teils des Zweiten Weltkrieges, der 

hauptsächlich auf das deutsche Konto geht, ein anderer gehört auf das japanische, als rassenideolo-

gischer Vernichtungskrieg inzwischen in die ein wenig anspruchsvollere Publizistik gelangt, wiewohl 

sie äußerste Anspruchslosigkeit bezeugt. Welche Unterscheidung wird damit vorgenommen? Hat es 

je einen Krieg gegeben, der nicht auf Vernichtung zielte? Vernichtungskrieg ist bei nur flüchtigem 

Hinsehen als weißer Schimmel oder schwarzer Rabe erkennbar. Denn stets ging es darum, den Geg-

ner auf dem Schlachtfeld zu vernichten und ihn zur Aufgabe des Kampfes zu zwingen. Je stärker das 

Aufgebot, je „moderner“ die Mittel, je länger die Kriege, je rücksichtsloser die Kriegführung, umso 

größer die Masse und die Zahl des Vernichteten. Doch war bloße Vernichtung auch das Kriegsziel? 

Allenfalls als Ausnahme oder Zusatz. In der Mehrzahl aller Fälle ging es um Eroberung, Raub von 

Reichtümern, auch von Frauen und Kindern, Unterwerfung von Menschen zur Nutzbarmachung für 

die Sieger, Gewinnung von Positionen für den folgenden Krieg. 

Der Begriff Vernichtungskrieg verdeckt, um welcher Ziele willen dieser Zweite Weltkrieg von 

Deutschland geführt wurde, mit einer Einschränkung allerdings. Es lässt sich in ihn hineinlesen, dass 

das erstrebte Imperium unter dem Hakenkreuz stets auch ein Regime der kontinuierlichen Menschen-

vernichtung geblieben wäre. Doch diese, wie grausam und barbarisch gedacht, wäre immer ein Herr-

schaftsmittel gewesen, eingesetzt nach dem Kalkül eigenen Nutzen und Nachteils und nicht – jeden-

falls im generellen nicht – aus nackter Willkür, bloßem Vernichtungsdrang und sadistischer Mordlust. 

Das attributive rassenideologisch – der Begriff, der dem weißen Schimmel aufgesattelt ist, soll diesen 

Krieg von anderen unterscheidbar, ihn unverwechselbar markieren. Er hebt ab auf die geistige und 

mentale Verfassung derer, die ihn führten. Rassenideologisch – damit sollen die Antriebe erfasst und 
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eine Erklärung für das barbarische Vorgehen der Einsatzgruppen, der Polizeibataillone, der Wehr-

macht und der vielen Besatzer gegeben werden. Nun kann kein Streit darüber entstehen, dass ohne 

den antihumanen Gedanken- und Gefühlshaushalt, mit dem eine nicht zu bestimmenden Zahl von 

Deutschen in den Krieg ging, in dessen Verlauf sich zudem ein Prozess vollzog, der sich Barbarisie-

rung der Barbaren nennen lässt, die Verbrechen nicht hätten verübt werden können, die auf dem Ge-

schichtskonto der Deutschen stehen. Fraglich hingegen ist, ob – hat man das Interesse der Regime-

führer im Blick – die Rassenideologie das für ihre Entscheidungen ausschlaggebende Moment war, 

das sie auf ihrem Weg in den Krieg, im Kriege und bei der Formulierung und Verfolgung ihrer 

Kriegsziele leitete. Haben sie diesen Krieg vorbereitet und geführt, um ihren Rassismus zu befriedi-

gen und auszutoben? Dass sie das taten und wollten und darüber auch Befriedigung empfanden, ist 

ebenso sicher bezeugt wie kein Zweifel ist an ihrer Gnadenlosigkeit gegenüber den Untermenschen 

möglich ist. Sie meinten mit dieser Praxis die Brücken hinter sich abgebrochen zu haben. Es waren 

die Brücken zu allem, was von menschenfreundlicher Gesinnung war. 

Die ideologische Verfassung dieser, wie heute gesagt wird, Kriegsherren war unabdingbar Voraus-

setzung für Tötung oder Ermordung der Juden, von Millionen sowjetischer Kriegsgefangener, von 

Zivilisten in den eroberten Gebieten, die dem Hunger überlassen und dem Verhungern preisgegeben 

wurde. Erschöpfen sich aber die Antriebe im Ideologischen? Die das glauben, verfechten abenteuer-

liche Thesen wie: der Vorstoß in den Kaukasus habe nicht auf Ölvorkommen und weitere Reichtü-

mer, sondern auf die Vernichtung der dort lebenden (Berg-)Juden gezielt. Die Formel von der Ras-

senideologie als dem Kriegsmotiv lässt die imperialistischen Eroberungsziele entweder ganz außer 

Betracht oder stellt deren Bedeutung und Rang auf eine Stufe, auf der sie als Charakteristik des We-

sens dieses Krieges nicht benötigt werden. Sie dient als Blende vor der Frage nach den materiellen 

Zielen und den an ihnen Interessierten. Sie belässt die Antworten auf das Warum dieses Krieges im 

Bereich von Ideologie und Moral, wie das aktuell wieder im Falle des Krieges gegen den Irak ge-

schieht, als dessen Antriebe ebenfalls ausschließlich ideologische (Schaffung der Demokratie) und 

moralische (Beseitigung des Bösen) angegeben werden. 

Die Verwendung des Begriffs rassenideologischer Vernichtungskrieg, absichtsvoll gerichtet gegen 

die Markierung der gesamtgesellschaftlichen Ursprünge und der imperialistischen Ziele dieses Krie-

ges, besitzt zwar eine geschichtspolitische Funktion: er ist bestens geeignet, Geschichte so darzustel-

len, dass sie die gegenwärtige Gesellschaft und den Staat dominierenden Kräften keine Probleme 

macht. Wissenschaftlich taugt er wenig. Was sich aus ihm heraus- oder in ihn hineinlesen lässt, wiegt 

seine Nachteile für das Eindringen in Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge von Faschismus und Krieg 

bei weitem nicht auf. Und: Erst wenn dieser Kriegscharakter zutreffend bestimmt wird, lässt sich 

auch vollständig sagen, wovon die Deutschen am 8. Mai 1945 befreit wurden. 
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Eindringlinge. Zur Frühphase der Durchbrechung des Bildungsmonopols 

Diskussionsbeitrag auf der Konferenz in Jena am 26./27. Oktober 2001 

Zu den einfältigsten Äußerungen, die jüngst über die Geschichte der DDR zu hören und zu lesen 

waren, gehört die Behauptung, in ihr hätten die Erfahrungen der deutschen Sozialdemokratie keine 

Rolle gespielt und das habe sich besonders verhängnisvoll ausgewirkt. Gewiss, denkt man an Ereig-

nisse wie den August 1914, oder an Personen wie Gustav Noske, so trifft sicher zu, dass aus dieser 

Tradition der deutschen Sozialdemokratie keinerlei Anleihen genommen wurden. Hält man sich aber 

die Devise, ja den Schlachtruf Wissen ist Macht vor Augen, denkt man an die Bestrebungen der Ar-

beiterbildung und die vielfältigen Anstrengungen der sozialdemokratischen Arbeiter, Mitglieder, 

Funktionäre und Führer, ihr Wissen und mit ihm ihr Weltbild zu erweitern, dann kann nicht bezwei-

felt werden, dass die aufeinander zugehenden beiden Arbeiterparteien dieses Erbe 1945 sofort auf-

nahmen und zu mehren suchten. Wenn sie, das konnte keinen Streitpunkt bilden, in der Gesellschaft 

eine dominierende Rolle gewinnen wollten, dann brauchten sie in ihren eigenen Reihen stehende 

Menschen, die über mehr und höheres Wissen verfügten, als der Masse der Arbeitenden in den Schu-

len des deutschen Kaiserreiches, der Weimarer Republik und des Faschismus beigebracht worden 

war. Diese Einsicht wurde auch in Thüringen schon 1945, die Universität Jena war gerade eröffnet 

und noch keineswegs wieder funktionstüchtig, Rechnung getragen. Ohne – die Verleitung liegt nahe 

– hier allzu sehr ins Autobiographische zu geraten, soll doch daran erinnert sein, dass die Landeslei-

tung der Kommunistischen Partei in Thüringen, damals mit dem Sitz in Weimar, bereits im Herbst 

1945 junge Mitglieder der KPD und der SPD zu Kurzlehrgängen einlud, deren Zweck es war, für 

deren Teilnehmer die Weichen für ihre weitere Ausbildung oder auch ihren momentanen Einsatz zu 

stellen. Den einen wurde nach einem abschließenden Gespräch mit dem Leiter des Kurses, Stefan 

Heymann, einem Überlebenden von Auschwitz und Buchenwald und früheren Redakteur kommunis-

tischer Zeitungen, der nahezu die gesamten 12 Jahre in Gefängnissen und KZ hatte verbringen müs-

sen, die Jenaer Vorstudienschule (seit dem 10. Oktober 1945), spätere Vorstudienanstalt (seit dem 

13. Juli 1946), spätere Arbeiter- und Bauern-Fakultät (seit dem 28. Oktober 1949) als künftiger Lern-

ort bestimmt, anderen eine zum Abitur führende Internatsschule, dritte, sie bildeten die Ausnahmen, 

konnten in Jena oder Weimer direkt immatrikuliert werden. Die Forderung, sich Wissen anzueignen, 

galt namentlich für die Jungen und Jüngsten als unabdingbar und gleichsam als Parteipflicht. Am 26. 

Juli 1946 erging ein ausdrücklicher Appell unter dem Motto „Arbeiter und Bauern an die Universi-

tät“. 

Kurzum: die beiden Arbeiterparteien und sodann die aus deren Vereinigung hervorgegangene Sozia-

listische Einheitspartei Deutschlands hatten die Universitäten früh im Visier und deren Funktionäre 

waren sich natürlich bewusst, dass ihr Wandel eine langwierige und hochkomplizierte Aufgabe dar-

stellte. Auf Dauer war er nur mit einer neu ausgebildeten Intelligenz zu bewirken, deren Heranbildung 

aber nicht durch Antifaschisten erfolgen konnte, sondern durch Angehörige der alten Intelligenz, 

durch jene, die sich mit den Faschisten ideologisch-politisch nicht eingelassen oder das nur in einem 

Umfang getan hatten, der sie bei Überprüfungen glimpflich davonkommen ließ. Die Losung der FDJ 

„Stürmt die Festung Wissenschaft“ war noch nicht ausgegeben und die Zeit für martialische und 

kriegerische Losungen wohl überhaupt noch nicht gekommen. Aber der Sache nach ging es genau 

darum und das Bild von der „Festung“ wird gleich noch zu erörtern sein. 

Blickt man auf die ersten fünf Jahre der Universitätsentwicklung, die wir heute hier im Auge haben, 

dann lässt sich unschwer erkennen, dass der tiefgreifendste Wandel, der sich in diesem Zeitraum 

vollzog, in der sozialen Zusammensetzung der Studentenschaft bestand. Natürlich ging er auch auf 

vielen anderen Feldern vor sich. Er zeigte sich trotz der Vorgaben und Interventionen der Besatzungs-

macht in einer neuen Rolle der gewählten Gremien der Universität (Senat, Fakultäten), in der Kon-

stituierung einer neuen Verwaltung, in der Entstehung neuer Fakultäten und Institute, in teils verän-

derten Lehrinhalten und -zielen an traditionellen Einrichtungen, in der wichtigen Verbesserung der 

materiellen Voraussetzungen des Lehrbetriebs usw. Für all das galt, dass neue Entwicklungen auf den 

Weg gebracht worden waren. Was aber die Studentenschaft anlangte, so war in diesem ersten Jahr-
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fünft ein Durchbruch bereits erzielt worden. Sein Zustandekommen, sein Verlauf und die Fracht, 

welche die damals heranwachsende Intelligenz auf- und mit sich nahm, verdienen mehr Aufmerk-

samkeit, als ihnen aus verschiedenen Gründen in den Universitätsgeschichten der Jahre 1958 und 

1982 zugemessen worden ist. In diesen früheren Darstellungen herrscht die Perspektive derer vor, die 

jene Veränderungen verordneten, beschlossen und an maßgeblichen Plätzen in den neuen Verwaltun-

gen und in politischen Organisationen voranbrachten. Es werden Folgerichtigkeit und Zielstrebigkeit 

ihres Vorgehens hervorgehoben und die verbuchten Erfolge in Zahlen verzeichnet. Die Geschichts-

schreiber wählten die Perspektive der Funktionäre von einst, was die Probleme der Beteiligten und 

des Geschehens zu kurz kommen ließ. Davon erfährt, wer interessiert ist, aus Hermann Kants be-

rühmten Roman [Die Aula] noch immer mehr als aus den eigentlichen Geschichtsbüchern. 

Vergegenwärtigt man sich die Zusammensetzung der Studentenschaft zum Zeitpunkt der Wiederer-

öffnung, so unterschied sie sich sozial zunächst nicht von der in den Jahren des Faschismus. Nur 

aktive junge Nazis und Offiziere waren zunächst von Studium ausgeschlossen oder hatten sich be-

sonderen politischen Überprüfungen zu unterziehen. Viele, die sich immatrikulierten, waren vor ihrer 

Einziehung zu Arbeitsdienst und Wehrmacht bis zu einem Notabitur gelangt, einige hatten ein paar 

Semester studiert, manche ihr Studium nach Verwundungen fortsetzen können, die sie kriegsuntaug-

lich gemacht hatten. Hinzu kam eine geringe Zahl von Studentinnen. Die aus Krieg und kurzer Ge-

fangenschaft zurückgekehrten Männer suchten naturgemäß vor allem die „verlorenen“ Jahre nachzu-

holen und die praktischen Schwierigkeiten des Studentenlebens ebenso zu meistern wie vor allem die 

intellektuellen, die aus ihrer schlechten Vorbildung oder als Folge der Unterbrechungen ihrer bishe-

rigen Ausbildung sich ergaben. 

Die Masse dieser Studenten hatte wie die Bevölkerung insgesamt von Politik gleichsam genug und 

sorgte sich um ihr eigenes Vorkommen, eine Situation, die sich gegenwärtig, gespeist aus ganz ande-

ren Quellen und Motiven, auch in der Studentenschaft reproduziert. Eine Minderheit jedoch sah sich 

durch die politische Entwicklung herausgefordert und wünschte, geleitet von den Interessen der so-

zialen Schichten, denen sie entstammten, auf den Gang der Dinge Einfluss zu gewinnen. Väter und 

Mütter dieser aus Kreisen der Bourgeoisie, des begüterten Kleinbürgertums und der bürgerlichen 

Intelligenz stammenden Studenten waren von den Auseinandersetzungen um die Richtung der ge-

sellschaftlichen Veränderungen selbstredend betroffen und keineswegs gewillt, den „Linken“ die 

Vorherrschaft einzuräumen. Nicht zufällig waren, wie sich auch in der Zusammensetzung des Stu-

dentenrates zeigte, Studierende der Juristischen Fakultät politisch besonders engagiert. Das galt dann 

auch für die dort immatrikulierten Studenten, die aus jenen Volkskreisen kamen, denen bisher der 

Weg an die Universitäten versperrt und nur in Ausnahmefällen begehbar gewesen war. 

Dass sich einzelne aus diesen Kreisen dennoch relativ früh an der Universität einfanden, hier zunächst 

eine Randgruppe bildend und sich aber sogleich politisch organisierend, bedarf womöglich noch der 

forschenden Erklärung, die nur durch die Auswertung von Personalakten erfolgen kann. Arbeiterkin-

der mit Abitur waren eine Rarität. 1946 betrug ihr Anteil an den Abiturienten in Thüringen 3 Prozent. 

Dieser Jahrgang hatte die Gymnasien und Oberrealschulen 1937 oder 1938 bezogen und seine Zu-

sammensetzung bezeugt, dass die faschistischen Machthaber in diesem Bezirk der Volksbildung – 

und der und nicht die Nationalpolitischen Erziehungsanstalten (Napola) war der für die Elitebildung 

hauptsächliche – alles beim Alten gelassen hatten. 

Wäre nun die Schulbildung von Kindern aus Arbeiter- und Bauernfamilien generell mit der 8. Klasse 

beendet gewesen, dann hätte es bei gleichbleibend fixierten Anforderungen mindestens vier und mehr 

Jahre und also bis etwa 1948 und 1949 gedauert, bis die ersten „neuen“ Studenten die Universität 

beziehen konnten. Doch geschah das in einem ungleich kürzeren Zeitraum. Denn neben den erwähn-

ten und nicht ins Gewicht fallenden Ausnahmen gab es aus den arbeitenden Klassen Mädchen und 

Jungen, die die sog. mittlere Reife erworben oder andere über die Grundschulen hinausgehende Lehr-

anstalten besucht hatten. Sie hätten zumeist keine Möglichkeit gehabt, je an Hochschulen zu gelangen 

und ihre Ausbildung war ja auch darauf gerichtet, die unteren Kategorien der Intelligenz und deren 

Hilfskräfte zu stellen. Nun eröffnete sie sich ihnen und für sie war der „Sprung“ zur Universitätsreife 

kürzer. Vorstudienschule und -anstalt ermöglichten ihn. 



198 

War es relativ leicht, junge Leute, welche Mittel-, Aufbau- und technische Fortbildungsschulen be-

sucht und dabei ihre Fähigkeiten schon erprobt und Selbstvertrauen gewonnen hatten, für ein Studium 

zu gewinnen, selbst wenn sie in der Geschichte ihrer Familien die ersten waren, die eine Hochschule 

überhaupt von innen sahen, so stand es mit denen, die über die 8-Klassen-Schule nicht hinausgekom-

men waren, doch anders. Und das führt noch einmal zum Bilde der „Festung“ zurück. Den letzteren 

erschienen diese höchsten Lehranstalten nicht nur als fremd, sondern auch als feindlich. Sie waren mit 

Angehörigen der Intelligenz, sieht man von den Lehrern ab, überhaupt nur ausnahmsweise zusammen-

gekommen und zwar in der Regel jeweils mit einem Pfarrer und einem Arzt. Selbst als die Erfolge der 

allerersten, der Pioniere, auf dem Weg in die Universitäten schon dafür sprachen, dass dieses Aben-

teuer bei überdurchschnittlicher Intelligenz und mit Fleiß zu bestehen war, blieb es schwierig, Studi-

enbewerber aus diesen Kreisen – um ein damals gebräuchliches Wortbild anzurufen – aus den Thü-

ringer Wäldern nach Jena zu locken. Die Angst vor dem Ungewissen erhielt sich lange, die Furcht, 

gescheitert wieder an die alten Arbeitsplätze zurückkehren zu müssen, tat das ihre. Daran wird hier 

erinnert, weil der Weg in die Universität für viele auch mit einer außerordentlichen psychischen An-

strengung einherging. Als sie sich gelohnt hatte, wurde sie zu einer Quelle von Selbstvertrauen. 

Dieser Weg wäre noch schwerer gewesen, wenn diese „Festung“ von innen gegen die neu Eindrin-

genden hätte verteidigt werden können. Gewiss fehlte es nicht an Stimmen, die in dieser Hochschul-

reform, die doch im Kern ein revolutionierender Akt war, eine Gefahr für die Wissenschaft herauf-

ziehen sahen und vermeinten, nun würde es mit deren Niveau unaufhaltsam bergab gehen. Wenn sich 

diese Befürchtung überhaupt auf Fakten zu stützen vermochte, so darauf, dass die Schwelle, die für 

den Eintritt in die Universität und den Beginn eines Fachstudiums überschritten werden musste, 

1945/46 niedriger gelegt worden war. An der Sozial-Pädagogischen Fakultät, auf Senatsbeschluss am 

9. Oktober 1945 geschaffen, am 2. Dezember 1945 zunächst mit 84 Studenten eröffnet, deren Zahl 

sich aber schon bis zum Frühjahrssemester verdreifachte und bei Beginn des Wintersemesters 

1946/47 auf 565 angestiegen war, erfolgten Aufnahmen auch mit der mittleren Reise und es fanden 

besondere Eignungsprüfungen statt. In zweifacher Hinsicht waren die nun in die Hochschule Eintre-

tenden sicher schlechter gerüstet als diejenigen, die den 12-Jahre-Schulbesuch hinter sich und das 

Abitur an einem Gymnasium oder einer Oberrealschule bestanden hatten. Ihre allgemeine Bildung 

wies mehr Lücken auf und ihre Sprachkenntnisse, das Deutsche eingeschlossen, waren meist schlecht. 

Für jedermann war aber einzusehen, dass es sich dabei um zeitweilige Maßnahmen handelte. Zudem 

musste jeder Student eines Tages an den Klippen vorbei, die prüfende Professoren aufrichteten, denn 

deren Rechte, die Zertifikate über Leistungen auszustellen, blieben unberührt und niemand forderte 

von ihnen „klassenbedingte“ Nachsicht. Die Eingriffe in die Rechte der Professorenschaft, die über 

die Immatrikulationen allein zu entscheiden wünschten und überhaupt die „Autonomie“ beanspruch-

ten, betrafen also den Eintritt in die Universität, nicht aber den Austritt und die Ausstattung mit den 

sogenannten akademischen Würden. 

Vor allem aber waren es nicht die erwähnten hochschulpolitischen Schritte, sondern die Folgen der 

Naziherrschaft, welche an den Universitäten Qualitätsprobleme verursacht hatten. Vom Niveau, auf 

das die Wissenschaft in vielen ihrer Zweige während der Jahre des Faschismus geraten war, wurde 

aber geschwiegen. Und es wäre ein eigenes Thema, warum in den seinerzeitigen politischen Ausei-

nandersetzungen die jüngste Universitätsgeschichte damals eine so geringe Rolle spielte. Vielleicht 

liegt die einfachste richtige Antwort darin, dass diejenigen, die sie kannten, sie nicht zur Sprache 

bringen wollten, und die anderen, die sie schon ins Feld hätten führen können, sie nicht kannten. Die 

geistige Auseinandersetzung mit dem Faschismus erfolgte zum wenigsten anhand der Geschichte der 

eigenen Universität. 

Der Dünkel derer, die bisher in den Räumen der Wissenschaft allein zu Hause und unter sich gewesen 

waren, vermochte sich aber in Aktion nicht umzusetzen. Dagegen sprachen die allgemeine gesell-

schaftliche Atmosphäre und das sich allmählich verändernde politische Kräfteverhältnis an der Uni-

versität selbst. Zudem war, so wenig über die UdSSR und deren Geschichte auch bekannt sein mochte, 

doch kein Geheimnis, dass in ihr zuerst die sozialen Schranken niedergerissen worden waren, welche 

die Bildung zu einem Privileg der Zahlungskräftigen gemacht hatten. Die Militäradministration stand 
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hinter dieser Politik der Öffnung der Hochschulen und half, sie durchzusetzen. Und die Mitarbeiter 

des zuständigen Thüringischen Ministeriums, das zuerst von Walter Wolf und dann von Marie 

Torhorst geleitet wurde, erwiesen sich wie ihre Minister als nötigenfalls sehr hartnäckige Leute, ins-

besondere auch auf dem umstrittenen Gebiet der Immatrikulationspolitik. 

Indessen vermochte das nichts daran zu ändern, dass es den „Neuen“ in manchen Bereichen der Uni-

versität in diesen ersten Jahren durchaus im wahrsten Wortsinn unheimlich sein konnte. Für diejeni-

gen, die an der schon erwähnten Sozialpädagogischen oder alsbald an der Gesellschaftswissenschaft-

lichen Fakultät, ihr Lehrbetrieb wurde nach einem Beschluss des Großen Senats vom 15. August 1947 

noch im Wintersemester 1947/48 mit zunächst 81 Studenten eröffnet, zu studieren begannen, galt 

dies kaum. An der Geschichtswissenschaftlichen Fakultät waren zum Zeitpunkt ihrer Gründung 80 

Prozent der Immatrikulierten Mitglieder der SED (absolut 64 gegenüber 10 Mitgliedern der LDPD 

und 6 der CDU) und auch im Lehrkörper dominierten die Sozialisten. Anders jedoch die Situation 

für die Studenten der Medizin und erst recht für die wenigen, die sich in so exklusiven Disziplinen 

wie der Anglistik oder der Romanistik immatrikuliert hatten. Dabei begegneten ihnen nicht selten 

junge oder nicht mehr so junge Assistenten und andere Hilfskräfte abweisender und weniger hilfreich 

als die Professoren. Der Weg zum Abitur an der Vorstudienanstalt oder der Arbeiter-und-Bauern-

Fakultät mochte eine Schinderei sein, das „Abenteuer Universität“ begann erst an den Fachfakultäten. 

Fragt man, warum auf diesem Wege doch relativ wenige auf der Strecke blieben – auch hier stehen 

wünschenswerte Untersuchungen aus –, so liegt zunächst die Antwort nahe: Weil es sich um leis-

tungsfähige und zielbewusste junge Leute handelte, die an ausdauernde und anstrengende Arbeit, 

wenn auch nicht an geistige, gewöhnt waren, bevor sie an die Universität kamen. Medizinisch bedeu-

teten die Verhältnisse, denen sie sich aussetzten, permanente Überanstrengung. Auf sie wurde an der 

Arbeiter-und-Bauern-Fakultät am Ende eines Semesters oder gar eines Studienjahres mit Feiern auf 

den Bergen um Jena reagiert, die zu denkwürdigen, aber nie missratenen Besäufnissen gerieten, von 

denen sich sagen lässt: Würden sie von den seinerzeitigen Teilnehmern in einer Art Gedenkveran-

staltung heute wiederholt werden, müssten sie unvermeidlich in der Inneren Abteilung eines Kran-

kenhauses enden. Doch Arbeitswille und Arbeitswut waren es nicht allein. An besagter Fakultät, der 

ABF, wirkte eine Gruppe von Dozenten, darunter begnadete Lehrer, Frauen und Männer bürgerlicher 

Herkunft und Haltung, deren Anteilnahme und Verdienst an den zum Ziele führenden Fortschritten 

ihrer Studenten denk- und ehrwürdig sind. Und auch an den Fachfakultäten bewirkte die Arbeitshal-

tung der „neuen“ Studenten, deren Auftauchen vielen Professoren zu neuer Lebenserfahrung und 

mitunter zu einer Herausforderung wurde, dass Ablehnung, Vorbehalte und Skepsis wichen und Hil-

festellungen nicht ausblieben. 

Zeugnisse von Hochschullehrern über diese ihre Begegnungen mit einem Studententyp, den sie bisher 

nicht kannten, liegen m. W. nicht vor. Max Steenbeck hat sich in öffentlicher Rede hier in Jena dazu 

geäußert, dass gerade auch Begegnungen mit jungen Leuten an den Universitäten ihn bewogen, sich 

nach einigem Schwanken nach seiner Rückkehr aus der UdSSR für die Arbeit in der Deutschen De-

mokratischen Republik zu entscheiden. Doch dies betrifft eine spätere Phase der Universitätsge-

schichte. 

Unbestreitbar ist, dass sich unter Bedingungen, welche die gesellschaftlichen Verhältnisse umwälz-

ten, sich zwischen Professoren und Studenten, zwischen Hochschullehrern und Hochschülern, ein 

anderes als das herkömmliche Verhältnis herausbilden musste. Das galt nicht ausschließlich, aber 

doch vorzugsweise für die Gesellschaftswissenschaften. Im eigentlichen Sinne schulbildend konnten 

die Professoren nun nicht wirken und das schränkte ihre Berufs- und womöglich Lebensziele natür-

lich ein. Zwischen ihnen und den Studenten, mit denen sie es nun mehr und mehr zu tun bekamen, 

lagen politisch und weltanschaulich, wenn schon nicht Abgründe oder gar Welten, so doch unüber-

brückbare Entfernungen. Wir, die Historiker, mögen uns heute als Griewank-Schüler sehen und damit 

einen Einflussstrang eines Lehrers bezeichnen, dem wir vieles zu danken haben. Doch sind wir theo-

retisch und methodologisch andere Wege gegangen als er. Ja, wir kamen bereits mit verfestigten po-

litischen Ansichten und einer Sicht auf die Weltentwicklung zur Universität, die unsere Lehre nicht 

teilten und die wir als die überlegene ansahen. 
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Dazu sind ein paar Worte mehr nötig, weil dieses außergewöhnliche, aus Zeitumständen geborene 

Verhältnis den verschiedensten Missdeutungen ausgesetzt ist und die politisch besonders engagierten 

Studenten jener frühen Jahre inzwischen als so etwas wie die kommunistischen Quälgeister ihrer 

Professoren erscheinen. Zunächst und generell sei hier eingeschoben: Es war nie die Aufgabe der 

Studenten, ihren Lehrern das Leben leicht zu machen. Die „neuen“ Studenten waren zu einem erheb-

lichen Teil Mitglieder, andere Sympathisanten der SED. Politisch waren sie durchweg der Meinung, 

dass sie den einzig richtigen Entscheid getroffen hatten, als sie sich dieser Partei anschlossen. Sie 

erblickten in ihr, und völlig zu Recht, die schärfste Entgegensetzung zum Faschismus. Mit dem waren 

sie fertig, was nicht bedeutete, dass wir nicht mancherlei Einflüsse aus Hitlerjugend-, Flakhelfer-, 

Arbeitsdienst- und Wehrmachtszeit mit uns schleppten, ohne das wahrzunehmen. Victor, den ich 

meine, in der Universitätsaula gehört zu haben, machte uns darauf überzeugend aufmerksam. Nach 

der Zeit, da der „Führer“ geführt hatte, und wohin, darüber waren Zweifel nicht möglich, galt uns das 

Brecht-Wort, dass wir uns um uns selber auch selber kümmern müssten. Wie, das vermeinten wir 

schon verstanden zu haben. Dass wir unseren Lehrern also politisch voraus waren, stand für uns außer 

Zweifel. In gewisser Weise waren wir das auch. Wir schleppten an Last aus der Vergangenheit nicht 

annähernd so viel mit uns wie sie. Für die Probleme, die sie mit den veränderten Zeiten hatten, ver-

mochten wir Verständnis nicht aufzubringen. Wir kannten sie nämlich nicht und waren aufgrund un-

serer gänzlich anders verlaufenen Lebensgeschichte auch nicht fähig, diese zu erahnen. Gespräche 

über Biographien fanden zwischen Hochschullehrern und Studenten nicht statt. Der menschliche Ab-

stand war groß, was Sympathie bis zur Bewunderung und in fortgeschrittener Phase des Studiums 

Zusammenarbeit nicht ausschloss. Es fiel uns nicht ein, unsere Lehrer nach ihrer Rolle in den Jahren 

des Faschismus oder der Weimarer Republik zu befragen. Wir vertrauten darauf, dass an der Univer-

sität nur geblieben oder neu an sie berufen worden war, wer nicht zu den Tätern und den Mittätern 

im strafbaren Sinne gehörte. So etwas wie eine „Tiefenprüfung“ des Vorlebens der Professoren und 

Dozenten während des „Dritten Reiches“ stand auf keinem unserer Programme. (Während meiner 

zweimaligen Tätigkeit als Sekretär der Parteiorganisation der SED an der Universität habe ich in 

keine einzige Personalakte oder auch nur einen einzigen Fragebogen eines Professors hineingesehen. 

Jahre später machte mich der Westberliner Historiker Götz Aly während eines Gesprächs im Bun-

desarchiv Koblenz auf die Entdeckungen aufmerksam, die er in der Biographie des Anatomen Voss 

über dessen Jahre als Gründungsdekan an der „Reichsuniversität“ Posen gemacht hatte und zu pub-

lizieren im Begriff stand.) Irgendwelche ideologischen und politischen Nachwirkungen aus den Jah-

ren 1933 bis 1945 schien es nach unseren Beobachtungen nicht zu geben. Noch in der Antrittsrede 

anlässlich der Übernahme des Rektorats durch den Biologen Otto Schwarz am 8. November 1948 

war mit Bezug auf die Jalsa Salana uneingeschränkt von „Tradition und Erbe einer ruhmreichen Ver-

gangenheit“ die Rede, während im jüngst Verflossenen doch nichts Ruhmreiches existiert hatte. Über 

die Geschichte der eigenen Universität, geschweige denn über die der einzelnen Disziplinen und Fa-

kultäten, war wenig bekannt. Nicht einmal, dass zu Nazizeiten die Universität ihren Namen erhalten 

hatte. Wir lebten, herausgefordert durch die Gegenwart, ganz im Heute, und bildeten uns unsere Mei-

nung über die Hochschullehrer daran, was uns in Vorlesungen und Seminaren geboten wurde und 

wie das geschah. Und diese Meinung war hochgradig davon abhängig, welche weltanschaulichen 

Positionen wir inzwischen gewonnen hatten. Wir stritten am Geschichtsinstitut mit unseren Lehrern 

über Friedrich II. und die materialistische Geschichtsauffassung und nicht über Hitler und Ideologen 

des Faschismus wir Rosenberg oder Goebbels. 

Den Zeitgenossen erscheinen manche Fragen, die heute an diese Periode der Universitätsgeschichte 

gestellt werden, aus einem geschichtsfernen Denken geboren. Erst aus dem Rückblick wird wie 

selbstverständlich gefragt, warum über einen Arzt und Klinikdirektor wie Jussuf Ibrahim nicht Aus-

kunft über sein Verhältnis zur „Kindereuthanasie“ eingeholt wurde, warum die Listen der Promotio-

nen und Habilitationen, welche zwischen 1933 und 1945 die Fakultäten passierten, nicht durchmus-

tert wurden usw. Absichtsvoll ist aus Unterlassungen, denen kein Vorsatz zugrunde lag, inzwischen 

absichtsvolle Desinteressiertheit konstruiert worden. Meinem Lehrer Karl Griewank, der ein beken-

nender Christ war und aus einer Familie stammte, die zur Bekennenden Kirche gehörte, wurde in-

zwischen seine Rolle während seiner Tätigkeit im Apparat der Deutschen Forschungsgemeinschaft 



201 

vorgehalten, die mit der Förderung von gesellschaftswissenschaftlichen Unternehmen verbunden 

war, die er selbst nie in Angriff genommen haben würde. 

Als Historiker, der sich mit der Geschichte des Faschismus und seiner Verbrechen über Jahrzehnte 

beschäftigt hat, erlaube ich mir dazu ein paar Bemerkungen mehr, als sie mein Thema heute hier erfor-

dern würde. Wer in den Jahren des Faschismus in Staats- oder in staatsverwandten Diensten gestanden 

hatte, und das galt doch für einen erheblichen Teil der wissenschaftlichen Elite, wer davon nicht Wi-

derstand geleistet hatte, und das waren die wenigsten, der hatte so oder so den Machthabern Zugeständ-

nisse gemacht. Unsere Frage war, ob es sich dabei um eine direkte Beteiligung an Verbrechen handelte. 

Unterhalb dieser Grenze waren derlei Beteiligungen kein Ausforschungsgegenstand. Selbstverständlich 

hat – namentlich was die Situation in der Medizin anlangte – schon bei den Entscheidungen der Sow-

jetischen Militäradministration im Jahre 1945 eine Rolle gespielt, dass die Kliniken in der Sowjetischen 

Besatzungszone nicht ohne verheerende Folgen ihres Spitzenpersonals beraubt werden konnten. Sollte 

auch nur die Rede auf die Handlung eines Arztes gebracht werden, der – um ein Beispiel zu nennen – 

als Pathologe an einer Stimmbänderoperation mitgewirkt hatte, der sich Hitler unterziehen musste, und 

dem dann ein Bild des „Führers“ mit dessen eigenhändiger Unterschrift zugedacht wurde. Sollte er 

befragt werden: Wie standen Sie zur NSDAP? Für den Kinderarzt Ibrahim, dem die Sozial-Pädagogi-

sche Fakultät früh ihr Ehrendoktorat verlieh, galt in erster Linie, dass er nach seinem Einsatz im Kampf 

gegen Kinderkrankheiten beurteilt wurde, die es heute zu einem Teil nicht mehr gibt. Wer sich nicht 

bemüht, die Sorge um die Kinder in Nachkriegszeiten zu verstehen, wird das damals erworbene Anse-

hen des Mannes und seiner Mitarbeiter schwer begreifen. Wer es nicht begreifen will, der konstruiert 

dann leichthändig aus dem ungehinderten Fortwirken des Kinderarztes einen Beweis für die absichts-

volle Verschleierung von Handlungen, die verurteilt und geahndet werden mussten und die gegen spä-

tere Verdienste nicht aufgerechnet werden können. Wer an der Daueraufgabe arbeitet, die DDR zu 

verteufeln, der macht dann – um jede sonst angerufene differenzierende Betrachtungsweise unbeküm-

mert – aus Ibrahim, wie in einer Veröffentlichung des Jahres 2001 geschehen, einen NS-Massenmörder, 

der mit eigener Hand Kinder getötet habe, die seinem Rasseideal nicht entsprochen hätten und gibt 

diese wahrheitsferne Behauptung als Beweis für den „DDR-Zeitgeist“ aus. 

Die wachsende Gruppe von Studenten, von der hier die Rede ist, gehörte insgesamt zu den Neube-

kehrten. Diese Bekehrung war – soweit es die Literatur und das Lesen angeht – durch ein halbes 

Dutzend Personen bewirkt worden. Sie hießen: Marx, Engels, Lenin, Plechanow, Mehring und Bebel. 

Von Stalin war anfänglich wenig mehr zugänglich als die Reden, die er während des Krieges gehalten 

hatte. Seine kultische Verehrung verbindet sich in der eben gegründeten DDR mit seinem 70. Ge-

burtstag am 21. Dezember 1949. Ob nicht gerade unter den jüngsten Sozialisten, die sich eben noch 

auf den Kult um Hitler hatten festlegen lassen und ihm nun schmerzlich oder nicht entronnen waren, 

nicht eher mentale als intellektuelle Abwehrkräfte gegen einen neuen Personenkult regten – wofür es 

manche Anzeichen gab – muss hier offengelassen werden. Wie Neubekehrte zu allen Zeiten war diese 

Studentengruppe davon überzeugt, zumindest den Schlüssel zur Wahrheit zu besitzen. Über die Wege 

dahin und die Tücken, die auf ihnen zu meistern sind, existierten sehr naive Vorstellungen. Diese 

Überzeugung und diese Unerfahrenheit schlugen sich in Seminaren und auch in öffentlichen Debatten 

zwischen Studenten und Professoren nieder. Weniges davon ist schriftlich überliefert und widerspie-

gelt zunächst einmal, was sich auf Seiten der Verfechter des Marxismus-Leninismus als Anmaßung 

und Überheblichkeit einordnen lässt und wohl auch als Ausdruck von Missachtung gegenüber Wis-

senschaftlern verstanden werden kann, die so viel mehr wussten als die Studierenden. Beim zweiten 

Hinsehen aber zeigt sich dann, dass es in den geistigen Konfrontationen um theoretische Streitfragen 

der Geschichtswissenschaft ging, die bis heute existieren. Wegen des Niveaus der Argumente, Be-

hauptungen rangierten mitunter weit vor Beweisketten, mag der eine sich verwundern, ein anderer 

sich schämen. Ich wünschte, dass Studenten heute in einer Atmosphäre sich ausbilden könnten, in 

denen Fragen dieses Charakters freimütig zur Diskussion stünden, was freilich nur unter zwei Bedin-

gungen erreicht werden kann: Es dürfte nicht der von Schiller beschriebene „Brotstudent“ dominieren 

und es müssten Hochschullehrer mitwirken, die gegenüber ihrem studentischen Widerpart so ver-

ständnisvoll und nachsichtig sich verhielten, wie das Karl Griewank seinerzeit getan hat. 
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Damit ist gesagt, dass diese Anfangsjahre, da sich sozialistische Studenten und bürgerliche Professo-

ren in einem Arbeitsverhältnis gegenübertraten und zusammenwirkten, erinnerns- und bedenkenswert 

sind. Es waren Jahre eines Pluralismus der Anschauungen, von dem heute kaum die Rede sein kann. 

Die Hochschullehrer, die diese Konfrontation aushielten, sind zumeist an dieser Universität geblie-

ben. Unter den Historikern, an die ich hier in erster Linie denke, wurde niemand bekehrt oder zu 

einem Widerruf genötigt. Hier erreichten sie das Alter ihrer Emeritierung. Hier sind sie zumeist ge-

storben. Hier liegen sie begraben. Den neuen Herren mögen sie als Opfer gelten. Solange ihre Schüler 

leben, wird ihnen ein dankbares Andenken bewahrt werden – untermischt mit Selbstkritik. 

An die hier grob skizzierte Situation der „neuen“ Studenten der vierziger und frühen fünfziger Jahre 

schließen sich Fragen an, die – wie die Biographien der Studenten – von der Universitätsgeschichte 

wegführen. Was hat die frühe Prägung dieser Intelligenz aus den Kreisen der Arbeiter und Bauern für 

die Geschichte von SED und DDR bedeutet? Das ergibt eine andere Fragestellung als jene derzeit 

vorherrschende, die hier nur eine soziale Schicht, eben die Intelligenz, und dort die in deren Belange 

hineinredende und hineinregierende Parteiobrigkeit sieht, der jedes kulturpolitische Verdienst abge-

sprochen wird. Doch führt das über mein Thema heute hier hinaus. Das besitzt, wiewohl uns von 

seinem Gegenstand ein halbes Jahrhundert trennt, doch eine gewisse Aktualität. 

Das Bildungsprivileg, wie es in Deutschland bis 1945 existierte, hat sich auch unter den Bedingungen 

der kapitalistischen Entwicklung in der Bundesrepublik nicht erhalten. Dagegen haben sich auch dort 

politische Kräfte gewandt und Regelungen durchgesetzt, die es – freilich unter anderen Bedingungen 

und mit anderen Folgen – Kindern aus sog. unterprivilegierten Schichten ermöglichten, Hochschulstu-

denten zu werden. Dieser Prozess setzte bei weitem nicht so früh ein wie im Osten. Das mag, hier 

beziehe ich mich noch einmal auf Autobiographisches, ein Beispiel illustrieren, das wohl kein Zufalls-

produkt ist. Von den Absolventen einer Mittelschulklasse, die in Breslau 1940 begann und 1945 vor 

dem Erreichen der mittleren Reife endete, haben alle in die Bundesrepublik Verschlagenen exakt die 

Berufe und Tätigkeiten erreicht, die sie nach den Intentionen dieses an der Wende vom 19. zum 20. 

Jahrhundert geschaffenen Schultyps auch erreichen sollten. Die Kontinuität ist trotz Flucht und Ver-

treibung geradezu verblüffend. Sie wurden Beamte bei der Bundeswehr, im Justizvollzugsdienst und 

bei der Post, traten in die Dienste von Versicherungen, wo sie mittlere Leiterposten besetzten usw. Die 

drei, deren weiterer Entwicklungsweg sich im Osten vollzog, haben studiert (zwei auf dem Weg über 

die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten) und Universitätsabschlüsse erreicht, zwei Prüfungen bis zur Ha-

bilitation abgelegt. (Damit ist übrigens ein Problem erwähnt, das ebenfalls weiterer Erforschung bedarf. 

Es betrifft die Frage, in welchem Grade junge Umsiedler die Chance nutzten, nach 1945 Bildungswege 

einzuschlagen, die ihnen ohne die Reform verschlossen gewesen wären und welche Bedeutung die Er-

öffnung dieser Möglichkeiten im Hinblick auf die Integrationsprozesse besaß, die einstige Schlesier, 

Ostbrandenburger, Pommern, Ostpreußen und „Sudetendeutschen“ betrafen und zu durchleben hatten.) 

Heute ist in der Bundesrepublik nicht nur der Bedarf an Hochschulabsolventen ungleich höher als vor 

einem halben Jahrhundert. Es gibt auch eine ungleich größere Zahl von Familien, die in der Lage 

sind, das Studium ihrer Kinder ganz oder teilweise zu finanzieren. Viel stärker ausgeprägt hat sich 

das gesellschaftliche Interesse, Kinder aus den Schichten der Arbeiter und der Angestellten, die hoch-

begabt sind, zu fördern und dies noch über den Hochschulabschluss hinaus. Sie sollen den „Standort 

Deutschland“ befestigen helfen. Stipendien von Stiftungen werden in erheblicher Zahl ausgeworfen, 

in bescheidenem Umfang auch durch die Rosa-Luxemburg-Stiftung. Zahlen besagen nichtsdestowe-

niger, dass sich die Intelligenz und deren Elite zu einem erheblichen Teil aus den Kreisen der Reichen 

und Hochbegüterten rekrutiert. Gleichzeitig vergrößert sich in der Gesellschaft die Schere von Reich 

und Arm. Wieder gibt es in Deutschland, einem der reichsten Staaten der Welt, Kinder, von denen 

gesagt werden kann, dass sie – ungeachtet vorhandener, aber unentwickelter Begabung – mit höchster 

Wahrscheinlichkeit eine Universität oder andere Hochschule nie von innen sehen werden. Und das 

gilt in besonderem Maße für Kinder, die in zweiter oder dritter Generation als Staatsbürger der Bun-

desrepublik in türkischen und anderen nichtdeutschen Familien aufwachsen. Angesichts dieser Tat-

sachen ist die Frühgeschichte der Brechung des Bildungsprivilegs im Osten Deutschlands, eine aus 

der Geschichte der Arbeiterbewegung herkommende Großtat, viel mehr als eine bloße Erinnerung. 
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Erfahrungen aus Faschismus- und Antifaschismus-Debatten, 

nicht nur aus DDR-Zeit 

Vortrag in einer Veranstaltungsreihe des Vereins für angewandte Konfliktforschung (1997) 

I. 

Die Frage, wie zu DDR-Zeit mit den Themen Faschismus und Antifaschismus verfahren wurde, ge-

hört zu den in den gegenwärtigen politisch-ideologischen Auseinandersetzungen besonders umstrit-

tenen. Auch deshalb wäre mir sehr daran gelegen, wenn Sie in unserem sich anschließenden Gespräch 

möglichst viele ihrer Erfahrungen und Eindrücke aus Begegnungen mitteilen würden, die Sie mit 

Teilnehmern des Widerstandskampfes hatten, oder die aus dem Umgang mit älterer oder neuer Lite-

ratur herrühren. 

Heute erscheint es mehr denn je – jedenfalls in Deutschland – notwendig, die eigene Verwendung 

des Begriffs „Antifaschismus“ zu bestimmen und das nicht nur deshalb, weil ihm in unterschiedlichen 

Mündern und Federn sehr verschiedene Inhalte beigelegt werden. Damit könnte man sich immerhin 

abfinden. Jetzt aber verfestigt sich mein Eindruck, dass sich Bestrebungen verstärken, den Begriff 

„Antifaschismus“ ganz aus dem allgemeinen politisch-historischen Sprachgebrauch zu entfernen und 

ihn gleichsam in eine Sondersprache abzudrängen. Mögen diejenigen, die sich als Antifaschisten ver-

stehen, ihn in ihren Reihen weiter gebrauchen. Außerhalb, in der Mehrheit der Gesellschaft, aber soll 

„Antifaschismus“, dahin zielen die erwähnten Bestrebungen, obligatorisch mit einem negativen Vor-

zeichen versehen und als Tarnbegriff ausgedeutet werden, hinter dem sich die geschlagenen Kom-

munisten verbergen, da sie anders neuen Einfluss sich nicht verschaffen können. Wo das Wort „An-

tifaschismus“ auftaucht, so wird der Bundesbürger neuerdings belehrt, sei Misstrauen und Wachsam-

keit angeraten. 

Würden diese Versuche politischer „Sprachreinigung“ zum Zuge kommen, dann würde das auch eine 

internationale Isolierung bedeuten. Franzosen und Italiener, um nur sie zu nennen, denken nicht da-

ran, diesem Umgang zu folgen. Denn „Antifaschismus“ bezeichnet ihnen als Idee und Tat in ihrer 

nicht anders als in der deutschen Geschichte eine unvergessene Leistung, die sich mit denkwürdigem 

Opfermut verbindet, in unseren Nachbarländern mit dem von Millionen, in Deutschland mit dem 

einer ungleich geringeren Minderheit der Gesamtbevölkerung. 

Von diesen Bestrebungen zu unterscheiden ist die auch unter Antifaschisten in der BRD geführte 

Debatte, ob mit dem Begriff „Antifaschismus“ ihre gegenwärtigen Interessen und Ziele vollständig 

bezeichnet sind oder er nicht mehr in die Vergangenheit verweist denn in die Gegenwart und Zukunft. 

Muss, so lautet die Schlussfolgerung aus solchen Überlegungen, dieser Kennzeichnung nicht eine 

weitere hinzugesetzt werden? Darüber wird weiter nachgedacht, debattiert und auch gestritten wer-

den. Die Attacken gegen den Begriff und seine absichtsvolle Verfälschung sollten nicht bewirken, 

dass die in der DDR lange verdrängte Problematik unerörtert bleibt, die sich mit seiner Verwendung 

verbindet. Dabei muss mitbedacht werden, dass allgemeine Begriffsbildungen, welche die Gesell-

schaftswissenschaften in der Regel ja aus der Politik übernehmen, häufig mit Dilemmas verbunden 

sind, aus denen es keine eleganten Auswege gibt. 

Der Begriff „Antifaschismus“ gehört zu den hochgradig verallgemeinernden. Er fasst sehr verschie-

dene Ideen, Programme, Bewegungen, Strömungen, Prozesse zusammen, denen gemeinsam war und 

ist, dass sie sich dem Faschismus konfrontierten – seit dessen frühesten Zeiten. Über diese in sich 

widerspruchsvolle Vielfalt und Differenziertheit wurde in DDR-Zeit weniger gesprochen als über 

antifaschistische Einheit, gemeinsame Überzeugungen und vereintes Handeln, die es in der Ge-

schichte des Antifaschismus nur als einen Sonderfall gab. Wie viele Gegner des Faschismus formierten 

sich seit den frühen zwanziger Jahren in den Staaten, in denen der Faschismus sein Haupt erhob! Wie 

viele schlossen sich in den verschiedensten Gruppen, Verbänden und Parteien zusammen! Und wie 

lange dauerte es, bis sie – und keineswegs alle und überall – zu gemeinsamer Aktion fanden! Wie 

rasch verlor sich die zeitweilig gewonnene Einheit des Handelns meist wieder! Diese allbekannten 

Tatsachen bieten bis heute viel Denkstoff. Doch ihm gegenüber haben sich Propaganda und Publizistik 
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in DDR-Jahren weitgehend verweigert. Die meisten Anstöße für Fragen und für kritische Rückblicke 

fanden sich seinerzeit in der reichen Romanliteratur, in Lyrik und Novellistik, in Spielfilmen und 

Theateraufführungen. 

Im Unterricht der Schulen war viel von Antifaschismus und Antifaschisten die Rede und das bleibt 

ein Verdienst. Doch es wurden häufig und zunehmend äußerst naive Bilder vermittelt, Klischees, die 

beschönigten und wenig von der ihnen zugrunde liegenden Realität erkennen ließen. Wem wurde 

hinter den üblichen sprachlichen Verschlüsselungen der mitunter nichtachtende, geradezu dumme 

Umgang klar, den Sektierer in der Führung der KPD mit Antifaschisten anderer Gesinnung pflegten 

und der so verhängnisvoll wirkte? Wer erfuhr etwas von der spannungsreichen Arbeit im Pariser 

Volksfrontausschuss? Wie wenige wussten um die sehr verschiedenen Wege der einstigen Mitglieder 

des Nationalkomitees Freies Deutschland, das 1943 bei Moskau gegründet worden war? Doch nur 

einige Spezialisten und wenige besonders Neugierige, die sich in Spezialliteratur umtaten oder Bü-

cher „aus dem Westen“ gelesen hatten. So entstand in DDR-Zeit eine Mythologisierung der Antifa-

schismus und eine Legende vom antifaschistischen Kampf. Mit ihr, ihren Ursachen, Inhalten und 

Wirkungen ist eine kritische und bereinigende Auseinandersetzung notwendig. Sie kann einen geis-

tigen Terraingewinn gegen die aktuellen Anfeindungen bedeuten, den Antifaschisten ausgesetzt sind. 

Der Begriff „Antifaschismus“ ist das Resultat einer hochgradigen Abstraktion. Er umgreift mehrere 

und verschiedene geistige und praktisch-politische Strömungen. Welche waren, wir reden von der 

Geschichte, die hauptsächlichen, deren Unterscheidung notwendig ist? Zum einen existierte eine de-

mokratische antifaschistische Strömung, in der selbst wieder unterschiedliche Vorstellungen über die 

Methoden des Kampfes gegen den Faschismus anzutreffen waren und auch weit voneinander abwei-

chende Ansichten über die alternativen Ziele. Daneben gab es in den zwanziger Jahren und auch 

während der faschistischen Herrschaft in Deutschland eine ungleich schwächere konservative Geg-

nerschaft des Faschismus. Mit ihr, die selbst auf autoritäre Gesellschaftsstrukturen aus war, tat sich 

Geschichtswissenschaft und Publizistik in der DDR besonders schwer, wie sich namentlich in der 

langwierigen Auseinandersetzung um die Bewertung der Akteure und Parteigänger des 20. Juli 1944 

zeigte. Zum Zwecke der Differenzierung wurde auf sie meist der Begriff Hitlergegner verwendet und 

so zwischen ihnen und den Antifaschisten unterschieden. Das hatte gute Gründe und war dennoch 

nicht ganz korrekt, weil es diesen Gegnern der Nazibewegung und des faschistischen Regimes nicht 

nur um den Hitler ging, sondern um eine andere staatliche (und manchen auch um eine andere soziale) 

Ordnung. Jedenfalls wollten sie das faschistische Regime nicht entstehen lassen und es später besei-

tigen, aus welchen Gründen auch immer. 

Fortschrittlich wird man die meisten aus dieser Gruppierung nicht nennen können. Manche wollten 

die elitären Zustände des deutschen Kaiserreichs wiederherstellen und das von den Faschisten propa-

gierte Bild der Volksgemeinschaft war ihnen ein Gräuel. Indessen gab es zwischen der Ideologie 

dieses Konservatismus und der des Faschismus Berührungspunkte oder auch ganze Berührungsflä-

chen. Konservatives Denken war leichter in faschistische Bahnen überzuleiten als demokratisches. 

Dafür stehen die Mitglieder der Hitlerregierung, die aus eben diesen Kreisen stammten – beispiels-

weise der langjährige Reichsaußenminister Konstantin Freiherr von Neurath oder auch Franz von 

Papen. 

Auf den Begriff „Hitlergegner“ wird die Geschichtsschreibung zum Zwecke der Differenzierung 

nicht verzichten können, doch muss sie ihm keinen pejorativen Beiklang geben. Der gebührt nun 

freilich jenem Flügel dieser Kategorie von Gegnern, die einen anderen Faschismus wollten als die 

NSDAP. Österreich liefert für sie das gleichsam klassische Beispiel. Dort kämpften zwei faschisti-

sche Strömungen, die nazi- und die klerikal-faschistische, erbittert gegeneinander und jede von ihnen 

wollte an die Staatsmacht. Die 1938 Unterlegenen fanden sich in den deutschen Konzentrationsla-

gern, in Dachau und in Buchenwald, wieder. 

Was die Ziele der demokratischen Antifaschisten in Deutschland an der Wende von den zwanziger 

zu den dreißiger Jahren betrifft, so wünschten die einen, die bestehende bürgerliche Republik von 

Weimar zu behaupten und sie allenfalls in Grenzen zu reformieren, andere wollten über sie hinaus in 
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eine sozialistische Gesellschaft, über die es zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten unverein-

bare Vorstellungen gab. Dem Anti also ein verbindliches und zukunftsträchtiges Pro beizufügen, er-

wies sich als unmöglich. Dabei existierten für die radikale Alternative gute Gründe. Die Weimarer 

Republik hatte den gesellschaftlichen und staatlichen Boden abgegeben, aus dem der Faschismus 

hervorgegangen war. Ihn einzig zu entsorgen, galt den Antifaschisten nicht nur in den Reihen der 

Kommunisten nicht eben als ein anziehendes oder gar attraktives Kampfziel. Doch die Entgegenset-

zung „Sowjetdeutschland“ isolierte ihre Verfechter mehr, als dass sie werbend wirkte. Sie errichtete 

zusätzliche Schranken zwischen kommunistischen und sozialdemokratischen Antifaschisten, die nie 

niedergerissen werden konnten. Abgestoßen wurden durch die Revolutionsstrategie auch die demo-

kratischen und liberalen Gruppen von Antifaschisten, die sich um zumeist kleinere Zeitungen, Zeit-

schriften, Verlage gruppierten. Die linken Demokraten bildeten eine Minderheit, wenn die Namen 

ihre Häupter – man erinnere sich Ossietzkys, Tucholskys und des Autorenkreises der „Weltbühne“ – 

sich auch dem Gedächtnis der Nachgeborenen noch eingeprägt haben. 

Zu einem hoffnungsvollen Zusammenschluss dieser verschiedenen Ströme des Antifaschismus ist es, 

als Hitler ante portas stand, nie gekommen. Das Ergebnis der darauf zielenden Anstrengungen der KPD 

überhöhte die Geschichtspublizistik der DDR weit. Gleichzeitig wurde über die Barrieren und diejeni-

gen, die sie aufgerichtet hatten, geschwiegen oder nur in Andeutungen geschrieben. Der Durchbruch 

zu einer wirklichen antifaschistischen Front, wie sie 1934 zeitweilig in Frankreich entstand, wäre nur 

unter der Voraussetzung gelungen, dass alle Beteiligten ihre Ziele neu und gemeinsam bestimmten und 

das hieß auch, dass die Kommunisten sich von ihrer Parole und Zielsetzung „Sowjetdeutschland“ tren-

nen mussten. Auch für die anderen denkbaren Hauptkräfte eines Zusammenschlusses galt, dass sie ihre 

Strategie neu zu durchdenken hatten. Auch dafür wurden rechtzeitig Kräfte nicht gefunden. 

II. 

Mit dem Sieg des Faschismus im Januar 1933 trat eine grundlegend veränderte Situation ein. Die 

Deutschen bestimmten massenhaft ihre Parteinahme neu. In zunehmender Zahl fanden sie an der Ide-

ologie und Politik der Machthaber „positive“ Seiten [und] befolgten deren Befehle, Weisungen und 

Anordnungen willig. Die Zahl der unbeirrten Antifaschisten schmolz alsbald zusammen und mehr 

noch die derer, welche den Mut zu illegalem Widerstand besaßen. Nun ist in der Wissenschaft gefragt 

worden, ob es zwischen den Faschisten und deren Millionengefolgschaft auf der einen, den Antifa-

schisten auf der anderen Seite, nicht eine beachtliche Bevölkerungsgruppe gab, die weder der einen 

noch der anderen zugeordnet werden könne. Der früh verstorbene Martin Broszat, Direktor des Insti-

tuts für Zeitgeschichte in München und um die antifaschistische Geschichtsschreibung in der Bundes-

republik hoch verdient, hat vor Jahren im Zusammenhang mit einem Großprojekt, das sich auf die 

Untersuchung der Geschichte Bayerns in den Jahren 1933 bis 1945 bezog, den Vorschlag gemacht, 

das Verhalten dieser „Zwischengruppe“ Resistenz zu nennen. Damit sollten besondere Formen des 

Widerstehens, des Widerstrebens, der Verweigerung von Ein- und Unterordnung und der Anpassung, 

der Nichtbeachtung von Weisungen und Befehlen, also ein Verhalten im Alltag gekennzeichnet wer-

den, das nicht sogleich erfassbar war und sich nicht sofort zum Zugriff der Gestapo aussetzte. Meine 

Einwände gegen diese Begriffsbestimmung habe ich seinerzeit in einer Rezension geltend gemacht. 

Sie bezogen sich nicht auf die Feststellung der beschriebenen Erscheinung, die es massenhaft gab und 

die sich gegen Regimeende verstärkte. Sehr häufig entsprang solches Verhalten einem elementaren 

menschlichen Anstand und war subjektiver Protest gegen ein unmenschliches Regime. Doch war das 

keineswegs immer und womöglich nicht einmal in den meisten der denkbaren Fälle die Triebfeder des 

beschriebenen Verhaltens, so dass sich das Problem, es zu erfassen, als komplizierter erweist. 

Vergegenwärtigen wir uns an einem nicht konstruierten Beispiel. Manche Bauern verweigerten die 

vollständige Erfüllung ihrer Ablieferungsverpflichtungen und gingen das erhebliche Risiko der 

„Schwarzschlachtung“ ein. Das konnte eigentlich nur verdeckt geschehen. Es wurde also ein „Kalb 

mit zwei Köpfen“ geschlachtet, das hieß, das eine wurde zum Schlachten angemeldet, und das zweite 

heimlich getötet – wenn schon einmal im Stall Blut floss. Nun konnte das aus sehr verschiedenen 

Motiven geschehen. Es ließ sich solches Fleisch teuer und zum Zwecke eigener Bereicherung ver-

kaufen. Es konnte aber auch dazu verwendet werden, sich selbst, die „eigenen“ in der Landwirtschaft 
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arbeitenden Fremd- und anderen Zwangsarbeiter besser zu versorgen. Resistenz unterscheidet solche 

subjektiven Antriebe und Ziele. Es konnte – um ein weiteres Beispiel zu geben – ein Arbeiter im 

Rüstungsbetrieb langsam arbeiten und dadurch den Produktionsausstoß mindern, weil er von Natur 

aus ungeschickt oder faul war, und ein anderer konnte sich den Anforderungen verweigern, weil er 

sich sagte, was ich hier weniger verrichte, bremst die Kriegsproduktion, vielleicht nur minimal und 

kaum messbar, – aber letztlich doch. 

Diese abgestuften Verhaltensweisen können nicht durchweg als Resistenz erfasst und als Aktion ge-

gen das Regime betrachtet werden. Der Einwand löst aber das Problem nicht und die Frage, wie die 

Massen des Volkes sich im Alltag gegenüber den Forderungen der Machthaber verhielten, bleibt 

schwer zu erforschen. Angemessener erscheint mir die Verwendung der Kennzeichnung „nicht sys-

temkonformes Verhalten“, die freilich sperrig ist und einen Oberbegriff darstellt. Er erfasst sowohl 

den aktiven Kampf der aktiven Antifaschisten wie das Verhalten derer, die aus unterschiedlichen 

Motiven, bewusst oder unbewusst, willentlich oder beiläufig dem Regime ihre Kräfte ganz oder par-

tiell verweigerten. 

III. 

Gegenwärtig wird über den Antifaschismus der Jahre 1933 bis 1945 erneut gesagt, er sei eine zu 

vernachlässigende Größe und ganz erfolglos gewesen, denn eine das System schädigende Wirkung 

sei von ihm nicht ausgegangen. Damit ist – gemessen an seiner Überhöhung – gleichsam das andere 

Ende der Bewertungsskala erreicht. Augenblicklich wird das Thema auch in der Zeitung „junge Welt“ 

nach einem Artikel von W. Droste, der erklärt hatte, es ist bei allem Widerstand nichts herausgekom-

men. Als habe es Bilanzversuche des Widerstands nie gegeben! Die fallen für die einzelnen Phasen 

des Kampfes verschieden aus. Vor allem erscheint, wenn die Frage beantwortet werden soll, eine 

Vorverständigung über die Maßstäbe notwendig, die zur Beantwortung der Frage benutzt werden 

können. 

Hartnäckige Diskussionen entwickelten sich am Institut für deutsche Geschichte an der Akademie 

der Wissenschaften, als versucht wurde, nur diejenigen Bestrebungen als dem Antifaschismus zuge-

hörig zu betrachten, die anti-imperialistische Ziele verfolgten. Besonders der Faschismusforscher 

Kurt Gossweiler wandte sich damals gegen die unsinnige Einengung des Begriffs, die in der Antifa-

schismus-Debatte der DDR nie vollständig überwunden worden ist. Es gab in dieser Debatte ein Auf 

und Ab, zeitweilig dominierte eine gedankliche Öffnung im Sinne des differenzierenden Verständ-

nisses von Antifaschismus als einer großen breiten Bewegung, dann wieder drängten sich sektiereri-

sche Versionen in den Vordergrund. Daran sind die Zeitzeugen nicht ganz schuldlos. Das gilt auch 

für die Entstehung und Propagierung von Legenden. 

Eine davon – Siegfried Prokop hat sie aus dem Munde von Walter Bartel vermutlich so oft gehört 

wie ich, was an unserer Verehrung für das Mitglied des illegalen Lagerkomitees in Buchenwald nichts 

änderte – betraf die Legende vom faschistischen Terror als dem Mittel, das die Einheit von bis dahin 

sich bekämpfenden Mitgliedern von Arbeiterparteien herstellte. So unstreitig das Erlebnis des Fa-

schismus Gegensätze in der Arbeiterbewegung relativierte, Kommunisten und Sozialdemokraten ihr 

Verhältnis zu einander überprüfen ließ, sie einander näherbrachte, so unstreitig erfolgte dieser Wan-

del nicht ohne innere Bereitschaft, ihn belehrt zu vollziehen. Kurt Schumacher hat, schwerverletzt im 

Ersten Weltkrieg, unter dem Faschismus und in den langen Jahren seiner Zuchthaushaft entsetzlich 

gelitten. Aber er prägte den Begriff von den rotlackierten Faschisten. Sein Verhältnis zu den Kom-

munisten hatte sich während der Jahre der gemeinsam erlittenen Verfolgung nicht ein Jota geändert. 

Ernst Heilmann, Vorsitzender der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei im Preußischen Landtag, 

also ein herausragender Funktionär der Sozialdemokratie, wurde über Jahre in Buchenwald gefangen 

gehalten und dort umgebracht. Auch er ist bis zu seinem Tode bei einer die Kommunisten strikt ab-

lehnenden Haltung geblieben. Ich habe im Ohr Walter Bartels Worte: „Erst als wir, Kommunisten 

und Sozialdemokraten, an einer Handfessel abgeführt wurden, haben wir begriffen, dass wir zusam-

mengehören.“ Das waren schöne Bilder. Nur die Wirklichkeit deckte sich mit ihnen in vielen Fällen 

nicht. (Da hier wiederholt von Antikommunismus die Rede sein musste, lassen Sie mich einfügen: 
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Davon gibt es verschiedene Ausgaben und die monolithische Verwendung des Begriffs führt in die 

Irre. Es macht einen Unterschied, ob jemand einem Kommunisten mit Argumenten entgegentritt oder 

mit dem Fallbeil.) 

Die Forderung, sich von den Legenden über den antifaschistischen Kampf zu trennen und seine Re-

alität ungeschminkt wahrzunehmen, würde gleichsam umkippen, würde nicht berücksichtigt, dass 

unter den Bedingungen des Widerstands in der Illegalität und während der Haft in Gefängnissen, 

Zuchthäusern und Lagern unvermeidlich legendenbildende Situationen entstanden, deren Bilder 

nachwirken können und nichts mit späteren Verklärungen zu tun haben. Leider werden solche sub-

jektiv gefärbten Erinnerungen neuerdings von der Forschung auch unbesehen benutzt. Was sich aber 

an jedem Bericht von fünf Zeugen eines Verkehrsunfalls beobachten lässt, eine stark voneinander 

abweichende Wahrnehmung des Geschehens, das musste unter den äußersten physischen und psy-

chischen Dauerbelastungen einer Haft erst recht vorkommen. 

Kurt Goldstein hat den Vorgang drastisch und einprägsam illustriert anhand seiner Haftzeit in 

Auschwitz-Monowitz, wo er zeitweilig Kapo einer Arbeitskompanie jüdischer Häftlinge war, die un-

ter Tage arbeiten mussten. Er hat eines Tages von einem, der in dieser Arbeitskompanie gewesen ist, 

einen Bericht gehört oder gelesen, in dem dieser eine Situation schilderte, die sich auf dem Appell-

platz zugetragen hatte. Die Häftlinge waren angetreten, und sie wurden wieder einmal selektiert. Ei-

ner der Angetretenen, der so schwach war, dass ihn die Inspektion für Birkenau und in den Tod be-

stimmen würde, berichtete darüber und davon, dass er sein Leben Goldstein verdanke. Der habe ihn 

rechtzeitig zu Arbeiten in die Baracke abkommandiert. Goldstein erinnerte sich der Episode anders 

und sagte das dem Geretteten: Richtig sei, dass ich Dich aus der Reihe geholt habe. Doch habe ich 

Dich nicht einfach weggeschickt, sondern Dich im Angesicht der nahenden Leute – auf gut Deutsch 

gesagt – furchtbar angeschrien und in den Arsch getreten. Der wegen seines unvollständigen Berichts 

Kritisierte habe darauf entgegnet: Ja, Kurt Goldstein, so erinnere ich mich auch. Aber ich wollte nicht 

sagen, dass ein Jude den anderen Juden vor den Augen der SS misshandelt hat. 

Nun mag sich jeder vorstellen, dass hundert oder zweihundert Meter vom Ort dieser Handlung ent-

fernt jemand, der den Zusammenhang nicht kennen konnte, die Szene beobachtet hätte. Was würde 

der über die erzählen, vor Gericht oder vor einem Historiker? Daraus aber folgen Überlegungen zur 

Quellenkritik. Die Geschichten vom Widerstand und vom Überleben wurden aus naheliegenden 

Gründen mit Rücksichten erzählt, unter anderem auch deshalb, damit nicht Kräfte bedient würden, 

denen an der geschichtlichen Wahrheit nicht gelegen ist. 

Eingedenk dessen habe ich ein einziges Mal in eine Publikation eine Quelle nicht eingeordnet. Es 

handelte sich um eine Postkarte eines jüdischen Schlossers, der in Oberschlesien gelebt hatte und 

nach dem Tode seiner nichtjüdischen Frau nach Auschwitz gebracht wurde. Der Mann schrieb seinen 

Verwandten, sie sollen ihm aus seiner Werkstatt ein Vorhängeschloss schicken, damit er seine Sachen 

verschließen könne. Sie sollten ihm auch Lebensmittel schicken, die ihn unverdorben erreichen wür-

den. Der Text war mir der missbräuchlichen Verwendung verdächtig, zumal sich nicht klären ließ, 

wo und unter welchen Umständen der Mann im Komplex der Auschwitzlager gefangen gehalten 

wurde. Unkommentiert konnte sich mit dieser Postkarte die Rotte der „Auschwitzleugner“ bedienen. 

Kurzum: die Erforschung des antifaschistischen Widerstandes verlangt einen besonders umsichtigen 

Einsatz aller quellenkritischen Methoden, über die der Historiker gebietet. Und – mehr noch – es wird 

eine entwickelte Phantasie derer gefordert, die nicht „dabei gewesen“ sind. Damit ist auch das Not-

wendige zu dem seinerzeit viel diskutierten Buch über die „roten Kapos“ von Buchenwald gesagt, 

das inzwischen einer erheblichen Zahl von jungen Wissenschaftlern, die sich neu mit der Geschichte 

der Konzentrationslager befassen, zur Desorientierung dient. 

IV. 

Zurück in die Chronologie des Widerstands nach dem Sieg des Faschismus 1933. Am Anfang stand 

das Eingeständnis einer schweren Niederlage und das Begreifen von deren Ausmaß. Schon das 

machte Schwierigkeiten. Sie entstanden nicht aus bloßer Verweigerung gegenüber den Tatsachen. 
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Verbreitet war die Vorstellung, es könne sich dieses System in Deutschland nicht stabilisieren und 

noch weniger seine Versprechen einlösen. Es würden folglich alsbald seine inneren Widersprüche 

hervortreten und damit sich neue Chancen bieten. Noch existierte der Glaube, der Faschismus könne 

sich als eine kurze historische Episode erweisen. Niemand wollte und konnte sich Ende 1933 vorstel-

len, dass das Regime noch 1939 existieren und dann gar imstande sein werde, nahezu die ganze Welt 

herauszufordern, dass erst eine militärische Niederlage es stürzen würde. 

Bis heute wird – wie auch damals – diskutiert, wie die deutschen Antifaschisten und namentlich die 

Kommunisten auf eine denkbare Regierung Hitlers vorbereitet waren, wie es im Besonderen um ihre 

Vorbereitung auf eine Illegalität stand. Dabei sind wohl noch immer unhistorische und ahistorische 

Überlegungen im Gedankenspiel. Eine Partei – mit Ende 1932 sechs Millionen Wählern –, will den 

Sieg des Faschismus verhindern, mobilisiert dafür alle ihre Möglichkeiten, muss ihre Mitglieder und 

Sympathisanten ermutigen – welchen Kraftaufwand kann sie dann noch treiben, um für den Fall ihres 

Misserfolgs vorzusorgen? Wenn sie den übertreibt, wirkt sie dann nicht schon demoralisierend in ihre 

eigenen Reihen? Hier war offenkundig ein schmaler Pfad, um nicht zu sagen: ein Seil. Der histori-

schen Situation gerecht werden, heißt fragen: Welche praktikablen Möglichkeiten sind in solchen 

kritischen Zeiten, wo es das Du-Musst-Steigen-oder-Sinken geht, gegeben. 

Nach dem 30. Januar 1933 wirkt diese Situation nach: in den Schwierigkeiten und Fehlern beim 

Übergang in die Illegalität, in der frühen Verhaftung Thälmanns, die sicher auch, aber doch nicht in 

erster Linie mit seinem Charakter zu tun hat, in der Tatsache, dass eine erhebliche Zahl von Führern 

rasch in die Hände der Faschisten fiel. Dass der Faschismus mit solcher Radikalität und in einem 

solchen Tempo hereinbrechen würde, dass die Konzentrationslager praktisch nach fünf Wochen [ent-

standen], nachdem die Regierung Hitler installiert worden war, hatten sich auch Pessimisten nicht 

vorgestellt. Und das italienische Beispiel wirkte zusätzlich beirrend. Nur wenige sahen früh, dass die 

Entscheidung auf lange Zeit gefallen war. Dazu gehörte Kurt Tucholsky, der sich etwa sagte: Es ist 

nichts mehr auszurichten. Ich habe alle meine Argumente ausgebreitet, alles, was ich gegen dieses 

System und gegen diese Partei vorbringen konnte, es hat nichts geholfen. 

Noch im Dezember 1933 – XIII. Tagung des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale 

– gab es hingegen die Verweigerung des Eingeständnisses, dass die deutsche Arbeiterbewegung eine 

schwere und langwirkende Niederlage erlitten hatte. Noch da herrschte die Vorstellungen, man müsse 

sich auf bald nahenden Tag vorbereiten, da das Nazisystem in Deutschland in seine Krise geraten 

würde. Aus welchen Gründen auch immer – in sozialdemokratischen Organisationen ist das früher 

anders gesehen worden. Sie haben sich – obwohl es anfänglich viel Parallelität zum Verhalten der 

Kommunisten im Widerstand gab – die Basis in der Tschechoslowakei, das Schmuggeln von Flug-

blättern über die Grenze usw. – alsbald auf eine Politik umgestellt, die zunächst nicht mit dem Aus-

bruch von Konflikten in Deutschland rechnete. 

Nehmen wir den antifaschistischen Widerstandskampfes noch unter einer anderen Perspektive, die 

der sich formierenden Gestapo, die – so die Devise Heydrichs, ihres faktischen Leiters – jeglichen 

Widerstand vollständig unmöglich machen wollte. Er wollte von seinen Untergebenen nicht gemeldet 

haben, wieviel Nazigegner sie ergriffen hatten, sondern die Meldung sollte lauten, dass es keinerlei 

regimefeindliche Aktionen mehr gegeben habe. Wie organisierte sich diese unmittelbare Gegenkraft, 

mit der es die Antifaschisten zutun bekamen? In Deutschland gab es 1933 keine Reichspolizei. Die 

Polizei war eine Sache der Länder, der Länderhoheit. Jedoch sicherte das Reichsinnenministerium 

eine gewisse Koordination und in Preußen war eine besondere politische Polizeiabteilung etabliert, 

welche über die Landesgrenzen hinweg für den Austausch von Informationen und Erfahrungen 

sorgte. Eine der sofort ergriffenen Maßnahmen bestand darin, die Polizeien der Länder zusammen-

zuführen, sie zu „verreichlichen“, wie der bürokratische Ausdruck lautete. Dabei richtete sich das 

vorrangige Interesse auf die politische Polizei, die 1934 zur reichsweiten Geheimen Staatspolizei 

formiert wurde. Das weitere geschah über mehrere Schritte. Anfang 1936 war der Prozess abgeschlos-

sen. Himmler, der Reichsführer der SS – so bis dahin seine offizielle Bezeichnung – wurde nun auch 

Chef der Deutschen Polizei und erhielt gleichzeitig den Titel eines stellvertretenden Reichsministers 

des Innern. Das begründete jedoch keine Unterstellung unter den Reichsminister Wilhelm Frick, 
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seinen formalen direkten Vorgesetzten. Praktisch war ein eigenständiges Polizeiministerium geschaf-

fen, auch wenn es so nicht genannt wurde. (Im Falle der Umbenennung der Reichswehrministeriums 

in Kriegsministerium walteten keine Bedenken, so dass die Annahme entfällt, es sollten die Dinge 

nicht bei ihrem Namen genannt werden. Vielmehr dürfte die Rücksichtnahme auf den „alten Kämp-

fer“ Frick bestimmend gewesen sein, einer Optik den Vorzug zu geben, die seine Kompetenzen un-

beschädigt ließ.) 

Himmlers deutsche Polizei wurde gegliedert in die Sicherheitspolizei (Gestapo und Kriminalpolizei) 

unter Reinhard Heydrich und in die Ordnungspolizei, die Kurt Daluege befehligte. An der Spitze der 

Geheimen Staatspolizei stand Heinrich Müller, ein bayerischer Polizeibeamter, der wie andere Mün-

chener, die in Bayern 1933 mit Himmler und Heydrich zusammengearbeitet hatten, in die Reichs-

zentrale nach Berlin geholt worden war. Die Kriminalpolizei, den anderen Zweig der Sicherheitspo-

lizei, leitete Arthur Nebe. Er und Heinrich Müller – in der Literatur kurz als „Gestapo-Müller“ be-

zeichnet – sind die beiden bekanntesten Personen aus der Führungsgruppe um Heydrich und unter 

den Führungsfiguren des „Dritten Reiches“, über deren Ende nichts bekannt geworden ist. Kürzlich 

wurde in Hamburg eine Dissertation verteidigt, die Müllers Spuren folgt und die inzwischen im Druck 

erschien. Damit vervollständigt sich die biographische Literatur über die höchstgestellten SS-Büro-

kraten im Terrorapparat. Soeben wurde eine weitere über Alfred Six publiziert, der ebenfalls im Ber-

liner Reichssicherheitshauptamt arbeitete und zudem Gründer und Chef der Auslandswissenschaftli-

chen Fakultät an der Berliner Universität war. Neben dem Apparat Müllers existierte der sogenannte 

Sicherheitsdienst, SD, weiter, der ursprünglich Überwachungsdienste innerhalb der SS verrichtete, 

inzwischen aber eine besondere Rolle bei der Aufklärung der „Gegnerarbeit“ gewonnen hatte. Wäh-

rend die Gestapo für die Ermittlung und Verfolgung der konkreten Personen und Gruppen des Wi-

derstands zuständig war, also wenn jemand ergriffen war oder wenn es Anzeichen für die Illegalität 

gab, befassten sich die SD-Leute gleichsam im Vorfeld mit den Methoden der antifaschistischen Ar-

beit, sozusagen mit den Grundsatzfragen. Sie saßen beispielsweise bei Vernehmungen ergriffener 

Nazigegner, um daraus Aufschlüsse nicht in erster Linie über die einzelne Tat, sondern über deren 

generelle Vorgehensweise zu gewinnen. Sie erarbeiteten die Expertisen, an denen sich die Gestapo-

leute im gesamten Reichsgebiet orientieren konnten. Auf dem Wege zum Kriege wurden diese Kräfte, 

Sicherheitspolizei und Sicherheitsdienst, an beiden Spitzen stand Heydrich, dann im Reichssicher-

heitshauptamt zusammengefasst, das seinen Sitz im Zentrum Berlins – Haupteingang Wilhelmstraße 

– hatte. Als Heydrich an den Folgen des auf ihn gerichteten Attentats in Prag starb, wurde Ernst 

Kaltenbrunner 1943 sein Nachfolger. 

Heute existiert über diesen Teil des faschistischen Machtapparats eine umfangreiche wissenschaftli-

che Literatur, zu der – wie erwähnt – ständig weitere Werke aus der Feder von Historikern vieler 

Länder hinzukommen. Dabei haben sich zeitweilig auch Modeströmungen entwickelt. Die aktuelle 

ist neben der Arbeit an Biographien die Hinwendung zum Thema „Denunziation“, über das detail-

lierte Untersuchungen bereits vorliegen. Wie meist bei derartigen Neuerungen, fällt es manchen Au-

toren schwer, ihre Forschungsresultate ins schon vorliegende Ganze einzuordnen. Überbewertungen 

sind unausbleiblich. So erschien Forschern (sie gingen Fragen nach wie beispielsweise: Mit welchem 

Anteil waren Frauen an der Denunziation beteiligt, mit welchem Anteil Männer? Waren die Denun-

zianten Nachbarn, Familienangehörigen, Betriebskollegen, NS-Funktionäre? Von welchen Motiven 

wurden die Zuträger geleitet – von Neid, Missgunst, Hass, geboren etwa aus einer Ehekrise?) die 

Denunziationsbereitschaft von Massen gar als das eigentliche Fundament des ganzen Systems. Diese 

Sicht mündet in traditionsreiche Versuche, irgendwelche Bösewichte mit ihren schlechten Eigen-

schaften zu den eigentlichen Trägern und den Verantwortlichen für die faschistische Diktatur zu ma-

chen. Von Interessen, von Klassen, Gruppen und Schichten braucht dann nicht mehr die Rede zu sein. 

Damit ist über die Erforschung der Helfershelfer des Polizeiapparats, einer Erscheinung, ohne die 

Polizei zu keiner Zeit auskam, keineswegs der Stab gebrochen. Doch gewann dieser Apparat seine 

hohe eigenständige Effektivität fraglos in erheblichem Maße daraus, dass an seiner Spitze intelligente 

und agile Leute, zu einem erheblichen Teil Juristen konzentriert waren, die ihre Karrieren machten. 

Später dienten ihnen ihre in Deutschland gesammelten Erfahrungen häufig in den besetzten Ländern 
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Europas. Diese Berufsterroristen verfügten, von Hitler ausdrücklich gedeckt, über ein hohes Maß an 

Unabhängigkeit auch und gerade gegenüber den Einrichtungen der herkömmlichen, rasch faschisier-

ten Justiz. Sie entschieden eigenmächtig, ob sie ihre Gefangenen an die Gerichte übergaben oder sie 

direkt und ohne Gerichtsverfahren und -urteil in die Konzentrationslager verschleppten. Später wurde 

zwischen der Politischen Polizei und der Justiz vereinbart, politische Häftlinge, die ihre Haftzeit ab-

gesessen hatten, wieder an die Gestapo zu übergeben, die sie unverzüglich in einer der Konzentrati-

onslager transportierte. 

Damit ist schon erwähnt, dass zum Terrorapparat der faschistischen Diktatur die Justiz gehörte, er-

mittelnd, anklagend, verurteilend und inhaftierend nach alten und novellierten oder neu beschlosse-

nen Gesetzen, die sich auf die Herstellung von Friedhofsruhe im Reich richteten. Über die Rolle 

dieser „unheimlichen Juristen“ wurde aus bekannten Gründen, von denen die Kontinuität des Perso-

nals vom Naziregime zur Bonner Republik der wichtigste war, zumeist nur Außenseiter forschten. 

Darüber und auch über das Echo im nach rechtsstaatlichen Grundsätzen regierten Ausland auf die 

Rolle dieser deutschen Justiz wird noch viel aufzuklären sein. Dazu gehört die Verarbeitung solcher 

Tatsachen wie das Stattfinden des Internationalen Gefängniskongresses, der 1935 in Deutschland 

tagte und dessen Teilnehmer unter anderem dessen „vorbildliche“ Haftstätten besichtigten. Dieser 

weniger bekannte Skandal übertrifft in der Sache, sicher nicht in der Wirkung, noch den der Olympi-

schen Sommer- und Winterspiele des folgenden Jahres 1936. Da kamen nicht nur und ohne Not Ju-

risten in das Land der Fallbeile und Konzentrationslager. Eine ihrer Delegationen, die der Briten, 

berücksichtigte sogar, welche ihrer Juristen den deutschen „Rechtsführern“ als unerwünschte Perso-

nen galten. Zu diesen gehörten vor allem jene, die 1933 sich pro Dimitroff und pro van der Lubbe 

ausgesprochen hatten. Die auf dem Kongress Versammelten ließen sich von dem obersten der nazis-

tischen Rechtsführer, Hans Frank, freundlich begrüßen, dem Manne, dessen verbrecherischer Ruhm 

ihm später den Namen „der Henker Polens“ eintrug. (Und dies war übrigens nicht der Einzige der 

Internationalen Kongresse, mit denen sich das Regime schmücken konnte; ein anderer vereinigte die 

Straßenbauer mehrerer Länder.) 

Wichtiger als der summarische Überblick über die Terrorapparate erscheint für die Beschäftigung mit 

der Geschichte des Widerstandskampfes die Kenntnis der Methoden, deren sich die Machthaber bei 

der Bekämpfung und der Minimierung ihrer Gegner bedienten. Die waren nicht durchweg so starr, 

rachedurstig und vernichtend, wie häufig angenommen. In der DDR-Literatur konnte kaum etwas 

über die absichtsvollen Entlassungen aus Konzentrationslagern nachgelesen werden, die selbstredend 

auch ihre Folgen zeitigten. Mitunter entstand der falsche Eindruck, die Kurve der inhaftierten Häft-

linge sei unausgesetzt nach oben verlaufen und in manchen Publikationen wurden die Zahlen des 

November 1938 wenig kommentiert hervorgehoben, die außerordentlich waren, denn sie erfassten 

die nach dem Pogrom in die Lager verschleppten Juden. 

Ende 1933 gab es beispielsweise, als sich das Regime nach seinem Prestigeverlust infolge des Reichs-

tagsbrand-Prozesses gesittet zu zeigen wünschte, eine „Weihnachtsamnestie“, wodurch eine Anzahl 

von Inhaftierten aus den Konzentrationslagern freikam. Etwa zur gleichen Zeit wies Göring in seiner 

Eigenschaft als Ministerpräsident und Innenminister Preußens an, nicht jeden Sozialdemokraten we-

gen seiner Vergangenheit zu verfolgen, sondern zu versuchen, frühere Gegner zu integrieren und die 

Tore der „Volksgemeinschaft“ für diejenigen öffnen, die sich bekehrt zeigten. (In diesem Punkte – 

die Systeme sind unterschiedlich – gingen die Faschisten klüger vor als jüngst die Regierung Kohl, 

obwohl das Rachebedürfnis in beiden Fällen wirkte.) In Österreich 1938 wurden Sozialdemokraten, 

die aus der Wiener Verkehrsgesellschaft vom österreichischen Regime herausgesetzt worden waren, 

von den neuen faschistischen Machthabern wieder eingestellt. Wer sich anpassen wollte, wer im 

Sinne der Nazis wiedergutmachen, wer „Volksgenosse“ sein wollte, wurde von einem frühen Zeit-

punkt an aufgenommen. 

Es gab bis in das Jahr 1939 Entlassungen aus Konzentrationslagern, darunter auch von Antifaschisten, 

aber vor allem von Menschen, die außer jedem Verdacht standen, sich noch einmal gegen das Regime 

äußern zu wollen, die nicht infolge schwerwiegender regimefeindlicher Taten inhaftiert worden wa-

ren. Was die Forschung bisher kaum untersucht hat, aber ein zeitweilig wirksames Element der Diszi-
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plinierung war, das bestand in der Praxis, Leute zu verhaften und sie in den örtlichen Gestapo-Ge-

fängnissen zwei, drei Tage gleichsam „schmoren“ zu lassen, ihnen die Vorhölle zu zeigen. Jeder der 

so Behandelten wusste, welches die nächste Station sein konnte. So wurden, um mit dem Galilei in 

Brechts Stück zu reden – den Widerspenstigen die „Werkzeuge“ gezeigt. Das erzeugte Furcht und 

Schrecken genug und entsprechende Verhaltensweisen. Denn die Existenz der Konzentrationslager 

war seit 1933 nichts weniger denn ein Geheimnis. Weisenborn überlieferte, dass in München ältere 

Kinder ihre jüngeren Geschwister auf der Straße mit der Drohung disziplinierten, wenn Du nicht 

folgst, kommst Du nach Dachau. Wer illegal sich gegen das Regime wandte, der wusste, dass er es 

unter der Drohung dieser Lager oder auch des Fallbeils tat. Nach 1945 ist dieser Situation u. a. 

dadurch Rechnung getragen worden, dass die durchgängige Anerkennung der Mitgliedschaft in der 

kommunistischen oder sozialdemokratischen Partei nicht davon abhängig gemacht wurde, ob jemand 

am Widerstandskampf teilgenommen hat. Damit war ohne Kommentar eingestanden, dass nicht von 

jedem früheren Mitglied der KPD oder der SPD oder einer anderen Arbeiterpartei verlangt werden 

konnte, dass er sich der tödlichen Gefahr aussetzte. 

V. 

Die Parole Sowjetdeutschland fiel auf Seiten der Kommunisten definitiv 1935. Schon die Zielsetzung 

der Bezirksorganisation der KPD für den Kampf gegen den Anschluss des Saargebiets an Nazi-

deutschland kündete diese Änderung sichtbar an. 1935 aber wurde die Frage gestellt, was soll auf die 

Herrschaft der Nazis folgen, welcher Staat, welche Gesellschaft, wenn nicht die sozialistische? Die 

Auseinandersetzung darüber wurde in Darstellungen der DDR-Historiographie auch zu „glatt“ for-

muliert. Es entstand der Eindruck, dass damals ein antifaschistisches Bündnis propagiert wurde, das 

bis in die Reihen der nichtmonopolistischen Bourgeoisie reichen solle. Doch in einer damals schon 

nachlesbaren Rede von Wilhelm Pieck, die er 1939 auf der Parteikonferenz der KPD nahe Paris hielt 

[Berner Konferenz], verwahrte er sich ausdrücklich gegen den Verdacht, es würden auch diese Mittel- 

und Großbürger in die antifaschistische Volksfront aufgenommen werden. Ähnlich ungenau und be-

gradigend wurde die allgemeinere Frage behandelt, wie fest eigentlich die neu gewonnenen Erkennt-

nisse saßen. Die Entscheidungen, die 1939 an der Spitze der Kommunistischen Internationale getrof-

fen wurden, stellten in vieler Hinsicht einen glatten Widerruf der Positionen von 1935 dar. 

Nichtsdestoweniger: Festgehalten wurde an der Bestimmung, Nachkriegsdeutschland würde nicht 

Sowjetdeutschland sein. Mit dieser Aussage verband sich natürlich ein Problem: Die Kommunisten 

hatten ja nicht abgeschworen, dass sie auf eine Gesellschaft jenseits des Kapitalismus hinauswollten. 

Also waren sie vor sich selbst und gegenüber ihren gedachten Partnern verpflichtet, auch die Frage 

zu beantworten, wie sie sich das weitere Verhältnis zueinander vorstellten. Tatsächlich haben sie sich, 

dann in der SED, nie darauf festgelegt, dass der Übergang von der – nach ihren Vorstellungen – ersten 

Stufe in die zweite, die sozialistische Gesellschaft von der demokratischen Entscheidung der Massen 

abhängig gemacht werden würde. Schon auf dem Wege der gedanklichen Wende in den dreißiger 

Jahren liegen offenkundig Defizite, fehlte eine Auseinandersetzung mit dem Weg Sowjetrussland, 

der Sowjetunion, der kanonisiert blieb und immer mehr kanonisiert wurde bis hin zur dogmatisierten 

„Pionierrolle der UdSSR“. 

Nichtsdestoweniger besaß das Konzept der antifaschistisch-demokratischen Republik, das in den Jah-

ren 1935/36 bis 1938 ausgearbeitet worden war, Anziehungskraft und Tragfähigkeit. Dagegen konnte, 

seine Defizite geschickt ausnutzend, eigentlich und adressiert an die Adresse von nichtkommunisti-

schen Antifaschisten nur eingewendet werden: Ihr werdet alle von den Kommunisten nur gebraucht, 

ihr werdet ausgepresst wie eine Zitrone, und der Schalenrest wird dann weggeworfen werden; ihr wer-

det alle für die Kommunisten nur Instrumente auf ihrem Wege zur Macht sein. Diese Version kann im 

Augenblick wohlfeil nachgelesen werden, zuletzt in dem soeben erschienen Buch über die Geschichte 

der jüdischen Gemeinden, dessen Autorin das Verhältnis der Mitglieder und Funktionäre und Politiker 

der SED zu den Juden in der DDR als ausschließlich von Machtgelüsten bestimmt glaubt. 

Die Frage nach dem Verhältnis der Kommunisten zu ihren gesuchten und gefundenen oder auch 

den sich ihnen verweigernden antifaschistischen Partnern konnte vor dem Maitag 1945 stärker und 
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öffentlich nur im Exil diskutiert werden. Aus jener Zeit existiert eine reiche und lange nicht zur 

Kenntnis genommene Literatur. Damals schon wurde von Seiten der Sozialdemokraten, zum Beispiel 

in Großbritannien, die Distanzierung von den Volksfront-Bestrebungen damit begründet: Letzten En-

des wollen die Kommunisten doch Sowjetdeutschland. Und da dagegen nie eine schlüssige Argu-

mentation entwickelt worden ist, hatte diese Anklage auch Zugkraft. Und was konnten die Erfahrun-

gen der russischen Sozialdemokraten aus der Zeit der Oktoberrevolution anders sein als eine War-

nung an alle ihre Gesinnungsgenossen wo auch immer? Wer. glaubhaft sein wollte, musste sich davon 

distanzieren. Das wäre am wenigsten von der Spitze der KPD im Moskauer Exil zu leisten gewesen. 

Und sollten sich die Kommunisten in Großbritannien, in den USA oder in Mexiko von denen in 

Moskau distanzieren, die in der UdSSR Stalins lebten. Es wird erst, in DDR-Zeit lag das außerhalb 

aller Möglichkeiten, noch untersucht werden müssen, ob und wo es überhaupt Überlegungen gab, die 

sich mit dem Bewusstsein verbanden, wie hoch die Barriere war, die aus der Geschichte der UdSSR 

in alle nichtkommunistischen Erörterungen über Nachkriegsdeutschland hineinragte. Die hauptsäch-

lichen Hindernisse, die einer Verwirklichung des Volksfrontgedankens im Wege standen, rührten 

nicht nur aus den mörderischen Ereignissen her, die die Geschichte der UdSSR vor allem zwischen 

1936 und 1938 kennzeichnen. Ob deutsche Kommunisten und Sozialdemokraten zusammengehen 

oder sich auch nur annähern könnten, setzte mithin nicht nur ein glaubhaft kritisches Verhältnis zur 

Geschichte der KPD aus den Jahren vor 1933 voraus. Doch da erhob sich eine nie aufgehobene 

Grenze, denn es musste die Führungsmacht UdSSR und die KPdSU mit ihrer Geschichte buchstäblich 

zu Gericht sitzen. 

VI. 

Ein sicher viel zu kurzes Wort zu dem weiten Thema: Die christlichen Kirchen und der deutsche 

Faschismus. In der DDR wurde eine ganze Anzahl von Publikationen herausgegeben, die sich mit 

Christen im Widerstand befasste, mit Laien und Pastoren, Priestern und Mönchen, die Gegner des 

Faschismus waren und dem Regime in unwandelbarer Feindschaft gegenüberstanden. Manche von 

ihnen standen in Verbindung mit Kommunisten, andere gewannen zu ihnen ein neues Verhältnis. Und 

umgekehrt? Wie konnten frühere Angehöriger des Freidenkerverbandes, Atheisten zu Gläubigen ein 

neues Verhältnis gewinnen? Auf der besonderen ZK-Sitzung, auf der die achtbändige Geschichte der 

Arbeiterbewegung „verabschiedet“ wurde, schilderte Karl Mewes die Probleme, welche Kommunis-

ten mit der Forderung des Jahres 1935 hatten, eine ganz breite Front zu schaffen und in sie auch 

Christen einzubeziehen. Damit waren viele einfach überfordert, die nie in ihrem Leben mit einem 

Pfarrer oder einem aktiven Laien diskutiert hatten und deren Gedankenwelt auch nicht entfernt kann-

ten. Leute, die eine 8-Klassen-Schule, danach im besten Falle eine Berufsschule besucht hatten stan-

den vor einer nur schwer vorstellbaren intellektuellen Herausforderung, vor einem ungeheuren An-

spruch. Sie sollten mit Menschen in politischen Kontakt treten, die aus bürgerlichem Hause kamen 

und zwischen Büchern groß geworden waren, an Universitäten studiert hatten. Dennoch wurde die 

Aufgabe gelöst, zu einem kleineren Teil vor, zu einem größeren erst nach dem Mai 1945. Leider sind 

diese Erfahrungen nicht bewahrt worden. Wie konnte in der DDR das Zueinander funktionieren, 

wenn die christlich erzogenen Kinder und Jugendlichen obligatorisch mit dem marxistisch-atheisti-

sches Denken bekannt gemacht wurden, die nicht christlich erzogenen Altersgenossen aber nicht die 

geringste Ahnung davon hatten, was eine Religion ist und Menschen bedeuten kann. Die Geschichte 

der Religionen, von Kirchen und von Synagogen kam im Schulunterricht nicht vor und das hatte zur 

Folge, dass auch immer mehr Lehrer unfähig waren, außerhalb der Lehrpläne Fragen zu stellen und 

zu beantworten. An dieser Ignoranz gegenüber einem Erbe waren auch die Universitäten schuld, die 

für Lehrer keine Vorlesungen und Seminare zur Kirchen- und Religionsgeschichte anboten. 

Was aber die Evangelische und die Katholische (Amts-)Kirche anlangt, so hat weder die eine noch die 

andere gegen das Naziregime im Widerstand sich befunden. Maßgebliche Kirchenführer und -gremien 

leisteten früh dem Regime Zutreiberdienste. Einzelne und auch ganze Gruppen mögen sich wie an-

dere im Hinblick auf dessen Charakter geirrt haben, aber aufs Ganze gesehen war das Verhältnis nicht 

von Fehlurteilen, sondern ideologisch und von Interessen bestimmt. In der evangelischen Kirche bil-

deten sich gegen den Hauptstrom die Bekennenden Kirche heraus, deren Anhänger selbst keine über-
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einstimmende Position bezogen. Die eine Gruppe beschränkte sich weitgehend auf die Verteidigung 

der Rechte der Kirche, wie es auch die katholischen Bischöfe taten, die hauptsächlich die ihrer Kirche 

zugestandenen Möglichkeiten des Wirkens einklagten, wie sie im Reichskonkordat von 1933 festge-

schrieben worden waren. Die andere erhob prinzipielle Einwände gegen die antihumanen Verhält-

nisse. Sie war viel kleiner, aber in ihrer Auffassung vom tätigen Christentum konsequenter, das ihre 

Parteigänger leben wollten. Dies führte zu ganz anderen Konfliktsituationen auch mit dem Terrorap-

parat des Regimes, in dem es besondere Abteilungen und Referate zur Beobachtung der Kirchen und 

Religionsgemeinschaften gab. 

Viel diskutiert wurde, wenn auch kaum in schriftlichen Formen, bereits in DDR-Zeit das Thema „Ju-

den und Widerstand“. Es war und ist belastet von politischen und anderen Interessen, und das dürfte 

sich in naher Zukunft auch nicht ändern. Die Frage kann ernsthaft nicht erörtert werden, wenn nicht 

berücksichtigt wird, dass die deutschen Juden im Weimarer Staat keine eigenen und besonderen po-

litischen Organisationen und keinerlei Tradition eines Widerstandes gegen den aufkommenden Fa-

schismus besaßen. Die jüdischen Verbände und Vereinigungen hatten in der Republik versucht, durch 

die Gravamina, die sie den republikanischen Regierungen vortrugen, diese zum Einschreiten gegen 

den um sich greifenden Antisemitismus und die judenfeindlichen Aktionen zu mobilisieren und derart 

die Interessen ihrer Mitglieder zu schützen. Auf den 30. Januar 1933 waren diese Zusammenschlüsse 

in keiner Weise vorbereitet, und es fiel ihren Funktionären schwer, sich auf die veränderte Situation 

einzustellen. Für den illegalen Kampf existierten keinerlei Voraussetzungen, er lag ganz außerhalb 

des Denkens und stand im Gegensatz zu den Jahrhunderte alten Erfahrungen, welche die Juden mit 

ihren Peinigern gemacht hatten. Entsprechend zurückhaltend und abwartend reagierte der Central-

Verein [CV] deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens, der – bei einer 1933 gezählten halben Mil-

lion Juden in Deutschland – etwa 60.000 Mitglieder umfasste und die größte jüdische Organisation 

bildete. Also ist das eine beträchtliche Zahl. In der Weimarer Republik hatten er und andere Zusam-

menschlüsse der jüdischen Deutschen Zeitungen und Verlage besessen, waren der Judenfeindschaft 

durch Aufklärung, durch Ausstellungen entgegengetreten. Petitionen waren an Reichspräsident Hin-

denburg und die Regierungen gerichtet worden, sie möchten gegen die Schändung von Friedhöfen 

und Synagogen einschreiten. Manche Juden meinten, sie könnten den Antisemitismus zurückzudrän-

gen, wenn mehr Juden sich in der Gesellschaft anders orientierten und Handwerker oder Bauern wür-

den. Das zeugte nicht eben von viel Einsicht in das Funktionieren der Antisemitismus und die Ar-

beitsmethoden seiner Vorkämpfer. 

Neben dem CV spielte die Zionistische Vereinigung für Deutschland bis 1933 eine Nebenrolle. Sie 

erfasste eine unbedeutende Minderheit, die an sich selbst nicht einmal die Grundforderungen der Zi-

onisten stellte und die bestand in der Zielvorgabe: Leben in Palästina. Die deutschen Zionisten sollten 

im Lande der Väter an den heiligen Stätten gewesen sein und gebetet haben und regelmäßig Geld 

spenden für Landkauf in Palästina. Diese Organisation orientierte sich nach dem Januar 1933 sofort 

auf die neuen Bedingungen faschistischer Herrschaft um und propagierte nun die Auswanderung der 

Juden in ihr heiliges Land. Da die Nazis auch wünschten, dass die Juden aus dem Reich „verschwän-

den“, ergab sich eine Kooperation, die den Namen Kollaboration nicht verdient. 

Einflussreicher als die Zionisten war unter den Juden in Deutschland der Reichsverband jüdischer 

Frontkämpfer (RjF), eine Organisation, zu deren Gründung es nur deshalb gekommen war, weil der 

Stahlhelm-Bund der Frontsoldaten antisemitisch eingestellt war und jene, mit denen seine Mitglieder 

einst im kaiserlichen Heer und in der Marine gemeinsam gekämpft hatten, aus seinen Reihen aus-

schloss. In diesem Reichsverband jüdischer Frontkämpfer wurden 1933 wohl die meisten Illusionen 

über das Kommende gehegt: Man werde doch die Verdienste der jüdischen Offiziere und Soldaten 

„um Deutschland“ [nicht] ignorieren können und wenn es wieder zum Kriege käme, würde jedes 

Regime die Juden wieder brauchen. Diese Denkweise ermöglichte einen besonderen Grad von An-

passungsbereitschaft, die jedoch mit ihrer Zurückweisung mehr und mehr verkümmerte. Als die Ju-

den dann durch das Gesetz über die allgemeine Wehrpflicht vom März 1935 für wehrunwürdig erklärt 

wurden, waren die Illusionen verflogen. Schließlich und nur der Vollständigkeit halber ist von den 

jüdischen Organisationen in Deutschland der Verband Nationaldeutscher Juden, der ideologisch und 
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politisch eine deutliche Verwandtschaft zu reaktionären, autoritären Projekten aufwies und sich dem 

faschistischen System als Organisation eingegliedert haben würde, hätten deren Führer das nur ak-

zeptiert. Dieser einflussschwache Nationalverband, der für strikteste Assimilation eintrat, verfiel als 

erste aller jüdischen Organisationen dem Verbot, wollten die Nazis doch alle Juden vertreiben und 

folglich widerstrebten ihnen diese Anbiederungsversuche am meisten. 

Wer also von jüdischem Widerstand spricht, muss von diesen Gemeinschaften wissen, denn mit dem 

Blick auf sie erledigen sich eine Reihe von Fragen von selbst. Im deutschen Judentum entwickelten 

sich nach 1933 vielfältige Methoden des Widerstehens und sie prägten sich mit der immer schärferen 

Verfolgung aus. Es wurden praktische Antworten auf die jeweilige Situation gesucht: Wie kommen 

wir durch die Jahre, die noch nicht gezählt sind? Bis zu welchem Grad muss man sich diese veränderte 

deutsche Gesellschaft anpassen, die man aus eigener Kraft nicht stürzen kann. Zudem war es für 

Juden, wenn sie sich nicht bereits in der Republik Arbeiterorganisationen angeschlossen hatten, nun 

besonders schwer, zu ihnen Kontakt zu gewinnen. Wer Kommunist und Jude war, wurde doppelt 

überwacht, war in einer illegalen Organisation selbst besonders gefährdet und konnte so auch seine 

Genossen in zusätzliche Gefahr bringen. Wenn ein Jude als politischer Gegner ergriffen und in ein 

Konzentrationslager verschleppt wurde, fand er sich dort auf der untersten Stufe des Elendsdaseins 

wieder. Er wurde am schlimmsten schikaniert, am ehesten geschlagen, er galt den „Ariern“ nicht als 

besserungsfähig. Die Haltung der Juden zum Widerstand ist, berücksichtigt man ihre Voraussetzun-

gen und Bedingungen, erklärungs-, aber nicht kritikwürdig. 

Lassen Sie mich hier mit dem Blick auf die Uhr abbrechen. Eine Doppelstunde zur Fortsetzung des 

Themas steht in der nächsten Woche ja noch vor uns. 

Zu Fragen der Teilnehmenden: 

Über die Geschichte der Juden in den Jahren von 1933 bis 1941 lässt sich mit den wenigen Überle-

benden und ebenso mit Nachgeborenen kritisch diskutieren, nicht mit jedem und jeder, aber doch mit 

den meisten. Auf diesem Gebiet haben wir demnach unterschiedliche Erfahrungen gemacht. Wie mit 

anderen Diskussionspartnern auch ergeben sich oft Meinungsverschiedenheiten darüber, was als Wi-

derstand zu bewerten ist. Da schwingt dann doch immer auch mit, dass in DDR-Zeit, wenn auch nicht 

durchgängig, deutliche Tendenzen vorherrschten, den Begriff „Widerstand“ für bestimmte Gruppen 

und Handlungen zu monopolisieren. Seine konsequenteste Form bestand gewiss vor dem 30. Januar 

1933 darin, sich dem Machtstreben der Faschisten wehrhaft zu widersetzen und ihren Weg in die 

Berliner Wilhelmstraße zu blockieren. Nach dem verhängnisvollen Tag 1933 konnte das Generalziel 

nur darin bestehen, die faschistische Herrschaft zu stürzen. 

Die Juden waren, wie erwähnt, in einer anderen Situation, die durch Denkweisen, Traditionen, Orga-

nisationen charakterisiert ist. Sie befanden sich im „Dritten Reich“ von den ersten Wochen an gleich-

sam auf ganz ungedecktem Felde, sie waren bekannt, registriert, statistisch erfasst. Dieses System 

vervollständigten die neuen Machthaber bis zur Perfektion. Adolf Eichmann, als er nach Berlin sich 

versetzen ließ, wurde anfänglich damit beschäftigt, die Judenkartei zu ergänzen. In dieser Lage, in 

Gruppen zersplittert, nicht frei von Illusionen, orientierten sich die meisten von ihnen auf das Wider- 

und Überstehen, nicht auf die Teilnahme am illegalen Widerstand. Sie waren selbstverständlich daran 

desinteressiert, dass sich dieses Regime festigte und Dauerhaftigkeit gewann, aber sie besaßen keine 

Möglichkeiten, es ernstlich zu schwächen. 

Die Barriere, die es gegen diese Unterscheidung von Widerstand und Widerstehen gibt, rührt zu ei-

nem Teil aus einem Missverständnis her. Es wird gemeint, Widerstand hätte mehr Anstrengungen 

erfordert als Widerstehen, eine gefestigtere Haltung, einen höher zu bewertenden mehr Charakter und 

dergl. Wer weiß, was von Juden unternommen und geleistet worden ist, um die Pläne der Machthaber 

nicht zu voller Wirkung gelangen zu lassen, kann auf viele Aktivitäten der Verbandsfunktionäre und 

Aktivisten nur ein hohes Lied singen, auf diejenigen, die als Lehrer an den jüdischen Schulen unter-

richteten, auf alle, die sich um die Kinder und die Jugendlichen sorgten, die ihnen Lebenswillen gaben 

und ihnen das Dasein erleichterten. Ähnliches gilt für Betreuung der Alten und der Kranken, die 

keinen Gedanken auf die Flucht mehr richten konnten. All das verlangt großem Respekt vor beispiel-
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hafter Zivilcourage und humanitärem Einsatz. Es geht bei der begrifflichen Erfassung und Differen-

zierung also um politische und nicht um moralische Bewertungen, um die Kennzeichnung unter-

schiedlicher Inhalte und Ziele von denkwürdigen Bestrebungen. (Damit ist auch die Frage nach Über-

leben und Widerstand in den Gefängnissen, Zuchthäusern und Konzentrationslagern berührt.) 

Die Veröffentlichungen in der DDR-Zeit, meine eigenen eingeschlossen, nahmen hauptsächlich die 

Schritte der Verfolger ins Visier. Die Geschichte des Widerstehens der Juden in Deutschland zwi-

schen 1933 und 1939 blieb demgegenüber vernachlässigt, was Folgen im allgemeinen Geschichtsbe-

wusstsein der Bevölkerung zeitigte. Das wirkte umso nachteiliger, weil – worauf unter anderen 

Moishe Zimmermann, Historiker in Israel, 1980 in einer kleinen Arbeitstagung während des Interna-

tionalen Historiker-Kongress in Stuttgart hinwies – die deutschen Juden, der Rest der von ihnen ge-

blieben und in alle Welt verstreut wurde, ihre Geschichte nicht schreiben können. Das erlegt den 

Nichtjuden eine Verpflichtung auf. 

Das Plädoyer für die Differenzierung wäre falsch verstanden, würde verabsolutiert. Die Geschichts-

schreibung bleibt ebenso auf Verallgemeinerungen orientiert und, die Gefahr ist akut, sollte sich nicht 

im Einzelnen verlieren. Das würde ihren Wert katastrophal herabsetzen. Die Erforschung der Ge-

schichte ist daher auch ständig mit der Arbeit an ihrer Begrifflichkeit verbunden und gegenwärtig in 

den Auseinandersetzungen in Deutschland auch mit der Verteidigung von Begriffen, die gesellschaft-

liche und politische und andere Zustände und Prozesse treffend charakterisieren. Es besteht keinerlei 

Notwendigkeit, den Begriff „Antifaschismus“ preiszugeben, wenn bei seiner Verwendung auch be-

dacht wird, dass er – mit Verlaub – eine Art Eintopf ist. Verallgemeinerung und Unterscheidung 

bilden Aufgaben der Wissenschaft, und es steht im Widerspruch zu aller Wissenschaftstradition, 

wenn neuerdings erklärt wird, das Größte und Einzig-Wahre sei die Arbeit an Differenzierungen und 

Verallgemeinerungen in das Reich der von Fälschungen aussortiert werden. 

Die Geschichte der Widerstandsforschung durchlief in der DDR verschiedene Phasen. Ihr kommt das 

Verdienst zu, den Arbeiterwiderstand und den der „kleinen Leute“ überhaupt ins Blickfeld gesetzt zu 

haben. Während er stattfand, besaß die Mehrheit der den Machthabern folgenden Deutschen von ihm 

nicht die Spur einer Ahnung. Nach 1945 wurde er im Westen Deutschlands, von Ausnahmen abge-

sehen, missachtet oder ignoriert. Aber auch in dem früh erschienenen und verdienstvollen Dokumen-

tenband des Schweizer Historikers Hofers fehlt jedes Dokument zum Arbeiterwiderstand und zur 

Rolle der Arbeiterparteien. Erwähnt wird einzig der konservative und christliche Widerstand. Es exis-

tierte in der Erforschung des Widerstands auf beiden Seiten eine Frontstellung und alle Bewertung 

wird falsch oder schief, wenn sie außerhalb der Betrachtung bleibt. 

Doch mehr und mehr vereinseitigte sich der Blick der DDR-Forschung auf die Kommunisten und 

diejenigen, die als ihre Gefolgsleute gewertet wurden. In diesem Zusammenhang spielte das For-

schungs- und Kontrollmonopol des Instituts für Marxismus-Leninismus eine verschärfende Rolle. In 

der DDR kam es nicht zu Gründung einer Einrichtung, wie sie in Wien in Gestalt Dokumentations-

zentrum des österreichischen Widerstandskampfes geschaffen wurde, woran Kommunisten, Sozia-

listen, Christen, Konservative beteiligt waren und geblieben sind. Das hat zeitweilig eine Art Koali-

tionsgeschichtsschreibung begünstigt, doch überwogen die Vorteile die Nachteile bei weitem – ver-

glichen mit der Kommandowirtschaft, die in der DDR auf diesem Felde der Historiographie wohl die 

schlimmsten Blüten zeitigte. Das hat der Wissenschaft ungemein geschadet und notwendige Diskus-

sionen behindert. So wurden auch erinnernswerte Seiten des antifaschistischen Kampfes der Verges-

senheit anheimgegeben, wie beispielsweise solche aus der Geschichte der verteufelten Kommunisti-

sche Partei Deutschlands Opposition (KPDO) und der Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP), in deren 

Reihe vielfach treffendere Urteile und Vorschläge gemacht wurden als in den beiden großen Arbei-

terparteien, in denen auch Verständigungen leichter erreicht werden konnten. 

Über die „Eigengesetzlichkeiten“ von politischen Großgruppen, wie sie die KPD darstellte, über 

die Rolle von Führern, Apparaten und Mitgliedern ist unter soziologischen Gesichtspunkten in der 

DDR nie geforscht worden. Die Partei wurde als Monolith dargestellt, abzüglich gelegentlicher  

„Abweichungen“ und „Fraktionen“, die nach dem Urteil der amtlichen Geschichtsschreibung auch 
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nicht in einem Detail ein Recht auf Wahrheit oder bessere Einsicht beanspruchen konnten. Über die 

Eigenheiten dieser Großgruppen, der Kommunisten mit 6 Millionen Wählern, wurde auch in anderer 

Hinsicht wenig nachgedacht, so beispielsweise über ihre Schwierigkeiten, sich in veränderten Situa-

tionen neu zu orientieren. Ausgeklammert wurde, welche Rolle die einzelnen Gruppen in der KPD 

spielten und einnehmen konnten, die Künstler und Schriftsteller, die Intellektuellen insgesamt. Das 

erschien offenkundig als ein besonders heikles Thema. Ähnliches trifft auch auf die Last der Tradition 

und die Folgen zu, die sich aus der Tatsache ergaben, dass die KPD doch aus einer Strömung und 

Abspaltung der Vorkriegssozialdemokratie hervorgegangen war und bis zum Ende der Weimarer Re-

publik die einflussschwächere der beiden Rivalen blieb. Die „Alten“ hatten sich von der Sozialdemo-

kratie getrennt und hätten spätestens 1930 angesichts des drohenden Faschismus ein neues Verhältnis 

zu ihr gewinnen müssen. 

Nun noch einmal zu der Entwicklung der Haltung der Sozialdemokratie gegenüber den Kommunis-

ten. Der sowjetrussische Weg seit 1917/1918 wurde, wie erwähnt, abgelehnt, ja verdammt, Weg und 

Ziel wurden anders bestimmt. Zwischen beiden Standpunkten gab es keinen Kompromiss. Diejenigen 

Sozialdemokraten, die dennoch mit den Kommunisten in irgendeiner Weise zusammen gehen woll-

ten, wurden aus der Partei hinausgedrängt. Die Forschung wird noch aufzuklären haben und es ist 

ungewiss, wie weit sie damit kommen wird, wie die Erfahrungen der Jahre 1936/1938 mit den soge-

nannten Schauprozessen, den Massenverhaftungen, dem System der Verschleppung in den Gulag in 

den antifaschistischen Widerstandskampf und die Beziehungen ihrer verschiedenen Teilnehmer hin-

einwirkten. Diese Wirkung war nicht zu allen Zeiten gleich stark und sie schwächte sich während des 

Krieges seit 1941 ab. Seitdem faszinierten ein Staat und seine Bevölkerung, die kämpften und die 

Hauptlast des Krieges trugen. Bedeutete das eine Wende auch in der sowjetischen Innenpolitik? Es 

war nicht ganz unbekannt, dass Gefangene aus Lagern entlassen wurden und als hohe Offiziere wie-

der Verwendung fanden. War das nur Episode und würde der Terror nach dem Kriege zurückkehren? 

Das waren offene Fragen. Daher wäre die These von dem „doppelten Kampf“ erst weiter zu erfor-

schen. Es würde weiter zu fragen sein: Welche Rolle haben in den Stellungnahmen von Kommunisten 

im Moskauer Exil solche Erwartungen auf eine sich wandelnde UdSSR gespielt? Welche Rolle, wel-

che Überlegung, hat es sie überhaupt gegeben? Und – wie schon berührt – ob Kommunisten, wenn 

sie im Exil in Mexiko oder in Großbritannien eine Erklärung beschlossen und druckten, nicht mit 

bedachten, was dies für ihre Genossen in Moskau bedeuten könne. Angesichts der kommunistischen 

Parteidisziplin erscheinen diese Überlegungen nichts weniger als abwegig. Lässt sich vergessen, dass 

Stalin die polnische Partei liquidieren ließ und massenhaft deren Funktionäre? Welche Garantien gab 

es eigentlich dagegen, dass Argumente und gerade im Kriege nicht auch hätten gefunden werden 

können, die das gleiche Vorgehen gegen die deutsche kommunistische Partei gerechtfertigt haben 

würden? Die Möglichkeiten, Anklagen gegen sie zu fabrizieren, um die Stalin und seine Helfer nie 

verlegen waren, lagen zutage. Das ist ein Plädoyer für die Überlegung, die nach einer geschichtswis-

senschaftlichen Arbeit zweckmäßig anzustellen ist: Könnte es nicht ganz anders sein? Gewiss scheint 

zu sein, dass das Kämpfen und das Sterben der sowjetischen Armeen im Kampf gegen Hitler vieles 

Vergangene zunächst zudeckte und Hoffnungen aufkeimen ließ. 

Sicher ist auch, dass der Terror in der Sowjetunion immer als ein Hauptargument zur Verteidigung des 

Antikommunismus in anderen Strömungen der Arbeiterbewegung diente. Doch kann auch nicht über-

sehen werden, dass die rechten Sozialdemokraten – und sie stellen in der SPD seit 1914 die Führung 

– in keiner Situation sich auch nur bereitfanden, die Prüfung darauf zu machen, ob sich die Kommu-

nisten als Demokraten verhielten. Es galt axiomatisch: Mit denen nicht, unter keinen Umständen. Hel-

mut Kohl schrieb in seiner Dissertation, die sich mit der Wiedergründung der Parteien im Gebiet der 

Rheinpfalz nach dem Jahre 1945 befasste und weitgehend faktologisch ist, dass Sozialdemokraten, die 

damals an einer kommunistischen Konferenz teilgenommen hatten, aus der Partei gefeuert wurden. 

Ob das, was da beredet worden war, akzeptabel war oder nicht, erzeugte kein Interesse. 

Der Umstand, dass die geschichtliche Erforschung der kommunistischen Bewegung jetzt ohne ideo-

logische Vorgaben erfolgen kann, erledigt nicht die ebenso kritische „Aufarbeitung“ der anderen, der 

sozialdemokratischen Seite. Doch wirken die gegenwärtigen Frontstellungen und nicht nur die ver-
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gangenen nach wie vor hindernd. Immerhin, wenn auch vereinzelt, fragen auch sozialdemokratisch 

orientierte Historiker, ob Vorschläge der Kommunisten, an denen es in der Geschichte der Beziehun-

gen der beiden Parteien nicht fehlt, beim Wort zu nehmen und wenigstens auf ihre Ernsthaftigkeit hin 

zu prüfen waren. Umgekehrt gilt das genau so, etwa für das sozialdemokratische Angebot von 1933, 

Kritik und Polemik gegeneinander für eine gewisse Zeit im Interesse des Kampfes gegen die Faschis-

ten ruhen lassen. Wer diesen Fragen nachgeht, wird auf Bewusstseinslagen, auf Ursachen von Starr-

heit und auf Impulse für Bewegung [stoßen]. Sie sind schwer zu rekonstruieren, aber ein Nutzen ihrer 

Befragungen, dass die Erkenntnisse über den kommunistischen wie den sozialdemokratischen „Zeit-

geist“ vervollkommnet werden und darüber, wie über den jeweils „Anderen“ gedacht und geurteilt 

wurde. Das betrifft auch die Frage, wie offen die Beteiligten 1945 für neue Entscheidungen waren. 

Wie verhielten sich damals, um einen erst viel später in Gebrauch gekommenes Bild zu bemühen, 

altes und neues Denken? 

Soviel kommentierend und ergänzend zu den gestellten Fragen und Ihren Beiträgen. 
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An der Schwelle eines geschichtsträchtigen Jahres 

Ein halbes Jahrhundert nach der „doppelten Staatsgründung“ (Erfurt 1998) 

Im kommenden Jahr wird ein halbes Jahrhundert vergangen sein, seit im Mai 1949 die Bundesrepub-

lik Deutschland gegründet wurde, der westdeutsche Staat, nachdem sich im Oktober der ostdeutsche 

auf etablierte. Im als Folge des Krieges geteilten Lande, dessen Teile politisch, sozial und ideologisch 

immer weiter auseinanderzudriften begannen, war die Entwicklung solchen Staatsgründungen entge-

gengetrieben. Versuche, diesen Prozess anzuhalten, hatten sich als erfolglos erwiesen. Es begann die 

mehr als vierzig Jahre währende Periode der Zweistaatlichkeit, während der sich zwei unterschiedli-

che Gesellschaften1 herausbildeten. 

I. 

Der Maitag 1999 wird Gelegenheit bieten, die westdeutsche Staatsgründung zu feiern und die Politi-

ker an der Spitze des Staates werden sie nicht ungenutzt vorübergehen lassen. Zudem gibt es zum 

Feiern Gründe, wenn auch nicht für alle Bürger gleichermaßen. Einige dieser Gründe liegen zutage. 

Kein Staat der modernen deutschen Geschichte hat auch nur ein halbes Jahrhundert gedauert. Das 

1871 gegründete Kaiserreich endete 1918, also nach einer knapp 47jährigen Existenz. Die Monarchie 

ging im Feuer des Weltkriegs und der Revolution unter. Die darauffolgende Weimarer Republik 

brachte es auf eine Lebensdauer von nur knapp 14 Jahren. Sie erlag dem vereinten Angriff der fa-

schistischen und anderer, vorwiegend konservativer antirepublikanischer Kräfte. Das faschistische 

Reich dauerte etwas mehr als 12 Jahre. Es wurde mit den militärischen Instrumenten der Antihitler-

koalition und durch die Anstrengungen von Millionen Soldaten und Zivilisten vieler Länder beseitigt. 

Die DDR, Konkurrent der BRD auf deutschem Boden, existierte 40 Jahre. Ihr unvollständiges 41. 

Jahr wurde weniger das ihres Umbaus als das ihres Abrisses. 

Doch geht es nicht allein um die Existenzdauer der deutschen Staaten, wenngleich sich in ihr eine 

mehr oder weniger große innere und äußere Stabilität ausdrückt. In keinem Staat der deutschen Ge-

schichte seit 1871 veränderte sich das Leben der Mehrheit der Bevölkerung derart gravierend, ver-

mehrte sich ihr materieller Reichtum in solchem Grad wie in den Jahrzehnten der Bundesrepublik. 

Das geschah nach Überwindung der immensen Wunden und Zerstörungen, die der Zweite Weltkrieg 

hinterlassen hatte. Das Wort vom „Wirtschaftswunder“ bedeutete keine Propagandaphrase, wenn es 

auch als solche gebraucht worden ist. Die regierenden politischen Personen und Parteien und andere 

Kräfte erwarben sich in diesen Jahren den Ruf von Initiatoren und Organisatoren einer Gesellschaft, 

die im Wohlstand lebt. Darauf vor allem gründet sich die Stabilität des Staatswesens BRD bis heute 

mehr als auf die Überzeugungen ihrer Bürger. 

Die Parteien und Kräfte, die auf diesem historischen Wege vorangingen, zehren von ihren Verdiens-

ten, diese bilden ihren Kredit. Es wird ihnen in einer sich in Europa und weltweit spürbar verändern-

den Situation zugetraut, auch als Wohlstandsbewahrer erfolgreich zu sein. Für diese Rolle favorisiert 

ein Teil der Bevölkerung diese, ein anderer jene Partei oder Parteiengruppe. Nicht wenige erblickten 

kürzlich in einem möglichst weiten Zusammenschluss der Großparteien die sicherste Gewähr dafür, 

das gewünschte Ziel wirklich zu erreichen. Doch ist es dazu nicht gekommen. Jedenfalls existiert die 

soziale Marktwirtschaft genannte kapitalistische Gesellschaft in der BRD ungefährdet. Dass es in ihr 

Krisenerscheinungen gibt, die teils akuten, teils chronische Charakter besitzen, wird nicht bestritten. 

Doch erscheinen oder gelten sie als beherrschbar. Eine Mehrheit der Bevölkerung glaubt zudem, dass 

sie von ihnen nicht ernsthaft betroffen werden kann. 

 
1  Dass auf deutschem Boden nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs auch zwei grundverschiedene Gesellschaften 

entstanden waren, wird immer weniger thematisiert oder auch nur erwähnt. Gegenüber dieser Kennzeichnung 

dominieren Begriffe wie „Zweistaatlichkeit“, „doppelte Staatsgründung“, zwei „Vergangenheiten“ oder „zwei 

Lebenswelten“. Dietmar Keller/Reinhard Mocek (Ansichten zur Geschichte der der DDR. Im Auftrag der Bun-

destagsgruppe der PDS, hg. von Ludwig Elm, Dietmar Keller und Reinhard Mocek, Bd. 9/10, Berlin 1998, S. 

19) vermuten, dass das Vermeiden des Begriffs auch darauf zurückzuführen sei, dass er sich nicht in das von der 

Totalitarismus-Doktrin angebotene Erklärungsmuster einfügt, das gerade das Ganze aus dem Blick zu transpor-

tieren sucht. Jedenfalls bedient diese Ignoranz die Bedürfnisse von Totalitarismus-Theoretikern. 
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Auch außenpolitisch stellt sich die Bilanz der BRD beachtlich dar. Der Staat hat in den Jahrzehnten 

des Kalten Krieges sich nicht nur ökonomisch und politisch gegenüber der sozialistischen Konkur-

renz behauptet, sondern er wird wegen seines materiellen Reichtums und seiner inneren Stabilität in 

der Welt weithin auch bewundert. Er vermochte seine wachsenden materiellen Mittel für seine Au-

ßenpolitik effektvoll einzusetzen und sich unter den mittel- und westeuropäischen Staaten im Prozess 

der „Europäisierung“ eine maßgebliche Rolle zu erobern. In Mittel- und Westeuropa ist die BRD 

nicht nur der wirtschaftlich stärkste, sondern auch der bevölkerungsreichste Staat. In ihm leben auch 

Millionen Ausländer, die zuerst als gesuchte Arbeitskräfte, auch als sog. „Wirtschaftsflüchtlinge“ und 

als politisch Asylsuchende in das Land gekommen sind. 

Die Wirtschaftsmacht Deutschland lockt und in anderer Weise droht sie auch. Doch muss dieser deut-

sche Staat von seinen Nachbarn militärisch nicht als Bedrohung empfunden werden. Das stellt für sie 

ein Novum in ihrer Geschichte dar, für Franzosen und Belgier, Österreicher und Nordeuropäer. Mit 

ihnen ist die BRD durch wirtschaftliche, politische und militärische Bündnisse verzahnt. Auch die 

neuen ost- und südosteuropäischen Regime suchen mit ihr ähnliche Beziehungen aufzunehmen. Von 

ihnen erhoffen sie sich eine Beihilfe, die sie stabilisiert und sie aus verbreitet elenden materiellen 

Zuständen hinausgelangen lässt. Deutschlands Nachbarn haben eine Anzahl grundsätzlicher wie 

pragmatischer Gründe, sich mit der BRD auf guten Fuß zu stellen oder auf ihm zu bleiben. Manche 

werden die Eineinhalbjahrhundert lange Existenz deshalb auch begrüßen. 

Gegen diese Bilanz lassen sich andere Tatsachen summieren. Im reichen Deutschland existiert eine 

permanent hohe Arbeitslosigkeit, die jüngst Rekordzahlen erreichte. Armut ist nicht nur eine Erschei-

nung der auf soziale Hilfsleistungen des Staates und karitativer Organisationen angewiesenen Bürger. 

Sie kann auch unter einem Teil der Arbeitenden angetroffen werden. Sie bestimmt das Leben Hun-

derttausender Kinder. Groß ist die Zahl der Obdachlosen und anderer Menschen am Rand der Gesell-

schaft. Deutlich polarisieren sich Reichtum und Armut. Die Möglichkeiten junger Menschen, sich 

Wissen und Bildung und damit berufliche Chancen zu erarbeiten, geraten in immer stärkere Abhän-

gigkeit von der sozialen Situation ihrer Eltern. Bedrohlich wächst die Gefahr der Verarmung und 

Vereinsamung alter Menschen. Alkohol- und Drogensucht breiten sich in der Gesellschaft aus. Die 

Vorsorge für die Erhaltung der Gesundheit und die Behandlung von Krankheiten hängen mehr und 

mehr von der Zahlungsfähigkeit der Bürger ab. In kritische Zonen ist der Aufwand der Gesellschaft 

und des Staates für Wissenschaft und Kultur hineingeraten. Doch mit welcher selbstgefälligen Igno-

ranz wurde am „Tag der deutschen Einheit“ über diese Seite der deutschen Zustände hinweggeredet, 

wenn beispielsweise das Staatsoberhaupt mit einem „vernünftigen und gelassenen Selbstbild“ ver-

langte, „Erreichtes zu schätzen und dann auch ein bißchen Genugtuung darüber zu empfinden“.2 Wo-

rauf soll sich denn der maßvolle „Stolz auf die eigene Leistung“ bei den Langzeitarbeitslosen und 

den Schulabsolventen richten, die keine Lehrstelle erhalten haben? 

All diese Tatsachen, an deren Entstehung die Politik der soeben abgetretenen Regierung unter dem 

Kanzler Kohl schuldhaften Anteil besitzt und an dem sie noch im Wahlkampf herumgedeutelt hat, 

verbreiten unter vielen Bürgern das Lebensgefühl eines Wandels zum Schlechteren hin oder – vor-

läufig mehr noch – die Furcht vor einer Bedrohung eigener oder familiärer Lebensperspektiven. Wäh-

rend die einen ihre Hilflosigkeit spüren, prägen andere das Klima der „Ellenbogengesellschaft“ mit. 

Individualismus und Egoismus nehmen quer durch alle sozialen Schichten zu. Gleichzeitig sind Mit-

menschlichkeit und Solidarität, wo je vorhanden gewesen, deutlich im Abnehmen begriffen. 

Einerseits geht diese Gesellschaft also dem Mai 1999 mit einer stattlichen Anzahl von Gründen ent-

gegen, die das Selbstbewusstsein in der Bevölkerung zu stärken vermögen. Denn viele Bürger der 

Bundesrepublik und namentlich die Angehörigen der älteren Generationen können sich auf ihre Ar-

beit etwas zugutehalten und werden mit deren Ergebnissen zufrieden sein können. Zum anderen exis-

tiert innerhalb der Staatsgrenzen eine Großgruppe, die keinerlei oder sehr wenig Ursache zu solcher 

Zufriedenheit und folglich keinen Anlass zum Mitfeiern besitzt. Die Regierenden werden auf diese 

 
2  Rede des Bundespräsidenten Roman Herzog am 3. Oktober 1998 in Hannover. In: Bulletin der Presse- und In-

formationsamtes der Bundesregierung Nr. 66 (6. Oktober 1998), S. 828. 
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widersprüchliche Situation nicht anders reagieren als alle ihre Vorgänger es in gleicher oder ähnlicher 

Situation taten: Sie werden sich und die Erfolge bejubeln und die Schäden der Gesellschaft klein zu 

reden suchen und sie als zeitweilig und behebbar hinstellen. 

II. 

Was diesem 50. Gründungstag der Bundesrepublik Deutschland aber seine besondere und einmalige 

Note gibt, ist die geschichtliche Tatsache, dass sie vor nahezu einem Jahrzehnt um die Neuen Bun-

desländer, das einstige Gebiet der DDR und dessen Bevölkerung, vergrößert und vermehrt wurde. 

Als Folge dieses Ereignisses kompliziert sich die Bilanz erheblich. Denn nach wie vor tun sich die 

Herrschenden, aber nicht nur sie, praktisch und geistig mit dem „Erbe“ schwer, das ihnen 1990 plötz-

lich zugefallen war. Eben erst, am 3. Oktober 1998, hat der Staatsakt in Hannover das erneut bezeugt. 

Die von der Regierung in Bonn vorgegebene Generallinie, die auf ideologischem Gebiet bis heute 

dominiert, will den untergegangenen ostdeutschen Staat und die Gesellschaft am besten ganz in Ver-

gessenheit geraten lassen oder die Erinnerung auf Gedanken und Gefühle des Unbehagens, der Ab-

lehnung und der Verdammung reduzieren. Diese Linie ist indessen bereits weitgehend gescheitert. 

Die Gegenwart der Bundesrepublik mit ihren alltäglichen Erlebnissen und nicht irgendwelche Agita-

tion bewirkt, dass einstige Bürger der DDR sich auf ihr Leben im untergegangenen Staat anders be-

sinnen. 

Die Zahl derer, die das mit dem Blick auf den Oktobertag 1949 tun können und werden, ist womöglich 

nicht sehr hoch zu veranschlagen. Hat sich denn 1921, als am 18. Januar der Gründungstag des (Zwei-

ten) Deutschen Kaiserreichs exakt ein halbes Jahrhundert zurücklag, das Staatswesen aber zwei Jahre 

zuvor von einer Revolution beseitigt worden war, ein nennenswerter Teil der Deutschen dieses Datum 

noch erinnert? Eine Minderheit von Monarchisten tat das gewiss, und die wollte zumeist ihren „alten 

Kaiser Wilhelm“ wiederhaben und mit ihm all die anderen gekrönten Häupter von den beiden Meck-

lenburg bis nach Bayern. Doch die übergroße Mehrheit der Deutschen entsann sich, dass dieser Ho-

henzoller an der Spitze jener Kräfte gestanden hatte, die sie in den mörderischen vierjährigen Krieg 

geführt hatten, in dem Millionen gestorben, verkrüppelt, verwitwet, verwaist und verarmt waren. 

1918 – das war ein anderer Staatsuntergang gewesen als derjenige des Jahre 1989. Beide unterschie-

den sich durch ihre Vorgeschichte. Grundverschieden waren nach Herkunft, Zielsetzungen und Rolle 

auch die Herrschenden, die mit diesen Staaten „abtraten“. Im einen wie im anderen Falle aber waren 

es Massen der Bevölkerung, die eine geschichtliche Wende erzwangen. Und von beiden Ereignissen 

kann gesagt werden, dass sich die Massen „in ihrem dunklen Drange“ des positiven Zieles nicht voll-

ständig bewusst waren, an das sie gelangen wollten. Wie noch stets in der Geschichte entsprach das 

Ergebnis des Handelns den Vorstellungen und Absichten der Handelnden nur zu einem Teil. Die eine 

Gruppe der Beteiligten oder Betroffenen mochte mit dem Resultat zufriedener sein als eine andere, 

eine dritte sich mit ihm opportunistisch oder schicksalsergeben aussöhnen. 

Generationen, die im Verlaufe ihres Lebens in zwei aufeinander folgenden verschiedenen Staaten 

gelebt haben, neigten immer und überall dazu, ihre jeweiligen Lebensweisen nach Vor- und Nachtei-

len zu vergleichen. Manchen verklärte sich dabei das Vergangene. 1999 aber ist neu, dass diese Situ-

ation zum einen nur für eine Minderheit des Staates zutrifft, und dass zum anderen – und wichtiger 

noch – die Gegenstände des Vergleichs sich viel mehr voneinander unterscheiden als in früheren 

„Fällen“ deutscher Geschichte. Das Wort „Der Kaiser ging, die Generäle blieben“ charakterisierte 

knapp eine Seite von Bruch und Kontinuität zwischen der Monarchie und der Republik. Derer gab es 

aber viele. Und 1933, als der „Führer“ kam, blieben die Generale mit wenigen Ausnahmen und die 

Mehrheit der Beamtenschaft ebenso wie die Industriellen und die Großgrundbesitzer. 

1989 aber ging nicht nur der „Generalsekretär“, es gingen auch die Generale, die Staatsangestellten, 

die Masse der Wissenschaftler. Es wechselten die Eigentümer nahezu aller Betriebe und vieler Im-

mobilien. Den Ostdeutschen wurde, wie treffend gesagt worden ist, das westdeutsche Staats- und 

Gesellschaftssystem „übergestülpt“. Nachträglich sollen sie sich mit ihm identifizieren, sich als die 

Erlösten und Geretteten, als die Befreiten sehen und fühlen. Diese Besonderheit wird zumindest zu 

einem Teil auch die Staatsakte prägen, die 1999 an die Entstehung der Bundesrepublik Deutschland 
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erinnern werden. Sie geben erneut Gelegenheit, die historischen und politischen Gewichte zwischen 

dem untergegangenen und dem durch diesen Untergang vergrößerten Staatswesen zu bestimmen. Die 

Hauptredner des Festes werden wie üblich von der führenden Regierungspartei, diesmal also der So-

zialdemokratie, gestellt werden. Es wird eine andere Stimme zu hören sein, als die des Vorgängers, 

der sich das Hauptverdienst an der „Einheit“ zuschrieb und sich mit dem Prädikat „Kanzler der Ein-

heit“ schmücken ließ, ohne dass ihm daraus dauerhafter politischer Platzvorteil erwuchs. Aber ist 

auch auf neue Inhalte zu hoffen? 

Mit hoher Wahrscheinlichkeit wird den einstigen DDR-Bürgern bescheinigt werden, dass auch sie 

sich nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs um die Überwindung von dessen Folgen verdient ge-

macht hätten. Doch seien sie unter den Bedingungen der „zweiten deutschen Diktatur“ und – wie 

etwas leiser hinzugefügt werden dürfte – nicht völlig schuldlos um die Früchte ihrer Anstrengungen 

gebracht worden und dergleichen mehr. Was in Staatsreden in aller Regel nicht gesagt wird, inzwi-

schen aber bis zum Überdruss an das Ohr der Ostdeutschen gedrungen ist, darf und muss hinzuge-

dacht werden: Die Bürger in den neuen Bundesländern hätten eine Erblast in die Bundesrepublik 

dadurch hineingeschleppt, dass sie aus einem anderen und, wie behauptet wird, völlig verfehlten 

Wertesystem herkämen. Von dem würden sie sich nicht rasch genug trennen, weshalb sie auch nicht 

verstünden, was sie durch den Eintritt in das Staatswesen mit der freiheitlich-demokratischen Grund-

ordnung eigentlich gewonnen hätten. 

Was diesen Ostdeutschen bevorstehe und was sie zu bewerkstelligen hätten, hat einer der Fanatiker 

unter den Antisozialisten in die Worte von „Ostdeutschlands Rückkehr in die europäische Zivilisa-

tion“ gekleidet.3 Demnach hätten sich die Ostdeutschen eines Tages ganz „aus Asien zurück“ zu mel-

den. Dieses Bild lässt sehr ungute Erinnerungen aufkommen – an die „asiatische Tat“ und den „asia-

tischen Bolschewismus“ und auch an die „asiatischen Untermenschen“. Hier äußert sich jene Ge-

schichtsbetrachtung, die – wie Primo Levi schrieb – den Strom der Menschheitsgeschichte auf Kon-

flikte und Zweikämpfe nach dem Schema „wir“ und „sie“ reduziert. Dem stellte er die Feststellung 

gegenüber: „Der größte Teil der historischen und natürlichen Phänomene ist nicht einfach oder zu-

mindest nicht so einfach, wie wir es gerne hätten.“4 

Indessen geschah und geschieht viel, solche Vereinfachung wenigstens optisch dadurch zu erreichen, 

dass in den öffentlichen Bezirken abgeräumt wird, was sich von der materiellen Hinterlassenschaft 

immer abräumen lässt, und nicht zuzulassen, dass Erinnerung auch nur angeregt wird. Davon zeugt 

die jahrelange Auseinandersetzung um die Zukunft des Palastes der Republik in Berlin, bei der es 

zum wenigsten um den verbauten Asbest geht. Das belegt das Gerangel darum, ob ein Künstler wie 

Bernhard Heisig an der Ausgestaltung des einstigen Reichstagsgebäudes beteiligt werden dürfe, oder 

die wortreichen Erläuterungen, die für notwendig gehalten wurden, um die Übernahme von einigen 

Noten aus der DDR-Hymne in eine Komposition für politisch ungefährlich zu erklären. Vereinfa-

chung geschichtlicher Zusammenhänge wird in jedem der Justizprozesse praktiziert, auf deren An-

klagebänken Zivilisten und Militärs Platz zu nehmen haben, die im DDR-Staat Funktionen ausübten. 

Sie werden Richter und Staatsanwälte auch zehn Jahre nach dem Anschluss weiter beschäftigen und 

ernähren. „Wir“ – die Sieger, Gewinner, Ankläger, „sie“ – die Unterlegenen, die Verlierer, die An-

geklagten, diese Erfahrung erneuert sich für viele Bewohner der neuen Bundesländer und mit ihr 

werden sie auch in das zweite Jahrzehnt nach dem Ende des ostdeutschen Staates gehen. Diese all-

tägliche Erfahrung ist durch keine salbungsvolle Festrede wegzuschwatzen. 

Kurzum: die ideologisch-politischen Geleise für den Blick zurück sind von den Herrschenden gelegt, 

die Weichen gestellt, Unglücke auf der Fahrt zum Jubiläumstag kaum zu erwarten. Wer sich über das 

Bevorstehende informieren will, kann das anhand der vereinbarten Berichte der Enquete-Kommissi-

onen tun. So viel „Geschichte“ wurde nie zuvor in einem deutschen Parlament beschlossen. Selbst 

 
3  So sieht der Leiter der Stelle für Bildung und Forschung beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staats-

sicherheitsdienstes der DDR die Aufgabe an. Vgl. den Beitrag des Autors. 
4  Primo Levi, „Die Grauzone“. In: ders., Die Untergegangenen und die Geretteten, übers. von Moshe Kahn, Mün-

chen 1993, S. 33 f. 
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das in diesem Punkte besonders rührige Politische Büro an der Spitze der SED könnte darob neidisch 

werden. Ein Vergleich mit der nach dem befreienden Jahr 1945 im benachbarten Österreich entwi-

ckelten Geschichtsbetrachtung drängt sich hingegen auf: Es entstand, was den Namen Koalitionsge-

schichtsschreibung erhielt, die sich jedoch gegen die Kritik einer fortschreitenden Wissenschaft nicht 

zu behaupten vermochte. 

III. 

Die Bundesrepublik wurde durch die Veränderung des Jahres 1990 kein anderer Staat, aber sie erhielt 

als deren Folge doch manche andere politische Einfärbung, wie durch die Wahlen am 27. September 

1998 bewiesen wurde. Sie besitzt nun eine linke Partei, deren Marginalisierung und baldigen politi-

schen Tod alle anderen Parteien – von der bayerischen Christlich-Sozialen Union bis zu den „Grünen“ 

– wünschten und auch zu erreichen suchten. Diese Partei des Demokratischen Sozialismus hat eine 

Zukunftschance gewonnen, nicht mehr und nicht weniger. Sie könnte sich möglicherweise – wie ähn-

liche Parteien in anderen europäischen Staaten – dauernd in Fraktionsstärke im Parlament festsetzen. 

So etwas war aber seit dem Ausscheiden der Abgeordneten der Kommunistischen Partei aus dem 

Bundestag im Staate nicht mehr vorgesehen. Diesen Wandel der politischen Parteienlandschaft und 

die mit ihm verbundenen Aussichten haben vorwiegend ostdeutsche Wähler bewirkt. Da sie nicht 

einmal die freilich tatsachenwidrige Behauptung schreckte, diese Partei gehöre in die Nähe der Ver-

fassungsfeinde, muss folgerichtig, aber falsch in deren Wahlverhalten ein Mangel an demokratischer 

Gesinnung erblickt werden. 

Wie wird in dieser Partei, deren Herkunft mit ihm am stärksten verbunden ist und die sich von der 

SED zur PDS-SED und dann zur PDS gewandelt hat, 50 Jahre nach der Gründung der DDR und zehn 

Jahre nach ihrem Untergang dieser Staat bewertet und beurteilt. Gleichsam im Vorfeld des ge-

schichtsträchtigen Jahres hat sich in der Partei des Demokratischen Sozialismus erneut ein, wenn 

auch nur momentweise aufflammender Streit über ihr Verhältnis zur Vergangenheit entzündet. Den 

Funken, der ihn auslöste, gaben Erklärungen ab, in denen von exponierten Mitgliedern und Funktio-

nären wiederum Entschuldigungen für Vergangenes ausgesprochen wurden. Auf diese folgte aber 

alsbald eine mehr oder weniger demonstrative Distanzierung. In der Mitgliedschaft war vordem Un-

wille laut geworden. Es wurde – wie früher schon – und nicht nur von Parteimitgliedern in den alten 

Bundesländern gefragt, wer sich bei wem und wofür noch oder überhaupt zu entschuldigen habe. 

Nicht alle mussten oder konnten das Thema ganz ernst nehmen. Mancher antwortete spottend, wie es 

der Schriftsteller Hermann Kant tat. Wie ebenfalls bei früheren Gelegenheiten schon geschehen, 

wurde angemerkt, dass Menschen und Menschengruppen, die ganz anderes auf ihrem geschichtlichen 

Kerbholz aufweisen würden als der Vorläufer der PDS, sich für nichts und bei niemandem entschul-

digt hätten. Das lässt sich nicht bestreiten. 

Wie die Entschuldigungen selbst blockieren derartige Vergleiche aber im höchsten Grad die Klärung 

dessen, was aufgeklärt werden muss. Die Diskussion über das Ja oder das Nein und über die Adres-

saten von Entschuldigungen liegt wie eine gedankliche Barriere vor dem eigentlichen Problem und 

den sich aus ihm ergebenden Aufgaben. Sie bestehen darin, sich mit der geschichtlichen Rolle der 

DDR rückhaltlos offen auseinanderzusetzen. Das ist im Vorbeigehen und mit wenigen rasch gefer-

tigten Etiketten nicht zu erledigen. Denn die DDR entstand nicht aus einem Zufallsspiel der Ge-

schichte. Sie wird auch nicht, wie vermutet worden ist, als eine bloße Fußnote in das Buch der deut-

schen Geschichte eingehen, wenn auch vieler Wünsche noch immer sich dahin richten. Die DDR 

werde, war neuerdings in einem Ausstellungskatalog zu lesen, „als Gegenstand historischer Ausei-

nandersetzung bald aus dem Rennen sein“.5 

Dagegen spricht deutlich auch die Büchermasse, deren Gegenstand der untergegangene deutsche 

Staat bildet. An ihr gemessen, wurde wohl auch mit einem Anflug von Distanz gegenüber dem Wert 

des Produzierten kürzlich bemerkt, sei „die DDR doch noch Weltspitze geworden, tonnenideologisch 

 
5  Katalog, hrsg., von der Berlinischen Galerie, zur Ausstellung „100 Jahre Kunst im Aufbruch“, die in Bonn ge-

zeigt wurde. 
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gesehen“.6 Selbst manche seiner strikt antisozialistischen Kontrahenten haben bemerkt, dass mit sei-

ner Ablehnung, Verurteilung, Brandmarkung und Verteufelung diese Seite deutscher Geschichte 

nicht „abgehakt“ und dann zur gesamtdeutschen Tagesordnung übergegangen werden kann. Der bis-

lang weniger zur Kenntnis genommene Beitrag nichtdeutscher Historiker, die Forschungen zur DDR-

Geschichte vorlegten, unterscheidet sich vom Hauptstrom der deutschsprachigen Publikationen. 

Seine Autoren lehnen es zumeist ab, sich bei ihrer Arbeit an der Totalitarismus-Doktrin auszurichten, 

deren Verbindlichkeit für alle DDR-Geschichtsforschung die bis zum Herbst 1998 regierenden Par-

teien bzw. deren Abgeordnete und Sachverständige im Bundestag im Schlussbericht der zweiten En-

quete-Kommission wollten. Nicht ohne einen Seitenhieb auf Historiker und Politiker, die der Sozial-

demokratie angehören oder nahestehen, vermerkten sie ausdrücklich, dass diese Doktrin vis-à-vis der 

DDR „von einigen ausgeblendet und von vielen verworfen“ worden sei, und verlangten, nach dem 

Ende des ostdeutschen Staates ihr nun wieder zu ihrem vorgeblichen Recht zu verhelfen.7 Dem hatten 

die sozialdemokratischen Kommissionsmitglieder und Sachverständigen die Erinnerung entgegenzu-

setzen, dass von ihnen schon zu DDR-Zeit eine „Weiterentwicklung der Totalitarismus-Theorien an-

gemahnt“ worden sei, welche jedoch „bis heute“ noch ausstünde.8 Daran basteln und bosseln nun 

viele, auch die mit der DDR befasste Sigrid Meuschel (Leipzig), welche die Grundaussagen der Dokt-

rin und ihre politische Funktion dadurch zu retten hofft, dass sie zwischen einem Totalitarismus der 

Vernichtung und einem Totalitarismus der totalen Kontrolle unterscheidet.9 

Die eng verwandten Standpunkte der Vertreter der beiden Großparteien, die nach dem 27. September 

1998 ihre Rollen wechselten, lassen für den ostdeutschen Staat nur einen Vergleichsmaßstab zu, die 

faschistische Diktatur der Jahre 1933 bis 1945. Auf diesem Wege lassen sich mit ahistorischen und 

tatsachenwidrigen Ermittlungen leicht Urteile wie „weniger schlimm“, „gleich schlimm“, „schlim-

mer“ fällen. Um die letztgenannte Bewertung zu stützen, werden von neudeutschen Staatshistorikern, 

beispielsweise vom Leiter der Forschungsstelle beim Bundesbeauftragten für die archivalische Hin-

terlassenschaft der DDR-Staatssicherheit, geradezu abenteuerlich-verallgemeinernde Thesen über 

„den Kommunismus“ verbreitet. 

Alle ernstzunehmende Forschung, die über Details und Teilprozesse hinaus will, zielt letztlich auf 

eine – gewiss vorläufige – Antwort auf die Frage, welcher Platz dem untergegangenen Staat in der 

deutschen und europäischen Geschichte zukommt. Dafür gibt es einen in den meisten deutschen Me-

dien nahezu täglich zitierten und aus den Sozialwissenschaften unausgesetzt gespeisten „Vorschlag“. 

Er lautet: „die zweite deutsche Diktatur“. Diese soll wiederum als ein den Ostdeutschen aufgezwun-

gener weiter Sonder- oder Umweg aus der faschistischen Diktatur in eine freie, von sozialer Markt-

wirtschaft geprägte Wohlstandsgesellschaft erscheinen. Vorerst überzeugt dieses Geschichtsbild die-

jenigen am wenigsten, von deren vergangenem Leben die Rede ist. Angenommen werden mag es nur 

von jenem nicht geringen, aber keineswegs dominierenden Teil einstiger DDR-Bürger, der in den 

neuen Bundesländern lebt oder „in den Westen“ ging, fest im Wohlstand angekommen ist und be-

dauern mag, dass ihr Lebenswandel nicht früher geschah. 

Vor allem politische Interessen und die Emotionen von Millionen bewirkten, dass die Geschichts-

schreibung von wissenschaftlich begründeten Antworten auf die genannte Kernfrage, welche an die 

Vergangenheit DDR zu stellen ist, trotz mancher Anstrengungen weit entfernt geblieben ist. Und weit 

verbreitet sind nach wir vor sprachliche Floskeln, die jedes ernste und tiefer lotende Herangehen 

vermeiden und behindern. Zu ihnen gehören: „Im Ganzen schlecht, im Einzelnen gut“ (im Anschluss 

an Jürgen Kuczynski) oder auch die bloße Vertauschung dieser Bewertung. Gleichermaßen nichtssa-

gend sind Beteuerungen wie „Wir wollen die DDR nicht wiederhaben“, die übrigens von einer 

 
6  So jedenfalls wird Lutz Niethammer zitiert. T. A. Ziethus, Never change a winning history. In: junge Welt, Aus-

gabe vom 4. November 1998. 
7  Schlussbericht der Enquete-Kommission „Überwindung der Folgen der SED-Diktatur im Prozess der deutschen 

Einheit“, Deutscher Bundestag 13. Wahlperiode, Drucksache 13/11000 (10. Juni 1998), S. 159. 
8  Ebenda, S. 161. 
9  So nach dem Bericht über eine Tagung von DDR-Forschern in Otzenhausen (Saarland) von Stefan Bollinger, Im 

Westen nichts Neues. In: Neues Deutschland, 28./29. November 1998. 
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Minderheit in der PDS nicht akzeptiert werden. Solche Aussagen befriedigen das Bedürfnis immer 

weniger, sich über das Vergangene – für einen erheblichen Teil der Mitglieder und Sympathisanten 

der PDS bildet es den größten Teil ihres von politischer Aktivität bestimmten Lebens – klar zu werden. 

Entscheidend ist jedoch etwas anderes: Es kann in Deutschland keine sozialistische Partei geben, die 

diesen Namen verdient und Perspektive besitzt, wenn sie sich nicht ein klares Urteil über die DDR-

Gesellschaft und den „realsozialistischen“ Staat erarbeitet hat, der Teil eines um die Großmacht 

UdSSR geschaffenen Staatenverbundes war, dem lange Zeit und keineswegs nur von seinen Partei-

gängern historische Dauerhaftigkeit zugebilligt wurde. Um dieses Urteil wird naturgemäß am meisten 

von denen gerungen, die sich nach dem Untergang der DDR fragten, warum sie es zuließen, dass 

Ideal und Wirklichkeit immer weiter auseinanderklafften und die nicht bereit waren, mit der begra-

benen Wirklichkeit auch ihren Idealen abzuschwören. Diese Herangehensweise wird von denen für 

abwegig gehalten, die nichts anderes als Widerruf und Abschwur erwarten und verlangen. Die es 

heute noch wagen, sich in Deutschland Sozialisten zu nennen, stehen seit Jahren unter einem Dauer-

druck. Sie gelten als unbelehrbar und werden Betonköpfe genannt. 

Dieser Druck ist nicht wirkungslos geblieben und manche der Bedrückten glauben, es läge in ihrer 

Macht, ihn mindestens abzuschwächen. Angesichts der hartnäckigen wissentlich betrügerischen 

Gleichsetzung von SED und PDS fehlt es nicht an Äußerungen von Politikern, die nachweisen wol-

len, wie kritisch in der neuen Partei mit dem Vorläufer umgegangen wird und wie groß die program-

matische Distanz der demokratischen Sozialisten zur DDR ist. Zum Beweis dessen können viele 

handfeste und nachprüfbare Argumente vorgebracht werden. Die Adressaten, an die sich diese Ver-

lautbarungen richten oder richten könnten, erweisen sich aber von ihnen viel weniger beeindruckt als 

von 5,1 Prozent Wählerstimmen und der hauchdünnen Mehrheit, die das Zustandekommen einer und 

doch wohl der einzigen linken Bundestagsfraktion ermöglichte. Um nicht missverstanden zu werden: 

Dieses politisch-pragmatische Abheben auf die Distanz zum untergegangenen Staat und das wahr-

heitsgemäße Herausstellen des eigenen Neuwertes sind verständlich und wenn schon nicht nützlich, 

so doch notwendig. Auf dem Wege von Erkenntnissen und zu einem ausgewogenen Urteil hilft beides 

indessen nicht weiter. 

IV. 

In den vergangenen 10 Jahren wurde über die Geschichte der DDR eine auch für Spezialisten nicht 

mehr überschaubare Masse von Literatur produziert, Monographien, Biographien, Nachschlagewerke 

verschiedener Art, Zeitschriften- und Zeitungsaufsätze. Es genügt, sich daran zu erinnern, wie es 

1955, zehn Jahre nach dem Ende des Nazireichs, um deutschsprachige Literatur über die faschisti-

schen Jahre stand, oder auch, was schwerer fällt, sich zu vergegenwärtigen, was 1928 über die Ge-

schichte des Deutschen Kaiserreichs vorlag, um sich das ganz außerordentliche der Situation zu ver-

gegenwärtigen. Hunderte von Publizisten, Soziologen, Historikern und weitere Spezialisten schienen 

in den alten Bundesländern geradezu in Startlöchern zu sitzen, um sich über die archivalische Hin-

terlassenschaft der DDR herzumachen. In den Archiven ergab sich ein Stau von Benutzern, denen 

Platz und Arbeitszeit zugeteilt werden mussten. Die Ergebnisse der DDR-Forschung überholte dieje-

nigen der BRD-Forschung mit Längen. Ein in Mannheim befindliches Forschungsinstitut gab die 

Zahl der mit der DDR befassten, offenbar hauptberuflichen Sozialwissenschaftler mit etwa 500 an.10 

Die weit überwiegende Mehrheit des Gedruckten hat „Wessis“ zum Autor. Ein kleinerer Teil wurde 

von Wissenschaftlern verfasst, die in der DDR arbeiteten oder in ihr ausgebildet worden waren. Die 

Grenze zwischen Wert und Unwert des Gefundenen verläuft nicht zwischen diesen beiden Gruppen. 

Auf die Masse des Produzierten hin lässt sich aber konstatieren, dass Voreingenommenheit und 

Vorurteile der Westdeutschen auf ihre Arbeitsresultate stärker durchschlugen als die Befangenheiten 

der Ostdeutschen auf die ihren. Letztere besaßen und nutzten in erheblicher Zahl den Vorteil, nahezu 

frei von jeder äußeren Rücksichtnahme zu Werke gehen zu können. Viele empfanden das als eine 

 
10  Nach der Angabe des Mannheimer Zentrums für europäische Sozialforschung, wiedergegeben in: Ansichten zur 

Geschichte der der DDR. Im Auftrag der Bundestagsgruppe der PDS hg. von Ludwig Elm, Dietmar Keller und 

Reinhard Mocek, Bd. 9/10, Berlin 1998, S. 13. 
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hochwillkommene Erleichterung, hatten sie sich doch lange außerwissenschaftlichen Vorschriften 

unterworfen gesehen und diese stillschweigend akzeptiert, mitunter auch regelrecht verinnerlicht. 

Nun aber erfolgten für die „andere Seite“ politische Vorgaben bis in das begriffliche Instrumentarium 

und beeinflussten, wenn auch auf andere, aber nicht minder wirkungsvolle Weise die Gedanken und 

Projekte von Forschenden. 

Das Buch über die „roten Kapos“ in Buchenwald stellte eine Richtungsweisung aus der Wissenschaft 

selbst dar, eingefügt in die zuerst vom damaligen Bundesaußenminister formulierte politische Ab-

sicht, nicht nur die DDR zu delegitimieren, sondern die Kommunisten zu einem eo ipso nach innen 

gerichteten Bund zu erklären, der auch moralische, insbesondere solidarische Ansprüche nicht gel-

tend machen könne. Von der Wirkung dieser Wegweisung kann man sich anhand der Arbeiten jün-

gerer Wissenschaftler, Studenten und Doktoranden, leicht überzeugen. Gefahndet wird mit Vorliebe 

nach den politisch, sozial, national oder ethnisch geprägten Widersprüchen und Auseinandersetzun-

gen zwischen Häftlingsgruppen. Ebensolcher Eifer richtet sich darauf, den öffentlichen Umgang mit 

der Geschichte der Konzentrationslager zu DDR-Zeit als bloße „Instrumentalisierung“ für Herr-

schaftszwecke herabzustufen. 

Zwischen der Masse der produzierten Literatur zur DDR-Geschichte und dem Lesebedürfnis scheint 

aber ein erhebliches Loch zu klaffen. Der Durchschnittsbürger der Altbundesrepublik sieht zumeist 

keine Veranlassung, sich mit der Geschichte des ostdeutschen Staates zu befassen. Er verhält sich 

nicht anders als die Deutschen im Alt-Reich 1938, die kein Interesse besaßen, sich mit der Geschichte 

Österreichs vor dem „Anschluss“ zu befassen. Ein Teil dieser Altbürger weiß von Besuchen in „der 

Zone“ her ohnehin alles Wesentliche und hat sich sein Urteil längst gebildet: ärmlich, eintönig, farb-

los, trist, verschlafen, aber auch ein wenig gemütlich. Die Bundesbürger werden unausgesetzt nach 

diesem und jenem in ihrem Denken und Verhalten befragt. Es wäre aufschlussreich, wenn untersucht 

würde, wie stark das Verlangen in Ost und West ausgeprägt ist, sich mit den Früchten der bisherigen 

Forscherarbeit zu befassen. Jedoch: Ein Buch, das außerordentliches Interesse beansprucht hätte und 

zum „Bestseller“ geworden wäre, ist im verflossenen Jahrzehnt über die DDR nicht erschienen. Auf 

den einschlägigen Listen rangierten die 1996 bzw. 1997 erschienenen deutschen Übersetzungen von 

„Hitlers willige Vollstrecker“ und des „Schwarzbuches“ gegen den Kommunismus ganz oben, und 

mit einem gewissen Abstand könnte die soeben erschienene Hitlerbiographie des britischen Histori-

kers Ian Kershaw 1998 diese Reihe fortsetzen. 

Auch die übergroße Mehrheit der Ostdeutschen und viele einstige Mitglieder der SED lassen nicht 

erkennen, dass es sie drängt, sich mit der erlebten eigenen Geschichte intensiv zu befassen. Die einen 

haben andere Sorgen, die anderen fühlen sich zu solch anstrengender Beschäftigung nicht hingezo-

gen, dritte glauben, mit der Vergangenheit ganz abgeschlossen zu haben, vierte wieder wenden sich 

lieber der Gegenwart zu. Den größten Käufer- und Leserkreis haben flott geschriebene und polemi-

sche Darstellungen wie jene von Daniela Dahn, die den Hochmut der Sieger zurückweisen, und einige 

Memoiren gefunden, vor allem die von Markus Wolf und von Hans Modrow. Demgegenüber hat 

keines der Bücher, die von einem einstigen Mitglied des Politischen Büros an der SED-Spitze ge-

schrieben wurde (oder aus Gesprächen mit ihnen hervorging), auch nur nennenswerte Aufmerksam-

keit erregt. 

V. 

Was von den Historikern, die zu den Mitgliedern oder Sympathisanten der PDS gehören, zur Ge-

schichte der DDR vorgelegt worden ist, entstand unter zumeist äußerst widrigen Umständen. Es trägt 

zum allergrößten Teil deskriptiven Charakter. Diese Tatsache erscheint als negativ, vergleicht man 

sie mit den analytischen Beiträgen von Ökonomen, Philosophen und Juristen. Doch bildet die geleis-

tete Arbeit, die ihrem Umfang nach beachtlich ist, die erste und nicht zu überspringende Stufe jeder 

Geschichtsschreibung. Viel wurde getan, um „weiße Flecke“ zu tilgen, welche die Historiographie in 

DDR-Zeit gelassen hatte. Manchmal entwickelte sich dabei ein geradezu manischer Eifer, so dass der 

Eindruck entstehen konnte, auf diese Weise wurden auch ganz individuelle Probleme durchgearbei-

tet, die aus DDR-Zeit herrühren. 
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Zu den bevorzugten Themen gehörten die bis 1989 durchweg verfälscht dargestellten, meist in Kam-

pagnen (gegen „Titoismus“, „Trotzkismus“, „Kosmopolitismus“ u. a.) geführten politischen Ausei-

nandersetzungen innerhalb der SED, die sich auf die „Einheit und Geschlossenheit“, d. h. auf die 

Disziplinierung der Gesamtpartei oder einzelne ihrer Mitgliedergruppen richteten. Untersucht wurde 

die von Vorurteilen und Verdächtigungen, aber auch von Berechnung geprägte Behandlung einstiger 

Mitglieder von SAPD und KPDO, von jüdischen Mitgliedern und einstigen „Westemigranten“. Er-

forscht wurden politische Maßregelungen und juristische Verfolgungen, das Suchen nach Fraktionen 

und Feinden, die Reglementierung des geistigen Lebens, vor allem von Künstlern und Schriftstellern. 

Diese Arbeiten waren notwendig und wirkten illusionären Rückblicken entgegen. 

Doch summierten sich diese Forschungen unvermeidlich zu neuer Einseitigkeit und boten ein Hor-

rorbild der SED. Das führt in manchen Köpfen nun bereits ein Eigenleben. In der Nachfolgepartei 

bewirkt es zusätzlich das Bedürfnis, immer wieder zu betonen und zu beteuern, dass die Mehrheit 

ihrer Mitglieder zwar „von da“ herkommt, aber mit dieser Tradition vollständig gebrochen hat. 

Dieser Geschichtsbetrachtung geht nahezu ganz verloren, dass Millionen Ostdeutsche und unter ihnen 

in besonderer Weise wieder Mitglieder der SED, schwer und ausdauernd arbeitend, sich für ein sozial 

gerechtes Gemeinwesen eingesetzt haben und dass sie auf diesem Wege, auf dem sie furchtbar schei-

terten, auch Denkwürdiges geleistet haben. Zugespitzt ließe sich sagen: Aus dem Bestreben, die wei-

ßen Flecke zu tilgen, ist ein Geschichtsbild im Entstehen begriffen, dass solche weißen Flecke an 

anderen Stellen aufweist und das nicht weniger politische Interessen bedient wie das einstige. 

Zu diesem Resultat ist es auch deshalb gekommen, weil jenseits des Hauptstroms und im Widerspruch 

zur marxistischen Tradition nur ganz wenige wirtschaftsgeschichtliche Bestandsaufnahmen entstan-

den sind11, die freilich ungleich weniger Attraktivität besitzen. Selbst in der linken Tagespresse wird 

nur selten an die Anstrengungen erinnert, zu denen sich Menschen im Osten vereinten, um die Nach-

kriegsnot zu überwinden. Charakteristisch dafür ist die Tilgung des Andenkens an den Bergmann 

Adolf Hennecke im sächsischen Lugau, wo heute an den Kaiserin-Augusta-Schacht erinnert wird und 

nicht an den später nach Karl Liebknecht umbenannten.12 Der untergegangene Staat und das Leben 

seiner Bürger, die Richtung wurde bereits im Bonner „Haus der Geschichte“ vorgegeben, sollen vor-

wiegend als grau und ärmlich erscheinen. Entsprechend gestaltete Ausstellungen über die in seinen 

Betrieben erzeugten Waren des Massenbedarfs setzen diese Absicht in einer Weise um, die jeden 

Zusammenhang auslässt. Solche geistig anspruchslosen „Vorführungen“ können in ihrer Wirkung 

umso weniger unterschätzt werden, weil diese pure „Sehkost“ inzwischen auch von der Mehrheit der 

jungen Leute gedankenlos bestaunt und konsumiert und als Zeugnis einer grotesken, letztlich unver-

ständlichen Welt der Eltern- und Großelterngeneration genommen wird. Gegenüber solchen Einflüs-

sen scheinen diejenigen, die mit ihren begrenzten und vergleichsweise bescheidenen Mitteln gegen 

diese „Schlüsselloch“-Perspektive auf die DDR anschreiben und versuchen, Generationen und Per-

sonen historisch gerecht zu werden, nahezu auf verlorenem Posten zu stehen. 

Doch gerade deshalb wird, wer Inhalt und Umfang der Beiträge zur Geschichte der DDR betrachtet, 

die im Umfeld der PDS entstanden sind, den Autoren der Bücher und Artikel rechtens Respekt nicht 

versagen. Die meist unter forschungswidrigen Umständen entstandene Literatur widerlegt sinnfällig 

die Beschuldigung, die neue Partei ließe es an Aufmerksamkeit für die Geschichte fehlen. Dagegen 

spricht schwergewichtig nicht zuletzt die auf 11 Bände angewachsene Reihe „Ansichten zur Ge-

schichte der DDR“13, die von der Bundestagsgruppe der PDS in Auftrag gegeben wurde und in vielem 

 
11  Einer der wenigen, die sich weiterforschend mit der Wirtschaftsgeschichte der DDR befassen, urteilte jüngst: 

„Die Wirtschaftswissenschaftler der ehemaligen DDR, einst zahlreich an Instituten und Hochschulen, sind nach 

ihrer Abwicklung fast vollständig verstummt. Die Zahl der Wirtschaftshistoriker, die sich mit der DDR befassen, 

hat sich auf vielleicht ein halbes Dutzend reduziert.“ Jörg Rösler, Rez. zu Siegfried Wenzel, Plan und Wirklich-

keit. Zur DDR-Ökonomie. Dokumentation und Erinnerungen, St. Katharinen 1998. In: Zeitschrift für Ge-

schichtswissenschaft (Berlin), 10/1998, S. 959. 
12  Detlef Balke, Spurensuche in Lugau, der Stadt des Aktivisten Adolf Hennecke. In: ND, 13. Oktober 1998. 
13  Der 11. Band schloss die Reihe 1998 ab, die zuletzt von Ludwig Elm, Dietmar Keller und Reinhard Mocek 

herausgegeben wurde. 
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ein Gegenbild zu dem von den Enquete-Kommissionen des 12. und 13. Bundestages anbot. Darin 

finden sich auch aus der Feder von Historikern erste Einschätzungen, die sich nicht nur auf einzelne 

Ereignisse, Prozesse und Sektoren aus DDR-Zeit richten, sondern generelle Fragen an ihre Ge-

schichte betreffen. Dennoch: Das Resultat der bisherigen Forschungen, das ist zum wenigsten eine 

Kritik an den „Ostautoren“, lässt sich bildlich etwa so beschreiben: Jetzt besitzen wir über die DDR 

zum einen eine Vielzahl von Zerrbildern und im Unterschied zu ihnen als Produkt der Arbeit einer 

Minderheit, die sich der Linken zurechnet, eine Art Puzzle, dessen Teile sich zu einem Ganzen nicht 

fügen, weil sie unvollständig sind. Zudem befinden sich die Urheber dieser Teile untereinander noch 

in einer Diskussion darüber, wie sie zu ergänzen und zusammenzufügen sind. 

VI. 

Wo von der Beschreibung zu Bewertung übergegangen wurde, zeigte sich erst die Höhe der Hürden, 

die noch zu nehmen sind. Es ist erwiesen, dass eine bloße Konzentration auf das „Innenleben“ von 

DDR und SED nicht annähernd ans Ziel führt. Das Ende dieses Staates war Teil jenes Implosions-

prozesses, der die „realsozialistischen“ Staaten zerstörte und dessen ausschlaggebenden Vorgang 

der Zusammenbruch ihrer Führungsmacht bildete. Das erweitert die Fragen an die Geschichte im-

mens und macht sie zugleich für deutsche Historiker allein unbeantwortbar. Erklärt werden muss, 

wenn die äußeren und inneren Ursachen des Untergangs der DDR erfasst werden sollen, warum die 

euroasiatische Großmacht scheiterte und auseinanderfiel.14 Was dazu bisher publiziert wurde, er-

scheint in hohem Grad auf Personen und insbesondere wieder auf Gorbatschow zentriert, den die 

einen noch feiern, andere verdammen und viele schon vergessen haben. Diese Herangehensweise 

bedeutet methodologisch einen Rückfall auf Positionen, die auf anderen Feldern als überwunden 

gelten können. 

Doch geht es nicht nur um die Aufklärung der Ursachen des Untergangs. Es muss näher bestimmt 

werden, welche Rolle die UdSSR schon an der Wiege des ostdeutschen Staates und in der Phase 

seiner Etablierung spielte. Das kann ohne intensive Archivstudien in Moskau nicht erreicht werden. 

Damit ist gesagt, dass wir uns mit völlig befriedigenden Antworten wohl noch länger werden gedul-

den und uns mit vorläufigen und Teilantworten werden begnügen müssen. Es ist ein Irrtum zu glau-

ben, die Forscher müssten die Wahrheit nur wollen, sich in ein ruhiges Zimmer zurückziehen und 

scharf nachdenken, damit wir besser verstehen können, was geschehen ist. Vor den Historikern liegt 

ein weiter Weg. Es ist nicht abzusehen, ob sich in etablierten Forschungseinrichtungen in absehbarer 

Zeit Kräfte formieren werden, die sich von politikgeleiteten Vorgaben werden lösen können und ge-

gen den Strom zu schwimmen vermögen. 

Noch regiert das Bestreben, die DDR zu verteufeln und wenn schon nicht die Gleich-, so doch die 

Parallelsetzung von DDR und faschistischer Diktatur glaubwürdig zu machen. Die von der SPD be-

nannten Mitglieder und Gutachter der Enquete-Kommission forderten in einem Sondervotum zur 

Schulpolitik ausdrücklich, bei „der Behandlung der SED-Diktatur [...] muss (! – K. P.) auch ein not-

wendiger und differenzierender Vergleich mit der NS-Diktatur angestellt werden“. Ein derartiger 

„Verbund“, wird mit einem Zitat dann argumentiert, werde ein „qualitativer Sprung“ sein, „weil er 

eine neue Dimension der historischen Einsicht und eine Schärfung des historischen Sachurteils ober-

halb des derzeitigen Niveaus mit sich bringen würde“. 15 Noch ist der Versuch nicht gänzlich aufge-

geben, die DDR zu einem antisemitischen Staat zu erklären, auf dessen geschichtliches Schuldkonto 

ein „Auschwitz der Seelen“ zu schreiben wäre. 

Dennoch gibt es erste und schwer zu beurteilende Anzeichen einer Versachlichung des Streits. Be-

obachter haben gemeint, es zöge „der Pulverdampf über dem Schlachtfeld der DDR-Forschung langsam 

 
14  Das Urteil von Dietmar Keller/Reinhard Mocek (Ansichten zur Geschichte der der DDR. Im Auftrag der Bun-

destagsgruppe der PDS hg. von Ludwig Elm, Dietmar Keller und Reinhard Mocek, Bd. 9/10, Berlin 1998, S. 

27): „Die DDR musste scheitern. Die Gründe dafür sind ausreichend benannt“ erscheint sehr verfrüht und nur 

akzeptabel, wenn „ausreichend“ auf jene bekannte Benotungsskala bezogen wird, die von ausgezeichnet bis un-

genügend reicht. 
15  Schlussbericht, S. 147 f. 
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ab“16, ohne sich dazu zu äußern, was auf ihm als das Zurückgebliebene nun sichtbar werde. Zarte 

Hoffnungen auf die Besinnung (oder vielleicht auch Rückbesinnung) auf in der Wissenschaft erprobte 

methodologische Verfahren scheinen indessen gerechtfertigt zu sein. An Stelle pauschaler Wertung 

wird gefragt, von welchem Jahr oder welchen Jahren in der 40jährigen Existenz des Staates DDR 

gehandelt wird, ob dessen Voraussetzungen und Anfänge gemeint sind oder seine Abstiegsphase und 

Agonie. Entwicklungen und Veränderungen kommen allmählich in den Blick. Urteile sind mehr ge-

fragt als Verurteilungen. Nichtdeutsche Forscher traten mehrfach mit der Forderung hervor, sich bei 

der Beschäftigung mit der deutschen Geschichte einer objektiven Beurteilung der DDR nicht auszu-

weichen. Das tat beispielsweise auf einer kürzlichen Tagung in Otzenhausen Jonathan Osmond (Car-

diff), der sich zur Malerei im ostdeutschen Staat äußerte: „Ein Ausschluss der DDR führt nur zu einer 

entstellten Version deutscher Kulturgeschichte.“17 Es entbehrt nicht des Grotesken, dass die gleichen 

politischen Kräfte, welche die DDR während ihrer Existenzzeiten international der Nichtachtung aus-

setzen wollten und dabei schließlich erfolglos waren, sich nun vom Ausland her aufgefordert sehen, 

das Totschweigen des untergegangenen Staates aufzugeben. 

Dabei kann nicht übersehen werden, dass auf dieser Stufe des Umgangs mit der DDR-Vergangenheit 

sich wiederum neue Verfahren entwickeln, die das alte Ziel, die Verteufelung des ostdeutschen Staa-

tes und seiner Regierungspartei, unbeschädigt lassen. Da einfach nicht abgeleugnet werden kann, dass 

viele Bürger des untergegangenen Staatswesens mit den verflossenen Jahren auch viele angenehme 

Erinnerungen verbinden, werden diese gleichsam entpolitisiert und entstaatlicht. Was positiv erinnert 

wird, soll als Leben in der Nische oder als Zugeständnis erscheinen, die den Herrschenden abgetrotzt 

worden seien. Unter allen Umständen muss der Eindruck vermieden werden, es seien den Bürgern 

aus der Politik von Partei und Staat etwas anderes erwachsen als Nachteile, Bedrückung, Missbrauch, 

Verdummung, verordnete mindere Lebensqualität. Es gibt Anzeichen für eine partielle Übermalung 

des bislang dominierenden und von den Regierenden vorgegebenen DDR-Geschichtsbildes. Denn es 

stimmt dieses Zerrbild mit den Erfahrungen der übergroßen Mehrheit der Dabei-Gewesenen nicht 

überein. Nun denken manche darüber nach, wie die Glaubwürdigkeitslücke in ihrer Staatsreklame 

geschlossen werden könnte. 

Ein Produkt dieses Nachdenkens, das auf das Erzeugen von Abscheu gerichtet ist, sind kontrafaktische 

Überlegungen, die sich auf die Propagierung von Horrorszenarien richten und den einstigen Bürgern 

der DDR suggerieren sollen, was ihre Machthaber für sie an Scheußlichkeiten noch geplant hätte und 

zu verwirklichen imstande gewesen wären. Den bisherigen Gipfel erreichte diese Methode mit einem 

im öffentlich-rechtlichen Fernsehen gezeigten Film, der die Entstehung eines Dritten Weltkriegs vor-

führt, welcher wiederum aus dem „Reich des Bösen“ (Reagan) entspringt. Derart soll sich Genugtuung 

darüber verbreiten, diese ungeheuerlichste aller Menschheitsgefahren mit dem „Kommunismus“ 

glimpflich losgeworden zu sein. Zur gleichen Methode und in den gleichen Zusammenhang gehört es, 

wenn der erheblichen Minderheit von ehemaligen Staatsbürgern der DDR, die als „staatsnah“ einge-

stuft und auf die verschiedensten Weisen bestraft und benachteiligt werden, von dem Konstanzer Ge-

schichtsprofessor Wolfgang Schuller erklärt wird, sie hätten doch 1990 auch in Lager kommen kön-

nen, doch hätten sie nur ihre Arbeit verloren und wären mit Renten versorgt worden.18 

Es gibt, wie hier angefügt werden muss, für das Zustandekommen des bis zur Groteske entstellten 

Bildes von der DDR-Wirklichkeit außer der politischen Berechnung und Niedertracht natürlich 

auch weitere Gründe, unter denen das Unvermögen von Forschern einen nicht unwichtigen Platz 

besetzt. Schon während der Jahre der Existenz zweier Staaten machten sich in der Bundesrepublik 

Stimmen hörbar, die im Interesse der Beendigung des Kalten Krieges verlangten, sich mit Ost-

deutschland und den Ostdeutschen seriös zu befassen. Die DDR existierte nahezu zwei Jahrzehnte, 

als Alexander und Margarete Mitscherlich 1967 über die Situation im westdeutschen Staat schrie-

ben: „Wir haben uns [...] nie um eine ernstliche Auseinandersetzung mit dem Marxismus bemüht.“ 

 
16  Ansichten zur Geschichte der DDR. Im Auftrag der Bundestagsgruppe der PDS hg. von Ludwig Elm, Dietmar 

Keller und Reinhard Mocek, Bd. 9/10, Berlin 1998, S. 13. 
17  Zitiert in: Stefan Bollinger, Im Westen nichts Neues. In: Neues Deutschland, 28./29. November 1998. 
18  Siehe ebenda. 
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Und weiter: der Kommunismus sei „nichts als eine Irrlehre für uns geblieben wie einst der Moham-

medanismus oder der Protestantismus, uns als Rechtgläubige braucht das nicht zu interessieren, es 

genügt, wenn wir verabscheuen.“19 Da diese Traditionslinie ungebrochen blieb, haben sich der DDR-

Geschichte seit 1990 auch Leute angenommen, die buchstäblich von Tuten und Blasen keinerlei Ah-

nung besitzen und ihr Unwissen durch anmaßendes Gehabe zu kompensieren trachten. Erst das Inte-

resse, ihre Grundhaltung auszubeuten, ermöglicht ihr Wirken. 

Mit einer dem tatsächlichen historischen Prozess gerecht werdenden Herangehensweise hat auch der 

erwähnte Umbau wenig oder nichts zu tun. Wer unvoreingenommen an die Geschichte der SBZ und 

der DDR herangeht, muss wirklich differenzieren und kann nicht nur taktisches Kalkül befriedigen. 

Er darf über Vergeblichkeit, Versagen, Unrecht und Verbrechen Leistungen, Verdienste oder gar Vor-

züge nicht ausblenden und sich nicht von der Verdächtigung schrecken lassen, er wolle die besseren 

Jahre oder Seiten der DDR gegen ihre schlechteren aufrechnen, damit unter dem Strich ein historisches 

Plus vorgewiesen werden könne. Das kann bei keiner redlichen Rechnung „herauskommen“, denn die 

notwendigen Teilrechnungen führen zu ganz unterschiedlichen Ergebnissen. Unrecht lässt sich nicht 

von Recht subtrahieren, hirnloses Kommandieren nicht gegen Erfindergeist aufrechnen. 

Dennoch werden immer wieder derartige Gegenrechnungen angestellt, die in Pluswerten enden. Pro-

voziert werden sie dadurch, dass als wesentliche Resultate der DDR-Geschichte unausgesetzt eine 

marode Wirtschaft, eine öde Wissenschaftswüste, eine in allen Belangen geschurigelte, der Freiheit 

entwöhnte, zur Demokratie unfähige Bevölkerung und ein rechtsextremistisches, teils neonazisti-

sches Potential präsentiert werden. Im eben publizierten Abschlussbericht der zweiten Enquete-Kom-

mission des Bundestages wird allen Ernstes behauptet, es sei das Grundprinzip der Bildungspolitik 

im ostdeutschen Staat gewesen, Unwissenheit zu erhalten und zu erzeugen.20 Das ruft begründeten 

Widerspruch hervor, der – je mehr er von verständlichen wütenden Regungen begleitet ist – Einsei-

tigkeiten zumeist auch nicht vermeiden kann und so seinerseits wieder anfechtbar wird. Vor allem 

jedoch dient diese Gegenwehr den Provozierenden dann zum willkommenen Beweis für angebliche 

Lernunwilligkeit. Es ist schizophren und gehört doch inzwischen zu den Alltagserfahrungen von Bür-

gern in den neuen Bundesländern: Wer die vorgegebenen Bewertungen für sich und seine Vergan-

genheit nicht gelten lässt, wird als unverbesserlich deformiert hingestellt und im besten Falle noch 

einer besonderen Opferkategorie der „SED-Herrschaft“ eingeordnet. Der Ruf zum selbständigen 

Denken erweist sich so erneut als bloße Aufforderung nachzusprechen, was die Herrschenden vorsa-

gen. Eben das hatten die Ostdeutschen schon und in dieser für viele schmählichen Erfahrung liegt ihr 

nicht gering zu schätzender Vorteil gegenüber den Westdeutschen. 

VII. 

Als das intellektuell und durch seine politische Bedeutung Faszinierende an der DDR-Geschichte – 

das mag nun auch als Herausforderung gehört werden – erscheint aber ihr Untergang und dessen 

Vorgeschichte. Um ihn zu erklären, müssen innere und äußere, politische, wirtschaftliche und geistige 

Faktoren zusammengedacht werden. Gefragt worden ist: Wo liegen die Anfänge dieses Untergangs? 

War er die Folge, der Ausbruch einer Erscheinung, die sich als „Erbkrankheit“ verstehen lässt? Bis 

zu welchem Zeitpunkt existierte eine Möglichkeit, sie zu bekämpfen und zu besiegen? 

Darüber wird auf der Linken nachgedacht und vielleicht zu wenig gestritten. Doch gilt auch und 

gerade hier die Forderung Eric Hobsbawms, „das Denkbare zu Ende zu denken“, d. h. mit den Ge-

danken nicht auf halbem oder noch kürzerem Wege stehen zu bleiben. Diese Gefahr existiert nach 

wie vor. Sie machte sich in den zurückliegenden Jahren vor allem daran bemerkbar, dass nicht weiter 

als bis zu Stalin zurückgedacht wurde. Lenin als Theoretiker wie als Praktiker der Revolution wurde 

von dieser Fragestellung ausgenommen. Wer gar auf Karl Marx zu sprechen kam, geriet rasch in den 

Verdacht des Antimarxismus und Antisozialismus. Dabei können, stürzt ein Haus zusammen und 

sollen die Ursachen des Unglücks gefunden werden, doch die Fundamente nicht unbesichtigt bleiben. 

 
19  Alexander und Margarete Mitscherlich, Die Unfähigkeit zu trauern. Grundlagen kollektiven Verhaltens, Stuttgart 

1967, S. 70. 
20  Schlussbericht, S. 139. 
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Inzwischen ist dieses Verfahren weithin prinzipiell akzeptiert und der Verdacht erledigt, wer es an-

wende, wolle dem Marx die Verbrechen des Stalin anlasten. Der zurückzulegende Gedankenweg, der 

auf eine Erneuerung des Sozialismus als Idee und Bewegung zielt, umfasst mithin eineinhalb Jahr-

hunderte. Eine riesenhafte Arbeit ist zu leisten und das unter den Bedingungen ihrer permanenten 

Anfeindung und Behinderung. Die diese Erneuerung nicht wollen, geben zudem vor, sie hätten die 

grundlegende Antwort schon gefunden. Das Angebot des „Schwarzbuches“ steht und wirkt und seine 

Offerte lautet schlicht: Eine unmenschliche Idee, eine Utopie gebar ein unmenschliches System und 

würde in jeder Variation nur aufs Neue Unmenschlichkeit hervorbringen. Verlangt wird die Aussöh-

nung mit dem Kapitalismus, der zur einzigen modernen, dem Wesen des Menschen angemessenen 

Gesellschaft erklärt wird. These und Gebot lassen sich nur entkräften, wenn die wirkliche Ideen- und 

Realgeschichte des Sozialismus von den Tagen des Kommunistischen Manifestes an neu analysiert, 

kritisch verstanden und rückhaltlos offen dargestellt wird. Zu diesem Zweck sind für das Ganze und 

die Geschichte der realsozialistischen Staaten sowie ihrer Bündnisse Periodisierungen anzustreben 

und vorzunehmen. Geschieht das nicht oder nicht ausreichend, werden die Antworten verschwom-

men, indiskutabel und daher leicht abweisbar ausfallen und nur diejenigen bedienen, denen an den 

erwähnten diffamierenden Verallgemeinerungen gelegen ist und die das Kambodscha Pol Pots und 

das Ungarn János Kádárs auf den einen Nenner „Kommunismus“ festschreiben wollen. 

Die Auseinandersetzung um die DDR-Geschichte im engeren Sinne beginnt mit der Frage, ob die 

Gründung dieses Staates historisch zu legitimieren sei, ob er eine aus eigener deutscher Tradition 

hervorgegangene Antwort auf die zerschlagene faschistische Macht darstellte oder ob es sich bei ihm 

um ein sowjetisches Implantat handelte. Die Historiographie in DDR-Zeit hat einen erheblichen Auf-

wand getrieben, um nachzuweisen, dass dieser Staat in deutscher Vergangenheit wurzelte, was ihr im 

Geburtsland von Marx und Engels, und an der Wirkungsstätte von August Bebel und Wilhelm Lieb-

knecht, von dessen Sohn Karl und von Rosa Luxemburg nicht eben schwerfiel. Im öffentlichen Ge-

schichtsdisput blieb auch klar, dass die 1918 vertane Chance, eine Wende der deutschen Geschichte 

herbeizuführen, erst aus dem im Bündnis mit den anderen Armeen der Anti-Hitler-Koalition errun-

genen Sieg der Roten Armee neu entstand. 

Tieferer Analyse wurde diese zu Tage liegende Feststellung aber nicht unterzogen. Die Revolution 

war nicht importiert, aber auch nicht ein vollständiges Produkt aus Eigenem. Die Mehrheit der Ost-

deutschen wurde von einer Minderheit auf einen Weg mitgenommen, den sie zunächst einmal mit-

ging, weil er ihr als eine plausible Antwort auf die Hinterlassenschaft der faschistischen Herrschaft 

und des Krieges erschien. Diesen Weg hatte die Mehrheit der Ostdeutschen nicht vorgedacht und 

folglich hatte sie sich auch für ihn nicht aus irgendeiner tieferen Einsicht heraus entscheiden können. 

Gemessen an allem, was zum revolutionstheoretischen Arsenal der Marxisten gehörte, bezeichnete 

dies einen Geburtsfehler. Es ist später nie versucht worden, ihn bewusst zu machen und zu korrigie-

ren. Das hätte nur durch die Entwicklung von Alternativen geschehen können. Jedoch liefen alle 

Propaganda und Agitation in der DDR, jedenfalls was prinzipielle Entscheidungen betraf, gerade ge-

gen alternatives Denken und darauf hinaus, die Beschlüsse von Parteiführung und Regierung als die 

einzig mögliche und richtige Antwort auf die jeweils zu lösenden Aufgaben darzustellen, die keinem 

Zweifel ausgesetzt werden durfte. 

Entscheidender aber war wohl, dass diejenigen, die auf diesem Wege das Monopol der Führung be-

anspruchten und durchsetzten, vollkommen davon überzeugt waren, dass sie über einen unfehlbaren 

Wegweiser für alle ihre Entschlüsse verfügten. Sie gewannen gegenüber den Vorstellungen, die sie 

über Inhalt und Methoden zur Gestaltung der Gesellschaft besaßen und die aus der Praxis Sowjet-

russlands und der UdSSR herstammten, nie ein kritisches Verhältnis. Zwar wurde anfänglich und 

keineswegs mit Täuschungsabsicht festgestellt, die deutschen Kommunisten wollten den sowjeti-

schen Weg nicht gehen. Doch hieß das nur: Sie wollten ihn zunächst nicht einschlagen. Spätestens 

als die Stalin’sche „Geschichte der KPdSU“ zur verbindlichen und kritiklos zu akzeptierenden Lek-

türe der deutschen Sozialisten erklärt und im Parteilehrjahr angeeignet wurde, war klargestellt, wohin 

die geschichtliche Reise gehen sollte. Später kam die Losung auf „Von der Sowjetunion lernen, heißt 

siegen lernen“ und noch später wurde die Wendung von der „Pionierrolle der Sowjetunion“ geprägt. 
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Die Pieck und Ulbricht, Ackermann und Dahlem standen ideen- und organisationsgeschichtlich in 

einer Traditionslinie, die zu Lenin und den bekannten 21 Bedingungen für die Aufnahme in die 

Kommunistische Internationale zurückführte. Auch wenn es diese Organisation nicht mehr gab, so 

prägten die von ihr niedergelegten und praktisch verfestigten Vorstellungen von der Partei und ihren 

Grundsätzen auch das ostdeutsche Sozialismus-Projekt. Nie wurde die Geschichte von KPD und 

Komintern und namentlich deren Innenansicht kritisch befragt. Davor lag auch der unter Honecker 

riesenhafte Formate annehmende Kult um Thälmann, den auch eine Biographie stützte, der es an 

Wahrhaftigkeit fehlte. 

Der Anspruch, in der Vergangenheit, abgesehen von wenigen Ausnahmen, an denen, wenn sie zur 

Sprache kamen, fortgesetzt herumgedeutelt wurde, immer Recht gehabt zu haben, bildete die Basis 

für das Selbstverständnis, den Zugang zur Wahrheit ein für alle Mal zu besitzen und daher die Füh-

rung beanspruchen zu können. Diese letztlich eitle (und auch von elementaren Bildungsdefiziten zeu-

gende) Vorstellung wurde schon vor der DDR-Gründung wirksam. Sie besaß eine Wurzel auch in der 

unbezweifelbaren, aber nun fehlgedeuteten und in anderer Zeit falsch bewerteten Tatsache, dass so 

viele Kommunisten sich im Kampf gegen den Faschismus bewährt hatten. 

Aus dieser Grundhaltung folgten für das innerparteiliche Leben Vorschriften, die für Bedenken und 

Zweifel und oft selbst für Fragen keinen Raum mehr ließen. Disziplin und Gefolgschaft wurden in 

einem Grad und auf Gebieten verlangt, die davon strikt ausgenommen werden mussten. Das bedeu-

tete vielfach das Ende jedes schöpferischen Denkens und Handelns und erzeugte die epidemische 

Ausbreitung von Gedanken- und Verantwortungslosigkeit. Die Behandlung derer, die in der Weima-

rer Republik sich von den Hauptströmen, dem reformistischen und dem revolutionären, getrennt und 

sich in sogenannten Splitterparteien zusammengeschlossen hatten, zeigte früh und deutlich an, dass 

es an der Parteispitze keinerlei Bereitschaft gab, die einstigen Wege der Partei und die auf ihnen 

entstandenen Konflikte produktiv durchzuarbeiten. Anders ausgedrückt: die Prinzipien des antifa-

schistischen Demokratismus stellen in der Vorgeschichte der DDR nur eine sehr kurze Episode dar. 

Das führt zu der schwer zu beantwortenden Frage, was diese Prinzipien eigentlich denen bedeuteten, 

die sich einst zu ihnen durchgerungen und sie beschlossen hatten. Vielzitiert wurde und wird Ul-

brichts Wort, wonach das Demokratische nur als Kulisse verstanden und benutzt werden sollte, zumal 

es so ganz in die Aussage vom nahtlosen Übergang von der einen in die andere Diktatur hineinzupas-

sen scheint. Denn mitunter bezeichneten sich auch die deutschen Faschistenführer als Demokraten, 

dies mit dem Zusatz, sie seien die Verfechter einer „germanischen Demokratie“, die freilich nur eine 

andere Bezeichnung für das Führer-Gefolgschafts-Prinzip darstellte. Repräsentierte die Ansicht Ul-

brichts aber die Mehrheitsmeinung an der Parteispitze? Und entsprach die Wirklichkeit in dieser 

Frühzeit dieser Devise? Kurzum: Auch dort, wo die Vor- und Frühgeschichte der DDR einsetzt, müs-

sen sich die Blicke auf das Fundament richten, von dem Schicht für Schicht abzuheben und auf die 

Mängel seiner Tragfähigkeit hin zu untersuchen ist. Diese Arbeit kann und wird niemand anders ver-

richten als die Linken, die bei ihrem Versuch, über den Kapitalismus hinaus zu gelangen, gescheitert 

sind, die aber nicht an das „Ende der Geschichte“ glauben, nicht nur, weil das gegen sie und ihre 

Vorsätze sprechen würde, sondern weil alle Menschheitserfahrung dieser Vorstellung widerspricht. 

VIII. 

Mit dem Blick auf einen langen und kargen Weg der Erkenntnis lässt sich dennoch fragen, ob eine 

geschichtliche Einordnung der DDR schon möglich, ihr Platz in der deutschen und der europäischen 

Geschichte schon und jedenfalls vorläufig zu bestimmen ist? Sie kann zum einen, aber wohl zum 

geringeren Teil das Produkt der sozialen, politischen und geistigen Auseinandersetzungen gesehen 

werden, die zwischen Kapital und Arbeit in den deutschen Teilstaaten im 19. Jahrhundert entbrannt 

waren und die im 1871 gegründeten Reich bis zu dessen Untergang in wechselnden Formen fortdau-

erten. Zum größeren Teil aber ging die DDR-Gründung aus weltgeschichtlichen Prozessen der ersten 

Hälfte des 20. Jahrhunderts hervor. Erst die schärfste militärische Auseinandersetzung zwischen den 

Kräften des faschistischen deutschen Imperialismus und der nichtkapitalistischen Großmacht UdSSR 

schuf jene Situation, in der die Kommunisten als die einflussstärkste Gruppe innerhalb der SED ihre 
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Vorstellungen von staatlicher und gesellschaftlicher Entwicklung zu verwirklichen begannen. Anders 

– etwa nach einem Kriege zwischen ausschließlich kapitalistischen Mächten – wären sie mit ihrem 

Programm historisch nicht zum Zuge gekommen. Sie vermochten im Augenblick der katastrophalen 

Niederlage die weitgehend orientierungslose Masse der ostdeutschen Bevölkerung unter ihrer Führung 

zu formieren und diese Gefolgschaft während Jahrzehnten tendenziell zu festigen. Der Versuch, einen 

sozialistischen deutschen Staat aufzubauen, stand aber von Anfang an nicht nur im Zeichen des Kalten 

Krieges, sondern ergab sich genau genommen erst aus dessen Entstehung. Ohne den Weg zu einer 

atomaren Konfrontation der beiden Weltmächte USA und UdSSR wäre mit hoher Wahrscheinlichkeit 

ein erheblich anderes deutsches Staatsgebilde entstanden. Unter diesem Kalten Krieg litt die DDR 

ebenso wie unter den Folgen des Weltkriegs. Hinzu kam später der Mangel an eigenen schöpferischen 

Ideen, über den das laute Gerede von Kreativität kaum hinwegtäuschte. Durch ihn wurde die Gemein-

schaft der „realsozialistischen“ Staaten bei allen Unterschieden insgesamt gekennzeichnet. 

Die DDR war mithin nach ihrer Entstehung und während ihrer Existenz Produkt einer internationalen 

und nationalen Konfrontation, eines Kräfteverhältnisses, wie es sich in Europa und im Weltmaßstab 

in der Jahrhundertmitte entwickelt hatte. „Sie hing“, wie Harald Neubert im Gespräch mit Hermann 

Axen bemerkte, „auf Gedeih und Verderb mit dem Schicksal der Sowjetunion zusammen. Der Nie-

dergang der Sowjetunion und deren veränderte Deutschland- und Europapolitik unter Gorbatschow 

und Schewardnadse musste nun zur Liquidierung der DDR führen, selbst wenn sie eine bessere Po-

litik gemacht hätte.“21 

National und international hat der ostdeutsche Staat in den Auseinandersetzungen um Krieg oder 

Frieden eine wichtige Rolle gespielt und im Rahmen seiner Möglichkeiten mehrfach auf die Stabili-

sierung des labilen Friedens hingewirkt. Sein frühes und klares Bekenntnis zur Unabänderlichkeit der 

Grenzen zu Polen und der Tschechoslowakei bleibt denkwürdig. Er hat mit seinen begrenzten Kräften 

Staaten – beispielsweise Kuba und Chile – und Bewegungen – wie die der Palästinenser – in aller 

Welt unterstützt, die sich ihrerseits von fremdbestimmten Wegen lösen wollten. Die weltweiten anti-

kolonialen Prozesse lassen sich selbstredend ohne Anteilnahme der DDR denken, doch wurden sie 

von ihr jedenfalls auf vielerlei Weise gefördert. Das geschah unter großer Anteilnahme ihrer Bevöl-

kerung. Die DDR wirkte, seit die Hallstein-Doktrin überwunden war, für manche Staaten als ein 

hochwillkommenes Gegengewicht gegen Anmaßungen und Forderungen des rivalisierenden West-

staates. Nach dem Ende des ostdeutschen Regimes gelangte der westdeutsche beispielsweise gegen-

über Nicaragua in die Rolle des Gläubigers. 

Die außenpolitische Bilanz der DDR scheint mehr Aktiva aufzuweisen als ihre innenpolitische. Denn 

insgesamt versagte die DDR mit der gesamten Gemeinschaft „realsozialistischer“ Staaten vor der 

Aufgabe, den Nachweis der Überlegenheit des Sozialismus über den Kapitalismus zu erbringen. Man-

chem will es scheinen, sie sei dabei von vorn herein in einer aussichtslosen Lage gewesen. Auf si-

chereren Boden begibt sich, wer nach den Mängeln der Alternative fragt, die in Ostdeutschland auf-

gebaut wurde. Zum einen ergaben sie sich aus den dogmatischen Leitvorstellungen über die „allge-

meinen Gesetzmäßigkeiten des Aufbaus des Sozialismus“, von denen die gesamte staatliche Struktur, 

die juristische Konstruktion und die Regierungs- und Herrschaftspraxis beeinflusst wurde. Dieses 

Prokrustesbett ließ keinerlei Experimente, ein Vorgehen nach der Methode Versuch – Irrtum zu. Er-

folg zu haben, war permanent zur Pflicht erklärt worden. Vor allem der Regierungs- und Herrschafts-

stil, der politbürokratisch genannt worden ist, zeitigte seine bremsenden und schließlich verheerenden 

Auswirkungen in Wirtschaft und Wissenschaft wie in der ganzen Gesellschaft. Doch berechtigt diese 

Bilanz nicht dazu, ökonomische und soziale Leistungen zu ignorieren, mit denen sich Millionen eine 

Lebenswelt schufen, die sie mit vielen Einschränkungen als die ihre ansahen und mit der sie sich zu 

unterschiedlichen Zeiten in unterschiedlichem Grad auch identifizierten. 

Mit den Jahren mehr als an ihrem Anfang ermangelte es der DDR an überzeugenden Zielvorstellun-

gen, die den Namen Alternative wirklich verdienten. Diese wurden weitgehend von den „Vorgaben“ 

des immer reicher werdenden Westens geprägt. Das Defizit an Ideen war in der Führung anzutreffen 

 
21  Hermann Axen, Ich war ein Diener der Partei, Berlin 1996, S. 406. 
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und es beeinflusste zunehmend auch Denken und Stimmung der Bürger. Während jene sich über das 

auf einem immer unklarer werdenden Weg Erreichte aber in die Tasche und in die Statistiken log, 

wurde sich die Bevölkerung über die Differenz zwischen Vorsatz und Resultat immer klarer. Sie 

spürte Ratlosigkeit, Stagnation und schließlich die Unaufrichtigkeit und Sprachlosigkeit der Obrig-

keit angesichts so vieler beunruhigender Tatsachen – vom Verfall der Stadtzentren bis zur Massen-

flucht vor allem junger Bürger nach der Bundesrepublik. Die Frage, ob in der Nachbarschaft eines 

der reichsten Staaten des Kapitalismus, mit dem Millionen seiner Bürger, Arbeiter und Angestellte, 

ihren großen Frieden geschlossen haben, eine Gesellschaft aufgebaut werden konnte, deren Werte-

skala erheblich anders strukturiert werden musste, als es die Losung vom Überholen (obendrein: ohne 

einzuholen) umriss, wird wie jede „Phase“ ungeschehener Geschichte wohl lange umstritten bleiben. 

Gewiss ist, noch einmal wird aus dem Gespräch Neubert-Axen zitiert, dass der Sozialismus „den 

Kapitalismus zu Fortschritten gezwungen hat, die er selbst zu verwirklichen [...] nicht fähig war.“22 

Das mag ebenso tragisch wie grotesk erscheinen. 

Von den gescheiterten „Erbauern des Sozialismus“ haben sich nach dem Untergang ihres Systems 

viele rasch und fest auf die Wertewelt der Wohlstandsgesellschaft fixiert. Der Kapitalismus hat, an-

ders als von Lenin und vielen anderen seiner Gegner am Jahrhundertanfang angenommen, Kräfte 

hervorgebracht, die ihm ungeahnte Möglichkeiten der Massenbeherrschung und Massenbindung 

schufen. Für das Wirken aller antikapitalistischen Kräfte entstanden dadurch erst spät erkannte ver-

änderte und neue Bedingungen. Das erfordert nicht nur, über die Methoden zur Erreichung der alten 

Ziele, sondern über diese Ziele selbst neu nachzudenken. Dazu gehört unabdingbar die kritische 

Durchsicht der Erfahrungen aus DDR-Zeit. Wird die unterlassen, kann nur doppelter Schaden entste-

hen: Erstens im Hinblick auf den denkbaren praktischen Gewinn, auf den solche Gedankenarbeit 

zielt, und zweitens im Hinblick auf unsere Glaubwürdigkeit. Denn wer wird Leuten glauben, die sich 

achtlos oder gar nichtachtend gegenüber ihrer Vergangenheit verhalten? Sie setzen sich dem Verdacht 

aus, sich kopflos von einem Abenteuer ins nächste zu stürzen ... 

* * * 

Manchem mag die Beschäftigung mit der Geschichte der DDR in einem Jahr wie dem bevorstehenden 

aus einer anderen Perspektive als Flucht in die „falsche“ Vergangenheit vorkommen. Sollten die Bür-

ger des untergegangenen Staates sich nicht vielmehr mit der ihnen weitgehend unbekannten Ge-

schichte des Staates befassen, in den sie nun aus eigenem oder fremdem Entschluss geraten sind? Das 

ist zweifelsfrei nötig, wenn auch mit anderen Schwierigkeiten verbunden. Die Verweigerung einer 

vorbehaltlosen kritischen Bilanz beider Staaten scheint bei realistischer Betrachtung der beteiligten 

Kräfte derzeit nicht aufzubrechen zu sein. Möglich ist ein gleichsam vorbereitender Beitrag dafür, 

der den ostdeutschen Staat unter die historische Lupe nimmt. Das kann dem Zusammenführen der 

Geschichte der beiden deutschen Staatswesen dienen, der Erforschung der Jahrzehnte währenden Be-

dingtheit ihrer Existenz, der Ergründung von Wechselwirkungen und Ausstrahlungen. Gegenwärtig 

ist dieses Ziel nur ein Wunschtraum, vor seiner Erfüllung liegen die Mentalität der Sieger, die Recht-

fertigungsbedürfnisse der Unterlegenen wie der Einheitsarchitekten, das sich unausgesetzt reprodu-

zierende Verlangen, den nächsten politischen Schritt zu begründen und – last but not least – das 

Drängen auf das historische Podest und von da auf das Denkmal. 

Die Deutschen hatten nach der Reichseinigung von 1871 ihre Hohenzollern-Legende. So wenig der 

Vorgang von 1990 dem des vergangenen Jahrhunderts auch nur ähnelt, ihre Legende haben sie wie-

derbekommen und diese ähnelt allerdings jener, in deren Mittelpunkt einst die preußischen Monar-

chen standen. Von denen erzählte sie nämlich, sie hätten seit eh und je keine andere Sehnsucht ge-

kannt als die nach „Deutschland, einig Vaterland“. 

 

 
22  Ebenda, S. 407. 
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Die DDR und die öffentliche Aufarbeitung des Völkermords an den Juden 

Vortrag auf der Veranstaltung der Heinrich-Böll-Stiftung Brandenburg in Potsdam  

am 7. November 1998 

Sie wissen wohl, meine Damen und Herren, dass in der DDR die Begriffe „Aufarbeitung“ und „Be-

wältigung“ der Vergangenheit eher ungebräuchlich waren. Gesprochen wurde zumeist davon, dass aus 

der Geschichte Lehren gewonnen werden müssten und dass viele bereits gezogen worden seien. Dazu, 

die Aufgabe so zu bezeichnen und nach solchem Nutzen zu streben, bekenne ich mich nach wie vor. 

Bei dem Wort „Aufarbeitung“ stellt sich mir die Erinnerung an eine heute kaum noch anzutreffende 

Tätigkeit ein, die darin bestand, aus der Mode gekommene Kleidungsstücke wieder tragfähig zu ma-

chen. Gerade darum geht es nicht. Alexander und Margarete Mitscherlich bezeichneten die Aufgabe, 

die noch immer ungelöst gewesen sei, im Jahre 1967, einen Begriff Siegmund Freuds aufnehmend, als 

die „politische Durcharbeitung der Vergangenheit“ und erblickten in ihr den „geringsten Versuch der 

Wiedergutmachung“.1 Durcharbeiten, damit verbindet sich die Vorstellung von einer Anstrengung, 

die notwendig ist, einen Widerstand zu überwinden. Und was unser Thema im engeren Sinne anbe-

trifft, so schien es ihnen klar, „dass man millionenfachen Mord nicht ‚bewältigen‘ kann.“2 Arge Wege 

der Erkenntnis waren und sind zurückzulegen, denn nur Eitelkeit kann behaupten, am Ziel angekom-

men zu sein. Das haben Menschen aus den ältesten und vorwiegend solche aus den nachgeborenen 

Generationen seit ein paar Jahren fester in den Blick genommen. Es gehört zu den erfreulichen Er-

scheinungen unserer Zeit, dass sich in mehreren Staaten Initiativen herausbildeten, die sich sowohl auf 

vorbehaltlose Forschungen, angemessene Formen der Aufklärung („holocaust teaching“) und auch auf 

die Tilgung von nach dem Ende des Naziregimes entstandenem Unrecht richten. Zuletzt gelangten 

Nachrichten dieses Inhalts aus Schweden in die Medien.3 Diese Unternehmungen richten sich vielfach 

nicht nur auf die Vergangenheit, sondern sollen zugleich (Neo-)Nazis das Wasser abgraben. 

* * * 

Das Verhältnis der DDR zu Judenverfolgung und Judenmord ist in Politik, Forschung und Publizistik 

umstritten. Das hat mehrere Gründe. Zum einen ist das Thema einfach trotz aller wissenschaftlichen 

Unternehmen und der aus ihnen hervorgegangenen beachtlichen Resultate nicht hinreichend er-

forscht. Das Missverhältnis zwischen Bekanntem und Unbekanntem aber ergibt erfahrungsgemäß 

immer einen Boden für verschiedene und kontroverse Sichten. Er verkleinert sich in dem Maße, wie 

Grauzonen und Blindflecke beseitigt werden. Zum anderen spielten in die Forschungen der letzten 

Jahre viele Interessen hinein, die keineswegs durchweg von negativer, aber eben auch nicht zur Gänze 

von förderlicher Wirkung sind. Mancher erinnert sich an die Versuche, die Gleich- oder Parallelset-

zung von DDR und faschistischer Diktatur dadurch glaubwürdig zu machen, dass die DDR zu einem 

antisemitischen Staat erklärt wurde, auf dessen geschichtliches Schuldkonto ein „Auschwitz der See-

len“ zu schreiben wäre. Als eine beziehungsreiche Gegenrede zu dieser Sicht kann die Frage gelesen 

werden, die Gerhard Zwerenz kürzlich stellte: „Gab es für Kommunisten und Juden, für kommunis-

tische Juden und jüdische Kommunisten nicht allerhand gute Gründe für ihr DDR-Engagement?“4 

Nun gibt es Anzeichen einer Versachlichung des Streits. In einem plastischen Bild ist geschrieben 

worden, es zöge „der Pulverdampf über dem Schlachtfeld der DDR-Forschung langsam ab“.5 Dazu 

trägt die Besinnung (oder vielleicht auch Rückbesinnung) auf in der Wissenschaft erprobte methodo-

logische Verfahren bei. Urteile sind mehr gefragt als Verurteilungen. Entwicklungen und Verände-

rungen kommen in den Blick. Es wird danach gefragt, von welchem Jahr oder welchen Jahren in der 

40jährigen Existenz des Staates DDR gehandelt wird, ob ihre Voraussetzungen und Anfänge gemeint 

 
1  Alexander und Margarete Mitscherlich, Die Unfähigkeit zu trauern. Grundlagen kollektiven Verhaltens, Stuttgart 

1967, S. 21 
2  Ebenda, S. 24. 
3  Vgl. Jochen Reinert, Holocaust-Aufklärung als Chefsache. In: Neues Deutschland, 22. Oktober 1998. 
4  Gerhard Zwerenz, In Erwartung diverser Entschuldigungsbriefe. In: Disput, 9/1998, S. 27. 
5  Dietmar Keller/Reinhard Mocek in Ansichten zur Geschichte der der DDR. Im Auftrag der Bundestagsgruppe 

der PDS hg. von Ludwig Elm, Dietmar Keller und Reinhard Mocek, Bd. 9/10, Berlin 1998, S. 13. 
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sind oder ihre Abstiegsphase und Agonie. Dieses übliche Vorgehen wird zwar noch immer der Ab-

sicht verdächtigt, es sollten die besseren Jahre der DDR gegen ihre schlechteren aufgerechnet werden, 

damit unter dem Strich ein historisches Plus vorzuweisen sei. Mit solchen Unterstellungen wird die 

Forschung wohl noch eine ganze Zeit lang weiterleben müssen, doch muss sie sich darum nicht weiter 

kümmern. Sie hat vor allem die Fragen, die sie an ihren Gegenstand richtet, möglichst präzise zu 

fassen. Geschieht das nicht oder nicht ausreichend, werden auch die Antworten verschwommen und 

im Grunde indiskutabel ausfallen. Das alles mag zu selbstverständlich erscheinen, als dass es hier 

gesagt werden müsste. Jedoch das Selbstverständliche muss erinnert werden, wenn es so häufig miss-

achtet wird. 

Unser Thema kann zweckmäßig in vier Fragen oder Fragengruppen aufgeschlüsselt werden. Die erste: 

Wurde in der DDR das Verbrechen des Massenmords an den Juden deutlich, also ohne jedes Wenn 

und Aber benannt, und wurde denjenigen, die es dreist ableugneten oder gar rechtfertigten, entschieden 

entgegengetreten? Die zweite: Wurden in der DDR die für dieses Verbrechen Verantwortlichen, die 

Täter auf allen Stufen und die Mittäter benannt und – soweit sie ermittelt und greifbar waren – ihrer 

Verbrechen wegen angeklagt, verurteilt und bestraft? Die dritte: Wurden in der DDR die historischen 

und strukturellen Voraussetzungen und Bedingungen des Verbrechens bewusst gemacht und versucht, 

der einzig möglichen Wiedergutmachung gerecht zu werden, die diese Bezeichnung wirklich und un-

eingeschränkt verdient: zu sorgen, dass es nicht wieder geschieht? Die vierte: Wurde der übergroßen 

Mehrheit der DDR-Bevölkerung bewusst gemacht, dass sie selbst wie der Staat gegenüber dem ver-

schwindend kleinen Rest der mit ihr lebenden Juden eine besondere Fürsorgepflicht besitzt und dass 

sie mit einzustehen hat für das Wohl und das Wehe von vertriebenen Juden und Holocaust-Überleben-

den außerhalb ihrer Grenzen? Schon die Aufzählung dieser Fragen und deren flüchtige Inspektion 

macht deutlich, dass die Antworten sehr verschieden ausfallen und ihre Summe schwer zu ziehen ist. 

Nur manche von ihnen lassen sie mit einem klaren Ja oder Nein beantworten. Entsprechend sperrig 

erweist sich das Thema gegen eine einfache Summierung der Antworten. 

Bevor auf die genannten Fragegruppen eingegangen wird, soll daran erinnert werden, dass die ideo-

logische und psychologische Ausgangssituation nach Kriegsende in allen vier Besatzungszonen die 

gleiche war. Überall wurde versucht, wie Alexander und Margarete Mitscherlich feststellten, das „all-

gemeinmenschliche Bedürfnis“ zu befriedigen, „sich von der quälenden Erinnerung an Schuld und 

Scham abzusetzen“.6 Oder sollte man sagen: diese quälende Erinnerung erst gar nicht aufkommen zu 

lassen? Die Situation begann sich in Ost und West alsbald aber dadurch zu unterscheiden, dass die 

Kräfte, die diesen Fluchtversuchen entgegenwirkten, in den einzelnen Besatzungszonen sehr unter-

schiedliche Stärke gewannen. 

Ad 1. 

Das Verbrechen des Massenmords an den europäischen Juden ist in der DDR während ihrer gesamten 

Existenz auf vielerlei Weise ins allgemeine Geschichtsbewusstsein gerückt worden. Daran besaßen 

Ideologen, Politiker, Künstler, Schriftsteller, Historiker, Philosophen und andere Gesellschaftswis-

senschaftler, vor allem aber Pädagogen und noch vor diesen einige der Überlebenden einen denkwür-

digen Anteil. Der wachste Teil der Ostdeutschen und insbesondere die Beginner in den ersten Nach-

kriegs- und Gründerjahren der DDR erinnern sich einiger schmalbrüstiger Schriften gegen Rassismus 

und Antisemitismus. Viele Studenten jener Jahre lasen, nein: verschlangen Victor Klemperers LTI, 

das Buch, das sie wie kein zweites befähigte, sich mit ihrem eigenen Gedanken- und Gefühlshaushalt 

auseinanderzusetzen. Weiter noch wirkte der in Potsdam-Babelsberg hergestellte DEFA-Film „Ehe 

im Schatten“.7 Und weil kürzlich die Feststellung des Anteils der Wehrmacht an den Verbrechen so 

viel Aufsehen und Streit hervorrief, sei erwähnt, dass der Täter im ersten Film dieser Nachkriegspro-

duktion „Die Mörder sind unter uns“ kein SS-Offizier war, sondern ein Hauptmann der Wehrmacht.8 

Niemand hielt das 1946 für eine Erfindung oder Verunglimpfung. 

 
6  Ebenda, S. 32/33. 
7  Der Film (Regie Kurt Maetzig) wurde am 3. Oktober 1947 uraufgeführt. 
8  Die Uraufführung des unter der Regie von Wolfgang Staudte hergestellten Films fand am 15. Oktober 1946 statt. 
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Was das Verbrechertum dieses Regimes angeht, das seine praktische Vorgeschichte in den Untaten 

der SA in der Weimarer Republik besitzt, so wurde an ihm in der DDR-Gesellschaft nie ein Zweifel 

gelassen. In diesem Punkte besitzt der ostdeutsche Staat – da drücke ich mich klar aus – für die längste 

Zeit seiner Existenz eine blütenweiße Weste. Daran besaß auch die Geschichtswissenschaft ihren und 

nicht den geringsten Anteil. Nur ein einziges ihrer wissenschaftlichen Großprojekte überstand die 

Wende des Jahres 1989 und das war bezeichnender Weise die Edition „Europa unterm Hakenkreuz“, 

in deren Bänden Staat für Staat und Gebiet für Gebiet dokumentiert wird, was deren Eroberung durch 

die Wehrmacht für die Bewohner für Folgen besaß.9 Die Weste, um im Bilde zu bleiben, bekam – 

außerhalb der Wissenschaft – in der Endphase der DDR-Existenz böse und ekelhafte Flecke. Das 

geschah in der Zeit des Verfalls von Staat und Gesellschaft. Es obsiegte die Tendenz, die nicht ins 

Selbstbild passenden Tatsachen und Prozesse zu ignorieren, anstatt vorhandene Abwehrkräfte zu mo-

bilisieren. Noch wurden Bücher geschrieben und gelesen, noch auf den Theatern Stücke inszeniert 

und gezeigt, noch Filme gedreht und aufgeführt, die aus der beschriebenen Tradition herkamen und 

sie fortsetzten, aber die können nicht gegen die Passivität aufgerechnet werden, die sich gegenüber 

den eindeutigen Vorkommnissen auf Schulhöfen und Fußballplätzen breitmachte. 

Die Befragungen, die nach 1990 in der Bundesrepublik zu ergründen suchten, wie es ihre Bürger im 

Hinblick auf Anti- und Philosemitismus halten, bezeugten die Nachwirkungen aufklärerischer Ein-

flüsse aus DDR-Zeit, wenn sie – auch zu meiner Enttäuschung – nicht so vollkommen und vor allem 

nicht so nachhaltig waren, wie viele glaubten, die sich daran einen mehr oder weniger großen Anteil 

anrechnen konnten. Diese Ernüchterung bleibt, wenn auch die beiden ersten, im Oktober 1990 vorlie-

genden Studien, die auf der Grundlage von Umfragen entstanden, übereinstimmend besagten, dass – 

verglichen mit Westdeutschland – in den neuen Bundesländern der Antisemitismus „eine wesentlich 

geringere Verbreitung“ besaß, ein Befund, der durch spätere Ermittlungen bestätigt wurde.10 Am 

stärksten aber zeugt auch gegen das Bild von der DDR als einem antisemitischen Staat, dass sich deren 

einstige Bürger das Klischee vom „verordneten Antifaschismus“ nicht verpassen ließen. Die Mehrheit 

dieser Bürgerschaft unterstützte auch die Unterdrückung aller Regungen der Juden- und ganz allge-

mein von Fremden- und Völkerfeindschaft, eine generalisierende Feststellung, die zu erläutern wäre. 

Da insbesondere über den Geschichtsunterricht zu DDR-Zeit und da wieder vor allem über die Dar-

stellung der Geschichte der Jahre von 1933 bis 1945 Legenden in Umlauf gebracht worden sind, sei 

hier eine Ergänzung angebracht, die sich auf die Darstellung von Judenverfolgung und Judenmord 

in den vom Ministerium für Volksbildung in Auftrag gegebenen, begutachteten und zugelassenen 

Lehrbüchern im Fach Geschichte bezieht.11 Im 1956 eingeführten Lehrbuch für die 8. Klasse wurde 

von der Rassenlehre und deren hauptsächlicher Funktion ausgegangen und dann festgestellt, dass 

sie sich insbesondere gegen Juden und slawische Völker richtete. Dann werden genannt: die Nürn-

berger Gesetze sowie Schritte, die den Juden Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten nahmen, die 

Schändung von Friedhöfen und Gotteshäusern, die Ghettoisierung am Beispiel Warschaus, der Mas-

senmord an den europäischen Juden, deren Opferzahl mit „etwa 5 Millionen“ angegeben wurde. 

Erwähnt wird die verbrecherische Rolle der Einsatzkommandos und weiterer „Sondereinheiten“ und 

deren Gräueltaten, wobei die in Kiew, auf der Krim und in Riga besonders bezeichnet wurden. Ge-

schildert werden die barbarischen Tötungsmethoden, die Erschießungen und die Vergasungen in 

 
9  Die Reihe Europa unterm Hakenkreuz. Die Okkupationspolitik des deutschen Faschismus 1938-1945, hg. von 

einem Kollegium unter Leitung von Wolfgang Schumann und Ludwig Nestler wurde eröffnet mit dem Band: 

Die faschistische Okkupationspolitik in Österreich und der Tschechoslowakei (1938-1945). Dokumentenaus-

wahl und Einleitung von Helma Kaden, Berlin (DDR) 1988. Sie schloss mit Europa unterm Hakenkreuz. Ana-

lysen, Quellen, Register. Zusammengestellt und eingeleitet von Werner Röhr, Heidelberg 1996, (= Bd. 8. hg. 

vom Bundesarchiv). 
10  Zu den Quellen und deren Beurteilung s. Werner Bergmann/Rainer Erb, Antisemitismus in Deutschland 1945-

1996. In: Wolfgang Benz/Werner Bergmann, Vorurteil und Völkermord. Entwicklungslinien des Antisemitismus, 

Freiburg 1997, S. 406 ff. 
11  Im Folgenden stützt sich der Beitrag auf Angaben und Zitate aus einer kürzlich erschienenen Arbeit des Potsda-

mer Historikers Kurt Finker, Faschismus, Antifaschismus und „verordneter Antifaschismus“. In: Ansichten zur 

Geschichte der DDR hg. im Auftrag der Bundestagsgruppe der PDS von Ludwig Elm, Dietmar Keller und Rein-

hard Mocek, Berlin 1998, S. 178 ff. 
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fahrbaren und stationären Anlagen. Genannt werden der Warschauer Ghettoaufstand und seine bar-

barische Niederschlagung. 

Zweiunddreißig Jahre später, 1988, wurde – ebenfalls für die 8. Klasse – das letzte der zu DDR-Zeit 

entstandenen Schulgeschichtsbücher eingeführt. Darin sind die Tatsachenangaben zahlreicher und 

konkreter im Hinblick auf die Nürnberger Gesetze, den Pogrom vom November 1938, die Schikanen 

gegen die jüdischen Deutschen, ihre Ausraubung durch den Staat und die Gewinne, welche die „Ari-

sierer“ erzielten. Vermehrt sind die Fakten über den Ghettoaufstand in Warschau. Die Zahl der er-

mordeten Juden wird mit über 6 Millionen angegeben. Unbefriedigend, weil lückenhaft, ist in beiden 

Lehrbüchern die Darstellung von Gesinnung und Haltung der nichtjüdischen Deutschen. Das gilt im 

weitesten Sinne. Zwar wird kein Zweifel daran gelassen, dass Rassenlehre und Judenhass sich im 

Volke verbreiteten, und ausdrücklich wird 1956 festgestellt, es müsse „zur Schande unseres Volkes 

gesagt“ werden, dass sich auch viele Wehrmachtssoldaten auf den Raubzügen persönlich bereicher-

ten, doch bleibt das Bild in jeder Hinsicht unvollständig. Von den Konzernen, die an der Ausraubung 

und Tötung der Juden beteiligt waren, fallen einzig die Namen von IG Farben und von Flick. Es kann 

keine Rede davon sein, dass der Antisemitismus in Ideologie und Praxis einzig der Bourgeoisie, dem 

Kapital oder dem Monopolkapital angelastet worden wäre. Unterbelichtet blieb auch die Rolle der 

Wehrmachtführung. 

In einem der letzten Geschichtsbücher, das zu DDR-Zeit geschrieben und autorisiert wurde, 1990 

noch in einer provisorischen Ausgabe erschien, aber nicht mehr in den Unterricht einbezogen wurde 

– es war für die Abiturstufe bestimmt und entstand im Zusammenhang mit der beschlossenen obliga-

torischen Wiedereinführung eines systematischen Unterrichts im Fach Geschichte – wurden der An-

tisemitismus und dessen Funktionen (ausgewiesen in den Formeln des „jüdischen Bolschewismus“ 

und des „jüdischen Plutokratismus“) im Zusammenhang mit der Entstehung und der Rolle der 

NSDAP erwähnt. Später werden der Massenmord an den europäischen Juden in einem eigenen Ab-

schnitt behandelt und Passagen aus der Niederschrift über die „Wannsee-Konferenz“ zitiert sowie 

dieser Mord in Beziehung zu dem an den Sinti und Roma gesetzt.12 

Ad 2 

In der DDR wurde von ihrem Anfang bis zu ihrem Ende jener Verengung des Täterbildes entgegen-

getreten, von dem Alexander und Margarete Mitscherlich schrieben: „... plötzlich waren nur noch die 

unauffindbaren oder abgeurteilten Führer für den in die Tat umgesetzten Völkermord zuständig.“13 

Die beiden Psychologen bestanden demgegenüber darauf, „daß sich der Mord an Millionen schutzlos 

Verfolgter aus sehr vielen schuldhaften Entscheidungen und Handlungen einzelner zusammen-

setzt“.14 Doch wurde die hitlerzentristische Ansicht nicht nur von Verfechtern apologetischer Interes-

sen verfochten. Rudolf Hagelstange meinte, das Verbrechen habe sich ereignet, „weil ein Tyrann es 

befahl.“ Und Gerald Reitlinger, der sich das Verdienst der ersten Gesamtdarstellung der Geschichte 

der „Endlösung“ erwarb, führte die Untat auf den „pathologischen Hass von Hitler und einigen we-

niger seiner Spießgesellen“ zurück, welche die „große Maschinerie“ der Judenausrottung in Gang 

gehalten hätten.15 

Im Unterschied dazu lautete die Grundthese der Geschichtspropaganda schon in der Zeit der Sowje-

tischen Besatzungszone (SBZ) bestimmt: Hitler und wenige seiner Komplizen waren es nicht allein.16 

Dabei wurde in erster Linie die Rolle der Beamtenschaft, der Wirtschaftsführer, der maßgeblichen 

Wissenschaftler und weiterer Angehöriger der sogenannten Eliten erwähnt, charakterisiert und er-

 
12  Geschichte, Lehrbuch für die Abiturstufe, Teil 2, Vorläufige Ausgabe, Berlin 1990, S. 67 u. 102. 
13  Mitscherlich, S. 25. 
14  Ebd., S. 31. 
15  Das Zitat von Rudolf Hagelstange findet sich bei Gerald Reitlinger, Die Endlösung. Hitlers Versuch der Ausrot-

tung der Juden Europas 1939-1945, Berlin 1957, 2. Aufl., S. XIII, das folgende Zitat ebd. S. 549. 
16  Alexander Abusch wandte sich gegen Darstellungen, die das deutsche Volk von der Verantwortung für das Auf-

kommen und den Sieg der Faschisten freisprechen und es in toto als deren Opfer hinstellten und schrieb: „Das ist 

historisch falsch und dazu ein schlechter Dienst für das deutsche Volk, wenn es künftig als ein mündiges und 

demokratisch verantwortliches Volk denken und handeln lernen soll.“ Irrweg einer Nation, Berlin 1947, S. 254 f. 
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forscht, aber auch diejenige der Millionen von Mitgliedern der NSDAP und ihrer wichtigsten Ver-

bände betont. Diese Herangehensweise wurde auch durch die – heute vielgeschmähte – Geschichts-

auffassung begünstigt, die historische Entwicklungen prinzipiell gerade nicht als das alleinige Resul-

tat des Wirkens von großen Männern mit ihren einsamen Ideen und ihrem übermenschlichen Willen 

betrachtet. Karl Marx war und blieb in diesem Punkte ein verlässlicher Ratgeber. 

Einer der ersten Prozesse, die in Berlin stattfanden, war der gegen die Täter der Köpenicker Blutwo-

che, das waren die kleinen, aber blutbesudelten SA-Leute aus dem Mordsturm 33. Die Verfolgung 

der Judenpeiniger und Judenmörder durch die Justiz der DDR, was sonst über sie gesagt werden muss 

und mag, ist vergleichsweise gut dokumentiert und auch statistisch erfasst. Ein vollständiger Ver-

gleich des Vorgehens in den beiden deutschen Staaten wird möglich werden, wenn das dokumenta-

rische Großunternehmen des niederländischen Strafrechtlers Rüter weiter fortgeschritten und abge-

schlossen sein wird. Doch der kürzlich auf einer internationalen Tagung unternommene, wirklich 

ernsthafte Versuch, die NS-Prozesse in der DDR als bloße Methode zu kennzeichnen, an das Eigen-

tum von Kapitalisten zu gelangen, gibt sich selbst der Lächerlichkeit preis. 

Die Ostzone und die junge DDR standen lange unter einem besonderen Zwang, die aus ihrer Mittä-

terschaft herrührende Verantwortung der Massen für das Regime, seine Entstehung, seine Existenz 

und also auch für seine Untaten auszusprechen. Dieser Zwang ergab sich aus den Reparationsleistun-

gen, die tief und zusätzlich verarmend in das Leben von Millionen eingriffen und keineswegs nur 

oder auch nur in erster Linie die – übrigens meist in die westlichen Zonen gegangenen – Eigentümer 

der Betriebe trafen, die ihrer Anlagen und ihres Maschinenparks entleert wurden. Es war nichts we-

niger denn populär, den Ostdeutschen zu sagen: Ihr müsst eine Zeche bezahlen, die ihr mit gemacht 

habt. Dieser äußere Druck, über die Vergangenheit und den eigenen Anteil daran nachzudenken und 

zu reden, ließ mit der Zeit nach. Die Systemkonfrontation, dann die von 1947 datierende Entstehung 

des Kalten Krieges und dessen rasche Eskalation wirkten in die gleiche Richtung. 

Das begünstigte gedankliche und mentale Schlussstriche, die schweigend in den Familien gezogen 

wurden, führte zur Verdrängung eigener Biographien und zu Erinnerungsverlusten. (Das hatte in den 

siebziger und achtziger Jahren zur Folge, dass Studenten der Geschichte erst durch Universitätssemi-

nare angeregt wurden, ihre Eltern und dann zumeist schon ihre Großeltern nach der Familienge-

schichte in den Jahren des Faschismus zu befragen, wobei sie überraschende Entdeckungen machten.) 

Wer am Aufbau teilnahm, und wer tat das eigentlich nicht, der vermeinte und dem wurde auch be-

scheinigt, dass er durch sein Tätigsein ein anderer und neuer Mensch zu werden begann, später es 

dann womöglich schon geworden sei. Bloße Phrasendrescherei war das nicht. Viele Menschen hatten 

sich wirklich verändert. Nur in welche Richtung und bis zu welchem Grad? Die Antwort lautete: Vom 

Faschisten oder deren Gefolgsmann zum Antifaschisten. Doch was war das für ein Antifaschismus? 

Welchen Inhalt besaß er oder welcher wurde ihm in den sich bewegenden Verhältnissen beigegeben? 

Mit den Wandlungen der Gesellschaft im Osten Deutschland verschwand zwar das Verständnis des 

Antifaschismus der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre und der Kriegszeit nicht, aber er wurde eines 

wesentlichen Teils seines Inhalts, der Idee des Demokratismus, beraubt, reduziert, also und mehr und 

mehr verunstaltet. Dies erscheint als ein wesentlicherer Vorgang denn die nachweisbare Formalisie-

rung und Ritualisierung seiner Erscheinungsformen. Mit der Idee des demokratischen Antifaschis-

mus, die sich im Zeichen von Volksfrontbestrebungen herausgebildet hatte und die sprachlich-pro-

grammatisch aufbewahrt wurde im Begriff der „antifaschistisch-demokratischen Ordnung“, verband 

sich ein selbstbewusstes Bürger- und humanistisches Menschenbild. Es verblasste mit den Jahren 

zunehmend und ging weitgehend verloren. Für kurze Zeit und auf eine wohl noch zu erforschende 

und zu interpretierende Weise schien es 1989 wieder auf in den Demonstrationen unter der Losung 

„Wir sind das Volk!“ 

Ad 3 

Das Eingehen auf die Frage, ob in der DDR der Massenmord an den europäischen Juden in seine 

geschichtlichen Zusammenhänge gestellt wurde, woraus sich dann ja erst tiefere Einsichten und ak-

tuelle Schlussfolgerungen ergeben könnten und herleiten ließen, verlangt eine Vorbemerkung: Immer 
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wieder haben sich Forscher zu Wort gemeldet, welche das ganze System des Faschismus und den von 

ihm angezettelten Krieg schlechtweg für sinnlos halten17, was auch bedeutete, dass es sich jeder rati-

onalen Erklärung entzöge. Unter Wissenschaftlern ist bis heute umstritten geblieben, ob die Frage 

nach dem Warum des Judenmords überhaupt beantwortbar ist. Forscher, die um die Aufdeckung der 

Vorgeschichte des Holocaust sich erhebliches Verdienst erwarben, antworteten mit einem bestimm-

ten Nein. Diese Auffassung wurde von Historikern in der DDR nicht geteilt, wenn auch die Antwor-

ten derer, die keine agnostizistische Position bezogen, keineswegs einhellig ausfielen.18 

Zudem: Jede Antwort, die nicht vereinfacht, nicht nur auf Hitler, Himmler, Bormann, Heydrich und 

einige wenige andere verweist, die sich nicht mit Zauberformeln wie der Wirkung des „eliminatori-

schen“ Antisemitismus bescheidet, verlangt eine erhebliche geistige Anstrengung. Nur wer sich zu 

einem Gesamtverständnis des Ganzen, das der Faschismus darstellte, emporgearbeitet hat, wer – ohne 

dies ist das nicht zu erreichen – eine erhebliche Zahl von geschichtlichen Tatsachen und Prozessen 

sich geistig verfügbar macht und sie kombinieren kann, wird eine ihm vorgetragene Antwort nicht 

einfach übernehmen müssen, sondern ihrem Zustandekommen nachdenken können. Es gibt auch im 

Geschichtsverständnis ein Scheitern und nicht nur vor der höheren Mathematik. 

Diese Schwierigkeit ist sozusagen „staaten-unspezifisch“. Von der Wissenschaft abgelehnte oder hin-

ter sich gelassene vereinfachende Deutungen des Faschismus waren in der DDR weit verbreitet und 

betrafen auch das Verständnis von faschistischem Antisemitismus und Judenmord. Die Verkürzung 

auf Interessen des großen Kapitals und den „Imperialismus“ besaß eine hohe Popularität. Diese Vor-

stellungen lagen gewiss näher bei der Wahrheit als die Antwort „Hitler“, aber vom Erkenntnisziel 

trennte sie der bei weitem größere Teil der Gedankenstrecke. Ausgespart waren in diesem Bild, und 

das machte und macht es bequem, die Massen der an dem Verbrechen mitwirkenden Deutschen und 

der nichtdeutschen Kollaborateure. Die intellektuelle, politische und moralische Herausforderung, 

welche der Holocaust darstellt, blieb damit unerreicht. Denn: Hier konfrontiert sich erst, wer sich 

vergegenwärtigt, dass in einer Gesellschaft, deren übergroße Mehrheit es für vollständig unmöglich 

ansah, dass Zehn- und Hunderttausende von Menschen ihres Lebens- und Kulturkreises in einer ge-

planten Aktion umgebracht werden könnten, eben dieses Verbrechen ein Jahrzehnt später geschah, 

weil sich Täter, Mittäter, Zustimmende, Gleichgültige, auch Hilflose millionenweise fanden. Erst an 

diesem Punkte entsteht wirkliche Verunsicherung, aus der Nachdenklichkeit hervorwachsen kann 

und die Bereitschaft, um es mit Eric Hobsbawm zu sagen, „das Denkbare auch zu Ende“ zu denken. 

Diese Verunsicherung passte nicht in das „Programm DDR“ und das war nicht der kleinste Nagel zu 

ihrem Sarge. 

Ad 4 

Die übergroße Mehrheit der in der DDR lebenden Bürger besaß keinerlei persönliche Beziehungen zu 

der auf einige hundert Personen zusammengeschmolzenen Judenheit, zu Überlebenden des Holocaust 

und zu deren Nachfahren. Wie sie in diesen Staat gekommen, warum sie in ihm geblieben waren, 

welche Rolle sie in ihm spielten, war weitgehend unbekannt und interessierte nur wenige. Die Frage, 

wer unter den maßgeblichen Politikern oder unter herausragenden Wissenschaftlern und Künstlern 

Jude war, hätte viele in Verlegenheit gebracht, die sich für politisch informiert oder – in welchem 

Sinne auch immer – für gebildet hielten. Das besaß wiederum sehr verschiedene Gründe. Doch machte, 

auch schon in den achtziger Jahren Stephan Hermlin in einem Aufsehen erregenden Artikel in der 

damals meist gelesenen Tageszeitung der DDR klar, was es in diesem Lande eigentlich bedeute, wenn 

jemand von sich sagte, er kenne gar keinen Juden und dies obendrein für einen Vorzug hielt. 

 
17  So meinte auch der bereits zitierte Reitlinger, das System des Faschismus sei „auf Grausamkeit und Sinnlosig-

keit“ aufgebaut gewesen. A. a. O., S. 552. 
18  Die Auseinandersetzungen mit einem historisch-materialistischen Forschungsansatz zur Verursachung des Ju-

denmords, seinen Zwecken und Zielen haben sich nicht wenige Historiker durch die Behauptung erspart, ein 

solcher Ansatz existiere nicht, ja er könne gar nicht existieren, weil vor ihm als Barriere gerade der „Histomat“ 

und die Faschismustheorie der Komintern stünde. So z. B. bei Michael Kohlstruck, Zwischen Erinnerung und 

Geschichte. Der Nationalsozialismus und die jungen Deutschen, Berlin 1997, S. 51. 
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So wenig wie unter den Nichtjuden die jüdischen Bürger zur Kenntnis genommen wurden, so wenig 

und folglich auch deren materielle Existenzbedingungen. Dass Verfolgte des Faschismus besondere 

Renten erhielten, war bekannt und wurde akzeptiert, während Bevorzugungen ihrer Nachkommen 

mitunter unverstanden blieben und kritisiert wurden. Die Unterscheidung zwischen den Kämpfern 

gegen den Faschismus und den in eine mindere Stufe gerückten Opfern spielte, wenn sie überhaupt 

bekannt war, im öffentlichen Bewusstsein keine Rolle. Nur die wenigsten haben sich je darüber Ge-

danken gemacht, welchen Unterschied es bedeutet, zu wissen, dass Mutter oder Vater oder die Groß-

eltern oder sie alle in einem Bett starben oder in einer Gaskammer ermordet worden sind. Die mensch-

liche Situation dieser Minderheit von Überlebenden machte sich nur klar, wer mit ihnen sprach und 

sich anhand von Erinnerungen las. 

Von den Fragen und Problemen, die sich für die Juden 1945 auftaten, von ihrem Auftauchen aus dem 

Untergrund, ihrer Rückkehr aus den Fluchtländern nach Deutschland, von den Entscheidungen der 

Verschleppten über ihre weiteren Wege besaßen nur wenige und dann auch diese zumeist nur ein 

ungefähres Wissen. Eigentlich gab erst Jurek Beckers Roman „Der Boxer“ davon eine partielle Vor-

stellung, die auch nur sein allerdings großes Lesepublikum erreichte. Das Leben der kleinen und 

kleiner werdenden jüdischen Gemeinden war der Mehrheit der DDR-Bevölkerung unbekannt. Wer 

von den Berlinern wusste von der Synagoge in der Rykestraße und wer hatte die Gelegenheit benutzt, 

sie zu besuchen? Wer sich über Judentum, seine Geschichte, Kultur und Religion anhand von Litera-

tur informieren wollte, stieß auf unüberwindliche Schwierigkeiten, die er nur in Spezialbibliotheken 

oder mithilfe „westlicher“ Lieferanten überwinden konnte. Helmut Eschweges mehrfach aufgelegter 

Text-Bild-Band zur Geschichte der Synagoge stellte eine Ausnahmeerscheinung im Literaturangebot 

des Volksbuchhandels dar. Spät erschien das Buch „Der gelbe Fleck“ von Rosemarie Schuder und 

dem kürzlich verstorbenen Rudolf Hirsch19, das mit der Geschichte der Judenverfolgungen im Ver-

lauf von Jahrhunderten auch eine Vorstellung vom Leben und Glauben der Judenheit gab. Es löste 

bei seinem Erscheinen in Berlin einen Käuferansturm aus. 

Aus verständlichen Gründen bildete die Verfolgung der Juden das Hauptthema der in der DDR er-

scheinenden Literatur. Mit dieser Konzentration war aber der Nachteil verbunden, dass über die Leis-

tungen von Juden und über ihren herausragenden Beitrag zur Entwicklung von Wissenschaft, Litera-

tur, Kunst, Wirtschaft, Verlags- und Pressewesen und auf weiteren Gebieten nur punktuelle Vorstel-

lungen, geknüpft an einzelne Namen, Biographien oder Orte, existierten. Das verhinderte, dass der 

Verlust ins allgemeine Bewusstsein trat, den Vertreibung und Vernichtung der deutschen Juden be-

deutet hatte. Arnold Zweigs „Bilanz der deutschen Judenheit“, eine bis heute nicht übertroffene Dar-

stellung dieses Beitrags, war erst auf dem Umweg einer Lizenznummer durch den Leipziger Reclam 

Verlags zum Druck zu bringen und erschien erst nach dem Ende der DDR und zu einem Zeitpunkt, 

da Bücherkauf und Bücherkonsum in den neuen Bundesländern einen Tiefpunkt erreicht hatten.20 

Den Neudruck nahmen dann wohl weniger diejenigen zur Kenntnis, für deren Gebrauch er eigentlich 

gedacht war, die Lehrer. 

In einer Zuspitzung ließe sich sagen: Die Mehrheit der atheistisch orientierten Staatsbürger interes-

sierte sich für das religiöse Leben der Juden in Vergangenheit und Gegenwart so wenig wie für das 

der Christen, von den Inhalten beider Religionen besaßen sie allenfalls vage Bilder. Nur hätten diese 

Atheisten Ursachen gehabt, dem einen wie dem anderen mit Aufmerksamkeit und Teilnahme sich 

zuzuwenden und sich die Fragen zu stellen und zu beantworten: Wer waren, wer sind die Juden. Eben 

erst ist die Geschichte der jüdischen Gemeinden in der DDR von deren Anfängen bis über das Ende 

des Staates hinaus von Ulrike Offenberg in einer Monographie21 dargestellt worden, die das Thema 

in alle Richtungen kritisch ausschreitet und die selbst wieder Gegenstand der Kritik sein, vor allem 

 
19  Rosemarie Schuder/Rudolf Hirsch, Der gelbe Fleck. Wurzeln und Wirkungen des Judenhasses in der deutschen 

Geschichte. Essays, Berlin 1987. 
20  Arnold Zweig, Bilanz der deutschen Judenheit. Ein Versuch, hg. und mit einem Nachwort von Kurt Pätzold, 

Leipzig 1991. 
21  Ulrike Offenberg, „Seid vorsichtig gegen die Machthaber“. Die jüdischen Gemeinden in der SBZ und der DDR 

1945 bis 1990, Berlin 1998. 
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aber weiteren Forschungen Impulse geben dürfte. Ihre Aufnahme setzt die Öffnung aller einschlägi-

gen Archive voraus. 

Die Frage, ob die Ostdeutschen nicht über die eigenen Staatsgrenzen hinaus zur Wiedergutmachung 

für Überlebende des Holocaust verpflichtet seien, spielte im öffentlichen Bewusstsein der DDR-Be-

völkerung über die längste Zeit keine Rolle. Es geriet erst ins Bewusstsein, als die Regierung Wege 

suchte, der Anklage zu entkommen, sie wolle diese Dimension deutscher Geschichte und ihrer Folgen 

dauernd ignorieren. Angelika Timm hat jüngst gezeigt, dass es zu kurz greift, die Verweigerung von 

Zahlungen an Israel oder in andere Fonds auf Antisemitismus und Antizionismus zu reduzieren.22 

Ohne dass darüber verlässliche Daten vorliegen, dürfte die Annahme zutreffen, dass die übergroße 

Mehrheit der DDR-Bevölkerung die Ansicht vertrat, sie habe ihren Teil der Reparationen gezahlt und 

obendrein einen größeren, als ihr aufgrund ihrer Bevölkerungszahl und ihrer wirtschaftlichen Potenz 

hätte aufgebürdet werden dürfen. Über die politisch-geographischen Richtungen, so weiter, in welche 

diese Lieferungen gelangt wären, hätten zudem nicht sie – die ostdeutsche Bevölkerung – und nicht 

einmal die Regierung in Ostberlin entschieden. Das taten vereinbartermaßen oder nicht die Sieger. 

Und der Abschluss eines Friedensvertrags, in dem die Frage der Wiedergutmachung nicht anders als 

1919 hätte zur Regelung kommen müssen, blieb schließlich aus. Nun bestätigen nachprüfbare Schät-

zungen, dass „der Osten“ zweifelsfrei und mit Folgen die Hauptlast der materiellen Wiedergutma-

chung tragen musste. Dennoch ging die Art und Weise, die Dinge so zu betrachten, mehrfach an den 

Realitäten vorbei. Und diese Sicht, welche verschiedenartigen Motive ihr immer zugrunde gelegen 

haben mögen, besaß ebenso ideologische Voraussetzungen wie sie ideologische Konsequenzen zur 

Folge hatte. Ein neuer Ausgangspunkt wurde erst 1990 gefunden, als Ministerpräsident Modrow an 

die Adresse der Regierung Israels schrieb: „Die DDR anerkennt ihre humanitäre Verpflichtung ge-

genüber den Überlebenden des jüdischen Volkes, die unter Naziunterdrückung gelitten haben und 

bekräftigt ihre Bereitschaft zur solidarischen und materiellen Unterstützung ehemaliger Verfolgter 

des Naziregimes jüdischer Herkunft.“ 

Lassen Sie mich an dieser Stelle eher abbrechen, denn enden. Was ich Ihnen, meine Damen und 

Herren, dargestellt habe, ist nicht nur aus einem Dabeisein, sondern durch Mittun geprägt, also hat es 

zur Quelle auch subjektive Erfahrung, es ist nicht frei von der Absicht, eine Arbeit zu verteidigen, 

über deren Ergebnisse ich Grund zum Nachdenken, nicht aber zur Abwendung habe, es ist vor allem 

aber zu knapp, zu thesenhaft, daher ergänzungsbedürftig, und in seiner Verknappung Missverständ-

nissen ausgesetzt. Doch hat uns hier die Absicht einer Diskussion zusammengeführt. Das Vorgetra-

gene ist dazu bestimmt, dafür einen von mehreren denkbaren Ausgangspunkten abzugeben. 

 

 
22  Angelika Timm, Hammer, Zirkel, Davidstern. Das gestörte Verhältnis der DDR zu Zionismus und Staat Israel, 

Bonn 1997. 
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Legenden und Fakten. 

Über die Anfänge der Darstellung und Erforschung des „Holocaust“ in der DDR 

Vortrag in Jena, 6. April 2001 

Unter den Themen, mit denen sich nach 1990 Politiker, Publizisten und – seltener – Historiker befasst 

haben, wenn von der DDR-Geschichtswissenschaft die Rede war, besetzten Antisemitismus, Judenver-

folgung und Judenmord in der deutschen Geschichte, namentlich in den Jahren zwischen 1933 und 

1945 einen besonderen Platz. Vielfach äußerte sich darin ein doppeltes Gleichstellungsbemühen. Es 

richtete sich erstens darauf, in diesem Punkte die Wege der beiden deutschen Staaten nach 1945 zu 

parallelisieren. Das bedeutete, der Vergangenheit des ostdeutschen Staates einige Besonderheiten zu 

nehmen und gleichzeitig ihr Eigenheiten anzudichten, die sie nicht besessen hatte. Zweitens – und ganz 

anders gerichtet – war es dazu bestimmt, die These von der „zweiten deutschen Diktatur“, die der ersten 

faschistischen direkt gefolgt sei, zu stützen. Mit dem für die DDR behaupteten Antisemitismus von 

Staatswegen sollte diesem wenig kunstvollen Gedankengebäude gleichsam den Schlussstein eingefügt 

werden – von der braunen zur roten Judenfeindschaft. Das – auch doppelte – politische Interesse, das 

diesen Zerrblick in die DDR-Geschichte erzeugte und das zutage liegt, ist hier kein Wort zu verlieren. 

Die Frage lautet, wie es in dieser Hinsicht um uns wirklich stand. Früh entbrannte darüber in den 

Spalten der Zeitschrift Konkret eine Debatte, die durch einen Artikel Olaf Groehlers ausgelöst wurde 

und an der sich mit Repliken Jürgen Kuczynski, Kurt Gossweiler und auch ich beteiligten.1 Groehler 

wird in diesem Punkte von mehreren Autoren als eine Art Kronzeuge zitiert. Der Frühverstorbene 

kann sich gegen diese Inanspruchnahme nicht wehren. Später und eingehender haben sich Angelika 

Timm2 und Mario Keßler3 aus verschiedenen Gesichtswinkeln geäußert. Ich tat das in einer britischen 

Fachzeitschrift4 und – das erlaubt mir hier eine starke Verkürzung – umfangreicher in einem Ab-

schnitt eines eben erschienenen Buches.5 

I. 

Vorweg und um die allgemeinste politische Bedingung für das Wirken von Geschichtswissenschaft-

lern im Hinblick auf die hier interessierende Frage zu benennen: In puncto Kampf gegen den Antise-

mitismus haben die sozialistischen Staaten nichts weniger als eine weiße Weste. Die Positionen, die 

sich in Lenins berühmter Rede gegen die Schande der Judenpogrome ausdrückte und sich auch in der 

Presse der KPD aus den zwanziger Jahren, beispielsweise in einem Bildbericht der Arbeiter-Illus-

trierten finden lässt, der vom neuen Leben von Juden in einer von ihnen betriebenen ukrainischen 

Kolchose Kunde gab, wurden nicht gefestigt. Stalin und eine seiner letzten Verfolgungskampagnen 

gegen jüdische Ärzte, zu Beginn der fünfziger Jahre der Slánský-Prozess in der Tschechoslowakei, 

die erneute Verfolgung im volksdemokratischen Polen, die Ende der sechziger Jahre den Rest der 

dort lebenden, den Faschisten entkommenen Juden durch eine Vertreibungswelle noch einmal dezi-

mierte, bezeichnen fortdauernde Erscheinungen von Judenfeindschaft, das Vorhandensein und die 

Propagierung von antijüdischen Wahn und seine Verwendung für Herrschaftszwecke. Die Stellung-

nahme der SED-Führung zum Prozess gegen den Generalsekretär der tschechoslowakischen Partei 

ist vielfach in Erinnerung gerufen worden.6 Der Vorwurf antijüdischer Haltung ließ sich auch im 

Zusammenhang mit den Verfolgungen erheben, denen Paul Merker und weitere Funktionäre der SED 

ausgesetzt waren.7 

 
1  Konkret (Hamburg). 
2  Angelika Timm, Hammer, Zirkel, Davidstern. Das gestörte Verhältnis der DDR zu Zionismus und Staat Israel, 

Bonn 1997. 
3  Mario Keßler, Die SED und die Juden – zwischen Repression und Toleranz. Politische Entwicklungen bis 1967, 

Berlin 1995 (= Zeithistorische Studien Bd. 6. Hg. vom Forschungsschwerpunkt Zeithistorische Studien Potsdam) 
4  Kurt Pätzold, Persecution and the Holocaust. A Provisional Review of GDR Historiography. In: Leo-Baeck-

Institute Year Book XL, 1995, S. 291-312. 
5  Kurt Pätzold, „Ihr waret die besten Soldaten. Ursprung und Geschichte einer Legende, Leipzig 2000. Darin das 

16. Kapitel: Antisemitismus und Judenmord im ostdeutschen Faschismusbild, S. 159-168. 
6  Wortlaut neuerdings bei Mario Keßler, a. a. O., S. 153 ff. 
7  S. die Dokumente 3-6. Ebd. S. 156 f. 
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Für uns, die Historiker, verbindet sich damit die belastende Erinnerung, dass wir in keiner späteren 

Phase diese geschichtlichen Tatsachen kritisch thematisiert und gefragt haben, warum diese den Ide-

alen und Programmen von Sozialisten krass entgegenstehenden Erscheinungen möglich wurden, wo-

von die zeugten und ob wir uns gegen deren Wiederkehr versichert, sie endgültig hinter uns gelassen 

hatten. Zudem: Das Fort- bzw. Wiederaufleben von Antisemitismus und Judenfeindschaft in Staaten, 

in denen das Privateigentum an der Masse der Produktionsmittel nicht mehr existierte und die Aus-

beutung der Menschen durch ihresgleichen aufgehoben war, stellte eine harte Herausforderung an 

unser Verständnis der Dialektik von Basis und Überbau dar und war mit dem partiell berechtigten 

Hinweis auf Muttermale der alten Gesellschaft nicht zu erledigen. Aufgeworfen waren Fragen nach 

den Möglichkeiten und den Grenzen der Aufklärung. Nun stellen sie sich nach dem Zusammenbruch 

des Systems sozialistischer Staaten verschärft. Denn mit dem Kapitalismus sind Antisemitismus und 

Judenfeindschaft in ungeglaubter Quantität und Qualität in Regionen zurückgekehrt, in denen sie 

marginalisiert worden waren. 

Die seit rund einem Jahrzehnt vorgebrachte Kritik behauptet, es habe in der DDR an der Staatsspitze 

einen versteckten und in der Bevölkerung einen latenten Antisemitismus gegeben. Im ostdeutschen 

Staat hätten sich die Ideologen den politischen Vorgaben auch in diesem Punkte angepasst oder ein-

fach Winken der Obrigkeit gehorcht. Zumindest habe auch in ihren Reihen ein antijüdischer Vorbe-

halt existiert, und der eben hätte sich in der Art und Weise ausgedrückt, wie Historiker und Lehrer an 

den Schulen, letztere entlang der Schulbücher, den Gegenstand behandelt oder eben nicht behandelt 

oder ihn bis zur Nichtwahrnehmbarkeit an den Rand ihres politisch-pädagogischen Interesses gerückt 

hätten. Jüngst konnte ein Mitarbeiter des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Ministeriums 

für Staatssicherheit dergleichen via sozialistische Tageszeitung erneut verbreiten, freilich auf den 

Widerspruch ihrer Leser stoßend. 

Dass ich über das Thema Geschichtswissenschaft in der DDR und die Auseinandersetzung mit Anti-

semitismus und Judenfeindschaft hier einige durch die vorgeschrittene Zeit verkürzte Bemerkungen 

mache, hat mit eigenen Forschungen und Publikationen zu tun, geschieht aber nicht um deren Ver-

teidigung willen. Walter Schmidt gab 1998 in einem inzwischen gedruckten Vortrag, den er vor dem 

Verein „Porta Pacis“ in Berlin hielt, einen Überblick über einschlägige DDR-Forschungen und stellte 

sie einem öffentlichen Publikum zur Diskussion, das sich als gesamtdeutsch bezeichnen lässt. Auch 

dort ging es nicht um Rechtfertigungsgründe. Die DDR hat, wie Schmidts Rede überzeugend ver-

deutlichte und der Direktor des Centrum Judaicum Hermann Simon in einem Beitrag hervorhob, in 

diesem Punkte eine Erbschaft hinterlassen, die besichtigt und auf ihre Verwendbarkeit hindurchgese-

hen werden sollte. Das scheint in einem Augenblick besonders geboten, da der Vorsitzende der Jüdi-

schen Gemeinden in Deutschland Paul Spiegel die Frage „wahrscheinlich berechtigt“ nannte, „ob es 

richtig war und ist, jüdische Gemeinden in Deutschland wieder aufzubauen.“8 

Ich werde nicht so weit greifen wie dieser Vortrag, sondern mich ganz auf die Anfänge konzentrieren 

Das geschieht auch deshalb, weil sich für die frühen (namentlich für das Ende der vierziger und die 

fünfziger) Jahre eine Vorstellung festzusetzen scheint, die in das Reich der Legenden gehört. Zuvor 

aber sei festgestellt: Das Hauptverdienst an der Auseinandersetzung mit Antisemitismus und Juden-

feindschaft gebührt in früher DDR-Zeit und, wie es mir vorkommt, für die gesamte Dauer der Exis-

tenz des ostdeutschen Staates Theater- und Filmregisseuren, Schauspielern, Schriftstellern, darunter 

Lyrikern, Novellisten, Romanciers und auch bildenden Künstlern. Es entstanden Werke von interna-

tionalem Rang und aktuellem Wert. Aber: wie stand es mit der Geschichtspublizistik? Gab es so bald 

nach Kriegsende wirklich so etwas wie die „antisemitische Jahre“ der DDR? Verbreitete sich Juden-

feindschaft als wellenschlagartige Folge des Slánský-Prozesses? Verstärkte sie sich als Folge der 

Parteinahme für die Befreiungsbewegungen der Araber, die sich wiederum mit dem Streben nach der 

Durchbrechung der Hallstein-Doktrin und internationaler Anerkennung der DDR verband? Konser-

vierte oder erzeugte die vielfach undifferenzierte Kritik an der antiarabischen Politik israelischer Füh-

rer nicht wiederum Antisemitismus? 

 
8  Hier zitiert nach: Neues Deutschland, 4. Oktober 2000. 
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Wer ein redliches Urteil gewinnen will, hat zweierlei zu tun. Er muss sich – dies erstens – darum 

bemühen, die Aufmerksamkeit, die Judenverfolgung und Judenmord in der DDR in Politik und Wis-

senschaft fanden, in den internationalen Vergleich zu setzen. Heute werden auch die Richter von 

Nürnberg, die so viel zur Bloßlegung des Verbrechens und der Ermittlung jener getan haben, die es 

in Szene setzten, kritisiert, weil sie während ihrer Verhandlungen 1945/1946 und dann in ihren 

Schlussreden und Urteilsbegründungen das inzwischen Holocaust genannte Verbrechen angeblich 

nicht richtig platziert hätten. Von ihnen wird in einer ahistorischen Weise gleichsam verlangt, sie 

hätten damals schon Thesen wie die vom Zivilisationsbruch oder von der Einzigartigkeit und Unver-

gleichbarkeit des Massenmordes an den europäischen Juden verfechten sollen, die – dies nebenbei – 

unter den „Holocaust“-Forschern keineswegs unumstritten sind. Noch anderthalb Jahrzehnte nach 

dem Auftakt-Prozess in Nürnberg, so erfahren wir aus seinen Erinnerungen, musste Raul Hilberg 

einen langen und lange vergeblichen Kampf darum führen, seine Dissertation, die später weltberühmt 

wurde, gedruckt zu erhalten. In Israel gelang das nicht, und anfänglich auch nicht an Universitäten 

der USA.Vor allem – dies zweitens – sprechen Tatsachen gegen die These, dass in Ostdeutschland 

und nach 1949 in der Frühphase der DDR die Auseinandersetzung mit dem Antisemitismus – wie sie 

durch den Film „Ehe im Schatten“ erinnerlich sind und sich in den Schriften Siegbert Kahns und 

Stefan Heymanns äußerten – erlahmt oder zeitweilig eingestellt worden wäre. Diese Interpretation 

findet sich auch in Mario Keßlers lesenswerter Monographie. Er beschrieb als Folge der „Angelegen-

heit Merker-Field“ (die Wortwendung setzt er in Anführungszeichen) das Entstehen einer Atmo-

sphäre, von der er sagt, sie habe „auch unter der Historikerzunft für eine Tabuisierung der heiklen 

‚jüdischen‘ Problematik gesorgt.“ Und weiter: „Die prominenten Fachvertreter jüdischer Herkunft 

vermieden öffentliche Äußerungen dieser Art“. In dem Zusammenhang nennt er Jürgen Kuczynski, 

Leo Stern, Hans Mottek, Stefan Doernberg und Arnold Reisberg.9 Gehen wir von der „Atmosphäre“ 

zu den Quellen. 

II. 

In den fünfziger Jahren fand unter Historikern der DDR eine Diskussion über ein Konzept statt, das 

einer Gesamtdarstellung der deutschen Geschichte zugrunde gelegt werden sollte. Sie lässt sich, wenn 

auch nicht vollständig, in den frühen Jahrgängen der Zeitschrift für Geschichtswissenschaft verfol-

gen. Eines ihrer Themen war die Frage, welchen Platz die Geschichte der Judenverfolgung darin zu 

beanspruchen habe. Besonders lebhaft war das Echo auf den von Albert Schreiner verfassten Aufriss 

für den Band, der die Jahre von 1918 bis 1945 umfassen sollte.10 Zuschriften forderten Klartext über 

den geistigen und mentalen Zustand der Deutschen und die von ihnen begangenen Verbrechen. Es 

müsse gesagt werden, dass es den Machthabern gelungen sei, „sehr große Teile des deutschen Volkes 

mit der faschistischen Ideologie zu verseuchen.“11 Eine andere Äußerung verwies darauf, „dass sich 

mit den ersten Siegen, besonders gegenüber Frankreich, eine den Krieg bejahende Räuberideologie 

breit machte.“12 Erwähnenswert sei, regte eine Ausarbeitung an, dass die in KZ verschleppten Kom-

munisten „Juden vor den faschistischen Banditen schützten und ihnen halfen, soweit das in ihren 

Kräften stand“.13 

Schreiner hatte in seiner Disposition die Verfolgung und Ermordung der Juden in mehreren 

 
9  Mario Keßler, a.a.O., S. 107. 
10  Albert Schreiner, Disposition des Hochschullehrbuches der Geschichte des deutschen Volkes (1918-1945). In: 

ZfG, II, 1954, H. 5, S. 702 ff. 
11  So die Formulierung von Walter Schmidt/Wilhelm Wehling, ZfG, 1955, H. 2, S. 264. 
12  In der von Schreiner in seiner Antwort zitierten Stellungnahme aus dem Marx-Engels-Lenin-Stalin-Institut beim 

Zentralkomitee der SED. ZfG, 1955, H. 3, S. 428. Vom Platz der Debatte in der Historiographie der DDR zeugte 

auch, dass sich am 23. Und 24. Juni 1955 etwa 60 Historiker die Disposition, die eingesandten Zu-schriften und die 

Antwort Schreiners erörterten. Sie diskutierten vor allem Fragen der Novemberrevolution, der Frühgeschichte der 

KPD und deren Verdienste und Fehler in den Jahren der Weimarer Republik und im Kampf gegen den Faschismus. 

S. den Bericht Fritz Kleins, in dem wiederum auf die Bedeutung der Erforschung der Tatsachen verwiesen wurde, 

in: ZfG, 1955, H. 5., S. 750. Zu den Teilnehmern gehörte auch der an der Berliner Humboldt-Universität lehrende 

sowjetische Gastprofessor W. G. Brjunin, dessen schriftliche Äußerung in: ZfG, 1955, H. 2, S. 251. 
13  Karl Fugger (Direktor der Gewerkschaftshochschule Bernau bei Berlin), Ebd., S. 274. 
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Zusammenhängen erwähnt.14 Nun musste er in seiner Antwort auf den Einwand15 eingehen, daß, wür-

den seine Vorschläge befolgt, sich ein Missverhältnis zwischen der Darstellung der Judenverfolgung 

und des Kampfes der Widerständler ergeben werde. So viel Raum er den Verdiensten der Nazigegner 

zu geben wünschte, wies Schreiner dies doch bestimmt zurück: „Aber wir dürfen auch nicht vergessen, 

dass das deutsche Volk zu seinem eigenen Schaden der antisemitischen Vergiftung in einer Weise ver-

fallen war, die ihm die Hemmungen nahm, der Nazibarbarei anderen Völkern gegenüber Widerstand 

entgegen zu setzen. Aus sachlichen und moralischen Gründen halte ich es für gerechtfertigt, der Juden-

verfolgung in Deutschland den ihr gebührenden Platz einzuräumen.“16 Hier war zwar nur vom ausge-

bliebenen Widerstand, nicht von Teilnahme die Rede. Doch fand sich bereits der wichtige Gedanke, 

dass es zwischen der Ideologie und Praxis des Antisemitismus im Vor-Krieg und den Verbrechen wäh-

rend des Krieges einen Zusammenhang gab und die Masse der Deutschen geistig und mental schon so 

etwas wie eine Vorschule der Barbarei durchlaufen hatte, als der 1. September 1939 erreicht war. 

Schreiners Forderungen drückten sich im kurz darauf erschienenen Überblick zur Geschichte der 

Jahre von 1933 bis 1945, einer Pionierarbeit von Walter Bartel, nur zu einem Teil aus. In dem schma-

len Band wurden Judenboykott und Judenverfolgungen im Vor-Krieg erwähnt und auf deren Funkti-

onen eingegangen. Sie hätten eine Mobilisierung der Asozialen dargestellt, der Ablenkung der Volks-

massen gedient, auf den Raub des Eigentums anderer vorbereitet und die Bereicherung durch „Ari-

sierung“ ermöglicht. Als deren Nutznießer wurden Konzerne (Dresdner Bank, Siemens, AEG, Man-

nesmann, Friedrich Flick17) aufgezählt, weitere Profiteure aus den unteren Schichten der Bevölkerung 

blieben ungenannt. Der Pogrom des November 1938 war erwähnt, nicht aber die Verschleppung jü-

discher Männer in Konzentrationslager, eine Auslassung, die deshalb verwundert, weil Bartel, der als 

Emigrant in der Tschechoslowakei beim Einmarsch der deutschen Wehrmacht nicht mehr hatte ent-

kommen können, zu den Häftlingen des KZ Buchenwald gehörte, in das Tausende Juden nach der 

„Reichskristallnacht“ verschleppt worden waren.18 Unter den Widerstandsgruppen führte der Autor 

die „rein jüdische Gruppe Baum“ auf, von der es in einer Übertreibung der Tat hieß, sie habe die im 

Berliner Lustgarten gezeigte Ausstellung „Sowjetparadies“ niedergebrannt.19 Wo von Verbrechen 

während der Kriegshandlungen und der Okkupation gehandelt wurde, war die Erschießung der Juden 

unter den sowjetischen Kriegsgefangenen erwähnt. Doch die Systematik der Ausrottung der Juden 

aus den besetzten Gebieten Europas, den Staaten der Verbündeten und dem „Großdeutschen Reich“ 

und ihr totales Ziel machte das Buch nicht erkennbar. 

Wer die Pionierarbeit Walter Bartels in ihrer Zeit beurteilen wollte, der könnte sie mit einer Darstel-

lung aus der Feder von Hermann Mau konfrontieren, die in der Bundesrepublik erschien. Sie bot mehr 

Einzelheiten als die Bartels, ließ aber im Zeichen der Wiederverwendung deutscher Generale und 

Offiziere beim Aufbau der Bundeswehr die mörderischen Ereignisse als das Diktat eines Einzelnen 

erscheinen, der den „Mordauftrag“ vor der Wehrmacht verheimlicht habe. Als deren Befehlshaber 

dessen Inszenierung erkennen konnten, seien sie durch „andere Sorgen belastet“ und „von der Un-

gnade des Diktators bedroht“ gewesen. So hätten sie sich von den Geschehnissen abgewandt, die eine 

immer größere „Entfremdung gegenüber der Staatsführung“ bewirkt haben sollen.20 

 
14  In der Disposition waren für die Behandlung von Themen und Ereignissen nur stichwortartig Angaben gemacht. 

Sie lauteten für die Jahre vor 1941 „Barbarische Unterdrückungs- und Ausrottungsmethoden gegen die jüdische 

Bevölkerung“, für die 1941 einsetzende Phase „Die Ausrottung und Vernichtung der jüdischen Bevölkerung 

wurde in größtem Maßstab durchgeführt“ und schließlich „Die Verbrechen der SS-Sonderkommandos. Der grau-

same Massenmord an den Juden.“ ZfG, II, 1954, H. 5. S. ,749, 751, 755. 
15  Die vielen Zuschriften zu Schreiners Vorschlag wurden umfänglich, aber nur zu einem Teil gedruckt, so dass 

sich die Argumentation nicht im Detail verfolgen ließ. Es äußerten sich sowohl einzelne Personen wie ganze 

Gruppen kritischer Leser. ZfG, 1955, H. 2. 
16  ZfG, 1955, H. 3, S. 423. 
17  Walter Bartel, Deutschland 1933-1945, S. 185. 
18  Ebd., S. 112 u. 158 f. 
19  Ebd., S. 239. 
20  Mau/Krausnick, S. 169. Der Text war zuerst 1955 als Teil des von Peter Rassow herausgegebenen Handbuchs 

Deutsche Geschichte im Überblick und im Jahr darauf als Separatum erschienen. Mau hatte ihn nahezu vollendet, 

als er verstarb und Krausnick vervollständigte das Manuskript. Was im Osten Deutschlands 1944/45 an „Mord, 
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Die Passage weist eine bemerkenswerte Übereinstimmung mit den Ausflüchten auf, die vordem be-

reits von Marschällen und Generalen der Wehrmacht formuliert und publiziert worden waren. Sie 

trifft sich gedanklich ganz mit der früh erschienenen Darstellung des letzten Chefs des Generalstabs 

der Luftwaffe Karl Koller, der behauptet hatte: „Gleicher Art (das sollte besagen: wie das ganze deut-

sche Volk – K. P.) wusste auch die Wehrmacht nichts von den bestialischen Vorgängen. Man hatte 

ihr zudem wohlweislich keinen Einblick gegeben. Kein Soldat hätte solche Maßnahmen gebilligt.“ 

Und weiter: „Im Kriege waren wir von unseren Aufgaben voll ausgelastet und fernab der Heimat und 

haben von solchen Grausamkeiten nichts erfahren können.“21 

Eine dichte Information über Judenverfolgung und Judenmord bot Lesern in der DDR das Buch SS 

im Einsatz. Er enthielt in einem eigenen Kapitel22 die wichtigsten einschlägigen Dokumente, die 

während des Nürnberger Prozesses gegen die Hauptkriegsverbrecher und danach während des Ver-

fahrens gegen Alfried Krupp von Bohlen und Halbach und mehrere Direktoren des Konzerns heran-

gezogen wurden, aber in ihrem Wortlaut kaum weiter bekannt geworden waren. Zudem griffen die 

Herausgeber auf spätere Funde aus den Akten des Reichssicherheitshauptamtes zurück. Gegliedert in 

„Judenverfolgung“, „Kristallnacht“ und „‚Endlösung der Judenfrage‘ – sechs Millionen Tote“ unter-

breiteten die Autoren die bis dahin wohl vollständigste, einem breiteren deutschsprachigen Benutzer-

kreis zugänglich gemachte Sammlung aus der schriftlichen Hinterlassenschaft der Judenmörder. Sie 

vermittelte ein vollständiges Bild vom Ausmaß des „Holocaust“ und der Methoden der Menschen-

vernichtung (Massenerschießungen, Aushungerung, „Vernichtung durch Arbeit“, Erstickung durch 

Motorabgase in stationären Anlagen und in Lastkraftwagen und durch die Verwendung von Zyklon 

B in „Gaskammern“). Vollständig wiedergegeben wurde die von Adolf Eichmann angefertigte Nie-

derschrift über den Verlauf der sog. Wannsee-Konferenz vom 20. Januar 1942. 

Dass Judenverfolgung und Judenmord in das Forschungsprogramm der DDR-Historiographie gehör-

ten, betonte auch der aus einer österreichischen jüdischen Familie stammende, an der Universität 

Halle lehrende Historiker Leo Stern auf einer Zusammenkunft von 60 Geschichtswissenschaftlern, 

zu der die Abteilung Wissenschaften des ZK der SED am 17. Dezember 1958 nach Berlin lud.23 Sie 

diente auch der Vorbereitung auf jene (zweite) Tagung, die im folgenden Jahr Historiker der DDR 

und der Sowjetunion erneut zusammenführen sollte. Zu den Teilnehmern der Beratung gehörten Wal-

ter Ulbricht und Kurt Hager. Stern sagte, nachdem er auf die Rolle der rassistischen und der sozial-

darwinistischen Dogmen während der ideologischen Vorbereitung der Deutschen auf den Krieg ein-

gegangen war: „Die übelste Rolle [...] spielte jedoch der brutale Antisemitismus.“ Nach dem Hinweis 

auf die Saat des Hofpredigers Adolf Stöcker und die Verbreitung der erfundenen „Protokolle der 

Weisen von Zion“ konstatierte er: „Von dieser massiven Judenhetze bis zur Ermordung und Verga-

sung von Millionen Juden und anderer sog. minderrassigen Völkern, zu denen die Slawen und die 

Zigeuner zählten, in den KZ und Nazi-Folterkammern ging ein gerader Weg.“24 

 
Brand und Frauenschändungen“ durch die Sowjetarmee verübt worden sei, bezeichnete er als weit erschrecken-

der als die deutschen Untaten. S. 197 f. 
21  Karl Koller, Der letzte Monat, S. 181 f. Der Autor berichtete, KZ-Häftlingen nur einmal begegnet zu sein und 

zwar 1944 bei seiner Inspektion eines Werkes von BMW. Dort hätten sie einen „gut ernährten Eindruck“ ge-

macht. Leider habe ihn die SS gehindert, mit ihnen zu sprechen. (S. 182 f.) 
22  SS im Einsatz, Kapitel III: Dokumente und Berichte über die Verfolgung und Vernichtung jüdischer Menschen, 

S. 87-144. Zu den Texten enthielt der Band eine große Zahl von Fotos und Faksimiles von Dokumenten, so dass 

er in gewisser Weise einen Vorgänger des bedeutenden Werkes von Helmut Eschwege darstellte. 
23  S. auch den Bericht: Die ideologische Offensive der Partei und die Historiker. Zu einer Beratung mit Genossen 

Historikern. In: Neues Deutschland, 28. Dezember 1958, der die wenig konkreten Vorgaben Ulbrichts für die 

Teilnahme der Historiker an den politischen Kämpfen referiert. 
24  Leo Stern, Die westdeutsche Geschichtsschreibung im Dienst der psychologischen Kriegsführung. In: Einheit (14) 

1959, H. 2, S. 250 ff. Hier: S. 254. Diese Hervorhebung ergänzte jedenfalls die von Stern in seinem Referat auf der 

1957er Konferenz gegebene Aufzählung der Forschungsaufgaben, in der die Erwähnung der Okkupation und der 

während der Besatzungszeit begangenen Verbrechen fehlte und Konzentrationslager nur im Zusammenhang mit 

der Erforschung des Widerstands erwähnt worden waren. Leo Stern, Die Haupttendenzen der reaktionären Ge-

schichtsschreibung über den zweiten Weltkrieg. In: ZfG, 1958, H. 1, S. 89. Sterns Bilanz über den Stand der Welt-

krieg-II-Forschung in der DDR fiel 1958 insgesamt kritisch aus. Mit der Thematik hätten sich bislang „vor allem 
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Unter den frühen Arbeiten der DDR-Historiographie war es sodann ein Beitrag Eva Seebers im Band 

September 1939, der die Vernichtung der polnischen Juden skizzierte, das Verbrechen den Okkupa-

tionszielen zuordnete und es als den geplanten und dann weitgehend verwirklichten Vorläufer auch 

der massenweisen Liquidierung der Slawen darstellte. Die totale Vernichtung der jüdischen und die 

Dezimierung der nichtjüdischen Bevölkerung Polens wurde zu den kurz und langfristig bemessenen 

Herrschafts- und Brauchbarkeitskalkülen der faschistischen Kolonisatoren in Beziehung gesetzt.25 

III. 

Fazit: Dass das Thema Judenverfolgung und Judenmord die Historikerzunft in der DDR, seit sie sich 

formierte, zeitweilig nicht beschäftigt hätte, gehört in den Bereich der Legende. Wahr ist, dass aus 

jener frühen Zeit keinerlei Arbeiten vorliegen, die es in einem Überblick dargestellt hätten. Darüber 

lässt sich heute umso leichter von allen reden und schreiben, die aus eigener Erfahrung keine Vor-

stellung vom Schwierigkeitsgrad des Gegenstandes besitzen. Hilberg hat später freimütig eingestan-

den, er habe sich die Frage nach dem Warum des Judenmordes nicht gestellt, sondern sich auf die 

Bloßlegung des gesamten Instrumentariums und die Personage konzentriert, die das Morden ermög-

lichten und ausführten. 

Für die marxistische Geschichtsschreibung galt – fälschlich, d. h. in überzogener Abwertung – die 

bloße Beschreibung eines geschichtlichen Ablaufs als ungenügend. Sie wurde mitunter als Objekti-

vismus abgetan oder auch gebrandmarkt. Damit war eine Messlatte gelegt, die zu bewältigen sich 

niemand zutraute. Die Betonung des Zusammenhangs zwischen Kapitalinteresse, Krieg und Juden-

mord beschränkte sich daher auf seine Behauptung und geriet zur Phrase. Jedoch kann beim Rück-

blick nicht unbedacht bleiben, dass die Rekonstruktion des gesamten – wie heute geschrieben wird – 

Kontextes des Verbrechens und dessen Einordnung in der Geschichte der faschistischen Diktatur bis 

heute ungelöste Probleme bietet. Spezialisten, deren Verdienste unbestritten sind, platzieren die Frage 

nach dem Warum in einen Bezirk jenseits unseres Erkenntnisvermögens. 

Mehr noch: Vier Jahrzehnte später muss, man mag zu Norman Finkelsteins Kritik an der Ausbeutung 

des Massenmordes an den europäischen Juden für sehr irdische politische und materielle Zwecke 

stehen wie auch immer – wendet er sich mit Gründen gegen die Verbreitung des irrationalen Dunkels 

über der Untat und verlangt, sie wieder in ihre geschichtlichen Zusammenhänge zu stellen. Nahezu 

am Ende seiner Streitschrift stehen die beiden Sätze: „Heute besteht die Herausforderung darin, die 

Massenvernichtung der Juden durch die Nazis wieder zu einem rationalen Forschungsgegenstand zu 

machen. Nur dann können wir wirklich etwas daraus lernen.“26 Tatsächlich klaffen die Flut von Fak-

ten, die über den Hergang des Verbrechens und die an ihm Beteiligten zu Tage gefördert werden, und 

die Aufmerksamkeit für die Kernfrage, wie sie in die Geschichte des Systems und seiner Endziele 

einzuordnen sind, weit auseinander. In diesem Punkte ist auch die DDR-Historiographie über An-

fänge nicht hinausgekommen, aber dass sie sich in späteren Jahren in dieser wie in anderer Richtung 

der Frage nach dem Warum stellte und sich mit dem bloßen Verweis auf die schwer zu gewichtende 

Rolle einer wahnhaften Ideologie nicht zufriedengab, ist nachlesbar. 

 
Partei- und Staatsfunktionäre beschäftigt“, von denen er Walter Ulbricht, Otto Winzer, Paul Wandel und Albert 

Norden nannte. (S. 260) Von den Historikern wurde festgestellt, sie würden „zu sehr aus der Defensive“ arbeiten 

(S. 259 f), womit erneut auf fehlende eigene quellengestützte Forschungen hingewiesen war. Dies berechtigte Stern 

zu der Vorhersage, eine „umfassende Gesamtdarstellung“ des Weltkriegs sei „noch nicht zu erwarten.“ (S. 261) Sie 

erwies sich als richtig. Es verging noch ein Jahrzehnt bis das ins Auge gefasste und von Schreiner zuerst konzipierte 

Vorhaben in Form des Hochschullehrbuchs verwirklicht worden war. Dass Schreiners Pionierarbeit keine Erwäh-

nung fand (S. Wolfgang Bleyer u. a., Deutschland von 1939 bis 1945, Lehrbuch der deutschen Geschichte – Bei-

träge –, Bd. 12, Berlin 1969, Vorwort) erscheint als Nachlässigkeit gegenüber einem denkwürdigen Verdienst. In 

dieser und in der zweiten Aufl. (1975) wurden die Verbrechen klar benannt, aber nicht auf angemessenem Raum 

dargestellt. (S. für 1975 den Abschnitt „Die faschistische Barbarei in Deutschland und in den okkupierten Ländern: 

S. 201 ff.) Sterns Bild vom geraden Weg soll hier nicht kritisch diskutiert werden. 
25  Eva Seeber, a. a. O., S. 131 f. Die Verfasserin vertrat die These, dass auch den nichtjüdischen Polen zu dem Zeit-

punkt, da sie nicht mehr gebraucht werden würden, die totale Ausrottung bestimmt gewesen sei. 
26  Norman Finkelstein, Die Holocaust-Industrie. Wie das Leiden der Juden ausgebeutet wird, München 2001, S. 153. 
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Die Selbststilisierung eines Tabubrechers 

Olaf Groehlers Anteil an der Erforschung der Geschichte des Luftkrieges 

Würde sich heute ein Mann auf einen Markt einer deutschen Stadt stellen und auf ein neben ihm 

platziertes Fernsehgerät mit den Worten zeigen, das habe er soeben erfunden, gingen Passanten kopf-

schüttelnd oder milde lächelnd ihrer Wege. Auf dem Markt der Bücher geht es anders zu. Da kann 

mit der Unkenntnis eines Teils der an Auslagen Herantretenden gerechnet werden, denen aufwändige 

Reklame schon gesagt hat, was sie Neues gelesen haben müssen, um mitreden zu können. Das funk-

tionierte bei der Verbreitung des Buches „Hitlers willige Vollstrecker“ von Daniel J. Goldhagen per-

fekt, da niemand mit dem Bemerken durchdrang, sein Kollege und Landsmann Christopher Browning 

habe mit „Ganz normale Männer“ das Thema ungleich solider und mit sicherem Gespür für Diffe-

renzierung vordem schon angeschlagen. Das Stereotyp von den eliminatorisch-antisemitisch ge-

stimmten Deutschen ließ sich zudem leicht merken und daher sagen. Sich Mörderschwadronen, be-

stehend aus ideologisch und charakterlich sehr verschieden geprägten, mehreren Gruppen zuzuord-

nenden Männern vorzustellen, ist anspruchsvoller und führt vor allem zu der beunruhigenden Frage, 

wie relativ rasch Menschen sich zu Verbrechern zurichten lassen. 

Der beschriebene Vorgang hat sich soeben mit einem Band wiederholt, von dem Autor, Verlag und 

auch Rezensenten, die den eingangsbeschriebenen Fernseher möglicherweise für eine Neuheit gehal-

ten hätten, behaupteten, er biete etwas bisher nicht Lesbares. Der Autor selbst erklärte mit vorge-

täuschtem Erstaunen, es sei im nationalen Gedächtnis, was immer das sein mag, bislang eine „be-

fremdliche Lücke“ geblieben, die er, offenbar zu seiner eigenen Überraschung, zu füllen in die Lage 

gekommen wäre. Die Rede ist von einer Geschichte des Bombenkrieges über Deutschland in den 

Jahren 1940 bis 1945. Sie erschien im November 2002, justament, und das mag Zufall gewesen sein, 

als sich die Deutschen auch ihrer bei Stalingrad „gebliebenen“ Opfer, mehr als 200.000 Männer, 

entsannen. In Zeitungen wurde behauptet, nun sei die Zeit gekommen, auch über die Deutschen als 

Opfer zu reden und zu schreiben. 

Wohin mit dieser Publikation das Opferverständnis gerückt wurde, haben Rezensenten mit einer Zu-

rückhaltung angemerkt, die sich schwer verstehen lässt. Wenn Luftschutzkeller „Hinrichtungsstätten“ 

und „Krematorien“ genannt werden, Bombenopfer „Ausgerottete“ heißen, eine Einheit der britischen 

Luftwaffe als „Einsatzgruppe“ bezeichnet, und vom „Vergasen“ geschrieben wird, dann bleibt kein 

Zweifel, dass es – via Vokabular – darum geht, im Denken der Zeitgenossen unterscheidbare histori-

sche Vorgängen gleichzusetzen, die auf keinen gemeinsamen sprachlichen Nennern gehören – eine 

Absicht, die freilich sogleich bestritten wird, wenn der Täter sich zur Rede gestellt sieht. 

Zudem findet sich da die Erwähnung, ein Plan für ein vorsätzliches Bombardement ziviler Ziele sei 

den deutschen Luftwaffenakten nicht zu entnehmen, wohl aber denen der Allliierten und das wird mit 

dem Satz kommentiert: Doch obwohl ein Mord und ein Mordplan zu einander passen, sind sie kei-

neswegs daßelbe.“ Die Differenzierung ist klar: die deutschen Bomberpiloten hätten zwar auch Zivi-

listen gemordet, aber doch nicht wie die britischen und amerikanischen, die das nach Plan taten. Da 

fallen einem, um nicht wiederum an Warschau, Rotterdam und Coventry zu erinnern, die etwa 40.000 

Toten Stalingrads, die am 23. August 1942 und in den folgenden Tagen Opfer verheerender Angriffe 

wurden, einschließlich von Angriffen mit Bordwaffen auf Zivilisten, die sich über die Wolga zu retten 

suchten. Obendrein sind nach dieser Deutung die Briten irgendwie selbst daran schuld, dass die deut-

schen Bomber über sie herfielen, denn das wäre nur die Folge der Nichtannahme der deutschen Frie-

densangebote gewesen. Sie hätten, formuliert der Mann schnoddrig, nach der Kapitulation Frank-

reichs „den Krieg lassen sollen“. 

Einer der Rezensenten, der vom Gegenstand mehr verstand, hat Leser – freilich an entlegener Stelle 

– darauf verwiesen, wo Bartel den Most geholt hatte und in welchen weiteren Keltereien er sich noch 

hätte bedienen können, etwas mehr Informiertheit vorausgesetzt, und so blieb – summa summarum – 

von dem Anspruch der völligen Neuartigkeit des Werkes wenig übrig. Es wäre noch etwas weniger 

gewesen, existierte nicht auch bei diesem Kritiker die eingeübte nachwirkende Ignoranz aus Zeiten 
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deutscher Zweistaatlichkeit plus dem 1990 hinzugefügten Klischee von der Wissenschaftswüste im 

Osten Deutschlands. 

In eben diesem Jahr erschien das Buch „Bombenkrieg gegen Deutschland“, das der unzweifelhaft 

beste Kenner der Geschichte des Luftkrieges geschrieben hatte, der in der DDR arbeitete. Nur kam 

die Publikation Olaf Groehlers, der 1995 sechzigjährig starb, zum denkbar ungünstigsten Zeitpunkt 

und in ebensolchen Umständen heraus. Die DDR existierte in ihrem 41. und erklärtermaßen letzten 

Jahr. Die „Westmark“ war in Sicht. Ein Buch, das zwei Jahre zuvor nur Leute mit Beziehungen, 

Stammkunden von Buchhandlungen und dergleichen hätten ergattern können, wurde im Wissen, dass 

die Ostdeutschen in den unsicher geworden Zeiten ihre verfügbaren Geldmittel zusammenhielten, in 

geringer Auflage hergestellt. Dazu wechselte der Akademie-Verlag, in dem das Buch erschien, den 

Besitzer und dessen Interesse an historischer Literatur war gedämpft. Von wirkungsvoller Reklame 

konnte nicht die Rede sein. Werner Müller, auch er verstorben, schrieb im „Neuen Deutschland“ eine 

Rezension, die mit den Worten begann: „Bis heute reagiere ich allergisch auf Sirenengeheul“, und 

auch Groehler hatte in einer Vorbemerkung bekannt, Bombennächte gehörten zu den prägenden Er-

innerungen seiner Kindheit. Kurzum: dieses Buch wurde von einer breiteren Öffentlichkeit nicht 

wahrgenommen. Das kam 12 Jahre später dem Verfasser von „Der Brand“ sehr zugute, der das Buch 

des ostdeutschen Historikers kennt und erwähnt, aber dabeibleibt, sich als Tabubrecher darzustellen. 

Groehler konnte für seine Arbeit ausgedehnte Studien in London, Washington, in polnischen und 

tschechischen und in Archiven der beiden deutschen Staaten treiben. Er hat in großer Zahl regionale 

und lokale Veröffentlichungen herangezogen, in denen er Informationen über die Luftangriffe auf 

Mittel- und Kleinstädte fand. Allein zur Aufklärung der noch im Jahre 1945 erfolgten Angriffe auf 

Städte, die später im Gebiet der DDR lagen, benutzte er Angaben über Anklam, Cottbus. Zerbst, 

Nordhausen, Halberstadt, Zwickau, Plauen und weitere Orte, die in den letzten Kriegsmonaten ver-

wüstet wurden. Wo sich Gedrucktes nicht auftreiben ließ, schrieb er an Stadtarchivare und erhielt von 

ihnen Auskünfte. Gewiss: Es war nicht Groehlers Absicht, die Leser von einer Horrorszene in die 

nächste zu versetzen. Doch erspart hat er ihnen mit der Schilderung der Angriffe auf Lübeck und 

Rostock und vor allem der „Operation Gomorrha“, der Kette von Luftattacken gegen Hamburg nichts, 

auch nicht die Fotos der auf den Straßen der Hansestadt herumliegenden bis zur Unkenntlichkeit 

verkohlten Leichen. 

Groehler hat die Geschichte dieses Luftkrieges aus der Sicht der britischen und US-amerikanischen 

Planungsstäbe minutiös nachgezeichnet, das Denken der Militärs geschildert, die verwirklichten und 

die verfehlten Absichten beschrieben, die Tötung von Zivilisten, die Vernichtung von Wohnquartie-

ren zur Zerstörung von Industrie- und anderen kriegswichtigen Anlagen in Beziehung gesetzt. Er hat 

die technischen Möglichkeiten dieses Luftkrieges dargestellt und ihre Erweiterung im Kriegsverlauf 

und das mit einer Detailversessenheit, über die sich streiten lässt. Er hat seine Meinung über die 

Fortsetzung dieses Luftkrieges bis in dessen Endphase mitgeteilt, ein Thema, das spät Gegenstand 

von Auseinandersetzungen in London wurden, die freilich für das weitere Vorgehen im Ganzen fol-

genlos blieben. Und er wandte sich im letzten Satz seines verdienstvollen Buches so an die deutschen 

Leser: „Kein anderes Volk in Europa muss eingedenk derartiger historischer Erfahrungen und Ver-

antwortungen mehr daran interessiert sein, dass von deutschem Boden nie wieder ein Krieg ausgeht, 

sondern dass der Frieden erhalten bleibt.“ 
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Täter und Opfer. Gedanken anlässlich des 8. Mai 

Jüngst war in deutschen Zeitungen und Zeitschriften wiederholt von der „befreienden“ Wirkung des 

ungetrübten Blicks in die Vergangenheit und davon zu lesen, nun sei es hierzulande möglich gewor-

den, die Geschichte des Zweiten Weltkrieges und insbesondere dessen Ende neu zu beschreiben. Da-

für sei die Zeit einfach reif geworden. Mehr als ein Jahrzehnt nach dem Ende des Kalten Krieges 

ließen sich Ereignisse offen erörtern, von denen früher galt, dass man sich mit ihnen in die Nähe von 

Revanchisten rückte. So wird die politische Opportunität der Aufnahme oder Verweigerung histori-

scher Themen vermessen. Das geschieht mit dem Ergebnis: Wir Deutsche können nicht mehr ver-

dächtigt werden, unsere Geschichtslektionen nicht gelernt zu haben. Das Ja zu einer, wie wieder und 

wieder betont wird, enttabuisierten Geschichtsbetrachtung geht einher mit einer sehr eitlen Selbstbe-

notung im Fach „nationale Geschichte“. 

Von welchen nun nicht länger zu beachtenden Tabus ist die Rede? Vor allem anderen davon, dass 

die Deutschen, je länger der Zweite Weltkrieg dauerte und sodann an seinem Ende und im unmittel-

baren Nachkrieg Opfer wurden. Inzwischen wird gestritten, ob die Behauptung, dies sei über Jahr-

zehnte kein Thema gewesen, stichhaltig ist. Denn Literatur- und Filmwissenschaftler, Historiker und 

Archivare vermochten nachzuweisen, dass in vielen Romanen und Erzählungen, auch in vielbändigen 

Dokumentationen und wissenschaftlichen Abhandlungen schon seit langem dargestellt wurde, was 

Deutsche erlebten, als sie begannen, den Sturm zu ernten. Verlage hatten keine Mühe, die Welle des 

erzeugten Interesses verstärkend, Bücher wieder aufzulegen, die bald nach Kriegsende erschienen 

waren. Ausmaß und Intensität der Selbstbeschäftigung mit den Deutschen als „Opferkolonne“ mögen 

neu sein. Was auf den Weg gebracht wird, ist indessen nicht nur – wie behauptet – notwendige, gar 

heilende Ergänzung eines bisher Lücken behafteten Geschichtsbildes. Vorgenommen wird eine Re-

vision, wenn auch nicht im Zeichen irgendeines Revanchismus. 

Dabei geht es nicht in erster Linie um die Ignoranz gegenüber der offenbar nicht mehr erwähnens-

werten Tatsache, dass Millionen Deutsche, bevor auch sie, jedoch in besonderer Weise Opfer des 

Krieges und seiner Folgen wurden, Instrumente der faschistischen Machthaber und von deren Kriegs-

politik waren. Mit den Schilderungen von Erlebnissen des Bombenkrieges, der Flucht und Vertrei-

bung aus Gebieten des Ostens, des Frierens, Hungerns und Verhungerns, der Demütigungen und Ver-

gewaltigungen wird eine spezielle ideologische Fracht transportiert. Wer sie ausmachen will, muss 

die Forderungen und Thesen zur Kenntnis nehmen, die in der Masse der erzählten Details nahezu 

verschwinden: Verabschiedet werden müsse das Täter-Opfer-Schema. Es gäbe weder ein Täterland 

noch ein Opferland. Und: Niemand sei früher sicher gewesen (so wenig wie er es heute sein könne), 

auf der richtigen Seite zu sein. Propagiert wird der Verzicht auf politische, historische und juristische 

Kategorien, die bislang als unverzichtbar galten. 

In der Wirklichkeit hat es das Klischee vom Täter- und Opferland nie gegeben. Keinen Augenblick 

machten die Sieger die These von der Kollektivschuld zur Grundlage ihrer Besatzungspolitik, wenn 

sie auch die Deutschen für das, was sie angerichtet oder zugelassen oder nicht verhindert hatten, in 

Haftung nahmen. In Frankreich, wo es während der Besatzungsjahre nicht wenige Kollaborateure 

gab, wurde mit ihnen „abgerechnet“ und später entstand eine Debatte darüber, ob mit ihnen nach der 

Befreiung gerecht umgegangen worden sei. Die Helfershelfer und mörderischen Mittäter deutscher 

Judenmörder, die es in vielen Ländern, insbesondere in den besetzten Gebieten der UdSSR gab, bil-

den auch keine neuere Entdeckung. Der Name des Norwegers Vidkun Quisling wurde zum Gleich-

wort für einen Landesverräter. 

Geschichtsbetrachtung à la Bush, die sich je nach kriegerischem Bedarf nationaler, völkischer oder 

anderen Gut-Böse-Klischee bedient, dominierte – so viele „weiße Flecken“ namentlich in Schulge-

schichtsbüchern bis in die der Schweiz und Schwedens existierten, sich mitunter auch bis heute er-

halten haben – in keinem Lande. Jedoch wurde auf einigen Grundtatsachen bestanden. Zu denen ge-

hörte, daß, beginnend mit den Tschechen 1938/1939, viele Völker Europas Opfer der Aggression des 

deutschen Imperialismus geworden waren und dass an dieser allgemeinen Wahrheit keine Gemein-

heit und kein Verbrechen eines Kollaborateurs etwas ändert, der obendrein nie oder nie auf diese 
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Weise zum Zuge gekommen wäre, ohne dass die Wehrmacht und in ihrem Gefolge weitere Besatzer 

in das jeweilige Land eindrangen. Tausend Quislinge machen aus keinem dieser Völker ein Täter-

Opfer-Mix. Die Unterscheidung zwischen Tätern und Opfern besitzt ihre Entsprechung in der Wirk-

lichkeit der Geschichte, aus der sie gewonnen ist. 

Nichtsdestoweniger wird an der Aufhebung dieses Gegensatzes, seit die größere Bundesrepublik 

existiert, angestrengt gearbeitet. Das begann mit Lutz Niethammers Darstellung der Rolle der „roten 

Kapos“ im Konzentrationslager Buchenwald, der kommunistischen Funktionshäftlinge, die in einer 

extremen Situation lebten, entschieden und – nicht alle – überlebten. Sie wurden in ein Zwielicht 

gerückt, gleichsam mit einem neuen Winkel versehen, der sie als Opfer und Täter in einem kenn-

zeichnen sollte. Wo ist diese Geschichtsschreibung inzwischen angelangt? Als Täter hat sie neuer-

dings lautstark Churchill, Sir Arthur Harris, den von 1942 bis 1945 Oberkommandierenden der briti-

schen Bomberflotte, und die britischen und US-amerikanischen Flugzeugbesatzungen ins Visier ge-

nommen, die befehlend oder ausführend den strategischen Luftkrieg gegen Deutschland führten. Sie 

nicht Hitler, Göring, Jeschonnek und Richthofen und die deutschen Flieger, die 1940/1941 etwa 

40.000 Londoner töteten. erscheinen als Mörder wehr- und hilfloser Frauen und Kinder. Nachträglich 

wird den einstigen Kriegsgegnern dezent nahegelegt, wie sie aus dem Krieg gegen Deutschland als 

edle Ritter hätten hervorgehen können und müssen. 

Was sich als Zugriff auf die ganze Wahrheit selbst darstellt, erweist sich als ein neuer Versuch, doch 

das Lied der Revanchisten wieder anzustimmen, dessen Refrain lautet: „Die anderen auch“. Das ge-

schieht gewiss nicht in der gleichen politischen Absicht. Jetzt geht es um einen neuen Anlauf zur 

Normalisierung der deutschen Geschichte und darüber hinaus um die Verbreitung jener geschichts-

philosophisch gewandeten, Resignation gegenüber den Herausforderungen der Gegenwart und Zu-

kunft ausdrückenden Klage: „Was ist der Mensch, halb Tier halb Engel.“ Der Rat lautet: Haltet euch 

am besten von jedem Versuch fern, in Politik und Geschichte einzugreifen, denn ihr gelangt am Ende 

womöglich doch auf die falsche Seite. Wird der befolgt, dann können Präsidenten der USA gut leben 

und deutsche Kanzler nicht minder, wie immer sie heißen werden. 
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Politische, künstlerische und wissenschaftliche Publizistik 

gegen den Antisemitismus. Zum Erbe der DDR 

Vortrag auf der Tagung der Fachhochschule Düsseldorf, Arbeitsstelle Neonazismus  

„Arisierung“ und deutsche Volksgemeinschaft, Köln. 10. Februar 2006 

Nach dem Untergang der Deutschen Demokratischen Republik ist ihre Hinterlassenschaft durchmus-

tert und von denen, die das unternahmen, bald entschieden worden, dass dieses Erbe abzulehnen sei. 

Eine der Feststellungen, das geistige Erbe betreffend, lautete, es bestehe ohnehin aus Dogmen und 

Defiziten. Der Nachweis erwies sich als schwierig. Das galt insbesondere für das Verhältnis des ost-

deutschen Staates und der Gesellschaft zur ihnen voraufgegangenen faschistischen Diktatur. Zu des-

sen Bestimmung gehörte auch die Frage, wie es Staatsführung und Staatsvolk mit der Durcharbeitung 

und Erinnerung an Antisemitismus und die Geschichte der Judenverfolgung und des Judenmordens 

gehalten hatten. Kurzerhand war entschieden worden, die seien im ideologischen Leben der DDR 

kein Thema gewesen. Was bis 1997 erreicht war, fasste der an der University of Wales in Cardiff 

lehrende Germanist Helmut Peitsch so zusammen: „Es gibt eine von Psychologen über die Historiker 

zu Literaturwissenschaftlern reichende Übereinstimmung, dass die Verfolgung und Vernichtung der 

europäischen Juden in der SBZ/DDR ‚tabuisiert‘, ‚vollständig vergessen‘, ‚abgewehrt‘ und ‚vermie-

den‘ wurde [...]“1 Ungerührt von den Einwänden, die Pietsch im Folgenden gegen die Darstellung 

vortrug, befand ein neu berufener Professor der Germanistik an der Berliner Humboldt-Universität 

wenig später wiederum: „Das jüdische Schicksal konnte [...] keinen besonderen Raum des Gedenkens 

beanspruchen, sondern fungierte [...] nur als abschreckendes Beispiel unter anderen dafür, wozu na-

tionalsozialistische (Rassen-)Ideologie und die von ihr inspirierte Vernichtungspraxis fähig waren.“2 

Die Verifizierung der Aussage hätte freilich auch wegen der Befragungen, die auf die Feststellung 

von antisemitischen Haltungen zielten, einige Probleme bereiten können. Sie waren bald nach 1990 

unter einstigen DDR-Bürgern angestellt und mit gleichzeitigen verglichen worden, die in den alten 

Bundesländern erfolgten. Da diese Ergebnisse in das gewünschte Bild von der ostdeutschen Gesell-

schaft nicht passten, wurde und blieb gesorgt, dass sie nicht weit unter die Leute gelangten. Dann 

ereigneten sich in den neuen Bundesländern gewalttätige Feindseligkeiten gegen Ausländer, von de-

nen die Brandstiftung in einem Wohnheim für Ausländer in Rostock-Lichtenhagen und deren Be-

gleiterscheinungen besonders abscheulich und alarmierend. Sie galten als schlüssige Beweise dafür, 

was die DDR an politischem Denk- und Gefühlshaushalten hinterlassen hatte. 

Jede unvoreingenommene Beschäftigung mit der Frage, welche Schritte und Anstrengungen in Ost-

deutschland unternommen wurden, um den Antisemitismus in allen seinen Erscheinungsformen zu 

bekämpfen und in der Bevölkerungsmehrheit eine selbstkritische Haltung zur Geschichte der Juden-

verfolgungen und des Judenmordens zwischen 1945 und 1990 zu erzeugen, hat sich auf einen weiten 

Weg zu machen. Die aufzunehmenden Spuren führen auf die Felder der Politik, der Literatur und 

Kunst, der Bildung und des Schulwesens. Natürlich auch in die Geschichte der Gesellschaftswissen-

schaften und insbesondere der Geschichtsschreibung. Doch steht der wie immer zu bemessende An-

teil von Historikern, soweit es die Verbreitung von Informationen, Wissen und Erkenntnissen und 

den auslösenden Anstoß für Diskussionen anlangt, hinter dem anderer Professionen erkennbar zu-

rück, hinter dem von Schriftstellern und Journalisten, von Drehbuchautoren, Intendanten und Regis-

seuren, nicht zu vergessen von Schauspielern. Mit deren Arbeit und Verdienst muss begonnen wer-

den, nicht so sehr aus chronologischen Gründen, die sich zugunsten dieser Vorgehensweise heranzie-

hen ließen, sondern vor allem in Betracht des Wirkungsgrades. Einige der in vierzig und mehr Jahren 

 
1  Vortragsmanuskript von Helmut Pietsch, Zur Kritik des faschistischen Rassismus auf dem Ersten Deutschen 

Schriftstellerkongress. Vorgetragen auf der Internationalen Konferenz anlässlich des 50. Jubiläums des I. Deut-

schen Schriftstellerkongresses vom Oktober 1947 (2.-4. Oktober 1997, dessen Generalthema lautete: Literatur 

im politischen Spannungsfeld der Nachkriegszeit. (Humboldt-Universität zu Berlin Institut für deutsche Litera-

tur. Hg. Prof. Dr. Ursula Heukenkamp und Dr. Ursula Reinhold, Berlin 1998). Dort siehe auch die Belege für die 

zitierten Aussagen und für weitere gleiche oder ähnliche. 
2  Vortragsmanuskript von Rüdiger Steinlein, Judenverfolgung und Holocaust in der Kinder- und Jugendliteratur 

der SBZ und der frühen DDT (1945 bis Anfang der 60er Jahre). Vorgetragen ebenda (S. Anm. 1). 
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erbrachten Leistungen blieben denkwürdig. Davon zeugt, dass auf dieses Erbteil, soweit es sich um 

Filme handelt, von Direktionen von Fernsehanstalten (nicht nur denen in den Neuen Bundesländern) 

immer wieder zugegriffen wird. Ein vor mehr als zehn Jahren getroffenes Urteil – „Der Untergang 

der DDR hat deren Filme in eine bodenlose Ferne gerückt“3 – scheint in dieser Absolutheit schon 

nicht mehr zuzutreffen. 

Am Anfang steht der bekannte zweite Film, der in den DEFA-Studios von Potsdam-Babelsberg, auf 

dem einstigen Geländer der UFA, nach Kriegsende hergestellt wurde: „Ehe im Schatten“. Zugrunde 

lag ihm die wahre Geschichte des Schauspielers Joachim Gottschalk und seiner Ehefrau, die gemein-

sam in den Tod gingen, als er – der Künstler – als Preis für die Fortsetzung seiner Arbeit sich von 

seiner Frau, einer Jüdin, trennen sollte. Hans Schweikart, ein Berufskollege Gottschalks, hatte die 

tragische Episode4, eine von Zehntausenden aus der Geschichte der Judenverfolgungen, in einer No-

velle erzählt, der er den Titel gegeben hatte Es wird schon nicht so schlimm. Kurt Maetzig war der 

Regisseur des Films, der 1947 gleichzeitig in Filmtheatern aller Besatzungsgebiete Berlins uraufge-

führt wurde. 1949 mit dem Bambi ausgezeichnet, sahen den Film in Nachkriegsdeutschland 10 Mil-

lionen Zuschauer. 1953 zeigte ihn auch das DDR-Fernsehen. Staudte hatte den Zuschauern übrigens 

die ganze Tragödie der Gottschalks erspart. Das Ehepaar hatte auch seinen achtjährigen Sohn, den 

„Halbjuden“, nicht als Waisen zurück- und den Nazis für deren Schikanen gelassen, sondern ihn mit 

in den Tod genommen. 

Auf Ehe im Schatten folgte noch vor Gründung der DDR, ebenfalls aus Babelsberg und gedreht unter 

der Regie von Erich Engel, „Affäre Blum“. Erzählt wird, wiederum nach authentischem Stoff (dem 

Haas-Kölling-Prozess von 1926/1927), die Geschichte einer antijüdischen Verfolgung, die fast bis 

zum Justizmord an einem jüdischen Bankier geführt hätte, der haltlos verdächtigt worden war, seinen 

Buchhalter umgebracht zu haben. Der Film endet mit einem Gespräch des Ehepaars Blum am Tisch 

ihrer Wohnung und den Worten der Frau: „Aber es kann uns nichts mehr passieren. Wir leben doch 

in Deutschland.“ Die Antwort gibt die Schlussmusik des Films, sie mündet in die Melodie des Horst-

Wessel-Liedes aus. 

Zu den herausragenden Spielfilmen, die ihre Zuschauer herausfordernd in die deutsche Vergangen-

heit der Jahre 1933 bis 1945 versetzten, gehören die Werke Konrad Wolfs5, Sohn des Schriftsteller 

Friedrich Wolf. Dieser hatte, eben aus Deutschland als Kommunist und Jude emigriert, das Schau-

spiel „Professor Mamlock“6 geschrieben. Es erlebte 1934 seine Uraufführung am Jiddischen Theater 

in Warschau unter dem Titel Der gelbe Fleck und wurde noch im gleichen Jahr von Theatern in 

Moskau, Tel Aviv und Zürich in ihr Programm aufgenommen. 1938 erfolgte die erste Verfilmung 

des Stückes in der Sowjetunion. 1945 war es in 14 Sprachen übersetzt. Die erste deutsche Aufführung 

brachte das Hebbel-Theater in Berlin am 9. Januar 1946. 1961 war die Verfilmung Konrad Wolfs, 

sein Vater war bereits verstorben, fertig. Erzählt wird die Geschichte eines jüdischen Arztes, eines 

deutschnational gesinnten Mannes, der aufgrund des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbe-

amtentums von seinem Arbeitsplatz, einem Krankenhaus, vertrieben wird, dann aber unter jene „Pri-

vilegierten“ fällt, die, weil sie als „Frontsoldaten“ des Weltkriegs gelten, an minderem Arbeitsplatz 

noch geduldet werden. Sich mit seinen uneingeschränkt verfolgten Kollegen solidarisierend, verzich-

tet Mamlock auf das zweifelhafte Vorrecht. Er nimmt sich das Leben. 

 
3  Wolfgang Gersch, Film in der DDR. Die verlorene Alternative. In: Wolfgang Jacobsen u. a. (Hg.) Geschichte 

des deutschen Films, Stuttgart 1993, S. 323. 
4  Der durch viele in der UFA hergestellte Filme, in denen er herausragende Rollen gespielt hatte, bekannte Schau-

spieler Joachim Gottschalk hatte sich unter dem Druck wachsender Judenverfolgungen und dem Druck, sich 

scheiden zu lassen, mit seiner Frau, einer Jüdin, und deren noch nicht achtjährigen Sohn in der Nacht vom 6. 

zum 7. November 1941 das Leben genommen. 
5  Wolfgang Jacobsen u. Rolf Aurich haben jüngst über den herausragenden Filmregisseur der DDR das Buch Der 

Sonnensucher. Konrad Wolf. Biographie (Berlin 2005) vorgelegt, in dem die Charakteristik Wolfs als „filmenden 

Politiker“ freilich dem Künstler nicht gerecht wird. 
6  Friedrich Wolfs Stück wurde 1935 gedruckt bei Oprecht & Hebling Zürich unter dem Titel Doktor Mamlocks 

Ausweg. Tragödie der westlichen Demokratie. In Deutschland zuerst verlegt bei Aufbau Verlag Berlin 1946 unter 

dem veränderten Titel und auch seit 1958 mehrfach bei Reclam Leipzig mit dem Zusatz: Ein Schauspiel. 
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Schon zwei Jahre zuvor hatte Konrad Wolf gemeinsam mit seinem Mitstudenten aus Moskauer Zeit, 

dem Bulgaren Angel Wagenstein, den Film „Sterne“ gedreht. Er führt in das Kriegsjahr 1943 und 

erzählt von sich anbahnender Liebe zwischen einem deutschen Wehrmachtssoldaten und einer grie-

chischen Jüdin, die sich, in ein Lager nach Bulgarien transportiert, bereits auf dem Wege nach 

Auschwitz befindet. Der Soldat vermag die Absicht, die junge Frau zu retten, auch als Folge eigener 

Unentschlossenheit und zeitweiligen Zögerns nicht zu verwirklichen. Doch das Erlebte führt seinen 

Bruch mit dem verbrecherischen System herbei, dem er bis dahin gedankenlos gedient hat. Der 1959 

fertige Film wurde im gleichen Jahr beim Festival in Cannes, wo er als bulgarische Produktion gegen 

den Willen intervenierender Stellen der Bundesrepublik lief7, mit dem Sonderpreis ausgezeichnet. In 

dem Buch eines (westdeutschen) Filmkritikers heißt es über die Geschichte der „Sterne“: „Der Film 

lief bei uns (in der BRD, K. P.) fast unter Ausschluss der Öffentlichkeit.“ So hätte auch die Tatsache 

kaum auffallen können, dass der Schluss des Originals weggeschnitten worden war. Das geschah 

aufgrund einer Forderung der Filmbewertungsstelle, die darüber entschied, ob ein Film als „wertvoll“ 

in die Kinos gelangte, was eine Steuerermäßigung bedeutete. Die Gewährung dieses Prädikats wurde 

im Fall von „Sterne“ daran geknüpft, die am Filmschluss gezeigte Wandlung des deutschen Unter-

offiziers zu tilgen, denn sie sei „unglaubwürdig und antinational“. Der Verleger ist dem nachgekom-

men.8 Und der Rezensent einer in Westberlin erscheinenden Zeitung schrieb: „Dass ein so gerechter 

und reiner Film ausgerechnet von der sowjetischen DEFA stammt, mag, wie manche sagen, eine 

Schande sein. Ich weiß eine größere Schande, dass unsere freie Filmproduktion noch immer keine 

gleichwertige Auseinandersetzung mit dem so schmerzenden Thema zustande gebracht hat, um das 

es hier geht.“9 

Mit anderen Argumenten wird bis heute der 1963 von Frank Beyer vorgenommenen Verfilmung des 

Romans „Nackt unter Wölfen“10 Unglaubwürdigkeit attestiert. Das fünf Jahre zuvor erschienene 

Buch von Bruno Apitz, selbst Häftling in Buchenwald 8 Jahre lang, wurde in insgesamt 30 Sprachen 

übersetzt und in mehr als 1 Million Exemplaren verkauft. Die Befeindung der Filmhandlung mit der 

erzählten Rettung eines jüdischen Jungen dürfte nicht zuletzt daher rühren, dass sie der Version ent-

gegensteht, die organisierten politischen Gefangenen, vor allem die Kommunisten, wären in den La-

gern, und namentlich in Buchenwald, wo es eine gefestigte illegale internationale Organisation gab, 

nichts anderes gewesen als eine Gemeinschaft zum Zwecke der Rettung ihrer selbst. 

Zeitlich am nächsten und wegen ihrer herausragenden künstlerischen Qualität wohl am bekanntesten 

ist die Verfilmung des 1969 erschienenen Romans von Jurek Becker „Jakob der Lügner“11, die Ge-

schichte jenes Mannes, der auf seine, die ihm einzig verbliebene Weise seine Leidensgenossen davor 

bewahren will, dass ihnen die Menschenschinder den letzten Rest an Lebenshoffnung zu nehmen 

vermögen. Er gibt vor, einen Radioapparat zu besitzen und damit Nachrichten vom Nahen der Be-

freier, der sowjetischen Armee, zu empfangen. Der Film kam 1974 in die Kinos, erhielt einen Silber-

nen Bären und wurde für einen Oskar nominiert. 

Jeder dieser Filme vermag einen herausragenden Platz in der Geschichte der deutschen Filmproduk-

tion zu beanspruchen und manche zählen Fachleute zu den besten 100 Filmen, die seit dem Ende des 

Zweiten Weltkriegs in Deutschland gedreht worden sind. Deren Inhalte, die hier nur knapp skizziert 

werden konnten, bezeugen, dass die Geschichte der faschistischen Judenverfolgungen und des Juden-

mordens in thematisch großer Spannweite künstlerisch verarbeitet wurde, beginnend mit einem Blick 

in die Praxis des Antisemitismus in den Jahren der Weimarer Republik, fortgesetzt mit der Darstel-

lung der Verfolgungen in der Phase der Drangsalierung zum Zwecke der Vertreibung der Juden in 

den Vorkriegsjahren und weitergeführt in die Zeit der Deportation und Vernichtung. Vor die Augen 

der Zuschauer gestellt wurden vor allem die Opfer. Zugleich entsteht ein Bild vom Verhalten der 

 
7  Das Detail gehört zu den Quellenfunden der beiden Autoren der erwähnten Wolf-Biographie (s. Anm. 2). 
8  Manfred Barthel, So war es wirklich. Der deutsche Nachkriegsfilm, München 1986, S. 260. 
9  Günther Geisler, Berliner Morgenpost Ausgabe vom 19. Juni 1960. 
10  Bruno Apitz, Nackt unter Wölfen, Mitteldeutscher Verlag Halle/Saale 1959. Das Buch hatte dort 1986 die 52. 

Auflage erreicht. 
11  Jurek Becker, Jakob der Lügner, Aufbau Verlag Berlin 1969. 
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Deutschen, von braunen Aktivisten, die auf ihre Vorteile bedacht sind, von Opportunisten, die keine 

Nachteile erfahren wollen, von jenen – wenigen – die menschliche Gesittung und Anstand bewahrt 

haben, die sich nicht nur im Unterlassen, sondern auch im Tun äußern. In den Nachkrieg führte die 

1958 erfolgte Verfilmung einer Novelle von Leonhard Frank: Der Prozess wird vertagt (Regie Her-

bert Ballmann), in dem die Geschichte eines Versuchs erzählt wird, einen Denunzianten einem Ge-

richt in der Bundesrepublik und einer gerechten Strafe zuzuführen. 

Herausragend auch der Anteil von Antifaschisten und Opfern des Faschismus an der Entstehung die-

ser Filme: der Kommunist Bruno Apitz (1900-1979), 1933 zeitweilig, 1934 definitiv verhaftet, durch-

litt das KZ Buchenwald bis zu dessen Befreiung, Kurt Maetzig (geb. 1911-[2012]), dessen Mutter 

Jüdin und ein Opfer der Verfolgungen geworden war, trat 1944 in Deutschland der illegalen Kom-

munistische Partei bei, Jurek Becker (1937-1997) wurde mit seinen Eltern aus dem Ghetto Litzmann-

stadt nach Ravensbrück und Sachsenhausen verschleppt, seine Mutter überstand die Qualen nicht, 

Konrad Wolf (1925-1982) kam als Soldat der sowjetischen Streitkräfte mit deren 47. Armee, in der 

er der Politischen Abteilung angehörte, nach Deutschland, der aus einer jüdischen Familie in Plovdiv 

stammende Angel Wagenstein (geb. 1922) [2023, hatte die Verfolgungen in Bulgarien erlebt, der 

Schauspieler Gerry Wolf kehrte aus englischer Emigration zurück, wohin er sich als Jude gerettet 

hatte, der Schauspieler Erwin Geschonneck (geb. 1906-[2008]), einer der Hauptdarsteller in der Ver-

filmung von Beckers Jakob-Roman, als Kommunist 1933 mit einer jüdischen Theatergruppe nach 

Warschau emigriert, war nach einem abenteuerlichen Weg, der ihn nach Lettland, in die Tschecho-

slowakei, die UdSSR und wieder nach Prag geführt hatte, 1938 den Faschisten in die Hände gefallen, 

überlebte die KZ Sachsenhausen, Dachau und Neuengamme und schließlich die Tragödie des Unter-

gangs der „Kap Arkona“ in der Lübecker Bucht, der Österreicher Wolfgang Heinz (1900-1984), 

Darsteller des Professor Mamlock, musste als Kommunist 1933 in die Schweiz emigrieren. Diese 

Auswahl von Biografien Beteiligter spiegelt den personellen Kern der Gründergeneration der ost-

deutschen Republik. 

Nicht weniger lang würde eine Aufzählung der Dokumentarfilme12 werden, die sich mit Judenverfol-

gung und Judenmord auseinandersetzten. Für viele mögen hier drei genannt sein, die Konrad Weiß 

hergestellt hat. 1967/1970 entstand, noch als studentische Arbeit an der Filmhochschule „Flammen“, 

ein Film über die jüdisch-kommunistischen Widerstandsgruppe Herbert Baum. 1978 folgte „Davids 

Tagebuch“, ein Streifen, der an das Leben und Leiden des Dawid Rubinowicz erinnerte, jenes jüdisch-

polnischen Jungen, der 1942 ermordet wurde. Sein Tagebuch war 1957 in Polen gefunden, 1960 dort 

gedruckt und 1961 in der DDR in deutscher Übersetzung publiziert worden.13 Der Film kam 1981 in 

die Kinos. Vordem schon, 1957, hatte ein Verlag in Berlin „Das Tagebuch der Anne Frank“14 her-

ausgebracht, das bald zur verpflichtenden Lektüre an den Schulen gehörte. Am 15. Dezember 1958 

hatte der Dokumentarfilm „Ein Tagebuch für Anne Frank“ Premiere, der auch in einer niederländi-

schen, französischen, schwedischen, finnischen und englischen Fassung hergestellt worden war und 

um dessen Aufführung es wegen seiner aktuellen Bezüge (namentlich der den Staatssekretärs Konrad 

Adenauers, Hans Maria Globke, betreffenden) in Frankreich wie in Großbritannien zu öffentlichen 

Auseinandersetzungen kam. 

1988 wurde von Konrad Weiß der Filmessay „Ich bin klein, aber wichtig“ gedreht, ein Denkmal für 

den polnischen Arzt, Pädagogen und Schriftsteller Janusz Korczak. Der Film wurde am 31. August 

1989 im Fernsehen der DDR gezeigt – gleichsam ein Schlusspunkt in einer langen Reihe. Vordem 

schon war an den Mann, der mit seinen Schutzbefohlenen, die er vor den Mördern nicht zu schützen 

vermochte, in den Tod gegangen war, durch Aufführungen des Stückes „Korczak und die Kinder“ 

von Erwin Sylvanus erinnert worden, u. a. durch ein Gastspiel des Jungen Theaters Hamburg im Jahre 

1959 in Rostock und Putbus, worüber der Augenzeuge, die DEFA-Filmwochenschau, ausführlich 

berichtete, und 1964 durch die Städtischen Bühnen Magdeburg. 

 
12  Siehe zu: Günter Jordan/Ralf Schenk (Red.), Schwarzweiß und Farbe. DEFA-Dokumentarfilme 1946-1992. Hg. 

Filmmuseum Potsdam, Berlin 1996 
13  Das Tagebuch des Dawid Rubinowicz, Volk und Welt Berlin 1961. 
14  Das Tagebuch der Anne Frank, Union Verlag Berlin 1957. 
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Hier müsste, was aus Zeitgründen unterbleiben wird, nun weiter durchmustert werden, was auf den 

Bühnen von Theatern und mit ihren Büchern von Schriftstellern und Publizisten geleistet worden ist, 

um Menschen zu jenen Sichten zurück- oder sie erstmalig hinzuführen, die sich in Sätzen der Auf-

klärung wie denen von der Gleichheit alles Menschenantlitzes oder von der Erde, die Raum für alle 

hat, ausdrückten. Sie waren von den deutschen Faschisten und deren menschenfeindlichen Losungen 

aus vielen Gedächtnissen gedrängt worden, wenn sie dort überhaupt je beheimatet gewesen waren. 

Statt einer Bilanz folgen hier wenige aber doch nicht zufällig herausgegriffene Angaben. 

In der sowjetischen Besatzungszone nicht anders als in den westlichen eröffneten viele Theater ihre 

erste Nachkriegssaison mit Lessings „Nathan der Weise“, Aufführungen, die damals ebenso einen – 

freilich nachträglichen – Protest gegen das militärisch geschlagene verbrecherische Regime bezeug-

ten wie sie einem Fluch glichen, der ihm nachgerufen wurde. Das Deutsche Theater in der Berlin 

Schumannstrasse, das den Nathan seit der eröffnenden Vorstellung im September 1945 über Jahr-

zehnte ohne Unterbrechung auf den Spielplan nahm, hat mit den Inszenierungen mit Paul Wegener 

(unter der Regie von Fritz Wüsten), Eduard von Winterstein und Wolfgang Heinz in der Titelrolle 

deutsche Theatergeschichte geschrieben. Am gleichen Hause wie in vielen anderen Theatern der 

DDR war Heinar Kipphardts „Bruder Eichmann“ zu sehen und zu hören. Rolf Hochhuths „Der Stell-

vertreter“, 1961 geschrieben, 1963 in Westberlin an der Freien Volksbühne in einer Inszenierung 

Erwin Piscators uraufgeführt, 1965 in der DDR als Buch erhältlich15, gehört mit seinen Aufführungen 

an ostdeutschen Theatern ebenso in diese Reihe wie Peter Weiss’ „Die Ermittlung, Oratorium in 11 

Gesängen“, die 196516 am gleichen Tage in 15 deutschen Theatern uraufgeführt worden ist. 

Größeren Einfluss aber dürfte von den Druckwerken ausgegangen sein, die schriftstellerischer und 

publizistischer Initiative zu danken sind. Das gilt schon für die frühesten, in der papierarmen Zeit 

erschienenen Romane, die zwar von späteren Werken an literarischer Qualität und Schärfe des Urteils 

übertroffen wurden, heute aber zu Unrecht weithin vergessen sind. Dazu gehört Cläre M. Jungs „Aus 

der Tiefe rufe ich“17, die ihre Erlebnisse und Beobachtung in Berlin verarbeitete, das Leben der ver-

folgten Juden ebenso wie das Verhalten der angepassten Volksgenossen. Das Buch ist 2004 von ei-

nem kleinen Verlag in den Neuen Bundesländern wieder gedruckt worden. Die Frage nach der Schuld 

der Deutschen, die er am Ende versöhnlich beantwortet wird, stellte auch Werner Wilk im 1949 er-

schienenen Roman „Wesenholz“18, in dem es um die unvermuteten Konflikte eines vermeintlich Un-

politischen geht, der eine Jüdin, Schwester eines ins Exil geflohenen Freundes, zu retten vermag. Die 

Frage nach der Schuld warf auch Liselotte Welskopf-Henrichs 1954 in ihrem Roman „Jan und 

Jutta“19 auf, in dessen Handlungsverlauf der Versuch scheitert, ein jüdisches Ehepaar vor dem Zu-

griff der Mörder zu schützen. 

Kaum zu überschätzen ist die Wirkung von Victor Klemperers „LTI. Aus dem Notizbuch eines Phi-

lologen“, dessen frühes Erscheinen (1947)20 erst vollständig gewürdigt werden konnte, seit wir die 

Tagebücher des Dresdener Romanisten zur Gänze kennen und zu ermessen vermögen, welche Ver-

dichtung hier vorgenommen worden war.21 Wie an LTI zu erkennen, widmeten sich viele gegen die 

Naziideologie geschriebene Bücher nicht ausschließlich dem Thema von Antisemitismus und Juden-

verfolgung, doch kaum eines ließ es aus. Wiederum beispielhaft nur soll im Jahr, da sich das Ereignis 

zum, 60. Male jährt, an Peter Alfons Steinigers, des Berliner Völkerrechtslehrers, zweibändige Do-

kumentenauswahl zum Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher erinnert werden, der 

ersten Veröffentlichung in Deutschland, die ein Jahrzehnt nach dem Ende des Gerichtsverfahren die 

 
15  Rolf Hochhuth, Der Stellvertreter, Volk und Welt, Berlin 1965. 
16  Im gleichen Jahr erschien der Text als Buch bei Rütten & Loening Berlin. 
17  Cläre M. Jung, Aus der Tiefe rufe ich, Aufbau Verlag Berlin 1946. 
18  Werner Wilk, Wesenholz, Rütten & Loening Potsdam 1949. 
19  Elisabeth Charlotte Welskopf, Jan und Jutta, Mitteldeutscher Verlag Halle 1955, später erreichte das Buch im 

Verlag die 18. Auflage. 
20  Victor Klemperer, Die Sprache des Dritten Reiches (Lingua Tertii Imperii), Aufbau Verlag 1947, später auch in 

vielen Auflagen des Reclam Verlag Leipzig. 
21  Dazu Helmut Eckert, Intentionen, Entstehungsprozess und Wirkungen von Victor Klemperers „LTI“, Duisburg 

1999. 
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42 Bände zu einer auch für Nichtfachleute lesbaren Quelle reduzierte.22 Erinnert wird hier an die früh 

erworbenen Verdienste eines Romanisten und eines Juristen, beides Juden, und dies ist zugleich ein 

Verweis darauf, daß, wer die Geschichte der Auseinandersetzung mit dem Antisemitismus schreibt, 

sich auf die Historiker und deren Zunft nicht eingrenzen darf. Einbezogen werden müssen auch Ar-

beiten von Philosophen und Philosophiehistorikern, wie Wolfgang Heises „Aufbruch in die Illusion“ 

(1964)23, der ebenso knappe wie gründliche Analyse der Naziideologie und ihrer Vorläufer gab. 

Die Wirkung dieser Veröffentlichungen wurde freilich weit übertroffen von jener, die von Romanen, 

Novellen, Erzählungen und auch der Lyrik ausging, die Dichter und Schriftsteller hervorbrachten. 

Wiederum beispielhaft seien aufgezählt: die stark autobiographische Erzählung Franz Fühmanns 

„Das Judenauto“ (1962)24, in der von den psychologischen Folgen die Rede ist, die Kindern in einer 

von Judenfeindschaft und -hass geprägten Umwelt erwachsen, die Erinnerungen der Grafikerin und 

Malerin Lea Grundig, die in Palästina überlebt hatte, „Gesichte und Geschichte“ (1958)25 und die 

ihres Ehemanns des Malers Hans Grundig, „Zwischen Karneval und Aschermittwoch. Erinnerungen 

eines Malers“ (1957)26, das Buch des Grafikers und Schriftstellers Peter Edel „Die Bilder des Zeugen 

Schattmann“ (1969)27, das 1972 verfilmt und vierteilig im Fernsehen ausgestrahlt wurde, sodann 

Edels Memoiren „Wenn es ans Leben geht. Meine Geschichte“ (1979)28, der Roman des aus Wien 

stammenden Juden, Überlebenden von Auschwitz, Groß Rosen und Buchenwald Fred Wander „Der 

siebente Brunnen“ (1971)29, Jurek Beckers schon erwähnter „Jakob der Lügner“ und sein eine völlig 

andere und neue Seite aufschlagender Roman „Der Boxer“ (1976)30, in dem eine Geschichte aus dem 

Dasein überlebender Juden in Nachkriegsdeutschland erzählt wird. 

Erwähnung verdient in der hier nur unvollständig angezeigten Reihe von Büchern noch eines, in dem 

sich das Lebenswerk der religiösen Sozialistin und Schriftstellerin Rosemarie Schuder ebenso nieder-

schlug wie der Lebensweg und die politische Erfahrung ihres Ehemannes, der jüdischen Kommunisten 

Rudolf Hirsch, der in Palästina überlebte. „Der gelbe Fleck“, so der Titel ihrer Publikation, erschienen 

1987, verfolgt die Wurzeln und Wirkungen des Judenhasses in der deutschen Geschichte.31 

Wiederum eine eigene Abhandlung würde die Kinder- und Jugendliteratur verlangen, die in Haupt- 

oder Nebenhandlungen die Geschichte von Juden und namentlich jüdischen Kindern und deren durch 

Diskriminierung, Verfolgung und Vernichtung, aber auch von Freundschaft und Zusammenhalt cha-

rakterisierten Lebenswege erzählt. 1959 gab Karl Heinz Berger eine Anthologie unter dem Titel 

„Heuschlacht im Heidedorf“ heraus, in der u. a. Leonhard Franks „Das jüdische Kind“ und Johannes 

R. Bechers „Kinderschuhe von Lublin“, entstanden in Moskau nach dem Bekanntwerden der grausi-

gen Hinterlassenschaft des Konzentrations- und Vernichtungslagers Majdanek, zu lesen waren. 

Schon 1953 war „Die Jagd nach dem Stiefel“ von Max Zimmering, dessen Emigrationsweg, der 

eines jüdischen Kommunisten, der von Frankreich nach Palästina, von dort in die Tschechoslowakei 

und dann nach Großbritannien (von wo er als Internierter nach Australien gebracht worden war) ge-

führt hatte, in deutscher Erstausgabe erschienen. Die Handlung führt in das Deutschland des Jahres 

1932, die Auseinandersetzung mit den aufkommenden Faschisten und in Begegnungen und Aben-

teuer von jüdischen und nichtjüdischen Kindern. 1962 wurde die Verfilmung (Regie Konrad Petzold) 

 
22  Der Nürnberger Prozess. Aus den Protokollen, Dokumenten und Materialien des Prozesses gegen die Haupt-

kriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof. Ausgewählt und eingeleitet von Prof. Dr. P. A. Stei-

niger, 2 Bde. Berlin 1957. 
23  Wolfgang Heise, Aufbruch in die Illusion. Zur Kritik der bürgerlichen Philosophie in Deutschland, VEB Deut-

scher Verlag der Wissenschaften Berlin 1964. 
24  Franz Fühmann, Das Judenauto Aufbau Verlag Berlin 1962. 
25  Lea Grundig, Gesichte und Geschichte, Dietz Verlag Berlin 1958. Die 10. Auflage erschien 1984. 
26  Hans Grundig, Zwischen Karneval und Aschermittwoch. Erinnerungen eines Malers, Dietz Verlag Berlin 1957. 

Dann in vielen weiteren Auflagen, 10. Aufl. 1973. 
27  Peter Edel, Die Bilder des Zeugen Schattmann, Berlin Verlag der Nation 1969. 
28  Peter Edel, Wenn es ans Leben geht. Meine Geschichte, Verlag der Nation Berlin 1979, 2 Bde. 
29  Fred Wander, Der siebente Brunnen, Aufbau Verlag Berlin 1971. 
30  Jurek Becker, Der Boxer, Hinstorff, Rostock 1976. 
31  Rudolf Hirsch u. Rosemarie Schuder, Der gelbe Fleck. Wurzeln und Wirkungen des Judenhasses in der deutschen 

Geschichte, Rütten & Loening Berlin 1987. 
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uraufgeführt. Zunächst unter Pseudonym (Jo von Tiedemann) hatte Leonie Ossowski 1959 den Ro-

man „Stern ohne Himmel“ veröffentlicht, der von der Rettung eines jüdischen Jungen erzählt. Ganz 

anders Jurij Brežans in „Christa“, in der eines Mädchen der aus Karrieregründen erfolgten Scheidung 

ihres Vaters von ihrer jüdischen Mutter und deren tödlicher Folge auf die Spur kommt. „Semester der 

verlorenen Zeit“, vom gleichen Autor publiziert 1960, zeigte die Täter eines Pogroms, dessen Opfer 

ein jüdisches Mädchen inmitten einer deutschen Stadt wird, in grellem Licht. Das Buch hatte 1974 

übrigens die 10. Auflage erreicht. In diese Literaturgruppe gehört schließlich auch die 1965 auf den 

Buchmarkt gekommene Geschichte Auguste Lazars „Die Brücke von Weißensand“. 

Aus der Feder von Schriftstellern stammen nicht nur Geschichten, die zum Denken herausforderten 

und manchen zu tätiger Parteinahme, sondern auch – häufig in der Form von Essays – analytische 

Abhandlungen, die den später erhobenen Anspruch von Historikern, Neues gefunden zu haben, je-

denfalls relativieren. Dafür wiederum ein Beispiel. 1946 wurde in Berlin ein Band mit Aufsätzen 

Johannes R. Bechers unter dem Titel „Erziehung zur Freiheit“32 gedruckt, in dem sich diese Sätze 

finden: „Die eigentliche Wirksamkeit erreichte die Naziideologie aber dadurch, dass sie materielle 

Vorteile versprach und breiten Schichten solche materiellen Vorteile auch zeitweise gewährte. Am 

Antisemitismus verdienten nicht nur die Banken, nicht nur die Reisebüros, sondern auch der arische 

Arzt, der die gutgehende jüdische Kassenpraxis incl. Instrumentarium zu einem Spottgeld, wenn nicht 

gratis übernahm. [...] selbst die Vernichtungslager hatten ihre Nutznießer. Den eigentlichen Erfolg 

hatte die Naziideologie als Korruptionsideologie, als Ideologie der nationalen Verklärung aller ego-

istischen Raffke- und Raubtierinstinkte.“ (S. 97) 

Von Kreisen der Schriftsteller gingen mehrfach Anstöße aus, sich darüber kritisch zu verständigen, 

wie die Auseinandersetzung mit Antisemitismus und Judenfeindschaft zu erfolgen habe. Eine darauf 

zielende Debatte entzündete sich im Schriftstellerverband, als der Film des polnischen Regisseurs 

Andrzej Wajdas „Das gelobte Land“ (1974)33 synchronisiert in die Kinos in der DDR kam. Stephan 

Hermlin, nicht ohne Unterstützung, erhob gegen die Darstellung des jüdischen Kapitalisten den Vor-

wurf des Antisemitismus. In einer anderen Debatte war er es wiederum und hier mit Recht, der darauf 

verwies, dass der Geschichte von Juden und Judentum in den Schulbüchern und überhaupt in der 

Jugendbildung Platz gebühre. Für diese und andere Kontroversen gilt indessen, dass sie breitere 

Kreise der ostdeutschen Gesellschaft nicht erreichten und so an Nachdenklichkeit nicht zu bewirken 

vermochten, was aus ihnen hätte erwachsen können. 

Wie aber stand es um den Beitrag der Historikerzunft? Deren Zugehörige, Hochschullehrer und andere 

Leute dieser Profession, haben sich auch in Ostdeutschland in den ersten Nachkriegsjahren dem 

Thema wie jedem Versuch der geschichtswissenschaftlichen Analyse des Nazireiches ferngehalten. 

Die frühesten Schriften, die der gesellschaftswissenschaftlichen Literatur zugeordnet werden können 

und für die der Name Pamphlet nicht unzutreffend ist, stammen von politisch hoch engagierten Poli-

tikern und Publizisten. Stefan Heymann, ein jüdischer Kommunist aus Mannheim, Journalist, Überle-

bender von Auschwitz und Buchenwald, später Kulturfunktionär und Botschafter der DDR in Polen, 

schrieb „Marxismus und Rassenfrage“. Siegbert Kahn, Mitglied der KPD seit der Endphase der Wei-

marer Republik, der in der britischen Emigration überlebte, in der sowjetischen Besatzungszone eine 

Zentralverwaltung und in der DDR später ein wirtschaftswissenschaftliches Institut leitete, veröffent-

lichte die Abhandlung „Antisemitismus und Rassenhetze“.34 Beide Schriften erschienen 1948 im SED-

eigenen Dietz-Verlag. Sie und vordem schon die Sozialistischen Bildungshefte, Studienmaterial für 

die beiden Arbeiterparteien auf dem Wege zu deren Vereinigung, die sich u. a. eigens mit den Themen 

„Der Kampf gegen die Naziideologie“ und „Die Rassenlüge der Nazis“ befassten, standen am Beginn 

einer die Geschichte der DDR durchziehenden propagandistischen Auseinandersetzung mit Rassis-

mus, Antisemitismus und anderen Erscheinungen der Naziideologie und -politik. 

 
32  Johannes R. Becher, Erziehung zur Freiheit. Gedanken und Betrachtungen, Volk und Wissen Berlin 1946. 
33  Die Handlung war frei nach dem 1899 erschienenen Roman Das gelobte Land (neu herausgegeben bei Dieterich 

Leipzig 1984) des polnischen Schriftstellers und Nobelpreisträger Władyslaw Stanisław Reymont gestaltet. 
34  Siegbert Kahn, Marxismus und Rassenfrage. Eine Übersicht über ihre Entwicklung in Deutschland, Dietz Ver-

lag Berlin 1948. 



259 

Im Folgenden wird von der Geschichtsschreibung in der DDR zum Thema faschistischer Antisemi-

tismus und Judenverfolgung gehandelt werden, jedoch – anders als im Falle von Filmen und Büchern 

– nicht von Autor zu Autor und von Werk zu Werk35, sondern unter dem Blickpunkt der charakteris-

tischen Fragestellungen die an den Gegenstand gerichtet wurden. Vorab aber muss das Verdienst 

eines Außenseiters der Zunft, der zugleich ein Pionier war, genannt werden. Der in Dresden lebende 

Helmut Eschwege gab 1966 „Kennzeichen J“ heraus, einen Band, der Bild- und Textdokumente so-

wie Berichte umschloss, für den Arnold Zweig ein Geleitwort und Rudi Goguel, jahrelang politischer 

Häftling in Zuchthäusern und Konzentrationslagern, eine Einleitung schrieben.36 Das Werk, das frag-

los zu den Klassikern der deutschsprachigen Literatur zum Holocaust gehört, ist auf die Verbrechen 

an den deutschen Juden fokussiert, zeigt aber zugleich das ganze ungeheure Ausmaß des Verbre-

chens, lässt Aktionen der Hilfe, der Solidarität und des Widerstands nicht aus und mündet in Zitaten 

aus den Anklagereden in Nürnberg. 

Eschwege ist bei diesem Thema geblieben und hat es auf seinem Wege nicht leicht gehabt. Dass 1973 

das Überblickswerk „Juden unterm Hakenkreuz“ erscheinen konnte, war wesentlich seinen darauf 

gerichteten Vorarbeiten geschuldet. Von der Autorengruppe, die den Band schließlich publizierte, 

wurde das in einer Weise erwähnt, die dem – um das mindeste zu sagen – nicht gerecht wird.37 Esch-

wege hat in einem Band mit seinen Erinnerungen von den Schwierigkeiten berichtet, die seiner Arbeit 

entgegenstanden und sein Befinden im Buchtitel „Fremd unter meinesgleichen“38 knapp markiert. Er, 

der nie das Glück hatte, in einer Forschergruppe tätig zu sein, ist ein Einzelgänger geblieben. 

Die Würdigung des Verstorbenen führt zu einer generelleren Bemerkung. Nach 1990 entstandene 

Arbeiten nicht nur zur Historiographie in der DDR, sondern auch zur Literatur-, Film- oder Theater-

geschichte haben sich entlang von Dokumenten aus Verlagen, dem Ministerium für Kultur, aus den 

Archiven des Zentralkomitees der SED und des Ministeriums für Staatssicherheit darauf kapriziert, 

die Barrieren aus Dogmatismus und anderer Engstirnigkeit auszuleuchten, die vielfach genommen 

werden mussten, bis ein Buch erschien, ein Film seine Urtaufführung erlebte, eine Inszenierung ihr 

Plazet erhielt, oder vor denen ein Unternehmen auch scheiterte. Davon zu handeln, gehört zur Ge-

schichtsschreibung seit jeher. Sich damit aber in einer Weise zu befassen, die schließlich die Inhalte 

des Hervorgebrachten und seine Wirkungen in die Gesellschaft marginalisiert oder nicht mehr für 

erwähnenswert erachtet, liegt außerhalb dieser Tradition und ist wohl eher der Absicht zuzuordnen, 

eine weitere Kammer im Gruselkabinett DDR herzurichten. 

Die Historiographie in der DDR ging, von Ausnahmen abgesehen, von einem historisch-materialis-

tischen Verständnis der Geschichte aus. Das drückte sich auch in den Forschungen zum Antisemitis-

mus und den Judenverfolgungen der Jahre 1933 bis 1945 aus und bedeutete vor allem, dass nach den 

Interessen gefragt wurde, die das Verbrechen und seine Eskalation bis zum Massenmord hervor-

brachte, und ebenso nach den Zielen, die mit ihm kurz- wie langfristig verfolgt wurden. Auf diesem 

Wege wurden in Publikationen auch nur-ökonomische und mitunter vulgärmaterialistische Deutun-

gen angeboten, die vor allem auf den Prozess der sogenannten Arisierungen und später auf die aus 

den geschundenen Juden herausgepressten Profite der deutschen Groß- und mittleren Unternehmen 

Bezug nahmen. Hergestellt wurde mitunter auch eine so nichtexistierende enge Beziehung zwischen 

 
35  Im Anhang findet sich eine Chronik, die in einer Auswahl künstlerische, literarische und geschichtswissenschaft-

liche Publikationen, die in der DDR erschienen sind, darunter auch einige Übersetzungen, aus den Jahren 1946 

bis 1989 auflistet. 
36  Kennzeichen J. Bilder, Dokumente, Berichte zur Geschichte der Verbrechen des Hitlerfaschismus an den deut-

schen Juden 1933-1945. Hg. von Helmut Eschwege. Mit einem Geleitwort von Arnold Zweig, einer Einleitung 

von Rudi Goguel und einer Chronik der faschistischen Judenverfolgungen von Klaus Drobisch; VEB Deutscher 

Verlag der Wissenschaften Berlin 1966. Eine zweite Auflage erschien erst 1981. Von Eschwege er-schien ein 

Jahr zuvor Die Synagoge in der deutschen Geschichte, Verlag der Kunst Dresden 1980, ein hervorragend gestal-

teter Bild-Text-Band und eins der wenigen Bücher, die in die Geschichte der jüdischen Religion führten. 
37  Klaus Drobisch, Rudi Goguel, Werner Müller unter Mitwirkung von Horst Dohle, Juden unterm Hakenkreuz. 

Verfolgung und Ausrottung der deutschen Juden 1933-1945, VEB Deutscher Verlag der Wissenschaften, Berlin 

1973. 
38  Helmut Eschwege, Fremd unter meinesgleichen. Erinnerungen eines Dresdner Juden, Links Verlag Berlin 1991. 
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den Kalkülen der wirtschaftlichen und den Entscheidungen der politischen Elite. Die Absicht, „dem 

Kapital“ derart die geschichtliche Rechnung zu präsentieren, war erkennbar und wurde nicht ver-

heimlicht, aber sie stimmte so nicht. Hinzu kam die Frontstellung gegen die einzig auf die Ideologie 

zurückgreifenden Interpretationen, die zudem ausschließlich einzelne Personen und deren Wahn und 

Macht für das Verbrechen verantwortlich machten. 

Im Fortgang von Diskussionen und angesichts von Einsprüchen von Vertretern anderer Auffassun-

gen, wovon immer die auch bestimmt sein mochten, wurde der Begriff der Interessen weiter gefasst, 

kam das politische Herrschaftsinteresse der faschistischen Führungsclique in den Blick, die – in einer 

langen Traditionslinie der Beherrschung von Massen stehend und diese fortsetzend – Antisemitismus 

und Judenverfolgung von den ersten Wochen nach der „Machtergreifung“ an auf ihrem Weg der 

Etablierung einsetzten. Das politische Kalkül war und blieb im Blick, die Demagogie erzeugte und 

band Gefolgsleute ebenso wie die Praxis der Judenverfolgungen, beginnend mit den Berufs- und Tä-

tigkeitsverboten, die ihre zunehmende Zahl von Nutznießern hatte. Die Forschungen konzentrierten 

sich mithin auf jene quantitativ nicht in ihre Bestandteile zu trennende Mischung von Wahn und 

nüchterner Berechnung, aus der sich die geschichtliche Linie der Judenverfolgung ergab. Deutsch-

land ohne Juden, darauf richtete sich von 1933 die Staatspolitik, die nicht ohne taktische Rücksichten 

auf ungewollte und abträgliche Konsequenzen der Verfolgungsschritte befolgt wurde. 

Differenzierter wurde auch der Umgang mit dem Begriff Ziel, vor allem, wenn es um die Antriebe 

ging, aus denen heraus die Politik der Vertreibung zur Politik der Vernichtung gesteigert wurde. Auf 

diesem Wege sei, so wird nach wie vor von der Mehrheit der Forscher behauptet, die Ideologie der 

Naziführer zum allein bestimmenden Beweggrund geworden. Hinter ihr hätten alle realen Interessen 

zurücktreten müssen. Ja, der Fanatismus der Hitler und Himmler wäre so weit gegangen, dass der 

Erreichung des mörderischen Ziels selbst militärische Notwendigkeiten geopfert worden wären. Das 

ist eine Legende, die nichtsdestoweniger den Rang einer Aussage gewonnen hat, die nicht mehr be-

wiesen werden muss. 

Der Historiographie in der DDR ist demgegenüber zugutegekommen, dass in ihren Forschungen die 

definitiven Kriegsziele und die sich in den Köpfen der Machthaber abzeichnenden Nachkriegsvor-

stellungen stets eine besondere Rolle spielten, wobei das Kontinuierliche wie das Diskontinuierliche, 

also die faschistische Umprägung und Ausweitung der traditionellen Eroberungsprojekte abgewogen 

wurde. In den Koordinaten des deutsch-beherrschten Kontinents war für Juden kein Platz vorgesehen. 

Aus Deutschland ohne Juden wurde Europa ohne Juden, ein verbrecherisches Projekt, indem sich 

Wahn und Kalkül wiederfinden, unabhängig davon, ob letzteres die Wirklichkeit richtig oder verzerrt 

widerspiegelte. Kurzum: diese Forschungen wollten auf die Frage Judenmord – warum eine Antwort 

zu geben und die Untat ohne Beispiel weder methodologisch aus aller Geschichtswissenschaft her-

ausfallen lassen, noch den Krieg als eine bloße Bedingung des Verbrechens verstehen oder gar ganz 

von ihm zu abstrahieren. 

Die Außensicht auf die Geschichtswissenschaft in der DDR mag auch im Hinblick auf unser Thema 

ergeben, dass es sich um eine Forschung und Publizistik ohne Debatten handelte. Das trifft nicht zu. 

Von der Terminologie, mit der dem Stoff angemessen beizukommen ist („Juden“, „deutsche Juden“, 

„jüdische Deutsche“, „deutsche Staatsbürger jüdischen Glaubens“ u. a.) bis zu der – eben nur knapp 

skizzierten – Frage nach den Antrieben von Judenverfolgung und Massenmord (hier vertraten Rudi 

Goguel und der Autor durchaus verschiedene Standpunkte) wurde in der Zunft und in deren Umfeld 

(etwa mit Mitgliedern der Jüdischen Gemeinde in Berlin-Ost) auch gestritten. Im Grunde blieben das 

jedoch interne Erörterungen. Hier wie auf keinem anderen Feld kam es zu Auseinandersetzungen, die 

der Fischer-Debatte, dem durch Ernst Nolte hervorgerufenen „Historikerstreit“ oder – nach 1990 – 

dem Streit um die sogenannte Wehrmachtsausstellung und das Buch Daniel J. Goldhagens gleichzu-

setzen wären. Mittlere Beben gab es mehrfach, aber ausgelöst durch außerwissenschaftliche politi-

sche Interessen und Eingriffe von Ideologen. Die hatten vor allem Fragen aus der Geschichte der 

Arbeiterbewegung zum Gegenstand wie deren Zustand am Vorabend des Ersten Weltkriegs, den Cha-

rakter der Novemberrevolution, die Politik der KPD am Ende der Weimarer Republik und in den 

ersten Jahren der Nazidiktatur. 
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Das führt zu den Defiziten. Erstens: In der DDR ist im System geschichtswissenschaftlicher Einrich-

tungen nie eine Arbeitsstelle zur Erforschung von Antisemitismus und Judenverfolgung geschaffen 

worden. Die Zahl derer, die sich an verschiedenen Plätzen eigens mit dieser Forschungsrichtung be-

fassten, blieb gering, folglich das buchhändlerische Angebot an wissenschaftlichen und allgemeinver-

ständlichen Publikationen Zweitens: Wie die Frage nach dem Verhältnis der deutschen Bevölkerungs-

mehrheit zum Regime, die unmittelbar nach Kriegsende durchaus, wenn auch mit vielen Rücksichten 

(die der alliierten Besatzungsmächte eingeschlossen), zur Sprache kam, bald immer mehr in den Hin-

tergrund trat, so auch die nach ihrer Haltung zur Judenverfolgung. Die Forschung und Publizistik war 

fixiert auf die großen „Arisierer“ und Ausbeuter. Eingedenk von Brechts Wort. Was ist der Einbruch 

in eine Bank gegen die Gründung (in diesem Falle die „Übernahme“ einer jüdischen) Bank. Und frag-

los wog ein Aktienpaket schwerer als ein Feldpostpäckchen. Doch kannte ein erheblicher Teil der DDR-

Bürger schon das von Gisela May meisterhaft interpretierte Lied von Brecht/Eisler vom Soldatenweib 

und dessen Geschenken. Drittens: Auch für die Geschichtswissenschaft in der DDR gilt, dass sie sich 

dem Vorwurf ausgesetzt sah, sich stärker den Tätern als den Opfern zugewendet zu haben. Zum einen 

lässt sich sagen, dass niemand mehr Ursache hat, die vielschichtige Gruppe der Täter, Mittäter, Tatbe-

teiligten etc. zu analysieren, als eben deutsche Historiker. Jedoch: in der Tat – und auch als Folge einer 

ungerechtfertigten Einengung des Begriffs Widerstand – sind die denkwürdigen Anstrengungen, die ja 

nicht erst in der Phase der Vernichtungsdrohung und der Vernichtung unternommen wurden, sich gegen 

die faschistischen Verfolger zu behaupten, von den Initiativen für die Schuldbildung der Juden bis zur 

Fürsorge für Hilfsbedürftigen wohl noch immer nicht hinreichend gewürdigt worden. Indessen bleibt 

hier noch eine andere Herausforderung. So berechtigt es ist, das Bild von den Menschen, die wie die 

Schafe zur Schlachtbank getrieben wurden, als ein Klischee zu markieren, so wenig kann an der nicht 

nur in die deutsche Geschichte führenden Frage vorbei gedacht werden, wie Zehn- und Hunderttau-

sende, ja Millionen Menschen in die Lage gekommen waren, dass sie ihr Leben nicht mehr verteidigen 

konnten. Ignoranz demgegenüber würde bedeuten, sich einer Mahnung von bleibendem Wert nicht zu 

verschließen. Viertens hochgradig zurück gegenüber den Forschungen in der Bundesrepublik waren 

die ostdeutschen Initiativen auf dem Gebiet der Regional- und Lokalgeschichte. Das galt aufs Ganze 

gesehen und eben auch auf die Geschichte der Juden in Städten; Gemeinden und Landschaften. Arbei-

ten die für Görlitz, Leipzig. Rostock, Plauen oder Suhl (deren Veröffentlichung erfolgte erst nach 1990) 

und wenige andere Orte geleistet wurden, bilden Ausnahmen. Das hatte selbstredend negative Folgen 

für die Art und Weise, in der das Thema in den Schulen behandelt werden konnte. 

Bald nach dem Ende der DDR ist von den einen die These vertreten worden, sie hätte eine Wissen-

schaftswüste hinterlassen, andere – und nicht nur einstige Bürger des ostdeutschen Staates – haben 

auch im Hinblick auf die Geschichtswissenschaft gefragt „Was bleibt“. Die 1990 gestellte Frage hat 

eine gewisse Lebensdauer bewiesen, wie sich beispielsweise in einem literaturgeschichtlichen Semi-

nar der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster im Wintersemester 2004/2005 zeigte, dass sich 

mit Analysen zur DDR-Literatur befasste. Teilantworten haben auch Verleger gegeben. Die in DDR-

Zeit gerade begonnene Reihe Europa unterm Hakenkreuz ist bis zum abschließenden achten Band 

fortgesetzt worden.39 Bei Saur in München ist das grundlegende Werk zur deutschen Kriegswirtschaft 

von Dietrich Eichholtz wieder gedruckt worden.40 Der Leipziger Universitätsverlag hat die unter der 

Leitung von Fritz Klein entstandene Geschichte Deutschlands im ersten Weltkrieg wieder aufgelegt. 

Dennoch: Mir ist es auch 15 Jahre später zu früh, darauf eine weiter greifende Antwort zu geben. Wie 

sie aber eines Tages ausfallen wird, dessen bin ich sicher, hängt in hohem Grad davon ab, wie sich 

die Intelligenz der Bundesrepublik zu diesem Erbe verhält und in den kommenden Jahren noch ver-

halten wird. 

 
39  Europa unterm Hakenkreuz. Analysen, Quellen, Register. Zusammengestellt und eingeleitet von Werner Röhr. 

Hg. Bundesarchiv Koblenz Hüthig Verlag Heidelberg. Die Dokumentenedition enthält eine Vielzahl von Quellen 

zur Geschichte der Judenverfolgung-, -deportation und -vernichtung in den von der Wehrmacht besetzten oder 

eroberten Gebieten. 
40  Es erschien zunächst in dreibändig (1969-1996) im Akademie Verlag Berlin und sodann: Dietrich Eichholtz, 

Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 1939-1945, 3 Bde. in 5 Teilen Saur Verlag München 1999 und 2003. 
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Anhang 

Chronik (Auswahl) von DDR-Publikationen gegen den Antisemitismus 

Georg Lukács, Der Rassenwahn als Feind des menschlichen Fortschritts. In: Aufbau. Kulturpolitische 

Monatsschrift 1/1945. 

Friedrich Wolf, Professor Mamlock, Aufbau Verlag Berlin 1946 

Cläre M. Jung, Aus der Tiefe rufe ich, Aufbau Verlag Berlin 1946. 

Ernst Sommer, Revolte der Heiligen, Dietz Verlag Berlin 1946 (zuerst 1944 Mexiko). 

Ehe im Schatten, (Kurt Maetzig) 1947. 

Victor Klemperer, LTI. Notizbuch eines Philologen, Aufbau Verlag Berlin 1947. 

Engpass zur Freiheit. Aufzeichnungen der Frau Hilde Hupperts über ihre Erlebnisse im Nazitodesland 

und ihre wundersame Rettung aus Bergen-Belsen. Manuskript bearbeitet von Arnold Zweig. Verlag 

der Tribüne 1947 (= Schriftreihe zur deutschen Selbstkritik, Folge 6). 1951 neu herausgegeben unter 

dem Titel Fahrt zum Acheron, VVN-Verlag Berlin und so auch Union Verlag Berlin 1961. 

Siegbert Kahn, Marxismus und Rassenfrage, Dietz Verlag Berlin 1948. 

Affäre Blum, (Erich Engel) 1948. 

Lion Feuchtwanger, Die Geschwister Oppermann, Rudolstadt, Greifenverlag 1949. 

Zivia Lubetkin, Die letzten Tage des Warschauer Ghettos, VVN-Verlag Potsdam 1949. 

Willi Bredel, Das schweigende Dorf und andere Erzählungen, Hinstorff Verlag Rostock 1949. 

Werner Wilk, Wesenholz, Rütten & Loening Potsdam 1949. 

Stephan Hermlin, Das Ghetto, 1949. 

Stephan Hermlin, Auschwitz ist unvergessen. Reportage, 1949. 

Stephan Hermlin, Die Zeit der Gemeinsamkeit, Verlag Volk und Welt Berlin 1950. 

Max Zimmering, Die Jagd nach dem Stiefel, Kinderbuch Verlag 1953 (zuvor tschechisch). 

Elisabeth Charlotte Welskopf, Jan und Jutta, Mitteldeutscher Verlag Halle 1955 

Hans Grundig, Zwischen Karneval und Aschermittwoch, Dietz Verlag Berlin 1957. 

Das Tagebuch der Anne Frank, Union Verlag Berlin 1957. 

Jurij Brězan, Christa, Verlag Neues Leben 1957. 

SS im Einsatz. Eine Dokumentation über die Verbrechen der SS, Kongress Verlag Berlin 1957. 

Bernard Mark, Der Aufstand im Warschauer Ghetto. Entstehung und Verlauf, Dietz Verlag Berlin 

1957. 

Im Feuer vergangen. Tagebücher aus dem Warschauer Ghetto. Rütten & Loening Berlin 1958. 

Martin Riesenburger, Also spricht dein Bruder, Union Verlag Berlin 1958. 

Ein Tagebuch für Anne Frank. (Joachim Hellwig/Günther Deicke) Dokfilm 1958. 

Der Prozess wird vertagt (Regie Herbert Ballmann) 1958. 

Lea Grundig, Gesichte und Geschichte, Dietz Verlag Berlin 1958. 

Bruno Apitz, Nackt unter Wölfen, Mitteldeutscher Verlag Halle/Saale 1959. 

Jo von Tiedemann (d.i. Leonie Ossowski), Stern ohne Himmel Verlag der Nation Berlin 1959. 

Sterne (Konrad Wolf, Angel Wagenstein) 1959. 
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Martin Riesenburger, Das Licht verlöschte nicht. Dokumente aus der Nacht des Nazismus, Union 

Verlag Berlin 1960. 

Jurij Brězan, Semester der verlorenen Zeit, Verlag Neues Leben Berlin 1960. 

Faschismus-Ghetto-Massenmord. Dokumentation über Ausrottung und Widerstand der Juden in Po-

len während des zweiten Weltkriegs, Hg. jüdisches Historisches Institut Warschau. Rütten 6 Loening 

Berlin 1960. 

Siegbert Kahn, Dokumente des Kampfes der revolutionären deutschen Arbeiterbewegung gegen An-

tisemitismus und Judenverfolgung. In: Beiträge zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 

(Berlin), 1960, Nr. 31. 

Professor Mamlock, (Konrad Wolf) 1961. 

Das Tagebuch des Dawid Rubinowicz, Volk und Welt Berlin 1961. 

Victor Mika, Tagebücher aus dem Ghetto, Reclam Leipzig 1961. 

Thomas Christoph Harlan, Ich selbst und kein Engel. Dramatische Chronik aus dem Warschauer 

Ghetto, Henschel Verlag Berlin 1961. 

Henry Görschler, Rassen, Rassentheorie und imperialistische Politik, Dietz Verlag Berlin 1961. 

Aktion J. (Walter Heynowski Dokfilm) 1961. 

Franz Fühmann, das Judenauto Aufbau Verlag Berlin 1962. 

Die Jagd nach dem Stiefel (Regie Konrad Petzold) 1962. 

Friedrich Karl Kaul, Der Fall Eichmann, Das Neue Berlin Bebnowski 1963. 

Maria Bienias, Begegnung mit Edith Stein, St. Benno Verlag Leipzig 1963. 

Henry Görschler, Das soziale Wesen und die politisch theoretischen Voraussetzungen des faschisti-

schen Rassenantisemitismus in Deutschland 1933-1945, Phil. Diss. 1963, Berlin Institut für Gesell-

schaftswissenschaften. 

Nackt unter Wölfen (Frank Beyer) 1963. 

Wolfgang Heise, Aufbruch in die Illusion. VEB Deutscher Verlag der Wissenschaften Berlin 1964. 

Rolf Hochhuth, Der Stellvertreter, Volk und Welt Berlin 1965. 

Peter Weiss, Die Ermittlung Rütten & Loening Berlin 1965. 

Friedrich Karl Kaul, Der Fall Herschel Grynszpahn, Akademie Verlag Berlin 1965. 

Auguste Lazar, Die Brücke von Weißensand, Kinderbuch Verlag 1965. 

Helmut Eschwege (Hg.) von Kennzeichen J. VEB Deutscher Verlag der Wissenschaften Berlin 1966. 

Jitzchak Bernstein u. a., Berichte aus dem Warschauer Ghetto 1939-1945, Union Verlag Berlin 1966. 

Die Ermittlung von Peter Weiss, Aufzeichnung einer Aufführung im Fernsehen der DDR. 

Maria Grigorjewna Rolnikaité, Mein Tagebuch, Union Verlag Berlin 1967. 

Heinz Seydel (Hg.), Welch Wort in die Kälte gerufen. Die Judenverfolgung des 3. Reiches im deut-

schen Gedicht, Verlag der Nation Berlin 1968. 

Kurt Meier, Kirche und Judentum. Die Haltung der evangelischen Kirche zur Judenpolitik des Dritten 

Reiches, Niemeyer Verlag Halle 1968. 

Heinrich Fink (Hg.), Stärker als die Angst. Die sechs Millionen, die keinen Retter fanden, Union 

Verlag Berlin 1968. 

Friedrich Karl Kaul, Ärzte in Auschwitz, Verlag Volk und Gesundheit Berlin 1968. 
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Jurek Becker, Jakob der Lügner, Aufbau Verlag Berlin 1969. 

Peter Edel, Die Bilder des Zeugen Schattmann, Berlin Verlag der Nation 1969. 

Flammen, (Konrad Weiß) Dokfilm 1967/1970. 

Fred Wander, Der siebente Brunnen, Aufbau Verlag Berlin 1971. 

Klaus Drobisch u. a., Juden unterm Hakenkreuz. Dt. Verlag der Wissenschaften 1973 

Jakob der Lügner (Frank Beyer) 1974. 

Kurt Pätzold, Faschismus – Rassenwahn – Judenverfolgung, Dt. Verlag der Wissenschaften, Berlin 

1975. 

Jurek Becker, Der Boxer, Hinstorff Rostock 1976. 

Davids Tagebuch, (Konrad Weiß) Dokfilm 1978. 

Peter Edel, Wenn es ans Leben geht. Meine Geschichte, 2 Bde., Verlag der Nation Berlin 1979. 

Helmut Eschwege, Die Synagoge in der deutschen Geschichte, Verlag der Kunst Dresden 1980, 

’s brennt. Lin Jaldati. Erinnerungen (Lew Hohmann) Dokfilm 1982. 

Kurt Pätzold (Hg.), Verfolgung – Vertreibung Vernichtung, Reclam Leipzig 1983. 

Rudolf Hirsch u. Rosemarie Schuder, Der gelbe Fleck, Rütten & Loening Berlin 1987. 

Kurt Pätzold/Irene Runge, Pogromnacht 1938, Dietz Verlag Berlin 1988. 

Jeder konnte es sehen – Novembertage. (Karl Gass) Dokfilm 1988. 

Erinnern heißt leben – Weißenseer Friedhof (Róza Berger-Fiedler) Dokfilm 1988 

Die Lüge und der Tod (Gerhard Scheumann/Walter Heynowski) Dokfilm 1988. 

Ich bin klein aber wichtig – Janusz Korczak, (Konrad Weiß) Dokfilm 1988. 

Herr Schmidt von der Gestapo. Filmische Dokumentation einer Beamtenkarriere. (Róza Berger-Fied-

ler) Dokfilm 1989. 

Die Nacht als die Synagogen brannten. (Róza Berger-Fiedler) Dokfilm 1989. 

Mann an der Rampe. (Scheumann/Heynowski) Dokfilm 1989. 
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Der zweite Weltkrieg in Film- und Fernsehdokumentationen der DDR1 

Informatorischer Beitrag auf der Tagung „Der Zweite Weltkrieg  

in Fernsehdokumentationen“ veranstaltet vom deutschen Komitee für die  

Geschichte des Zweiten Weltkrieges in Mainz, 20./21 Juni 2003. 

Mit zwei Vorbemerkungen knüpfe ich an zwei kürzlich erschienen Publikationen an. In einem Auf-

satz in dem Periodikum Rundfunk und Geschichte werden Walter Heynowski und Gerhard Scheu-

mann als die produktivsten deutschen Dokumentaristen der letzten Jahrzehnte, benannt, die sich auch 

international Geltung zu verschaffen wussten. Der Autor fährt unmittelbar anschließend fort, dass die 

Arbeiten, und das will hier heißen die Verdienste der beiden, „im vereinten Deutschland kaum noch 

wahrgenommen werden.“2 Die andere Vorbemerkung betrifft ein der Arbeit des Filmdokumentaris-

ten nicht unverwandtes Gebiet, das der Museologen. Über eine Monographie, welche die frühen Jahre 

des (Ostberliner) Museums für deutsche Geschichte zum Thema hat, schrieb Fritz Klein, der an diesen 

Anfängen beteiligt war , in einer Rezension in der Zeitschrift für Geschichtswissenschaft: „Was im 

Museum konkret gearbeitet wurde, interessiert den Autor nicht.“3 Wer sich heute zu Fragen an die 

DDR-Geschichte äußert, hat einen nicht zufällig eingetretenen Wahrnehmungsverlust und eine 

ebenso wenig zufällige Wahrnehmungsverengung in Rechnung zu stellen. 

Der Weltkrieg, der 1945 zu Ende ging, blieb in allen Teilen Deutschlands über Jahrzehnte der erst-

rangige historisch-politische Bezugspunkt auf den in Wort und Schrift, starren und bewegten, foto-

grafierten, gefilmten und gemalten Bildern immer wieder zugegriffen wurde. Das geschah mit ganz 

unterschiedlichem Verständnis des Geschehenen und verband sich mit verschiedensten politischen 

und anderen Absichten und Zielen. So verschieden die Entwicklungen in den Jahren der Zweistaat-

lichkeit auch verlaufen mochten, überall herrschte das Interesse, den Nachweis zu erbringen, man 

habe sich von diesem Punkte deutscher Geschichte zunehmend und definitiv entfernt, so dass irgend-

eine Art von Wiederholung vollkommen ausgeschlossen sei. Zugleich blieben die Jahre 1939 bis 

1945 mit ihrer Vorgeschichte, die ja nur im engeren Sinne 1933 begann, eine Herausforderung für 

alle, die versuchen, Triebkräfte der Geschichte und Motive der Handelnden zu verstehen. 

An diesem Prozess geistiger Auseinandersetzungen waren Wissenschaft, Kunst, Literatur, Publizistik 

und Politik – die Reihenfolge ist keine Rangfolge – permanent beteiligt. Wird der Masseneinfluss 

gemessen, den Darstellungen und Interpretationen gewannen, so stehen Theater, Film und Fernsehen 

mit ihren Produktionen gewiss an der Spitze und das selbst, wenn man an Bestseller denkt wie etwa 

an die Memoiren und anderen Publikationen von Feldmarschällen, Generalen und Offizieren der 

Wehrmacht oder Bestseller wie Konsaliks Der Arzt von Stalingrad und Dieter Nolls Die Abenteuer 

des Werner Holt, beide übrigens in der BRD bzw. der DDR verfilmt und Nolls Roman in der DDR 

gar zum Kanon des Deutschunterrichts gehörend. 

Wenige Bemerkungen, Informationen nur, zuvor über die frühesten Anfänge des Dokumentarfilms, 

die in die Jahre der Vorgeschichte der DDR fallen. Seit, und das begann 1946, in der sowjetisch 

besetzten Zone Filme wieder gedreht werden konnten, richtete sich die Aufmerksamkeit auch und 

insbesondere auf die Filmgattung Dokumentarfilm. Sie war bis in die letzten Tage des eben zerschla-

genen Naziregimes hochgradig diskreditiert, so dass gefragt wurde, was mit ihr angesichts von 

 
1  Informatorischer Beitrag auf der Tagung „Der Zweite Weltkrieg in Fernsehdokumentationen“ veranstaltet vom 

deutschen Komitee für die Geschichte des Zweiten Weltkrieges in Mainz, 20./21 Juni 2003. Ich danke ausdrück-

lich den Mitarbeitern des Bundesarchivs, Filmarchivs, Berlin, Fehrbellinerplatz 3, für die kurzfristige und groß-

zügige Unterstützung, die mir die erneute Bekanntschaft und Durchsicht der meisten im Text genannten (und 

weiterer) Filme ermöglichte. 
2  Rüdiger Steinmetz: Ein neues Bild von der Auflösung des DDR-Dokumentaristen-„Studios H&S“ 1982. In: 

Rundfunk und Geschichte. Mitteilungen des Studienkreises Rundfunk und Geschichte. Informationen aus dem 

deutschen Rundfunkarchiv, 28. Jg. Nr. 3-4 (Juli-Oktober 2002), S. 139. 
3  Fritz Klein: Rezension zu Stefan Ebenfeld: Geschichte nach Plan? Die Instrumentalisierung der Geschichts-

wissenschaft in der DDR am Beispiel des Museums für Deutsche Geschichte in Berlin (1950 bis 1955), Marburg 

2001. In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 51. Jg., Nr. 5/2003, S. 485. 
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verbreiteter Skepsis und Ablehnung überhaupt noch bewirkt werden könne. Nicht weniger bedrän-

gend war die Frage, und sie betrifft unser Thema direkt, was den Deutschen an Wahrheiten über die 

jüngste, von ihnen mitgestaltete und also auch mitzuverantwortende Geschichte zugemutet könne. 

Darüber wurde in Veranstaltungen des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung Deutschlands 

und bei anderer Gelegenheit debattiert und gestritten: Doch konnten für beide Fragen Antworten 

kaum an Beratungstischen gefunden werden, an denen mit den eben in Aktion tretenden Filmema-

chern, unter denen Kurt Maetzig4 bald eine herausragende Stellung gewann, der aus der Schweizer 

Emigration zurückgekehrte Schauspieler und Theaterregisseur Wolfgang Langhoff, die aus Mexiko 

gekommene Anna Seghers, der Überlebende des sowjetischen Exils Friedrich Wolf und Stephan 

Hermlin einfanden und sich so scharfsinnige Leute zu Worte meldeten wie der Mediziner Theodor 

Brugsch. Eine kritische Position bezog die Seghers, die in einer Debatte 1947 erklärte, dass „nach 

ihrer Meinung die sowjetischen Genossen unnötig befangen sind, die Frage nach der Verantwortung 

nicht nur der ‚Führungsschicht‘, sondern auch des Volkes für die Aggression scharf zu stellen, das 

sei für die Selbstreinigung unbedingt notwendig.“ Ähnlich argumentierte Hermlin und kritische Ein-

tragungen Brechts in sein Arbeitsjournal aus dem Jahre 1948 gingen in die gleiche Richtung. Indessen 

hatte Langhoff, Intendant am Deutschen Theater, schon früh, im September 1946, Scylla und Cha-

rybdis bezeichnet: Die kommenden deutschen Dokumentarfilme dürften „weder bußpredigerhaft 

sein, noch mit dem Zeigefinger des Oberlehrers“ den Deutschen gegenübertreten, die er als Folge 

ihrer jüngsten Vergangenheit als verstört und verstockt bezeichnete.5 

In jenen Jahren der Vorgeschichte der DDR sind im Ganzen vier Dokumentarfilme entstanden, die 

sich mit der Geschichte von Faschismus und zweitem Weltkrieg auseinandersetzen. Der eine war ein 

Auftragswerk der Militäradministration, das den Titel „Berlinskij proces“ (Der Berliner Prozess) er-

hielt und nur in einer russischen Fassung überliefert ist. Dokumentiert wurde der erste Sachsenhausen-

Prozess gegen Personal des Konzentrationslagers. Die drei anderen waren für die Verwendung vor 

deutschem Publikum bestimmt. Der erste mit dem Titel Todeslager Sachsenhausen (Regie: Richard 

Brandt, von 1946 bis 1949 Produktionsleiter der DEFA-Wochenschau Der Augenzeuge, dann in glei-

cher Funktion bis 1956 beim DEFA-Spielfilm), für den Karl Schnog, der sich als Häftling fünf Jahre 

in Dachau, Sachsenhausen und Buchenwald befunden hatte, den Text lieferte, dokumentierte die Ge-

schichte des Konzentrationslagers und führte bis zur Vernehmung eines gefangen genommenen SS-

Aufsehers durch sowjetische Offiziere.6 Der zweite mit dem Titel Der Totenwald von Zeithain, der auf 

jeden Kommentar verzichtete und nur gegen Ende Musik unterlegte, zeigte die Exhumierung der Lei-

chen von Kriegsgefangenen, vor allem sowjetischen, die infolge von Seuchen und Hunger zugrunde 

gegangen waren. Auf dem Gelände eines ehemaligen Truppenübungsplatzes in Sachsen waren 

schließlich 35.000 Schädel entdeckt worden. Zu dieser Produktion des Jahres 1946 ist im weiteren 

Sinne eine Serie von Dokumentaraufnahmen zu rechnen, die im Auftrag er Zentralverwaltung für 

Volksbildung entstanden und jeweils am Beginn der DEFA-Wochenschau Der Augenzeuge (Nr. 7-

11/1946) zu sehen waren. Sie führten in den Nürnberger Gerichtssaal und mahnten in der Ankündi-

gung Vergesst es nie! eine Forderung, die jedoch mit der Fortsetzung „schuld sind sie“ den Blick, 

entgegen der später formulierten Seghers’schen Position, auf die „Führungsschicht“ lenkte. 

Erst 1948 folgte Mahnung und Verpflichtung, ein Streifen, dessen Entstehung auf einen Auftrag der 

Organisation Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN) zurückging. Er setzte mit Bildern 

von der Berliner antifaschistischen Kundgebung im September, die in DDR-Zeit Tradition gewann, 

ein und thematisierte die Verfolgung der politischen Gegner und der Juden. Doch das Fazit jener 

 
4  Maetzig war nach den faschistischen Masßtäben „Halbjude“, 1944 zum Widerstand gestoßen und Mitglied der 

illegalen Kommunistischen Partei Deutschlands geworden. In der DEFA wurde er Mitglied ihres Vorstandes, 

künstlerischer Direktor und Chefredakteur der Wochenschau „Augenzeuge“. 
5  Zitiert bei Günter Jordan: DEFA-Wochenschau und Dokumentarfilm 1946-1949. Neuer deutscher Film in der 

Nachkriegsgesellschaft zwischen Grundlegung und Wandel von Selbstverständnis, Funktion und Gestalt, Hum-

boldt-Universität Diss. A, Philosophische Fakultät 1990, S. 80. 
6  Eine eingehende Würdigung des Films gibt Günter Jordan: Die frühen Jahre 1946 bis 1949. In: Ders./Ralf Schenk 

(Red.): Schwarzweiß und Farbe. DEFA-Dokumentarfilme 1946-1992. Hg. vom Filmmuseum Potsdam. Berlin 

1996, S. 21 f. 
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frühen Bestrebungen floss Kurt Maetzig auf einer Konferenz im September 1948 in das Urteil, dass 

es – anders als in der UdSSR, den USA und in Großbritannien – nicht gelungen sei, bedeutende 

Dokumentarfilme zu schaffen.7 Bis dahin sollten freilich noch viele weitere Jahre vergehen. 

Die Filmproduktion in der DDR, das gilt für die Dokumentarfilme nicht anders denn für die Spiel-

filme und insbesondere für diejenigen, die sich mit der Geschichte befassten oder sie zum Hintergrund 

hatten, geschah seit ihren Anfängen in staatlichen Einrichtungen und unterlag staatlicher Kontrolle. 

An ihre Hervorbringungen wurden ideologische, innen- und außenpolitische, strategische und takti-

sche und weitere Kriterien angelegt, manche nachvollziehbare und andere, die nur Kopfschütteln er-

regen. Für Dokumentarfilme galt, dass sie das offizielle Geschichtsbild tragen, verbreiten und emo-

tional vertiefen sollten. Das besaß, was den zweiten Weltkrieg anging, einige Fixpunkte, die wissen-

schaftlicher Kritik standhalten konnten. Erstens gehörte dazu die strikte Ablehnung der Verkürzung 

der Kriegsursache auf eine Person, die Hitlers, die damals in der Bundesrepublik noch dominierte. 

Zweitens wurde dieser Krieg in eine Beziehung zum ersten Weltkrieg gesetzt, in gewisser Weise als 

dessen Fortsetzung begriffen und betont, dass das Deutsche Reich, das kaiserliche wie das faschisti-

sche, für die Entstehung beider Kriege die hauptsächliche und – was den Weltkrieg 2 anlangt – die 

alleinige Verantwortung trug. Diese Sicht hat sich in Auseinandersetzungen in der Bundesrepublik 

nach dem Erscheinen von Fritz Fischers Griff nach der Weltmacht durchzusetzen begonnen. Indessen 

sind im Hinblick auf den Krieg von 1914 bis 1918 gegenwärtig auch Zurücknahmen von gewonnenen 

Einsichten zu beobachten. Charakteristischer noch ist die Ausblendung größerer Zusammenhänge 

aus der Betrachtung der Kriege, der Verzicht auf die Beantwortung der Frage nach Kriegsursachen 

und mitunter selbst nach Kriegszielen. Drittens wurde stets auch nach den Interessen gefragt, die auf 

die Wege zu den Kriegen und dann in sie hineinführten. 

Dieser Herangehensweise begegnet dem Historiker schon im ersten der wirklich bedeutenden Doku-

mentarfilme aus der DEFA-Produktion, der 1956 in die Kinos kam und mit einem für damalige Mög-

lichkeiten ganz außergewöhnlichem personellen und materiellen Aufwand hergestellt worden war. 

Du und mancher Kamerad (ursprünglicher Arbeitstitel Krieg oder Frieden) – weder der schließlich 

gewählte noch der ursprüngliche waren dem Inhalt des Films adäquat – war eine Arbeit von Annelie 

und Andrew Thorndike, die über die Grenzen der DDR hinaus bereits durch Dokfilme bekannt ge-

worden waren, deren Gegenstand die Biographien der früheren Wehrmachts- und späteren Bundes-

wehrgenerale Adolf Heusinger und Hans Speidel gebildet hatten und die, was immer man über die 

Stichhaltigkeit der Dokumente im Einzelnen sagen mochte, doch die berechtigte Frage in den Raum 

stellten, ob die beiden Militärs für einen Traditionsbruch stehen und also eine neue Tradition begrün-

den könnten. Diese Arbeiten mögen dazu beigetragen haben, daß, als Du und mancher Kamerad in 

Oberhausen gezeigt werden sollte, Eingriffe und Verbote bundesrepublikanischer Stellen erfolgten. 

Der Film setzte im Kaiserreich mit der Vorgeschichte des ersten Weltkrieges ein und begann mit 

einer Spielszene, die Friedrich Engels während seiner letzten Rede vor deutschen Arbeitern zeigte. 

Die Achse des Films bildete die Frage nach den materiellen Antrieben des Expansionsstrebens, das 

Deutschland in zwei Weltkriege geführt hatte. Zugespitzt wurde diese Argumentation auf die Ge-

schichte der Familie Krupp, aber nicht auf sie allein. Die abgeleitete Lehre lautete: Erst wenn die aus 

Eigentums- und Herrschaftsinteressen entspringenden Motive, in der Welt zu rauben, zu erobern und 

zu herrschen, der Vergangenheit angehören würden, seien friedliche Zustände gesichert. Folglich er-

schien die DDR als der deutsche Staat, der mit seiner Eigentumspolitik, namentlich der Enteignung 

der Monopolkapitalisten, aus zwei Kriegen die richtige Lehre gezogen habe. Diese Wiedergabe des 

Wesentlichen mag das falsche Bild eines vordergründig agitatorischen Films wachrufen. Doch das 

würde dem Charakter des Films, der an die Zuschauer den Anspruch stellte, sich auf ein halbes Jahr-

hundert deutscher Geschichte einzulassen, kaum gerecht. 

Eine zweite Achse des Films bildete die Hervorhebung der Arbeitsleistungen der deutschen Proletarier, 

das passagenweise überhöhte, lobende Bild der deutschen Facharbeiter („die goldenen Hände unseres 

Volkes“), die mit ihren Fähigkeiten ein ganz anderes Deutschland hätten entstehen lassen können als 

 
7  Jordan, DEFA-Wochenschau, S. 166. 
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jenes, das geschichtsmächtig wurde und das diese Arbeiterschaft doch in ihrer Rolle als Produzent von 

Waffen und Kriegsgerät erst möglich gemacht hatte. Eher nur angedeutet war hingegen die Rolle der 

Millionen deutscher Männer, Angehöriger aller Klassen und Schichten, als Soldaten in den Weltkrie-

gen. Immerhin: Vor den Bildern der Verwüstungen und des tödlichen Unheils (u. a. der Sterbenden und 

Toten im Warschauer Ghetto), das die Eroberer verursacht hatten, lautete der Kommentar: „Und so 

zogen wir (die Deutschen) durch Europa“. Erinnert wird an die Zwangsarbeiter, die im Reich schuften 

mussten. Klar auch die Aussage, ganz Deutschland habe nicht so viel Städte, wie auf dem Territorium 

der UdSSR zerstört worden seien, die sich gegen das Selbstbild von Deutschen richtete, sie – nicht die 

„Andern“ – seien am Ende hauptsächliche Opfer des Krieges geworden und gewesen. 

Kaum eine Information aber war dem Kommentar des Dokumentarfilms über die Gründe zu entneh-

men, warum Millionen Deutsche denen Gefolgschaft geleistet und zugearbeitet hatten, die sie in 

Krieg, Niederlagen und Massenelend führten. Die Antwort, dass dieser konfliktträchtige Stoff ausge-

spart werden sollte, liegt nahe, aber greift doch womöglich zu kurz. Hier war wohl auch Hilflosigkeit 

im Spiel, die wir selbst nach den großen Fortschritten historiografischer Forschung keineswegs ganz 

hinter uns gelassen haben. Gesprochen wird von den „Ahnungslosen“, dem Unvermögen, den eige-

nen Feind zu erkennen, von Unwissenheit, vom Verfallen in einen Siegesrausch in den Jahren der 

militärischen Erfolge. Denkanstöße waren das gewiss. Wiewohl der Film mit dem Blick auf die Ar-

meen schließt, die in den beiden deutschen Staaten inzwischen existierten, entließ der Film die Zu-

schauer mit einer optimistischen Botschaft. Aus den deutschen Zuständen war deren Begründung 

nicht geholt und daher wirkte sie aufgesetzt. 

Um Vorgaben und Tabus waren die Thorndikes bei aller Unterstützung nicht herumgekommen. Den 

abgelösten Litwinow konnten sie ins Bild bringen, den Molotow-Ribbentrop-Pakt hingegen nicht. 

Stalin oder auch nur einer der sowjetischen Generale kamen nicht ins Bild, denn der Streifen wurde 

im Jahr des 20. Parteitages der KPdSU mit der berühmten Chrustschow-Rede fertig, als das offizielle 

sowjetische Geschichtsbild über den zweiten Weltkrieg wieder einmal aufgearbeitet wurde. So ergab 

sich nebenbei, dass Eisenhower der einzige führende Militär der Alliierten war, der in dem Streifen 

auftauchte. Auch das Thema 20. Juli 1944 blieb unerwähnt. Wo von Kriegsgegnern die Rede war, 

fielen die Namen von Bästlein, Saefkow, Husemann, Kapelle, Breitscheid, Schulze-Boysen, Kuck-

hoff, der Schumachers, von Hanno Günther, den Scholls und von Paul Schneider und es hieß im 

Kommentar ganz gegen die Wirklichkeit „Wie viele Helden“. Der Thorndikes Du und mancher Ka-

merad war womöglich der Dokumentarfilm der DDR mit der stärksten Langzeitwirkung, die erzielt 

wurde, durch die Verwendung seiner Bilder und Texte im Unterrichtsfilm der DDR-Schule und später 

in vielen Schulsendungen des Fernsehens. In dieser Weise wurde von ihm schon 1957 Gebrauch 

gemacht, als der Unterrichtsfilm Der zweite Weltkrieg entstand.8 

Der zweite Dokumentarfilm, an den hier erinnert werden soll, gehörte zu den frühen Werken von 

Karl Gass (Jg. 1917[-2009]), der 1948 aus der britischen in die sowjetische Besatzungszone überge-

siedelt war und für diesen Film mit Karl-Eduard von Schnitzler zusammengearbeitet hatte, dem meist 

gehassten Fernsehjournalisten der DDR. Die Arbeit entstand 1964 aus Anlass des 20. Jahrestages des 

Attentats auf Hitler, eines Ereignisses, das in Ost und in West und vor allem zwischen ihnen heiß, ja 

hitzig umstritten wurde. Der Streifen hieß Revolution am Telefon und schon dieser Titel, der weder 

dem Ereignis noch seiner filmischen Darstellung gerecht wurde, verriet die pejorative Bewertung. 

Aus einer Kampfstellung heraus, die sich bald nach dem Ereignis in der Endphase des Krieges gebil-

det hatte, erfuhr der Anschlag, dem Hitler knapp entging, eine Einschätzung, die sich wesentlich aus 

den Zielen herleitete, die Carl Goerdeler nach der Stalingrader Schlacht in einer Denkschrift formu-

liert hatte, also aus Vorstellungen die jene konservativ und strikt antidemokratisch eingestellten Ver-

schwörer für Nachkriegsdeutschland hegten. 

 
8  Ohne dass die Autorin das in jedem Falle bemerkt hat oder ausweist, wird diese fortgesetzte Verwendung des 

Films deutlich, wenn die von ihr zitierten oder beschriebenen Passagen aus Unterrichtsfilmen und für den Ge-

schichtsunterricht bestimmten Fernsehsendungen mit dem Original verglichen werden. Karin Kneile-Klenk: Der 

Nationalsozialismus in Unterrichtsfilmen und Schulfernsehsendungen der DDR, Weinheim 2001 (= Schriften 

zur Geschichtsdidaktik, 12. Hg. Uwe Uffelmann, Bernd Mütter u. a.), hier: S. 268. 
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Zudem war nach Kriegsende die Haltung zu den Verschwörern des 20. Juli 1944 auf DDR-Seite 

weniger durch das Ereignis selbst als durch den Versuch geprägt, den in der Geschichtsschreibung 

und -publizistik der Bundesrepublik verbreiteten Bild entgegen zu treten, das die oppositionelle 

Kleingruppe von Militärs in den Rang der einzig relevanten, mit Erfolgsaussicht handelnde Gruppe 

des deutschen Widerstandes erhob. Wiewohl Graf Stauffenberg und – wie der Kommentar sagte – 

„seine Freunde“ im Film als eigene Gruppe charakterisiert (und in die Nähe der Konzeption des Na-

tionalkomitees Freies Deutschland gerückt) wurden, folgte der Autor einer historischen Sicht, welche 

Tat und Täter, wäre ihr Vorhaben gelungen, nur als wenn auch ungewollte Wegbereiter von Kräften 

erscheinen ließ, die einen einseitigen Frieden nach dem Westen hin abschließen, Volkinteressen nicht 

zum Zuge kommen lassen und auf die Mitgliedschaft im antisowjetischen Bündnis kapitalistischer 

Großmächte zusteuern wollten, das Jahre später in der NATO verwirklicht geworden sei. So ergab 

sich unterm Strich eine Traditionslinie, die von Goerdeler über Himmler, der ja bei Kriegsende auch 

Kontakte zu den Westmächten gesucht hatte, bis zur Außenpolitik der Bundesrepublik gezogen 

wurde. 

In der Würdigung Stauffenbergs und seiner Genossen aber scheint der Film aus dem Jahre 1964 der 

DDR-Uhrzeit voraus gewesen zu sein, was sich insbesondere in der Zeugenschaft des Generalstaats-

anwalts Fritz Bauer zeigte, eines einstigen Stuttgarter Mitschülers des Grafen. Bauer sprach über 

Antriebe, die der Oberst aus Schillers Wilhelm Tell oder von Stefan George bezogen haben könnte. 

Die Autoren differenzierten zwischen den Teilnehmern der Verschwörung bis hin zu ihrem Auftreten 

vor Gericht. Erst zwanzig Jahre später – 1984, am 40. Jahrestag der Verschwörung – wurde in Histo-

riographie wie Geschichtspublizistik der DDR und dann definitiv jene Sicht aufgegeben, die den 20. 

Juli von seinen denkbaren Resultaten und aus der Personenliste deutete, die Goerdeler für die künftige 

Staatsspitze ins Auge gefasst hatte. Davon kann man sich anhand der Dokumentarfilme überzeugen, 

die Hans Bentzien, vordem Kulturminister der DDR und inzwischen einer der Leiter des DDR-Fern-

sehfunks, für das Fernsehen produzierte und die wesentlich von den Interviews lebten, die er mit 

Witwen von Teilnehmern der Verschwörung führen konnte. 

An Revolution am Telefon wirkte der Potsdamer Historiker Kurt Finker mit, der wiederholt ins Bild 

und zu Worte kam. Er hat sich als Stauffenberg-Biograph und mit Monographien zur Geschichte des 

20. Juli 1944 einen Namen gemacht. (Später wurden im Abspann von Dokumentarfilmen die Histo-

riker Olaf Groehler und Laurenz Demps als Berater genannt.) Zu den Kuriosa des Filmes gehörte, 

dass in ihm mehrfach zustimmungsfähige Urteile verlesen wurden, die vom „Klassengegner“ stamm-

ten (so solche von Gerhard Ritter und von Allen Welsh Dulles), und aus Büchern zitiert wurden, die 

in der DDR nur Spezialisten in Fachbibliotheken zugänglich waren. 

Welchen Weg die Dokfilm-Produktion der DDR in den folgenden Jahren zurücklegte, machte der 

ebenfalls von Karl Gass in Gemeinschaft mit dem kürzlich verstorbenen Klaus Wischnewski geschaf-

fene Film Das Jahr 1945 deutlich, einer von mehreren Streifen, mit denen sich Gass mit der Ge-

schichte des zweiten Weltkrieges auseinandersetzte. Seit dem Ende des Krieges waren 40 Jahre ver-

gangen. In der Sowjetunion war Michail Gorbatschow Generalsekretär geworden und propagierte 

sein utopisches Friedensprogramm. Der kalte Krieg war beendet. In seiner denkwürdigen Rede aus 

Anlass dieses Jahrestages – sie ist heute, da sich die Bilder von Bombenkrieg, Flucht und Vertreibung 

erneut in den Vordergrund der Geschichtsbilder drängen, zu Unrecht nahezu vergessen – sprach 

Richard von Weizsäcker von Befreiung. 

Das Jahr 1945 setzt ein mit Bildern sowjetischer Soldaten, die an einem Straßenrand einen ihrer Ka-

meraden begraben und gipfelt in den überwältigenden Feiern von Millionen aus Anlass des Kriegsen-

des und des Sieges in Moskau, Paris, Washington und London. Der Film zitiert Bildstreifen, die den 

Hass gegen Deutschland und die Deutschen verdeutlichen (eine Aufschrift in russischer Sprache „Hier 

beginnt das verfluchte Deutschland“ und die Verfluchung aller Deutschen durch eine Polin am Rande 

einer Grube, in welche Leichen gesenkt werden). Er nennt – wiederum zitierend – die Deutschen die 

„Klassiker des Faschismus“, erklärt, dass sie massenhaft aus Anhängern zu Mittätern wurden, die erst 

spät Opfern geworden seien, und macht deutlich, wie ganz anders sie den Mai 1945 erlebten. Er zeigt 

den im April 1945 vom US-amerikanischen Kommandanten Weimars in antifaschistischer Absicht 
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verordneten Zug von Bürgern der Stadt auf das Gelände des KZ Buchenwald.9 Er kontrastiert das 

vielgezeigte Foto einer deutschen Frau, die mit einem sowjetischen Soldaten um ihr Fahrrad kämpft, 

mit einem Bild, das einen Soldaten der gleichen Armee auf einem ebensolchen Vehikel zeigt, auf 

dem er zwei Kinder offenbar spazieren fährt. Er verweist auf die sogenannten Rheinwiesenlager. Er 

rückt die materielle Hinterlassenschaft des Regimes mit Aufnahmen von der Trümmerwüste Dresden 

ins Bild, ohne ein Wort der Anklage gegen die anglo-amerikanische Luftkriegführung.10 

Auch Das Jahr 1945 mündet in Bildfolgen aus, die vom Neubeginn in der sowjetisch besetzten Zone 

zeugen, und erinnert – dies nebenbei – mit einem Standfoto an den damals in der Ära Honecker schon 

weithin vergessenen Walter Ulbricht. Wäre auf irgendeine Weise das Datum der Entstehung dieses 

Dokumentarfilms verloren gegangen, es würde sich doch bestimmt sagen lassen, dass er geschaffen 

wurde, als die Eiszeit des kalten Krieges vorbei war. Polemisch ist er nur gegen Faschismus und 

Krieg. Die geschichtliche Erkenntnis, die der Film im Schlusskommentar einzuprägen sucht, lautete: 

Nicht im Mai 1945 liegt die Katastrophe, sie liegt mindestens zwölf Jahre zurück. Und dann unum-

wunden: „Das muss in die Köpfe“. 

So ließ sich ein anderer, 1987/88 entstandener Film von Karl Gass nicht gestalten. Sein Titel: Eine 

deutsche Karriere, sein Thema: die Biographie des Großadmirals und Hitler-Nachfolgers Karl Dö-

nitz, der in der Bundesrepublik 1981 nahezu neunzigjährig verstorben war. Dönitz’ Lebensweg wurde 

von der Wiege bis zur Bahre verfolgt, vom Eintritt in die kaiserliche Flotte über seinen weiteren 

Aufstieg in der Reichsmarine der Weimarer Republik bis auf den Posten des Oberkommandierenden 

der Kriegsmarine im Nazireich – ein Weg, der nach 10 Haftjahren in Berlin-Spandau in Westdeutsch-

land mit Auftritten vor Traditionsverbänden und einer politisch-dramatische Folgen zeitigenden Rede 

des Unbelehrt-Störrischen vor Schülern des Gymnasiums in Geesthacht endete und den ein demonst-

rativ ehrendes Begräbnis beschloss. Dönitz wird als ein Propagandist des Faschismus vorgeführt und 

so pars pro toto die Lüge von den unpolitischen Militärführern attackiert. Er wird im Angesicht der 

unausweichlichen Niederlage als skrupelloser Demagoge entlarvt, der auch noch die Angehörigen 

der jüngsten Jahrgänge kriegsfähiger Jungen in seine Einmanntorpedos haben will und ihnen mit 

markig-demagogischen Sprüchen wie „dem Teufel den Bart abschneiden“ und „den Teufel aus der 

Hölle holen“ suggerierte, was sie als Soldaten des Führers noch erreichen könnten. Mehrfach verweist 

der Text auf die Kontroverse, die zwischen Dönitz und Speer während der Jahre ihrer Gefangenschaft 

in Spandau über die Beurteilung der Vergangenheit entstand, wobei der Architekt und Rüstungsmi-

nister gleichsam zum Verbündeten der Filmemacher wird und zu gut wegkommt. 

Auch Eine deutsche Karriere nahm die inzwischen alte Frage nach der Haltung der Massen zum 

Regime wieder auf. Unabweisbar stellte sie sich angesichts der Bilder vom Empfang eines hochde-

korierten U-Boot-Kommandanten in seiner Heimatstadt durch eine jubelnde Bevölkerung, die keinen 

Gedanken auf den Tod der Seeleute wendet, die Opfer dieses Kriegshelden wurden. Dann, als der 

Krieg auf sie zurückschlug, hätten die Deutschen Angst bekommen. Warum, wird gefragt, bekamen 

sie Angst nicht zur rechten Zeit? Die Filmemacher nehmen eine Bemerkung von Karl Marx auf, 

wonach Scham eine Art von Zorn sei, eine Weise, sich in sich selbst zurück zu ziehen, um Kraft für 

einen Sprung zu sammeln. 

 
9  Diese Passagen zitieren den US-amerikanischen Dokumentarfilm „Die Todesmühlen“, der 1946 im März in allen 

Kinos der Besatzungszone der USA gezeigt wurde und im Rahmen der Politik der Umerziehung der Deutschen 

von allen erwachsenen Bürgern besucht werden sollte. 
10  Solche Darstellung wäre in früheren Jahren kaum durchgegangen, in denen dieser Teil des Krieges zum Beweis 

für die Skrupellosigkeit und Barbarei des US-amerikanischen Imperialismus diente. Im Lehrplan für die Schulen 

von 1951 wurde als ein zu behandelndes Thema angegeben „Die Terrorangriffe der anglo-amerikanischen Bom-

ber auf die Zivilbevölkerung.“ 1970 schon wurde auf den Begriff „Terror“ verzichtet, 1988 dann die Behandlung 

der „sinnlose(n) Zerstörung Dresdens und anderer deutscher Städte durch anglo-amerikanische Bomber“ ver-

langt. Siehe Kneile-Klenk, S. 298. Die Autorin weist (S. 288) auch auf den Kommentar zur Zer-störung Dresdens 

und anderer Städte im Reich im Unterrichtsfilm Der zweite Weltkrieg von 1957 hin, doch ist die zitierte Stelle 

nicht dessen Autoren zuzuschreiben, sondern ebenfalls eine Übernahme aus Du und mancher Kamerad“, sie 

lautet: „Und über dies todwunde Land fallen amerikanische und englische Bombengeschwader her. Tag für Tag. 

Nacht für Nacht.“ 
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Drei Jahre vor dem Erscheinen von Das Jahr 1945, also 1982, hatte Gass sich mit Zwei Tage im 

August – Rekonstruktion eines Verbrechens einen Namen als filmkünstlerischer Dokumentarist des 

zweiten Weltkrieges gemacht. Der Streifen war nicht länger als eine knappe Viertelstunde. Seinen 

Gegenstand bildeten die Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki am 6. und 8. August 

1945 sowie die ihm in den USA vorausgehenden Auseinandersetzungen um das Ja und das Nein zum 

Einsatz der Atombombe gegen Japan. Einstein, Szilárd, Oppenheimer kamen zu Wort Eisenhower 

wurde zitiert und die Abwürfe schließlich als der militärische Auftakt des kalten Krieges gewertet. 

Der hochaktuelle Bezug lag zutage. Ein Jahr zuvor und nahezu exakt an den Jahrestagen der Abwürfe 

hatte Präsident Ronald Reagan entschieden bzw. bekannt gemacht (6. und 9. August 1981), dass die 

Vereinigten Staaten die Neutronenbombe bauen würden. Mit diesem Hinweis schloss der Film ohne 

weiteren Kommentar. 

Dieser schändlich lückenhafte informatorische Bericht über den Dokumentarfilm in der DDR kann 

nicht gut geschlossen werden, ohne zwei Filme wenigstens zu erwähnen, deren Gegenstand die Er-

mordung der europäischen Juden war. Darauf wurde in Sequenzen in mehreren Filmen verwiesen. 

Von Du und mancher Kamerad war in diesem Zusammenhang schon die Rede. Wo in Revolution am 

Telefon ein Bild von der barbarischen Gesinnung Hitlers gegeben wird, ist der erste Redebeleg der 

Ansprache Hitlers am 30. Januar 1939 mit der viel zitierten Ankündigung der Vernichtung der Juden 

entnommen. Karl Gass schuf 1986 einen Film, der die Frage stellte, was die deutschen „Arier“ denn 

von der Deportation der Juden wissen konnten und der im Titel die Antwort gab: Jeder konnte es 

sehen. 

Gerhard Scheumann (Jg. 1930) und Walter Heynowski (Jg. 1927), die durch ihre Fernsehproduktion 

Der lachende Mann (1966) über den deutschen Legionär „Kongo-Müller“ einen außergewöhnlichen 

Erfolg und Bekanntheitsgrad erlangt hatten, legten 1988 den Streifen Die Lüge und der Tod vor, der 

zu den bedeutendsten Erzeugnissen des DDR-Dokumentarfilms gezählt werden kann. An ihm wirkte 

Stephan Hermlin mit, der die Texte schrieb und sprach. Der Film zeigt kommentarlos zwei Streifen, 

die wenn nicht auf Initiative, so zumindest mit Wissen und Billigung der Gestapoleitstelle Stuttgart 

entstanden. Der erste der beiden gehörte in eine Reihe von den Stadtvätern angeregter Filmdoku-

mente, in denen besonders denkwürdige Ereignisse aus den Kriegsjahren festgehalten werden sollten. 

Zu sehen waren abgrundtief verlogene Bilder von der reichlichen Belieferung eines in einer einstigen 

„Gastwirtschaft zum Kriegsberg“ eingerichteten Verkaufsstelle, der einzigen, die von den Juden der 

Stadt aufgesucht werden konnte. Lebensmittel aller Art werden angeliefert und der Kommentar be-

hauptet dreist, die Juden würden nicht anders versorgt als alle anderen Deutschen. Der zweite Film-

streifen, den die Gestapo wohl auf direkte eigene Veranlassung drehen ließ, zeigt die Versammlung 

und „Abfertigung“ der Juden auf dem Gelände der ehemaligen Reichsgartenschau auf dem Stuttgarter 

Killesberg, die am 1. Dezember 1941 „auf Transport gingen“, also zu den Mördern geschafft wurden. 

Auf die Darbietung dieser beiden Dokumente folgt die Kommentierung einzelner ihrer Bilder, sie 

wieder aufnehmend, zergliedernd, auch vergrößernd. Ohne dass darüber ein hinweisendes Wort fällt, 

werden die am Verbrechen Beteiligten, wenn auch bei weitem nicht vollständig, erkennbar. Der ver-

dienende Betreiber des Geschäfts, von dem nahezu nebenbei berichtet wird, er habe sich nach 1945 

einige Monate im Gefängnis befunden, sodann der Inhaber eines Transportunternehmens, der das 

gefilzte Gepäck der Opfer zum Bahnhof bringt, weiterhin die Bürokraten, die Berichte schreiben, in 

denen sie „besondere Vorkommnisse“ festhalten, selbstredend die Gestapo. Aufgeworfen wird die 

Frage nach der Rolle der Jüdischen Kultusgemeinde in dieser Phase der Verfolgung.11 Der Forderung, 

mit den Dokumentarfilmen dem Zuschauer weder als Bußprediger noch als Oberlehrer gegenüber zu 

treten, ist Die Lüge und der Tod wohl am stärksten gerecht geworden. 

Die Filmdokumentaristen in den Studios de DEFA und des Fernsehens haben mit ihren Werken his-

torisch-politischen Ziele dienen wollen und das einbekannt. Diese Ziele waren nicht verordnet, wenn 

 
11  Auch diese beiden Dokumentarfilme stehen für die Haltlosigkeit der seit 1990 immer wieder vorgetragenen 

These: „Auch im Konzept des zunehmend instrumentalisierten kämpferischen Antifaschismus war in der DDR 

kein Platz für die jüdische Leidensgeschichte.“ Hier zitiert bei Kneile-Klink, S. 277, doch so oder ähnlich zitier-

bar aus einem Überangebot an Quellen. 
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auch die Art und Weise, wie sie verfolgt wurden, Spuren von Gängelung, Überwachung und Zensur 

aufweist. Die haben in den meisten Fällen die Qualität und Überzeugungskraft der Filme – um das 

mindeste zu sagen – nicht gehoben, sie häufig erkennbar einfach auch überladen, doch das Anliegen 

insgesamt nicht aufheben können. Es richtete sich auf die Verbreitung der Idee eines allgemeinen 

Friedens, auf die Warnung vor dem Atomkrieg, auf die Vermittlung von Einsichten in geschichtliche 

Zusammenhänge, die Deutschland und nicht nur Europa von einem Weltkrieg in den anderen geführt 

hatten, und auf die Begründung und Rechtfertigung des alternativen Weges, der in Ostdeutschland, 

die gesellschaftlichen, vor allem der Eigentumsverhältnisse umstürzend, beschritten wurde, um Im-

perialismus, Faschismus und Krieg in die Vergangenheit zu verbannen. 
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Was war? Was bleibt? 

Schlussbemerkungen auf dem Kolloquium am 13./14. Oktober 2000 in Jena 

Vielleicht ist es am Ende dieses Treffens von Historikern, die in DDR-Zeit ausgebildet wurden und 

arbeiteten, doch nicht überflüssig, noch einmal zu Protokoll zu geben, dass es weder Trotz und Trutz 

noch nostalgische Empfindungen waren, die uns zusammenführten. Der Inhalt der Stunden, in der 

wir miteinander redeten oder uns zuhörten, unterschied sich doch wohl spürbar, um zwei Enden einer 

denkbaren Skala anzugeben, von jenen Begegnungen, die etwa von den „Peenemündern“ oder den 

„Ostpreußen“ veranstalteten. Das heißt nicht auch, dass es mir nicht Freude bereitet hätte, alte und 

mitunter vertraute Bekannte nach Jahren hier wieder zu sehen. Das gibt mir Gelegenheit, alle zu bit-

ten, die einstigen Zunftgenossen begegnen werden, die hier aus Gründen des Alters oder der Gesund-

heit nicht teilnehmen konnten – ich erwähne Ernst Engelberg, Günter Rosenfeld, Werner Berthold 

für leider zu viele weitere –, unser aller Grüße und gute Wünsche zu übermitteln. Ein Dankeswort sei 

auch an diejenigen gerichtet, die unsere Zusammenkunft organisatorisch bewerkstelligten. Es gilt 

insbesondere Manfred Weißbecker und Vera Haney. 

Und nun zur Sache: Niemand erwartet oder verlangt gar ein Resümee unserer Debatte. Ihr Ertrag mag 

sich in schriftlichen Äußerungen Einzelner niederschlagen, vielleicht auch weitere Arbeitsvorhaben 

beeinflussen. Wir sahen, dass die Scheinwerfer, die unsere Arbeit vor und nach 1990 ausleuchten, 

sehr verschieden aufgestellt werden können. Das gilt für jeden Blick in die Geschichte und also auch 

für den unsrigen auf die eigene mehr oder weniger fern zurückliegende Arbeit. 

Reden wir auch von den Blickwinkeln, die nicht gewählt oder vernachlässigt worden sind, so ließe 

sich zuerst erwähnen, dass niemand unter soziologischen Gesichtspunkten fragte, was aus den Hun-

derten von Historikern wurde, die sich zu DDR-Zeit mit der Geschichte befassen konnten. Über die 

sehr unterschiedlich verlaufenden Lebenswege nach 1990 besitzt jeder nur mehr oder weniger zufäl-

lig gewonnene Informationen. Ein Zahlen gestützter Überblick würde indessen zu einer vollständigen 

Bilanz gehören. Ausgelassen wurde auch eine Analyse der politischen Wege der ostdeutschen Histo-

rikerzunft nach dem Wendejahr, als sie sich unter dem Eindruck neuer Erfahrungen, Wertungen und 

sich auffächernder Lebensumstände sehr verschieden zu gestalten begannen. Für beide Fragerichtun-

gen gilt wohl, dass sie – erstens – kaum jemand ausschreiten wird, wenn nicht einer aus dem Kreis 

der betroffenen Zeitzeugen sich an die Aufgabe macht, und dass – zweitens – sich viele Spuren ver-

wischen werden, wenn sie nicht alsbald aufgenommen werden können. 

Uns beschäftigten vor allem zwei Fragen an unsere Arbeit. Die eine eröffnet die Perspektive auf 

Leistungen, Versäumnisse und Versagen zu Zeiten der DDR und sucht eine Antwort auf die Frage, 

welche Wirkungen von der Historiographie in die verflossenen Zeiten ausgingen. Sie lautet: Was 

war? Was wurde bewirkt? In das Politische übersetzt heißt die Frage, welchen Anteil sich Historiker 

daran zuzuschreiben haben, dass die DDR war, wie sie wurde, und dass sie, unfähig zu Kräften der 

Erneuerung, unterging. 

Die zweite Frage lautet: Was bleibt? – so hat sie Helga Schulz bald nach 1990 in einem Aufsatz 

formuliert, der in einer österreichischen Fachzeitschrift erschien – und sie würde nach etwa einem 

Jahrzehnt heißen: Was ist geblieben und was durch die Fortsetzung von Arbeiten bewahrt und ver-

mehrt worden? Thomas Kuczynski sagte in einer Rede während der letzten Zusammenkunft der His-

torikergesellschaft der DDR in Berlin, es würde vom Vorhandenen nur etwas bleiben, wenn wir ihm 

etwas hinzufügen könnten. Da waren unsere Vorstellungen von den widrigen Umständen, unter denen 

das allenfalls geschehen konnte, noch unausgebildet. 

Beide Fragen – das „Was war“ und „Was ist geblieben“ – führen nicht in entgegengesetzte Richtun-

gen. Der kritische Blick in die Arbeitsjahre zu DDR-Zeit erscheint als eine unabdingbare Vorausset-

zung dafür, heute nützlich zu sein. Manfred Weißbecker hat einleitend mit wenigen Bemerkungen 

deutlich gemacht, dass das Schweigen der (ostdeutschen) Historiker eine Legende darstellt. Dass 

Eckart Müller-Mertens, Günter Benser, Fritz Klein, Wolfgang Jacubeit die Kraft und den Mut auf-

brachten, sich zu ihrer Arbeit autobiographisch zu äußern, ist aus meiner Sicht aller Ehren wert. In 
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die Reihe dieser Wortmeldungen gehört an ihrem Anfang auch die von Walter Markov. Andere haben 

das nicht mehr tun können: die Leipziger Ernst Werner, Gustav Seeber, Manfred Kossok, die Greifs-

walder Johannes Schildhauer, Konrad Fritze, die Berliner Wolfgang Schumann, Ludwig Nestler, der 

Jenaer Siegfried Schmidt. Und da so viel Vergleiche zwischen der DDR und der Nazidiktatur ange-

stellt werden, lässt sich fragen, wie viele von den in den Jahren 1933 bis 1945 aufgestiegenen und 

etablierten Historikern denn zu ihrer Rolle nach dem Ende der faschistischen Herrschaft – und da gab 

es der Gründe mehr – sich überhaupt oder gar aus freien Stücken geäußert haben. Jetzt erst befassen 

sich wie auf den jüngsten Historikertagen die selbst inzwischen in die Jahre gekommenen Schüler 

dieser Lehrer mit deren Biographien. Sie haben wenig Mühe, Selbstbekenntnisse zu analysieren. 

Im verflossenen Jahrzehnt haben sich an vielen und meist auch entlegenen Stellen weitere Historiker 

aus DDR-Zeit über Details geäußert, naturgemäß zumeist über ihr eigenes Arbeitsfeld. Untersucht 

wurde – um Beispiele aus meinem eigenen Interessengebiet zu nennen – wie das war mit unserer 

Darstellung der Haltung der Volksmassen in den Jahren der faschistischen Diktatur oder wie nahe 

wir einer historisch gerechten Bewertung etwa der Bewegung des 20. Juli 1944 gekommen waren. 

Früh und kontrovers wurde erörtert, ob und wie sich die DDR-Geschichtsschreibung mit dem Thema 

von Judenverfolgung und Judenmord befasste. Ähnlich prüften Spezialisten anderer Zeiträume, was 

von Geschriebenem und Gesagtem mit Überzeugung vertreten werden konnte, wo Auslassungen, 

Verzeichnungen, Blindstellen vorlagen und woher sie rührten. Es wäre hilfreich, eine Bibliographie 

dieser publizistischen Äußerungen zu besitzen. 

Gegenüber der Aufmerksamkeit für das – in aller Regel wesentliche und nicht abseitige – Detail, 

traten Fragen, die wir früher Grundfragen genannt hätten, in den Hintergrund. Das erscheint nicht als 

ein Zufall, war doch zu DDR-Zeit der geschichtsphilosophische Schwung, den mindestens die älteren 

von uns während ihrer Studienzeit erlebt hatten, weitgehend verloren gegangen. Das geschah gewiss 

unter dem Eindruck der „Mühen der Ebenen“, aber war doch auch Folge eines sehr genügsamen 

Selbstverständnisses von Wissenschaft und geschah vielleicht auch mit dem Vorwissen oder der Vor-

ahnung, ein Terrain zu betreten, das nicht nur wenig gefragt war, sondern auch eine Masse von Zwei-

feln bereithielt. 

In der DDR-Geschichtswissenschaft gab es nicht nur eine zunehmende Konfliktschau im Hinblick 

auf die ausrechenbaren Reaktionen der Obrigkeit. Umfassendere theoretische Fragestellungen an die 

Geschichte wurden arbeitsteilig mehr und mehr an wenige Spezialisten delegiert, die zudem als Exo-

ten erschienen und von denen wieder nur wenige feste Arbeitskontakte mit Philosophen besaßen. Die 

Historikerzunft der DDR als ganze erfassende, ins Theoretische reichende Diskussionen gab es öf-

fentlich nicht mehr. Die Debatten in Leipzig zur Revolutionsgeschichte, an die unlängst während 

eines Gedenk-Kolloquiums für Manfred Kossok anlässlich von dessen 70. Geburtstag erinnert wurde, 

waren eine Ausnahme und sie endeten zeitlich vor dem Jahr 1917. 

Irgendeine Historikerdebatte – in Gewicht, Ausmaß und gesellschaftlicher Ausstrahlung etwa ver-

gleichbar der „Fischer-Kontroverse“ oder dem „Historikerstreit“ in der BRD – hat es in der DDR-

Gesellschaft nicht gegeben. Die Auseinandersetzung der fünfziger Jahre, die über die Volksmassen 

am Beginn des Ersten Weltkrieges stattfand und durch eine Arbeit von Jürgen Kuczynski ausgelöst 

worden war, vermied bereits die naheliegende Betrachtung des Gegenstandes aus dem Gesichtswin-

kel von 1939 und sie endete mit Disziplinierung und Parteiverfahren. Die politischen Barrikaden wa-

ren früh genau an jenen Stellen errichtet, an denen im ureigensten Sinne unsere Interessen berührt 

waren. Wir haben sie in unserem öffentlichen Wirken respektiert. Und darin sehe ich den – unseren 

– Hauptbeitrag zum Ende der DDR. Es gab im Staate DDR vielfältige Erscheinungen eines geistigen 

Todes, der dem politischen Tod des Staatsganzen vorausging. Und dieser geistige Tod war nicht im 

Politbüro und dessen Dunstkreis allein anzutreffen. 

Nicht daß, um ein Missverständnis zu vermeiden, nicht auf vielen Teilgebieten der Geschichtswis-

senschaft bis in das Jahr 1989 solide gearbeitet, Ergebnisse vorgelegt, Vorhaben geplant worden wä-

ren, deren Nichtzustandekommen nur bedauert werden kann. Dieses Leben konnte jeden internatio-

nalen Vergleich aushalten. Man sehe sich die Rednerliste des Madrider Kongresses von 1990 an. Und 
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als sozialistische Agitatoren sind Historiker der DDR doch nicht in den verschiedensten Ländern als 

Diskussionspartner zu Tische gebeten worden. Doch die doppelte Aufgabe der Wissenschaft, Ge-

wissheiten zu vermitteln und zugleich Zweifel zu säen, rücksichtslos Herausforderungen an sich 

selbst und an andere zu formulieren, blieb ungelöst. Nicht allein Politiker, aber sie doch, von außer-

gewöhnlichen Erscheinungen abgesehen, in erster Linie verlangen Gewissheiten, wollen von Zwei-

feln nicht irritiert sein, um Zuversicht und Optimismus und am besten Siegesgewissheit überzeugt 

und überzeugend verkünden zu können. Die Wissenschaft aber gebiert den Zweifel. In dem daraus 

erwachsenden Spannungsfeld haben wir im realsozialistisch genannten System einen angemessenen 

Platz nicht eingefordert und im Kern versagt, uns dafür schon in den eigenen Reihen nicht ausrei-

chend präpariert. Die Forschungen – wieder bleibe ich bei meinem Leisten – über die Geschichte des 

deutschen Faschismus hatten über das theoretische Verständnis, das in die bekannte Faschismus-De-

finition der Komintern gegossen worden war, erheblich hinausgeführt, ohne dass daraus auch nur 

wissenschaftlich relevante Konsequenzen gezogen worden wären. Und das war, gemessen am gan-

zen, noch eine Frage des Details. Die Geschichte, die vor unseren Augen ablief oder uns aus For-

schungen gegenwärtig war, bot Herausforderungen die Masse, denkt man an Fragen an das Massen-

verhalten – ausgelöst durch die Ereignisse in den Jahren von 1953, 1956 und 1968 im eigenen „Lager“ 

– oder die Rolle von Führern von Fidel Castro bis Kim Il Sung. Nein, Beunruhigung oder gar Unruhe 

haben wir in die Gesellschaft nicht getragen und die These, dass dies unmöglich gewesen sei, greift 

kurz und erscheint mir auch als eine Ausrede. 

Und nun – seit 1990 – liegt da vor uns der gigantische Scherbenhaufen eines beispiellosen geschicht-

lichen Unterfangens, das aus den in widerstreitende Klassen gespaltenen Gesellschaften von Herr-

schenden und Unterdrückten, von Ausbeutern und Ausgebeuteten herausführen sollte. Nun sind wir 

in einer Gesellschaft angekommen, in der, wie manch erwartungsgeladene frühere DDR-Bürger ohne 

besondere Vorbildung erstaunt bemerkt haben, bei ganz anderen Zielsetzungen wiederum und über-

mäßig die Gewissheiten gefragt sind und die Mehrheit der bestallten Historiker – wieder beziehe ich 

mich auf das Feld eigener Interessen – mehr durch geschichtspublizistische Äußerungen von Daniel 

Goldhagen oder Norman Finkelstein herausgefordert zu sein scheint als durch die deutschen Zu-

stände. Während in der Gesellschaft seit Monaten in Parlamenten und in der Öffentlichkeit darüber 

beratschlagt wird, was sich gegen Rassismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit tun lässt, die 

ein Markenzeichen der BRD zu werden drohen, haben sich die für die Vorbereitung des Historiker-

kongresses in Aachen Verantwortlichen spät entschlossen, zusätzlich zur geplanten Sektion „Natio-

nalsozialismus und SED-Herrschaft im Diktaturen-Vergleich“ eine ursprünglich nicht vorgesehene 

Diskussion in das Programm aufzunehmen, deren Thema lautete: „Rechtsradikalismus: Was kann die 

Geschichtswissenschaft tun?“ 

An diese Beobachtung knüpft sich die keineswegs nur rhetorisch gemeinte Frage: Haben wir durch 

unsere Biographien in DDR-Zeit das Recht verwirkt, uns als Wissenschaftler einzumischen? Sind wir 

gleichsam auf Lebenszeit disqualifiziert uns neu belehrt gesellschaftlich bemerkbar zu machen, wie 

gering mancher Möglichkeiten auch sein mögen? Die Antworten darauf werden von vielen Möglich-

keiten, Motiven und Erwägungen bestimmt. Ich habe mich an den Rat eines früheren Studenten nicht 

gehalten, in den Schrebergarten zu gehen und bin nicht sicher, ob er ihn heute wiederholen würde. 

Für diese Entscheidung gab es einige Gründe und sie haben sich unter dem Eindruck des letzten 

Jahrzehnts verstärkt. 

Erstens empfinde ich die Pflicht, denen, an die ich mich früher in Wort und Schrift gewandt habe, 

offen zu sagen, was ich von dem damals Mitgeteilten nach wie vor für richtig halte und wovon ich 

mich getrennt habe und warum das geschah. Es gibt in den ostdeutschen Bundesländen, aber auch in 

den alten eine nicht so geringe Anzahl von Menschen, die das erwartet und auch erwarten kann. Man 

mag über unsere Arbeit denken was man immer will, jedenfalls hatten wir das Privileg und das war 

doch vielfach auch ein Vergnügen, uns über Jahrzehnte geistig zu beschäftigen – hauptberuflich. 

Zweitens sehe ich in der Hinterlassenschaft der DDR-Geschichtswissenschaft ein zwar zu sondieren-

des, aber nicht zu verwerfendes Erbe deutscher Geschichte und in einem Teil Deutschlands geleisteter 

wissenschaftlicher Arbeit, deren Abfertigung als bloßer Beitrag für politische Legitimationszwecke 
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sachlich ungerechtfertigt, politisch intendiert und obendrein dumm ist. Darauf zu bestehen, dass die 

von der DDR-Historiographie erzielten Forschungsergebnisse nicht wie viele Bücher auf dem Müll-

haufen landen, ist auch eine Frage der Gerechtigkeit gegenüber denen, die sie hervorbrachten. Aber 

dies steht nicht im Vordergrund. Letztlich geht es darum, ob eine geschichtstheoretisch fundierte 

Strömung fortlebt oder einem unausgesprochenen Verdikt anheimfällt. Die These, was vom histo-

risch-materialistischen Geschichtsdenken brauchbar sei, wäre kritisch in den anderen Strömungen 

aufgehoben worden, ist – gelinde gesagt – eine Übertreibung und die sie vertreten, sollten bei der 

Besichtigung von vielem, was nicht einfach nur als Geschichtsinterpretation angeboten wird, sondern 

im Zentrum der „Volkspädagogik“ steht, mindestens rot werden. 

Drittens hat die Entwicklung des letzten Jahrzehnts die Hoffnungen vieler zerschlagen, dass das Ende 

des Kalten Krieges zwischen den beiden bis dahin die weltgeschichtliche Szene beherrschenden Blö-

cken, erreicht durch den Untergang des einen, die Menschheit in ruhigere Fahrwasser gelangen lassen 

werde. Die Geschichtswissenschaft der DDR kann dazu beitragen, die großen innen- und außenpoli-

tischen Themen unserer Tage aus einer Perspektive zu betrachten, die Gefahren besser wahrnehmen 

lässt. Das gilt natürlich nur, wenn sie von Irrtümern, Einseitigkeiten und anderen Mängeln befreit ist. 

Das sind drei Gründe für mich, ein wenig weiterzumachen. Es scheint mir, dass in der Geschichte 

nichts verloren geht, bevor es nicht verloren gegeben wird. 

Ich gebe hier abschließend meine und muss spätestens hier sagen, dass das wiederholte Vorkommen 

der Worte „wir“ und „uns“ in diesen Schlussbemerkungen niemanden zu vereinbaren beabsichtigt. 

Doch erscheint es mir durch viele Gespräche gerechtfertigt, darauf zu bestehen, dass der kritische 

Blick zurück unter den Historikern der DDR nicht als Ausnahmeerscheinung angetroffen werden 

kann und – das wäre eine eigene Erörterung wert – die Kritiken sich in mancher Hinsicht verschärft, 

in anderer aller auch abgeschwächt haben. 
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Annäherung an den geschichtlichen Ort der DDR 

Diskussionsbeitrag auf der Konferenz „Das lange Leben der DDR“,  

Weimar am 10./11. März 2000 

In einem Punkte, er betraf ein Eingeständnis, waren sich Historiker nach dem Jahre 1990 in Ost wie 

in West weithin einig: Sie bekannten, dass sie die jähe Wende nicht vorhergesehen hatten, die, wie 

manche heute meinen, sich als eine Epochenwende darstellt. Diese Erfahrung zeitige wiederum Über-

legungen, die sich auf die lange – namentlich unter Marxisten – vielfach überschätzte Leistungsfä-

higkeit der Geschichtswissenschaft richten. Sie wurden aber bisher nicht sehr weit getrieben. Dabei 

erscheint es als unabweisbar, sich neu über den Platz zu verständigen, den Historiker in der Gesell-

schaft rechtens beanspruchen können und daher auch beanspruchen sollten. Auf diese Notwendigkeit 

weist auch der verbreitete Missbrauch hin, der tagaus tagein mit Tatsachen aus der Vergangenheit in 

allen Bereichen der Politik getrieben wird. Denn die derzeit vielberufene Praxis, sich durch Bezug-

nahmen auf die Geschichte zu „legitimieren“, war beileibe kein Spezifikum führender Politiker der 

Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. 

Weltanschauliche Fragen beschäftigten stets nur eine Minderheit von Menschen, Angehörige der In-

telligenz eingeschlossen. Und das wiederum bewirkt gegenwärtig, dass sich die Zunft der Historiker 

besonderen Herausforderungen aus der gesellschaftlichen Öffentlichkeit nicht gegenübersieht und 

ihre Angehörigen nicht gedrängt werden, ihre schockierende Beobachtung an und mit sich selbst zu 

verarbeiten und die Resultate öffentlich bekannt zu geben. Doch rechtens können sich dieser Aufgabe 

am wenigsten jene entziehen, die geglaubt hatten, um die Gesetze zu wissen, nach denen sich die 

Weltgeschichte bewegt und in deren Bahnen sie künftig verlaufen würde. Das nahmen vor allem wir, 

die von Marx und dessen Geschichtsverständnis Herkommenden, für uns in Anspruch. So besitzen 

die Historiker aus DDR-Zeit zunächst einmal einen aus ihrer Herkunft und Vergangenheit sich erge-

benden Grund, ihre schmerzlich neugewonnenen Einsichten zu ordnen und sich womöglich zu Er-

kenntnissen durchzuarbeiten. Das bloße forschende Fortschreiten von einem Thema zum nächsten 

und der Nachweis, dass man sich auf einem begrenzten Feld mit sicherem Instrumentarium bewegen 

kann, erscheint als angemessen. Freilich: Über den Schwierigkeitsgrad dieser Rechenschaftsgabe 

können schwerlich zweierlei Meinungen existieren. 

Zu diesem Antrieb aus Eigenem tritt hinzu, daß, nachdem die Gewissheit des historischen Ortes ihnen 

verloren gegangen ist, sich eine Minderheit von (vorwiegend Ost-) Deutschen fragt, an welchem 

Punkt national- und weltgeschichtlicher Entwicklung sie überraschend und unfreiwillig, aber auch 

nicht schuldlos angelangt ist. Die Frage besitzt viele und vor allem politische Dimensionen. In zuge-

spitzter Formulierung lautet sie: Ist auf der Schwelle des 21. Jahrhunderts mit dem Blick in die Zu-

kunft nur noch an eine ausbessernde Reform der existierenden gesellschaftlichen Form, also der ka-

pitalistischen Zustände, zu denken, (woran sich die weiteren Frage schließen, wie die bewirkt werden, 

wie sie aussehen und wohin sie führen könnte), oder ist eine Entwicklung vorstellbar, und nicht nur 

als ein Traum- oder Wunschbild – Vision lautet das modische Austauschwort für Ziel –, die über 

diese Zustände hinaus führt in eine sozialistische Gesellschaft (und auch daran schließt sich dann 

wieder eine Fragenkette). Wie die Antwort ausfällt, das vermag sehr verschiedenes praktisches Ver-

halten in der Gesellschaftspolitik hervorzurufen und zu begründen. Tun und lassen können sich da 

rechtfertigen. 

Gegenüber den beiden beschriebenen Sichten existiert eine gleichsam vermittelnde, die den Kapita-

lismus bereits in einem Wandel und durch sozialistische Elemente gekennzeichnet sieht. Der Sozia-

lismus wird als work in being, also als Resultat einer nicht näher beschriebenen, schon im Gange 

befindlichen fortgesetzten reformierenden Veränderung verstanden. Da Auffassungen, denen mehr 

Überzeugungskraft verliehen werden soll, meist nach autoritativen Stützen verlangen, ist Eduard 

Bernstein wieder in Rede gekommen. Das ist zum einen verständlich, haben die Sozialisten doch 

allen Grund, was je und immer über den Ausweg aus dem Kapitalismus gedacht wurde, vor dem 

Hintergrund ihrer neuen Erfahrung kritisch zu durchmustern. Doch muss das nicht auf eine Suche 

nach neuen Säulenheiligen hinauslaufen. Indessen und immer wieder: Je stärker die Ungewissheiten 
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empfunden werden, umso dringender artikuliert sich das Bedürfnis, auf irgendeine Weise festen Bo-

den unter sich zu wissen [...] 

Die gegenwärtige Debatte besagter Minderheit über weltverändernde Zukunftschancen kann fraglos 

gewinnen, wenn es gelänge, Klarheit über den verlorenen geschichtlichen Ort zu gewinnen. Das ver-

langt zweierlei: diesen Ort richtig zu bestimmen und den Abschied von den Einbildungen und Irrtü-

mern, die seine offenkundig falsche Kennzeichnung hervorriefen. Schon das ist erwiesenermaßen 

schwierig genug. Faschismusforscher mögen sich daran erinnern, wie unterschiedlich der historische 

Platz dieser nach dem Ersten Weltkrieg entstehenden Bewegung, die Partei, Staat und eine Zeit lang 

Supermacht wurde, gesehen und bestimmt worden ist. Dass der Faschismus zu den Krisenerschei-

nungen der kapitalistischen Welt gehört, hat sich auch mit der zeitlichen Entfernung von seiner Hoch-

zeit bestätigt. Diese Krise aber erfordert auf der Schwelle zum 21. Jahrhundert selbst eine Neubewer-

tung. Sie schließt eine Auseinandersetzung mit den Imperialismustheorien der Linken ein. 

Die bezeichnete Aufgabe wird zusätzlich dadurch erschwert, dass sie unter einem immensen ideolo-

gischen und propagandistischen Druck derer erfolgt, welche die DDR inzwischen in der deutschen 

und der Weltgeschichte fest platziert haben. Dass sie eine von deren „Fußnoten“ sei, war eine ver-

gleichsweise noch harmlose Fehlnotierung. Im Hauptstrom der Deutungen gilt die DDR als eine Ab-

weichung vom Entwicklungsgang der Nationalgeschichte, wird das Leben in ihr und für sie als die 

vertanen Jahre einer Millionenzahl von Deutschen umgewertet, die durch eine fremde Macht davon 

abgehalten worden seien, ihren Weg zu gehen. Mit mehr oder weniger geschichtsphilosophischem 

Aufwand werden Entstehen und Geschichte der ostdeutschen Republik dem Versuch zugeordnet, eine 

Gesellschaftsutopie zu verwirklichen, der – so wird behauptet – unvermeidlich zu Unrecht, Terror 

und vielen katastrophalen Folgen für Einzelne, ganze Gruppen und die davon betroffenen insgesamt 

führen musste. 

Um dieser These, die eine Zwangsläufigkeit, wenn nicht Gesetzmäßigkeit postuliert, die für andere 

Prozesse strikt abgelehnt wird, mehr Glaubwürdigkeit zu geben, wird es als das Hervorstechendste 

unter den Charakteristika des 20. Jahrhundert bezeichnet, dass in seinem Verlauf zweimal versucht 

worden sei, Utopien zu verwirklichen. Das eine Mal hätten das die Faschisten getan, das andere Mal 

wäre es durch die Kommunisten geschehen. En passant werden die faschistischen Bewegungen und 

Staaten als bloßer Ausfluss eines falschen Denkens und Projektierens dargestellt, als Gestalt gewor-

dene gesellschaftliche Utopie, als Erzeugnis der totalitären Weise, Zukunft zu denken. Hitler, Rosen-

berg u. a. erscheinen als Utopisten und diese werden dann – das ist die nicht ausgesprochene aber 

naheliegende und logische Konsequenz – mit Marx und Engels, mit Bebel und Kautsky auf eine Stufe 

gestellt. Sie gelten samt und sonders als die gescheiterten Architekten einer verbrecherischen Politik. 

Ihre Biographien seien zu nichts gut, ausgenommen für die Verfertigung von Warn- und Gefahren- 

und vor allem für Verbotstafeln. Über den aktuellen politischen Nutzen dieser Methode, die Ableh-

nung und Hass gegen den Faschismus auf die Mühlen des Antikommunismus und Antisozialismus 

leitet, muss kein weiteres Wort verloren werden. 

Für alle Menschheitszukunft aber sehen sich die Lebenden der Forderung gegenüber: Verabschiedet 

Euch von allen Gesellschaftsutopien, sofern ihr mit ihnen einen Vorsatz zu eingreifendem Handeln 

verbindet. Gleichsam verzuckert wird dieses Verlangen, beispielsweise von dem Hitlerbiographen 

Joachim C. Fest. Der machte kürzlich in einem Rundfunkinterview vor den utopischen Denkern vor-

vergangener Jahrhunderte eine Verbeugung, markierte danach aber den Sündenfall an dem Punkte 

im 18. Jahrhundert, da zuerst Gedanken und Pläne aufgekommen wären, den vorgestellten Ort 

menschlichen Zusammenlebens auch zu erreichen. Dieser Wechsel sei verhängnisvoll gewesen. Als 

„regulative Idee“, was immer darunter verstanden wird, zum Zwecke moralischer, sittlicher und ethi-

scher Selbstbestimmung (und das Ich aufwertender Erbauung) ließe sich schon an utopischen Vor-

stellungen festhalten. Werde ihnen aber praktisch zugestrebt, würde es fürchterlich. Das erinnert an 

die Textzeilen jenes in der frühen Arbeiterbewegung gesungenen Liedes: „Freiheit, die ich meine, 

die mein Herz erfüllt, komm‘ mit deinem Scheine, süßes Engelsbild. Magst du nie dich zeigen der 

bedrängten Welt, führest Deinen Reigen nur am Sternenzelt?“ 
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Ja, am Sternenzelt dürfen Utopien festgemacht werden, nicht aber beheimatet sein in politischen Be-

wegungen. Es braucht keinen Beweis, dass diese geschichtsphilosophische und -theoretische Sicht, 

Skepsis – sie nennt Fest die erste demokratische Tugend – und auch Resignation verbreitet. Sie ist 

bestens geeignet, die politischen Ansprüche der „Unterprivilegierten“ klein zu halten und sie Be-

scheidenheit zu lehren. Wer sich diese Sicht auf die historischen Bestrebungen in einem erheblichen 

Teil des Erdballs zwischen dem Pazifik und der Ostsee angeeignet hatte, braucht sich mit der Analyse 

der Jahrzehnte zwischen der Oktoberrevolution und der Wende von den achtziger zu den neunziger 

Jahren des 20. Jahrhunderts nicht aufzuhalten, sondern kann sich damit begnügen, Einzelheiten, so-

fern von ihnen überhaupt die Rede ist, diesem Grundmuster zuzuordnen. 

Nun kann dem Klischee vom Scheitern aus Gründen der menschlichen Natur, denn darauf läuft die 

These von der Verführungskraft von Utopien ins Verbrecherische doch hinaus, eine Betrachtung ent-

gegengesetzt werden, die sich in der Tradition geschichtswissenschaftlichen Forschens bewegt. Die 

verlangt, sich an die Tatsachen zu halten und sie möglichst vollständig zu erfassen, um sodann ihre 

Wirkungszusammenhänge aufzudecken. Derart kann die Entwicklung zwischen 1917 und 1990, in 

die seit 1949 auch die DDR gehörte, als eine geschichtliche Existenzkrise des Kapitalismus verstan-

den werden, die er hauptsächlich überstanden hat und aus der er mit neuer gestaltender, zugleich 

zunehmend zerstörerischer Kraft hervorgegangen ist. Diese Krise wurde durch zwei Prozesse cha-

rakterisiert: Zunächst – und eben mit dem Sturz des Zarismus in Russland und mit dem Aufbruch 

eines Armenhauses in eine neue und unbekannte Zukunft einsetzend – durch die Entstehung einer 

nichtkapitalistischen Alternative. Damit zerbrach die eine Welt und ihre Protagonisten vermeinten, 

das „Kapitel zwei“ der Weltgeschichte aufgeschlagen zu haben. Dieser Prozess weitete sich in den 

etwa anderthalb Jahrzehnten nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und kam am Beginn der sech-

ziger Jahre zum Stillstand. aus. Der Sozialismus hatte sich auf asiatischem Boden ausgebreitet und 

sich vor dem amerikanischen Festland etabliert. Ja, er schien Afrika und womöglich Mittel- und Süd-

amerika zu erreichen. 

Der zweite, diese Krise charakterisierende Prozess bestand im Zerfall des Kolonialsystems, der – 

einmal begonnen – ein galoppierendes Tempo annahm. Er verband sich bei den einen mit der Hoff-

nung, bei anderen mit der Befürchtung, es werde der Weg aus der Befreiung vom Kolonialjoch als-

bald in sozialistische Bahnen gelangen. Entwicklungen vor allem in einstigen Kolonien Frankreichs 

in Asien und Portugals in Afrika, aber auch in manchen arabischen Staaten und in Staaten am Osthorn 

des „schwarzen Kontinents“ schienen darauf hinzudeuten, dass sich in ihnen politische Führungseli-

ten formierten, die ihre Länder nicht nach den Prinzipien zu gestalten wünschten, die in den „Mutter-

ländern“ herrschten. 

Doch es kam nicht, wie 1928 auf dem VI. Weltkongress der Kommunistischen Internationale vorge-

dacht oder erwartet, zu einer Vereinigung dieser beiden kritischen Ströme. Das hatte gewiss mehrere 

Gründe. Nicht der geringste bestand darin, dass sich die anziehenden und unterstützenden Kräfte des 

Sozialismus in den vielen Kämpfen um die Zukunft der neuen Staaten in Afrika und Asien als zu 

schwach erwiesen. Es triumphierte der Neokolonialismus. Das Kapital begann die staatlich veränder-

ten Weltteile auf neue Weise zu beherrschen. Die Kräfte, die in ihren Ländern an einen Weg aus 

Elend, Armut hin zu sozialer Gerechtigkeit geglaubt hatten und ihn zu ebnen suchten, erlitten eine 

nachhaltige Niederlage. Verloren hatten auch diejenigen, die weltweit auf diese Entwicklungen als 

Schubkraft für das Entstehen neuer nichtkapitalistischer Gesellschaftsformen gesetzt hatten. 

Nur ist der Verlauf der Ereignisse, von dessen furchtbaren Folgen uns tagtäglich Nachrichten nament-

lich aus Afrika erreichen, so nicht gelesen worden. In ihm drückte sich doch auch ein Schwächezei-

chen des Sozialismus aus, das jedoch selbstberuhigend und optimistisch als Wachstumsschwäche 

gedeutet wurde, während sich in Wahrheit in dem Geschehenen bereits mehr, ein zunehmendes Ver-

sagen des Sozialismus im Wettbewerb mit seinem historischen Kontrahenten ausdrückte. Zunehmend 

offenbarte sich, wie kurz die Arme der sozialistischen Staatengruppe waren und wie lang die der 

kapitalistischen Großmächte. Bilder wie die vom Bau des Assuan-Staudamms in Ägypten oder von 

Stahlwerken in Indien gehörten in die Wirklichkeit jener Jahre, und in ihrer Vergrößerung verdeckten 

sie die Realität zugleich. 
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Jedenfalls wurde das Ausbleiben der Transformation der nationalen in die sozialen Befreiungsbewe-

gungen nicht als Herausforderung angenommen, das Kräfteverhältnis und die Kräftepotentiale ernst 

zu erforschen und zu gewichten. Die Idee, die eigenen Möglichkeiten auf andere Weise zu verwirk-

lichen, die Anstrengungen neu anzusetzen, kam erst Mitte der achtziger Jahre in der UdSSR auf und 

dann wurde sie auf einem dilettantischen Niveau zu verwirklichen gesucht. Damals aber, in den Fünf-

zigern und Sechzigern, schien das Bild von der „Dritten Welt“, dessen Staatsmänner nach Moskau 

reisten wie die Pilger nach Mekka und das sich in einem Staatenverbund manifestierte, an dessen 

Zustandekommen Indien und Jugoslawien einen besonderen Anteil besaßen, zu vielen Erwartungen 

zu berechtigen. Aber es veraltete. In einem bei weitem nicht so spektakulären Prozess wie jenem am 

Ende der achtziger und zu Beginn der neunziger zerfiel diese diesseits und jenseits des Äquators 

gelegene „Welt im Aufbruch“, bevor sie sich noch eigentlich konsolidiert hatte, entfremdeten und 

verfeindeten sich ihre Teile, gebar sie Konflikte, Kriege und Gemetzel, die mit jenen früheren der 

Kolonialisten an grausigen Folgen konkurrieren. Diesem Auseinanderdriften der „Dritten Welt“ (statt 

ihres erhofften Zusammenschlusses) folgte derjenige der Zerfall der „zweiten“ Welt, dem ein kurzes, 

ihr Ende anzeigendes Auseinanderdriften vorausging. 

Nun also hätten wir die eine, einheitliche Welt? Nicht ganz. Denn vollständig sind die beiden erwähn-

ten Prozesse nicht abgeschlossen und noch ist nicht definitiv entschieden, ob ihr Abschluss denen 

gelingen wird, die ihn mit vielen, d. h. mit allen ihnen zu Gebot stehenden Mitteln betreiben. Davon 

zeugt der Versuch, Kuba mit ökonomischen Mitteln zu erwürgen, ebenso wie der kaum noch beach-

tete Krieg gegen den Irak und jüngst auch der gegen Jugoslawien geführte. In einem weiteren Sinne 

lässt sich diese Politik als Kurs begreifen, auf dem die vollständige Liquidierung der Krise, die 1917 

begann, durchgesetzt werden und die Welt bis in den letzten Winkel neu geordnet werden soll, ein 

Vorhaben, bei dessen Verwirklichung zum einen bereits Ernüchterung eingetreten ist. Das Verlangen, 

sich gegen irgendwelche „Schurkenstaaten“ und deren Atomwaffen schützen zu müssen, bezeichnet 

unter anderem das Eingeständnis von Grenzen der eigenen Außenpolitik. Zum anderen scheint sich 

auf diesem Feld die Gefahr des blinden Umsichschlagens zu vermehren. 

Die Politik, deren Führung die USA behaupten und zementieren wollen, erinnert an ein von Hitler 

benutztes Bild, wonach es darauf ankäme, den Kuchen handlich zu zerteilen. Die Verbissenheit und 

Brutalität, mit der dieser Großmachtkurs verfolgt wird, bezeugt die ungehemmte Empörung der Sie-

ger darüber, dass diejenigen, die zu den Geschlagenen gehören, sich nicht geschlagen geben wollen, 

dass über Havanna nicht endlich weiße Fahnen gehisst werden und dort sich nicht wie anderswo 

Arme zum Zeichen der Kapitulation erheben. Auch das beschwört eine Erinnerung: die an die barba-

rische Wut mit denen die deutschen „Sieger“ seit 1941 in ihrem Herrschaftsgebiet die Partisanen 

bekämpften. 

Was hat das alles mit der Bestimmung des geschichtlichen Ortes der DDR zu tun? Es ist der Versuch 

ihrer historiographischen Wiedereinordnung in einer weltgeschichtlichen Periode, über dessen Ursa-

chen, Triebkräfte und Folgen wir noch lange nachzudenken haben, ja, für die wir noch immer einen 

zutreffenden Namen suchen. Anders ausgedrückt: Es ist ein Vorschlag, sich nicht nur auf dem klein-

karierten Tableau zu bewegen, auf dem Fragen nach der DDR-Geschichte meist abgehandelt werden. 

Um keine Missverständnisse zu erzeugen: Es bleibt unbestreitbar wichtig zu prüfen, inwieweit die 

Entstehung des ostdeutschen Staates ein Werk aus eigenen Kräften, inwieweit ein Produkt des Ein-

wirkens anderer Kräfte, also auch so etwas wie eine Gemeinschaftsarbeit war. Die Diskussion über 

das verfehlte Verhältnis von Sozialismus und Demokratie kann und darf nicht abgewertet werden. 

Von Personen und Personengruppen und ihrer Rolle muss die Rede sein, d. h. die muss weiter er-

forscht werden. Doch keine dieser Debatten, kein auf ein einzelnes Ereignis, eine einzelne Person 

oder einen einzelnen Prozess gerichtetes Forschungsunternehmen vermag den erhellenden Blick auf 

das weltgeschichtliche Ganze zu ersetzen. Nur wenn auf beiden Forschungsebenen gearbeitet wird, 

lässt sich das Konstrukt vom gesetzmäßigen Zusammenhang von sozialistischer Utopie samt dem 

Versuch, an ihr praktisches Handeln zu orientieren, und dem Weg ins Verbrechertum als ein verfehl-

tes Geschichtsbild erweisen. Es kommt darauf an, radikal weltveränderndes Eingreifen nicht nur mo-

ralisch zu rechtfertigen. Das scheint angesichts der massenhaften Tatsachen, die von Elend, Gewalt, 
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Unrecht, Verbrechertum, Kriegen zeugen, eine lösbare Aufgabe. Denn wer stellt sich schon auf einen 

Markt und ruft dieser Welt sein uneingeschränktes Ja zu? Verbreitet hat sich aber gegenüber den 

beklagten Zuständen ein Achselzucken, ein Grundgefühl, das ihre Unabänderlichkeit an- und hin-

nimmt, eine Ratlosigkeit, die nicht vorgetäuscht ist. Und unausgesetzt wird die Sackgasse, in welche 

die Menschheit zu geraten droht, wenn sie sich nicht überhaupt bereits in ihr befindet, als ihr Weg ins 

Freie ausgegeben. 

Demgegenüber kann auf absehbare Zeit hin niemand für das Bild einer anderen Gesellschaft Reklame 

machen, der die Jahre zwischen 1917 und 1990 nicht auf ihre Wirklichkeit hin untersucht, ihre Vor-

geschichte und Geschichte kritisch erforscht, Gebundenheit und die Alternativen der Handelnden er-

mittelt, die Gründe des Aufstiegs, denn den gab es, und des Abstiegs und des Scheiterns feststellt. 

Nicht nur gedanklich durchzuarbeiten, sondern auch mental zu bewältigen war und ist das Ausmaß 

des Scheiterns hochfahrender Pläne wie – ungeachtet ihres Scheiterns – das der gewaltigen und be-

rechtigten Anstrengungen. Das verursacht zum einen und unvermeidlich Ernüchterung, mitunter Re-

signation und wohl auch Depressionen. Zu den Liedversen, die hierzulande gesungen oder gehört 

worden sind, zählte auch: „... und den Kindern ein Leben von Blüten beschneit, in einer glückstrah-

lenden Welt“. Diesen Vorsatz haben wir nicht einlösen können. Doch zugleich und nicht zum Troste 

und nicht für beckmesserische Rechnungen steht neben der Tatsache des Misslingens und der Ver-

geblichkeit wie mehrfach in der Geschichte das „Wir haben es gewagt“. Geben wir diese Dialektik 

von Wagnis und Scheitern auf und preis – etwa und beispielsweise im umstrittenen Parteiprogramm 

der PDS – dann würde das nicht nur aus der Geschichte in dem Sinne herausführen, dass dann nicht 

mehr von ihr, sondern von einem Falschbild gehandelt würde. Zugleich aber würden wir uns einer 

historischen, intellektuellen und moralischen Kraftquelle begeben. Wir sollten uns die Utopie der 

besseren Welt nicht kaputt reden lassen von An- und Gesundbetern der gegenwärtigen Zustände. Die 

Alternative „Sozialismus oder Barbarei“ ist verschärft. Die Offenheit, ja Ungewissheit des Ausgangs 

künftiger Prozesse und Kämpfe kann Begründungen für eine Bescheidenheit des Denkens, Planens 

und Versuchens liefern. In die Gesellschaft derer, die vor den Herausforderungen bereits kapituliert 

haben, sollten sich Sozialisten, so gebeutelt wir sind, nicht steuern lassen. Da würden wir einer his-

torischen Sandbank aufsitzen, von der keine Schlepper herunterhelfen und die Katastrophe wäre dann 

sicher. 
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Unsere Befreiung vom verbrecherischen Mittun 

Rede im Ehrenmal in Berlin-Treptow am 8. Mai 1997 

Jeder, der an einem Tag wie dem heutigen hierhergekommen ist, hat für diesen Weg wohl seine ei-

genen guten Gründe. Das gilt für die Zeitgenossen des 8. Mai 1945 ebenso wie für die Nachgeborenen 

Und dies umso mehr, als die Zeit der staatsamtlichen Rituale und der vorbestimmten Delegationen 

vorbei ist. Viele könnten von diesen ihren Gründen hier sprechen. Ich rede von den meinen. Es sind 

vor allem zwei. Der eine reicht bis in die Zeit zurück, von der uns nun 52 Jahre trennen. Der andere 

hat mit ihr zu tun, rührt aber aus unserer Gegenwart her. 

Deutsche und in viele andere Geschichtsbüchern verzeichnen den 8. Mai 1945 als der Tag an dem 

der Zweite Weltkrieg in Europa endete. Endlich war die politische und militärische Führung 

Deutschlands gezwungen, den Bankrott ihrer Welteroberungspläne einzugestehen. Daran besitzen 

viele ihr Verdienst. Die Liste ihrer Namen ist länger, als dass sie hier genannt werden könnte. Auf 

ihr sind verzeichnet Menschen aus unseren polnischen und tschechischen Nachbarländern. Aus ihrer 

Heimat vertrieben, kämpften sie in Europa, im Norden Afrikas, auf den Meeren gegen die deutsche 

Wehrmacht. Auf ihr stehen die Namen von Norwegern, die als Seeleute und bei Kommandounter-

nehmen für die Befreiung ihres und anderer Länder eintraten. Einen besonderen Platz beanspruchen 

die Partisanen Jugoslawiens, die, wie grausam gegen sie operiert wurde, nie zu besiegen waren. Und 

dann finden sich in endlosen Reihen die Namen der Soldaten, die in den millionenstarken Armeen 

der Hauptmächte der Anti-Hitler-Koalition die Deutschen bekriegten: Franzosen und Briten, Ame-

rikaner, Australier, Inder, Afrikaner. Ein riesiges, alle Vorstellungskraft sprengendes Aufgebot von 

Menschenmassen und Kriegswerkzeugen war notwendig, um diesen Tag des Sieges über den deut-

schen Faschismus und seine Verbündeten herbeizuführen. Das geschah auf einem Weg, den der 

britische Premierminister Winston Churchill 1940 mit drei Worten bezeichnet hatte. Blut, Schweiß 

und Tränen. 

Dass dieser Tag des Sieges das Datum des 8. Mai 1945 und kein späteres trägt, darum haben sich 

viele verdient gemacht, Menschen, deren Namen weithin bekannt wurden – wie die Marschälle und 

Generale Shukow und Eisenhower, Montgomery und de Gaulle. Ungleich größer aber ist die Zahl 

derer, die für alle, die in den Genuss des Friedens kamen, keine Namen, kein Gesicht und keine Bio-

graphie haben. Niemand und niemandes Verdienst um diesen historischen Maitag ist herabgesetzt, 

wenn hier und heute wieder daran erinnert wird, dass das Tempo der Vernichtung der faschistischen 

Friedensstörer vor allen anderen von den Armeen der Sowjetunion bestimmt wurde. Der Untergang 

des Staates UdSSR hat an dieser Wahrheit nichts geändert, auch wenn viele sie seit jeher nicht ein-

bekennen und andere viele heute daran nicht erinnert werden wollen in beflissenem neugewonnenem 

und zeitgerechtem Antikommunismus. 

Und das bildet den ersten Grund meines Hierherkommens und Sprechens. Es gibt in Deutschland 

viele Orte, an denen Erinnerung an diese Tat möglich ist: Grab- und Gedenkstätten, einstige Kriegs- 

und Zwangsarbeitslager, auch Orte von Schlachten und Plätze, an denen vom Tode bedrohte Men-

schen in buchstäblich letzter Minute gerettet wurden. Es gibt kaum einen zweiten Ort wie diesen hier, 

der so viel Platz ließe, sich an die Millionen von Menschen zu erinnern, an die Toten und an die 

Überlebenden, an die für immer Schweigende und an die in vieler Völker Zungen Redenden, an alle, 

die nach Europa den Großen Frieden zurückbrachten. Sie brachten den Deutschen mit der erzwunge-

nen Kapitulation ihrer Führer, mit der Niederlage in einem ruchlosen, verbrecherischen Kriege auch 

Befreiung. Die Befreiung aus einem politischen System, in dem die Deutschen in ihrer übergroßen 

Mehrheit zunächst und vor allem Instrumente zur Verwirklichung der schlechtesten Sache gewesen 

waren, der sie sich in ihrer Geschichte je verschrieben und dienstbar gemacht hatten. Erst Instrumente 

– dann auch sie massenhaft Opfer. 

Stünde in den Daten dieses Jahrhunderts nicht der 8. Mai 1945 als Tag der Zerschlagung des Nazire-

gimes wäre für mich eine Drohung wahr geworden: Sie hieß Flakhelfer, Volkssturm, Wehrmacht. Sie 

ist von mir abgewendet worden, nicht durch mein Zutun, nicht durch eine überirdische Gnade, 
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sondern von Menschen, die ihr Leben einsetzten und von denen es viele verloren. Das will ich nicht 

vergessen, nicht den vielen aus anderen Völkern und nicht den deutschen Widerstandskämpfern ge-

gen Hitler, den revolutionären nicht und auch nicht den konservativen. 

Der zweite meiner Gründe rührt aus dem Heutigen. Es ist das der Tag und der Ort, Widerwillen 

auszudrücken gegen den im vergangenen Jahr in deutschen Landen von München bis Bremen und 

von Potsdam bis Frankfurt erneut und verstärkt unternommen Versuch, sich aus der Geschichte der 

Deutschen davonzuschleichen. Widerwillen also gegen das Geschwätz von Gehorsam und Ehre, von 

Treue und Tapferkeit und vom unbefleckten Schild der Wehrmacht, gegen das Hervorkramen der 

Lügen aus dem letzten Wehrmachtsbericht vom 8. Mai 1945, hergestellt im nazistischen Oberkom-

mando von den alsbald als Kriegsverbrechern hingerichteten Feldmarschall Wilhelm Keitel und Ge-

neraloberst Alfred Jodl und gebilligt von dem nicht hingerichteten Karl Dönitz. In unseren Tagen 

sind neue Bündnisse derer entstanden, die der Gedanke verbindet, das größere Deutschland benötige 

für seine Politik auch eine „größere Geschichte“. Die ist nur durch Schönen und Verbiegen, nur durch 

Weglassen und Hinzudichten zu haben. Das geschieht und das ist den Deutschen schon einmal nicht 

gut bekommen. Schon einmal, in den zwei Jahrzehnten nach dem Ersten der beiden Weltkriege woll-

ten Deutsche millionenweise nicht dazu stehen, was sie unter den kaiserlichen Fahnen in Europa 

angerichtet hatten. 

Es ging damals und es geht heute schon gar nicht in erster, zweiter oder dritter Linie um Schuld. 

Schulden können vererbt werden, Schuld ist nicht vererbbar. Es geht um ein von Verantwortung be-

stimmtes Nachdenken darüber, was vor der Schwelle eines neuen Jahrhunderts aus deutscher Ver-

gangenheit folgt – gegen Gedankenlosigkeit und Gleichgültigkeit, gegen die selbstgefällige Haltung: 

Wir sind nun quitt, denn wir haben gezahlt. Und wir haben gelernt und jetzt sind die „Anderen“ an 

der Reihe. Dagegen meinen Widerwillen auszusprechen, das eben ist der zweite Grund meiner Wort-

meldung. 

Und obendrein: Wir sind nicht quitt. Es gibt ein paar offene Rechnungen, materielle und immaterielle. 

Daran wurde im vergangenen Jahr mehrfach erinnert. Die es taten, taten recht. Die sich verweigerten, 

fügten einer alten Schande neue hinzu. Zu diesen Rechnungen gehört diejenige mit der Aufschrift: 

Überlebende und Hinterbliebene aus dem Kampf der deutschen Interbrigadisten für die spanische 

Republik. Eine andere trägt die Aufschrift: Wehrmachtsdeserteure und Opfer der Wehrmachtsjustiz 

sowie deren Hinterbliebene. Über einer dritten, und sie ist die längste, steht geschrieben: schamlose 

todbringende und lebenslange Krankheit erzeugende Ausbeutung von zivilen Zwangsarbeitern und 

Kriegsgefangenen in staatlichen und privaten Betrieben Deutschlands. 

Es ist nicht einzusehen, dass in einem der reichsten Staaten der Welt nicht endlich in allen diesen 

Fragen reiner Tisch gemacht wird. Und es ist anekelnd zu sehen, dass – wie im Falle der Debatten 

um die Wehrmachtsdeserteure – eine lange ausstehende Würdigung einer guten Tat zum Schacher 

zwischen Parlamentariern und Regierenden verkommt. 

In schöner deutscher Tradition berufen sich diejenigen, welche die Auseinandersetzung um die krie-

gerisch-verbrecherische Seite deutsche Vergangenheit wie einen Kuhhandel betreiben, auf das Volk 

und geben vor, dessen Gefühle schützen zu wollen. Sie möchten, ist zu hören, das deutsche Volk – 

oder auch wie neuerdings in Berlin die Angehörigen einer Universität – nicht spalten. Jedermanns 

Gefühlshaushalt solle geschont werden. Gegenüber solchen schielenden Beteuerungen, schielend auf 

jene, denen das erworbene oder ererbte Eiserne Kreuz und anderes Kriegslametta eine Reliquie ist, 

sei an einige Vorsätze erinnert, die viele Deutsche in allen Landesteilen bald nach dem 8. Mai 1945 

teilten. Da war zum ersten der ganz praktische Vorsatz, sich wieder zu behausen, ein Dach über den 

Kopf zu bekommen und eine Stube, in der niemand friert oder erfriert. Das war 1945. 1997 gibt es in 

Deutschland diese Dächer und diese Stuben und eine Million Menschen ohne Obdach und es gab im 

vergangenen Winter eine Zahl von Kältetoten in diesem hausreichen Lande, nach der nur noch wenige 

auch nur fragen und es existiert kein Plan, der Geisel der Obdachlosigkeit Herr zu werden. Da war 

zum zweiten der Vorsatz, allen nach diesen Jahren des Marschierens, Schießens, Eroberns, Mordens, 

Waffenproduzierens inmitten eines zertrümmerten Landes eine sinnvolle Arbeit zu geben. Das war 
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1945. 1997 gibt es nach den Zählungen dieser Tage nach wie vor weit mehr als vier Millionen Ar-

beitslose und keinen Plan, der Geisel der Arbeitslosigkeit Herr zu werden. Da war zum dritten der 

Vorsatz, den aus dem Krieg als dauernd Behinderte zurückkehrenden Männern einen Platz in – und 

nicht am Rande – der Gesellschaft zu geben. Das war 1945. 1997 gibt es eine sechsstellige und an-

wachsende Zahl von Behinderten, die arbeiten wollen und keine Arbeitsplätze erhalten, so dass sich 

die Lasten von Belasteten vermehren. Da war zum dritten der Vorsatz, zunächst gewonnen von we-

nigen, sich mit den Europäern ringsum, denen so viel Leid zugefügt worden war, zu vertragen, wie-

dergutzumachen, um Beziehungen der Freundlichkeit und der Mitmenschlichkeit bemüht zu sein. 

Das war 1945. 1997 leben unter uns Menschen aus europäischen und außereuropäischen Staaten in 

Unruhe und Angst, werden benachteiligt, ausgewiesen, belästigt, geschlagen, mörderisch hinge-

macht. 

1945 wurde zögernd und von einer Minderheit die Frage nach der Schuld gestellt und der Begriff 

Verantwortung mit neuen humanen Inhalten gefüllt, während die Mehrheit der Deutschen die Schuld-

frage abdrängte oder mit bequemen Antworten abtat. Ich bin’s nicht, Adolf Hitler ist es gewesen. 

1997 scheint die Frage nach der Schuld verdrängt, abgeschoben in das Dickicht von unpersönlichen 

Sachzwängen. Schwadroniert wird über den Preis der Freiheit. Wer es sich nicht so bequem machen 

will, der stehe also auf. Wer aufgestanden ist, lasse sich nicht dadurch beirren, dass wir wenige sind 

und wohl auf längere Zeit bleiben werden. 

Die Tage und die Vorsätze des 8. Mai 1945 sind, genauer besehen, nicht so fern, wie es auf den ersten 

Blick scheinen mag. Es gibt Rechnungen, die nicht beglichen sind, und Vorsätze, die nicht verwirk-

licht wurden. Das waren meine dritten Gründe hier zu sprechen. Ich wünsche Ihnen, uns allen einen 

Tag mit der Muße des Nachdenkens, mit Zeit für Verständigung und als seine Frucht nutzbringende 

Entschlüsse. 

 



285 

Wir brauchen eine Mobilmachung gegen die faschistischen Werber 

Referat auf der Landestagung der VVN/Bund der Antifaschisten in Dachau am 9. Mai 1998 

Die Zahl, die wir in christlicher Tradition in unseren Kalendern finden, bietet zwei Jahre vor der 

Jahrhundert- und Jahrtausendwende, eine immer stärkere Verleitung für Rückblicke auf dieses zu 

Ende gehende zwanzigste Jahrhundert. Manche, die es das kurze genannt haben, meinen gar, es sei 

im Grunde schon vorüber. Sie datieren es zwischen die Jahre von 1917 und 1990. Das könnte sich 

von einem späteren Standort aus doch wieder anders ansehen. Sei dem, wie es sei. Solche weiteren 

Blickwinkel können die Analysen schärfer und weniger kurzlebig, die Bilanzen genauer machen. 

Am Beginn dieses Jahrhunderts kannte niemand den Begriff Faschismus und folglich auch seinen 

komplementären nicht, den des Antifaschismus. Das änderte sich kurz nach dem Ende des Welt-

kriegs, der später als der erste bezeichnet werden musste. Antifaschismus – das bedeutete seit 1922 

in Italien Arbeit und Kampf für den Sturz einer neuartigen Diktatur, an deren Spitze eine reaktionäre 

Partei ganz neuen Typus stand. Antifaschismus besagte in einer Reihe weiterer und an Zahl zuneh-

mender Länder alsbald Arbeit und Kampf gegen die Übernahme und den Sieg des italienischen Mo-

dells. Die Zerschlagung dieses ursprünglichen Typs von faschistischen Parteien, Bewegungen und 

Regimen gelang jedoch erst, nachdem sie einen Krieg ohne Beispiel angezettelt und geführt hatten 

und sie erfolgte mit dem größten militärischen Aufwand, der bis dahin von Menschen aufgeboten 

worden war. Da schrieb man nahezu die Jahrhundertmitte. Der Faschismus war auf das Äußerste 

diskreditiert, sein Name zum Synonym für Krieg und Zerstörung, millionenfaches Sterben und mil-

lionenfaches Morden geworden. Der Wunsch, die Hoffnung, die Forderung der Überlebenden drückte 

sich in der populärsten aller damaligen Losungen aus: „Nie wieder Faschismus“. 

Die die von Deutschland geführte faschistische Mächtekoalition zur Strecke gebracht hatten, als Sol-

daten in den Armeen der Antihitler-Koalition, als Partisanen, als Widerstandskämpfer, genossen das 

höchste Ansehen. Die gegen ihn unter den Bedingungen des Terrors kämpften, in Gefängnissen, 

Zuchthäusern und Konzentrationslagern litten und befreit worden waren, waren wie sonst niemand 

legitimiert, Plätze in der ersten Reihe derer einzunehmen, die neue Wege für ihre Völker und Natio-

nen suchten. Hätte sich in dieser Stunde des Neubeginns jemand vorstellen können, dass mehr als 

fünf Jahrzehnte später in einer Reihe europäischer Staaten – und zwar von Russland bis nach Frank-

reich, vom Ural bis an den Atlantik – faschistische Ideen aufleben, faschistische Kräfte sich regen 

und an Einfluss gewinnen könnten und dass – und dies in noch größerer Zahl – politische Bestrebun-

gen sich geltend machen würden, die ihre mehr oder weniger enge Verwandtschaft mit dem Faschis-

mus zwar tarnen, aber doch nicht vollständig unsichtbar machen können? 

Gewiss, dieser europäische Kontinent ist in den zurückliegenden mehr als fünf Jahrzehnten gründlich 

verändert worden. Nirgendwo steht ein Hitler, ein Mussolini, ein Franco direkt vor den Türen der 

Staatsmacht. Doch stellen jene, die darauf verweisen, auch in Rechnung, in welchem Tempo sich 

geschichtliche Situationen in der ersten Jahrhunderthälfte wandelten, wie schnell die Machtverhält-

nisse sich veränderten? Wer hätte, als 1928 in Deutschland der Sozialdemokrat Hermann Müller an 

der Spitze einer Koalitions-Regierung, deren wichtigster Partner die katholische Zentrumspartei war, 

zum Reichskanzler gewählt wurde, daran gedacht, dass fünf Jahre später Hitler Regierungschef sein 

würde? Welche ernsthaften, d. h. einer gründlichen Prüfung standhaltenden Argumente können dafür 

angeführt werden, dass sich – in welcher Modifikation und Variation auch immer – nicht wiederholen 

kann, was einmal geschehen war? 

Seit der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts existiert mit antidemokratischen Bewegungen und Herr-

schaftsformen eine Erfahrungsmasse, die doch nur den einen zur Warnung dient, von anderen hinge-

gen als Orientierung und Ermutigung angesehen wird. Demgegenüber stoßen wir in Deutschland auf 

eine breit gefächerte Skala von Reaktionen. Auch bei ihnen handelt es sich nicht um Neuerfindungen, 

sondern um Wiederholungen von schon einmal Dagewesenem. Die einen reden die Gefahren klein, 

stiften unausgesetzt Beruhigung, bekunden ihr festes Vertrauen in die Selbstheilungs- und Abwehr-

kräfte der demokratischen Gesellschaft, beteuern, Bonn sei doch nicht Weimar, und erklären mitunter 
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das Auftreten von Faschisten und deren Verwandten zu einem Preis, der für eine freiheitlich-demo-

kratische Grundordnung nun einmal bezahlt werden müsse. Also: Man müsse es sich eben mit diesen 

Faschisten, an denen kaum irgendetwas zu entdecken ist, dass den Zusatz „Neo“ verdient, einrichten 

und sie als eine Randerscheinung der politischen Zustände hinnehmen. 

Anderen malen die Gefahren ins Überdimensionale, übertreiben die Chancen dieser Faschisten, sehen 

sie auch dort, wo es sich in Wirklichkeit um Konservative und andere Reaktionäre handelt und ver-

sprechen sich von ihrem Verfahren eine alarmierende Wirkung. Diese Sicht geht gewöhnlich mit 

einem erneuten inflationären Umgang mit dem Begriff „Faschismus“ einher, der die trüben, die Sache 

des antifaschistischen Kampfes schwer schädigenden Erfahrungen ignoriert, die im Weimarer Staat 

mit Konstruktionen wie dem „Seecktfaschismus“, dem „Brüningfaschismus“, dem „Papenfaschis-

mus“ und vor allem mit dem „Sozialfaschismus“ gemacht wurden. 

Abwiegelung und Übertreibung das sind die beiden Haltungen, welche die Endpunkte dieser Skala 

markieren. Während die beruhigende Botschaft, die bequem ist, in der Gesellschaft weithin und leich-

ten Glaubens angenommen wird, wird die andere mit der Forderung, sich zu beunruhigen, ebenso 

weithin zurückgewiesen. In der Tat lässt es sich doch in diesem Lande leben, ohne diese Faschisten 

anders wahrzunehmen als auf den Bildschirmen der Fernsehgeräte. Wer aus seiner gesitteten Wohn-

gegend mit dem Auto morgens zu seiner Arbeitsstätte und gegen Abend von ihr wieder in sein Heim 

fährt, hat auch keine Kleingruppe dieser Sorte je aus der Nähe erlebt. Wer sich namentlich in Groß-

städten in öffentlichen Verkehrsmitteln bewegt, besitzt eine andere Anschauung. Heute fahren un-

gleich mehr Deutsche Auto als 1929 oder 1930. Und die meistgelesene regionale Tagespresse plat-

ziert ihre Meldungen über Gewalttaten der Faschisten auch so, dass sie ohne Schwierigkeiten überle-

sen werden können. 

Was sich in Schulen abspielt, in welchem Grade in nicht wenigen von ihnen der Ton von Jugendlichen 

angegeben wird, die sich an reaktionären Mustern orientieren, die Druck auf die Verhaltensweisen 

ihrer Mitschüler ausüben, wie viele Lehrer die Parteinahme gegenüber dieser Situation inzwischen 

bereits scheuen, welcher Handel mit Erzeugnissen der einschlägigen Musikproduktion getrieben wird 

– das gehört zu den weithin ignorierten Tatsachen, über die in der überregionalen Presse wenig zu 

lesen ist. In der regionalen dominieren ohnehin die erfreulichen und ans Herz greifenden Berichte 

über Wiedersehenstreffen von Absolventen, aus denen inzwischen „etwas geworden“ ist, und über 

die guten Taten von braven Schülern, Lehrern und edlen Sponsoren. 

Erforderlich ist statt Abwiegelung und Übertreibung eine redliche und nüchterne Bilanz. Zu ihr zu 

gelangen, erfordert nicht allein intellektuelle Anstrengung, sondern schließt bereits die politische 

Auseinandersetzung voraus. Denn die Mächtigen im Staate Bundesrepublik – das hat sich zuletzt 

noch im Zusammenhang mit dem Bekanntwerden von faschistischen und anderen rechtsextremen 

Erscheinungen in der Bundeswehr deutlich gezeigt – verleihen ihrer Botschaft auch dadurch mehr 

Glaubwürdigkeit, dass sie die faktischen Gründe der Beunruhigung zu verheimlichen suchen. Wenn 

und wo in Deutschland von Ursprüngen und Antrieben von Nationalismus und Rassismus dennoch 

gesprochen werden muss, dann und dort werden sie mit Vorliebe in der Geschichte der DDR entdeckt. 

Die Argumente haben gleichsam die Seite gewechselt. Zu DDR-Zeit wurden von deren Führung er-

klärt, es schwappe Rechtextremismus einzig von Westen her über die Grenze. Nun heißt es, er sickere 

und gluckere noch immer aus dunklen Quellen sozialistischer Vergangenheit und verunreinige die 

schöne deutsche Einheitsrepublik. Die Zu- und Abweisungen von Schuld besitzen immer dann Hoch-

konjunktur, wenn das Hervortreten von skandalösen und nicht zu verheimlichenden Tatsachen „Er-

klärungen“ verlangt und allzu grobe Ausflüchte unmöglich macht. Das ist der Fall, wenn wieder eine 

Wohnstatt von Ausländern in Flammen aufgeht oder ein ähnliches Verbrechen ruchbar wird oder 

wenn – wie jüngst in Sachsen-Anhalt – ein jedenfalls in diesem Zahlenverhältnis unerwartetes Wahl-

ergebnis die Politiker und Teile der Öffentlichkeit aufscheucht. 

Wer nicht aus der Klemme, sondern den Erscheinungen auf die Wurzel kommen will, wird von der 

Gesellschaft als Ganzem reden und sich auch geschichtlicher Erfahrungen versichern müssen. Der 

Faschismus entstand in der ersten Jahrhunderthälfte auf dem Boden der kapitalistischen Gesellschaft. 

In ihr konnte er Wurzeln schlagen und seinen Nährboden finden. Diese Gesellschaft existiert bis heute 
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in ihrer sozialen Grundstruktur fort. Sie war für das Aufkommen von faschistischen Parteien und in 

einigen Ländern für deren Sieg eine notwendige, nicht aber eine hinreichende Bedingung. Während 

in den einen kapitalistischen Staaten Europas nämlich die faschistischen Führer an die Staatsmacht 

gelangen konnten, blieben sie in anderen weit von ihrem Ziel entfernt und in dritten gelangten sie nur 

mit ausländischer Hilfe an das Regierungsruder. Anders ausgedrückt, und eine alte Erkenntnis wie-

derholend: Der Faschismus ist keine gesetzmäßige Erscheinung, er stellt keine notwendige Durch-

gangsstufe gesellschaftlicher Entwicklung dar und er bildet auch nicht so etwas wie den von den 

Profiteuren dieser Gesellschaft heimlich erstrebten Idealzustand. Zu bestimmten Zeiten und in be-

stimmten Situationen kann das faschistische System ihren Herrschaftsinteressen zuträglich, zu ande-

ren auch abträglich sein. 

Damit der Faschismus in Italien und Deutschland zu einer ins Gewicht fallenden oder gar zu einer 

Massengefolgschaft gelangen konnte und bevor ihn einflussstarke Kräfte 1933 an das Staatsruder 

lancierten, mussten spezielle Faktoren und Interessenlagen hinzukommen. In Italien war das in der 

krisenhaften, nachrevolutionären Situation zu Anfang der zwanziger, in Deutschland unter den Be-

dingungen der wirtschaftlichen und sozialen Katastrophe am Anfang der dreißiger Jahre der Fall. 

Ähnliche politische und soziale Lagen existieren heute nicht. Die Herrschenden sehen ihre Macht 

nicht erschüttert oder gar gefährdet. Vielmehr sind sie, nachdem der realsozialistische Widerpart un-

tergegangen ist, der Unerschütterlichkeit, ja der Unentbehrlichkeit ihrer Stellung und Rolle, in einer 

Weise gewiss wie seit Jahrzehnten nicht. Revolutionsfurcht und Revolutionsangst sind für sie zu 

Fremdwörtern geworden. Davon zeugt auch die Tatsache, dass sie ihre Instrumente mit einer Rigo-

rosität gebrauchen, vor der sie kürzlich noch zurückschreckten. Politisch verfügen sie im Rahmen der 

bürgerlichen Republik über hinreichende Alternativen, um ihre wirtschaftlichen Interessen durchzu-

setzen. Das zeigt sich sinnfällig soeben in den wahlpolitischen Auseinandersetzungen um die Frage 

zeigt, wer in Bonn bzw. in Berlin regieren soll. Die Frage, ob sie es mit schwarz-gelb, rosa-schwarz 

oder rosa-grün zu tun bekommen, ist in den Kapitalkreisen nicht gleichgültig, doch eine Angelegen-

heit der Präferenz, der voneinander abweichenden Traditionen, Vorlieben und Kalküle, aber keine 

dieser Kombinationen gilt im Ernst als bedrohlich oder gefährlich. 

Die Politiker, Parteien und Gruppen, die sich mehr oder weniger an faschistischen Vorbildern orien-

tieren, mögen von ihnen allenfalls als nützliche Auffangbecken für Suchende und Irrende angesehen 

werden, für namentlich junge Leute, die sonst womöglich sich auf der linken Seite des politischen 

Spektrums orientieren könnten. Als Prätendenten für das Regieren im Staate und in einem seiner 

Länder werden Leute vom Schlage eines Gerhard Frey nicht angesehen. Nützlich aber können sie im 

Innern in mehrfacher Hinsicht sein. Sie geben unter anderem auch das Material für wenig wirksame, 

aber umso lautstärker vorgetragene Attacken gegen diese Rechten ab, hinter denen sich gut verste-

cken lässt, was – wie treffend formuliert worden ist – als „Extremismus aus der Mitte“ verborgen 

werden soll. Neuerdings dienen Erfolge dieser Politiker des äußersten rechten Randes gar dazu, den 

„Zusammenschluss aller Demokraten“ zu einer großen Koalition zu rechtfertigen, wo doch eben noch 

von einer politischen Wende die Rede war. Er gilt als sichere Gewähr für die Bewahrung der „Mitte“, 

wobei niemand darüber redet oder gar programmatisch formuliert, was am Tage nach einer Koaliti-

onsgeburt getan werden soll, um den sich ausbreitenden Sumpf trocken zu legen. 

Was ruft dennoch derzeit die Erinnerung an die frühen dreißiger Jahre wach? In erster Linie bewirkt 

das die Arbeitslosigkeit von Millionen und die aus ihr herrührenden Leiden und Ängste der Betroffe-

nen und auch der Bedrohten. Unter diesen Millionen lebt zusätzlich bedrückend die Gewissheit oder 

auch nur die Ahnung mit, dass ihre Lage diesmal nicht durch eine zyklische Wirtschaftskrise verur-

sacht wurde, deren Ende ihnen die Chance für die Rückkehr an einen Arbeitsplatz bieten würde, 

sondern dass in und mit dieser kapitalistischen Gesellschaft ein Wandel vor sich gegangen ist und 

sich fortsetzt, der die Nachfrage nach menschlicher Arbeitskraft dauernd dramatisch senkt. Die Be-

griffe der Langzeit- und der Dauerarbeitslosen reflektieren, dass sich die veränderte und für Millionen 

hoffnungslose Situation im Denken festgesetzt haben. Wir leben mit diesem Wissen und für viele 

enthält es schon so wenig eine Beunruhigung wie die Zahlen über die Obdachlosigkeit. Nicht nur 

unter den Politikern herrscht die Meinung vor, dass sich diese Millionen doch beherrschen lassen 
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werden. Die einen meinen, sie würden sich auch in einem weitmaschigeren Netz auffangen, richtiger 

wäre es zu sagen, einfangen lassen und diskutieren darüber, ob sich die Maschen nicht folgenlos noch 

etwas vergrößern ließen. Andere rechnen sich und anderen vor, dass die Mehrheit der Arbeitslosen – 

beispielsweise bei den letzten Landtagswahlen in Niedersachsen – doch demokratisch, genauer sozi-

aldemokratisch gewählt habe. Als hätte es in deutscher Geschichte nie die Erscheinung von politi-

schen Erdrutschen gegeben. Jetzt, nach dem Wahltag in Sachsen-Anhalt, ist das Bild übrigens wieder 

hervorgekramt worden, fälschlich und verfrüht. Die Vokabel könnte für Erscheinungen fehlen, die 

womöglich erst noch bevorstehen. 

Und zudem, was sich an sozialem Sprengstoff bereits angehäuft hat, der nicht in eine TNT-Zahl um-

gerechnet, d. h. in seiner denkbaren, Demokratie zerstörenden Kraft nicht vorherberechnet werden 

kann, wird nun ein ungewisser Weg eingeschlagen. Auf dem von Großbanken und Großkonzernen 

angeführten „Marsch nach Europa“ entstehen zusätzliche Risiken, neue und vermehrte Ungewisshei-

ten und also insgesamt eine Situation, welche die eigene Lebenswelt für Millionen immer undurch-

schauberer werden lässt. Wo die aber nicht verstanden werden kann, wird nach einfachen und be-

greifbaren Antworten gesucht, und nicht nur nach Antworten, sondern vor allem nach rascher wen-

dender Abhilfe. Wer sie glaubhaft anbieten kann, darf mit Gefolgschaft rechnen. Das war stets auch 

die Stunde der politischen Betrüger und der gewissenlosen Scharlatane, die nie Bedenken trugen, 

nicht nur einen radikalen, sondern auch einen baldigen Wandel zu versprechen, und die sich für ihn 

verbürgten, vorausgesetzt nur, ihnen würde nur bedingungslos Gefolgschaft geleistet. 

Niemand vermag heute sicher vorherzusagen, welche ökonomischen und sozialen Folgen die gesteu-

erten und ungesteuerten Prozesse europäischer Entwicklung in den nächsten Jahren zeitigen werden. 

Dennoch: die Politiker geben sich auch in dieser Frage so, als würden sie, was immer eintreten könnte, 

beherrschen. Dabei ist bisher nur so viel gewiss, dass nichts auf den Weg gebracht wurde, was bei-

spielsweise vorbeugend gegen denkbare katastrophale soziale Folgen wirken könnte, die aus den ver-

änderten Bedingungen der Kapitalverwertung entspringen können. Was spricht dann gegen die Mög-

lichkeit, dass auf die bereits abgefeierten Tage und die noch bevorstehenden Festlichkeiten an künf-

tigen Wegmarken zu diesem Europa ganz andere Tage folgen könnten, die dann als Gegenreaktion 

auf enttäuschte Erwartungen den Rechtsextremen Zulauf in Massen eintrügen? Wie werden sich die 

mehr als zwei Drittel der Wahlbevölkerung ausmachenden Deutschen, die dem Euro mit Skepsis oder 

ablehnend gegenüberstehen, politisch verhalten, wenn das Experiment nachhaltig gegen ihre Interes-

sen läuft? Mehr als zwei Drittel, die nach ihrer Meinung nicht definitiv gefragt, nicht, wie in anderen 

Staaten geschehen, zu einer Volksabstimmung gerufen wurden? Werden sie sich dann darauf entsin-

nen, dass sie durch ihre Wahlentscheidung eben jene Politiker in das Parlament gebracht haben, die 

ohne alle angemessenen Sicherungen einen Beschluss von einem Ausmaß fassten, das jene des Jahres 

1990 erheblich übertrifft. 

Sicherheiten gegen unerwünschte politische Rückwirkungen werden derzeit von den Herrschenden 

und Regierungen indessen nur in einer Richtung gesucht und geschaffen: gegen die wirkliche oder 

vermeintliche Linke. Sie, durch den Untergang des Sozialismus aufs äußerste irritiert und diskredi-

tiert, soll den Rest erhalten. Nach ihrer historischen Niederlage wird zielstrebig daran gearbeitet, sie 

auch politisch-moralisch zu vernichten. „Links“ wird zunehmend zu einem Gleichwort für Chaos, 

Gewalt, Terror, für Gulag und Stalinismus, die „Linken“ werden für die größten Verbrechen der 

Menschheitsgeschichte verantwortlich gemacht. Über deren Untaten sei über jenen der Faschisten zu 

lange zu wenig gesprochen worden. Hier also bestünde der Nachholbedarf. Die Fernsehsendungen 

über die Nazivergangenheit und den Zweiten Weltkrieg, die an Zahl diejenigen über den „realen So-

zialismus“ gewiss übertreffen, können darüber hinwegtäuschen, wie raffiniert unterschieden die Inter-

pretationen der „beiden deutschen Diktaturen“ ausfallen. Der deutsche Faschismus und seine Verbre-

chen werden letztlich, manche glaubten das sei schon erledigt, als ein historischer Betriebsunfall, als 

das Resultat der Anhäufung zufälliger Faktoren, als das Wirkungsfeld von Bösewichten und Unholden 

wie Hitler, Himmler, Heydrich, Eichmann und anderen hingestellt, deren Erscheinen und Häufung 

niemand so recht erklären könne. Die faschistische Herrschaftsform hat aus dieser Sicht mit dem Ka-

pitalismus nichts zu tun. Die bolschewistische, stalinistische, parteidiktatorische, politbürokratische 
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Herrschaftsform aber sei die unausbleibliche, mit der Kraft eines Naturgesetzes eintretende Folge 

jedes Versuchs, über den Kapitalismus hinaus und in sozialistische Zustände zu gelangen. Alle Be-

strebungen, die Welt zu humanisieren, dürften folglich nur als Reformen innerhalb des Kapitalismus 

unternommen werden. 

Warum ist es notwendig, dass Antifaschisten sich über diese ideologisch-politische deutsche Anti-

linksfront verständigen, die nach der Wende des Jahres 1989/1990 ihre Reihen fest geschlossen hat? 

Weil die Vernichtungsabsicht gegen die Linken, und das ist allerdings unausweichlich, auch die In-

teressen des Antifaschismus betrifft, gehörten doch die Linken, seit es Antifaschismus gibt, zu dessen 

entschiedensten, opferbereiten, mitunter todesmutigen – nicht immer auch zu dessen geduldigen, to-

leranten und klugen – Verfechtern. Der gezielte Schlag gegen die Linke trifft aber den Antifaschismus 

nicht nur aufgrund dieser Tatsache und gleichsam objektiv, er erfolgt von denen, die ihnen führen, in 

voller Absicht. Die Wirkung ist gewollt. Seit nahezu acht Jahren erleben wir in Deutschland eine 

fortdauernde, mit vielen Mitteln vorangetriebene Kampagne, die den Antifaschismus – wie das schon 

in den kältesten Zeiten des Kalten Krieges geschah – zu einer bloßen Mache der Linken erklärt, zu 

einem Instrument der Tarnung ihrer wahren Ansichten. Den Linken, den Kommunisten zumal, sei es 

schon immer nur um ihre eigenen Interessen und Machtgelüste gegangen. Hier ordneten sich auch 

die scheinheilige Attacke gegen die „roten Kapos“ ein, deren Diffamierung gleichsam den schlüssi-

gen Beweis dafür abgeben sollte, dass die Kommunisten nur an sich dächten und bedenkenlos über 

die Leichen anderer gingen. 

Zu den ständig wiederholten Anklagen, denen sich der Antifaschismus ausgesetzt sieht, gehört die 

Behauptung, er sei ohnehin nichts anderes als ein Konstrukt zur Legitimation der eigenen Person und 

Politik gewesen und habe dem Zweck der Instrumentalisierung von Menschen gegen deren wirkliche, 

aber missverstandene Interessen gedient. Dieser Vorwurf richtet sich vor allem gegen die führenden 

Kräfte in der DDR, wird von da ausgehend aber verallgemeinert und zielt auf die Herabsetzung der 

Idee und der Praxis des Antifaschismus überhaupt. Damit aber wird die Geschichte der DDR nicht 

nur in den neuen Bundesländern, sondern im ganzen Staat zu einem geistigen Kampffeld ersten Ran-

ges. Das wird zwar von vielen erkannt, zugleich aber beobachten wir zum einen die Verneblung die-

ses Feldes und zum anderen das Bestreben, es am besten zu fliehen. Weder die Erfüllung der fortge-

setzten Abforderung, sich von der DDR total zu distanzieren und sie zu einem Unrechtsstaat zu er-

klären, noch die sinnloseste unter den verlangten Beteuerungen, dass man ihn nicht „wiederhaben“ 

wolle, werden diejenigen befriedigen, die doch vor allem und mit einem sehr aktuellen Interesse ver-

hindern wollen, dass ein differenziertes Urteil über den untergegangenen deutschen Staates gefällt, 

noch auf irgendeinem Felde ein sachlicher Vergleich zwischen der sozialen Wirklichkeit der DDR 

und jener der Bundesrepublik angestellt wird. 

Zunächst aber: Wer die Instrumentalisierung von Geschichte für politische Zwecke abschaffen 

wollte, müsste die Politik abschaffen. Davon ist nichts in Sicht. Verdienst, das wurde schon gesagt, 

kann einen Anspruch in einer Gruppe oder Partei, in einem Staat, einer Gesellschaft begründen. Ver-

dienst ist ein Ausweis von Haltung, von Wissen und Können, ganz allgemein von Vermögen. Es ist 

daher gelinde gesagt lächerlich, die Antifaschisten zu beschuldigen, sie hätten den Anspruch erhoben 

und durchgesetzt, sich an die Spitze eines Weges zu stellen, der von diesem Endpunkt des Nazire-

gimes wegführte. Sodann aber: Kritikwürdig wurde dieser Anspruch erst, als er in einer späteren 

Phase der Entwicklung der DDR über das zunehmende Unvermögen einer nicht nur an Lebensjahren 

überalterten Führungsgruppe hinweghelfen sollte, die veränderten geschichtlichen Aufgaben zu lö-

sen. Das ist aber nie der Kritikpunkt der Gegner der DDR gewesen. Sie wissen, dass sie in der End-

Krise dieses Staates gerade vom Unvermögen dieser Führer profitieren konnten. Ihre Kritik richtet 

sich seit eh und je gegen die Tatsache, dass deutsche Antifaschisten überhaupt den praktischen Nach-

weis führen konnten, dass sich der Faschismus einschließlich seiner sozialen Wurzeln ausroden liess. 

Nicht die Entscheidungen der ersten Jahre haben in Ostdeutschland die Geleise in eine Sackgaße 

gelegt. Das ist erst später geschehen, als sich auf dem Wege jenseits des Kapitalismus international 

die Reformunfähigkeit des neuen Systems erwies und es im ökonomischen Wettbewerb auch als 

Folge seiner verkrusteten inneren politischen Strukturen unterlag. 
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Eine gleichsam mildere Variante unter den Attacken gegen den Antifaschismus postuliert, legt das 

Schwergewicht der Anklage nicht auf seine angebliche Tarnungsfunktion oder seinen bloßen Dienst 

für Zwecke der Legitimation von Politik, sondern erklärt ihn unter Berufung auf die Gegenwart für 

überflüssig, ja für schädlich. Seine Überflüssigkeit ergäbe sich aus der Tatsache, dass Staat und Ge-

sellschaft über hinreichende Mittel verfügten, sich gegen faschistische Bestrebungen und Umtriebe 

zu schützen, so dass nichtstaatliche Initiativen an sich nur störend wirkten. Die Schädlichkeit aber 

resultiere daraus, dass erst die Existenz und das Hervortreten von Antifaschisten die Faschisten reize, 

sie interessant und mobil mache. Sonst, so wird suggeriert, würden sich diese Nachfahren und Epi-

gonen einfach totlaufen. Am besten also, man ließe sie unter sich und gewähren. Auf diese Weise 

wird dem anspruchslosen Bürger die Erklärung zugemutet, der Faschismus sei die Folge des Antifa-

schismus. Es ist nicht erinnerlich, dass in der ersten deutschen Republik, wie der Weimarer Staat 

mitunter bezeichnet wird, irgendjemand diesen Unsinn hätte in die Welt setzen können. Doch die 

praktischen Auswirkungen dieser Betrachtungsweise erweisen sich sowohl an den Gerichtsentschei-

den, welche den Demonstranten erst das Recht auf die Straße zusprechen, als auch und zuletzt noch 

in Leipzig an der Strategie der Polizeieinsätze. 

An welchem Punkte der geistigen Auseinandersetzung, um sie handelt es sich ungeachtet des Niveaus 

der Argumente, sind wir also angelangt? Bei dem Versuch, den Begriff „Antifaschismus“ aus dem 

allgemeinen deutschen Sprachgebrauch zu entfernen, ihn öffentlich nur noch mit einer abwertenden 

Bedeutung zu gebrauchen, ihn am besten ganz in die Sondersprache von gesellschaftlichen Rand-

gruppen zu verweisen. Diese Arbeit an der politischen Sprache sollte niemand in ihren Folgen unter-

schätzen. Sie ist auf dem Wege und wird keineswegs nur von Konservativen geleistet. Ein Historiker, 

der seine Verdienste um ein demokratisches Geschichtsbild in der Bundesrepublik besitzt, setzt das 

Wort Antifaschismus in seiner jüngsten, eben erschienenen Publikation, einer Sammlung von Auf-

sätzen über den 20. Juli 1944, in distanzierende Anführungszeichen. Ein sozialdemokratischer Mi-

nister in Brandenburg, dem Lande, das im Hinblick auf die rechtsextremen Gewalttaten die Spitze in 

Deutschland hält, möchte nicht mehr von antifaschistischer, sondern von „antinationalsozialistische 

Bewegung“ sprechen. Anders ausgedrückt: Dieser Staat und seine Bevölkerung haben die Auseinan-

dersetzung um die Behauptung und die Ausgestaltung von Gedenkstätten an Leiden und Kampf von 

Antifaschisten, die Auseinandersetzung um die Benennung von Straßen und Plätzen, von Kriegsma-

terial und Kasernen zwar noch nicht abgeschlossen, sind aber dennoch bereits darüber hinausgelangt. 

Es wird der Schritt vom Konkreten zum Allgemeinen getan. Mit der Erinnerung an den einzelnen 

Antifaschisten soll das Ganze verschwinden. Noch figuriert in den gebräuchliche Dudenausgaben der 

Begriff „Antifaschismus“ mit der knappen Erläuterung „Gegner des Faschismus“, doch ist das Ziel 

bereits erkennbar, deren Austausch gegen die Erklärung zur „kommunistischen Tarnbezeichnung“. 

Die „deutsche Gründlichkeit“ ist keine Erfindung. 

Ist dieser Befund richtig, was folgt dann aus ihm? In erster Linie die Notwendigkeit alle Chancen zu 

nutzen und, wenn es denn möglich ist, sie zu erweitern, um dem Zerrbild ein mit der historischen 

Wirklichkeit übereinstimmendes, sich ihr wenigstens weitgehend angenähertes Bild von der Ge-

schichte und der Gegenwart des Antifaschismus entgegenzusetzen. Ohne die Verteidigung der ver-

gangenen Leistungen, und das sind die – gerechnet seit den frühesten zwanziger Jahren – eines drei-

viertel Jahrhunderts. kann unsere Sache in der Gegenwart nicht vorgebracht werden. Das bedeutet, 

sich dieser Leistungen und Verdienste forschend und lernend zu versichern und dies nicht nur im 

Hinblick auf die deutsche, sondern auf die europäische Geschichte, denn der Kampf zwischen Fa-

schismus und Antifaschismus hat sich vor allem auf diesem Kontinent zugetragen. Und es verlangt, 

sich dieser Vergangenheit kritisch zu versichern. 

Es ist diese Forderung, die immer wieder auch Diskussionen und Kontroversen in den Reihen der 

Antifaschisten auslöst. Doch niemand kann daran vorbeigehen, dass über Jahrzehnte hinweg Irrwege 

und Fehlleistungen, Unterlassungen und vulgäre Dummheiten, Illusionen und Blindheiten, die zur 

Geschichte der antifaschistischen Bewegungen und Kämpfe gehören, entweder ganz ausgeblendet 

oder nur nach einer Methode behandelt wurden, die durch das Sprichwort bezeichnet wird: „Wasch’ 

mir den Pelz, aber mach mich nicht nass.“ Folglich war es notwendig, Nacharbeit zu leisten. Unver-
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meidlich hat sich dabei ergeben, dass die Aufmerksamkeit nun wiederum einseitig auf die Defizite 

gelenkt wurde, welche in einer bloß verherrlichenden Geschichtsbetrachtung nicht vorkamen. Die 

Arbeit über die „roten Kapos“, was immer ihre beabsichtigte und erzeugte Wirkung sein sollte, be-

deutete eine Herausforderung, die Wirklichkeit des antifaschistischen Kampfes ungeschminkt und 

ungeschönt darzustellen. Diese Herausforderung ist anzunehmen und nicht abzuwehren, weil viele 

der Herausforderer ihrerseits mit wirklichkeitsfremden, beckmesserischen, idealtypischen Klischees 

an die Beurteilung von Situationen herangehen, in denen sie sich nicht befunden haben und für die 

ihr Vorstellungs- und manchmal auch ihr Empfindungsvermögen nicht ausreicht. Diese Herausfor-

derung sollte auch nicht mit dem Argument abgewehrt werden, dass die Schattenseiten in der Ge-

schichte des Antifaschismus schon von „den anderen“ beleuchtet würden. Diese „anderen“ tun das 

entweder auf für ihre Zwecke auszubeutende Weise und – aus welchen Antrieben und Motiven auch 

immer – jedenfalls nicht so, dass an die Stelle eines einseitigen ein ausgewogenes und wirklichkeits-

nahes Geschichtsbild gesetzt wird, sondern wiederum ein diesmal allerdings in anderer Richtung ein-

seitiges. 

Die Schwere und Schwierigkeit dieser Aufgabe liegt zutage. Die eigenen Möglichkeiten und Mittel 

sind begrenzt, die „der anderen“ erheblich. In den einschlägigen Forschungsstätten und Archiven 

arbeiten seit Jahren in beachtlicher Zahl vor allem jüngere Historiker über Magister- und Doktorar-

beiten nach geistigen Vorgaben, die sich in einem Punkte zusammenfassen lassen: Es ist deren er-

klärte Aufgabe, die „Legende des Antifaschismus“ zu zerstören. Sie widmen sich der Untersuchung 

des Verhältnisses der politischen und nationalen und sonstigen Gruppen von KZ-Häftlingen und set-

zen sich, mit Scheuklappen ausgerüstet, auch auf die geringste Spur, die auf Widersprüche, Rivalitä-

ten, Interessenkämpfe hinweist. Das ist wahr und doch nicht die ganze Wahrheit. Noch immer gibt 

es genug Leute, die sich offenen und hellwachen Auges in die Vergangenheit begeben. Es kommt 

darauf an, sie herauszufinden, ihnen Mut zu machen, ihre Arbeit zu würdigen und sie zum Weiter-

machen und zum Zusammenwirken zu gewinnen. Die Politik, die Mahn- und Gedenkstätten umzu-

modeln, sie zu reduzieren, den verbleibenden die Möglichkeiten über finanzielle Einschränkungen zu 

beschneiden, resultiert nicht zuletzt aus der Absicht, die geistige Wirkung die weiterhin von ihnen 

ausgeht, zu minimieren. Daher bleibt deren Verteidigung eine antifaschistische Aufgabe ersten Ran-

ges und dies umso mehr, da die Zeit der Zeitzeugen unausweichlich zu Ende geht. Außerhalb des 

Bundes der Antifaschisten und seiner Organisationen wirken nach wie vor Menschen, welche die 

Demontage der antifaschistischen Tradition kritisieren und sich ihr mit ihren eigenen Mitteln entge-

gensetzen. Unter ihnen sind nicht nur in den neuen Bundesländern gerade auch Frauen und Männer 

aus der Lehrerschaft. Von den Möglichkeiten und Initiativen, mit ihnen Kontakt zu gewinnen, ihre 

Arbeit zu unterstützen, hängt für die Tradierung einer antifaschistischen Grundhaltung an die jüngs-

ten Generationen viel ab. 

Das führt noch einmal zum Thema der kritischen Versicherung des Vergangenen zurück: Wir können 

darauf setzen, dass in einer Gesellschaft, deren politische Klasse vor Selbstgefälligkeit und Selbstzu-

friedenheit strotzt, die immer offener beansprucht, statt des Volkes zu denken und zu entscheiden, 

eine Haltung, die sich davon prinzipiell unterscheidet, die eigene Tradition, die eigene Gruppe und 

nicht zuletzt das eigene Ich kritisch – kritisch, das ist nicht selbstquälerisch – betrachtet, die nichts 

verschämt unter den Teppich kehrt, die redlich Soll und Haben scheidet, gerade auf jüngere Leute 

gewinnend auszustrahlen vermag, die sich mit den alltäglichen Betrugsmanövern nicht abfinden wol-

len und von ihnen angewidert sind. Nicht nur, aber gerade, weil man uns Antifaschisten allgemein-

menschliche moralische Überzeugungen und Antriebe absprechen will, sollten wir nicht darauf ver-

zichten, von den anständigen Gedanken und ehrlichen Gefühlen zu sprechen, die uns leiten und die 

vor uns anderen Leitstern waren. Wir betrachten uns nicht als die besseren, als die Edelmenschen, 

aber wir haben auch keinen Grund, unsere Motive verleumden und in den Dreck treten zu lassen. 

Hierbei geht es nicht allein um die Verteidigung unserer selbst. Es geht um das Verhältnis zu „den 

anderen“. Zur Geschichte des Antifaschismus gehören auch falsche Einordnungen und Einstufungen, 

Sektierertum, die Begründung überflüssiger Abgrenzungen und erbittert ausgetragener Feindschaften 

bis hin zur Aufrichtung falscher Fronten. Die Linken und namentlich die Kommunisten unter den 
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Antifaschisten verfügen da über eine lange und denkwürdige Liste von Sünden. Gegenüber der Mehr-

heit dieser anderen geht es heute in erster Linie darum, zunächst einmal bekanntzumachen, was An-

tifaschisten in dieser Gesellschaft und wie sie diesen Staat wollen. Es gilt gegen die Masse von Vor- 

und Fehlurteilen in Wort und Tat zu argumentieren. Möge sich niemand etwas vormachen: Für einen 

erheblichen Teil der Bundesbürger verbindet sich die Vorstellung von Antifaschisten mit den Fern-

seh- und Zeitungsbildern, die ihnen ganz oder halbvermummte Gestalten zeigen, ausziehend, sich mit 

anderen Extremisten zu prügeln und also Ordnung und Ruhe störend. Es kommt immer wieder darauf 

an, diese Vorstellung zu zerstören. Hier liegt auch ein nicht wegzuredendes Problem im Verhältnis 

zu jenen Gruppen, für die sich „Antifaschismus“ auf die gewalttätige Konfrontation auf der Straße 

reduziert und die bewusst oder nicht eine Linie fortsetzen, die einmal unter der Losung „Schlagt die 

Faschisten, wo ihr sie trefft“ befolgt wurde. 

In diesen Zusammenhang gehört auch immer aufs Neue ein Selbstverständigung darüber, werde das 

sind „die Faschisten“. Angesichts der nahezu 13 Prozent Wähler, welche die Deutsche Volksunion in 

Sachsen-Anhalt gewann, entbrannte sogleich auch eine Debatte über die Frage: Sind das nun alles 

oder überhaupt Faschisten? Und natürlich wurde auch sie mit deutscher Gründlichkeit und mit bibli-

scher Schärfe gestellt, die nur die Antworten „Ja“ oder „Nein“ zuließen. Die positiven Antworten, 

die dem „Nein“ hinzugesetzt wurden, sagen viel über Ratlosigkeit. Es seien das Verführte, hieß es – 

als hätte der Weg für die Masse der Anhänger von Faschistenführern nicht stets mit einer gedankli-

chen und praktischen Verführung begonnen. Es seien das Protestwähler – als hätten die 13 Millionen 

Wähler im Juli 1932 nicht auch die NSDAP gewählt, weil sie gegen die sozialen Zustände der Re-

publik protestieren wollten. Im Kern soll das Gerede von den Verführten und den Protestierenden 

doch nur besagen, es ist nicht so schlimm und das wird sich schon irgendwie „auswachsen“. Die 

Entgegnung auf dieses Gewäsch sollte aber nicht darin bestehen, darauf zu insistieren, eben das seien 

die Faschisten und erst in dieser Feststellung die Begründung dafür zu finden, den eigenen Platz und 

die eigene Rolle zu befestigen. 

Unter denen, die sich da, wahrscheinlich doch zu ihrer eigenen Überraschung in solch hoher Anzahl, 

als Wahlvolk der DVU zusammengefunden haben, befinden sich geschulte, wenn das nicht mit Bil-

dung verwechselt wird, und überzeugte und aktionserfahrene Faschisten, Leute aus deren Umfeld, 

Sympathisanten und auch solche, die sich gleichsam in einer Last-minute-Entscheidung auf diese 

Reise begeben haben, von der sie sich kaum Rechenschaft gegeben haben, wohin sie auf ihr hinge-

führt werden. Diese Mischung ist nicht zu sondern, ihre Anteile nicht zu wägen, und sie ist mit dem 

Zuruf „Ihr Faschisten“ nicht zu charakterisieren. Doch trägt diese Gefolgschaft, wie sehr oder wie 

wenig sie sich verfestigt haben mag, deutliche Züge, die jenen des „klassischen Faschismus“ glei-

chen. Das gilt insbesondere für ihren extremen Nationalismus, ihre dumpfen Vorstellungen vom ei-

genen Wert und der Minderwertigkeit der Angehörigen anderer Völker und Nationen. Dieser Natio-

nalismus ist mit dem Wort „Ausländerfeindlichkeit“ – das ohnehin irreführend ist, denn es handelt 

sich keineswegs um durchweg gegen Ausländer gerichtete Aggressionen – keineswegs erfasst. Die 

wollen nicht nur „Deutschland den Deutschen“, sondern fühlen sich zu Höherem berufen und befä-

higt. Diesem Nationalismus und Nationalchauvinismus aber mit einem Nationalnihilismus begegnen 

zu wollen, darauf mit Parolen wie „Scheißdeutschland“ und ähnlichen zu antworten, ist ebenso hirn-

los und beweist nur eine andere Art von elitärem Wahn. Die gelehrten Verkünder der These, wonach 

die Nation nur ein Konstrukt sei, nur eine demagogische Einrede, vorgenommen von den Herrschen-

den an den Beherrschten sei, um sie besser an die Kandare nehmen zu können, gehen souverän dar-

über hinweg, dass geistige und mentale Bindungen an eine Nation oder ein Volk in der Geschichte 

keineswegs nur eine reaktionäre Rolle gespielt haben. Gerade der antifaschistische Kampf gegen das 

Naziregime, seine Manifeste wie die aus ihm hervorgegangenen Dichtungen, die Zeugnisse vieler 

seiner Teilnehmer und die Ideen und Empfindungen, von denen sie geleitet und angetrieben wurden, 

bieten dafür eine Kette überzeugender Beweise. 

Was kann praktisch getan werden, die erkennbar zunehmenden faschistischen und dem Faschismus 

verwandten Erscheinungen zu bekämpfen? Was kann tun, wer nicht auf den denkbaren, aber unge-

wissen und jedenfalls extrem langwierigen Weg setzen will, an dessen Ende der soziale Boden tro-
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ckengelegt wäre, auf dem sie wachsen? Niemand besitzt dafür einen Fahrplan. Zuerst gilt es, die 

entstandene Beunruhigung nicht durch Panikbilder, sondern durch klare analytische Aussagen zu be-

gründen und zu verfestigen und vor allem auch in den Kreisen der jüngeren Generation zu fragen: 

Wollt Ihr Euch mit diesem Zustand abfinden? Denn er wäre nicht abgeschafft, selbst wenn eine jetzt 

rasch gewonnene, aber nicht rasch entstandene Wählerschaft sich in den nächsten Jahren wieder ver-

laufen sollte und diejenigen Recht behielten, die von einer Wellenbewegung sprechen. Das antide-

mokratische Potential bliebe, ob im Wellenhoch oder im Wellental, doch erhalten. Es kommt darauf 

an, die Beunruhigung vieler Eltern und Großeltern aufzunehmen, die fürchten, dass ihre Kinder und 

Enkel in das braune Milieu abgleiten. Es wäre viel gewonnen, wenn Eltern in Schulen fragten, was 

während des Unterrichts getan wird, um Schüler gedanklich gegen das Abrutschen in faschistische 

Denkbahnen zu schützen. Es müssten die Gewerkschaften ihren Einfluss geltend machen, wo es um 

die Ausbildung von Lehrlingen geht. Unerlässlich ist es, dass insbesondere in den Universitätsstudien 

für Lehrer, und zwar nicht nur für die der Geschichte, Politik und Religion, das Tatsachenwissen 

zusammen mit dem methodischen Instrumentarium angeboten wird, das künftige Pädagogen befä-

higt, sich mit faschistischen Argumenten auseinanderzusetzen. Wünschenswert ist, dass die Kirchen 

alle ihre vielfältigen Einflussmöglichkeiten einsetzen. 

Kurzum: Es geht um die Herstellung einer Atmosphäre, die von den einen antifaschistisch, von an-

deren antinazistisch, von dritten antinationalsozialistisch, von vierten demokratisch oder republika-

nisch oder auch einfach aufgeklärt genannt werden mag, die den Politikern und Werbern der NPD, 

der Republikaner, der DVU und allen ihren Verwandten einen scharfen Wind entgegenbläst. Dass 

dies erreichbar ist, dagegen wendet sich viel Skepsis, erhebt sich auch Resignation. In den politischen 

Auseinandersetzungen steht die Frage weit im Vordergrund, welche Partei und insbesondere – der 

Führerkult lässt grüßen – welcher Kanzler das Hauptgeschäft in der Gesellschaft der Wohlstandswah-

rer am besten oder überhaupt leiten kann. Fragen des geistigen und des moralischen Zustands im 

Staate rangieren demgegenüber weit hinten. Bestätigt hat das – wie erwähnt – noch einmal der Ver-

lauf der Untersuchungen, welche sich wider den Willen der Regierenden und des zuständigen Minis-

ters doch auf die Bundeswehr und deren inneren Zustand richteten. Ja, die intellektuellen und die 

mentalen Blockaden sind hoch und sie werden nicht nur von der Staatsspitze aus errichtet. Was besagt 

das? Doch nur, dass die altbekannte Entscheidungssituation reproduziert ist, sich in einer wenig ver-

heißungsvollen Situation für den Versuch zu entscheiden, die eigenen Vorstellungen zur Geltung zu 

bringen, um sie mit denen anderer zu vergleichen, abzustimmen und zu verfechten, oder zu kapitu-

lieren. Doch nur, dass immer wieder gewählt werden muss zwischen Hoffnung und Verzagen, zwi-

schen Wagen und Verzichten, zwischen Mut und Angst, zwischen dem aufrechten und dem kriechen-

den Gang, vielleicht sogar zwischen der Rolle der Sisyphos und der Haltung des Laissez faire – laissez 

aller. Es ist nicht ausgemacht, dass faschistische Konzepte und Einflüsse sich am Ende dieses Jahr-

hunderts weit ausbreiten. Versicherungen dagegen sind aber nur handelnd und nicht abwartend zu 

gewinnen. 
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Geschichtliche und aktuelle Befunde zum „Rechtsextremismus“ 

Referat auf einer Konferenz zum Antifaschismus  

am 5. September 1998 und am 24. Oktober 1998 im Klub in Woltersdorf 

Es vergeht in Deutschland kein Tag, an dem nicht Politiker, Wissenschaftler, Kirchenleute einzeln 

oder in Gemeinschaften sich „Gegen den Rechtsextremismus“ erklären und vor den von ihm ausge-

henden Gefahren warnen. Die so entstandenen Schriftstücke würden, in Büchern gedruckt, inzwi-

schen ganze Regalreihen füllen können. Es vergeht in Deutschland kein Tag, an dem nicht in Parteien, 

Vereinen, religiösen Gemeinschaften, hier und da auch an „runden Tischen“ beraten wird, wie der 

Sammlung von vorwiegend jungen Deutschen an einem Ort entgegengewirkt werden kann, die ge-

meinhin als der „rechte Rand“ der Gesellschaft bezeichnet wird. Wer sich die Resultate dieser vielen 

Anstrengungen, denn darum handelt es sich zweifelsfrei, vor Augen hält oder sie zu addieren sucht, 

kommt – bildlich gesprochen. nicht in die schwarzen Zahlen. Es entsteht der Eindruck, dass die Er-

klärungen und Beschlüsse, die Vorsätze und Programme eher die Hilflosigkeit der Gesellschaft ge-

genüber diesem Zustand verdecken, denn Abhilfe schaffen. Und in der Tat: Die Verlautbarungen 

bleiben zu einem erheblichen Teil folgen- und wirkungslos und derart erweisen sie, dass diese Ge-

sellschaft doppelt hilflos ist – geistig wie praktisch. 

Ihr Dilemma beginnt damit, dass es über Jahre hinweg an der Spitze eben dieser Gesellschaft und 

insbesondere in den Kreisen der Regierenden an der Bereitschaft fehlte, auch nur auszusprechen, was 

ist, was sich entwickelt hatte und welche Tendenzen sich verstärkten. Der Umgang mit den vorgeb-

lichen „Einzelereignissen“ in Einheiten der Bundeswehr lieferte für diese Praxis das denkwürdige 

Paradebeispiel. In dieser Hinsicht wurde das Wahlergebnis im Lande Sachsen-Anhalt mit seinen na-

hezu 13 Prozent Stimmanteilen der Deutschen Volks-Union, das entsprach etwa 200.000 Wählern, 

zu einer gewissen Barriere. Es erschwerte die unredliche Reduzierung der Bestandsaufnahme auf 

allzu oberflächliche Befunde. Dennoch liegen sie keineswegs hinter uns. Tagtäglich wird die Analyse 

gedanklich auf Nebengeleise geschoben und um Tatsachen herumgeredet, klaren Urteilen wortreich 

ausgewichen. Beklagt wird, dass in West- wie in Ostdeutschland gleichermaßen „die Praxis des Ver-

schweigens und Verdrängens“ dominiere.1 Schon wenige Monate nach der Landtagswahl in Sachsen-

Anhalt hat eine Ministerin der Regierung in Magdeburg das Ergebnis einer Studie vorgestellt und 

hervorgehoben, dass sich der „ideologisch in sich gefestigte rechte Kern“ unter den 18 bis 27-Jährigen 

„allenfalls“ auf einen Anteil unter 3 Prozent belaufen würde. Zu denen kämen dann allerdings weitere 

8 Prozent hinzu, die einigen nicht näher als rechtsextrem bestimmten Ansichten zustimmen würden.2 

Erinnern wir uns auch der mit Vorliebe diskutierten Fragen: Wieviel von diesem meist „Rechtsextre-

mismus“ genannten Denken und Verhalten geht auf das Konto der untergegangenen DDR, wieviel 

auf dasjenige der (Alt-)BRD und wieviel auf der gegenwärtigen Gesellschaft? Wieviel Ideologie 

drückt sich in einer Gewalttat der „Rechtsextremen“ aus? Handelt es sich nicht eventuell um eine 

„Gewalttat an sich“, ohne irgendwelchen politischen Hintergrund, so dass die Untat in der Statistik 

in eine andere Verbrechengruppe aufgenommen werden kann? Dabei ist, um es hier gleich zu sagen, 

für die geplanten wie für die spontanen Gewaltaktionen der Rechtsextremisten einwandfrei nachge-

wiesen, dass keine von ihnen ungezielt erfolgte, sondern die „Fremden“, die „Zecken“ und wer ihnen 

immer als Feind gilt, als Ziel und Opfer vorher ausgemacht waren. 

Die Vernebelung der Tatsachen und Zusammenhänge beginnt auch bereits mit ihrer häufig schwam-

migen begrifflichen Kennzeichnung. So wenig sich auf die übergreifende Charakteristik „Rechtsext-

remismus“ verzichten lässt, so unzulässig erscheint es, seine Fraktionierung zu übergehen und über 

 
1  So der Professor für Pädagogik an der Universität Bielefeld Wilhelm Heitmeyer auf einem öffentlichen Forum 

der SPD in Erfurt, der kritisierte, dass Parteien, Gewerkschaften und Kirchen über öffentliche Erklärungen hinaus 

nicht zur Formierung einer „Gegenöffentlichkeit“ gelangen würden. Praxis des Verschweigens beklagt. In: Neues 

Deutschland, 3. Dezember 1998. 
2  So nach einem Bericht in „Der Tagesspiegel“ unter der bezeichnenden Überschrift „Kein Hort rechtsextremen 

Gedankenguts“ (Ausgabe vom 28. Oktober 1998), in dem die Ansicht übernommen wird, die jungen Leute seien 

nicht eigentlich rechtsextrem, sondern unzufrieden mit der parlamentarischen Demokratie. 
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dessen äußerste Gruppierung zu schweigen. Denn in diesem „Rechtsextremismus“ existiert ein Flügel 

der keine andere Bezeichnung verdient als „Faschisten“. Wenn sie sich auch so nicht nennen, sondern 

wie ihre Vorläufer als „Nationalsozialisten“, auch „National-Sozialisten“, andere wieder in Anleh-

nung daran als „Volkssozialisten“ auftreten, so sagen ihre Parolen, ihre Farben, ihre Fahnen, ihre 

Grußformeln und Rituale, ihre Lieder und die Namen ihrer lärmenden Musikstürme genug. 

Dass die Faschisten nicht „Faschisten“ genannt werden, kommt zunächst einmal ihnen zugute, ihrer 

Tarnung und ihrer Behandlung, die durch Polizei und Justiz eingeschlossen. Zweitens und wichtiger 

aber: Wenn die Faschisten, an denen wirklich wenig „Neo“ zu entdecken ist, als solche markiert 

würden, dann ergäbe sich ein Fixpunkt, von dem aus sich auch der Charakter anderer Strömungen 

des „Rechtsextremismus“ exakter beurteilen ließe. Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 

ihnen träten dann deutlicher hervor und es würde ausgesprochen werden müssen, ohne sie alle über 

einen Leisten zu schlagen, dass in diesen verschiedenen Strömungen ideologisch wie meist auch po-

litisch und taktisch ein „Stück Faschismus“ steckt. Anders ausgedrückt, dass zwischen ihnen bei aller 

Rivalität, ja mitunter auch offener Verfeindung politische Verwandtschaften und Sippschaften beste-

hen, die doch bewusst gemacht werden müssten, anstatt über sie schamhaft hinwegzugehen. Auf 

geistigem Gebiet erweist sich diese Verwandtschaft vor allem auf den Feldern der nationalistischen, 

der rassistischen und der sozialen Demagogie. Dabei ist leicht zu sehen, dass die Rechtsextremisten 

noch dabei sind, ihre reaktionären Vorstellungen von der Zukunft Deutschlands in die zugkräftigsten 

Parolen zu gießen. Auf dem Felde des Nationalismus („Deutschland den Deutschen [...]“ ist ihnen 

das in Verbindung mit sozialdemagogischen Losungen („Arbeit zuerst für Deutsche“) bereits gelun-

gen. Den Rassismus, der sich in der Bundesrepublik in Stadt und Land schlagend austobt, auf den 

agitatorischen Punkt zu bringen, erweist sich vor dem Hintergrund der Genocid-Politik und ange-

sichts der Strafandrohung wegen „Volksverhetzung“ offenbar als schwieriger. Nichts desto weniger 

soll nach hitlerfaschistischem Beispiel die „rassistische Gefahr“ furchtbar an die Wand gemalt wer-

den. Nun drohe die „Islamisierung“ wird unter Berufung auf Pläne erklärt, welche die Gleichstellung 

der islamischen Religionsgemeinschaft mit den anderen in Deutschland anerkannten und geschützten 

vorsehen.3 Auf diese Weise werden Ängste geschürt und ausgebeutet und der „innere Feind“ mar-

kiert. Der Zweck lässt sich, wie erwiesen, um so vollkommener erreichen, wenn von diesem „Feind“ 

geheimnisvolle Bilder gezeichnet und ihm alle Gemeinheiten und Schlechtigkeiten eingefügt werden. 

So wurden seinerzeit mit den „Bolschewiken“ und mit den Juden verfahren. In den Büros der KPD, 

so die Lügen im Februar/März 1933, seien die entsetzlichsten, später nie vorgewiesenen Pläne ge-

schmiedet worden. In den Synagogen, so die Lügen seit 1933, würden in erster Linie gegen Deutsche 

gerichtete Weltherrschaftspläne ausgeheckt. Nun werden, gegen die türkischen Anhänger des Islam 

gerichtet, Horrorbilder ähnlichen Typs entworfen. So wurde jungen Mitgliedern und Anhängern der 

„Republikanern“ in München bei einer „Schulung“ über den „Koran“ erzählt, Moslems würden mit 

der Absicht nach Deutschland kommen, das Land zu unterwandern und gegen das Christentum vor-

zugehen. Was die Tempel der Juden gewesen sein sollen, sind nun die Moscheen, hinter deren Türen 

niemand sehen und hören könnte, und in denen sich Verschwörer verabreden würden. Wozu den 

Hitlerfaschisten die erfundenen „Protokolle der Weisen von Zion“ dienten, dafür suchen deren Nach-

fahren den „Koran“ zu nutzen. Wie einst werden Ahnungs- und Urteilslosigkeit und die Blödheit von 

provinziellen Deppen ausgebeutet.4 

Doch lässt sich auf dem Wege des historischen Vergleichs auch unschwer erkennen, wie oft und wie 

genau die Nachfolger ihr Original auf dem Gebiet taktischen Verhaltens imitieren und sich den Be-

dingungen einer bürgerlich-demokratischen Republik anpassen. Sie wissen, dass sie bei völlig offe-

nem Visier leicht mit einem Verbot belegt werden können, dass sie eben so fürchten wie seinerzeit 

die Führung der NSDAP, die es als ein Geschenk der Richter des Leipziger Reichsgerichts ansehen 

konnten, dass Hitler 1930 Gelegenheit gegeben wurde, vor dessen Schranken einen „Legalitätseid“ 

zu schwören. Die Führer der Rechtsextremisten lassen es daher nicht an wohlfeilen Beteuerungen zur 

 
3  So die Argumentation des Vorsitzenden der REP, Rolf Schlierer, gegen den Bundesinnenminister. S. Claus 

Dümde, Schlierer schließt auf. In: Neues Deutschland, 2. Dezember 1998. 
4  Claudia Peter, Hilfe, die Scharia kommt. Neues Deutschland, 11. September 1998. 
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„freiheitlich-demokratischen Grundordnung“ fehlen und suchen sich auf jede Weise gegen ein Verbot 

rückzuversichern. Zu ihrem demagogischen Repertoire gehört, dass sie sich sogar für eine Auswei-

tung der Bürgerrechte durch die Einführung von Volksbefragung und Volksentscheid einsetzen. 

DVU-Vorsitzender Frey erklärte auf einer Pressekonferenz auch: „Wir sind keine Ausländerfeinde, 

wir begrüßen auch die integrierten Ausländer und die wirklichen Asylanten.“5 

Dabei würde es zu kurz greifen, würden alle diese Erklärungen und Beteuerungen nur als der Versuch 

gewertet, sich die Pfoten weiß zu schminken. Wie einst im Weimarer Staat so streiten die Rechtsext-

remen auch heute über den aussichtsreichsten Weg zu Masseneinfluss und Erfolg. Da passt ihnen 

womöglich ein Volksentscheid genauso ins Konzept, wie er 1929 ihren Vorgängern in deren dema-

gogischem Kampf gegen den Youngplan nutzte. Dessen eingedenk, und natürlich auch, um aus den 

Berichten und mehr noch aus den Aktivitäten des Verfassungsschutzes herauszukommen, versuchen 

die „Republikaner“ sich als eine gemäßigte Rechtspartei zu präsentieren, Seriosität und Kompetenz 

nachzuweisen und zu letzterem bieten ihnen selbstredend die Podien von Landtagen – in Baden-

Württemberg den Republikanern6, in Sachsen-Anhalt den Abgeordneten der DVU – besondere Ge-

legenheit. 

Um Missverständnisse zu vermeiden: Es kann sich nicht darum handeln, in deutschen Landen mög-

lichst viele Faschisten auszumachen. Es muss – ganz im Gegenteil – immer wieder daran erinnert 

werden, wieviel Unheil der falsche und leichtfertige Umgang mit der Bezichtigung des „Faschismus“ 

(Sozial-, Brüning-, Papen-Faschismus) in der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung angerich-

tet hat. Diese Warnung zu bedenken sollte aber nicht verhindern, die Berührungspunkte und ganzen 

Berührungsflächen zu benennen, die es zwischen den Strömungen der äußersten Rechten damals gab 

und heute gibt. Daraus erwächst, und auch das bestätigen geschichtliche Erfahrungen, nämlich die 

Möglichkeit für ihre Bündnisse zur Aktion und ihre organisatorischen Zusammenschlüsse. Franz von 

Papen, der 1932 kein faschistisches, wenn auch ein antidemokratisches Herrschaftskonzept verfocht 

und sich stark genug glaubte, Hitler und dessen Partei in Dienst nehmen wollte, hatte 1933 keine 

Schwierigkeit, als Vizekanzler an Hitlers Seite in eine Regierung einzutreten, die faschistisch war. 

Obwohl solche Besinnung erhellend ist, verläuft die Bestandsaufnahme des „Rechtsextremismus“ bis 

in die Reihen der Linken hinein weitgehend geschichtslos oder geschichtsarm. Mitunter, wie in einer 

lesenswerten Broschüre, die von den IG Metall herausgegeben wurde, wird einfach und ohne jeden 

Vergangenheitsbezug von der „neuen Rechten“ geschrieben, ohne dass deren Neuigkeitswert über-

haupt in Frage gestellt wird. Dabei gibt es kein zweites Land in Europa, in dem es so viele Gründe 

dafür gäbe, sich gerade vis-à-vis von DVU, Republikanern, Nationalen und wie sich sonst nennen 

mögen, der Geschichte zu erinnern. Und es sind – bei allen Unzulänglichkeiten, von denen wohl ein 

Gutteil aus Unwissenheit herrührt – zweifelsfrei die Linken, die sich von allen Beteiligten am stärks-

ten darum kümmern, die deutsche Vergangenheit auch in diesem Punkte zum Reden zu bringen. Nun 

verbindet sich der Blick in die Geschichte aber immer mit Gefahren, die nicht gering veranschlagt 

werden sollen. Die einen machen sich gedanklich dadurch zu ihren Sklaven, dass sie eine vollständige 

Wiederholung des Vergangenen erwarten und nicht selten in die Gegenwart Fakten und Tendenzen 

hineinsehen und hineinreden, aus denen sie dann wiederum herauslesen können, dass die Faschisten 

ante portas stünden und läuten Daueralarm. Andere wieder fixieren sich ganz oder vorwiegend auf 

die Differenzen, die sich bei einem Vergleich der zwanziger und der neunziger Jahre unschwer fest-

stellen lassen, und geben sich und ihrer Umgebung Entwarnungssignale. 

Was also geben die Erfahrungen der zwanziger und beginnenden dreißiger Jahre, von denen uns doch 

nun schon ein Menschenalter trennt, für unsere gegenwärtigen Überlegungen, Entscheidungen und 

Handlungen her? Oder: Wie begann die Formierung der Kräfte, die nach nur 12 oder 13 Jahren der 

Republik den Garaus machten? Davon seien einige Grundtatsachen genannt. Erstens: Die militante 

 
5  Dieter H. Michel, DVU sieht sich bereits im Bundestag. In: Neues Deutschland, 12./13. September 1998. 
6  Neuere Einschätzungen zeugen partiell jedoch vom Sieg des Flügels bei den baden-württembergischen Repub-

likanern, der sich der DVU annähert. So beantwortete das Innenministerium in Stuttgart eine Anfrage der Land-

tagsfraktion der CDU. Republikaner immer näher an der DVU. In: Neues Deutschland, 11. Januar 1999. 
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Rechte formierte sich nach Krieg und Revolution in einem gegenrevolutionären Prozess, und sie be-

saß alsbald einen Führerkader, der sich aus befehlserprobten Offizieren des Krieges rekrutierte oder 

aus Menschen, die sich an diesem Kader ein Vorbild nahmen und ihm nacheiferten. Der Gefreite 

Hitler war nach seinem Militärrang die Ausnahme. Die Mehrheit stellten Figuren wie der höchstde-

korierte Hauptmann Hermann Göring, der erste Führer der SA, der ebenfalls aus dem Fliegerkorps 

stammende Leutnant Rudolf Heß, der Sekretär des „Führers“ wurde, der Leutnant Julius Streicher, 

der eine eigene faschistische Partei in Nürnberg gegründet hatte, die er der NSDAP zuführte, die 

später hinzugestoßenen Oberleutnant Gregor und Leutnant Otto Strasser, der Hauptmann Ernst 

Röhm, keiner von ihnen ohne die Auszeichnung mit dem Eisernen Kreuz. 

Zweitens: Die antirepublikanische, auf Revanche versessene Rechte existierte anfänglich in einer Viel-

zahl von Gruppen, die konkurrierten, sich befehdeten, um den Führungsanspruch rangen, über Stra-

tegie und Taktik stritten und die allesamt den Durchstoß zu einer Massenpartei suchten. Das gelang 

nur der NSDAP, die seit ihrer Wiedergründung 1925 das Feld beherrschte. Sie wurde das Sammel-

becken und dabei spielte keine geringe Rolle, dass sie es war, die einen charismatischen Führer auf-

zuweisen hatte, über den die Konkurrenz nicht verfügte. Niemandem hat Hitler später mehr Dank-

barkeit bezeugt als denen, die in dieser Frühzeit ihre Organisationen der seinen unterstellten und sich 

zu seinen Paladinen machten. Das gilt für Streicher, den „Frankenführer“ und Herausgeber des anti-

semitischen Hetzblattes „Der Stürmer“. Niemanden hat er schärfer verfolgt, als jene, die diese Einheit 

der Faschisten gefährdeten. Das erfuhr Gregor Strasser, der in einem kritischen Moment, Ende 1932, 

sich auf eine Extratour begab und dafür anderthalb Jahre später während der „Röhm-Affäre“ ermordet 

wurde. 

Drittens: Diese zunächst organisatorisch zersplitterte und ideologisch zerfahrene, dann sich konzent-

rierende Rechte bediente sich von Anfang an der schamlosesten Demagogie. Sie betraf geschichtliche 

Vorgänge, wie Krieg und Revolution. Sie bezog sich auf die Rivalen und Kontrahenten, deren Absich-

ten bedenkenlos verteufelt wurden. Und sie galt insbesondere der Vernebelung der Ursachen für nati-

onales und soziales Elend, die auf „Versailles“, auf „die Juden“, auf „die Marxisten“ und andere zu-

rückgeführt wurden. Was immer sich hochtrabend und werbend als „nationalsozialistische Weltan-

schauung“ präsentierte und zweifelsfrei auf Teile der jungen Intelligenz wirkte: Der geistige Anspruch, 

der an die Masse der Gefolgschaft gestellt wurde, war äußerst gering. „Glauben, gehorchen, kämpfen“, 

lautete die zentrale Forderung des italienischen Faschismus an die Mitgliedermasse seiner „Bünde“ 

und wiewohl diese Losung von der NSDAP nicht wortwörtlich übernommen wurde, galt sie doch 

exakt auch in ihren Reihen. Von Wissenschaft, zu der Kritik und Zweifel gehören, war nicht die Rede. 

Viertens (und das ist womöglich am meisten vergessen oder auch am wenigsten wahrgenommen wor-

den): Diese Rechte besaß nicht von allem Anfang an jenes Profil, das sich am deutschen Faschismus 

an der Macht erkennen lässt. Hier hat innerhalb der Linken oft eine irreführende Verlängerung der 

vielgeschmähten „Dimitroff-Formel“ zurück in die zwanziger Jahre gewirkt. Dabei wurde übersehen, 

dass die soziale Demagogie der NSDAP anfänglich gegen die Schwerreichen zielte. Als solche wur-

den zunächst vor allem aber nicht nur die „Juden“ ausgemacht und hingestellt. Doch appellierten die 

Werber Hitlers am Beginn ihres Weges deutlich an die kleinen, natürlich „arischen“ Kapitalisten, die 

mit den Folgen des Krieges und der Inflation mehr zu kämpfen hatten als die Konzerne. Und in der 

Tat stehen ja an der Wiege und in den frühen Kindheitsjahren als Ziehmütter und Ziehväter der 

NSDAP Personen, Familien, Unternehmer, die nach dem heutigen Sprachgebrauch zum Mittelstand 

gerechnet werden würden. Die von Hitler geführte Partei durchlief auch gemessen an ihren program-

matischen Verlautbarungen zwischen den Jahren 1920 und 1928/29 eine Metamorphose. Von ihr 

gingen viele irritierende Wirkungen aus. Nicht zufällig wurde von Fachleuten in der Volkswirtschaft-

lichen Abteilung der Deutschen Reichsbank noch 1930 und 1931 bei der Abfassung von Expertisen 

darüber gerätselt, was eigentlich das Wesen dieser Partei sei und ob – wie es in einem Bilde hieß – 

als ihr Endprodukt ihres erkannten Wandels Wein oder Essig zu erwarten wäre. Im Verlaufe des 

Jahres 1932 fielen die Urteile dann schon klar aus: Die Führungsgruppe um Hitler hatte in mehreren 

Schritten durchgesetzt, dass die deutsche Großbourgeoisie und der deutsche Großgrundbesitz von der 

Partei schließlich nicht mehr befeindet und die soziale Demagogie auf das internationale angeblich 
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jüdische Kapital gerichtet wurde. Unklar und ungewiss und unentscheidbar blieb nun nur noch, ob 

die Führerschaft, einmal an die Staatsmacht gebracht, dieses ihr Konzept gegenüber der eigenen Ge-

folgschaft, die auf eine „Revolution“ orientiert worden war, würde durchsetzen können. 

Um es hier gleich anzufügen: Die an die kleine und mittlere Unternehmerschaft adressierte Reklame 

charakterisiert auch heutige rechtsextremistische Parteien, die Wähler und Förderer suchen. Deshalb 

wird gefordert: „Statt einseitig Großkonzerne (mit ihrer Lobby in Bonn) fördern, den Mittelstand 

unterstützen, denn er ist der größte Arbeitgeber, nicht die Bosse der Multis.“7 Die NPD gab die Exis-

tenz eines in ihren Reihen gegründeten Wirtschaftsausschusses „gegen den globalen Internationalis-

mus des Großkapitals“ bekannt.8 Das erinnert an die Existenz einer gewiss ungleich besser ausgestat-

teten Wirtschaftspolitischen Abteilung, über welche die Reichsleitung der NSDAP in München ver-

fügte. Die dort 1932 ausgearbeiteten Programme besaßen freilich einen „Mangel“. Die Führungs-

gruppe und namentlich Hitler scherten sich schon zum Zeitpunkt von deren Ausarbeitung keinen Deut 

um sie, und der oberste Führer hielt sich seine eigenen engen Wirtschaftsberater. 

Fünftens: Der Durchbruch von der Kaderpartei zur Partei mit Masseneinfluss gelang den Hitlerfa-

schisten 1923 nur in Bayern, reichsweit erst sechs Jahre später am Beginn der Weltwirtschaftskrise. 

Der kündete sich, regional bereits an und zwar zum einen in den Gebieten, die von den Segnungen 

der sehr kurzen „goldenen Zwanziger“ unberührt geblieben waren. Dazu gehörten die damals auch 

staatlich ausgewiesenen Armuts- und Elendsgebieten, beispielsweise in Mittelgebirgsgegenden wie 

denen das Thüringer Waldes. Zum anderen wurde die NSDAP auf der von ihr miterzeugten Welle 

von Wut und Hass hochgespült, die sich 1929 gegen den Young-Plan erhob. Der sah eine Umschul-

dung und mit ihr vor, dass Deutschland seine aus dem Krieg her gerechneten Zahlungen Mitte der 

achtziger Jahre beendet haben würde. Aus dieser Kampagne rührte auch das erste Bündnis der beiden 

Hauptrivalen auf der seinerzeitigen Rechten, der konservativen Deutschnationalen Volkspartei Alfred 

Hugenbergs und der NSDAP, die zunächst die Rolle des Juniorpartners einnahm, davon aber erheb-

lich profitierte. 

Sechstens: Die NSDAP – hier nun begebe ich mich in die Rolle des rückwärtsgewandten Propheten 

– bezog ihre Kräfte nur zu einem Teil aus sich selbst, der sich zwar nicht bemessen lässt, der aber 

doch beträchtlich war. Hitler wusste schon, warum er in der nach 1933 immer wieder vorgetragenen 

„Parteierzählung“ darauf bestand, es sei nur sein und seiner Anhänger Glaube gewesen, der sie zum 

Sieg trug. In Wahrheit haben sie aus dem Zustand dieser Gesellschaft Nähr- und Kraftstoffe die Masse 

bezogen, auf ideologischem Felde am meisten dadurch, dass sich die Hauptkräfte und -parteien dieser 

Weimarer Republik nie von der Vergangenheit klar losgesagt, nie zu einem Schlussstrich gefunden 

haben. Bis in die Reihen der Sozialdemokratie hinein – hier machten wirklich einzig die Kommunis-

ten eine Ausnahme – war man stolz darauf, im Kriege, und nicht nur das, sondern auch Frontsoldat 

gewesen zu sein. Und die NSDAP sah sich begünstigt von der Lässigkeit, mit der diese Republik sich 

gegenüber den Umtrieben der Faschisten verhielt. Es war sicher von den Herausgebern, dem Histo-

riker Schönhoven und dem Politiker Vogel, beides Sozialdemokraten, nicht beabsichtigt, mit ihrer 

kürzlich erschienenen Veröffentlichung davon abzulenken. Darin finden sich – mit antipluralistischer 

Auslassung der Kommunisten – Parlamentsreden von Politikern der Weimarer Republik gegen den 

Faschismus zusammengestellt und gedruckt. An sie zu erinnern und auch aus ihnen Anregungen und 

Argumente für die Gegenwart zu beziehen, erscheint geboten. Unvergessen soll auch bleiben: Wer 

sich in den Parlamenten der Weimarer Republik den Fraktionen der NSDAP entgegenstellte, Ziele 

und Methoden dieser Partei bloßlegte, brauchte nicht nur Wissen und Überzeugung, sondern auch 

Mut, denn er setzte sich damals schon den Drohungen und Angriffen der Entlarvten aus. Doch was 

folgte auf diese Debatten? Was nahm beispielsweise Reichsminister Carl Severing davon in sein In-

nenministerium und in den Regierungsalltag mit? 

Am 3. Juni 1929, das war eben jene Zeit, da den deutschen Faschisten Flügel zu wachsen begannen, 

 
7  So in der Sonderausgabe von Deutsche-Wochen-Zeitung, September/Oktober 1998, die als Wahlzeitung vor der 

Bundestagswahl 1998 verbreitet wurde. 
8  Zitiert in: René Heilig, Glatzen sind nicht nur Hohlraumdeckel. Neues Deutschland, 11. September 1998. 
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antwortete er einem besorgten Bürger, der ihm aus Ulm geschrieben hatte: „So sehr ich ihre Auffassung 

von dem ständig im ‚Stürmer‘ erscheinenden Satze ‚Die Juden sind unser Unglück‘ verstehe und 

teile, so bedaure ich doch, mit Verwaltungsmaßnahmen gegen die Zeitung nicht einschreiten zu kön-

nen, da mir das Gesetz hierzu keine Handhabe bietet. Im Allgemeinen können Herausforderungen 

dieser Art nur strafrechtlich verfolgt werden. Ob im vorliegenden Fall der Tatbestand einer strafrecht-

lichen Verfolgung gegeben ist, lasse ich dahingestellt, möchte ihnen aber vorschlagen, den Satz nicht 

gar zu ernst zu nehmen und ihn am besten mit Nichtachtung zu übergehen.“ Dieser Text legt den 

Gedanken nahe, wie heute denen geantwortet wird, die meinen, es sollte nicht länger gestattet sein, 

diese Parole auf die verschiedenste Weise zu variieren, jedoch so, dass alle ihre Varianten immer nur 

besagen: „Die Ausländer sind unser Unglück.“ Und dies führt zurück in die Gegenwart und zu einem 

nun womöglich Tatsachen gestützteren Vergleich zwischen den zwanziger und den neunziger Jahren 

deutscher Geschichte. 

Dieser Vergleich muss aber nicht auf der Ebene der Organisationen von einst und jetzt, nicht mit der 

direkten Konfrontation heutiger „Rechtsextremisten“ und deren fernen Vorfahren und Gründervätern 

beginnen. Die einen wie die anderen sind in ihre Zeit zu stellen, wenn insbesondere ihre Strategie und 

Taktik und ihre Chancen nüchtern beurteilt werden sollen. Hinter der Mehrheit der heutigen Einwoh-

nerschaft der Bundesrepublik Deutschland liegen Jahrzehnte des „Wirtschaftswunders“ und des Auf-

stiegs zu einem der reichsten kapitalistischen Länder der Erde. Als die parteipolitischen Architekten 

dieser Entwicklung gelten der Mehrheit der Bevölkerung CDU und CSU und die Sozialdemokratie, in 

einem schwer zu ermessenden Umfang auch die FDP. Diese Parteien zehren bis heute von diesen 

zurückliegenden, aber nachwirkenden Resultaten ihrer Politik. Ihnen wird zugetraut, dass sie die 

„Wohlstandswahrungsgesellschaft“ schaffen und die weithin wahrgenommenen oder dumpf befürch-

teten Gefahren abwenden können, die Labilität und Brüchigkeit der aktuellen sozialen Zustände anzei-

gen. In einem erheblichen Grad sind die Großparteien der Bundesrepublik heute „Rentner aus der 

Vergangenheit“. Deshalb bezweifelt niemand ernsthaft, dass die genannten Parteien zusammen genom-

men demnächst bei der Bundestagswahl weit mehr als zwei Drittel des Wahlvolkes zu rekrutieren ver-

mögen. 

Und das macht den grundlegenden Unterschied zur Weimarer Republik aus, in der sich die „Parteien 

der Mitte“ (Zentrum, Deutsche Volkspartei, Deutsche Demokratische Partei – sämtlich strikt die ka-

pitalistische Gesellschaft verteidigend) sich als die große Krise nicht auf eine derartige, über Jahr-

zehnte erwiesene Bewährung berufen konnten, weshalb, 1930 einsetzend, ihr Wählerschwund rasch 

und alsbald galoppierend vor sich ging. Dieser ganz andere Sachverhalt setzt, auf das Ganze der Bun-

desrepublik gesehen, die momentanen Chancen des „Rechtsextremismus“ bei bundesweiten Wahlen 

erheblich herab. Niemand würde aus deren Reihen einen Mann oder eine Frau benennen können, dem 

das Amt eines Wirtschafts- oder Finanzministers zugetraut werden würde. Das zeigte sich dann auch 

am 27. September 1998 im Wahlverhalten. Einem Teil der potentiellen Wähler galten die Stimmen 

für eine der drei rechtsextremen Parteien offenbar als verloren, denn keiner von ihnen wurde der 

Sprung über die Fünf-Prozent-Hürde wirklich zugetraut, zumal sie nicht nur getrennt marschierten, 

sondern sich teils erbittert bekämpften. Dennoch war das erziele Ergebnis nicht einfach ernüchternd. 

In Sachsen kamen die Rechtsextremen, zählt man den „Bund Freier Bürger“ hinzu, zusammen auf 

6,2 Prozent der Stimmen, wobei der Kurort Rathen mit mehr als 15 Prozent wohl den absoluten Spit-

zenreiter stellte. In einer Anzahl von Städten, Stadtbezirken und Ortschaften können die Rechtsext-

remen bei Kommunalwahlen damit rechnen, demnächst in die Parlamente zu gelangen. Das gilt für 

alle Stadtbezirke im Osten Berlins und für einige auch im Westteil der Stadt. Dadurch werden ihnen 

neue Profilierungsmöglichkeiten entstehen. Sie vermögen dann ihre eigenen Kader herauszustellen 

und sie auch auf ihre Fähigkeiten hin zu prüfen. 

Denn generell – und nun also zum direkten Vergleich – fehlt es dieser politischen Strömung an einer 

Führungsgruppe ebenso wie an einer herausragenden Führungsfigur. Vereinzelt wurde bereits bei der 

Bundestagswahl versucht, seriöse Personen sichtbar auch den Listen zu platzieren. In Sachsen warb 

die DVU mit einem ehemaligen Mitglied der CDU, das bereits Erfahrungen als Angehöriger des 

Bundestags besitzt, und die NDP setzte an die Spitze ihrer Landesliste einen Rechtsanwalt aus Zittau. 
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Von Besetzungen mit ehrgeizigen Leuten, die eine politische Karriere suchen, gehen nicht selten 

zusätzlicher Antrieb aus, die gegen eine Vereinigung oder auch nur ein Zusammenwirken der Rechts-

extremisten wirken. Doch wird ihre Zersplitterung, deren Ergebnisse ja an den Wahlergebnissen des 

27. September ablesbar sind, auch als ein Hemmnis empfunden. Schon liegen Namen für eine Ein-

heitsfront vor, wofür „Vaterländisches Bündnis“ oder als „Patriotische Liga“ vorgeschlagen wurden. 

Doch dürfte das Gegeneinander – schon hat die in Sachsen stärkste der rechtsextremistischen Par-

teien, die NPD, ihre eigene Liste für die 1999 kommende Landtagswahl aufgestellt9 – kaum zu über-

winden sein, solange sich nicht wenigstens in einer dieser Parteien eine Personage von Führern und 

ein ideologisch-politisches Kraftzentrums herausgebildet hat. Versuche, Bündnisse über Parteigren-

zen hinweg anzubahnen, wurden angesichts der Ergebnisse der Bundestagswahl unternommen, wobei 

schwer zu entscheiden ist, ob es neue Berechnungen der Personen an den Spitzen der Organisationen 

sind, die dahin wirkten, oder ob die Mitgliedschaft einen erfolgversprechenderen Kurs verlangt. Je-

denfalls trafen sich am 17. November 1998 der Bundesvorsitzende der Republikaner, der als Rechts-

anwalt praktizierende Mediziner und Jurist Dr. Rolf Schlierer, mit dem Chef der Deutschen-Volks-

Union, wonach Absprachen bei bevorstehenden Wahlen angekündigt wurden.10 

Welche Wirkung das Auftreten eines als geeignet angesehenen Führers haben könnte, zeigt eine Be-

fragung in Sachsen-Anhalt unter 834 jungen Leuten im Alter von 18 bis 27 Jahren an. Von ihnen 

meinte ein Drittel, Deutschland brauche „wieder einen starken Mann“.11 Erhebungen, die jüngst in 

ausgewählten deutschen und ausländischen Städten unter Angehörigen der jüngeren Generationen 

angestellt wurden, bestätigten die weite Verbreitung von Vorstellungen, dass ein herausragender Füh-

rer den jeweils gewünschten Wandel durchzusetzen imstande sei. Rechtsextremisten in Deutschland 

empfanden sogar einen Erklärungsbedarf für das Fehlen einer Führergestalt. Sie fassen eine beson-

dere, der geschichtlichen Erfahrung entgegengesetzte Abfolge der Überwindung ihrer Schwäche ins 

Auge. Nachdem es heißt,“ ein Adolf Hitler wird einem Volke nur einmal in tausend Jahren geschenkt“ 

und so die Vergeblichkeit des Wartens auf einen zweiten Führer seiner Größe ausgesprochen ist, wird 

Hoffnung darauf geweckt, dass sich eine Führung doch herausbilden könnte, wenn alle Kräfte „der 

Rechten“ zusammenrücken würden.12 

Also: Entwarnung? Die Antwort „Nein“ gründet sich auf eine Anzahl weiterer Beobachtungen. Ers-

tens auf die erwiesene und in vielen Umfragen in Zahlen erfasste Tatsache, dass es in dieser Gesell-

schaft ideologisch und moralisch ein erhebliches Potential an völkischem, nationalistischem und ras-

sistischem Denken gibt. Es drückt sich gegenwärtig nicht annähernd im Wahlverhalten der Bürger 

aus, doch gibt es keine Sicherheit dagegen, dass es im Weiteren nicht in einen Zustand des politischen 

Vagabundentums übergehen kann. Vorerst fallen das ideologisch-politische und das Wählerpotential 

also auseinander. Doch wenn das erstgenannte sich zusammenschließen würde, hätte das fraglos auf 

seine Anziehungskraft eine verstärkende Wirkung und es wäre dann die Entstehung eines Sogs denk-

bar, der Wähler aus CSU, CDU und anderen Parteien herauszieht, zeichnet sich eine Vereinigung 

dieser Potentiale nicht ab, doch ist es auch nicht unstrukturiert. 

Wenn die Größe rechtsextremistischer Gefährdung beurteilt und abgeschätzt werden soll, dann dürfen 

nicht nur die organisatorischen Stützpunkte der bekannten Parteien (Republikaner – REP –, Natio-

naldemokraten – NPD – und Deutsche Volks-Union – DVU) sowie deren Mitglieder- und Wähler-

zahlen ins Blickfeld genommen werden. Sie besitzen ihr strukturiertes Reservoir in den vielen 

 
9  Die Angaben über Sachsen sind entnommen: Was droht bei einer „rechten Einheitsfront“? In: junge Welt, 12. 

Oktober 1998. 
10  Claus Dümde, Schlierer schließt auf. In: Neues Deutschland, 2. Dezember 1998. S. auch: Konfusion um Koope-

ration. Widersprüchliche Stimmen bei den „Republikanern“ zu Zusammenarbeit mit der DVU. In: Junge Welt, 

10. Dezember 1998. Verabredet war im November unter dem Eindruck von Stimmenverlusten bei der Bundes-

tagswahl, dass die DVU bei der Landtagswahl in Hessen am 7. Februar 1999 zugunsten der Republikaner nicht 

antritt. S. auch Republikaner immer näher an der DVU. Neues Deutschland, 11. Januar 1999. 
11  Durchgeführt wurde die Befragung vom Sozialwissenschaftlichen Forschungszentrum in Berlin-Brandenburg e. 

V. S. „Kein Hort rechtsextremen Gedankenguts“, in: Der Tagesspiegel, Ausgabe vom 28. Oktober 1998. Nahezu 

der gleiche Anteil – 34 Prozent – stehe Ausländern „ablehnend“ gegenüber. 
12  René Heilig, Glatzen sind nicht nur Hohlraumdeckel. Neues Deutschland, 11. September 1998. 
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ihrerseits um Vernetzung bemühten örtlichen, in keinem Vereinsregister, sondern allenfalls in den 

Überwachungsberichten erfassten Zusammenschlüssen, in denen militante Kräfte dominieren. Deut-

lich erkennbar bemühen sich die rechtsextremen Parteien um deren Gewinnung, wobei sie beachten, 

dass sie ihre Legalität nicht gefährden. Deshalb distanzieren sie sich öffentlich von den verbrecheri-

schen Gewaltaktionen dieser Kleingruppen („braunen Kameradschaften“13) und versuchen sogar, 

zum Zwecke von deren Indienstnahme an ihnen eine gewisse Umerziehungsarbeit zu leisten, die sich 

offenkundig nicht auf die Ideologie, aber auf die Taktik des Vorgehens bezieht. Wer durch Nazipro-

paganda und fremdenfeindliche Gewalttaten in Erscheinung getreten ist, dem wird derzeit von der 

DVU auch die Aufnahme als Mitglied verweigert.14 Frey erklärte in der schon erwähnten Pressekon-

ferenz gar: „Wer mit ihnen (kriminellen Banden) Kontakt hält, wird aus der DVU gefeuert.“15 Zur 

gleichen Zeit, und das zeigt, wie weit die Rechtsextremisten taktisch auseinander liegen können, aber 

suchte die NPD in Rostock einen Aufmarsch ihrer Anhänger an eben jenem Ort durchzusetzen, an 

dem sechs Jahre zuvor ein Asylheim für Ausländer in Brand gesetzt wurde. 

Jenseits der Parteien und Kleingruppen aber existiert ein Massenpotential, das die in ihnen nicht ver-

tretene Bürgerschaft bildet. Das zeigte sich zuerst und am drastischsten in Hoyerswerda und in 

Rostock-Lichtenhagen. Gewalt gegen Menschen, Fremde und Einheimische, wurde akzeptiert, be-

klatscht und das konnte von den Tätern nur als eine Ermutigung und Bestätigung verstanden werden. 

Weit über den Kreis der Brandstifter, Totschläger und Mörder hinaus hat sich in der Gesellschaft ein 

neues Verhältnis zur Aggression gegen Individuen und Gruppen herausgebildet. Dieses Verhältnis 

zur Gewalttätigkeit, das die Naziführer von den Schlachtfeldern und aus den Schützengräben des 

Ersten Weltkriegs mitbrachten, verbreitet sich heute in Generationen, die glücklicherweise keinen 

Krieg erleben mussten. Die Quelle ihrer gedanklichen und emotionalen Einstellung zu Menschenle-

ben missachtender Tat erwächst aus dem Boden einer Gesellschaft, in der die Konkurrenz unter und 

zwischen Kapitalisten, kleinen Warenproduzenten, Arbeitern und Angestellten an Schärfe extrem zu-

genommen hat. 

Die ethischen, vom Christentum, von der Aufklärung und in der Arbeiterbewegung postulierten 

Werte für immer weniger Menschen orientierend wirken. Das Ja zur Gewalt dringt durch die ver-

schiedensten Poren in die Gesellschaft und sie schwitzt es auf vielerlei Weise wieder aus. Nur wenige 

nehmen den alltäglichen Vorgang überhaupt wahr. Nach dem jüngsten Fall von Rowdytum auf der 

Rennstrecke in Belgien erschien eine Boulevardzeitung mit der Balkenüberschrift „Schumacher, der 

Hass fährt nun mit“. Wie kann das noch von Aufhetzung zum Totschlag mittels eines Mordfahrzeugs 

unterschieden werden? Welcher Presserat zuckt da überhaupt noch? Denn gegen wen richtet sich 

dieser Hass? Gegen wen soll er sich entladen? Gegen den Ausländer am Lenkrad des anderen Renn-

wagens, der „dem Deutschen“ den Weg zur Weltmeisterschaft versperren will wie es unlängst bei 

einem anderen Geschäft angeblich ein norwegischer Schiedsrichter getan haben soll. 

Wenn irgendwo in diesem Deutschland eine Gewalttat an einem Fremden begangen wird, lautet die 

erste Frage, war es eine politische Untat und war sie ideologisch geprägt? Geschah es nicht vielleicht 

„nur“ aus Langeweile und hervorgerufen durch „unpolitische Trunkenheit“? Auch an den Ursachen, 

aus denen sich die DVU-Wähler in Sachsen-Anhalt formiert hatten, wurde mit Vorliebe herumgerät-

selt. Wollten sie den Politikern nicht einfach einen „Denkzettel“ verpassen? Hatten sie ihre Entschei-

dung nicht aus Protest getroffen, das meint: „nur“ aus Protest getroffen? Und war reaktionäre, gar 

faschistische Ideologie daran ganz unbeteiligt? Zum einen ist die Alternative konstruiert, und zum an-

deren ist zu fragen: Wieviel nationalistische, rassistische geistige Aufladung muss es denn sein, bis 

jemand als ideologisiert angesehen wird. Angesichts solchen Fragens fühlt man sich an die SA-Leute 

Görings, Pfeffers und Röhms und die SS-Leute Himmlers erinnert. Die werden zu Recht als geistig 

 
13  Zu den Erscheinungsweisen dieser Kleingruppen, ihrer Kleidung, ihren Zeichen und Symbolen, ihrer Grußfor-

meln und anderer Codes s. Markus Wallenberg, „Mit verbotenem Gruß!“ In: Neues Deutschland, 12./13. Sep-

tember 1998. 
14  Nach der Auskunft des Vizepräsidenten des Landesamtes für Verfassungsschutz in Sachsen-Anhalt Werner 

Sprado. In: Weniger dumm als erhofft. Neues Deutschland, 11. September 1998. 
15  Dieter H. Michel, DVU sieht sich bereits im Bundestag. In: Neues Deutschland, 12./13. September 1998. 
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faschisiert wahrgenommen, ihre Nachfahren und Nachahmer hingegen merkwürdigerweise nicht. Wel-

che Vorstellungen haben fahndende Kriminalpolizisten und ermittelnde Staatsanwälte im Jahre 1998 

von der Ideologisierung der Mörder von Potempa 1932? Die hätten doch auch keine Prüfung über 

„Mein Kampf“, Darrés Blut-und-Boden-Mythologie oder Rosenbergs „Mythos“ bestanden. Es ge-

nügte ihnen völlig, den Arbeiter, den sie zu Tode trampelten – dem Opfer wurde die Halsschlagader 

durch Fußtritte zerrissen – als einen „linken und polnischen Hund“ auszumachen. Ein paar dürftige 

Versatzstücke menschenverachtender Ideologie reichten damals und reichen heute hin, um Täter zu 

formieren. Das Orakeln über deren Geistesverfassung ist gekünstelt und die These von den Verführ-

ten mehr dazu geeignet, von den Sachverhalten abzulenken, als Hilfestellung für nüchterne Bilanz und 

zur Bekämpfung der „Rechtsextremisten“ zu geben. Denn für die übergroße Masse der Gefolgsleute 

der äußersten Rechten galt noch stets, dass sie verführt, also gegen ihre eigenen Grundinteressen aus-

gerichtet wurde. Es ist geradezu zynisch, über Irrtum und Verführung daher zu reden, wenn Körper-

verletzung und Totschlag, Verwüstung und Brandstiftung, Jagd und Vertreibung sich immer wieder auf 

die ideologisch markierten Opfer richten. Von Verführung kann und muss indessen geredet werden, 

wenn nach Barrieren gefragt wird, welche den weiteren Zustrom in diese Gruppen verhindern könnten. 

Zurück zur Antwort auf die Frage: Warum keine Entwarnung. Zweitens: Das erwähnte Massenpoten-

tial, geprägt durch – allgemein gesprochen – reaktionäres Denken und eine verdorbene Gefühlswelt 

kann in Bewegung geraten und unter veränderten Bedingungen neues politisches Gewicht gewinnen. 

Eine solche Veränderung ist angesichts der Unwägbarkeiten der Entwicklungen und Folgen von Eu-

ropäisierung und Globalisierung von niemandem wirklich auszuschließen. Ein erheblicher Teil der 

Deutschen wird heute, ohne darauf selbst mit einer direkten Entscheidung Einfluss genommen zu 

haben, auf den Weg nach Europa geführt. Und diese Mehrheit geht ihn jedenfalls geistig mit einem 

Übergepäck von fremdenfeindlichem und nationalistischem Denken. Sie ist davon überzeugt, dass 

die Deutschen die leistungsstärksten unter allen Europäern sind. Die Ergebnisse der Arbeit von Mil-

lionen während der Nachkriegsjahrzehnte werden als Beweis für besondere biologische und charak-

terliche Eigenschaften der „Nation“ gewertet. Diese Mehrheit vermag sich ihre Stellung im Europa 

der Zukunft nur als herausragend zu denken, sich aus ihr nur Nutzen und Vorteil zu errechnen (das 

schließt Befürchtungen ganz anderer Art nicht aus). Sie zieht nach Europa mit dem festen Willen den 

„Standort Deutschland“ zu verteidigen, was nichts anderes heißt als wirtschaftlich, sozial und geistig 

auf dem Kontinent den führenden Platz zu beanspruchen. Und wenn diese Knabenträume nicht rei-

fen? Wessen Weizen wir dann blühen? 

Drittens schleppt die deutsche Gesellschaft auf diesem in seinem Verlauf unbestimmten Zug nach 

Europa im Kopf wie im Bauch eine Unmasse eigener unverdauter Geschichte mit sich. (Dass das 

auch für die anderen Züge gilt, schafft keine Beruhigung und ergibt keinen Gleichstand, denn diese 

deutsche Geschichte ist gravierend anders verlaufen als die aller anderen Europäer.) Wer sich über 

dieses Unverdaute nach der Goldhagen-Debatte noch täuschen mochte, der wurde spätestens durch 

den immer wieder aufflammenden Streit um die Ausstellung „Vernichtungskrieg“ eines Anderen be-

lehrt und zwar sowohl durch die Bilder aus den Straßen Münchens, wie auch durch die Texte mehrerer 

Bundestagsreden und die in Bonn getroffenen Entscheidungen. 

Dabei nehmen die verschiedenen Lager der Rechtsextremisten zur Geschichte des deutschen Faschis-

mus und des Zweiten Weltkriegs keine einheitliche Haltung ein. Während eine Minderheit sich auf 

das Leugnen auch der längst und unabweisbar erwiesenen Verbrechen verlegt, bezieht die Mehrheit 

und beispielsweise auch die Führungsgruppe der DVU eine flexiblere, aber nicht weniger verlogene 

Haltung. Sie beteuert: „Wir bedauern zutiefst das NS-Unrecht“, setzt dem aber die Zurückweisung 

deutscher „Kollektivschuld“, die kaum jemand behauptet, voran und lässt darauf die Attacke gegen 

die „ewigen Sühnekampagnen“ folgen. Auf diese Weise wird das unverbindliche und folgenlose „Be-

dauern“ gegenüber den härtesten Verweigerern der Wahrheit entschärft und für sie verträglich ge-

macht. An anderer Stelle des DVU-Wahlprogramms folgt dann jedoch Klartext mit der bekannten 

Formel „Ehrenschutz für ehemalige und gegenwärtige deutsche Soldaten“. Unaufrichtigkeit gegen-

über der jüngsten deutschen Geschichte ist allen Strömungen und Färbungen des „Rechtsextremis-

mus“ gemein, die – nicht anders als einst die NSDAP – das deutsche Volk als ein Opfer von Herab-
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setzung und Misshandlung durch ausländische Kräfte erscheinen lassen wollen, denen deutsche Po-

litiker dienstbar sind. 

Die heutige geistige Befindlichkeit von Millionen Deutschen ist jedoch, und das erinnert auch an die 

zwanziger Jahre, nicht das Produkt des Wirkens der „Rechtsextremen“ allein und nur zu einem ge-

ringen Teil ihr Werk. Diese profitieren – wie damals die NSDAP – von den unrühmlichen Leistungen 

der Parteien und Politiker, die sich als diejenigen der Mitte bezeichnen. Wie nach dem Ersten Welt-

krieg so wurde nach dem zweiten zu politischen Zwecken ein Zerrbild der Rolle der Deutschen, ihrer 

Führer wie der Massen verbreitet. Der Weg für die Fälscher war im zweiten Falle wegen vieler un-

abweisbarer Tatsachen und Erkenntnisse länger. Sie sind ihn dennoch gegangen und massenhaft an 

ihr Ziel gelangt. Es ist gelungen, in den Köpfen von Millionen Wesen und Rolle des deutschen Fa-

schismus zu beschönigen. 

Die Geschichte dieses geistigen Betrugs und Selbstbetrugs ist lang. Sie begann nicht nur in Rede und 

Schrift, sondern mit gezielten Aktionen, von denen politische und geistige Wirkungen auf die Masse 

der Bevölkerung in der (Alt-)Bundesrepublik ausgingen. Konrad Adenauer und Theodor Heuß setz-

ten sich, ohne dafür Reklame zu machen, für die Freilassung derjenigen, die in Nürnberg 1945 von 

den Alliierten zu Haftstrafen verurteilt worden waren. Dann wurde den eben Freigelassenen die Mög-

lichkeit eingeräumt, ihr Geschichtsbild unter die Bewohner der Bundesrepublik zu bringen. Da das 

weithin vergessen worden ist, sei an die zweibändigen Memoiren des aus Spandau entlassenen Ober-

kommandierenden der Kriegsmarine Erich Raeder erinnert, in denen er 1956/57 sich als „ein See-

mann und Soldat“ vorstellte, der „voll Mühe und Arbeit“ einem „herrlichen Beruf“ nachgegangen sei 

und nur „für den Schutz des Reiches nach außen“ eintrat. 1958 folgten die Erinnerungen des ebenfalls 

aus dem Gefängnis in Spandau entlassenen Großadmirals, des Hitler-Verehrers und Hitler-Nachfol-

gers Karl Dönitz. Der konstatierte: „Es war im Kriege meine wie unser aller Pflicht als Soldaten, 

unter vollem Einsatz alles zu tun, um ihn militärisch zu gewinnen.“ Und an anderer Stelle: „Niemand 

sollte das Soldatentum des letzten Krieges herabsetzen.“ Das wurde vor vierzig Jahren gedruckt und 

diese Denkweise erhielt sich und gehört eben zu jenem Übergepäck, mit dem so viele Deutsche nach 

Europa kamen. Was Väter einst als Lektüre gierig verschlangen, wirkte – wie in München und an-

derswo demonstriert – unter den leiblichen und geistigen Nachkommen der faschistischen Krieger 

nach. Diese Art, deutsche Geschichte zu betrachten, gipfelt in der These, die Deutschen würden seit 

dem Ende des Zweiten Weltkriegs ungerecht behandelt und in einen Sonderstatus gezwungen. Daraus 

folgt dann beispielsweise die von der DVU ebenso wie von anderen Rechtsextremen erhobene rein 

demagogische Forderung: „Gleichberechtigung für das deutsche Volk muss durch konsequente Poli-

tik endlich Wirklichkeit werden.“16 

So viele Verdienste sich die demokratische Strömung der bundesrepublikanischen Geschichtsschrei-

bung um die Charakterisierung der Naziideologie und der Methoden, sie unter die Massen zu bringen, 

erworben hat, soviel sie zur Aufhellung der Ursachen der Geschichte des Zweiten Weltkriegs leistete, 

nicht sie hat je das Geschichtsbewusstsein der Massen in der Bundesrepublik zu bestimmen vermocht. 

Doch geht es inzwischen nicht nur um den verklärten Blick in die Jahre von 1933 bis 1945, für den 

das Wort „Verharmlosung“ die falsche Vokabel ist. Längst ist ein weit in die deutsche Vergangenheit 

zurückreichendes, von nationalistischer Überheblichkeit geprägtes Bild deutscher Geschichte gezeich-

net und unter die Leute gebracht worden, dass zum einen deren durch imperialistischen Expansionis-

mus gekennzeichnete Besonderheit zum Normalfall moderner Staatengeschichte erklärt („... die ande-

ren auch [...]“) und zum anderen – wie erwähnt – den Deutschen besondere und einmalige Eigen-

schaften beilegt, die sie schon immer über andere Völker herausheben würden. Dazu greift in der ext-

remen Rechten ein Germanenkult, wie er sich etwa im Namen „Café Germania“ ausdrückt17, eines 

Treffpunktes in Berlin-Lichtenberg um sich, der aus grauer mythischer Vergangenheit angeblich den 

Deutschen allein zuzuschreibenden Tugenden herleitet: Geschlossenheit und Disziplin, Treue und 

Gemeinsinn, Arbeitsfreude, Ehrlichkeit und Sauberkeit usw. Da hinein ordnet sich auch, dass die 

 
16  DVU-Wahlprogramm 1998. Zitiert nach Flugblatt. 
17  Einig gegen Neonazi-Treff, Neues Deutschland, Berliner Ausgabe, 16. September 1998. 
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rechtsextremen Parteien wie die DVI in ihrem Wahlflugblatt für die Bundestagswahl und bei vielen 

anderen Gelegenheiten sich als diejenigen anbieten, die den entschlossensten Kampf gegen „Krimina-

lität“ zu führen beabsichtigen und fordern, gegenüber den „Schwerverbrechern“ die Samthandschuhe 

auszuziehen und der angeblichen „weichen Welle“ ein Ende zu machen. In einer Volksbefragung – 

da tauchte der gedachte Zweck der Demokratisierung der Verfassung wieder auf – soll über die „Ein-

führung der Todesstrafe bei Kindesmord“ entschieden werden.18 

Solche Sicht braucht geradezu Gegenbilder und erhält sie – wie einst – nicht nur in Gestalt der ver-

schiedensten Fremden, sondern auch in derjenigen von Deutschen, deren Verhalten diesem Ideal 

nicht entspricht und die diese ganze Geschwätz allein durch ihr Dasein ad absurdum führen. Jeden-

falls und im Widerspruch zu allen Erklärungen, denen zufolge sich die Deutschen unter der Führung 

ihrer gewählten Politiker an der Spitze des Zuges nach Europa befänden, verbreitet sich – und dies 

noch bevor überhaupt negative Erfahrungen vorliegen – in Deutschland von der Oder bis zum Rhein 

ein nationalistisch betonte Gesinnung, über deren mögliche Transformation in politische Voten und 

Haltungen derzeit niemand etwas Genaues vorhersagen kann. 

Genügen diese drei Überlegungen nicht, um im Hinblick auf Möglichkeiten, die künftige geschicht-

liche Entwicklung prägen können, Phantasie zu entwickeln und die gegenwärtigen Erscheinungen 

des „Rechtsextremismus“ in eine denkbare Perspektive zu bringen? Es geht nicht um Horrorszenarien 

und schon gar nicht darum, vor deren Hintergrund sich selbst in Pose zu setzen. Zu erinnern ist viel-

mehr daran, dass es schon einmal ein Mangel an geschichtlicher Phantasie war, der den Faschisten 

und anderen Rechtsextremisten der zwanziger Jahre zugutekam. „Deutschland ist nicht Italien“, lau-

tete damals eine der Fehldiagnosen, die Beobachter sehr verschiedener politischer Couleur stellten. 

Damals verbanden sich die Hoffnungen auf die Behauptung der Republik mit dem Vertrauen darauf, 

es werde so schlimm schon nicht kommen, nach dem in diesen Bereichen deutlich als falsch erwie-

senen Sprichwort, wonach nichts so heiß gegessen wie gekocht wird. Die Krise, so wurde gehofft, 

werde abflauen und das Potential der Nazis sich so rasch wieder verlaufen würde, wie es sich gesam-

melt hatte. Dabei hatten diese Prognostiker einen wesentlichen Faktor in ihre Rechnung nicht einge-

führt, das Interesse des Kapitals zum Zwecke der Behauptung und Befestigung des eigenen Herr-

schaftssystems an Stelle der verlorenen eine neue Massenbasis zu gewinnen, gleichgültig unter wel-

cher Flagge. Kurzum: Es fehlt nicht an Gründen, die Gefahren die den bürgerlich-demokratischen 

Zuständen drohen, eingedenk der Warnung, den Anfängen zu wehren, ernst zu nehmen und zu sorgen, 

dass ihnen keine Fortsetzungen folgen. 

Das führt zurück zu der Eingangsthese von der Hilflosigkeit der Gesellschaft. Ist sie es wirklich oder 

hat sie nur die existierenden Kräfte in ihr nicht freigesetzt. Und wenn das letztere zutrifft: Hat sie es 

bisher einfach nicht für nötig gehalten, weil der „Rechtsextremismus“ als eine marginale Erscheinung 

galt oder wird sie von anderen gesellschaftlichen Kräften daran gehindert? Ernstlich beunruhigt vom 

gegenwärtigen Anwachsen des „Rechtsextremismus“ und den daraus möglicherweise entstehenden 

Folgen ist in der Bundesrepublik Deutschland nur eine Minderheit der Gesellschaft. Diese Minderheit 

ist nicht weniger fraktioniert als ihre Gegner. Getrenntes Operieren kennzeichnet sie stärker als Ak-

tionsbündnisse und „runde Tische“. Notwendig aber wäre eine Bündelung der verstreut wirkenden 

oder gefesselten Energien. Was steht ihr entgegen? Zuvörderst jener aggressive Antisozialismus, der 

nicht nur gegen die Sozialisten und alle Linken zielt, sondern alle disziplinieren soll, die sich nicht 

an Vorurteilen orientieren, sondern anhand ihrer eigenen praktischen Erfahrungen und die haben vie-

len erwiesen, dass es auf der Linken eine verlässliche und zunehmend kritisch aufgearbeitete Tradi-

tion des Kampfes gegen die Rechtsextremen gibt. Kooperation wird weiterhin von der verbreiteten 

Spielart des Anti-Antifaschismus behindert, dessen Verfechter behaupten, der Antifaschismus sei nur 

ein Etikettenschwindel der Linken oder diene ihnen als Tarnkappe. 

Doch täuschen wir uns nicht darüber, in welchem Masse in den Flüssen, Bächen und Rinnsalen der 

Linken, die insgesamt auch keinen Strom ergeben, sich zumindest missverständliche Losungen, elitä-

res Auftreten, verkrustete Vorstellungen und Praktiken über Strategien und Taktiken antreffen lassen, 

 
18  DVU. Was wollen wir wirklich? Flugblatt 1998. 
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die auf denkbare Partner nur abschreckend wirken können. Nicht zuletzt tut das der bornierte Antina-

tionalismus jener „Antideutschen“, die sich offenbar für eine besonders fortgeschrittene Elite von In-

ter- oder Transnationalen halten und deren intellektueller, aber dummer Hochmut unbeschreibbar ist. 

Dämlichen Losungen wie „Nie wieder Deutschland“ oder „Nie wieder Heimat“ mögen von manchen 

ihrer Verfechter subjektiv vernünftig und durchdacht gemeint sein. Doch was ist eine Parole, deren 

Erklärungs- und Einschränkungsbedarf einen Text im Umfang einer Broschüre verlangt? In mancher 

linken Reihe scheint zudem ein aus unheilvoller deutscher Vergangenheit bekannter Grundsatz noch 

immer zu gelten, der besagte: „Viel Feind’, viel Ehr’“. Der ist erwiesenermaßen aber halsbrecherisch. 

Ohne einen Führungsanspruch geltend zu machen, können deutsche Linke sich jedoch mit vollem 

Recht darauf berufen, dass ihnen aus ihrer Geschichte im Kampf gegen die „Rechtsextremen“, in der 

es rühmliche und unrühmliche Seiten gibt und – leider – häufiger Niederlagen als Siege, über Erfah-

rungen zugewachsen sind, die andere nicht besitzen und die sie nicht als ein zu wahrendes Monopol 

betrachten. Deren kritische Aufarbeitung scheint nicht in allen gegenwärtigen Strömungen der Linken 

gleichermaßen fortgeschritten zu sein. Diese Erfahrungen liegen nicht ungeordnet vor, sondern sind 

schon von denen, die sie gewannen, auch theoretisch verarbeitet worden. Das führte frühzeitig zu 

dem Versuch, Wesen und Erscheinung des eben aufgekommenen Faschismus zu sondern und dieses 

Wesen zu erfassen. Gründlich wurde die Ideologie des Faschismus analysiert, seine Programmatik, 

die Praxis seiner Politik auf dem Wege zur Macht, die Ursachen seines Massenzulaufs u. a. m. 

Heute hindern wohl vor allem eine Tatsache und zwei Argumente die angemessene Berücksichtigung 

dieser verdienstvollen theoretischen Arbeit, an der Marxisten vieler Länder – Kommunisten, Sozia-

listen, Sozialdemokraten – beteiligt waren. Die Tatsache lässt sich schlicht in das Wort: Unkenntnis 

fassen. Dafür trifft auch die Gesellschaftswissenschaftler der DDR ein gerüttelt Maß an Schuld, denn 

sie haben sich dieser Erbschaft, angehäuft in den zwanziger und dreißiger Jahren, in seiner ganzen 

Fülle verweigert und es stattdessen nur selektiv zur Kenntnis genommen und verbreitet. Und von den 

beiden Argumenten lautet das eine, schon erwähnte: Wir hätten es mit einem völlig neuartigen 

„Rechtsextremismus“ zu schaffen, so dass die Rückbesinnung auf Geschichte und Theorie für dessen 

Erfassen nur hinderlich sei. Und das andere verkürzt die marxistische Faschismustheorie auf die so-

genannte „Dimitroff-Definition“ und sieht in ihr eine Leerformel, die weder zum Verständnis des 

seinerzeitigen noch des heutigen Phänomens irgendetwas tauge. Es erfordert Geduld, sich mit diesen 

Fehl- und Vorurteilen auseinander zu setzen. 

Tatsächlich führt der Rückgriff auf die Definition des Komintern aus dem Jahre 1933 nicht weit. Sie 

bezog sich auf den an die Macht gelangten Faschismus. Mit dem hat es in Deutschland und Europa 

heute niemand zu tun. Eine vergleichbar verknappte definitorische Bestimmung des Faschismus vor 

der Macht wurde nie gegeben, was aber eben nicht bedeutet, dass sein Auftauchen kurz nach dem 

Ende des Ersten Weltkriegs von Marxisten nicht augenblicklich auch als eine theoretische Heraus-

forderung begriffen worden wäre. Ohne den Weg der Erfassung des neuartigen Phänomens des Fa-

schismus in seinen Erscheinungsweisen als Partei, Ideologie, Organisation und Bewegung hier nach-

zeichnen zu können, soll doch der Extrakt dieser Arbeit summiert werden. Erstens: Die marxistischen 

Theoretiker haben den Faschismus schon im Stadium seines Entstehens als eine politische und geis-

tige Strömung entlarvt, die nicht über den Kapitalismus hinauswollte (also nicht radikal gegen ihn, 

sondern extrem in ihm platziert war), sondern auf eine andere Verfasstheit dieser Gesellschaft aus 

war, die sie ein für alle Mal von allen kritischen Zuständen befreien und ihr eine nie gekannte Stabi-

lität geben werde. Sie haben nachgewiesen, dass in den faschistischen Parteien und Gruppierungen die 

Interessen des Kapitals und nicht die der Arbeiter und der Kleinbürger vertreten wurden. Zweitens: 

Die Marxisten haben innerhalb der faschistischen Bewegung von vornherein zwischen der Führungs-

gruppe berufsmäßiger Politiker, die eine Karriere suchten und dann von Parteiführern zu Staatsmän-

nern und historischen Größen aufsteigen wollten, und deren Anhängern unterschieden, die sich diesen 

Führern leichtsinnig und gläubig anvertrauten. Auf diesen Widerspruch gründete sich ein Gutteil ihrer 

Gegenstrategie. Drittens: Sie haben Politik und Programm der Faschisten als ein Angebot an die Herr-

schenden und Mächtigen in der kapitalistischen Gesellschaft angesehen und herausgearbeitet, dass das 

Echo darauf zu verschiedenen Zeiten und in verschiedenen Ländern unterschiedlich ausfiel und dass 
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es in einem erheblichen Grad nicht nur von der Situation, sondern auch von den jeweiligen Traditio-

nen abhängig war. Viertens: Sie haben den antihumanen Charakter der Ideologie und der Ziele des 

Faschismus herausgearbeitet und nachgewiesen, dass es sich beim Faschismus nicht nur um eine Be-

wegung gegen die sozialistischen Bestrebungen der Arbeiter handelte, sondern um eine Totalabsage 

an jede aufklärerische Idee und Programmatik. Die Faschisten wurden als die gefährlichste Spezies 

der Dunkelmänner dieses Jahrhunderts begriffen und bloßgestellt. 

Von diesen fest gegründeten Urteilen marxistischer Faschismusanalyse ist heute kaum noch die Rede, 

indessen und umso mehr von ihren Irrtümern und Irrwegen. Diese Verfahrensweise schädigt die Aus-

einandersetzung mit den Rechtsextremen und ihrem äußersten Flügel, den (Neo-)Faschisten. Denn es 

ist heute wie damals notwendig, die Führer und ihre Programme zu entlarven – und eben dafür bietet 

der vor einem Menschenalter ausgetragene antifaschistische Kampf, der in Italien, Deutschland und 

Spanien mit Niederlagen, in Frankreich mit einem Erfolg endete, Anregungen die Menge. Wie die 

Rechtsextremisten und die (Neo-)Faschisten man sehe sich ihre Farben, Zeichen, Losungen, Sym-

bole, Plakate, Zeitungen und Programme an, das Fahrrad nicht neu erfunden haben, so brauchen das 

auch ihre Gegner nicht zu tun. Heute wie damals ist es unerlässlich, der Gefolgschaft dieser rechts-

extremen Führer, statt sie als Verführte und Missbrauchte zu bedauern oder gar zu hätscheln, unmiss-

verständlich zu sagen, mit wem und worauf sie sich da eingelassen haben, und ihnen zu verdeutlichen, 

dass sie einer Übermacht entgegenstehen. An letzterem mangelt es vor allem und an einer Verständi-

gung darüber, wie das zu bewerkstelligen ist. Es geht nicht nur und nicht einmal im ersten Schritt 

darum, Rechtsextreme eines Besseren zu überzeugen, sondern sie einfach zu entmutigen, sie einer 

spürbaren Verachtung auszusetzen, ihnen ihr Außenseiterdasein zu veranschaulichen. 

Damit habe ich mich schon – abschließend – auf Gedanken zur praktisch-politischen Auseinander-

setzung mit dem „Rechtsextremismus“ eingelassen. Das führt über das mir gestellte Thema hinaus 

und ist nicht mehr als ein Beitrag zur Diskussion über die anti-rechtsextremistische Strategie und 

Taktik, über die mehr gestritten und die vor allem breiter erprobt werden sollte. Die direkte Konfron-

tation mit den dreist hervortretenden Rechtsextremisten, die nach alter Devise verfahren – sie lautete 

„Die Straße frei den braunen Bataillonen [...]“ und sie heißt heute in der Formulierung des Führers 

der NPD Udo Voigt wenig verändert „Kampf um die Straße“19 – ist notwendig, erfordert Mut und 

verlangt Respekt. Mittlerweile sollte aber darüber geredet werden, ob diese Aktionen nicht etwas 

Rituelles gewonnen haben und worin dann ihre Effekte bestehen. Gefragt werden muss auch, ob An-

tifaschisten und Anti-„Rechtsextremisten“ mit ihren Gegendemonstrationen nicht ein geschichtliches 

Muster verabsolutieren, dass damals schon seine Grenzen besaß. Wäre nicht in viel stärkerem Maße 

zu versuchen, die Kräfte zu mobilisieren, die über ungleich mehr Mittel und Macht verfügen, mit 

denen die Ausuferung dieses rechtsextremen Stroms verhindert werden könnte? Sind die Demonst-

rationen und Forderungen also immer richtig adressiert? Ergäbe es nicht – beispielsweise – einen 

Sinn, zu den Ministerien der Justiz und für Volksbildung und vergleichbaren Einrichtungen zu ziehen 

und von deren Leitern Rechenschaft darüber zu verlangen, wie sie ihre Mittel einsetzen und ihre in 

aller Regel doch schon gemachten Versprechungen erfüllen? Die Lehrerschaft an allgemeinbildenden 

und Berufsschulen besitzt ihre Möglichkeiten den Zustrom zu den Rechtsextremisten zu blockieren? 

Aber wie weit sind die entwickelt? Und was hat das Familienministerium eigentlich getan, um Tau-

senden heute noch ratlosen Eltern zu helfen, in der eigenen Wohnung zu verhindern, dass immer mehr 

Kinderstuben in ihrer Drapierung von Devotionalienläden der Rechtsextremen nicht unterschieden 

werden können? Ein demokratischer Rückenwind könnte helfen, Bildungs- und Trainingsprogramme 

gegen den „Rechtsextremismus“ für alle durchzusetzen, die mit jungen Leuten zu tun haben, also den 

erwähnten Lehrern ebenso wie den Richtern und Staatsanwälten und auch den künftigen und den 

bereits tätigen Bundeswehroffizieren. Ihr Wissen und ihre pädagogisch-psychologischen Fähigkeiten 

wären auf einen der Bedrohung angemessenen Stand zu bringen. Das mag manchem viel zu staats-

fromm erscheinen oder als wenig erfolgreich vorkommen. Doch ist die Probe aufs Exempel nicht 

ernsthaft gemacht. Und tatsächlich gibt es bereits eine Vielzahl von Initiativen, deren Ansätze, Pläne, 

Verlauf und Ergebnisse meist wenig bekannt gemacht werden. Das führt notwendig zu der Frage nach 

 
19  René Heilig, Glatzen sind nicht nur Hohlraumdeckel. Neues Deutschland, 11. September 1998. 
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der Rolle der Medien, von denen nicht wenige darauf spezialisiert sind, Neugier und Sensationslust 

auf die Untaten der Rechtsextremisten zu richten, statt über Widerstand und Gegnerwehr zu berich-

ten. 

Gewiss, um zu meinem Ausgangspunkt zurückzukehren, diese Gesellschaft leidet gegenüber der Er-

scheinung des „Rechtsextremismus“ auch an einer strukturellen Hilflosigkeit. Diese war und ist deren 

Nährboden, und der Verweis auf das Treiben von eben solchen Gruppen, die in der Krise der DDR-

Gesellschaft aufkamen und begannen, ihr Unwesen zu betreiben, vermag daran nichts zu ändern. Wir 

haben es auch im Osten nicht in erster Linie mit unbestreitbar vorhandenen Nachwirkungen aus DDR-

Zeit zu tun, sondern mit den aus der kapitalistischen Gegenwart und deren materiellen und geistigen 

Wirkungen hervorwuchernden Antrieben. Diese letzte Quelle der Hilflosigkeit kann von heute auf 

morgen nicht ausgetrocknet werden. Doch lassen sich erwiesenermaßen auch unter den jetzigen so-

zialen und politischen Verfassung unausgeschöpfte Möglichkeiten mobilisieren, den „Rechtsextre-

mismus“ zurückzudrängen. Doch scheint der entschiedene, den gegenwärtigen Trend wendende 

Schritt von der Möglichkeit in die Wirklichkeit undenkbar ohne eine erhebliche Verstärkung des au-

ßerparlamentarischen wie des parlamentarischen Drucks auf die Regierenden im Bund und in den 

Ländern und auch auf die Politiker an der Spitze von Kommunen. Dazu gehört auch die entschiedene 

Einflussnahme auf diejenigen Verwaltungsgerichte, die entgegen den Wünschen der Legislative und 

der Exekutive in Städten und im Widerspruch zu den Interessen und Forderungen von deren Bewoh-

nern immer wieder Genehmigungen für Aufmärsche von militanten Rechtsextremisten aussprechen 

und damit zudem Ländern und Kommunen immense Summen aufbürden, die für den Einsatz der 

Polizei erforderlich werden. So hat allein eine am 11. Juli 1998 in Chemnitz erlaubte Kundgebung 

der NPD den Freistaat Sachsen 1,56 Mill. DM gekostet, die an benachbarte Bundesländer für die aus 

ihnen herbeigerufenen Polizisten zu zahlen waren. Zu diesem Betrag kamen die Kosten für den eige-

nen Aufwand hinzu.20 Zumindest in ähnlicher Größenordnung dürften sich die Kosten für die Lan-

desregierung in Mecklenburg-Vorpommern bewegt haben, als das Oberlandesgericht in Greifswald 

für den 20. September 1998 einen als Wahlkundgebung deklarierten Aufmarsch der NPD in einem 

Stadtteil Rostocks zuließ. Der Bürgermeister der Stadt, die erste juristische Instanz und die Mehrheit 

der Bewohner hatte sich gegen den Auftritt der Rechtsextremen gewandt, dessen provokatorischer 

und ausländerfeindlicher Charakter die Tatsache sinnfällig zum Ausdruck brachte, dass der Auf-

marsch – wie schon erwähnt – ursprünglich für exakt den Ort (Rostock-Lichtenhagen) beantragt 

wurde, an dem Jahre zuvor ein Aufnahmelager für ausländische Flüchtlinge in Flammen gesetzt wor-

den war. 

Wie viele dieser und weiterer Möglichkeiten sich letztlich mobilisieren lassen, ist keine Frage eines 

akademischen Streits über den Charakter dieser Gesellschaft und dieses Staates, sondern wird in der 

praktischen Aktion entschieden. Auch wenn 1998 kein Hitler vor den Toren steht, bleibt eine ge-

schichtliche Erfahrung der frühen dreißiger Jahre zu bedenken, die zugleich die Erinnerung an einen 

verderblichen Irrtum der Kommunisten wachruft. Die verkannten, dass der Kampf gegen die von den 

Faschisten verkörperte Gefahr des „Rechtsextremismus“ in den Grenzen der kapitalistischen Gesell-

schaft geführt werden musste, solange die nicht aufgesprengt werden konnten. Damals waren die 

Potenzen für eine geschichtliche Alternative nicht vorhanden und es bestand keine begründete Aus-

sicht dafür, dass sie sich in relevanter Zeit schaffen ließen. Heute gilt das nicht anders als 1932. 

 

 
20  Diese Angaben wurden als Antwort auf eine Anfrage im Landtag des Freistaats gemacht. S. Marcel Braumann, 

Teure Nazis: Des einen Freud, des andern Leid. Neues Deutschland, 18. September 1998. 
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Über die Produktion von Geschichtsbildern 

Vortrag auf dem Kongress „Tabus der bundesdeutschen Geschichte“.  

Hamburg 21. bis 23. Oktober 2005 

„Es gibt Spiegel, welche so verschoben geschliffen sind, dass selbst ein Apollo sich darin als eine 

Karikatur abspiegeln muss.“ So Heinrich Heine in der Vorrede zu „Atta Troll“. Die Beobachtung des 

Dichters kann durchaus für viele Spiegel gelten, die heute benutzt werden, um uns in ihnen Bilder 

von Personen und Ereignissen, ja, ganzen Menschengruppen aus der Geschichte vorzustellen. Nur 

dass sich dabei zumeist der umgekehrte Vorgang zuträgt. Es blickt eine Missgestalt hinein und ein 

Apollo, also ein Gott der Reinheit, des Lichtes und der Sonne, schaut heraus. 

I. 

Wiewohl der Begriff Geschichtsbild in der deutschen Sprache durchaus geläufig war, findet er sich 

im Brockhaus Konversations-Lexikon, Revidierte Jubiläumsausgabe des Jahres 1902, die den Begriff 

Geschichtsklitterung vermerkt, mit einem eigenen Beitrag nicht. Dabei existierten Geschichtsbilder 

im Sinne von weit verbreiteten Vorstellungen über Ereignisse und Prozesse und sich mit ihnen ver-

bindenden Personen im Deutschen Kaiserreich nicht nur in den sogenannten gebildeten Kreisen in 

erheblicher Zahl. Aus der Menge stachen die aus der Zeit der napoleonischen Besatzung und der 

Befreiungskriege und die manchen Zeitgenossen noch erinnerlichen des deutsch-französischen Krie-

ges und der Reichseinigung hervor. 

Besagtes Lexikon enthielt aber unter dem Stichwort Historienmalerei (Verweis: von Geschichtsma-

lerei) eine längere Abhandlung (diese wiederum mit dem Verweis auf „Schlachtenmalerei) und er-

klärt sie mit den Worten „im weiteren Sinne die malerische Vorführung thatsächlicher Ereignisse der 

Weltgeschichte, der biblischen Geschichte und Heiligenkunde, der Sage und des Märchens in einem 

monumentalen oder idealisierenden Stil.“ Im engeren und zugleich auch moderneren Sinne sei sie 

jedoch richtiger als Geschichtsmalerei zu bezeichnen. Und da behandle sie „geschichtliche Stoffe 

(aus der Staats- und Kriegsgeschichte) in erhabenster Auffassung und möglichster Treue.“ 

Am Ende des längeren Beitrags ist von der Notwendigkeit der Förderung der Historienmalerei auch 

durch Staat, Kirchen und Städte die Rede und dann wird bedauert, dass deren Subventionen „zumeist 

nur den zur Vaterlandsliebe oder Religiosität anregenden bildlichen Darstellungen“ zuteilwürden. 

Mehr noch, den „Meistern der monumentalen Malerei“ werde „eine gewisse Einschränkung in Bezug 

auf Stoffwahl und Darstellungsweise auferlegt.“ Da ist von Interessen die Rede und das führt uns 

näher an unser Thema, lässt diese Erwähnung doch an die Situationen in Zeitungs-, Zeitschriften- und 

Fernsehredaktionen sowie in Filmgesellschaften denken, den wichtigsten heutigen Produktionsstätten 

von Geschichtsbildern. Ins Aktuelle weisend auch der Hinweis, auf „die Vorliebe der Laienkreise für 

gemüthvolle Geschichtsdarstellungen“, die nach Befriedigung verlange. 

II. 

Geschichtsbilder sind so alt wie Kenntnisse und Vorstellungen der Menschen von sich und ihren 

Vorfahren. In ihrem Zentrum können einzelne Personen, Personengruppen, soziale, nationale und 

ethnische Gemeinschaften, stehen, aber auch bestimmte Epochen. Geschichtsbilder werden in der 

wissenschaftlichen, wie der politischen Literatur verbreitet, auch – und vielfach wirksamer noch – 

durch Romane und Filme und auf Theaterbühnen. Parteien, andere politische Organisationen, Ge-

sellschaften und Vereine schaffen sich ihre Geschichtsbilder von sich selbst und pflegen sie sorg-

sam. 

Die historisch ältesten dieser Bilder waren bis zur Ununterscheidbarkeit mit Mythen verbunden oder 

bestanden ganz und gar aus ihnen. Sie wurden verbreitet, aufgenommen, von Generation zu Genera-

tion weitergegeben und dabei auf diese oder jene Weise verändert. Es wurde hinzugefügt und weg-

gelassen, dazu auch ausgeschmückt. Wer sich auf die Spur solcher Bilder setzt und zu ihren Ursprün-

gen und Urfassungen gelangen will, hat mitunter weite und gewundene Wege zurückzulegen. Was 

diese Bilder über Denkweisen, Hoffnungen und Wünsche der jeweils Lebenden aussagen, bildet 
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längst einen eigenen Gegenstand der Geschichtsforschung. In sozialen und politischen Kämpfen ha-

ben Geschichtsbilder stets eine Rolle gespielt. 

Mit der Entwicklung der Geschichtsschreibung zu einer Wissenschaft begann sich nicht selten ein 

Widerspruch zwischen den Geschichtsbildern zu entwickeln, die mit Hilfe von sich qualifizierenden 

Methoden der Wissenschaft gewonnen worden waren, und jenen anderen, mit denen sich aktuelle 

politische und ideologische Bedürfnisse der Herrschenden befriedigen ließen. Und dies umso mehr, 

je größer das Verlangen wurde, die eigene Innen- und Außenpolitik nicht nur mit dem Blick in die 

Gegenwart und auf die Zukunft zu begründen, sondern ihr gleichsam eine höhere Weihe dadurch zu 

geben, dass sie historisch gerechtfertigt und legitimiert und – umgekehrt – die der Gegner und Feinde 

als ungerechtfertigt und illegitim hingestellt wurde. Davon bekommen wir derzeit rund um den Erd-

ball unausgesetzt Kostproben. 

III. 

Ist in unseren Tagen von Geschichtsbildern die Rede, sind ihrer Herkunft nach zwei Gruppen zu 

unterscheiden. Die einen entstehen in der Zunft, in Werkstätten der Historiker, vorwiegend denen an 

Akademien und Universitäten, und führen eine Vielzahl in langwierigen und weitläufigen Untersu-

chungen gewonnene Kenntnisse (gleichsam Puzzles) zu einem Gesamtbild eines Ereignisses oder 

einer Person zusammen. Die der anderen Gruppe Zugehörenden sind von Publizisten gefertigt, von 

Redakteuren in den Medien, beruhen zumeist nicht auf eigenen Forschungen, sondern bedienen sich 

des von der Historiographie bereit gestellten Tatsachenmaterials. Historiker vermögen diese ihre 

meist unfreiwillige Zuarbeit nicht zu verhindern. Zudem sind die Grenzen zwischen beiden Werk-

stätten und den dort Beschäftigten fließend, wie insbesondere am Abspann von Dokumentationsfil-

men zu lesen ist. Da erscheinen als „Berater“ der Regie angesehene Historiker. Und die sogenannten 

Printmedien bieten Experten der Geschichtswissenschaft Raum, ihr Wissen allgemeinverständlich 

darzulegen. Jedoch: Herkunft wie Ort der Präsentation von Geschichtsbildern sagen nichts über wahr 

oder falsch. Doch gilt, dass die Publizistik nicht nur stärker zu unvermeidlichen Vereinfachungen 

neigt, sondern mit ihren Bildern direkter und unbekümmert politische Interessen bedient. 

Das kann zu weitem Auseinanderklaffen von konkurrierenden Geschichtsbildern führen. Das bekann-

teste Beispiel aus jüngster Zeit betraf die Geschichtsbilder, die – beginnend mit Memoiren von Feld-

marschällen und Generalen – von der deutschen Wehrmacht angefertigt wurden, deren Heeresgrup-

pen und Armeen, Luft- und Seekriegsflotten sie einst befehligten. In der Zunft, vornehmlich durch 

Arbeiten, die im Institut für Militärgeschichte der DDR und im Militärgeschichtlichen Forschungsamt 

der Bundeswehr, aber auch in anderen wissenschaftlichen Einrichtungen geleistet worden waren, war 

längst ein reales, keine Fakten auslassendes Bild von den Kriegsverbrechen der Wehrmacht entstan-

den, die während des Zweiten Weltkrieges an und hinter den Fronten begangen worden waren, die 

Mithilfe beim Judenmorden eingeschlossen. In der Öffentlichkeit aber hatte sich jene Fälschung von 

der „sauberen Wehrmacht“ erhalten, ungeachtet der Tatsache, dass gegen sie schon während der 

Nürnberger Prozesse, dem gegen die sogenannten Hauptkriegsverbrecher wie den beiden gegen das 

OKW und die Südostgenerale unabweisbares Faktenmaterial vorgelegt wurde. Es waren dann nicht 

Buchpublikationen, sondern 1995 und in den folgenden Jahren die vom Hamburger Institut für Sozi-

algeschichte veranstaltete Ausstellung „Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944“, die das verfälschte 

Geschichtsbild bei Zehntausenden Besuchern zerstörte und die weithin einen Punkt des Geschichts-

umdenkens bezeichnet, hinter den es kein Zurück mehr gibt. 

Dies war eher ein Glücksfall, ein Fall mit Seltenheitswert, hervorgebracht auch aufgrund der Tatsa-

che, dass innerhalb der Historikerzunft niemand mehr bezweifelt oder verschweigt, was auf das Ver-

brechenskonto der Wehrmacht geht. Insofern ließe sich von einer „Einheitsfront“ der Fachleute spre-

chen. Dies aber ist nicht die Regel, sondern die Ausnahme, wie sich an den weit voneinander abwei-

chenden Urteilen der Historiker ausmachen lässt, die über die geschichtliche Momentaufnahme ab-

gegeben wurden, die der Film „Der Untergang“ offerierte. Von diesen Differenzen, die in der Mehr-

zahl der Fälle nicht erkenntnisbedingt sind, und der Produktion abweichender Geschichtsbilder in-

nerhalb er Historikerzunft profitiert die außerwissenschaftliche Publizistik. Sie vermag sich in einer 
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Art Selbstbedienungsladen mit dem zu versorgen, was die jeweiligen politischen Interessen der Auf-

traggeber bedient. 

Wiederum ein jüngeres Beispiel: Die Interpretation des faschistischen Regimes als „Hitlers Volks-

staat“ und des Sozialstaates als Schöpfung der Nazis lässt dessen gegenwärtige Demontage als anti-

nazistische Tat erscheinen. Dies das Rechtfertigungsbedürfnis der Regierenden auf einzigartige 

Weise und folglich fand diese Deutung in der bürgerlichen Presse weithin die wärmste Aufnahme. 

Gleiches gilt für die Erklärung der Gefolgschaftstreue der deutschen Volksgenossen unter und hinter 

dem Hakenkreuz, die auf schlichte materielle Korruption zurückgeführt wird, was wiederum nur ge-

schehen kann, wenn die soziale Wirklichkeit des Regimes hochgradig verfälscht ist. Diese Darstel-

lung der Bindungen zwischen Führern und Geführten besitzt den Vorzug, dass sie die Scheinwerfer 

auf die Massen ausrichtet, und dass sie sich – ähnlich wie die zehn Jahre voraufgegangene und eben-

falls abwegige Interpretation dieses Verhältnisses durch Daniel Jonah Goldhagen – leicht merken 

lässt. Denn wie die „Laienkreise“ einst mit „gemüthvollen Darstellungen“ versehen werden sollten 

und wollten, so sind ihnen heute unterhaltende und vor allem leicht einzuprägende Bilder und deren 

Ausdeutung zugedacht und auch willkommen. 

IV. 

Zur Reklame für derlei Geschichtsbilder, für deren Verbreitung Autoren und Verlage werben, unter-

stützt von Rezensenten, gehört häufig, dass sie als Tabubruch ausgegeben werden, was besagen soll: 

Hier wird euch etwas vollkommen Neues, bisher absichtsvoll oder aus Nachlässigkeit Beschwiegenes 

geboten. So kam 1992 eine Gesamtdarstellung des Luftbombardements auf deutsche Städte daher, 

unbekümmert um die Tatsache, dass darüber eine umfängliche Literatur existierte bis hin in die Ka-

pitel vieler Stadtgeschichten. Der Band bildete zusammen mit der Erinnerung an das damals gerade 

60 Jahre zurückliegende Ereignis der Stalingrader Schlacht den Auftakt für eine Korrektur des Ge-

schichtsbildes von den Deutschen im Kriege und in Sonderheit bei Kriegsende. Sie erschienen nun 

als die Opfer von Naziherrschaft und Krieg schlechthin. In der Opferhierarchie wurde allenfalls den 

Juden der Vortritt noch gelassen. 

Diese Perspektive verfestigte sich in der Kampagne des Gedenkens an den 60. Jahrestag des Kriegs-

endes in diesem Jahr. Neu war auch das nicht und zum wenigsten ein Tabubruch. Diese von Selbst-

mitleid, wofür es unstreitig massenhaft Gründe gab, geprägte Sicht kam schon in der Endphase des 

Krieges auf, wovon die letzten Berichte des faschistischen Sicherheitsdienstes zeugen. Sie setzte sich 

in ersten Verlautbarungen der neuen Verwaltungen fort. Nicht: Was haben wir angerichtet, sondern: 

Wie sind wir zugerichtet? lauteten die Fragen und die Klagen. Das Gerede, dass nun – am Beginn des 

neuen Jahrhunderts – von den Opfern der anderen genug geredet und dadurch das Recht erworben 

worden sei, von den eigenen zu sprechen, war vielleicht Selbst-, sicher aber Fremdbetrug. So bekam 

auch das Bild des 8. Mai 1945 eine neue Einfärbung. Befreit war die Masse der Deutschen an diesem 

Tage von der Gefahr weiter Opfer im Luftkrieg oder an den Fronten zu werden. So hatte schon 

Richard von Weizsäcker den Begriff Befreiung 1985 gedeutet und zu dieser Deutung bekannte er 

sich auch in einem Interview 2005, ungeachtet der Tatsache, dass seine eigene und die Biografie 

seiner Familie Fakten bietet, die zu einer realitätsnäheren Auffassung des Begriffs Befreiung mehr-

fach Anstoß geben könnten. Weit in den Hintergrund geraten ist die Grundtatsache, dass die Deut-

schen an diesem Tage definitiv von der Rolle moderner Sklavenhalter befreit worden waren, die sich 

in Europa weithin gespielt hatten. 

Dieses Geschichtsbild vom Jahre 1945 ist ein Rückschritt um mehr als ein halbes Jahrhundert. Zum 

Beweis sei aus einem Artikel zitiert, der unter der Überschrift Flucht aus der Wirklichkeit am 5. Dezem-

ber 1945 in der Stuttgarter Zeitung gedruckt wurde: „Am schlimmsten aber treiben es jene, die nur das 

‚deutsche‘ Leid, den ‚deutschen‘ Hunger, die ‚deutsche‘ Obdachlosigkeit der Welt zum Vorwurf machen 

und gleichgültig bleiben, wenn die Völker im Westen und Osten des Kontinents seit 12 Jahren dahins-

terben. Erregt wird auf jene abgezehrten, wassersüchtigen Kriegsgefangenen hingewiesen, die aus dem 

Winter und der endlosen Verwüstung heimkehren, sie fragen nicht, wie leben in den von uns zerstörten 

und mit Krieg überzogenen Ländern die Millionen Frauen und Kinder der fremden Nationen.“ 
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Während die Deutschen als befreite Opfer in die Mitte des Geschichtsbildes vom Kriegsende 1945 

gerückt wurden, sind einige Millionen von ihnen aus diesem Bild ganz verschwunden. Für die ost-

deutschen nämlich, so war bei Historikern und historisierenden Publizisten zu lesen, brachte der Mai-

tag den Sturz von einer Diktatur in die andere, die zweite, und erst das Jahr 1990 spät die Befreiung. 

Zudem und folglich: Weit in den Hintergrund gerückt ist die Rolle der Sowjetunion und ihrer Armee 

bei der Herbeiführung des Sieges. Schon anlässlich des 60. Jahrestages der Landung auf dem franzö-

sischen Festland hieß es: Die Befreiung begann in der Normandie. Kurzum: in jüngster Zeit ist ein 

erheblich verändertes Geschichtsbild des Zweiten Weltkrieges und namentlich seiner Endphase pro-

duziert und verbreitet worden. Dieses Bild drängt in die Geschichtsbücher der Schulen. Nirgendwo 

sonst kann mit ihm eine größere Langzeitwirkung erreicht werden. 

V. 

Während uns Autoren, Verlage, Rezensenten immer wieder einmal glauben machen wollen, dass wir 

in einer Zeit der Tabubrüche angelangt seien und Zug und Zug der Schleier von geschichtlichen Er-

eignissen entfernt wird, die bisher in Dunst und Nebel lagen, redet und schreibt kaum jemand darüber, 

dass zur gleichen Zeit auch neue Tabus verhängt und in der Gesellschaft weithin respektiert werden. 

Zwei Beispiele dafür seien genannt, das eine betrifft die Frühgeschichte der Bundesrepublik, das an-

dere charakterisiert die Situation nach dem Jahre 1990. Dabei wird sich zeigen, dass die Tabuisierung 

auch methodisch Fortschritte gemacht hat. Nicht mehr Antworten werden unter ein Tabu gestellt, 

sondern bereits das Fragen, gleichsam in einer Übersetzung des Rates: Wehret den Anfängen. Denn 

bekanntlich beginnt der Weg zur Wahrheit eben mit Fragen, nicht selten solchen, die zweifelnd im 

Hinblick auf vorliegende Antworten gestellt werden. 

Beispiel 1: Je mehr Tatsachen die Geschichtswissenschaft über die politischen Kräfte zutage gebracht 

hat, die an der Wiege des westdeutschen Staates standen, je eingehender von den beteiligten Personen 

und deren Biographien in den Jahren zwischen 1933 und 1945 gehandelt worden ist, um so ruhmloser 

stellt sich diese Nachkriegszeit dar, was wiederum die Frage aufdrängt, ob sich von diesem Geburts-

vorgang her – etwa wie inzwischen unumstritten im Falle des 1871 gegründeten Deutschen Kaiser-

reiches – nicht manches bis in die Gegenwart tradiert habe. Dem wird seit längerem mit einer apolo-

getischen Aussage begegnet, die alles Fragen blockieren soll und als abwegig, weil die vergangene 

historische Wirklichkeit verkennend, qualifiziert. Sie besagt: Einen anderen geschichtlichen Weg als 

den nach dem Mai 1945 eingeschlagenen, erfolgreichen, gab es nicht. Jedes andere Vorgehen hätte 

die Nachkriegsgesellschaft nicht ausgehalten, würde Kräfte absorbiert haben, die für die Überwin-

dung von Elend, Not, Trümmern usw. unentbehrlich waren und ohne deren Mobilisierung das Wirt-

schaftswunder nicht bewirkt werden konnte. 

Dass in der ostdeutschen Gesellschaft und im Staate DDR ein anderer Weg gegangen wurde, der in 

eine Sackgasse führte, erscheint – gleich wird davon die Rede noch sein – als zusätzlicher Beweis für 

die Richtigkeit der These von der Alternativlosigkeit. Und dass es Kommunisten waren, die den Weg 

im Osten projektiert und zu verantworten hatten, erledigt die Frage ohnehin restlos. Freilich nur, wenn 

unterstellt wird, dass nicht auch andere Kräfte andere Vorstellungen besaßen. Eine von vielen äußerte 

damals Generals Joseph T. McNarney, des Nachfolgers Eisenhowers als Oberkommandierender der 

US-amerikanischen Streitkräfte in Deutschland, der bei seinem Amtsantritt sich so erklärte: „Das Pro-

gramm der Säuberung vom Nationalsozialismus wird restlos [...] durchgeführt werden [...] Kein ehe-

maliger Nazi wird eine verantwortliche Stellung einnehmen. Die Nazis werden bei allen Arten von 

Arbeit als letzte an die Reihe kommen. Ich möchte jeden einzelnen von ihnen als gewöhnlichen Tage-

löhner sehen.“ Und dem Einwand begegnend, dass bei diesem Vorgehen die Industrie und die Ver-

waltung leiden würden, sagte der General militärisch knapp: „Niemand ist unentbehrlich.“ Mit der 

These von der Alternativlosigkeit des Weges, der zur Restauration des Kapitalismus und in die gegen-

wärtigen Zustände mündete, wird – und das ist das Wesen der Sache – jede Erörterung gesellschaftli-

cher Möglichkeiten, die mit Brüchen einhergehen, zum Schweigen gebracht. Das war nicht immer so. 

Beispiel 2 liefert ein Fund in einem westdeutschen Schulbuch das am Beginn der siebziger Jahre in 

Gebrauch war. also benutzt wurde von Schülern, die inzwischen 45 bis 50 Jahre alt geworden sind. 
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Ohne dass darin die Parteinahme der Autoren anders ausfallen konnte als zugunsten der Bundesre-

publik wird die Aufgabe gestellt, die beiden deutschen Staaten und ihre gesellschaftlichen Zustände 

zu vergleichen. Auf eine Gegenüberstellung Sebastian Haffners (aus: Stern, 19. September 1970) sich 

stützend, werden zunächst die Freiheiten. Die in der Bundesrepublik vorhanden sind, aufgezählt, als 

da sind: die des Gewerbes, der öffentlichen Kritik, der Wahlmöglichkeit zwischen mehreren Parteien, 

des Reisens und des Auswanderns, die Freiheit von Versorgungsschwierigkeiten und aufdringlicher 

Propaganda. Dann folgt die Reihung der DDR-Freiheiten, als die angesehen werden, die Freiheit von 

Furcht um den Arbeitsplatz, vor Mietwucher, vor Dauerinflation, vor beruflicher Benachteiligung 

von Frauen, die Freiheit von „Arbeitersöhnen“ (unerfindlich, warum hier die Töchter fehlen), studie-

ren zu können und schließlich die Freiheit von aufdringlicher Reklame. Danach werden die Schüler 

gefragt: „Welche Freiheit ist mehr wert: die Freiheit der öffentlichen Kritik oder die Freiheit von 

Mietwucher?“ 

Darauf zitieren die Autoren Ernst Bloch aus einem Interview, das er der Zeitschrift Die Zeit am 10. 

Oktober 1969 gab mit der Dachzeile: „Die beiden Staaten könnten manches voneinander lernen“. 

Auch der marxistische Philosoph, als der Bloch vorgestellt wird, zählt für die Bundesrepublik auf: 

offene Atmosphäre, keine Angst vor Apparatschiks, keine Mauer, keine Schüsse an der Mauer, Dis-

kutierbarkeit von Problemen, das Vorhandensein einer unruhigen Jugend mit ihrem Kampf gegen 

Unmündigkeit, dem Streben nach aufrechtem Gang, die Möglichkeit des Wechsels in der Regierung. 

Zu den Positiva der DDR zählte Bloch auch: den gleichen Lohn für gleiche Arbeit, die kostenlose 

ärztliche Betreuung, den kostenlosen Erhalt von Medikamenten, den geringen Prozentsatz von Kri-

minalität. Abschließend werden die Schüler aufgefordert: „Sammelt Ausschnitte, die über das Leben 

in der DDR berichten. Erst eine Vielzahl von Informationen kann ein sachgerechtes Urteil über das 

Leben in der DDR ermöglichen.“ Schwer denkbar, dass sich heute in einem Schullehrbuch eine ähn-

lich formulierte Aufgabe findet. 

Was immer sich über diesen Leitfaden im Einzelnen sagen lässt, es handelt sich um die Gegenüber-

stellung von zwei Geschichtsbildern und die Aufforderung, dazu eine eigene Meinung und Position 

zu gewinnen. Das liegt dreißig Jahre und mehr zurück und verglichen mit diesem Stand kann die 

Reduzierung des einen Bildes auf Unrechtsstaat, Staatssicherheit, Stalinismus, Leistungsunfähigkeit, 

zweite deutsche Diktatur intellektuell nur ärmlich erscheinen, politisch freilich zweckvoll und mora-

lisch unredlich erscheinen. Die Vorzüge der DDR, ihr Sozial- und Arbeitsrecht zumal, sind nach ihrer 

Beseitigung längst zur geistigen Tabuzone erklärt. 

VI. 

Was verbindet diese beiden Tabus, das gegen das Fragen nach Alternativen zur Frühgeschichte der 

BRD und das gegen Fragen nach der Geschichte der DDR und den widerspruchsvollen Qualitäten 

des untergegangen deutschen Staates? Beide richten sich darauf, dass geschichtlich-politische Den-

ken in den Bahnen der vom Kapital dominierten Gesellschaft zu fixieren und beide argumentieren 

„historisch“ gegen alle Überlegungen, die sich auf eine mögliche Welt „nach dem Kapitalismus“ 

richten. Geschichtsbilder, verfestigt in den Köpfen von Millionen, können wie Felsen wirken, die 

jeden Gedankenweg versperren. Nur wenn sie beiseite gewälzt werden, wird sich die zu konkretisie-

rende Idee verbreiten lassen, die zu dem ermutigenden Aufruf gerann: Eine andere Welt ist möglich. 
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Feindbilder – Geschichtsbilder. Kontinuität und Wandel 

Beitrag zur Konferenz: Grenzübertretungen – Umgang mit dem Anderen,  

Berlin, 7.-9. September 2001 

Im deutschsprachigen Jubiläums-Brockhaus, der nahezu einhundert Jahre auf dem Buckel hat, fehlen 

die Suchworte „Feind“ und „Feindbilder“, nicht aber „Feindschaft“ und die wird definiert als „ge-

genseitiges Übelwollen zweier Personen“. Auch der Begriff „Erbfeind“ war den Herausgebern nicht 

wert, in ihr Nachschlagewerk aufgenommen zu werden. Offenbar wollten sie sich auf heikle Erörte-

rungen nicht einlassen. Denn dass sie nicht gewusst hätten, dass den Deutschen Feinde markiert und 

Feindbilder tagtäglich vermittelt wurden, kann nicht gut angenommen werden. Ganz frisch waren 

diejenigen, die sich mit der Teilnahme eines deutschen Truppenkontingents an der sog. Strafaktion 

in China verbanden. Seine Majestät selbst hatten den in den Fernen Osten entsandten Landeskindern 

in zu mörderischem Vorgehen aufmunternden Worten das Feindbild von diesen Asiaten einprägen 

helfen. Und das Bild vom französischen „Erbfeind“, seit den Zeiten der napoleonischen Besatzung 

gepflegt, geisterte in deutschen Schulbüchern und daher auch in deutschen Köpfen mithin seit Gene-

rationen. Zwölf Jahre später, bei Beginn des Weltkrieges lauteten die chauvinistischen Devisen „Jeder 

Stoß – ein Franzos’, jeder Schuss – ein Russ’, jeder Tritt – ein Brit’“. Die Geschichte mancher Feind-

bilder – sie waren kein Monopol der Deutschen gewiss – ist in akademischen Abhandlungen mehr 

beschrieben worden als in populären Werken. 

Heute lässt sich in deutschen Landen der Eindruck gewinnen, dass die Begriffswelt um den Wort-

Kern „Feind“ wieder als heikel angesehen wird. Das Wort wird tunlichst vermieden. Wer es in poli-

tischen Zusammenhängen benutzt, gilt mitunter als jemand, der einen gedanklichen oder mentalen 

Defekt hat. „Feinde“ – so scheint es – sind eine Erscheinung von gestern und vorgestern. „Freund-

Feind-Denken“ gilt vielen als Überbleibsel aus der Vergangenheit, insbesondere aus den Jahrzehnten 

des Kalten Krieges. Die sich von solcher Denkungsart nicht zu lösen vermögen, wirklich oder ver-

meintlich, erhalten Kennzeichnungen, die selbst wieder Feindbilder sind: „Ewig-Gestrige“, „Dogma-

tiker“, „Stalinisten“ oder „Betonköpfe“. 

In Deutschland herrscht weithin ein Harmoniebedürfnis, mehr noch: eine Harmoniesucht. Wer nur 

richtig denke, müsse den Begriff „Feind“ eigentlich aus seinem auf die Gegenwart gemünzten Wort-

schatz streichen, jedenfalls wenn er unsere politisch-geographischen Regionen meint. Der bekann-

teste Verfechter dieser Sicht war der letzte Generalsekretär der Kommunistischen Partei der Sowjet-

union. Sein Bild vom „Europäischen Haus“, von dem er später sagte und schrieb, es sei ihm wie ein 

Geistesblitz in den Kopf gekommen, malte eine einträchtige Mieterschaft aus, die gutnachbarlich 

zusammenlebte und nur durch die jeweiligen Wohnungseinrichtungen voneinander unterscheidbar 

sein würde. Inzwischen wird dieses „Europäische Haus“ so uniform eingerichtet wie nur denkbar, als 

stammten alle Möbel von Ikea oder einem anderen Großlieferanten. 

Nun ist nach den Erfahrungen des letzten Jahrhunderts, das für Europäer und namentlich für die Deut-

schen geprägt war vom Erleben zweier Weltkriege und deren Folgen, vom Kalten Krieg und der 

Bedrohung durch einen Atomkrieg nur zu verständlich, dass es niemanden nach Leben tötenden oder 

auch nur bedrohenden Feindschaften verlangt. Selbstverständlich sind alle froh, die weitab von Ge-

bieten leben, in denen geschossen, geplündert, gemordet, gebrandschatzt wird. Wen verlangt es nach 

einem Leben in den Kriegsregionen des Balkans? Wen nach Tschetschenien? Wer möchte in um-

kämpften jüdischen oder palästinensischen Landstrichen wohnen? Und wenn wir Grenzen und nahe 

Umgebung unseres Kontinents verlassen werden, verlängert sich diese Aufzählung von Gebieten, die 

besser zu meiden sind, zu einer Leporelloliste. 

Dass Widersprüche in unseren Breiten und Längen in diesem Ausmaß nicht existieren, dass die hier 

vorhandenen anders ausgetragen werden können und sollen, bedeutet freilich nicht, dass es in 

Deutschland, um nun im eigenen Lande zu bleiben, Freund-Feind-Verhältnisse nicht (mehr) gibt. Zu 

sondern sind die realen von den fiktiven. Zu ergründen wären die hinter den einen wie die anderen 

liegenden Interessen. Und Klarheit zu gewinnen ist, wo die wirklichen Grenzlinien verlaufen und was 
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das Gegenüber bedeutet. Kaum jemand dürfte der Feststellung widersprechen, dass die deutschen 

Rechtsextremisten unserer Tage ein ganzes Arsenal von Feindbildern besitzen, manche scharf kon-

turiert, andere nebelhaft verschwommen, nichtsdestoweniger aber für Aktionen orientierend. Diese 

Bilder haben ihre Namen und Aufschriften. Und die reichen bis Z wie „Zecke“ oder wie „Zigeuner-

jude“. Das letztgenannte sagt etwas – dies in Parenthese – über das unentwickelte Vermögen deut-

scher Staatsjuristen zwischen einer vulgären Beschimpfung und einem politisch-rassistischen Feind-

bild zu unterscheiden. 

Nichtsdestoweniger, das Grundgesetz und andere Gesetze schränken die Verwendung von Feindbil-

dern ein, bezeichnen Grenzen, die offenbar klarer gezogen werden könnten. Dem tragen die Rechts-

extremisten, sich auch die Erfahrungen ihrer Vorfahren aus den zwanziger und beginnenden dreißiger 

Jahren des 20. Jh. zu Nutze machend, durchaus Rechnung. Entpersonifizierte Feindbilder lassen sich 

ungefährdeter verwenden. Sie werden insbesondere in Form von Horrorszenarien unter die Leute 

gebracht. Mit der Losung „Berlin, nicht Byrlyn“ sollte das Schreckbild einer von Türken „überfrem-

deten“ Stadt verbreitet werden, woran sich dann demagogische Losungen nahtlos anschließen lassen 

wie „Hamburg den Deutschen, Istanbul den Türken“. Ein anderes Schreckbild dieses Typs ist das 

immer häufiger aufgerufene von der „Islamisierung“. Wie verbreitet es ist, hat der juristisch noch 

nicht bis zum Ende ausgetragene „Kopftuchstreit“ um das Arbeitsrecht einer Lehrerin in Baden-Würt-

temberg und einer Krankenschwester in Hessen verdeutlicht. Dass die Mitglieder der NPD und die in 

den „nationalen Kameradschaften“ Zusammengeschlossenen zu bekämpfende Feinde längst ausge-

macht haben, bezeugt allein ihr Aufzug. Wozu denn sonst diese militärisch anmutenden Klamotten, 

wenn sie nicht dazu dienen, Stärke und Überlegenheit zu demonstrieren, Kampbereitschaft zu bezeu-

gen, Abschreckung zu bewirken. Und von diesen ihren Feinden lebt in Deutschland heute eine auf 

mehr als 100 geschätzte Zahl nicht mehr, sind andere zu Krüppeln gemacht, dritte psychisch auf 

Lebenszeit geschädigt worden. 

Gegen diese Entwicklung wurde vor mehr als Jahresfrist zum „Aufstand der Anständigen“ gerufen, 

eine Devise, die aufs Moralische und dessen Betätigung zielt. Anständige Deutsche gegen unanstän-

dige Deutsche? War das gemeint, kann das ernstlich gemeint sein? Sind Totschlag und Mord, voll-

endet begangen oder versucht an Ausländern, Behinderten, Obdachlosen eine Frage von Unanstän-

digkeit? Oder haben wir es nicht mit einem von Feindbildern geleiteten politischen Verbrechertum 

zu tun? Das ist wünschenswert klar bisher nur in der Losung „Faschismus ist keine Meinung, sondern 

ein Verbrechen“ ausgedrückt worden, die eine treffende Antwort und einen Protest auf eine Fehlqua-

lifizierung durch Karlsruher Richter darstellte. 

Kurzum: Es scheint angemessen klar zu sagen, dass diejenigen, die Araber, Türken, Juden, „Neger“, 

kurzum Fremde zu ihren Feinden erklären, sie beleidigen, beschimpfen, hetzen, schlagen, ja bestia-

lisch umbringen, wegen ihrer verbrecherischen Gesinnung und Untat Feinde einer menschenrechte-

achtenden Gemeinschaft sind und sollten folglich von denen, die in einer solchen Gemeinschaft leben 

wollen, als ihre Feinde gesehen, genannt und angenommen werden. Damit sind zwei Fragen nicht 

beantwortet: Erstens, wer oder was sie dazu gemacht hat. Zweitens, wie sie zu bekämpfen sind. Dem 

Tatbestand aber kann mit Verweisen auf Irrtum, Irreführung, desolates Elternhaus usw. nicht ausge-

wichen werden. Wir leben in Zuständen, in denen es Feinde gibt. Wenn diese nicht beschönigt werden 

sollen, dann kann auf den Begriff in unserem Sprachgebrauch nicht verzichtet werden. 

Gegen dessen Gebrauch – wird er inflationär, geht er ohnehin fehl – wird mitunter eingewendet, dass 

dann unter Umständen Menschen, die gewonnen werden sollen, gerade erst in jene Gruppe hineinge-

trieben werden können, in der sie vorerst nur mit einem Bein stehen. Dem kann entgegengehalten 

werden, dass auch den jüngsten Anhängern rechtsextremer Gruppen klar gesagt werden muss, auf 

welchen Weg sie sich begeben. Das Verständnis, das der Erscheinung entgegengebracht wird, kann 

sich nur darauf richten, die Ursachen und Bedingungen zu verstehen, die das Aufkommen und die 

Verbreitung von Rechtsextremismus ermöglichen. Er selbst und seine Verfechter dürften nicht Ob-

jekte und Subjekte von Verständnis – nach der Devise: Alles verstehen, heißt alles verzeihen – sein, 

sondern von Widerspruch, Ablehnung und Kampfansage. 
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In der deutschen Nachkriegspolitik wurde häufig, wenn es um die Bestimmung der Haltung der Deut-

schen zum Naziregime ging, von Irregeführten gesprochen. In vieler Literatur geschieht das noch 

heute. Das gab und gibt eine Entschuldigung ab, traf aber den Sachverhalt doch ungenau. Es lenkte 

von der eigenen Verantwortung für die eingeschlagenen Wege ab. Denn die Menschen können nicht 

in Anspruch nehmen, was für an Leinen oder Stricken geführten Hunde oder Rinder gelten mag. 

Zwischen den gesellschaftlichen Ursachen und Bedingungen für die Entstehung von Rechtsextremis-

mus, zwischen Arbeits- und Perspektivlosigkeit und der individuellen Entscheidung existiert kein 

Automatismus. Von der Verantwortung des Einzelnen für seine Entscheidung kann nicht erst gespro-

chen werden, wenn er mit den geschriebenen Gesetzen in Konflikt gerät und vor Gerichtsschranken 

steht, sondern es sollte darüber Klartext bereits geredet werden, wenn die ungeschriebenen Gesetze 

des menschlichen Zusammenlebens verletzt worden sind. Insofern war die auf das Moralische hin-

zielende Losung vom „Aufstand der Anständigen“ durchaus eine richtige Herausforderung. Nur darf 

sie nicht so missverstanden werden, dass es sich allein um die Grenzlinie zwischen Anstand und 

Unanständigkeit handelt, was einzig auf Reklame für Tugendhaftigkeit hinauslaufen würde. Und 

zweitens – und ebenso wichtig und zur Auseinandersetzung direkt gehörend – erschöpft sich Unan-

ständigkeit in dieser Gesellschaft keineswegs im Rechtsextremismus. Richtig verstanden kann die 

Losung vom „Aufstand der Anständigen“ eine revolutionierende Parole werden, wenn das auch nicht 

im Sinne ihrer Erfinder liegen mag. 

Im zweiten Teil dieser Einleitung sollen einige knappe Bemerkungen über die Bedeutung von Ge-

schichtswissen und Geschichtsverständnis für die Dammbildung gegen den Rechtsextremismus fol-

gen. Dass die Ideologen der Ultrarechten der Verbreitung von Geschichtsbildern – auch da ihren 

Vorgängern folgend – einen besonderen Platz einräumen, steht außer Zweifel. Jüngst wurde in einer 

Internet-Aussendung anlässlich des Jahrestages des Beginns des zweiten Weltkrieges zusammenge-

fasst, was nach den Wünschen der Absender geglaubt werden soll. Deutschland war an den beiden 

Weltkriegen unschuldig. Die Verantwortung für das Aufkommen des Faschismus tragen die Urheber 

des Versailler Vertrages. Deutschland führte unter Hitler 1939 einen gerechten Krieg gegen Polen 

usw. Die sich als Verteidiger der Deutschen gegen ungerechtfertigte Anklagen aufspielen, bieten gro-

teske und zugleich plumpe Zerrbilder von deutscher Geschichte. Sie spekulieren kalt auf das Nicht-

wissen derer, an die sie sich richten, auf Vorurteile, Denkunwilligkeit und die Bereitschaft, alles ab-

zulehnen, was wirklich oder auch nur vermeintlich von der Mehrheit der Gesellschaft als wahr ange-

sehen wird. Sie präsentieren in langen Reihen Behauptungen und sind sicher, dass sie von ihrer Ge-

folgschaft nach Beweisen nicht gefragt werden. Sie vertrauen darauf, dass dieses Erwecken des Furor 

teutonicus nach 1918 schon einmal funktionierte. Und sie können mit den Umfrageergebnissen, in 

denen die Ausbreitung von Nationalismus in der Bevölkerung signalisiert wird, zufrieden sein. Sie 

mögen sich das auch als ihr Werk zuschreiben. Das ist es jedoch zum geringsten. Vielmehr wird ihnen 

zugearbeitet durch die Stifter jenes vorgeblich „gesunden“ Nationalbewusstseins, das sich etwa in 

den Darlegungen von Schäuble und anderen „Stolzdeutschen“ ausspricht. Mit Parolen wie „Nie wie-

der Deutschland“ oder „Scheißdeutschland“ ist dem nicht beizukommen. 

Wer eines kritischen Blicks in deutsche Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts fähig ist, dürfte 

gegen die Werbungen der Rechten und Ultrarechten gefeit sein. Das heißt nicht, dass die bloße Ver-

breitung von Geschichtskenntnissen bereits einen Schutzschild gegen das Abrutschen in die NPD 

oder die sog. nationalen Kameradschaften abgeben würde. Es lässt sich davon ausgehen, dass die 

Angehörigen der Burschenschaften intelligent genug sind, um aufzunehmen, was ihnen im Ge-

schichtsunterricht der Schulen anhand von Beweisen dargelegt worden war. Doch diese Wahrheiten 

passen ihnen nicht. Sie sind mit ihren Interessen und Vorstellungen nicht verträglich. Wenn die 

Schlüssigkeit von Beweisen allein schon die Wahrheitsverbreitung sichern könnte, hätten die Histo-

riker – nicht nur sie, aber diese in besonderem Masse – ein leichtes Amt. Zudem ist berechtigt gefragt 

worden: Muss man exakt wissen, wie viele Juden von den Deutschen zu Nazi- und Welteroberungs-

zeiten umgebracht worden sind, um sich zu sagen: Ich bringe keinen Juden und auch keinen Zigeuner 

und auch keinen Behinderten, und auch keinen Homosexuellen um? Ich beteilige mich nicht an der 

Diffamierung eines einzigen von ihnen? 
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Kurzum: die Bedeutung von Geschichtswissen und -verständnis in der Auseinandersetzung mit 

den Rechtsextremisten kann auch nicht überschätzt werden. Doch wäre es fraglos wichtig, wenn 

Gleichaltrige befähigt würden, sich mit den Geschichtslügen auseinander zu setzen und es so zu ei-

nem Streitgespräch in der Generation der Jugendlichen selbst käme. Das wirft die Frage auf, ob sie 

im Schulunterricht nicht nur gegen die Demagogen gefeit, sondern auch zur Widerlegung von deren 

Thesen befähigt werden. Da wäre eine gewisse Schwerpunktbildung bei der Behandlung der neuesten 

Geschichte verlangt. Um ein Beispiel zu nennen: Eine direkte Bedeutung hätte, denken wir an Vor-

kommnisse am 17. August d. J., die Vermittlung der wahren Biographie des Rudolf Heß. Dabei geht 

es nicht um die Person, sondern darum, den Neonazis ein von ihnen gepflegtes Idol zu nehmen, denn 

hier liegt ein Wunderpunkt dieses politischen Unternehmens. Es fehlt ihm an historischen Vorbildern, 

an Helden (glücklicherweise bisher auch an charismatischen Führerfiguren). Am Einzelfall käme es 

auch darauf an, die bevorzugten Kriegshelden zu demontieren, auf die man in diesen Kreisen Stolz 

ist. Das würde freilich voraussetzen, dass sich die Bundeswehr von etwas mehr als drei Dutzend ihrer 

Namenspatrone trennt, die sich an Kasernentoren und auf Kriegsgerät allen Protesten zum Trotz nach 

wie vor finden. Namentlich junge Leute suchen Helden, begeistern sich für Märtyrer. Die planmäßige 

Demontage derer, die den Marschierern als solche gelten, erscheint als lohnende und dringliche Auf-

gabe. 

Nur dürfen die Rechtsextremen in ihren verschiedenen Strömungen, so sehr ihre Zeichen an Klei-

dung, auf Transparenten und Fahnen, so sehr ihre Parolen auch daran erinnern, nicht als der Aufstand 

der Vergangenheit gegen die Gegenwart angesehen werden. Dass sie sich so drapieren besitzt meh-

rere Gründe. Zum einen ist ihr Aufzug natürlich die ärgste Provokation, der man sich in Deutschland 

bedienen kann. Neu erfundenes politisches Design würde das gleiche nicht zu leisten vermögen. Zum 

anderen bietet eine Gesellschaftsformation nur eine begrenzte und nicht beliebig erweiterbare Skala 

von politischen Verhaltensweisen, sieht man von Verrücktheiten und Clownerien ab. 

Der Rechtsextremismus ist in Deutschland wie überhaupt in Europa eine Erscheinung des politischen 

und gesellschaftlichen Protestes gegen Erscheinungen der Gegenwart und gegen denkbare oder nur 

erfundene Fehlentwicklungen in die Zukunft. Der Streit darüber besetzt in den Auseinandersetzungen 

Platz eins. In Abwandlung des bekannten Diktums von Horkheimer ließe sich sagen: Wer nicht von 

dieser Gesellschaft, der kapitalistischen, reden will, der soll auch vom Kampf gegen den Rechtsext-

remismus schweigen. Die Historiker sind damit nicht auf die Marginalie gesetzt. Denn sie Vermögen 

zumindest zu sagen: Wenn Menschen sich in der Geschichte so oder so verhalten haben, dann hat das 

zu diesen oder zu jenen Resultaten geführt. Und das sollten wir dann auch laut machen. Auf dem 

letzten Kongress des Historikerverbandes ist noch kurz vor seinem Beginn eine besondere Veranstal-

tung zum Thema Rechtsextremismus eingerichtet worden. Über ihre Ergebnisse war in der Öffent-

lichkeit nichts zu hören. Das kann an der Lautstärke gelegen haben. Vielleicht aber nicht nur daran. 
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Totalitarismus. 

Wissenschaftlicher Begriff – publizistisches Schlagwort – politischer Knüppel 

Vortrag in der MASCH Bremen am 20. Januar 2011, Villa Ichon 

„Die Sprache ist eine Waffe, haltet sie scharf.“ Die Aussage und das an sie geschlossene Gebot stam-

men von Kurt Tucholsky. Der Satz findet sich auf der Metalltafel an jenem Haus in Berlin-Friedenau, 

in dem Tucholsky Anfang der zwanziger Jahre wohnte. Die Mahnung wird auch anderswo zitiert. So 

im Titel einer Sammlung von Sprachglossen aus der Feder des Publizisten, die der Rowohlt Verlag 

vertreibt und die inzwischen die 10. Auflage erlebt hat. Eine für die Herstellung von Wandtapeten 

zuständige Firma bietet den Text im Internet auch als Wand-Tattoo in verschiedenen Schriftgrößen 

an. Vorstellbar wäre, dass sich Schulen des Landes von diesem Angebot bedienten und im Unterricht 

in der deutschen wie in Fremdsprachen darauf Bezug genommen wird. Denn: Wer von den Millionen, 

die sich Abend für Abend vor das Fernsehgerät setzen und Nachrichtensendungen verfolgen, tut das 

im Bewusstsein, dass da auch mit einer Waffe hantiert wird, die obendrein gegen ihn, den Zuschauer, 

gerichtet sein könnte. Dass dieses Instrument der Massenbeeinflussung mit Hervorhebungen und Be-

tonungen ebenso arbeitet wie mit Auslassungen und Unterschlagungen, hat sich herumgesprochen. 

Ungleich subtiler aber sind Wirkungen, die über den Gebrauch oder auch den Nichtgebrauch von 

Begriffen erzielt werden und durch die fortgesetzt angewendete Methode der Falschetikettierungen, 

die, passieren sie im Handel beispielsweise mit Lebensmitteln oder Pharmaka, als Betrug geahndet 

werden, nicht aber beim Handel mit Nachrichten. 

Nun wird dem Bürger aber über ebendiese Medien zugleich der Eindruck erweckt, es gäbe hierzu-

lande Instanzen, die über den Missbrauch der Sprache wachen und ihn aufdecken. Das macht u. a. 

das Küren von Wörtern und Unwörtern des Jahres. Eben ist eine solche Wahl für 2010 wieder erfolgt. 

Und schon beim zweiten Hinsehen zeigt sich, dass dies keine Unternehmen gegen den politischen 

Betrug sind, auch wenn sie zwei Wörter aus dem politischen Geschehen ausgewählt haben. Die Ge-

sellschaft für deutsche Sprache mit Sitz in Wiesbaden weist vorbeugend schon jeden Verdacht von 

sich, dass sie der Täuschung mit dem Mittel der Sprache entgegenwirken wolle. Sie gibt bekannt: 

„Ausgewählt werden Wörter und Ausdrücke, die die öffentliche Diskussion des betreffenden Jahres 

besonders bestimmt haben, die für wichtige Themen stehen oder sonst als charakteristisch erscheinen 

(„verbale Leitfossilien“ eines Jahres). Es geht nicht um Worthäufigkeiten. Auch ist mit der Auswahl 

keine Wertung bzw. Empfehlung verbunden.“ Da fällt einem ein Mann ein, der zur Entwicklung der 

deutschen Sprache herausragend beigetragen hat und das mit seinem Wort „Wem es um die Sache zu 

tun ist, der muss Partei zu nehmen wissen, sonst verdient er nirgends zu wirken.“ Das ist aus der 

Einleitung Propyläen und geschrieben 1798 von Johann Wolfgang von Goethe und könnte folglich 

unter Germanisten und anderen Sprachforschern bekannt sein. Gleiches gilt für den Entstehungszu-

sammenhang des als Neuheit herausgestellten Wortes des Jahres 2010 „Wutbürger“, Das war der 

begriffliche Versuch, die Protestierenden von Stuttgart als emotions- vulgo: bauchgeladene Leute den 

verstandesgeladenen Politikern und Fachleuten gegenüberzustellen. Wutbürger war eine Vokabel der 

Verfälschung und der Herabsetzung. 

Die gleiche Gesellschaft nun hat in einer weiteren Expertenrunde auch das „Unwort“ ausgewählt. Es 

heißt 2010 „alternativlos“. Zur Begründung wurde gesagt: „Das Wort suggeriert sachlich unange-

messen, dass es bei einem Entscheidungsprozess von vornherein keine Alternativen und damit auch 

keine Notwendigkeit der Diskussion und Argumentation gebe.“ Sachlich unangemessen, nicht etwa 

mit der Absicht der Täuschung oder des Betrugs. Das ist die Sprache, bei der einem ein etwas älteres 

Wort einfällt: „Ich weiß deine Werke, dass du weder kalt noch warm bist. Ach, dass du kalt oder 

warm wärest! Weil du aber lau bist und weder kalt noch warm, werde ich dich ausspeien aus meinem 

Munde.“ (Offenbarung 3, 15-16) Alternativlos aber ist eine Vokabel, die in das seit Jahren betriebene 

Palaver von den Sachzwängen gehört, die keine Wahl zulassen außer eben der einen getroffenen. 

Entscheidend aber ist, dass mit diesem Verfahren der Auswahl eines „Unwortes“ pro Jahr vorge-

täuscht wird, es wären einzelne versehentliche oder auch absichtsvolle sprachliche Missgriffe von 

Personen anzuprangern, während es sich doch – im Bilde zu sprechen – jeweils nur die Spitzen von 
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Eisbergen handelt. „Wenn Sprachkritik“, schrieb Wiglaf Droste zu den Äußerungen dieser Juroren, 

„nicht auch Kritik der Verhältnisse ist, sondern sich mit einer rein kosmetischen Funktion begnügt, 

bedarf man ihrer nicht.“1 Der Einsatz der Waffe Sprache durch die Minderheit Herrschenden ge-

schieht Tag für Tag und was die Mehrheit der Beherrschten angeht, so hat sie schon die Schule nicht 

auf diese geistigen lebenslangen Kämpfe vorbereitet, zu welchen – obendrein – sich die einen ausge-

ruht in ihren Redaktionen begeben, während sie selbst sich hingegen abgekämpft nach getaner Arbeit 

in sie verwickeln lassen oder sich ihnen einfach aussetzen. 

In diesem Waffenarsenal gibt es eine Reihe von Waffentypen. Die einen dienen der Glorifizierung, 

andere der Herabsetzung von Ereignissen und Personen, diese der Beschönigung, jene der Einnebe-

lung. Reichlich ist auch der Wortvorrat, mit denen Deutschen Schreckbilder erzeugt werden sollen. 

Eine solche „Wortfamilie“ wird derzeit gebildet durch Kommunismus – Stalinismus – Gulag – Pol 

Pot – Nordkorea, eine andere, ihr verwandte, ist um die Zentralbegriffe DDR und Stasi angesiedelt. 

Hier geht es nicht darum, dass auf diese Begriffe verzichtet werden könnte oder sollte, sondern um 

die realen und die erdichteten Inhalte, um ihre Interpretation und Verwendung. Darum geht es auch 

im Falle jener Begriffsfamilie, die aus Wörtern wie total, totalitär, totalitaristisch, Totalitarismus ge-

bildet wird. Jeder kennt sie und mindestens einen hat jeder auch benutzt: das Wort total, das aus dem 

Französischen zu uns gewandert ist, aber als Immigrant gar nicht mehr angesehen wird und das der 

Duden in gänzlich, vollständig, vollkommen übersetzt. Dabei sind die beiden Wörter total und ganz 

im Sprachklang nicht gleichwertig. Umgangssprachlich sagen wir: ganz schön, ganz sicher, ganz an-

sehnlich usw. (Die jüngere Generation benutzt inzwischen auch schon total schön.) Total hingegen 

steht jedenfalls bisher eher in Verbindung mit negativen Eindrücken und Vorkommnissen, am geläu-

figsten gebraucht in Totalschaden sei es aufgrund von Autounfällen, Brandschäden oder Hochwasser. 

Und ähnlich oder gleich auch in Verwendung wie total verlaust, total verwanzt oder total besoffen. 

Kurzum: total wird auch außerhalb jedes politischen Bezugs häufig pejorativ gebraucht. Das ergibt 

so etwas wie eine Vorprägung von Gedanken und Empfindungen. Das Sprachsignal zeigt gleichsam 

auf „rot“. Welche Erklärungen werden zur inhaltlichen Bestimmung der Wörter dieser Begriffsfami-

lie angeboten? Als sinn- und sachverwandte Wörter zu totalitär erwähnt der Duden autoritär, obrig-

keitlich, absolutistisch, unumschränkt, repressiv, patriarchalisch, selbstherrlich, willkürlich. An an-

derer Stelle lautet die Erklärung: alles beherrschend, alles beherrschen wollend. In dem 1996 in Chur 

in der Schweiz herausgegeben Deutschen Wörterbuch (Karl-Dietrich Bünting) wird Totalitarismus 

erklärt als „Beherrschung des Menschen durch ein bürokratisch durchorganisiertes diktatorisches 

Staatssystem“. Der Brockhaus in einem Band (Leipzig 1994) erklärt Totalitarismus als ein Herr-

schaftsprinzip, das einen uneingeschränkten Verfügungsanspruch über die Beherrschten erhebt und 

gibt als seine Kennzeichen die herrschende Partei oder den herrschenden Machtinhaber, die geistige 

Manipulation der Bevölkerung durch Propaganda und den Terror an. Im Wahrig Fremdwörterlexikon 

(München 1999) wird zu totalitär „sich alles unterwerfend“ und zu Totalitarismus „Streben nach to-

talitärer Regierung“ vermerkt. Im Duden. Deutsches Universal-Wörterbuch A-Z (Mannheim 1989) 

schließlich wird Totalitarismus als eine Herrschaft entschlüsselt, die „mit diktatorischen Methoden 

jede Demokratie“ unterdrückt und sich „das gesamte Leben“ unterwirft und das mit den Mitteln der 

Gewalt. Anspruchsvoller die Erklärung in dem Nachschlagewerk „Gesellschaft und Staat. Lexikon 

der Politik“ (München 1992). Hier wird vermerkt, dass die Totalitarismus-Theorien nicht die Gesell-

schaft als Ganze, sondern die Struktur und Technik der Herrschaft beschreiben. Damit ist etwas über 

die begrenzte Reichweite dieser Theorie und etwas gegen den Anspruch gesagt, damit den Faschis-

mus oder die sozialistischen Staaten vollständig zu charakterisieren. 

Auf die geschichtliche Spur des Begriffs Totalitarismus gelangen wir über eine nicht so lange Vor-

geschichte. Sie spielt in Italien und beginnt mit der Propaganda der italienischen Faschisten. Die 

nannten den Staat, den sie errichten würden, im Unterschied und Gegensatz zu einem liberalen oder 

demokratischen und zur Unterscheidung von einem autokratischen den totalen Staat. Seine Kennzei-

chen wurden die Abschaffung aller demokratischen Rechte und Freiheiten, also die der Rede, der 

Presse, der Versammlung, der Organisation, die Unterdrückung der Arbeiterbewegung in allen ihren 

 
1  junge Welt, 19. Januar 2011, S. 5. 
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Erscheinungsformen, die Etablierung einer Diktatur an deren Spitze ein Führer (der Duce) stand, dem 

die Gestalt und Rolle des nationalen Retters und Erlösers zugeschrieben wurde, die Vergottung dieses 

neuen Staates, der Zentrum des Lebens aller Bürger sein sollte und ihnen die Normen ihres Verhaltens 

auf allen Gebieten vorgab und deren Einhaltung unter Drohungen und mit Repressionen abverlangte. 

Der italienische Faschismus und sein Staat waren das Produkt des Sieges der Gegenrevolution. Für 

diesen Zustand haben Gegner den Begriff sistema totalitario, also totalitäres System geprägt, der auf 

Giovanni Amendola zurückgeht, einen liberalen Politiker und Journalisten, der 1926 an den Folgen 

eines faschistischen Attentats verstarb. Er hatte die Bestrebungen Mussolinis als die nach einer abso-

luten und unkontrollierten Herrschaft identifiziert. 

Dieser neue Staatstyp und die ihn rechtfertigende Ideologie haben den deutschen Faschisten um Hitler 

als Vorbild gedient – mit einer Ausnahme. Hitler lehnte die Konstruktion einer monarcho-faschisti-

schen Diktatur nach dem römischen Beispiel strikt ab und Bestrebungen, die es dafür auch in 

Deutschland gab, endeten 1934 u. a. mit dem Verbot des öffentlichen Hervortretens monarchistischer 

Verbände. In der Sprache der Nazijuristen, hieß das, hier in der Formulierung von Carl Schmitt, der 

1933 als Professor an die Friedrich-Wilhelms-Universität in Berlin kam: „Der Wille des Führers ist 

Gesetz“ und 1934 „Der Führer schafft das Recht“. 1933 erschien in Deutschland das Buch eines 

anderen Juristen, Ernst Forsthoff, der in den Nazijahren übrigens – nacheinander – in Frankfurt a. M., 

Hamburg, Königsberg, Wien und Heidelberg an den Universitäten lehrte, unter dem Titel „Der totale 

Staat“. Es enthielt ein Bekenntnis zu dem noch im Aufbau befindlichen Naziregime (und auch zum 

Antisemitismus der Nazis): „Die Führergewalt ist umfassend und total; sie vereinigt in sich alle Mittel 

der politischen Gestaltung; sie erstreckt sich auf alle Sachgebiete des völkischen Lebens; sie erfasst 

alle Volksgenossen, die dem Führer zu Treue und Gehorsam verpflichtet sind.“ Forsthoff war später, 

1952 konnte er in der Bundesrepublik wieder einen Lehrstuhl beziehen, übrigens gewendet an der 

Ausarbeitung des Grundgesetzes beteiligt. Für sein Wirken an der Seite der Naziführer gilt, was der 

berühmte französische Jurist, Politiker, Historiker Alexis de Tocqueville (1805 bis 1859) schrieb: 

„Ich habe bei meinen historischen Studien mühelos feststellen können, dass sich in allen zivilisierten 

Ländern neben einem Despoten, der befiehlt, fast immer ein Rechtsgelehrter findet, der dessen will-

kürliche Willensakte in eine Ordnung und Übereinstimmung bringt.“ 

Totalitarismus stand mithin sowohl für eine Ideologie wie für eine staatliche Herrschaftspraxis und 

in dieser Bedeutung wurde der Begriff in den dreißiger Jahren schon verallgemeinernd nicht nur auf 

den Faschismus angewendet, sondern auch auf den revolutionsgeborenen sowjetischen Staat und die 

in ihm vorherrschende Ideologie. Später wurden auch die volksdemokratischen Regime in Osteuropa 

als totalitäre Staaten bezeichnet und diesen auch die DDR zugerechnet. Dass sich die DDR-Ge-

schichtswissenschaft in der Auseinandersetzung mit diesem Begriff schwertat, lässt sich beispiels-

weise in dem 1970 in Berlin/Ost herausgegebenen Sachwörterbuch der Geschichte nachlesen. Der 

Text hinterlässt den Eindruck, dass sich die Autoren auf eine die Materie erörternde Auseinanderset-

zung nicht einlassen wollten. Der Verweis, dass sich mit dem Vergleich beider Systeme politische 

Absichten und Ziele verbinden, vor allem die Absicht, die Ablehnung und Verteufelung des sozialis-

tischen Systems durch dessen Parallelisierung oder Gleichsetzung mit dem faschistischen zu verstär-

ken, ist richtig. Um wenigstens einen der vielen Beleg zu zitieren, die das bezeugen, sei ein Internet-

Text zitiert: „Totalitär ist ein Staat, der mittels in einer Hand konzentrierter Staatsgewalt alle Lebens-

bereiche seiner Bürger beherrschen will. D. h. auch die sozialen, geistigen und wirtschaftlichen Le-

bensbereiche. Entsprechend setzen die staatliche Lenkung und Beeinflussung möglichst früh ein 

(Deutsches Jungvolk, Hitlerjugend, FDJ).“ Doch mit dem bloßen Verweis auf die durchsichtige po-

litische Absicht hat die Sache ihr bewenden nicht. Denn dass sich an eine Aussage politische Interes-

sen verbinden, sagt über ihren Wahrheitsgehalt nichts aus. Die Kenntnis dieser Funktion kann allen-

falls zu einer besonders eingehenden Prüfung Anlass geben, sie aber nicht erledigen. 

Die Totalitarismus-Theoretiker – genannt seien hier der 1933 aus Deutschland geflohene, aus der 

Kommunistischen Partei ausgeschlossene Franz Borkenau, der schon 1926 in die USA ausgewan-

derte Politikwissenschaftler Carl Joachim Friedrich, die deutsch-jüdische, aus Deutschland nach 

Frankreich und von da in die USA geflohene Wissenschaftlerin Hannah Arendt – haben, mit unter-
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schiedlichen Akzentuierungen als Charakteristika totalitärer Systeme bezeichnet (1.) eine den Bür-

gern verordnete Ideologie, (2.) die Herrschaft einer (Massen-)Partei und ihres Führers, (3.) die Mo-

nopolisierung der Meinungsmanipulation (4.) die terroristische Durchsetzung der staatlich fixierten 

Normen und Prinzipien auf allen Lebensgebieten, (5.) Waffenmonopol des Staates und seiner Herr-

schaftsorgane, (6.) insbesondere auch die staatliche Reglementierung der Wirtschaft. 

Die Geschichte der Totalitarismus-Theorie ist wie die Theorie anderer politischer Theorien begleitet 

von inneren und äußeren Auseinandersetzungen. Zu den inneren gehörte die Bewertung des Gewichts 

der genannten Kennzeichnungen. Wieder und wieder wird die Frage debattiert, welche Staaten als 

totalitär bezeichnet werden sollen, welche ganz und welche partiell? Was müsse Diktatur, was tota-

litäre Diktatur genannt werden? Solche Diskussionen betrafen das Spanien Francos und das Portugal 

Salazars. Momentan finden derartige Erörterungen beispielsweise mit Bezug auf arabische und an-

dere islamische Staaten statt. Gestritten wurde und wird darüber, in welchem Zeitraum die Sowjet-

union eine totalitäre (stalinistische) und ob und ab wann sie eine nichttotalitäre (nachstalinistische) 

Diktatur war usw. Das gehört gleichsam in die Kategorie: Totalitarismus-Forscher unter sich. 

Prinzipieller verläuft die „äußere“ Diskussion, also jene zwischen den Verfechtern und den Gegnern 

der Totalitarismus-Theorie. Letztere Fragen: Was von einer Gesellschaft oder einem Staat wird hier 

eigentlich erklärt und was ausgeblendet? Die Theorie beschreibt den Zustand und das Funktionieren 

von Herrschaften, doch schon dabei nimmt sie eine erhebliche Zahl von Tatsachen aus, meint, sie 

vernachlässigen oder ignorieren zu können. So wird für die totalitären Diktaturen die vollständige 

Beseitigung alle Mitbestimmungsrechte der Bürger postuliert, die zu bloßen kommandierten Figuren 

erscheinen, sofern sie nicht in irgendwelche Nischen flüchten. Hält das Bild vor der Wirklichkeit der 

zur totalitären Diktatur erklärten DDR stand? Schon nicht beim Blick auf die Rechte von Arbeitern 

in Betrieben. Die waren gemessen an dem, was man sich unter den Rechten von Sozialisten vorstellt, 

keineswegs befriedigend, aber was besagt eigentlich der Volkswitz: In der DDR konnte man seinen 

Betriebsleiter gefahrlos kritisieren, aber nicht Erich Honecker. Jetzt kann man Frau Merkel kritisie-

ren, aber nicht den Chef des Betriebes, in dem man arbeitet. Das Bild vom Bürger als Figur in der 

Hand der Herrschenden stimmt auch nicht beim Blick in Kindergärten und allgemeinbildenden Schu-

len. Die werden als Stätten der geistigen Vergewaltigung Unmündiger dargestellt, als Orte, in denen 

dauernd DDR-Fahnen und NVA-Soldaten gemalt wurden, während über wahrgenommene Eltern-

rechte geschwiegen und über das Ansehen, das Lehrer in der Gesellschaft genossen, geschwiegen 

wird. Inzwischen ist übrigens in manchen Schulgeschichtsbüchern diese grobe Version der Totalita-

rismus-Darstellung der DDR wenigstens zu einem Teil aufgegeben, nicht aber in Talkshows. Auch 

nicht in Nachschlagewerken und ähnlichen Hilfsmitteln wie das folgende Zitat belegen mag: „Tota-

litär ist ein Staat, der mittels in einer Hand konzentrierter Staatsgewalt alle Lebensbereiche seiner 

Bürger beherrschen will. D. h. auch die sozialen, geistigen und wirtschaftlichen Lebensbereiche. Ent-

sprechend setzen die staatliche Lenkung und Beeinflussung möglichst früh ein (Deutsches Jungvolk, 

Hitlerjugend, FDJ).“ 

Gravierender sind Einwände gegen den Anspruch der Totalitarismus-Doktrinäre, das Ganze erklärt 

zu haben. Das kann rechtens weder für die faschistischen Regime noch für die als totalitär bezeich-

neten sozialistischen gelten. Denn beiseitegelassen wird – erstens – die geschichtliche Herkunft und 

der geschichtliche Platz der einen wie der anderen. In einem Fall, dem, faschistischen, handelte es 

sich um ein die bürgerlichen Verhältnisse zwar politisch umprägendes Regime, das sie aber in ihrer 

sozialen Grundstruktur unangetastet ließ (welche Phrasen das auch immer verhüllen sollten), ja sie 

zeitweilig stabilisierte. Diese Regime entstanden aufgrund der Unterstützung, die ihre Installateure 

von den Kräften bekamen, die den Bestand ihrer „Ordnung“ gefährdet sahen und sie befestigt wissen 

wollten. Von dieser Rolle und diesem Charakter der faschistischen Diktatur ist in der bundesrepubli-

kanischen Historiographie und Publizistik kaum noch die Rede. Hitler und die Seinen werden aus der 

bürgerlichen deutschen Gesellschaft herausgenommen. Und da ist sie wieder die Frage, die – als das 

gleiche schon einmal bald nach 1945 geschah – bereits gestellt worden ist: Wo sind sie denn da ei-

gentlich hergekommen? Also – und noch immer erstens – die Totalitarismus-Theorie zeichnet zu-

nächst einmal ein reduziertes Bild der faschistischen Herrschaft, verkürzt es auf den Bereich von 
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Politik und Kultur und lässt, zu wessen Wohl auch immer, den „Rest“ beiseite oder, sofern sie auf 

ökonomische Prozesse und die Wirtschaft zu sprechen kommt, erklärt sie den Kapitaleigner ebenso 

zum Rekruten Hitlers wie den letzten Arbeiter. 

Gleiches geschieht mit den totalitär genannten sozialistischen Regimen, wie – nun gelangen wir auch 

in den Bereich der Publizistik, der Presse, des Rundfunks, des Fernsehens – tagein und tagaus am 

Beispiel des Umgangs mit der DDR studiert werden kann, die in diesen Bildern obendrein als ge-

schichtslos erscheint. Wird von ihr geredet oder geschrieben, wird von Stasi, Mielke, Spitzeln, Ho-

henschönhausen, Informellen Mitarbeitern (IM), Mauer, Todesstreifen, Schießbefehl gehandelt und 

das alles zum Beweis für die Existenz eines menschenfeindlichen, eben totalitären Staates. Ge-

schichte im Sinne einer objektiven Entwicklung kommt da nicht vor. Kalter Krieg? Das erklärte In-

teresse diesen anderen deutschen Staat am besten schon in der Wiege zu erwürgen? Die Heuchelei 

von den notleidenden Brüdern und Schwestern bei gleichzeitiger Verfechtung der Hallstein-Doktrin, 

solange es irgend ging? Das Fernhalten der ostdeutschen Wissenschaftler von internationalen Verei-

nigungen? Was da jenseits der Mauer geschah, sei einzig Werk machtbesessener Kommunisten ge-

wesen. Apropos Mauer, das führt zur Ausgangsüberlegung über die Sprache als Waffe noch einmal 

zurück. Was so bezeichnet wird ist zu entschlüsseln als: die lückenlose Kontrolle des Waren- und 

Güterverkehrs der DDR über ihre Grenzen. Ist das begriffen, lässt sich darüber reden und streiten, ob 

das und die damit verbundene Praxis nötig waren. 

Und nun zweitens: Die Totalitarismus-Doktrin lässt ebenfalls die Ziele der Regime, die so bezeichnet 

werden, außer Betracht. Was Deutschland unter dem Hakenkreuz anlangt, so bilden sie keinen Streit-

punkt. Sie lauteten in einem Wort: „Weltherrschaft“. Dem waren die auch wahnhaften Massenver-

brechen zugeordnet, die an den Juden, Slawen und weiteren Menschengruppen begangen wurden. So 

hoch flogen die Pläne des italienischen Faschismus nicht, doch sie waren mit der Idee vom Mittelmeer 

als dem „mare italiano“ und einem afrikanischen kolonialen Großreich nicht weniger phantastisch als 

die deutschen. Nichts Vergleichbares lässt sich in der Ideologie und Politik der sozialistischen Staaten 

und der Sowjetunion finden. An letzterer lässt sich zu Stalins und nach Stalins Zeiten vieles an absolut 

Kritikwürdigem und Verwerflichem finden – den militärischen Einfall in Polen 1939, den Krieg ge-

gen Finnland 1940 bis zur militärischen Intervention in Afghanistan – doch die Etikettierung der Idee 

von der Weltrevolution zum Plan der sowjetischen Welteroberung ist eine Fälschung. Die Massen-

verbrechen der Stalin-Ära gehören einem solchen Eroberungs- und Herrschaftsplan nicht zu, den es 

nicht gab, wie u. a. sowjetische Anstrengungen zur Abrüstung nach 1945 belegen. Das feststellen, 

rechtfertigt die Millionen Untaten insbesondere der dreißiger Jahre nicht im Geringsten. Keine da-

mals existierende Gefahr, keine wirkliche Befeindung lässt auch nur irgendeinen Teil davon in ande-

rem Lichte als dem ungezügelter, menschenverachtender Gewalt erscheinen. Das wird – wir erleben 

es in diesen Tagen wieder – die Idee einer anderen Gesellschaft, und das ist doch immer auch die 

Idee an sozialistische Zustände, noch auf Jahrzehnte hinaus schwer belasten. 

Damit ist auch gesagt: die Kritik an den untergegangenen, historisch gescheiterten Systemen bedarf 

als ihres Ausgangspunktes und Geländers der Totalitarismus-Doktrin nicht. (Tatsächlich wird sie aber 

beispielsweise von Ideologen der Partei DIE LINKE beständig als solcher benutzt, wenn erklärt wird, 

was man alles nicht will oder nicht wieder will.) Diese Kritik am sogenannten real existierenden 

Sozialismus kann und sollte sich stattdessen herleiten von den Prinzipien, die in der Geschichte der 

sozialistischen und kommunistischen Ideen und Projekte entwickelt wurden, vor Marx und mit und 

nach Marx. Diese Ideen sind heute weitgehend verschüttet und unbekannt. Sie gelten als entwertet. 

Durch Erklärungen allein wird sich das nicht beheben lassen. Dennoch wäre schon viel gewonnen, 

besäßen die Sozialisten tiefgehende und folglich überzeugende Antworten auf die quälende Frage, 

wie es zu diesen Verleugnungen der Idee und auf Irrwege und in Sackgassen kommen konnte 

Die augenblickliche Debatte über den Kommunismus will diesen Entwertungsprozess gleichsam ins 

Totale treiben. Was sich aus politischem Gesichtswinkel immer zu den darin sich geltend machenden 

Interessen gesagt werden kann: intellektuell ist dieser jüngst stattgefundene Streit weithin eine Bank-

rotterklärung und eine Schande. Tucholsky, um ihn hier noch einmal anzurufen, würde sich weigern, 

an ihm teilzunehmen und das wahrscheinlich mit seinem in ähnlichem Zusammenhang gemachten 
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Bemerkung: „So tief kann man nicht schießen.“ Da muss eine einstige junge DDR-Bürgerin einem 

Bundesminister erklären, dass sie nicht im Kommunismus, sondern in einem sogenannten realsozia-

listischen System zur Schule ging und mit ihren Mitschülern damals darüber diskutierte, ob das der-

einst im Kommunismus mit der Gleichheit gut gehen könnte, wegen der eigennützigen Verhaltens 

von Menschen. Und von da ist ihr obendrein etwas geblieben: Sie besteht darauf, dass Menschen 

Visionen haben und über sie ernsthaft reden sollen. 

Manches spricht dafür, dass momentan nicht der Knüppel mit der Aufschrift „Totalitarismus“ beim 

Kampf gegen Verfechter der Idee, dass die bürgerliche Gesellschaft nicht das Ende der Geschichte 

sein solle und dürfe, bevorzugt geschwungen wird, sondern der mit der Aufschrift „Kommunismus“. 

Man kommt gewissermaßen ohne Umschweife zur Sache. Das funktioniert freilich nur im Vertrauen 

darauf, dass die Formeln Stalin gleich Kommunismus, Pol Pot gleich Kommunismus usw. akzeptiert 

und nicht als Fälschungen erkannt werden. Kommunismus ist in die Reihe der deutschen Schreck-

wörter, jedenfalls für die Bundesrepublik, auf einen, wenn nicht den vordersten Platz gesetzt worden. 

Seine Bedeutung ist etwa der medizinischen Diagnose Bronchialkarzinom (Lungenkrebs) vergleich-

bar, d. h. soviel wie tödlicher Verlauf. Und in der Tat wird eben der behauptet. Bestrebungen, die sich 

mit kommunistischen Vorstellungen verbinden, heißt es, enden bei Hitler oder bei Stalin, in 

Auschwitz oder im Gulag. Die Prognose soll das Verbot begründen, sich mit der Frage zu beschäfti-

gen, die als Thema der diesjährigen Rosa-Luxemburg-Konferenz gestellt worden war: Wo, bitte, 

geht’s zum Kommunismus. Niemand, der klaren Sinnes, hat darunter eine Frage verstanden, deren 

Antwort so etwas wie eine Aktionslosung darstellen sollte. Bestanden wurde jedoch auf der Freiheit 

der Bürger, sich über eine andere Zukunft Gedanken zu machen als über die in einer bürgerlichen 

Gesellschaft, die beständig den Eindruck nährt, dass sie Grundprobleme menschlichen Zusammenle-

bens nicht zu lösen vermag, und eben dadurch das Fragen doch selbst erzeugt: Wo und wie weiter? 

Fazit: Die Totalitarismus-Theorie (oder: die Doktrin, oder: das Dogma) besitzt, unabhängig von den 

Absichten ihrer Begründer und Verfechter, jedenfalls die Funktion einer Barriere, die bewirken soll, 

über den Zustand der bürgerlichen Demokratie, der freiheitlich-demokratischen Grundordnung usw. 

nicht hinaus zu denken, geschweige denn hinaus zu arbeiten. Die einen bauen an dieser Barriere mit 

akademischen Argumenten. Dafür ist in Dresden das Hannah-Arendt-Institut eingerichtet worden, 

das indessen mehr durch Skandale von sich reden machte. Andere bedienen sich der grobschlächtigen 

Argumente, gleichsam des Knüppels. Funktion und Ziel unterscheiden sich indessen nicht. 
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Wo stehen sie und wie taktieren sie 

Beobachtungen zu Inhalt, Methode und  

Herkunft der sozialen Demagogie der Rechtsextremen 

Die Parteien der äußersten Rechten haben im verflossenen Jahr auf kommunaler und landespolitischer 

Ebene zum Teil beträchtliche Erfolge erreicht. Die Devise, dass die Parlamente einer ihrer Kampf-

plätze seien, hat neue Bedeutung gewonnen. Wenige Zahlen mögen das illustrieren: Am 13. Juni 2004 

fand die Wahl zum Europäischen Parlament in Strasbourg statt, mit einer in den (alten) EU-Staaten 

auf 47,7 Prozent abgesunkenen Wahlbeteiligung.1 Der vom Vorstand der NPD unternommene Ver-

such. die Parteien der äußersten Rechten auf einen gemeinsamen Wahlkampf zu verständigen, schei-

terte. Die getrennt Auftretenden mobilisierten insgesamt nahezu eine Million Wähler, 3, 6 Prozent der 

abgegebenen Stimmen, von denen mehr als die Hälfte von den Republikanern gewonnen worden war. 

Das bildete gleichsam den Auftakt. Dann folgten Kommunalwahlen in mehreren west- und ostdeut-

schen Ländern. Da ließen die Ergebnisse in einigen Städten aufhorchen, so in Rheinland-Pfalz mit für 

die Republikaner abgegebenen 10,2 Prozent in Pirmasens, 8,8 in Ludwigshafen, 7,3 in der Landes-

hauptstadt Mainz. Im Saarland zog die NPD bei den Stadtratswahlen in Völklingen, wo ihr Stimmen-

anteil 9,6 Prozent betrug, mit 5 Abgeordneten in das lokale Parlament ein. In Mecklenburg-Vorpom-

mern gelang ihr erstmals der Sprung in Kreistage, Stadt- und Gemeinderäte. Ähnliche Fortschritte gab 

es in Sachsen-Anhalt, wo da Ergebnis des Burgenland-Kreises mit mehr als 5 Prozent heraußtach. 

Hatten schon die Europa-Wahlen die Parteien der äußersten Rechten auf ihre besonderen Chancen 

im Lande Sachsen hingewiesen (9,8 Prozent für die Republikaner in Chemnitz, für die NPD 7,7 in 

Riesa-Großenhain, 7,0 in der Sächsischen Schweiz, 6, 6 in Annaberg und 5,5 in Görlitz), so wurde 

das durch die Kommunalwahlen bestätigt. In Chemnitz gewannen die Republikaner mehr als 10 Pro-

zent. Das spektakulärste und Richtung weisende Ergebnis konnte in Dresden erreicht werden, wo 

rechtsextreme Parteien und Gruppen sich zu einem „Nationalen Bündnis Dresden“ zusammenge-

schlossen hatten, 20.564 Stimmen erhielten, damit 4 Prozent erreichten und zum ersten Mal in das 

Stadtparlament einer Großstadt einzudringen vermochten. 

Das verstärkte die vordem bereits erkennbare Tendenz, Sachsen die Rolle zuzuweisen, die in den 

zwanziger Jahren Bayern beim Aufstieg der NSDAP gespielt hatte. Das Land gilt als diejenige Region 

des Ostens, die den Anschluss des Jahres 1990 relativ am besten überstanden hat. Doch was bedeutete 

der für einen erheblichen Teil der Bevölkerung? Hier existiert eine hohe Arbeitslosigkeit, die aktuell 

(Dezember 2004) bei 18 Prozent ausgewiesen wird. Zu der wirtschaftlichen und sozialen Bilanz ge-

hört, dass immer weniger Sachsen von eigener Arbeit leben, 2004 nur noch 38,9 Prozent. Im gleichen 

Jahr existierten 9,7 Prozent der Bevölkerung von Arbeitslosengeld oder -hilfe und weitere 1,4 Prozent 

überwiegend von Sozialhilfe.2 Das Land besitzt eine Grenze zu zwei mittelosteuropäischen (slawi-

schen) Staaten und einem hohen Anteil von Bewohnern aus ehemals deutschen, heute polnischen oder 

tschechischen Gebieten bzw. – und mehr noch – von deren Nachkommen. In manchen Gegenden gibt 

es etablierte Strukturen von Rechtsextremen. Riesa war zum Sitz des Verlages und der Zeitung der 

NPD gewählt worden. In Sachsen, seit mehr als einem Jahrzehnt von der CDU alleinregiert, war für 

die Aufnahme von „nationalen“ Parolen gut vorgearbeitet worden. Die NPD brauchte also Argumente 

dafür, ihre Kräfte auf den Landtagswahlkampf in Sachsen zu konzentrieren, nicht zu suchen. Sie 

schickte ihre erste Garnitur (und nicht nur sie) auf Dauer oder zu besonderen Einsätzen los. 

Die NPD gewann 9, 2 Prozent der Stimmen, was 191.000 Wähler bewirkten und sich in einer Fraktion 

von 12 Abgeordneten niederschlug. Ergebnisse in Wahlkreisen wie Freiberg, Görlitz, Meißen, Baut-

zen lagen noch über diesem Durchschnitt. Die Spitzenwerte verbuchten Riesa-Großenhain 2 mit 13, 

9, Annaberg (Artzgebirg wie bist du schie) mit 14, der Wahlkreis Sächsische Schweiz 2 mit 15, 1 

Prozent. In Brandenburg, um das Bild abzurunden, wurden von der DVU im Durchschnitt 6,1 Prozent 

 
1  Zu diesen und den folgenden Angaben über die Wahlen s. Roland Bach, Das Wahljahr 2004 und die extreme 

Rechte, in: Rundbrief 4/04. AG Rechtsextremismus/Antifaschismus beim Parteivorstand der PDS, S. 20-25. 
2  Angaben nach: Neues Deutschland, 7. Januar 2005, S. 4. 
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der Wähler mobilisiert, der Spitzenwahlkreis Oberspreewald-Lausitz kam auf das Doppelte (12,2). 

Wiewohl sich zwischen Arbeitslosigkeit und Wahlergebnis der rechtsextremen Parteien nicht durch-

gängig eine lineare Beziehung herstellen lässt und mehrere Faktoren beteiligt waren, diese Gewinne 

zu sichern, kann nicht übersehen werden, dass die südbrandenburgischen, an Sachsen grenzenden 

Wahlkreise mit einer noch über dem hohen Durchschnitt des Landes liegenden Arbeitslosigkeit auch 

die höchsten Resultate zugunsten der DVU aufwiesen.3 Von einer „Randerscheinung“ oder Ansamm-

lung der „Ewig-Gestrigen, die nie aussterben“ lässt sich nicht mehr reden. Im Gefühl des Aufwindes 

schickt die NPD, so Reklame machend, einen ihrer Multifunktionäre, der u. a. Geschäftsführer ihrer 

sächsischen Landtagsfraktion ist, einen aus dem Saarland stammenden Rechtsanwalt, in Leipzig ins 

Rennen der Oberbürgermeisterwahl. Wenn man davon ausgeht, dass Arbeitslosigkeit, die Armut ei-

ner wachsenden Zahl von Bürgern, die Zukunftsängste vieler, die tägliche Erfahrung sozialen Un-

rechts, der Zorn über Bereicherung, Bürokratie, Misswirtschaft und Korruption zunehmen, dann er-

stirbt der Kinderglaube, dass es über kurz oder lang die Konjunktur schon richten wird. Jüngste Be-

fragungen besagen, dass die Zahl derer, die meinen, in Deutschland lebten zu viele Ausländer, jetzt 

auf 60 Prozent (2002: 55) angewachsen ist und dass 40 Prozent der Befragten eine Verschlechterung 

der eigenen wirtschaftlichen Situation erwarten (2002: 24 Prozent).4 

Zwar sind 2004 die Parteien der äußersten Rechten nicht so stark geworden, dass sie eine Stadt oder 

eine Gemeinde regieren könnten, doch kann das eher als ein Vorteil gelten. Für nichts lassen sie sich 

verantwortlich oder mitverantwortlich machen. Nirgendwo helfen sie die Politik der Regierung vor 

Ort exekutieren, wie das die PDS in zwei Landesregierungen und in Städten und Gemeinden tut und 

u. a. auch quittiert bekommt. Das ergibt eine komfortable politische Position für eigene Werbungen. 

Parlamentsreden verpflichten zu nichts, aber bieten die Chance, populäre Forderungen zu stellen und 

sich zu profilieren. Vorausgesetzt, eine Partei verfügt über Politiker, die dafür nötige Fähigkeiten 

besitzen. Die lassen sich lernen. Die Ansprüche sind nicht allzu hoch, das Niveau der Konkurrenz 

meist rasch erreichbar. 

Wo die Parteien der äußersten Rechten in den Parlamenten Fraktionsstärke erreichten, haben sie 

Rechte, die in den Verfassungen fixiert sind, gewonnen, die Einblicke und Kenntnisse verschaffen, 

welche ihnen bisher verwehrt waren und neue Möglichkeiten des Agierens und Reagierens eröffnen. 

Die errungenen Erfolge sind auch für das Innenleben dieser Parteien nicht gering zu schätzen. Sie 

bilden Argumente, die jenen entgegengehalten werden können, denen die Richtung nicht passt, das 

Vordingen in die Parlamente als Irrweg gilt und die allein auf die Karte des „Kampfplatz Straße“ 

setzen. Darauf die Kräfte ganz zu konzentrieren und sie darin zu erschöpfen, erscheint den Führenden 

inzwischen als verfehlt. Sie wollen den Geruch der schlagbereiten Marschierer, die außer Symbolen 

und Sprüchen auf Bomberjacken, Hemden und Transparenten nichts zu bieten haben, loswerden. Sie 

möchten, der Verbotsdrohung entronnen, sich als Politiker erweisen, nicht wie andere auch, sondern 

als Revolutionäre von deutschem Typ, der, das wissen sie, wird geduldet, weil er in eingeweihten 

Kreisen nicht ernst genommen zu werden braucht. 

In Sachsen und Brandenburg haben die Parteien der äußersten Rechten ihre Erfolge zu einem Gutteil 

durch Absprachen erreichen können. Dieser Deal hat langjährige Konkurrenten einander näherge-

bracht und ist nicht ohne Folgen für Planungen zur Bundestagswahl 2006 geblieben. Wie weit die 

neue Freundschaft tragen wird, ist offen. Sicher ist hingegen zweierlei: Da wenig so sehr besticht, 

wie der Erfolg, und die eine wie die andere Partei nach für sie kritischen Zeiten des Mitglieder- und 

Einflussverlustes erfolgshungrig ist, erscheint das geschaffene Bündnis nicht von vornherein als aus-

sichtslos. Und – zweitens – es übt diese neue Verbindung eine Sogwirkung auch in den Reihen jener 

aus, die sich der „Volksfront“ noch nicht anschließen, sondern bei ihrem sektenähnlichen Dasein 

bleiben wollen. Da könnte es bröckeln und Überläufer geben. Zudem locken bezahlte Plätze in den 

Apparaten, denn mit den Wahlerfolgen sind Staatsgelder in die Parteikassen gebracht worden und 

Arbeitsplätze bei Fraktionen entstanden. 

 
3  Ebenda, S. 25. 
4  Fremdenhass dramatisch angestiegen, in: Neues Deutschland, 3. Dezember 2004, S. 1. 
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Was vor sich geht, verweist gedanklich in die Vor- und Frühgeschichte der NSDAP in den zwanziger 

Jahren. Auch damals konkurrierten zunächst viele Gruppen und Grüppchen gegeneinander, wiewohl 

ihre Programme und Projekte so weit auseinander nicht lagen. Die Namen der meisten von ihnen sind 

vergessen und figurieren nur noch in Nachschlagewerken zur Parteiengeschichte. Geblieben ist die 

Erinnerung an den Sieger der Rivalitätskämpfe: die NSDAP. Deren Erfolgsweg könnte heutigen Po-

litikern, ausgesprochen oder nicht, das Modell dafür abgeben, wie man „nach oben“ gelangt. Auch 

Zugpferde mussten damals an die Spitze, Personen, die sich wiederum einem obersten Führer zuord-

neten. Das bedeutet nicht, dass der Zusammenschluss allein schon den Erfolg sichert. 

Nun weisen die Situationen, in denen damals und heute Parteien der äußersten Rechten handeln, 

Identisches und Unterschiede auf. Die in ihren Anfängen auch kurios, ja lächerlich erscheinenden 

Gebilde waren in der Weimarer Republik lange Randerscheinungen und störten zeitweilig außenpo-

litische Geschäfte der Machthabenden. Ähnliches trifft auch für die Gegenwart zu. Denn wenn sich, 

wie in Sachsen ein etwa 10prozeniger Wahlerfolg einstellt, fangen Leute im Ausland an in Medien 

zu erörtern, wohin Deutschland gehen könnte. Es ist dann ein gewisser Staatsaufwand nötig, zu be-

ruhigen. Verwiesen wird u. a. darauf, dass diese Parteien im Bundesdurchschnitt die Fünf-Prozent-

Hürde erst noch überspringen müssten, um in den Bundestag zu gelangen. 

So wenig wie damals erzeugt heute die Existenz der Parteien der äußersten Rechten unter den her-

kömmlichen politischen Eliten beständig Beunruhigung. Die 2000 zum Aufstand der Anständigen 

aufriefen, mögen das, wenn sie es nicht überhaupt vergessen haben, als erledigt ansehen. Die Welt 

ringsum steht im Bann des „Kampfes gegen den Terrorismus“ und wird darin gehalten. Damals wie 

heute erscheinen Staatsbürger, welche die äußersten Rechten wählen, den Herrschenden als ungleich 

weniger gefährlich, als Parteigänger von Sozialisten. Jene ließen sich, wie Erfahrungen zeigen, leich-

ter wieder in den rechten Rand der großen „Volksparteien“ und so in die angebliche Mitte der Ge-

sellschaft zurückholen, als Wähler der Linken von Parteien des Kapitals heimgeholt werden können. 

Doch ist auch das möglich, wie die jüngste Bundestagswahl demonstrierte (was allerdings durch den 

Abstoßungseffekt einer Politik erleichtert wurde, die, zwar als links deklariert, nicht mehr zu erken-

nen gab, dass sie Feind der herrschenden sozialen Zustände war und bleiben wollte. 

Derlei schädigender Selbststilisierung suchen die Parteien der äußersten Rechten zu entgehen. Auf 

Schritt und Tritt trachten sie den Eindruck zu erwecken, dass sie im Staate das Unterste zu Oberst 

kehren wollen und umgekehrt. Dabei wird Anleihe auf Anleihe von der Partei Hitlers genommen und 

die Tatsache skrupellos genutzt, dass die Adressaten des nicht neuen Schwindels den alten nicht ken-

nen und also nicht wissen, dass sie dabei sind, auf den gleichen Leim zu gehen, auf dem schon die 

Groß- und Urgroßväter (und die -mütter auch) klebten. Filme wie „Der Untergang“ oder jetzt 

„Napola“ belassen sie in diesem Zustand von Unaufgeklärtheit, während diese Gesellschaft gerade 

einen Spielfilm nötig hätte, der die sich heute abspielenden Etikettenschwindeleien ins historische 

Licht setzte. 

„Es reicht“ rief es von Wahlplakaten der NSDAP in den Zeiten der Massenarbeitslosigkeit. Das 

„übersetzten“ die Nachfolger nun in „Schnauze voll“. In beidem drückt sich Protest und Zorn aus. 

Gleiches fing die auf die Stimmen der Alten zielende Wahlparole „Gegen Rentenklau“ ein. Dies mag 

mitbewirkt haben, dass Anhänger der Parteien der äußersten Rechten aus Politikermund weithin als 

„Protestwähler“ bezeichnet wurden. Das waren sie so gewiss wie diejenigen, die einst Hitler wählten 

und in ihm einen Erlöser erblickten. Doch hat die Sache damit ihr bewenden nicht. Wird es dabei 

belassen, wird das Geschehen verharmlost und – wie erprobt – Entwarnung gegeben. 

Die Werber der Parteien der äußersten Rechten haben zweifelsfrei auf die Bäuche gezielt, Stimmun-

gen erkannt – das war nach Hartz IV nicht schwer – und ausgeschlachtet, unter anderem, in dem sie 

Demonstrationen gegen die antisoziale Regierungspolitik anschlossen. Doch sie betätigen sich, wie-

derum wie ihre Vorgänger und Vorbilder, zugleich zunehmend im „Kampf um die Köpfe“, von dem 

sie wissen, dass auf diesem Felde errungene Erfolge dauerhaftere Bindungen zeitigen, als sie durch 

bloße Stimmungen entstehen. Die soziale Demagogie, die – soweit ist die NSDAP-Spitze nicht ge-

gangen – bis zu Losung „Gegen Kriegseinsätze – für Arbeitsplätze“ reicht, ist eine Einstiegsdroge. 
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Mit ihr werden die beiden anderen verabreicht, die – wie einst – im Angebot sind: die Opiate der 

nationalen und der Rassendemagogie. Was Protest ist, erhält ideologisches Fundament und dessen 

Bauart ist die faschistische. Der soziale Schwindel verschmilzt mit den anderen Bestandteilen der 

Demagogie unauflöslich, wie allein schon an der Losung „Arbeit zuerst für Deutsche“ ablesbar ist, 

was doch im Klartext heißt: Arbeitsplätze nicht für Türken und andere Ausländer, die den Deutschen 

nur auf der Tasche liegen und ihre Kultur und Lebensweise bedrohen. 

Zur Demagogie der Hitlerfaschisten gehörte, sich als eine antikapitalistische Partei auszugeben, 

schon durch die Wahl des Namens. Wenn sich die Agitatoren der äußersten Rechten heute auch nicht 

als Sozialisten bezeichnen, was auch mit dem Attraktivitätsverlust des Sozialismus als Zukunftsbild 

zusammenhängt, so verzichten sie doch nicht darauf , sich als unabhängig und allein den Interessen 

der deutschen Arbeitenden verbunden darzustellen, während alle „bürgerlichen Parteien“ und auch 

die PDS als „Interessenvertreter der Konzerne“ und – allgemein – „des Kapitals“ dargestellt werden.5 

Der NPD-Kandidat für den sächsischen Ministerpräsidenten erklärte in seiner Bewerbungsansprache, 

seine Politik werde sich „nicht als globaler Entwicklungshelfer des Kapitals verstehen.“6 Ähnlich 

produzierte sich der Vorsitzende der NPD-Fraktion im Landtag und stellvertretende Vorsitzender der 

Gesamtpartei, der sich als Spezialist der politischen Ökonomie ausgab und linken Abgeordneten vor-

warf, sie kennten sich in Marx nicht aus, um dann zu dozieren, „die deutsche Sozialordnung (sei 

dadurch) bis auf die Grundfesten geschleift“ worden7, dass ausländische Arbeitskräfte ins Land ge-

holt wurden. Sie hätten den früheren Segen der knappen Arbeitskräfte zunichte gemacht, das Absin-

ken der Löhne und die Arbeitslosigkeit von Deutschen bewirkt. Die Schlussfolgerung: Abschottung 

gegen jede Zuwanderung und „Rückführung“ der Ausländer. Kein Wort gegen die Strategie der deut-

schen und internationalen Großunternehmen, die unverhohlen die sozialen Systeme schleifen. Was 

bei den alten Nazis hieß „Die Juden sind unser Unglück“ wird – anders formuliert – heute gegen 

Ausländer gerichtet. Was auf Straßen und am Stammtisch „Türken raus“ genannt wird, äußert sich 

im mehr oder wenige „Hohen Haus“ in gesitteter Verkleidung in Attacken gegen den „Terror der 

Einwanderungsideologie“ oder die Politik des „global entgrenzten Arbeitsmärkte“. Das von der Ge-

folgschaft benutzte Höhnische: „Gute Heimreise“ erhält im Dresdner Stadtrat die Formulierung, es 

sei erklärtes Ziel der NPD, „dass die in Deutschland lebenden Ausländer in ihre angestammte Heimat 

zurückgekehrt werden müssen“8, eine infame Formulierung, die an die Beseitigung von Unrat erin-

nern soll. Zur Begründung wird behauptet, die Integrationspolitik sei gescheitert und zum Beweis auf 

eine Äußerung eines als kenntnisreich und unverdächtig geltenden Kronzeugen verwiesen, des ehe-

maligen Bundeskanzlers Helmut Schmidt. 

Wie einst im Zeichen des Hakenkreuzes gehört es zur Werbemethode der heutigen Parteien der äu-

ßersten Rechten, soziale und andere Ängste zu vermehren, düsterste Vorhersagen zu verbreiten, 

Schreckensszenarien auszumalen und sich selbst vor diesem Hintergrund als Retter aufzuführen. Der 

Erfolg dieser Taktik wird begünstigt durch die permanenten Gesundbeterei, die längst als leer erfah-

renen Versprechen und das Lügen (denn es handelt sich nicht nur um Irrtümer) der Regierenden. 

Diese Praxis erstreckt sich nicht nur aufs soziale Feld, sondern bevorzugt auch auf das demographi-

sche. Die Wirkung dieser Agitation sollte in den Neuen Bundesländern angesichts der Abwanderung 

junger Arbeitssuchender, des Schrumpfens der Zahl der Einwohner in Dörfern und Städten mit allen 

ihren spür- und sichtbaren Folgen und des Alterns der Bleibenden nicht unterschätzt werden. Kein 

Wort darüber, wiederum in einer Rede des NPD-Sprechers im Landtag von Sachsen, dass diese Re-

gion einmal ein kinderfreundliches Land war und daß, was nun geschieht, zu einem erheblichen Teil 

Dauerfolge der 1990 beim Anschluss des Ostens eingeschlagenen Strategie des Kapitals ist, das die 

Wirtschaftsstruktur der DDR zu Nutz und Frommen der eigenen Werke und Profite zerschlagen ließ. 

Stattdessen der Fingerzeig auf die Ausländer und die Drohung, Dresden werde wie alle Großstädte in 

der Bundesrepublik im Jahre 2050 keine deutsche Bevölkerungsmehrheit mehr haben. Dazu die 

 
5  Rede des Abgeordneten Holger Apfel im Sächs. Landtag, 3. Sitzung. 
6  Rede des Abgeordneten Uwe Leichsenring im Sächs. Landtag 
7  Rede des Abgeordneten Holger Apfel im Sächs. Landtag, 3. Sitzung. 
8  Zitiert in: alias news 01. Informationen zur Neonaziszene in Sachsen, Herbst 2004, S. 8. 
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Attacke gegen die Vertreter des angeblichen „Allparteienkartells“, denen gleichgültig sei, „ob die 

deutsche Bevölkerung [...] ausstirbt oder ob sie schon in wenigen Generationen von einer nichtdeut-

schen Bevölkerung ersetzt wird.“9 Schlussfolgerung: Auch deshalb müssen die Ausländer heraus. 

Parlamentsgerecht heißt das Plädoyer: Ausrichtung „rückhaltlos an den Lebensinteressen der Einhei-

mischen“. 

Es ist nicht ausgemacht, welche politische Karte den Parteien der äußersten Rechten als der wichtigste 

ihrer Trümpfe gelten wird. Manches deutet darauf, dass dies in der öffentlichen Agitation der aggres-

sive Deutschnationalismus bleiben wird, der sich in der angeblich notwendigen Verteidigung gegen 

die Fremden (Stichwort „Überfremdung“), die Ausländer äußert. Die werden als existentielle Bedro-

hung in dreierlei Gestalt ausgegeben: erstens als Schmutzkonkurrenz auf dem Arbeitsmarkt, als 

Lohndrücker und (mit ihren Großfamilien) als Schmarotzer an dem „deutschen Sozialsystem“, zwei-

tens und vermehrt als Herd des Terrorismus, drittens als Urheber eines „Krieges der Kulturen“ und 

des „multikulturellen Bürgerkriegs“10, in dem die deutsche Kultur und Lebensweise verdrängt und 

vernichtet werden sollen. 

In Sachsen und nicht nur dort machen sich die Rechtsextremen die Erfahrung zunutze: Man muss nicht 

unter Juden leben, um Antisemit zu sein, ja Antisemitismus und Judenhass lassen sich vielfach umso 

leichter verbreiten, wenn Bedrohungen nicht erfahren, sondern angekündigt und ausgemalt werden. 

Das geschieht, wieder im sächsischen Landtag, mit der Behauptung, der Berliner Stadtbezirk Neukölln 

sei ein Pulverfass und ein Funke genüge, es zur Explosion zu bringen. Der „Krieg in unseren Städten“, 

wird behauptet, werde bereits geführt und es ginge nur noch darum, ob er zu seinem „Flächenbrand“ 

sich ausweiten werde.11 In seinem in der „Deutschen Stimme“ veröffentlichten Neujahrsgruß schreibt 

der NPD-Vorsitzende von eine „entsetzlichen Überfremdung in Deutschland“ und wörtlich: „In den 

Krankenhäusern westdeutscher Großstädte fühlt sich der Deutsche (die Bevorzugung des Singulars, 

die hier der Verallgemeinerung und Verabsolutierung dient: „der Deutsche“, „der Jude“, „der Russe“ 

ist auch von den Alt-Nazis übernommen, K. P.) vielfach wie in Istanbul. Überall [...] dunkle Bärte [...] 

Kopftücher. Die Krankenkassen [...] zahlen natürlich auch die Kosten für die vier Frauen eines Mus-

lims.“12 Usw. Die „krummen Nasen“ sind durch die „dunklen Bärte“ ersetzt, die Tonlage und sie Ab-

sicht sind wie gehabt. Aufgerufen wird zum Kampf gegen den „Terror der Einwanderungsideologie“13, 

„deutsche Integrationsfanatiker“14 und gegen „multikulturelle Besoffenheit“15. 

Im gleichen Stil werden die Ausländer für Terrorbedrohung und Kriminalität verantwortlich gemacht. 

Seit Jahrzehnten schon ticke eine „Zeitbombe“ und „jetzt haben wir die Terrorbedrohung“. Aus aus-

ländischen Mitbürgern, zwischen denen „der Deutsche“ keine Differenzierung, keinen Unterschied 

zwischen friedfertigen Muslimen und aggressiven Islamisten16 wahrzunehmen vermag, seien „Schlä-

fer“ und „potentielle Terroristen“ geworden. „Gewaltkriminalität“, „Rauschgiftmilieu“, „Menschen-

handel“17 werden ihnen angelastet. Keine Frage, hier wird – Pulverfass, Zeitbombe – den „Einheimi-

schen“ Angst eingejagt und zugleich von den Problemen abgelenkt, die in den kapitalistischen Struk-

turen dieser Gesellschaft wurzeln. Ihr Haupt- und Grundproblem besteht demnach in der Anwesen-

heit von Ausländern und die Hauptmethode seiner Lösung gerinnt in zwei Worte „Ausländer raus“. 

(Übrigens: Zur Benutzung der Reizvokabel „Schläfer“, die ihn an die früher benutzte von den „Kryp-

tokommunisten“ erinnerte, hat Gerhard Armanski treffend bemerkt: „Was aber in Wahrheit in den 

Schlaf versetzt wird, das (ist) die unterscheidende Vernunft [...]“18) 

 
9  Rede des Abgeordneten Dr. Martens im Sächs. Landtag 2. Sitzung. 
10  Rede des Abgeordneten Holger Apfel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung 10. Dezember 2004. 
11  Rede des Abgeordneten Holger Apfel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung 10. Dezember 2004. 
12  Kommentar Udo Voigts, Der Trick mit der deutschen Leitkultur, in: Deutsche Stimme 12/2004. 
13  Rede des Abgeordneten Holger Apfel im Sächs. Landtag, 3. Sitzung. 
14  Kommentar Udo Voigts, Der Trick mit der deutschen Leitkultur, in: Deutsche Stimme 12/2004. 
15  Rede des Abgeordneten Holger Apfel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung 10. Dezember 2004. 
16  Gastkolumne: Eberhard Seidel., Drohender oder bedrohter Islam? In: Neues Deutschland, 4./5. Dezember 2004, S. 1. 
17  Rede des Abgeordneten Holger Apfel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung 10. Dezember 2004. 
18  Gerhard Armanski, Das Mullah-Syndrom, in: Neues Deutschland, 3. Dezember 2004, S. 9. 
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Die Parteien der äußersten Rechten präsentieren sich als die einzig wahren Deutschen und die Allein-

verfechter deutscher Interessen. Sie nennen sich die „nationale Opposition“, die sie wiederum als „ein-

zige Anwältin unseres Volkes“19 (vor welchem Gericht eigentlich?) bezeichnen. Sie heißen sich „be-

kennende deutsche Patrioten“20, die sich den „geifernden Verächtern“ unseres Volkes entgegenstellen. 

Sie sind die Vorkämpfer eines „nationalen Aufbruchs“21 und führen – Baldur von Schirach lässt grü-

ßen – eine „junge Erneuerungsbewegung“22. Sie sind auch die Saubermänner, die mit den „Politbon-

zen“ aufräumen wollen und werden. Wie die Hitler-Nazis erklären sie sich zu Gegnern des nicht näher 

charakterisierten Systems und bekämpfen die „Systemparteien“. Aus jeder dieser Selbstkennzeichnun-

gen tröpfelt und trieft es braun. So auch, wenn sie sich als die einzigen gerieren, die unbeirrt nach 

Wahrheit streben, während alle anderen sie vor dem Volke verheimlichen und entweder selbst Lügen 

verbreiten oder auf sie hereinfallen. Sie sind die Besitzer des „gesunden Menschenverstandes“. Und, 

das darf nicht fehlen: Sie sind die zu Unrecht verfolgten, würden verleugnet, von Terror bedroht und 

müssten davor geschützt werden. Dieses Opfertheater ist auch längst und zwar von einem gewissen 

Hitler aufgeführt worden, der, wenn ihm oder Abgeordneten der NSDAP die Bluttaten der SA vorge-

halten wurde, seine braven nationalen Kämpfer als Leute in Notwehr darstellte. Mit gleicher Un-

schuldsmiene demonstrieren Rechtsextreme mit Transparenten „Gegen Terror durch Antifa“. 

Deutschland über alles, das darzustellen hat in Zeiten des von Kräften des Kapitals vorerst bis zum 

Balkan, bald aber bis zur Türkei und Ukraine formierten Europa seine Schwierigkeiten. An deren 

Meisterung basteln Ideologen des Rechtsextremismus noch. Den Praktikern genügt, dass in ihrer 

Nachbarschaft das Hohelied des Patriotismus auch gesungen wird und zwischen Regierung und Op-

position ein Wettstreit darüber ausgebrochen ist, wer es am lautesten und reinsten vorzutragen vermag. 

Gewiss, das ist Konkurrenz, aber in anderer Weise auch Hilfe und Zuarbeit. Gleiches gilt für die all-

täglich erhobene Forderung, Deutschland gehöre an die Spitze, und für das Versprechen, dass es dort-

hin gelangen wird, wenn die alten Tugenden selbstloser Arbeit (für die europäische deutsche) Nation 

wieder gelten werden. So zeigen sich im hoffnungsverheißenden Vorgriff schon – bei Tage – die „net-

ten Jungens von neben an“, ordentlich gewaschen, ordentlich gekleidet, daher ansehnlich, hilfsbereit. 

Es sind drei Dinge, welche die NPD und die ihr verwandten Parteien fürchten. Zum einen die Kon-

kurrenz der Kräfte von Rechtsaußen in den christlichen Parteien, die wiederholt eine viele Fragen 

betreffende politische Seelenverwandtschaft mit den Politkern am äußersten rechten Flügel des Par-

teienspektrums erwiesen und daher Aussicht haben, diesen Wähler mit Erfolg dadurch streitig zu 

machen, dass sie sich als die besseren und einflussreicheren Verfechter der gleichen Ziele darstellen. 

So tritt beispielsweise der Ministerpräsident des Landes Sachsen auf, der sich als forscher Anhänger 

der Abschottung gegen alle ausländischen Arbeitskräfte darstellte, sofern sich daraus nicht deutscher 

Nutzen erwarten lässt. Da lässt sich erkennen, was von dem im sächsischen Koalitionsvertrag zwi-

schen CDU und SPD formulierten Satz zu halten ist: „Deutschland ist ein Einwanderungsland.“23 Die 

These, dass die Ausländer den Deutschen auf der Tasche liegen und deren Steuergelder verbrauchen, 

stützt der Regierungschef mit der Behauptung, es habe seit 1973 „überwiegend eine Einwanderung 

in die deutschen Sozialsysteme gegeben“. Man müsse, erklärt er weiter, auch Rücksicht auf „irratio-

nale Ängste“ der Bevölkerung nehmen, eben jene Ängste, die am stärksten von Rechtsaußen geschürt 

werden.24 Solcher Konkurrenz tritt die NPD mit dem Argument entgegen, dass „es gerade die Politi-

ker von CDU und CSU waren, welche die Ausländer ins Land geholt haben“, während sich die NPD 

dem schon in den sechziger Jahren entgegenstellte. Das werde man, droht der NPD-Vorsitzende, in 

den künftigen Wahlkämpfen herausstellen.25 

 
19  Rede des Abgeordneten Jürgen Gansel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung, 10. Dezember 2004. 
20  Rede des Abgeordneten Holger Apfel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung 10. Dezember 2004. 
21  Rede des Abgeordneten Uwe Leichsenring im Sächs. Landtag 
22  Rede des Abgeordneten Jürgen Gansel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung, 10. Dezember 2004. 
23  Zitiert in: Auch Sachsen ist Einwanderungsland. parlament von links. Informationen der PDS-Fraktion im Säch-

sischen Landtag, 11-12/2004, S. 8. 
24  Interview Georg Milbradts in: Berliner Zeitung, 22. Dezember 2004, S. 7. 
25  Kommentar Udo Voigts, Der Trick mit der deutschen Leitkultur, in: Deutsche Stimme 12/2004. 
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Zweitens und mehr noch, und da stützen sie sich auf Erfahrungen des Jahres 2000, sehen die Parteien 

der äußersten Rechten für sich Nachteile aus dem gemeinsamen Handeln gegnerischer Kräfte erwach-

sen, wie es sich in den Aktionen von lokalen Bündnissen unter den verschiedensten Devisen (wie 

„Bunt statt braun“) bewährt hat, die sich leider in zu wenigen Städten und Orten erhalten haben. Zwar 

brüstet sich der Fraktionsvorsitzende der NPD im Dresdner Landtag, „die Antifa-Front von PDS bis 

CDU“ würde sie nur stärker machen (da klingt das großsprecherische „Viel Feind, viel Ehr“ deutlich 

heraus, mit dem sich auch schon die Hitler-Nazis zu schmücken suchten), doch in Wahrheit wissen 

sie gut, was ein gesellschaftliches Klima bedeutet, in dem ihnen die Luft dünn wird. Vielfach waren 

linke Kräfte, Antifaschisten, im Bund organisiert oder nicht, die Initiatoren solcher Zusammen-

schlüsse und vermochten durch ihre Ausdauer deren Bestand zu sichern. 

Folgerichtig versuchen die Rechtsextremen deren Bestrebungen zu verdächtigen: dieser Antifaschis-

mus sei nur das trojanische Pferd und seine Anhänger verfolgten in Wahrheit andere Ziele. Der An-

tifaschismus sei ein Betrug und niemand solle auf ihn hereinfallen, riefen sie beispielsweise im säch-

sischen Landtag den Abgeordneten der CDU zu. Zur Taktik, die konsequentesten Gegner zu isolieren, 

gehört es, sie mit weiteren Verdächtigungen und unflätigen Beschimpfungen zu überhäufen und als 

die wahren Störer des gesellschaftlichen Friedens hinzustellen. Die Krawallmacher sind demnach die 

„Antifa“. Die Warnung vor Gefahren, die von den Parteien und Organisatoren der äußersten Rechten 

für die Gesellschaft ausgehen, wird als „Geisterbeschwörung“, „Gespensterjagd“, „antifaschistische 

Hysterie“, „dämliche Antifa-Arbeit“26 denunziert. 

Entschieden fürchten NPD samt Verbündeten und Verwandten auch die zeitweilig vorangetriebenen, 

inzwischen erheblich reduzierten oder versandeten staatlichen und nichtstaatlichen Maßnahmen der 

Aufklärung, die sie zum „Unfug“ einer „antideutschen politischen Indoktrinierung“ und zur „Geld-

verschwendung“ erklären.27 Nun nutzte die Fraktion die Naturkatastrophe in Südostasien und bean-

tragte, 2 Mill. Euro, deren Einsatz die regierenden Parteien für ein Aufklärungsprogramm für „Tole-

ranz, Weltoffenheit und Demokratie“ beschlossen, für die Flutopfer zur Verfügung zu stellen.28 

Die Entwicklungen des Jahres 2004 stellen eine Herausforderung für alle Demokraten dar. Viele Be-

obachtungen deuten darauf hin, dass diese darauf nicht durchweg gut vorbereitet sind. Das zu verän-

dern, dafür reicht ein Blick in die deutsche Geschichte allein gewiss nicht, aber er ist lehrreich und 

daher nützlich. Die nächsten Ziele hat die NPD deutlich abgesteckt. 2005 will sie, wenn am 20. Feb-

ruar dort gewählt wird und die Prognosen sprechen zu ihren Gunsten, in den Landtag von Schleswig-

Holstein gelangen und 2006 nach den Bundestagswahlen, wie sich ihr Vorsitzender ausdrückt, im 

„Deutschen Reichstag“ sitzen.29 Das sind keine Hirngespinste. Nur gemeinsame Anstrengungen ihrer 

Gegner haben Aussicht, den ansteigenden Einfluss der Parteien der äußersten Rechten zu stoppen und 

rückläufig werden zu lassen. 

 

 
26  Rede des Abgeordneten Jürgen Gansel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung, 10. Dezember 2004. 
27  Rede des Abgeordneten Jürgen Gansel im Sächs. Landtag, 5. Sitzung, 10. Dezember 2004. 
28  NPD missbraucht Opferhilfe, in: Neues Deutschland, 8./9. Januar 2005, S. 1. 
29  Kommentar Udo Voigts, Der Trick mit der deutschen Leitkultur, in: Deutsche Stimme 12/2004. 
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Die Peitsche der Leistungsgesellschaft [...] 

und die Feigheit ihrer Apologeten (2009) 

Wer hat sich nicht schon über ein gelungenes Ergebnis seiner Hände Arbeit gefreut? Wer nicht über 

den Fortschritt seiner Kinder beim Erlernen der eigenen oder einer fremden Sprache? Wer nicht über 

ein gelungenes Unternehmen eines Freundes? Von solcherlei Leistungen und den Gefühlen, die sie 

begleiten, wird hier die Rede nicht sein. Es geht um den Begriff Leistung in anderem Gebrauch und 

mit kalkulierter Absicht. Soviel zur Vermeidung von Missverständnissen. 

Zu den Kennzeichnungen, welche die deutschen Zustände in unseren Tagen erfahren, gehört immer 

häufiger das Wort Leistungsgesellschaft. Von den einen wird es mit dem beschönigenden Beiwort 

moderne versehen, andere, denen es bereits als zu schwach gilt, geben ihm den Zusatz extreme. Zu 

den Hervorhebungen, ja Auszeichnungen, die in dieser Gesellschaft vergeben werden, zählt die Auf-

nahme in den Kreis der Leistungsträger. Aus dem Munde derer, die Anhänger oder Wähler mit der 

Parole locken und sammeln „Leistung müsse sich wieder lohnen“ und das Bild einer sozialen Wirk-

lichkeit zeichnen, in der die einen, eben die Leistungsträger, die anderen, die Leistungsschwachen 

oder -unfähigen, mitschleppen, wird klar, welche Gesinnung und Haltung dieses Vokabular aus-

drückt. Es schafft Druck. Es grenzt aus, denn dieser Gesellschaft wird als vollwertig nur zugezählt, 

wer nach deren Maßstäben an seinem Arbeitsplatz „etwas leistet“. Es teilt also die Gesellschaft. Es 

setzt alle herab und hinten an, die nicht mit- oder nachkommen können. Aus welchen Gründen auch 

immer, sei es eine physische oder psychisch bedingte, eine momentane oder dauernde Einschränkung 

eines Vermögens, über das die Mehrheit gebietet oder das sie zur Geltung bringen kann. 

Über diese Gesellschaft ist dieser Tage, über jene hinaus, die das ohnehin schon taten, eine prozentual 

nicht festgestellte Zahl von Bürgern ins Nachdenken gekommen. Den Anstoß dafür lieferte ihnen ein 

mitunter Freitod genannter Selbstmord, einer von den vielen, mit denen Menschen Tag für Tag ihrem 

Leben aus eigenem Entschluss ein Ende setzen. Das Ereignis würde öffentliche Aufmerksamkeit 

kaum erregt haben, hätte es sich nicht um einen Leistungsträger gehandelt. Und selbst das geschah 

nur, weil der seine Großtaten zur Unterhaltung, ja Belustigung von Tausenden verrichtet hatte, denen 

die nun fehlen werden. Was dem Geschehenen aber seinen außergewöhnlichen Platz vollends ver-

schaffte, war, dass es sich nicht als plötzliche Reaktion auf ein Unglück, als eine Handlung im Affekt 

erklären ließ, sondern als der tragische Schlusspunkt einer Krankheit betrachtet werden muss, die 

diesem Helden zwischen den Torpfosten auf Fußballplätzen niemand angemerkt, geschweige denn 

angesehen hatte. Robert Enke litt an Depressionen, von denen er sich auf seine Weise befreit hat, 

nicht anders als viele vor ihm, von denen über einen engen Kreis hinaus niemand weiß oder um deren 

Identität sich erst Kriminologen kümmern müssen. Und er verwirklichte seinen Entschluss in einem 

Moment, da der Rausch über den zum „Tag der Freiheit“ erklärten Jahrestag noch nicht verflogen 

war. Der Jubel muss ihn nicht erreicht, ihn kein anderes Gefühl von Freiheit erfasst haben, als jene, 

unwiderruflich Hand an sich zu legen. 

Da war sie wieder, die Frage: Muss ein Menschenleben, musste dieses so enden? Hinter ihr lauert die 

nach der Schuld und den Schuldigen? Auf dem Weg des Sportlers lag eine Kette von Entscheidungen 

und Veränderungen, solche, an denen er beteiligt war, und solche, die andere getroffen hatten. Zu 

denen, bei denen er nicht mitgetan hatte, gehörte eine, die er als 12-13jähriger Junge erlebte. Da hatte 

er in seiner Geburtsstadt Jena in dessen einst berühmten Sportclub Carl Zeiss sein leidenschaftliches 

Verhältnis zum runden Ball gewonnen. Dort wäre er den Weg zum Berufsfußballer und zu einem 

Spitzenathleten seines Fachs wohl weitergegangen, hätte ihm nicht jener Wende genannte Wandel 

der deutschen Geschichte das Tor in die freie Welt des hochbezahlten Fußballgeschäfts weit aufge-

stoßen. In ihr trat er die Reise zu Vereinen Portugals, Spaniens, der Türkei, wieder Spaniens an, um 

schließlich dorthin zurückzufinden, von wo er aufgebrochen war, in die Bundesrepublik. Auf diesem 

Weg ist er bis in das Tor der Nationalmannschaft gelangt. Wie viele junge Burschen auf den Rängen 

des Stadions in Niedersachsens Landeshauptstadt haben in dem „da unten“ ihr Idol gesehen und 

Sonntag für Sonntag davon geträumt, da zu stehen und zu wachen wie er? 
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Dämmert denen jetzt etwas? Denken einige von diesen, die das nötig hätten, an die Pfiffe, die sie 

manchem auf dem Rasen, dort, wo nun auch Politiker die Gelegenheit nicht auslassen, sich in Szene 

zu setzen, entgegen gellen ließen? Schämen sie sich der diffamierenden Aufschriften auf ihren Trans-

parenten, der Verwünschungen, die sie Trainern und Spielern nachriefen? Dazu müsste ihnen jemand 

ein Licht aufsetzen, strahlender als das der nächtens in Betrieb gesetzten Stadionbeleuchtung. Was 

Fernsehen und Presse in diesem Moment zum Nachdenken beitragen, lässt indessen das Bild einer 

Stromsperre aufkommen, trotz der Vielzahl an Informationen, die an das Vorgekommene geknüpft 

wurden. 

In der Bundesrepublik Deutschlands, teilten die Medien des Landes mit, leben vier Millionen Men-

schen, die an eben der Krankheit leiden, deren Opfer Enke wurde. Wer da nicht drüber hin las, fragte 

sich, wie konnte das eigentlich ermittelt worden sein? Denn schon ein paar Sätze weiter wurde ihm 

mitgeteilt, was er womöglich schon geahnt hat, dass eine erhebliche Zahl an diesem Übel Leidender 

ihren Zustand vor den Mitmenschen verheimlicht. Kurzum: es kann sich demnach nur um eine Schät-

zung handeln und es muss eine beträchtliche Dunkelziffer an Erkrankten existieren, so dass hinter der 

Vier ein Fragezeichen zu setzen ist. Die steht in den Spalten der Zeitungen ohnehin etwas verlassen 

und unentschlüsselt herum. Wie verteilen sich die Erkrankten auf die Altersstufen der Gesellschaft? 

Und wie auf die Geschlechter? Ist ihre Zahl im Sinken oder im Ansteigen begriffen? Lässt sich ihre 

Verteilung sozialen Schichten oder Berufsgruppen zuordnen? Glaubt man den Autoren der Berliner 

bürgerlichen Zeitungen – nur sie, die einen gewissen Anspruch an Seriosität noch erheben, und nicht 

die Boulevardpresse wurden hier herangezogen – scheint es sich bei der Depression vorzugsweise 

um eine Krankheit derjenigen Personen zu handeln, die in der Gesellschaft als besonders erfolgreich 

gelten, um Leute, die zu Ansehen, Großverdienst und Ruhm gelangt sind und fürchten, dies alles 

nicht mehren zu können oder womöglich einzubüßen. Das mögen Statistiken der Ärzteschaft bestä-

tigen. 

Ist diesen Journalisten jedoch zu glauben, dass sie keine blasse Ahnung von der Existenz derer besit-

zen, die nicht in den Höhen der Gesellschaft leben und folglich die beschriebenen Sorgen nicht ha-

ben? Fehlt es ihnen an der geringen Phantasie sich die depressiven Stimmungen derer auch nur annä-

hernd vorzustellen, von denen Menschen beherrscht sind, die sich auf den nächsten Gang zum Ar-

beitsamt präparieren, dort in Wartezimmern hocken, um ihren Lebensunterhalt auf niedriger Stufe zu 

erbetteln und sodann von einem solchen Gang zum nächsten zu leben? Von denen ohne Obdach zu 

schweigen? Welche Statistik erfasst die Depressiven unter diesen eigentlich? Warum kommen die in 

den seitenlangen Berichten, Kommentaren, Erörterungen des Woher und Wohin nicht vor? Nicht in 

einem! Es ist deren Autoren ihre Unkenntnis, ihr Phantasiemangel nicht abzunehmen. Ihr Schweigen 

hat Gründe. Über sie braucht nicht gerätselt zu werden. Da sind Leute nicht anders dressiert als es 

mit jenen Profifußballern im Verlauf ihrer „Trainingseinheiten“ geschieht. Und wie diese eingeprägt 

bekamen, worüber sie das Maul zu halten haben so auch jene. 

Auf den Seiten der Zeitungen wurde in den Tagen nach dem 10. November die Reihe der Männer 

lang und länger, die sich aufgefordert oder aus freien Stücken zu Enkes Tod äußerten. Hier ist sie: 

Die Funktionäre des Hannoverschen Klubs, von weiteren Vereinen und aus der Zentralbürokratie des 

Fußballbundes, dazu Manager, Cheftrainer und deren Helfer, Mentaltrainer, Physiotherapeuten, 

Psychologen. Einige, die von Klubs angestellt sind, und andere in deren gelegentlichen Diensten, 

natürlich aktive wie einstige Spieler, Sportjournalisten, schließlich renommierte Psychiater, Depres-

sions- und „Männerforscher“. Und was redeten die meist vor Mikrofonen und in Blitzlichtgewittern 

geübten Herren? Es sei der Moment, „innezuhalten“. Von dem Toten habe man „eine Aufgabe gestellt 

bekommen“. Fragen seien entstanden, „die nach Antworten verlangen“. Vor allem müsse man „um-

denken“ und „über bestimmt Dinge nachdenken“. Ein „Thema“ sei zu bearbeiten, gar ein „Problem“ 

demgegenüber man sich auch „öffnen“ und sich entschließen müsse, mit „ihm „öffentlich“ und „offen 

umgehen“. Und dann werde man auch „darüber sprechen“. Zu beginnen hätte ein „offenes Gespräch“ 

und einzurichten müsse man sich auf dessen „lange Dauer“. Es gäbe einen Bereich, in dem sich „et-

was bewegen muss“. Ahnungslosigkeit vortäuschend wird gefragt, warum Menschen Leistung als 

Druck empfinden. So das Geschwafel Seite für Seite ad infinitum. Keine Benennung der Aufgabe, 
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keine Andeutung, in welche Richtung ein Umdenken angestrebt werden solle, keine Formulierung 

des Themas oder des Problems. Inhaltsleere Beteuerungen die Menge. 

Vor allen anderen versicherte der oberste Lenker der Sparte, dass das Geschehen, sei der Umgang 

mit ihm auch grundsätzlich und schwierig „nicht oberflächlich“ aufgearbeitet werden dürfe, eine For-

mulierung, die sich an die Beschwörung prinzipiellen Umgangs mit der deutschen Geschichte an-

lehnt. Der Theo Zwanziger lieferte dazu auch eine Zielvorgabe: es gehöre „ein Mehr an Sensibilität 

und Behutsamkeit ins Fußballgeschäft“. Wer das gelesen hat, mag zwischen Höhnen und Lachen hin 

und her gerissen gewesen sein. „Ein Mehr“! Das schmuggelt wie Konterbande die Behauptung ein: 

Wir haben das Gewünschte zwar schon, aber es genügt uns nicht, es verlangt uns nach Mehr. Das ist 

der Stil, summa summarum, der bei den Politikern dieses Landes abgesehene und entliehene Stil: 

erstens, die Dinge nicht bei ihrem Namen zu nennen, und zweitens, sich in das unverbindliche Ver-

sprechen einer in weichen impressionistischen Farben gemalten Zukunft zu retten. 

Da und dort war dann doch zu lesen, was im Geschäft bearbeitet werden soll. Im Idealfall, wo die 

Vereine es sich leisten können und die Euro sollten sich in den meisten ihrer Etats bei aller Verschul-

dung doch auftreiben lassen, hätte jeder Profi seinen Psychologen zu erhalten, zudem einen von For-

mat, der zu beurteilen wüsste, wann er am Ende seines Lateins sei und die Überweisung zum Psychi-

ater erfolgen müsse. Zur Vorsorge, so ein weiterer Vorschlag gehöre, dass derlei Betreuung früh, also 

schon in den Jugendabteilungen, einsetzen müsse, wo allerdings billigere Sozialpädagogen genügen 

würden. Manager und Trainer wären, so vonnöten, im Umgang mit der kostspieligen und kostbaren 

Ware Profi weiterzubilden und das gelte auch für Eltern und Freunde und ebenso für alle an ihren 

Auftritten Mitverdienenden, etwa deren Berater. So also die Vorstellung davon, was „bewegt“ wer-

den müsse. Es braucht wenig Vorstellung worauf all das allein hinauslaufen kann: die Sportler, die 

im Zentrum dieser Beobachtung und Behandlung stehen, zu noch perfekteren Leistungen zu befähi-

gen (lies: voranzutreiben) und auf diese Weise das Geschäft zu beleben. 

Freilich existiert da eine Klippe. Die Männer, die am Ende auf den Platz müssen, Tore zu schießen 

oder zu verhindern, müssten, so wurde ihnen dringend, ja warnend geraten, Ängste und Befürchtun-

gen ablegen und sich „öffnen“. Wenn sie das Gelände beträten, in denen sie ihre Arbeit verrichten, 

dürften sie nicht auf das Äußere fixiert sein, nicht als Schauspieler auftreten und ohne Maske erschei-

nen. Doch da waren Erfolgszweifel nicht zu unterdrücken. In der Tat, lässt sich eine Szene wie die 

folgende eher in einem Kabarett als im Sprechzimmer des Klubmanagers denken, eher auf den Bret-

tern der „Geschlossenen Anstalt“ als – sagen wir – in München an der Säbener Straße. Eine Szene 

also, in der der Geschäftsführer eines Vereins dem eines anderen einen Spieler zu Kauf oder Ausleihe 

mit dem Bemerken anbietet: „Wir geben ihn ungern her, denn er hat seine Depressionen“. 

Kurzum: Dass das Schweigen derer, die um ihre Krankheit wissen, auch äußere Gründe hat, kam bei 

allem Herumreden und -schreiben in Rede und mit ihm „die Umwelt“ und unvermeidlich auch die 

Gesellschaft. So entschloss sich ein Journalist immerhin zu der freilich kaum einen Leser überra-

schenden Feststellung: „Leistungsdruck ist nicht allein ein Problem des bezahlten Fußballs.“ In einem 

anderen Beitrag fielen die Begriffe von der „Ellenbogenwelt“ und von einer „unerbittlichen Welt“, 

in die wir geraten seien. Wie aber ist in ihr, dieser größeren, zu verfahren, da doch selbst bei äußerster 

Anstrengung medizinischer, psychologischer und pädagogischer Universitätsinstitute die Zahl der 

erforderlichen Reparateure in absehbarer Zeit nicht ausgebildet werden kann? Von den finanziellen 

Aufwendungen solch grotesken Vorhabens gar nicht zu reden. 

Vielleicht also fortzuschreiten vom Gedanken an die Bekämpfung der Symptome hin zu den Ursachen, 

welche die Volkskrankheit hervorrufen? Wenn es auch nicht ausgerottet werden können, so gilt doch 

als unstrittig, dass das Leiden sich in seinem Grad, in seinen Wirkungen und Folgen dämpfen und 

beeinflussen lässt. Hier indessen, auf dem nicht so weiten Gedankenweg aus den Fußballstadien in die 

weite Welt der Bundesrepublik erstarb die Neugier der Journalisten. Wer nicht ganz in die Wortlosig-

keit verfiel, salbaderte los. So der unvermeidliche Kenner unserer gesellschaftlichen Zustände von der 

Literatur bis zum Sport, Hellmuth Karasek. Nach den einst schönen Zeiten des Sports sei es, meint er, 

dann „alles unerträglich“ geworden, ein „Sport-Darwinismus“ habe um sich gegriffen. Wie kam das? 
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„Schuld ist niemand oder jeder. Schuld ist das System.“ Das weiter keinen Namen erhält, zu dem 

aber auch das Fernsehen gehöre. Vielleicht wäre auch das schuld oder auch nicht. Das mag er wieder 

nicht weiter erörtern. Es gäbe eben „Opfer dieser Hybris“, für die dem Experten jede nähere Kenn-

zeichnung fehlt. Vom gleichen, eine Apologie auf die Ellenbogenwelt liefernden Typ ist Marcel Reif. 

Warum eigentlich die ganze Aufregung. Druck gäbe es hierzulande eben überall und existenziellen 

dazu. Wie also solle es im Fußball da anders sein, der doch ein Teil der Gesellschaft ist. Also, bemer-

kenswerte Logik, überlasse man Antworten auf Fragen, die sich an Tragödien wie die des Robert 

Enke knüpfen, den Medizinern. Basta! Das gibt sich einen Anschein von Realismus, von Illusionslo-

sigkeit. Doch es erschöpft sich darin nicht. Es ist ein Zeugnis der Kaltschnäuzigkeit derer, die in und 

von diesem Geschäft leben. 

Und das Geschäft, das die einen mit dem Mann mit dem Pfosten machten, betrieben die anderen noch 

mit dem im Sarg. Am Tage, da im Stadion zu Hannover jene zur größten Totenfeier erklärten Kund-

gebung stattfand, hat sich, bevor die Masse der Medien darüber noch ihre Weihrauchkessel schwen-

kte, in einer der hier durchmusterten Zeitungen ein Kommentar lesen lassen, in dem diese Sätze stan-

den: „Ich glaube nicht, dass dieses Todesspektakel um jemanden, der, als er noch lebte, allenfalls 

mittelberühmt war, etwas Positives über unsere Gesellschaft zum Ausdruck bringt, etwa wie mitfüh-

lend sie doch ist. Ganz im Gegenteil. Das Spektakel zeigt, wie maßlos, wie distanzlos, wie gierig 

nach Emotionen und Abwechslungen aller Art wir sind.“ Und weiter, nachdem auf den kommerziell 

ertragreichsten Todesfall, den des Michael Jackson, verwiesen worden war, heißt es: „Der Tod ist, 

könnte man sagen, der ultimative Kick, etwas Besseres als den Tod findest du, unter Marketing-

Gesichtspunkten, nirgendwo.“ Geschrieben hat das Harald Martenstein und veröffentlicht „Der Ta-

gesspiegel“, eine Zeitung, für die hier so wenig Reklame gemacht wird wie – umgekehrt – da für uns. 

An diese Gesellschaft, dies nun wieder Theo Zwanziger, wolle er den Fußball annähern oder – ein 

wenig bedenklich ist ihm bei diesem Vorsatz wohl doch geworden – „zumindest an deren Idealbild“. 

Was ihm als solches gilt, hat er nicht verraten. Ein anderer Vorschlag eines Aufarbeiters lautete, es 

müsse gesorgt werden, dass die Sportsmänner „nicht wie Krieger“ auf den Fußballrasen ziehen. Das 

wieder würde, dem Zwanziger entgegenarbeitend, bedeuten, dass sich der Fußball mit seinem Kern-

personal von dieser Gesellschaft entfernte, die andere junge Männer doch in den Krieg, genauer und 

in der inzwischen prägenden Wortwahl als Adelsmund in „kriegsähnliche Kämpfe“ schickt. 

* * * 

Das Gerede, dass sich durch ein Ereignis, wie die Tragödie des Robert Enke, diese Gesellschaft ver-

ändere, ist allenfalls ein frommer Wunsch. Im Munde derer, die das „mediale Großereignis“ mit sei-

nem Leichnam inszenierten, ist es Teil eines permanenten Massenbetrugs. Morgen wird dem gleichen 

Zweck irgendein von Staatswegen veranstalteter Massenspaß dienen. Worauf ist zu hoffen? Dass es 

bei der bloßen ungeschönten Wahrnehmung dieser Gesellschaft nicht bleibt, von der die Absenderin 

eines Leserbriefes aus Berlin-Lichterfelde schreibt, wir leben in einer „Welt, in der Sensibilität ein 

Fremdwort ist“. Das Darüber hinaus beginnt mit der gemeinsam zu erörternden Frage, wie über die 

hinauszukommen wäre. 
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Nach diesem Stuttgarter Donnerstag im Jahre 2010 

Die Ereignisse dieses Spätsommers und Frühherbstes in Stuttgart werden einmal Anspruch auf einen 

Platz in den Schulgeschichtsbüchern des Faches Gesellschaftskunde geltend machen können. Nicht 

nur im Lande Baden-Württemberg. Aber wer wird ihnen den verschaffen? Welcher Verlag den Mut 

haben, beim Bildungsminister seines Landes um die Zulassung eines Textes nachzusuchen, in dem 

nicht das fromm-frohe Lied vom Häusle bauenden Schwaben gezwitschert wird? So weit sind wir 

noch nicht. 

Sicher hingegen, wer alsbald mit dem Erscheinen eines reich bebilderten Bandes rechnet, der von 

dem Aufbegehren Zehntausender in der Neckarstadt gegen „Stuttgart 21“ erzählen wird. Den Autoren 

wird es an Material nicht fehlen: Bilder von demonstrierenden Massen, von einer Stimmung, die 

Einspruch, Protest. Empörung, auch Wut ebenso ausdrückte wie sie etwas von einem Volksfest besaß, 

einer neu entdeckten Übereinstimmung im Anspruch, als Bürger gehört und geachtet zu werden. Dazu 

Zeugnisse, die jeden Versuch erledigen, die da Zusammenströmenden als „Berufsdemonstranten“ 

abzutun. Zu viele ließen sich da ausmachen, die in ähnlicher Menge bis dahin nie aufgetreten waren, 

ja, sich vor Wochen noch sich in solcher Ansammlung nicht einmal denken konnten und dann doch 

gesagt hatten: „Warum nicht auch ich?“ Sodann: Fotografische Dokumente von Menschen, die bis 

dahin einen Polizisten allenfalls nach Weg oder Uhrzeit gefragt hatten, und nun vis-à-vis martiali-

scher Reihen gerüsteter Spezialeinheiten des Staates standen. Das wird ein aufschlussreicher Band 

sein. Vielleicht mit Auszügen aus klugen und mitreißenden Reden, die vor Versammelten gehalten 

wurden. So weit sind wir noch lange nicht. Denn noch wird im Widerstand auf Straßen und Plätzen 

das „Material“ angehäuft, das dokumentationswürdig ist und bleiben wird. 

Noch ist auch nicht die Zeit gekommen, da, falls die Bürgermenge sich nicht vollends verstreut, ge-

fragt werden wird: Was war da eigentlich? Da wird ein Lernabend nicht reichen, denn die Liste der 

Fragen, die des Nachdenkens wert sind, ist lang. Sind wir nicht zu spät aufgewacht und angetreten? 

Haben wir uns nicht zu lange der Hoffnung hingegeben, auf dem Rechtsweg vor verschiedensten 

Gerichten voranzukommen? Was waren unsere akribischen Aufwendungen für den Nachweis wert, 

dass das Verkehrsprojekt unter jedem Gesichtspunkt unsinnig und entbehrlich ist? War unser Blick, 

als die Zahl der Demonstrierenden von Woche zu Woche anwuchs, nüchtern genug? Darüber zu re-

den hat und braucht Zeit. 

Doch über manches, muss jetzt und gerade inmitten von Kämpfen schon gesprochen werden. Wie war 

das mit unserer Freude über den friedlichen Charakter unserer Ansammlungen, den unsere Gegner 

lobten? Hätten wir uns da nicht schon des klugen Wortes erinnern sollen, wonach eine „friedliche 

machtvolle Demonstration“ ein Widerspruch in sich selbst sei? Wir haben darauf geachtet, dass die 

Aktionen der Staatsmacht keinen Vorwand gaben, repressiv aufzutreten. Wann je hätte sie dessen aber 

bedurft? Derweil bereitete sie ihr Personal praktisch auf die gewalttätige Konfrontation vor. Zunächst 

deplatzierte sie die Sitzblockierer handgreiflich. Manche von uns trainierten, wie man sich zu verhalten 

hat, um nicht zu Schaden zu kommen, wenn man von einem Baumstamm weggeschafft wird. 

War es nicht naiv zu glauben, dass es dabeibleiben werde? Hätten wir nicht absehen können, dass die 

Wasserwerfer auch in Stuttgart von der Polizei nicht zu Zwecken der Straßenreinigung bereitgehalten 

werden und Pfefferspray nicht nur in Berlin-Kreuzberg angeschafft ist? Als beides zum Einsatz kam, 

sagte ein Bürger in Kamera und Mikrofon des staatlichen Fernsehens: „Das geht zu weit“ und ein 

anderer „Das hätte ich nicht für möglich gehalten.“ Da gerät das Nachdenken vom Rande in das 

Zentrum: Besaßen wir eigentlich eine Vorstellung von unserem Gegner oder – horribile dictu – ein 

richtiges Feindbild. Denn nun erlebten wir den Krieg gegen die Bürger, gegen uns. Reden wir also 

über die Staatsmacht, deren Arroganz und Gewaltbereitschaft für Tausende Stuttgarter zu einer neuen 

Erfahrung wurde. 

Als im September die Zahl der anfangs gutgelaunten, dann je nach Temperament herab- oder hoch-

gestimmten Demonstranten zunahm, tat die landes- und stadtväterliche Hausmacht als ginge sie die 

Sache vorerst gar nichts an. Selbstverständlich dürften die Bürger ihre Meinung sagen, doch zu 
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entscheiden sei nichts mehr. Alles wäre nach Recht und Gesetz beschlossen und besäße obendrein 

den Segen zuständiger Juristen. Das sind jene, die im Bedarfsfalle (und der häuft sich), die Beschlüsse 

der Gesetzgeber mit Girlanden aus Paragraphen schmücken. Dann sollte uns weisgemacht werden, 

dass erst unser Begehren die Verschleuderung von Steuergeldern zeitigen würde, denn es sei doch in 

das Projekt so viel bereits investiert worden. Argument hin, Widerrede her. Es durfte demonstriert 

und protestiert werden. 

Das Ganze hatte etwas von jenem Bilde, von dem man früher, als die Südfrucht im Norden noch 

seltener konsumiert wurde, sagte: „Lass’ doch dem Kind die Banane.“ Doch die Landeskinder lebten 

sich so rasch nicht aus. Da sollte pädagogische Belehrung weiterhelfen, die als Gesprächs-, gar Ver-

handlungsangebot daherkam. Selbstredend ohne Vorbedingungen. In Wahrheit sollte da nichts ver-

handelt, sondern einzig Zeit gewonnen werden. Lehnten die Geladenen ab, konnte ihnen obendrein 

die Verletzung zivilgesellschaftlicher Regeln zum Vorwurf gemacht werden, zu denen gehört, dass 

sich das Volk belatschern lässt, dieweil die Regierenden handeln. Die hatten inzwischen den Abriss-

bagger in Stellung gebracht und ihm Aktion treten lassen. 

Zudem: Es ließ sich mit diesem Angebot zu Tische die Reihen der Gegner womöglich irritieren oder 

gar spalten. Das gelang so richtig nicht. Doch ein wenig Zeit war geschunden und mit dem nahen Herbst 

war auf Regen und Kälte zu hoffen. An diesem Punkte war klar, dass die bisherige Taktik der Proteste 

den gewollten Erfolg nicht bewirkte. Die Frage lautete: Wie weiter? Die Staatsmacht arbeitete über den 

Plänen für ihren Angriff. Die Gegner von „Stuttgart 21“ schienen ihre Offensive erschöpft zu haben. 

Die ging in Persona an den Innenminister des Landes und den Polizeipräsidenten der Stadt über. Die 

Polizeieinheiten waren mobilisiert, dazu wie üblich auch Nachbarschaftshilfe angemietet. 

Am 30. September erfolgte am helllichten Tage der Angriffsbefehl. Dass die mit Schlagstock, Reiz-

gas, Pfefferspray Bewaffneten vor allem auf Schüler, Frauen, Kinder und nicht berufstätige vorwie-

gend ältere Menschen treffen würden, war auszumachen. Wer nicht Platz machte und die Rotten 

Baufreiheit schaffen ließ, wurde aus dem Weg geräumt. (Ich entsann mich bei den Bildern aus dem 

Schlossgarten eines Gesprächs mit Willi Bleicher, dem einstigen Kommunisten, späteren Sozialde-

mokraten, Buchenwald-Häftling und hoch verdienten baden-württembergischen Gewerkschaftsfunk-

tionär im Stuttgarter Hause des DGB, der mir auf seine Weise und wie ihm der Schnabel schwäbisch 

gewachsen war, erklärt hatte: „Du Säckel, bei Euch unterdrückt die Polizei die Leute, hier regelt sie 

den Verkehr.“ Das war 1964.) 

Die wenigen Bilder, die das Fernsehen am Abend des Tages lieferte, waren nicht schön. Und so er-

hielten die beiden Oberkommandierenden der Polizeitruppe zu deren Rechtfertigung das Wort. Mit 

ihren Gesichtern blickte die kalte Arroganz der Macht vom Bildschirm. Da fehlte nichts: die geheu-

chelte Unschuld, die Diffamierung der Organisatoren der Proteste, die nun „Anführer“ hießen, eine 

Bezeichnung die für die Chefs von Diebes- und Räuberbanden gebräuchlich ist, und – das war der 

Gipfel der Dreistigkeit – die Beschuldigung der Mütter, sie hätten ihre Kinder in der Auseinanderset-

zung benutzt („instrumentalisiert“), um dadurch die Polizeikräfte an der Verrichtung ihrer Arbeit zu 

hindern. Die wiederum hätten nichts anderes getan, als dem Gesetz Geltung verschafft, was ihre 

Pflicht sei. Und dies geschehe schließlich, da gesellte sich zu den Lügen der Hohn, im Interesse der 

„Verteidigung der Freiheit“ aller Bürger. Wie üblich und seit Wochen hätte die Polizei „deeskalie-

rend“ gewirkt – mit Knüppel und Gas. 

Danach flossen wegen der „Vorkommnisse“ noch Tränen des Bedauerns über die Mattscheibe, ge-

liefert vom Oberbürgermeister der Stadt. Dazu wurden die besorgten Blicke, Gesten und Worte der 

Oberhirten beider christlichen Regionen ausgestrahlt, die alle Seiten zur Mäßigung ermahnten. Merk-

würdig, dass dies den Herren im Talar erst einfiel, als der Krieg gegen die Bürger eröffnet worden 

war. Mit ihrem Appell an Gläubige und Ungläubige – wen wundert’s – ergriffen sie Partei für die 

obrigkeitliche Version, es seien die auf Wegen und Wiesen sitzenden und die an Bäume geketteten 

Demonstranten, die sich zu mäßigen hätten wie auch die „Ordnungshüter“. 

Dieser Donnerstag und die darauffolgende Nacht geben eine Lehrstunde. Ihr Gegenstand lautet: Wei-

ter so? Wie weiter? 
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Wege und Irrwege des Antifaschismus – 

Erfahrungen: Missachtet? Überholt? Aktuell? 

Referat auf der Landesmitgliederversammlung der VVN/Bund der Antifaschisten Bayern,  

24. Februar 2007 in Dachau. 

Aus dem politischen Alltag der Bundesrepublik Deutschland 

Am 12. Februar 2007, einem beliebig ausgewählten Tag war in einer einzigen Zeitung, dem in Berlin 

erscheinenden „Neuen Deutschland“, zu lesen. In Leipzig fand ein ostdeutsches Fußballderby statt, 

Leipzig spielte gegen Aue. Zuerst wurden Spieler und Fans aus der Erzgebirgsstadt in der Heldenstadt 

als „Juden“ beschimpft, was nichts Neues bedeutete, denn die Anhänger des Leipziger Clubs bevor-

zugen seit Längerem Rufe wie „Aue und Chemie – Judenkompanie“. Die Provokationen mündeten 

am Ende des Spiels in eine Schlacht der Leipziger Fans mit der Polizei. Weiter wurde aus Sachsen 

berichtet: Für den folgenden Tag, den Jahrestag des Luftangriffs auf Dresden im Jahre 1945, habe die 

Junge Landmannschaft Ostdeutschland (JLO) eine Demonstration angemeldet. Diese Organisation 

tritt für den „Wiederaufbau Deutschlands“ ein, Schlesien, Ostpreußen und das Sudetenland einge-

schlossen. Für diese Haltung fehlt es nicht an Sympathisanten wie jüngst eine Umfrage zeigte, wo-

nach 24 Prozent der Befragten es für falsch halten, dass die Bundesregierung vertraglich auf Gebiete 

verzichtet hat, die heute zu Polen, Russland und Litauen gehören. Zu dieser Jungen Landsmannschaft 

gehören Leute aus dem Umkreis derer, die vom „Bomben-Holocaust“ sprechen. Das kann in Deutsch-

land ungestraft geschehen. Demonstranten, die auf Transparenten die alliierten Flieger Exekutoren 

des Massenmords nennen, werden von Polizisten begleitet. Die Dresdener Polizei hatte für den 13. 

Februar den Gegendemonstranten inzwischen einschränkende Auflagen erteilt und ihnen beabsich-

tigte Gewalttaten unterstellt. Aus Hamburg wurde die Meldung gedruckt, dass 50 Neonazis gegen 

den Bau einer Moschee in Bergedorf demonstriert hätten. Auch dort kam es zu Zusammenstößen, 

jedoch zwischen Gegendemonstranten und der Polizei. 

Das ist Deutschland und was wird am gleichen Tage aus dem Ausland gemeldet? Aus San Francisco, 

dass Elie Wiesel. Friedensnobelpreisträger, in einem Hotel von einem Holocaustleugner angegriffen 

worden sei. Über den Hergang machen Täter und Opfer unterschiedliche Angaben. Aus Paris, dass 

die sozialistische Präsidentschaftskandidatin als einen Punkt ihres Programms vorgeschlagen hat, ju-

gendliche Gewalttäter in Erziehungszentren zu schicken, wo sie, wenn nötig militärisch „betreut“ 

werden sollen. Auf der Sportseite wird gemeldet, dass in Italien die Fußballspiele nach den Krawallen 

mit einem getöteten italienischen Polizisten doch stattgefunden haben, teils vor leeren Rängen. Die 

Nachricht wird hier angefügt, weil bei den Krawallen in und vor Fußballstadien in Deutschland nach-

weislich Rechtsextreme maßgeblich beteiligt sind. 

Die Mehrheit der Bürger hat sich an derartige Meldungen gewöhnt, wenn sie diese überhaupt zur 

Kenntnis nimmt und das tut jedenfalls die Mehrheit der Deutschen nicht, wie allein die Zahl der 

Zeitungsleser ausweist. Das Fernsehen, von Magazinsendungen abgesehen, liefert in den täglichen 

Meldungen nur selten Informationen aus der nazistischen und rechtsextremen Szene, darum besorgt, 

das Bild Deutschlands im Ausland nicht zu verdüstern. 

In der gleichen Ausgabe waren auch Nachrichten über Gegenaktivitäten zu lesen: So hatte in Potsdam 

eine Tagung zum Thema „Praxisorientierter Umgang mit rechtsextremistischen Aktivitäten“ stattge-

funden. Die Neonazis würden, hieß es, immer häufiger entpolitisiert (es erscheint mir fraglich, ob 

diese Kennzeichnung zutrifft) auftreten und auf Stimmungen in der Bevölkerung setzen, vorwiegend 

auf Fremdenfeindlichkeit, die nach Angaben eines Instituts der Universität Bielefeld in Westdeutsch-

land 46, in Ostdeutschland 60 Prozent der Befragten teilen würden. Sie unterwanderten auf Dörfern 

die örtliche Feuerwehr und den Schützenverein und durch demonstrative Aktionen für Sauberkeit und 

Ordnung gewännen sie Sympathisanten. Mitgeteilt wurde, dass auf der Biennale der Film über Simon 

Wiesenthal vorgestellt wurde „Ich habe euch nicht vergessen“, den das Zentrum produziert hat, das 

seinen Namen trägt. Als Spielfilm wurde dort auch ein Streifen gezeigt, dessen Geschichte sich um 

die Geldfälscher-Zentrale im KZ Sachsenhausen rankt, in der Juden ihr Leben dadurch retteten, dass 
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sie den Peinigern ausländische Banknoten fälschten. Vom Land Berlin heißt es in einer Notiz, es habe 

2006 insgesamt 1,4 Millionen Euro für Projekte gegen den Rechtsextremismus ausgegeben, vor allem 

an Organisationen, die sich auf diesem Feld engagieren. 

Diese Durchmusterung der in Berlin erscheinenden Zeitung lud zu einem Vergleich ein. Am gleichen 

Tage meldete der „Weserkurier“ auf der ersten Seite „Ausschreitungen nach einem Fußballspiel“ 

und im Innern leitete er einen ausführlichen Bericht aus Leipzig mit der Bemerkung, dass „der ost-

deutsche Fußball wieder einmal für Negativ-Schlagzeilen gesorgt“ habe. In dem fehlte der Verweis 

darauf, dass die Randalierer gegen die Fans der Gäste mit dem als Schmäh- und Schimpfwort benutz-

ten Wort „Jude“ gehetzt hatten. Des Weiteren wurde in einem Drei-Spalter unter der Überschrift 

„Extremisten dürfen marschieren“ aus Hildesheim von der Genehmigung eines Neonaziaufmarsches 

berichtet, der als Kundgebung gegen Repressalien und Polizeiterror stattfinden solle, denen sie an-

geblich ausgesetzt wären. Stadt- und Polizeiobere hätten keine Handhabe für ein Verbot gefunden 

und Proteste angekündigt wären. Auf die Seite der Demonstrationsgegner hätten sich auf die Wür-

denträger beider großen christlichen Kirchen gestellt. 

Geschichte – Fragen, Lehren und Fallen 

Seit die Faschisten am Beginn der zwanziger Jahre in Deutschland, Italien und weiteren europäischen 

Staaten hervortraten, regten sich ihre Gegner, die bald auch Antifaschisten genannt wurden und sich 

selbst nannten. Und seit es diese gibt, existiert unter ihnen eine mitunter in heftige Auseinanderset-

zungen führende Debatte darüber, wie die Faschisten erfolgreich zu bekämpfen seien. In Deutschland 

erhielt diese Auseinandersetzung durch die Erfahrungen des Jahres 1932/1933 die kräftigste Nahrung. 

Ein Grund für das Dafür und das Dawider bestand bereits in den unterschiedlichen Antworten auf die 

Frage: Wer sind die Faschisten und woher kommen sie eigentlich in die geschichtlichen Kämpfe. 

Woher beziehen sie ihren Anhang? Die Reihe des Aufzuklärenden setzte sich dann fort: Wer sind 

verlässliche Verbündete im Kampf gegen die Faschisten und wer gehört womöglich nur zu den zeit-

weiligen Gefährten? Welche Rolle spielt die ideologische, welche die politische Konfrontation? Wie 

verhält sich die Auseinandersetzung mit den Faschisten zu der ebenfalls notwendigen mit anderen 

Gegnern? Was heißt, den Faschismus mit den Wurzeln beseitigen? Und was eint Antifaschisten über 

das Anti hinaus, was ist ihr Pro? 

Diese Fragenreihe zeigt, dass es nicht eine besondere Streitlust der Antifaschisten ist, die sie mitunter 

heftig gegeneinanderstellt. Die Antworten, die gesucht werden, betreffen eine komplizierte Materie 

und sie lassen sich, da die geschichtlichen Situationen wechseln, auch nicht ein für alle Mal geben 

und dann in einen zeitlosen antifaschistischen Katechismus fassen. Dennoch liefert die Geschichte 

antifaschistischer Kämpfe Denkstoff die Menge und dies allein, wenn man sich fragt, warum Antifa-

schisten so oft nicht zu gemeinsamer Aktion finden konnten. Der Standpunkt des Großen Hegel, die 

Geschichte habe vor allem gezeigt, dass man aus ihr nichts zu lernen vermöge, ist nicht der meine. 

Sie belehrt uns zumindest über die Folgen, die unvermeidlich eintraten, wenn Menschen sich auf die 

eine oder andere Weise verhielten. 

Zugleich ist Beschäftigung mit der Geschichte und die Berufung auf ihre „Lehren“ so etwas wie eine 

Bekanntschaft mit einer Verführerin. Zwei Gefahren lauern. Die eine rührt daher, dass geschichtliche 

Erfahrungen so etwas wie ein Verfallsdatum haben, nur dass dies ihnen nicht wie manchen Lebens-

mitteln aufgedruckt ist. Das besagt: die Verhältnisse können sich so weit ändern, dass das Erfahrungs-

material der Vorfahren vollständig entwertet ist. Dann ist Geschichte ganz und gar zur Asche gewor-

den. Wird dann dennoch auf sie zurückgegriffen, ist der Misserfolg das Ergebnis. Wer heute, um es 

auf eine auch strittige Frage zuzuspitzen, die Weltveränderung auf die Erfüllung der „historischen 

Mission der Arbeiterklasse“ gründet, hat den gesellschaftlichen Strukturwandel des 20. Jahrhunderts 

weitgehend verpasst. Die Frage nach dem historischen Subjekt umwälzender Veränderung muss neu 

gestellt und beantwortet werden. Die andere Gefahr ergibt sich daraus, dass Handelnde eben dieses 

historische Rohmaterial für veraltet und vollkommen unbrauchbar halten, während in Wahrheit die 

Zustände sich soweit noch gar nicht gewandelt haben. Dann müssen missachtete Erfahrungen noch 

einmal gemacht, muss das unvermeidliche Lehrgeld noch einmal entrichtet werden. Der letztgenannte 

Fall scheint im Jahre 2007 von besonderem Interesse. 
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Weithin gelten Erfahrungen der Großelterngeneration heute den Jungen als der „Schnee vom letzten 

Jahr“. Die Demokratie im Lande scheint ihnen gefestigt und ungefährdet und die Nazis als eine Rand-

erscheinung. Besondere Besorgnisse um die Zukunft seien daher überflüssig. Die aktiven Antifa-

schisten gelten ihnen womöglich als eine ehrbare, aber doch eigentlich irgendwie merkwürdige 

Truppe, geleitet von überflüssigen politischen Ängsten oder fixiert auf Schreckensszenarien für die 

Zukunft. Hitler ante portas? Ein Gespenst düsterer Denker nicht der Wirklichkeit. Damit haben die 

Antifaschisten ihr erstes Problem. Sie müssen ihre Überzeugung glaubhaft machen, dass wir den Zei-

ten, die Hitler, Mussolini, Franco und die anderen Faschistenführer geboren haben, die aus kleinen 

Trupps Massenbewegungen machten, aus Rand- Zentralerscheinungen der Geschichte, nicht entron-

nen sind. Das erfordert einigen Erklärungsaufwand über die gegenwärtigen Weltzustände. Es genügt 

nicht, darauf zu verweisen, dass sich vier Jahre vor dem folgenschweren Ereignis des 30. Januar 1933, 

Anfang 1929 also, kaum jemand Hitler in der Wilhelmstraße und als Reichskanzler denken mochte. 

Damit allein ist die überraschende Möglichkeit einer Wiederholung nicht bewiesen. Geredet werden 

muss, mit Brecht zu sprechen, von den Eigentumsverhältnissen und den aus ihnen hervorgehenden 

Interessen, denn es waren verfochtene Interessen, die den Faschismus 1933 an die Macht brachten. 

Der 30. Januar 1933 ist ein Lehrbeispiel dafür, dass die Mächtigen der kapitalistischen Gesellschaft 

deren politische Struktur stets unter pragmatischen Aspekten sehen, den Gesichtspunkt eigenen Vor- 

und Nachteils wählen und danach entscheiden, für welche Ausprägung dieser Zustände sie eintreten. 

Sie entschieden sich in Deutschland für die Nazis, als ihnen die Republik, die sie nach der Revolution 

1919 und als deren Gegengift favorisiert hatten, nicht mehr taugte. Dabei existiert zwischen einer 

ökonomisch-politischen Krisenlage der Herrschenden und ihrer Antwort darauf keineswegs eine ge-

setzmäßige Beziehung, die sie zum Übergang zu faschistisch-diktatorischen Praktiken zwingen 

würde. Bei gleicher oder ähnlicher Situation können die Antworten sehr verschieden ausfallen, wie 

gerade auch die Große Krise 1929-1932/33 mit den unterschiedlichen Entwicklungen in Deutschland, 

Frankreich oder den USA zeigt. Der Faschismus bildet nicht, wie in manchen linken Kreisen ange-

nommen wurde, den Idealtypus kapitalistischer Herrschaft. Jedoch: Ein Narr, wer in diesen Kreisen 

Herzensmonarchisten, Herzensrepublikaner, Herzensfaschisten sucht. Wandeln sich die Zeiten, wan-

deln sich die Situationen, wandeln sich dort die Gesinnungen. 

Bedingungen antifaschistischer Arbeit heute 

Wie also steht es mit den Zeiten, den unsrigen? Die permanente Offensive des Kapitals zur Einspa-

rung lebendiger Arbeit, die Freisetzung von Arbeitskräften, die Senkung oder das Einfrieren der Re-

allöhne der Arbeitenden und weitere Folgen ungehemmten Profitstrebens haben bislang in Deutsch-

land so schwache Gegenwehr der Betroffenen hervorgerufen, dass diese Geringfügigkeit die Herr-

schenden zeitweise geradezu beunruhigt hat. So leicht und komplikationslos hatten sie sich die 

Wende weg von der vielgepriesenen sozialen Marktwirtschaft, eingeleitet unter dem sozialdemokra-

tischen Kanzler Gerhard Schröder, nicht vorgestellt. Strategen des Kapitals raten mitunter, sich nicht 

verführen zu lassen und es nicht zu übertreiben. In den sich soeben anbahnenden Lohnauseinander-

setzungen wird konzediert, dass die Arbeiter und Angestellten vom größeren Kuchen etwas abbe-

kommen sollen, aber natürlich nicht zu viel. Jetzt seien sie, die Fleißigen, an der Reihe. Das meinen 

auch gewerkschaftlicher Sympathien so unverdächtige Organe wie die Zeitschrift „Stern“, die in einer 

Aufmachung und auf großen Plakaten sich für die Neuaufteilung des Kuchens ausspricht. 

Doch es geht fort. Volkes Meinung, möge sie soziale Fragen betreffen, möge sie sich auf die Außen-

politik bis hin zu Kriegseinsätzen beziehen, gilt nicht, solange sie nicht auf die Straßen getragen wird, 

solange sie nicht zu politischen und wirtschaftlichen Protesten führt. Bloße Meldungen von Umfra-

geergebnissen. und zeigen sie selbst, dass zwei Drittel und mehr der Bevölkerung eine Regierungs-

maßnahme missbilligen, beunruhigen die Parteiführer in der Regierungskoalition nicht. Das Ge-

schimpfe an einer Straßenecke, vor einem Kiosk, in einer Kneipe oder vor dem häuslichen Fernseh-

gerät ist bedeutungslos. Das hat schon Joseph Goebbels nicht beunruhigt, er da vom erleichternden 

„Stuhlgang der Seele“ sprach. Derart darf, ja, soll sich das Volk erleichtern, solange es der dominie-

renden Propaganda glaubt, dass es zu den existierenden gesellschaftlichen Zuständen und auch zu 

den gerade getroffenen politischen Maßnahmen der Regierenden keine Alternative gibt. Und das tut 
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es im Kleinen, im Hinblick auf eingreifende Veränderungen in die von Kapitalinteressen dominierte 

Gesellschaft und erst recht hinsichtlich einer grundlegend anderen, denn mit dem Untergang des so-

genannten realsozialistischen Systems ist, wie auch schon einmal nach den Niederlagen der dem Ers-

ten Weltkrieg folgenden revolutionären Kämpfe, ich beziehe mich auf eine Feststellung Clara Zet-

kins, „der Glaube an den Sozialismus selbst“ weithin verloren gegangen. 

Damit ist auch gesagt: Die aktuelle politische Führungsschicht, gebildet aus den Großparteien, funk-

tioniert, nicht jede einzelne Person in ihr, da kann manche verschleißen und ersetzt werden müssen, 

wie eben im Falle des bayerischen Ministerpräsidenten zu bemerken, aber sie funktioniert als Gruppe. 

Und Nachschub ist vorhanden, drängt und drängelt nach vorn, zumal Wege in der Politik die Chance 

auf verlockende Karrieren eröffnen. Die jüngste dieser Lockungen gibt der Sozialdemokrat Gerhard 

Schröder in der Zeit seiner Nachkanzlerschaft. Kurzum: dieses politische System Bundesrepublik 

Deutschland in seiner gegenwärtigen Verfasstheit, an der ständig weitergearbeitet wird, sichert für 

die Herrschaftsverhältnisse Stabilität. Nichts spricht für die Notwendigkeit eines Wechsels, abgese-

hen von der Favorisierung der jeweiligen Anführer und deren Austausch. Zu unterscheiden ist mithin, 

ob – das ist ein viel zitiertes Bild – der Schoß einer Gesellschaft noch gebären kann oder ob er wirklich 

schwanger ist. Das wird in der Agitation von Linken und allgemein von Antifaschisten meist in einen 

Topf geworfen. 

Also: Wozu dann Nazis, wozu die Nachfahren der Hitler und Strasser usw.? Wo doch sie kein Bedarf 

angemeldet ist. Sie fungieren nicht einmal erkennbar als Reservearmee, als Ersatzheer. Schwer denk-

bar, dass sich Herr Ackermann oder Herr Hartz mit Herrn Worch verabredet hätte. Die Nazis werden 

von Staatswegen beobachtet und ihre Aktivitäten registriert (das geschah auch in der Weimarer Re-

publik), sie werden von Spitzeln des Staates unterwandert und manchmal auch gelenkt, ihnen werden 

Aktivitäten limitiert (das geschah in besagter Republik auch), und sie werden von der bewaffneten 

Staatsmacht, halten sie sich selbst an Vorschriften und Auflagen, auch geschützt. Straftäter der rechts-

extremen Organisationen kommen vor Gericht und werden verurteilt (das geschah in Weimarer Zeit 

auch und auch dort meist milde). Jüngste Meldungen belegen das. Das in Mannheim vom dortigen 

Landgericht gefällte Urteil gegen den Hitler-Verehrer und Holocaust-Leugner Ernst Zündel ist mit 

dem Vermerk „Höchststrafe“ bekannt gemacht worden. Und der Polizeipräsident in Frankfurt/Oder 

hat den Wunsiedel-Ersatzmarsch für Rudolf Heß in Halbe, das die Nazis zu einem Wallfahrtsort ma-

chen wollen, in diesem Jahre verboten. Das ist gut zu heißen, aber nicht zum wenigsten Auslandspro-

paganda. Die prügelnden „Jungs“, die tagtäglich Antifaschisten und nicht nur sie terrorisieren und 

einzuschüchtern suchen, kommen in aller Regel mit Bewährungsstrafen davon, die in ihren Kreisen 

als so etwas wie ein Orden gelten. 

Das dem Bürger vermittelte Bild besagt: Verfassungsschutz, Polizei, Gerichte haben die Sache in der 

Hand. Warum soll er da aufstehen? Zumal er zumeist über das Tun und Treiben der Nazis, Neonazis 

und anderen Rechtsextremisten wenig bis nichts weiß und das schützt ihn vor Beunruhigung. Und so 

beginnt die Arbeit der Antifaschisten, ohne für diese Leute Propaganda zu machen und sie zusätzlich 

aufzuwerten, damit, zu sagen, was in dieser Republik geschieht. Nicht wenige Antifaschisten befas-

sen sich damit, diese unerfreulichen Nachrichten zu sammeln und darüber zu informieren, in der 

Presse, in Flugblättern, im Internet. Aber über die Reichweite und Wirkung dieser Nachrichten kann 

man sich schwerlich Illusionen machen. Welche bürgerliche Zeitung hat in jüngster Zeit eine Analyse 

veröffentlicht, welche einen Blick aufs Ganze unter ihre Leser gebracht? Ab und an erscheinen Kurz-

meldungen über Statistiken des Verfassungsschutzes in dem Stil: Haben die Straftaten zu- oder ab-

genommen, von welchem Charakter sind sie usw. Und da zeigt sich nun freilich, dass die Delikte der 

Rechtsextremen 2006 gegenüber dem Vorjahr wieder zunahmen. Unter dem Strich ergibt sich, dass 

der Punkt, da die Nazis und andere Rechtsextremisten zurückgedrängt, auf die Verliererstraße ge-

bracht wären, keineswegs erreicht ist. 

Beobachtungen und Erfahrungen in Sachsen 

Deshalb ein paar Bemerkungen mehr zur Situation in einem Land, auf dessen Bearbeitung sich die 

Rechtsextremen offenbar spezialisiert haben, insbesondere seit den Wahlerfolgen bei der jüngsten 
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Landtagswahl, zu Sachsen also. In Riesa etablierte sich auch der Verlag „Deutsche Stimme“. Hier 

wie überall bietet die braune Szene ein buntes Bild von Parteien (NPD, DVU, Republikaner, Frei-

heitliche Partei Deutschlands), Organisationen und Zusammenschlüssen, sie zeigt sich zerstritten, 

sucht nach Gemeinsamkeiten und strebt Verbindungen für Aktionen an. Sie bewegen sich allesamt 

hart an der Verbotsgrenze und testen immer aufs Neue, was sie sich in diesem Staate ungestraft er-

lauben können. Und das ist viel: Man muss schon CDs vertreiben, die von Gruppen mit den Namen 

„Feuerstoß“, „Spreegeschwader“ und „Stahlkappen“ produziert werden mit Texten wie „Kraken-

kreuz“ oder „Der Untermensch“, um – wie eben in Dresden – vor einen Richter zu gelangen. 

Misserfolge und das bisher vergebliche Suchen nach einem Durchbruch nährt den Streit über die 

Taktik. Friedliche Demonstration der Stärke oder Gewalttätigkeit bis hin zum individuellen Terror 

oder beides – das bildet eines der Dauerthemen. Ein anderes: Zivilisierung im Äußeren oder Unifor-

mierung? Kennzeichnend für das Vorgehen sind wie bei den Vorbildern aus Nazizeit in den 20er 

Jahren Provokation und Randale. Treffpunkte von Antifaschisten, Lokale und Jugendheime werden 

überfallen. So unlängst in Döbeln, wobei gerätselt wurde, ob das ein Racheakt für einen Überfall 

Vermummter auf eine Versammlung von Neonazis in einem Lokal in Waldheim in der Vorwoche 

gewesen sei. Störaktion fand während der Aufführung eines Theaterstückes mit dem Titel „Hass im 

Herzen“ in Freital, einer Stadt nahe Dresden, statt, in dem die Geschichte eines Skinheads erzählt 

wird, der aus der Szene aussteigen will. In Leipzig-Lindenau provozierten Nazis, als dort eine Film-

vorführung stattfand, die über die rechtsextreme „Szene“ aufklärte. In Mittweida, einer anderen 

Kleinstadt Sachsens, fanden sich bei 70 Demonstranten, die sich am 27. Januar an einer Gedenkstätte 

versammelten, etwa 30 Rechtsextreme ein, ohne anders zu stören als durch ihr zur Schau gestelltes 

Dasein. Wiederholt schon hat ein FDP-Abgeordneten in einem kleinen sächsischen Ort Sachbeschä-

digung zu beklagen, der mit Erfolg für die Schließung eines Jugendclubs eingetreten war, der Rechts-

extremen als Treffpunkt gedient hatte. Es ist keine Übertreibung zu sagen, dass tagtäglich neue Ak-

tionen dieser meist „freien Kräfte“ stattfinden. 

Dabei werden nach wie vor vorzugsweise skandalmachende Höhepunkte inszeniert, wie jüngst wie-

der am 13. Februar in Dresden und anderen Städten, wo unter der – ebenfalls gestohlenen – Losung 

operiert wurde „Gegen das Vergessen“. Gesucht werden permanent zu den bereits erworbenen – im 

Bundesgebiet sind es nach Auskunft im Bundestag inzwischen 20 – weitere Immobilien, die sich als 

Herbergen und Schulungsstätten eignen. Solche Suche wird auch aus Wunsiedel gemeldet, das nicht 

aufgegeben ist. In Dresden strebt die NPD den Kauf einer Halle an, die sich für das Abhalten von 

Parteitagen und Festen eignet. Diese Bestrebungen verstärken sich angesichts der Erfahrungen, dass 

Lokalinhaber, die ihre Räume den rechtsextremen zur Verfügung stellen, vielfach unter den Druck 

der Öffentlichkeit geraten sind und deren Boykott fürchten. In Sachsen gibt es inzwischen Kontakt 

zwischen antifaschistischen Kräften und der Organisation des Gaststättengewerbes, der Betreiber sol-

cher Lokalitäten vor unliebsamen Überraschungen schützt. 

Eine Minderheit von Bürgern, mitunter aber auch alle Parteien in einem Ort, stellen sich diesem Trei-

ben und solchen Etablierungsversuchen entgegen. Gegenwärtig erleben wir eine Parteinahme für ein 

NPD-Verbot, die erheblich über die organisierten Antifaschisten hinausreicht. In Klein- und Mittel-

städten haben sich Zusammenschlüsse gebildet, welche den Nazis in ihren Mauern keinen Hand-

lungsraum lassen wollen, kein Lokal, kein Stadion keinen Klub. Diese Initiativen, die sich vielfach 

auf Einwohner stützen, die nur ihre Ruhe haben wollen und, um diese zu sichern, doch ins politische 

Nachdenken geraten, verdienen mit allen erreichbaren Mitteln bekannt gemacht zu werden. Dies 

umso mehr, als Antifaschisten, die an anderen Orten auf Umtriebe und Unterwanderungen von Ver-

einen aufmerksam machen, Entwicklungen, die von Stadtoberen unter den Teppich gekehrt werden, 

als Nestbeschmutzer Verunglimpfung erfahren. 

Und die Staatsmacht? Das Bild entschlossenen Vorgehens täuscht. Sie verschafft Rechtsextremen re-

gelmäßig Handlungsräume mit dem Argument: Solange sie nicht gegen ein Gesetz verstoßen haben 

oder verdächtig sind, das zu beabsichtigen (und da ist ein breiter Ermessensspielraum), werden sie als 

rechtschaffene Bürger behandelt und geschützt. Sie erhalten einen ganz unverdienten Bonus, der an-

deren Bürgern im Zuge der sogenannten vorbeugenden Terrorbekämpfung übrigens nicht zugebilligt 
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wird. Wer hingegen aufruft, einen Nazi-Aufmarsch zu blockieren, gilt als potentieller Gewalttäter 

und gerät ins Visier des Verfassungsschutzes. Die Polizei hat, sind sie einmal genehmigt, zu sorgen, 

dass die Aufmärsche stattfinden können. Die Kosten entrichtet der Steuerzahler, der häufig indirekt 

den Aufmarsch wie dessen Schutz bezahlt. Und was nach begangener Straftat deren Verfolgung be-

trifft, so vergehen zwischen Tat und Verhandlung vor einem Gericht lange Zeiträume. Ein Jahr ist 

keine Seltenheit. In der Öffentlichkeit ist die Untat schon vergessen, die Empörung verraucht, das 

Interesse erloschen oder überdeckt durch folgende Gewaltakte. Inzwischen haben die Täter hinrei-

chend vorzeigbare Argumente für ihre Harmlosigkeit und Artigkeit angesammelt und können – die 

Gefängnisse sind ohnehin heillos überfüllt – milde zu Bewährungsstrafen verurteilt werden. Auch 

diese Kosten zahlt der Bürger, dem nicht gesagt wird, was aus Steuergeldern für ein solches Gerichts-

verfahren aufzuwenden ist. 

Zur Taktik der Demagogen 

Aufmerksamkeit und Sympathie gewinnen, das ist die Hauptlinie der Nazis, für deren Einhaltung es 

angesichts des dumpfen Anhangs freilich weithin an Kräften fehlt. Für öffentliche Auftritte und neu-

erdings für Fackelzüge, auch nach altem Vorbild, reicht es. Schwieriger wird es mit dem, was sie mit 

einem Wortungetüm „Wortergreifungsstrategie“ nennen und meint, dass man sich mit Gegnern in die 

offene geistige Feldschlacht einlassen und nicht mit dem Hersagen von Parolen begnügen soll. Für 

den Kampf um die Köpfe fehlt es weithin an Potenz, nicht jedoch an Aktionen und Gesten, die auf 

andere Weise Eindruck machen sollen und können. Wo Unzufriedenheit aufgespürt wird und sich zu 

Bürgerinitiativen und Protestbewegungen bündelt, suchen die Rechtsextremen mitzumachen und zu 

punkten, wobei das Thema nahezu gleichgültig ist. Beispiele: In Mecklenburg agieren sie in einer 

Kleingruppe von Biobauern gegen die Anwendung von Gentechniken. An einer Universität wenden 

sie sich gegen Sparmaßnahmen auf Kosten der Studenten. In einem anderen Gebiet treten sie gegen 

die Errichtung eines Braunkohletagebaus auf. Das kann lokal Wählerstimmen ergeben und Zutritt zu 

örtlichen Volksvertretungen, wovon neue Einflussmöglichkeiten erhofft werden. Den meisten Honig 

aber suchen die Nazis gegenwärtig, nicht anders als ihre Vorgänger, aus der Ausbreitung von Armut 

und elenden Zuständen, aus Verdrossenheit und Zukunftsängsten zu saugen. Aufgenommen wird die 

Tradition der sozialen Demagogie, die keine Skrupel kennt. Wahlanalysen zeigen, dass – beispiels-

weise im ostdeutschen Mecklenburg – ein erheblicher Teil der rechtsextremen Wähler aus Kreisen 

der Erwerbslosen und da wiederum von jungen Erwerbslosen gestellt wird. 

Dagegen setzen Antifaschisten, ebenfalls traditionell, die Methode der Entlarvung dieser Demagogie 

als verlogen. Insbesondere die Kommunisten, nicht sie allein, haben die in der Endphase im Hinblick 

auf die Hitlerpartei energisch betrieben. Sie verwiesen auf wirkliche Ursachen der gesellschaftlichen 

Gebrechen und die Wahrheit war auf ihrer Seite. Nur: Geholfen hat es nichts. Notwendig ist, will 

man den Demagogen das Wasser wirklich abgraben, ein glaubwürdiges Gegenprojekt und das kann 

nicht allein – wie damals praktiziert – in der Entgegensetzung von Hakenkreuz und Sowjetstern be-

stehen. Die erwies sich schon 1932 als verfehlt. Welche Grenzen sozialpolitischen Projekten in dieser 

kapitalistischen Gesellschaft auch immer gesetzt sind, in Gemeinden, Kreisen und Ländern muss 

praktisch nachgewiesen werden, wer Interessen der Benachteiligten, der Schwachen, der Hilfe Su-

chenden und Ratlosen vertritt. Da darf den Nazis die Initiative nicht überlassen werden, wenn auch 

nicht verhindert werden kann, dass sie sich da oder dort anschmieren und als sogenannte Trittbrett-

fahrer profitieren wollen. 

Verbunden wird, wieder nach erfolgreichem Vorbild, die soziale mit der nationalen Demagogie, die 

aktuell ihren Stoff aus der Europäisierungs- und Globalisierungsprozessen bezieht, auf die junge Na-

zis, wie auf ihrem „10. Europäischen Kongress der Jugend“ (der in Bernsdorf Sachsen stattfinden 

sollte und bei dessen Organisation die Veranstalter auf erhebliche Hindernisse stießen, so dass sie 

schließlich in ihre Räume der Redaktion „Deutsche Stimme“ in Riesa ausweichen mussten,) die De-

vise vom „deutschen und europäischen Nationalismus“ entgegenhalten. Sie können daraufsetzen, 

dass die weithin unverstandenen, hochkomplizierten Prozesse weltwirtschaftlicher Entwicklungen, 

vorangetrieben von den Großmächtigen der Banken, der Industrie, des Handels und der Dienstleis-

tungen, Raum für ihre agitatorischen Argumente schaffen. Die sind mit Verweisen auf anonyme 
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ökonomische Kräfte leicht zu haben, etwa durch die Anprangerung von in der Ferne entschiedenen 

Schließungen von Werken im eigenen Lande, wobei – wie eben deutlich geworden – das „deutsche“ 

Kapital keine andere Rolle spielt als das „US-amerikanische“. Auf dieser Linie liegen auch Mobili-

sierungen rechtsextremer Kräfte gegen den bevorstehenden G-8-Gipfel in Heiligendamm. Mit dieser 

Haltung können sich die Rechtsextremen freilich, nicht anders als die Hitlerpartei in ihren Anfängen, 

jenseits von betroffenen Schichten der Arbeiter und Angestellten nur beim Kleinbürgertum und der 

kleinen Bourgeoisie Sympathien erwerben. 

Nun haben auf dem weiten Feld, auf dem sich nationalistische Stimmungen wecken lassen, die 

Rechtsextremen Konkurrenten bis in die Mitte der Gesellschaft bekommen. Das Kapital hat bei allen 

Bekenntnissen zu Europa und uneingeschränkter Weltoffenheit den Nationalismus längst als eine se-

genbringende Kraft wiederentdeckt. Die Kampagne „Du bist Deutschland“ war nicht nur von der 

äußersten Rechten getragen. Ihr Kern bestand im Appell, mehr Verantwortung zu übernehmen und 

vor allem am Arbeitsplatz, also angestrengter zu malochen. Die Ideologen und Politiker der gemä-

ßigten Rechten und der Mitte behaupten sämtlich, einen „gesunden Nationalismus“, eine „gesunde 

Vaterlandliebe“ zu verfechten und nur zu beanspruchen was jeder anderen Nation zugebilligt würde, 

ihrer Liebe Ausdruck zu verleihen. Dem ließe sich glauben, wäre da nicht stets die Vorstellungen 

untermischt, die Deutschen müssten immer und überall die Größten sein. Und würde nicht, um ein 

Kuriosum und eine Groteske in einem zu nennen, nicht die Zeitung „Der Sudetendeutsche“ über den 

Beginn des Wettkampfes um die Fußballkrone in ihrem Bericht nicht mit der Überschrift versehen 

haben „Das erste Tor schoss ein Sudetendeutscher“. Der Torschütze war 1983 in München geboren. 

Die Enttäuschung über den Ausgang der Europameisterschaft ebenso wie der Jubel über den Verlauf 

der Weltmeisterschaft im Fußball und jüngst der Triumph angesichts des Titels eines Weltmeisters 

im Handball bewiesen, woher Nationalisten ihre Munition für Stimmungsmache auch beziehen. Dass 

friedliche Bilder arg täuschen können, darüber bietet die Olympiade des Jahres 1936 ein denkwürdi-

ges Beispiel, ohne dass unterstellt werden soll – weder den Jubelnden von 1936 noch denen von 2007 

–, dass sie sich an den Ereignissen und Erlebnissen nicht ehrlich erfreut haben. 

Ein vorhandenes, aber unausgeschöpftes Potential 

Auf welchen Wegen auch immer: den Nazis und den ihnen verwandten Rechtsextremisten ist kein 

Durchbruch zu einer Massenbewegung von innenpolitischem Gewicht gelungen und kurzfristig steht 

der auch nicht in Aussicht. Und das, wiewohl es in der Bundesrepublik weithin ein gedankliches und 

Stimmungspotential gibt, das mit dem ihren hochgradig verwandt ist. Worin besteht es: Zum ersten 

aus einer sich ausbreitenden allgemeinen Unzufriedenheit mit der Politik der Herrschenden, einer 

Haltung, die als Politikverdrossenheit bezeichnet wird und sich vornehmlich in der Abstinenz bei 

Wahlen und staatlichen Befragungen, jedoch auch im allgemeinen Rückgang des Grades politischer 

Organisiertheit äußert. Diese Haltung verbindet sich mit der anscheinend unumstößlichen Erfahrung: 

Wir können ohnehin nichts ändern, wobei keine Selbstbefragung erfolgt, ob man an Änderungsver-

suchen überhaupt je beteiligt war. Diese Resignation, die den am Wirtschafts- und Staatsruder Ste-

henden willkommen sein mag, haben Rechtsextreme – nota bene: so wenig wie Sozialisten – aufbre-

chen können. Ihre Mobilisierungsversuche sind erfolglos geblieben oder nach Anfängen – erinnert 

sei an die Montagsdemonstrationen – rasch zum Erliegen gekommen. Die Nazis können aber mit 

Genugtuung die Ergebnisse der eben veröffentlichen Bertelsmann-Studie über politische Ansichten 

der Deutschen lesen, die ihnen das Vorhandensein so vieler geistiger Sympathisanten erneut bestäti-

gen, ein Potential, das sie bisher nicht zu aktivieren vermochten. Diese Ermittlungen stuften 56 Pro-

zent der BRD-Bürger in die Kategorie nicht antisemitisch ein, während 44 Prozent sich der nicht 

zurechnen ließen und 15 Prozent eindeutig die Zuweisung zu den Antisemiten verdienten. 40 Prozent 

der Befragten meinten, der Faschismus habe auch gute Seiten aufgewiesen, ein Urteil, das sich bei 

einem erheblichen Teil nicht auf eigene Erfahrungen oder seinerzeit gewonnene Vorteile stützen 

kann. Und eine Mehrheit der Deutschen plädiert, was den „Nationalsozialismus“ angeht, für den 

Schlussstrich, 60 Prozent in den alten und immerhin schon 50 Prozent in den Neuen Bundesländern. 

Das lässt die Schlussfolgerung zu, dass die Sympathisantenschar der rechtsextremen Parteien und 

Organisationen auf ideologischem Gebiet erheblich und sehr viel größer ist als auf politischem 
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Gebiet. Anders gewendet heißt das auch: Gegen die Parolen der Nazis argumentieren bedeutet einen 

erheblichen Teil des Gedankenhaushalts von Millionen Deutschen treffen. 

Die Rolle der Nazis und der Platz der Antifaschisten in dieser Gesellschaft 

Welche Rolle spielen die Nazis und ihre Verwandten also in der Gesellschaft? Sie sind in diese nicht 

von irgendwelchen geheimnisvollen Mächten installiert zu wohl berechneten Zwecken. Aber einmal 

in ihr etabliert, nehmen sie da einen Platz ein, den sie unbesetzt finden und der ihnen von der Gesell-

schaft zugebilligt wird. Sie sind, was schon weitgehend vergessen ist, aber an vielen ihrer Aktionen 

abgelesen werden kann, 1. eine Kampfgruppe gegen alle Linken und sie beschäftigen durch ihr Da-

sein und Hervortreten die Linke und darüber hinaus antifaschistisch-demokratische Kräfte, von denen 

sich manche außchließlich an ihnen verbrauchen und ihre eigene Aktivität auf Reaktionen auf Nazi-

aktionen beschränken. Das gilt in besonderem Masse für sogenannte autonome Antifa-Gruppen die 

sich in die verschiedensten Konfrontationen mit Neonazigruppen und sich fragen müssen, welche 

politische Bedeutung ihnen tatsächlich zukommen und welche Wirkungen in er Öffentlichkeit sie 

erreichen wollen. In Dresden brachen Autonome in einen Sitz der Rechtsextremen ein und entwen-

deten dort das von diesen gesammelte Antifa-Antifa-Material, von dem sie annehmen, dass es – so 

etwa Namenslisten – dem Verfassungsschutz zugespielt wird. Der erschien bald danach und nahm es 

von denen mit, die es in ihren Besitz gebracht hatten. In Nürnberg besetzten Autonome einen Zug, 

mit dem Rechtsextreme in das nahe Gräfenberg fahren wollten, wo sie des Öfteren an einem Krie-

gerdenkmal ihre Kundgebungen abhalten. Sie verwehrten ihnen den Zutritt, worauf diese sich auf die 

Geleise setzten und die Zugabfahrt behinderten. Dann griff die Polizei ein und, wie es in einem Be-

richt hieß, trennte die Gruppen. Schließlich durften die Rechtsextremen verspätet reisen. Sind diese 

Konstellationen nicht allen willkommen, die davon – beispielsweise als Konservative – ihren Vorteil 

ziehen, denn sie geraten aus dem Visier oder an dessen Rand. Und 2. bilden sie ein Auffanglager für 

Unzufriedene, die unter Umständen sich eben dieser Linken zuwenden würden. Diese aber gilt den 

Herrschenden nach wie vor als der unbequemere, prinzipielle und vor allem perspektivisch nicht zu 

unterschätzende Gegner. Davon zeugt am, stärksten der Dauerdruck der auf die Linke mit dem Ziel 

ausgeübt wird, ihre Programmatik und Praxis zu entschärfen, womit sie sich dann selbst als eine 

gesellschaftskritische und – verändernde Kraft diskreditiert und ausschaltet. Davon profitieren indi-

rekt auch die Rechtsextremen, die sich dann als einzige wirkliche Revolutionäre, als nationale Sozi-

alisten, als Kräfte des Widerstands usw. herauszustellen vermögen. 

Was aber ist in dieser Konstellation der Platz des Bundes der Antifaschisten? Er konfrontiert sich in 

erster Linie, wie im Namen gesagt, den Faschisten in allen ihren Spielarten. Das steht im Kern außer 

der Debatte, wenn auch immer wieder darüber gesprochen werden muss, welche Instrumente am 

geeignetsten sind, mit Erfolg eingesetzt zu werden. Auch dafür gibt es keine allgemein und dauernd 

gültige Regeln. Wohl aber lässt sich eine gewisse Einseitigkeit des Vorgehens beobachten. Und man-

che Vorschläge werden glatt abgelehnt. Das betrifft insbesondere einen, der als ganz und gar untaug-

lich gilt. Vorgeschlagen wird mitunter, den Nazis durch Ignoranz zu begegnen. Das wird mit Unter-

schätzung, Untätigkeit, womöglich auch Mangel an Mut derer gleichgesetzt, die das empfehlen. Wie 

aber mag es auf aufmarschierende Kleingruppen von Nazis wirken, wenn sie durch eine zu dieser 

Stunde absichtsvoll toten Stadt ziehen, in er womöglich aus Fenstern lustige weisen schallen oder 

bunte Fahnen wehen? Vielfach stärken sich die Burschen und Maiden doch gerade auch an der Auf-

merksamkeit, die sie selbst als kleine Häuflein erregen. Das befriedigt sie, gibt ihnen Bedeutung. 

Noch einmal: es gibt keine Rezepte, es sollte aber auch keine Dogmen geben. Was zu tun ist, sollte 

in Abhängigkeit von der jeweiligen Situation entschieden werden. Gleichzeitig und in anderer Weise 

und mit anderen Zielen konfrontiert sich der Bund aber auch jenen, die den Nazis in irgendeiner 

Weise Vorschub leisten oder die Mittel, über die sie gebieten, nicht und entgegen eigenen Beteuerun-

gen nicht entschlossen einsetzen. In die Bekämpfung der rechtsextremen Parteien und Kräfte bringt 

der Bund der Antifaschisten Erfahrungen vieler Generationen ein, die besagen, dass ihnen auf drei 

Ebenen entgegengewirkt werden muss: politisch, ideologisch und ökonomisch. 

Politisch geschieht das in der BRD vor allem durch die Initiativen von Bürgern in Parteien und Or-

ganisationen, in permanenten wie spontanen Bündnissen und durch den Einsatz der Mittel des Staates, 



344 

von der Aufklärung und Bildung bis zur Repression. Dieser Einsatz des Staates aber ist – Beispiele 

wurden genannt – nach allen Erfahrungen fragwürdig, weil uneindeutig und inkonsequent und von 

vielen Vorbehalten und Vorurteilen gegen Antifaschisten begrenzt. Dem erwähnten Mannheimer Ur-

teil gegen Zündel steht das Karlsruher im Falle der Parole „Ruhm und Ehre der Waffen-SS“ entgegen. 

Schutz und Verbote von Nazi-Aufmärschen wechseln einander ab. In der Justiz lässt sich immer wie-

der ein merkwürdiges Rechtsempfinden gegenüber Erbschaften der Vergangenheit beobachten, so 

wenn einstige Urteile gegen Naziaktivisten der dreißiger und vierziger Jahre korrigiert werden. 2006 

hat das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig entschieden, dass nach dem Ausgleichsleistungsgesetz 

entschädigt werden kann, wer von der sowjetischen Besatzungsmacht enteignet wurde, vorausgesetzt, 

dass der Vorfahr dem nationalsozialistischen System nicht „erheblich Vorschub geleistet“ hat. So 

wurde dem Erben eines früheren NSDAP-Funktionärs Ausgleichsleistungen zuerkannt, dessen Vater 

Mitglied einer NSDAP-Kreisleitung und Vorsitzender des NSDAP-Kreisgerichts war, weil ihm 

„schwerwiegende Einzelhandlungen [...] nicht vorgeworfen“ werden könnten. Auch die Zuordnung 

eines Grundeigentümers in die Gruppe der „Hauptschuldigen durch den Kontrollrat der Alliierten“, 

sagten die Richter, reiche nicht aus, die Entschädigung den Nachkommen zu verweigern. Das kann 

den Bundeshaushalt noch teuer zu stehen kommen. (Az.: 3 C 39.05) Damit ist verdeutlicht, dass An-

tifaschismus heute sich nicht nur gegen die Faschisten richten, sondern auch sich jenen konfrontieren 

muss, die ihnen auf verschiedenste Weise aufhelfen oder ihre Duldung betreiben. Staatsjuristen spie-

len dabei nicht die geringste Rolle, wie auch die Entscheidung zeigt, die kürzlich in München getrof-

fen wurde, wo die Staatsanwalt München I das Ermittlungsverfahren gegen einen früheren Leutnant 

einstellte, der an den Erschießungen italienischer Kriegsgefangener, einem Massaker ohne Beispiel, 

auf Kephalonia teilgenommen hatte. Es handelte sich, lautete die Begründung, um eine Tat, die als 

„Totschlag“ zu qualifizieren und folglich verjährt sei. Der Leiter der politischen Abteilung der Staats-

anwaltschaft hatte die italienischen Soldaten, die nach dem Abfall Italiens vom Kriegsbündnis mit 

Deutschland sich nicht dem Rest-Mussolini-Regime anschließen wollten, indirekt als „Verräter“ be-

zeichnet, was er angesichts der in Italien erfolgten Reaktion inzwischen bedauerte. Jetzt liegt ein 

Klageerzwingungsverfahren beim Münchener Oberlandesgericht, das darüber noch zu entscheiden 

haben wird. Wenn von der Bundesrepublik als einem „Meister- und Musterschüler“ der Geschichte 

die Rede ist, kann von diesen Schülern und Lehrern in Roben rechtens nicht abgesehen werden. 

Ideologisch leistet der Bund seit Jahrzehnten eine aufopferungsvolle Arbeit zur Aufklärung über den 

Faschismus und seine Verbrechen, begonnen schon zu Zeiten, da die Kritik an der Nazivergangenheit 

in der westdeutschen Gesellschaft völlig unentwickelt war und die Kritiker beobachtet und angefein-

det wurden. Heute beteiligen sich an der immer wieder berufenen „Bewältigung der Vergangenheit“ 

viele Kräfte im Umfeld der Kirchen, verschiedenste humanistische Zusammenschlüsse und auch sol-

che aus dem Staatsapparat. Über manche Inhalte dieser Tätigkeit lässt sich diskutieren und auch strei-

ten. Die Aufklärung wird staatlich finanziell gefördert, wobei die Verteilung der Gelder unter die 

Beteiligten immer wieder für Kritik Ursache gibt. Viel ist erreicht worden, um im öffentlichen Be-

wusstsein mahnende Erinnerung wach zu halten. Um die Gestaltung von Gedenkstätten, die Wahl 

von Straßennamen, Benennungen von Kasernen und Kriegsgerät sind lange Auseinandersetzungen 

mit wechselndem Ausgang geführt worden, zu denen es ohne Beteiligung der Antifaschisten nicht 

gekommen wäre. Die Bundesrepublik präsentiert sich vor dem Ausland als ein Musterschüler der 

Geschichte, was im Vergleich mit Japan oder Estland nicht schwerfällt. Dennoch werden im Staate 

BRD Verzeichnungen und Verfälschungen der Geschichte nicht so selten als Verdienste ausgegeben. 

Bilder wie die von „Hitler, der auch nur ein Mensch war“, von den „guten Seiten des Nationalsozia-

lismus“, von „Deutschen als Opfer von Verbrechen der Alliierten“ sind wohlfeil und im Schwange. 

Wer gegen sie angeht, sieht sich gleichsam in der Rolle des Don Quichotte und dessen Kampfes gegen 

die Windmühlen. 

Bis auf den Tag müssen Antifaschisten die andauernden Versuche abwehren, mittels der Formel von 

den zwei deutschen Diktaturen das „Dritte Reich“ und die DDR in einen historischen Topf zu rühren 

und so das kritische Faschismusbild zu entschärfen. Einer der jüngsten Versuche, in einer sächsischen 

Stadt unternommen, bestand darin, in deren Mitte auf dem Markt nach dessen Renovierung an die 
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Stelle einer früheren eine Tafel mit der Aufschrift anzubringen: „An dieser Stelle wurde im Jahre 

1961 eine Gedenkstätte geschaffen. Sie wurde vom Dresdner Bildhauer Wilhelm Landgraf gestaltet. 

Die Nationalsozialisten hatten 1933-1934 auf der Burg ein Schutzhaftlager errichtet. Das Ehrenmal 

ist den inhaftierten Opfern gewidmet. Von der SED war hier ein zentrales ‚Isolierungslager‘ für po-

litisch Andersdenkende des Bezirkes Dresden geplant, das jedoch nie zur Ausführung kam.“ Im Ge-

wande der Erinnerung an den Faschismus wird in Wahrheit auf die Verbreitung antisozialistischer 

Haltungen gezielt. 

Offenbar muss sich der Bund mit der Tatsache beschäftigen, dass die Aufmerksamkeit der älteren 

Generationen für Fragen der Ideologie, der Geschichte und ihrer Erfahrungen erheblich größer ist als 

in Kreisen junger Antifaschisten. Hier geht eine in vielem lobenswerte Spezialisierung auf den Kampf 

um die Straße vor sich, der mit Mut, Einfallsreichtum und Ausdauer geführt wird, während die eigene 

Ausrüstung für den Kampf um die Köpfe als weniger wichtig angesehen und weithin vernachlässigt 

wird. Wohin dieses Unwissen führt, wird drastisch erkennbar am Zulauf der „Antideutschen“, einer 

besonderen Spezies von dieser Gesellschaft gut verträglichen Sektierern. Darüber hinaus erscheint 

geboten, sich nicht nur in den Argumenten, sondern auch in der Taktik der Nazis auszukennen, die 

sie bei der Verbreitung ihrer Geschichtslegenden befolgen. 

Die Bekämpfung des Rechtsextremismus kann nach allen Erfahrungen allein auf den Ebenen von 

Politik und Ideologie nicht gelingen. Es muss jungen Leuten eine Lebensperspektive im hier und 

heute gegeben werden damit ein Teil von ihnen nicht zur leichten Beute nazistischer Demagogen 

wird. Hier kann der Bund direkt nichts bewirken, denn weder betreibt er Ausbildungsstätten noch hat 

er Arbeitsplätze zu vergeben. Er muss sich folglich mit jenen Kräften – parteipolitischen, gewerk-

schaftlichen, karitativen – verbünden, die sozialpolitische Forderungen erheben, gerichtet an Gemein-

den, Länder und das Staatsganze. Er muss der immer wieder geäußerten Auffassung entgegentreten 

– im vergangenen Jahr gab das auch der Historiker Hans Mommsen, ein Sozialdemokrat, in der 

„Stuttgarter Zeitung“ zum Besten –, dass Erwerbslosigkeit und Auftrieb für Rechtsextreme mitei-

nander nichts zu tun hätten. In diesen Zusammenhang gehört, namentlich in ländlichen wie in städti-

schen Gebieten und das nicht nur unter dem Gesichtswinkel der ohnehin nicht von heute auf morgen 

entscheidend einzudämmenden Erwerbslosigkeit, das Freizeitangebot für junge Leute. Die Zahl der 

Jugendklubs ist in den neuen Bundesländern dramatisch geschrumpft, mit Folgen, die eben diejenigen 

begünstigen, die ihre Offerten unterbreiten. 

Was also ist das PRO des Antifaschismus heute in diesem Deutschland? Das Eintreten für eine durch 

und durch demokratische Gesellschaft, ohne Massenarbeitslosigkeit, ohne Obdachlose, ohne ein um 

sich greifendes Verbrechertum, mit Chancen für alle Kinder und Jugendlichen, ihre Fähigkeiten aus-

zubilden, mit einer stabilen Gesundheits- und Altersvorsorge – das alles sind Voraussetzungen und 

Bedingungen für eine Gesellschaft, in welcher faschistisches Gedankenungut dann wirklich nicht 

mehr als eine marginale und zu vernachlässigende Rolle spielen kann. Ein derartiger Zustand wird 

unter den Bedingungen privatkapitalistischer Eigentumsverhältnisse nie zur Gänze erreicht werden 

können. Immer wird es sich um eine Annäherung handeln, aber nie auch nur um ein Wunschbild. 

Heute weist die Grundtendenz der gesellschaftlichen Entwicklung in entgegengesetzte Richtung. Das 

bedeutet nicht, dass sie nicht umkehrbar wäre. 

Ein großes Thema des Antifaschismus ist in diesem Text bisher ausgelassen worden. In seiner ge-

samten Geschichte verband er sich mit dem Eintreten für Völkerverständigung und Frieden, gegen 

jede Form des Chauvinismus, der Aggression und gegen Völkerkriege. Auch hier gilt, dass diese 

Grundhaltung nicht nur zu einem Gegenüber mit den heutigen Nazis führt. Seit die Regierungen der 

Bundesrepublik eine Doppelrolle zu spielen begannen, indem sie sich in einem Fall für friedliche 

Lösungen von internationalen Konflikten einsetzen, zugleich aber sich an Kriegen beteiligen, ist es 

unvermeidlich geworden, gegenüber dieser Regierungspolitik partiell Einspruch zu erheben. Mit der 

allgemeinen Losung, Deutschland müsse – und das obendrein aufgrund seiner Geschichte – mehr 

Verantwortung übernehmen, kann sich ein nicht von blindem Vertrauen gelenkter Geist doch erst 

anfreunden, wenn geklärt ist, wofür und in welcher Weise solches Mehr an Verantwortung getragen 

werden soll. Die ebenso klägliche wie verlogene Reaktion auf die Rede des russischen Präsidenten, 
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zu dessen Politik in anderen Fragen eine einheitliche Meinung auch unter Antifaschisten schwer 

denkbar ist, lässt sich nicht kurzerhand ad acta legen. Die meinungsbildenden Medien sind über diese 

Ansprache als ein Korps hergefallen. Nicht wer die Bewaffnung vorantreibt, seine Waffensysteme 

vor die Tür des anderen platziert, handelt (zunächst) als Kalter Krieger, sondern wer das beklagt und 

anklagt, es als Bedrohung gegen sich selbst ansieht. Dieses Echo ist ein Warnsignal. Es ist das Ein-

treten für eine gefährliche Gefolgschaft. Wie der Bund der Antifaschisten sich innenpolitisch in die 

gesellschaftlichen Auseinandersetzungen einbringt, in ihnen mitwirkt und mitzuhalten versucht, so 

hat er das aus seinem Traditions- und Politikverständnis und mit der Verpflichtung auf seine Zeile 

auch außenpolitisch zu tun. 
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Geschichte und Gegenwart des Antifaschismus 

Vortrag auf der Bundeskonferenz der VVN / Bund der Antifaschisten.  

Berlin, 2. April 2011, Humboldt-Universität 

Wer zur Eröffnung einer Diskussion, die der Selbstverständigung dienen soll – und so sehe ich meine 

Aufgabe – sich einen Historiker einlädt, läuft Gefahr, dass von Geschichte die Rede sein wird und 

auf diesem Felde lauern Risiken, das Hineinstolpern und Sich-Verfangen in Fragen und auch in Zwei-

fel. Nun müssen wir beim Blick in die Geschichte nicht in die Ferne schweifen. Unsere Organisation, 

die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes, der Bund der Antifaschisten, besitzt selbst eine, die 

uns Anstoß, womöglich Antrieb zu Nachdenklichkeit sein kann. Wir sind, wie man so sagt, in die 

Jahre gekommen, wir gehen – nimmt man nicht nur die Organisation im engeren Sinne, sondern, was 

rechtens, auch ihre Vorläufer hinzu – dem 100. entgegen. Dabei geht es uns wie Menschen vor Ge-

nerationen, als noch niemand ihr Geburtsdatum, nicht einmal das Jahr ihres ersten Schritts ins Leben, 

festhielt. 

Die Geschichte des Antifaschismus beginnt als deren Antipode mit der Geschichte des Aufkommens 

faschistischer Bewegungen und Organisationen in Italien und in Deutschland bald nach dem Ende 

des Weltkriegs, der später der Erste genannt werden musste. Als Antipode, das besagt: als unversöhn-

liche Gegenkraft. Ihre Existenz setzt nicht mit einem Kongress oder Manifest ein, sondern mit dem 

Widerstand und zwar einem geistigen ebenso wie einem politischen, durch das Widerwort und durch 

die abwehrende Tat. Und am Beginn einer Traditionslinie, in der wir unsere eigene Arbeit sehen, 

stehen aus der Geschichte Italiens die Namen des ermordeten Reformsozialisten Giacomo Matteotti, 

des Liberalen Giovanni Amendola, der an den Folgen eines faschistischen Attentats im Exil starb, 

des Kommunisten Antonio Gramsci, den eine lange Haft zugrunde richtete, und in Deutschland die 

Namen von Clara Zetkin mit ihrer denkwürdigen frühen, aus dem Jahre 1923 stammenden Analyse 

des Faschismus, des militanten Demokraten Carl von Ossietzky und vieler anderer. Sollten wir, um 

uns sogleich einer der angekündigten Fragen zu stellen, mit diesen Vorfahren nicht ein wenig öfter 

und eingehender beraten? 

Nun leben wir auf dem Wege zu diesem 100. in einem Lande, in dem wir eine begriffliche Schwie-

rigkeit haben, denn in ihm wird weder in der Geschichtswissenschaft (jedenfalls was ihren Haupt-

strom anlangt) noch in der Publizistik das Wort Faschismus benutzt. Derlei hat es demnach in deut-

scher Geschichte nicht gegeben. Was sich dort vorfindet, wird allgemein, also auch bis in die Schul-

geschichtsbücher, als Nationalsozialismus bezeichnet, sprachlich mit eben jenem Etikettenschwindel 

benannt, dessen sich die politischen Demagogen um Hitler, Goebbels und die anderen einst erfolg-

reich bedienten. Damit ist behauptet, dass es sich bei diesem „Nationalsozialismus“ um eine ganz 

besondere, einmalige europäische Erscheinung handelte, die keine wesentlichen Gemeinsamkeiten 

mit dem Faschismus in Italien oder in anderen Staaten aufwies. Und daraus folgt: Wo kein Faschis-

mus existierte, war und ist es auch widersinnig, dessen Gegner als Antifaschisten zu bezeichnen. Sie 

waren demnach in einem Irrtum befangen und hätten sich richtig Antinationalsozialisten nennen müs-

sen. So weit sind wir noch nicht, doch jedenfalls ist ein Zustand erreicht, da sich im Staate Bundes-

republik Deutschland Bürger, die in deutscher Geschichte von Faschismus sprechen, unter einen in-

tellektuellen Rechtsfertigungszwang gestellt sehen. Obendrein werden sie als Linke ausgemacht und 

das heißt abgetan, ungeachtet der Tatsache, dass es auch politische Verfechter des Konservatismus 

gibt, die vom Faschismus in Deutschland sprechen. Es geht aber nicht um einen Begriffsstreit, der ist 

nur die Erscheinungsform einer tiefer reichenden Kontroverse. Sie betrifft nicht die Benennung, son-

dern das Wesen der Erscheinung. 

Von ihr und ihrer Geschichte wird hierzulande fortgesetzt gehandelt. Das stützt auch den Anspruch, 

die Deutschen seien nicht nur auf den Feldern der Wirtschaftsbund des Sports, sondern auch auf dem 

Felde der Beschäftigung mit ihrer Geschichte, die hierzulande vorzugsweise Bewältigung heißt. Ge-

nau hingesehen, lässt sich allerdings ausmachen, dass diese Art der Bewältigung vorwiegend in der 

Beschreibung von Oberflächenerscheinungen besteht. Ungeheuerlichen, grausamen, historisch ein-

maligen – deren Vorführung Abscheu, Ekel, Widerwillen hervorruft. Das bewirkt die Serie von Spiel- 
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und Dokumentarfilmen, die Woche für Woche von staatlichen wie privaten Fernsehsendern angebo-

ten wird. Und das soll gering nicht geschätzt werden. Doch so wichtig Emotionen sind, was eigentlich 

ist von den Zuständen verstanden, die solche Erscheinungen, Verbrechen ohne geschichtliches Bei-

spiel, hervorbrachten? Die Bewältiger der deutschen Geschichte haben sich zudem auf die filmische, 

fiktionale oder dokumentarische Darstellung des Endes des Naziregimes und seiner Folgen speziali-

siert, auf den „Untergang“ im Allgemeinen und den der „Gustloff“, auf „Stauffenberg“ und die 

„Flucht“, demnächst auf „Rommel“ (auch da auf dessen Ende). Was sich hier Bewältigung des dun-

kelsten Kapitels deutscher Geschichte nennt, blickt und beleuchtet Ereignisse, Vorkommnisse und 

Episoden der Jahre 1944 bis 1946, handelt also von den letzten Seiten dieses Kapitels. Gäben die 

ersten Seiten und das Vorwort zu diesem Kapitel keinen Stoff ab: der Hamburger Blutsonntag? Die 

Intrige, durch die Hitler in die Wilhelmstraße gelangte? Die Entdeckung des Treffen Hitlers und Pa-

pens in der Villa des Bankiers Schröder? Die Flucht Hans Beimlers aus dem KZ Dachau? Oder gar 

das Zustandekommen des Reichskonkordats zwischen der Hitler-Regierung und dem Vatikan? 

Eine „Bewältigung“ des Faschismus, die eine Antwort auf die Frage schuldig bleibt, wie er in die 

deutsche und europäische Geschichte kam, warum er in einigen Staaten siegte und sich behaupten 

konnte, verdient diesen Namen allenfalls sehr eingeschränkt. Der Bund der Antifaschisten sieht sich 

in der Bundesrepublik folglich in einer Tradition, die viel älter ist als seine direkten Vorfahren, in 

jener der Aufklärung, die sich uns Deutschen vor allem mit dem Namen des Immanuel Kant verbin-

det, der den Ruf, in das Wesen der Dinge einzudringen mit dem Wissen verband, dass dazu Mut 

gehöre. Und, um wieder auf die Fragen zurückzukommen, wir haben zu prüfen, ob Aufklärung in 

unserer Arbeit den Platz einnimmt, der ihr im Ganzen zukommen sollte und ob wir die Inhalte dieser 

Aufklärung richtig bestimmen. 

Faschismus ist im Deutschen ein mehrdeutiges Wort: es bezeichnet eine Organisation, Bewegung 

oder Partei, eine Ideologie und eine Staatsform, die faschistische Diktatur genannt wird. Und diese 

Diktatur ist eine der denkbaren, möglichen und verwirklichten Ausprägungen bürgerlicher Herr-

schaft. Das ist das Wesen der Sache und des Streits. Eine Ausprägung neben anderen: der konstituti-

onellen Monarchie, der parlamentarischen Republik oder auch dieser oder jener Form autokratischer 

Herrschaft. In welchen dieser Formen die bürgerliche Gesellschaft ihren staatlichen Rahmen findet, 

hängt nicht in erster Linie von Überzeugungen ab, wiewohl die beim Handeln von Menschen immer 

im Spiel sind, sondern davon, welche von ihnen den in der Gesellschaft dominierenden Interessen 

und deren Verfechtern dient, sie fördert und womöglich auch sichert. Als sich die Weimarer Repub-

lik, gemessen an diesen Anforderungen, als untauglich erwies, begann das Suchen nach Alternativen. 

Von den Suchenden wurde sie im Faschismus gefunden und durchgesetzt. Die dieses Resultat fürch-

teten, erwiesen sich als zu schwach, es zu verhindern. Es wäre wünschenswert, wenn das in deutschen 

Schulbüchern stünde. Womit wir bei einer weiteren Frage wären: Kümmern sich die Antifaschisten 

hierzulande hinreichend darum, was in jenen Büchern steht, mit denen die Heranwachsenden in den 

Schulen umgehen? 

Nun werden Geschichtswissen und Geschichtsbewusstsein nur zu einem schwer zu bemessenden Teil 

aus Büchern gewonnen. An seiner Bildung ist zu einem anderen Teil die Begegnung mit der Ge-

schichte in öffentlichen Räumen beteiligt, im Alltag beim Gang durch Straßen und Plätzen, bei der 

Begegnung mit Denkmälern und Gedenktafeln, dem Besuch von Museen und Ausstellungen. Der 

Bund des Antifaschisten hat auf diesem Feld viel getan und sich Verdienste erworben, durch das 

Hervortreten mit eigenen Initiativen wie durch die Abwehr von ungerechtfertigten Demontagen sol-

cher Erinnerungen und auch durch Einsprüche gegen den Missbrauch oder die Verzerrungen ge-

schichtlicher Leistungen. Die Berliner leben nach wie vor in Straßen, die nach den „Helden“ des 

Ersten Weltkriegs benannt sind, aber sie haben die nach 1990 verübte Schande noch nicht beseitigt, 

dass die hinter diesem Gebäude der Humboldt-Universität verlaufende Straße unter Mitwirkung von 

Historikern, die sich als Demokraten verstanden, den Namen Clara Zetkin verlor zugunsten der So-

phie Dorothea von Preußen, der Gemahlin des Soldatenkönigs. Dabei verlagern sich die gesellschaft-

lichen Auseinandersetzungen auf ein scheinbar unpolitisches Feld. Wissenschaftliches oder techni-

sches Verdienst wird als hinreichendes Äquivalent gewertet, das von politischer Haltung absehen 
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lässt. So argumentieren in Sachsen die Verteidiger der Namengebung einer Schule nach Ferdinand 

Sauerbruch und in König Wusterhausen diejenigen, die einen Gewerbepark nach einem Erfinder im 

Zeppelinbau benannt wissen wollen, der im Ersten Weltkrieg mit seiner Firma Profit ausschließlich 

durch die Belieferung der kaiserlichen Armee verdiente. 

Im Zentrum der Auseinandersetzung um das Gedenken in den öffentlichen Räumen stehen jene An-

tifaschisten, die Kommunisten waren. Die hätten nur für eine andere, nicht weniger grausame Dikta-

tur gekämpft, weswegen sie im Grunde an einer falschen Front standen. Damit wird der unstreitig 

zahlreichste Teil des antifaschistischen Widerstands ausgegrenzt. Insofern betrifft die inszenierte 

dümmliche deutsche Debatte über den Kommunismus, der als eine Ausgeburt des Denkens und der 

Untat von Stalin und Pol Pot hingestellt wird, alle Antifaschisten, die Toten wie die Lebenden und 

die Kommenden. Die diese Art von geistiger Kommunistenjagd in Gang gesetzt haben und sie teils 

und am liebsten vom geistigen bereits wieder ins politische und in Sonderheit ins juristische Feld 

ausdehnen würden, spekulieren auf die inzwischen erzeugte Verdummung weitester Kreise, die sie 

als ihr Werk betrachten können. Machen wir uns an einem Beispiel klar, das hergeholt zu sein scheint, 

was in Deutschland 2011 möglich ist: Auf der Bühne des Renitenz-Theaters in Stuttgart streiten Ko-

miker um die Verleihung des Goldenen Besens. In einem Duo nervt die Frau ihren Partner mit der 

Frage: „Wie hieß noch mal die Hitlerjugend von den Kommunisten?“ Das mochte – die Satire darf 

alles – als Bloßstellung von Dummheit gemeint sein. Was aber, wenn die Stuttgarter Zeitung die 

Frage im Fett- und Farbdruck in die Mitte ihres Berichts stellt und sie nicht als Ausfluss von Blödheit, 

sondern als „Halbwissen“ bezeichnet? Und um von der Kabarettbühne in die Schulwirklichkeit zu 

kommen: In Leipzig hat ein Schulmuseum eine Ausstellung auf Reisen geschickt, die Hitlerjugend 

und Freie Deutsche Jugend vergleicht, nicht in der Absicht ihrer Entgegensetzung, sondern ihrer 

Gleichsetzung. Die geschichtlichen Bündnisse von Antifaschisten haben Kommunisten, Sozialisten, 

Demokraten, Liberale zu gemeinsamer Aktion vereint, sie haben in ihren besten Zeiten und Daseins-

weisen nicht gefragt, bist Du Christ oder Atheist, sie haben – den Hochmut gab es zeitweilig auch – 

nicht nach höheren oder niederen Stufen eines Antifaschismus unterschieden. Aber: Zu ihrem Mitei-

nander gehörte die Achtung der Überzeugungen und auch des Glaubens des Anderen, zählte Toleranz. 

Daran könnten wir uns erinnern, wenn heute eine Verteufelung der Kommunisten oder auch die Be-

schimpfung der Kritiker der Regierungspolitik Israels als Judenfeinde vorgenommen wird. 

Nun mögen uns – ich komme von den Fragen an die Geschichte in die Gegenwart – manche unserer 

Zeitgenossen als Überbleibsel aus dem vergangenen Jahrhundert ansehen. Um von mir zu reden, auf 

den ja der Verdacht auch als Person fallen könnte, ich habe mir, als ich mich fünfzehnjährig der 

antifaschistischen Jugend in Weimar anschloss und dort ein Schüler von Stefan Heymann, Kurt Gold-

stein und anderen Widerstandskämpfern wurde, nicht träumen lassen, dass wir es mit Faschisten – 

oder wie jetzt meist heißen Nazis oder auch Neonazis – im 21. Jahrhundert überhaupt noch zu tun 

haben würden. Idee und Praxis dieser Faschisten galt mir als so abgrundtief diskreditiert, dass ich nur 

an das Ab- und Ausräumen dachte, mir aber auch nur eine partielle Wieder- oder Neuinstallation 

nicht vorstellen konnte. Auch in diesem Punkte erwies sich, dass Irren menschlich ist und Voraussa-

gen besonders Risiko behaftet. Was wir heute an faschistischen Losungen, Konstrukten und Aktivi-

täten antreffen, sind nicht mehr Überbleibsel des „klassischen Faschismus“, wie lange behauptet 

wurde, aber vor Jahrzehnten schon nicht richtig war. Gewiss beziehen die Nazis von heute auch An-

leihen bei ihren Vorläufern, wobei dies aus mehreren Gründen für die problematisch ist, bedeutet es 

doch ein Stück Selbstentlarvung. Doch der Boden, auf dem sie agieren, ist der unserer jetzigen Ge-

sellschaft. Auf deren Widersprüche beziehen sie sich und sie und deren vorgebliche Lösung beziehen 

sie sich. Sie Ideologen und Führer dieser Nazis wissen, dass es in dieser Gesellschaft ein Protestpo-

tential gibt, Menschen, vor allem jüngere, die ohne Kenntnis gesellschaftlicher Zusammenhänge nach 

grundlegendem Wandel rufen. Darauf spekulieren sie. Daraus errechnen sie sich ihre Chancen. Wie 

ihre Vorgänger operieren sie mit einfachen Parolen. Während ihre Konkurrenz weitläufige Pläne zur 

Integration von Ausländern entwickelt, fordern sie: „Deutsche zuerst“. Um dieses Prinzip plausibel 

zu machen, brauchen sie nichts zu erfinden. Dass die deutschen immer vorn sein müssen, am besten 

auf Platz eines, wird denen von vielen beständig beigebracht. Beispielsweise in der Warenreklame: 

Kaufen Sie nur unser deutsches Motorenöl. Dann sichern sie deutsche Arbeitsplätze. Kurzum: 



350 

Nationale Überheblichkeit, nationaler Egoismus, nationaler Hochmut sind keine Spezialität, ge-

schweige denn ein Monopolbesitz der äußersten Rechten, der Nazis. Es ist kein Zufall, dass Brechts 

Kinderhymne mit den Versen „Und nicht über und nicht unter / andern Völkern wolln wir sein“ noch 

nicht zur Nationalhymne erhoben worden ist. Das wird wohl erst geschehen, wenn man keine mehr 

braucht. 

Nun haben diese Nazis heute so wenig eine Chance, an das Staatsruder zu gelangen, wie Hitler und 

die Seinen im Jahre 1923. Warum ist das so? Weil die gegenwärtige bürgerliche Gesellschaft in ihrer 

derzeitigen politischen Organisationsform die Ansprüche der in ihr herrschenden und von ihr profi-

tierenden Kreise befriedigt, mal weniger, mal mehr gut, in jedem Falle also gut. Hätte es dafür eines 

Beweises noch bedurft, ist sie durch die ökonomische Krise erbracht worden. Sie hat die verbreitete 

Vorstellung gestärkt, dass in dieser Verfassung die notwendigen Verbesserungs- und Reparaturarbei-

ten geleistet werden können, ein grundlegender Umbau überflüssig ist und nur Risiken und Unwäg-

barkeiten heraufbeschwören würde. Eben wird das Volk davon überzeugt, dass dies auch im Hinblick 

auf die Probleme der Fall ist, die auf dem Feld der Auseinandersetzung von „Mensch und Natur“ 

entstanden sind. Hier geht es nicht allein um propagandistische Aushilfen und die Verbreitung der 

Vorstellung, die regierenden Politiker – heute die, morgen jene haben alles im Griff. Dazu dienen die 

Berufungen auf Leistungen bei der Krisenüberwindung ebenso wie die Versicherung, alle Gefahren, 

die aus „technischen Fortschritten“ hervorgehen können, vorsorglich abzuwenden oder doch zu mi-

nimieren. Verbreitet wird ein Geschichtsbild des 20. Jahrhunderts, das besagt: dieses Jahrhundert ist 

gekennzeichnet durch den Sieg über zwei die Menschheit bedrohende Diktaturen. Nun aber, an der 

Wende zum Einundzwanzigsten, hat jedenfalls der Teil der Menschheit, der Europa und Nordamerika 

bewohnt, mit der nun dominierenden Staatsform, der bürgerlich-parlamentarischen Demokratie in 

den Zustand gefunden, der Zukunft verheißt und der exportfähig ist und exportiert werden muss. Wir 

stehen bereit, allen zu helfen, die sich auf diesen Import einlassen wollen, wie wir das schon in Af-

ghanistan und im Irak taten und tun. 

Folglich: Faschisten in jeder Couleur – und soweit liegen sie farblich ohnehin nicht auseinander – 

werden akut und auf Sicht nicht benötigt. Daran schließen sich zwei Fragen: Warum, wenn sie doch 

eine Randerscheinung bleiben, lohnt es sich dann, ihnen überhaupt Aufmerksamkeit zu schenken und 

ihnen mit einem erheblichen Kräfteaufwand entgegenzutreten? Und: Warum lässt der Staat sie nicht 

nur gewähren, sondern begünstigt und sichert ihre Tätigkeit durch finanzielle Zuwendungen aus Steu-

ergeldern und auch ihr öffentliches Treiben namentlich in den Städten? Die erste Frage betrifft unsere 

Organisation und alle Antifaschisten unmittelbar. Eine mitunter zu hörende Antwort darauf lautet: 

Weil sie, ähnlich der Hitlerpartei in den zwanziger Jahren, so etwas wie eine Herrschaftsreserve dar-

stellen, auf die sich im Bedarfsfalle zurückgreifen lässt. Besieht man sich diese Reserve, mag man 

daran nicht recht glauben, selbst, wenn man weiß, dass die Hitlerpartei in ihren frühen Anfängen 

ähnlich kläglich aussah. Doch geht es hier nicht in erster Linie um das Personal, seine Menge und 

Qualität. Noch scheinen die herkömmlichen Methoden der Herrschaftsstabilisierung bei weitem nicht 

ausgeschöpft, also die Beschneidung der demokratischen Rechte, die Anwendung von immer raffi-

nierteren und zahlreicheren Mitteln der Manipulation und vor allem der Instrumente und Mechanis-

men der Erfolgsbestechung. Es geht nicht in erster Linie um eine Daseinsvorsorge für die bürgerliche 

Gesellschaft, sondern um die momentane Rolle dieser (neo)faschistischen Gruppen. Die wirken auf 

dreierlei Weise (1.) als ein Auffangbecken einer unzufriedenen Minderheit der Gesellschaft, wobei 

diese Unzufriedenheit ihre Wurzel nicht nur im materiellen Bereich und in sozialer Benachteiligung 

hat. Die dort Aufgefangenen aber sind der Gesellschaft insgesamt ungefährlich. Sie sind dort vom 

Standpunkt der Herrschenden besser aufgehoben als in irgendwelchen Organisationen und Zusam-

menschlüssen der Linken, denn was sich da antibürgerliche und antikapitalistisch aufführt, ist so 

harmlos wie die Hitlerleute es waren, die mit ganz ähnlichen pseudorevolutionären Parolen operier-

ten. (2.) Die Existenz dieser verschiedensten rechtsextremen Zusammenrottungen bietet einen nicht 

zu unterschätzenden agitatorischen Vorteil. Mit dem Fingerzeig auf sie erscheinen die Stützen dieser 

bürgerlichen Zustände als die Kräfte und Parteien der Mitte. Sie grenzen sich von diesen ihm Worten 

mehr ab, als sie in Wahrheit von manchen Positionen von NPD, DVU, Republikaner und den anderen 

Gruppen entfernt sind. Eine dieser Gruppen hat in Baden-Württemberg eben schlicht plakatiert: 
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„Sarrazin hat recht“ und der Mann ist Mitglied einer Partei geblieben, die sich zur linken Mitte zählt. 

(3.) Die den Rechtsextremen eröffneten Möglichkeiten der Aktion stellen eine Herausforderung dar, 

sie beschäftigen die Antifaschisten, saugen deren Gegenkräfte gleichsam an und ergeben, dies ist ein 

weiterer manipulativer Vorteil, Bilder, die vom Kampf der Extremisten – das Wort ist ein Kampfbe-

griff gegen die Linken – zeugen sollen, wovon der Bürger sich am besten fernzuhalten hat. Es ist ein 

großer Fortschritt, dass diese Rechnung, wie Dresden jüngste bewies, nicht mehr immer und überall 

vollends aufgeht. Kurzum: diese ungefährlichen Gegner von Demokratie und Republik stellen aus 

der Sicht der Herrschenden eine widersprüchliche Erscheinung dar. Sie bilden in gewissen Grenzen 

eine nützliche und entgegen ihrem Erscheinungsbild auch eine systemerhaltende Kraft. Deswegen, 

denn das ergibt doch eine entfernte Wesensverwandtschaft, kann sich die unabhängige Justiz so 

schwer von ihnen trennen. 

Wie immer aber man Rolle und Perspektiven der (Neo)Nazis einschätzt, es sollte für Menschen von 

republikanischer Gesinnung darauf allein nicht ankommen. Sich ihnen entgegenzustellen ergibt sich 

allein schon aus humanistischer Gesinnung und Gesittung, zu der noch immer ihre praktische Betäti-

gung gehörte. Wir wollen auf unseren Straßen keine Leute sehen, die mit Parolen daherkommen wie 

(die vom Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe für strafrechtlich unbedenklich erklärte) „Ruhm und 

Ehre der Waffen-SS“, wir wollen diese Haufen nicht marschieren sehen, die auf ihrer Kleidung ver-

künden, dass sie über Leichen gehen, und die sich verlogen oder ahnungslos als „Patrioten“ deklarie-

ren. Es sollte gelegentlich klargemacht werden, wohin wir mit derlei Auftritten geraten sind. Leute, 

die nach dem Ende des Krieges in Deutschland mit solchen Fahnen, mit solchen Parolen und so an-

getan sich öffentlich gezeigt hätten, wären wo auch immer von den Besatzungsmächten aus dem 

Verkehr gezogen worden. Jedes Mädchen und jeder Junge, der in die Fänge dieser National- und 

Rassenchauvinisten gerät, ist ein Opfer unserer Zeit und unserer Untätigkeit oder Gleichgültigkeit. 

Damit sind zwei Adressaten antifaschistischer Arbeit und Appelle bezeichnet: die Richter- und die 

Lehrerschaft dieses Landes. 

Antifaschismus – das war seit seinen Anfängen immer auch Bekenntnis und Tat für den Frieden zwi-

schen den Staaten und Völkern. Die mit Mussolini, der zu den Treibern für Italiens Kriegseintritt 

1915 gehörte, 1922 in der ersten Reihe auf Rom marschierten, waren dekorierte Kriegshelden, und 

die sich ihnen entgegenstellten waren Friedensfreunde. Nicht anders in den Anfängen der Hitlerpartei, 

der „Führer“, der Generalstabsoffizier Ernst Röhm, der aufgrund seiner Kriegstaten zum Ritter erho-

bene Oberst Franz von Epp, der Leutnant in der bayerischen Jagdfliegerstaffel Rudolf Heß, der Pour-

le-Mérite geschmückte Jagdflieger Hermann Göring, der Oberleutnant Gregor Strasser, der Oberleut-

nant Joachim von Ribbentrop, der Leutnant Julius Streicher bis hinunter zum zu spät gekommenen 

Offiziersanwärter Himmler, sie alle rühmten sich ihrer Kriegsuntaten. Im Grunde genügte die Kennt-

nis der Biographien dieser politischen Rotte, um zu wissen, dass man es mit einer Kriegspartei zu tun 

hatte. 

1945 wurde weithin geglaubt, dass die Deutschen diese Sorte von Politikern ein für alle Mal verab-

schieden und also los sein würden. Inzwischen führt Deutschland Krieg in Asien und wünscht den 

verbündeten Kriegern, die in diesen Tagen in Nordafrika ihre überlegene Vernichtungstechnik skru-

pellos einsetzen, besten Erfolg. Das Bedrückende ist, dass die Deutschen an diese Teilnahme gewöhnt 

werden. Täusche sich niemand über die bekannten Zahlen über die Ablehnung des Krieges in Afgha-

nistan. Das sind meist harm- und also wirkungslose Erklärungen, die bei Telefonbefragungen ermit-

telt werden. In Wahrheit ist den Menschen ein neues, hinnehmbares Kriegsbild entstanden: der Krieg 

ist – erstens – fern, er erfordert – zweitens – weniger eigener Tote als in der „Heimat“ bei Verkehrs-

unfällen umkommen, von ihm wird – drittens – hinhaltend gesagt, er werde bald enden und – viertens 

und vor allem – ist er kein Krieg gegen einen Staat oder ein Volk, sondern gegen hinterhältige und 

mörderische Terroristen an der Seite von Ordnungskräften der jeweiligen Länder, die an die Macht 

gebracht oder an ihr gehalten werden müssten. Dass die Deutschen mit der Mehrheit der Europäer 

die Politiker und Militärs der NATO in diesen Tagen gewähren lassen, dass sich in zweifelsfrei de-

mokratisch gewählten Parlamenten kein einziger Abgeordneter findet, der Nein sagt, macht erschre-

cken, darf aber nicht zu einer Schreckstarre führen. Es ist darüber zu reden, wie heute Reklame für 
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Kriege gemacht wird, subtiler als seinerzeit mit Phrasen vom Kampf gegen den Bolschewismus und 

das internationale Judentum, und auch nicht mit dem völlig gleichen Ziel, es muss nicht Gefolgschaft 

sein, Gleichgültigkeit und Hinnahme genügen. 

Lasst mich, Kameradinnen und Kameraden, mit einem persönlichen Wort schließen. Meine erste 

Rede auf einem Kongress der Antifaschisten hielt ich im Dezember 1945 auf einer Tagung der anti-

faschistischen Jugend Thüringens in Gera. Kurt Goldstein war ihr Initiator. Das war eine spontane 

Intervention nach einer Rede, in der ein Pfarrer die evangelischen Kirchen als eine antinazistische 

Kraft schöngeredet hatte. Dies heute ist nun meine zweite Rede auf einer solchen Zusammenkunft. 

Damals war es – trotz alledem – leichter Optimist zu sein. Aber wie damals kann auch heute Zuver-

sicht nur kämpfend erworben werden. Es mögen uns unter dem Eindruck historischer Erfahrungen 

und Perspektiven die Worte des englischen Dichters und Teilnehmers am Freiheitskampf der Grie-

chen George Gordon Byrons, wonach der einmal begonnene Freiheitskampf immer, wenn auch 

schwer, gewonnen wird, uneingeschränkt nicht mehr gelten. Näher mag uns heute Ulrich Huttens 

vielfach missbrauchtes Bekenntnis „Ich hab’s gewagt mit Sinnen“ sein. Also. Lasst es uns weiter 

versuchen. Wer Historiker einlädt, läuft Gefahr, dass von Geschichte die Rede sein wird. 

 



353 

Militäreinsätze im Innern des Deutschen Reiches zwischen 1871 und 1945 

Einführender Beitrag zu einer Anhörung der Linksfraktion des Deutschen Bundestages über 

die Absicht von nicht von der Verfassung gedeckten Einsätzen der Bundeswehr im Inland.  

22. Mai 2006 im Abgeordnetenhaus zu Berlin 

Der Aufforderung, dieser Veranstaltung einen historischen Exkurs voranzusetzen, ließ sich aus zwei 

Gründen nicht leicht folgen. Der erste rührt aus dem Zweifel her, ob die Anregungen für politisches 

Handeln, die dieser Rückblick hergibt, nicht zu geringfügig sind, denn es wird von Ereignissen die 

Rede sein, die in dieser Perspektive ihr Verfallsdatum, schon hinter sich haben. Der zweite ergibt sich 

aus einer Verleitung, die umso größer ist, je näher der Termin des in Rede stehenden Ereignisses – 

der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 – rückt, in die politische Satire zu fliehen, die dem Ernst unseres 

Themas doch nicht gerecht werden kann. Ganz werde ich dieser Gefahr nicht entgehen. 

I. 

Das Großereignis naht. Die Freude des Vorausblicks ist getrübt, auch und vielleicht gerade für je-

manden, der – ohne, ein Fan zu sein – Fußballspielen Unterhaltungswert und mitunter ästhetischen 

Genuss abgewinnen kann, vorausgesetzt, sie werden von herausragenden Könnern in außerordentli-

chen Mannschaften und bei deren guten Tagen bestritten. Diese Weltmeisterschaft 2006 in Deutsch-

land wurde vom Beginn ihrer Vorbereitung an in politische Koordinaten fest ein- und auf Interessen 

ausgerichtet, die nicht die meinen sind. Geliefert wird ein Beispiel für die Instrumentalisierung eines 

Sportereignisses für politische Zwecke. Das ist längst internationaler Alltag. Für welche „deutschen“ 

Zwecke aber nun? 

Zugeordnet wurde diese Meisterschaft einer in der Bundesrepublik bereits seit längerem betriebenen 

Kampagne, die bisher nach dem Urteil derer, die sie organisieren und bezahlen, jedoch nur unbefrie-

digende, dürftige Erträge gezeitigt hat. Sie wird von Schlag- und Signalwörtern wie „Ein Ruck soll 

durch Deutschland gehen“, „Standort Deutschland“, „Wir sind Deutschland“ bezeichnet. „Aufbruch“ 

heißt die Parole wieder, die in deutscher Geschichte zwischen 1813 und 1933 schon den unterschied-

lichsten Kräften und Zwecken gedient hat. Gestärkt werden soll das Wir-Gefühl der Deutschen über 

alle sozialen, politischen und geistigen Schranken hinweg und geweckt ihr angeblich seit Jahrzehnten 

völlig verschütteter Nationalstolz. Die Deutschen, so der Bundespräsident, sollen sich auf ihren „gro-

ßen gemeinsamen Vorrat an Zielen“ besinnen. Optimismus zeigen, wird den Deutschen vielstimmig 

abverlangt und mit ihm Distanz zu allen, die zur Regierung der Großen Koalition und deren Pro-

gramm und Vorgehen Distanz zeigen oder Kritik äußern. Es dürfe, sagte der Bundespräsident bald 

nach deren Etablierung, „nicht alles von vornherein zerredet werden“. Die Bundeskanzlerin ver-

langte, nicht alles mies- und die Zuversicht nicht kaputt zu machen. Der kurzzeitige SPD-Vorsitzende 

sekundierte, „niemand solle über die Politik herziehen“. Die Erklärungen aus den Tagen und Wochen 

des Antretens der Merkel-Müntefering-Regierung erinnern politisch-methodisch (nicht durch das 

verfolgte konkrete Ziel) u. a. an jene 1934 von der Staatsführung betriebene Kampagne gegen „Kri-

tikaster“ und „Miesmacher“, die der Einschüchterung aller diente, die sich nicht uneingeschränkt 

hinter deren Fahne mit den Haken stellten. 

Patriotismus, was immer darunter verstanden werden mag, muss her, denn, so malt eine großbürgerli-

che Stimme die Gefahr riesengroß, wenn wir uns nicht mit Deutschland identifizieren, explodiert das 

Land. Nur auf diesem Wege wird doziert, könnten die Deutschen in die rechte Form gelangen, um in 

den politischen und wirtschaftlichen Auseinandersetzungen jetzt und in Zukunft zu bestehen. So und 

nur so werde das Land „nach vorne“ gebracht werden. Die viel benutzte Propagandaformel, die unge-

achtet und im Widerspruch zu allem unausgesetzten Verweisen auf die Exportweltmeisterschaft sug-

geriert, „wir“ seien zu weit nach hinten geraten, findet ihre Interpretation beispielsweise durch „uns 

Uwe“, wie die Hamburger Fußballbegeisterten einen ihrer Helden von gestern nennen. Uwe Seeler, 

Ehrenspielführer der Nationalmannschaft, weiß und lehrt: „Der Fußball lebt vom Fleiß, den müssen 

wir uns insgesamt wieder aneignen.“ Die Ballack & Co. in der Rolle von Vorreitern müssen sich auf 

deutsche Tugenden besinnen und die Deutschen sich an diesen wiederum ein Beispiel nehmen. 
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Das Turnier soll die Deutschen, so eine andere, nach der Volksgemeinschaft verlangende Bezeich-

nung seiner erhofften politischen Funktion, mit ihrem „Land zusammenschweißen“. Wie weit es ge-

lingen wird, diesen Plan der mentalen nationalen Aufrüstung der Deutschen zu verwirklichen, hängt 

freilich hochgradig davon ab, wie die sportliche Bilanz am Tage danach aussieht. Auf die darf vorerst 

gewettet werden. Es ist das politische Umfeld dieses Spektakels und es sind die Ziele, die mit ihm 

verfolgt werden, die junge Leute, die den Sport selbst betreiben oder ihn doch als Zuschauende mö-

gen, wünschen lässt, es möge diese deutsche Nationalmannschaft abschneiden wie in Portugal bei der 

jüngsten Europameisterschaft. 

Jedenfalls feiern wir Deutsche uns schon einmal vorab. Dabei ist jede Zurückhaltung längst aufgege-

ben, denn es wurden die Eindrücke bereits formuliert, welche die Gäste in unserem Lande gewinnen 

und welche sie bei dessen Verlassen mitnehmen werden. Ihnen steht nicht mehr und nicht weniger 

bevor als die Überwindung jenes Klischees, mit dem sie hier einreisen und das besteht, wie der WM-

Beauftragte der Goethe-Institute es formulierte, in „Bier, Wurst und bayerischer Gemütlichkeit“. 

Schon Gerhard Schröder hatte gewünscht, dass das Sportereignis zur „Visitenkarte unseres Landes“ 

werde. Ihre Beschriftung hat dann seine Nachfolgerin zu Jahresbeginn so formuliert: „Deutschland – 

das gastfreundlich, fröhliche und moderne Land der Ideen“. Genutzt werden solle die Chance, so der 

Mann aus der Zentrale der Goethe-Institute weiter, das „Bild der Deutschen im Ausland geradezurü-

cken“ und – bildreicher noch – ausgebracht werden müsse die „Saat der Veränderung“. Dass das 

gelingt, gilt als sicher. Denn auf wen werden die Gäste an den Spielorten treffen? In Hamburg auf 

weltoffene Menschen, deren Wort und Handschlag zählt und die Helfer in allen Lebenslagen sind. In 

Hannover auf Leute von einer ernsten Freundlichkeit. In Nürnberg auf solche, die sich seit Wochen 

schon in Feierlaune befinden. In Köln warten auf sie großartige Gastgeber, die ohnehin mit offenen 

Armen herumlaufen. In Leipzig erreichen sie eine Stadt der Gastfreundschaft und der Weltoffenheit. 

In Kaiserslautern stoßen sie auf aus ihrem Wesen heraus begeisterte Pfälzer. Die zurückhaltenden 

Schwaben werden die Besucher Stuttgarts als den „Inbegriffe der Weltoffenheit“ wahrnehmen. Ihre 

Gastfreundschaft werden auch die durch ihren herben Charme bekannten Berliner zeigen. Usw. Die 

Gelsenkirchener, die mit Fremden gleich per Du sind, werden den Gästen allerdings nur – das ist 

immerhin eine leichte Warnung – diese Seite zeigen, „wen sie nicht arrogant auftreten.“ München 

hingegen wird alles übertreffen, denn dort wird nicht nur das richtige Bild von Deutschland gemacht 

werden, sondern „wir werden alles daransetzen,“ versichert ein ehem. Weltmeister, dass unsere Tou-

risten [...] nach ihrem Besuch das ‚Grüß’ Gott‘ ebenso gut wie ‚Guten Tag‘ über die Lippen geht.“ 

Hier wird also eine Re-Christianisierungskampagne vorbereitet. Alle diese hymnischen Empfehlun-

gen ließ sich die Zeitung Welt am Sonntag (Ausgabe vom 21. Mai 2006, WM 2006 Spezial) von 

einstigen Fußballstars schreiben. 

Soviel zu den beabsichtigten Wirkungen im Hinblick auf die deutsche Auslandspropaganda. Die 

scheint in ihren Wirkungen gefährdet, fürchtet und warnt ein Berliner SPD-Politiker, wenn der Ein-

druck des Sportfestes überlagert wird von dem eines „Militärfestes“. In der Tat vermitteln Medien 

seit Wochen ein Bild, als habe sich Deutschland auf das Hereinbrechen einer Feindesschar vorzube-

reiten und dagegen zu wappnen. Und das sind die bisher ausgemachten: „Hools, „Hooligans“, „ge-

waltbereite Hooligans“, „Problemfans“, „deutsche Ultrafans“ und die „gefürchtetsten“ von allen die 

Hooligans aus Polen. Dagegen ist Vorsorge getroffen worden: Wir haben „Sicherheitszentren“ instal-

liert, verfügen über „Sicherheitsbeamte“ und „Sicherheitskräfte“, sind auf „Sicherheitskontrollen“ 

vorbereitet und waren imstande „Sicherheitsgarantien“ zu geben. Die aufgebotenen Kräfte befassen 

sich mit der „Terrorismusgefahr“ und mit „Gefahrenszenarien“, sie organisieren „Ernstfallübungen“ 

und fassen den „Notfall“ (eine andere noch unbestimmtere Formulierung lautet: Bedarfsfall“) oder 

auch das „Großschadensereignis“ ins Auge. Für diese undefinierten Fälle stehen mehrere tausend, die 

Angaben differieren, von Soldaten der Bundeswehr zum Einsatz bereit. Es arbeitet das seit 14 Jahren 

bestehende ZIS und das eben gegründet NICC, das sind die Zentrale Informationsstelle Sportgewalt 

und das eben vom Bundesinnenminister etablierte Nationale Informations- und Kooperationszent-

rum. In letzterem sind Mitarbeiter von 8 Bundesministerien vereint, gemeinsam mit Experten des 

Bundesnachrichtendienstes, des Verfassungsschutzes, der technischen Nothilfe. Die Beteiligten hei-
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ßen im Journalistendeutsch inzwischen schon mal „Hooliganjäger“. Dieses Aufgebot kommt, dies 

nebenbei, die deutschen Steuerzahler allesamt teuer zu stehen. 

Kurzum: der Bevölkerung wird ein Bedrohungs- und Schreckensszenarium an die Wand gemalt, dass 

sie, wenn nicht nach Gegenmaßnahmen verlangen, so diese doch hinnehmen lässt. Denn diese Pro-

paganda kann sich auf einen Boden beziehen auf dem längst Ängste um Eigentum, Leib und Leben 

und mit ihnen Erwartungen an den Staat entstanden sind, deren Schutz tatsächlich zu gewährleisten. 

Die Bürger wollen von ihren Besorgungen mit ihrer Geldbörse nach Hause kommen und ihre Kinder 

sollen ihr Handy noch besitzen, wenn sie aus der Schule und von Sportstätten oder Festen zurück-

kehren. Frauen wollen in öffentlichen Verkehrsmitteln unbehelligt, alte Menschen in der Öffentlich-

keit nicht angepöbelt und verhöhnt bleiben. Alle möchten Nahrungsmittel in der Gewissheit verzeh-

ren, nichts Unbekömmliches zu sich zu nehmen. Jeder will am Ende einer Flugreise dort landen, 

wohin er gebucht hatte. Und niemand möchte sich erst durch einen Anzeiger davon überzeugen müs-

sen, dass aus dem Wasserhahn am Morgen tatsächlich Trinkwasser läuft und nicht eine vergiftete 

Flüssigkeit. Es sind diese Befürchtungen, die aus eigenen oder fremden Erfahrungen herrühren, die 

den Ruf nach Sicherheit hervorrufen und mit ihm die Bereitschaft, dem Staat mehr Bewegungs- und 

Schalträume zuzubilligen, ohne danach zu fragen, welche Weiterungen sich aus der wohlbegründeten 

Preisgabe von Normen ergeben können, die ein Maß der Macht formulierten. 

II. 

Militär in einem Inlandeinsatz und nicht auf dem vielgerühmten Feld der Wahrung und Verteidigung 

der Interessen des Vaterlandes und der nationalen Ehre nach außen, das ist geschichtlich gesehen kein 

neues Thema, bezeichnet keine Wendung. Indessen soll diese Seite der Militärgeschichte weitgehend 

in Vergessenheit gebracht werden. Das jüngste Zeugnis dafür lieferte die 100-Fragen-Liste hessischer 

Herkunft. Wohl eher unbeabsichtigt und doch politisch instinktsicher, denn der Gedanke oder die 

Rede sollen nicht gebracht werden auf Revolutionen, weshalb nach dem Frankfurter Parlament und 

der Weimarer Nationalversammlung, nicht aber nach den Ereignissen gefragt werden sollte, ohne die 

weder das eine noch die andere zustande gekommen wären. Folglich verbindet der deutsche Bürger 

mit Begriffen wie Militär, Armee, Heer, Streitkräfte und ähnlichen vor allem die Vorstellung von 

Kriegen mit äußeren Gegnern. Davon hat das Deutsche Reich Zeit seiner Existenz drei geführt, den 

gegen Frankreich 1870/71, aus dem es hervorging, den Ersten Weltkrieg von 1914 bis 1918 und den 

Zweiten von 1939 bis 1945. Mit diesen Daten aber erschöpft sich die Verwendung deutscher Streit-

kräfte zu Auslandseinsätzen nicht. Zu ihnen gehören unter jeweils spezifischen Bedingungen, die 

Niederkämpfung des sogenannten Boxer-Aufstands in China, die Kriege gegen die Bewohner deut-

scher Kolonien in Afrika und die Teilnahme am spanischen Bürgerkrieg. Nahezu vollständig verges-

sen sind die Baltikumer, deutsche militärische Kräfte, die am Interventionskrieg gegen Sowjetruss-

land teilnahmen. 

Doch bevor das Deutsche Reich noch gegründet war, hatte die bürgerlich-spätfeudale Gesellschaft 

den Sündenfall des Einsatzes der Armee gegen das eigene Volk schon hinter sich. In Berlin, Wien 

und zuletzt in Baden waren Militäreinheiten deutscher Staaten gegen das eigene rebellierende Volk, 

gegen die Revolution eingesetzt worden. Die Herrschenden haben diese Erfahrungen übrigens ver-

wertet in einer Weise, die mancherorts trotz des Bombenkrieges bis heute in der Stadtarchitektur von 

einstigen Regierungssitzen wahrzunehmen ist. Es erfolgten Neubauten von Kasernen, die so gelegen 

waren, dass die politischen Zentren der Macht ohne lange Anmarschwege zu erreichen und im Wie-

derholungsfalle zu sichern waren. Dass die Armee ein Instrument sei, dass im „Notfall“ gegen das 

eigene Volk verwendet würde und deren Angehörige darauf vorbereitet werden müssten, war im Kai-

serreich ein öffentlich einbekanntes und durch Wilhelm II. einprägsam formuliertes Prinzip. Auf einer 

Vereidigung von Rekruten aus den Berliner Vororten sagte der Kaiser am 7. November 1900: „Ihr 

habt den Feind niederzukämpfen, ihr habt auch im Innern die Ordnung aufrecht zu erhalten.“ 

Praktiziert wurde das knapp ein Jahr vor Beginn des Ersten Weltkriegs in der kleinen elsässischen 

Stadt Zabern, wonach das Vorkommnis seinen Namen hat: die Zabern-Affäre. Als es zu Protesten 

der Einwohner gegen das missachtende Verhalten eines Offiziers der dort stationierten Infanterie-
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Einheiten gegenüber der eingesessenen Bevölkerung und zu Schikanen gegenüber Rekruten aus die-

ser Gegend kam, verhängte der Regimentskommandeur den Belagerungszustand und das Militär ging 

mit der blanken Waffe und mit scharfer Munition ausgerüstet gegen die Zivilisten vor, unter denen 

Verhaftungen vorgenommen wurden. Das Geschehen kam vor den Reichstag, aber es offenbarte mehr 

die Ohnmacht dieses Parlaments gegenüber dem selbstherrlichen Regime des Kaisers und der Mili-

tärgewalten. „Immer feste druff!“ lautete in einem Telegramm des Kronprinzen Wilhelm die Zustim-

mung zum Vorgehen des Kommandeurs vor Ort, den Wilhelm II. mit einem Orden auszeichnete. 

Dem Prinzip, dass das Heer auch eine Ordnungsmacht im Staatsinnern sei, wurde in die Republik 

nicht abgeschworen, sondern es wurde mitgenommen. Mehr noch: diese Republik wäre in der Form, 

in der sie existierte gar nicht ins Leben getreten, ohne die militärische Niederschlagung jenes Teils 

der Revolutionäre, der auf tiefgreifende gesellschaftliche Veränderung zielte und sich an der russi-

schen Revolution orientierte. Dabei offenbarte sich in der Anfangsphase der Auseinandersetzungen, 

dass die Reaktion geeignete, das hieß: verlässliche Kräfte erst formieren musste. Diese Erfahrung 

sollte noch eine Rolle spielen. Die Verwendung des Militärs, nun der Reichswehr, gegen Unruhen 

und Arbeiteraufstände hat sich in den ersten Jahren der Weimarer Republik bis in das Jahr 1923 hinein 

mehrfach wiederholt. Jedoch: So wenig Skrupel der Kampf gegen „die Roten“, „die Bolschewisten“ 

den Generalen machte, so hielt es sie doch von der Aufgabe ab, die „schimmernde Wehr“ wieder und 

modernisiert aufzubauen. In die sozialen Auseinandersetzungen in der Endphase der Republik griff 

die Staatsmacht mit Reichswehrformationen nicht ein, das bewältigten – auch schießend – Polizei-

einheiten. 

Die Frage, wie die politisch organisierten deutschen Arbeiter und die Gewerkschaften die Provoka-

tion des 30. Januar 1933 beantworten würden, war noch nicht entschieden, als sich Adolf Hitler am 

fünften Tage seiner Kanzlerschaft an verschwiegenem Ort mit den Spitzenmilitärs der Reichswehr 

traf. Was er ihnen dort versicherte, war, dass er sie und die Reichswehr für die Vorhaben der Innen-

politik nicht benötigen werde, sondern entschlossen sei, diese durch seine eigenen paramilitärischen 

Formationen erledigen zu lassen. In der militärisch knappen Niederschrift eines Teilnehmers des 

Treffens lautet das: „Der Kampf im Innern nicht ihre (der Reichswehr – K. P.) Sache, sondern der 

Nazi-Organisationen.“ Das war den Generalen doppelt willkommen, denn es gefährdete ihr Ansehen 

nicht (eher das der partiellen Konkurrenz) und lenkte sie von der Konzentration auf jene Aufgaben 

nicht ab, denen sie sich nach dem Weltkrieg mit Vorrang gewidmet hatten. Es ging auch darum, dem 

weithin pazifistisch gestimmten Volk wieder Geschmack an Militär, Aufrüstung, Wehrpflicht zu ma-

chen. Das gelang durch den Einsatz kombinierter Mittel von der Presse und Literatur bis zum Film 

und erfolgte unter Teilnahme der Wehrmacht, wie die Reichswehr seit 1935 hieß. Der innenpolitische 

Einsatz des Militärs zielte auf Reklame und die Einnebelung der mit dem Ausbau der Streitkräfte 

verfolgten Ziele. Dem dienten der sogenannte „Tag der Wehrmacht“ mit den offenen Türen, Luken 

und Toren der Kasernen, Flugplätze, Kriegsschiffe und weiterer Einrichtungen, in denen Kinder und 

Jugendliche, aber nicht nur sie, in Panzern, auf Geschützen und anderem Kriegsgerät herumkrochen 

und -krabbelten. Dem Inland wie dem Ausland wurde versichert und demonstriert, dass diese Wehr-

macht einzig für defensive Aufgaben bestimmt sei und ihren Auftrag erfülle, das „nationalsozialisti-

sche Aufbauwerk“ zu schützen. 

Die Olympiaden des Jahre 1936 mit den Sportstätten in Garmisch-Partenkirchen, in Berlin und Kiel 

gaben Gelegenheit, dem Ausland das harmlos-friedfertige Gesicht dieses „Dritten Reiches“ zu zeigen 

und – um die Formulierung noch einmal aufzugreifen und abzuwandeln – das Deutschland-Bild des 

Auslandes zurecht zu rücken. Das war geprägt durch Nachrichten aus Konzentrationslagern, über die 

brutalen justizförmigen Verfolgungen, über die eigenmächtige, internationale Spannungen riskie-

rende Außenpolitik, die sich bei der Besetzung der entmilitarisierten Zone des Rheinlands eben, im 

März 1936, offenbart hatte. Die Wehrmacht löste für die Olympischen Spiele logistische Aufgaben 

der Organisation. Niemand hielt ihren Einsatz für Sicherheitsvorkehrungen für nötig. Dieses Reich 

wünschte sich so wenig wie möglich militarisiert zu zeigen. 

Hitler, der zu seinen Erlebnissen bei Kriegsende und in der Revolution offenbar ein traumatisches 

Verhältnis besaß, verkündete nicht nur, dass es in Deutschland einen zweiten 9. November nicht 
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geben werde, sondern er traf dagegen auch Vorsorge. Sie bestand in der Schaffung einer Spezial-

truppe unter dem Namen SS-Verfügungstruppe, von stationierten Sonderformationen der Schwarz-

uniformierten. Die Geschichte des Regimes erwies auch unter den schwersten Belastungen des Krie-

ges, dass deren Einsatz nicht notwendig wurde. Die Einheiten standen, mit anderen Formationen in 

der Waffen-SS vereint, für Aufgaben außerhalb Deutschlands zur Verfügung. Während die seit 1935 

auf der Basis der allgemeinen Wehrpflicht rekrutierte Wehrmacht in den Vorkriegsjahren eine hohe 

Popularität in Teilen der Bevölkerung gewann, galt das für die Formationen des Schwarzen Korps 

nicht. Das Ansehen der Wehrmacht aber wurde eine Grundlage für die dann vielbeschworene Einheit 

von „Front und Heimat“ im Kriege. 

Auch in den Jahren von 1939 bis 1944 blieb es dabei, dass die Wehrmacht für die Verwendung zu 

Zwecken der Eroberung, der Besetzung und Beherrschung fremder Länder eingesetzt wurde. Andere 

paramilitärische Einheiten wie der Arbeitsdienst, der Luftschutz, die Hitlerjugend usw. verrichteten 

Arbeiten, die zur Normalisierung des Lebens von Zivilisten unter den Kriegskatastrophen (nach Luft-

angriffen insbesondere) notwendig wurden. Erst 1945 änderte sich das Bild partiell. Während die 

Wehrmachtsführung den Kampf auch fortsetzen ließ, als die Gegner das Reichsgebiet erreicht hatten 

und die Schlachtorte darauf nun Königsberg, Breslau, Lauban, Aachen, Ruhrkessel, Seelower Höhen 

und Halbe hießen, wodurch sich die Leiden der Zivilisten verlängerten, wurde Militär und namentlich 

die Kriegsmarine eingesetzt, die Bevölkerung aus dem Osten, vor allem aus Ostpreußen auf dem 

Schiffswege westwärts zu transportieren. Um diese Transporte, die in weitere Katastrophen wie den 

Untergang der „Wilhelm Gustloff“ führten, rankte sich früh die Legende, sie seien zum Schutze und 

zur Rettung von Frauen und Kindern erfolgt. Sie verklärte die Rolle der Wehrmacht insgesamt und 

rechtfertigte insbesondere den Kampf gegen den „Bolschewismus“ und die Fortsetzung des Krieges 

durch die Militärführer in Kenntnis der Unabwendbarkeit der Niederlage. 

Karl Dönitz konnte diese Legende als Angeklagter im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozess 

dem Gerichtshof ungestört erzählen. Sie gehört zu den zählebigsten der Geschichte des Zweiten Welt-

krieges. Bis heute wird ihr kaum die kontrafaktische, aber doch naheliegende Vorstellung entgegen-

gesetzt, dass das Vordringen der alliierten Armeen ins Reichsinnere, ob es der Einzug der sowjeti-

schen Truppen in Berlin oder der französischen in Pforzheim war, sich anders vollzogen haben würde, 

wenn sie sich nicht Meter um Meter noch hätten vorankämpfen müssen. Der bei weitem beste Schutz 

der Zivilbevölkerung, die längst fällige Lösung der Hauptaufgabe „nach innen“, wäre die Beendigung 

der Kriegshandlungen, die Kapitulation gewesen. In Wahrheit lagen diesen Evakuierungen zwei 

Überlegungen zugrunde, die in der Geschichte der Kriege nicht neu waren. Mit den technischen Mit-

teln, über welche die Wehrmacht noch gebot, ließ sich der Kampf inmitten der eigenen Bevölkerung 

nicht weiterführen. Die Divisionen brauchten dafür von den eigenen Leuten entleerte Räume. Und – 

zweitens – wo sie sich zurückzogen, sollten dem Gegner wie schon in dessen Land zerstörte Gegen-

den überlassen bleiben, in denen er keine einheimischen Hilfskräfte vorfand. 

Fazit: Die Geschichte des Militärs weist im fraglichen Zeitraum, dem Kaiserreich, der Weimarer Re-

publik, der faschistischen Diktatur keine Situation auf, die sich als Vorgänger oder gar als Vorbild 

der Absichten und Schritte ansehen ließe, die nun gegangen werden sollen, um einen Eröffnungszug 

für den inneren Einsatz von Militäreinheiten zu ermöglichen. Erkennbar ist nur, dass in der Verfol-

gung dieser Absicht Erfahrungen aus diesem weitläufigen Felde der Geschichte mitschwingen. Ge-

sucht und gefunden scheint eine Konstellation, in der eine solcher Schritt von der Bevölkerungsmehr-

heit akzeptiert wird und das umso mehr, je größer und phantasievoller und zugleich unbestimmt die 

Gefahr ausgemalt wird, die von den eigenen Bürgern und von einer Million erwarteter Gäste abge-

wendet werden soll. Es ist der Versuch eine sich bietende und dazu aufgebauschte Möglichkeit beim 

Schopfe zu fassen. Hinter ihm, wie klar formuliert oder auch nur erahnt, steht der Gedanke, dass die 

inneren Auseinandersetzungen auch in der Bundesrepublik nicht auf der Stufe bleiben könnten, auf 

der sie sich gegenwärtig abspielen. Es ist womöglich die Art, wie deutsche Politiker den berühmen 

Rat verstehen: Lerne zeitig klüger sein oder, weniger hochliterarisch ausgedrückt: Der kluge Mann 

baut vor. 
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Fragen – Zweifel – Hoffnungen 

Eindrücke aus aktuellen Debatten der Linken in Deutschland 

Der Artikel, den die Ko-Vorsitzende der Linkspartei in dieser Zeitung mit dem Blick auf die Konfe-

renz „Wo, bitte, geht’s zum Kommunismus“ veröffentlichte, würde nicht sie Hälfte seiner Aufmerk-

samkeit gefunden haben, hätten sich nicht Antikommunisten aller Couleur auf ihn gestürzt wie einst 

die Goldsucher in Alaska auf einen außergewöhnlichen Fund. Das Verdienst soll ihnen nicht verges-

sen werden. Zu ihm gehört, dass ihre Aktion ein tiefenscharfes Bild vom geistigen Zustand unserer 

schwarz bis rosarötlich auftretenden Politikerzunft zu geben vermochte. Auch wurden so weitere Bli-

cke auf die Elite dieser Gesellschaft möglich. Nicht ein einziger Wissenschaftler, der in seinem Fach 

internationalen Rang und in der deutschen Öffentlichkeit einen Namen besitzt, hat auf die Beweise 

eines schwer zu unterbietenden intellektuellen Tiefstandes reagiert und angemerkt – beispielsweise: 

Das geht im Lande der Dichter und Denker nicht. 

Indessen: Es ist zu früh eine Bilanz der Wirkungen und Folgen zu versuchen, die besagter Artikel 

hervorrief. Sie entfalten sich noch. Das gilt nicht nur für die Empörung, welche Mitglieder der Links-

partei in Wort und Schrift äußern. Es trifft vor allem auf eine in deren Reihen und über sie hinaus 

entstandene Debatte zu. Die Sozialisten diskutieren nicht nur, was notwendig war und bleibt, ihre 

Antworten auf Afghanistankrieg, Arbeitslosigkeit, Hartz IV und Rentenkürzungen. Die Sozialisten 

reden wieder über den Sozialismus. Sie machen klar, dass sie sich mit der Einnahme des Platzes, den 

die Sozialdemokratie unter Schröder und Müntefering geräumt hat und den wieder einzunehmen sie 

unter Gabriel vortäuscht, nicht begnügen. Die Linkspartei macht erneut deutlich: Sie ist weder die 

Nachfolgepartei der SED, wiewohl ein Teil ihrer Mitgliedschaft dort seine politisch-biographischen 

Wurzeln besitzt. Und ebenso wenig aspiriert sie auf die Nachfolge jener SPD, die mit Traditionen 

und Verdiensten dieser Partei, erworben in opferreichen Kämpfen, längst gebrochen hat. Sie sucht 

ihre eigene Form und die kann nicht durch die bloße Bestimmung ihres „Abstands“ von den Christ-, 

Frei-, Grün- und Sozialdemokraten gefunden werden. Wenn der eigene – nicht nur politische, sondern 

auch – historische Ort erst bestimmt ist, wird sich der übrigens unschwer abmessen lassen. Und eben 

über ihn ist der Anfang einer Debatte erreicht. Dank Lötzsch. Aufgeworfen ist die Grundfrage nach 

dem Verhältnis zu dieser bürgerlichen Gesellschaft und ihrer ökonomischen Struktur, die vom kapi-

talistischen Eigentum an den Produktionsmitteln geprägt wird. 

Damit aber wird ein ungeschriebenes Gesetz verletzt, dem in der freiheitlich-demokratischen Grund-

ordnung Geltung verschafft werden soll. Denn nach dem Verständnis der in ihr Herrschenden schlie-

ßen die demokratischen Freiheiten ein Recht nicht ein: über diese Gesellschaft hinaus zu denken und 

– schlimmer noch – andere und zumal junge Bürger dazu anzuregen. Gestattet wird dem Bundesbür-

ger von einigen liberalen Geistern eben noch in Nachtträumen Zukunftsbilder sich vorzustellen, Uto-

pien zu pflegen, Visionen zu entwickeln. Das darf unter Daunen (lateinisch: pluma) geschehen, zumal 

so Zufriedenheit sich gewinnen lässt. Tagträume hingegen, bei denen sich der Gedanke einstellt, wie 

aus Geträumtem das Verwirklichte werden könnte, sind unstatthaft. Wer dabei ertappt wird, für den 

gilt Wanted, mindestens zum Zwecke der Erfassung in die Kartei der Verdächtigen der Bundespoli-

zei. 

Für diese Praxis wird seit Jahren eine zweifache Rechtfertigung geliefert. Die eine besagt: Wir leben 

zwischen Saar und Oder im besten aller sozialen und politischen Zustände, die es je in einem deut-

schen Staat gab. Die lassen sich noch bessern, auch schließen sie weder Un- und Rückfälle noch 

Krisen aus. Doch wählen wir uns Regierungen, die uns bei der Behebung solcher Schäden und Miss-

geschicke beraten und führen, dann können wir, wenn nötig, gemeinsam als eine einzige große Re-

paraturkolonne agierend, erhalten und mehren, was wir schon besitzen. 

Die andere Begründung verkündet: Versuche, über diese „Ordnung“ hinauszugelangen, führen un-

vermeidlich in Diktaturen wie die Stalins oder Hitlers. Das habe die Geschichte bewiesen. Also dro-

hen Unfreiheit und Terror, Konzentrationslager oder Gulag, Misswirtschaft und Entbehrungen. Jede 

Idee von einer anderen Gesellschaft wird so mit Horrorbildern besetzt. Dabei ist der Schwindel 
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mindestens in einem Punkte auf den ersten Blick erkennbar. Hitler, der Kleinbürger aus der österrei-

chisch-ungarischen Monarchie, war, was er und seine Demagogen auch immer zusammenlogen, nicht 

einen Moment seines politischen Wirkens darauf aus, die Deutschen über die in der Gegenrevolution 

restaurierte bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft hinauszuführen. Er hat in dieser Debatte folglich 

nichts verloren, wird aber in sie zu dem Zweck hineingemogelt, die Abscheu, die dem Manne und 

dem Faschismus gilt, zur Potenzierung des Antikommunismus zu nutzen und – andererseits – die 

Gesellschaft, aus deren Boden die Diktatur der Faschisten wuchs, aus aller Geschichtskritik heraus 

zu halten. 

Wenn also der Hitler in Erörterungen über eine Gesellschaft nach dem Kapitalismus nichts zu suchen 

hat, bleiben – Stalin und das nach ihm benannte Regime. Keine Frage, die bolschewistische Partei, 

zu deren Führungsgruppe er gehörte, war mit einem Programm angetreten, das sich auf die von Marx 

und Engels entwickelte Vision einer Gesellschaft richtete, die über eine Vorstufe, den Sozialismus, 

in den Kommunismus, eine klassenlose Gesellschaft, führen sollte. Das ist in allen Jahren der Exis-

tenz Sowjetrusslands und dann der Sowjetunion als das Ziel bezeichnet worden. Stalin galt Millionen 

als der geniale Führer ihn eine neue Menschheitszukunft. So haben ihn Sozialisten und Kommunisten 

vieler Länder erdballweit verehrt, manche geradezu vergottet. Dann kam nach jahrzehntelangen Ein-

sprüchen antistalinistischer Sozialisten 1956 der 20. Parteitag. Doch folgte auf ihn kein Umbau des 

Regimes, das der nun schwerster Verbrechen angeklagte Diktator etabliert hatte. Dies ließ die Ent-

wicklung auf Irrwegen und führte in eine geschichtliche Sackgasse. Die auch in Ostdeutschland 1958 

ausgegebene Parole „Der Sozialismus siegt“ geriet in Museen. 

Diese Vergangenheit lastet auf allen schwer, die sich heute als Sozialisten bekennen, insbesondere 

auf denen, die „dabei gewesen“ sind. Und niemanden wundert, dass ihre Gegner diese Vergangenheit 

ausbeuten und, um ihr Vorhaben mit höchstem Nutzen zu betreiben, sie in ihren Ursachen und Ver-

läufen zusätzlich verwirren und verzerren. Das wird auf eine Zeit hin so bleiben, deren Dauer sich 

nicht abschätzen lässt. 

Wer also über den Sozialismus (oder Kommunismus) reden will, muss nolens volens über diese Ver-

gangenheit sprechen, welche die einen als Versuch bezeichnen, andere einen „ersten Versuch“ nen-

nen, den manche mit dem Kommentar versehen, der könne schon schief gehen wie andere erste Ex-

perimente auch. Bei der Wiederbeschäftigung mit dem Thema einer künftigen Gesellschaft können 

sich Sozialisten jedoch nicht allein von der Forderung der Distanzierung leiten lassen, die, von ihren 

Gegnern erhoben, natürlich die Verurteilung des Ganzen meint. Bezeichnet werden muss, was im 

vollständigen und verhängnisvollen Gegensatz zu den Zukunftsvorstellungen nicht nur von Marx und 

Engels geschah, sondern auch zu solchen aus ungleich älteren Zeiten. Die Gedankenbilder der Väter 

müssen mit jenen Realbildern, geschaffen von missratenen Nachfolgern, die sich als Schüler ausga-

ben, konfrontiert werden, nicht in erster Linie um der Anklage willen, sondern um zu jenen Entwürfen 

zurückkehren und sie kritisch durchmustern zu können. 

Das ist obendrein die leichtere Aufgabe, mit deren Lösung zweierlei freilich schon erreicht ist: Die 

Abweisung der derzeit unter die Deutschen gebrachten Betrügereien, die nicht nur zwischen Stalin 

und Marx, sondern ebenso zwischen ihm und allen Verfechtern kommunistischer Ideen eine gleich-

sam gesetzmäßige Beziehung von Ursache und Folgen konstruieren. Und – zweitens – die Störung 

jenes erwünschten Effekts, der, fällt der Begriff Kommunismus, den guten Deutschen ein Schreckens-

bild erscheinen lässt, neben dem die Höllen-Schilderungen des Dante Alighieri verblassen. 

Wollen, und das ist der ungleich schwierigere Teil ihrer Aufgabe, Sozialisten die verlorene Glaub-

würdigkeit – nicht als Person, sondern als Gruppe – zurück gewinnen, dann müssen sie auch zu er-

klären suchen, wie es dazu kommen konnte, dass eine tiefhumanistische Idee zu einer Wirklichkeit 

verkam, die in die Geschichte der Barbarei gehört, und es geschehen konnte, dass eine nicht genau 

bestimmbare Zahl der Ihren, jedenfalls doch Hunderttausende, und mit diesen eine weitere, sich zu 

Millionen summierende Zahl von Menschen getötet wurden. Diese Aufgabe ist nicht einmal in ihren 

Anfängen gelöst. Denn dahin führen keine Beschreibungen von Biographien und keine psychologi-

schen Deutungen, die nützlich und unerlässlich sein mögen. Notwendig ist eine Geschichte der 
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Sowjetunion, die zu schreiben Quellenstudien von einem schwer im Voraus messbaren Umfang er-

fordert und den vollständigen Zugang zu ihnen verlangt. Daran können sich nur organisierte For-

schergruppen wagen und die bilden sich in aller Regel erst, wenn in einer Gesellschaft das Fragen 

einsetzt, also sich ein Bedürfnis nach Wissen über die Vergangenheit geltend macht. Wie deutsche 

Historiker in erster Linie dafür verantwortlich waren, mit dem Blick auf die Nazizeiten zu erklären, 

warum und wie es geschehen konnte – sie sind sich darüber nicht einig und nicht an ein Ende gelangt 

–, so ist es Sache russischer Gesellschaftswissenschaftler dies im Hinblick auf die Stalin-Ära zu tun. 

Der Weg dürfte angesichts des Zustands und der Hinterlassenschaft der sowjetischen Historiographie 

noch weit sein. 

Noch einmal: Distanzierung ist notwendig, jedoch können sich Sozialisten so bescheiden nicht zei-

gen. Sie könnten sich jene Ratschläge Kurt Tucholskys, der von sich sagte, er sei ein „Anti-Antibol-

schewist“, gegeben nach der Niederlage des Jahres 1933, als Leitlinie gelten lassen: „Nein, es ist nicht 

unmenschlich viel verlangt, dass einer in sich gehen soll. Natürlich sollen die Leute nicht ihre ganze 

Vergangenheit desavouieren, das tue ich ja auch nicht. Aber lernen soll man.“ Und dazu seine Auf-

forderung, sich nicht nur zu fragen, was falsch getan wurde, sondern – weil das dem Tun doch meist 

vorausging – danach zu forschen, ob man nicht falsch gedacht habe. 

Es ist sinnlos und ärmlich, sich angesichts der bis in den Bundestag hochschlagenden Welle des An-

tikommunismus zu beschweren, dass hier Betrügereien geschehen und es an Fairness fehlt. Zu erwä-

gen wäre stattdessen, ob es nicht zweckmäßig ist, die Vorzugsgäste von Fernsehsendungen, die Stim-

mungen gegen die Linkspartei und alle Widersacher der bürgerlichen Gesellschaft schürten, mitunter 

ein wenig unter sich zu lassen, auch aus dem Gesichtspunkt, der – um Tucholsky noch einmal zu 

zitieren – in ähnlicher Situation bemerkt hat: „So tief kann man nicht schießen.“ Nicht dass die heute 

agierenden Antikommunisten denen vom faschistischen Typ gleichzusetzen wären. Doch ihr intel-

lektuelles Niveau, das mit Leerformeln wie Stalin gleich Kommunismus, Pol Pot gleich Kommunis-

mus auskommt und operiert, kann mit dem der Ideologen mit dem Hakenkreuz durchaus konkurrie-

ren. 

Die in Gruppen und Zirkeln der Linken belebte Diskussion über den Sozialismus gebiert nach dem 

ruhmlosen Untergang des von der Sowjetunion dominierten Staatensystems und den damit einherge-

henden Erfahrungen des Massenverhaltens – wen wundert’s – auch Zweifel. Sie zu bestärken gehört 

zur Strategie der Befestigung der bürgerlichen Gesellschaft. Namentlich, wer in der Überzeugung 

gelebt hatte, das Ende dieser Gesellschaft sei gesetzmäßig und seine Gewissheit auf die „Wissen-

schaft vom Sozialismus“ gründete, sieht sich in eine Situation versetzt, in der es Glaubenskraft 

braucht, auf einen grundlegenden Wandel im Gang der Weltgeschichte zu hoffen. Wo sind Kräfte, 

die ihn bewirken wollen und können? Wie können sie sich formieren? Und ist denkbar, dass sie sich 

gegen die ideologisch wie militärisch schwer bewaffneten Gegenmächte, welche die herrschenden 

Zustände zu verteidigen bereitstehen, je durchsetzen können? 

Wenn die Geschichte auch am Beginn des 21. Jahrhunderts überraschend eingetretene jähe Wenden 

aufweist, bewirkt durch Massenaktionen, die jüngste in Tunesien, überfordert es das Vorstellungs-

vermögen doch, sich konkrete Situationen eines Wandels vorzustellen, der nicht nur in die Auswechs-

lung einer Regierung oder im Austausch einer Staatsform mündet. Dem durch immer neue Tatsachen, 

nahezu alltäglich gewonnenen Gefahrenbild, das zeigt, wie die Herrschaft des Kapitals die Mensch-

heitsentwicklung sich abzeichnenden Katastrophen entgegentreibt, steht die Ungewissheit über das 

Was und wie sonst und das Wie weiter gegenüber. Die Frage Wo, bitte, geht’s zum Kommunismus, 

also in eine Gesellschaft, die auf Irrwegen nicht fortschreitet und auf ihnen nicht nur allenfalls abzu-

bremsen vermag, sondern sie verlässt, ist den Zeiten gemäß. Sie lässt sich diffamieren, aber sie lässt 

sich nicht abschaffen. Das Thema wird uns noch eingepaukt werden. 
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Der Feind steht links 

Vortrag gehalten am 19. Januar 2012 im Haus der Drucker, Berlin 

Das Thema „Der Feind steht links“ variiert eine ältere Diagnose, eine Warnung, einen Appell, der 

lautete: „Der Feind steht rechts.“ Der Ruf hat zu seiner Zeit weithin Aufsehen erregt, weil er von 

einem bürgerlichen Mann gesprochen wurde, einem Reichskanzler und das im Reichstag in einer 

dramatischen Situation. Die Rede ist von dem Zentrumspolitiker Joseph Wirth (1878-1956), einem 

aus der Reihe der nicht so häufig anzutreffenden wehrhaften bürgerlichen Republikaner, der 1922 an 

die Spitze der Regierung gelangte. Am Tag nachdem Reichsaußenminister Walther Rathenau ermor-

det worden war, das geschah am 24. Juni 1922, sagte Wirth im Parlament am Schluss seiner Rede, 

sich dabei den Abgeordneten der Rechten, der Deutschnationalen Volkspartei, zuwendend: „Da steht 

der Feind, der sein Gift in die Wunden eines Volkes träufelt. – Da steht der Feind – und darüber ist 

kein Zweifel: dieser Feind steht rechts!“ Der Bundeskanzler, der diese Warnung erneuern würde, und 

dafür gibt es Gründe seit langem, wird noch gesucht. 

* * * 

Wer hierzulande eine beliebige Tageszeitung aufschlägt. kann sicher sein, dass er in ihr auf die Be-

griffe rechts und links stoßen wird. Jedenfalls im politischen, meist auch im Sportteil. Die Verortung 

einer Person, Organisation, Partei oder Regierung, eines Standpunktes oder eines Programms mit den 

beiden Vokabeln gehört zur Alltagssprache, was einschließt, dass über ihre Bedeutung kaum noch 

tiefer nachgedacht wird. Jedermann glaubt zu wissen, was gemeint ist. Seit längerem scheinen die 

Begriffe rechts und links allein nicht ausreichend, um eine politische Erscheinung exakt zu bestim-

men. Daher kamen „Präzisierungen“ in Gebrauch. Unterschieden wird zwischen Liberalen und Links-

liberalen, Konservativen und Rechtskonservativen, einem Kabinett der Mitte, einem anderen, das als 

ein rechtes und einem dritten, das als linkes bezeichnet wird. Dazu gibt es Koalitionen der linken oder 

der rechten Mitte, eingegangen von entsprechend verorteten Parteien. Die haben meist einen rechten 

und einen linken Flügel. Auch die sogenannten Extremisten werden in Linke und Rechte gesondert. 

Dass alle diese Kennzeichnung reale Zustände und Verhältnisse aufklären, wird sich schwer beweisen 

lassen, eher, dass sie diese vernebeln. Frühere Begriffsbestimmungen von Parteien als fortschrittlich 

oder reaktionär, revolutionär oder reformistisch, bürgerlich, kleinbürgerlich oder proletarisch, fa-

schistisch oder antifaschistisch sind, wenn auch nicht verschwunden, so doch in die Geschichtsbücher 

verwiesen. Hat sich die Situation auf dem politischen Aktions- und Kampffeld wirklich so kompli-

ziert? 

Ausflug in die Sprachgeschichte 

Ursprünglich waren die Begriffe links und rechts in der Politik nicht anzutreffen. Sie sind da einge-

drungen. Wer sich in einem etymologischen Wörterbuch kundig macht, wird beim Suchen nach dem 

Wort links auf das Mittelhochdeutsche link gewiesen, dass es in der Verwendung von linker Hand 

gab. Nachdenklich mag der Hinweis stimmen, dass die entsprechenden Wörter im Englischen, also 

left, auch lahm, und im Französischen, gauche, auch schwankend bedeuten. Obendrein führt von link 

ein Weg der Sprachbildung zu linkisch, was ja so viel wie unbeholfen oder ungeschickt bedeutet. 

Wer nach dem Begriff rechts fahndet, liest dort: Das Adverb rechts ist der erstarrte Singular des Ad-

jektivs und recht wiederum besaß dereinst die Bedeutung von richtig und besagte, dass der Gebrauch 

der rechten Hand der Gebrauch der richtigen war. Damit lässt sich für unsere Zwecke nicht weiter-

kommen. Zumal: dass die rechten Parteien auch die richtigen seien, wird sich nicht nur für Deutsch-

land schwer glaubwürdig machen lassen. 

Der heutigen Verwendung von links in der Politik gerät auf die Spur, wer vom Mittelalter in die 

Gegenwart voranschreitet und sich in die Geschichte der französischen Revolution der Generalstände 

und der Nationalversammlung begibt. Als die revolutionäre Phase von der restaurativen abgelöst 

wurde, konnte die Gegenrevolution doch das Parlament nicht liquidieren. In ihm saßen, vom Präsi-

denten aus gesehen, die Gegner der Regierung auf der linken Seite. Diese Ordnung hat sich eingebür-
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gert. In der deutschen Geschichte ist sie im Frankfurter Parlament anzutreffen. Dabei wandelte sich, 

was als politisch links angesehen wurde. Ursprünglich wurden damit die Gegner der Monarchie, die 

radikalen Republikaner, selbst Linksliberale bezeichnet. Wie sich die bürgerliche Gesellschaft etab-

lierte, waren es dann ihre Gegner, die als Linke bezeichnet wurden. Diese Bedeutung hat sich bis 

heute erhalten und auch die Platzzuteilung in Parlamenten, wie ein Blick in den Sitzungssaal des 

Bundestages beweist. 

Und links soll, wie in diesen Tagen immer wieder behauptet wird, auch der Feind sitzen oder stehen. 

Wessen Feind eigentlich? Der des Grundgesetzes, der freiheitlich demokratischen Grundordnung, der 

Demokratie und alles dessen, was mit diesem bunt schillernden Begriff verbunden werden kann. Zur 

Bekämpfung dieses Feindes wird offen und verdeckt aufgerufen. Diese Kennzeichnung ist demago-

gisch und juristisch ungedeckt. Nichtsdestoweniger dient sie zur Rechtfertigung von Maßnahmen der 

Überwachung und Isolation. Dem Vorwurf ist mit der bloßen Beteuerung von Verfassungstreue nicht 

zu begegnen. 

Zweierlei Positionen 

Fragen wir zunächst, welche politischen Haltungen in dieser bürgerlichen Gesellschaft, das ist die 

Grundverfasstheit Deutschlands, überhaupt möglich sind, welche der Bürger, sofern er seinen Platz 

nicht außerhalb des Feldes der Politik wählt, einnehmen kann. Er kann diese Gesellschaft bejahen, 

sie für die seinen Interessen angemessene betrachten, sie für die beste alle denkbaren halten oder sie 

auch nur deshalb akzeptieren, weil er eine Alternative entweder nicht für erreichbar oder keine ihm 

vorstellbare für wünschenswert hält. Diese Haltung bezieht die Mehrheit der Staatsbürger zwischen 

Saar und Oder. Sie bedeutet nur selten totales Einverständnis und ausnahmslose Zufriedenheit, son-

dern schließt meist ein, dass die Besserung des Bestehenden als möglich, gar als notwendig erkannt 

wird. Denn, dass das Vorhandene unvollkommen ist, lässt sich nicht gut bestreiten – unvollkommen, 

wie dem mitunter nachsichtig und entschuldigend hinzugefügt wird, wie eben alles Menschenwerk. 

Und es gibt hierzulande keine politische Partei, nenne sie sich liberal, demokratisch, christlich oder 

grün, die nicht unausgesetzt behauptet, dass ihre Politiker tagaus tagein mit der Verbesserung der 

gesellschaftlichen und staatlichen Zustände befasst sind. Bricht zwischen ihnen Streit aus, wird er um 

nichts anderes geführt als um den rechten Weg solche Besserungsmöglichkeiten zu entdecken und zu 

verwirklichen, also um Abweisung von Ab- und Irrwegen. Diese Haltung ließe sich bildlich mit der 

eine Reparaturschlossers vergleichen. Doch hinkt der Vergleich, denn ein ehrlicher Reparaturschlos-

ser sagt seinem Kunden an einem gewissen Punkt doch, selbst wenn ihn das einen Auftrag kostet: 

Wissen Sie was, Sie brauchen ein neues Auto. 

Die entgegengesetzte Haltung ist die der Gegner dieser bürgerlichen Gesellschaft, von Leuten, die 

sich mit den letztlich auf den Eigentumsverhältnissen beruhenden Zuständen der Ausbeutung nicht 

abfinden wollen und nicht mit deren Folgeerscheinungen, dem Gegensatz von Steinreich und Bettel-

arm, der schändlichen Entlohnung vieler Arbeitsleistungen, der Arbeitslosigkeit, der Obdachlosig-

keit, der Falsch- und Unterernährung, der Armut nicht nur von Altern und Kindern, dem klaffenden 

Unterschied zwischen höchster Bildung und Analphabetismus und jenen vielen anderen sozialen Zu-

ständen, die eine Leporelloliste ergeben. Nicht, dass sie Veränderungen, die das Leben der „Unter-

schichten“ momentan erleichtern, in dieser bürgerlichen Gesellschaft für unmöglich halten, nicht, 

dass sie dafür nicht eintreten und kämpfen würden. Nur lassen sie sich weder einreden, dass auf ihrem 

Boden ein grundlegender Wandel möglich sei, noch weismachen, dass zu bloßen Missständen herab-

gestufte soziale Skandalzustände hinzunehmen wären als der zu entrichtende Preis für die überwie-

genden Segnungen und Vorteile. 

Zweierlei liegt auf der Hand: die beiden Haltungen sind unvereinbar und sie schließen dennoch eine 

zeitweilige und partielle Kooperation nicht aus, jedenfalls dann nicht, wenn es um die momentane 

Verbesserung der Lage von Teilen der Bürgerschaft geht. Ebenso klar ist, dass die Verteidiger der 

bürgerlichen Gesellschaft in deren Gegnern eine Bedrohung sehen. Also kann es niemanden verwun-

dern, dass sie sich dagegen schützen wollen. Dazu werden je nach dem Grad, in dem diese Bedrohung 

existiert oder empfunden wird, Kräfte und Mittel eingesetzt. Sie reichen von der ideologischen über 
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verschiedene Formen der politischen und juristischen bis zur bewaffneten Auseinandersetzung. In 

der deutschen Geschichte stehen dafür der Terror der Gegenrevolution, mit der auf den 9. November 

1918 geantwortet wurde, und auch der 30. Januar 1933, ein Wechsel in der Staatsform, der sich jedoch 

nicht auf Herrschaftssicherung reduzierte. 

Denkverbot: Kommunismus 

Nichts Vergleichbares droht der bürgerlichen deutschen Gesellschaft heute. Dennoch gibt es über die 

Dauermobilisierung gegen links hinaus heute spürbare Bestrebungen, die vorhandenen Barrieren zu 

verstärken. Deklariert wird, dass Versuche einer grundstürzenden Veränderung der gesellschaftlichen 

Zustände unausweichlich bei Hitler oder Stalin enden müssen und in Widerspruch zur Verfassung 

stehen. Wer sich dafür einsetzt, wird als Verfassungsfeind betrachtet und observiert. Das nimmt gro-

teske Formen an. So befindet die Regierung von Oberbayern in einem Schriftsatz vom August 2011, 

welche die Organisation VVN/Bund der Antifaschisten mindestens in Teilen der Verfassungsfeind-

lichkeit zeiht, dass das von Mitgliedern in ihr vertretenen marxistische Verständnis, dem der Faschis-

mus als „eine der denkbaren, möglichen und verwirklichten Ausprägungen bürgerlicher Herrschaft“ 

gilt, den „Ruf nach einer Beseitigung der bürgerlichen Zustände“ einschließt. „Die Alternative kann 

dem ganzen Kontext nach nur Kommunismus heißen.“ Infamie? Jedenfalls Dummheit. Als Alterna-

tive zur faschistischen Herrschaft, die wie sie sich 1935 kriegsdrohend in Deutschland und Italien 

1935 darstellte, galt eine antifaschistisch-demokratische Friedensordnung. Das bedeutete gerade den 

Abschied von der Devise, die den Kommunismus als das nächste strategische Ziel angesehen hatte. 

Was hier einzig festzuhalten ist: Jedenfalls in Bayern gilt ein Bekenntnis zum Kommunismus als 

verfassungswidrig, wenn nicht als verfassungsfeindlich. 

Dass dies jedoch nicht nur im Freistaat gelten soll, verriet Anfang 2011 die Reaktion, das Wort ist zu 

schwach: das Alarmgeschrei auf die Teilnahme der Vorsitzenden der Linkspartei, Gesine Lötzsch, an 

einer Debatte, in der nach Wegen zum Kommunismus fragte. Lassen wir die intellektuelle Verkom-

menheit beiseite, der beim Wort Kommunismus nichts andere einfällt als Stalin und Pol Pot, sondern 

nehmen den Kern der Sache, der in dem Versuch besteht, in Deutschland jetzt und in Zukunft jeden 

Versuch zu unterbinden, über eine nachbürgerliche Gesellschaft und denkbare Wege dahin auch nur 

eine akademische Diskussion zu führen, denn um nichts anderes ging es. Da hinein fügt sich, dass 

die Gesellschaft der DDR, in und mit der versucht wurde, die kapitalistischen Zustände in die Ge-

schichte zu verweisen, absichtsvoll als kommunistisch bezeichnet wird. Keiner hat das je getan, der 

an diesem schließlich gescheiterten Aufbruch beteiligt war. 

Die Akteure dieser Antikommunismus-Kampagne wussten natürlich, dass die von ihnen ausgemalte 

Gefahr nicht wirklich droht. Was aber setzt sie dann in Aktion und jüngst in eine erkennbar ver-

stärkte? Das gewachsene Misstrauen in die Stabilität der gesellschaftlichen Zustände, ungeachtet der 

Tatsache, dass die Bundesrepublik verglichen mit ihren europäischen Partnern die aktuelle gegen-

wärtige Krise des Kapitalismus bisher gut überstanden, ja sie nutzen konnte, ihre politischen und 

wirtschaftlichen Positionen zu festigen. Dennoch: Befürchtungen, die in den Eliten dieser Gesell-

schaft existieren, verraten sich durch vergleichende Bezugnahmen auf Wirtschaftskrisen des Jahren 

1929/30 und auch die Reanimierung von Begriffen wie Kapitalismus, der zeitweilig völlig durch 

Marktwirtschaft ersetzt war, Finanzkrise, Staatsbankrott und weiteren, die aus Nachrichtensendungen 

und Fernsehdebatten nicht mehr wegzudenken sind und eben noch in den passiven Sprachschatz der 

Deutschen verwiesen waren. In solcher Situation gilt: Der kluge Mann baut vor. Und in ihr werden 

die Instrumente der Bekämpfung der linken Kräfte, obgleich sie keinerlei Zugewinn aus der krisen-

haften Entwicklung ziehen konnten, immer weniger wählerisch eingesetzt. Im Fokus steht die Partei 

die Linke, ungeachtet der Tatsache, dass deren Anhängerschaft in eben den Krisenjahren erheblich 

schrumpfte. Offenbar halten nicht nur deren Mitglieder diesen Prozess für umkehrbar. 

Strategien und Methoden 

Um dies zu verhindern werden mehrere Methoden angewendet. Die eine besteht darin, den Charakter 

dieser Partei wandeln zu helfen und zu bewirken, dass sie vollständig den Platz einnimmt, den die 

sozialdemokratische Partei in einem längeren freigemacht hat. Als geeigneter Weg dahin wird 
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angesehen, an die Spitze der Partei Kräfte zu befördern, die den Weg dahin gehen wollen, weil sie 

ihn als den einzigen ansehen, Einfluss im Staat zu gewinnen. Würde dieser Kurs eingeschlagen, ver-

löre die Partei jedenfalls einen Teil ihrer Mitgliedschaft. Es entstünde Aussicht, dass sie sich als 

Ganze oder Teile von ihr mit der sich noch immer sozialdemokratisch nennenden Partei eines Tages 

vereint. Der bevorstehende Parteitag der Linken könnte eine Antwort auf die Frage geben, welche 

Chance diese Methode hat, den Feind, der links steht, loszuwerden. 

Eine andere besteht darin, die Linkspartei zu isolieren, sie gleichsam auszutrocknen und auf das Ni-

veau einer Sekte herabzustufen. Dazu werden Schreckbilder eingesetzt. Eines will erweisen, dass es 

zwischen ihr und politischen Kleingruppen, die pauschal als linksextrem markiert werden, Verbin-

dungen gäbe. Das wiederum wird mit der These verknüpft, es müsse also auch in dieser Partei selbst 

linksextreme Ansichten, Personen und Gruppen geben. Dabei bleibt meist ungesagt oder gar undefi-

niert, was unter diesem Linksextremismus eigentlich verstanden werden soll. Linksextremismus wird 

als ein bloßes Etikett benutzt, dass die Funktion des Totenkopfes und der gekreuzten Knochen hat, 

die sich auf mancher Flasche finden und deren giftigen Inhalt anzeigen. 

Klarheit will indessen die sich als antikommunistische Vorkämpferin hervortuende Bundesministerin 

Schröder schaffen. Nach ihrem Befund der besitzen Linksextremisten „ein geschlossenes Weltbild“, 

das „auf Kosten unserer demokratischen Werte und unserer rechtsstaatlichen Prinzipien“ gehe. Das 

formulierte sie in einer Empfehlung eines an Schüler gerichteten Aufrufs, der eine Kampagne voran-

bringen soll, deren Devise lautet: „Augen auf: Demokratie stärken – (Links) Extremismus verhin-

dern“. Gesucht wurden Projekte und Ideen, die jugendgerecht sind und „zur Auseinandersetzung mit 

linksextremen Argumentationen anregen.“ Die besten Einsendungen sollten bis zur Zahl 20 mit je-

weils 500 Euro prämiert werden. Das ist inzwischen Anfang Dezember 2010 geschehen. Träger der 

Aktion, für die beispielsweise in Brandenburg auch mit einer Postwurfsendung Reklame gemacht 

wurde, war die in München etablierte Stiftung Zeitbild und das Bundesministerium für Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend fördert sie. Es war ein Zufall, dass dem Unternehmen die Entdeckung des 

Kerns der Terrorzelle Nationalsozialistischer Untergrund in die Quere kam und die Republik jeden-

falls für einige Zeit sich mit der Frage beschäftigte, wie es der Verfassungsschutz mit der Verhinde-

rung und der Verfolgung von Verbrechen der Nazis hält. 

Auf der Schröder-Linie liegt, dass im Januar 2012 in Berlin Pädagogen zu einer Veranstaltung unter 

dem Titel „Linksextremismus – eine Herausforderung auch für die Schule?“ eingeladen wurde. Dazu 

riefen der Senat, Verfassungsschutz und Polizei auf, sich wendend an Lehrer und andere Bildungsar-

beiter. Einleitend sollte der an der Universität Chemnitz tätige Eckhard Jesse über das Thema „Staats- 

und Demokratieverständnis im Linksextremismus“ reden. Daraus ist nichts geworden. Die Veranstal-

tung fiel wegen zu geringer Beteiligung aus. 

Es gehört zu dieser Methode, dass das Familienministerium auf Anfrage erklärte: „Die Tageszeitung 

‚Neues Deutschland‘ veröffentlicht gelegentlich ‚Beiträge mit linksextremistischen Bezügen‘. Insbe-

sondere werde auf linksextremistische Veranstaltungen hingewiesen. Und in einer von diesem Mi-

nisterium geförderten Broschüre ‚Demokratie stärken – Linksextremismus verhindern‘ wird die glei-

che Tageszeitung als ‚linksextremistisches Medium‘ charakterisiert und zu den Medien gezählt, die 

Beiträge veröffentlichen, ‚die kommunistische bzw. anarchistische Weltdeutungen‘ unterstützen und 

zugleich ‚gegenläufige Nachrichten‘ als ‚bürgerlichen Manipulationszusammenhang‘“ diskreditie-

ren. So wird dem Bundesbürger bedeutet, was er riskiert, wenn er diese Zeitung abonniert. Er macht 

sich des Verdachts verdächtig, mit Linksextremisten mindestens zu sympathisieren, und beschäftigt 

den Verfassungsschutz. 

Der Gipfel der Infamie auf der Liste der Attacken gegen den Feind, der links steht, war 2010 mit der 

Attacke erreicht, die der Linkspartei die Förderung des Antisemitismus unterstellte. Das geschah im 

Vollbewusstsein, dass es in Deutschland keinen ärgeren politischen Knüppel gibt als eben diesen 

Vorwurf. Es erleichtert dieses Vorgehen sehr, dass es in dieser Partei selbst eine beständig lärmschla-

gende Kleingruppe gibt, die diesen Knüppel gegen die eigenen Genossen schwingt. Keine Gelegen-

heit wird ausgelassen, jede Israel kritische Position unter Verdacht zu stellen, aus Judenfeindschaft 
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geboren und auf die Vernichtung Israels gerichtet zu sein. Dass sich der Vorstand der Linkspartei 

nicht zu einer prinzipiellen Erklärung gegen diese Parteimitglieder, die sich jedem Argument gegen-

über als verstockt zeigen, hat durchringen können, mag in der Furcht begründet sein, sich den Vor-

wurf der parteiinternen Diktatur zuzuziehen. Nur hat auch diese Zurückhaltung ihren Preis. 

Als der Termin für diese Veranstaltung festgesetzt wurde, war nicht abzusehen, dass ein Bundesmi-

nister, der für den Verkehr, tags zuvor ankündigen werde, das Denkmal, das an Karl Marx und Fried-

rich Engels erinnert, solle aus dem Zentrum Berlins entfernt werden. Der viele empörende Plan be-

stätigt noch einmal worum es geht. In Deutschland soll auch die bloße Idee, dass es „hinter“ dem 

Kapitalismus eine andere soziale Ordnung geben könne oder gar werde, getilgt werden. Folglich auch 

alles, womit an sie und deren Verfechter erinnert wird. Die beiden Denker passen nicht in die Mitte 

der Hauptstadt eines bürgerlichen Staates, in dem, was heute nicht mehr nur die Linken behaupten, 

das große Kapital die beherrschende Stellung besitzt und die Richtung der Politik regelt. Der Minister 

legt so gesehen Konsequenz an den Tag, bis hin zu dem Vorschlag, das Denkmal auf den Friedhof in 

Friedrichsfelde zu schaffen. Das ist programmatisch und symbolisch in einem. Wie die Öffentlichkeit 

der Bundesrepublik auf diesen Vorschlag reagieren wird, nicht nur mit einem Ja oder Nein, sondern 

argumentativ, das wird mehr über ihren Zustand aussagen als die Debatte darüber, was einem Minis-

terpräsidenten oder einem Staatsoberhaupt erlaubt ist und was nicht. 
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Der Nürnberger Prozess gegen die deutschen Hauptkriegsverbrecher 1945/1946 

Vorgeschichte – Leistungen – Kontroversen 

Am 18. Oktober werden auf den Tag genau 60 Jahre vergangen sein, seit das Internationale Militärtri-

bunal (IMT), das den ersten Prozess gegen die deutschen Hauptkriegsverbrecher durchführen sollte, 

hier in Berlin seine Eröffnungssitzung abhielt. Das geschah in Schöneberg in dem inzwischen vom 

Alliierten Kontrollrat bezogenen neubarocken Bau, einst errichtet für das Berliner Kammergericht, 

in dem noch kaum ein Jahr zuvor Verschwörer des 20. Juli vom Volksgerichtshof abgeurteilt worden 

waren. Die einstige Reichshauptstadt war zwar symbolisch zum Sitz des Gerichts erklärt, Nürnberg 

und sein Justizpalast aber zum Verhandlungsort bestimmt worden. Die Anklagevertretung übergab 

dem aus acht Richtern, je zwei der vier beteiligten Staaten, bestehenden Kollegium die Anklage-

schrift. Sie gliederte sich in vier Punkte: Verschwörung, Verbrechen gegen den Frieden, Kriegsver-

brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit (was in korrekterer Übersetzung wohl heißen 

sollte: Verbrechen gegen die Menschheit). Die Schrift wurde den Angeklagten vereinbarungsgemäß 

30 Tage vor Beginn der Hauptverhandlung ausgehändigt, die auf den 20. November festgelegt wurde. 

Dem Ereignis, das auch unter der Bezeichnung Jahrhundertprozess in Geschichtsbüchern steht, ist 

nach sechs Jahrzehnten Aufmerksamkeit noch immer sicher und jüngst wieder zugewendet worden. 

Vom 17. bis zum 20. Juli 2005 tagte in Nürnberg eine hauptsächlich von Rechtswissenschaftlern be-

suchte Konferenz, veranstaltet vom US-amerikanischen Touro College Law Center, Huntington NY., 

und dem Institute of the Holocaust and the Law unter Beteiligung des Oberlandesgerichts Nürnberg 

und der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg und weiterer Institutionen. Zu ihr hatten 

sich auch hochbetagt zwei Akteure des Prozesses noch einfinden können, die als Absolventen von 

Universitäten und Armeeangehörige zur US-amerikanischen Delegation für Nürnberg beordert wor-

den waren: der Assistent des von den USA benannten Chefanklägers Robert H. Jackson, Whitney R. 

Harris, der damals im Range eines Hauptmanns insbesondere beim Anklagevortrag gegen den Chef 

des Reichssicherheitshauptamtes Ernst Kaltenbrunner hervortrat, und Benjamin B. Ferencz, Ankläger 

im Einsatzgruppenprozess, einem der sogenannten 12 Nachfolgeprozesse vor US-amerikanischen Ge-

richtshöfen.1 Unvermeidlich kam die Rede auf die Frage: Wie hält es die Regierung des Staates, der 

sich mit seinen Spezialisten einen so herausragenden Anteil am Erfolg des Prozesses gegen Hermann 

Göring u. a. erwarb, heute mit dem Völkerrecht. Im September 2005 in den USA in Chautauqua, NY. 

eine wissenschaftliche Konferenz statt, die im Zeichen der Wahrung des Vermächtnisses von Robert 

H. Jackson stand. Inzwischen wurden hierzulande auch Unternehmen, die auf einen breiteren Interes-

sentenkreis zielen, auf den Weg gebracht. Die Berliner Topographie des Terrors, die permanent eine 

Internet-Ausstellung über den Prozess unterhält, hat soeben ihre Ausstellung im Gropius-Bau eröffnet. 

* * * 

Unlängst vertrat während einer Veranstaltung hier in Berlin die Historikerin Bettina Birn, die 14 Jahre 

lang im Justizministerium in Kanada mit Ermittlungen wegen Kriegs- und Menschheitsverbrechen 

befasst war, in Rede und Gegenrede die Ansicht, Gerichtssäle seien keine Orte für Geschichtslektio-

nen. Dem ließ sich mit Gründen widersprechen, nicht zuletzt mit dem Hinweis auf den in Rede ste-

henden Prozess, der sich auf insgesamt 403 Sitzungen dehnte und am 1. Oktober 1946 mit der Ver-

kündung der Urteile schloss. Er bezeichnet einen Meilenstein in der Geschichte des Völkerrechts. 

Das ist, wie immer die Wertung im Detail ausfällt, unbestritten. Er legte aber auch, das bedeutet keine 

Geringschätzung der Verdienste deutscher Wissenschaftler im Exil, den Grundstein für die Erfor-

schung des faschistischen Systems nationalsozialistischer Prägung. Und das müsste eigentlich erst 

 
1  Beide gehören in den USA zu den hochangesehenen Juristen und lehrten an Universitäten. Harris, geb. 1912, 

erfuhr die Ehrung, dass die School of Law, Washington, University in St. Louis, ihr Institute of Global Legal 

Studies nach ihm benannte. Siehe: „Tyranny on Trial. The Evidence of Nuremberg” (1995). Ferencz, geb. 1920) 

kam als Soldaten von der Normandie bis in die Ardennen. Er wurde dann eingesetzt, die Verbrechen in den KZ 

zu untersuchen und kam kurz nach der Befreiung in die KZ Buchenwald, Dachau und Mauthausen. Er zählt unter 

den Juristen der USA zu den Aktivisten, die sich die Schaffung eines Internationalen Strafgerichts-hofes und für 

die Teilnahme der USA an dessen Arbeit einsetzen. Zu den noch lebenden Anklägern aus der Delegation der 

USA gehört auch Henry T. King, der später das Buch The Two Worlds of Albert Speer schrieb. 
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noch bemerkt werden, An seinem Beginn stand die berühmt gewordene Formulierung einer seiner 

Hauptaufgaben durch den Hauptankläger der USA, Robert H. Jackson: „Wir müssen unglaubhafte 

Tatsachen durch glaubhafte Beweise fundieren.“ Dieser Vorsatz ist mit jenen durchaus verwandt, die 

sich Historiker zu setzen haben. In der Tat waren die beteiligten Anwälte und deren Stäbe, wie Robert 

M. W. Kempner sich erinnerte, in der Vorbereitungsphase des Prozesses lange mehr damit befasst, 

sich anhand erbeuteter Dokumente ein Bild des Regimes zu machen, denn – worum es für die Zwecke 

des Gerichts schließlich gehen musste – die Verbrechen einzelnen Personen oder Organisationen zu-

zuordnen. Niemals wieder haben Gruppen dieses Umfangs so konzentriert und unter solchem Zeit-

druck an der Ermittlung historischer Fakten und der Aufhellung von Zusammenhängen gearbeitet 

wie das in Nürnberg geschah. Um es aus der Sicht des Historikers vorweg zu sagen: Gäbe es einen 

Nobelpreis, der speziell für Verdienste für Leistungen in der Geschichtswissenschaft verliehen 

würde, der in Nürnberg agierende internationale Stab hätte ihn hoch verdient. 

Der Weg nach Nürnberg, der in Trümmern liegenden Stadt, deren Name durch die Reichsparteitage 

und die Nürnberger Gesetze einen schrill-abstoßenden Klang erhalten hatte, war im doppelten Sinne 

lang. Das gilt für den Weg, den die Streitkräfte der Antihitlerkoalition von Stalingrad und dem Kau-

kasus, von El Alamein und der Normandie bis ins Zentrum des Deutschen Reiches zurückzulegen 

hatten, um die Führungsmacht des faschistischen Staatenbündnisses militärisch zu schlagen. Und es 

trifft auch, weniger bekannt, für den Weg der Gedanken, des Abwägens und der Entschlüsse zu – 

samt der aus ihnen folgenden Vorarbeiten –, die zu diesem Gerichtsverfahren hinführten und seinen 

Beginn schon ein halbes Jahr nach dem Ende der Kriegshandlungen in Europa ermöglichten. 

Wie sich der Kriegsverlauf 1942/1943 zu wenden begann und der Sieg über Nazideutschland in wenn 

auch noch ferne Sicht kam, stellte sich die Frage, was mit den Führern dieses Verbrechen beladenen 

Regimes geschehen solle. So war schon einmal bei Ende des Ersten Weltkriegs gefragt worden. Gegen 

Kaiser Wilhelm II. hatte der Versailler Vertrag eine „öffentliche Anklage“ angekündigt (Art, 227). 

Der folgende Artikel hatte bestimmt, dass ebenso Personen, die „wegen eines Verstoßes gegen die 

Gesetze und Gebräuche des Krieges“ anzuklagen sind, auf deren Verlangen den alliierten und assozi-

ierten Mächten auszuliefern seien. Das traf vor allem auf Angehörige des Kaiserheeres und der Flotte 

zu, die in Belgien und Frankreich im Jahre 1914 bzw. während des See- und namentlich während des 

uneingeschränkten U-Boot-Krieges Verbrechen begangen hatten, die nach internationalem Kriegs-

recht zu ahnden waren. Auf der Liste mit den verlangten Personen, die später der deutschen Regierung 

überreicht wurde, standen Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, Kronprinz Wilhelm und wei-

tere hochgestellte Generale und Offiziere obenan, aber auch untere Chargen bis zum einfachen Solda-

ten waren benannt. Das und das Folgende wurde in der Literatur vielfach beschrieben.2 Deutschland 

und die Niederlande verweigerten die Auslieferung der Begehrten. Die Sieger reduzierten die Liste 

der Beschuldigten mehrfach und erklärten sich dann mit Verhandlungen vor deutschen Gerichten ein-

verstanden. Das ergab 1921 Farcen vor dem Leipziger Reichsgericht3, die Proteste Frankreichs und 

Belgiens auslösten. Schließlich fanden in beiden Staaten ohne die Tatverdächtigen Prozesse statt, de-

ren Strafauswürfe nur bewirkten, dass die Verurteilten diese Länder fortan besser mieden. 

Gerichtsverfahren oder „Kurzer Prozess“? 

Ein Vierteljahrhundert später, noch vor Ende des Zweiten Weltkrieges, stellte sich den Alliierten im Hin-

blick auf die Führungsgruppe und weitere herausragende Zivil- und Militärpersonen des faschistischen 

 
2  U. a. bei Friedrich Karl Kaul, Die Verfolgung deutscher Kriegsverbrecher nach dem ersten Weltkrieg. In: Zeit-

schrift für Geschichtswissenschaft (Berlin/DDR), XIV Jg., 1960 H. 1, S. 19 ff. Am umfassendsten: Gerd Hankel, 

Die Leipziger Prozesse. Deutsche Kriegsverbrechen und ihre strafrechtliche Verfolgung nach dem Ersten Welt-

krieg, Hamburg 2003. Neuerdings auch: John Horne und Alan Kramer, Deutsche Kriegsgräuel 1914. Die um-

strittene Wahrheit, Hamburg 2004. (Der Titel der dt. Übersetzung ist abgeschwächt. Er lautet in der englischen 

Originalausgabe von 2001: German Atrocities, 1914. A History of Denial.) Hier insb. S. 479-519. 
3  Es fanden insgesamt 17 Gerichtsverfahren statt. Zehn endeten mit Verurteilungen und sieben mit einem Frei-

spruch. Hunderte Verfahren wurden eingestellt. Die Liste der „Deutschen Kriegsgräuel 1914: Zwischenfälle mit 

zehn oder mehr getöteten Zivilisten“ und eine Zusammenstellung „Alliierte Forderungen nach einer Ausliefe-

rung von Kriegsverbrechern 1920“, siehe in Horn/Kramer, Deutsche Kriegsgräuel S. 636-647 bzw. 656-657. 
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deutschen Reiches zunächst die Frage: Gerichtsverfahren oder kurzer Prozess.4 Bevor sie noch definitiv 

entschieden war, trafen mehrere Staaten Vorkehrungen, die bereits auf die Entscheidung zugunsten von 

Prozessen vor Gerichten hindeuteten. Die UdSSR tat das schon in Deklarationen und Noten, so in einer 

vom 14. Oktober 1942, gerichtet an in London tätige Exilregierungen okkupierter osteuropäischer Staa-

ten. Mit ihren schon 1943 durchgeführten Prozessen gegen deutsche Kriegsverbrecher und deren einhei-

mische Kollaborateure, die in befreiten Städten der Sowjetunion (Krasnodar, Charkow) stattfanden, 

machte sie zudem praktisch klar, welchen Weg sie zu beschreiten wünschte. Im gleichen Jahr verabschie-

deten die Außenminister der drei Hauptmächte der Koalition in Moskau am 30. Oktober eine Erklärung 

über die Verantwortlichkeit der Hitleranhänger für begangene Gräueltaten, die jedoch die Frage offenließ, 

wie mit dem höchstgestellten Personal des Naziregimes verfahren werden solle. 

Bereits 1942 hatte eine United Nations War Crimes Commission ihre Arbeit begonnen5, die in Lon-

don etabliert wurde und in der die USA und Großbritannien sowie die Exilregierungen arbeiteten. Es 

begann die Sammlung von Informationen, Dokumenten und weiteren Zeugnissen, die der Vorberei-

tung von späteren Anklagen dienen konnten. Am Beginn der Tätigkeit dieser Kommission stand die 

Formulierung einer geschichtlichen Erfahrung: „Was können wir aus Versailles und Leipzig lernen? 

Zuallererst: Die Vereinten Nationen dürfen nicht noch einmal darauf vertrauen, dass die Deutschen 

ihren Kriegsverbrechern gegenüber Gerechtigkeit walten lassen. In ihren Augen sind das ‚Helden‘.“6 

Auch Juristen publizierten noch während des Krieges in den Staaten der Antihitlerkoalition und in 

neutralen Ländern ihre Auffassungen zu den Fragen, auf welchen Rechtsgrundlagen, von wem und 

wo sich Gerichtsverfahren gegen Kriegsverbrecher durchführen ließen.7 Wie schon im Zusammen-

hang mit den Verbrechen des Ersten Weltkrieges erwogen, sollten Täter in den Ländern abgeurteilt 

werden, in denen sie sich schuldig gemacht hatten oder wenn ihre Handlungen sich so nicht lokali-

sieren ließen, sich vor einen internationalen Gerichtshof angeklagt sehen, Gegen diese Vorgehens-

weise und zugunsten anderer Lösungen wurde auch daran erinnert, wie mit Napoleon I. verfahren 

worden sei, den man auf die Atlantik-Insel St. Helena verbannt, so bestraft und außer Wirkung gesetzt 

habe.8 Noch im August 1944, als sich Roosevelt und Churchill in Quebec trafen, ließen sie verlauten, 

dass sie Gerichtsverfahren für Schwerstverbrecher wie Hitler, Himmler, Göring und Goebbels nicht 

für geeignet hielten, und erklärten, dass das weitere Vorgehen sie betreffend zwischen den Regierun-

gen der Alliierten noch entschieden werden müsse.9 

Doch es setzte die Auffassung durch, dass Gerichtsverfahren auch für die zivilen und militärischen 

Spitzen des Reiches den ohne Prozess erfolgenden Exekutionen vorzuziehen wären. Meinungsver-

schiedenheiten darüber wurden in der Regierung der Vereinigten Staaten noch im September 1944 

ausgetragen. In deren Verlauf obsiegte jedoch der Standpunkt des für ein gerichtsprozessuales Vorge-

hen eintretenden Kriegsministers Henry L. Stimson über den gegenteiligen und vor allem von Finanz-

minister Henry Morgenthau jun. vertretenen10, den Roosevelt zeitweilig geteilt haben soll. Danach 

 
4  Dazu und zum Folgenden s. Arieh J. Kochavi, Prelude to Nuremberg: Allied War Crimes Policy and the Question 

of Punischment, Chapel Hill 1998. 
5  History of the United Nations War Crimes Commission and the Development of the Laws of War, London 1948. 
6  Zitiert in: Hankel, Die Leipziger Prozesse, S. 11. 
7  Sheldon Glueck, War Criminals. Their Prosecution and Punishment, New York 1944. (S. später ders., Ist der 

Nürnberger Prozess illegal. In: Die Amerikanische Rundschau (2) 1946, H. 9.) In der UdSSR verfasste der Völ-

kerrechtler A. W. Trainin, der später die UdSSR bei den Verhandlungen in London über das Statut des Interna-

tionalen Gerichtshofes vertrat, eine 1944 in englischer, 1945 auch in französischer Sprache gedruckte Stellung-

nahme The Criminal Responsibility of the Hitlerites, die in Moskau erschien. S. a. Der Nürnberger Prozess. Aus 

den Protokollen, Dokumenten und Materialien des Prozesses gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Interna-

tionalen Gerichtshof. Ausgewählt und eingeleitet von P. A. Steiniger, Bd. 1 u. 2, Berlin 1957 (3. Auflage 1961), 

Einleitung S. 9. fortan: Steiniger, Nürnberger Dokumente. 
8  Steiniger, Nürnberger Dokumente. Einleitung, S. 53. 
9  Leon Goldensohn, Die Nürnberger Interviews. Gespräche mit Angeklagten und Zeugen. Hg. und eingeleitet von 

Robert Gellately. Mit einem Vorwort von Wolfgang Benz. Aus dem Amerikanischen, Düsseldorf/Zürich 2005, 

Einleitung S. 21 (fortan: Goldensohn, Nürnberger Interviews) 
10  S. dazu: Henry L. Stimson / Bundy McGeorge, On Active Service in Peace and War, New York 1948, S. 580, 

584 ff. 
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entstand im Kriegsministerium in Washington eine Ausarbeitung unter der Überschrift „Verfahren 

gegen europäische Kriegsverbrecher“, verfasst von Oberst Murray C. Bernays. Damit waren Debatten 

über das Vorgehen nach Kriegsende jedoch noch nicht beendet. Noch als Robert H. Jackson, der 1945 

an die Spitze des von den vier beteiligten Mächten gebildeten Nürnberger Richterkollegiums trat, im 

April 1945 vor der US-amerikanischen Gesellschaft für Völkerrecht einen Vortrag zum Thema „Die 

Rolle des Rechts unter den Völkern“ hielt, so berichtete später Telford Taylor, wurden Argumente 

gegen einen Prozess vorgetragen, die u. a. lauteten, niemand würde Hitler freisprechen, so dass ein 

Verfahren überflüssig und lächerlich wäre, und in ihm wäre auch eine faire Verteidigung kaum zu 

erwarten. Dessen ungeachtet spielten gerade die USA bei der Vorbereitung des Prozesses eine hoch-

aktive Rolle. Ihr Personal, das in Nürnberg, der in den US-amerikanischen Besatzungszone liegenden 

Stadt, agierte, stellte mit mehr als 200 Angehörigen die zahlreichste aller Delegationen. 

Zur papiernen Hinterlassenschaft des Prozesses (wie der 12 weiteren sogenannten Nachfolge-Pro-

zesse vor US-amerikanischen Gerichtshöfen) gehören Aktenberge, die der Forschung heute in Nürn-

berg und auch in Archiven der beteiligten Staaten zugänglich sind. Schon 1947 wurden die Verhand-

lungen des Prozesses in einer viersprachigen Ausgabe publiziert, der Text, die nur einen Bruchteil 

der von den Mitarbeiterstäben gesichteten ausmachen. Das ließ die Edition auf 42 Bände anschwel-

len.11 In vielen Publikationen, Memoiren und Monographien, sind Prozessbeteiligte, Richter, An-

wälte der Anklage12 und der Verteidigung13, Mitarbeiter der Stäbe der beteiligten Staaten14 unter ju-

ristischen und politischen Aspekten auf das Ereignis zurückgekommen.15 Journalisten, die dem Pro-

zess beiwohnten, haben sich erinnert, darunter Deutsche, von denen Erich Kästner und Markus Wolf 

zu den bekannteren gehören.16 Von ihren Eindrücken, die sie während Interviews und in Gesprächen 

mit den Angeklagten gewannen, berichteten ebenfalls schon 1947 der Gerichtspsychiater Douglas M. 

Kelley17 und der Nachrichtenoffizier und Psychologe Gustave M. Gilbert.18 Jüngst erst erschien ein 

 
11  Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof Nürnberg, 14. November 

1945-1. Oktober 1946 (amtlicher Text in deutscher Sprache), 42 Bde., veröffentlicht in Nürnberg, Deutschland 

1947-1949. Inzwischen existiert ein Nachdruck in einer Taschenbuchausgabe bis zum Registerband (München 

1984), jedoch ohne die Dokumentenbände 24-42 und mit dem gleichen Inhalt, eine Ausgabe in der Digitalen Bib-

liothek bei Directmedia Publishing GmbH, Berlin, de eine Einführung von Christian Zentner vorangestellt ist. 
12  Robert H. Jackson, The Nürnberg Case. New York 1947; Taylor, Telford, Die Nürnberger Prozesse, Zürich 1951, 

ders., The Anatomy of the Nuremberg Trial. A Personal Memoir, New York 1992, dt. Ausgabe: Die Nürnberger 

Prozesse. Hintergründe, Analysen und Erkenntnisse aus heutiger Sicht, München 1994. Robert M. W. Kempner, 

Ankläger einer Epoche. Lebenserinnerungen. In Zusammenarbeit mit Jörg Friedrich, Frankfurt a. M 1983. Dort 

s. auch eine Liste der Veröffentlichungen Kempners mit vielen weiteren Darlegungen zu den Nürnberger und 

anderen Prozessen gegen NS-Verbrecher. S. 463-466. 
13  Otto Kranzbühler, Rückblick auf Nürnberg Hamburg 1949. Kranzbühler, einst Flottenrichter in der Wehrmacht, 

verteidigte seinen ehemaligen Vorgesetzten, den Oberkommandierenden der Kriegsmarine und Hitler Nachfolger 

Karl Dönitz. In einem der Agentur Reuters gegebenen Interview, inzwischen 88jährig, bestritt er 1995 den Siegern 

zwar nicht das Recht, den Prozess in Nürnberg geführt zu haben, behauptete aber, er sei als Siegerjustiz deshalb zu 

qualifizieren, weil es für die Anklage wegen der Führung eines Aggressionskrieges, die er ein konstruiertes Verbre-

chen nannte, keine Rechtsgrundlage gegeben habe. Im gleichen Jahr veröffentlichte Rudolf Aschenauer (1913-

1983) im Selbstverlag seine Abhandlung Zur Frage der Revision der Kriegsverbrecherprozesse, der viele weitere 

Attacken gegen die Rechtsprechung vor Gerichten der Alliierten folgten, dazu – ein Jahr vor seinem Tode – eine 

Biographie des Feldmarschalls Schörner. Des Weiteren: Hans Laternser, Verteidigung deutscher Soldaten, Bonn 

1950, Carl Haensel, Das Gericht vertagt sich. Aus dem Tagebuch eines Nürnberger Verteidigers, Hamburg 1950. 
14  So etwa von dem Mitarbeiter des britischen Anklagestabes Airey Neave, On Trial at Nuremberg, Boston 1978. 

Und: Poltorak, Arkadi / Saizew Jewgeni, Nürnberg mahnt! Poltorak, Arkadi, Nürnberger Epilog. Aus dem Rus-

sischen übertragen von Werner Höppner, Berlin 1971 (1988, 5. Aufl.). Der sowjetische Autor war während des 

Prozesses Sekretär der UdSSR-Delegation. 
15  Telford Taylor, Anatomy of the Nuremberg Trails: A Personal Memoir, Boston 1992. Dt.: Telford Taylor, Die 

Nürnberger Prozesse: Hintergründe, Analysen und Erkenntnisse aus heutiger Sicht, München 1994. 
16  S. dazu auch Steffen Radlmaier, Der Nürnberger Lernprozess: Von Kriegsverbrechern und Starreportern, Frank-

furt a. M. 2001. 
17  Douglas M. Kelley, 22 Cells in Nuremberg. A Psychiatrist Examines the Nazi Criminals, New York 1947. Die 

deutschsprachige Ausgabe 22 Männer um Hitler, Olten/Berlin 1947 vermied im Titel die Übernahme des Begriffs 

Verbrecher. 
18  Nürnberger Tagebuch von G. M. Gilbert, Ehemaliger Gerichts-Psychologe beim Nürnberger Prozess gegen die 

Hauptkriegsverbrecher; Frankfurt a. M. 1962. Auch Gilberts Buch war in New York bereits 1947 erschienen. 
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Band mit den Aufzeichnungen des Kelley-Nachfolgers Leon Goldensohn19, erarbeitet und gekürzt aus 

Notizen die sich in dessen Nachlass befanden. Natürlich erinnerten sich auch die zu Zeitstrafen verur-

teilten und die freigesprochenen Angeklagten an den Prozess, doch sind ihre Schriften, die in jene 

Literaturgruppe der Bundesrepublik gehören, mit der ein verfälschtes Bild von der faschistischen Dik-

tatur verbreitet wurde, für dasjenige vom gegen sie geführten Verfahren und die Bewertung der ihnen 

zugesprochenen Urteile aber ist es ohne Bedeutung und Belang.20 Es ist eine wirklich unübersehbare 

„Nürnberg-Literatur“ entstanden; zu der jedoch nur wenige Blicke auf das Ganze gehören.21 Sie wird 

vermehrt durch die bis in unsere Tage reichende Fortdauer von Kriegs- und Menschheitsverbrechen 

(Stichworte: Jugoslawien, Afghanistan, Irak, Ruanda u. a.), die ebenfalls vor allem Abhandlungen über 

die Stellung des Nürnberger Prozesses in der Geschichte des Völkerrechts angeregten. 

Aktuelle Informationen und spätere Dokumentationen 

In diesem Zusammenhang kann gefragt werden, was die deutschen Zeitgenossen, an dessen Beginn 

sei dem Kriegsende nicht mehr als ein halbes Jahr vergangen war, von diesem Gerichtsverfahren 

bekannt gemacht wurde. Zunächst erfuhren sie darüber aus ihren Zeitungen, die, sofern sie nicht von 

erklärten deutschen Antifaschisten gemacht wurden, damit Auflagen erfüllten, die von Presseoffi-

zieren der Besatzungsmächte in allen Zonen erteilt wurden Rundfunkstationen berichteten, darunter 

deutschsprachige des Auslands, wie die von BBC-London, ein Sender, der noch aus Kriegszeiten, 

eine Hörergemeinde in Deutschland besaß. In den Zeiten äußerster Knappheit von Druckmaschinen 

und Papier erschienen bald auch broschiert Dokumente des Prozesses.22 Vor allem der Text des 

Urteils wurde verbreitet. Das Echo des Verfahrens ist damals in westlichen Besatzungszonen in Be-

fragungen ermittelt worden. Die überwiegenden Zustimmungen zur Anklage und späteren Verurtei-

lung der Exponenten des Naziregimes – eine Umfrage vom Oktober 1945 in der US-amerikanischen 

Besatzungszone ergab, dass 79 Prozent der Befragten den Prozess für fair und nur 4 Prozent ihn für 

 
19  Leon Goldensohn, Nürnberger Interviews. Die dt. Ausgabe ist gegenüber der 2004 erschienen US-Amerikani-

schen gekürzt. In die Reihe dieser Veröffentlichungen gehören auch die Erinnerungen eines in Nürnberg dienst-

tuenden Arztes Roy A. Martin, Inside Nürnberg: Military Justice for Nazi War Criminals, Shippensburg 2000. 
20  Als erster der unter dem Blickwinkel der vier Anklagepunkte Freigesprochenen ließ Franz von Papen seine Erinne-

rungen unter dem Titel Der Wahrheit eine Gasse – woraus Kritiker alsbald Der Wahrheit eine Gosse machten – noch 

1952 in München erscheinen. Im Jahr darauf folgten die Erinnerungen Hjalmar Schachts, 76 Jahre meines Lebens 

(Bad Wörishofen). Hans Fritzsche schwieg lieber, machte von sich aber durch Zugehörigkeit zum Nauheimer Kreis, 

einem Zusammenschluss von höheren Funktionären der Diktatur von sich reden. Der zu lebenslanger Haft verurteilte, 

aber aus Krankheitsgründen 1955 aus Spandau entlassene ehem. Großadmiral Erich Raeder, veröffentlichte zwei 

Bände unter dem Titel Mein Leben 1956/1957. Sein Nachfolger Karl Dönitz, dessen zehnjährige Haftzeit 1956 vo-

rüber war, publizierte 1958 das Buch Zehn Jahre und 20 Tage, dem er die Erinnerungen Mein wechselvolles Leben 

(Göttingen 1968) folgen ließ. folgte. Ein Jahr nach der Entlassung des zu 20 Jahren Haft verurteilten Baldur von 

Schirach kam dessen Ich glaubte an Hitler auf den Buchmarkt. Der Bestseller wurde aber die Erinnerungen des zur 

gleichen Zeit auf freien Fuß gelangten Albert Speer. Niemand aus dieser Gruppe leistete auch jetzt, da sie außer 

Verfolgung standen, nur einen geringfügigen selbstkritischen Beitrag, der zur Aufhellung der Vergangenheit. Speer, 

beispielsweise, dessen Text viele blendete, da er sich als schuldig und bekehrt ausgab und sich zudem als Verteidiger 

des angeblich unschuldigen deutschen Volkes darstellte, zitierte zwar Passagen aus seinen Reden und Antworten vor 

Gericht, vermied es aber, auch nur ein ungefähres Bild von der gegen ihn gerichteten Anklage zu geben. 
21  Zu ihnen zählt u. a. früh Joe J. Heydecker/Johannes Leeb, Der Nürnberger Prozess. Mit einem Vorwort von 

Eugen Kogon und Robert M. W. Kempner, zuerst Köln 1958 und dann bis 1995 in mehreren Auflagen. Heyde-

cker gehörte während des Prozesses zu den Berichterstattern. Bradley F. Smith, Reaching Judgement at Nurem-

berg, New York 1977, dt. Der Jahrhundertprozess: Die Motive der Richter von Nürnberg. Anatomie einer Ur-

teilsfindung, Frankfurt a. M. 1977. Maser Werner, Nürnberg-Tribunal der Sieger. Düsseldorf 1977. Robert E. 

Conot, Justice in Nuremberg, New York 1983, Joseph E. Persico, Nuernberg. Infamy on Trial New York 1994. 

D'Addario Ray – Kastner Klaus, Der Nürnberger Prozess – Das Verfahren gegen die Hauptkriegsverbrecher 

1945-1946; Nürnberg 1994 Müller-Ballin Gabi, Die Nürnberger Prozesse 1945-1949. Vorgeschichte – Verlauf – 

Ergebnis – Dokumente 8, Nürnberg 1995, (= Materialien des Bildungszentrums der Stadt Nürnberg, 1) Kürzlich: 

Gerd R. Ueberschär (Hg.), Der Nationalsozialismus vor Gericht. Die alliierten Prozesse gegen Kriegsverbrecher 

und Soldaten 1943-1952, Frankfurt a.M., 2000. Klaus Kastner, Von den Siegern zur Rechenschaft gezogen. Die 

Nürnberger Prozesse, Nürnberg 2001. 
22  Staat und Moral: Zum Werden eines neuen Völkerrechts. Die drei Anklagereden von R. H. Jackson, München 

1946. In die nicht sehr lange Reihe von Publikationen aus den sogenannten Nachfolgeprozessen gehört: Das 

Urteil im Wilhelmstraßenprozess, Schwäbisch Gmünd 1950. 
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unfair hielten und bei weiteren Umfragen, angestellt zwischen Dezember 1945 und März 1946, hiel-

ten 75 Prozent die Angeklagten für schuldig, ein Anteil, er bis August 1946 jedoch auf 52 Prozent 

gesunken war – sperren sich jedoch gegen eingehendere Ausdeutungen. Vor allem können sie nicht 

als Beweis für ein Interesse der Bevölkerungsmehrheit daran gewertet werden, sich kritisch mit dem 

Erlebten und Erfahrenen auseinander zu setzen. Die Masse der Deutschen sah sich – wie Berichte des 

Sicherheitsdienstes anzeigen, schon in den letzten Kriegswochen und -monaten – als Opfer des Hit-

lerregimes und des Krieges. Deutsche Politiker, dieser Stimmung Rechnung tragend, bescheinigten 

ihr das nach Kriegsende früh, und so galten die Angeklagten, wenn auch nicht in toto, als die Schul-

digen an allem Unheil, während mit dem Hinweis auf sie der eigene Schuldanteil gedanklich über-

gangen beschwiegen wurde. 

Mit dem fortschreitend restaurativen gesellschaftlichen Prozess und der Entwicklung des Kalten 

Krieges erlahmte in den Westzonen und der eben gegründeten Bundesrepublik das ohnehin schwach 

entwickelte Bestreben, sich mit den deutschen Kriegsverbrechen und -verbrechern auseinander zu 

setzen. Und wie schon nach dem Ersten Weltkrieg verlor sich auch auf Seiten der Sieger, die diesmal 

auf die Einbeziehung der Besiegten in die neue Mächte- und Militärkoalition wider die Sowjetunion 

ausgingen, das Interesse, dem Neuverbündeten eine selbstkritische Durcharbeitung der eigenen Ver-

gangenheit abzufordern. Bis heute zitiert Richard von Weizsäcker aus der Frühzeit dieser Entwick-

lung, dem Jahre 1948, eine Rede Winston Churchills, der sich nun als Abgeordneter der in die Oppo-

sition geratenen Konservativen im britischen Parlament gegen Anklage und Verurteilung Ernst von 

Weizsäckers auftrat, eine Episode, die sich zwar nicht ernsthaft für den Nachweis der Unschuld des 

einstigen Staatssekretärs im Auswärtigen Amt verwenden lässt, aber den Wandel in den Auffassun-

gen Churchills und der Situation eindrucksvoll anzeigt. Zum gleichen Zeitpunkt bekamen die Richter 

und Anwälte der USA, die in Nürnberg noch mit Ermittlungen und Anklagen befasst waren, immer 

stärker zu spüren, dass ihnen im eigenen Lande jeder Rückhalt verloren ging und gegen die Fortset-

zung ihrer Tätigkeit ein Gegenwind entfacht wurde.23 In dieser Atmosphäre geriet, was im Nürnber-

ger Gerichtssaal verhandelt, gerichtsnotorisch gemacht und bestraft wurde, zunehmend in Vergessen-

heit. Die entstandene Situation charakterisierte Jerzy Sawicki, ein polnischer Völkerrechter, mit ei-

nem Buch unter dem Titel „Als sei Nürnberg nie gewesen“24. 

Wer sich dennoch informieren wollte, war in Spezialbibliotheken verwiesen, in denen die 42 Bände 

zur Hand waren. Damit befassten sich jedoch nicht einmal Historiker, aus deren Kreisen später be-

haupte wurde, erst die Rückgabe der zunächst als Beute in die USA verbrachten Akten des NS-Staates 

hätten den Beginn von Forschungen über die Jahre 1933 bis 1945 ermöglicht. In Wirklichkeit exis-

tierte weder an der Staatsspitze noch in der Masse der Bevölkerung und eben auch nicht in der Zunft 

ein Interesse an derlei Untersuchungen. Das Bild von der deutschen Geschichte der Jahre 1933 bis 

1945 war auf Hitler und wenige seiner Paladine schon verkürzt worden. 

In der DDR entstanden hingegen rasch andere gesellschaftliche Voraussetzungen und Bedingungen 

für die Auseinandersetzung mit der Vergangenheit. Die wichtigste war, dass an der Spitze der Ver-

waltungen und später des Staates Antifaschisten standen, die Zuchthäuser, Konzentrationslager und 

Emigration hinter sich hatten. Es wirkte mit dem politisch-geistigen Interesse an der Aufklärung, 

zunächst verfochten von einer Minderheit, zudem ein Zwang zur öffentlichen Erörterung der Rolle 

der Deutschen in Faschismus und Kriegt, denn die Bewohner der Ostzone – anders und härter als die 

in den Westzonen – wurden für das in Europa angerichtete und verübte Unheil in Haftung genommen, 

in Gestalt der Reparationsleistungen, die das Tempo des Wiederaufbaus im Osten erheblich verlang-

samten. Doch eine Geschichtswissenschaft, die systematisch an die Erforschung der damals jüngsten 

 
23  Das letzte Urteil in einem der sogenannten 12 Nachfolgeprozessen erging im „Fall 11“, dem „Wilhelmstraßen-

prozess“ gegen Reichsminister, Staatssekretäre, leitende Ministerialbeamte, Gauleiter und SS-Führer, am 11.–

14. April 1949. 
24  J. Sawickis Buch erschien in der DDR übersetzt: Als sei Nürnberg nie gewesen, Berlin 1958. Der Autor 1910 -

1967, Jurist, war von 1936 1941 Advokat in Lwow, von 1944-1953 Prokurator und Ankläger in mehreren Kriegs-

verbrecherprozessen; 1945/46 Mitglied der polnischen Delegation in Nürnberg und von 1948-1952 Prof. für 

Strafrecht in Łódź, danach in Warschau. 
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Vergangenheit hätte gehen können, hatte sich bis in die sechziger Jahre nicht formiert. In diese Leere 

stieß 1957 eine zweibändige Publikation25, herausgegeben von Peter Alfons Steiniger. Diese Auswahl 

umfasste Protokolle, Dokumente und andere Materialien des ersten der Nürnberger Prozesses, erlebte 

mehrere Auflagen und enthielt vor allem eine – übrigens am 1, Oktober 1956, dem 10. Jahrestag der 

Urteilsverkündung, abgeschlossene Einleitung des Völkerrechtlers und Professors an der Humboldt-

Universität zu Berlin, die sich mit den Ansichten von deutschen und ausländischen Kritikern des 

Prozesses befasste, deren Einwände von der Auswahl der Angeklagten über die Anklagepunkte bis 

zu den Urteilen reichten. 

Doch ergab die Veröffentlichung des Völkerrechtlers keinen Auftakt. Die Literatur über Nürnberg 

blieb, wenn auch in vielen geschichtswissenschaftlichen Arbeiten und Quelleneditionen Dokumente 

des Prozesses herangezogen, zitiert und ganz oder in Auszügen gedruckt wurden, was das Verfahren 

insgesamt wie einzelne Angeklagte anlangt, in DDR-Zeit rar. Zu ihr gehört der informative Abriss 

von Günther Wieland26 sowie das gegen Ende der DDR geschriebene, auf die Täter fixierte Buch von 

Peter Przybylski.27 

Das Fazit dieser nur flüchtigen Durchmusterung der fachliterarischen Bezugnahmen auf den Nürn-

berger Prozess in den beiden deutschen Staaten führt zu einer merkwürdigen Identität, zur Feststel-

lung, dass die Historiker hier wie dort – anders als die Juristen und namentlich die Völkerrechtler – 

das Gerichtsverfahren nicht zum Gegenstand ihrer wissenschaftlichen Forschungen gemacht haben. 

Würdigung und Kritik der Leistungen der Juristen für die Historiographie sind folglich unterblieben, 

was auch dazu führte, dass manches Verdienst der eigenen Zunft zugeschrieben werden konnte. Die 

„Lücke“ sticht, wird zum Vergleich das Interesse für den freilich einer anderen Kategorie von Ge-

richtsverfahren angehörenden Reichstagsbrand-Prozess herangezogen, besonders hervor. Über die – 

wohl nichtidentischen – Ursachen, die das unterschiedliche Interesse verursachten, ließen sich nur 

Vermutungen aussprechen. 

Die Auswahl der Angeklagten 

Mit den juristischen, organisatorischen und weiteren Vorbereitungen, die der Prozess erforderte, hat-

ten die beteiligten Mächte vorab vor allem, zu bestimmen, wer die Angeklagten dieses ersten Prozes-

ses gegen zivile und Militärpersonen aus der Führungsgruppe des besiegten Deutschlands sein soll-

ten. Dabei konnte davon ausgegangen werden, dass dem Auftakt weitere Verfahren folgen sollten. 

Ein französischer Vorschlag der zunächst aber abgewiesen wurde, lautete, alsbald herausragende 

Wirtschaftsführer des Regimes anzuklagen. Er blieb insgesamt folgenlos. Vor internationalen Ge-

richtshöfen fanden weitere Verfahren nicht statt. Die 12 sogenannten Nachfolgeprozesse, der letzte 

endete mit dem Urteil 1949, richteten US-amerikanische Richterkollegien aus. 

Die Antwort auf die 1945 zu entscheidende Frage fiel in einer Hinsicht nicht schwer. Der in Betracht 

kommende Personenkreis befand sich schon im Juni nahezu ausnahmslos in den Händen der 

 
25  Steiniger, Nürnberger Dokumente Der Initiative von Steiniger folgten weitere Publikationen, die Dokumente und 

Urteile aus den Nachfolgeprozessen bekannt machten: Fall 12. Das Urteil gegen das Oberkommando der Wehr-

macht, Berlin/DDR 1960; Fall 9. Das Urteil im SS-Einsatzgruppenprozess. gefällt am 10. April 1948 in Nürnberg 

vom Militärgerichtshof II der Vereinigten Staaten von Amerika Hg. Kasimierz Leszczynski mit einer Einleitung 

von Dr. S. Quilitzsch, Berlin/DDR 1963; Fall 5. Anklageplädoyer, ausgewählte Dokumente, Urteil des Flick-Pro-

zesses mit einer Studie übe die „Arisierungen“ des Flick-Konzerns. Hg. vom Autor der Studie Karl-Heinz Thieleke 

eingeleitet von Klaus Drobisch, Berlin 1965; Fall 3. Das Urteil im Juristenprozess, Berlin/DDR 1969. Fall 6. 

Dokumente und Urteile des IG-Farben-Prozesses. Hg. und eingeleitet von Hans Radandt, Berlin 1970. 
26  Günther Wieland, Der Jahrhundertprozess von Nürnberg. Nazi- und Kriegsverbrecher vor Gericht. Berlin 1986. 

Der Autor war in der Generalstaatsanwaltschaft der DDR zuständig für Ermittlungen gegen Nazi- und Kriegs-

verbrecher. Näheres zu seiner Person und seiner Bibliographie s. Günther Wieland, Naziverbrechen und deutsche 

Justiz. Hg. Werner Röhr, Berlin 2004 (= Bulletin für Faschismus- und Weltkriegsforschung, Beiheft 3). 
27  Peter Przybylski, Täter neben Hitler, Berlin 1990. Wie Wieland Jurist, war Przybyslki Pressesprecher beim 

Staatsanwalt der DDR und weithin bekannt durch seine Mitwirkung in der Sendereihe des Fernsehens „Der 

Staatsanwalt hat das Wort“. Später erschien Kurt Pätzold/Manfred Weißbecker (Hg.) Stufen zum Galgen. Le-

benswege vor den Nürnberger Urteilen. Mit Beiträgen von Peter Black, Dietrich Eichholtz, Werner Fischer, 

Gerhart Hass und den Hg., Leipzig 1996 (als Taschenbuchausgabe 2004). 



373 

Alliierten. Ungeklärt war und blieb einzig der Aufenthalt Martin Bormanns, gegen den der Prozess 

in absentia geführt wurde. Alle anderen einstigen Größen des Dritten Reiches, sofern sie sich nicht 

wie Hitler, Goebbels und Himmler aus dem Leben gestohlen hatten, waren aufgegriffen worden, teils 

an Orten, an denen sie vermutet werden konnten, teils bei Identifikationen oder auch durch Zufall; 

einige hatten sich, angesichts ihres Bekanntheitsgrades die Aussichtslosigkeit des Versuchs unterzu-

tauchen erkennend, mehr oder weniger den Besatzungstruppen gestellt. 

Im Einzelnen: Wilhelm Frick, der einstige Reichsprotektor von Böhmen und Mähren, der sich auf sei-

nen Privatbesitz im bayerischen Kempfenhausen begeben hatte, wurde schon am 2. Mai verhaftet. 

Fünf Tage später geschah das mit Göring in Berchtesgaden, wohin er sich nach dem 20. April aus Berlin 

begeben hatte. Dort stellte sich einen weiteren Tag später auch der aus seinem Herrschaftssitz Weimar 

geflohene Fritz Sauckel, ehem. Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz und NSDAP-Gauleiter 

von Thüringen. Am 12. Mai 1945 war Ernst Kaltenbrunner, Heydrichs Nachfolger als Chef des 

Reichssicherheitshauptamtes, in einer Jagdhütte in den Bergen bei Alt-Aussee aufgegriffen worden. 

Tags darauf wurde Wilhelm Keitel, Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, der seinen letzten 

öffentlichen Auftritt bei der Unterzeichnung der Kapitulationsurkunde in Berlin-Karlshorst gehabt 

hatte, in Flensburg inhaftiert. Eine weitere Woche später kam die Reihe an Alfred Rosenberg, den 

Reichsleiter der NSDAP und Reichsminister für die besetzten Ostgebiete, der sich nach einer leichten 

Verletzung in einem Lazarett in Flensburg-Mürwik befand. Am 23. Mai endete mit der Gefangen-

nahme für den von Hitler zu seinem Nachfolger als Staatschef bestimmten Großadmiral Karl Dönitz 

und für Albert Speer und Alfred Jodl die Flensburger Episode der „Reichsregierung“ und des Ober-

kommandos der Wehrmacht. Anfang Juni stellte sich Baldur von Schirach, Gauleiter und Reichsstatt-

halter von Wien. Vergleichsweise spät, am 14. Juni erfolgte die Verhaftung des einstigen Reichsau-

ßenministers Joachim von Ribbentrop in einer Privatwohnung in Hamburg. Julius Streicher, der sich in 

die Tiroler Alpen geflüchtet hatte und sich als ein Kunstmaler ausgab, wurde von einem US-ameri-

kanischen Offizier erkannt und festgesetzt. So waren sie nacheinander in Gewahrsam der Briten und 

der US-Amerikaner gelangt, denn wie auch die Masse der Wehrmachtssoldaten hatte es sie – nicht 

anders als viele Funktionsträger auf mittlerer Ebene – im Angesicht der Niederlage westwärts gezogen. 

Die für den ersten Nürnberger Prozess ausgewählten zivilen und militärischen Führer des Regimes 

gehörten mehreren Gruppen an. Die erste bestand aus den Figuren der Hitlerregierung mit Göring an 

der Spitze. Zu ihr gehörten die Reichsminister Rudolf Heß, Wilhelm Frick, Joachim von Ribbentrop 

und dessen Vorgänger Konstantin Freiherr von Neurath, Walther Funk und dessen Vorgänger Hjalmar 

Schacht28, sowie Albert Speer. Ihr ist auch der Chef des Reichssicherheitshauptamtes, SS-Obergrup-

penführer Ernst Kaltenbrunner zuzuzählen und – allerdings in einer Sonderstellung, die sich auch im 

Urteil ausdrückte – der kurzzeitige Vizekanzler der Regierung Franz von Papen29, später Botschafter 

in Wien und Ankara. In dieser Reihe fehlte eine Anzahl Kabinettsmitglieder: Reichsfinanzminister 

Lutz Graf Schwerin von Krosigk30, die Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft Richard 

Walther Darré31 (bis 1942) und Herbert Backe32 und der Reichsjustizminister Otto Thierack33. 

Eine zweite Gruppe bildeten die Militärs mit dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, Wil-

helm Keitel, dem des Wehrmachtsgeneralstabes Alfred Jodl, dem Oberkommandierenden des Kriegs-

 
28  Hjalmar Schacht (1877-1970) gehörte mit Hans Fritzsche und Franz von Papen zu den drei Freigesprochenen des 

Hauptkriegsverbrecher Prozesses. 1947 verurteilte ihn in Stuttgart ein Spruchkammerverfahren zu 8 Jahren Arbeits-

lager, 1948 hob eine für das Internierungslager zuständige Berufungskammer in Ludwigsburg dieses Urteil auf. 
29  Franz von Papen (1879-1969) wurde in Nürnberg nach dem Masßtab der vier Anklagepunkte freigesprochen, 

dann aber in einem Entnazifizierungsverfahren zu 8 Jahren Arbeitslager verurteilt. 
30  Johann Ludwig (Lutz) Graf Schwerin von Krosigk (1887-1977) wurde mit Dönitz, Speer u. a. am 23. Mai in 

Flensburg inhaftiert. Seine Anklage erfolgte im Wilhelmstraßenprozess. Das am 14. April 1949 gesprochene 

Urteil lautete auf 10 Jahre Gefängnis. Die Begnadigung erfolgte ein Jahr später. 
31  Richard Walther Darré (1895-1953) wurde im Wilhelmstraßen-Prozess am 14. April 1949 zu sieben Jahren Haft 

verurteilt. Er kam ein Jahr darauf begnadigt frei. 
32  Herbert Backe (1896-1947), dem die Anklage im Wilhelmstraßen-Prozess bevorstand, beging am 7. April Selbstmord. 
33  Otto Georg Thierack (1889-1946), der sich im Juristen-Prozess verantworten sollte, brachte sich in britischer 

Haft am 22. November 1946 um. 
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marine Karl Dönitz und dessen Vorgänger Erich Raeder. Zu ihr zählte auch Göring, der hauptsächlich 

aber wegen seiner Rolle in anderen Funktionen und Ämtern vor Gericht stehende Oberkommandie-

rende der Luftwaffe. Diese Gruppe erscheint übrigens als die unvollständigste, denkt man an die Rolle 

des Kriegsministers, Generalfeldmarschall Werner von Blomberg34 (bis 1938), des Oberbefehlsha-

bers des Heeres, Generalfeldmarschall Walther von Brauchitsch35 (bis 1941) und des langjährigen 

Chefs des Heeresgeneralstabes, Generaloberst Franz Halder36 (bis 1943), die sämtlich an der Planung, 

Halder auch an der Inszenierung von Aggressionen beteiligt gewesen waren. 

Eine dritte Gruppe bestand aus Personen, die im Verlauf der Eroberungen in besetzten Staaten und 

Gebieten geherrscht hatten. Sie umfasste den in Prag etablierten Reichsprotektor in Böhmen und 

Mähren, Konstantin Freiherr von Neurath, (der vordem Reichsminister des Auswärtigen gewesen 

war), den auf der Krakauer Burg residierenden Generalgouverneur Hans Frank, den Reichskommis-

sar in den Niederlanden Arthur Seyss-Inquart und den Reichsminister für die besetzten Ostgebiete, 

Alfred Rosenberg. In diesen Kreis gehörte auch der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

und NSDAP-Gauleiter in Thüringen, Fritz Sauckel, dessen Hauptaufgabe die Herbeischaffung von 

Arbeitskräften aus den besetzten Territorien ins Reich sowie deren Verteilung in Industrie und Land-

wirtschaft gewesen war. Hier fehlten vor allem die Reichskommissare Ukraine, der NSDAP-Gaulei-

ter in Ostpreußen Erich Koch37 und des sogenannten Ostlandes, der NSDAP-Gauleiter in Schleswig-

Holstein Hinrich Lohse38. 

Zwei Angeklagte waren keiner dieser Gruppen zuzuordnen. Der NSDAP-Gauleiter in Franken und 

Herausgeber der Wochenzeitschrift „Der Stürmer“, Fritz Sauckel, der aktivste Propagandist eines 

brutalen Antisemitismus und ideologische Wegbereiter des Judenmordens. So schwierig angesichts 

der Rechtslage seine Verurteilung (er endete am Galgen) sein sollte, gehörte er doch zweifelsfrei 

unter die Anzuklagenden. Seine „Anwesenheit“ allein widerlegt die bis heute erhobenen Vorwurf, es 

hätte das später sogenannte Verbrechen des Genozids die Alliierten und deren Anwälte und Richter 

in Nürnberg nicht oder kaum interessiert. Die Anklageerhebung gegen Streicher verdeutlichte zu-

gleich, dass die Verantwortung derjenigen herausgestellt werden sollte, die Millionen Deutsche durch 

ihren geistigen Einfluss in jene Kondition gebracht hatten, die diesen Krieg als eine seiner notwendi-

gen Bedingungen erst ermöglichte. Darauf zielte auch die Vernehmung Rosenbergs, des Ideologen 

und für die „weltanschauliche Schulung“ zuständigen der NSDAP Reichsleiters und Herausgebers 

des „Völkischen Beobachters“. Hier fehle sichtbar Goebbels, und es war kein guter Einfall, sondern 

wohl eine aus Verlegenheit geborene Lösung, dass statt seiner Hans Fritzsche39, im Propagandami-

nisterium Leiter der Rundfunkabteilung, bekannter durch seine allwöchentlich über den Rundfunk 

gesendeten Kommentare, zu den Hauptkriegsverbrechern gesetzt wurde. Dass das geschah, hatte eine 

weitere Ursache darin, dass die drei (aufeinander gefolgten) Staatssekretäre von Goebbels nicht greif-

bar waren. Der erste war gegen Kriegsende umgekommen, die beiden Nachfolgenden hatten unter-

tauchen können.40 

 
34  Werner von Blomberg (1878-1946), der in Nürnberg als Zeuge auftreten sollte, starb dort in einem US-amerika-

nischen Militärhospital am 22. März 1946. 
35  Walther von Brauchitsch (1881-1948) trat im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher Prozess als Zeuge auf. Er starb 

in britischer Haft, in der ihm ein Prozess noch bevorstand, 18. Oktober 1948. 
36  Franz Halder (1884-1972) war nach dem 20. Juli 1944 inhaftiert und nach Haft in den KZ Flossenburg und 

Dachau in Tirol befreit worden. Schon im Sommer wurde seine Gefangennahme durch US-amerikanische Streit-

kräfte aufgehoben. In deren Diensten leitete Halder bis 1961 eine kriegsgeschichtliche Abteilung und wurde 

danach mit dem höchsten an Zivilisten zu vergebenden Militärorden der USA ausgezeichnet. 
37  Erich Koch (1896-1986), in der britischen Besatzungszone untergetaucht, später an Polen ausgeliefert, angeklagt, 

und 1958 zum Tode verurteilt, wurde jedoch nicht hingerichtet. In Haft verstarb er: 
38  Hinrich Lohse (1896-1964), der den Posten des Reichskommissars von dessen Installation 1941 bis zum 8. Sep-

tember 1944 bekleidet hatte, wurde zu einer 10jährigen Haftstrafe verurteilt, kam jedoch 1951 wieder frei. 
39  Hans Fritzsche (1900-1953) wurde nach seinem Freispruch in Nürnberg zu 9 Jahren Arbeitslager verurteilt, be-

fand sich aber 10950 wieder auf freiem Fuß. 
40  Die war Fritzsche zugedacht, weil keiner der drei letzten aufeinanderfolgenden Staatssekretäre von Goebbels 

greifbar war. Karl Hanke, zuletzt Oberpräsident und Gauleiter in Niederschlesien, von Hitler in dessen Testament 

zum Nachfolger für den verstoßenen Heinrich Himmler bestimmt, war bei oder nach Kriegsende umgekommen. 
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Insgesamt verdeutlichte die Besetzung der Bank der Angeklagten das Interesse des Gerichts, gleich-

sam einen Panoramablick auf das Verbrechen beladene Regimes und seine Eliten zu ermöglichen, und 

sie bezeugte auch, welche Vorstellungen kurz nach Kriegsende in den Führungskreisen der Alliierten 

über Stellung und Macht, Einfluss und Verantwortung von Personen an der Spitze des Naziregimes 

existierten. In dieser Reihe fehlten die Mächtigen der Banken und der Industrie. Das war nicht beab-

sichtigt gewesen. Auf der Liste der Anzuklagenden hatte auch Gustav Krupp von Bohlen und Hallbach 

gestanden. Die Richter wurden jedoch durch eine Ärztekommission, bestehend aus hochrangigen Spe-

zialisten aller am Prozess beteiligten Staaten, die eigens an das Krankenlager Krupps, der seit 1944 

auf seinem Gut Blühnbach in Österreich lebte, gereist war, davon unterrichtet, dass der 75jährige an 

„seniler Gehirnerweichung“ litt und sich in einem verhandlungsunfähigen Zustand befand.41 

Ein Verfahren in absentia wurde vom Gerichtshof in diesem Falle ebenso abgelehnt wie der Vor-

schlag, den Nachfolger des alten Herren, Alfried Krupp von Bohlen und Halbach, der den nach einer 

sogenannten „Lex Krupp“ in Familienbesitz überführten Konzern seit 1943 geleitet hatte, auf die 

Anklagebank zu setzen42, wurde – wohl hauptsächlich – verworfen, da dessen Verwirklichung eine 

Verschiebung der Prozesseröffnung notwendig gemacht haben würde. Doch zeigten sich die Vertreter 

der Anklage während der darüber vor Gericht geführten Beratung entschlossen, auch wenn aus dem 

Bezirk der deutschen Rüstungsindustrie niemand in Persona angeklagt wurde, die Rolle der deutschen 

Industrie während des Prozesses zur Sprache zu bringen und das blieb keine leere Ankündigung. 

Der verdrängte Teil des Verfahrens 

Schon in der vorbereitenden Sitzung des Gerichtshofes am 14. November 1945 in Nürnberg, als ent-

schieden wurde, ob Gustav Krupp aus der Reihe der Angeklagten genommen und sein Schwiegersohn 

auf die Anklagebank gesetzt werden sollte, war die Rede auf den Zusammenhang von Politik und 

Wirtschaft, auf das Zusammenwirken von Naziführern und Industriellen gebracht worden und zwar 

von allen Vertretern der Anklage. Robert H. Jackson, der zugleich im Auftrag seines französischen 

und sowjetischen Kollegen sprechen konnte, sagte über die Erfahrungen, welche von den drei Staaten 

und deren Bewohnern mit der Essener Waffenschmiede gemacht worden waren: „Wir vertreten drei 

Nationen dieser Erde; eine von ihnen wurde dreimal mit Krupp’schen Waffen überfallen, eine andere 

hat im Verlauf des Krieges im Osten unter der Wucht des Krieges gelitten wie nie ein Volk zuvor, 

und eine von ihnen hat zweimal den Atlantik überquert, um, soweit es in ihren Kräften stand, Strei-

tigkeiten zu beenden, die durch den deutschen Militarismus entfacht waren.“43 Weiter erinnerte er 

daran, dass „die Krupp-Unternehmungen seit mehr als 130 Jahren blühten und gediehen, indem sie 

die deutsche Kriegsmaschine mit Kriegsmaterial versahen.“ Deren Tätigkeit wäre nicht auf die Aus-

führung von Regierungsaufträgen beschränkt gewesen. „Die Krupp-Werke waren auch an der Auf-

hetzung zum Kriege aktiv beteiligt, sowie – durch Deutschlands Ausscheiden – an dem Schiffbruch 

der Abrüstungskonferenz und des Völkerbundes, und schließlich nahmen die Krupp-Werke an der 

politischen Agitation zur Unterstützung des gesamten Nazi-Angriffsprogramms ebenfalls aktiven 

Anteil. Dies war nicht ohne Gewinn für die Krupp’schen Unternehmungen, und wir sprachen bereits 

 
Leopold Gutterer (geb. 1902) hatte in Bayern auf dem Lande untertauchen können und wurde erst im Oktober 

1947 aufgefunden, 1948 zu fünf Jahren Arbeitslager verurteilt, eine Strafe, die jedoch auf ein Jahr reduziert 

wurde. Werner Naumann (1909-1982), in Hitlers Testament als Nachfolger von Goebbels im Ministeramt vor-

gesehen, hielt sich unter falschem Namen bis 1949 ebenfalls in Süddeutschland versteckt. Auf der Anklagebank 

saß der erste (seit 1933) Staatssekretär im Propagandaministerium, Walther Funk, jedoch in seiner Eigenschaft 

und seiner Rolle (seit 1938) als Reichswirtschaftsminister. 
41  Rechtsanwalt Theodor Kleefisch beantragte beim Gerichtshof, seinen Mandanten von der Liste der Angeklagten 

zu nehmen, da er aus gesundheitlichen Gründen nicht fähig sei, dem Prozess zu folgen oder gar sich gegen die 

gegen ihn erhobenen Vorträge zu verteidigen. Das Gericht verhandelte darüber am 14. Oktober 1945 während 

der ersten der vorbereitenden Sitzungen und gab darauf dem Antrag statt. (Auch späterhin wurde der in ärztlicher 

und pflegerischer Obhut lebende einstige Chef des Unternehmens, der vier Jahre später verstarb, nicht verhand-

lungsfähig.) 
42  Alfried Krupp (1907-1967) wurde 1948 im Krupp-Prozess durch ein Urteil zu 12 Jahren Gefängnis und Einzie-

hung seines Vermögens bestraft, im Jahre 1951 jedoch amnestiert. 
43  NP Bd. 2, S. 11-13. 



376 

von dem auffallenden Aufstieg ihrer Gewinne, der ihrer Mithilfe an den deutschen Vorbereitungen 

für einen Angriffskrieg zuzuschreiben ist.“ Die Machthabenden hätten die Dienste dieses Unterneh-

mens derart geschätzt, dass sie 1943 es eigens durch eine „Lex Krupp“ Hitlers ermöglichten, die 

Krupp-Werke in ein Familienunternehmen umgewandelt werden konnten, worauf diese ganz in das 

Eigentum und unter das Kommando des Sohnes Alfried gerieten.44 

Der britische Hauptankläger Sir Hartley Shawcross versicherte den Richtern darauf, er sei ebenso von 

der zu lösenden Aufgabe überzeugt, „vor dem Gerichtshof und vor der Welt die Rolle aufzudecken, 

die die Großindustriellen bei der Vorbereitung und Führung des Krieges gespielt haben.“ Und das 

werde „im Verlaufe dieses Prozesses geschehen, gleichgültig ob Gustav Krupp von Bohlen oder 

Alfried Krupp als Angeklagte in dem Prozess erscheinen oder nicht.“45 Das Material, fuhr Shawcross 

fort, dass gegen Krupp vorliege und auch das über die „allgemeine Rolle, die die Großindustriellen 

gespielt“ haben, werde im Prozess unterbreitet werden und zudem würden „je nach dem Ausgang des 

gegenwärtigen Prozesses andere Verfahren eröffnet werden, möglicherweise gegen Alfried Krupp, 

möglicherweise gegen andere Großindustrielle“.46 (Das geschah bis 1949 dann auch vor ausschließ-

lich US-amerikanischen Gerichtshöfen, die Prozesse gegen Eigentümer und Direktoren der Krupp-

werke, des Flick-Konzerns und der IG-Farben AG führten.) Dann bekräftigte der französische An-

kläger Charles M. Dubost die Notwendigkeit, die Vorwürfe gegen Krupp und andere Großindustrielle 

vorzubringen, von denen er sagte, dass diese „die Machtergreifung der Nazis, die Nazi-Regierung 

und die Nazi-Propaganda unterstützten, die Nazis finanzierten und schließlich die Wiederaufrüstung 

Deutschlands förderten, damit es seinen Angriff fortsetzen könnte.“47 

Bemerkenswert bleibt an diesem Auftakt die Einhelligkeit des Urteils der Juristen über ihr Vorgehen 

und die Benennung der Themen, die dabei zur Sprache kommen mussten. Das waren (1.) der Beitrag 

von Führern der Wirtschaft zum Aufstieg der NSDAP bis in die Staatsmacht, (2.) der Anteil von 

Personen aus dieser Gruppe an der raschen Etablierung des faschistischen Regimes, eingeschlossen 

die Finanzierung der Hitlerpartei, (3.) die mithelfende Rolle von Wirtschaftsführern bei der materiel-

len Vorbereitung des Eroberungskrieges und (4.) der Part der Großindustriellen während der Führung 

des Krieges. Es wäre zu wünschen – und dies nicht nur nebenbei –, dass diese Themen sich heute in 

den Schulbüchern der Bundesrepublik Deutschland wiederfinden ließen. 

Es waren vor allem die Anklage und die Verhöre Görings, der beiden Reichswirtschaftsminister und 

des Reichsministers für die Bewaffnung, die Licht in eines der am Tiefsten verborgenen Geheimnisse 

der Entstehung und des Funktionierens der faschistischen Diktatur bringen konnten, eines Regimes, 

das sich als Staat der Volksgenossen ausgegeben hatte, (eine Fälschung, die in der deutschen Histo-

riographie jüngst, zu „Hitlers Volksstaat“ verkürzt, wieder in Kurs gesetzt wurde). Gelingen konnte 

das Vorhaben freilich nur, wenn die Anklage über Beweisdokumente verfügte, denn es stand nicht 

zu erwarten, dass einer der Angeklagten aus freien Stücken dabei mithalf. Über solche Dokumente 

verfügte die Anklage und das aufgrund der bewundernswerten Leistungen von Fahndern, die in der 

kurzen Phase der Prozessvorbereitung, dass das massenhafte Beutegut aus Schriftverwaltungen und 

Archiven gründlich durchmustert hatten. Schon damals wurden Schriftstücke gefunden, die den Rang 

von Schlüsseldokumenten für die Erforschung der deutschen Geschichte von 1932/1933 bis 1945 be-

hielten. Für diese seien hier drei genannt; das stenographische Protokoll der Sitzung im Reichsluft-

fahrtministerium vom 12. November 1938, auf der unter Görings Vorsitz die Strategie und Taktik der 

weiteren Judenverfolgung festgelegt wurden, die Aufzeichnungen des Chefadjutanten der Wehrmacht, 

Oberst Friedrich Hossbach, über die Beratung im engsten Kreis der Oberbefehlshaber am, 5. Novem-

ber 1937, in deren Verlauf sich Hitler zum ersten Mal über die späteste Zeitspanne äußerte, innerhalb 

derer der Krieg zu beginnen sei (das „Hoßbach-Protokoll“48) sowie die Aufzeichnungen des Nach-

folgers von Hoßbach, Oberstleutnant Rudolf Schmundt, über die Ansprachen Hitlers an die Generalität 

 
44  NP Bd. 2, S. 12-13. 
45  NP Bd. 2, S. 17. 
46  NP Bd. 2, S. 18-19 
47  NP Bd. 2, S. 23. 
48  Dok. 1816-PS, Bd. XXV, S. 403 ff. 
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über den unmittelbar bevorstehenden Krieg und dessen Ziele am 23. Mai (Schmundt-Bericht49) und 

die stichwortartigen Notizen über die zweite Ansprache Hitlers an die Oberbefehlshaber am 22. Au-

gust 1939 mit der Erklärung „Bei Beginn und Führung des Krieges kommt es nicht auf das Recht an, 

sondern auf den Sieg.“ und den befehlsförmigen Forderungen „Herz verschließen. Brutales Vorge-

hen.“50 Die Geschichte der Auffindung dieser Dokumente unter Trümmern, in Auslagerungsstätten 

und Verstecken wurde nie geschrieben. Sie wäre kaum weniger dramatisch zu lesen als die der Er-

greifung der „Größen des Dritten Reiches“. 

Die intimsten Kenntnisse über die Beziehungen zwischen den obersten Naziführern, den späteren 

Staatsführen und Exponenten der deutschen Großindustrie und der Banken besaß fraglos Hjalmar 

Schacht, bis 1930 und dann wieder ab 1933 (bis 1939) Vorsitzender des Direktoriums der Reichs-

bank, 1934 (bis 1938) komm. Reichswirtschaftsminister und seit 1935 auch (insgeheim) Generalbe-

vollmächtigter für die Aufrüstung, noch bis 1943 Mitglied eines nicht mehr tagenden Kabinetts ge-

blieben und nach dem Attentat auf Hitler 1944 inhaftiert worden war. Schacht konnte von sich sagen, 

dass niemand – selbst Papen nicht – mehr für die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler getan hatte 

als er. Das nahm er freilich für sich nicht in Anspruch, sondern wies sein Eintreten für Hitlers Kanz-

lerschaft bei „kompetenten“ Personen zurück. Ja, gab er zu, er sei im Dezember 1930 in der Wohnung 

eines befreundeten Bankiers – in einer späteren Vernehmung fiel dann der Name des Bankiers von 

Stauß51 – mit Göring zusammengetroffen. Ja, er habe in dessen Wohnung dann im Januar 1931, wo 

sich auch Fritz Thyssen einfand, mit Hitler gesprochen. Er habe sich gegenüber „Wirtschaftsfreunden 

und dergleichen“ auch dafür ausgesprochen, dass Hitler Reichskanzler werden müsse.52 Ja, er hätte 

Reichskanzler von Papen zur Zusammenarbeit mit Hitler in einer Regierung geraten und sei an der 

später als Industriellen-Eingabe53 bezeichneten Initiative beteiligt gewesen, mit der Industrielle, Ban-

kiers und andere Persönlichkeiten dem Reichspräsidenten von Hindenburg im November 1932 die 

Ernennung Hitlers zum Reichskanzler anempfahlen. 

Schon diese „Geständnisse“ wären ohne das Robert H. Jackson zur Verfügung stehende Material 

nicht zu bekommen gewesen. Ihre Bedeutung für die Kennzeichnung des Weges der Faschisten an 

die Macht war erheblich, doch waren sie – für sich genommen – nicht prozess- und urteilsrelevant. 

Beihilfe zur Etablierung der Diktatur war kein Anklagepunkt, wenn nicht nachgewiesen wurde, dass 

sie mit dem Ziel erfolgte, eine Kraft an die Staatsmacht zu bringen, die auf einen Angriffskrieg aus-

ging und diese gerade dabei zu unterstützen. Schacht, der sich als lebenslanger Pazifist darstellte, zog 

sich auf die Position zurück, er habe nur den Anschluss Österreichs und die Rückgabe der Kolonien, 

zu erwirken auf dem Verhandlungsweg, im Sinne gehabt und verfochten. 

Diesseits der Schwelle des 30. Januar 1933 richtete sich das Interesse der Anklage auf die Initiativen 

der Industriellen zur Machtbefestigung des Faschismus. Erwähnt wurde, nebenbei, dass sich der 

„Privatier“ Schacht, der als Pensionär der Reichsbank auf seinem Gut Gühlen im Brandenburgischen 

lebte, am 30. Januar 1933 in Berlin aufgehalten hatte und dort in der Halle des Hotels „Kaiserhof“, 

dem bevorzugten Quartier des „Führers“ und seiner engsten Vertrauten, zufällig auf Göring getrof-

fen war, der ihn mit den Worten begrüßte, da komme ja unser künftiger Reichsbankpräsident.54 Do-

kumentiert wurde die Zusammenkunft Görings und Hitlers mit Wirtschaftsführern am 20. Februar 

1933 im Palais des Reichstagspräsidenten, an der u. a. Gustav Krupp, Georg von Schnitzler und 

weitere Direktoren der IG-Farben AG, Albert Vögler von den Vereinigten Stahlwerken und auch 

Schacht auch teilgenommen hatte, die mit der Zeichnung einer Wahlfondsspende für die bevorste-

henden, und wie Göring ausführte, auf 100 Jahre letzten Reichstagswahlen endete.55 Zum ersten Mal 

 
49  Dok. 079-L., Bd. XXXVII, S. 547 ff 
50  Dok. 1014-PS, Bd. XXVI, S. 523 f. 
51  IMT, XIII, S. 45. 
52  IMT, XII, S. 621. 
53  Dok. 3901-Ps. 
54  IMT, XIII, S. 46. 
55  IMT, XIII, S. 49 ff. Die Kenntnis über den Verlauf stützte sich u. a. auf eine eidesstattliche Erklärung Georg von 

Schnitzlers. EC-439. 
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kam sodann Licht in die Geschichte der „Adolf-Hitler-Spende“ der deutschen Wirtschaft, die 1933 

auf Initiative des Vorsitzenden des Reichsverbandes der deutschen Industrie, Gustav Krupp, einge-

richtet worden war. Seitdem flossen in die Kassen der NSDAP regelmäßig Gelder, die den Aktions-

radius der Partei erheblich vergrößerten. Ohne freilich eine Bestätigung des Angeklagten Schacht 

zu erhalten, den er ins Kreuzverhör nahm, erklärte der Vertreter der Anklage, dass die Unterstützung, 

die das Regime aus diesen Kreisen erfuhr, eine Ursache auch in der Abschaffung der Gewerkschaf-

ten gehabt habe.56 

Es war die wiederum US-amerikanische Anklagevertretung, die beim Vortrag von Hauptmann Harris 

die Rede auch auf den Freundeskreis des Reichsführers SS Heinrich Himmler und die aus ihm her-

vorgegangenen Spenden brachte. Im Kölner Bankhaus des Baron von Schröder war ein an Himmler 

gerichtetes Schreiben gefunden worden, in dem er dem eben auch zum Reihsinnenminister ernannten 

Himmler die Summe von 1.100.00 Reichsmark avisiert, als „eine kleine Entlastung“ und „gewisse 

Hilfestellung“ bei des Reichsführers „besonderen Aufgaben“. Harris verzichtete mit der Zustimmung 

des Gerichtsvorsitzenden darauf, die ebenfalls aufgeführten Namen der Spender zu verlesen.57 

Wichtiger, namentlich für die Anklagen in den späteren Industriellen-Prozessen, wurde, dass schon 

hier die schamlose, häufig mit Todesfolge einhergehende Ausbeutung der Arbeitskraft von Millionen 

Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen zur Sprache kam. Thomas J. Dodd bezog sich, als er das 

Anklagematerial vorlegte, beispielhaft auf die Situation in den Essener Kruppwerken, wo sich meh-

rere Massenlager befanden, deren Zustand mit dem von Konzentrationslagern konkurrieren konnte. 

Der Ankläger verwendete eine eingeholte eidesstattliche Erklärung des Oberlagerarztes, der diese 

Stätten an verschiedenen Orten besucht hatte: „Die Zahl der erkrankten Ostarbeiter war doppelt so 

groß wie die der deutschen Arbeiter. Tbc. war besonders weit verbreitet. Prozentual gab es unter den 

Ostarbeitern 4mal so viel Tbc.-Fälle als unter den Deutschen. (Deutsche 0,5%, Ostarbeiter 2%.)“. Die 

Tataren und Kirgisen litten am meisten unter dieser Krankheit. Sobald sie davon betroffen wurden, 

brachen sie wie die Fliegen zusammen. Die Gründe dafür waren die schlechte Unterbringung, die 

schlechte Qualität und ungenügende Quantität des Essens, Überarbeitung und nicht genügende Ruhe. 

Flecktyphus war auch unter diesen Arbeitern verbreitet. Läuse, die Träger dieser Krankheit, zusam-

men mit unzähligen Flöhen, Wanzen und anderem Ungeziefer, plagten die Insassen dieser Lager.“ 

Die Wachmannschaften würden sich nicht mehr in die Unterkünfte begeben und das Lager besu-

chende Ärzte wären von den Massen des Ungeziefers angefallen worden. Eingaben an die Direktoren 

und die Unterrichtung des Leibarztes von Gustav Krupp wären folgenlos geblieben.58 

Zu den für die Akteure heikelsten Themen aus der Rolle von Banken und Großindustriellen gehörte 

deren räuberische Initiativen in den eroberten Staaten und Gebieten. Schacht, um ein – aber doch 

bezeichnendes – Detail zu erwähnen, er sich nach 1938 als Privatmann und an dem Geschehen unbe-

teiligt darstellte, wurde von Jackson der Schlichterrolle überführt, als sich die Deutsche und die Dres-

dner Bank 1940 nach dem Sieg der Wehrmacht im Westen um dessen Ausnutzung in Belgien und 

den Niederlanden als Rivalen gegenübergetreten waren. Arglos erklärte Schacht darauf hin, er habe 

nur dafür sorgen wollen, dass die beiden Banken friedlich zusammenarbeiteten.59 

Als die beiden Großbanken sich in dieser Weise in Westeuropa betätigten, vermochten sie sich auf 

Erfahrungen zu stützen, die sie zwei Jahre zuvor nach der Inbesitznahme des sogenannten Sudetenlan-

des gesammelt hatten, als sie die Filialen der Böhmischen Diskont-Bank und der Böhmischen Unions-

bank übernahmen. Deren Zentralen bemächtigten sie sich dann nach dem 15. März 1939, wodurch sie, 

wie die sowjetische Anklagevertretung darlegte, zugleich auch einen erheblichen Teil der Industrie des 

zerschlagenen Staates zu kontrollieren vermochten.60 Gewiss: Gemessen am Gesamttatbestand der ge-

gen das Kriegsrecht verstoßenden Enteignungen, des Raubs und der Plünderungen, der Bereicherung 

 
56  IMT, XII, 643. 
57  IMT, IV, S. 23 f. 
58  IMT, II, S. 495 ff., Dok. D 288, US 202. 
59  IMT, XII, S. 633 f. 
60  IMT, VIII, S. 10 f. 
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durch Auspowerung von Arbeitskräften war im Nürnberger Prozess nur ein Bruchteil zur Sprache 

gekommen und nachgewiesen worden. Daran dennoch zu erinnern, heißt nichtsdestoweniger ein Ver-

dienst er Juristen bewusst zu halten und führt freilich auch zu der Feststellung, dass das Interesse, die 

Rolle der deutschen Wirtschaftseliten im Faschismus bloßzulegen, alsbald erlahmte. Die in Nürnberg 

mit den Nachfolgeprozesse befassten Juristen erhielten aus Washington neue Instruktionen.61 

Einsprüche, Kritik und Ablehnung 

Ein Gerichtsverfahren wie das in Nürnberg vom Internationalen Militärgerichtshof durchgeführte, 

das schon vor seinem Stattfinden umstritten war, hat selbstredend auch danach Einsprüche, Kritik 

und Ablehnung erfahren. Von ihnen werden hier diejenigen Attacken übergangen, die bis heute via 

Internet von faschistischen und anderen verwandten Autoren, darunter Antisemiten vom Streichertyp, 

verbreitet werden. In Umkehrung ihrer gerechtfertigten Verwendung auf anderen Feldern wird der 

Prozess von ihnen mit Vokabeln wie Nürnberger Barbarei, Terrortribunal, Zivilisationsbruch be-

zeichnet und der Master Sergeant Woods, der die Exekution der zum Tode Verurteilten vornahm, als 

„jüdischer Henker“ bezeichnet. 

Die ernstzunehmenden Einwände, die bis heute vorgetragen werden, sind juristischer, politischer und 

auch personeller Natur, in manchen verbinden sich diese Perspektiven. Die aus der Rechtswissen-

schaft und der Gesetzgebung herkommende Kritik kreist (1.) um das Gebot nulla poene sine lege 

(nullum crimen sine lege)62, (2.) das ex post facto-Verbot, das sogenannte Rückwirkungsverbot, wel-

ches die Unzulässigkeit der Wirkung von Gesetzen für einen vor ihrer Verkündung liegenden Zeit-

raum bestimmt. und (3.) um das tu quoque, also die Zurückweisung, die verlangt, dass sich niemand 

zum Richter in einem Prozess machen könne, in dem ein Verbrechen abzuurteilen ist, das er selbst 

auch begangen hat. Keine Strafe, die vordem nicht angedroht worden sei. Das verband sich vor allem 

mit der Bezugnahme auf den Kriegsächtungspakt von 1928, dessen Unterzeichner, darunter das Deut-

sche Reich, sich darauf verpflichtet hatten, ihre Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln beizulegen. Der 

Krieg, wurde nun argumentiert, wurde da zwar geächtet, aber niemand, der das missachten würde, 

war mit Strafe bedroht worden. Zudem sei dieser Vertrag auch dadurch obsolet geworden, dass sich 

die Mächte, die ihn ratifiziert hatten, in den folgenden Jahren, Paradebeispiel: das Gewährenlassen 

Italiens beim Überfall auf Abessinien 1935, an ihn nicht gebunden gefühlt hätten. 

Die politischen Argumente richteten sich vor allem gegen die UdSSR und verwiesen auf deren Ag-

gression gegen Polen am 17. September 1939, aber auch auf die Einverleibung der baltischen Staaten 

Estland, Lettland und Litauen 1940 sowie auf den Krieg gegen Finnland. Und sie betrafen die Vor-

kriegspolitik der Westmächte, welche die Aufrüstung Deutschlands mindestens begünstigt, zuerst an 

der Amputation der Tschechoslowakei teil- und dann ihre Liquidierung hingenommen hatten. Perso-

nell wurde vor allem auf die am Prozess beteiligten sowjetischen Juristen verwiesen, zu deren Bio-

grafien ihre aktive noch nicht ein Jahrzehnt zurückliegende Beteiligung an jenen Gerichtsfarcen ge-

hörte, mit denen in der Stalinzeit politische Gegner ausgeschaltet und umgebracht worden waren. 

Was die Kriegsverbrechen auf See anlangte, die vor allem die Kampfführung der Unterseeboote be-

trafen, wurde auf die den deutschen entsprechenden Weisungen an die US-amerikanische Flotte für 

deren Kriegshandlungen im Pazifik Bezug genommen. 

Insgesamt liess das bis dahin fixierte Kriegsrecht, das dazu bestimmt war, die Barbarei der Kriegfüh-

rung zu begrenzen, genügend Lücken und Grauzonen, die schon in Nürnberg die Operationsmöglich-

keiten der Angeklagten und ihrer Verteidiger vergrößert hatten. Die Verständigung über ein Luft-

kriegsrecht war zwischen den beiden Weltkriegen erfolgreich sabotiert worden. Das Thema wurde in 

Nürnberg folglich besser gemieden. 

Jenseits aller Einwände, die sich aus der Rechtsgeschichte formulieren lassen mögen, bleibt eine ein-

fache und unbestreitbare Tatsache. Das Nürnberger Gericht hatte über die Taten von Menschen zu 

 
61  Von Erfahrungen, die er in diesem Zusammenhang gemacht hatte, berichtete der Widerstandskämpfer und Jour-

nalist Gerhard Leo in: Krupp und die IG Farben. Die Nürnberger Prozesse gegen führende Industrielle. Sendung 

von Annette Willems. Deutschland Radio, 30. Juli 1998, 19.05. 
62  Den Standpunkt des Gerichts trug Francis Biddle in der Urteilsbegründung vor: IMT, XXII, S. 534 ff. 
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befinden, welche die Hauptfiguren in einem Krieg ohne Beispiel waren, in dem an den Fronten und 

in den besetzten Gebieten Verbrechen ohne Beispiel begangen wurden. Ohne Beispiel, das ist in 

mancher Hinsicht ein zu schwaches Wort. Es wurden Verbrechen verübt, von denen selbst diejenigen, 

die sie begingen, Jahre zuvor keine Vorstellung besaßen. Die späteren Judenmörder fragten sich vor 

dem Kriege noch, was sie mit den Juden machen sollten, umbringen könnten sie diese doch nicht. 

Welcher Gesetzgeber sollte voraussehen, dass sie das tun würden? 
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Die Legende vom üppigen Leben der Deutschen im „Nationalsozialismus“ 

Vortrag in Bochum, 14./15. Januar 2006 

„Sie haben vor Gericht ausgesagt, dass Hitlers Regierung Deutschland zum Aufblühen gebracht hat?“ 

lautete eine Frage, die am 22. März 1946, also vor nahezu 60 Jahren an einen Angeklagten der Nürn-

berger Prozesse gestellt wurde. Seine Antwort: „Bis zum Kriegsbeginn unter allen Umständen.“1 Der 

Fragende war der sowjetische Chefankläger Rudenko, der Befragte hieß Hermann Göring. Von die-

sem Mann, dem ehemals zweiten im Nazistaat, nun dem ersten auf der Anklagebank im Nürnberger 

Justizpalast, hatte ein von der Verteidigung herbeigerufener Zeuge, der Fliegergeneral Bodenschatz, 

ehemals Adjutant Görings und während des Krieges Verbindungsoffizier der Luftwaffe im Führer-

hauptquartier, zuvor schon ausgesagt: „Die soziale Einstellung von Hermann Göring war folgende: 

Sozial fühlend, denkend und handelnd war er ein Wohltäter aller Bedürftigen ... Die Fürsorge für die 

Arbeiterschaft lag ihm besonders am Herzen. [...] die Einführung des Bergmann-Treuegeldes, das 

jeder Bergmann nach 25jähriger treuer Arbeit in der Höhe von 20.000 Mark ausbezahlt erhielt, ist 

eines seiner bedeutendsten sozialen Werke.“2 Göring selbst wiederum gab sich in dieser Haltung als 

so etwas wie ein Schüler Hitlers aus. Er erzählte dem Gericht über seine erste Begegnung mit dem 

„Führer“: „Er gab mir damals zum ersten Mal eine wundervolle und tiefe Erklärung des Begriffs 

Nationalsozialismus, der Vereinigung der beiden Begriffe, Nationalismus auf der einen, Sozialismus 

auf der anderen Seite, und dass wir unbedingt [...] eine neue Trägerschaft für diesen Gedanken schaf-

fen müssten.“3 Und im weiteren Verlauf des Verhörs durch seinen Anwalt konnte Göring ausführen: 

„Zum ersten Mal aber bekam der Arbeiter Recht auf Urlaub, und zwar bezahlten Urlaub [...] Es wur-

den für die Arbeiterschaft große Erholungsstätten gebaut. Es wurden gewaltige Summen für neue 

Arbeitersiedlungen ausgegeben, und der ganze Standard des Arbeiters wurde gehoben ... wir haben 

die Arbeiter von dem Elend der Arbeitslosigkeit befreit.“4 

Die gleiche Version von der Sorge um die Arbeitenden als Ausgangs- und Zielpunkt des Hitlerfa-

schismus erzählte im Zeugenstand am 28. Mai 1946 auch der ehemalige NSDAP-Gauleiter und Ge-

neralbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz Fritz Sauckel entlang der Fragen seines Verteidigers. Er 

habe in den frühen zwanziger Jahren eine Rede Hitlers gehört, in der es um das Leben und den Auf-

stieg der Fabrik- und Handarbeiter gegangen wäre und unter deren Eindruck, zudem aufgrund seiner 

Erfahrungen als Seemann, habe er sein Leben der Herstellung einer Gemeinschaft, die „überbürger-

lich und überproletarisch“ sei, geweiht. Sie alle präsentierten sich als Volksbeglücker, Glücksbringer 

vor allem für die in der Gesellschaft am meisten Benachteiligten. Der geduldige Vorsitzende des 

Gerichts hatte davon genug und intervenierte hier mit der Bemerkung, dass wir diese „Darstellung 

schon vom Angeklagten Göring gehört [...] und nicht im Sinne haben, es von den anderen 20 Ange-

klagten nochmals zu hören.“5 

Von Göring zu Aly 

Es scheint, dass wir 2005 auf diese Betrachtungsweise der Jahre 1933 ff., eine Geschichtsdeutung à la 

Göring, zurückgeworfen werden sollen, diesmal ohne Aussicht, dass ein Gerichtsvorsitzender eingreift. 

Die Version vom echten nationalen Sozialismus, die in der (neo)nazistischen Szene der Bundesrepublik 

beständig aufbewahrt blieb, kehrt aus Kreisen zurück, von denen dies nicht vermutet werden konnte. 

Die faschistischen Führer wären, lesen wir bei einem der Sympathie für die zeitgenössischen Nazis 

unverdächtigen Autor, von einer „völkisch-sozialstaatlichen Beglückungsideologie“ geleitet gewesen, 

sie hätten den „nationalen Sozialismus“ (353) etabliert, eine „soziale Aufwärtsmobilisierung“ und „na-

 
1  IMT, IX, 720. 
2  Ebenda, S. 21. 
3  Ebenda, S. 271. 
4  Ebenda, S. 301. Über die Antriebe, die den Mann an der Spitze der Vierjahresplanbehörde beispielsweise veran-

lassten, die Verordnung zur Erhöhung er Förderleistung und des Leistungslohnes im Bergbau vom 2. März 1939 

zu erlassen, die auch die Bezeichnung „Göringverordnung“ erhielt, siehe Dietrich Eichholtz, Geschichte der 

deutschen Kriegswirtschaft 1939-1945, Bd. 1: 1939-1941, Berlin 1969, S. 29 (fortan: Eichholtz). 
5  IMT, XIV, S. 665. 
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tionale Homogenisierung“ bewirkt, ein „im zeitgenössischen Vergleich beispielloses soziales 

Appeasement“ herzustellen verstanden (360). Beabsichtigt gewesen sei und entstanden wäre eine 

„Wohlfühl- und Zustimmungsdiktatur“, eben „Hitler Volksstaat“. 

Dass diese Interpretation nicht mit Kopfschütteln und Hohngelächter abgetan wird, charakterisiert den 

Stand des Geschichtsbewusstseins hierzulande auf einem Felde, das für das aktuelle politische Ver-

halten nicht als unwichtig gelten kann. Nur sind Vorstöße, dass „Göring-Bild“ von den „Friedensjah-

ren“ neu zu beleben, nicht so neu, wie 2005 weithin angenommen wurde. In diesen oder jenen Aus-

prägungen begegnete es uns in Publikationen mit wissenschaftlichem Anspruch schon vordem, freilich 

ohne, dass sich die jüngst dafür durch die Medien erzeugte Aufmerksamkeit feststellen ließ. 1997 

wurde ein Buch mit dem Titel „Die braune Gesellschaft“ vorgelegt, dessen Autor davon überzeugen 

wollte, dass die Jahre von 1933 bis 1945 als „Zeit der Volksgemeinschaft“ treffend gekennzeichnet 

wären.6 Es heißt darin: „Die Klassengesellschaft hatte in der nationalsozialistischen Volksgemein-

schaft ausgespielt.“ Denn „vor allem Urlaub und Reisen“ hätten die sozialen Trennlinien aufgebro-

chen: „Klassenkampf und Eigeninteressen hatten in der Freizeitgemeinschaft endgültig ausgespielt.“7 

An anderer Stelle: „Die Volksgemeinschaft war [...] tief in den Herzen des Volkes verankert.“8 Bis 

1940/41 sei „eine soziale Errungenschaft auf die andere“ gefolgt.9 Und weiter: „Politik war [...] nichts 

als ein Instrument der Volksgemeinschaft.“10 Die Kriegspolitik eingeschlossen, denn Sinn und Zweck 

des Überfalls auf Polen sei es gewesen, „der sich ausdehnenden deutschen Rasse im Osten einen neuen 

Lebensraum zu erschließen“.11 Vom Ende der Naziherrschaft, als Zivilisten wie Soldaten dem Grund-

satz folgten „Rette sich wer kann“, meint der Verfasser: „Selbst in der Stunde der Niederlage war die 

völkisch-gemeinschaftliche Gesinnung noch spürbar“ und belegt das mit dem phrasenhaften Text des 

letzten Wehrmachtsberichts.12 In diesem agitatorischen Dauerfeuer geht dann nahezu unter, dass der 

Autor einräumt, dass nicht dieses soziale Sein, wohl aber das Bewusstsein von der Gesellschaft sich 

gewandelt habe.13 Demnach sei es den deutschen Faschisten gelungen, die Bewusstseinsentwicklung 

von der Realität des täglichen Lebens und Erlebens – wovon auf den Seiten des Buches, sieht man von 

Urlaub, Reisen, Feiern, Fahrten, Ritualen und dergleichen ab, nichts zu lesen ist – gleichsam komplett 

abzukoppeln. Dies wird als Plädoyer für eine „neue Sichtweise des Nationalsozialismus“ offeriert. 

Dieses Werk wiederum besaß Vorläufer, in denen schon dargetan wurde, dass die deutsche Gesell-

schaft und in ihr das Leben der Massen nach 1933 „revolutioniert“ oder „modernisiert“ worden wäre. 

Es fußt, ohne ihm im Grunde etwas hinzuzufügen, vor allem auf der drei Jahrzehnte zuvor erschiene-

nen Monographie von David Schoenbaum, die in der deutschen Fassung unter dem Titel Die braune 

Revolution, im englischen Original als Hitler’s Social Revolution (Hitlers soziale Revolution) her-

ausgegeben worden war.14 Die Einwände, die dagegen vorgetragen wurden, hat Ian Kershaw 1988 

zusammenfassend referiert und geteilt.15 Die Nazibewegung habe „weder in der Theorie noch in der 

Praxis irgendeine realistische neue Gesellschaftsordnung hervorbringen“ können.16 Auch die These 

von der „gefühlten Revolution“, „Volksgemeinschaft“ usw. beruhe weitgehend auf Vermutung, Spe-

kulation und Übertreibung. Dahin, auf einen Wandel der Wertvorstellungen, der Einstellungen und 

Haltungen habe die Propaganda des Regimes und der Partei zwar gezielt, doch scheinen die Men-

schen unter den materiellen Bedingungen des Alltags „weiterhin intensiv die soziale Ungerechtigkeit 

empfunden, klassenbewusst die vorhandene Ungleichheit gesehen und mit dem ständigen Gefühl der 

 
6  Franz Janka, Die braune Gesellschaft. Ein Volk wird formatiert, Stuttgart 1997, S. 125 u. a. (fortan: Janka). 
7  Janka, S. 380 ff. 
8  Janka, S. 417. 
9  Janka, S. 357. 
10  Janka, S. 407.  
11  Janka, S. 418. 
12  Janka, S. 433 f. 
13  Janka. S. 266. 
14  David Schoenbaum, Die braune Revolution. Eine Sozialgeschichte des Dritten Reiches, Köln 1968. 
15  Kershaw, Der NS-Staat. Geschichtsinterpretationen und Kontroversen im Überblick, Reinbek bei Hamburg 

1988, S. 262 ff. 
16  Kershaw, S. 275. 
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Ausbeutung gelebt zu haben.“17 Der an der Macht befindliche „Nationalsozialismus“, so lautet 

Kershaws Fazit, stellt „die bislang erbarmungsloseste und am stärksten ausbeuterische Form der in-

dustriellen Klassengesellschaft dar“.18 Nun findet das Rollback statt. Und es ist ein Irrtum zu glauben, 

die Attacke würde sich allein gegen marxistische Interpretationen der Geschichte der faschistischen 

Diktatur richten. 

Schwierigkeiten mit einem unerwarteten Wandel 

In der marxistischen Geschichtsschreibung bildete die länger existierende Fixierung auf das materi-

elle Lebensniveau der Massen, die Entwicklung der Löhne der Arbeiter und Gehälter der kleinen 

Angestellten und ihren durch sie begrenzten Zugriff auf Waren und Dienstleistungen, eine Barriere 

gegen das Verstehen der politischen Wandlungen, die nach 1933 eintraten. Diese waren von zeitge-

nössischen Gegnern des deutschen Faschismus so in keiner Weise erwartet worden. Die sichere Vor-

hersage auf den Kurs der Aufrüstung mit dem Ziel eines Revanche- und Eroberungskrieges verband 

sich mit der falschen Prognose, es werde dem Regime nicht gelingen, gleichzeitig Millionen eine 

Wendung ihres Lebens zum Besseren zu eröffnen. Erwartet wurde vielmehr, dass dieser Staat und 

seine Regierung unweigerlich in schwere Krisen geraten müssten, aus denen Chancen für die eigene 

Aktion der Sozialisten und Kommunisten erwartet wurden. Der Abschied von diesen Vorstellungen 

fiel schwer. Die Exilführung der Kommunistischen Partei Deutschlands hat es, wiewohl es ihr nicht 

an intellektueller Potenz mangelte, nie zu einer bestandsfesten Analyse der Entwicklungen gebracht. 

Schwer fiel es vor allem, die massenpsychologischen Faktoren zu erfassen, welche die dauerhafte 

Stabilität des Regimes zu einem wesentlichen Teil bestimmten. 

Im Referat Georgi Dimitroffs auf dem VII. Komintern-Kongress 1935 gab es einen Abschnitt unter 

der Überschrift „Was bringt der Sieg des Faschismus den Massen?“ Und die Antwort, die zunächst 

die politische und gewerkschaftliche Entrechtung aufzählte und auf die Militarisierung verwies, lau-

tete dann: Im Gegensatz zu seinen Versprechen verwandelt er „die Fabriken und Betriebe in Kaser-

nen, in denen die zügellose Willkür der Kapitalisten herrscht.“ Der Jugend hätte er „Massenentlas-

sungen aus den Betrieben gebracht“. Die Angestellten, kleinen Beamten und Intellektuellen, hieß es 

weiter, habe er „in noch größere Hoffnungslosigkeit und Ungewissheit über den morgigen Tag“ ge-

stürzt.19 

Dieses Bild von der totalen Verschlechterung der Lage der Werktätigen in den faschistischen Dikta-

turen war gleichsam die „analytische“ Vorgabe für die etwa einen Monat später stattfindende Partei-

konferenz der KPD, die ebenfalls in Moskau tagte. Wilhelm Pieck, der den Bericht des Zentralkomi-

tees gab, zielte zunächst auf eine kritische, indessen auf halbem Wege steckenbleibende Auseinan-

dersetzung mit der Strategie und Taktik der Partei in den Kämpfen gegen den Faschismus und er-

wähnte dabei auch das falsche Bild, dass die KPD sich von der Arbeiterklasse gemacht habe. Er 

forderte eine Analyse nicht für den Tag, sondern für eine größere Zeitspanne. 20 Dass sich in der 

politischen Situation in Deutschland binnen kurzem einschneidende Veränderungen ergeben hatten, 

lag zutage: „Die Massen von heute sind anders als die Massen der legalen Zeit. Millionen von Men-

schen sind in den letzten Jahren in das politische Leben hineingezogen worden, der Nationalsozialis-

mus packte sie mit seiner nationalistischen und antikapitalistischen Demagogie.“ In den Massen hät-

ten sich „neue Vorstellungen“ gebildet.21 

Eine marxistische Analyse? 

Die Anschlussfrage lautete: Waren diese einzig im Ergebnis raffinierter und skrupelloser Demago-

gie erreicht worden oder besaßen sie ihre Stütze nicht auch in realen Veränderungen in der Lebens-

welt der Arbeitenden? Zur Lage der Arbeiter aber wurde generalisierend festgestellt, sie habe sich  

 
17  Kershaw, S. 281. 
18  Kershaw, S. 285. 
19  Georgi Dimitroff, Ausgewählte Schriften, Bd. 2: 1921-1935, Berlin, 1958. S. 531. 
20  Die Brüsseler Konferenz der Kommunistischen Partei Deutschlands, 3.-15. Oktober 1935. Herausgegeben und 

eingeleitet von Klaus Mammach, Berlin 1975, S. 85 f. 
21  Ebenda, S. 113. 
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verschlechtert und in den Massen existierten „Anzeichen einer sehr starken [...] Gärung“.22 Die Fort-

dauer dieser Verschlechterung wurde vorhergesagt.23 Erst nach dieser Generalbewertung wird zu-

sammenhängend die Frage gestellt: „Was geht in der Arbeiterklasse vor?“ und geantwortet: In ihr, 

im städtischen Kleinbürgertum und der werktätigen Bauernschaft breite sich Unzufriedenheit aus, die 

„sich in immer stärkerer Opposition gegen das Regime bemerkbar“ mache.24 Keine Rede war von der 

Widersprüchlichkeit der sozialen und materiellen Entwicklung, von Vorteilen und Nachteilen. Der 

Rückgang der Arbeitslosigkeit wurde erwähnt, 2,5 Millionen Menschen seien nicht mehr erwerbslos, 

so die Angabe, doch blieb dieser Prozess in seiner Rückwirkung auf die Stabilität der Massenbasis, 

deren Zersetzung als die zentrale Aufgabe angesehen wurde, nicht analysiert, sieht man davon ab, 

dass sich daraus für den Lohnkampf günstigere Bedingungen ergeben hätten.25 Das Gleiche galt für 

die registrierte weitere Differenzierung innerhalb der abhängig Arbeitenden. 

Als das Konfliktfeld zwischen der Regierungspolitik und den Interessen der Arbeitenden wurde, wie 

Walter Ulbricht in einem Referat darlegte, die sich auftuende Schere zwischen den niedrig gehaltenen 

Löhnen und der fortschreitenden Verteuerung der Waren des Massenbedarfs angesehen. Die Klagen 

über die Löhne würden sich zudem durch die Abzüge vom Lohn für das Winterhilfswerk (WHW), 

die Beiträge für die Deutsche Arbeitsfront (DAF) und weitere Spenden verstärkten. Sie beträfen auch 

die gestiegene Zahl der Unfälle und die Verschlechterung der Leistungen bei Krankheit. Extrem 

schlecht seien die Arbeitsbedingungen für Notstandsarbeiter und im Straßenbau, weshalb sich Unmut 

und Protest vor allem in diesen Kreisen rühre. Die Forderungen von NS-Führern nach dem „gerechten 

Lohn“, die Losung „Wer leistet, soll fordern“ oder die Kampagne „Schönheit der Arbeit“ wurden als 

Zugeständnisse der faschistischen Arbeiterführer gewertet und zugleich als Anknüpfungspunkte zur 

Wiedergewinnung des eigenen Einflusses und zur Mobilisierung gegen die Diktatur.26 

Im Hinblick auf die Jugend, in der sich das Regime ein „festes Bollwerk“ verschaffen wolle, wurde 

beobachtet, dass sich der Wandel nicht nur aus demagogischer Beeinflussung erkläre. Es seien auch 

„demagogische Maßnahmen“ ergriffen worden. Doch wären die nicht nur als Betrugsmanöver und 

Schritte zu verstehen, die Jugend einzufangen27, was fraglos beabsichtigt sei. Wenn Forderungen der 

Hitlerjugend auch keineswegs in allen Betrieben durchgesetzt wurden, so hätten sich reale Verbesse-

rungen der Lage von Teilen der Jugend ergeben. Aufgezählt wurden die Anrechnung der Berufs-

schulzeit auf die Arbeitszeit, das Verbot der Akkordarbeit und der Nachtarbeit für Lehrlinge, der 

Jugendschutz und die Bestrafung von Meistern, die gegen seine Bestimmungen verstoßen würden, 

das Verbot der Beschäftigung mit außerberuflichen Arbeiten, die Gewährung eines ausreichenden 

tariflich festgesetzten Kostgeldes, die Erhöhung der Urlaubstage für verschiedene Gruppen der Ar-

beiterjugend.28 Angesichts solcher Tatsachen ließe sich, wie Robert Lehmann, ein Berliner Delegier-

ter und Mitglied der kommunistischen Jugendorganisation sagte, nicht einfach feststellen, dass die 

Jugend rechtlos sei. 

Anton Ackermann verwies im gleichen Zusammenhang auf die Errichtung von Sommerlagern, Frei-

zeitlagern, organisierte Urlaubsreisen und Kulturveranstaltungen für die Jugend, um wenig später 

unter Hinweis auf die Militarisierung zu sagen, der Faschismus nehme der Jugend praktisch die Fe-

rien und habe „die Zukunft der Jugend in ein graues Nichts verwandelt“.29 Selbst dort, wo die Ein-

schätzung der Veränderungen noch am konkretesten war und auf Fakten verwiesen wurde, die den 

anwachsenden Einfluss der Führer auf die junge Generation beförderten und deren Verhaltensweisen 

erklärten, folgte postwendend oder gleichsam wie das Amen in der Kirche das Fazit, dass sich die 

 
22  Ebenda, S. 142 f. 
23  Ebenda, S. 164. 
24  Ebenda, S. 137. 
25  Ebenda, S. 141. 
26  Walter Ulbricht, Die Arbeit in den Deutschen Arbeitsfront und der Wiederaufbau der freien Gewerkschaften, 

Ebenda, S. 287 und 266 f. 
27  Diskussionsbeitrag von Robert Lehmann, S. 453. 
28  Ebenda, S. 290 
29  Diskussionsbeitrag von Anton Ackermann, S. 340-342. 
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materielle Lage der Werktätigen insgesamt zum Schlechteren entwickelt habe. Das ganze deutsche 

Volk, so ein Fazit, sei durch die wirtschaftliche Situation und die Aufrüstung „in Unruhe und Unsi-

cherheit versetzt“.30 Jedoch dürfe nicht geglaubt werden, dass die kommende Entwicklung notwendig 

der eigenen Arbeit beständig voran helfen werde. 

Das Naziregime und die „Errungenschaften“ der Arbeiter 

Die NS-Führung und insbesondere Hitler wussten natürlich am 30. Januar 1933, dass sie über Jahre 

Millionen ihrer Anhänger mit hohen Erwartungen aufgeladen hatten. Welche Bedeutung die Beseiti-

gung der Arbeitslosigkeit für die Festigung der Massenbasis des Regimes besaß, erklärte Hitler den 

Gauleitern in einer Rede am 6. Juli 1933 klar: „Aus dem Gelingen der Arbeitsbeschaffung werden 

wir die stärkste Autorität erhalten.“31 Das erste, was die Propagandisten des Regimes nach der 

„Machtergreifung“ von den NSDAP-Mitgliedern wie von allen „Volksgenossen“ forderten, war Ge-

duld. Sie wurde sogar zeitlich begrenzt. Hitler verlangte am 10. Februar in seiner Wahlrede für die 

Abstimmung am 5. März 1933 „Gebt mir vier Jahre Zeit“ und zwar „für die Rettung des deutschen 

Arbeiters“ und „für die Rettung des deutschen Bauern“. Das ist oft zitiert worden, u. a. als Begleittext 

für Fotos, die Deutschland und die in ihm lebenden Deutschen in den Trümmern des Jahres 1945 

zeigten. Wie aber stellte sich das Versprechen nach den erbetenen vier Jahren, also Anfang 1937, 

dar? So, dass es den Propagandisten des Faschismus beispielsweise möglich war, inmitten Berlins 

eine Ausstellung zu zeigen, welche die Ergebnisse dieses sogenannten ersten Vierjahresplans präsen-

tierten. 

Was war auf dem Felde sozialpolitischer Gesetzgebung und praktischer Maßnahmen, die das Leben 

der Arbeitenden in Betrieben und während der Freizeit zum Besseren veränderten, im Verlauf der 

sechs Vorkriegsjahre wirklich geschehen? Was hob die Autorität der Führer, namentlich die Hitlers, 

was trug zur Stabilität des Regimes bei? 

1.: Die Arbeitslosigkeit war als eine gesellschaftliche Erscheinung 1937/38 vollständig beseitigt. Das 

veränderte nicht nur das Leben der 5,6 Millionen amtlich statistisch als Erwerbslose ausgewiesenen 

Personen, sondern vielfach auch das ihrer Familien. 1937 war die Zahl der Arbeitslosen unter eine 

Million gesunken, 1938 wurden weniger als eine halbe Million registriert. Die Zahl der abhängigen 

Erwerbspersonen war von 18,7 Millionen im Jahre 1932 auf 24, 4 Millionen 1939, also um 6,1 Mil-

lionen gestiegen. Unter den Faktoren, die zugunsten des Regimes sprachen, war das der schwerwie-

gendste, zumal die Vollbeschäftigung immer wieder propagandistisch geschickt vor dem Hintergrund 

von Tatsachen und Entwicklungen im Ausland dargestellt werden konnten. Mit der Bemerkung: „... 

aber sie haben Arbeit geschaffen“ wurden viele Einwände gegen die Politik der Machthaber abgetan 

oder stark relativiert. Die vielfach kritisierten Methoden der Arbeitsbeschaffung, darunter insbeson-

dere die 1937 einsetzenden Dienstverpflichtungen, und deren erkennbare Folgen traten demgegen-

über insgesamt in den Hintergrund. 

2. Trotz des Bestrebens der Regierung, die Löhne auf dem niedrigen Krisenniveau zu halten, was ihr 

in den ersten Jahren auch weitgehend gelang, stieg das Reallohniveau zwischen 1933 und 1939 all-

mählich an. Die Vollbeschäftigung ermöglichte entgegen der sich ausweitenden Arbeitsplatzbindung 

das Suchen nach besser bezahlter Arbeit, wobei sich ein Sog von den Klein- und Mittelbetrieben in 

die Großbetriebe ergab. Innerhalb von Betrieben öffnete die Nachfrage nach qualifizierten Arbeits-

kräften Aufstiegsmöglichkeiten in höhere Lohnkategorien. Die staatliche Lohnpolitik32 lief den 

Machthabern zu einem Teil aus dem Ruder, da sich das Interesse an niedriger Massenkaufkraft und 

Ansporn zu höchsten Leistungen der Arbeitenden (und Ausnutzung aller sich bietenden Profitchan-

cen durch die Kapitaleigner) nicht vereinbaren ließen. Vor allem stiegen die Löhne als Folge der 

verlängerten Arbeitszeit stiegen die Wochenlöhne (effektiv nominal von 1932 = 100 auf 131, real 

 
30  Wilhelm Florin im Schlusswort, ebenda, S. 560. 
31  Dokumente der deutschen Politik. Bd. 1: Die nationalsozialistische Revolution. Hrsg. Paul Meier-Bennecken-

stein, Berlin 1935, S. 59. 
32  Siehe den Abschnitt Lohnpolitik Marie Luise Recker, Sozialpolitik, in: Enzyklopädie des Nationalsozialismus. 

Hrsg. von Wolfgang Benz u. a. München 1997, S. 126 ff. (fortan: Recker) 
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von wiederum 1932 = 100 auf 123 an und infolge der zunehmenden Arbeitsaufnahme von Frauen33 

wuchsen verschiedentlich die Familieneinkommen an. 

3. Den Arbeitern wurde ein gesetzlicher und bezahlter Urlaub von mindestens 6 maximal 12 Tagen 

garantiert, wobei das Maximum nach etwa 10 Urlaubsjahren erreicht werden konnte. Jugendliche 

Arbeiter erhielten durch das Gesetz über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen (Ju-

gendschutzgesetzt) vom 30. April 1938 eine längere Spanne der Erholung zugebilligt, 15 Werktage 

für die unter 16, 12 für die älteren. Wer an Fahrten oder Lagern der Hitlerjugend teilnahm, bekam 

zudem einen Zuschlag. Der besserverdienende Teil der Arbeiter nutzte diese Zeit für Reisen mit der 

Organisation „Kraft durch Freude“.34 

4. Auf Initiative von Werksleitungen, teils unter dem Druck der um Massenakzeptanz werbenden 

Deutschen Arbeitsfront wurden innerhalb der Betriebe Maßnahmen ergriffen, durch die sich die Ar-

beits- und auch die Arbeitspausenbedingungen verbesserten. Mit ihnen zielten die „Betriebsführer“ 

auch auf einen Vorteil bei der Anwerbung von Arbeitskräften. Dazu gehörte die Umgestaltung von 

Arbeitsplätzen (Kampagnen „Schönheit der Arbeit“, „Mehr Licht“ u. a.), die Einrichtung von Werk-

kantinen und die Ausgabe warmer Mahlzeiten, die Beseitigung unhygienischer („eines deutschen Ar-

beiters unwürdiger“) Verhältnisse, die Schaffung von Möglichkeiten für Erholung außerhalb von 

Werkhallen und -stätten und von Gelegenheiten für sportliche Betätigung. Jedoch sahen die Macht-

haber Aktionen und Kampagnen, die sich auf die Einführung und Mehrung „betriebliche Sozialleis-

tungen“ richteten, durchaus ambivalent. Diese verhalfen zwar der Mär vom „nationalen Sozialismus“ 

auf, aber sie konnten auch zu Lasten von produktiven Investitionen gehen.35 

An diese und eine Reihe weiterer Maßnahmen schließen sich zwei Fragten. Die eine: Verdienen diese 

Maßnahmen eigentlich die Kennzeichnung als „nationalsozialistisch“ oder das Prädikat „nationalso-

zialistische Errungenschaften“? Dagegen ist eingewendet worden, dass von den Maßnahmen der Ar-

beitsbeschaffung, die im letzten Jahr der Weimarer Republik freilich meist bereits in der Planungs-

phase stecken geblieben waren, bis zu den Schritten der Veränderungen des Binnenklimas in den 

Betrieben dem Bekannten nichts Neues hinzugefügt wurde. Ähnliche Entwicklungen hatten sich in 

Deutschland und in anderen Staaten angebahnt. Das Interesse des Regimes, die Millionen Arbeiter 

zu formieren und sie an ihren Arbeitsplätzen zu Höchstleistungen anzustacheln, hat die eingeleitete 

Entwicklung womöglich beschleunigt, aber sie nicht geboren oder verursacht. 

Die zweite an diese Veränderungen zu knüpfende Frage betrifft die materiellen Lebensverhältnisse 

und – insgesamt – die Lebensweise der Arbeiterklasse. War hier ein Wandel erfolgt, der Vorstellun-

gen von einem Wohlleben oder – wie formuliert worden ist – von einem „üppigen“ Dasein der Ar-

beiterklasse rechtfertigen könnte? Das soll für den am spätestens denkbaren Zeitpunkt, die Situation 

in jenen Monaten geprüft werden, die noch zum Vor-Krieg zählen. 

Das letzte Jahr des Friedens 

Wird in der Literatur auf das Leben der Massen in den Vorkriegsjahren eingegangen, dann lauten die 

Bezugspunkte in aller Regel: Beseitigung der Arbeitslosigkeit, Gewährung von Urlaub und billige 

Urlaubsreisen mit KdF, Möglichkeit für Kinder von Arbeitern und Kleinbürgern zum Schulbesuch 

über die Volksschule hinaus. Dies und einige weitere Veränderungen waren Propagandaschlager des 

Regimes. Nähere und kritische Betrachtung unterbleibt, wiewohl Quellen zur Verfügung stehen. Eine 

unverdächtige Quelle ergibt sich aus den überlieferten Berichten des Sicherheitsdienstes, bei deren 

Benutzung allerdings zu berücksichtigen ist, dass es Aufgabe und Pflicht dieses Dienstes war, die 

Staatsführung auf Problem- und Konfliktfelder hinzuweisen, weshalb Tatsachen, die Kritik, Unruhe 

und Unzufriedenheit erzeugten, stärkere Berücksichtigung fanden als solche, die als Verdienste des 

 
33 Jahreslagebericht 1938 des Sicherheitshauptamtes, Band 3: Wirtschaft. In: Meldungen aus dem Reich, Bd. 2, S. 

186 u. 210 ff. (fortan: MadR). hier: 1938, S. 200. 
34  Heinz Lampert, Staatliche Sozialpolitik im Dritten Reich. In: Karl Dietrich Bracher u. a., Nationalsozialistische 

Diktatur 1933-1945. Eine Bilanz (= Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung, 192), S. 197. 

(fortan: Lampert). 
35  Recker, S. 127. 
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„Nationalsozialismus“ angesehen wurden. Die SD-Berichte sind häufig zahlengestützt und beschrän-

ken sich nicht auf die Ermittlung von Meinungen und Stimmungen. 

Im Folgenden werden die Berichte vom Jahresende 1938/Anfang 1939 auf Angaben durchgemustert, 

die sie über die Lage der Arbeiter in Industrie und Landwirtschaft – und die machten bei nahezu 25 

Millionen Beschäftigten deren Mehrheit aus – enthalten. Nachdem in einem Bericht vom ersten Quar-

talsende 1939 einleitend vom „oft selbstverständlichen Vertrauen zur Führung“ berichtet wird, heißt 

es dann bürokratisch geschraubt, dass „ein vornehmlich auf der wirtschaftlichen Anspannung beru-

hender Materialismus ideeller Beeinflussung immer weniger Raum lässt“36, was in den Klartext über-

setzt werden kann, dass Sorgen des Alltags weithin Desinteresse an der ideologischen Ausrichtung 

durch die Machthaber bewirkten. 

Ende 1938/Anfang 1939 war die Arbeitslosigkeit in Deutschland (mit Ausnahme Österreichs und des 

Sudetenlandes) faktisch völlig beseitigt.37 Die Arbeitslosenquote betrug 1,3 Prozent.38 Ende des ers-

ten Quartals 1939 wurde die Arbeitslosenstatistik als überflüssig angesehen und weiterhin nicht mehr 

betrieben. Das Anwachsen der Arbeitslosigkeit im letzten Vorkriegswinter war geringfügig gewesen. 

Die Beschäftigungszahl stieg insgesamt weiter. Das Reservoir an Arbeitskräften war faktisch er-

schöpft. Ein Mehr wurde nur noch durch den Eintritt von bis dahin nichtberufstätigen Frauen, durch 

die Rückkehr von Rentnern und den Eintritt von Jugendlichen in den Arbeitsprozess erzielt. Arbeits-

kräfte aus Italien (im Bauwesen und in der Landwirtschaft), aus Polen (im Bergbau und in der Land-

wirtschaft), aus den Niederlanden und Belgien (im westdeutschen Bergbau) waren gefragt.39 Im Berg-

bau wurde die Arbeitszeit unter Tage per Gesetz auf 8 Stunden und 45 Minuten verlängert. Bergar-

beiter, die mit dem Erreichen des 50. Lebensjahres als „bergfertig“ galten und Rente erhielten, wur-

den in die Gruben zurückgelockt, konnten sie ihr Einkommen dadurch doch erheblich erhöhen.40 Die 

Zahl der Überstunden wuchs in mehreren Industriezweigen (Metallindustrie, Bauwesen) bedrohlich. 

Der Arbeitstag verlängerte sich für nicht wenige Arbeiter zusätzlich als Folge des unzuverlässigen 

Verkehrswesens, in dem notwendige Investitionen unterlassen worden waren. Unter dem Einfluss 

dieser Faktoren sank die Arbeitsleistung, während die Gefährdung der Gesundheit der Überanstreng-

ten wuchs und sich in einem Anwachsen der Krankheitstage niederschlug. Vor allem fehlten trotz der 

auf dem Felde der Berufsausbildung und Umschulung unternommenen Anstrengungen Facharbeiter. 

Die Einrichtungen der Reichsanstalt hatten sich nicht mehr mit der Erfassung der Erwerbslosen und 

deren Vermittlung auf Arbeitsplätze zu befassen, sondern steuerten und kontrollierten Zwangsmaß-

nahmen, die meist der Forcierung der Rüstungswirtschaft dienten. Die gesetzlichen Grundlagen dafür 

waren seit 1934 schrittweise geschaffen worden und hatten am 22. Juni 1938 ihren Höhepunkt im 

Vor-Krieg mit der Verordnung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von staatspoliti-

scher Bedeutung erlangt, die nun für vorerst begrenzte Zeit Zwangsverpflichtungen zu Arbeitsplätzen 

ermöglichte. Eine folgende Verordnung vom 13. Februar 1939 hob die Bestimmung über die zeitliche 

Begrenzung faktisch auf.41 

Dramatische Ausmaße hatte die Landflucht inzwischen angenommen, trotz der staatlichen Maß-

nahmen, die dem gegensteuern sollten. Das führte insbesondere zu einer Einschränkung der arbeits-

intensiven Arbeiten und traf folglich vor allem die Großviehhaltung, in der insbesondere Schweizer 

fehlten. Von 1937 zu 1938 gingen die Schweine- wie die Rinderbestände zurück.42 Es vergrößerte 

sich, so eine Feststellung über die Folgen, die Versorgungslücke bei Fleisch und Fett. Gefordert 

wurde „Esst mehr Fisch“. In mehreren Gegenden des Reiches wurde für Landarbeiter obligatorisch 

und also ohne Zuschläge der 11 Stundentag eingeführt. Der Mangel an Arbeitskräften belastete vor 

 
36  1. Vierteljahresbericht 1939 des Sicherheitshauptamtes, Band 2, Übersicht. In: Meldungen aus dem Reich, Bd. 

2, S. 247 (fortan: 1939/1). 
37  1938, S. 196 f. 
38  Lampert, S. 185. 
39  MadR 1938, S. 201. 
40  MadR 1939/1, S. 323. 
41  Lampert, S. 187 f. 
42  MadR 1938, S. 160. 
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allem die sogenannten Landfrauen und verlangte den Bäuerinnen vermehrte Anstrengungen ab. 

Immer häufiger mussten, vor allem in der Erntezeit mit Aushilfen gearbeitet werden. Angehörige von 

NSDAP-Organisationen, des Reichsarbeitsdienstes und der Wehrmacht wurden als Nothelfer einge-

setzt. Die Durchsetzung des sogenannten Landjahrs für weibliche Jugendliche stieß auf viele Hinder-

nisse und Widerstände. Zusammenfassend hieß es Ende 1938: „Der Höhepunkt der Erzeugungs-

schlacht ist offenbar erreicht.“43 Die in diesem Jahr verfügte Senkung der Preise für Landmaschinen 

und die Hebung der Aufkaufpreise für Fettschweine, Schlachtrind und Milch sollten den sich ab-

zeichnenden bedrohlichen Prozess abstoppen oder abwenden. Jeder fünfte Deutsche wurde durch 

Einfuhren aus dem Ausland ernährt.44 Von Autarkie konnte keine Rede sein. 

Unter diesen Bedingungen des Arbeitsmarktes nahm die Konkurrenz der Industrie- und Agrarkapita-

listen um die Arbeitskräfte zu und führte mit dem Angebot von Spitzenlöhnen, der Überstunden- und 

übertariflichen Zahlungen, Prämien und anderen außertariflichen Vergünstigungen sowie weiteren 

Zuschlägen zur unerwünschten Steigerung der Kaufkraft. Auch dagegen und gegen den durch die 

unterschiedlichen Anreize verursachten häufigen Wechsel der Arbeitsplätze45 versuchte der Staat zu 

steuern und die „Reichstreuhänder der Arbeit“ zu mobilisieren. Sie sollten die Politik des Lohnstopps 

sichern, für die der Begriff der „Lohnstetigkeit“46 erfunden wurde. Der Generalbefund lautete auch: 

„das starre Grundlohnsystem blieb nach wie vor das eherne Grundgesetz unserer Lohnpolitik“. Den-

noch wuchs das Gesamteinkommen der Arbeitenden und zwar als Folge von Wechseln aus der 

Gruppe der ungelernten in die der gelernten Arbeiter, den Übergang vom Stunden zum Akkordlohn, 

die Entlohnung von Überstunden u. a.)47. Beibehalten ließ sich hingegen gegen alles Verlangen der 

Betroffenen die Höhe der Sozialrenten, die sich nach wie vor auf dem per Notverordnung gekürzten 

Stand des Sommers 1932 bewegte.48 Auch lauter werdende Forderungen angesichts der Beseitigung 

der Arbeitslosigkeit die Lohnabzüge zur Arbeitslosenversicherung einzustellen, wurden ignoriert. 

Die Möglichkeit, den Arbeitsplatz zu wechseln, ein Vorhaben vieler, angetrieben durch die Möglich-

keit größeren Verdienstes, wurde weiter eingeschränkt. Das Verlassen einer Arbeitsstelle wie der 

Eintritt in eine neue wurde in einer erheblichen Zahl von Fällen genehmigungspflichtig. 

Ein großer Teil der Arbeitenden lebte in jenen Jahren in Städten und Industrierevieren in schlechten 

und, wie die SD-Berichten unumwunden beschrieben, menschenunwürdigen Wohnverhältnissen. Für 

Berlin wurde die Kennzeichnung „Wohnungselend“ gebraucht. Katastrophal waren insbesondere die 

Behausungen, in denen ledige Landarbeiter und Landarbeiterfamilien leben mussten. Das trug zur 

Landflucht der jungen Leute bei. Der Wohnungsbau ging 1938 gegenüber 1937 weiter zurück49 und 

kam nahezu zum Erliegen. Die öffentlichen Investitionen für den Wohnungsbau, die 1933 noch 5,8 

Prozent der öffentlichen Investitionen ausgemacht hatten, waren 1938 auf 1,3 Prozent gesunken.50 

Arbeitskräfte und Rohstoffe wurden für den Westwallbau, für Vorhaben der Wehrmacht und für die 

Verwirklichung der verschiedensten repräsentativen Vorhaben (vor allem in Berlin, hier fraß der Bau 

der Reichskanzlei allein die gesamte Jahresproduktion von Granit) eingesetzt, so dass für zivile Zwe-

cke kaum etwas zur Verfügung stand. Um den Abfluss von Baumaterial an die geringe Zahl von Ei-

genheimbauern zu verhindern, war eine Baukreditsperre erlassen worden, die über den 1. April 1939 

hinaus verlängert wurde. Die Mieten der Kleinwohnungen seien hoch und betrügen ein Drittel und 

mehr des Verdienstes von Arbeitern.51 Auch über die gesundheitlichen Folgen dieser Zustände gaben 

die Berichterstatter Auskunft. Sie begünstigten vor allem die Ausbreitung der Lungentuberkulose. 

 
43  MadR 1938, S. 159 ff. 
44  Die Angaben schwanken in der Literatur geringfügig. Eichholtz S. 232 gibt die Einfuhrabhängigkeit bei Nah-

rungsmitteln für 1938/39 mit 17 Prozent (1927/28) mit 32 Prozent) an. 
45  Eichholtz betrachtet die Fluktuation unter den Bedingungen der Entrechtung in Staat und Betrieb als „wichtigste 

Form des wirtschaftlichen Kampfes der Arbeiterklasse gegen das Monopolkapital“. Eichholtz, S. 28. 
46  MadR 1939/1, S. 323. 
47  MadR 1938, S. 203. 
48  MadR 1939/1, S. 324. 
49  MadR 1938, S. 186 u. 210 ff. 
50  Lampert, S. 201. 
51  MadR 1939/1, S. 270 u. 327 f. 
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Zu den bevorzugten Reklamebildern der Zeit, die heute in Filmen und Büchern wieder und wieder 

reproduziert werden, gehören Fotos kerngesunder Menschen, kräftige Hitlerjungen in Sportkleidung, 

fröhlich tanzende Maiden, Arbeitsdienstmänner, bestens ernährt und muskulös. Nicht reproduziert 

werden hingegen Texte wie dieser: „In der Berichtszeit mehrten sich im gesamten Reichsgebiet die 

Fälle der Überarbeitung und nervösen Erschöpfung der werktätigen Bevölkerung. Nicht zuletzt ist 

diese Tatsache zurückzuführen auf den starken Mangel an vitaminreicher Ernährung.“52 Der wiede-

rum war zu einem Teil ebenfalls durch das Fehlen von Arbeitskräften auf dem Lande im Obst- und 

Gemüsebau verursacht. Klein- und Schrebergärtner wurden deshalb aufgerufen, den Anbau von Obst 

zu vermehren. Die Fehlernährung ging zu einem besonderen Teil zu Lasten der Heranwachsenden. 

Die Bilder der „Jugend des Führers“ verstellen auch den Blick auf die Folgen des Lebens der Kinder 

in überfüllten Arbeiterwohnungen, in Kellerwohnungen, in denen in der von Albert Speer umgestal-

teten Reichshauptstadt 1938 schätzungsweise 20.000 „Volksgenossen“, darunter Familien „mit bis 

zu 9 Köpfen“, vegetierten und auch die wiederum geschätzten 5.000 Berliner Kinder, die, während 

ihre Eltern arbeiten, „mehr oder weniger herumlungern“.53 „Die Gefahr einer negativen Einstellung 

zum Nationalsozialismus“, konstatierten die Spezialisten Heydrichs, rühre in der Arbeiterschaft in 

erster Linie aus diesen Zuständen der Wohnungsnot her. 

Ein Wort noch aus dem Material der Beamten des Sicherheitsdienstes als Kommentar zu den bis 

heute bevorzugt wiedergegebenen bunten Werbe-Plakaten mit den im Volkswagen (VW)-Cabriolet 

über die Autobahnen dahin sausenden Volksgenossen. Notiert wurde: „Die Bestellungen für den 

KdF-Wagen haben bis jetzt nicht den Erwartungen entsprochen, so dass die erste Jahresproduktion 

noch nicht abgesetzt werden konnte. Die Beteiligung der Arbeiterschaft wird mit nur 3-4% angege-

ben.“54 Am stärksten beteiligt seien an den Bestellungen Angestellte und Beamte.55 In den Betrieben 

wurde diskutiert, dass sich Facharbeiter die Anschaffung eines Autos womöglich noch leisten, aber 

die Betriebs- und Unterhaltungskosten kaum aufbringen könnten. Der Wagen, wurde gespottet, 

würde dann nicht weiterfahren, als der Empfang des Volksempfängers reiche. 

Ein anderes aussagekräftiges Zeugnis über die interne Beurteilung der Lage der Arbeiter am Vor-

abend des Krieges stammt aus der Hinterlassenschaft des Stellvertreters des Führers. Es entstand, 

nachdem am 15. Juni 1939 in einer Chefbesprechung bei Reichsinnenminister Wilhelm Frick ent-

schieden worden war, Hitler einen Vorschlag zur Erhöhung der Beamtengehälter zu unterbreiten. 

Darauf reagierte Rudolf Heß, der mit seinen Einwänden gescheitert war, mit einer beschwörenden 

Denkschrift, die er an Hitler richtete. Sie trug die Überschrift „Rudolf Heß an den Führer“.56 Seit 

1933 habe er mit vielen Parteiführern unbeirrbar öffentlich den Regierungsbeschluss verfochten, we-

der die Löhne und Gehälter noch die Preise des Einzelhandels zu erhöhen. Auf diesem Wege seien 

die wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen der Aufrüstung gesichert und gleichzeitig inflati-

onäre Entwicklungen verhindert worden. Würde von ihm abgegangen, könne eine Lawine entstehen. 

Die Arbeiter hätten, entgegen der Behauptung der Verfechter der Erhöhung der Gehälter der Beam-

ten, durch Arbeitsfront und „Kraft durch Freude“ keine indirekten Lohnvorteile genossen. Denn die 

Abzüge vom Lohn wären seit 1933 erheblich gewachsen. Die am schlechtestenverdienenden Arbeiter 

könnten nicht einmal die zusätzlichen Kosten aufbringen, die ein Urlaub trotz billiger Angebote er-

fordere. Lohnerhöhungen, Folge der Konkurrenz um die raren Facharbeiter, auf die sich die Verfech-

ter der Anhebung der Beamtenbesoldung beriefen, hätten die Masse der Arbeiter nicht erreicht. Zu-

dem sei im Unterschied zur Beamtenschaft für die Arbeiter und Bauern die Altersversorgung nicht 

gesichert. Die Existenz mancher Bauern würde durch die auf niedrigem Niveau festgehaltenen Auf-

kaufpreise gefährdet.57 

 
52  MadR 1939/1, S. 271. 
53  MadR 1938, S. 210 u. 212. 
54  MadR 1938, S. 177. 
55  MadR 1938, S. 206. 
56  Mit dem Datum vom 17. Juni 1939. Heß befand sich damals zu einem Urlaub in Mecklenburg und schrieb aus 

Kalkhorst bei Grevesmühlen. 
57  Mf 101 04882. 
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Der hier geschilderte Befund lässt sich auch in anderen Quellen antreffen, so etwa in den wirtschaft-

lichen Teilen der Berichte der Regierungspräsidenten oder in denen der Reichstreuhänder der Arbeit. 

Er wird aus anderer Perspektive bestätigt in den Deutschland-Berichten der Sozialdemokratischen 

Partei.58 Die verallgemeinerten Einschätzungen des Sicherheitshauptamtes finden darin ihre vielfar-

bige Illustration durch die Berichte aus einzelnen, meist namentlich genannten Regionen und Betrie-

ben. Zum Teil stützen sie sich auf Zitate aus im Reich erscheinenden Zeitungen und Zeitschriften 

sowie aus Reden von politischen und Wirtschaftsführern. Das in diesen Berichten ausgebreitete Fak-

tenmaterial ist erheblich umfangreicher. Analytisch gehen sie tiefer als die Meldungen, die für die 

Staatsspitze bestimmt waren, um sie über die Wirkungen von Gesetzen und Verordnungen, über ge-

wollte und spontane Entwicklungen zu unterrichten. 

Von dieser Wirklichkeit im Naziregime ist in den Darstellungen der bundesdeutschen und anderer 

Historiographie wenig zu erfahren. Konkrete Fakten und Zahlen stören nur bei den allgemeinen Er-

örterungen über Wohnungsbaupolitik und Reisen der DAF.59 Das in dem unter der Leitung Martin 

Broszat durch seine Forschungen über die Jahre 1933 bis 1945 renommierte Institut für Zeitge-

schichte in München hat in ein Nachschlagewerk über das „Dritte Reich“ keinen Beitrag über die 

Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen aufgenommen, sondern präsentiert unter den 

Stichworten „organisierte Freizeit“ und „Arbeit im Dienste des Regimes“ (in dieser Reihenfolge) 

zwei Seiten Propagandabilder des Regimes, darunter – nahezu obligatorisch – ein Foto von einer 

„Norwegenfahrt“ eines KdF-Schiffes.60 Eine 1000 Seiten umfassende Gesamtdarstellung der „Zeit 

des Nationalsozialismus“ hat für die Erörterung des Themas Arbeit nicht ein Prozent des Platzes und 

füllt den zum erheblichen Teil mit Zitaten der Selbstdarstellung Hitlers über sein Verhältnis zur „Ar-

beit“.61 In einem Standardwerk lauten die Dachzeilen kaum anders als Nazi-Parolen: „Arbeit und 

Brot“, „Autobahnbau“, „Kraft durch Freude“, „Anfänge des deutschen Tourismus“, „Der KdF-Wa-

gen“, „Schönheit der Arbeit“, „Abbau der Arbeitslosigkeit und Steigerung des Lebensstandards“, 

„Beachtliche soziale Leistungen“.62 Die tatsächlichen Lebensverhältnisse, charakterisiert durch Ar-

beitszeit, Arbeitshetze, Arbeitszwang mit Folgen für Gesundheit und das Anwachsen von Unfällen, 

erfahren keine eingehende Schilderung, zu schweigen von Angaben über Profite und Gewinne der 

Kapitalisten. Stattdessen wird der Eindruck eines permanenten Konflikts zwischen den Eigentümern 

der industriellen Betriebe und dem Regime hervorgerufen, von der Sozialpolitik hingegen gesagt: 

„Die sozialen Leistungen des Regimes sind nach dem Untergang des Dritten Reiches unter dem über-

wältigenden Eindruck seiner Verbrechen unterschätzt worden“ und „... unter dem Strich waren im 

letzten Friedensjahr die Beschäftigten insgesamt bessergestellt als 1933.“63 Der von ihnen für diese 

Veränderungen gezahlte Preis kommt nicht in Betracht. 

Keine der intern getroffenen Feststellungen über die Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen 

rechtfertigt die Feststellung von „Hitlers Volksstaat“. Keine ist geeignet, auch nur eine Entwicklungs-

tendenz erkennen zu lassen, die auf ein derartiges Ziel hinweisen würde. Zwei Texte aus dem Bericht 

für das Jahr 1938 machen klar, wohin die Veränderungen zeigten. Die eine: „Die politische Entwick-

lung des Jahres brachte im Bankwesen eine weitere Verschiebung zugunsten der Großbanken, die im 

Gegensatz steht zu den jahrelang von Staats- und Parteistellen erhobenen Forderungen nach Stärkung 

des Privatbankiersstandes und der Regionalbanken.“64 Die andere: „Als Hauptnutznießer der [...] 

 
58  Deutschland-Berichte der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SOPADE) 1934-1940. Sechster Jahrgang 

1939, Frankfurt a. M. 1980. 
59  Z. B. auch Ronald Smelseer, Eine „braune Revolution“? Robert Ley, deutsche Arbeitsfront und sozialrevolutio-

näre Konzepte. In: Der Zweite Weltkrieg. Analysen – Grundzüge – Forschungsbilanz. Hrsg. im Auftrag des Mi-

litärgeschichtlichen Forschungsamtes von Wolfgang Michalka, München 1989, S. 419 f. 
60  Ploetz. Das Dritte Reich. Ursachen – Ereignisse – Wirkungen, Hrsg. Von Martin Broszat und Norbert Frei in 

Verbindung mit dem Institut für Zeitgeschichte, Freiburg i. B. o. J. (Vorwort von 1983). 
61  Michael Burleigh, Die Zeit des Nationalsozialismus. Eine Gesamtdarstellung, Frankfurt a. M 2000. Saul Fried-

länder empfiehlt die Arbeit des britischen Historikers als „ein Meisterwerk“ und sagt ihm die Stellung eines 

„Klassikers“ voraus. Siehe: S. 280 ff. 
62  Hans Ulrich Thamer, Verführung und Gewalt. Deutschland 1933-1945, Berlin 1986, S. 470-513. (fortan: Thamer). 
63  Thamer, S. 500 u. 512. 
64  MadR 1938, S. 182. 



391 

Entwicklung im Jahre 1938, die sich in Überbeschäftigung und risikolosen hohen Gewinnen der In-

dustriewirtschaft ausdrückte, erscheinen die Großbetriebe und Konzerne.“ Dies sei „zwangsläufige 

Auswirkung“ der „Wehrwirtschaft“. Weiter und ungehindert habe sich die „Expansionsbewegung 

dieser wirtschaftlichen Gebilde aus eigenem Machtstreben“ vollzogen und die seit der „Machtüber-

nahme“ zu konstatierende Veränderung des Kräfteverhältnisses zuungunsten der Mittel- und Klein-

betriebe fortgesetzt.65 Derart begrifflich klare Einschätzungen, vorgenommen von den SS-Leuten des 

Reinhard Heydrich, sind nahezu ein halbes Jahrhundert später nicht Sache jedes bundesdeutschen 

Historikers. In einem Standardwerk verschwindet der Sachverhalt im Nebel der Aussage: „Das Re-

gime verstärkte [...], was es zu bekämpfen versprochen hatte: den wirtschaftlichen Wandel von einer 

kleingewerblich-mittelständischen Ordnung zu einer großwirtschaftlichen Struktur.“66 

* * * 

Eine abschließende Bemerkung: Die Historiker leben nicht nur in ihren Quellen, sondern, der eine 

mehr, die andere weniger, zugleich auch inmitten ihrer Zeitgenossen. Die formen sich ihre Erfahrun-

gen spontan und außerhalb jeder wissenschaftlichen Absicht zu Geschichtsbildern. Und von diesen 

bleibt auch die Zunft nicht vollständig unbeeinflusst. Sie steht vor der Aufgabe, diese Bilder zu prü-

fen, sie zu bestätigen, zu korrigieren oder auch zu verwerfen. Was unser Thema anlangt, so verbindet 

sich mit ihm die Beobachtung, dass sich den Zeitgenossen, manchen schon während des Krieges, 

vielen aber nach seinem Ende, unter dem Eindruck von Opfern, Trümmern und zerstörten Lebens-

plänen die Zeit vor dem Kriege verklärt. Das geschah schon nach dem Ersten Weltkrieg, als die Wort-

wendung von der „guten alten Zeit“ aufkam. Es wiederholte sich der Vorgang nach dem zweiten, 

wenn da auch so uneingeschränkt von einer guten Zeit nicht gesprochen werden konnte, so dass die 

Kennzeichnung nun meist zu allgemeineren, aber positiv gemeinten Zeitbestimmungen wie „das war 

doch vor dem Kriege“ oder zu Variationen des Ausdrucks von der „Friedenszeit“ gerannen. Das im 

Kern Gleiche geschah, sobald die Menschen dann das Empfinden hatten, dass das Schlimmste über-

standen, annähernd normale Verhältnisse wieder erreicht wären. Bildhaft wurde von den „goldenen 

Zwanzigern“ und drei Jahrzehnte später vom „Wirtschaftswunder“ gesprochen. Derlei Charakteris-

tika werden tradiert. Sie leben umso zäher fort, als sie sich vielfach mit Familiengeschichten verknüp-

fen, die von Generation zu Generation weitergegeben werden. „Vor dem Kriege“? Da wurde gehei-

ratet, da waren Kinder geboren worden, mit denen sich unbeschwerte Erwartungen verbanden, da 

wurde manches „gute Stück“ angeschafft usw. Diese Legenden bildende Erinnerung macht die Auf-

gabe der Geschichtswissenschaft nicht leichter und dies umso weniger in Zeiten, in denen die Publi-

zistik und namentlich das Fernsehen diese Zeitzeugen aufruft und sie als Kronzeugen präsentiert. In 

manchen Fällen lässt sich damit leben. Im Falle der Nazizeit jedenfalls schlecht. Denn von ihrer Ver-

klärung profitieren vor allem die Nazis von heute. 

In: Schminkmeister des Naziregimes. Die Legende vom üppigen Leben deutscher „Volksgenossen“. (Vortrag auf Tagung 

in Bochum 14./15. Januar 2006). Bulletin f. Faschismus- und Weltkriegsforschung, H. 929, 2007, S. 33-46. 
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Die Deutschen am Beginn des Zweiten Weltkrieges. 

Meinungen, Stimmungen und Erwartungen 

Vortrag in Potsdam am 27. März 2009 

„Wir stehen schwereren Aufgaben gegenüber als andere Staaten und andere Länder: zu viele Menschen 

auf einem zu kleinen Lebensraum, es mangelt an Rohstoffen, mangelt an Anbaufläche, und trotzdem: 

Ist Deutschland nicht schön? Ist Deutschland nicht trotzdem wunderbar? Lebt unser Volk nicht trotz-

dem so anständig? Mögen Sie alle mit irgendetwas anderem tauschen?“ Die Fragen hatte Hitler im 

September 1935 an die Bauernmassen beim Reichserntedankfest auf dem Bückeberg bei Hameln ge-

richtet und, wie vorverabredet, antworteten ihm aus der Menge damals Rufe „Niemals“. Vier Jahre 

später trat an die Stelle der Devise „Deutschland arbeitet“ eine andere: „Deutschland kämpft“. 

Am Morgen des 1. September 1939 gab es für alle ein bitteres Erwachen, die geglaubt hatten, der 

„Führer“ werde seine Außenpolitik wieder wie im Jahr zuvor am Rande des Krieges entlang steuern 

und sie zu einem „Zweiten München“ führen. An beruhigenden Erklärungen, mit denen diese Stim-

mung gestützt wurde, hatte es nicht gefehlt. Eine gab der Oberbefehlshaber des Heeres, Walther von 

Brauchitsch am 10. August 1939 in eine Ansprache vor Rüstungsarbeitern, als er ihnen sagte, „dass 

der Führer niemals das Leben des deutschen Menschen leichtfertig aufs Spiel setzen“ werde.1 Nun 

war Krieg. Angeblich mussten die Deutschen in Polen, wie schon von denen in der Tschechoslowakei 

1938 behauptet, vor der Ausrottung gerettet und die Danziger „Heim ins Reich“ geholt werden. Zwei 

Tage später gingen in Berlin die Kriegserklärungen aus London und Paris ein, womit Hoffnungen auf 

einen kurzen, begrenzten Krieg eigentlich zerrinnen mussten. Dennoch waren viele Deutsche nicht 

bereit, sich der Tatsache zu stellen, dass eine militärische Auseinandersetzung begonnen hatte, die in 

den Zweiten Weltkrieg münden würde und bis zum vollständigen Sieg der einen oder anderen Seite 

ausgefochten und ertragen werden musste. Und die deutsche Propaganda half bis in die Sprachrege-

lungen hinein, von dieser Perspektive zunächst wegzulenken. Der Gebrauch des Wortes Krieg wurde 

vermieden und stattdessen von einer „Auseinandersetzung“, einem „Kampf“ oder davon gesprochen, 

dass nun „Gewalt gegen Gewalt“ gesetzt würde. Krieg tauchte zunächst nur bei Erwähnung der Geg-

ner auf, dort gab es Kriegsinteressenten und Kriegshetzer. 

Millionen waren an diesem ersten Septembertag geistig und mental gleichsam überrumpelt, manche 

bis zur Erstarrung. Freilich: nicht ohne eigenes Verschulden. Vielerorts waren die Kriegsvorbereitun-

gen in den Augusttagen durch Augenschein wahrzunehmen. „Reservisten mit Rucksack und Papier-

karton drängen sich in den Straßen, auf den Bahnsteigen, in den Wartesälen.“ Und „Die Truppen 

rollen gen Osten.“ So lauten Tagebuch-Eintragungen von Ruth Andreas-Friedrich.2 Selbst wer diese 

Vorbereitungen durch Augenschein nicht wahrgenommen hatte, dem ging bei einem auch nur flüch-

tigen Blick in die Zeitungen schon Wochen vor dem Ausbruch der unmittelbaren Vorkriegskrise auf, 

dass die Forderungen gegen den polnischen Nachbarn auf Seiten Deutschlands beständig erhöht wur-

den. Nicht nur an Stammtischen wurde spekuliert, ob die Westmächte sich mit der Durchsetzung von 

Ansprüchen an den östlichen Nachbarn einverstanden erklären würden und, wenn nicht, so die Erör-

terung weiter, würde dann Deutschland oder würden die Westmächte sich mit Russland verbünden. 

Doch das Fazit der Beobachtungen Victor Klemperers hatte im Juni 1939 und auch später noch ge-

lautet: „Aber das Volk glaubt wirklich an Frieden. Er wird Polen nehmen (oder aufteilen), die ‚De-

mokratien‘ werden nicht einzugreifen wagen.“3 Das erwies sich als ein Irrglaube. 

In den letzten Augusttagen waren Unsicherheit und Unbehagen in der Bevölkerung dennoch erkenn-

bar gewachsen. Zu den Beobachtungen William L. Shirers gehörte, dass das deutsche Volk „noch 

nicht wirksam auf einen Krieg vorbereitet worden“ ist und sich „unter den Massen keinerlei Kriegs-

begeisterung registrieren“ lasse. Dann, nachdem die Rationierung von Nahrungsmitteln und weiteren 

 
1  Zitiert in Ruth Andreas-Friedrich, Der Schattenmann. Tagebuchaufzeichnungen 1938-1945, Berlin 1977, S. 52. 

Eintragung vom 17. August 1939. 
2  Ebenda, Eintragung vom 26. u. 28. August 1939, S. 52 u. 53. 
3  Victor Klemperer, Tagebücher 1933-10941, Eintrag vom 7. Juni 1939, S. 473. 
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Waren des täglichen Bedarfs bekannt gemacht worden war, schrieb der Korrespondent: „Der Durch-

schnittsdeutsche macht heute einen entmutigten Eindruck.“4 Der Schritt der deutschen Machthaber 

über die Schwelle des Krieges war bei der Mehrheit der Bevölkerung des Reiches unpopulär. Nach 

den Erfahrungen der Jahre von 1914 bis 1918 saß der Wunsch nach Frieden in den Deutschen tief. 

Das war den Faschisten an der Staatsspitze bewusst, wie ihnen am 3. September 1939 auch ein Blick 

aus der Reichskanzlei auf den Wilhelmplatz bestätigen konnte, wo sich nicht mehr als etwa 250 Per-

sonen an Lautsprechern versammelt hatten, aus denen die Mitteilung von Großbritanniens Kriegser-

klärung zu hören war. „Nach Beendigung der Durchsage gab es nicht einmal ein Murmeln. Sie stan-

den unverändert dort. Betäubt. Die Leute können es noch nicht fassen, dass Hitler sie in den Weltkrieg 

geführt hat.“5 So wieder der Augenzeuge William L. Shirer, der dem an anderer Stelle seiner Auf-

zeichnungen hinzusetzte, seine Beobachtungen mit Berichten vom August 1914 vergleichend: 

„Heute: keine Begeisterung, kein Hurrageschrei, keine Hochrufe, kein Blumenstreuen, kein Kriegs-

fieber, keine Kriegshysterie. Nicht einmal Hass auf Franzosen und Briten [...]“.6 

In dieser Situation griff die Propaganda zu der schon 1914 von der deutschen Regierung benutzte 

Formel vom „uns aufgezwungenen Krieg“.7 Besonderer Wert wurde auf die Beteuerung gelegt „Der 

Führer hat diesen Krieg nicht gewollt.“8 Englands angeblich von Juden gelenkte Regierung wurde, 

unter Aussparung des französischen Gegners, als der alleinige Kriegsinteressent hingestellt. Angewi-

dert nahmen jene, die sich ein eigenes Urteil bewahrt hatten, diese permanenten Unschuldsbeteue-

rungen zur Kenntnis.9 Diese besaßen freilich den Nachteil, dass ihnen ein Bedauern über den verlo-

renen Frieden beigemischt war, eine Stimmung, die dem Ziel der Machthaber, die Bevölkerung aufs 

äußerste zu Kriegsanstrengungen zu mobilisieren, nicht förderlich war. Doch ließ sich darauf ver-

trauen, dass Siege auf dem Schlachtfeld, zumal wenn sie ohne große Opfer gegen den hoffnungslos 

unterlegenen polnischen Gegner erreicht waren, die Stimmung wandeln und – nolens volens – eine 

Gewöhnung an das einschneidend veränderte Leben eintreten werde. Einmal im Krieg, würden die 

Deutschen ihn vor allem nicht verlieren wollen. Bei diesem Wunsch ließen sich die Massen packen 

und von der Führung gleichsam sicher an den Haken nehmen. Zudem hatten Sicherheitsdienst und 

Gestapo, die im Oktober 1939 im Reichsicherheitshauptamt (RSHA) unter dem Befehl Reinhard 

Heydrichs zu einem Instrument der Überwachung und des Terrors zusammengeführt wurden, zu sor-

gen, dass Kriegsgegner mit illegalen Aktionen nicht zum Zuge kamen. 

Zunächst verzichteten die Machthaber auf jede Begeisterung demonstrierende Massenkundgebung 

ihrer Anhänger, die sie leicht zu Kriegsgeschrei hätten animieren können. Doch konnte eine derartige 

Kundgebung, die zu organisieren der Berliner NSDAP-Organisation keine Schwierigkeit gemacht 

haben würde, die Partei nur isolieren. Das war noch nicht die Stunde des Reichspropagandaministers, 

über dessen fehlende Wortmeldung sich auch Victor Klemperer wunderte, der am 10. Tag des Krieges 

in sein Tagebuch schrieb: „Wo ist Goebbels? Er schweigt seit Kriegsausbruch, nein, schon seit Rus-

senbund.“10 Die Töne wurden auf Moll gestimmt. Die Deutschen wüssten um die Schwere des Krie-

ges, sie gingen in ihn ernst wie in ein Gebet. 

Wenige Wochen darauf, als Truppen aus Polen wieder in ihre Garnisonen zurückkehrten und sie 

Einwohner mit Blumen empfingen, änderte sich jedoch das Bild. Vieler bemächtigte sich ein „Taumel 

 
4  William L. Shirer, Tagebuch, Eintragungen vom 24. und 29. August 1939, S. 177 u. 182. 
5  William L. Shirer, Tagebuch, Eintragung vom 3. September 1939, S. 191. 
6  Ebenda, Eintragung vom 3. September 1939, S. 192. 
7  Kurt Pätzold, Der uns aufgezwungene Krieg. In: ders./Manfred Weißbecker, Schlagwörter und Schlachtrufe. Aus 

zwei Jahrhunderten deutscher Geschichte, Bd. 1, S. 118-124. 
8  Rede von Joseph Goebbels am 17. April 190 im Berliner Sportpalast anlässlich der Rechenschaftslegung des 1. 

Kriegswinterhilfswerkes. Goebbels Reden, Bd. 2, 1939-1945. Hg. Von Helmut Heiber München 1972, S. 19. 
9  Walter Tausk notierte zur Rede, die Hitler am Morgen des 1. September 1939 vor dem Großdeutschen Reichs-

tag gehalten hatte: „Seit Jahren nichts Neues: kein Volk und kein Staatsmann ist so unschuldig, missverstanden, 

verraten und verlästert als ER und ‚sein Volk’, kein Volk und Staatsmann so ausschließlich friedliebend usw. [...] 

Und an allem hat der Pole natürlich Schuld.“ Walter Tausk, Breslauer Tagebuch 1933-1940, Hg. Von Ryszard 

Kincel, Berlin (DDR) 1975, Eintragung vom 1. September 1939, S. 230. 
10  Victor Klemperer, Tagebuch 1933-1941, Eintragung vom 10. September 1939, S. 488. 
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über die Vernichtung Polens.“11 Das waren auch Zeugnisse der Erleichterung, denn „es“ war so 

glimpflich abgegangen. Diese Feiern verbanden sich zudem mit falschen Hoffnungen. Der Krieg sei 

vielleicht gerade erst am Anfang, notierte William L. Shirer am 21. September, „wenn auch die Deut-

schen nach der Einnahme Polens ihn gern am Ende sähen“.12 Und diesen Eindruck bestätigend, 

schrieb er am 5. Oktober 1939: „Die Menschen hier wollen gewiss Frieden.“13 Dieser Stimmung trug 

das Zentralblatt der NSDAP Rechnung, als es nach dem Polenfeldzug schrieb: „Ganz Europa wartet 

auf das Wort des Friedens aus London. Wehe denen, die es verweigern. Sie werden eines Tages von 

ihrem eigenen Volk gesteinigt werden.“14 

Die als Feldzug der 18 Tage gefeierte Niederwerfung Polens erzeugte in der Bevölkerung keinen 

Appetit auf mehr. Am 20. September notierte William L. Shirer: „Alle Deutschen, mit denen ich 

heute sprach, gehen felsenfest davon aus, dass wir innerhalb eines Monats Frieden haben werden.“15 

Wie Informationen des Sicherheitsdienstes besagten, rechneten viele mit einem Abbruch des Krieges 

und darauf, dass sich die Regierungen Großbritanniens und Frankreichs mit den geschaffenen Tatsa-

chen abfinden würden. Dazu trug eine Rede Hitlers bei, die er am 6. Oktober vor dem Reichstag hielt 

und in der er den Westmächten ein Friedensangebot zu Bedingungen unterbreitete, die deren Kapitu-

lation gleichkamen. Dennoch verstärkte sie, „den Glauben an ein Nachgeben Großbritanniens und 

Frankreichs“, wie die nun regelmäßig erscheinenden SD-Berichte über die innenpolitische Lage am 

9. Oktober vermerkten.16 Drei Tage später tauchte „fast schlagartig in allen Teilen des Reiches das 

Gerücht auf, die englische Regierung und der englische König hätten abgedankt und es sei ein Waf-

fenstillstand abgeschlossen worden.“ Diese Nachricht – der Wunsch war der Vater des Gedankens – 

sei in allen Volkskreisen freudig und mancherorts mit Begeisterung aufgenommen worden, in Betrie-

ben, auf Märkten, in der Berliner Universität. Auf dem Bahnhof Heinersdorf nahe Berlin wurde Sol-

daten, die den Ort mit einem Zug passierten, zugerufen: „Ihr könnt nach Hause fahren, der Krieg ist 

aus!“ Als sich die deutsche Seite darauf zu einem Dementi veranlasst sah, habe sich unter denen, die 

der Nachricht geglaubt hatten, „eine tiefe Niedergeschlagenheit“ verbreitet.17 

Deutlicher als durch diese Episode konnte unter den Bedingungen sofort erlassener Kriegsgesetze 

und der verschärften Überwachung der Bevölkerung deren Haltung kaum erkennbar werden. Noch 

Tage später galt die Aufnahme des Gerüchts Sicherheitsexperten als Beweis dafür, „wie stark in der 

Allgemeinheit der Wunsch zum Frieden ist“, eine Feststellung, der beruhigend hinzugefügt wurde, 

dass von „einer ausgesprochenen Kriegsmüdigkeit (in der 6. Woche seit Kriegsbeginn! K. P.) nicht 

gesprochen werden“ könne.18 Noch in der Meldung vom 16. Oktober, als die Zurückweisung von 

Hitlers „Friedensangebot“ durch die Regierungen in London und Paris nicht zu bezweifeln war, hieß 

es im Bericht zur innenpolitischen Lage: „Vollständig sind allerdings die Hoffnungen auf einen bal-

digen Frieden noch nicht geschwunden.“19 

Augenblicklich hatte sich das Abhören ausländischer Rundfunkstationen vermehrt, obwohl das sofort 

nach Kriegsbeginn mit Strafen bedroht worden war. Es begannen die ersten Verhaftungen Ertappter. 

Deren Zahl betrug Anfang Oktober binnen drei Tagen zusammen mit Personen, die gegen das Luft-

schutzgesetz verstoßen oder „Gräuelnachrichten“ verbreitet hatten.20 Eine veränderte Stimmung 

meinten die Beobachter feststellen zu können, als sich im Kampf gegen Großbritanniens Flotte Er-

folge der U-Boote unter Mitwirkung der Luftwaffe melden ließen.21 Auch an sie knüpften sich durch 

 
11  Ebenda, Eintrag vom 22. September 1939, S. 492. 
12  William L. Shirer, Tagebuch, S. 210. 
13  Shirer Tagebuch, S. 220 
14  VB, 30. September 1939, zitiert auch in Shirer, S. 217, Notiz vom gleichen Tage. 
15  William L. Shirer, Tagebuch, S. 207. 
16  Meldungen, Nr. 1, 9. Oktober 1939, Bd. 2, S. 330/331. 
17  Meldungen, Bd. 2, Nr. 2. 11. Oktober 1939, S. 339. 
18  Meldungen, Bd. 2, Nr. 3, 13, Oktober 1939, S. 347. 
19  Meldungen, Bd. 2, Nr. 3, S. 356. 
20  Meldungen, Bd. 2, Nr. 2. 11. Oktober 1939, S. 140. 
21  Zur Ausschlachtung dieser Seekriegserfolge s. Victor Klemperer, Tagebücher 1933-1941, Eintrag vom 29. No-

vember 1939, S. 501. 
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Gerüchte zusätzlich genährte Friedenshoffnungen, nun eingeschränkt auf die Haltung Frankreichs, 

von dem angesichts des „komischen (d. h. faktisch nicht stattfindenden) Krieges“ an der Rheingrenze 

vermutet wurde, dass es nicht kämpfen wolle und aus dem Bündnis mit England ausscheren werde.22 

Vor allem vor Frankreichs Grenzen kursierten Tatarennachrichten von geheimen deutsch-französi-

schen Verhandlungen und Übereinkommen.23 Dann wieder wurden Hoffnungen auf angebliche Frie-

densvermittlungen nordeuropäischer Staaten gesetzt.24 

Was zur Information der Staatsführer aufwendig ermittelt wurde, gehörte zur Alltagserfahrung des 

Victor Klemperer, der sich fragte, was dieser Krieg, wie immer er verlaufe und ausgehen würde, ihm 

wie allen Juden bringen werde. Als er auf einem seiner Wege bei Besorgungen die Übertragung der 

Rede hörte, die Hitler am 19. September 1939 in Danzig hielt, notierte er, dass alle Umstehenden 

„sogar des nahen Friedens gewiss“ gewesen wären.25 Diese Erwartung hatten Sätze in der Ansprache 

in der dem Reich einverleibten Hansestadt kräftig bestärkt. Deutschland wolle keinen Krieg, hatte 

„der Führer“ wieder beteuert und von seinen sehr begrenzten Zielen gesprochen. Den deutsch-sow-

jetischen Nichtangriffsvertrag präsentierte er zum Beleg, wie absurd es sei, ihm Gelüste auf die Uk-

raine oder hin zum Ural zu unterstellen. Kriegsinteressenten gab es demnach nur im Ausland, und die 

bestünden „aus ganz kleinen Cliquen“ und „fanatischen Kriegshetzern“, denen an „Profiten und ir-

gendwelchen von Hitler nicht benannten „Interessen“ gelegen sei. „Wir brauchen keinen Hurrapatri-

otismus,“ lautete einer der Sätze, dem wieder hinzugefügt wurde: „Wir wissen, wie furchtbar der 

Krieg ist.“ Bald darauf rühmte sich der Oberste Befehlshaber der Wehrmacht seiner Entscheidungen, 

den Feldzug gegen Polen so zu führen, dass er unter den deutschen Soldaten wie unter der polnischen 

Zivilbevölkerung möglichst wenig Opfer gefordert habe. Doch setzte er den Danzigern und den Mil-

lionen an den Rundfunkgeräten auch auseinander, dass das wieder „friderizianische Deutschland“ mit 

„ernster Begeisterung“ führen werde.26 

Das Resultat solcher propagandistischer Bearbeitung fasste Victor Klemperer wenige Tage nach die-

sem demagogischen Auftritt in die Worte: „Alles denkt, England gibt nach.“27 Dass diese Beobach-

tungen des bedrängten und verfolgten jüdischen Wissenschaftlers in Dresdens Straßen, zumeist ge-

wonnen während seiner Einkaufsgänge, und auch die Informationen, die er aus Gesprächen mit mehr 

oder weniger vertrauten Menschen gewann, Wesentliches trafen, bestätigen Vergleiche mit den Ein-

drücken anderer Zeitgenossen. Klemperer selbst hat die seinen permanent in Frage gestellt, so auch 

wieder wenig später mit dem Bemerken: „Keine Möglichkeit sich über die Volksstimmung klar zu 

werden.“28 

Die Sehnsucht nach der Wiederherstellung des Friedens bedeutete indessen keine Kritik an der Politik 

der Machthaber oder gar an Entscheidungen des „Führers“. Den Krieg gegen Polen hielten viele 

Deutsche für gerechtfertigt.29 Sie waren beeindruckt von den aktuellen Nachrichten über die Gräuel-

taten der Polen an den Volksdeutschen und gegen diesen ihren Nachbarn, der ihnen wie das gesamte 

Slawentum als unkultiviert galt, ohnehin aufgewiegelt. Die „Heimkehr“ Danzigs ebenso wie Korrek-

turen an der als ungerecht empfundenen Grenze zu Gunsten des Reiches hielten sie für selbstver-

ständlich. Akzeptanz gewann daher die Propagandathese, Großbritannien hätte sich in diese Ausein-

 
22  Meldungen, Bd. 2, Nr. 6, 20. Oktober 1939, S. 372. 
23  Meldungen, Bd. 2, Nr. 7. 23. Oktober 1939, S. 381. 
24  Meldungen, Bd. 2, Nr. 8.25. Oktober 1939, S. 390. 
25  Klemperer Tagebücher 1933-1941, Eintrag vom 20. September 1939, S. 491. 
26  Rede Adolf Hitlers in Danzig am 19. September 1939. 
27  Klemperer Tagebücher 1933-1941, Eintrag vom 22. September 1939, S. 491. 
28  Ebenda, Eintrag vom 21. November 1939, S. 500. 
29  Hier lag ein Irrtum mancher durchaus hellsichtiger Beobachter der Situation, die meinten, dass die Ablehnung 

des Krieges auch mit der Kritik an den von den Machthabern verfolgten Zielen einherging. Zu ihnen gehörte der 

in Breslau lebende jüdische Handelsvertreter Walter Tausk, der in sein Tagebuch nach den Erfahrungen der so-

genannten Sudetenkrise von 1938 über das Verhältnis des Volkes zum Krieg schrieb: „Wohlgemerkt: das Volk 

will ihn nicht; es hat im Gegenteil diese Regierung und jedes weitere Abenteuer satt; aber es ‚hält die Schnauze’ 

[...]“. Walter Tausk, Breslauer Tagebuch 1933-1940, Hg. Von Ryszard Kincel, Berlin (DDR) 1975, Eintragung 

vom 5. Oktober 1938, S. 161. 
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andersetzung nicht einzumischen. Dennoch habe es Polen ermutigt, sich den berechtigten deutschen 

Forderungen zu widersetzen. London also wolle den Krieg, in den es die Franzosen mit hineingerissen 

habe. Dieses Zerrbild bedeutete, die Formel vom „uns aufgezwungenen Krieg“ im Kern zu akzeptie-

ren, die demagogisch mit der Forderung nach Bestrafung der Friedensbrecher verbunden wurde. Da 

war es wieder das „Gott strafe England“ aus den Jahren des Weltkrieges eins. Diese Abstrafung 

schien durch eigene Hand vollziehbar, wofür vielen der überschätzte Sieg im Osten stand. Der stärkte 

die Erwartung, ja gebar die Gewissheit, diesmal werde es England heimgezahlt werden. Dazu trug 

bei, dass anders als 1914 ein Ein-Fronten-Krieg zu führen war. 

In der Tat hatte die überraschende Wendung im Verhältnis der bis vor kurzem noch scharf befeindeten 

Sowjetunion unter den Deutschen Erleichterung ausgelöst. Hitler rühmte den am 23. August 1939 

mit den bisher als Verbrechern bezeichneten Machthabern im Kreml unterzeichneten Nichtangriffs-

vertrag als einen und natürlich seinen großen diplomatischen Schachzug. Freilich wurde verschwie-

gen, dass sich an ihn weitergehende Erwartungen geknüpft hatten als die dann eingetretenen. Die 

gedachte Isolierung des Krieges gegen Polen war nicht gelungen. Doch da der binnen kurzem der 

Vergangenheit angehörte, trat der deutsche Gewinn aus dem Pakt deutlich hervor. Das Reich war 

nicht eingekreist. Unter anderen Umständen hätte der Schritt, der mit der bisherigen Außenpolitik des 

Regimes brach und der Naziideologie krass widersprach, stärkere Beunruhigung und Verunsicherung 

in der Bevölkerung und namentlich in der Parteimitgliedschaft ausgelöst. Nun galt allein der Vorteil 

und die sich an diese Wendung schließenden Fragen verstummten bald. 

In die Hoffnungen auf einen Abbruch des Krieges und die Rückkehr des Friedens mischten sich aber 

schon in den ersten Kriegswochen andere Stimmungen, die der scharfen Beobachtungsgabe William 

L. Shirers nicht entgingen. Der Feldzug im Osten dauerte erst zehn Tage, als er sich fragte, ob die 

Mehrheit der Deutschen, „wenn sich Briten und Franzosen für einen langen Zermürbungskrieg ent-

scheiden, ihre Aversionen gegen das Regime vergisst und es als ihre Pflicht ansieht, das Vaterland zu 

verteidigen“.30 Nach dem „Blitzsieg“ in Polen notierte er: „Wenn dieser Krieg weitergeht, so frage 

ich mich, ob nicht die Masse der Bevölkerung sich hinter das Regime stellen wird.“ Und: „Seit zwei 

Wochen versammeln sich Menschen aller Klassen vor den Schaufenstern in Berlin, Frauen ebenso 

wie Männer, und starren anerkennend die Landkarten an, auf denen kleine Nadeln mit roten Köpfen 

den siegreichen Vormarsch der deutschen Truppen in Polen markieren. Solange die Deutschen er-

folgreich bleiben und nicht so viele Verluste erleiden, wird dieser Krieg kein unpopulärer sein.“31 

Dieses Urteil verschärfte er ein halbes Jahr später: „Offensichtlich mögen sie den Krieg nicht, doch 

sie werden tun, was man ihnen sagt. Zum Beispiel sterben.“32 Doch die Furcht vor einem lang dau-

ernden Krieg blieb weit verbreitet, zumal schon in den ersten Wochen Versorgungsprobleme auftra-

ten, von denen die Älteren sagten, derlei hätten sie im Weltkrieg erst in späteren Jahren erlebt. 

Dass die Deutschen in so großer Zahl zwei Monate nach dem Beginn des Krieges sich noch immer 

nicht von dem Gedanken eines nahen Friedens verabschiedet hatten und der von vielen mit der Er-

wartung eines baldigen kriegsentscheidenden Angriffs im Westen verbunden wurde, konnte die 

Machthaber schwerlich reaktionslos hinnehmen. Es war Hitler selbst, der das Gremium seiner „alten 

Kämpfer“ wählte, um der Stimmung eine andere Richtung zu geben. Von nun an, erklärte er ihnen in 

seiner traditionellen Ansprache im Münchener Bürgerbräu-Saal, sich von seiner „Friedensrede“ einen 

Monat zuvor distanzierend, werde mit den britischen Politikern in der Sprache geredet werden, die 

sie offenbar einzig verstünden. In England sei von einem Krieg von drei Jahren die Rede gewesen, 

berichtete er und kommentierte prahlend, er habe dem „Feldmarschall“ am Tage der britisch-franzö-

sischen Kriegserklärung die Weisung erteilt, sich auf einen fünfjährigen Krieg vorzubereiten, fügte 

dem er aber hinzu, er glaube nicht, dass er wirklich so lange dauern werde. Beruhigend versicherte 

Hitler weiter, Deutschland werde diesmal den „Kampf unter viel leichteren Bedingungen“ zu führen 

habe als in den Weltkriegsjahren. Es sei in jener Hinsicht stärker, seelisch, wirtschaftlich und militä-

 
30  William L. Shirer, Tagebuch, Eintragung 11. September 1939, S. 199. 
31  William L. Shirer, Tagebuch, Eintragung 20. September 1939, S. 208 f. 
32  William L. Shirer, Tagebuch, Eintragung 24. März 1940, S. 291. 
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risch und so wäre es „auf längste Zeit“ eingestellt. Sein Fazit war: „Es kann hier nur einer siegen, und 

das sind wir.“ 

Diese Einstimmung ging mit dem Bestreben einher, in Deutschland unter den Zivilisten die Illusion 

zu verbreiten, es gehe das Leben nahezu so weiter wie in den Friedensjahren vorher. Und diese Pro-

paganda unterstützten die Deutschen in den ersten Wochen und Monaten auch selbst. Das „Stuttgarter 

Neue Tageblatt“ hatte über die Situation am ersten Kriegssonntag so berichtet: Der Schwabe, schon 

von Natur aus ruhig und gefasst, hätte diese Wesensart auch angesichts der Mitteilung vom Feldzugs-

beginn gegen Polen gezeigt. Der Sonntagsbetrieb sei verlaufen wie üblich, die Lokale gut besetzt 

gewesen und die Sportveranstaltungen hätten ihre Besucher gehabt. Gleiches gelte für die Reichsgar-

tenschau und auch für die Filmtheater. Der Autor fasste seine Beobachtungen so zusammen: „Nir-

gendwo aber ein Anzeichen von Nervosität und Hast.“ Dieser Bericht hatte die Dachzeile erhalten 

„Eiserne Entschlossenheit“.33 

Auch Göring hatte in seiner Rede die Devise ausgegeben: „Nicht nervös werden!“ Damit sie befolgt 

werden könne, wurde nach Kräften für Ablenkung gesorgt. Artikel in Zeitungen begründeten gegen 

offenbar existierende Bedenken, warum die Theater nicht nur weiter geöffnet, sondern auch bei ihrem 

Programm blieben, so dass sich Besucher bei Lustspielen unterhalten und amüsieren könnten. Auf 

Leinwänden der Kinos agierte Heinz Rühmann im „Paradies der Junggesellen“, wurde der „Irrtum 

des Herzens“ gezeigt und eine „Hochzeit mit Hindernissen“ geboten. Der letztgenannte Filmtitel er-

hielt eine besondere Bedeutung, als per Verordnung staatlich-bürokratischen Hindernisse abgebaut 

wurden, die bis dahin einer rasch veranstalteten Hochzeit im Wege standen. Viele Paare entschlossen 

sich, wohl auch wegen der finanziellen Folgen, zu einer Heirat, bevor der Partner des Bundes als 

Soldat „ins Feld“ zog. Beziehungsreicher war angesichts der Tatsache, dass in Städten und Ortschaf-

ten auf Straßen und Plätzen Deutschlands die Lichter ausgingen, der Filmtitel „Flucht ins Dunkle“. 

In anderem Sinne galt das auch für den Streifen mit dem Titel „Morgen werde ich verhaftet“. 

Einen Schub erhielt die englandfeindliche Kriegsstimmung durch das Hitler geltende Attentat des 

Arbeiters Georg Elser, das während der erwähnten Gedenkfeier für den Putsch 1923 Anfang Novem-

ber im Münchener Bürgerbräu-Saal gelungen war und von der Propaganda feindlichen Agenten zu-

geschrieben wurde. Niemand glaubte, dass der Anschlag das Werk eines Einzelnen gewesen sein 

konnte, der den Führer als den Treiber zum Kriege beseitigen wollte. Das gescheiterte Vorhaben 

verstärkte den Zusammenschluss um den Mann, der als Garant des Sieges angesehen wurde. SD-

Beobachter meldeten, die „Einstellung zum Kriege“ sei „noch positiver geworden“.34 Das war der 

Sprachstil, der Stimmungsmängel, sie zugleich minimierend, erst mitteilte, wenn sich daran die den 

Empfängern der Texte zusagende Nachricht über deren Beseitigung knüpfen ließ. 

Zwei Befürchtungen waren allgemein. Die eine betraf den Bombenkrieg, über den phantastischen 

Nachrichten im Umlauf waren, sowohl über perfekte deutsche Abwehrmittel wie auch über furchtbare 

Waffen des Gegners. Die andere richtete sich, eingedenk der Erfahrungen der Weltkriegsjahre, auf 

eine Blockade Deutschlands und deren Folgen für die Ernährung der Bevölkerung. Schon in den ersten 

Kriegstagen war es, wiewohl die Propaganda sich gegen die „Hamsterer“ wandte und ihnen Strafen 

androhte, zu Angsteinkäufen gekommen. Wieder und wieder notierte Klemperer in diesen Wochen, 

wieviel Zeit er auf die Besorgung von Nahrungsmitteln zu verwenden hatte. Sofort setzte ein Sturm 

auf die noch nicht rationierten Waren ein. Jedoch: Das Volk begann, sich während der folgenden an 

Kriegshandlungen raren Wochen und Monate, wie sozialdemokratische Beobachter konstatierten, in 

„stumpfer Ergebenheit“35 mit den Ereignissen abzufinden. Die Deutschen stellten sich auf die zunächst 

geringfügigen Entbehrungen und Belastungen des Krieges ein. Für die Regierung war diese Stim-

mungslage nicht ideal, aber ihren Ansprüchen an das praktische Verhalten der Bevölkerung auch nicht 

hinderlich. Wichtig war, dass Zivilisten und Soldaten ergangene Weisungen und Befehle befolgten. 

Und das taten sie. Nach dem Urteil eines Beobachters, der den sozialdemokratische Exilvorstand mit 

 
33  Stuttgarter Neues Tageblatt vom 4. September 1939, Morgenausgabe. 
34  Meldungen, Bd. 3, Nr. 15, 13. November 1939, S. 449. Hervorhebung K. P. 
35  Sopade 1939, S. 1024. 
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Informationen versorgte, war das Befinden großer Teile des Volkes durch „ein ewiges Schwanken 

zwischen Zustimmung und Kritik“ charakterisiert, wobei „schließlich doch immer wieder die Zu-

stimmung die Oberhand behält“.36 

Die „geistig-seelische Bereitschaft“ des Volkes zum Kriege, von der Goebbels sprach37, war indessen 

seine eigene Erfindung. Er und sein Propagandaapparat arbeiteten darauf hin, die Massen erst noch 

in die gewünschte Verfassung zu bringen. Dabei vermochten sie sich auf eine Millionenzahl von 

NSDAP-Mitgliedern und anderen Aktivisten des Regimes zu stützen, die, seit der erste Schuss gefal-

len war, auf den Kriegssieg hofften und sich selbst nach Kräften für ihn einsetzten. In dieser Masse, 

einer starken Minderheit der Deutschen, ließen sich mehrere Gruppen unterscheiden. Die aktivste 

wurde von den Faschisten gestellt, die hauptberuflich im verzweigten Apparat der NSDAP und in 

den Gliederungen das Führerkorps tätig waren, und denen, die Posten im Staatsapparat besetzten. Sie 

alle bedrohte eine Niederlage mit dem Ende ihrer Karrieren und einem gesellschaftlichen Absturz. 

Sie verteidigten, indem sie für den Kriegssieg wirkten, zugleich ihre Stellungen, auch wenn sie diese 

noch lange als ungefährdet ansehen mochten. Die zweite ebenfalls zahlenstarke Gruppe dieses Typs 

bildete das Offizierskorps der Wehrmacht, dazu viele Berufssoldaten im Rang militärischer Unter-

führer. Siege bedeuteten für sie Orden, Beförderungen uns höhere Besoldungen. Nicht wenige der 

Älteren trieb zusätzlich die Erinnerung an das Kaiserheer, dessen Niederlage 1918 und deren Folgen. 

Drittens war da die durch gleiche oder ähnliche Denkweisen und Moralgrundsätze verbundene Masse 

von Deutschen aus allen Schichten. Sie hatte seit dem Weltkriegsende Gedanken des Revanchismus 

und Revisionismus gehegt, Großmachtehrgeiz konserviert und sich dem Traum vom wiedergewon-

nenen Kolonialreich hingegeben. Viertens gehörte zu den Kriegsbegeisterten ein erheblicher Teil der 

jungen Generation, die. in Hitlerjugend und Schule mit Kampf- und Kriegsspielen, Gewehrübungen 

und anderem vormilitärischen Drill herangewachsen, Kriegshelden verehrte und selbst Held werden 

wollte. Es waren diese Ahnungslosen, die zur Aufführung des Dokumentarfilms „Feldzug in Polen“ 

in Kinos stürmten und sich von den verlockenden Bildern vom Kriege gefangen nehmen ließen.38 

Und zu alledem existierten Sondergruppen, deren Angehörige sich im Fall von Sieg oder Niederlage 

ebenfalls direkte eigene Vor- oder Nachteile errechnen konnten. Das traf auf Deutsche in den „heim-

gekehrten“ Gebieten zu, die in der Tschechoslowakei und in Polen vor 1938 bzw. 1939 lautstark oder 

mitunter brutal im sogenannten Volkstumskampf hervorgetreten waren. Es galt alsbald für die in an-

nektierte Territorien West- und Nordpolens eingesiedelten Deutschen aus dem Baltikum und aus Süd-

osteuropa, die in Häusern lebten und Äcker bewirtschafteten, von denen ihre polnischen Besitzer 

ostwärts vertrieben worden waren. Dazu gehörten alle Büttel des Terrors in Deutschland, die Wach-

mannschaften in den Konzentrationslagern, Angehörige von Polizei und Justiz und jene SA- und SS-

Leute, die 1933 Rachegelüste und Siegesphantasien an ihren Gegnern ausgetobt hatten, und auch 

jene, die im Besatzungsapparat des eroberten Polen dessen Bevölkerung knechteten und terrorisier-

ten. Nicht, dass jeder und jede vom Zweifel am Kriegsausgang vorangetrieben worden wäre und sich 

um seine Zukunft nach einer Niederlage Besorgnisse gemacht hätte. Doch sie alle waren durch ihre 

Stellung oder ihren Platz in der Gesellschaft mit dem Regime in besonderer Weise verbunden und 

motiviert, für den Endsieg zu wirken. Diese millionenstarke Minorität übte ihren alltäglichen ideolo-

gischen und politischen Einfluss auf die Mehrheit der „Volksgenossen“ aus, in deren Mitte sie agierte. 

Es war dieser Gefolgschaftskern, der die Deutschen an der „Heimatfront“ anhielt, ihre „nationale 

Pflicht“ zu tun, der sie lenkte, kontrollierte und überwachte. 

In: Die Deutschen am Beginn des Zweiten Weltkrieges. Meinungen, Stimmungen Erwartungen. In: Lothar Schröter (Hg.), 

Der 1. September 1939 und der Überfall auf Polen. Erinnerung – Mahnung – Verpflichtung (= Beiträge zur Militärge-

schichte und Militärpolitik, 12) S. 109-121. 
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Kurt Tucholsky, die Massen und der deutsche Faschismus 

Vortrag auf der Tagung der Tucholsky-Gesellschaft e.V. Berlin, 22. Oktober 2009 

I. 

Lebt Tucholsky? Hat Fritz J. Raddatz vor nahezu dreißig Jahren, anlässlich des 90. Geburtstages des 

Schriftstellers gefragt.1 Das tat ganz ähnlich und früher schon Erich Kuby aus Anlass seines 75. Ge-

burtstages, also im Jahre 1965, und stellte fest: Er sei der Wohlstandsgesellschaft anders als der, in 

der er lebte, teuer. Dem war jedoch angefügt: „Auf eine erstaunliche Weise ist er uns teuer geworden“ 

und dazu gefragt worden, ob hier ein Missverständnis oder eine inzwischen gewonnene tiefere Ein-

sicht vorliege. Kubys Antwort lautete, dass die Tucholsky zuteilwerdende Lobhudelei „auf ebenso 

geistig schlichten wie politisch durchsichtigen Schwindel zurückzuführen“ sei und sprach von einer 

„gangsterhaften Weise“ mit der Tucholsky in eine Gesellschaft integriert würde, die er „widerlich 

fände, wenn er unter uns lebte“.2 Und wie steht es nahe der Schwelle zum Jahr 2010, in dem wir uns 

an Kurt Tucholskys 75. Todestag erinnern werden? 

Tucholskys öffentliche und viele Teile seiner privaten Hinterlassenschaft ist in Gesammelten Aus-

gaben greifbar, die umfassende, die der seit 1991 arbeitenden Kurt-Tucholsky-Forschungsstelle an 

der Universität Oldenburg zu danken ist, steht vor ihrem Abschluss.3 Schon im ersten Jahr nach 

Kriegsende erschien in Deutschland, herausgegeben von Rowohlt, wieder ein Band mit einer Aus-

wahl seiner Arbeiten. Bald – es folgten Auflage nach Auflage – erschienen „Rheinsberg. Ein Bil-

derbuch für Verliebte“ (1912) und „Ein Pyrenäenbuch“ (1927) „Schloss Gripsholm“ (1931), wie-

der. Weite Verbreitung erreichte eine Auswahl, die Walther Victor in der DDR in der Reihe der 

Volkslesebücher 1952 herausgab und deren Erscheinen nach dessen Tode bis zur 10. Auflage 1990 

fortgesetzt wurde. 1956 begann Fritz J. Raddatz in Berlin/Ost beim Verlag Volk und Welt die Her-

ausgabe Ausgewählter Werke, eine Arbeit, die er bald in der Bundesrepublik bei Rowohlt fortsetzte. 

In den sechziger Jahren wurden die beiden berühmt gewordenen „Sommergeschichten“ Tucholskys 

(„Schloss Gripsholm“, 1963, „Rheinsberg“, 1967) verfilmt; sie lassen sich heute ins Haus-Kino 

holen. 2000 kam ein Film „Gripsholm“ in die Kinos, in dessen Handlung die Geschichte des Buches 

und die Biographie seines Autors verwegen verknüpft sind. Die Geschichte im schwedischen 

Schloss hat inzwischen auch eine Theaterfassung erhalten, mit der das Alte Schauspielhaus Stutt-

gart 2009 in Baden-Württemberg und über die Landesgrenze hinaus gastierte. Immer wieder und 

vielerorts finden Literaturabende statt, in denen aus Tucholskys Werken vorgetragen wird. Lokale 

Ausstellungen, wie die 2005 im Rathaus Kleinmachnow, erinnern an ihn. Zitate aus Tucholskys 

Schriften schmücken inzwischen die verschiedensten Texte, auch solchen, die den Zwecken der 

Warenwerbung dienen. 

Die Tucholsky-Forschung, an der sich Literaturhistoriker, Geschichtswissenschaftler und Juristen be-

teiligen, dauert an. Eben erschien eine Tübinger Dissertation, im Titel das Zitat „... dieser Staat ist 

nicht mein Staat“, die das Staats- und Verfassungsdenken Tucholskys zum Gegenstand hat.4 Eine 

 
1  Die Zeit, 1980/3, 11. Januar 1980. 
2  Der Vortrag Erich Kubys Tucholsky heute, gehalten im Februar 1965 an der Universität Hamburg ist gedruckt 

in: Erich Kuby: Mein ärgerliches Vaterland. München 1989 (auch Berlin 1990), S. 285-290. 
3  Die Gesamtausgabe seiner Texte und Briefe begann 1996 zu erscheinen. Hg. Antje Bonitz, Dirk Grathoff, Michael 

Hepp, Gerhard Kraiker. Reinbek b. Hamburg 1966-2009. Ein Bericht über die Tätigkeit dieser Forschungsstelle, 

veröffentlicht in Die Welt, online-Ausgabe 13. Juli 2008 trug die Überschrift Kurt Tucholsky interessiert doch nicht 

mehr, die schwerlich ernstgemeint gewesen sein kann. Vordem: Gesammelte Werke in 10 Bänden. Herausgegeben 

von Mary Gerold-Tucholsky und Fritz J. Raddatz. Reinbek 1975. Dazu Deutsches Tempo. Ge-sammelte Werke. 

Ergänzungsband 1. Herausgegeben von Mary Gerold-Tucholsky und J. Raddatz. Reinbek 1985, Republik wider 

Willen. Gesammelte Werke. Ergänzungsband 2. Herausgegeben von Fritz J. Raddatz. Reinbek 1989. 
4  Ursula Blanke-Kießling, „dieser Staat ist nicht mein Staat“. Über das Staats- und Verfassungsdenken Kurt Tuch-

olskys, Baden-Baden 2009, zuvor, 2008, Diss. an der Universität Tübingen. Die Autorin war nicht die erste Wis-

senschaftlerin, die mit einer Arbeit über Tucholsky promovierte: Beate Porombka, Verspäteter Aufklärer oder 

Pionier einer neuen Aufklärung? Kurt Tucholsky (1918-1935), Frankfurt a. M. 1990. 
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Vielzahl biographischer Arbeiten liegt vor, unter denen die Michael Hepps5 herausragt.6 In Marbach, 

wo 1990 anlässlich seines 100. Geburtstages eine Ausstellung zu sehen war, wird das Tucholsky-

Archiv aufbewahrt und gepflegt. Schon seit 1969 existiert die Kurt-Tucholsky-Stiftung. An ihn erin-

nern Straßennamen in deutschen Städten, so in Dresden und Leipzig, in Frankfurt am Main und in 

Freiburg und in vielen kleineren Gemeinden. In Berlin/DDR hatte 1951 in der Stadtmitte die bis dahin 

Artilleriestraße genannte Häuserzeile seinen Namen erhalten7, nachdem im Bezirk Pankow seit 1948 

schon Namen von Straßen und Plätzen an Siegfried Jacobsohn und Carl von Ossietzky erinnerten. 

Nach ihm wurden eine Bibliothek unfern des Alexanderplatzes8, eine Grundschule in Berlin-Mitte9, 

ein Gymnasium in Berlin-Pankow, in dessen Nähe sich eine Büste Tucholskys entdecken lässt und 

auch eine Grundschule in Berlin-Moabit benannt, die sich unfern seines Geburtshauses10 befindet. 

Seinen Namen tragen allgemeinbildende Schulen unterschiedlichen Typs auch in Flensburg, Ham-

burg-Altona, Köln-Neubrück, Krefeld, Minden. Und Tucholsky war und ist mit seinem Erbe seit 

Jahrzehnten Dauergast im Literaturunterricht. In Schulbüchern, die in den Jahren 1986, 1994, 1995, 

1998, 1999, 2000, 2006 von einschlägigen Verlagen in Paderborn (Schöningh), Hannover (Schro-

edel), München (Oldenbourg), Frankfurt a. M. (Diesterweg) herausgegeben wurden und für den Ge-

brauch in den 8. bis 10. Klassen bestimmt sind, werden Schüler mit den Gedichten „Augen in der 

Großstadt“, „Wo kommen die Löcher im Käse her“, „Ehekrach“, mit der Anekdote „Der Floh“ sowie 

den Aufsätzen „Kreuzworträtsel mit Gewalt“, „Wo lesen wir unsere Bücher“ und „Herr Wendriner 

erzieht seine Kinder“ bekannt gemacht. In einer deutschen Literaturgeschichte findet sich der „Schul-

aufsatz“ Tucholskys „Hitler und Goethe“. Das ist eine bemerkenswerte Auswahl. Die Einordnungen, 

die der Schriftsteller in der Schulbuchliteratur erfährt, reichen von „linksliberal, pazifistisch“ bis zu 

„Pazifist und überzeugter Kommunist“ ohne Parteimitgliedschaft. 

Die Unterrichtshilfe für die Klasse 9, 1987 für die Schulen in der DDR herausgegeben, deckt sich mit 

ihren Empfehlungen für die den Lehrern überlassene Gedichtauswahl teilweise mit den genannten, setzt 

auf die ersten Plätze aber „Der Graben“ und die „Fragen an eine Arbeiterfrau“ und schlägt vor, die beiden 

in Ostdeutschland populärsten Tucholsky-Interpreten, Gisela May und Ernst Busch, mit ihren Vorträgen 

in den Unterricht einzubeziehen. Und in der vom DDR-Schulbuchverlag Volk und Wissen herausgege-

benen Reihe „Aus deutscher Dichtung“ (1968) findet sich „Jemand besucht etwas mit seinem Kind“, 

jene Geschichte des französischen Vaters, der mit seinem Sohn an den Ort zurückkehrt, wo er als Soldat 

zwischen den Gräben seinen besten Freund tagelang hat sterben hören, ein Text, der zu den großen Frie-

densbekenntnissen der deutschen Literatur gehört. Darauf wird hier auch verwiesen, weil zu den Entde-

ckungen neueren Datums auch die gehört, mit Tucholsky habe sich die DDR „schwergetan“11 und die 

 
5  Michael Hepp: Kurt Tucholsky. Biographische Annäherungen; Reinbek 1993. 
6  Marianne Dörfel, Kurt Tucholsky als Politiker, Berlin Phil. Diss an der FU Berlin 1971, Zwerenz, Gerhard: Kurt 

Tucholsky. Biographie eines guten Deutschen. München 1979, William John King, Kurt Tucholsky als politi-

scher Publizist. Eine politische Biographie, Frankfurt a. M. 1983, R. v. Soldenhoff (Hrsg.): Kurt Tucholsky – 

1890-1935. Ein Lebensbild. Weinheim und Berlin 1987, Helga Bemmann, Von Rheinsberg nach Gripsholm. Kurt 

Tucholsky, ein Porträt, Rheinsberg 1987, dies., Kurt Tucholsky. Ein Lebensbild. Berlin 1990, dies., In mein Ver-

ein bin ich hineingetreten. Kurt Tucholsky als Chanson- und Liederdichter, Berlin 1989, Regina Scheer, es war 

ein bisschen laut“, Berlin 2008 (= Jüdische Miniaturen, 64), Daniel Wirsching, „das hat alles nichts mehr mit 

Ihnen und Ihrer Arbeit zu tun“. Kurt Tucholsky im Spiegel der zeitgenössischen Kritik (1927-1933). (= Innsbru-

cker Studien zur Alltagsrezeption, 3). 
7  In deren Nachbarschaft gibt es seit 1993 auch eine Restauration [?] mit seinem Namen. 
8  Zur inzwischen beendeten Geschichte dieser 1960 gegründeten und einer weiteren Bibliothek gleichen Namens 

im Berliner Bezirk Tiergarten, die ihre Arbeit 1965 begann, siehe die Homepage der Tucholsky-Gesellschaft. 
9  Die in Berlin-Moabit, Rathenower Str. 18 gelegene 1. Gemeindeschule erhielt am 16. Mai 1968 den Namen Kurt 

Tucholsky. 
10  Dort, Lübecker Str. 13, befindet sich eine Tafel, die daran erinnert. Das Gebäude wurde, nachdem anlässlich 

seines 80. Geburtstages Gerhard Zwerenz öffentlich auf das ausstehende Gedenken an Kurt Tucholsky aufmerk-

sam gemacht hatte, restauriert. s. Der Spiegel 42/1979, 15, Oktober 1979, S. 230. 
11  Die Unsinnigkeit der in eine Frage gekleideten Behauptung des Interviewers erhellt allein aus der Zahl der Buch-

ausgaben mit Werken Tucholskys, an denen von 1946 bis 1990 beteiligt waren: der Mitteldeutsche Verlag Halle, 

der Enzyklopädie Verlag Leipzig, der Volksverlag Weimar, sowie die Verlage Henschel, Volk und Welt, Aufbau, 

Neues Berlin, Reclam. 
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Ursache dafür darin gesehen wurde, dass er ein „Skeptiker“ war.12 Das man es vor Tische anders las, so 

beispielsweise in einer 1986 herausgegeben filmwissenschaftlichen Publikation, erschienen in München. 

Deren Autor schrieb lapidar: „Tucholsky war als Autor auch in der DDR geschätzt“.13 Das will dagegen 

wenig besagen. Wohl aber tun das die benutzten Schulbücher, die noch stets verlässlich Auskunft auf 

die Frage gaben, was in einem Staat von seinen Schriftstellern gehalten wird. 

In Ulm steht seit 2005 ein nach langen Kämpfen im öffentlichen Raum errichtetes Denkmal für die 

Deserteure des Zweiten Weltkriegs, das seinen Initiatoren und Förderern auch als die Verwirklichung 

einer Idee Tucholskys galt, die er in seinem Text „Uns fehlen andere Tafeln“ ausgedrückt hatte.14 In 

Minden arbeitet eine Tucholsky-Bühne. Ein Tucholsky-Literaturmuseum entstand in Rheinsberg, der 

Stadt, von der es – der Dichter hat es bewirkt – eine Partnerschaft ins ferne schwedische Mariefred 

gibt, wo Tucholsky sich 1929 aufgehalten hatte und er 1935 auch begraben wurde. Vor allem: Die 

Gegner der Hochrüstung der Bundeswehr, der Teilnahme Deutschlands an dem dunkelsten aller Ge-

schäfte, dem internationalen Waffenhandel, und an Kriegen ziehen mit Tucholsky auf Straßen und 

Plätze dieser Republik. Im Frühjahr 2009 fand im Theater im thüringischen Hildburghausen eine 

Tucholsky-Lesung statt, die ein Bündnis gegen Rechtsextremismus veranstaltete. Und dann lebt, wie 

unsere heutige Zusammenkunft zeigt, die Tucholsky-Gesellschaft, die seit 1995 einen Preis gleichen 

Namens vergibt.15 

Der zweite Blick zielt auf die Beantwortung der Frage, welche konkrete Erinnerung sich mit Tuch-

olskys Leben und Werk verbindet, des Mannes, den Arnold Zweig in seinem Nachruf „Linker“, 

„Geistiger“, „kassandrischer Prophet“ und einen Juden genannt hat. Und so liest sich die unvollstän-

dige Reihe der Apostrophierungen, die sich heute in Büchern und Artikeln finden: Autor, Journalist, 

Publizist, facettenreicher Literat, Linksliterat, sensibler Künstler, Kritiker, Pamphletist, Humorist, 

Polemiker, Erzähler, Dichter, Schriftsteller, Lyriker, Satiriker, Kabarettautor, Chanson-Dichter, Lied-

texter, Aufklärer, Justizanalytiker, Politmoralist und der dazu Kennzeichnungen wie verzweifelt Lie-

bender, ironisch Wissender, heiter-ironischer Plauderer16, überempfindliche Künstlerfigur erhielt. 

Auch – horribile dictu – politischer Mensch und heiter Kämpfender gehört in diese Reihe. Das grün-

det sich u. a. auf die Auskunft, die Tucholsky 1928 auf die Frage gab, was er liebe. Seine in der 

„Vossischen Zeitung“ gedruckte Antwort lautete: „Kampf“, nur lässt sich nicht erkennen, dass er seine 

Kämpfe vorwiegend in heiterer Verfassung hätte austragen können. Das verbot schon deren Gegen-

stand. So finden sich für ihn Kennzeichnungen wie „Friedenskämpfer“, „wirklicher Kämpfer für die 

ewigen Menschenrechte“, „gegen jegliche Reaktion“, „gegen jeden Blödsinn der Politiker“, „gegen 

jede spießige Gefühlsduselei“. 

Nichtsdestoweniger: Alle diese Charakterisierungen besitzen ihre Berechtigung, geben jedoch zur 

Bestimmung des Platzes, den Tucholsky in Literatur und Gesellschaft der Weimarer Republik be-

setzte, nicht eben viel her. Keine macht ihn unverwechselbar. Das tun ebenso wenig Verortungen wie 

pazifistischer Publizist, pazifistischer Sozialist, Antimilitarist, Verfechter von Toleranz und Verstän-

digung, Gesellschaftskritiker, Einzelkämpfer und Visionär. In die Reihe dieser Apostrophierungen 

gehört auch Pazifist, eine Verkürzung, hat er selbst sich doch einen „militaristischen Pazifisten“17 

genannt, die andere in den Begriff „Radikalpazifist“ übersetzt haben, mit dem sie Tucholsky von 

 
12  So die Annahme des Leiters des Kurt-Tucholsky-Literatur-Museums Böthig in einem Interview mit der Mittel-

deutschen Zeitung, Ausgabe vom 20. Dezember 2005. 
13  Manfred Barthel, So war es wirklich. Der deutsche Nachkriegsfilm, München 1986, S. 334. 
14  Uns fehlen andere Tafeln, Die Weltbühne 21. April 1925. 
15  Ihre wissenschaftlichen Tagungen sind dokumentiert Eckart Rottka (Hg.), Tucholskys Berlin. „... ein wahnwitzig 

gewordenes Dorf“, St. Ingbert 2004 (= Schriftenreihe der Kurt Tucholsky-Gesellschaft, Bd. 2), Friedhelm 

Greis/Ian King, „ein Mahner scheitert“. Tucholsky und die Medien, St. Ingbert 2006 (= Schriftenreihe der Kurt 

Tucholsky-Gesellschaft, Bd. 3). Friedhelm Greis (Hg.), „der Krieg ist aber unter allen Umständen tief unsittlich“. 
16  Das ist nur eine Auswahl zu der, in der nichtdeutschen Literatur auch zu zählen wären die Titel des 1998 in Italien 

erschienenen Buches Una Cassandra per l’Europa, saggio su Kurt Tucholsky von Giovanni D’Stefano und die 

an der Universität Tours 1988 angenommene Dissertation Kurt Tucholsky – mirroir d’une certaine Allemagne 

1907 à 1933 von Manfred Eggert. 
17  Kurt Tucholsky, Schnipsel. In: Schloss Gripsholm. Auswahl 1930-1932, S. 446. 
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jenen unterscheiden lässt, die weder Ross und Reiter beim Namen nennen, noch Kriegern anders als 

betroffen, klagend und betend entgegentreten. Im politischen Spektrum, dass von Faschisten über 

Konservative, Liberale, Demokraten, Sozialisten bis Kommunisten reicht, ist Tucholsky wiederholt 

den „linken Demokraten“ zugeordnet worden, – mitunter mit der Heraushebung „standhafter linker 

Demokrat“, eine verräterische Wendung, die andeutet, wie viel Wankelmut in dieser Gruppe ange-

troffen werden konnte. Wie weit diese Bestimmung trägt, ist unlängst noch im Wahlkampf der USA 

deutlich geworden, als sich auch Barack Obama so verortete. Zu alledem lässt sich in der Tucholsky-

Literatur lesen, was er gewiss oder wirklich oder vermutlich nicht gewesen ist, so beispielsweise 

„kein Marxist, aber entschieden links“ (Erich Kuby). Diese Negativ-Bestimmung hat es Forschenden 

erleichtert, beispielsweise durch seine Feststellung „Ich bin kein Kommunist“, aber [...] 

Dass von Tucholsky meist mitgeteilt wird, wogegen er anschrieb, besitzt seinen Ausgangspunkt in 

vielen seiner Texte. Doch kannte er auch das Pro, die Parteinahme für eine Sache, eine Zukunft, eine 

Idee und die erschöpfte sich nicht in allgemeinen Toleranz- und Freiheitsdevisen. Mitunter lässt sich 

so der Eindruck gewinnen, dass manche Annäherung an Tucholsky geschieht wie das Betreten eines 

verminten Feldes. So, wenn es in einem einführenden Text zur Herausgabe seiner Q-Tagebücher, die 

1977 in Zürich geschrieben und dem im folgenden Jahr bei Rowohlt herausgegebenen Band voran-

gestellt wurde, heißt: „Die Veröffentlichung dieser Blätter bedeutet heute aber kein Eingreifen in 

politische oder weltanschauliche Kämpfe mehr [...].“18 Es bedarf wenig Phantasie, mit welchem 

Kommentar Tucholsky dies versehen haben würde. Als hätten sich die „weltanschaulichen Kämpfe“ 

erledigt, in denen er Partei ergriff. Er habe, hat 2009 ein Stadtrat vermutlich in bester Absicht, und 

erst die macht es erwähnenswert, in einer Ansprache gesagt, „Finanzmanagern, Wirtschaftsbossen 

und Börsenspekulanten den Spiegel vorgehalten“, als hätte Tucholsky auf deren Selbsterkenntnis 

samt Besserung gehofft und wäre für die Begrenzung von deren Gehältern und Prämien eingetreten. 

Gerade dort, wo darüber zu reden wäre, wie Tucholsky die Welt und die Zeit, in die er hineingeboren 

worden war – nach seinem wiederholt geäußerten Empfinden zur „falschen Zeit“19 –, betrachtete und 

kritisierte, wo er deren Gebrechen brandmarkt und analysiert hat, stößt der Suchende auf Leerstellen 

und Schweigen. So würde es wohl auch dem Manne selbst gehen, käme er in das ihm gewidmete 

Literaturmuseum in Rheinsberg.20 Verblüfft würde er feststellen, dass es zu seinen Lebzeiten in 

Deutschland eine Revolution nicht gegeben und er sich zu ihr und den Folgen ihres Scheiterns nie 

geäußert hat. Vergeblich würde er eine Erinnerung an die vielen scharfen Kritiken aus seiner Feder 

suchen, die er gegen die sozialen Zustände der Republik, die materiellen und seelischen Nöte der 

Armen, das Wohnungselend zumal, gerichtet hatte. Und fragen würde er irritiert, ob er wirklich sich 

zu diesen aufkommenden Nazis und ihrem Führer nicht geäußert habe. 

Vielfach erweisen sich Bezugnahmen als selektiv. Das könnte wie in anderen ähnlichen Fällen allein 

durch die Überfülle der Hinterlassenschaft bedingt sein, die zum Auswählen und d. h. immer auch 

zum Weglassen zwingt. Indessen scheint hier ein Prinzip zu walten, das Interesse geleitet ist und das 

Erbe absichtsvoll reduziert. Dafür spricht, daß, was unbeachtet bleibt, sich nicht als etwas erweist, 

woran gleichsam der Zahn der Zeit nagte, was also an Interesse – mit der Ausnahme der Literaturhis-

toriker – verloren hat. Jedoch lässt sich den existierenden Hindernissen bei der Annäherung an den 

 
18  Kurt Tucholsky, Die Q-Tagebücher 1934-1935. Hg. Mary Gerold-Tucholsky und Gustav Huonker, Reinbek b. 

Hamburg 1978, S. 16. (Die Einleitung schrieb Huonker). 
19  So schon 1924 in dem Gedicht „Die Deplatzierten“, das mit der Verszeile einsetzt „Uns haben sie, glaub ich, 

falsch geboren“ und in dem dann gefragt wird, warum nicht fünfzig Jahre früher, nicht 1810 auf den „Sunda-

Eiländchen“, nicht in Australien oder überhaupt erst „im Jahr zweitausend“. In: Zirkus des Lebens, Berlin 1976, 

S. 52. Und zehn Jahre später „Schade – mich haben sie falsch geboren.“ Brief an Hedwig Müller, 4. Mai 1934. 

In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 347. Und so wieder in seinen letzten für Hedwig Müller bestimmten Notizen 

vom 19. Dezember 1935: „Mich haben sie falsch geboren.“ Die Q-Tagebücher, S. 353. 
20  Es entstand nach einem Beschluss, den der Ministerrat der DDR mit dem Blick auf Tucholskys 100. Geburtstag 

im Jahre 1990 gefasst hatte. Damals wurde der Hauptteil des Schlosses noch von einem Diabetiker-Sanatorium 

genutzt. Seine Gestaltung und Eröffnung fielen bereits in die Nach-DDR-Zeit, s. auch den dpa-Bericht über das 

Museum vom 15, Juni 2009, den mehrere Zeitungen übernahmen u. a. die Münsterische Zeitung, Ausgabe vom 

18. September 2009. 
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„ganzen Tucholsky“ auf die Spur kommen, folgt man der Anregung, die der Titel einer Tucholsky-

Ausstellung gab, die anlässlich seines 100. Geburtstages in München stattfand. Er lautete mit einem 

Zitat: „Ich habe den Eindruck hier zu stören“.21 Kurzum: Die bundesrepublikanische Gesellschaft, 

die „öffentliche Meinung“ hat Tucholsky integriert, sie feiert ihn, wie Erich Kuby in einem immer 

noch lesenswerten Vortrag vor Studenten in Hamburg22 gesagt hat. Er ist wirklich zu einem, so hat 

ihn Ernst Rowohlt schon 1948 angeredet, „Unvergessenen“ geworden, der uns in mancher Bezug-

nahme aber als ein Amputierter erscheint. 

II. 

Zur Sache: Wer nicht bei der Nachzeichnung von Tucholskys Beschreibung, Kritik und Analyse des 

Faschismus stehen bleiben, sondern auch in Betracht zieht, welche Vorstellung von seiner Bekämp-

fung er vertrat, stößt auf des Publizisten Antwort auf die Frage: Wer macht Geschichte? Oder wer 

kann, ja wer sollte Geschichte machen? Sie findet sich konzentriert in einem Satz, geschrieben 1921 

und vielmals wiederholt und variiert: „Aber wenn wir nicht mehr wollen: dann gibt es nie wieder 

Krieg!“23 So schreibt, wer überzeugt ist, dass Menschen ihre Geschichte selbst „machen“ können, 

ausnahmslos, denn wenn sie die Frieden-Krieg-Frage zu ihren Gunsten zu lösen imstande sein sollen, 

welche andere sollten sie dann nicht in ihrem ureigenen Interesse entscheiden können? Zweifelsfrei 

kann an Tucholskys Schriften auch bestimmt werden, wer nach seinem Urteil und Willen in Deutsch-

land nicht mehr Geschichte machen, den Staat und das Staatsleben nicht mehr maßgeblich bestimmen 

sollte. Die Bezeichnungen für diese Auszuschaltenden wiederholen sich, sie variieren, aber sie wech-

seln nicht: die Herren von Stahl und Kohle, der großen Schifffahrtunternehmen, der Banken und vor 

allem der Rüstungsindustrie,24 dazu die aus dem Kaiserreich unbeschadet in die Republik gelangten 

Militärs und die Beamten, die Richter zumal, die 1918 nicht „auf die Straße“ gesetzt worden waren.25 

So klar, wie aus Tucholskys Werken die Stimme einer nach Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit ver-

langenden Menschheit spricht, so wenig gab er sich der Illusion hin, dass diese Menschheit dahin 

geschlossen, im Gleichschritt gar, gelangen könne. „Jede Klasse zimmert sich selber ihr Los.“ Mit 

diesen gesperrt gedruckten Worten schließt sein Gedicht „Start“, in dem er sich an ein in einem Ar-

beitermilieu eben geborenes Kind wendet, dem er zuvor wünscht „Du, mein Junge, sollst mal auf 

Erden ein anständiger Proletarier werden, der ein Herz hat für seiner Klasse Beschwerden! – Ein 

ganzer Mann.“26 Und einem Unbekannten im Jahre 1982 gilt die Warnung, nicht zu vergessen: „... 

niemals beherrscht eine Idee die ganze Welt.“27 

Tucholsky hatte als Soldat den Weltkrieg erlebt, und er beklagte das in vielen seiner Texte, dass es 

eine Minderheit von Generalen und Offizieren gewesen war, die Massen dirigierten und befehligten, 

 
21  Siehe die gleichnamige Publikation von Sabine Kinder, hg. von der Stadtbibliothek München 1990. Der Titel 

zitiert eine undatierte Notiz Tucholskys, wohl von Anfang 1935, und meint eine europäische Gesellschaft, die 

den Faschismus groß werden lässt. Die Q-Tagebücher, S. 128. 
22  Erich Kuby: Mein ärgerliches Vaterland. München 1989 (Lizenzausgabe Volk und Welt, Berlin 1990), S. 285-

290. 
23  „Schwarz-weiß-rote Erinnerungen“, in: „Hamburger Echo“, 30. Juli 1921, S. 1. 
24  Im Gedicht „Das Parlament“ konstatiert er: „Dein Geschick, Deutschland, machen Industrien, Banken und die 
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so dass diese unter fremdem Regiment gegen ihr eigenes Lebensinteresse handelten. Diesen Zustand 

hielt er nicht für „gesetzmäßig“, sondern für veränderbar, ohne sich angesichts der Erfahrungen des 

Kriegsendes und der Novemberrevolution über den Schwierigkeitsgrad zu täuschen, die dessen Über-

windung aufwies. Denn ihm galten die Monate der Revolution als „die einzige Zeit, wo in Preußen 

so etwa wie frische Luft wehte“28. So erinnerte er sich nach einem Jahrzehnt an die Novembertage: 

„1918 hat einmal – ein einziges Mal – in Preußen die Erde gebebt. Einmal ist eine Luft durch die 

Straßen gezogen, die ihnen sonst fremd gewesen ist: einmal hat sich der Boden unter den Füßen der 

Gehenden bewegt, einmal ist hier ein Hauch von Freiheit vorübergezogen, eine Ahnung dessen, was 

das heißt: Volk.“ Und diese Reminiszenz schließt mit dem Satz: „Wir wollen die Melodie aufbewah-

ren in unserm Herzen.“29 

Das Jahr 1919, an das heute einseitig mit Bezug auf die Geburt der ersten deutschen Republik erinnert 

wird, sah er als Jahr der Niederlage der Massen. „Wenn die Regierung einen wie Liebknecht hätt!“, 

heißt es im 1919 geschriebenen Gedicht „Berliner Kämpfe“30, und Empörung spricht aus den jeweils 

drei Worten in den Strophen mit der Überschrift „Unser Militär!“, die lauten: „Liebknecht ist tot“, 

„Rosa Luxemburg verblutet“, woran sich die lapidare Feststellung schließt: „Solchen Mörder straft 

Deutschland nie.“31 Glasklar drückte Tucholsky seine Ablehnung, ja Verurteilung der Politik der so-

zialdemokratischen Führer Noske und Ebert aus. Die hatten gesiegt, wenn auch nicht nach ihrer ei-

genen Rechnung. Tucholsky besaß ein sicheres Gespür dafür, wann eine Schlacht verloren und eine 

neue Orientierung der Kämpfenden notwendig war. „Die Barrikade und der Aufruhrschrei, das ist 

vorbei“, dichtete er Anfang 1922 und meinte, dass nun auch die Muse die rote Fahne einpacken 

könnte.32 Bei dieser Devise und den aus ihr hergeleiteten Folgerungen für sein eigenes praktisches 

Verhalten ist es nicht geblieben. Er hat sich an die Seite derer gestellt, die ungeachtet ihrer Verfol-

gungen unter dieser Fahne blieben. 1924 trat er, der ein Förderer der Roten Hilfe wurde, in einem 

„Gebet“ überschriebenem Gedicht für die „siebentausend Kommunisten in deutschen Gefängnissen“ 

ein.33 Bei dieser Solidarität mit den Gefangenen der Linken blieb er, – ohne deswegen jede ihrer 

Aktionen gutzuheißen. Davon zeugte wiederum sein Aufruf zu Geldspenden „gegen diese Richter 

und für unsere Gesinnungsfreunde“, den er 1931 drucken ließ.34 

In diese Republik wären die Deutschen, das war Tucholskys Überzeugung, ohne die Politik der SPD-

Führer nicht geraten. Schon im Jahr zuvor lieh er einem sozialdemokratischen Genossen seine 

Stimme für die an einen aus ihrer Partei hervorgegangenen Bonzen gerichteten Klage darüber, dass 

dieser mit der Welt seinen „Frieden gemacht“ habe.35 Und Tucholsky, der ein Gegner der Gewalt-

anwendung in jeder Hinsicht war und blieb, hat sich gegen die Hinnahme einer „Ruhe und Ordnung“ 

durch die Massen gewandt, die sie im Elend belässt und sie in noch größeres führt. Klar seine Wen-

dung gegen jene Volksvertreter, die entdeckt hätten: „Alles bringt euch die Evolution.“36 Gegen die 

Losung des deutschen Kapitals „Arbeit tut not“, das dabei war, die Weltmärkte gestützt auf die zu 

immer höheren Leistungen gehetzten Arbeiter zu erobern, dichtet er, dass es nottut, „den rasenden 

Kaufmann“ zu bezwingen, und er fragt, wer das vermöchte. Seine Antwort lautet: „Die Masse wird’s 

bringen.“37 Im Rückblick auf die Revolution von 1918 war Tucholskys Perspektive unwandelbar. 

Deutschland sollte ein „reines“, das bedeutete ihm ein friedfertiges, vom Militarismus jeder Prägung 

befreites Land werden und das als das Ergebnis einer „ganz großen Volksbewegung“. „Macht Ge-

schichte“, zwei Worte, in denen er 1920 seine Überzeugung ausdrücke, dass Massen das auch ver-
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möchten.38 Zehn Jahre später beharrte er darauf, dass da eine Rechnung zu begleichen wäre. Aus 

diesem Abstand schrieb er 1929: „Herauf ihr! Aus den Kohlenzechen. Baut in Betrieben Stein auf 

Stein! Es kommt der Tag, da wir uns rächen: Da werdet ihr die Richter sein!“39 Sich diese Rolle zu 

erobern, dazu hat Tucholsky immer wieder gerufen: „Ihr seid das Volk und die Massen von der 

Etsch bis an den Rhein“ und anfeuernd „Fertig! Los! Los!“40 Scharf benannte er die Voraussetzun-

gen für den Erfolg eines zu bestehenden Kampfes: „Man kann aber keinen politischen Kampf ohne 

Klarheit führen, ohne ein dogmatisch starres Programm, das doch wieder biegsam und elastisch sein 

muss wie bester Eisenstahl – mit Gefühlen allein kann man keine Revolution machen. Aber ohne sie 

auch nicht.“41 

Die Hoffnung auf einen solchen Tag war keineswegs blind oder Ausdruck eines Glaubensbekennt-

nisses. Tucholsky Wendung von den „unruhig quirlenden Massen“ verrät ein Bild von der Unbe-

stimmtheit, in der sich deren Energie zu entladen vermochte.42 Und er wusste um die Anstrengungen, 

die Massen zu irritieren und um deren fortgesetzten Erfolg seit den Tagen der Revolution. Weihnach-

ten 1919 schlug er vor dem „deutschen Michel“ zum Feste „ein kleines Seifensiederlicht“ zu schen-

ken.43 Das war Ironie eins Mannes, der wusste, dass eine „ganze Industrie“ jene von ihm Agenten 

genannten Presse- und Filmleute bezahlte, die dafür sorgten, dass die angelogenen Massen „von der 

Welt nicht wissen“ können.44 Und zu denen, die Millionen daran hinderten, zu einem Bewusstsein 

ihrer selbst, zum Selbstbewusstsein von Kämpfenden sich zu erheben, zähle er an vorderer Stelle die 

christlichen Kirchen. „Wir zähmen die Massen“ und erziehen die Proletarier zu geduldigen Arbeits-

tieren, hieß es im Gedicht vom „Gesang der englischen Chorknaben“.45 

Tucholsky war sich nach dem Ende von Krieg und dem Scheitern der Revolution bewusst, dass er in 

einer ungewissen Zeit lebte, in einer Welt, die wankt. „Wohin treiben wir?“ Und weiter im gleichen 

Text von 1920: „Es dämmert, und wir wissen nicht, was das ist: eine Abenddämmerung oder eine 

Morgendämmerung.“46 Dieses Gefühl, in einer Übergangszeit zu leben, ist Tucholsky lange geblie-

ben. Für sich genommen, galt ihm diese Charakteristik freilich als Gemeinplatz, denn alle Zeiten 

seien Übergangszeiten.47 Doch ihm verband sich damit die Hoffnung, sie werde in ein „befreiendes 

Menschentum“ einmünden.48 Wo er sich in diesen Zuständen platziert hatte, darüber konnte er nicht 

in Zweifel geraten: „Lehnt einer diese deutsche Welt, so wie sie da ist, in Bausch und Bogen ab [...], 

dann steht er jenseits der ‚seriösen‘ Leute. Mir macht das nichts [...]“, schrieb er im Herbst 1929 an 

den bekannten Theaterkritiker Herbert Ihering, der zu Tucholskys Kritik an den sozialen Zuständen 

der Republik in „Deutschland, Deutschland über alles“ bemerkt hatte, es fehle da der Hinweis, dass 

es anderswo genauso sei. Das akzeptierend entgegnete der Kritisierte jedoch, er vermisse in Iherings 

Aufsätzen das „Gefühl für Blut und Tränen.“ Und fuhr fort: „Hören Sie das nicht? [...] Immer, wenn 

ich schreibe, denke ich an die Anonymen, an den Proletarier, den Angestellten, den Arbeiter, an ein 

Leid, von dem ich durch Stichproben weiß. [...] ich will lieber den Vorwurf auf mir sitzen lassen, 

künstlerisch nicht befriedigt oder aus Empörung über das Ziel hinausgeschossen zu haben, als ein 

Indolenter zu sein.“ Dass er sich wiederhole? Das läge an den Zuständen. Man müsse das wohl.49 

Dass Wiederholungen, den, der sie schreibt, ermüden und ihn an einen Punkt bringen, an dem er fragt 
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„Sollen wir noch?“ hatte er früher schon öffentlich einbekannt und dennoch: es müssten „gewisse 

Anschauungen in die deutschen Köpfe gehämmert werden.“50 

Mit der Replik auf Ihering war ein Standpunkt beschrieben und eine Abgrenzung vorgenommen. Und 

jener Bezirk bezeichnet, in den die heutigen Verehrer Tucholskys ihm meist und lieber nicht folgen 

wollen. Und als die Kritik an dem gemeinsam mit Heartfield entstandenen Band in Boykottrufen gip-

felte, schrieb Tucholsky in der „Weltbühne“: „Für die Unterdrückten, gegen diese vermufften deutschen 

Spießbürger, ist jedes Mittel recht, keines zu scharf und alle zu schade. Es wird weitergekämpft.“51 

Ohne Illusion über die Mittel, über die er gebot: „Im Rundfunk dürfen wir nicht, in der Presse sollen 

wir nicht, im Kino können wir nicht – bleibt das Buch.“52 Und ohne Illusion über das momentan zu 

Verwirklichende. Es galt „die ökonomische Grundbedingung des Lebens zu verbessern, also ein Mini-

mum für den Arbeitenden herauszuholen, das menschenwürdig ist“ oder mit anderen Worten „es soll 

nicht gehungert, nicht krepiert, nicht unnütz geblutet werden; die Leute sollen, wenn sie arbeiten, ar-

beiten können, sie sollen eine menschenwürdige Wohnung haben [...] eben jenes Minimum. Das kön-

nen sie nicht haben, wenn man Güter so verteilt.“ Und dann in diesem an eine praktizierende Katholikin 

gerichteten Brief: „Diese Qual der Arbeitenden ist niedrig; wer sie deckt, ist mitschuldig.“ Linderung 

des Jammers sei „gut – bravo“. Doch nicht die „Lösung“, denn: „Aber wie nun, wenn einer weiterdenkt? 

Wenn einer sich überlegt: Woran liegt es, dass es so weit kommen kann und immer wieder kommen 

muss?“53 Das war das Plädoyer für das Festhalten an der Idee, diese Zustände nicht von Fall zu Fall zu 

reparieren, sondern sie abzuschaffen und durch andere zu ersetzen. Doch Revolution à la Russland? 

„Die Welt ist dafür nicht reif.“54 Noch nicht, meinte er für den „Proletarier-Staat mit Herz“55, eine 

Formulierung, die an jene spätere vom „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ denken lässt. 

III. 

Und dann kam Ende 1929 die Weltwirtschaftskrise mit den Massenentlassungen von Arbeitern und 

Angestellten, den radikalen Kürzungen der Löhne, der Senkung der Kaufkraft im Innern und der 

Orientierung auf die Behauptung des Exports, als Politik des Kapitals wider die Arbeitenden bloßge-

stellt im Gedicht „Die Lösung“.56 Darauf folgte jenes Jahr 1930 mit den Septemberwahlen, für die 

das Bild eines Erdrutsches gebraucht worden ist. Mehr als 18 Prozent der Stimmen – das waren die 

von nahezu 6, 4 Millionen Wählern und bedeutete den zweiten Platz hinter der Sozialdemokratie – 

für die Nazipartei bei den Reichstagswahlen, deren Führer, wenn auch vorerst aussichtslos, Anspruch 

auf den Eintritt in die Reichsregierung erhob. Nur wenige Wochen nach dem Wahltag mit dem Ver-

hängnis drohenden Ergebnis veröffentlichte Tucholsky in der „Weltbühne“ einen bissigen Artikel 

gegen jene sich und andere beruhigenden Bürger, die alles nicht so schlimm fanden, in ihrer Straße 

„einen sehr netten SA-Mann“ kannten, begannen, Hitler, der für Ordnung sei und den eigenen Safe 

nicht bedrohe, akzeptabel zu finden, und schon, um Anpöbeleien oder Ärgerem zu entgehen, den Arm 

hoben, wenn an ihnen eine SA-Kolonne mit der Nazifahne vorbeimarschierte.57 

In Literaturgeschichten und anderen Betrachtungen ist zu lesen, mitunter ist dem ein leiser Ton der 

Kritik beigemischt, dass sich der Dichter mit dieser äußersten Ausprägung der Reaktion zu wenig 

beschäftigt hätte. Lässt man als solche Äußerungen nur jene gelten, in denen Hitler, Goebbels, Röhm, 

die SA ausdrücklich und schon in den Überschriften erwähnt wurden, dann allenfalls kann dieses Ur-

teil eine gewisse Berechtigung gewinnen. Doch ist es hinfällig, wenn in Rechnung gestellt wird, dass 

alles, was Tucholsky seit 1918/1919 gegen Nationalisten, Militaristen, Antirepublikaner aller Couleur 

geschrieben hatte, auch den rechtesten Aspirantenflügel auf ein autokratisches oder diktatorisches 
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Regime traf. Und diese Kritik kann eigentlich nur vortragen, wer die vielen Nebenbei-Bemerkungen 

ignoriert, die sich in den verschiedensten Texten finden und in denen häufig in einem Nebensatz nur 

geschrieben wurde, was von dieser braunen Spezies deutscher Reaktionäre zu halten war. Dabei hat 

Tucholsky den Begriff Faschismus, der heute in Wissenschaft und Publizistik für die deutschen Zustände 

aus dem Sprachverkehr gezogen ist, keineswegs nur für die deutschen Hitlergefolgschaft benutzt, son-

dern in denen wie auch Carl von Ossietzky eine spezielle Ausprägung einer allgemeinen und weiteren 

Erscheinung gesehen. 1932 schrieb er von in Deutschland „herrschenden faschistischen Mächten“58, 

eine Kennzeichnung, die sich rückblickend als überzeugend lesen mag, jedenfalls aber die „Rechtsver-

schiebung“ dieses Staates bezeichnete, der die Charakteristika einer Republik zunehmend verlor. 

Im Mai 1930 publizierte Tucholsky ein Gedicht mit der Überschrift „Das dritte Reich“, einer Losung, 

die von den Nazis bald monopolisiert wurde, aber nicht nur auf ihren Fahnen stand. Darin wird der 

ganze Nebel der Phraseologie – auch „nationale Mystik“ genannt – verhöhnt, mit der die Hitlerleute 

operierten: arisch, völkisch, heimatwolkig. Da wird vor ihrem Expansionismus und ihrem Kriegsvor-

satz in einer Weise gewarnt, die prophetisch anmutet: „Wir holen unsre Brüder uns zurück: die Su-

detendeutschen und die Saardeutschen und die Eupendeutschen und die Dänendeutschen [...] Trutz 

dieser Welt! Wir pfeifen auf den Frieden. Wir brauchen Krieg.“ Und da wird den Arbeitern gesagt, 

was sie von diesen „Original-Befreiern“ zu erwarten hatten: sie würden „genau so arme Luder wie 

vorher, genau solch schuftendes und graues Heer, genau so arme Schelme ohne Halm und Haber“ 

sein und bleiben, wie sie es jetzt in der Republik waren.59 Immer wieder hat Tucholsky die rassische, 

nationale und soziale Demagogie der NSDAP bloßgestellt und ihre Funktionen charakterisiert. Der 

barbarische Nationalismus, ein Feld auf dem sich verschiedenste politische Kräfte von Hitler nicht 

schlagen lassen wollten und deshalb mit ihm in Wettbewerb traten, mache im Ausland keinen Ein-

druck, aber seine Propaganda richte sich gegen „Arbeiter und Angestellte“, die Gegner im Innern, die 

niedergeknüppelt werden sollen.60 

In einer knappen Notiz hat Tucholsky angemerkt, dass und wie Hitler auch seine eigene Gefolgschaft 

betrog. Unter der Überschrift, „Fackelzug vor dem Hitlerhof“ die auf des Führers Nobelquartier in 

Berlin, das Hotel „Kaiserhof“, anspielte, lautet sie so: „Eine Abordnung arbeitsloser Nationalsozia-

listen hat gestern ihrem Oberhaupt vor dem Hotel Hitlerhof einen Fackelzug dargebracht. Hitler, der 

bis vor kurzem selbst arbeitslos war, versprach jedem der Fackelträger eine Stellung bei der ostpreu-

ßischen Gesandtschaft in Braunschweig. Die herbeigeeilten amerikanischen Journalisten verließen 

unter dem Ruf „So blue!“ die Gaststätte.“61 Eine ostpreußische Gesandtschaft gab es nirgendwo und 

in Braunschweig war dem Österreicher Hitler mit Hilfe eines Tricks zur deutschen Staatsbürgerschaft 

verholfen worden. 

In die Reihe dieser Bloßstellungen des Programms und der Pläne derer mit dem Hakenkreuz gehört, 

das Gedicht mit dem Titel, der den von ihnen am meisten benutzten Schlachtruf „Deutschland erwa-

che“ zitiert, dem dann meist noch das „Juda verrecke“ hinzugefügt wurde. Die Strophen schließen 

so: Die erste: „dass der Nazi dir einen Totenkranz flicht –: Deutschland, siehst du das nicht –?“ Die 

zweite: „dass der Nazi für die Ausbeuter ficht –: Deutschland, hörst du das nicht –?“ Und die dritte, 

wiederholend: „dass der Nazi dein Todesurteil spricht –: Deutschland, fühlst du das nicht –?“ Dage-

gen vertraut, und für die Leser der Arbeiter Illustrierten mochte das gelten, der Dichter auf Millionen 

Arbeiter, die das alles wüssten und deren Antwort lautet: „Wir sehen. Wir hören. Wir fühlen den 

kommenden Krach. Und wenn Deutschland schläft –: Wir sind wach!“62 Das stammt aus dem Jahr 

1930 und lässt keinen Zweifel, auf wen Tucholsky bei der Abwehr der Nazidiktatur setzte. 

Ein Doppeltes freilich hat Tucholsky geleitet, wo es direkt gegen die Nazis ging: Ihm war das Hin-

untersteigen auf das geistige Niveau, das die „Nationalsozialisten“ repräsentierten, zutiefst zuwider, 
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und es lag ihm fern, sie durch übergroße Aufmerksamkeit aufzuwerten. Die Ideologie der Faschisten 

hat er in wenigen Worten und Sätzen abgetan wie „Über den Begriff Rasse wollen wir gar nicht erst 

reden.“ Oder im Gedicht vom „Dritten Reich“ mit der Wendung von den „wendisch und kaschubisch 

reinen Ariern“. Und mit Bezug auf den nationalen Schmus von der Eintracht aller Deutschen, die von 

den Faschisten mit der Parole „Volksgemeinschaft“ propagierte wurde, schrieb er:: „Aber es ist ja 

nicht wahr, dass die sechzig Millionen immer ein einziges Ding sind; gespalten sind sie, durch den 

Klassenkampf zerrissen, in ihren Anschauungen, ihrem Herkommen, ihrer Abstammung so weit von-

einander unterschieden, dass man schon auf das Heimatgefühl, das ganz und gar unpolitisch ist, zu-

rückgreifen muss, um wirklich sagen zu dürfen: Deutschland.“. Und der Mystifizierung des Vater-

landsbegriffs durch die Faschisten hielt er entgegen: Ohne Heroismus ist noch keine Sache auf dieser 

Erde zu gutem Ende geführt worden – aber dann ist mir die Terminologie des Klassenkampfes lieber. 

Sie ist ehrlicher.“63 

Tucholsky war daran beteiligt, dass die „Weltbühne“, wie er im Kommentar zu Ossietzkys Verurtei-

lung schrieb, „etwas getan“ hatte, was den faschistischen Gegner bis aufs Blut gereizt hat: er ist hier 

ausgelacht worden. Hier ist gelacht worden, wenn andere gedonnert haben. Hier sind jene nicht ernst 

genommen worden.“ Mit ihnen sei nicht anders gesprochen worden „als von oben nach unten“, denn 

anders verdienten sie es nicht.64 Dieses Verfahren spricht etwa aus der „Meldung“: „Chaplin hat Hit-

ler um leihweise Hergabe seines Schnurrbartes gebeten. Die Verhandlungen dauern an.“65 So verfuhr 

er auch mit dem sich in Berlin als Recke gebärdenden NSDAP-Führer Goebbels, der „ohnehin nicht 

bis drei zählen“ könne66 und von dem „ein fauliges Gerüchlein“67 ausgehe. In seinem Gedicht „Joeb-

bels“ wird von dem Reichspropagandaleiter gesagt: „Du bist bloß laut – sonst biste jahnich wich-

tich!“68 Und zugleich galt für Tucholsky, dass es eine Grenze der Satire nach unten gäbe, so dass die 

gegen die Faschisten nicht einzusetzen wäre, denn es lohnt nicht – „so tief kann man nicht schie-

ßen.“69 

Aus seiner Haltung sind nichtsdestoweniger Ratschläge für den Umgang mit diesem politischen Ty-

pus erwachsen, die an Wert solange nichts verloren haben werden, wie der nicht ganz und gar der 

Geschichte angehört. Als die linke Presse in Deutschland von der bürgerlichen die Attacke gegen den 

sogenannten Stabschef der SA wegen dessen Homosexualität übernahm, schrieb Tucholsky unter der 

Überschrift „Röhm“ dazu einen Artikel in der „Weltbühne“. An seinem Beginn stehen die Sätze, die 

an seiner eigenen Kampfstellung keinen Zweifel lassen: „Gegen Hitler und seine Leute ist jedes Mit-

tel gut genug. Wer so schonungslos mit andern umgeht, hat keinen Anspruch auf Schonung – immer 

gib ihm! Ich schreckte in diesem Fall auch nicht vor dem Privatleben der Beteiligten zurück – immer 

feste! Aber das da geht zu weit – es geht unsretwegen zu weit.“ Demnach hatte Selbstachtung die 

Grenze der Bekämpfung der Faschisten zu ziehen. Die erblickte er in dem Grundsatz „Zunächst soll 

man seinen Gegner nicht im Bett aufsuchen.“ Zweitens machte er geltend, dass man nicht den §175 

des Strafgesetzbuches bekämpfen und gleichzeitig einen Angriff wie diesen vortragen könne. Und 

dass auch diskutiert worden war, ob Hitler diesen Röhm nun weiter in seiner Führerschaft belassen 

würde, wandte Tucholsky ein: „Sind wir die Wächter dieser Privatarmee? Von uns aus kann Hitler 

Einbrecher anstellen.“ Und er schloss mit dem Satz: „Im Übrigen aber ist das Empfindungsleben 

Röhms uns genauso gleichgültig wie der Patriotismus Hitlers.“ 

Damit war die Forderung formuliert, in jedem Gefecht, ja in jedem Scharmützel zu diesem politischen 

Gegner Distanz zu halten und sie zu verdeutlichen, auch dadurch, wie im gleichen Text bemerkt, dass 

man die „lächerlichen Titel“ ignoriert, die Hitler seinen Mitführern verleiht, denn „Titel, Auszeich-
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nungen, Lob und Tadel dieses Anstreichers sind uns gleichgültig.“70 Es hätten schon diese Beiträge 

genügt, dass die Nazis diesen ihren Gegner zu den von ihnen Bestgehassten sortiert und ihm Rache 

geschworen hätten. Wie aber erst jener, der das geistige Niveau ihres Führers explizit und dazu den 

ihm geltenden Kult aufs Korn nahm, Tucholskys Aufsatz „Hitler und Goethe“.71 Nachdem der 

NSDAP-Führer soeben im Wahlkampf Hindenburg unterlegen war, nahm Tucholsky sich das Ge-

schrei vor, den geschlagenen Kandidaten als den „allergrößten“ Deutschen zu präsentieren. Er spießte 

die Phrasen vom nordischen Menschen und vom schaffenden arischen und jüdischen Eigentum auf, 

er tat die „dreitausend Versprechungen“72 der Nazipropaganda ab, er brandmarkte die Dumpfheit von 

Hitlers Gefolgschaft und verwies nebenbei auf die Investitionen der Industrie in diesen Mann und 

seine Partei. Im Grunde war in diesen wenigen Zeilen alles Nötige zur rassischen, nationalen und 

sozialen Demagogie gesagt und wer es las – aber wie viele lasen es –, konnte fragen, ob das Land, 

das sich auf seine Dichter und Denker so viel zugutehielt, diesem Manne Aufmerksamkeit zu schen-

ken hätte. Jede Zeile dieses Gedichts spricht Tucholskys Urteil: Nein. Und so hat er ihn und die 

NSDAP meist kurz abgefertigt, wie etwa die auf die Volksgemeinschaft zielende Losung von den 

„Arbeitern der Stirn und der Faust“. Sein Kommentar: „Die Stirn, das ist der Kopfteil, mit dem die 

Ochsen ziehen, und eine Hand, die zur Faust geschlossen ist, kann überhaupt nicht arbeiten.“73 

Indessen wuchs der Zulauf zur Nazipartei und, während in den Großstädten starke Organisationen 

der Kommunisten und der Sozialdemokraten sie noch in die Schranken wiesen, schrieb Tucholsky 

1931, dass diese inzwischen ganze Kleinstädte terrorisieren“ würden. Worin lagen diese Erfolge jener 

„Schreihälse“ begründet? Nach seinem Urteil in der Grundtatsache, dass die Politiker dieser Republik 

von Scheidemann bis Brüning einen Staat geschaffen hatten, von dem er sagte, dass „der wirkliche 

Gehalt des Volkes, seine anonyme Energie, seine Liebe und sein Herz nicht auf dieser Seite sein 

können.“ Dass es dieser Demokratie an Demokraten fehlte, war nach seinem Befund nicht die Schuld 

des Volkes, das zwar das meiste falsch verstehe, aber das meiste richtig fühle. Nun würden die Nazis 

dieses Grundgefühl der Ablehnung und des Protestes zu ihren Gunsten missbrauchen. Doch sei es 

nicht so sehr deren eigenen Stärke, sondern die „Charakterlosigkeit ihrer Gegner“, von der „Kerle 

wie Mussolini oder der Gefreite Hitler leben“ würden.74 Bestimmt wandte er sich gegen „diese dum-

men Bücher“, in denen „die Arbeiter abwechselnd als verhetzt und unschuldig oder als blöde Masse 

geschildert werden“.75 Nicht, dass Tucholsky nicht auch und mehrfach gesagt hätte: Wenn ihr die 

Wahrheit nicht vertragen könnt, wenn ihr euch so oder so verhaltet, dann habt ihr es nicht besser 

verdient.76 Doch ging das mit dem Wunsch und dreifachen Ruf am Ende eines 1929 geschriebenen 

Gedichts einher „Nimm ihnen die Geduld“77, es war nicht wegwerfend, abwertend, anklagend, nicht 

sich abwendend gesprochen, sondern vielmehr ohne Preisgabe der Solidarität mit den immer wieder 

Betrogenen gesagt, es war Appell zu lernen, zu begreifen, zu handeln. Aus wie vielen seiner Texte 

klingt die Ermunterung der Kämpfenden, gerichtet an die noch Abseitsstehenden, mit denen schon 

das Gedicht „Rote Melodie“ von 1922 schließt: „Komm mit!“78 

Klare Erkenntnis der wirtschaftlichen und seelischen Lage, wirklicher Wille zur inneren und äußeren 

Revolution, dass seien die Voraussetzungen dafür, dass sich „der Deutsche“ selber helfen könne.79 

Dabei suchte Tucholsky mit seinen Mitteln Hilfestellung zu geben, gegen eine Mehrheit seiner Be-

rufskollegen. Denn als Hitlers Anhängerschaft mehr und mehr wuchs, sah Tucholsky, wie in der 
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deutschen Presselandschaft jene zunahmen, die sich als Wendehälse erwiesen, sich wie eine Wetter-

fahne nach dem Wind drehten, umfielen. Für diejenigen, die den Faschismus nun stützten, hatte er 

nur ein Wort „Gesindel“, dem dessen Haltung obendrein nichts eintragen werde. Denn, sei Adolf 

Hitler auch dumm – dass er die nun verleugnete Haltung nicht „krumm“ nehmen werde, so dumm sei 

er nicht.80 Doch dieser Wandel war nicht auf Verleger von Zeitungen und ihr Personal beschränkt. 

1932 notierte er: „Um mich herum verspüre ich ein leises Wandern. Sie rüsten zur Reise ins Dritte 

Reich.“81 

Tucholsky hat sich über den Massenanhang dieser Partei nicht getäuscht, aber sich auch von ihm 

nicht täuschen lassen und die Gefolgschaftsleute nicht als Kern und Wesen dieses vorgeblichen „Na-

tionalsozialismus“ betrachtet. Seine Verachtung, ja seinen Abscheu gegenüber den braunen Kohorten 

hat er mehrfach ausgedrückt, mit bitterem Spott ohnegleichen in dem 1931 geschriebenen Gedicht 

„Rosen auf den Weg gestreut“, dessen Strophen mit den Worten enden Refrain „Küsst die Faschisten, 

wo ihr sie trefft“.82 Damit war die von der Kommunistischen Partei Deutschlands ausgegebene Lo-

sung „Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft“ abgewandelt, die auf Widerspruch und mehr noch 

später auf historische Kritik stieß, weil sie gegen die Auslegung nicht geschützt war, dass mit ihr zu 

gewalttätigen Auseinandersetzungen mit den SA-Leuten aufgerufen wurde, eine terroristische Me-

thode des politischen Kampfes, welche die Nazis unbedenklich einsetzten. Schon im Jahr zuvor hatte 

er in dem Gedicht „Aussage eines Nationalsozialisten vor Gericht“, das die Arbeiter Illustrierte Zei-

tung veröffentlichte, sowohl die Komödien, welche die Schläger der SA in Gerichtssälen aufführten, 

wie den Umgang der Justiz mit ihnen und – im Gegensatz dazu – mit den Kommunisten charakteri-

siert. In die Beteuerung „Wir sind die friedlichste und stillste Blase“ war das verlogene Auftreten der 

Braunhemden gefasst, die vom „russischen MG“ in den Händen der Kommunisten phantasierten. Das 

Fazit lautete: „Der Kommunist wird feste arretiert.“ In einem anderen Gedicht heißt es ganz ähnlich: 

„Für jene die Straße. Gegen uns das Reichsgericht.“83 Die Richter, schrieb er 1931, trügen „die Haupt-

schuld an den blutigen Opfern der letzten Zeit.“ Denn: „Rechtsschutz gibt es nicht. Gleichheit vor 

dem Strafgesetz gibt es nicht. Kommunist sein, bedeutet Angeklagter sein“.84 Indessen hat Tucholsky 

diese randalierende, schlagende, stechende und schießende nicht für das Wesen der Bewegung ge-

nommen und sie von ihren Führern unterschieden. „Mit Adolf Diktatur der Industrie und der Reichs-

wehr“, schrieb er über die etablierte faschistische Macht, und als den hauptsächlichen Dienst, der 

NSDAP-Führer beiden geleistet habe, hieß es knapp: „Er hat ihnen die Arbeiter zerschlagen.“ 

Tucholsky hat sich inmitten der Kämpfe doch aber schon vorgestellt, wie sie enden könnten. Gleich-

sam nebenbei fällt 1931 in einem Text die Vokabel „eine Hitlerregierung“85 und in anderen Beiträgen 

die Wendung „in der jetzigen Vorkriegszeit“86 und der Satz „Wir werden uns im nächsten Krieg 

wiedersprechen.“87 So schreibt, wer den unterschiedlichen Mobilisierungsgrad der Kontrahenten 

wahrnimmt. „Einheitsfront der Arbeiter und Angestellten – wo bist du –?“ schließt sein Aufsatz „Rote 

Signale“, in dem wieder die schon zuvor ausgesprochene Bedingung des Sieges der eigenen Sache 

ausgesprochen ist: „Es gibt keinen Erfolg ohne Frauen.“ Er sah, dass die Kommunisten im Stil ihrer 

politischen Arbeit zu sehr die „Bekehrten bekehrten“, während der Schwerpunkt doch in der „politi-

schen Beeinflussung der Schwankenden“ liegen müsse. Auf deren Seelenzustand sei Rücksicht zu 

nehmen, denn „mit Lateinisch bekehrt man keine Indianer.“ Und um ihr Elend wüssten Proletarier 

und Angestellte aus eigener Erfahrung, weshalb die „blanke Elendsschilderung“ aufzugeben sei: „Zu 

zeigen sind Auswege.“88 
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IV. 

Erich Kästner hat von Tucholsky geschrieben „Ein kleiner dicker Berliner wollte mit einer Schreib-

maschine eine Katastrophe aufhalten.“ Das wird gern zitiert, aber es ist falsch. Diese Kraft hat er sich 

nicht zugetraut. Doch er glaubte lange, Menschen mit seinen Mitteln eine Orientierungshilfe in ihrer 

Zeit geben, ihnen die heraufziehenden Gefahren signalisieren, sie zur abwehrenden Tat alarmieren 

und ermutigen zu können. Menschen, und das hieß, sollten sie Wirkung erzielen und siegen können, 

Menschenmassen. Dass ist ihm und seinen Gefährten an der geistigen Front nicht gelungen. Stattdes-

sen trat 1933 eine Situation ein, von der er schrieb: „... eine publizistische Wirkung auf einen ganzen 

Volkskörper haben wir nicht mehr“.89 Doch war das nicht nur aus dem Gesichtswinkel des Exils 

geschrieben. Nüchtern beurteilte er den rasch fortschreitenden Stimmungswandel in Deutschland. 

„Man kann aber nicht einem Volk das Gegenteil von dem predigen, was es in seiner Mehrheit will“.90 

Scharf und augenblicklich vergegenwärtigte er sich auch das Ausmaß der Niederlage und deren Fol-

gen. Am 7. April 1933, da hielten in den Reihen der Linken viele sie noch für bald korrigierbar, 

schrieb er Heinz Pol (1901-1972), dem in die Tschechoslowakei geflohenen Autor der „Weltbühne“ 

und zeitweiligem Teilhaber des dort gegründeten Verlages: „Die Arbeiterbewegung hat die entschei-

dende Niederlage erlitten [...]“91 Und das war, wie vier Worten in einem vier Tage später an Walter 

Hasenclever (1890-1940), den aus Nazideutschland nach Nizza geflohenen Freund, gerichteten Brief 

besagen, nicht die der anderen: „... unsere Sache hat verloren“. Und vordem heißt es im gleichen 

Text: „Dass unsere Welt in Deutschland zu existieren aufgehört hat, brauche ich Ihnen wohl nicht zu 

sagen. Und daher: Werde ich erst amal das Maul halten. Gegen einen Ozean pfeift man nicht an.“92 

Erst einmal – das meinte nicht nur momentan, sondern unter Umständen eine sehr lange Zeit, schrieb 

er dem in der Schweiz lebenden Freund doch wenig später: „Überlebt Hitler den nächsten Winter, 

dann werden mit ihm begraben.“93 

Diese Entscheidung Tucholskys lässt sich bedauern, zumal wenn man sich die vielen scharfsinnigen 

Analysen und Urteile vor Augen hält, die er, nur noch auf die Presse, den Rundfunk, Beobachtungen 

in seinem schwedischen Umfeld und Nachrichten angewiesen, die er durch Freunde in deren Briefen 

erhielt. Zum einen war und blieb er überzeugt, dass alle auf Aufklärung und Aufrüttelung zielenden 

Unternehmen nun vergeblich seien. Das meinte er sowohl im Hinblick auf die nichtfaschistischen 

Regierungen europäischer Mächte wie auch auf die Massen insbesondere auch in jenen der großen 

Staaten, deren Politik für die Zukunft des Kontinents entscheidend sein musste. Seine Urteile über 

die Politik Frankreichs und Großbritanniens sowie über den von beiden beherrschten Völkerbund 

waren ebenso verheerend wie treffend und wurden im Kern durch die Entwicklung der nächsten Jahre 

bestätigt. Englands Europapolitik sei „eine Schande“, bemerkte er auch im Hinblick auf die „Entrüs-

tung, [...] mit der die englische Presse die Möglichkeit eines russisch-französischen Bündnisses auf-

nimmt.“94 Ebenso falsch und verhängnisvoll erschien ihm auch die von ihm wieder und wieder miss-

billigte Haltung kleinerer Staaten, so die der Schweiz und Schwedens, gegenüber dem Naziregime. 

Tucholsky war kein Phantast und wiederholt bekundete er seine Ablehnung eines Präventivkrieges. 

Doch die demokratischen Länder waren nach seinem Urteil nicht ohne die Chance, andere Mittel der 

Gegenwehr einzusetzen und das Regime in Deutschland an seiner Stabilisierung und der Verfolgung 

seiner Pläne zu behindern. Als solche galten ihm vor allem wirtschaftliche und andere Boykottmaß-

nahmen und auch die „innere Einmischung in diese Barbarei“.95 Und wenig später schreibt er: „Zum 

Beispiel ihre Mannschaft nicht zu den Olympischen Spielen schicken. Zum Beispiel eine moralische 

Haltung zeigen, die eines ‚freien Volkes‘ würdig wäre. Krieg führen – nein, das verlangt kein Mensch 

[...] Aber eine Gegnerschaft zeigen [...]“.96 
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Und auf Seiten der Massen in den nicht faschistischen Ländern sah er, so hat er notiert, vor allem eine 

Willensanstrengung auf Seiten der Gegner dieses Deutschland als nötig an, denn es würde sich „dieser 

Streit nämlich wie alle ähnlichen auf der Sphäre des Willens und nicht der Erkenntnis“ abspielen. In 

den Ländern der Demokratie, die dort freilich nicht mehr glühe, fehle jedoch die „Erkenntnis der Lage“. 

Tucholsky galt nicht nur die Abwehrschlacht gegen den Faschismus in Deutschland als verloren, 

sondern auch die gegen einen neuen Krieg, zu der er 1919 in seinem Gedicht „Krieg dem Kriege“97 

aufgerufen hatte, als er sich gegen den imperialistischen Frieden von Versailles wandte und warnte: 

„Und nach abermals zwanzig Jahren kommen neue Kanonen gefahren.“ Die waren noch nicht ganz 

verflossen, doch sein Urteil stand fest: 

Diese Reaktion Europas auf den Sieg des Faschismus in Deutschland, dadurch gekennzeichnet, dass 

sich die „außerdeutsche Umwelt“ genauso benehme wie dies die „Republik gegen die aufstrebende 

Reaktion“ getan habe, das hätte er „allerdings nicht geahnt“.98 „Natürlich kommt der Krieg,“ hiess es 

schon in einem am 20. April 1933 geschriebenen Text.99 Richtig war auch seine Prognose, dass die 

Bourgeoisie außerhalb Deutschlands von dessen Aufrüstung profitieren wolle und ihr deshalb nichts 

in den Weg legen werde. Tucholsky irrte sich zwar in der Annahme, es werde in Europa durch 

Deutschland zu einer Kette von „lokalisierten Kriegen“ kommen100, wobei er im Hinblick auf Öster-

reich auch die Möglichkeit sah, dass es „von innen her aufgerollt“ werden könnte.101 Doch war er 

nahe an der Wahrheit mit der Annahme, es werde ein solcher „mehr oder minder“ begrenzter Krieg 

im Osten Europas stattfinden und Deutschland könne ihn „auch noch gewinnen“.102 Auch seine Vor-

hersage, Frankreich werde Deutschland freie Hand auf dem Balkan lassen, erwies sich als richtig.103 

Gegen seine Erwartung führte der Weg doch in „ein europäisches Generalmassacre“.104 Falsch sah er 

auch die Reihenfolge, in der das größere Reich sich kriegerisch gegen die Sowjetunion und die West-

mächte wenden werde, die übrigens zum Zeitpunkt seiner Prognosen in der der politischen und mili-

tärischen Führung im Reich noch nicht definitiv bestimmt war. Falsch schätzte er auch die Wider-

standsfähigkeit der „Russen“ ein.105 Dass die Westmächte dem Angriff Deutschlands nicht entgehen 

würden, galt ihm als sicher. „Drückt dann diese im Osten stark gewordene Macht (120 Millionen) 

nach Westen, dann können sich die Franzosen gratulieren“, schrieb er wenige Tage nach der Wieder-

einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Deutschland. Sein Urteil über die Unersättlichkeit Hitler-

deutschlands bestätigte sich vollständig: „Die deutsche Hybris kennt keine Grenzen“.106 

Er sah, das distanzierte ihn von den Zentren und Kräften des deutschen Antifaschismus im Exil, den 

emigrierten Parteizentralen wie den Redaktionen der Zeitschriften, den Mangel, sich das entstandene 

Kräfteverhältnis einzugestehen, sowohl im Hinblick auf die Potentiale der eigenen wie der gegneri-

schen Seite. Zwei Sätze aus Briefen drücken diese Kritik knapp und pointiert aus: „Wer eine solche 

Niederlage erlitten hat, muss in sich gehen. Und nicht etwa ‚bereuen‘, aber nachdenken.“ Die deut-

schen Kommunisten müssten sich doch fragen, warum „die Massen nicht mitgegangen“ sind, anstatt 

darauf zu bestehen, dass ihr Parteivorstand immer recht gehabt habe, sollten sie von der „Realität“ 

sprechen.107 Mit dem Blick auf die 65 Millionen Deutschen notierte er: „... hier ist, Himmeldonner-

wetter, doch etwas geschehen“, das in der Emigration zur Kenntnis genommen werden müsse.108 Es 

sei „der Wille der Generationen“ und nicht eine abstrakte „gesellschaftliche Entwicklung“ die den 
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105  „Sie (die deutschen Aggressoren, K. P.) werden die Ostvölker und auch die Russen zu Kleinholz schlagen.“ Die 

Q-Tagebücher, Notiz vom 3. April 1935, S. 207. 
106  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 21. März 1935, S. 189-190. 
107  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 8. November 1934, S. 60. 
108  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 9. März 1935, S. 174 
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Fortgang der Geschichte bestimme. Der von politischen Führern in der deutschen Emigration geführte 

Streit um „das ‚Richtige‘“, ein Streit, der sich für „die Massen“ nicht interessiere, erschien ihm trost-

los.109 Die alte Doktrin, womit er vor allem die Geschichtsvorstellungen von Marxisten meinte, sei 

erledigt, würde lähmen, eine neue müsse sie ablösen. „Je eher die Arbeiter begreifen, dass sie von 

vorn anfangen müssen, ganz von vorn, umso eher werden sie vorwärtskommen.“110 In einem Brief 

an seinen in Prag lebenden Bruder Fritz, in dem er auch von notwendiger „innerer Einkehr“ schreibt, 

heißt es: „Man kann unterliegen, das ist gewiss keine Schande. Aber man muss sich doch fragen: 

Warum ist das so gekommen? Haben wir nicht vielleicht dicke Fehler gemacht?“ Enttäuscht erblickte 

er nur „Sturheit, Stumpfsinn, dummtrotzige Eitelkeit.“111 Diesen Gedanken setzt er ihm bald darauf 

noch einmal auseinander: „Nein, es ist nicht unmenschlich viel verlangt, dass einer in sich gehen soll 

Natürlich sollen die Leute nicht ihre ganze Vergangenheit desavouieren, das tue ich ja auch nicht. 

Aber lernen soll man. Und offen sagen: Das und das ist falsch gewesen. Man kann und soll auch noch 

vom Feinde lernen. Man brauchts ihm nicht zu sagen, aber lernen soll man doch.“112 Nicht anders 

seine Kritik am Umgang des „Blättchens“ mit der Niederlage: „... keinen Augenblick stellen sie sich 

die Frage, woher sich denn das System in Deutschland rekrutiert, warum sie verloren haben, und ob 

das nicht vielleicht weniger ihre Schuld, was anzumerken billig wäre, aber doch die Schuld ihrer 

Gedankengänge ist.“113 Später, 1935, schrieb er Arnold Zweig: „Sehn Sie sich Lenin in der Emigra-

tion an: Stahl und die äußerste Gedankenreinheit.“ 

So sah er Europa unaufhaltsam in eine Katastrophe steuern und kein ihm irgendwie vorstellbares Ende 

der faschistischen Macht: „Nun, also ich sehe keinen Lichtschimmer.“114 Es müsse „ein Mirakel“ ge-

schehen, wenn sich die Nazidiktatur nicht hielte, urteilte er nach deren Festigung durch die Morde der 

„Röhm-Affäre“ im Juni 1934. Und selbst wenn es geschehe, was wäre erreicht, wenn „man sich wieder 

[...] in die Arme des alten Kapitalismus werfen“ würde?115 Dahin sei es gekommen, das war der eigent-

liche Kern seiner Analyse, weil es dem Kontinent an einer zündenden, mobilisierenden Idee fehle. Dieser 

Befund stand in einem nicht aufgelösten Widerspruch zu seiner Feststellung, dass Massen sich bei ihren 

Entscheidungen und in ihrem Verhalten gerade nicht von Ideen leiten ließen, sondern von Emotionen 

getrieben würden. Als Beweis dieser These galt ihm das Ergebnis der Wahlen an der Saar im Januar 

1935, mit denen die Bewohner des 1919 vom Reich abgetrennten Gebiets sich für die „Heimkehr“ ent-

schieden hatten. Dabei wären vom Nationalgefühl („schließlich sind wir alle Deutsche“116) missleitet 

worden und hätten alles beiseitegeschoben, was ihnen an diesem Vaterlande nicht gefallen mochte. 

Noch einmal: Tucholskys öffentliches Schweigen mag man angesichts der Klarheit seiner Urteile 

über das Geschehen und dessen Tendenz doppelt bedauern. Doch lässt sich über seinen Entschluss 

mit Gründen nicht rechten und streiten. Er fühlte sich, wie er in seinen Aufzeichnungen bekannte, 

weder physisch und psychisch dazu noch imstande. Und er, reich an Erfahrungen, belesen wie We-

nige, schrieb von sich, es mangele ihm für den Wiedereintritt in die Auseinandersetzungen auch an 

Wissen. So sein Eingeständnis, geschrieben am 14. Oktober 1934: „Es ist schade, dass mein Format 

und mein Wissen nicht ausreichen, ich kann nicht ein Wort öffentlich sagen, weil jeder, mit vollem 

Recht, fragte: Also bitte – wie dann? Und das weiß ich nicht.“117 Im Grunde war er der internationalen 

Entwicklung gegenüber ratlos und gestand sich das nicht nur vor sich selbst ein. Seine Ehefrau be-

kannte er auf deren Bemerkung, dass die Zeit der negativen Kritik bald vorüber sei, schon im Frühjahr 

1932: „Positive Vorschläge? Ich weiß keinen mehr.“118 Und an Hedwig Müller schrieb er 1934 „Eine 

 
109  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 2. Dezember 1934, S. 95-96. 
110  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 26. Februar 1935, S. 159. 
111  Brief an Fritz Tucholsky, 21. Januar 1934. In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 328. 
112  Brief an Fritz Tucholsky, 24. Februar 1934. In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 335. 
113  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 24. Oktober 1934, S. 52. 
114  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 27. September 1934, S. 35. 
115  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 27. September 1934, S. 36. 
116  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 18. oder 20. Januar, S. 123. 
117  Die Q-Tagebücher, S. 53. 
118  Kurt Tucholsky, Unser ungelebtes Leben. Briefe an Mary. Hg. von Fritz J. Raddatz, Reinbek 1982, S. 539. Zitiert 

bei Hepp, a. a. O., S. 328. 
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Lösung weiß ich nicht“119 und nur Tage zuvor: „Was ich mache, ist dagegen (verglichen mit einer 

Analyse über die Vorkriegsjahre des Ersten Weltkriegs, die er gerade las, K. P.) chétif (dürftig): 

ich kombiniere mit Intuition.“120 Das Bestreben auf Massen aufklärend einzuwirken, galt ihm auch 

angesichts von deren Verhalten in den nichtfaschistischen Ländern als gescheitert, ertrugen diese 

Millionen doch Regierungen, die den deutschen und italienischen Faschismus gewähren ließen. So 

gelangte er, Anfang 1935, dem Jahr, für das er weitere Erfolge des Naziregimes kommen sah, zu 

der bitteren Feststellung: „Diese Masse ist nie anders gewesen. Läuft mit ihr unsereiner zusammen, 

der eben nur einer andern, kleineren und weniger soziablen Masse angehört, dann gibt das einen 

schlechten Klang [...] Der ist ewig. Man muss sich, so schwer es ist, damit abfinden.“121 Wie in 

anderen Fällen auch, war die Formulierung seines Standpunktes, so apodiktisch, wie hingeschrie-

ben, doch nicht gemeint. Immer wieder ist er in Notizen und Briefen zu der Frage zurückgekehrt, 

was Massen bei ihrem Handeln leitet und antreibt. Er hat Antworten in älteren und aktuellen Schrif-

ten von Psychologen und Soziologen gesucht, so bei – selbstverständlich – Freud, bei Sorel und Le 

Bon und geglaubt, in einer 1932 in Leipzig erschienenen Schrift gefunden zu haben, was er selbst 

gedacht, aber zu schreiben nicht gewagt hatte.122 Intensiv befasste er sich mit den Ideologen des 

„dritten Weges“ um die französischen Zeitschriften „L’ordre nouveau“ und „Esprit“. Im Februar 

1934 nach dem Lesen von „Révolution nécessaire“ schrieb er: „die Menschen leben nicht nach der 

ratio, leben nicht so, wie sie am glücklichsten sein könnten, sie wollen das gar nicht.“ Vorläufig 

taumele diese „Ordnung [...] lauter falschen Christussen in die Arme.“123 Diese wie andere Früchte 

seines Studierens teilte er Hedwig Müller mit. Sie habe recht mit der Feststellung, „die Menschen 

ändern sich nicht“. Die augenblickliche deutsche Entwicklung sei viel weniger interessant als ge-

glaubt werde: „Massen und Führer – das ist immer so gewesen“.124 Marx hingegen habe „mit seiner 

Lehre unendlich mehr Unheil als Heil angerichtet“. Was er unter dessen Jüngern angetroffen zu 

haben glaubte, charakterisiert er so: „So viel Mangel an Psychologie, an einfachstem Verständnis 

für den Menschen ist verhängnisvoll.“125 Doch dieses Generalverdikt gegen Marx hoben andere 

Urteile auf, in denen er die Antwort auf seine Fragen aus einer Synthese von Marxismus und Psy-

choanalyse erwachsen sah. 

Tucholsky ist bei seinem verzweifelten Suchen wenigstens nach einer gedanklichen Vorstellung eines 

Auswegs nicht an ein Ziel gelangt. Ein selbst errichtetes Hindernis war ihm dabei die geschichtswid-

rige Vorstellung von einem ganz neuen Anfang und einer völlig neuen Idee. Mehrfach geriet dieses 

Nachdenken zur Klage: „Es ist eben keine feste, kräftige, lebensfähige Gegenidee da [...] Kein Mut. 

Keine Courage. Und vor allem: kein Inhalt.“126 Gebraucht würden „Ideale“, „Schwung“, selbst „wir-

kungsvolle Phrasen“, doch da sei nichts, was diese Länder „den Deutschen entgegensetzen kön-

nen“.127 Und später wieder: „Man siegt nicht mit negativen Ideen, die ja stets das Verneinte als Maß 

aller Dinge anerkennen – man siegt nur mit positiven Gedanken. Europa hat keine. Beharren ist 

nichts.“128 Er war überzeugt: „Was wichtig ist, ist die Geisteshaltung der Deutschen, und was noch 

wichtiger und trauriger ist, ist die Geisteshaltung der andern.“129 

 
119  Brief vom 26. April 1934. In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 346. Und mit den gleichen Worten, kaum dass wenig 

mehr als ein Monat vergangen ist: „Ich weiß keine Lösung“, mit der unmittelbaren Fortsetzung: „Will auch keine, 

sondern möchte in Ruhe gelassen werden.“ Brief vom 29. Mai 1935, In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 352. 
120  Brief vom 24. April 1934, In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 344-345. 
121  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 26. Februar 1935, S. 158. 
122  Richard Behrend(t), Politischer Aktivismus. Ein Versuch zur Soziologie und Psychologie der Politik, Leipzig 

1932. Es handelt sich um die Schrift eines jungen, dreiundzwanzigjährigen, in Basel habilitierten Soziologen 

(1908-1973), der später in Amerika eine Karriere als Hochschullehrer machte und nach Faschismus und Krieg 

nach Deutschland zurückkehrte und zuletzt an der Freien Universität in Berlin (West) lehrte. 
123  Brief an Hedwig Müller, 21. Februar 1934. In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 334. 
124  Brief an Hedwig Müller, 17. November 1933. In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 322-323. 
125  Brief an Hedwig Müller, 10. Dezember 1933. In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 324-325. 
126  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 15. Januar 1935, S. 119. 
127  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 7. Februar 1935, S. 139-140. 
128  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 16. März 1935, S. 184. 
129  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 23. März 1935, S. 192. 
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Tucholskys früh getroffener Entschluss, nicht mehr mit zu tun, ist als einmalige Entscheidung miss-

deutet. Wäre er mit ihr ganz und gar fertig, mit sich vollkommen im Reinen gewesen, wäre er auf sie 

so häufig nicht zurückgekommen.130 Dass „die Sache“ ihn nichts mehr anging, traf ohnehin nicht zu. 

Wer so denkt, macht sich nicht Gedanken darüber, was Leute seiner Profession jetzt zu tun hätten. Er 

sah für sie eine doppelte, aber voneinander zu unterscheidende Aufgabe: die eine habe sich auf die 

Erkenntnis zu richten („entweder man macht eine wissenschaftlich einwandfreie und fundierte Un-

tersuchung“), die andere auf die Mobilisierung der Massen („oder man trommelt den Lesern [...] 

durch ununterbrochene Wiederholung die Wahrheiten ein – bis man sie zum Handeln gezwungen 

hat“).131 In der einen wie in der anderen Absicht erschien ihm übrigens die „Glossenform für etwas 

völlig Überholtes“.132 

Doch: Wer in Kämpfen seine Kräfte bis zum letzten aufgebraucht hat, besitzt das Recht zur Aufgabe. 

Die Gefahr des Resignierens existiert nur für jene nicht, die niemals gekämpft haben. Die Fackel, die 

sturmentfachte, die er sich 1918 von Lukianos, dem Spötter, dem nichts heilig war und als dessen 

Kampfgenossen er sich sah, erbeten hatte,133 schien dem Mann in seinem abgelegenen Dasein in 

Schweden ganz erloschen und er selbst außerstande, sie noch weiter zu tragen. Er hat Fackelträger in 

seinem Gesichtsfeld nicht mehr ausmachen können, auch nicht unter den „Jungen“, an die er sich 

wiederholt gewandt, an die er appelliert hatte, so 1922 in „Drei Minuten Gehör“ mit den Worten „An 

Euch hängt die Hoffnung.“134 

Indessen ist das Ende seines Wirkens nicht auch das seines Nachwirkens. In einem 1926 publizierten 

Brief, dem er die Überschrift „Gruß nach vorn“ gab, gerichtet an einen Leser des Jahres 1985, der in 

einer Bibliothek auf seine – Tucholskys – Schriften stoßen könnte, schrieb er: „Wir verstehen einan-

der gar nicht“ und an anderer Stelle: „Wir haben uns wohl nicht allzu viel mitzuteilen, wir Mittelmä-

ßigen“.135 Gewiss, mit dem Verstehen mag es – allein schon aus Gründen der Wortwahl – seine 

Schwierigkeiten haben, denn Tucholsky hat Imperialisten noch Imperialisten genannt, Monopolkapi-

tal noch Monopolkapital geheißen, Krieg auch mit diesem Wort bezeichnet, Kriegsgründe benannt, 

„die immer da sind, wenn Absatzgebiete geschaffen werden sollen“136, zu seiner Charakteristik der 

Gesellschaft, in der er lebte, gehörten Begriffe wie Proletarier, Klassen und Klassenbewusstsein, 

Klassenkampf und Klassenkrieg, Ausbeuter und Ausgebeutete, gehörte die Unterscheidung zwischen 

Feind, Freund und Genosse, nie inflationär, immer treffsicher verwendet und eingesetzt. Jedoch, da 

Deutschland wieder an Kriegen beteiligt ist, ist Tucholsky gerade Angehörigen der jüngeren Genera-

tion zu einem Menschen geworden, dessen Gedankenwelt sie sich verbunden fühlen und in dessen 

Traditionslinie sie ihr eigenes Auftreten sehen. Und dann ist Tucholsky jenen Deutschen, einer Min-

derheit, die das Jahr 1989/1990 als Jahr ihrer Niederlage ansehen, mit der Hinterlassenschaft aus 

seiner letzten Lebensphase nahe gerückt, die sich als ein „Leitfaden für das Verhalten nach einer 

Niederlage“ lesen lässt. Und da ist da ein Wort Tucholsky, das als Warnung heute vor dem Hinter-

grund einer viele Gefahren bergenden Entwicklung gehört werden sollte: „Fragen werden ja von der 

Menschheit nicht gelöst, sondern liegen gelassen.“ 

 

 
130  In einem einzigen Brieftext schrieb er: „... ich werde es nicht mitspielen“; „ich muss nicht meine Kraft und meine 

Arbeit an eine Sache setzen, die mir nicht einmal in der Negation wert ist, mich nach ihr herumzudrehn.“ „Mich 

geht das nichts an [...] ohne mich“, Brief an Walter Hasenclever, 4. März 1933. In: Briefe Auswahl 1913-1935, 

S. 291-292. Und so vielmals an anderen Stellen von Briefen und Notizen. So wieder an den gleichen Adressaten 

am 29. August 1933: „Ich habe damit nichts mehr zu tun.“ a. a. O., S. 313. 
131  Die Q-Tagebücher, Notiz vom 30. September. 1934, S. 40. 
132  Brief an Walter Hasenclever vom 11. April 1933. In: Briefe Auswahl 1913-1935, S. 298. 
133  An Lukianos (1918). In: Kurt Tucholsky, Zirkus des Lebens, S. 15. 
134  Kurt Tucholsky, Zirkus des Lebens, S, 46. 
135  Kurt Tucholsky, Gruß nach vorn. Weltbühne, 22, Jg., 1926, Nr. 14, S. 555-556. 
136  Die ökonomischen Interessen waren ihm die erst zu nennenden, aber nicht die einzigen. Zu ihnen rechnete er 

auch Gründe im „Wesen der Menschen“, denen eine Staatsordnung jedoch entgegenwirken könne. Die Q-Tage-

bücher, Notiz vom 16. März 1935, S. 182. 
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„Unser erster großer Sieg“ 

Vor 75. Jahren wurde Carl von Ossietzky der Friedensnobelpreis verliehen 

Seit an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert der Friedensnobelpreis gestiftet worden war, hatten 

bis zum Jahr 1935 insgesamt 37 Persönlichkeiten und Organisationen in europäischen Ländern und 

in den USA diese Auszeichnung erhalten. Der Ehrung lag die Bestimmung des Stifters des Preises, 

Alfred Nobel, zugrunde, die lautete, sie solle dem zuteilwerden „der am meisten oder am besten auf 

die Verbrüderung der Völker und die Abschaffung oder Verminderung stehender Heere sowie das 

Abhalten oder die Förderung von Friedenskongressen hingewirkt“ habe. 

Unter den Geehrten waren zwei Präsidenten der Vereinigten Staaten, Außenminister und andere Dip-

lomaten mehrerer Staaten, die sich Verdienste um den Frieden erworben hatten oder denen sie zuge-

schrieben wurden. Unter den dieser Gruppe nicht Zugehörenden war wohl niemand bekannter als Ber-

tha von Suttner, die Österreicherin und Autorin des 1898 in einem Dresdner Verlag erschienenen Bu-

ches „Die Waffen nieder“, die den Preis 1905 erhalten hatte. Auf der im Verlauf von nahezu dreieinhalb 

Jahrzehnten entstandenen Liste der Preisträger figurierten zwei Deutsche. Der eine war der – inzwi-

schen verstorbene – Reichsaußenminister Gustav Stresemann, der 1926 gemeinsam mit seinem franzö-

sischen Partner Aristide Briand ausgezeichnet worden war, weil ihm ein hoher Anteil an der Politik zur 

Versöhnung Deutschlands mit dem „Erbfeind“ jenseits des Rheins zugemessen wurde. Der andere, 

Ludwig Quidde, Preisträger des Jahres 1927, ein Historiker, hatte sich um die deutsche wie internatio-

nale Friedensbewegung herausragende Verdienste erworben. Er war 1933 durch die Flucht in die 

Schweiz dem Zugriff der an die Macht gelangten Faschisten entkommen. Das galt für den Friedens-

kämpfer nicht, dem als dritten Deutschen am 23. November 1936 der große Preis verliehen bekam: Carl 

von Ossietzky. Der bevorstehende 75. Jahrestag des Ereignisses ist der Anlass dieses Gedenkens. 

Dass ein Mann, der ein leidenschaftlicher Verfechter des Friedensgedankens und folglich ein eben-

solcher Gegner der deutschen Faschisten war, die er als Kriegstreiber identifiziert hatte, schon bevor 

sie an die Staatsmacht gelangt waren, der im Reichspräsidentenwahlkampf 1932, ohne Kommunist 

zu sein, für den Kandidaten Ernst Thälmann gegen Hindenburg und Hitler eingetreten war, was ihm 

die Antikommunisten bis heute nicht verziehen haben, der in seiner Zeitschrift „Die Weltbühne“ Na-

zigegner von herausragendem publizistischen und literarischen Rang hatte zu Worte kommen lassen, 

den das Regime aus Rache in der Nacht des Reichstagsbrandes verhaftete hatte und den es seit Jahren 

in Konzentrationslagern festhielt –, dass ein solcher Mann den renommierten internationalen Preis 

erhalten sollte, alarmierte die Naziführung. Während sie durch Druck auf die norwegische Regierung 

und die Mitglieder des über die Verleihung entscheidenden Komitees die Ehrung zu verhindern 

suchte, stand ihrem Vorhaben eine organisierte internationale Front von Frauen und Männern, viele 

zusammengeschlossen in Freundeskreisen und verschiedensten Organisationen, entgegen, die be-

gründeten, warum Ossietzky diese Auszeichnung gebühre. 

Bei allen Kontroversen, welche die Nominierung und Verleihung des Friedensnobelpreises in späteren 

Jahren begleitete, und die hatten Gründe wie beispielsweise 1989 im Fall des 14. Dalai Lama und 

zwanzig Jahre später in dem des US-amerikanischen Präsidenten Barack Obama: es gibt bis heute 

keine zweite Verleihung, deren Vorgeschichte so dramatisch verlief, wie die im Jahre 1936 vorgenom-

mene an den Gefangenen Ossietzky. Zu ihrem Verständnis sind ein paar Worte über den sich etablie-

renden Faschismus und die Reaktion des Auslands auf diesen neuen nahen und fernen Nachbarn nötig. 

Nur Wochen nachdem Kurt R. Grossmann, bis 1933 Generalsekretär der Deutschen Liga für Men-

schenrechte, aus dem Prager Exil am 4. Juni 1934 den Vorschlag zur Ehrung Ossietzkys gemacht 

hatte, verübten die Faschisten das Massaker unter einem Teil ihrer eigenen SA-Führer, die verdächtig 

waren, sich der Strategie der Führungskräfte um Hitler nicht einzupassen. Gleichzeitig strebte das 

Regime jedoch nach der ihm noch weithin versagten internationalen Anerkennung, um sein Ansehen 

und seinen außenpolitischen Handlungsraum und die Chancen seiner Außenwirtschaft und damit sei-

ner Devisenbilanz zu vergrößern. Dafür investierten die Machthaber vor allem in wenig kostender 

propagandistischer Münze. Sie schlossen mit Polen einen Nichtangriffsvertrag, versicherten jeder-
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mann ihre Friedensabsichten, insbesondere Frankreich, das erklärt bekam, nach der Rückgabe des 

Saargebiets würde das Reich keinerlei territoriale Ansprüche gegenüber seinem Nachbarn mehr er-

heben, also auf Elsass und Lothringen verzichten usw. 

Das erkennbare Interesse der Hitler-Regierung, im Ausland Renommee zu gewinnen und der Isoliert-

heit ganz zu entkommen, brachte einen Freundeskreis für Carl von Ossietzky, den 1933 im Pariser 

Exil frühere Weggefährten des Gefangenen zu formieren begonnen hatten, auf die Idee, es ließe sich 

der im KZ im Emsland Geschundene den Machthabern auf diplomatischem Wege gleichsam abhan-

deln. Dazu wollten sie, selbst im Hintergrund bleibend und aus ihm agierend, die ausländische Presse 

und vor allem ausländische Diplomaten, insbesondere die Großbritanniens, mobilisieren. Im Zentrum 

dieses Kreises wirkten aufopferungsvoll Hellmut von Gerlach, Hilde Walter und Milly Zirker, beide 

Autorinnen der „Weltbühne“ und zu deren Mitarbeiterkreis gehörend, dazu deren Sekretärin und Ge-

schäftsführerin Hedwig Hünecke und der Jurist Konrad Reisner. Sie fürchteten: Würde man Ossietz-

kys Namen gleichsam auf eine antifaschistische Fahne schreiben, so könnte das nur dazu führen, dass 

der Gefangene noch weiteren und sein Leben bedrohenden Schikanen ausgesetzt werden würde. So 

wenig dieses Bedenken zu entkräften war, es haftete der Überlegung und der an dieses Vorgehen 

geknüpften Erfolgshoffnung ein erhebliches Maß Naivität an. 

Zum einen war Ossietzky nicht der „Betrag“, der unter den erhofften Helfern eine eigene Initiative 

hätte auslösen können. Das lag nicht nur und nicht so sehr an dem geringen Grad seiner internationa-

len Bekanntheit, der auch bei späteren und dann zum Erfolg führenden Initiativen in Rechnung zu 

stellen war und dem dadurch begegnet werden musste, dass er und sein Verdienst in Wort und Schrift 

überhaupt erst bekannt zu machen war. Mehr noch fiel ins Gewicht, dass die Regierungspolitiker in 

den Demokratien sich – mit rühmenswerten Ausnahmen – gegenüber dem Schicksal der politischen 

Gegner der Faschisten im Reich desinteressiert bis gleichgültig zeigten. Sie hatten sich dafür ent-

schieden, sich mit diesem „neuen“ Deutschland zu arrangieren und den Weg der „weisen Nichtein-

mischer“ (Heinrich Mann) eingeschlagen, eine Strategie, die unter dem Begriff der Appeaser in die 

Geschichte einging. Herausforderungen der Machthaber in Berlin waren in ihr nicht vorgesehen, und 

– wie immer betrieben – das Eintreten für Ossietzky wäre eine solche gewesen. 

Nichtsdestoweniger glaubten die maßgebenden Personen im Pariser Freundeskreis lange, sie könnten 

ihre Aktion zur Rettung Ossietzkys entpolitisiert und als rein humanistische und auf einen Einzelfall 

gerichtete Initiative voranbringen. Die antifaschistische Presse des Exils sollte sich selbständig des 

Themas nicht annehmen und parteipolitische Kräfte des Exils, ob Sozialdemokraten oder Kommu-

nisten, sich von jeder Exponierung zugunsten Ossietzkys fernhalten. Der Kampf um dessen Befreiung 

gleichsam „auf leisen Sohlen“? Fernab von allen politischen und propagandistischen Aktivitäten, die 

von den ins Exil Getriebenen in Prag, Paris, Moskau, in der Schweiz und anderswo angestrengt un-

ternommen wurden? Mit dieser Taktik mussten sie doppelt scheitern und das taten sie dann auch. 

Gleiches galt für individuelle Unternehmungen, die bis zu dem Versuch gereicht hatten, die einstige 

Schwägerin Hermann Görings, eine schwedische Gräfin, zur Fürsprache für die Freilassung Ossietz-

kys beim zweiten Mann des Naziregimes zu gewinnen. 

Also wurde der Gedanke, den Jacob und gleichzeitig mehrere Nazigegner im Exil unabhängig vonei-

nander bereits geäußert und publik gemacht hatten, nun auch im Pariser Kreis der „Freunde Ossietz-

kys“ akzeptiert, die deutsche Regierung durch eine Entscheidung des Osloer Komitees unter massiven 

politischen Druck zu setzen und so zu versuchen, den Gefangenen zu befreien. Es begann eine breite 

Mobilisierung der deutschen Nazigegner im Exil, die wiederum, wo das notwendig war, Politiker, 

Parlamentsabgeordnete, Wissenschaftler, Schriftsteller, Journalisten, Funktionäre von Parteien und 

Gewerkschaften davon überzeugten, der Kampagne beizutreten. Mit ihr wurde nun ein Zeichen des 

Widerstandes gegeben, das der Befreiung eines Mannes galt, aber doch ungleich mehr besagte und ein 

warnender Ruf war, die Bedrohung ernst zu nehmen, die von diesem Deutschland unter dem Haken-

kreuz ausging. Von den hergestellten Verbindungen, die in dieser Kampagne entstanden, zeugt ein 

nahezu 1.800 Seiten umfassender Briefwechsel, den das Amsterdamer Internationale Institut für Sozi-

algeschichte aufbewahrt. Ihre Resultate dokumentiert die ungleich umfassendere Sammlung, die sich 

im Osloer Nobel-Instituts befindet, Briefe vor allem, die das Komitee aus aller Welt erreichten. 
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Zu denen, die sich für die Verleihung des Preises an Ossietzky eingesetzten, gehörte auch der Emig-

rant Thomas Mann im fernen Amerika. Der Literatur-Nobelpreisträger des Jahres 1929. wandte sich 

in einem langen Brief an die Mitglieder des Preiskomitees. Zunächst ging er auf den konkurrierenden 

Vorschlag ein, denn als Kandidat für die Verleihung des Preises war 1935 auch der Präsident der 

Tschechoslowakei Tomáš Masaryk genannt worden. Wiewohl der die Ehrung verdient habe, solle 

sich das Gremium dennoch entschließen. „einem Märtyrer der Friedensidee wie dem seit drei Jahren 

das Konzentrationslager erduldenden Ossietzky den Preis zuzuerteilen“. Das würde eine ermutigende 

Tat sein, die helfe, „aus immer allgemeinerer moralischer Apathie, aus Stumpfheit und müdem Ge-

schehenlassen“ heraus zu gelangen. 

Dann setzte sich Mann mit Einwänden auseinander, die gegen diesen Vorschlag vorgebracht werden 

könnten. Der eine lautete, es sollten sich mit dieser Verleihung generell keine politischen Demonstrati-

onen gegen eine Regierung verbinden. Gegen diese Attitüde wandte er ein: „Aber die Verleihung dieses 

Preises ist unausweichlich und unter allen Umständen ein politischer Akt, seine Errichtung selbst war 

ein solcher [...]“. Die „Idee des Völkerfriedens“ sei eine politische Idee und mithin die Verleihung die-

ses Preises auch eine demonstrative Tat. Darauf ging Mann auf Bedenken ein, die sich aus der Erwar-

tung ergaben, dass dadurch sich die deutsche Regierung herausgefordert fühlen müsse. Das tat er in 

einer Art, die, wie immer sie bedacht war, eine Mischung von Chuzpe und Schwejk darstellte. Denn, 

so argumentierte er, die deutsche Regierung könne sich durch die Ehrung eines Friedenskämpfers gar 

nicht provoziert sehen, bekenne sie sich doch „in heiligen Versicherungen“ fortgesetzt selbst zur Frie-

densidee. Ossietzky den Preis mit Rücksicht auf diese Regierung zu verweigern, hieße folglich, gegen-

über den Erklärungen aus Berlin „ein ehrenrühriges Misstrauen an den Tag legen“. 

Ob diese Erörterung, mit der die verlogenen Naziführer beim Wort genommen wurden, die fünf Ko-

miteemitglieder – die jeweils vom norwegischen Parlament bestimmt werden und über ihren Ent-

schluss niemandem rechenschaftspflichtig sind – beeindruckt hat, mag dahin gestellt bleiben. 1935 

vermochten sie sich jedenfalls nicht zu einer Verleihung zu entschließen. Sie kaschierten die faktische 

Ablehnung des Vorschlags dadurch, dass sie erklärten, sie hätten niemanden der Ehrung für würdig 

empfunden, so daß, wie in früheren Jahren schon mehrfach geschehen, der Preis keinen weiteren 

Träger erhielt. Heinrich Mann kommentierte dieses Verhalten rückblickend knapp: „Letztes Jahr hat 

Ossietzky den Friedensnobelpreis nicht bekommen, aus lauter Rücksicht auf Hitler.“ Es sei ihm „we-

niger begreiflich, wenn der Weltpazifismus sich vertragen möchte mit einer Herrschergestalt [...] (die) 

nicht sanfter wird, wenn man nett zu ihr ist.“ 

Doch hatte das Osloer Komitee mit seiner einer Parteinahme ausweichenden Entscheidung den Vor-

schlag nicht zu den Akten legen können. Die Zahl derer, die für Ossietzky sprachen, nahm im Verlauf 

des Jahres 1936 weiter zu. Heinrich Mann zählte sie in einem Artikel auf: Persönlichkeiten aus der 

Schweiz, Mitglieder des internationalen Friedensbüros, Professoren und Politiker aus Amerika, Eng-

land, Frankreich, Italien, der Tschechoslowakei, der Türkei, aus Belgien, Holland, Schweden und 

Norwegen, sechshundert Abgeordnete von Parlamenten viele Länder, Minister im Amt und frühere 

Minister, Gelehrte und Künstler. Und das ist eine Auswahl, wie alle ungerecht, der namhaftesten, die 

für Ossietzky eintraten: Albert Einstein, Romain Rolland, André Gide, Max Brod, Karel Čapek, Egon 

Erwin Kisch, F. C. Weiskopf, Maximilian Scheer, Ernst Toller, Rudolf Olden, Emil Ludwig, der 

Schweizer Verleger Hans Oprecht, Otto Lehmann-Rußbüldt, der zeitweilig Generalsekretär der Deut-

schen Liga für Menschrechte gewesen war, Konrad Heiden, ein Hitlergegner seit den frühen zwanzi-

ger Jahren, von dem 1936 im Schweizer Exil eine Hitler-Biographie erschien, Georg Bernhard, der 

langjährige Chefredakteur der linksliberalen „Vossischen Zeitung“, der als Tageszeitung der Emigra-

tion das „Pariser Tageblatt“ gründete und herausgab, der schon erwähnte in der Tschechoslowakei 

lebende Kurt R. Grossmann, Kurt Rosenfeld, bis 1933 einer der Vorsitzender der Sozialistischen Ar-

beiterpartei Deutschlands, der in die USA emigriert war und der ebenfalls dorthin geflohene Architekt 

und Schriftsteller Werner Hegemann, dazu der britische Journalist und Historiker Wickham Steed, 

Chefredakteur der Londoner „Times“ und Edgar Mowrer, der 1933 den Pulitzer Preis erhalten hatte. 

Im sowjetischen Exil traten für die Befreiung und Ehrung Ossietzkys Johannes R. Becher, Willi 

Bredel, Erich Weinert, Friedrich Wolf und Erwin Piscator ein. 
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Es fanden Unterschriftensammlungen zugunsten Ossietzkys statt, Lesungen und Vorträge, die ihn 

bekanntmachten, Zeitungen warben unter ihren Lesern für die Unterstützung des Vorschlages. Auf 

antifaschistischen Kongressen und Kundgebungen sprachen sich die Teilnehmer für die Nobelpreis-

vergabe an Ossietzky aus. In Norwegen, dem Lande, dem besondere Bedeutung zukam, fiel dort doch 

die Entscheidung, demonstrierten Arbeiter vor dem Parlament. Unermüdlich setzte sich für die Ver-

stärkung des Drucks auf das Komitee die Lehrerin Mimi Sverdrup Lunden ein. Im gleichen Sinne 

wirkte Willy Brandt, der als Jugendfunktionär der Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands in das 

skandinavische Land emigriert war. 

Kurt Tucholsky im schwedischen Exil isoliert, von Enttäuschungen, Zweifeln und vor allem einer 

Krankheit geplagt, verpflichtet und entschlossen, zu schweigen, war der im Juni 1934 an ihn ergan-

genen Einladung, sich für die Befreiung des Weggefährten öffentlich einzusetzen mit der Begründung 

nicht gefolgt, für die daraus erwachsenen Kämpfe und seine selbst gesetzten hohen Ansprüche, sich 

in ihnen hörbar zu machen, reichten seine Kräfte nicht mehr. In Briefen wandte er sich an ihm be-

kannte Ausländer, deren Stimme er Gewicht zuschreiben konnte, in der Hoffnung sie für ein Hervor-

treten zugunsten Ossietzkys zu mobilisieren. Erst als im November der Norweger Knut Hamsun mit 

einer pronazistischen Erklärung gegen Ossietzky auftrat, wollte er sein Schweigen brechen und sig-

nalisierte das norwegischen Nazigegnern und eine Schweizer Zeitung. Es ist dazu nicht mehr gekom-

men. Tucholsky nahm sich nur Tage später das Leben. 

1936 konnte das Komitee nicht noch einmal vor einer Entscheidung fliehen. Erhoben hatte sich, wie 

Willi Bredel schrieb „die mächtige Stimme der antifaschistischen Welt“. Die Fünf standen, wie Hein-

rich Mann bemerkte, vor der Alternative, dem Verlangen zu entsprechen oder sich das nächste Mal 

angeklagt zu sehen. Damit die norwegische Regierung ganz aus dem Vorgang blieb, trat deren Au-

ßenminister aus dem Gremium aus und mit ihm ein früherer Minister. Die älteren Herrschaften in 

Oslo, schrieb der Romancier im französischen Exil, als die Entscheidung gefallen war, hätten nein 

gesagt, „wenn es irgend noch anginge, vor der Welt und ihrem eigenen Gewissen“. Doch sie hätten 

schließlich Ja sagen müssen. Man schrieb den 23. November, als der Beschluss bekannt gegeben 

wurde, der Ossietzky rückwirkend den Preis für das Jahr 1935 zuerkannte, womit das Unterlassene 

nicht wieder wettgemacht werden konnte. 

Dennoch: die sich für Ossietzky eingesetzt hatten, betrachteten die Verleihung, wie der Herausgeber 

der „Neuen Weltbühne“ in Prag, Hermann Budzislawski, schrieb, als „unseren ersten großen Sieg“. 

Genau genommen war er das nicht. Vorausgegangen war die erfolgreiche Kampagne für die Freilas-

sung Georgi Dimitroffs und seiner bulgarischen Genossen nach ihrem Freispruch im Reichstagsband-

Prozess. Das war freilich zu einer Zeit, da das Naziregime ungleich weniger gefestigt war als 1936. 

Und auf diesen ersten folgten lange Jahre keine weiteren – bis zu jenem, den Hunderttausende sow-

jetischer Soldaten vor Moskau 1941 erkämpften, als sie jene Wende einleiteten, die auf den langen 

Weg zum Triumph über den Faschismus führte. 

Erst als es in Berlin gewiss geworden war, dass ihrem Gefangenen der Preis zuerkannt werden würde, 

entließen die Machthaber Ossietzky nach einer am 27. Mai 1936 von Göring ergangenen Weisung 

aus dem Konzentrationslager, einen schwer kranken, an fortgeschrittener offener Tuberkulose leiden-

den Mann, der um den Großteil seiner Lebenskräfte schon gebracht war. Sein neuer Aufenthaltsort 

wurde das Berliner Polizeikrankenhaus. Auch dort stand er unter Bewachung. Tage vor der Osloer 

Entscheidung wurde er formell aus der „Schutzhaft“ entlassen, indessen weiter beobachtet. Die Ent-

gegennahme des Preises, der im Rathaussaal von Oslo verliehen wurde, blieb ihm verboten. Die Hit-

ler-Regierung untersagte für die Zukunft allen Deutschen, einen Preis wie den ihrem Widersacher 

verliehenen entgegenzunehmen. Ossietzky, der nicht mehr den Versuch machte, aus Deutschland zu 

entkommen, ein Schritt, zu dem er sich 1933 rechtzeitig nicht hatte entschließen können, starb an den 

Haftfolgen am 4. Mai 1938 in Berlin. Er war 48 Jahre alt. 

In Deutschland tragen heute Straßen und Plätze, Schulen und Bibliotheken, eine Universität, die in 

Oldenburg, seinen Namen. Nach ihm wurde ein Preis benannt, ihm wurden in Berlin-Pankow, Berlin-

Kreuzberg und in Oldenburg Denkmäler errichtet, Sonderbriefmarken, aus mehreren Anlässen her-
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ausgegeben von der Post in beiden deutschen Staaten, trugen sein Bildnis und ebenso Medaillen und 

Münzen. Ausstellungen erinnerten an ihn. Die „Weltbühne“, die in der sowjetischen Besatzungszone 

1946 wieder und in der DDR bis zu deren Ende erschien, lebt in der Berliner Zeitschrift „Ossietzky“ 

fort. 

Das Vermächtnis des Friedenskämpfers blieb freilich uneingelöst, was allein durch die Tatsache be-

wiesen ist, dass Deutschland unter den Großmächten der Erde als Waffenproduzent den dritten Platz 

besetzt und Regierungen besitzt, die für die Geschäfte der eigenen Rüstungskonzerne auf dem inter-

nationalen Markt besorgt sind und dem Volke weismachen wollen, wie sehr sie damit zum Frieden 

beitragen. Die Frage, welche Partei der Mann heute nehmen würde, der vor 75 Jahren den Friedens-

nobelpreis erhielt und den die Faschisten umbrachten, gibt kein Rätsel auf. 
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Die Preisgabe von schon Erkanntem (2010) 

Hans Mommsen hat seinen Namen in Versalien in die Geschichte der Erforschung der Nazipartei und 

der faschistischen Diktatur geschrieben. Nun wurde er 80. Aus diesem Anlass hat er sich oder der 

Verlag ihm eine Textsammlung des Historikers geschenkt. Sie enthält Arbeiten aus den Jahren 1995 

bis 2007. Für sechs der insgesamt 20 sind frühere Druckorte angegeben. Der Bogen der Themen 

spannt sich von der Novemberrevolution bis zu den deutschen Zuständen in der letzten Phase des 

Zweiten Weltkriegs und zur kritischen Sondierung von Schlussfolgerungen, die aus Erfahrungen mit 

der Weimarer Verfassung für die Formulierung des Grundgesetzes der Bundesrepublik gezogen wur-

den. Altersmilde scheint den erfrischenden Ton, den Mommsen in früheren Kontroversen, so denen 

zwischen den Funktionalisten und Intentionalisten, anschlug, gedämpft zu haben. Indessen. Wo er 

auf Zerrbilder wie die Darstellung der faschistischen Machteroberung als „Revolution“ stößt oder die 

Naziherrschaft auf Hitler verkürzt wird, da ist sein Widerspruch deutlich. Nicht getrennt hat sich der 

Historiker auch von einer Neigung zur Übertreibung richtiger Befunde. Das gilt für die Darstellung 

der Rivalitäten von Machtapparaten und Personen als „Kampf aller gegen alle“. Es trifft ebenso auf 

seine These von der „Selbstzersetzung“ und dem „Auflösungsprozess“ des Regimes in der Phase der 

militärischen Niederlagen zu, in der – was soll man sich unter diesem Bild vorstellen – die Bevölke-

rung „sich aus dem Dritten Reich zurückzuziehen“ begann. Auch die Behauptungen von der Massen-

mobilisierung als „Selbstzweck“ und der „Mobilisierung der Bevölkerung als Wunschbild“ lassen 

sich mit den Tatsachen des Verlaufs und der Dauer des Krieges nicht in Einklang bringen. 

Schwerwiegender sind in dem Band angebotene Geschichtsbilder, in denen sich die Preisgabe von 

schon Erkanntem ausdrückt. Sie spricht vor allem aus der Darstellung der „Vorgänge, die zur Bildung 

des Kabinetts Hitler führten“. Die „entscheidende Verantwortung“ wird Franz von Papen angelastet 

und mit und nach diesem der „konservativen Kamarilla“ (den „Honoratioren“) um Hindenburg und 

einem nicht näher beschriebenen „militärischen Komplex“. Da muss viel beiseite und ausgelassen 

werden, zumal der Autor doch weiß und bemerkt, dass es in der Republik Interessenverbände gab, 

die eine „ungezügelte Macht“ ausübten. Die aber scheinen sie für Hitlers Weg in die Wilhelmstraße 

nicht eingesetzt zu haben. Zweimal kommt Mommsen dennoch auf die Industrie zu sprechen. Aus 

deren Kreisen sei die antikapitalistische Polemik der NSDAP kritisiert worden. Und: Von „industri-

eller Seite“ habe die Hitlerpartei „vergleichsweise geringe Zuschüsse“ erhalten. Kein Wort über die 

Kontakte der Clique um den „Führer“ mit Bankiers, Großindustriellen und Großagrariern, keins über 

die politisch-taktischen Ratschläge, die Hitler beispielsweise von Hjalmar Schacht zukamen. Kein 

Satz über die sogenannte Industriellen-Eingabe vom November 1932. Mommsen, das ist schon eine 

Überraschung, seziert den deutschen Faschismus aus der bürgerlichen Gesellschaft heraus wie ein 

Chirurg das mit einem kranken Organ tut, das einen Körper gefährdet. 

So oder ähnlich das Verfahren auf anderen Feldern. Unerklärt bleibt, welchen realen Zwecken die 

Mobilisierung der in der Gesellschaft „vorhandenen Gewaltpotentiale“ eigentlich diente. Hitler und 

die Seinen, wird mehrfach erklärt, hätten auf die Verwirklichung einer „lebensfernen Vision“ gezielt. 

Kein Wort darüber, wie sich diese zu anderen „Visionen“, beispielsweise den von den Herrschenden 

im Ersten Weltkrieg verfolgten und verfehlten verhielt. Den „Griff nach der Weltmacht“ scheint es 

nicht gegeben zu haben und auch nicht dessen Wiederholung mit umgeprägten, aber doch wesens-

gleichen Zielen. Fritz Fischer, das ist kein Spezifikum von Mommsens Umgang mit dem Historiker, 

scheint nie geschrieben und nie eine Debatte über Brüche und Kontinuitäten deutscher Eroberungs-

politik ausgelöst zu haben. Die ausschließliche Kennzeichnung des 1939 von den eroberungslüster-

nen deutschen Machthabern begonnenen Krieges als „Rassenvernichtungskrieg“ verkürzt den Kom-

plex seiner Ursprünge und Antriebe und umgeht die Analyse der Dialektik von Zielen und Mitteln. 

Komplettiert wird die Flucht vor unabweisbaren Fragen durch die verblüffende These, Hitler habe 

seine Entschlüsse „immer spontan“ gefasst und sie wären niemals von ernsthafter Abwägung der 

Ziele und Mittel begleitet gewesen. Die ist absolut unverträglich mit dem Zustandekommen des 

schwerwiegendsten aller Entschlüsse des Diktators, die deutsche Geschichte auf den Kriegspfad zu 

lenken. Und dass dabei kaltherzig abgewogene Kalküle gefehlt hätten, erledigt ein Blick in Aufzeich-
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nungen seiner Geheimrede vor Reichswehrgeneralen am 3. Februar 1933. Man denke nur an die Ab-

wägung der denkbaren Reaktionen Frankreichs, wenn die deutsche Rüstung auf Touren gebracht 

würde. 

Die Beiträge, die sich mit dem deutschen Widerstand befassen, beschreiben und beurteilen haupt-

sächlich Gruppierungen und Personen des 20. Juli und da mehr ihre Programme für Deutschlands 

Zukunft nach Hitler als ihre Aktionen zu seinem Sturz. Schade, dass die nicht mit früheren und gleich-

zeitigen Programmschriften aus Führungskreisen der Arbeiterparteien konfrontiert werden. Wie der 

Sozialdemokratie jedoch im Ganzen und seit langem so gilt auch Hans Mommsen das Prager Mani-

fest von 1934, verabschiedet von der im Exil agierenden Parteispitze. nicht als besonders denkwürdig. 

Und die sich u. a. in der Gründung des Nationalkomitees Freies Deutschland ausdrückenden pro-

grammatischen Vorsätze deutscher Kommunisten im sowjetischen Exil werden mit dem Etikett „na-

tionalpopulistisch“ abgetan. Ein ernsteres Verfahren würde gezeigt haben, wie grundverschieden vor 

allem die Vorstellung darüber waren, welchen Anteil die Massen an der Gestaltung des anderen, eines 

neuen Deutschlands haben sollten. Man kann den Band nicht beiseitelegen, ohne dass sich der Ver-

dacht aufdrängt, dass ihm auch des Autors vollständige Ignoranz gegenüber den Arbeiten der DDR-

Historiographie nicht eben gutgetan hat. 

Hans Mommsen. Zur Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert. Demokratie, Diktatur, Widerstand, Deutsche Verlags-

Anstalt, München 2010, S. 399. 
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Blicke in Zeiten 

Vortrag am 12. Mai 2010 in der Ladengalerie junge Welt 

In einem Brief eines Freundes wurde mir unlängst geschrieben, ich hätte bisher vier Reiche erlebt 

und er wünsche mir das Erlebnis des fünften. Vom ersten, gemeint ist das der Weimarer Republik, 

besitze ich keine eigenen Erinnerungen. Vom zweiten schon, ohne dass sich zu diesem Reich und den 

hochfliegenden Plänen seiner Machthaber eine Beziehung hergestellt haben würde. Mit dem „Groß-

germanischen Reich“ hatte in unserer Kleinfamilie niemand etwas im Sinn. In derlei Gedanken 

schwelgte offenbar auch die Mehrheit der Deutschen nicht. Jedoch wollte sie den Krieg, in den sie 

einmal gestürzt war, nicht verlieren. Das unterschied das Zuhause so vieler meiner Altersgenossen 

von dem meinen. Zu meinen Schulerinnerungen gehört eine Bemerkung eines Mathematiklehrers, 

der nicht eigentlich als Nazi auszumachen war, der uns die Notwendigkeit der Beschäftigung mit der 

Geometrie aber dadurch nahezubringen suchte, dass er erklärt, dieses Wissen würden wir dereinst bei 

Vermessungsarbeiten in unseren Kolonien benötigen. Wir waren davon nicht sehr beeindruckt. 

Sollte ich meine eigene geistige Verfassung gegen Ende des Krieges beschreiben, wäre ihr Kern, dass 

die Gedanken nicht weiter reichten als bis zu jenem Punkt, da die Waffen schweigen, das Überleben 

zur Gewissheit geworden sein würde. Zukunftsgedanken wird man das nicht nennen und noch weni-

ger eine Weltvorstellung. Die begannen sich erst herauszubilden als das braune „Dritte Reich“ der 

Geschichte angehörte und der erste zögernde Schritt in mein „drittes Reich“ getan wurde. Da schrie-

ben wir den Mai 1945. Da begannen sich Überlegungen darauf zu richten, was kommen könne und 

was kommen solle. Es keimte ein neues Lebensgefühl. Das drückte sich sinnfällig in den ersten Lie-

dern der antifaschistischen Jugend aus, die ich in Weimar und dann in der Schule bei Saalfeld sang. 

„Für eine bessere Zukunft, richten wir die Heimat auf“, hieß es in dem einen, in einem anderen rich-

tete sich der Ruf an die Mehrheit unserer Altersgenossen „Wach auf, steh auf, der Morgen naht [...] 

dem neuen Tag entgegen geht jetzt unser Land“. Das waren neue Vokabeln „Heimat“ und „unser 

Land“. Und dann die Fragen: Was für ein Tag? Was für eine Zukunft? Beim Denken und Diskutieren 

darüber, bald auch lesend, hat sich eine Anschauung von der Welt, ein Weltbild geformt. Wichtiger 

als Bücher waren die Eindrücke und Erlebnisse. 

Mein Weltbild wie das vieler meiner Freunde entstand unter dem Eindruck der militärischen Zer-

schlagung des Faschismus und des Anteils, den die Sowjetunion und deren Armee daran besaßen und 

unter den weltweiten Erschütterungen und Kämpfen, die im unmittelbaren Nachkrieg zu beobachten 

waren. Die von revolutionärem Geist geprägten Massenbewegungen in Italien und Frankreich, das 

vom Bürgerkrieg erschütterte Griechenland, die antikoloniale Bewegung in Indien und weiteren Staa-

ten Asiens und Afrikas. 1951 die Weltfestspiele der Jugend in Berlin mit dem Lied Armin Müllers, 

eines Weggenossen aus frühen antifaschistischen Zeiten in Weimar 1945, in dem das „siegreiche 

China“ besungen wurde, in dem die Revolutionäre zwei Jahre zuvor triumphiert hatten. Unter den 

Eindrücken dieser Entwicklungen schien es mir schon als Schüler eine ausgemachte Sache, dass die 

Neue Welt siegen und am Ende des 20. Jahrhunderts die kapitalistische Welt der Vergangenheit an-

gehören werde. Gewiss, da war der sich entwickelnde Kalte Krieg und die andere Seite war Allein-

besitzer der Atombombe. Dass große Kämpfe noch bevorstünden, war uns gewiss. Mein Vater 

schrieb mir, sie würden wohl mit dieser Waffe ausgetragen werden und unser Russischlehrer, ein in 

den Revolutionszeiten aus Sowjetrussland nach Deutschland verschlagener Ukrainer, ein weltge-

schichtlich interessierter Mann und philosophischer Kopf, erklärte uns, seinen jungen Genossen „Der 

Atomkrieg kommt ja“. Die Perspektive konnte uns nicht gefallen. Wie der Sieg errungen werden 

würde, wussten wir nicht. Dass er unser sein würde, davon waren wir überzeugt. Der Imperialismus 

war sterbender Kapitalismus. 

Wir haben damals schon an Tatsachen vorbeigedacht oder sie zumindest nicht angemessen in Rech-

nung gestellt. Mit welcher ökonomischen Kraft namentlich die USA aus diesem Krieg hervorgegan-

gen waren und wie sie die nun einsetzten, was uns am Beispiel des Marshall-Plans vorstellbar hätte 

werden können, wie demgegenüber die Sowjetunion nach den Verwüstungen des Krieges aussah, 

was die Reduzierung ihres Menschenpotentials durch die Kriegsverluste bedeutete, das lag jenseits 
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unserer Überlegungen. Kurzum: Schon die Ausgangsbedingungen des nun einsetzenden geschichtli-

chen Kräftemessens waren uns nicht bewusst. Dass das mit dem absterbenden Gegner so eine Sache 

war, ließ sich freilich nicht übersehen. Im Ohr ist mir Otto Buchwitz’ Wort auf dem 3. Parteitag der 

SED 1950, das lautete: „Auch Sterbendes hat fluoreszierenden Glanz.“ Und der hochverdiente schle-

sische Sozialdemokrat, geboren in Breslau zu Zeiten des Sozialistengesetzes, war kein Sprüchema-

cher. Und dann waren da die Demonstrationen sowjetischer Wirtschaftskraft in Ägypten beim Bau 

des Assuan-Staudamms, eines Stahlwerks in Indien und die Herstellung wirtschaftlicher Beziehungen 

zu vielen der neuen einen Aufbruch anzeigenden Staaten des „schwarzen Kontinents“. Die Siege in 

Algerien, die Kämpfe in den portugiesischen Kolonien, der letzten, die die Unabhängigkeit gewan-

nen, und Kuba – das waren Tatsachen auf unserer historischen Rechnung, auf der die Gegenrechnung 

fehlte. Sicher schien uns, dass diese – wie sie genannt wurden – „jungen Nationalstaaten“ auf den 

anderen Kontinenten den nichtkapitalistischen Weg einschlagen würden. Indessen begannen sich un-

sere Vorstellungen doch zu verändern und das im Hinblick auf die Zeiträume, in denen der grund-

stürzende Wandel erreicht werden würde, aber in ihren Grundfesten wankten sie nicht. In unser Den-

ken begann sich etwas einzuschleichen, was die Kampfrichter beim Boxsport Hilfspunkte nennen. 

Dass die kapitalistischen Regime, von den USA gar nicht zu reden, in Westeuropa feststanden, das 

war augenfällig und das Absinken des Einflusses der Kommunistischen Parteien dafür ein sicherer 

Anzeiger. Die Hilfspunkte wurden aus ferneren Gegenden geholt. Irritierend waren die sozialen und 

politischen Unruhen, von denen sozialistische Staaten erschüttert wurden, Ungarn, dann die Tsche-

choslowakei, dann Polen. Die Losung „Der Sozialismus siegt“, unaufgegeben zwar, bekam einen 

anderen, weniger überzeugenden, mit Zweifeln besetzten Klang. Eine neue Zwischenbilanz wurde 

im Großen wie in den Grenzen der DDR nicht aufgemacht. Wie hätte sie ausgesehen? Und was wäre 

mit ihr anzufangen gewesen? 

Die Geschichte der realsozialistischen Staaten wurde auch zu einer Geschichte des fortschreitenden 

Realitätsverlustes. Die bloße Aufrechterhaltung des militärischen Pat konnte die Risse in den Funda-

menten nicht ausgleichen. Lenins Wort, wonach der Sozialismus stark sei, wenn die Massen alles 

wissen, wurde schon nicht mehr zitiert. Und es war ja auch nicht mehr so, dass die „oben“ alles 

wussten und es den Massen „unten“ nur nicht sagten. Die Geschichte der Führungsgruppen im real-

sozialistischen System zu schreiben, das dürfte noch eine besondere Herausforderung der Historio-

graphie bleiben. 

Mein „viertes Reich“ ist die Bundesrepublik geworden und das nach einer historischen Niederlage 

der sozialistischen Bewegung ohne Beispiel. Nicht im Kampf um die Macht wurde sie erlitten, wie 

in Deutschland, Österreich und Ungarn 1918/1919, sondern als Machverlust. Die Betrachtung wird 

nicht besser und der Befund nicht leichter, wenn das Geschehen zuvor als ein „Versuch“ herabgestuft 

wird. Und auch nicht, wenn an dem Begriff „sozialistisch“ gedeutelt und erklärt wird, das war ja gar 

nicht der richtige Sozialismus, der da eine Niederlage erlitt. Es war ein hoffnungsvoll begonnener 

Ausbruch aus der bürgerlichen Welt und den Zuständen kapitalistischer Ausbeutung. Dafür gibt es 

einen untrüglichen Beweis: Wäre er das nicht gewesen, würde die Niederlage nicht so schmerzen. 

Und weil er das war, haben Sozialisten die Pflicht und Schuldigkeit, die verdammte oder eine andere, 

sich mit diesem Erbe auseinander zu setzen, es zu sondern in jenen Teil, den sie für im positiven und 

den anderen, den sie im negativen Sinne für denkwürdig halten. In dem Lande, in dem landauf landab 

von Erinnerungskultur geredet wird, soll gesagt sein, dass die Abwendung und Nichtachtung von 

mehr als siebzig Jahren Erfahrungen, angehäuft von Millionen Menschen durch Arbeit, vielfach unter 

Schmerzen, Leiden und Opfern, einen Fall von Erinnerungsunkultur ergibt. 

Nun also sind die Sozialisten seit Jahren und auf Jahre noch mit den Ursachen und Folgen jener 

Niederlage befasst, mit Folgen, die sich vollends noch nicht entfaltet haben. Mit den Ursachen nur 

gedanklich-analytisch, mit den Folgen auch praktisch. Es geht um nicht mehr und nicht weniger als 

um den Bestand einer Bewegung, die über die gegenwärtigen Macht- und Herrschaftszustände hin-

auswill, hin zu einem Zustand, für den ein anderer Name als Sozialismus noch nicht gefunden ist, 

wenn auch nach ihm gesucht wird. Von den einen, weil sie das vermeintliche Schreckwort „Sozialis-

mus“ vermeiden wollen, von anderen, weil sie es und wohl zu Recht für ihre Bestrebungen nicht als 
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zutreffend ansehen. Solidarische Gesellschaft zum Beispiel, das klingt gut und zugleich weniger ver-

bindlich und bestimmt. Dabei ist das Problem der Herrschenden wie der Sozialisten, dass eine Mehr-

heit der Bevölkerung in bürgerlichen Staaten auf Befragen den Sozialismus noch immer für eine gute 

Sache oder für die jedenfalls bessere hält, nur mit dem Zusatz, dass die nicht, wie Brecht formuliert 

hat, das Einfache ist, das schwer zu machen sei, sondern das zu Komplizierte, das nicht gemacht 

werden könne. Die Herrschenden haben damit ihre Schwierigkeiten, weil sie den Massen den bloßen 

Gedanken an diese Wertigkeit austreiben möchten, und die Sozialisten haben sie, weil dieser Befund 

als praktisch unverwertbar ist. 

Eine, wenn nicht die schwerwiegendste aller Folgen der Niederlage besteht darin, dass sich in einem 

geschichtlichen Sinne Resignation verbreitet hat und die wird nun von den Massenmedien tagaus und 

tagein genährt. Erinnert wird man an den Liedtext, geschrieben zum Tode des Ferdinand Lassalle, in 

dem es in einer Strophe von der „Freiheit, die ich meine“ heißt „Magst Du nie Dich zeigen, der be-

drängten Welt, führest Deinen Reigen nur am Sternenzelt“? Diese Haltung ist für jene, die eine andere 

Freiheit meinen, gut verträglich. Freiheit wird den Massen an deren Gedankenzelt, am besten näch-

tens und schnarchend, gern zugestanden. 

Zunächst: diese Resignation nach Niederlagen ist ein geschichtlich normaler Vorgang. Wir Histori-

ker, das ist eine unserer Aktien, haben darüber nur nicht gesprochen und geschrieben, ja meist nicht 

einmal geforscht. In der deutschen Geschichte lässt sie sich nach 1848/1849 ebenso verfolgen wie 

nach 1918/1919 und dann wieder nach 1933. Mitunter ist solche Resignation dramatisch und tragisch 

verlaufen, so im Leben des Kurt Tucholsky, dessen 75. Todestag noch in diesem Jahr zu gedenken 

sein wird. Die Resignation derjenigen, die gekämpft haben und ermüdet und enttäuscht, ja verzweifelt 

waren und es sind, ist nicht zu verurteilen. Es ist ihr helfend zu begegnen. Individuell und dadurch, 

dass der praktische Beweis dafür angetreten wird, dass das „letzte Wort“ nicht gesprochen ist. 

Solcher Beweis ist derzeit nicht leicht anzutreten. Denn Resignation muss sich nicht nur – wie im 

Fall Tucholskys – im totalen Rückzug aus der politischen Öffentlichkeit zeigen, sondern auch durch 

den Einsatz für eine Politik mit Abzügen, die mitunter den Namen Realpolitik erhält. Nichts gegen 

die alltägliche Anstrengung auch nur für eine geringfügige Verbesserung des Lebens von Menschen. 

Nur wenn sich Sozialisten einzig und auf Dauer als eine Reparaturkolonne in der bürgerlichen Ge-

sellschaft und an den Gebrechen des Kapitalismus verstehen und bewegen, dann begehen sie durch 

die Beibehaltung des Namens Sozialist einen Etikettenschwindel. 

Um dieses Verständnis wird derzeit in der deutschen Linken eine Auseinandersetzung geführt, jedoch 

selten mit offenem Visier. Zu den politischen und moralischen Pflichten eines Sozialisten gehört nach 

meinem Verständnis, dass er – gelegen oder ungelegen – ausspricht, was in dieser Gesellschaft unter 

den herrschenden Eigentumsverhältnissen sich allenfalls verändern lässt und was auf keinen Fall. 

Dazu gehört keine Prophetie, sondern ein Blick in die Geschichte der Klassenkämpfe. Diese Grenze 

darf im Nebel von Erörterungen über Transformationsprozesse nicht außer Sicht geraten. Tut sie das, 

läuft das auf eine geistige und mentale Demobilisierung hinaus. 

Damit ist die Frage erreicht, die in Kreisen von Sozialisten wieder und wieder diskutiert wird, die 

nach den historischen, tiefgreifenden Veränderungen bewirkenden Subjekt. Dass das nicht in Sicht 

ist, ist Argument mancher geworden, die in der Reparaturkolonne die Meister abgeben. Zugleich er-

weist sich in den ungeordneten Reihen der Linken der Abschied von jenen Vorstellungen vom welt-

geschichtemachenden Subjekt, die Marx und Engels und Lenin entwickelten, Vorstellungen, die sich 

damals begründen ließen, als lang. Die Verfechter von Dogmen haben stets auch denen ihrer Kontra-

henten die Verbreitung ihrer Ansichten erleichtert, denen es nicht nur um die Abweisung jener Dog-

men geht, sondern zugleich um die Theorien „dahinter“, die dogmatisiert wurden. 

Die Tatsache, dass sich in weiten Teilen der Welt die Mehrheit der Bevölkerung mit den bürgerlichen 

Zuständen ausgesöhnt hat, liefert keinen Beweis dafür, dass dieses schiedlich-friedliche Verhältnis 

auf Dauer konserviert werden kann, denn es können die Zustände nicht konserviert werden. Welche 

Widersprüche Massen in Bewegung setzen werden, ist nicht vorherzusagen. Die Erfahrungen des 

verflossenen Jahrhunderts für Europa geben darüber wenig Auskunft. Da haben sich Massen im 
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weltgeschichtlichen Maßstab nur zweimal in Bewegung gesetzt und beide Male nach Katastrophen, 

denen des Ersten und des Zweiten Weltkrieges. In Asien und Afrika ist das in den antikolonialen 

Kämpfen geschehen. In Lateinamerika ereignen sich solche Erhebungen seit Jahrzehnten, um aus 

Menschen unwürdigem Dasein auszubrechen. Diese Erfahrungen stehen auch dafür, dass die Formie-

rung von Subjekten, die fähig waren, gesellschaftliche Zustände oder Verhältnisse zum Tanzen zu-

bringen, vielfach in kurzer Zeit vor sich geht. Das gilt übrigens für revolutionierende wie für gegen-

revolutionäre Bewegungen. Wohin diese Massen dann gehen, was sie bewirken, das hängt wiederum 

davon ab, wer sich an ihre Spitze zu setzen vermag, welche Zielvorstellungen dann formuliert werden 

und diese Massen ergreifen. Das muss nach den deutschen Erfahrungen von 1918, 1933, aber auch 

von 1989 hier nicht weiter erläutert werden. 

Eric Hobsbawm hat im Hinblick auf die Geschichtswissenschaft geschrieben, sie könne über die Zu-

kunft nicht mehr aussagen, als dass die Geschichte jedenfalls weiter gehen werden, also die Vorstel-

lung von einem Stillstand oder vom „Ende der Geschichte“ absurd sei. Nun, ein wenig mehr hat er 

selbst darüber schon geschrieben. Es steht die Menschheit als Resultat ihres eigenen Handelns, auch 

als Ergebnis ihrer Auseinandersetzungen mit der Natur vor ganz neuen Herausforderungen. Manche 

ihrer alten Erfahrungen haben folglich ihr Verfallsdatum hinter sich. Vermutlich nicht so viele, wie 

manchmal geglaubt wird. Wer heute Friedrich Engels Schrift „Die Entwicklung des Sozialismus von 

der Utopie zur Wissenschaft“ liest, kann sich den Wandel dieser Herausforderungen klarmachen und 

wird womöglich fragen, ob wir nicht ein intelligentes Buch zum Thema „Die Entwicklung des Sozi-

alismus von der Wissenschaft zur Utopie“ nötig haben. Die Klassiker des dialektisch-materialisti-

schen Denkens haben, so sehr wie sie theoretisch und praktisch sich für die Wende in der Mensch-

heitsgeschichte einsetzten, zugleich um die Unwägbarkeiten des Geschichtsprozesses gewusst. Die 

Menschen machen ihre Geschichte selbst und sie stehen auf diesem ihrem Weg vor Alternativen. Die 

entscheidende lautet in der neuerdings wieder viel zitierten Formulierung: Sozialismus oder Barbarei. 

Es ist nicht nötig, sich Horrorszenarien auszumalen, um zu erkennen, dass Wandel unabweisbar wird, 

denn das von den sogenannten fortgeschrittenen oder modernen Staaten als Ideal Vorgegebene geht 

an die Substanz dessen, was menschliches Dasein ermöglicht. 
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Die Deutschen am Beginn des Zweiten Weltkrieges. 

Stimmungen, Erwartungen und die Reaktion der Machthaber 

Vortrag auf der Tagung aus Anlass des 70. Jahrestages des Beginns des Zweiten Weltkrieges. 

Veranstaltet von der Gesellschaft für Faschismus- und Weltkriegsforschung  

und der Rosa-Luxemburg-Stiftung, Berlin, 28. August 2009 

Dieser 1. September 1939 steht mit blutigen Lettern in den deutschen, den europäischen und den 

Geschichtsbüchern zur Weltgeschichte. Wie die Völker aus dem Krieg, der an diesem Tage begann, 

herauskamen, das ist über die Zeitgenossen hinaus in Erinnerung geblieben. Keine Losung war po-

pulärer als diese eine „Nie wieder Krieg!“ Sie wurde Kampfruf einer weltumspannenden Friedens-

bewegung. Wie aber kamen Millionen Angehörige der europäischen Völker in diesen Krieg hinein? 

Wie stand es da um ihren Gedanken- und Gefühlshaushalt? Davon soll mit dem Blick auf die Deut-

schen die Rede sein, also auf damals nahezu 80 Millionen Menschen, die in jenem Staate lebten, von 

dem der Krieg in Europa ausging. Bis auf den heutigen Tag finden sich in der Geschichtspublizistik 

über diesen Gegenstand verwegene Behauptungen, so kürzlich jene, der zufolge Hitlers „Untertanen“ 

den Beginn des Krieges bejubelt haben.1 Autoren solcher Thesen geben sich in der Regel als Vertreter 

eines besonders kritischen Umgangs mit der Geschichte der Deutschen. Doch die zeitgenössischen 

Quellen bezeugen solchen Jubel nicht. Sie sollen im Folgenden für unsere Analyse herangezogen 

werden, unter Verzicht auf jene Unmassen späterer, folglich rückblickender Schilderungen eigener 

Befindlichkeiten, die sich in gedruckten und archivierten Erinnerungen finden. Dabei soll die Antwort 

auf unsere Frage nicht mit der Schilderung der Stimmungen ihr Bewenden haben. Der Focus wird 

auf die Reaktionen der Machthaber und ihre Taktik gerichtet, diese für ihre Zwecke und Ziele zu 

verändern. 

Zu keinem anderen Tag – vielleicht mit der Ausnahme des 30. Januar 1933 – ist dieser 1. September 

1939 so häufig in Beziehung gesetzt worden wie zu jenem im August 19142, an dem der Weltkrieg 

begann, der dann der erste hieß.3 Der Vergleich hat vor allem Unterschiede scharf hervortreten lassen. 

Damals Kundgebungen der Kriegsbegeisterung, ein Vierteljahrhundert später nichts davon. Damals der 

„Geist von 1914“, später nie die Erfindung oder Beschwörung eines Geistes von 1939. Damals das 

feierlich-unfromme Gerede und Geschreibsel vom reinigenden oder erweckenden Erlebnis und vom 

Stahlbad, 1939 – jedenfalls zunächst – das Schweigen selbst der dienstbarsten Geister des Dritten Rei-

ches in den Bezirken der Dichtung und Wissenschaft. Die Differenz liegt auf der Hand, ohne dass Ge-

meinsamkeiten bestritten werden könnten: die Angst und die Tränen von Menschen, die Sorge schon 

um den morgigen Tag, die Furcht vor dem Verlust der Nächsten und auch die Ablehnung und Verach-

tung des Krieges durch an Zahl sehr verschieden große Minderheiten zwischen Saar und Memel. 

Was zu dem Geist, der vor nunmehr 95 Jahren durch das Deutsche Reich geschwebt sein soll, und zu 

seinen Folgen zu sagen war, hat Kurt Tucholsky 1924, am 10. Jahrestag des Kriegsbeginns, knapp 

geschrieben: „Die Woge von Betrunkenheit, die heute vor zehn Jahren durchs Land ging, hat eine 

Schar Verkaterter hinterlassen, die kein andres Mittel gegen ihren Katzenjammer kennen, als sich 

noch einmal zu betrinken. Sie haben nichts gelernt.“4 Gewiss: Nationalismus in seiner Steigerungs-

form bis zum Nationalchauvinismus hat es damals nicht nur Deutschland gegeben. Und dennoch: 

existierten Differenzen von Land zu Land. Tucholsky hat sie mithilfe eines Zeitzeugenberichtes ge-

schildert, gegeben von einem Deutschen, der die Tage des beginnenden Krieges zuerst jenseits und 

dann diesseits des Rheines erlebte. Von den Beobachtungen auf französischem Boden hieß es darin: 

„Durch Frankreich ging ein stummer Schrei. Keiner wollte es glauben. Die Leute hätten sich wie 

 
1  Jan Freitag, Aus der Sicht der Opfer. In: Neues Deutschland, 18. August 2009, S. 11. 
2  Schon vor mehr als drei Jahrzehnten lag in Frankreich eine umfassende kritische Studie über die Stimmung der 

Volksmassen bei Kriegsbeginn 1914 vor: Jean-Jacques Becker, 1914. Comment les Français sont entrés dans la 

guerre. Contribution à l’étude de l’opinion publique printemps – été 1914, Paris 1977. 
3  Beispielsweise: Hans Maier, Ideen von 1914 – Ideen von 1939? Zweierlei Kriegsanfänge, in: Vierteljahreshefte 

für Zeitgeschichte 38 (1990), S. 525-542. 
4  Kurt Tucholsky, Der Geist von 1914, In: Die Weltbühne, 7.8.1924, Nr. 32, S. 204. 
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erstarrt angesehen, fuhr er fort – es kann ja nicht sein, es kann nicht sein, stand in den Gesichtern. 

Totenstill ging eine Nation ans Sterben. Dies war der Eindruck der allerersten Tage. Es ist selbstver-

ständlich, daß, als der Apparat einsetzte, Spionen-Hetze, Tobsuchtsanfälle und Staatskoller genauso 

ausbrachen wie bei uns. Aber die Franzosen sagen das heute! Solange das Volk sprach, der kleine 

Mann, der einzelne, solange die große Kollektivität noch nicht richtig funktionierte – so lange sprach 

die Stimme der Menschlichkeit.“ Und in Deutschland? „Ich glaubte, ich sei auf ein Schützenfest ge-

raten. Glockenläuten, Girlanden, Freibier, Juhu und Hurra – ein großer Rummelplatz war meine Hei-

mat, und von dem Krieg, in den sie da ging, hatte sie nicht die leiseste Vorstellung. „Krieg ist, wenn 

die andern sterben. Helden – es waren nicht einmal Helden in dem Augenblick. Es waren die armen 

und rohen Geneppten einer Bauernkirchweih.“5 Zu diesen Bildern sind die von nationalistischen Ge-

schichtsschreibern lange unterschlagenen hinzuzudenken, die uns Zehntausende von Kriegsgegnern, 

meist Arbeiter, Mitglieder und Anhänger der Sozialdemokratie, in den letzten Julitagen 1914 in und 

vor überfüllten Kundgebungsstätten und bei Demonstrationen zeigen, die auch, so z. B. in Stuttgart 

zu Zusammenstößen mit der Polizei führten. 

Selbst wenn, wie jüngst zu recht geschehen, darauf verwiesen wird, dass das verbreitete Bild von den 

Deutschen6 bei Beginn des Weltkriegs absichtsvoll in grellen Farben gemalt wurde7 und der „Geist 

von 1914“ ein gehätscheltes Kind hurrapatriotischer Geschichtsschreiber der Weimarer Republik 

war, bleibt doch, dass Generationen, die im Kaiserreich mehr als vier Jahrzehnte im Frieden gelebt 

hatten oder in dieser Friedensperiode herangewachsen waren, den Kriegsbeginn 1914 anders aufnah-

men, als es jene taten, die mit Erinnerungen an die folgenden vier Jahre lebten. Wer 35 Jahre und 

älter war, vermochte sich 1939 der Kriegseindrücke noch aus Eigenem zu erinnern. Die Jüngeren 

hatten Berichte in Familien gehört, von denen kaum eine ohne einen Kriegstoten oder -verwundeten 

war, sie hatten in Kirchen, Schulen und Betrieben auf ehrenden Tafeln die langen Namenreihen für 

die Gefallenen gelesen. Und zudem hatten Hitlers verlogene, Friedenswillen beteuernde Reden dazu 

beigetragen, den Widerwillen gegen den Krieg zu bestärken. 

Über die Atmosphäre im Stadtzentrum Berlins am 1. August 1914 schrieb die „Frankfurter Zeitung“: 

„Unter den Linden und vor dem königlichen Schloss sammelten sich bald nach der Bekanntmachung 

der Mobilmachung viele Hunderttausende von Menschen. Jeder Wagenverkehr hörte auf. Der Lustgar-

ten und der freie Platz vor dem Schloss waren dicht gefüllt von den Menschenmassen, die patriotische 

Lieder sangen. Gegen ½ 7 Uhr erschien der Kaiser, von einem unbeschreiblich starken Jubel und von 

Hurrarufen begrüßt. Patriotische Lieder wurden angestimmt. Nach einiger Zeit trat in der Menge Ruhe 

ein. Unter tiefstem Schweigen sprach der Kaiser dann ungefähr: ‚Wenn es zum Krieg kommen soll, 

hört jede Partei auf, wir sind nur noch deutsche Brüder. In Friedenszeiten hat mich zwar die eine oder 

andere Partei angegriffen, das verzeihe ich ihr aber jetzt von ganzem Herzen.‘ [...] An diese Worte des 

Kaisers schloss sich ein Jubel, wie er wohl noch niemals in Berlin erklungen ist.“8 Zuvor schon sollen 

 
5  Ebenda. 
6  Michael Stöcken, Augusterlebnis 1914 in Darmstadt Legende und Wirklichkeit, Darmstadt 1994 (Die Monogra-

phie ist aus einer Magisterarbeit an der Technischen Hochschule Darmstadt hervorgegangen.) Wolfgang Kruse: 

Krieg und nationale Integration. Eine Neuinterpretation des sozialdemokratischen Burgfriedensschlusses 

1914/15; Klartext Verlag, Essen 1994 (Der Publikation liegt eine Dissertation an der Fernuniversität Hagen zu-

grunde.) Christian Geinitz, Kriegsfurcht und Kampfbereitschaft. Das Augusterlebnis in Freiburg. Eine Studie 

zum Kriegsbeginn 1914, Essen 1998 (= Schriften der Bibliothek für Zeitgeschichte, Bd. 7). Der Prozess der 

Ernüchterung lässt sich verfolgen in: Bernd Ulrich/Benjamin Ziemann (Hrsg.): Frontalltag im Ersten Weltkrieg 

Wahn und Wirklichkeit. Quellen und Dokumente; Frankfurt am Main 1994. Auch zehn Jahre später setzte sich 

die Auseinandersetzung um das „Augusterlebnis“ fort. Jochen Bölsche: Der Kriegsausbruch. „Ein Hammer-

schlag ...“, in: Spiegel spezial 1 (2004), 30. März 2004, S. 32. Indessen haben nicht nur Jahrestage die Beschäf-

tigung mit dem Thema angeregt: Jeffrey Verhey, Der Geist von 1914 und die Erfindung der Volksgemeinschaft, 

Hamburg 2000. Ziemann, Benjamin: Front und Heimat, Essen 1997. S. auch: Wolfgang Pieroth, Eine Frage der 

Quellen. Das „Augusterlebnis“ 1914. In: Praxis Geschichte 3/2007. 
7  Wolfgang Mühl-Benninghaus, Der deutsche Film im 1. Weltkrieg. Vom Augusterlebnis zur Ufa-Gründung, Ber-

lin 2004. 
8  Zit. nach: Ansprachen, Predigten und Trinksprüche Wilhelms II. Hg. v. E. Johann, München 1966, S. 125 f. Ganz 

andere Stimmen aus den Augusttagen lässt zu Worte kommen: Jochen Bölsche, „Ein Hammerschlag auf Herz 

und Hirn“, in: Stephan Burgdorff/Klaus Wiegrefe, Der Erste Weltkrieg, 2. Auflage, 2004, S. 54 ff. 
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nach einem anderen Bericht die versammelten Mordspatrioten, als sie gegen 17 Uhr von der Ableh-

nung des deutschen Ultimatums durch Russland unterrichtet worden waren, „Nun danket Alle Gott“ 

angestimmt haben. Solchem Text muss Parteinahme und Absicht nicht entrissen werden, er trägt sie 

gleichsam wie eine Fahne vor sich her. Nur an der Tatsache, dass es solche vorwiegend von Kreisen 

des Bürgertums und Kleinbürgertums und der „patriotischen“, meist wohl studierenden Jugend ge-

bildete Menschansammlungen gegeben hat, daran ist nicht zu zweifeln. Vergleichbares hat sich in 

Deutschland am 1. oder am 3. September 1939 nicht zugetragen. 

Millionen fühlten sich in diesen Septembertagen geistig und mental gleichsam überrumpelt, manche 

bis zur Erstarrung. Freilich: nicht vollends und nicht ohne eigenes Verschulden. Vielerorts hatten sich 

die unmittelbar auf den Beginn eines Feldzugs gerichteten Kriegsvorbereitungen in den Augusttagen 

durch Augenschein wahrnehmen lassen. „Reservisten mit Rucksack und Papierkarton drängen sich 

in den Straßen, auf den Bahnsteigen, in den Wartesälen.“ Und „Die Truppen rollen gen Osten.“ So 

lauten Tagebuch-Eintragungen von Ruth Andreas-Friedrich.9 Selbst ein nur flüchtiger Blick in die 

Zeitungen machte schon Wochen vor dem Ausbruch der unmittelbaren Vorkriegskrise lesbar, dass 

die Forderungen an den polnischen Nachbarn deutscherseits beständig provokatorischer wurden. An 

Stammtischen fanden Erörterungen darüber statt, ob die Westmächte die Durchsetzung von Ansprü-

chen an den östlichen Nachbarn hinnehmen würden oder, geschähe das nicht, ob dann Deutschland 

sich mit Russland verbünden werde oder das die Westmächte tun würden. Doch das Fazit aller Be-

obachtungen Victor Klemperers hatte im Juni 1939 und auch später noch gelautet: „Aber das Volk 

glaubt wirklich an Frieden. Er wird Polen nehmen (oder aufteilen), die ‚Demokratien‘ werden nicht 

einzugreifen wagen.“10 Das erwies sich als ein Irrtum. 

Millionen Deutsche hatten an ihren Wunschtraum vom Frieden festgehalten. Sie erwiesen sich gegen-

über dem Trommelfeuer der NS-Propaganda, die sie auf den Krieg einstellen und ihnen vom Kriege 

zugleich ein falsches, beruhigendes Bild geben wollte, als weitgehend unverletzlich. Das ist erstaunlich 

angesichts des Dauerbeschusses, den eine Auswahl von Überschriften verdeutlichen mag, die Zeitungs-

lesern im Reich in der letzten Augustdekade vor Augen kamen: „Polnische Schreckensherrschaft in den 

Grenzgebieten“, „Volksdeutsche geschlagen und in die Gefängnisse geworfen“, Frauen und Kinder 

schwer misshandelt“, „Aus der polnischen Hölle entkommen.“, „Polen morden Säugling“11, „Der Po-

lenterror überschreitet jedes Maß“12, „Deutsche in polnischen Kerkern grausam misshandelt“, „Flücht-

linge mit Hunden gehetzt“, „Auf der Flucht erschossen“13, „Raubgier feiert Orgien. Viehische Aus-

schreitungen“14, „Blutterror wächst“, „Massenmord an Wehrlosen“15. Die Texte entstammen Ausgaben 

des „Stuttgarter Neuen Tageblattes“ von fünf aufeinander folgenden Tagen und waren zumeist als Auf-

macher platziert. Kommentare kennzeichneten den „wahren Charakter der Polen“ als brutal, grausam, 

hochmütig, eitel, hinterhältig, gemein16 und bezeichneten sie als „Untermenschen“. Die Politik der pol-

nischen Regierung und das Hervortreten von Nationalisten im Lande wurden als hemmungslos aggres-

siv und kriegshysterisch dargestellt. Das Ziel bestehe in der Eroberung Ostpreußens, Danzigs und 

Schlesiens. Für deutsche Städte würden Beschriftungen von Bahnhöfen in polnischer Sprache vorbe-

reitet. Breslau solle dann Wroclaw heißen.17 Auch ein Krieg gegen Litauen werde vorbereitet. 

Die Masse der Deutschen verhielt sich in diesem zur Neige gehenden Sommer, den viele wie üblich 

genossen, als Verdrängungskünstler, denn deren Fähigkeit war nötig, um angesichts allein schon der 

offiziellen Nachrichten, Kommentare und Berichte sich zu beruhigen. So erschienen in Zeitungen 

Artikel über den „ehernen Westwall“, das in Eile errichtete System von Verteidigungsanlagen an der 

Grenze zu Frankreich, das als „das gewaltigste Verteidigungssystem aller Zeiten“ beschrieben wurde. 

 
9  Ebenda, Eintragung 26. u. 28. August 1939, S. 52 u. 53. 
10  Victor Klemperer, Tagebücher 1933-10941, Eintrag vom 7. Juni 1939, S. 473. 
11  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 387 (Morgenausgabe), 21. August 1939. 
12  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 388 (Abendausgabe), 21. August 1939. 
13  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 389 (Morgenausgabe), 22. August 1939. 
14  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 390 (Abendausgabe), 22. August 1939. 
15  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 396 (Abendausgabe), 25. August 1939. 
16  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 392 (Abendausgabe), 23. August 1939. 
17  Stuttgarter Neues Tageblatt, 96. Jg. 397 (Morgenausgabe), 26. August 1939. 
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So stellte ihn auch ein in den Kinos zu sehender Dokumentarfilm dar. Ein Report über die „Luftver-

teidigungszone West“, mit dem der vor allem im Zusammenhang mit den intensivierten Luftschutz-

übungen sich ausbreitenden Furcht vor einem Bombenkrieg begegnet werden sollte, erschien unter 

der Überschrift „Hier kommt kein Angreifer durch“. In diese Propaganda reihte sich ein Interview 

des Landwirtschaftsministers, der versicherte, dass sich Hungerzustände wie die im Weltkrieg nicht 

wiederholen könnten. Doch gab es auch Erscheinungen von Unruhe und Vorsorge. Davon zeugte 

beispielsweise ein Aufruf an Eltern, die in diesen Tagen der Ungewissheit ihre Kinder um sich haben 

und sie daher aus Dörfern von ihren Einsätzen zur Ernte zurückriefen, sie bei ihrer Arbeit zu belassen, 

damit die erwarteten Erträge geborgen werden könnten. Solche und ähnliche Beobachtungen kom-

mentierte wiederum William L. Shirer mit dem Bemerken, das deutsche Volk ist „noch nicht wirksam 

auf einen Krieg vorbereitet worden“ und es lasse sich „unter den Massen keinerlei Kriegsbegeisterung 

registrieren“. Nachdem am Morgen des 27. August Rundfunk und Zeitungen die Rationierung von 

Nahrungsmitteln und weiteren Waren des täglichen Bedarfs bekannt gemacht hatten, notierte er: „Der 

Durchschnittsdeutsche macht heute einen entmutigten Eindruck.“18 

Diese Ablehnung des Krieges und vor allem die Furcht, dass er wieder Jahre dauern könne, waren 

den Faschisten an der Staatsspitze bewusst. Ein Blick aus den Fenstern der Reichskanzlei auf den 

Wilhelmplatz konnte ihnen das am 3. September 1939 bestätigen. Dort – das wäre die vergleichbare 

Szene zu der vor dem Schloss im August 1914 – hatten sich nur etwa 250 Personen um Lautsprecher 

versammelt und hörten die Mitteilung von Großbritanniens Kriegserklärung. „Nach Beendigung der 

Durchsage gab es nicht einmal ein Murmeln. Sie standen unverändert dort. Betäubt. Die Leute können 

es noch nicht fassen, dass Hitler sie in den Weltkrieg geführt hat.“19 So wieder der Augenzeuge Wil-

liam L. Shirer, der auch seine Beobachtungen mit Berichten vom August 1914 verglich: „Heute: keine 

Begeisterung, kein Hurrageschrei, keine Hochrufe, kein Blumenstreuen, kein Kriegsfieber, keine 

Kriegshysterie. Nicht einmal Hass auf Franzosen und Briten [...]“.20 Und die Analyse in den SO-

PADE-Berichten besagte, dass bei weitem nicht alle „verrückt“ wären. „O nein, Begeisterung gibt es 

überhaupt nirgends.“21 Die verbreitete Ablehnung des Krieges hatten auch ganz unterschiedlich ge-

sonnene britische Besucher im Reich festgestellt.22 

Diese Volksstimmung konnten die Machthaber als Beweis für das Scheitern der Absicht ansehen, die 

Hitler den Spezialisten der NS-Presse vor knapper Jahresfrist in München am 10. November 1938 

auseinandergesetzt hatte: dem Volke „die Vorgänge“ so darzustellen, dass dessen Seele schließlich 

nach Gewalt rufe. Nun suchten sie im Kriege nachzuholen, was ihnen im Vor-Krieg nicht gelungen 

war. Dabei reagierten sie nicht überstürzt, mit Geschick und Raffinesse und brauchten im Kern Neues 

nichts zu erfinden. Sie griffen zu der 1914 von der kaiserlichen Regierung benutzten Formel vom 

„uns aufgezwungenen Krieg“.23 Besonderer Wert wurde auf die Beteuerung gelegt „Der Führer hat 

diesen Krieg nicht gewollt.“24 Englands angeblich von Juden gelenkte Regierung wurde, unter Aus-

sparung des französischen Gegners25, als der alleinige Kriegsinteressent hingestellt. Diese Version 

 
18  William L. Shirer, Tagebuch, Eintragungen vom 24. und 29. August 1939, S. 177 u. 182. 
19  William L. Shirer, Tagebuch, Eintragung 3. September 1939, S. 191. 
20  Ebenda. Eintragung 3. September 1939, S. 192. Das schloss nicht aus, dass sich Wehrmachtssoldaten auf ihrem 

Weg an die Front ähnlich artikulierten, wie es ihre Väter 1914 getan hatten. So existieren Fotos von Fahrzeugen 

mit der Aufschrift, man werde nun die „Polen versohlen“. Doch bildeten derlei Soldatenbelustigungen offenbar 

Ausnahmen. 
21  SOPADE-Berichte, 6. Jg. 1939, Nr. 8, S. 977. 
22  Angela Schwarz. Die Reise ins Dritte Reich. Britische Augenzeugen im nationalsozialistischen Deutschland 

(1933-1939). Göttingen 1993. S. 374-375 (= Veröffentlichungen des Deutschen Historischen Instituts Lon-don. 

Bd. 31, Hg. Adolf M. Birke). 
23  Kurt Pätzold, Der uns aufgezwungene Krieg. In: Ders./Manfred Weißbecker, Schlagwörter und Schlachtrufe. 

Aus zwei Jahrhunderten deutscher Geschichte, Bd. 1, S. 118-124. An dieser Formel wurde während aller Jahre 

festgehalten. Sie prangte in den Aufgängen er Häuser auch von der „Parole der Woche“ 1940, Nr. 16. 
24  Rede von Joseph Goebbels am 17. April 190 im Berliner Sportpalast anlässlich der Rechenschaftslegung des 1. 

Kriegswinterhilfswerkes. Goebbels Reden, Bd. 2, 1939-1945. Hg. Von Helmut Heiber München 1972, S. 19. 
25  Diese Differenzierung änderte sich in der Propaganda abrupt, als der Krieg im Mai und Juni 1940 in Frankreich 

geführt wurde. Dann hetzte eine im Juni herausgegebene „Parole der Woche“ gegen die „schwarzafrikanischen 

Soldaten“ und gegen das „verjudete und vernegerte Frankreich“ Parole der Woche, 1940, Nr. 24. 
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besaß freilich den Nachteil, dass ihr stillschweigend ein Bedauern über den verlorenen Frieden bei-

gemischt war, eine Stimmung, die, jedenfalls wenn sie dauerte, dem Ziel der Machthaber, die Bevöl-

kerung zu äußersten Kriegsanstrengungen zu mobilisieren, nicht förderlich sein konnte. Doch ließ 

sich darauf vertrauen, dass militärische Siege, zumal wenn sie ohne große Opfer gegen den hoff-

nungslos unterlegenen polnischen Gegner erreicht waren, die Stimmung wandeln und – nolens volens 

– eine Gewöhnung an das einschneidend veränderte Leben eintreten werde. Einmal im Krieg, würden 

die Deutschen ihn vor allem nicht verlieren wollen. Bei diesem Wunsch ließen sich die Massen pa-

cken und von der Führung gleichsam sicher an den Haken nehmen. 

Zunächst verzichtete die deutsche Führung in den ersten Septembertagen auf jede Kriegsbegeisterung 

demonstrierende Massenkundgebung ihrer Anhänger, die Goebbels in seiner Eigenschaft als Berliner 

NSDAP-Gauleiter in der für derlei Spektakel mehrfach genutzten Sporthalle leicht hätte inszenieren 

können. Doch wären sie mit einer derartigen Kundgebung nur Gefahr gelaufen, die Partei von der 

Bevölkerungsmasse zu isolieren. Das war noch nicht die Stunde des Propagandaministers, über des-

sen fehlende Wortmeldung sich Victor Klemperer wunderte, der am 10. Tag des Krieges in sein Ta-

gebuch schrieb: „Wo ist Goebbels? Er schweigt seit Kriegsausbruch, nein, schon seit Russenbund.“26 

Die Töne wurden auf Moll gestimmt: die Deutschen wüssten um die Schwere des Krieges, sie gingen 

in ihn ernst wie in ein Gebet. 

Zur Demagogie vom unschuldig verlorenen Frieden gehörte die Befolgung der Devise: Im Hause des 

Henkers spricht man nicht vom Strick. Die Propaganda vermied allein schon das Schreckwort Krieg, 

jedenfalls sofern vom eigenen Haus gesprochen wurde. Die Vorgabe hatte Hitlers Rede am Tage des 

deutschen Einfalls in Polen geliefert.27 Nicht, dass dem Nachbarstaat, der angeblich den Krieg wollte, 

deutscherseits Krieg erklärt wurde. Vielmehr wurde nun „zurückgeschossen“, „Gewalt gegen Ge-

walt“ gesetzt, dem Gegner „mit dem Schwert entgegengetreten“, der „Schutz des Reiches gewähr-

leistet“ und ein „Abwehrkampf“ geführt. Dem ersten Bericht des Oberkommandos der Wehrmacht 

zufolge hatten „Kampfhandlungen“ begonnen. Deutschland befand sich „im Kampf“, seine Bevölke-

rung lebte nun „in Zeiten des Kampfes“. So auch die Wortwahl im Aufruf des katholischen Feldbi-

schofs Rarkowski, der von einer „Feuerprobe der Bewährung“, dem „Kampf um Lebensrechte“, vom 

„Schutz des Lebens der Nation“ und von „Sturmestagen“ sprach.28 

Das Wort Krieg wurde nur im Hinblick auf die Politik der Gegner benutzt, so in der These „Polen 

zwingt und den Krieg auf“.29 Als die Regierung in London am dritten Septembertag erklärte, Groß-

britannien befinde sich mit dem Deutschen Reich in Kriegszustand und aus Paris die entsprechende 

Nachricht in Frankreichs Namen einging, hieß es in der NS-Presse „Die Westmächte brechen den 

Frieden“. Britische Machtpolitiker hätten das eigene Volk in den Krieg getrieben und wollten das 

deutsche in ihn hineinziehen. Auf des Gegners Seite hatte eine „Kriegspartei“ gesiegt und war 

„Kriegshysterie“ entfacht worden, dort tagte ein „Kriegskabinett“ und agierten „Kriegshetzer“, dort 

wurden „Kriegskredite“ aufgelegt und ein „Kriegshaushalt“ beschlossen, dort lag die „Kriegsschuld“ 

und existierten „Kriegsgründe“. Großbritannien führe einen „Wirtschaftskrieg“, einen „Piratenkrieg“ 

und „Kaperkrieg“ zur See und den „Hungerkrieg gegen die Welt“. 

Charakterisierte die deutsche Propaganda die eigene Politik, war und blieb Krieg zunächst ein Tabu-

wort. Einzig die deutsche Bürokratie vermochte sich weder in der Wehrmacht noch in Wirtschaft und 

Justiz dem anzuschließen. Dort existierten die „Kriegsrangliste“ und der „Kriegsstammrolle“. In der 

„Kriegswirtschaftsverordnung“, erlassen vom Ministerrat für die Reichsverteidigung gab es „Kriegs-

beiträge“, „Kriegszuschläge“, „Kriegslöhne“ und „Kriegspreise“ und auch „kriegsschädliches Verhal-

ten“. Im Versicherungsgewerbe ließen sich Bezeichnungen wie „Kriegsschäden“ infolge von „Kriegs-

handlungen“ nicht umgehen. Auch nicht zur Bestimmung weiterer Straftatbestände in der „Verord-

nung über das Sonderstrafrecht im Kriege“, die den Machthabern und ihren Richtern zusätzliche Ins-

 
26  Victor Klemperer, Tagebuch 1933-1941, Eintragung 10. September 1939, S. 488. 
27  Verhandlungen des Reichstags, Bd. 460, 3. Sitzung, 1. September 1939, S. 47. 
28  Verordnungsblatt des katholischen Feldbischofs der Wehrmacht, 1939, S. 5. 
29  So im Aufmacher in: Nordwestdeutsche Zeitung, Nr. 204, 1. September 1939. 
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trumente zur Erzwingung von Gehorsam und Disziplin bot. Eine der ersten Verlautbarungen, die 

ihnen einen Wandel im Sprachgebrauch der Propaganda anzeigte, kam aus der Adjutantur des Füh-

rers, der wissen ließ, er wünsche nicht, auf seinen Reisen Blumen überreicht zu bekommen – während 

der unbestimmten „Dauer des Krieges“. 

Als Polen besiegt war, fielen diese Rücksichten mehr und mehr. Der Oberkommandierende der 

Kriegsmarine, Großadmiral Erich Raeder, gab einem holländischen Journalisten ein Interview, in 

dem er das Festhalten am internationalen Seekriegsrechts glaubhaft zu machen suchte. Es erschien 

unter der Überschrift „Deutschlands U-Bootkrieg“. Herausgehoben wurde die Mehrung der eigenen 

„kriegswirtschaftlichen Kraft“ durch den Zugriff auf Polens Schwerindustrie, gefeiert die „unüber-

sehbare Kriegsbeute“. Ein Leitartikel war überschrieben „Kriegsziel erreicht“. Das war für diesen 

Moment, den 20. September 1939 die größte aller Lügen. Denn die Ziele in diesem sich zum Zweiten 

Weltkrieg ausweitenden Eroberungszug des deutschen Imperialismus erschöpften sich weder in Dan-

zig noch mit der Liquidierung des Nachbarstaates. Das verbarg die Behauptung vom erreichten 

Kriegsziel. Indessen gewann der Krieg, der nach dem kurzen Feldzug in Polen praktisch nicht statt-

fand, unter den Deutschen eine begrenzte Popularität, zumal er ganz anders zu verlaufen schien, als 

der zwei Jahrzehnte zuvor verlorene. 

Diesen Wandel beschrieb mit einem treffenden Bild aus geringem zeitlichen Abstand Howard K. 

Smith so: „Im Grunde hängen sie (die Deutschen K. P.) an den Nazis dran, wie ein Mann, der die 

überraschende Entdeckung gemacht hat, dass er den Schwanz eines Löwen in den Händen hält, und 

der sich einfach weiter daran festhält – nicht, weil er die Nähe des Löwen so toll findet, sondern weil 

er unsagbare Angst davor hat, was wohl passiert, wenn er loslässt. [...] Der Hauptgrund, weshalb sich 

die Deutschen am Schwanz des Löwen festklammern, ist folgende quälende Frage, die ihnen wie ein 

Alptraum im Nacken sitzt: Wie wird es ihnen ergehen, wenn sie den Krieg nicht gewinnen.“30 Und 

diese Furcht, wie Smith ebenfalls bemerkte, nahm mit jeder Untat und jedem an anderen Völkern 

begangenen Verbrechen zu. Zur Abwendung einer erneuten Kriegsniederlage mobilisierten Millionen 

ihre Willenskräfte, denen sie, von der faschistischen Propaganda missleitet, ohnehin einen übermä-

ßigen Anteil an Erfolgen oder Misserfolgen zumaß. Als die Dänin Karen Blixen Deutschland im März 

1940, von Beauftragten des Propagandaministeriums geleitet, Deutschland besuchte, stieß sie auf 

diese Erscheinung, die sie so beschrieb: „So beherrscht den Fremden in Berlin überall der Eindruck 

einer ungeheuren Willensanspannung. Die Willenskraft ist die Leistung des Dritten Reiches [...] und 

je nachdem, ob man an die Macht des Willens glaubt, kann man an dessen Evangelium glauben.“31 

Dabei befand sich der zunächst schweigende Goebbels gleichsam auf dem Sprung, die Deutschen mit 

den schrillen Tönen der Kriegsfanfaren anzufallen Er werde sorgen, warf er sich schon am 4. Kriegs-

tag in seinen Tagebuchaufzeichnungen in die Brust, dass „das Volk halten wird“. Es sei „ruhig und 

gefasst“ und „voll einer erbitterten Entschlossenheit“.32 Der Feldzug gen Osten dauerte noch keine 

zehn Tage, da notierte auch er, die „Volksgenossen“ würden noch nicht glauben, „dass es zum großen 

Krach kommt“.33 Als die Kriegshandlungen im Osten nahezu beendet waren, befand er die Stimmung 

im Lande zwar als ausgezeichnet, gestand sich aber doch ein. „Alles ist abwartend“ und „Man hofft 

wohl insgeheim auf einen Frieden mit Frankreich.“34 So sahen das auch die Informanten des Exilvor-

stands der Sozialdemokratie, wie ein aus Bayern stammender Bericht besagte: „Ein wesentlicher Teil 

 
30  Howard K. Smith, The Last Train from Berlin, 1942. Die dt. Ausgabe: Howard Kingsburry. Smith, Feind schreibt 

mit. Ein amerikanischer Korrespondent erlebt Nazi-Deutschland. Über setzt von Nils Kadritzke, Berlin 1982. 

Hier zitiert in: Reisen ins Reich 1933-1945. Ausländische Autoren berichten aus Deutschland. Zusammengestellt 

und mit einer Einleitung von Oliver Lubrich, Frankfurt a. M. 2004 (= Die andere Bibliothek. Hg. von Hans 

Magnus Enzensberger), S. 324-325. 
31  Karen Blixen, Halbmond und Hakenkreuz. In: Briefe aus einem Land im Kriege (1948). Hier zitiert in: Reisen ins 

Reich 1933-1945. Ausländische Autoren berichten aus Deutschland. Zusammengestellt und mit einer Einleitung 

von Oliver Lubrich, Frankfurt a. M. 2004 (= Die andere Bibliothek. Hg. von Hans Magnus Enzensberger), S. 257. 
32  Goebbels Tagebuch, S. 92 (Eintrag vom 4. September 1939). 
33  Mit Bezug auf die Kriegsrede Hermann Görings in einem Rüstungsbetrieb, die er am 9. September 19939 gehal-

ten hatte. 
34  Gb. Tgb. 7, S. 114 u. 116 (Eintrag vom 21. September 1939). 
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der Bevölkerung hofft noch immer, dass die Franzosen doch nicht mitmachen werden und die Sache 

deshalb bald zu Ende gehe.“35 Das Bild, wonach die Deutschen in einer Mischung von Loyalität, 

Vertrauen und Liebe zu ihrem bewunderten Führer, bangend zwar, in den Krieg gefolgt seien und 

seinen Krieg zu dem ihren gemacht hätten,36 geht an der Tatsache vorbei, dass sie sich einer Wahl-

möglichkeit längst begeben hatten. Sie mussten sich mit den Schritten ihrer Führung abfinden. Der 

Kriegsbeginn schuf keine Beziehungskrise zwischen den Massen und den Machthabern, geschweige, 

dass er Menschen gegen das Regime in Bewegung gesetzt hätte. Darauf hofften Sozialdemokraten, 

sich auf die Erfahrungen von 1917/1918 stützend erst nach einem gründlichen Wandel der Situation: 

„Erst wenn der Hunger noch mehr anklopft und die Nerven zermürbt hat und vor allen Dingen, wenn 

es den Westmächten gelingen würde, im Westen Erfolge zu erzielen und deutschen Boden in größe-

rem Umfange zu besetzen, dürfte die Zeit zu einem Umsturz heranreifen.“37 

Als ein Teil der Truppen aus Polen wieder in ihre Garnisonen zurückkehrte und sie Einwohner mit 

Blumen empfingen, modifizierte sich jedoch das Bild. Vieler bemächtigte sich ein „Taumel über die 

Vernichtung Polens.“38 Das waren auch Zeugnisse der Erleichterung, denn „es“ war so glimpflich 

abgegangen. Diese Feiern verbanden sich zudem mit falschen Hoffnungen. Der Krieg sei vielleicht 

gerade erst am Anfang, notierte William L. Shirer am 21. September, „wenn auch die Deutschen nach 

der Einnahme Polens ihn gern am Ende sähen“.39 Und diesen Eindruck bestätigend, schrieb er am 5. 

Oktober 1939: „Die Menschen hier wollen gewiss Frieden.“40 Dieser Stimmung trug das Zentralblatt 

der NSDAP Rechnung, als es nach dem Polenfeldzug schrieb: „Ganz Europa wartet auf das Wort des 

Friedens aus London. Wehe denen, die es verweigern. Sie werden eines Tages von ihrem eigenen 

Volk gesteinigt werden.“41 

Die als Feldzug der 18 Tage gefeierte Niederwerfung Polens erzeugte in der Bevölkerung keinen 

Appetit auf mehr. Am 20. September notierte William L. Shirer: „Alle Deutschen, mit denen ich 

heute sprach, gehen felsenfest davon aus, dass wir innerhalb eines Monats Frieden haben werden.“42 

Wie Informationen des Sicherheitsdienstes besagten, rechneten viele mit einem Abbruch des Krieges 

und darauf, dass sich die Regierungen Großbritanniens und Frankreichs mit den geschaffenen Tatsa-

chen abfinden würden. Dazu trug eine Rede Hitlers bei, die er am 6. Oktober vor dem Reichstag hielt 

und in der er den Westmächten ein Friedensangebot zu Bedingungen unterbreitete, die deren Kapitu-

lation gleichkamen. Dennoch verstärkte diese Rede, „den Glauben an ein Nachgeben Großbritanniens 

und Frankreichs“, wie die nun regelmäßig erscheinenden SD-Berichte über die innenpolitische Lage 

am 9. Oktober vermerkten.43 Drei Tage später tauchte „fast schlagartig in allen Teilen des Reiches 

das Gerücht auf, die englische Regierung und der englische König hätten abgedankt und es sei ein 

Waffenstillstand abgeschlossen worden.“ Diese Nachricht – der Wunsch war der Vater des Gedan-

kens – sei in allen Volkskreisen freudig und mancherorts mit Begeisterung aufgenommen worden, in 

Betrieben, auf Märkten, in der Berliner Universität. Auf dem Bahnhof Heinersdorf nahe Berlin wurde 

Soldaten, die den Ort mit einem Zug passierten, zugerufen: „Ihr könnt nach Hause fahren, der Krieg 

ist aus!“ Als sich die deutsche Seite darauf zu einem Dementi veranlasst sah, habe sich unter denen, 

die der Nachricht geglaubt hatten, „eine tiefe Niedergeschlagenheit“ verbreitet.44 

Deutlicher als durch diese Episode konnte unter den Bedingungen sofort erlassener Kriegsgesetze 

und der verschärften Überwachung der Bevölkerung deren Haltung kaum erkennbar werden. Noch 

 
35  SOPADE-Berichte, 6. Jg. 1939, Nr. 8, S. 980. 
36  Rafael Seligmann, Die Deutschen und ihr Führer, München 2004, S. 220-224. 
37  SOPADE-Berichte, 6. Jg. 1939, Nr. 8, S. 983. 
38  Victor Klemperer, Tagebuch 1933-1941, Eintrag vom 22. September 1939, S. 492. 
39  William L. Shirer Tagebuch, S. 210. 
40  William L. Shirer Tagebuch, S. 220. 
41  VB, 30. September 1939, zitiert auch in William L. Shirer, S. 217, Notiz vom gleichen Tage. 
42  William L. Shirer, Tagebuch, S. 207. 
43  Meldungen aus dem Reich, Nr. 1, 9. Oktober 1939, Bd. 2, S. 330/331. 
44  Meldungen aus dem Reich, Bd. 2, Nr. 2. 11. Oktober 1939, S. 339. Die Episode erzählt, offenkundig vom Hö-

rensagen, auch Howard K. Smith, a.a.O. S. 265-266, allerdings das Gerücht verfälscht wiedergebend, denn Wins-

ton Churchill war zu diesem Zeitpunkt noch nicht britischer Premierminister. 
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Tage später galt die Aufnahme des Gerüchts Sicherheitsexperten als Beweis dafür, „wie stark in der 

Allgemeinheit der Wunsch zum Frieden ist“, eine Feststellung, der beruhigend hinzugefügt wurde, 

dass von „einer ausgesprochenen Kriegsmüdigkeit (in der 6. Woche seit Kriegsbeginn! K. P.) nicht 

gesprochen werden“ könne.45 Noch in der Meldung vom 16. Oktober, als die Zurückweisung von 

Hitlers „Friedensangebot“ durch die Regierungen in London und Paris nicht zu bezweifeln war, hieß 

es im Bericht zur innenpolitischen Lage: „Vollständig sind allerdings die Hoffnungen auf einen bal-

digen Frieden noch nicht geschwunden.“46 Illusionen nährte auch die Tatsache, dass nach dem Feld-

zug in Polen Bauern aus der Wehrmacht entlassen wurden, um die Einbringung der Herbsternte zu 

sichern. 

Erst in seiner Rede am 9. November 1939 in München sprach Hitler Klartext und sagte den „Volks-

genossen“, worauf sie sich einzurichten hätten und widersprach damit den Hoffnungen vieler, dass 

der „richtige“ Krieg vielleicht doch gar nicht stattfinden werde. Doch ging diese Ausrichtung der 

Massen auf einen Krieg von unbestimmter Dauer propagandistisch – nächst der Ablehnung jeder 

deutschen Schuld am Kriege und der Verleugnung aller eigenen Kriegsziele – weiter mit dem Bestre-

ben einher, den Deutschen zu versichern, dass dies ein ganz anderer Krieg sein werde als der von 

1914 bis 1918 geführte. Vor allem könne er nur mit dem Sieg des Reiches enden. Unruhe schufen 

jedoch die ersten Kriegswirtschaftsverordnungen, die mit ihrer Schärfe die Stimmung unter der Ar-

beiterschaft so negativ beeinflussten, dass sie schon nach wenigen Wochen zurückgenommen wur-

den. Was den Massen zugemutet werden müsste und sollte, blieb in der Führung mehrfach umstritten 

und in kaum jemandem lebte die Erinnerung an den Zerfall der Kriegsgefolgschaft aus den Jahren 

1917 und 1918 warnender als in Hitler. Er war der entschiedene Verfechter des Prinzips, die Kriegs-

lasten auf „die Anderen“ abzuwälzen, sie schuften, bluten und sterben zu lassen und im Reich den 

Eindruck von Normalität aufrecht zu erhalten, u. a. durch die Fortsetzung des Betriebs von Kinos, 

Theatern, Varietés, Tanzveranstaltungen, Kunstausstellungen und Sportwettkämpfen, vor allem aber 

auch durch hinreichende Lebensmittelrationen und im ersten Kriegswinter durch warme Wohnungen. 

Bei letzterem gab es die ersten schmerzlichen Einbrüche, welche die Vernachlässigung der Entwick-

lung des Transportwesens anzeigten. 

Die Mehrheit der Deutschen, mit Ausnahme einer freilich nicht zu marginalisierenden Minderheit 

von fanatischen Faschisten, Militärs, ahnungslosen Heranwachsenden und unbelehrten Weltkrieg-I-

Kämpfern, hatte den Krieg nicht gewollt, aber sie wurde an ihn gewöhnt und konnte sich dennoch 

nicht entraten, bei jeder Veränderung und nach jedem Sieg zu fragen, ob sein Ende nicht in Sicht 

wäre. So wieder geschehen nach dem Sieg im Westfeldzug, als sich erneut eine die Machthaber be-

unruhigende Friedenserwartung ausbreitete. 

 

 
45  Meldungen aus dem Reich, Bd. 2, Nr. 3, 13, Oktober 1939, S. 347. 
46  Meldungen aus dem Reich, Bd. 2, Nr. 3, S. 356. 
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Frühe Begegnung. 

Eine Erinnerung an Kurt Goldstein anlässlich seines 100. Geburtstages 

Im Jahre 1945 verschlug es mich von Schlesien über Zwischenstationen nach Thüringen und in die 

Stadt Weimar. Noch am Tage meines Eintreffens geleitete mich mein Vater, der da früher schon 

angekommen war, zum Hause der Frau von Stein und verabschiedete sich von mir mit den Worten, 

da seien „die Richtigen“ drin. Ich stieß im Innern, dessen Einrichtung deutlich an ein früheres Hitler-

jugendheim erinnerte, wie ich erwartet hatte, zwar auf eine Gruppe junger Leute, doch diskutieren 

die nicht, sondern übte sich im Volkstanz nach dem Liede von den Leinewebern, die eine saubere 

Zunft gehabt haben sollen. Das war indessen nicht ihre Hauptbeschäftigung, wie die folgenden 

Zusammenkünfte zeigten. 

Im Haus der Jugend in der Stadtmitte, wo sich auch die Büros der sich formierenden Antifaschistischen 

Jugend befanden, gab es wöchentlich Schulungsabende. Die wurden von Antifaschisten bestritten, von 

denen viele als letzte Station ihrer Gefangenschaft Buchenwald überlebt hatten. Stefan Heymann, der 

später u. a. Botschafter der DDR in Polen war, Walter Wolf, zeitweilig Landesdirektor für Volksbil-

dung in Thüringen, später Professor in Jena und Potsdam, und Kurt Goldstein. Wir, ihre Zuhörer, 

zählten in jenem Frühherbst nicht mehr als allenfalls eineinhalb Dutzend Mädchen und Jungen. 

In diesen Umständen also begegnete ich Kurt zum ersten Mal. Er war der für die Jugendarbeit der 

Kommunistischen Partei zuständige Mann und „residierte“ im Sitz der Landesleitung in der Schwan-

seestraße unterm Dach in einem kleinen Zimmer mit schrägen Wänden. Dort auch und in seinem 

Domizil, einem Zimmer im nahe dem Bahnhof gelegenen Hotel, das damals „Germania“ hieß, trafen 

wir aufeinander. Diese Begegnungen waren stets mit Anregungen und Aufträgen verbunden. Einer 

lautete, für die „Kinder Berlins“ Äpfel zu sammeln. Also machten wir uns auf – nach Oßmannstedt. 

Und brachten tatsächlich Früchte mit, die an den Toren von Bauersgehöften leicht nicht zu erbitten 

waren. Doch hätten wir einfach auch ein schlechtes Gewissen gehabt, vor Leute gleichsam mit leeren 

Händen zurückzukommen, von denen wir mehr ahnten denn wussten, was hinter ihnen lag. 

Denn: Ihr Erleben in Buchenwald? Das bildete kein Thema unserer Gesprächsabende mit jenen Men-

schen, die am Anfang unseres Weges in den Antifaschismus standen, uns gedanklich Türen öffneten, 

von denen wir bis dahin nicht gewusst hatten, dass es sie überhaupt gab. Und dieses Beschweigen der 

eigenen Erinnerung blieb bei Kurt und den Anderen lange so. Und wir? Wir trauten uns nicht nach-

zufragen, sondern lasen die ersten Broschüren, die über das Lager auf dem Ettersberg auf dem schma-

len Literaturmarkt erschienen. 

Kurt war der Lenker der antifaschistischen Jugendarbeit in Thüringen, unterwegs zwischen Schleiz 

und Schmalkalden. Für zwei Episoden ist hier Platz, die etwas über den Stil seiner Arbeit aussagen. 

In den letzten Tagen 1945, das war seine Idee, fand die erste antifaschistische Jugendkonferenz Thü-

ringens in Gera statt. Der Fest- und Tanzsaal aus Kaisers-Zeiten war gefüllt. Als ein Hauptredner 

sprach ein evangelischer Pfarrer, der die Rolle seiner Kirche etwas stärker aufhellte, als wir sie in 

Erinnerung hatten. Es gab Proteste. Am Ende griff auch Kurt ein, nicht versöhnend, aber dämpfend. 

Dann weihten wir ein Jugendheim ein. Das erhielt den Namen der Geschwister Scholl. Kurt hatte ihn 

gegen den Vorschlag, es nach Ernst Thälmann zu benennen durchgesetzt. Und das war nicht der 

einzige Fall, in dem ich ihn als einen Politiker erlebte, der seine Überzeugung verfocht und zugleich 

nach Zwecken und Wirkungen fragte. Wenig später war ich Schüler einer Internatsschule auf dem 

Thüringer Wald. Wir, ein halbes Dutzend Schüler, durchweg Kinder von Antifaschisten, hatten im 

Januar 1946 dort eine der neuen Jugendgruppen gegründet. Die Idee einer Wandzeitung wunde ge-

boren. Wir hatten uns für sie einen besonders revolutionären Titel ausgedacht. Kurt, der auf einer 

seiner Reisen in Wickersdorf Halt machte, hörte sich unseren Vorschlag an. Dann meinte er, wir 

sollten doch lieber den Titel „Die Funzel“ wählen und ihn als Programm verstehen, aufzuspüren und 

aufzuspießen, was im Leben dieser Schulgemeinde kritikwürdig sei. So wurde sie dann auch getauft. 

Denn Kurt war, wie sage ich es in einem Wort? Ein Überzeugender. 
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Nach sechs Jahrzehnten. Der 8. Mai 

Warum haben wir das Gedenken an das Ende des Zweiten Weltkrieges in Europa aus dem Abstand 

von sechs Jahrzehnten nicht schon ein oder zwei Jahre hinter uns? Die triviale Antwort: Weil dieser 

Krieg 1945 und nicht schon 1944 oder 1943 endete. Oder: Weil Hitler, so viele seiner Vorhersagen 

sich auch leere Versprechen erwiesen, mit einer recht behielt. Es werde, hatte er mehrmals beschwö-

rend gesagt, in deutscher Geschichte keinen zweiten 9. November 1918 geben, sich jene Situation 

nicht wiederholen, da Massen bekundeten, dass sie den Krieg satt und Soldaten die Gewehre zwar 

noch umgehängt hatten, deren Läufe aber nach unten zeigen ließen. Er, Hitler, höre immer erst fünf 

Minuten nach 12 auf. Es wurde dann noch später. Warum aber? Die Antwort verlangt die Bestim-

mung der Faktoren, denn es war kein einzelner, die dem Regime Gefolgschaft bis – wie der Moment 

dann meist bezeichnet worden ist – in den Zusammenbruch eintrugen. Diese Faktoren lassen sich 

bestimmen, verweigern sich jedoch der Gewichtung. Schätzungen sind möglich und vorgenommen 

worden. 

Eine frühe Analyse stammt von Howard Kingsbury Smith (1914-2002) und kann jetzt in einem Band 

wieder nachgelesen werden, der Reiseeindrücke bietet, die ausländische Besucher und Gäste (u. a. 

Max Frisch, Albert Camus, Thomas Wolfe, Samuel Beckett) während mehr oder weniger langer Auf-

enthalte im Nazireich vor und in den Kriegsjahren sammelten und beschrieben. Smith, tätig gewesen 

für US-amerikanische Agenturen, Sender und Zeitungen, 1941 nach der deutschen Kriegserklärung 

an die USA der Internierung entkommen und in die Schweiz gelangt, (die er nicht verlassen konnte, 

bis Frankreich befreit war), schrieb dort sein Buch Last Train from Berlin. An Eye-Witness Account 

of Germany at War. Es wurde in den USA ein Bestseller und erschien 1943 auch in London. Eine 

deutsche Übersetzung war 1982 greifbar. Smith hatte schon im Oktober 1941 begriffen, dass der 

Feldzug im Osten fehlzuschlagen drohte und fragte sich, was die Deutschen dazu brächte, dies sein 

Bild, den Schwanz des Löwen dennoch festzuhalten. Er befand: Das geschehe nicht, weil sie die Nähe 

des Löwen so toll fänden, sondern weil sie fürchteten, was passieren könne, wenn sie losließen. Im 

Klartext analysierte Smith die Antriebe der Gefolgschaftstreue so: Es existiere gewiss Angst vor der 

Gestapo, doch bilde Terror nicht die Hauptursache für das Funktionieren der Deutschen. Das er-

wachse aus bangen, den Deutschen wie ein Alptraum im Nacken sitzenden Fragen: „Wie wird es 

ihnen ergehen, wenn sie den Krieg nicht gewinnen? Was werden ihre Feinde, die so lange unter ihnen 

leiden mussten, mit ihnen tun? Wie werden die gemarterten Völker, [...] die Tschechoslowaken, die 

Polen, die Franzosen reagieren ...?“ Diese Deutschen, schließt Smith seine frühe Charakteristik einer 

Situation, die bis in das Frühjahr 1945 fortdauern sollte, erstarren vor Angst, wenn sie daran dächten, 

was ihnen bevorstehe, falls sie aus dem Abenteuer, in das die Nazis sie gestürzt haben, nicht siegreich 

hervorgehen sollten. 

Die Frage, warum dieses Regime selbst 1945 nicht als Folge eines Mangels an Gefolgsleuten zerfiel, 

wird auch in der Einleitung des Bandes „Vormittags die ersten Amerikaner“ gestellt. Er enthält Aus-

züge aus Briefen, Tagebüchern und anderen Aufzeichnungen. Sie stammen von Deutschen, die sich 

noch im Restreich befanden, und anderen, die sich bereits im besetzten Gebiet aufhielten, von Emig-

ranten, die das Geschehen aus dem Ausland beobachteten, von deutschen und ausländischen Insassen 

von Konzentrationslagern und von (wenigen) Bürgern in Staaten der Antihitlerkoalition. Lesbar wird 

ein Kaleidoskop von Gedanken und Stimmungen, von denen die Schreibenden, Schriftsteller (ihre 

Texte dominieren), Redakteure und Künstler, Juristen und Theologen, Soldaten und Zivilisten, Chris-

ten und Juden, Hausfrauen und Schüler, in jenen letzten Kriegsmonaten beherrscht wurden. Das No-

tierte bezeugt Resignation und Verzweiflung, Desinteresse und Zynismus, Klagen, Fragen und Hoff-

nungen. Deutlich tritt die Abhängigkeit der Wahrnehmungen von der jeweiligen Grundhaltung ge-

genüber dem Faschismus hervor, aber auch vom Lebensort. Atmen Aufzeichnungen, angefertigt im 

kriegsabgelegenen Ort in Tirol, noch Gemächlichkeit, so die hinter den Mauern von Dachau geschrie-

benen die Furcht, vor dem Eintreffen der Befreier hingemordet zu werden. 

Über die Auswahl lässt sich wie stets streiten. Zweifelhaft erscheint, dass oberhalb des Hauptmanns-

ranges kein Militär eine vergleichbare Niederschrift anfertigte und auch niemand aus dem Kreis der 
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Wirtschaftsführer, denn einen in die USA geflohenen Bankpräsidenten wird man dafür stellvertretend 

nicht substituieren können. Bemerkenswerter der Rahmen, den der einführende Text der Herausge-

ber, die sich mit der Aufschließung von Andeutungen und Bezugnahmen nicht viel Arbeit gemacht 

haben, schafft und der durch die für Historiker sonderbare Herangehensweise charakterisiert wird, 

jedes tiefere Fragen danach zu vermeiden, wie und wodurch sich die Deutschen in jene Lage brachten, 

in der sie sich im Frühjahr 1945 befanden. Will man dafür nicht den Eröffnungssatz nehmen: „Der 

zweite Weltkrieg ... geht vor allem auf das Konto eines Mannes, Adolf Hitler.“ Und dann so weiter: 

Die Deutschen führten den Krieg ihres „Führers“, der ihn vom Zaune gebrochen hatte. Sie kämpften 

für die „Realisierung von Hitlers rassenideologischen Utopien“. 

Ja, er habe „Satrapen“ und „Komplizen“ besessen. Doch im Moment des „Zusammenbruchs“, der 

„Untergangs“, des „Verlustes“ machten nicht nur diese, sondern auch „viele redliche Frauen und 

Männer“ sowie die von den deutschen „im Osten begangenen Massenverbrechen ... nicht direkt be-

troffenen (das meint offenbar, an ihnen unbeteiligten, K. P.) Soldaten und Offiziere“ der Wehrmacht 

Bekanntschaft mit einer „enthemmten Soldateska der Roten Armee“. So schreibt ein angesehener 

Weltkriegsforscher der Bundesrepublik, der natürlich zwischen Aktion und Reaktion unterschieden 

wissen will, in kausale Zusammenhänge aber noch nicht so weit eingedrungen ist, dass sich dies auch 

in seiner Wort- und Begriffswahl niedergeschlagen hätte. 

Die Perle des Bandes bildet ein von dem aus Deutschland vertriebenen Theologen Karl Barth am 13. 

April 1945 aus Basel nach Agra bei Lugano an einen Freund geschriebener Brief, zu dessen Stand-

punkt er bemerkt: „Sie neigen im Augenblick dazu, das ganze Weltgeschehen unter dem Gesichts-

punkt eines circulus vitiosus zu sehen: eine Unmenschlichkeit, eine Gewaltsamkeit gegen die andere, 

Mord gegen Mord.“ Daran schließt Barths Frage: „Ist die Sache so einfach?“ Gerade so einfach macht 

es sich ein erheblicher Teil der Deutschen bis heute oder wieder. Dem hat der Theologe entgegenge-

halten: Auch wenn die Deutschen nun am Ende des Krieges selbst besonders schwer an den Kriegs-

opfern beteiligt wären, sollten diejenigen unter ihnen, die billig und würdig dächten, dies nicht zum 

Anlass nehmen „jenes Attentat (gegen die Menschheit) und den zu seiner Abwehr geführten Krieg in 

einen Topf zu werfen.“ Die Opferrolle, welche sich Deutsche zumessen und ausmalen würden, sei 

geeignet, sie „bereits wieder relativ ins recht“ zu setzen. 

Walter Kempowski hat seine Echolot-Reihe mit dem Abgesang ’45 wohl wirklich geschlossen. Texte, 

die aus den vier Tagen „Führers Geburtstag“, Begegnung an der Elbe, „Führers“ Selbstmord und dem 

der Kapitulation stammen oder auf sie Bezug haben, sind in wilder Mischung zitiert. Es beginnt mit 

dem bedeutungsschweren Satz von Hitlers Flugkapitän: „Der letzte Geburtstag Hitlers verlief trübe 

und traurig.“ Und für den Epilog ist u. a. eine Rede Harry S. Trumans ausgewählt worden, wonach 

es gelte „den bösen Geist zu zertreten, der die Welt im letzten Jahrzehnt überschattet hat.“ Das passt 

gut in unsere Tage, führen die USA doch noch immer den Kampf mit dem Bösen, vorgeblich in der 

Tradition ihrer ruhmvollen Jahre. 

Dokumente und Rückbesinnungen auf Erlebtes scheinen mit dem Blick auf diesen Jahrestag den Ver-

lagen als verkaufsträchtig gegolten zu haben. Davon zeugt auch die Sammlung Als der Krieg zu Ende 

war, die Erinnerungen an den 8. Mai 45 in Texte bietet, die der Hessische Rundfunk 1995 gesendet 

hatte. Wer zu Worte kam, musste eine gewisse Prominenz vorweisen können. Schriftsteller, Journa-

listen, Politiker, Wissenschaftler und weitere Angehörige der Intelligenz, geboren zwischen 1904 und 

1930, die Professoren, Ärzte, Kaufleute, Gutsbesitzer, Bankdirektoren zu Vätern hatten (zwischen 

denen sich ein Malermeister und ein Buchbinder exotisch ausnehmen), treten in den Zeitzeugenstand. 

Sie berichten, wie sie als Offizier in Kopenhagen, Diplomat in Tokio, Emigranten in Mexiko-Stadt, 

Zürich und Marseille, Illegaler in Hamburg das Kriegsende oder ihr Zusammentreffen mit Soldaten 

der Anti-Hitler-Koalition im Reich erlebten. Kaum jemand besitzt eine Erinnerung, die sich direkt an 

den historischen Maitag knüpft. Dass Deutsche ihn gefeiert hätten, wird für das bayerische Starnberg 

berichtet und liest sich unwahrscheinlich. Spätere Einsichten flossen in die Kurzgeschichten nur ver-

einzelt ein. Der Theologe Heinz Zahrnt sprach von Scham über Schweigen und Wegsehen, Hildegard 

Hamm-Brücher von grauenhafter Schuld, Scham und Verantwortung. Wo von Ursachen die Rede 

sein müsste, die zum Tiefpunkt deutscher Geschichte führten, wird es selbst im Ideologischen einfäl-
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tig dünn. Einen „folgenschweren Größenwahn“, Perversion des Nationalbewusstseins, vermerkt die 

spätere FDP-Politikerin. Annemarie Renger weiß, dass sich „Hitler selbst zum ‚Führer‘ gemacht 

hatte, um die Welt nach seinen rassistischen und ideologischen Wahnvorstellungen zu ordnen.“ Ein 

verbreiteter Irrtum und ein einziger Mann. So hat es die Sozialdemokratin bei ihrer „demokratischen 

Selbstfindung“ ermittelt, die, wie sie bemerkt, im Osten nicht erlaubt war. Apropos Osten: Mit Günter 

Kunert kommt im 31 Beiträge umfassenden Band ein (zeitweiliger), mit Stefan Hermlin ein vieljäh-

riger (1952 bis 1990) Bürger der DDR zu Wort. 

Wieder aufgelegt wurde die deutsche Ausgabe des 1950 in den USA erschienenen Bandes Ten Days 

to Die, einer frühen, weit ausgreifenden Schilderung der letzten Tage Hitlers und des zivilen und 

militärischen Personals im Führer-Bunker. Der Autor Michael Musmanno (1897-1968), Offizier der 

US-Marine, 1945 bekannt geworden durch seine Verdienste als Mitglied der Anklagevertretung im 

Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher in Nürnberg hatte mehrere Jahre hindurch Generale und 

Nazifunktionäre, Kraftfahrer, Schreibkräfte, Diener und andere Personen aus der Umgebung Hitlers 

interviewt. Dass das Buch damals wie heute für die Auseinandersetzung mit dem Dritten Reich wich-

tig sei, behauptet der Historiker Hermann Graml, ohne einen Beweis zu geben, in seinem gedanken-

armen Vorwort, in dem nichts über Forschungsfortschritte gesagt wird. Auch der Hinweis fehlt, dass 

Musmanno vom sowjetischen Verbündeten, den Eroberern Berlins, bereits deutlich in der Sprache 

des Kalten Krieges handelt („weibergierige Steppensöhne“ und „grinsende Asiaten“), in einem Stil, 

der jedwede Konkurrenz mit der Nazipresse bestehen konnte. Damit kontrastiert sein abschließender 

Ruf nach Verständigung der Menschheit. 

Unter diesen Eroberern war der deutsche Emigrantensohn Stefan Doernberg, Offizier in der sowjeti-

schen Armee, später in DDR-Zeit Historiker und Diplomat. Er gab den bereits 1967 im DDR-Mili-

tärverlag erschienene Bericht von Jelena Rschewskaja neu heraus, die in den Trümmern der einstigen 

Reichshauptstadt einem Spezialkommando als Dolmetscherin zugeteilt wurde, das nach Hitlers Lei-

che fahndete und, als deren Überreste gefunden waren, für die einwandfrei festzustellen hatte, dass 

eine Verwechslung ausgeschlossen war. Doernberg stellte dem Text eigene Erinnerungen voran, war 

er doch Übersetzer bei der Begegnung General Wassili Tschuikows mit dem von „Reichskanzler“ 

Goebbels entsandten Unterhändler. Er stellt – wie andere vor ihm wiederum vergeblich – Mutmaßun-

gen darüber an, was Stalin bewogen haben könnte, den offiziellen Bericht des Geheimdienstes über 

den unbezweifelbaren Tod Hitlers nicht veröffentlichen zu lassen. Beide Zeitzeugen, Rschewskaja 

auch über die Atmosphäre in den Straßen Berlins im Moment, da die Waffen schwiegen, haben knapp 

mehr berichtet als das redselige Nazipersonal aus dem Führerbunker. 

Einem weiteren Filmprojekt hat Guido Knopp einen Band vorausgeschickt, dessen Untertitel Hitlers 

Ende ernst genommen werden muss, denn der „Führer“ wird auf deutscher Seite wiederum als der 

Allesbewegende vorgeführt, wenngleich auch von der Schuld der „Generale seiner Umgebung“ ge-

sprochen werden müsse. Es sei aber nichts denn ein „verabsolutierter Gehorsamsbegriff“ gewesen, 

der sie gehindert habe, gegen „diesen Wahnsinn“, den „zerstörerischen Wahn“ eben dieses einen 

Mannes zu revoltieren. Dass höchste Militärs weitab vom Bunker der Reichskanzlei ebenso „weiter-

machten“ und einer von ihnen, Theodor Busse, der Befehlshaber der 9. Armee, der sich westwärts 

absetzte, der Architekt des Halber Soldatenfriedhofs war, wird nicht geschrieben. Womöglich wegen 

der später beim Aufbau der Bundeswehr erfolgten Wiederverwendung einer Auswahl dieser auch 

gegenüber den eigenen Soldaten gnadenlosen Fachleute. 

Auf den Buchseiten lässt sich jedoch ein Bild vom Leben der Berliner in jenen Tagen gewinnen, da 

Bezirke und Viertel der Reichshauptstadt Straßenzug für Straßenzug und Haus für Haus erobert wer-

den mußte. Vorausgesetzt, den Lesenden wird bei Sätzen wie „Alte Kommunisten fahndeten (nach 

dem Eintreffen der sowjetischen Truppen – K. P.) nach ihren gut versteckten oder gar vergrabenen 

Parteibüchern“ oder „Der ‚Raubzug‘ (von sowjetischen Kriegerinnen – K. P.) in Eva Brauns Kleider-

schrank fand keinen Eingang in die Annalen der offiziellen sowjetischen Geschichtsschreibung“ nicht 

übel. Knoops Vorwort endet mit der Frage, ob nicht vielleicht die „richtige Verarbeitung“ jener Zeit 

„erst jetzt wirklich“ anfange. An seiner führenden Hand ... 
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Diese „Verarbeitung“ sieht der eben an die Jenaer Universität berufene Historiker Norbert Frei hin-

gegen an einem Punkte angekommen, der von Erkenntnissen der Wissenschaft weit entfernt liegt. In 

seinem auch den Buchtitel gebenden Beitrag 1945 und wir, der eine Sammlung seiner in den vergan-

genen zehn Jahren geschriebenen Aufsätze zur Geschichtspublizistik in der Bundesrepublik einleitet, 

zeigt er, dass sich schwer emotionsbefrachtete Geschichtsbilder, in deren Zentrum die Deutschen als 

Opfer stehen, vor die Analysen von Abfolgen, Zusammenhängen und Ursachen von Faschismus und 

Krieg geschoben haben und unverbindliches Moralisieren an die Stelle einer herausfordernd kriti-

schen Geschichtsbetrachtung getreten ist. Die zumeist außerakademischen und -universitären Kräfte, 

die diesem Prozess entgegen zu wirken trachten, bleiben außerhalb seines Blickfeldes. 

Unter den Büchern, die dieser Jahrestag auf den Markt schwemmte, fehlt eins, das den Wirkungen 

der vor zwei Jahrzehnten vom Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker gehaltenen Rede anläss-

lich des 40. Jahrestages des Kriegsendes nachgespürt. Wurde der 1985 – im späten Nachzug gegen-

über der Bestimmung des Tages in der DDR – benutzte Begriff Befreiung angenommen? Wird er in 

Schulgeschichtsbüchern benutzt? In welchem Sinne wird er verwandt, mit welchem Inhalt wird er 

ausgefüllt? Derartige Fragen sind hierzulande unbeliebt. Doch würden die gefundenen Antworten 

untrüglich Antwort darauf geben, wie weit die Deutschen ihre Geschichte durchgearbeitet haben. 

Hingegen wurde dem Buchhandel zeitig im Jahr 2005 ein Buch Kein Tag der Befreiung. Das Krie-

gende in Ostdeutschland angekündigt. Auf die Versendung des Fahnensatzes folgte Wochen später 

die Verlagsmitteilung, „der Titel des Buches hat sich jedoch geändert und lautet nun Tag der Befrei-

ung? Das Kriegsende in Ostdeutschland. Eine Begründung wird nicht mitgeteilt, doch ist ersichtlich, 

dass dieser Wandel im Etikett keinem Wandel des Textes folgt. Entweder war der erste Titel falsch 

gewählt, was sich nach einem Blick in den Inhalt ausschließen lässt, oder, was vermutet werden kann, 

die Provokation wurde abgeschwächt, um nicht erkennbar in eine politische Gesellschaft zu geraten, 

die als unschicklich gilt. Der neue Titel ist jedenfalls eine Täuschung, denn für den Autor ist der 

Begriff Befreiung nicht fraglich, aus seiner Sicht hat sie im Osten nicht stattgefunden. Wird der Kanz-

ler, wenn er am Tag des Sieges nach Moskau reist, seinen Gastgebern mitteilen, dass diese Ge-

schichtslüge in dem Lande, aus dem er kommt, auf dem Vormarsch ist? Oder werden die Einladen-

den, denen das nicht entgangen sein kann, so unhöflich sein, ihn danach zu fragen? 
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Hg. Stefan Doernberg, Neues Leben Berlin 2005, 128 S. 

Walter Kempowski, Das Echolot. Abgesang ́ 45. Ein kollektives Tagebuch, Albrecht Knaus, München 

2005, 493 S. 
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Aus der Ferne von siebzig Jahren: Der 8. Mai 1945 

Sind nach einem geschichtlichen Ereignis sieben Jahrzehnte vergangen, gehen der Gesellschaft die 

Zeitzeugen aus. Wer 1945 achtzehnjährig eben noch zur Wehrmacht musste, an die Front und von da 

in eine womöglich jahrelange Kriegsgefangenschaft geriet, geht heute dem Ende seines neunen Le-

bensjahrzehnts entgegen. Das ist eine abschmelzende Minderheit. Für die übergroße Mehrheit der 

Bevölkerung der Bundesrepublik ist der 8./9. Mai 1945 ein Datum, mit dem sie zuerst im Geschichts-

unterricht bekannt gemacht wurde und das sie sich womöglich bis zur nächsten Prüfung zu merken 

hatte. Dann wurden sie mehrfach daran erinnert, wenn an dem Tag Staatsakte stattfanden, deren Bil-

der die Medien verbreiteten. Wiewohl das keine Befragung sicher ermittelt hat, dürfte gelten, dass 

der Maitag lange dasjenige geschichtliche Datum war, welches die meisten Deutschen im Kopfe hat-

ten. Jetzt ist dessen Platz womöglich durch den „Mauerfall“ besetzt, den Tag, da die DDR das Regime 

des kontrollierten Personen- und Warenverkehrs aufgab und ihre Grenzen für jedermann öffnete. 

Damit wären wir unversehens bei Begriffen angekommen, die geschichtliche Ereignisse oder Pro-

zesse erhalten. Sie werden ihnen nicht durch Historiker gegeben, sondern meist schon im Augenblick 

des Geschehens geprägt, denn die Menschen brauchen sie zu ihrer Verständigung. Kriegsende das ist 

ein unumstrittenes Wort zur Kennzeichnung jener Maitage. Mit ihm verband sich das Schweigen der 

Waffen, das Ende der Bombardements, der Wiedergewinn der Hoffnung auf ein Weiterleben, auf die 

Rückkehr der Kriegsgefangenen, die Zusammenführung der zerrissenen Familien, auf die Wendung 

hin zu einem normalen Leben mit einem Dach über dem Kopf und ausreichender Ernährung, schließ-

lich auf eine dauerhafte Bleibe, bei vielen auch auf die Rückkehr in die verlassene Heimat im Lan-

desosten. Millionen waren von einem mehr oder weniger großen Teil ihrer Besorgnisse befreit, neue 

kamen hinzu. In diesem Sinne, bezogen auf das individuelle Dasein von Millionen, traf auch das Wort 

Befreiung zu, das jedoch in jenen Tagen kaum benutzt wurde. 

In der Alltagssprache hieß das Geschehen zumeist Zusammenbruch. Mit dem Wort verbanden sich 

verschiedenste eigene Erfahrungen und Eindrücke, ja ein Lebensgefühl vieler. Ihre in den letzten 

Kriegswochen immer mehr zusammengeschmolzenen Hoffnungen waren nun wirklich und ganz zu-

sammengebrochen. Sie standen ratlos in sich rasch verändernden Verhältnissen. In den Städten bra-

chen die Ruinen des Bombenkrieges zusammen oder wurden, um Gefährdungen zu beseitigen, nie-

dergerissen oder gesprengt. Die Sorgen des heutigen und morgigen Tages beherrschten die Men-

schen. Was hinter ihnen lag und gemeinhin Geschichte genannt wird, beschäftigte eine Minderheit, 

die in der DDR später die Aktivisten der ersten Stunde genannt wurde. In kalten Räumen, in meist 

abgetragene Winterkleidung verpackt, trafen sich Ende des Jahres Kommunisten und Sozialdemo-

kraten und begannen zu bereden, was und warum geschehen war und wie man aus der Katastrophe, 

dem Elend, dem Schlamassel herausgelangen könne. Was war das für ein Krieg, der hinter ihnen lag, 

wer hatte ihn gewollt, warum waren die in Krieg und Tod Treibenden bestimmend geworden? 

Diese und damit sich verbindende Fragen sind den Deutschen über die Jahrzehnte geblieben und zu 

keinem Zeitpunkt einheitlich beantwortet worden. Denn mit den Antworten verbanden sich Interes-

sen, darunter solche, die mit den Zeitgenossen nicht aussterben, sondern sich auf sozialen Ebenen 

vererben. Wie sich die in Ost und West immer schärfer zu unterscheiden begannen, so konfrontierte 

sich auch das Bild von der gemeinsam erlebten Vergangenheit. In den Schulen der DDR war die Rede 

vom (zweiten) imperialistischen Krieg, den Deutschland begonnen und verbrecherisch geführt hatte. 

Damit waren viele Fragen aufgeworfen: Wer waren die Imperialisten, wer hatte für deren Interessen 

und Ziele gekämpft. Taten die da freiwillig oder waren diese Millionen dazu gedrängt oder gezwun-

gen worden, welche Möglichkeiten von Gegenwehr und Verweigerung existierten? In den Schulen 

der Bundesrepublik wie in der Öffentlichkeit des Weststaates wurde das Dogma von Hitlers Krieg 

und Hitlers Zielen verbreitet und gepflegt. Das ergab ein Schutzschild, hinter dem sich viele versteck-

ten. Es wurde bunt bemalt: die Ideologie des Wahnsinnigen, eine kleine Verbrecherclique, die ihn 

umgab, das verirrte und verführte Volk, das schuldlose Opfer. Nur konnte es dabei nicht bleiben. Die 

Historiker, die „nachwuchsen“, wollten nicht zu dem geistig dürftigen Schema zurück, wonach große 

Männer die Geschichte nach eigenem Gutdünken machen. 
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Heute konkurriert in der Bundesrepublik eine Vielzahl von Bezeichnungen für den Krieg, die meist 

benutzte und wenig besagende lautet: Zweiter Weltkrieg. Hier ist eine unvollständige Liste: Hitlers 

Krieg, Hitlers Vernichtungskrieg, Aggressionskrieg, Eroberungskrieg, Krieg um Lebensraum. Krieg 

gegen den Bolschewismus, Krieg der Deutschen, Weltanschauungskrieg, ideologischer Weltanschau-

ungskrieg, Hitlers rassenideologischer und rassebiologischer Vernichtungskrieg. Die Durchmuste-

rung ergibt: Vernichtungskrieg ist so etwas wie ein weißer Schimmel, denn es gibt keinen Krieg in 

der Weltgeschichte, in dem nicht und meist nicht nur Menschenleben vernichtet wurden. Die Kriege 

unterschieden sich, und je näher sie unserer Zeit sind umso mehr, durch den Grad, in dem das ge-

schieht. Mit Eroberungskrieg steht es nicht anders. Die Kriege begannen, wollten etwas rauben oder 

erobern, meist Ländereien, Friedrich II. Schlesien, die Japaner die Mandschurei, Mussolini Abessi-

nien. Gehobene bildungsbürgerliche Ansprüche befriedigt der Begriff Weltanschauungskrieg. Er un-

terscheidet diesen Krieg von allen voraus gegangenen, von denen keiner mit einer gleichen oder ähn-

lichen Bezeichnung charakterisiert wurde. Und er führt, das ist sein erster Vorzug, doch wieder zu 

Hitler, denn es war „seine“ Weltanschauung, die da zur Triebkraft in den und im Krieg erklärt wird. 

Und, dies der zweite Vorzug, mit ihr ist klargestellt, dass der Krieg aus einer geistigen Verirrung 

hervorging, aus einem Gemisch von extremem Rassismus und Antibolschewismus, und dass materi-

elle Interessen und Kalküle nicht im Spiel waren. 

Der Begriff imperialistischer Krieg ist wie das Wort Imperialismus hierzulande aus Geschichtsbe-

trachtungen und auch aus Analysen gegenwärtiger Vorgänge weitgehend eliminiert worden. Wo er 

verwendet wird, siehe in Schulgeschichtsbüchern, geschieht das zur Charakterisierung der Politik der 

Großmächte bei der Kolonisierung weiter Teile des Erdballs und bei der Erläuterung des Weges in 

den Krieg, der 1914 begann. Dann hat sich diese „Erscheinung“ auf irgendeine geheimnisvolle Weise 

aus der Weltgeschichte verflüchtigt. Stimmten Historiker, wie Anfang der sechziger Jahre der Ham-

burger Universitätslehrer und Historiker Fritz Fischer diesem Bilde nicht zu, sondern bestanden auf 

der Kontinuität von Antrieben, Interessen und Zielen derer, die aus der Großmacht Deutschland eine 

Weltmacht machen wollten, machten die Verfechter der Legende mobil, die Hitler und die Seinen als 

eine „deutschem Wesen“ fremde weltherrschaftslüsterne Gang ansahen, die in die deutsche Ge-

schichte eingebrochen war. 

Was für ein Machtgebilde war aber dann im Mai 1945 besiegt und vernichtet worden? Der „national-

sozialistische“ oder „NS-Staat“ oder die „NS-Diktatur“. Diese Bezeichnungen unterschieden und, da 

sie sich bis heute erhalten haben, unterscheiden das vorherrschende deutsche Sprach- und Begriffs-

bild von dem der Siegermächte. Dort wird der Geschehen als die Zerschlagung der faschistischen 

Mächtekoalition charakterisiert, deren Haupt- und Führungsmacht das Deutsche Reich war. Die im-

perialistische Eroberungslust, die Androhung, das Britische Weltreich zu zerschlagen, und das Un-

ternehmen, aus dem ein deutsches Kolonialreich bis zum Ural hervorgehen sollte, sind nicht verges-

sen. Von diesen „Aussichten“ sind Millionen Europäer befreit worden. Und wovon die Deutschen? 

Indem ihnen die Waffen aus den Händen geschlagen wurden, endete für sie die schändlichste Rolle, 

die je Generationen in ihrer Geschichte gespielt harren. Sie waren über die Grenzen Europas hinaus 

das am meisten verachtete und verhasste Volk geworden. Jetzt lag es an ihnen, sich auf den Weg zu 

machen, auf dem sich das ändern konnte. 

Das Bild vom Ende des Deutschen Reiches, eines imperialistischen Staates faschistischer Prägung, 

das heute Nachgeborenen vermittelt wird, sieht sich in mehrfacher Hinsicht anders an. Erstens gilt 

als das Hauptcharakteristikum des besiegten und liquidierten Staates der Antisemitismus und als sein 

Hauptziel der Mord an auch dem letzten in seinen Machtbereich geratenen Juden, ein beispielloses 

Verbrechen, das auch als Krieg gegen die Juden bezeichnet wird. Eroberungskrieg und Judenmord 

werden als Konkurrenzunternehmen dargestellt, bei dem im Konfliktfall das Morden den Vorrang 

erhalten haben soll. Zweitens sei 1945 keineswegs ganz Deutschland und seien nicht alle Deutschen 

befreit worden. Ein Teil von ihnen wäre von der NS-Diktatur in die kommunistische geraten und aus 

ihr erst 1990 befreit worden. In Mode gebracht werden die Dogmen von den zweierlei Kriegsenden 

und der ersten und der zweiten Diktatur. Deren Geburtsdaten liegen weit zurück, nun aber wurden sie 

in den Rang einer gesellschaftlichen Lehrmeinung erhoben. Ihrer Verbreitung steht weniger eine 
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kritische Geschichtswissenschaft im Wege, jedoch wird sie für einige Jahrzehnte noch durch Bun-

desbürger behindert, die einmal DDR-Bürger waren und nicht so senil sind, dass sich ihnen ihr „Vor-

leben“ eingenebelt hätte. 

Zu den beliebtesten Selbstbildnissen deutscher Obrigkeiten wie großer Teile des Volkes gehört, dass 

die Deutschen, genauer: die Altbundesbürger, denen gegenüber die Neubürger einen erheblichen 

Nachholbedarf haben, die Zeitspanne von 1933 bis 1945, die gern die „dunkelsten Jahre deutscher 

Geschichte“ genannt werden, „bewältigt“, was heißen soll: sie kritisch verarbeitet haben. Insbeson-

dere die Deutschen, die sich daran kein Verdienst erwarben, ja das Erreichte mitunter nicht einmal 

zur Kenntnis nahmen, verlangen, dass endlich unter dieses „Kapitel“ ein Schlussstrich gezogen 

werde. 

Nun ist ganz unbestreitbar, dass solche Auseinandersetzung mit der Geschichte, meist fokussiert und 

eingeengt auf die Zeitspanne von 1933 bis 1945. stattgefunden hat. Nähere Betrachtung des wider-

spruchsvollen Verlaufs dieser Arbeit führt zu Antworten auf die Frage, wer sie leistete und wer gegen 

sie Barrikaden zu errichten trachtete. Darüber gibt insbesondere die Geschichte der Wehrmachtsaus-

stellung Auskunft und die Debatten, die dazu in deutschen Parlamenten stattfanden. Wie dem auch 

sei: die Bundesrepublik hat etwas vorzuweisen, was sich vor allem in Vergleichen gut ausnimmt. Für 

sie eignete sich besonders der japanische Umgang mit der eigenen Geschichte und neuerdings tat das 

auch der in einer Reihe osteuropäischer Staaten vorherrschend gewordene. Da lassen sich als Kontrast 

die lettischen SS-Leute in Wort und Bild vorführen, deren Kampf an der Seite der deutschen Faschis-

ten in ihrem Land als Verdienst gewürdigt wird, denn er galt doch den Kommunisten. Darüber erin-

nert sich dann noch kaum jemand an den Beschluss eines obersten Gerichtshofes der Bundesrepublik, 

der das Zeigen von Transparenten mit der Aufschrift „Ruhm und Ehre der Waffen-SS“ auf Straßen 

und Plätzen für nicht strafbar einstufte. 

Jedenfalls: den deutschen Staatsfrauen und Staatsmännern, die an Gedenktagen die üblichen Rituale 

in Frankreich, Polen oder Israel absolvieren, Kranzschleifen geraderücken und bußfertig um Verge-

bung bitten, kann niemand kommen und darauf verweisen, dass sie von den Vorfahren begangene 

Verbrechen und Untaten noch leugnen oder gar rechtfertigen würden. Bestritten werden kann freilich 

nicht, dass es zwischen Saar und Oder ein paar Unbelehrbare gibt, meist, aber nicht nur Männer, arm 

an Geist und Charakter. Um sie kümmert sich der Verfassungsschutz und, wenn nötig, die Polizei, 

die sie bei ihren Aufmärschen beobachtet, wenn nötig dirigiert und auch schützt und bei Durchsu-

chungen von Privaträumen und Treffpunkten dieser „Ewig-Gestrigen“ mindestens ihre Sammlung an 

Nazisymbolen vervollständigt. Diese Beschreibung der Szene am politischen Rand ist keine Erfin-

dung. Doch sie ist unvollständig. Und sie platziert die Nazis ausschließlich an den sozialen Rand der 

Gesellschaft. Diese Verortung ist falsch. 

Es ist kein kriminalistischer Spürsinn erforderlich, um auf einen hierzulande als Reklameblatt ver-

breiteten Text zu stoßen, dessen Aufmachung fragt „Wollte Hitler den Krieg?“ Um es vorweg zu 

sagen, dessen Herstellung und Verbreitung hätte vor siebzig Jahren jede Besatzungsmacht verboten 

und dies nicht nur, weil er sie verleumdet, sondern weil er schlicht nichts als eine Aneinanderreihung 

von Geschichtslügen bietet. Geworben wird mit ihm für den Kauf einer CD, die drei Vorträge kon-

serviert. Das Geld kann sich ein Interessent sparen. Die Texte lassen sich auch im Internet anhören 

und dort mit dem Blick auf die Redner, das Präsidium und in den Saal eines vermutlich honorigen 

Hotels, gefüllt mit Bürgern, die sich in ihrer Kleidung deutlich von jenen unterscheiden, die auf Stra-

ßen und Plätzen ihre Nazigesinnung mit Fahnen, Transparenten und Losungen demonstrieren. Die 

Thesen, die in dieser Veranstaltung verkündet wurden, lauten: Hitler wollte keinen Krieg gegen Po-

len, sondern Danzig in Verhandlungen dem Reich zurückgewinnen, und er wollte die humanitäre 

Katastrophe abwenden, die den Volksdeutschen im Nachbarstaat drohte. So hatte der „Führer“ schon 

sich selbst und seine bescheidenen Wünsche beschrieben, zu denen auch der exterritoriale Verbin-

dungsstranges nach Ostpreußen gehörte. Und 1941 wollte er wieder die Ausweitung des Krieges 

nicht, jedoch stand eine Millionenarmee der Sowjetunion zum Angriff auf Deutschland bereit. Die 

Gefahr hatte Hitler weise erkannt und sich zum Präventivkrieg gezwungen gesehen. Im zweiten Re-

ferat wird Hitler als der europäische Politiker präsentiert, der den von ihm ungewollten Krieg 1940 
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beenden und Frieden durch einen Kompromiss herbeiführen wollte, aber an Churchill scheiterte, der 

ihn auf den Balkan ausweitete. Der dritte Redner attestierte auch dem fernen Verbündeten Japan auf-

richtige Verhandlungs- und Friedensbereitschaft. Der Krieg mit den USA war zu vermeiden, wenn 

die die Expansion des Inselreiches in China und nach Indochina hingenommen und Lieferungen an 

das rohstoffarme Land geleistet hätte, statt es durch Wirtschaftsblockaden zu behindern und seine 

Existenz zu gefährden. Franklin D. Roosevelt wird als Kriegstreiber gebrandmarkt. Er habe schon 

Polen, dem er sein Wissen über den deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrag vorenthielt, ins deut-

sche Messer laufen lassen und nun Japan zum Krieg gegen die USA provoziert, um vor allem von 

dessen Verbündeten Deutschland die Kriegserklärung an sein Land zu erhalten. Die Texte ergeben in 

der Summe eine bemerkenswerte „Bewältigung“ der Geschichte und das Fazit: Hätten die anderen 

Großmächte Deutschland und Japan zugestanden, was sie verlangten, und sie gewähren lassen, wo 

sie eroberten, also die Appeasement-Politik fortgesetzt, wäre es zu Kriegen nicht gekommen. 

In dieser Geschichtsfälscherwerkstatt arbeiten ein Bundeswehrgeneral, der seinen Dienst aus Unzu-

friedenheit mit der Militärpolitik der Bundesregierung quittiert und sich in eine besondere Art von 

Geschichtsstudien begeben hat, sowie zwei promovierte Historiker. Über die drei Personen und ihren 

Umgang mit Quellen ist ernsthaft nicht zu reden, wohl aber über die Gesellschaft und den Staat, in 

denen derlei Existenzen arbeiten und Propaganda treiben können. Den General finanziert der Staat, 

also dessen Steuerzahler, die beiden Freischaffenden Redaktionen von Zeitschriften und Verlagen, 

Vereine, die sie zu Vorträgen laden, Stiftungen, die Preise ausschreiben und verleihen. 

Die Geschichtspropagandisten fehlen gewöhnlich in den Bilanzen der geistig-politischen Zustände 

von der Bundesrepublik „siebzig Jahre später“. Das sollten sie aber nicht. Unter anderem weil sie. ein 

zusätzliches Argument für die Beibehaltung einen systematischen, chronologisch angelegten Ge-

schichtsunterricht in den allgemeinbildenden Schulen bieten, an dessen Stelle aber demnächst das 

Vorgehen in und über sogenannte „Themenfelder“, Geschichte in Längsschnitten gesetzt werden sol-

len. Allen Ernstes haben Vertreter der Bildungsverwaltung Berlins erklärt, das chronologisches Vor-

gehen „pädagogisch überholt sei“. Da mögen sich die Universitäten schon mal auf die Streichung 

ihrer doch chronologisch geordneten Lehrstühle für Alte, Mittelalterliche und neuzeitliche Ge-

schichte einstellen. Gegen den Unsinn haben sich Lehrer gewandt, die an die Stelle eines Studienfa-

ches kein „Laberfach“ gesetzt wissen wollen. Damit versorgen schon die Fernsehsender. 

Welcher Blick jungen Leuten von Staats wegen derzeit in das Jahr 1945 eröffnet wird, lässt sich 

verlässlich an ihren Schulgeschichtsbüchern feststellen. Dazu wurden Bände mehrerer Verlage her-

angezogen, die ein oder zwei Jahrzehnte nach der im Zusammenhang mit seinem Ableben wieder 

viel zitierten Rede Richard von Weizsäckers aus dem Jahre 1985 gedruckt und eingeführt wurden. 

So war genügend Zeit für Didaktiker und Schulbehörden, sich den vom Bundespräsidenten bezoge-

nen Standpunkt, insbesondere seine Verwendung und Begründung des Begriffs Befreiung zu eigen 

zu machen. Das Ergebnis war nicht überraschend. Im vom Westermann Verlag edierten Geschichts-

buch ANNO 4, dessen Gegenstand das 20. Jahrhundert ist, verbindet sich der Maitag mit der „bedin-

gungslosen Kapitulation der deutschen Wehrmacht“. Den Begriff Befreiung gibt es weder im Minile-

xikon noch im Register. Im Band Das waren Zeiten, von C. Ch. Buchner angeboten, heißt es im Text, 

dass Großadmiral Dönitz die „bedingungslose Kapitulation“ annehmen musste, die auch „deutsche 

Gesamtkapitulation“ genannt wird. Befreiung taucht weder in der Rubrik Wichtige Begriffe noch im 

Stichwortverzeichnis auf. (Hingegen die Stichworte Mauer, Mauerbau und Maueropfer mit 13 Sei-

tenverweisen.) Das Geschichtsbuch von Cornelsen, das ebenfalls das 20. Jahrhundert zum Gegen-

stand hat und für die Oberstufe bestimmt ist, erwähnt in einer knappen Chronik die „bedingungslose 

Kapitulation der deutschen Wehrmacht“. Den Begriff Befreiung gibt es darin weder in der Rubrik 

Grundinformationen noch im kombinierten Sach- und Personenregister. Eine bemerkenswerte Aus-

nahme macht ein für die Mittelschulen Sachsens bei Diesterweg herausgegebener Band Expedition 

Geschichte. In ihm stoßen Schüler unter der Überschrift Geschichte kontrovers auf die ihnen gestellte 

Frage „Der 8. Mai 1945: Befreiung oder Niederlage?“ und dazu auf zwei Texte: den erwähnten Weiz-

säckers und einen des Antifaschisten und ehemaligen Buchenwaldhäftlings Max Oppenheimer. 

Nachdem sie diese gelesen haben, sollen sie Argumente zusammenstellen und ein Streitgespräch 
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führen. Zu den beiden Herausgebern und der Autorengruppe gehörte, das war wohl ein Unikat, ein 

Geschichtsdidaktiker, der in der DDR eine Professur für dieses Fach ausgefüllt hatte. 

Kurzum: Es gibt an diesem 70. Jahrestag vieler und vielem zu gedenken und auch noch mancherlei 

zu besprechen. 
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Ein unüblicher Rückblick in die Geschichte des 20. Jahrhunderts 

An diesem 8./9. Mai 2015 richten sich Fernseh- und Filmkameras auf die Veranstaltungen, die aus 

anlässlich des 70. Jahrestages jenes Maitages stattfinden, an dem der Zweite Weltkrieg in Europa 

endete. Darauf fallen der Sichten und Urteile viele. Für die einen erfolgte da die Befreiung vom men-

schenfeindlichen Regime der deutschen Faschisten, für andere geschah ein Zusammenbruch, für 

dritte ereignete sich die Kapitulation der deutschen Wehrmacht. Gemeinsam lautet der Tatsachenbe-

fund: In Europa schwiegen die Waffen nach einem Krieg, der mehr als fünfeinhalb Jahre gedauert 

und nichts und niemanden verschont hatte, es sei denn er lebte in den wenigen neutralen Staaten des 

Kontinents, der Schweiz, Schweden, Spanien und Portugal. 

An der Spitze der Meldungen der Fernsehstationen dürften Bilder der Kränze und Blumen niederle-

genden, Schleifen geraderückende Politikerinnern und Politiker stehen, deren Gesichtern die ganze 

Last anzusehen ist, welche die Geschichte auf sie gelegt hat. Da und dort werden die letzten überle-

benden Insassen von Konzentrations- und Vernichtungslagern, Kriegsveteranen und Widerstands-

kämpfer zu Worte kommen. Uraufführungen sind das nicht. Das Bilderangebot wird Millionen errei-

chen und es wird über dem bald darauffolgenden vergessen. 

Ungleich weniger Aufmerksamkeit weckt nicht nur in diesen Tagen, dass seit geraumer Zeit daran 

gearbeitet wird, die Geschichte jenes Maitages, an den sich Zeitgenossen und Nachgeborene in vielen 

Staaten lange dankbar erinnerten und den sie feierten, um- und neu zu schreiben. Geänderte Texte 

erhielten die Überschrift „Zweierlei Kriegsende“. Sie besagen: Mit dem Kriegsende des Jahres 1945 

verband sich nur für einen Teil Europas eine Befreiung, für einen zweiten brachte das Jahr den Tausch 

einer totalitären Herrschaft gegen eine andere. Der faschistischen folgte die kommunistische Diktatur. 

Die in sie gerieten, seien – wie der Volksmund sagt – vom Regen in die Traufe gelangt. 

Politisch-geographisch verteilt sich das Geschehen diesem Geschichtsbild zufolge so: Europa von der 

Elbe westwärts, dazu der gesamte Norden des Kontinents und Italien bildeten die befreite Zone. Ost-

wärts der Elbe aber hätte „Moskau“, hätten die „Bolschewisten“ ihren Machtbereich der Unfreiheit 

errichtet. In dieses Europa-Bild passen Spanien und Portugal nicht hinein, da dort das Franco- und 

das Salazar-Regimes noch Jahre fortdauerten, und auch nicht Griechenland, in dem an der Jahres-

wende 1943/44 ein Bürgerkrieg entbrannte, der mit Unterbrechungen bis 1948 ausgetragen wurde. 

Doch dann hat der unbefreite Teil des Kontinents das Tor zur Freiheit doch entdeckt und durchschrit-

ten. Das habe sich, mit einer Verzögerung in Jugoslawien, bald nach 1990 ereignet und sei durch das 

Ende der Sowjetunion und eine Reihe von „samtenen“, vielfarbigen Revolutionen möglich geworden. 

Kurzum: Europas Geschichte im 20. Jahrhundert wird durch zweierlei Kriegsenden und zweierlei 

Befreiungen charakterisiert, die des Jahres 1945 und die andere, die sich 1990 und im Verlauf des 

letzten Jahrzehnts des Jahrhunderts vollzog. Demnach habe der Kontinent seinen Weg zur freiheit-

lich-demokratischen Grundordnung in zwei Etappen zurückgelegt, so sei Europa eine Einheit gewor-

den. Es befindet sich seitdem in einer Verfassung, an der vieles noch zu bessern und einiges zu repa-

rieren ist, an der aber nichts grundlegend oder grundstürzend geändert werden muss. Den Lebenden, 

Zeitgenossen des 21. Jahrhunderts, ist aufgetragen, das Erreichte vor allem zu bewahren und zu meh-

ren. 

Diese Erzählung besitzt eine unschwer erkennbare politisch-volkspädagogische Funktion. Sie dis-

zipliniert und formiert Millionen hinter den politischen Führern, welche sich als die treuesten und 

rührigsten Europäer ausgeben, eine Geltung, um die viele wetteifern. Und es bietet, was dieser For-

mierung zugutekommt, zwei weitere Vorteile. Erstens schließt es sich direkt an jene Geschichtsbe-

trachtung an, welche von Antikommunisten – mit kurzer Unterbrechung während des Zweiten Welt-

krieges – gepflegt wurde, seit sich der sowjetische Staat etabliert hatte. Zweitens lassen sich die Be-

freiungslegende und die beiden zu ihr gehörenden Daten, 1945 und 1990, gut merken und das befrie-

digt ein weit verbreitetes Bedürfnis nach einfachen Geschichtsbildern, die sich leicht einprägen und 

merken lassen. 
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Diesem Bild haftet freilich der Nachteil der Unwahrheit an. Doch erfordert es einige geistige An-

strengung dem auf die Spur zu kommen. Zu diesem Zweck müssen zwei Fragen gestellt werden, die 

weithin gar nicht mehr als ernst zu nehmende, weil erledigte gelten: Was ist eigentlich 1933, was 

1945 geschehen? Darauf lauten die treffenden Antworten: der Sieg des Faschismus in Deutschland 

und die Zerschlagung der faschistischen Macht, die den furchtbarsten Krieg ausgelöst und geführt 

hatte, den die Weltgeschichte bis dahin kannte. Doch ist damit der Platz des Jahres 1933 in der Welt- 

und namentlich in der europäischen Geschichte keineswegs vollständig beschrieben. 

In einer weiteren Perspektive erscheint die Aufrichtung des von Hitler geführten Regimes als das 

Ereignis, durch welches die bis dahin wenn auch mühsam, ausgerichtete Hauptfront durcheinander-

gebracht wurde. An ihr standen sich die größere kapitalistische Welt und der neu entstandene revo-

lutionsgeborene Staat, die Sowjetunion, gegenüber. Dessen sozialistisch-kommunistisches Pro-

gramm so fern seine Verwirklichung sein mochte, stellte eine Herausforderung aller dar, die bis dahin 

glauben konnten, ihnen und niemandem sonst gehöre der Erdball. Diese Kräfte ließen keine Zeit ver-

strichen, das Verlorene wieder herzustellen. Sofort vereinten sie sich mit gegenrevolutionären Kräf-

ten im Inneren Sowjetrusslands, das Neugeborene in der Wiege zu erwürgen. Das Unternehmen In-

terventionskrieg misslang aber. 

Doch die so fortexistierende Gefahr wurde in den Hauptstädten des Kapitals nicht als akut angesehen. 

Denn das von Welt- und Bürgerkrieg geschwächte einstige Zarenreich, das Kommunisten rund um 

den Erdball als Hoffnungsträger galt, würde Jahre brauchen, bevor es de facto eine weltgeschichtliche 

Rolle spielen könnte. Seine politische Isolierung und ökonomische Ausgrenzung würden diesen Pro-

zess zusätzlich verlängern. Nicht alle kapitalistischen Staaten waren strikt auf diesen Kurs zu bringen. 

Ein Jahrzehnt nach dem Ende des Bürgerkrieges hatte sich das Riesenreich soweit wirtschaftlich er-

holt, dass in den Titeln zweier über ihn geschriebenen Bücher, verfasst von Hubert Renfro Knicker-

bocker, einen Journalisten, gesagt werden konnte „Der rote Handel droht“ (Hannover 1931) und „Der 

rote Handel lockt“. Zur gleichen Zeit aber litten weite Gebiete der Sowjetunion unter einer Hunger-

katastrophe, deren Opferzahl nur geschätzt wurde, aber siebenstellig war. 

Wie die nahen und fernen kapitalistischen Großmächte mit dem unerwünschten Nachbarn fertig wer-

den würden, war zu Anfang der dreißiger Jahre, zumal sie mit der größten bis dahin erlebten Wirt-

schaftskrise vollbeschäftigt waren, eine unbeantwortete Frage. In diesem Moment kamen in Deutsch-

land die Faschisten an die Staatsmacht und damit eine extrem nationalistische Politikergruppe, mit 

der die herrschenden Kreise in Paris, London und Washington keine Erfahrungen besaßen. Was sich 

auf der Hakenkreuzfahne ablesen ließ, war zum einen die Frontstellung gegen die Siegermächte des 

Ersten Weltkrieges, die Deutschland den Versailler Vertrag präsentiert und aufgezwungen hatten, 

zum anderen der unumwunden erklärte Plan, in Osteuropa ein direkt an das Deutsche Reich angren-

zendes Kolonialreich zu schaffen. Die Reihenfolge des künftigen Vorgehens der deutschen Faschis-

ten war nicht aufklärbar. Zunächst – dies verwunderte angesichts ihrer Startsituation nicht – gaben 

sie sich gegenüber jedermann friedfertig und demonstrierten das durch diplomatische Abkommen mit 

dem Vatikan und mit Polen. Ließ sich aber für eine nicht exakt zu bestimmende Zukunft doch hoffen, 

dass dieses faschistische Reich erledigte, was in Gegenrevolution, Bürger- und Interventionskrieg 

nicht gelungen war? Freilich: zwischen dem eroberungshungrigen faschistischen Reich und der 

UdSSR lag Polen. Und dessen herrschende Schicht wollte sich mit diesem Berlin gutnachbarlich 

stellen, aber nicht auf Gedeih und Verderb verbünden. 

Die beiden westeuropäischen Großmächte, von deren Reaktion der künftige Entwicklungsweg Euro-

pas vor allem abhing, besaßen für die Bestimmung ihres außenpolitischen Generalkurses Alternati-

ven. Sie konnten sich mit dem Deutschland Hitlers auf ein Wettrüsten einlassen, und diesem und 

seinen Militärs die Trauben so hoch hängen, dass sie es mit den Gegnern im Westen auf einen Krieg 

nicht ankommen lassen würden. Dadurch ließ sich das eroberungswillige Regime womöglich ganz 

nach Osten abdrängen. Aber war ein solcher faschistischer Kreuzzug auf eigene Rechnung eigentlich 

wünschenswert? Was würde auf die imperialistische Ostausdehnung des Reiches folgen? 
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Das sicherste Mittel, die Expansionslust der deutschen Faschisten zu bändigen bestand darin, dass 

alle die – in welcher Reihenfolge auch immer – der faschistische deutsche Imperialismus bedrohte, 

sich zu einer gemeinsamen Abwehrfront zusammenschlossen, die abschreckend wirkte. Für Paris und 

London bedeutete das eine völlige Neuorientierung der Politik gegenüber der UdSSR, den Schritt 

zum politischen und militärischen Bündnis mit einem Staat, dem man Dauer doch nicht gewünscht 

hatte. Und nun und stattdessen? Das Eingehen auf die sowjetische Politik der kollektiven Sicherheit 

war jedenfalls mit der Aufwertung dieses Staates verbunden. Der Sieg und die Etablierung der deut-

schen Faschisten stellten die bürgerlichen Politiker in London und Paris vor Entscheidungen, die sie 

sich Jahre zuvor nicht hatten träumen lassen. 

Während sich in Frankreich, das „im Westen“ sich am stärksten bedroht sehen musste und in dem die 

Erinnerung an den Weltkrieg lebte, der großenteils auf seinem Territorium getobt hatte, sich Politiker 

fanden, die den Faden nach Moskau zu knüpfen begannen, entschlossen sich die britischen Konser-

vativen zum Kurs der Zugeständnisse an die Konkurrenz. Der erste, alarmierende Schritt wurde vom 

britischen Kabinett auf eigene Faust im Frühjahr 1935 mit einem Abkommen getan, das Deutschland 

von den einschränkenden Bestimmungen des Versailler Vertrages, die seine Seerüstungen betrafen, 

weitgehend freisprach, also auf einem Teilgebiet Hitlers Aufrüstung sanktionierte. Frankreichs und 

Englands Deutschlandpolitik schien auseinander zu driften. Diesseits des Kanals zielte er auf Sicher-

heitsgarantien durch eigene Anstrengungen und Bündnisse, jenseits des Kanals war ein schlüssiges 

Konzept nicht erkennbar. Denn es existierte keinerlei Garantie dafür, wo und wie Deutschlands 

Machthaber, wenn ihnen ihr Staat kriegsfähig galt, ihre Militärmacht einsetzen würden. Doch die 

britische Politik ging dieses Risiko ein, blieb auf diesem Kurs und die französische schwenkte auf 

ihn ein. Dem im Mai 1935 geschlossenen politischen Verträgen im Dreieck Paris – Prag – Moskau 

folgten keine militärischen Abmachungen, kein Defensivbündnis, das die deutschen Faschisten fürch-

teten und der eigenen Bevölkerung als angebliche Einkreisung darstellten, die es schon vor dem Ers-

ten Weltkrieg gegeben habe. München 1938 erledigte ihre Befürchtungen endgültig. 

Doch ein halbes Jahr nach dem Viermächte-Abkommen gab Deutschland mit der vollständigen Ver-

nichtung des Nachbarstaates zu erkennen, dass es sich seine Außenpolitik nicht in London und Wart-

schau weiterhin genehmigen lasse. Der Kurs der Zugeständnisse, des Appeasement, war gescheitert. 

Seine Initiatoren blamiert. Polen, das erkennbar nächste Objekt und Opfer, preis zu geben, ging den 

Westmächten zu weit. Ihre führenden Kreise bezogen zögernd eine Frontlinie gegen das Deutsche 

Reich. Die konnten sich vollständiger und verlässlicher 1935 mit dem Einschluss der Sowjetunion 

haben. Nun bildete ihre bis dahin betriebene Politik, Moskau aus den europäischen Angelegenheiten 

auszuschließen, deren Höhepunkt München gewesen war, die schlechteste Voraussetzung dafür, die 

Politik der kollektiven Sicherheit zu reanimieren. Dazu wäre ein längerer Prozess, um es in einer 

heute in der Sprache der Diplomaten geläufigen Wendung auszudrücken, vertrauensbildender Maß-

nahmen notwendig gewesen. Dafür ließ Hitler den Gegnern keine Zeit. 

Das weitere ist gut bekannt. Es kam dennoch zur europaweiten Anti-Hitler-Front. Jedoch nicht durch 

politische Entschlüsse in Paris, London und Moskau, sondern durch den 1941 unternommenen Über-

fall Deutschlands auf die Sowjetunion, ohne dass es den „Endsieg“ über Großbritannien erreicht hatte. 

Diesen Feldzug Deutschlands gegen einen neuen Kriegsgegner konnten die herrschenden Kreise in 

London nur als ein Geschenk Hitlers werten. Er schuf eine neue Kräftekonstellation und musste un-

vermeidlich zu einem Abzug militärischer Kräfte nach dem Osten und damit zur Entlastung des 

Drucks auf England führen. Das hatte, bisher zwar ökonomisch von den USA unterstützt, einen Ver-

bündeten gefunden. Churchill zögerte keinen Moment und verkündete noch am Abend des 22. Juni 

1941 seine Bereitschaft zur Kooperation mit der Sowjetunion. Auf deren Territorium entstand nun 

die Hauptfront und Großbritannien besaß ein vitales Interesse daran, dass die sowjetischen Verteidi-

ger an ihr aus und standhielten Das vor dem Kriege verweigerte Bündnis wurde geschlossen und es 

hielt bis über die Tage des Sieges in Europa hinaus. 

Das Ende des Zweiten Weltkrieges brachte aus der Sicht der herrschenden Kreise in den kapitalisti-

schen Großmächten jedoch zwei Hauptresultate: das faschistische Deutschland, der Aggressor und 

Rivale, der ihnen ihre Vormachtstellung auf dem Erdball streitig machen wollte, war militärisch ge-
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schlagen und liquidiert. Und: im Verlauf des Krieges war jener ältere, ihnen 1917, erwachsene Rivale 

von ganz anderem Typ, die Sowjetunion, ökonomisch und militärisch erstarkt. Und das trotz des 

Verlustes von Millionen seiner Bürger, trotz aller Verwüstungen im Westen des Landes, trotz der 

ungeheuren, die Ökonomie des Landes deformierenden Kriegsaufwendungen. Zudem hatte dieser 

Staat weltweit ungeheuer an Ansehen gewonnen. 

Wie die „Westmächte“ große Teile Westeuropas im Verlauf von Kriegshandlungen besetzt hatten, so 

die UdSSR ausgedehnte Gebiete im Osten. Und unverzüglich zeichnete sich ab, dass da und dort 

verschiedene politische Wege eingeschlagen werden würden. In den Westen und Süden des Konti-

nents kehrten aus den Emigrationen vielfach jene Politiker zurück und besetzten erneut maßgeblich 

Plätze, die vor den deutschen Eroberern hatten fliehen müssen. Die traditionellen Staatsapparate wur-

den rekonstruiert, selbst Monarchien wieder errichtet. Königshäuser etablierten sich erneut, in Nor-

wegen, den Niederlanden, Belgien, Luxemburg, Italien und – mit Verspätung – in Griechenland. Im 

Osten Europas hingegen traten an die Spitze der sich neu bildenden Staatsapparate mit bürgerlichen 

Politikern der Vorkriegszeit, Kommunisten, Sozialisten, Sozialdemokraten, die vielfach als Vor-

kämpfer der nationalen Befreiung ihrer Länder eine herausragende Rolle gespielt hatten. Welcher 

soziale und politische Wandel sich am Ende da und dort durchsetzen und die Staaten prägen würde, 

war unentschieden. 

Gegenüber diesen sich abzeichnenden oder auch nur denkbaren Entwicklungen bezogen die militäri-

schen Siegermächte keine neutrale und abwartende Stellung. Die alte Hauptkampflinie hatte sich er-

ledigt, die neue wurde bestimmt. Niemand rief dazu früher und entschiedener auf als Winston 

Churchill, der einstige britische Premier, mit dessen Namen sich Großbritanniens Widerstand gegen 

die deutsche Bedrohung vor allem verband. Als die Konservativen 1945 die Unterhauswahlen verlo-

ren, hatte er sein Regierungsamt eingebüßt, doch nicht sein Ansehen und seinen Einfluss. Berühmt-

heit erlangte seine Rede, die er am Westminster College in Fulton (Missouri) hielt, in ihr bezichtigte 

er die UdSSR der Spaltung der Welt und der Errichtung eines „eisernen Vorhangs“ durch Europa von 

der Ostsee zur Adria, von Stettin nach Triest. Er erklärte die eben noch verbündete Sowjetunion zum 

„Hauptfeind des Westens“, sie und alle kommunistischen Organisationen zur Bedrohung der „christ-

lichen Welt“. Seine Schlussfolgerung lautete: dem müsse mit einer deutlichen militärisch überlegenen 

Streitmacht begegnet werden und die Führung dieses Kampfes hätte ein „Bruderbund englischspre-

chender Völker“ zu übernehmen. Damit waren der neue (aus Churchills Sicht auch alte) Gegner be-

zeichnet, die neue Frontlinie markiert, und die Ordnung umrissen, die an ihr hergestellt werden sollte. 

Und danach wurde verfahren, in einem Prozess der etwa drei Jahre dauerte und der in der Bildung 

eines antisowjetischen Militärbündnisses gipfelte. 

So gesehen bilden die Entstehung der faschistischen Staatsmacht in Deutschland und deren zwölf Jahre 

währende Rolle, bei allem, was sich mit ihnen an unvergleichlicher Barbarei verbindet, in der Ge-

schichte des 20. Jahrhunderts so etwas wie ein Intermezzo. Denn geprägt wurde dessen längste Jahr-

zehnte durch den in Russland unternommenen, durch eine Revolution ermöglichten Versuch, das 

Projekt einer sozialistischen Gesellschaft zu verwirklichen, ein Unternehmen, das nach 1945 sich in 

Europa, Asien und bis vor die Küste Amerikas ausweitete. Es zum Scheitern zu bringen, war und 

blieb der Generalkurs der herrschenden Kreise der kapitalistischen Großmächte. Dafür wurden drei 

Anläufe unternommen: die Interventionskriege, der Wirtschaftskrieg der zwanziger und dreißiger 

Jahre, schließlich der Kalte Krieg, der zum Erfolg führte. Der Versuch der deutschen Faschisten, die 

UdSSR auf eigene Rechnung zu liquidieren, fiel aus diesem Konzept heraus Über den Anteil am 

vermeintlichen „Endsieg“ über das Projekt Sozialismus wird noch lange gestritten werden, vor allem 

aber geforscht werden müssen. Was rührte aus eigenen, unerzwungenen Fehlern der Projektanten her, 

was war Ergebnis des Kalten Krieges. Das 20. Jahrhundert bleibt das eines ungeachtet seines kümmer-

lichen Endes denkwürdigen Aufbruchs in eine neue Welt. Die Thesen von den zweierlei Kriegsenden, 

den zwei Diktaturen und den zwei Befreiungen gehören zum Blendwerk, das diese Tatsache verdecken 

soll. Doch es wird die Zeit kommen, da sich Menschen im Angesicht der von ihnen zu behebenden 

gesellschaftlichen Krisen und absehbaren Konflikten von „Mensch und Umwelt“ fragen werden, ob 

sich aus jenen jetzt pechschwarz gezeichneten Zeiten nicht manches Nützliche lernen lasse. 
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Das ist ein konzentrierter, in gewisser Weise „neuer“ Geschichtsabriss gegen die Zäsuren 1945 und 

1990 mit Schwerpunkt 1933 als Zäsur und dem Gegensatz SU und der kapitalistische Westen seit 

1917. Einleuchtend durchaus. 

Hat nur einen kleinen Schwachpunkt: die Phase 1939-1941 – die Beziehungen SU-Faschismus – ist 

total eskamotiert. Das bietet der anderen Seite Angriffsfläche umso mehr, als sie daraus Nutzen für 

ihr Konzept: Zwei totalitäre Mächte verbündet, ziehen können. Du solltest überlegen, dies zu konter-

karieren und den 23 August erklären, wie Du es anderswo schon gemacht hast. 
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Nachlese zu Alexander Abusch „Der Irrweg einer Nation“ (2016) 

Das Manuskript des Buches von Alexander Abusch, das in vielen Auflagen in der SBZ bzw. der DDR 

erschien, wurde in den Jahren des Zweiten Weltkriegs in Mexiko geschrieben. Sein Autor Alexander 

Abusch (1902-1982) war ein Journalist, Schriftsteller und Kommunist und wurde ein deutscher Emig-

rant, als die Faschisten an die Staatsmacht gelangt waren und ihm, einem ihrer prominenten Gegner, 

der seit 1930 als Chefredakteur der Zentralzeitung der Kommunistischen Partei „Die Rote Fahne“ 

gearbeitet hatte, Verhaftung und Konzentrationslager drohten. Wie für viele Gegner des Faschismus 

war seine erste Fluchtstation Frankreich. 

Als die deutschen Welteroberer 1940 Frankreich überrannten, entkam er zunächst in dessen unbe-

setzten Süden. Er konnte aus einem Lager fliehen und gelangte 1941 nach Mexiko. Dort wirkte er in 

der Bewegung „Freies Deutschland“ und wurde Chefredakteur von deren Zeitschrift. Da entstand 

auch „Der Irrweg einer Nation. Ein Beitrag zum Verständnis deutscher Geschichte.“ Es war das erste 

Buch, das mit der Erfahrung der faschistischen Herrschaft einen historischen Rundblick auf die Ge-

schichte der deutschen Nation lieferte und fragte, was in diesen beispiellos brutalen und Millionen 

mordenden Staat geführt hatte. 

Den Anstoß zu dieser Arbeit hatten ihm, wie er später in einer Autobiographie, erschienen 1981, 

schrieb, eine unter Emigranten entstandene Diskussion gegeben. Genährt wurde sie durch die 

Kriegsereignisse. Die hatten zwar, als die Arbeit an dem Buch 1943 begann, militärisch eine Wende 

genommen und die Niederlage der Welteroberer zeichnete sich ab. Doch war die Wegedauer dahin 

noch nicht abzusehen. 

Zugleich drangen aus dem Deutschen Reich und mehr noch aus den weiten von der Wehrmacht be-

setzten Gebieten Europas immer neue Nachrichten über das barbarische, mörderische Regime, wel-

ches die mit dem Hakenkreuz errichteten, wo immer sie hingelangten. Meldungen über Massenmorde 

und Massensterben von Juden und Kriegsgefangenen ließen den Hass auf alles Deutsche entstehen. 

In den Staaten der Anti-Hitler-Koalition wurde gefragt, wer und was das eigentlich seien, „die Deut-

schen“, und wie mit ihnen umgegangen werden müsse, wenn sie endlich die Waffen streckten. 

In Kreisen und Organisationen deutscher Emigranten hingegen wurde gefragt, wie es bis zu diesem 

Tiefpunkt des Ansehens ihrer Nation gekommen war und wie, was immer das war, die „deutsche 

Ehre“ gerettet werden könne. Manchen Hitlergegnern erschien die deutsche Geschichte als einzige 

sich durch die Jahrhunderte hinziehende Misere. 

Abusch teilte diese Meinung nicht. Er entschloss sich, ihr mit einer kurzen Abhandlung entgegenzu-

treten und begann die Arbeit an jenem Manuskript, das im November 1945, noch war kein halbes 

Jahr seit dem Kriegsende in Europa vergangen, im 1942 gegründeten deutschsprachigen Verlag Das 

freie Buch (El libro libre) jenseits des Atlantiks herausgegeben wurde. 

Abusch hat in einem Memoirenband knapp über die Entstehung des Manuskripts und die Wege der 

ersten Buchexemplare Auskunft gegeben. Rasch gelangten sie zu Lesern innerhalb und außerhalb 

Mexikos. Der Autor sandte Exemplare in die Schweiz und an den in London lebenden Jürgen 

Kuczynski und bat sie, das Buch an seine Genossen im Zentralkomitee in Berlin weiter zu leiten. Zu 

den frühen Lesern gehörten führende politische Köpfe der Emigration wie Paul Merker, der eine 

Besprechung schrieb, und Schriftsteller, von denen Lion Feuchtwanger, dem es der Verlag geschickt 

hatte, dem Autor sein lobendes Urteil mit dem Bemerken übermittelte, dass er davon auch öffentlich 

Gebrauch machen dürfe. 

1946 kehrte Abusch nach Deutschland zurück. Sein Buch wurde gedruckt und erlebte in den folgen-

den Jahren Auflage auf Auflage. Es war in den Kreisen sich formierender Antifaschisten – ohne dass 

es so bezeichnet worden wäre, – der Bestseller. Für einige tausend oder sind es nur noch hundert 

betagte Bundesbürger, Frauen und Männer, war dieses Buch so etwas wie der Schritt aus einer geis-

tigen Gefängniszelle, in die sie die faschistischen Herrscher gesetzt hatten, ins Freie, der Beginn ihres 

Nachdenkens über die Geschichte, aus denen ihre Tage hervorgegangen war. Andere ihrer Bücher 

mögen sie in den Jahrzehnten entsorgt haben. Dieser schmale Band findet sich noch in einem Bücher-
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schrank, -regal oder auf einem -bord. Er ist seinen Besitzern zudem so etwas wie eine Jugenderinne-

rung. Damals, in den Zeiten des Aufbruchs zu neuen Ufern [...] 

Ursprünglich sollte das Buch einen weniger herausfordernden Titel erhalten, erinnert sich sein Autor. 

Dann aber wurde in einem Kreis von Gesinnungsgenossen die Idee geboren, es „Der Irrweg einer 

Nation“ zu nennen. Die vier Worte sind mehr geworden als ein nur Aufmerksamkeit heischender und 

einprägsamer Buchtitel. Vor allem Angehörigen der ersten deutschen Nachkriegsgeneration, die spä-

ter auch Flakhelfer-Generation genannten Burschen, wurden sie ein Wegweiser für ihr Nachdenken 

über Erlebtes und Erfahrenes. Der Autor dieser Zeilen gehört zu ihnen. Noch bevor eine einzige Zeile 

dieses Buches gelesen war, stellten sich beim bloßen Blick auf seinen Einband Fragen. 

Dass die Deutschen einen Weg des Unheils gegangen waren, musste meiner Generation niemand 

erklären. Die endlosen Listen ihrer Toten, die Ruinenmassen ihrer Städte, die Witwen und die Wai-

senkinder, Hinterlassenschaft ohne Beispiel, zeugten davon. Doch verdiente das die Bezeichnung 

„Irrweg? Und: inwiefern einer ganzen Nation? Hatte sie sich diesen Weg gewählt oder tat das nur ein 

Teil von ihr? Und welcher war das dann gewesen? Wann war der Weg der Nation ein Irrweg gewor-

den? Von ihrer Geburt an? Und warum traf dieses mitunter als Schicksal gedeutete Geschehen gerade 

die Deutschen? 

Wer das Bild von der verirrten Nation als Denkanstoß akzeptierte und sich auf den Weg in ihre Ver-

gangenheit machte, traf bereits eine Entscheidung. Es war dann nicht mit einer bloßen Kurskorrektur 

getan. Die Devise lautete Bruch und Umkehr. Die künftigen Wege der Deutschen mussten neu ver-

messen werden. Der Titel des Buches war Herausforderung zur Parteinahme und für die älteren Ge-

nerationen mehr noch: Waren sie konsequent, mussten sie sich fragen, welchen Anteil sie selbst an 

der Wahl dieses Weges und welche Rolle sie gespielt hatten, als die Nation ihn beschritt. Die Neigung 

das zu tun, war in Nachkriegsdeutschland nicht ausgeprägt. Es dominierte das Bild von den Verführ-

ten, nicht das von den Sich-Verirrenden, das von den Opfern, nicht das von den Tätern. 

Den Platz, den die Abhandlung von Abuschs auf dem Weg zu einem neuen Nachdenken über deut-

sche Geschichte einnahm, lässt sich genauer noch bestimmen, wenn er mit der einzigen gleichzeitigen 

Darstellung konfrontiert wird, die aus bürgerlicher Quelle hervorging. Sie kann mit dem Verbrei-

tungsgrad des „Irrwegs“ nicht konkurrieren, wurde aber ebenfalls und in den westlichen Besatzungs-

zonen mehrfach gedruckt und für einige Zeit innerhalb des Personals der Geschichtswissenschaft 

wegweisend. Dafür sorgte allein schon der Name ihres Autors, Friedrich Meinecke, des „großen alte 

Mannes“ der konservativen Strömung in der Historikerzunft. Er hatte, 1901 Professor in Straßburg 

geworden, 1914 an der Berliner Universität berufen, während der Nazijahre, da emeritiert, nicht mehr 

gelehrt, aber sich den Faschisten auch nicht angedient, jedoch sich nicht ein Jota von jenem ideenge-

schichtlich geprägten Denken verabschiedet, an dessen Entwicklung und Verbreitung er seit den Ta-

gen des Kaiserreichs beteiligt gewesen war. 

Meinecke nannte sein 1946 erscheinendes Buch „Die deutsche Katastrophe“. In den vierziger Jahren 

kam es wie der „Irrweg“ in mehreren Auflagen in den Buchhandel. Schon 1946 erlebte es eine 

Schweizer Ausgabe. Es folgten wie im Falle von Abuschs Werk Übersetzungen, so 1947 ins Schwe-

dische. 1950 wurde es in Cambridge, 1964 in Boston ediert. Wiewohl auch im „Irrweg“ immer wieder 

der Begriff „nationale Katastrophe“ mit Bezug auf das Jahr 1945 auftaucht1, meint Katastrophe bei 

den beiden Autoren nicht das gleiche. Dem konservativen Intellektuellen bildete sich der Verlauf der 

deutschen Geschichte vor einem ganz anderen von ihm gedachten und gewünschten Gang als kata-

strophal ab als dem kommunistischen Publizisten und Redakteur. Weit auseinander gingen auch bei-

der Diagnosen der Verursachung des Zustands, in dem sich Deutschland am Ende des Zweiten Welt-

krieges befand. Meinecke erklärte den Untergang der Weimarer Republik und den Sieg des Faschis-

mus zu „einem schwer lösbaren Rätsel“ und stellte für alle Zukunft eine Antwort auf die quälenden 

Fragen in Zweifel. Dieses „Non possumus“ wurde eine Vorgabe für viele, trat die Flucht aus der Welt 

 
1  Irrweg, u. a. „tiefste nationale Katastrophe“, S. 22, „zur größten nationalen Katastrophe“ S. 159 und „wie seit 

dem 30jährigen Krieg nicht mehr erlebt“, S. 170. 
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des Rationalen in das Dunkel des Irrationalen an und da folgten alle, die kein Interesse daran besaßen, 

dass von ihren Rollen, sei es als Person, Gruppe, Schicht oder Klasse auf dem Wege vom Ersten zum 

Zweiten Weltkrieg gehandelt wurde. 

Abusch Gedankenwege münden in die Frage nach dem anderen Deutschland, nach seinen Kennzei-

chen und seinem denkbaren Zustandekommen. Als dessen Voraussetzung galt ihm die Vollendung 

der bürgerlichen Revolution, die 1848 und 1918 nicht zu ihren jeweiligen Zielen gelangt war. Es 

müsse nachgeholt und vollendet werden, was nach dem Ersten Weltkrieg nicht erreicht wurde, vor 

allem die Beseitigung der ökonomischen und politischen Herrschaft von Monopolkapital und Groß-

grundbesitz. Damit würde auch die unerlässliche Voraussetzung geschaffen, dass dieses Deutschland 

ein neues politisches und kulturelles und moralisches Gesicht erhalte. Das zu schaffende, demokrati-

sche Gemeinwesen müsse – anders als die Weimarer Republik – in der Arbeiterklasse und in breites-

ten Volksschichten verankert sein. 

Der Autor des „Irrweg“ war geschichtserfahren genug, um sich keinen Illusionen darüber hinzugeben, 

dass auf dem Wege zu diesem Ziel Hindernisse zu überwinden waren. Doch mag es ihm ein Gebot 

der Stunde gewesen sein, die Chancen der Deutschen für einen Neuanfang hervorzukehren. Auch bei 

ihm findet sich die damals viel benutzte Wendung, der zufolge die Völker den Krieg gegen den Fa-

schismus auch um der Befreiung des deutschen Volkes willen geführt hätten. In Wahrheit hatten die 

Millionen Soldaten aus allen Erdteilen in ihrer Mehrheit nie einen Deutschen gesehen, keine Ahnung 

von deutscher Geschichte. Sie kämpften, ihre Heimaten zu befreien oder weil sie in die Streitkräfte 

ihrer Länder einberufen worden waren. Sie suchten mit diesem Gegner endlich fertig zu werden, um 

zu Frau und Kindern, Eltern und Geschwistern zurückkehren und ein Leben in Frieden führen zu 

können. Zudem: Nicht sie entschieden, was aus diesem Nachkriegsdeutschland werden würde, son-

dern ihre Regierenden. Mit dem Ende des Krieges und der Liquidierung des gemeinsamen Feindes 

veränderte sich die Konflikt- und Interessenlage der Mächte in Europa und weltweit. Der erste, der 

zum Sammeln an neuen, in Wahrheit alten Fronten aufrief, war Winston Churchill. Das war bald nach 

dem Erscheinen von Abuschs Buch in Deutschland. An seinem Schluss drückte der Autor noch die 

Hoffnung aus, dass „alle Regierungen der Vereinten Nationen diese entschiedene demokratische Ent-

wicklung in Deutschland fördern werden“. Doch enthält sich Abusch jeder Prognose. 

An die antifaschistische Tat, die die Arbeit an diesem Buch darstellte, kann nicht vollständig erinnert 

werden, ohne die Übersetzungen zu erwähnen, dies es in viele Sprachen erfuhr. Deren Bedeutung 

wiederum kommt erst ans Licht, wenn bedacht wird, dass über Deutschland und die Deutschen je 

länger der Krieg dauerte, eine Art Rätselraten entstand. Und als Auschwitz und Baby Jar, Oradour 

und Distomo Synonyme für die äußerste und unvorstellbare Barbarei der Welteroberer wurden, 

schossen Projekte in Kraut, wie mit diesen Deutschen verfahren werden müsse, ihnen ihr blutiges 

Handwerk ein für alle Mal gelegt werden solle. In diese weltweit verbreitete Mischung aus Abscheu, 

Ekel. Hass und Ratlosigkeit traf Abuschs Buch mit dem Nachweis, dass es nicht eine magische Blut-

linie war, auf der die Deutschen zu dieser ihrer Rolle in der Weltgeschichte des 20, Jahrhunderts 

gelangten, und dass Wandlung nicht durch Züchtigung, sondern durch Bildung und Erziehung denk-

bar sei. Die erste Übersetzung, folgt man den Angaben der Deutschen Nationalbibliothek. erschien 

1951 im Land des einstigen Verbündeten, in Italien und dort unter dem Titel Storia della Germania 

moderna. Im gleichen Jahr gab es eine bulgarische Ausgabe, die den Titel Pogresnijat put na edna 

nacija. Primos zar razbirane na germanskate istorija trug, 1955 wurde das Buch in Tokio einer ja-

panischen und 1962 in Moskau in einer russisch-sprachigen Ausgabe herausgegeben. 

Was bleibt uns mehr als sieben Jahrzehnte nach dem Erscheinen des Buches als besonders hervor-

hebens- und erinnerungswert? Abusch hat das Bild von der deutschen Misere durch das vom deut-

schen Irrweg ersetzt. Später, um es vorweg zu sagen, ist auch diese Verallgemeinerung der nationa-

len Vergangenheit als Irrweg von der Geschichtsschreibung und Politik in der DDR-Zeit als nicht-

zutreffend angesehen, umstritten und aus dem historiographischen Verkehr gezogen worden. In der 

Tat ist sie wie alle derartigen Subsumierungen vielfältiger und verwickelter Geschichtsprozesse un-

ter einen einzigen Begriff angreifbar und verträgt die Apothekerwaage nicht. Doch ihr Vorzug über-

wog bei weitem. Sie stand gegen die bald nach der Befreiung in Mode kommende Verengung deut-
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scher Selbstkritik auf die zwölf Jahre der Nazidiktatur, allenfalls ausgeweitet auf eine Vorgeschichte 

in der Weimarer Republik. Und vor allem gegen die Reduktion des Zweiten Weltkrieges auf „Hitlers 

Krieg“, die sich hierzulande bis heute erhalten und in der Publizistik als unausrottbar erwiesen hat. 

Was waren seine herausragenden und geistig bahnbrechenden Kennzeichen? 

1. 

Es bekannte die Verantwortung und Schuld der Deutschen für den Sieg des Faschismus 1933 mit 

seinen Folgen für die Entstehung des Zweiten Weltkrieges und den Kriegs- und Menschheitsverbre-

chen. Es erklärte die unabdingbare Pflicht der Deutschen gegenüber der Forderung nach Wiedergut-

machung, sofern davon überhaupt die Rede sein konnte. 

2. 

Es wies ohne viele Worte die These von Hitlers Krieg zurück und benannte das deutsche Monopol-

kapital, das schon in den Ersten Weltkrieg getrieben habe, als Hauptschuldigen für den Weg in den 

Krieg. Jedoch stellte es zugleich klar, dass der ohne die Unterstützung von Millionen national- und 

nationalchauvinistisch aufgepulverten Kleinbürgern und Bauern nicht hätte gegangen werden kön-

nen. 

3. 

Wiewohl Abusch wiederholt Bilder vom Irrweg einer Nation gebrauchte, wie „der lange Weg des 

Irrtums und des Verhängnisses“2 oder „die Verwirrung des Denkens und der Gefühle“, die zu über-

winden seien, vertrat er doch nicht die Auffassung von einem Weg, der in diesen 30. Januar 1933 

hätte münden müssen. Andere Wege deutscher Geschichte waren denkbar, aber entweder verpasst 

oder nicht zu Ende gegangen worden. Das beträfe insbesondere die Revolutionen von 1848 und 1918. 

Wäre aus ihnen – vergleichbar den Entwicklungen in England und Frankreich – ein demokratisches 

Staatswesen hervorgegangen. würde ein Hitler keine Chance gehabt haben. 

4. 

Doch selbst im Zustand des Jahres 1930 mit dem Einsetzen der kapitalistischen Wirtschaftskrise und 

Massenarbeitslosigkeit habe Deutschland noch eine Chance gehabt, dem Faschismus zu entgehen. 

Jedoch nur mit der Ballung seiner demokratischen Kräfte von der Arbeiterklasse bis in bürgerliche 

Schichten, die Abusch anhand der Wahlergebnisse noch als die Mehrheit glaubt ausweisen zu kön-

nen. Nur in Andeutungen geht der Autor dabei auf die Faktoren ein, auch jene in der kommunistischen 

Bewegung, die dieser Konzentration der Kräfte entgegenstanden. 

5. 

Ausgemacht ist für Abusch, dass der Weg in einen anderen sozialen, wirtschaftlichen, politischen und 

auch kulturellen deutschen Staat führen müsse, geboren aus einem Prozess der „Selbsterneuerung“. 

Konkret heißt das für ihn, zu einem antiimperialistischen Deutschland, einem Land der Bodenreform. 

Ob es dazu kommen werde, hänge auch davon ab, welche Haltung die Siegermächte dazu einnehmen 

werden und ob sie an den erklärten antifaschistischen Kriegszielen festhalten würden. Dazu gibt er 

keine Prognose. 

Wer den Rang der Arbeit von Alexander Abusch in der Geschichtsliteratur der frühen Nachkriegs-

jahre bestimmen will, kann das u. a. durch eine Gegenüberstellung mit den etwa zur gleichen Zeit auf 

dem deutschen Büchermarkt erscheinenden Produktionen deutscher Berufshistoriker tun, vornehm-

lich mit jenen, die nicht an der Verbreitung der faschistischen Geschichtslegenden beteiligt waren, 

aber in dieser oder jener Weise mit dem Regime ihren Frieden gemacht und an ihren Arbeitsplätzen 

verblieben waren. Aus dieser Gruppe ragt der hoch betagte Friedrich Meinecke (1862-1954) heraus, 

der schon am Jahrhundertbeginn eine Professur in Straßburg bezogen hatte und seit 1914 bis zu seiner 

Emeritierung Professur an der Berliner Universität gewesen war und eine kurze Zeitspanne nach 1945 

 
2  Irrweg, S. 170. 
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den Platz des Altmeisters in der noch im Kaiserreich ausgebildeten Historikerzunft besetzte. Diese 

Gruppe redete und schrieb nicht mit einer Stimme und Feder, war aber dadurch miteinander verbun-

den, dass sie eine tiefergreifende kritische Durchmusterung der deutschen Geschichte und der Posi-

tionen verweigerte, die sie selbst bei deren Interpretationen in Republik- wie in Diktaturzeiten bezo-

gen hatten. Für etwa anderthalb Jahrzehnte prägten ihre Angehörigen die Bilder von deutscher Ge-

schichte im Westen des besetzten Landes, also noch während des ganzen ersten Jahrzehnts der Bun-

desrepublik. 

Ein anderer Vergleich macht ebenfalls das Verdienst Abuschs deutlich: Erst 1985 hatte der Bundes-

präsident Richard von Weizsäcker in einer bis heute zu Recht viel gelobten Rede seinen westdeut-

schen Staatsbürgern gesagt, dass kritische Betrachtung deutscher Geschichte sich nicht nur auf den 

damals vierzig Jahre zurückliegenden Zweiten Weltkrieg allein richten, sondern gedanklich bis zu 

jenem 30. Januar zurückgreifen müsse. Abusch war ihm da nicht nur vier Jahrzehnte voraus. Er hatte 

den Blick auf die Entwicklung des deutschen Imperialismus von seinen Anfängen an gerichtet. 

Und er hatte mehrfach auch an jene Kräfte in deutscher Vergangenheit erinnert, die Vorstellungen 

von anderen Wegrichtungen besaßen und dafür eingetreten waren, sie zu beschreiten, dabei aber 

scheiterten. Dadurch wurden die Leser mit Menschen, deren Zusammenschlüssen und Anstrengungen 

bekannt, welche die bürgerliche Geschichtsschreibung an den Rand ihrer Forschungen und Darstel-

lungen gerückt hatte und die von der faschistischen, wenn nicht verschwiegen, so mit den übelsten 

Beschuldigungen versehen worden waren. Das Buch gab in der Tat Tausenden von Deutschen einen 

Anstoß, sich von dem Ballast zu trennen, den sie als vermeintliches Geschichtswissen mit sich her-

umschleppten. Es war im echten Sinne eine Pionierarbeit. 

Berlin 2016 auf Bitten von Friedrich-Martin Balzer für eine geplante Neuauflage von Alexander Abusch, „Irrweg einer 

Nation“ im PapyRossa Verlag erstellt. (Erstveröffentlichung). 

 



455 

Wendezeit – Zeitwende. Vorläufige persönliche Rechenschaft (1997) 

In den siebenundsechzig Jahren meines Lebens haben sich die gesellschaftlichen Zustände und mit 

ihnen das geistige Klima in Deutschland zweimal grundlegend geändert. Als ich eben 15 Jahre alt 

wurde, kapitulierte der faschistische deutsche Staat. Das gesamte Land wurde besetzt. Die Alliierten 

übernahmen die Regierungsgewalt. Bald, nachdem ich meinen sechzigsten Geburtstag begangen 

hatte, endete die Geschichte der 1949 gegründeten Deutschen Demokratischen Republik. Ihr Gebiet 

wurde der Bundesrepublik Deutschland angeschlossen. So hatte es die Mehrheit der Abgeordneten 

der Volkskammer entschieden, die im März 1990 gewählt worden war. Nach einem Bewohner des 

„Dritten Reiches“ war ich für mehr als vier Jahre ein „Staatenloser“ gewesen. Dann verwandelte ich 

mich nach vierzig Jahren aus einem Bürger der DDR in einen ebensolchen der BRD. Keinen dieser 

Staaten hatte ich mir gewählt. In den ersten war ich hineingeboren worden. Von der Gründung des 

zweiten, der DDR, erfuhr ich aus den Nachrichten. Der Übergang in den dritten, die Bundesrepublik 

bezeichnete das Scheitern meiner Hoffnungen und Anstrengungen, ein sozialistisches Staatswesen zu 

schaffen und definitiv über die Epoche des Kapitalismus und die Zeitalter der Ausbeutung des Men-

schen durch den Menschen hinaus zu gelangen. 

Zwei radikale Wendungen in einem Menschenleben in Deutschland sind nicht so viel, wie es auf den 

ersten Blick scheinen mag. Meine Großeltern wurden geboren, als das Deutsche Kaiserreich eben auf 

den Schlachtfeldern Frankreichs „gegründet“ wurde. Dann erlebten sie die Revolution von 1918 und 

die Weimarer Republik. Sie starben, als fünf und sechs Rentnerjahre in der Nazidiktatur hinter ihnen 

lagen. Doch immer verlief ihr Leben in den Bahnen der gleichen Gesellschaftsordnung. Ich hingegen 

wurde im kapitalistischen Deutschland geboren und lebte dann Jahrzehnte in einem Staatswesen, das 

über diese Verhältnisse hinausstrebte. Es hatte schon eine gewisse Entfernung von ihnen erreicht und 

ging dennoch mit dem ganzen „realsozialistischen System“ unter, das von der Elbe bis zum sowjeti-

schen Fernen Osten gereicht hatte. So gelangte ich wieder in die Welt, aus der ich zuerst mit einer 

Minderheit, später in einer Gemeinschaft mit Millionen aufgebrochen war. Das Scheitern des Ganzen 

wie mein eigenes waren offensichtlich. Dessen Ursachen werden uns gedanklich beschäftigen so-

lange wir leben. Zum einen deshalb, weil sie von sehr komplexer Natur sind, und zum anderen, weil 

es auf allen Seiten so viele Interessen gibt, schon die Fragestellung zu verwirren. 

Manche meiner Zeit- und Weggenossen meinen heute, alle unsere Anstrengungen, und die waren 

zeitweilig nicht gering und überanstrengten nicht wenige von uns, seien vergeblich gewesen. Dem ist 

mit dem Blick auf das Ganze schwer widersprechen. Der Historiker aber neigt eher dazu, in Rechnung 

zu stellen, dass Investitionen in die Geschichte nie völlig verloren sind. Wer Trost sucht, könnte sich 

auf Byron berufen: „Der Freiheit Kampf, einmal begonnen, vom Vater blutend auf den Sohn vererbt, 

wird immer, wenn auch schwer, gewonnen.“ Indessen: Die Erblasser sind heute selbst über ihr Erbe 

auf das höchste verunsichert. Und es ist nicht erkennbar, dass sich sehr viele Erben melden, welche 

die Hinterlassenschaft überhaupt sondern und antreten wollen. Es sieht so aus, als könne nicht nur 

ein privates Erbe ausgeschlagen werden. 

Während ich meine Erinnerungen aus der Studentenzeit niederschrieb, drängte sich mir immer wieder 

der Gedanke auf, ob ich mich in diesen längst vergangenen Jahren meines Lebens so lange aufhalten 

sollte. Schließlich würde mir die Feder irgendwann aus der Hand gleiten oder fallen, und es wäre das 

nicht zu Papier gebracht, was mir doch als wesentlicher erscheinen muss. Dass ich diesem Gedanken 

nicht früher folgte und die Perspektive eher wechselte, hat einen einfachen Grund. Noch immer mit 

geschichtswissenschaftlicher und publizistischer Tagesarbeit beschäftigt, spürte ich, dass es einen 

ungleich höheren Schwierigkeitsgrad darstellen würde, sich der Jahre dieser zweiten großen Lebens-

wende zu erinnern, als aus Nachkriegs- und Studentenjahren zu berichten. Und daß, wenngleich die 

erste nahezu ein halbes Jahrhundert hinter mir liegt, seit dem Beginn der zweiten hingegen gerade 

acht Jahre verflossen sind. Zudem lässt sich über die jungen Jahre mit einiger Berechtigung vielfach 

nachsichtig berichten. Das „entfällt“, wenn es um diejenigen geht, die als die reiferen angesehen wer-

den. Da gerät man gegen sich selbst, wenn schon nicht in die Rolle des Staatsanwalts, so doch unver-

meidlich in die des Richters und ist zugleich versucht, auch den Platz des Verteidigers einzunehmen. 
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In Berlin fehlte mir zu alledem die Konzentration. Nun im Süden Frankreichs, in Les Adrets d’Esterel 

mit dem Blick auf die Hügel, Berge und Felsen des Esterel-Gebirges und an klaren Tagen bis zu jener 

Alpenkette, die ins Mittelmeer abfällt, eine halbe Busstunde vom exklusiven Cannes und dem Bade-

strand von Mondelieu, habe ich keine anderen Verpflichtungen, Zeit zum Nachdenken und Nachfor-

schen in mir selbst. Allerdings verfüge ich hier auch über keinerlei Möglichkeiten, auch nur die wich-

tigsten Daten zu überprüfen, und über keine Dokumente, an denen entlang sich schreiben ließe. Das 

kann indessen mir auch einen Vorteil einbringen, 

Dieser Bericht ist derart gar nicht verdächtig, eine Art geschichtswissenschaftliche Abhandlung an-

bieten zu wollen. Er ist in jeder Weise von einer persönlichen Sicht geprägt. Es muss sich zeigen, wie 

weit ich unter diesen Umständen mit ihm komme. 

* * * 

Es sind fast auf den Tag genau acht Jahre vergangen, seit ich Anfang Oktober 1989 Berlin verließ, um 

zunächst nach Oldenburg zu reisen. Dort fand ein dreitägiges Symposium über Leben und Wirken Carl 

von Ossietzkys statt, das von der dortigen Universität veranstaltet wurde. Mich hatte dazu eine Einla-

dung erreicht, weil ich Jahre zuvor an der Herausgabe eines Bandes von politischen Schriften Ossietz-

kys beteiligt gewesen war. Ihr Titel zitierte die Überschrift eines Aufsatzes des Antifaschisten. Er lau-

tete „Rechenschaft“. Der Verlag, der mich um Mitwirkung gebeten hatte, war der Aufbauverlag. Der 

wiederum war durch einen Historikerkollegen, Fritz Klein, an mich geraten. Es ging um nicht mehr – 

aber auch nicht um weniger – als dem Leser der Texte die vielen Bezüge und Anspielungen in Anmer-

kungen zu erschließen. Mit ihnen waren die seinerzeit vor allem in der „Weltbühne“ erschienenen Ar-

tikel Ossietzkys geradezu gespickt. Wie alle ähnlichen Unternehmungen wurde auch dieses eine kleine, 

aber abenteuerliche Entdeckungs- und Bildungsreise. Eine intelligente Studentin, Karin Jecht, – ich 

arbeitete damals schon an der Humboldt-Universität – half mir. Nach ihrem Examen verloren wir uns 

aus den Augen. Offenbar wollte sie es trotz ihrer Befähigung nicht in der Wissenschaft versuchen. 

Einmal einbekannt, dass ich Ossietzky besonders verehrte und er mir als Vorbild eines aufrechten 

Menschen und glänzenden Publizisten gilt, kam gleichsam eins zum anderen. Peter Theek, der Chef-

redakteur der „Weltbühne“, bat mich, den Leitartikel für das Heft zu schreiben, das zum 75. Geburts-

tag der Zeitschrift, genauer: zu dem ihres Vorläufers mit dem Namen „Schaubühne“, erscheinen 

sollte. Die Einladung kam mir wie eine Auszeichnung vor. Damit begann meine Mitarbeit am „Blätt-

chen“, die bis in das einundvierzigste Jahr der DDR dauerte. Genug, die Reise nach Oldenburg hatte 

also ihre lange Vorgeschichte. 

Als die Tagung in der Stadt, deren Universität solange und lange vergeblich dafür eingetreten war, 

„Carl-von-Ossietzky-Universität“ heißen zu dürfen, vorüber war, blieb mir noch genügend Zeit, vor 

einer darauffolgenden Verpflichtung nach Berlin zurückzukehren. Aber es war gerade das Ereignis, 

das in aller Munde war und im Staat für zusätzliche Nervosität sorgte, das mich davon abhielt. Am 7. 

Oktober sollte der vierzigste Jahrestag der DDR begangen werden und zwar pompöser als alle vo-

raufgegangenen Jubiläen. Das war aberwitzig. Denn es gab in diesem Staatswesen zu vielem Grund 

und Ursache, aber zum wenigsten zu aufwendiger Festlichkeit. Seit Monaten befand es sich in einer 

Krise, die niemandem im Innern oder im Ausland mehr verborgen bleiben konnte. Ihr deutlichstes 

Zeichen bildete die Massenflucht vor allem junger Leute über die Grenze in die Bundesrepublik. 

Spektakulär war sie ohnehin, wurde es aber noch mehr durch die Wege, welche die Fluchtwilligen 

einschlugen. Die Bilder von den gestürmten, mit Menschen überfüllten Botschaften der Bundesre-

publik in Prag und Budapest gingen um die Welt. In der DDR gab es keine wichtigere Aufgabe, als 

sich darüber zu verständigen, wie dieser Staat, um weiter existieren zu können, seine inneren Ver-

hältnisse stabilisieren sollte. Dazu war, um dies zu begreifen musste niemand politisch besonders 

geschult sein, eine Verständigung zwischen den Regierenden und den Regierten darüber notwendig, 

wie die Regierten leben wollten. Die „realsozialistisch“ genannte Gesellschaft bedurfte einer tiefgrei-

fenden Reform, wenn sie deutlich spürbare Erscheinungen der Stagnation auf den verschiedensten 

Lebensgebieten überwinden wollte. An deren Anfang gehörte das Geständnis, dass wir in eine Sack-

gasse geraten waren. 
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Stattdessen sollten, nachdem die Obrigkeit selbst jedweden den dramatischen Zuständen angemesse-

nen Schritt verweigert hatte, lächerliche politische Muskel- und Feierspiele inszeniert werden. Da 

wollte ich nicht mitmachen, zumal Aufmärsche und Vorbeimärsche an Tribünen meine Sache schon 

in sehr viel jüngeren Jahren nicht gewesen war. Nun erschien mir das geplante Theater wie der Tanz 

auf dem Vulkan. Doch darum ging es gar nicht in erster Linie. Mehr wog, dass die eigene Hilflosigkeit 

gegenüber den Leuten am Staatsruder, die sich noch immer als Revolutionäre verstanden und ver-

meinten, niemand könne die Geschicke der DDR so erfahren und gut lenken wie sie, in den Trübsinn 

trieb. Ich entschloss mich, den sinnentleerten Feiertag, der sich schließlich als die Präsentation eines 

noch eben lebenden Leichnams erwies, bei Freunden in „Feindesland“ zu verbringen und danach auf 

meiner Weiterreise um die DDR einen Bogen zu machen. 

In den Vorsatz mag hineingedeutet werden, dass ich damals schon, Ende September 1989, diesen 

Staat, auf dessen Aufbau ich nicht wenig eigene Kräfte verwendet hatte und dem ich nach wie vor 

verbunden war, aufgegeben hatte. Das war nicht der Fall. Aber ich besaß mit vielen meiner Freunde 

und Genossen keinerlei Vorstellung davon, wie ihm neue Lebenskraft verschafft werden könnte. Le-

benskraft, nicht Überlebenskraft. Denn dass es schließlich um die letztere gehen würde, kam mir bei 

allen Bedenken über seine Zukunft doch nicht in den Sinn. Später, aber dann lebhaft erinnerte ich 

mich eines Treffens mit meinen Wickersdorfer Schulkameraden von einst, das uns im August 1989 

auf der Insel Usedom im ausgedehnten Anwesen von Anneliese Störr und ihres Mannes, eines Pro-

fessors der Geologie, zusammengeführt hatte. Da saßen und debattierten wir nahezu eine ganze Nacht 

lang, vielerfahrene Lehrer und Hochschullehrer, Professoren der Philosophie und der Ökonomie, des 

Völkerrechts und der Geschichtswissenschaft über „Gott und die Welt“, vor allem aber über die Zu-

stände in der DDR und über deren notwendigen Wandel. Unser Fazit kann nur mit dem Begriff Rat-

losigkeit bezeichnet werden. Ich zog es in dieser Schärfe auch erst Monate danach. 

Am 6. oder 7. Oktober besuchte ich mit Hartmut Drewes und seiner Frau Fredeke auf deren Einladung 

in Bremen die Aufführung von Mozarts „Cosi fan tutte“ in der Halle eines ehemaligen Schlachthofes, 

wohin das Opernensemble der Stadt wegen Umbauarbeiten ausgewichen war. Die Inszenierung war 

ganz unverstaubt, aber nicht überkandidelt modernistisch, vom ersten bis zum letzten Takt erfri-

schend. Später tranken wir noch einen Tropfen auf den Jahrestag. Da hatten wir die vom Fernsehen 

gesendeten Bilder aus Berlin noch nicht betrachtet, die von den Protesten am Rande der offiziellen 

Demonstration berichteten. 

Dann galten meine Gedanken schon der nächsten Reisestation: Wien. Dort fand, wiederum aus An-

lass eines Jahrestags, eine Konferenz statt. Sie befasste sich mit dem fünfzig Jahre zurückliegenden 

Verträgen zwischen der UdSSR und dem Deutschen Reich, den am Vorabend und am Beginn des 

Zweiten Weltkriegs überraschend geschlossenen Abkommen. Dass die Perspektive der Erörterung 

auf der sowjetischen Seite liegen würde, war klar, zumal in der UdSSR die Debatte über die Vorge-

schichte des Krieges schleppend in Gang kam. Niemand bestritt mehr, dass diese Abmachungen in 

schreiendem Widerspruch zu allem gestanden hatten, was während der Revolution von 1917 über das 

Recht der Nationen auf Selbstbestimmung postuliert und – etwa im Falle Finnlands, aber nicht in dem 

Fall Georgiens – zu Lenins Zeiten auch praktiziert worden war. Der polnische Staat, hatten Hitler und 

nicht anders Stalin mit seinen Beratern entschieden, besäße kein Lebensrecht. So befanden die beiden 

ungleichen Vertragspartner im September 1939. Nachdem er von der deutschen Wehrmacht über-

rannt worden war, drangen sowjetische Truppen von Osten in das Land hinein, um die der UdSSR 

schon zuvor zugedachten Gebiete zu besetzen. 

Ich stieß in Wien mit meinem Vortrag auf wenig Widerspruch. Meine Interpretation berücksichtigte 

den Zwang der sowjetischen Diplomatie, einer Bedrohung auszuweichen, und distanzierte sich von 

der unerzwungenen und auch nicht zu erzwingenden vollendeten Kollaboration, die der Kreml mit 

dem deutschen Regime eingegangen war. In der DDR hatte diese Seite der Vorgeschichte und des 

Beginns des Zweiten Weltkriegs lange zu den Tabuzonen gehört. Zwar ließ sich über sie in Vorle-

sungen und Seminaren reden, aber weder eine Tageszeitung noch eine wissenschaftliche Zeitschrift 

wäre bereit gewesen, einen Artikel zu drucken, der auch nur die Fakten korrekt wiedergab. Diese 

Zeiten waren inzwischen vorbei. Für den Historikerkongress, der in Berlin Ende Januar/Anfang Fe-
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bruar 1989 tagte, hatte ich unter anderem mit Günter Rosenfeld, Siegfried Bünger und Heinz Köller 

einen Arbeitskreis vorbereitet, der sich mit der Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges, dessen Be-

ginn sich bald darauf zum 50. Male jährte, befassen sollte. Dort war dann unter die lange Geschichte 

dieses Tabus ein später Schlussstrich gezogen worden. Wiederum kam das aber nur zur Kenntnis der 

Zunft. Die Zeitungen ignorierten den Vorgang, von dem mi Günter Rosenfeld nach dem Ende der 

Sitzungen erleichtert sagte, dahinter gäbe es nun keinen Schritt mehr zurück. Bald darauf konnte ich, 

da schrieben wir schon das 41. und letzte Jahr der DDR, in einem Heft der „Weltbühne“ die Texte 

der bis dahin in unserer Publizistik unterschlagenen Verträge mit einem Kommentar veröffentlichen. 

Dennoch gab es in Wien, wo sich ein internationales Publikum versammelte, Streitpunkte genug. Die 

Vielfalt der Ansichten hatte sich noch vermehrt, seit auch sowjetische Historiker das Beschönigen 

und Beschweigen von Tatsachen der eigenen Geschichte aufgaben. Die teilten sich nun in zwei deut-

lich zu unterscheidende Gruppen. Die eine wünschte solide Ergebnisse ihrer neu begonnenen For-

schungen und eigene Überlegungen vorzubringen. Die andere praktizierte eine vollständige Kehrt-

wende zu altbekannten undifferenzierten Verdikten, die nur aus der westlichen Literatur übernommen 

zu werden brauchten. Deutlich spürbar wurde so, dass unter einem Teil der sowjetischen Historiker 

das Wandern schon eingesetzt hatte. Es sollte in die „Salons“ der Wissenschaft des Westens führen. 

Unangenehmer noch fiel mir in Wien auf, dass einige österreichische Trotzkisten nun den freigewor-

denen Platz derer einzunehmen wünschten, die sich im Besitze der ganzen historischen Wahrheit 

gewähnt hatten. Sie wollten an der sowjetischen Außenpolitik nichts lassen, was als Reaktion und 

Echo auf Umstände und Bedingungen zu werten ist, die nicht durch Politiker und Diplomaten der 

UdSSR geschaffen worden waren. Stalin hätte schon immer beabsichtigt, mit diesem Hitler zu pak-

tieren, war zu hören. Diese und ähnliche Thesen wurden auf schwachen Fundamenten, aber mit dem 

Anspruch vorgetragen, letztgültige Erkenntnisse zu bieten, gleichsam wie Bildhauer Monumente für 

die Ewigkeit zu errichten. Es war meine erste Begegnung mit kämpferisch gestimmten Anhängern 

Trotzkis. Ihr Auftreten erschien mir nicht sympathischer als das der Gefolgsleute seines Kontrahen-

ten, der den Mordauftrag gegeben hatte, der im fernen Mexiko ausgeführt worden war. 

Die Debatten dauerten zwei oder drei Tage. Ich hatte ein angenehmes Wiedersehen mit Erika Wein-

zierl, der Leiterin des Zeithistorischen Instituts an der Wiener Universität, die inzwischen emeritiert 

ist, und mit anderen Wiener Bekannten, vor allem mit dem vieljährigen Vorsitzenden der Gesellschaft 

Österreich-DDR, dem Professor für Patentrecht, Friedrich Epstein und seiner aus der DDR stammen-

den Ehefrau. Mit dem „Hofrat“ verband mich bis zu seinem frühen Tode ein sehr freundliches und 

persönliches Verhältnis. 

Ich konnte mich noch immer nicht entschließen, die Rückreise anzutreten, verbrachte meine Tage in 

der Nationalbibliothek, sah mir wie bei früheren Besuchen Galerien an, wanderte in den Wiener Wald 

und genoss den Heurigen. In diesen Tagen bat mich eine Wiener Journalistin, die mich deshalb schon 

während der Tagung angesprochen hatte, um ein Interview. Als wir uns dazu trafen, stellte sich rasch 

heraus, dass es ihr nicht um Fragen der Geschichte und meine Meinung zu der eben zu Ende gegangen 

Konferenz zu tun war. Österreich war für die aus DDR via Budapest flüchtenden meist jungen Leute 

unfreiwillig zum Transitland geworden, und das lenkte die Aufmerksamkeit zusätzlich auf die Vor-

gänge im ostdeutschen Staat. Die Journalistin wünschte, von einem Geschichtsprofessor eine Distan-

zierung von der DDR auf ihr Tonband zu bekommen, um diese Beute alsbald in irgendeiner Maga-

zinsendung verarbeiten zu können. Das gelang ihr trotz vieler Anläufe nicht. Ich war nicht bereit, ihr 

zu sagen, was ich im Sommer in einer Parteiversammlung unserer SED-Grundorganisation an der 

Universität mit den Worten Cromwells im Hinblick auf die Mitglieder des Politbüros geäußert hatte: 

„Geht mit Gott, aber geht.“ 

Dass dies in doppelter Hinsicht folgenlos gesagt werden konnte, war zum einen ein Indiz für den 

Machtverfall der Parteiobrigkeit, zum anderen Beweis dafür, dass der engste Kreis der Führer die 

Krise auszusitzen gedachte, ungeachtet des wachsenden Unwillens in den eigenen Parteireihen. Noch 

wenige Monate vorher würde derlei „Ketzertum“ mit einem Parteiverfahren geahndet worden sein, 

das mit Sicherheit mit einem Hinauswurf geendet haben würde. Nun war für solcherlei Äusserung 

Mut schon nicht mehr nötig, mit ihr auch nicht mehr als die Luft des Versammlungsraumes bewegt. 
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Aber die österreichische Journalistin bekam mich weder in den Beichtstuhl noch auf die Anklage-

bank. Wir schieden in sehr verschiedener Stimmung: Sie unzufrieden und verärgert und mir war bei 

dem Wissen unwohl, dass ich sie auf eine Weise und in einem Stil „abgespeist“ hatte, die mir eigent-

lich nicht lagen. 

Schließlich musste ich doch meine sieben Sachen packen und mich von der Metropole an der Donau 

nordwärts aufmachen. Das Studienjahr hatte schon begonnen und mit ihm die Lehrveranstaltungen. 

Ich wählte die raschere und bequemere Rückfahrtroute über Hannover. Als ich dort umgestiegen war 

und im Zug nach Berlin-Friedrichstraße saß, hörte ich aus dem Reiseradio die Mitteilung, Egon Krenz 

sei an die Stelle von Erich Honecker getreten. Es war der 18. Oktober 1989. Zu Hause angekommen, 

wurde ich mit der Frage begrüßt, ob ich schon ... Ich hatte und antwortete: „Die ihr hier eintretet, lässt 

alle Hoffnung fahren.“ Nur war auch das nicht mehr als eine weitere Äußerung von Ratlosigkeit. Wer 

denn außer dem „Kronprinzen“ hätte den freigemachten Platz besetzen sollen, solange die seit Jahr-

zehnten geltenden Herrschaftsregeln nicht außer Kraft gesetzt waren? Wer denn sonst, wenn weiter 

ein Dutzend Leute entschieden, wem die Parteispitze und die Staatsführung anvertraut wurde? Am 

nächsten Morgen in der Universität fertigte mich die Sekretärin unseres Bereichs im Vorübergehen 

mit dem Bemerken ab: „Immer, wenn was passiert, bist Du nicht da.“ Diesmal hatte ich nicht da sein 

wollen, freilich ohne das Vorwissen, welche Zuspitzung die politische Entwicklung erfahren werde. 

Noch war nicht absehbar und auch nicht entschieden, wie rasch die Dinge nicht nur dem Ende der 

DDR, sondern dem des gesamten Staatenverbundes zutreiben würden. Deutlich wurde jedoch, dass 

in Berlin kein Machtzentrum ihren Lauf mehr steuerte. 

In den folgenden Tagen jagten sich die Ereignisse. Dreieinhalb Wochen nach meiner Rückkehr wurde 

die Kontrolle der Staatsgrenze in Berlin aufgegeben. Von diesem 9. November an zweifelte ich nicht 

mehr daran, dass die DDR ohne eine Chance des Überlebens war. Seit 1961, als die Flucht aus der 

Republik immer bedrohlichere Ausmaße angenommen hatte und sich die Gefahr des wirtschaftlichen 

Ausblutens des Staates abzeichnete, existierte die streng bewachte und illegal nur unter Todesgefahr 

zu überschreitende Grenze. Damals sollte der Exitus verhindert werden. Nun, da die Fluchtwelle alles 

vordem Gekannte weit übertraf, wurde sie geöffnet. Jetzt wurden gleichsam alle Adern und Venen 

geöffnet. Nein, prophetischer Gaben bedurfte es nicht, um zu begreifen, dass wir in kurzer Zeit im 

Osten der Bundesrepublik leben würden. 

Indessen hielt sich bei vielen Bekannten in meiner Umgebung der Glaube an eine Erneuerung der 

DDR. Andere meinten, diese könne in der jetzt begonnenen Etappe, der im Wortsinn offenen Ausei-

nandersetzung, noch eine eigenständige Rolle spielen und die Ergebnisse der Entwicklung zumindest 

mitbestimmen. Wer das für möglich hielt, vertraute darauf, dass die sowjetische Führung diesen ost-

deutschen Staat nicht einfach wie eine Last abwerfen würde. Genau das aber war das Konzept der 

Führungsgruppe um den sowjetischen Generalsekretär Gorbatschow. Als Ausgangsbedingung für 

eine Behauptung des Staates galt vielen meiner Genossen eine grundlegende Umwandlung der SED, 

deren Reform an Haupt und Gliedern. Während das wenig veränderte Politische Büro mit Krenz 

meinte, die Sache in die Hand nehmen zu können, drängten vor allem die Berliner Parteimitglieder 

auf einen Sonderparteitag, von dem sie sich einen Impuls für einen neuen Start erhofften. Die Forde-

rung wurde unabweisbar auf einer abendlichen Kundgebung im Berliner Lustgarten erhoben. Auf ihr 

sprachen anders als vordem die Redner, alles Mitglieder der Partei, keineswegs mit einer Zunge. Ich 

traf in der Menge Heinz Pepperle, der mich, während der Prorektor der Universität Dieter Klein re-

dete, mit dem Blick auf das Podium listig fragte: „Warum stehst Du denn nicht da oben? Du kannst 

das doch auch.“ 

Tatsächlich hatte mich während meiner Reise auch die Frage beschäftigt, ob ich nicht nach dreißig 

Jahren in die Politik zurückkehren sollte, in der nun wichtigere Entscheidungen sich ankündigten als 

in der Wissenschaft. Doch schon in Bremen, während eines Spaziergangs an einem sehr warmen 

Frühherbsttag an einem Weser-Arm, erhielt ich den mich auf Anhieb überzeugenden Rat, ich solle, 

was jetzt zu machen wäre, Jüngeren überlassen. Dabei bin ich geblieben. Versuchungen war ich nicht 

ausgesetzt. Bald gewann ich zur Tagespolitik eine zunehmende Distanz, die sich in dem Maße ver-

größerte, wie sich mir erneut bestätigte, dass es nur zwei Möglichkeiten des Verhaltens gibt: 
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Entweder man mischt sich aktiv ein und sucht in Funktionen, wachsenden Einfluss auf parteipoliti-

sche Entscheidungen zu gewinnen. Dahin zog es mich, wie gesagt, nicht. Oder man steht vor einer 

mehr oder weniger hohen Mauer, mit denen sich die hauptberuflichen Politiker und deren Ratgeber 

umgeben, und bemerkt, dass der Einwurf von Außenstehenden unerwünscht ist, zumal der von Wis-

senschaftlern, die doch mit dem Wissen stets auch Unsicherheit und Zweifel um sich verbreiten, vo-

rausgesetzt, sie nehmen ihre Arbeit und Verantwortung ernst. Diese Erkenntnis verfestigte sich je-

doch erst mit den Erfahrungen, die ich durch meine Teilnahme an Bildung und Tätigkeit der Partei 

des Demokratischen Sozialismus sammeln konnte. Wissenschaft und Politik – das bleibt ein Verhält-

nis voller Widersprüche auch unter den Linken, die einmal geglaubt hatten, dass sie in der Lage sein 

würden, diesen Widerspruch aufzuheben, mehr noch: die Wissenschaft zur Grundlage politischer 

Alltagsentscheidungen machen zu können. 

Noch vor der Jahreswende, die Strudel der Entwicklung gewannen erst noch ihre dann alle Erwägun-

gen hinwegschwemmende Gewalt, trat ich in Bad Schmiedeberg eine Kur an. Es war die dritte, nach 

den in den siebziger Jahren absolvierten in Stadtlengsfeld und in Bad Liebenstein in Thüringen, die 

mir damals geholfen hatten, die kritischen Vierziger, in deren Verlauf mehrere meiner Freunde sich 

nachhaltige Herz-Kreislauf-Erkrankungen zuzogen, bei hoher Arbeitsbelastung unbeschadet zu über-

stehen. Das Personal des Kurbades, von dem eine einzige Mitarbeiterin nach dem Westen gegangen 

war, betrieb ein intaktes Unternehmen. Alles wurde getan, um die mir lästiger werdenden Beschwer-

den an der Wirbelsäule zu lindern. Auf deren Abnutzung hatte mich schon fünf Jahre zuvor der Chef 

der Herz-Kreislauf-Klinik in Buch aufmerksam gemacht, als ich mich dort für eine Woche zu einer 

vorbeugenden Generaluntersuchung aufhielt. Nun war der Antrag für diese Kur zur Unzeit genehmigt 

worden. Doch wollte ich es mir durch einen Rücktritt nicht und womöglich auf Dauer mit der Ge-

sundheitsbürokratie verderben. 

So kam ich in die Universität zu kontinuierlicher Arbeit erst wieder zurück, als wir das Jahr 1990 

schrieben. Dort befassten sich die Leitungen und die Angehörigen aller Fakultäten damit, eine Erneu-

erung der Hochschule von innen, aus ihren eigenen Kräften heraus, in Gang zu bringen und dadurch 

den Nachweis zu führen, dass sie selbst fähig wären, an einer Lehranstalt zu wirken, die ohne ideo-

logische Vorgaben aus einem Parteizentrum funktionierte. Für diese vielfältigen Initiativen stand als-

bald der Name des Theologen Heinrich Fink, den ich seit Jahren aus gemeinsamen Veranstaltungen 

der Lidice-Initiative näher kannte. Sie war zustande gekommen aufgrund des Wirkens von evangeli-

schen Pastoren in Bremen, vor allem von Dr. Ernst Uhl und Hartmut Drewes. Diese hatten sich ge-

meinsam mit Gewerkschaftern, Sozialdemokraten und Kommunisten der Hansestadt zu Vorreitern 

für eine Wende in den Beziehungen der Bundesrepublik zur Tschechoslowakei gemacht. Mit den 

beiden Pastoren lernte ich früh Willy Hundertmark, einen aus dem Ruhrgebiet in die Hansestadt ver-

schlagenen Kommunisten kennen und schätzen. Auch bei ihm und seiner Ehefrau war ich in deren 

Haus später zu Gaste, das sich in einem Viertel der Stadt befindet, in dem die Arbeiter der Werften 

wohnten, für die besondere Luftschutzbunker gebaut worden waren, sollten sie doch, selbst wenn ihre 

nicht eben widerstandsfähigen Bauten zerstört bei Bombardements oder beschädigt wurden, wieder 

für ihre kriegswichtige Arbeit verfügbar sein. 

Zuerst war aus der DDR Heinrich Fink und durch ihn dann auch ich in diesen Kreis hineingezogen 

worden, deren Partner wiederum Angehörige verschiedener politischer Organisationen in der ČSSR 

bildeten. In Kladno-Lidice, Prag, Banská-Bystrica und bei Treffen in der Bundesrepublik, waren wir 

einander nähergekommen, nicht zuletzt in Diskussionen mit jüngeren Teilnehmern dieses interessan-

ten Kreises, zu dem als Vortragender einmal auch Reinhard Opitz stieß. Fanden Zusammenkünfte in 

der Bundesrepublik statt, geschah das in Bremen, wo die Initiative so viel Autorität besaß, dass sie 

vom Oberbürgermeister empfangen wurde. Auf diese Weise gelangte ich in das beeindruckende Bre-

mer Rathaus und in den Saal, in dem die Schaffer-Mahlzeiten stattfanden, mit deren Tradition ich 

zum ersten Mal bekannt geworden war, als ich von den Umständen las, die den Bundespräsident 

Heinemann als Redner dahin geführt hatten. Er hatte sich damals denkwürdig für eine demokratische 

Geschichtsschreibung eingesetzt und sich damit gegen die konservative Fixierung auf die vergange-

nen Obrigkeiten gewandt. Nur ein einziges Mal war ein anderer Tagungsort gewählt worden. So lern-
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te ich Marburg kennen, wo ich später in der Universität und privat mehrfach Gast von Reinhard Kühnl 

war. 

Fink, als Rektor an die Spitze der Universität gestellt, meinte, dass der Humboldt-Universität inner-

halb einer Entwicklung, für welche die Parole „Deutschland, einig Vaterland“ von Hans Modrow, 

dem Ministerpräsidenten der DDR-Regierung, bereits ausgegeben worden war, doch ein Spielraum 

für eine aus ihren eigenen Kräften hervorgehende Reform gelassen werden würde. Den müsse sie 

nutzen. Mehr noch: Er glaubte, dass sie, gestützt auf verflossene eigene und aktuelle internationale 

Erfahrungen ein Universitätsmodell werde schaffen können, das pluralistisches Forschen, Lehren und 

Studieren ermöglichte. Das war eine schöne Utopie. So großzügig ist mit Unterlegenen in der Ge-

schichte nie verfahren worden. 

Dennoch fand Finks Idee anfangs viele Anhänger, wobei dahingestellt bleiben muss, ob ein Antrieb 

für seine Gefolgschaft nicht darin bestand, böse Ahnungen, Befürchtungen und Ängste durch einen 

sie betäubenden Aktivismus zurück- oder auch ganz zu verdrängen. Es begann ein eifriges, auch 

hektische Formen annehmendes Beraten über demokratische Verfahren, veränderte Strukturen und 

neue Pläne für die Ausbildung der Studenten, das auch die Sektion Geschichte ergriff. Nicht nur, weil 

ich dem Gesamtunternehmen wenig Chancen gab, sondern auch, weil mich schon in den vielen Jahren 

zuvor das „Schmieden“ von Lehrplänen und -programmen wenig begeisterte, beteiligte ich mich da-

ran mit wenig Lust. Mir schien die Bedeutung dieser Studienbürokratie und die Arbeit an derlei Pa-

pieren schon immer weit überschätzt zu werden. An ihr hielten sich aber mit Vorliebe Leute fest, die 

in die Hochschulpädagogik die Praxis der allgemeinbildenden Schulen übertrugen und die selbst auch 

an diesen besser als an der Universität tätig gewesen werden. Auf diesem Felde hatte ich seit meinem 

Wiedereintritt in die Universität im Jahre 1965 das Unumgängliche erledigt. Ein einziges Mal war 

ich wohl und dies gemeinsam mit meinem Jenaer Kollegen Manfred Weißbecker an der Anfertigung 

eines Lehrprogramms für den Zeitraum der deutschen Geschichte vom Ende des Ersten bis zum Ende 

des Zweiten Weltkrieges beteiligt gewesen. Es wurde eine Art Fahrplan für die Hand der Studenten. 

Er besaß für meine eigenen Vorlesungen kaum Bedeutung. Nun also war für die Liebhaber von pa-

piernen Weisungen für den Studiengang eine Art Wonnemonat angebrochen. Manchen mochte die 

Teilnahme an diesen Arbeiten auch als eine Art Investition erscheinen, die ihren Verbleib an der 

Universität und an ihrem Arbeitsplatz sichern könnte. 

Was mich anging, die Verhältnisse an der Sektion hatten sich schon liberalisiert, verwendete ich Ge-

danken und Kräfte lieber auf Forschungsvorhaben und Publikationen und begann darüber nachzu-

denken, wie ich die Zeit, die mir an der Universität noch verblieb, nutzen könnte, um in Archiven zu 

arbeiten, für deren Besuch, dessen war ich sicher, mir alsbald von Staatswegen keinerlei Mittel mehr 

zur Verfügung stehen würden. 

In einem anderen Bereich entging ich diesen reformatorischen Initiativen nicht, wenngleich mir auch 

da ihr Nutzen von vornherein zweifelhaft war. Seit Jahren gehörte ich als Mitglied und dann auch als 

wiederholt gewählter Prodekan der Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität an, einer 

monströsen Schöpfung der sogenannten Dritten Hochschulreform. Damals waren auch organisatori-

sche Maßnahmen getroffen worden, die bewirkten, dass die Wissenschaftler in ihren jeweiligen Dis-

ziplinen als Gruppe kaum noch eine gemeinsame und also gewichtige Stimme zu Spezialfragen ihres 

Faches und deren Weiterungen erheben konnten. Denn was wollte eine Universität selbst in ihren 

ureigenen Angelegenheiten befinden, wenn sich in einer Fakultät Philosophen und Juristen, Wirt-

schaftswissenschaftler und Sportpädagogen zusammenfanden? Nicht einmal mehr jeder ordentliche 

Professor konnte dieser Riesenfakultät als Mitglied angehören, wenn ihre Zusammenkünfte nicht in 

bloße Kundgebungen ausarten sollten. So war mit einem Schachzug im Jahre 1968 Inkompetenz for-

miert und geballte Kompetenz zerschlagen worden, was freilich nur gelang, weil sich die Hochschul-

lehrer an der Humboldt-Universität – anders als die in Leipzig – diese Neuerung seinerzeit gefallen 

ließen. 

Nun wurde diese Fehlgeburt wieder angemessen geteilt. In einer geheimen Abstimmung, der ersten 

mit Kandidaten und Gegenkandidaten seit Jahrzehnten, wurde ich zum Dekan der Philosophisch-
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Historischen Fakultät gewählt. Doch blieb deren Existenz bloße Episode. Noch im gleichen Jahr 

wurde der Humboldt-Universität mit dem bis dahin bereits für die Westberliner Hochschulen gelten-

den Rahmengesetz jene Struktur übergestülpt, welche die klassischen Fakultäten – Philosophische, 

Naturwissenschaftliche etc. – nicht mehr kannte. Das Dekanatsamt wurde ich folglich los, bevor ich 

es noch recht angetreten hatte. Doch erinnere ich mich weniger Senatssitzungen, an denen ich teilzu-

nehmen hatte. Sie zeugten von dem Willen vieler, eine Universität zu schaffen, in der strikt demo-

kratische Prinzipien herrschen sollten. Für die Studenten wurde ein Mitspracherecht vorgesehen, wie 

es vordem weder die nun rasch zerfallende FDJ-Organisation besessen hatte, noch den Studentenaus-

schüssen an den Universitäten der Altbundesrepublik je eingeräumt worden war. 

Überall wurden in diesen aufgeregten Zeiten Gremien neu gewählt. Leute, die nicht anders als die 

Mitglieder des Politischen Büros der SED an ihren Stühlen und Posten geklebt hatten, sahen entweder 

selbst ein, dass es Zeit war, sie zu räumen oder wurden mit Nachdruck zu Rücktritten veranlasst. 

Reformversuche erfassten auch die Historikergesellschaft der DDR, der ich angehörte und in der ich 

eine Arbeitsgruppe geleitet hatte, die sich mit der deutschen Geschichte zwischen 1918 und 1945 

befasste und Spezialisten zu Diskussionen zusammenführte. Während einer turbulenten Zusammen-

kunft, einer Generalmitgliederversammlung, die im Großen Saal der einstigen Parteihochschule am 

Köllnischen Park stattfand und in der sich der bisherige Präsident Heinrich Scheel der veränderten 

Situation wenig gewachsen zeigte, wurde Günter Vogler zu seinem Nachfolger gewählt. Im Verlauf 

der Diskussion machten sich auch die Gründer des Unabhängigen Historiker-Verbandes bemerkbar, 

der bald darauf als ein Zusammenschluss von Leuten ins Leben trat, die wirklich oder – in der Mehr-

zahl aller Fälle – vermeintlich in der DDR zurückgesetzt oder ungerecht behandelt worden waren. 

Tatsächlich hatten die meisten dieser sich von der Historikergesellschaft lautstark trennenden Wis-

senschaftler zumeist mittleren und jüngeren Alters in der DDR studieren und promovieren können. 

Jedoch waren sie zu verschiedenen Zeiten in politische Auseinandersetzungen geraten. Manchen von 

ihnen wurde zwangsweise eine Unterbrechung ihres Studiums zudiktiert und die Auflage, zeitweilig 

in einem Produktionsbetrieb zu arbeiten. Es war offenkundig, dass sich nun Gefühle der Abrechnung 

und der Rache geltend machten. Für eine gewisse Zeit waren die Aktivisten dieser Neugründung 

gefragt, um bei der Diffamierung der wissenschaftlichen Arbeit ihrer Kollegen und früheren Vorge-

setzten als authentische Zeugen aufzutreten. Insbesondere halfen sie in der Behörde des Beauftragten 

für die Unterlagen der Staatssicherheit oder deren Umfeld mit, „Informelle Mitarbeiter“ zu enttarnen. 

Diese „Opfer“ waren zu DDR-Zeit keineswegs Privatpersonen gewesen, denen Berufsverbote aufer-

legt wurden, sondern sie hatten sich in ungekündigten Stellungen in Instituten der Akademie befun-

den. Nun machten sie sich zu engagierten Sprechern von Berufsverboten gegen ihre einstigen Leiter 

und Arbeitskollegen. Nicht wenige meinten, sie hätten aber längst Dozenturen und Professuren an 

einer Universität beziehen müssen. Das ist in den verflossenen Jahren seit 1990 jedoch nur in einem 

einzigen mir bekannten Falle geschehen. 

Ich wurde während dieser Versammlung der Historikergesellschaft mit dem (wie mir Kollegen Tage 

später sagten) höchsten Prozentsatz aller abgegebenen Stimmen in den Vorstand gewählt, wofür es 

schwerfällt, eine andere Erklärung zu finden als die, dass nun Leute gesucht wurden, denen die Mit-

glieder mit Fachkompetenz auch das Vermögen zutrauten, die Interessen der Zunft auf einem unge-

wissen Wege zu vertreten. Chancen dafür boten sich nur, wenn auf Seiten des Historikerverbandes in 

der Bundesrepublik die Bereitschaft bestand, für die weitere Tätigkeit von ostdeutschen Geschichts-

wissenschaftlern an ihren Arbeitsplätzen an Universitäten und Forschungseinrichtungen einzutreten 

und sich dem Regierungskurs zu widersetzen, der auf das „Auf- und Abräumen“ zielte und damit 

dem Konkurrenzinteresse vollständig entsprach, das übrigens die meisten meiner Kollegen in seiner 

Wirkung auch nicht annähernd richtig abzuschätzen wussten. Das aber setzte sich ungehemmt durch 

und bewirkte eine „Freisetzung“ wissenschaftlicher Arbeitskräfte von der Philosophie bis zur Medi-

zin, die in der deutschen Geschichte ohne Beispiel war. 

So endete die Tätigkeit der Historikergesellschaft alsbald mangels einer Perspektive für ihr Wirken. 

Als Partner auf dem Wege in die Bundesrepublik wurde sie vom Historikerverband im Westen nicht 

akzeptiert. Deren Leiter duldeten keinen Gedanken, sich gleichberechtigt darüber zu verständigen, 
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was das sein könnte: Geschichtswissenschaft im größeren Deutschland. Die westdeutschen Historiker 

ignorierten die Organisation der Ostdeutschen, verweigerten auch jeden kooperativen Beitritt zum 

Westverband und legten auf ihrer ersten Konferenz nach dem Anschluss den aus dem Beitrittsgebiet 

kommenden Fachleuten nahe, sich zunächst auch als Einzelpersonen mit Anträgen auf Mitgliedschaft 

zurückzuhalten. Das mag der Befürchtung entsprungen sein, solche Beitritte hätten, würden sie in 

größerer Zahl gestellt, womöglich eine unerwünschte Note in diese Gesellschaft tragen können. Si-

cher hat bei diesem Vorgehen auch mitgespielt, dass die Westdeutschen sich nicht mit jenen in einer 

Organisation treffen wollten, die demnächst ihre Arbeitsplätze verlieren würden und an deren Entfer-

nung aus Akademie und Universitäten viele Historiker des Westverbandes noch so aktiv mitwirken 

sollten. 

Die Ängste, es würden sich nach dem alsbald erklärten Ende der Historikergesellschaft der DDR viele 

um Mitgliedschaft „im Westen“ bewerben, erwies sich übrigens als überflüssig. Der Andrang hielt 

sich sehr in Grenzen, er ist auch in den folgenden Jahren nicht gewachsen. Zwischen der Mehrheit 

der von ihren Arbeitsplätzen entfernten Historiker im Osten und denen, die im Westen blieben oder 

sich auf Lehrstühle in Berlin, Leipzig, Jena und anderen Universitätsorten im Osten berufen ließen, 

entwickelte sich, was am Ehesten eine Nichtbeziehung genannt werden kann. Darüber konnten auch 

gelegentliche Begegnungen und Gesten nicht hinwegtäuschen. Eine gewisse Ausnahme davon 

machte einzig das Militärgeschichtliche Forschungsamt, eine Einrichtung der Bundeswehr, die von 

Freiburg nach Potsdam umzog. In diesem Falle schlug möglicherweise durch, dass erhebliche Teile 

der Nationalen Volksarmee in die Bundeswehr überführt worden waren, was eine andere Einstellung 

von Militärs oder in Militäreinrichtungen arbeitenden Zivilpersonen gegenüber ihren Historikerkol-

legen ermöglichte und nach sich zog, die in der DDR gearbeitet hatten. Was mich betraf, davon wird 

die Rede nah sein, so konnte ich mit den Fachleuten, die mir aus Zeiten der deutschen Zweistaatlich-

keit her von Konferenzen und anderen Zusammentreffen her bekannt waren, sehr unterschiedlich und 

auch gegensätzliche Erfahrungen machen. Gegenüber meinen jüngeren Kollegen besaß ich – Vor- 

und Nachteil in einem – einen gewissen Bekanntheitsgrad unter jenen, deren wissenschaftliches In-

teresse Gegenständen und Themen galt, die auch mich beschäftigten. 

Das „Willkommen“ im neuen Staat hatte sich schon abgezeichnet, als Historiker aus West und Ost das 

letzte Mal in getrennten, die Bundesrepublik und die DDR vertretenden Gruppen auf dem internationa-

len Kongress zusammentrafen, der im August 1990 im üblichen fünfjährigen Turnus stattfand. Diesmal, 

die beiden voraufgegangenen Zusammenkünfte hatten mich 1985 nach Stuttgart und 1980 nach Buka-

rest geführt, tagte er in Madrid. Wie stets waren die jeweiligen Nationalkomitees, das der DDR leitete 

der Direktor des Akademie-Instituts für Archäologie und alte Geschichte Joachim Hermann, und deren 

Vertreter in den leitenden Gremien der weltweiten Organisation daran interessiert gewesen, die Leis-

tungen von Wissenschaftlern des eigenen Landes in Referaten zu präsentieren. Dafür gab es angesichts 

des warenhausähnlichen Angebots, der das Kongressprogramm ausmachte, hinreichend Gelegenheit. 

Als die Vorbereitungen für Madrid begannen, hatte mir der Stuttgarter Historiker Eberhard Jäckel, den 

ich von einer „Holocaust“-Tagung, die er mit anderen 1984 ausgerichtet hatte, her kannte, einen Vortrag 

in einer Veranstaltung angetragen, die sich – noch einmal aus Anlass des schon erwähnten Jahrestages 

– mit der diplomatischen Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges und insbesondere mit dem deutsch-

sowjetischen Vertragssystems von 1939 befassen sollte. Also gehörte ich zu den DDR-Referenten des 

Kongresses, deren Gesamtzahl diejenige der Westdeutschen zum ersten Mal übertraf. Niemand konnte 

sich in den Tagen dieser Veranstaltung vorstellen, dass wir ohne jeden Einspruch westdeutscher Kolle-

gen alsbald zu Bewohnern der „Wissenschaftswüste DDR“ erklärt werden würden. 

In Madrid trafen sich Tausende von Spezialisten der verschiedensten historischen Disziplinen und 

Interessen. Diese monströse Anlage von Kongressen hatte sich eigentlich schon überlebt. Ihr Ertrag 

war selbst in den thematisch begrenzteren Veranstaltungen ungleich geringer zu veranschlagen als 

die unspektakulären internationalen Zusammenkünfte von Fachleuten abseits der großen Städte oder 

in ihren eigenen Arbeitsbezirken an Hochschulen und Akademien. Zuerst war ich 1965 für den Kon-

gress nominiert worden, der damals in Wien tagte. Doch fiel ich vor seinem Stattfinden in politische 

Ungnade, musste das Akademie-Institut strafweise verlassen und wurde auch aus der Liste der nach 
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Österreich Reisenden gestrichen. Fünf Jahre später in Moskau war ich zum ersten Mal Mitglied der 

aus der DDR entsandten Historikergruppe. und schon damals, als die Vorträge und Debatten in der 

Universität auf den Leninbergen stattfanden, konnte ich diesen Massenmeeting wenig abgewinnen. 

Von allen Kongressen blieb mir der Eindruck eines krassen Missverhältnisses von Aufwand und Er-

trag, und von Moskau wie von Bukarest her wusste ich obendrein, dass die Hitze am Augustende, das 

jeweils als Zeitpunkt der Tagungen bestimmt wurde, die Chancen zu produktiver Arbeit noch zusätz-

lich herabsetzte. 

Nun also und, wie mir gewiss war, zum letzten Mal: Madrid. Aus Gründen der Billigkeit des Flugs, 

noch vor dem Ende der DDR war die DM-Mark einheitliche deutsche Währung geworden, reiste 

unsere Gruppe via Budapest in die spanische Hauptstadt. Die Route brachte mir einen unvergessli-

chen Flug entlang der gesamten Alpenkette bei klarem Wetter. Und dann der Blick auf das weite 

Land Spaniens mit seinen vielfach abgestuften rötlichen Farben. Ich war entschlossen, meine Auf-

gabe zu erledigen und ansonsten mir von Madrid, seinen Museen und seiner Umgebung anzusehen, 

was erreichbar war. Als Tourist würde ich kaum wiederkommen. 

Die Veranstaltung in einem Gebäude der Madrider Universität, in dem ich zu reden hatte, verlief 

weniger aufregend als jene in Wien ein knappes Jahr zuvor. Hitzige Debatten waren nicht die Sache 

der sich hier versammelnden Gelehrten, von denen manche ältere und edel gedresste Herren, die im 

Wissenschaftler- und Sprachengewimmel ein ihnen gewichtig erscheinendes Amt auszuüben hatten, 

geradezu aufzuleben schienen. Weniger amüsant war das deutlich spürbare Klima zwischen den 

Westdeutschen und denen, die in einigen Monaten ihre Mitbürger sein würden. Allein die Tatsache, 

dass wir überhaupt noch als eine besondere Gruppe erschienen waren und als solche akzeptiert wur-

den, fanden einige der westdeutschen Funktionäre unpassend und manche geradezu ärgerlich. Sie 

verlangten, Joachim Hermann, der Vorsitzende des Nationalkomitees der DDR-Historiker, sollte sei-

nen Platz im internationalen Leitungsgremium der Gesellschaft sogleich räumen. Das verweigerte er 

mit Gründen und mit dem Rückhalt der Mehrheit unserer Teilnehmer, die nicht davon überzeugt 

waren, dass sie ein Stück DDR vorauseilend liquidieren sollten. Selbst dass wir wie ehedem noch 

gesondert zu Empfängen eingeladen wurden, wie ich zu einem in der ungarischen Botschaft, galt 

schon als unzeitgemäß. Keine Frage, es ging einer neuen Etappe der Beziehungen entgegen und die 

würde nicht durch Gleichberechtigung, sondern sollte durch Unterwerfung gekennzeichnet sein. Ei-

nige der maßgebenden Historiker der – wie sie alsbald genannt werden sollten – Alten Bundesländer 

bereiteten sich bereits auf ihre Rolle im beschlossenen Einigungsprozess und darauf vor, die Ge-

schichtswissenschaft in den Neuen Bundesländern nach ihren Vorstellungen zu „erneuern“. Der 

Stichtag für den „Beitritt“ war festgesetzt. Es war der 3. Oktober 1990. 

Im Kern musste denen, die sich als Sieger über den „Kommunismus“ sahen, unser Verhalten in Mad-

rid auch wirklich als abwegig, wenn nicht als Vorzeichen von Ungehorsam erscheinen. Während wir 

keine Anstalten der Unterordnung machten, war auf einer Reihe von Gebieten der „Abbau der DDR“ 

bereits in vollem Gange. Das betraf nicht nur das Ende ihrer Währungshoheit und den im Osten mas-

senweise begrüßten Zugriff zur D-Mark. In Madrid hatte auch unsere Botschaft die Fahne gleichsam 

schon auf Halbmast gezogen. Sie kooperierte mit jener der BRD, wie wir bemerkten, als für zwei 

unserer Teilnehmerinnen neue Personalpapiere zu besorgen waren, weil ihnen die in Berlin ausge-

stellten gestohlen worden waren. 

Wie vorauszusehen war es in Madrid für einen Mitteleuropäer unerträglich heiß. Die Wirkung der 

Hitze schien sich noch zu verstärken, weil man auf den Hauptstraßen ständig an großen elektroni-

schen Temperaturmessern ablesen konnte, wie sehr die Stadt aufgeheizt war. Deren Angaben began-

nen zeitig am Vormittag zwischen 38 und 39 Grad zu schwanken. So war der Prado, den ich zweimal 

besuchte, nicht nur wegen seiner Kunstschätze ein Anziehungspunkt, sondern wurde mir zusätzlich 

durch seine Klimaanlagen zu einer Erholungsstätte. 

Mitglieder unserer „DDR-Gruppe“ unternahmen in mehr oder weniger zufälliger Zusammensetzung 

mit der Eisenbahn auch Ausflüge in die Umgebung Madrids. Ich sah Toledo und auch die aus der 

Franco-Zeit herrührende riesenhafte Gedenkanlage, die in einen Felsen in der Nähe des „Tals der 
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Gefallenen“ gesprengt und gehauen worden war. Das Bild des Eingangs kannte ich von Filmaufnah-

men her, die erst kürzlich das Fernsehen gesendet hatte. Sie zeigten die Zeremonie der Versöhnung 

zwischen einstigen Francisten und Republikanern, eine Inszenierung, die am 50. Jahrestag des Endes 

des Bürgerkrieges erfolgte. In einer der Hallen befindet sich das pompöse Grab des Caudillo Fran-

cisco Franco. Dort wurde überdeutlich, wie verschieden die faschistischen und halbfaschistischen 

Führer in Europa endeten – Mussolini gerichtet, Hitler durch eigene Hand, während dieser Spanier, 

dem beide erst den Weg nach Madrid freigemacht hatten, seine Geburtshelfer lange überlebte und 

hochbetagt in seinem Bett starb. Sein eben noch lebender Leichnam war über Wochen quasi galvani-

siert worden, um den schwierigen Übergang von der Diktatur in eine monarchisch verbrämte Repub-

lik einzuleiten. Ganz ohne Anteil an seinem zivilen Ende war Franco nicht, denn – eben an die Macht 

geputscht – hatte er, so sehr es ihn nach den nordafrikanischen Kolonien Frankreichs gelüsten mochte, 

sich Hitlers Einladung versagt, am Krieg der „Achsenmächte“ und ihrer Verbündeten teilzunehmen. 

Vor dem Abschied von der westlichen europäischen Halbinsel machte ich mich noch in das Bad auf, 

das sich in der Nähe von Universitätsinternaten befand, in denen wir uns billig in Studentenbuden 

mit Doppelstockbetten einquartiert hatten. Eigentlich ließ es sich außerhalb von Klimaanlagen für 

mich wirklich nur im oder am Wasser aushalten. Am Abend vor unserer Abreise gerieten wir unver-

sehens in ein Abenteuer, als zwei unserer Kolleginnen inmitten einer sich auf den Straßen bei nach-

lassenden Temperaturen erholenden Menschenmenge ihre Umhängetaschen geraubt wurden. Die 

bleibende Erfahrung der danach notwendigen Wege besagt, wie überflüssig es ist, sich in derart läp-

pischer Angelegenheit an eine Polizeistation zu wenden. Zurück ging es wieder via Budapest. 

Dann nahte das erste Studienjahr im Zeichen des Bundesadlers. Ich war sicher, dass meines Bleibens 

an der Universität nicht mehr lange sein würde. Auf die zusehends ins Leere laufenden Reformbestre-

bungen „aus eigener Kraft“ gedachte ich Zeit nicht zu verschwenden. Bei den Studenten wollte ich 

mich mit Anstand verabschieden. Sie waren – anders als wir und unverschuldet – zunächst in eine 

missliche, weil für ihre weitere Studien und ihren künftigen Beruf unübersichtliche Lage geraten. We-

der wussten sie, und das bedrängte namentlich die in den höheren Semestern, welchen Anforderungen 

sie sich in Prüfungen künftig zu stellen hatten, noch besaßen sie eine Vorstellung über ihre sich aus 

den veränderten Verhältnissen ergebenden ferneren Aussichten. Ich vermochte mich nicht an den Ge-

danken zu gewöhnen, dass nun vor mir in Hörsaalbänken junge Leute saßen, die womöglich auch nach 

erfolgreich absolviertem Studium vergeblich auf Arbeitssuche würden gehen müssen und Tätigkeiten 

auszuüben hätten, die mit ihrem Wissen nur wenig zu tun haben könnten. Seit ich als Student nebenbei 

an der Jenaer Arbeiter- und Bauernfakultät unterrichtet hatte, war meine Arbeit stets mit dem Bewusst-

sein verbunden, dass niemand künftig auf einem Markte seine Fähigkeiten anzubieten brauchte, und 

kein Gedanke konnte aufkommen, dass diese womöglich nicht gebraucht werden könnten. Was sich 

abzeichnete, begann mich dem Dasein an der Universität mehr und mehr zu entfremden. Bald kostete 

es mich zunehmend Überwindung, mich auf meine Aufgaben einzustellen. Was sie mir erleichterte 

war, dass die Studenten – auch als die Nachfolger bereits zur Stelle waren – sich zu meinen und meiner 

Kollegen Lehrveranstaltungen einstellten, wiewohl sie ahnen oder wissen konnten, dass sie ihre Prü-

fungen vor anderen Personen und neuen Gremien würden abzulegen haben. Indessen: Mein Abschied 

vom Haus Unter den Linden sollte sich dann wider mein Erwarten in die Länge ziehen. 

Noch bevor das Studienjahr 1990/1991 begann, war mit dem 3. Oktober klargestellt, dass von nun an 

alle grundlegenden Entscheidungen, welche die Universität und ihre Mitarbeiter betrafen, in Bonn 

oder durch den Westberliner Senat getroffen werden würden. Alle Entschlüsse und Pläne, die im letz-

ten, dem 41. Jahr der DDR gefasst oder ausgearbeitet worden waren, standen zur Disposition oder 

waren einfach Makulatur. Indessen waren die Wandlungen während dieser zwölf Monate innerhalb des 

Hauses Unter den Linden, in den Instituten und Kliniken ungleich geringer ausgefallen als im Großen 

und Ganzen. Das wurde alsbald als „Reformunwilligkeit“ ausgelegt und für das Argument benutzt, dass 

eine Erneuerung von innen nicht zu erwarten sei. In Wahrheit aber standen sich verschiedene und mit-

einander unverträgliche Vorstellungen von „Erneuerung“ gegenüber. Die der neuen Machthaber lief 

darauf hinaus, den ostdeutschen Universitäten das westdeutsche System überzustülpen, deßen Taug-

lichkeit Kritiker in der Bundesrepublik anzweifelten, die keineswegs mit einer Stimme sprachen. 
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Insgesamt wurde für die Ostdeutschen das Signal auf Freie Fahrt ins „Deutschland, einig Vaterland“ 

seit dem Ausgang der Wahlen, die im März 1990 eine neue Volkskammer und die Regierung des 

CDU-Politikers Lothar de Maizière hervor und den Sozialisten den Verweis in die Opposition brach-

ten, festgestellt. Die Masse der Deutschen knüpfte an die Veränderung die schönsten Illusionen. Die 

politische, vor allem die Parteienlandschaft hatten sich total verändert. Alte Organisationen wechsel-

ten ihr Programm, neue entstanden. Die Blockparteien verschwanden auf diese oder jene Weise, aus-

genommen die SED. Aus ihr wurde in mehreren Schritten die Partei des demokratischen Sozialismus 

(PDS). Von den mehr als zwei Millionen Mitgliedern der einstigen Einheitspartei verblieb nur ein 

weiter schwindender Bruchteil in der organisierten Linken. Zu dem gehörte ich, weil ich meine, eine 

sozialistische Überzeugung lässt sich nur in einer Verbindung mit anderen Gleichgesinnten gesell-

schaftlich geltend machen. Es sei die „Kombination der großen Zahl“, hatte Marx mit Bezug auf die 

Arbeiterklasse formuliert, aus der sie ihre Kraft zu schöpfen vermöchte. Von großen Zahlen war nun 

freilich nicht mehr die Rede. Und nach ihrer Zusammensetzung und ihrem Programm verstand sich 

die in einem langwierigen, bis heute nicht abgeschlossenen und auch umstrittenen Wandel befindende 

PDS auch nicht als parteipolitische Organisation der Arbeiterklasse. Ihre soziale Orientierung war 

und ist erst noch vorzunehmen. 

Mit meiner Entscheidung zählte ich bald zu einer Minderheit, die aus vielerlei – und nicht zuletzt aus 

biologischen – Gründen in den folgenden Jahren weiter schrumpfte und an Einfluss noch mehr ver-

loren haben würde, hätte ihr nicht die aggressive Politik der neuen Herren Anhänger, Sympathisanten, 

Zusammenhalt, Solidarität und Möglichkeit der Profilierung auf einem neuen Arbeitsterrain zusätz-

lich verschafft. Die meisten meiner Kollegen aus der Universität, die Professorenschaft voran, lösten 

sich von der Partei, der sie über Jahrzehnte, nicht wenige in beachteten Wahl- und anderen Funktionen 

angehört hatten. Das taten sie merkwürdigerweise in einem Augenblick, da in den Reihen der Sozia-

listen nun wirklich versucht wurde, ein demokratisches Miteinander zu schaffen, sich Meinungen der 

Mitglieder nicht nur taktischer Spielraum bot und die Zeit der auch die SED ergreifenden und läh-

menden „Kommandowirtschaft“ endgültig vorbei war. 

Nur wenige Professoren aus der einstigen Grundorganisation der Historiker an der Humboldt-Uni-

versität blieben und halfen in der sich formierenden ungleich kleineren Gruppe von PDS-Mitgliedern 

mit. Dazu gehörten der mir seit den früheren fünfziger Jahren bekannte Ernst Hoffmann, ein Kom-

munist und Widerstandskämpfer aus faschistischen Zeiten, der in der Tschechoslowakei und danach 

in Großbritannien als Emigrant hatte leben müssen, und Gerhard Engel, mit dem ich bei meinem 

Eintreten in die Humboldt-Universität 1965 kurze Zeit das Arbeitszimmer geteilt hatte und der von 

seiner Arbeit als einer der stellvertretenden Hochschulminister noch vor der Auflösung des Ministe-

riums in die Universität zurückgekehrt war. Andere meiner Professorenkollegen hielten mit uns Ver-

bindung und manche stellten sich nach einer Zeit des Bedenkens an unserem Tische wieder ein. Es 

gab niemandem, der für diese „Auszeit“ nicht Verständnis aufgebracht hätte. 

Eine überraschende und ermutigende Beobachtung jener Monate der tiefen Erschütterungen und des 

raschen Wandels bestand für mich darin, dass sich eine relativ größere Zahl von Kolleginnen uner-

schrocken gegen die Ungerechtigkeiten zur Wehr setzte, die ihnen widerfuhren und dass von ihnen 

wiederum eine beträchtliche Anzahl ihren sozialistischen Überzeugungen weiter anhing. Ungleich 

mehr Männer, darunter solche, welche die mitunter beklemmende und unrühmliche Rolle der „Par-

teisoldaten“ der SED eingenommen und sich als unser aller Erzieher, vor allem aber vor den Genos-

sen Studenten aufgeführt hatten, verwandelten sich ohne Aufheben in Parteilose. 

Ich habe in DDR-Zeit mein Verhältnis zu meinen einstigen Kollegen wie zu meinen früheren Stu-

denten nie davon abhängig gemacht, ob sie sich parteipolitisch banden, wie ich es getan hatte, oder 

nicht. Der letzte Doktorand, mit dem ich während seiner Assistentenzeit zusammenarbeitete und den 

ich, weil er sich erkennbar eng für die Geschichte des Zweiten Weltkriegs interessierte, an das Aka-

demie-Institut für deutsche Geschichte vermitteln konnte, wollte, wie er mir in einem Gespräch sagte, 

einer kleinbürgerlichen Familientradition folgend parteilos bleiben. Das hat seiner beruflichen Karri-

ere keinen Abbruch getan. Erst nach 1990 verlor er seine Arbeit. Jetzt schlägt er sich außerhalb seines 

Berufes durch. Der letzte, den ich als Doktorand in eine wissenschaftliche Spur schicken konnte, 
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blieb im Unterschied zu seiner familiären Herkunft ebenfalls außerhalb der SED. Er hat inzwischen 

an der Technischen Universität promoviert, Monographien und wissenschaftliche Aufsätze veröffent-

licht und befindet sich auf dem Wege zu einer Habilitation. 

Was immer alsbald angehäuft wurde, um meinen Hinauswurf aus der Universität zu begründen, dass 

ich die Förderung von klugen jungen Leuten an ihre Parteimitgliedschaft gebunden hätte, ließ sich 

nicht gut behaupten. Ich war ohnehin der Meinung gewesen, dass die sozialistische Partei, so wenig 

ich sie mir als Sekte oder als eine exklusive Elitetruppe vorstellte, längst überdimensioniert war. So-

zialistische Überzeugtheit musste sich nicht durch den Besitz eines roten Parteibuches ausweisen. 

Aber dass Historiker, die jahrzehntelang Mitglieder der SED gewesen waren, während ihrer Partei-

zugehörigkeit in Funktionen gewählt wurden und darin über ihre Wähler entschieden hatten, sich 

stillschweigend von ihren Genossen lösten, hat mir viel Stoff zum Nachdenken geliefert. Wie eng 

waren ihre geistigen und mentalen Bindungen an die sozialistische Idee eigentlich gewesen? Wie 

viele waren mit uns nur modisch mitgelaufen? Meine mildere Vermutung geht dahin, dass nicht we-

nige in den Monaten radikalen Umbruchs mit der Welt und mit sich derart uneins geworden waren, 

dass sie weder sprechen konnten noch wollten. Am leichtesten ließen sich noch mit Selbstmitleid 

untermischter und reiner Opportunismus und jene Haltung ausmachen, die Christa Wolf den Ver-

gleich mit dem Wendehals anstellen ließ. Von diesem Typ hatte die einstige Sektion Geschichte nur 

einen Mann aufzuweisen, der in einem Artikel in einer Berliner Zeitung dreist log, was ins Konzept 

passte, und behauptete, er habe seine Vorlesungen vorab zur Kontrolle vorlegen müssen. 

Damit bin ich bei einer Grunderfahrung aus jenen „Wendejahren“. Die hätte ich womöglich nach 

1945 bereits machen können, wenn auch in anderer Weise. Doch gaben das Internat in Wickersdorf 

inmitten des Thüringer Waldes, zu dessen einheimischer Bevölkerung ich kaum Beziehungen besaß, 

und die kleine Gruppe unserer Lehrer selbst für einen politisch interessierten gerade Fünfzehnjährigen 

kein Studienfeld dafür ab, wie Menschen sich in einer Wendesituation verhalten. Nun aber beobach-

tete ich, dass die Mehrheit derer, die eben noch überzeugte DDR-Anhänger gewesen waren, einge-

schlossen viele Angehörige der Intelligenz, die sich gemeinhin auf geistige Selbständigkeit und auf 

das Originelle der von ihnen vertretenen Meinungen etwas zugutehalten, nicht gegen den Strom zu 

schwimmen vermochte. Der aber floss seit den Märzwahlen 1990 erkennbar und nach dem 3. Oktober 

1990 unverkennbar in Richtung auf die Restauration des Kapitalismus, wurde kräftiger und phasen-

weise auch reißend. 

Noch bevor das geschah, hatten viele ihre neue Haltung bereits eingenommen. Unter solchen Eindrü-

cken vermochte ich nun in Vorlesungen und Seminaren freier und belehrt über Ereignisse zu reden, 

nach denen ich von Studenten über Jahre mit Regelmäßigkeit gefragt worden war, wenn vom Januar 

1933 und seinen Folgen gesprochen wurde. Wo waren damals die Millionen Mitglieder und Wähler 

der Sozialdemokratie und der Kommunistischen Partei geblieben? Das war nie ein Thema gewesen, 

mit dem sich die Erforscher der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung an den Parteiinstituten 

der SED tiefer fragend auseinandergesetzt hatten. Resignation, Opportunismus und Überläufertum 

gehörten zu den tabuisierten Themen. Dass seinerzeit ganze organisierte Gruppen der Linken sich 

auflösten, wenige geschlossen zur SA übergetreten waren, leugnete niemand. Doch blieb es allenfalls 

bei der beispielhaften Erwähnung dieser Tatsachen, ohne dass über das Ausmaß des Prozesses und 

seine Ursachen geschrieben und geurteilt worden wäre, in dem die Anhänger des Antifaschismus auf 

eine Minderheit zusammengeschrumpft waren. 

Die Möglichkeiten des Frontenwechsels erwiesen sich 1990 als äußerst gering. Die SED-Mitglieder 

von einst wurden in den Reihen der Sozialdemokratie nicht gewollt. (Diese abweisende Haltung 

wurde übrigens später von ihren Urhebern als fehlerhaft angesehen). Das hatte ich schon während 

eines Kuraufenthaltes in Bad Schmiedeberg an einem Abend Ende 1989 erfahren, als ich aus Lange-

weile und Neugierde in einer Gaststätte die Gründungsversammlung der SPD-Ortsgruppe besuchte. 

Zornig stritt man dort über die Aufnahme eines früheren Mitgliedes der SED, das sich zurückgewie-

sen sah. So wurde in jenem Moment nicht das Überläufertum charakteristisch, sondern das leise Ab-

wandern in den Nebel des Unpolitischen, ohne ein Wort der Erklärung selbst zu Freunden, mit denen 

man über Jahre doch „Seit’ an Seit’“ gegangen war. Ich machte mich darüber nicht zum Richter und 



468 

erlebte in meinem eigenen engeren und weiteren Freundeskreis in jenen Monaten auch viel mehr 

Ermutigung als Enttäuschungen. In einer unserer Versammlungen schlug ich als Devise unseres Ver-

haltens vor, niemanden auch nur einen Millimeter weiter von uns weg zu stoßen, als er sich selbst 

von uns zu entfernen wünschte. Jeder müsse die Gründe für seine Entschlüsse in sich finden. Zu-

gleich, so kam es mir vor, würde dann auch der Weg zurück leichter, der nach der Überwindung des 

erlittenen Schocks nicht auszuschließen war. Einige haben ihn später gefunden. 

Obendrein hatten wir mit unserer eigenen Vergangenheit, unseren Biographien und der Neufindung 

unserer Standorte hinreichend zu tun und waren auf dem Weg zu demokratischen Parteigrundsätzen 

mit uns selbst reichlich beschäftigt. Keines der Prinzipien, die uns einst gegolten hatte, war unbesehen 

zu verwerten, viele unserer vergangenen Erfahrungen hatten sich als wertlos, politische Verfahren als 

schädlich erwiesen. Wir lebten in einer gänzlich neuen Situation. Die Mitglieder der PDS gehörten 

einer Partei an, deren Einfluss weiter im Schwinden begriffen und deren Existenz permanent gefähr-

det war. Sie wurde auf das schärfste angefeindet, von ihr im Inneren wie von außen die Selbstauflö-

sung verlangt. Die Mitgliedschaft in dieser Partei, die bis heute von aller Konkurrenz in pejorativer 

Absicht „SED-Nachfolgepartei“ genannt wird, galt im Staate Bundesrepublik nicht anders als dort 

seit Jahrzehnten die Zugehörigkeit zur Deutschen Kommunistischen Partei als Makel und Minus-

punkt in jedermanns Biographie. Das belastete, und nicht wenige warfen die Last vorbeugend ab, 

bevor sie Nachteile verspürten. Von meinen Freunden in der DKP wusste ich, dass Mitglieder aus 

dieser Partei mit dem Bemerken ausgetreten waren, einer in der Familie müsse das Geld verdienen. 

Manche, die diesen Schritt taten, blieben jedoch mit den organisierten Linken in Kontakt und unter-

stützten sie auch finanziell weiter. 

1990 hatten nicht nur in Ostdeutschland viele, die in der sozialistischen Bewegung nicht nur 

Schwemmsand gewesen waren, alle Orientierung verloren und lebten in einer krisenhaften Verfas-

sung. Im Falle von Historikern mag das auf den ersten Blick womöglich weniger verständlich sein 

als bei Menschen, die nicht den Vorzug hatten, sich mit den Turbulenzen der Menschheitsgeschichte 

von Berufs wegen zu beschäftigen. Indessen macht es offenbar einen erheblichen Unterschied, sich 

gedanklich und forschend in Zustände zurück zu versetzen, andere über Wissen und Kenntnis zu 

unterrichten, als ähnlichen Verhältnissen, in die das eigene Ich schmerzhaft gestellt ist mit der glei-

chen nüchternen und analysierenden Urteilskraft gegenüber zu treten. Da kommen allzu menschliche 

Erwägungen hinzu. Vorteils- und Nachteilsüberlegungen sind nicht auszuschalten. Mich haben wäh-

rend dieser und bei ähnlichen Beobachtungen keine misanthropischen Anwandlungen befallen. Auch 

die Flucht in den Zynismus war und blieb mir fremd. Doch begann ich gründlicher über die Hoffnun-

gen nachzudenken, die seit der Aufklärung in so vielen Generationen gehegt worden waren und sich 

auf menschengemäße Weltzustände gerichtet hatten. Von da kamen auch wir Marxisten her. Keine 

politische Strömung des 19. und 20. Jahrhunderts hat die gedachten radikal veränderten Weltzustände 

entschiedener und leidenschaftlicher zu erreichen gesucht. Unbeirrt glaubten wir, dass unser Ziel er-

reichbar sei. Diese Überzeugung leitete mich als Lehrender seit meinen Studententagen, als ich an 

der Arbeiter- und Bauernfakultät in Jena unterrichtet hatte. Sie bildete auch die Grundlage meiner 

jahrzehntelangen politisch-pädagogischen Tätigkeit, die mir schon lange vor jener Wende auch als 

ein Stück Narretei vorgekommen war, ohne die es aber nicht abgeht. Und das Bild des Sisyphus 

schreckte mich auch dann nicht, als mir bewusst geworden war, der gedachte Weg zum Sozialismus 

werde viel länger sein, als wir in unseren Wickersdorfer Knabenträumen angenommen hatten. Da-

mals glaubten wir, am Jahrhundertende in einer weitgehend sozialistisch gestalteten Welt zu leben. 

Nun war es fasst erreicht und wir saßen vor einem historischen Scherbenhaufen. 

Das herkömmliche Beziehungsgeflecht zwischen den Mitarbeitern der Sektion Geschichte begann 

sich nach dem 3. Oktober 1990 in sich beschleunigendem Tempo aufzulösen. Neue Distanzen wurden 

für mich spürbar. Erscheinungen des Rückzugs von allen Kontakten und Arbeiten, ausgenommen 

diejenigen, welche die Lehrtätigkeit erforderte, waren zu bemerken. 

Bei Gesprächen schwand die bis dahin gewohnte Offenheit des Umgangs miteinander. Ein Prozess 

der Entsolidarisierung setzte ein. Am stärksten trieb ihn voran, dass nun Entscheidungen über Perso-

nen bevorstanden und Kollegen sie über ihre Kollegen treffen sollten. Bevor dafür noch staatliche 
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Weisungen erteilt worden waren, wählten die Mitarbeiter der Sektionen sogenannte Personal-Struk-

tur-Kommission (PSK), die als Instrumente der Erneuerung von innen gedacht waren. Ihnen wurde 

das schwierige Amt zugewiesen, der Universitätsleitung vorzuschlagen, wer an der Universität ver-

bleiben und wer sie verlassen sollte. Dafür hatten zum einen wissenschaftliche Maßstäbe zu gelten. 

Sie zu finden und anzuwenden, bildete noch den einfacheren Teil der Aufgabe. Ich war seit langem 

der Meinung, dass wir an der Hochschule zu wenig wirkliche Qualitätskriterien besaßen, trotz der 

vielen Arbeitsberichte und Gutachten, die ständig angefertigt wurden, und ungeachtet der zahlreichen 

Prämien und Auszeichnungen, die permanent für irgendwelche Verdienste ausgeschüttet wurden. Seit 

die ebenso dumme wie gleichmacherische Parole ausgegeben worden war, Erfolg zu haben, sei 

Pflicht, war geradezu ein Zwang formuliert, jederzeit Erfolge auszuweisen. Mitunter hatte ich mich 

im Rat der Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät gegen die Ernennung von Dozenten ausgespro-

chen, deren wissenschaftliche Leistungen mir allzu geringfügig erschienen, aber auf viel Papier vor-

getäuscht waren. Das erwies sich stets als vergeblich, wenn eine politische Arbeit mit einer Dozentur 

belohnt werden sollte oder ein einflussreicher Leiter ein Interesse besaß, sich und seine Mitarbeiter 

ins rechte Erfolgslicht zu rücken. Doch jetzt konnten die längst überfälligen Entscheidungen und die 

wünschenswerte Überprüfung der Qualität des Universitätspersonals keineswegs zum wenigsten ob-

jektiv vorgenommen werden. Das hatte sehr verständliche Gründe. Vor Jahren hätten derlei Urteil 

bewirkt, dass als „zu leicht befundenen“ Mitarbeiter einen anderen Arbeitsplatz in der Gesellschaft 

zugewiesen erhielten. Nun aber bedeutete jeder Entlassungsvorschlag, den Betroffenen sozial ins Un-

gewisse zu stürzen. Soweit war das Auseinanderdriften der persönlichen Interessen noch nicht getrie-

ben, und so robust ging es Ende des Jahres 1990 untereinander noch nicht her. Also blieb die Frage, 

wer aus politischen Gründen nicht länger an der Universität bleiben sollte. Unter den wenigen Kan-

didaten in unserer Sektion stand ich auf herausragendem Listenplatze. 

Seit ich 1965 in die Berliner Universität eingetreten war, milde, aber doch empfindlich strafversetzt 

aus dem Institut für Geschichte der Akademie der Wissenschaften, hatte ich am wissenschaftlichen 

wie am politischen Leben der Fachrichtung Geschichte, die 1968 eine Sektion wurde, permanent 

Anteil genommen. Zuerst von den Mitgliedern meiner neuen Partei-Grundorganisation, die von den 

Auseinandersetzungen am räumlich benachbarten Geschichtsinstitut der Akademie wenig wussten, 

misstrauisch und interessiert beäugt, fand ich mich vor allem durch den freundlichen Joachim Streis-

and, der damals das Institut (später den Bereich) Deutsche Geschichte leitete, ohne alle Vorbehalte 

aufgenommen. Ich erledigte meine Arbeit als Oberassistent, die vor allem in der Leitung von Semi-

naren bestand. Alsbald wurde ich an der Ausarbeitung des Hochschullehrbuchs Geschichte Deutsch-

lands von 1933 bis 1939 beteiligt, einem Band jener Reihe, die von den Studenten wegen ihres gel-

broten Schutzumschlags kurz die „Minol-Reihe“ genannt wurde. Zu den weiteren Autoren gehörten 

Gertrud Markus, Kurt Gossweiler und Werner Fischer. An unserer Arbeit wirkte rege auch der eme-

ritierte und mit Herausgabe des Bandes beauftragte Erich Paterna mit, zu dem ich von jenen Tagen 

an eine besondere Zuneigung wegen seiner bedingungslosen Aufrichtigkeit vor sich und anderen und 

seiner gelebten Bescheidenheit empfand. 

1970, nach der dritten Hochschulreform war ich Dozent geworden, und drei Jahre später erfolgte 

meine Berufung zum Professor für Deutsche Geschichte. Da hatte ich meine Habilitationsschrift über 

die Geschichte der Judenverfolgung in Deutschland zwischen den Jahren 1933 und 1935 abgeschlos-

sen und verteidigt und bereitete sie für den Druck vor. Zur gleichen Zeit, 1973, wurde ich auf den 

Posten des Direktors der Sektion berufen, den Streisand, der ihn seit der Sektionsgründung 1968 

bekleidet hatte, etwas amtsmüde verließ. Möglicherweise waren da auch seine Kräfte bereits hoch-

gradig verbraucht. Einige Jahre später starb er, eben sechzigjährig, an einer unheilbaren Krebserkran-

kung ganz plötzlich. 

Diesen einflussreichsten Posten in meinem Arbeitsbereich, zu dem Historiker, Ur- und Frühge-

schichtler, Volkskundler und Ethnographen, Archivare und Geschichtsdidaktiker gehörten, füllte ich 

etwas mehr als vier Jahre, die längste Zeit unter dem Rektorat des Anglisten Wirzberger, aus. Doch 

trat ich ihn mit dem festen Vorsatz an, mich vom Alltag der wissenschaftlich-organisatorischen Arbeit 

nicht auffressen zu lassen. Vorlesungen und Seminare wollte ich weiterführen und auch in der 
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Forschung nicht untätig werden. Das gelang mir weitgehend. Zudem half mir die mit Manfred Weiß-

becker getroffene Abmachung, gemeinsam eine Geschichte der NSDAP zu schreiben. Gegen Ende 

dieses Direktorats begann ich die Arbeit daran. Als die vorgesehene Vierjahresfrist für diese leitende 

Tätigkeit hinter mir lag, beantragte ich meine Entpflichtung und schlug dem Pädagogen Helmut Klein, 

dem Nachfolger Wirzbergers im Amte des Rektors – auch ihn hatte ein Krebsleiden früh umgebracht 

– einen Kandidaten vor, der meinen Platz einnehmen sollte. Der Rektor schob die Entscheidung eine 

Weile vor sich her. Doch erleichterte ich sie ihm dadurch, dass ihm nicht verborgen blieb, wie sehr ich 

den kollegialen Ton seines Vorgängers an ihm vermisste. Anfang September 1977 wurde mir bei einer 

Abendveranstaltung in Teupitz, wo die Sektionsdirektoren sich jeweils vor Studienjahresbeginn für 

drei Tage versammelten, der Dank ausgesprochen. Die bei solcher Gelegenheit nahezu obligatorisch 

vergebene „Medaille für ausgezeichnete Leistungen“ wurde mir nicht zugedacht. Beim Wein sah ich 

mich den Fragen meiner in ihrem Amt verbleibenden Kollegen nach den Gründen ausgesetzt. Auf eine 

mir nicht durchsichtige Weise hingen sie damit zusammen, dass ich unsere Geschichtsdidaktiker und 

deren Forscherarbeit nicht mit den gleichen wohlwollenden Augen angesehen hatte, wie es Rektor 

Klein tat. Ich hatte vergeblich versucht, sie anzuregen, sich von mir eher formal erscheinenden zu den 

inhaltlichen Fragen des Geschichtsunterrichts hinzubewegen und ihnen beispielsweise vorgeschlagen, 

sich damit zu befassen, wann und wie Schülern welcher Altersgruppe die Geschichte der Verbrechen 

des Naziregimes nahegebracht werden könne. Das bildete ein in manchen Elternversammlungen un-

serer Schulen durchaus umstrittenes Thema. Jedenfalls galten die Beziehungen zwischen Historikern 

und Didaktikern an der Sektion als gestört und ich als ein dafür Mitschuldiger. 

Ich trat 1977 wieder „ins Glied“ und da blieb ich die folgenden Jahre, von den schon erwähnten 

Aufgaben im Rat der Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät abgesehen, die mich unter der Leitung 

der Dekaninnen Rita Schober, der Romanistin, und Waltraud Falk, der Wirtschaftshistorikerin, nicht 

übermäßig beanspruchten. Ich war gewiss, dass mir eine so zeitraubende Leitungsfunktion nicht wie-

der angetragen werden würde. Wer das fünfzigste Lebensjahr überschritten hatte – dieser Zeitpunkt 

nahte für mich – und nicht an der Partei- oder Staatsspitze arbeitete, wurde zumeist von der Neuüber-

nahme strapaziöser Aufgaben verschont, wenn er sich nicht auf derartigen Platz drängte. Nach diesem 

Prinzip mussten auch in der Geschichtssektion jüngere Kollegen an die Reihe kommen. An ihnen 

aber mangelte es. Meine Nachfolger, zuerst Erich Nickel, der sich mit der Geschichte der Bundesre-

publik befasste, dem Adolf Rüger, dessen Spezialgebiet die afrikanische und da namentlich die Ko-

lonialgeschichte war, waren mit mir nahezu gleichaltrig. 

Zunächst, dessen konnte ich sicher sein, stand mir jedenfalls eine längere Zeit zu forschender Arbeit 

zu. Denn das gleiche Prinzip des Rückgriffs auf Frauen und Männer, die sich im vierten und allenfalls 

im fünften Lebensjahrzehnt befanden, galt inzwischen auch, wenn es um Kandidaten für die Über-

nahme von Wahlfunktionen in der SED-Grundorganisation ging, zumal diese Arbeit als Folge ihrer 

zunehmenden Formalisierung und Bürokratisierung, endloser Anleitungen und Belehrungen durch 

die jeweils höhere Leitung beträchtlichen Zeitaufwand erforderte. „Gestandenen“ Hochschullehrern, 

die im Wissenschaftsbetrieb besondere Verantwortung trugen und womöglich in wissenschaftlichen 

Institutionen und Gesellschaften außerhalb der Hochschule arbeiteten, war sie im Grunde nicht mehr 

zumutbar. Zudem hatte ich den Eindruck, dass die hauptamtlichen Funktionäre der Partei-Kreislei-

tung ungleich lieber mit Gleichaltrigen oder Jüngeren zusammenarbeiteten als mit Parteimitgliedern, 

denen sie nicht jeden Botendienst abfordern konnten. 

In den frühen Jahren meiner Zugehörigkeit zur Humboldt-Universität war ich zum Parteiorganisator 

und dann auch zum Sekretär unserer Parteiorganisation gewählt worden. Anträge, für die Kreislei-

tung, das oberste Parteiorgan in der Universität, zu kandidieren, hatten mich nicht erreicht. Wer ihr 

angehörte, spielte zumeist nicht mehr als eine Statistenrolle. Die Entscheidungen fielen dort wie in 

allen gleichartigen Gremien nur selten im Plenum, sondern in einem gewählten Sekretariat, dessen 

Mehrheit im expandierenden Apparat der Partei hauptberuflich tätig war. 

Seit der Berliner Bezirksparteisekretär Konrad Naumann, der nach 1989 im fernen Südamerika lebte 

und verstarb, an die Spitze der SED-Kreisleitung in der Humboldt-Universität einen solchen „Partei-

arbeiter“ setzen ließ, der von Hochschullehre und Forschung unverschuldet keinerlei Ahnung besaß, 
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machte diese Formalisierung der Parteitätigkeit weitere und besonders rasche Fortschritte. Der Mann, 

durch einen Vater, der Widerstandskämpfer gewesen war, in den Augen mancher parteigeadelt, besaß 

aber wie viele andere seines Amtes ein feines Gespür dafür, wer sich der ihm verliehenen Autorität 

unterordnete und wer auch nur mit Vorschlägen hervortrat, die seine eigene gedankliche Reichweite 

überforderten. So war ich mit manch anderem vor dem Ansinnen einigermaßen geschützt, in dem von 

ihm dirigierten Gremium sitzen zu müssen. Um ihn lauerte gleichsam beständig die Blamage, beson-

ders wenn es um Fragen der Kultur ging. So wollte er in einer Sitzung des Sekretariats den Text, der 

auf einer Festveranstaltung vom Universitätschor gesungen werden sollte, bestätigen lassen. Es han-

delte sich um Beethovens berühmte Chorphantasie. 

Erst 1989 bekam ich unverhofft mit diesem 1. Kreissekretär zu tun. Da wurde jemand gesucht, der 

sich mit dem Inhalt von zwei Artikeln auseinandersetzte, die in der sowjetischen Zeitschrift Sputnik 

zur Geschichte der Arbeiterbewegung veröffentlicht worden waren. Auf sie, die sich mit der Ge-

schichte der deutschen und der internationalen Arbeiterbewegung befassten, hatte mich Luitwin Bies, 

mein langjähriger saarländischer Freund, der damals in der Leitung der Vereinigten der Verfolgten 

des Naziregimes/Bund der Antifaschisten in Frankfurt am Main arbeitete, während eines Besuches in 

deren Büro in der Rossertstraße nahe dem Palmengarten aufmerksam gemacht. Ich entsann mich 

deutlich der Morgenlektüre und der Eindrücke, die sie mir vermittelte. Denn es war meine erste Be-

kanntschaft mit der Geschichtsschreibung der Moskauer Neubekehrten, die sich als Glasnost-Bahn-

brecher zu profilieren suchten, sich aber nicht der Mühe unterzogen, an die Stelle der einseitigen 

Geschichtsbilder mit ihren weißen Flecken und Blindstellen wirklich tiefenscharfe zu setzen, die un-

eingeschränkt dem Prinzip der Wahrheitsfindung verpflichtet waren und den Handelnden Gerechtig-

keit werden ließen. 

Das Echo, welches das von höchster Stelle verfügte Verbot dieser Ausgabe der Zeitschrift hervorrief, 

kann wohl überhaupt nur vor dem Hintergrund der Tatsache verstanden werden, dass immer mehr 

Menschen innerhalb wie außerhalb der SED der Behandlung überdrüssig waren, die ihnen so viele 

Informationen über die Gründe von innenpolitischen Schwierigkeiten und alltäglich zu beobachtenden 

wirtschaftlichen Stagnationserscheinungen vorsätzlich vorenthielt. Zudem galten Moskau und die dor-

tige neue Führung vielen als ein sprudelnder Quell von Tabubrüchen, Einfällen und Wahrheiten. Diese 

Stimmung legte dem Kreissekretär nahe, wenn schon die Maßnahme des Verbots der Zeitschrift selbst 

nicht vernünftig zu begründen war, zumindest eine sachliche Information, Darstellung und Kritik an 

den unterschlagenen Texten unter die eigenen Genossen zu bringen. Darauf bezog sich sein erster 

Appell an meine Mitarbeit. Dem habe ich mich nicht versagt, nachdem ich ihm und vor den rasch 

versammelten Sekretären der Grundorganisationen erklärt hatte, dass die Verbotsbegründung durch 

den Postminister erfolgen müsse. Der war in der knappen offiziellen Erklärung lügnerisch als die In-

stanz angegeben worden, welche die Auslieferung des Magazins untersagt hatte, für das sich nun viel 

mehr Leute interessierten, als es je Leser besessen haben mochte. Ich gehörte auch nicht zu letzteren. 

Nun sprach ich also vor wechselndem Publikum – unter anderem in der Grundorganisation der Che-

miker – kritisch über die darin enthaltene Darstellung und Wertung der Geschichte der deutschen 

Arbeiterbewegung am Ausgang der Weimarer Republik. So viel in den offiziellen Darstellungen der 

Rolle der Kommunistischen Partei da auch vor allem dadurch beschönigt worden war, dass das Feind-

verhältnis zwischen den beiden großen Arbeiterparteien den sozialdemokratischen Führern wenn 

auch nicht allein, so doch weit überproportioniert angelastet wurde, so sehr hatte ich mich immer zu 

dem antifaschistischen Verdienst der Kommunisten bekannt. Es war durch strategische und taktische 

Fehler vermindert, aber nicht ausgelöscht worden. Und vor allem blieb es denkwürdig. Natürlich 

lieferte die Neudeutung aus sowjetischen Federn, die wiederum so neu nicht war, eine Begründung 

für die Empörung, welche die Texte bei jenen ausgelöst hatten, die „dabei“ gewesen waren und von 

denen einige – Alfred Neumann, Kurt Hager, Erich Honecker, Erich Mielke – jetzt im Politischen 

Büro der SED das Verbot entschieden und es öffentlich dem für die Liste der zugelassenen Zeitungen 

und Zeitschriften zuständigen „Postminister“ zugeschrieben hatten. In der Maßnahme drückte sich 

zum ersten Mal öffentlich und weithin wahrnehmbar ihr Protest gegen die Publikations- und Infor-

mationspolitik der UdSSR aus, die unter dem Signum einer als „Glasnost“ bezeichneten Politik er-
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folgte. Honecker und seine Sekretäre hatten mit dem an sich nebensächlichen Entscheid ein Signal in 

Richtung Kreml gegeben. Doch der Politik, die sich mit dem Namen des in der DDR weithin unkri-

tisch gesehenen Gorbatschow verband, galten viele Sympathien von Intellektuellen, die durch sie 

einen Weg ins Freie eröffnet sahen, den Auftakt für unerlässliche Reformen des Sozialismus, den die 

„Altherrenriege“ im Zentralkomitee blockierte. Im Grunde ging es nicht um die deutsche Geschichte, 

sondern um die ostdeutsche Gegenwart und Zukunft. 

Nicht, dass ich dabei mittun wollte, die politbürokratische Verweigerung gegenüber jeglicher Demo-

kratisierung zu unterstützen. Doch zu den Bewunderern des sowjetischen Parteichefs, der mit so viel 

Vorschusslorbeeren versehen wurde und sich selbst versah, hatte ich, seit er als der neue große Mann 

in Moskau aufgetaucht war, nie gehört. Zum wenigsten hatte ich geglaubt, dass nach den General-

sekretären Breshnew, Tschernenko und Andropow nun plötzlich ein strahlender Stern am sowjeti-

schen Himmel aufgegangen sei und ein Zufall uns einen „zweiten Lenin“ beschert hätte. Diese Dis-

tanz schloss eigene, jedoch von Anbeginn mit Skepsis gemischte Hoffnungen auf den Wechsel an der 

Spitze der KPdSU nicht aus. 1989 waren sie für mich schon erledigt. Hatte mich zuerst Gorbatschows 

Kampf gegen den Wodka, der ihm den Titel Mineralsekretär eintrug, an seinem Augenmaß zweifeln 

lassen und an vom Typ her ähnliche politische Parforceritte Chrustschows erinnert, so waren es dann 

seine beschwörenden, nach innen und außen adressierten Appelle, denen es an Substanz der Analyse 

und klarer Orientierung – namentlich für die Innenpolitik – fehlte oder mangelte. Sie wiesen ihn mehr 

als beredten Agitator, denn als einen Mann der praktischen Führung und radikalen Reformierung der 

Apparate in dem Riesenreich aus. Peinlich wirkten die Beschwörungen namentlich, wo sie den Man-

gel an wirtschaftlicher Programmatik verdeckten. Selbst wer den Faktor Psychologie im Wirtschafts-

leben eines Staates wie eines Unternehmens hochschätzt, konnte sich durch solche Anfeuerungen 

nicht ernsthaft imponieren lassen. 

Mein letzter, an das „Sputnik“-Verbot geknüpfter Parteiauftrag in der SED, so fragwürdig er durch 

die Zusammenhänge war, in die er gehörte, gehört nicht zum Hauptgegenstand eigener Überlegungen 

darüber, was ich selbst dazu beigetragen hatte, dass wir an den Punkt gekommen waren, an dem Staat 

und Gesellschaft DDR unaufhaltsam in der Geschichte versanken. Ich hatte während des nahezu voll-

ständigen Vierteljahrhunderts meiner Arbeit an der Berliner Universität wie vordem schon an vielen 

Entscheidungen teilgenommen, richtigen und falschen, durchdachten und flüchtigen, und, was die 

betroffenen Personen anging, an gerechten und ungerechten. Während der Jahre meines Direktorats 

bewirkte ich, dass eine Anzahl von Mitarbeitern, die ich für ungeeignet hielt, die Universität verlie-

ßen, wodurch Plätze für jüngere und befähigtere Kräfte frei wurden. Das war eine notwendige, jedoch 

wenig angenehme Aufgabe, und ich kann nicht sagen, dass ich sie vollständig als gelöst betrachtete. 

Regelmäßig hatte ich über die Leistungen von Studenten zu entscheiden, Prüfungen und schriftliche 

Arbeiten zu bewerten. Das war mir von allen mit dem Hochschullehrerdasein verbundenen Aufgaben 

die unliebste. Je älter ich wurde, um so unsicherer wurde ich, welches Wissen Studenten eines be-

stimmten Studienabschnitts rechtens abgefordert werden konnte und mit welcher Note es zu bewerten 

sei. Ich galt dennoch alsbald nach meinem Eintritt in die Humboldt-Universität und dann von Stu-

dentenjahrgang zu Studentenjahrgang als ein „scharfer“ Prüfer. Wer die Wahl hatte, stellte sich lieber 

bei einem meiner Kollegen ein, etwa bei dem stets freundlichen und zeitig altersweisen Günter Ro-

senfeld, dem Spezialisten für russische und sowjetische Geschichte, der so viel Väterlichkeit aus-

strahlen konnte. Ich war erleichtert, als ich ein Gutteil dieses Beisammenseins mit Studenten meinen 

beiden Mitarbeiterinnen Christa Olschewski und Erika Schwarz überlassen durfte. Beide waren mir, 

jede auf eigene Weise, auch in der Fähigkeit weit überlegen, nachlässige Studenten zum Arbeiten zu 

bringen. Ich hingegen empfand es zunehmend als eine besondere Form von Zudringlichkeit, Teilneh-

mer eines Seminars, selbst wenn sie permanent schwiegen, nach ihrem Wissen zu befragen. So war 

es auch in meiner eigenen Studentenzeit nicht zugegangen. Nur: das war eine andere Universität ge-

wesen. Mit der inzwischen eingetretenen Verschulung kam ich nicht zurecht. Gern arbeitete ich mit 

Fernstudenten, und fruchtbar gestalteten sich wenige Seminare, in denen diese mit Direktstudenten 

aufeinandertrafen. Die letzteren waren meist belesener, die ersteren kamen mit ihren Fragen rascher 

auf den Kern der Probleme. Das gab eine anregende Ergänzung. 
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Es gehörte zum Leben der Grundorganisation der Partei an der Sektion Geschichte, der mehr als 90 

Prozent der an ihr arbeitenden Professoren und anderen Mitarbeiter angehörten, dass Fragen der na-

tionalen und internationalen Politik regelmäßig und mitunter leidenschaftlich diskutiert wurden. Ich 

hielt mich da nicht beiseite. Ja, hatte ich zu der Entscheidung des Jahres 1968 gesagt, in die ČSSR 

einzumarschieren, ein Entschluss, der heute als eine Wegmarke in den Untergang des sozialistischen 

Systems erscheint und als äußerster Ausdruck sowjetischen Macht- und Hegemoniestrebens gewertet 

wird. Ob der Weg unseres Nachbarstaates, in den mich 1956 meine erste Auslandsreise geführt hatte, 

den Aufbruch in einen besseren demokratischen Sozialismus bedeutet haben würde, darüber lässt sich 

wie über alle ungeschehene Geschichte nur mutmaßen. Mir erschien die Entscheidung damals von 

dem Augenblick an vertretbar, als in Prag die Weichen auf den Austritt aus dem östlichen Militär-

bündnis gestellt worden waren. So wenig sympathisch mir die Blockkonfrontation mit der permanen-

ten Drohung eines atomaren Krieges sein konnte, sie galt mir in ihrer verfestigten und also für beide 

Seiten berechenbaren Form, als ein wenngleich unverlässlicher Garant dafür, dass keine Seite „an-

fangen“ würde. Änderte sich das Kräfteverhältnis aber dramatisch, würden sich die „Falken“ sogleich 

neue Erfolgs- und Siegeschancen ausrechnen. 

Dass ich zu dieser Sicht gekommen war, daran besaß der aus der UdSSR nach Jena zurückgekehrte 

Kernphysiker Max Steenbeck einen frühen Anteil, der das atomare Patt nüchtern als ein Element der 

Friedenserhaltung bezeichnet hatte. Das war in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre und ein durch-

aus neuer Ton. Denn zu Chrustschows Zeiten wurde die Auffassung verbreitet, dass es in einem ato-

maren Krieg nur einen Sieger geben könnte: „uns“. Kopfschüttelnd hatte ich auf einem der SED-

Parteitage seine Drohung mit angehört, im Falle eines solchen Krieges werde die BRD verbrennen 

wie eine Kerze. So ließ sich nur vor Leuten reden, die sich über die zugänglichen Daten der Wirkung 

auch nur einer dieser Atombomben nie informiert hatten. Viele Delegierte in Berlin gehörten offen-

kundig dazu. 

Dass alles, aber auch alles zu unterbleiben habe, was das „Pulverfass“ auf dem wir doch über Jahr-

zehnte saßen, zur Explosion bringen konnte, leitete mich auch, als ich in einer unserer Parteiver-

sammlungen über den Abschluss jenes koreanischen Verkehrsflugzeuges durch einen sowjetischen 

Jäger sprach, ein Ereignis, das uns wegen des Todes so vieler Unschuldiger alle aufwühlte. Später 

geriet ich über meinen Beitrag in Zweifel. Inzwischen scheint klargestellt, dass es sich nicht um einen 

Orientierungsverlust einer Maschine gehandelt hatte, sondern um eine politisch-militärische Provo-

kation. 

Jedenfalls gehörte ich in der Sektion mehr und mehr zu der Gruppe der meinungsbildenden Hoch-

schullehrer, gleichgültig, ob ich irgendeine Funktion besaß oder nicht. Ich vertrat zu den gravierenden 

Ereignissen und Prozessen meine Ansichten, und ich sagte sie, gelegen oder ungelegen. Das letztere 

war der Fall, als der Schah von Persien, der schon einer Reihe sozialistischer Staaten seinen Besuch 

abgestattet hatte, nun auch in der DDR angekündigt war und durch die Gesellschaftswissenschaftliche 

Fakultät der Humboldt-Universität einen weiteren Ehrendoktortitel erhalten sollte. Vordem hatte er 

sich derlei „Hüte“ schon anderswo abgeholt. Ich erklärte, dass ich im Falle einer an sich notwendigen 

Abstimmung gegen diese Ehrung stimmen würde. Noch hätte ich aus meiner Schulzeit die damals 

auf der ersten Seite der sowjetischen Zeitung „Täglichen Rundschau“ veröffentlichten Bilder von den 

Mitgliedern der Tudeh-Partei vor Augen, die, an Pfähle gebunden, niedergeknallt worden waren. Sol-

cherlei Äußerungen gelangten rasch über den August-Bebel-Platz in das Gebäude der Bezirksleitung 

der Partei. Das Naumann’sche Echo lautete, es sollten diejenigen, die Öl hätten, es bei dieser Leitung 

abliefern. Hier hatte sich Politik schon von jedweder moralischen Wertung gelöst. Dass ich auf diese 

Nachricht nicht zurückgerufen habe, werfe ich mir vor, wenn es auch nicht zum Staatsbesuch kam. 

Der Schah wurde gestürzt, bevor er seine Reise in die DDR antreten konnte. So unterblieb auch der 

adressierte Ordnungsruf, den ich sonst zu gewärtigen gehabt hätte. Aber viel später und zu spät erst 

wurde mir klar, dass wir durch die Duldung solcher Anmaßung der Regierenden das Boot DDR treiben 

ließen, wohin es steuerte. Wir saßen in ihm. wurden, ohne daraus eingreifende Folgerungen zu ziehen. 

Dass beide sich in Heinz Pepperles Sauna zutrugen, zeigt zudem, dass und wie wir krankten. Nicht, 

dass wir die Kammer im Keller in der Waldowallee aus Vorsichtsgründen zu vertraulichen und für 



474 

andere Ohren nicht bestimmten Gesprächen genutzt hätten. Irgendwelche Vorsorge gegen ungebe-

tene Mithörer habe ich in meinen privaten wie in meinen Arbeitszimmern nie getroffen. Doch war in 

der Abgeschiedenheit dieser Kammer Muße, schweißtriefend zu meditieren. 

Heinz hat die Angewohnheiten eines guten Lehrers. Auch private Unterhaltungen beginnt er häufig 

mit Fragen und wenn auch die nach dem Warum erörtert ist, beendet er ein erschöpftes Thema mit 

einer Zusammenfassung, die nicht so selten aphoristisch ausfällt. Ein solches Fazit lautete: Auch im 

Sozialismus lässt sich nur gut leben, wenn er demokratisch ist. Und eine seiner besorgten Fragen hieß 

schließlich gegen Ende der DDR-Zeit: Sag mal, wollen uns „die da oben“ umbringen? Das war wohl 

schon zu Zeiten, da die politische Führung an der Staatsspitze nur noch so hieß, ihre Angehörigen in 

Wahrheit aber bereits in Sprach- und Handlungslosigkeit verfallen waren. 

Versagt haben vor allem unsere Jahrgänge, die wir die antifaschistisch-demokratische Etappe im Nach-

krieg noch erlebt hatten und um den Wandel wussten, der sich seitdem vollzog und den wir als bedroh-

liche Abirrung von ursprünglichen Zielen, wenn auch nicht als tödliche Verirrung ansahen. Unter An-

gehörigen der jüngeren Generationen hatte ich seit längerem bemerkt, dass sich ihnen mit dem Wort 

„sozialistische Demokratie“ nur die Regelung von Staatsangelegenheiten verband, nicht mehr aber ein 

erfahrenes Lebensgefühl. Heute denke ich erneut darüber nach, wie sich Menschen ein Bedürfnis nach 

Demokratie ausbildet. Jedenfalls stellt es sich nicht ein wie anderes Verlangen, etwa den Hunger und 

den Durst zu stillen oder sich vor Hitze und Kälte zu schützen. Menschliche Neigung zur Trägheit 

erleichtert allen das Geschäft, welche die Macht monopolisieren und bei ihrer Ausübung ungestört sein 

wollen. Hat uns, die wir den Vorzug hatten, von früh bis abends und das über Jahrzehnte bezahlt nach-

denken zu können, diese Neigung auch zu einer Haltung des „Laissez faire, laissez aller“ bestimmt? 

Was mich angeht, und für wen sollte ich sonst eine Aussage treffen dürfen, so mache ich zwei Faktoren 

vor anderen dafür verantwortlich, mich nicht eingemischt zu haben, wo es längst notwendig gewesen 

wäre. Der eine steht, was seine Beurteilung nicht abmildert, in der Traditionslinie nicht nur der deut-

schen Intelligenz. Vor die Wahl gestellt, auf dem eigenen Forschungsgebiet sachkundig zu wirken und 

wenn schon nicht unanfechtbare, so zumindest doch verteidigungsfähige Ergebnisse vorzulegen oder 

in den aktuellen Fragen von Wirtschaft und Politik unsicher mitzureden, entschied ich mich für den 

sicheren Boden. Diese Haltung wurde durch das Wissen verstärkt, dass gerade die wichtigsten, für ei-

genständige Überlegungen notwendigen Informationen über die gesellschaftlichen Zustände weitge-

hend tabuisiert und meine eigenen Beobachtungen eher zufällig waren. Sachliche Inkompetenz und 

daraus folgend Enthaltsamkeit im Urteilen wurden durch das politische System hervorgebracht und von 

den Regierenden auch wissentlich organisiert. Dennoch bleibt, dass eben dieser Zustand zu attackieren 

und nicht nur hilflos mit der Klage zu kommentieren war: Warum hält sich, wozu braucht diese Obrig-

keit eigentlich Tausende derart kostspieliger Gesellschaftswissenschaftler, wenn ihre Rolle als Berater 

der Politik so geringgeschätzt wurde oder gar unerwünscht war? Zu reagieren hätte bedeutet, einen 

Kampf aufzunehmen, dessen Ausgang nach vielen Erfahrungen nicht zweifelhaft sein konnte, wenn ihn 

ein Einzelner oder wenige begannen. Ihn dennoch zu beginnen, hätte vorausgesetzt, seine Bedeutung 

zu ermessen und sich von der jede Bodenhaftung verlierenden Hoffnung zu trennen, es brauche und sei 

Zeit für das so schwierige Vordringen in Neuland und mit ihr werde der Rat kommen. 

Der zweite dieser Faktoren war das Ergebnis der über viele Jahre genossenen „Parteierziehung“. 

Fraktionsbildung, wozu jede Verständigung einer Minderheit gezählt wurde, galt als das schlimmste 

Vergehen. (Erinnert man sich allein des einschlägigen Passus im Parteistatut der SED, wird die Lä-

cherlichkeit der Behauptung deutlich, die PDS sei deren Nachfolger.) Diese Erziehung hatte nicht nur 

ein falsches Verständnis von Disziplin zu Erfolg, sondern rief auch einen Ermüdungseffekt hervor. 

Wer wie viele und ich mit ihnen einige Male in die Mühlen dieser Parteierziehung geraten war, musste 

kein Duckmäuser und kein Papagei werden, aber er fragte sich doch nach dem denkbaren Ertrag einer 

Auseinandersetzung, die er riskierte und deren Ergebnis er auch in der Sache nur skeptisch betrachten 

konnte. Streitigkeiten, die ich unbeschwert in jungen Jahren ausfocht, etwa gegen Erscheinungen der 

permanenten ideologischen Verdächtigung der eigenen heranwachsenden Intelligenz, und die in den 

siebziger Jahren in ganz anderem Ausmaß hätten wieder ausgetragen werden müssen, mobilisierten 

mich nicht mehr. Obwohl das die Genossen in meiner Umgebung am wenigsten an mir beobachtet 
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haben mögen, mir entging die Veränderung in mir selbst nicht: Mit fortschreitendem Alter begann 

sich eine Haltung einzustellen, die anderes Zeitmaß benutzte und bereit war, Jüngeren die erste Reihe 

zu überlassen. Die wollten oder konnten da aber nicht ein- und nicht nachrücken, jedenfalls nicht in 

ausreichender Zahl, und verließen sich auf uns Ältere. Die Tatsache, dass gerade viele dieser Jünge-

ren, die sich zumeist ohne Berechnung in die sozialistische Bewegung gestellt hatten, nach 1989 sich 

ihre individuellen Wege durch die Gesellschaft und in ihre ungewiss gewordene Zukunft suchten, 

wird auf ihre Ursachen hin erst durch künftige Untersuchungen aufgeklärt werden können. Sicher 

erscheint mir, dass in der DDR uns auch Bindeglieder zwischen den Generationen zunehmend verlo-

ren gingen. 

Keine der Fragen, die im Falle einer echten Erneuerungsbewegung des Sozialismus ins Zentrum un-

serer Auseinandersetzungen gehört hätten, interessierte natürlich die neuen Machthaber, als gegen 

Jahresende 1990 die Personaldebatten an der Universität begannen. Schon die Tätigkeit der noch aus 

eigenem Entschluss und mit eigenen Kräften gebildeten Personal-Struktur-Kommission geriet augen-

blicklich unter den Aspekt, das Boot zu erleichtern, damit die Mehrheit seiner Besatzung in den be-

vorstehenden Stürmen im Trockenen blieb. Das war auch eine naive Vorstellung. Ich hatte nur Wo-

chen vorher die Tatsachen selbst in Erinnerung gebracht, die es nun wenigen meiner Kollegen ge-

rechtfertigt erscheinen ließen, mich „über Bord“ gehen zu lassen. Als das Studienjahr 1990/1991 im 

Oktober begann, wurde eine Versammlung des Lehrkörpers einberufen, die im Kinosaal der Univer-

sität stattfand. Der Sektionsdirektor, auf meinen Nachfolger Erich Nickel war Adolf Rüger gefolgt, 

der sein Amt bereits über viele Jahre bekleidete, unternahm in einem Alleingang den ersten Versuch, 

sich kritisch mit der Geschichte unserer Sektion und insbesondere mit der Studentenpolitik auseinan-

derzusetzen. Solche Unternehmen werden gemeinhin und unpassend noch stets als „Aufarbeitung“ 

der Geschichte“ bezeichnet, ein Begriff, der mir vordem nur aus dem Elternhaus in Verbindung mit 

der Modernisierung alter Textilien bekannt und geläufig gewesen war. In einem Diskussionsbeitrag 

ging ich auf die strafweisen Exmatrikulationen von Studenten ein, an denen ich 1968 beteiligt gewe-

sen war. Auf den hinteren Bänken des Saales hörten das einige Mitglieder des Unabhängigen Histo-

rikerverbandes mit an, die sich als Gäste eingestellt hatten und – wie schon erwähnt – in den folgen-

den Monaten sich als nützliche „Saubermänner“ hervortaten. Schon wenige Tage danach schrieb der 

Westberliner Historiker Götz Aly, von diesen mit Informationen versorgt, in der „tageszeitung“ einen 

Artikel unter Verwendung der Tatsachen, über die ich gesprochen hatte. Dessen Spitze richtete sich 

zwar gegen mich, die Angriffe galten aber der Sektion als Ganzer. Die Veröffentlichung bewirkte vor 

allem, dass von da an keiner meiner Kollegen Lust verspürte, in die eben begonnene Auseinanderset-

zung mit offenem Visier einzutreten. 

So ergab sich in den folgenden Monaten eine kuriose Situation. Die gleichen Personen und Instituti-

onen, die eine Beschäftigung mit der DDR-Vergangenheit unausgesetzt forderten, erstickten sie 

dadurch, dass sie jede kritische oder selbstkritische Äußerung sogleich zur Begründung von fristlosen 

Entlassungen aus der Universität auszubeuten trachteten. Diese Vorgehensweise und deren Folgen 

verschaffte ihnen immer aufs Neue das Argument, die Mitarbeiter der Universität seien nicht wirklich 

gewillt, in den Streit über die DDR-Jahre auch nur einzutreten. Daher bestehe auch keine Aussicht, 

die Anstalt in einem inneren Prozess zu erneuern. 

Die im Oktober 1990 zuerst erwähnten Ereignisse, soweit sie mit meinen Entscheidungen zusam-

menhingen, haben 1991 noch in zwei öffentlichen Versammlungen im Senatssaal eine Rolle gespielt. 

Die gehörten schon nicht mehr in die Reihe jener Bemühungen um eine befreiende Erneuerung „von 

innen“, wiewohl gutwillige Teilnehmer das noch glauben mochten. Die Obrigkeit hatte ihr Urteil 

längst gesprochen und befunden, dass Kommissare, unter welcher tarnenden Bezeichnung auch im-

mer, heranmussten, um das vorhandene Personal zu dezimieren, es von allen leitenden Plätzen zu 

verweisen und Wissenschaftler einzuführen, die bereit waren, diesen Kurs mit zu tragen und ihn bis 

zu Ende zu führen. Nun sollte einzig abgerechnet, Gericht gehalten und Rachebedürfnisse befriedigt 

und vor allem ausgenutzt werden. Zu diesem Zwecke musste die abgrundtiefe ideologische und mo-

ralische Verderbtheit dieser „politischen“ und das sollte heißen: antiwissenschaftlichen Sektion Ge-

schichte nachgewiesen werden. Von ihr wurde behauptet, sie sei nichts anderes als ein besonderes 
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und auserkorenes Instrument des Zentralkomitees der SED zur Legitimierung von dessen Politik ge-

wesen. Die Behauptung war zwar absurd, besaß aber den Charakter eines Bannfluchs. Übrigens war 

dieses Etikett anfänglich den Geschichtsinstituten der Akademie zugedacht, dann aber uns angeheftet 

worden, hatte es sich doch dort für das weitere Verfahren als unnötig und auch als unzweckmäßig 

erwiesen. Die Akademie-Institute ließen sich ersatzlos liquidieren, abwickeln, wie die bürokratische 

Fachsprache das nennt. Einer besonderen Begründung für die Entlassung der Mitarbeiter bedurfte es 

da nicht. Es genügte vollauf, die Einrichtung als nicht in den neuen Staat und dessen Wissenschafts-

landschaft hineinpassend zu bestimmen. 

Ich hatte mich den Diskussionen in den beiden erwähnten Versammlungen der Sektion gestellt, was 

anwesenden Journalisten zwar weiteres Futter lieferte, aber niemanden rechtens behaupten ließ, wir 

hätten uns Fragen und Anklagen verweigert, die Betroffene unserer früheren Entscheidungen vortru-

gen. Schon in der erwähnten Oktoberversammlung 1990 hatte ich auf zwei Ereignisse Bezug genom-

men, die nun wiederum die Auseinandersetzung um die Geschichte der Sektion beherrschten. Im 

Herbst 1968 waren aus einer Studentengruppe, deren Berater ich seit meinem Eintritt in die Univer-

sität drei Jahre lang gewesen war, vier Studenten strafweise exmatrikuliert und mit der Festlegung in 

Berliner Betriebe eingewiesen worden, sie könnten nach erfolgter Bewährung an die Universität zu-

rückkehren. Als eine „Begleiterscheinung“ zu den Auseinandersetzungen um die Entwicklung in der 

ČSSR hatten sich in dieser Gruppe seit Monaten mehr oder weniger offen geführte politische Ausei-

nandersetzungen entwickelt. Sie komplizierten sich dadurch zusätzlich, weil ihre Angehörigen nicht 

nur nach ihren Ansichten, sondern auch charakterlich und nach ihrer geistigen Befähigung soweit 

aus- und gegeneinander lagen wie keine andere Studentengruppe, die ich vorher und nachher ken-

nengelernt habe. Zum Eklat kam es in einer FDJ-Versammlung, an der ich wegen einer Grippe nicht 

teilgenommen hatte. In ihr war vorgeschlagen worden, eine Resolution gegen den Abriss der Potsda-

mer Garnisonskirche zu verabschieden. Walter Mohrmann, mit dem ich befreundet war, besuchte 

mich folgenden Tages und meinte, nun seien Disziplinarverfahren fällig. Sie fanden bald darauf statt. 

Ich sah sie als gerechtfertigt an und nahm wenig später an den Verhandlungen beim Direktor für 

Erziehung und Ausbildung teil, als deren Ergebnis die Exmatrikulationen vorgeschlagen wurden. 

Niemand war im Zweifel, dass es sich dabei um politische Entscheidungen handelte, deren Ziel es 

war, einen Sinneswandel der Betroffenen zu bewirken. Die Studenten konnten ihre Exmatrikulation, 

über die entschieden wurde, nur als eine disziplinierende Bestrafung und als in höchstem Grad unge-

recht empfinden. Natürlich wurde sie nach dem Ende der DDR als ein Beweis für die Existenz eines 

„Unrechtsstaates“ angeführt und diente zur Begründung für die Entfernung der an ihr Beteiligten von 

der Universität. In dieser Deutung findet sie das damals etwa 24 Jahre zurückliegende Ereignis auch 

in meinem von der Präsidentin der Universität 1992 ausgestellten Kündigungsschreiben. 

Indessen kann das Zustandekommen des seinerzeitigen Urteils vollständig ohne die Betrachtung der 

Innenseite der Intelligenz- und Hochschulpolitik nicht verstanden werden, was nicht bedeutet, es auch 

zu rechtfertigen. Wer in der DDR studierte, hatte das ungeschriebene, aber sichere Recht auf einen 

seiner nachgewiesenen Befähigung angemessenen Arbeitsplatz. Für niemanden verband sich der Tag 

der Immatrikulation mit der Vorstellung, er würde sich am Tage seiner Exmatrikulation einem Mil-

lionenheer von Arbeitslosen zugesellen müssen, womöglich ohne einen anderen Anspruch als auf den 

Empfang von Sozialhilfe und damit einen Platz im „sozialen Netz“ eines Wohlfahrtstaates. Wer in 

der DDR sich für das Studium der Geschichte entschied und nicht Lehrer werden wollte, wie die 

Angehörigen der mir 1965 zur Beratung zugewiesenen Gruppe künftiger Diplomhistoriker, rechnete 

mit einem Arbeitsplatz an Universitäten, Hochschulen oder in wissenschaftlichen Instituten der Aka-

demie, in Museen, kulturpolitischen Einrichtungen, Gedenkstätten oder auch, wenn es ihn oder sie in 

die Politik zog, in deren Organisationen. Darin bestand das Ziel dieser Ausbildungsrichtung. Niemand 

konnte im Zweifel sein, dass sich mit ihm eine herausragende Stellung verband. Sie wurde 1990 als 

„Staatsnähe“ vermessen und die sie aufwiesen, verfielen massenweise der Bestrafung. Die wurde 

vielen der Mitarbeiter zu teil, die an den Universitäten ausgebildet worden waren und danach in den 

genannten Einrichtungen gearbeitet hatten. Abgestraft wurden namentlich Historiker, weniger oder 

nicht Archivare. Die Hochschullehrer, aber auch nicht wenige ihrer Schüler verloren ihre Arbeits-
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plätze nach dem Anschluss der DDR – die einen früher, die anderen später. 

Dass an den genannten Plätzen im wissenschaftlichen, kulturellen und politischen Leben Leute wir-

ken sollten, die zum Staat hielten, wird niemand nachträglich als verwunderlich ansehen können. Wer 

sich in diesem Punkte nicht festlegen wollte, entschied sich für ein den Bereich der Politik nicht oder 

weniger berührendes Studium und wandte sich den Naturwissenschaften oder der Medizin zu. In nicht 

wenigen Staaten verbindet sich mit Berufswegen und Tätigkeiten, wie sie sich für Historiker in der 

DDR abzeichneten, eine Beamtenlaufbahn, an die – beispielsweise in der Bundesrepublik heute – 

besondere Kriterien der Eignung und politischer Verlässlichkeit angelegt werden. Was die vier im 

Jahre 1968 zwangsweise exmatrikulierten und in Produktionsbetriebe verwiesenen Studenten der Ge-

schichte anging, so waren an ihrer Loyalität gegenüber der DDR berechtigte Zweifel und mit ihnen 

die Frage entstanden, zu welchem Ende ihre Ausbildung unter den obwaltenden Bedingungen und 

angesichts der gesetzten Ziele denn führen sollte. 

Das allein bestimmte meine Entscheidung jedoch nicht, zweierlei trat hinzu und gab den Ausschlag. 

Zum einen wurde das Verhältnis mehrerer Studenten dieser Gruppe zu einem erheblichen Teil des 

Lehrkörpers durch mehr oder weniger deutlich zur Schau getragenes Misstrauen und nicht oder kaum 

verhohlene Ablehnung gekennzeichnet. Jede Offenheit von Gespräch und Diskussion war verloren 

gegangen, wenn sie denn je existiert hatte. Daran waren die Studenten nicht in erster Linie schuld, 

aber nach meiner Beobachtung suchten sie auch unter den Angehörigen des Lehrkörpers niemanden, 

mit dem sie sich beraten hätten. Im Grunde ließen sich diejenigen, die dann von der Universität ver-

wiesen wurden, geistig nicht mehr erreichen. 

Zum anderen war die Praxis, bei vergleichbaren Konflikten junge Leute in eine Situation zu zwingen, 

sich die DDR von einer ganz anderen Seite als aus Schul- und Hörsaalbänken und von Seminarplätzen 

aus anzusehen, keine ad-hoc-Erfindung der späten sechziger Jahre. In meiner Jenaer Zeit hatte ich 

erlebt, wie mir nahestehende Genossen, darunter ein promovierter Philosoph, von ihren Arbeitsplät-

zen im Parteiapparat oder an der Universität auf unbestimmte Zeit entfernt und in Produktionsbetriebe 

geschickt worden waren, weil sie durch ihr Verhalten angeblich bewiesen hatten, dass sie keine Ver-

bindung zur Arbeiterklasse mehr besaßen. 

Nur glaubte ich an die These, wonach die tägliche praktische Beziehung zu Arbeitern eine veränderte 

Sicht auf Gesellschaft und Staat notwendig bewirken müsste, schon seit langem nicht mehr. 1956, als 

sich die SED eine Praxis Chinas abgesehen hatte, die mich zu einem einmonatigen Einsatz in ein 

kleines Jenaer Betonwerk führte, war ich in eine Gruppe von hauptsächlich un- und angelernten Ar-

beitern geraten. Die damals dort gewonnenen Erfahrungen waren politisch einzig geeignet, hinter die 

dogmatisierte These von der führenden Rolle der Arbeiterklasse ein Fragezeichen nach dem anderen 

zu setzen. Ähnliche Erfahrungen hatten sich bei anderen Gelegenheiten ergeben. Doch eine zeitlich 

begrenzte Zwangspause, die eine Denkpause nicht zu sein brauchte, wurde durch den Verweis von 

der Universität in einen Betrieb allemal geschaffen. 

Zweierlei habe ich damals fiel zu gering veranschlagt. Zum einen die Erschütterung der Betroffenen 

über unsere Entscheidung und die denkbaren und unausdenkbaren Folgen für den Fall, dass sie nicht 

die Kraft hatten, die Urteile hinzunehmen und sich auf die Aussicht ihrer Rückkehr in die Sektion 

einzulassen. Zum anderen bedachte ich viel zu wenig, welche Wirkungen solche politisch motivierten 

Entscheidungen in die Universität und für unsere Arbeit notwendig zeitigen mussten. Sie konnten nur 

dazu beitragen, gerade diejenigen an freier Meinungsäußerung zu hindern, auf die es uns doch ankam: 

die Nachdenklichen und Zweifelnden. Mit dem Blick darauf, habe ich vor meinen Kollegen im Ok-

tober 1990 gesagt und später wiederholt, dass unsere Entscheidungen nicht nur ungerecht im Hinblick 

auf die von ihnen betroffenen Personen, sondern zugleich so etwas wie Sargnägel für die DDR waren. 

Das erste erforderte eine Entschuldigung, die von einer Angehörigen dieser Gruppe, die nach dem 

Westen gegangen und an die meine Erklärung nicht gerichtet war, zuerst in einem Zeitungsartikel 

und dann auf einem Flugblatt, das in der Universität verteilt wurde, mit der Zurückweisung beant-

wortet wurde: „Wir nehmen Ihre Entschuldigung nicht an!“ Damit musste ich rechnen und leben. Die 

Sargnägel waren nicht mehr zu ziehen. 
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Die zweite Auseinandersetzung, in die ich in besonderem Grad als Akteur geriet, weil ich zu jener 

Zeit der Direktor der Sektion war, ereignete sich im Jahre 1978 und betraf einen Studenten, der zum 

Kreis um den Physiker Robert Havemann und Wolf Biermann gehörte. Die Ausbürgerung des dich-

tenden Liedersängers war ihm selbstverständlich zuwider. Keine Debatte, auch er gehörte einer 

Gruppe von Diplom-Historikern an, vermochte ihn von seinem Standpunkt abzubringen. Der „Fall“, 

eine Episode in der besonders unter Schriftstellern und Künstlern hochschlagenden Auseinanderset-

zung um die Entscheidung, erschien mir ungleich komplizierter als die eben geschilderten. Der Stu-

dent war nicht nur ein theoretisch begabter und scharfsinniger junger Mann, sondern nach vieler Ein-

druck auch jemand, der es mit dem Sozialismus ernst meinte und – wovon ich mich später überzeugte 

– sich damals schon um dessen Gebrechen sorgte. Er war er der Sohn eines bekannten Publizisten, 

der nach dem Kriege als erster Parteisekretär der SED an der Humboldt-Universität gearbeitet hatte 

und sich vor allem zu wirtschaftspolitischen Fragen äußerte. 

Ich war der letzte unter den vielen, die mit dem Studenten zu reden hatten. Am Ende musste ich auch 

zu einem Entschluss kommen. Doch kannte ich ihn viel weniger als die Studenten, die 1968 exmatri-

kuliert worden waren und deren Bekanntschaft ich zuerst im Herbst 1965 auf einem brandenburgi-

schen Kartoffelacker während der seinerzeit noch üblichen Ernteeinsätze gemacht hatte. Der Versuch 

vor der zu treffenden Entscheidung mit ihm in ein Gespräch zu kommen, an dem die für Studenten-

angelegenheiten zuständige Mitarbeiterin teilnahm und dessen Resultat den Hinauswurf hätte viel-

leicht noch vermeiden können, scheiterte komplett. Mein Gegenüber mag mich nach allen seinen 

jüngsten Erfahrungen eher verdächtigt haben, nur weitere Argumente gegen ihn sammeln zu wollen. 

Nach der in den Debatten verhärteten, ihn, den „Delinquenten“ auch zermürbenden Vorgeschichte 

konnte ein nochmaliges Abwägen des Dafür und Dawider in seinen Überlegungen nicht zustande 

kommen. Er und ich unterzeichneten ein Protokoll. Es enthielt die Festlegungen über sein Ausschei-

den aus der Universität und die Bedingungen seiner Rückkehr. Darin wurde unter anderem festgelegt, 

dass er mit einem Professor der Sektion während seiner Arbeit in einem Berliner Betrieb in Verbin-

dung bleiben solle. Damit war eine förmliche strafweise Exmatrikulation umgangen, zugleich aber 

ein weiterer Verbleib an der Sektion für den Studenten augenblicklich verschlossen. Was ihn antrieb, 

sich nach dieser Entscheidung noch einmal in einer meiner Seminarveranstaltungen einzufinden, 

kann nur er beantworten. Mir erschien das als trotzige und überflüssige Demonstration und Heraus-

forderung. Ich forderte ihn auf, den Raum zu verlassen. 

Später ist behauptet worden, ich hätte seinen Abgang vor den Seminarteilnehmern mit dem Lieber-

mann-Zitat kommentiert, ich könne gar nicht so viel essen, wie ich kotzen möchte. Das machte sich 

in der Presse des Jahres 1991 eindrucksvoll und war eine Verleumdung. Liebermann hatte ich in 

einem früher geschriebenen Text für ein Hochschullehrbuch der deutschen Geschichte, dessen Ge-

genstand die Jahre zwischen 1933 und 1939 bildeten, mit diesen Worten in eben dem Zusammenhang 

zitiert, in dem die deftige Äußerung des Urberliners gefallen war. Sie hatte sich gegen die deutschen 

Zustände nach dem 30. Januar 1933 gerichtet. Ich hatte damals und während meiner gesamten Arbeit 

als Hochschullehrer weder Grund noch Veranlassung, mich gegenüber einem Studenten derart zu 

äußern. Auch der Inhalt des Textes, der über den Verweis des Studenten verfasst worden war, – er ist 

in allen späteren Auseinandersetzungen niemals herangezogen worden, hätte er doch die Behauptung 

von der Relegation widerlegt – sprach gegen den Kommentar, für den sich nie ein Zeuge oder eine 

Zeugin verbürgte. Doch passte die Version gut in das allgemeine Bild von den Verfolgungen, von 

Tätern und Opfern der SED-Herrschaft. Letztere hat es in der DDR, an der Universität und auch an 

der Sektion Geschichte durch das Eingreifen von Staatssicherheit und Justiz und im Ergebnis politi-

scher Prozesse gegeben. Der Versuch, mich in deren Zustandekommen und Ergebnis zu ziehen, 

musste aufgegeben werden. (Das hat nicht daran gehindert, dass Autoren eines Lexikons, einer Art 

Who was Who in GDR, eben behaupten, was bewiesen werden sollte, aber nicht bewiesen werden 

konnte. Wie andere Autoren ihres Interesses waren sie gewiss, dass sie übler Nachrede wegen keine 

gerichtlichen Auseinandersetzungen zu befürchten hatten.) Die an Auseinandersetzungen und Ent-

scheidungen des Jahres 1972 hauptsächlich beteiligten Genossen, die damals im Sektionsdirektorat 

arbeiteten, waren inzwischen und früh verstorben. 
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Wie von den tatsächlichen Dokumenten und Texten, die von den etwa zwei Jahrzehnte und mehr 

zurückliegenden Entscheidungen zeugten, 1991 keine Rede war, so auch nicht davon, welche Folgen 

diese für die späteren Lebenswege der betroffenen Studenten besessen hatten. Es war den verfolgten 

Zwecken dienlich, das Geschehen unter den Begriff der „Relegationen“ aus politischen Gründen zu 

fassen und öffentlich den Eindruck zu erwecken, die über das Schicksal junger Leute befindenden 

Hochschullehrer wären von unmenschlichen Vorstellungen des Klassenkampfes, wie sie eben und 

nur Kommunisten eigen sind, geleitet gewesen und hätten hoffnungsvolle junge Leute dauernd in 

schwerstes persönliches Unglück gestürzt. Aus dem seien sie erst durch die Wende befreit worden. 

Ich hatte weder Lust noch Absicht, über das den Exmatrikulierten weiter Geschehene vor dem Pub-

likum der beiden schon erwähnten öffentlichen Versammlungen ein Wort zu verlieren. Das stand den 

seinerzeit gemaßregelten Studenten zu, wenn es ihnen berechtigter Weise nicht nur um ihre Person, 

sondern darüber hinaus auch um die Wahrheit über ein Stück Geschichte der DDR und ihres Hoch-

schulwesens zu tun gewesen wäre. Einer von ihnen erklärte, ohne seine spätere Karriere zu schildern, 

er sei vergleichsweise glimpflich davongekommen. Ein anderer sagte, er könne mit einem Hoch-

schullehrer Pätzold „leben“. 

Hier also folgen die Tatsachen, die das Bild vervollständigen, ohne es zu beschönigen. Ich habe sie 

in einer an das Berliner Arbeitsgericht verfassten Stellungnahme niederlegte, nicht weil ich glaubte, 

das könnte dessen Entscheidung beeinflussen. Ich hielt das aber für die geeignete Gelegenheit, meine 

Sicht gleichsam zu Protokoll und zu den Akten in das Archiv der Universität wie dasjenige des Ar-

beitsgerichts zu geben. 

Die fünf Studenten, an deren Exmatrikulation ich beteiligt gewesen war, sind an der Humboldt-Uni-

versität wieder immatrikuliert worden und haben an ihr den Hochschulabschluss in der von ihnen 

gewählten Studienrichtung erworben. Danach wurden zwei von ihnen Mitarbeiter von Berliner Insti-

tuten der Akademie der Wissenschaften. Der eine brachte es dort bis zum Professor, der andere hätte 

diese Ernennung mit hoher Wahrscheinlichkeit auch erreicht, doch wurde mit dem Ende des Instituts 

seine Karriere unterbrochen, wenn nicht beendet. Von den drei anderen wurde einer nach seinem 

Studium auf eine Arbeitsstelle an der Viadrina, einem historisch-kulturellen Arbeitszentrum in Frank-

furt a. d. O., vermittelt. Ein anderer war als wissenschaftlicher Mitarbeiter an die Sächsische Landes-

bibliothek gelenkt worden, vermeinte aber wohl, für eine ganz andere Laufbahn befähigt zu sein. Er 

forderte in einem Brief, den er an den Rektor richtete, meine Entfernung von der Universität. Keiner 

von den damals Gemaßregelten hatte sich, als 1989 jener Menschenstrom aus der DDR nach dem 

Westen einsetzte, ebenfalls dorthin gewandt. Nur einen der zeitweilig von der Universität verwiese-

nen Studenten verlor ich alsbald ganz aus dem Blickfeld. Ihm war seinerzeit, da er mit einer Gehbe-

hinderung leben musste, eine Arbeitsstelle im Staatsverlag der DDR zugewiesen worden. Wieder an 

die Universität zurückgekehrt, konzentrierte er sich auf sein zweites Fach, die Hungarologie. Von 

diesen fünf sind zwei später Kandidaten und Mitglieder der SED geworden. Einer bat mich für seine 

Aufnahme zu bürgen. Das habe ich getan. Beide Genossen übten an ihren Arbeitsstätten auch Wahl-

funktionen innerhalb der Partei aus, einer wurde für einige Zeit Sekretär einer Grundorganisation. 

Das sind Lebenswege, die bezeugen, dass die DDR eine Erziehungsdiktatur war. Dass von ihnen 

nicht geredet wird, weist auf die Scheu hin, sich auf die wirkliche Geschichte dieses Staates einzu-

lassen und sich auf dessen pejorative Etikettierung zu beschränken, eine Verweigerung, die bis heute 

anhält, wofür die übergroße Mehrheit auch aller historiographischen Publikationen zur Geschichte 

des untergegangenen Staates steht. 

Scheu ist womöglich ein zu schwaches Wort, regiert doch nach wie vor und allenthalben das Interesse, 

immer neue Täter und Opfer des „Unrechtsregimes“ zu präsentieren. Dass es jene wie diese gegeben 

hat, ist unbestreitbar. Und: Längst nicht alle, die sich als ungerecht Behandelte hätten zu Worte melden 

können, haben das getan. Ich habe, wovon 1991 nicht geredet wurde, nach dem militärischen Ein-

marsch in die ČSSR, als uns einer unserer Kollegen morgens mit den Worten begrüßte: „Na, nun geht 

Euch der Arsch auf Grundeis“, mit dafür gesorgt, dass er die Universität verlassen musste. Für eine 

Tätigkeit mit Studenten hielt ich ihn nicht in erster Linie wegen seiner vielfach gespaltenen, im Kern 
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nicht Sozialismus feindlichen politischen Ansichten für ungeeignet, sondern mehr noch aus dem cha-

rakterlichen Eindruck, den er mir machte. Mir schien ein junger Mann, der nachts seiner Marotte frönte 

und zwischen Berlin-Schönefeld und dem Berlin-Ostbahnhof die in den D-Zügen massenhaft von Rei-

senden liegen gelassenen leeren Getränkeflaschen einsammelte, um sich ohne Not mit dem Pfandbe-

trag ein Konto zu füllen, in hochschulpädagogischer Arbeit nicht recht am Platze. Doch war er ein 

eifriger und strenger Forscher. Meinem frühverstorbenen Freund Horst Bartel, dem Direktor des Aka-

demie-Instituts für Geschichte, genügte mein mündliches Zeugnis, den nicht mehr ganz jungen pro-

movierten Mitarbeiter einzustellen. Dort hat er auf seinem Spezialgebiet gearbeitet, es aber nicht dau-

ernd ausgehalten und sich, wofür ich einen zweiten ähnlichen Fall eines Historikers in der DDR nicht 

kenne, als Forscher und freischaffender Mitarbeiter von Verlagen selbständig gemacht. Der Mann 

hätte Grund gehabt, auf das Jahr 1968 zurückzukommen, das hat er aber trotz seiner Fähigkeit zur 

Selbstdarstellung nicht getan. Er wusste wohl zu genau, in wessen Dienste er dabei unvermeidlich trat. 

Wiederholt habe ich mir in den seit 1990 vergangenen Jahren überlegt, ob wir diese unsere Entschei-

dungen gegen Studenten und Mitarbeiter aufgrund der allgemeinen politischen Umstände, unter de-

nen wir arbeiteten, nötig hatten. Wo lagen Alternativen, die Menschen nicht verletzt hätten und zu-

gleich die vorhandenen Widersprüche in einer Richtung aufzulösen vermochten, die Gesellschaft und 

Staat zum erklärten Ziel voranbrachten? Konnten wir diese Minderheit in den Studentengruppen und 

diese Einzelgänger unter den Wissenschaftlern nicht „verkraften“? In einem Falle haben wir das ge-

tan. Das späte Ergebnis ist eher grotesk. Der so bevorzugt behandelte Mediävist, dem in der Sektion 

wie keinem anderen Sonderrechte gewährt worden waren und dessen wissenschaftlich-publizistische 

Produktion trotz seiner Minderbelastung im Lehrbetrieb nahezu null betrug, hat sich später grundlos 

zu einem besonders lautstarken Ankläger gegen einen seiner – wie er parteilosen – Kollegen gemacht. 

Sein Auftreten bewies nur: Wenden wie jene des Jahres 1990 sind immer auch die Chance von psy-

chopathischen Personen. In Pavel Kohouts Roman „Sternstunde der Mörder“ kann das anhand einer 

Geschichte aus Prag im Frühjahr 1945 nachgelesen werden. 

Hätten wir, so lautete eine andere Überlegung, nicht Studenten, die wir für die Arbeit auf unserem 

Fachgebiet oder in Tätigkeiten, die mit ihm verwandt waren, für ungeeignet hielten, anbieten können, 

sich ein weniger mit politischen Ansprüchen und Forderungen befrachtetes Arbeitsfeld zu wählen, 

also zunächst in eine andere Ausbildungsrichtung zu wechseln? Das ließe sich jedenfalls denken, 

wenn dieses Vorgehen wohl auch von Betroffenen als Bestrafung empfunden, von ganz anderen und 

berechnenden Geistern als Chance genutzt worden wäre, über die Geschichte zum Studium der Me-

dizin zu gelangen, wonach der Andrang so groß war, dass er die Zahl der gewünschten Studienplätze 

meist überstieg. Auch andere Schritte sind nachträglich vorstellbar, aber doch in die Wirklichkeit 

DDR kaum als praktikabel einzuordnen: Wir konnten Studenten nach erfolgtem Examen von der in 

manchen Jahren schwierigen Berufslenkung ausnehmen, wenn wir sie für keinen der vakanten Ar-

beitsplätze als geeignet ansahen. Das hätte sie gezwungen, sich mindestens zunächst eine ihrer Aus-

bildung fremde Arbeit zu suchen und wäre mit Sicherheit vielfach darauf hinausgelaufen, einen An-

trag auf „Ausreise“ zu provozieren und der Bundesrepublik kostenfrei einen weiteren solide ausge-

bildeten Wissenschaftler zuzuführen. 

Nein, wenn wir es uns auch so nicht einbekannten: Diese DDR, die wir als unseren Staat betrachteten 

und deren Bestand und Fortkommen wir zu sichern wünschten, war eine Erziehungsdiktatur und ihr 

lag ideologisch die Annahme zugrunde, dass jeder nur die Werte der sozialistischen Gesellschaft er-

fahren und erkennen müsse, um sie zu schätzen. Wer das noch nicht vermochte, musste überzeugt 

werden, und wer sich als künftiger Angehöriger der Intelligenz mit Worten nicht überzeugen ließ, der 

eben sollte sich an der Basis der Gesellschaft, im Produktionsprozess arbeitend, neu orientieren und 

eines Besseren belehren lassen. Lese ich die Briefe, die der 1977 von der Universität gewiesene Stu-

dent, als er in einem Berliner Großbetrieb arbeitete, demjenigen meiner Kollegen schrieb, mit dem 

er, wie vereinbart war, Kontakt halten sollte und auch pflegte, dann ist – es wurden keine berechnen-

den Kotaus vor einem alten Sozialisten geschrieben – unverkennbar, dass sich für ihn mit dem er-

zwungenen harten Wechsel der Perspektive tatsächliche Lernprozesse verbanden. Doch offenbar nur 

unter der Voraussetzung und im Ausnahmefall, dass eine innere Bindung zum sozialistischen Projekt 
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und Ziel bereits hergestellt und die Bereitschaft vorhanden war, sich nachdenkend mit dem Verhältnis 

von Ideal und Wirklichkeit zu befassen. 

Andere Lösungen von Konflikten als die erwähnten und die in den geschilderten Fällen praktizierten, 

sind mir auch nach Jahren des Nachdenkens nicht eingefallen. Doch der Kern der Sache lag auch hier 

in unserem begrenzten und höchst unvollkommenen Verständnis vom Weg in eine sozialistische Ge-

sellschaft, von dessen Stufen und deren Charakteristika. In unserem Denken war für eine Opposition, 

die andere Wege und Methoden als die von der führenden Partei beschlossenen vorschlug, diese öf-

fentlich diskutieren wollte und auf ihren Überzeugungen beharrte, kein Platz. Deren Auftauchen er-

schien eo ipso als systemgefährdend, mindestens nicht als systemförderlich. Alles Gerede vom Streit 

der Meinungen war letztlich hohl, sobald mehr als Randfragen der Politik in Rede kamen. Das galt 

auch für das verkündete Parteiprinzip, dass die Minderheit in Betracht zog und von ihnen lediglich 

verlangte, sich den Beschlüssen der Mehrheit unterzuordnen. Minderheitsmeinungen wurden in kei-

ner Phase unserer Entwicklung gemocht und ihre Verfechter permanent daran gehindert, sich öffent-

lich zu artikulieren. Sie galten nur als Klotz am Bein unseres wegbewegten Jahrhundertschritts. Des-

halb wurde sie bekämpft oder diszipliniert, letzteres hieß, auf die Linie gedrängt, die von den Partei-

führern vorgezeichnet und als die einzig Richtige und Alternativlose markiert worden war. Konnte 

mir nicht früher die Einsicht werden, dass so das vielberufene Schöpfertum zur Einbildung wurde 

und die Berufung darauf zur bloßen Kulisse, hinter der sich Starrheit, Ideenarmut, schließlich Gedan-

kenlosigkeit unvermeidlich anhäufen und verderbend türmen musste? 

Die Versuche, diese Frage verspätet zu beantworten, führt im engeren Sinne in die Geschichte meiner 

politischen Biographie und im Weiteren in die Vergangenheit der Arbeiterbewegung. Seit der Früh-

zeit sozialistischer Bestrebungen war erkannt, dass die Unterdrückten in der kapitalistischen Gesell-

schaft nur Aussicht besaßen, ihre Interessen zu verfechten, wenn sie sich sammelten und organisier-

ten. Marx setzte, wie erwähnt, auf die „Kombination der großen Zahl“. Ebenso einsichtig war für die 

meisten Sozialisten, dass sie auf ihrem Weg ohne Führerschaft so wenig auskommen würden wie 

jede soziale und politische Bewegung vor ihnen. Doch die unbezweifelbar richtigen Grundgedanken 

entarteten und verkamen. Frühe Formen des Führerkults entwickelten sich schon in der deutschen 

Vorkriegssozialdemokratie und das nicht nur „von oben“, sondern auch „von unten“ her. Die Schwa-

chen waren bereit, sich an den Starken zu orientieren und sich auf sie zu verlassen. Einheit und Ge-

schlossenheit, wie es später in den Parteistatuten der Kommunisten hieß, galten als ein hoher Wert, 

Angriffe gegen sie als ein Vergehen, wenn nicht als ein Verbrechen an der Partei und der immer als 

imaginärer oberster Richter angerufenen Arbeiterklasse. 

Die Generation, die an der Spitze der SED stand, war in der Weimarer Republik in diesem Geiste 

erzogen worden und hatte ihn in der KPD durchgesetzt. Mit „Abweichlern“ wurde rigoros verfahren. 

die Partei von ihnen mehrfach „gesäubert“. Die dauernde Konkurrenz und Konfrontation von Kom-

munisten und Sozialdemokraten tat auf beiden Seiten ein Übriges. Für die Linken war in der SPD so 

wenig Platz wie für die angeblichen „Rechten“ in der KPD. Dieser Umgang mit Genossen in den 

eigenen Reihen wurde auch in keiner späteren Phase einer kritischen Untersuchung und Überprüfung 

unterzogen. Im Gegenteil: Es galt die These, die Partei wachse und stärke sich, indem sie sich „rei-

nige“. Hermann Matern hatte bereits in den frühen fünfziger Jahren in mehreren Lektionen über die 

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung während der Jahre der Weimarer Republik die uneinge-

schränkte Rechtfertigung dieser Praxis gegeben und sie als den einzigen Weg zum Wachstum der 

Parteikräfte charakterisiert. Das waren die frühesten Publikationen, mit denen auch mein Studium der 

Geschichte der deutschen Kommunistischen Partei begann. 

Was später „Kultur des Meinungsstreites“ genannt wurde, lag außerhalb alles Denkens und aller Pra-

xis in der SED. Aktiv wie passiv war ich Teilnehmer an Parteiverfahren, ausgelöst durch wirkliche 

oder vorgebliche politische Delikte, Denkweisen oder Handlungen, die als parteischädigend angese-

hen wurden. Namentlich zu Stalins Lebzeiten, aber auch noch in den Jahren nach dem XX. Parteitag 

der KPdSU ging es während dieser Verfahren rüde zu. Manche schienen mir geradezu absurd und 

selbst unserem Anliegen nur abträglich, andere wieder als gerechtfertigt. Zu den ersteren gehörten 

beispielsweise jene, die vollständig ignorierten, dass es in Deutschland einen nach Millionen zäh-
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lenden Frauenüberschuss als Folge des Männersterbens im Kriege gab. 1952 in die Mühlen eines 

Parteiverfahren und unter die Anklage des „Antisowjetismus“ geraten, das ergab zu Lebzeiten Stalins 

keine komfortable Situation, und 1965 zum Haupt einer in anderer Weise als parteischädigend quali-

fiziertem Gruppe von Historikern erklärt, ohne dass darüber allerdings eine öffentliche Auseinander-

setzung riskiert worden war, hatte ich selbst bemerkt, wieviel Willkür sich mit dieser im geheiligten 

Namen des Parteifortschrittes geübten Praxis von Verdächtigungen und Anschuldigungen verbinden 

konnte und wie hilflos und allein gelassen diejenigen meist waren, die sich an den Parteipranger 

gestellt sahen. Ähnliche Erfahrungen machten mindestens Zehntausende von Parteimitgliedern und 

in aller Regel nicht die anwachsende Zahl der „Mitläufer“, sondern diejenigen, die Probleme sahen 

und aufgriffen, nachdachten und eigene Ansichten vortrugen. 

Was hinderte mich, solche Eindrücke und Erlebnisse wirklich bis zum Ende zu verarbeiten? Das 

vorgedachte Resultat und die Konsequenz, die aus solchem Denken erwachsen konnten? Nein, be-

drückende Erlebnisse und quälende Erfahrungen wurden immer wieder dadurch verdrängt und kom-

pensiert, dass es in dieser Partei so viele andere Eindrücke gab, vor allem diejenigen, die aus der 

kameradschaftlichen und sinnvollen Arbeit für ein gemeinsames, als gerecht empfundenes Ziel ent-

standen. 

So schmerzlich die unverdienten Schläge waren, – 1965 verspürte ich ihre Wirkung auch physisch 

und bemerkte zum ersten Mal an mir, was das ist: der Blutkreislauf –, sie gerieten doch immer wieder 

in jene Denkschublade, auf der das Schild stand: Kinderkrankheiten, Schwierigkeiten eines großen 

Beginnens und individuelle, allzu menschliche Schwächen. Und schließlich war da die unabweisbare 

banale Tatsache, dass die Politik, auch die in der SED nach innen gerichtete, von Menschen gemacht 

wurde. Ich wehrte mich lange gegen die Argumente von Freund Horst, der aus eigener und näherer 

Anschauung als ich sie besaß, mir von den negativen Wirkungen des Parteiapparates, der Verführung 

durch Macht und deren Missbrauch sprach. Lange neigte ich dazu, alles, was mir als falsch erschien, 

auf das Fehlverhalten von Einzelnen zurückzuführen. Erst im Verlauf von Generationen und deren 

Leben in nichtkapitalistischen Zuständen, meinte ich, würde eine wirkliche Gemeinschaft entstehen 

können, deren Mitglieder von den „Schlacken“ einer durch Konkurrenz, Zwietracht und Feindschaft 

geprägten und bis in graueste Vorzeiten zurückreichenden Vergangenheit befreit sein würden. Das 

war eine sehr blauäugige, aber tröstliche Sicht. Sie half, über Enttäuschungen hinwegzukommen und 

selbst Gemeinheiten zu ertragen. 

Was Macht über Menschen und Wirken an einflussreichem, womöglich herausragendem und Respekt 

gebietendem Platz für manche meiner Genossen bedeutete, lernte ich geradezu schleppend. Sich in 

einer Stellung oder Funktion festzusetzen und an sie zu klammern, mit denen der Besitz solcher 

Macht oder auch nur der tägliche Kontakt mit Mächtigen verbunden war, lag außerhalb aller meiner 

Pläne. Das widersprach meinen eigenen Neigungen völlig. Ich habe in mehreren Phasen meines Le-

bens einen Anteil an dieser Macht besessen und eben fallweise und am negativen Beispiel darüber 

berichtet, wie ich sie gebrauchte. Doch sah ich jede dieser Funktionen stets als zeitweilig an und bin 

aus ihnen – zumeist erst nach mehreren vergeblichen Anläufen – wieder entlassen worden. Der 1960 

an mich ergangenen Aufforderung, dauernd im Parteiapparat zu arbeiten, habe ich mich ohne irgend-

welche Vorhaltungen und Auseinandersetzungen entziehen können. Der seinerzeitige Bezirkssekre-

tär der SED in Gera, Paul Roscher, war ein einsichtiger Mann, mit dem sich sachlich und verständig 

reden ließ und der ohne viele Umschweife meinem Wunsch Rechnung trug, mir gründlichere Funda-

mente auf meinem Fachgebiet zu verschaffen, als ich sie nach vierundeinhalb Studienjahren besaß. 

Die Funktion des Sektionsdirektors, die ich von 1973 bis 1977 ausübte, wurde ich an der Humboldt-

Universität nach zu bewältigenden Schwierigkeiten ebenso wieder und dann leicht und erleichtert los. 

Und ein späteres Gespräch, in dem meine Haltung zur Übernahme eines Prorektorats ergründet wer-

den sollte, endete rasch, als ich abwinkte. 

Erst als Breshnew auf seinem Stuhl klebte, dann der kranke Andropow und nach ihm der sieche 

Tschernenko auf ihn gehievt wurden, als kein einziges Mitglied des Politbüros der SED aus Alters-

gründen den Hut nahm, als immer mehr Abteilungsleiter im zentralen Parteiapparat die Grenze zum 

Rentenalter überschritten hatten und ihre Posten nicht räumten (während Hochschullehrerinnen im 
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Alter von 60 Jahren obligatorisch emeritiert wurden), begann ich um- und über die Faszination der 

Macht und die von deren Inhabern erlangten Vorteile nachzudenken, immer noch kopfschüttelnd und 

ungläubig. Warum setzte niemand wenigstens von denen, die doch die Fähigkeit besaßen, aus ihrem 

wechselvollen und vielfach dramatischen Leben zu berichten und damit über eine Alternative zur 

politischen Tagesarbeit geboten, den Rückzug ins Private, an einen häuslichen Schreibtisch durch? 

Der Besitz von Macht ist für die einen, was für andere der Genuss von Alkohol oder Heroin ist, mit 

dem erheblichen Unterschied, dass wohl für jene, nicht aber für diese Entziehungskuren angeboten 

werden. 

Mein Erkenntnisweg wurde in diesem Punkte überlang. Daran waren auch Prozesse der Verdrängung 

beteiligt. Selbst wer sich dafür nicht sonderlich interessierte, dem entging in der DDR doch nicht 

diese oder jene Nachricht von der Inanspruchnahme von Privilegien durch Partei- und Staatsobere. 

Als ich in den fünfziger Jahren selbst sechs Jahre im Parteiapparat der SED arbeitete und mit meiner 

Familie wiederholt Urlaub im einzigen Ferienheim der Bezirksparteiorganisation am malerischen 

Saalburger Stausee verbrachte, erholten sich dort Mitglieder des Politbüros und Mitarbeiter aller 

Rang- und Verantwortungsstufen noch gemeinsam. Auf der „Karl-Marx-Höhe“, einem Haus, das ei-

nem der Nazigrößen gehört hatte und in dem für etwa 30 Gäste bequem Platz war, ging es genossen-

schaftlich zu. Dort begegneten mir während mehrmaliger Aufenthalte Erich Mückenberger, der dem 

SED-Politbüro angehörte und schon seine „Schatten“ hinter sich herschleppte, der gesellige und un-

ternehmungsfreudige Walter Fisch vom Parteivorstand der KPD, dem ich einen lebendigen Bericht 

über seine Exilzeit und den Zustand der Schweizer Gefängnisse verdanke und mit dessen Familie wir 

Stunden in Paddelbooten auf dem Stausee und an dessen Rand an abgelegener Stelle verbrachten, 

und viele „einfache“ Genossen vorwiegend aus der Thüringer Parteiorganisation und aus der Mit-

gliedschaft der westdeutschen Partei. 

Diese Zeiten waren lange vorbei. In späteren Jahren habe ich nur noch einmal ein Parteiheim der 

niederen Stufe am Teupitzer See von innen gesehen, als wir dort an einigen Wintertagen zur Arbeit 

am Grundriss der deutschen Geschichte versammelt wurden. Es stand wintersüber bis auf die Nut-

zung durch ein paar Witwen von Parteifunktionären leer. Ansonsten kannte ich die Innereien solcher 

Einrichtungen nur dadurch, dass ich den Vorsitzenden der DKP, Kurt Bachmann, zweimal in ver-

schiedenen Heimen in der näheren Umgebung Berlins besuchte, die für die Erholung von Mitgliedern 

der westdeutschen Partei bestimmt waren. Damals hatte ich den Auftrag übernommen, einen Manu-

skriptentwurf zu schreiben, aus dem mit Ergänzungen Bachmanns und unter seinem Namen ein in 

der Bundesrepublik erscheinendes Buch wurde. Diese Heime waren intimer und erheblich besser 

ausgestattet als der Durchschnitt der FDGB-Heime. Ich hielt das wegen der dort einquartierten Besu-

cher, Mitglieder einer Partei, die sich im eigenen Staate verschiedensten Benachteiligungen aussetz-

ten, auch für gerechtfertigt. 

Einen anderen Eindruck machte mir ein zufälliger Aufenthalt in einer Stadtvilla der Bezirksleitung 

der SED in Halle. In der Stadt an der Saale hatte eine Veranstaltung unserer Historikergesellschaft 

stattgefunden und für deren Referenten und weitere Akteure gab es ein Abendessen. Mehr als das 

nicht eben geschmackvolle Interieur bedrückte mich das Auftreten des Gastgebers, eines stellvertre-

tenden Abteilungsleiters, mithin eines Mannes, der in der Leitungshierarchie nicht an der Spitze 

stand. Wir wurden zunächst überfüttert und uns zum abschließenden Höhepunkt des Treffens das 

eben in Halle produzierte „Sektpils“ angeboten, zum Beweis einer weiteren wirtschaftspolitischen 

Errungenschaft. So erlebte ich, was in diesen inzwischen abgehobenen Parteikreisen für Maßstäbe 

und Gewohnheiten sich entwickelt hatten und heimisch geworden waren. Ich fragte mich, wie es 

zuginge, wenn ehrenwertere Gäste einträfen und bewirtet wurden. 

Gemessen an dem parasitären Leben der Schwerreichen in kapitalistischen Staaten mögen diese Tat-

sachen banal und ihre Erwähnung kleinlich anmuten. Doch der einzig heranzuziehende Maßstab, mit 

dem unser Anspruch und unsere Wirklichkeit rechtens verglichen werden konnten, ließ sie anders 

erscheinen. Uns hatte doch gegolten, dass wir gewiss keine Asketen, aber ebenso wenig die ersten 

Nutznießer des Weges aus kapitalistischen Zuständen sein wollten. An Tagen der Wiederbegegnung 

der Arbeitskollegen nach der langen Pause zwischen den Studienjahren wurde in der Universität 
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wenig gearbeitet. Man redete über Ferieneindrücke und schwatzte. Kaum einer, der in den Grenzen 

der DDR nicht auf den Sitz eines Politbüromitglieds gestoßen war oder irgendwelche wahren oder 

auch übertriebenen Berichte davon gehört hatte. Insgesamt konnte nicht bezweifelt werden, dass im-

mer häufiger und ungeniert in Staatstöpfe gegriffen wurde, von denen jeder die Finger zu lassen hatte, 

der sich sozialistischen Grundsätzen verpflichtet fühlte. Das Ansehen des Hans Modrow in Dresden 

gründete sich nicht zuletzt darauf, dass er gerade in diesem Punkte als eine Ausnahme angesehen 

wurde. 

Ich selbst habe diese meine eigenen oder die mir verlässlich mitgeteilten Beobachtungen anderer nie 

weiterverarbeitet, sondern mich lieber und zunehmend gegen derlei Informationen abgeschottet. 

Nach einem dieser Eröffnungstage, mit den sich wiederholenden Gesprächsstoffen, fasste ich den 

Entschluss – wiewohl ich mich ohnehin nicht häufig in den Kreisen tratschender Männer aufhielt, 

von denen wir in der Sektion einige ausdauernde Exemplare besaßen –, künftig zu Studienjahresbe-

ginn die Universität erst zu betreten, wenn es richtig losging. Diese Verweigerung gegenüber der 

Realität ermöglichte Konzentration auf die eigene Arbeit und vermied Missstimmung. Sie war auch 

bequem. Ich nahm als unabänderlich oder zumindest als unbeeinflussbar hin, was doch Einspruch 

verlangt hätte. 

Gewiss: Die Gesellschaft, in der Einzelne oder Gruppen die Funktion einer allgemeinen Kontrol-

linstanz ausüben, ist noch nicht erfunden und sie mag, selbst wenn man sie sich demokratisch ge-

gründet vorstellt, nicht sonderlich attraktiv erscheinen. (Wieviel Borniertheit regierte in der Zeit, von 

der hier die Rede ist, an den „Runden Tischen“ mit.) Wie abschreckend aber sind erst jene fundamen-

talistischen Tugendwächter im Iran und in Saudi-Arabien. Diese Fanatiker drangsalieren die Bevöl-

kerung im Namen Allahs und zum Nutzen der Regierenden. Das ruft in weiten Teilen der Welt Ab-

scheu und den Wunsch hervorruft, die Tage dieser brutalen Sittenpolizei möchten gezählt sein. Aber: 

Wenn Sozialisten jene moralischen Grundsätze – zu ihnen gehörte, dass die Partei im Dienste der 

Massen stand –, wahren wollten, Grundsätze, mit denen wir unsere Arbeit begonnen und die Führung 

beansprucht hatten dann müssten wir doch demokratische Formen und Verfahren der öffentlichen 

Selbstkritik und Selbstkontrolle finden, erproben und so fest einrichten, dass von diesen Prinzipien 

nur bei Strafe abgewichen werden konnte. Dann musste vor der Bevölkerung stets auch die Innenseite 

der sozialistischen Partei offengelegt werden können. In Wirklichkeit aber wurde der Blick dahin 

schon den eigenen Genossen durch vielerlei „Sichtblenden“ versperrt. Das sollte nicht wenig zu den 

tiefen Erschütterungen beitragen, die gerade in der Mitgliedschaft der SED eintraten, als 1990 noch 

vor dem Ende der DDR die Phase der wohlgezielten „Enthüllungen“ der Regierungspraktiken und 

des Lebens der Parteiführer begann. 

Die Menschen seien ein Produkt ihrer Verhältnisse, heißt es. Letztlich überstieg es mein Vermögen, 

mir unter den Umständen unserer eigenen Schwäche eine demokratische Gestaltung von Gesellschaft 

und Staat zu denken, die von den obersten bis in die niedersten Etagen reichte, mir also eine Alterna-

tive zum praktizierten „realen Sozialismus“ zu denken. Danach sucht eine Minderheit heute erst und 

tut es unter der Last der Frage, ob es für ihre Verwirklichung je eine zweite Chance geben wird. Wir 

kennen jetzt den Weg in die Sackgasse, vermögen aber nicht zu sagen, ob und wann ein neuer, er-

folgversprechender geschichtlicher Ausgangspunkt gefunden werden kann, von dem aus ein Pfad 

über die ausbeuterische, mit Ungerechtigkeiten und Elend, Armut und Hungertod gespickte Welt der 

Kapitalherrschaft hinausführen kann. 

Doch zurück zum Ablauf der Ereignisse nach jenem 3. Oktober 1990, dem Tag, der später durch 

Parlamentsbeschluss zum arbeitsfreien „Tag der deutschen Einheit“ erklärt wurde. Von da an galten 

Verfassung und Gesetzgebung der Bundesrepublik auch für alle, die in den Beitrittsgebieten des Os-

tens lebten. Wo Entscheidungen in die Landeshoheit fielen, mussten in den Neuen Bundesländern 

Verfassungen und weitere Gesetze erst angenommen werden, die Grundlagen und Richtlinien für 

staatliches und anderes politisches Handeln schufen. In Sachsen, Thüringen, Sachsen-Anhalt, Bran-

denburg und Mecklenburg-Vorpommern beschlossen gewählte Länderparlamente Gesetze an, die 

eine neue Hochschulpolitik ermöglichten und juristisch rechtfertigten. Als Vorlagen dienten die in 

den alten Bundesländern gültigen. Dennoch brauchte das eine gewisse Zeit. Für den Osten Berlins, 
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der dem Westteil der Stadt, dem Lande Berlin, angeschlossen wurde, lag die einschlägige Gesetzge-

bung hingegen komplett vor. Sie brauchte nur für alle im Ostteil befindlichen wissenschaftlichen und 

künstlerischen Hochschulen und damit auch die Humboldt-Universität als verbindlich erklärt zu wer-

den. Dazu waren einige Überleitungs- und Anpassungsgesetze zu beschließen. Dies erwies sich an-

gesichts der Mehrheitsverhältnisse im Abgeordnetenhaus, dem Landesparlament, als problemlos. Die 

ohnehin nicht einheitlich votierenden Parlamentarier aus den Ostbezirken der Stadt besassen keine 

Chance, bestimmend einzugreifen. 

Wichtiger als diese juristische Sachlage wurde, dass nun Politiker, Parteien und Medien eine geradezu 

hysterische Atmosphäre der „Reinigung“ und „Säuberung“ erzeugten, die von den wüsten und halt-

losen propagandistischen Anklagen gegen Institutionen aus DDR-Zeit, gegen Personengruppen und 

Einzelpersonen begleitet und vorangetrieben wurde. In deren Zentrum gerieten selbstredend die ehe-

dem Regierenden. Von ihnen wurde das Bild einer hochkorrupten Gruppe von Politikern gezeichnet, 

denen nichts anderes im Sinne gelegen habe, als unbegrenzter Machtbesitz, eigene Bereicherung und 

das Wohlleben ihrer Familien, weshalb sie sich verbissen und skrupellos an der Regimespitze be-

hauptet und an ihre Plätze und Pfründen geklammert hätten. Als eine Art Kronzeugnis für dieses Bild 

galt das Ghetto, in dem die Mitglieder des Politischen Büros in Wandlitz gewohnt hatten. Tatsächlich 

besaßen die dortigen Häuser eine Ausstattung, mit der sich kaum ein durchschnittlich verdienender 

Handwerker in der Bundesrepublik zufriedengegeben hätte. Obendrein war diese Zusammenballung 

der Parteiführer an einem Ort, wie sehr sich die ganze Gruppe dadurch auch zusätzlich vom Leben 

der Bevölkerung isoliert hatte, den Steuerzahlenden jedenfalls billiger zu stehen gekommen, als der 

Sicherheits- und Bewachungsaufwand für Villen an vielen Enden oder am Rande der Stadt, – eine 

Rechnung, die aber gewiss bei der Entstehung dieses Sonderbezirks kaum eine Rolle gespielt haben 

dürfte, denn in anderer Hinsicht zeigte sich diese Führungsspitze wenig von Erwägungen der Spar-

samkeit beeinflusst. 

Den Ausschlag für die Wirkung der „Enthüllungen“ über das Privatleben der Mitglieder des Politbü-

ros gab, dass sie sich mit eben jenen Waren aus dem Westen versorgt hatten, welche für die Masse 

der Bürger nur in Ausnahmefällen und für manche überhaupt nicht erreichbar gewesen waren. Und 

da für die Mehrheit der einstigen DDR-Bürger „Westwaren“ nicht einfach nur Gegenstände des Ge-

brauchs und Verbrauchs dargestellt, sondern den Charakter von Fetischen angenommen hatten, er-

wies sich das „Thema Wandlitz“ für die neuen Agitatoren als ein Volltreffer. Die Entscheidung, die 

Siedlung zuerst zur Besichtigung freizugeben und sie dann in eine Einrichtung des Gesundheitswe-

sens umzuwandeln, zielte zusätzlich darauf, die neuen Staatszustände als bürgeroffen und human 

darzustellen. Auch auf diesem Felde folgte auf Hoffnung und Euphorie bald Er- und Ausnüchterung. 

Kaum jemand hätte vorausgesagt, dass nächst den Personen an der Partei- und Staatsspitze medizini-

sche Einrichtungen der DDR und in ihnen wirkende verdienstvolle Ärzte und Hochschullehrer ins 

Visier antikommunistischer Attacken geraten würden. Und dennoch geschah das. Chirurgen wurden 

bezichtigt, gleichsam mit gezückten Skalpellen neben Sterbenden gestanden zu haben, um deren Or-

gane zur Verwendung für lebensbedrohte Prominente oder Privilegierte zu gewinnen. Gynäkologen 

sahen sich der Anklage ausgesetzt, sie hätten lebensfähige Frühgeborene in irgendwelchen Behält-

nissen verrecken lassen. Eine Zielscheibe dieser ebenso wahnwitzigen wie skrupellosen Angriffe war 

die Berliner Charité. Unmittelbar bewirkt wurde, dass Menschen, die plötzlich in einem Krankenhaus 

stationär behandelt werden mussten, ausdrücklich baten, nicht in die Universitätsklinik gebracht zu 

werden. Doch im Kern zählte dieses verlogene Vorgehen zu dem Versuch, den untergegangenen ost-

deutschen Staat in die Nähe der faschistischen Herrschaft zu rücken und ihn so als die „zweite deut-

sche Diktatur“ zu verteufeln. Dazu war die Erfindung einer verbrecherischen Medizin ebenso be-

stimmt wie später die Behauptung von der antisemitischen DDR. 

An dies und einige weitere Methoden, die Bevölkerung insbesondere gegen die wissenschaftliche Elite 

der DDR aufzuputschen, sie aufs höchste zu verunsichern und ihr das Gefühl zu geben, von bisher 

unerkannten Drohungen befreit worden zu sein, wollte sich alsbald niemand mehr erinnern, der am 

demagogischen Treiben beteiligt gewesen war. In Geschichtsbüchern über die „Wende“ findet sich 

davon nichts, wenngleich und gerade, weil sich daran erhellende Vergleiche knüpfen lassen. Würden 
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diese doch die Wiederholung dessen bloßstellen, was sich in deutscher Geschichte tatsächlich schon 

einmal zugetragen hatte. Auch 1933 gehörten Horrormeldungen zur Methodik früher Staatsmachtbe-

festigung. Damals bezogen sie sich darauf, was die Kommunisten an Ungeheuerlichkeiten bis hin zu 

Akten des individuellen Terrors angeblich planten und verwirklicht haben würden, wären nicht Hitler 

und die Seinen an die Regierung gelangt. Diesmal war die Argumentation verschärft und nicht von 

beabsichtigten, sondern von angeblich begangenen Verbrechen die Rede. 

In jenen Tagen sagte mir ein Bekannter gesprächsweise, es würde den neuen Herren angesichts der 

von ihnen erzeugten hysterischen Atmosphäre keine Schwierigkeiten bereiten, die hauptamtlichen 

Funktionäre der SED von einer gewissen Stufe oder Stellung an in Lagern gefangen zu setzen. Die 

Überlegung erschien mir nicht abwegig. Man hätte solche Isolierungsstätten ja nach österreichischem 

Vorbild schlicht „Anhaltelager“ nennen oder eine andere harmlos klingende Bezeichnung gewiss er-

finden können. Nur stieß die Praxis der antisozialistischen Aufpulverung, gerade weil sie in der deut-

schen Geschichte keine Uraufführung war, offenkundig an zu beachtende Grenzen. Zudem schenkte 

das Ausland den Entwicklungen, die ins größere Deutschland führten, zu jenem Zeitpunkt eine Auf-

merksamkeit, die nur mit der des Kriegsendes und der unmittelbaren Nachkriegszeit vergleichbar war. 

In dieser allgemeinen Atmosphäre begann auch die Abrechnung mit den Historikern an der Hum-

boldt-Universität, die als eine Gruppe eingestuft und gekennzeichnet wurden, die nichts anderes getan 

habe, als das Loblied der Machthaber zu singen und die Studentenschaft zu dessen Mitsängern zu 

dressieren. Der für die DDR-Historie und auch für einige benachbarte Disziplinen gefundene pejora-

tive Ausdruck lautete „Legitimationswissenschaft“. Insgesamt wurde der untergegangene Staat zu 

einer „Wissenschaftswüste“ erklärt, ein Bild, was zu dem Versprechen der „blühenden Landschaften“ 

besonders gut und kontrastierend passte. Zudem wurde in Umlauf gesetzt, die von den Historikern 

veröffentlichten Arbeiten seien politische Schriften und wissenschaftlich wertlos, ihre Verfasser folg-

lich entbehrlich, weil erwiesenermaßen zu keiner ernsthaften Forscher- und Gelehrtenarbeit befähigt. 

Die Nähe zu früheren Verfahren, nicht die Gleichheit des Vorgehens ist auch hier frappant. Einst 

hatte es für eine Gruppe von Wissenschaftlern, die deutschen Juden, geheißen, sie könnten nicht 

deutsch, sondern nur jüdisch denken. Nun wurde von tausenden, eben noch mit anderen als Brüder 

und Schwestern bezeichneten Ostdeutschen behauptet, sie könnten eigentlich überhaupt nicht wis-

senschaftlich denken. Folglich blieb nur noch zu entscheiden, wie wir mit dem Anschein gesetzlich 

gestützter Praktiken von unseren Arbeitsplätzen verdrängt und die Studenten von uns befreit werden 

könnten. Westdeutsche Nachfolger schienen ausreichend verfügbar. Nicht wenige sahen die nicht 

wiederkehrende Gelegenheit auf sich zukommen, eine Karriere zu machen, die sich ihnen in den 

Grenzen der alten Bundesländer niemals eröffnet haben würde. 

Das Verfahren, das auch auf die Historiker der Humboldt-Universität Anwendung finden und sie für 

den Weg zu den Arbeitsämtern oder für den Vorruhestand freisetzen sollte, wurde schon erwähnt und 

hieß „Abwicklung“. Wir lernten einen alten Begriff, mit dem wir bisher meist nur eine manuelle Tä-

tigkeit verbunden hatten, in einer neuen Bedeutung kennen. Ich interessierte mich ein wenig für dessen 

Geschichte und schrieb darüber auch in der Weltbühne. „Abgewickelt“ worden waren Einrichtungen 

in Österreich, nachdem es 1938 dem Reich, das sich nun Großdeutsches nannte, einverleibt worden 

war. „Abgewickelt“ hatte Reinhard Heydrich die Stadtgemeinde Theresienstadt/Terezín, als sie zum 

Ghetto für die Juden der Tschechoslowakei bestimmt wurde, in das später auch „privilegierte“ Juden 

aus Deutschland und anderen okkupierten Staaten verschleppt wurden. „Abgewickelt“ worden waren, 

las ich, Einrichtungen der kaiserlichen Streitkräfte, als diese nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg 

auf das Maß der Reichswehr reduziert werden müssten. Kurzum: „Abgewickelt“ bedeutete stets, dass 

Institutionen ersatzlos gestrichen wurden. Für die Regierungsorgane der DDR traf das uneingeschränkt 

zu und an den Universitäten sogleich die Sektionen Marxismus-Leninismus, deren Mitarbeiter die bis 

dahin obligatorischen Lehrveranstaltungen des gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudiums be-

stritten hatten. Aber sollte im Hause Unter den Linden in Lehre und Forschung Geschichte fortan nicht 

mehr betrieben werden? Das wurde nicht beabsichtigt. Nichtsdestoweniger beschloss der Berliner Se-

nat gemeinsam mit fünf weiteren Universitätseinrichtungen auch die Geschichtssektion „abzuwi-

ckeln“. Das geschah kurz vor Weihnachten 1990 und konnte sich auf keinerlei Gesetz stützen. 
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Der Zeitpunkt war gut gewählt. Die Studenten befanden sich zumeist außerhalb der Stadt. Der 30. 

Juni 1991 galt als der Tag, an dem wir arbeitslos werden würden. Alsbald erhielten wir Änderungs-

verträge zu unseren Arbeitsverträgen, die uns die Einwilligung zu diesem Verfahren abverlangten 

oder richtiger: abpressen sollten. Ich unterschrieb unter dem Vorbehalt der Rechtmäßigkeit des Se-

natsbeschlusses. Das taten auch manche meiner Kollegen. Die neue Lage bewirkte augenblicklich, 

dass die Entsolidarisierung, die eingesetzt hatte, nun von einer Gegenbewegung gebremst wurde. Wir 

saßen unversehens alle wieder in einem Boot. Die Empfehlungen der aus der eigenen Mitarbeiter-

schaft gebildeten Personal-Struktur-Kommission, ja deren Existenz waren gegenstandslos geworden. 

Zwischen Weihnachten und Neujahr fand im Marx-Engels-Auditorium eine Versammlung aller Mit-

arbeiter statt, die von diesem Verfahren betroffen oder bedroht waren. 

Es wurde das persönliche Verdienst von Rektor Fink, dass er alle Rechtswege und Methoden über-

dachte, anwandte oder unterstützte, mit denen gegen den Beschluss vorgegangen werden konnte. Ihm 

wie vielen anderen war klar, dass die „Erneuerung von innen“, die gemeinsam mit Wissenschaftlern 

aus der alten Bundesrepublik verwirklicht werden sollte, durch diese Entscheidung des politischen 

Senats über die unmittelbar betroffenen Bereiche hinaus einen tödlichen Stoß erhalten muste. Was 

manchen erst später zu Bewusstsein kam, war, dass gerade dies beabsichtigt wurde. 

Fink strengte gegen den Beschluss eine Verwaltungsklage an. Er trat auch demonstrativ an die Seite 

jener studentischen Minderheit, die Unwillen und Widerstand gegen die Fremdbestimmung durch 

eine Mahnwache vor dem Hauptgebäude ausdrückte, die Tag und Nacht bei bitterer winterlicher 

Kälte aufrechterhalten wurde. Gemeinsam begleiteten wir am Morgen des 1. Januar 1991 den Zug 

von Studenten, der sich auf eine Protestdemonstration über Potsdam bis nach Leipzig und zu dessen 

Universität begab. Mit Barbara schloss ich mich dem Aufbruch bis nach Steglitz an. Wir unternahmen 

so wohl unseren längsten Fußmarsch durch die Berliner Innenstadtbezirke. 

Dass sich dieser Strapaze nur wenige unterzogen, war verständlich. Dass sich aber schon zum Start 

Unter den Linden nur eine vergleichsweise geringe Anzahl von Angehörigen des Lehrkörpers ein-

fand, konnte nur diejenigen ermutigen, die ihre Politik der Bevormundung und Unterwerfung durch-

setzen wollten, dabei auf das Prinzip des Teile-und-herrsche setzten und für die der Beschluss über 

die auswahlweise „Abwicklung“ von Universitätsbereichen doch nur Auftakt ihres Vorgehens gegen 

den ganzen Lehrkörper war. Ich sagte Fink auf dem Wege, es sei notwendig, über das Geschehene 

wie über das Absehbare möglichst viele Wissenschaftler des Auslands sachlich zu informieren, da 

sie durch die offizielle Presse nur Beschluss würden. Zu diesem Zweck ließe sich eine eigens dafür 

bestimmte Zeitung etwa alle zwei Wochen herausgeben und versenden. So etwas werde schon über-

legt, erfuhr ich. In ausreichendem Maße aber ist eine derartige Initiative wohl von den Angehörigen 

keiner ostdeutschen Universität unternommen worden. Das erwies sich als eine Unterlassung, die den 

neuen Herren ihre Vorhaben sehr erleichterte. 

Finks Vorgehen erhielt in den folgenden Wochen keine angemessene Unterstützung aus der Univer-

sität selbst. Die Mitarbeiter in der Mehrheit aller Einrichtungen schienen nicht berührt und warteten 

ab. Doch auch die Angehörigen der Bereiche, deren Tage nun gezählt zu sein schienen, erwiesen sich 

nicht durchweg als seine Stützen. Die brauchte der Rektor umso mehr, als die von ihm getragene 

Klage ihn bei den Politikern des Berliner Senats zum am meisten gehassten Manne machte. Deren 

Antwort lautete: Gauck hilf! Eine Gruppe von Mitarbeitern in der von dem einstigen Pfarrer geleiteten 

Behörde, die sich mit der gegen Personen gerichteten Verwertung der Unterlagen des Staatssicher-

heitsdienstes der DDR befasst, wurde mit der Suche nach Dokumenten beauftragt, mit denen sich 

Fink belasten ließ. Dennoch dauerte es Monate, bis durch die Verwendung von Papieren, die von 

einstigen Mitarbeitern des Ministeriums für Staatssicherheit auch vor Gericht als ihre eigenen Fäl-

schungen erkannt und bezeichnet wurden, eine Anklage zusammengebastelt war, mit der Fink zu Fall 

gebracht und als Rektor gestürzt wurde. Auch als Universitätsprofessor erhielt der Theologe seine 

Entlassung. Während diese Seiten in Druck gehen, befindet sich Finks Gegenklage, vor allen deut-

schen Gerichten abgewiesen, inzwischen auf dem langen Wege zu europäischen Rechtsinstituten. 

Deren Entscheidung, wie immer sie ausfallen mag, kann allenfalls einen freilich nicht gering zu schät-

zenden moralischen Wert besitzen. 
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Auch unter der Mehrheit meiner Historiker-Kollegen löste die neue Etappe der Auseinandersetzun-

gen um aller Zukunft, in die wir seit Anfang 1991 gestellt waren, keinen kräftigen Impuls für eigenes 

Handelns und Gegenwehr aus. Protest oder Stillhalten, lautete die von jeder und jedem zu entschei-

dende Frage. Sehr verschiedene Einflüsse und Überlegungen bestimmten die Entschlüsse. Denn nun 

wurde ein Gremium geschaffen, dessen Tätigkeit für die Geschichtssektion und ihrer Angehörigen 

Bedeutung, und wie sich bald erwies, die ausschlaggebende gewinnen sollte. Die Erfindung erhielt 

den Namen Struktur-Berufungs-Kommission (SBK), Es etablierte sich eine von der Landesregierung, 

dem Berliner Senat, berufene Gruppe, die zum einen die künftige Struktur der Lehrstühle neubestim-

men, sodann deren Ausschreibung veranlassen und schließlich die eingehenden Bewerbungen prüfen 

und den sogenannten Dreiervorschlag mit den zur Berufung Empfohlenen formulieren sollte, über 

die letztlich von Staats wegen entschieden werden würde. Derlei Kommissionen wurden für alle wis-

senschaftlichen Bereiche der Universität konstituiert und sollten die Neubesetzung aller Lehrstühle 

vorbereiten. Sie traten an allen ostdeutschen Hochschulen in Aktion. Beruhigend wurde erklärt, es 

könne sich jeder jetzige Lehrstuhlinhaber auf einen der ausgeschriebenen Plätze neu bewerben. 

Um es vorweg zu sagen: Keine Bewerbung aus der Sektion Geschichte der Humboldt-Universität 

führte dazu, dass einer meiner Kollegen „berücksichtigt“ wurde. Ein einziger gelangte aus politisch-

kosmetischen Gründen bis auf den zweiten Platz eines Berufungsvorschlags, doch wurde auch ihm 

der auf Platz Eins gesetzte westdeutsche Bewerber vorgezogen. Dass Hochschullehrer für Geschichte, 

die zu den lang- oder mehrjährigen Angehörigen der Humboldt-Universität gezählt hatten, dennoch 

einige Zeit, manche einige Jahre weiter beschäftigt wurden, war in einem Falle dem Scheitern einer 

allzu rasch geschriebenen Kündigung geschuldet, die auch das willigste Arbeitsgericht nicht als rech-

tens anerkennen konnte. In wenigen anderen Fällen erfolgte befristete Weiterduldung aus taktischen 

Gründen oder als Folge früh und leicht erkennbarer Anpassung. Aber selbst da blieb den Ausgewähl-

ten die Berufung in ein bundesrepublikanisches Rechtsverhältnis versagt. Sie figurierten ausdrücklich 

als „Professoren alten Rechtes“ und arbeiteten in einem minderen Status. 

Schon die Besetzung der für unseren Universitätsbereich geschaffenen Kommission machte deutlich, 

worauf gezielt wurde. Vorsitzender und Stellvertreter wurden Hochschullehrer von westdeutschen 

Universitäten, die sich wie in ungezählten anderen Fällen für diesen Beitrag zur deutschen Einigung 

leicht finden ließen. Später hielten sie sich auf ihre Arbeit viel zu gute. Manche verteidigten sie öf-

fentlich. Das tat auch der Vorsitzende der Kommission, die für die Geschichtswissenschaft an der 

Humboldt-Universität zuständig gewesen war. Er gab vor oder glaubte wirklich, er habe nicht für 

einen Elitenimport, sondern für eine Erneuerung einer wissenschaftlichen Disziplin gesorgt. 

Von den Geschichtsprofessoren der Humboldt-Universität war keiner für würdig befunden worden, 

dieser Kommission anzugehören, obwohl dafür, wollte man nicht auf amtierende Hochschullehrer 

zurückgreifen, einige Emeriti zur Verfügung gestanden hätten. So wurde die „ostdeutsche“ Seite der 

Kommission mit zwei renommierten Wissenschaftlern aus Akademie-Instituten der DDR besetzt, ei-

nem Althistoriker, der einmal an der Universität gelehrt hatte, und einen Neuzeitler. Der erste verstarb 

plötzlich, der zweite verließ das Gremium, ohne dass über die Gründe seines vorzeitigen Ausschei-

dens öffentlich etwas verlautete. Nachfolger wurden für beide nicht bestimmt. Das war juristisch 

anfechtbar, wie die ganze Tätigkeit der Kommission. Doch dass über die Rechtmäßigkeit der „Ab-

wicklung“ nicht entschieden war, focht keinen der Mitwirkenden an. Die Rumpfgruppe arbeitete wei-

ter an den Vorschlägen, für deren Durchsetzung die Staatsmacht schon sorgen würde. 

Mitglieder der Kommission waren aus dem Kreis der Angehörigen der Sektion Geschichte neben 

einem Studenten einzig zwei Wissenschaftlerinnen, eine promovierte Mediävistin und eine habili-

tierte Ur- und Frühgeschichtlerin, aus dem sogenannten Mittelbau. Deren Mitwirkung schien weniger 

aus demokratischen – tatsächlich besaßen sie keine Chance, einen Berufungsvorschlag zu beeinflus-

sen –, denn aus Gründen der Zweckmäßigkeit willkommen, sollte sich die Kommissare doch auch 

ein Bild über die Assistenten-, Oberassistenten- und Dozentenschaft sowie über die Lehrer im Hoch-

schuldienst machen und deren Eignung für weitere Beschäftigung überprüfen. Wer die Praxis der 

westdeutschen Hochschulen kannte, konnte freilich nicht einen Moment annehmen, dass sich selbst 

bei positiver Bewertung ein nennenswerter Teil aus dieser Gruppe ihre Arbeitsplätze würde behaup-
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ten können. Die Neuberufenen würden sich ihre Mitarbeiter nach eigenem Gutdünken auswählen und 

sie nach Berlin mitbringen. Zudem wünschten auch genügend junge Leute in den westlichen Ländern, 

denen sich nach dem Ende ihrer Studien noch keine Berufs- und Arbeitschance geboten hatte, eine 

Anstellung im Beitrittsgebiet zu finden. 

Während sich die meisten Professoren der Sektion, nachdem die neue Struktur, die eine vollständig 

ausgebaute Disziplin Geschichte zeigte, bekannt gegeben war, um die Berufung auf einen der ausge-

schriebenen Lehrstühle bewarben, richteten sich die anderen Mitarbeiter auf Gespräche vor dieser 

Kommission ein, zu denen sie auf der Basis der Freiwilligkeit geladen wurden. Diese fanden wie 

übrigens alle Sitzungen nie in den Räumen der Universität statt und die Kommission vermied alle 

über diese individuellen Gespräche hinausgehenden Kontakte zur Mitarbeiterschaft der Sektion, von 

belanglosen schriftlichen Verlautbarungen abgesehen. Der Altbestand der Historiker wurde mit Miss-

achtung behandelt, wie es sich offenbar für Leute gehörte, die Demokratie erst zu lernen hätten und 

obendrein verdächtig waren, Mitspracherechte bereits einklagen zu wollen, die ihnen allenfalls nach 

Bewährung zugestanden werden sollten. 

Ich hatte keine Zweifel über die Behandlung meiner Bewerbung. Dass ich sie dennoch einreichte, 

ergab sich aus der Überlegung, dass ich meine Arbeitsstätte nicht ohne Wort und Geste verlassen 

wollte, wenn Möglichkeiten des Widerstandes schon nicht existierten. Fink hatte mir in einem Ge-

spräch unumwunden und ohne mich zu überraschen gesagt: Sie wollen Deinen Kopf. Und Erika 

Schwarz, ohne damit eine Bewunderung für die Erneuerer auszudrücken, kommentierte das mit der 

Bemerkung, diese hätten sich doch „den Richtigen“ ausgesucht. Das war so etwas wie die zweite 

bedeutende Hervorhebung, die ich in fortgeschrittenem Alter erfuhr. Keine vollen drei Jahre zuvor – 

im Oktober 1988 – geschah sie mir in den Zeiten der „Wissenschaftswüste“ durch die Verleihung des 

Nationalpreises der DDR. Dazu hatten mir zu meiner Überraschung auch westdeutsche Kollegen 

freundlich gratuliert. 

Schon in dieser frühen Phase der Tätigkeit der Anschluss Politiker wären Interventionen von Wis-

senschaftlern aus der Altbundesrepublik sicher kein durchschlagender Erfolg beschieden gewesen, 

aber Modifikationen und Entscheidungen zugunsten einzelner und kleiner Gruppen hätten sie wohl 

bewirken können. Mich fragte, als alle Messen gelesen waren, in einer Live-Sendung des Rundfunks 

ein westdeutscher Journalist, wie sich denn diejenigen meiner Zunftkollegen im Westen verhalten 

hätten, die ich aus früheren Begegnungen kannte und die mich doch nicht zu Veranstaltungen einge-

laden haben würden, damit ich sie politisch agitierte. Ich sagte ihm, sie hätten geschwiegen und die 

Kontakte seien ohne besonderen Anlass oder Grund abgerissen oder eingeschlafen. Dem fügte ich 

hinzu, dass ich für mancher Verhalten anfänglich ein gewisses Verständnis aufzubringen vermochte. 

Er müsse berücksichtigen, dass viele westdeutsche Kollegen fürchteten, dass exakt in dem Augen-

blick, da sie für einen Ostdeutschen eintreten würden, die Behörde von Pfarrer Gauck die Akte zog, 

die von dessen Zusammenarbeit mit dem verteufelten Staatssicherheitsdienst der DDR zeugte. Das 

wollte dem Manne nicht überzeugend einleuchten. Was hätte das mit der Wissenschaft zu tun, fragte 

er zurück. 

Später, nach solcher Unterbrechung, haben sich diese Beziehungen zu westdeutschen Kollegen für 

mich nicht neu belebt. Eine Scheu, sich unter den veränderten Verhältnissen wieder zu begegnen, 

mag es auf beiden Seiten gegeben haben. Doch ging es hierbei offenbar nicht nur um mentale Fakto-

ren. Wer an unserer Entfernung von den Arbeitsplätzen mitgewirkt hatte, für den galt doch, dass er 

sich als Mittäter handelnd auch veränderte. Und nicht zu vergessen: Die unumgängliche Frage „Wie 

geht es ihnen?“ konnte allein schon Peinlichkeit schaffen. Als sie mir bei einer Begegnung in pri-

vatem Kreis in einer Westberliner Wohnung von zwei Professoren gestellt wurde, die dort wie ich zu 

Gast waren, antworte ich mit der Gegenfrage: „Was meinen Sie, im Kopfe oder im Portemonnaie?“ 

Ich war damals arbeitslos und erhielt monatlich 2000.– D-Mark vom Arbeitsamt überwiesen. Damit 

könne man nicht leben, hörte ich darauf. Bevor die Mieten auf das „Westniveau“ angehoben wurden, 

sich also nahezu explosionsartig erhöhten, war das jedoch möglich. Viele meiner jüngeren Kollegen, 

die später als ich aus der Universität entlassen wurden, sollten alsbald viel schlechter dran sein und 

mit ihren Familien in materielle Existenzsorgen gestürzt werden. Kurzum: Während der heißen Phase 
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des Anschlusses waren in Deutschland die persönlichen Verbindungen von Ost nach West weitge-

hend stillgelegt. Wo sie sich wieder herstellten, blieben sie auf einer formalen Ebene. Vor allem gab 

es kaum noch einen westdeutschen Universitätsprofessor, der einen ostdeutschen, der seinen Arbeits-

platz verloren hatte, zu einer Gastvorlesung eingeladen hätte. 

Während all dieser Ereignisse bestritten meine Kollegen und ich unsere Lehrveranstaltungen weiter. 

Manchmal unter Störungen. Eine Fernsehgruppe, die vorher bei mir angefragt hatte, ob sie mich in-

terviewen dürfe und die ich abschlägig beschieden hatte, weil einzig Live-Sendungen sicherten, dass 

nicht aus Gesprächspassagen eben das herausgeschnitten wurde, was nicht in die Absicht der politi-

schen Dirigenten der Magazine passte, wollte dann Aufnahmen in einer meiner Vorlesungen machen. 

Dagegen hatte ich nichts. Doch kam es, wie vorauszusehen. Die Abgesandten des Senders bestürmten 

mich schon auf dem Wege zum Hörsaal mit Kamera, Mikrofon und den Fragen, die sie loswerden 

wollten, mussten ihren Überfall aber erfolglos aufgeben. Aus dem Hörsaal zogen sie bald ab, an dem 

desinteressiert, was dort gesagt wurde. 

Meine Schwierigkeiten während der Begegnungen mit Studenten in Vorlesungen und in Seminaren 

waren jetzt von ganz anderer Art. Hörer und Teilnehmer mochten und mussten sich fragen, was tes-

tierte Besuche meiner Veranstaltungen, was von mir unterschriebene Seminarscheine mit darauf ver-

merkten Benotungen am Ende ihrer Studienjahre noch wert sein mochten. Dann nämlich wären die 

Neuen eingezogen und Lehrpläne und Prüfungsordnungen noch einmal umgestülpt. Nicht wenige 

Studenten zeigten sich, ohne dass darüber viel gesprochen wurde, durch die Veränderungen verunsi-

chert und manche auch bedrückt. Die Wende hatte in ihr Leben und das ihrer Familien tief eingriffen, 

wenn auch die Massenarbeitslosigkeit erst noch bevorstand. Mir kam immer öfter der Gedanke, dass 

ich nun das erste Mal in meinem Leben junge Leute ausbildete, von denen ich nicht wusste, ob sie 

nach ihrem Studium in dieser Gesellschaft einen ihrem Wissen und Können angemessenen Arbeits-

platz erreichen würden. Ich fragte mich, was ich vordem nie getan hatte, wie die westdeutschen Zunft-

kollegen diese Situation seit Jahren aushielten, und bemerkte, dass ich unter den so gründlich verän-

derten Umständen ungeeignet sein würde, unter den neuen Bedingungen zu tun, was ich gelernt hatte. 

Mir würde es, nicht anders als meinen Kollegen aus DDR-Zeit, zudem an jeder Beziehung fehlen, 

auch nur die besten Absolventen auf Plätze vermitteln zu helfen, die sie beanspruchen konnten. 

Bevor das Frühjahrssemester 1991 zu Ende ging, entschied das zuständige Berliner Gericht die Un-

rechtmäßigkeit der Abwicklung auch für die Sektion Geschichte. Rektor Fink kommentierte das ei-

nem Rundfunkreporter spontan mit der Bemerkung, dass er darin einen Beweis sehe, nun im Rechts-

staat angekommen zu sein. Das war das erste Mal, dass ich Heiner nicht verstand. Unsere Beziehun-

gen beeinträchtigte das nicht. Zwar sahen wir uns angesichts seiner Überlastung in den Räumen der 

Universität wenig, doch führte uns ein Zufall in Moskau zusammen. Dort fand aus Anlass des 50. 

Jahrestags des Einfalls der Wehrmacht in die Sowjetunion eine wissenschaftliche Konferenz statt, 

veranstaltet von der der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim Zentralkomitee der KPdSU. 

Deren Leitung und die einer westdeutschen Evangelische Akademie, die im Ruhrgebiet etabliert war, 

hatten sich auf ein derartiges Unternehmen wohl zuerst verständigt. Dann war in Moskau jemand auf 

den Gedanken gekommen, es sollten dazu auch Vertreter von Kommunistischen Parteien Einladun-

gen erhalten. Ich reiste mit der an Gregor Gysi, den Vorsitzenden der Partei des demokratischen So-

zialismus, gerichteten. Es wurde eine Reise in die Vergangenheit. 

Sie begann mit Schwierigkeiten, die ich selbst nicht hätte lösen können. Der Abgesandte, der mich 

auf dem Moskauer Flughafen abholen sollte, war im VIP-Raum postiert. Ich hatte den üblichen Aus-

gang gewählt und war darauf angewiesen, dass die Leiterin unseres Auslandsreferats, die zufällig das 

gleiche Flugzeug benutzt hatte, sich meiner annahm. Sie sprach perfekt russisch, kannte sich in der 

Stadt aus und schleuste mich nach vergeblich Anläufen bei einschlägigen Adressen gekonnt illegal 

in ein Internatsgebäude der Moskauer Universität auf den Lenin-Bergen. Am nächsten Morgen fuhr 

ich an die Stätte der Konferenz. Zuvor holten wir Fink, der wegen anderer Verpflichtungen erst jetzt 

kommen konnte, auf dem Flugplatz ab. 

Die Konferenz war für die Moskauer Veranstalter offenbar nicht mehr als eine Art 
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Routineunternehmen. Ergebnisse neuer Forschungen wurden sowjetischerseits nicht vorgetragen. Sie 

waren auch von den Westdeutschen nicht zu bieten, unter denen sich kein eigentlicher Spezialist und 

nach meiner Erinnerung auch kein Militärhistoriker befand. Ich hielt meinen Beitrag, der sich mit 

Platz des Krieges im Zielkonzept der deutschen Faschistenführer befasste, ein vernachlässigtes 

Thema, dessen Dimension auch der in inflationären Gebrauch gekommenen Begriff vom „rassenide-

ologischen Vernichtungskrieg“ vernebelt wird, weil der den Antrieb auf die Ideologie und Zwecke 

und Ziele auf die Vernichtung verkürzt. Es kennzeichnete die Atmosphäre, dass sich einige sowjeti-

sche Kriegsteilnehmer bei mir ausdrücklich für das Gesagte bedankten. Es hatte die Neubewertung 

des Krieges in der UdSSR-Historiographie bereits begonnen. Noch konnte sich niemand vorstellen, 

dass es Kriegsveteranen, -versehrten und -witwen wenige Jahre später auch materiell armselig erge-

hen würde. 

Das vergleichsweise exklusive Innere der gut bewachten Parteiakademie, die perfekte, vielfach ein-

geübte Organisation, die Bewirtung, die Limousinen, die uns auf den Arbat zu einem kurzen Spazier-

gang fuhren, all das bezeugte einen intakten Apparat und kontrastierte mit meinen Eindrücken auf 

dem unserem Quartier nahen Markt, der den Namen nicht verdiente, und mit meinen Beobachtungen 

in der Innenstadt dermaßen, dass mich das schlechteste Gefühl ankam und ein ganz und gar ungutes 

Gewissen beschlich. So war ein zugrunde gehendes System beschaffen. Die Perestroika zeigte sich 

im Angebot der nach dem Matroschka-Prinzip gefertigten Holzpüppchen. Nur, dass jetzt Hitler, Sta-

lin und Iraks Saddam Hussein ineinander verschachtelt waren. 

Unwillkürlich erinnerte ich mich, dass ich dreiunddreißig Jahre zuvor das erste Mal in Moskau ge-

wesen war, damals als Angehöriger einer Studiendelegation des Zentralkomitees der SED, die sich 

mit Gesetzen und Praktiken des sowjetischen Hochschulwesens bekanntmachte. Wir hatten damals 

auch ein Gespräch mit dem zuständigen Sekretär des Zentralkomitees, einem Mann – erinnere ich 

mich richtig – namens Muchitdinow, der wohl bald wieder aus dem Führungskreis verschwand. Von 

der Begegnung blieb mir eine Überlegung in Erinnerung, die er uns vorgetragen hatte: Wir würden 

die Überlegenheit über den Kapitalismus gewonnen haben, wenn in unseren sozialistischen Staaten 

mehr junge Leute aus der Dritten Welt studierten als in den Ländern des Kapitals. 

So wurde in Zeiten gesprochen, da wir hofften, unser „Lager“ zu einem weltweit wirkenden Magne-

ten machen zu können. Übrigens lebten wir schon während dieser Reise im November/Dezember 

1958, die uns auch nach Leningrad und Charkow führte, luxuriös. Obwohl wir eine Fabrik besuchten 

und einen Boxländerkampf, übrigens den zwischen der UdSSR und der BRD, und auch das berühmte 

GUM besichtigten, hatten wir vom Leben der Bewohner nichts gesehen, geschweige denn verstan-

den. Damals war ich achtundzwanzig Jahre alt und ziemlich ahnungslos. Mich hatte insbesondere das 

Bild der Stadt Charkow bedrückt, das durch die nur von Trümmern beräumten Flächen noch so viele 

Wunden verriet, die ihr von Deutschen zugefügt worden waren. Doch wir sahen auch die Glanzstücke 

des Wiederaufbaus, in der ukrainischen Stadt das berühmte Traktorenwerk, in Leningrad den Betrieb, 

der Turbinen für die Kraftwerke an den sibirischen Stauseen herstellte. 

In Moskau schlug Heinrich Fink bei einem Abendbrot zu zweit, „obwohl er der Jüngere“ sei, vor, wir 

sollten endlich zum vertrauteren Du übergehen. Die Anredeform hat für meine Beziehungen zu an-

deren Menschen nie Nähe oder Distanz ausgedrückt. Das Du war in der Partei üblich und besagte 

namentlich mit deren zahlenmäßigen Anwachsen wenig oder nichts. Finks Angebot aber hat mich 

ausgesprochen gefreut. In Moskau sagte ich ihm auch, dass ich mich im Rektorat einzig deshalb we-

nig sehen ließe, weil ich niemandem einen Anlass geben wollte, ihm zusätzliche Schwierigkeiten zu 

bereiten. Er hat später meine Kündigung nicht unterschreiben müssen, denn da war er schon von 

seinem Posten entfernt. Doch auch das hätte unsere Beziehungen nicht berühren können. Seine Politik 

als Rektor, ungeachtet der Tatsache, dass ich sie in ihrer Zielsetzung für illusionär hielt, bewirkte 

jedenfalls, dass nicht wenige Angehörige der Universität ihre Arbeitsplätze um Jahre länger behalten 

konnten, als sie es ohne den von Heinrich Fink organisierten Widerstand und seinen Kurs auf die 

Erneuerung hätten tun können. Nur wenige scheinen sich das bewusst gemacht zu haben. Als er seine 

Arbeitsgerichtsprozesse durchstand und verlor, waren die wenigen Stühle im Gericht, auf die Mitar-

beiter der Universität gehört hätten, beschämend leer, während ihm von außerhalb der Universität 
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und von Leuten, die mit der Wissenschaft nicht befasst waren, ungleich mehr Sympathie, Zuspruch 

und Solidarität bekundet wurde. Ein moralisches Plus in den Reihen der Intelligenz habe ich in den 

Wendejahren nirgendwo feststellen können. Woher sollte es auch rühren? Und warum sollte ein stär-

keres Solidaritätsgefühl gerade dort anzutreffen sein, wo Arbeitsprozesse und Lebensweise vielfach 

ins Individuelle wiesen? 

Als das neue Studienjahr 1991/1992 begann, war die Kommission des Berliner Senats, also der Lan-

desregierung, mit ihrer Aufgabe zügig vorangekommen, die größte Universität im nun bundesrepub-

likanischen Osten nach dem Ebenbild der bereits seit Jahren existierenden westdeutschen und West-

berliner Hochschulen umzugestalten. Die Struktur war festgelegt und die staatlichen Mittel für die 

Einrichtung der Lehrstühle genehmigt. Der Ausschreibungspflicht war Genüge getan und über die 

ersten Dreiervorschläge entschieden worden. Die ersten aus dem Westen herbeigerufenen Professo-

ren begannen Unter den Linden einzuziehen, vorerst meist als herbei geflogene Gäste für einige Vor-

lesungstage. Vor ihnen kamen Handwerker in die Räume, die sie sich als Diensträume hatten aussu-

chen können. Die wurden auf Westniveau gebracht. Noch war Geld ausreichend vorhanden, für die 

Ausstattung und Ausgestaltung der Räume, für großzügigste Arbeitsverträge, für die Gewährung von 

Mitteln für faktische Privatbibliotheken, für die vorläufigen Unterkünfte der berufenen Herren, – Da-

men waren für die Lehrstühle der Geschichtswissenschaften mit der Ausnahme einer Ostberlinerin, 

die vordem an der Akademie der Wissenschaften der DDR beschäftigt gewesen war, nicht ausgewählt 

worden. 

Wohin die für die Einheit aufgewendeten Mittel flossen, um die dann über Jahre hinweg so viel Lärm 

gemacht wurde, während die Hinterlassenschaft der ostdeutschen Gesellschaft einzig als Last er-

schien, werden später Wirtschafts- und Finanzhistoriker unter Schwierigkeiten ergründen können, 

denn die Organisatoren von Bevorteilung und Bestechung pflegen meist nur lückenhafte Akten zu 

hinterlassen. 

Von nun an gab es Professoren nach „neuem“ und solche nach altem Recht. Es bildete sich eine 

Doppelstruktur und eine Doppel-, d. h. Überbesetzung. Mein „Nachfolger“ war einer der ersten, der 

zur Stelle war. Er gehört in jene Traditionslinie verbissener Antikommunisten mit sozialdemokrati-

schem Parteibuch und erschien selbst manchem seiner Parteigenossen als eine Person, zu der man 

besser Distanz hielt. Als ein halbes Dutzend Lehrstühle neu besetzt worden waren und deren Inhaber 

Anfang 1992 in Berlin zu arbeiten begonnen hatten, ließ er sich von diesen zum Gründungsdirektor 

des Instituts für Geschichtswissenschaften wählen. Dem von uns, den „alten“ Mitarbeitern, zuvor in 

dieses Amt gewählte Ingo Materna wurde mitgeteilt, dass er zu weichen habe. Mitunter ließen sich 

Methoden der feindlichen Übernahme eben nicht vermeiden. 

Nun begann eine andere Phase der „Erneuerung“ der Geschichtswissenschaften an der Humboldt-

Universität „von innen“. Jedoch nicht, wie sie sich der damals noch amtierende Rektor Fink vorge-

stellt haben mochte, in einer Art von gemeinsamer Arbeit von ost- und westdeutschen Wissenschaft-

lern, sondern unter dem Diktat der aus dem Westen Neuberufenen, d. h. bei völliger Ausschaltung 

jeder Mitbestimmung, ja auch nur Mitwirkung der Mitarbeiter aus DDR-Zeit, die nach wie vor an der 

Ausbildung der Studenten beteiligt waren, gar deren Hauptanteil bestritten und mit gültigen und un-

befristeten Arbeitsverträgen ausgestattet waren. Das unförmliche Erwachen nach der basisdemokra-

tischen Episode begann. 

Für meine eigene Weiterarbeit mit den Studenten hatte das alles praktisch wenig zu bedeuten. Es 

kündigte sich darin einzig an, dass sie ihrem sicheren Ende entgegenging. Davon zeugte auch, dass 

die Professoren „nach neuem Recht“ mit uns keine Kontakte wünschten und auch auf diese Weise 

verdeutlichten, dass sie uns und unsere Anwesenheit eben noch als geduldet betrachteten. 

Die Situation entbehrte mitunter auch nicht des Komischen und Grotesken. Während an manchen 

Stellen des Universitätsbaus Handwerker sich sputeten, um die Arbeitsräume für die Neuberufenen 

gefällig auf „Westniveau“ einzurichten, wurde an den Arbeitsplätzen der „Alten“ kein Handschlag 

auch nur für die nötigste Instandhaltung mehr getan. Während die neu eingerichteten Büros mit mo-

derner Technik bestückt wurden, standen bei uns die alten Gerätschaften weitgehend ungenutzt. 
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Während die bisher beschäftigten Sekretärinnen, sofern sich ihnen dazu Gelegenheit bot, die Univer-

sität verließen, um sich besser bezahlte Tätigkeiten zu suchen, zogen mit den Neuen besser entlohnte 

technische Kräfte ein. Manche von ihnen gaben unseren bisherigen Angestellten zu verstehen, dass 

auch sie – offenbar als Strafe wegen ihrer Handlangerdienste für Kommunisten und weil sie sich den 

neuen Herren nicht wie erwünscht dienstbar zeigten, sondern noch immer etwas von der ausgespro-

chen kollegialen Atmosphäre bewahrt wissen wollten, die zwischen wissenschaftlichem und nicht-

wissenschaftlichem Personal geherrscht hatte – inzwischen einer minderen Klasse angehörten. Jetzt 

wurde eine „Hackordnung“ importiert. Das Ganze war ein Kommentar, still und beredt zugleich, zu 

der Devise, wonach zusammenwachsen sollte, was zusammengehöre. 

Kein Wunder, dass sich von den „Alten“ in der Universität bald nur noch sehen ließ, wer dort etwas 

mit Studenten zu schaffen hatte. Sitzungen waren überflüssig, zu bereden und zu entscheiden gab es 

nichts, jedenfalls nichts von Gewicht. Der Gründungsdirektor schickte uns Rundschreiben, wenn ihm 

das die Regelung des Universitätsbetriebs notwendig erscheinen ließ. Damit war für alle und also 

auch für mich viel Zeit für eigene Vorhaben gewonnen, die sich auf Forschungen und Publikationen 

verwenden ließ. Gemeinsam mit Erika Schwarz begann ich an einer Darstellung und Dokumentation 

zur Geschichte der „Wannsee-Konferenz“ zu arbeiten, deren 50. Jahrestag im Januar 1992 bevor-

stand. 

Ich konnte mich, nach der Aufmerksamkeit, die mir die Berliner Presse im Jahresverlauf mehrfach 

hatte zuteilwerden lassen, Ende 1991 wundern, dass mir eine Kündigung meines Arbeitsvertrages 

noch nicht zugestellt worden war. Die Formulierung schien jedoch nicht nur in meinen Fall Schwie-

rigkeiten zu machen. Die Entlassungen erledigten sich für die neuen Herren nur dann rasch, wenn 

Pfarrer Gauck, der Leiter der neuen Dienststelle, welche die papierne Hinterlassenschaft des Minis-

teriums für Staatssicherheit und seiner Dienststellen verwaltete, und dessen Mitarbeiter und Helfer 

fündig wurden. Auch in der Universität erwies sich der Vorweis eines Dokuments, das als Zeugnis 

für die Tätigkeit als Inoffizieller oder anderer Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes verwendbar 

war, als das bequemste und rascheste Mittel, eine Kündigung durchzusetzen, die vor jedem Arbeits-

gericht Bestand hatte. Meist genügte es aber schon, den Betreffenden das „Instrument“ zu zeigen, um 

ihm oder ihr eine fristlose Auflösung des Arbeitsvertrages abzunötigen. 

Doch verlief diese Praxis keineswegs immer problemlos, denn die Gauck-Behörde verfuhr großzügig 

und unterschlug mitunter wissentlich Akten, die gerade davon zeugten, dass DDR-Bürger den Anfor-

derungen des Sicherheitsdienstes nicht nachgekommen waren. So kam es zu mitunter langwierigen 

Auseinandersetzungen vor Arbeitsgerichten. Die Verwaltung der Universität, verstärkt, rasch und 

komplikationslos auf ihre neuen Aufgaben umgestellt, konnte Vergleiche und Rückzüge nicht umge-

hen. Letztere mündeten jedoch stets nur in einem zweiten oder dritten Anlauf der „Säuberer“, mit 

dem sie schließlich an ihr Ziel gelangten. Doch insgesamt ging das Ausräumen des alten Personals 

aus der Universität denen, die es betrieben, viel zu langsam. Nicht nur, dass die Gauck-Behörde trotz 

ihres expandierenden Mitarbeiterstabes Zeit brauchte, um die gewünschten Prüfungen vorzunehmen 

und ihre Auskünfte zu erteilen. Sie wurde nicht nur im Hinblick auf die einstige Sektion Geschichte 

auch bei weitem nicht in dem erhofften Maße fündig. 

Spätestens hier sollte ich von eigenen Erfahrungen mit dem Staatssicherheitsdienst und mit einer seiner 

Akten berichten. Denn, während die These von der Wissenschaftswüste bereits durch gelegentliche 

Entdeckungen von Oasen partiell und schweigend zurückgenommen wurde, auch die schamlos-ge-

meinen Angriffe auf Mediziner, da sie keiner ernsthaften Überprüfung standhielten, in Vergessenheit 

gebracht worden waren, blieb doch das Bild von der DDR als vom „Stasiland“. Es wurde mit einer 

Kette von Enthüllungen gestützt. Immer neue Opfer mussten her. Die DDR sei ein „Auschwitz der 

Seelen“ gewesen, fand ein Schriftsteller heraus. Die Existenz des Ministeriums für Staatssicherheit 

und seiner regionalen und lokalen Dienststellen blieb der Hauptbeweis für die These vom „Unrechts-

staat“, einen Begriff, den weder Staats- noch Rechtswissenschaftler kennen und akzeptieren. Wer sich 

diesem Dienst verpflichtet oder irgendwann mit ihm zusammengearbeitet hatte, galt eo ipso als ein 

moralisch schlechter Mensch, als ein Spitzel und Denunziant, als ein Verräter seiner Nachbarn und 

Arbeitskollegen. Begonnen hatte die Kampagne schon im Herbst 1989 mit Losungen der DDR-Oppo-
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sitionellen wie „Stasi in die Produktion“. Inzwischen ging es um die Abstrafung aller, die im Sicher-

heitsapparat gearbeitet oder mit ihm zusammengewirkt hatten. Verlust des Arbeitsplatzes war das Mi-

nimum. Die ältesten hauptberuflichen Mitarbeiter des Geheimdienstes traf wie viele andere „staatsna-

he“ Personen die Strafrente auf Lebenszeit. Ein frühverstorbener österreichischer Hofrat und Univer-

sitätsprofessor, der Patentrecht lehrte, sagte mir nach dem Untergang der DDR in Wien über den Tisch 

in einem von ihm bevorzugten koreanischen Lokal wörtlich: „Das Einzige, was ich ihrer Staatssicher-

heit vorwerfe, ist deren absolute Ineffizienz.“ Auf diesen Nenner geht deren Tätigkeit aber aus meh-

reren Gründen nicht. Zum einen war sie auf Feldern, auf denen sie nichts anderes tat, als die vergleich-

baren Dienste in allen Staaten, keineswegs völlig erfolglos. Zum anderen hatte sie sich auf anderen 

Feldern in einer Weise und mit Methoden betätigt, die schweres Unrecht schufen. 

Als ich im gefüllten Saal des Deutschen Theaters den Bericht von Erwin Janka über seine Inhaftie-

rung, Vernehmung und Haft von einem Schauspieler des Hauses vorgelesen bekam, waren darüber 

keine Zweifel mehr möglich. Als ich im Speisesaal der Universität in einer Veranstaltung des Bundes 

Demokratischer Juristen zwei Männer reden hörte, die Angeklagte in jenen Waldheimer Verfahren 

waren, die Gerichtsprozesse nicht zu nennen sind, musste ich mich mit meinen ahnungsarmen Vor-

stellungen über diese Seite des eben entstandenen Staates DDR auseinandersetzen. Als ich mir in 

Sachsenhausen die Berichte von vier Überlebenden aus der Gruppe der „Greußener Jungens“ anhörte, 

die im dortigen NKWD-Lager unschuldig gelitten hatten und danach noch in Haftanstalten der frühen 

DDR, sagte ich mir, ich hätte ebenso Opfer einer Verleumdung werden und es hätte mir ebenso er-

gehen können, wäre ich bei Kriegsende in diese Ortschaft an der Grenze zwischen Thüringen und 

Sachsen-Anhalt und nicht einige Kilometer weiter nördlich verschlagen worden. 

Wer das nicht mitdenkt, soll über die Geschichte der DDR schweigen. Kein Staatsschutz (und keine 

Justiz) eines sozialistischen Staates durften so handeln. Dass sie es konnten, spricht gegen das System 

und die in ihm geltenden Prinzipien. Das Urteil gegen diese Praxis kann sich nicht allein davon her-

leiten, das, was als staatserhaltend galt, schließlich selbst staatstötend wirkte. Nirgendwo fielen An-

spruch und Wirklichkeit des Unternehmens sozialistische Zukunft weiter auseinander als auf diesem 

Gebiet staatlicher Tätigkeit, die bis zur nahezu bevölkerungsdeckenden Überwachung pervertierte, 

zur Kontrolle von Millionen Menschen, denen gleichzeitig fortgesetzt bescheinigt wurde, sie seien 

die bewussten Erbauer des Sozialismus. 

Das freilich war, wie jetzt dümmlich suggeriert wird, nicht die ganze Arbeit der Mitarbeiter des 

Staatssicherheitsdienstes der DDR. So wenig sich die einen Tätigkeitsbereiche gegen die anderen 

aufrechnen lassen, so wenig gerechtfertigt ist es, die einen über den anderen vergessen. Die Sicher-

heitsdienste waren ein Produkt des Klassenkampfes im Innern und nach außen. Sie blähten sich in 

der Zeit des Kalten Krieges auf, von der gerade dann nicht gesprochen wird, wenn ihre konkreten 

Auswirkungen in Rede kommen müssten. Dabei geht nicht allein um jene Abteilung, die lange Jahre 

von Markus Wolf geleitet wurde und die heute schon – wenn auch meist widerwillig – als ein Auf-

klärungs- oder Spionagedienst betrachtet wird, wie er in vielen Ländern existiert und arbeitet. Deren 

Methoden sind nirgendwo wählerisch und werden nicht früher als diese „Dienste“ abgeschafft werden 

können. Während der Jahrzehnte der deutschen Zweistaatlichkeit und Konfrontation wurde von bei-

den Seiten eine Wirtschafts- und Wissenschaftsspionage betrieben, die umso mehr Instrumente zu 

deren Abwehr brauchte, als sie von deutschem Staat zu deutschem Staat besonders einfach zu be-

werkstelligen war. Zu dieser Seite der Auseinandersetzungen gehörte die Abwerbungen von Spezia-

listen aus der DDR. In ihrem Ausmaß lange propagandistisch weit übertrieben, damit von den Grün-

den der „Republikflucht“ analysierend nicht geredet werden musste, bildete sie eine Realität, aus der 

„dem Westen“ Vorteile massenhaft erwuchsen. 

1956 gab es im ostdeutschen Staat Kleingruppen, die sich mit dem Gedanken trugen, nach ungari-

schem Vorbild den Aufstand zu proben und mit den Funktionären der SED zu verfahren, wie in Bu-

dapest geschehen. Der Leiter des Staatssicherheitsdienstes in Jena, wo ich an der Universität damals 

als Parteisekretär hauptamtlich arbeitete, erklärte mir, nachdem eine solche lokale Gruppe ermittelt 

und ausgehoben worden war, ich hätte auf deren Liste, die ich nicht gesehen habe, unter den Auszu-

schaltenden auf Platz eins figuriert. Dass mich die Inhaftierung der Autoren dieses Papiers nicht 
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gerade gegen den Staatssicherheitsdienst aufbrachte, muss nicht begründet werden. Diese Gegner der 

DDR werden, da sie ja einen dem Naziregime an die Seite gestellten „Unrechtsstaat“, die „zweite 

deutsche Diktatur“ bekämpften, heute als Opfer präsentiert und auch als Kronzeugen des angeblich 

permanenten Widerstands gefeiert. Der Leiter dieser illegalen Gruppe in Jena, der Medizin studierte, 

ein Mitglied der Hochschulgruppenleitung der FDJ war und nach seiner Haftverbüßung in der Bun-

desrepublik lebte, könnte zu einer objektiven Bewertung der Erscheinungen des Kalten Krieges bei-

tragen, wenn er ungeschminkte Erinnerungen publizieren oder sich einer öffentlichen Diskussion 

stellen würde. Doch es ist natürlich kein Zufall, dass niemand, der auf diese Weise vor ein Gericht 

der DDR geriet, sich an der nahezu täglich geforderten „Aufarbeitung von deutscher Geschichte 

(Ost)“ beteiligt, sondern stattdessen die Heldenrolle bevorzugt wird. Andernfalls würde das Bild von 

den Beziehungen der beiden deutschen Staaten und von der Rolle des Ministeriums für Staatssicher-

heit und seiner Dienststellen differenzierter. Darüber müsste keine einzige, unschuldige Menschen in 

ihr Unglück stürzende Aktion vergessen werden. 

Und auch nicht jener schon erwähnte politische Schwachsinn der misstrauischen Überwachung der 

Bewohner des Staates, verbunden mit einem Aufwand an Menschen und Mitteln, der an vielen ande-

ren Stellen bewirkt haben könnte, was er in Wirklichkeit zerstörte. Mit dieser Überwachung, die sich 

beispielsweise auch um den Schutz von Minderjährigen nicht scherte, bin ich spät in Berührung ge-

kommen, als mein Sohn Armin 1989 verdächtigt wurde, in einer Gruppe von jungen Leuten, einer 

„Clique“, den 100. Geburtstag Hitlers feiern zu wollen. An dieser den Wächtern über die Staatsicher-

heit zugegangenen Information war wenig, wenn nicht überhaupt, nichts wahr, ausgenommen, dass 

es in unserem Kietz Jugendliche gab, die in erklärter Distanz zu den schulischen und staatlichen For-

derungen standen. Doch als wir die Vorladung und das Gespräch auf dem nächstgelegenen Polizei-

revier hinter uns hatten, fragte ich mich: Und wie wäre hier der Besuch eines Vaters mit seinem Kind 

verlaufen, der es nicht verstünde, auf seine und seines Sohnes Rechte zu bestehen? Die Mitarbeiter 

und Helfer dieses Staatssicherheitsdienstes sind zu Zehntausenden bedrohlichen und gefährlichen 

Fährten gefolgt, die keine waren. Sie agierten für einen Staat, dessen Führer unausgesetzt ihre Einheit 

mit dem Volke beteuerten, Massen vor ihren Tribünen demonstrieren ließen und die doch von wach-

sendem Misstrauen gegen die eigne Bevölkerung erfüllt gewesen sein müssen. Es kann nur darüber 

spekuliert werden, ob dies eine Folge ihrer unverarbeiteten Eindrücke aus den Jahren war, die dem 

30. Januar 1933 folgten, vermischt mit der falsch verstandenen und missinterpretierten Doktrin, dass 

man alles aus den Händen geben dürfe, nur nicht die einmal gewonnene „Arbeiter-und-Bauern-

macht“. Kein Wunder, dass diese Massen, als sie erfuhren, wie sie bewacht, beschnüffelt, registriert 

und von Staats wegen insgeheim benotet worden waren, sich nach dieser Führerschaft nicht einmal 

mehr umdrehten, als sie abzutreten hatte. Die Erklärungen und Gesten der Obrigkeit, die Volksver-

bundenheit bezeugen sollten, waren im Kern unaufrichtig, Gerede und Getue. Aus dieser Tatsache 

hätten 1990 Themen für öffentliche Verhandlungen über diese politische Elite erwachsen können, 

hätte diese sich in einem sozialistischen Erneuerungsprozesses vor Bürgertribunalen verantworten 

müssen. Vor ihnen wären die zur Rede gestellten einstigen Führer politisch und moralisch ungleich 

schlechter weggekommen als in jenen Gerichtssälen, in die sie später durch die neuen Machthaber 

gezwungen worden sind. Das hätte eine andere Art von „Aufarbeitung“ ergeben als jene juristische, 

die individuelle wie historische Rachebedürfnisse befriedigte und im Kern eine Bestrafung dafür bot, 

dass sich Politiker an die Spitze einer geschichtlich legitimierten Bewegung gestellt hatten, die über 

den Kapitalismus hinausgelangen wollte. Nicht dies, sondern dass sie besondere Verantwortung dafür 

tragen, dass eine geschichtliche Chance vertan wurde, hätte im Zentrum solcher öffentlichen Veran-

staltungen gestanden, die sich als eine Möglichkeit ostdeutscher Geschichte nur denken lassen, jedoch 

– wie sich die Kräfte und Interessen alsbald nach dem November 1989 entwickelten – nicht einen 

Moment Aussicht hatten, verwirklicht zu werden. 

Auch die Rechnungen, die über die ostdeutsche Vergangenheit angestellt wurden, machten die neuen 

Machthaber auf und sie sorgten dabei durch die weitgehende Ausschaltung von DDR-Bürgern und 

die dementsprechende Besetzung von Untersuchungskommissionen und Instituten dafür, dass ihre 

Kreise nicht gestört wurden. Das sicherte den zweckentsprechenden Umgang mit den Dokumenten 
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in den Händen, Regalen und Tresoren des Pfarrer Gauck. Sie werden mit einer Selbstverständlichkeit 

kritiklos zitiert und als Ausdruck von unabweisbaren Tatsachen genommen, als handele es sich um 

die Fusionsverträge großer Konzerne. 

Mir brachte der Briefträger eines Tages die Kopie eines Schreibens ins Haus, dass aus einer dieser 

Akten stammte. Ein mir aus früheren Tagen gemeinsamer Arbeit befreundeter Kollege, der später in 

die Bundesrepublik gegangen war, hatte seine einschlägigen Papiere eingesehen und eben darin das 

kopierte Schriftstück gefunden. Es wies mich als das Haupt einer kleinen Gruppe aus, die sich in 

partei- und staatswidriger Absicht gebildet und unter anderem in meiner Wohnung getroffen haben 

sollte. Ein vorzügliches Dokument, mit dem sich widerständige Haltung belegen ließ. Kein Wort 

dieses Informationsberichts und seiner Einschätzung fußte auf Tatsachen. Als der Absender und ich 

uns, durch den Zufall meines Aufenthalts im Saarland nur wenige Tage, nachdem ich das Schriftstück 

erhalten hatte, nach Jahren wieder trafen, rätselten wir über den Urheber der phantastischen Nach-

richt. Wir kamen zu keinem Ergebnis. Interesse beanspruchte dieses Dokument aus dem Archiv der 

Gauck-Behörde nur in Verbindung mit der Frage, nach welcher Methode diese bergeweise Hinterlas-

senschaft dieser Staatssicherheit auf die Aussage „wahr“, „gefälscht“, „erfunden“, „erlogen“ usw. 

gesondert wird. 

Davon konnte ich mir über mehrere Stunden ein Bild machen, als ich an drei Sitzungen des Arbeits-

gerichts teilnahm, dass die Klage von Heinrich Fink gegen seine Entlassung verhandelt wurde. Es 

ging um die Frage, ob der mit der Anklage, ein Informeller Mitarbeiter der Staatssicherheitsdienst 

gewesen zu sein, aus seinem Amt und seiner Arbeit gestürzte Theologe wirklich zu dieser Kategorie 

gehört hatte. Er bestritt das, und es war das Gericht, dass als Zeugen zwei ehemals hohe Offiziere des 

Staatssicherheitsdienstes herbei beorderte. Das waren nach Charakter und Haltung sehr verschiedene 

Leute. Beide berichteten aber überzeugend, dass die vorliegenden Papiere entstanden seien, als sie 

sich den „IM Heiner“ fabrizierten, um ihren Vorgesetzten einen weiteren solchen Mitarbeiter vorwei-

sen und für ihn Einsatzgelder und selbst eine wiederum mit einer Geldsumme verbundene Auszeich-

nung zu erhalten. Fink hatte von alledem nichts gewusst. Was von seinen Aussagen in den Berichten 

dieses „Pappkameraden“ zusammengefasst worden war, hatten sich die Offiziere von ganz anderen 

Informellen Mitarbeitern besorgt, die mit dem Theologen einen mehr oder weniger vertrauten Kon-

takt besessen hatten. Die Darstellung der Zeugen war absolut überzeugend. Beschämend empfanden 

sie jetzt wohl auch die bürokratischen Praktiken, mit denen sie „Erfolge“ vorgetäuscht und, wenn 

nicht eigene Karrieren befördert, so doch eigenes Ansehen erhöht hatten. Das Gericht aber erklärte 

die Unglaubwürdigkeit der Zeugen und die Beweiskraft der Papiere. Zur Überraschung vermutlich 

aller im Saal anwesenden Zuhörer wies es die Klage Finks ab. 

Bei der Verwendung der Dokumente der Gauck-Behörde durch die neuen Apparate, das erwies auch 

dieses Urteil, regierten der politische Nutzen und das erstrebte Ziel. Herausragend oder an neben-

sächlichem Platze tätig, wer in den Verdacht gebracht werden konnte, mit dem von Erich Mielke 

geleiteten Ministerien und dessen untergeordneten Dienststellen zusammengearbeitet zu haben, 

wurde abgestraft. Die erste, die das erfuhr, war die Sekretärin unseres Bereichs, die schon im 41. Jahr 

der DDR nach der Auflösung dieses Ministeriums und nach einer kurzen Tätigkeit in der Zollverwal-

tung zu uns gekommen war. Aus ihrem Fragebogen, den sie bei Arbeitsantritt ausgefüllt hatte, gingen 

ihre vorherigen Arbeitsstellen hervor. Daraus war auch ablesbar, dass sie aus einer Familie stammte, 

in der andere Angehörige im gleichen Apparat gearbeitet hatten. Sie war als Lehrling dort eingetreten, 

wohin sie offenkundig durch diese Beziehungen vermittelt worden war. Zudem hatte sie die Schreib-

maschine in einer ziemlich nebensächlichen Abteilung betätigt und war nicht einmal irgendein Ge-

heimnisträger. Doch gnadenlos erhielt sie ihre Kündigung. Wir konnten ihr, die zwei kleine Kinder 

allein erzog, damals noch rasch eine andere Arbeitsstelle besorgen. Wer, wie es mir unlängst auf dem 

Wege nach Frankreich auf einer Tagung in Braunschweig passierte, erstaunt fragt, warum die Ost-

deutschen nicht öffentlich über die Vergangenheit redeten, kennt zu wenig Tatsachen der Wende oder 

hat davon zu viele vergessen. 

Ende 1991 und dann mit dem Beginn des Jahres 1992 entstand für die Studenten der Geschichte eine 

außerordentliche Studiensituation. Sie sahen sich einem Überangebot an Lehrveranstaltungen gegen-
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über. Die Professoren neuen Rechts traten mit ihren Mitarbeitern in Aktion und zugleich boten die 

Alten entsprechend den an sie ergangenen Weisungen vielfach mehr Vorlesungs- und Seminarstunden 

an, als sie es in DDR-Zeiten getan hatten. Studierende erhielten für eine kurze Zeit so unmittelbare 

Vergleichsmöglichkeiten. Meine Veranstaltungen waren besucht wie bisher und die mancher meiner 

Kollegen ebenso. Vereinzelt stellten sich auch Hörer aus der Freien und der Technischen Universität 

ein. Da der Zustrom zu dem Angebot der Professoren „neuen Rechts“ den Erwartungen nicht immer 

entsprach und die politischen Attacken keine Isolierung der bisherigen Hochschullehrer bewirkte, 

wurde gerüchteweise in die Welt gesetzt, es werde von ungenannten Kräften zur Sabotage des Vor-

lesungsbesuches bei Neuberufenen aufgefordert. Wie sollte derlei schwachsinniges Projekt, unter-

stellt, es habe existiert, eigentlich verfangen, da die Studenten doch wussten, dass sie mit unserem 

baldigen Abgang rechnen und sich anderen Prüfern stellen mussten? Jedenfalls auch unsere Hörsäle 

und Seminarräume leerten sich nicht, wie es doch offenbar gewünscht und erwartet worden war. Mit 

irgendeiner politischen Sympathie oder einem persönlichen Treuebekenntnis hatte das übrigens 

nichts zu tun. Aus dem Prokrustesbett obligatorischer Veranstaltungen befreit, gingen die Studenten 

einfach wie einst ich in Jena dorthin, wo sie etwas Anregendes und Nützliches aufnehmen konnten. 

Mir gab die gewonnene Zeit, weder rief mich der Rat für Geschichtswissenschaft oder der Beirat für 

Geschichte beim Ministerium für Hochschulwesen, noch die Historikergesellschaft oder ein Univer-

sitätsgremium zu einer Sitzung, auch die Möglichkeit, meine letzten Lehrveranstaltungen mit Ex-

kursionen zu verbinden. Vordem hatte mich vor allem der organisatorische Aufwand abgeschreckt, 

mich auf sie einzulassen. Die eine führte uns auf den Kyffhäuser zur Illustration der Geschichte deut-

scher monumentaler Geschichtsdenkmäler. Eine andere hatte im Rahmen eines Seminars zur „End-

lösung der Judenfrage“ das tschechische Terezín, das einstige Theresienstadt, zum Ziele. Dort führte 

uns der stellvertretende Direktor Blodig, den ich von früheren Begegnungen und durch meinen guten 

Prager Bekannten Miroslav Kárný und seine Frau kannte. Die Kárnýs hatten beide Theresienstadt 

und Auschwitz überlebt. Er war der erste gewesen, der mir etwas von den illegalen Organisationen 

der Kommunisten und der Zionisten erzählte, die es in der Ghettostadt gegeben hatte. Daran musste 

ich später oft denken, als die Auseinandersetzung um die Geschichte des Konzentrationslagers Bu-

chenwald und der Rolle der dortigen kommunistischen Untergrundorganisation entbrannte, die eine 

Publikation eines nach Jena neuberufenen Professors ausgelöst hatte, der den Lehrstuhl besetzte, auf 

dem einst Manfred Weißbecker gearbeitet hatte. In Terezín, wo wir auf Ferienreise der Familie nach 

Ungarn eine Pause gemacht und die kleine Festung besichtigt hatten, die das zentrale Gestapo-Ge-

fängnis im sogenannten „Protektorat Böhmen und Mähren“ gewesen war, wurde unsere Studien-

gruppe im einstigen Kommandantenhaus. Solche Nachtquartiere, auch das auf dem Buchenwald be-

findliche „Hotel“, hatte ich immer zu vermeiden gesucht. Glücklicherweise wuchs nun eine neue 

Generation der Nachgeborenen heran, die mit solchen Orten eigene Erinnerungen nicht mehr verbin-

den konnte. 

Das Sommersemester 1992 wurde mein letztes. Bevor das folgende Studienjahr begann, wurde mir 

das Kündigungsschreiben der Universitätspräsidentin zugestellt, das mit einer freundlichen Wendung 

endete. Nachdem die Gauck-Behörde das nicht von mir verlangte „negative“ Gutachten unter allen 

Vorbehalten ausgefertigt hatte, musste sich der Gründungsdirektor mit seinen Gehilfen nun doch da-

ran machen, einen Text auszuarbeiten, der arbeitsgerichtsfest war. Er begann mit dem Versuch, meine 

wissenschaftliche Befähigung anzuzweifeln. Ich hätte noch in den siebziger Jahren die Dimitroff’sche 

Definition des Faschismus vertreten hieß es. Wahr oder falsch, welcher Grund sollte gerade in diesem 

Jahrzehnt herausgefunden worden sein, sich von ihr völlig zu distanzieren? Doch wurde dann so-

gleich ausgeführt, dass eine generelle Bewertung meiner Forscherarbeit damit nicht erfolgt sei. Dann 

schlossen sich die Anklagen an, die sich auf meine Rolle bei „Relegationen“ bezogen. Sie dienten als 

die eigentliche Begründung dieser „ordentlichen“ Kündigung, die fristgerecht vorgenommen wurde. 

Am 31. Dezember 1992 endete mein Arbeitsverhältnis mit der Humboldt-Universität. Strafversetzt war 

ich 1965 in sie eingetreten, strafweise wurde ich nun aus ihr entlassen. Während ich aber den Akademie-

Rausschmiss siebenundzwanzig Jahre zuvor als einen Akt der Ungerechtigkeit empfand und ihn bis 

heute so beurteile, erschien mir dieser erneute und letzte als die selbstverständliche Folge des als Wende 
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deutscher Geschichte bezeichneten Prozesses, der mit dem 9. November 1989 begonnen hatte. Wer sich 

über die Geschichte beschwert, macht nicht mehr als eine lächerliche Figur, ein Historiker zumal. Nicht 

diese Entscheidung und die vielen gleichen und ähnlichen waren anzuprangern, sondern es war die 

Heuchelei bloßzustellen, die mit ihnen einherging. Was da als Erneuerung bezeichnet wurde, war die 

Zurichtung der Universitäten auf die Bedingungen und Bedürfnisse einer kapitalistischen Gesell-

schaft. Ihr Pluralismus endete, wo Verfechter systemkritischer Theorien und Auffassungen auch nur 

in Sichtweite kamen. Die Herrschenden verhielten sich genauso, wie es die marxistische Gesell-

schafts- und Staatstheorie sagte und begründete. Nur die Akteure wollten das nicht wahrhaben, son-

dern erschienen in der Toga der Demokratie und der Gerechtigkeit, des Humanismus und der Wahr-

heitsliebe und bevorzugt beriefen sie sich auf ihre Rolle als Bahnbrecher der Freiheit der Wissen-

schaft und des Pluralismus. Unter ihnen mögen manche Überzeugungstäter gewesen sein. Am Sach-

verhalt änderte das nichts. 

Mir schrieb der damalige Direktor des Göttinger Max-Planck-Instituts für Geschichte, Vierhaus, mit 

dem ich vorher nie in bewussten Kontakt getreten war, in jener Zeit einen Brief, der sich auf einen 

Artikel bezog, den eine Tageszeitung veröffentlicht hatte. Ich würde die Geschehnisse ganz falsch 

sehen. Nicht um die Vertreibung der Vertreter historisch-materialistischer Geschichtsauffassung von 

den Universitäten und aus allem wissenschaftlichen Leben handele es sich, sondern einzig darum, 

deren Monopol zu brechen und sie nun gleichsam dem frischen und belebendem Wind der Konkur-

renz auszusetzen. Gegen meine Gewohnheit habe ich darauf nicht geantwortet. Jede Entgegnung 

schien mir nur einen überflüssigen und fruchtlosen Streit eröffnen zu können. Sollten die Jahre ent-

scheiden. Es würde, meinte ich, nicht lange dauern, bis der Befund vorläge. Fünf Jahre sind seitdem 

vergangen. Die geschaffenen Tatsachen haben den vermiedenen brieflichen Streit erledigt. Nach die-

sem Jahrfünft wollte ich Vierhaus an sein Schreiben erinnern. Dann aber unterließ ich auch das. Mir 

erschien eine verspätete Reaktion als späte und rechthaberische Geste überflüssigen. Verwunderlich 

blieb mir nur, dass ein so kluger Mann wie der renommierte Geschichtsforscher nicht bemerkt hatte, 

dass in seiner unmittelbaren Nähe, in Frankfurt a. M., das Flaggschiff der großbürgerlichen Presse 

gefordert hatte, es möchten mit den Ostdeutschen doch auch gleich diejenigen aus den Universitäten 

der Altbundesrepublik geräumt werden, die für die DDR einst Partei ergriffen hätten. Das richtete 

sich nicht nur gegen meinen guten Bekannten und Freund Reinhard Kühnl in Marburg, der nament-

lich benannt wurde. Indessen wurde dieser Vorschlag doch nicht aufgegriffen. Es wird auf das Aus-

scheiden derer, die nach den Ereignissen des Jahres 1968 Universitätsprofessuren erhalten hatten – 

unter ihnen ist an hessischen Universitäten eine Gruppe von Abendroth-Schülern – auf dem Wege 

der biologischen Lösung gesetzt. 

Ich vervielfältigte den Text meines Kündigungsschreibens und versandte ihn an viele Adressaten in 

Deutschland und an solche im Ausland, von Israel bis in die USA. Das geschah nicht als Hilfeersuchen, 

sondern in informatorischer Absicht, wie ich es vergeblich und in viel weiterem Sinne während jenes 

Demonstrationsmarsches bis Steglitz schon angeregt hatte. Fürsprachen hatte es schon vordem gege-

ben. Interessant ist nur, wie sie vom Senat als der letztlich entscheidenden Stelle beantwortet wurden. 

Maurice Goldstein, der belgische Vorsitzende des Auschwitz-Komitees, erhielt auf sein Schreiben zu 

meinen Gunsten, das von Widerstandskämpfern angeregt worden war, eine ausweichende und beruhi-

gende Antwort. Bürokratisch korrekt ging es her, mit offenem Visier nicht. Gegenüber bedenklichen 

ausländischen Stimmen galt das Prinzip, Beruhigung zu verbreiten und sich durchzumogeln. 

Blieb die Frage zu entscheiden, ob ich die Kündigung mit einer Klage vor dem Arbeitsgericht beant-

worten sollte. Darüber hatten wir in einem kleineren Kreis der Betroffenen rechtzeitig gesprochen 

und waren zu dem Ergebnis gelangt, es solle, wer die Nerven und dazu eine Rechtsversicherung hätte, 

jedenfalls vor Gericht gehen. Nicht, dass wir glaubten, dadurch Arbeitsplätze verteidigen zu können, 

von denen Mitarbeiter verdrängt werden sollten. Unsere Rechnung war bescheiden und wirklichkeits-

nahe: Müssten die Rechtsanwälte der Universität auf bereits erfolgte Kündigungen Klageerwiderun-

gen verfassen und vor Gericht vertreten, würde das von der Zeit abgehen, die sie auf die Ausfertigung 

weiterer gleichartiger Papiere verwenden könnten. Auf diese Weise könnten manche von uns Zeit 

gewinnen und ihren aussichtsarmen Weg auf das Arbeitsamt aufschieben. Später stellte sich zudem 
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heraus, dass die nicht immer gerichtsfesten Kündigungen den Betroffenen Gelegenheit gaben, ihre 

Arbeitsplätze zeitweilig zu behaupten oder die Universität zu zwingen, Vergleiche einzugehen. 

Schließlich hielt es der Senat für besser, Mitarbeitern, die er loswerden wollte, ein Verfahren anzu-

bieten, dass sinnigerweise die Bezeichnung „Goldener Handschlag“ erhielt. Wer darauf einging, 

konnte seinen Arbeitsvertrag mit einer Abfindungssumme lösen. 

Die Gerichtsverhandlung, die sich mit meiner Klage beschäftigte, fand am 29. Januar 1993 im Ar-

beitsgericht in der Lützowstraße statt. Freunde hatten mich an eine junge Rechtsanwältin verwiesen, 

die vordem auf dem Gebiet des Arbeitsrechts in der Humboldt-Universität gearbeitet hatte und die 

Tochter einer älteren Bekannten und einstigen Redakteurin der „Zeitschrift für Geschichtswissen-

schaft“ ist. Wir waren uns über die Funktion der Klage einig, verwandten aber doch einige Sorgfalt 

auf die Formulierung des Widerspruchs. Der Richter eröffnete die Sitzung, die man Verhandlung 

nicht nennen kann, mit der Frage: „Wollen Sie ein bitterböses Urteil oder Ihre Klage zurückziehen?“ 

Wir wollten das Urteil. Darauf folgte zwischen dem Richter und der Anwältin ein kurzer Wortwech-

sel, aus dem hervorging, dass sich der Beamte auf die Erörterung der Kündigungsgründe unter keinen 

Umständen einlassen wollte. Dann diktierte der Arbeitsrichter den Beschluss, während die beiden 

neben ihm platzierten Beisitzer ihre Statistenrolle beibehielten. Es waren wenig mehr als zwanzig 

Minuten vergangen und die Prozedur, die eine Farce abgab, fand zur Verblüffung mancher meiner 

als Zuhörer und aus Sympathie anwesenden Kollegen ein Ende. Ich hatte mit diesem Verlauf gerech-

net und fest zugesagt, am Abend in Weingarten nahe dem Bodensee zu sein, wohin ich zu einem 

Vortrag an der Katholischen Akademie eingeladen war. Ich brauchte mich zum Bahnhof Zoo nicht 

einmal zu sputen. Für ein Verfahren vor einer weiteren Instanz wollte ich die Gelder der Gewerk-

schaft Wissenschaft nicht erneut beanspruchen. 

Meine siebenundzwanzig Jahre ausfüllende Arbeit an der Humboldt-Universität lagen definitiv hinter 

mir. Ich war froh, dass ich früher ausgeschieden war als meine beiden Mitarbeiterinnen Christa Ol-

schewski und Erika Schwarz; jede andere Reihenfolge hätte mich zusätzlich belastet. Irgendetwas zu 

ihren Gunsten tun konnte ich ohnehin nicht mehr. Denn inzwischen hatte die Struktur-Berufungs-

Kommission sich einer weiteren Aufgabe angenommen. Sie forderte alle alten Mitarbeiter auf, sich 

vor ihren Mitgliedern zu Gesprächen einzustellen. Die meisten der Angesprochenen taten das. Es 

erwies sich, dass diese Begegnungen darauf angelegt waren, Protokolle anzufertigen, in denen der 

Universitätsleitung Argumente für Kündigungen angeboten wurden. Eine Zeit lang noch mochten 

sich die westlichen Kommissionsmitglieder geziert haben, ausdrücklich namentliche Vorschläge für 

Entlassungen zu unterbreiten. Doch wie es in solchen Fällen zu gehen pflegt, auch sie galt, dass sie 

beim ersten Schritt frei, beim zweiten Knecht waren. Schließlich verrichteten sie, bevor sie abtraten, 

was von ihnen verlangt wurde. Dabei galt auch ihnen der Grundsatz, der, wo immer es irgend anging, 

im Umgang mit der gesamten arbeitenden Bevölkerung in den neuen Bundesländern angewendet 

wurde. Die einen wurden aller Hoffnungen sogleich beraubt, andere hingegen durften noch hoffen, 

ihre Arbeitsplätze zu behaupten oder zumindest einen minderen zugewiesen zu erhalten. Teile und 

herrsche, das in Jahrhunderten bewährte Verfahren, versagte auch in den auf den 3. Oktober 1990 

folgenden Jahren nicht. Die Politik, die später beschönigend Elitewechsel genannt wurde, während 

tatsächlich niemand ausgewechselt, sondern Zehntausende Angehörige der Intelligenz entlassen wor-

den waren, ließ sich so ungestört durchsetzen. Während wie vorgesehen aus Professorenschaft und 

Mittelbau der einstigen Sektion Geschichte die einen entlassen wurden, sahen sich andere in mehr 

oder weniger lange, von zwei Ausnahmen abgesehen, befristete Arbeitsverhältnisse gestuft. Einige 

erhielten eine Beschäftigung, bis sie das Rentenalter erreicht hatten oder ihm so nahegekommen wa-

ren, dass ihnen die Regelung des Vorruhestandes blieb. 

So kam die „Abwicklung“, wenn auch mit einer im Ganzen unwesentlichen, für viele Einzelne aber 

doch wichtigen Zeitverzögerung voran. Am Jahresende 1996 waren die einstigen Mitarbeiter der Sek-

tion Geschichte bis auf einen selbst für das Innenleben des Instituts ganz unbedeutenden Rest beiseite 

geräumt. Auf Dauer wurden nur die beiden Kolleginnen angestellt, die seinerzeit in der vom Senat 

installierten Kommission mitgearbeitet hatten. Das entsprach einer generellen Regelung, die in der 

gesamten Universität praktiziert wurde. Natürlich ließ dieses Verfahren des Teilens und Herrschens 
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auch die früheren Beziehungen von uns Mitarbeitern aus DDR-Zeiten nicht unberührt. Ganz vergiften 

konnte es sie nicht. Nur einer aus der über siebzig Mitarbeiter zählenden Sektion hat sich den neuen 

Herren skrupellos angedient. Anders lässt sich seine Mitwirkung in einer Kommission schwer benen-

nen, die unter anderem beschloss, dass die hinter der Universität verlaufende Straße, die Clara-Zetkin-

Straße hieß, nun wieder ihren ursprünglichen Namen, den der ersten preußischen Königin, erhielt. 

Wie auch hätte die sich auf ihren Umzug nach Berlin vorbereitende Parlamentariermehrheit in einem 

Reichstag verhandeln wollen, auf dessen Gebäude eine Straße mit dem Namen der Sozialistin ein-

mündete, die als ein Mitglied führender Gremien der Kommunistischen Internationale gewirkt und in 

eben diesem Bau 1932 ihre letzte berühmte Rede als Alterspräsidentin gegen die deutschen Faschis-

ten gehalten hatte? 

Mir war der Abschied von dieser „erneuerten“ Universität nicht schwergefallen. Auf ihn hatte ich 

mich, vom November 1989 an gerechnet, zwei Jahre einstellen und vorbereiten können. Hinzu kam, 

dass mittlerweile mehr als vier Jahrzehnte pädagogische Arbeit hinter mir lagen. Ich begann sie noch 

während meines Studiums, weil es an der Jenaer Arbeiter-und-Bauern-Fakultät an Lehrkräften gefehlt 

hatte. Wenn ich auch später nie wieder mit der gleichen Intensität – zwölf Wochenstunden, sechs am 

Mittwoch und sechs am Sonnabend, um an den anderen vier Wochentagen meinen Studienverpflich-

tungen konzentriert genügen zu können – unterrichtete, so hatte ich doch über lange Jahre einer Arbeit 

hinter mir, die unvermeidlich mit vielen Wiederholungen verbunden war. Je knapper aber die eigene 

Lebenszeit zu werden begann, umso stärker zog es mich zu Beschäftigungen mit Fragen und Proble-

men, die ich vordem selbst nicht durchdacht hatte und umso mehr widerstrebte mir das bei aller Über-

arbeitung von Vorlesungen infolge neu gewonnener Einsichten und Perspektiven doch unausbleibli-

che Wiederkäuen von allzu oft schon Gesagtem. Kurzum: Über Abnutzungs- und Ermüdungserschei-

nungen täuschte ich mich nicht, wenngleich ich versuchte, die Studenten das nicht spüren zu lassen. 

Obendrein wirkte der Widersinn der Lehrplananforderungen. Mein Jenaer Lehrer Karl Griewank las 

seine Hauptvorlesungen in größeren Abständen. Jeder Student wusste, dass er in den etwa fünf Jahren 

seines Studiums zweimal Gelegenheit hatte, sie zu hören. Nach dem verschulten System der späten 

DDR-Jahre waren vergleichbare Veranstaltungen jedes Jahr zu absolvieren und dies schließlich auch 

noch gesondert für die Studenten mit der Ausbildungsrichtung Lehrer und die mit dem Ziel des Dip-

lom-Historikers. Wie in der allgemeinbildenden Schule der Geschichtsunterricht hatten die Ge-

schichtsvorlesungen bei der Menschwerdung zu beginnen und in chronologischer Folge bei Erich 

Honecker zu enden. Uns war kein Schaden daraus erwachsen, dass wir während unseres eigenen 

Studiums die Geschichte des Alten Orients und Lektionen über das Dreikaiserjahr 1888 gleichzeitig 

gehört hatten und uns zwischen beiden massenhaft Wissen noch fehlte. Unter meinen Kollegen waren 

manche, die sich in diesem wohl geordneten, verschulten System problemlos bewegten. Studenten, 

die anderes nicht kannten und an diese Art geistiger Schulfütterung gewöhnt waren, mochten sie nicht 

missen. Das spornte auch nicht an. 

Bevor ich aber den Hochschulpädagogen auszog, hatte ich mich um einige Studenten zu sorgen, die 

sich für die Spezialisierung auf meinem engeren Fachgebiet entschieden hatten. Das waren zuletzt 

drei. Den einen hatte ich mit Erfolg zu der Inangriffnahme einer Doktorarbeit angeregt, die sich mit 

den antijüdischen Maßnahmen befassen sollte, die nach dem Pogrom von 1938 im Deutschen Reich 

ergriffen wurden, um Juden nicht den „Ariern“ zur Last fallen zu lassen. Daraus wurde eine gelungene 

Dissertation über das System der Zwangsarbeit, die unter anderem mit der Entdeckung vieler über 

ganz Deutschland verteilter Zwangsarbeitslager verbunden war. Als sie an der Technischen Univer-

sität verteidigt wurde, sagte mir Wolfgang Benz, der Leiter des Zentrums für Antisemitismusfor-

schung, ich könnte ihm von solchen Leuten noch mehr bringen. Doch war Wolf Gruner „mein Letz-

ter“. Der andere der beiden befand sich noch in einer früheren Studienphase. Ich hatte ihn zu späten 

DDR-Zeiten mit Hilfe des Staatssekretariats für Kirchenfragen zeitweilig zu Studien an die Jüdische 

Hochschule in Heidelberg empfehlen können, denn die Jüdische Gemeinde Berlins besaß selbst kei-

nen Kandidaten, der das Angebot annehmen konnte. Meine Idee war, dass er sich dort und später mit 

dem Ziel einer Doktorarbeit mit der Geschichte des Zionismus und der Zionistischen Vereinigung für 

Deutschland während der Weimarer Republik beschäftigen sollte. Als ich für das in Jena erarbeitete 
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Lexikon zur Geschichte der bürgerlichen Parteien und Organisationen den Artikel über diese Verei-

nigung schrieb, war mir aufgefallen, wieviel das Thema für das Verständnis auch der weiteren Ent-

wicklung – einschließlich der aktuellen Auseinandersetzungen in Israel um Innen- und Außenpolitik 

– an Zugängen bot. Doch ging mein Plan nicht auf. Sein Interesse verschob sich unter Mitwirkung 

seiner polnischen Freundin ostwärts und auf die Geschichte der zionistischen Bewegung in Westpo-

len. Da mitzureden, fehlten mir auch alle sprachlichen Voraussetzungen, das Polnische ebenso wie 

das Jiddische und das Hebräische, dessen Erlernung ich von jedem der beiden mit der Begründung 

gefordert hatte, sie müssten sich schließlich auch durch ihre Sprachkenntnisse für ihre künftigen Auf-

gaben besser gerüstet zeigen, als ich mich unter anderen Umständen auf die meinen vorbereitet hätte. 

Dafür gab es an der Humboldt-Universität exzellente Möglichkeiten. Als ich mein Zimmer im zwei-

ten Stock des Hauptgebäudes räumte, das ich mit meinen beiden Kolleginnen teilte, war auch dieser 

Student mit Hilfe von Westberliner Fachkollegen, die ich bei verschiedenen Gelegenheiten schon 

während der DDR-Zeiten kennengelernt hatte und die sich seiner annahmen, für seinen weiteren Weg 

auf festen Grund gebracht. 

Blieb Rita Röhr, die Tochter eines Kollegen, mit dem ich erst in den letzten Jahren durch unsere 

gemeinsame Arbeit in der kleinen neugegründeten Berliner Gesellschaft für Faschismus- und Welt-

kriegsforschung in engere Beziehungen trat. Sie sprach polnisch und hatte sich für den Gedanken 

gewinnen lassen, auch das Tschechische sich anzueignen und damit Voraussetzungen zu gewinnen, 

sich künftig mit der Geschichte der deutschen Minderheiten in den beiden slawischen Nachbarländern 

zu befassen. Mir schien es seit langem unerträglich, dass wir das Thema ganz und gar Historikern – 

und nicht nur ihnen – in der Bundesrepublik überließen. Schon einmal, während meines Direktorats 

zwischen 1973 und 1977, war ich mit dem weiterzielenden Versuch gescheitert, in unserer Sektion 

eine Arbeitsstelle für die Geschichte Polens einzurichten. Zwar gelang es, zunächst einen Warschauer 

Gastdozenten zu uns zu holen. Doch der Plan, dass sich Eberhard Trczionka, der sich im Bereich 

Geschichtsmethodik nicht sonderlich wohl fühlte, von seinen Interessen und seinen Sprachfähigkei-

ten aber alle Voraussetzungen besaß, in die Materie einarbeitete, scheiterte. Er starb ohne jedes seinen 

Tod ankündigende Vorzeichen, als er eben damit begonnen hatte. Nun erledigte ein anderer Tod, das 

Ende der DDR, auch den Vorsatz, der sich auf Rita Röhrs Entwicklung gerichtet hatte. Nach einer 

befristeten Arbeit an der neugegründeten Universität in Frankfurt a. d. O. schlägt sie sich mit ihrer 

Familie derzeit wie viele andere mit gleicher oder ähnlicher Befähigung ohne eine langfristige Ar-

beitsperspektive durch. 

Demgegenüber kam mir mit vielen anderen meiner Altersstufe die „Gnade der frühen Geburt“ zugute. 

Mit meinem Kündigungsschreiben meldete ich mich auf dem zuständigen Arbeitsamt und wurde in 

die rasch wachsende Gruppe der Arbeitslosen registriert. Das bedeutete, dass mir ab dem 1. Januar 

1993 vierzehntägig 1000.– D-Mark auf mein Konto überwiesen wurden. Danach gelangte ich aus 

eigenem Entschluss, weil mir die dauernden sinnlosen Meldungen lästig wurden, in die Kategorie der 

Empfänger von Altersübergangsgeld, bis ich von dieser zu den Rentnern sortiert wurde. Die damit 

verbundenen Besuche in Verwaltungen und Ämtern, das Beschaffen der diversesten Zeugnisse und 

Dokumente hielt mich nicht allzu lange auf. Wiewohl mir jegliche Beschäftigung mit bürokratischen 

Papieren früh als gestohlene Lebenszeit vorkam und mir buchstäblich auf die Nerven ging, überstand 

ich diese Kraftprobe mit einer Art sportlichen Einstellung. Und das leitet mich zu der allgemeineren 

Frage über: Warum überstand ich diese hektischsten Jahre meines Lebens, denen es nicht an drama-

tischen Noten fehlte und die mit psychischen Belastungen und menschlichen Enttäuschungen ver-

bunden waren, in denen ich mich Gerissenheit und Gemeinheit gegenüber und ausgesetzt sah, ohne 

Phasen der Depression und Resignation und auch ohne einen einzigen Ausbruch von Zorn und Wut, 

wozu ich ohnehin nicht neige? Warum gehörte ich zu denen, von denen ein Bibelwort sagt, das mir 

ein Bremer Freund, der Pastor Hartmut Drewes, schrieb und das ich mit eigenen Worten wiedergebe, 

sie seien erschüttert, aber nicht ertötet worden? Die Fragen verbinden sich für mich mit Gedanken an 

Freunde und Kollegen, die nicht so glücklich waren. 

Zuerst begruben wir Wolfgang Schumann, der sich wie kein zweiter in der DDR um die Erfor-

schung der Geschichte des Zweiten Weltkriegs verdient gemacht hatte. Er hielt die Schwerstarbeit 
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an dem sechsbändigen Vorhaben „Deutschland im Zweiten Weltkrieg“ durch, als seine physischen 

Kräfte schon immer mehr abnahmen. Das Resultat galt den westdeutschen Historikern als eine Her-

ausforderung, mit deren Beantwortung die Geschichtswissenschaftler am Militärgeschichtlichen For-

schungsamt bis heute nicht zu einem Ende gekommen sind. Vordem hatte Wolfgang sich mit anderen 

mehrfach durch die Edition von Dokumentenbänden hervorgetan, welche die Rolle von Konzernen, 

Großunternehmen und Wirtschaftsverbänden im Nazireich charakterisierten. Wir kannten uns aus 

frühen Jenaer Studententagen. Unsere Ehefrauen unterrichteten zeitweilig in der gleichen Schule, un-

sere Kinder besuchten den gleichen Kindergarten. Wir verbrachten unvergessene Ferien im tief ver-

schneiten Harz, als die Wege zum Brocken noch offen waren. Wir vergnügten uns auf Faschingsfeten. 

Vor allem suchten wir, wie das etwas feierlich-erhaben in einer FDJ-Parole genannt wurde, die „Hö-

hen der Wissenschaft“ zu stürmen. Forschend kamen wir eng zusammen, als er mir 1960 anbot, mich 

an dem Unternehmen „Geschichte der Jenaer Zeiss-Werke“ zu beteiligen. Dann ging er früher nach 

Berlin als ich. Als er in das Akademie-Institut wechselte und die Leitung der Abteilung 1917 bis 1945 

übernahm, führten uns gemeinsame Vorhaben und Reisen zu Konferenzen erneut zusammen. Dann 

versagten seine Nieren nach langer medikamentöser Behandlung einer Kreislauferkrankung den 

Dienst. Kurz vor seinem Tode besuchte ich ihn. Es wurde ihm gerade ein Gefährt gebracht, mit dem 

er sich in der Wohnung noch aus eigenen Kräften bewegen können sollte. Nur wenige Tage später 

verstarb er. Wir begruben ihn auf einem Friedhof in der Stadtmitte Berlins. Ich hielt ihm und uns die 

Rede. Sie ist alsbald in der „Zeitschrift für Geschichtswissenschaft“ gedruckt worden. 

Mit Manfred Kossok starb einer aus der nicht so kleinen Breslauer „Fraktion“ der Historiker und 

derjenige von uns, der als ein Schüler von Walter Markov international die größte Reputation erlangt 

hatte. Besonders angesehen war er in Fachkreisen Lateinamerikas. Dorthin reiste er noch, als er das 

mit der Vorsorge für die permanente Behandlung an einer künstlichen Niere verbinden musste. Von 

da kam er, als wir uns am Ende des Kongresses in Madrid 1990 trafen. Erst die Wendezeiten, als wir 

weniger wurden, brachten uns einander näher. Ich schrieb ihm über Erfahrungen, die ich in Berlin 

mit den neuen Herren machte, er mir über die seinen in Leipzig. Seine Verdienste verschafften ihm 

keinen Bonus und den wünschte er auch nicht. Von der Beisetzungsfeier für seinen Kollegen, den 

Mediävisten Ernst Werner, kam er entkräftet nach Hause. Wenige Tage später war auch er tot. 

In Baumschulenweg versammelten wir uns zur Beisetzung von Ludwig Nestler, der die Dokumenta-

tionsstelle im Innenministerium der DDR geleitet und bei Quelleneditionen mit Wolfgang Schumann 

über Jahre eng zusammengearbeitet hatte. Schon die Nachricht, das den stets freundlichen und zu 

jedem Spaß aufgelegten Mann, der herzlich laut lachen konnte, ein Krebsleiden gepackt hatte, war 

deprimierend. Es hat ihn, wiewohl es bei unseren letzten Begegnungen sich zum Besseren zu wenden 

schien, wie Schumann und Kossok lange „vor der Zeit“ umgebracht. Und wiewohl jeder dieser Le-

bensabschlüsse seine eigene medizinische Vorgeschichte besaß, bleibt die Tatsache, dass sie den 

neuen Belastungen der Wende nicht standzuhalten vermochten, denn jeder von ihnen erfuhr am ei-

genen Leibe, wie das mit dem deklarierten Zusammenwachsen verlief. Sie gehörten nicht dazu. 

Am unverhofftesten traf mich die Nachricht vom Tode Gustav Seebers, des Leipziger Historikers und 

Spezialisten für die Geschichte des zweiten deutschen Kaiserreichs. Er hatte in Jena zu studieren 

begonnen, als ich damit schon fast an das Ende gekommen war. Mit seiner Frau teilte ich Wickers-

dorfer Schulerlebnisse und Jugenderinnerungen. Mit anderen aus der Leipziger Gruppe des Akade-

mie-Instituts verbrachten wir diskutierend und feiernd in den sechziger und siebziger Jahren Stunden 

auf der Datsche von Horst Bartel in Neu Venedig. Damals befassten sie sich mit einer Biographie 

von August Bebel. Zuletzt sah ich Gustav wohl eine Woche vor seinem Tode, als er und Eva mich 

wieder einmal freundlich als Nachtgast einquartierten. Es war zu Zeiten der Buchmesse und wir folg-

ten Evas Vorschlag, uns eine Veranstaltung mit Wolfgang Leonhard anzuhören. Er war der einzige, 

den ich je den Anspruch erheben hörte, er habe den Untergang der DDR exakt vorausgesagt. Nichts 

deutete an diesem Abend und als wir danach noch in der Hainstraße zusammensaßen darauf hin, dass 

Gustav Opfer eines Herzinfarkts werden könnte. Er galt als unverwüstlich, beim Arbeiten und auch, 

wenn wir uns zu einer Feier trafen. Doch er war seit Monaten ohne Nachricht auf ein Forschungspro-

jekt, das er nach der Abwicklung der Akademie-Institute eingereicht hatte und mit dem sich ihm 
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Vorstellungen seiner Weiterarbeit als Wissenschaftler verbanden. 

Im Nachdenken und Gedenken an Freunde bin ich der Zeit vorausgekommen, von der hier geschrie-

ben wird, und doch bei der Frage geblieben: Wer und was half mir über die Krisenjahre? Zunächst 

und dauernd die Möglichkeit, Forschungen weiterzuführen und neue, wenn auch begrenzte, weil nur 

aus eigenen Mitteln finanzierbare in Angriff zu nehmen. Freilich wollte ich nicht für meinen Schreib-

tisch arbeiten. Das verhinderte zum einen die Bekanntschaft mit Wolfgang Benz, den ich vordem nur 

als Mitarbeiter des Münchener Instituts für Zeitgeschichte aus der Literatur wahrgenommen und im 

September 1989 flüchtig während einer Tagung in Pforzheim kennengelernt hatte, die aus Anlass des 

50. Jahrestages des Beginns des Zweiten Weltkrieges veranstaltet worden war. Er hatte jüngst in 

Berlin die Nachfolge von Herbert Strauß angetreten, der aus den USA als Gründungsdirektors des 

Zentrums für Antisemitismusforschung nach Berlin gekommen und in die USA zurückgegangen war. 

Benz akzeptierte die Idee, eine Publikation zur Wannseekonferenz, die Erika Schwarz und ich in 

Angriff nehmen wollten, in einer Reihe des Metropol-Verlags zu publizieren. So lernten wir auch den 

Verleger Friedrich Veitl kennen, der sich wie Benz als ein Mann erwies, dem es um Wissenschaft 

und Aufklärung ging, dazu ein eigenes Urteil besitzt und sich von erfolgten und denkbaren weiteren 

politischen Angriffen auf seine Autoren nicht schrecken ließ. Ehrenerklärungen brauchten wir nicht 

abzugeben und Persilscheine nicht vorzuweisen. 

Wir lieferten das Manuskript zur vereinbarten Zeit. So konnte es vor dem 50. Jahrestag des Stattfin-

dens der ungeheuerlichen Veranstaltung erscheinen. Aus diesem Anlass wurde in den Räumen des 

Hauses am Großen Wannsee eine Gedenkstätte eingeweiht. Ein Rezensent – es war derselbe Histori-

ker, der im Herbst 1990 mit seinem Artikel in der „Tageszeitung“ die Publikationen über mich und 

die politisch motivierten „Relegationen“ an der Sektion Geschichte eröffnet hatte – wir wären die 

einzigen, die das aktuelle Thema aufgegriffen und damit etwas für das Ansehen der Republik getan 

hätten. Möglicherweise brauchte er wie mancher an der Abwicklung beteiligte eine Erleichterung. 

Eine Rolle als Ehrenretter hatten Erika und ich nicht übernehmen wollen. Übrigens ließen wir dem 

Buch ein zweites, thematisch angrenzendes folgen. Sein Gegenstand war die Biographie des Mitar-

beiters von Adolf Eichmann sowie die Gerichtsprozesse, die in Wien gegen ihn stattgefunden hatten, 

denn er war über Jahre für den Transport der jüdischen Opfer zu ihren Mördern zuständig gewesen 

und hatte seinen Auftrag verbissen und exakt ausgeführt. 

Dann erhielten wir auf merkwürdigen Umwegen eine Einladung zum Mittun. Eine in München lebende 

Lektorin eines Verlags fragte mich, ob ich nicht bei der Herausgabe von Briefen mich beteiligen wollte, 

die jüdische Familien hinterlassen hätten. Geld für den notwendigen Druckkostenzuschuss würde zur 

Verfügung stehen. Das wollte ich entscheiden, wenn ich die Schriftstücke gesehen hätte. So lernte ich 

erst in Augsburg den Mann kennen, der die Hinterlassenschaft aus seinem Familienbesitz sorgfältig 

verwahrt hatte, und dann fuhren Erika und ich zu Hanne Hiob, um sie am anderen Ende Berlins in 

einem ihrer Anwesen zu besuchen. Die Tochter Brechts hatte sich wegen des Drucks der Briefe, für 

den sie sich engagierte, bereits mit mehreren Verlagen in Verbindung gesetzt, ohne zu einem Ergebnis 

zu gelangen. Sie verdächtigte die Angesprochenen des Desinteresses. Dass sie zum Ziele nicht gekom-

men war, erklärte sich aber zumindest zu einem Teil aus ihrer Vorstellung, ein teilnehmendes Vorwort 

würde genügen, um die Hinterlassenschaft auf dem Buchmarkt präsentieren zu können. Dass Historiker 

solche Texte entschlüsseln könnten und müssten, leuchtete ihr aber bald ein. Wir schieden auf das Un-

ternehmen verabredet. Ihm konnten wir umso mehr Interesse abgewinnen, als es sich um eine außeror-

dentliche Überlieferung handelte. Die Absender der Briefe entstammten jüdischen Handwerkerfamilien 

aus Oberschlesien, und die Adressatin war ihre Verwandte, die nach Augsburg geheiratet hatte und dort 

ein kleines Schuhwarengeschäft betrieb, bis sie es als „Halbjüdin“ schließlich aufgeben musste. Nie-

mand von diesen Oberschlesiern, sofern er nicht rechtzeitig ins Ausland entkam, hatte überlebt. Die 

letzte Nachricht einer der Verwandten, vor ihrer Deportation mit ihrem Mann und dem Baby rasch auf 

eine Karte geschrieben, lautete knapp: „Wir verreisen.“ Das wurde der Titel des Buches, das im Ham-

burger Konkret Verlag erschien und dem später eine weitere Ausgabe im Aufbau Verlag folgte. Seine 

Vorstellung fand in Augsburg statt. Erika und ich reisten hin. Der Kleine Goldene Saal, der wohl vier-

hundert Menschen fasst, war bis auf den letzten Platz gefüllt. In der ersten Reihe saßen die lokalen 
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Honoratioren und ein leibhaftiger bayerischer Staatssekretär. Furchtbar erkältet hielt ich meine Rede. 

Hatten wir wieder etwas für jemandes Ansehen getan? Im Grunde waren wir nur bei unserem Leisten 

geblieben. Die Deutschen sollten mit und auch aus ihrer Geschichte leben. 

Das Gefühl, das ich nichts mehr zu tun hätte, konnte in mir nicht aufkommen. Noch immer brauchte 

ich nicht nur einen Abreißkalender. Die veränderte, aber verbliebene Nachfrage wirkte als das erste 

Hilfsmittel, um durch die widrigen Zeiten zu gelangen. Nicht weniger wichtig und wärmend empfand 

ich, dass mir nahezu alle meine Freunde geblieben waren. Die einen in Berlin, andere in räumlicher 

Entfernung. Jene, mit denen ich mich öfter sah und verständigte, und diese, zwischen Ostsee und 

Thüringer Wald verstreuten, mit denen ich brieflichen Kontakt hielt. Darunter meine Wickersdorfer 

Mitschüler, für deren Unfähigkeit, sich den neuen Herren anzudienen, ich mein letztes Hemd verwet-

tet haben würde. Jeder setzte sich nach Erkenntnis, Erfahrung und Temperament mit der Zeitwende 

auseinander, allesamt waren wir nachdenklicher geworden. Trafen wir uns, gingen wir nie ohne Ge-

winn auseinander. Natürlich kehrten die Gespräche immer zu der einen Frage zurück: Wie kam es zu 

diesem Ende eines geschichtlichen Weges, der zwischen Elbe und Stillem Ozean beschritten worden 

war, und wie steht es aus jenen vergangenen Zeiten um unser eigenes Soll und Haben und Gehabtha-

ben? Welche Antworten enthält die Geschichte der DDR, welche die der Sowjetunion? Damit werden 

wir nicht ans Ende kommen. Doch hindert uns das nicht, den eigenen Platz in der neuen, der alten 

Gesellschaft zu bestimmen. 

In jenen Jahren habe ich auch Freunde verloren, wenige. Das geschah leise, anfänglich unmerklich 

und undramatisch. Nicht, dass einer von ihnen sich mit fliegenden Fahnen den Brüdern und Schwes-

tern an den Hals geworfen hätte, die ihre Arme ohnehin eher verschränkten denn ausbreiteten. Doch 

manche hatten einfach, ohne dass sie und ihre Familien von materieller Not bedroht gewesen wären, 

eine Heidenangst ins gesellschaftliche Abseits oder Aus zu geraten. Ich musste spät lernen, in wel-

chem Grad der Charakter Menschen regiert und über ihre womöglich besseren Einsichten zu trium-

phieren vermag. Gewiss, der eine oder die andere mögen vor und nach 1990 einzig sich angepasst 

und also sich eigentlich nicht verändert haben. Mancher, an den ich mich erinnere, mag aus solchem 

Weichholz immer schon gewesen sein. In den späteren DDR-Zeiten war das nicht zu erkennen ge-

wesen. Doch wurde alle diese Erfahrungen auch wieder aufgewogen. An anderen, mit denen ich über 

Jahre unter dem gleichen Dach arbeitete, lernte ich Eigenschaften kennen, die ich bisher übersehen 

hatte. Manchmal fragte ich mich, warum ich sie nicht vorher „entdeckte“. 

Mitunter rührte Hilfe aus kurzen Begegnungen wie aus jener, da mir wie selbstverständlich gesagt 

wurde: „Da fangen wir eben wieder von vorne an.“ Unwichtig, dass die Devise der Ratgeberin auf 

Dauer nicht galt, die sie sich vorsetzte und mir vorschlug. Nur bietet die Geschichte keine neue Runde 

und keine Revanche wie das „Mensch-ärgere-Dich-nicht“-Spiel. Wir suchen einen neuen Ausgangs-

punkt, von dem ein Weg in eine humanistische Gesellschaft führen könnte. Mit den Arbeitslosen 

wollen wir uns so wenig abfinden wie mit den Obdachlosen. Das parasitäre, die Reichtümer der Welt 

verprassende Leben der wenigen möchten wir ebenso aus er Welt schaffen wie das elende Hunger-

sterben der anderen. 

Wieder und wieder höre ich mit der Stimme des Schauspielers Kurt Böwe dieses „Wir sind hinaus-

gegangen, den Sonnenschein zu fangen. Komm mit uns, versuch’ es doch selbst einmal.“ Das haben 

wir nach dem Kriege bei Wanderungen über die Wickersdorfer Höhen gesungen. Mit Inbrunst, gläu-

big, gewiss. Da können wir nicht wieder anfangen. Aber die Aufgabe ist doch geblieben. Zweimal ist 

sie mir ins Bewusstsein geraten. Zuerst mit dem Kommunistischen Manifest. Dann Jahrzehnte später 

während einer Indienreise, die mich bis Kalkutta führte. Den ätzenden Rauch und Gestank von mit 

Unrat genährten Feuern meine ich noch heute zu empfinden, erzeugt von Menschen, die unter freiem 

Himmel leben mussten und sich und für ihre Kinder etwas Essbares bereiten wollten, um zu überle-

ben, während ich mich in mein Hotelbett verkroch. 

Viel haben mir in jenen zwei Jahren Barbara und Armin geholfen. Das gäbe eine andere und lange 

Geschichte. Sie tat es im Gespräch und durch ihr Schweigen und auch dadurch, dass deren größere 

Sorgen von den meinen weglenkten. Barbara, selbst von der Abwicklung des Akademie-Instituts für 
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deutsche Geschichte betroffen, hat aus dem Erzgebirge eine viel praktischere Einstellung zum Leben 

mitgebracht, als ich sie besitze. Ihr Vater hielt seinem Enkel, der in Kindheitstagen zur Aufgabe 

neigte und die mit den Worten „Geht nicht“ kommentierte, bestimmt entgegen: „Geht nicht, gibts 

nicht!“ In der Welt des Alltags ist das eine nützliche Parole. 

Geht nicht, erklären mir heute viele, die ich schätze, wenn die Rede auf eine Gesellschaft ohne Aus-

beutung kommt. Logisch-historische Argumente können den Resignierenden nicht entgegengehalten 

werden. Bezweifelbar ist auch, ob sich für einen zweiten Versuch des Ausbruchs aus der Welt der 

Ausbeutung des Menschen durch den Menschen je ein Tor öffnen lassen wird. Noch immer erinnere 

ich mich der langezurückliegenden Eisenbahnfahrt mit meinem ungarischen Kollegen Tokody von 

Jena nach Berlin, während der er mir in seinem korrekten und bedächtigen Deutsch auseinandersetzte: 

„Weißt Du, wir sind die Schuldigen. Hätten die Deutschen und die Ungarn damals nach dem Ersten 

Weltkrieg die Chance der Revolution nicht vertan [...]“. 

Der obendrein langweilige, alle historische Erfahrung ignorierende und Phantasie arme Gedanke, 

dass die Geleise der Weltgeschichte endgültig gelegt sind, ist für mich abschreckend und das wegen 

der bereits erkennbaren Stationen, zu denen sie führen. Und dann gibt es da die Geschichte von jenen, 

die im Wissen, dass die Welt morgen untergehen werde, heute einen Baum pflanzen. Das erkläre den 

Sozialismus zu einer Glaubenssache? Bis zu einem gewissen Grad war er das schon immer. 

(Erstveröffentlichung) 
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Emigrant – Deportierter – Sträfling – 

Verbannter – Spätrückkehrer 

Stationen im Leben des Wolfgang Ruge 

Wer sich in der DDR für Geschichte interessierte, namentlich für die Vorgeschichte jenes 30. 

Januar 1933, stieß auf Publikationen Wolfgang Ruges. Er wurde über den ostdeutschen Staat 

hinaus bekannt als Kenner deutscher wie sowjetischer Geschichte, vielseitiger Publizist, der ein 

Lehrbuch ebenso interessant zu schreiben wusste wie eine Biographie, und als philosophischer 

Kopf. Letzteres wurde spätestens gewahr, wer 1991 sein „Stalinismus – eine Sackgasse im La-

byrinth der Geschichte“ las. Kein Wort darin, dass er in diese Sackgasse geraten, wie ihm da 

mitgespielt worden war. Eigenes Vermögen und eine Kette von Zufällen ließen ihn überleben. 

Nun gibt er davon Bericht: Berlin – Moskau – Sosswa. Stationen einer Emigration (Pahl-Ru-

genstein Nachf., Bonn 2003, 452 S., 29 Euro). 

Der deutsche Januar 1933 griff mit seinen Folgen in das Leben von Millionen Europäern ein. 

Zu denen, deren Dasein der Sieg der Faschisten folgenschwer beeinflusste, gehörte der damals 

sechzehnjährige Wolfgang Ruge. Mit seinem Bruder Walter verlässt er Berlin, von seinem Va-

ter verabschiedet, einem – welch Seltenheit – Studienrat, der „nicht öffentliches“ KPD-Mitglied 

ist, alsbald seinen Arbeitsplatz verliert und sich ebenfalls in die Sowjetunion wendet. 

Ruge, Mitglied im Kommunistischen Jugendverband, nicht ahnend, dass es ihn ins „Vaterland 

der Werktätigen“ verschlagen könnte, hat sich über das Land belesen. Namen wie Budjonny 

und Woroschilow sind ihm geläufig. Er ist mit Bildern vollgestopft, die seine Phantasie anre-

gen. Die Grenze überschreitend, „überkommt ihn ein unbeschreibliches Gefühl, so wie es reli-

giöse Menschen beim Anblick der Jungfrau Maria empfunden haben mochten“. Dann folgen 

„Ernüchterungsschocks“: die Wahrnehmung von Hungernden, von Unordnung und Dreck, die 

Rationierung mit Menschenschlangen vor Geschäften, die Enge der Wohnverhältnisse. Aus ei-

nem von 10 Menschen belegten Schlafraum entkommen die Brüder dank der Mutter, die ihnen 

als Mitarbeiterin der Komintern ein Privatzimmer mieten kann. 

Die „erste Sowjetlektion“ verkraftet Ruge, auch dadurch, dass er Erfahrenes falsch zuordnet. 

Mit Unbehagen beobachtet er die „Parteireinigung“, doch deutet er widerliche Selbstbezichti-

gungen als Überspitzung. Schwerer verarbeitet er den um sich greifenden russischen Nationa-

lismus, die Prozesse gegen gestern noch als Lichtgestalten Gefeierte, die aller Realität entrückte 

Diskussion der 1936er Verfassung, die Welle der Verhaftungen, die auch ihm bekannte deut-

sche Emigranten erreicht. 

Doch Überzeugung und Einbildung reichen hin, „die Vision des proletarischen Weltfriedens“ 

zu behaupten. Er zweifelt nicht an Chancen seiner Fortbildung, um seine „Kräfte dem kommu-

nistischen Siegeszug“ zu widmen. Erlebnisdurst, Tatendrang und Abenteuerlust leiten ihn. 

Schon sieht er sich nach Deutschland zurückkehren, „gereift und gestählt, mithelfend, auf den 

Trümmern des Hitlerreiches ein neues Leben aufzubauen“. Indessen hat er seinen Lebensunter-

halt zu verdienen. Er erwirbt Fähigkeiten im technischen und künstlerischen Zeichnen und wird 

ein „mittelmäßiger Kartograph“. Seine Bewerbung zum Studium, noch ohne Abiturzeugnis 

möglich, scheitert jedoch. 

Zunächst war Ruges gesellschaftlicher und geselliger Bezugspunkt der Klub der ausländischen 

Arbeiter. Doch löst er sich von der „Emigrantenszene“, beschließt, „Russe zu werden“, ein 

„Dazugehöriger“. Mit Gleichaltrigen verbringt er die Freizeit, beteiligt sich an Arbeitseinsätzen 

wie dem an der Untergrundbahn, wird sowjetischer Staatsbürger. Zugleich erlebt er in dem von 

Misstrauen geschwängerten Lande Vereinsamung. Seine Verwandten sind ihm fremd gewor-

den, Freunde ziehen sich zurück, andere werden verhaftet. Die Mutter reist im Komintern-Auf-

trag im Februar 1938 nach Paris, der Vater wird im Mai nach Deutschland ausgewiesen. Ruge 
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gründet eine Familie, die ihm Zufluchtsort wird, widmet sich seiner Tochter, lässt für eine Zeit 

Politik Politik sein. Das und die Ehe hält er nicht lange durch. 

Am Tage des Kriegsbeginns 1939 beginnt seine Fortbildung an einer Abendschule. Dort lernt 

er seine zweite Frau Veronika kennen. Im Herbst 1940 kann er als Fernstudent in das Tscherny-

schewski-Institut für Philosophie, Geschichte und Literatur eintreten, wo er auch als Zeichner 

historischer Karten arbeitet. Während er das Studium unschwer meistert, wird sein kommunis-

tisches Bewusstsein immer härter geprüft. Da ist der Beifall vieler Russen für die deutschen 

Siege, der sowjetisch-finnische Krieg, der Wandel in der Roten Armee mit Rückgriffen in die 

Zarenzeit. Waren ihm bisher „keine Zweifel an der kommunistischen Idee“ gekommen, so ist 

ihm nun das Auseinanderklaffen von Idee und Praxis unverdrängbar, er fürchtet, „dass uns eines 

Tages eine faschistisch-sowjetische Waffenbrüderschaft blühen könnte“. Dann hört er am 22. 

Juni 1941, dass die Wehrmacht in die UdSSR eingefallen ist. Es beginnt jener Krieg, der „sein 

ganzes Leben durcheinander“ bringen wird. 

Unerwartet wird er zum „ratlosen Zuschauer“ verurteilt, kann gar seine Prüfungen am Ende des 

4. Semesters abschließen – bis er am 2. September 1941 für sich und seine Frau den Auswei-

sungsbefehl erhält. Sie finden sich in einer gottverlassenen kasachischen Siedlung wieder, 10 

Jahre zuvor gegründet von Kulaken aus der Wolgarepublik. Alsbald treffen weitere Deutsche 

von der Wolga, aus dem Kaukasus und aus Baku ein. Nach nur vier Monaten erfolgt, nun ohne 

seine Ehefrau, seine Deportation als „Arbeitsmobilisierter“ in den Nordural, einen Teil – wie 

er entsetzt feststellt – des Gulags. Dasein hinter Bretterzäunen, militärisch bewacht, mit Strafen 

diszipliniert, von Hunger, Kälte und Ungeziefer geplagt. „Zum Skelett abgemagert“, entkommt 

er dem Massensterben. 

Wie er, Holzfäller, Barackenwart, Saunaheizer, Brennholzbeschaffer, Bastschuhflechter, Bri-

gadier von Gleisbauern und Heuschnittern, gelegentlich mit Schreibarbeiten befasst, sich dann 

durchmogelt, einen schweren Unfall und Krankheiten übersteht, scheint an Wunder zu grenzen, 

ist aber – alles in allem – Frucht immer wieder gewonnenen Willens zur Selbstbehauptung, der 

sich zum Vorsatz verdichtet, diesen Stalin zu überleben. Denn so wenig Kraft ihm bleibt, an 

mehr denn Essen, Schlafen, wärmende Kleidung und eine erträgliche, eine hohe Brotration ein-

tragende Arbeit zu denken, bedrängen ihn die Fragen, in welches Land, in welche Gesellschaft 

er geraten ist. 

1944 mit der Aussicht auf Kriegsende und Sieg sinkt die Sterblichkeit, die Verpflegung wird 

ein wenig besser, das Brot trockener, „Lebensgeister“ kehren zurück. Sträflinge verwandeln 

sich in „gewöhnliche Verbannte“, ihre Bewachung lockert sich, sie erhalten Löhnung, müssen 

für ihre Ernährung teils selbst sorgen, können Lumpen durch ein Kleidungsstück ersetzen. Ei-

nigen wird erlaubt, jenseits der Lager zu wohnen, sofern sich eine zu mietende Bude findet. 

Ruge gelingt das 1946. Dauernder Wandel ergibt sich, als er in der in Sosswa stationierten 

Produktionsabteilung arbeiten kann. In dem „vermaledeiten Kaff“ wird er noch 11 Jahre ver-

bringen. Zuerst sucht er, da Schritte zur Familienzusammenführung möglich werden, Gewiss-

heit über die Pläne seiner Frau zu gewinnen, die sich von ihm getrennt hat. Seine Reise nach 

Karaganda endet auf dem Scheidungsamt. 

Ruges Antwort auf das niederschmetternde Erlebnis ist verblüffend: Er beschließt, sein Stu-

dium fortzusetzen. Auf der Rückreise kann er sich an der Swerdlowsker Universität einschrei-

ben. Er wird Fernstudent in einer Stadt, die er eigentlich nicht betreten darf. Wie er mit Arbeits-

wut, Findigkeit, Tricks, auch mit sanfter Erpressung eines Vorgesetzten zum Ziele gelangt, das 

bildet eine einzigartige Geschichte. Wird doch jede geheime Reise in die Gebietshauptstadt zu 

einem Abenteuer des Schienenstranges. 1948 erhält er das Diplom, wofür er eine schriftliche 

Arbeit über den Schwarzmeerhandel Genuas und Venedigs im 14. und 15 Jahrhundert vorgelegt 

hat. Es gibt keinen zweiten Absolventen, der im Verbanntenstatus dies je erreicht hätte. Doch 
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die Genugtuung erhebt ihn nur kurz. Stärker noch empfindet er, dass er „scheibchenweise“ um 

das Leben gebracht wird, das ihn ausfüllen könnte. 

Zu diesem Zeitpunkt hat Ruge schon mehrfach Bittgesuche gestellt. Auf ein mit unvermeidli-

chen Huldigungen versehenes Schreiben an Stalin antwortet Suslow, eine Ausreise sei „zur Zeit 

nicht möglich“. Den Verbannten wird Ende 1948 ein Beschluss des Ministerrates bekannt ge-

geben, dass alle Deutschen zu bleiben haben, wo sie sind. Der Radius, in dem sie sich bewegen 

dürfen, beträgt 7 Kilometer. Ruge ist vom Sträfling zum „Halbfreien“ unter den Verbannten 

aufgestiegen, doch der Kriegssieg ist für ihn bedeutungslos geblieben. Nach anderthalb Jahr-

zehnten sowjetischer Erfahrung drängt sich ihm der Gedanke auf, dass in diesem Lande die 

„Verwirklichung humanistischer Prinzipien, die der sozialistischen Idee zugrunde liegen, un-

möglich“ ist. Das Bild, das dessen Führungsgruppe, die Apparate, die Parteimitgliedschaft ge-

ben, hat seine Hoffnungen, Illusionen und Glaubensfähigkeit verbraucht. 

Es ist 1950 die Begegnung mit einer Freien, die eine neue Situation schafft. 1954 wird er Taja 

heiraten, sie Mutter ihres gemeinsamen Sohnes Shenja werden und bis zu ihrem Tode Gefährtin 

seines Lebens bleiben. Inzwischen weckte Stalins Ende Erwartungen. Immer häufiger beschäf-

tigt die Eheleute der Gedanke, nach Deutschland zu gelangen. Ruge sucht zu ergründen, ob ihn 

im ostdeutschen Staat nur eine verlängerte UdSSR erwartet oder eine eigene Wege suchende 

Gesellschaft und ob sein Traum, als Historiker zu arbeiten, sich verwirklichen lassen wird. Erst 

nachdem Adenauer 1955 die letzten Kriegsgefangenen, wegen Verbrechen schwer Verurteilte 

eingeschlossen, in Moskau gleichsam freigepresst hat, scheint sich im Kreml eine Erinnerung 

zu bilden, dass im eigenen Lande noch andere Deutsche festgehalten werden, Antifaschisten. 

Ohne eine Entschuldigung erhält Ruge am 15. Februar 1956 die Ausreisegenehmigung. Gesten 

der Wiedergutmachung bleiben den DDR-Genossen überlassen. Die sind trotz XX. Parteitag 

gehalten und interessiert, dass Wahrheit über den „großen Bruder“ nur in wirkungsarmen Dosen 

unter die Ostdeutschen gerät. Auch Ruge trägt dem Rechnung. Wiewohl ihm in diesem Punkte 

keine Wahl blieb: Dass er seine „grauenvollen und unverdienten“ Jahre und Fragen an das Wei-

terleiden vieler Zurückgelassener zu verdrängen begann, bildet den kritischen Schluss dieses 

außergewöhnlichen Buches. 

Der Autor bevorzugt bei allem, was er von Menschenqual und -quälerei berichtet, eine Darstel-

lung frei von überflüssiger Fracht. Sie lässt den Historiker erkennen, ohne ihn auszuleben. (Wer 

wissen will, was Ruge über Stalinismus herausgefunden hat, kann sich auf der von Friedrich-

Martin Balzer, dem auch die Herausgabe dieses Buches zu danken ist, edierten CD-ROM 

„Wolfgang Ruge für Einsteiger und Fortgeschrittene“ ISBN 3-89144-339-0, informieren.) Den-

noch fehlen Passagen nicht, in denen Empörung und Bitternis die Feder führen. Das gilt für die 

Erinnerung an den Todesstoß, der – nicht erst 1939 – gegen die Idee des Internationalismus und 

die Kommunistischen Internationale geführt wurde. Es trifft, ein weiteres Beispiel, auf die 

Schilderung jener Willkür zu, mit der Deutsche grundlos in Gebiete deportiert wurden, wo sie 

massenhaft zugrunde gingen. Die Menschenverachtung, die sich im staatlichen Unwillen fort-

setzte, die Untat als Unrecht von Anbeginn zu charakterisieren, prangert Ruge an. Die Weige-

rung, Vergangenes unbeschönigt zur Kenntnis zu nehmen, erscheint ihm ebenso dumm wie sie 

ihm verhasst ist. Der heute 85jährige hat keine frohe Botschaft zu verkünden. Sein Bericht stellt 

eine harte Herausforderung dar. Wer sie annimmt, wird über die Welt von gestern und von 

heute ins Nachdenken geraten und fragen, wie sich die von morgen vorstellen lässt. 

 



509 

Hindenburg-Experten 

Die Biographie des Paul von Hindenburg und Beneckendorf, kaiserlicher Generalfeldmarschall 

und Chef der letzten Obersten Heeresleitung im Ersten Weltkrieg, Reichspräsident (also: 

Staatsoberhaupt) der Weimarer Republik (1925 bis 1933) und im Nazistaat (bis zu seinem Tode 

1934) mag nicht zum geschichtlichen Allgemeinwissen der Mehrheit der Heutigen gehören und 

auch nicht zum Spezialwissen der Parlamentarier zählen, die das Berliner Abgeordnetenhaus 

und die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung gelegentlich füllen. Die ersteren mögen, 

wenn sie über den Mann in gedrängter Form Genaueres wissen wollen, zu einem Lexikon oder 

nach einer über das Internet zu erlangenden Auskunft greifen. Die letzteren können sich einen 

oder mehrere Experten leisten. 

Darauf verfiel man denn auch an der Spree wie an der Havel, denn hier wie dort ist Streit ent-

standen, ob der Name des Mannes länger noch auf den Listen der Ehrenbürger der Stadt figu-

rieren oder von ihnen gestrichen werden solle. Und wohin wenden sich Parlamentarier, die fach-

kundige Beratung suchen? An Universitäten oder andere gelehrte Einrichtungen. Dazu musste 

man in beiden Fällen nicht außer Landes gehen. Die Sache hätte hier wie dort blamabel enden 

können: Den Potsdamern wäre nämlich auf ihr Ansinnen zu sagen gewesen: „Wissen sie denn 

nicht, dass zu den Bürgern ihrer Stadt ein Spezialist gehört, der vor mehr als einem Vierteljahr-

hundert eine vielgelesene Hindenburg-Biographie schrieb, in der sie alles Notwendige lesen 

können? Also da sind sie doch an der richtigen Adresse.“ Ganz ähnlich hätten die Berliner be-

schieden werden können: „Ist ihnen wirklich nicht bekannt, dass von einem Mitarbeiter eines 

Berliner Akademie-Instituts eine Biographie Hindenburgs vorliegt? Der Mann wohnte und 

wohnt in unserer Nachbarstadt und wir können ihnen mit seiner Adresse leicht aushelfen.“ So 

aber erging es den Abgeordneten nicht. Vielleicht waren die Experten nicht belesen genug, viel-

leicht auch bot ihnen das Ansinnen eine willkommene Profilierungschance. Vielleicht wollten 

sie einfach nicht als unhöflich erscheinen. Außerdem war dieser Hindenburg-Biograph dereinst 

Bürger des ostdeutschen Staates und also Mitbewohner einer Wissenschaftswüste gewesen. 

Die Rede ist von Wolfgang Ruge, der sich wie kein zweiter seiner DDR-Kollegen um die Ge-

schichte der Weimarer Republik Verdienste erwarb und den die Jenaer Universität auch und 

vor allem deshalb zum Ehrendoktor promovierte. Er hatte sich mit der Hindenburg-Forschung, 

so den Arbeiten von Walter Hubatsch, Andreas Dorpalen und John Wheeler-Bennett schon kri-

tisch auseinandergesetzt, bevor er aufgrund ausgedehnter Archivstudien 1974 eine eigene Bio-

graphie mit dem Untertitel: Portrait eines Militaristen vorlegte. Sie erlebte bis 1980 vier Aufla-

gen und wurde 1981 in Lizenzausgabe auch in der Bundesrepublik verlegt. Ruges Text gibt auf 

die Frage, die in den Mittelpunkt der gegenwärtigen Auseinandersetzung, soweit sie überhaupt 

inhaltliche Themen berührt, gestellt worden ist, wünschenswert klare Antworten. Sie betreffen 

den Anteil des Mannes an Hitlers Ernennung zum Reichskanzler und, daran zeitlich direkt an-

schließend, seine Mitwirkung bei der Etablierung der Diktatur. Denn die Rolle des Herzensmo-

narchisten, als der sich Hindenburg stets bekannte, begrenzte sich nicht auf seine Unterschrift 

unter die Ernennungsurkunden für Hitler, Frick, Göring (und ein wenig später für Goebbels) 

und ihre deutschnationalen Ministerkollegen, die gemeinsam das erste faschistische Kabinett 

bildeten. Hindenburg unterzeichnete jene Gesetze und Verordnungen, mit denen in rascher 

Folge die Republik vollkommen stranguliert wurde: Am 1. Februar die Verordnung über die 

Auflösung des Reichstages, deren Zweck darin bestand, der NSDAP und ihrem Koalitions-

partner in einem neuen Wahlgang auf der Woge des Sieges die absolute, am besten die Zwei-

drittelmehrheit im Reichstag zu verschaffen. Sodann am 4. und am 28. Februar die Verordnun-

gen zum Schutz des deutschen Volkes und zum Schutz von Volk und Staat, beide dazu be-

stimmt, die neuen Machthaber vor Widerstandsaktionen ihrer Gegner zu schützen und deren 

Illegalisierung einleitend. Dazwischen lagen nahezu vergessene, aber rechtens nicht aus der 

Bewertung auszuschließende Verordnungen. so die über den landwirtschaftlichen Vollstre-

ckungsschutz vom 14. Februar, nach der es nicht zuletzt große Grund- und Gutsbesitzer ver-
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langt hatte, zu denen Hindenburg selbst zählte und die in Auswahl seinen privaten Bekannten-

kreis bildeten. Schließlich setzte Hindenburg am 24. März seinen Namen auch unter das tags 

zuvor vom Reichstag beschlossene Ermächtigungsgesetz, womit er, indem der Reichsregierung 

weitgehende gesetzgeberische Rechte zugeschanzt wurden, sich en passant von der Last be-

freite, in Sachen Gesetzgebung fortgesetzt zum Federhalter greifen zu müssen. Von nun an 

stand der Name Hitler als erster unter den Gesetzesakten. 

Das sollte reichen, um sich über die Ehrenbürgerschaften des Mannes in Berlin und Potsdam 

schlüssig zu werden. Die angerufenen Ersatz-Gutachter konnten nicht umhin, diese quellenge-

sättigten geschichtlichen Tatsachen gelten zu lassen. Doch standen sie in Potsdam nicht an, zu 

argumentieren, Geschichte sei nun einmal geschehen und könne nicht ungeschehen gemacht 

wären. Sie rieten zu einer eigenartigen Souveränität im Umgang mit der Vergangenheit. Diese, 

konsequent zu Ende gedacht, würde zur Folge haben, dass – nach dem demokratischen Grund-

satz der Gleichbehandlung – auch der Hitler in die Listen dort wieder zurückkehren müsse, wo 

er von ihnen gestrichen wurde. Denn nur so entginge uns von verflossenen Zeiten nichts. Das 

schüfe darüber hinaus in deutschen Landen Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten viele, würden 

erst Straßen, Alleen und Plätze jene Namen zurückerhalten, auf die nach 1945 wegen vieler 

unguter Erinnerung verzichtet worden war. 

Doch der Streit um Hindenburgs Platz auf den Ehrenbürgerlisten, der – dies nebenbei – den 

Vorteil mit sich bringt, dass die Unterscheidbarkeit von sozialdemokratischen Nichtsozialisten 

und demokratischen Sozialisten sich ein wenig verbessert, wird zwar auf einem wichtigen, aber 

merkwürdigerweise nur auf einem Teilterrain ausgetragen. Das könnte sich ändern. Denn wer 

längs der Hindenburg-Biographie Ruges den Blick nicht nur auf dessen Rolle während der ent-

scheidungsschweren Monate zwischen November 1932 und März 1933 richtet, sondern das 

Leben des Mannes im Ganzen wahrnimmt, wird zu der Frage geführt, welches Verdienst der 

einstige Marschall und Präsident in irgendeinem Abschnitt seines langen Lebens überhaupt auf-

zuweisen hat, das dafürstünde, seiner irgendwo ehrend zu gedenken. 
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Unverlangte Post 

Wenn er sich als Schlossherr nicht um die Pflege seines Anwesens in Friedrichsruh und manche 

dort zu verrichtende Restaurierungsarbeiten zu kümmern hat, wenn ihn nicht Überlegungen 

beschäftigen, ob sich das durch den Verkauf weiterer Stücke des Sachsenwaldes zu erzielende 

Geld nicht anderweitig gewinnbringender anlegen ließe, wenn ihn seine Interessen als Immo-

bilienunternehmer in Spanien nicht in Anspruch nehmen und auch in seiner Luxusvilla in Mar-

bella an der Costa del Sol (Werbespot: „Wohnen mit den Reichen und Schönen“) nichts zu 

ordnen bleibt, die Schnapsbrennerei problemlos arbeitet und die Pflichten als Chef des Hauses 

erledigt sind, dann fällt den Mann die Sorge um Deutschland an. In deren Formulierung hat er 

noch Schwierigkeiten. Handelt es sich um einen Trend, eine Drift oder gar einen Ruck, die das 

Land nach links treiben. Nahezu zwei Jahrzehnte ist es her, dass er sich bei dem Gedanken 

freuen konnte, den einst auch einer seiner Vorfahren hegte, dass es mit den Sozialisten ein für 

alle Mal vorbei sein werde. Und nun? Plötzlich erheben die Kommunisten ihr Haupt. Im Sturm 

ziehen sie in Landtage der alten Bundesländer ein. „Offenbar gibt es kein Halten mehr“, so sein 

Befund. Damit will und wird er sich aber nicht abfinden. Patrioten heraus, ihr seid jetzt gefor-

dert, ruft er ins Land. Auf gegen den Hauptfeind: „die SED-Nachfolgepartei“, die „Erben des 

bankrotten Honecker-Staates, die „Anhänger der totalitären DDR-Diktatur“, die „Erben der 

Mauermörder-Partei“. 

So schreibt der Chef des Hauses Ferdinand von Bismarck, ein Urenkel des Architekten des 

Sozialistengesetzes von 1878, in einem Brief, der landesweit als Postwurfsendung in Briefkäs-

ten gelangte. Warum davon hier Notiz genommen wird? Weil jene, die mit dem fürstlichen 

Ausfluss womöglich nicht bedacht worden sind, glauben könnten, es gäbe in Bundesdeutsch-

land niemanden mehr, der Sozialisten zum Teufel oder jenseits der Staatsgrenzen, besser noch 

hinter Schloss und Riegel, am besten aber in ein paar Konzentrationslager wünschen würde. 

Das wäre mehr als ein Irrtum. 
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Die Geschichtsschreibung der DDR über Faschismus und 

Zweiten Weltkrieg. Bedingungen – Ergebnisse – Tendenzen – Grenzen 

Vortrag vor Studenten der Universität Bielefeld am 14. Januar 1999 

I. 

Wer sich heute, ein Jahrzehnt nach ihrem Ende mit der Geschichtsschreibung zu DDR-Zeit 

befasst, kann sich den Weg zu seinem Ziel dadurch erleichtern, dass er bei deren Analyse sich 

keiner anderen als der bewährten Methoden bedient, die in ähnlichen Fällen ihre Tauglichkeits-

probe bereits bestanden haben. Die Forschung hat folglich mit den Entstehungs- und Entwick-

lungsbedingungen der wissenschaftlichen Disziplin zu beginnen. Die werden bis heute aber 

zumeist auf einen einzigen Aspekt reduziert, den zu allen Zeiten und überall anzutreffenden 

Zusammenhang von Politik und Geschichtswissenschaft. Der wurde in den Begriff von der 

„Legitimationswissenschaft“ gefasst. Er fand nur auf jene Forschungen und deren Resultate 

keine Anwendung die wirklich oder vermeintlich weit außerhalb aller politischen Interessen 

standen. 

Hier ist nun freilich nicht der Ort und nicht das Anliegen, die Bedingungen, unter denen sich 

eine eigene Geschichtswissenschaft in der DDR gegen Ende der fünfziger Jahre konstituierte 

und unter denen sie sich bis zu deren Untergang entwickelte, in alle Richtungen auszuleuchten. 

Lediglich einige Grundtatsachen können genannt und sogleich auf unser eigentliches Thema 

hin konkretisiert werden: Erstens nahm die Geschichtsschreibung von ihrem Beginn an Tradi-

tionen, Fragestellungen und Antworten auf, die sich in der Geschichtsschreibung und Ge-

schichtspublizistik des antifaschistischen, namentlich des kommunistischen Exils zu den The-

men Faschismus und Krieg entwickelt hatte. Diese Aufnahme wurde durch die Rückkehr und 

das Wirken von Historikern und anderen Gesellschaftswissenschaftlern, die aus Deutschland 

ins Exil vertrieben worden waren, erleichtert oder überhaupt erst ermöglicht. Genannt seien: 

Alfred Meusel, Jürgen Kuczynski, Ernst Engelberg, Hermann Duncker. In der gleichen Weise 

wirkten Hitlergegner, die in Deutschland verfolgt worden waren. Walter Markov wurde von 

ihnen wohl der bekannteste. Zu diesen Gruppen gehörten auch Erich Paterna, Walter Bartel und 

von den Jüngeren Joachim Streisand und Heinrich Scheel. Zweitens spielte im Entstehungspro-

zess der Geschichtswissenschaft die Tatsache eine lange nachwirkende Rolle, dass die Ge-

schichtsschreibung der UdSSR als ihr Vorbild galt und dies zu einer Zeit, da die sowjetischen 

Historiker noch mit keiner kritischen Auseinandersetzung mit ihren Wegen und Resultaten be-

gonnen hatten. Zur Lektüre der später in der DDR hervorgetretenen Generation von Historikern 

– es waren das meist Angehörige der fünf Geburtsjahrgänge zwischen 1927 und 1931 –, die auf 

die Entwicklung der Disziplin maßgeblichen Einfluss gewannen, gehörte während ihrer Stu-

dentenjahre die Werke des noch als vierter Klassiker des Marxismus geltenden Jossif W. Stalin, 

sowie dessen amtliche Biographie, die ebenso amtliche Geschichte der KPdSU, Kurzer Abris, 

von 1938 und die frühen Veröffentlichungen zur Vorgeschichte und Geschichte des Zweiten 

Weltkriegs aus den Federn sowjetischer Militärhistoriker. Drittens hatte die Entstehung einer 

eigenen Geschichtswissenschaft zur Voraussetzung, dass sich unter den nach 1945 rasch gänz-

lich veränderten gesellschaftlichen und politischen Bedingungen in Ostdeutschland eine 

Gruppe von Fachleuten entwickelte. Deren Lehrer waren meist Historiker der alten Schule, 

kaum jemand, der zur ersten Reihe der deutschen Historiker gehört hatte, niemand, der sich 

während der Nazijahre dem System besonders angedient hatte, jedoch zumeist Leute, die ihr 

Handwerk verstanden und von denen doch manche bereit waren, über die Art und Weise kri-

tisch nachzudenken, in der sie es bisher ausgeübt hatten. Die Mehrheit der späteren Historiker, 

die bei diesen Hochschullehrern studierte, kam über Sonderwege zu den Universitäten. Ihre 

soziale Zusammensetzung spiegelte die damals erfolgte Brechung des Bildungsprivilegs wider. 

Daraus folgte – viertens – eine Erscheinung, die sich mit dem Begriff der Ungleichzeitigkeit 

(oder auch mit dem der Verspätung) fassen lässt. Geschichtsforschung und -schreibung hatten 
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sich in der Bundesrepublik Deutschland früher entwickelt. Deren grundlegende Aussagen über 

Faschismus und Krieg lagen gegen Ende der fünfziger Jahre vor. Zum einen in Gestalt der Flut 

von Arbeiten aus der Feder von Militärhistorikern und ehemaligen Wehrmachtsgeneralen. Zum 

anderen als monographische Arbeiten jüngerer Historiker, nicht selten einstiger junger Offi-

ziere, die sich später in der westdeutschen und internationalen Geschichtsschreibung einen Na-

men machten wie u. a. Hans-Adolf Jacobsen, Jürgen Rohwer, Andreas Hillgruber. Dieses Spät-

kommen erzeugte schon in den Anfängen der DDR-Geschichtswissenschaft eine extrem pole-

mische Ausrichtung, mitunter auch Fixierung auf den „ideologischen Gegner“ und vor allem 

auf Deutungen des Faschismus zwischen „schicksalhaft“ und „zufällig“ (Stichwort: Betriebs-

unfall). Die ersten Äußerungen junger Historiker auf den in Leipzig und Berlin stattfindenden 

deutsch-sowjetischen Historiker-Konferenzen von 1957 und 1959, die sich mit der Geschichte 

des Zweiten Weltkrieges befassten, erschöpften sich vielfach in Widerlegungen von Auffassun-

gen, die sich nur selten auf eigene Quellenforschungen gründeten. Diese Startbedingung hatte 

übrigens zur Folge, dass sich die DDR-Historiker in den Arbeiten der Historiker der Bundesre-

publik gemeinhin besser auskannten als das umgekehrt der Fall war. Fünftens – und das scheint 

mir diejenige Ausgangsbedingung gewesen zu sein, die am stärksten nach- und weiterwirkte – 

verstanden sich diejenigen, die sich auf den Weg machten, Historiker zu werden, als Marxisten. 

Das bedeutete, dass zu ihrer permanenten Lektüre die zunehmende Zahl von erneut publizierten 

Werken von Marx und Engels, von August Bebel und Karl Kautsky, von Franz Mehring und 

Clara Zetkin gehörten. Von da wurden nicht nur die theoretischen Standpunkte, sondern vor 

allem die Fragestellungen an die Geschichte bezogen. Das bedeutete nicht nur die strikte Aus-

richtung auf die Frage nach dem Warum, deren Rang kürzlich Fritz Stern aus seiner Sicht in der 

lesenswerten Rede bezeichnet hat, die er aus Anlass der Verleihung des Friedenspreises des 

deutschen Buchhandels hielt. Dort anknüpfen hieß vor allem, nach dem das Denken und Han-

deln von Menschen und namentlich von großen Menschengruppen regierenden Interessen zu 

fragen. Eine Geschichtsforschung, die davon absieht, erschien uns früh flach. Sechstens standen 

schon an der Wiege der Geschichtswissenschaft in der DDR die Erwartungen der Politik und 

der Politiker, die – wie zu allen Zeiten – wünschten, ihre Entscheidungen und Schritte historisch 

legitimiert zu sehen. Das Problem bestand und besteht nicht in diesem Ansinnen, sondern darin, 

wie sich Politiker und Historiker in diesem – solange es Politik gibt unaufhebbaren – Span-

nungsbogen jeweils zueinander verhalten. Anders ausgedrückt: Die Resultate werden davon 

bestimmt oder zumindest mit beeinflusst, wie viele nicht- oder widerwissenschaftliche Forde-

rungen aus dem Bezirk der Politik (oder der Wirtschaft oder des Militärs) gestellt werden und 

wie sich die Auftragnehmer in der Wissenschaft dazu verhalten. Es liegt zutage, dass sich die 

beschriebenen Erwartungen von Politikern immer in besonderem Maße an die Zeithistoriker 

richten. Auch in der DDR waren davon diejenigen, die sich mit dem 20. Jahrhundert und ins-

besondere mit der deutschen Geschichte seit 1918 befassten, besonders betroffen. Ein beson-

deres Interesse derer, die am Widerstand teilgenommen hatten, richtete sich wiederum auf die 

Darstellung der Kämpfe, an denen sie teilgenommen, und der Leiden, die sie hinter sich hatten. 

II. 

Die Kernfragestellung der Historiker der DDR richtete sich über alle Jahrzehnte nicht auf den 

1. September 1939 sondern auf den 30. Januar 1933. Die Bedeutung dieser Perspektive hat auch 

Richard von Weizsäcker später in seiner Rede anlässlich des 40. Jahrestag der Befreiung vom 

Faschismus deutlich gemacht. Wer hatte die deutsche Geschichte zu jenem verhängnisvollen 

Tag hingetrieben? Warum hatten diejenigen, die eine „faschistische Lösung“ ablehnten, ja sie 

fürchteten, ihre Chancen nicht nutzen können? Antworten auf diese Fragen wiesen schon die 

frühen Dokumentenpublikationen von Albert Schreiner und Fritz Klein und später die Mono-

graphien von Wolfgang Ruge, Kurt Gossweiler, Joachim Petzold. Die Kritik, dass in diesen 

Arbeiten die Rolle der sogenannten gesellschaftlichen Eliten, namentlich die führenden Kreise 

des deutschen Großkapitals und des großen Grundbesitzes überhöht, diejenige der Volksmassen 
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aber zu gering veranschlagt worden ist, kann nicht von der Hand gewiesen werden. Doch han-

delte es sich um eine Überhöhung und auch um eine vorschnelle Verallgemeinerung, nicht um 

eine bodenlose Konstruktion. Es war nicht das Monopolkapital, das insgesamt und im Gleich-

schritt den Weg in den Faschismus bahnte und freimachte, aber ihn ebneten zweifelsfrei maß-

gebliche Kreise davon, während andere ohne hinreichende Gegenprojekte waren, so dass eine 

und wohl die entscheidende Bedingung der Erfolgsweges für eine an Zahl schwer zu bemes-

sende Minderheit frei wurde. Denn der Faschismus wäre nicht an die Herrschaft gelangt, hätten 

ihn nicht gesellschaftliche Kräfte gewollt, die ihr Projekt auch durchzusetzen vermochten. 

Ungleich schwerer tat sich die Geschichtswissenschaft mit der Analyse der Kräfte, die den Sieg 

des Faschismus zu verhindern suchten. Das Bild, das von ihnen gegeben wurde, war beständig 

zugunsten der Kommunisten und deren Strategie und Taktik geschönt. Zudem wurde die Vor-

stellung verbreitet, der von einer antifaschistischen Aktion geführte Widerstand gegen eine von 

Hitler geführte Regierung sei 1932 im Ansteigen gewesen. In Wahrheit verschlechterten sich 

die Chancen, einen Zusammenschluss der Gegenkräfte zu erreichen mehrfach und dramatisch: 

zuerst während der Reichspräsidentenwahlkämpfe im März/April, dann durch den Papen-

Staatsstreich in Preußen im Juli. Das berührte natürlich auch die Voraussetzungen für die We-

ckung und Vereinigung von Kräften des Widerstands unter den späteren Bedingungen ihrer 

Illegalität. Es gab zwischen 1930 und 1932 weder auf der Seite der Kommunisten noch auf der 

Seite der Sozialdemokraten – und bei den Führungen beider Parteien lag das Schlüsselproblem 

–, eine grundlegende Wende in den strategischen und taktischen Vorstellungen ihres Antifa-

schismus. Selbst im Angesicht einer tödlichen Gefahr konnte der 1914 entstandene, 1918 ver-

tiefte Graben zwischen den beiden Hauptströmungen nicht überbrückt oder gar zugeschüttet 

werden. Über ungeschehene Geschichte reden, heißt zumeist den Weg in den Sumpf antreten. 

Nichtsdestoweniger kann sich der Historiker Fragen nach ihr wohl am wenigsten entziehen. 

Doch ist die Frage, ob große Parteien, in denen alternatives Denken keinen Platz gehabt hatte, 

sondern die eherne Überzeugung von der Richtigkeit des eigenen Weges herrschte, in Krisen-

situationen jähe Wendungen überhaupt vollziehen können, natürlich gerade für das Jahr 1932 

naheliegend. 

III. 

Die Geschichtswissenschaft der DDR, wiewohl ihre Vertreter aktuell der Überzeugung waren, 

dass ein erneuter Weg in den Krieg abgewendet werden soll, befassten sich merkwürdiger 

Weise intensiver mit den Kriegsjahren von 1939 bis 1945 als mit der Vorkriegszeit. Wie diese 

Differenz von aktuellem politischem Interesse und geschichtswissenschaftlicher Arbeit ent-

stand, ist nicht leicht zu beantworten. Ähnliches lässt sich womöglich auch für die Historiogra-

phie der Bundesrepublik für eine längere Zeitspanne sagen. Gewiss haben diese „Abweichung“ 

mehrere Faktoren verursacht, die von autobiographischen Situationen und dem Bedürfnis nach 

Selbstvergewisserung bis zum Einfluss eines internationalen Trends reichen dürften. Bei der 

Bestimmung des Schwerpunkts neuzeitlicher historiographischer Arbeit spielten in der frühen 

Bundesrepublik wohl auch Generäle und hohe Offiziere eine Rolle, die – anders als es noch im 

letzten Wehrmachtsbericht vom 8. Mai 1945 geheißen hatte – das Urteil über dem Krieg und 

damit auch über sich doch nicht der Geschichte überlassen wollten, sondern es selbst formulie-

ren wollten. Jedenfalls wurden in Ostdeutschland nach einer kurzen Frühphase, in der sich die 

Aufmerksamkeit – auch da unter dem Eindruck internationaler Kontroversen – vor allem auf 

die Vorgeschichte des Krieges gerichtet hatte, also u. a. auf den Weg zum Münchener Abkom-

men, die diplomatischen Aktionen des Jahres 1939, das letzte unter gehorsamer Auslassung der 

deutsch-sowjetischen Geheimabkommen vom August (und September) 1939, die Hauptkräfte 

der Zeithistoriker auf die Kriegsjahre gerichtet. Monographische Unternehmen gingen hier seit 

den siebziger Jahren mit Großvorhaben einher, die Ergebnisse jener flossen zum Teil direkt in 

diese ein. Spezialuntersuchungen erschienen in separaten Drucken vielfach erst später. Die Re-

de ist von der sechsbändigen Darstellung „Deutschland im Zweiten Weltkrieg“ und der darauf-
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folgenden Dokumentenedition „Europa unterm Hakenkreuz“, deren Zustandekommen sich vor 

allem mit dem Namen von Wolfgang Schumann und weiter mit denen von Gerhart Hass, Diet-

rich Eichholtz, Karl Drechsler, Ludwig Nestler, Klaus Drobisch, Werner Röhr u. a. verbindet. 

Schon im Erscheinen des ersten Bandes der Gesamtdarstellung hat Andreas Hillgruber, der die 

Entwicklung in der Historiographie der DDR aufmerksam verfolgte, eine Herausforderung und, 

mehr noch, eine Warnung gesehen. Es könne, schrieb er, der Vorsprung der eigenen Zunft auf 

diesem Felde verloren gehen. Das Zustandekommen und auch die Anlage des westdeutschen 

Unternehmens, das bisher bis Band 6 (mit Teilbänden) gediehen und auf insgesamt 10 Bde. 

projektiert ist, wurden durch diese Initiative, deren Zentrum das inzwischen nicht mehr existie-

rende Zentralinstitut für Geschichte an der Akademie der Wissenschaften der DDR war, mit 

beeinflusst. 

An diesem Sechsbänder lassen sich die Felder deutlich erkennen, auf denen die Geschichtsfor-

schung in der DDR tiefer pflügte. In einer stichwortartigen Aufzählung lauten sie: Kriegsursa-

chen und Kriegsziele, Planung, Leitung und Entwicklung der Kriegswirtschaft, Arbeits- und 

Lebensbedingungen im Bereich der sog. Heimatfront, Besatzungspolitik, Nachkriegspläne in 

wirtschaftlichen und politischen Führungsgruppen in der Phase der sich abzeichnenden Nieder-

lage, Widerstand. Demgegenüber traten militärstrategische und militäroperative Fragestellun-

gen zurück, hier fußt die Darstellung wesentlich auf Forschungen anderer. Zu kurz ist die Er-

örterung der unmittelbaren Kriegsfolgen gekommen. 

Das zweite der beiden Großunternehmen „Europa unterm Hakenkreuz“ bildet insofern ein Uni-

kat, als es das einzige begonnene Vorhaben der DDR-Geschichtswissenschaft darstellt, das die 

Wendemarke des Jahres 1990 überdauerte, d. h. es wurde nicht wie andere eingestellt, sondern 

– dies ein Verdienst des Bundesarchivs – weiter und von den Historikern und Archivaren zu 

Ende geführt, die es begonnen hatten. Die Einleitungen der jeweiligen „Länderbände“ und die 

Analysen im abschließenden (achten) Band bezeugen die Breite des wissenschaftlichen Anlie-

gens, das die Okkupationspolitik in ihren ökonomischen, ideologischen, situationsbedingten 

und kriegszielstrategischen Motiven und Antrieben ausleuchtete. Eine gewisse, nicht vorher-

sehbare Aktualität kommt dieser Dokumenten-Edition auch in den Diskussionen zu, die sich 

nun schon seit Jahrzehnten auf die Wehrmacht und deren Rolle richten. 

Unter den Lücken, das sind nicht die nahezu sprichwörtlich gewordenen „weißen Flecken“, 

welche die Geschichtswissenschaft der DDR bei der Beschäftigung mit den zivilen und militä-

rischen Führungskräften des Faschismus und des Krieges gelassen hat, springt die Vernachläs-

sigung biographischer Forschungen besonders ins Auge und sie fällt auch ins Gewicht. Den 

Faschismus historiographisch erfassen, heißt natürlich auch, sich über den „Faktor Hitler“ und 

die Rolle seiner Mitführer klar werden. Die ostdeutschen Historiker aber sind über die Analyse 

von Ereignissen, Prozessen, Ursachen, Strukturen bis dahin nicht gekommen. Das hing auch 

mit der Begrenztheit ihrer Kräfte zusammen und nicht – wie mitunter vermutet worden ist – mit 

dem Vorhandensein von politischen Tabus. Behindernd war zudem das Wissen, dass die mate-

rialistisch orientierten Historiker auch theoretisch nicht über Plechanow hinausgekommen wa-

ren und dies obwohl sie sich mit historischen Personen wie Lenin, Hitler, Mussolini, Stalin, 

Mao-tse-tung oder auch Fidel Castro in dieser Hinsicht eine Herausforderung darstellten. 

Mehr mag aus dem Geschichtsverständnis des historischen Materialismus heraus verwundern, 

dass die DDR-Geschichtswissenschaft keine beachtenswerte Analyse der Massengefolgschaft 

der NSDAP und des Regimes sowie über deren Zustandekommen und Rolle vorlegen konnte. 

Anfänglich war Zurückhaltung auf diesem Gebiet durch Ratlosigkeit, aber auch durch die Be-

fürchtung verursacht, der Verweis auf die Haltung jener Millionen Deutschen, die sich zu Stüt-

zen des Faschismus machten oder machen ließen, würde apologetische Interessen anderer und 

einflussstarker sozialer Kräfte bedienen. Dann kam ein innenpolitisches Interesse deutlich be-

hindernd hinzu. Die wirklich oder vermeintlich für einen neuen Weg deutscher Geschichte 
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gewonnenen Bürger der DDR sollten nach der Ansicht der Politiker nicht mehr an ihre jüngst 

vergangene Rolle erinnert werden. Angeblich war das auch nicht notwendig, sie – diese Bürger 

– hätten durch ihr praktisches Verhalten bewiesen, dass sie sich ein für alle Mal vom Ungeist 

des Faschismus befreit und alle faschistische Mentalität hinter sich gelassen hatten. So wurde 

das Thema – etwa die methodischen Verfahren und die Wirkungen von Manipulation in den 

Vorkriegs- und Kriegsjahren – zwar wissenschaftsintern in den siebziger und achtziger Jahren 

immer wieder diskutiert, in für einen weiteren Leserkreis bestimmten Publikationen aber weit 

an den Rand gerückt. Hier existierte ein zählebiges Tabu, dessen Ursachen sich nicht auf den 

naheliegenden Verdacht reduzieren lassen, es hätten „die schlafenden Hunde“ nicht geweckt 

werden, also Vergleiche zwischen dem eigenen Regime und dem des Faschismus gemieden 

werden sollen. 

IV. 

Die Beschäftigung mit dem Widerstand gegen das Naziregime gehörte zu den bevorzugten 

Themen der Geschichtswissenschaft in der DDR seit ihren Anfängen. Doch wurde während 

aller Jahre kein Forschungsresultat hervorgebracht, das etwa der Publikation „Deutschland im 

Zweiten Weltkrieg“ an die Seite gestellt werden könnte, in deren Bände freilich viele Ergeb-

nisse der Widerstandsforschung eingingen. Erwähnenswert erscheint in diesem Zusammenhang 

die unter der Bezeichnung „Exilreihe“ erschienene siebenbändige Darstellung des Widerstands 

deutscher Antifaschisten im Exil, in deren Zentrum – es ist eine Gemeinschaftsarbeit von Lite-

raturwissenschaftlern und Historikern – das Wirken vertriebener deutscher Schriftsteller steht, 

das jedoch in Verbindung mit den politischen und kulturellen Organisationen und Vereinen 

gesehen wird, die vielerorts entstanden waren. 

Jedoch: eine gewichtige Gesamtgeschichte des Kampfes deutscher Nazigegner gegen den Weg 

in den Krieg und für seine Beendigung, das waren ja die zentralen strategischen Anliegen des 

Widerstands, wurde nicht vorgelegt. Sie hätte nur aus einer Gemeinschaftsarbeit vieler hervor-

gehen können, von den Erforschern der Arbeiterbewegung bis zu den Historikern, die sich mit 

der Geschichte der christlichen Kirchen befassten. Für ein solches Vorhaben fehlten in der DDR 

bereits die organisatorischen Voraussetzungen. Eine Einrichtung, vergleichbar dem in Wien 

etablierten österreichischen Dokumentationszentrum des Widerstands, dem die nach den Er-

eignissen in den einzelnen Bundesländern gegliederten Dokumentenbände zu verdanken sind, 

fehlte und niemals wurde deren Gründung ins Auge gefasst. Die Forschungen zum Widerstand 

waren konzentriert im Institut für Marxismus-Leninismus beim Zentralkomitee der SED und 

folglich geschah deren Ausrichtung nach parteipolitischen Ansprüchen und Erwartungen, die 

in Beschlüssen formuliert wurden. Darüber hinaus, mit weniger Gewicht und geringeren Mit-

teln existierten an einigen Universitäten Forscher oder Forschergruppen, die sich mit Fragen 

des Widerstands befassten. Von ihnen hat die Gruppe um Kurt Finker an der Potsdamer Hoch-

schule wohl über die Grenzen der DDR hinaus einen gewissen Bekanntheitsgrad gewonnen. 

Was aber, wo auch immer, zu diesem Gegenstand publiziert wurde, unterlag besonderer Kon-

trolle und Selbstkontrolle. 

Auch für die Widerstandsforschung gilt, dass sie von ihren ersten Hervorbringungen an in be-

sonderem Maß durch eine polemische Note charakterisiert wurde. Denn bevor noch die ersten 

Untersuchungen über die Geschichte des vor allem von Arbeitern, Kommunisten, Sozialdemo-

kraten, Sozialisten, getragenen Widerstands gegen das Regime vorlagen, waren in der Bundes-

republik Arbeiten zur „Bewegung des 20. Juli“ (1944) erschienen, die nicht nur die eigentlichen 

Helden des Widerstands bezeichnen wollten, sondern diese Aktion auch als die einzig perspek-

tivreiche nicht nur unter allen anderen geschehenen, sondern unter allen denkbaren charakteri-

sierte. Die Antwort aus der DDR lautete: Das waren keine Widerständler, keine Antifaschisten, 

sondern Oppositionelle, deren einziges Motiv gewesen sei, möglichst billig aus der nahenden 

und unabwendbar gewordenen Niederlage herauszukommen, und das am besten durch einen 

Wechsel der Koalitionen und Fronten. Das von patriotischen Antrieben geprägte Verdienst 
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Stauffenbergs und seiner engsten Mitakteure wurden nicht bestritten, aber im Kern doch gesagt, 

eigentlich gehörten sie nicht in die Gesellschaft von Carl Goerdeler und der anderen Konserva-

tiven. 

Nun lässt sich mit Gründen meinen, wenn die politisch einflussstärksten Persönlichkeiten des 

20. Juli zum Zuge gekommen wären, dann hätte in Deutschland noch eine Revolution stattfin-

den müssen, um die Zustände der Bundesrepublik und deren Grundgesetz zu erreichen. Einen 

späten Nachklang hat die hier nur skizzierte Herangehensweise noch in Diskussionen gefunden, 

die kürzlich in einer Berliner Zeitung nach der in Leipzig erfolgten Errichtung eines Denkmals 

für Carl Goerdeler geführt wurden und in denen wenig zwischen der Frage nach der Bewertung 

einer Tat, ihrer Bewertung in der Geschichtswissenschaft und ihrer Würdigung und Darstellung 

in öffentlichen Räumen unterschieden wurde. 

Erst etwa zum vierzigsten Jahrestag des Attentats in der „Wolfsschanze“, also 1984, setzte sich 

auch in der Öffentlichkeit der DDR eine Neubewertung durch. Das war auch methodologisch 

ein Schritt nach vorn, wurde nun doch zwischen der Tat und den Plänen der inhomogenen 

Kräfte dieser Bewegung unterschieden und im Urteil berücksichtigt, dass auch für diesen Fall 

die „Geschichte offen“ war. Insbesondere die Zahl der Toten, die in den nahezu 10 Monaten 

umkamen, die der Krieg nach dem 20. Juli 1944 noch fortdauerte, waren ein überzeugendes 

Argument, das für die gerechte Beurteilung des Plans, der Tat und aller an ihnen Beteiligten 

sprach und zu ihr hinführte. Mit Berufung auf diesen Wandel und angesichts deutlicher Verän-

derungen in der Wahrnehmung des Widerstands durch die Geschichtswissenschaft in der Bun-

desrepublik ist konstatiert worden, dass die Widerstandsforschungen in den beiden deutschen 

Staaten sich in Fragestellungen und zum Teil auch in ihren Resultaten aufeinander zu bewegten, 

ohne kongruent zu werden. Die einen kamen, verkürzt man die Ausgangspunkte auf Personen, 

von Goerdeler und Beck her, die anderen von Thälmann und von Breitscheid, wobei es in der 

Bundesrepublik stets auch einen „Nebenstrom“ von Geschichtsinteresse und -publizistik für 

den Arbeiterwiderstand gab. Die Verdienste Wolfgang Abendroths ragen hier heraus. Es war 

übrigens Gustav Heinemann, der während seiner Amtszeit als Bundespräsident in einer denk-

würdigen Rede auf einer Bremer Schaffermahlzeit eindringlich, wenn auch zunächst mit wenig 

Echo dazu aufgerufen hatte, sich der Geschichte der im Volke wurzelnden sozialen und politi-

schen Bewegungen anzunehmen. 

In dieser Hinwendung liegt ein Verdienst der DDR-Historiographie, die sich mit der Geschichte 

von Arbeiterbewegung und Arbeiterwiderstand, von Illegalität und Verfolgung, den Aktionen 

einzelner regionaler und lokaler Widerstandsgruppen, von Konzentrationslagern und Zuchthäu-

sern befasste. Darin drückte sich über den Gegenstand und seine Themenfelder hinaus die Ab-

sicht aus, der weitgehenden Missachtung der jeweiligen Mehrheit der deutschen Bevölkerung 

in der herkömmlichen Geschichtsschreibung ein Ende zu machen. Berechtigt lässt sich fragen, 

ohne dass innere Antriebe eines Wandels der Geschichtsschreibung in der Bundesrepublik ig-

noriert werden, wie die zeitgenössische Historiographie in Deutschland heute beschaffen sein 

würde, hätte es diese Herausforderung „aus dem Osten“ nicht gegeben. Dass die Arbeiten zum 

Widerstand, die in DDR-Zeit geleistet wurden, nie zu einem ausgewogenen Gesamtbild gerie-

ten, verstärkt die Gefahr, dass vieles davon verloren gehen könnte. Dass eine solche Darstellung 

nie erreicht worden ist, war nun keineswegs einem Zufall zuzuschreiben. 

Schon der Bezirk des Arbeiterwiderstands war höchst ungleich ausgeleuchtet. Forschungen zur 

Geschichte der Sozialdemokratie und der Sozialistischen Arbeiterpartei fielen im Umfang ge-

genüber jenen zur KPD an Zahl steil ab. Der Widerstand der Kommunistischen Partei (Oppo-

sition) bildete, sieht man von biographischen Erwähnungen ab, eine Blindstelle. Und bei der 

Darstellung der Geschichte der Kommunistischen Partei Deutschlands verstärkten sich von Ul-

bricht zu Honecker hin die apologetischen Züge, so dass der fünfte Band der „Geschichte der 

deutschen Arbeiterbewegung“, der 1966 erschien, bis zum Ende der DDR mit der Darstellung 

der Verdienste der KPD die wohl kritischste Einschätzung bot, die öffentlich gemacht wurde. 
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Vor allen in den achtziger Jahren, und man wird fragen, welchen Zusammenhang das mit einer 

allgemeinen und schließlich vorherrschenden gesellschaftlichen Tendenz zu Verkrustung und 

Stagnation besaß, ging die Bereitschaft, über Fehler, Irrtümer und Versäumnisse zu schreiben, 

durch welche die Politik der Kommunisten auch fehlgeleitet wurde, immer weiter und bis auf 

eine Stufe zurück, die unterhalb der in DDR-Publikationen vielfach dokumentierten Kritik des 

Jahres 1935 lag, also der Bewertungen, die Georgi Dimitroff und Wilhelm Pieck während des 

VII. Weltkongresses der Kommunistischen Internationale gegeben hatten. Das Bestreben, die 

SED-Führung als ein stets allen Herausforderungen gewachsenes, souveränes Zentrum darzu-

stellen, schlug auf die Historiographie zur KPD-Geschichte ungehemmt durch. 

Was die Bewertung des Widerstands der Kommunisten angeht, so tun sich in diesem Zusam-

menhang heute methodologische Fragen auf, die denen gleich sind oder ähneln, die im Hinblick 

auf die „Bewegung des 20. Juli“ gestellt worden sind. Einige glauben, sie hätten über diesen 

Widerstand mit dem Hinweis auf seine „totalitären Ziele“ alles gesagt und dieses Herangehen 

führt – wie im Falle Goerdeler dereinst – zu einer Ausgrenzung, die geradezu gleichlautend ist, 

denn es werden die Kommunisten ebenfalls nur als eine konkurrierende, nicht aber als eine 

widerständige Kraft angesehen und abgetan. Andere haben gemeint, es sei der Arbeiterwider-

stand ganz allgemein perspektivlos gewesen und von einem frühen Zeitpunkt an hätten nur die 

Militärs, die Inhaber der bewaffneten Gewalt also, Aussicht gehabt, das Regime aus den Angeln 

heben zu können. Selbst wer dieser Bewertung zustimmt, hat über die Handelnden auf der lin-

ken Seite des Widerstands wenig gesagt, denn sie konnten für eine gewisse Zeit davon ausge-

hen, dass innerhalb des Regimes sich Situationen ergeben könnten, die ihrer Aktion Chancen 

eröffnen würden. Dieser „Fall“ ist weder im Vor-Krieg noch im Krieg eingetreten. Doch ver-

mochten das erst diejenigen bestimmt zu sagen, die rückwärts zu sehen imstande waren. Nicht 

aus dem Verständnis der Handelnden, aber objektiv wurde der Widerstand der von den Resten 

der Arbeiterbewegung geleistet wurde, im Wesentlichen und Ganzen eine Investition in die 

Zukunft. Es genügt, um das zu verstehen, sich einen Augenblick Deutschland im Mai 1945 

(oder im Mai oder Oktober 1949) vorzustellen, ohne dass es diese Minderheit von Menschen 

gegeben haben würde, die durch ihr Wirken im Untergrund oder im Exil ausgewiesene (und 

nicht nachträglich erfundene) Antifaschisten waren. Diese gedankliche Konstruktion begreift 

selbstredend alle ein, gleich aus welchen Bezirken sie kamen und in welchen Gliederungen sie 

verwurzelt waren und handelten. In diesem Sinne hat die DDR-Geschichtsschreibung sich früh 

dafür eingesetzt, jenem Widerstand Aufmerksamkeit entgegenzubringen und Gerechtigkeit wi-

derfahren zu lassen, der nicht annähernd an sein ursprünglich selbstgesetztes Ziel gelangte, aber 

deswegen nicht nur als moralisch ehrenwert anzusehen ist, denn er erlangte nach 1945 eine 

Bedeutung, die er ohne das Davor nicht hätte gewinnen können. 

Wenig Forschungsinteresse hat die DDR-Geschichtsschreibung hingegen jenem Verhalten von 

Deutschen während der Nazijahre zugewendet, die Martin Broszat mit dem Begriff „Resistenz“ 

bezeichnet hat, den er – und dagegen lassen sich Einwände erheben – auch als Oberbegriff 

verwendet wissen wollte, unter dem sowohl der aktive politische Widerstand wie andere Ver-

haltensweisen subsumiert werden sollen, die den Forderungen der Machthaber nicht entspra-

chen oder nicht vollständig genügten. In der ostdeutschen Historiographie ist demgegenüber an 

der begrifflichen Unterscheidung zwischen einem politisch, religiös oder allgemein-humanis-

tisch motiviertem Widerstand und anderen nicht systemkonformen Verhaltensweisen im Alltag 

festgehalten worden. Womöglich liegt hier noch ein Feld weiterer Forschungen und Erörterun-

gen, die insgesamt das Bild der deutschen Gesellschaft zwischen 1933 und 1945 plastischer 

werden lassen. Ein Vorhaben, das Historiker aus der BRD und der DDR zusammenbringen und 

dem „Bayernprojekt“ ein norddeutsches Pendant hinzufügen sollte – mit ihm trug sich der früh 

verstorbene Detlef Peukert – ist leider nicht zustande gekommen. Die Aufgabe harrt noch ihrer 

Lösung. 
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Zu den theoretischen Arbeiten der DDR-Historiker gehörte es, die in der Geschichte der inter-

nationalen Arbeiterbewegung entstandenen Wesensbestimmung des Faschismus und der fa-

schistischen Regime zu fundieren. Auch hier waren die Frontstellungen nicht zu schaffen, son-

dern überkommen. Die Definition des Faschismus an der Macht – um an ihren Text zu erinnern: 

Der Faschismus ist die offen diktatorische, am meisten chauvinistische, am meisten imperialis-

tische staatliche Herrschaftsform des Finanzkapitals – die 1933, also noch in der Etablierungs-

phase der Diktatur in Deutschland, im Hauptstrom der kommunistischen Bewegung gegeben 

worden war, kann nur verstanden werden, wenn sie zum einen als das Zwischenergebnis theo-

retischer Anstrengungen genommen wird, die bis in die frühen zwanziger Jahre zurückreichen, 

zum anderen als Ausdruck des Bestrebens, sich anderen und konkurrierenden Deutungen des 

Faschismus entgegenzustellen, auch wenn gegen diese nicht ausdrücklich polemisiert wird. 

Die DDR-Geschichtsschreibung ist in ihren Ergebnissen, beispielsweise mit der kürzlich in ei-

nem Reprint erneut erschienenen dreibändigen „Geschichte der Kriegswirtschaft“ von Dietrich 

Eichholtz über diese Charakteristik der faschistischen Diktaturen erkennbar hinausgelangt. Je-

doch hat sie das 1933 gegebene, 1935 auf dem VII. Weltkongress in politischer Absicht – näm-

lich im Zusammenhang mit einer Volksfronttheorie – bestätigte Resultat nie ergänzt und korri-

giert, obwohl über dessen auch zeitbedingte Begrenztheit Zweifel nicht existierten. 1933 und 

auch 1935 waren der künftige Verfestigungsgrad des Regimes noch keineswegs abzusehen und 

es wurde bezweifelt, dass er erreicht werden könnte. Die Stabilität, die das Regime durch seine 

Massengefolgschaft gewann, gehört ebenso zu den späteren Erfahrungen wie seine beispiellos 

massenmörderische Aufgipfelung im Kriege. Letztlich mag eine gewisse Festungsmentalität 

dazu beigetragen haben, dass an die naheliegende Aufgabe nicht gegangen wurde. 

V. 

Lassen Sie mich noch einmal zu allgemeineren Fragen zurückkehren, die an die Geschichts-

wissenschaft in DDR-Zeit zu stellen sind. Sie lauten: Welchen Platz kann die Disziplin in der 

Geschichte der Historiographie in diesem Jahrhundert beanspruchen? Welche Verdienste haben 

sich die Beteiligten womöglich erworben? Diese Fragen besitzen zwei Aspekte, einen gleich-

sam innerwissenschaftlichen und einen weitwinkligeren, der sich auf die Rolle der Wissen-

schaft in der jeweiligen Gesellschaft bezieht. Und diese sind wieder zu differenzieren in die 

Fragen: Was war? Und: Was bleibt? Sich der so bezeichneten Aufgabe auch nur vorurteilsfrei 

zu nähern, macht heute noch Mühe. Da ist die bald nach 1990 errichtete Barrikade von der 

„Wissenschaftswüste DDR“, die zwar ihre Funktion verloren hat, aber nicht abgerissen wurde. 

Für eine begründete Beantwortung der Frage: Was bleibt? erscheint der Abstand von einem 

Jahrzehnt zu kurz. Zudem wird sie sich erst im Fortgang von Entwicklungen entscheiden, die 

nicht nur und zum wenigsten von den Wegen der Clio abhängig sind. Festeren Boden betritt, 

wer sich fragt, wie die Geschichtswissenschaft der DDR in ihre Zeit und in die ostdeutsche 

Gesellschaft hineingewirkt hat und das haben diejenigen, die sich den Fragen von Faschismus 

und Krieg zuwandten, absichtsvoll und angestrengt getan. Dabei stießen sie auf ein ausgespro-

chenes Interesse vieler. Zum einen besitzt die Geschichtswissenschaft der DDR unstreitig einen 

Anteil daran, dass sich die Zeitgenossen und nachfolgende Generationen kritisch mit der deut-

schen Geschichte der Jahre 1933 bis 1945 und vor allem mit der friedenbrecherischen und zer-

störerischen Rolle Deutschlands und der Deutschen in Europa auseinandersetzen konnten. Zum 

anderen hat sie in zwei sehr verschiedenen Situationen sich geltend gemacht, in der Phase des 

Kalten Krieges und jener der ihn allmählich und zögernd verdrängenden europäischen Entspan-

nung. In beiden hat sie Gedanken des Friedens verfochten und einen – wie gering man ihn 

immer bemessen mag verglichen mit den Anteilen anderer – Beitrag dazu geleistet, dass heute 

in den Beitrittsgebieten ein Pazifismus weit verbreitet ist, der sich während des Krieges der 

NATO gegen Jugoslawien erfahrbar gemacht hat und als Antiamerikanismus falsch verortet ist. 
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Der Gedanke, dass das Erforschen und Darstellen von Geschichte etwas mit der Verbreitung 

der Friedensidee zu tun hat, hier lassen sie mich nun auch ausdrücklich als Zeitzeugen reden, 

bestimmte nicht zum geringsten die sich seit der Mitte der siebziger Jahre entwickelnden Be-

ziehungen zwischen den Zeitgeschichtlern in den beiden deutschen Staaten erheblich. Dazu 

trug auch bei, dass die sich auf Konferenzen und Kolloquien hier wie dort Begegnenden der 

gleichen Generation angehörten, die man als die Flakhelfer- oder Hitlerjugend bezeichnet hat. 

Manche waren auch noch Wehrmachtssoldaten gewesen. Dieser Lebenshintergrund spielte, 

ohne dass darüber viele Worte gemacht zu werden brauchten, in diese Beziehungen positiv 

hinein. Dass und warum sie nach 1990 abrupt abgebrochen wurden, ist eine nicht mehr hier zu 

erörternde Frage. Umso mehr aber weiß ich die Einladung zu schätzen, die mir Gelegenheit 

gab, hier über ein Thema zu Ihnen zu sprechen, dass zu jener Geschichte gehört, die – wie 

treffend gesagt worden ist – „noch qualmt“. 
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Rede anlässlich des 20jährigen Bestehens der Gesellschaft 

für Faschismus- und Weltkriegsforschung 

Haus der Demokratie am 10. April 2012 

Als die kleine Gruppe von Historikern 1992 das Büro des Rechtsanwalts verließ, in dem die 

Eintragung der „Faschismus-Gesellschaft“ in das Vereinsregister erledigt worden war, fragte 

sich wohl niemand, wie hoch die Lebenserwartung dieses Unternehmens sein werde. Auf zwei 

Jahrzehnte hätte kaum jemand, wäre ihm die Zahl in den Sinn gekommen, eine Westmark ver-

wettet. Soweit wurde damals nicht vorausgedacht. Nun sind 20 Jahre seit diesem Tage vergan-

gen und es wurde entschieden, ihn nicht unerwähnt vorübergehen zu lassen. Wie aber begeht 

man einen solchen Geburtstag? Mit der Aufzählung von Veranstaltungen und Tagungen und 

Publikationen? Mit der Würdigung der Verdienste seiner Mitglieder? Dem besonderen Dank 

an seine Aktivisten? Der Erinnerung an jene, die das Jubiläum nicht mehr mitfeiern können? 

Einem gewagten Blick in die Zukunft? Mit ermutigenden Rufen und durchdachten Anregungen 

zum Aushalten und Weitermachen? 

Die Voraussetzungen und anderen Umstände, die zur Gründung dieser Gesellschaft führten, 

sind zu gut bekannt, als dass sie hier en detail in Erinnerung gerufen werden müssten. Vielleicht 

aber kann mit Nutzen über den Wandel nachgedacht werden, der sich in diesen zwei Jahrzehn-

ten vollzogen hat, sofern er für Historiker, ihre Existenz und ihr Wirken Bedeutung und Ge-

wicht besaß. Das betrifft die demographischen wie die historiographisch-literarischen Verän-

derungen. Das soll in Umrissen versucht werden. 

In diesen zwei Jahrzehnten sind die Generationen, die sich an die Zeit der faschistischen Dik-

tatur noch aus eigenem Erleben zu erinnern vermögen, auf einen Rest zusammengeschmolzen. 

Eben berichteten Zeitungen vom Tode Fritz Teppichs, des vermutlich letzten eben noch leben-

den deutschen Teilnehmers am spanischen Bürgerkrieg. Mit dem Blick auf ihn wie auf alle 

hoch betagten Widerstandskämpfer hat der Ehrenvorsitzende der VVN, des Bundes der Anti-

faschisten, Kurt Goldstein, auch er ein Teilnehmer der Verteidigung der spanischen Republik, 

dem Rosemarie Schuder eine Biographie schrieb, vor Jahren einem Buch den Titel gegeben 

„Nr. 58866: „Judenkönig“. Das Leben des Kurt Julius Goldstein.“ „Wir sind die Letzten – 

fragt uns“, lautet der Titel der von Friedrich-Martin Balzer herausgegebenen Schriften des In-

terbrigadisten, Auschwitz- und Buchenwaldhäftlings. Die Zeitzeugen von Faschismus und 

Zweiten Weltkrieg gehen der deutschen Gesellschaft unweigerlich aus. Schon ist gefragt wor-

den, was das für die Nachgeborenen und ihrem Umgang mit diesem Kapitel deutscher Ge-

schichte bedeutet. 

Nicht weniger wichtig ist ein in der Gesellschaft eingetretener Bewusstseinswandel. Auf Fa-

schismus und Zweitem Weltkrieg folgte eine vier Jahrzehnte währende politisch-geographi-

sche, wirtschaftliche, staatliche und zunehmend auch geistige Spaltung. Bis 1990 waren die 

Langzeitauswirkungen der Naziherrschaft auch und vor allem durch die Existenz zweier Staa-

ten noch alltäglich spürbar. Dann knüpften sich an das überraschend eingetretene Ende der 

Zweistaatlichkeit weithin Hoffnungen auf den Beginn eines ganz neuen Zeitalters. Mit den als 

Wende bezeichneten Ereignissen schien die Verfallszeit der Erfahrungen erreicht, welche Ge-

nerationen zwischen 1933 und 1945 gesammelt hatten. Viele Deutsche fühlten sich nun defini-

tiv von den Folgen jener zwölf Jahre befreit. Faschismus und Krieg waren Vorvergangenheit 

geworden, BRD und DDR als gesonderte Staaten und Gesellschaften galten ihnen als Vergan-

genheit. Gegenwart und Zukunft das waren Deutschland einig Vaterland Und dennoch: gerade 

die neunziger Jahre wurden zu einem Zeitraum besonders intensiver öffentlicher Beschäftigung 

mit dem „dunklen Kapitel“ deutscher Geschichte. Doch in deren Zentrum stand nicht die Frage, 

was sie den Nachgeborenen in den neuen Verhältnissen noch zu sagen habe. Es ging vielfach 

darum, sich von dieser Vergangenheit gleichsam ganz freizusprechen, der Nation von ihr ein 

Schlussbild zu gewinnen. 
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Insgesamt aber setzte sich nicht nur beim Blick in die deutsche Geschichte eine Auffassung 

durch, die meint, mit den Erfahrungen des 20. Jahrhunderts sei im Fortgang des 21. nicht eben 

mehr viel anzufangen. Ausgenommen und nicht überraschend wurde auf sie jedoch Bezug ge-

nommen, wenn das zur Rechtfertigung der eigenen Politik dienen konnte. In einiger Erinnerung 

ist die Anrufung von Auschwitz, als eine Begründung für die Teilnahme der Bundesrepublik 

am Krieg gegen Jugoslawien gesucht wurde. Und fortgesetzt wird an Auschwitz gemahnt, denn 

sich der Blick auf die Existenz und die Politik Israels richtet. Insgesamt aber setzte sich die 

Vorstellung, besser: die Einbildung durch, in einer ganz neuen Zeit zu leben. Bis die Geschichte 

selbst sie jüngst korrigierte und schmerzhaft daran erinnerte, dass die Deutschen dem Kapita-

lismus, der bürgerlichen Gesellschaft und den aus ihr hervorwachsenden Krisen nicht entkom-

men waren. Plötzlich war sie wieder da: die Erinnerung an 1929, hervorgerufen durch die in 

Europa in mehreren Ländern anwachsende Zahl der Arbeitslosen und Armen und vor allem 

durch den drohenden Bankrott von Staaten. Wie einst wurde nach Steuerungsmitteln der Welt-

wirtschaft, nach der Rolle von Staaten im Wirtschaftsleben gefragt. Kurzum: dieser fröhliche, 

optimistische Aufbruch in eine ganz neue Zeit und Ordnung hat einen oder mehrere Dämpfer 

erhalten. Es begann ein neues Nachdenken über die Gesellschaft, Vokabeln wie Kapitalismus, 

bis dahin eben noch in Kreisen der Linken benutzt, kamen wieder in breiteren Gebrauch. Wie 

lange das vorhalten wird, bleibt abzuwarten. Ein wenig ist der Gebrauchswert der Geschichte 

des 20. Jahrhunderts in manchen Kreisen, in einer Minderheit (es sind ohnehin immer Minder-

heiten, die sich mit Geschichte ernsthaft befassen) dadurch aufgewertet worden. 

Der erwähnte demographische Wandel hat um die Geschichtswissenschaft und deren Personal 

keinen Bogen gemacht. Die erste Generation von Fachleuten, die sich mit der quellengestützten 

Erforschung der Geschichte von Faschismus und Zweitem Weltkrieg befasst hat, diese Be-

schäftigung setzte in Deutschland an der Wende von den fünfziger zu den sechziger Jahren ein, 

ist abgetreten. Viele ihrer verdienstvollen Angehörigen leben nicht mehr. Die lange Liste der 

Verstorbenen beginnt – inmitten der Zeiten der sogenannten Wende – 1989 mit dem Kölner 

Andreas Hillgruber und dem Münchener Martin Broszat und setzte sich fort mit Helmut Kraus-

nick (1990), dem ältesten der Faschismusforscher, der 1938 promoviert hatte, Wolfgang Schu-

mann (1991), Werner Jochmann (1994), Fritz Fischer (1999), Joachim Petzold (1999), Wolf-

gang Ruge (2006), Gerhart Hass (2009) und sie reicht 2011 bis zu Werner Bramke und Fritz 

Klein und 2012 zu dem Bremer Immanuel Geiss. In diese Reihe gehört noch der in Hamburg 

wirkende 1990 jung verstorbene Detlef Peukert. 

Lang ist auch die Reihe der in den letzten beiden Jahrzehnten Emeritierten: Hans Adolf Jacob-

sen (Bonn), Ernst Nolte (FU Berlin), Karl Dietrich Bracher (Bonn), Wolfgang Schieder (Köln), 

Wolfram Fischer (FU Berlin), Eberhard Kolb (Köln), Reinhard Kühnl (Marburg), Eberhard Jä-

ckel (Stuttgart), Hans Mommsen (Bochum), Helga Grebing (Bochum) die sämtlich noch Erin-

nerungen und mit ihnen Denkanstöße aus ihren Kindheits- und Jugendjahren an den Krieg be-

saßen. Deren älteste, geboren 1922, hatten der Wehrmacht angehört, wovon einige es bis zu 

den unteren Offiziersdienstgraden brachten und sich in Kriegsgefangenschaft befanden, wäh-

rend die Jüngeren beim Arbeitsdienst, Luftwaffenhelfer, Hitlerjungen gewesen waren. Es lassen 

sich diese beiden Gruppen, wenn man die westdeutsche im Auge hat, vereinfacht die Genera-

tion des Historikerstreits nennen, jener Kontroverse, die 1986/1987 ausgetragen wurde. In ihr 

hatten sie alle – gegen Nolte und wenige andere – darauf bestanden, dass die Ursachen für den 

Weg zum 30. Januar 1933 und 1. September 1939 in deutscher Geschichte ermittelt werden 

müssen, und sich folglich gegen den Export von Fragen aus der deutschen Geschichte gewandt. 

Gegen manche Befürchtungen hat das Ab- und Zurücktreten dieser Gruppe von den Plätzen, 

auf denen sie auf den Gang der Historiographie über den Faschismus maßgeblich Einfluss neh-

men konnte, nicht zu einer Verminderung des Forscherinteresses, des personellen und materi-

ellen Aufwands geführt, die sich auf die Jahre der Naziherrschaft, deren Vorgeschichte und 

Folgen richteten. Das tat auch nicht die gleichzeitige Konzentration von Kräften auf das neu 
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eröffnete Forschungsfeld, die Geschichte der DDR. Zwar lockte die plötzlich zugängliche Ak-

tenmasse des untergegangenen Staates. Zwar wirkte das gesellschaftliche Interesse, das sich in 

vielfältiger vor allem staatlicher Förderung ausdrückte. Doch stand dem das Wissen entgegen, 

daß, wer sich auf Gegenstände und Themen aus der Geschichte der DDR einließ, auf die Er-

wartungen des antisozialistischen Mainstreams und dessen Vokabular („SED-Diktatur“, 

„zweite deutsche Diktatur“, „Unrechtsstaat“, neuerdings „der sowjetische Kasernenstaat 

DDR“) stieß und sich dem schlecht und nur unter Strafe entziehen konnte. 

Wer den Katalog der Staatsbibliothek unter dem Stichwort Deutsche Demokratische Republik 

befragt, stößt sei dem Erscheinungsjahr 1990 auf mehr als 3.500 Veröffentlichungen. Wer unter 

dem Begriff Nationalsozialismus fahndet, erhält mehr als 7.000 Titel genannt, die zum Bestand 

gehören. Die Faschismusforschung hat, jedenfalls was ihre Produktion angeht, den ersten Platz 

behauptet, den sie in den beiden deutschen Staaten schon besetzt hielt. Eine zweite und dritte 

Generation von Forschern hat sich der Geschichte der Jahre 1933 bis 1945 und ihrer Vorge-

schichte mit Fleiß zugewandt hat und das begonnene Werk fortgesetzt. Dabei lassen sich in der 

Wahl der Gegenstände und Themen Kontinuität und Wandel feststellen. 

Zum einen hat sich die Fragestellung um die beiden Begriffe Täter und Opfer entwickelt, so 

dass inzwischen auch von Täterforschung geschrieben wird. Diese Perspektive ist in der Sache 

nicht neu, die ersten, die sie einnahmen, waren die Juristen der internationalen und nationalen 

Gerichtshöfe, aber neu ist doch die Intensität, mit der sich Forscher auf sie eingelassen haben. 

In den letzten beiden Jahrzehnten konzentrierte sich die Forschung auf Tätergruppen, was frei-

lich vor dem auch schon geschehen war, und auf deren Einsatzgebiete und mörderische Wege. 

Jedoch hat der Zugang zu Archiven in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion diese Forschun-

gen auf neuem Quellenniveau ermöglicht. Diese Arbeit stößt in einigen Ländern auf massive 

staatliche und andere Hindernisse zumal dann, wenn sie die Kollaboration einbegreift. Unlängst 

wurde darüber aus der Ukraine berichtet, wo die Aufklärung über die Rolle Stepan Banderas, 

der zum Helden der Ukraine stilisiert wurde, massiv behindert wird. 

Die Täterforschung richtete sich auch auf Gruppen wie auf Einzelpersonen, darunter vor allem 

herausragender Nazifunktionäre und Schreibtischmörder. Untersucht wurde das Führerkorps 

des Reichssicherheitshauptamtes.1 Mehrere Autoren schrieben Biographien Reinhardt Heyd-

richs.1 1996 und 2004 kamen Biographien von Heinrich Müller (Gestapo-Müller) auf den Bü-

chermarkt,1 1989 und 2006 über den Generalgouverneur Hans Frank1. Auch Führer aus den 

zweiten und dritten Reihen fanden Biographen, so SS-Standartenführer Karl Jäger, der zeitwei-

lig ein Einsatzkommando der Judenmörder kommandiert hatte.1 Soeben wurde eine Monogra-

phie über Standartenführer Walther Rauff vorgelegt, der als Chef des technischen Amtes im 

RSHA unter anderem für die Entwicklung der Gaswagen zuständig war.1 

Eine andere Forschungsrichtung richtete sich auf die Opfer, wobei weniger die Biographien 

Ermordeter Aufmerksamkeit fanden als die Stätten ihrer Gefangenschaft ihrer Leiden und ihres 

Sterbens und der Umgang mit diesen Orten nach Kriegsende. Doch gibt es Ausnahmen: mehr-

fach wurde das Lebensbild von Georg Elser nachgezeichnet. Weiter angewachsen ist die Zahl 

der biografischen Porträts von Claus Schenk Graf von Stauffenberg. Bahnbrechend war jedoch 

die von Wolfgang Benz und Barbara Distel herausgegebene Reihe, deren Beiträge diese Lager 

in toto erfasst und deren Geschichte in Abrissen darstellt. Ähnlich haben sich Forscher den 

Gruppen von Opfern – Juden, Sinti und Roma – in Städten und ganzen Regionen zugewandt 

oder auch den Angehörigen besonderen Strafeinheiten und den Insassen der verschiedensten 

Strafanstalten. Alle diese Forschungen haben den Faschismus an der Macht als terroristisches 

Regime plastischer noch hervortreten lassen. Dadurch, dass dem Geschehen konkrete, lokali-

sierte Bilder hinzugefügt wurden, erschlossen sich für Gedenkpolitik und Geschichtspädagogik 

neue Möglichkeiten. 
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Das ist auch ein Resultat der Hinwendung der Forschung zur Geschichte einzelner Institutionen 

und Organisationen wie Krankenanstalten, Schauspielhäusern, Orchestern, wirtschaftlichen 

Unternehmungen wie Industriebetrieben, Banken, Versicherungen u. a., auch von Vereinen wie 

etwa dem Fußball-Club Bayern. Dabei richtet sich das Augenmerk wie im Fall dieses Clubs auf 

die Haltung zu ihren jüdischen Mitgliedern und deren Verfolgung. Es scheint zur Reputations-

politik all dieser Institutionen, Organisationen und Vereinigungen zu gehören, die „dunklen 

Punkte“ ihrer Vergangenheit vorgewiesen und damit ihre Geschichte „bewältigt“ zu haben. In-

dividuelle Hindernisse dagegen existieren meist nicht mehr. Die handelnden Personen, soweit 

sie beim Namen und mit ihrem jeweiligen Anteil genannt werden, deckt der Rasen. Nur manch-

mal noch melden sich Nachfahren, die sich um den Ehrenschild der Familie sorgen. So auch 

geschehen während der Entstehung des Filmes über den Generalfeldmarschall Erwin Rommel, 

der in diesem Jahr in die Kinos kommen wird. 

Was ist in diesen zwei Jahrzehnten auf den Büchermarkt und in die wissenschaftlichen Biblio-

theken gelangt, von dem sich sagen ließe, es wird in dem Sinne einen Bestand haben, dass 

künftig, noch in Jahrzehnten Fachleute und interessierte Laien auf sie zugreifen werden? Das 

gilt stets nur für einen beschränkten Teil der wissenschaftlichen Produktion. Dazu zählt mit 

Gewissheit die nach Jahrzehnten dauernder Arbeit abgeschlossene Ausgabe von „Das Deutsche 

Reich im Zweiten Weltkrieg“, die vom Militärgeschichtlichen Forschungsamt der Bundeswehr 

herausgeben wurde. Des Weiteren die Serie „Der Ort des Terrors. Geschichte der nationalsozi-

alistischen Konzentrationslager“, die 2005 zu erscheinen begann. In diese Reihe gehört, wenn 

auch wie die Literatur der DDR insgesamt meist totgeschwiegen, die Serie „Europa unterm 

Hakenkreuz“, die mit Hilfe des Bundesarchivs über das Jahr 1990 hinaus fortgesetzt und abge-

schlossen werden konnte, was neben den Verdiensten der beteiligten Autoren vor allem dem 

Einsatz von Werner Röhr zu danken ist. Unter den bedeutenden Monographien hat der britische 

Autor Jan Kershaw deutschen Forschern und Unternehmen mit seiner zweibändigen Hitler-

Biographie Hitlers und dem Band „Das Ende“ mit Sicherheit den ersten Rang abgelaufen. Es 

fällt schwer, diesen Publikationen weitere des gleichen Genres an die Seite zu stellen. 

Die Durchmusterung des Vorliegenden lässt zugleich Lücken erkennen. Es fehlt eine internati-

onal beachtete und verbreitete Arbeit, die „Europas Weg in den Zweiten Weltkrieg“ nachzeich-

nen würde. Darauf gerichtete Fragestellungen wirken eher kurios wie der Titel einer inzwischen 

auch als Buch erschienenen Dissertation, die an der Münchener Universität 2008 angenommen 

wurde, der lautet „Der Weg in den Krieg 1938/1939.: Quellenkritische Studien zu den Tagebü-

chern von Joseph Goebbels“. Über das wissenschaftliche Interesse und die aktuell-politische 

Bedeutung eines seriösen Unternehmens können zwei Meinungen nicht konkurrieren. Also 

lässt sich fragen, woher diese „Lücke“ rührt. Vielleicht findet sich eine Antwort darauf auf 

jenem sumpfigen Feld der Politik, auf dem der Gedanke geboren wurde, den 23. August in 

Erinnerung an diesen Tag des Jahres 1939 zu einem besonderen europäischen Gedenktag zu 

machen. Ein solche Monographie würde den Umschriften eine Barriere sein, die die Geschichte 

des 20. Jahrhunderts derzeit erfährt und die darauf zielen, die Schuld am Zweiten Weltkrieg 

zwischen dem Deutschen Reich und der UdSSR, zwischen Hitler und Stalin zu teilen, was üb-

rigens bedeutet, Hitler und die deutschen Imperialisten zu bestehlen. Jede seriöse Vorkriegsge-

schichte würde nicht 1939 einsetzen können und müsste die Außenpolitik und Diplomatie nicht 

nur Frankreichs und Großbritanniens und der USA, sondern auch die von Mittel- und Klein-

staaten wie Polen und Rumänien ins Visier nehmen. Es wäre das ein Beitrag zur Betrachtung 

der Geschichte unter dem Gesichtspunkt ihrer Alternativen. 

Insgesamt fällt auf, dass die Jahre des Krieges durch Forscher stärkere Beachtung gefunden 

haben als der Vor-Krieg. Bei dieser Beschäftigung hat sich das forschende Augenmerk wieder-

holt auch auf Fragen gerichtet, die – nicht zuletzt wegen der Quellenlage – einen weiten Raum 

für Deutungen zulassen. Sie betreffen das Verhältnis der Deutschen zu den Machthabern und 

ihr praktisches Verhalten im Alltag des Regimes. Letztlich mündet das Forschen auf diesem, 
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Gebiet immer wieder in die Fragen: Warum dauerte es bis zum 8. Mai 1945 und warum war 

der Beitrag der Deutschen zu ihrer Befreiung so minimal. 

Auch auf diesem Feld stand wiederum der große Gegenstand Judenverfolgung, -deportation 

und -mord im Vordergrund. Warum haben Millionen Deutsche auch da mitgemacht oder zu-

mindest hingenommen, was unter Beteiligung eines erheblichen Teils der Bevölkerung ge-

schah? Strittig war schon, was sie von dem mörderischen Geschehen gewusst haben. Die heute 

gefundene und akzeptierte Antwort lautet: mehr als die Zeitgenossen zugeben wollten und über-

genug, um sich abzuwenden oder zu empören. 

Doch ist das Verhältnis der Massen zum Antisemitismus mit dem Hakenkreuz, der Ideologie 

wie der Praxis nur ein Problem aus dem umfassenderen Thema, das Gefolgschaft und Ge-

folgstreue bilden. Hier ist Götz Aly wiederholt Aufmerksamkeit erheischend und erregend mit 

vulgärmaterialistischen Erklärungen hervorgetreten, die zugleich den Faschismus als eine Be-

wegung im Interesse und mit Nutzen für die Massen vorführen. Diese Deutung bedient zwar 

sehr verschiedene, darunter gegensätzliche politische Interessen bis hin zu den sogenannten 

Antideutschen, für das Aufhellung des Phänomens „Führer befiehl, wir folgen Dir“ ist damit 

jedoch nichts gewonnen. Die Aufmerksamkeit, die diese Publikationen dennoch in der bürger-

lichen Presse fanden, besitzt einen einfachen Grund. Wenn es um Verantwortung und Schuld 

in der Geschichte geht, ist mit Vorzug von den Massen die Rede, nicht oder weniger von den 

Eliten, namentlich von jenen, die in der Wirtschaft planten, leiteten und befehligten. 

Das sieht in der Geschichtsforschung nicht anders aus. Unter den letzten 100 Neueinstellungen 

in die Staatsbibliothek gibt es unter dem Stichwort „Nationalsozialismus“ zwei Titel zur Wirt-

schaftsgeschichte. Es sind dies die Dissertation, angenommen an der Universität Leipzig mit 

dem Titel „Die See- und Küstenfischerei Mecklenburgs und Vorpommerns 1918-1960. Tradi-

tionelles Gewerbe unter ökonomischem und politischem Wandlungsdruck“. Die andere stammt 

aus der Feder von Karl Heinz Roth und hat „Reemtsma auf der Krim“ zum Thema. Die Mono-

graphie von Dietrich Eichholtz über Erdöl für den Krieg, im Kriege und als Kriegsziel ist in 

den Katalog noch nicht eingestellt. 

Zweimal sind in den letzten zwanzig Jahren Geschehnisse innerhalb der Historikerzunft über 

deren Bezirk weit hinausgetreten und haben beachtenswerte Kreise der Gesellschaft beschäf-

tigt. Und beide Male ging es um die Gefolgschaftsfrage. Der erste Auslöser war das Erscheinen 

des Buches eines US-amerikanischen Soziologen. Daniel J. Goldhagens „Hitlers willige Voll-

strecker“ auf dem deutschen Büchermarkt, auf dem es mit einem außerordentlichen Reklame-

aufwand platziert wurde, betraf die Verantwortung und Schuld der Deutschen für das millio-

nenfache Judenmorden. Das Buch warf lange gestellte Fragen wieder auf, die diesmal aber Ge-

genstand der Debatten in der Öffentlichkeit wurden. Das war ein Verdienst, unabhängig von 

der Tatsache, dass die Antworten des Verfassers konstruiert waren, und – sieht man von Spe-

zialisten ab – heute zu Recht vergessen sind. Während die „Goldhagen-Debatte“ wohl haupt-

sächlich die sogenannten gebildeten Schichten erfasste, war der Wirkungsradius der sogenann-

ten Wehrmachtsausstellung grösser. Sie löste einen Streit aus, der mit wenig qualifizierten Ar-

gumenten bis in zentrale und lokale Parlamente ausgetragen wurde. Mit diesen Debatten er-

reichte die Auseinandersetzung über die „Täter“ jedenfalls in der Öffentlichkeit ihren Höhe-

punkt. Die Reaktion ließ nicht lange auf sich warten. Sie kam mit der Neuausrichtung der 

Scheinwerfer, diesmal auf die Opfer. 

Es begann mit Jörg Friedrichs Buch „Der Brand“ und fand seine Fortsetzung in den Film- und 

Fernsehproduktionen „Die Flucht“, „Die Gustloff“, „Der Untergang“ und „Dresden“. Was in 

den heutigen Generationen der Nachgeborenen von diesen beiden Perspektiven – der auf die 

Täter und der auf die Opfer – als Geschichtsbewusstsein existiert, sozusagen in den Köpfen 

angelangt ist, lässt sich durch Befragungen nicht sicher ermitteln. Doch ist darauf zu vertrauen, 

dass Situationen das künftig an den Tag bringen werden. 
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Wünschenswert wäre freilich eine sowohl die Resultate der Forschung wie die Streitfragen be-

rücksichtigende Gesamtdarstellung der deutschen Geschichte der Jahre 1933 bis 1945, die sich 

an einen breiten Leserkreis wendet. Davon ist lange nichts auf den Markt gelangt. Jetzt hat ein 

Verlag eine „Geschichte des Dritten Reiches“ für den Mai 2012 angekündigt. Ihr Autor ist der 

Bonner Emeritus Klaus Hildebrand. Angekündigt ist der Autor mit einem früheren Lob von 

Andreas Hillgruber, beide der konservativen Gruppe der BRD-Historiker zuzuzählen, es lautet 

Triumph der Sachlichkeit“. Die Buchaufmachung lässt auf eine zertrümmerte Stadtlandschaft 

blicken. 

Das ist in groben Strichen und aus einer subjektiven Sicht das Umfeld, in dem sich die 20 Jahre 

Geschichte unserer Gesellschaft ereigneten, die ein „Kind der Wende“ oder der „Erneuerung 

der ostdeutschen Wissenschaft“ war oder wie die Bezeichnungen für das Jahr 1990 samt dessen 

Folgen immer gewählt sein mögen. Diese Gesellschaft war bald mehr war als ein Traditions-

verein einstiger DDR-Niki, wenn diese ihre Rolle auch gar nicht bestritten werden soll. Der 

Zusammenschluss galt den Beginnern als ihr Zeichen für den Entschluss zum Weitermachen in 

ihrem Beruf. Er drückte den Entschluss aus, sich aus der Historiographie forschend und publi-

zierend nicht vollständig verdrängen zu lassen und damit eine Absicht zu durchkreuzen, Dazu 

bedurfte es zunächst der kritischen Selbstverständigung über die eigene bis dahin geleistete 

Arbeit und über die Wandlungen in der Geschichtsschreibung im nun größeren gemeinsamen 

Deutschland. In dieser Gesellschaft wurde der Vorsatz bestärkt, sich zu behaupten, trotz aller 

Ignoranz und Herabsetzung und der vielen materiellen Widrigkeiten. 

Doch, und das war ein früh erworbenes Verdienst: diese Gesellschaft kapselte sich nicht ab, sie 

hat über den ursprünglichen Gründerkreis neue Mitglieder und Sympathisanten gewinnen kön-

nen und sie wurde – das ist eine ihrer besten Seiten – auch ein Forum, auf dem jüngere Histo-

riker, sogenannte Nachwuchswissenschaftler, ihre Ergebnisse vortragen konnten und ein sach-

kundiges Publikum fanden, das frei von Konkurrenzrückhalten und Bedürfnissen der Selbst-

darstellung diskutierte und wenn notwendig stritt. 

Immer wieder haben aber auch renommierte Historiker aus dem In- und selbst aus dem Ausland 

hier ihre Forschungsergebnisse referiert. Eine Zeit lang, das ist ein Verdienst, zu dem es ohne 

die Zähigkeit Werner Röhrs nicht gekommen wäre, ging das mit der gedruckten Publikation 

von Vorträgen im Bulletin einher. Dann war das nicht mehr zu finanzieren und es haben sich 

Spezialisten der moderneren Technik der Bekanntmachung der Arbeit der Gesellschaft und ih-

rer Mitglieder im Internet angenommen. Jeder, diese zwei Jahrzehnte dabei gewesen ist, wird 

eine persönliche Bilanz ziehen können, was er in diesem Kreis gewonnen hat, vortragend, auf-

nehmend, debattierend. 

Diese Gesellschaft war und ist in der Historiographie dieses Landes eine Randerscheinung. Ihre 

Reichweite ist durch vielerlei Umstände und Einflüsse begrenzt. Zu ihrem Haben gehört aber 

eine ansehnliche Produktion von Publikationen ihrer Mitglieder (es würde sich lohnen, eine 

Zusammenstellung der Gesamtproduktion bekanntzumachen), für die drei hier genannt werden 

sollen, auch um die Spannweite von Interessen und Forschungen wenigstens anzudeuten; 

Susanne Willems „Der entsiedelte Jude“ von 2000, die Monographie über den jüdischen Ban-

kier Siegfried Bieber von Erika Schwarz und Manfred Weißbeckers Aufsatzsammlung unter 

dem Haupttitel „Das Firmenschild: Nationaler Sozialismus“, beide von 2011. 

Dass wir bis hierhergekommen sind, danken wir einer Anzahl von Aktivisten, ohne deren pla-

nende und organisierende Tätigkeit es weder die monatlichen Zusammenkünfte noch die gele-

gentlichen Konferenzen, veranstaltet mit Partnern, und die daraus hervorgegangenen Publika-

tionen gegeben hätte. Der Dank richtet sich an die „Ehemaligen“, von denen Werner Röhr, 

Brigitte Berlekamp, Dietrich Eichholtz und Florian Schmaltz genannt seien und aktuell an die 

Mitglieder des gegenwärtigen Vorstands Martin Seckendorf, Susanne Willems, Heinz Harms, 

Klaus Wlojnar und Werner Fischer. 
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Wir gehen über diese ein wenig besondere Jahresschwelle und haben uns, ohne dass hier Pläne 

entworfen werden sollen, zwei Grundtatsachen in der Entwicklung des Hauptstroms der deut-

schen Geschichtswissenschaft zu stellen: Erstens der auf das Jahr 1990 folgenden Renaissance 

der Totalitarismus-Dogmas und seines Eindringens in die Betrachtung und Deutung der euro-

päischen Geschichte. Und zweitens und damit einhergehend dem Versuch, die Geschichte des 

20. Jahrhunderts umzuschreiben in die Geschichte der Überwindung von zwei Diktaturen und 

als ein Weg in die Freiheit einer Gesellschaft, die nur noch hier und da Verbesserungen verträgt, 

im Ganzen aber den Demokraten gelungen ist. 

So wenig wie 1992 werden wir uns auf eine Lebensdauer dieser „Gesellschaft für Faschismus 

und Weltkriegsforschung“ festlegen. Doch wir werden ein wenig weitermachen. Und uns, soll-

ten uns dabei Zweifel anfechten, der Anekdote erinnern, die Peter Hacks erzählt. Da wird einem 

Zweifler, der auf die Fruchtlosigkeit aller Bemühungen verweist, geantwortet wird: Heute 

nicht, morgen doch. 
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Vom Weggehen, Ankommen und Zusammenwachsen in 

der Geschichtswissenschaft 

Notizen beim Lesen der Papen-Biographie von Joachim Petzold 

In der Fülle der Bücher, die zur deutschen Geschichte unseres Jahrhunderts geschrieben wer-

den, erhält manche Neuerscheinung nicht die Aufmerksamkeit, die sie verdient. So ist es der 

ersten wissenschaftlichen Biographie über Franz von Papen nicht ergangen. Dem Autor ist ho-

hes Lob zuteilgeworden. Das geschieht denen nicht so oft, die solange in der ostdeutschen Wis-

senschaftswüste leben mussten. Der Berliner Historiker Joachim Petzold hat sich Lob für ein 

Ergebnis jahrzehntelanger Forscherarbeit verdient, von dem er mitteilt, dass sie obendrein stets 

neben seiner jeweiligen Hauptaufgabe verrichtet wurde. Wer in die Verlegenheit käme, den 

Autor in die Reihe derer einzuordnen, die sich in DDR-Zeiten mit der Geschichte der Weimarer 

Republik befassten, würde ihn wohl in die Nähe von Wolfgang Ruge setzen, den Altmeister im 

Fache. Mit ihm hat der Papen-Biograph lange Zeit am Geschichtsinstitut der Akademie der 

Wissenschaften zusammengearbeitet. Dass nun in Text und Anmerkungsapparat kein Verdienst, 

auch kein Gedanke Ruges erwähnt werden, mag verwundern. Es sollte dem Autor nachgesehen 

werden, könnte sich darin doch auch ein Rest von Scham ausdrücken. 

Papen war 1932 sechs Monate Reichskanzler und leitete ein Ministerkollegium, auf das der 

Name „Kabinett der Barone“ passte. An Hitlers Seite wirkte er siebzehn Monate im wiederbe-

lebten Amt des Vizekanzlers, das nach seiner Demission nicht erneuert wurde. Danach wurde 

er an abgelegeneren, aber wichtigen Plätzen verwendet und verfocht die expansiven und krie-

gerischen Interessen des Regimes als Botschafter in Wien und Ankara. Nach dessen Zerschla-

gung hatte er auf der Anklagebank des Prozesses gegen die Hauptkriegsverbrecher Platz zu 

nehmen. Jedoch verließ er den Nürnberger Gerichtssaal als freier, im Sinne der Anklage nicht 

schuldig gesprochener Mann. Zeitgenossen mögen der Person dieses Aristokraten sonderliches 

Interesse nicht abgewinnen können. Diese Biographie kann es aus mehreren Gründen bean-

spruchen. Ihr Autor hat dieses „deutsche Verhängnis“, wie er den Politiker im Untertitel des 

Buches nennt, im vollständigsten Sinne ausgeleuchtet. Er konnte sich dabei auf seine früheren 

Forschungen über den Staat von Weimar und zur Ideologie und Politik des Konservatismus 

stützen. Er hat seine weitläufigen Archivstudien bis in die erst jüngst zugänglichen Moskauer 

Bestände getrieben. Er sichtete Akten in Konzernarchiven, die lange auch nicht zugänglich wa-

ren oder als „verloren“ galten. Damit hat er sich in den Stand gesetzt, ein im besten Sinne quel-

lengesättigtes Werk zu schreiben. Wer sich insbesondere mit der Rolle deutscher Kapitaleigner 

und -manager bekanntmachen will, der wird in dem Band eine Masse von Unbekanntem ent-

decken, das aus Briefen, Aufzeichnungen, Protokollen zitiert oder auf dessen Fundstellen ver-

wiesen wird. Der Autor hat Dokumente angehäuft, deren separate und vollständige Veröffent-

lichung wünschenswert wäre. Das gilt allein schon für die Schriftstücke, die sich auf die Ent-

stehung, Verwaltung und Verteilung des Wahlfonds beziehen, den führende Industrielle für die 

Reichstagswahl am 5. März 1933 schufen. 

Und – um einen weiteren Hinweis auf den vielseitigen Gewinn zu geben, den der Band bietet: 

Die Analyse von Vorgeschichte, Inhalt und Wirkung der berühmt gewordenen Papen-Rede in 

der Marburger Universität könnte Gegenstand eines Universität-Proseminars sein. Dessen Teil-

nehmern würden sich Ansprüche an die Quellenarbeit des Neuzeithistorikers mit Sicherheit 

einprägen. Jedoch sollen hier weder Würdigung noch Kritik im Detail fortgesetzt werden. Nicht 

weniger Aufmerksamkeit erweckt das Buch, weil in seinem zentralen Kapitel eine bemerkens-

werte Sicht auf den 30. Januar 1933 und die Beziehungen gegeben wird, welche die an die 

Staatsmacht gelangte Politikergruppe und führende deutsche Industriellen zueinander eingin-

gen. Die darin berührten Fragen bilden nach wie vor einen Gegenstand von Kontroversen. 

Vorweg dies: Es ist das Recht und mehr noch die Pflicht jedes Wissenschaftlers seine eigenen 

Erkenntnisse immer wieder selbst kritischer Beurteilung zu unterwerfen. Das geschieht auch 
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tagtäglich. In diese mitunter auch schmerzhafte Situation sind genau genommen nur diejenigen 

Forscher nicht gekommen, die früh starben. Es gehört indessen nicht zu den Pflichten von Ver-

tretern, gleich welcher Disziplin, ausdrücklich auszuweisen, wo sie sich früher geirrt, was sie 

ausgelassen, was sie nicht beachtet haben, in welchen Fragen sie sich also vollständig und par-

tiell korrigieren. Solcher Aufschluss mag im Falle von Geschichtsbüchern den Lesern, die frü-

her aus gleicher Feder Publiziertes kennen, den Zugang zu Verändertem mehr oder weniger 

erleichtern. Doch der Wahrheitsgehalt einer wissenschaftlichen Arbeit ist davon gänzlich un-

abhängig, ob ihr Autor in früherer Zeit andere Ansichten vertreten oder gar verfochten hat und 

ob er sich aus der Rücksicht darauf ausdrücklich bezieht oder nicht. Das festzustellen erscheint 

banal und ist es auch. Es wird hier aber vorangesetzt, weil heutzutage namentlich Wissenschaft-

lern, die in der DDR arbeiteten, fortgesetzt Erklärungen zu ihren früheren Arbeiten abverlangt 

werden. Das geschieht in der durchsichtigen Absicht, ihre jetzigen herabzusetzen. Petzold ver-

weist auf die eine und die andere seiner früheren Publikationen, an manche mag er womöglich 

nicht erinnert werden. Er summiert sie in einem merkwürdig verquasten Satz seines Vorworts 

als „die Betrachtungsweise in ihrer Entstehungszeit“. Das soll wohl heißen als Stationen auf 

seinem Forscherweg. Wohin hat er ihn geführt? 

Zum ersten zu einer zu bezweifelnden Kennzeichnung eines Schlüsselereignis der deutschen 

Geschichte im zu Ende gehenden Jahrhundert. Der 30. Januar 1933, wird behauptet, habe „in 

Deutschland zu einer noch nie dagewesenen totalitären Parteiherrschaft“ geführt. (164) Wenig 

später, dies bekräftigend, heißt es: „die Herrschaft ging an eine Partei – die NSDAP, K. P. – 

über“. (164). Zu deren Charakteristik wird Hindenburg zitiert und dessen Urteil mit dem Wort 

„richtig“ versehen: diese NSDAP sei ganz „einseitig gegen Andersdenkende eingestellt“. Das 

mag dem Amt und dem Alter des Reichspräsidenten nachgesehen und als dessen Vorliebe für 

einen Pluralismus der Meinungen gelesen werden. Ein Historiker muss sich dabei wohl zensie-

rend nicht aufhalten. 

Die These von der Parteiherrschaft erscheint dem Papen-Biographen so selbstverständlich, dass 

er sie keiner näheren Erläuterung für werthält. Das wäre sie aber. Diese Partei zählte schon 

1933 ihre Mitglieder weit über der Millionengrenze, und sie wuchs sich gegen Ende ihrer Exis-

tenz zu einem nicht nur in deutscher Geschichte beispiellosen Gebilde von geschätzten etwa 10 

Millionen Menschen aus, die ihr eingeschriebener Massen angehörten. Welchen Anteil besaßen 

diese Millionen jeweils an der Herrschaft? Die Frage musste sich zuerst nicht Historiker, son-

dern die Juristen der vier Mächte in Nürnberg stellen. Sie hatten zu entscheiden, welche Orga-

nisationen des Regimes sie als verbrecherisch einschätzten. Ihre negative Antwort im Hinblick 

auf die Partei als Ganzes ist bekannt. Im Prozessverlauf wurde aber nachgewiesen, dass die 

Millionen von NSDAP-Mitgliedern einen besonderen Anteil an der Errichtung der faschisti-

schen Diktatur und an allem besaßen, was die Deutschen in Europa und über dessen Grenzen 

hinaus anrichteten. Auf die Idee, diese Millionen hätten gemeinschaftlich in Deutschland ge-

herrscht, kam jedoch niemand. Darauf scheint auch der Autor ernsthaft nicht zu beharren. Denn 

nach nur wenige Seiten verändert sich sein Befund. Zwar sei die NSDAP gewachsen, doch hätte 

das die Ausbildung einer anderen Herrschaft nicht behindert. Im Verlauf des Jahres 1933 stei-

gerte sich „die Allmacht Hitler weiter“. (192) Wenn Worte einen Sinn haben, dann wäre – wie 

gewonnen, so zerronnen – der Parteimitgliedschaft die Macht nur Monate später vom obersten 

Führer wieder entrissen worden? Auch dieser Vorgang erscheint der näheren Erläuterung be-

dürftig. Das gilt ebenso von der Erwähnung einer weiter gesteigerten „Allmacht“, dürften doch 

selbst intime Bibelkenner Schwierigkeiten haben, damit eine Vorstellung zu verbinden. 

Obwohl die Machtfrage in dem sich etablierenden Staate auf so einfache und klare Weise ab-

getan werden kann, sieht der Biograph doch Gründe, wieder und wieder auf sie zurückzukom-

men. Einen erwähnt er ausdrücklich. Es seien von der „offizielle Geschichtswissenschaft der 

DDR“ die Industriellen als die „wahren Herren Deutschlands“ bezeichnet worden. Die Formel 

ist gewiss nachweisbar, sie vereinfachte grob. Doch lässt sich die nahe Verwandtschaft zur 
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Formel von der Partei als Deutschlands Herr(schaft) auch und unschwer erkennen. Zudem kann 

Petzold nicht entgangen sein, dass über die Jahre die Historiker der DDR sich eine andere Re-

konstruktion der Machtverteilung in der faschistischen Diktatur erarbeiteten. Er war daran ja 

beteiligt, und das entwickelte Geschichtsbild, das Einheit und Widersprüche im Verhältnis von 

„Politik“ und „Wirtschaft“ zu erfassen suchte, musste nicht geheim gehalten werden. 

Wie dem auch im Einzelnen gewesen sein mag. Dies ist nun das Bild des Biographen: Hitler 

habe, als er erst noch Reichskanzler werden wollte, den Industriellen – erwähnt wird namentlich 

Thyssen – keinerlei Versprechungen gemacht. Nach dem bewussten Januartag wurde in der 

Wirtschaftspolitik die „Linie der NSDAP“ befolgt. Über sie hätte die „NSDAP-Führung“ und 

„im hohen Maße“ allein entschieden, allenfalls ihr genehme Großunternehmer heranziehend 

(201). Weder wird die Zusammensetzung dieser Führung entschlüsselt, noch ist über die er-

wähnte Parteilinie etwas zu erfahren. 

Nun genügt die Kenntnis der Rede Hitler vom 26. Januar 1932, um zu wissen, dass der Führer 

der NSDAP den Zuhörern der exklusiven Veranstaltung in Düsseldorf ein klares Bild von der 

Stellung gab, die sie im Dritten Reich einnehmen würden. Das hatte den Charakter eines Ver-

sprechens. Hitler hatte es nicht vergessen. Es war kein Lippenbekenntnis, nicht einmal ein Zu-

geständnis, sondern entsprach seinem Weltbild. Obendrein hätte ihm seine Generalzusage, die 

absolute Stellung der Wirtschaftsführer in ihren Imperien wieder herzustellen, auf dem Wege 

in die Reichskanzlei nur bei Strafe seines Scheiterns entfallen können. Als er dort angekommen 

war, betraf die Einhaltung des Versprechens seine „Allmacht“. 

Eigentlich, so ist aus dem Papen-Buch zu erfahren, wollten die Industriellen, den Staat aber 

nicht, mit dessen Aufbau am 30. Januar 1933 begonnen wurde. Die industriellen Förderer 

wünschten „eine politische Ordnung jenseits der parlamentarischen Demokratie“, offenbar et-

was fiel weniger Schlimmes als diese Diktatur, für die Petzold aber eine Bezeichnung nicht 

besitzt. Und was bekamen sie? Zustände, die sie sich in ihren schlimmsten Befürchtungen nicht 

hätten träumen lassen. Schon als sie am 20. Februar in das Reichspräsidentenpalais gebeten 

wurden, war die Szene von Göring und Hitler ganz auf ihre Einschüchterung gestellt. Nicht 

dass am Eingang des Gebäudes, wie später vor der Kroll-Oper am 23. März die Abgeordneten, 

die Gäste durch ein drohendes Spalier von SA- und SS-Leuten hätten marschieren müssen. 

Aber Gastgeber und Redner kamen zu spät, Göring eine Viertelstunde und Hitler noch nach 

ihm. (170) Wie bekannt, haben die des Wartens Ungewohnten aber die Ungehörigkeit durch 

Abzüge auf ihren Schecks nicht bestraft. Wochen später musste Krupp dann erleben, was ihm 

oder seinesgleichen mit den Vorgängern Hitlers in der Wilhelmstraße nie widerfahren war: Es 

fiel selbst ihm nicht leicht, auch nur einen Gesprächstermin beim Kanzler zu bekommen. (182) 

Zwar waren die Wirtschaftsführer, da ist wieder eine Verlegenheit der Wortwahl, mit der „ein-

getretenen Entwicklung“ zufrieden. Zwar billigten sie die „Ausschaltung der Arbeiterbewe-

gung“ und die „Überwindung des Parlamentarismus“. Zwar wurden sie von den Gewerkschaf-

ten befreit und glaubten darob einen Sieg feiern zu können. Aber wie teuer bezahlten sie und 

insbesondere die Ruhrindustriellen den „Triumph“ mit dem Anwachsen der NSDAP! (192) 

Ihre Lage wurde zunehmend bedauernswert: Wer von ihnen Mitglied der NSDAP geworden 

war – wir erinnern uns: also zur zeitweilig herrschenden, dann aber durch ihren Chef entmach-

teten Partei gehörte – musste sich der Parteidisziplin unterwerfen. Die anderen, Nichtmitglie-

der, wurden wieder und wieder „zur Kasse gebeten“ und hatten nur noch in diese eine mit dem 

Hakenkreuz zu zahlen. Dritten gar, Demokraten und Juden, blieb nur der Weg in die Emigra-

tion. (191) 

Wie suchten sich die in Deutschland ausharrenden „Arier“ ihre missliche Lage zu erleichtern? 

Nicht anders als es die Unterworfenen zu allen Zeiten taten. Sie richteten an den Allmächtigen 

ihre „Dankadressen“ und Ergebenheitserklärungen“. (190) Sie geizten, in ihrer Angst, auch 

weiterhin nicht mit Geldspenden. (182) Sie „demütigten“ sich gar. Sie taten, was von ihnen 

verlangt wurde. Sie schrieben, als sie ihre jüdischen Standesgenossen „fallen ließen“, eines der 
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„düstersten Kapitel der deutschen Unternehmergeschichte“. (184) Jedoch soll ihnen zugebilligt 

werden: Sie mussten um sich selber immer mehr besorgt, immer vorsichtiger sein, das Abhören 

ihrer Telefonate mindestens vermuten und besser auf schriftliche Aufzeichnungen verzichten. 

(203) Nur konspirativ konnte noch versucht werden, eine einzige Zeitung, das letzte Sprach-

rohr, vor dem Bankrott zu bewahren. (204) Krupp sah sich schon genötigt, Briefe an seinesglei-

chen mit der Grußformel „Heil Hitler“ zu beenden. Ja, inzwischen – die Darstellung ist im April 

1934 angekommen – war „man“ wie von einer „Hydra umklammert“. (204) Am schlimmsten 

aber: Viele Angehörige der früher herrschenden oder doch einflussstarken Eliten hätten „nicht 

unbegründet“ fürchten müssen, ihre Positionen zu verlieren. (201) Das ist an der Spitze der Ver-

bände mehrfach passiert, doch, wie wir wissen, von wenigen Ausnahmen und altersbegründeten 

Veränderungen abgesehen, in den ureigenen Machtbezirken der Bosse dann doch nicht gesche-

hen. Goebbels, Darré, Backe, Reischle, die der Autor in diesem Zusammenhang nennt, sind 

Aufsichtsrats- oder Vorstandsvorsitzende nicht geworden weder bei der IG Farben AG, noch 

bei Siemens oder Mercedes. 

In der Tat: Es wird dem Leser auf den Seiten dieses Kapitels ein Geschichtsbild geliefert, das 

eine von Dauerfurcht umgetriebene, zwischen Ängsten und Hoffnungen lebende Großunter-

nehmerschaft zeigt. In so kräftigen Farben war es vordem noch nicht zu besichtigen. Jedoch – 

und merkwürdigerweise – das Bild machen andere Mitteilungen wieder unstimmig. Von Krupp 

wird geschrieben, die NSDAP-Führung, wer immer das gewesen sein mag, habe ihn „umwor-

ben“ (190). Da mag sich die Frage einstellen, ob das denn wirklich nötig gewesen ist. Der 

Reichsminister und Preußische Ministerpräsident Göring habe sich (1933!) bemüht, in den 

Kreisen der Ruhrindustriellen als „vertrauenswürdig zu gelten“. Was, wie der Kontext zeigt, 

nicht gemeint wie geschrieben und vor allem eine Erfindung ist. Denn Göring hatte in einer mit 

Hitler abgestimmten Arbeitsteilung seit dem Beginn des Jahres 1930 zu führenden Kapitalisten 

feste persönliche Beziehungen hergestellt. Und wenn sich gegen irgendeinen der Mitführer an 

der Seite des „Führers“ kein Verdacht erhob, er könnte ein nur braun gefärbter Sozialist sein, 

dann war das eben dieser erste unter den Paladinen. Schade übrigens, dass ihn die Richter in 

Nürnberg nach diesen Beziehungen nicht weiter fragten, obwohl er sie bei der Skizzierung sei-

nes Lebenslaufs selbst beiläufig erwähnte. Und der „Allmächtige“ selbst? Im Jahre zwei der 

Diktatur, es wird der 30. Juni geschrieben, tut er nicht, was seine unzufriedenen Gefolgsleute 

in der SA verlangen, sondern exakt das, was die Industriellen und die Reichswehrgeneralität 

von ihm erwarten. (222/223) Er schafft „Ordnung“ und befiehlt den SS-Leuten seiner Leib-

standarte zu diesem Zwecke die Störenfriede und einige, die nur des Verdachts verdächtig sind, 

niederzuknallen, eben jene, welche die Ursache der Unruhe auch unter der Großunternehmer-

schaft bildeten. 

Da Papen nur Wochen nach dem Ereignis die durch die Mordaktion nicht mehr vollständig 

besetzte Vizekanzlei räumt, ist sein Biograph der Pflicht enthoben, der Fährte der Beziehungen 

und der Bestimmung der Machtanteile zwischen den politischen und den Wirtschaftsführern 

weiter zu folgen. Er verlässt das Thema. als die letzteren erst so richtig „Erleichterung“ emp-

finden können. (222) Das könnte als eine zu schwache Kennzeichnung ihres Wohlbefindens 

erscheinen, wissen wir doch durch einen Kommentar des Reichswehrministers Blomberg, dass 

sich in den Reihen des Offizierskorps die „Erleichterung“ derart ausdrückte, dass es dem Gene-

ral notwendig schien, Mäßigung anzuraten. Jedenfalls brauchte entlang des Lebenswegs des 

Botschafters der Frage nicht mehr nahgegangen werden, ob sich für die Industriellen ein Retter 

fand, der nach dem Beispiel des Herakles der Hydra die Köpfe abschlug und dann auch noch 

deren Halsstümpfe ausbrannte, oder ob sie auf die Tötung des Ungeheuers durch die Rote Ar-

mee und deren Alliierte warten mussten. 

Zur Vermeidung von Missverständnissen: Dieser 30. Januar 1933 brachte alle Verhältnisse zum 

Tanzen und verlangte die Einrichtung modifizierter und auch neuer Beziehungen zwischen den 

Führungsspitzen von Politik und Industrie. Die in den Jahren der Republik eingespielten Bahnen 
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des Zusammenwirkens waren beseitigt. Neue mussten gelegt, erprobt, gleichsam eingefahren 

werden. Das konnte zum wenigsten die überraschen, welche die Vernichtung der bürgerlich-

parlamentarischen Zustände gewünscht und mit herbeigeführt hatten. Da diese faschistische 

Diktatur so etwas wie eine „Nullserie“ darstellte, ergab sich für alle Beteiligten eine Zeitspanne 

des Beobachtens, Finassierens, Abtastens – bis auch praktisch zusammenwuchs, was zueinan-

der gewollt hatte, will sagen: was sich über Wege, Ziele und Methoden einig war oder doch zu 

Recht daraufsetzen konnte, sich einig zu werden. Misstrauen, Missverständnisse und Misser-

folge, Hoffnungen und Zweifel, Befürchtungen und Erleichterungen, Befriedigtsein und Irri-

tiertwerden gehörten in diese Etappe, zumal sich in ihrem Verlauf nicht nur zwei Elitegruppen 

– „Politik“ und „Wirtschaft“ – aufeinander einspielten und einschworen, sondern in jeder von 

ihnen auch untereinander Rang-, Vorherrschafts- und Vernichtungskämpfe ausgetragen wur-

den. Wie aus alledem, genauer: dessen Niederschlag in den Quellen auf den Seiten der Papen-

Biographie das Bild von den einfluss- und existenzbedrohten Großkapitalisten geworden ist, 

das könnte mit Gewinn auch zum Gegenstand eines weiteren historiographischen – vielleicht 

eines Ober-Seminars gemacht werden. Sein Thema würde lauten: quellennahe Apologie. 

An einige zusätzliche Fakten wäre in dessen Verlauf zu erinnern. Wie sich zuerst Papen und 

später sein Biograph überzeugen konnten, war der Chef des Rückversicherungsanstalt für In-

dustrielle Hitler. Der hatte Anfang Juli 1933 den Reichs- und Gauleitern der NSDAP erklärt, 

dass man an das Ende der „nationalsozialistischen Revolution“ gekommen sei. Diese Rede wird 

zitiert. Doch ganz unerwähnt bleibt, dass es der „Führer“ nicht bei bloßen Worten ließ. Er gab 

den Auftakt für die erste Kampagne zur Disziplinierung des aktivsten Teils der Massengefolg-

schaft, der SA, und vollzog in Gemeinschaft mit Heß, Ley u. a. im Parteigefüge eine Reihe von 

bemerkenswerten organisatorischen Veränderungen. Die ohnehin nur mit seiner widerwillig 

gegebenen Zustimmung geschaffene, manchen Unternehmern viele Ungelegenheiten berei-

tende Nationalsozialistische Betriebszellen-Organisation wurde in die DAF eingegliedert und 

damit der entscheidende Schritt getan, ihre Mitglieder einer schärferen Kontrolle zu unterwer-

fen und die Linie des Wirtschaftsfriedens zugunsten der Ausbeuter, denn das war die „Parteili-

nie“, strikt durchzusetzen. Der erst Ende 1932 gegründete Kampfbund des gewerblichen Mit-

telstandes verlor seine Selbständigkeit total. Irgendein Organ oder eine Abteilung, die in der 

Münchener Parteizentrale, noch strategische Fragen der Wirtschaft bearbeitet, gar entschieden 

hätten, gab es nicht mehr. Die etwa gleichzeitige Berufung des Managers aus der Versiche-

rungsbranche, Kurt Schmitt, auf den Posten des Reichswirtschaftsministers war, anders als die 

seines Vorgängers Hugenberg, Hitlers eigene Wahl. Sie bekundete, wie vordem schon die Re-

Inthronisation Schachts auf den Posten des Präsidenten des Reichsbank-Direktoriums, sein In-

teresse, die Führungsgruppe um ihn mit den Führern der Wirtschaft auf das engste zusammen-

wirken zu lassen. Von diesen „beruhigenden“ Tatsachen ist nichts oder wenig zu lesen. Das 

Arbeitsordnungsgesetz mit seiner Fixierung des Führer-Gefolgschafts-Prinzips „kommt nicht 

vor“. Dass Hitler an seiner Seite als Wirtschaftsberater Keppler in die Reichskanzlei geholt 

hatte, einen Mann des Vertrauens der Großindustrie, Röhm sich als Wirtschaftsberater für die 

SA einen Spezialisten aus dem Führungsapparat der IG Farben AG engagierte, der „Stellver-

treter des Führers“ zur gleichen Verwendung Albert Pietzsch auserkor, bleibt unerwähnt. Dass 

diese Politikergruppe wünschte, dass die Wirtschaftsführer ungestört wirkten, damit der politi-

sche Sprengstoff Arbeitslosigkeit entschärft wurde, erscheint auch eine Bewertung nicht zu er-

fordern. Doch ergab gerade dieses Ziel ein Interessenband, dass die an der Staatsmacht und die 

profitorientierten Anderen an den Hebeln der Konzerne noch zusätzlich, aber fest zusammen-

hielt. Freilich, die Analyse dieser und anderer Fakten und Zusammenhänge hätte von dem Bild 

der „Hydra“ nichts übriggelassen. 

Wo also hat der Forscherweg den Papen-Biographen hingeführt? Auf keinen originellen 

Pfad. Henry Ashby Turner jr., an dem Petzold sich gelegentlich sanft reibt, ist ihm da vor 

langem vorangegangen. Auf Seite 201 steht ein Satz, dessen Aussage dem Selbstbewusstsein 
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der Ruhrindustriellen, auf die er gemünzt ist, Unrecht tun mag. Nachdenklich stimmt er doch 

sehr: „Die Angst der einen, verdrängt zu werden, wurde durch den immer hektischeren Eifer 

der anderen, sich durch Anpassung behaupten zu können oder überhaupt zur Geltung zu kom-

men, gesteigert.“ Hier mag eine Verwechslung von treffenden Beobachtungen vorliegen, die 

an anderem Ort und in anderen Zeiten gemacht worden sein könnten. 
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„Allemal besser ...“ 

Der erste Band von Ian Kershaws Hitlerbiographie liegt vor 

Wer heute das Amphitheater in Aspendos unweit der türkischen Mittelmeerküste besichtigt, 

dem bleibt nur der Eintritt über die Bühne. Darauf mag er sich mit etwas Phantasie mitten unter 

den Mimen wähnen. Ähnlich ergeht es dem Historiker, der sich entschieden hat, für die „Be-

sichtigung“ der deutsch-faschistischen Herrschaft den biographischen Einstieg zu wählen. No-

lens volens gelangt er mitten unter die „Hauptdarsteller“. 

Dieser Weg hat immer auch Skepsis erzeugt. „Der biographische Ansatz kann eine extreme 

Personalisierung komplexer Prozesse nicht vermeiden und reduziert solche Probleme auf Fra-

gen zu Hitlers Persönlichkeit und Ideologie,“ schrieb Ian Kershaw 1988. Damals heftete sich 

der britische Historiker auf die Spur zweier konkurrierender Sichtweisen, die „intentionalisti-

sche“ und die „strukturalistische“. Deren Vertreter lagen im Clinch. Kershaw erörterte Vor- 

und Nachteile ihrer Resultate. Auch zur Bestimmung der Rolle Hitlers hätten „Strukturalisten“, 

als deren Häupter Martin Broszat und Hans Mommsen angesehen wurden, das meiste beigetra-

gen. 

Dennoch sah Kershaw die Aufgabe darin, eine Synthese von „Intention“ und „Struktur“ zu 

versuchen. Das war kein Rat zu Versöhnlertum oder Eklektizismus. Kershaw stimmte Tim Ma-

son zu, dass das „Dritte Reich“ einen klassischen Beweis für den Marxschen Satz liefere: „Die 

Menschen machen ihre eigene Geschichte, aber sie machen sie nicht aus freien Stücken, nicht 

unter selbstgewählten, sondern unter unmittelbar vorgefundenen, gegebenen und überlieferten 

Umständen.“ Damit war der Verkürzung, Hitler und dessen Weltanschauung als alleinige 

Quelle des Geschichtsprozesses vorzuführen, deutlich abgesagt. 

Nun ist Kershaw selbst unter die Hitlerbiographen gegangen und wird an den Grundsätzen ge-

messen, die er vor einem Jahrzehnt für die Hitlerforschung formuliert hatte. Auf sein Vorhaben 

habe er sich nur zögernd eingelassen. Nochmaliges Lesen der Biographien Bullocks (1952) und 

Fests (1973) überzeugten ihn jedoch, dass Platz für eine „neue Biographie“ wieder geworden 

sei. Nicht, dass Historiker über neue Quellen gebieten könnten. Zu den lange bekannten seien 

als Bedeutende nur die Goebbels-Tagebücher und die Hitler-Reden aus den Jahren bis 1933 

hinzugekommen. Doch wäre der Fortschritt der Forschungen enorm. Er rege neue Interpretati-

onen an. Sein Buch nennt Kershaw eine „sozialgeschichtlich orientierte Biographie“. 

Dem vorliegenden Band hat Eberhard Jäckel, der sich in der auf Hitler zentrierten Historiogra-

phie einen Namen machte, hochlobendes Willkommen bezeugt. Dieser Text wird auf dem 

Buchumschlag zur Reklame verwendet. Offenbar sollte niemand vom Kauf abgeschreckt wer-

den. Auch Kershaw, bei einer Buchvorstellung, konturierte seine Position gegen andere Bio-

graphien nicht scharf. Aber Blickverengung auf Hitlers Eigenschaften, Fähigkeiten, Psyche, 

Charakter, Krankheiten, Lebensgewohnheiten und die „Schlüsselloch-Perspektive“ (Chris-

topher Browning) sind seine Sache nicht. Prompt folgte aus dem Munde von deren Liebhabern 

die Benotung „nichts nennenswert Neues“, der Vorwurf „Materialschlacht der Stoffhuberei“ 

und der Ruf: Lest Fest. 

Hitler, der vor 1914 in der Politik des Reiches undenkbar gewesen sei, könne nicht „aus Hitler“ 

erklärt werden, schreibt Kershaw einleitend. Er ließe sich nur in jenen deutschen Zuständen 

begreifen, die sich nach dem Ersten Weltkrieg entwickelten und ein Jahrzehnt später in ihre 

tödlich endende Krise gerieten. Hitler wäre das Produkt einer Epoche gewesen. Für sie findet 

sich bei Kershaw kein Name. Er sagt von ihr, Hitler habe sie auch zerstört. Doch wäre der Mann 

nicht nur der Abdruck von Zeitkräften gewesen. Er sei weder als „schwacher Diktator“ (Hans 

Mommsen) noch als „allmächtiger Meister“ zu begreifen. Seine Spur in der Geschichte des 

Jahrhunderts bilde keine Episode. Das erweise die Faszination, die von ihm bis heute ausgehe. 

Sie überträfe selbst jene von Stalin, Kennedy, Churchill oder Maos. Hitler wäre aus der 
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Geschichte des deutschen Faschismus nicht herauszunehmen, ohne ihn kein „Polizeistaat à la 

Himmler“, kein Krieg von diesem Ausmaß, kein „Holocaust“. 

Kershaw sah sich wie jeder Biograph Hitlers vor der Hürde, dass sich sein Subjekt seit er zum 

Parteiführer wurde und von da bis an sein Lebensende, um es in dem eingangsbenutzten Bilde 

zu sagen, zwar auf der Bühne beobachten lässt, aber jeder Zugang in seine Garderobe versperrt 

ist. Kein Privatbrief, keine flüchtige Aufzeichnung in einem Tage- oder Notizbuch, kaum eine 

Randbemerkung auf Briefen, keine Zeichnung, kein Gemälde von seiner Hand mehr, nicht ein-

mal eine von ihm „geknipste“ Fotografie. Das hat zu dem Urteil geführt, wer sich auf diesen 

Mann einlasse, befasse sich mit einer Unperson. Während sich für manche Politiker sagen ließe, 

dass ihr Privatleben in die Politik hineinrage und aus ihm auch öffentliche Verhaltensweisen 

erwachsen wären, gelte – so Kershaw – für Hitler das Umgekehrte, er habe sein privates Dasein 

politisiert. So konnte auch Kershaw Hitler vor allem durch dessen Entscheidungen, Handlungen 

und Wirkungen „vorführen“. Zudem wird die Bestimmungen des spezifischen Anteils des 

„Führers“ dadurch erschwert, dass Lebensbeschreibungen über Göring, Heß, Goebbels, Schacht 

und weitere seiner Mitführer, die hohen Ansprüchen genügen, noch fehlen. 

Kershaws zentrale Fragen lauten: Wie konnte dieser Mann auf seinen Platz gelangen? Wer und 

was ermöglichte ihm die Verwirklichung seines spätestens 1924 gefaßten Vorsatzes, der „Füh-

rer“ nicht nur einer Partei, sondern der „Nation“ zu werden und in die Geschichte einzugehen? 

Die Antworten lägen zum geringeren Teil in Hitlers Person. Daraus leitet sich der erste in der 

Geschichtsschreibung unternommene Versuch her, Entwicklung und Aufstieg der Person und 

die Geschichte der Deutschen zusammenzuführen. Er befreit Leser aus der misslichen Lage, 

anhand von mindestens zwei Büchern zusammenzudenken, was die Historiker bisher nicht zu-

sammen zu bringen vermochten. Dieses Verfahren hat seinen Preis nicht nur im Buchumfang. 

Passagenweise gerät Hitler in den Hintergrund der Abhandlung und muss aus ihm erst wieder 

hervorgeholt werden. Der Gewinn aber überwiegt weit. 

In den einleitenden Kapiteln erörtert Kershaw bekannte und bis ins letzte nicht aufklärbare Fra-

gen: Was nahm Hitler an weltanschaulicher Prägung aus Wien nach München mit? Wann 

wurde er Antisemit? Wie bildeten sich seine Lebensgewohnheiten heraus? Wie und wo ent-

deckte er seine Fähigkeit als Redner? Doch hält sich Kershaw dabei, gemessen an der Vorliebe 

anderer, nicht übermäßig lange auf. Vor der „Machtergreifung“ sind es die beiden dramatischen 

Phasen der Karriere, welche die Höhepunkte der Darstellung ausmachen: der Putsch 1923 und 

die Entscheidungen an der Jahreswende 1932/1933. Wie Kershaw nachweist, dass jener nicht 

nur „Hitlers Putsch“ war, so lässt er keinen Zweifel, dass diese zum wenigsten seine eigenen 

waren. Ohne die antirepublikanischen Kräfte in den Schichten der Reichen und Einflussreichen 

kein Kanzler Hitler, betont der Biograph. 

Nur mit der Benennung der Beteiligten hat er im Einzelnen wie in der Gruppe seine Schwierig-

keiten. Gewiss: da werden Schacht, Kirdorf und Thyssen beim Namen genannt, Figuren, an 

denen jeder Rettungsversuch nur blamabel enden würde. Doch seien sie für die Großunterneh-

mer nicht repräsentativ gewesen. (450) Die komplementäre Frage, wer das in persona gewesen 

sei, bleibt ungestellt. Obendrein sind die drei tot. Unerwähnt bleibt beispielsweise das Vor-

standsmitglied der quicklebendigen Deutschen Bank, Emil Georg von Stauß, und wo die Ab-

handlung nach Harzburg gelangt, heißt es nach Schachts Erwähnung, es hätten „auch andere 

Wirtschaftsvertreter die Veranstaltung besucht“. (449) Solches kontrastiert mit der viele Ereig-

nisse illustrierenden Detailliebe, die dem Buch so viel Farbe zu geben vermag. Immer wieder 

erwähnt Kershaw die Skepsis und den Argwohn der Großmächtigen gegenüber dem Projekt 

Hitler (568), ohne deren Quelle zu analysieren. Diese Teile haben einen Mentor, ohne dass die 

Einwände gegen Henry A. Turners Apologie in Betracht gezogen werden. 

Wo die Biographie das Jahr 1933 passiert und der Autor sich mit dem Reichskanzler, Staats-

oberhaupt und obersten Wehrmachtsbefehlshaber zu befassen hat, verliert sie an Tiefgang. Das 
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gilt nicht für Felder, wo der Biograph auf seine früheren Untersuchungen über das Verhältnis 

der Bevölkerung zum Naziregime und die Entstehung des Hitlermythos zurückgreift. So ver-

weist er zu Recht auf die breite Akzeptanz des Antikommunismus. (578) Kershaw scheut aber, 

den Staat und die Gesellschaft klar zu charakterisieren, der nun entsteht. Er macht klar, dass das 

Regime von Anbeginn auf Krieg aus war, weshalb die Aufrüstung schon 1933 höchste Priorität 

erhielt. Er beschreibt die Zufriedenheit derer, welche die Zerschlagung der Republik und die 

Vernichtung der Arbeiterbewegung gewollt hatten. Er benennt, dass im neuen Staat hervorra-

gende Bedingungen für das Profitmachen hergestellt wurden. Aber er hat schon Schwierigkei-

ten die Nutznießer auch nur gemeinschaftlich beim Klarnamen zu nennen. Sie erhalten ihre 

Bezeichnung durch beständige Kombination von sieben Worten: etabliert, konservativ, traditi-

onell, Elite, Macht, Gruppe und Partner. 

So zahllos die Tatsachen, die im Band Platz fanden: Dass Großkapitalisten 1933 vorgeschlagen 

hatten, Hitler möge das Wirtschaftsministerium selbst übernehmen, kommt nicht vor. Dass Hit-

ler als Hugenberg-Nachfolger einen Manager eines Versicherungskonzerns auf dessen Kabi-

nettsplatz setzte, bleibt unerwähnt. Dass Schacht 1934 diesen Posten kommissarisch und zusätz-

lich zu dem des Reichsbankpräsidenten erhält, erfährt keine Wertung. Da fühlt man sich an den 

Satz einer Brecht-Figur erinnert: Solange kein Name gefallen ist, ist nichts passiert. Geht es um 

das Verhältnis zwischen Hitler und den „Eliten“, so scheint auch bei Kershaw das Klischee 

vom Führer und den Verführten, vom Betrüger und den Getäuschten (allenfalls: den Sich-Täu-

schenden) durch. Ja, sie hätten den Mann gebraucht. Warum? Wegen ihrer eigenen Schwäche. 

(553) Worin bestand die? In ihrem Unvermögen, die Massen zu gewinnen. So kam es zur „En-

tente“. Aber: Sie hätten doch nicht gewollt, was er gewollt habe. Sie waren auf die „Gegenre-

volution“ aus, er habe die „Rasserevolution“ (Hitler: er kenne nur eine Revolution, die Revo-

lution der Rasse – das ist die Aufwertung einer Phrase Hitlers zum geschichtswissenschaftli-

chen Begriff) gewollt, die den „Weg zu weltweitem Krieg freimachte“. (554) Marx ist verges-

sen und auch dessen Mitstreiter Engels, der das Bild vom Kräfteparallelogramm zur Kennzeich-

nung der Richtung benutzte, welche die Geschichte infolge des Wirkens gleichgerichteter, be-

nachbarter oder widerstreitender Kräfte einschlägt. Und ebenso, dass sich das Resultat dieses 

Prozesses nie oder nur in den seltensten Fällen völlig mit einem der vorgedachten deckt. 

Gleichermaßen bedient werden die führenden Militärs, die mit Hitler einen „Pakt“ schlossen 

(562), von dem sie jedoch dann „auf unbekanntes Terrain“ geführt worden wären. (566) Als 

hätten diese einstigen Offiziere des Kaisers nie etwas von Weltmachtinteressen gehört und da-

für nicht bereits auf unteren Rängen Abertausende ihrer Soldaten in Schlacht und Tod kom-

mandiert. Hitlers anachronistische Weltmachtträume, an denen sich Goebbels begeisterte, die-

nen als Messlatte, an der abgelesen werden kann, dass alle anderen schuldbeladene, aber im 

Grunde harmlose Typen waren. Keine Rede ist mehr von weitgehender Kongruenz der An-

schauungen, welche die Gemeinschaftsaktion erst ermöglichten. Großindustrielle ließen sich 

von Hitler, Göring und Schacht Millionen abpressen (567), Krupp beugte sich dem Druck (568), 

als er Juden hinauswarf, die Reichswehr wurde Hitlers „Werkzeug“ (656). In derlei Denkbahn 

fügt sich die Formulierung von der „der Beziehungen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitge-

bern“ (570), wodurch ein gleichsam kopfstehender Kapitalismus entstand. Denn: Der Kapita-

lismus blieb zwar „unangetastet, fungierte aber als Gehilfe des Staates.“ Es habe wenig Zweck, 

für ein solches „Wirtschaftssystem“ Begriffe zu dessen Beschreibung zu erfinden. (569) Hitlers 

Ziel sei eine „neue deutsche Gesellschaft“ gewesen, die im Ergebnis eines siegreichen Krieges 

entstehen sollte. Der Lebensstandard der Deutschen sollte „auf dem Rücken der versklavten 

Völker der eroberten Länder entstehen“. Kershaw betrachtet das als ein „imperialistisches Kon-

zept aus dem 19. Jahrhundert, angepasst an das technologische Potential des 20. Jahrhunderts“. 

(569) Dieses Konzept hatte die deutschen Imperialisten bereits ihrer Politik zugrunde gelegt, 

die in den Ersten Weltkrieg führte. Hitler hatte es gleichsam „überarbeitet“, so dass sich in ihm 

Kontinuität und Bruch fanden. Neu bzw. modifiziert waren die Lage und die Ausdehnung des 



537 

gedachten Imperiums und auch die Grundsätze und Methoden, nach denen es gestaltet und be-

herrscht werden sollte. Doch ähnelte es der „alten“ kapitalistischen Gesellschaft viel mehr, als 

dass es sich von ihr unterschied, so dass die These von der „neuen“ und das heißt noch in diesem 

Kontext immer einer nichtkapitalistischen Gesellschaft überzogen erscheint. 

An der Spitze des namenlosen Systems kann kein „richtiger Politiker“ stehen, und Kershaw 

lässt Hitler auch als solchen nicht gelten. Er vermag in ihm weiterhin nur den Propagandisten 

und – allenfalls – einen Ideologen zu sehen (so schon 218). Des Autors Sicht ist am Regie-

rungsstil der Männer gebildet, die vor Hitler auf dem Reichskanzlerstuhl saßen oder als seine 

Rivalen etwa in Downing Street arbeiteten. Diese „Richtigen“ werden zu festgesetzter Zeit an 

ihrer Residenz vorgefahren. Sie beziehen ihr Arbeitszimmer, wo der wartende Sekretär die Post 

bereitgelegt hat. Dann werden Berater herbeigerufen, Besucher eingelassen, Sitzungen eröffnet. 

Solchem Kriterium genügte Hitler nicht. Und so lesen wir wieder, dass er sein Bohemien-Dasein 

nicht aufzugeben vermochte, in die Tage hineinlebte, den Morgen verschlief und die Nächte 

hindurch schwadronierte, sich am Obersalzberg herumtrieb usw. 

Und nebenbei hat der Tagedieb binnen kurzem ein heilloses Durcheinander im Regierungsap-

parat angerichtet, um dann hoch, allein, total und seit 1938 absolut über dem Chaos zu thronen. 

(629: Ende 1934 noch nicht die totale Macht) Wer das wo immer schon las, fragte sich: Und um 

diesen desolaten Staatsladen mit diesem Staatsarbeitsverweigerer zur Strecke zu bringen, 

brauchten die gelernten Staatslenker wohlgeordneter Staatsregime – wie viele Jahre Krieg, 

bitte? Irgendetwas an dieser Geschichte beleidigt den gesunden Menschenverstand wie einst 

schon das Bild vom Teppichbeißer. In den ersten Tagen seiner Kanzlerschaft war Hitler in der 

Reichskanzlei erschienen und hatte das ungeliebte Zimmer bezogen, in dem einst Bismarck 

residierte und der Reichshund Tyras knurrte. Auf dessen Schreibtisch wurden Hitler Briefe ge-

legt, die später keiner seiner Sekretäre gewagt hätte, vor des „Führers“ Auge zu bringen. Auf 

einem dieser Schreiben, eine archivalische Kostbarkeit, die Marginalie: „Diese Dame ist eine 

Lügnerin“... 

Wenn ER, der schon in München den Bürobetrieb gemieden hatte, sich darauf einließ, würde 

er „Deutschlands Retter“ nicht werden können. Das konnten und mochten andere erledigen. 

Wer sich mit den extremsten Expansionszielen von 1914/1915 nicht zufrieden gab, konnte sich 

nicht mit Beschwerden über die Behandlung von Juden befassen. Hitler hat seinen Regierungs-

stil den Vorsätzen zugeordnet, die ihn leiteten. Dass er ihn durchzusetzen vermochte, bezeugt, 

dass die seinen nicht die seinen allein waren. Gewiss: Wie jeden anderen Regierungschef be-

stimmten auch ihn Vorlieben und Abneigungen gegenüber Verpflichtungen des Amtes. Gern 

bewegte er sich in Industriebetrieben, um die Waffenproduktion zu besichtigen, auf Werften, 

wenn ein Panzerschiff vom Stapel lief. Schwer denkbar aber, dass er sich in Stallungen eines 

bei der „Ernteschlacht“ besonders bewährten Erbhofbauern eingefunden hätte. Da bevorzugte 

er den Massenauflauf am Bückeberg beim Reichserntedankfest. 

Hitler konzentrierte sich auf die Außenpolitik und die Aufrüstung, wie Kershaw entwickelt. Er 

vermerkt sein diplomatisches Geschick, dass sich bereits bei frühen Begegnungen mit hochran-

gigen Ausländern gezeigt habe. Wie Kershaw aber zu der Auffassung gelangt, der Diktator 

habe sich um die Innenpolitik nicht gekümmert, bleibt rätselhaft. Sicher ist, dass er diese nur als 

die Voraussetzung für seine Mission ansah. Doch konnte ihn das nicht zu Desinteresse verlei-

ten. Zum einen waren in der Innenpolitik von ihm ausgewählte verlässliche „Mitkämpfer“ tätig. 

Das galt für Frick und Schacht ebenso wie für Heinrich Himmler, den – seit 1936 – Chef der 

Polizei. Zum anderen schaltete sich Hitler in die Innenpolitik ein, sobald Schwierigkeiten auf-

traten und Fragen von nachhaltiger Bedeutung umstritten wurden. Um nicht wieder von seiner 

Rolle bei der Abfassung und Verkündung der „Nürnberger Gesetze“ zu reden: Er setzte, als 

sich 1934 Beschwerden über Preissteigerungen häuften, einen Reichspreiskommissar ein. Er 

nahm bestimmt Himmlers Partei, als sich 1935 Bestrebungen bemerkbar machten, das KZ-Re-

gime partiell unter juristische Aufsicht zu stellen und damit dessen Drohung abzuschwächen. 
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Er beauftragte, um die Stimmung zu verbessern, Schacht 1935/1936 entgegen dessen Konzept, 

für die Aufrüstung bestimmte Devisen zum Kauf von Nahrungsgütern bereitzustellen. 

Kershaw kennt dieses Eingreifen, erwähnt es, aber wertet es nicht als Verfahren, geschuldet der 

zähen Verfolgung der strategischen Ziele. Wiewohl er Gegenargumente selbst liefert, bleibt er 

dabei, Hitler habe nur die „ideologischen Gebote“, die allgemeine „Aktionsrichtung“ angege-

ben. Weit gefehlt. Hitler entwickelte die Fähigkeit, sich aus dem Alltag des Regierens und Ver-

waltens weitgehend herauszuhalten. Er verbrauchte seine Arbeitskraft nicht an Aufgaben und 

in Auseinandersetzungen, die auf seiner Prioritätenliste weiter unten rangierten. Vielfach dem 

Tageslärm entrückt, spielte er die Varianten seines Vorgehens gedanklich bis in die Einzelhei-

ten immer wieder durch. Was später als „genialer“ Einfall erschien, war erarbeitet, auf andere 

Weise als in Rede und Gegenrede an Beratungstischen. Wo er in Details eingriff, tat er das 

vielfach präzise: Angefangen von dem 1933 verlangten Gesetz, dass die Hinrichtung van der 

Lubbes ermöglichte. 

So sehr Hitler Kundgebungen, Paraden und Aufmärsche genoss, sie waren ihm notwendige 

Erfüllung einer zentralen innenpolitische Aufgabe, die Massen für Regimeziele zu mobilisie-

ren, die ihnen wahrheitsgemäß oder – meist – verlogen bezeichnet wurden. Wirklich und ange-

strengt gearbeitet habe Hitler, so Kershaw, eigentlich nur, wenn er Reden vorbereitete. Doch 

zielten sie nicht auf die Festigung und die Funktionstüchtigkeit der Macht? Und blieb Hitler 

nicht bewusst, dass die NSDAP den Kern der Massenbasis ausmachte? Kershaw übernimmt ein 

Urteil von Hitlers Pressechef, demzufolge sich der „Führer“ ab Mitte der dreißiger Jahre kaum 

um die „Parteiarbeit“ gekümmert habe. Wem galten dann die zeitaufwendigen Auftritte in 

Nürnberg und in München und anderswo zugerechnet? Bei allem, was im Staate geschah, sei 

es Hitler immer nur um die Wirkung zu tun gewesen, schreibt der Biograph. Eben! Kershaw 

kommt von einer regierungsbürokratischen Hitlerkritik nicht los. Er charakterisiert ihn als den 

Urheber der „sich ausbreitenden Unordnung“ (437), des „großen Durcheinanders“, als Zerset-

zer der „offiziellen Regierungsbürokratie“. Was wäre in Ordnung gewesen, hätte sich der Mann 

täglich pünktlich in die Wilhelmstraße kutschieren lassen? Wären die Nazideutschen dann auf 

die britische Insel gekommen oder doch bis in den Kreml? 

Indessen bleibt Kershaw die Antwort auf die Frage nicht schuldig, woher das Regime seine 

Wucht nahm. Dafür habe er bei einem drittrangigen NS-Funktionärs so etwas wie den Schlüssel 

gefunden. Der Nazi hatte 1934 die Aufgabe aller Partei- und Volksgenossen gestelzt formuliert: 

sie alle hätten dem Führer „entgegenzuarbeiten“. So ähnlich hatten andere Mitführer Hitlers 

sich auch ausgedrückt. Das meinte immer, die Deutschen sollten die Anstrengungen ihres Kop-

fes nicht verwenden, um die Wirklichkeit und darin ihre Interessen zu ergründen, sondern des 

„Führers“ Intentionen erfassen, am besten noch bevor er sie selbst schlüssig formuliert hatte. 

Eine Neuentdeckung wird man diesen Text Fund nicht nennen können. Es handelt sich um das 

Aha-Erlebnis eines Forschers, und damit ist es ein eigen Ding. Niemand bestreitet, dass Milli-

onen Deutsche, NSDAP-Mitglieder oder nicht, begeistert, gläubig, übereifrig oder einfach folg-

sam sich als Diener des Willens des Führers verstanden. Doch sicher ist ebenso, dass sie sich 

damit nicht von ihnen gesetzten Zielen zuordneten. So unentbehrlich diese Millionen waren, 

sie funktionierten nach den Plänen anderer, auf deren Zweckdienlichkeit sie vertrauten. Diese 

Zuarbeiter konnten auf einer Generallinie, beispielsweise der Judenverfolgung, zusätzlich vor-

wärtstreibend wirken. Sie vermochten in Einzelfällen den vorgegebenen Rahmen zu überschrei-

ten, aber nur, wenn die und vor allem der Führer schon dabei waren, ihn zu erweitern. 

Da Kershaw diesen Zusammenhang nicht ausleuchtet, gerät er – nolens volens – in eine Mode-

linie der Forschung, die nach der jahrzehntedominierenden Erklärung Hitlers zum Allesbewe-

ger nun die Massen als das tragende und bewegende Element der faschistischen Diktatur ent-

deckt zu haben meint. Dieser Betrachtung erscheint u. a. das widerwärtige Denunziantentum 

von gleichgewichtiger Bedeutung wie der Heydrich’sche Polizeiapparat. Derart werden die re-

alen politischen, ökonomischen und ideologischen Macht- und Herrschaftsverhältnisse neu 
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eingenebelt. Es wird nicht gefragt, in wessen Interesse das System der Konzentrationslager 

funktionierte, sondern ergründet, wer seinen geschwätzigen Nachbarn hinter Stacheldraht 

brachte. (Und neuerdings vorzugsweise: Wie sich die Häftlingsgruppen zueinander verhielten 

und ob der Turm des Buchenwalddenkmals eine Anleihe bei der Naziarchitektur darstelle.) 

Das macht Kershaw nicht mit. Dass es hinter und um diesen Hitler einflussstarke Interessenten 

die Menge und nicht nur diesen massenhaft anzutreffenden Typus der „Entgegenarbeiter“ gab, 

weiß er und beschreibt er. Wie tut er das? Zumeist nebenbei. Als Beispiel ein Vorfall, der zu 

den öfter referierten gehört: Hitler hatte 1934 einer von Robert Ley vorgeschlagenen Verord-

nung zugestimmt, welche den Platz der „Arbeitsfront“ näher bestimmen sollte, so dass deren 

Funktionäre und die „Treuhänder der Arbeit“ gegenüber den kapitalistischen „Betriebsführern“ 

einen stärkeren Rückhalt erhielten. Dies stieß in Industriekreisen auf Widerspruch, denen Hitler 

versprochen hatte, er werde ihr Führertum so wiederherstellen, wie sie es in den glücklichen 

Vorweltkriegszeiten als „Herrn im Hause“ genossen hatten. Der Dolmetsch des Einspruchs war 

Schacht, dem Hitler 1934 „nahezu diktatorische Kontrollvollmachten über die Wirtschaft“ 

übertragen hatte. Kershaw schreibt: „Da Hitler sich weder den Finanzexperten ... noch die In-

dustriellen zu Gegnern machen durfte, musste er dem Druck nachgeben.“ An anderer Stelle ist 

es „die politische Vernunft“, die Hitler diktierte, „die von Schacht geführten konservativen 

Kräfte nicht zu übergehen“. An dritter werden „die wirtschaftlichen Machtbastionen“ erwähnt, 

gegen welche „der Fanatismus der SA“ kaum eine Chance besessen habe. In keinem Fall 

schließt sich daran eine tiefere Erörterung der Machtfrage. 

Bedeuten die Einwände in ihrer Summe einen Widerruf dessen, was über das Verdienst des 

Autors gesagt wurde? Der Rat, Kershaw zu lesen, lässt sich zumindest auf die Feststellung eines 

Rezensenten – von ihm liehen wir uns die Überschrift für diesen Artikel – stützen, es sei das 

Werk „allemal besser“ als die Biographien, deren Autoren sich auf die Persönlichkeit fixierten, 

psychologisierten oder sich aufs Irrationale zurückzögen. Ein vollständigeres Urteil über 

Kershaws Leistung wird 1999 möglich werden, wenn der abschließende Band vorliegt. 

Ian Kershaw, Hitler 1889-1936. Aus dem Englischen von Jürgen Peter Krause und Jörg W. Rademacher, Deutsche 

Verlagsanstalt Stuttgart 1998, 972 S., DM 88,00. 
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Polen und wir 

Diskussionsbeitrag 

I. 

In einer Zeit, in der dem untergegangenen Staat DDR kein Verdienst gelassen wird und Ent-

hüllungshistoriker das Regiment übernommen haben, liegt eine Veranstaltung mit einem Thema 

wie dem heutigen nicht im ideologischen Hauptstrom. Das wird auch angesichts der Versuche 

deutlich, die gegenwärtigen Beziehungen zwischen Deutschland und seinem östlichen Nach-

barstaat einem Schritt zuzuschreiben, der erst 1990 gegangen wurde. Der ist nicht geringge-

schätzt, wenn daran erinnert wird, dass der bahnbrechende 40 Jahre vorher erfolgte. Während 

nach dem Ersten Weltkrieg, als der Vertrag von Versailles eine veränderte Grenze nach Osten 

zum eben wieder erstandenen polnischen Staat festlegte, die Weimarer Republik darauf mit 

einem feindlichen Verhältnis und einem Jahre dauernden Wirtschaftskrieg antwortete, ent-

schied sich die Regierung der DDR kurz nach der Staatsgründung zum Ja zu einer Grenzzie-

hung, zu der sie vordem auch nie gefragt worden war. 

Der Schritt ist den Politikern in Berlin (Ost) nicht leichtgefallen und das aus mehreren Gründen. 

Zum einen war er nicht dazu geeignet, sie in der Bevölkerung populär zu machen, von der doch 

ein nicht unerheblicher Teil aus eben den Gebieten stammte, von denen nun festgelegt wurde, 

dass sie dauernd Bestandteil des polnischen Staatsgebietes sein würden. Zum anderen war die 

Unterschrift Otto Grotewohls in Görlitz das Eingeständnis, dass alle Hoffnungen, die sich an 

eine partielle Revision der Grenzziehung von Potsdam noch geknüpft hatten, begraben werden 

konnten. Denn es war in öffentlichen Reden – und das keineswegs nur aus taktischen Gründen 

– wiederholt erklärt worden: Würden die Deutschen entschlossen einen Weg der Demokrati-

sierung ihrer gesellschaftlichen und staatlichen Zustände erreichen und sich für alle Zukunft 

von dem Gedanken einer Gewaltpolitik gegenüber ihren Nachbarn lossagen, dann könnte sich 

ergeben, dass über die Grenze im Osten noch einmal geredet werden würde. Das drückte fraglos 

mehr einen Wunsch denn eine reale Perspektive aus. Seit die Aussiedlung erfolgte und Polen 

in Dörfer und Städte einzogen, die einst Deutsche bewohnten, war der diplomatische Akt von 

Potsdam durch ein mächtiges Faktum manifestiert worden. Wer konnte glauben, dass binnen 

weniger Jahre große Menschengruppen gleichsam hin- und dann wieder „hergeschoben“ wer-

den würden? 

Nichts weniger als leicht gefallen ist den ostdeutschen Politikern die Unterschrift unter das Ab-

kommen über die Grenze an Oder und Neiße aber auch deswegen, weil doch nicht wenige von 

ihnen auch eigene Bande und Beziehungen zu den Landstrichen und Regionen besaßen, über 

deren Zukunft nun definitiv entschieden wurde. Und schließlich genügt es, an die Ernährungs-

situation des Jahres 1950 zu erinnern, um sich der ausgesprochenen und unausgesproche nen 

Bedenken und Sorgen zu erinnern, die damals existierten. Die Politiker und Ideologen an der 

Spitze der SED hatten die Bevölkerung – sich mit der These vom „Volk ohne Raum“ auseinan-

dersetzend – bereits vordem darauf einzustellen gesucht, dass es möglich sei, sich auch auf dem 

Boden der SBZ/DDR und durch die Möglichkeiten des Außenhandels auskömmlich zu ernäh-

ren. Doch der Beweis dafür war noch keineswegs erbracht. Viele fragten sich, ob mit dem Verlust 

landwirtschaftlich geprägter, Überschüsse liefernder Provinzen der Mangel an Lebensmitteln 

und deren Rationierung nicht eine Dauererscheinung bleiben werde. 

Keine Frage, das Abkommen von Görlitz war ein schmerzhafter Schritt und es macht einen 

erheblichen Unterschied, ob das Ja zu dieser Grenze 1950 erfolgte oder ob es 1990 ausgespro-

chen wurde, dann von der Regierung eines Staates, in dem eine geballte Wirtschaftskraft exis-

tiert, und zu einer Zeit, in der die Erinnerung an die Kriegsfolgen auch bei denjenigen, die sie 

durchleben mussten, nahezu völlig verblasst ist und Stoff für unterhaltsame Gespräche an reich 

gedeckten Tischen bilden kann. Wird diese Differenz schon kaum noch erwähnt, so gilt das 
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mehr noch für eine andere Tatsache. Der Schritt von Görlitz war von DDR-Seite gewiss not-

wendig als eines von mehreren Eintrittsbilletten in die Gruppe der sich zusammenschließenden 

Staaten Ost- und Ostmitteleuropas, deren Führungsmacht die UdSSR war. Doch nicht minder 

erforderte ihn der Revanchismus in der eben gegründeten Bundesrepublik, der dort keineswegs 

eine Randerscheinung der Gesellschaft darstellte. Nicht nur – was bis heute geschieht –, dass 

Politiker auf der Klaviatur deutscher Ansprüche gegenüber Polen und namentlich der Tsche-

choslowakei spielten, um sich bei Wählern Liebkind zu machen. Die Revision der Ostgrenze 

war ein durchaus ernst zu nehmendes Ziel westdeutscher Politik, dessen Erreichung sich an 

Vorstellungen über die Entwicklung der Konfrontation der einstigen alliierten Mächte und die 

Verschärfung des Kalten Krieges knüpften. Den Revanchisten aber lieferte das Abkommen 

gleichsam die ideologisch-politische Munition gegen die DDR, und es wurde genutzt, um er-

folgreich Hass gegen den ostdeutschen Staat zu schüren. 

Drei Bundeskanzler – Adenauer, Erhardt und Kiesinger – waren schon abgetreten, als der So-

zialdemokrat Brandt mit seiner denkwürdigen Geste der Bußfertigkeit vor dem Mahnmal im 

Gebiet des einstigen Warschauer Ghettos auch verdeutlichte, dass die Westdeutschen kein Recht 

besaßen, diesem Staat gegenüber drohend mit Ansprüchen hervor zu treten. Das war so etwas 

wie eine Pioniertat, aber eben nur aus der Perspektive der westdeutschen Nachkriegssituation, 

und es bedeutet eine Geschichtsfälschung, wenn sie nun in eine „gesamtdeutsche“ Geschichte 

deutsch-polnischer Beziehungen hinein montiert wird, die es damals nicht gab. 

II. 

Was bis heute dazu dient, die Beziehungen zwischen Deutschen und Polen zu vergiften, ist die 

Darstellung der „Vertreibung“ der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten jenseits von Oder 

und Neiße, die nur einen Teil der Vorgänge erfasst, an denen in keiner Phase etwas zu beschö-

nigen ist, deren Darstellung aber gerade dann widersprochen werden muss, wenn und wo sie 

darauf zielt, die Polen des Jahres 1945 und der folgenden Jahre als grausam, gewalttätig und 

mörderisch hinzustellen und sie mit den deutschen Massenmördern von Kulmhof, Auschwitz, 

Treblinka, Belzec, Sobibor gleichzusetzen. Das geschieht bis auf den heutigen Tag, so eben erst 

wieder in einem Blättchen, das für die „Breslauer“ bestimmt ist und in dem vom „Holocaust an 

den Deutschen“ geschrieben wird. 

Diese Art und Weise, die Geschichte der ostdeutschen Bevölkerung in den Jahren 1945 ff. „ein-

zuordnen“, ist aber auch deshalb kritikwürdig, weil sie ganze tragische Entwicklungen vor 

Kriegsende und das Verhalten der deutschen Bevölkerung während der letzten Monate des 

Krieges ausblendet. Das Thema des stumpfen und dumpfen Weitermachens der übergroßen 

Masse der Deutschen, ihre Gefolgstreue gegenüber den faschistischen Machthabern bis in die 

vielberufenen „fünf Minuten nach zwölf“ scheint nicht auf. Die zerstörerische Rolle der 

Bonzokratie der NSDAP und nicht minder der Wehrmachtsführer und -befehlshaber wird um-

gefälscht in eine Rettungsaktion für Millionen Deutsche. Diese beschönigende Rolle haben in 

ihren Memoiren deutsche Generale und Admirale bald nach Kriegsende in der Bundesrepublik 

in Wort und Schrift für sich in Anspruch genommen. 

Zunächst: ein erheblicher Teil der Deutschen hatte die Gebiete jenseits von Oder und Neiße 

bereits vor Kriegsende verlassen. Das mag Evakuierung, Flucht oder wie immer genannt wer-

den, bildet aber die Vorgeschichte der Aussiedlung und Vertreibung. In der Stadt, die heute 

Wroclaw heißt und die damals unter allen Städten des Ostens die meisten Einwohner zählte, 

hatte deren übergroße Mehrheit, mehr als drei Viertel, ihre Wohnungen bis Anfang Februar 

1945 bereits verlassen. Aufgefordert worden waren sie dazu von Nazibonzen, die in der letzten 

Januardekade treppauf und treppab liefen, um den Breslauern Beine zu machen. Und sie hatten 

damit wenig Mühe. Die Angst vor dem Kriege, die Ahnung, dass Richter und Rächer nahten, 

die Furcht vor dem „Bolschewismus“, der ihnen seit 1917 als mörderisches Gespenst auf Pla-

kate gemalt worden war, ließ die Stadtbewohner eilig ein paar Sachen packen, die einen sich 
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mit Schlitten auf den ungewissen Weg in bittere Kälte machen, die anderen zu den Bahnhöfen 

drängen oder mit Lastwagen westwärts gelangen. So begann die Leerräumung nicht nur dieser 

Stadt keineswegs in erster Linie aus Rettungsgründen. Breslau sollte in eine „Festung“ verwan-

deln werden, damit der längst aussichtslos gewordene Krieg fortgesetzt werden konnte – bis 

zur letzten Patrone. Schussfeld zu bekommen, darum ging es auch anderswo. Denn wären die 

Leute geblieben, wo sie waren, hätte es weder das beliebig gegeben noch wären genügend Le-

bensmittel verfügbar gewesen, um – wie im Falle Breslaus – bis in die ersten Maitage auszu-

halten, dadurch das Sterben und die Qualen so vieler verlängernd. 

In diesem Verhalten der Deutschen zeigte sich noch einmal, dass das Bild von den wenigen 

Machthabern an der Spitze des Naziregimes als den allein Verantwortlichen falsch war. Sie 

besaßen 1945 nirgendwo mehr die Macht Millionen Deutsche an dem Entschluss zu hindern: 

Wir bleiben wo wir sind, denn einmal muss dieser Krieg doch zu Ende gehen. Zugerichtet, wie 

sie waren, taten sie, was von ihnen verlangt wurde, nicht zuletzt deshalb, weil sie keine Alter-

native für ihre Entscheidungen und Handlungen mehr sahen. Sie blieben in der Hand ihrer 

„Führer“. 

Die politisch-interessierte Verkürzung der Geschichte verstellt den Blick auf diese unmittelbare 

Vorgeschichte. Gewiss, die Massenbewegung von Ostpreußen, Schlesiern, Pommern und Bran-

denburger nach Westen war als Aussiedlung nicht gedacht. Das falsche Bewusstsein, zurück-

kehren zu können, ändert indessen nichts an den Fakten, dass Dörfer ganz und Städte weitge-

hend menschentleert waren, als der Krieg zu Ende ging. Das ist auf das Folgende nicht ohne 

Einfluss geblieben. Erinnert werden muss an diese Vorgänge nicht nur, damit die Geschichte 

„vollständig“ beschrieben wird, sondern um das Thema „Der Faschismus und die Volksmas-

sen“ von Legenden, Mythen und absichtsvollen Auslassungen zu befreien. 
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Der Jenaer Historiker Manfred Weißbecker wird siebzig 

Die Geschichte hat den im sächsischen Chemnitz Geborenen schon in früher Kindheit weiter 

herumgewirbelt, als es in Friedenszeiten der Fall gewesen wäre. Vom Schlesischen gelangte er 

ins Dänische und von dort erst 1947 zurück und dann nach Weimar. Aus dieser Erfahrung bil-

deten sich keine Abstoßungskräfte. Im Gegenteil: Es entstand das Interesse, die Vergangenheit 

zum Gegenstand eigener beruflicher Beschäftigung zu machen. Manfred Weißbecker studierte 

Geschichte, richtete seine Aufmerksamkeit früh auf jene Zeit, deren Ende ihm noch erinnerlich 

war, und wurde Historiker. Er blieb in Jena. Und Thüringen, das grüne, früh gebräunte Herz 

Deutschlands, lieferte ihm auch die ersten Themen für seine forschende Arbeit über die Nazi-

jahre und deren Vorgeschichte, die ihren spektakulärsten Akt in der Ernennung des später in 

Nürnberg gehenkten Wilhelm Frick zum Innen- und Volksbildungsminister des Landes besaß. 

Da hatte seine Lehrtätigkeit an der Salana schon begonnen, der Generationen von Studenten 

und viele Doktoranden über die Lehre hinausreichende Orientierung und Anregung danken. 

Manfred Weißbeckers hat sein Forschen im Fragenkreis des Wie konnte es geschehen beständig 

ausgeweitet. Folgerichtig gelangte er zur Anschlussfrage Kann sich, was geschah, wiederholen 

und also über die magische Marke des Jahres 1945 hinaus auch in die jüngere Zeitgeschichte 

der Bundesrepublik. Einen Löwenanteil besitzt er am Zustandekommen des Lexikons der poli-

tischen Parteien und Verbände (4 Bände, erschienen 1983 – 1986), das in keiner Fachbibliothek 

fehlt, vorausgesetzt, sie wird nicht von DDR-Ignoranten geleitet. Die Geschichte der NSDAP 

(zuerst 1982, neubearbeitet 1998) bildet bis heute die einzige Gesamtdarstellung übe die Partei 

des deutschen Faschismus. Dieses wie anderes Verdienst haben ihn 1990 nicht vor der Abwick-

lung geschützt, ihn vielmehr dafür empfohlen. Hausgarten hieß seine Alternative nicht. Aus 

seiner Feder stammen Biographien über Hitler (1995) und Rudolf Heß (1999, inzwischen auch 

polnisch), ein gemeinsam mit in- und ausländischen Kollegen entstandenes Buch über die zum 

Tode verurteilten Angeklagten des Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozesses (1996, über-

setzt ins Rumänische) und viele weitere Publikationen. 

Ohne ihn sind Gründung und Wirken der Jenaer/Thüringer Forums für Wissenschaft und Bil-

dung, – heute Rosa-Luxemburg-Stiftung Thüringen – einfach undenkbar. Als deren langjähriger 

Vorsitzender kamen ihm Erfahrungen zugute, die er gesammelt hatte, als er – wie es der ver-

lässliche Muezzin von der Spitze des Minaretts tut – viele Jahre Spezialisten der Faschismus-

forschung, darunter manchen aus der BRD, in die Saalestadt rief. Wege der Faschismusfor-

schung im ostdeutschen Staat sind dort im Austausch der Gedanken und manchmal auch im 

sachlichen Streit stärker bestimmt worden als durch Parteibeschlüsse, wenn auch, denn dafür 

gab es keine Gründe, nicht gegen diese. Manfred wird 70. Spezielle Grüße also ins Mühltal, 

kollegiale, freundschaftliche, genossenschaftliche, und nicht nur von mir sozialistische. 
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Vor 60 Jahren. Churchills Eiserne-Vorhang-Rede in Fulton 

Lautstarker Auftakt zur Politik des Kalten Krieges 

Es wäre ein ebenso vergebliches wie nutzloses Unterfangen, die Zahl der Reden ermitteln zu 

wollen, die auch nur von maßgebenden Politikern im vergangenen Jahrhundert gehalten wur-

den. Sie alle zielten übrigens darauf, glaubhaft zu machen, warum keine andere Entscheidung 

denkbar oder auch nur besser sei, als die von ihnen gerade vorgeschlagene oder schon ge-

troffene. Die Zahl der wirklich denkwürdigen Politiker-Reden in besagtem Zeitraum dürfte 

nicht mehr als zweistellig sein. Sie wurden an Wendepunkten der Weltgeschichte und in dra-

matischen nationalen oder internationalen Situationen gehalten. Von diesen wiederum gehen 

gewiss zwei auf das Konto von Winston Churchill, der vor kurzem aus einer Umfrage als der 

Brite hervorging, der den Zeitgenossen als der Bedeutendste gilt. 

Die eine dieser Reden war eine Rundfunkansprache, die am Abend des 22. Juni 1941 gespro-

chen und gesendet und erst kurz zuvor niedergeschrieben wurde. Mit ihr reagierte Churchill auf 

den am Morgen gemeldeten, ihn aber aufgrund der ihm seit längerem vorliegenden Nachrichten 

nicht überraschenden Überfall Deutschlands auf die Sowjetunion. Er hatte das euro-asiatische 

Riesenreich objektiv zu einem Verbündeten Großbritanniens gemacht, das, wenn auch ökono-

misch und militärisch von den USA unterstützt, nach Frankreichs Kapitulation der einzige 

handlungsfähige Kriegsgegner Deutschlands geblieben war und sich in einer schwierigen Lage 

befand. Churchill war über die Wendung in hohem Maße erleichtert. Mit ihm Millionen Insel-

bewohner, insbesondere jene, die in Städten und Industriezentren lebten, die immer wieder An-

griffsziel der deutschen Luftwaffe waren. Als sofortige Auswirkung der neuen Lage konnten 

sie damit rechnen, dass ein Teil der deutschen Kräfte nun an der Front im Osten gebraucht wer-

den würde. 

Der Premier gab mit seiner Rede ein deutliches Signal nach Moskau, das die Bereitschaft zu 

koordinierten Anstrengungen erkennen ließ. Dabei machte der konservative Antikommunist 

kein Hehl aus seiner lebenslang – er befand sich damals in seinem 67. Lebensjahr – bewahrten 

strikt ablehnenden Grundhaltung gegenüber dem Sowjetsystem. Doch die sei unter den verän-

derten Umständen unbedeutsam geworden. Eine vereinbarte feste Waffenbrüderschaft war das 

Ziel. Keine Frage, dass diese Devise den Beifall der britischen Bürger und in den Streitkräften 

fand. Mit dieser Rede Churchills zeichnete sich die Geburt der Antihitlerkoalition ab, zu deren 

Symbolgestalten die Großen Drei wurden – er, Stalin und Roosevelt. 

In ganz anderer Situation wurde die zweite Rede Churchills gehalten, die Denkwürdigkeit be-

anspruchen kann. Der Sieg über den faschistischen Mächteblock und über Japan war errungen 

und Deutschland ein besetztes Land, das die Sieger regierten. Die USA besaßen das Monopol 

der Atombombe. Auch Churchills persönliche Rolle hatte sich erheblich verändert. Der Politi-

ker, der 1945 seinen Platz an der Spitze des Kabinetts nach einer Wahlniederlage der Konser-

vativen einbüßte, gehörte nun zur Opposition. Doch war ihm selbstredend bewusst, welches 

Gewicht seine Stimme hatte und dass sie weltweit gehört wurde. Das sollte sich erweisen, als er 

am 5. März 1946 im Westminster College der Universität in Fulton/Missouri sprach. Zu seinen 

Zuhörern gehörte auch Harry S. Truman, der nach dem Tod Roosevelts das Amt des Präsiden-

ten der USA übernommen hatte. Von ihm wurde Churchill eingeführt. Dessen Rede klang wie 

eine Fanfare, die zum Sammeln rief. Diesmal jedoch nicht mit Einschluss der Sowjetunion. 

Churchill gab seine Antwort auf die anstehende Frage, wie sich die Beziehungen der kapitalis-

tischen Großmächte, ja der Staaten des kapitalistischen Teils der Welt nach dem, errungenen 

Sieg zu ihrem Kriegsverbündeten künftig gestalten sollten. 

Wollte der Redner der Wahrheit die Ehre gegeben, so hätte er etwa sagen müssen: Dieser Hitler 

hatte seit 1933 die Frontstellung verdorben, die von uns – und namentlich auch von mir – bald 

nach den Veränderungen des Jahres 1917 in Russland eingenommen worden war und mit der 
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das Ziel verfolgt wurde, nachdem wir das revolutionsgeborene Kind in den Interventionskrie-

gen nicht in der Wiege ersticken konnten, die Festigung des sozialistischen Systems zu behin-

dern und seinen internationalen Einfluss zu begrenzen. Nun, nachdem der Störenfried Hitler, 

der zwar auch auf die Vernichtung der Sowjetunion aus gewesen war, zugleich aber und zuvor 

die westeuropäischen Rivalen bekämpfte, zur Strecke gebracht war, gelte es, die alte Frontlinie 

wieder zu beziehen. Dringend, denn der Einfluss der UdSSR war gewachsen. Die war dabei, 

sich Osteuropa bis in die Mitte Deutschlands zum freundlichen Nachbarn und Verbündeten zu 

machen und angesichts der sich anbahnenden Krise des Kolonialsystems und der Konstituie-

rung immer neuer Befreiungsbewegungen konnte sie von China, über Indien bis in den arabi-

schen und afrikanischen Raum eine den Kapitalinteressen nur abträgliche Rolle gewinnen. So 

oder so ähnlich hätte Churchills Rede lauten können, wäre sie mit offenem Visier gehalten 

worden. 

Stattdessen griff Churchill auf die alte Legende von der kommunistischen Bedrohung zurück, 

die auch Hitler bedient hatte. Demnach war es Moskau, dass die gemeinsamen Kriegsziele preis-

gegeben habe, die „christliche Zivilisation“ gefährde, die Eintracht in der Nachkriegswelt störte 

und sich, tief verborgen, auf Unheilvolles vorbereite. Wörtlich sagte er: „Ein Schatten ist auf 

die Erde gefallen, die erst vor kurzem durch den Sieg der Alliierten hell erleuchtet worden ist. 

Niemand weiß, was Sowjetrussland und die kommunistische internationale Organisation in der 

nächsten Zukunft zu tun gedenken oder was für Grenzen ihren expansionistischen und Bekeh-

rungstendenzen gesetzt sind, wenn ihnen überhaupt Grenzen gesetzt sind. Von Stettin an der 

Ostsee bis hinunter nach Triest an der Adria ist ein ‚Eiserner Vorhang‘ über den Kontinent 

gezogen.“ (Dieses Bild vom Eisernen Vorhang findet sich übrigens in der Endphase des Krieges 

schon bei Joseph Goebbels, wobei unklar ist, ob der britische Politiker es gekannt hat.) Zwar 

glaube er nicht, dass die UdSSR Krieg wolle. Doch schon im übernächsten Satz wurde gefordert, 

„Mittel zur dauernden Verhütung eines Krieges zu schaffen“, was faktisch den Aufruf zu neuer 

Hochrüstung bedeutete. Churchill lieferte das Vokabular für jene antisowjetische Propaganda, 

die in den folgenden Jahren die Oberhand gewinnen sollte. Dass er in seine Rede Worte der 

tiefen Verbeugungen vor dem russischen Volk einfließen ließ und von „comrade Stalin“ sprach, 

geschah wohl aus Rücksicht auf die Stimmung seiner Hörer und im Wissen, dass es Zeit brau-

chen werde, bis Millionen die ideologische und politische Kehrtwendung von der Kooperation 

zur Konfrontation vollzogen haben würden, für die er plädierte. Noch arbeiteten die vier Mächte 

in Nürnberg in der Schlussphase des Prozesses gegen die Hauptkriegsverbrecher zusammen. 

Noch existierte der Alliierte Kontrollrat in Berlin. 

War Churchills Ansprache am 22. Juni 1941 der Auftakt zu einem systemübergreifenden Mili-

tärbündnis, der Koalition gegen Hitler, gewesen, so der vor 60 Jahren in Fulton gehaltene Vor-

trag Auftakt der Politik, die als der Kalte Krieg bezeichnet wurde. Sie markiert einen neuen 

Kurs. Doch sie war nicht eigentlich ein Widerruf. Der britische Konservative hatte, so viele 

Komplimente er der militärischen Leistung der Sowjetunion in den Kriegsjahren auch gemacht 

hatte, seine Feindschaft gegen den Sozialismus nie in Abrede gestellt. An ihr würde auch eine 

weniger diktatorische Außenpolitik Stalins in Osteuropa nichts geändert haben. Churchill 

wünschte die Vorherrschaft, gegründet auf eine anglo-amerikanische Achse, dauernd zu si-

chern, zumal im Empire schon mehr als nur der Putz bröckelte. Und er wollte auf dieser seiner 

Linie die USA, daher die Wahl des Ortes, zu stärkstem Engagement mobilisieren. 
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Nachwort zur Neuauflage der 1957 in der DDR 

erschienenen Veröffentlichung „SS im Einsatz“ (2011) 

Im Juli 2005 entschied das höchste deutsche Gericht, der Bundesgerichtshof im badischen 

Karlsruhe, dass die Verbreitung der Losung „Ruhm und Ehre der Waffen-SS“ keinen Straftat-

bestand darstelle. Wer also am helllichten Tage, nüchtern oder angetrunken, durch eine deut-

sche Stadt geht, und die faschistische Organisation, diesen Spruch brüllend, feiert, hat nichts zu 

fürchten. Die Richter konnten nicht entdecken, dass er eine Ähnlichkeit mit jenen Parolen auf-

weist, die Naziorganisationen benutzten wie die Hitlerjugend, der das Bekenntnis „Blut und 

Ehre“ eingebläut wurde, das sich auch auf den Dolchen befand, die zur Uniform getragen wur-

den. Eine „gewisse Ähnlichkeit“ bestehe da schon, meinten die Herren in den roten Roben, aber 

zugleich erkannten sie „deutliche Unterschiede“. Besagter Spruch klinge zwar nationalsozialis-

tisch, aber, so wussten sie sicher, die Gefolgsleute Hitlers hätten ihn in dieser Form nie benutzt. 

Die bürgerlichen deutschen Zeitungen hielten sich in ihren Ausgaben am Tage nach der Ver-

kündung und Begründung des Urteils mit Kommentaren auffallend zurück. Kritische Töne wa-

ren aus ihren Berichten nicht herauszulesen. Eine Gazette erblickte in dem Urteil einen Sieg 

der Meinungsfreiheit. 

Nicht anders verhielten sich die deutschen Politiker. Sie schwiegen sich aus, mit der Ausnahme 

des Bundestagspräsidenten Dr. h. c. Wolfgang Thierse, eines in der Deutschen Demokratischen 

Republik sozialisierten Germanisten und Mitglieds der Sozialdemokratischen Partei. Die vor-

malige Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, eine freie Demokratin, die 

dieses Amt neuerdings wieder bekleidet, erklärte den Laien damals: „Hier stößt das Strafrecht 

an seine Grenzen, weil es nicht gelingen wird, alle Äußerungen in diesem Zusammenhang zu 

erfassen“. In Wahrheit ging es aber doch nicht um die Vergleichbarkeit und Ähnlichkeit von 

Gelöbnissen, Parolen und glorifizierenden Sprüchen, sondern um den Charakter und die ge-

schichtliche Rolle einer Organisation, der Schutzstaffel, die sich SS abkürzte. Über beides wa-

ren Zweifel, sechzig Jahre nachdem der Nürnberger Gerichtshof der Alliierten gegen die Haupt-

kriegsverbrecher sein Urteil gesprochen und diese SS zu einer verbrecherischen Organisation 

erklärt hatte, auch schlechterdings nicht möglich. Kurt Goldstein, der Ehrenpräsident der Orga-

nisation deutscher Antifaschisten, nannte die Urheber dieses Urteils die Nachfolger der unbe-

straften Nazirichter von einst. Wer freilich glaubte, das Karlsruher Urteil bezeichnete den geis-

tigen und moralischen Tiefpunkt des Umgangs mit der verbrecherischen Organisation schlecht-

hin, irrte sich. 2011 marschieren in Lettland unter dem Schutz der einheimischen Polizei die 

einstigen Angehörigen der lettischen SS auf. Die bildeten einst einen Bestandteil eben dieser 

Waffen-SS, die sich durch Werbungen in den von ihr und der Wehrmacht besetzten Ländern 

und selbst bis ins neutrale Schweden zu einer internationalen antibolschewistischen Söldner-

truppe und Mörderschwadron entwickelt hatte. 

Dass die Wahrheit über die sogenannten Schutzstaffeln bekannt wurde, die Deutschen sich nicht 

nur anhand von Dokumenten, sondern auch von authentischen Bildern von deren Weg durch 

die deutsche und europäische Geschichte, einer Blutspur, eine klare Vorstellung machen konn-

ten, dazu hat früh auch das Buch beigesteuert, das hier nach seiner achten Auflage ein Reprint 

erlebt. Die hat es verdient und nicht weniger seine Urheber. Als „SS im Einsatz“ 1957 auf den 

noch schmalen ostdeutschen Büchermarkt kam, es erlebe, was angesichts Papierknappheit im 

gleichen Jahr drei Auflagen, waren seit dem Ende der faschistischen Diktatur und des Krieges 

gerade zwölf Jahre vergangen. Das bedeutete auch: die Mehrheit der Bevölkerung besaß noch 

eigene Erinnerungen und Erfahrungen mit dem untergegangenen Regime, und – mehr noch – 

viele hatten selbst einer der zahlreichen paramilitärischen Organisationen der NSDAP angehört, 

die Jüngeren von ihnen, jetzt zwischen dem zwanzigsten und dreißigsten Lebensjahr, waren 

ausnahmslos Hitlerjungen gewesen und kannten dieses schwurähnliche Bekenntnis „Blut und 

Ehre“. 
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Früher oder später hatte jeder dieser alten und nicht mehr ganz jungen Deutschen in dem „Land 

der Fragebogen“, zu dem das von den Siegermächten besetzte Deutschland geworden war, Pa-

piere ausfüllen müssen, auf denen er gefragt wurde, wie das gewesen sei, mit ihm und diesem 

Regime. Keine Zugehörigkeit zu einer der NS-Organisationen ist damals häufiger verschwie-

gen worden als die zu jener Schutzstaffel SS, der als kriminell markierten Organisation, wie-

wohl auch da galt, dass vor der Verurteilung einer Person der Nachweis ihres persönlichen 

Anteils oder einer solchen Schuld erfolgt sein musste. Doch Mitglied dieser SS gewesen zu 

sein, das galt als der größte aller politischen Makel und verband sich häufig, was nicht verwun-

derlich war, mit Vermutungen und Verdächtigungen. 

Denn die Mehrheit der Deutschen besaß schon eine wenn auch ungefähre Vorstellung von dem, 

was die SS gewesen war. Jedem hatten sich Bilder ihres öffentlichen Auftretens eingeprägt. Ihre 

Mitglieder gaben sich als die diszipliniertesten, schneidigsten und härtesten „Soldaten des Füh-

rers“. Sie, das „Schwarze Korps“ – so lautete auch der Titel ihrer Zeitschrift – brüsteten sich als 

die Treuesten der Treuen und beanspruchten die Respektierung als die Elite unter den Eliten. So 

führten sie sich alljährlich bei Paraden und Appellen während der Nürnberger Parteitage auf, 

wovon Bilder auf Fotos und in Wochenschaufilmen zeugten. Mancher Volksgenossen Kenntnis 

war intimer. So die von Bauern in Dörfern, in deren Nähe sich Konzentrationslager befanden. 

Da hatte man schon mit den hinter Mauern und elektrisch geladenen Zäunen Herrschenden in 

der Kneipe ein Wort gewechselt und manches gehört, was für aller Ohren nicht bestimmt war. 

Weiter verbreitet war die Erinnerung an die Rolle, welche die SS im Juni 1934 gespielt hatte und 

der sie sich rühmte. Damals hatte sie eine angeblich geplante Revolte abtrünniger SA-Führern 

blutig niedergeschlagen, Dafür war sie durch die Aufhebung ihrer Unterstellung unter die SA 

belohnt und zur selbständigen und gleichberechtigten Organisation erklärt worden. Nachdem 

einige ihrer Einheiten in München und Berlin das mörderische Handwerk erledigt hatten, wurde 

der Organisation ehrenhalber die Losung gegeben „SS-Mann, Deine Ehre heißt Treue“. Die tru-

gen die Schwarzen wie einen Orden vor sich her. Als so etwas wie ein Orden, der nach gestren-

gen Regeln lebte, verstanden sie sich auch oder wollten sie mindestens gelten. 

Und dann war da die bekannte enge Verbindung von SS und Geheimer Staatspolizei (Gestapo), 

einer, wenn das auch niemand öffentlich zu sagen wagte, ungeliebten Einrichtung dieses Staa-

tes. Sofort nach dem 30. Januar 1933 hatten SS-Führer einflussreiche Posten in der von den 

ohnehin wenigen Demokaten „gesäuberten“ Polizei und insbesondere in deren Geheimdiensten 

besetzt und die Organisation eines perfekten Terrorsystems in Angriff genommen In dem 

Grade, wie es erweitert wurde, war geeignetes Personal verlangt. Das rekrutierte sich haupt-

sächlich aus dieser schwarzen Garde. Dann war Heinrich Himmler, der sich den Titel „Reichs-

führer“, den höchsten Rang in der SS-Hierarchie zugelegt hatte, 1936 auch Chef der Deutschen 

Polizei geworden. Es vollzog sich eine personelle Verschmelzung zwischen dem Unterdrü-

ckungsapparat der Diktatur und diesem „Schwarzen Korps“. Das machte die SS auch in Krei-

sen, die an diesem neuen Deutschland nichts auszusetzen hatten, nicht eben beliebt. Ihre Füh-

rung wusste das. Und Himmler wertete es demagogisch als Anerkennung ihrer besonderen 

Rolle. Sie wollten, erklärte er, gar nicht geliebt, sondern gefürchtet werden. Natürlich nicht von 

den braven Volksgenossen, sondern von den Widersachern und Gegnern. 

In den Vorkriegsjahren wuchs die Organisation an. Die Werbekraft, die von ihr ausging, war 

nicht zuletzt dem Wissen zuzuschreiben, dass Mitglied der SS zu sein, als Zeichen besonderer 

Systemtreue galt und Karrierewege ebnete. Dabei wurden noch Prinzipien einer strengen Aus-

wahl gewahrt. Körperliche Mängel waren ein Grund dafür, Bewerber abzuweisen. Stimmen 

mussten die Körpermaße und als ein Vorzug galt „nordisches Aussehen“. Gefordert wurde, nur 

nachgewiesen „rassereine“ Frauen zu ehelichen, und verlangt der Bruch mit jeglichen kirchli-

chen Bindungen. Der Glaube der Schwarzen vertrug sich mit keinem anderen. Ihr Ehrenkodex 

war das gerade Gegenteil der Gebote des Christentums. Getrieben und gepflegt wurde ein ei-

gener quasi-religiöser Kult, in dem sich rassistischer Wahn, eitle Selbsterhöhung, absondernder 
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Verschwörung und das Bekenntnis zu bedingungsloser Unterwerfung mischten. Es verstand 

sich in den Reihen der SS von selbst, dass die Organisation, wenn es „losging“ und die „Ger-

manen“ ihre Rechte kriegerisch durchsetzen würden, man selbst an allen Fronten und bei allen 

Eroberungszügen eine herausragende Rolle einnehmen werde. Daraus ergab sich die Bildung 

jener militärischen Sonderformation mit dem Namen Waffen-SS, die Teil der Wehrmacht war 

und sich von der Allgemeinen SS abhob. Sie rückte im öffentlichen Bild mehr und mehr in den 

Vordergrund. Wie der „kleine SA-Mann“ hinter der Wehrmacht an Ansehen verlor, so das SS-

Mitglied hinter dem Kämpfer der Waffen-SS, die alsbald beanspruchte, die Elitetruppe unter 

allen Streitkräften zu sein.  

Als „SS im Einsatz“ erschien, waren außer dem gesicherten Wissen über deren Platz und Rolle 

im Naziregime auch schon zwei die Wirklichkeit entstellende Geschichtsbilder anzutreffen. Sie 

bedienten unterschiedliche Interessen. Das eine nahm die in Nürnberg getroffene Kennzeich-

nung der SS als verbrecherischer Organisation auf, machte daraus aber die Verzeichnung, es 

handle sich bei ihr um die verbrecherische Gruppierung des Regimes schlechthin, gemeint war: 

um dessen einzige. Das ergab eine Schutzbehauptung zugunsten der „sauberen Wehrmacht“, 

die ehrbar gekämpft hätte und eben unterlag. Dieses Bild verbreitete sich, da die damit zufrie-

denen nach Millionen zählten, verbreitete sich in der Bundesrepublik Deutschland weit, obwohl 

es schon die Nürnberger Richter erledigt hatten. Vor ihnen saßen auf der Anklagebank fünf 

Militärs, der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht und der Chef des Generalsstabes, der 

Oberkommandierende der Luftwaffe und die beiden aufeinander folgenden Chefs der Kriegs-

marine. Drei dieser fünf wurden gehenkt, zwei zu langen Haftstrafen verurteilt und nach Berlin-

Spandau gebracht. Die gefällten Urteile gründeten sich jedenfalls zu einem Teil auf verbreche-

rische Befehle, die sie erteilt hatten und die ausgeführt worden waren – durch Offiziere und 

Soldaten der Wehrmacht. Die hatten die Richter indessen im Ganzen nicht als eine verbreche-

rische Organisation charakterisiert. 

Das zweite geschichtswidrige Bild wurde aus den Kreisen der SS selbst, aber nicht nur von 

ihnen verbreitet. Seinen kürzesten Ausdruck fand es in dem Titel eines Buches der lautete „Sol-

daten wie andere auch“. Sein Autor war Paul Hausser, der von der Wehrmacht in die Waffen-

SS gewechselt war und es dort, mit Orden überhäuft, bis zum SS-Oberstgruppenführer und 

Generaloberst der Waffen-SS gebracht hatte. Das Buch über den „Weg der Waffen-SS“, so sein 

Untertitel, erschien in der Bundesrepublik zwar erst 1966, doch der in seinem Titel ausge-

drückte Anspruch war ungleich älter und rührte schon aus den ersten Nachkriegstagen. Die vier 

Worte machten klar, was gewollt war: die Verbreitung der Vorstellung von einer ganz normalen 

Truppe, die sich nichts vorzuwerfen habe und der nichts anzulasten sei. Die Wendung von den 

„Soldaten wie andere auch“ war bei Hausser übrigens entweder ein Plagiat oder eine Wieder-

erfindung. Gebraucht hatte sie auch schon Bundeskanzler Konrad Adenauer in einer Rede, die 

er am 30. August 1953 in Hannover gehalten hatte. Ob der ehemalige Zentrumspolitiker davon 

überzeugt war, sein Auftritt lag exakt eine Woche vor der Bundestagswahl, kann dahingestellt 

bleiben. Nicht aber, dass dem auch noch zu Regierungszeiten Adenauers die praktische Anwen-

dung folgte. 1961 wurde in der Bundesrepublik den ehemaligen Angehörigen der Waffen-SS 

die gleiche finanzielle Versorgung von Staatswegen zugesprochen wie sie frühere Soldaten der 

Wehrmacht bereits seit zehn Jahren genossen. Und der Bundesminister für Verteidigung im 

Kabinett Adenauer, Franz Josef Strauß, schrieb am 21. März 1957 an die „Hilfsgemeinschaft 

auf Gegenseitigkeit“ (HIAG)1, den Traditionsverband ehemaliger Waffen-SS-Angehöriger: 

„Wie ich persönlich über die Leistungen der an der Front eingesetzten Verbände der Waffen-

SS denke, wird Ihnen bekannt sein. Sie sind selbstverständlich in meine Hochachtung vor dem 

deutschen Soldaten des letzten Weltkrieges eingeschlossen.“ 

 
1  Der Geschäftsführer der HIAG war CDU-Bundestagsabgeordneter im Wahlkreis Marburg-Biedenkopf. 

Anmerkung des Herausgebers. 
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An der Verbreitung dieses Bildes von der SS als einer normalen, regulären Truppe, die sich von 

anderen Wehrmachtsteilen nicht unterschied, hatten deren Angehörige den größten Anteil. Die 

Gelegenheit dazu besaßen sie freilich nur in der Bundesrepublik, wohin sich die Generale und 

Offiziere ohnehin zum größten Teil begeben hatten. Dabei legten sie Wert darauf, die Waffen-

SS von den anderen SS-Formationen abzugrenzen, namentlich jenen, die das Personal in den 

Konzentrations- und Vernichtungslagern stellten. Deren Gesellschaft mussten sie nach allen 

Enthüllungen, angefangen mit den sogenannten Dachau-Prozessen vor US-amerikanischen 

Richtern, natürlich scheuen. 

Eine der ersten Publikationen, mit denen zugleich die Glorifizierung der Kriegstaten der Waf-

fen-SS stammte aus der Feder eines schwedischen Angehörigen der 11. SS-Freiweilligen-Pan-

zergrenadier-Division „Nordland“. Für ihr Erscheinen war es in Westdeutschland noch zu früh. 

Deutschsprachig erschien der Text mit dem Titel „Endkampf in Berlin“ zuerst in Buenos Aires, 

wo sich alte dort ansässige und nach Kriegsende aus Deutschland geflohene Nazis zusammen-

fanden. 1952 erschien in Stuttgart das von dem belgischen Faschisten und SS-Standartenführers 

Léon Degrelle, der 1945 als Kollaborateur in Brüssel in Abwesenheit zum Tode verurteilt wor-

den war, verfasste Buch über die in die Waffen-SS integrierten wallonischen Soldaten unter 

dem Titel „Die verlorene Legion“. Eine Sensation stellten derlei Veröffentlichungen zu diesem 

Zeitpunkt schon nicht mehr dar. Im gleichen Jahr konnten sich etwa 4.000 alte Kameraden der 

Waffen-SS zu einem Treffen in Verden an der Aller um die früheren Generale Herbert O. Gille 

und Felix Steiner versammeln und dort öffentlich ihre Treue zur Bundesrepublik ebenso versi-

chern wie ihre ungebrochene Bereitschaft zum Kampf gegen den Bolschewismus. 

Ein Jahr darauf, 1953, konnte der bereits erwähnte SS-General Hausser sein Buch „Waffen-SS 

im Einsatz“ in einem Göttinger Verlag publizieren. Das Geleitwort schrieb den Generaloberst 

a. D. der Wehrmacht Heinz Guderian, der 1944/1945 an Hitlers Seite den Posten des General-

stabschefs des Heeres bekleidet hatte, 1948 aus US-amerikanischer Gefangenschaft entlassen 

worden war und „Erinnerungen eines Soldaten“ veröffentlicht hatte. Haussers Buch setzte er 

nun einen rühmenden Text voran. Treu und tapfer, das wurden in der Waffen-SS-Literatur die 

beiden am meisten benutzten Worte, hätten deren Angehörige „ihrer Pflicht für Deutschland 

genügt“. Doch würden sie „mit ungerechten Vorwürfen“ überhäuft. Die vorliegende Schrift 

aber werde helfen, „die Nebel der Lüge und Verleumdung zu zerstreuen“.2 Und der Band endete 

mit einer „Antwort“ der Waffen-SS in fünf Punkten, und mit der Behauptung, schon in Nürn-

berg sei vor dem Internationalen Tribunal eindeutig bewiesen worden, dass „die Waffen-SS mit 

Gewalttaten nichts gemein“ hat. Und weiter: „Sie distanziert sich von diesen Geschehnissen“. 

Eine „Distanzierung“, die das Wort Verbrechen sorgsam mied.3 In Wahrheit war vor dem In-

ternationalen Gerichtshof, der Hausser im August 1946 vernahm, von der Anklage nichts wi-

derlegt worden. Hausser hatte indessen im Zeugenstand gemeinsam mit dem Rechtsanwalt, der 

als Verteidiger der Angeklagten SS auftrat, die Taktik schon festgelegt, die später auch in der 

öffentlichen Propaganda verfolgt wurde. Sofern Verbrechen wie die in Warschau bei der Be-

kämpfung des Aufstands, in Oradour, in Lidice, auf dem Balkan und in der UdSSR oder wo 

immer begangen worden waren, die durch schriftliche Dokumente und Zeugenaussagen belegt 

wurden, handelte es sich um Einzelfälle. Sie waren von irgendwelchen „kleinen oder ganz ge-

ringen Teilen von Ersatzeinheiten“ verübt worden. Und auf dem Balkan, wo die Waffen-SS-

Division „Prinz Eugen“ gewütet hatte, wurden die Untaten der besonderen Grausamkeit des 

Krieges zugeschrieben, was dort Tradition besäße. Und was den Krieg insgesamt betraf, so 

erklärte der General dem Gericht: „Die Angehörigen der Waffen-SS hatten nicht den Eindruck, 

dass sie zu einem Angriffskrieg verwendet wurden.“4  

 
2  Paul Hausser, Waffen-SS im Einsatz, Göttingen 6. Auflage o. J., Geleitwort, o. S. 
3  Ebenda, darin am Band-Ende: „Die Waffen-SS antwortet“, o. S. 
4  Zeugenaussage Paul Haussers in Nürnberg am 5. August 1946. 
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Das Buch Haussers erlebte Auflage nach Auflage. 1955 erschien bereits die sechste, was nicht 

verwunderte, bedenkt man, dass allein ihre einstigen Angehörigen für dieses Angebot eine 

Nachfrage repräsentierten. Das mochten jedenfalls erheblich mehr als eine halbe Million sein, 

wird doch die Zahl derer, die eine der Formationen der Waffen-SS im Verlauf ihrer Existenz 

„durchlaufen“ hatten, auf etwa 900.000 – ohne die große Zahl der „Fördermitglieder der SS“, 

die es überall gab –, geschätzt. Davon hatte sich eine Minderheit zudem 1951 in der Bundesre-

publik in einer sogenannten Hilfsgemeinschaft auf Gegenseitigkeit (HIAG), faktisch einem 

Traditionsverband der Waffen-SS, organisieren können. Dessen Zeitschriften, ab 1951 der „Wi-

king Ruf“, dann ab 1954 gefolgt von „Der Freiwillige“, pflegten ebenfalls dieses verherrli-

chende, verharmlosende Bild. 

Vor Hausser schon war einer der populärsten Offiziere der Waffen-SS, Otto Skorzeny, ein Wie-

ner und österreichischer Altnazi, der als der Befreier des auf dem Gran Sasso d’Italie in den 

Abruzzen gefangenen Mussolini galt. 1950 veröffentlichte er, der zwei Jahre zuvor aus einem 

westdeutschen Gefängnis ins Ausland geflogen war, in einem Hamburger Verlag „Geheim-

kommando Skorzeny“. Dem folgten weitere ruhmredige Werke wie „Lebe gefährlich“ und 

„Wir kämpften, wir verloren“, die wieder und wieder aufgelegt wurden, zuletzt, nach dem das 

durch den Anschluss der DDR möglich geworden war, auch in einem neu etablierten Verlag in 

Dresden, zu dessen Spezialität die Verbreitung von lobhudelnden Büchern über die Waffen-SS 

gehört. 

Im Jahr, da in der DDR „SS im Einsatz“ erschien, brachte ein Münchener Verlag das Buch 

„Grenadiere“ heraus. Dessen Autor war Kurt Meyer, der 1930 in die NSDAP und im Jahr darauf 

in die SS eingetreten war, wo er eine Karriere bis zum SS-Brigadeführer und Generalmajor der 

Waffen-SS machte. Wegen Kriegsverbrechen vor einem kanadischen Gericht zum Tode verur-

teilt, dann begnadigt, wurde er 1954 in Westdeutschland auf freien Fuß gesetzt. Sein drei Jahre 

später auf den Buchmarkt gebrachtes Buch erschien in München 2004 in 10. Auflage. Wie 

Hausser und Meyer verfocht auch der General der Waffen-SS Felix Steiner das Bild von der 

unbescholtenen Kampftruppe, 1958 in dem Buch „Die Freiwilligen der Waffen-SS. Idee und 

Opfergang“, das 1992 die siebente Auflage erlebte, und 1963 in „Die Armee der Geächteten“, 

in 4. Auflage bereits 1971 herausgegeben. 

Seit den fünfziger Jahren erschienen in ununterbrochener Folge zugleich Bildbände, an deren 

Anfang ein von SS-Leuten in Göttingen etwa 1955 (1957 in 2. Auflage) erschienenes Buch 

„Waffen-SS im Bild“ stand, deren Fotografien aus der Produktion der Berichterstatter der Pro-

paganda-Kompanien stammten und auf die Verherrlichung und Verklärung der Truppe und ih-

rer Führer zielten. Auf den Markt gelangten Bände übe die europäischen Freiwilligen, die Rit-

terkreuzträger, der Gebirgsjäger, die Fallschirmjäger, die Pioniere der Waffen-SS und über ein-

zelne Einheiten wie die Divisionen „Das Reich“, „Totenkopf“ und andere. Als der Bildband 

über die Waffen-SS gilt ein Buch „Wenn alle Brüder schweigen“, der zuerst 1973 erschien. Die 

Reklame für ihn liest sich so: „Zahlreihe Urteile wurden seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 

über die Waffen-SS gefällt. Es kann nicht bezweifelt werden, dass viele Bücher und Werke über 

die Waffen-SS durch eine politisch motivierte Antipathie stark voreingenommen sind, sogar 

unter den sogenannten ‚Gelehrten‘. Aber eine sachliche Beurteilung ist schwer zu erreichen, 

wenn man keine persönlichen (wirklichen) Erfahrungen im Krieg und in den ausgefochtenen 

Schlachten hat. Wer kann sich anmaßen, Männer zu verstehen, die monate- und sogar jahrelang 

von einer Schlacht zur anderen geschickt wurden und dabei täglich ihr Leben riskierten, solange 

diese Person nicht ebenfalls im Kampf gestanden hat? Ein ganzes Universum, liegt zwischen 

dem Schlachtfeld und den friedlichen Kämpfen um eine Existenz in der Mittelklasse, von der 

Ruhe ‚gelehrten‘ Studiums gar nicht zu reden.“ Die Ansprüche, die in diesem Text geltend 

gemacht werden lauten: wir haben an der Ostfront einen „Kreuzzug gegen den Kommunismus“ 

geführt, wir fochten „für ein gemeinsames europäischen Ideal“, keine andere militärische Or-

ganisation hat sich mehr Ruhm“ erworben, wir wurden „Opfer rachsüchtiger Feinde“, es ist 
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„schwer vorstellbar, dass diese Höchstleistungen im Kampf jemals wiederholt werden könnte“. 

Das ist hier deshalb ausführlich zitiert worden, um zu zeigen, was in einem Lande verbreitet 

werden kann, dass sich ständig der „Bewältigung der Vergangenheit“ rühmt. Daran demonstriert 

sich die Taktik, die an eine verbreitete Methode andockt, die postuliert: Wer nicht dabei gewe-

sen ist, hat zu schweigen. (Im Landser-Jargon hieß das am Biertisch: Ihr müsst erst einmal dort-

hin riechen, wo wir hingeschissen haben.) Die Sätze verdeutlichen mit ihren Attacken gegen 

die Gelehrten vor allem, wer sie beim Lügen stört, die auf Tatsachen gestützte Geschichtsfor-

schung, die des politischen Vorurteils geziehen wird. Herausgeber des Bandes war der Bundes-

verband der ehemaligen Soldaten der Waffen-SS e.V. – HIAG. 

Es dauert, was immer in einer Arbeit von Jahrzehnten von Militärhistorikern über die tatsäch-

liche Rolle der Waffen-SS im Kriege nachgewiesen und publiziert worden ist, deren Glorifizie-

rung als eine besonders kampfstarke Truppe an. Dafür sorgen zahlreiche ungehinderter Tätig-

keit sich erfreuender Verlage. So wird für das Buch „Divisionen der Waffen-SS im Einsatz“, 

2007 in München erschienen, im Reklametext so geworben: „Die Männer der Waffen-SS waren 

Soldaten wie Millionen andere im Zweiten Weltkrieg auch.“ (Zitatende?) Auf dem deutschen 

Buchmarkt herrscht friedliche Koexistenz zwischen den Büchern, die quellengestützt und un-

geschminkt die mörderische Rolle der SS-Divisionen beschreiben, und den anderen, die ihre 

Geschichte bewundernd und nachrühmend in Wort und Bild erzählen. Dabei kommen auch 

seriöse Publikationen ohne Titel und Bezeichnungen wie „Elite unter dem Totenkopf“ oder 

„gefürchtete Eliteverband“ nicht aus. 

Doch erschöpfen sich Anliegen und Wirkung der Publikationen nicht in der Glorifizierung der 

Waffen-SS. In ihnen wird man vergeblich auch nur nach einem versteckten Hinweis darauf 

suchen, in welchem Krieg und für welche realen Ziele diese Truppe tatsächlich kämpfte. Die 

schreibenden Generale und Offiziere wollen Glauben machen, dass sie und ihre Untergebenen 

Idealisten waren, die einen Opfergang angetreten hatten. Für wen? Für das Vaterland, für 

Deutschland, für Europa, für die Rettung aller vor dem Bolschewismus, der Sklaverei, dem 

Untergang. Politische, ökonomische, geistige und andere Herrschaftsinteressen? Keine Rede 

davon. Der zweite „Griff nach der Weltmacht“? Deutschland und die Deutschen als Ausbeuter 

anderer Völker, denen Lebensrechte je nach eigenem Vorteil zugestanden oder entzogen wür-

den? Krupp, Herr auch in den Industrierevieren der Ukraine, die IG Farben auf den Ölfeldern 

am Kaspischen Meer? All das ist diesen Spezialisten der Geschichtsschreibung als Idee, Vor-

satz, Plan, Unternehmen und Zielvorstellung entgangen. Auf diese Haltung, und insofern ist 

ihre Literatur kein totaler Außenseiter, können sie ein Monopol jedoch nicht beanspruchen. 

Darüber schweigen sich auch viele aus, die gegen die Waffen-SS-Legende anschreiben. Wie 

die Waffen-SS Bestandteil einer faschistisch geprägten bürgerlichen Gesellschaft war, so sind 

es auch deren Apologeten mit der Feder. 

Vollständig wird das Bild von den Möglichkeiten, welche „alten Kameraden der Waffen-SS“ 

besaßen und nutzten, um ihr Selbstbild und ein verfälschtes Bild des Krieges zu verbreiten erst, 

wenn dahinein auch die Situation ihrer erklärten Gegner gefügt wird. Die hatten sich in 

Deutschland 1947 in der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes organisiert. Sie betrach-

tete als eine ihrer Aufgaben, der Legendenbildung über die Jahre der Naziherrschaft entgegen-

zutreten und insbesondere die Wahrheit über das Terrorsystem zu verbreiten, deren 

Hauptinstrument die SS als Organisation wie mit einem erheblichen Teil ihres Personals in der 

allgemeinen und der politischen Polizei (Gestapo) war. Die westdeutsche Organisation wurde 

nicht nur permanent überwacht, sondern in den fünfziger Jahren in einzelnen Bundesländern 

verboten. Auch die Bundesregierung strebte ein staatsweites Verbot der Organisation mit der 

Unterstellung an, es handele sich um einen verfassungsfeindlichen Zusammenschluss. 

Zu den Verdiensten der Vereinigung gehörte im Jahr, da in Berlin „SS im Einsatz“ erschien, der 

Druck eines Bandes unter dem Titel „Macht ohne Moral: Eine Dokumentation über die SS“, die 

der Verlag Röderberg in Frankfurt am Main herausbrachte. Ihr Autor war Reimund Schnabel. 
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Entscheidend könnte für den Blick der Nachgeborenen auf diese – nimmt man alle Deutschen, 

die einer der verschiedenen SS-Formationen angehörten, zusammen – Millionenarmee des Fa-

schismus sein, was über sie in den Schulgeschichtsbüchern zu lesen steht. Von denen wird die 

Rolle als Akteure nach dem Reichstagsbrand, als KZ-Wächter, Mörder in der sogenannten 

Röhm-Affäre und ihr von da an beschleunigter Aufstieg, beim Pogrom gegen die Juden 1938, 

der Vertreibung der Polen nach der Okkupation des Landes, dem Beginn des Judenmordens im 

Generalgouvernement, in den Vernichtungslagern, während der brutalen Kriegsführung, der 

Niederschlagung des Warschauer Ghetto-Aufstands, beim Massaker in Oradour erwähnt, und 

in einem Band wird auch die Gefangennahme von SS-Leuten durch die sich befreienden Häft-

linge im KZ Buchenwald. Da wird auch das gemeinsame brutale Vorgehen von Wehrmacht, 

Polizei und SS benannt. Für die Legende bleibt da kein Platz, nur wird explizit auch nicht auf 

die Begegnung mit ihr vorbereitet, was freilich für die mit vielen anderen Geschichtsfälschun-

gen gilt. Ein Wort fällt da indessen nicht: die Kennzeichnung des Nürnberger Gerichts die doch 

verbrecherisch lautete. Die sächsischen Schulen in einem Glossar am Ende ihres Geschichts-

buches gegebene Erklärung zu SS – „besonders ideologisch ausgerichtete und extrem rigoros 

vorgehende ‚Eliteeinheit‘ der Nationalsozialisten“ – nimmt sich vor dem 1946 gefällten Urteil 

der Juristen ärmlich aus. 

„SS im Einsatz“ als Reprint 2011 wieder auf den Büchermarkt zu bringen, bedeutet mithin nicht 

nur, ein Verdienst in Erinnerung zu bringen. Das bestand zu einer Zeit, da die Literatur über die 

Jahre der Nazidiktatur kaum ein Bücherregal füllte, vor allem darin, deutsche Leser mit den 

papiernen Dokumenten, Reden der Anklage und den Urteilsbegründungen des Nürnberger Pro-

zesses gegen die Hauptkriegsverbrecher bekannt gemacht zu haben. Denn das Protokoll dieses 

Prozesses und die ihm vorgelegten Dokumente lagen bis dahin einzig in einer 42bändigen 

deutschsprachigen Ausgabe vor, die sich nur in Spezialbibliotheken lesen ließen. Und dies war 

dringend notwendig, denkt man an die im Jahr zuvor getroffenen Entscheidung des Personal-

ausschusses der Bundeswehr, die das Tor zur westdeutschen Armee den einstigen SS-Angehö-

rigen bis hinauf zum Obersturmbannführer öffnete, (das entsprach dem Oberstleutnant der 

Wehrmacht) und war der Rang, den beispielsweise auch Adolf Eichmann erreicht hatte. 

Heute ist „SS im Einsatz“ in seinen DDR-Ausgaben, zuerst im Kongress dann im Militärverlag 

– dort erschienen die siebente und achte Auflage – herausgegeben, eine Rarität. Firmiert auch 

keine militärische Einheit heute unter dem Namen, Zeichen und Fahnen der Mörderschwadro-

nen Hitlers und Himmlers, so erinnert die Brutalität der Kriegführung und der Besatzungspoli-

tik, die heute international verbundene Streitkräfte, die Instrumente einsetzen, die ihnen eine 

weiter entwickelte Kriegstechnik liefert, in Jugoslawien und gegenwärtig in Afghanistan und 

Libyen praktizieren, doch an jene Untaten, die von den Groß- und Urgroßvätern in der Wehr-

macht und der Waffen-SS verübt wurden. 

Das Buch, das vom Komitee der antifaschistischen Widerstandskämpfer herausgegeben wurde, 

war zugleich auch ein Buch der Erinnerung an die Opfer. Sein Inhalt straft diejenigen Lügen, 

die behaupten, im ostdeutschen Staat sei nur oder nahezu ausschließlich derer aus den Reihen 

der Kommunisten gedacht worden. Sein Inhalt gliedert die Texte zum einen nach Orten der 

Verbrechen und benennt zwei, die Konzentrationslager und die besetzten Gebiete, und es ordnet 

sie nach den großen Opfergruppen, den Juden, den „Geisteskranken“, den Kriegsgefangenen 

und Zwangsarbeitern und setzt, sich an die historische Chronologie haltend, dem die deutschen 

Kommunisten, Sozialdemokraten, Gewerkschafter und anderen Gegenkräfte voran. 
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Nahezu unglaubwürdig, aber aktenkundig 

Bei seinen Recherchen zur Erstveröffentlichung des schriftlichen Urteils im Frankfurter 

Auschwitz-Prozess stieß der Marburger Historiker Friedrich-Martin Balzer auf ein Manuskript 

aus der Feder des Juristen Heinz Düx. Es berichtet von den mehr als 40jährigen Erfahrungen 

eines Mannes, der Altbundesbürgern, namentlich älterer Jahrgänge, sofern sie konsequent de-

mokratischen und antifaschistischen Bestrebungen voran helfen wollten, mit seinen Verdiensten 

nicht vorgestellt zu werden braucht. Wie Düx in den kleinen Kreis demokratischer Juristen 

gelangte, der sich für das Aufspüren und Verfolgen der in der Bundesrepublik reichlich vor-

handenen NS-Täter einsetzte und dazu den Kampf gegen die Mehrheit der alten Kameraden, 

bald auch gegen deren Nachwuchs führen musste, wer ihn auf den Platz des die Voruntersu-

chung betreibenden Richters für den Auschwitzprozess (1963-1965) setzte, mit welchen Wi-

derständen er es bei dieser wie bei der anschließenden Tätigkeit als Vorsitzender Richter beim 

Frankfurter Entschädigungssenat zu kämpfen hatte, erfährt der Leser aus seinen autobiographi-

schen Aufzeichnungen. Was der Jurist im Kampf für die Bestrafung von Verbrechern aus Na-

zizeit und während seines Eintretens für die Entschädigung von deren Opfern erlebte, erschiene, 

wäre es nicht aktenkundig, vielfach unglaubwürdig. Diese Kurzgeschichten könnten ein ande-

res als das Knopp’sche Fernsehen zu Dokumentationen anregen, die ins Nachdenken statt ins 

Wundern, Gruseln und Kopfschütteln brächten. So etwa die Geschichte jenes polnischen 

Zwangsarbeiters, dessen Anspruch auf eine Entschädigung vom BGH mit der Begründung ab-

gewiesen wurde, er sei doch nicht als Pole verhaftet und verschleppt worden, „sondern allein 

deshalb, weil das nationalsozialistische Deutsche Reich zur Fortsetzung des Krieges unter allen 

Umständen Arbeitskräfte benötigte“. Gleiche und ähnliche Benachteiligungen und Diskrimi-

nierungen kennt Düx aus seiner Praxis im Hinblick auf Kommunisten, Sinti und Roma, Wehr-

dienstverweigerern, die schwer gesundheitsgeschädigte Tochter von KZ-Insassen, eine Jüdin 

aus der Ukraine, u. a. Selten hat eine so anschauliche Darstellung über die bundesdeutsche Justiz 

als Sammelbecken für NS-belastete Juristen und die richterliche Zivilcourage weniger einzelner 

demokratischer Juristen vorgelegen. Im Anhang findet sich (S. 83-171) eine kleine Auswahl 

seiner publizistischen Tätigkeit, die 1975 und 1982 u. a. dazu führte, dass die CDU in Hessen 

„dienstaufsichtsrechtliche Maßnahmen“ gegen Düx einforderte. Wer die Texte liest, von dem 

man sich wünschen könnte, er würde zu einer Biographie gestaltet, für den hat sich ein weiteres 

mal die Frage erledigt, warum der Vorschlag, eine vergleichende Geschichte der beiden deut-

schen Staaten zu schreiben, bei jenen auf taube Ohren stößt, die Kräfte und Mittel besitzen, ein 

solches Unternehmen auf den Weg zu bringen. 

Heinz Düx, Die Beschützer der willigen Vollstrecker. Persönliche Innenansichten der bundesdeutschen Justiz. Hg. 

von Friedrich-Martin Balzer, Bonn, Pahl-Rugenstein, 2004, 171 S, 14,90 Euro. 
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Goldhagens ungefeierte Rückkehr in die deutsche Presse 

Als der amerikanische Soziologe Daniel J. Goldhagen vor einem Jahr nach Deutschland kam, 

um in sein den USA von vielen Zeitungen von der West- bis zur Ostküste gelobtes Buch vor-

zustellen, war hierzulande dem mündigen Bürger gerade erklärt worden, dass in Deutschland 

außerwissenschaftliche Interessen in der Historiographie nur dort dominiert hätten, wo kom-

munistische Machthaber die Intellektuellen bevormundeten und ihnen ihre Ergebnisse vorga-

ben. Damit war es ja nun zu Ende gegangen. Die ostdeutschen Lehrstühle und Institute hatten 

inzwischen Leuten besetzt, denen die Wahrheit und nichts als die Wahrheit Richtschnur aller 

ihrer Wissenschaftlerarbeit usw. 

Nun ist auch im Hinblick auf Goldhagen und sein Buch, entstanden im freisten Land der schon 

immer freien Welt, von Interessen die Rede. Beide sind, wenn auch nicht in dem Ausmaß wie 

vor einem reichlichen Jahr, in deutsche Zeitungen und Zeitschriften zurückgekehrt, aber nun 

klingen die Töne anders, jedoch nicht weniger schrill. Wer sich der nicht eben vergnüglichen 

Aufgabe unterzieht, die Mitteilungen über den neu entbrannten Streit zu lesen, erfährt manches 

Erhellende aus dem „gewöhnlichen“ Wissenschaftsbetrieb. Es ist wenig geeignet ist, das Anse-

hen der Historikerzunft zu heben, was doch nötig und nützlich wäre, denkt man an die Zurück-

haltung von nicht so wenigen Geschichtswissenschaftlern und -pädagogen, die spätestens ihre 

Sachkunde hätten zur Geltung bringen können, als die Legende von der „sauberen“ Wehrmacht 

in Deutschland wiederum unfröhliche Urständ’ feierte. 

Um Neuigkeiten handelt es sich für alle diejenigen nicht, die schon im Frühjahr 1996 beobach-

tet hatten, dass in die wissenschaftlichen Belange der „Goldhagen-Debatte“ von Anfang an er-

hebliche finanzielle, ideologische und politische Interessen hineinspielten – jenseits und alsbald 

auch diesseits des Ozeans. Die Unvereinbarkeit jener mit diesen war in den USA schon beim 

Erscheinen des Buches deutlich geworden. Gegensätzliche Auffassungen entstanden darüber, 

ob und wie es überhaupt präsentiert werden sollte. Einige Wissenschaftler meinten, es gäbe 

keinen Grund, die Arbeit anders „auf die Welt“ gelangen zu lassen, wie dies mit Erzeugnissen 

gleicher oder ähnlicher Art immer üblich gewesen sei. Andere – und sie setzten sich durch – 

arrangierten eine außergewöhnliche wissenschaftliche Auftakt-Veranstaltung am Holocaust 

Memorial in Washington. Sie geriet aber keineswegs zu einer einzigen Feier des Autors und 

seines Buches. Doch hatten die Kritiker schon dort einen schweren Stand. Sprachen sie, saßen 

die Zuhörer „auf den Händen“, war Lob zu hören, ertönte Beifall im Saal, erzeugt von Zuhörern, 

die sich so wenig durch die Hunderte von Seiten des Buches gelesen haben konnten wie später 

die Mehrheit derer, die in deutschen Städten die Säle füllten. Dann erfolgte die Veröffentli-

chung der gehaltenen Reden durch die Veranstalter in einer Auswahl. Beiträge wurden ausge-

lassen, deren Autoren die von der öffentlichen Parteinahme, der zumeist keinerlei Kompetenz 

zukam, unbeeindruckt geblieben und ihre Einwände geäußert hatten. Wer sich die Vorgänge 

nüchtern vor Augen hielt, musste sich fragen, wohin diese Praxis der Präsentation, wenn sie 

denn um sich griff, führen und welche Folgen sie für eine sachliche Verbreitung von For-

schungsresultaten zeitigen würde. 

Die Vorgänge in Deutschland vom Herbst 1996, als Goldhagen sein Buch hierzulande vorstellte, 

sind in besserer Erinnerung geblieben. Erwähnt seien einzig zwei Details, weil sie wenig Auf-

merksamkeit fanden. Der Weg des Autors führte ihn nicht in die neuen Bundesländer, wiewohl 

deren Bewohnern doch gerade und fortdauernd nachgesagt worden war, dass sie in puncto „Na-

tionalsozialismus“ besonders aufklärungsbedürftig wären und gegenüber ihren Brüdern und 

Schwestern im Westen viel nachzuholen hätten. Und – zweitens – auf den Podien mit den De-

battierenden war kein ostdeutscher Historiker und auch kein anderswo beheimateter Verfechter 

eines historisch-materialistischen Standpunktes zugelassen. Auf diese Weise wurde dafür ge-

sorgt, dass sich sowohl Stimmen aus der Öffentlichkeit wie aus einem Teil der Fachschaft nicht 

geltend machen konnten. So war unter anderem Vorsorge getroffen, dass die von Goldhagen 
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gestellte Frage nach den deutschen Tätern nicht ausuferte, etwa in jene Bereiche, in denen vom 

Judenmord ansehnlich und bleibend profitiert worden war. 

Heute wird unumwunden geschrieben und von einer Zeitung gedruckt, die sich an ihm betei-

ligte, dass sich seinerzeit ein „öffentlicher Rummel“ (Götz Aly) um den Verfasser und sein Werk 

entwickelte. Gewiss: darin erschöpfte sich die Reklametour nicht. Doch auch hierzulande – 

nicht anders denn zuvor in den USA – wirkte das Getön zum Nachteil einer, soweit bei diesem 

Gegenstand davon gesprochen werden kann, emotionsarmen Aufnahme der Tatsachen und ei-

ner emotionsfreien Kenntnisnahme der Thesen, die in den Kapiteln des Buches ausgebreitet 

wurden. Der Werbung für den Autor und der Buchreklame kam entgegen, dass Goldhagen in 

der Nachbarschaft von Kontrahenten außerordentlich sachlich und überzeugend wirkte, gleich-

sam entlang der Tatsachen argumentierte und zudem niemanden gedanklich überforderte. Der 

Lack ist ab. 

Wie zu erwarten war, setzte sich die Auseinandersetzung um die Tatsachenbasis, die Thesen 

und die Methode des Forschers Goldhagen in den wissenschaftlichen Zeitschriften fort, also 

dort, wo sie nach dem abgewiesenen Vorschlag von Fachleuten hätte beginnen sollen. Der öf-

fentliche Jubel für das Buch hat, wie wir jetzt auch wissen, manchem Kritiker zusätzliche Zu-

rückhaltung auferlegt oder ihn spät zu Wort kommen lassen. Raul Hilberg, der berühmte Weg-

bereiter der „Holocaust“-Forschung, bekannte, er habe sich erst geäußert, als er in Rechnung 

zu stellen hatte, sein Schweigen könne als Zustimmung gedeutet werden. Dass er anfänglich 

gemeint hatte, er solle sich aus der Kontroverse aus Altersgründen ganz heraushalten, verwun-

dert. Das wird man ihm aber glauben müssen. Dieter Pohl, Autor einer hervorragenden Mono-

graphie („Nationalsozialistische Judenverfolgung in Ostgalizien 1941-1944. Organisation und 

Durchführung eines staatlichen Massenverbrechens, München 1996), sah seine fundierte Kritik 

zu Goldhagens Buch in den renommierten Münchener „Vierteljahresheften für Zeitgeschichte“ 

verzögert im ersten Heft des Jahrgangs 1997 veröffentlicht. Dann folgte im März dieses Jahres 

das in Cambridge erscheinende „Historical Journal“ (ebenfalls Heft 1/1997) mit einem von de-

ren Redaktion erbeteten Beitrag, den Ruth Bettina Birn geschrieben hatte. Die in Kanada arbei-

tende Historikerin war vor Jahren mit einer Studie über die in den besetzten Gebieten der 

UdSSR tätigen Höheren SS- und Polizeiführer (HSSPF) bekannt geworden. Sie gehört zu den 

intimen Kennern jener Archivbestände, aus denen auch Goldhagen in Ludwigsburg vor allem 

geschöpft hatte. Pohl wie Birn haben der grundlegenden Kritik, die bereits vordem an „Hitlers 

willige Vollstrecker“ geäußert worden war, thematisch keine weitere Seite hinzufügen müssen. 

Doch sie stellten diese Kritik auf ein ungleich festeres Fundament und wiesen vor allem im 

Detail nach, dass sich Goldhagen gegenüber Tatsachen, die er aus den Akten oder der Literatur 

entnahm, wenn sie seinem Konzept widersprachen, nicht verhalten hat, wie das in der Wissen-

schaft gemeinhin gefordert werden muss. Darauf war auch bereits hingewiesen worden, doch 

nun kamen Weg- und Auslassungen ans Licht, die Fragen nach der Redlichkeit und – allgemei-

ner gesprochen – nach dem Ethos des Wissenschaftlers aufwarfen. 

Goldhagen hat darauf auch über einen in London angeheuerten Rechtsanwalt reagiert, der an 

Ruth Bettina Birn mit Forderungen herangetreten ist. Diese erinnern nun wiederum an jene 

anmaßende Haltung, die sich schon in des Professors Buch an Stellen finden ließ, wo Verdienste 

von Historikern zu vermerken waren, die sich früher forschend auf dem von ihm neu betretenen 

Felde betätigt hatten. Der Gegenstoß ging, was die Adressatin anlangt, ins Leere und dort möge 

er sich hoffentlich auch verlieren. Doch kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Kritisierte, 

der die Kritikerin der „Beleidigung und Schmährede“ zeiht, tatsächlich versucht, vor den Kadi 

zu ziehen. Das kann nur wünschen, wer sicher ist, dass dem Kläger auf diesem Wege die wohl-

verdiente Abfuhr zuteilwird. 

Dass Goldhagen die Fähigkeit abging, die Einwände und Hinweise selbst seiner wohlmeinenden 

Kritiker aufzunehmen, war rasch bekannt geworden. Nun spricht vieles dafür, dass er zudem 

nicht vermochte, die Motive des Beifalls, der ihm wurde, nüchtern zu analysieren, geschweige 
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denn, sie zu gewichten. Das gilt auch für die nach Lobreden überreichten Preise, mit denen er 

und seine (und ihrer eigenen Interessen) Förderer inzwischen bedacht wurden. Es ist Goldhagen 

offenbar entgangen, dass seine überwiegend jungen Sympathisanten in Deutschland nicht zum 

wenigsten von der Absicht geleitet wurden, durch ihre Parteinahme für sein Buch eine rückhalt-

los offene Auseinandersetzung mit der deutschen Geschichte einzufordern. (Wie berechtigt diese 

Haltung war und ist, zeigte sich nur wenige Monate später beim „Eintreffen“ der Ausstellung 

„Vernichtungskrieg. Verbrechen der deutschen Wehrmacht 1941-1944“ in der bayerischen Met-

ropole.) Doch paarte sich diese ehrenwerte Haltung keineswegs mit wissenschaftlicher Urteils-

kraft. Und den Goldhagen in öffentlichen (und Fernseh-) Debatten konfrontierten Wissenschaft-

lern gelang es nicht, der Zuhörerschaft zu verdeutlichen, dass sich ihr Anliegen doch in seiner 

rückhaltlos aufklärerischen Absicht von dem der Zuhörer nicht unterschied. (Manche scheinen 

diese Schwierigkeit auch unterschätzt zu haben, wie sonst konnten sie sich in die Gesellschaft 

des E. Mende begeben.) Vor allem vermochten sie nicht, das Publikum in Berlin, Hamburg und 

München 1996 davon zu überzeugen, dass Goldhagen, so viel Einzelnes Laien an ihnen Unbe-

kanntem aus dessen Buch immer entnehmen konnten, der Autor zugleich eine Barriere gegen 

das Verständnis von Vorgeschichte und Geschichte des Massenmords an den europäischen Ju-

den errichtet und eine Sichtblende gegen einen Tiefenblick in die Geschichte des deutschen Fa-

schismus geschaffen hatte. Die einfachen und maßlos vereinfachenden Antworten Goldhagens 

erwiesen sich als eingängiger denn die meist schwer verständlich referierten Zusammenhänge, 

mehr ver-, denn entwickelt von seinen Kontrahenten, die obendrein mitunter ihre Empörung 

über den unbelehrbaren Simplifikateur kaum zurückhalten konnten. 

Jetzt gelangen auch ins deutsche Publikum Urteile über „Hitlers willige Vollstrecker“, die noch 

vor Jahresfrist erbitterte Antworten geweckt haben würden, heute aber gelesen werden wie ein 

ewig gleicher und schon erwarteter Wetterbericht. Hilberg sprach von der irreführenden und 

verheerenden Wirkung des Buches, als er unlängst – er war aus Anlass der schon erwähnten 

Ausstellung „Vernichtungskrieg“ nach Marburg eingeladen worden – interviewt wurde. Das 

Buch sei „eine Katastrophe“. Der amerikanische Politologe Norman Finkelstein schrieb in der 

britischen Zeitschrift „New Left Review“ eine vernichtende Kritik als ein „Nicht-Experte“, der 

vor allem die logischen Widersprüche und Ungereimtheiten aufs Korn nahm. Er nannte Gold-

hagens Buch „als Forschungsarbeit wertlos“. Das liest sich vermessen, erscheint jedoch als das 

Echo auf die nicht weniger vermessenen Ansprüche, mit denen der Autor sein Werk reichlich 

versehen hatte. Der „Spiegel“ (Nr. 34/1997) machte seine Leser mit Finkelsteins Artikel aus-

zugsweise bekannt. Goldhagens Entgegnung erfolgte in der „Frankfurter Rundschau“ (18. Au-

gust 1997). Sie fiel schwach aus, bediente sie sich doch weniger wissenschaftlicher, denn poli-

tischer Argumente. Der als Antizionist geschmähte Finkelstein legte darauf auch zu und nannte 

vier Tage später an gleicher Stelle die umstrittene Arbeit kurz einen „fadenscheinigen Schwin-

del“. 

Wie werden deutsche Leser diesen Nachschlag in Sachen Goldhagen verdauen? Wird ganz ver-

gessen werden, dass sein Buch unabhängig von allen Absichten seines Verfassers für die Deut-

schen und namentlich für die deutschen Historiker eine Herausforderung darstellte? Auch Fin-

kelstein, mit dem in der Bundesrepublik anhaltenden und in Abständen aufflammenden Streit 

über die „Vergangenheit, die nicht vergehen will“, offenbar nicht hinreichend vertraut, wun-

derte sich darüber, dass diese Arbeit überhaupt eine Debatte auszulösen vermochte. Zur Erinne-

rung: Verdeutlicht worden war in den Auseinandersetzungen des Frühjahrs und Sommers 1996 

die Notwendigkeit, ja die Dringlichkeit der (Wieder-) Aufnahme eines – wie auch und gerade 

der erneut ausgebrochene Streit um die Wehrmacht bezeugt – ungeliebten Themas. Es betrifft 

die aktive und passive Rolle der Deutschen (nicht der undefinierten „Nationalsozialisten“) in 

den Jahren zwischen 1933 und 1945. Wünschenswert ist der definitive Abschied von einem 

Rückblick in die eigene Geschichte, der über und in den Strukturen, hinter den behaupteten und 

wirklichen Sach- und Befehlszwängen die handelnden, keineswegs alternativlosen, und daher 
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verantwortlichen, schuldhaften Subjekte nicht mehr erkennbar werden lässt. Das Interesse an 

dieser Blickwendung rührt nicht aus dem Bedürfnis nach Strafe oder Rache her, gleich in wel-

cher Form sie auch immer gedacht wäre. Es bildet sich aus dem offenkundig ungestillten Be-

dürfnis, Sicherungen für ein „Nie wieder!“ zugewinnen und aus der aus neueren Erfahrungen 

gespeisten Erkenntnis, dass sie keineswegs in ausreichender Zahl existieren. Die Fragen, die in 

der „Goldhagen-Kontroverse“ diskutiert wurden, führen dann, wenn sie konsequent bedacht 

werden, weiter zu den nach mehr als einem halben Jahrhundert vor allem interessierenden: 

Wodurch und wie gelangten Menschen in jene Verfassung und in jene Situationen, von denen 

auch Goldhagen und er mit besonderer Eindringlichkeit berichtet hat. Jede Vereinfachung und 

Begradigung der Lebens- und Entwicklungswege der deutschen Akteure (auch ihrer nichtdeut-

schen Mittäter) des Massenmords an den angeblich oder wirklich unheilbar Kranken, den Ju-

den, den Sinti und Roma, den Angehörigen slawischer Völker, an all diesen nach faschistisch-

imperialistischem Maßstab Lebensunwerten, verfehlt die eigentliche Warnung, die aus den Ge-

schehnissen zu uns, den Zeitgenossen, sprechen könnte. 

Der Autor unseres Beitrags hat seine Meinung zur Kontroverse über das Buch „Hitlers willige Vollstrecker“ mehr-

fach, am eingehendsten in seinem Beitrag „Die verweigerte Herausforderung. Daniel J. Goldhagens Buch und 

seine Kritiker dargelegt. In: Bulletin der Berliner Gesellschaft für Faschismus- und Weltkriegsforschung Nr. 7, 

1996 (ISSN-0946-4700). 
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Von Wegen, Abwegen und Irrwegen. Interview 2009 

Wir haben uns Ihr Erinnerungsbuch „Die Geschichte kennt kein Pardon“ in der Edition Ost 

bestellt und haben es gelesen. Dort stellen Sie sich die Frage: Warum ist der Staat untergegan-

gen, an dessen Zielen und Politik Sie mit Ihrem beruflichen Engagement beteiligt gewesen sind. 

Sie haben sich weiter gefragt: War ich ein Opfer dieser Propaganda? Da zitieren Sie den Bebel-

Satz: Den Sozialismus in seinem Lauf hält weder Ochs noch Esel auf, den Erich Honecker später 

auch benutzt hat, ohne dass damals allen diese Quelle bewusst war. Und sie fragten sich auch, 

ob Sie zu den geistigen „Tätern“ gehören, letztlich waren Sie an Leitender Stelle im Bereich 

der Geschichtswissenschaft tätig. Ihr ganzes Buch gibt Antworten auf diese Fragen. Wenn wir 

das auf die Begriffe Opfer/Täter reduzieren, wie beurteilen Sie da Ihren Stand? 

Wer sich mit der Geschichte des deutschen Faschismus forschend und publizierend beschäftigt 

hat, und zu dieser Gruppe gehörte ich in der DDR, der hat mit den Begriffen Opfer/Täter in 

ihrer Anwendung auf die Geschichte der DDR seine Schwierigkeiten und das nicht deshalb, 

weil es das eine wie das andere nicht gegeben hätte, sondern weil damit über die Sprache eine 

Assoziation hergestellt wird, die auf der demagogischen Ebene von den „zwei deutschen Dik-

taturen“ liegt. Darin sehe ich die Tücke in der Verwendung der Begriffe und zugleich das An-

ziehende für die Verfechter der Totalitarismus-Doktrin. 

Sie haben diese Begriffe aber bei Ihrer Fragestellung in Ihrem Buch selbst benutzt. 

Ja, schon. Ich sehe mich in keiner Weise als Opfer. Wie auch? Ich wäre nie auf eine Oberschule 

gekommen, hätte nie eine Universität von innen gesehen, wäre nie in geistige Arbeitsprozesse 

gelangt, die mir Schweiß, Freude und Genuss bereiteten ohne die Wende von 1945 und der 

folgenden Jahre. Mein Vater war Schlosser. Und meine Mutter Verkäuferin. Als sie mit mir 

schwanger war, hat sie ihren Beruf aufgegeben, Dann, in der anhaltenden Krise, die 1929 be-

gann, ist sie eine Aufräumfrau geworden und hat in verschiedenen Breslauer Haushalten gear-

beitet. Dann sind wir 1945 von Schlesien nach Thüringen verschlagen worden. Zu den Opfern 

der Entwicklung, die nach dem Kriege in Ostdeutschland sich vollzog, gehöre ich nicht, das 

können wir getrost streichen. 

Und „Täter“? Dazu habe ich meine Meinung in meinen Erinnerungen auch niedergeschrieben. 

Ich habe für diesen Staat und für diese Gesellschaft viel getan, Richtiges und Falsches, Arbei-

ten, die diese Gesellschaft zeitweilig gefestigt und ihr Ansehen und einen guten Ruf verschafft 

haben und andere, die ihr und mir abträglich waren oder wurden. 

Haben Sie denn etwa die DDR mit Ihren wissenschaftlichen Erkenntnissen destabilisiert? 

Nein, nicht mit der wissenschaftlichen Arbeit. Doch war ich ein Akteur in einem System, dass 

ich in dem Kapitel „Erziehungsdiktator“ grob dargestellt habe. Das betrifft unseren – und hier: 

meinen – Umgang mit Studenten, die sich auf irgendeine Weise mit der Politik von Partei und 

Staat in Konflikt sahen. Wir haben manche dieser Studenten mit und ohne Disziplinarverfahren 

aus der Universität verwiesen ... 

Relegiert? 

Relegiert würde nach unserem Verständnis bedeutet haben, sie dauernd von jeglichem Studium 

an einer Hochschule auszuschließen. Wir haben sie zeitweilig von der Universität verwiesen 

und, das gilt für alle Entscheidungen, an denen ich beteiligt war, an der Humboldt-Universität 

nach ein oder zwei Jahren, in denen sie meist manuell gearbeitet hatten, wieder immatrikuliert. 

Sie haben ihre Studien abgeschlossen. Was ich in dem erwähnten Buch nicht schrieb: Es wür-

den sich viele Absolventen von Universitäten heute freuen, erhielten sie Arbeitsplätze, die jene 

„Relegierten“ dann in der Gesellschaft einnahmen. 
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Zur Klarstellung: Von welcher Zeit reden wir? 

Von 1968 und den als „Prager Frühling“ bekannten Ereignissen. 

Kam der Anstoß für diese Bestrafungen von der Universitätsleitung, von der Partei oder von 

der Stasi? 

Das war eine Auseinandersetzung, die sich in der Sektion Geschichte über längere Zeit hinzog 

und die in dem Augenblick kulminierte, als es in einer FDJ-Gruppe nicht bei Diskussionen 

blieb. sondern Protestresolutionen beschlossen werden sollten. 

Haben die Studenten, wie viele damals, gegen den Einmarsch der sowjetischen Truppen in der 

ČSSR protestiert? 

Nein, es ging um die Sprengung der Kirche in Potsdam. 

Noch einmal: Und welche Konsequenzen hatten diese Verweise für die betroffenen Studenten? 

Ich kenne nicht alle Lebenswege. Einer dieser „Rückkehrer“ bat mich, die Bürgschaft für seinen 

Eintritt in die SED zu übernehmen. Das habe ich gemacht, da ich ihn nicht für einen wendehal-

sigen Karrieristen hielt. Er war später selbst ein gewählter Funktionär an einem Institut der 

Akademie der Wissenschaften der DDR und ist zum Professor berufen worden. In einem Ge-

spräch nach 1990 hat er das mit der Bemerkung charakterisiert, er sei „glimpflich davongekom-

men“. Ein anderer wurde wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Landesbibliothek in Dresden, 

ein Dritter an der Viadrina in Frankfurt an der Oder. Einen der Vier habe ich aus den Augen 

verloren. Er beschränkte seine Studien nach seinem Wiedereintritt in die Universität auf sein 

anfängliches Nebenfach Hungarologie. 

Dass Leute, Bürger, die in politische Konflikte gerieten, in der Gesellschaft aber eine gewichtige 

Funktion besetzten oder später einnehmen sollten, in die Produktion geschickt wurden, geschah 

nach dem Motto: Guck dir mal die DDR-Welt von der anderen Seite an, vom Standpunkt der 

Produzenten materieller Güter. Dieser Weg galt als ein ideologisch-politisches Korrektiv, man-

chen auch als ein Allheilmittel. Über die Effektivität einer solchen Maßnahme lässt sich strei-

ten. Ein Student, der im Zusammenhang mit der Biermann-Ausbürgerung in einen Berliner 

Betrieb geschickt wurde, während dieser Zeit wie vereinbart eine ständige Verbindung mit ei-

nem unserer Professoren hielt, hat dem schriftlich über seine Erlebnisse und Eindrücke berich-

tet. Sie bezeugten, dass ein künftiger Gesellschaftswissenschaftler dort manches lernen konnte 

und – umgekehrt – dass er seinen jungen Arbeitskollegen selbst etwas hatte beibringen können. 

Auch er hat sein Studium abgeschlossen und später an einem Akademie-Institut gearbeitet. Ich 

bin überzeugt: Wäre die DDR nicht untergegangen, würde er aufgrund seiner wissenschaftli-

chen Befähigung und Verdienste dort heute eine herausragende Stellung besetzen. 

So wichtig diese Einzelschicksale waren und sind: Unsere damaligen Entscheidungen haben 

die Atmosphäre des Gedankenaustausches und des Meinungsstreits an der Universität verdor-

ben. Sie waren in ihren Wirkungen über den konkreten „Fall“ hinaus tödlich. 

Und dann bleibt da die Frage: Was hätten wir gemacht, wenn sich einer der Gemaßregelten 

aufgehängt hätte? Sie konnten unserer Zusage der Rückkehr an die Universität glauben oder 

nicht und meinen, wir wollten sie um ihre Lebensperspektive bringen? Einklagen konnten sie 

die Einhaltung eines solchen Versprechens doch nicht? Wir haben uns darangehalten, aber wo-

her sollten sie das wissen? 

Einerseits ist aus Ihrem Erzählen Reue herauszuhören, auch die Sorge, was wäre gewesen, 

wenn… Mit Ihren Details und vor diesem Hintergrund klingt das anders als lebenslange Straf-

versetzung im Namen der Partei oder im Stasiauftrag. 

Zum Zwecke der Rechtfertigung jenes Prozesses, der 1990 demagogisch „Reinigung“ der Uni-

versität genannt wurde, sind die Dinge so dargestellt werden, als hätten wir junge Menschen in 
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den Orkus gestoßen, wären über ihre Schicksale kaltherzig –, sozusagen: gestiefelt – hinweg-

gegangen. Unser Ziel war hingegen, und die Lebenswege stehen dafür, alle zu gewinnen, für 

unsere Sache, der wir selbst zu unkritisch gegenüberstanden. Die Absolventen der Geschichte 

wurden bei uns zwar – wir kannten den Begriff nicht – „Staatsbeamte“. Aber ob Lehrer oder 

Angestellter in einem Museum oder einer Bibliothek er gelangte doch in Staatsdienste. Am 

Ende eines Studiums, wenn es an die „Berufslenkung“ ging, hatten wir nicht die Wahl, einem 

Absolventen zu sagen: In eine staatliche Stellung würden wir Sie jetzt nicht so gern schicken, 

versuchen Sie es doch mal in einem privaten Verlag oder an einer Privatschule, da sind die 

Ansprüche andere. Derlei gab es nicht. Wir hatten eine Einbahnstraße gelegt. Die konnte eine 

Falle sein. 

Hinzu kam, was ich pädagogische Narretei nenne, die mir nicht fremd ist. Wir glaubten, aus 

jedem Geschichtsstudenten einen überzeugten Sozialisten machen zu können. Da haben wir 

einem utopischen Menschenbild gehuldigt und unsere Chancen weit überschätzt. Auch Bertolt 

Brecht würde heute womöglich neu über die Frage nachdenken, was, wer und weil er ein Ar-

beiter ist, begreifen kann. Ich habe mir Welt und Menschen nicht einfach, aber partiell doch 

vereinfacht vorgestellt. 

Es war aber, gesamtgesellschaftlich gesehen, eigentlich ein großer Verlust, auf diese kritischen 

Stimmen zu verzichten. Bei derartiger ideologischer Verengung wurden selbst Leute, die – nen-

nen wir es mal Zuneigung – die aus Zuneigung zu ihrem Land, zur DDR, Kritik anmeldeten, 

schnell in die Feindesecke gedrückt. 

Die Feindesecke war einer geringfügigen Minderheit vorbehalten. Doch Ignoranz gegenüber 

jeglicher Kritik war verbreitet. Das war Resultat einer letztlich verhängnisvollen Entwicklung. 

Wenn in der zweiten Hälfte der 40er und dann in den 50er Jahren Fred Oelßner oder Kurt Hager 

nach Jena kamen, gab es Rede und Gegenrede. Es ging nicht um Verkündungen. Ein Beispiel: 

Fred Oelßner kommt zu einer Veranstaltung nach Jena. Der Parteisekretär soll sich abends im 

Hotel Schwarzer Bär, wo Oelßner übernachtet, zum Vorgespräch einfinden. Ich bin alle meine 

Sünden durchgegangen und bin, damals 19 Jahre alt, zu dem Treffen mit dem damals für die 

Ideologie verantwortlichen ZK-Mitglied gegangen. Zu meiner Überraschung: Keine Rede über 

die Universität. Er begann mit mir ein Gespräch darüber, wie man den Überhang an Geld in der 

DDR-Gesellschaft minimieren könnte. Seine Idee war, da das nicht über die Steigerung der 

Produktion materieller Güter zu machen sei, das kulturelle Angebot zu erhöhen. Unter anderem 

dachte er daran neben der DEFA eine zweite Filmgesellschaft zu gründen, die weniger an-

spruchsvolle Unterhaltung produzierte. Ökonomisch mochte das eine Schnapsidee sein, doch 

der Mann suchte einen Partner, der zwar von der ganzen Sache nichts verstand, aber zuhörte 

und dem er seine Gedanken entwickelte. 

Diese Art von Umgang von „oben und unten“ hat sich nicht erhalten. Wenn wir in den 50er 

Jahren bei Tagungen im ZK-Gebäude saßen, sechs Parteisekretäre an einem Tisch, je einer von 

den fünf Universitäten und der von der Technischen Hochschule Dresden, dann waren das nicht 

Zusammenkünfte der Erfolgsberichterstattung. Kurt Hager hatte auf unsere Anliegen zu ant-

worten oder zu sagen, ich weiß es nicht, wir müssen noch einmal darüber beraten. Es wurde 

offen über eigene Schwächen und Misserfolge geredet. 

Weil Sie Kurt Hager kennen gelernt haben: Dem konnte man zutrauen, dass er die Lage kennt 

und erkennt. Und dennoch hat er nicht entsprechend agiert, wahrscheinlich auch unter dem 

Zwang seiner Vorgesetzten? 

Ich weiß es nicht. Eine Antwort könnte in den Auseinandersetzungen von 1956 liegen, das kann 

man im Protokoll der ZK-Sitzung über die Ereignisse in Polen nachlesen. Was sich dort an 

Disziplinierungen auf der obersten Ebene abgespielt hat, vermag ich im Einzelnen nicht zu 

sagen. Vielleicht wird die Geschichtswissenschaft in manches Dunkel eines Tages Licht brin-

gen. Vorerst liegt das Interesse auf der Verteufelung der Machthabenden. 
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Wenn Sie als junger Mann mit diesen Leuten ungehemmt reden konnten, wäre es da nicht denk-

bar gewesen, Sie wären später als Sektionschef, wenn es irgendwo knirschte, schnell mal über 

den kurzen Weg direkt zu Hager gegangen, um ihm Bescheid zu geben oder um Rat zu bitten? 

Diese kurzen Strecken gab es nicht mehr. Vor allem: der Rat der Wissenschaftler, die doch mit 

Anstrengungen und Aufwand herangebildet worden waren, war nur auswahlweise gefragt. Bis 

in die Räte der Hochschulen wurde hineinkommandiert. Beispiel: Ehrenpromotion für den 

Schah von Persien. Konrad Naumann (Bezirkschef der SED Berlin), zu dem meine Ablehnung 

gedrungen war, ließ mir sagen, soll der Pätzold doch mal das Öl in der Bezirksleitung abliefern, 

das er hat. Auf diesem Niveau bewegst Du dann nur noch die Luft. 

Kommen wir noch mal Ihrem Fachgebiet Geschichte. Von westlichen Medien, vielleicht auch 

von Kollegen, wird oft der Vorwurf laut, ihr wart doch a priori Geschichtspropagandisten, weil 

eben jede Wissenschaft in der DDR, außer vielleicht Medizin oder Zahnmedizin, mit dem ge-

sellschaftlichen Ideal Sozialismus und dieser Ideologie verknüpft war. Was würden Sie denn 

heute einem Studenten sagen, der nüchtern feststellt: Sie waren Geschichtsprofessor, also Ge-

schichtspropagandist? 

Prinzipiell existiert zwischen Wissenschaft und Politik ein Spannungsverhältnis. Das ergibt sich 

daraus, dass die Wissenschaft nach Erkenntnis und Wahrheit sucht, und die Politik Erfolg und 

Zustimmung braucht und erstrebt, in Demokratien wie in Diktaturen übrigens. Beide, Politiker 

und Wissenschaftler, müssen sich auf dieses Spannungsverhältnis einstellen. Politiker sollten 

die Meinung und Kritik der Wissenschaft ertragen, Wissenschaftler sich in die Möglichkeiten 

der Politik hineindenken, ein Vorgang, der nicht in der Akzeptanz von Opportunismus enden 

muss. Ulbricht hatte offenkundig ein gewisses Gespür für diese Crux. Er ließ sich auf das Ge-

spräch ein, konnte reagieren und auch überzeugend argumentieren. Sebastian Haffner hatte mit 

seiner Feststellung Recht, dass es nach 1945 zwei deutsche Politiker von Format gab. Der Eine 

der beiden war Ulbricht. 

Und wer war der Andere? 

Konrad. Das waren Leute, die strategische Konzepte im Kopf hatten und sie im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten stringent verfolgten. Außerdem war Ulbricht ein eiserner Arbeiter. 

Inzwischen hört man Ulbricht gelegentlich mit dieser lächerlichen und verlogenen Außage 

„Keiner hat die Absicht, eine Mauer zu bauen“. Dieser Satz, noch dazu in seinem sächsischen 

Dialekt, wirkt heute urkomisch. Oder man sieht ihn in Dokumentarfilmen beim Frühsport, eine 

etwas lächerliche Figur im Gegensatz zu Honecker, der diesen „tragischen“ Abgang hatte. 

Sehen Sie in der Kapazität des politischen Regierens, in ihrem Handeln, einen großen Unter-

schied zwischen Ulbricht und Honecker? 

Sie gehörten zwei Generationen der deutschen Arbeiterbewegung an. Ulbricht kam aus der Tra-

dition jener deutschen sozialdemokratischen Bewegung, in der die Parole galt „Wissen ist 

Macht“ oder in anderer Weise anzutreffen in dem berühmten Lied „... den Feind, den wir am 

meisten hassen, das ist der Unverstand der Massen“. Aufklärung war die Devise. 

Das haben Leute wie Wilhelm Pieck und auch Ulbricht in die ostdeutsche Gesellschaft tradiert. 

Im verbreiteten Verständnis ihrer Bürger war Bildung ein hohes Gut. Die Tore zu seinem Ge-

winn wurden aufgestoßen. Unlängst las ich eine Doktorarbeit, deren Autor sich um den Begriff 

„Brechung des Bildungsprivilegs“ herumschwindelt – in einer Arbeit über die Arbeiter- und 

Bauernfakultäten im Osten. Doch es gab den Stolz von Hunderttausenden auf ihre Kinder und 

Enkel, die über die Arbeiter- und Bauernfakultäten in die Wissenschaft kamen. Unbildung 

wurde zu einem Makel. Die Schule war im Bewusstsein der Leute keine Einrichtung, in der es 

darum ging, wie qualifiziere ich mich so, dass ich einen möglichst krisensicheren und einträg-

lichen Job kriege. Heute wird diskutiert, ob der Lehrplan oder die Lehrinhalte in der DDR nicht 

vielleicht doch partiell ganz gut waren. Doch der Erfolg der Schule lag in der Übereinkunft von 
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Lehrern und Eltern und – gewiss nicht allen – Schülern, dass Schule etwas mit ernster Arbeit zu 

tun hat und das nicht nur für mich selbst und allein, sondern auch für die Gesellschaft als Ganze. 

Die Lernbereitschaft hat mit Motivation zu tun. Die Jugendlichen oder Absolventen heute wis-

sen, dass sie nach Schul- oder Uni-Abschluss wahrscheinlich erst mal beim Punkt Null anfangen 

und sich eine Weile über Praktika durchhangeln müssen. Das war aber in der DDR anders, da 

war dir ein Arbeitsplatz gemäß der Ausbildung sicher. 

Was den Lernprozess angeht, so hat sich in der DDR vieles von ihren Anfängen erhalten. Die 

Pädagogen kümmerten sich – gegen alle heutigen Entstellungen – um den Einzelnen, das Indi-

viduum. Eine der frühesten Heldinnen der Arbeit war Edith Pempel aus der Ringspinnerei 

Schmalkalden. Diese Heldin musste nun natürlich gebildet werden. Sie kommt also an die ABF, 

lernt schwer, wird noch am Nachmittag gefördert und gefördert. Muss dazu auf allen möglichen 

Präsidien von Versammlungen und Konferenzen sitzen. Dann besteht sie ihr Abitur. Danach 

geht sie nicht zur Universität, sondern zur Fachschule für Textilingenieure, also an den richtigen 

Platz und dann zurück. „Nun höre ich den Einwand: Ja, das war doch immerhin eine Heldin.“ 

Indessen haben Abertausende in den DDR ähnliche, ihr Leben prägende Erfahrungen gemacht. 

Die lassen sich gegen eine Minderheit von Menschen, die mit diesem Staate ganz andere, 

schlechte und schlimme, Erfahrungen machen mussten, nicht aufrechnen. Nur kann von den ers-

ten nicht gut geschwiegen werden. Und deren Wege lassen sich auch nicht als solche in einer 

Nische einordnen. Es waren Wege, die von einer staatlichen Politik projektiert und geebnet, und 

also beschreitbar wurden. 

Die DDR war kein reiches Land, in keiner Phase ihrer Existenz, aber es ließ sich in ihr sorgen-

frei studieren, selbst – ich weiß das aus eigener Erfahrung – in einer Familie mit Kindern. Die 

lassen sich heute mit der Lupe suchen. Gut, mit einem reichen oder begüterten Ehepartner mag 

sich das machen lassen. 

Bei uns war im Allgemeinen die Reihenfolge so: Abitur, Facharbeiterausbildung, Studium, Be-

rufseinstieg parallel mit Familiengründung. Da haben wir viel geleistet, bilden wir uns ein, und 

es ist wahrscheinlich auch so. Ob die jungen Leute, also z. B. ihre Enkel, mit uns tauschen 

möchten? Die leben als Single doch sicher auch glücklich. 

Momentan gewiss. 

Sie müssen darum kämpfen, dass sie sich selber ernähren, ohne von den Eltern oder vom Staat 

abhängig zu sind. Das gestaltet sich oft schwierig genug. 

Unbestritten. Eine meiner Enkelinnen hat den Tag als Studentin in einer Fleischerei – nach 

meinem Empfinden: noch in der halben Nacht – begonnen, Brote bereitet, mit denen sie dann 

in Betrieben Automaten bestückte für die Pausenverpflegung der Arbeitenden. Solche Jobs su-

chen und leisten viele, bevor sie in die Hörsäle gehen oder wenn sie aus ihnen kommen. Doch 

es gibt und wirkt da ein zweites: die Orientierung auf sich selbst, auf die eigene wirkliche oder 

vermeintliche Chance. Diese Konzentration ist durch die Umstände häufig erzwungen, aber 

darin verwirklich sich auch eine Ideologie. 

Auch die Finanzierung von Bildung spielt inzwischen eine Rolle. Nicht jeder kann das aufbrin-

gen. Da setzt also schon früh eine Auslese ein, wer noch das Gymnasium bezahlen kann oder 

ein Studium. Diese sozial bedingte Vorauswahl, ja Vorauslese, ist weit entfernt vom sozialde-

mokratischen Ideal: Jeder kann alles werden. 

Gegenwärtig heißt die Parole der Sozialdemokratie: Jedem seine Chance. Ernst wird es indes-

sen erst, wenn von den Voraussetzungen und Bedingungen geredet wird, die Chancen entstehen 

lassen und deren Nutzung ermöglichen. 

Wir kommen noch mal auf das Jahr 1989. Sie waren am 7. Oktober, als es in Berlin diese Fest-

nahmen gab, gerade unterwegs. Von Gorbatschow kursierte der Satz: Wer zu spät kommt, den 
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bestraft das Leben. Sie bezeichnen Gorbatschow als großen Träumer und Missionar, der zwar 

in der Außenpolitik eine gute Figur machte, elegant war und auch überzeugen konnte und auf 

dem Feld der Entspannung agiert hat. Für zu Hause aber hatte er keine Rezepte, sagen Sie. Es 

gab aber doch Perestroika und Glasnost als Programme. Dass er damit gescheitert ist, hat die 

Geschichte gezeigt. Gorbatschows Wirken aber kam zu uns rüber wie ein frischer Wind aus 

alten Sälen, das war als kriegte man wieder Luft und die Hoffnung keimte auf: Ja, es geht doch, 

Veränderungen sind möglich. Gorbatschow kommt bei Ihnen nicht gut weg? 

Als wir mitten in den Ereignissen waren, sagte einer meiner Schulfreunde, vor seiner Berentung 

Professor für Politische Ökonomie am Akademie-Institut für Wirtschaftswissenschaften: Der 

Mann hat ökonomisch kein Konzept. Darin waren wir uns einig. Ich habe im Nebenfach poli-

tische Ökonomie studiert, das konnte ich auch mit meinem bruchstückhaften Wissen seinen 

Reden entnehmen. Das waren Beschwörungen, die ihren Gipfel mit der Forderung an seine 

Landsleute erreichten: Sauft nicht so viel Wodka. Auf die Frage hingegen keine Antwort: Wie 

war aus dieser Gesellschaft eine produktive zu machen, so dass die Bevölkerung aus dem ewigen 

Mangel herauskam und überhaupt von einem ökonomischen Wettbewerb mit dem Kapitalismus 

die Rede sein konnte – nicht nur auf dem Felde der Militärtechnik, 

Es waren Jahrzehnte voller Lethargie vergangen. 

Über deren Ursachen vermag ich nichts zu sagen. Meine Kenntnisse über die Sowjetunion und 

das Leben in ihr reichen dazu bei weitem nicht hin. Was sich zu Gorbatschow fragen lässt, 

betrifft nicht nur den konzeptionellen Mangel: Hatte er überhaupt eine Chance? Was musste 

geschehen, damit es zu einem revolutionierenden Aufbruch, denn um nicht weniger ging es, 

kommen konnte? War der ohne eine Massenbewegung von unten denkbar, die nicht nur die an 

Jahren alten Kader von der Macht entfernte? 

Welche Massenbewegung meinen Sie jetzt? 

Stellen wir uns doch mal für einen Moment vor, die DDR wäre ein selbstständiger Nationalstaat 

gewesen und hätte in ihrer Nachbarschaft nicht die Bundesrepublik gehabt, sondern an Frank-

reich, Belgien und weitere kapitalistische und andere Staaten gegrenzt. Dann würde doch die 

1989 in ihrem Inneren entstandene Bewegung erheblich anders verlaufen sein Nun kann man 

sich fragen, wäre das dann ein Ablauf ähnlich jenem in Polen, Ungarn oder Rumänien gewor-

den? Das wissen wir nicht. Doch, dass der Untergang der realsozialistischen Staaten in kapita-

listischen Zuständen, die manche gar an die frühkapitalistischen erinnern, münden musste, 

scheint mir keine ausgemachte, geschweige denn eine gesetzmäßige Sache gewesen zu sein. 

Also noch einmal zu den ostdeutschen Zuständen und den erinnerlichen Bildern: Ohne die Agi-

tatoren Kohl in Dresden und Genscher in Halle, ohne die Treuhand – hätten wir dann aus unse-

rer Mitte die Oligarchen bekommen, von denen jetzt in Russland geredet wird? 

Gorbatschow hat doch gewaltige Veränderungen angestoßen. 

Ja, aber auf welchem Gebiet? Und mit welchen Resultaten? 

Außenpolitisch auch. 

Aber mit welcher Naivität, die man nicht einmal einem Manne zutrauen wollte, der die marxis-

tisch-leninistische Ausbildung an einer sowjetischen Hochschule durchlaufen hat und die war 

noch etwas anderes als an einer vergleichbaren Anstalt der DDR. 

Er versuchte, diese Konfrontation Ost-West aufzubrechen. Es wurden Entspannungsverträge 

abgeschlossen, das kann man doch nicht von der Hand weisen. 

Auf den Punkt gebracht: Menschheitsfragen vor der Klassenfrage. Dummerweise haben sich 

die Kontrahenten darauf nicht eingelassen. Sie waren nicht einen Augenblick gewillt, sich – bei 

allen ihm anhaftenden Mängeln – mit der Existenz eines sozialistischen Systems abzufinden. 
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Kurzzeitig ja: im Zweiten Weltkrieg. Aber auf Dauer? Ich hätte Gorbatschow empfohlen die 

Biografie Winston Churchills zu lesen, sozusagen als Einführungslektüre. 

Ist das nicht altes Blockdenken? 

Wofür steht denn die weltgeschichtliche Entwicklung nach 1990? Die USA-geführte kapitalis-

tische Welt hat die „Menschheitsfragen“ auf ihre Weise gelöst. Die Skepsis der Leute im SED-

Politbüro, die wirklich im Frontstaat saßen, gegenüber dieser Außenpolitik ist verständlich. Sie 

regierten einen Staat, der immer – mal mehr, mal weniger – die Hand „der Anderen“ an der 

Gurgel hatte, von 1949 an! 

War es dann also richtig, dass z. B. der Sputnik verboten wurde, aus Angst davor, sowjetische 

Glasnost könnte auch Sympathisanten in der DDR finden? 

Das ist ein neues Thema. 

Sie sagen, Gorbatschow war naiv, und es ging deswegen so weit, dass sich das Projekt Sowjet-

union von selbst erledigt hat, dieses Riesenprojekt seit 1917. Das hieße in Ihrer Konsequenz, 

erstens: er war naiv, zweitens nicht kompetent, weil die Wirtschaft nicht umgekrempelt werden 

konnte, der Apparat zu verfestigt und zu gewaltig war und der Westen zu stark. Das hieße aber 

auch, es hätte alles so weiter gehen müssen, ohne Glasnost und Perestroika? In Ihrem Buch 

erklären Sie Gorbatschow zum Traumtänzer, weil er die Vision vom europäischen Haus hatte, 

ohne zu bedenken, dass Andere das gar nicht so wollten. 

Die wollten das wirklich nicht. Sie bauen heute ihr europäisches Haus bis vor Russlands Gren-

zen und lassen aus dessen nach dort gerichteten Fernstern ein paar Raketen herausragen – zur 

Abwehr von Angriffen aus dem Iran. 

Und so kam dieses Fehlverhalten zustand: Die Hoffnung war auch bei Gorbatschow groß, aber 

die ostdeutschen Politiker, die mehr im Klasseninteresse dachten, gingen da nicht mit? 

Die weltgeschichtlich bedeutsame Kernfrage war: Welches Bild mache ich mir von meinem 

Gegner? Wie verhält sich das zur Wirklichkeit. Die DDR-Politiker haben doch mit diesen Geg-

nern verhandelt und gehandelt. Nur haben sie nicht geglaubt, dass damit deren Wunsch und 

Wille ausgelöscht werden könnte, ihre Systemkonkurrenz auf Dauer auszuschalten. 

Von dieser Kernfrage sind die anderen zu unterscheiden: Wie halte ich es mit der Demokratie 

in meinem eigenen vier Wänden. Das betrifft die unerlässliche permanente vollständige und 

rückhaltlose Verständigung mit den Massen über Weg und Ziel. 

Wir können aber nicht mehr in Feindbildern denken. 

Das machen Sie mal jenen klar, die im Augenblick DDR-Geschichte schreiben. Und außerdem: 

Es gibt doch nun wirklich Feinde und das mitten unter uns. Ich lehne doch jene, die nachts 

Ausländer überfallen, nicht nur ab. Ich betrachte sie als einen Feind und zwar nicht nur als den 

der Opfer. Diese Nazis bieten mir doch das Feindbild, ich muss mir das nicht zusammenbasteln. 

Nun hat auch der Sozialismus versucht, sich mit seiner Außenpolitik, mit der Unterstützung von 

Befreiungsbewegungen weltweit, geopolitisch immer mehr auszuweiten. Das war doch „rum 

wie num“, wie es so schön heißt. 

Das ist unbestritten. Wir suchten beispielsweise Verbündete in den afrikanischen Staaten. Nur 

Rum-wie-num? Wäre dieses Projekt aufgegangen, kann man sich den afrikanischen Kontinent 

dann in seiner heutigen, weithin traurigen, ja bestürzenden Verfassung vorstellen? 

Dieses Konfrontationsstreben war eine Falle. Afrika mit seiner Entwicklung hat ja gezeigt, von 

wem die Kriege dort geführt wurden. In Angola war das von der CIA gesponsert, die Apartheid 

in Südafrika, das ist alles klar. Aber abgesehen davon, dass es da auch Borniertheit in der sow-

jetischen Diplomatie gab, diese Konfrontation und der Wettlauf, jeder wollte der Stärkere sein, 

das hatte doch nichts Zivilisatorisches. 
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Nein, aber das ist dabei nicht die Frage. 

Aber dass die Konfrontation des Kalten Krieges nun endlich aufgehört hat, obwohl es weltweit 

noch Konfrontationsherde gibt, Israel, Afghanistan, vor denen man nicht die Augen verschlie-

ßen darf, ist das nicht ein Gewinn? 

Zu fragen ist, ob ein weltgeschichtlicher Gewinn erreicht wurde und ob es denkbar ist, dass das 

Jahr 1990 als ein Jahr des Heils in die Weltgeschichtsbücher gelangen wird. In den offiziellen 

deutschen ist es ja dort schon so platziert, mit einigen durch neueste Entwicklungen verursach-

ten – um das Mindeste zu sagen – Irritationen. Der fehlende Wettbewerb der Systeme hat Kräfte 

des Kapitals entfesselt, von deren Bändigung unter den verschiedensten Vorzeichen, ökonomi-

schen, klimatologischen u. a. geredet und geredet und geredet wird. 

Und was die Konfrontation nach dem Zweiten Weltkrieg mit den beiden Hauptmächten USA 

und UdSSR betrifft: Die Situation ihres atomaren Vis-à-vis war alles andere als wünschenswert. 

Nur, und das habe ich von einem Atomphysiker, dem Jenaer Professor Steenbeck, in den 50er 

Jahren das erste Mal in einem Vortrag im Senatssaal der Universität so unumwunden gehört: 

Dieses Patt war im Moment und auf eine unbestimmbare Dauer die sicherste Garantie dafür, 

dass es nicht zu einem Dritten Weltkrieg kommen würde 

Aber gerade das hat doch Gorbatschow in Angriff genommen. 

Was er als Umbau deklariert hat, wurde ein Abriss mit dem Resultat, dass wir heute schon von 

der Begrenzung des Besitzes von Atomwaffen weiter entfernt sind als ehedem und vom Ostrand 

des Mittelmeers nach Osten hin Regime sich mit dieser Waffe ausgerüstet haben, die einen mit 

dem Segen der USA, die anderen ohne ihn. Und die USA haben einen Präsidenten, der die 

Verringerung der Atomwaffenbestände predigt. In manchen Kreisen, ich weiß nicht ob nur mit 

Bezug auf diese seine Beteuerung, hat er sich den Namen Michael Sergejewitsch Obama ein-

gehandelt. Mit Befriedigung oder Häme kann man das nicht hören. Kurzum: Ich sehe die Seg-

nungen des Jahres 1990 nicht und das nicht aus einer engen autobiografischen Perspektive. 

Sie sind so ein kritischer Beobachter. Was wäre denn die Alternative gewesen? Geistige Öff-

nung kann doch nicht verhindert werden, indem alles festgeklammert bleibt. 

Die Alternative wäre gewesen: das Kunststück eines entschlossenen, aber kontrollierten Über-

ganges zu mehr Demokratie. Die hätte mit einer schonungslosen Bestandsaufnahme beginnen 

müssen. Gewiss lauerte da die Gefahr von Resignation. Zugleich lässt sich fragen, ob dieser 

Neubeginn in einer DDR, an deren Bestand sich die Sowjetunion desinteressiert zeigte, weit 

geführt haben würde. Sie wäre dann aber anders untergegangen und wie Staaten und Systeme 

untergehen, das hat mitunter weit reichende geschichtliche Folgen. 

Wer hätte das aber überhaupt versuchen können? 

Das Politbüro um Honecker schwerlich. Doch es gab selbst in dem verzweigten Apparat der 

SED und des Staates Leute, die sahen, so kann weiter nicht regiert werden und die auch nicht 

ganz ideenarm waren. Doch kamen die nicht oder zu spät und nur ansatzweise zum Zuge. Was 

unter ihrer Regie zustande gebracht worden wäre, ist fraglich. Jedenfalls aber doch der Ver-

such eines Aufbruchs, eines Aufbäumens, von dem sich nicht sagen lässt, wie weit er getragen 

haben würde. Die Politik der Führung unter Honecker, die sich immer auf die Rolle der Massen 

berief, das bildet doch wohl den Zentralpunkt sozialistischer Kritik an ihr, hat selbst die eigene 

Parteimitgliedschaft durch den Ausschluss von Informationen und von der Teilnahme an Ent-

scheidungen in einem Grad demobilisiert, dass sie 1989 in Auseinandersetzungen um die Zu-

kunft doch gar nicht mehr eintrat, sie waren neutralisiert. 

Noch einmal zur Rolle der Wissenschaft in der Gesellschaft. Heute interessiert es aber die 

Mächtigen überhaupt nicht mehr, was Intellektuelle so reden. Können Sie erklären, warum frü-

her so empfindlich auf Kritik reagiert und die nicht ausgehalten wurde? 
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Quellen werden dem Historiker da sicher wenig Aufschluss geben. Was die Gesellschaftswis-

senschaften betraf, so wurde auf einen ausgewählten Beraterkreis, meist aus den parteieigenen 

Instituten, zurückgegriffen, aber auf eine Einbeziehung auch nur der kompetenten Vertreter der 

jeweiligen Disziplinen kein Wert gelegt. Dass eine in der Arbeiterbewegung aufgrund ihrer 

Erfahrungen mit der bürgerlichen Wissenschaftselite zurückgehende misstrauische oder ableh-

nende Haltung fortwirkte und sich nun auch auf die „eigene“ Intelligenz übertrug, lässt sich 

vermuten. Und dann: eine öffentliche Debatte mit den Stimmen der Wissenschaft hätte in die 

Gesellschaft hineingewirkt, sie wäre nicht auf die Fachleute beschränkt gewesen. Letztlich geht 

es auch da um das Grundverständnis eines demokratischen Sozialismus. So ergab sich eine 

Situation, in der die Politiker die Wissenschaftler wegen irgendwelcher „Abweichungen“ kriti-

sierten, nicht aber die Wissenschaftler die Politiker, wiewohl es da Abweichungen ohne An-

führungszeichen gab, 

Die SED als stärkste Partei in der DDR hatte ja nun wirklich nicht den Ruf, kreativ zu sein und 

zu agieren. Bei den Beschlüssen mussten die Mitglieder den Mehrheitsbeschluss respektieren. 

Das Parteileben war in einem Masse verhärtet, dass diese Partei und ihre senile Spitze zuneh-

mend abgelehnt wurden. 

Die Frage war 1989 und früher schon, wie sich die immens angehäuften Probleme, die ökono-

mischen vor allem, lösen lassen würden. Jedenfalls nicht auf der Straße durch Demonstrationen. 

Da waren gesellschaftliche Kräfte anders in Gang zu setzen. Losungen gut und schön: Aber mit 

„Wir sind das Volk“ war noch nicht gesagt, wohin das Volk wollte und vor allen nicht, was es 

selbst zur Veränderung kritisierter und beklagter Zustände tun konnte und wollte. Und „Stasi 

in die Produktion“ löste kein wirtschaftliches Problem. 

Unter den Hunderttausenden, die im Oktober und November auf die Straßen der DDR zogen, 

an Zahl insgesamt eine Minderheit, war gewusst, was man nicht mehr wollte, aber nicht, was 

an dessen Stelle gerückt werden sollte. Dieser „Revolution“ haben dann Einwanderer die ge-

wünschte Richtung gegeben, denn die „Revolutionäre“ – die meisten hätten sich im Moment 

ihrer Aktion als solche gar nicht verstanden – waren programmlos. Dass der Mensch in seinem 

dunklen Drange sich des rechten Weges bewusst sei, ist eine schöne Wendung, sie liegt etwas 

jenseits von Geschichte. 
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Der uns aufgezwungene Krieg 

Lügen und Legenden um den Beginn des Zweiten Weltkrieges 

So naheliegend die Frage, so selten wird sie gestellt: Warum gleichen sich die Bilder aus deut-

schen Städten vom 1. September 1939 und vom 4. August 1914 so wenig? Am Tage, als der 

später mit der Nr. 1 bezeichnete Weltkrieg begann, versammelten sich in deutschen Großstäd-

ten Menschenmassen, die das Ereignis bejubelten. Eine Fotografie, die davon existiert, wurde 

später zeitweilig geradezu berühmt. Sie zeigte Adolf Hitler eingezwängt in einer Menschen-

menge, der Kriegsproklamation auf einem Platz in München lauschend und bereit mit den Leu-

ten um ihn herum in einen Hochruf auszubrechen. Ein Dokument unter vielen anderen, die über 

die geistige und psychische Verfassung der Zeitgenossen nur bedrückende Gefühle aufkommen 

lassen können. 

Nichts dergleichen existiert vom ersten Septembertag, an dem ein Vierteljahrhundert später 

Hitler vor dem Großdeutschen Reichstag bekannt gab, es sei nun der Befehl erteilt worden, 

„zurück zu schießen“. Keine spontane Reaktion dieser Art. Auch keine abendliche Kundgebung 

etwa in dem vielbenutzten Berliner Sportpalast, in dem Hitler ein Jahr zuvor, man schrieb den 

26. September 1938, seine antitschechische Hetzrede gehalten und „Herrn Beneš“ den Krieg 

angedroht hatte, wenn dieser ihn haben wolle. Die Jubelperser in braun, schwarz und feldgrau 

hätten sich doch auf einen Wink hin auftreiben lassen. Warum wurde der nicht gegeben? 

Weil die Deutschen in ihrer Mehrheit von dieser Wendung der Dinge überrascht waren und sie 

nicht gewünscht hatten. Seit die „Tschecheikrise“, in der die Faschistenführer nach ihrem eige-

nen Eingeständnis „mit dem Säbel rasselten“, durch die Kapitulation der Westmächte gelöst 

worden war, seit diese auch den Einmarsch in Prag hingenommen hatten, vermeinten in 

Deutschland Millionen, dieser gewiss dreist und erpresserisch vorgehende Führer werde seine 

Außenpolitik mit ruhiger Hand und Augenmaß am Rande des Krieges entlang steuern und wis-

sen, wie weit er gehen könne. Das Bubenstück Tschechei werde sich mit und gegen Polen wie-

derholen lassen, lautete die Hoffnung. Hitler teilte die nicht und hatte seine Generale darauf 

und auf eine mögliche Ausweitung des Überfalls auf Polen zum Kriege mit Großbritannien und 

Frankreich schon im Mai 1939 in geheimer und ungeschminkter Ansprache eingestellt. 

Dass es im Reich keinen Kriegsjubel gab, hatte einen sehr wesentlichen Grund in den Erfahrun-

gen des Ersten Weltkrieges. Wer 1917 14 Jahre alt war, also die Mitte der Dreißiger eben über-

schritt, ja selbst noch Jüngere konnten sich an den Hunger ihrer Kindheitstage im Ersten Welt-

krieg erinnern. Wer damals 17 Jahre zählte, war noch in des Kaisers Rock gesteckt worden und 

zu den letzten Menschen mordenden Schlachten in Frankreich zurechtgekommen sein. Die Ver-

krüppelten, die Witwen und die Waisen dieses Krieges lebten und sie befanden sich nicht im 

Greisenalter. Und da war das Wissen um das Ende des Krieges und dessen böse und langwäh-

rende Folgen. 

Hitler und seinen Mitführern war nicht verborgen geblieben, dass sie bei allen materiellen und 

immateriellen Fortschritten, die sie auf ihrem fest bestimmten Weg in den neuen Krieg errei-

chen konnten, doch das eine Ziel verfehlt hatten. In der Formulierung, die Hitler in einer Ge-

heimrede vor Demagogen in Schlüsselstellungen am 10. November 1938 gehalten hatte, lautete 

es: die deutsche Seele müsse dahin gebracht werden, dass sie schließlich selbst nach der An-

wendung von Gewalt verlange. Dies war nicht leicht zu bewerkstelligen, denn auch die Frie-

densdemagogie sollte und konnte nicht völlig preisgegeben werden. Die deutschen Staatslenker 

wollten nicht als diejenigen dastehen, die sie doch waren, die einzigen, die in diesem Moment 

am Beginn eines Krieges interessiert waren. 

Die Propaganda stellte sich mit dem Tage des Einfalls in Polen geschickt auf die Stimmung der 

Volksmehrheit ein. Die Deutschen hätten diesen Krieg nicht gewollt, sie wüssten, was Krieg 

bedeute und gingen in ihn, hieß eine besonders infame Wendung, „ernst wie in ein Gebet“. Jede 
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Nazikundgebung mit Kriegsjubel hätte, das sahen die „Volksaufklärer“ um den Propagandami-

nister Joseph Goebbels deutlich, die Führung und die ganze Nazipartei von den Massen nur 

entfernt. Die sollten an den Krieg gewöhnt werden und würden das tun. In der Tat kam ihnen 

alsbald auch der Appetit nach mehr Siegen und größerem Gewinn, wenn auch der Wunsch der 

Volksmehrheit nach einem baldigen Ende der Schlachten nie zu unterdrücken war. 

Und dann sind da die anderen Bilder der ersten Kriegstage im Spätsommer 1939, in denen die 

Szenen, würde man die Männer nicht an den Uniformen unterscheiden können, vollständig je-

nen gleichen, die aus den Augusttagen 1914 überliefert sind. Das gilt für die Fotos, die uns 

dokumentarisch genau die chauvinistischen Aufschriften an Eisenbahnzügen und dem ver-

schiedensten Kriegsgerät lesen lassen, aus denen so dummdreist wie einst nationale Überhe-

bung und äußerste Missachtung des Friedens der polnischen Nachbarn spricht. Gewiss, nicht 

alle die da in die Linse lachten, grienten und winkten, mochten wissen, womit ihre Fahrzeuge 

verziert worden waren. Es genügte dazu ein einziger Maler. Aber es gab von ihnen viele und 

für die vielen wiederum viel Beifall. Denn eine starke Minderheit von Deutschen, alte wie 

junge, waren Träger und Verfechter jener Rache und Revanche fordernden Ideologie und hing 

einem Denken an, das den Weltkrieg seit 1918 nur als unterbrochen ansah und sich nun zu 

dessen Fortsetzung auf den Weg zum „Endsieg“ machte. 

Zunächst freilich waren diese Stimmungen, so sehr sie dem Konzept der Führung entsprachen, 

öffentlich nicht gefragt. Die Formel, mit der die deutsche Mehrheit in das imperialistische 

Abenteuer geführt und auch die Weltöffentlichkeit getäuscht werden sollte, lautete: „der uns 

aufgezwungene Krieg“. Der erste, der sie benutzte, war Hermann Göring, Luftfahrtminister, 

Chef der Luftwaffe, oberster Organisator der wirtschaftlichen Kriegsvorbereitungen in seiner 

Eigenschaft als Chef der 1936 geschaffenen sog. Vierjahresplanbehörde, deren Auftrag gelautet 

hatte, Deutschland binnen vier Jahren kriegsfähig zu machen. In seiner Eigenschaft als Präsi-

dent des Großdeutschen Reichstages hatte er am frühen Morgen des 1. September 1939, nach-

dem Hitlers antipolnische Hetzrede geendet hatte, in dieser Weise vom Kriege gesprochen. Das 

war nicht sein Einfall gewesen. Mit exakt der gleichen Formel hatte ein Vierteljahrhundert zu-

vor der kaiserliche Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg vor den Abgeordneten des 

Reichstages begründet, warum Deutschland nichts anderes übrigbliebe, außer Krieg führen zu 

müsse. Nicht aus eigenem freiem Entschluss, sondern von „den Anderen“ gezwungen. 1939 

waren das angeblich die Polen, die dabei wären, die Angehörigen der deutschen Minderheit 

auszurotten. Derselbe Vorsatz war ein Jahr zuvor schon den Tschechen unterschoben worden. 

Kurzum: Die Deutschen des Jahres 1939 sind keineswegs im gedanklichen Gleichschritt in die-

sen Krieg gestürzt. Nur wog der Friedenswunsch der Mehrheit nichts. Er war nicht nur unfähig 

zu jeder Betätigung, die den Machthabern hätte in den Arm fallen können. Er war verkümmert 

zu einer bloßen folgenlosen Hoffnung, die nicht einmal moralisch ehrenwert genannt werden 

kann. Denn er war auch in sich gleichsam wurmstichig und faul. Es fehlte ihm am Prinzip. In 

ihm sprach sich keine auf die Menschheit gerichtete Friedensidee aus, sondern massenhaft nur 

eine im Kern nationalegoistische Stimmung, die um sich selbst besorgt war und bangte, dass es 

nicht etwa „schief“ gehe. 

Als derlei Befürchtung erledigt schien, schlug die Stimmung total um. Die Bilder von den en-

thusiastischen Empfängen der Garnisonsstädter für die vom siegreichen „Frankreichschlagen“ 

– da waren seit Kriegsbeginn erst elf Monate vergangen – heimkehrenden Truppen bezeugen 

es. Gewiss verband sich mit diesen Hurra-Kundgebungen wieder die Hoffnung, es werde der 

ganze Krieg nun zu Ende sein und auch Großbritannien kapitulieren. Aber an dem Krieg liess 

sich doch Gefallen finden. Der Jubel brach, denkt man an das Schweigen des 1. September 

1939, mit einer gewissen Verspätung aus. Dann aber deutlich. Die Berichte des Sicherheits-

dienstes sprachen von Verwunderung darüber, dass Frankreich so „mild“ behandelt werde. 
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Es gab eine Gruppe von Deutschen, die, aus sicherster Quelle und bevor noch der erste Schuss 

gefallen war, wusste, warum dieser Krieg eigentlich geführt und von wem er gewollt und be-

gonnen werden würde. Vor ihnen hatte Hitler nicht mit einem Wort über die Deutschen in Polen 

gesprochen. Ihnen hatte er unumwunden gesagt, dass Danzig nicht das Objekt sei, um das es 

gehe. Ihnen hatte er Kriegsgrund und Kriegsziel mit drei Worten bezeichnet „Lebensraum im 

Osten“ und die verstand jeder dieser Zuhörer zu entschlüsseln: den Gewinn der Reichtümer auf 

und unter der Erde. Die so informierten waren die deutschen Generale und Admirale. Denen 

wurde die Wahrheit risikolos zugetraut. Das Volk wurde anfänglich noch mit einer Lüge abge-

speist. Als ihm das Siegen zu gefallen begann, hörte auch der deutsche Michel, dann die offenen 

Worte vom Gesundstoßen, erfuhr auch er, dass für ihn dabei etwas abfallen würde. Die Lügen 

der ersten Tage ließen sich vergessen. 

PS. 

Der 1. September 2001 kann Anlass für die Frage geben, wie weit sich eigentlich die Denk- 

und Gefühlswelt der letzten noch lebenden Zeitgenossen des Zweiten Weltkrieges vom „Zu-

stand 1939“ entfernt hat. Die Frage, lässt sich modifiziert und vergleichend auch an die Mehr-

heit der Deutschen, die Nachgeborenen, stellen. Als ein Kriterium von vielen könnte da gelten, 

wie viele Berliner und Touristen am kommenden Samstag, einem „Tag der offenen Türen“, 

sich in das dann zu besuchende Bundeskanzleramt begeben und wie viele davon dort ihren 

Protest gegen die durch und durch heuchlerische deutsche Balkanpolitik hinterlegen werden. 

Die staatsnahe Presse hat die Öffnungszeiten bekannt gegeben. 

 



570 

Holocaust und „Russenmord“ 

Nur die ältesten Bürger der Bundesrepublik, so sie es noch vermögen, erinnern sich in diesen 

Tagen des 22. Juni 1941. Damals waren sie gerade Schulkinder, heute sind sie im neunten Le-

bensjahrzehnt angekommen. Vor ihrem geistigen Auge stehen Väter und ältere Geschwister, 

die „gefallen“ oder nach Jahren als Fremde aus sowjetischer Gefangenschaft zurückkehrten, 

Mütter, besorgt um das Leben ihrer Männer und Söhne. Gespräche erweisen, dass sie sich we-

niger des Beginns des deutschen Überfalls auf die Sowjetunion erinnern und an das Lied „Von 

Finnland bis zum Schwarzen Meer“ oder den anfangs einander jagenden Sondermeldungen des 

Oberkommandos. Am stärksten in Erinnerung sind die Hakenkreuzfahnen mit dem Trauerflor 

geblieben, die nach der verlorenen Schlacht in Stalingrad in Schulen aufgezogen wurden, die 

Trauerappelle und die aus dem Fenster der eigenen Wohnung gehängte Fahne, ein Ritual, dem 

angesichts des Drucks der Nazifunktionäre kein „Volksgenosse“ ausweichen konnte. 

Nun 75 Jahre später liegt dem Bundestag seit dem 11. Mai ein Antrag vor, der vorschlägt, die 

toten Millionen Sowjetbürger zu Opfern des Faschismus zu erklären, spät, und in der hierzu-

lande üblichen Erklärung des deutschen Faschismus, von dem die Rede sein müsste, zum „Na-

tionalsozialismus“, aber jedenfalls in der Sache und im Anliegen richtig, denn nur eine ge-

schätzte Minderheit dieser 27 Millionen wurde Opfer von Kriegshandlungen an oder hinter den 

Fronten. Sie fielen vielmehr Kriegs- und anderen Verbrechen zum Opfer, die vorsätzlich und 

planmäßig und im Wissen um die Missachtung internationaler Verträge begangen wurden und 

dokumentiert worden sind. 

Dieses Massentöten hat in die Geschichte des Zweiten Weltkrieges bisher eine geringere Auf-

merksamkeit angezogen als der „Holocaust“. Wenn gleich es nicht wenige, sondern im besetz-

ten sowjetischen Territorium und unter den sowjetischen Kriegsgefangenen und Zivilisten mehr 

Opfer forderte als unter den sowjetischen Juden, die in die Hände der Faschisten fielen. Die 

Schuld daran trifft jene zu Stalins Lebzeiten entwickelte Sicht, die diese Kriegsgefangenen und 

Sowjetbürger in den von Deutschen eroberten Gebieten zu Kollaborateuren stempelte und mit 

Verachtung strafte. Menschen, die an ihrem Schicksal vollkommen unschuldig waren, wurden 

zu Verrätern ihres Heimatlandes erklärt und derart die Verantwortung der Führung für deren 

Lebensweg geleugnet. 

Die internationale Forschung hat sich indessen mehr und mehr dem „Holocaust“ zugewandt, zu-

mal er seine Geschichte in jedem der faschistisch-besetzten Länder besitzt und überall auch Fragen 

der Kollaboration von Bevölkerungsminderheiten aufwirft. Ein Vergleich zwischen dem Juden-

morden und den Massentötungen Tötungen von Nichtjuden drängte sich nur für die Sowjetunion 

und in Abstufung für Polen auf. Was unterscheidet beides voneinander und was verbindet sie? 

1. In beiden Fällen handelt es sich um beispiellose Verbrechen. Was immer Juden in den 

Jahrhunderten vorher in der Diaspora geschehen war, nie waren sie auf Gegner gesto-

ßen, die das Ziel verfolgten, sie ohne Rest auszurotten. Und wie viele Männer während 

der vielen Kriege in die Hände ihrer Gegner gerieten und von denen umgebracht wurden, 

nie geschah das nach einem vorgegebenen Plan und mit Angaben über die Summe derer, 

die umgebracht werden sollten. 

2. Eine vergleichbare Beratung wie die am Wannsee über Fortgang und Organisation des 

Judenmords hat es im Hinblick auf die sowjetischen Kriegsgefangenen im Führungsbe-

reich des Oberbefehlshabers des Heeres nicht gegeben. Die Militärführung brauchte zur 

Verwirklichung des Vorhabens keine Helfer. Was geschah wurde nach Besprechungen 

beim Generalquartiermeister und dem für die Kriegsgefangenen zuständigen General 

befohlen. Es betraf die Verpflegungsrationen, richtig: Hungerrationen für die Gefange-

nen und km Todesurteilen gleich. Beteiligt waren mit deren Aufbau die Deutschen in 

den Besatzungsorganen, die die Einheimischen von Lebensmittellieferungen abschnit-

ten und ausschlossen und deren Transport ins Reich organisierten. 
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3. Während gegen Ende 1941, als den Nazi- und Militärführern bewusst zu werden be-

gann, dass der Krieg nicht nach ihren Plänen verlief, sie das zwar nach wie vor behaup-

teten, eine Veränderung der Kriegsgefangenenpolitik einsetzte und die Frage ihrer Ver-

wendung als Arbeitskräfte auch von Hitler erörtert wurde, intensivierten sich die Ver-

nichtungsaktionen gegen die im eroberten sowjetischen Gebiet lebenden Juden und die 

Vorbereitungen zur Vernichtung Tausender im Generalgouvernement, gerichtet au die, 

welche dort in die Gewalt der Eroberer geraten warn oder in die geschaffenen Ghettos 

verbracht wurden.. 

4. Ungleich waren die Antriebe und Ziele der beiden Vernichtungsaktionen. Die Juden 

galten den Welteroberern als die gefährlichsten Konkurrenten von „Blutswegen“. Sie 

sollten vollkommen, restlos, ausgeschaltet, als Störenfriede namentlich der Neuordnung 

Europas ausgerottet werden. Die Slawen, Russen, Weißrussen, Ukrainer, die in die 

Hände der Deutschen gefallen waren, galten ihnen als ein Zuviel gemessen an den Plä-

nen, ihre Länder in riesige deutsche Kolonialreiche und Satelliten zu verwandeln. Durch 

ihr Reduzierung würden momentan „unnütze Esser“ beseitigt und sich die dauernde 

Beute erhöhen, die aus diesen Ländern erzielt werden konnte. Das setzte voraus, dass ein 

genügend großer Sklavenmarkt an arbeitsfähiger Bevölkerung erhalten blieb. Von einer 

generellen Beseitigung der vorgefundenen Einheimischen konnte also nicht die Rede 

sein. 

5. Beide Vernichtungsaktionen setzten Täter und zwar in größeren nach Tausenden zäh-

lenden Gruppen voraus. Die Juden wurden durch speziell auf diese Ausgabe vorbereitete 

Formationen des Sicherheitsdienstes und der Polizei unter Heranziehung von Kollabo-

rateuren entweder in der Nähe ihrer Wohnorte erschossen oder in speziell eingerichteten 

Lagern (Gaskammern, Krematorien). 

6. Wenn auch Informationen über den Vollzug des Judenmordens (Ort, Zahlen, Methoden) 

von den Täten strikt geheim gehalten wurden, so wurde doch das Ziel, ein judenfreies 

Europa als den ersten Schritt zu eine „Welt ohne Juden“ zu schaffen, permanent propa-

giert. Die Deportation der Juden zu den Mördern erfolgte am hellen Tage und war n 

allen besetzten Staaten Europas bekannt. Anders das Ende der Kriegsgefangenen in den 

Lagern im Osten. Feldpostbriefe und Augenzeugenberichte von Urlaubern ließen jedoch 

auch davon Nachrichten ins Reich gelangen. Und wie elend die nach Deutschland ver-

brachten „Russen“ lebten, offenbarten unschwer Vergleiche mit dem Dasein der franzö-

sischen, britischen und anderen westeuropäischen Gefangenen. Ihr Siechtum in Lagen 

wie Stukenbrock war kein Geheimnis. Noch im Reichsgebiet kamen allein im dortigen 

Gefangenenlager geschätzt 65.000 Tausend sowjetische Kriegsgefangene um (im Kon-

zentrationslager Buchenwald während der Jahre 1937-1945 geschätzt 56.000 Insas-

sen). 

Unterschiedlich taten sich die Bundesdeutschen aber vor allem mit dem Gedenken an diese 

Opfer des Faschismus. Kam schon das an die Opferstätten des Leidens und Mordens der poli-

tischen und anderen Gegner des Regimes und des Judentums zum Opfer gefallen war, so stand 

vor der Erinnerung an die sowjetischen Kriegsfangenen, das antikommunistische Geschichts-

bild, das diesen Toten zusprach, sie hätten für eine zweite Diktatur gekämpft. 
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Völkermord statt Holocaust 

Dass das Erscheinen des hier zu empfehlenden Buches mit der Eröffnung der Ausstellung zeit-

lich zusammenfiel, die den DDR-Staat als antisemitisch diffamiert, war ein Zufall. Verursacht 

war er auch dadurch, dass sein in Brandenburg lebender Autor für sein Manuskript nicht auf 

Anhieb einen Verlag finden konnte. Kein Zufall hingegen war, dass sein den Urhebern der Aus-

stellung gemachtes Angebot, sich mit ihnen gemeinsam öffentlicher Diskussion zu stellen, un-

angenommen blieb. Denn die Ausstellung, die inzwischen in den neuen Bundesländern auf 

Wanderschaft geschickt wurde, profitiert wie die gesamte Antisemitismus-Anklage gegen den 

ostdeutschen Staat von einem Interesse, das keineswegs auf Wahrheitssuche zurückzuführen 

ist, und von massenhafter Unkenntnis. Das Interesse, das den Initiatoren der Schau Geld und 

andere Unterstützung verschaffte, bleibt wohl noch auf Dauer ungestillt, denn der angebliche 

Nachweis des Antisemitismus, der ärgste Vorwurf, der sich in Deutschland gegen Personen, 

Organisationen oder Institutionen erheben lässt, bildet gleichsam den Schlussstein im kunstvoll-

demagogischen Nachbau einer DDR, die es nicht gegeben hat. Und Unkenntnis darf vorausge-

setzt werden. In den alten Bundesländern ohnehin. In den neuen wächst die Zahl derer unaus-

gesetzt, die auf fremde Urteile über den untergegangenen Staat angewiesen sind. 

Die es anders und besser wissen, winken ab und schweigen weithin. Sie sind es zumeist über-

drüssig geworden, alledem, was ihnen doch nur als üble Nachrede auch über sich selbst vor-

kommen kann, noch zu widersprechen. Zudem haben sie die Erfahrung gemacht, dass das Be-

stehen auf für jedermann nachprüfbaren Tatsachen Beschimpfungen wie Nostalgiker, Beton-

kopf oder Stalinist nach sich zieht. Auch mögen sie hoffen, die Korrektur des üblen Propagan-

dabildes werde schließlich ähnlich leise erfolgen wie im Falle des einstigen über die Kinder-

gärten in Ostdeutschland, wonach die Kleinen, wenn sie nicht gemeinsam auf Töpfe befohlen 

wurden und sich langweilten, NVA-Soldaten und allerlei Fahnen malen mussten. Die Hoffnung 

könnte sich als verfehlt erweisen. Der gebastelte DDR-Antisemitismus ist zu kostbar, als dass 

sich die Sache so erledigen würde. 

Matthias Krauss nun hat, ohne die Absicht, eine Gegenschrift zu verfassen, die Autoren der 

Ausstellung der totalen Ignoranz gegenüber der Tatsache überführt, dass über Jahrzehnte von 

Rügen bis in das Erzgebirge in den allgemeinbildenden Schulen Literatur über Juden, Juden-

feindschaft und Judenmord obligatorischer Gegenstand des Deutschunterrichts war. Dass dar-

über viel falsch Zeugnis abgelegt worden ist, erwähnt er einleitend, fußend auch auf eher bei-

läufigen Befragungen, die er bei ihm bekannten Absolventen dieser Schulen gemacht hat. Ob 

die einen sich nicht erinnern können, weil sie – was bei der Dichte der Behandlung des Gegen-

standes schwer denkbar ist – in Schulzimmern vor sich hingedöst haben, oder andere sich auf 

die Texte von Lessing, Lion Feuchtwanger, Heinrich Heine, Anna Seghers, Bruno Apitz, Otto 

Gotsche, Friedrich Wolf, Johannes R. Becher, Arnold Zweig, Willi Bredel, Rolf Hochhuth, 

Egon Erwin Kisch, Jurek Becker, Sarah Kirsch, Johannes Bobrowski, Louis Fürnberg, F. C. 

Weiskopf, Stephan Hermlin aus anderem Grunde so wenig besinnen können wie auf den Satz 

des Thales oder des Pythagoras, sei dahingestellt. Krauss inspiziert diese Texte, ordnet sie Klas-

senstufen zu, prüft, welche Anregungen die Literatur für die Lehrer zu deren Behandlung gab, 

und greift auf Forderungen der verbindlichen Lehrpläne zurück. Diese Vorgehensweise verbin-

det sich mit dem Vorzug, dass er nicht nur Erlebnisse und Eindrücke seiner eigenen Schulzeit 

besitzt, sondern dass er auch ein aufmerksamer Schüler war, der sich im Literaturunterricht um-

fängliche Aufzeichnungen machte, die er bewahrt hat und nun illustrierend und bestätigend 

ebenso heranziehen konnte, wie er auf Interpretationen seiner Lehrer verweisen kann, darunter 

solche, die von Texten vordergründige, politisch gewollte Anwendungen herleiteten (vulgo: sie 

instrumentalisierten). 

Krauss’ verdienstvolles Buch wurde bei seiner ersten Vorstellung, die im Potsdamer Studenten-

club stattfand, von Erardo Rautenberg, dem Generalstaatsanwalt in Brandenburg, empfohlen, 
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der dabei ausdrücklich der Titelwahl zustimmte. Mit der Bevorzugung des Begriffs Völkermord 

und der Ablehnung des unangemessenen Begriffs Holocaust stehe es, sagte der Jurist, auf die-

sem Feld 1:0 für die DDR. Nun wäre, im Sinne jener vielzitierten Forderung, wonach die Deut-

schen sich ihre Geschichten erzählen sollen, zu wünschen, dass ein Autor anderer Herkunft, 

Absolvent einer bundesrepublikanischen Schule, seine Erfahrungen und Recherchen beisteu-

erte. Ganz so könnte die Forderung aber auch wieder nicht gemeint gewesen sein. 

Matthias Krauss: „Völkermord statt Holocaust. Jude und Judenbild im Literaturunterricht der DDR“, Anderbeck 

Verlag, 203 Seiten, 14,80 Euro. 
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Ein spät und schwach erwachendes Interesse 

Hätte der Autor dieser Buchfassung seiner Dissertation in deutscher Sprache ein Vorwort voran-

gestellt, so wüsste der Leser wohl doch, was den Niederländer, der das Ende seines Arbeitslebens 

als eine Art Wissenschaftsorganisator vor Augen hat, veranlasste, sich für die Anfertigung einer 

wissenschaftlichen Monographie gerade dieses Thema zu wählen. Im Text klärt er das dann doch 

auf: Er hat in Darstellungen über das Ende der DDR-Universitäten eine Konzentration auf die 

Wandlung der Institutionen angetroffen, worüber die betroffenen Menschen vernachlässigt, ja 

ignoriert worden wären. Das wollte er ändern und die Lücke füllen. Das tut er zu einem Teil nur, 

denn sein Interesse begrenzte sich auf die Professorenschaft aus DDR-Zeit und lässt die Masse 

der am Lehrprozess Beteiligten, die sogenannten Angehörigen des Mittelbaus, außer Betracht. 

Ein Vorwort erhielt das Bändchen dennoch. Es stammt von Heinz-Elmar Tenorth, Erziehungs-

wissenschaftler, der sich 1991 an der Humboldt-Universität berufen ließ und dort lehrte, bis er 

2010 in den Ruhestand trat. Der zählt sich, und der Einband des Buches hebt das hervor, zu 

denen, die das Schicksal der Ostprofessoren „einfach ignoriert haben“, wiewohl die doch ge-

zwungen gewesen seien, „mit der deutschen Einigung ... ihr wissenschaftliches Leben neu zu 

ordnen“. Diese wohl gesetzten Worte werden vor allem diejenigen mit Genuss gelesen haben, die 

bis dahin für ihre Arbeit auf den Zugang zu Laboratorien angewiesen waren und zu Geräten, die 

sie anders als Kaffeemaschinen nicht zu Hause stehen haben, aber auch jene, die beispielsweise, 

um an ihre Quellen zu gelangen, Reisekosten aufbringen müssen, die ihre Arbeitslosengelder 

nicht hergeben. Nun aber, schreibt Tenorth erleichtert, gäben die Ergebnisse der Studie des Man-

nes aus dem Nachbarland die Chance, die Biographien „endlich zur Kenntnis zu nehmen“. 

Das wiederum ist eine starke Übertreibung, denn von den mehr als 300 aus dem Korpus der 

Professoren Entlassenen einstigen Humboldtianer hat der Autor mit exakt 10 Personen gespro-

chen. Nach welchem Prinzip er die auswählte, muss erraten werden. Deren Namen bleiben un-

genannt, und es wird auch nicht verraten, ob die Auskunftspersonen das wünschten oder der 

Fragende sich so entschied. Die Angaben über die Fachzugehörigkeit sind unpräzise. Ob der 

Forschende eine größere Zahl zur Mitwirkung ansprach und sich Aufgeforderte seinem Ansin-

nen verweigerten, wird nicht mitgeteilt. Ungeklärt bleibt auch, ob dem Verfasser der Zugang 

zu staatlichen und Privatarchiven verwehrt wurde oder ob er ihn nicht gesucht hat. Von ge-

druckten Memoiren der Betroffenen, folgt man dem Literaturverzeichnis, wurde nur in einem 

Ausnahmefall Gebrauch gemacht. Deren Verfasser arbeitete nicht an der Universität, sondern 

an der Akademie der Wissenschaften und gehörte zeitweilig zu einer Kommission, die über das 

Verbleiben oder das Ausscheiden von Universitätsmitarbeitern mitentschied. 

Der Autor nennt die aus der Universität mit Gründen oder unter Vorwänden Entfernten „die 

Verlierer“. In dieser Verallgemeinerung ist das falsch. Und er meint, dass sie alle mit Verbitte-

rung auf das ihnen Geschehene zurückblicken und dieses Gefühl auch ihre Wahrnehmung und 

Beurteilung trübe. Merkwürdig, dass er auf eine nicht so kleine Gruppe von Einstigen nicht 

stieß, die, vorgebildet durch das Wissen, wie es bei Konterrevolutionen zugeht, das Vorgehen 

der westdeutschen Vereiniger als normal ansahen. In diesem Falle wurden die Prinzipien einer 

bürgerlichen Gesellschaft – und zwar, wie es neuerdings heißt, eins zu eins, also ohne Ein-

schränkung – auf das angeschlossene Gebiet übertragen. Wer des Verdachts verdächtig war, 

dabei zu stören oder auch nur nicht kräftig, womöglich sich rehabilitierend, mitzumachen, hatte 

zu weichen. Die demagogisch „Erneuerung“ genannte Behandlung der ostdeutschen Universi-

täten zielte auf eine pluralistische Hochschule minus marxistische Theorie und minus sozialis-

tische Lehren und Überzeugungen. Dabei sind den Lenkern bei ihrem Vorgehen keine wesent-

lichen Fehler unterlaufen. 

Das Dasein der „Verlierer“ während der zwei inzwischen folgenden Jahrzehnte hat den Autor 

nicht interessiert. Ob jene Möglichkeiten fanden, ihre wissenschaftliche Arbeit fortzusetzen 

oder thematisch neu zu bestimmen, hat er in den Gesprächen nicht erfragt, sich darüber auch in 
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Bibliothekskatalogen nicht kundig gemacht. Das Versprechen, „Wendebiografien“ zu erzählen, 

ist uneingelöst, versteht man darunter nicht nur die Darstellung der unmittelbaren Folgen des 

Agierens der neuen Machthaber. Und da sind die sozialen ausgelassen, zu denen die Informa-

tion über die Höhe der Arbeitslosengelder oder der Vorruhestandsrenten und der Zwang zur 

Aufgabe nicht mehr bezahlbarer Wohnungen gehört haben würde. 

Gleichermaßen gleichgültig war dem Forscher offenkundig, ob seine „Verlierer“, wie einge-

schränkt auch immer, einen Platz in der Gesellschaft gefunden haben und einnehmen. Da wäre 

er dann auf jene gestoßen, die nach ihrem Scheitern nicht aufgaben und, bitter belehrt, der Idee 

treu blieben, die sie leitete und die sie diese Gesellschaft nicht als die Beste aller denkbaren 

ansehen lässt. Und sich nach Peter Hacks sagen: Heute nicht, morgen – vielleicht – doch. 

Der Verfasser hat sich noch zwei weitere Gruppen von „Ostwissenschaftlern“ sortiert. Die 

„Aufsteiger“ und die „Überlebenden“. In der ersten fasst er die meist jüngeren Wissenschaftler 

zusammen, die in der DDR ausgebildet wurden und ihre Karriere an der Humboldt-Universität 

schon begonnen hatten, Lehrstühle aber nun erst beziehen konnten, nachdem sie von ihren Vor-

gängern „freigemacht“ worden waren. Die zweite umfasst jene, die gleichsam davongekommen 

waren, sei es, dass für sie in der DDR schon das Sprichwort anwendbar war „Dem Herrgott 

keine Kerze und dem Teufel kein Schüreisen“, sie da eine unauffällige Existenz führten, sei es, 

dass sie tatsächlich auf ihrem Karriereweg benachteiligt wurden, sei es, dass ihnen ein Zufall 

half oder ein westlicher Geheimdienst, der für den einen oder die andere gutgesagt haben mag. 

Diese „Überlebenden“ arbeiten vor ihrer Befragung lange genug unter den neuen Verhältnissen 

und vermochten diese mit den Alten zu vergleichen. Was der Autor dabei erfuhr und aufschrieb, 

besitzt keinen Neuigkeitswert. Auf welchen Feldern die DDR-Hochschule der jetzt existieren-

den überlegen, auf welchen gleichwertig, auf welchen auch unterlegen war, hat sich herumge-

sprochen und zu umstrittenen Antworten auf die Frage geführt, ob die „Erneuerung“ nun ge-

glückt sei oder nicht und ob nicht eine Chance verpasst wurde, von den Universitäten in der 

Alt-BRD den Ballast abzuschütteln, den sie mit sich schleppen. Die solcher Vergleiche Fähigen 

haben durch ihre Zeugnisse, ungesagt, die Frage aufgeworfen, ob die heute amtierenden Pro-

fessoren sich rechtens eigentlich noch Hochschullehrer nennen können. 

Die Vorzüge, die der Autor dem Universitätsleben in der DDR nachsagt, werden ihn keinen 

Verdächtigungen aussetzen. Unter den anonymen Zeugnissen, die er aus seinen Gesprächen 

druckt und kommentiert, scheint ihm eins besonders teuer. Kommt er darauf doch an drei Stellen 

seines Textes, der generell von Wiederholungen strotzt. Ein Informant, der an der Humboldt-

Universität hauptberuflich Angestellter der Sozialistischen Einheitspartei war, hat ihm in ge-

schwätziger Breite erzählt, dass zu seiner Ausstattung und die eines engen Kreises seiner Kolle-

gen eine persönliche Waffe, eine Pistole, gehörte. Dies kommentiert der Autor so: „Wenn es 

nötig gewesen wäre,“ hätte „er [...] seine Pistole [...] geholt, um seine Kollegen und Studierende 

zu zwingen, der Parteilinie zu gehorchen“. Das sei aber nicht nötig gewesen. Sie hätten offenbar 

ohnehin gefolgt, denn die Partei „dominierte die Berufspraxis der Professoren vollständig.“ Der-

lei Räuberpistole wird von einem Staat erzählt, dessen Armee, als die Bewohner einen anderen 

Staat auf den Straßen verlangten und durchsetzten, keinen einzigen Schuss abgab. Es ist nicht 

die einzige. An anderer Stelle schreibt der Autor, Druckgenehmigungen wurden „gelegentlich 

auch erst erteilt, wenn die Professuren im Gegenzug ihre Partner, Kinder, Studierende oder Kol-

legen im In- und Ausland ausspionierten und darüber geheime Berichte für die Stasi anfertigten.“ 

Der Präsident der Humboldt-Universität ging kein Risiko ein, als er den Autor des Bandes zur 

Präsentation seines Buches Unter die Linden einlud. Die „Verlierer“ waren nicht zu Tische 

gebeten. Einladungen erforderlich. 

Jenseits der Utopie. Ostprofessoren der Humboldt-Universität und der Prozess der deutschen Einigung, Metropol 

Verlag Berlin 2013, 191 S. (=Reihe Zeitgeschichten, Hg. Sonja Häder und Ulrich Wiegmann Bd. 12) 
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Mir nach, Kanaillen, in den Hitlerbunker 

Seit er der Presse und einem ausgewählten Publikum gezeigt wurde, werden die Deutschen auf 

diesen Film vorbereitet. Mag die ihnen mehrfach bescheinigte Geschichtsversessenheit allein 

schon genügen, sie zu Millionen an Kinokassen zu bringen, dem Unternehmen, das 13,5 Mill. 

Euro verschlungen hat, kann Reklame nicht schaden. So wird Kinogängern und solchen, die es 

werden sollen, viel versprochen: Sie werden einen Hitler zu sehen bekommen, dem „ein Gesicht“ 

gegeben wurde (Die Welt). Es wird ihnen möglich sein, den Menschen hinter der Bestie und dem 

Monstrum zu erkennen (Berliner Morgenpost u. a.), ja überhaupt „Menschen im Bunker“ zu be-

gegnen (Süddeutsche Zeitung). Sie werden, was insbesondere Nachgeborene längst wissen woll-

ten, endlich erfahren, wie der Hitler denn eigentlich so gewesen ist. Denn, so wird resümiert: 

„Mehr Hitler war nie.“ (Die Zeit) Wieder, wie bewährt, wird behauptet, ein weiteres Tabu werde 

gebrochen, Jahrzehnte geltende Zensur sei außer Kraft gesetzt, statt Vorverurteilung, Dämonisie-

rung, Diabolisierung würde nun der ungetrübte Blick auf die Wirklichkeit regieren. 

Was das jenseits der Werbephrase konkret bedeutet, dazu bemerkte eine russische Stimme, es 

werde Hitler nun als Mensch gezeigt, „der Schokoladentorten liebt“. Und eine britische meinte, 

Hitler erscheine als „der nette Tatteronkel von nebenan“ präsentiert. Es ist das die des Berliner 

Korrespondenten der Daily Mail, Allen Hall, der den Film in die vorherrschenden Geschichts-

betrachtung einordnet und ihn als den Endpunkt einer Entwicklung ansieht, in deren Verlauf 

mit der Darstellung der Leiden der deutschen Soldaten (Stalingrad) und des Bombenkrieges in 

Wort und Bild, der Erinnerung an Flucht, Vertreibung und Kriegsgefangenschaft die Opferrolle 

der Deutschen hervorgehoben wird und sich vor die Frage nach der Kriegsschuld schiebt. Was 

in den Filmen des ZDF von Guido Knopp geboten werde, heißt es da weiter, sei als Geschichts-

forschung nur maskiert. Nun also gehe es in den Bunker unter der Reichskanzlei wie auf einer 

musealen Besichtigungstour, bei der man eine mittelalterliche Burg eben noch mitnimmt. Kri-

tisch äußerte sich auch Kommentaren von Daily Telegraph und BBC. 

Die Deutschen werden ab dem 16. September nach der Absicht seines Darstellers, mit dem 

„Führer“, wenn auch nur für einen Moment, Mitleid empfinden können, der bei allem eben 

doch ein „erbärmlicher Mensch“ und „armseliger“ und elender Mann war. (Die Welt) Ein Vor-

bericht trug den Titel „Ohne Herz mit Seele. (Frankfurter Rundschau) Wen diese Aussichten 

schrecken, der wird beruhigt. Nein, nicht nur die ominöse Zeit war für diesen Film reif, wie 

Drehbuchautor und Regisseur Eichinger versichert (Süddeutsche Zeitung), auch die Deutschen 

sind es geworden. Sie könnten sich mit dem Hitler jetzt durchaus zwei und eine halbe Stunde 

lang „Auf Augenhöhe“ einlassen, ihm „in die Augen schauen“ (Die Welt) und das „stille Ende 

eines Irren unter Tage“ (Die Zeit) verfolgen. Sie und ihr „Land sind gefestigt genug, den Film 

auszuhalten“, stehen sie doch fest in den Lehren, die sie „aus ihrem politischen Versagen“ 

längst gezogen haben. (Die Welt) Ganz Gelassenheit ist aber nicht angekündigt, zumal auch das 

ausgespielte Ende der Goebbels-Kinder geboten wird. Da wird sich weinen lassen, wie, auch 

das eine Vorausmeldung, Schauspieler weinten, als sie an der Szene mitzuwirken, die mordende 

Mama und den Papa zu geben oder sonst wie mitzutun hatten. 

Nachdem wir uns für eine Filmlänge im Bunker der Reichskanzlei niedergehockt haben, wer-

den wir besser verstehen, was das war: das Naziregime, das Europa in den Zweiten Weltkrieg 

stürzte. Das versichert der Drehbuchautor, der, um sich auf eine Aufgabe vorzubereiten, in den 

200 bis 250 Büchern, die er zu Hause griffbereit hatte, „nachschaute“ und zudem sich weiteres 

heranholte. Nichts von allem war ihm jedoch so hilfreich, wie ein Buch Joachim Fests und die 

Äußerungen der Hitler-Sekretärin Traudl Junge. Die kannte den Führer als Menschen, der zu 

Frauen immer so nett sein konnte. 

Die Rede ist von dem Film „Der Untergang“, der in den nächsten Tagen seine deutsche und 

internationale Premiere, letztere auf dem Filmmarkt während eines Festivals im kanadischen 

Toronto, haben wird. Sein Titel ist von Fest übernommen und, indem er an Erdbeben, Flut- und 
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Schiffskatastrophen erinnert, dem Geschehen eine hinreichend weit von der historischen Wirk-

lichkeit abgehobene Etikettierung gibt. Offenherzig Eichinger: „Irgendwann hat sich das Inte-

resse mehr und mehr auf die Person konzentriert, weg von dieser allgemeinen Betrachtung von 

Terrorsystemen.“ (Im Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Sonntagzeitung) Letzteres, 

wahrlich, haben Totalitarismus-Doktrinäre genug geliefert. Nur war das die Alternative und 

kein Drittes denkbar? Nicht für einen Regisseur, der Geschichte „von innen“ erzählen, sich „ins 

Innerste der Geschichte“ begeben will, „wo sich ihr die Sinnfrage nicht mehr stellt“. (Süddeut-

sche Zeitung) Was soll man sich darunter vorstellen? Das ist schlicht Gelaber. Die Geschichte 

stellt sich überhaupt keine Frage. Die nach ihrem Sinn haben Menschen formuliert und wieder 

und wieder zu beantworten gesucht. Wer wann und wo immer sich mit Geschichte befasste, 

betrachtete, untersuchte, analysierte sie „von außen“, selbst wenn er einst ihr Zeitgenosse war. 

Denn auch für diesen liegen zwischen dem Damals und dem Heute seine weiteren Erfahrungen, 

Erlebnisse, womöglich auch Erkenntnisse. Vis-à-vis einer Dampf- oder anderen Maschine oder 

von deren Modellen kann der Mensch sich ganz dumm stellen und es auch wirklich sein. Vis-

à-vis der Geschichte kann er das, sobald er den Kinderschuhen entwachsen ist und nicht selten 

früher schon, nicht. Denn er hat dann die ersten Erfahrungen mit ihr schon gemacht. 

Was also hat der Filmemacher mitgebracht? Nach seinem Bekenntnis den Entschluss, nichts zu 

kommentieren und zu interpretieren, sich jeder Botschaft zu enthalten. Das wird als ein denk-

barer Vorzug angesehen. „Wenn der Film einen Wert hat,“ so Eichinger, „dann ist es der, dass 

er keine Wertung hat.“ (Frankfurter Allgemeinen Sonntagzeitung) Eben erzählen, wie es so im 

Führerbunker gewesen ist – düster, schaurig, gespenstisch. Wer an dieser Hand mitgeht, wird 

ins Staunen geraten, sich verwundern, sich – natürlich – in eine fremde Welt versetzt fühlen 

und das ihm Gezeigte einfach unbegreiflich und sinnlos finden. Er wird ihm kein Mittel und 

kein Maß angeboten, mit dem er feststellen könnte, wie nah oder wie fern er und seine Gesell-

schaft den Zuständen sind, die da aufscheinen. Damit reiht sich das Kunstwerk in die vorherr-

schende Tendenz ein, mit der das verflossene Jahrhundert in Büchern und Fernsehfilmen immer 

häufiger betrachtet wird. Es ist der Blick auf dessen Oberfläche, auf der Erscheinungen Flucht. 

Doch ist die Objektivität nur vorgetäuscht. Selbst wenn er „in den wesentlichen Passagen nichts 

erklärt“, werden doch Inhalte „dazu geschmuggelt“. (Frankfurter Rundschau) Indessen: Rerum 

cognoscere causa – das war einmal. Und die eingebunkerte Gesellschaft zumeist fluchwürdiger 

Gestalten, die Ende April 1945 ihr Leben um Stunden zu verlängern wünschte und für die der 

Film gewiss keine Sympathiewerbung bietet, sondern gegen die er Abscheu und Ekel erzeugt, 

ist in den zwölf Tagen, die der Film vorführt, ja der deutschen Gesellschaft auch weit genug 

entrückt. Deren Mehrheit scherte sich zu diesem Zeitpunkt um den Hitler schon nicht mehr. Die 

Szenen von draußen, vom Sterben und Morden in den Straßen der gewesenen Reichshauptstadt, 

holen nicht einmal diesen Teil der deutschen Gesellschaft in den Film und auf die Leinwand. 

Das Verfahren, sich den Fragen nach Zusammenhängen, nach Quellen und Ursachen zu ver-

weigern, hat freilich einen großen Haken. Und der ist Köpfen, die sich hierzulande nicht nur 

für den Augenblick, sondern strategisch ums rechte Denken kümmern, nicht entgangen. Nicht 

jeder ist mit geistiger Schmalkost zu sättigen und verliert sich im Auge des Führers. Und die 

Gegenwart tun das ihre, Leute auf die Frage nach dem Woher und dem Warum zu stoßen. Wer 

als Absolvent einer Schule oder kaum, dass er seine Lehre abgeschlossen hat, sich in Arbeitslo-

sigkeit geworfen sieht, mag sich in Wittenberg oder Wittenberge fragen, warum sie Vater und 

Großvater erspart blieb. Und so kann er ins Grübeln oder Nachdenken über Geschichte geraten 

und sich mit der Beschreibung von Wandlitz oder der Normannenstraße nicht mehr zufrieden-

geben und eben auch nicht mit dem Blick in den Führerbunker. Das geschieht derzeit nicht 

massenhaft, aber, sagen sich Weiterblickende, die Zeiten ändern sich. Denn ist auf Dauer Ver-

lass auf den „mündigen Zuschauer“, und das meint doch immer den von den Herrschenden in 

seiner Stimmung und seinem Denken gelenkten? Wohin könnte der Verzicht auf Botschaften, 

auf die nun glücklich bis an die Oder ausgedehnte Deutungshoheit führen? 
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Solchem Unbehagen gab Die Zeit Ausdruck und konstatierte: „Dieses Deutschland, in dem 

Hitler möglich war, erscheint dem Zuschauer gänzlich verschwunden.“ Ein Film mit diesem 

Gegenstand dürfe nicht nur zum Staunen bringen, sondern müsse zum Verstehen beitragen, 

wozu es auch der „Rekonstruktion der politischen Strukturen“ bedürfe. Sicher, und gewiss nicht 

nur dieser allein. Der Film aber werde niemanden besorgt machen, „dass Ähnliches noch einmal 

kommen könnte“. Und, welch Wunder, die Analyse schließt mit einem Appell an „alle Histo-

riker“, die sich empören müssten, weil sie doch „hoffen und wünschen, dass aus der verbreche-

rischen Entgleisung (na ja, K. P.) eines ganzen Landes doch etwas gelernt und gezogen werden 

müsse, und sei es nur eine erhöhte Empfindlichkeit für Tendenzen, die abermals zu vergleich-

baren Verbrechen führen könnten.“ So notwendig der Ruf, der sich freilich nicht erst an den 

„Untergang“ knüpfen ließ, und so notwendig der Zusatz, dass derartige Verbrechen täglich ge-

schehen, so wenig wahrscheinlich, dass er gehört werden wird. Aber wenn auch, und frei nach 

Peter Hacks: Heute nicht – morgen doch? 
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Von denkwürdigen Schwierigkeiten 

mit der Geschichte einer deutschen Republik 

Beitrag zum Kolloquium „Volkssouveränität, Demokratie und Antifaschismus im Wi-

derstreit der Interessen“ anlässlich des 80. Jahrestages der Erarbeitung und Verab-

schiedung der Deutschen Reichsverfassung von 1919 am 16./17. April 1999 in Weimar 

Noch auf Jahre hinaus werden diejenigen, die in der Deutschen Demokratischen Republik leb-

ten und – zumindest zeitweise – darauf stolz waren, zu ihren Erbauern zu gehören, mit der Frage 

beschäftigt sein, welches Gepäck und welches Übergepäck sie aus den Jahrzehnten des unter-

gegangenen Staates mit sich schleppen. Das gilt selbstredend auch für die Historiker und für 

sie womöglich in besonderem Grad. Und unter ihnen trifft es wiederum auf die Geschichtsfor-

scher der neuzeitlichen Perioden stärker zu als für jene, die sich mit zurückliegenden Jahrhun-

derten befassten. 

80 Jahre nach der Gründung der Weimarer Republik – das könnte ein für die einst in der DDR 

forschenden Historiker Anlass sein, sich eingehender darüber zu verständigen, wie wir in diesen 

kurzlebigen deutschen Staat zurückblickten. Das geschah in den vier Jahrzehnten, die mitunter 

nahezu ein ganzes Forscherleben ausmachen können, zwischen 1949 und 1989 nicht in der 

gleichen Weise. Die Betrachtung des Staates, der an einer tiefgreifenden Wende deutscher Ge-

schichte entstand und als eine der denkbaren Alternativen historischer Entwicklung verstanden 

wurde, unterlag einem Wandel. Kontinuität und Diskontinuität können in Darstellungen Urtei-

len auch derjenigen aufgefunden werden, die in ihrer Herangehensweise weitgehend oder gar 

völlig übereinstimmten. Zudem bildete die Historikerschaft in DDR-Zeit keineswegs die ge-

schlossene Marschkolonne, als die sie mitunter nach außen hin erschien und als die sie heute 

mitunter dargestellt wird. 

Die Möglichkeiten, den geschichtlichen Ort des Weimarer Staates und die Nachwirkungen sei-

ner Existenz zu bestimmen, sind heute ungleich günstiger, als zu dem Zeitpunkt, da über seine 

Geschichte in Deutschland selbst erstmals offen gesprochen werden konnte. Da gehörte sie 

auch in dem Sinne bereits der Geschichte an, dass sich zwischen ihren Untergang und den his-

torischen Standort der Betrachter bereits das Ende eines weiteren deutschen Staates „gescho-

ben“ hatte, die Vernichtung der faschistischen Diktatur. So lange sie existierte, zwischen 1933 

und 1945, konnte von einer Erforschung der Geschichte dieser ersten deutsche Republik keine 

Rede sein. Sie wurde im Nazireich, wie vor dem bereits in der an die Macht strebenden NSDAP, 

schlechtweg als „System“ abgetan und als „marxistische Misswirtschaft“ verunglimpft. Je 

dunkler ihre Farben gemalt wurden, umso heller sollten diejenigen des „Dritten Reiches“ er-

scheinen. 

Indessen hatten an den weit auseinander liegenden Plätzen des deutschen antifaschistischen 

Exils intensive Erörterungen über das dramatische Ende der Republik bereits eingesetzt. Sie war 

in Kämpfen untergegangen, die nicht bis zur äußersten Zuspitzung ausgetragen wurden. Das trug 

zusätzlich dazu bei, das Fragen darauf zu konzentrieren, warum sie eine so leichte Beute derer 

geworden war, die ihr nach dem Leben trachteten. Es wurde begonnen, von Illusionen Abschied 

zu nehmen, die für Deutschland das Sinken in den faschistischen Abgrund ausgeschlossen hat-

ten. Konstruktionsmängel der Verfassung wurden festgestellt. Die Rolle der Parteien und vieler 

anderer Kräfte geriet nun auch in das Visier kritischer Betrachtung derjenigen, von denen die 

Widerstandsfähigkeit der Gründung von 1919 lange überschätzt worden war. 

1945 konnte sich ein erheblicher Anteil der deutschen Bevölkerung noch des Endes und manche 

deutlich seiner Gründung erinnern. können, eine ungleich vorteilhaftere Stellung verschafft, als 

sie etwa im Mai 1945 und während der ersten Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg gewonnen 

werden konnte. Millionen waren in unterschiedlichen Graden Beteiligte gewesen mit ihren 

Handlungen und ihren Unterlassungen. Die Frage „Wie konnte es geschehen“ betraf ihre 
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Biographien. Diese Zeitgenossen hätten sich – um vom vergleichsweise einfachsten zu reden – 

fragen können, wie sie im letzten Jahr des Weimarer Staates, als sich die Wahlen zum Reichstag 

und vielen Landtagen einander geradezu jagten, mit ihren Stimmzetteln verfahren waren. Für 

nahezu vier von zehn Deutschen galt, dass sie damals am 31. Juli 1932 – die NSDAP gewählt 

hatten. In ausgedehnten Gebieten des Reichs hatte die Nazipartei gar die absolute Mehrheit der 

deutschen Wähler gewonnen. Solche Konstellationen sind wenig geeignet, nennenswerte Teile 

der Bevölkerung dazu zu veranlassen, die Geschichte und ihren Anteil an ihr durchzuarbeiten. 

Zudem und vor allem richtige das Nachkriegselend die Kräfte der meisten ganz auf die Not-

wendigkeiten des Tages. 

Demgegenüber steht der Vorteil der heutigen Warte außer Frage: Mit der Distanz vom Gesche-

hen, mit dem Fortschreiten des Geschichtsprozesses lassen sich neue und mitunter verblüffende 

Einsichten gewinnen. Die jüngste, die in diesem Beitrag noch vor Monaten gewiss nicht er-

wähnt worden wäre, lautet: Diese Weimarer Republik war der einzige kapitalistische deutsche 

Staat in diesem Jahrhundert, der keinen seiner nahen oder fernen europäischen Nachbarn be-

kriegte. Er war, jedenfalls nach außen, ein Friedensstaat. Diese Formulierung wäre, als die ers-

ten Anstrengungen auf dem Felde der Geschichtsforschung unternommen wurden, wohl kei-

nem Historiker in die Feder gekommen.1 Weimar galt als die Vorstufe des Nazifaschismus, 

gleichsam als die historische Einlaufkurve auf die Gerade hin zum Zweiten Weltkrieg. Nicht 

wenige der frühen Arbeiten befassten sich übrigens mit dem Verhältnis dieses Staates zu seinen 

östlichen Nachbarn, namentlich zu Polen und der Tschechoslowakei, und analysierten die Vor-

läufer von im deutschen Weststaat wieder aktiv gewordenen revanchistischen Organisationen. 

Diese Publikationen konnten auch angesichts der Verweigerung dieses Staates, die Oder-Neiße-

Grenze und die Folgen der Zerschlagung und Versklavung der Tschechoslowakei anzuerken-

nen, ein geschichtspolitisches Verdienst beanspruchen. Die Scheinwerfer waren auf die viele 

Lehren bietenden Wurzeln des Unfriedens gerichtet, der 1939 in den Beginn des Zweiten Welt-

kriegs ausmündete. Hervorgehoben wurde, und das unterliegt keinem Zweifel, dass einfluss-

starke Kräfte diesen Staat als ein Provisorium betrachteten und den bis 1918 währenden Krieg 

nicht als beendet, sondern nur als unterbrochen ansahen. Eine Charakteristik des Ganzen aber 

konnte diese Perspektive „Von Krieg zu Krieg“ nicht hergeben. 

Im Folgenden kann, allein schon aus Gründen der Zeit, aber auch wegen des Fehlens von Ana-

lysen, die nur aus den Anstrengungen vieler hervorgehen können, nur versucht werden, Vor-

schläge für eine Herangehensweise an die Durcharbeitung der geschichtswissenschaftlichen 

Arbeit von Jahrzehnten zu unterbreiten. Dass diese Arbeit von denjenigen, die an ihr teilnahmen, 

soweit sie dazu noch in der Lage sind, bald geleistet werden muss, dass die Hinterlassenschaft 

zu sondern ist, dafür lassen sich viele Begründungen nennen. Zu ihnen zähle ich zuletzt auch 

den der Selbstachtung und eine wahrzunehmende Verpflichtung gerade auch denen gegenüber, 

die nicht mehr leben. 

Die Weimarer Republik wurde 1945, übrigens nicht anders als die DDR noch immer seit 1990, 

vor allem von ihrem Ende her betrachtet. Sie galt, wenn auch von Fortschritten etwa in Bezug 

auf die Reichsverfassung die Rede war, als die verfehlte Alternative zum Kaiserreich und ran-

gierte als so etwas wie ein historischer Fehlstart. Diese Betrachtungsweise, so beirrend sie uns 

heute erscheinen kann, war nichts weniger als willkürlich. Sie nahm Forschungen und Erörte-

rungen auf, die bald nach 1933 im deutschen Exil eingesetzt hatten und sich eben auf die 

 
1  Von dieser Seite der Geschichte sprach jedoch 1987 während seines Vortrags an der Universität Jena, als 

er von der dortigen Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät ehrenpromoviert wurde, in seinem „Nach-

denken über Weimar“ genannten Vortrag Wolfgang Ruge: „Die Weimarer Republik war ein Staat, von 

dem kein Krieg ausgehen konnte. Nicht etwa, weil die Herrschenden nach Frieden lechzten. Vielmehr, 

weil die Fackel nass geworden war, mit der sie die Welt hätten in Brand stecken können. Eine Tatsache. 

Festhaltenswert.“ In: Ehrenpromotion Wolfgang Ruge. Jena, 1988 S. 12 f. (= Ausgewählte Beiträge der 

Friedrich-Schiller-Universität Jena). 
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Ursachen richteten, die zum Untergang des Staates und zur grundstürzenden Wende deutscher 

Zustände geführt hatten. Unter dem Druck der Tatsachen – Führer ehedem mächtiger Parteien 

sahen sich in den verschiedensten Ländern Europas in Kleingruppen wieder, die auf die Dinge 

in dem Land, aus dem sie hatten fliehen müssen, keinen Einfluss mehr besaßen – gelangten die 

einen, denkt man an das „Prager Manifest“ der Sozialdemokraten zu tiefen Einsichten, während 

andere bereits an apologetischen Kostümen nähten oder strickten. Zu beantworten waren quä-

lende Fragen namentlich von denjenigen Zeitgenossen, die viele ihre Mitstreiter, Kameraden 

und Freunde unter den Toten der Konzentrations- und später der Vernichtungslager oder unter 

den durch die Nazijustiz aufs Schafott gebrachten wussten. Es ist immerhin bemerkenswert, 

wie wenig dieser Zusammenhang denen ins Bewusstsein geraten ist, die sich heute mit der 

DDR-Geschichtsschreibung über die Jahre 1918 bis 1933 befassen. Ihre Ausgangs- und Be-

zugspunkte sind meist eng und heißen: Stalinismus, Beschlüsse der SED über Erforschung und 

Verbreitung der Geschichte und die Tätigkeit der verschiedensten Kontrolleure. Die Grundtat-

sache, dass Geschichte noch stets von Menschen geschrieben wurde, die unter Einflüssen ihrer 

Zeit standen und diese wiederum selbst zu beeinflussen trachteten, dass sie durch Herkunft, 

Ausbildung, Erziehung, Überzeugung, ganz allgemein durch Erfahrungen und deren Verarbei-

tung geprägt und geleitet werden, wird zwar in der Historiographie heute nicht mehr bestritten. 

Im konkreten Falle aber, wenn es um die Geschichtsschreibung in der DDR geht, die an ihr 

beteiligten Personen und Generationen scheinen diese Gesichtspunkte vernachlässigenswert. 

Sie verderben auch nur das gewollte Klischee von den Chronisten als ideologischen Hampel-

männern der Staats- und Parteiführer. 

Nun kamen nach dem Mai 1945 von denen, die begonnen hatten, sich im Exil mit der jüngsten 

deutschen Geschichte zum Zwecke des Erkenntnisgewinns für neue Wege zu befassen, ver-

gleichsweise erheblich mehr in den Osten denn in den Westen Deutschlands. Nicht allein ihr 

geschichtstheoretischer Standort, nicht weniger ihre eigenen lebensgeschichtlichen Erfahrun-

gen bestimmten die Art ihrer Fragestellung an die erste deutsche Republik. Die waren angerei-

chert durch den erzwungenen Aufenthalt in Staaten und Gesellschaften sehr unterschiedlichen 

Charakters. Zudem blieben die nun beginnenden Diskussionen über die „Republik auf Zeit“ 

und das „Ende von Weimar“ keineswegs eine Angelegenheit von Spezialisten des Zeitab-

schnitts, die es anfänglich gar nicht gab. An ihr nahmen ohne Unterschied ihres jeweiligen spe-

ziellen Forschungsinteresses nahezu alle teil, die zu Begründern und Beginnern einer sich neu 

orientierenden Gesellschaftswissenschaft gehörten: Hermann Duncker, Albert Schreiner, Alf-

red Meusel, Jürgen Kuczynski, Walter Markov, Leo Stern, Walter Bartel, Erich Paterna, Ernst 

Engelberg und andere – jeder dieser Namen verbindet sich mit einer Biographie im antifaschis-

tischen Kampf –, die jedenfalls in die zwanziger und beginnenden dreißiger Jahre zurück-

reichte.2 Nichts erscheint einfallsloser als die Art und Weise, in der damals in den Staat „vor 

dem Faschismus“ zurückgeschaut wurde, als das bloße Produkt einer Verordnung zu betrach-

ten. Die frühe Beschäftigung mit der Geschichte der Republik, für die der 30. Jahrestag der 

Novemberrevolution einen besonderen Anlass bot, galt alsbald auch der Frage, welche Bedeu-

tung der Verfassung des Weimarer Staates für die Ausarbeitung des Grundgesetzes der DDR 

zuzumessen war. Ungeachtet der radikalen Kritik an den sozialen und politischen Zuständen 

der Republik wurde der Verfassungstext des Jahres 1919 als ein wichtiges Erbe angesehen und 

diente als einer der Ausgangspunkte für die Formulierung des eigenen, 1949 von der Volks-

kammer der DDR beschlossenen Gesetzes. 

Neuerdings lässt sich in den Analysen, die derzeit über die Geschichte der Geschichtsschrei-

bung in der DDR massenhaft und unter den Bedingungen der Konkurrenz auch rasch ge-

schrieben und gedruckt werden, die Forderung lesen, es müssten jene politisch intendierten 

 
2  Zu den Biographien von Duncker, Meusel, Paterna, Schreiner und Stern s. die jeweiligen Beiträge in: 

Wegbereiter der DDR-Geschichtswissenschaft, Biographien, Hg. Heinz Heitzer, Karl-Heinz Noack, Wal-

ter Schmidt, Berlin 1989. 
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Auswahlverfahren aufgegeben werden, die nur die Aufnahme von ins eigene Bild passenden 

Tatsachen ermöglichen, denen sodann meist kenntnisarme Wertungen folgen. Stattdessen sei, 

„die komplexe Wirklichkeit der zweiten deutschen (das ist: die in der DDR – K. P.) Geschichts-

wissenschaft“ wahrzunehmen.3 Wer diese Devise akzeptierte, hätte das Wirken dieser Ge-

schichtswissenschaft in Beziehung zu einem Staatswesen sehen, das nicht als „Unrechtsstaat“ 

abgetan werden kann. Wer die Kurskorrektur ernsthaft wollte, müsste die soziale, politische 

und geistige Herkunft der Begründer jener ostdeutschen Richtung der Historiographie in die 

Betrachtung einbeziehen, die von den Marx’schen Fragestellungen herkamen. Ohne biographi-

sche Details geht das nicht ab. Denn es bestand diese Kleingruppe aus sehr eigenständigen, 

vielfach auch eigenwilligen Persönlichkeiten, die mit und durch ihre ausgewiesenen Haltungen 

auch den Politikern in der Führung der noch jungen Sozialistischen Einheitspartei als gleichbe-

rechtigt zu begegnen vermochten und – anders als die folgende Generation – mit Achtung be-

handelt und als Ratgeber geschätzt wurden. 

Ja, die an die Spitze der Politik getretenen Personen suchten für sich und diejenigen, deren 

Führung sie übernommen hatten oder erstrebten, gültige, d. h. aufbauende Antworten gerade auf 

die Grundfragen der zeitlich nächstliegenden deutschen Vergangenheit. Dazu gehörte die 1919 

gegründete Republik auch deshalb, weil diese Politiker doch in ihr gescheitert waren und nicht 

wünschen konnten, dass ihnen das ein zweites Mal widerfuhr. Daher schlugen sie sich, ob Wil-

helm Pieck oder Otto Grotewohl, Otto Nuschke oder Johannes Dieckmann, doch mit den im 

Kern gleichen Fragen herum, denen auch das Interesse der Historiker und anderer Gesell-

schaftswissenschaftlern und die allmählich einsetzende Quellenforschung galt. Von ihr kann – 

mit Vorläufern, die sich mit der 1953 datierenden Gründung der „Zeitschrift für Geschichtswis-

senschaft“ datieren lassen4 – etwa seit der Wende von den fünfziger zu den sechziger Jahren 

die Rede sein. Dann aber entwickelte sich die Auseinandersetzung mit der wenig mehr als 13 

Jahre umfassenden Geschichte der Republik zu einem bevorzugten Feld der ostdeutschen His-

toriographie. Zwischen 1963 und 1968 erschienen in rascher Folge Monographien sowie Über-

blicks- und Nachschlagewerke, die in diesem Umfang seinerzeit noch auf keinem zweiten Ge-

biet deutscher Geschichte vorgelegt werden konnten.5 Dabei entstand nach sowjetischem Vor-

bild eine zunehmende, sich vor allem in den neugeschaffenen zentralen Einrichtungen der Ge-

schichtsforschung verfestigende Arbeitsteilung zwischen den Wissenschaftlern, die sich mit der 

Geschichte der Arbeiterbewegung und da wieder vor allem mit der Kommunistischen Partei 

Deutschlands befassten, und jenen, deren Aufgabe es war, den „Rest“ zu bewältigen. Auf dem 

Felde der Geschichte der Arbeiterbewegung, und das galt gleichermaßen für alle ihre Strömun-

gen, war angesichts der dürftigen Hinterlassenschaft der an diesen Themen weitgehend desinte-

ressierten Vorläufer viel und in mancher Hinsicht geradezu alles nachzuholen. Denn wer für 

diese Bewegung auch nur Sympathie bekundet hatte, war im Kaiserreich und auch in der Wei-

marer Republik am Rande des Forschungsbetriebs geblieben. Es genügt hier an das Schicksal 

eines ihrer Vertreter, des hochverdienten Gustav Mayer, des Biographen von Ferdinand Lassalle 

 
3  So Konrad H. Jarausch, Matthias Middell und Martin Sabrow, Störfall DDR-Geschichtswissenschaft. 

Problemfelder einer kritischen Historisierung. In: DDR-Geschichtswissenschaft als Forschungsproblem 

Hg. Georg Iggers, München 1998 (= Historische Zeitschrift: Beihefte N.F., Bd. 27), S. 4. 
4  In ihr veröffentlichte Albert Schreiner 1954 eine Disposition für ein Lehrbuch, das die deutsche Ge-

schichte in den Jahren zwischen 1918 und 1945 umfassen und in seinem ersten Teil die Geschichte der 

Weimarer Republik darstellen sollte. ZfG, Jg, 1954, H. 5., S. 701-758. 
5  Von der Unwilligkeit, die Entstehung einer in Deutschland bisher nur als Außenseitertum existierenden 

Strömung der Geschichtswissenschaft zur Kenntnis zu nehmen, zeugten die Reaktionen von Historikern in 

der Bundesrepublik. Den Widerwillen gegen die Existenz des ostdeutschen Staates drückte im politischen 

Sprachstil der Adenauer-Ära schon im Titel seiner Arbeit aus: Reinhart Beck, Die Geschichte der Weima-

rer Republik im Spiegel der sowjetzonalen Geschichtsschreibung, Berlin 1965. Er bezeichnete die Histo-

riker in der DDR als den „Typ des Funktionärs ... der ganz im Dienste der Staatspartei Geschichte 

schreibt“. S. 66. Nicht dieser Autor allein verbreitete dieses Bild, das die Vorstellung von Marionetten er-

zeugen sollte, die von fremder Hand an Strippen geführt wurden. 
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und Friedrich Engels zu erinnern, der keine Chance besaß, an der Friedrich-Wilhelms-Univer-

sität in Berlin einen Lehrstuhl zu erhalten. So notwendig und normal diese generelle Speziali-

sierung erscheint, mit ihr ging – wovon zu reden sein wird – über die gerechtfertigte Rollenver-

teilung eine weitere einher, die der Geschichtswissenschaft in der DDR insgesamt zunehmend 

abträglich wurde und de facto die Gleichberechtigung der an ihr Beteiligten aufhob. 

Schon in den fünfziger Jahren traten meist junge Historiker hervor, die von da bis zum Ende der 

DDR die KPD-Geschichte erforschten. Zu ihnen, die sich mit Publikationen für die Jahre zwi-

schen dem Ende des Kaiserreiches und dem Beginn der faschistischen Diktatur befassten, gehör-

ten Klaus Mammach, Heinz Karl, Walter Wimmer, Lothar Berthold, Johannes Zelt, Stefan We-

ber, Siegfried Ittershagen, Horst Naumann, später auch Hans-Joachim Krusch. In diesem Kreis 

nahm als der Älteste Arnold Reisberg durch seine Biographie und sein Forscherinteresse eine 

Sonderstellung ein. Ernst Diehl, zugleich Mitglied des ZK der SED, leitete diesen geschichtswis-

senschaftlichen Bereich des Instituts viele Jahre. Die in ihm gewonnenen Einsichten und Urteile 

wurden zunehmend als Vorgaben für die Gesamtbetrachtung der Geschichte der Weimarer Re-

publik angesehen und vorgestellt. Gestützt auf die politische Autorität der SED-Führung bean-

spruchte diese Forschergruppe so etwas wie eine führende Rolle in der Historiographie oder nahm 

sie jedenfalls wahr. Sie erlangte indessen nie ein absolutes Monopol der Beschäftigung mit der 

Geschichte der Arbeiterbewegung und konnte sich dieses Ziel umso weniger setzen, als an den 

Einrichtungen des Hochschulwesens ja nicht nur Lehrende wirken sollten, die ihr Wissen aus 

zweiter Hand bezogen. So bildeten sich, allerdings mit vergleichsweise bescheidener personeller 

und finanzieller Ausstattung in Universitäts- und Hochschulinstituten kleinere Gruppen von Wis-

senschaftlern, die mit eigenen Forschungen hervortraten, mitunter eigene Wege gingen, insge-

samt jedoch die das Bild namentlich der Parteigeschichte schon deshalb nicht zu differenzieren 

vermochten, weil sie – abgesehen von abgelegenen Publikationsmöglichkeiten in universitätsei-

genen Schriftenreihen oder von den meist vervielfältigten, einzig in Bibliotheken zugänglichen 

Dissertationen – keine Möglichkeit besaßen, eine breitere Öffentlichkeit zu erreichen.6 

Die Liste der Erforscher der Weimarer Republik, die sich mit dem Anwachsen des eigenen 

Wissensfundus und den erweiterten Möglichkeiten der Forscherarbeit mehr und mehr der gan-

zen Breite der Gesellschaft zuwandten, ist lang. Sie umfasst die Namen von Wolfgang Ruge7, 

Karl Obermann, der sich nur anfänglich nach seiner Rückkehr aus dem Exil auch mit Fragen 

der Weimarer Republik befasst, Kurt Gossweiler, Günter Paulus, Joachim Petzold, Erwin Kön-

nemann, Manfred Weißbecker, Heinz Habedank, Helga Gottschlich, Günter Rosenfeld, Kurt 

Finker, Werner Bramke, Hans Radandt, Bruno Buchta, Helga Nussbaum, Lotte Zumpe, Bert-

hold Puchert, sowie Reinhard Brühl, Gerhard Förster, Paul Heider, und weitere Militärhistori-

ker.8 Und grösser noch ist die Zahl derjenigen, die in Debatten sich äußerten, ohne selbst mit 

eigenen Monographien hervorzutreten, denkt man etwa an Aufsätze und andere Beiträge, mit-

unter auch nur Einwürfe von Ernst Engelberg, Joachim Streisand oder von Fritz Klein, dessen 

frühe Beiträge über die Rolle von Monopolkapitalisten in der Endphase der Weimarer Republik 

zu den Startaufsätzen gehörten, die auf Quellenfunden und -studien fußten. Nach wie vor bilden 

gemeinsam mit den einschlägigen Bibliographien die drei Sonderbände der „Zeitschrift für Ge-

schichtswissenschaft“, die 1960, 1970 und 1980 aus Anlass der internationalen Historikerkon-

gresse erschienen sind, eine erstrangige Quelle für nahezu lückenlose Informationen über das 

 
6  In der Diskussion zu diesem Beitrag machte Klaus Kinner (Leipzig) zu Recht darauf aufmerksam, dass aus 

diesen Gruppen nach 1990 Veröffentlichungen hervorgingen, die nun vor allem in der Tagespresse (Neues 

Deutschland (Berlin) weite Verbreitung fanden und bewirkten, dass eine grundlegend neue Betrachtungs- 

weise auch der Geschichte der Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik einsetzte. 
7  Eine Auswahlbibliographie seiner Schriften s. Ehrenpromotion Wolfgang Ruge, a. a. O., S. 23 ff. 
8  Nicht für alle Beteiligten sind leicht Überblicke über ihre Arbeiten zu gewinnen. Jedoch: Wissenschaftli-

che Publikationen von Kurt Gossweiler, zusammengestellt von Margarete Piesche. In: Bulletin für Faschis-

mus und Weltkriegsforschung, H. 10, Berlin 1998, S. 62-73 und dto. von Paul Heider, zusammengestellt 

von Margarete Piesche. In: Ebd., Bulletin Nr. 8, Berlin 1997, S. 105-112. 
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Publizierte.9 Bei allem Wert kam jedoch keiner dieser Bände für die infrage stehende Zeit über 

den Charakter einer kommentierten Buchhaltung hinaus und so bezeugte jeder auf seine Weise 

die jedenfalls öffentlich, aber nicht nur da höchst unentwickelte Weise der Historiker, sich mit 

den Ergebnissen ihrer Arbeit kritisch auseinanderzusetzen. 

Wie auf anderen Feldern auch lässt sich heute fragen, was aus diesen Jahrzehnten länger wirken 

könnte, was gegenüber allen Bestrebungen, die Historiographie der DDR vergessen zu machen, 

nicht auszutilgen war. Eine generelle Antwort erscheint unmöglich. Es müsste der Finger auf 

jeden Posten gelegt werden. Schwerpunkte des Interesses, in der Innenpolitik etwa die Jahre 

1923 und 1932, Ereignisse wie der Kapp-Putsch und die Kampagne für die entschädigungslose 

Enteignung der Fürsten, auf dem Gebiet der Außenpolitik die Verträge von Versailles (1919), 

Locarno (1925) und Berlin (1926) würden da hervortreten. Doch immer wieder liefen die For-

schungen auf jene Prozesse hin, die der Vorgeschichte des 30. Januar 1933 zugerechnet werden 

müssen. Seit Albert Schreiner die später und fälschlich, weil verkürzend als „Industriellenein-

gabe“ bezeichnete Petition deutscher Wirtschaftsführer an den Reichspräsidenten Paul von Hin-

denburg veröffentlicht hatte,10 konzentrierten sich die Forschungen vieler auf die Angehörigen 

der sogenannten Eliten, der zivilen wie der militärischen, und insbesondere auf ihre Rolle in 

der Phase der Agonie der Republik.11 Dass dabei der Antrieb mitbestimmend wirkte, „den Im-

perialismus anzuklagen“, wurde offen einbekannt und dies umso ungenierter, als es sich dabei 

keineswegs um eine politische Fremdbestimmung der Forschenden handelte, sondern um eine 

Vorgehensweise, die aus jeweils Überzeugungen herrührte. Denn die Mehrheit derjenigen, die 

seit dem Ende der fünfziger Jahre als Berufshistoriker wirkten und alsbald die Beginner ablös-

ten, besaßen mit diesem deutschen Imperialismus ihre eigenen Erfahrungen und die waren 

durchweg trübe. Viele waren mit dem sprichwörtlichen „blauen Auge“ bis zum Mai 1945 ge-

kommen. Niemand gelüstete es nach Wiederholungen. In diesem Punkte gab es übrigens eine 

weitgehende prinzipielle Identität der Biographien dieser neuen Historikergeneration, die sich 

in den beiden deutschen Staaten auf die Weltkriege und die Jahre zwischen ihnen spezialisierte. 

Das prägte bei zunehmender Entspannung ihre heute weitgehend ignorierten Beziehungen mit. 

Wer heute in den Arbeiten der fünfziger und sechziger Jahre liest, dem fallen theoretische und 

methodische Unzulänglichkeiten, die sich vor allem im Mangel an Tiefgang und Differenzie-

rung ausdrückten, vorschnelle Verallgemeinerungen, Textstellen, aus denen nichts denn politi-

scher Übereifer spricht, wieder und wieder auf. Unverkennbar sind dogmatische Positionen, die 

sich insbesondere in Darstellungen zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung antreffen 

lassen. Vor allem aber, und das bedarf weder einer Erklärung noch einer Entschuldigung, fallen 

die Frontstellung gegen Missinterpretationen auf Seiten der ideologischen Konkurrenz auf, die 

 
9  Historische Forschungen in der DDR. Analysen und Berichte. Zum XI. Internationalen Historikerkon-

gress in Stockholm 1960. (= ZfG, Sonderheft VIII, Jg. 1960) 634 S., dto., Zum XIII. Kongress in Moskau, 

(ZfG, Sonderband XVIII, 1970) 836 S., dto. Zum XV. Kongress in Bukarest 1980 (ZfG, Sonderband, 1980), 

884 S. Ein vierter Bd., der anlässlich des Kongresses in Madrid 1990 erscheinen sollte, war im Manuskript 

fertig- gestellt. Es wurde angesichts der veränderten, auch durch den Beginn einer kritischen Auseinander-

setzung der Historiker in der DDR mit ihren eigenen Leistungen und ihrer eigenen Rolle nicht mehr ge-

druckt. Das Manuskript befindet sich im Besitz der Redaktion der ZfG. Absichten, es nachträglich als eine 

Quelle für weitere Forschungen durch einen Druck leicht zugänglich zu machen, sind offenbar aufgege-

ben worden. 
10  Albert Schreiner, die Eingabe deutscher Finanzmagnaten, Monolisten und Junker an Hindenburg für die 

Berufung zum Reichskanzler. In: ZfG, Jg. 1956, H. 2, S. 366-369. 
11  Von dieser Orientierung zeugte auch der über die DDR-Forschungen zur Geschichte der Weimarer Re-

publik 1960 gegebene, für den Stockholmer Historikerkongress angefertigte und schon erwähnte Bericht 

Wolfgang Ruges bereits in seiner Überschrift, die lautete: Arbeiten zur Rolle der Bourgeoisie in der Wei-

marer Republik. S. unsere Anm. XXX. Sie wurde auch durch die Arbeit der Archivare unterstützt, die 

vorzugsweise jene Bestände der wissenschaftlichen Forschung zugänglich machten, die aus der Tätigkeit 

von wichtigen und einflussstarken Bank- und Industrieunternehmen herrührten, so z. B. den im Zentral-

archiv in Potsdam lagernden Bestand der Deutschen Reichsbank. 
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sich in vielen Veröffentlichungen niederschlugen12 und keinesfalls immer zum Nachteil ihrer 

Qualität. Jedoch: Kaum einer der Autoren würde heute wohl noch zustimmen, seine Publikati-

onen unergänzt oder unverändert zu veröffentlichen. Eine Lossage oder einen Widerruf muss 

das weder im Einzelnen noch aufs Ganze bedeuten. Wenn – übrigens – die „Industriellenein-

gabe“, freilich in einer an den Schongang einer Waschmaschine erinnernden Weise, in einem 

1998 im Freistaat Bayern für die Hauptschule eingeführten Geschichtsbuch erwähnt ist13, so 

mag auch dieses episodenhafte Vorkommnis anzeigen, dass etwas geleistet worden ist, das sich 

nicht nur in einer Fußnote unterbringen lässt. 

Die Herausforderung, die von der DDR-Geschichtswissenschaft gerade im Hinblick auf die 

Bestimmung des Verhältnisses von bürgerlicher Gesellschaft und aufkommendem Faschismus 

ausging, trug ihr bei ausländischen Historikern Anerkennung und das Interesse an Kontakten 

ein. Deutlich entsinne ich mich einer Einladung von George W. Hallgarten, der am Rande des 

1970 in Moskau tagenden Internationalen Historikerkongresses eine Gruppe von DDR-For-

schern zu einem nächtlichen Kolloquium in sein Hotel einlud, das im Wesentlichen aus der von 

ihm vorgenommenen Examinierung der Spezialisten bestand, deren Antworten von zwei japa-

nischen Professoren, die seine Schüler waren, protokolliert wurden. Anders die Reaktion in der 

dominierenden internationalen Strömung. Henry Ashby Turner jun., der 1987 mit einer US-

amerikanischen Gruppe von Historikern aufgrund eines Abkommens zu einem Kolloquium in 

die DDR nach Berlin kam, hat die wohl eindrucksvollste Entgegnung auf DDR-Forschungen 

zum Republikende vorgelegt und die war fraglos von apologetischer Natur. Dass darauf eine 

kompakte Erwiderung nicht erfolgte, war weder gedankenlose Unterlassung noch Zeichen von 

Unvermögen. Dies entsprach einem sich in unserer Historiographie mehr und mehr ausprägen-

dem Missverhältnis zwischen der Arbeit an Gesamtdarstellungen und der Teilnahme an natio-

nalen oder internationalen Debatten. Man erinnere sich nur an das nahezu vollständige Schwei-

gen zum westdeutschen „Historikerstreit“. 

In der Beschäftigung mit der Geschichte der Weimarer Republik wirkten in den Jahrzehnten, 

in denen es eine ausgebildete und organisierte, sich Forschungspläne gebende und sich an sie 

bindende Geschichtsforschung im ostdeutschen Staat gab, zwei Tendenzen. Zum einen gewann 

das Bild jener Zeit seit den siebziger Jahren an Farbe und an Tiefenschärfe. Die Forschungen 

wurden thematisch ausgreifender. Vielleicht zeugt davon nichts eindrucksvoller als das mit dem 

Zentrum an der Universität Jena entstandene mehrbändige „Lexikon zur Geschichte der bür-

gerlichen Parteien und Verbände“,14 das zu den Hinterlassenschaften von Dauer gerechnet wer-

den kann. Zum anderen aber gelangte die Historiographie zu keinem Zeitpunkt über das Inte-

resse hinaus, die Politik der KPD in einem geschönten Licht zu zeigen, was selbstredend wieder 

zu partiellen Verdunkelungen anderer politischer Kräfte führte. Unter den Bedingungen des als 

Gutachtertätigkeit bezeichneten Kontroll- und Einspruchsrechts, das beim Institut für Marxis-

mus-Leninismus lag, hat das nahezu alle Arbeiten in ihrer Wirkung nach innen wie nach außen 

beschädigt. 

Zwischen den Vertretern beider Tendenzen herrschte lange Zeit eine faule Koexistenz, die der 

ausgegebenen Devise folgte „Wir lassen uns vom Gegner nicht auseinanderdividieren“. Diese 

Position wurde in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre unhaltbar, weil sich unter Historikern 

 
12  Davon gibt einen kompakten Überblick das in mehreren Auflagen erschienene Handbuch: Unbewältigte 

Vergangenheit, Kritik der bürgerlichen Geschichtsschreibung in der BRD, Herausgeberkollektiv: Gerhard 

Lozek u. a., 3. neu bearbeitete und erweiterte Auflage, Berlin 1977, darin insbesondere der Beitrag: Zur 

Geschichte der Weimarer Republik von 1919 bis 1933 von Wolfgang Ruge, S. 317-333. 
13  Menschen, Zeiten, Räume. Arbeitsbuch für Geschichte, Sozialkunde, Erdkunde, Hauptschule Bayern, Bd. 

8, Berlin 1998, S. 154. 
14  Sein Vorläufer stammt bereits vom Ende der sechziger Jahre: Die bürgerlichen Parteien in Deutschland. 

Handbuch der Geschichte der bürgerlichen Parteien und anderer bürgerlicher Interessenorganisationen 

vom Vormärz bis zum Jahre 1945. Hg. Redaktionskollegium unter der Leitung von Dieter Fricke, Bd. 1 

und 2, Leipzig 1968 und 1970. 
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der KPD-Geschichte eine Sicht durchsetzte, die – das entsprach der Erstarrung des Systems – 

hinter alle gewonnenen kritischen Positionen zurückführte, die des VII. Weltkongresses der 

Kommunistischen Internationale und der sog. Brüsseler Konferenz der KPD eingeschlossen. 

Und diese Kritik waren ohnehin ergänzungsbedürftig. Zum unöffentlichen Eklat kam es 1989 

während einer gemeinsamen Sitzung der Redaktionskommission des Großunternehmens zur 

„Deutschen Geschichte“, als das weit gediehene Manuskript des 7. Bandes vorgelegt wurde.15 

Die Kritiker an den Fehlern und Irrtümern der KPD-Politik und die sich nur auf geringfügige 

Einschränkungen einlassenden Verteidiger des seinerzeitigen offiziellen Parteikurses vertraten 

Positionen, die keinen Brückenbau mehr zuließen. So schieden wir. Und das ist keine bloße 

Reminiszenz, sondern führt mich an das Ziel meines Beitrags. 

Denn worum ging es im letzten Grunde? Um das bis dahin nie durchgearbeitete Verhältnis zu 

den demokratisch-parlamentarischen Rechten und Freiheiten, die in der Verfassung des Jahres 

1919 niedergelegt waren.16 Von deren Erörterung wurde häufig rasch zur Verfassungswirklich-

keit übergegangen und zu Recht die Defizite ihrer Wahrung und Gewährleistung verwiesen, die 

sich in der Geschichte der Republik in einer endlosen Kette auffinden und nachweisen ließen.17 

In der aus dem Jahre 1988 stammenden letzten Ausgabe des DDR-Schulgeschichtsbuches, in 

dem die Geschichte der Republik dargestellt wurde, schlug sich prägnant nieder, worin das 

Defizit bestand. Die Verfassung, soviel treffendes über sie im Einzelnen gesagt war, wurde 

außerhalb jeder historischen Perspektive dargestellt. Weder setzten sie die Autoren, und das 

waren ausgewiesene Historiker, die am Akademie-Institut für deutsche Geschichte arbeiteten, 

in Beziehung zur Verfassung von 1871 noch zu den Forderungen und Errungenschaften der 

Revolutionäre von 1848 und von 1789. Die lobende Generalaussage lautete, diese Verfassung 

sei „die fortschrittlichste der imperialistischen Welt“ gewesen.18 Bedenkt man, dass aus dieser 

Welt natürlich niemand irgendeine Anregung beziehen wollte, hatte sich damit auch die Frage 

nach der Erbschaft und dem Umgang mit ihr erledigt. In der Sicht mancher Historiker missriet 

die Betrachtung bis zur Behauptung, 1932 hätten als Folge des nun präsidial gestützten Systems 

nur noch „Reste“ der Demokratie existiert, woraus sich wiederum die – von manchen Anhä-

ngern beabsichtigte – Anschlussfrage herleiten ließ, was an diesem Punkte der geschichtlichen 

Entwicklung gegen den faschistischen Ansturm eigentlich noch zu verteidigen gewesen wäre. 

Dabei wurde der Maßstab, nachdem die bürgerlich-demokratischen Rechte beurteilt wurden, 

durch den die Urteile regierenden Gesichtspunkt zusätzlich verengt, welchen Einfluss das Par-

lament auf Politik und Gesetzgebung besaß. 

Das Thema berührte Geschichte und Politik, Vergangenheit und Gegenwart. Schon die Bestands-

aufnahme der historischen Tatsachen war beim Blick auf die Arbeiterbewegung und deren 

 
15  Das Gesamtvorhaben ist bis zum Band 5, d. h. zeitlich bis zur Darstellung des Endes des 19. Jahrhunderts 

gediehen. Der 9. Bd., der die Vorgeschichte der DDR und der BRD darstellte, wurde als letzter außer der 

Reihe mit dem Blick auf die 40. Jahrestage vorgelegt. Der Band 6, der dem Verlag vorlag, und der hier 

erwähnte 7. Bd. blieben ungedruckt. 
16  S. Verfassungen und Verfassungswirklichkeit in der deutschen Geschichte. Hg. Wolfgang Ruge u. a., Ber-

lin 1968 und darin den Beitrag Ruges, Papierne Deklarationen der ersten bürgerlichen deutschen Repub-

lik. Die Weimarer Verfassung von 1919. 
17  In diesem Beitrag wird die Frage, welches Bild sich von der Weimarer Republik im Geschichtsbewusst-

sein der DDR-Bürger bilden konnte, ganz ausgeklammert. Dieses Bild ist wie in anderen Fällen auch in 

erheblichem Grad durch Literatur und Kunst geprägt worden. Beispielsweise fanden die Schriften von Kurt 

Tucholsky und anderer Kritiker des Systems in erheblichen Auflagen und fanden weite Verbreitung. 1973 

lag eine sechsbändige Tucholsky-Ausgabe vor. Dessen Verdienst wie das von Carl Ossietzky als Streiter 

für die Republik und die Achtung ihrer Verfassung würdigten viele Artikel in der Zeitschrift „Die Welt-

bühne“. Das Thema verdiente eine eigene Erörterung. Ähnliches gilt für den Kinofilm und das DDR-Fern-

sehen bereits seit seinen Anfängen. Friedrich Karl Kauls Darstellungen der Geschichte der Weimarer Jus-

tiz anhand einzelner Gerichtsprozesse (Kleiner Weimarer Pitaval, Berlin 1959) wurde in einer Serie ver-

filmt, in der erstrangige und beliebte Schauspieler als Darsteller mitwirkten und die zu den meistgesehe-

nen Sendungen zählte. 
18  Geschichte. Lehrbuch für die Klasse 9, Berlin 1988, S. 33. 
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revolutionären Flügel unvollständig. „Republik das ist nicht viel, Sozialismus heißt das Ziel,“ 

lautete eine der nicht diskutierten Devisen. Die politischen Gassenhauer, die Kampftruppen der 

Linken sangen, wurden kaum als Ausdruck von Ideologie genommen und nicht in ihrer Wirkung 

auf Denken, Mentalität und Verhalten befragt, ebenso wenig wie – man mag über Staatsfahnen 

denken wie immer – die Bezeichnung der Republikfarben, die ungeachtet ihrer historischen Her-

kunft in sich revolutionär dünkenden Kreisen auch „schwarz-rot-Mostrich“ hießen. 

Unter den für die Verwirklichung eines revolutionären Programms Kämpfenden lebte in jenen 

Jahren die Erinnerung an die in der Revolution 1918/19 ermordeten Genossen. In ihnen bebte 

die Enttäuschung über das Verfehlte. Sie wollten den Platz der Verlierer der Geschichte – und 

sie sahen sich gemessen an ihren Zielen und namentlich im Vergleich mit Sowjetrussland aus-

schließlich als Verlierer – ihren Feinden abtreten. Doch so berechtigt die Verweise auf die vie-

len Gründe waren, welche Millionen von Proletariern und Kleinbürgern besaßen, diese Repub-

lik abzulehnen, über sie hinaus in einen anderen Staat und eine sozial gerechte Gesellschaft zu 

wollen und sich dafür einzusetzen, so sicher diese Republik selbst dazu beitrug, Verfassung, 

Demokratie und Parlamentarismus zu diskreditieren, eine geschichtliche Auseinandersetzung 

konnte bei diesen Tatsachen nicht stehen bleiben. Noch weniger durfte sie diese als Argument 

nutzen, um einen auf einer Fehlbeurteilung politischer Möglichkeiten fußenden, also in Irre und 

Bankrott führenden Kurs einzunebeln. 

Dass es zu einer wirklich radikalen Durcharbeitung der Geschichte des Endes der Weimarer 

Republik in diesem Punkte nicht kam, bediente die zunehmenden Interessen hohler Heroisie-

rung der Parteigeschichte, die mit der Biographie Thälmanns ihren Höhepunkt erreichte. Die 

Akzentuierung des Fragens und Antwortens auf die Grenzen von staatsbürgerlichen Freiheiten 

und Rechten im Weimarer Staat enthob die DDR-Gesellschaft des Nachdenkens über den Wert 

der 1919 gewonnenen Freiheiten und Rechte und jeder Anstrengung zu deren kritischer Aufhe-

bung. Dass dem Antifaschismus der Demokratismus verlorenging, und das war seine eigentliche 

Amputation, wurde in dieser Atmosphäre kaum noch bemerkt. Klagen äußerten sich im priva-

ten Raum. Ein Beispiel? Am 26. Juni 1956 besuchte der Romanist und exzellente Kenner der 

Literatur, welche der Revolution von 1789 voraufging und ihr folgte, Victor Klemperer, eine 

Sitzung des Parlaments. Nach seiner Rückkehr von der Tribüne der Kammer notierte er, der 

damals der Volkskammer als Mitglied angehörte, in einem Gefühl erweckten Neides: „Es ging 

doch lebendig zu, man discutierte, man sprach leidenschaftlich, es gab Zwischenrufe u. Lachen. 

Gewiss: die Finanzmacht u. -corruption, gewiss Anführungsstriche um die ‚Freiheit der Wahl‘ 

– aber bei alledem doch ein bisschen mehr Demokratismus als bei uns, wo das Parlament voll-

kommen überflüssig ist und dieselbe Scheinrolle spielt wie im Hitlerstaat.“19 

In einer Vereinfachung ließe sich von dem Umgang der Historiker mit der Weimarer Republik 

sagen: Wir haben sie, in einer nie kritisch aufgebrochenen Tradition stehend, die längste Zeit 

unseres Wirkens vor allem unter dem Blickwinkel der Grenzen der staatsbürgerlichen Freihei-

ten gesehen und uns über deren Werte unter sich wandelnden Bedingungen nicht zu verständi-

gen vermocht. Diese Erfahrung muss nicht zu dem bekannten Pendelausschlag führen, so dass 

nun gleichsam in einer Art gedankenschwacher „Wiedergutmachung“ nur von Werten und 

nicht mehr von Grenzen gesprochen wird. Dazu bieten generelle, aber insbesondere auch aktu-

elle Erfahrungen – man denke an die in manchen deutschen Parteien deutlichen Differenz zwi-

schen dem in Umfragen ermittelten Willen der Wähler und den Stimmverhältnissen bei Ent-

scheidungen der Abgeordneten des Deutschen Bundestags im Falle des Krieges gegen Jugosla-

wien – ohnehin wenig Anlass. 

In: RLS, Protokolle 2/1999, S. 215–231. 

 

 
19  So sitze ich denn zwischen allen Stühlen. Tagebücher 1950-1959, Berlin 1999, Bd. II, S. 568. 
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In Memoriam Reinhard Kühnl. 1936-2014 

Würdigung eingangs der Veranstaltung „Faschismustheorie. Historische Forschungen 

und aktuelle Entwicklungen der politischen Rechten“ in Marburg am 10. Juli 2015 

Dass ich hier in die Rolle gelangt bin, unsere Veranstaltung zur ehrenden Erinnerung an Rein-

hard Kühnl zu eröffnen, der am 10. Februar 2014 verstarb, hat eine längere Vorgeschichte. Sie 

führt in das Hessen benachbarte Thüringen, zwei heutige Länder, die damals durch eine Staats-

grenze getrennt waren. Nach Jena hatte in siebziger Jahren des verflossenen Jahrhunderts Man-

fred Weißbecker schon mehrfach die Faschismus-Spezialisten der Deutschen Demokratischen 

Republik zu einem wissenschaftlichen Colloquium eingeladen. Dort trafen sich mit anderen die 

inzwischen verstorbenen Wolfgang Ruge, Wolfgang Schumann und Joachim Petzold, die in 

oder nahe Berlin lebenden Kurt Gossweiler und Dietrich Eichholtz. Alle hatten sich, zumeist 

beginnend mit ihren Dissertationsschriften, als Historiker ausgewiesen, die die Geschichte des 

Faschismus, namentlich des deutschen, zu ihrem speziellen Forschungsgebiet gemacht hatten. 

Was in Jena vorgetragen und diskutiert wurde, ist u. a. in den Jenaer Heften zur Parteienge-

schichte nachlesbar. Das gesamte Unternehmen harrt noch seines Historiographen. Zu den Ein-

geladenen des Jahres 1971 gehörte Reinhard Kühnl. Würde er der Gast aus dem Westen ge-

nannt, wäre unser Verhältnis nicht richtig beschrieben. Wir hatten einander durch Publikationen 

wahrgenommen und das als Weggenossen. Es sind aus diesen Begegnungen enge Beziehungen 

und in manchen Fällen darf man wohl sagen, gepflegte Freundschaften entstanden. 

In den Diskussionen jener Jahre, die wir damals schöpferisch genannt haben, die jedenfalls 

produktiv und schlicht anregend waren, hat Reinhard auf unverwechselbare Weise vorwärts 

führend gewirkt. Da lag sein Buch „Formen bürgerlicher Herrschaft. Liberalismus – Faschis-

mus“, bei Rowohlt in Hamburg gedruckt, schon vor und war wieder und wieder aufgelegt wor-

den. Das führt mich zu dem vielleicht wichtigsten Verdienst des Forschers. Es war das Nach-

denken über den Faschismus, ein Thema, zu dem Reinhard immer wieder zurückgekehrt ist. 

Der Faschismus als Ideologie, Organisation, Partei und Staat wurde begriffen als ein Produkt, 

als Hervorbringungen, als, so ließe es sich im Bilde sagen, legitimes Kind der bürgerlichen 

Gesellschaft und nicht als ein ihr untergeschobenes. 

Mit diesem Blick auf den Nationalsozialismus, auf Hitler und ins „Dritte Reich“, um das hier-

zulande geläufige Vokabular aufzurufen, konnte und kann man in der Bundesrepublik Deutsch-

land keine Preise gewinnen, wohl aber eine Anwartschaft auf die Aufnahme in einen Bericht 

des bayrischen Verfassungsschutzes. Diese materialistische Art, den Faschismus zu analysie-

ren, galt und gilt hierzulande als so etwas wie Nestbeschmutzung. Der Nationalsozialismus ist, 

wie unlängst ein Professor für Politikwissenschaft an der Humboldt-Universität zu Berlin ver-

kündete, so etwas wie ein Sonderfall. Wie der in die deutsche Geschichte geriet, bleibt rätsel-

haft. Das hatten die Deutschen schon bei Kriegsende 1945, also vor siebzig Jahren, so beige-

bracht bekommen, in einer Hochzeit des Wir-wissen-es-nicht. Erst wenn an die geistige Atmo-

sphäre jener Jahre erinnert wird, sind Platz und Wirkung des Buches über „Liberalismus und 

Faschismus“ bestimmt. Der darin bezogene Standpunkt bedeutete Parteinahme und war Her-

ausforderung und Warnung. 

Wenn auch Fortschritte innerhalb der bürgerlich-idealistischen Historiographie unstrittig sind 

und die Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft, Überbau und Basis, sich nicht einfach 

ignorieren lassen, so ist in der Publizistik der Nebel vor jedem wissenschaftlich orientierten 

Faschismusbild doch dicht. Für ihn wird auf vielerlei Weise gesorgt, im vergangenen Jahr auch 

durch die Aufhübschung der Rolle des Deutschen Reiches auf dem Weg in den Ersten Welt-

krieg. Dadurch ist, gleichsam en passant der Faschismus auf dem Kriegspfad auch zu einem 

Sonderfall deutscher Geschichte erklärt worden. Dabei möchte man manchen, die den Dunst 

verbreiten das „Herr vergib ihnen, denn sie wissen nicht, was sie tun“ zubilligen. Denn wenn 

in endlosen Wiederholungen über den deutschen Faschismus gesagt und geschrieben wird er 



589 

sei verbrecherisch, rassistisch, antisemitisch im Extrem, mörderisch ohne Beispiel gewesen, 

dann ist das alles richtig. Doch gilt: Wenn nur das über ihn gesagt wird, dann werden Charak-

teristika beschrieben, und das Wesen bleibt verschwiegen. Am Ende ist nolens volens – jenen 

gedient, welche die Beziehungen von Großkapital und Naziführerschaft tabuisiert haben und 

tabuisiert lassen wollen. 

Diese Beziehungen aber waren Reinhard Kühnls Thema. Er hat die Interessen herausgearbeitet, 

die den Faschismus hervorbrachten und groß werden ließen, die daran beteiligten Personen und 

Personengruppen benannt, die Dokumente zusammengetragen und publiziert, die die Ge-

schichte der Annäherung, der Kooperation und des Verhältnisses von Kapital- und politischer 

Macht bezeugen. Er hat den Faschismus als Vollendung der Gegenrevolution aufgefasst, die in 

Deutschland 1919 abgebrochen, werden musste, damit sich das Kapital vorerst in die Republik 

retten konnte. 

Zu unseren Jenaer Begegnungen gehörten auch Kontroversen. Als die denkwürdigste erscheint 

mir die über den von Reinhard zur Charakteristik der Beziehungen zwischen den großen Kapi-

talisten und der faschistischen Führerclique benutzten Begriff des Bündnisses. Mit ihm wurde 

eine Entgegensetzung zur Georgi Dimitroff zugeschriebenen Definition des Faschismus formu-

liert, dessen Urheber unbekannt sind, die wahrscheinlich aber zum Apparat es Exekutivkomi-

tees der Kommunistischen Internationale gehörten. Mit dieser 1933 erstmalig gegebenen Defi-

nition werde die Kooperation von staatlichen und ökonomischen Machtapparaten nicht erfasst, 

die den Faschismus als Herrschaftsform kennzeichnet. Das schien uns auf eine Gleichwertigkeit 

oder Gleichgewichtigkeit der beiden Partner hinauszulaufen. Und wenn unter den Marxisten-

Leninisten, als die wir uns verstanden, die Etikettierungen der Faschisten als Agenten, Büttel, 

Instrumente und bloße Werkzeuge des Kapitals auch aufgegeben waren, so würde, meinten wir, 

das Bild vom Bündnis die Rolle Hitlers und seiner Konsorten im faschistischen Regime unge-

rechtfertigt erhöhen. Der Kern der Frage richtete sich also auf das Problem der relativen Selbst-

ständigkeit des Staatsapparates, die im Falle der faschistischen Diktatur eine besondere Note 

besitzt. Heute würde ich die seinerzeitige Kritik nicht wiederholen, aber sagen, daß, so sehr es 

Aufgabe des Historikers ist, Ereignisse und Entwicklungen auf den Begriff zu bringen, das Re-

sultat darauf gerichteten Anstrengungen nicht jedes Mal in ein Wort gegossen werden kann. 

Die Beziehungen zwischen großem Kapital und „großen“ Führern waren durch Übereinstim-

mungen geprägt, aber auch von Gegensätzen gekennzeichnet und also widerspruchsvoll und sie 

waren 1933 nicht die gleichen wie 1936 oder dann gar 1944. 

Auf Widerspruch, und das scheint mir rechtens, ist Reinhard in Jena auch mit seiner These von 

der Dysfunktionalität des Antisemitismus im faschistischen Regime getroffen. Ich vermag nicht 

zu sagen, ob und wann er sich von ihr getrennt hat. Das aber wird hier einzig erwähnt, um der 

üblen Nachrede zu entgegnen, die historischen Materialisten hätten sich mit Antisemitismus 

und Judenmord nicht forschend beschäftigt. Sie haben vielfach tiefer gegraben als ihre Kolle-

gen. 

Gibt es aus dem Rückblick aber nicht doch Forschungsfelder, die vernachlässigt wurden? Das 

Weiteste ist wohl das der Rolle der Volksmassen. Für die DDR bin ich mir da sicher. Es gab 

das Dogma von der fortschrittlichen Rolle der Volksmassen in der Geschichte, das für einge-

hende Untersuchungen der Massengefolgschaft der Faschisten keinen gedanklichen Platz ließ. 

Dass es diese Millionen unter und hinter dem Hakenkreuz gegeben hatte, konnte unter den His-

torikern des Faschismus keinen strittigen Punkt bilden. Reinhard Kühnl hat, auch das gehörte 

zu den von ihm, vermittelten Anstößen darauf bestanden, die Tatsache der Massengefolgschaft 

als typisch für faschistische Regime anzusehen und sie folglich auch in die Definition dieser 

Herrschaft aufzunehmen, auch zur schärferen Unterscheidung von Militär- und anderen Dikta-

turen. Und er hat in der Formierung dieser Gefolgschaft nicht nur das Resultat von Lug und 

Trug erblickt, sondern auf die gleichsam spontan vor sich gehenden Prozesse der Ideologiebil-

dung verwiesen. In seinen Quellenveröffentlichungen finden sich zudem viele Dokumente, die 
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die Frage klären helfen, wie die Massenbasis und wie sie in so kurzer Zeit, nämlich schon im 

Verlauf des Jahres 1933 formiert werden konnte. Die dort wieder gedruckten letzten Kundge-

bungen der bürgerlichen Parteien und mehr noch die permanenten der katholischen und der 

evangelischen Kirchen haben eine nicht exakt zu bestimmende Millionenzahl von Deutschen 

den Faschisten buchstäblich zugetrieben. Anfangs waren es nach der verrauschten Sieges- und 

Aufbruchsstimmung keineswegs schon vorweisbare Erfolge der Machthaber, die ihr System 

stabilisierten. Später, ab 1935 änderte sich das, denn es wandelte sich auch – verglichen mit 

dem Krisenelend – das Leben der Menschen und in diesen sich wandelnden Zuständen keimte 

die Hoffnung, es werde weiter aufwärts gehen. Das, die Erfolgsbestechung, gehörte zu Kühnls 

Bild von der faschistischen Herrschaft und ihrer Geschichte, ein Thema, bei dem sich im Detail 

noch viele Meriten verdienen lassen. 

Über Reinhard Kühnls Verdienste um die Geschichtswissenschaft lässt sich nicht sprechen, 

ohne über seinen außergewöhnlichen Anteil an der Verbreitung von Geschichtswissen und Ge-

schichtserkenntnissen zu reden, erworben in Schrift und in allen Gegenden und Himmelsrich-

tungen der Bundesrepublik auch durch das Wort. Dieser Beitrag wuchs aus der Überzeugung, 

dass die Wissenschaft den Menschen zu dienen, die Geschichtswissenschaft ihnen in den poli-

tischen und geistigen Kämpfen ihrer Zeit Ratgeber und womöglich Wegweiser zu sein habe. 

Die Zahl seiner Auftritte in der Öffentlichkeit, namentlich in Veranstaltungen der Gewerkschaf-

ten und der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes, und die seiner Zuhörer ist nachträg-

lich nicht bestimmbar. Er war so etwas wie ein Pädagoge von Natur. Seine Vorträge boten von 

den ersten Sätzen an Einladungen zum Mitdenken, denen sich Zuhörende schwer entziehen 

konnten. Denn auf sie vermochte er sich einzustellen. Die Gedankengebäude die er ihnen vor-

stellte, entstanden gleichsam nach der Methode die auf dem Bau praktiziert wird, ein Funda-

ment und dann ein Stein – ein Kalk. 

Reinhard Kühnl hat einen Biographen verdient. Wer immer sich und wann der Aufgabe unter-

ziehen wird, er wird sich ein Verdienst insbesondere an der Richtung der Historiographie er-

werben, deren Zugehörige meinen, dass der Kapitalismus das letzte Wort der Geschichte nicht 

haben muss. 
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Die Nation gedenkt. Gesagtes und Gedrucktes zum 17. Juni 1953 

Der 27. Januar dieses Jahres 2003 war erreicht, die Veranstaltungsreihe zum Tage, an dem der 

Befreiung des Vernichtungslager Auschwitz gedacht wird, vollständig noch nicht vorüber, als 

sich der Kulturausschuss des Berliner Abgeordnetenhauses mit dem nächsten Jahrestag be-

fasste, den seine Mitglieder für besonders erinnerungswürdig hielten. In ihr Visier geriet keiner 

jener Tage, an dem sieben Jahrzehnte zuvor in Berlin deutsche Geschichte mit europaweiter 

Wirkung gemacht wurde, nicht also der Reichstagsbrand oder das Verbot der Gewerkschaften. 

Der Blick richtete sich auf den 17. Juni 1953. 

Der zuständige Senator erbat sich noch Zeit. Die Planung sei nicht perfekt. Aber eine Veran-

staltungsliste existiere schon. Sie umfasse 25 Positionen. Vier davon würde die Behörde von 

Frau Birthler bestreiten, die selbst übrigens – damals fünfjährig – wie sie einer Zeitung berichtet 

hatte, noch Erinnerungen an den Tag besitzt. Eingeprägt habe sich ihr das Bild ihrer Mutter, die 

beim Anblick auffahrender sowjetischer Panzer weinend am Fenster gestanden hätte. Das 

dürfte, käme es zu einem Wettbewerb um den jüngsten Zeitzeugen, einen vorderen Platz si-

chern. Später hat ihr diese Aussicht nicht genügt. Sie trat als Historikerin hervor. Die inzwi-

schen mehrfach vorgenommene Platzierung des Tages auf eine deutsche Geschichtslinie, die 

von den Jahreszahlen 1848 und 1918 markiert wird, übertreffend, schlug sie dessen weltge-

schichtliche Zuordnung in jene Ereignisflucht vor, die mit dem Jahre 1789 beginnt. Das könnte 

ihr, wie unsere Nachbarn im Westen so sind, demnächst bei einem Einreiseversuch nach Frank-

reich Schwierigkeiten bereiten. 

Jedenfalls liegt Zeitzeugin Birthler erheblich günstiger als jener Elfjährige, der seinerzeit „wild-

gewordene Sturmkräfte – neuzeitlich Chaoten und Randalierer genannt – aus Richtung Berlin-

West sich über die Oberbaumbrücke wälzen“ sah, die „in Berlin-Ost an der Warschauer Brücke 

alles kurz und klein schlugen“. Da waren sie wieder, die gedungenen „Sambajünglingen“, wel-

che die Arbeiterklasse aufgeputscht hatten. Früh zeichnete sich mithin Zündstoff ab. Historiker, 

sofern nicht beim Fernsehen verdingt, mochten Bekundungen dieses Typs wiederum ins Grü-

beln geraten lassen. Sind Zeitzeugen nicht doch ihre Hauptfeinde? 

Zurück zu den frühen Plänen in Berlin: Fünf Veranstaltungen bereitete die Konrad- -Stiftung 

vor, vier die Gedenkstätte in Berlin-Hohenschönhausen, nur zwei die Stiftung zur Aufarbeitung 

der SED-Diktatur, die sich über gekürzte Staatszuwendungen beklagte. Zu einer Konferenz lud 

die Evangelische Akademie zu Berlin und die Friedrich-Ebert-Stiftung, für die sie die in keiner 

Phase kapitalistischer Herrschaft ausbleichende Losung wählten „Kollegen, reiht euch ein, wir 

wollen freie Menschen sein!“ Eine PDS-nahe Stiftung begann zur Winterszeit eine Vorlesungs-

reihe. Später erklärte sich die Historische Kommission dieser Partei zum Ereignis (1) und er-

regte mit der Aussage Verwunderung, seit 1989 blockiere „keine Staatsräson“ mehr einen sach-

gerechten Meinungsstreit. Doch atmet der Text, weshalb öffentliche Aufmerksamkeit und Bei-

fall gering blieben, nicht die Unterwürfigkeit jener Präambel zur Berliner SPD-PDS-Koalitions-

vereinbarung, der die demokratischen Sozialisten, bevor G. Gysi seinen Kurzauftritt als Wirt-

schaftssenator gab, ein paar Mitglieder und mehr noch Ansehen kostete. 

Einträchtig waren die Berliner Abgeordneten im Januar auseinander gegangen. Gemeinsam 

würden sie den Tag angemessen begehen. Drei Wochen später kamen CDU-Parlamentariern 

Bedenken, ob der „rot-rote“ Senat wirklich ein Gesamtkonzept verfolge. Der Kultursenator sah 

sich verdächtigt. Er sagte, es werde „selbstverständlich eine große Veranstaltung“ geben. In der 

Sprache, in der Kulturpolitiker in der Hauptstadt sich verständigen, beteuerte er, „mit dem 17. 

Juni was am Hut zu haben“. Ideen müssten noch her, mahnte eine rote Abgeordnete. Ein grüner 

Kollege forderte, das Datum auch als Ereignis europäischer Geschichte zu begreifen. Einig ent-

rüstet war man, dass der Lotto-Rat es abgelehnt hatte, eine – wiederum große – Ausstellung zu 

fördern. Besorgnis erregte Den Volksvertretern erregte die Besorgnis, es könne ein Programm 

zustande kommen, das Jugendliche desinteressiere. Gerade denen sollte ein Eckstein fürs 
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Geschichtsbild geliefert werden. Anfang April war klargestellt, der Senat werde am Vorabend 

des 17. Juni „Akteure und Jugendliche“ ins Rote Rathaus laden, um, wie der Regierende Bür-

germeister verkündete, den Tag „dem schleichenden Vergessen zu entreißen“. Der Bildungsse-

nator hatte inzwischen einen Wettbewerb ausgelobt, um Schüler auf die Spuren des Tages an-

zusetzen. Der „Gedenkrummel“, schrieb eine Zeitung schon im Februar, lief langsam an. Dann 

kam er auf Touren. 

Wer sich Wochen später noch einen Überblick über das bundesweite Vorhaben verschaffen 

wollte, brauchte die Dienste eines Forschungsinstitutes. Ersatzweise konnte man sich an den 

Vorsitzenden der Staatsstiftung zur „Aufarbeitung“ der SED-Diktatur wenden. Die investierte 

ein Fünftel ihres Jahresetats, eine halbe Million Euro, in das Gedenken, wovon wiederum ein 

Viertel in Berlin „hängen“ bleiben sollten. Der Pfarrer in R. hatte bundesweit nahezu 150 Pro-

jekte vom Buch bis zur Lehrerfortbildung erfasst. Kläglich nahm sich das Angebot des Saar-

landes aus, das damals noch nicht Teil der Bundesrepublik gewesen war. Es offerierte einzig 

einen „multimedialen Journalistenvortrag“. Als Höhepunkt kündigte Rainer Eppelmann einen 

„Rentnermarsch“ vom Strausberger Platz durch Berlins östliches Zentrum an. Er solle die über-

lebenden Helden von einst zusammenführen. 

Lange vor dem Jahrestag und ohne Lärm zu schlagen, ließen zwei staatliche Fernsehsender an 

Spielfilmen arbeiten, die inzwischen ausgestrahlt wurden. Sie waren den Auftraggebern insge-

samt 6, 5 Millionen Euro wert. Für die Produktion des einen war Egon Bahr als Berater gewon-

nen worden. Gelernt werden könne, hieß es in einer Ankündigung, welche die Darstellung von 

„linientreuen Parteischranzen“, „Stasi-Agenten“, „SED-Jüngern“ und eines „Parteibonzen-

Bruders“ angekündigt wurde, dass das Scheitern des Sozialismus im System angelegt gewesen 

sei. Inzwischen sind sie über die Bildschirme geflimmert. Eine Dokumentation wird am Gedenk-

tag selbst noch auf andere Weise an die „deutsche Tragödie“ erinnern. 

Das Vorspektakel verriet, worauf es den Initiatoren ankam: Die Neubelebung jenes unbeende-

ten Vorhabens, das der seinerzeitige Bundesaußenminister Klaus Kinkel 1991 vor dem in Köln 

stattfindenden 15. Deutschen Richtertag so charakterisierte: „Es muss gelingen, das SED-Sys-

tem zu delegitimieren, das ... in weiten Bereichen genauso unmenschlich und schrecklich war 

wie das faschistische Deutschland“. Vokabeln, mit welchen das Befinden der Ostdeutschen 

1953 gekennzeichnet wird, heißen folglich „Leidensdruck“ und „Leidensfähigkeit“. Nachdem 

die Bevölkerungsmehrheit im Weststaat den schon am 2. Juli 1953 durch Beschluss des Bun-

destages zum „Tag der deutschen Einheit“ deklarierten 17. Juni zum bloßen Frühlingsausflug-

stag hatte herunter kommen lassen, selbst das Parlament seine rituellen Gedenkfeiern einstellte 

und alles Gedenken verschüttet war, wird nun aus der Distanz eines Halbjahrhunderts gefordert, 

das Ereignis in den „historischen Erinnerungsschatz“ der Nation aufzunehmen und dazu eine 

„Chance für neue Sinnstiftung“ gesehen.1 Das lässt der Phantasie Raum. Der Tag könnte doch 

Arbeiter in Neudeutschland 2003 zu der Überlegung anstiften, wie sich die derzeit von der Re-

gierung ins Werk gesetzten asozialen Schikanen abwehren ließen. Jedoch ist weder in den Ge-

werkschaften noch bei den demokratischen Sozialisten jemand auf den Gedanken solcher ak-

tuell-politischer Sinnstiftung verfallen. Offenbar liegt er der Geschichtserinnerung hier wie dort 

zu fern. 

Auch Klios Jünger haben dem Tag seit langem kräftig vorgearbeitet. Schon vor einem Jahr 

wurde mitgeteilt, dass die „Bundeszentrale für Politische Bildung“, Deutschland Radio und dem 

Zentrum für Zeithistorische Forschungen Potsdam gemeinsam eine „einzigartige multimediale 

Webseite“ schaffen werden. Zeitzeugen wurden gesucht, Dokumente und „Erinnerungsstücke“ 

erbeten, was immer sie sein mochten – ein auf einen sowjetischen Panzer geworfener Stein oder 

ein den Bauarbeitern diktatorisch verordneter volkseigener Schutzhelm. Wen Interesse an 

 
1  So in einem Bericht der Tageszeitung (taz) vom 24. Februar 2003 über die Vorbereitungen auf den Jah-

restag am 17. Juni 2003. 
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einem unbezweifelbar denkwürdigen geschichtlichen Ereignis leitete, der hatte es bald nicht 

leicht, Publikationen zu finden, die sich auf nachprüfbare Recherchen in Archiven gründen und 

Dokumente anbieten. Meist, wenn überhaupt, gelangten sie mit geringerem Reklameaufwand 

auf dem Buchmarkt. Zu ihnen zählt eine an entlegener Stelle gedruckte, 10 Seiten umfassende 

Dokumentation, die durch Akten aus dem Büro des Ministerpräsidenten Otto Grotewohl Ein-

blicke in die Stunden vor dem Ausbruch des Aufruhrs gewährt und die Unfähigkeit des büro-

kratisierten Apparats erkennen lässt, selbst die klaren, durchaus nicht feindlichen Signale zu 

verstehen, die ihnen Gewerkschafter buchstäblich in die Amtsstuben stellten. (2) 

Jede ernsthafte Beschäftigung mit dem 17. Juni 1953 schließt zwei Dimensionen ein. Die eine 

nimmt die durch den Kalten Krieg charakterisierte internationale Situation in den Blick, die 

andere, damit verbundene, lässt die Vorgeschichte des Ereignisses mit jenen Entscheidungen 

beginnen, die auf die Einbeziehung der DDR in das politisch-militärische Bündnissystem ziel-

ten, das die UdSSR führte. Darüber sprach Stalin, dessen Spekulation auf ein neutrales (oder 

wenigstens außerhalb der militärischen Blöcke gehaltenes) Deutschland schwand, wie wir 

durch die quellengestützte Publikation W. K. Wolkows (3) genauer wissen, mit Wilhelm Pieck, 

Grotewohl und Walter Ulbricht am 1. April 1952 im Kreml. Dabei wurden der Umfang künfti-

ger DDR-Streitkräfte, deren Bewaffnung (Panzer, Artillerie) durch die UdSSR und die Taktik 

erörtert, die in ihrer Aufbauphase befolgt werden sollte. Seitdem kamen auf den ökonomisch 

schwachen, durch Reparationsleistungen schwer belasteten ostdeutschen Staat neue unproduk-

tive Aufwendungen hinzu. Sie mussten die Überwindung von Kriegs- und der wachsenden 

Spaltungs- und Konfrontationsfolgen zusätzlich erschweren. 

Diese Situation zu meistern überforderte auch die regierungs- und verwaltungsunerfahrene 

neue Elite und verstärkte in ihren Reihen die Zuflucht zu bürokratisch-administrativen Metho-

den. Der Gedanke, einen – wie gemeint wurde – akut drohenden Krieg durch einen eigenen, 

Abschreckung bewirkenden Rüstungsbeitrag vermeiden zu helfen, schien jeden innenpoliti-

schen Verzicht und Verzug zu rechtfertigen. Jedenfalls in den Vorstellungen führender deut-

scher Kommunisten. Nicht erst der Tod des Diktators im Kreml verursachte eine konfliktträch-

tige, dann krisenhafte Entwicklung in der DDR (und verwandte Erscheinungen in der ČSSR 

und in Ungarn). Diese war Folge der Unfähigkeit der sowjetischen Führung, sich und ihre Ver-

bündeten auf die Herausforderungen des Kalten Krieges so einzustellen, dass es nicht zur Ent-

fremdung der Führungen und der Massen kam. 

Mit der Erbschaft ungelöster Fragen befassten sich nach dem 5. März 1953, Stalins Todestag, 

im Kreml Politiker, die nun zwar bisher ungekannte Freiräume für ihr Denken und ihre Ent-

schlüsse besaßen, aber nicht die Statur, sich mit den „Bruderparteien“ gleichberechtigt über den 

Umgang mit dieser Hinterlassenschaft des Diktators zu verständigen. Wie Stalin beorderten sie 

deren Führungspersonal zu – wie immer verbrämten – Befehlsempfängen. Als sie gewahr wur-

den, dass sich Konfliktstoff im Inneren der DDR zu Zündstoff verdichtete, verordneten sie – 

bildlich gesprochen – das Befahren einer Kurve, in der das ostdeutsche Regime mächtig ins 

Schleudern geraten musste. Übereilt und unvollständig wurden jene Maßnahmen außer Kraft 

gesetzt, die das materielle Dasein der DDR-Bevölkerung und die Zukunftsaussichten vieler 

verschlechtert hatten: Unpopuläre Verordnungen, eben noch als unumgänglich dargestellt und 

von Zehntausenden Funktionären verfochten worden, wurden eine nach der anderen annulliert. 

Ausgenommen eine: Die ohne jede Rücksicht auf die höchst unterschiedliche Situation in den 

Betrieben verfügte zehnprozentige Erhöhung der Arbeitsnormen. Das und die Folgen sind 

mehrfach dargestellt worden. 

Auch nach einem halben Jahrhundert konkurrieren in Literatur und Propaganda zur Charakte-

ristik der Juni-Ereignisse mehrere Begriffe. Es war das Bundesministerium für gesamtdeutsche 

Fragen, später: für innerdeutsche Beziehungen, das den im Bundestag am 17. Juni – bevor ein 

Bild vom Ganzen überhaupt gewonnen worden war – geprägten Begriff „Volksaufstand“ (zur 

Wahl stand zudem „Freiheitskampf“) aufnahm und verbreitete. Vollständig drang es damit 
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nicht durch. Häufig wurde vom „Juni-Aufstand“ oder vom „Aufstand vom 17. Juni“ geschrie-

ben. Seit 1990 kam „Volksaufstand“ wieder vermehrt in Gebrauch, ergänzt durch den mit dem 

Zusatz „flächendeckend“. (4) Auch „Aufstand gegen die Diktatur“ und „aufstandsähnliche De-

monstrationen“ ließ sich lesen. Dabei wird von 1953, der „ungestümtesten aller deutschen Re-

volutionen“ zu 1989 ein Gedankenbogen geschlagen. Einer „Generalprobe“ wäre 46 Jahre spä-

ter die erfolgreiche historische Aufführung gefolgt. Die von „zwei Diktaturen“, erst faschis-

tisch, dann kommunistisch, geknechtete ost-(früher: mittel-)deutsche Bevölkerung, die sich im 

vierten Jahr der DDR vom „enormen Leidensdruck“, hätte befreien wollen, ihn aber vier furcht-

bare Jahrzehnte habe ertragen müssen, sei doch an ihr Ziel gelangt. Vom Misslingen zum Ge-

lingen, zur „Vollendung“. 

Diese politische Romantik verbreitet auch das in anderen Geschichtsabschnitten sich seriös be-

wegende Militärgeschichtliche Forschungsamt (MGFA) der Bundeswehr mit Sitz in Potsdam 

in einem Buch „Waffen gegen das Volk“. (6) Ohne derlei lotterhaftes ideologisches Ausschwei-

fen geht es wie in der DDR offenbar nicht und umso weniger ab, je näher die Geschichtsbe-

trachtung an die jeweils herrliche Gegenwart heranrückt. Geschichte wiederholt sich eben doch, 

wenn auch nie auf die gleiche Weise. Doch scheint inzwischen mit dem Bogen über die Jahr-

zehnte der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts dem 17. Juni historischer Glanz noch nicht ge-

nug aufgeschminkt. Der Tag gehöre in die Reihe großer deutscher Freiheitsbewegungen. „Ein-

zelheiten“ stören solche Andacht. Das erweist sich, sobald der Schritt von den Phrasen zu den 

Fragen getan wird: Was wollten Streikende und Demonstrierende 1953 und was die nach der 

Gewährung von Volksrechten rufenden mehr als viereinhalb Jahrzehnte später, jeweils Men-

schenmassen, die nach Herkunft, Erfahrung, sozialer Lage, geistiger wie mentaler Befindlich-

keit sich voneinander sehr unterschieden. 

Hier interessieren die Akteure von 1953, von deren Forderungen uns geöffnete Archive mehr 

Auskunft erteilt haben. Ein publizistischer Coup gelang Siegfried Prokop (7), der in Papieren 

des Kulturbundes die seinerzeit weithin unbekannt gebliebene Kritik der mit dem DDR-Staat 

verbundenen Teils der Intelligenz, namentlich ihrer Spitzenkräfte (Klemperer, Zweig, Brugsch, 

Deiters u. a.), referiert und analysiert. Doch sind die Akten nicht durchweg leicht zugänglich 

(und die der westlichen Geheimdienste bis heute verschlossen). Das Ende der staatseigenen 

DDR-Betriebe führte zu Vernichtung und Wegschaffung ihrer papiernen Hinterlassenschaft in 

Depots. Zum Teil sind Totalverluste zu verzeichnen. Sicher ist, dass Parolen und Forderungen, 

die am 16./17. Juni von betrieblichen oder lokalen Streik- und Gewerkschaftsleitungen ausge-

geben wurden – sie kamen in Versammlungen oft auf bloßen Zuruf zustande –, von der Zu-

rücknahme der diktierten Normerhöhungen bis zur Absetzung der Regierung und zur Abhal-

tung freier Wahlen. Da umfassende vergleichende Studien bisher nicht existieren, in denen das 

Verlangen der Streikenden und Demonstranten auf Häufigkeit, Übereinstimmung und Abwei-

chung untersucht worden wäre, stellen die unaufgearbeiteten Quellen einen Selbstbedienungs-

laden dar, in dem sich Argumente für diese oder jene Deutung finden lassen. 

Wie von diesem Angebot Gebrauch gemacht wird, lässt sich in einer Veröffentlichung Volker 

Koops (4) lesen, die beansprucht, der Legende die Wirklichkeit entgegenzusetzen. Behauptet 

wird, es sei „weniger um niedrigere Normen gegangen ... als um Freiheit und die Wiederverei-

nigung“. Das Weniger ist falsch, denn es ging nicht um niedrigere, sondern um die Ablehnung 

von Normerhöhungen, und das Mehr ist nicht bewiesen. Unsinnig ist wenig später die Formu-

lierung, es habe sich der Protest „gegen die SED und ihre Politik und nicht etwa vorrangig 

gegen Normenerhöhungen“ gerichtet, stand doch gerade deren Erhöhung im Zentrum der Wirt-

schaftspolitik der führenden Partei. Darüber schrieb der Historiker Christoph Kleßmann 1997: 

„Rein volkswirtschaftliche betrachtet war diese Forderung nach Steigerung der (viel zu niedri-

gen) Arbeitsproduktivität zwar richtig, wenn es mit der Wirtschaft aufwärts gehen sollte.“ 

Nur erschienen die Arbeiter, da die Regierung begonnen hatte, unpopuläre Maßnahmen auf 

anderen Feldern und gegenüber anderen Schichten der Bevölkerung zurück zu nehmen, als 
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diejenigen, gegen deren Interessen regiert werde. Und das provozierte in der Kulisse „Arbeiter-

staat“ umso mehr. Arbeitermassen waren mit den ihre Lage merklich verschlechternden Be-

schlüssen ebenso wenig einverstanden wie mit der Art und Weise ihres Zustandekommens. Sie 

wollten sich nicht zu Objekten der Politik machen lassen. Dabei regierten nicht alle gleich. „In 

vielen Betrieben“ liest man nicht in einer alten SED-Propagandaschrift, sondern im erwähnten 

vom MGFA herausgegebenen Buch (6), hatten sich während der Unruhen eine „große Zahl von 

Arbeitern bereitgefunden, Streiks zu verhindern und das Vordringen von Demonstranten auf 

das Werksgelände zu verhindern.“ Also richteten sich die Waffen doch wieder nicht gegen das 

ganze Volk? 

Das gewünschte 17. Juni-Bild à la Kinkel erfordert die Unterschlagung oder Marginalisierung 

von Tatsachen. Kopfschüttelnd fragte ein Journalist, der eine Konferenz besucht hatte, die dem 

Ereignis vorausging, wie man sich mehrere Tage mit ihm befassen könne, ohne von der Exis-

tenz der Bundesrepublik zu sprechen. Das meinte nicht das Stichwort „RIAS“, den in Berlin-

West etablierten Sender, der lange vor dem 17. Juni frühmorgendlich, bevor die Arbeiter sich 

auf den Weg in Betriebe und zu Baustellen aufmachten, zusätzlich für regierungsfeindliche 

Stimmung sorgte. Seinen Redakteuren wurde inzwischen eine hilfreiche Rolle bei der politi-

schen Lenkung der Ostberliner Aktionen und ihre dramatisierte Bekanntmachung in der DDR 

anerkennend zugeschrieben. Zu handeln wäre vom permanenten ideologischen und dem sich 

entfaltenden „US-geführten“ Wirtschaftskrieg, der seine Wurzeln im durchaus verständlichen 

Interesse besaß, den Konkurrenzstaat nicht groß werden zu lassen, sondern so instabil zu halten, 

wie er sich befand. Sodann von der seinerzeit ungerührten Kenntnisnahme, in welchem Grad 

die „Brüder und Schwestern in der Zone“ – später mir Paketen bedacht, die in Berlin-West 

abgeholt werden konnten – dafür zahlten, was die Deutschen doch insgesamt namentlich in 

Osteuropa angerichtet hatten. Weiterhin über ungeachtet bestehender Handelsvereinbarungen, 

die heute als Zeichen wohlwollender Unterstützung des notleidenden Ostens durch die Regie-

rung interpretiert werden, ergriffene, später sich radikalisierende Maßnahmen, mit denen ost-

deutschen Betrieben der Weg auf internationale Märkte blockiert werden sollte. 

Worüber heute, nachdem ein industrieller Rest aus DDR-Zeit „rechtmäßigen“ alten oder eben-

solchen neuen Eigentümern gehört, geredet werden könnte, das wird genierlich noch beschwie-

gen: die seinerzeitigen Pläne des bei der Bonner Regierung etablierte Forschungsbeirat für Fra-

gen der Wiedervereinigung. Der befasste sich 1953 u. a. mit der „Rückabwicklung“ der Boden-

reform und der Rückgabe enteigneter Betriebe. Weder das eine noch das andere tauchte auf 

irgendeiner Losung von Bauern oder Arbeitern in den Junitagen auf, weshalb dieser Rat seinen 

Jahresbericht besser geheim hielt. Kommen dessen Zukunftsvorstellungen in den Blick, dann 

gewinnt das Wort „Vollendung“ freilich einen Sinn. 
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Nach einem Jahrestag 

Von Zerrspiegeln, Zeitungen und Blättchen 

Dieser 70. Jahrestag des Einfalls der deutschen Wehrmacht in das Territorium der UdSSR, der 

den Zweiten Weltkrieg erneut ausweitete und ihm eine entscheidende Wende gab, löste in 

Deutschland eine Vielzahl von Initiativen aus. Sie reichten erfreulich weit über bloße routinierte 

Bezugnahmen in offiziellen Erklärungen und pflichtschuldige Artikel in Zeitungen hinaus. Es 

fanden Gedenkveranstaltungen und Gedenkgottesdienste, Lesungen und Vorträge, Diskussi-

ons- und Konzertabende, vielerorts Ehrungen von Kriegsopfern statt. Ein an Zahl nicht be-

stimmbarer Teil der Zeitgenossen und der Nachgeborenen hat den Tag, der in der deutschen 

Geschichte als ein Datum des Verbrechens und der Schande festgeschrieben ist, zum Anlass 

des Innehaltens und Nachdenkens genommen und ihn als Warnung begriffen, die ihr Verfalls-

datum nicht schon hinter sich hat. Soweit – so gut. 

Zugleich kann eine Durchmusterung dessen, was mit Bezug auf den Beginn dieses Eroberungs-

zuges in den Medien gesagt und geschrieben worden ist, erschrecken machen. Es gibt keine 

Legende und keine Verfälschung des Geschehens, die nicht erneut hervorgekramt und, notdürf-

tig aufgeputzt, unter die Leute gebracht wurde. Dies nicht abseits des Hauptstroms der Mei-

nungsbildung, sondern in dessen Mitte. Das beginnt mit den reanimierten „Generälen“ 

Schlamm und Winter, an denen die bis dahin siegreiche Wehrmacht mit den „besten Soldaten 

der Welt“ gescheitert sei. Die wären in einen „unmöglichen“ Krieg befohlen worden, was, wenn 

Worte einen Sinn haben, doch nur heißen kann, in einen unmöglich zu gewinnenden. Das kon-

statiert Michael Stürmer, der dreißig Jahre Professor für Geschichte an der Universität Erlan-

gen-Nürnberg war, politisch verortet ist durch seine früheren Tätigkeiten in Diensten Helmut 

Kohls und der Zeitung „Die Welt“. Er nennt als ersten Faktor in den Fehlrechnungen der fa-

schistischen Führung das Klima. Der Angriff sei schlicht zu spät im Jahr erfolgt. Auf das Kom-

mende wären weder der Mensch vorbereitet gewesen, noch die Technik eingerichtet. Sodann 

verweist er auf die den Vorhaben der Eindringlinge widrige Infrastruktur des zu erobernden 

Landes, was doch wohl heißt, es fehlte zwischen Brest und Moskau an Autobahnen. Schließlich 

habe man sich bei der Offensive auch noch „verzettelt“ und durch verfehlte Besatzungspolitik, 

die auf Hitlers Konto gehe, jene gegen sich aufgebracht, die anfänglich kooperationswillig wa-

ren. Verbrecherisch sei der Überfall schon gewesen, aber jedenfalls, hört man da heraus, hätte 

vieles doch besser gemacht werden können. Einen Gegner hat es in diesem Bild vom Kriege 

nicht gegeben. Es bleibt noch hinter jenem zurück, das den Deutschen der tägliche Bericht des 

Oberkommandos der Wehrmacht gab. Dessen Autoren teilten mit, der Gegner kämpfe „zäh“ 

und „verbissen“, er verteidige sich „überaus zäh“, er leiste „verzweifelten Widerstand“. Aus-

getragen würden „erbitterte Kämpfe“. Die verfälschte Antwort auf die Frage, wer für den ver-

heerenden Fehlschlag dieses Feldzugs verantwortlich ist, die zur Wende im gesamten Kriegs-

verlauf führte und in die deutsche Niederlage mündete, hat jedoch an Interessenten verloren, 

seit der letzte Wehrmachtsgeneral verstorben ist. 

„Hitlers Krieg“? 

Unvermindert erhielt sich jedoch das Bedürfnis, die Zahl derer, die diesen Krieg führen und 

gewinnen wollten, möglichst klein zu bemessen. Im Grunde, so die Antwort, gab es auf deut-

scher Seite nur einen, der ursprünglich nach Moskau, zum Ural und zum Kaukasus wollte – den 

„Führer“. Auf den kürzesten Begriff gebracht, heißt das Geschehen daher auch meist „Hitlers 

Krieg“. Wer sonst beteiligt war, ob er Bedenken getragen haben mochte oder nicht, war ein 

Opfer des übermächtigen Willens des Obersten Befehlshabers geworden, dem er sich nicht zu 

entziehen vermochte. Zudem war da der geleistete Eid. Wer hätte ihn zu brechen, über das 

treudeutsche Herz gebracht. 

„Ich bin’s nicht, Adolf Hitler ist es gewesen“, die Aussage hatte einst eine ganz praktische Be-

deutung. Wer so sprach, wollte nach 1945 nicht ins Gefängnis, auch keinerlei andere Bestrafung 
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erleiden, nicht von einer Tätigkeit – sagen wir in einem Ministerium, an einem Gericht der 

Bundesrepublik oder in der Bundeswehr – ausgeschlossen werden. Wer mitgemacht hatte, be-

hauptete, er tat es unter Zwang. Wer Wehrlose niederschoss, handelte im Befehlsnotstand. Die 

Lügen waren damals Akte der Selbstverteidigung, benutzt von Einzelnen wie von ganzen Grup-

pen. Aber nun, siebzig Jahre später, da das Interesse, sich vor Anklägern und Richtern heraus-

zureden auf einen Rest von neunzigjährigen Männern zusammengeschmolzen ist? Warum da 

immer noch: „Hitlers Krieg“? Und das in nahezu ausnahmslos allen deutschen Zeitungen? Wa-

rum der Gebrauch einer Formel, der doch der Geruch des 19. Jahrhunderts anhaftet, als weithin 

verbreitet und geglaubt wurde, es seien „große Männer“, welche Geschichte nach ihren Ideen 

und Entschlüssen machten? Und diese Sicht riecht obendrein stark nach einem ins Negative 

gekehrten Personenkult. War der Mann auch nicht als Erbauer groß, so doch als Zerstörer, nicht 

als Schöpfer, so doch als Vernichter. „Hitlers Krieg“? Der Führer wäre mit dieser Kennzeich-

nung wohl nicht gänzlich unzufrieden gewesen. Vielleicht hätte er „Hitlers Großer Weltkrieg“ 

vorgeschlagen. 

Eine andere und wie es scheint wachsende Gruppe von Publizisten macht dem deutschen Führer 

den Platz zwar nicht streitig, doch hat er ein wenig zur Seite zu rücken. Neben ihn wird auf den 

Sockel Josef Stalin gestellt, der vorgeblich zweite Kriegsinteressent. Nun heißt der Krieg nicht 

mehr nur „Hitler gegen Stalin“, sondern das „Duell zweier Despoten“ oder das „Duell der bei-

den Jahrhundertverbrecher“. (Spiegel 24/2001) Da wären es also zwei: Ein Faschist – pardon: 

Nationalsozialist – und ein Kommunist. Hitlers Anteil ist etwa um die Hälfte herabgesetzt. Das 

passt, nebenbei, gut in jene spezifisch deutsche Weltvorstellung, die in Kommunisten mindes-

tens potentielle Verbrecher ausgemacht hat. Und also prangen auf dem Titelbild der Zeitschrift, 

deren Reklame behauptet, es sei ihr Wissen zu entnehmen, unter den Bezeichnungen „Bruder“ 

und „Todfeind“ beider Köpfe, absichtsvoll montiert, da ein Foto fehlt. Stalin ist, entgegen Ge-

rüchten, die in Berlin im Juni 1941 kursierten, nicht in die deutsche Hauptstadt gekommen und 

dann nicht einmal nach dem Sieg auf seiner Reise zur Potsdamer Konferenz. Da war Hitler 

ohnehin schon tot. Und der Führer seinerseits reiste nicht gern in ausländische Hauptstädte. 

1938 tourte er bis Rom. Und Paris machte er einen Kurzbesuch erst, nachdem es erobert war. 

Also, um es kurz zu machen: Es beginnt sich die Kennzeichnung „Hitler-Stalin-Krieg“ einzu-

bürgern (so auch: Frankfurter Allgemeine, 2. Mai 2011). 

Doch schon jetzt gibt es kein zweites Feld der neueren Geschichte, auf dem die Forschungser-

gebnisse der Historiker und die von den Mainstream-Medien erzeugten Geschichtsbilder so 

weit auseinander liegen wie auf dem der Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs. Im festen Wis-

sen, dass die Mehrheit der Bundesbürger sich in seriöser Geschichtsliteratur nicht beliest, wird 

drauflos geschrieben und geredet. Das allein würde als Bedingung für die erfolgreiche Verbrei-

tung von Fälschungen nicht genügen, käme nicht die Hinnahme dieses Zustands durch Histori-

ker hinzu. Aus deren Reihen ist kein Ruf zu hören, während doch ein Aufschrei nötig wäre. 

Schwer vorstellbar, dass Mediziner und Ärzte in vergleichbarer Situation, wenn ihnen eine Schar 

Scharlatane entgegentreten und ihre Patienten dumm reden würde, schweigend zusähen. So 

aber lässt sich siebzig Jahre später die Legende von den beiden Kriminellen erzählen, die durch 

eine Kette von Zufällen an die Spitze von Staaten und Armeen gerieten und, nach Jahrzehnten 

gegenseitigen Belauerns und Abwartens, sich endlich aufeinander stürzen konnten. Das ist das 

Angebot des Haushistorikers des „Spiegel“, das einen Tiefpunkt der Geschichtspublizistik be-

zeichnet. 

Wie steht es um den historiographischen Befund im Hinblick auf Hitler und Stalin, die jeder an 

seinem Platz fraglos einen entscheidenden (was nicht bedeutet: alleinigen) Einfluss auf die Ge-

schichte der Staaten, an deren Spitze sie standen, auf die Europas und der Welt ausübten? In-

zwischen haben sich Geschichtswissenschaftler vorwiegend in Deutschland (ehedem in beiden 

deutschen Staaten), in Großbritannien und in den USA mit Hitlers Rolle befasst. Auf dem deut-

schen Büchermarkt erschien ein Dutzend Biographien über den „Führer“, angefangen mit dem 
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Werk des britischen Historikers Alan Bullock aus den frühen fünfziger Jahren über das 1973 

edierte Buch von Joachim Fest bis zum 1998 herausgegebenen Band von Ian Kershaw, dem 

zwei Jahre später der zweite folgte. Von der profunden Arbeit haben sich Historiker und andere 

Autoren, darunter Scharlatane, nicht abschrecken lassen, sich weiter an Hitler-Biografien zu 

versuchen, die in Frankreich, Großbritannien, Italien und in der Bundesrepublik auf den Markt 

gelangten. 

Bei allen Abweichungen von Aspekten und Urteilen stimmen die Historiker darin überein, dass 

Hitlers Außenpolitik sich nicht auf eine kriegerische Korrektur der Ergebnisse des Ersten Welt-

kriegs beschränkte, sondern – die früheren Ziele modifizierend – auf die Errichtung eines rie-

sigen Kolonialreiches im direkten geographischen Anschluss an Deutschland gerichtet war, auf 

die Ostexpansion. Es sollte die Basis für Deutschlands weltbeherrschende Stellung abgeben. 

Das mussten nach seinem Tode übrigens Historiker nicht erst durch weitläufige Forschungen 

feststellen. Es war durch Hitler selbst früh einbekannt worden und vielen Zeitgenossen bewusst. 

Nicht wenige in Deutschland und jenseits seiner Grenzen drangen darauf, diesen Vorsatz ernst 

zu nehmen und Sicherungen gegen dessen Verwirklichung zu schaffen. Ihre Forderungen schlu-

gen jedoch nicht durch. 

So fix wie dieses Ziel, so unbestimmt und variierend anfänglich die Vorstellungen darüber, wie 

es zu erreichen sei. Dieser Spur ist Rolf Dieter Müller soeben in einer Studie nachgegangen, in 

der gezeigt wird, welche gedanklichen und praktischen Wege und Umwege von der Idee zu 

jenem Entschluss führten, dessen militärstrategisches Resultat der Kriegsplan „Barbarossa“ 

wurde. Über diesen Befund gibt es unter Historikern keinen Streit. Würde er begonnen, er 

stürbe vor den Dokumenten, deren Echtheit nicht bezweifelt wird. Meinungsverschiedenheiten 

existieren allenfalls darüber, wie ernst dieses oder jenes außenpolitische Vorhaben gewesen 

sein mochte, also wenn es darum geht, die Finten der Diplomatie vom wirklich Gewollten zu 

sondern. Fest steht: Hitler hat diesen Krieg gewollt, er hat ihn mit den Spitzen der Militärs 

planmäßig vorbereitet und den Angriffsbefehl gegeben. Die Fragen beginnen gleichsam „da-

hinter“ und lauten: Wer waren seine Mittäter und wer die Mitinteressierten. 

Und Stalin? 

Um das Gesamtbild des Diktators im Kreml tobt in Russland eine Schlacht. Ihr ist Fortdauer 

gesichert, solange die Geschichte der Sowjetunion nicht mit dem gleichen Tiefgang untersucht 

und zu ähnlich verlässlichen Ergebnisse geführt wird, wie das unter internationaler Beteiligung 

im Hinblick auf die deutsche zwischen den Weltkriegen geschehen ist. Vor allem müssen, solid 

ediert, Dokumentensammlungen auf den Tisch. Das setzt die Liberalisierung des Zugangs zu 

den Archiven voraus. Doch unabhängig von allem Wünschenswerten und unabhängig von al-

lem gegenwärtigem und künftigem Dafür und Dawider, die Stalins Gesamtperson und histori-

scher Rolle gelten, steht die Aussage, dass er – um es auf den Tag zu sagen – seit jenem deut-

schen 30. Januar 1933 zu keinem Zeitpunkt geplant hatte, einen Krieg gegen Deutschland zu 

eröffnen. Und dies: wiewohl er schon wenige Tage später über die geheime Rede unterrichtet 

war, die Hitler vor deutschen Generalen über seine strategischen Ziele gehalten hatte. In der 

hatte er davon gesprochen, dass er auf dem Wege imperialistischer Politik die Ostrichtung wohl 

bevorzugen würde. Dieses Wissen Stalins hat keinen Gedanken geboren, Hitler zuvorzukom-

men, solange Deutschland noch nicht hochgerüstet war. Wohl aber ein Bündel innen- und au-

ßenpolitischer Initiativen, mit denen die Gefahr abgewendet werden sollte, die zunächst nicht 

akut war. Zugleich wurden Maßnahmen getroffen, um die eigenen Abwehrkräfte für den 

Kriegsfall zu mehren. Über deren Umfang und Ergebnisse wird ebenfalls gestritten. 

Doch im Hinblick auf die außenpolitischen Schritte des Kremls, die dem Lande einen Krieg 

ersparen sollten, geben die Tatsachen Material für irgendeinen Historikerstreit nicht her. Was 

die sowjetische Diplomatie seit 1933 unternahm und sich mit dem Namen des Außenkommissars 

Maxim Litwinow verbindet, geschah auf offener Weltbühne: die Umsteuerung der sowjetischen 
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Außenpolitik hin auf eine Verständigung mit Frankreich 1933, zuvor schon der Abschluss eines 

sowjetisch-französischen Nichtangriffsvertrages 1932 und dann eines Handelsvertrages im Ja-

nuar 1934, der Eintritt in den Völkerbund 1934, das Projekt Politik der kollektiven Sicherheit, 

der Abschluss der Beistandsverträge mit Frankreich und der Tschechoslowakei im Mai 1935, 

das Festhalten an dieser alternativlos erscheinenden Politik bis zum Versuch ihrer Reanimie-

rung nach dem 15. März 1939, als die Wehrmacht in Prag einrückte, die britisch-französische 

Appeasement-Politik vor einem Scherbenhaufen stand und man in London und Paris neu nach-

denken musste. Am Inhalt und der Richtung dieser Politik prallt historische Kritik ab. Sie war 

geeignet jene politisch-militärische Abschreckung zu schaffen, die Hitler bei aller Abenteuer-

lust in einen Konflikt mit seinen Militärs gestürzt haben würde, denn die wollten nicht ein zwei-

tes Mal einen Krieg verlieren. 

Also wird diese sowjetische Außenpolitik, die, was den Umgang mit einem potentiellen Ag-

gressor anlangt, denkwürdig ist, am besten übergangen oder – wie im „Spiegel“ auf weniger als 

ein Dutzend Worte reduziert: Stalin bemühte sich „um ein Bündnis mit dem Westen“. Kein 

Wort darüber, wer es nicht entstehen ließ. Stattdessen wird mit Unschuldsmiene der Eindruck 

erweckt, es habe vor dem deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt vom 23. August 1939 eine 

der Erinnerung werte sowjetische Europapolitik nicht gegeben. Dieser Vertrag, über dessen 

Zulässigkeit sich in Russland derzeit unter Beteiligung russischer Staatsoberer gestritten wird, 

wobei die Skala der Urteile von „ein Meisterstück Stalins“ bis zur totalen Verdammnis reicht, 

war die Antwort auf das gescheiterte kollektive Sicherheitsprojekt, das jene antisowjetischen 

Kreise zunichte gemacht hatten, welche vor allem die britische Außenpolitik bestimmten, Ge-

gen vielstimmige Warnungen im eigenen Lande. Was sich gegen die deutsch-sowjetischen Ver-

träge vom August und September 1939 einwenden lässt, was gegen die sowjetische Praxis ihrer 

„Ausfüllung“, sie stehen jedenfalls für die Absicht, nachdem die Möglichkeit nicht mehr exis-

tierte, den Frieden zu erzwingen, die eigenen Völker aus dem Kriege herauszuhalten. Kann das 

nicht geleugnet werden, so wird doch weiter der Versuch unternommen, den Nachweis zu füh-

ren, dass Stalin lediglich den Zeitpunkt für den Überfall auf Deutschlands aufgeschoben hätte, 

ihn jedoch vorbereitete und nur die günstige Gelegenheit abwartete, die Rote Armee westwärts 

stürmen zu lassen. Das ist in modifizierter Form die Neuauflage der Lüge vom deutschen Prä-

ventivkrieg. 

Nur: Es sind die Tatsachen sehr sperrig. Nachgewiesen ist, dass Stalin nicht an einen Frieden 

auf Dauer glaubte und die Vorbereitungen für den Kriegsfall zu intensivieren trachtete. Auch 

was da geschah, wird derzeit in der russischen Publizistik erbittert umstritten. Doch rechnete 

Stalin nicht damit, dass die Wehrmacht angreifen werde, solange sie mit Großbritannien nicht 

„fertig“ war, denn Hitler hatte sich im September 1939 doch gerade gerühmt, einen Zweifron-

tenkrieg vermieden zu haben. Keine dem entgegenstehende die akute Gefahr signalisierende 

Information, und die gab es übergenug und aus verlässlichen Quellen, kam gegen diese fixe 

Idee an. Immer wieder wird gefragt: Wie konnte das einem Manne passieren, der – was immer 

er sonst war – jedenfalls doch nicht zu den Dummköpfen gehörte? Stalin glaubte offenbar, dass 

die Logik des objektiven Kräfteverhältnisses, die gegen die erneute Ausweitung des Kriegsfel-

des durch die deutschen Machthaber sprach, auch die Logik im Denken Hitlers wäre. Dass der 

die Kapitulation Londons zu erhalten glaubte, nachdem er Moskau erobert und sich den Weg 

nach dem Vorderen und Mittleren Orient geöffnet haben würde, lag außerhalb seiner Kalküle. 

So wurden auch die Warnungen vor allem seiner Militärs und des Geheimdienstes in den Wind 

geschlagen. Im Wissen um die Konzentration der Wehrmachtsarmeen vor den Grenzen der 

UdSSR hat Georgij Shukow, Chef des Generalstabs der Roten Armee, Stalin vorgeschlagen, in 

diese sprungbereiten Millionen mit den eigenen Kräften hineinzustoßen, ein Unternehmen, das 

den Namen Präventivschlag verdient und die Chancen der Wehrmacht zwar nicht zunichte ge-

macht hätte, was Shukow glauben mochte, sie aber jedenfalls herabsetzen konnte. Denn zumin-

dest würde ein solches Vorgehen die vollständige Mobilisierung der eigenen Kräfte verlangt 
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haben. Stalins Entscheid lautete: Njet. Noch immer glaubte er, dem Überfall entkommen oder 

wenigstens ihn aufschieben zu können. Welche weiteren Rechnungen sich Stalin über den Fort-

gang des Krieges und die Haltung der UdSSR machte, darüber kann spekuliert, aber nicht sicher 

geurteilt werden. Mit einer Ausnahme: Solange die deutschen Armeen siegten, lag ihm jede 

Idee fern, sich ihnen zu konfrontieren. Die Legende vom beabsichtigten Krieg des Machthabers 

im Kreml hat in der Geschichtswissenschaft keinen Platz. Die Formel vom „Hitler-Stalin-

Krieg“ ist eine große Lüge. 

Nachschlag 

Das Schweigen über die Interessen und Antriebe, die Deutschland im 20. Jahrhundert in zwei 

Kriege stürzten und in Weltkriege führten, erhielten dieser Tage eine originelle Erweiterung 

von unvermuteter Seite. In der Zeitschrift „Das Blättchen“ (11. Juni 2011), die sich in der Tra-

dition der „Weltbühne“ glaubt, sieht sich ein Autor „auch siebzig Jahre nach Beginn dieses 

Krieges“ von der Frage bewegt, „wie die Deutschen überhaupt auf die Idee kommen konnten, 

Russland oder die Sowjetunion besiegen zu können.“ Es hätte doch ein Blick auf die Weltkarte 

und demographische und ökonomische Daten genügt, um sie davon abzubringen. Dem Mann 

wird nicht geholfen werden können. Denn es waren zwar Deutsche, aber nicht „die Deutschen“ 

die auf die Idee kamen, die ihn so verwundert. Doch auch die Frage, „was die Deutschen mit 

ihren Kriegen des 20. Jahrhunderts bezweckten, ist (ihm) nicht abschließend beantwortet“. Dar-

über, teilt er den Lesern mit, sei er schon in der Schule – der in der DDR, versteht sich – falsch 

unterrichtet worden. 

Die Fragen, es fällt schwer, sie ernst und nicht als bloße Selbstdarstellung zu nehmen, erinnern 

an jene Episode im Film „Die Feuerzangenbowle“ und die Lehrerfrage „Wat is’n Dampfma-

schin?“ Zu deren Beantwortung wird da zum Ausgangspunkt genommen: „Da stella mer uns 

mal janz dumm.“ Dann kommt der Pädagoge aber doch zur Sache und auf den Dampf zu spre-

chen. Der „Blättchen“-Autor hingegen hat „die geistige Leere des deutschen Eroberungsdran-

ges“ ermittelt und folglich während seiner Schuljahre offenkundig nicht aufgepasst, als von der 

materiellen Fülle jenes Dranges, von Erdöl, Erzen, Weizen und von den „Heloten“ (Reinhard 

Heydrich) gesprochen wurde, die unter dem Kommando nicht „der Deutschen“, sondern deut-

scher Kapitalisten und Gutsherren dort dereinst schuften würden. Der „Spiegel“-Historiker 

hatte das auch nicht, ist aber entlastet, denn er kam gar nicht in die Lage. Er hat keine ostdeut-

sche Schule besucht. 
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Führer und Gefolgschaft. 

Die Bindungskräfte von Massen an das Naziregime 1933-1945 

Vortrag in einer Sitzung der Leibniz-Sozietät, Klasse Gesellschaftswissenschaften  

am 11. Juni 2009 in Berlin 

Zur Hinterlassenschaft der Geschichte gehören Tatsachen, die den Zeitgenossen wie den Nach-

fahren Fragen aufgeben. Die lassen sich erkennen und formulieren, zum Ausgangspunkt von 

Untersuchungen machen, aber auch marginalisieren oder ignorieren. Für die Jahre der deut-

schen Geschichte von 1933 bis 1945 sind zwei von diesen Fragen besonders beunruhigend ge-

blieben. Die eine betrifft den gemeinhin Holocaust genannten Massenmord an den europäischen 

Juden, die andere jenen Prozess, der aus der Massengefolgschaft der NSDAP, entstanden am 

Ende der Weimarer Republik, die Massenbasis der Diktatur werden ließ, die sich bis gegen 

Kriegsende als stabil erwies. Den beiden Themen hat sich die internationale Historiographie 

mit sehr unterschiedlicher Intensität zugewandt. Freilich, es gibt kaum ein einschlägiges Buch 

über die Nazijahre, in denen nicht wenigstens auf diese Menschenmassenbasis hingewiesen 

würde. Doch fehlt bis heute eine Monographie, die Jahr für Jahr, Schritt für Schritt die Entste-

hung, Entwicklung, Stabilität und Rolle dieser Basis untersucht hätte. Übrigens, um diese Re-

miniszenz in gleichsam eigener Sache hier wenigstens zu erwähnen: Als 1983 Mitglieder der 

Akademie der Wissenschaften der DDR in einer ihrer Sitzungen die „schöpferische“ Rolle der 

Volksmassen durchaus streitbar erörterten, wurde das Thema Hitler und die Volksmassen 

schlicht ausgelassen.1 Das könnte eine Widerspiegelung des geringen gesellschaftlichen Inte-

resses gewesen sein, das damals, wie häufig noch immer gesagt wird, dieser „dunklen Seite“ 

der deutschen Geschichte entgegengebracht wurde und zugleich ein Reflex des Zustands auch 

unserer Historiographie, jedenfalls was dieses Thema anlangte. 

Heute sind die Forschungen zum Verhältnis von Führer und Gefolgschaft in den Jahren 1933 

bis 1945 weit vorangekommen. Die vorliegenden Deutungen und Interpretationen gehen mehr 

oder weniger weit auseinander, nicht aber die Befunde. Dafür, dass die Mehrheit der Deutschen 

über Jahre hinweg mit dem Naziregime – bei Einwänden in vielen Details – im Ganzen einver-

standen war, sind die Belege massenhaft: am eindrucksvollsten die überlieferten Fotografien 

und Filme, die in Bildbänden und Dokumentarfilmen immer wieder gezeigt werden, häufig in 

absichtsvoll politisch montierten Zusammenstellungen. Präsentiert werden Aufnahmen von der 

Siegesparade durch das Brandenburger Tor am vorletzten Januarabend 1933, von der 1. Mai-

Kundgebung in Berlin 1933, den Menschenansammlungen auf dem Wilhelmplatz vor der 

Reichskanzlei, den alljährlichen Parteitagen der NSDAP in Nürnberg, den Olympischen Spie-

len 1936, den Einfahrten Hitlers in deutsche Städte, dem Triumphzug Benito Mussolinis bei 

seinem Besuch in Deutschland 1937, der Kundgebung Hitlers auf dem Wiener Heldenplatz 

1938, der Militärparade zu Hitlers Geburtstag 1939, schließlich der Rückkehr Hitlers „von der 

Front“ nach dem Sieg über Frankreich 1940. Sie bezeugen allesamt eine Mischung von Insze-

nierung und Spontaneität. Wird der jeweilige geschichtliche Kontext den Bildern nicht beige-

fügt, erweist sich dieses Material als vorzüglich geeignet, Missinterpretationen des Regimes zu 

stützen. Der quellenkritische Aufwand für die geschichtliche Ein- und Zuordnung dieser Do-

kumente ist hoch. Sie sprechen keineswegs, wie häufig erklärt wird, „für sich“. So sieht man 

beispielsweise Bildern, die Massen nach der Kapitulation Frankreichs den „Führer“ feiernd zei-

gen, nicht an, dass sich in diesem Siegestaumel bei vielen weniger Kriegsbegeisterung und Er-

oberungsgelüst ausdrückten, denn die falsche Erwartung, dass England nun auch kapitulieren 

müsste, der Krieg beendet und der Friede wieder gewonnen wäre. Das entschlüsseln uns aber 

schriftliche Überlieferungen. Wie steht es um sie, das hauptsächliche Quellenmaterial des His-

torikers? 

 
1  Jürgen Kuczynski, Die Rolle der Volksmassen in der Geschichte. Sitzungsberichte der Akademie der Wis-

senschaften der DDR, Gesellschaftswissenschaften 9 G 1983, Berlin 1984. 
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Für die Analyse der Bindungen der Deutschen an das Regime, für die Stimmungen, von denen 

die Massen beherrscht wurden, für Verhaltensweisen, die daraus folgten, existieren sehr ver-

schiedene und verschieden wertige Quellengruppen. Die erste bilden Berichte aus staatlicher 

oder anderer amtlicher Provenienz, hervorgegangen aus dem Interesse der Führungen, über die 

Gedanken- und Gefühlswelt der „Volksgenossen“ informiert zu sein, um sie zweck- und ziel-

sicher beeinflussen zu können. Einschlägige Berichte haben Dienststellen der NSDAP und des 

Staates in Menge verfasst, ihre Autoren waren Beamte in der Staatsbürokratie, Mitarbeiter der 

NSDAP-Zentralen und insbesondere ihrer Propagandastellen, Spezialisten des Sicherheits-

dienstes, Parteigänger des Regimes vom Gendarmerie-Kommissar über den Landrat bis zum 

Regierungspräsidenten. Dieses Schriftgut ist von den lokalen bis zu den Reichsbehörden lü-

ckenhaft, aber reichlich überliefert und liegt teils gedruckt vor. Die wichtigste Sammlung ist 

die der SD-Berichte, die im Reichssicherheitshauptamt (seit 1939) angefertigt wurden und die 

für die Jahre 1938/1939 bis etwa 1945 vorliegen. Der quellenkritische Aufwand, den diese 

Überlieferung erfordert, ergibt sich aus der Tatsache, dass die Berichterstatter weder etwas Be-

unruhigendes oder Gefahrdrohendes auslassen durften, noch selbst in den Verdacht von Klein-

mut, oder gar Resignation und Defätismus geraten wollten. 

Die zweite Quellengruppe rührt von Aktivitäten der Regimegegner her und entstand aus deren 

Interesse, ihrerseits auf die Volksstimmung und das Verhalten von Menschen Einfluss zu ge-

winnen. Eine dichte geschlossene Überlieferung bilden die Berichte der SOPADE, hergestellt 

aufgrund von schriftlichen Informationen sozialdemokratischer Genossen, die im Exilpartei-

vorstand zuerst in Prag, später in Paris zusammengestellt und gedruckt wurden. Sie reichen 

zeitlich von 1934 bis 1940. Der Einblick dieser Berichterstatter, die in allen Teilen des Reiches 

tätig waren, rührt aus ihrer Lebenswelt in Betrieben und von Alltagsbeobachtungen her, die vor 

allem in Städten gemacht worden waren. In diesen Texten finden sich häufig eigene Erwartun-

gen, Hoffnungen, Prognosen und kritische Sichten und Enttäuschungen ausgedrückt, die mit-

unter die Art, in denen die Zustände dargestellt werden, erheblich beeinflussten. 

Lange in ihrem Wert unterschätzt – dies drittens – wurden die Reden der Partei- und Staatsführer 

der Diktatur. Namentlich die Hitlers galten als die beständige Wiederholung der immer gleichen 

Phrasen, Parolen, Verdammungen, Vorhersagen usw. In Wahrheit bieten sie, wo sie gleichsam 

Bodenberührung haben, d. h. auf Stimmungen, Hoffnungen und Befürchtungen der Bevölke-

rung reagieren, ziemlich verlässliche Anzeiger dafür, was Mehrheiten oder beachtliche Minder-

heiten dachten, erwarteten oder was sie ängstigte. Das gilt besonders für die Kriegsjahre. 

Eine vierte Gruppe bilden Tagebücher und Briefe, die Deutsche und Ausländer (Diplomaten, 

Journalisten, Dienstreisende) schrieben und in denen sie ihre Beobachtungen festhielten. Be-

rühmtheit erlangten die spät entzifferten und gedruckten Aufzeichnungen des Romanisten Vic-

tor Klemperer. Vordem lagen in Buchform schon derlei Zeugnisse vor allem von US-amerika-

nischen Diplomaten und Publizisten vor. Sie versiegen 1941 mit der Ausweisung der Diploma-

ten als Folge der deutschen Kriegserklärung an die USA ganz, doch gibt es noch Notizen schwe-

discher und Schweizer Journalisten, sowie – weit weniger ergiebig – die von im Reich lebenden 

Journalisten der verbündeten Staaten. In diese Gruppe gehören – ganz anders akzentuiert – auch 

Tagebücher, Briefe und andere Aufzeichnungen des verbindungsreichen Ulrich von Hassell 

und des Staatssekretärs im Auswärtigen Amt, Ernst von Weizsäcker. 

Weitgehend ungenutzt, ja unbekannt sind die in ausländischen Zeitungen nahezu weltweit 

publizierten Berichte über die deutschen Zustände unter dem Hakenkreuz, die sich nur durch 

aufwändige Studien in Archiven von Zeitungen und Zeitschriften aufschließen lassen würden. 

Das gilt in noch höherem Grad für die für verschiedenste Geheimdienste angefertigten Dossiers 

aus der Feder von Ausländern, die sich länger oder kürzer im Reich aufhielten. Doch dürften 

davon überraschende neue Einsichten schwerlich zu erwarten sein. 

Nur mit Skepsis kann vieles benutzt werden, was aus der Retrospektive über das Führer-und-

Gefolgschafts-Verhältnis im Nazireich geschrieben wurde. Jedoch sind Historiker gerade dort 
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auf derlei Erinnerungen angewiesen, wo zeitgenössische Informationen weitgehend fehlen. Das 

trifft namentlich für die Stimmungen in der Wehrmacht zu, über deren Entwicklung in erster 

Linie Feldpostbriefe, lückenhafte Überlieferungen der Feldpostzensur und wenige Informatio-

nen in den SD-Berichten über das Auftreten von Urlaubern und die Äußerungen von in die 

Heimat gebrachten Verwundeten, Aussagen zulassen. In Grenzen kann auch aus der Anzahl 

und Höhe der Kriegsgerichtsurteile auf die Stimmung in den Wehrmachtsteilen geschlossen 

werden. Insgesamt aber gilt, dass die Soldaten in ihren Äußerungen zum Regime und zum 

Kriege ungleich schweigsamer waren als die Zivilisten im Reich. Was in der Heimat beim Be-

kanntwerden einer Meinungsäußerung noch folgenlos durchgehen mochte, etwa das Kundma-

chen eigenen Zweifels am Endsieg, konnte an der Front vor das Kriegsgericht führen. Es sind 

erst Feldpostbriefe, die im Angesicht des sicheren Todes, so solche aus Stalingrad, geschrieben 

wurden, in denen alle Rücksichten fallen. 

Kurzum: Es existiert aufs Ganze gesehen kein Mangel an Quellen, der knappe Überblick mag 

eine ungefähre Vorstellung davon geben, welchen Aufwand ihre Sichtung verlangt. Wie aber 

steht es mit den geistigen und politischen Voraussetzungen, von den Quellen zu den bitteren 

Wahrheiten vorzustoßen. Um die handelt es sich nicht nur im Hinblick auf die Generationen, 

von denen für die Jahre 1933 bis 1945 die Rede sein muss. Darüber hinaus knüpfen sich an die 

Tatsache der Menschenmassenbasis dieses Regimes prinzipielle Fragen, so die nach der Auf-

klärungsfähigkeit des homo sapiens oder, in der Sprache der materialistischen Geschichtstheo-

rie ausgedrückt, nach der Rolle der Volksmassen in der Geschichte. Darüber existierten in den 

Kreisen der revolutionären wie der reformistischen deutschen Arbeiterbewegung 1933 Illusio-

nen. Es wurde für unmöglich gehalten, dass ein Regime wie das sich mit dem Hakenkreuz 

ankündigende auch nur für eine kürzere Dauer innenpolitische Stabilität gewinnen könnte. Die 

etwa 38 Prozent NSDAP-Wähler bei den Reichstagswahlen des Juli 1932 wurden nicht als ein 

Menetekel verstanden. Ein Jahr später aber hatte das Regime die Mehrheit der Deutschen dahin 

gebracht, dass sie dessen Etablierung als Gewinn ansahen und mit hohen Erwartungen verknüpf-

ten. Der deutsche Faschismus hatte sich, wozu der italienische sechs Jahre brauchte, in sechs 

Monaten festgesetzt. Die nun in Kreisen der Hitlergegner gehegte Hoffnung, es werde auf die 

Stimmung des Aufbruchs zu neuen und rettenden Ufern, auf das erzeugte Hochgefühl wieder 

gewonnener nationaler Zusammengehörigkeit, Gemeinschaft und Kraft alsbald die Ausnüchte-

rung und mit ihr eine Regimekrise folgen, erwies sich als verfehlt. Im Frühjahr 1934 stellte sich 

eine solche abwärts weisende Stimmungstendenz zwar ein, der die Machthaber jedoch u. a. mit 

der Kampagne gegen die „Meckerer und Miesmacher“ und – gleichsam daran anschließend – 

mit der Terroraktion des 30. Juni erfolgreich und an Einfluss gewinnend zu begegnen verstan-

den. 

Zu diesem Zeitpunkt zeichneten sich unübersehbar zwei Faktoren der Herrschaftssicherung 

deutlich ab: die doppelte, d. h. ideologische und die terroristische Disziplinierung und Unter-

werfung von Massen, galten den Führern des deutschen Faschismus als nichts denn als „Stoff“, 

aus und mit dem sie Weltgeschichte nach ihrem imperialistischen Generalplan zu machen ge-

dachten. Nur, und das entging vielen kritischen Zeitgenossen: diese Unterwerfung wurde als 

Gewaltakt weithin nicht empfunden, sondern es herrschte das Gefühl vor, mit den Führern und 

namentlich mit dem obersten von ihnen, Hitler, übereinzustimmen. Diese Bindung von Führer 

und Gefolgschaft wäre nicht zustande gekommen ohne ein Drittes, ohne die in der antinazisti-

schen Opposition im In- wie im Auslande unterschätzte Wirkung der Erfolgsbestechung, die 

auf das Erfolgsversprechen folgte. 

In der Tat nimmt nichts so sehr für eine Person oder eine Sache ein wie der mit ihr verbundene, 

ihr zugeschriebene, wirkliche (oder selbst nur vermeintliche) Erfolg. Der stellte sich 1934/1935 

auf zwei Linien ein. Materiell mit der zunehmenden Verringerung der Arbeitslosigkeit. Die 

waren 1937/1938 faktisch beseitigt. Vor dem Kriege wurde auf einem NSDAP-Kreisparteitag 

der Mangel an Arbeitskräften, der an Facharbeitern und selbst der Kampf um sie sind schon 
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früher zu datieren, als das Hauptproblem im Staate bezeichnet. Dieser Wandel hob sich vor dem 

Hintergrund der Krisenjahre scharf und in der Propaganda als ein Sieg des Regimes in einer 

sozialpolitischen und Friedensschlacht ab. Die Antifaschisten und noch Historiker nach 1945 

haben dieses Resultat unter Hinweis auf den, wenn auch nicht gänzlich durchgesetzten Lohn-

stopp mitunter als weniger effektvoll betrachtet als es doch war. Es wuchsen Familieneinkom-

men mit der Verlängerung des Arbeitstages und mit der gewachsenen Zahl berufstätiger Mit-

glieder. Und – mit den Erfahrungen von 2009 bedarf das keines Kommentars – die Stimmung 

im Proletariat wurde weithin durch die Tatsache bestimmt, dass Männer und Frauen Arbeits-

plätze erhalten hatten, zudem ihrer auf Dauer sicher zu sein glaubten und nicht durch die vor 

allem aus Gründen der Kaufkraftsenkung und der vermehrten Investitionskraft in der Rüstungs-

industrie niedrig gehaltenen Stundenlohnhöhe. Sozialdemokratische Informanten hielten in ih-

ren Berichten fest, dass ihre Bemühungen, Arbeitskollegen aufzuklären, auch bei denen, die 

selbst viele Einwände gegen das Regime erhoben, mit der Entgegnung endeten: „Aber sie haben 

Arbeit geschaffen.“ 

Die zweite Schiene, auf der die Machthaber Massen durch Erfolgsbestechung gewannen, for-

mierten, sie zeitweise in Hochstimmung und Begeisterung versetzten, war die ihrer Außenpo-

litik, die als Triumph wiederhergestellter Rechte der Nation dargestellt und weithin auch so 

bewertet wurde. Dieser Weg führte über den Austritt aus dem Völkerbund 1933, der als Organ 

der Versailles-Mächte galt, die „Heimkehr der Saar“ 1935 die Wiedereinführung der allgemei-

nen Wehrpflicht im gleichen Jahr, die militärische Wiederbesetzung der Rheinlandes 1936 bis 

zum Anschluss der „Ostmark“ 1938. Eine Kurve des Massenzustimmung zum Regime und der 

Politik seiner Führer in den Vorkriegsjahren, für die Befragungen nicht zur Verfügung stehen, 

aber doch eine Vielzahl von Indizien, würde von 1933 bis 1938 ansteigend und zunehmend 

steiler verlaufen. Sie hätte ihren Kulminationspunkt im Frühjahr 1938: die Arbeitslosigkeit war 

beseitigt und „Großdeutschland“ geschaffen. Hitler hatte angeblich Bismarcks Werk vollendet 

und übertroffen. Nur darf sich dieses Bild nicht mit den neuerdings offerierten vom „Volks-

staat“ und der „Wohlfühldiktatur“ verbinden. Es sind die Berichte von Partei- und staatlichen 

Stellen des Regimes selbst, die vom bescheidenen und ärmlichen Leben vieler „Volksgenos-

sen“ sprechen. 

Die Entstehung dieser Zustimmungskurve war an eine Bedingung gebunden, an einen Glauben, 

der sich freilich als Irrglaube bald erweisen sollte. Den Machthabern war es gelungen, so un-

wahrscheinlich das für jeden kritischen und namentlich für ausländische Beobachter erscheinen 

wollte, den Deutschen weiszumachen, dass „Deutschland“ jetzt und in Zukunft arbeiten und 

nicht Krieg führen wolle. Der friedensdemagogische Aufwand, der dafür getrieben wurde, ist 

lange als Beiwerk der Nazipropaganda, als dünne und lückenhafte Nebelwand vor der Kriegs-

vorbereitung angesehen worden. Die Reaktion auf das erste Säbelrasseln des Regimes im Sep-

tember 1938, als die deutsche Führung die sogenannte Sudetenkrise auslöste, beweist hingegen, 

dass die Massen auf die von Hitler immer wieder beteuerte Friedenswilligkeit gesetzt hatten. 

Der Spagat zwischen den Lügen über die eigene Friedfertigkeit und die gleichzeitige geistige 

und mentale Vorbereitung auf einen Angriffskrieg schien dem „Führer“ misslungen und so for-

derte er als Reaktion auf die September-Beobachtungen eine Umsteuerung der Propaganda. Die 

blieb ebenfalls ohne den gewünschten Erfolg. Nach den Erfahrungen von München im Früh-

herbst 1938 und dem Handstreich zur Liquidierung der Tschechoslowakei an 15. März 1939 

fühlten sich Millionen in dem Glauben bestärkt, dieser ihr Führer verfüge über ein absolut ver-

lässliches Augenmaß für das Risiko vor dem Kriege. Er werde seine Außenpolitik hart, aber 

jedenfalls an dessen Rande entlangführen. Die Irritierungen des Spätsommers 1938 erwiesen 

sich nicht als nachhaltig. In der Vorkriegskrise des August 1939 entstand keine massenhafte 

Unruhe in der Bevölkerung, geschweige denn, dass sich eine spürbare Distanznahme gegenüber 

der Regierungspolitik entwickelt hätte. Am 1. September 1939 war die übergroße Zahl der 



606 

Deutschen überrumpelt. Dass sie in einen Weltkrieg gestürzt worden waren, war ihnen nicht 

bewusst, und die Machthaber verzichteten vorerst berechnend darauf, ihnen das zu sagen. 

Terror, Demagogie und Erfolgsbestechung bildeten die Konstanten, auf die sich die Stabilisie-

rung und Festigkeit des deutschen Faschismus an der Macht gründeten. Die soziale Besserstel-

lung von Millionen, verbunden mit der Vorstellung von deren Dauerhaftigkeit und Wachsen 

und das von der Propaganda zusätzlich genährte nationale Hochgefühl eines Aufstiegs aus an-

geblich tiefster Erniedrigung stellten die Bindungskräfte dar, die den Machthabern eine verläss-

liche Gefolgschaft sicherten. Mit der überschritten sie die Schwelle zum Krieg. Dieser Zustand 

wäre in diesem Grad schwerlich erreicht worden ohne die nahezu vollständige Ausschaltung 

jedweder Opposition. Zugleich hatten die Demagogen des Regimes seit 1933 Erfahrungen va-

riablen Reagierens auf das momentane Abbröckeln an den Rändern ihrer Gefolgschaft erwor-

ben. Das betraf vor allem die Wirkung immer wieder eingesetzter hinhaltender Argumente. Es 

begann mit Hitlers erster Rede als Reichskanzler, in der er vier Jahre Zeit für die „Rettung des 

deutschen Arbeiters“ und ebenso vier Jahr Zeit für die „Rettung des deutschen Bauern“ verlangt 

hatte. Es setzte sich mit der Erklärung fort, alle müssten zuvor eine Arbeit finden, dann erst 

könne an Lohnerhöhungen gegangen werden. Jahr für Jahr folgte ein Solidaritätsappell dem 

anderen. Wiederholt hat das Regime schon im Vor-Krieg mit Versprechen seine Glaubwürdig-

keit partiell aufs Spiel gesetzt, doch nie in jenem Masse, dass sich die Bevölkerung bestimmt von 

ihm abgewendet hätte. Und vor allem: Hitler war zum Garanten des Fortschreitens und der 

Siege auf dem „nationalsozialistischen Weg“ stilisiert worden. Die Führerbindung war und 

blieb in diesem Gefüge die Massen bindender, ja fesselnder Kräfte ein eigener und unersetzbarer 

Faktor. Hitler war in vielen Situationen, vor allem später während der Krisen in den Kriegsjah-

ren, lange noch so etwas wie der Joker, von Goebbels in ungezählten Reden und Artikeln 

gleichsam aus dem Ärmel gezogen und mit den Worten eingesetzt: Mit ihm können wir gar 

nicht verlieren. 

Der Krieg schuf für die Wahrung der bedingungslosen Gefolgschaft von Millionen bei höheren 

physischen und psychischen Ansprüchen, die nun an Millionen gestellt wurden, eine neue Si-

tuation. Die wurde anfänglich durch die weit verbreitete Stimmung charakterisiert, in der sich 

Bedauern über den Verlust des Friedens mit Ahnungslosigkeit darüber mischte, was den Deut-

schen bevorstand. Sogleich belebten sich auch Rückerinnerungen an den (nunmehr ersten) 

Weltkrieg und die Folgen der eigenen Niederlage. Im Grunde wollten viele zunächst nicht 

wahrhaben, dass Krieg war. Die politische Propaganda trug dem dadurch Rechnung, dass sie in 

den ersten Tagen und Wochen das Wort Krieg für das eigene Vorgehen glatt vermied. Von 

Krieg und Kriegshetzern war in Reden, Presse und Rundfunk nur im Zusammenhang mit Lon-

don die Rede. Sie selbst, die deutschen Führer, hatten nur eine unerträgliche Lage bereinigen 

wollen und seien nach dem Versagen friedlicher, leider zum Einsatz militärischer Mittel ge-

zwungen worden. Krieg konnten die Machthaber schon deshalb nicht wünschen, weil sie ihn 

und seine Leiden doch aus eigener Erfahrung kannten. Krieg war das Werk derer, die dem 

nationalsozialistischen Deutschland die Erfolge neideten, also vor allem der Juden. 

Es gab am 1. September 1939 im Volke keine Kriegsbegeisterung und die NSDAP-Führung, 

der es leichtgefallen wäre, ihre verfügbaren Anhänger militant aufzuputschen, unterließ das im 

Wissen, dass sie sich damit nur isolieren konnte. Mehr noch, nachdem Polen geschlagen war, 

erklärte Hitler, Deutschland besitze gar keine Kriegsziele und er wisse nicht, warum dieser 

Kampf nun eigentlich weitergeführt werden solle, er unterbreite Großbritannien ein Friedens-

angebot auf der Basis: Ihr das Empire, wir die Ordnung im Osten. Das war abgrundtief verlo-

gen, zielte aber auf die Gefolgschaft der „Volksgenossen“, denen die Fragen, woher dieser 

Krieg kam, wer ihn wollte und wer zu ihm gezwungen wurde, hochgradig verwirrt wurden. 

Deutschland kämpfte demnach nur um seine Existenz und wehre sich gegen die Vernichtungs-

absicht der Politiker in London und Paris. Erst in seiner Rede am 9. November 1939 in München 

sprach Hitler Klartext, sagte den „Volksgenossen“, worauf sie sich einzurichten hätten und 
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begegnete damit den Hoffnungen vieler, dass der „richtige“ Krieg vielleicht doch gar nicht 

stattfinden werde. 

Nächst der Ablehnung jeder deutschen Schuld am Kriege und der Verleugnung aller eigenen 

Kriegsziele war die Propaganda in diesen ersten Wochen darauf gerichtet, den Menschen zu 

versichern, dass dies auch und gerade was seine Belastungen angehe, ein ganz anderer Krieg 

sein werde als der von 1914 bis 1918 geführte. Deutschland sei in jeder Weise vorbereitet, 

insbesondere könne es nicht blockiert werden, eine Behauptung, welche der offene Weg nach 

Osten und die Verträge mit der UdSSR glaubhaft machten. Die Vorbereitungen auf allen Ge-

bieten, der Führer und die Volksgemeinschaft seien die Garanten des Sieges. Der überbewertete 

Erfolg im Polenfeldzug ließ viele auch das glauben. 

Mit dieser Propaganda gingen von den ersten Kriegstagen Maßnahmen des Terrors einher. Sie 

richteten sich zum einen gegen bekannte Hitlergegner, die erneut in Konzentrationslager ver-

bracht wurden. Gleichzeitig wurden die Kontrolle und Überwachung der gesamten Bevölke-

rung verstärkt. Die Schaffung weiterer Straftatbestände mit der Androhung von Strafen diente 

der abschreckenden Disziplinierung. Die ersten dieser „neuen“ Urteile wurden wegen Missach-

tung des Verbots ausgeworfen, Feindsender zu hören. Nur Tage nach Kriegsbeginn erfolgte im 

Konzentrationslager Sachsenhausen die erste Hinrichtung eines Arbeiters, der einen geforder-

ten Kriegsdienst verweigert hatte. Unruhe schufen indessen vor allem die ersten Kriegswirt-

schaftsverordnungen, die mit ihrer Schärfe die Stimmung unter der Arbeiterschaft so negativ 

beeinflussten, dass sie schon nach wenigen Wochen zurückgenommen wurden. 

Was den Massen zugemutet werden müsste und sollte, blieb in der Führung lange umstritten 

und in kaum jemandem lebte die Erinnerung an den Zerfall der Kriegsgefolgschaft aus den 

Jahren 1917 und 1918 warnender als in Hitler. Er war der entschiedene Verfechter des Prinzips, 

die Kriegslasten auf „die Anderen“ abzuwälzen, sie schuften, bluten und sterben zu lassen und 

im Reich den Eindruck von Normalität aufrecht zu erhalten, u. a. durch die Fortsetzung des 

Betriebs von Kinos, Theatern, Varietés, Tanzveranstaltungen, Kunstausstellungen und Sport-

wettkämpfen, vor allem aber auch durch hinreichende Lebensmittelrationen und im ersten 

Kriegswinter durch warme Wohnungen. Bei letzterem gab es die ersten schmerzlichen Einbrü-

che, welche die Vernachlässigung der Entwicklung des Transportwesens anzeigten. 

Die Mehrheit der Deutschen, mit Ausnahme einer freilich nicht zu marginalisierenden Minder-

heit von fanatischen Faschisten, Militärs, ahnungslosen Heranwachsenden und unbelehrten 

Weltkrieg-I-Kämpfern, hatte den Krieg nicht gewollt, aber sie wurde an ihn gewöhnt und 

konnte sich dennoch nicht entraten, bei jeder Veränderung und nach jedem Sieg zu fragen, ob 

sein Ende nicht in Sicht wäre. So wieder geschehen nach dem Sieg im Westfeldzug, als sich 

eine die Machthaber beunruhigende Friedenserwartung ausbreitete, der sie bald aktiv propa-

gandistisch entgegentraten. Diesem Befund ist neuerdings die These konfrontiert worden, dass 

die „Volksgenossen“ an diesem Kriege mit den Siegen Gefallen und sich zu einer „Beutege-

meinschaft“ zusammengefunden hätten. Dieses Verhältnis der Massen zum Kriege haben nicht 

einmal die Faschistenführer behauptet. Sie blieben bei ihrer These vom „uns aufgezwungenen 

Krieg“, der sich die deutsche Politik schon 1914 bedient hatte. Sie verweigerten, wiewohl der 

Druck der Fragenden wuchs, jede konkrete Antwort nach den deutschen Kriegszielen lange. 

Sie nahmen die Kritik an den angeblich milden Bedingungen im Kapitulationstext von Com-

piègne hin. Erst als sie registrieren mussten, dass die Frage nach dem Sinn des Krieges vermehrt 

gestellt wurde, und sie glaubten, es müssten dem Volke schwerwiegende Motive für das Wei-

terkämpfen vermittelt werden, erst als auch die Rücksichten auf die Wirkung ihrer Bekenntnisse 

im Ausland fielen, rückten sie mit der Sprache heraus, beriefen sich lautstark auf das Dogma 

vom „Volk ohne Raum“ und Goebbels sprach im September 1942 von den Weizenfeldern im 

Kuban- und Kaukasus-Gebiet, von den Erdöl-, Mangan- und Eisenvorkommen im Osten, von 

Regionen, aus denen man niemals wieder weggehen werde, vom „gutgedeckten Tisch“ für alle 
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Deutschen, die in den vergangenen Jahrhunderten es versäumt hätten, sich ein Weltreich zu 

erobern, diesmal aber den „Mantel der Geschichte“ nicht fahren lassen dürften. 

Das war das Versprechen von reicher Endsiegbeute, an dessen Einlösung im Herbst 1942 und 

dann im Winter und namentlich angesichts der Niederlage bei Stalingrad immer mehr Men-

schen zu zweifeln begannen. Und die tatsächliche Kriegsbeute, die angeblich so gemeinschaft-

lich verbunden hatte? Von ihr hat Brecht in einem seiner Gedichte, dem von der Soldatenfrau, 

gesprochen, das in der DDR-Zeit weithin bekannt gemacht worden ist. Der Tatbestand ist nicht 

neu. Die Beutemasse jedoch machten nicht die Päckchen und Pakete mit Seife, Damenstrümp-

fen, Parfüm, Tabakwaren, Lebensmitteln aus und auch nicht der Inhalt der Koffer und Rucksä-

cke, die Wehrmachtsurlauber zu ihren Familien schleppten. Die mochten momentan erleich-

terte oder freudige Stimmungen auslösen, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie signalisierten, 

dass sich der Absender in einer sicheren Kriegszone befand. Doch sie zur Quelle von Kriegs-

laune oder gar Kriegsbegeisterung zu machen, geht am Alltag der besungenen „tapferen kleinen 

Soldatenfrau“ glatt vorbei, namentlich wenn sie eine Arbeiterin in der Kriegsindustrie oder in 

der von eigenen männlichen Arbeitskräften weitgehend entblößten Landwirtschaft war und sich 

zudem um Kinder zu sorgen hatte. Diese Beute zum Antrieb für ein Ja zum Kriege oder für den 

Einsatz zu seiner Fortdauer zu machen, heißt eine Legende stiften. 

Noch wirklichkeitsferner ist die Zuschreibung dieser an das Regime bindenden Wirkung des 

Beutemachens, wenn sie auf das Juden im Reich wie in eroberten Gebieten geraubte Gut, Klei-

dungsstücken und Mobiliar, ausgedehnt wird, das Luftkriegsgeschädigten zugeteilt oder auf 

Auktionen versteigert wurde. Das Bild von der „Beutegemeinschaft“ der „Nutznießerchen“, 

das nicht nur als Erklärung für den Führer und Gefolgschaft verbindenden Kitt angeboten, son-

dern mehr noch zum Beweis präsentiert wird, dass das Ziel der „Nationalsozialisten“ das bessere 

Leben der Massen gewesen sei, ist – mit Tucholsky gesprochen – hochgradig des Verdachts 

verdächtig. Denn die Hauptbeute dieser Eroberungszüge waren zunächst einmal Millionen 

Menschen, die in Deutschland in der Kriegsindustrie oder wo auch immer, jedenfalls für den 

Krieg, schuften mussten. Zu ihr gehörten sodann die geraubten Rohstoffe und industrielle Ein-

richtungen, die ins Reich verbracht wurden und die Produktion von Waffen und jeglichem 

Kriegsgerät in Werken der deutschen Monopol- und Großindustrie erst in dem Umfang möglich 

machten, in dem sie bis 1944 aufrechterhalten wurde. Zu ihr sind weiter die Unmengen von 

pflanzlichen Lebensmitteln und die Herden von Vieh zu zählen, ohne die dieser Krieg ebenfalls 

nicht hätte fortgesetzt werden können. Es scheint, dass das Bild von den „Nutznießerchen“ die 

Profiteure dieser Großbeute und die sich in ihr ausdrückenden Ziele verschwinden lassen soll. 

Nicht erst Stalingrad, sondern schon im Verlauf des Jahres 1942 vollzog sich unter erheblichen 

Teilen der deutschen Bevölkerung eine zunehmende Unzufriedenheit mit der Dauer des Krie-

ges, es verstärkte sich der Wunsch nach seinem Ende und es mehrten sich Zweifel am Sieg. 

Von Erfolgen und Erfolgsbestechung konnte ebenso wenig noch die Rede sein wie von einer 

durchschlagenden Wirkung der Propaganda. Deren Glaubwürdigkeitskurve sank, seit im Okto-

ber 1941 behauptet worden war, vor den deutschen Truppen im Osten befänden sich nur noch 

Reste einer geschlagenen und in Auflösung befindlichen Armee. Der folgende lange Winter mit 

empfindlichem Kohlen- und Kartoffelmangel, die Meldungen der bis in das Frühjahr andauern-

den Angriffe der angeblich vernichteten „Bolschewiken“, das zermürbenden Warten auf die 

erneute deutsche Großoffensive in Russland, die Bombenangriffe auf deutsche Städte, von de-

nen die auf Lübeck und Köln die schwersten waren, das Auskämmen von Industrie, Landwirt-

schaft und Verwaltungen nach wehrdiensttauglichen Männern des Jahrgangs 1910 und älter, 

auch die immer wieder beklagte ungleiche Verteilung der zunehmenden Kriegslasten ließen die 

Stimmung spürbar und reichsweit absacken. 

Was hat dann bewirkt, dass dieser Krieg bis in den Mai 1945 dauerte und erst mit Kämpfen in 

den Straßen Berlins endete? In der veränderten Kriegslage zwischen dem Ende der Siege und 

dem Beginn spürbarer Niederlagen begann ein Moment im Denken der Massen erheblich an 
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Gewicht zu gewinnen: Sie wollten, wie sehr sie immer mit dem Regime einig gehen oder es 

partiell kritisieren mochten, diesen Krieg jedenfalls nicht verlieren. Diese Haltung war so etwas 

wie ein Haken, an dem sie die Führerschaft nehmen konnte, denn: Wer den Krieg nicht verlieren 

wollte, der musste sich anstrengen, damit das vermieden und der eigene Sieg errungen werden 

konnte. Einen Gegner des Faschismus konnte man seit dem 1. September 1939 an dem Wunsch, 

der Hoffnung und vor allem an seinem Beitrag dazu erkennen, dass Deutschland diesen Krieg 

verliere. 

Im ersten Kriegsjahr galt der Mehrheit der Deutschen angesichts der Erfolge in Ost-, Nord- und 

Westeuropa schon die Frage nach dem Ausgang des Krieges als deplatziert. Gefragt wurde nach 

dem Wann, nicht nach dem Wie. Als bald nach Kriegsbeginn die Parole auftauchte „Wir kapi-

tulieren nie“ wurde das nach den Beobachtungen der SD-Informanten als ein totaler propagan-

distischer Fehlgriff angesehen. Indessen hatten die Demagogen schon früh damit begonnen, 

den Deutschen die Kriegsziele ihrer Gegner in Schreckfarben auszumalen. Auf diesem Felde 

wurde nun kräftig zugelegt: Vernichtung der deutschen Nation. Ausrottung des deutschen Vol-

kes, Deportation seiner Kinder u. a. m. Für diese Propagandamethode kam alsbald in Abwand-

lung der Parole „Kraft durch Freude (KdF)“ die Kennzeichnung Kraft durch Furcht auf. Im 

Jahre 1942/1943 begannen sich langsam aber stetig Diskussionen darüber auszubreiten, was 

den Deutschen im Falle einer Niederlage geschehen werde, und die Antworten darauf orientier-

ten sich nicht an den Vorgaben des Joseph Goebbels. Sie lauteten beispielsweise: Nur Partei-

mitglieder, SA- und SS-Angehörige würden belangt werden. Oder: Für den einfachen Arbeiter 

könne sich nicht viel ändern, er müsse jetzt und auch „danach“ arbeiten. Ins Reich, in den Worten 

der Nazis in die „kämpfende Heimatfront“, schlich sich die Sehnsucht, es möge dieser Krieg mit 

der wachsenden Zahl eigener Leiden und Toten zu einem Ende kommen, gleichgültig wie. 

Mochte die neue KdF-Propaganda in ihren großflächigen Horrorszenarien auch nicht durch-

schlagen, es gab unter den Deutschen eine mit Sicherheit zunehmende, gewiss siebenstellige 

Zahl von – vor allem – Männern, die die Kriegsniederlage mit ihren Folgen fürchten mussten 

und das aus unterschiedlichen Gründen. Die einen waren schon an den Verbrechen im Vor-

Krieg beteiligt gewesen, an solchen gegen Hitlergegner, Juden, Sinti und Roma. Diese Gruppe 

der heute meist und undifferenziert als „Täter“ Bezeichneten wuchs im Kriege von Jahr zu Jahr 

und deren Untaten, begangen im Reich und in den eroberten Ländern, erstreckten sich ins Bei-

spiellose. Da standen Brandstiftung, Raub, Plünderung, Verschleppung zur Zwangsarbeit, De-

portation, Behinderten-, Geisel- und Gefangenenmorde, eine schier nicht endendende Kette von 

Verbrechen, zu Buche. Die Alliierten gaben 1943 öffentlich bekannt, dass sie in einer eigens 

dafür geschaffenen Stelle in London über Taten und Täter Buch zu führen begonnen hatten. 

Das betraf Generale, Offiziere und Soldaten der Wehrmacht und der Waffen-SS, das Korps der 

Politischen Leiter der NSDAP von den Reichsleitern bis zu den Blockwarten, Juristen und Me-

diziner, Schreibtischtäter auf allen Stufen des Staats- und Verwaltungsapparates im Reich und 

in den besetzten Ländern und Territorien. Diese starke Minderheit von Deutschen, die schon 

bis dahin die Stützen und Motore des Regimes gewesen waren, bestimmten das innenpolitische 

Klima, dirigierten und kontrollierten die Mehrheit, in der sich weitere Gruppen ausrechnen 

konnten, dass sie in besonderem Grade zu den Verlierern des Krieges gehören würden, etwa die 

aus Osteuropa ins Reich geholten Deutschen aus dem Baltikum und vom Balkan. Die sich auf 

den Rechnungen wussten, welche die Sieger präsentieren würden, stellte jenen fanatisch-ver-

zweifelten, rücksichtslos brutalen Kern von Leuten, die bis fünf Minuten nach zwölf kämpfen, 

die, das waren die gebräuchlichen Bilder, das letzte Bataillon auf dem Schlachtfeld stellen woll-

ten. Vor ihnen, die noch in Deutschlands Mitte sich zu Kommandeuren des Volkssturms auf-

schwangen, Barrikaden bauen, Brücken zerstören, schießen, Deserteure aufhängen ließen, gab 

es für die Masse der Kriegsmüden und Friedenshungrigen kaum ein Entrinnen. Stumpf und 

dumpf, verängstigt oder gleichgültig machten sie weiter, und das bedeutete, funktionierten sie 
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immer noch, verlängerten sie ihre eigenen Qualen und vergrößerten sie das Unglück, in das sie 

sich hatten stürzen lassen. 

Dieser Druck einer Minderheit auf die disziplinierte, gehorsame, befehlsgewohnte Mehrheit 

war für die Fortdauer des Krieges ausschlaggebender als jene späten propagandistischen Aus-

hilfen, der viel erwähnte Führer- und Wunderwaffenglaube oder die Wirkung der von der Pro-

paganda genährten Hoffnungen auf den Zerfall der gegnerischen Koalition und eine Wende der 

Kriegskonstellation, die den letzten Gläubigen selbst noch als Folge des Todes von Franklin D. 

Roosevelt, er starb am 12. April 1945, vorgegaukelt wurde. Die Mehrheit hat sich für derlei 

Nachrichten und Prognosen schon nicht mehr interessiert. Sie wollte, da sie es bis dahin ge-

bracht hatte, überleben und glimpflich davonkommen. Für die Angehörigen des Ostheeres be-

deutete das, der sowjetischen Gefangenschaft zu entgehen, ein nicht zu unterschätzender An-

trieb dafür, den Befehlen zum Weiterkämpfen auch noch an der Oder und Neiße und selbst an 

Spree und Havel Folge zu leisten. 

In dieser Phase der Rückzüge und der Niederlagen, in der der Glaube an den Endsieg oder auch 

nur einen „guten Ausgang“ verloren ging, zeigte sich, wie weit Stimmungen und Haltungen 

auseinanderfallen. Die Stimmungen waren bereits denkbar schlecht und unterhalb aller Anfor-

derungen derer, die für sie besonders zuständig waren, die Haltungen hingegen genügten den 

Machthabern und sie lobten sie in ihren Verlautbarungen noch lange mit Gründen. Das eigene 

Verhalten mit der eigenen Gedanken- und Gefühlswelt in Übereinstimmung zu bringen, ver-

langte einen Entschluss und bedeutete ein Risiko. Diese Aussicht wirkte lähmend und führte 

vielfach schon zum Verzicht, den einmal eingeschlagenen Gedankenweg konsequent weiter zu 

verfolgen. Wichtiger noch war ein anderes: Haltungen brauchen für ihre Betätigung zumeist 

einen Halt in einer Gemeinschaft. Die Georg Elsers sind selten. Und die Faschisten hatten dafür 

gesorgt, dass es anders als im Ersten Weltkrieg für die vielen, die das Kriegsende herbeiwünsch-

ten, keinen organisatorischen Sammelpunkt gab, es sei denn, Menschen schufen sich ihn in 

neuen illegalen Verbindungen. Die Kirchen, die einzigen Organisationsstrukturen außerhalb 

der von NSDAP und Staat geschaffenen, spendeten nun, nachdem sie zur Vaterlandsverteidi-

gung und zum Kampf gegen den Bolschewismus gerufen hatten, in ihren Hallen und Häusern 

den Duldenden und Leidenden Trost. So ließ sich das Versprechen, es werde in Deutschland 

keinen zweiten 9. November geben, einlösen. 

Erst als die lokalen Machtstrukturen sich schon im Zustand der Auflösung und des Erlahmens 

befanden und es bis zum Eintreffen der alliierten Truppen nur noch Stunden dauern konnte, 

fanden sich in Städten und Ortschaften Deutsche, die mitunter nur von dem Willen angetrieben 

wurden, dass nicht alles in Scherben fallen sollte, weiße Fahnen hissten, Brücken vor der Zer-

störung retteten und – selten genug – Kapitulationsangebote signalisierten. Die Urteile der His-

toriker weichen über den Grad und den Zeitpunkt des Zerfalls der Gefolgschaft voneinander 

ab. Die Zeichen der Auflösung, des Verlustes des Glaubens an den Führer und des Zusammen-

bruchs der Kampf- und Widerstandsmoral lassen sich in dieser Endphase noch schwerer ge-

wichten als für die vorauf gegangen Perioden und Phasen des Krieges. Nur das wenig differen-

zierte Bild, dass „viele Menschen“ sich die Ereignisse 1944/1945 noch immer „so optimistisch 

wie überhaupt nur möglich“ gedeutet und „größtenteils bis zuletzt Hitler unterstützt“ hätten2, 

findet in den Quellen keine Stütze. Längst war der Optimismus des Sieges durch das Herbei-

sehnen des „guten Ausgangs“ ersetzt und die Vorstellung davon richtete sich immer weniger 

auf das Ganze, sondern stattdessen auf die eigene Person, Familie oder Kleingruppe und diese 

Art von „Optimismus“ knüpfte sich zum wenigsten noch an Hitler. 

 

 
2  Mit diesem Bild polemisiert Robert Gellately gegen Autoren, die ihm das „Negative“ übertreiben. Hinge- 

schaut und weggesehen. Hitler und sein Volk. Aus dem Amerikanischen von Holger Fließbach, Stuttgart 

2002, S. 350 u. 365. der Originaltitel lautet: Backing Hitler. Consent und Coercion in Nazi Germany. 
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Vortrag aus Anlass des 100. Jahrestages 

der Zimmerwalder Konferenz am 4. Oktober 2015 

Um mich nicht bei zeitraubenden Vorreden aufzuhalten und den Bogen über das Jahrhundert 

zu dem Ereignis zu schlagen, dessen Gedenken uns hier und heute zusammenführt: Bei der 

Zusammenkunft der Führer sozialistischer Parteien in dem Schweizer Ort Zimmerwald im Kan-

ton Bern ging es um die Bestimmung einer Erfolgversprechenden Strategie und Taktik des 

Kampfes für den Frieden und eine Konferenz zur gleichen Thematik täte den Sozialisten ein 

Jahrhundert später nicht weniger not und gut. Denn es kann, schon ein Blick in die eigene Partei, 

beispielsweise die meine, bezeugt es, es kann von einer Übereinstimmung auf diesem Feld nicht 

die Rede sein. 

Der erhebliche Unterschied der Situationen von einst und jetzt besteht aber darin, dass damals 

nach Inhalten, Zielen und Methoden des Friedenskampfes während eines europaweiten Krieges 

gesucht wurde und die Mehrheiten aller sozialdemokratischen Parteien in den kriegführenden 

Ländern auf die Positionen der Vaterlandsverteidigung übergelaufen waren. Der Krieg war 13 

Monate alt und Deutschland hatte ihn verloren, wenn sich die militärische und zivile Führungs-

schicht des Kaiserreiches das wohl selbst auch noch nicht eingestehen wollte. Doch als die 

Marne-Schlacht im September 1914 nicht gewonnen wurde und Frankreich standhielt, der Be-

wegungs- in den Stellungskrieg überging, russische Armeen in Ostpreußen eindrangen, war der 

modifizierte Schlieffenplan, mit dem das Kaiserheer in den Krieg gezogen war, erledigt. Ein 

Ersatzplan existierte nicht. Der Krieg würde sich nun verlängern und das Deutsche Reich über 

kurz oder lang die Überlegenheit derer anerkennen müssen, die es herausgefordert hatte. 

Die Zimmerwalder wollten sich mit dieser Perspektive eines Jahre andauernden Völkermordens 

nicht abfinden. Geeint waren sie durch die Vorstellung und den Willen, den Krieg zu einem 

baldigen Ende zu führen. Was dafür zu tun war, das war ihre Frage und auf die gab es unter und 

zwischen ihnen keine übereinstimmenden Antworten. Die Meinungsunterschiede begannen mit 

der Frontstellung. Die gegen die Kriegstreiber und Kriegsinteressenten verstand sich gleichsam 

von selbst. Aber wie stand es mit denen, die an ihre Seite getreten waren, mit denen viele der 

Anwesenden doch nach wie vor in einer Partei waren? Musste der vollständige, also auch der 

organisatorische Bruch vollzogen werden? Mussten neue proletarische Organisationen gegrün-

det, an die Stelle der offenkundig bankrotten II. eine neue III. Internationale gesetzt werden? 

Und weiter: Mit welchen Zielen sollte der Kampf gegen den Krieg geführt werden. Allein dem 

seiner raschen Beendigung und dem Verzicht auf Annexionen und Kontributionen in Friedens-

verträgen? Oder doch mit dem Bestreben, die gesellschaftlichen Zustände grundstürzend zu 

verändern und denjenigen die Macht zu entziehen, die den August 1914 zu verantworten hatten. 

Und dann und ganz praktisch: Sollten die Millionen Soldaten die Gewehre nur wegwerfen oder 

sollten sie die „umdrehen“ und aus dem Völkerkrieg Bürgerkriege machen? 

Das Manifest auf das sich die Anwesenden nach ihren Beratungen vom 5. bis 8. September 

1915 einigten, war ein Kompromiss. Die Autoren konstatierten, dass der Krieg aus dem Impe-

rialismus hervorgegangen war. um Profite und den Besitz der Naturschätze des Erdballs geführt 

wurde und die Weltkarte nach den jeweiligen Ausbeutungsinteressen neugestaltet werden 

sollte. Und dann forderten sie, „das Ringen um den Frieden aufzunehmen“. Welchen? Einen 

nicht imperialistischen, der niemanden vergewaltigte und das Selbstbestimmungsrecht der Völ-

ker wieder herstellte und wahrte. Auch die Minderheit der Anwesenden, die mit Lenin für ein 

ungleich weitergehendes Programm sich ausgesprochen hatte, aber mit ihrem Vorschlag unter-

lag, stimmte für diesen Text, ohne von dem eigenen Standpunkt abzugehen. Es ist die Formie-

rung dieser Minderheit, die unter der Bezeichnung Zimmerwalder Linke in die Geschichte der 

europäischen Arbeiterbewegung eingegangen ist, die das Treffen vor allem denkwürdig macht. 

Von ihr führte ein gerader Weg zum totalen Bruch mit den Opportunisten und Nationalisten, zur 

Gründung eigener Zusammenschlüsse, in die III. Intentionale, zu entschiedenen Kampfformen 
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gegen den Krieg bis hin zum Versuch seiner Umwandlung in den Bürgerkrieg, der einzig den 

Bolschewiki gelang. 

Bei allen Verdiensten und den vielen Opfern, die insbesondere von jenen Linken gebracht wur-

den, den Abbruch, das Ende des Krieges haben nicht sie in erster Linie erzwungen. Er ging in 

Westeuropa 1918 zu Ende, als die Kräfte des deutschen Heeres aufs äußerste erschöpft, immer 

mehr Soldaten kampfmüde und kampfunwillig geworden waren, das Vordringen der Armeen 

der Entente in das Reichsgebiet bevorstand, und nun auch die Generalität um Paul von Hinden-

burg, dem Chef der Obersten Heeresleitung (OHL) nach der raschen Beendigung des Krieges 

durch Waffenstillstandsverhandlungen rief, bestimmt vom Gedanken, für die Zukunft zu retten, 

was für sie zu retten war. 

Die Welt wie sie heute beschaffen ist, entstand in weiten Teilen und mit ihren wesentlichen 

Charakteristika rund gerechnet vor einem Vierteljahrhundert, also etwa in den Jahren zwischen 

1989 und 1991. Teile Mittel- und Osteuropas und der Norden Asiens bis an den Pazifik sind in 

konterrevolutionären Prozessen in kapitalistische Zustände zurückverwandelt worden. Damit 

wurde auch einer der politisch-militärischen Blöcke, die dem Anderen viereinhalb Jahrzehnte 

gegenübergestanden hatte, Geschichte. Die Landfront des Kalten Krieges, die durch Mitteleu-

ropa entlang der Grenze der beiden deutschen Staaten verlief, existierte nicht mehr. Die Trup-

pen der Hauptmacht des Warschauer Vertrages begaben sich in ihr Land zurück. 

Dass der Kalte Krieg der Geschichte angehörte, erschien vielen bei allem, was sie als verloren 

ansehen mussten, als Gewinn. Mehr noch: Geglaubt wurde, dass nicht nur eine langwährende 

akute Gefahr beendet wäre, sondern dass der alte Kontinent, wie kein anderer durch die Jahr-

hunderte von Kriegen, dem Dreissigjährigen, den Napoleonischen, dem Ersten, dann dem Zwei-

ten Weltkrieg. geplagt, für alle Zukunft Kriege hinter sich gelassen habe. Das war ein schöner 

Traum. 

Ein leichtes Erwachen gab es, als die europäischen Großmächte den Krieg gegen Jugoslawien 

begannen und ihn gegen einen bis zur Hilflosigkeit unterlegenen Gegner brutal führten. Mit 

diesem Krieg verbindet sich nicht nur der bundesrepublikanische Sündenfall. Zum ersten Mal 

seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges war eine deutsche Armee, nicht in vorderster Reihe 

aber als Hilfskraft, wieder an einem Krieg beteiligt. Er war kurz und hat deutsche Gedächtnisse 

nicht lange strapaziert. Auch diese Teilnahme musste aber begründet werden wie alle soge-

nannten modernen Kriege vorher von ihren den Teilnehmenden, vor allem vor der eigenen Be-

völkerung. Da ist viel gelogen worden und wird es bis auf den heutigen Tag. Das Vaterland war 

zu verteidigen, seine Bürger zu schützen, dem feindlichen Angriff zuvorzukommen. Keine 

Lüge aber, welcher Vergleich auch immer herangezogen wird, war so unverfroren, ja so unge-

heuerlich wie die des seinerzeitigen Bundesaußenministers, der die Bomben auf Serbien mit 

der Lüge rechtfertigte, es galt, ein zweites Auschwitz zu verhindern. Dass der Mann das über-

stand, war ein Zeichen dafür, was in Deutschland einig Vaterland möglich war. 

Hier ist nicht Ort noch Zeit die Geschichte der Kriege und Bürgerkriege im 21. Jahrhundert zu 

verfolgen. Geographisch reichen sie von Afghanistan bis Libyen. Da bleiben noch die in Mittel 

und Südafrika unbenannt. Da mochten die weitesten Teile Europas wieder erscheinen wie eine 

friedliche Insel. Und in der Tat konnten sich die Europäer weithin glücklich schätzen, fern von 

Kriegen zu leben. Wer würde nicht zu schätzen wissen, dass heute selbst die Siebzigjährigen 

Deutschen keinen Tag in einem Krieg gelebt haben. Das Problem besteht darin, dass sie das als 

selbstverständlich und als ein kostenloses Dauerabonnement ansehen. Und ein weiteres darin, 

dass diese Generationen sich in ihrer Mehrheit für die „Kriege der anderen“ nicht interessieren. 

Der von Goethe beschriebene deutsche Spießbürger – „wenn drunten weit in der Türkei die 

Völker aufeinander schlagen“ – scheint unsterblich. Und er wird hierzulande erzogen und ge-

pflegt. Unter der Losung „Jedem seine Chance“, die ohnehin verlogen ist, werden Individualis-

ten erzogen, die sich nicht einmal um den eigenen Mitbürger scheren, geschweige denn um das 
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Leben der Menschen weitab. Wie die neuesten Erfahrungen und Befragungen zeigen, funktio-

niert das bei etwa der Hälfte der Bundesbürger. 

Dann kam aber der Bürgerkrieg in der Ukraine und das Eingreifen Russlands. Das war den 

Deutschen aus historischen und geographischen Gründen näher und der Unfall von Tscherno-

byl, der aber inzwischen auch fast dreißig Jahre zurückliegt, hatte diese Nähe in besonderer 

Weise veranschaulicht. Die bundesdeutsche Propaganda, die bei der Erklärung von internatio-

nalen Zusammenhängen immer kurz und einprägsam Bösewichte markiert, Saddam Hussein, 

Assad, Muammar al-Gaddafi, präsentiert in dieser Rolle nun Putin. Wer in den heutigen Aus-

einandersetzungen um Krieg und Frieden einen Platz finden und einnehmen will, muss hinge-

gen zu verstehen suchen, welche gesellschaftlichen Ursachen die Kriege von heute verursacht 

haben und ihre Fortdauer bewirken, welche Interessen in ihnen verfochten werden, wo Fronten 

verlaufen und das ist am gründlichsten verstanden, wenn man ihre Geschichte kennt. 

Sie beginnt damit, dass zwar der Kalte Krieg der beiden Systeme 1990/1991 beendet war, die 

USA und ihre Verbündeten aber nicht willens waren, die NATO, die doch als Bündnis gegen 

den Sozialismus entstanden war, aufzulösen. Ja, sie begrenzten deren Einfluss- und Ausdeh-

nungsbereich nicht einmal auf dem Stand des Jahres 1990, sondern rückten die sich erweiternde 

Militärkoalition ostwärts vor und an die Grenzen Russlands. Sie stehen nicht an, vor diesen 

Grenzen mit ihren alten und neuen Verbündeten Militärmanöver abzuhalten. Zu welchem 

Zweck? 

Das ist keine einfach zu beantwortende Frage Offenkundig ist, dass sie sich mit der bloßen Tat-

sache, dass Russland ein kapitalistisches Land geworden war, nicht begnügen. Entweder Du 

beugst Dich der US-amerikanischen Führungsrolle oder es wird gesorgt, dass Du in Deinem 

Inneren von der Macht verdrängt und durch Kräfte ersetzt wird, die das tun. Was in Kiew ge-

lang, ein in diesem Falle antirussischen Regime an die Macht zu putschen, sollte unter anderem 

Vorzeichen in Russland wiederholt werden. Der Maidan auf dem Kreml. Das hat nicht funkti-

oniert. Doch die Absicht und die Perspektive war in greifbare Nähe gerückt, eine Ukraine zu 

schaffen, die Teil der NATO werden würde, so dass von Estland über Lettland, Litauen und 

Polen keine Lücke mehr im Aufmarsch des Bündnisses vor den europäischen Grenzen Russ-

lands existierte, ausgenommen die finnische. 

Was also kann in den Köpfen der US-amerikanischen Führungsschicht vor sich gehen, die diese 

Politik planen und praktizieren? Der Imperialismus, den sie repräsentieren, hat im 20. Jahrhun-

dert drei große Siege errungen, die von 1918, von 1945 und von 1990/91. Die historischen 

Situationen unterschieden sich, offenbar aber nicht deren Wirkung. Sie haben zu einer Welt-

machtmentalität geführt, die sich mit der kurzzeitigen der hitlerfaschistischen Imperialisten je-

denfalls messen kann, ja sie übertrifft. Was diese Geistes- und Gemütshaltung in der Welt inzwi-

schen angerichtet hat, ist zu besichtigen. Dazu muss man neuerdings nicht nach Afghanistan, 

Israel, Syrien und Libyen reisen. Die Opfer finden sich hierzulande ein und wir diskutieren 

darüber, wie viele von ihnen doch auch die Slowakei und die Tschechei aufnehmen müssten. Und 

wie steht es mit dem Verursacherprinzip? Warum sagt niemand, die USA sollen ihre Kriegs- 

und Handelsflotte in die Häfen von Libyen, des Libanon und der Türkei schicken und die Elen-

den in ihr Riesenland transportieren und sie in ihm aufnehmen. 

Das führt zu der Frage, was Friedensbewegungen heute in Deutschland zu fordern und zu tun 

hätten, was sie tun können. Das erste ist und bleibt die Aufklärung über die Ursachen der Kriege 

und gefahrdrohenden Spannungen. Und da kommt keine Friedensbewegung um die Kennzeich-

nung der Rolle des amerikanischen Imperialismus herum und darauf sich durch die hirnlose 

Anklage, darin drücke sich Antiamerikanismus aus, nicht schrecken und disziplinieren lassen. 

Es muss klar ausgesprochen werden, mit wem die Bundesrepublik da verbündet ist und dass sie 

dieser ihrer Bündnisverpflichtung beispielsweise durch die provokatorischen Manöver nach-

kommt und mehr noch und fortlaufend durch ihr Schweigen, Schweigen zur Politik der Füh-
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rungsmacht. Dabei ist es der Staatspropaganda gelungen, diese deutsche Republik als einen 

ewigen Friedenstifter darzustellen, personifiziert in einem Außenminister, der von Gespräch zu 

Gespräch eilt, von Konferenz zu Konferenz und überall erklärt, dass man sich doch vertragen 

müsse und dass dazu notwendig sei, miteinander zu reden. Die Frage von Krieg und Frieden 

wird ausschließlich zu einer Frage von gutem Willen von Politikern und zu einem Problem ihrer 

Fähigkeit erklärt, Krisen zu managen. Das hätte die von 1914 nicht gekonnt, und deshalb seien 

sie und die Menschen in einen Weltkrieg geraten. Die erste Aufgabe der Friedensbewegung 

besteht folglich daran, den Nebel zu lichten und zu beseitigen, der vor das Verständnis der Welt 

in ihrem gegenwärtigen Zustand gelegt wird. Das allein ist eine Berserkerarbeit. 

Auf diesem Wege ist – damit eben verbunden, eine zweite in Angriff zu nehmen. Die Voraus-

setzungen von Erfolgen ist natürlich die Kombination der großen Zahl. Ohne Massen und deren 

Druck ist auf politische Entscheidungen kein Einfluss zu gewinnen. Das geht nicht ab, ohne 

dass vor allem mit den nachwachsenden Generationen über Humanität und Solidarität gespro-

chen und deren Erziehung zum Egoismus eine Alternative entgegengesetzt wird. Und es ver-

langt nicht weniger die Formulierung von überzeugenden und zugleich erreichbaren Zielen. 

Das beginnt, das war ein Prinzip von Friedensbewegungen zu allen Zeiten, der Katalog von 

Forderungen mit Richtung auf das eigene Land. Wie wäre es, wenn es in der Bundesrepublik 

ein oder zwei Zeitungen gäbe, die Tag für Tag auf der ersten Seite einfach den Betrag angeben 

würde, den dieser Staat für die Bundeswehr, ihren Erhalt, ihre Ausrüstung und ihren Einsatz 

ausgibt? Woran die Frage zu knüpfen wäre: Wer bedroht uns eigentlich? Dann würden viele 

der täglichen Diskussionen über die Aufwendungen des Staates und die Verweigerung von 

Staatsausgaben einen lebendigeren Inhalt gewinnen. 

Die Friedensbewegungen hierzulande könnten doch fragen: Warum schweigt sich diese Bun-

desregierung, die sich der Abschaffung der Atomgetriebenen Elektrizitätswerke rühmt und das 

mit Gründen, nichts, um sich international gegenüber den acht Staaten, die Atomwaffen besit-

zen, darunter mehrere ihrer Verbündeten, für eine konsequente atomare Abrüstung einzuset-

zen? Und da ist da das weite Feld der deutschen Waffenproduktion und ihres Exports. Es gab 

in der Geschichte wiederholt Kriege, die nicht mit dem Sieg der einen oder anderen Seite en-

deten, sondern mit der Erschöpfung der einander Bekriegenden, ihrer Menschen und ihres Ma-

terials. Die Waffenlieferanten allein hätten die Möglichkeit heutige Kriege zu verkürzen und 

gleichsam auszutrocknen. Es könnte eine Aufgabe der Friedensbewegung sein, die Waffenpro-

duzenten und Kriegsgewinne, denn das sind sie doch, namhaft zu machen. Wandel zu schaffen 

ist da ohne Konversionsprogramm schwer genug, fürchten doch Arbeiter und Angestellte um 

ihren Arbeitsplatz und stellen sich so oder so auf die Seite der großen Profiteure: Liebknecht, 

der als Gefangener in Zimmerwald nicht teilnehmen konnte, schrieb den dort Versammelten 

einen Brief. Aus ihm stammt der auffordernde Satz: „Wie’s zu kämpfen gilt, muss festgelegt 

werden.“ Das eben könnte unseren Debatten Wegweiser sein. 
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Der 20. Juli 1944 in Geschichtspublizistik 

und Geschichtsschreibung der DDR 

I. 

Die erste Stellungnahme im Osten Deutschland zu den Ereignissen des 20. Juli 1944 war – wie 

auch in anderen ähnlichen Situationen anzutreffen – nicht die der Geschichtsschreibung, sondern 

die der Publizistik und Politik. Sie betraf, nachdem die Entscheidung über die Bodenreform ge-

fallen war und die Enteignung der Großgrundbesitzer begonnen wurde, die Frage, wie mit 

Besitztümern derer verfahren werden sollte, die – meist Angehörige in Ostdeutschland alteinge-

sessener Adelsgeschlechter – an der Aktion zu Hitlers Beseitigung und zur Beendigung des Krie-

ges teilgenommen hatten, danach umgebracht worden waren oder mehr oder weniger zufällig 

überlebt hatten wie Hardenberg. Mit dieser Frage hatte sich einer der versierten Landwirtschafts-

politiker der KPD, Edwin Hoernle, schon in einer Ausarbeitung befasst, die noch im Moskauer 

Exil entstanden war. Sie sah vor, den Widerstandskämpfern ihren Besitz zu belassen, sie aber zu 

einer „freiwilligen Bodenspende“ aufzufordern, die auch als „Notopfer“ bezeichnet wurde. Tat-

sächlich erfolgte die diskussionslose Enteignung1, teils verbunden mit einem Angebot, weiterhin 

einen Hof von 25 ha zu bewirtschaften. Die wenigen, die das akzeptierten, sahen sich später der 

Forderung gegenüber, das Gebiet, in dem sie und ihre Vorfahren gelebt hatten, zu verlassen und 

an anderer Stelle der sowjetisch besetzten Zone neu zu beginnen. Früher oder später wandten 

sich die Überlebenden oder die hinterbliebenen Angehörige der Ermordeten, soweit sie das nicht 

schon gegen Ende des Krieges getan haben, daher in die Westzonen Deutschlands. 

Das gehörte zu der später entstandenen paradoxen Situation, in der zum einen behauptet wurde, 

in der DDR sei das Erbe aller antifaschistischen Widerstandskämpfer, denen Stauffenberg und 

seine Mitkämpfer schließlich uneingeschränkt zugezählt wurden, angetreten und deren Ver-

mächtnis erfüllt worden, zum anderen aber weder der Name einer Schule noch einer Kaserne 

an die Verschworenen des 20. Juli erinnerte. So widersprüchlich die Aktion und die Pläne, die 

den Weg zum Frieden freimachen sollten, so widersprüchlich blieb das Verhältnis in der DDR 

zu Tat und Tätern. Es fehlte nicht an wissenschaftliche Veröffentlichungen, Schulbuchtexten, 

feierliche Deklamationen und publizistische Äußerungen an Jahrestagen, doch das Geschichts-

bild formende Erinnerungen in öffentlichen Räumen bildeten die Ausnahme. In Leipzig wurde 

 
1  Namen von Betroffenen nennt Kurt Finker, Zwischen Integration und Legitimation. Der antifaschistische 

Widerstandskampf in Geschichtsbild und Geschichtsschreibung der DDR, Hg. von der Rosa-Luxemburg- 

Stiftung Sachsen e. V. Leipzig 1999, S. 163. (fortan Kurt Finker, Widerstandskampf). 

Die nicht veröffentlichten Bestimmungen über die Sonderregelungen, die in den Ländern getroffen werden 

konnten, besagten, dass in besonderen Fällen Personen, die aktiv gegen den Hitlerstaat gekämpft haben und 

die würdig sind, im demokratischen Deutschland mitzuarbeiten, die Möglichkeit gegeben werden kann, 

ihren Betrieb, wenn dieser 100 ha nur wenig übersteigt, oder ein Resthof nicht über 100 ha zu behalten. In 

Mecklenburg wurden solche Resthöfe 7 Familien zuerkannt, was voraussetzte, dass sie eine solche Rege-

lung selbst beantragt und später die Bewirtschaftung des Hofes selbst betrieben. Zu denen die einen sol-

chen Antrag nicht gestellt hatten, gehörten die Erben von Fritz Dietloff von der Schulenburg, – den die 

Herausgeber des Lexikons des Widerstandes 1933-1945, Peter Steinach und Johannes Tuchel (München 

1994) in ihre Publikation nicht aufnahmen –, so dass sie von vornherein unberücksichtigt blieben. Dabei 

mögen politische Gründe hineingespielt haben, galt doch der Vater, ein renommierter Großagrarier, als 

Wegbereiter der NSDAP, der sich 1932 der Hitlerpartei auch als Mitglied angeschlossen hatte. Auch seine 

Söhne taten das schon vor 1933. Zu Biographie Fritz-Dietloffs von der Schulenburg s. Kurt Finker, Stauf-

fenberg und der 20. Juli 1944, Berlin 1967, S. 125 ff. Siehe insbesondere: Arnd Bauerkämper: Der verlo-

rene Antifaschismus. Die Enteignung der Gutsbesitzer und der Umgang mit dem 20. Juli 1944 bei der 

Bodenreform in der Sowjetischen Besatzungszone. In: ZfG 1994/7, S. 623 ff. Dort allerdings zu korrigie-

ren die Aussage zu Schwerin von Schwanenfeld (S. 630). Der Witwe von Ulrich Wilhelm Graf Schwerin 

von Schwanenfeld, der am 21. August 1944 vom Volksgerichtshof zum Tode verurteilt worden und am 8. 

September 1944 in Berlin-Plötzensee hingerichtet worden war, wurde für Göhren der sogenannte Resthof 

aberkannt, weil sie die Bedingung der Eigenbewirtschaftung nicht erfüllte. S. auch: Arnd Bauerkämper, 

Ländliche Gesellschaft in der kommunistischen Diktatur. Zwangsmodernisierung und Tradition in Bran-

denburg 1945-1963. Köln 2002. Der Autor dankt Professor Siegfried Kuntsche für hilfreiche Auskünfte. 
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im Stadtteil Gohlis, in dem sich Kasernen befunden und dort gelegene Straßen Heer- und Gar-

nisonsstraße (seit 1897 bzw. 1901) hießen, 1947 Beschlüsse über deren Umtaufen gefasst und 

eine Woche später am 15. Juli verwirklicht. Die eine wurde nach Stauffenberg, die andere nach 

Tresckow benannt. Jedoch nimmt man die DDR als Ganze, so rangierten die Militärs um den 

Wehrmachtsobersten de facto als Widerstandskämpfer zweiter Klasse. 

Das gab im Jahr 1989/1990 den durch die Wende vorübergehend in Staatsfunktionen gelangten 

Politikern auch willkommene Gelegenheit, sich als wahre Pfleger des antifaschistischen Erbes 

in Szene zu setzen, eine Rolle, die freilich schon durch die gleichzeitige Tilgung der Namen 

von Widerstandskämpfern aus den öffentlichen Räumen mehr als fragwürdig wurde. Am 20. 

Juli 1990 veranstaltete der letzte Verteidigungsminister der DDR in Strausberg eine militärische 

Zeremonie mit abschließendem Parademarsch der vor ihm angetretenen Soldaten.2 Er be-

stimmte, dass zwei Häuser im Komplex des Ministeriums die Namen Stauffenbergs und 

Tresckows erhielten. Nach dem General, der sich nach dem Scheitern des Attentats erschossen 

hatte, wurde auch eine Straße in Potsdam benannt, die an dem Gebäude des vormaligen Infan-

terieregiments 9 vorbeiführt und in dem Tresckow als Leutnant gedient hatte. Als Erben der 

einstigen Großgrundbesitzer in Ostdeutschland nach dem Ende der DDR versuchten, ihr eins-

tigen Ländereien zurück zu erhalten, meldeten sich auch jene unter ihnen, deren Vorfahren zum 

engeren oder weiteren Kreis der Verschwörer gehört hatten. Mitunter wurden sie als besonders 

ungerecht Behandelte propagandistisch in den Vordergrund gestellt, um die Bodenreform als 

Ganze als Unrechtstat der „Kommunisten“ zu charakterisieren und zu liquidieren. Das schei-

terte – wie derzeit auch der Prinz von Hannover von Gerichten bescheinigt bekommt – an den 

in diesem Punkte klaren Bestimmungen des internationalen Vertrages, der den Weg zum Bei-

tritt der ostdeutschen Länder zur Bundesrepublik, zu ihrem Anschluss, freigemacht hatte. 

II. 

Eine eingehende geschichtswissenschaftliche Untersuchung, die uns über die Entscheidungs-

prozesse des Jahres 1945 aufklären würde, besitzen wir noch nicht.3 Sie würde Einblick in Ak-

ten der Sowjetischen Militäradministration (SMAD) voraussetzen, denn sicher ist überliefert, 

dass es zwischen ihr und dem Urteil deutscher Nazigegner über die Verschwörung Differenzen 

gab. Das wurde schon vor der Entscheidung über die Reform am ersten Jahrestag des 20. Juli 

1944 sogar öffentlich gemacht. Die Zeitung „Tägliche Rundschau“ rügte Artikel, die tags zuvor 

in den von der KPD, SPD und CDU herausgegebenen Tageszeitungen und in der „Berliner 

Zeitung“ (die LDP besaß ein Publikationsorgan erst ab dem 1. August 1945) erschienen waren 

und in denen der Tat und ihrer Opfer ehrend gedacht worden war. Dazu hatte u. a. Gustav 

Dahrendorf, selbst Teilnehmer sozialdemokratischer Antifaschisten um Julius Leber, Wilhelm 

Leuschner, Theodor Haubach u. a., die mit dem Kreisauer Kreis um Helmuth James Graf 

Moltke in Verbindung gestanden hatten, Jakob Kaiser, aus der christlichen Gewerkschaftsbe-

wegung kommend und vor 1933 Mitglied des Reichstages, und Anton Ackermann, Emigrant 

in der UdSSR und Mitglied und Ideologe im Zentralkomitee der KPD. Die Zeitung der Militär-

administration belehrte Redaktionen und Autoren über die richtige Sicht auf das Ereignis und 

die Personen. Sie hätten eine „Palastrevolution“ mit dem Ziel versucht, den deutschen Milita-

rismus und Imperialismus für künftige Kriege zu erhalten, wie das schon einmal 1918 geplant 

gewesen und nach der Novemberrevolution gelungen sei. In der damals üblichen, um Tatsachen 

 
2  Als besonderer Kenner der Materie oder auch nur gut beraten erwies sich der kurzfristige Verteidigungs-

minister jedoch nicht. Er sagte u. a.: „Unumstritten sind weder die Tat noch die Motive“. Nachträglich 

ernannte er die Offiziere, die an der Verschwörung – ein Wort, das ihm übrigens deplatziert erschien –

beteiligt waren, zu „Hoffnungsträgern, die der freien Welt“ verdeutlicht hätten, dass es „innerhalb eines 

scheinbar gleichgeschalteten Volkes tatkräftige und mutige Menschen gab“. 20. Juli 1944-1990. Hg. vom 

Ministerium für Abrüstung und Verteidigung o. O., o. J., S. 5. 
3  Siehe aber: Fritz Reinert, Bodenreform 1945 in Brandenburg, Potsdam (1995). (= Schriftenreihe: Dialog 

in der PDS). 
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unbekümmerten Huldigung an die Rolle der Volksmassen, die ungeachtet ihres eben erfahrenen 

Verhaltens in den Jahren der Nazidiktatur nicht aufgegeben worden war, wurde das Scheitern 

des Unternehmens deshalb als unvermeidlich hingestellt, weil es nicht auf die Einbeziehung 

und Mitwirkung der Massen orientiert war. Ähnlich argumentierte damals schon Ackermann, 

der zwar von einer über den Kreis der Militärs hinausgehende illegalen Bewegung aus verschie-

denen Schichten des Volkes schrieb und, das konzedierte auch die „Tägliche Rundschau“, die 

Aktion eine mutige Tat nannte, aber in eben dieser verklärten Sicht fortfuhr: „Die Volkserhe-

bung durch eine Art Palastrevolution ersetzen zu wollen, das musste scheitern“.4  

Damit war die Konfrontation eröffnet, die schleichend oder öffentlich lange Jahrzehnte die 

Auseinandersetzung über den 20. Juli 1944 bestimmen sollte und die sich in der Konfrontati-

onsgeschichte von Signalbegriffen – hier „reaktionärer Putschversuch“ oder „reaktionäre Ver-

schwörung“, dort „nationale“ oder „patriotische Tat“ – verfolgen lässt. Noch lagen die politi-

schen Verhältnisse aber nicht so, dass jede geistige Äußerung einer Vorzensur unterworfen ge-

wesen wäre. Noch waren abweichende Sichten möglich. Otto Grotewohl, Vorsitzender der SPD 

in der sowjetisch besetzten Zone, sagte auf eine Kundgebung seiner Partei am 20. September 

1945 in Berlin: „Der 20. Juli war eine Revolution.“ Das mag man unterschreiben oder nicht, es 

ignorierte jedenfalls die sowjetische Lektion.5 Ein Jahr später, am 22. September 1946 gehörte 

zu den Rednern einer Kundgebung zu Ehren der Opfer des Faschismus im Berliner Lustgarten 

auch Marion Gräfin Yorck von Wartenburg, deren Mann zu den nach dem Scheitern der Ver-

schwörung Hingerichteten gehörte.6  

Doch das Einschwenken folgte schon 1947 und verband sich nun mit dem Kampf gegen die 

Sozialdemokratische Partei in den Westzonen und ihre Restexistenz auch im sowjetischen Sek-

tor Berlins. Albert Norden nannte die „rebellierenden Generale“ gar „Fleisch vom Fleische des 

deutschen Imperialismus“. Otto Winzer erklärte Antikommunismus und die Furcht vor dem 

wachsenden Einfluss der Kommunisten in Nachkriegsdeutschland zum Motiv für das Handeln 

von Julius Leber und anderen sozialdemokratischen Führern im Widerstand. Deshalb hätten sie 

„Zuflucht bei den amerikanischen Imperialisten“ gesucht. Zum Beweis dessen wurden die Ver-

bindungen herangezogen, die mit diesen Sozialdemokraten kooperierende Kräfte des Kreisauer 

Kreises zum OSS (später CIA) und dessen Residenten in der Schweiz besessen hätten. Indessen 

plädierte Ackermann noch immer für eine differenzierte Sicht und wollte insbesondere Leusch-

ner und andere nicht genannte Sozialdemokraten nicht mit der „Militärgruppe oder mit Popitz 

und Goerdeler auf eine Stufe“ gestellt sehen.7 

Klischee wider die Wirklichkeit, Doktrin wider Tatsachen – auch so lässt sich Vis-à-vis fassen, 

dass sich mit dem Blick auf jene Widerstandsbewegung beschreiben, an der die Kommunisten – 

nicht nach ihrem Entschluss – unbeteiligt geblieben waren und von deren Hauptaktion sie nicht 

anders als die Mehrheit der Deutschen und das Ausland erst erfuhren, als sie faktisch bereits 

gescheitert war. Dies, um es hie vorweg zu bemerken, sollte später, als es eine eigene DDR-

Forschung zur Geschichte des 20. Juli 1944 gab, relativiert werden. Dazu wurde zum einen auf 

das Treffen verwiesen, das am 22. Juni 1944 zwischen Julius Leber und Adolf Reichwein, die 

zum Kreisauer Kreis gehörten, mit Anton Saefkow und Franz Jacob, führenden Köpfen der ille-

galen kommunistischen Organisationen, stattgefunden hatte. Darauf war am 4. Juli die Verhaf-

tung aller Beteiligten infolge des Verrats durch einen Spitzel gefolgt, dem die beiden Kommu-

nisten vertraut hatten und der an der Begegnung hatte teilnehmen können.8 Zum anderen richtige 

sich das Interesse auf den Nachweis, dass Angehörige der Militärgruppe um Stauffenberg von 

 
4  Die Zitate und weitere Einzelheiten bei Kurt Finker, Widerstandkampf, S. 29-35. 
5  Ebenda, S. 36. 
6  Ebenda, S. 44. 
7  Ebenda, S. 69/70. 
8  Ebenda, S. 88 f. Dort die Einzelheiten und die Verfälschung der Ursachen des verhängnisvollen Verrats, 

der nicht als die Tat eines von der Gestapo unter Folter gewonnenen Spitzels erscheinen sollte. 
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der Existenz des doch auf kommunistische Initiative gebildeten NKFD und des Bundes der 

Offiziere in den sowjetischen Gefangenenlagern wussten, deren Ziele kannten und sie in we-

sentlichen Punkten auch teilten. 

III. 

Lange Zeit gehörte die Verschwörung des 20. Juli 1944 zu den in der Geschichtsforschung und 

-publizistik der beiden deutschen Staaten umstrittensten Themen. Dabei wurde dem Ereignis in 

der Bundesrepublik weit mehr Aufmerksamkeit zuteil als in der DDR. Eine quantitative Ge-

genüberstellung bezeugt das eindrucksvoll. Nimmt man alle Veröffentlichungen, also auch die 

Reden, die Nach- und Neuauflagen, zusammen, dann dürften auf eine (selbständige) Veröffent-

lichung im Osten etwa 20 im Westen kommen. Dieses Verhältnis ergibt sich nicht zuletzt dar-

aus, dass – anders als in der BRD – in der DDR der 20. Juli nicht als ein besonderer Gedenktag 

galt, an dem Jahr für Jahr staatsoffizielle oder sonst herausragende Veranstaltungen stattfanden. 

Was in Bonn oder in Berlin (West) von Politikern und anderen Persönlichkeiten unterschiedli-

cher Färbung aus diesem Anlass geredet wurde, fand meist auch den Weg zum Druck. Mitunter, 

wie 1965 bei der Rede des ehemaligen Staatssekretärs im Bundesverteidigungsministeriums 

Karl Gumbel in der Bonner Beethovenhalle, wurden die Ansprachen auch zu Angriffen gegen 

die DDR genutzt und, wie dort, eine Traditionslinie des Kampfes gegen „totalitäre Regime“ 

vom 20. Juli 1944 zum 17. Juni 1953 gezogen. In der Inanspruchnahme der Verschwörung für 

ihre jeweiligen politischen Zwecke nahmen sich die Bundesrepublik und die DDR jedenfalls 

nichts. In Westdeutschland und Berlin-West wurden Kasernen u. a. nach Stauffenberg und 

Tresckow, nach Julius Leber und dem Pater Delp getauft, in Sigmaringen ein Stauffenberg-

Denkmal errichtet, die Bendler-Straße im Stadtbezirk Berlin-Tiergarten in Stauffenberg-Straße 

umbenannt und im Hof des früheren Reichskriegsministeriums, in dem Stauffenberg und seine 

Mitverschworenen erschossen worden waren, eine Gedenktafel angebracht und eine Skulptur 

errichtet. 

Die frühesten Publikationen aus DDR-Zeit, sie stammen aus den fünfziger Jahren, sind heute 

mit Recht vergessen. Zu ihnen gehörte beispielsweise ein in der Zentralen Schulungsstätte der 

CDU in Burgscheidungen gehaltener Vortrag, der in der Publikationsreihe dieser Einrichtung 

veröffentlicht wurde9, eine Publikation, die aus der Kampagne gegen den in der Bundeswehr 

wieder aufgestiegenen General der Wehrmacht Adolf Heusinger erwachsen war10 und eine um-

fängliche Broschüre aus dem Verlag des Ministeriums für Verteidigung, in der – nicht nur, wie 

der Titel besagte – die Vorgeschichte der Verschwörung behandelt wurde, sondern die gesamte 

Darstellung auf die Bestimmung des Platzes des 20. Juli in der deutschen Geschichte hinlief.11. 

 
9  Gertrud Illing, Der 20. Juli 1944, Burgscheidungen 1959 (= Hefte aus Burgscheidungen Nr. 19) 
10  Joachim Hellwig/Hans Oley, Der 20. Juli und der Fall Heusinger, Berlin 1959. Das war eine phantasie-

reiche, um historische Belege unbekümmerte Abhandlung in einem merkwürdigen Druck, dem jede Seiten-

angabe fehlte. Danach waren die Verschwörer, „Generale“ und „Monopole“, die Hitler beseitigen wollten, 

Verbündete der „reaktionären Kreise des amerikanischen Imperialismus“. Ihrer Aktion wurde angelastet, 

dass es nicht zu einer Volkserhebung in Deutschland gekommen sei. Stauffenberg habe, was auch nicht 

begründet wurde, die Pläne dieser Leute aber durchschaut, sei von den Generalen aber dann im Stich ge-

lassen worden. Das Hauptanliegen der Publikation bestand in der Verbreitung der Information, dass Heu-

singer von dem Unter nehmen unterrichtet gewesen sei, (wofür eine Aussage des Generals Stieff während 

einer Vernehmung herangezogen werden konnte) und in der These, er habe nach seiner Verhaftung durch 

die Dienste eines Denunzianten sein Leben gerettet (wofür auf die Entlassung aus Gestapohaft, den nach-

folgenden Empfang bei Hitler und dessen Danksagung hingewiesen wurde). 
11  Zur Vorgeschichte der Verschwörung des 20. Juli 1944: Von einem Autorenkollektiv des Instituts für deut-

sche Militärgeschichte unter der Leitung von Oberst W. Stern, Berlin 1960. Zu den Darstellungen, die auf 

das Thema ausführlicher eingingen und in den fünfziger Jahren weitere Verbreitung fanden gehören auch: 

Walter Bartel, Deutschland in der Zeit der faschistischen Diktatur 1933-1945, Berlin 1956. Das Manu-

skript erschien zuerst als ein vom Deutschen Pädagogischen Zentralinstitut im Auftrag des Ministeriums 

für Volksbildung herausgegebener Lehrbrief (Geschichte Nr. 20). Es wurde seit 1955 in einer erneuten Aus-

gabe auch in den 12. (Abitur-)Klassen der allgemeinbildenden Schulen verwendet. Zuvor: Otto Winzer, 
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Letztere bot die bis dahin faktenreichste Darstellung der Geschehnisse, die als „die imperialis-

tisch-militaristische Verschwörung“ gekennzeichnet wurde. Das schloss Differenzierungen 

beispielsweise im Kreisauer Kreis nicht aus, dessen innenpolitisches Programm als reaktionär 

eingestuft wurde, in dem es jedoch einen „linken Flügel“ gegeben habe.12 Die „Bonner klerikal-

militaristische Diktatur“ hieß es, sei „ein getreues Abbild der Träume Goerdelers“.13 

IV. 

Neu wurden die politisch-historischen Scheinwerfer im Jahre 1964 aufgestellt und dies ordnete 

sich dem Versuch zu, nach der Kontrolle der Staatsgrenze nahezu drei Jahre zuvor und auf der 

Grundlage gefestigter eigener Macht deren Basis im Innern wie nach außen zu verbreitern. 

Dazu schien – eines unter anderen eingesetzten Mitteln – ein demonstratives Bekenntnis zum 

militärischen Widerstand gegen das Regime geeignet. Walter Ulbricht schaltete sich selbst in 

die Vorbereitungen ein. Auf sein Verlangen entstanden in einer eigens berufenen Arbeitsgruppe 

des Instituts für Geschichte bei der Akademie der Wissenschaften Thesen, die eine Reihe ver-

änderter Akzente setzten. Zu einem im Apparat des ZK ausgearbeiteten und von Kurt Hager 

und Ulbricht akzeptierten Maßnahme-Plan gehörte die Einberufung einer festlichen Veranstal-

tung durch die Arbeitsgemeinschaft ehemaliger Offiziere und den Nationalrat der Nationalen 

Front, auf der Professor Dr. Heinrich Scheel, selbst zum Widerstand gehörend und damals stell-

vertretender Direktor des Geschichtsinstituts an der Akademie, die Ansprache hielt. Vor ihm 

schon hatte der Stellvertretende Vorsitzende des Staatsrates Heinrich Hohmann in seiner Rede 

gesagt: „Stauffenberg ist unser“ und dessen Inanspruchnahme durch die Regierung in Bonn als 

unrechtmäßig charakterisiert.14 Die Ausführungen der Historiker Scheel und Bruno Löwel, ei-

nes Mitarbeiters des ZK-Instituts für Marxismus-Leninismus, machten deutlich, dass die Zunft 

noch zu keinem bündigen und klaren Urteil gelangt war. Scheel um historisch gerechte Wertung 

bemüht, sagte: „Bei aller notwendigen prinzipiellen Abgrenzung von der erzreaktionären Kon-

zeption der Goerdeler, Popitz, Hassell oder Schacht bleibt die Tatsache ihrer Opposition den-

noch ein Positivum.“15 In dessen wurden nicht nur sie von dem „echten antifaschistischen Wi-

derstandsbewegung unter Führung der KPD“, einem Gebilde, dass es so nie gegeben hatte, aus-

gegrenzt.16 Löwel bezeichnete es als ein forscherisches Verdienst, dass der „reaktionäre Ge-

samtcharakter“ und das „imperialistischen Wesen der Verschwörung“ herausgearbeitet worden 

sei, die weder als „deutscher“ noch als „antifaschistischer“ Widerstand anzusehen sei.17 Zu die-

ser Veranstaltung war auch der ehem. Kommandierende General eines Armeekorps in der Sta-

lingrader Schlacht Walther von Seydlitz, danach als Gefangener Mitbegründer und Vizepräsi-

dent des Nationalkomitees Freies Deutschland (NKFD), der nach seiner Entlassung aus sow-

jetsicher Haft zurückgezogen in der Bundesrepublik lebte, eingeladen worden. Er reagierte da-

rauf mit einem Antwort- und Grußschreiben, in dem er sein Fernbleiben begründete. Es wurde 

während der Veranstaltung verlesen. Weitergehende Vorschläge, wie der, an diesem Tage in 

Berlin Unter den Linden ein militärisches Zeremoniell zu veranstalten, wurden nicht aufgenom-

men.18 

Auch das Erscheinen geschichtswissenschaftlicher Arbeiten zu dem Thema fällt in die sechzi-

ger Jahre. Es setzt ein mit der aus dem Russischen übersetzten Arbeit von Daniil J. Melnikow, 

 
Zwölf Jahre Kampf gegen Faschismus und Krieg. Ein Beitrag zur Geschichte der Kommunistischen Par-

tei Deutschlands 1933-1945, Berlin 1955. 
12  Zur Vorgeschichte, S. 31. 
13  Ebenda, S. 97. 
14  Der 20. Juli 1944. Legende und Wirklichkeit. Hg. vom Nationalrat der Nationalen Front, Berlin 1964, S. 

7. 
15  Ebenda, S. 15. 
16  Ebenda, S. 19, 
17  Ebenda, S. 37. 
18  Der Autor dankt Professor Dr. Wolfgang Heinke, Berlin, damals Mitarbeiter für Geschichte in der Ab-

teilung Wissenschaften des ZK der SED für die vorstehend verwerteten Informationen. 
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deren erste Ausgabe 1964 den Titel „20. Juli 1944 – Legende und Wirklichkeit“ trug und so 

anzeigte, dass einer ihrer Aspekte die Polemik gegen Deutungen war, die eine kritische Prüfung 

verdienten und ihr nicht standhielten. Zwei Jahre später kam die zweite Auflage des Buches 

heraus.19 Der sowjetische Historiker bezeichnete es als sein besonderes Forscherinteresse, die 

Frage nach dem Ausmaß der Verschwörung zu beantworten und die Ursachen ihres Scheiterns 

aufzuklären. Letztere erblickte er nicht in äußeren Faktoren, sondern hervorgerufen durch den 

Charakter, das Programm, die Ziele und die Methoden der Verschwörer.20 Zwei Jahre später, 

darauf kürzer eingehend, verwies er darauf, dass die Bewegung auf die oberen Schichten der 

Gesellschaft begrenzt und antidemokratisch, folglich von vornherein zum Misserfolg verurteilt 

gewesen sei.21 Melnikow stellte sich auch den Fragen, warum eine so vergleichsweise große 

Zahl von Angehörigen des Adels und aus den Kreisen des Großgrundbesitzes zu den Verschwö-

rern gehört hatten. Er glaubte, dies als Reaktion auf die angeblichen nazistischen Herabsetzun-

gen des Adels verstehen zu können, der nach seiner uneingeschränkt privilegierten Stellung in 

der Gesellschaft gestrebt habe. Für diese Kreise wollte er moralische und ideologische Antriebe 

nur mit Ausnahmen gelten lassen, zu denen er von Moltke, von Stauffenberg und Yorck von 

Wartenburg zählte. Für den sowjetischen Historiker stand außer Frage, dass die gesamte Bewe-

gung durch die Goerdelergruppe zu charakterisieren sei, deren Angehörige er von den „wahren 

antifaschistischen Kämpfern“ und der „echten antifaschistischen Bewegung“, Kennzeichnun-

gen die sich ermüdend wiederholten, unterschieden wissen wollte. Vor allem die herausragen-

den zivilen Gegner des Regimes, Goerdeler, Popitz und von Hassell, erschienen ihm als die 

„Vertreter“, „Advokaten“, Vertrauensleute“ und – das setzte er selbst in Anführungszeichen – 

„Agenten“ des Monopolkapitals. Er zitierte Walter Ulbricht mit einer älteren, von diesem in-

zwischen aufgegeben abenteuerlichen Einschätzung, wonach die Verschwörer einem Volks-

aufstand zuvorkommen wollten und erreicht hätten, dass durch die auf ihre Aktion folgende 

Terrorwelle die antifaschistischen Volkskräfte so geschwächt wurden, dass diese, als die Sow-

jetarmee in das Reich vordrang, das Regime nicht hätten stürzen können.22 

Melnikow hatte mit seiner Arbeit offenkundig im eigenen Lande schon die verschiedensten 

politischen Rücksichten zu nehmen. Sein Text von 1962 (deutsch 1964) schloss mit einer Be-

zugnahme auf eine Rede Nikita Chrustschows auf dem XXI. Parteitag der KPdSU, in der erklärt 

wurde, die westdeutschen Militaristen wollten die einstigen Mächte der Antihitlerkoalition 

„aufeinanderprallen“ lassen.23 Vier Jahre später in der zweiten deutschen Auflage war Chrust-

schow getilgt und der Band endete mit einer Würdigung des „progressiven Flügels“ der Ver-

schwörung, der einen großen Beitrag zum antifaschistischen Widerstand geleistet habe.24 

1967 legte der Potsdamer Historiker und Hochschullehrer Kurt Finker seine Monographie 

„Stauffenberg und der 20. Juli 1944“ vor. Sie erlebte sieben Auflagen25, die (bisher) letzte er-

schien im Jahre 1989 und sie wurde ins Russische, Tschechische und polnische übersetzt. Zu-

dem erfuhr sie in eine Lizenzausgabe in einem Verlag der Bundesrepublik. Der Autor gab ein, 

gemessen an den holzschnittartigen Darstellungen der späten vierziger und fünfziger Jahre, ein 

differenziertes Bild der Verschwörung und der in ihr agierenden Personen und war vor allem 

darum bemüht, Stauffenberg und seine Freunde nach den sie leitenden Motiven, ihrem persön-

lichen Mut und ihren Zielen positiv gegen die Goerdeler-Gruppe abzuheben. Stauffenberg habe 

ein „anderes“, ein „neues“ Deutschland gewünscht, seine Vorstellungen hätten „Elemente einer 

 
19  Daniel Melnikow, 20. Juli 1944 – Legende und Wirklichkeit Berlin 1964, die zweite Auflage von 1966 

verzichtete auf den Zusatz. 
20  Melnikow 1964, S, 225. 
21  Melnikow 1966, S. 218. 
22  Melnikow 1964, S. 221. 
23  Melnikow 1964, S. 274. 
24  Melnikow 1966, S. 275, 
25  Die 2. 1971, 3. 1972, 4. 1973, 5. 1975, 6. 1984. Die Lizenzausgabe für die BRD erschien 1977 bei Pahl- 

Rugenstein in Köln. 
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Volksfront-Konzeption“ aufgewiesen und er habe die Richtung geahnt, in der sich ein 

historischer Ausweg aus der Geschichte der Kriege ergeben konnte.26 Deutlich war am Ende 

des Buches die ins Agitatorische zugespitzte Fragestellung, welcher deutschen Staat sich auf 

den Obersten und seinen Kreis rechtens berufen dürfe. Und ebenso die Antwort, in der DDR 

sei ihr Projekt Deutschland „vollendet“ worden.27 Das war eine gerechtfertigte Entgegnung auf 

die andauernden Versuche, die Verschwörer insgesamt für antikommunistische Zwecke in An-

spruch zu nehmen und zugleich doch auch eine Überhöhung, die dadurch erleichtert wurde, dass 

die nicht in Denkschriften vorliegenden, sondern in bezeugten gelegentlichen Äußerungen 

überlieferten Ansichten des militärischen Vortrupps viel weniger eindeutig waren als die aus-

gearbeiteten Projekte der Politiker. 

Finker, der bei dem Thema blieb, wurde und blieb in der DDR so etwas wie ein Monopolist der 

Erforschung der Verschwörung, wiewohl sich aus verschiedenen Anlässen auch andere Histo-

riker zum Thema äußerten. Er hat in einem Vortrag und einer umfassenderen Darstellung auf 

den antifaschistischen Widerstandskampf im DDR-Geschichtsbild zurückgeblickt, insbeson-

dere natürlich auf die Forschungen zur Militäropposition und zum 20. Juli 1944, seine eigenen 

eingeschlossen, auf die sich dieser Beitrag, wie schon ausgewiesen, zu einem Teil stützt.28 

V. 

Das Bild von der Verschwörung, das in der DDR vermittelt wurde, war hochgradig von der 

Beurteilung zweier Personen bestimmt. Stauffenberg, als dem im Zentrum der Aktion agierende 

Militär, der wie kein anderer von sich sagen konnte: Ich hab’s gewagt, und Carl Goerdeler, der 

auf der Liste der Politiker, die nach dem Gelingen der Aktion die politische Führung überneh-

men sollten, obenan stand als der designierte Reichskanzler, also der Nachfolger Hitlers. Es 

wurde unterstellt, dass die Militärs, wenn der Weg frei gemacht sei, nicht mit eigenen politischen 

Projekten hervorgetreten wären, sondern dass dann Goerdeler und sein Kreis die Richtung der 

Entwicklung bestimmt haben würden. Über diese ließen sich anhand von mehreren Denkschrif-

ten und dem Entwurf für die erste Regierungserklärung Urteile bilden und die fielen uneinge-

schränkt negativ aus, waren sie doch durch die Ausschaltung der UdSSR und aller deutschen 

Kräfte charakterisiert, die nach vollständiger Neuorganisation von Staat und Gesellschaft trach-

teten, in erster Linie der Kommunisten. Wiederholt wurde in Publikationen in der DDR daher 

das an das State Department Washington gerichtete Memorandum des stellvertretenden Leiters 

des Office of Strategic Services (OSS), Brigadegeneral John Magruder, vom 17. Mai 1944 ge-

druckt, in dem über die zu den Kreisen um Goerdeler gewonnenen Kontakte berichtet wurde, 

die in Bern hergestellt worden waren. Beschrieben wurden darin die Ziele, die dem dortigen 

Residenten der USA dargestellt worden waren. Im Mai 1944 wäre durch Kurier der Gruppe 

berichtet worden, sie sähe „die einzige Chance, ein kommunistisches Deutschland zu verhin-

dern, darin ..., die Besetzung eines möglichst großen Teiles Europas durch die anglo-amerika-

nischen Streitkräfte zu erleichtern, bevor die Ostfront zusammenbricht.“ Auch Vorschläge, wie 

das zu bewerkstelligen sei, seien unterbreitet worden.29 

Dies genügte selbstredend für ein vernichtendes Urteil über Goerdeler, den einstigen Haupt-

mann der kaiserlichen Armee, der – Mitglied der Deutschnationalen Volkspartei und des Stahl-

helmbundes der Frontsoldaten in der Weimarer Republik eine Staatsbeamtenkarriere einschlug, 

 
26  Zitate und Seitenverweise nach der Erstausgabe. Hier: S. 326 f. 
27  Ebd., S. 336. 
28  Kurt Finker, Zwischen Integration und Legitimation. Der antifaschistische Widerstandskampf in Ge-

schichtsbild und Geschichtsschreibung der DDR, Hg. von der Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachen e.V. 

Leipzig 1999. 
29  U. a. in Auszügen gedruckt: Dokumente zur deutschen Geschichte 1942-1945. Hg. von Wolfgang Ruge 

und Wolfgang Schumann, Bearbeitet von Olaf Groehler u. a., Berlin 1977, S. 71 f. vordem schon in: Der 

Zweite Weltkrieg. Dokumente, Ausgewählt und eingeleitet von Gerhard Förster und Olaf Groehler, Berlin 

1972, Dok. 57, S. 252-255. 
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1930 zum Oberbürgermeister von Leipzig gewählt und in Personalunion 1932 zum Reichs-

preiskommissar ernannt worden war. In beiden Funktionen verblieb er während der ersten Jahre 

der faschistischen Diktatur. Nach seinem Ausscheiden aus dem Staatsdienst, trat er in der Ei-

genschaft eines Beraters in die Dienste der Bosch AG Stuttgart und betätigte sich unter anderem 

als ein Weltreisender in Sachen der deutschen Großbourgeoisie. Mit einem relativ nüchternen 

Blick auf das Kräfteverhältnis der kapitalistischen Mächte riet Goerdeler vom Weg in einen 

„Großkrieg“ ab. Er vermeinte, dass die eingeschlagene Politik der Revision der Ergebnisse des 

Ersten Weltkrieges fortgesetzt und bis zum Erwerb eines überseeischen Kolonialreiches getrie-

ben werden könne. Deutschland würde imstande sein, sich ohne und nur ohne Krieg die führende 

Stellung in Europa zu erwerben. Das waren Überlegungen, die sich von jenen der Reichsführung 

erheblich unterschieden, vor allem wiesen sie nicht in einen Zweiten Weltkrieg. An seinem Be-

ginn, an der Jahreswende 1940/41, glaubte Goerdeler sogar, es müsse dessen Abbruch erfolgen. 

Er gehörte also nicht zu jenen, die erste im Angesicht der militärischen Niederlage Front gegen 

die Politik Hitlers machten. Diese Differenzen zur „Linie Hitler“ wurden in den DDR-Publika-

tionen lange geringgeschätzt. Es waren, wenn die Begriffe nicht auf die Goldwaage gelegt wer-

den, die Meinungsverschiedenheiten zwischen den „imperialistischen Utopisten“ und dem „im-

perialistischen Realisten“ Goerdeler, einem Manne, der aus Kalkül, nicht aus moralischen 

Überzeugungen, gegen die kriegerische Welteroberung eingestellt war, für den also Begriffe 

wie „Aufstand des Gewissens“ und ähnliche zum wenigsten zutrafen. 

Selbst der Diplomat Ulrich von Hassell, alles andere denn ein Verfechter fortschrittlicher sozi-

aler Vorstellungen für Nachkriegsdeutschland, erblickte in dem einstigen Reichspreiskommis-

sar und Leipziger Oberbürgermeister eine „Art Reaktionär“. Nach 1990 haben vordem in der 

DDR wirkende oder ausgebildete Historiker, vor allem der in Leipzig lehrende Werner Bramke, 

Carl Goerdeler mit ausgewogenen Urteilen gerecht werden wollen, z. T. in dem Bestreben, so 

etwas wie eine Wiedergutmachung vorzunehmen. An dem Gesamturteil, dass ein Sieg seines 

Projekts ein Deutschland hervorgebracht haben würde, das nur durch eine Revolution in den 

Zustand der Bundesrepublik hätte verwandelt werden können, vermochten diese Darstellungen, 

umso vieles abgewogener sie das umstrittene Bild des Mannes auch gaben, indessen doch nur 

zu rütteln. 

Der methodologische Fehler der Historiker in DDR-Zeit im Blick auf die Verschwörung lag 

lange Zeit darin, dass unterstellt und, wenn nicht ausdrücklich auseinandergesetzt, so doch mit-

gedacht wurde, es hätte sich die Entwicklung nach einem geglückten Attentat und der Herstel-

lung eines neuen inneren Kräfteverhältnisses so entwickelt, wie sich Goerdeler, Beck u. a. dieses 

Kreises das wünschten und vorstellten, so dass Stauffenberg und die Militärs nur als dessen 

unbewusste Wegbereiter erschienen, patriotische Militärs zwar, die, unerfahren wie sie in Sa-

chen Macht waren, von den ausgefuchsten Politikern überspielt worden wären. Das war eine 

einfallsarme Sicht auf die ungeschehene Geschichte, die vor allem zweierlei übersah: zum einen 

die Unwahrscheinlichkeit, die Anti-Hitler-Koalition aufbrechen zu können und zum anderen – 

wie immer sich die Dinge im Reich und in der Wehrmacht entwickelten –, die Schwächung der 

deutschen militärischen und sonstigen Kräfte infolge des „Ausscheidens“ des „Führers“, was 

eine Verkürzung des Krieges bedeuten musste. Die Vorstellung, Goerdeler hätte 1944 die 

Bündniskonstellation schaffen können, die zehn Jahre später nach dem Beginn des Kalten Krie-

ges in Gestalt des westdeutschen Beitritts zur NATO entstand, ging aus einer Rückprojizierung 

hervor, nicht aus nüchterner Beurteilung der internationalen Situation und der Kriegslage im 

Sommer 1944. Kurzum, und worauf es für die zunächst vorherrschende Betrachtungsweise in 

der DDR ankommt: Goerdeler ging, bei allen Unterscheidungen und Abhebungen, irgendwie 

und lange doch zu Lasten Stauffenbergs. 

VI. 

Selbstredend war in vielen anderen Veröffentlichungen zur Geschichte des Zweiten Weltkrie-

ges vom 20. Juli 1944 die Rede, das verlangte allein schon der Geschichtsunterricht an den 



623 

Schulen. Diese folgten in ihren Ausgaben dem jeweiligen Geschichtsbild, dessen Wandlungen 

hier nicht verfolgt werden sollen. Erwähnenswert erscheint aber, an welchem Punkte diese wohl 

– wenn auch nur von einer, der jüngsten Bevölkerungsgruppe meist gelesene Darstellung Ende 

der achtziger Jahre angelangt war. Denn darin spiegelte sich doch wider, welches Geschichts-

bild über die Verschwörung sich in der DDR durchgesetzt hatte. Das ließ sich etwa am Wör-

terbuch der deutschen Militärgeschichte, erschienen 1985, im Artikel „Verschwörung vom 

20.7.1944“ nachlesen, ungeachtet seiner einleitenden Generalbewertung, die lautete: Umsturz-

versuch von Kreisen des Monopolkapitals, der höheren Beamtenschaft, des diplomatischen 

Dienstes, des Offizierskorps und der Generalität der Wehrmacht ... mit dem Ziel, das faschisti-

sche Regime zu stürzen und den Weg zur Beendigung des Weltkrieges zu ebnen.“30 Darin 

drückte sich, was man immer gegen die Reihenfolge der Beteiligten und deren Kennzeichnung 

einwenden mochte – es fehlen jedenfalls Adel und Großgrundbesitz –, doch eine positive Her-

vorhebung des Generalziels aus. Zu den Faktoren, welche die Verschwörung scheitern ließen, 

zählten die Autoren aber weiterhin, was an anderer Stelle in nüchterner Einschätzung der Volks-

stimmung nicht mehr geschah, auch „die ablehnende Haltung der Mehrheit der Verschwörer, 

der Aktion eine Massenbasis zu verschaffen und die antifaschistische Widerstandsbewegung 

einzubeziehen.“31 Mehr Raum, sich dem Thema zu widmen, war in einer Gesamtdarstellung 

des deutschen Widerstandes, die Klaus Mammach, damals Mitarbeiter am Geschichtsinstitut 

der Akademie der Wissenschaften der DDR, 1987 erschien.32 

Der Lehrplan für Geschichte aus dem Jahre 1988 nannte „Das Attentat auf Hitler am 20. Juli 

1944“ und verband das mit „der grausamen Abrechnung der Faschisten mit den Gegnern“, der 

„Ermordung Ernst Thälmanns und anderer Antifaschisten“ und erwähnte den „Tod R. Breit-

scheids“ im KZ Buchenwald infolge eines Luftangriffs.33 Das Lehrbuch für die Klasse 934 bot 

eine ausführliche Darstellung der Verschwörung, der Geschichte des Attentats, seines Schei-

terns und der daraus erwachsenen Folgen. Die Verschwörung wurde als das Werk verschiede-

ner Gruppen bezeichnet, die über den Weg zur Beseitigung der Nazidiktatur und die weitere 

Entwicklung Deutschlands beträchtliche Meinungsverschiedenheiten besessen hätten. Goerde-

ler, Beck und von Hassell werden als politisch führende Köpfe und als diejenigen genannt, die 

den „Kapitalismus“ über das Kriegsende hinweg hätten erhalten wollen. Dieses Vorhaben wird 

als unrealistisch eingestuft, denn es wird sodann Stauffenberg und seinem Kreis sowie den 

Kreisauern zugebilligt, dass sie „Ansätze realistischer und fortschrittlicher Auffassungen“ be-

sessen hätten. Dazu wurde die Beendigung des Krieges an allen Fronten, die Bereitschaft zu 

antiimperialistischen und demokratischen Reformen“ sowie die Bereitschaft gezählt, mit „Re-

präsentanten der Arbeiterklasse“ zusammen zu arbeiten. Über die personelle Brücke Stauffen-

berg zu Leber und Reichwein und von diesen zur Landesleitung der KPD wir die Nähe dieser 

„Patrioten“ zur illegalen kommunistischen Bewegung hergestellt. Der Zusatz, dass diese in die 

Attentatspläne jedoch nicht eingeweiht war, relativiert dieser Eindruck sogleich wieder. Zu-

sammenfassend hieß es: „Das Attentat war eine mutige antifaschistische Aktion, endete jedoch 

mit einem Misserfolg.“ Auf dessen Ursachen wird nicht eingegangen, lediglich auf die Verwir-

rung verwiesen, die in der Aktion sich ausbreitete, als bekannt wurde, dass Hitler überlebt hatte. 

Der Blindfleck dieser Darstellung war die Frage nach den Motiven, will man dafür nicht die 

Bezeichnung „Patrioten“ gelten lassen. Jedenfalls macht dieser Text deutlich, wie weit sich das 

Geschichtsbild in der DDR in den achtziger Jahren und namentlich seit 1984 von seinen Anfän-

gen gelöst und befreit hatte, in mancher Hinsicht zu Darstellungen und Urteilen zurückkehrend, 

 
30  Wörterbuch zur deutschen Militärgeschichte Bd. 2, Berlin 1985, S. 1022. Hervorhebung von mir – K. P. 
31  Ebenda, S. 1023. 
32  Klaus Mammach, Widerstand 1939-1945. Geschichte der deutschen antifaschistischen Widerstandsbewe-

gung im Inland und in der Emigration, Berlin 1987. 
33  Lehrplan der zehnklassigen allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule: Geschichte. Klassen 5-10. 

Hg. Ministerrat der DDR, Ministerium für Volksbildung, Berlin 1988, S. 74. 
34  Geschichte. Lehrbuch für Klasse 9. Berlin 1988, S. 188-190. 
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die sich schon 1945 vor Beginn des Kalten Krieges lesen ließen. Das gilt auch für die definitiv 

letzte Veröffentlichung eines Geschichtsschulbuches in der DDR, das 1990 gedruckt, aber 

kaum noch in den Unterricht eingeführt wurde. In ihr wird zwischen den Gruppen der weitver-

zweigten Verschwörung unterschieden und abschließend festgestellt, dass Aussagen darüber, 

welche der divergierenden Kräfte sich im Falle eins Gelingens des Umsturzversuches durchge-

setzt haben würden, spekulativ bleiben.35 

VII. 

Auch Filmemacher nahmen sich in der DDR wiederholt des Themas an. 1964 entstand aus 

Anlass des 20. Jahrestages des Attentats auf Hitler der Streifen „Revolution am Telefon“. Schon 

der Titel, der weder dem Ereignis noch seiner filmischen Darstellung gerecht wurde, verriet 

pejorative Bewertung. Autoren des Films waren Karl Gass, der 1948 aus der britischen in die 

sowjetische Besatzungszone übergesiedelt war und für diesen Film mit Karl-Eduard von 

Schnitzler zusammengearbeitet hatte. Der zweiteilige Film, der mit einer schauspielerischen 

Nachstellung des Fluges nach Ostpreußen und den Vorgängen im Führerhauptquartier begann 

und zudem einige Szenen im Bendlerblock nachspielte, ging dann in einen Dokumentarfilm 

über. Er konzentrierte sich im zweiten Teil ganz auf die Person des Carl Goerdeler und auf die 

Pläne, welche der konservative und strikt antidemokratisch eingestellte Teil der Verschwörer 

für Nachkriegsdeutschland hegte. Goerdeler erfuhr eine überaus kritische Darstellung. Es 

wurde auf seine Beteiligung an den ersten Maßnahmen der Judenverfolgung in Leipzig verwie-

sen, wo er Oberbürgermeister war (Verbot der Juden, Bäder zu betreten, Erfassung der jüdi-

schen Ärzte). Diese kritische Sicht setze sich bis zu seinem Auftreten vor dem Volksgerichtshof 

fort, vor dem er angesichts des Scheiterns der Verschwörung von einem „Gottesurteil“ sprach. 

In der Würdigung Stauffenbergs und seiner Genossen aber scheint der Film aus dem Jahre 1964 

der DDR-Uhrzeit voraus gewesen zu sein, was sich insbesondere der Zeugenschaft des Gene-

ralstaatsanwalts Fritz Bauer zeigte, eines einstigen Stuttgarter Mitschülers des Grafen. Bauer 

sprach über Antriebe, die der Oberst aus Schillers „Wilhelm Tell“ oder von Stefan George be-

zogen haben könnte. Als Zeitzeuge kam mehrfach Job von Witzleben zu Wort und ins Bild. 

Interviewt wurden der sowjetische Historiker Daniil Melnikow und Kurt Finker. Der Abspann 

nannte die Historiker Walter Bartel, der dem Internationalen Lagerkomitee im KZ Buchenwald 

angehört hatte, Olaf Groehler und Laurenz Demps als Berater der Filmleute. 

Im Ganzen aber erschien die Verschwörung im Lichte ihres für wahrscheinlich, ja unvermeid-

lich gehaltenen Ergebnisses und dessen völlig negativen Bewertung, die sich aus dem Bilde 

eines einseitigen Friedens nach dem Westen und dem Vorsatz der Mitgliedschaft in einem an-

tisowjetischen Bündnis kapitalistischer Großmächte ergab. Sie erschienen als der Beginn eine 

Traditionslinie, die inzwischen im Eintritt der Bundesrepublik in die NATO verwirklicht wor-

den sei. So ergab sich unterm Strich eine Kontinuität, die von Goerdeler über Himmler, der ja 

bei Kriegsende auch Kontakte zu den Westmächten gesucht hatte, bis zur Außenpolitik der 

Bundesrepublik führte. Die Bundeswehr und die Bundesrepublik hätten sich des Erbes der Ak-

teure ohne Berechtigung bemächtigt und ließen aus Anlass des 20. Jahrestages der Verschwö-

rung als Redner einen General auftreten, der mit den Widerständlern nicht in Verbindung ge-

standen habe. 

Ganz anders hingegen in Serie in den achtziger Jahren gesendeter Fernsehfilme des staatlichen 

Fernsehens der DDR, in deren Zentrum als Zeitzeugen Angehörige der Hingerichteten standen. 

Hier wurde das Bild illustriert, das sich seit den Veröffentlichungen und Veranstaltungen an-

lässlich des 40. Jahrestages des Attentats in der DDR allgemein verbreitet hatte. 

* * * 

 
35  Geschichte. Lehrbuch für die Abiturstufe Teil 2. Vorläufige Ausgabe, Berlin 1990, S. 107 f. Der Verfasser 

dieses Beitrags gehörte zu den Autoren dieses Lehrbuchs. 
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Zusammenfassend: In der Geschichtsschreibung und -publizistik der DDR unterlagen Kenn-

zeichnung, Charakter und auch die Darstellung der Geschehnisse des 20. Juli samt ihrer 

Vorgeschichte einem Wandel. Er war durch wechselnde politische Erwägungen hervorgerufen, 

durch direkte Konfrontation mit dem einschlägigen ebenfalls zweckbestimmten Geschichtsbild 

in der Bundesrepublik mitbestimmt, aber auch Resultat methodologisch bedingter Unsicherheit 

in der Wissenschaft selbst, die über einen längeren Zeitraum die Verschwörung von ihren denk-

baren, aber nicht eingetretenen Resultaten her betrachtete. Kennzeichnungen wie „konterrevo-

lutionärer Militärputsch“ und ähnliche wurden in den sechziger Jahren fallen gelassen zuguns-

ten der neutralen Bezeichnung „Verschwörung des 20. Juli 1944“. Die Aktion der Militärs er-

hielt die Bewertung als „patriotische Tat“, wurde „Aktion zur Rettung der Nation“ und in ähn-

licher Weise bezeichnet. Differenziert gesehen wurde Rolle und Programmatik des „Kreisauer 

Kreises“ und Goerdelers und der mit ihm am engsten verbundenen Verschwörer. Die Unter-

scheidungskriterien blieben konstant und umfassten die Bereitschaft zu einem Frieden an allen 

Fronten, die Stellung der Arbeiterklasse in den Plänen nach Hitler und die Bereitschaft zur Zu-

sammenarbeit auch mit den Kräften des kommunistischen Antifaschismus. Herausgearbeitet 

wurden die unterschiedlichen gesellschaftlichen Zielvorstellungen, die in den Gruppen der Ver-

schwörer angetroffen werden konnten und die von einem autoritären Regime mit monarchi-

scher Spitze über Zustände nach dem Vorbild der Weimarer Republik bis zu einem „anderen 

Deutschland“, also einem Staatswesen reichten, das es in der deutschen Geschichte bisher nicht 

gegeben hatte. Schließlich wurde die These vom gleichsam gesetzmäßigen Scheitern des Un-

ternehmens als Folge der Ferne der Akteure von den Massen aufgegeben zugunsten der sachli-

chen Schilderung des Ablaufs. 

Über ungeschehene Geschichte zu reden, gehört nicht zum Handwerk des Historikers. Und 

doch drängen sich ihm vielleicht mehr als jedem anderen, der sich mit der Vergangenheit be-

fasst, immer Fragen auf, die mit den Worten beginnen: „Was wäre wenn ...“. Also; Was ist 

vorstellbar, wenn das Attentat gelungen und dann nicht nur jene Kräfte mobil geworden wären, 

auf welche die Verschwörer im Falle ihres Anfangserfolgs glaubten rechnen zu können, son-

dern – angesichts ihres begrenzten Einflusses doch auch jene Militärs und der SS-Einheiten, 

die noch glaubten, kriegerisch weiter zu machen? Der Tod Hitlers allein bedeutete jedenfalls 

den Sieg der Verschwörer nicht. Diesen aber, zweitens, einmal unterstellt, sollte sich an der 

Spitze des Reiches ein neues politisches und militärisches Zentrum bilden, für dessen Beset-

zung sich Beck und Goerdeler am besten vorbereitet hatten und die reichsten Verbindungen 

besaßen. Sie standen dann aber augenblicklich vor der Aufgabe, den Krieg zu beenden. Sie ließ 

sich mit Gewissheit nicht nach ihren Vorstellungen bewerkstelligen. Es ist, wie die Dinge lagen, 

nicht denkbar, dass sie den Zerfall der Anti-Hitler-Koalition zu bewirken vermochten. Und 

ebenso wenig war das alliierte Ziel, die bedingungslose Kapitulation Deutschlands, aus der 

Welt zu schaffen. Die Siegermächte waren – anders als 1918 – entschlossen, in Deutschland 

die Regierungsgewalt selbst zu übernehmen. Deutsche Ambitionen kamen ihnen ungelegen, 

wie auch erste Reaktionen auf die Nachricht vom gescheiterten Versuch zeigten, eine neue 

Kräftekonstellation herzustellen. 
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Friedwillige vor dem Kadi 

Wer die Masse des in jüngster Zeit ermittelten, geordneten und editierten geschichtlichen Ma-

terials vor Augen hat und es nicht anders und richtig weiß, möchte in Marburg eine komplette 

Werkstatt von Herausgebern historischer Dokumente vermuten, die alle auf ein Thema deut-

scher Vergangenheit konzentriert sind: die geistige und praktische Auseinandersetzung mit dem 

Faschismus und dem Eintreten für – weltweit – menschenwürdige und friedliche Zustände. In-

dessen handelt es sich um die Früchte der Arbeit eines Mannes, des Pädagogen und Historikers 

Friedrich-Martin Balzer, der, eigene Kräfte und Mittel nicht schonend, mit Ausdauer und Lei-

denschaft sich wieder und wieder vor allem jener Hinterlassenschaft annimmt, von der er sicher 

ist, dass sie nicht in Vergessenheit geraten darf, und zudem weiß, dass es genügend Interesse 

gibt, eben das zu bewirken. 

Für das Gerichtsverfahren gegen herausragende Persönlichkeiten der westdeutschen Friedens-

bewegung, das nach mehr als sieben Jahren Vorbereitung 1959/1960 vor dem Landgericht in 

Düsseldorf stattfand, gilt das zweifelsfrei. Der Bundesgerichtshof, dessen Generalbundesanwalt 

Max Güde den Prozess verlangte, wollte, die Tücke des Objekts wohl abschätzend, in dem 

heiklen politischen Verfahren selbst nicht tätig werden. Denn: Gefordert war nicht mehr und 

nicht weniger, als den Angeklagten anzuhängen, sie wären Agenten Moskaus und Pankows, 

bezahlte natürlich, und heimtückisch darauf aus, dieses ganze herrliche Staatswesen Bundesre-

publik zu unterminieren und zu beseitigen. 

Wie Staatsanwälte und Gericht den Auftrag zu meistern suchten, wie sie dabei in einer Schlacht 

scheiterten, in der sie noch die lahmsten Beweise und fragwürdigsten Zeugen einsetzten und 

zugleich den Angeklagten und ihren Verteidigern faire Aktionsmöglichkeiten zu beschneiden 

suchten, das liest sich spannender, als sich noch der raffinierteste Tatort anschauen mag. Zum 

Tatort wurde der Gerichtssaal. Am dort Abgelaufenen kann kein Historiker vorbeisehen, es sei 

denn, was freilich so selten nicht vorkommt, er erforschte und präsentierte deutsche Nach-

kriegsgeschichte als Einäugiger. Während dieser 59 Prozesstage wurden ein paar Wahrheiten 

über eine Zeit gesagt, an deren Ende wir nicht gekommen sind. Ein Beispiel für viele: „Die 

Kommunisten von heute sind die Juden von gestern.“ Das meinte nicht anmaßend die Gleich-

setzung der nazistischen Verfolgungen. Der Satz wies jedoch auf den Versuch hin, wie zuvor 

die Juden nun, nach Krieg und Holocaust, einzig die Kommunisten als „unser“, der Deutschen, 

Unglück zu markieren. 

Die Feststellung, die ein Nacheinander der Befeindung markiert, traf den momentanen Wechsel 

richtig, nicht aber die deutsche Vergangenheit im Ganzen. Als die Juden noch glauben konnten, 

sie würden in der deutschen Gesellschaft des Kaiserreiches und der Weimarer Republik unbe-

helligt leben können, da war der Schritt in die konsequente politische Linke bereits mit Nach-

teilen und Verfolgungen von Staatswegen verbunden. 

Zu den unveralteten Einsichten, die sich aus diesem Band gewinnen lassen, tritt freilich auch 

ein Gefühl der Wehmut. Unter dem Eindruck des Zweiten Weltkrieges, der damals noch zum 

Erleben der Mehrheit der Europäer gehörte, im Bewusstsein des atomaren Wettrüstens und der 

aus ihm hervorwachsenden Gefahren, war der Widerstandswille gegen existentielle Drohungen 

noch lebendig und stark. Wie vielen Personen, die sich damals in der Friedensbewegung regten 

und hörbar machten, begegnet der Leser! Wie viel ist ihnen dafür zu danken, dass die Mensch-

heit das 20. Jahrhundert ohne einen dritten Weltkrieg überstand! Und wieviel Denkanstöße las-

sen sich vergleichend für eine ungeschönte Wahrnehmung dieses Jahrhundertbeginns gewin-

nen, vorausgesetzt, dass da noch ein Rest von Bereitschaft bewahrt ist, sich zu beunruhigen. 

Friedrich-Martin Balzer (Hg.): „Justizunrecht im Kalten Krieg. Die Kriminalisierung der westdeutschen Friedens-

bewegung im Düsseldorfer Prozess 1959/60“ mit einer Einleitung von Heinrich Hannover, PapyRossa Verlag, 380 

Seiten, 24,00 Euro. 
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Der Streit um die Wehrmacht 

In der Bundesrepublik ist nicht zum ersten Mal ein Streit entbrannt*, der die deutsche Wehr-

macht und ihre Rolle in der deutschen und europäischen Geschichte betrifft. Er wird nicht nur 

in Wort und Schrift ausgetragen und in Parlamenten – von Kommunen bis in den Bundestag1 – 

geführt. Er ist auch von Demonstrationen und rüden verbalen Attacken gegen eine Ausstellung 

begleitet. Ihr Thema: „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944“.2 Doku-

mentiert werden Untaten, die von deutschen Truppen während des Zweiten Weltkriegs began-

gen wurden, nicht im Verlauf von Kriegshandlungen, sondern hinter den Fronten. Die Orte der 

grausigen Handlungen waren besetzte Gebiete der UdSSR und Jugoslawiens. 

Diese Ausstellung ist seit 1995 in fünfzehn deutschen Städten und in Österreich3 gezeigt wor-

den. Mehrfach und zunehmend4 war das von heftig ausgetragenen Meinungsverschiedenheiten 

darüber begleitet, wo die Dokumentation platziert werden sollte. Manchen Landes- und Stadt-

vätern erschienen Parlamentsgebäude und Rathäuser dafür als ungeeignete Orte. Argumente, 

die das begründen sollten, stimmen nachdenklich: Die Ausstellung, so wurde gesagt, spalte die 

Bevölkerung – eine merkwürdig antipluralistische Haltung, in welcher Sehnsucht nach der ein-

heitlichen Geschichtsauffassung aller „Volksgenossen“ mitschwingt – einer Einheit obendrein 

auf dem Niveau derer, die sich längst erwiesenen Tatsachen noch immer verweigern. Treffend 

ist in der Debatte bemerkt worden, dass jene, die jetzt wieder und lauter noch nach einem 

Schlussstrich unter die Vergangenheit der Jahre von 1933 bis 1945 rufen, nie angefangen ha-

ben, sich mit ihr zu beschäftigen.5 

Zu den verbreiteten Einwänden gegen die Aussagen der Ausstellung gehört die Behauptung, 

sie sei „einseitig“, ohne dass freilich Vorschläge darüber zu hören waren, welche weiteren Seiten 

der Geschichte der Wehrmacht zur Vervollständigung des Bildes aufzuschlagen wären. Der 

These von der „Einseitigkeit“ bediente sich auch das bayerische Kultusministerium zur Begrün-

dung seiner Haltung, diese Ausstellung sei Schulen zum Besuch nicht zu empfehlen. Dagegen 

protestierten sowohl die Gewerkschaft Erziehung/Wissenschaft wie der Bayerische Lehrer- und 

Lehrerinnenverband.6 

 
*  Stark gekürztes, zugleich durch Tatsachen aktualisiertes Manuskript eines Vortrags, der auf einer Veran-

staltung der Anna-Seghers-Gesellschaft e. V. am 21. Februar 1997 in Wiesbaden gehalten wurde. Der 

vollständige Wortlaut erscheint in: Bulletin der Berliner Gesellschaft für Faschismus- und Weltkriegsfor-

schung (ISSN 0946-4700). 
1  Das Parlament diskutierte in einer Sitzung Ende April 1997 mehrere Anträge, in denen zur Ausstellung 

Position bezogen wurde. Während einer interfraktionellen Vorbesprechung (unter Ausschluss der PDS) 

war der Versuch, einen gemeinsamen Entwurf einer Stellungnahme in das Plenum zu bringen, gescheitert. 

Die Mehrheit der Regierungsparteien stimmte den von ihnen eingebrachten Antrag zu. Auch die opposi-

tionellen Fraktionen hatten sich nicht als fähig erwiesen, einen gemeinsamen Entwurf vorzulegen. Die 

mehr oder weniger voneinander abweichenden dem Anliegen und dem Inhalt der Ausstellung mehr oder 

weniger deutlich zustimmenden separaten Texte von SPD, Grünen und PDS erhielten jeweils die Stimmen 

der Antragstellenden und von deren Fraktionen. (Nachtrag: 30. April 1997) 
2  Hamburger Institut für Sozialforschung. Dazu Ausstellungskatalog, Hamburger Edition HIS 1996. Und im 

April 1997 erschienen, mit dem Katalog titelgleich, aber nicht identisch: Vernichtungskrieg. Verbrechen 

der Wehrmacht 1941-1944, hg. von Hannes Heer und Klaus Naumann. Weiterhin: „Stets zu erschießen 

sind Frauen, die in der Roten Armee dienen“. Geständnisse deutscher Kriegsgefangener über ihren Einsatz 

an der Ostfront, Hamburg 1995, hg. von Hannes Heer. 
3  Während die Ausstellung in Wien gezeigt wurde, hat Ruth Beckermann einen dokumentarischen Film 

gedreht („Jenseits des Krieges“), der Diskussionen und Interviews von Besuchern erfasste. Er ist inzwi-

schen in deutschen Kinos zu sehen. 
4  Die ersten Präsentationen – unter anderem die in Berlin im Foyer der Humboldt-Universität Unter den 

Linden – verliefen noch, ohne dass es zu bemerkenswerten Auseinandersetzungen gekommen war. 
5  So Ralph Giordano in einer Fernsehdiskussion im Zweiten Deutschen Fernsehen (ZDF) am 25. Februar 

1997, die auszugsweise dokumentiert wurde. „Konkret“, Heft 4, April 1997, S. 25. Fortan: ZDF-Debatte. 
6  Dazu auch das Interview mit Kultusminister Hans Zehetmair in: „Deutsche Lehrerzeitung“, 20. März 

1997. 
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Seinen Tiefpunkt erreichte der Streit mit den Versuchen, die Urheber und Autoren der Ausstel-

lung und deren Fürsprecher zu diffamieren. Angeblich agierten sie nicht in aufklärerischer Ab-

sicht, sondern als „professionelle Vergangenheitsbewältiger“ und politisch interessierte Publi-

zisten, die keinerlei wissenschaftliche Kompetenz besäßen. Sie führten – war im „Bayern-Ku-

rier“ in grotesker Verkehrung des Titels der Ausstellung zu lesen – einen „Vernichtungsfeldzug 

gegen das deutsche Volk“.7 Die Ausstellung sei „demagogisch“ und habe gar „einen terroristi-

schen Beigeschmack“. Zudem werden Zweifel in die Echtheit des Bildmaterials gesetzt. Sie 

sollen den Verdacht der Fälschung nahelegen.8  

Die letzten Meldungen, die der Eröffnung der Ausstellung im Münchener Rathaus – sie wird 

dort durch die Entscheidung der regierenden Stadtväter aus der Sozialdemokratischen und der 

Grünen Partei platziert und ab Ende Februar besichtigt werden können9 – vorausgingen, deuten 

darauf hin, dass die Gegner der Ausstellung jetzt erst eigentlich mobilmachen. Dabei treffen bei 

den Aktionen in der mit so viel einschlägiger Geschichte beladenen Isarmetropole zwei Kräfte 

zusammen: diejenigen der bayerischen Christlichsozialen und die weitgefächerten Kleingrup-

pen der äußerten Rechten, die faschistische eingeschlossen und voran. Sie treten gemeinsam als 

Bewahrer nationaler Ehre und Würde, Beschützer des Andenkens an die Toten und mit dem 

Anspruch auf, schlechthin die Deutschen gegen Verleumdungen verteidigen zu müssen. So ent-

steht eine Momentaufnahme der geistigen und politischen Zustände in der Bundesrepublik, die 

zu einer Zeitaufnahme wird, weil die Auseinandersetzung inzwischen deutschlandweit in Gang 

gekommen ist. Sie bezeugt eine Stimmung, die besagt: Das werden und brauchen „wir“ uns 

nicht mehr gefallen zu lassen. Sie hat sich – dies nebenbei – auch in Attacken gegen das Buch 

Daniel J. Goldhagens „Hitlers willige Vollstrecker“ und gegen das jüngst erschienene von Tina 

Rosenberg „Die Rache der Geschichte“, les- und hörbar gemacht. 

Derart erwarben sich die Urheber der Ausstellung ein Verdienst, das möglicherweise gar nicht 

in ihrem Visier war. Ihre Arbeit half, das Verhältnis zu den geschichtlichen Tatsachen der Jahre 

von 1939-1945 sichtbar zu machen, wie es sich 1996/1997 von der Staatsspitze bis an deutsche 

Stammtische darstellt, denn nicht diese Ausstellung hat die Deutschen gespalten, wie gelegent-

lich zu lesen war, sondern sie machte einen geistigen Graben sichtbar, der vordem längst, näm-

lich seit den Tagen des Kriegsendes existierte.10 

 
7  Zitiert in: Hermann L. Gremliza, Die Ehre der Nazis. In: „Konkret“, Heft 4, April 1997, S. 9. 
8  Die Versuche, die Authentizität des Bildmaterials in Zweifel zu ziehen dauern an, wie sich an einer Initi-

ative der Redaktion der Zeitschrift „Focus“ zeigt. Der Hinweis auf die Ungeklärtheit des Kontextes eines 

in der Ausstellung gezeigten Fotos dient dem untauglichen Versuch, die Gesamtaussage der Schrift- und 

Bilddokumente mindestens in Frage zu stellen. 
9  Die Ausstellung in München ist inzwischen eröffnet und war von Demonstrationen und Gegendemonst-

rationen in der Stadt begleitet. Über die Vorgänge fand im 11. März 1997 auch eine Debatte im Bayeri-

schen Landtag statt. Die weiteren Ausstellungsorte sind Frankfurt/Main und Bremen, wo der Ort der Auf-

stellung lange umstritten blieb. S. dazu weiter unten. Inzwischen haben sich auch in Hessen CDU-Stimmen 

hörbar gemacht, welche die Ausstellung attackieren. Unter anderem geschah das mit der These, sie trete 

das Andenken der „Männer des 20. Juli“ mit Füßen. S. die Meldungen in Neues Deutschland (fortan: 

ND), 8./9. März 1997 und „junge Welt“ (fortan: jW), 13. März 1997. (S. auch Anm. 17, 20-22.) 

Nachtrag 30. April 1997: Inzwischen ist die Ausstellung, die in München von ca. 90.000 Besuchern ge-

sehen wurde, in Frankfurt/M. in demonstrativer Abwesenheit der Oberbürgermeisterin und weiterer Politi-

ker der lokalen CDU-Organisation eröffnet worden. In Halle überstimmte der Stadtrat die Haltung des 

dortigen Oberbürgermeisters (CDU), der sich dagegen zu sperren gesucht hatte, die Ausstellung in die 

Stadt zu holen. Mehrfach diskutiert wurde die Frage, in welcher deutschen Stadt sie einen ständigen Platz 

erhalten könnte. Ein Antrag der PDS-Fraktion, die Ausstellung dauernd in Potsdam zu beherbergen, schei-

terte im Stadtparlament. Inzwischen ist von gleicher Seite eine Initiative für Berlin ergriffen worden, über 

die bisher nicht entschieden wurde. 
10  Zur Eröffnung der Ausstellung in Frankfurt/M. sprach in der Paulskirche u. a. Jan Philipp Reemtsma. Den 

Text seiner Rede, die Absichten der Ausstellung klarstellt und deren Wirkungen zwischenbilanziert, 

s. in: „Frankfurter Rundschau“, 15. April 1997. Im weiteren Sinne zur Arbeit des Hamburger Instituts für 

Sozialforschung s. „Auf spezifische Weise ratlos und verstört“. Interview mit Reemtsma, in: „Freitag“, 21. 
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Von Tapferen und von Feiglingen 

Der erste Präsident der Bundesrepublik Theodor Heuß, der selbst manche Aktie an der Verne-

belung der deutschen Vergangenheit besitzt – man denke nur an seine nach seiner Amtszeit 

1961 gehaltene Rede anlässlich des 150jährigen Jubiläums der Kruppwerke in Essen11 –, for-

derte in einer Rede, die er zuvor in Bergen-Belsen hielt, die Deutschen zur „Tapferkeit“ gegen-

über den bitteren Wahrheiten ihrer Geschichte auf.12 Dieser Appell lässt sich auch 1997 noch 

mit Nutzen bedenken, ja er scheint in jüngster Zeit geradezu an Gewicht noch zu gewinnen. 

Denn diejenigen Deutschen, die den Deserteuren aus der Wehrmacht heute, wie es vor einem 

halben Jahrhundert die Militärrichter taten, „Feigheit vor dem Feind“ vorwerfen, bezeugen eine 

Haltung, die „Feigheit vor der Wahrheit“ genannt werden kann. Bis in das höchste deutsche 

Parlament ist es mit der Tapferkeit nicht eben weit her und Drückebergertum verbreitet, wel-

ches jenen unterstellt wird, die sich nicht länger zu Instrumenten eines verbrecherischen Re-

gimes machen ließen. 

Damit ist das schwer erträgliche parlamentarische Geschwätz um das Verhalten einer Minder-

heit deutscher Soldaten erwähnt, das fraglos das Ganze betrifft und den Streit um die Wehr-

macht auf eigenartige Weise beleuchtet. Gerhard Zwerenz, selbst ein Deserteur, hat den Abge-

ordneten des Bundestags, die den überfälligen Beschluss noch immer aufschieben und auf eine 

biologische Lösung spekulieren mögen, in einer einminütigen Rede gesagt: „Sie beglaubigen 

damit nichts anderes als die Marschbefehle der Wehrmacht. Sie legitimieren im Nachhinein 

den deutschen Eroberungs- und Vernichtungskrieg.“13 

Die Haltung des Deutschen Bundestags gegenüber den deutschen Deserteuren des Zweiten 

Weltkriegs (und ihnen sind die Kriegsdienstverweigerer und „Wehrkraftzersetzer“ hinzuzu-

rechnen) berührt das Leben von zwei- bis allenfalls dreihundert Menschen direkt. Sie kämpfen 

mit zu wenig öffentlicher Unterstützung und deshalb noch immer vergeblich darum, dass ihr 

Entschluss und ihre Tat, nicht länger an einem imperialistischen Eroberungs- und Vernich-

tungskrieg teilzunehmen, endlich als eine Handlung anerkannt wird, die ideell zu würdigen ist 

und materiell eine entsprechende Regelung ihrer Rentenansprüche verlangt.14 Der Deutsche 

Bundestag ist bis heute zu keiner Bereinigung dieses skandalösen Zustands gelangt. Dies hat 

seinen Grund nicht in einer ohnehin undiskutablen Rücksichtnahme auf die tagtäglich beschwo-

rene und tagtäglich verletzte Losung des Sparens. Die erforderlichen finanziellen Mittel könn-

ten, wie treffend bemerkt worden ist, an die Lebenden und Hinterbliebenen aus der Portokasse 

bezahlt werden. Vielmehr verschließt sich eine Mehrheit der Abgeordneten einem konsequent-

kritischen Bild von Faschismus und Krieg und befördert damit ein mehr oder weniger offene 

Herabsetzung der Deserteure. 

Es gehört in diesen Zusammenhang und bildet die komplementäre Erscheinung zum Streit um 

die Naziwehrmacht, dass auch im Jahre 1996 den Deutschen, die von 1936 bis 1938 in den 

 
März 1997. Hannes Heer äußerte sich zum gleichen Thema und zu den gegen ihn erhobenen Verdächtigun-

gen in einem Interview „Mein Vater hat darüber nie gesprochen“, in: jW, 12./13. April 1997 (Nachtrag 

vom 30. April 1997) 
11  Dazu: Kurt Pätzold, Weißwäsche für Krupp. In: ND, 4./5. Mai 1996. 
12  Die Rede wurde am 30. November 1952 gehalten. Auszugsweise in: Theodor Heuß. Der Mann, das Werk, 

die Zeit. Eine Ausstellung. Hrsg. vom Theodor Heuß Archiv Stuttgart und dem Schiller Nationalmuseum 

Marbach a. N. (1967), S. 347. 
13  Rede Gerhard Zwerenz’. Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht, 13. Wahlperiode, 104. Sit-

zung, 9. Mai 1996, S. 9182. 
14  Inzwischen hat Ende April ein Antrag mit den Stimmen der Regierungsparteien und der SPD den Rechts-

ausschuss des Bundestages passiert, demzufolge die Opfer und ihren Angehörigen eine einmalige Zahlung 

von 7500.- DM erhalten sollen. Eine monatliche Rentenzahlung, wie von den Grünen beantragt, die sich 

auf 50.- DM im Monat belaufen sollte, wird demnach nicht gewährt werden. Eine Einzelfallprüfung, 

welche die Umstände der Desertion feststellt, soll deshalb nicht erfolgen, weil sie praktisch nicht mehr 

möglich sei. Eine Entscheidung im Parlament soll im Mai erfolgen. (Nachtrag: 30. April 1997) 
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Internationalen Brigaden in Spanien kämpften, – als dort die europäische Hauptfront der Aus-

einandersetzung mit dem Faschismus verlief –, die Anerkennung versagt wird. Zur Veranstal-

tung, die anlässlich des 60. Jahrestag der Gründung dieser militärischen Einheiten in Berlin 

stattfand, sandte der Botschafter Spaniens in Bonn eine Begrüßung. Aber es erschien kein Ver-

treter der Bundesregierung. Der Historiker Wolfgang Wippermann hat das als „unanständig“ 

bezeichnet und gemeint, an diesem Tag und aus diesem Anlass hätte das Staatsoberhaupt der 

Bundesrepublik das Wort nehmen müssen.15 

Mit diesem Verhalten lässt sich das französische vergleichen. Die Regierung in Paris erkannte 

den Interbrigadisten, gewiss auch spät genug, den Rang von Kriegsveteranen zu. Und die Re-

gierung Spaniens hat ihnen ihre Staatsbürgerschaft angetragen und verliehen, was sich für die 

Deutschen auf die Übergabe von Ehrenurkunden reduzierte, da das deutsche Staatsbürgerrecht 

eine doppelte Staatsbürgerschaft nicht erlaubt.16 

In der deutschen Gegenwart lebt eine Auseinandersetzung fort, die eine lange Geschichte be-

sitzt. Sie kann bis in das Jahr 1918 zurückverfolgt werden. Am Ende des Ersten Weltkrieg 

standen die Deutschen schon einmal vor der Notwendigkeit, sich mit dem Charakter eines Krie-

ges geistig auseinanderzusetzen, den Millionen von ihnen in den Streitkräften – damals des 

kaiserlichen Heeres – begeistert und dann stur geführt hatten. Damals siegten Fremd- und 

Selbsttäuschung in einer nicht zu sondernden Mischung. Das ist eine Erfahrung, die warnen 

könnte. Die Lesart von Geschichte, der zufolge Deutschland 1914 von Feinden rings umgeben 

gewesen sei, sich tapfer gegen die Übermacht gewehrt habe, ihr ehrenvoll unterlegen wäre („im 

Felde unbesiegt“), ja nur wegen der Unzuverlässigkeit des Hinterlandes hätte kapitulieren müs-

sen („Dolchstoß in den Rücken der Front“), war bequem. Ihre Schlussfolgerung lautete, dass da 

noch eine Rechnung unbeglichen sei. Sie ist den Deutschen selbst schlecht bekommen. 

Diese seinerzeitige Verklärung des imperialistischen Krieges von 1914 bis 1918 hat selbst die 

zweite Nachkriegszeit vielfach überstanden. Das lässt sich an Inschriften auf Kriegerdenkmalen 

lesen, auf Tafeln in Kirchen und Gedenkstätten. Da kehren Floskeln vom Tod fürs Vaterland in 

vielen Variationen wieder. Die Verfechter der Wahrheit aber, die besagte, dass das deutsche 

Kaiserreich einen von seinen Eliten gewollten, vorbereiteten und bis in die Katastrophe getrie-

benen Krieg führte, hatten schon in der Republik Verfolgungen zu erleiden und bereits vor dem 

30. Januar 1933 verloren. Zwar konnten sie zeitweilig eine beträchtliche Minderheit erreichen, 

doch die Mehrheit des Volkes glaubte der Kriegsunschuldslüge der führenden deutschen Poli-

tiker und Militärs bereits. Als die faschistische Diktatur errichtet wurde, war so ihren militäri-

schen Plänen bereits geistig weit vorgearbeitet. Das war kein ungewolltes Resultat des Wirkens 

der Militärbefehlshaber, die in den Jahren der Republik an der Spitze der Reichswehr standen. 

Sie taten, was in ihrer Macht stand, „damit Wehr und Volk eines Tages bereit seien“.17 

Ein Lug- und Zerrbild 

Heute nun wird wieder ein Lug- und Zerrbild der eigenen Militärgeschichte in die deutsche 

Gesellschaft getragen, in ihr wachgehalten oder erneuert. Anstrengungen, die darauf zielen, 

reihen sich wie eine lange Kette aneinander. Nicht alle hatten Erfolg. Das trifft etwa auf die 

Absicht zu, den 50. Jahrestag des ersten Abschusses einer V2-Rakete in Peenemünde auf der 

Insel Usedom zu feiern.18 Auch die Mitgliederversammlung der „Ordensgemeinschaft der 

 
15  ND, 29. Oktober 1996. 
16  Es handelte sich um die späte Einlösung eines Versprechens, das der letzte Ministerpräsident der spani-

schen Republik den das Land verlassenden Interbrigadisten 1938 gegeben hatte. Ein entsprechender Be-

schluss wurde von der Regierung Spaniens unter Felipe Gonzales im November 1995 gefasst. Über die Um-

stände der Verleihung 1996 s. „Nicht wir waren die Abenteurer“, in: „Freitag“, 29. November 1996. 
17  Thilo Vogelsang, Neue Dokumente zur Geschichte der Reichswehr 1930-1933. In: Vierteljahreshefte für 

Zeitgeschichte, 1954, S. 408. 
18  S. dazu das Interview des Militärhistorikers Manfred Messerschmidt. In: „taz“, 29, Oktober 1992. 
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Ritterkreuzträger e.V.“, die im Oktober 1996 in Dresden stattfand, verlief infolge vielfacher 

Proteste nicht nach dem ursprünglichen Programm. Zwar war sie vom Befehlshaber des 

Wehrkreises VII (Dresden) und Kommandeur der 13. Panzerdivision, Generalmajor Michael 

von Scotti, in der – wie er formulierte – „altehrwürdigen Residenz- und Garnisonsstadt“ freudig 

bewillkommnet worden, doch hielten es manche Politiker – so auch der Oberbürgermeister der 

Stadt – mit Rücksicht auf ihr Ansehen in der Bevölkerung für besser, sich dem Treffen fernzu-

halten. Indessen scheiterte der Versuch, eine gemeinsame Erklärung aller Stadtratsfraktionen 

zum Auftauchen der ungeladenen Gäste zustande zu bringen, am Widerstand der Christdemo-

kraten.19 

Zurückweisungen, wie sie die „Helden“ mit dem Ritterkreuz erfuhren, bilden indessen eher die 

Ausnahme. Hunderttausende besuchen alljährlich das Marineehrenmal in Laboe20 nahe Kiel 

und stehen protestlos vor den riesenhaften Lettern „Sie starben für uns“. Bisher erfolglos haben 

Einzelne und Organisationen die Ersetzung der Dauerausstellung über die deutsche Seekriegs-

geschichte (denn mit einer Teilreparatur ist es nicht getan) verlangt, in der auch der Überfall 

auf Dänemark und Norwegen als eine Maßnahme zur Verteidigung Deutschlands hingestellt 

wird. Der Eigentümer des Monumentaldenkmals, der Deutsche Marinebund e. V., blockiert den 

Abschied von Legenden, Verdrehungen und blanken Lügen. 

Zwar mit anderen Mitteln als es auf dem Boden Schleswig-Holsteins geschieht, wirkt in Bayern 

eine Gesellschaft für Münzeditionen doch in die gleiche Richtung. Sie gab eine „Edition 175 

Jahre Eisernes Kreuz“ heraus und nennt sie eine einzigartige Ehrenchronik „über die soldati-

sche Geschichte einer großen deutschen Epoche“. In der auf Käuferwerbung zielenden Begleit-

schrift heißt es: „Hohe Militärs und einfache Soldaten, große Strategen und kühne Helden er-

hielten als Dank des Vaterlandes für vorbildliche Tapferkeit und selbstlose Pflichterfüllung das 

Eiserne Kreuz, ewiges Symbol des Ruhmes und der Ehre deutschen Soldatentums.“21 Für diese 

Lesart zeichnet ein als renommierter Historiker vorgestellter Berater mitverantwortlich. So be-

gegnet uns an vielen Orten der Geist, aus dem die Proteste gegen die Wehrmachtsausstellung 

ebenso herstammen wie die Herabsetzung der Deserteure. 

Zum Beispiel: Bremen 

Das hat der in Bremen erscheinende „Weser-Kurier“ dadurch zutage gebracht, dass seine Re-

daktion über Wochen und lange vor dem gedachten Termin der Eröffnung der Ausstellung die 

Spalten der Zeitung für Leserzuschriften22 öffnete, die ein Panorama des Geschichtsdenkens 

über den Zweiten Weltkrieg geben. Die Bürger der Stadt, die sich für die Ausstellung ausspra-

chen, taten das mit Argumenten. Sie hoben vor allem hervor, dass man sich der Wahrheit zu 

stellen habe, und merkten an, dass Verurteilungen und Angriffe vielfach aus blanker Kenntnis-

losigkeit über den Inhalt der Ausstellung herrührten und sich auf das Vorurteil gründeten, sie 

erkläre jeden deutschen Soldaten zum Verbrecher. Das half jedoch wenig. Die einen wollten 

die Ausstellung am liebsten vernichtet sehen, andere sie wenigstens an einem Ort außerhalb des 

Rathauses marginalisieren. Für das letzte wurde auch das „Stuttgarter Beispiel“ zitiert – dort 

war das ursprünglich vorgesehene Landtagsgebäude verweigert worden. 

Es lohnt, die ablehnenden Begründungen zu analysieren. Erstens drückte sich in Leserbriefen 

ein verständliches, aber zugleich verbildetes Interesse aus, das Andenken an tote Verwandte 

 
19  S. die Berichte in: jW, 17. Oktober 1996 und in: ND, 18. Oktober 1996. 
20  Dessen Geschichte wurde kürzlich in einer von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Kiel 

angenommen Dissertation in einem Stil ausgebreitet, der jedem Buchhalter Ehre machen würde. Diese 

Schrift (Thorsten Pange, Das Marine-Ehrenmal in Laboe, Geschichte eines Nationalsymbols) hat der 

Deutsche Marinebund e. V. 1996 im Druck herausgegeben. 
21  S. auch: Kurt Pätzold, In Eichentruhe und auf Samt. In: ND, 22. Oktober 1996. 
22  Die im Folgenden zitierten Passagen finden sich in den Ausgaben vom 13., 19., 21., 22. und 28. November 

1996. 
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unbeschädigt zu bewahren. Es äußerte sich naiv in einer Zuschrift mit den Worten: „Meine 

Mutter hat immer beteuert, dass alle drei (die Rede ist vom Vater und den Brüdern dieser Mutter 

– K. P.) nie auf einen Menschen hätten schießen können.“23 Das Zeugnis schließt mit der For-

derung: „Lasst doch endlich einmal die Toten ruhen!“ In diesem Appell zur Pietät dominieren 

Emotionen, gegen die Argumente meist machtlos bleiben. Das Denken derer, die solche Ein-

wände und Appelle vortragen, befindet sich im Grunde noch immer auf dem Niveau der Zei-

tungsannoncen, mit denen der Kriegstod eines Angehörigen mitgeteilt wurde. Da ließ – es ist 

ein beliebig herausgegriffenes Beispiel – die Ehefrau eines Oberwachtmeisters in einem länge-

ren Text drucken: „Seine Kompanie verliert ihren besten Fernsprechzugführer, sein Chef einen 

persönlichen, aufrichtigen Kameraden“. Politischer, aber in die gleiche Richtung weisend, lautet 

die Forderung eines anderen Teilnehmers an der Zeitungsdebatte in Bremen: „Nach 50 Jahren 

muss endlich einmal Schluss sein mit dem Aufreißen alter Wunden.“ Hier muss angemerkt wer-

den: Es gehört zu den Tricks derer, die sich gegen den redlichen Umgang mit geschichtlichen 

Tatsachen sperren, dass sie diejenigen, die ihn für unumgänglich halten, in doppeltem Sinne als 

Friedensstörer denunzieren. Angeblich würden sie den Frieden der Toten wie den unter den 

Lebenden stören. Diese Verdrehung erreicht ihren Gipfel, wenn eine der Gruppen, die derzeit 

gegen die Ausstellung mobilmacht, unter der Bezeichnung „Friedenskomitee 2000“ firmiert. 

Zweitens wiederholt sich in den Briefen die Behauptung, die deutschen Soldaten und Offiziere 

hätten von 1939 bis 1945 einen Krieg geführt wie die Angehörigen der gegnerischen Streitkräfte 

auch und sich nicht anders verhalten, wie dies in Kriegen eben seit Jahrhunderten geschah und 

geschieht. Von allen Seiten seien Kriegsverbrechen begangen worden, „sicher auch von deut-

schen Wehrmachtsangehörigen.“ Eine andere Äußerung gibt einen Satz Richard von Weizsäckers 

wieder: „Ohne Zweifel hat es auch innerhalb der Wehrmachtsverantwortung (sic!) schwere Ver-

brechen gegeben.“ Der sprachliche Umgang mit den Tatsachen ist ebenso interessant wie ver-

räterisch: „Ohne Zweifel“ – das erweckt den Eindruck von Bekennertum oder gar -mut, als ob 

fünf Jahrzehnte nach dem Kriegsende überhaupt ein Grund vorläge, einen Zweifel in Rede zu 

bringen. Und das Wörtchen „auch“ öffnet das Tor zur gewünschten Relativierung. Es verweist 

auf die anderen, die SS mit ihren Einsatzgruppen und Verfügungstruppen oder aber sogleich auf 

die „Feindseite“. 

Drittens schließen sich dieser Herangehensweise Leserbriefautoren unumwunden an, die direkt 

verlangen, eine Ausstellung der Verbrechen aller Kriegsteilnehmer zu veranstalten und nur sie 

heutzutage überhaupt für gerechtfertigt erklären. Welche Vorstellung sich damit verbindet, 

drückte ein anderer Bremer aus: „Die Völker haben sich durch Kriege genommen, was sie nicht 

besaßen und durch Kriege verteidigt, was sie besaßen und durch Kriege zurückgewonnen, was 

ihnen durch Kriege genommen wurde. Die ganze Menschheit gehörte demnach an den Pran-

ger.“ Die Schlussfolgerung ist klar: Was regt Ihr Euch da auf, so ist eben der Gang der Welt. 

Viertens wenden viele ein, die Ausstellung gäbe ein ganz einseitiges und also falsches, unge-

rechtes Bild von der deutschen Wehrmacht. Nun haben die Urheber gar nicht in Anspruch ge-

nommen, ein Totalbild zu liefern. Doch diese Zuschriften provozieren den Gedanken, wie eine 

solche Ausstellung wohl aussehen, welche Tatsachen welchen anderen Fakten gegenüberge-

stellt werden könnten? Da schreibt ein Bremer, die einheimische Bevölkerung habe in der Uk-

raine ein so gutes Verhältnis zur Einheit seines Vaters gehabt, dass sie selbst zu dessen Beerdi-

gung erschienen wäre. Die Episode erscheint dem Leserbriefschreiber als „Beispiel von vielen, 

wie wir Soldaten mit der Bevölkerung (der besetzten Länder – K. P.) gelebt und gelitten haben.“ 

Ja, in einer auf das Ganze zielenden Ausstellung ließen sich auch die Wehrmachtsbordelle in 

Frankreich und in anderen besetzten Staaten dokumentieren. Doch was würde dies und was 

 
23  Die neonazistischen Gegner der Ausstellung haben diese Stimmungen aufgegriffen, operieren mit der 

nicht erhobenen Beschuldigung, die Wehrmachtsangehörigen seien ausschließlich Killer gewesen und 

ließen beispielsweise am 1. März 1997 in München ihre Marschierer unter anderem mit Plakaten werben, 

auf denen erklärt wird: „Unsere Großväter waren keine Verbrecher.“ 
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würde der deutsche Soldat, der irgendwo einem Bauern bei der Feldarbeit im okkupierten Land 

zur Hand ging, daran ändern, dass diese Wehrmacht Europa auch kahlgefressen hat und auf 

diese Weise am Hungern und Verhungern von Menschen tagtäglich beteiligt war? Was würde 

der Hinweis auf die Rettung von Kunstschätzen im italienischen Monte Cassino24 vor den Luft-

angriffen der Kriegsgegner besagen gegenüber der massenhaften Zerstörung von Kathedralen, 

Kirchen und ungezählten sakralen und profanen Bauten, Gemälden und Skulpturen? 

Fünftens wird dazu aufgerufen, gegen das Vorhaben aufzustehen. „Noch nie hat eine Nation 

solche Selbstbeschimpfung zugelassen.“ Eine andere Stimme konstatiert: „Meisterschaft in 

Selbstzerfleischung: Welches Volk tut es uns gleich?“ Und noch schärfer: „Meines Wissens 

gibt es kein Land auf dieser Erde – außer Deutschland – wo die eigenen Soldaten derartig in 

den Schmutz getreten werden.“ Mit dieser Ausstellung würden, heißt es vom Thema ganz ab-

weichend, die Verdienste der Aufbaugeneration „kaputtgeredet.“ Eine bei Thomas Mann bele-

sene Bremerin zitiert aus dessen „Betrachtungen eines Unpolitischen“ das Folgende, auf den 

Ersten Weltkrieg Gemünzte: „Die Tatsache besteht, dass die deutsche Selbstkritik bösartiger, 

radikaler, gehässiger ist, als die jeden anderen Volkes ... eine zügellose Herabsetzung des eige-

nen Landes nebst inbrünstiger, kritikloser Verehrung anderer.“ Das sind allesamt mehr oder 

weniger unverblümte Aufrufe zum Handeln. 

Sechstens bedienen sich Ausstellungsgegner einer Methode, mit der sie jeder sachlichen Aus-

einandersetzung ausweichen. Sie nehmen Initiatoren, Urheber und Befürworter der Ausstellung 

ins Visier. So ergibt sich ein Blick auf das, was in Deutschland mitunter auch „Streitkultur“ 

genannt wird. Die erste Zielscheibe – das mag auch mit der räumlichen Nähe von Bremen und 

Hamburg zusammenhängen – ist Jan Philipp Reemtsma, aus dessen finanziellen Mitteln die 

Arbeit des Hamburger Instituts gespeist wird, das die Ausstellung anfertigte. Gefragt wird: 

„Und Herr Reemtsma? Ich unterstelle ihm nichts Unehrenhaftes. Aber wurde seine Familie 

nicht noch reicher durch die großen Zigarettenlieferungen an die Wehrmacht und die Waffen-

SS?“ (Ganz ähnlich ließ sich jüngst auch der Vorsitzende der Christlich-Sozialen in München 

hören, der Reemtsma riet, er möge eine Ausstellung machen, deren Thema die „Toten und Ver-

letzten“ seien, „die der Tabak angerichtet hat, den er verkauft hat“.) Ein anderer Schreiber de-

nunziert im „Weser-Kurier“ offen: „Meines Erachtens soll mit der Ausstellung schlicht linke 

Politik gemacht werden (man beachte die Lebensläufe der Herren Reemtsma und Heer!)“ Und 

da solcher Verdächtigung auch Wissenschaftler des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes, 

früher Freiburg, jetzt Potsdam, mit ihren Forschungen und Aussagen im Wege stehen, wird 

auch ihnen lautere Absicht ab- und der Versuch der Unterminierung von Staat und Gesellschaft 

zugesprochen: „Der Verweis auf vermeintlich (sic!) angesehene Wissenschaftler des MGFA ist 

wenig hilfreich, wenn man Kenntnis davon hat, dass hier ehemals ,Rote Zellen‘ existiert haben, 

die ideologische Forschung betrieben haben.“ Der schon zitierte Münchener Vorsitzende der 

Christlich-Sozialen ging noch einen Schritt weiter, als er die Urheber des Vorsatzes zieh, sie 

wollten mit ihrem „Tribunal“ von den Untaten der Linken ablenken.25 Den Autoren der Aus-

stellung wird schließlich unterstellt, sie hätten gewartet, bis die Kriegsgeneration „dezimiert“ 

sei und sie der ohnehin einseitig unterrichteten Nachkriegsgeneration nur noch unter wenig 

Protest „diese Diffamierung besser zu schlucken“ geben könnten. 

Siebentens: Bemerkenswert ist auch die ohne Pendant anzutreffende Zuschrift eines Pragmati-

kers, der offenkundig Sympathien für die Sozialdemokratie hegt. Er erinnerte deren heutige 

Funktionäre in Bremen daran, dass ihre Vorgänger alsbald nach Kriegsende im „Vorwärts“ ein 

Gedicht veröffentlicht hätten, in dessen Versen es heißt: „... sie waren an Wolga und Don, sie 

 
24  Darauf wies ein Oberst im Führungsstab der Bundeswehr in einer Diskussion in München, die im Zusam-

menhang mit der Ausstellung stattfand, ausdrücklich hin. Soldaten könnten Mörder werden. In: jW, 21. 

März 1997. 
25  Im „braunen Bündnis“ gegen Wehrmachtskritik. In: ND, 21. Februar 1997. S. auch: Propagandaschlacht 

in München. In: jW, 20. Februar 1997. 
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haben geraubt und gestohlen und wissen jetzt gar nichts davon.“ Darauf hätten Arbeiter die 

Sozialdemokraten nicht gewählt. Nun sollten die Nachfahren nicht den gleichen Fehler machen 

und derart Wähler verspielen. 

Achtens verrät in einigen Fällen allein ein einziges Wort, in welcher geistigen Welt die Autoren 

sich noch immer bewegen. Da wird in einer Zuschrift dagegen protestiert, „jeden Partisanen-

Häuptling zum Freiheitskämpfer hochzustilisieren“, und in einer anderen formuliert, die deut-

schen Soldaten hätten an „einer fast 2000 km langen Frontlinie im Überlebenskampf gestan-

den“. Das ist die Sprache der PK (=Propaganda-Kompanien)-Berichterstatter und der Wehr-

machtsberichte. 

Die Juristin und Rechtswissenschaftlerin Jutta Limbach sprach 1995, auf die Situation des un-

mittelbaren Nachkriegs und die Deutschen zurückblickend, davon, es habe damals eine „unter-

entwickelte Wahrheitsliebe“ gegeben.26 Das ist eine wahrlich akademische und schön verträg-

liche Formulierung. In einer Rede im Bundestag hat dessen Präsidentin im vergangenen Jahr 

mit Bezug auf die deutsche Geschichte ebenfalls in einem Rückblick schlicht gesagt: „Wir ha-

ben dazugelernt.“27 Das war nicht nur auf die Abgeordneten gemünzt, sondern – wie bei Volks-

vertretern gang und gäbe – auf das ganze Volk. Die Aussage kann in dieser Absolutheit durch 

das Konvolut dieser Briefe von Bürgern einer deutschen Stadt, die sich nicht zu den verschla-

fenen zählen muss, nicht gestützt werden.28 Der Streit um den Ausstellungsort wurde in Bremen 

auf Verlangen der Christdemokraten übrigens im Koalitionsausschuss fortgesetzt.29 In ihm kam 

es zu einem Kompromiss. Die Ausstellung wird im Mai 1997 in der unteren Halle des Rathau-

ses gezeigt werden, doch soll ihr eine weitere bald folgen, die sich mit dem Widerstand von 

Wehrmachtsangehörigen befassen wird. Zudem ist vorgesehen, dass begleitende Texte außer-

halb der Ausstellung pauschalisierende Urteile zurückweisen.30 

„Musketier Meier III“ 

Die deutsche Wehrmacht, später großdeutsche Wehrmacht genannt, datiert vom 15. März 1935, 

als die Reichsregierung kraft des ihr erteilten Ermächtigungsgesetzes beschloss, die allgemeine 

Wehrpflicht wieder einzuführen. Im Oktober des gleichen Jahres rückten die auf der Grundlage 

dieses Gesetzes eingezogenen Rekruten in die Kasernen, im Gleichschritt, in Zivil, mit den 

„Persil-Kartons“ in den Händen. Das Ereignis wurde gefeiert. Die Propaganda erklärte es als 

Akt der „Wiedererlangung der Wehrhoheit“. Wiederum sei eine der „Ketten von Versailles“ 

zerrissen. Ein erheblicher Teil der Deutschen begrüßte diesen entscheidenden Schritt der Mili-

tarisierung – den entscheidenden, denn ohne ein Massenheer wäre der Zweite Weltkrieg nicht 

zu beginnen gewesen. Doch die wenigsten glaubten, dass nur viereinhalb Jahre bis zu dessen 

Beginn vergehen würden. Männer der älteren Weltkriegsgeneration meinten, es würde den 

 
26 „Tribüne“ (Frankfurt/M.), 3. Quartal 1995, Heft 135, S. 32. 
27 Rede Rita Süssmuths. Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht, 13. Wahlperiode, 104. Sitzung, 9. 

Mai 1996, S. 9077. Ein von Abgeordneten des Parlaments unterbreiteter Vorschlag, die Ausstellung im 

Foyer des Bundestages in Bonn zu zeigen, wurde von der Präsidentin kürzlich unter Hinweis auf deren 

polarisierende Wirkung abgelehnt. Inzwischen hat sich auch die Mehrheit des Parlaments nach einer De-

batte dieser Haltung angeschlossen. Daraufhin wurde von der sozialdemokratischen Oberbürgermeisterin 

von Bonn erklärt, sie werde sich für die Unterbringung der Ausstellung in einem geeigneten Gebäude der 

Stadt verwenden. 
28  Die Diskussion ist in Bremen, wo die Ausstellung erst im Mai 1997 gezeigt werden soll, nicht beendet. In- 

zwischen wurde sie auch im Fernsehen unter Beteiligung des Bürgermeisters Henning Scherf geführt. Einen 

Kommentar dazu gab Karl-Heinz Hansen, Freier Fall. In: „Konkret“, 1997, Heft 2, S. 53. Kürzlich fand 

zudem in Bremen eine „Fachtagung“ statt, die sich zum Wert der Ausstellung äußerte. An ihr nahmen u. a. 

die Historiker Hans-Adolf Jacobsen (Bonn) und Günther Gillessen (Freiburg) sowie einstige Offiziere der 

Wehrmacht (ein Generaloberstabsarzt) und der Bundeswehr (ein Generalmajor) teil. „Münchner Merkur“, 

27. Februar 1997. 
29  S. Alte Kameraden mobilisieren. Fachtagung in Bremen versammelt vor allem Gegner. In: ND, 28. Feb-

ruar 1997. 
30  Fauler Kompromiss um die Wehrmacht. In: jW, 6. März 1997. 
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jungen „Burschen“ guttun, wie einst sie, Zucht und Ordnung zu lernen. Andere glaubten den 

Phrasen von der „Volksgemeinschaft“, die sich nun darin äußern würde, dass der Sohn des Ge-

neraldirektors und der des Arbeiters in einem Glied standen. In den folgenden Jahren liefen die 

Deutschen zu Hunderten und Tausenden in die Kasernen und zu anderen militärischen Einrich-

tungen, um sich die neuen Waffen und deren Vorführung anzusehen und drängten sich um die 

Gulaschkanonen, um den Erbseneintopf zu löffeln. Wiederum Tausende besuchten die Kinos, 

in denen nicht nur Streifen gezeigt wurden, die Episoden des Ersten Weltkriegs verherrlichten, 

sondern ebenso das überaus lustige Soldatenleben in Friedenszeiten unterhaltsam darboten. 

Schon mancher Filmtitel wie etwa „Musketier Meier III“ ließ die Absicht erkennen, keinen 

Gedanken an einen neuen Krieg aufkommen zu lassen. Die Deutschen hatten wieder ihre 

„schmucken Soldaten“, „Platzkonzerte“ usw. Von den damals eingezogenen Jahrgängen junger 

Deutscher überlebte nur eine Minderheit den Zweiten Weltkrieg unversehrt. Die meisten star-

ben oder kehrten mit mehr oder weniger schweren Verletzungen und Schädigungen aus Krieg 

und Gefangenschaft zurück. 

Der Aufbau der Wehrmacht ging mit einer aufwendigen, aber ebenso plumpen wie wirkungs-

vollen Friedensdemagogie einher. Hitler selbst machte sich wiederholt zum Sprecher reinster 

Friedensliebe. Er kenne den Krieg als einfacher „Meldegänger“ und also könne niemand glau-

ben, dass er wieder einen wolle. Zudem: Deutschland hätte keine Ansprüche, so hieß es anfangs. 

Es wolle sich nur in den Stand setzen, sich zu verteidigen. Dabei konnte nicht gesagt werden, 

wer von seinen Nachbarn es bedrohte. Das Lügengespinst zu zerreißen, war in Deutschland nur 

durch illegale Arbeit möglich. Sie bedeutete einen Kampf unter der Drohung des Konzentrati-

onslagers und des Fallbeils. 

Doch auch im Ausland geschah von offizieller Seite wenig oder nichts, den Europäern die Ge-

fahr zu signalisieren. Im Gegenteil: Großbritannien schloss wenige Wochen nach der Einfüh-

rung der allgemeinen Wehrpflicht mit Deutschland jenes Flottenabkommen, das einen wichti-

gen Teil der deutschen Aufrüstung legalisierte und eine maritime Aufrüstung erlaubte, die auf 

Jahre hinaus die deutschen Werftkapazitäten überforderte. Der einseitige Schritt der Regierung 

in London war auch ein politisch-diplomatischer Torpedo gegen die sich anbahnende Korrektur 

des französisch-sowjetischen Verhältnisses und die Politik der kollektiven Sicherheit. 

Anfang 1936 trat die Wehrmacht das erste Mal in Aktion. Sie liquidierte die entmilitarisierte 

Zone vor den Grenzen zu Frankreich und Belgien und schuf sich den Aufmarschraum, von dem 

aus vier Jahre später der Einfall in die beiden Nachbarstaaten unternommen wurde. Der Coup 

erfolgte unter Ausnutzung eines Krieges im fernen Osten Afrikas, denn der italienische Überfall 

auf Abessinien hatte Spannungen zwischen den drei wichtigsten Signatarmächten des Versail-

ler Vertrags – Großbritannien, Frankreich und Italien – ausgelöst. Ihre Antwort auf den Schritt 

der Hitlerregierung reduzierte sich auf ein diplomatisches Papier. Es erzeugte und hinterließ in 

Berlin keinerlei Eindruck. 

Von 1938 an wurde die Wehrmacht zum Hauptinstrument der Außenpolitik. Im März mar-

schierte sie in Österreich ein. Der Jubel des „Blumenfeldzugs“ verdeckte, dass das faschistische 

Deutschland einen ersten europäischen Staat im Handstreich liquidierte und daraus weitere 

Kräfte auf dem Weg in den Krieg sog. Im Oktober, gedeckt vom Münchener Abkommen, er-

folgte der erste Schritt zur Zerschlagung der Tschechoslowakei, im März 1939 unter Bruch 

dieses Abkommens der zweite, die Liquidierung des Reststaats. Der Doppelschlag gegen den 

Nachbarstaat war jeweils – wie kaum einem Deutschen entgehen konnte und von den Macht-

habern auch offen eingestanden wurde – mit dem Rasseln des Militärsäbels eingeleitet worden. 

Deshalb beschlich im September 1938 eine nennenswerte Zahl von Deutschen zum ersten Mal 

ein ungutes Gefühl. Doch die meisten beruhigten sich bei dem Gedanken, der „Führer“ werde 

seine Politik am Rande des Krieges entlang steuern. Gegen die erkennbar erpresserischen Me-

thoden und die zu Tage liegende Verletzung des verkündeten Grundsatzes, nur von Deutschen 

besiedelte Gebiete zu beanspruchen, (Hitler: „Wir wollen gar keine Tschechen“) erhoben sich 
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kaum Einwände. Die Wehrmachtsangehörigen erhielten ihre Medaillen für die Eroberungen 

ohne Schuss. 

Von der Ausgangs- zur Endlüge 

Am 1. September 1939 waren die Illusionen verflogen. Indessen glaubten nicht wenige Deut-

sche, dass ihnen nun ein Krieg „aufgezwungen“ worden sei. Das bildete die Ausgangslüge. Und 

welcher Jubel erhob sich über die ersten leicht errungenen Siege. Dem militärischen Triumph 

über Frankreich, den in diesem Ausmaß und Tempo niemand erwartet hatte, folgten hysterische 

Kundgebungen zur Begrüßung der heimkehrenden Truppen. Schon schien der Endsieg nahe, 

der Frieden greifbar. An Biertischen wurde über die Großzügigkeit der Kapitulationsbedingun-

gen schwadroniert, die Frankreich, dem „Erbfeind“, auferlegt wurden. Deutschland besaß nach 

von Richthofen und Mücke wieder seine umjubelten Kriegshelden, den U-Boot-Kommandan-

ten Prien, den Gebirgsjägergeneral Dietl, den Jagdflieger Mölders. 

Die Deutschen hatten an den Kriegszügen und -siegen Geschmack gefunden, und die Wehr-

macht stand in höchstem Ansehen. Wer fragte da noch nach Recht oder Unrecht? Wer scherte 

sich um das zerbombte Warschau und um Rotterdam? Wer um die Trümmer in Belgrad? Wer 

erschrak bei dem Hass-Wort vom Ausradieren der britischen Städte? Es war zu amüsant, den 

Krieg in Wochenschauen mitzuerleben: die lustigen Bilder von polnischen Juden, die angeblich 

das erste Mal lernten, körperlich zu arbeiten, die erhebenden von der Harmonie, die deutsche 

Besatzer mit den Einwohnern Frankreichs verband, die exotischen von den Soldaten des „Af-

rika-Korps“, die sich auf den stählernen Platten ihrer Panzer lachend und glückstrahlend Eier 

brieten. Das war doch ein ganz anderer Krieg als der von 1914-1918. 

Dann kam der 22. Juni 1941, auf den die Schlachten vor Moskau und ein Jahr darauf bei Sta-

lingrad folgten, welche die Kriegswende einleiteten. Im Herbst 1944 schlug der Krieg vollends, 

d. h. auch als Landkrieg auf Deutschland zurück. Die Alliierten erreichten die deutschen Gren-

zen. Bevor das 1918 geschehen war, hatten die Militärs insgeheim ihren Bankrott eingestanden 

und die Politiker des Kaiserreichs aufgefordert, den Weg zum Waffenstillstand und zum Frie-

den zu suchen. Diesmal fixierte sich die Generalität in ihrer Mehrheit an der Seite des politi-

schen und militärischen Oberbefehlshabers auf die Fortführung des Kampfes auf deutschem 

Boden und bis „fünf Minuten nach 12“. So führte sie ihn – bis zum 8./9. Mai 1945. Bevor sie 

abtrat, verbreitete sie in ihrer letzten Verlautbarung die „Wehrmachtslegende“. 

Das geschah mit dem Bericht des Oberkommandos der Wehrmacht, ausgearbeitet am letzten 

Zufluchtsort im äußersten Nordzipfel des Reiches. Darin versuchten die Geschlagenen zu be-

stimmen, wie sie und ihre Untergebenen in die Geschichte eingehen würden. Verglichen mit 

den immer knapper formulierten Berichten aus den Vortagen entstand unter dem Datum des 9. 

Mai 1945 ein wortreiches Dokument.31 Gefeiert wurde der Widerstand eingeschlossener Wehr-

machtstruppen in Kurland, an der Weichselmündung und auf der Frischen Nehrung in Ostpreu-

ßen. Bekanntgegeben wurde die zwei Tage zuvor erfolgte Kapitulation der Besatzung der „Fes-

tung“ Breslau. Gedacht wurde der Einheiten in den Atlantikstützpunkten, auf den Ägäischen 

Inseln und in Norwegen. Namentlich gerühmt wurden deutsche Generale als Führer ihrer Trup-

pen. Nicht einen Anflug aufkommender Nachdenklichkeit ließ dieser Bericht erkennen. 

Freilich: Die Legende, die am Ende des Ersten Weltkrieg verbreitet worden war – „im Felde 

unbesiegt, aber vom Dolch in den Rücken getroffen“ – ließ sich angesichts der für jedermann 

wahrnehmbaren Tatsachen nicht noch einmal verbreiten. Dennoch wurde sogleich, wie nach 

1918, an der Verherrlichung und Verklärung des Kriegsgeschehens gewirkt. Unvergänglicher 

Schlachtenruhm, die Wahrung der „Waffenehre des deutschen Soldaten“, das „fast sechsjährige 

heldenhafte Ringen“, einmalige und „unvergessliche Leistungen“ – mit diesem Vokabular 

kennzeichnete das OKW den Krieg. Und das Fazit: An seinem Ende könne jeder deutsche 

 
31  Die Wehrmachtsberichte 1939-1945. Bd. 3: 1. Januar 1945 bis 9. Mai 1945, München 1985, S. 568-569. 
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Soldat aufrecht und stolz die Waffe aus der Hand legen. Das war die Ausgangslegende. So be-

gann die apologetische deutsche Geschichtsschreibung über den Zweiten Weltkrieg und die 

Rolle der Wehrmacht. Ihre Autoren waren Großadmiral und Hitler-Nachfolger Karl Dönitz, Ge-

neralfeldmarschall Wilhelm Keitel, der Generaloberst Alfred Jodl und die Offiziere, der ihm 

unterstehenden Abteilung für Wehrmachtspropaganda. 

Anders als nach 1918 

Aufrecht und stolz – das Gespinst wurde zerrissen, als wenige Monate später der Internationale 

Gerichtshof in Nürnberg tagte und auf der Anklagebank auch fünf deutsche Militärs Platz neh-

men mussten: die drei eben Erwähnten, mit ihnen der frühere Oberbefehlshaber der Kriegsmarine 

Erich Raeder und – auf Platz eins – der zweite Mann im Nazireich und Oberbefehlshaber der 

Luftwaffe, Hermann Göring. Gegen drei von ihnen wurde die Todesstrafe ausgesprochen. In ei-

nem Falle lautete der Spruch „lebenslange Haft“. Nur Dönitz kam mit einer Zeitstrafe davon. 

Das war erst der Auftakt der juristischen Auseinandersetzung mit der zivilen und militärischen 

Führerschaft des Regimes. Es folgten vor amerikanischen Gerichtshöfen im Rahmen der sog. 

12 Nürnberger Nachfolgeprozesse weitere Anklagen und Verurteilungen hochrangiger deut-

scher Militärs im sogenannten OKW-Prozess. In dem auch als Fall XII bezeichneten Verfahren 

wurde Generalfeldmarschall Ritter von Leeb und weitere hohe Militärs angeklagt und am 

27./28. Oktober 1948 wegen Verbrechen an Kriegführenden, Kriegsgefangenen und Zivilper-

sonen verurteilt.32 Bereits zuvor war der sog. Fall VII, das Verfahren gegen die „Südost-Gene-

rale“ verhandelt und am 9. Februar 1948 mit Verurteilungen des Generalfeldmarschalls List 

und weiterer Offiziere wegen Plünderung, Raub und Geiselerschießungen abgeschlossen wor-

den. Andere Generale und Offiziere wurden in verschiedenen Staaten der Antihitlerkoalition 

vor Gerichte gestellt und abgeurteilt. Das dokumentarische Material, das in diesen Prozessen 

ausgebreitet wurde – seit 1947 sind das vollständige Protokoll und die vom Gericht herbeige-

zogenen Dokumente des ersten der Nürnberger Prozesse auch in deutscher Sprache zugänglich 

–, schien keinen Platz für eine Legendenbildung zu lassen. Indessen begann die Distanzierung 

von den Prozessen und deren Urteilen in der Bundesrepublik früh. Die Regierenden in Bonn 

setzten sich mit Erfolg für die Freilassung der Verurteilten ein. Geheimgehaltene Bemühungen, 

an denen der erste Bundespräsident und der erste Bundeskanzler beteiligt waren, richteten sich 

auch auf die vorzeitige Entlassung von Personen, deren Strafen aus dem Hauptkriegsverbre-

cherprozess herrührten. Am 9. September 1958 rechtfertigte der Bundesgerichtshof den Stand-

punkt der Regierung, die „aus grundsätzlichen Gründen ausländische Verurteilungen wegen 

angeblicher Kriegsverbrechen“ nicht anerkannte. Im Zeichen des Kalten Krieges war es folgen-

los möglich, die Entscheidungen der inzwischen entzweiten und verfeindeten Alliierten zu des-

avouieren. Mit dem Wort von den „angeblichen Kriegsverbrechen“ bezogen die Richter einen 

Standpunkt, der kürzlich auch in der Wochenzeitung „Die Zeit“ angetroffen werden konnte, als 

anlässlich des 50. Jahrestags des Urteils von Nürnberg von den „zehn sogenannten Hauptkriegs-

verbrechern“ geschrieben wurde.33 

Im vergangenen halben Jahrhundert haben dann Historiker in beiden deutschen Staaten, gewiss 

nicht im Gleichschritt, zu den von den Staatsanwälten der Alliierten und ihren Stäben sogleich 

nach Kriegsende beigebrachten Dokumenten massenhaft weitere gefunden und bekanntgemacht. 

Historiker in der Bundesrepublik, hier vor allem im Militärgeschichtlichen Forschungsamt in 

Freiburg, und in der DDR, hier in erster Linie im Institut für Militärgeschichte in Potsdam und 

 
32  Die umfassende Auswertung des Prozessmaterials gab Jörg Friedrich mit einem Mitarbeiterkreis. Jörg 

Friedrich, Das Gesetz des Krieges. das deutsche Heer in Russland 1941 bis 1945. Der Prozess gegen das 

Oberkommando der Wehrmacht, München 1993. Mit der Interpretation des Autors setzte sich kritisch 

auseinander: Werner Röhr, „Das Gesetz des Krieges“ und der Freispruch der Generale. In: ND, 1. 

September 1994. 
33  Ausführlicher dazu: Manfred Weißbecker, Das Nürnberger Urteil – rechte Zweifel und Eindeutigkeiten, 

ein halbes Jahrhundert später. In: „antifa“, 1996, Heft 12, S. 17-20. 
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im Zentralinstitut für deutsche Geschichte an der Akademie der Wissenschaften, haben Berge 

von Tatsachen angehäuft und in z. T. vielgelesenen Monographien die Geschichte des „Ost-

kriegs“ gegen die UdSSR, darin die Besatzungspolitik und die Behandlung der Kriegs gefange-

nen dargestellt.34 Zwei Namen seien stellvertretend für viele verdienstvolle Historiker genannt, 

weil sie zugleich als Organisatoren von Forschungsgruppen wirkten: der des langjährigen Lei-

tenden Direktors in Freiburg, Manfred Messerschmidt, und der des frühverstorbenen Wolfgang 

Schumann, der viele Jahre die Abteilung zur Erforschung der Geschichte des Zweiten Welt-

kriegs am Berliner Akademieinstitut leitete. Erst kürzlich erschien der abschließende Band ei-

ner Dokumenten-Edition, die er und Ludwig Nestler unter dem Titel „Europa unterm Haken-

kreuz“ 1988 eröffnet hatten.35 Sie überdauerte die Zeit, in der von der DDR-Historiographie als 

einem bloßen politischen Legitimationsunternehmen geredet und geschrieben wurde. Zudem 

bezeugt sie, dass die inzwischen eingestandenen Verdienste sich keineswegs nur auf Themen 

längst vergangener Zeiten beziehen. 

Es sei die Aufgabe des Gerichts, hatte einer der Juristen der Alliierten in Nürnberg während des 

Hauptkriegsverbrecher-Prozesses gesagt, unglaubliche Tatsachen durch glaubhafte Beweise 

ein für alle Mal festzustellen. In diesem Sinne wurde von Geschichtsforschern weitergearbeitet. 

Das schloss nicht aus, dass auch aus der Zunft – bis 1990 beschränkt auf die Bundesrepublik in 

ihren alten Grenzen – einzelne Publikationen erschienen, die der Legendenbildung dienten oder 

ihr Vorschub leisten konnten. Ihre Autoren – wie etwa die Verfechter der These vom Präven-

tivkrieg gegen die UdSSR – blieben nicht einflusslos, denn die Presse nahm sich mitunter ihrer 

Erzeugnisse an. Aber im Bezirk der Wissenschaft blieben sie Außenseiter und stießen auf ent-

schiedenen Widerspruch. 

Grunderkenntnisse 

Nach alledem sind die Grundaussagen über die deutschen Streitkräfte im Zweiten Weltkrieg 

fest gegründet. Sie lauten: 1. Die deutsche Wehrmacht war das Hauptinstrument eines imperi-

alistischen Eroberungs- und Vernichtungskrieges, eines Krieges, der mit verbrecherischen Mit-

teln geführt wurde und sich auf verbrecherische Ziele richtete. 2. Die deutsche Wehrmacht war 

auf diesen – und auf keinen anderen – Krieg planmäßig vorbereitet worden. Die Militärführer 

wussten – die höchstgestellten u. a. direkt durch den Mund Hitlers –, dass es nicht um die Ver-

fechtung nationaler Interessen, die Durchsetzung historisch zu rechtfertigender Ansprüche oder 

die Rettung bedrohter Deutscher im Ausland ging, sondern dass vom ersten Schlachtentag an 

um die Schaffung eines noch größeren Großdeutschland Krieg geführt werden sollte, für ein 

Ziel, das sich hinter der Formel vom „Lebensraum“ kaum verbarg. 3. Die deutsche Wehrmacht 

beging verbrecherische Handlungen gegen Zivil- und Militärpersonen der gegnerischen Mächte 

vorsätzlich. Die Masse dieser Verbrechen ereignete sich nicht während der Kampfhandlungen 

 
34  Christian Streit, Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kriegsgefangenen 1941-1945, 

Stuttgart 1978; Alfred Streim, Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener im Fall Barbarossa, Hei-

delberg 1981. S. auch: Omer Bartov, The Eastern Front 1941-1945. German Troops and the Barbarization 

of War-fare, London 1985. Diese und weitere Literaturangaben finden sich im Ausstellungskatalog (s. 

unsere Anm.) S. 220. Dort bleiben die Publikationen von DDR-Forschern – wie mittlerweile gängig – 

ebenfalls unerwähnt. Ausdrücklich sei verwiesen auf: Fall 7. Urteil, Anklageschrift, Dokumente und Ma-

terialien zum Geiselmordprozess, hg. von Martin Zöller und Kazimierz Leszczynski, Berlin 1965; Griff 

nach Südosteuropa. Neue Dokumente über die Politik des deutschen Imperialismus und Militarismus ge-

genüber Südosteuropa im zweiten Weltkrieg hg. und eingeleitet von Wolfgang Schumann, Berlin 1973; 

Okkupation-Raub-Vernichtung. Dokumente zur Besatzungspolitik der faschistischen Wehrmacht auf 

sowjetischem Territorium 1941-1944, hg. von Norbert Müller, Berlin 1980, sowie den ebenfalls von 

Norbert Müller herausgegebenen Band: Die faschistische Okkupationspolitik in den zeitweilig besetzten 

Gebieten der Sowjetunion (1941-1944), Berlin 1991. (In der achtbändigen Dokumentenedition – s. die 

folgende Anm.) 
35  Europa unterm Hakenkreuz. Die Okkupationspolitik des deutschen Faschismus 1938-1945). Achtbändige 

Dokumentenedition, zuletzt herausgegeben vom Bundesarchiv, Bd. 8: Analysen-Quellen-Register. Zu-

sammengestellt und eingeleitet von Werner Röhr, Berlin 1996. 
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im engeren Sinne, sondern im Rahmen der Besatzungs-, d. h. Ausbeutungs-, Versklavungs- und 

Ausrottungspolitik. 4. Mit der Länge des Krieges nahm die Zahl der Verbrechen und die Zahl 

der an Verbrechen beteiligten deutschen Wehrmachtsangehörigen zu. Anfängliche Bedenken 

gegen den Terror im Feindesland wichen einer gnaden- und seelenlosen Eroberungs- und Be-

satzungspraxis, die ihre schlimmsten Exzesse auf dem Territorium der UdSSR und in Jugosla-

wien hervorbrachte. Zu ihnen zählte auch die Teilnahme an Aktionen der Judenvernichtung. 

Zug um Zug ist das falsche, aber stur und zäh verteidigte Bild zerstört worden, wonach die 

Wehrmacht lediglich das Land erobert hätte, die Geschicke der Einwohner aber von anderen 

Kräften bestimmt worden wären – den Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei, Einheiten der 

Waffen-SS, den verschiedenen Besatzungsorganen und allen möglichen Dienststellen, nur eben 

nicht von der Wehrmacht. Diese „saubere“ Arbeitsteilung existiert nur in realitätsfernen Bildern 

vom Kriege. Sie werden auch und gerade von Kräften verbreitet, die wider besseres Wissen 

handeln. 

Gegen das Real-Bild der Wehrmacht werden – wie am Beispiel Bremens gezeigt – schließlich 

Witwen, Töchter und Söhne, vollständig inkompetente Zeugen, ins Feld geführt. Auf welche ei-

gene Beobachtung stützen sich deren Aussagen? Wurde nicht längst vor Gericht erwiesen und 

gestellt, dass auch unter den abscheulichsten der mörderischen Schreibtischtäter große Tier-

freunde und sorgende Familienväter waren, die ihre Frauen mit Berichten über ihr Tagewerk ver-

schonten oder die Angehörigen des weiblichen Geschlechts nicht für würdig befanden, in derart 

„männliche“ Angelegenheiten auch nur gedanklich einbezogen zu werden? Man denke etwa an 

das „Zeugnis“ der Frau des Reinhard Heydrich, des Lenkers des Massenmords an Juden, sowje-

tischen Politischen Kommissaren und kriegsgefangenen jüdischen Offizieren und Soldaten. 

Manfred Messerschmidt, einer der besten Kenner der Materie unter den Militärhistorikern, hat 

die Beziehung zwischen der Forscherarbeit und dem Inhalt der Ausstellung in einem Satz aus-

gedrückt: „Was in der Forschung unbestritten ist, wird von der Dokumentation aufgenommen 

und im Detail ergänzt, der Befund nämlich, dass Wehrmachtführung, Heeresführung, Heeres-

gruppen- und Armeeoberbefehlshaber, Territorialbefehlshaber u. a. an der verbrecherischen 

Befehlsgebung mitgewirkt haben.“ Nachdem er sich gegen die Kriminalisierung einer ganzen 

Soldatengeneration gewandt und darauf verwiesen hatte, dass im Ausstellungskatalog in einer 

Textpassage dieser Auffassung Vorschub geleistet wird, besteht Messerschmidt darauf, dass es 

gerechtfertigt sei, „vom Vernichtungskrieg der Wehrmacht zu sprechen“. Denn: „Es handelte 

sich bei den Vernichtungsaktionen nicht um Übergriffe untergeordneter Einheitsführer und Sol-

daten – die ebenfalls häufig genug vorgekommen sind –, sondern um planmäßiges Vorgehen“. 

Neu sei an dieser Ausstellung „das reichhaltige Fotomaterial und die Synopse von Bild, Befehl 

und Vollzug.“36 

Brüchige Argumente 

Den Zeitgenossen mag noch erinnerlich sein, dass 1944/1945, als die Niederlage sich auch den 

Wundergläubigsten mehr und mehr abzeichnete, ein Wort unter den Deutschen kursierte, das 

etwa besagte: „Wenn uns geschieht, was wir den Anderen angetan haben, werden von den Deut-

schen nicht viele übrigbleiben.“ Was war das anderes als das Eingeständnis des (später vielfach 

wieder bestrittenen, auch vergessenen) Wissens von dem Unheil, das im Zeichen des Haken-

kreuzes über Millionen von Europäern gebracht worden war. So sprach sich auch die Furcht 

aus, die eigene Schuld könnte aufgerechnet und deren Begleichung gefordert werden. Ange-

sichts der vorherrschenden Neigung des Verdrängens und Vergessens erscheint es notwendig, 

sich mit den Lügen, Legenden und Ausflüchten ebenso prinzipiell und systematisch wie bis in 

die Einzelheiten auseinanderzusetzen. 

 
36  Pädagogen wollen nicht im Dunkeln verharren. Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 

1944. In: „Deutsche Lehrerzeitung“, 20, März 1997. 
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1. Es ist unbestreitbar, dass nicht Millionen schwerstbewaffneter Männer gegeneinander Krieg 

führen können, ohne dass „im Eifer des Gefechtes“, also spontan Verbrechen geschehen. Das 

erscheint unvermeidlich, denn erstens sind unter den Soldaten selbst Typen, die bereits vor dem 

Kriege Verbrechen begangen haben oder Verbrechen begehen wollten, aber aus welchem 

Grunde auch immer daran gehindert wurden. Und zweitens entstehen während der Kampfhand-

lungen Situationen, in denen Menschen das ihnen auch ins faschistische Wehrmachtssoldbuch 

geschriebene Gesetz verletzen und – beispielsweise – Gegner umbringen, die schon die Hände 

erhoben oder die weiße Flagge gehisst haben, also Taten begehen, die sie sich selbst niemals 

zugetraut hatten und vor denen ihnen noch im Nachhinein grauen mag. Der Krieg verroht. Die 

beschriebenen Vorgänge jedoch machten noch nicht aus, was die Wehrmacht charakterisierte 

und sie von allen deutschen Streitkräften davor und danach unterschied. Der Krieg, den sie 

1940 in Nord- und Westeuropa führte, ist auch – das Wort nicht auf die Goldwaage – „Normal-

krieg“ genannt worden. Ganz anders traten die deutschen Eroberer 1941 an, als sie in die Sow-

jetunion einfielen. Zuvor oder in den ersten Tagen und Wochen des Feldzugs war ihnen vom 

Feldmarschall bis zum Soldaten erklärt und von ihnen auch akzeptiert oder hingenommen wor-

den, dass dies ein völlig anderer Krieg sein würde, der anders geführt werden müsste. Heute 

wird er meist als „rassenideologischen Vernichtungskrieg“ bezeichnet und so vom „Normal-

krieg“ unterschieden. Diese Kennzeichnung ist ungenau, denn es ging nicht nur um Vernich-

tung, und die Rassenideologie war nicht ihr einziger Antrieb. 

Kriegsgeschehen und Kriegsziel verwoben sich von Anbeginn. Es sollte sofort und unter Aus-

nutzung des Kriegszustands daran gegangen werden, dieses als riesiges Reservoir für den wei-

teren Kampf um die Weltvorherrschaft gedachte Gebiet so zu gestalten, dass es den Nah- und 

Fernzielen der deutschen Imperialisten dienen konnte. Eines der erstrangigen Kriegsziele aber 

war die Dezimierung der Bevölkerung im eroberten Land, der zivilen wie der uniformierten. 

Sie galt zu Millionen als überflüssige Esser, die nur die Ausplünderung der Nahrungsmittelvor-

räte des eroberten Landes behinderte. Zu diesem Kriegsziel, der Vernichtung der in die eigenen 

Hände gefallenen Menschen, steuerte die Wehrmachtspolitik kräftig bei, vor allem dadurch, 

dass sie in ihren Kriegsgefangenenlagern die Mehrheit der 1941 gefangengenommenen Sow-

jetsoldaten umkommen ließ und der Bevölkerung in den großen Städten des Besatzungsgebietes 

planvoll die Subsistenzmittel entzog, ohne die sie nicht überleben konnte. Der Versuch, die 

Ereignisse auf das unmittelbare Kampf- und Kriegsgeschehen oder auf dessen unbeabsichtigte 

und unvorhersehbare Folgen – auf ungewollte und unbeherrschbare Sachzwänge – zu reduzie-

ren, ist wahrheitswidrig. 

2. Die These, wonach das Vorgehen der deutschen Wehrmacht im Hinterland die provozierte 

Antwort auf das Verhalten der Bevölkerung gewesen sei, wird mittlerweile auch in geschichts-

wissenschaftlicher Literatur verbreitet. Akademisch gestelzt formulierte Karlheinz Weißmann 

in seinem inzwischen vom Verlag „zurückgerufenen“ Buch: „... die Beteiligung der Wehrmacht 

an Kriegsverbrechen stand insofern in Zusammenhang mit der außerordentlich schwierigen Si-

tuation, in der sie sich angesichts der Ausdehnung des Gebietes und der Feindseligkeit der Be-

völkerung befand.“37 Daraus spricht eine Denkweise, die unterstellt, die ins deutschbesetzte 

Gebiet geratenen Menschen hätten sich ihrem Schicksal willen- und widerstandslos ergeben 

sollen, dann wären sie gleichsam am besten „weggekommen“. Völlig vorbeigesehen wird an 

der Tatsache, welches Schicksal ihnen zugedacht war. Sie waren eben nicht wie andere Men-

schengruppen in früheren Kriegen einzig vorübergehend der Gewalt eines Okkupanten ausge-

liefert, sondern einem Eroberer, der auf die physische Vernichtung eines Großteils der Bevöl-

kerung zielte. Um das gewahr zu werden, brauchten die Russen und Ukrainer keine Kenntnis 

der geheim gehaltenen deutschen Generalpläne. 

 
37  Zitiert nach: Ulrich Schneider, Der „wissenschaftliche“ Weg in den Abgrund. In: „Der rechte Rand“ Nr. 

39, März/April 1996, S. 7. 
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Es ist merkwürdig: Die Verfechter des Arguments vom Besatzerterror als Antwort auf das Ver-

halten der Bevölkerung lassen das Recht der Ureinwohner Amerikas gelten, die sich gegen die 

auf ihre Ausrottung ausgehende Eindringlinge zur Wehr setzten. Ja, sie haben sich in ihrer Ju-

gend an derlei „Indianerbüchern“ begeistert. Sie heroisieren auch die Partisanenaktionen preu-

ßischer Kommandos – etwa eines Majors Schill – gegen die napoleonische Besatzung. Sie be-

wundern mit den Gemälden Goyas den Kampf und das Martyrium der Spanier. Aber für die 

west- und südslawischen Völker des 20. Jahrhunderts wollen sie das Widerstandsrecht nicht 

gelten lassen. Derart entlarven sie ihre Argumente als eine Ausflucht und sich selbst als eine 

besondere Spezies von Rassisten. Die Massaker unter der Bevölkerung ganzer Ortschaften, das 

Niederbrennen ihrer Behausungen, die Deportation der Einwohner in Lager und nach Deutsch-

land – diese Blutspur fällt auf die Täter. Zu einem erheblichen Teil waren das die sogenannten 

Sicherungsdivisionen der Wehrmacht. Die schriftlichen wie die Bilddokumente dieser „Aktio-

nen“ sprechen eine Sprache, die keine Gegenrede verträgt. Das mag ein Grund sein, dass man 

über die Boten herfällt, der Konfrontation mit der Botschaft aber auszuweichen trachtet. 

3. Die Masse der Verbrechen, die von Angehörigen der Wehrmacht verübt wurden, rührten 

nicht aus eigenmächtigen Entscheidungen von Befehlshabern der mittleren und unteren Ebene 

her. Deren Befehle gab es, doch zumeist wurde vor ihrer Ausgabe die Zustimmung der Vorge-

setzten eingeholt. Die Verbrechen waren auch nichts weniger als „Handlungen von Einzelper-

sonen“, wie das der Heidelberger Bundestagsabgeordnete der CDU Karl Lamers gegen eine 

andere Ausstellung einwandte, die das gleiche Anliegen wie die Hamburger verfocht.38 Nein, 

die Untaten, das machten bereits die Verhandlungen in Nürnberg 1945/46 und insbesondere die 

Vernehmungen Keitels und Jodls aktenkundig, besaßen ihren Ursprung an der Regimespitze. 

Dort wurden sie geplant, beraten, in Befehlen formuliert, von da per Funk oder Kurier, offen 

oder verschlüsselt, ausgesandt. Die einen besagten ganz konkret und exakt, wie sich die Befoh-

lenen zu verhalten hatten. In diese Kategorie gehört die Weisung, die wieder eingefangenen 

britischen Offiziere, die aus einem Lager der Luftwaffe bei Sagan in Schlesien entflohen waren, 

zu erschießen. Andere Befehle waren von genereller Natur. Sie bezeichneten den Rahmen des 

Vorgehens für umgrenzte Fälle und Möglichkeiten. So wurde bestimmt, gegnerische Soldaten, 

die bei sogenannten Kommandounternehmen gefangengenommen würden, zu töten. Beide Ty-

pen von Befehlen verstießen gegen geltendes Kriegsrecht. Beide ergingen aus dem Hauptquar-

tier, in dem es eine eigene Wehrmacht-Rechtsabteilung gab, deren Offiziere sich im einschlä-

gigen deutschen wie im internationalen Recht vollständig auskannten. 

4. Das Argument, das die Rolle des Schlusssteins bildet, der das ganze Gebäude gleichsam 

wetterfest und regendicht machen soll, aber bildet eine Falschrechnung, unter der geschrieben 

steht: Die anderen auch! Weder quantitativ noch qualitativ kann davon die Rede sein, dass die 

Kriegsgegner Deutschlands Verbrechen verübt hätten, die jenen der deutschen Militärorgani-

sation gleichkämen oder sie aufwiegen würden. Die das dennoch beweisen wollen, legen aben-

teuerliche Rechnungen vor. Sie halten diese für besonders überzeugend oder glaubwürdig, 

wenn sie als Rechenmeister Nichtdeutsche, insbesondere Bürger und vorzugsweise Wissen-

schaftler aus Staaten präsentieren können, die der Antihitler-Koalition angehörten. Solche vor-

geblich unvoreingenommenen Wahrheitsfanatiker finden sich allemal. Kürzlich wurde aus ka-

nadischer Feder ohne auch nur den Versuch eines Beweises behauptet, die Politik der USA 

habe bei und nach Kriegsende 1945 planmäßig zum Hungertod von mehr als 5 Millionen Deut-

schen geführt. Mit besonderer Vorliebe wird mit den deutschen Soldaten argumentiert, die in 

Kriegsgefangenschaft zu Tode kamen, wobei die Umstände ihres Sterbens meist keinerlei Er-

wähnung finden. 

Im Kern laufen diese Darstellungen allesamt darauf hinaus, den Siegermächten den Vorsatz zu 

unterstellen, sie hätten die deutsche Bevölkerung dezimieren wollen und das auch getan. Anders 

 
38  S. „Rhein-Neckar-Zeitung“, 12. April 1996. 



642 

als im Falle des deutschen „Generalplans Ost“ mit seinen verschiedenen Fassungen kann dafür 

kein einziges Dokument beigebracht werden. Und die unschwer überprüfbaren Tatsachen spre-

chen von anderem. In den besetzten Zonen zwischen Oder und Saar sind Deutsche, die solange 

auf Kosten der hungernden und verhungernden Bevölkerung weiter Teile Europas gut ernährt 

worden waren, an Unterernährung gestorben, an Krankheiten infolge des Mangels an ärztlicher 

Hilfe und Versorgung und als Folge des Fehlens von Medikamenten zugrunde gegangen, auch 

Opfer von Seuchen geworden. Doch es ist ebenso erwiesen, dass den Deutschen die Grundlagen 

ihres Überlebens belassen wurden. Hätte die sowjetische Besatzungsmacht nach dem Grundsatz 

„Auge um Auge“ gehandelt und wäre von Moskau ein Befehl ergangen, die im Nachkrieg wei-

ter darbende sowjetische Bevölkerung aus den vorgefundenen deutschen Beständen zu ernäh-

ren, dann wären die Folgen ganz andere gewesen. Die Deutschen sollten nach der Übereinkunft 

der Alliierten für alle Zeit kriegsunfähig, nicht aber lebensunfähig gemacht werden. 

Verdienst: Kampf gegen die „roten Gefahr“ 

Wo immer sich heute Kritik an der Wehrmacht äußert, wird Kritikern sogleich ein Verdienst 

entgegengehalten: Der Kampf gegen den Bolschewismus. Er hätte 1945 Europa überflutet, wä-

ren nicht die tapferen deutschen Soldaten an der Ostfront gewesen. Das ist die nochmalige Wie-

derholung jener noch im letzten Kriegsfrühjahr benutzten Begründung, mit der nicht nur NS-

Führungsoffiziere die Untergebenen anfeuerten, damit sie Leib und Leben weiter für eine ver-

brecherische und verlorene Sache einsetzten. Europa und dessen Schutz vor der „roten Gefahr“, 

die an den Häuserwänden in Deutschland auf Plakaten scheußlich und mit den bekannten Zügen 

des „asiatischen Untermenschen“ ausgemalt wurde, spielte in der Nazipropaganda seit 

1942/1943 eine immer größere Rolle. Inzwischen kann der Krieg im Osten, die Zugehörigkeit 

zur Waffen-SS und die Forderung, ihren einstigen Angehörigen – beispielsweise auch denen in 

den Niederlanden – Renten zu zahlen, längst offen gerechtfertigt werden. Das geschah kürzlich 

auch in einem von der Zeitung „Die Welt“ veröffentlichten Leserbrief: „Diese Soldaten (die 

SS-Freiwilligen – K. P.) haben die feldgraue Uniform nicht angezogen, weil sie Nationalsozi-

alisten oder Antisemiten waren, sondern weil sie die Gefahr des Kommunismus erkannt zu haben 

glaubten.“39 Einer Dokumentaristin sagte ein Ausstellungsbesucher in Wien unbekümmert in 

Mikrophon und Kamera: „Wenn wir nicht gewesen wären, wäre doch ganz Europa von den 

Russen besetzt worden.“ Er berief sich wieder auf einen ausländischen „Kronzeugen“. Schließ-

lich habe Churchill nach dem Kriege erklärt: „Wir haben das falsche Schwein geschlachtet.“40 

Das Verdienst der „Rettung vor dem Bolschewismus“ wird in den apologetischen Darstellun-

gen breit geschildert. Es sei der Wehrmacht und namentlich der Kriegsmarine zu danken, dass 

Millionen Deutsche aus Ost- und Westpreußen über den Seeweg der Ostsee dieser Gefahr ent-

rissen wurden. Die nicht Geretteten, die in den Fluten der Ostsee ertrunkenen Zivilisten werden 

umstandslos den sowjetischen Streitkräften und ihrer Kriegführung angelastet. Es kommt die-

sen „Historikern“ gar nicht die Idee, dass es die Pflicht der deutschen Militärführung gewesen 

sein könnte, spätestens im Herbst 1944, als die Alliierten im Westen und im Osten die Reichs-

grenze erreichten, ihre Niederlage einzugestehen und in Kapitulationsverhandlungen einzutre-

ten. 

Wie hätte Deutschland ausgesehen, wenn es zu einer Besetzung des Landes ohne Kampf ge-

kommen wäre? Wie viele deutsche Städte – von Pforzheim bis Jena – wären unzerstört geblie-

ben, wie viele deutsche Soldaten am Leben? Was wäre den Zivilisten nicht nur im Osten erspart 

geblieben? Die „Rettungslegende“ verkleistert bis heute die Köpfe gegen jede dieser Fragen. 

Obendrein wird sie dazu benutzt, in der Debatte um die Desertion von deutschen Soldaten die 

Forderung zu rechtfertigen, es müsse eine Einzelfallprüfung eintreten. Denn, so auch die 

 
39  Ausgabe vom 11. Februar 1997. 
40  Jörg Magenau, Das Überleben der Erinnerung. In: „Freitag“, 28. Februar 1997 und auch Carsten Otto, 

Nichts gewusst, a. a. O. 
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Befürworter dieses Verfahrens im Bundestag 1996, wer 1944/1945 in Ostpreußen übergelau-

fen sei oder sich sonst unerlaubt von der Truppe entfernt habe, der hätte doch nicht nur seine 

Kameraden, sondern auch die zu Rettenden im Stich gelassen. 

Stimmen von „Rechtsaußen“ 

Im Streit um die Ausstellung über die Wehrmachtsverbrechen fehlen selbstredend die Stimmen 

derer nicht, die seit Jahren in ihren Zeitungen, Zeitschriften, Büchern und Veranstaltungen ihr 

Heldenlied auf die faschistischen Streitkräfte anstimmen. Ihre Angriffe stimmen mit jenen zum 

Teil überein, die von Anhängern demokratischer Ansichten stammen. So bezeichnet auch die 

„Junge Freiheit“ es als das Hauptziel der Ausstellung, sämtliche Wehrmachtsangehörigen zu 

diffamieren und zwar „durch die Verallgemeinerung tatsächlicher Verbrechen kleiner Teile 

zum Pauschalwurf gegen mehr als 15 Millionen ehemalige Soldaten“. Unter Berufung auf Ent-

scheidungen des Nürnberger Gerichtshofes von 1946 wird erneut die Legende vom normalen, 

den allgemeinen Kriegsgesetzen und -regeln entsprechenden Kampf der Wehrmacht verbreitet. 

Denn: Verbrecher waren die Himmler unterstellten Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und 

des SD und die „hatten mit der Wehrmacht nichts zu tun“.41 Zur Bekräftigung der eigenen Ab-

lehnung werden die Stimmen von Politikern der Regierungsparteien zitiert. Und wie ein Leser-

briefschreiber im „Weser-Kurier“ möchte auch die „Junge Freiheit“ in eine solche Ausstellung 

die „Kriegsverbrechen von Rotarmisten an deutschen Soldaten sowie die Kampfweise und Ver-

brechen anderer Staaten“ aufgenommen wissen. 

Im Kern nicht anders verfährt „Europa vorn“, das Proteste gegen die Ausstellung mit der Be-

hauptung provozieren will, durch sie würden „18 Millionen Wehrmachtsangehörige“ ohne Aus-

nahme zu „Banditen, Plünderern, Vergewaltigern, Mördern“ erklärt. Eine „Fälscher-Kam-

pagne“ sei im Gange, eine „Anti-Wehrmacht-Hetzkampagne, die alles in den Schatten stellt, 

was von Ulbricht und Honecker fabriziert worden war“. So etwas habe es „selbst unter Stalin“ 

nicht gegeben. Verbrechen seien geschehen, „wo Himmler das Sagen hatte“ und „seine sadis-

tische Verbrecherclique“ agierte. Diese „Clique“ wird bezeichnenderweise nicht einmal mit 

ihren zeitgenössischen Namen benannt, womit die Möglichkeit der Differenzierung ohne Gren-

zen offengehalten ist. Zudem fallen alle diese Verbrechen letztlich auf die Kommunisten zu-

rück, war doch Himmler ein „gelehriger Schüler der Jagoda, Jeschow, Berija“. Ernst Noltes 

Lehre vom „Prius“ des Klassenmordes, der dem Rassenmord vorausging, hat ihre Fortsetzer 

gefunden ... 

Die Herausgeber dieses Organs begnügen sich damit nicht. Für sie bleiben die deutschen Wehr-

machtssoldaten das unübertroffene Vorbild militärischer Kämpfer, die besten Krieger aller Zei-

ten, die „moralischen Vorbilder“. Und wieder fehlen Leihstimmen aus dem Ausland nicht. Ein 

gleichgesinnter Italiener wird mit der Erklärung zitiert: „Die deutschen Soldaten von heute kön-

nen sich ohne zu zögern am Beispiel ihrer Väter orientieren“.42 Diese Väter haben die Italiener, 

die bis 1943 Verbündete waren und dann entwaffnet und gefangengesetzt wurden, besonders 

schlecht und vielfach lüstern nach Vergeltung für den „Verrat“ des Bundesgenossen be- und 

misshandelt. So ergibt ein Vergleich von Publikationsorganen, die sehr verschiedenen politi-

schen Kräften zuzuordnen sind, dass sich bei der Verteidigung der Väter und Großväter im 

wehrmachtsfeldgrau eine breite Front gebildet hat. 

* * * 

Der Streit um die Wehrmacht besitzt eine historische und zugleich eine politische Dimension. 

Geschichtlich führt er zu der Frage, was war dieses Deutsche Reich, das sich das Dritte nannte? 

Wie kam es in die deutsche Geschichte? Und: Wie weit und wie gewiss haben wir uns aus 

dieser Vergangenheit entfernt? 

 
41  Kritik zur Anti-Wehrmachts-Ausstellung. In: „Junge Freiheit“, 7. Februar 1997. 
42  Die Tapfersten waren die Deutschen. In: „Europa vorn“, Nr. 112, Januar 1997. 
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Politisch präsentiert sich in den Auseinandersetzungen um Ausstellungen und Denkmäler die 

deutsche Mitte. Da drängt sich viel, und ihre Fraktionen können nicht leicht unterschieden wer-

den. Bemerkenswert ist die Rolle sozialdemokratischer Lokalpolitiker und Abgeordneter in 

Kommunalparlamenten, die zwischen ihren Überzeugungen und einem opportunistischen Tak-

tieren um Wählergunst daher schwanken. In München unter einem sozialdemokratischen Ober-

bürgermeister steht das Rathaus für die Ausstellung „Vernichtung“ zur Verfügung. In Erfurt 

stimmten Abgeordneten dieser Partei für das Deserteur-Denkmal. In Bremen, wo eine große 

Koalition die Stadt verwaltet, werden Sozialdemokraten offenkundig von dem Gedanken gelei-

tet, das Regierungsbündnis mit der CDU nicht zu gefährden. Im hessischen Dillenburg, wo sich 

eine politische Konfrontation für oder gegen die Wiederaufstellung eines Heldendenkmals 

ergab, das an den Krieg 1870/71 erinnert, operierte die sozialdemokratische Fraktion im Stadtrat 

mit dem Verweis auf die Stadtkasse und die Kosten, welche das Unternehmen verursachen 

würde.43 In Göppingen haben Auseinandersetzungen um Erhalt oder Beseitigung eines 1939 

errichteten Kriegerdenkmals bis vor das Amtsgericht geführt.44 Dabei hätte man sich im einen 

wie im anderen Falle, was den Abgeordneten der Sozialdemokratischen Partei gewiss schwer 

gefallen wäre, eines Wortes von Kurt Tucholsky erinnern können, der aus der Perspektive des 

Jahres 1932, das Verhältnis von deutsch-französischem und Erstem Weltkrieg im Blick, lako-

nisch feststellte: „Jede Glorifizierung eines Menschen, der im Kriege getötet worden ist, bedeutet 

drei Tote im nächsten Krieg.“ 

Berührt – das ist womöglich ein zu schwaches Wort – sind durch diesen Streit die Bundeswehr 

und insbesondere die Traditionspflege unter den „Bürgern in Uniform“. Wie es um sie steht, 

wurde durch das lange, schließlich erst unter Dauerdruck aufgegebene Festhalten an Kasernen-

namen wie denen von Dietl und Kübler überdeutlich. Manches weist darauf hin, dass der Um-

gang mit der deutschen Militär- und Kriegsgeschichte auf das unterste „europäische“ Niveau 

gebracht werden soll. Davon zeugt etwa die Berufung eines Offiziers auf die neue deutsch-

französische Waffenbrüderschaft und sein Hinweis, dass die Nachbarn denen keine Achtung 

entgegenbringen könnten, „die sich des Lebens und Sterbens ihrer Vorfahren schämen.“45 Dem 

mag man den Standpunkt des österreichischen Bildhauers Alfred Hrdlicka gedanklich konfron-

tieren, der seinem vor Leningrad umgekommenen Bruder ein Grab wünscht, aber erklärte, des-

sen Name habe auf einer Gedenktafel nichts zu suchen. Zwischen beiden Denk- und Verhal-

tensweisen liegen Welten und kein Niemandsland. 

Die Beschäftigung mit den Taten der Millionen deutscher Wehrmachtssoldaten kann (sie muss 

nicht) gerade die Angehörigen der jüngeren Generation an ein Goethe-Wort gemahnen, das be-

sagt, man sei beim ersten Schritt frei, beim zweiten aber Knecht. Insbesondere mag es diejenigen 

nachdenklich stimmen, die den Schritt vom Staatsbürger in Zivil zum Staatsbürger in Uniform 

vor sich haben. Solche Nachdenklichkeit junger Leute aber hat deutschnationale Politiker zu 

allen Zeiten gestört. Das erwies wiederum auch die erneute Debatte über das Tucholsky-Diktum: 

„Soldaten sind Mörder“. Die Geschichte der Auseinandersetzung um diese drei Worte, die sich 

in einem Kommentar des Publizisten aus dem Jahre 1931 finden, wurde inzwischen vorbildlich 

dokumentiert.46 Ihr jüngstes Kapitel verrät, worum es denen geht, die das Zitat, wie schon im 

Jahre 1932 vergeblich versucht worden ist, kriminalisieren wollen. Sie sorgen sich um den „Eh-

renschutz der Bundeswehr“. Schon ist eine Gesetzesinitiative im Bundestag auf den Weg ge-

bracht, die mit Haftstrafen zu drei Jahren diejenigen bedroht, die einer Herabwürdigung der 

Bundeswehr und ihrer Soldaten angeklagt werden. Dieses Bestreben hat Otto Schily treffend der 

 
43  Neunzehn tote Krieger von 70/71. In: „Die Zeit“, 19. April 1996. 
44  Ein „herrliches Kriegerdenkmal“ wird verteidigt, In: jW, 3. März 1997. Auch in Göppingen wurde die 

Auseinandersetzung u. a. auf den Seiten der Lokalpresse geführt. Es dürfte für künftige wissenschaftliche 

Untersuchungen eine lohnende Aufgabe sein, den „Zeitgeist“ anhand gerade der veröffentlichten und un-

veröffentlichten Leserbriefe zu rekonstruieren. 
45  Zitiert ebenda. Auch in Dillenburg fand eine Leserbrief-Debatte in der Lokalzeitung statt. 
46  Michael Hepp/Viktor Otto, Soldaten sind Mörder. Ch. Links Verlag, Berlin 1996. 
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„sakralen Erhöhung alles Militärischen“ zugeordnet.47 Gegen den Vorsatz hat sich ein auch 

durch die Zahl der Teilnehmenden beachtlicher Widerspruch vor allem von Schriftstellern und 

Künstlern erhoben.48  

Es mag der geistige Kampf um die Wahrheit über den Zweiten Weltkrieg uns wie ein Kampf 

gegen Windmühlen erscheinen und die ihn führen, dem Ritter von der traurigen Gestalt mitunter 

zum Verwechseln ähneln. Dennoch: Es gibt Chancen, gegen die Verfälschung der Geschichte 

anzugehen, hierzulande viele und dabei mehr Mitstreiter, als es flüchtigem Blick mitunter vor-

kommen mag. Zudem gibt es Anzeichen dafür, dass der Streit um die Ausstellung auch zu man-

chem Nachdenken in den Reihen derer geführt hat, die sich als Streiter gegen Rechtskonserva-

tive und Neonazisten verstehen. Die blanke Faust und der ratlose Ruf „Nazis raus“ erweisen 

ihre Untauglichkeit gegenüber einer Denk- und Stimmungslage, die Millionen gemein ist und sie 

– wenn auch mit unterschiedlichen Bindekräften – zueinander führt. Die geistige Auseinander-

setzung ist notwendig. Dass sie nicht nur in Sälen, sondern auch auf der Straße erfolgen kann, 

wurde in München bewiesen, wo Demonstranten an der Spitze ihrem gegen die Ausstellungs-

gegner gerichteten Zuges ein Transparent mit der Feststellung vorantrugen: „Ohne Wehrmacht 

kein Holocaust“. Diese Wahrheit betrifft den Kern des Streits. SS und Holocaust – das konnte 

bisher zusammengedacht und -gesagt werden. Aber: Wehrmacht und Holocaust? Das Thema 

ist aus den weithin ungelesenen und von den Medien ignorierten Monographien der Historiker in 

die Öffentlichkeit der Bundesrepublik gelangt. In mancher Hinsicht bildet es für Deutsche eine 

„Wiederentdeckung“. Dass die Wehrmacht im besetzten Gebiet Massaker unter Zivilisten an-

richtete, wurde schon vor einem halben Jahrhundert Millionen ins Bewusstsein gebracht. Im 

ersten deutschen Nachkriegsfilm der DEFA mit dem Titel „Die Mörder sind unter uns“. Er 

wurde am 15. Oktober 1946 uraufgeführt. 

Nachtrag: Letzte Meldung. 

Am 2. April 1997 als dieser Aufsatz abgeschlossen wurde, verbreiteten Agenturen eine Mel-

dung aus Potsdam, die am folgenden Tage in Zeitungen nachgelesen werden konnte. In einer 

kürzeren Version lautet sie: „Mit 22 zu 18 Stimmen sprachen sich die Potsdamer Stadtverord-

neten am Mittwoch gegen den Vorschlag der PDS-Fraktion aus, die Ausstellung „Vernich-

tungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944“ dauerhaft nach Potsdam zu holen. Die 

Gründe reichten von absoluter Ablehnung der Ausstellung durch die CDU bis zur Meinung 

vom Bürgerbündnis, Potsdam würde mit der Ausstellung erneut zum Sündenbock für preu-

ßisch-deutsche Militärgeschichte missbraucht. Auch OB (d. i. Oberbürgermeister) Horst Gram-

lich (SPD) stimmte gegen den Antrag.“49 

 

 
47  Tucholsky-Diskurs unterm Heiligen Kreuz. In: ND, 24. Oktober 1996. Jüngste Meldungen besagen in-

dessen, dass innerhalb der regierenden Parteien Bedenken gegen dieses Vorhaben geäußert werden und 

der vorhandene gesetzliche Schutz als ausreichend angesehen würde. S. Sterbehilfe für Soldaten-Ehren-

schutz. In: ND, 25. Februar 1997. 
48  Gegen Ehrenschutz für Soldaten. In: ND, 20. Februar 1997. Inzwischen musste das Vorhaben aufgegeben 

werden, dessen Wirkung offenkundig auch an der Spitze der Bundeswehr nicht einheitlich bewertet sein 

mochte. Jedenfalls waren sich auch die als aktive Offiziere an einer öffentlichen Diskussion in München 

Teilnehmenden mit Zivilisten auf dem Podium darüber einig, dass ein derartiges Gesetz überflüssig sei. S. 

Soldaten können Mörder werden. jW, 21. März 1997. 
49  Potsdam lehnt Ausstellung ab. In: ND, 3. April 1997. 
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Hitler und die deutsche Kriegswirtschaft 

Am Anfang mag die mit Zweifeln beladene Frage stehen, ob ein Thema, das Hitlers Rolle in 

der deutschen Kriegswirtschaft ins Visier bringt, überhaupt irgendetwas zum tieferen Verständ-

nis des deutschen Faschismus und seiner Bewegungsgesetze beitragen kann. Hat dieser Hitler 

sich denn während seiner Herrscher- und Regierungszeit und namentlich in den Kriegsjahren 

je intensiv mit Fragen der deutschen Wirtschaft befasst? Läuft das Unterfangen nicht darauf 

hinaus, sich auf die Spur eines Dilettanten zu begeben, der sich auf nahezu allen Feldern 

menschlichen Denkens und Entscheidens für hochkompetent hielt, in Wahrheit aber, wo er sich 

einschaltete und einmischte, nur abträglich und schädigend wirkte? 

Die Antworten auf diese Fragen, die sich in der Geschichtswissenschaft finden lassen, wider-

sprechen sich völlig. Zwei ältere Aussagen könnten für die Fruchtlosigkeit unserer Fragestel-

lung stehen. Der Hitler-Biograph Alan Bullock meinte: „Im Grunde war er überhaupt nicht an 

der Wirtschaft interessiert.“1 Louis P. Lochners Urteil lautete: „Hitler hat sich niemals mit öko-

nomischen Fragen ernsthaft beschäftigt.“2 Beide Feststellungen sind merkwürdig unbestimmt 

formuliert. Was heißt denn „im Grunde“, und was besagt „niemals ... ernsthaft“? Die Einschät-

zungen Lochners wie Bullocks sind durch spätere Forschungen erledigt, nicht zuletzt durch 

diejenigen von Dietrich Eichholtz.3 In dessen Veröffentlichungen wurde nachgewiesen, in wel-

chem Grade und in welcher Weise sich Hitler mit kriegswirtschaftlichen Fragen befasste, be-

ginnend mit der strategischen Orientierung der deutschen Wirtschaft auf den Krieg und nament-

lich auf eine Kette von Blitzkriegen, und endend mit seinen letzten Entscheidungen im Frühjahr 

1945, dem sog. „Nero-Befehl“ und dessen Abschwächung. Diese Beschäftigung Hitlers ergab 

sich aus der Logik und unter dem Zwang imperialistischer Zielsetzung. Später, in den Kriegs-

jahren, wurde sie mehr und mehr von dem Bestreben diktiert, die Fortführung des Krieges ma-

teriell zu sichern und der Niederlage zu entgehen. 

Dass Hitler sich selbst zunehmend mit Fragen und Problemen der Kriegswirtschaft zu beschäf-

tigen hatte und sie nicht wie andere Aufgaben ganz an einen seiner Mitführer delegieren konnte, 

hatte mehrere Ursachen. Die erste und wichtigste bildete seine Stellung als oberster militäri-

scher und politischer Führer des Regimes. Die zweite ergab sich aus dem Zusammenhang von 

militärischen und ökonomischen Entwicklungen im modernen („totalen“) Krieg. Die dritte ent-

sprang seiner Überzeugung, dass er auch auf diesem Gebiet es mit den Experten aufnehmen 

könne und müsse, weil auch da sein überlegener und unorthodoxer Verstand und Weitblick 

unersetzbar und für die Herbeiführung des Endsiegs unentbehrlich sei. 

Dass Hitler auf die Beurteilung kriegswirtschaftlicher Fragen durch systematische Studien und 

Unterweisungen so wenig vorbereitet war wie auf die militärischer, hat die Vorstellung plausi-

bel gemacht, dass seine „Einmischung“ auf diesem wie auf jenem Gebiet vor allem negative 

Folgen besessen hätte. Während die wirklichen oder auch nur vorgeblichen Erfolge Hitlers sei-

nen überlebenden Beratern zugeschrieben, von manchen auch in Memoiren für sich selbst in 

Anspruch genommen wurden, blieb ihm, dem Toten, häufig nur die Verantwortlichkeit für die 

Misserfolge und natürlich für das definitive Desaster. Gewiss: Hitler hatte weder praktisch noch 

theoretisch einen Kurs der Nationalökonomie absolviert. Er besaß bis zum Beginn seines vier-

ten Lebensjahrzehnts, also bis zu seinem Entschluss, in der Politik Karriere zu machen, keine 

praktische Erfahrung auf irgendeinem Platz in Wirtschafts- oder auch nur Produktionsprozes-

sen. Er wuchs in einer kleinbürgerlichen Beamtenfamilie behütet auf, der wirtschaftliche und 

 
1  Alan Bullock, Hitler. Eine Studie über Tyrannei, Kronberg/Ts. 1977, S. 384. 
2  Louis P. Lochner, Die Mächtigen und der Tyrann. Die deutsche Industrie von Hitler bis Adenauer, Darm-

stadt 1955, S. 31. 
3  Vor allem durch seine dreibändige, jetzt abgeschlossene Darstellung: Geschichte der deutschen Kriegs-

wirtschaft, Bd. I: 1939-1941, Berlin 1969, Bd. II: 1941-1943, Berlin 1985 und Bd. III: 1944-1945, den 

der Autor des vorliegenden Beitrags dankenswerter Weise im Manuskript einsehen konnte. 
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soziale Sorgen fremd blieben. Was hinter Toren und Ummauerungen von Werksanlagen ge-

schah, hat Hitler auch während seiner kurzen Schülerzeit in Steyr nicht gekümmert, einer Stadt, 

die am Ausgang des 19. Jahrhunderts zu den Zentren der österreichischen Industrie gehörte. 

Dass er in Wien auf dem Bau gearbeitet habe, erscheint als eine Legende. Dort war er, nachdem 

er seine Erbschaft durchgebracht hatte, zeitweilig ganz unten, aber nicht in den Reihen der Ar-

beiterschaft angekommen. In dem Männerheim in der Meldemannstraße wurde über wirtschaft-

liche und soziale Verhältnisse natürlich gesprochen und mehr noch räsoniert. Und Hitler hat 

sich nach glaubwürdigen Aussagen daran beteiligt. Doch seine Beziehungen zu Wirtschaft, 

Handel und Gewerbe der Monarchie waren marginal. In Wien und 1913/1914 in München ver-

kaufte er seine Zeichnungen und Aquarelle, teils in Gasthäusern direkt an den einen oder ande-

ren Kunden, teils an Papier- und Schreibwarengeschäfte, an Wiederverkäufer also, denen er sie 

anbot oder die ihm Bestellungen erteilten. Auf diese Weise gewann er allenfalls eine Vorstel-

lung vom Verhältnis von Stärkeren und Schwächeren. Er musste verkaufen, um seinen Unterhalt 

bestreiten zu können, die Käufer konnten ihm etwas abnehmen... 

Erst in den Jahren des Ersten Weltkriegs gewann Hitler ein – vermitteltes – Verhältnis zur In-

dustrie. Ihm wurde in den „Materialschlachten“ auf dem Boden Frankreichs die Bedeutung der 

Massenproduktion und -verfügbarkeit von Waffen und Munition für die Entscheidung von 

Schlachten bewusst. Diese Lektion konnte er nahezu vier Jahre lang studieren. Doch erscheint 

fraglich, ob sie sich ihm damals schon einprägte. In seinen Kriegserinnerungen auf den Seiten 

von „Mein Kampf“ ist davon wenig und obendrein Falsches zu lesen. Genereller Äußerungen 

über die Menge und Qualität der eingesetzten Waffen enthielt sich Hitler ganz. Obwohl er sei-

nen Lesern weismachen wollte, dass die gesamte deutsche Produktion 1916/1917 „unter der 

Kontrolle des Finanzjudentums“ gestanden habe, scheint daraus den Bedürfnissen der Front 

kein Schaden erwachsen zu sein. Noch im Januar 1918 seien zur Vorbereitung neuer siegver-

heißender Offensiven auch endlose Transporte von Material an die Front gerollt. Nach seinem 

Urteil hatte selbst der von ihm so beschimpfte Munitionsarbeiterstreik keinen Munitionsmangel 

zur Folge gehabt.4 

Mit der Wirklichkeit der Kriegsjahre 1917 und 1918 hat diese Darstellung nichts zu tun. Sie 

war nur geeignet, das von Hitler ebenso dramatisch wie verfälschend geschilderte „Kriegsthe-

ater“ einem Höhepunkt entgegenzuführen: dem „Dolchstoß“ in den Rücken der Front. Jedoch 

war von des Gefreiten obersten Feldherrn, dem Marschall Paul von Hindenburg, längst – frei-

lich nicht öffentlich – eingestanden worden, dass man es auf den Schlachtfeldern „mit der In-

dustrie der ganzen Welt“ zu tun hatte, der Feind an Kriegsgerät überlegen sei und über mehr 

Artillerie und mehr Munition verfügte als die eigenen Armeen.5 Auch deutet in Hitlers Kampf-

buch nichts darauf hin, dass er sich, wie manche seiner Kameraden es getan hatten, darüber 

Gedanken gemacht hätte, wieviel die deutschen ebenso wie die Waffenlieferanten der Kriegs-

gegner an ihren profit- und todbringenden Sendungen verdienten. 

Doch müssen die Einsichten, die Hitler aus dem Krieg mitnahm, und die Auslassungen in sei-

nem zu Werbezwecken geschriebenem Buch nicht identisch sein. Anzunehmen ist aber, dass er 

zweierlei gelernt hatte. Im sog. Trommelfeuer des Stellungskrieges, in dem er als Melder eines 

Regimentsstabes aus der schutzbringenden Deckung herausmusste, um Befehle und Nachrich-

ten zu überbringen, erfuhr er am eigenen Leibe, was es bedeutete, über unerschöpfliche Vorräte 

an Kriegsmaterial zu gebieten und überlegene Waffen zu besitzen. Hitlers letzte Kriegseindrü-

cke waren Erfahrungen mit Giftgas und der Verwendung der Tankwaffe, wie die Panzerwaffe 

anfangs hieß. Und zweitens hatte sich ihm eingeprägt – das spricht vor allem aus seinen späteren 

 
4  Adolf Hitler, Mein Kampf, München 1942, S. 212 ff. 
5  Schreiben des Generalfeldmarschalls Paul von Hindenburg an Reichskanzler Georg Michaelis vom 10. 

September 1917. In: Der erste Weltkrieg. Dokumente. Ausgewählt und eingeleitet von Helmut Otto und Karl 

Schmiedel, Berlin 1983, S. 252 f. 
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Reden –, welche Folgen der Verfall der Stimmung im Hinterland zeitigte. Beides nahm er später 

als Kriegs- und Feldherr jedenfalls in seine Rechnungen auf. 

Die Erkenntnis, dass der Ausgang eines Krieges zu einem erheblichen Teil bereits im Vor-Krieg 

durch das Erreichen eines Rüstungsvorsprungs und die Schaffung einer ausreichenden Rüs-

tungsbasis entschieden werden würde, leitete Hitler schon bei seinen ersten Entscheidungen als 

Reichskanzler. Zudem hatte er im Ersten Weltkrieg erlebt, dass nicht wie in früheren Kriegen an 

ihrem Ende mit den gleichen Waffen gefochten wurde wie an ihrem Beginn. Ein waffentechni-

scher Vorsprung, wie ihn die Preußen gegen die Österreicher im kurzen Krieg von 1866 besessen 

hatten, konnte eingebüßt werden, der Gegner mit neuartigem Kriegsgerät auf dem Kampfplatz 

erscheinen. Daraus zog Hitler später den Schluss, dass der einmal gewonnene Vorteil rasch und 

entschlossen genutzt werden müsse, bevor er zusammenschmolz oder ganz verloren ging. 

Das waren selbstredend keine spezifischen „Hitler’schen“ Erkenntnisse. Sie lagen der generellen 

Auswertung des Ersten Weltkriegs zugrunde, wie sie in Reichswehr und Reichsmarine während 

der Weimarer Republik betrieben wurde. Ähnlich dachten die Spezialisten in den Forschungs- 

und Konstruktionsbüros der Konzerne und Betriebe, die in Deutschland legal oder illegal nach 

1919 an der Vervollkommnung von Waffen und anderem Kriegsgerät weiterarbeiteten und of-

fiziell nur die Reichswehr versorgten. Sie standen vor dem Dilemma, unerlaubte Neuentwick-

lungen für die Zeit aufzusparen, da die offene Wiederaufrüstung Deutschlands möglich sein 

würde, oder sie über Strohmänner auf den internationalen Waffenmarkt zu bringen. Geschah 

das, gewannen daraus womöglich gerade die Gegner in einem kommenden Kriege einen Vorteil. 

Geschäftsbilanz und „Patriotismus“ ließen sich mitunter nicht vereinbaren. 

Doch soll Hitlers Beschäftigung mit der Ökonomie und selbst mit der Kriegsökonomie nicht 

auf einen zu frühen Zeitpunkt datiert werden. Von seiner Unbedarftheit zeugen für den Beginn 

der zwanziger Jahre seine geradezu hymnischen Äußerungen über die Ideen Gottfried Feders: 

In dessen Vortrag über die „Brechung der Zinsknechtschaft“ habe er 1919 „eine gewaltige Pa-

role für dieses kommende Ringen“ gegen das internationale Kapital gespürt. Er hätte darin so-

fort „eine theoretische Wahrheit [...] von immenser Bedeutung für die Zukunft des deutschen 

Volkes“ erkannt.6 In Wirklichkeit entnahm der NSDAP-Führer der einfältigen Lehre Feders 

jedoch einzig eine Anregung für den demagogischen Trick, zwischen dem „internationalen“ 

Börsenkapital und dem „nationalen“ Industriekapital zu trennen und jenes als das „raffende“ 

und „jüdische“ abzustempeln, während dieses als „schaffend“ und „schöpferisch“ ausgegeben 

wurde. Für Hitlers eigenes Verhalten zu den deutschen Wirtschaftsführern wurde diese „scharfe 

Scheidung“7 ohne jede Bedeutung in dem Augenblick, da sich seine Partei unterschiedslos um 

deren Akzeptanz und Förderung bemühte. 

Auf dem Wege Hitlers zum Parteiführer und vor allem in den Jahren, da er an die Spitze der 

Staatsmacht strebte, machte er viele Erfahrungen und verarbeitete sie zu Vorstellungen, die 

später seine Entscheidungen und Handlungen als Diktator bestimmten. Er traf insbesondere in 

den Jahren von 1930 bis 1932 wiederholt mit Mächtigen der deutschen Wirtschaft zusammen. 

Die saßen ihm bei einem Vortrag gegenüber und gaben ihre Vorstellungen von einer Verände-

rung der staatlichen Zustände und den Verwertungsbedingungen des Kapitals in wohlformu-

lierten Kommentaren zu erkennen. Anderen begegnete er in vertraulichen Gesprächen. Dabei 

lernte er ihre Art und Weise zu denken kennengelernt und informierte sich über objektive Inte-

ressenlagen in einem Moment, da Kapitaleigner und -manager die tiefste ökonomische Krise 

zu meistern suchten und auch von politischen Zukunftsängsten umgetrieben wurden. Sprach 

Hitler wie in der bekannten Rede am 26. Januar 1932 im Düsseldorfer Industrie-Club vor füh-

renden Unternehmern, so trug er diesen Interessen und der Mentalität seines Publikums ge-

schickt Rechnung. Er versicherte seinen Zuhörern, dass er ihre Stellung als Wirtschaftspioniere 

 
6  Hitler, S. 232 f. 
7  Ebenda, S. 232. 
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und -führer nicht nur nicht antasten, sondern ihrer Führerrolle und Initiative im „Dritten Reich“ 

erst vollständig Raum schaffen werde. 

Die Angesprochenen hörten das beifällig und verstanden, dass dieser Hitler ihnen eine zeitge-

rechte Erneuerung ihrer diktatorischen Stellung in den eigenen Unternehmen versprach. Aus 

seinen Äußerungen über die Gewerkschaften konnten sie unschwer herausfiltern, dass sich die-

ser Politiker nur aus taktischen Gründen zu deren Existenz bekannte, ihnen aber im künftigen 

„nationalen“ und „volksgemeinschaftlichen“ Staat keinen Platz mehr einräumen wollte. Von 

Gewerkschaften, Betriebs-, Arbeiter- und Angestelltenräten ungestört, würden sie wieder sein, 

was sie und ihre Vorgänger gewesen waren: „Herren im Hause“. Die Frage, die sich ihnen 

stellte, betraf einzig die Möglichkeit, wie ein derartiges Regime zu installieren sei und welche 

Gefahren sich ergeben könnten, wenn dies versucht würde. Gefahrenquellen wurden zum einen 

im Widerstand der linken Arbeiterorganisationen gesehen, zum anderen – und nicht weniger – 

in den mit revolutionären Phrasen überfütterten Gefolgsleuten Hitlers. Sie könnten im Moment 

ihres vermeintlichen Sieges einfordern, was ihnen versprochen und verheißen worden war. 

Hitler war durch die erwähnten Gespräche und während dieser Begegnungen kein Nationalöko-

nom geworden, aber er hatte wie auf anderen Feldern rasch gelernt. In der Führung der NSDAP, 

im Münchener „Braunen Haus“, besaß er zudem versierte wirtschaftspolitische Berater. Niemand 

von ihnen nahm die Feder’sche Phrase noch ernst und gar als Handlungsgrundsatz. Sie wurde 

noch für Reklamezwecke eingesetzt. Für das praktische Verhalten der Parteiführerschaft blieb sie 

bedeutungslos, bevor noch ihr Entdecker in den hinteren und einflusslosen Reihen von Hitlers 

Mitführern verschwand. Feder avancierte im Januar 1933 zwar auf den Posten eines Staatssekre-

tärs, den er jedoch alsbald wieder zu räumen hatte, doch zu seinem wirtschaftspolitischen Berater 

erkor Hitler mit Wilhelm Keppler ein Mann, der am Aufstieg des „Führers“ in die Reichskanzlei 

einen besonderen Anteil und enge Verbindung zu führenden Bankiers und Industriellen besaß. Er 

hatte die Kontakte zu einem exklusiven Kreis von Mächtigen der deutschen Wirtschaft hergestellt 

und gepflegt und sich deren Vertrauen erworben. Nicht Feder gelangte auf den Posten des Reichs-

wirtschaftsministers, sondern Politiker mit direkter Erfahrung bei der Führung großer Wirt-

schaftsimperien. Alfred Hugenberg, der erste in der Reihe von insgesamt fünf Reichswirtschafts-

ministern (auf keinem anderen Platz in der Reichsregierung erfolgte binnen zwölf Jahren ein so 

häufiger Wechsel) war einst Direktor bei Krupp gewesen und dann der Chef des Medien-Kon-

zerns geworden, der seinen Namen trug. Hugenbergs – wie sich bald erwies – nur kurzzeitiger 

Aufstieg zum „Wirtschaftsdiktator“ konnte vor den Anhängern der NSDAP noch als Konzession 

an den anfänglich unentbehrlichen Koalitionspartner hingestellt werden. Auf ihn folgte jedoch in 

gleichsam freier Wahl Hitlers wiederum kein wirtschaftspolitischer Spezialist aus dem „Braunen 

Haus“, sondern am 29. Juni 1933 mit Kurt Schmitt ein Experte aus der Versicherungs-Branche. 

Ihn löste nach einem reichlichen Jahr 1934 der Bankier Hjalmar Schacht ab, der in Personalunion 

die Präsidentschaft der Reichsbank und den Ministersessel besetzte. Schacht, der wie kein zweiter 

Wirtschaftsführer hätte von sich sagen können, dass er Hitler den Weg in die Wilhelmstraße 

geebnet hatte, trat für etwas mehr als drei Jahre kommissarisch an die Spitze des Schlüsselminis-

teriums. Zu dieser Zeit verlor Feder selbst seinen Posten als Staatssekretär und wurde auf einen 

einflusslosen Platz an der Technischen Hochschule Berlin zurückgestuft. 

Schacht setzte während der nächsten Jahre in jener Doppelfunktion als „Wirtschaftsdiktator“ 

die Rüstungswirtschaft in Gang, und Hitler, der wenig Neigung besaß, noch die Notwendigkeit 

verspürte, sich mit den damit zusammenhängenden Fragen im Einzelnen zu befassen, schätzte 

die Verdienste seines Generalbevollmächtigten für die Rüstungswirtschaft hoch. Denn der 

Wirtschaftsminister und Bankpräsident trug zunächst keine Bedenken, den bereits in den ersten 

Tagen der Regierung eingeschlagenen Kurs weiter zu steuern und noch zu beschleunigen, um 

alle materiellen Voraussetzungen und finanziellen Bedingungen für den Übergang zur Aufstel-

lung eines modern ausgerüsteten Massenheeres zu sichern. So waren bereits am 9. Februar für 
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die Luftrüstung 40 Mio. RM geordert worden.8 Auch Schachts Tätigkeit bewertend, sprach der 

Generalstabschef des Heeres, Franz Halder, im April 1939 davon, dass für den Krieg ein „mit 

allem Komfort der Neuzeit ausgerüstetes Heer“ bereitstünde.9 In der von Hitler Ende August 

1936 diktierten Denkschrift über den „Vierjahresplan“ wurde dann die Generallinie für den 

wirtschaftspolitischen Weg zum Kriege fixiert. Dem Dokument war ablesbar, wie sich Hitler 

die deutsche Rüstungsbasis bei Kriegsbeginn vorstellte. Sie sollte so beschaffen sein, dass dem 

Entschluss zum Kriege und der Wahl der Angriffsrichtung nicht durch kriegswirtschaftliche 

Abhängigkeiten Fesseln angelegt würden. Die Freiheit der Entscheidung, wer zuerst bekriegt 

werden sollte, wer in einer späteren Phase der Eroberungen, müsste ebenso gewährleistet sein 

wie die ungehinderte Ausnutzung eines günstigen Moments für den Beginn eines Krieges, der 

sich aus einer internationalen Konstellation ergeben konnte. Das verlangte die maximale Er-

weiterung der eigenen für Kriegszwecke nutzbaren Produktionsbasen und erforderte insbeson-

dere die weitgehende Unabhängigkeit vom Import kriegswichtiger Rohstoffe. Eben darauf 

zielte die Vierjahresplan-Denkschrift Hitlers, die auch das damals noch zusammengerufene Ka-

binett komplikationslos passierte. Das Vorhaben wurde auf dem Parteitag der NSDAP im Sep-

tember 1936 verkündet. Es folgte die Schaffung einer eigenen Behörde für den Vierjahresplan. 

Hitler setzte an ihre Spitze Göring, wie er vor Industriellen sagte, seinen „besten Mann“. Die 

Denkschrift schloss mit den Worten: „Die deutsche Armee muss in 4 Jahren einsatzfähig sein. 

Die deutsche Wirtschaft muss in 4 Jahren kriegsfähig sein.“10 1940 sollte die gewaltsame Ex-

pansion demnach begonnen werden können. 

Dieser Plan entsprach den Interessen der Militärs, die aus ihren Weltkriegserfahrungen um die 

Bedeutung eines verlässlichen kriegswirtschaftlichen Potentials wussten. Die ersten Nutznießer 

dieses Plans wurden die deutschen Konzerne der chemischen Industrie, der Eisen- und Stahl-

branche, des Flugzeug- und Schiffbaus, der Elektro-Industrie und der Feinmechanik und Optik, 

die aus dem Aufrüstungsgeschäft permanent und mehr profitierten als aus den Geschäften mit 

ihren nichtmilitärischen Waren. Dabei erweist die Entstehungsgeschichte des Vierjahresplans 

den Begriff „Nutznießer“ genau genommen als apologetisch.11 

Mit der Inangriffnahme und Verwirklichung dieses Plans gewann die Rüstungspolitik zuneh-

mend an Abenteuerlichkeit. Schacht erwies sich nicht als der geeignete Mann, auch in dieser 

Etappe führend voranzugehen. Seine Ablösung erfolgte wie seine Ernennung in zwei Schritten. 

Den Platz des „Rüstungsdiktators“ besetzte Göring, Hitlers engster Vertrauter unter seinen Mit-

führern. Er erhielt 1938 zusätzlich zur Leitung der Vierjahresplan-Behörde zeitweilig auch die 

des Reichswirtschaftsministeriums, das er seinem Apparat zuordnete und alsdann an einen Ge-

folgsmann Hitlers, Walther Funk, übergab. Nun waren Görings Kenntnisse auf wirtschaftlichem 

Gebiet so gering wie die Hitlers. Doch verstand er, Ratgeber und Mitarbeiter um sich zu scharen, 

die so bedenkenlos wie er selbst dachten und handelten. Während es über die militärischen Pläne 

auf dem Weg in den Krieg Ende 1937 zu erheblichen und unüberbrückbaren Meinungsverschie-

denheiten kam, die 1938 in der Ablösung des Kriegsministers und Oberbefehlshabers der Wehr-

macht, Werner von Blomberg, des Oberbefehlshabers des Heeres, Werner Freiherr von Fritsch, 

und im Rücktritt des Generalstabschefs des Heeres, Ludwig Beck gipfelten und hohe Militärs 

ihre Kommandos verloren oder Versetzungen hinnehmen mussten, vermochte der Nachfolger 

Schachts dessen führende Mitarbeiter zu übernehmen und sich vor allem auf seine noch aus der 

 
8  Olaf Groehler, Geschichte des Luftkriegs 1910-1970, Berlin 1975, S. 144 f. 
9  Franz Halder und die Kriegsvorbereitungen im Frühjahr 1939. Eine Dokumentation. Christian Hart-

mann/Sergej Slutsch, Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 45. Jg., 1997, 3. (Juli) H. S. 486. 
10  Anatomie des Krieges. Neue Dokumente über die Rolle des deutschen Monopolkapitals bei der Vorbe-

reitung und Durchführung des zweiten Weltkrieges. Hg. und eingeleitet von Dietrich Eichholtz und Wolf-

gang Schumann, S. 144 ff, hier 150. 
11  Einen ebenso knappen wie instruktiven und abwägenden Überblick über die kontroversen Sichten auf 

die Rolle des Kapitals unter den Bedingungen der faschistischen Diktatur gibt Ian Kershaw, Der NS-

Staat. Geschichtsinterpretationen und Kontroversen im Überblick, Reinbek 1988, S. 111 ff. 
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„Kampfzeit“ herrührenden, inzwischen vor allem durch seine Funktion als Oberbefehlshaber der 

Luftwaffe gefestigten Verbindungen zu führenden Kreisen der Industrie zu stützen. 

Mit Görings Wahl hatte sich Hitler zugleich erneut von einer permanenten gedanklichen und 

praktischen Teilnahme an der Lösung wirtschaftlicher Fragen und Probleme entlastet. Seine 

Energien galten vor allem den direkt-militärischen und diplomatischen Kriegsvorbereitungen. In 

welchem Grade Hitler von Göring vor Kriegsbeginn mit den praktischen Fragen der Rüstungs-

wirtschaft überhaupt befasst wurde, lässt sich schwer beurteilen. Während der Beratungen beider 

fehlten Zeugen. Auch Niederschriften sind nicht überliefert. Indessen dürfte Görings häufige Be-

rufung auf Aufträge oder den Willen des Führers keineswegs eigenmächtig und nur von orna-

mentaler Bedeutung gewesen sein. Der inzwischen auch durch seine Beförderung zum General-

feldmarschall – einen zweiten aktiven General dieses Ranges gab es in Deutschland nicht – deut-

lich herausgehobene Göring verstand sich als „Berater“ des Führers und ließ zur Untermauerung 

seiner eigenen Weisungen immer erkennen, auf wie vertrautem Fuße er mit dem „Führer“ stand.12 

Hitler konnte sicher sein, dass sich Göring wie er selbst gegen jeden Gedanken sperrte, Tempo 

und Ausmaß der Rüstung mit Rücksicht auf internationale Geschäfte und inflationäre Gefahren 

zu verlangsamen. Deshalb brauchte Hitler sich über Grundsatzentscheidungen hinaus bei Ein-

zelheiten der Rüstungswirtschaft nicht aufzuhalten. Die generelle Orientierung auf Angriffs-

waffen zur Führung von „Blitzkriegen“ war vereinbart. Und Übereinstimmung herrschte auch 

darüber, dass sich die Aufrüstung in allererster Linie auf das erkennbare profitgeleitete Interesse 

und die Erfahrung der Industriellen, der Spitzentechniker und ihrer Mitarbeiterstäbe stützen 

sollte. Die Waffenämter der drei Wehrmachtsteile hingegen hätten aufgrund von Kriegserfah-

rungen und -prognosen an die Industrie ihre Forderungen zu stellen und deren Einhaltung kon-

trollieren, jedoch ihren Ehrgeiz nicht in eigene Konstruktionen zu setzen. Hitler war von der 

Leistungskraft der Wissenschaftler, Erfinder und Ingenieure der privaten Wirtschaft überzeugt. 

Er übertrug dem Generalfeldmarschall auch die rascheste Einbeziehung und Ausnutzung der 

Rüstungsindustrie in Österreich und im „Protektorat Böhmen und Mähren“. 

Selbstredend spielte die materielle Aufrüstung der drei Wehrmachtsteile während aller 

Zusammenkünfte Hitlers mit Generalität und Admiralität eine Rolle. Der Oberbefehlshaber ließ 

sich projektierte Waffen in Bild und Modell und die fertigen Fabrikate in Aktion vorführen. 

Kein Staatsoberhaupt besuchte häufiger Truppen, Schießplätze und Manöver als er, ließ so oft 

Paraden an sich vorbeiziehen oder begab sich immer wieder zu Stapelläufen von Kriegsschif-

fen. Gelegentlich überzeugte Hitler sich demonstrativ von der Waffenproduktion und deren Se-

rienfertigung, mit Vorliebe tat er das in den Essener Krupp-Werken. Am bekanntesten wurde 

der gemeinsame Besuch mit seinem Gast Benito Mussolini im Jahre 1937. Mehrfach inspizierte 

er den Fortgang der unter der Führung der Organisation Todt vor der französischen Grenze 

errichteten Westwallbauten. Am Tage seines 50. Geburtstags ließ Hitler mehr als vier Stunden 

lang die größte Militärparade an sich vorüberziehen, die es je in einem neuzeitlichen Staat ge-

geben hatte. Deren berechnete Aussage wurde in die Feststellung der Veranstalter gefasst: „Der 

Aufbau der Wehrmacht ist vollendet.“13 

 
12  So beispielsweise auch eingangs der Sitzung, die am 12. November 1938 im Reichsluftfahrtministerium 

unter seinem Vorsitz stattfand und sich hauptsächlich mit der Taktik der „Arisierung“ und der Vertreibung 

der Juden aus dem Deutschen Reich beschäftigte. „Ich habe einen Brief bekommen, den mir der Stabsleiter 

des Führers, Bormann, im Auftrage des Führers ...“ und „Durch telefonischen Anruf bin ich gestern vom 

Führer ...“. Zitiert in: Kurt Pätzold Verfolgung, Vertreibung, Vernichtung. Dokumente des faschistischen 

Antisemitismus 1933-1942, Leipzig 1991, S. 175 f. Zum Selbstverständnis Görings s. neuerdings auch die 

Studie von Dietrich Eichholtz, Hermann Göring „... dann kommt die Stunde, wo Deutschland reich ist“. 

In: Kurt Pätzold/Manfred Weißbecker (Hg.) Stufen zum Galgen, Leipzig 1996, insbesondere S. 31 ff. 
13  Im Einzelnen zur Bedeutung des Tages auf dem Weg in den Krieg: Kurt Pätzold, Hitlers 50. Geburtstag 

am 20. April 1939. In: Dietrich Eichholtz/Kurt Pätzold (Hg.), Der Weg in den Krieg. Studien zur Ge-

schichte der Vorkriegsjahre (1935/36 bis 1939), S. 309 ff. 
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Indessen mussten sich die Militärs die Frage stellen, was das Maß dieser „Vollendung“ sei. Es 

konnte sich nur an den Aufgeboten der sicheren oder wahrscheinlichen Kriegsgegner bemessen. 

Da fielen die Resultate für die einzelnen Wehrmachtsteile ganz unterschiedlich aus. Auf dem 

Gebiet der Seerüstung konnte, verglichen mit den Streitkräften Großbritanniens und Frank-

reichs, von einer „Vollendung“ keine Rede sein. Hitler bereitete das wenig Kopfzerbrechen. 

Der geplante Krieg würde zu Lande entschieden werden müssen, in Kombination der Haupt-

kräfte des Heeres mit denen der Luftwaffe. Darauf war die materielle Aufrüstung ausgerichtet 

worden. Auf diesen Feldern existierte 1929 ein erheblicher Rüstungsvorsprung. Hitler, der in 

seiner geheimen Ansprache vor dem engsten Kreis seiner militärischen und politischen Berater 

am 5. November 1937 die Jahre 1942 bis 1945 als den Zeitraum des spätesten Kriegsbeginns 

angegeben hatte, kam 1939 zu dem Schluss, dass eine ins Gewicht fallende Erweiterung des 

eigenen Rüstungsvorsprungs und damit eine weitere Veränderung des militärischen Kräftever-

hältnisses zu Deutschlands Vorteil nicht mehr erreicht werden könnte. Er drängte auf den Be-

ginn des Krieges. Deutschland hatte nach seinem Urteil die Gunst der Stunde am Beginn des 

Jahrhunderts verpasst. Das sollte sich nicht wiederholen. 

Schon im Vor-Krieg hatte sich Hitler mehr und mehr Kenntnisse über Waffen und deren Ei-

genschaften sowie über die Voraussetzungen von deren Entwicklung und Produktion angeeig-

net. Seine rasche Auffassungsgabe kam ihm dabei ebenso zugute wie auf anderen Gebieten. 

Zudem machte ihm, wie massenhaft durch fotografische und andere Zeugnisse belegt ist, ge-

rade dieser Teil seines Regierungsalltags sichtliches Vergnügen. Offenbar entzündete sich da-

ran auch seine Phantasie von den kommenden Siegen auf den Schlachtfeldern. Hitler, der selbst 

ein Autonarr und in der Weimarer Republik als einziger Parteipolitiker während der Wahl-

kämpfe im Flugzeug von Stadt zu Stadt gehetzt war, teilte indessen mit vielen Laien illusionäre 

Vorstellungen darüber, was technisch und wirtschaftlich wirklich in den Bereich des in abseh-

barer Zeit Machbaren gehörte. 

Bald nach dem Sieg über Polen, als er in den Feldzug gegen Frankreich noch für das Jahr 1939 

projektieren ließ, sah er sich zum ersten Mal mit den unabweisbaren Tatsachen des Ausstoßes 

der Waffen- und Munitionsproduktion konfrontiert und mit Berechnungen über den Pro-Tag-

Verbrauch an Kriegsmaterial, das nicht aus Vorräten verfügbar war. Als ihm im Frühsommer 

1940 klar wurde, dass sich Großbritannien unter dem Chamberlain-Nachfolger Winston 

Churchill sich auf einen langdauernden Krieg einstellte, hatte sich Hitler verstärkt mit der eige-

nen Produktion von Waffen, Munition und weiterem Kriegsgerät zu befassen. Das erforderte 

insbesondere sein Entschluss, die Sowjetunion spätestens 1941 mit Krieg zu überziehen. Der 

richtete sich zum einen auf das Hauptziel des Krieges, im Osten des Kontinents ein bis zum 

Ural reichendes Kolonialreich zu erobern. Doch flossen in den Entschluss und insbesondere in 

die Bestimmung des Zeitpunkts für die Eröffnung des auf die Dauer von nicht mehr als zwei 

bis drei Monaten voraus- und also fehlberechneten Feldzugs auch kriegswirtschaftliche Erwä-

gungen Hitlers ein. Er entwickelte sie zu Jahresanfang 1941 vor Generalen mit dem Hinweis, 

dass die Luftwaffe der UdSSR „das rumänische Öl-Gebiet in ein rauchendes Trümmerfeld“ ver-

wandeln könne, das für Deutschland und seine Verbündeten „lebenswichtig“ sei.14 Es mag in 

diese Argumentation durchaus die Absicht hineingespielt haben, die Militärs restlos von der 

Notwendigkeit zu überzeugen, die UdSSR zu bekriegen, bevor Großbritannien noch besiegt 

sei. Doch spiegelt die Redepassage wider, dass sich Hitler über die kriegswirtschaftlichen Kon-

sequenzen Rechenschaft gegeben hatte, die sich aus der langwierigen militärischen Auseinan-

dersetzung mit Großbritannien ergaben. 

Schon seit am 17. März 1940 ein eigenes Ministerium für die Munitionsbeschaffung gebildet 

worden war, besaß Hitler mit Fritz Todt einen versierten Fachmann an seiner Seite.15 Der neu-

 
14  IMT, XXXIV, S. 469. 
15  Zu den Umständen von Todts Beauftragung s. Eichholtz, Bd. I, S. 121. 
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ernannte Minister verfügte über reiche Erfahrungen in der Kooperation mit der Industrie, vor 

allem mit den Großunternehmen des Bauwesens. In seiner Eigenschaft als Generalinspekteur 

für das Straßenwesen beim Autobahnbau und als Chef der Westwallbauten erwarb er sich auch 

verwertbare Erkenntnisse bei der raschen Mobilisierung und dem massenhaften Einsatz von 

Arbeitskräften. Doch am 8. Februar 1942, in der kritischen Situation nach der Niederlage vor 

Moskau, kam Todt bei einem Flugzeugabsturz ums Leben. Sein Nachfolger wurde der Archi-

tekt Albert Speer, der sich während seiner Arbeit an den Großbauten in Berlin und Nürnberg 

ähnlich wie sein Vorgänger erhebliche organisatorische Fähigkeiten angeeignet hatte. 

Den Platz, den Hitler von nun an einnahm, charakterisierte – ganz anders als es Alan Bullock 

und Louis P. Lochner getan hatten – Willi A. Boelcke. Als er vor Jahren die Niederschriften 

über die Zusammentreffen des Obersten Befehlshabers der Wehrmacht mit Rüstungsminister 

Speer edierte, nannte er Hitler den eigentlichen Lenker der Kriegswirtschaft. Die Zahl der Ein-

zelentscheidungen, die Hitler allein auf diesem Felde getroffen habe, bezifferte er mit ca. 

2.500.16 Nun besagt diese Zahl nicht, dass Hitler alle diese Entscheidungen auch ersonnen hätte. 

Es war vor allem Albert Speer der drei Jahre lang des „Führers“ Weisungen und Befehle für 

die Kriegsrüstung vorbereitete. Der Vorgänger wie der Nachfolger taten das zur Befriedigung 

Hitlers. Indessen hat dieser weder dem einen noch dem anderen blind vertraut und einfach gut-

geheißen, was sie ihm, selbst wiederum von Mentoren, Ratgebern und Mitarbeitern ausgestat-

tet, jeweils vorlegten. Hitler besaß über die Art der Waffen, welche die Streitkräfte benötigten, 

über die Menge, die verfügbar sein sollte, und über die Zeiten, in denen sie zu beschaffen waren, 

seine eigenen Vorstellungen, die mitunter von denen seiner Minister abwichen. In seinen For-

derungen und Entscheidungen mischten sich – wovon die Rede noch sein wird – Kenntnisse 

und Wünsche, wurden Berechnungen nicht selten von Träumereien überlagert. 

In der Literatur werden zumeist zwei Paradefälle vorgeführt, die Hitlers Inkompetenz beweisen 

sollen: Der eine betrifft die Orientierung auf die Entwicklung und Produktion von Panzern. Als 

Antwort auf die überlegenen sowjetischen T 34-Panzer wollte Hitler vor allem überschwere 

gepanzerte und schwerstbewaffnete Kolosse hergestellt wissen.17 Der andere bezieht sich auf die 

Konstruktion und Verwendung des strahlgetriebenen Flugzeugs Me 262. Hitler wollte es lange 

Zeit als Bombenflugzeug ausgelegt sehen.18 Doch handelte es sich in den meisten dieser Streit-

fälle keineswegs um Situationen, in denen der Oberbefehlshaber einer Front von Ratgebern 

gegenübergetreten wäre und deren Ansicht ignoriert hätte. Vielmehr wurden seine Auffassungen 

auch von Fachleuten geteilt. Manchmal freilich – das eine schloss ja das andere nicht aus – 

traten ihm Personen an die Seite, die sich ihm skrupellos andienten und unterordneten. Vor allem 

aber werden die Bedeutung dieser Auseinandersetzungen um Einzelfragen und die in diesem 

Zusammenhang von Hitler getroffenen Entscheidungen für das Kriegsganze zumeist weit über-

schätzt. Nicht anders als von Militärs wurde nach dem Kriege von beteiligten Wirtschaftsspe-

zialisten noch einmal durchgespielt, wie der Eroberungszug gleichsam ohne Hitlers „Dazwi-

schentreten“ hätte gewonnen werden können. Auch Albert Speer will Wege zum „Endsieg“ er-

dacht haben. Dabei kam er nicht umhin zuzugeben, dass seine kriegswendenden Ideen immer 

erst gewonnen worden waren, nachdem die Voraussetzungen zu deren Verwirklichung bereits 

nicht mehr existierten. Das galt für Speers famosen Plan, den Krieg gegen Großbritannien durch 

Luftschläge auf dessen Handelshäfen zu gewinnen ebenso wie für das Hirngespinst, die Sow-

jetunion durch Angriffe von Fernbombern auf deren Elektrizitätswerke niederzuringen.19 Hitler 

 
16 Willi A. Boelcke, Deutschlands Rüstung im Zweiten Weltkrieg. Hitlers Konferenzen mit Albert Speer. 

Frankfurt am Main 1969. Die Angabe übernimmt Martin Moll, der mit einem „Editionsvorhaben zu Hit-

lers schriftlich ergangenen Befehlen ziviler Natur 1939-1945“ befasst ist und darüber einen Zwischenbe-

richt gab: s. Berliner Gesellschaft für Faschismus- und Weltkriegsforschung, Bulletin Nr. 4. Berlin 1995, 

S. 56-64. 
17 Albert Speer, Erinnerungen, Frankfurt/M. 1976, S. 247 f. 
18 Speer, S. 372 ff. und Groehler, S. 540 f. 
19 Speer, S. 294. 
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war unter denen, die kriegswirtschaftliche Fragen zu entscheiden hatten, nicht der Einzige, der 

mitunter fixe Ideen verfolgte ... 

Vor allem: Die Niederlage der deutschen Eroberer war nicht die Folge einzelner Fehlentschei-

dungen Hitlers und nicht einmal von deren Summierung. Sie war ebenso wenig der Missach-

tung von Vorschlägen durch den Oberbefehlshaber geschuldet. Das gilt militärisch wie kriegs-

wirtschaftlich. Die Niederlage des Reiches war unter jeglichem Aspekt total. Das heißt: In ihr 

drückte sich auch das vollständige Debakel der deutschen Kriegswirtschaft aus, deren Möglich-

keiten nicht anders als die militärischen weit überschätzt und lange Zeit nur unter den günstigs-

ten Bedingungen ihrer Entfaltung betrachtet und in Ansatz gebracht worden waren. Mehr noch: 

das Tempo, in dem die Niederlage, nachdem sie lange vorhergesehen werden konnte, 

1944/1945 schließlich eintrat, war gerade dadurch bestimmt, dass die Kriegswirtschaft, das ma-

terielle Rückgrat der Armee, vollständig zerbrach. Es existierten im Frühjahr 1945 in der deut-

schen Wehrmacht noch immer Marschälle, Admirale und Generale, die weiterschiessen wollten. 

Ihnen gehorchten noch immer Millionen Soldaten widerspruchslos. Doch es gingen ihnen von 

Tag zu Tag mehr die Mittel aus, zu ruinieren und zu töten. So fand der Krieg auf deutschem 

Boden ein Ende, und auch der fanatischste NS-Krieger musste einsehen, dass er in jeder Hinsicht 

verloren war. 

* * * 

Hitler hatte die Wehrmacht und ihre Waffen am liebsten 1938 in einem begrenzten Krieg gegen 

einen schwächeren Gegner erproben wollen. Dieses Vorgehen hätten auch die Militärs bevor-

zugt. Doch zeichnete sich seit dem Frühjahr 1939 ab, dass ein separierter Krieg gegen Polen, 

das nächste nach Österreich und der Tschechoslowakei ins Visier genommene Opfer gewaltsa-

mer Eroberungspolitik, immer unwahrscheinlicher wurde. Die Gefahr eines kräfteraubenden, 

in seinem Verlauf schwer kalkulierbaren Zweifrontenkrieges sollte nach Hitlers Plan dennoch 

diplomatisch und militärisch abgewendet werden: durch die Verhinderung eines denkbaren 

Bündnisses der Westmächte mit der UdSSR und durch eine blitzartige Niederwerfung Polens, 

wofür die rigorose Konzentration der eigenen Kräfte im Osten (bei gleichzeitiger Entblößung 

der Westgrenze) erfolgen sollte. Beides gelang als Folge eigenen und fremden Zutuns im Spät-

sommer 1939. Weder wünschten die Westmächte ein gleichberechtigtes Militärbündnis mit 

Moskau, noch besaßen die Generalstäbe Frankreichs und Großbritanniens ein offensives Kon-

zept, mit dem sie Polen hätten zu Hilfe kommen und die Strategie der Wehrmacht durchkreuzen 

können. 

Die Art und Weise, wie Hitler den Zweiten Weltkrieg eröffnen konnte, bedeutete nicht nur 

einen militärischen, sondern ebenso einen kriegswirtschaftlichen Vorteil. Es war möglich, den 

Krieg gegen Polen gestützt auf die Vorräte an Waffen und Munition zu gewinnen, die vordem 

aufgehäuft worden waren. Das gleiche galt 1940 für die Feldzüge in Nord- und in Westeuropa. 

Die eigenen Ressourcen waren hochbeansprucht, mussten aber nicht überstrapaziert werden. 

Die Eingriffe in die zivile Produktion hielten sich in Grenzen. Die „friedlichen“ Atempausen 

im Herbst und Winter 1939/1940 und 1940/1941 – die eine betrug mehr als sechs, die andere 

nahezu zwölf Monate – ermöglichten die Entlassung bzw. Beurlaubung von Soldaten für ihren 

Einsatz in Industrie und Landwirtschaft. Zudem wurden Arbeitskräfte aus den eroberten Län-

dern herangeschafft, vor allem aus Polen. Die Kräfte der deutschen Bevölkerung, namentlich 

die „Soldatenfrauen“, ließen sich schonen. Die Zahl der berufstätigen Frauen ging zunächst 

sogar erheblich zurück. 

Den Deutschen gestattete die Ausplünderung der eroberten Staaten und Ländereien ein aus-

kömmliches Leben ohne einschneidende materielle Entbehrungen. Dies schien auch wirtschaft-

lich ein ganz anderer Krieg zu sein als der von 1914 bis 1918. Hitler konnte mit seinem Verlauf 

hochzufrieden sein. So etwa hatte er sich die Entfaltung der mobilisierten deutschen Kräfte 

vorgestellt. Doch waren seine Erwartungen noch übertroffen worden. Er hielt 1940 die deutsche 
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Wehrmacht für fähig, die Rote Armee zu besiegen und die Kriegswirtschaft für imstande, sie 

dafür auszurüsten. Die Forderungen, die er mit diesem Ziel stellte, waren in ihrem ganzen Um-

fang unerfüllbar. Doch keiner seiner militärischen oder zivilen Berater sah daraus ernsthafte 

Folgen entstehen. Sie alle verhielten sich auf kriegswirtschaftlichem Gebiet nicht anders als auf 

militärischem: überheblich, erfolgs- und siegessicher. 

Das Erwachen kam mit dem Ende der „Blitzkriege“ in der Schlacht vor Moskau. Nun erst wurde 

die Probe auf die tatsächliche Leistungskraft der deutschen Kriegswirtschaft gemacht. Wie ab-

rupt Hitler vom Wechsel der Situation getroffen wurde, lässt sich daran erkennen, dass er noch 

im Juli 1941 angewiesen hatte, sich auf die Umorientierung der Rüstungen zugunsten der Luft-

waffe und der Seekriegsflotte einzustellen. Es war mit einer Entlassung der Soldaten von 50 

Heeres-Divisionen gerechnet worden, was bedeutete, dass etwa 300.000 Arbeitskräfte haupt-

sächlich in die Industrie zurückkehren sollten.20 Nun aber hatte Hitler mit seinen Militärs und 

den Wirtschaftsführern zum ersten Mal während des Krieges eine unvorhergesehene Situation 

zu meistern: Seine Fortführung gegen einen ganz und gar kapitulationsunwilligen Gegner zu 

Lande, und das unter den Bedingungen des russischen Winters. Das Verkehrswesen und damit 

der Nachschub für die Fronttruppen brachen weitgehend zusammen. Waffen verschlissen mas-

senhaft oder wurden funktionsuntüchtig. Bei den Rückzügen seit Anfang Dezember 1941, die 

partiell in Fluchten ausarteten, ging erstmals massenhaft Kriegsgerät aller Art verloren. Tote 

und Verwundete mussten ersetzt werden. Einberufungen von bisher in der Kriegswirtschaft als 

unentbehrlich angesehenen Arbeitskräften wurden unvermeidlich. Und vor allem: Hitler, der 

im Spätsommer 1941 bei der Bestimmung der Hauptstoßrichtung im Osten – wie der scharf-

sichtige Beobachter Ulrich von Hassell in sein Tagebuch schrieb – sich auf die „Richtung Pet-

roleum“ festgelegt hatte, war bei weitem nicht an sein Ziel gelangt. 

In der Tat stellte der Krieg gegen die UdSSR, der auf die dauernde Inbesitznahme eines riesigen 

Kolonialreichs zielte, ganz unmittelbar ja auch einen Kampf um die Gewinnung der wirtschaft-

lichen Voraussetzungen zur Weiterführung des Krieges gegen Großbritannien und – seit De-

zember 1941 – auch gegen die USA dar. Anders als bei den bisherigen Feldzügen hatte Hitler 

Göring ausdrücklich ermächtigt, den „vordersten Truppen“ spezielle Stäbe unmittelbar folgen 

zu lassen. Sie sollten sichern, dass Rohstoffvorräte und Industrieanlagen unversehrt blieben und 

sofort genutzt werden konnten.21 Statt an dieses Teilziel zu gelangen, wodurch Deutschland 

und seine Verbündeten auf Jahre hinaus wirtschaftlich kriegsfähig gemacht werden sollten, 

wurde der Eroberer in eine unvorgesehene Lage gestürzt. Sie zwang, alle Fragen der Weiter-

führung des Krieges neu zu stellen. 

Mit der Jahreswende 1941/1942 trat der Krieg für Deutschland auch kriegswirtschaftlich in eine 

neue Phase. Sie fand ihren Niederschlag alsbald in Hitlers Erlass „Rüstung 1942“ vom 10. Ja-

nuar 1942. Er forderte darin, alle Kräfte auf die Herbeiführung des Sieges zu konzentrieren und 

sie nicht für später zu lösende Aufgaben abzuziehen. Weitere Nachkriegsplanungen wurden 

ausdrücklich untersagt.22 Hitler hatte sich angesichts der Materialverluste und wegen seines 

Plans, 1942 einen zweiten Großangriff zu unternehmen, von da an ungleich mehr mit den Prob-

lemen der Waffen- und Kriegsgeräteproduktion zu befassen. Unausgesetzt wuchs nun die Zahl 

der zu entscheidenden Fragen, die sämtlich allein die materiellen Voraussetzungen betrafen, 

dass der Krieg an den Fronten weitergeführt werden konnte. Alsbald erwies sich, dass es Hitler 

besonders schwerfiel, sich und vor seiner Umgebung die Tatsache der sich anbahnenden Wende 

des Krieges einzugestehen und sich zu der für das militärische wie für das waffentechnische 

Gebiet gleich wichtigen Erkenntnis durchzuringen, dass die Zeit der Offensive vorüber war und 

die der strategischen Defensive anbrach. Aggressiv und offensiv hatte er schon in den Jahren 

 
20  Ulrich Herbert, Fremdarbeiter. Politik und Praxis des „Ausländer-Einsatzes“ in der Kriegswirtschaft des 

Dritten Reiches, Berlin 1986, S. 136. 
21  Eichholtz, Bd. I, S. 233 u. 239. 
22  Herbert, 150 f. 
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auf dem Wege zur Staatsmacht gedacht, befohlen und gehandelt. Die triumphalen Siege, die bis 

in den Herbst 1941 errungen werden konnten, bildeten diesen seinen Denkstil und seine ohnehin 

angriffsorientierte Mentalität noch stärker. Zudem mochten die Erinnerung an seine Welt-

kriegserfahrungen aus den Jahren von 1914 bis 1918 nachwirken, die ihn schmerzhaft gelehrt 

hatten, dass der Übergang vom Bewegungs- zum Stellungskrieg und zur Verteidigung der An-

fang vom Weg in die Niederlage gewesen war. Das Wichtigste aber war wohl, dass ihm mit 

dem Wechsel zur strategischen Defensive der Sinn des Krieges und mit ihm der Sinn seines 

Lebens verlorenging, den er doch in der Errichtung eines Weltreiches gesehen hatte, das an 

Rang, Glanz und Dauer diejenigen des Altertums weit übertreffen sollte. Immer wieder und bis 

in die letzten Monate des Krieges hinein hielt der Oberste Befehlshaber der Wehrmacht, die 

Fähigkeit zu ungeschönter Einschätzung der Gesamtlage an den Fronten und im Hinterland 

mehr und mehr verlierend, danach Ausschau, wie sich militärische Offensiven einleiten ließen, 

an die sich seine realitätsfernen Hoffnungen knüpften. 

Dieser Unwille zum Umdenken erwies sich u. a. an den sich bis in das Jahr 1944 hinschleppen-

den Meinungsverschiedenheiten darüber, welche Waffen angesichts der veränderten Kriegslage 

und der Stärke der Gegner nun produziert werden mussten. Am stärksten hat sich wegen seiner 

verheerenden Folgen der Streit um die Frage eingeprägt, welche Flugzeugtypen mit Vorrang 

hergestellt werden sollten. Hitler wünschte sich die Möglichkeiten für Bomberoffensiven zu 

erhalten, während die Bombardements auf deutsche Städte bereits eine Vorahnung des Kom-

menden vermittelten. Doch auch in diesem Punkte stand er nicht allein. Es sekundierte ihm ein 

unbestreitbarer Fachmann, der Chef des Generalstabs der Luftwaffe.23 

Seit der Krise im Winter 1941/42 wurde Rüstungsminister Speer häufiger und alsbald ständiger 

Besucher Hitlers in seinen Hauptquartieren. Speer war lange Zeit dort wohl der willkommenste 

Gast. Er konnte – anders als die Heerführer – bis weit in die Phase der immer schwereren mili-

tärischen Niederlagen hinein seinem „Führer“ mit Erfolgsmeldungen über die Steigerung des 

Produktionsausstoßes von Kriegsgerät aufwarten. Hitler hatte mit Speer wiederum einen Mann 

gewählt, der sein Vertrauen mehr als rechtfertigte. An Vorarbeiten anknüpfend, die schon unter 

Todt geleistet worden waren, schuf der Rüstungsminister ein organisatorisches System kriegs-

wirtschaftlicher Anstrengungen von hoher Effizienz. Dabei bediente er sich im sogenannten 

System der „industriellen Selbstverantwortung“ der organisatorischen Erfahrungen und des 

technischen Könnens von Konzerndirektoren, Betriebsleitern, Erfindern, Konstrukteuren und 

Ingenieuren, die bereit waren, aus ihren deutschen Arbeitern und Angestellten und ebenso aus 

Kriegsgefangenen, zivilen Zwangsarbeitern und KZ-Häftlingen alles an Arbeitskraft herauszu-

holen, was der Kriegsproduktion dienen konnte. Die Wende des Krieges war schon erreicht und 

lange überschritten, als die deutsche Kriegswirtschaft erst ihre höchste Leistungskraft erreichte. 

Diese behauptete sie bis in die Mitte des Jahres 1944, in bestimmten zweigen (Panzer, Artille-

rie) bis Ende 1944. 

Das Weiterfunktionieren der Kriegswirtschaft besaß drei grundlegende Voraussetzungen: 1. die 

Behauptung und Ausbeutung der Rohstoffbasen, 2. die Erhaltung und Erweiterung der Produk-

tionskapazitäten und 3. die Verfügbarkeit von Arbeitskräften. 

Ihnen hatte Hitler, bei nachlassenden und unzuverlässig werdenden eigenen Körperkräften und 

zunehmend durch die Entscheidungen über den Einsatz und die Auffüllung der Armeen an den 

Fronten beansprucht, seine permanente Aufmerksamkeit zuzuwenden. Sehr allmählich begann 

sich unter dem Druck der Ereignisse sein eigenes Kriegsbild zu wandeln. „Blitzfeldzüge“ und 

„Blitzsiege“ mit ihren dazwischenliegenden Atempausen waren nur noch bloße Erinnerung. 

Hitler entwickelte in geheimen und auch in öffentlichen Reden die Ersatzvorstellung vom Ab-

nutzungs- und Erschöpfungskrieg, der nun den Endsieg eintragen sollte. Wenn Deutschland nur 

 
23  Groehler, S. 389. 
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aus- und durchhielte, werde – so eines seiner bevorzugten Bilder – der deutsche Soldat als letzter 

und das hieß: als Sieger den Kampfplatz verlassen. 

Diese Strategie des dumpfen und stumpfen Weitermachens verband sich bis Anfang 1945 in Hit-

lers Kopfe mit der Vorstellung, die gegnerische Truppen würden sich in den Kämpfen „ausblu-

ten“. Es schien nun gleichgültig zu sein, wo der Krieg geführt wurde. Politisch und psychologisch 

wichtig war, dass er noch immer weit von den deutschen Grenzen entfernt stattfand, dass die 

Front „hielt“. Dies setzte wiederum voraus, dass ersetzt wurde, was an eigenen Kräften, mensch-

lichen wie materiellen, verloren ging. Angesichts der Massenverluste an Soldaten und Offizie-

ren während des Feldzugs gegen die Sowjetunion erhob sich bereits 1941/1942 die aus dem Ers-

ten Weltkrieg wohlbekannte Frage: Wie viele deutsche Männer sollten unter Waffen stehen und 

wie viele sollten Waffen produzieren. Es entwickelte sich – so Alfred Jodl in einem Vortrag vor 

höchsten Parteifunktionären am 7. November 1943 – das „Dilemma des Menschenmangels“.24 

Doch 1942 schien der Übergang zu einer veränderten Kriegführung und einem neubestimmten 

Weg zum „Endsieg“ noch im Reich der Möglichkeiten. Nahezu über ganz Europa wehte das 

Hakenkreuz. Die Eroberer verfügten über schier unbegrenzte Ressourcen an Rohstoffen und 

Produktionskapazitäten. Sie geboten über eine Unmasse von Arbeitskräften. Und sie glaubten, 

ihre Lage noch weiter verbessern zu können, durch den Vorstoß in den Süden der UdSSR und 

zu den Ölquellen des Kaukasusgebiets. Ein reichliches Jahr später, im Herbst 1943, begann sich 

die kriegswirtschaftliche Situation radikal zu verändern. Das Donezk-Gebiet war vollständig 

verloren. Es drohte der Verlust von Kriwoi Rog und Nikopol und damit der letzten wichtigen 

Gruben auf dem Territorium der Ukraine, aus denen Manganerz gefördert wurde. Hitler befahl 

seine befähigtsten Militärführer vor Ort. Er schärfte den Generalen ein, die kriegswichtigen 

Quellen unter allen Umständen zu verteidigen. Doch vermochten auch sie deren Verlust nur 

geringfügig hinauszuzögern. Der Krieg im Osten erwies sich wegen der Toten und Verwunde-

ten, infolge des riesenhaften Materialverschleißes und der Aufwendungen für die Transporte 

als eine immer weiter klaffende und schwärende Wunde und wurde zur stärksten Belastung für 

das deutsche Hinterland. Schon die erste Bedingung für die Weiterführung des Krieges, die 

Behauptung des Eroberten, ließ sich nicht in dem gewünschten Maße gewährleisten. 

Mit den Rohstoffquellen gingen Produktionskapazitäten verloren. Doch war ihr Verlust 1943 

noch kompensierbar. Die Fertigungsstätten für Kriegsgerät im großdeutschen Reichsgebiet 

(also einschließlich derer in Österreich und im Westen der zerschlagenen Tschechoslowakei) 

gelangten jetzt erst auf Hoch- und Höchsttouren. Doch stellte sich immer dringlicher die Frage, 

wie sie gegen irreparable Zerstörungen durch Luftangriffe zu verteidigen seien. Diese Entwick-

lung war angesichts des Kriegsverlaufs vorauszusehen. Doch nicht nur Hitler stellte sich ihr 

nicht. Niemand legte ein geschlossenes Konzept für die Luftverteidigung des Reichsgebiets 

vor, dessen Verwirklichung freilich nur auf Kosten anderer Aufwendungen zu verwirklichen 

gewesen wäre. Denn die Führung befand sich bereits in der Situation, da jede Entscheidung für 

das eine den Verzicht auf etwas anderes, aus ihrer Sicht nicht weniger Dringendes bedeutete. 

Diese Alternativsituationen – das „Wenn-dann“ – war nicht neu und existierte schon seit den 

Tagen der Aufrüstung im Vor-Krieg. Nur hatte sich die Situation grundlegend verändert, und 

der eigene Krieg-Sieg-Plan war gescheitert. Das führte unvermeidlich zu einer zunehmenden 

Zahl von Auseinandersetzungen über die Nutzung der schrumpfenden Möglichkeiten. Jene re-

duzierten sich erst, als diese auf ein Minimum herabgesunken und die Situation gleichsam ver-

einfacht und leicht überschaubar geworden war. In diesem Prozess wurden mehr und mehr Ent-

scheidungen an Hitler herangetragen. Die Liste der Themen, die allein Speer mit ihm abzuhan-

deln hatte, verlängerte sich 1943/1944. Die Probleme komplizierten sich, und die Entschlüsse 

 
24 Zur Rede des Chefs des Wehrmachtsgeneralstabs s. Kurt Pätzold, Alfred Jodl „... weil ich nichts zu ver-

bergen hatte“. In: Kurt Pätzold/Manfred Weißbecker (Hg.), Stufen zum Galgen, Lebenswege vor den Nürn-

berger Urteilen, Leipzig 1996, S. 349 f. 
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waren schwerer zu fassen, denn die Realitäten wurden den eigenen Wünschen immer feindli-

cher. Das führte wiederum dazu, dass Hitler (und nicht er allein) sich mehr und mehr Schein-

realitäten aufbaute, in denen die eigenen Rechnungen noch stimmten. Voluntarist, der er seit 

seinem Eintritt in die Politik war, klammerte er sich an die Auffassung, es sei auch alles, was 

an materiellen Mitteln der Kriegführung in Wirklichkeit unersetzbar verloren ging, durch die 

Substitution einer unvergleichlichen neuen Waffentechnik und die vermeintlich allen anderen 

überlegenen Willenskräfte der deutschen Soldaten auszugleichen. Was seine Hoffnung auf die 

unversiegbaren Kräfte der Deutschen an den Fronten wie in den Rüstungszentren anlangte, er-

wies sich Hitler immer deutlicher auch als ein „Opfer“ seines eigenen Rasseglaubens und der 

von ihm selbst betriebenen Propaganda. 

Mit dieser wirklichkeitsfernen Vorstellung von den deutschen „Übermenschen“ kontrastierte, 

dass es Hitler offenbar am schwersten fiel, von ihnen in einem Appell, sofern er sich nicht an 

die Soldaten und Offiziere in den Streitkräften richtete, die schonungslose Aufbietung aller ih-

rer Kräfte zu fordern. Zudem: Was vom Raubzug nach Osten noch behauptet worden war, als 

1943/1944 Landstrich für Landstrich unter dem Ansturm der sowjetischen Armeen aufgegeben 

oder fluchtartig verlassen werden musste, war die ungeheure Zahl von Zwangsverschleppten 

und Kriegsgefangenen, die in der deutschen Kriegswirtschaft ausgebeutet wurde. Über lange 

Zeit ermöglichte ihr Einsatz weitgehende Rücksichtnahme auf die deutschen „Kriegerfrauen“, 

diejenigen in der Landwirtschaft ausgenommen. Doch im Augenblick, da die erneuten Verluste 

an der Ostfront aus dem Feldzug des Jahres 1942 und der Niederlage bei Stalingrad durch wei-

tere Mobilisierungen ausgeglichen werden sollten, reichte die Produktionskraft der aus den be-

setzten Ländern herangeschafften Menschen schon nicht mehr aus. Die Schonfrist für die Hei-

mat war vorbei. Die 1943 erlassenen Gesetze und Verordnungen, mit denen das bis dahin 

kriegswirtschaftlich ungenutzte Arbeitskräftepotentials der Deutschen mobilisiert wurde, be-

trafen in erster Linie Frauen.25 

Hitler hat sich gegen allzu rigorose Schritte am längsten zu wehren gesucht und sich vielen ihm 

unterbreiteten Einzelvorschlägen lange verweigert. Was er nun zu entscheiden hatte, wider-

sprach seinem bisherigen Kriegsbild gänzlich und ging ihm auch ideologisch gegen seine Über-

zeugungen. Ihn hatten keine Skrupel geplagt, als der Apparat des „Generalbevollmächtigten für 

den Arbeitseinsatz“ (GBA), zu dem er den Thüringer Gauleiter Fritz Sauckel bestellt hatte, im 

eroberten Gebiet auf Menschenfang ging. Diese Ausbeutung von „Fremdarbeitern“ galt Hitler 

nicht einfach nur als eine Maßnahme, die den Kriegsnotwendigkeiten geschuldet war. Sie ge-

hörte schon zu seinen kriegswirtschaftlichen Planungen. Die ersten Ausländer, denen Hitler vor 

Kriegsbeginn die Rolle von billigen Arbeitskräften in der deutschen Wirtschaft zugedacht hatte, 

waren im „Protektorat Böhmen und Mähren“ lebende Tschechen. Für direkte Kriegsdienste 

schienen sie ihm unzuverlässig. Also versicherte er den Generalen im Mai 1939, sie stünden 

für Arbeitsleistungen zur Verfügung.26 Nach der Eroberung des östlichen Nachbarlandes ließ 

Hitler massenhaft Polen als Zwangsarbeiter ins Reich holen. Bis zum 31. Mai 1940 war ihre 

Zahl auf 803.000 Zivilisten und 348.000 Kriegsgefangene angeschwollen.27 

Zu ihnen kamen im Verlaufe des Sommers 1940 kriegsgefangene Franzosen und Belgier hinzu. 

Deutschland verwandelte sich in ein riesiges Zwangsarbeitslager, dessen Insassen in Gefange-

nenlagern, auf dem Gelände von Betrieben, in denen sie arbeiten mussten, oder auch, wenn sie in 

der Landwirtschaft eingesetzt wurden, auf Gütern oder bei Bauern lebten. Als dann im Sommer 

und Herbst 1941 mehr als 3,3 Millionen sowjetischen Soldaten und Offiziere in deutsche Gefan-

genschaft gerieten, wehrte sich Hitler – und erneut nicht er allein – aus sicherheitspolitischen wie 

ideologischen Gründen zunächst dagegen, die „Untermenschen“ anders als zu Arbeitsdiensten 

 
25  Ulrich, S. 278, Den Eröffnungszug für diese Schritte bildete ein Geheimerlass Hitlers vom 13. Januar 

1943, der unter dem Eindruck der sich abzeichnenden Bilanz von „Stalingrad“ zustande gekommen war. 
26  Herbert, S. 37. 
27  Herbert, S. 39. 
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im Rücken und unter der Bewachung des deutschen Heeres zu verwenden. Doch die eigenen 

Verluste und die absehbar längere Kriegsdauer erzwangen bald seine veränderte Haltung. In 

zwei Schritten, durch Entscheidungen vom 15. und 31. Oktober 1941, genehmigte er den „Groß-

einsatz“ der sowjetischen Kriegsgefangenen – und später auch den von Gefangenen, die beim 

Kampf gegen Partisanen gemacht worden waren – im Reich, insbesondere um die durch Ein-

berufungen immer aufs Neue geschlagenen Lücken in der Kriegswirtschaft zu schließen.28 

Die letzte große Gruppe von Zwangsarbeitern bildeten Italiener. Hitler entwickelte nach der 

Kapitulation der Badoglio-Regierung im Herbst 1943 die illusorische Vorstellung, aus der 

Masse der nun in Gefangenschaft gebrachten italienischen Soldaten und aus Norditalien drei 

Millionen Menschen nach Deutschland transportieren zu können. Doch die Apparate Sauckels 

verbuchten in Italien (und auch in Frankreich) immer geringere Erfolgsquoten, obwohl ihre 

Methoden stets rigoroser wurden und die Rücksichten außer Kraft gesetzt worden waren, die 

bis dahin für die bisher Verbündeten gegolten hatten. Die Widerstandsbewegung im deutsch-

besetzten Italien machte die Pläne des Menschenfangs weitgehend zunichte. 

Hitler waren die Lebensumstände, unter denen im Reichsgebiet zivile Arbeitskräfte und Kriegs-

gefangene lebten und vegetierten, nicht unbekannt. Doch interessierten ihn weder die interna-

tional vereinbarten Grundsätze für die Behandlung der Militärangehörigen von Feindstaaten 

noch die ebenfalls in Verträgen festgeschriebene Sorgepflicht des Eroberers für die in seine 

Hände gefallene Zivilbevölkerung. Gegenüber den einstigen italienischen Soldaten leiteten ihn 

wie viele Deutsche kalte Gefühle der Rache. Erst nach wiederholtem Drängen und nachdem er 

sich selbst dem Ersuchen Mussolinis verweigert hatte, wurde für die italienischen Soldaten im 

Juli 1944 der Status des Militärinternierten aufgehoben. Von da an konnte ihnen die Behand-

lung als Zivilarbeiter zuerkannt. Dazu mussten sie eine Erklärung unterschrieben, dass sie ihre 

Arbeitsplätze nicht verlassen würden.29 

Schließlich stimmte Hitler zu, dass in das für „judenfrei“ erklärte Reich aus den Lagern im Osten 

und aus Ungarn jüdische Arbeitskräfte herangeschafft wurden. Dem Programm der „Endlö-

sung“ zufolge sollten sie längst ermordet sein. Hitler hatte unter dem Druck der Kriegslage, 

dem „Moloch Krieg“ Rechnung tragend, auf kriegswirtschaftlichem Gebiet und namentlich zur 

Sicherung der dritten obengenannten Bedingung für die Weiterführung des aussichtslosen 

Kampfes eine Kette von Entscheidungen getroffen, die zugleich Widerrufe darstellten. Er 

wollte im Reich keine „Bolschewiken“, und er genehmigte ihren Herantransport. Er wollte mit 

den Italienern Mussolinis siegen, und er ließ dessen einstige Gefolgschaft, treu oder untreu, 

ärger als die einstigen Kriegsgegner behandeln. Er wollte die Juden „ausrotten“, und er konnte 

einen verbliebenen Rest der Opfer nicht entbehren, um Produktionsanlagen zu errichten oder 

in Takt zu halten. 

Zudem zögerte Hitler lange, die Lebensbedingungen der Deutschen im Hinterland extrem zu 

verschlechtern. Zu tief saßen in ihm die Erinnerungen an das Ende des Ersten Weltkriegs, die 

auf mehreren Seiten des Buches „Mein Kampf“ beschriebenen Eindrücke von der Kriegsmü-

digkeit seiner Landsleute, die er während eines Urlaubs und eines Lazarettaufenthalts in Berlin 

und in München angetroffen hatte. Er wusste aus eigenem Erleben um den Zusammenhang 

zwischen den Stimmungen an der Front und im Hinterland und konnte sich unschwer ausmalen, 

was es für die Kampfmoral der Soldaten bedeuten würde, wenn sie unausgesetzt Klagebriefe 

ihrer Frauen und Kinder erhielten. Es werde, hatte er in Reden vor und im Kriege versprochen 

und gedroht, in Deutschland nie wieder einen 9. November 1918 geben. Das setzte voraus, dass 

nicht jene elenden sozialen Zustände entstünden, welche die Jahre 1917 und 1918 geprägt, zu 

Hungerunruhen, Demonstrationen gegen den Krieg und zu Streiks geführt hatten – den Vorbo-

ten der Revolution. 

 
28  Herbert, S. 135, 139 u. 141. 
29  Herbert, S. 262. 
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Auch die Tagebücher von Joseph Goebbels, mag ihre Diktion dem Bedürfnis des Autors nach 

Dramatisierung zugeschrieben werden können, sprechen vom Zögern und Zaudern des „Füh-

rers“, wenn ihm Entscheidungen vorgelegt wurden, aus deren Wirkungen er einen Verfall der 

Kriegsstimmung befürchtete. Ein grundlegender Wandel seiner Haltung trat erst in den Tagen 

nach dem Attentat des 20. Juli 1944 ein. Dabei bildete das Stauffenbergs Tat nur das auslösende 

Moment. Die Kriegsereignisse, die am 6. Juni geglückte Landung im Westen und die wenig 

später erfolgende Zertrümmerung der deutschen Ostfront im gesamten Mittelabschnitt, bewirk-

ten den endgültigen Wandel, mehr als Vorschläge und Überredungskünste seiner Mitführer. 

Nun wurden die „Volksgenossen“ bis zum letzten Aufgebot mobilisiert. Anfang 1945 wandte 

sich Hitler in einem Appell schließlich expressis verbis selbst an die „Gebrechlichen“. 

Die Heranschaffung von Juden aus Ungarn, die als Arbeitskräfte im Reich ausgepowert werden 

und der „Vernichtung durch Arbeit“ anheimfallen sollten, setzte im Mai 1944 ein und erstreckte 

sich alsbald in die Phase, da die deutsche Kriegswirtschaft von der Höhe äußerster Leistungs-

kraft rasch herabstürzte und schließlich das Stadium ihres Zerfalls und ihrer Agonie erreichte. 

Die Ereignisse, die diesen zwischen dem Frühjahr und dem Herbst 1944 ablaufenden Prozess 

markieren, können hier nur aufgezählt werden: Inkommensurabel war der Verlust von Roh-

stoffquellen im Osten und Südosten, von den Nickelvorkommen im hohen Norden bis zu den 

Erdölquellen Rumäniens. Ebenso wenig konnte die Einbuße von Produktionsstätten, vor allem 

der gesamten Industrie Frankreichs und Belgiens, ausgeglichen werden. Irreparabel war die 

Zerstörung von Schlüsselbereichen der deutschen Rüstungsproduktion, die im Februar 1944 

mit den Luftangriffen auf die deutschen Flugzeugwerke einsetzte, mit den Attacken auf die 

Hydrierwerke im Mai des gleichen Jahres fortgesetzt wurde. Sie hatten bereits der unmittelba-

ren Vorbereitung der Landung in Frankreich und der Eröffnung der „zweiten Front“ gegolten, 

und ihr Ziel bestand darin, die deutsche Luftwaffe vollständig lahmzulegen und auch die Treib-

stoffversorgung des Heeres zu unterbrechen. Schließlich richteten sich die Attacken der Bom-

berverbände seit September/Oktober 1944 auf die Wasserstraßen und das Eisenbahnnetz, 

wodurch die Transportstränge zwischen den hochspezialisierten Produktionsbetrieben – den 

Zulieferern und der Endfertigung – und insbesondere die Belieferung der Kraftwerke und an-

derer Verbraucher mit Kohle empfindlich und schließlich katastrophal getroffen wurden. Im-

mer mehr Arbeitskräfte hatten sich mit der notdürftigen Wiederherstellung des Zerstörten zu 

befassen, immer weniger konnten störungsfrei produzieren. Die Beratungen von Hitler und 

Speer, bei denen Hiobsbotschaft auf Hiobsbotschaft von den zurückweichenden Fronten und 

vom Verlauf des Luftkriegs über Deutschland eingingen, betrafen mehr und mehr nur noch 

Aushilfen. Doch erwuchsen daraus im Frühjahr und Sommer 1944 keineswegs nur hilf- und 

folgenlose Gedankenübungen und papierne Anweisungen. 

Neue Programme wurden unter Speers Leitung entworfen, von Hitler bestätigt und in Angriff 

genommen, um die Erzeugung von Rohstoffen und die Herstellung von als unentbehrlich gel-

tenden Waffenarten aufrechtzuerhalten und erlittene Einbrüche durch außerordentliche An-

strengungen wettzumachen. Am bekanntesten wurde das unter dem Kommando des „Jäger-

stabs“ teilverwirklichte Vorhaben, die Flugzeugherstellung neu zu organisieren und sie und an-

dere Fertigungen – nach dem Vorbild der V-2-Produktion im Kohnstein-Massiv bei Nordhau-

sen – in Höhlen unter der Erde fortzusetzen. Ein weiteres Sonderprogramm richtete sich auf 

außerordentliche Maßnahmen zur Wiederherstellung der zerstörten überirdischen Produktions-

anlagen für die Benzinherstellung, die sich nicht „verbunkern“ ließen. Einerseits wurden durch 

Gewaltschritte noch einmal Voraussetzungen für die Fortsetzung des Krieges geschaffen, der 

anders aufgrund der materiellen Erschöpfung wohl schon am Ausgang des Jahres 1944 zu Ende 

gegangen wäre. Andererseits wurde nun jeder Teilerfolg auf einem als unverzichtbar geltenden 

Produktionsgebiet – so etwa die Aufrechterhaltung und erneute Steigerung der Produktion von 

Jagdflugzeugen – mit Einbußen und Misserfolgen auf anderen Gebieten bezahlt. 
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Wenn von Speers Rolle an der Seite Hitlers die Rede ist, wird in aller Regel auf das Verhalten 

des Ministers in der Endphase des Krieges Bezug genommen, als er aus dessen bedingungsloser 

Gefolgschaft ausscherte und sich der von Hitler angeführten Clique – so eine Formulierung von 

Eichholtz – der „Fanatiker und Bürokraten des Todes und der Zerstörung“ entgegenstellte.30 

Der Mut, den diese Handlungsweise erforderte, wird durch den Verweis nicht bestritten oder 

gemindert, dass Speer mit all seiner persönlichen Energie noch kurze Zeit vorher und weit in 

das Jahr 1944 hinein darauf hingewirkt hatte, die Kriegsfähigkeit Deutschlands aufrechtzuer-

halten. Sein und seiner Mitarbeiter Verdienst an der Verlängerung des Krieges ist größer als 

das vieler Generale und Generalstäbler. Und das hatte zur Folge, dass Deutschland im letzten 

Kriegsjahr weithin ein Trümmerhaufen wurde. 

Der kriegswirtschaftliche Bankrott konnte durch alle Anstrengungen, die freiwilligen des Mi-

nisters wie die mit Todesdrohung erzwungenen der Zwangsarbeiter in den unterirdischen Pro-

duktionsanlagen, hinausgezögert, nicht verhindert werden. An jenen Anstrengungen hatten im 

System der „Selbstverantwortung“ die führenden Industriellen maßgeblichen Anteil, denen die 

äußerste Zentralisation der verbliebenen Kapazitäten mitunter noch erweiterte Machtbefugnisse 

einräumte. Speer suchte die einflussreichsten unter den Lenkern der Kriegswirtschaft noch im 

Frühsommer 1944 während Beratungen mit aufpulvernden Reden zu motivieren. Er veranlasste 

nach seinem eigenen Zeugnis schließlich Hitler, am 26. Juni vor einen ausgewählten Kreis von 

etwa 150 Wirtschaftsführern zu reden. Es wurde dessen letzte Ansprache vor einer leibhaftigen 

Zuhörerschaft, denn alle seinen späteren Reden wurden in Rundfunkmikrophone gesprochen. 

Hitler erweckte Hoffnungen auf den Endsieg und malte zugleich aus, was den Versammelten 

nach seinem Urteil im Falle der Niederlage geschehen würde. Dann könnten sie sich den Strick 

nehmen oder sich auf „Sibirien“ einrichten. Zugleich nahm Hitler einen Rat Speers auf und 

versicherte den Anwesenden, dass die unter dem Druck der Kriegslage unvermeidlichen Ein-

griffe in das Verfügungsrecht von Kapitaleignern kein neues Verhältnis von Staat und Wirt-

schaft begründen würden. Vielmehr werde nach dem Sieg die größte Zeit der deutschen Privat-

wirtschaft anbrechen. 

Die Vorgeschichte dieses letzten Treffens von Hitler mit führenden deutschen Großindustriel-

len bezeugt auf ihre Weise, in welchem Grade Hitler nicht nur die im eigentlichen Sinne kriegs-

wirtschaftlichen Ratschläge seines Ministers aufnahm, sondern, dass er sich von ihm auch po-

litisch-taktisch beraten ließ. Speer hatte schon kurze Zeit vorher bei einem Zusammentreffen mit 

Ruhr-Industriellen versichert, er lehne es ab, „auf die Dauer“ Kommissare in die Betriebe zu 

entsenden.31 Hitler nahm während seines Auftritts den Gedanken auf und erklärte generalisie-

rend, dass sich der Staat aus der Wirtschaft nach dem Sieg zurückziehen werde. Seine Zuhörer 

sollten nicht glauben, „dass ich ein paar staatliche Konstruktionsbüros oder ein paar staatliche 

Wirtschaftsbüros mache.“32 

Zu diesem Zeitpunkt, im Sommer 1944, begann die Interessenidentität zwischen der politisch-

militärischen Führung und den Mächtigen der deutschen Wirtschaft jedoch unbehebbare Risse 

zu bekommen und auseinanderzubrechen. Die nüchtern denkenden „Wehrwirtschaftsführer“ 

sahen, dass sie sich auf ihr Überleben unter den Bedingungen der unabwendbar gewordenen 

militärischen Niederlage einzurichten hatten. Das ließ sie über die von Tag zu Tag fortschrei-

tende Zerstörung ihrer Produktionsanlagen anders denken als Hitler. Sie waren jedenfalls nicht 

bereit, ihre eigene Zukunft an die des „Führers“ zu binden, dem ein internationales Tribunal 

angekündigt war. 

 
30  Eichholtz, Bd. III (Ms.) S. 68 und Kap. VII., S. 49. 
31  Eichholtz, III Ms., S. 48 und 51 f. 
32  Max Domarus, Reden, Bd. II/2, S. 2115 u. Kurt Pätzold/Manfred Weißbecker, Hitler. Eine politische 

Biographie, S. 552 ff. 
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Dieses Auseinanderfallen von Interessen und Perspektiven hat, was hier nicht weiter erörtert 

werden kann, gebar jedoch keine Industriellenfronde gegen die Weiterführung des Krieges. Die 

personelle Zusammensetzung der breitgefächerten Bewegung des 20. Juli, die Hitler stürzen 

und den Krieg beenden wollte, bestätigt das sinnfällig. Indessen: Seit die Truppen der Alliierten 

im Herbst 1944 die Reichsgrenze bei Aachen erreicht hatten, konnten die deutschen Industriel-

len, die ihre Werke im rheinisch-westfälischen Industriegebiet, im Saarland und in weiteren 

Gebieten des deutschen Westens besaßen, damit rechnen, dass ihr Eigentum und sie selbst in 

das von den Mächten der kapitalistischen Rivalen besetzte Gebiet geraten würden. Darauf stell-

ten sie sich ein, – auf ein Deutschland ohne Hitler, in das der Arm Stalins nicht reichen würde. 

* * * 

Hitler und die deutsche Kriegswirtschaft – das hier nur in Umrissen behandelte Thema erweist 

sich als viel weniger exotisch als vorurteilsgeprägte, aber tatsachenarme Bilder es darstellen. 

Die historische Wirklichkeit zeigt einen politischen und militärischen Führer, der bei aller in 

vielen Reden sich aussprechenden Überbetonung subjektiver Faktoren sehr wohl und gut um 

die unentbehrlichen materiellen Voraussetzungen des Krieges und des Sieges wusste. Die 

Wirklichkeit zeigt einen Führer, der sich auf einen außerordentlich befähigten, organisatorisch 

hochbegabten, ehrgeizigen Mitführer- und Beraterstab zu stützen vermochte und das in aller 

Regel auch tat. Das Verhältnis beider ist mit der Gegenüberstellung des Dilettanten und Illusi-

onisten auf der einen und der Experten und Realisten auf der anderen Seite verfehlt – jedenfalls 

wenn die längste Zeit des Krieges in Betracht gezogen wird. Unbestritten ist, dass Hitler in 

öffentlicher Rede und unbekümmert um die Tatsachen des materiellen Kräfteverhältnisses als 

Großmaul auftreten konnte. So gab er sich beispielsweise am 4. September 1940 im Berliner 

Sportpalast, als er – furchtbar, folgenschwer und zugleich unausführbar – drohte, die englischen 

Städte würden „ausradiert“ werden.33 Dokumentiert ist, dass Hitler sich wie auf allen Gebieten 

so auch auf dem kriegswirtschaftlichen in fixe Ideen verbeißen konnte. Das geschah beispiels-

weise, als er 1944 meinte, es ließen sich die durch die strategische Luftoffensive gegen Deutsch-

land entstandenen Probleme durch den Bau riesiger oberirdischer Bunker beheben, die Produk-

tionsanlagen aller wichtigen Fertigungen bombensicher aufnehmen könnten. Auch darin ließ er 

sich übrigens von Afterrednern bestärken.34 

Doch gleichzeitig vermochte er realistisch zu fragen, wieviel „Minimalwirtschaftsraum“ unbe-

dingt notwendig sei, wie weit also die Fronten zurückgenommen und damit verkürzt werden 

könnten, wenn die Versorgung der Industrie mit Rohstoffen und also der Streitkräfte mit 

Kriegsgerät überhaupt noch gesichert bleiben sollte.35 

Unter Hitlers Ratgebern in den Fragen der Kriegswirtschaft besetzte Speer weit vor allen ande-

ren den ersten Platz. In seinen Händen lag „die tatsächliche, wenn auch nicht unangefochtene 

Führung der deutschen Kriegswirtschaft ... solange die Wirtschaft überhaupt funktionsfähig und 

lenkbar blieb“.36 Speer stand an der Spitze einer ihm unter- oder zugeordneten Zahl von Spezi-

alisten der Wirtschaft, Technik und Organisation, welche mit Divisionsstärke anzusetzen ist. Er 

konnte über das geballte Wissen und Können dieser Mit- und Zuarbeiter verfügen. Er verstand 

es, diese Fähigkeiten zu mobilisieren. Und er war zumeist imstande, Hitler davon zu überzeu-

gen, dass bessere Vorschläge und Entscheidungen als er sie unterbreitete, in Deutschland nicht 

zu haben waren. 

Speer rühmte sich noch lange nach der Niederlage, dass er Hitler mit seinem und seiner Mitar-

beiter Sachverstand erfolgreich konfrontiert hatte. Zu diesem Zweck habe er aus seinem Stab 

zu Berichterstattungen in das Führerhauptquartier mehr Spezialisten mitgenommen, als dies 

 
33  Domarus, Bd. XX S. XX. 
34  Eichholtz, III, S. 28. 
35  Eichholtz, III, S. 58. 
36  Eichholtz, III, Ms., S. 76. 
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sein Vorgänger Todt getan hatte.37 Das bedeutet aber doch, dass Hitler, der in anderen Fällen 

rasch und durch einen Wink verdeutlichte, wen er nicht zu sehen wünschte, diese Arbeitsweise 

des Ministers guthieß. Speer kam in seinem neuen Amt anfänglich das besondere Vertrauen 

zugute, das Hitler ihm, seinem Leibarchitekten, entgegenbrachte. Das hätte verloren gehen kön-

nen. Doch Speers Erfolge wurden zu seinen Argumenten. Sie trugen ihm weiteren Vertrauens-

vorschuss ein, mit dem Hitler gewöhnlich geizte. Aber die Ergebnisse der industriellen Produk-

tion sprachen für den Rüstungsminister und sein Vorgehen. Eine Zeit lang waren die „stunden-

langen Konferenzen über Rüstung und Kriegsproduktion“, wie Speer beobachtet haben will, 

für Hitler Gelegenheit zur Entspannung von den Anstrengungen der militärischen Beratungen.38 

Das erscheint für jene Kriegsphase durchaus denkbar, da an den Fronten Siege nicht mehr er-

zielt wurden, in der Rüstungsfertigung qualitativ und quantitativ Fortschritte aber noch erreich-

bar waren. Schließlich blies der Zwang der Kriegslage in die Segel des Ministers. Er war gewiss 

nicht unersetzbar, aber Hitler wusste oder ahnte doch, das galt: „Einen bessren find’st Du nicht 

...“. Einflüssen, die ihn gegen den Minister seiner Wahl einnehmen wollten, der als Rüstungs-

diktator Befugnisse besaß wie niemand zuvor, ist er daher nicht erlegen. 

Speer und Hitler stimmten darin überein, dass sie auf die Fachleute setzen mussten, auf die Chefs 

und Fachleute der Großkonzerne und Großunternehmen, die in den Rang von „Wehrwirt-

schaftsführern“ gehoben worden waren. Hitler hatte deren Leistungen mit Preisen, Titeln, Or-

den und Belobigungen gewürdigt, ihre Autorität gestärkt und sie auch angespornt. An diesem 

Verhältnis änderte sich bis in die Zeit der Niederlagen und des nahenden definitiven Debakels 

nichts. In der Endphase des Krieges setzte Hitler keinen NSDAP-Gauleiter an die Spitze der 

Kriegswirtschaft im Rhein-Ruhr-Gebiet, sondern Albert Vögler.39 

Mitunter hatte der „Führer“ bei Tische über die „Intellektuellen“ auch räsoniert und abfällig geur-

teilt. Er schob ihnen im Winter 1941/1942 die Schuld an der Niederlage von Moskau zu: bezich-

tigte die Techniker, keine tieffrosttauglichen Schmiermittel hergestellt zu haben, sagte den Mete-

orologen nach, sie hätten die Unbillen des Winters im Osten nicht prognostiziert, warf den Spezi-

alisten der Reichsbahn vor, sie müssten den Zusammenbruch des Transportwesens in Eis und 

Schnee verantworten. Darin drückte sich auch der immer wieder verdrängte, aber nie überwundene 

Minderwertigkeitskomplex des Autodiktaten aus, der eine Befriedigung darüber empfinden 

konnte, in einem Gespräch über einen Gegenstand besser informiert zu sein als der „Studierte“. 

Aber Hitler ließ sich bei seinen Entscheidungen nicht von derartigen Gefühlen leiten. Er hatte 

im Hinblick auf die Fachleute und deren Behandlung während seiner gesamten Regierungszeit 

womöglich nur eine schwerwiegende Fehlentscheidung getroffen. Sie betraf die jüdischen Na-

turwissenschaftler, Betriebswirtschaftler, Techniker und Erfinder, deren Exodus 1933 Lücken 

riss, die durch kein „Arieraufgebot“ zu schließen waren. In diese Anfänge der Judenvertreibung 

spielte, wie uns durch ein Gespräch Hitlers mit Planck überliefert ist, auch seine Unfähigkeit 

hinein, den Zusammenhang von Grundlagen- und angewandter Wissenschaft zu verstehen. 

Bestimmend für Hitlers Verhalten zu den „arischen“ Leitern, Forschern und Organisatoren der 

deutschen Industrie blieb seine nationalistisch und rassistisch geprägte Vorstellung von der ab-

soluten Überlegenheit des „deutschen Geistes“ und von der Unübertrefflichkeit der Willens-

qualitäten der „deutschen Eliten“. Damit ist gesagt: Das Bild von Hitler als dem Lenker der 

deutschen Kriegswirtschaft ist nur richtig, wenn es die Rolle des „Führers“ nicht verabsolutiert, 

sondern sie in einem vielgegliederten, hochorganisierten System mit vielen Befehlsstellen und 

Schaltzentralen sieht, in dem Hitler seinen Platz beanspruchte, erhielt, besetzte und ausfüllte. 

 

 
37  Speer, S. 245 f. 
38  Speer, S. 249. 
39  Eichholtz, III, S. 71. 
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Kriegserinnerung an einem runden Jahrestag – 1924 

Beitrag zum Colloquium aus Anlass des 80 Geburtstages von Reinhard Brühl  

 in Potsdam, Altes Rathaus, 9. September 2004 

Dafür, dass ich Sie für die kurze Dauer eines solchen Beitrags in das Jahr 1924 gedanklich 

zurückführen will, lassen sich drei Gründe angeben. Den ersten ergibt der Anlass unseres Kol-

loquiums, das einem Manne gilt, der in diesem Jahre geboren wurde. Der zweite rührt aus der 

Tatsache her, dass Reinhard Brühl, den wir heute ehren, sich in seinen Forschungen mit jenen 

Jahren der Weimarer Republik unter dem Gesichtspunkt der seinerzeitigen Tätigkeit von Mili-

tärhistorikern und –schriftstellern forschend besonders beschäftigt hat. Und drittens wurde in 

diesem Jahr zum ersten Mal an einem sogenannten runden Jahrestag des Kriegsbeginns von 

1914 gedacht und an die für die deutsche, die europäische, ja die Weltgeschichte schwerwie-

genden Daten zwischen Ende Juni und Anfang August 1914 zurückgeblickt. Aus einem Ab-

stand von nur 10 Jahren. Wir taten ähnliches jüngst auch, nur das zu der 10 eine 80 hinzuge-

kommen war. Das mag der Erinnerung an den einstigen Rückblick aus einer besonderen Nähe 

einen eigenen Reiz geben und daraus lässt sich dann ein Vergleich und eine Antwort auf die 

Frage gewinnen, wie weit es denn mit den Einsichten in Ursachen und Zusammenhänge ge-

bracht ist, die in den Ersten Weltkrieg mündeten. Dieser Vergleich wird aus Zeitgründen hier 

nicht durchgeführt werden können. Auch ist es nicht möglich, selbst nur in Thesen die Grund-

aussagen jener reichen Literatur aneinander zu reihen, die in den ersten sechs Jahren nach dem 

Kriegsende allein auf den deutschen Büchermarkt gebracht wurde. Es ist das auch überflüssig, 

bei Reinhard Brühl kann man sich darüber kompakt belesen. Hier wird die Rede einzig von 

dem Bild und dessen Farben sein, dass die öffentliche Erinnerung an den Krieg in jenen Som-

merwochen des Jahres 1924 abgab. Es entstand zum einen durch die Veranstaltungen, die dem 

Jahrestag galten, und demnächst durch das, was die deutsche Presse – noch sind wir in den 

frühesten Rundfunk- und Vorfernsehzeiten – unter die Leser brachte. 

Es waren vor allem zwei Ereignisse, die kurz vor dem 10. Jahrestag des Kriegsbeginns die 

Aufmerksamkeit im In- und Ausland auf sich zogen. Aus den Reichstagswahlen am 4. Mai war 

die sich als deutschnational deklarierende Rechte als Sieger hervorgegangen. Sie – DNVP und 

Landbund zusammengenommen – stellte mit 106 Abgeordneten die stärkste Fraktion. Und 

schon am darauffolgenden Sonntag, an einem sogenannten Deutschen Tag, trafen sich zu einer 

Kundgebung in Halle die Stahlhelm-Organisationen aus dem gesamten Reichsgebiet zu einem 

Aufmarsch vor Weltkriegsgeneralen und Hohenzollernprinzen. Die Teilnehmerzahl wurde mit 

100.000 angegeben. Gleichzeitig fanden die zähen Verhandlungen über ein die deutschen Re-

parationszahlungen regelndes internationalen Übereinkommen statt und – das mag freilich ein 

Zufall gewesen sein – just vor dem Tage, an dem Deutschland Frankreich den Krieg erklärt 

hatte, ging in der Berliner Wilhelmstrasse die Einladung ein, die deutschen Vertreter möchten 

sich am 5. August in London zu den abschließenden Verhandlungen einfinden, deren Ergebnis 

unter dem Namen Dawes-Abkommen bekannt ist. Der nach der Wahl erneut mit der Regie-

rungsführung beauftragte Reichskanzler Wilhelm Marx, Außenminister Gustav Stresemann 

und Finanzminister Luther saßen somit gleichsam auf gepackten Koffern und das im Bewusst-

sein, dass bei der ihnen bevorstehenden Erinnerung an den Weltkrieg in Großbritanniens Haupt-

stadt – anders als bei den Gedenkfeien in Deutschland – nicht sie die Regie führen würden.1 

Der Reichspräsident und der Reichskanzler, dieser für die Regierung, gaben mit dem Datum 

des 3. August 1924 einen Aufruf heraus und erklärten, dass deutsche Volk habe im Kriege „kein 

anderes Ziel erstrebt als die deutsche Freiheit“ und „die Unversehrtheit des Vaterlandes“. Der 

 
1  Die eigentliche Reparationskonferenz fand vom 6. bis zum 16. August 1924 statt. Die Dawes-Gesetze 

wurden im Reichstag am 29. August 1924 angenommen. Deutschland hatte demnach jährlich eine in den 

nächsten fünf Jahren auf 2,5 Milliarden Mark ansteigende Summe zu zahlen, ohne dass die Gesamthöhe 

der Zahlungen und damit deren Ende bestimmt worden waren. 
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kurze Text mündete in einem Appell an die „Volksgenossen“, sie möchten in einer Sammlung 

das nötige Geld für die Errichtung eines zentralen Denkmals aufbringen, mit dem an den Krieg 

und die deutschen Toten, „unsere Helden“, erinnert werden solle.2 Diese Aufforderung wurde 

während der Kundgebung bekräftigt, zu der die Regierung die Berliner für den gleichen Tag 

vor den Reichstag gerufen hatte. An der dem Königsplatz zugewandten Seite des Wallot-Baus 

prangte in großen Lettern auf einem Spruchband „Dem lebenden Geiste unserer Toten“. Die 

ins Zentrum der Kundgebung gerückte Gedenkrede hielt Reichspräsident Friedrich Ebert. Zum 

künstlerischen Programm gehörte das von einem großen Chor gesungene Lied Max Bruchs 

„Heldenfeier“3. Es passte zur Hervorhebung der „Heldentaten unseres Volkes“ durch den 

Reichspräsidenten. Er gedachte derer, die den „Soldatentod gestorben“ waren, „damit Deutsch-

land lebe“. Er beteuerte, jedes Kriegsziel und jedes Kriegsinteresse Deutschlands leugnend: 

„Nur zur Verteidigung der bedrohten deutschen Heimat hat Deutschland vor zehn Jahren die 

Waffen erhoben.“4 So ähnlich hatte es auch Kaiser Wilhelm II. gesagt, als es „losging“. 

Zunächst hatten zu den Versammelten ein evangelischer und ein katholischer Militärgeistlicher 

gesprochen. Ein Rabbiner war, wiewohl etwa 100.000 deutsche Juden im Kriege Soldat waren und 

12.000 von ihnen umkamen, als Sprecher nicht gebeten worden, worüber sich die Veranstalter 

erklären mussten. Es verlautete nun und wenig überzeugend, die Kundgebung läge in der Regie 

der Reichswehr, in der es Militärrabbiner nicht gäbe. Diese Regelung wurde von denen einen kri-

tisiert, von der äußersten Rechten hingegen durch eine andere journalistische Stimme ausdrücklich 

und obendrein mit einem antisemitischen Ausfall begrüßt. Eine andere Zeitung vermerkte kühl die 

Zurückweisung des „patriotischen und religiösen Eifers der jüdischen Bourgeoisie“.5 

Der Reichsbund jüdischer Frontsoldaten hatte zu einer eigenen Veranstaltung in den Weißen-

seeer Friedhof gerufen. Die musste verlegt werden, da es während der Kundgebung vor dem 

Parlament keine zeitgleichen geben sollte. Auf dem Friedhof sprachen Rabbiner Leo Baeck, 

der in dieser seiner Eigenschaft auch am Kriege teilgenommen hatte, und vom Reichsbund Alf-

red Wiener. Das Reichsbanner hatte dazu eine Abordnung gesandt, die einen Kranz zum Ge-

denken an die jüdischen Kriegskameraden niederlegte. 

Anwesenheit oder Boykott des staatlichen Gedenkens war in mehreren Organisationen debat-

tiert worden. Die Vaterländischen Verbände lehnten ihr Kommen trotz des militärischen Ge-

pränges (Parade, „Ich hat’ einen Kameraden“, „Wir treten zum Beten“6) ab, weil sie sich mit 

den geschmähten „Erfüllungspolitikern“ nicht gemein machen wollten. Mit Bezug auf die zu 

erwartende Dominanz von Schwarz-Weiß-Rot und der verschiedensten unfriedlichen Kriegs- 

und Feldzeichen hatten die Berliner Organisationen der Sozialdemokratie, der Arbeiter- und 

der Angestellten-Gewerkschaften ihre Mitglieder aufgerufen, der Kundgebung fern zu bleiben. 

Das erst vor kurzem gegründete sozialdemokratisch geprägte republikanische Reichsbanners 

Schwarz-Rot-Gold hingegen sammelte seine Mitglieder zu geschlossener Beteiligung.7 Manche 

Kameraden verweigerten sich dem. Die Kommunisten beteiligten sich mit der Absicht, ihren 

 
2  Sie den Text in: Germania, Zeitung für das deutsche Volk, 54. Jg., Nr. 321, 3. August 1924. 
3  Es handele sich um das von Max Bruch kurz nach Kriegsbeginn (beendet 22. Januar 1915) geschaffene, im 

Oktober 1915 uraufgeführte Lied, dessen Text von Margarethe Bruch stammte. Es erhielt 1962 einen 

neuen Text, wurde bearbeitet und erhielt dann den Titel „Totenfeier“. 
4  So nach dem Bericht in: Vorwärts, 41. Jg. N. 363, 4. August 1924. 
5  So in: Die rote Fahne, 7. Jg., Nr. 84, 1. August 1924. Die Zeitung hob vor allem hervor, dass auf diese 

Weise – mit der Begründung für die Nichteinladung eines Rabbiners – klargestellt sei, dass die Reichswehr 

der eigentliche Veranstalter der Staatskundgebung sei. 
6  Der innbrünstigste Gesang dürfte vor allem jenen Versen des sogenannten niederländischen Dankgebets 

gegolten haben, die in der Dichtung Karl Buddes von 1897 lauteten: „... er lässt von den Schlechten die 

Guten nicht knechten ...“. 
7  Das mag der Rücksichtnahme auf das in dieser Organisation eingegangene Bündnis geschuldet gewesen 

sein, das keinem Belastungstest unterzogen werden sollte. Die rote Fahne am Montag interpretierte den 

Schritt unsinnigerweise als Ausdruck eines „Freundschaftsverhältnisses zu den Faschisten“. 2. Jg., Nr. 10 

vom 4. August 1924. 
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Einspruch deutlich zu machen, wogegen die Polizei einschritt. Den Angehörigen der Reichs-

wehr war übrigens vorbeugend bestimmt worden, sie sollten nur an behördlichen und an keinen 

anderen Veranstaltungen teilnehmen. 

Wie in Berlin so fanden am 3. August auch in vielen anderen deutschen Grosßtädten Veranstal-

tungen statt, an denen an den Kriegsbeginn erinnert wurde. Manche waren von lokalen Autori-

täten einberufen worden, andere von politischen Organisationen und Verbänden. Eine Minder-

heit von ihnen nahm die seit einiger Zeit in der sich formierenden Friedensbewegung ge-

brauchte Parole auf, die lautete „Nie wieder Krieg“. Unter dieser Losung fand in Wien, der – 

so der Vorwärts – „stärksten sozialdemokratischen Grosßtadt des Erdenrunds“, vor dem Rat-

haus mit 100.000 Teilnehmern eine Kundgebung statt. Die Führung der deutschen Sozialdemo-

kratie hatte auf eine ähnliche Demonstration verzichtet, wiewohl sich der gleiche 28. Juli dafür 

anbot, hatte an diesem Tage doch 10 Jahre zuvor in Berlin eine sozialdemokratische Demonst-

ration stattgefunden, an der ebenfalls 100.000 Kriegsgegner teilnahmen. In Österreichs Haupt-

stadt waren Sozialisten vieler Länder zu Wort gekommen, unter anderem Delegierte eines In-

ternationalen Kongresses von Metallarbeitern, der dort gerade tagte, und auch die deutschen 

Sozialdemokraten Robert Dißmann und Toni Sender.8 

In Paris wurde am 31. Juli auf einer sozialistischen Antikriegskundgebung im Saal des Tro-

cadero der zehn Jahre zurück liegenden Ermordung von Jean Jaurès gedacht, als deren Haupt-

redner Léon Blum fungierte und auf der auch der deutsche Sozialdemokrat Paul Löbe zu Wort 

kam. Er vermeinte, das Licht des Friedens, das Jaurès einst bereits gesehen habe, erstrahle schon 

über Europa.9 Nicht nur in der deutschen Sozialdemokratie knüpften sich an die jüngsten Re-

gierungswechsel in Paris und in London – die Sozialisten Edouard Herriot und Ramsay MacDo-

nald waren an die Spitze von Kabinetten gelangt, die sich übrigens beide als kurzlebig erwiesen 

– beträchtliche Hoffnungen. Sie richteten sich auf ein nahes Ende der durch die strikte Durch-

setzung des Versailler Vertrages geprägten unmittelbare Nachkriegszeit und knüpften sich zu-

dem an das Antreten von Politikergruppen, die nicht mehr mit jenen der Kriegszeit identisch 

waren. Doch sollten sich derlei Erwartungen, was insbesondere die Reparationsfrage anlangte, 

als sehr verfrüht erweisen sollten. 

Natürlich gab es keine deutsche Zeitung, die den Jahrestag des Weltkriegsbeginns ignoriert 

hätte. Beginnen soll diese Inspektion des Gedruckten jedoch mit einem Außenseiter unter den 

deutschen Publizisten und seiner Weise, sich auf die geschichtliche Spur zu begeben. 1924 hielt 

sich Kurt Tucholsky mehrere Monate in Paris auf, von da deutschen Zeitungen und Blättern 

Artikel über seine Eindrücke von der französischen Hauptstadt liefernd. Anfang Juli reiste er 

nach Verdun. Er sah sich in der noch vom Kriege gezeichneten Stadt um, besuchte die Zitadelle, 

stand in dem Raum, der Pétain als Unterschlupf gedient hatte, fuhr dann auf das ausgedehnte 

Schlachtfeld, besichtigte Forts, Friedhöfe oder Stätten, die nur sogenannt worden waren, stand 

an der Tranchée des Bajonettes. Kein Ort beeindruckte ihn offenbar stärker als das Verlies im 

1916 schwer umkämpften, im Juni von den Deutschen eroberten, im November wieder in fran-

zösischen Besitz gelangten Fort Vaux, das einst als Verbands-, Operations- und Sterberaum 

gedient hatte. In seinem Artikel „Vor Verdun“, den er auch in den 1928 erschienenen Band 

„Mit 5 PS“ aufnahm, lesen wir: „An den Wänden kleben die Schreie – hier wurde zusammen-

geflickt und umwickelt, hier verröchelte, erstickte, verbrüllte und krepierte, was oben zugrunde 

 
8  Der Zehnjahrestag. In: Vorwärts, 41, Jg. Nr. 351, 28. Juli 1924. 
9  Jaurès-Feier in Paris. Berichte in: Vorwärts, 41, Jg. Nr. 358 und 359, jeweils 1. August 1924. Löbe hatte in 

seine Rede eine moralische, aus den Kriegszerstörungen herrührende (sich also nicht aus einer Kriegs-

schuld ergebende) Verpflichtung Deutschlands zu Reparationszahlungen erwähnt, was ihm die Kritik der 

Rechtspresse eintrug. Indessen ließ auch die liberale Vossische Zeitung, Nr. 356, 29. Juli 1924 einen ho-

hen Regierungsbeamten zu Wort kommen, der diese Pflicht ebenfalls bestritt und von Deutschland als dem 

nur „angeblich“ Mindergeschädigten schrieb. Ministerialrat Kurt Häntzsch, Sachverständigen-Gutachten 

und Kriegsschuldlüge. Der Autor wandte sich vor allem gegen den von rechts erhobenen Vorwurf, mit der 

Annahme des Gutachtens würde Deutschland nun freiwillig die „Kriegsschuldlüge“ akzeptieren. 
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gerichtet war.“10 Deutlicher noch der Schrei, der sich in einem am 5. Juli 1924 an Mary Gerold, 

die er wenig später heiratet, nach Deutschland geschriebenen Brief findet: „Da ist im Fort Vaux 

ein Verbandsraum [...] wenn da einer nicht als Pazifist rauskommt, dann ist er eben ein 

Schwein.“11 

Tucholskys Verdun-Artikel mündet in eine scharfe Anklage gegen alle, die seit August 1914 

die öffentliche Meinung mit ihren mordspatriotischen Appellen traktiert hatten. „Gibt es eine 

Zeitung“, fragt er, „die heute noch, immer wieder, ausruft: ‚Wir haben geirrt! Wir haben uns 

belügen lassen?‘ Das wäre noch der mildeste Fall. Gibt es auch nur eine, die nun den Lesern 

jahrelang das wahre Gesicht des Krieges eingetrommelt hätte, so wie sie ihnen jahrelang diese 

widerwärtige Mordbegeisterung eingebläut hat? ... Habt ihr einmal, ein einziges Mal nur, we-

nigstens nachher die volle, nackte, verlaust-blutige Wahrheit gezeigt? Nachrichten wollen die 

Zeitungen, Nachrichten wollen sie alle. Die Wahrheit will keine.“12 Auf die Zeitspanne, die seit 

dem Ende des Krieges vergangen ist, nennt er wenig später, in einem am 5. Februar 1925 in 

Paris geschriebenen Text, die Deutschen „eine seit sechs Jahren verhetzte Nation, die heute 

noch nicht anerkennen will, dass sie den Krieg verloren hat“. Deutschland, so sein Befund, hat 

sich „nicht gewandelt“.13 

Riskieren wir also, vorgewarnt, einen Blick in die Ausgaben deutscher Tageszeitungen aus eben 

jenen Tagen. Fragen wir, ob Tucholsky nicht, verbittert, übertrieb, ob es ihm nicht an Unter-

scheidungsvermögen mangelte. Selbstredend: Zehn Jahre nach Beginn und kaum mehr als fünf 

nach dem Ende dieses Krieges konnte in Deutschland – und nicht nur hier – niemand öffentlich 

nach Revanche und neuem Krieg rufen, so viele es auch danach gelüsten mochte. Das verbot 

sich angesichts der außenpolitischen ebenso wie der innenpolitischen Situation und wäre unter 

militärischem Gesichtspunkt mehr als lächerlich gewesen. Die Betonung lag in der liberalen, 

republikanischen und der sozialdemokratischen Presse auf der Beteuerung, das Volk will kei-

nen Krieg und es hätte auch 1914 keinen Krieg gewollt. Pazifistische Töne dominierten. Bilder 

eines kommenden Europas des Friedens und der Verständigung wurden aufgerufen, wenn auch 

durchaus in leisen Tönen. Kämpferisch anmutende Forderungen wie „Nie wieder Krieg“ oder 

„Krieg dem Kriege“, letzterer Titel des im gleichen Jahre 1924 erscheinenden Foto-Text-Bu-

ches von Ernst Friedrich14, schienen in den Balkenzeilen und den Texten der Zeitungen, sieht 

man von den erwähnen Berichten des Vorwärts über die Veranstaltungen und Wien und Paris 

ab, nicht auf. Der Friede wurde als eine Aufgabe dargestellt, die zugleich die Erfüllung eines 

Vermächtnisses der Toten, die meist Gefallene genannt wurden, bedeute. Diese Traditionslinie 

wurde auf bemerkenswerte Weise gezogen. Die deutschen Weltkrieger hätten für eine glückli-

che Zukunft Deutschlands gekämpft, nun müsse ihr Ziel unter schwierigen Bedingungen durch 

Arbeit im Frieden angestrebt werden. Arbeit für den Wiederaufstieg Deutschlands und dazu 

Einigkeit aller Deutschen, wie im Kriege bewährt, das wären weitere Vermächtnisse. Die Toten 

hätten etwas begonnen, hieß es, was „wir“ nun vollenden müssten.15 Die Herstellung dieser 

Verbindung zwischen den Handelnden und ihrer Tat und einem ihnen zugeschriebenen – also 

nicht schriftlich oder sonst glaubhaft überlieferten und folglich nicht nachprüfbarem – Ver-

mächtnis erweist sich stets als anfällig. Denn: Zu ihren Gunsten können Beweise nicht ange-

führt werden und so kommen „andere“ mit einer abweichenden, ja entgegengesetzten Deutung 

wie auch in diesem Falle geschehen und erklären, es sei die verpflichtende Erbschaft der toten 

Frontkameraden, den Krieg bei erster günstiger Gelegenheit wieder aufzunehmen. Diese sprach 

 
10  Vor Verdun. In: Kurt Tucholsky, Bd. 3: Mit 5 PS. Auswahl 1924 bis 1925. Berlin 1970, S. 85. 
11  Brief an Mary Gerold vom 5. Juli 1924. In: Kurt Tucholsky, Briefe. Auswahl 1913 bis 1935, Berlin 1983, S. 

139. 
12  Vor Verdun. A. a. O., S. 89. 
13  Zwischen den Kriegen. In: Kurt Tucholsky, Bd. 3, S. 458 u. 462. 
14  Das außergewöhnliche Buch ist eben wieder erschienen: Ernst Friedrich, Krieg dem Kriege. Mit einem 

Vorwort von Gerd Krumeich, München 2004. 
15  Germania, Nr. 331, 3. August 1924. Leitartikel. 
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sich 1924 in einem gewiss für die Art des Erinnerns – man möchte sagen: noch – untypischem 

Beitrag der Zeitung Fridericus aus. Sie veröffentlichte auf ihrer Frontseite ein Gedicht unter 

dem Titel „Mutterklage“16, das in den Versen endete: 

Und wenn zurück er käme 

Und dann wie damals nähme 

So stolz das Schwert zur Hand  

In schmerzlichem Umfassen 

Würd’ ich ihn wieder lassen 

Für’s heilge Vaterland. 

Derart gruselige Vorstellung, deren Pflegerinnen Tucholsky „Zuhälter des Vaterlandes“17 nannte, 

war wohl nur wenigen Witwen und auch den Müttern nicht zuzumuten, die ihre Söhne vielfach 

physisch und mehr noch an ihrer Seele verletzt aus dem Kriege zurückbekommen hatten. 

Der Ruf nach Einigkeit, laut ergangen auf der Staatskundgebung in Berlin, gesteigert in die 

Beschwörung des „Volksgeistes von 1914“18, der wiederbelebt werden müsse, betraf ein fernes 

Wunschbild. Er erging in ein sozial, politisch und geistig tief gespaltenes Land. Denn über kein 

Großthema waren die Deutschen uneiniger als über diesen Krieg, seine Ursachen und die 

Kriegsschuldigen, die Gründe der Niederlage und deren Folgen. Aus den Auseinandersetzun-

gen um dieses unauslöschlich im Bewusstsein der Mehrheit lebende Ereignis suchten unter-

schiedliche politische Kräfte ihren Vorteil zu schlagen. Der zehnte Jahrestag führte natürlich 

nicht zur Einstellung der Kämpfe, er nährte und belebt sie vielmehr zusätzlich. Sie kreisten 

insbesondere um die Frage nach der Kriegsschuld und deren Festschreibung durch die Sieger 

im Versailler Vertrag und – dies aber deutlich weniger – um die Legende vom Dolchstoß. 

Nur ganz vereinzelt und aus taktischem Kalkül entstanden, waren in Deutschland bürgerliche 

Stimmen aus der politischen Mitte zu vernehmen, die sich gegen das permanente und heraus-

fordernde Hochspielen der Kriegsschuldfrage wandten, weil sie sich davon wenig Gewinn im 

Ausland versprachen. Im Gegenteil: die Attacken der Deutschnationalen gegen den einschlägi-

gen Artikel des Versailler Vertrages würden geradezu bewirken, dass deutsche Interessen Scha-

den nähmen. In der in diesem Zusammenhang präsentierten Vorrangliste figurierte die Kriegs-

schuldenfrage vor der Kriegsschuldfrage, was doch besagte, die Bedingungen, unter denen das 

deutsche Kapital produzieren, handeln und profitieren konnte, waren vor allem zu bessern und 

dafür notwendige Verhandlungen mit den Siegern sollten nicht durch die zweitplatzierte For-

derung erschwert oder zum Scheitern gebracht werden. 

Die so argumentierten und verlangten behutsam und mit Vorsicht vorzugehen, meinten zudem, 

dass ein Wandel in der Haltung der einstigen Kriegsgegner Zeit brauche. Diese seien doch selbst 

Gefangene der in ihren jeweiligen Staaten seit den Tagen des Kriegsbeginns verbreiteten Ver-

sion eigener vollkommener Unschuld und dieser Glaube solle natürlich Briten und Franzosen 

erhalten bleiben. Verwiesen wurde auf Stimmen in Frankreich und in Großbritannien, die dort 

für eine wahrheitsgemäße Erforschung der Kriegsursachen eintraten und die eigene Regierung 

von der Frage nach der Kriegsschuld nicht ausnahmen. Auch würden die Dokumente aus den 

Archiven der Kriegsgegner eines Tages sprechen.19 

 
16  Fridericus, Jg. 3 Nr. 31, 1. August-Ausgabe. 
17  Kurt Tucholsky, Gesammelte Werke, hg. von Mary Gerold Tucholsky und Fritz J. Raddatz, Reinbek 1975, 

Bd. 5, S. 268 f. 
18  Die Demokratie zum 3. August“, so die Überschrift eines Aufrufes der Deutschen Demokratischen Partei, 

unterzeichnet von Erich Koch (Weser), Vorsitzender der Reichstagfraktion, Anton Erkelenz, Vorsitzender 

des Parteivorstandes, und Hermann Fischer, stellvertretender Vorsitzender. In: Vossische Zeitung, Nr. 

365, 2. August 1924. 
19  Die Kriegsschuldfrage. In: Vossische Zeitung, Nr. 306, 29. Juni 1924. 
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Im Reich dominierte nichtsdestoweniger die Verwertung des Themas in den Parteikämpfen und 

das sicherte ihm Bestand. So stellte mit Bezug auf die in London bevorstehenden Reparations-

verhandlungen im bayerischen Landtag die Rechte den Antrag, die deutsche Delegation solle 

dabei die Kriegsschuldfrage aufrollen. Der Vorstoß scheiterte indessen am Votum der sozial-

demokratischen, kommunistischen und von Abgeordneten der Freien Vereinigung.20 Militante 

Gruppen traten gerade in den Tagen der Erinnerung an den Kriegsbeginn demonstrativ gegen 

Bekundungen der Versöhnung mit den einstigen Gegnern auf, so in Hagen/Westfalen, wo eine 

Veranstaltung mit dem Generalsekretär der französischen Liga für Menschenrechte stattfinden 

sollte, zu der die Deutsche Friedensgesellschaft eingeladen hatte. Sie konnte angesichts gewalt-

tätiger Drohungen der Vaterländischen Verbände nicht stattfinden.21 

Bei allen Kontroversen und Kämpfen um das Kriegsbild wich die Art und Weise der Rückbli-

cke nicht vollständig voneinander ab. Es äußerte sich in der Presse von der Sozialdemokratie 

bis zu den Deutschnationalen trotz aller Fehden und Beschimpfungen auch stillschweigendes 

Übereinstimmen, das freilich von den Konsumenten der Zeitungen weniger bemerkt worden 

sein mag, denn es war die Einigkeit im Weglassen. Sie betraf – um an Tucholskys Wortwen-

dung zu erinnern – die „volle, nackte, verlaust-blutige Wahrheit“ über den Kriegsalltag. Keine 

Zeitung, die geschildert hätte, in welches elende Dasein die Millionen deutscher Männer und 

Jünglinge gestürzt worden waren. Keine Zeichnung, kein Foto, die davon Zeugnis gegeben hät-

ten. Es mag sich darin subjektiv in Redaktionen in diesen Tagen eine Art von Rücksichtnahme, 

von Pietät geäußert haben, die objektiv aber auf das Unterschlagen der Wahrheit hinauslief und 

in manchen, unbestimmbaren Fällen doch auch rechtens als beabsichtigt vermutet werden darf. 

Nicht, dass von Toten, Verkrüppelten, Verwundeten nicht geschrieben worden wäre. Die zehn 

Millionen Toten des Krieges wurden ebenso erwähnt wie die zwei Millionen hervorgehoben, 

die davon Deutsche waren. Doch diese Leichen der Schlachtfelder oder auch die von ihnen nur 

existierenden, begrabenen oder verscharrten Reste wurden mit einem Wortschwall für die einen 

sanft zugedeckt, für andere ohne allzu großes Erschrecken oder Entsetzen wahrnehmbar ge-

macht. Es waren das nämlich „unsere Helden“, unsere „Söhne, die ihr Leben im Kampf für das 

Vaterland hingaben“, die „Heldentum“ bewiesen hatten, deren in „stolzer Trauer“ zu gedenken 

war, im Bewusstsein der „Größe ihres Opfers“, des „hohen Zieles, dem sie ihr Leben weihten“, 

so der Wortschwall eines, des Leitartikels der Zeitung des Zentrums Germania.22 Schon am 

Tage zuvor hatte das Blatt religiös eingefärbten Trost gespendet, als es andeutete, dass dieses 

wie alles geschichtliche Geschehen doch Teil eines „höheren Weltenplans“ gewesen sei.23 

In das politische Zentrum der Beiträge war und blieb die Kriegsschuldfrage gerückt, in der sich 

zwei Meinungen voneinander abhoben. Die eine leugnete jeden deutschen Anteil am Zustan-

dekommen des Krieges, dessen Beginn meist mit der Vokabel „Kriegsausbruch“ bezeichnet 

wurde, eine Kennzeichnung, zu der Bertolt Brecht das Nötige gesagt hat, als er Ziffel, einem 

der Partner aus den Flüchtlingsgesprächen, die Bemerkung in den Mund legte: „Das Wort ‚aus-

gebrochen‘ besagt alles. Man gebraucht es hauptsächlich für Seuchen, und es liegt drin, dass die 

keiner gemacht hat und nur keiner hat verhindern können.“ Hier nun allerdings wurden Macher 

benannt, ausnahmslos Nichtdeutsche. Die andere räumte einen Anteil der Kriegsschuld ein, der 

dem kaiserlichen Deutschland gehöre. Deren Verfechter vergaßen nie das Die-anderen-auch. 

Niemand hingegen sprach dem Reich und dessen Führungsschichten einen besonderen, gar her-

ausragenden Beitrag zum Weg in die Kriegskatastrophe zu, den sie in Wahrheit doch geleistet 

hatten. Verbreitet waren auch Darstellungen, mit denen die Vorgeschichte des Krieges wort-

reich in Nebelwolken gehüllt wurde, wofür als Beispiel die Darstellung der Germania stehen 

 
20  Vossische Zeitung, Nr. 362, 1. August 1924. 
21  Vossische Zeitung, Nr. 376, 9. August 1924. 
22  Germania, Nr. 321, 3. August 1924. 
23  Hughes. Leitartikel in: Ebenda, Nr. 319, 2. August 1924. 



670 

mag, es habe „ein kranker Geist“ und zwar der „Geist des Misstrauens“ die Völker in den Krieg 

– das war eine auch von Lloyd George gebrauchte Formulierung – hineinstolpern lassen.24 

Die Leugner jedweder deutschen Kriegsschuld waren diejenigen, die einst das Kriegsgeschrei 

am lautesten hatten ertönen lassen, unverfrorenste Eroberungspläne verfochten und lange Zeit 

die größten Illusionen über die Erreichbarkeit des Siegfriedens gehegt hatten. Ihre Position 

wurde in der Tageszeitung des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) besonders aggressiv 

vertreten, einem Tagblatt, das sich schon durch ihren Namen Der Deutsche von den sich als 

Internationalisten verstehenden Mitgliedern des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 

(ADGB) abgrenzte. Auf den Krieg hätten die „Kriegstreiber des Panslawismus“ und Deutsch-

lands „gefährliche und gerissene Gegenspieler“ hingearbeitet, die einmal den Namen „pansla-

wistisch-französische Clique“, dann wieder die Bezeichnung „die russische Großfürstenclique“ 

erhielten und für die wohl stellvertretend auf die Rolle von Delcassé25, Poincaré26 und Is-

wolski27 verwiesen wurde. Deutschland hingegen habe ein „zielbewusster kriegerischer An-

griff“ vollkommen fern gelegen. Was im Kaiserreich an Erklärungen aus Vorkriegszeiten von 

imperialistischem Eroberungsgelüst zeugte, wurde als unbedachte und tönende Worte deut-

scher Führer eingestuft, Äußerungen, die gleichsam, nie ernst gemeint gewesen wären. Diese 

Führer seien freilich für ein „schlechtes deutsches diplomatisches System“ verantwortlich ge-

wesen, das mit seinen Fehlern und Unterlassungen den kriegsinteressierten Feinden die Ver-

wirklichung ihres Vorhabens erleichtert und es ihnen zudem noch ermöglicht hätte, das Reich 

obendrein in der Wahrnehmung des Auslands als den Staat erscheinen zu lassen, der den Krieg 

begonnen habe. In Wahrheit wäre ein deutscher „Notwehrkampf“ unvermeidlich geworden, der 

nach einem „Notwehrkriegsplan“, das meinte das Konzept Schlieffens, geführt worden sei.28 

Das war exakt das Vokabular der ersten Kriegstage, wie es etwa Reichskanzler Theobald von 

Bethmann Hollweg gebraucht hatte. 

Am folgenden Tage wurde in Der Deutsche gleichsam nachgelegt und eine totale Apologie auf 

jene Schritte gedruckt, mit denen Deutschland den Krieg eröffnet hatte. Die Bedrohungssituation 

in der es sich befunden habe, wurde nun so beschrieben: „Man war in der Lage eines Jägers, auf 

den von der einen Seite ein Bär zugetrottelt kommt, während unmittelbar neben ihm auf der an-

deren Seite ein Wolf liegt, der im Begriff ist, aufzuspringen.“ Der Bär stand, wie üblich, für Russ-

land, während der gallische Hahn, der als Räuber nicht gut hingehen konnte, in einen Wolf um-

gewandelt worden war. Nun hätte sich Deutschland, da dieser behänder als jener, natürlich zuerst 

des Wolfes erwehren und also seine Offensive gegen Frankreich richten müssen. Jeder diploma-

tische und militärische Akt sei in jenen zeitigen Augusttagen jedenfalls folgerichtig und anders 

gar nicht denkbar gewesen, die Kriegserklärung an Russland als Auftakt, das an Frankreich ge-

richtete Ultimatum und schließlich das Eindringen in Belgien.29 So habe sich entwickelt, was in 

einer folgenden Ausgabe der „Notsturm der Augusttage“ hieß.30 Schließlich mischten die christ-

 
24  Geist des Misstrauens. Leitartikel in: Germania 54. Jg., Nr. 319, 2. August 1924. 
25  Theophile Delcassé war von 1897 bis 1905 Außenminister Frankreichs und ein Fürsprecher der Revanche 

für 1870/71. In Erwartung eines kriegerischen Konflikts mit Deutschland wurde er einer der Architekten 

des Bündnisses zwischen Frankreich und Großbritannien. Die 1904 zwischen den beiden Staaten ge-

schlossene „Entente cordiale“ galt den deutschen Nationalisten als eine der Ursachen für Deutschlands 

Kriegsniederlage. 
26  Raymond Poincaré war von 1913 bis 1920 Staatspräsident Frankreichs, vordem kurzzeitig Ministerprä-

siden, und hatte der Festigung der französisch-russischen Beziehungen und der Entente besonderes Au-

genmerk geschenkt. Er war dann maßgeblich an der Fixierung der Bestimmungen des Versailler Vertrages 

beteiligt. Als solcher gehörte er zu den in deutschnationalen Kreisen meist gehassten Politikern des Nach-

barlandes und des Auslands überhaupt. 
27  Alexander Petrowitsch Iswolski war russische Außenminister. 
28  Die Krise der letzten Julitage 1914. In: Der Deutsche. Tageszeitung für deutsche Volksgemeinschaft und 

für ein unabhängiges Deutschland. 4. Jg., Nr. 178, 31. Juli 1924. 
29  Dr. Eugen Fischer, Die Kriegserklärung an Russland. In: Der Deutsche, 4. Jg., Nr. 179, 1. August 1924. 
30  Leitartikel in: Der Deutsche, 4. Jg., Nr. 181, 3. August 1924. 
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lich-nationalen Publizisten in ihre Rechtfertigung eine aufs Taktische begrenzte Kritik. Die 

Reichsführung hätte in dieser Situation rascher handeln müssen. Zu spät habe sie auf die russische 

Mobilmachung mit der Formierung ihrer eigenen Kräfte reagiert, was doch wohl bedeutete, es 

hätte früher in Belgien eingefallen, entschlossener auf Paris zu marschiert werden müssen, dann 

wäre der Wettlauf als der die Kriegseröffnung dargestellt wurde, gewonnen worden.31 

Die kaiserliche Regierung kam in diesen Betrachtungen, was ihre Taktik zwischen Ende Juni 

und Anfang August 1914 anlangte, nicht gut weg. Die deutsche Politik sei nach Bismarcks 

Ausscheiden und bis 1914 „spottschlecht“ und „dilettantisch“ geführt worden, habe ihr Absicht, 

für den Frieden zu wirken, „mit verkehrten Mitteln“ verfolgt und „beinahe Friedenspolitik um 

jeden Preis“ betrieben, „die sich gerade dadurch um jeden Preis in den Krieg hineinma-

növrierte“.32 Wieder und wieder beteuerten Autoren die völlige Abwesenheit von Kriegswille 

und Kriegsabsicht auf der deutschen Seite, der, nicht ohne eigenes Verschulden, aber die Rolle 

des Angreifers zugeschoben wurde.33 Bemüht wurde das Bild von der Falle, in welche die deut-

schen Politiker hineingetappt wären. Auch Theodor Wolf, Chefredakteur des Berliner Tage-

blatt, das der Deutschen Demokratischen Partei nahestand und vor allem von liberal gesinnten 

Angehörigen der Intelligenz gelesen wurde, zeigte auf die Tölpel, auf die Iswolski und Poincaré 

nur gewartet hätten.34 

Die Frage, ob es im Reich in den Vorkriegsjahren Gruppen und Kasten gegeben habe, die den 

Krieg als ein Mittel betrachtet hätten, ihre Interessen und Ziele durchzusetzen, blieb ungestellt. 

So wurde an diesem Jahrestag nur fortgeschrieben, was Wochen vorher schon Zeitungsspalten 

füllte. Denn am 28. Juni, der Tag war geschichtlich in jüngster Zeit doppelt besetzt worden als 

Datum der Ermordung des österreichischen Erzherzogs in Sarajewo 1914 und als Tag der Un-

terzeichnung des Friedensvertrages in Versailles 1919, hatten mehrere Redaktionen sich mit 

dem sogenannten Kriegsschuld-Paragraphen des Diktats befasst. Anlässlich des 5. Jahrestag 

der Unterzeichnung durch die herbei beorderten deutschen Delegierten hatte im Plenarsaal des 

Reichstags eine Kundgebung des Arbeitsausschusses deutscher Verbände stattgefunden, an der 

auch Reichskanzler Wilhelm Marx und Außenminister Gustav Stresemann teilnahmen. In einer 

Entschließung wurde die „Lüge von der deutschen Schuld am und im Kriege“ zurückgewiesen, 

die wie „ein Fluch auf der Welt laste“, und erklärt, dass den deutschen Politikern die Unterschrift 

„in einer wehrlosen Stunde abgepresst“ worden sei.35 Die Presse der Liberalen formulierte nicht 

anders, wenn sie von der „infamen Kriegsschuldklausel“ und der „ungeheuerlichsten Ge-

schichtsfälschung“ schrieb, die der Vertragstext enthalte, und sich jeder wägenden Stellung-

nahme enthielt.36 Während das Dokument in der Germania ein „Unrechtsmonstrum“ hieß37, 

bezeichnete es der Vorwärts als „unmoralisch“, schrieb von „angeblicher Schuld am Kriegs-

ausbruch“, attestierte der deutschen Regierung, dass sie „gar nicht kriegslustig“ gewesen sei und 

 
31  Alfred von Wegerer, Leiter der Zentralstelle zur Erforschung der Kriegsursachen. In: Der Deutsche, 4. Jg., 

Nr. 180, 2. August 1924. 
32  Willy Helpach (Badischer Minister für Kultur und Unterricht), Dies bis ater. In: Vossische Zeitung, Nr. 

304, 28. Juni 1924. 
33  Albert Ritter, Die Rolle des Angreifers. In: Vossische Zeitung, Nr. 363, 1. August 1924. Zugleich ließ das 

Blatt seinen Autor die Frage erörtern, wie Deutschland gesiegt haben könnte. Dessen Antwort unter Be-

rufung auf eine Aussage Bismarcks über Moltke d. Ä.: Wenn es nicht dem Schlieffenplan gefolgt, sondern 

sich im Westen verteidigt und im Osten offensiv geworden wäre. 
34  Theodor Wolf, Vor zehn Jahren. In: Berliner Tageblatt – Wochen-Ausgabe für Ausland und Übersee, 13. 

Jg., Nr. 32, 7. August 1924. 
35  Bericht in: Berliner Tageblatt, Wochen-Ausgabe für Ausland und Übersee. 13. Jg. Nr. 27 29. Juni 1924. 

Siehe auch den Bericht „Der Tag von Versailles“ in: Vossische Zeitung, Nr. 307, 30. Juni 1924. 
36  Vossische Zeitung, Nr. 304, 28. Juni 1924. Gelegentlich wurde, wie in der Ausgabe Nr. 306, 29. Juni 1924 

in einem „Die Kriegsschuldfrage“ überschriebenen Artikel eben erwähnt, Deutschland sei nicht von jeder 

Schuld frei, ohne jedoch darüber in nähere Erörterung einzutreten. 
37  Der 28. Juni 1919. In: Germania, 54. Jg., Nr. 259, 28. Juni 1924. 
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übernahm das Bild des später zum Großadmirals ernannten Chef des Reichsmarineamtes Alfred 

von Tirpitz, wonach Deutschland in den Krieg hineingeschlittert wäre. 

Wiewohl in der deutschen Sozialdemokratie der Geist materialistischer Analyse geschichtlicher 

Entwicklungen noch nicht vollständig erloschen war, reduzierte auch deren führendes Organ 

die Darstellung des Vorkriegs ganz auf den Bereich des Politischen und der Diplomatie und 

drang allenfalls bis zu Strukturfehlern auf der Staatsebene des Kaiserreichs vor, die sich aller-

dings verhängnisvoll auf Entscheidungen von großer Tragweite ausgewirkt hätten. Das Licht 

der Scheinwerfer und die Vergrößerungsgläser wurden auf Personen gerichtet, auf „Unverant-

wortliche“, die irgendwelche nicht benannten Verantwortliche vorwärts gestoßen hätten. Ja, das 

ließ sich in mehreren Artikeln verschiedener Zeitungen lesen, das Deutsche Reich hätte es ver-

säumt, die Politik des österreichischen Verbündeten zu bremsen, unter dessen Politikern den 

Außenminister Leopold Graf Berchtold38 und den Generalstabschef Franz Conrad von Hötzen-

dorf39 eine besondere Schuld träfe. Und – zurückkehrend zum Anliegen des Beitrags – hieß es, 

„Hetzer und Intriganten“ habe es „in allen Lagern gegeben. Etwas überraschend kam der Autor 

zu dem Schluss, dass das Reich eine erhebliche Mitschuld am Kriegsausbruch träfe, was die 

„schärfste Verurteilung des alten Systems“ rechtfertige.40 

In diese Kerbe – Deutschland sei am Kriege keineswegs allein schuld – schlug des Weiteren ein 

Artikel Eduard Bernsteins, der indessen auch nicht nach Kriegsursachen lotete, sondern zur Zu-

rückweisung der Alleinschuld-These einzig eine ausländische Stimme in extenso präsentierte.41 

Nur drei Tage später konnten die Leser des Vorwärts im Leitartikel aus der Feder eines zum 

Friedensanhänger gewordenen Weltkriegsoffiziers wieder anderes lesen und dort auf die kryp-

tische Wendung stoßen, der Krieg sei über uns gekommen „wie der Dieb in der Nacht“.42 Nur 

mit Wehmut mochten belesene Sozialdemokraten an die Analysen denken, die Marx und Engels 

über die Ursachen geschrieben hatten, aus denen die Kriege hervorgegangen waren, zu deren 

Zeitgenossen die beiden gehört hatten – der Krimkrieg, der Bürgerkrieg in den USA, die Kriege 

von 1864, 1866 und 1870/71 und weitere. Daran erinnerte, schwach, der die erste Seite füllende 

Aufmacher des Vorwärts unter der Balkenüberschrift „Den Toten des Weltkrieges“. Es habe, 

wurde da bemerkt, auf deutscher Seite „wahnsinnige Eroberungspläne“ gegeben, als deren Au-

toren und Verfechter die Alldeutschen genannt wurden. Wucherer und Kriegslieferanten wurden 

apostrophiert, die sich im Kriege bereichert hätten, ohne dass die Kriegskredite erwähnt wur-

den, aus deren Kasse sich doch diese erst hatten bedienen können. „Kreise“, die nicht bei ihren 

Namen genannt wurden, hätten so „Schuld am Volke“ auf sich geladen. Erinnert wurde, ohne 

dass der Begriff Revolution fiel, an die Hoffnungen, die sich mit dem Sturz des Kaiserreiches 

verbunden hatten. Indessen sehe man sich nun dem Kapital gegenüber, das mächtiger kon-

zentriert sei als 1914, und obendrein gelernt habe, „auch die demokratische Republik seinen Zie-

len nutzbar zu machen“. Apodiktisch war dann formuliert: „Ohne Sozialismus kein Friede, ohne 

Herrschaft der Arbeiterklasse keine Verhinderung neuer Kriege.“ Als Bekenntnis zu grundstür-

zenden gesellschaftlichen Umwälzungen mögen solche Sätze in der Parteimitgliedschaft gelesen 

worden sein, doch waren sie damit weit überinterpretiert, denn im Weiteren wurde das „aktive 

Eingreifen in die Staatsgeschäfte“ als Weg zur Ausrottung der Kriege bezeichnet.43 

 
38  Berchtold, vordem Botschafter in mehreren Hauptstädten Europas, bekleidete das Amt des Außenminis-

ters der k.u. k Monarchie von 1912 bis 1915 und besaß maßgeblichen Anteil an der auf den Krieg gegen 

Serbien zielenden provokatorischen Politik, die in den Weltkrieg mündete. 
39  Conrad von Hötzendorf war von 1912 bis 1917 Generalstabschef der k. u. k. Armee und gehörte zu jener 

Gruppe am Wiener Hof, die die Weichen 1914 auf Krieg stellte. 
40  Vorwärts, 41. Jg. 28. Juni 1924. 
41  Eduard Bernstein, Morel und die Kriegsschuld. In: Vorwärts, 41. Jg. Nr. 354, 30. Juli 1924. 
42  Hermann Schützinger, Der Anfang und das Ende. Zum Tage des Kriegsbeginns. In: Vorwärts, 41. Jg. Nr. 

361, 2. August 1924. 
43  Den Toten des Weltkrieges. In: Vorwärts, 41. Jg. Nr. 362, 3. August 1924. 
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Während in diesen Beiträgen des Vorwärts die Haltung des Parteivorstandes und der Reichs-

tagsfraktion der Sozialdemokratie Ende Juli/Anfang August 1914 auch nicht in einem Neben-

satz erwähnt wurde, nahm dann doch ein Artikelschreiber dieses Thema auf. Philipp Scheide-

manns Text begann mit einer grotesk anmutenden Interpretation der antisozialdemokratischen 

Vorkriegshetze der damaligen Machthaber. Die Diffamierung der Sozialdemokraten als vater-

landslose Gesellen hätte den Feinden Deutschlands geradezu als eine Einladung geklungen, 

wäre ihnen so doch der Gedanke suggeriert worden, dass ein Drittel der Deutschen sich dem 

Kriegsdienst verweigern würde. Dann habe sich im „unglückseligen Krieg“ anderes gezeigt. 

Die deutsche Arbeiterschaft durfte nicht zulassen, dass Deutschland Kriegsschauplatz wurde, 

die „russische Dampfwalze“ hereinbrach und Russen und Franzosen sich in Berlin getroffen 

hätten. Also, mochte sich ein kritischer Leser denken, blieb den deutschen Proletariern nichts 

anderes übrig, als den Krieg über die Grenzen in das Land ihrer Klassengenossen zu tragen. 

Von der Landesverteidigung zum Verständigungsfrieden und von da zu Nie-wieder-Krieg, so 

charakterisierte Scheidemanns Totalapologie die strategische Linie der Sozialdemokratie, an 

die sie sich auch gehalten hätte, wie durch ihre Friedensinitiativen bewiesen sei. Das offizielle 

Presseorgan des Parteivorstands der Sozialdemokratie stellte sich mit seinen Weltkriegsbildern 

wie ein Selbstbedienungsladen dar, in dem sich die Genossen geistig mit dem ihnen jeweils 

passenden versorgen konnten. 

Was die Presse von deutschnational rechts bis zu sozialdemokratisch links nebst der Praxis des 

Weglassens und der Verweigerung tieferer sozialer Analysen auch noch „einte“, war die absolute 

Verweigerung jedweder kritischen Untersuchung der eigenen Rolle in Vorkriegskrise und im 

Krieg. Nicht, dass das Pensum, dasselbe, nicht, dass die geschichtliche Last gleich schwer gewe-

sen wäre. Aber jedes und jede für sich genommen gab Denkstoff doch genug. Diese Haltung 

wurde begünstigt, wenn nicht erst ermöglicht dadurch, dass auch die deutschen Historiker jede 

Kritik an der Rolle des Reiches unterließen, damit ihre eigene Haltung während des Krieges wah-

rend und verteidigend. Und das setzte sich im etablierten Teil der Zunft bis in die Jahre nach dem 

Zweiten Weltkrieg fort.44 Tucholsky hatte uneingeschränkt recht, als er das Ausbleiben auch der 

mildesten Form eines selbstkritischen Bekenntnisses konstatierte. Ja, es wurde nicht einmal ein 

Irrtum eingestanden. Diese Haltung, die Christen Unbußfertigkeit nennen, und den deutschnatio-

naler Geist als Trotz und Trutz feierte, hatte am 3. August auch die erwähnte Kundgebung vor 

dem Reichstagsgebäude geprägt. Mit dem Blick auf derlei Kontinuitäten, die sich im Denken und 

in Taten erkennen ließen, konnte Tucholsky urteilen, Deutschland hat sich „nicht gewandelt“. 

Und dann waren da noch die Kommunisten, die bei den Reichstagswahlen im Mai 1924 nahezu 

3,7 Millionen Wählerstimmen gewonnen hatten, von denen sie bis zu der noch im gleichen Jahr 

im Dezember erfolgenden erneuen Wahl eine Million verloren, und ihre Parteizeitung Die rote 

Fahne. Nicht nur gemessen an dem begrenzten Platz, den ihre Ausgaben verglichen mit anderen 

Zeitungen aufwiesen, sondern auch absolut befasste sich Ende Juli/Anfang August 1924 keine 

andere deutsche Tageszeitung derart intensiv mit dem Rückblick in die Tage des Kriegsbeginns. 

Dabei standen dieser Redaktion geschulte Spezialisten, die sich in die Flut der Dokumenten- und 

anderen Publikationen beruflich vertieft hatten, als Autoren nicht zur Verfügung. Die Zeitung 

hielt sich auch bei Details (wer in den kritischen Wochen, wann, wem, was gesagt, geschrieben 

oder verschwiegen hatte) nicht auf. Dass an dem Zustandekommen dieses Krieges alle beteilig-

ten Mächte Schuld trugen, dass für ihn „Großkapitalisten, Militaristen, Sozialpatrioten“ verant-

wortlich zu machen seien45, war unter Kommunisten keiner weiteren Begründung bedürftig und 

 
44  Darauf hat neuerdings auch Konrad H. Jarausch wieder verwiesen, wenn auch seine Erklärung, die auf das 

Erlebnis der Generationen abhebt und die aus dem Kaiserreich überkommene Grundhaltung der Ableh-

nung jeder Kritik an der Regierung zu kurz greift und die Übereinstimmung mit der herrschenden Ideologie 

und den Beitrag zu deren Entwicklung und Verbreitung nicht in Rechnung stellt. Jarausch im Interview 

mit dem Spiel, gedruckt auch in: Stephan Burgdorff/Klaus Wiegrefe (Hg.) Der Erste Weltkrieg. Die Urka-

tastrophe des 20. Jahrhunderts, München 2004, S. 257. 
45  Aufruf der KPD „Gegen den imperialistischen Krieg“ in: Die rote Fahne, 7. Jg., Nr. 80. 
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die eigenen Leser zur Auseinandersetzung mit subtilen Verzerrungen und Verfälschungen zu 

rüsten, lag außerhalb des Redaktionsplans. In der Zeitung, auch das unterschied sie von der 

Presse anderer Parteien, wurden Erinnerungen einstiger Weltkriegssoldaten gedruckt, die ihre 

Erlebnisse und mit ihnen das Kriegselend ungeschminkt darstellten.46 Veröffentlicht wurden 

Texte Wladimir I. Lenins aus den Kriegsjahren, die das Geschehen kommentierten und analy-

sierten.47 August Thalheimer schrieb einen ganzseitigen Artikel.48 Auf vier Druckseiten wurden 

Auszüge aus Beiträgen wieder bekannt gemacht, welche die sozialdemokratische Presse, der 

Vorwärts und Der wahre Jakob, zwischen 1914 und 1918 publiziert hatte.49 

Zwei geistige Stoßrichtungen traten hervor: Die eine wies gegen beruhigende Erklärungen über 

die Tendenz der internationalen, namentlich der europäischen Entwicklung und betonte, dass die 

Grundsituation, die in den August 1914 geführt habe, geschichtlich nicht überwunden sei. Hoff-

nungen auf Verständigung der Großmächte und den Völkerbund würden in die Irre führen. Die 

Kriegsgefahr in doppelter Gestalt existiere fort, sie bestehe zum einen in der Möglichkeit eines 

gemeinsamen Angriffs der kapitalistischen Mächte gegen die UdSSR, aber zum anderen auch in 

der eines „interkapitalistischen Konflikts“, wobei beider zeitliche Nähe übertrieben kurz bemes-

sen wurde.50 Die andere galt den einem Abschluss entgegen gehenden Verhandlungen über die 

Reparationsfrage und der Bewertung der Interessen, aus denen die später Dawes-Abkommen ge-

nannten Abmachungen hervorgehen würden. Sie wurden als die Unterwerfung Europas unter die 

Diktatur des US-amerikanischen Imperialismus charakterisiert und die in Deutschland arbeiten-

den Menschen als diejenigen, zu deren Lasten die Verwirklichung der Vereinbarungen ausschla-

gen müsste.51 So verband sich die Forderung gegen einen erneuten Krieg zu kämpfen mit der 

Konfrontation gegen die Abmachungen, die das Kapital zu treffen im Begriff stand. 

Keine andere Zeitung informierte derart ausführlich über die verschiedensten Initiativen im In- 

wie im Ausland, die sich mit dem Jahrestag verbanden. Derart wurde deutlich, wie zersplittert 

und zerfasert die auf den Frieden gerichteten Bestrebungen waren. Neben den gleichsam regie-

rungs- und behördlichen Veranstaltungen gab es solche der Sozialdemokraten, von pazifischen 

Organisationen und eben die eignen der Kommunisten. Letztere trugen offenkundig nichts bei, 

ideologische und politische Scheidewände nieder zu reißen, die nicht unüberwindbar zu sein 

schienen. Die kommunistische Losung lautete „Krieg dem Kriege“ und der könne nur auf dem 

Wege des Bürgerkriegs mit dem Ziel der proletarischen Revolution erfolgreich zu Ende ge-

bracht werden.52 Es sei die harte Wahrheit, dass eine andere Chance, Kriege abzuschaffen, nicht 

bestehe, ausgenommen diese, die als „proletarische Lösung“ bezeichnet wurde. Notwendig sei, 

erklärte ein zum bevorstehenden Jahrestag weisender Aufruf der kommunistischen Parteifüh-

rung, in Deutschland „den Weg der russischen Revolution“ zu gehen.53 

Gegenüber der eigenen Losung „Krieg dem Kriege“ wurde die von nichtkommunistischen 

Kriegsgegnern benutzte Parole „Nie wieder Krieg“ brüsk abqualifiziert. Sie wurde einem Pazi-

fismus zugerechnet, den entweder „bewusste Lügner“ oder „betrogene Betrüger“ verbreiten wür-

den. Letzteres galt aktuell den verschiedenen Verfechtern des Friedensgedankens, die sich in Ber-

lin in einem Aktionsausschuss zusammengeschlossen hatten und mit namhaften Rednern – Carl 

von Ossietzky, Stefan Grossmann, Walther Schücking, Mitglied der Deutschen Demokratischen 

 
46  Die rote Fahne, 7. Jg., Nr. 85, 2. August 1924. 
47  Die rote Fahne, 7. Jg., Nr. 86, 3. August 1924. 
48  Spartakus und der Weltkrieg. In: Ebenda. 
49  Ebenda. 
50  Die rote Fahne, 7. Jg. Nr. 86. Die Redaktion schrieb von der „unmittelbaren Nähe“ solcher Kriegsmöglich-

keiten. 
51  Aufruf des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale in: Die rote Fahne, 7. Jg. Nr. 82, 30. Juli 

1924. 
52  Die Aufmachung der Ausgabe vom 3. August 1924 lautete denn auch: Bürgerkrieg gegen imperialistischen 

Krieg. 
53  Die rote Fahne, 7. Jg., Nr. 80, 27. Juli 1924. 
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Partei und Aktivist in der Deutschen Liga für Völkerbund und im Deutschen Friedenskartell – 

zu Kundgebungen einluden. Eine davon, sie hatte in der Brauerei Friedrichshain stattgefunden, 

erhielt in der kommunistischen Zeitung ohne Begründung das Prädikat „interessant“. Auf ihr 

hatte Ignaz Wrobel gesprochen. Seine – d. i. Kurt Tucholsky – Distanz zur staatsoffiziellen Feier 

und zu deren Redner war zwar verklausuliert, aber so deutlich ausgefallen, dass daran auch mit 

dem strengen Maß der starren Antikriegsstrategie der Kommunisten nichts auszusetzen war. 

Die revolutionäre Partei hatte in Berlin in Moabit und anderen Stadtbezirken in den ersten Au-

gusttagen für eine Kette von Veranstaltungen die größten Säle gemietet und diese dann auch 

gefüllt. Mehrfach – vordem schon in Hamburg – sprach Henri Barbusse. Weitere französische 

und andere ausländische Gäste kamen zu Wort. Die Aktionen der Kommunisten während der 

Staatsfeier vor dem Reichstag – das Werfen von Flugblättern, das Absingen der Internationale 

u. a. – bewertete die Zeitung als großen Erfolg, was, denkt man an die dortigen Kundgebungs-

teilnehmer, eher zweifelhaft erscheinen musste. Es sei durch den Verlauf des Tages bewiesen, 

so dessen Bilanz, dass sich das deutsche Proletariat nie wieder zum Kanonenfutter eines Krieges 

machen lassen werde54, – eine Behauptung, die den Eindruck erweckte, als habe die Mehrheit 

der Arbeiterklasse zu den Ereignissen des Jahres 1914 und dem Verhalten der Sozialdemokratie 

bei Kriegsbeginn eine kritische Distanz schon gewonnen. Indessen war die politische Stoßrich-

tung der Kommunisten gerade dieser ihr Rivale, die Sozialdemokratie. 

Mehrfach wurde dem Vorwärts vorgehalten, dass er die Erklärung der Parteien der II. Interna-

tionale zum Jahrestag des Kriegsbeginns noch nicht veröffentlicht hatte, was schließlich am 29. 

Juli geschah, mit Kürzungen, die deren Autoren selbst für möglich, jedoch nur kleineren sozi-

alistischen Zeitungen als denkbar empfohlen hatte. Auch der Hinweis darauf, dass sich die deut-

sche Partei und ihre Zeitung mit Berichten über Aktivitäten verwandter ausländischer Parteien 

zurückhielt, war gerechtfertigt u. a. durch die dem Ereignis keineswegs angemessene kurze Be-

richterstattung über die größte Kundgebung, die eine sozialistische Partei in Europa zustande 

gebracht hatte – die schon erwähnte in Wien. Nun waren in der Erklärung der sogenannten 

Amsterdamer die Regierungen der Kriegsgegner Deutschlands keineswegs zu Friedenswilligen 

geschminkt, sondern ihnen zugeschrieben worden, dass sie ebenfalls fähig gewesen wären, den 

Krieg zu beginnen. Doch im Einklang mit dem Faktischen hatte es dann unmissverständlich 

geheißen, dass es die entscheidenden Kreise in der k. u. k. Monarchie und im deutschen Kai-

serreich gewesen waren, „eine Verbrecherbande“, die „mit kalter Berechnung die Lunte ans 

Pulverfass gelegt“ hätten.55 Das war die Sprache der Führer der deutschen Sozialdemokratie 

nicht. Selbst dort, wo der Text der II. Internationale der von den Kommunisten verfochtenen 

Ansicht nahe kam, ja mit ihr identisch war, wie beispielsweise in der Aussage, die Menschheit 

befände sich noch immer an jenem Abgrund, in den sie 1914 hinabgestürzt sei, wussten diese 

damit nichts anzufangen.56 Die II. Internationale galt in der Dritten als „Filiale der internatio-

nalen Börse“.57 Basta. Und auch das Verdienst der österreichischen Sozialisten diente der kom-

munistischen Zeitung einzig als Kontrastbild zur Tatsache, dass die Deutschen Vergleichbares 

nicht unternommen hatten, und wurde ansonsten unter „pazifistische Phrasen“ abgetan.58 

Fazit: Die Momentaufnahme, die sich von der eben fünf Jahre alten Weimarer Republik her-

stellen lässt, wenn die Erinnerung an den Weltkriegsbeginn in deren Zentrum gerückt wird, 

versprach für die Zukunft der deutschen Gesellschaft wenig Verheißungsvolles. Die Kräfte, die 

kritische Sicht auf den Krieg forderten und zum Ausgangspunkt der Politik machen wollten, 

zeigten sich in einer Minderheit, waren in sich uneins und trugen ihre Fehden aus. Der 3. August 

 
54  Die rote Fahne am Montag, 2. Jg., Nr. 10, 4. August 1924. 
55  So wird der Aufruf zitiert in: Die rote Fahne, 7. Jg. Nr. 82, 30. Juli 1924. 
56  Siehe den Verweis auf den Aufruf der II. Internationale in: Die rote Fahne, 7. Jg. 27. Juli 1924. 
57  Aufruf des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale in: Die rote Fahne, 7. Jg. Nr. 82, 30. 

Juli 1924. 
58  Die rote Fahne, 7. Jg. Nr. 81, 29. Juli 1924. 
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1924 erfuhr auch die Kennzeichnung als „Opfergedenktag“ und in ihr drückt sich, womöglich 

unbeabsichtigt, aus, dass von den Taten und ihrer Vorgeschichte nicht viel Aufhebens gemacht 

werden sollte. Helden und Opfer, Ehre und Ehrfurcht, Mahnung und Verpflichtung, letztere 

häufig mit einer Unschärfe behaftet, die jede Auslegung zuließ – so lauteten die (Ver-)Leitvo-

kabeln jener Tage. 
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„... wenn sie unsere Gräber in Polen ...“ 

Hitlers Generale ganz unter sich – vermeintlich 

Die ersten beiden Wehrmachtsoffiziere im Generalsrang fielen den Briten schon 1942 während 

der Kämpfe im Norden Afrikas in die Hände. Sie wurden nach England gebracht und dort, im 

Einklang mit den Bestimmungen des internationalen Kriegsrechts, in einem Sonderlager für 

deutsche Stabsoffiziere einquartiert. Sein Name: Trent Park. Die Räumlichkeiten des Gebäudes 

hatten deren Herren ein wenig präpariert und sich in ihm so lange und hellhörige Ohren ver-

schafft, dass sie den Unterhaltungen der beiden und den alsbald in erheblicher Zahl eintreffen-

den Kriegsgefangenen Offiziere gut folgen konnten. Dafür wurde mit dem technischen ein be-

achtlicher personeller Aufwand getrieben, in Erwartung von Informationen, die kriegsverwert-

bar sein würden. In irgendeinem direkten Sinne war das jedoch kaum der Fall. Indessen erhiel-

ten die Auftraggeber auf diese Weise zwischen Spätsommer 1942 und Herbst 1945 ein Bild 

von der Denkweise der Generale des „Führers“, die – zwischen 1884 und 1902 geboren – ihre 

Karriere als Berufssoldaten meist noch vor oder im Ersten Weltkrieg begonnen, sie in der Wei-

marer Republik in der Reichswehr, einige in der Polizei fortsetzen konnten und deren Aufstieg 

1935 mit dem Übergang zum Massenheer und dann im Kriege den kräftigsten Schub erhielt. 

Ungeschminkte Auskunft wurde auf diesem Wege insbesondere darüber gewonnen, wie sich 

der Krieg, den diese Generale bis dahin geführt hatten, und seine Fortsetzung, von der sie nun 

ausgeschlossen waren, in ihren Köpfen spiegelte. 

Ein wenig, und gegen Kriegsende verstärkt, richtete das Interesse der Briten sich bereits darauf, 

ob einer der Herren womöglich für eine Verwendung nach dem Sieg taugte. Dabei wurde noch 

nicht an die später tatsächliche in der NATO-verbündeten Bundeswehr gedacht. (Nur einer der 

in diesem Lager Versammelten, Generalmajor Kurt Freiherr von Liebenstein, befehligte später 

unter Beibehaltung des ihm von Hitler verliehenen Ranges eines Generalmajors in der west-

deutschen Armee.) Ergründet werden sollte eher eine eventuelle Eignung für eine politische 

Rolle im besiegten Deutschland. Die gewann, sieht man von dem Oberstleutnant Friedrich Au-

gust Freiherr von der Heydte ab, der als Mitglied der CSU später Abgeordneter im Bayerischen 

Landtag wurde, nur einer der Gefangenen. Oberst Eberhard Wildermuth brachte es mit dem 

Mitgliedsbuch der FDP 1949 im ersten Kabinett Konrad Adenauers zum Minister für Wieder-

aufbau. Er hatte seine Eignung dafür u. a. mit einem Urteil nachgewiesen, das er nach sieben 

Monaten Gefangenschaft Anfang April 1945 einem Mitgefangenen so zusammenfasste: „Das 

Gewissen ist, glaube ich so: Wir haben in zwei großen Kriegen – Sie und ich – unseren Mann 

gestanden im äußersten Einsatz und haben für den Sieg des Volkes gekämpft.“ Derart fiel dann 

auch die staatsoffizielle „Bewältigung“ der Vergangenheit aus – auf Stabsoffiziersniveau. 

Die erste größere Gruppe von Wehrmachtsgenerälen geriet im Mai 1943 in britische Gefangen-

schaft, als die Geschichte des deutschen „Afrikakorps“ auf tunesischem Boden mit dessen Ka-

pitulation endete. In Begleitung mancher Adjutanten und nicht ohne Burschen, also Bediens-

tete, wurde auch sie nach Trent Park verfrachtet. Erst mit ihr kam auf das unsichtbare Personal 

massenhaft Arbeit zu. Sie vermehrte sich mit dem Eintreffen jener Generäle, die nach der Lan-

dung in der Normandie 1944 in Brest, Cherbourg, Le Havre, im Kessel von Falaise und dann 

während des Weiteren Vordingens ergriffen wurden. Die letzten erst wenige Tage vor der Ka-

pitulation in Thüringen. Heute profitieren die Historiker von der Arbeit der Techniker, Maschi-

nenschreiber, Übersetzer. Heute, das ist seit 1996, denn erst ein halbes Jahrhundert nach ihrem 

Entstehen wurden die Niederschriften zur Benutzung für Forschungszwecke freigegeben. Und: 

die Historiker, das meint jene Spezialisten untere ihnen, die sich ein Bild davon zu machen 

suchen, wer das war, was Millionen Untergebene, zu Regimentern, Divisionen, Armeen und 

Heeresgruppen geordnet, auf Schlachtfeldern befehligte. 

Bislang angewiesen auf Memoiren, Briefe und Tagebücher aus Nachlässen, auf Aussagen, ge-

wonnen während Verhören in Gefangenschaft oder auch vor Gerichten der Alliierten, verfügen 
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sie jetzt über einen Quellenbestand, der einen besonderen Rang beanspruchen kann. Darauf 

macht Sönke Neitzel, Professor an der Universität Mainz, aufmerksam, der die von ihm ausge-

wählten und in Auszügen in seine Publikation aufgenommenen Gesprächs-Mitschriften vier 

Themengruppen zugeordnet hat. Sie betreffen die Fragen: Was dachten diese Generale über das 

Naziregime, den Krieg, seinen Charakter und seine Perspektiven? Welche Rolle spielten die im 

Kriege verübten Verbrechen in ihren Gesprächen? Wie reagierten sie auf die Kunde vom At-

tentat auf Hitler am 20. Juli 1944? Was dachten sie, angeregt durch die Nachrichten von der 

Existenz des Nationalkomitees Freies Deutschland, dem in sowjetischer Gefangenschaft be-

findliche Generale angehörten, über eine öffentliche Parteinahme gegen die deutsche Staats- 

und Militärführung und die Fortsetzung des Krieges? 

In keiner Frage existierte Einmütigkeit unter den Generalen und Obristen, die sich mit dem 

deutschen Regime, dessen Teil sie eben noch an herausragendem Platze gewesen waren, ausei-

nandersetzten. Deutlich hatte sich die Meinungen zweigespalten. Die einen suchten kritisch 

Abstand zu gewinnen, leugneten die massenhaft begangenen Verbrechen nicht, gestanden sich, 

wenn sie sich auch der direkten Beteiligung an Untaten nicht bezichtigten, ihre Untätigkeit ein. 

Die anderen spielten jede Anklage gegen das Regime und die Kriegführung herunter und hoff-

ten noch lange auf den Sieg. Dritte hingegen hielten sich jeder Konfrontation fern, verbrachten 

die Zeit lesend, malend, musizierend oder auf Spaziergängen, denn für Annehmlichkeiten des 

Aufenthaltes war gesorgt. Zeitungen aus Nazideutschland standen zur Verfügung. Filme konn-

ten angesehen werden. Auch die Verbindung mit den Familien in der Heimat existierte, dazu 

eine „dienstliche“, die via Schweiz abgewickelt wurde, so dass selbst die Nachricht von einer 

Beförderung, die das Oberkommando einem der Gefangenen hatte zuteilwerden lassen, den 

Adressaten erreichte. Freilich, und das schmerzte nicht wenige, die Karrieren waren beendet, 

der nächst höhere Orden nicht mehr erreichbar. 

Das meiste Interesse können aus dem Abstand von sechs Jahrzehnten jene Gespräche beanspru-

chen, die Verbrechen zum Gegenstand hatten. Die Frage, was die Generale in Trent Park dar-

über wussten, lässt sich in einem Wort beantworten: Alles. Nicht, dass jeder einzelne schon bei 

seinem Eintreffen im Lager alle Tatsachen gewusst hätte, die von der Barbarei der Welteroberer 

zeugten. Aber wer wissen wollte, konnte in diesem Kreis sich lückenlos informieren: über die 

Untaten an den Polen, begangen bereits mit Beginn des Krieges und während der Besatzungs-

zeit, über die Ermordung der gefangenen Kommissare der Roten Armee, bis in die Details über 

die Blutspur der Mörderschwadronen im eroberten sowjetischen Gebiet, ebenso über die Gei-

selerschießungen, über das straffreie mörderische Vorgehen von Wehrmachtsoffizieren wie 

z. B. die Praxis, sowjetische Zivilisten über Minenfelder zu hetzen, die von der sowjetischen 

Armee hinterlassen waren, über die ungeahndeten Exzesse betrunkener Besatzer, über den Tod 

der Juden in den Gaskammern von Auschwitz, über die Tötung von Geisteskranken, die brutale 

kriegsrechtwidrige Zerstörung von Anwesen im eroberten Land. 

Doch dass das Wissen von der Kette der Verbrechen voreinander ausgesprochen wurde, ging 

häufig auch mit Argumenten einher, sich gedanklich und praktisch dabei nicht weiter aufzuhal-

ten. So meinten Generalleutnant Otto Elfeldt, der bei seinem Eintreffen im Lager den Hitlergruß 

entboten hatte, und Generalleutnant Ferdinand Heim, er war nach dem Debakel bei Stalingrad 

erst verhaftet und dann verabschiedet worden, hatte sich jedoch nach dem 20. Juli 1944 erfolg-

reich um Wiederverwendung beworben, dass zu viel Aufhebens über die „Misshandlung“ der 

Juden gemacht werde Beide waren sich einig, wie die Mitschrift verzeichnet: „Schließlich star-

ben viel mehr Deutsche in diesem Krieg als Juden in den Gaskammern.“ Mehrfach wurde er-

örtert, wie man sich vor alliierten Gerichten taktisch einheitlich verhalten solle. Immer wieder 

wurde der SS die Alleintäterschaft und -verantwortung für die Verbrechen zugeschoben. Wo 

dies nicht anging, erfolgte der Rückzug auf den erhaltenen Befehl und die Legende, man habe, 

wollte man nicht selbst Todesfolge riskieren, ja „weitergeben“ müssen, was von oben befohlen 

worden sei. 
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Generalleutnant Georg Neuffer, der ins Nachdenken gekommen und nach den Beobachtungen 

der Briten unter allen Gefangenen der Einzige war, der sich „positiv über die Russen äußere“, 

fragte in einem Gespräch: „Was werden sie sagen, wenn sie unsere Gräber in Polen finden“. 

Bei Kriegsende ist den Generalen der Film gezeigt worden, der von den entsetzlichen Zustän-

den der befreiten Konzentrationslager gemacht worden war. Im Kern Neues hat er diesen Zu-

schauern nicht mitgeteilt. Noch unsere Kinder werden erröten, so eine der abgehörten Bemer-

kungen aus einer Gesprächsrunde, wenn sie davon erfahren werden. 

Nur zwei Insassen von Trent Park – weitere hatten damit gerechnet – kamen später vor Gerichte 

der Alliierten, der Fallschirmjägergeneral Bernhard Ramke vor ein französisches, das ihn we-

gen seiner alles Kriegsrecht missachtenden Rolle als Kampfkommandant der Festung Brest zu 

fünf Jahren Haft verurteilte, und der Generalmajor der Waffen-SS Kurt Meyer, gegen den ein 

kanadisches Militärgericht das Todesurteil aussprach. Dieser war 1954, jener schon 1951 wie-

der auf freiem Fuß. 

Es würden sich die auf den Seiten dieses Buches gedruckten Zeugnisse eines argen Weges der 

Erkenntnis anders lesen, wenn er weiter beschritten worden wäre und auch nur einer, der im 

Lager von Schande und Scham gesprochen hatte, in den Jahrzehnten, während denen die Mär 

von der „sauberen Wehrmacht“ in der Bundesrepublik nahezu unangefochten verbreitet werden 

konnte, seine Stimme erhoben und von seinem durch Augenschein und authentischen Bericht 

gewonnenen Wissen Zeugnis abgelegt haben würde. Zeit dazu blieb den Herren genug, man-

chen dreißig und anderen gar vierzig Jahre, denn sie wurden zumeist drei- bis viermal so alt 

wie die Soldaten, die sie in den „Heldentod“ befehligt hatten. Repatriiert und pensioniert war 

ihnen die ominöse Offiziersehre, von der sie in Trent Park so oft geredet hatten, bald wieder 

abhandengekommen. Wahrheitsliebe gehörte zu deren Kodex offenkundig weder in Kriegs- 

noch in Nachkriegszeiten. Und auch der Vorsatz, in Deutschland Anstand zur Geltung zu ver-

helfen, wurde aufgegeben. 

Neitzel schließt die aufschlussreiche Einleitung seiner Dokumentation mit einer Behauptung, 

welche die Apologie zugunsten dieser Generalskaste stützt und unwillkürlich an seine Tätigkeit 

als Fachberater der Redaktion Zeitgeschichte des ZDF denken lässt. Den Herren Generalen 

habe Courage gefehlt. Wird ihr Verhalten allein darauf zurückgeführt, so ist unterstellt, dass sie 

mit dem, was sie taten, im Tiefst-Inneren nicht einverstanden gewesen wären, nur und eben war 

da ein Charaktermangel. Das lenkt weg von dem inzwischen erbrachten Nachweis, dass es – 

von Person zu Person unterschiedliche – im Ganzen aber ausgedehnte geistige und mentale 

Berührungsflächen waren, die diese Generale mit den Führern des deutschen Faschismus ver-

banden und sie als funktionierende Figuren ihres „Führers“ geeignet machten. Gerade dafür 

liefern auch die Nachschriften Beweise die Menge. 

Sönke Neitzel, Abgehört. Deutsche Generäle in britischer Kriegsgefangenschaft 1942-1945, Propyläen 2005, 

638 S. 
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Abgehört, protokolliert und durchmustert 

Klappern gehört zum Handwerk. Die Feststellung besitzt Gültigkeit bis in unsere Tage und 

nicht mehr nur für jene, die einst das Sprichwort benannte. Das beweist soeben der Anspruch, 

es müsse das Wissen von der Mentalität der deutschen Wehrmacht auf „eine völlig neue Grund-

lage“ gestellt werden. Den erhebt ein Buch, das zwar auf einer bisher kaum ausgewerteten Ge-

schichtsquelle fußt, Umstürzendes aber nicht zu entwickeln weiß. Es zeige die „Innenseite des 

Krieges“, was immer das sein mag. Derlei Reklame geht gemeinhin auf das Konto der Bücher-

macher, wenn auch Autoren sich gegen sie nicht hinreichend wehren mögen. 

Die Rede ist von einem Band, der Protokolle zitiert und dokumentiert, die aus Abhörpraktiken 

stammen, mit denen deutsche Gefangene im Zweiten Weltkrieg in dafür speziell hergerichteten 

Lagern in Großbritannien und den USA ausgeforscht wurden. Was da aufgezeichnet sei, wirke 

schockierend, sagen Kritiker. Man fragt sich, was die bisher über den Krieg und seine Wahr-

nehmung durch die Krieger gelesen haben. 

Das Wissen, dass sich die britische Armee über bloße Verhöre von Kriegsgefangenen auch auf 

das Abhören von deren Unterhaltungen vorbereitet hatte und darüber Papiere existieren ist älter. 

Deren Umfang jedoch hat der Historiker Sönke Neitzel erst in London und dann in Washington 

entdeckt und die Durchmusterung der nahezu 150.000 Seiten Papier mit einer Gruppe von Fach-

leuten in Angriff genommen. Für die Entschlüsselung wurde der Sozialpsychologe Harald Wel-

zer gewonnen. So entstand das vorliegende Resultat einer interdisziplinären Arbeit. Zu den Fra-

gen des Historikers, was haben Soldaten von ihren Erfahrungen im Kriege berichtet und was 

über dessen Fort- und Ausgang gedacht, sind folglich andere hinzugekommen: Warum haben 

sie das Gesehene und Getane so wahrgenommen, wie sie es taten, und was bewirkte, dass die 

darüber in einer Weise sprachen, wie protokolliert. 

Das Unternehmen ging mit Vielerlei schwer oder unlösbaren Fragen einher. Wer sprach da, 

nicht nur nach Namen und Dienstgrad, sondern nach sozialer Herkunft, Bildung, Beruf, Mit-

gliedschaft in Naziorganisationen, Organisiertheit in Friedenszeiten usw. Namentlich die US-

amerikanischen Angaben aus Verhörprotokollen und die Art der Archivierung des Materials 

hätten da wohl mehr hergeben können, als geleistet worden ist. Dann ist zweifelhaft, ob die 

Redenden wussten oder vermuteten, dass ihre Gespräche abgehört wurden. Und schließlich be-

zeugt viel Notiertes nur Gelaber, Angeberei, Großtun und mag von der Wahrheit mehr oder 

weniger weit entfernt oder gar erfunden sein. 

Gegliedert haben die Autoren das für ihr Unternehmen Ausgesonderte unter der Generalüber-

schrift „Kämpfen, Töten und Sterben“ in mehr als zwanzig Abschnitten von „Abschießen“ bis 

„Mitschiessen“, von „Spaß“ bis „Ideologie“ und von „Gerüchte“ bis „Sex“. Das letzte würde 

man unter der Gesamtüberschrift nicht vermuten. Unter diesen Aspekten fallen fehlende auf, 

so etwa das Leben vor dem Kriege und die Vorstellungen über die Rückkehr in Friedenszeiten, 

Themen, von denen sich schwer vorstellen lässt, dass sie ausgelassen wurden. Gleiches gilt für 

Erörterungen über Kriegsursachen und Kriegsschuld. Wo die Informationen unter den Ge-

sichtspunkten Sieges- und Führerglaube zusammengefasst sind, zeigt sich, dass die Stimmungen 

und Meinungen von denen in der Heimat, wo sie von den Beobachtern des Sicherheitsdienstes 

erfasst wurden, sich wenig unterschieden. Die Abweichungen sind nicht gravierend und betref-

fen teils nur den Zeitpunkt, an dem ein Eindruck gewonnen oder eine Erwartung ausgesprochen 

wurde. Die Besatzungen der Unterseeboote, die ihre Erfahrungen mit der überlegenen briti-

schen Flotte gemacht hatten, sahen früher als andere Soldaten und die Zivilisten an der „Hei-

matfront“, dass dieser Krieg nicht gewonnen werden würde. 

Im Haupttext des Bandes machen nicht die Niederschriften der abgehörten Gespräche aus, son-

dern deren Erläuterungen. Die sind zu einem Teil im Stil von Vorlesungen über Psychologie 

verfasst, zu einem anderen lassen sie glauben, die Autoren hätten vorausgesetzt, dass sie es mit 
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psychologischen Analphabeten zu tun haben, mehr noch mit Menschen, die irgendwelcher Be-

obachtungen an sich selbst oder an ihren Mitmenschen gänzlich unfähig seien. Das ist aufdring-

lich, ärgerlich und ermüdend. 

Sönke Neitzel/Harald Welzer, Soldaten. Protokolle vom Kämpfen, Töten und Sterben, S. Fischer Frankfurt a. M. 

2011, 521 S, 22,95 Euro. 
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Der lange Weg nach Nürnberg 

Am 14. Oktober 1945 tagte der Internationale Militärgerichtshof in Berlin 

Am 20. November 1945 wurden in Nürnberg die Verhandlungen gegen die deutschen Hauptkriegsverbrecher er-

öffnet. Der Prozess schloss am 1. Oktober 1946 mit der Urteilsverkündung. junge Welt wird in einer losen Folge von 

Artikeln, die wir hiermit eröffnen, den herausragende Ereignisse und Tage im Verlauf dieses in der internationalen 

Rechtsgeschichte einzigartigen Prozesses verfolgen. Die Red. 

Am 14. Oktober 1945 traf sich in Berlin ein Kollegium von Juristen, von ihren jeweiligen Re-

gierungen ernannte Mitglieder des Militärgerichtshofes, der auf Beschluss der Siegermächte 

des Zweiten Weltkrieges gebildet worden war. Von dem internationalen Tribunal sollten füh-

rende Personen des faschistischen Deutschen Reiches, Zivilisten und Militärs, angeklagt und, 

wenn schuldig befunden, abgeurteilt werden. Eine vergleichbare Institution hatte es bisher nie 

gegeben. Die das Verfahren eröffnende Sitzung in Berlin besaß symbolischen Charakter, fand 

sie doch im einstigen Zentrum jener Macht statt, von der so viel Unheil über viele europäische 

Völker gebracht worden war. Zwischen dem ehemaligen Regierungsviertel und dem Ort der 

Handlung lag nur eine Strecke, die sich zu Fuß zurücklegen ließ. Sie führte durch eine entsetz-

lich ruinierte Stadtlandschaft. 

Der Gerichtshof traf sich im vom Kleistpark umgebenen Gebäude des Berliner Kammergerichts 

im Berliner Bezirk Schöneberg, einem repräsentativen und weitläufigen, in den Jahren vor dem 

ersten Weltkrieg in neobarockem Stil errichteten Bau, in dessen Äußerem die Macht der Justiz 

sichtbar gemacht werden sollte. 

Die hatte sich in seinem Inneren noch kurz zuvor in brutaler Weise dokumentiert. 1944, als 

Berlin schon weithin in Trümmern lag, das Gerichtsgebäude von Zerstörungen aber insgesamt 

verschont geblieben war, hatten hier Prozesse gegen Beteiligte an der Verschwörung des 20. 

Juli stattgefunden, von denen so viele Angeklagte am Galgen endeten. Nun sollte über Männer 

um Hitler gerichtet werden, die vor wenig mehr als einem Jahr ihrem Führer, als dieser der 

Bombe Stauffenbergs knapp entging, Treue geschworen und sich mit ihm zur Fortsetzung eines 

bereits verlorenen Krieges erneut verbündet hatten. Das Geschehen am Berliner Ort verdeut-

lichte die Wendung plastisch, welche die Geschichte genommen hatte. Das einstige Kammer-

gericht beherbergte jetzt den Alliierten Kontrollrat, der im besetzten Land die zentrale Regie-

rungsgewalt ausübte. 

Indessen war schon bestimmt worden, dass der eigentliche Ort der Tätigkeit des Gerichts Nürn-

berg sein würde, das zur US-amerikanischen Besatzungszone gehörte. Obwohl auch diese Stadt 

durch den Luftkrieg weithin verwüstet worden war, hatte sich dort das ausgedehnte Justizge-

bäude erhalten, welches sich für das Vorhaben auch eignete, weil in seiner direkten Nachbar-

schaft sich ein Zellentrakt befand, in dem die Angeklagten untergebracht werden konnten. Dort 

war zudem Platz für jene Zeugen, die sich wegen anderer zu erwartender Anklagen ebenfalls 

in Haft befanden oder als Kriegsgefangene galten. Die Zeremonie in Berlin, die das sowjetische 

Mitglied des Richterkollegiums Iona Timofejewitsch Nikitschenko leitete, bestand im Kern in 

der Übergabe der Anklageschrift an die Richter. Sie betraf insgesamt 24 Personen, denen sie 

wenig später ausgehändigt wurde (mit Ausnahme des Angeklagten Martin Bormann, dessen 

Aufenthalt als ungewiss galt und gegen den in Abwesenheit verhandelt werden sollte) und die 

auf der zweireihigen Angeklagten-Bank würden Platz nehmen müssen. 

An ihrer Spitze wurde der einstige Reichsmarschall Hermann Göring und der Stellvertreter des 

Führers Rudolf Heß platziert, von denen der eine in den Alpen aufgegriffen, der andere aus 

Großbritannien an den Verhandlungsort gebracht worden war. Diesen beiden und in dieser Rei-

henfolge waren von Hitler in einer theatralischen Passage seiner Kriegseröffnungsrede am 1. 

September 1939 für den Fall, dass ihm etwas „zustoßen“ sollte, zu seinen Nachfolgern erklärt 

worden. Nun hatte sich der Diktator aus dem Leben und der Verantwortung gestohlen und diese 

beiden aus der Schar seiner Paladine noch Herausragenden hatten ihn tatsächlich zu vertreten. 
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Der Weg nach Nürnberg, die Stadt, deren Name durch die in seinen Mauern und vor seinen 

Toren alljährlich (bis 1938) stattfindenden Reichsparteitage der NSDAP und die Nürnberger 

Gesetze (1935) einen schrill-abstoßenden Klang erhalten hatte, war im doppelten Sinne lang. 

Das gilt für den Weg, den die Streitkräfte der Antihitlerkoalition von Stalingrad und dem Kau-

kasus, vom nordafrikanischen El Alamein und aus der Normandie bis ins Zentrum des Deut-

schen Reiches zurückzulegen hatten, um die Hauptmacht des faschistischen Staatenbündnisses 

militärisch zu schlagen. Und es trifft auch für den Weg der Gedanken, des Abwägens und der 

Entschlüsse zu – samt der aus ihnen folgenden Vorarbeiten –, die zu dem Gerichtsverfahren 

hinführten und dessen Beginn nach einer sensationell kurz zu nennenden Zeitspanne schon ein 

halbes Jahr nach dem Ende der Kriegshandlungen in Europa ermöglichten. 

Ungeahndete Verbrechen 

Wie sich der Kriegsverlauf 1942/1943 zu wenden begann und der Sieg über Nazideutschland 

in wenn auch noch ferne Sicht kam, stellte sich die Frage, was mit den Führern dieses Verbre-

chen beladenen Regimes geschehen solle. So war schon einmal bei Ende des Ersten Weltkriegs 

gefragt worden. Gegen den bei Kriegsende in die Niederlande geflogenen deutschen Kaiser 

hatte der Versailler Vertrag einen Prozess angekündigt. Artikel 227 besagte: „Die alliierten 

und assoziierte Mächte stellen Wilhelm II. von Hohenzollern, vormaliger Kaiser von Deutsch-

land, wegen schwerster Verletzung des internationalen Sittengesetzes und der Heiligkeit der 

Verträge unter öffentliche Anklage ...“ Das war eine etwas wolkige Formulierung, die aber 

anzeigte, dass das deutsche Staatsoberhaupt wegen seiner (gewiss nicht alleinigen) Verant-

wortung für die Anzettelung eines Aggressionskrieges auf eine Anklagebank gebracht werden 

sollte. Freilich: dieses „Sittengesetz“ hatte noch nirgendwo eine international bindende juris-

tische Fixierung gefunden. So galt noch immer das jus ad bellum, das Recht, Krieg zu führen, 

von dem die Herrschenden seit Jahrhunderten reichlich und ungestört, da die Völker nicht in 

Gegenaktion traten, Gebrauch gemacht hatten. Indessen bezeugte diese Festlegung, die wie 

andere Bestimmungen des Vertrages den deutschen Unterzeichnern abgezwungen wurde, im-

merhin zumindest das Vorhandensein einer Stimmung, die besagte, dass aggressiver Friedens-

bruch künftig nicht ungestraft hingenommen werden sollte. Der Artikel machte mehr auf eine 

bis dahin von den Mächtigen in den Staaten im internationalen Recht absichtsvoll gelassene 

Lücke aufmerksam. Bis dahin war nämlich in Verträgen wie der 1907 vertraglich geschlosse-

nen Haager Landkriegsordnung und Abmachungen über den Seekrieg lediglich das Verhalten 

in Kriegen geregelt und Soldaten wie Zivilisten einen sehr begrenzten Schutz gegen Willkür 

versprochen worden. 

Auf diese Regelungen bezogen sich die folgenden Versailler Vertragsartikel 228 bis 230, die 

bestimmten, dass Personen, die „wegen eines Verstoßes gegen die Gesetze und Gebräuche des 

Krieges“ anzuklagen sind, den alliierten und assoziierten Mächten auf deren Verlangen auszu-

liefern seien. Das traf vor allem auf Angehörige des Kaiserheeres und der Flotte zu, die in Bel-

gien und Frankreich im Jahre 1914 bzw. während des See- und namentlich während des unein-

geschränkten U-Boot-Krieges Befehle gegeben oder ausgeführt oder auch ohne Befehl Hand-

lungen begangen hatten, die nach internationalem Kriegsrecht zu ahnden waren. 

Auf der Liste mit den verlangten Personen, die der deutschen Regierung überreicht wurde, 

standen Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, Kronprinz Wilhelm und weitere hochge-

stellte Generale und Offiziere obenan, befanden sich aber auch untere Chargen bis zum einfa-

chen Soldaten. Was folgte, wurde in der Literatur vielfach beschrieben.1 Deutschland und die 

 
1  U. a. bei Friedrich Karl Kaul, Die Verfolgung deutscher Kriegsverbrecher nach dem ersten Weltkrieg. In: 

Zeitschrift für Geschichtswissenschaft (Berlin/DDR), XIV Jg., 1960 H. 1, S. 19 ff. Am umfassendsten: Gerd 

Hankel, Die Leipziger Prozesse. Deutsche Kriegsverbrechen und ihre strafrechtliche Verfolgung nach dem 

Ersten Weltkrieg, Hamburg 2003. Neuerdings auch: John Horne und Alan Kramer, Deutsche Kriegsgreuel 

1914. Die umstrittene Wahrheit, Hamburg 2004. (Der Titel der dt. Übersetzung ist abgeschwächt. Er lautet 
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Niederlande verweigerten die Auslieferung der Begehrten. Die Sieger reduzierten daraufhin die 

Zahl der Beschuldigten mehrfach und erklärten sich schließlich – dieweil Wilhelm II. in seinem 

Exilland unbehelligt blieb – mit Verhandlungen vor deutschen Gerichten einverstanden. Das 

ergab seit 1921 Farcen vor dem Leipziger Reichsgericht2, begleitet von (nicht nur) national-

chauvinistischen Protesten Kundgebungen, während denen Freigesprochen stürmisch gefeiert 

wurden. In Frankreich und Belgien erhoben sich hingen Proteste. Schließlich fanden in beiden 

Staaten ohne die Anwesenheit der Tatverdächtigen Prozesse statt, deren Strafauswürfe nur be-

wirkten, dass die Verurteilten diese Länder fortan besser mieden. 

Dass die Militärpersonen des Kaiserheeres damals so glimpflich davonkamen, zeugte zum einen 

davon, dass die Novemberrevolution mit ihren Folgen an der deutschen Justiz gleichsam glatt 

vorbei gegangen war. Und ebenso wurde daran klar, dass die Siegermächte ihre Prioritäten, was 

die Durchführung des Versailler Vertrages anlangte, inzwischen anders geordnet hatten. Wäh-

rend sie auf die Einhaltung der Bestimmungen über Reparationszahlungen bestanden und auf 

deren Verletzungen mit militärischen Sanktionen antworteten (1923: Besetzung des Ruhrge-

biets) ließen sie im Hinblick auf die Prozessverfahren Verweigerung und Sabotage hingehen. 

Schon dominierte das Grundinteresse, das Reich in die sich formierende neue Front antisowje-

tischer Politik einzubinden. Das sollte sich, wenn auch nicht auf die gleiche Weise und in glei-

chem Ausmaß, nach dem Zweiten Weltkrieg wiederholen. 

Die einmal durch die Geschichte des grauenvollen Krieges mit seinen Millionen Toten, Krüp-

peln, Witwen und Waisen aufgeworfene Frage, gestellt auch von Politikern und Juristen und 

vor allem in den nach Wegen zum Völkerfrieden suchenden Antikriegsströmungen und -bewe-

gungen, verstummte aber nicht. Sie beschäftigte ebenso den neugegründeten Völkerbund, des-

sen Mitglieder in ihrer V. Vollversammlung 1924 in der Genfer Deklaration Angriffskriege als 

internationale Verbrechen kennzeichneten. Darauf folgte am 27. August 1928 unter der Teil-

nahme des Deutschen Reiches der Abschluss des bekannteren nach dem US-amerikanischen 

und dem französischen Außenminister genannten Briand-Kellogg-Paktes, eines internationalen 

Abkommens, das den Krieg ächtete. Feierlich erklärten die Vertragschließenden in Art. 1, „dass 

sie den Krieg als Mittel für die Lösung internationaler Streitfälle verurteilen und auf ihn als 

Werkzeug nationaler Politik in ihren gegenseitigen Beziehungen verzichten.“ Ende 1929 waren 

diesem Vertrag 54 Staaten beigetreten, deren Zahl sich bis 1939 auf 63 erhöht hatte. 

Diese Verurteilung war jedoch mit Strafandrohungen nicht versehen. Insgesamt scheiterten in 

den zwanziger Jahren vor allem Initiativen, die sich auf eine weitere Begrenzung der Rechte 

der Kriegführenden richteten, die nach den Erfahrungen des erstmaligen Einsatzes von Unter-

seebooten und Flugapparaten (Zeppelinen und Flugzeugen) nahe lagen. 1925 kam es in Genf 

lediglich zur Unterzeichnung eines Protokolls gegen die Verwendung erstickender, giftiger und 

ähnlicher Gase sowie gegen den Einsatz bakteriologischer Mittel. Aus den Erfahrungen der 

Verwendung neuartiger technischer Mittel zur Massenvernichtung und deren erkennbaren Wei-

terentwicklungen waren Schlussfolgerungen für das Völkerrecht nicht gezogen worden. Die 

Militärs hatten sie zum Scheitern gebracht. 

An die Wand, den Galgen oder auf die Anklagebank? 

Noch vor Ende des Zweiten Weltkrieges, stellte sich den Alliierten im Hinblick auf die Füh-

rungsgruppe und weitere herausragende Zivil- und Militärpersonen des faschistischen deutschen 

 
in der englischen Originalausgabe von 2001: German Atrocities, 1914. A History of Denial.) Hier insb. 

S. 479-519. 
2  Es fanden insgesamt 17 Gerichtsverfahren statt. Zehn endeten mit Verurteilungen und sieben mit einem 

Freispruch. Hunderte Verfahren wurden eingestellt. Die Liste der „Deutschen Kriegsgreuel 1914: Zwi-

schenfälle mit zehn oder mehr getöteten Zivilisten“ und eine Zusammenstellung „Alliierte Forderungen 

nach einer Auslieferung von Kriegsverbrechern 1920, siehe in Horn/Kramer, Deutsche Kriegsgreuel S. 636-

647 bzw. 656-657. 
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Reiches zunächst die Frage: Gerichtsverfahren oder kurzer Prozess.3 Bevor sie noch definitiv 

entschieden war, trafen mehrere Staaten bereits Vorkehrungen, die auf die Entscheidung zu-

gunsten von Prozessen vor Gerichten hindeuteten. Die UdSSR tat das schon in Deklarationen und 

Noten, so in einer vom 14. Oktober 1942, gerichtet an in London tätige Exilregierungen okku-

pierter osteuropäischer Staaten. Mit ihren 1943 durchgeführten Prozessen gegen deutsche Kriegs-

verbrecher und deren einheimische Kollaborateure, die in befreiten Städten der Sowjetunion 

(Krasnodar, Charkow) stattfanden, machte sie zudem praktisch klar, welchen Weg sie generell 

zu beschreiten wünschte. Im gleichen Jahr verabschiedeten die Außenminister der drei Haupt-

mächte der Koalition in Moskau am 30. Oktober eine Erklärung über die Verantwortlichkeit der 

Hitleranhänger für begangene Gräueltaten, die jedoch die Frage offenließ, wie mit dem höchst-

gestellten Personal des Naziregimes verfahren werden solle. Mit der Veröffentlichung dieses Do-

kuments war auch den Hitler und seinen Feldmarschällen und Generalen klar, wenn sie sich das 

nicht schon vorher ausgerechnet hatten, dass sie anders als ihre Vorgänger nach 1918 der Straf-

verfolgung nicht entgehen würden. Goebbels kleidete das in seinem Tagebuch in die Formulie-

rung, es sei für die rücksichtslos totale Weiterführung des Krieges doch gut, wenn man wisse, 

dass alle Brücken hinter einem abgebrochen wären. Er wie seinesgleichen befanden sich keines-

wegs in einem Zustand fehlenden Unrechtsbewusstseins. Hitler sagte den Generalen schon vor 

dem Einfall in Polen unumwunden, der Sieger werde nach Recht oder Unrecht nicht gefragt. 

Bereits 1942 hatte eine United Nations War Crimes Commission ihre Arbeit begonnen4, die in 

London etabliert wurde und in der die USA und Großbritannien sowie die Exilregierungen ar-

beiteten. Es begann die Sammlung von Informationen, Dokumenten und weiteren Zeugnissen, 

die der Vorbereitung von späteren Anklagen dienen konnten. Am Beginn der Tätigkeit dieser 

Kommission stand die Formulierung einer geschichtlichen Erfahrung: „Was können wir aus 

Versailles und Leipzig lernen? Zuallererst: Die Vereinten Nationen dürfen nicht noch einmal 

darauf vertrauen, dass die Deutschen ihren Kriegsverbrechern gegenüber Gerechtigkeit walten 

lassen. In ihren Augen sind das ‚Helden‘.“5 

Auch Juristen publizierten noch während des Krieges in den Staaten der Antihitlerkoalition und 

in neutralen Ländern ihre Auffassungen zu den Fragen, auf welchen Rechtsgrundlagen, von 

wem und wo sich Gerichtsverfahren gegen Kriegsverbrecher durchführen ließen.6 Wie schon 

im Zusammenhang mit den Verbrechen des Ersten Weltkrieges erwogen, sollten Täter in den 

Ländern abgeurteilt werden, in denen sie sich schuldig gemacht hatten oder. wenn ihre Hand-

lungen sich so nicht lokalisieren ließen, sich vor einen internationalen Gerichtshof angeklagt 

sehen, Gegen diese Vorgehensweise und zugunsten anderer Lösungen wurde auch daran erin-

nert, wie mit Napoleon I. verfahren worden sei, den man auf die Atlantik-Insel St. Helena ver-

bannt, so bestraft und außer Wirkung gesetzt habe.7 Noch im August 1944, als sich Roosevelt 

und Churchill in Quebec trafen, ließen sie verlauten, dass sie Gerichtsverfahren für Schwerst-

verbrecher wie Hitler, Himmler, Göring und Goebbels nicht für geeignet hielten, und erklärten, 

 
3  Dazu und zum Folgenden S. Ariel J. Kochavi, Prelude to Nuremberg: Allied War Crimes Policy and the 

Question of Punishment, Chapel Hill 1998. 
4  History of the United Nations War Crimes Commission and the Development of the Laws of War, London 

1948. 
5  Zitiert in: Hankel, Die Leipziger Prozesse, S. 11. 
6  Sheldon Glueck, War Criminals. Their Prosecution and Punishment, New York 1944. (Später ders., Ist der 

Nürnberger Prozess illegal. In: Die Amerikanische Rundschau (2) 1946, H. 9.) In der UdSSR verfasste der 

Völkerrechtler A. W. Trainin, der später die UdSSR bei den Verhandlungen in London über das Statut des 

Internationalen Gerichtshofes vertrat, eine 1944 in englischer, 1945 auch in französischer Sprache ge-

druckte Stellungnahme The Criminal Responsibility of the Hitlerites, die in Moskau erschien. S. a. Der 

Nürnberger Prozess. Aus den Protokollen, Dokumenten und Materialien des Prozesses gegen die Haupt-

kriegsverbrecher vor dem Internationalen Gerichtshof. Ausgewählt und eingeleitet von P. A. Steiniger, 

Bd. 1 u. 2, Berlin 1957 (3. Auflage 1961), Einleitung S. 9. fortan: Steiniger, Nürnberger Dokumente. 
7  Steiniger, Nürnberger Dokumente. Einleitung, S. 53. 
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dass das weitere Vorgehen sie betreffend zwischen den Regierungen der Alliierten noch ent-

schieden werden müsse.8 

Doch es setzte die Auffassung durch, dass solche Verfahren auch für die zivilen und militäri-

schen Spitzen des Reiches ohne Prozess erfolgenden Exekutionen vorzuziehen wären. Mei-

nungsverschiedenheiten darüber wurden in der Regierung der Vereinigten Staaten noch im Sep-

tember 1944 ausgetragen. In deren Verlauf obsiegte der Standpunkt des für ein prozessuales 

Vorgehen eintretenden Kriegsministers Henry L. Stimson über den gegenteiligen und vor allem 

von Finanzminister Henry Morgenthau jun. vertretenen9, den Roosevelt zeitweilig geteilt haben 

soll. Danach entstand im Kriegsministerium in Washington eine Ausarbeitung „Verfahren ge-

gen europäische Kriegsverbrecher“, verfasst von Oberst Murray C. Bernays. 

Auch damit waren Debatten über das Vorgehen nach Kriegsende nicht beendet. Noch als Ro-

bert H. Jackson, der bald darauf in Nürnberg zur herausragenden Gestalt im Kollegium der 

Ankläger werden sollte, im April 1945 vor der US-amerikanischen Gesellschaft für Völkerrecht 

einen Vortrag zum Thema „Die Rolle des Rechts unter den Völkern“ hielt, so berichtete später 

Telford Taylor, wurden Argumente gegen einen Prozess vorgetragen, die u. a. lauteten, niemand 

würde Hitler freisprechen, so dass ein Verfahren überflüssig und lächerlich wäre, und zudem 

wäre in ihm eine faire Verteidigung kaum zu erwarten. Dessen ungeachtet spielten gerade die 

USA bei der Vorbereitung des Prozesses eine hochaktive Rolle. Ihr Personal, das in Nürnberg 

agierte, stellte mit mehr als 200 Angehörigen die zahlreichste aller Delegationen. 

Auf dem Wege nach Nürnberg gab es eine Reihe weiterer Hindernisse, die in den öffentlichen 

Debatten zuvor weniger erörtert wurden. Sie lagen nicht nur in der Tatsache, dass keine der 

Mächte, die ihre Juristen nach Nürnberg schickte, als unbescholten gelten konnte. Das galt nicht 

nur für die UdSSR, namentlich wegen ihres Einfalls in Polen im September 1939, womit sie 

sich zu einem Verbündeten des Aggressors gemacht hatte. Es traf auch auf die vielen Handlun-

gen zu, mit denen die kapitalistischen Mächte geholfen hatten, das Naziregime zu stabilisieren, 

ihm internationale Autorität zu verleihen und es auf dem Weg in den Krieg in der Erwartung 

begünstigten, dass er ihnen nicht gelten werde. Und zur Geschichte gehörte auch, dass der 

Kriegsächtungspakt von 1928 selbst von seinen Unterzeichnern als ein nicht zu beachtendes 

Papier behandelt worden war, beispielsweise 1935, als Italien das souveräne Abessinien, ein 

Mitglied des Völkerbundes, überfiel und annektierte. Daran sollte im Nürnberger Gerichtssaal 

erinnert werden, von Angeklagten und ihren Verteidigern, die dazu die Möglichkeiten erhielten. 

Denn zu den dort befolgten Vorsätzen des Prozesses gehörte, den Angeklagten, anders als er-

wartet und sie es mit ihren Gegnern in Deutschland getan hatten, ein faires Verfahren zuzuge-

stehen. 

Zum Thema dieses Artikels und der folgenden Serie s. auch Pätzold, Kurt/Manfred Weißbecker (Hg.) Stufen zum 

Galgen. Lebenswege vor den Nürnberger Urteilen. Mit Beiträgen von Peter Black, Dietrich Eichholtz, Werner Fi-

scher, Gerhart Hass und den Hg., Leipzig 1996 (als Taschenbuchausgabe 2004). 

 

 
8  Leon Goldensohn, Die Nürnberger Interviews. Gespräche mit Angeklagten und Zeugen. Hg. und einge-

leitet von Robert Gellately. Mit einem Vorwort von Wolfgang Benz. Aus dem Amerikanischen, Düssel-

dorf/Zürich 2005, Einleitung S. 21 (fortan: Goldensohn, Nürnberger Interviews). 
9  S. dazu: Henry L. Stimson, and Bundy McGeorge, On Active Service in Peace and War, New York 1948, 

S. 580, 584 ff. 
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Vor dem ersten Verhandlungstag 

Am 14. November begann der Internationale Gerichtshof seine Beratungen  

 und sprach über die Rolle der deutschen Großindustriellen 

In Nachschlagewerken ist der 20. November 1945 als der erste Verhandlungstag des internati-

onalen Tribunals verzeichnet, vor dem die deutschen Hauptkriegsverbrecher angeklagt und ab-

geurteilt wurden. Das gilt indessen nur für jenen Hauptteil der Tätigkeit des Richterkollegiums, 

bei dem in Anwesenheit der Angeklagten zu Gericht gesessen wurde. Zuvor schon fanden meh-

rere Sitzungen statt und gleich die erste, sechs Tage vor Beginn der Verhandlungen, signali-

sierte ein Interesse der Anklage, das heute weitgehend in Vergessenheit geraten, nein auch ge-

bracht worden ist. Sie begann mit einer Erklärung des Verteidigers des Angeklagten Gustav 

Krupp von Bohlen und Halbach, der bis zum Jahre 1943 an der Spitze des bekanntesten deut-

schen Rüstungskonzerns gestanden hatte. Rechtsanwalt Theodor Kleefisch beantragte beim Ge-

richtshof, seinen Mandanten von der Liste der Angeklagten zu nehmen, da er aus gesundheitli-

chen Gründen nicht fähig sei, dem Prozess zu folgen oder gar sich gegen die gegen ihn erhobe-

nen Vorträge zu verteidigen. 

Das war kein Manöver. Die Richter hatten sich durch einen Bericht einer Ärztekommission, 

bestehend aus hochrangigen Spezialisten aller am Prozess beteiligten Staaten, die eigens an das 

Krankenlager Krupps, der seit 1944 auf seinem Gut Blühnbach in Österreich lebte, gereist wa-

ren, davon unterrichten lassen, dass der 75jährige Angeklagte an „seniler Gehirnerweichung“ 

litt und sich in einem verhandlungsunfähigen Zustand befand. (Auch späterhin wurde der in 

ärztlicher und pflegerischer Obhut lebende einstige Chef des Unternehmens, der vier Jahre spä-

ter verstarb, nicht verhandlungsfähig.) 

Die Richter hatten nach der Rede des Verteidigers folglich nur zu entscheiden, ob gegen Gustav 

Krupp in absentia verhandelt werden oder ob er nicht zu den Angeklagten dieses Prozesses 

gehören solle. Um es vorweg zu sagen, entschieden wurde, in diesem Falle zu verfahren wie in 

den meisten Ländern vor nationalen Gerichtshöfen in solchen Situationen auch: Die Richter 

strichen Krupp von der Liste derer, die sie unter Anklage gestellt hatten. Das geschah nach einer 

Befragung der Vertreter der Anklage. Die Episode ist denkwürdig, führte sie den Gerichtshof 

doch auf das weite Feld der Beziehungen, welche zwischen Politik und großer Industrie in den 

Jahren des Naziregimes und des Krieges geherrscht hatten. 

Zur Frage, wie angesichts des Krankheitsfalles weiter verfahren werden solle, nahm zuerst der 

Hauptankläger der USA, Robert H. Jackson, das Wort, der zugleich im Auftrag seines franzö-

sischen und sowjetischen Kollegen sprechen konnte. Er sagte über die Erfahrungen, welche von 

den drei Staaten und deren Bewohnern mit den Erzeugnissen der Essener Waffenschmiede ge-

macht worden waren: „Wir vertreten drei Nationen dieser Erde; eine von ihnen wurde dreimal 

mit Krupp’schen Waffen überfallen, eine andere hat im Verlauf des Krieges im Osten unter der 

Wucht des Krieges gelitten wie nie ein Volk zuvor, und eine von ihnen hat zweimal den Atlantik 

überquert, um, soweit es in ihren Kräften stand, Streitigkeiten zu beenden, die durch den deut-

schen Militarismus entfacht waren.“1 Und weiter erinnerte der Ankläger daran, dass „die Krupp-

Unternehmungen seit mehr als 130 Jahren blühten und gediehen, indem sie die deutsche Kriegs-

maschine mit Kriegsmaterial versahen. [...] Die Tätigkeit der Krupp-Werke war nicht auf die 

Ausführung von Regierungsaufträgen beschränkt. Die Krupp-Werke waren auch an der Auf-

hetzung zum Kriege aktiv beteiligt, sowie – durch Deutschlands Ausscheiden – an dem Schiff-

bruch der Abrüstungskonferenz und des Völkerbundes, und schließlich nahmen die Krupp-

Werke an der politischen Agitation zur Unterstützung des gesamten Nazi-Angriffsprogramms 

ebenfalls aktiven Anteil. Dies war nicht ohne Gewinn für die Krupp’schen Unternehmungen, 

und wir sprachen bereits von dem auffallenden Aufstieg ihrer Gewinne, der ihrer Mithilfe an 

 
1  NP Bd. 2, S. 11-13. 
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den deutschen Vorbereitungen für einen Angriffskrieg zuzuschreiben ist.“ Die Machthabenden 

hätten die Dienste dieses Unternehmens derart geschätzt, dass sie 1943 es eigens durch eine 

„Lex Krupp“ Hitlers ermöglicht hätten, die Krupp-Werke in ein Familienunternehmen umzu-

wandeln, worauf diese ganz in das Eigentum und unter das Kommando des Sohnes Alfried 

geriet.2 Könne, so wurde im Namen der drei Anklagevertreter dem Gericht vorgeschlagen, der 

Vater nicht vor Gericht erscheinen, so solle der Sohn dies tun, nicht als dessen Stellvertreter, 

sondern wegen seiner eigenen persönlichen Verantwortlichkeit für die Rolle des Konzerns. 

Das Problem, das sich mit dieser gedachten Vorgehensweise freilich verband, ergab sich aus 

dem Grundsatz des Gerichts, jedem Angeklagten die gegen ihn erhobenen Vorwürfe 30 Tage 

vor Prozessbeginn schriftlich zuzustellen. Die Annahme des Vorschlags hätte eine Verschie-

bung der Prozesseröffnung zur Folge gehabt und dies wiederum war der einzige Grund, wes-

wegen sich der britische Ankläger nicht angeschlossen hatte. Sir Hartley Shawcross versicherte 

dem Gerichtshof, er sei wie die anderen drei Ankläger von der zu lösenden Aufgabe überzeugt, 

„vor dem Gerichtshof und vor der Welt die Rolle aufzudecken, die die Großindustriellen bei 

der Vorbereitung und Führung des Krieges gespielt haben.“ Und das werde „im Verlaufe dieses 

Prozesses geschehen, gleichgültig ob Gustav Krupp von Bohlen oder Alfried Krupp als Ange-

klagte in dem Prozess erscheinen oder nicht.“3 Das Material, fuhr Shawcross fort, dass gegen 

Krupp vorliege und über die „allgemeine Rolle, die die Großindustriellen gespielt“ haben, 

werde im Prozess unterbreitet werden und zudem würden „je nach dem Ausgang des gegen-

wärtigen Prozesses andere Verfahren eröffnet werden, möglicherweise gegen Alfried Krupp, 

möglicherweise gegen andere Großindustrielle“.4 

Dann ergriff auch der französische Ankläger das Wort und verwies zunächst darauf, dass seine 

Delegation bereits vorgeschlagen hatte, an den unmittelbar bevorstehenden gegen die Haupt-

kriegsverbrecher einen weiteren unverzüglich anzuschließen, der sich ausschließlich mit der 

Anklage und Aburteilung von Industriellen befassen solle. Damit aber wären sie nicht durch-

gedrungen. Weiter erklärte Charles M. Dubost, niemand würde begreifen können, „wenn von 

dieser großen deutschen Industrie, die zu den Hauptschuldigen am Kriege gehört, kein Vertreter 

hier vor Gericht gestellt werden sollte“.5 Ob indessen Gustav oder Alfried Krupp in diesem jetzt 

Verfahren angeklagt würden oder nicht, fuhr er fort, es sei notwendig, die Vorwürfe gegen 

Krupp und andere Großindustrielle hier vorzubringen, von denen er sagte, dass diese „die 

Machtergreifung der Nazis, die Nazi-Regierung und die Nazi-Propaganda unterstützten, die 

Nazis finanzierten und schließlich die Wiederaufrüstung Deutschlands förderten, damit es sei-

nen Angriff fortsetzen könnte.“6 

Das blieben keine leeren Ankündigungen. Schon am 4. Verhandlungstag brachte im Verlauf 

seines Anklagevortrags der zur US-amerikanischen Vertretung gehörende Thomas J. Dodd die 

Sprache auf die aktive Teilnahme Gustav Krupps und des Reichsverbandes der deutschen In-

dustrie an den Schritten zur Etablierung der Nazidiktatur. Die Entscheidung des Gerichtshofes 

nach dieser Anhörung des Verteidigers und der Ankläger lautete wie erwähnt: Gustav Krupp 

wird aus dem Prozess genommen, d. h. auch nicht in absentia angeklagt. Und eine zweite be-

sagte; Alfried Krupp wird nicht in die Reihe der Angeklagten aufgenommen. 

Das Bemerkenswerte an dieser Sitzung liegt zutage. Die Vertreter aller vier Mächte stimmten 

darin überein, dass das Spitzenpersonal deutscher Großkonzerne sich wegen seiner Tätigkeit auf 

dem Wege in den Krieg und im Kriege vor Gericht zu verantworten haben werde. Zu Anklagen 

vor einem internationalen Gerichtshof, wie der französische Vorschlag verlangte, ist es jedoch 

 
2  NP Bd. 2, S. 12-13. 
3  NP Bd. 2, S. 17. 
4  NP Bd. 2, S. 18-19. 
5  NP Bd. 2, S. 21-22. 
6  NP Bd. 2, S. 23. 



689 

nicht mehr gekommen. Das Verfahren gegen die Hauptkriegsverbrecher blieb das einzige dieses 

Typs. Jedoch fanden 12 sogenannte Nachfolgeprozesse vor ausschließlich US-amerikanischen 

Gerichtshöfen statt. Das erste Urteil fiel am 22. Dezember 1947 im „Fall 5“ und sprach gegen 

drei der Angeklagten Haftstrafen zwischen 2, 5 und 7 Jahren aus. aus, während die anderen drei 

freigesprochen wurden. Der Hauptangeklagte Friedrich Flick befand sich 1950 bereits wieder 

auf freiem Fuß. Das Verfahren gegen Alfried Krupp, 12 Direktoren und weitere leitende Perso-

nen des Konzerns („Fall 10) endete am 31. Juli 1948 mit Haftstrafen zwischen 2 und 12 Jahren, 

auf die 1951 die Begnadigungen folgten, und mit einem Freispruch. Bereits einen Tag früher 

war das Urteil in einem Prozess gegen führende Personen der IG-Farben AG (Fall 10) ergangen. 

der mit 12 Zeitstrafen zwischen 1,5 und 8 Jahren sowie mit 10 Freisprüchen schloss. 

Durch die Entscheidung der Richter, Krupp sen. betreffend, war die Zahl der ursprünglich zwei 

Dutzend Angeklagten um einen weiteren reduziert. Zuvor bereits hatte sich die Liste dadurch 

verkürzt, dass Robert Ley sich am 25. Oktober in seiner Zelle erdrosselt hatte, ein Ereignis, das 

unmittelbar verschärfte Maßnahmen der Überwachung aller anderen Zelleninsassen bei Tage 

und während der Nacht bewirkte. Ley hatte wie alle seine Mitangeklagten die Anklageschrift 

ausgehändigt und bis zum Verhandlungsbeginn 30 Tage Zeit bekommen, sich mit deren Inhalt 

bekannt zu machen und die Strategie und die Schritte seines Auftretens mit seinem Verteidiger 

zu beraten. Auf diese Zustellung reagierten die Empfänger jedenfalls öffentlich ganz unter-

schiedlich, wie wir wissen, weil der Gerichtspsychologe Gustave M. Gilbert sie alle gebeten 

hatte, auf das ihm zur Verfügung stehende Exemplar in kurzen Worten ihren Kommentar zu 

schreiben. Da konnte er lesen – dies eine Auswahl –, dass von Ribbentrop sich darauf berief, in 

„Hitlers Schatten“ gestanden zu haben, Ernst Kaltenbrunner sich „keiner Kriegsverbrechen 

schuldig“ fühlte, Hjalmar Schacht überhaupt nicht verstand, warum er angeklagt sei, Streicher 

den Prozess als „Triumph des Weltjudentums“ betrachtete, während Dönitz auf dem Blatt die 

Worte „Ein amerikanischer Scherz“ notiert hatte. Ley las noch im ihm überreichten Text, dass 

er wegen seines Anteils an der Errichtung der Nazimacht, seiner Mitwirkung an der Kriegsvor-

bereitung sowie wegen der Teilnahme an Kriegsverbrechen angeklagt wurde, und so hatte er es 

vorgezogen, sich wie Hitler, von dem er als einer seiner engsten Gefolgsleute besonders ge-

schätzt worden war, aus Leben und Verantwortung davon zu stehlen. 

Diesem Manne, dem nach Rudolf Heß höchstgestellten Funktionär in der Spitze des NSDAP-

Apparates, der den Rang eines Reichsleiters bekleidet hatte, 1932/1934 zum Reichsorganisati-

onsleiter der Partei aufgestiegen war, waren Gustav Krupp und mit ihm viele deutsche Indust-

rielle zu besonderem Dank verpflichtet. Denn wichtiger noch als seine Parteiämter war für sie 

geworden, dass Ley in Personalunion auch an der Spitze der größten Massenorganisation des 

deutschen Faschismus, der Deutschen Arbeitsfront (DAF), gestanden hatte, die vor dem Kriege 

etwa 20 Millionen Mitglieder zählte, weil es sich faktisch um eine Zwangsmitgliedschaft han-

delte. Auf diesen herausragenden Platz war Ley unmittelbar nach der Zerschlagung der Ge-

werkschaften am 2. Mai 1933 von Hitler mit dem Auftrag gestellt worden, zu sorgen, dass in 

der Phase der Aufrüstung und später im Kriege die deutschen Arbeiter und Angestellten funk-

tionierten, in regimekonformer Stimmung gehalten wurden und leisteten, was die zu Betriebs-

führern erklärten Eigentümer der Betriebe oder deren beauftragte Manager von ihnen verlang-

ten. Zunächst hieß das vor allem, dass die Proletarier den verkündeten strikten Lohnstopp ak-

zeptierten, also das Festhalten der Löhne auf dem niedrigen Niveau, auf das sie in der Welt-

wirtschaftskrise herabgesunken waren. Das war fraglos eine profitsteigernde Dienstleistung für 

die Bourgeois, zielte aber darüber hinaus. Denn niedrige Löhne waren die Voraussetzung dafür, 

dass mit der Kaufkraft auch der Massenkonsum niedrig gehalten wurde und dies wiederum 

ermöglichte den Einsatz der knappen Devisen für den Ankauf von Rüstungsrohstoffen und -

materialien auf dem Weltmarkt und half, ein hohes Tempo der Aufrüstung zu sichern. 

Als der Krieg dann angezettelt wurde, war aufgrund von Stellung und Anspruch niemand mehr 

für die Ruhigstellung der Arbeitenden zuständig als Ley. Die beschwörend immer wiederholte 
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Ankündigung, dass es einen zweiten 9. November in der deutschen Geschichte nicht geben 

werde, bezeichnete den Kern seiner Aufgabe, deren Lösung er – wie die gesamte Führung – 

sich lange durch eine relative Schonung der deutschen Arbeitskräfte in der Industrie erleich-

terte, die bis an die Wende des Krieges 1942/1943 beibehalten werden konnte Das hatte zur 

Bedingung, dass Millionen herbeigelockter und -geschleppter Arbeiter aus besetzten Ländern 

und Gebieten und Kriegsgefangene ohne Rücksicht auf die Regeneration ihrer Kräfte ausge-

beutet wurden. Je weniger sich diese Strategie jedoch mit der Veränderung der Kriegslage 

durchhalten ließ, umso mehr sahen sich die Deutschen auf Segnungen des Friedens vertröstet. 

Ley wurde, während immer mehr alle Menschen den Tod ihrer „gefallenen“ Söhne betrauerten, 

Beauftragter für die Regelung der Altersversorgung und, während die deutschen Städte in 

Trümmer sanken, für den sozialen Wohnungsbau. Welcher Schuldspruch den Mann, der sich 

gern populär machte, bei Arbeitern aber Ansehen nie errang und seiner dahin gehenden Nei-

gung wegen auch als „Schnapsflasche der Nation bezeichnet wurde, getroffen haben würde, 

blieb offen. 

Jedenfalls war die Zahl der Angeklagten auf 22 reduziert. Bis auf einen würden diese Ange-

klagten ihre Plätze auf der doppelreihigen Bank im Gerichtssaal einzunehmen haben. Es fehlte 

Martin Bormann, gegen den aufgrund eines Gerichtsbeschlusses in absentia verhandelt werden 

sollte, nachdem noch einmal klargestellt worden war, dass es über seinen Tod bei dem Versuch, 

durch den sowjetischen Einschließungsring aus Berlin zu entkommen, keine Gewissheit gäbe, 

er also möglicherweise noch am Leben sei. (Erst viele Jahre später wurde es zur Gewissheit, 

dass Bormann bei seinem Vorhaben in der Nähe des Lehrter Bahnhofes umgekommen war.) 

Das Gericht zeigte sich in den Vorverhandlungen fest entschlossen, sich vom vorgesehenen Ter-

min des Prozessbeginn nicht abbringen zu lassen. Als ihm in einer weiteren Sitzung der Vertei-

diger Julius Streichers, des Gauleiters, der sich „Frankenführer“ nannte, und in seiner Eigen-

schaft als Herausgebers der antijüdischen Hetzwochenschrift „Der Stürmer“ einer der ideologi-

schen Urheber des Judenmordens war, seine Zweifel an der Zurechnungsfähigkeit seines Man-

danten vortrug, wurde dessen psychiatrische Untersuchung anheimgestellt. Aufschiebende Wir-

kung für den Eintritt in die Verhandlungen würde das aber nicht haben. Eine wiederum interna-

tional zusammengesetzte Ärztekommission überzeugte sich, dass Streicher zwar von einer fixen 

Idee besessen war – er hielt sich für den größten aller Kenner der „Judenfrage“ und berufen, die 

Welt über sein einzigartiges Wissen aufzuklären –, aber nicht geisteskrank sei. Schon dieses ihr 

Vorgehen und ihre Entscheidungen zeigten, dass es den Richtern vorkommen fern lag, sich auf 

irgendetwas wie einen „kurzen Prozess“ einzulassen. Sie waren sich bewusst, wie viele bereits 

in den Startlöchern saßen, um ihnen Vorurteile, Unkorrektheit, Willkür und Verstöße gegen in-

ternational anerkannte Praktiken von Justizverfahren nachzuweisen und gedachten nicht, dafür 

Angriffsflächen zu bieten. Noch vor dem ersten Verhandlungstag wurden auch die Verteidiger 

in einer Sitzung über die dem Verfahren zugrunde liegenden Beschlüsse und deren Wirkungen 

unterrichtet und konnten ihre Fragen stellen, auf die sie Antworten erhielten. 

Am 19. November wurden die Angeklagten in den noch leeren Verhandlungssaal geführt, wo 

man ihnen Plätze zuwies, so dass eine Reihenfolge zustande kam, die, wenn mit ihr auch den 

Urteilen nicht vorgegriffen wurde, doch klarmachte, welche Ansicht über ihre jeweilige Rolle 

bei der Planung und Ausführung der Verbrechen existierte, deren sie beschuldigt wurden. Ne-

ben Göring und Heß, die beiden eröffneten die erste Bankreihe, hatte der ehem. Reichsaußen-

minister Joachim von Ribbentrop Platz zu nehmen, dann folgte Wilhelm Keitel, der Chef des 

Oberkommandos der Wehrmacht und engste Mitarbeiter Hitlers im Führerhauptquartier. Neben 

ihm wurde der SS-Obergruppenführer Ernst Kaltenbrunner platziert, der dem in Prag an den 

Folgen eines Attentats umgekommenen Reinhard Heydrich an der Spitze des Reichssicherheits-

hauptamtes gefolgt war. Am Ende der zweiten Bankreihe saß Hans Fritzsche, der Mitarbeiter 

von Goebbels und Rundfunkkommentar, der nach seinem Minister wohl bekannteste Durch-

haltestratege an der ideologischen Front. 
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Nachtrag 

Das Interesse, das Wissen über die Anklagen und Urteile gegen deutsche Großindustrielle wach 

zu halten oder unter den Nachgeborenen zu verbreiten, war in der restaurierten Bundesrepublik 

gering. Die erhobenen Anschuldigungen insbesondere wegen schamloser Ausbeutung von 

Zwangsarbeitern, KZ-Häftlingen und auch Kriegsgefangenen sowie wegen Plünderung frem-

den Eigentums in besetzten Ländern wurden in Vergessenheit gebracht und wären es ohne den 

Druck des Auslandes auch zur Gänze geblieben. Hätten nicht Forderungen nach einer Entschä-

digung der überlebenden Zwangsarbeiter, es wurde nur eine Geste davon, das Thema in Politik 

und Publizistik in den neunziger Jahren noch einmal ans Tageslicht gebracht. Die Dokumente 

der drei Industriellen-Prozesse sind auch in Spezialbibliotheken nicht greifbar, denn es fand 

sich kein Institut und kein Autor, der daraus auch nur eine Auswahl präsentiert haben würde. 

Lediglich in der DDR wurde 1965 der Band: Fall 5. Anklageplädoyer, ausgewählte Dokumente, 

Urteil des Flick-Prozesses mit einer Studie über die „Arisierungen“ herausgegeben. 

Die Zitate im Text siehe entstammen: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Mi-

litärgerichtshof Nürnberg, 14. November 1945-1. Oktober 1946 (amtlicher Text in deutscher Sprache), 42 Bde., 

veröffentlicht in Nürnberg, Deutschland 1947-1949 Bd. 2, S. 11-23. 
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Ohnmächtiges Schreiben 

Mit einer Rede hat Günther Grass kürzlich den Kongress des Internationalen PEN in Berlin 

eröffnet und dafür manches Lob geerntet. Das war verdient allein durch die langen Passagen, 

in denen er im Wortlaut Harold Pinters Text in Erinnerung brachte, den dieser im vergangenen 

Jahr in Stockholm bei der Verleihung des Nobelpreises hatte verlesen lassen. Darin fand sich 

eine vernichtende Kritik des britischen Dramatikers an der Politik nicht nur der USA, sondern 

mit ihr auch an der seines eigenen Landes und am heuchlerischen Verhalten des Westens ins-

gesamt. Sätze, die mit ihren Tatsachenfeststellungen und den daran geknüpften Fragen in die 

Schulbücher der NATO-Staaten gehörten. 

Das Grass zugesprochen Lob ist zugleich beredter Ausdruck deutscher Bescheidenheit, verbrei-

tet und weiter um sich greifend namentlich in Kreisen der hierzulande tätigen Intelligenz. Hätte 

doch Pinter seinen Kollegen diesseits des Kanals darauf bringen können, selbst ein paar Worte 

zur Haltung seines Landes in dieser friedlosen Welt zu sagen und dies bis zu der Frage zu 

führen, ob dessen Politik und Regierung einen Anteil an der beklagten Friedlosigkeit besitzen. 

Doch hat, den Kollegen nur bekräftigend, sich Grass darauf beschränkt, Bush und Blair als 

Männer zu nennen, denen die Heuchelei ins Gesicht geschrieben sei, ja, die ausgelacht werden 

sollten, und seine Ablehnung ansonsten auf anonyme Fürsprecher des Krieges bezogen. 

Schröder und Fischer? Vergessen. Entschwunden auch alle Erinnerung an den Krieg gegen Ju-

goslawien. Der Aufruf, sich an die Toten der Kriege zu erinnern, geht so mit Verdrängung 

einher, im Falle, dass diese Toten, zu welchem nicht zu bemessenden Anteil auch immer, auf 

das eigene zeitgenössische Konto gehen und nicht mehr auf das archivierte eines gewissen Hit-

ler. 

Viele Ursachen habe der Krieg, lehrte der Redner. Geforscht werden müsste auch in seiner 

Zunft: Wer hat ihn gewollt? Welche Lügen haben seinen Zweck verschleiert? Wem bringt er 

Gewinn? Welche Börsenwerte steigert der Krieg? Wer hat wem jene Waffen geliefert ...? Und 

schließlich, so Grass, sollte uns kümmern, ab wann wir mitschuldig wurden. Treffliche Fragen. 

Doch entweder ist der Redner mit Antworten auf sie nicht eben so weit gekommen, dass er sie 

seinem Publikum anbieten wollte, oder er meinte, dass es die seinen ohnehin alle kennte. Jeden-

falls waren ihm die Kriege dieser Jahre kein analytisches Wort wert, nicht einmal, wie er seinen 

Kollegen anriet, jenseits aller Parteinahme. Ein Kunststück, das schon das Vorstellungsvermö-

gen überfordert. 

Hingegen: Wem es aber um die Sache geht, der müsse Partei ergreifen, das hat einst ein deut-

scher Dichter für verpflichtend gehalten und dem hinzugesetzt: sonst verdiene er nirgends zu 

wirken. Und ein anderer, in mehreren deutschen Staaten Geschmähter, der vom Ort, an dem der 

Kongress tagte, nicht weit entfernt lebte und schrieb, hat auf die Herkunft der Kriege präzise 

und unveraltete Antworten gegeben. Nicht allein er steht mit seinen Werken dafür, dass die 

deutsche Literatur über die denkwürdigen, anrührenden und herausfordernden Klagen der An-

dreas Gryphius und Martin Opitz, der Matthias Claudius und Simon Dach doch hinausgekom-

men war. Und die Wissenschaften von der Gesellschaft sind es auch. Wer heute nur fragt und 

nicht unbedarft ist, mag die Antworten nicht. 

Ohnmacht sollten wir uns eingestehen, lautete der Aufruf am Ende der Rede. Doch deshalb 

sollten die Schriftsteller nicht schweigen. Klagen ja und – ohnmächtiges Schreiben. Nach dieser 

Devise kann die Mehrheit der deutschen Intellektuellen gut leben, denn nach ihr lebt sie schon. 

Deren Leib- und Magenblatt hat den Text umgehend leicht gekürzt verbreitet. Er verstört nie-

manden, namentlich in seinen Beziehungen zu deutscher Regierungspolitik. 
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Einmal Hitler – im Angebot 

Originell ist das Verfahren nicht, das in Militärkreisen als Aufbau eines „Pappkameraden“ be-

zeichnet wird, der als Zielscheibe für Schießübungen auf einen Gegner dient, der einst ins Vi-

sier genommen und niedergestreckt werden soll, vorerst aber nicht gesehen und getroffen wer-

den kann, vielleicht noch nicht einmal ausgemacht ist. Unter Publizisten ist derlei Praxis auch 

anzutreffen und immer häufiger zudem. Hier erfüllt sie eine andere, ja entgegengesetzte und 

höchst absonderliche Funktion. Ein „Pappkamerad“ wird hingestellt und niedergemacht, wie-

wohl der Gegner bereits bekriegt und besiegt ist. Die Attacke wird als notwendig nur vorge-

täuscht. Das macht dennoch Lärm und Lärm macht Reklame. Auf dem Büchermarkt. 

So verfahren die Österreicherin Anna Maria Siegmund und ihr Verlag, die ein Buch über den 

weltbekannten Landsmann der Autorin publiziert haben. Die Journalistin hat sich aus diesem 

Anlass Fragen einer Kollegin gestellt, die das Gespräch anscheinend genervt, in Wahrheit eher 

hintersinnig so einleitete: „Warum noch ein Hitler-Buch?“ Auf Hilflosigkeit bei der Erklärung 

des – wieder einmal – „Phänomens“ sei sie gestoßen, antwortete die Befragte. Man, wer immer 

das auch gewesen sein mochte, habe versucht, diesen Hitler „als schmutzigen, dummen Tep-

pichbeißer, Landstreicher, kranken und besessenen Typ aus einer Inzest-Familie darzustellen.“ 

Die Fälschungen wollte sie nicht weiter gelten lassen und Hilfestellung zur Abhilfe geben. 

Wo, um Himmelswillen, hat die Autorin sich verhockt? Wie viele Jahre zählt sie und kann sie 

zurückblicken? Wo und wann ist ihr derlei vorgekommen? Jetzt lebt und schafft sie in Wien. 

Doch stammt sie aus dem Waldviertel, jener Region, in der Hitlers unschuldige Vorfahren leb-

ten. Dadurch, meint sie, wurde ihr ein „induktiver Zugang“ möglich. Erwuchs ihr ein „Ortsvor-

teil“, sagt sie. Den hatten weder Alan Bullock noch Ian Kershaw, die beiden Hitler-Biografen 

jenseits des Atlantiks. Auch schrieben diese sich nicht durch die Beschäftigung mit den „Frauen 

der Nazis“ gleichsam zu Hitler hin, während Anna Maria, ihren Geschlechtsvorteil einsetzend, 

darüber schon drei Bände verfasst hatte, bevor sie auf den Kampfplatz trat. Eine, ich mag den 

Kerl und er mag mir vergeben, Donna Don Quichotte. Sie streitet kapitellang gegen Berichte 

von der erbärmlichen Armut von Hitlers ländlichen Vorfahren, gegen die rührselige Erzählung 

vom Waisenknaben Adolf und seinem kümmerlichen und so entbehrungsreichen Jugendleben, 

gegen die düstere Behauptung, von dem jüdischen Vorfahren des „Ariers“. Aber wer verficht 

derlei noch? Indessen trägt die Verfasserin schon mit dem Titel und dann im ganzen ersten 

Kapitel ihres Buches dazu bei, die nach wie vor im Schwange befindliche Legende vom Führer 

Hitler zu verbreiten, der mit dämonischen, magnetischen, allen Widerstand entwaffnenden 

Kräften seine Massengefolgschaft sich zusammengeredet habe. Angefangen von Göring bis 

Speer und hin zu den nach Millionen zählenden kleinen Leuten. Das gab 1945 die billige Aus-

flucht, die massenhaft beteuerte Story der Nazis, der großen wie der kleinen, die sich zusam-

menphantasierten, wie sie von einem Demagogen verführt und zu dessen Opfer wurden. Da 

musste von Prädisposition nicht die Rede sein, nicht von Elternhaus, Schule, Erziehung, Uni-

versität und unverdauter Weltkriegserfahrung, nicht von Nationalchauvinismus, Revanchege-

lüst und Antisemitismus, nicht von Gesellschaft und Staat, die für Hitler reif gemacht hatten, 

bevor seine Paladine und Parteigänger dessen Namen auch nur kannten. 

Was auf diese Introduktion folgt? Eine nichts Neues oder auch nur Ergänzendes bietende Dar-

stellung von Hitlers Weg in die Reichskanzlei. Die wird unter dem beirrenden – weil die ge-

stellte Frage im Text völlig beiseite bleibt – Titel geboten: „Wieso hat niemand Hitlers Macht-

ergreifung verhindert?“ Die Autorin kommt nicht einmal auf die Frage, wer denn das ernstlich 

hatte tun wollen. In diesem Abschnitt findet sich ein Satz, der selbst Geduldige dahin bringen 

könnte, das Buch definitiv zuzuklappen. Er besagt: Die Rede, die Franz von Papen, der eben 

noch Reichskanzler, am 16. Dezember 1932 im Berliner Herrenklub hielt, „sollte den Lauf der 

Weltgeschichte ändern.“ Und was trieb, absichtsvoll oder nicht, den Weltveränderer? Ein Ra-

chebedürfnis, gerichtet gegen den General Kurt von Schleicher, seinen Nachfolger. Die bittere 
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Gefühlswallung eines deutschen Adligen als Anstoß eines Weltwandels! Was ist der Fernseh-

historiker in Mainz gegen diese Wiener Journalistin? Ein sachverständiger Wahrheitssucher! 

Gemeinsam ist beiden hingegen die Verliebtheit ins Detail. Notfalls, wie bei Anna Maria, ins 

Selbsterfundene. Andächtig lässt sie viele Deutsche der ersten Hitler-Rede als Reichskanzler 

an ihren Volksempfängern lauschen. Was tut’s, dass das Gerät noch nicht auf dem Markt war? 

Es sind die schlechtesten Bücher nicht, die ihren Lesern Fragen aufpacken. In diesem Falle 

reduziert sich die Gabe auf eine einzige, auch nicht neue: Wohin sind die Zeiten entschwunden, 

da Verlage sich ein Qualitätslimit setzten und befolgten? 

Anna Maria Sigmund, Diktator, Dämon, Demagoge. Fragen und Antworten zu Adolf Hitler, Deutscher Taschen-

buch Verlag München 2006, 260 S. 12.50 Euro. 
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Hitlers Präventivkriegslüge – in Variation aufgewärmt 

Als die deutsche Wehrmacht 1941 mit einer Streitmacht, wie sie bis dahin in der Geschichte 

der Kriege für einen Angriff auf ein Nachbarland noch nicht aufgeboten worden war, in die 

UdSSR einfiel, wurde die Lüge des 1. September 1939 gleichsam weiterentwickelt. Am Tage 

des Beginns des Feldzugs gegen Polen hatte es geheißen, nun werde „zurückgeschossen“. Dies-

mal wurde behauptet, es werde geschossen, bevor der Gegner noch dazu komme, mit dem 

Schießen zu beginnen. Der Führer, so die Ausschmückung, hätte die Absichten der Bolsche-

wisten seit längerem durchschaut und sein fürchterliches Vorauswissen hätte ihn sehr leiden 

lassen, bis er sich entschlossen habe usw. Seitdem gehört die Präventivkriegsthese zu den Lieb-

lingskindern deutscher Geschichtsfälscher. Sie passt in das Bild vom welteroberungshungrigen 

Bolschewismus, der sein klägliches Ende verdient habe. Lügen mit so hohem Gebrauchswert 

erweisen sich gegen alle Argumente als extrem resistent. 

Lange schon haben sich Historiker, darunter die des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes 

der Bundeswehr, von dieser Fälschung distanziert. Sie brauchten auf der Spur nach der wirkli-

chen Vorgeschichte des Krieges gegen die UdSSR keine besonders gewundenen Forschungs-

wege zurückzulegen. Das Thema war vor Jahrzehnten erledigt worden. Das geschah als am 

11./12. Februar 1946 der einstige Generalfeldmarschall Friedrich Paulus im Saal 600 des Nürn-

berger Justizpalastes in den Zeugenstand gerufen wurde. Seine Vernehmung erfolgte als Zeuge 

der Anklage. Paulus war Anfang September 1940 in den Generalstab des Heeres berufen wor-

den. Dort fand er den Entwurf für einen Kriegszug gegen die Sowjetunion vor. Er und seine 

Mitarbeiter stellten ihn bis November fertig. Der Mann wusste mithin, von welcher Lagebeur-

teilung das Oberkommando ausgegangen war, als der zweite Krieg im Osten vorbereitet wurde. 

Eine Angriffsabsicht des Gegners existierte nicht. 

Nicht weniger wesentlich als seine Aussage war das verlegene Schweigen der deutschen Juris-

ten und der Umstand, dass sie eine Nacht des Überlegens brauchten, um ihrerseits Paulus zu 

verhören, an dem Verhör teilnehmen zu können. Jedoch: Keiner der angeklagten Militärs – sie 

hatten sämtlich an den Vorbereitungen des Krieges gegen die UdSSR teilgenommen, ver-

mochte den Verteidigern zu raten, wie sich die sie schwer belastenden Aussagen hätten entkräf-

ten lassen. So versuchten die Anwälte die moralische Hinrichtung des Zeugen. Sie verwiesen 

auf dessen Beteiligung an dem Verbrechen des Überfalls, auf sein den Tod auch so vieler deut-

scher Soldaten mitverursachendes Verhalten während der Stalingrader Schlacht und suchten 

gegen ihn den Verdacht des „Vaterlandsverrats“ mit der Frage zu erregen, ob Paulus als Gefan-

gener nicht ein militärischer Ratgeber der Sowjetarmee gewesen sei. Nur ein Anwalt wollte 

durch den Hinweis auf die Stärke der an ihrer Westgrenze stationierten Sowjettruppen ein Be-

drohungsszenario konstruieren, doch brach er den Vorstoß ab. 

Den unternahmen später Geschichtsrevisionisten vielerlei Couleur. Personell reichten die in der 

Bundesrepublik daran beteiligten Figuren vom einstigen SS-Obersturmführer und Pressespre-

cher des Reichsaußenminister Joachim von Ribbentrop bis zu einem übergelaufenen ehemali-

gen sowjetischen Geheimdienstoffizier und von einem Mitarbeiter (bis 1995) des Militärge-

schichtlichen Forschungsamtes der Bundeswehr bis zu einem Hochschullehrer der Philosophie 

an der Grazer Universität. Drei Argumente sollten die Lüge glaubhaft machen: Erstens die un-

bestrittene Tatsache der Konzentration von Truppen der Sowjetarmee an ihrer Westgrenze, die 

als Reaktion auf den deutschen Aufmarsch erfolgte und so seinerzeit auch vom deutschen Ge-

heimdienst gewertet wurde. Zweitens eine im Wortlaut nicht überliefert Stalin-Rede, gehalten 

am 5. Mai 1941 vor Absolventen sowjetischer Militärakademien, mit dem Verweis auf einen 

möglichen Krieg mit Deutschland, der, wie immer formuliert, keine eigene Kriegsabsicht bele-

gen kann, sondern nur die Tatsache, dass Stalin diese Möglichkeit nicht mehr ausschließen 

konnte. Drittens der an Stalin gerichtete Vorschlag des Generalstabschefs Shukow von Mitte 

Mai 1941, wonach die sowjetischen Truppen ihrerseits in den in seiner aggressiven Absicht 
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erkannten Aufmarsch der Wehrmacht hineinstoßen sollten. Unstrittig ist, dass dies keine Billi-

gung fand, als Idee nicht weiterverfolgt wurde und folgenlos blieb. 

Angesichts dieser Faktenlage, haben sich Revisionisten, um die Präventivkriegsthese zu retten, 

auf eine variierende Version verlegt. Sie behaupten, die UdSSR hätte das Reich zwar nicht im 

Sommer 1941, aber spätestens 1942 oder 1943 angreifen wollen. Auch dafür kann kein Beweis 

angeboten werden, denn die Tatsache, dass der Kreml seine Streitkräfte vermehrte und sie auf 

einen Krieg besser vorbereiten wollte, als sie das beim Überfall auf Finnland 1940 gewesen 

waren, besagt über deren künftige Verwendung aus eigenem Entschluss nichts. Davon unge-

rührt hat neuerdings Bogdan Musial dies Variante wieder aufgewärmt. („Wir werden den gan-

zen Kapitalismus am Kragen packen“. Sowjetische Vorbereitungen zum Angriffskrieg in den 

dreißiger und Anfang der vierziger Jahre. In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft (Berlin) 

Heft 1/2006). Neu an seiner „Präsentation“ ist, dass er sich verbal von der Präventivkriegspro-

pagandisten distanziert, jedoch nur um ihnen sogleich wieder beizupflichten. Nicht anders als 

sie postuliert er, dass Stalin wegen des Zustands der eigenen Armee 1941 nicht planen konnte, 

Deutschland anzugreifen konnte, aber es doch ein Indiz gäbe, dies „in einem Zeitrahmen von 

zwei Jahren“ zu tun. Vielleicht aber, räumt er, eine weitere Rückzugslinie beziehend, ein, hatte 

der Sowjetführer gar „keinen konkreten Angriffstermin“ und wartete nur auf „eine günstige 

Gelegenheit“. (61) 

Was wird vorgewiesen? Musial glaubt, auf der Fährte von Reklamefachleuten, man müsse eine 

Behauptung nur oft genug wiederholen, dann würde sie schließlich geglaubt. Das liest sich so: 

Neueste Forschungen zeigen, „dass sich die Sowjetunion spätestens seit Anfang der dreißiger 

Jahre ... auf ... einen Angriffskrieg vorbereitete“. (44) „Es steht außer Zweifel, dass die sowje-

tische Führung im Jahr 1930 tatsächlich im Begriff war, die Rote Armee massiv aufzurüsten.“ 

(49) Dass „die sowjetische Führung Ende der zwanziger Jahre beschloss, mit der massiven Auf-

rüstung zu beginnen“. (51) Dass sich „die Sowjetunion spätestens seit 1930 auf einen Angriffs-

krieg vorbereitete.“ (S. 57) „Die sowjetische Führung setzte seit 1933 auf Waffengattungen ... 

zur Führung eines modernen Angriffskrieges“. (S. 57) Im folgenden Satz: dass sich „die Sow-

jetunion spätestens seit 1930 auf die Führung eines Angriffskrieges vorbereitete.“ (S. 57) Aus 

der rückblickenden Perspektive von 1941: „dass sich die Sowjetunion seit Jahren auf einen ... 

Angriffskrieg vorbereitete“. (S. 60) Genug? Bei weitem nicht: „Stalin, der auf den Angriffs-

krieg setzte“ (S. 61) Sodann: „die auf Hochtouren laufenden Vorbereitungen zu einem Angriffs-

krieg“ (62) Schließlich mit den gleichen Worten, dass „die sowjetischen Vorbereitungen zum 

Angriffskrieg seit Jahren auf Hochtouren liefen“. (63). Das ist die Art von Papageien, aber 

ebenso von Ideologen, die sich selbst zu überzeugen suchen. 

Eine Konsultation bei einem Militärhistoriker, auch bei einem Generalstabsoffizier der Bun-

deswehr, hätte Musial darüber belehrt, dass aus Umfang und Bewaffnung einer Armee nicht 

direkt auf die Pläne derer geschlossen werden kann, die ihren Einsatz befehlen. Sie hätte ihm 

womöglich den Unterschied erkennen lassen, der zwischen einem Aggressionskrieg besteht, 

den eine Staats- und Militärführung vorbereitet und vorhat, und Projekten eines Generalstabs 

für die strategisch offensive bzw. defensive Verwendung der Streitkräfte eines Landes für den 

Notfall, in dem es sich einem Angriff ausgesetzt sieht. Das hätte ihm das Konzept verderben 

können, wie auch ein Blick in die Außenpolitik der Sowjetunion. 

Die konnte die Erfahrung der Interventionskriege nicht ignorieren und, nachdem Hoffnungen 

auf revolutionäre Veränderungen in Mitteleuropa zerschlagen waren, Angriffe reaktionärer Re-

gime nicht ausschließen, als deren Ausgangsbasis in den zwanziger Jahren Polen und Rumänien 

galten. Doch, wie auch Musial weiß, seit 1933 wurde Nazideutschland als der Staat angesehen, 

von dem Kriegsgefahr heraufzog. Doch erwähnt er keinen außenpolitischen Schritt der UdSSR 

vor dem August 1939, der auf die kollektive Sicherheit in Europa zielte, gewährleistet auch 

durch die militärische Abschreckung des deutschen Imperialismus. Dann hätte mitgeteilt wer-

den müssen, dass die UdSSR die politischen Verträge mit Frankreich und der Tschechoslowakei 
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von 1935 durch militärische ergänzen und stabilisieren wollte. Dann wäre von der Teilnahme 

von Militärexperten beider Staaten als Beobachter von Manövern auf sowjetischem Territorium 

zu handeln gewesen. Zudem von der Sabotage Großbritanniens und übrigens auch Polens, der 

Gegner dieses Konzepts. 

Musials strapaziert im vollen Wortlaut in Übersetzung eine einzige neue Quelle, mit der er die 

Behauptung vom geplanten Angriffskrieg auf das Reich zu stützen sucht: den Kurzbericht einer 

Besprechung, die am 4. Juni 1941 im sowjetischen Hauptkriegsrat abgehalten. Dieser erörterte 

keine Feldzugsplanung, sondern die Neubestimmung des Inhalts der politischen Propaganda 

innerhalb der Streitkräfte. Außer der Unfähigkeit des Protokollführers beweist der Text den 

Vorsatz, Offiziere und Soldaten darauf einzustellen, dass die Absicht; die UdSSR aus dem 

Kriege herauszuhalten, scheitern könnte und sie sich auf die Möglichkeit eines Krieges mit 

Deutschland einzustellen hätten, der dann offensiv auf dem Territorium des Gegners geführt 

werden sollte. Obendrein glaubten die Teilnehmer noch, sie könnten sich mit der Fertigstellung 

dieser Weisung Zeit lassen. 

Das meiste an Musials Artikel ist Beiwerk, bestimmt zu verdecken, wie elend dürftig sein Ma-

terial ist, aufgeblasen durch Zitate aus Hitlers Äußerungen und dem Tagebuch von Goebbels. 

Dass der Rezensent von Die Welt (Ausgabe 21.2.2006) den Autor, ihn lobend, auf einem schma-

len Grat wandeln sieht, so diesen mit einem Morast verwechselnd, verwundert angesichts der dort 

gezogenen Fazits nicht „Stalins Sowjetunion war ein aggressiver Staat“. Natürlich findet auch 

die Legende von der Ideologie der beiden „totalitären“ Staaten als Quelle des 1941 begonnenen 

Krieges wieder Beifall. Das führt noch einmal zurück zum Zeugen Paulus, der seine freilich 

spät gewonnene Einsicht über den Platz, den der Überfall auf die UdSSR im Gesamtkriegskon-

zept der faschistischen Führung besaß, in Nürnberg so formuliert hat: „Die gesamte Zielsetzung 

bedeutete die Eroberung zwecks Kolonisierung der russischen Gebiete, unter deren Ausnutzung 

und Ausbeutung und mit deren Hilfsmitteln der Krieg im Westen zu Ende geführt werden sollte, 

mit dem Ziele der endgültigen Aufrichtung der Herrschaft über Europa.“ 

Die Zeugnisse aller Militärs, die in den Monaten vor dem 22. Juni 1941 zu Stalin Verbindungen 

besaßen, besagen, dass da auch nicht eine Gedankenspur aufzufinden war, Deutschland zu be-

kriegen. Der Moment, den strategischen Plänen Hitlers vorzeitig zu begegnen und die deutsche 

Wehrmacht zu einem Zweifrontenkrieg zu zwingen, war ohnehin vertan worden. Er existierte, 

als die deutschen Streitkräfte im Mai 1940 im Westen zum Kanal stürmte. Woher also sollte 

der Entschluss kommen, jetzt ein- und anzugreifen? Angesichts der Tatsache, dass sich dieser 

Gegner auf dem Höhepunkt seiner Macht und Mittel befand und sich nahezu auf das Potential 

des gesamten Kontinents zu stützen vermochte? 

Stalin hatte sich in die Idee verbohrt, dass er den Krieg jedenfalls noch für einige Zeit vermeiden 

könnte und sperrte sich gegen Warnungen seiner Berater, die ihn als unmittelbar bevorstehend 

signalisierten. Das haben Millionen Soldaten und Zivilisten mit dem Leben bezahlt. Und die 

Deutschen, die sich das Denken noch nicht abgewöhnt hatten, konnten sich bei den ersten Film-

aufnahmen, die sie in den Kinos vom Krieg im Osten sahen, fragen, ob Soldaten einer angriffs-

sprungbereiten Armee sich derart einsammeln ließen, wie das mit den Besatzungen an der 

Grenze geschah. Erschütternd berichten Simonows Kriegstagebücher von den Tragödien der 

ersten Kriegstage. 
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WIR und SIE und 10 Fragen 

Wenn hierzulande inmitten einer Stadt ein Mensch, weil er die falsche Hautfarbe hat und mit 

ihr nicht nach Deutschland gehört, zu Tode geprügelt oder zum Krüppel geschlagen wird, dann 

sind WIR betroffen. Zudem auch traurig, entsetzt, schockiert, erzürnt und selbst sprachlos. 

Letzteres allerdings nicht in solchem Grad, dass WIR es nicht in die UNS hingehaltenen Mik-

rophone und vor Fernsehkameras sagen könnten, damit es gedruckt und gesendet werden kann 

und das Ausland keinen falschen Eindruck von UNS bekommt. Gegen den lassen wir auch 

UNSERE Blumen sprechen, die wir am Orte des Verbrechens niederlegen. 

WIR verabschieden zusätzlich und gemeinschaftlich auch Erklärungen, die WIR mit UNSE-

REN Bekenntnissen einleiten und die mit UNSEREN Vorsätzen enden. Da lassen und schließen 

WIR niemanden aus, auch nicht den Präsidenten eines Clubs, der sich Germania nennt. In UN-

SEREM Text machen WIR aus Betroffenheitsarien einen „deutschlandweiten Aufschrei“ und 

bekunden: WIR stehen auf und miteinander, WIR wenden uns, WIR verteidigen, WIR öffnen 

UNSERE Türen und UNSERE Herzen. 

Dass WIR und das UNS schaffen nichts als verbale Distanz. Gegen wen? Gegen SIE. Die weder 

Deutsche, vor allem keine deutschen Patrioten, noch Brandenburger sind und es auch niemals 

sein werden. So werden SIE, zwei rassistische Fanatiker des barbarischen Typs, auf kurzem 

Gedankenweg exportiert, Das hatten wir schon zahlreicher, nämlich beim letzten großen Mal-

heur. War dieser Hitler vielleicht einer von UNS und nicht ein Österreicher? Und der Kalten-

brunner? Und der Eichmann, der Judenmörder? Und der Seyss-Inquart, der die Niederländer 

knechtete. Das waren doch UNSERE auch nicht. WIR sind 21. Jahrhundert, was immer das 

besagen soll, aber nicht besagen kann, denn in diesem jungen Jahrhundert haben sich Mord und 

Totschlag, staatlich sanktioniert, weltweit schon ausgetobt bis auf diesen und den morgigen 

Tag. Nein, wie WIR den „Führer“ so einfach uns nicht vom Halse schaffen konnten, so einfach 

werden WIR auch SIE nicht los, denn sie sind und bleiben die UNSRIGEN doch, in Freiheit 

wie hinter Gittern. Nicht in einem moralischen Sinne, versteht sich. Doch sie kommen aus der 

Gesellschaft, in der WIR mit IHNEN zusammengelegt haben. 

Könnten deshalb die Betroffenen sich nicht ein paar Fragen stellen? Und wenn die selbst nicht 

darauf kommen, sollten es dann nicht die Journalisten übernehmen, die sie umlagern und umlau-

ern. Also ließe sich in der Potsdamer Zeppelinstraße und andernorts Passanten fragen: 1. Glauben 

sie, dass sie selbst etwas gegen das Umsichgreifen von Fremdenhass tun könnten, oder haben sie 

gar dagegen schon etwas getan? 2. Waren sie je in einer Veranstaltung, in der Schritte gegen das 

Anwachsen menschenfeindlicher Ideologie und Praxis beraten wurden? 3. Haben sie je an einer 

Demonstration gegen die Nazis teilgenommen? 4. (Gerichtet an Ältere) Sprechen sie mit ihren 

Kindern oder Enkeln über politische und allgemein menschliche Moral und sorgen sie gegen de-

ren Abgleiten in die Naziszene vor? 5. (Gerichtet an Jüngere) Habt ihr in eurer Schulklasse oder 

in eurer Clique über euer eigenes Verhalten und Tun gegen Nazis und andere Rechtsextremisten 

euch verständigt. 6. (Gerichtet an Alte wie Junge) Haben sie kollegiale oder freundschaftliche 

Beziehungen zu Ausländern oder Deutschen anderer Herkunft als die der Bevölkerungsmehr-

heit? Pflegen sie mit ihnen einen ermutigenden oder auch demonstrativen Kontakt? 7. Halten sie 

die Zahl der in ihrer Lebens- und Wohngegend bestehender Jugendclubs für ausreichend? Ken-

nen sie deren Programm und wie bewerten sie es? 8. Meinen sie, dass die Abgeordneten ihres 

Wahlkreises und die gewählten Staatsbediensteten hinreichend etwas tun, um Barrieren gegen 

Fremdenfeindlichkeit zu errichten? 9. Glauben sie, dass für diese Zwecke hinreichend Mittel, 

auch finanzielle, aufgewendet werden? Und wissen sie, wie viele Euro in ihrem Land und bun-

desweit dafür zur Verfügung stehen? Zusatzfrage: Können sie diese Summe mit der verglei-

chen, die die Korvette gekostet hat, die soeben von der Bundesmarine in Dienst gestellt wurde? 

10. Glauben sie, dass wir mit den Totschlägern leben müssen, dauernd oder wie lange? 

Warum stellen Journalisten an Tatorten solche Fragen nicht? Weil sie ihnen vor eigener Be-

troffenheit nicht einfallen? Weil sie die Antworten kennen und vermeinen, die Zuhörer und 
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Zuschauer und Leser kennten sie auch? Oder weil sie auftragsgehorsam die Betroffenheitszude-

cke nicht von dieser Gesellschaft und diesem Staat ziehen wollen, in dem WIR und SIE leben? 

Merke deshalb: WIR sollen UNS in punkto Betroffenheit nicht völlig verausgaben, sondern auf 

Reserven bedacht bleiben. Wenn und damit WIR wieder gegen SIE aufstehen können. 
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Der Gewinn der Niederlage 

Mit der Analyse von Niederlagen haben die Linken, die deutschen zumal, ihre Erfahrungen. 

Die Ergebnisse der Klassenkämpfe der Jahre 1918/19 und 1932/33 forderten dazu ebenso her-

aus, wie Ereignisse, die zur Geschichte der DDR gehören. In allen diesen und anderen „Fällen“ 

machten sich widerstreitende Haltungen geltend, die eine ging den Ursachen des Scheiterns auf 

den Grund (oder suchte wenigstens dahin zu gelangen), die andere hingegen verweigerte sich 

dem aus unterschiedlichen Antrieben. Letztere hatten dafür, sofern es ihnen nicht an Intelligenz 

fehlte, jeweils die gleichen schlechten Gründe: Sie suchten den Anteil zu beschweigen, den sie 

selbst am Zustandekommen der Niederlage besaßen. Und da diese in aller Regel aus einem 

Komplex von Faktoren herrührte, waren sie um Stoff, der sich für ihr Vorgehen nutzen ließ, 

nicht verlegen. 

Für die ältere und die mittlere Generation deutscher, insbesondere ostdeutscher Sozialisten 

wurde ihre – nach Ausmaß und Folgen weltgeschichtliche – Niederlage des Jahres 1989/1990 

zur stärksten Herausforderung, sich der Frage nach dem Warum zu stellen. Damit ist sie, trotz 

vieler Diskussionen und quellengestützter Untersuchungen, an ein Ende nicht gelangt. Das kann 

sie auch schwerlich allein aus eigenen Kräften, denn es handelt sich um ein internationales 

Geschehen und erst wenn es als solches analysiert wird, also unter Teilnahme von Experten 

vieler Länder, sind Fortschritte denkbar, die einen wirklichen Durchbruch darstellen könnten. 

Zu den bisher im Ganzen bruchstückartigen, Polemik behafteten Resultaten der Analyse der 

Wende an der Schwelle zu den neunziger Jahren hat in der Bundesrepublik beigetragen, dass 

die herrschenden Kreise, die Profiteure der Niederlage, sich an der wissenschaftlichen Aufklä-

rung dieses Bruchs nicht nur desinteressiert zeigten, sondern ihn als Beweis dafür ausstellen, 

dass kein Weg über die kapitalistische Gesellschaft hinausführt, der für die Mehrheit der Men-

schen etwas Verlockendes haben könnte. Die Geschichte von mehr als acht Jahrzehnten, ge-

kennzeichnet durch den Versuch, eine andere Welt zu schaffen, soll einzig als Warnung gelesen 

werden. Wer in die Nähe dieser Interpretation geriet, war willkommen. Das sprach sich rasch 

herum. 

Auch zu jenen Zeitgenossen, die diese Niederlage mit erlitten hatten und nun auf die Frage nach 

den Ursachen antworteten, mit ihr hätten die Kommunisten die Quittung für ihr von Grund auf 

verfehltes Projekt erhalten, mit dem sie für mehr als vier Jahrzehnte die Ostdeutschen hinderten, 

auf die Hauptstraße der Geschichte einzubiegen. Basta. Dieses Generalverdikt erklärt nichts. In 

seinem Kern verweigert und blockiert es jedes gründliche und differenzierende Nachdenken. 

Der Typus historisierender Politiker hat die Chance vertan, auch nur den Versuch zu wagen, 

aus der Niederlage zunächst einen gedanklichen Gewinn zu ziehen, dessen Verwertbarkeit dann 

immer noch eine zweite Frage ist und bleibt. Was in diesen Kreisen als Lehre ausgegeben wird, 

ist im besseren Falle Kleingeld, im schlimmeren Fall Falschmünze. 

Nun gilt es für die deutschen Sozialisten ein vergleichsweise miniaturhaftes Debakel zu be-

trachten und zu befragen: die Niederlage in einem Wahlkampf, dem eben in Berlin zu Ende 

gegangen. In ihn war Die Linke mit einem Wahlziel hineingegangen, das in der Geschichte 

vergleichbarer Wahlkämpfe bisher nicht aufgefunden werden kann. Nachdem sie 2001 mehr 

als 22 Prozent der abgegebenen Stimmen hatte auf ihre Liste vereinigen können, markierte sie 

nun 17 plus als das von ihr erstrebte Resultat, womit sie absolut eine fünfstellige Zahl von 

Wählern vorweg abschrieb. Tatsächlich erreicht wurden 13 plus. Das Ergebnis hätte sich hoch-

wahrscheinlich unter 13 Prozent bewegt, wären der Partei nicht Stimmen jener zugekommen, 

die knurrend sich entschlossen, das kleinere Übel zu wählen. Das dürften vorwiegend ältere 

Mitglieder und Wähler gewesen sein. Von denen wird ein Teil die nächste Wahl nicht mehr 

mitmachen können und ein anderer diese Entscheidung überprüfen, da er nicht auf das kleinere 

Übel abonnieren wollen. 
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In den Ostbezirken der Stadt, der ehemaligen DDR-Hauptstadt, waren die Verluste am herbsten. 

Dort verlor die Partei nahezu jeden fünften ihrer Wähler. Das hatten selbst Pessimisten in ihren 

eigenen Reihen und auch ihre Gegner nicht erwartet, von denen niemandem der Triumph mehr 

ins Gesicht geschrieben stand als dem Vorsitzenden der Sozialdemokratie. Der Spitzenkandidat 

der Linkspartei in der Bundeshauptstadt nannte das Resultat nicht befriedigend. Der Parteivor-

sitzende wird mit der schönen Formulierung zitiert „Ein besseres Ergebnis wäre besser gewe-

sen“. Sprachlogisch besagt das: Resultat gut, aber hätte besser sein können. Welche Beschei-

denheit, ist diese Wendung nicht ein lapsus linguae, spricht sich da aus. 

Diese Niederlage folgt auf Jahre der Beteiligung an der Landesregierung, in der die Partei der 

demokratischen Sozialisten drei Senatoren, darunter den für Wirtschaft stellte. Das ist die 

Grundtatsache der zurückliegenden Wahlperiode. Von ihrem Urteil über die im Roten Rathaus 

betriebene Politik und deren Folgen für ihr eigenes Leben und dessen Perspektiven haben Wähler 

ihr Verhalten am 17. September 2006 abhängig gemacht. Sie ließen sich zu Zehntausenden von 

Wählerwerbern der Linkspartei nicht einreden, dass diese Politik in ihrem Interesse gelegen 

habe. Die Frage, ob die Sozialisten sich an dieser Regierung beteiligen sollten, war umstritten. 

Dass sie das blieb, hatte jedoch immer weniger an prinzipiellen Einwänden gelegen, sondern 

schlicht daran, dass dieser Senat mit der irreführenden Kennzeichen Rot-Rot in der Kommunal-

politik als Exekutor der Bundespolitik und auch bei eigenen Spielräumen Schritte ging, die 

Unverständnis, Ablehnung und Protest verursachten. Die Senatoren der Linkspartei wie die 

Fraktion im Abgeordnetenhaus hatten sich als handsame Zugpferde erwiesen und das in einem 

Grad, der es dem Bundestagsfraktionsvorsitzenden Gregor Gysi im Wahlkampf ratsam machte, 

für die kommende Legislaturperiode zu versprechen, an dieser Haltung – natürlich nicht näher 

beschriebene – Korrekturen vorzunehmen. Das hat nicht verfangen. 

Und nun? Ausflüchte. Irgendwie sind die Verdienste der Linkspartei in den Jahren des Mitre-

gierens bei den Wählern nicht „angekommen“, meint die Bundestagsabgeordnete Dagmar En-

kelmann. Das ist in anderen Worten die Wiederholung jener Deutung von Niederlagen, die 

bürgerlichen Politikern in ähnlichen Lagen munter von den Lippen gehen: Wir haben es nicht 

„rübergebracht“. Das Argument schloss schon immer ein, dass die Wähler als unfähig angese-

hen werden, die Tatsachen selbst wahrzunehmen und zu beurteilen und sie ihnen „richtig“ er-

klärt werden müssten. Wie dem auch sei: Geändert, korrigiert, intensiviert werden muss aus 

dieser Sicht immer nur die Reklame. 

Am deutlichsten wird der Versuch, sich um eine (Selbst-)Kritik zu drücken in dem – auch nicht 

von linken Parteioberen erfundenen – Ruf: Jetzt nach vorne blicken. Er ertönt regelmäßig, wenn 

erwartet werden muss, dass der Blick des Parteivolks sich zurück richten werde und das wo-

möglich im Zorn. Im SED-Politbüro war für dieses Manöver gegenüber dem kritischen Teil der 

Mitgliedschaft die Formel vom Überwinden der Fehler im Vorwärtsschreiten erfunden worden. 

Bekannt ist der Appell auch aus dem Munde vieler Fußballtrainer, die nach verlorenem Spiel 

ihren Akteuren raten, es rasch zu vergessen und mit freiem Kopf das nächstfolgende zu bestrei-

ten. Für den Kampf auf dem grünen Rasen um den Ball mag das seine Berechtigung haben und 

seinen Zweck erfüllen. Politik findet nicht in diesem Viereck statt. 

Die famoseste aller Erklärungen für die massenhafte Abwendung einstiger Wähler in den Ost-

bezirken Berlins hat sich der Wahlkampfleiter der Linkspartei einfallen lassen. Demnach haben 

sich die Umworbenen, in SED-Zeit auf den Wert der Einheit der Sozialisten orientiert, von dem 

Streit zwischen der Linkspartei und den widerspenstigen Funktionären der WASG abgestoßen 

gezeigt und hätten weder der einen noch der anderen ihre Stimme gegeben. Woraus folgt: Wenn 

wir nur rasch und im Gleichschritt zur neuen gemeinsamen Partei vorankommen, wird Anzie-

hungskraft zurückgewonnen. Notwendig sei, sagt der vorwärtsblickende Parteivorsitzende er-

gänzend „ein klarer Kurs“. Sagt das etwas über den bisherigen Kurs? Über den Inhalt des künf-

tigen, nachdem sich Mitglieder und Wähler jetzt mehr als vor dem Wahltag fragen werden, sagt 

es nichts. Welcher klare Kurs soll denn in Zukunft anliegen? 



702 

In Erwartung unangenehmer Fragen und hitziger Debatten wird aus der Führung auch ein an-

ständiger Stil beim Austragen von Für und Wider verlangt. Dagegen ist nichts einzuwenden, 

doch ist hinzuzufügen, dass häufig, wenn über Inhalte nicht gesprochen werden soll, von Stil 

und Form gehandelt wird. Zur Sittenlehre gehört auch die Forderung, die eigenen Minister und 

Senatoren bei ihrer Arbeit „nicht im Regen stehen zu lassen“. Wie aber, und das ist doch der 

gravierende Fall, wenn diese Mitglieder und Wähler da nicht nur stehen lassen, sondern sie 

auch noch nassmachen helfen? Die Diskussion über den Kurs muss die Frage einschließen, wie 

das Kurshalten gesichert wird, wozu die Regelung und Einhaltung permanenter Beziehungen 

zwischen Basis, Abgeordneten und Ministern und anderem regierenden Personal erforderlich 

ist. Der Sündenfall war nicht, dass der Wirtschaftssenator Gysi eines frühen Tages die Brocken 

hinschmiss, ohne jede Verständigung mit den Wählern seines Bezirks, sondern dass dies von 

der Parteispitze ungerügt hingenommen wurde. Sollte auf dem Wege zur neuen Parteibildung 

die Bezeichnung demokratisch im Namen der Organisation verloren gehen, das Wissen darum, 

dass den Sozialisten die feste Verankerung demokratischer Prinzipien in ihren Reihen erst noch 

bevorsteht, dürfte nicht abhandenkommen. 
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Kurt Finkers Analyse „Faschismus und Antifaschismus im Geschichtsbild 

und in der Geschichtsschreibung Westdeutschlands (1945-1955)“ 

Auf der Schwelle zu seinem neunten Lebensjahrzehnt hat der Potsdamer Historiker Kurt Finker 

sich, mehr noch aber allen denen ein Geschenk gemacht, die sich der gedanklichen Herausfor-

derung stellen, die deutsche Nachkriegsgeschichte und die Frühgeschichte der beiden deutschen 

Staaten nicht auf nur einen von beiden, den ostdeutschen, zu reduzieren und sich beim Nach-

weis für dessen Delegitimierung zu verrenken. Der war auf der Suche nach einem neuen Pfad 

deutscher Geschichte nicht nur durch deren vorherliegende Wege in und durch zwei Weltkriege 

legitimiert, sondern zusätzlich durch die erfolgreichen Bestrebungen der Restauration im West-

teil des Landes. 

Was Geschichtswissenschaft und -publizistik dazu beisteuerten, lässt sich bei Finker nachlesen, 

der seinen Buchtitel beim ersten Chef der Gestapo entliehen hat. Dessen Beitrag zur Einnebe-

lung der Naziherrschaft hatte in der Erklärung bestanden, über Hitler sei im Juni 1934 ein Dä-

mon hergefallen. Des Autors Quellenbasis ist durch ein Respekteinflößendes Lese- und Studi-

enpensum erarbeitet. Nach der knappen Schilderung der gesellschaftlichen Ausgangsbedingun-

gen begibt sich Finker auf den weiten Weg von den ersten Reflektionen, die sich unmittelbar 

nach Kriegsende lesen ließen und von politischem Interesse und Kalkül ebenso geleitet waren 

wie durch Hilflosigkeit geprägt, bis hin zu den Bildern, die nahezu 10 Jahre nach Kriegsende 

von den Angehörigen der Bewegung gezeichnet wurden, die am 20. Juli 1944 Hitler zu besei-

tigen suchte. 

Finker hat Bücher und die verschiedensten Äußerungen zur damals jüngsten Geschichte von 

Politikern und Schriftstellern, Historikern und Theologen, Nazis, Widerstandskämpfern und 

Hitlergegnern, Konservativen und Sozialdemokraten und – sie machen die grö0te Gruppe aus 

– von Hitlers Generalen und anderen hohen Wehrmachtsoffizieren durchmustert, die vor allem 

nach der Deutungsmacht über die Darstellung des Krieges und ihrer Rolle darin trachteten. In 

der langen Liste gibt es einen Nichtdeutschen, den britischen Militärhistoriker John W. Whee-

ler-Bennet. 

Mitunter kommentiert Finker lange Auszüge aus den Originalen – sich in die immer hineinzu-

lesen, mag jedermanns Sache nicht sein – nur knapp. Wer weiterlesen will, findet in mehr als 

900 Anmerkungen Wegweisung. Schwer dürfte es sein, den Band aus der Hand zu legen und 

sich nicht zu fragen, wie weit sich die heute dominierenden Geschichtsinterpretationen von den 

apologetischen Interpretationen gelöst hat und in welchem Grad sie sich den gewonnenen Ein-

sichten verpflichtet hält, die sich in den Büchern Eugen Kogons und Wolfgang Langhoffs fin-

den. Dazu lassen sich Anregungen in Otto Köhlers Geleitwort finden. 

Friedrich-Martin Balzer hat dem Band eine treffende Empfehlung vorangesetzt: Wer die Lite-

ratur des Gegenstands nicht kenne, schreibt er, erhalte eine Einführung, wer sie kenne, ein 

Kompendium, nützlich als Nachschlagewerk wie als Quellenfundus. Dem ist nichts Sachliches 

hinzuzufügen. Für die gewählte Schriftgröße trifft nur die Kennzeichnung Augenpfeffer zu, mit 

der wohltuenden Ausnahme des Personenregisters, das weit mehr als 600 Namen erfasst. Die 

Ursachen für diese „Lösung“ lassen sich denken. 

Kurt Finker, Der Dämon kam über uns. Faschismus und Antifaschismus im Geschichtsbild und in der Geschichts-

schreibung Westdeutschlands (1945-1955). Hg. Friedrich-Martin Balzer, Mit einem Geleitwort von Otto Köhler, 

Pahl-Rugenstein Verlag Bonn 2008, 385 S. 
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Die Glaubwürdigkeitslücke 

Von den ungemeisterten Schwierigkeiten im Umgang mit den Ostdeutschen 

Den Titel für ihre Veranstaltung hatten die Einladenden bei Bertolt Brecht entliehen. Das war 

eine Nachahmungstat. Neu an ihr war einzig, dass darauf nicht verwiesen wurde und auch nicht 

auf die Auswechslung eines Wortes. So hieß die Zeile aus dem 1939 im dänischen Exil ge-

schriebenen Gedicht „An die Nachgeborenen“ nun „Gedenkt ihrer mit Nachsicht“. Unsrer, wie 

es im Original heißt, wäre auch unpassend gewesen, denn von den Unsrigen, die die Bitte zu 

ihren Gunsten hätten wiederholen können, war für die Runde der Diskutierenden niemand vor-

gesehen. Die stellte ein Vizepräsident des Bundestages, ein Minister aus den Zeiten des Abris-

ses der DDR, ein aktueller Regierungschef eines ostdeutschen Landes, ein FU-Professor und 

ein „Tagesspiegel“-Redakteur. Von denen war angekündigt, sie würden über Erinnerungskultur 

im Hinblick auf den gewesenen ostdeutschen Staat sprechen. Das erwies sich als Etiketten-

schwindel. Sie erörterten, wie den einstigen DDR-Bürgern die richtige, d. h. ihrer Bindung an 

den aktuellen Staat dienliche Sicht zurück in die Jahre von 1945 bis 1990 beigebracht werden 

könne, die von den einen ganz, von anderen phasenweise erlebt worden waren. 

Mit dem, was auf diesem Felde erreicht sei, zeigte niemand sich zufrieden. Gewiss, an Anstren-

gungen habe es nicht gefehlt. Die Geschichtswissenschaft hätte das ihre getan. Die Mängel in 

Lehrplänen für die allgemeinbildenden Schulen seien überwunden. Auch der Journalistik könne 

Schelte nicht gelten. (Als fraglich, ja unbefriedigend wurde im weiteren Verlauf der Wortfolge 

einzig der Beitrag der Lehrer apostrophiert.) Und dennoch: das störrische Volk zeige sich an 

alledem desinteressiert. Es diskutiere nicht, was ihm als Stoff angeboten werde. Es lasse sich 

auf die ihm offerierten Themen nicht ein. Es zeige Trotz und Trutz. Und neuerdings ginge es 

zu sage und schreibe kläglichen 36 Prozent zu einer Kommunalwahl, da es doch vor Jahren 

noch nach freedom and democracy gelechzt und darum eine Revolution veranstaltet habe. Ein 

Mysterium? 

Da war sie wieder, die Frage der Tschernyschewski und Lenin: Was tun? Verlegenheit konnte 

in diesem vielerfahrenen Kreis darob nicht aufkommen. Präzision sei gefragt. Missverständ-

nisse dürften nicht aufkommen. Zwar müsse man den Knüppel gegen die DDR weiter schwin-

gen, aber ihn nicht fortgesetzt auf den Kopf der Mehrheit ihrer einstigen Bürger sausen lassen. 

Drei Millionen, eine Minderheit, errechnet aus der Mitgliederzahl der Parteien, dazu parteilose 

informelle Mitarbeiter der Staatssicherheit und Verwandte, verdienten diese Behandlung. Auf 

die Mehrheit aber dürfe nicht länger eingedroschen oder auch nur dieser Eindruck erweckt wer-

den. Das hülfe obendrein nur einer „gewissen Partei“. 

Die Devise habe zu lauten: Differenzieren. Ja, selbst unter denen, die insgesamt keine Schonung 

verdienten, seien noch einmal jene wenigen herauszufinden, denen mildernde Umstände zuzu-

billigen wären. Vor allem müsse der Masse, den Schafen, die von den Böcken gesondert wären, 

mehr und vieles genauer erklärt werden. Fühlten sie Stolz auf frühere Leistungen ihrer Betriebe, 

könne der ihnen getrost belassen bleiben, nur müsse ergänzend gesagt werden, dass ihr Werk 

doch nach kapitalistischer Betriebswirtschaftslehre einfach bankrott gewesen sei, was der Un-

rechtsstaat ihnen verdeckt habe. Schmerzte jemandem noch immer seine Entlassung aus einem 

liquidierten Unternehmen wie dem der Interflug, müsse ihm gesagt werden, dass deren Flugma-

schinen unbezahlt und Schrott gewesen wären (wobei auf die Schwierigkeit nicht eingegangen 

wurde, wie sich begreifbar machen ließe, welch Zauberkraft die Apparate sich in die Lüfte 

erheben ließ). 

Dem Historiker, entgegen allen in seiner Zunft beständig beteuerten Grundsätzen, ging diese 

ganze Differenziererei samt hieraus hergeleiteter Einreden zu weit, sah er als deren Ergebnisse 

doch eine Softausgabe eines DDR-Bildes. Ja, auch er ließe schon mit sich reden, aber doch erst, 

nachdem die Leute einmal bekannt hätten, dass „die DDR Mist war“. Das war ein Manneswort, 
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das in Reih’ und Glied rief, aber nicht strikt befolgt wurde. Es dürfe nicht vergessen werden, 

dass es für die Menschen damals auch Schönes gab, dass sie geheiratet und Kinder bekommen 

hätten. Nur eben, und dabei ließen es alle, es seien 1945 nach Ostdeutschland Kommunisten 

gekommen, welche die Weltrevolution voranbringen wollten, was sie den einen Weg suchen-

den, nach Nazijahren orientierungslosen Menschen aber verschwiegen hätten. So eben, mit ei-

nem Volksbetrug, begann das ganze Elend. Darüber müsse sich doch mit Alt und Jung in Ge-

spräche kommen lassen. Zu deren Thematik und zugleich als einen die Verkrustung aufbre-

chenden Eröffnungszug steuerte der junge Mann vom „Tagesspiegel“ eine pikante Idee bei. Die 

Enkel, Angehörige seiner Generation, müssten einfach mal fragen „Opa warst du nun IM oder 

nicht? Oder Abschnittsbevollmächtigter“ oder ein sonst irgendwie willig Verstrickter? Und 

wenn der dann seine Rolle einbekannt hätte und als Mitläufer eingestuft wäre, meinte die 

Runde, wäre Nachsicht am Platze, gespendet dem überprüften Individuum. Dem Staat komme 

sie in keiner Ration zu. 

Damit zurück zu Brecht und dessen Gedicht, das die Veranstalter nicht verstanden haben kön-

nen. Denn der Dichter sprach vom nachsichtigen Zurückdenken in vergangene Zeiten aus einer 

auf sie folgenden, ihm erwünschten Zeit, in der „der Mensch dem Menschen ein Helfer ist“. 

Die ist unstrittig nicht erreicht. Verstünde man das ganze Unternehmen so als verfrüht, so 

könnte den Mitwirkenden auf dem Podium Nachsicht werden. In anderer Weise mag sie ihnen 

jedoch nicht zuzugestehen sein. Die Kundgebung fand im Haus der Landesvertretung von Sach-

sen-Anhalt statt. Das war einmal ein von Künstlern besuchter Klub namens „Die Möwe“. Da 

ist in Jahren, von denen die Rede war, viel Kreuzgescheites gesagt worden. Der Geist des Ortes 

hatte an diesem Abend jedoch Ausgang. 
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Reden wir vom Eigentum 

Kein Bild wird zur Illustrierung der Finanzkrise häufiger gebraucht als das vom Flächenbrand. 

Es ist den meisten hierzulande wohl vertraut durch die Filmaufnahmen, die das Fernsehen re-

gelmäßig sendet, wenn im fernen Kalifornien weite Regionen von Bränden heimgesucht wer-

den, Wälder in Flammen stehen, Tiere auf der Flucht vor den Flammen sind und Menschen um 

ihre Behausungen bangen. Feuerwehrleute am Boden und aus der Luft suchen die Flammen-

meere einzudämmen und schließlich zu löschen. Kräfte von dieser Energie, wird Lesern und 

Hörern mitgeteilt, werden auch hier gebraucht, wenn sie auch versuchen müssen, der Katastro-

phe mit anderen Mitteln Herr zu werden. Mitunter wird dem die anonyme Warnung hinzuge-

setzt, man dürfe jedoch die Brandstifter nicht als Feuerwehrleute zulassen. Werden in der Spra-

che der Politiker (und nicht anders in der von Soziologen gebrauchten) Ereignisse und Prozesse 

in der Gesellschaft mit Vokabeln aus den Naturwissenschaften beschrieben, dient das gelegent-

lich der Veranschaulichung, zumeist aber dem Versuch der Einnebelung. 

Jetzt also, besagen die jüngsten Nachrichten, seien, jedenfalls in der Bundesrepublik Deutsch-

land die rechten Feuerwehrleute am Werk, die sich ganz und gar auf ihre aktuelle Aufgabe 

konzentrieren. Seit der Regierung auf ihr Verlangen durch die Mehrheit des Bundestages eine 

de-facto-Ermächtigung ausgestellt wurde, Milliarden als Bürgschaften und andere Hilfen zu-

gunsten von Banken auszugeben, erscheint alles auf besten, vor allem dem einzig gangbaren, 

also alternativlosen Wege. Keine Katastrophe, die in deutschen Reichen nicht auch ihren Hel-

den hervorgebracht hätte, In der gegenwärtigen ist er schon markiert. Diesmal ist es kein Ge-

neral oder Feldmarschall, sondern ein Zivilist. Am Design für ein Ehrenkreuz mit Schlauch und 

Spritze am Banken-und-Börsen-Bande wird bereits gearbeitet. Die Verleihung erfolgt, wenn 

des Finanzministers „dicker Hals“ abgeschwollen sein wird. 

Und die Bürgerinnen und Bürger? Sie sind aufgerufen, die Löscharbeiten nicht zu stören, sondern 

den Offizieren und Mannschaften des Feuerwehrkommandos mit ihren bescheidenen Mitteln zu-

zuarbeiten. Die Ansinnen und Aufträge lauten: Keine Panik! Keine Gelder in Strickstrümpfe und 

unter Matratzen! Keine Kaufzurückhaltung! Keine „überhöhten“ Lohnforderungen! Und vor 

allem und wichtiger als all das zusammengenommen: Keine Belästigung der Löschmannschaf-

ten durch Antwort heischende Fragen. Der Tag, da über dieses und jenes geredet werden müsse, 

werde kommen, wenn die Flammen erstickt sind und der Rauch sich verzogen hat. Wann das 

sein wird, lässt sich vorerst nicht sagen. Immerhin, dass Klärungsbedarf besteht, wird von denen 

nicht bestritten, die eigentlich von Entscheidungsbedarf sprechen müssten. Z. B. die Manager-

gehälter, z. B. die Bankenaufsicht, z. B. die Leerverkäufe usw. 

Es gibt hingegen ein paar Themen von grundsätzlicher Natur. Allen voran steht die Frage nach 

den Ursachen dieser Krise, die nicht erst in diesem Jahrhundert sich bildeten, sondern zwei 

Jahrzehnte in das verflossene zurückreichen und an deren Entwicklung die Wirtschaftspolitik 

einer ganzen Anzahl von Regierungen, in Deutschland von Kohl über Schröder zu Merkel ihren 

Anteil hat. Und dann ist da der Rat Brechts, wonach wir über das Eigentum reden sollen, in 

diesem Falle also über das der Banken. Damit ist gesagt, dass Aufklärung und auf Sicht Abhilfe 

und Wendung nicht auf dem Wege einer Verständigung von „unten und oben“ zustande kom-

men kann, sondern die Demokraten eigene Wege und Mittel finden, gehen und anwenden müs-

sen, um sich darüber zu verständigen, was zu geschehen hat. Die Vorstellung davon, was am 

Ausgang dieser Krise stehen soll, gehen zwischen Krupp und Krause oder und aktuell zwischen 

Merkel, Ackermann und Steinbrück und den Krauses in Saarbrücken und Greifswald nicht nur 

weit auseinander, sie sind unvereinbar. Das, was jetzt geschieht, gleichermaßen im Interesse 

aller liegt, ist Köhlerglaube. Es gibt keine gemeinsame Verlustdrohung, sondern vielmehr schon 

in dieser Phase der Krise Gewinner und Verlierer. Der „Instrumentenkasten“ der Kanzlerin ist 

für die Reparatur von Wagen des Typs Mercedes ausgelegt und ungeeignet selbst für die von 

Kleinwagen, zu schweigen von den Fahrrädern.
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Schwierigkeiten mit einem fähigen Kopf 

Ein eigenartiges Clausewitz-Gedenken 

Keine Generation in Deutschland, in der sein Name und sein Hauptwerk, zumindest dessen 

Titel „Vom Kriege“, nicht zum Bildungsgut der „besseren Stände“ gehört haben würde. Keine 

Buchhandlung, die nicht eine seiner Schriften oder der ihm geltenden Biographien zum Kauf 

anbot. Nur wenige Jahre, das waren die, in denen die Deutschen vom Kriege vollends genug 

hatten, also die auf den Mai 1945 folgenden, traten Mann und Werk aus der Öffentlichkeit 

zurück. Doch entschwanden sie nicht so weit ins Dunkel des Vergessens, dass beide nicht leicht 

wieder gefunden worden wären. 

Schon seit den fünfziger Jahren war er wieder unter uns. In Deutschland-West und Deutschland-

Ost erschienen seine Schriften in Neuausgaben, freilich anders kommentiert als kurz zuvor in 

jenen, die u. a. der Nazi-Studentenbund herausgegeben hatte. Auch fanden in beiden deutschen 

Staaten Tagungen statt, die sein Erbe sonderten und deren Teilnehmer auf dessen erneute Ver-

wertbarkeit aus waren. Das geschah zu Zeiten, da diese Staaten und ihre Armeen einander im 

Kalten Krieg gegenüberstanden und in beiden doch so viel Verstand vorherrschte, dass sein 

Wandel in den heißen nicht gewollt und nicht betrieben wurde. 

Nun, Deutschland, einig Vaterland führt wieder Krieg und er ist unter uns, der preußische Ge-

neral, der Kriegslehrer, Generalstäbler, Heeresreformer, Militärtheoretiker war und gar Militär-

philosoph genannt wurde. In mehrfachem Sinne gehört er zu den seltenen Exemplaren der deut-

schen Militärgeschichte. Er war Offizier in zwei Armeen, denen des preußischen Königs und 

des russischen Zaren, ein Umstand, der nach 1990 nicht mehr gar so arg verstört. Vor allem 

aber war er ein fähiger, d. h. hier des eigenen Denkens fähiger Kopf. Sein Wissen über das 

Wesen der Kriege, über Strategie und Taktik in Feldzügen, von Schlachten und Gefechten 

schöpfte er mehr noch als aus vor und neben ihm erscheinender Literatur seiner Berufskollegen 

aus seinen Erfahrungen, gesammelt in vier Kriegen: dem Koalitionskrieg der Feudalmächte 

gegen das revolutionäre Frankreich 1793, an dem er noch als Kindersoldat dreizehnjährig teil-

nahm, dem Preußens 1806/07 gegen Napoleon, an dessen Ende er sich für etwa ein Jahr in 

Gefangenschaft befand, und den antinapoleonischen Kriegen von 1812/13 und 1815. Nach Wa-

terloo war er ein Soldat in Friedenszeiten nahezu bis an sein frühes Lebensende, das sich mit 

einer Kampagne gegen die polnischen Insurgenten 1830 verband, von der er choleraerkrankt 

zurückkehrte ohne wieder zu genesen. 

Diesem Manne, Carl von Clausewitz, um nun endlich seinen Namen zu nennen, widmete die 

Vertretung des Landes Sachsen-Anhalt in Berlin gemeinsam mit der Deutsch-Atlantischen und 

der Clausewitz-Gesellschaft eine Veranstaltung. Für sie gab dessen Geburtstag, der sich dieser 

Tage zum 230. Male jährte, und eine doppelte geographische Beziehung Anlass. Clausewitz 

wurde in der Kleinstadt Burg, seit 1713 Garnisonsstadt, geboren, verbrachte hier seine frühen 

Jahre und fand in ihr 1971 seine zweite Ruhestätte. Da wurde, was von ihm nach seinem Tode 

geblieben und der Breslauer Erde übergeben worden war, aus dem nun polnischen Wroclaw in 

das nun nicht mehr preußische Burg überführt. 

Programm und Ablauf des Abends waren bunt. Zunächst wurde in einer der drei Begrüßungen 

erwähnt, dass Clausewitz über die Militärwissenschaft herausreichende Bedeutung von der Po-

litikwissenschaft erst spät entdeckt worden sei. Das erzeugte keinen Einspruch. Das Publikum 

hatte sich in Marx, Engels oder Lenin so wenig belesen wie der Redner und auch nicht gehört, 

dass sich die drei, ohne Ambitionen in einem Volks- oder Staatenkrieg auf einen Feldherrnhügel 

zu steigen, schon für den Militärtheoretiker auch unter dem Gesichtspunkt interessiert hatten, 

was sich für den Krieg der Klassen aus dessen Erkenntnissen über Strategie und Taktik, Angriff 

und Verteidigung gewinnen ließ. Darauf informierte ein einstiger Burger Bürgermeister dar-

über, dass das einschlägige Kirchenbuch letzte Zweifel über das exakte Geburtsdatum des 
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Generals beseitigen würde, und beruhigte die Anwesenden unter Berufung auf das Zeugnis ei-

nes Friedhofsbediensteten, dass der Verblichene, angetan mit Uniform und mit einem Säbel be-

waffnet, wirklich in dem herbeigeschafften Sarg sich befände und die Erzählung vom leer ge-

liefer ten Behältnis Legende sei. Beunruhigung hingegen vermochte der folgende Vortrag eines 

angehenden Generalstäblers der Bundeswehr im Majorsrang zu erzeugen. Der Mann erwies 

sich von der Klarheit, in der Clausewitz sich auszudrücken verstand und die ihm allein seiner 

Absicht angemessen war, seine Ansichten bestimmt bekannt zu machen und zu verfechten, 

gänzlich unangesteckt. Was er sagte verdiente die Benotung „geleertes Geschwätz“ und „höhe-

res Blech“. So ging von diesem als Impulsreferat angekündigten Wirrwarr weitere Anregung 

nicht aus. Im Hauptteil wurde Clausewitz dann nicht mehr bemüht. Zwei Nichtmilitärs disku-

tierten, angestoßen durch Fragen eines Generals a. D., über Inhalt, Sinn und Ziel der gegenwär-

tigen Debatte über die NATO-Strategie. Da sprachen sich vorwiegend Sorgen über die unwäg-

baren Folgen der Etatkürzungen aus, welche als Folge der Krise und der nicht länger zu vermeh-

renden Staatsschulden auch die Armeen der Mitgliedstaaten träfen. Würden sich dann, wurde 

gefragt, deren Territorien, Bewohner und die vitalen Interessen gegen die (konkret unerwähn-

ten) Bedrohungen noch sichern lassen? Zweifel waberten über dem Podium und in den Saal. 

Zumal: die Zukunft sei ungewiss. 

Leichte Bewegung kam in die Debatte, als undreist gefragt wurde, ob diese ganze gegenwärtige 

Diskussion über die Zukunft der NATO – sagen wir einschränkend: ihr öffentlicher Teil – denn 

auch „ehrlich geführt“ werde. Das ließe sich, meinte der Experte der Stiftung, vollends nicht 

behaupten. Jedenfalls solange nicht, wie der Krieg in Afghanistan als Sonder- oder Einzelfall 

dargestellt oder angesehen würde. Wie die Welt so beschaffen sei, werde es, war der christliche 

Politiker sich sicher, auch künftig Interventionskriege dieses Typs geben. Das müsse – eben der 

Ehrlichkeit wegen – schon gesagt werden. Mancher helle Kopf mochte sich da hinzugedacht 

haben, nicht gerade aus dem Munde eines Staatsoberhauptes und nicht überall und vielleicht 

auch nicht zu Zeiten von Wahlkämpfen. Da die Rede einmal auf das offene Visier gekommen 

war, ließ sich der „Fall“ des Horst Köhler nicht vollends umgehen, der über den Zusammenhang 

von Politik und Krieg und, mehr noch, über die „Wirtschaft“ im Hintergrund der Politik angeb-

lich unstaatsmännisch geplaudert hatte. „Bizarr“ wurde unter Vermeidung des Wortes verlogen 

die Kritik an dem Gewesenen im Podium genannt und noch „bizarrer“, mithin verlogener noch, 

sei gewesen, dass man den Attackierten da so allein habe herumstehen lassen. 

Wie lebendig hätte der Abend werden können, wäre ein Satz Clausewitz zitiert worden wie 

dieser: „Also noch einmal: der Krieg ist ein Instrument der Politik; er muss notwendig ihren 

Charakter tragen, er muss mit ihrem Masse messen; die Führung des Krieges in seinen Haupt-

umrissen ist daher die Politik selbst, welche die Feder mit dem Degen vertauscht, aber darum 

nicht aufgehört hat, nach ihren eigenen Gesetzen zu denken.“ Und wie viel Leben hätte sich gar 

zeigen können, wären die Bewegungsgesetze dieser Republik in Rede gekommen. 

Doch gemach: Der Mann wird den Deutschen bleiben. Und nicht nur sein Name, der in Berlin 

und Kiel, Bremen und Hannover, Erfurt und Chemnitz auf Straßenschildern steht, in Burg eine 

Schule und dazu natürlich Kasernen in Hamburg und Nienburg bezeichnet. Vor allem werden 

sie sich wie Generationen vor ihnen zu entscheiden haben, wie sie mit den Ansichten des Ge-

nerals umgehen, aus welchen Antrieben und mit welchem Interesse. Aus dem der Hindukusch-

Krieger oder aus dem entgegengesetzten jener, die lesen, was Clausewitz über Krieg und Frie-

den schrieb und deren Gedanken sich dabei auf Ursprung und Gefährdung des Friedens richten. 

Und dann sind da auch noch jene deren Interesse durch Clausewitz’ Ansichten über den Gue-

rillakrieg geweckt sind, für deren Formulierung ihm der Kampf der Spanier gegen Napoleon in 

den Jahren 1808 bis 1814 Anschauungsstoff und Gedankenanstöße geliefert hatte. 
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Mehr als „verstrickt“ 

In Berlin wurde die Auftragsstudie zur Geschichte des Auswärtigen Amtes  

im Nazireich vorgestellt 

Dass Nachrichten aus den Gefilden der Wissenschaft die erste Seite von Tageszeitungen erobern 

und es in manchen gar in deren Aufmachung schaffen, geschieht selten. Machten sie einen sen-

sationellen Fortschritt in der Bekämpfung von Krebserkrankungen bekannt, würde das nieman-

den wundern. Hingegen eine Meldung über eine Studie „Das Auswärtige Amt und die Vergan-

genheit“? Ihre Geschichte beginnt 2005 mit einem Auftrag, erteilt von Außenminister Joseph 

Fischer. Fünf Historiker, drei Deutsche, ein US-Amerikaner und einer aus Israel, begaben sich 

mit Mitarbeitern auf die Dokumentenspur, die dieses einst in der Berliner Wilhelmstraße etab-

lierte Amt hinterlassen hatte und verfolgten sie in etwa 30 Archiven, deutschen und solchen im 

Ausland. Hervorgegangen ist aus einer Kärrnerarbeit, an der ein Stab von Mitarbeitern beteiligt 

werden musste, ein Bericht, der mehr als 800 Druckseiten umfasst und in Buchform vorliegt. 

Neuland war auf diesen Wegen nicht zu betreten. Das Auswärtige Amt war schon im Kriegs-

verlauf als eine an Naziverbrechen beteiligte Einrichtung ausgemacht. So auch gelangte sein 

Chef Joachim von Ribbentrop, auf die Liste der Personen, die nach dem Sieg von den Alliierten 

zur Verantwortung gezogen werden sollten. Dann kam die Rolle dieses Machtzentrums im 

Nürnberger Gerichtssaal 1945/1946 zur Sprache und Ribbentrop an den Galgen. In einem 

Nachfolge-Prozess wurde Ernst von Weizsäcker, von 1938 bis 1943 (erster) Staatssekretär des 

Amtes, angeklagt und zu 5 Jahren Haft verurteilt, insbesondere wegen seiner Schreibtischtäter-

schaft im Zusammenhang mit Deportationen französischer Juden zu den Mördern. Im gleichen 

Prozess erhielt Weizsäckers Nachfolger Gustav Adolf Steengracht von Moyland sieben Jahren 

Haft zugesprochen. Schon die Tatsachen, die bei diesen Verfahren zu Tage kamen, ließen an 

der Rolle des Amtes keine Zweifel. 

Dann nahmen sich Historiker des Gegenstandes an. Aus der Vielzahl von Publikationen ragt 

die Untersuchung Christopher R. Brownings The final solution and the German Foreign Office. 

A study of referat D III of Abteilung Deutschland 1940-43 heraus, veröffentlicht 1978 in New 

York und London. Auch in den Jahren, in denen die Kommission arbeitete, erschienen Bücher 

zum Thema. Jürgen Döscher, der 1987 seine Untersuchung Das Auswärtige Amt im Dritten 

Reich. Diplomatie im Schatten der Endlösung vorgelegt hatte, publizierte 2005 Seilschaften – 

die verdrängte Vergangenheit des Auswärtigen Amtes. Wer wollte, war informiert. Wer in der 

DDR lebte, zumal. 1965 war da das „Braunbuch“ erschienen, in dem, gestützt auf Dokumen-

tenfunde und sie zitierend, auch Beamte im diplomatischen Dienst der Bundesrepublik benannt 

wurden, die sich Kriegs- und Menschheitsverbrechen schuldig gemacht hatten. 

Vor dem Hintergrund des seit langem verfügbaren Wissens lesen sich Beteuerungen der Bun-

desaußenminister a. D. Joseph Fischer und Frank Walter Steinmeier, wie „überrascht“, „er-

schüttert“, „entsetzt“, „erschreckt“, „schockiert“, „tief betroffen“ und selbst „deprimiert“ sie 

nun seien, befremdend. Steinmeier fand es „unglaublich“, dass es bis zu diesem Bericht sechzig 

und mehr Jahre brauchte. Drei davon gehen auf Rechnung des Außenministers Willy Brandt 

und sieben auf die des jetzt als Aufklärer gefeierten Fischer. Solange war der schon Amtschef, 

bis er, ausgelöst durch eine Kette von Zufällen, die Historikerkommission am 25. Juli 2005 

berief. Ursprünglich bestand sie aus fünf Mitgliedern, von denen eines aus unerklärten Gründen 

ausschied. So stellten Eckart Conze (Marburg), Norbert Frei (Jena), Peter Hayes (Chicago) und 

Moishe Zimmermann (Jerusalem) am Donnerstag im Berliner Haus der Kulturen der Welt ihr 

Arbeitsergebnis diskutierend vor, ohne den Anspruch zu erheben, ein Geschichtsbild revoluti-

oniert zu haben oder sich modisch als Tabubrecher zu präsentieren. 

Was ist an Weiterführendem gewonnen? Zweierlei. Zum einen sind in einer „Gesamtschau“ 

die Kenntnisse über Auswärtigen Amtes als hochaktiver Teil eines verbrecherischen Staates 
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vermehrt und die Vorstellung von der Tätigkeit seines Personals hat an Detailreichtum und 

Tiefenschärfe gewonnen. Zum anderen wurden die Anstrengungen samt der an ihnen Beteilig-

ten kompakt dargestellt, die nach 1945 der Verfälschung der Geschichte, insbesondere der eige-

nen Rollen in ihr galten. Im Verlauf der Arbeit ist eine Kosten nicht scheuende Durchmusterung 

der Quellen in einem Umfang erfolgt, die vordem unmöglich war. Ihre Bekanntmachung oder 

die Verweise auf sie werden weitere Forschungen anregen. Ein nicht gering zu schätzendes 

Verdienst der Autorengruppe rührt aus den Umständen her, auf die diese Veröffentlichung trifft. 

Während die grellen Scheinwerfer von Historikern und Museologen auf Hitler und die Deut-

schen gerichtet sind, worunter die kleinbürgerlichen und proletarischen Massen verstanden 

werden, stellt dieses Unternehmen eine spezielle Gruppe aus der weit gefächerten Elite des 

Nazireiches vor. Es könnte beitragen, das gleichmacherische Bild von den Anteilen und Aus-

maßen an Verantwortung und juristischer und historischer Schuld zu entkräften. 

Von nun an dürfte es schwer sein, den Mythos von dem widerständigen Auswärtigen Amt, in 

dem sich einige Nazis gleichsam verloren, unter die Leute zu bringen. Vor dem Glauben jedoch, 

dass Weißwäscher nun ihre Bemühungen einstellen würden, hat Joseph Fischer an diesem 

Abend in einem einleitenden Vortrag gewarnt. Getan bis zu einem Schlussstein ist die Arbeit 

ohnehin auch deshalb nicht, weil ein Aspekt der Tätigkeit des Amtes von der Kommission of-

fenbar beiseitegelassen wurde. Es hat von 1933 an nach Kräften an der Vorbereitung des Krie-

ges teilgehabt, jenes Verbrechens, ohne das die Bedingungen dafür nicht entstehen konnten, 

unter denen sich die judenmörderische Zusammenarbeit des Amtes mit dem Reichssicherheits-

hauptamt in Gang setzen ließ. 

Wie weit der Weg noch ist, bis Klartext über das „Dritte Reich und seine Eliten“ gesprochen 

und geschrieben werden wird, lässt sich dieser Tage vielen Berichten und Kommentaren ent-

nehmen, die dem Buch gelten. Es sei, heißt es da mit Vorliebe, das Amt in das Regime „ver-

strickt“ (oder „verwickelt“) gewesen. Gleiches lässt sich übrigens in der Ausstellung „Hitler 

und die Deutschen“ über die führenden Militärs der Wehrmacht lesen. Der modische Begriff 

schillert. Haben sie sich verstrickt oder wurden sie verstrickt? Hat letzteres Hitler besorgt, der 

als Schüler zu Braunau durch irgendeinen Handarbeitsunterricht ein besonderes Geschick er-

warb, das er als Führer betätigte? Zwei Kommissionsmitglieder legten sich, in Interviews be-

fragt, angemessen fest und nannten das Auswärtige Amt eine „verbrecherische Organisation“. 

Am Werderschen Markt muss entschieden werden, ob es im eigenen Internetauftritt bei dem 

nichts sagenden Satz bleiben soll: „Während der nationalsozialistischen Diktatur war auch das 

Auswärtige Amt Teil des Unrechtsregimes.“ 
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Das endlose Gelaber. Die „Sarrazin-Debatte“ 

Das Wort im Titel dieses Beitrags ist in deutschen Landen nicht gleichermaßen geläufig. Der 

Duden bezeichnet es in der Verbform labern als der Umgangssprache zugehörig. Für das Sub-

stantiv Gelaber aber vermerkt er, es werde landschaftlich benutzt. Auch der, zu dessen aktivem 

Sprachschatz die Wörter nicht zählen, weiß doch, dass er sich labern in dummes Zeug reden, 

ohne Ende schwatzen, einfältig schwadronieren übersetzen kann und für Gelaber auch die Be-

zeichnungen Geschwätz, Geschwafel, Gesülze, Salbaderei oder auch das neuere Blabla stehen 

können, wovon letzteres mit Gelaber obendrein eine Klangverwandtschaft aufweist. 

Genug der Linguistik. Sie drängte sich beim Wort Gelaber hier vor, weil kaum ein angemesse-

neres Wort für jene nahezu Abend für Abend in deutsche Fernsehstuben gesendeten Talkshows 

gefunden werden kann, Veranstaltungen, die irreführend auch „Sarrazin-Debatte“ genannt wer-

den. Das kann einem vorkommen, als würde der Garderobehaken mit dem Mantel verwechselt, 

der an ihn gehängt ist. Was wird hier in Wahrheit be- und zerredet und worüber wird geschwie-

gen? Und: Was besagt das Echo eines Buches, das in diesem Fall mehr Interesse beanspruchen 

kann als das Gedruckte. Denn das Lesbare gibt über seinen Inhalt hinaus häufig auch Auskunft 

über den Autor, das Echo aber viel über die Gesellschaft, in der es entsteht. 

Erledigen wir die Sache mit dem „jüdischen“ und dem „baskischen Gen“ vorab. Eine aufge-

klärte Gesellschaft wäre daran so souverän vorbeigegangen wie ein gut genährter Wachhund 

an einem Aas. Und ein wenig mehr noch: Solche Gesellschaft würde sich um einen Text als 

Ganzes nicht weiter gekümmert haben, aus dem es so riecht. In der hiesigen indessen ist deren 

Gliedern diese geistige Absonderung in Auszügen serviert und zum Konsum empfohlen wor-

den. Zuerst in der Zeitschrift Spiegel und – gleichzeitig – in dessen Bruderorgan BILD. Beide 

kamen ihrer Informationspflicht nach. Dann folgte eine Schreibergilde quer durch den deut-

schen längst zunehmend Umwelt geschädigten Pressewald. Dazu gesellten sich, wie erwähnt, 

auf Ausbeutbares lauernde Meisterinnen und Meister der Volksaufklärung in den Fernsehstu-

dios. 

So und nicht durch Auslagen in Buchhandlungen wurde der deutsche Michel geweckt und mit 

Dogmen und Parolen versorgt, die ihm der Mann mit dem sozialdemokratischen Parteibuch und 

der Vergütung eines Vorstandsmitgliedes der Bundesbank mitzuteilen wünschte. Ohne diese 

eilfertige Kollaboration der Medien wäre diese Wirkung nie erreicht worden. Fragt sich: Wa-

rum haben sich diese Richtungsweiser der öffentlichen Meinung des Buches so liebevoll ange-

nommen, während sie andere doch hartnäckig zu ignorieren verstehen? Bezeugt das Seelenver-

wandtschaft? Oder beabsichtigte es gar die Erzeugung einen Abwehrreflexes? Ein wenig Ge-

duld. 

Nach kurzer Zeit verband sich mit der weitgehend nur vorgetäuschten Debatte über den Inhalt 

des Buches eine weitere. Gefragt wurde: Darf derlei in der Bundesrepublik eigentlich gedruckt 

und verbreitet werden? Wer dagegen Einwände erhob, geriet unter die Anklage, das Recht auf 

Meinungsfreiheit beschneiden zu wollen, kein Demokrat zu sein, zumindest eine andere Mei-

nung, besser aber noch; die unangenehme Wahrheit nicht „aushalten“ zu können und war in die 

Lage gebracht, in Deckung zu gehen und sich zu verteidigen. Die zu stellende Frage aber, die 

Klärung verdient, lautet nicht: Zulassung oder Verbot. Sie richtet sich an Verleger von Büchern 

(in diesem Fall an den) und Redaktionen von Zeitungen (insbesondere die schon genannten) 

und erforscht, wie sie, die eine Rolle als Aufklärer beanspruchen, dies denen mit der massen-

wirksamen Verbreitung widerwissenschaftlicher, erkennbar volksverdummender Thesen und 

Ansichten vereinbaren können. 

Dagegen haben die Damen und Herren der einschlägigen Häuser indessen eine Entgegnung 

parat. Niemand von ihnen identifiziert sich mit dem Autor, niemand erklärt sich als dessen 

Parteigänger, jede und jeder wehrt sich, Verfechter einer seiner Thesen zu sein. Sie erklären 
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einhellig ihr mehr oder weniger tief gespaltenes Verhältnis zu diesem Druckwerk, dessen Autor 

sich „schrecklich verirrt“ habe. Was er schrieb, bestehe jedoch aus zwei in dieser Betrachtung 

als ganz unzusammenhängend dargestellten Teilen. Den einen charakterisieren die „Rezensen-

ten“ mit der verharmlosenden Vokabel „Unsinn“, gelegentlich fallen gar Wörter wie „Mist“. 

Darauf folgen im Minimum drei großgeschriebene ABER. Denn da ist doch jener andere Teil, 

der Seiten der Wirklichkeit der Bundesrepublik richtig abbilden würde. Jener andere ist dem-

gegenüber zu vernachlässigen, eigentlich auch etwas Alltägliches, bei dem man sich nicht wei-

ter aufzuhalten hätte. Diese Absolution wird mit Argumenten gestützt wie: Auch in der Bibel 

stünde Falsches und Richtiges beieinander. Wer aber die Wahrheit schreibe, dem komme doch 

ein – das Wort kommt leicht doch nicht über die Lippen der Schwätzer – ein Verdienst zu, also 

zumindest etwas Ähnliches. 

Zunächst: Die famose Differenzierung lässt fragen, wie dieses Personal Reden Adolf Hitlers 

analysieren würde? Es lassen sich ihm nämlich deren viele präsentieren, in denen dieser Dema-

goge von Format und ohne geringsten Skrupel neben seinem „Unsinn“ Wahrheiten die Menge 

gesetzt hat, namentlich solche, die Zu- und Missstände der deutschen Gesellschaft der Weima-

rer Republik betrafen. Der Mann würde das Zimmer Bismarcks in der Berliner Wilhelmstraße 

nie gesehen haben, wäre er auf Plätzen und in Versammlungssälen den Deutschen nur mit dem 

„deutschen“, „artverwandten“, und „jüdischen Blut“ und mit den Germanen und den Ariern 

gekommen. Er hat von der Armut von Millionen, von der Gleichgültigkeit der Regierenden, der 

Korruption in den Kreisen der Politik und einer Leporelloliste weiterer Tatsachen gesprochen 

und so seine Gefolgschaft formiert. Und damit mit diesem Verweis in die deutsche Geschichte 

niemand kommt und erklärt, hier sei der Sarrazin zum Nazi oder zu Hitlers Lehrling erklärt 

worden, sei gesagt: Hier wird einzig illustriert und darauf bestanden, wie unsinnig es ist, ein 

antiaufklärerisches Buch zu empfehlen, weil sich in ihm auch „Wahrheiten“ finden lassen. 

Zu den Verdiensten mit kleinen oder ohne Anführungszeichen des Autors gehört nach dem 

Befund vieler, die beteuern, das Buch gelesen und seinen Inhalt verstanden zu haben, er habe 

ein Tabu gebrochen. Das ist eine modische Empfehlung und erprobte Reklamefloskel, mit der 

heutzutage viele Druckwerke auf den Weg zu ihren Lesern geschickt werden. Hier aber, so die 

differenzierenden Geister weiter, handele es sich nicht um das Ende eines Beschweigens allein. 

Der Mann habe der Seele des Volkes endlich Gehör verschafft: Was er niederzuschreiben sich 

getraute, habe Millionen geradezu eine Erleichterung verschafft, sie mit neuer, längst aufgege-

bener Hoffnung erfüllt. Die Wirkung des „Wahren“ und „Richtigen“, das sich auf den Seiten 

dieses Werkes lesen lasse, wird in den Rang einer endlichen Erlösung geredet und geschrieben. 

Man müsse offen über die Zukunfts- und Sicherheitsängste der Menschen sprechen. Am besten, 

in dem man diesen ungenannten noch das Horrorszenario hinzufügt, dass ihre Nachfahren der-

einst sich im Gewimmel primitiver Fremder werden behaupten müssen. Auch das hatten wir 

schon. Doch mögen weitere Reminiszenzen beiseite bleiben. Hier sei nur noch angemerkt, dass 

von den Anderen, die keiner Erlösung dieser Art bedürfen, dieses Buch ablehnen, seinen Inhalt 

verwerflich und als Ausgangspunkt für jegliche Debatte ungeeignet finden, in seinem Erschei-

nen und der dafür gemachten Reklame einen Skandal erblicken, ungleich weniger gesprochen 

wird. Vorgeführt werden „Erlöste“, die übrigens selten gefragt werden, ob sie gelesen haben, 

was da in Rede steht und ihre Billigung findet. Kritiker entgehen hingegen im Straßeninterview 

nur selten der Frage nach ihrer Belesenheit. 

Ein gesondertes Wort verdient das Echo aus den Mündern „unserer“ Politiker. Die wurden zahl-

reich vor Fernsehkameras und Rundfunkmikrofone gebeten, wo sie dem Autor und dazu Jour-

nalisten, Publizisten, gar einer Schriftstellerin begegneten, Runden, in denen sich merkwürdi-

gerweise aus der doch nach Tausenden zählenden Schar von sachkundigen Medizinern und Bi-

ologen niemand einfand. (Die haben sich auch sonst verhalten wie der schon beschriebene satte 

Wachhund.) „Unsere“ Politiker nun lieferten zunächst wortreich Beweise der auch ihnen gege-

benen Fähigkeit differenzierten Denkens und Urteilens und wiesen jede Unterstellung ab, dass 
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es ihnen an Demokratieverständnis mangele. Sodann bezogen sie die Position „großer Jagd-

hund“, will sagen, sie zeigten sich selbstkritisch. Was ihr sozialdemokratischer Kollege (das ist 

eine Bezeichnung aus seiner Berliner Landesministerzeit, die momentan außer Kurs ist) da an 

Richtigem geschrieben habe, verweise in dem Teil „viel Richtiges“ auf Versäumnisse der Politik 

im Allgemeinen und, da werden die Stimmen leiser, auch der eigenen. Da müsse geändert, ge-

bessert, korrigiert, präzisiert, gehandelt und gewandelt werden. Was denn? 

Die Verbindung zu den Massen. An der habe es mehr oder weniger weitgehend gefehlt. Wie 

diese „Lücke“ zustande gekommen sei, ob es sich um eine strukturelle, zufällig oder sonst ir-

gendeine handelte, erklärt niemand. Ursachenforschung ist nicht in, hingegen das Versprechen 

eigenen Lernens und zwar alsbald. Jedenfalls müsse der Abstand zwischen Regierenden und 

Regierten beseitigt werden, zumal daraus Gefahren verschiedenster Art drohen würden. 

Was wird zu diesem Zwecke getan werden? Die Antwort lautet uni sono: Wir müssen mehr 

miteinander reden. Das hört sich bekannt an und erinnert an reiche Erfahrungen. Die Rollen 

sind klar verteilt. Die einen reden und die anderen hören zu. Die Redenden erklären, dass es zu 

ihren Beschlüssen und Wegen keine Alternative gibt, verweisen auf Sachzwänge, fordern Ein-

sicht und Geduld. Über diese Methode und ihren Zweck hat Heinrich Heine das Nötige gesagt. 

Zu diesen Reden vom Wandel gehört der wortreiche Hinweis: Wir haben ja manches schon 

getan. Was bleibt: es muss noch mehr und besser getan werden. Und: das können wir nicht 

alleine, dabei müsst ihr uns helfen und mitmachen. So weiß das Völkchen Bescheid und fühlt 

sich obendrein gerufen und gebraucht. Werden die Versprechen der Politiker eingehalten, steht 

den Deutschen eine weitere Redeschwall- und Charmeoffensive bevor. 

Zurück zu der bis hierher zurückgestellten Frage, warum den Chefs der großbürgerlichen Presse 

und den Dirigenten von Rundfunk und Fernsehen das Buch Sarrazins so bedeutsam erschien, 

dass sie ihm solche gesellschaftliche Aufmerksamkeit verschafften. Kurz gesagt: Mit ihm ließ 

sich eine landesweite Auseinandersetzung auslösen und nähren, die ihnen in den ideologischen 

und politischen Streifen passt. Worüber? Über die Integration der Menschen mit „Migrations-

hintergrund“, heißt es. Gemeint sind in Wahrheit zwei Fragen: Wie viele Ausländer sollen in 

Deutschland bleiben? Und wie haben sich diese Ausländer unter uns und zu uns zu verhalten, 

besser: zu benehmen. Oder und unmissverständlich: Wozu sind sie verpflichtet? Beide erschei-

nen als die Fragen, die nun endlich in dieser Gesellschaft besprochen, geklärt und beantwortet 

werden müssen. Nebenbei: Die komplementäre Frage, wozu eigentlich wir, die Mehrheit, ver-

pflichtet ist gegenüber den Menschen, die unter uns leben, lassen wir uns für später. 

Warum sagte in diesen Laber-Runden eigentlich niemand einmal laut: Hier wird eine Teilfrage 

der Gesellschaft zu ihrer aktuellen Hauptfrage gemacht? Weil nicht eingestanden werden darf, 

dass die Probleme des Lebens dieser hoch fraktionierten Menschengruppe, auf die momentan 

die Scheinwerfer grell gerichtet werden, von wenigen Ausnahmen abgesehen, Probleme sind, 

die aus dieser Gesellschaft hervorwachsen, gleichsam einen ihrer Spezialfälle darstellen. Hier 

liegt in Wahrheit die Tabuzone. Diese deutsche Gesellschaft driftet auseinander, das bestreitet 

schon kaum noch jemand, stattdessen werden dafür Erklärungen und Rechtfertigungen gelie-

fert. Das dafür gebräuchliche Bild ist die auseinander gehende Schere von Reich und Arm. Die 

Tatsachen sind längst in unserem Sprachgebrauch, Prekariat beispielsweise. In den Städten son-

dern sich Reich und Arm in Wohngegenden in einem bisher unbekannten Grad. Die Zahl der 

vornehm „Tafeln“ genannten Armenküchen und Verpflegungsstellen nimmt zu. Kinder erhal-

ten in Schulen ihre erste Tagesmahlzeit, nicht in ihren Familien. In den staatlichen Bildungs-

einrichtungen, von privaten nicht zu reden, sondern sich Kinder aus den verschiedenen Schich-

ten. Hunderttausende angestrengt Arbeitende können ihre Familien nicht durchbringen und er-

betteln auf Ämtern, ein wenig von dem, was ihnen fehlt. 

Das ist der „Hintergrund“ vor dem die speziellen Situationen und Probleme entstehen, die in die-

ser „Sarrazin-Debatte“ unerträglich genannt und deren Abschaffung gefordert wird. Brauchen 
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wir nicht vielleicht eine Diskussion über diese Generalprobleme unserer Gesellschaft, ihre Ursa-

chen und Wege und Methoden, ihnen beizukommen? Diese Debatte hätte ein anderes Thema 

als die jetzt oktroyierte: Welche Gesellschaft haben wir – und welche wollen wir? Für uns und 

für die mit uns Lebenden, die früher oder später Hinzugekommenen. Dies sind keine Fragen, 

die Spiegel und BILD gefallen. Wofür sie die Initialzündung geliefert haben, ist ein Lärm, der 

ablenkende Funktion besitzt und sie seit Wochen erfüllt. Warum ist in Runden vor den Fern-

sehkameras darauf keiner gekommen? Warum haben die Gerufenen stattdessen die Rolle von 

Lautverstärkern übernommen? 

Diesen Zusammenhang herstellen, heißt nicht, dass über das, was selbst unter den herrschenden 

widrigen allgemeinen Bedingungen auf dem Felde der Integration geschehen kann, nicht zu 

reden wäre. Das erste Verdienst, dass sich ein aufklärendes Medium erwerben kann, besteht 

darin, zu klarzustellen, was das Wort meint und was nicht. Eine gebildete Dame unter den De-

battierenden hat ihr Fehlverständnis mit der Forderung ausgedrückt, es müsste dazu die Be-

schäftigung mit deutscher und europäischer Geschichte und Kultur gehören. Das erinnerte an 

das blamable Ergebnis einer kürzlich vor einem Goethe-Gymnasium vorgenommenen Lehrer- 

und Schülerbefragung, wer der Autor der Gedichtzeile „Über allen Wipfeln ist Ruh’“ sei. Kopf-

schütteln, Achselzucken und Rateversuche. Von denen, die mit dem Begriff Integration hantie-

ren, will ein Teil nicht mehr und nicht weniger, als dass diese Leute gefälligst Deutsche werden, 

weil es Höheres nicht gibt. In derlei Haltung offenbart das Reden über den deutschen Forde-

rungskatalog an Immigranten eine nicht zu vergessende Seite und Wirkung. Nebenher erhöht 

sich dabei Selbstwert- und Überlegenheitsgefühl. Da wären wir wieder in der Vergangenheit, 

in die wir nicht zurückwollen. 

Wer klären will, was aktuell zu tun wäre, kann nicht mit der Frage nach den „Integrationsun-

willigen“ beginnen, über deren Zahl der Bundesinnenminister geschätzte Zahlen in die Debatte 

wirft, von denen er meint, er sei Auskunft über deren Basis nicht schuldig. Darüber wird aber 

mit erkennbarer Vorliebe gesprochen: Besitzen wir schon genügend Instrumente für Sanktionen 

und werden die nur nicht strikt genug angewendet oder müssen sie vermehrt werden? Genügt 

die Kürzung von Sozialhilfen oder muss nicht usw.? Worüber vor allem, wenn nicht nur Luft 

bewegt werden soll, geredet werden muss, ist die Tatsache, dass die Eingliederung von Türken 

oder Angehörigen arabischer Völker sowie deren Nachkommen nicht so billig zu haben ist wie 

die der Deutschen, die aus der DDR „in den Westen“ kamen. Das hat die vielen Gewinner dieser 

aus „Republikfluchten“ herrührenden Einwanderung etwas – sagen wir – verwöhnt. Diese 

Schwestern und Brüder kamen durchweg gut ausgebildet, sprachen deutsch, der sächsische Ein-

schlag war unangenehm, aber doch zu verstehen, auch waren sie nicht durchweg katholische 

oder evangelische Chronisten, doch dies ließ sich verschmerzen. Diese Integration ersparte 

Kosten in übrigens berechneter Höhe. Wenn hingegen am Tisch der Bundesregierung heute 

Beschlüsse über Maßnahmen zur Förderung von Integration gefasst werden, ohne dass gesagt 

wird, wer dafür die Kosten aufbringt, sondern das von den auch hoch verschuldeten Kommunen 

erwartet wird, so sind das Gesten, aber keine Taten. Auf diesem Felde halten sich die Runden 

in den Fernsehateliers, deren Teilnehmer meist Universitäts- und Hochschulausbildungen hin-

ter sich haben, auch besonders vornehm zurück. Dabei ließe sich doch vorschlagen, es sollten 

die Gelder, die für den Krieg der Bundeswehr für die Errichtung afghanischer Mädchenschulen 

ausgegeben werden, dessen Aussichtslosigkeit inzwischen eingestanden wird, hierzulande aus-

gegeben werden. Übrigens: Gelder erfordern auch Bildungsprogramme, aus denen Deutsche – 

unverpflichtet – ein wenig über den viel zitierten „Hintergrund“ erfahren könnten, aus dem die 

Menschen in unserer Mitte und vielfach an unserem Rande aufgetaucht zu sein scheinen. 

Es gibt keine erhitzte Debatte, sagen wir im Bild: keine Feuerstelle irgendwo in Deutschland, 

an die Politiker nicht ihre Töpfchen rücken. An die derzeit unterhaltene drängen sich namentlich 

jene, die seit kurzer Zeit mit Missbehagen sehen, das aus schwer erklärlichen Gründen die deut-

sche Sozialdemokratie sich aus ihrem Umfragetief herauskrabbelt. Ließe sich, fragen die darob 
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Besorgten, dagegen nicht auch das langjährige Mitglied, das in und mit der SPD eine einträgli-

che Karriere in Politik und Wirtschaft gemacht hat, und der Propagandarummel um sein Buch 

ein wenig mit Bremswirkung verwenden? Die einen lasten der SPD an, dass sie sich nicht schon 

vor längerem von ihrem Genossen getrennt hat, andere, dass sie es nun tun will. Und dann ist da 

der Streit in den eigenen Reihen, wie mit dem Dissidenten verfahren werden soll. Da hat der 

Parteivorsitzende, das verdient Erwähnung allein schon deshalb, weil es selten vorkommt, sich 

der fernen Parteigeschichte erinnert und eine Tradition erwähnt, der er sich verpflichtet fühlt. 

Er mag ein Jahrhundert und mehr zurückgedacht haben, an die Rolle der Liebknecht und Bebel, 

der Bernstein und Kautsky, der Zetkin und Luxemburg – wahrscheinlich nicht an sie alle – und 

hat dabei jene Verpflichtung zum Kampf gegen Rassismus und die Gliederung der Menschheit 

in Höher-, Weniger-, Minder- und Unwertige aufgespürt. Mit der Vermittlung dieses humanis-

tischen Gedankengutes an die Mitgliedschaft hätte er ein Auftaktprogramm für ein Parteilehr-

jahr. Es wäre für viele Mitglieder kein Wiederholungskurs. In dessen Programm könnte dann 

auch gehören, was die Altvorderen über Kriege, die Kolonialkriege im Besonderen, dachten, 

schrieben und sagten. Wenn die Rückbesinnung des Sigmar Gabriel von Dauer wäre, könnte in 

Jahren ein Schelm sagen: Diese unsägliche Debatte hatte wenigstens ein Gutes besessen. Wo-

gegen ein anderer einwenden könnte: Wäre das nicht auch anders zu haben gewesen? 
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Eine neue Etappe im Streit um den Platz des 8. Mai 1945 

in der deutschen Geschichte 

Vierzig Jahre waren seit dem Maitag vergangen, der unverlierbar in den Büchern der Weltge-

schichte verzeichnet ist, als der erste Mann im deutschen Weststaat neben die bis dahin in sei-

nem Lande für das Ereignis gebräuchlichen Begriffe Kapitulation, Kriegsende, Katastrophe ei-

nen weiteren setzte: Befreiung. So geschehen in einer Rede, die Richard von Weizsäcker wäh-

rend einer Gedenkstunde im Plenarsaal des Deutschen Bundestages in Bonn hielt. Wörtlich 

sagte er: „Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit von dem menschenver-

achtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft.“ 

Die Feststellung verursachte Aufsehen, Zu- und Widerspruch. Mit ihr wurde eine Annäherung 

an eine international verbreitete Kennzeichnung vollzogen. Tag der Befreiung, so wurde der 9. 

Mai des Jahres 1945 vordem und seit langem schon auch in Kalendern und Geschichtsbüchern 

des deutschen Oststaates genannt. Keine andere Passage der Rede eines Bundespräsidenten ist 

vergleichsweise in so fester Erinnerung geblieben. Die Minderheit er Bürger der Bundesrepub-

lik, die sich bis zu einem kritischen Verhältnis zur jüngsten, vielfach ihrer eigenen Geschichte 

durchgearbeitet hatte, fand sich in dieser Charakteristik bestätigt. Indessen: die Benutzung des 

gleichen Begriffs bedeutet nicht immer, dass auch Gleiches gemeint wird. 

Um die Ausdeutung des Wortes Befreiung entspann sich eine anhaltende Diskussion. In wel-

chem Sinne konnte davon die Rede sein, dass nicht nur die Menschen in den eroberten und teils 

jahrelang von der deutschen Wehrmacht besetzten Gebieten, nicht nur Insassen der Konzentra-

tions- und Vernichtungslager, von Gefängnissen und Zuchthäusern, Kriegsgefangene und 

Zwangsverschleppte, nicht nur viele von Verfolgungen Bedrohte sich befreit fühlen konnten, 

sondern auch die Mehrheit der Deutschen? Stand dagegen nicht der Weg von Millionen in die 

Kriegsgefangenschaft, von anderen Millionen aus ihren Wohnstätten in eine ihnen fremde Le-

benswelt, das Elend des Nachkriegs, die Lasten und Bedrohungen einer Besetzung des Landes 

durch die Siegermächte usw. Sprach dagegen nicht die Tatsache, dass sich diese Mehrheit der 

Deutschen keineswegs befreit gefühlt hatte? Es bedurfte einiger Nachhilfe, um die Mehrheit 

der nicht eben an eine kritische Sicht in ihre Geschichte gewöhnten Bundesbürger ein Verhält-

nis zu dieser gewendeten Kennzeichnung zu vermitteln, das nicht aus Ablehnung bestand. 

Weizsäcker selbst lieferte dafür Vorgaben. Sie enthielten wohl das Äußerste, was ein konser-

vativer christlicher Politiker seinen Landsleuten zumuten wollte und, wie das Echo erwies, da-

von sogar etwas mehr. 

Unleugbar waren die Deutschen, die sich bis gestern oder vorgestern noch als „Volksgenossen“ 

frei- oder widerwillig dem Naziregime dienstbar gemacht und dazu beigetragen hatten, dass 

dieser Krieg bis in das Frühjahr 1945 dauerte, in mancherlei Beziehung befreit worden. Die 

einen von der Gefahr, als Soldaten weiter in sinnlose Kämpfe gehetzt zu werden und in ihnen 

Leben oder Gesundheit zu verlieren. Andere in den Städten Lebende wie schon Hunderttau-

sende vor ihnen durch Luftangriffe Haus und Habe einzubüßen und in einem Keller oder in 

Flammen elend zugrunde zu gehen. Dritte, junge Burschen und betagte Männer, von der Aus-

sicht, dass ein Einberufungsbefehl sie zur Wehrmacht oder in den Volkssturm kommandierte 

und damit in das letzte Aufgebot an Kanonenfutter, nach dem es die Generale verlangte. Selbst 

wer in einem entlegenen Dorf lebte, wohin vom Kriege bis dahin kaum anderes gelangt war als 

Nachrichten, war wie die anderen auch von Ängsten befreit und von Hoffnungen neubelebt, die 

sich auf ein wieder lebenswertes Dasein richten mochten. Nicht, dass die Deutschen jetzt ohne 

Ängste lebten, aber es waren andere, meist nicht mehr Lebensängste, und es bestand die Aus-

sicht, dass sie weniger werden würden. 

Mit dem Gedanken, dass die Deutschen vom Dasein im Kriege befreit und der Drohungen ledig 

waren, durch die das Regime ihnen in der Phase seiner Agonie fremd und schließlich Feind 

geworden war, konnten 1985 die Bundesbürger umso leichter leben, als ihnen gleichzeitig von 
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Politik und Geschichtspublizistik bescheinigt wurde, dass sie Opfer „nationalsozialistischer 

Herrschaft“ geworden waren. Es wurde ihnen ausdrücklich das Recht zugestanden, das sie frei-

lich vorher schon reichlich in Anspruch genommen hatten, sich zu bemitleiden. Auch 

Weizsäcker hatte in seiner Ansprache gesagt, dass nicht vergessen werden dürfe, „welche 

schweren Leiden für viele Menschen mit dem 8. Mai erst begannen und danach folgten.“ Doch 

hatte er zugleich verlangt, der „sechs Millionen Juden, die in deutschen Konzentrationslagern 

ermordet wurden“, zu gedenken und der ungenannten Zahl von Menschen „aller Völker, die im 

Krieg gelitten haben, vor allem der unsäglich vielen Bürger der Sowjetunion und der Polen, die 

ihr Leben verloren haben.“ Der Anspruch an das Umdenken der Bundesbürger war hoch. Ge-

fordert wurde, den 8. Mai 1945 nicht vom 30. Januar 1933 zu trennen und zur Vergangenheit 

ein ehrliches und Nachdenkliches, von Wahrheit geprägtes Verhältnis zu gewinnen. 

Ein Vierteljahrhundert nach dieser Rede lässt sich fragen, was aus den Vor- und Ratschlägen 

wurde. Auf dem Markt der Bücher und Filme erschienen seit den neunziger Jahren in Serie 

Veröffentlichungen verschiedenster Genres, in denen die Leiden der Deutschen im Bomben-

krieg und während der Flucht vor der herannahenden Front zeigten. Dazu brauchte nichts er-

funden oder ausgemalt zu werden. Millionen Deutsche waren in das Inferno des Krieges geris-

sen worden, als die führenden Militärs der Wehrmacht, anders als die Generale des Kaisers 

1918, sich nicht dazu entschließen konnten, den Krieg verloren zu geben – spätestens, als die 

alliierten Armeen 1944 die Reichsgrenzen erreicht hatten. Nur setzten die meisten dieser Dar-

stellung zeitlich „ein wenig“ zu spät ein. Sie bildeten die Deutschen als Opfer ab, nicht schon, 

was sie doch vorher in ihrer Masse gewesen waren, als Instrumente des Regimes, die ihm erst 

die Kraft verliehen, den Kontinent so zuzurichten, wie sie es vermocht hatten. Da lag auch die 

Fehlstelle in Weizsäckers Rede, der von einer verbrecherischen Führung gesprochen, den Deut-

schen aber nicht mehr als eine Verirrung und Verstrickung zugeschrieben hatte. Das wusste der 

ehemalige Hitlerjugendführer und Wehrmachtsoffizier besser. 

Kurzum: War von den Leiden der Deutschen die Rede, musste den Tatsachen nichts hinzuge-

fügt werden. Doch es wurde und wird nur „etwas“ weggelassen. Und das eben gilt auch bei der 

Deutung des Begriffs Befreiung. Denn geschichtliche Wahrheit gewinnt das Wort mit dem 

Blick auf den 9. Maitag des Jahres 1945 erst, wenn es sich mit dem Einbekenntnis verbindet, 

dass der Triumph der Alliierten die Deutschen von jener schändlichen Rolle befreiten, die keine 

Generation ihrer Vorfahren je gespielt hatte. Aus eigener Kraft hatten sie die nicht abzuwerfen 

vermocht. Es musste ihnen noch in Berlin die letzten Waffen aus der Hand geschlagen werden. 

Folgten die Deutschen, aber wie wenige taten das anfänglich, dem Vorbild des Bertolt Brechts, 

dann hatten sie jetzt, wie der Dichter 1933 forderte, als erst die Macht im eigenen Land in 

Mörderhände gebracht war, von ihrer Schande zu sprechen. Und nun war es nicht nur Deutsch-

land, das seine Söhne zugerichtet hatten. Der Krieg war bis in das britische Inselreich und an 

die Wolga, vom Nordkap bis in den Norden Afrikas und dazu auf die Weltmeere getragen und 

überall eine Spur der Verwüstungen gezogen worden. Sie hatten Frauen nicht nur in Europa, 

sondern auch im Norden Amerikas, in Indien und Australien zu Müttern ohne Söhne gemacht. 

Befreiung von der Fortsetzung einer Kette von Untaten. Keine davon belastet die Nachgebore-

nen, die aber wissen sollten, wovon ihre Groß- und Urgroßväter befreit wurden, ein. Dieses 

Wissen, das ihnen auch ein auf Nachdenken und Mitfühlen gegründetes Verhältnis zum Krieg 

der Deutschen am Hindukusch verschaffen könnte. 

Ein Vierteljahrhundert nach der denkwürdigen Rede erfährt der Begriff Befreiung jedoch eine 

neue Einschränkung. Diesmal zielt die nicht auf die Abweisung von Verantwortung und Schuld, 

sondern dient einem politischen Zweck. Die nun aber mit Energie unter die Leute gebrachte 

Deutung besagt: Befreiung sei 1945 nur den Deutschen geworden, die in den westlichen Besat-

zungszonen lebten. Die Ostdeutschen hingegen wären von der braunen in die rote Diktatur ge-

fallen. Das Datum ihrer Befreiung liege im, Jahr 1989/1990. So sieht jetzt auch der frühere 

Bundespräsident die Geschichte der Deutschen. Diese Betrachtungsweise ist nicht neu. Als in 
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der Sowjetunion zu Gorbatschows Zeiten dienstbare Ideologen sich einer veränderten Politik 

anpassten, wurde in dem Lande, das die Hauptlast des Krieges gegen Nazideutschland trug, das 

von den im Westen von extremen Antikommunisten verbreitete Bild eines Krieges übernom-

men, den „zwei Banditen“, nachdem sie sich vorher noch kurzzeitig verbündeten, gegeneinan-

der geführt hätten. Was aber, so lautet die intendierte Anschlussfrage, hätte ein triumphierender 

„Bandit“ Gutes stiften können? Von diesem Bild führt kein gerader, aber ein Weg zu jener 

Schandtat, es ist nicht die einzige im 65. Jahr nach Kriegsende auf europäischem Boden gewe-

sen, der Sprengung eines Denkmals, das in der georgischen Stadt Kutaissi an die Toten des 

Zweiten Weltkriegs erinnerte. Unter den Älteren hierzulande mochten sich manche beim Lesen 

dieser Nachricht an den von Grusia Film 1965 fertig gestellten Spielfilms „Der Vater des Sol-

daten“ erinnern, an jene Filmballade, in der die Geschichte des georgische Weinbauern Georgi 

Macharaschwili, der sich aufmacht, seinen verwundeten Sohn zu besuchen und selbst ein Krie-

ger gegen die Eindringlinge wird. 

Die Erinnerung an das Ende des Zweiten Weltkrieges in Europa kommt mit dem Abstand von 

65 Jahren gleichsam in die Rente. Da soll nicht nur den Deutschen ein neuer Blick in das ver-

flossene Jahrhundert vermittelt werden, der es als Jahrhundert der Befreiung von „zwei Dikta-

turen“ erscheinen lässt. Ähnliche Unternehmen sind in Nachfolgestaaten der Sowjetunion und 

in Staaten der einstigen Verbündeten und Kollaborateure des Nazireiches in Gang gesetzt. Eine 

weitere Erinnerungsschlacht zeichnet sich ab. Vorerst geht der Vormarsch der Geschichtsrevi-

sionisten, wenn auch nicht auf leisen Sohlen so doch ohne Schlachtenlärm vor sich. Die Ge-

genkräfte sind an Zahl und in ihren Mitteln schwach und nicht einmal mobil gemacht. Über den 

Ausgang sind sichere Prognosen nicht zu treffen. Gewiss ist aufgrund geschichtlicher Erfah-

rung nur, dass es den Deutschen nie gut bekam, wenn sie mit Geschichtslügen oder auch nur 

mit grob vereinfachten Bildern ihrer Vergangenheit bedient wurden und ihnen glaubten. 
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Vom Wert des Studiums einer verpassten Chance 

Aus Anlass des 75. Jahrestages des französisch-sowjetischen Beistandspaktes  

vom 2. Mai 1935 

So verschieden die Herangehensweisen an die Geschichte sind, in einem weisen ihre Verfechter 

eine Verwandtschaft auf. Sie blicken bei allen Fortschritten, die Sozial- und Wirtschaftsge-

schichte im vergangenen Jahrhundert gemacht haben, doch noch immer vorzugsweise auf die 

Haupt- und Staatsaktionen, wobei sie freilich von den Medien noch übertroffen werden. Die 

Probe aufs Exempel liefern aus dem 20. Jahrhundert der August und der Septembertag, an dem 

der Erste bzw. Zweite Weltkrieg begann, der vorletzte Januartag 1933, der Tag, an dem die 

Japaner Pearl Harbor angriffen und der andere, an dem auf Hiroshima die erste Atombombe 

abgeworfen wurde. Erinnert wird zumeist an Katastrophen. Wenn überhaupt, dann wird nahezu 

nebenbei gefragt: Gab es keine Alternative zum Weg, den die Geschichte zu jenem Tage hin-

nahm? Wer darauf eine Antwort sucht, stößt auf andere Ereignisse und Daten. Und zum Bei-

spiel auf den 2. Mai 1935. 

In einer zu DDR-Zeit im Jahre 1966 erschienenen Geschichtschronik heißt es vom Tage: „In 

Paris wird der Vertrag über gegenseitige Hilfeleistung zwischen Frankreich und der UdSSR zur 

Sicherung vor einer faschistischen Aggression unterzeichnet.“ Und wertend wird dann fortge-

fahren: „Dieser Beistandspakt ist ein Erfolg der Bemühungen der UdSSR um die Erhaltung des 

Friedens und die Schaffung eines Systems der kollektiven Sicherheit.“ In einer anderen im glei-

chen Jahr erschienenen Chronik wird darüber hinaus geschrieben, der Vertrag sei am 27. Feb-

ruar 1936 von der französischen Abgeordnetenkammer ratifiziert worden und darauf am 27. 

März in Kraft getreten. Der Erinnerung an diesen Vertrag hat längst die an einen anderen den 

Rang abgelaufen. Es ist vergebens, in hierzulande gebräuchlichen Schulbüchern seine Erwäh-

nung zu suchen. Eine sowjetische Deutschland- und Europa-Politik scheint es vor dem Frühjahr 

1939 nicht gegeben zu haben. 

Der Vertragsabschluss, der aus dem Rückblick nicht mehr als ein Vorkommnis darstellt, weil 

er zum Ereignis nicht wurde, ließ Umrisse neuer Konstellationen und Kräfteverhältnisse in Eu-

ropa erkennen. Der Weg dahin war lang. Frankreich hatte zu den Interventionsmächten gehört, 

die Sowjetrussland in der Wiege ersticken wollten. Von ihm war das wieder erstandene Polen 

im Krieg gegen die Sowjetmacht militärisch unterstützt worden. 1925 jedoch fand sich Paris 

mit der Existenz der Macht der Sowjets ab, es erfolgte ihre diplomatische Anerkennung. 1932 

unterzeichneten beide Staaten einen Nichtangriffsvertrag. Indessen blieben sowjetfeindliche 

Kräfte in Frankreich stark. Zu ihnen gehörten nicht nur Faschisten, sondern auch die zahlen-

starke Gruppe russischer Emigranten. Es bedurfte des Sieges der Nazis in Deutschland, dass 

sich im Nachbarlande das Sicherheitsbedürfnis steigerte und im fernen Moskau ein Verbündeter 

gesehen und akzeptiert wurde. 

Der Vertrag bestimmte, dass beide Staaten schon im Fall, sie würden sich einer Drohung oder 

der Gefahr eines Angriffs ausgesetzt sehen, sich über ihre Aktionen zu konsultieren hätten, und 

dass, sollte ein unprovozierte Angriff einer europäischen Macht auf einen der Vertragspartner 

erfolgen, der andere ihm Hilfe und Beistand gewähren werde. Es bedurfte keines Scharfsinns, 

um zu verstehen, dass hier nur ein „Fall“ vorgedacht war, eine Aggression des Deutschen Rei-

ches, in dem anderthalb Monate vorher wider die Bestimmungen des Versailler Vertrages die 

Allgemeine Wehrpflicht eingeführt worden war. Niemand verstand das besser als die Macht-

haber in Berlin. Es schien einzutreten, was Hitler vor Generalen schon im Februar 1933 als 

denkbares Hindernis auf dem Weg in den Krieg bezeichnet hatte: Gegenmaßnahmen Frank-

reichs. Als dieser Vertrag durch einen weiteren, den die Sowjetunion mit der Tschechoslowakei 

abschloss, die ihrerseits mit Frankreich im Bündnis stand, noch an Gewicht gewann, hob in der 

deutschen Presse ein Geschrei an, das Reich werde – wie angeblich schon vor 1914 – einge-

kreist. In der Tat erinnerte die Situation an die Fabel vom Fuchs, dem die Trauben zu hoch 

gehängt waren. 
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Doch der abschreckende Schritt blieb auf dem Niveau diplomatischer und weiterer Gesten. An-

haltende Wirkung hätte er nur gewinnen können, wenn auf das politische Abkommen ein Mi-

litärpakt und die Zusammenarbeit der Generalstäbe der – damals noch – stärksten Landarmeen 

Europas gefolgt wäre. Doch die Gegner dieses Weges machten mobil. Französische Politiker 

und Militärs pflegten die Illusion, dass der errichtete Befestigungswall vor der Grenze zu 

Deutschland, die Maginot-Linie, eine andere Situation schüfe, als sie im August 1914 existiert 

hatte. Das Scheitern des Projekts bewirkte, dass der durchaus richtig erkannte Aggressor trium-

phierte und einer nach dem anderen gleichsam an die Reihe kam: am 15. März 1939 über die 

Tschechoslowakei mit dem Einmarsch in Prag, am 22. Juni 1940 über Frankreich mit dessen 

Kapitulation in Compiègne und auf den Tag genau ein weiteres Jahr später mit dem Überfall 

auf die UdSSR. 

Warum aber sind dem ersten Schritt der zweite und weitere nicht gefolgt? In Frankreich selbst 

waren die Kräfte der Volksfront nicht stark genug, sich in der Innen- und der Außenpolitik 

durchzusetzen. Auf welch schwankendem personellen Grund die sowjetisch-französische An-

näherung stand, bezeugt die Tatsache, dass sie unter dem Außenminister Pierre Laval Gestalt 

annahm, der zehn Jahr später in Frankreich wegen seiner Rolle in dem mit Deutschland kolla-

borierenden Vichy-Regime als Hochverräter zum Tode verurteilt und erschossen werden wird. 

Und die Pariser Gegner eines politisch-militärischen Zusammengehens mit Moskau besaßen 

vor allem in den antisowjetischen Kreisen Großbritanniens Bundesgenossen. Nur Wochen nach 

der Unterzeichnung des Vertrages zwischen Moskau und Paris eröffnete London demonstrativ 

und zunächst im Alleingang die Politik des Appeasements mit einem Flottenvertrag, der 

Deutschlands maritimer Rüstung einen Freiraum und den deutschen Werften auf Jahre hinaus 

Rüstungsprofite sicherte. Damit waren im Mai/Juni 1935 zwei unvereinbare Linien der 

Deutschlandpolitik der beiden Westmächte erkennbar geworden. Die britische, die obsiegte, 

kam zustande, weil auch im Inselstaat die Kräfte nicht hinreichten, die vom Antisowjetismus 

in der Außenpolitik Abschied nehmen wollten. 

Und Moskau? Besaß es Chancen, dieses Scheitern zu verhindern? Oder: Was hat es dazu selbst 

beigetragen? Zum einen wurde gesorgt, dass zwischen der sowjetischen Außenpolitik und der 

Tatsache des Wirkens der Kommunistischen Internationale kein Widerspruch entstand, der von 

Gegnern eines gegen das faschistische Deutschland gerichteten Verbundes ausgenutzt werden 

konnte. Der Komintern-Kongress 1935 und insbesondere das Referat Palmiro Togliattis ver-

pflichteten die Kommunisten zur Förderung der Politik der kollektiven Sicherheit. Doch es gab 

Faktoren, die den Antisowjetisten im Westen neue Argumente lieferten, Misstrauen, Ablehnung 

und Feindschaft zu verbreiten. Zum einen galt das für sie Politik der UdSSR bei der Verteidi-

gung der spanischen Republik gegen die Franco-Putschisten. Zum anderen ließ Stalins mörde-

risches Wüten unter der Generalität und dem Offizierskorps der Roten Armee begründete Zwei-

fel an der Verlässlichkeit des Partners und am Wert eines militärischen Bündnisses mit der 

UdSSR aufkommen. Das Gewicht beider Faktoren bedarf erst noch eingehender Erforschung. 

Das Aussparen dieses Abschnitts der Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs, in dem das Kon-

zept kollektive Sicherheit scheiterte, geschieht nicht absichtslos. Es macht den Gedankenweg 

frei und glatt, der Sowjetunion, deren Friedensanstrengungen verschwiegen werden, sodann die 

Mitverantwortung für den Krieg zuzuschreiben. In keinem Schulbuch fehlt der ausgiebige Bezug 

auf den sogenannten Hitler-Stalin-Pakt von 1939, sei es im Autorentext oder durch die Wieder-

gabe von Fotos, Karikaturen und Dokumentauszügen. Was zu diesem Vertrag immer kritisch zu 

sagen ist und das ist nicht wenig, er war die Reaktion auf das Scheitern jener sowjetischen Au-

ßenpolitik, die bis zu seinem Sturz im Mai 1939 mit dem Namen von Maxim Litwinow verbun-

den ist. Das rettende Bündnis, das Großbritannien mit der UdSSR 1941 einging, als die Ent-

scheidungen der deutschen Führung und nicht eigene Entschlüsse beide zur militärischen Part-

nerschaft zwang, hätten die Politiker in London mit denen in Paris schon 1935/1936 haben kön-

nen. Nicht, dass sich mit Bestimmtheit sagen ließe, dass die eroberungs- und herrschaftslüster-
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nen deutschen Politiker nicht auch dann zu den Waffen gegriffen hätten. Aber sie würden sich 

von Anbeginn einer ihnen überlegenen Streitmacht gegenübergesehen habe. 

So bietet die Erinnerung an die Mai-Verträge von 1935, ihre Architekten wie ihre Saboteure, 

Denkstoff. Er betrifft die Wahrnehmung von Kriegsgefahren wie deren Unterschätzung, die 

Bestimmung angemessener Mittel zu ihrer Abwendung wie verfehlte Reaktionen. Für die Ent-

wicklung von Geschichtsdenken wäre die Erinnerung an verpasste Chancen der Väter und 

Großväter und ein – freilich nicht uferloses – kontrafaktisches Nachdenken über Geschichtsab-

läufe von Nutzen. Es hülfe beispielsweise auch, zur gegenwärtigen Außenpolitik der Bundes-

republik im Hinblick auf den Nahen und Mittleren Osten ein kritisches Verhältnis zu gewinnen. 
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Die Deutschen und der 22. Juni 1941 

Vortrag auf der Konferenz am 22. Juni 2011 im Haus der Russischen Kultur 

In den frühen Nachmittagsstunden des 22. Juni 1941 füllte sich das weite Rund des Olympia-

stadions, jener riesigen 100.000 Zuschauer fassenden Sportstätte im Berliner Westen, die mit 

dem Blick auf die Olympischen Spiele des Jahres 1936 errichtet worden war. Um 15 Uhr be-

gann dort das Endspiel um die deutsche Fußballmeisterschaft. Gegeneinander traten die Mann-

schaften von Schalke 04 und von Rapid Wien an. Der Verlauf des Wettkampfes erscheint aus 

dem Rückblick wie ein Menetekel dessen, was sich in den folgenden Jahren an der Ostfront 

ereignen sollte, wo die Deutschen anfänglich als die sicheren Sieger auftraten. Schalke führte 

lange mit drei Toren. Dann wendeten die Wiener das Blatt. Sie gewannen mit 4 zu 3. Das 

Sportereignis wird hier erwähnt, weil es für die Politik der Machthaber steht, im Deutschen 

Reich die Illusion von Normalität aufrechtzuerhalten, selbst an einem solchen Tage. Das Volk 

sollte die Kriegslaune nicht verlieren. Und es ließ sie sich nicht verderben. Während Millionen 

deutsche Männer zu einem weiteren Feldzug kommandiert wurden, den – wie leicht und kurz 

man sich ihn auch immer vorstellen mochte – jedenfalls nicht alle überstehen würden, strömten 

die Berliner, sich jubelnd einen sportlichen Wettkampf anzusehen, vorgeführt von dafür eigens 

vom Wehrdienst freigestellten Männern. 

Wenige Tage später wurden Bilder des Ereignisses in der Filmwochenschau gezeigt, die sogar 

mit ihnen begann. Erst danach folgten die ersten Aufnahmen von der neu eröffneten Front im 

Osten. Da diese Filmstreifen die Kontrolle des Propagandaministers passierten, lässt sich bei 

der Abfolge nicht an einen Zufall glauben. Eher war sie Bestandteil einer Manipulation, die 

darauf zielte, allzu große Besorgnisse über diese Wendung im Kriegsverlauf zu dämpfen und 

den Eindruck zu erwecken, der Feldzug im Osten werde nicht wesentlich anders verlaufen, als 

die vorausgegangen vier in Ost-, Nord-, West- und Südeuropa. Und in der Tat zeigten die ge-

heimen Berichte des Sicherheitsdienstes, dass die Schritte, welche die aufgestörten Volksgenos-

sen beruhigen sollten, aus der Sicht der Machthaber durchaus am Platze waren. Inzwischen 

haben sich übrigens die beiden heute noch existierenden Vereine mit ihrer Geschichte in den 

Jahren der faschistischen Diktatur befasst. Zuerst in Gelsenkirchen Schalke und dann, nachdem 

beide Mannschaften sich 2009, als Rapid seinen 110. Geburtstag feierte, diesmal in Wien wie-

der gegenübergestanden hatten, auch die Wiener.1 

Am Tage nach dem Überfall hieß es in den „Meldungen aus dem Reich“, einer für einen aus-

gewählten kleinen Kreis von Führern bestimmten regelmäßigen Information, eingangs, die 

Deutschen wären vom Beginn des Krieges gegen die Sowjetunion überrascht gewesen. Ganz 

ohne Einschränkungen lässt sich die Feststellung nicht lesen. Eine Millionenarmee nach Ost-

preußen und in das deutsch-besetzte Polen vor die Grenzen der UdSSR zu transportieren und 

das teils auf weiten Wegen quer durch das deutsche Reichsgebiet, das hatte sich schwerlich „im 

Dunkel der Nacht“ bewerkstelligen lassen. Und die dort in immer größerer Zahl versammelten 

Soldaten waren nicht ohne Verbindungen in die Heimat. Sie schrieben Feldpostbriefe und in 

vielen stand mindestens in einer Andeutung, wo sich der Absender inzwischen befand. Indessen 

hatten sich manche „Volksgenossen“ auf die ihnen unbezweifelbar zugekommenen Informati-

onen ihren eigenen Vers gemacht. In mehreren Gegenden Deutschlands kursierte ein Gerücht, 

von dem sich sicher nicht sagen lässt, dass es die Machthaber selbst unter das Volk gebracht 

hatten. Es besagte: Zwischen dem Reich und der UdSSR sei ein Abkommen getroffen worden, 

das den Transport deutscher Truppen durch das Land an dessen südliche Grenzen erlaube. Von 

dort werde der deutsche Angriff in die Räume des Nahen und Mittleren Orients erfolgen. So 

solle Großbritannien im wertvollsten Teil seines Kolonialreiches getroffen werden. Würde aber 

Indien, das Kronjuwel des Gegners, bedroht, bliebe dem nur die Kapitulation. 

 
1  Jakob Rosenberg/Gerhard Spitaler, Grün-weiß unterm Hakenkreuz. Der Sportklub Rapid im National-

sozialismus (1938-1945), Wien 2011. 
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Nun also: kein Abkommen, kein Durchmarsch, sondern ein Einfall in den Staat, mit dem 22 

Monate zuvor ein Nichtangriffsvertrag geschlossen worden war, der Hitler Anlass und Gele-

genheit gegeben hatte, sich der Vermeidung eines Zweifrontenkrieges zu rühmen. Nein, ein 

Schock wäre durch die Nachricht nicht ausgelöst worden, hieß es in den Stimmungsberichten, 

doch sei „überall“ Bestürzung, Nervosität und Bedrücktheit festzustellen.2 So hatten sich die 

Deutschen, so wenig konkret ihre Bilder vom weiteren Kriegsverlauf ein Jahr nach dem Tri-

umph über Frankreich immer gewesen sein mochten, jedenfalls den Weg zum „Endsieg“ nicht 

vorgestellt. Ihre Hoffnungen waren bis dahin auf die den Krieg abschließende Auseinanderset-

zung mit Großbritannien gerichtet, dem letzten noch kampffähigen Gegner. Das „schnöde (oder 

perfide) Albion“ sollte mit dem Einsatz der U-Boot-Waffe, den Bombardements aus der Luft 

und womöglich mit einer Landung auf die Knie gezwungen werden. Besonders nach der Er-

oberung der griechischen Insel Kreta, die u. a. von britischen Truppen verteidigt worden war, 

richteten sich Blicke gespannt wieder auf das große Inselreich im Westen. Die Eroberung der 

Mittelmeerinsel war als „Generalprobe für den Angriff auf die Insel“ angesehen worden. Mit den 

dort erprobten Fallschirmspringern und Luftlandetruppen werde der Sprung über den Kanal be-

ginnen.3 

Was das deutsch-sowjetische Verhältnis anlangte, so kursierten im Frühjahr 1941 in der deut-

schen Bevölkerung wilde und miteinander konkurrierende Gerüchte. Die einen wussten von 

verbesserten Beziehungen, die anderen vom bevorstehenden Krieg. So wurde erzählt, Stalin 

und ein türkischer Regierungsvertreter würden nach Berlin kommen, um den Dreimächtepakt 

– Deutschland, Italien, Japan – beizutreten und deutsche Truppen befänden sich bereits auf dem 

Wege in Richtung Irak, der eben von britischem Militär besetzt wurde.4 Ruth Andreas-Friedrich 

hält am 15. Juni in ihrem Tagebuch fest, dass ihr erst der Milchmann beim Einkauf, dann ein 

Nachbar in ihrem Wohnhaus erzählt, dass Stalin nach Berlin komme und dafür schon Fahnen 

von 200 Frauen genäht würden.5 „Truppentransporte nach dem Osten werden immer noch über-

wiegend dahin ausgelegt“, sagte eine Meldung vom 12. Juni 1941, „daß Rußland den Durch-

marsch deutscher Truppen (in Richtung Irak, K. P.) durch sein Gebiet gestattet habe.“ Diese 

Gerüchte erwiesen sich, wie wenige Tage später gemeldet wurde, als hartnäckig und herrschten 

gegenüber anderen vor, die vom Scheitern deutsch-sowjetischer Verhandlungen wussten und 

davon „daß gegen Ende dieses Monats eine deutsche Offensive gegen Rußland beginnen 

würde.“6 Jahrzehnte später erinnerte sich Walentin M. Bereschkow, damals Mitarbeiter der sow-

jetischen Botschaft in Berlin so: „Seit März (1941, K. P.) waren in Berlin aufdringliche Ge-

rüchte über einen bevorstehenden Überfall Hitlerdeutschlands auf die Sowjetunion im Umlauf. 

Dabei wurden verschiedene Daten genannt, um uns zu verwirren: 6. April, 20. April, 18. Mai 

und schließlich das richtige Datum – der 22. Juni.“ 

Nun also war die von der Mehrheit der Deutschen unerwartete und unerwünschte erneute Wen-

dung im Verhältnis zu dem euro-asiatischen Großreich im Osten eingetreten. Die knapp zwei 

Jahre vorher im August 1939 vollzogene hatte dem in den Krieg ziehenden Deutschland augen-

blicklich spürbare Vorteile eingetragen. Denn nachdem das überfallene schwache Polen in 

knapp drei Wochen besiegt worden war, musste – anders als im Ersten Weltkrieg – nicht an zwei 

Fronten gekämpft werden. Auch war der Handelsweg nach Osten weit offen, womit jede Wie-

derholung der Wirtschaftsblockade mit ihren verheerenden, vielen Deutschen als Hungerjahre 

in lebhafter Erinnerung gebliebenen Folgen auf Dauer ausgeschaltet zu sein schien. Um den 

Bruch zu erklären, erzählte der „Führer“ den „Volksgenossen“ am Morgen des 22. Juni 1941 

selbst die Geschichte seiner Leiden, entstanden aus seinem Vorwissen von der angeblichen sow-

 
2  Ebenda, Nr. 196, 23. Juni 1941, S. 2426 f. und Nr. 197, 26, Juni 1941, S. 2440 u. 2443. 
3  Ebenda, Nr. 191, 5. Juni 1941, S. 2366. 
4  Ebenda, Nr. 192, 9. Juni 1941, S. 2380 u. 2382. 
5  Ruth Andreas-Friedrich, Der Schattenmann. Tagebuchaufzeichnungen 1938-1945, Berlin 1977, S. 72-73. 
6  Ebenda, Nr. 193, 12. Juni 1941, S. 2394. 
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jetischen Angriffsabsicht. Von denen habe er sich nun befreit, erkennend, dass dem Krieg gegen 

den „hinterhältigen“ Bolschewismus nicht auszuweichen sei. Er habe er sich entschlossen, dem 

sprungbereiten Angreifer zuvorzukommen. 

Wie viele Deutsche diese Mär glaubten, ist nicht aufzuklären. Doch kann kaum bezweifelt wer-

den, dass die antibolschewistischen Bilder, die seit 1918 in Deutschland von verschiedensten 

politischen Kräften verbreitet worden waren, sich mit den Mitteln der Propaganda rasch reani-

mieren ließen. Zudem stellten Hitler und seine Demagogen die permanente Bedrohung, welche 

die Sowjetunion angeblich dargestellt habe, als das Hindernis dar, das die Entfaltung aller ei-

genen militärischen Kräfte gegen Großbritannien verhindert hätte. Damit wurde den Propagan-

dagläubigen die ausgebliebene Invasion auf den britischen Inseln erklärt und der Feldzug im 

Osten konnte ihnen als bloßes „Zwischenstadium des großen Kampfes gegen England“ erschei-

nen, als dessen unvermeidliche Vorstufe.7 Diese Vorstellung nährte auch die Propaganda nach 

dem Beginn des Feldzuges. Die „Berliner Illustrierte Zeitung“ (Ausgabe 27/1941, 3. Juli 1941) 

zeigte auf ihrem Titelbild einen gefangenen Rotarmisten und darunter „Gegen Englands rote 

Front im Osten“. Nur eine Gruppe wusste sicher, dass Hitlers Version über die Ursachen dieses 

Krieges rundheraus zusammengelogen war, die deutschen Spitzenmilitärs. Denen hatte der 

„Führer und Oberste Befehlshaber“ seine Absicht zum unprovozierten Angriff schon Ende 

1940 unumwunden kundgetan. Sie waren auch durch Berichte der militärischen Aufklärung 

darüber informiert, dass auf sowjetischer Seite keinerlei Angriffspläne oder gar -vorbereitungen 

existierten. Doch auch über den engen Kreis der Militärs hinaus reichte das Wissen, dass dieser 

Angriff aus eigenem Entschluss und unprovoziert erfolgte. Ernst von Weizsäcker, Staatssekre-

tär im Auswärtigen Amt, schrieb nach einem Ungarn-Besuch, den er in den Tagen vom 10. bis 

14. Juni 1941 unternommen hatte: Da „wurde ich natürlich vor allem nach unseren Absichten 

gegen Rußland gefragt. Ich mußte noch immer den bestehenden Plan verschleiern. Nach meiner 

Rückkehr wurde Budapest aber doch oberflächlich eingeweiht, genauer wurden die Rumänen 

u. auch die Finnen unterrichtet.“8 (Diese Notiz – dies nebenbei – wirft angesichts der vielen 

Personen und Stellen auch des Auslands, die über den bevorstehenden Angriff ganz offiziell 

unterrichtet worden waren, noch einmal die Frage nach dem Verhalten der sowjetischen Staats-

führerschaft auf, der exakte Warnungen nicht nur aus Deutschland zuflossen.) 

Und in diesem Auswärtigen Amt war das Wissen nicht auf das Spitzenpersonal beschränkt. 

Ruth Andreas-Friedrich traf sich am 15. Juni 1941 bei einem „diplomatischen Tee“ u. a. mit 

einem Herrn aus dem Ministerbüro, der dort erklärt habe: „Am nächsten Samstag geht’s los“ 

und seine Überzeugung ausdrückte: „Am 15. Oktober stehen unsere siegreichen Armeen auf 

der Linie Astrachen-Archangelsk.“ Nur Rudolf Nadolny, in diplomatischen Diensten schon im 

Kaiserreich und dann in der Weimarer Republik, 1933/1934 kurzzeitig deutscher Botschafter 

in Moskau, habe in der Runde dagegen Einwände erhoben und bemerkt, dass sich Russland für 

Blitzkriege nicht eigne.9 Ulrich von Hassell notierte am 13. Juli 1941 rückblickend: „Das große 

Ereignis des vom Zaune gebrochenen Angriffs auf Rußland ist inzwischen eingetreten. Selbst 

diese Halunken von Bolschewiken sind von uns noch übertölpelt worden. Sie hatten doch damit 

gerechnet, daß wenigstens irgendein Vorwand gesucht werden würde. Der gänzlich abrupte 

Überfall hat sie so überrascht, das vor allem ihre Luftwaffe die schwersten Verluste am Boden 

erlitten hat, wodurch unsererseits eine beträchtliche, sich schnell auswirkende Überlegenheit 

erzielt worden ist.“10 

Die Mehrheit der Deutschen jedoch dürfte an diesem 22. Junitag wenig Interesse für die Recht-

fertigung des deutschen Angriffs aufgebracht haben. Sie hatten sich wie jüngst beim Krieg 

 
7  Ebenda, Nr. 199, 3. Juli 1941, S. 2471. 
8  Die Weizsäcker-Papiere 1933-1950, Hg. Leonidas E. Hill, Frankfurt a. M. 1974, Eintrag vom 18. Juni 

1941, S. 259. 
9  Ruth Andreas-Friedrich, Der Schattenmann, S. 73. 
10  Die Hassell-Tagebücher 1938-1944. Aufzeichnungen vom Anderen Deutschland, Berlin 1988, S. 287. 
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gegen Jugoslawien und Griechenland wiederum mit der Tatsache der Ausweitung des Krieges 

abzufinden und das war ihnen wegen der denkbaren Folgen Anlass zu Sorgen und sich daran 

knüpfende Erörterungen und Mutmaßungen genug. Wer Mann, Sohn oder Bruder mit dem 

Marschbefehl Moskau auf dem Wege zu neuen Schlachtfeldern wusste, bangte um dessen Ge-

sundheit und Leben, denn erwartet wurde, dass die eigenen Verluste größer sein würden als die 

im Westfeldzug erlittenen.11 Wer bis dahin wegen seiner Rolle in der Produktion oder an ande-

rem wichtigem Platz für „unabkömmlich“ (uk) erklärt und sicher war, nicht zur Armee einge-

zogen zu werden, musste nun damit rechnen, dass ihm dieser Schutz verloren gehen werde. 

Gewiss war nur, dass das Ende des Krieges ein weiteres Stück in die Ferne gerückt war. Indessen 

verband sich mit Ängsten und Befürchtungen weithin die Hoffnung, auch dieser Feldzug werde 

kurz sein. Die Wehrmacht hatte sich in allen voraufgegangenen als unüberwindlich erwiesen. 

Fraglich war den meisten Deutschen nicht der Ausgang des Unternehmens,12 sondern einzig 

dessen Dauer. Nicht wesentlich mehr als 3 Monate, glaubten führende Militärs und ebenso die 

Stammtischstrategen, dann werde auch dieser Gegner bezwungen sein. 

Nach den ersten Erfolgsmeldungen des Oberkommandos wurden die frohgemuten Prognosen 

noch einmal verkürzt und Wetten über die Dauer des Feldzugs abgeschlossen.13 Selbst, wenn 

die faschistischen Enthusiasten einen Blick auf geographische Karten der UdSSR warfen, nach 

denen übrigens die Nachfrage so groß war, dass die einschlägigen Drucke in den Buchhandlun-

gen alsbald restlos verkauft waren, kamen sie nicht ins Nachdenken. Zwar ließ sich diesen Kar-

tenwerken unschwer ablesen, wie weit es nach Moskau, an die Wolga, zum Ural und in den 

Kaukasus war, doch verband sich den Siegverwöhnten der Weg dahin mit der Vorstellung, die 

sowjetische Armee werde nach einigen Kesselschlachten vernichtet sein und das weitere sich 

als kampflose Besetzung der riesigen Räume abspielen. Auch Angaben über die Zahl der ge-

fangenen Rotarmisten erweckten den Eindruck, dass dieser Gegner im Grunde nicht ernst zu 

nehmen sei. Meinungsmacher begannen ob derlei Optimismus schon Sorgen zu beschleichen.14 

Denn auf seinen Ausbruch musste selbst bei günstigstem Verlauf des Feldzuges Ausnüchterung 

folgen. Wer die Berichte der Propaganda-Kompanien im Rundfunk hörte oder in den täglichen 

Wehrmachtsberichten nicht nur fahndete, ob darin ein Ortsname fiel, der mit dem vermuteten 

Standort eines nahen Verwandten in Verbindung zu bringen war, erfuhr ohnehin bald, dass die 

sowjetischen Soldaten wichen, aber nicht flohen.15 

Doch wie sich der Masse der Deutschen der Schwierigkeitsgrad dieses Krieges im Osten auch 

darstellte, es galt ihnen in jenen ersten Tagen und Wochen des Krieges eines als völlig sicher: 

der Sieg der eigenen Truppen. Als dessen Garanten betrachteten sie (1.) die Genialität des „Füh-

rers“, (2.) die einmalige Stärke der Wehrmacht, von der Hitler eben noch verkündet hatte, ihr 

sei „nichts unmöglich“ und die zudem das Überraschungsmoment hatte ausnutzen können und 

bei ihrem Vordringen zudem keine schwierigen natürlichen Hindernisse überwinden musste, 

(3.) die Geschlossenheit und Erfahrenheit der deutschen Kriegsgemeinschaft und – ihr gegen-

über – die innenpolitischen Schwäche und Zerrissenheit Russlands, wo Zerfallserscheinungen 

(Baltikum, Weißrussland, Ukraine) der Wehrmacht die Aufgabe erleichtern würden, (4.) der Zu-

stand der Roten Armee als Folge der Liquidierung der „roten Generale“ und der minderen Qua-

lität ihrer Soldaten, ihrer Waffen und Ausrüstungen. Es war in diesen ersten Wochen des Krieges 

im Osten schwer, sich dem Eindruck der Siegesmeldungen zu entziehen. Das galt auch für die 

Nazigegner, wovon die Notizen Victor Klemperers zeugen, der übrigens am Tage nach dem 

Beginn des Feldzugs sich zu einer achttätigen Haftstrafe im Dresdener Polizeigefängnis einzu-

finden hatte, verhängt wegen einer Verletzung der Anordnung über die nächtliche Verdunkelung 

 
11  Meldungen, Ebenda, Nr. 201, 10. Juli 1941, S. 2502. 
12  Ebenda, Nr. 202, 14. Juli 1941, S. 2514. 
13  Ebenda, Nr. 197, 26. Juni 1941, S. 2440. 
14  Ebenda, Nr. 198, 30. Juni 1941, S. 2462. 
15  Ebenda, Nr. 199, 3. Juli 1941, S. 2470. 
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der Wohnungen. Zunächst hatte er sich, wie er rückblickend schrieb, an der Nachricht über den 

begonnenen Krieg „aufgerichtet“. Dann plagten ihn in der Abgeschlossenheit seiner Zelle doch 

wieder Zweifel, „der Endsieg könne doch, und mit ihm die dauernde Herrschaft Hitler gehö-

ren.“ Dagegen wieder versuchte er mit allen „Gegeneinwänden“ anzugehen.16 Entlassen, notiert 

er am 8. Juli: „Halbstumpfes Rätseln um den russischen Krieg und das quousque tandem (wie 

lange noch, K. P.). Ich halte es für sicher, dass Petersburg und Moskau spätestens in der nächsten 

Woche fallen.“17 Und unter dem Eindruck weiterer Sondermeldungen vom 13. Juli 1941 

schreibt er am Tage darauf: „daß der Krieg gegen Rußland entschieden sei. Damit aber ist nun 

auch entschieden, daß Hitler den Krieg jahrelang weiterführen kann, daß er unbesiegbarer Herr 

des gesamten Festlandes ist. Zu Europa wird Asien kommen. Für uns [...] bedeutet das Knecht-

schaft bis zum Lebensende.“18 

In diese starken Überzeugungen und vermeintlich wohl erwogenen Kalküle mischten sich 

nichtsdestoweniger auch besorgte Fragen. Mit dem Gedanken an die Opfer verband sich, ver-

stärkt durch die Vorstellung von den „asiatischen Methoden“ des Gegners, die Frage nach dem 

Schicksal von Soldaten, die womöglich in die Hände der Sowjetarmee gerieten. Dann drängte 

die Überlegung heran, welchen Gewinn Großbritannien aus dem Krieg fern seiner Grenzen 

würde zu ziehen wissen. Und dann wuchs die Ungewissheit über die Haltung der USA. Der 

Krieg gegen die UdSSR war noch keinen Monat alt, als viele „Volksgenossen“ bedachten, die 

Zeit, wie sie es nach ihrer Erinnerung schon im Ersten Weltkrieg getan habe, könne für die 

Gegenseite arbeiten, als zudem „viele Hunde des Hasen Tod gewesen“ wären.19 Zweifelnde 

Überlegungen knüpften sich ebenso bald an die Frage, wie es möglich sein werde, die endlos 

weiten Räume im Osten zu beherrschen.20 Dämpfend wirkte auf die Kriegsstimmung auch die 

im Sommer 1941 verschlechterte Versorgung mit Lebensmitteln, insbesondere der Mangel an 

Kartoffeln und Gemüse.21 

Verhältnismäßig selten, hieß es schon in einem SD-Bericht vom 26. Juni, würde in Debatten an 

das Schicksal Napoleons erinnert, der in den russischen Weiten gescheitert sei. Dessen Ge-

schichte war den Deutschen aller Generationen aus ihren vaterländischen Schulbüchern gut be-

kannt. Dort hatten sie Bilder von den jämmerlichen, in der Kälte des Ostens frierenden Gestal-

ten der Armee des Franzosenkaisers gesehen und darunter die Worte gelesen: „Mit Mann und 

Roß und Wagen hat sie der Herr geschlagen“. Von solchen Bildern trennten die Soldaten der 

Wehrmacht im Mittelabschnitt nur etwa fünf Monate. In der dann aus russischen Bauernhäusern 

gestohlenen Winterbekleidung wiesen sie mit den Soldaten Napoleons eine gewisse Ähnlich-

keit auf. Doch verbreiteten sich davon noch keine Vorahnungen. 

Die täglichen Wehrmachtsberichte, die Sondermeldungen aus dem Oberkommando über ero-

berte Städte, die Zahlenangaben über die Gefangenen und die materielle Beute, dazu die Bild-

folgen in den Wochenschauen nährten in der deutschen Bevölkerung den Siegesglauben. Wieder 

strömten viele Deutsche nicht in erster Linie wegen des gebotenen Spielfilms in die Kinos, son-

dern um diese Streifen zu sehen, die in Längen Aufnahmen vom Vordringen der Wehrmacht an 

der gesamten Front vom Norden Finnlands bis an das Schwarze Meer zeigten. In äußerster 

Konzentration von Bild und Wort wurde das gesamte Repertoire der aktuellen Propaganda ge-

boten. Gestützt werden sollte das Bild vom Abwehrkampf Europas gegen den Bolschewismus, 

weshalb – so in der Wochenschau-Ausgabe vom 23. Juli 1941 – Aufnahmen von Anwerbestellen 

für Freiwillige in Belgien und Frankreich, von italienischen Kontingenten und der spanischen 

Blauen Division, die sich auf den Weg zum Schlachtfeld begaben, dazu von den finnischen, 

 
16  Victor Klemperer, Ich will Zeugnis ablegen bis zum letzten. Tagebücher 1933-1941, Berlin 1995, S. 631. 
17  Ebenda, S. 645. 
18  Ebenda, S. 648. 
19  Ebenda, Nr. 202, 14. Juli 1941, S. 2517. 
20  Ebenda, Nr. 197, 26. Juni 1941, S. 2441. 
21  Ebenda, Nr. 198, 30. Juni 1941, 2467 f. 
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rumänischen, slowakischen und ungarischen Verbündeten gezeigt wurden. Zugleich sollte das 

Bildmaterial von der Ostfront mit den Aufnahmen von den Gefangenenmassen und der Un-

menge zerstörten gegnerischen Kriegsgeräts die Mär vom bevorstehenden Angriff auf Deutsch-

land und Europa stützen, dem der „Führer“ zuvorgekommen sei. „Unaufhaltsam“ und „plan-

mäßig“ waren die meist benutzten Vokabeln für das Vordringen der eigenen Truppen. Land-

karten verglichen, welches Terrain 1915 von der kaiserlichen Armee im Bündnis mit der öster-

reichisch-ungarischen besetzt worden war, mit dem nun binnen weniger Tage und Wochen ero-

berten. Die Fläche sei größer als das Deutsche Reich, hieß es in einem Kommentar. 

Zu den Charakteristika jeder dieser Wochenschauen gehörte die antibolschewistische Aufpul-

verung. Sie ergoss sich über die Deutschen in einer Weise, als hätten die Autoren und Kamera-

leute, die Kriegsberichterstatter ebenso wie die Kommentatoren in den Heimatredaktionen nun 

endlich und erleichtert alle Schleusen ihres bis dahin zurückgehaltenen Kommunistenhasses 

öffnen können. Bereits in der ersten Filmwochenschau, die nach dem Überfall in die Kinos 

kam, hieß es, der Wehrmacht stünden nicht Soldaten, sondern ein „wilder verkommener Hau-

fen“ gegenüber. Zum Standardvokabular, mit denen Bilder gefangen genommener Rotarmisten 

kommentiert wurden, gehörte: „verworfenes Verbrechergesindel“, „rote Mordbestien, haupt-

sächlich Juden“, „Horden“, „ungezählte Juden“, „Untermenschen“, „Raubgier“, „Mordlust“. 

Dass mit diesen Bildern die beabsichtigte Wirkung erzielt wurde, hielten die Beobachter der 

Stimmungen in der deutschen Bevölkerung fest. Es hätten sich gelegentlich gar Zweifel hörbar 

gemacht, dass diese „Wilden“, „Untermenschen“ und „Zuchthäusler“ usw. „Angehörige der re-

gulären sowjetrussischen Armee seien.“22 Nun, lautete ein Kommentar in einer der ersten Wo-

chenschauen, lerne der deutsche Soldat das sowjetische Paradies kennen. Das sei die „Hölle“. 

Die Bolschewisten hätten das Volk körperlich und seelisch zugrunde gerichtet. Jetzt würden sie 

auf dem Rückzug nur Trümmer hinterlassen, ohne auf ihre eigene Bevölkerung die geringste 

Rücksicht zu nehmen. Demnach waren es nicht die Eroberer, die mit ihrer weit überlegenen 

Militärmaschinerie das Land verwüsteten, sondern dessen angeblich von Zerstörungswut be-

herrschte Verteidiger. Zu Aufnahmen verängstigter Kinder hieß es, sie kennten weder Vater 

noch Mutter. Die Bevölkerung begrüße die Befreiung vom bolschewistischen Joch, wie der 

Abriss von Lenin-Denkmälern bezeuge und ebenso die für die „Befreier“ errichteten Ehren-

pforten. In Litauen helfe die Bevölkerung der Wehrmacht. Das Fazit besagte: des „Führers“ 

Weisheit und nun der deutsche Soldat bewahre die Heimat und ganz Europa vor einem furcht-

baren Schicksal. Es kämpfe die Kultur gegen die Barbarei. 

Wer genauer hinhörte oder las, fand in allen diesen Berichten, wenn vom Widerstand der Roten 

Armee gesprochen oder geschrieben wurde, wiederholt zwei Worte: „zäh“ und „verbissen“. 

Diese Haltung wurde auf den Druck politischer Kommissare zurückgeführt und die Hervorhe-

bung der Gegenwehr mochte darauf berechnet sein, Leistung und Verdienst der deutschen Sol-

daten herauszustellen. Wer auch nur ein kurzzeitiges Erinnerungsvermögen besaß, konnte da-

ran denken, dass die Abwehrkräfte, auf die deutsche Truppen bei ihren bisherigen Feldzügen 

gestoßen waren, bei den Kämpfen um Narvik in Nordnorwegen 1940 und den eben beendeten 

auf der Insel Kreta, da wie dort gegen britische Verbände, so nicht dargestellt worden waren. 

Je länger der Krieg dauerte, umso mehr sprach sich herum, wenn auch die Vorstellungen weit 

hinter der Wirklichkeit zurückblieben, dass im Osten sich ein anderer Krieg entwickelte, ein 

anderer Feldzug sich zutrug, als alle bisherigen. Das geschah nicht erst, als die Kunde vom 

Gegenangriff der sowjetischen Armee vor Moskau in den Vorweihnachtswochen 1941 in das 

Reich sickerte. Jedoch vergingen noch Jahre, bis Berichte Überlebender und Fotos und Bilder, 

die nicht zu Propagandazwecken hergestellt worden waren, dokumentierten, was das gewesen 

war: der Krieg an der Ostfront. Die in der in der Bundesrepublik dominierende Richtung der 

Geschichtsschreibung und nahezu ausnahmslos die Publizistik benutzt heute für ihn die Be-

 
22  Ebenda, Nr. 199, 3. Juli 1941, S. 2473. 
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zeichnung Vernichtungskrieg. Die Zahl der umgekommenen Soldaten und Zivilisten, und die 

Verwüstungen von menschlichen Siedlungen und Landschaften, das zerstörte Werk der Arbeit 

von Generationen rechtfertigen diese Kennzeichnung vollkommen. Und würde der Begriff nur 

dazu dienen, diese Seite des Krieges zu kennzeichnen, ließe sich gegen ihn nichts einwenden. 

Doch mit ihm wurde hierzulande jede andere Wesensbestimmung des Krieges verdrängt. Dabei 

sagt er über die Antriebe und Kräfte, die in ihn führten, und über die Ziele, die in ihm von den 

deutschen Machthabern verfolgt wurden, nichts aus. 

Nicht so selten erhält diese Bezeichnung Ergänzungen. Sie lautet dann „Hitlers Vernichtungs-

krieg“ oder „rassenideologischer“ oder „rassenbiologischer Vernichtungskrieg“. Im ersten Fall 

wird eine Person, „der Führer“, als Triebkraft und Interessent dieses Krieges ausgegeben und 

als derjenige, der bestimmte, wie er geführt und gewonnen werden solle. Dieses Bild, das die 

sonst aufgegebene Vorstellung von den Männern, die Geschichte machen, wiederbelebt, war 

schon während des Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher zerstört worden. Spä-

tere Geschichtsforschungen schienen es endgültig erledigt zu haben. Und die Hervorhebung 

des Rassenwahns betrachtet eine Ideologie als Triebkraft des Geschehens, erklärt sie zur Quelle 

und zum Charakteristikum des Verbrechens an Millionen, an Juden und Angehörigen slawi-

scher und asiatischer Völker, an Sinti und Roma und vielen anderen. Dass diese Untaten nicht 

verübt werden konnten, ohne dass in der Gedanken- und Gefühlswelt der Täter und Mittäter der 

Begriff Menschheit gelöscht und durch die Sonderung der Herren- von den Untermenschen 

ersetzt wurde, ist unstrittig. Die Frage ist aber, ob dieser am 22. Juni 1941 von der deutschen 

Führung unprovoziert begonnene Krieg geführt wurde, um ein großes Vernichtungswerk zu 

vollbringen und sonst nichts zu erreichen. Die Frage ist, ob da eine Art rassistischen Amoklauf 

angetreten wurde, sich einzig blinde Tötungs- und Zerstörungswut austobten oder ob nicht je-

denfalls die Befehlshaber in diesem Vorgehen die Mittel erblickten, zu ihren konkreten Zielen 

zu gelangen. Zur Beantwortung dieser Frage sind die Historiker nicht auf Vermutungen ange-

wiesen. Im sicheren Vorgefühl des Sieges sprachen die Hitler und Goebbels nicht nur von der 

Abwehr der bolschewistischen Barbarei und der Rettung Europas und seiner Kultur, auf die sie 

angeblich aus waren, sondern unumwunden von den fruchtbaren und an Bodenschätzen reichen 

Weiten des Ostens, von Weizen und von Öl. Schon der Beginn der Besatzungspolitik, als Auf-

takt für eine Kolonialherrschaft gedacht, erledigt die Vorstellung, dass es den Eindringlingen 

einzig um das Vernichten zu tun gewesen wäre. 

Mithin: Der Begriff „Vernichtungskrieg“ enthüllt etwas: die historisch beispiellose Grausam-

keit, mit der die Deutschen den Krieg auf dem Territorium der Sowjetunion führten, was, nicht 

zu vergessen, eine Vorgeschichte schon im Feldzug in Polen hatte. Aber zugleich, und erst dies 

weckte die ihm zugewandte Vorliebe, erfüllt er die Funktion, etwas zu verhüllen: das imperia-

listische Wesen dieses Krieges, der eine Fortsetzung und faschistische Steigerung des Krieges 

war, den die deutschen Aspiranten auf die Welt(vor)herrschaft von 1914 bis 1918 geführt und 

verloren hatten. Davon hatte in den sechziger Jahren in der Bundesrepublik schon der Hambur-

ger Historiker Fritz Fischer geschrieben und in weiten Teilen der Zunft einen Protest ausgelöst. 

Dann änderte sich mit deren Zusammensetzung auch ihr Verhältnis zu den Tatsachen und 

Wahrheiten. Jetzt befindet sich die deutsche Historiographie gleichsam auf dem geistigen Rück-

marsch. Der Begriff Imperialismus ist aus ihrer Wissenschaftssprache weitgehend verschwun-

den. Und in der Publizistik regiert die Sprachregelung vom Krieg Hitlers, der einige Helfer 

besaß, insbesondere Feldherrn. 

Die Politik des Vernichtens ordnete sich aber Zwecken und Zielen zu, sie war im Ganzen nicht 

situationsbedingt, sondern geplant und besaß ein momentanes und ein langfristiges General-

ziel. Im eroberten und zur deutschen Kolonie vorbestimmten Land sollte augenblicklich Fried-

hofsruhe herrschen und nicht einmal ein Gedanke an Widerstand gegen die Eindringlinge auf-

kommen. Denn wie wenig die deutschen Kriegsplaner von diesem Gegner immer verstanden 

haben mochten, dass es sich um einen anderen Gegner und ein anderes Land handeln werde, 
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als die bisher bekriegten und besiegten war ihnen bewusst. Das drückte sich schon in den vor 

Feldzugsbeginn erteilten Befehlen aus und nicht erst, als die Eindringlinge es mit den Partisanen 

zu tun bekamen. Die Menschengruppen und Personen, die liquidiert werden sollten, wurden in 

Befehlen benannt als Kommunisten, Bolschewisten, Funktionäre der KPdSU und des Sowjet-

staates, politische Kommissare der Roten Armee, ganz allgemein Angehörige der Intelligenz 

und wieder und wieder die Juden. Gedacht war und praktiziert wurde ein politischer und geis-

tiger Enthauptungsschlag, der die Landesbewohner führerlos, zu einem blinden Haufen, zur 

menschlichen Verfügungsmasse für die Eroberer machen sollte. 

Jedoch nicht zur Gänze und daraus ergab sich das zweite Generalziel der Vernichtungsstrategie. 

Diese Masse war nach den Interessen der Eroberer zu groß, zu zahlreich, sie sollte unabhängig 

von ihrem tatsächlichen oder vermuteten Verhalten gegenüber den Eroberern dezimiert werden. 

Das betraf in erster Linie die Juden und alle, die als Störenfriede oder unnötige Esser oder als 

Menschen galten, die nach dem Maß der Rassisten unbrauchbar waren und zudem unnötigen 

Aufwand erforderten, „Ballastexistenzen“ wie chronisch Kranke, körperlich oder geistig Be-

hinderte. Alle diese Gruppen existierten auf der Skala der zu Vernichtenden obenan. Darüber 

hinaus, nach dem „Endsieg“, war Millionen Bewohnern des europäischen Teils der Sowjet-

union Gleiches bestimmt. Sie sollten in unwirtliche Gebiete vertrieben werden und mochten 

dort zugrunde gehen. 

Noch einmal: Keine Frage also, dass nach der Praxis der faschistischen Kolonisatoren wie nach 

allem, was sie sich noch vorgesetzt hatten, dieser Eroberungszug die Bezeichnung Vernich-

tungskrieg verdient. Sie stammt übrigens nicht erst aus Krieg und Nachkriegszeit. Palmiro To-

gliatti, der 1935 in Moskau auf dem VII. Kongress der Kommunistischen Internationale vom 

kommenden Krieg sprach, nannte ihn einen „Vernichtungskrieg“. Doch taugt diese Kennzeich-

nung nicht, um das Wesen dieses Krieges zu erfassen und seine geschichtliche Einordnung 

vorzunehmen, denn er ist nicht um der Vernichtung von Menschen und Sachen willen begonnen 

und geführt, sondern um Land zu gewinnen, sich den Zugriff auf verschiedenste Naturreichtü-

mer zu verschaffen, Menschen, sofern sie mittelfristig als brauchbar angesehen wurden, in ei-

gene Gewalt zu bringen und zu versklaven. Was anders sind diese Ziele als imperialistisch? 

Was unterscheidet sie im Antrieb wie im Ziel von den Programmen, um deren Verwirklichung 

willen das deutsche Kaiserheer ein Vierteljahrhundert vorher in andere Länder einfiel? Schon 

sein Vorgehen war durch Kriegsverbrechen gekennzeichnet. Auch dieser erste „Griff nach der 

Weltmacht“ ging schon mit einer Entsetzen hervorrufenden Vernichtung einher. Die Trümmer-

massen der Ortschaften, Dörfer und die entstellten Landschaften Frankreichs aus den Jahren 

1915 und 1916 unterscheiden sich von den russischen der Jahre 1941 und 1942 nicht. Den Un-

terschied macht das Ausmaß des Mordens und der Zerstörungen, die ein Vielfaches betrugen. 

Die Formel vom „Vernichtungskrieg“ reduziert das Kriegsbild auf einen Aspekt. Den zu beto-

nen ist nicht allein beim Blick in die Geschichte notwendig. Doch – und noch einmal – in seiner 

häufigsten Verwendung ist der Begriff „Vernichtungskrieg“ ein bewusst oder mechanisch be-

nutztes Ersatzwort, das die Funktion einer Nebelwand erfüllt, hinter der eine Gesellschaft und 

die in ihr wurzelnden Antriebe zu Krieg und Eroberung verschwinden sollen. 
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Das Unheil begann 1939 

Vor siebzig Jahren sank Dresden infolge alliierter Luftangriffe in Schutt und Asche. 

Verantwortung für den tausendfachen Tod tragen diejenigen, 

die den Krieg vorbereitet und begonnen hatten 

In jenen Abendstunden des 13. Februar 1945, in denen sich die Besatzungen der zu den strate-

gischen britischen Luftstreitkräften gehörenden Flugzeuge für ihren Start mit dem „Angriffsziel 

Dresden“ fertigmachten, stand ich in einer dichtgedrängten Menschenmasse auf einer Treppe 

des Görlitzer Bahnhofs, die zu dem Bahnsteig führte, von dem aus ein Zug mit Flüchtlingen 

aus dem Osten via Dresden ins Reichsinnere fahren sollte. Ich habe den Bahnsteig nicht er-

reicht. Der hoffnungslos überfüllte Zug gelangte ohne mich in die Elbestadt und geriet in den 

Bombenhagel jener Nacht, den ersten von vier Angriffen. Der letzte fand zur Mittagszeit des 

14. Februar statt. An ihnen waren auch US-amerikanische Luftverbände beteiligt. Es vergingen 

nahezu sechs Jahrzehnte, in denen über die ohnehin erschreckende Zahl der Getöteten phantas-

tisch überhöhte Angaben gemacht wurden, bis ein Oberbürgermeister der Stadt für die Beru-

fung einer Historikerkommission sorgte, die sich mit dem Hergang der Angriffe befassen und 

die Zahl der Opfer möglichst genau ermitteln sollte. Das tat sie in sechsjähriger Arbeit. Ihr 

Bericht, am 17. März 2010 vorgelegt, nennt als Obergrenze für die Zahl der Umgekommenen 

25.000 Menschen, die sich in der Stadt aufhielten, darunter ein nicht genau zu ermittelnder Teil, 

der auf dem Weg nach Westen bis Dresden gelangt war. 

Dresden, in dem die Trümmermasse auf 15 Millionen Kubikmeter geschätzt wurde, war eine 

der in der Schlussphase des Krieges in Schutt und Asche gelegten deutschen Städte. Deren Liste 

ist lang: Nürnberg, Saarbrücken und Magdeburg im Januar 1945. Cottbus und Pforzheim im 

Februar, Zweibrücken, Würzburg, Hanau, Heilbronn und Hildesheim im März, noch im April 

Nordhausen und Potsdam. Die auf dem Dresdner Altmarkt aus toten Menschenkörpern ge-

schichtete Scheiterhaufen, mit Benzin übergossen und entzündet, gehören zu den ergreifendsten 

Zeugnissen eines Kriegsgeschehens, das immer wieder mit dem Wort Wahnsinn benannt wor-

den ist. 

Keine humanen Anwandlungen 

Wer verantwortet dieses Morden? In erster Linie alle, die diesen Krieg vorbereitet und begon-

nen hatten. Und nach und mit ihnen jene führende deutsche Militärclique um ihren Oberbe-

fehlshaber Adolf Hitler, die sich geweigert hatte, selbst in einem Augenblick, da es an der un-

abwendbaren deutschen Niederlage keinen Zweifel mehr gab, sich geschlagen zu geben, wenn-

gleich sie nicht einmal daraufsetzen konnte, dass ihr das glimpfliche Kapitulationsbedingungen 

eintragen würde. 

Das unterschied die Feldmarschälle und Generale mit dem Hakenkreuz von denen des Deut-

schen Kaiserreiches. Die rangen sich, nachdem sie 1918 noch eine aussichtslose deutsche Großof-

fensive befohlen hatten, dann doch zu dem Schritt durch, den Krieg militärisch verloren zu 

geben und den zivilen Führern dringend aufzuerlegen, einen Weg zur raschen Beendigung der 

Kämpfe zu finden und zu beschreiten, sprich um Waffenstillstand zu bitten. Aus späten huma-

nen Anwandlungen, etwa aus Rücksicht auf das Leben der eigenen Soldaten, die in den nahezu 

vier Jahren, die der Krieg schon dauerte, zu Hunderttausenden elend zugrunde gegangen waren, 

war das nicht geschehen. Die erkennbare Demoralisierung der eigenen Truppen, deren Rück-

züge, Befehlsverweigerungen und Auflösungserscheinungen ließen die Militärs fürchten, dass 

der Krieg in Bälde nicht mehr auf französischem und belgischem Boden, sondern im Reich 

stattfinden werde. Das hätte das Desaster des Kaiserheeres für jedermann offensichtlich und 

jede Propaganda vom „im Felde unbesiegten“ Heer unmöglich, ja lächerlich gemacht. 

Hitlers Generale haben sich zu einem solchen verspäteten Schritt, wiewohl sie das „Vorbild“ 

kannten, nicht entschlossen. Nach dem Scheitern der Revolte des Grafen von Stauffenberg und 



731 

seiner Mitverschworenen hatten sie sich demonstrativ und geschlossen zum „Führer“ und damit 

zur Kriegsverlängerung bekannt. Selbst als der im eingeschlossenen Berlin im Bunker unter der 

Reichskanzlei sie mit seinen Bütteln nicht mehr erreichen konnte und auch als er sich aus dem 

Leben und der Verantwortung gestohlen hatte, war ihr erster Schritt nicht etwa ein Zeichen der 

Bereitschaft zur Kapitulation. Wer von den Toten des Luftkrieges und den Zerstörungen durch 

sogenannte Bombenteppiche spricht, hat folglich zuerst von den deutschen Durchhaltestrate-

gen, denen mit den höchsten Orden und den roten Biesen, zu reden, die mit wenigen Ausnahmen 

lebend und gesund in Gefangenschaft gingen. Wie oft ist in den vergangenen sieben Jahrzehnten 

das aber geschehen und Anklage erhoben worden? Wie oft jedoch darüber geschwiegen wor-

den? Statt von ihrer Rolle wurde vorzugsweise von den militärischen Führern Großbritanniens 

und der USA und den Männern in den höchsten Stäben von deren Luftflotten gesprochen. 

Fragen der Schuld 

Wir werden auf sie zurückkommen, doch zunächst noch einen Augenblick bei Deutschland und 

den Deutschen bleiben. Die hatten in ihrer großen Mehrheit den Krieg nicht gewollt und, wenn 

sie auch Hitler nicht für einen Friedensstifter halten mochten, seinen vielen Beteuerungen, den 

Frieden zu wollen, geglaubt und daraufgesetzt, dass ihr vermeintlich genialer Anführer seine 

Ziele ohne Krieg oder jedenfalls an dessen Rande operierend durchsetzen werde. Österreich, 

die Sudetengebiete, dann das „Protektorat“ Böhmen und Mähren schienen das zu bestätigen. 

Dann sahen sie sich am 1. September 1939 gleichsam überrumpelt, der „Führer“ ließ jetzt „zu-

rückschießen“, wie ihnen erklärt wurde. 

Nichts korrumpiert so sehr wie der Erfolg, sei es ein realer oder ein vermeintlicher. Als Polen 

besiegt, Dänemark und Norwegen besetzt, die Niederlande und Belgien eingenommen, schließ-

lich Frankreich unterworfen war, sahen Millionen Reichsbürger den Endsieg in greifbarer 

Nähe. Nun „bleibt nur noch ein Feind – England“, so lautete der letzte Satz im Siegesbericht 

des Oberkommandos der Wehrmacht vom 25. Juni 1940. Das Inselreich musste womöglich gar 

nicht erobert werden, es war denkbar, dass es sich allein durch verheerende Luftbombardements 

zur Aufgabe zwingen ließ. Mit dieser Hoffnung richteten Millionen den Blick auf das Morden, 

das Ende August mit der deutschen Luftoffensive gegen Großbritannien begann. 

Das war kein ferner Krieg. Die deutschen „Volksgenossen“ wurden über seinen Fortgang täg-

lich durch die Berichte des Oberkommandos der Wehrmacht unterrichtet. Im Juli und August 

1940 geschah das mit ausdrücklicher Betonung, dass nur bewaffnete Handelsschiffe, Häfen, 

Tanklager, Flugplätze, Rüstungswerke und Eisenbahnverbindungen das Ziel der deutschen At-

tacken seien. Ab dem 8. September wurden sie dann „Vergeltungsangriffe“ genannt, die angeb-

liche Antwort auf die Bombenabwürfe britischer Verbände, die wahllos zivile Ziele angreifen 

würden. Die waren bis nach Mitteldeutschland vorgedrungen, hatten aber, den OKW-Meldun-

gen zufolge, keine oder nur geringe Sachschäden verursacht. Es seien auch nur wenige Men-

schen umgekommen. Hannover, Düsseldorf und Offenbach wurden als Städte benannt, denen 

die Angriffe gegolten hatten. 

Zahlreicher waren die Namen englischer Städte, welche die Deutschen nun buchstabieren lern-

ten. Es entstand ein Bild von wuchtigen Schlägen der deutschen und von Nadelstichen der bri-

tischen Luftstreitkräfte. Die „Volksgenossen“ hörten aus den Lautsprechern ihrer Radiogeräte 

Augenzeugenberichte von Kriegsberichterstattern, die in den Bombenflugzeugen saßen und 

schilderten, was sie sahen, die Abwürfe und die Brände am Boden. Die Deutschen blickten auf 

Kinoleinwänden in den Wochenschauen in Bombenschächte, aus denen die tödliche Fracht ent-

laden wurde und reihenweise ihr Ziel erreichte. Sie sahen wieder und wieder lodernde Häuser 

und Wohnviertel. Sie hatten das Brausen der Motoren im Ohr, das abgelöst wurde von der von 

den Regisseuren dazu gegebenen triumphalen Musik. Sie blickten auch in mitunter lachende 

Gesichter deutscher Soldaten, die sich befriedigt nach ausgeführtem Befehl auf dem Heimflug 

befanden. 
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Manchen hatte das nicht genügt. Sie bildeten das Publikum, das den 1941 uraufgeführten Spiel-

film „Stukas“ besuchte. Sie konnten sich in Buchhandlungen und Schreibwarenläden für ein 

paar Groschen mit jenen Broschüren versorgen, in denen das Leben der Fliegersoldaten und 

ihre „Feindflüge“ geschildert wurden. Und sie kannten natürlich das wieder und wieder aus den 

Radioapparaten tönende Lied mit dem Refrain „Ran an den Feind, Bomben auf Engelland“. Aus 

seinem Text spricht ebenso die Wunschvorstellung, vor dem Sieg zu stehen, wie die Anmaßung 

der eigenen Weltherrschaft, die jene Britanniens ablösen sollte, denn es heißt darin: „Wir stellen 

den britischen Löwen / Zum letzten entscheidenden Schlag. / Wir halten Gericht, / Ein Welt-

reich zerbricht: / Das wird unser stolzester Tag!“ Es sagt etwas über den Grad an „Bewältigung“ 

deutscher Geschichte, wenn es im Internet – in diversen Foren zu finden – mit den Worten 

kommentiert wird: „Dieses ziemlich brachiale Lied der deutschen Luftwaffe soll nicht Krieg 

und Gewalt verherrlichen, sondern an den Mut und die Tapferkeit der 18 Millionen deutsche 

Soldaten erinnern.“ 

An wie vielen deutschen Abendbrottischen ist 1940/1941 darüber gesprochen worden, wie es 

zu gleicher Stunde denen in London, in Southampton oder Liverpool erging? An wie vielen ist 

auch nur ein Gedanke daran aufgekommen, dass die Rollen im weiteren Verlauf des Krieges 

womöglich getauscht werden könnten? Bis dahin kannten die meisten deutschen Stadtbewoh-

ner das Heulen der Sirenen von den Dächern ihrer Häuser nur, wenn die allwöchentlich auf ihre 

Funktionstüchtigkeit überprüft wurden. Das begann sich zu ändern, doch fehlte den meisten 

Deutschen die Phantasie, sich die Luftangriffe und deren Folgen auszumalen und die bildete 

sich selbst dann noch nicht, als sie im Spätsommer 1940 von Bombenabwürfen der Royal Air 

Force inmitten Berlins informiert wurden. 

Wie viele Dresdner haben sich inmitten ihrer ruinierten Stadt rund viereinhalb Jahre später an 

ihre Wahrnehmungen und Gedanken, ihr Tun und Lassen erinnert? Sie und die Bewohner vieler 

anderer deutscher Städte, die ähnliches erlebten und durchlitten, hatten auf die verschiedenste 

Weise zu dem beigetragen, was unstreitig zur Vorgeschichte ihres Unglücks gehörte. Wie viele 

gestanden sich das ein und bekannten es vor ihren Kindern? Pforzheim ist die deutsche Stadt, in 

der während eines Luftangriffs, der 22 Minuten dauerte, 18.000 Bürger umkamen. Keine andere 

Stadt im Reich wies einen so hohen Prozentsatz ihrer Bewohner auf, die infolge eines solchen 

Angriffs an einem einzigen Tag starben. Er entspricht in etwa dem Anteil ihrer Bürger, die 1932 

für die Partei Hitlers bei der Reichstagswahl stimmten. Diese sind mit jenen nicht identisch, und 

das eine kann nicht einfach als Quittung oder Strafe für das andere angesehen werden. Aber die 

Beziehung der beiden Vorgänge zueinander ist unbestreitbar. Wie oft ist von ihr geredet wor-

den? Wann und wo haben sich jene gemeldet, die beim Blick zurück von sich sagen mussten: 

Mea culpa, mea maxima culpa, nicht im Sinne der Allein- oder Hauptschuld, aber einer Mit-

schuld, eines teilweisen Selbstverschuldens. Erst mit diesem Geständnis öffnete sich die Tür 

für Gedanken, die zu den denkbaren Lehren führten. Davon wird noch zu sprechen sein. 

Ersehntes Kriegsende 

Fragen zum Angriff auf Dresden und andere deutsche Städte im letzten Kriegsjahr 1945 haben 

sich nicht nur die Deutschen zu stellen, sondern auch Briten und US-Amerikaner, wenn auch 

solche von anderem Inhalt und Charakter. War es militärisch notwendig, die Luftangriffe, deren 

Hauptziel (wie 1940/41 bei denen der Deutschen) in der raschen Beendigung des Krieges be-

stand, bis in den April und mitunter bis unmittelbar in die Tage fortzusetzen, an denen die zer-

störten Städte besetzt wurden? Und: Hatten namentlich Winston Churchill, der britische Pre-

mier, und Franklin D. Roosevelt, der Präsident der USA, nicht die Möglichkeit, den Befehlsha-

bern ihrer Luftstreitkräfte zu gebieten, die strategischen Offensiven und die Flächenbombarde-

ments gegen die dicht bewohnten Altstädte und Stadtzentren einzustellen? Die besaßen sie mit 

Sicherheit, ohne den eigenen nahen Sieg zu gefährden. Um welchen Preis aber hätten sie das 

tun können? 
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Die Luftangriffe, obwohl sie in der Hauptsache die deutsche Zivilbevölkerung trafen, besaßen 

nach wie vor ihr Gewicht in der Gesamtkriegführung. Noch wurde in Deutschland von hundert-

tausenden Männern und Frauen tagaus, tagein diszipliniert für den Krieg und damit für seine Fort-

setzung produziert. Erscheinungen wie die Massenstreiks gegen Ende des Ersten Weltkrieges 

oder andere Anzeichen der Verweigerung hatte es nicht gegeben. Die Folgen eines Verzichts 

auf die Weiterführung der Bombardements lassen sich nicht in Tage oder Wochen der Verlän-

gerung des Krieges umrechnen, dessen Ende jeder Soldat der alliierten Armeen herbeisehnte 

und von denen keiner noch sein Leben lassen wollte, da sich die Aussicht bot, die eigene Familie, 

die Freunde, die Heimat wiederzusehen und zu dem zurückzukehren, was man ein normales 

menschliches Leben nennt. Der Verzicht auf den Einsatz der Luftwaffe wäre jedenfalls mit einer 

nicht berechenbaren Zahl an Tagen verbunden gewesen, die sich der Krieg weiter hingezogen 

haben würde. Und jeder dieser Tage würde weitere – auch eine nicht bestimmbare Zahl – Men-

schenopfer aus den eigenen Reihen gekostet haben. 

Denn die deutsche Gegenwehr, so sinnlos sie eingesetzt wurde, war doch in den ersten Monaten 

dieses Jahres bei weitem nicht vollständig gebrochen. Anfang 1945 standen die sowjetischen 

Truppen an der Weichsel und die der Westmächte hatten Teilen des Reichsgebiets westlich des 

Rheines erobert. Doch da wie dort sahen sich die Alliierten noch geschlossenen Fronten gegen-

über. Um Königsberg, dann um Posen und Stettin, um die „Festung“ Breslau wurde lange und 

hartnäckig gekämpft. Im Westen wurde im März der Rheinübergang, im Osten im April der 

über die Oder erzwungen. Wie sehr die faschistische Kriegsmaschine auch ins Stottern geriet, 

sie arbeitete, und das nicht zuletzt, weil sie noch immer durch die schuftende Zivilbevölkerung, 

die Ausbeutung der Zwangsarbeiter und der Kriegsgefangenen in Gang gehalten wurde. Die 

Trümmerhaufen der deutschen Städte, selbst wenn darin die ausgesprochen kriegswichtigen 

Anlagen nicht getroffen wurden, banden einen Teil dieser Arbeitskräfte durch die Aufwendun-

gen für das notdürftige Weiterleben in ihnen. Lässt sich das Ergebnis der Luftattacken auch 

nicht in insgesamt verlorengegangenen Arbeitsstunden errechnen, so ist die Tatsache der 

Schwächung der deutschen Widerstandskräfte doch offenkundig. 

Ob Staatsmann oder Hausfrau, ob General oder Soldat – die, die den Krieg gegen Deutschland 

ausfochten, wollten ihn beenden und mussten sich doch täglich fragen, warum diese Germans 

nicht aufgaben und was noch getan werden müsste, sie endlich dazu zu zwingen. Irgendeine 

Rücksichtnahme ergab sich aus dieser Frage nicht, sie verwies vielmehr im Gegenteil auf den 

Einsatz alles Verfügbaren. Denn Befehlende und Befohlene wünschten mit diesem Krieg und 

mit diesem Gegner endlich einfach „fertig zu werden“, zudem die Alliierten im Westen schon 

wussten, dass mit dem letzten Schuss in Europa die Kämpfe doch nicht beendet sein würden. 

Sie hatten, als das britisch-amerikanische Bündnis Ende 1941 entstand, sich auf das Prinzip 

„Germany first“ festgelegt. Nun blieb da noch der Gegner im Fernen Osten, und es war unge-

wiss, welche Anstrengungen notwendig sein würden, Japans Führung keinen anderen Weg zu 

lassen, als ebenfalls die weißen Fahnen zu hissen. Wie sollte nach diesen Erfahrungen und in 

dieser Lage der Gedanke aufkommen, den Krieg mit weniger grausamen Mitteln zu beenden? 

Und wie angesichts der Nachrichten, die nach dem 27. Januar 1945 um die Welt gingen, als 

sowjetische Truppen das Lager Auschwitz erreichten und einen Rest seiner Insassen befreiten? 

Wie angesichts der Tatsache, dass die Deutschen auf dem Tiefpunkt ihres Ansehens als Volk 

angelangt und weithin verhasst waren? 

Keine Lehren ohne Kenntnisse 

Gewiss, die Luftangriffe in der Schlussetappe des Krieges, in dem es eine funktionierende deut-

sche Luftabwehr nicht mehr gab, sind militärisch kein Ruhmesblatt. Doch die Briten und Ame-

rikaner, die ihn führten, waren nicht auf Orden und Beförderungen aus, wiewohl auch das im 

Einzelfall nicht auszuschließen ist und Befehlshaber der Luftstreitkräfte schon darauf erpicht 

gewesen sein mochten, am Tage des Sieges ihren eigenen großen Anteil daran vorweisen 

zu können. Aber Millionen beherrschte der Gedanke an das Ende, das Überleben und das  
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Heimkommen. Manche von ihnen, die als Besatzungssoldaten nach Deutschland kamen, waren, 

als sie die deutschen Städte sahen, erschrocken über das, was sie da mit ihren Bomben ange-

richtet hatten. Das würden sie in ihrem Leben nicht noch einmal tun wollen. Aber sie hatten 

jedenfalls einen Beitrag dazu geleistet, dem „alten“ Kontinent den Frieden zurückzugeben. 

Es wäre Sache der Deutschen, das sind siebzig Jahre nach Kriegsende kaum noch Soldaten der 

Naziwehrmacht, sondern Generationen von Nachgeborenen, sich an einem Tag wie dem 13. 

Februar die Rolle ihrer Vorfahren klarzumachen, ohne sie mit Vorwürfen zu überhäufen, aber 

auch ohne sie allein als Opfer zu sehen. Denn das letzte wurden sie erst, nachdem sie sich zu 

Instrumenten der Faschisten und des Krieges gemacht hatten oder hatten machen lassen. Und 

es wäre zudem Sache der Deutschen, sich die Rolle der „Anderen“ ohne Vorurteile und ohne 

die Absicht von Gegenrechnungen vor das geistige Auge zu führen und zu versuchen, sich in 

deren Gefühlszustand zu versetzen, der sich in den Jahren des scheinbar nicht endenden Krieges 

gebildet hatte. 

Damit wären wir nun doch bei den Lehren. Sie sind ohne Geschichtskenntnisse nicht zu haben, 

und der Weg zu ihnen ist schwer gangbar, wenn ihn Legenden und Lügen vernebeln. Vor allem: 

Das Unheil, das zu jenem Februartag führte, begann mit der Entscheidung der deutschen Füh-

rung, am 1. September 1939 den Krieg auf die erkennbare Möglichkeit hin zu entfachen, Frank-

reich und Großbritannien als Gegner herauszufordern. Im Grunde war dieser Entschluss nicht 

überraschend. Da ist aus dem Jahre 1932 die warnende Losung der Kommunisten: „Wer Hin-

denburg wählt, wählt Hitler, wer Hitler wählt, wählt Krieg“. Und es waren nicht die Kommu-

nisten allein, die sahen, was in Gestalt der Partei mit dem Hakenkreuz heraufzog. Obwohl die 

deutsche Bevölkerung nicht die Schlüssel zur Reichskanzlei besaß – die wurden Hitler von 

anderen ausgehändigt –, war das zeitweilig reichliche Drittel deutscher Wähler, das für die 

NSDAP votierte, an diesem Einzug in die Wilhelmstraße doch beteiligt. Wie viele Dresdner 

waren eigentlich darunter? Das ist ein Thema, über das sich die Stadtverwaltung noch heute in 

ihren in das Internet gestellten Angaben zur Stadtgeschichte ausschweigt. 

In: junge Welt vom 13.2.2015, S. 11-12. 
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Bild in bewegten Bildern 

Kein bürgerliches Blatt, ob Bild oder Frankfurter Allgemeine, ob Spiegel oder Focus, das den 

dreiteiligen Film, für den schließlich der Titel „Unsere Väter, unsere Mütter“ gefunden wurde, 

nicht vorher mit Lorbeer die Menge überhäuft hat. Die Autoren und Komponisten der Hymnen 

fanden an ihm nichts auszusetzen, auch nichts, was sie in ihm vermisst hätten. Der Spiegel 

schrieb – das erste Jahresdrittel ist noch nicht durchschritten – vom „TV-Ereignis des Jahres“, 

Dies sei, befanden mehrere Rezensenten, bisher noch nicht gesehen worden, nie wäre der Krieg 

unmittelbarer und wahrer gezeigt worden. Dieser Film, eine „neue Art von Zeitgeschichts-

drama“, bezeichne „eine Zeitenwende für das deutsche Fernsehen“, er sei ein „Bravourstück“, 

dazu ein „Mammutwerk“, an den gar die Forderung geknüpft wurde, „mehr solche Weltkrieg-

Event-Movies“ herzustellen. Eine Stimme, eine einzige, sie kam in der Süddeutschen zu Wort, 

hielt es nicht für völlig ausgeschlossen, dass Zuschauer an jenem Sonntagabend, an dem das 

etwa 15 Millionen Euro teure Spektakel, in dem 50.000 Platzpatronen verschossen worden sein 

sollen, über die Bildschirme flimmern werde, vielleicht doch ab- oder umschalten und dies im 

Zustand der Kriegsmüdigkeit. 

Die höchste mit dem Film verbundene Erwartung hat sein Hersteller jedoch selbst geäußert. 

Mit ihm, der eine „radikale Qualität“ besitze, was immer das heißen mag, solle das Schweigen 

zwischen den Generationen gebrochen werden, was besagen soll, die Dabeigewesenen möchten 

doch endlich den Nachgeborenen von den Zeiten und von sich selbst in diesen Zeiten erzählen, 

offen, rückhaltlos, ungeschönt, ehrlich. Es sei dieser Film geradezu in der Absicht gemacht 

worden, ein Angebot für derlei Gespräche zu unterbreiten. 

War der Mann von der Mathematik, nein vom Unterricht im Rechnen in den frühen Klassen 

beurlaubt? Die Generation, die da im Film Krieg spielt, sei 1941, also zu Beginn des Überfalls 

auf die Sowjetunion, zwanzig Jahre alt gewesen. Die das waren, überlebt haben und noch am 

Leben sind, wenn ihnen ein biblisches Alter beschieden wurde, zählen gegenwärtig dreiund-

neunzig Jahre oder mehr. Sie bilden den zusammengeschmolzenen Rest der Zeitgenossen, die 

Historikern auch als Zeitzeugen gelten. Und ihre Mehrheit ringt meist schon bei geringen An-

strengungen nach Luft und führt, von Ausnahmen abgesehen, selbst an Familientischen und in 

Altersheimen keine Gespräche mehr über diesen Krieg und ihre eigene Rolle in ihm. Also: Es 

sind nicht „unsere Mütter und unsere Väter“, von denen der Film handelt und insofern ist sein 

Titel irreführend. Die Väter der heute Dreißigjährigen sind in den fünfziger Jahren des vergan-

genen Jahrhunderts geboren. Erzählt wird von den Omas und Opas. 

Dass die früher nicht oder nur in Ausnahmefällen über das Erlebte, das Getane und Unterlassene 

gesprochen haben, schrieben Autoren deren Scham zu. Von wannen kommt ihnen diese Er-

kenntnis? Wieso hat sie die eine, die faschistische, Gesellschaft geprägt, während von der an-

deren, der bundesrepublikanischen, und deren Prägung keine Rede ist? Von den Jahren, in de-

nen der erste Bundeskanzler der eben gegründeten Republik forderte, doch nicht immer von 

Kriegsverbrechern zu sprechen, das seien doch ganz wenige gewesen? Und in dem über Jahre 

der Internationale Militärgerichtshof in Nürnberg als „Gericht der Sieger“ abgetan wurde. 

Nun also wird als Fortschritt gefeiert, wenn ein Film zeigt, dass aus einem Krieg niemand so 

herauskommt, wie er in ihn hineinging, und dies aus jenem zumal, den die Deutschen von 1939 

bis 1945 führten. Das freilich hat 1995, also vor nahezu zwei Jahrzehnten die sogenannte Wehr-

machtsausstellung schon anhand von Bildern bewiesen, was Proteste bis in deutsche Parla-

mente auslöste. Und dass Soldaten Mörder sind, hat Tucholsky nach dem Ersten Weltkrieg den 

Deutschen, der Mehrheit freilich vergeblich, beibringen und sie dadurch zu tätiger Parteinahme 

für den Frieden bewegen wollen. Wer dieses Diktum illustriert haben wollte, der mochte zu den 

Romanen Remarques, Theodor Plieviers oder Arnold Zweigs greifen. 

Es sei dieser Film, hatten die Vorschauen auch annonciert, so nahe an der geschichtlichen Wirk-

lichkeit wie keiner zuvor. So offenbart sich Unkenntnis. Während die Einblendungen von Orten 
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und Daten aus dem Eroberungszug nach Osten diese Nähe vortäuschen, wird die alte Ge-

schichte der Nazipropaganda wieder einmal hervorgekramt, die den Generalen Schlamm und 

Winter das Verfehlen des Angriffsziels Moskau zuschreibt. Seine Erreichung hätte für den 

Kriegsverlauf übrigens insgesamt so wenig bedeutet wie der Einzug Napoleons in die Stadt 

1812. Und wieder einmal beginnt der Widerstand der Vaterlandsverteidiger erst vor Moskau. 

Was westwärts davon Rote Armee war, ging nach diesen Bildern in Gefangenschaft. In Wahr-

heit haben, trotz der Millionen, denen das geschah, die sowjetischen Divisionen von den ersten 

Tagen an einen Widerstand geleistet, über dessen Stärke sich in den internen Heeresinformati-

onen der Wehrmacht nachlesen lässt, und die Briefe deutscher Soldaten, in denen stand, „das 

hier“ sei ein ganz anderer Krieg als die bisher geführten, trugen ebenso ein frühes Datum. Den 

beratenden Historikern hätten, wenn sie nicht deren Urheber sind, diese Verzeichnungen auf-

stoßen können. 

Wie Leser und Zuschauer neuerdings vorzugsweise um die historische Wahrheit betrogen wer-

den, hat Methode. Der Krieg, der übrigens nicht einmal eine exakte Bezeichnung erhält (in den 

Berichten der Presse u. a. „sinnlose Vernichtungsschlacht“, „Angriffskrieg“ „das große kriege-

rische Morden“) wird auf eine einzige Abfolge persönlicher Erlebnisse gleichsam eingedampft. 

Die sind nicht erfunden, aber die sind in aller Furchtbarkeit und Grausigkeit nicht der Krieg. 

Zu ihm, seiner Geschichte und Vorgeschichte gehören eine Gesellschaft, ein Staat, Menschen-

gruppen mit ihren Interessen, Kriegsziele und einiges weitere mehr. Dies alles verschwindet 

hinter dem Krachen der Geschosse, dem Schreien der Verwundeten, dem Röcheln der Sterben-

den, den Massakern an Unbeteiligten, dem unaufhaltsamen Fortschreiten der Verrohung. So 

wird, das mag ein Verdienst genannt werden, Abscheu vor Kriegen erzeugt, wiewohl es dazu 

solcher Spielfilme nicht bedarf, denn er lässt sich auch anhand der täglichen Abendnachrichten 

von den Kriegen unserer Tage beziehen oder stärken. An Erkenntnissen oder auch nur Einsich-

ten ist damit nichts gewonnen. 

Wie wenig dieser Film eine Herausforderung zum Nachdenken darstellte, machte schon nach 

dem ersten Sendetag die mitternächtliche Gesprächsrunde klar, deren älteste Herren übrigens 

bei Kriegsende 1945 fünf und ein Jahr alt waren. Nach einem kurzen Halt bei der doch nicht so 

nahe liegenden Frage, wie in der DDR mit der Kriegserfahrung umgegangen worden sei und 

einem rasch übergangenen Einwurf, dass dies doch nicht ganz dieselbe Weise gewesen wäre 

wie im deutschen Westen, landete das Gespräch bei der schwerwiegenden Erörterung, was der 

Mensch sei und der Antwort: Nie ganz gut und nie ganz böse. Schließlich unternahm die Lei-

terin des Geplänkels den Rettungsversuch mit der in den Schulgeschichtsbüchern anzutreffende 

Frage an die jüngste Teilnehmerin, ob die sich denn gefragt habe, wie sie sich in solcher Kriegs-

situation verhalten haben könnte und erhielt die Auskunft, die sei doch nicht zu beantworten. 

Gleiches gilt nicht für die Frage: Wie verhaltet Ihr Euch im Alltag gegenüber Menschen, Par-

teien, Organisationen, Religionsgemeinschaften, Vereinigungen, die sich nicht von dem Prinzip 

der Gleichheit alles dessen, was Menschenantlitz trägt, leiten lassen. Die steht aber nicht in den 

Schulbüchern. 

Vor dem Schlusspunkt ein Wort zu der abstrusen Konstruktion, die einen jungen Juden 1941 

Teil eines Freundeskreises von zu „Ariern“ erklärten Altersgenossen sein lässt. Da hatten die 

Wege der im Deutschen Reich so Sortierten längst weit auseinander geführt. Diese waren in 

der Hitlerjugend und besuchten Schulen, die jenem verwehrt waren, die „Deutschen“ wurden 

zum Arbeitsdienst eingezogen, besuchten Schwimmbäder, an deren Eingängen Juden durch 

Plakate zurückgewiesen wurden usw. All das schien an den vier vorbeigegangen zu sein. Mehr 

noch, sie besaßen, wie die Eröffnungsszene glauben machen will, gar den Mut, sich auf offener 

Straße mit diesem Juden als ein Bund zu zeigen. Das könnte für bare Münze nur nehmen, wer 

annimmt, dass dem Quartett eine antinazistische Erziehung zuteilgeworden war, wovon aber 

keine Rede ist. Schweigen wir darüber, dass der Regie auch entgangen zu sein scheint, dass die 

Juden Mitte 1941 aus ihren bürgerlichen Wohnungen gewiesen und in Judenhäuser gepfercht 
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worden waren. Und auch über den famosen Einfall, diesen Filmjuden in einem Aufzug durch 

Berlins Straßen gehen zu lassen, in dem er heute in Tel Aviv nicht, aber damals in der Reichs-

hauptstadt gewiss aufgefallen und schon vor der Verordnung der Judensterne angepöbelt sein 

würde. 

PS. 

Übrigens irrte sich der Autor der Süddeutschen nicht, als er nicht ausschloss, dass mancher 

Zuschauer nicht durchhalten werde. Es bedurfte dafür keiner Erklärung. Dieser Film bewegte 

sich auf Bild-Niveau. Warum sollte also, wer dieses Blatt aus ästhetischen und anderen Gründen 

meidet, da hinabsteigen, nur weil ihm das Gleiche in bewegten Bildern und viel Farbe angebo-

ten wurde? 
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Kreuz und Hakenkreuz 

Vor 80 Jahren: Die Erklärung der Fuldaer Bischofskonferenz vom 28. März 1933 

Die erste Institution, die sich zu ihrer Rolle in den Jahren der faschistischen Diktatur in Deutsch-

land umfassend äußerte, war die Katholische Kirche, genauer ihre bayerische Abteilung. Sie 

gab schon 1946 einen Band unter dem Titel Kreuz und Hakenkreuz. Der Kampf des National-

sozialismus gegen die katholische Kirche und der kirchliche Widerstand im Eigenverlag des 

Bistums heraus. Ihr Autor war der Priester Johann Neuhäusler, der zum engen Mitarbeiterstab 

des Kardinals und Münchener Erzbischofs Michael von Faulhaber gehörte und seit 1933 beauf-

tragt gewesen war, sich um die kirchenpolitischen Fragen zu kümmern, was bedeutete, sich für 

die Wahrung der äußeren Bedingungen für das Wirken der Kirche im Lande bei den staatlichen 

Behörden einzusetzen. Dabei hatte Neuhäusler das diplomatische Vorgehen bevorzugt und ver-

handeln oder auch protestieren als erfolgversprechender angesehen. Dieser Rolle hatte im Feb-

ruar 1941 mit seiner Verhaftung durch die Gestapo ein Ende. Nach Gefangenschaft im Haus-

gefängnis der Gestapo-Zentrale in Berlin und in Sachsenhausen wurde er noch im gleichen Jahr 

als Sonderhäftling in das Konzentrationslager Dachau gebracht. Dort überlebte er. In den ersten 

Maitagen 1945, mit einem Transport dieser Häftlingsgruppe in die österreichischen Alpen ge-

bracht, befreiten ihn und seine Leidensgefährten dort US-amerikanische Truppen. 

Gleichzeitig mit Johann Neuhäuslers Buch erschienen 1946 auf dem damals schmalen deut-

schen Buchmarkt weitere Veröffentlichungen zum Thema, die das Interesse des Episkopats be-

zeugten, mit den Interpretationen der eigenen Rolle durch eigene Publikationen denen aus an-

deren Quellen voraus zu sein. In Berlin wurden Dokumente aus dem Kampf der katholischen 

Kirche im Bistum Berlin gegen den Nationalsozialismus veröffentlicht. Im Erzbischöflichen 

Sitz in Freiburg im Breisgau druckte der Herder Verlag Mit brennender Sorge. Das päpstliche 

Rundschreiben gegen den Nationalsozialismus und seine Folgen in Deutschland. Im Jahr da-

rauf erschienen wiederum in Freiburg Hirtenbriefe des Erzbischofs Gröber in die Zeit und am 

gleichen Ort Schlaglichter. Belege und Bilder aus dem Kampf gegen die Kirche. 

Neuhäuslers Buch erlebte Auflage nach Auflage. Dass ein Mann mit dieser Biographie berufen 

war, sich zu einem Thema kompetent zu äußern, mit dem sich die verschiedensten politischen, 

kulturellen und eben auch religiös-kirchlichen Körperschaften und Organisationen konfrontiert 

sahen, stand außer Zweifel. Nur war er im biblischen Sinne (Matthäus 22, 14) nicht gerade 

auserwählt, namentlich nicht für eine kritische Sicht auf das Ganze. So handelten sich jene, die 

das Verhältnis der katholischen Kirche zum Naziregime ernster und tiefer analysierten und die 

Sonde der Kritik benutzten, von Neuhäusler, der seine Arbeit im Erzbistum München-Freising 

wieder aufnahm und zum Weihbischof erhoben wurde, Ermahnungen und Belehrungen ein. 

Die Kernthese, mit der das Handeln der Kirche, also vorzüglich ihrer Obrigkeit gerechtfertigt 

und mehr noch gelobt wurde, besagte, dass sie das Mögliche an Widerstand geleistet habe. Wer 

das nicht sehe und schätze, verstünde die eben vergangenen Zeiten nicht. Mit ihr standen die 

Tatsachen zu stark in Widerspruch, als dass es dabei hätte bleiben können. Und diese stammten 

nicht erst aus der Zeit des Krieges und des „Kampfes gegen den gottlosen Bolschewismus“, 

sondern schon aus der Frühzeit des Naziregimes. Nur davon wird im Folgenden die Rede sein. 

Fünf Tage nach der Annahme des Ermächtigungsgesetzes in der Sitzung des Reichstages, man 

schrieb den 28. März 1933, erhielten die Gläubigen der Katholischen Kirche von ihren Ober-

hirten, den in der Fuldaer Bischofskonferenz zusammengeschlossenen höchsten Würdenträ-

gern, eine neue Weisung in Form eines Hirtenbriefes. Die Passage, die eine Wende in der Hal-

tung des Episkopats gegenüber dem nun an die Staatsmacht gelangten Faschismus bezeichnete, 

lautete darin so: „Ohne die in den unseren früheren Maßnahmen liegenden Verurteilungen be-

stimmter religiös-sittlicher Irrtümer aufzugeben, glaubt daher der Episkopat das Vertrauen he-

gen zu können, daß die vorbezeichneten allgemeinen Verbote und Warnungen nicht mehr als 

notwendig betrachtet zu werden brauchen. Für die katholischen Christen, denen die Stimme 
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ihrer Kirche heilig ist, bedarf es auch im gegenwärtigen Zeitpunkt keiner besonderen Mahnung 

zur Treue gegenüber der rechtmäßigen Obrigkeit und zur gewissenhaften Erfüllung der staats-

bürgerlichen Pflichten unter grundsätzlicher Ablehnung alles rechtswidrigen und umstürzleri-

schen Verhaltens.“ 

Damit war den Gläubigen ein Wechsel in der Haltung der Kirchenobrigkeit zur Nazipartei be-

kannt gegeben und ihnen die Erlaubnis erteilt, sich der Partei Hitlers und deren Organisationen 

anzuschließen. Mit einer nicht ausdrücklich benannten, aber dem Text doch zu entnehmenden 

Ausnahme: den sogenannten Schutzstaffeln, der SS, deren Mitglieder auf die Ablehnung des 

christlichen Glaubens und der Kirche sowie auf das Bekenntnis zur pseudo-religiös aufgeputz-

ten Rassenideologie verpflichtet waren. Die schwarzuniformierten Faschisten fielen unter die 

Träger der „religiös-sittlichen Irrtümer“, die weiter gemieden und verurteilt werden müssten. 

Ansonsten glaubten die Bischöfe, der Regierung einen Vertrauensvorschuss zubilligen zu kön-

nen, was nach dem Bild des Hirten und der Herde einer an die Laien gerichteten Forderung 

gleichkam, sich ebenso zu verhalten. 

Damit nicht genug. Dieser Text entbehrte nicht der Heuchelei, wenn konstatiert wurde, dass es 

nicht nötig sei, Katholiken einzuprägen, dass sie auch unter den veränderten Zuständen sich an 

das von Jesus verkündete Prinzip (Markus 12, 17) zu halten hätten, dem Kaiser (und der hieß 

alsbald „der Führer“) zu geben, was dem gehöre. Genau diese Aufforderung enthielt doch die 

Verlautbarung. Wenn von ihnen verlangt wurde, die „staatsbürgerlichen Pflichten“ zu erfüllen, 

wobei natürlich auch die Bischöfe wussten, dass die nicht ein für alle Mal gegeben seien, son-

dern von den jeweils Herrschenden definiert und als die allein moralischen ausgegeben wurden. 

Mehr noch: am Schluss wird von den Gläubigen gefordert, sich von jeglichem Bestreben fern-

zuhalten, diese Macht zu bekämpfen. 

Diese Erklärung samt ihren direkten Folgen war ein Beitrag zur Befestigung eines Regimes, 

das schon in den ersten Wochen seiner Herrschaft verbrecherisch hervorgetreten war. Der Ter-

rorfeldzug charakterisierte die innenpolitischen Ereignisse im Laufe des März und in Dachau 

war soeben das erste Konzentrationslager eingerichtet worden. Die Neuorientierung der Bi-

schofskonferenz stellte eine Wendung um 180 Grad dar. Welchen Umbruch sie für die kirchen-

treuen Katholiken, ihr Denken und Verhalten darstellen musste, macht ein Vergleich mit einer 

zwei Jahre vorher, am 10. März 1931, von den Bischöfen der Paderborner Kirchenprovinz, das 

waren die von Paderborn, Fulda und Hildesheim, verabschiedeten Erklärung deutlich. In ihr 

hieß es, dass für katholische Christen die Zugehörigkeit zur NSDAP unerlaubt sei, „solange und 

soweit sie kulturpolitische Auffassungen kundgibt, die mit der katholischen Lehre unvereinbar 

sind“. Ähnliche Verlautbarungen hatten deren Kollegen an anderen Sitzen herausgegeben. Ein 

treuer Katholik hatte im Deutschen Reich zur Zentrumspartei, im Lande Bayern zur Bayeri-

schen Volkspartei zu halten und sie selbstverständlich zu wählen. Daran wurden die Kirchgän-

ger, meist in verklausulierten, sich von den politischen Plakaten abhebenden, aber den Besu-

chern der Gottesdienste doch verständlichen Worten auch an Kirchenpforten erinnert, wenn ein 

Tag nahe war, an dem sie wieder einmal in Staatsdingen ihre Stimme abzugeben hatten. 

Es war diese Beihilfe, die der Zentrumspartei in allen Jahren der Republik eine relativ stabile 

Anhängerschaft gesichert und sie in Gebieten mit vorwiegend katholischer Bevölkerung zur 

wählerstärksten politischen Partei gemacht hatte, so dass in der Propaganda auch das Bild vom 

Zentrumsturm umlief. Das benutzte sie auf Wahlplakaten, auf denen gegen diese Festung so-

wohl die braune wie die rote Flut vergeblich anbrandeten. Während der meisten Jahre der Re-

publik hatte sie den Reichskanzler gestellt. Sie war bis zur Entlassung Heinrich Brünings 1932 

in nahezu allen Reichsregierungen mit Ministern vertreten. In Zahlen hatte ihr Stimmanteil 

zwischen 1920 und 1932 zwischen 11,1 und 13,6 Prozent der Wählerstimmen gelegen und die 

Stärke ihrer Reichstagsfraktion zwischen 64 und 75 Mitgliedern. Selbst bei den Wahlen am 5. 

März 1933 hatte sie kaum wesentliche Verluste erlitten und noch einmal 73 Abgeordnetensitze 

erreicht. Die Bayerische Volkspartei konnte bei Landtagswahlen zwischen 1919 und 1932 gar 
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zwischen 30 und 40 Prozent der Wählerstimmen mobilisieren und sich jedes Mal als die an-

hängerstärkste Kraft ausweisen. 

Wie keine zweite Partei der Republik boten Zentrum und Bayerische Volkspartei ein sozial 

buntes und konträres Bild. Zu ihren Mitgliedern, Sympathisanten und Wählern gehörten Groß-

grundbesitzer ebenso wie deren Gutsarbeiter, Werkseigner ebenso wie die Arbeiter in deren 

Betrieben, Kleinbürger aller Couleur, Staats- und Privatangestellte. Keine Frage, wer in diesem 

sozialen Gemisch auf die Parteilinie den meisten Einfluss auszuüben suchte und wem das auch 

gelang. In der Zentrumspartei existierte seit ihrer Neuformierung nach dem Ende des Kaiser-

reiches eine konservative, deutschnationale, im Wesen republikfeindliche Gruppierung, die ge-

gen jede parlamentarische und regierende Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten, gleich-

gültig ob in der sogenannten Weimarer oder in der Großen Koalition, opponierte. Ein Exponent 

dieses Kurses war der Politiker Franz von Papen. Als der sich freilich 1932 entschloss, den nach 

der Entlassung seines Parteikollegen Heinrich Brüning frei gewordenen Platz des Reichskanz-

lers einzunehmen, blieb ihm nichts als durch einen Parteiaustritt seinem Ausschluss zuvorzu-

kommen. 

Die Frage aber, ob sich nicht doch mit den rechtesten Kräften im politischen Parteienspektrum 

zusammengehen ließe, blieb eine Option, über die in Führungskreisen der Zentrumspartei weiter 

Erörterungen angestellt wurden. Und ebenso auch von Ideologen der katholischen Kirche, so im 

theoretischen Organ des deutschen Zweigs des Jesuitenordens, in dem 1932 gefragt wurde, ob 

ein solches Zusammengehen von Zentrum und faschistischer Partei nicht womöglich doch auch 

in Gottes Plan liegen könnte, woran allerdings die Bedingung geknüpft wurde, dass Hitler die 

Sache noch einmal durchdenken und sich und seine Partei von allen widerchristlichen Thesen 

verabschieden müsse. Doch an den Verhandlungen, die im Januar auf höchster Ebene zwischen 

den Deutschnationalen und der Naziführungsgruppe unter maßgeblicher Beteiligung Papens zu-

stande kamen und erfolgreich waren, wurde die Zentrumsparteispitze nicht beteiligt. Nach dem 

30. Januar 1933 und mehr noch nach dem Wahlergebnis des 5. März 1933 mussten die Führer 

der beiden katholischen Parteien erkennen, dass sie auf der Regierungsbank nicht gebraucht 

wurden. Verlangt wurde ihr Mittun jedoch, da sich das Hitlerkabinett zu einem pseudolegalen 

Weg der Machtbefestigung entschloss, als Stimmvieh im Reichstag zur Annahme des Ermäch-

tigungsgesetzes, des Totenscheins der Republik. Der war nur mit der erforderlichen Zweidrittel-

mehrheit auszustellen. Die Abgeordneten von Zentrum und Bayerischer Volkspartei taten ge-

schlossen, was von ihnen erwartet wurde. Das bedeutete die Mithilfe bei der Etablierung der Dik-

tatur, die sich auf diese Weise einen pseudolegalen Segen verschaffen konnte. Der war nicht 

notwendig, aber hilfreich, innen- wie außenpolitisch. 

So die Situation, als die Bischöfe der Fuldaer Konferenz, auf Initiative ihres Vorsitzenden des 

Breslauer Kardinals Adolf Bertram, sich rasch auf postalischem Wege auf jene Erklärung ver-

ständigten, die das Datum des 28. März 1933 trägt. Aus einer speziellen Perspektive ließe sich 

sagen, die Oberhirten vollzogen den Schritt nach, den die katholischen Reichstagsabgeordneten 

fünf Tage zuvor gegangen waren: Sie suchten und machten ihren Frieden mit der Diktatur unter 

dem Hakenkreuz. Diesem Schritt war der Vorsitzende der Sondergruppe der bayerischen Bi-

schöfe schon vier Tage vorher vorausgegangen. Er hatte auf die Annahme des Ermächtigungs-

gesetzes tags darauf mit der Instruktion an seine Kollegen reagiert, die ebenfalls widerrief und 

besagte: Nun aber hat der Reichskanzler in seiner gestrigen programmatischen Rede ein Be-

kenntnis abgelegt, das eine neue Situation schafft, mit den Worten: „Die Reichsregierung er-

blickt im Christentum die unerschütterliche Grundlage unseres Volkslebens und wird darum 

bereit sein, freundschaftliche Beziehungen zum Heiligen Stuhl weiter zu pflegen und auszuge-

stalten.“ Wie Bertram behauptete auch Faulhaber eine veränderte Lage, als deren Beweis sie 

nichts anderes vorzuweisen hatten, als Absichtserklärungen des Reichskanzlers, der natürlich 

gewusst hatte, dass die Stimmen der katholischen Parteien ihren Preis haben würden und der 

war niedrig genug bemessen. Das schielende Auge der konservativen Bischöfe richtete sich auf 
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ein Konkordat des Vatikans und der Hitler-Regierung, das die Rechte und Pflichten beider ge-

geneinander vertraglich fixierte. Wie die Kirchenfürsten freilich glauben konnten, dass gerade 

diese Regierung sich an papierne Abmachungen gebunden fühlen werde, konnten sie und ihre 

Nachfolger bis zum heutigen Tag überzeugend nicht erklären. 

Die Bischöfe und namentlich Kardinal Bertram haben sich augenblicklich an die einmal bezo-

gene Position gehalten. Als die Erklärung vom 28. März 1933 öffentlich bekannt gemacht 

wurde, kamen gerade die Vorbereitungen der Naziorganisationen und namentlich der Sturmab-

teilungen (SA) in Gang, die erste reichsweite Aktion gegen die jüdischen Deutschen in Szene 

zu setzen. Dass Judenverfolgungen zum Aktionsprogramm der Faschisten gehörten, konnte am 

wenigstens dem Breslauer Erzbischof verborgen geblieben sein oder ihn auch nur überraschen. 

Unfern seines eigenen Sitzes hatten Nazistudenten im Gebäude der Breslauer Universität be-

reits den Boykott von Veranstaltungen jüdischer Professoren begonnen und gleiches war in 

Gerichtsgebäuden der Stadt dort tätigen Juristen geschehen. Nun wurde an Adolf Kardinal Ber-

tram angesichts der für den 1. April angesetzten Aktionen gegen jüdische Geschäftsinhaber, 

Ärzte und Rechtsanwälte der Gedanke herangetragen, sich mit den Bedrängten solidarisch zu 

zeigen. Seine ablehnende Reaktion las sich so: „Meine Bedenken beziehen sich 1. darauf, daß 

es sich um einen wirtschaftlichen Kampf in einem uns in kirchlicher Hinsicht nicht nahestehen-

den Interessentenkreis handelt; 2. daß der Schritt als Einmischung in eine Angelegenheit er-

scheint, die das Aufgabengebiet des Episkopats weniger berührt, der Episkopat aber triftigen 

Grund hat, sich auf sein eigenes Arbeitsgebiet zu beschränken.“ Und dem wurde hinzugefügt: 

„Daß die überwiegend in jüdischen Händen befindliche Presse gegenüber den Katholikenver-

folgungen in verschiedenen Ländern durchweg Schweigen beobachtet hat, sei nur nebenbei be-

rührt.“ Dass lässt sich, wenn auch kein Meisterwerk, so doch ein Ausfluss von Demagogie nen-

nen. Die Begründung der terroristischen Aktion von Seiten der Nazis lag gerade nicht in erster 

Linie auf wirtschaftlicher Ebene, wiewohl „arische“ Geschäftsleute an der Schädigung ihrer 

Konkurrenz durchaus interessiert waren. Sie stellte vielmehr einen Erpressungsversuch wider 

das Ausland dar, denn die deutschen Juden wurden, und das erklärtermaßen, gleichsam in eine 

Geiselhaft dafür genommen, dass jenseits der deutschen Grenzen über das Wüten der Gewalt 

im Reich berichtet wurde. Und dass die Juden nach Auffassung des Kardinals zu „einem uns in 

kirchlicher Hinsicht nicht nahestehenden Interessentenkreis“ gehörten, bezeugte das Fortleben 

des Antijudaismus und in diesem Kontext eine eigene Interpretation biblischer Gebote und ließ 

angesichts der absehbaren Eskalation der Judenverfolgungen Schlimmes ahnen. 

Nein, es konnte bei Neuhäuslers Bild von den Beziehungen der katholischen Kirche und dem 

faschistischen Regime zueinander nicht bleiben. Die Tatsachen, die der Beschönigung entge-

genstanden, waren zu hart. Aber es dauerte. Den publizistischen point of no return gab erst Rolf 

Hochhuths Drama „Der Stellvertreter“. Es wurde am 20. Februar 1963 in Berlin (West) im 

Theaterhaus der Freien Volksbühne unter Regie Erwin Piscators uraufgeführt und löste, wie 

nicht anders zu erwarten, augenblicklich eine Kontroverse aus, die sich ähnlich zu keinem zwei-

ten Schauspiel entwickelte, dessen Handlung in die Geschichte des deutschen Faschismus führt. 

Ein Jahr darauf erschien Guenter Lewys quellenkritische Analyse „Die Katholische Kirche und 

das Dritte Reich“ als Übersetzung aus dem Amerikanischen, ein Werk, das bis heute seines-

gleichen, nicht nur für die Katholische Kirche sucht. [Erschienen bei Piper, Lektüre ist unver-

zichtbar für jede Auseinandersetzung mit der Rolle der katholischen Kirche in „Nazi-Ger-

many“.] 

Die Kontroverse um die Rolle der katholischen Kirche im Faschismus, nicht nur in Deutschland 

und Italien, sondern auch in den okkupierten Ländern und den mit den „Achsenmächten“ ver-

bündeten Staaten hält indessen an. Sie hat sich längst internationalisiert. Die in der Kirche do-

minierenden Kräfte sind weiter daran interessiert, die Institution als Zentrum des Widerstands 

und als Gegenstand andauernder schwerer Verfolgungen darzustellen. Ihre Methode besteht 

darin, den Teil für das Ganze, das Verhalten der Minderheit für das der Mehrheit auszugeben. 
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So ist vielfach auf anderen Feldern auch vorgegangen worden. In der Bundesrepublik haben 

sich die beschönigenden Bilder von der deutschen Wehrmacht am längsten erhalten. Erbittert 

wurden sie gegen die Tatsachen verteidigt. Erst 1995 hat eine Ausstellung sie erledigt und das 

gründlich. 

Die Auseinandersetzungen über die Rolle der katholischen Kirche sind, nachdem auch die deut-

schen Regierungsorgane Ministerium für Ministerium entschleiert und die braunen Kerne bloß-

gelegt wurden, die letzten, die eine Institution von vergleichbarem Gewicht betreffen. Nicht, 

das fehlende Quellen die Urteile behindern würden, obwohl der Vatikan den Zugang zur archi-

valischen Hinterlassenschaft nicht gerade weit geöffnet hat. Schließlich geschah, was die Kir-

che tat und unterließ, am helllichten Tage. 
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Auf der Schwelle 

Da ist sie alle Jahre wieder. Die Doppelfrage, die sich unvermeidlich am letzten Dezembertag 

in den ohnehin etwas unregelmäßigen Tagesablauf drängt: Was hat uns das alte Jahr gebracht, 

was das Neue bescheren? Teil eins lässt sich bei einiger Anstrengung des Gedächtnisses und 

einigem Aufwand an analytischer Kraft meist zufriedenstellend beantworten. Mit dem zweiten 

ist es so eine Sache. Manches möchte man, und anderes lieber nicht wissen. Völlig ahnungslos 

geht niemand über die Jahressschwelle. Doch manches Gedankengepäck möchte man lieber gar 

nicht mitnehmen ... 

Verlässt man den Kleinkreis von Familie und Freunden und richtet den Blick aufs Große und 

Ganze, wird es mitunter schon vorab ärgerlich. Da ist zum Beispiel die Sache mit den bevorste-

henden Jahrestagen, denen sich nicht entkommen lässt, will man nicht völlig auf das Lesen von 

Zeitungen oder das Hören gesprochener Nachrichten verzichten. 2013? Da hat vor zweihundert 

Jahren doch an drei Oktobertagen auf sächsischem Boden die Völkerschlacht stattgefunden. 

Das werden sich die Stadtväter zu Leipzig im Verein mit Hotelbesitzern, Gaststätteneignern 

und Museumsleitern nicht entgehen lassen. Die einen getrieben von Geschichtsbewusstsein, die 

anderen vom Blick in ihre Kassen. 

Der Gipfel der Feierlichkeiten soll erreicht sein, wenn das kriegerische Gemetzel am histori-

schen Ort möglichst realitätsnah aufgeführt werden wird. An Darstellern wird es nicht fehlen 

und generalgeprobt wurde schon 2012. Da kamen sie noch nicht aus aller Welt, aber unter an-

derem auch aus dem benachbarten Frankreich und Polen, historisch echt kostümiert, bewaffnet 

mit Säbeln, Gewehren und Kanonen und spielten mit Platzpatronen Krieg. Warum sie das täten, 

wurden sie von einer neugierigen Fernsehjournalistin gefragt. Und polnisch und französisch 

lauteten die Antworten übereinstimmend, weil sie so froh darüber seien, dass sie in einem Eu-

ropa lebten, das keine Kriege mehr kennt und fürchten müsse. Und diese Freude drücken sie 

auf ihre Weise aus. Sie schmeißen sich, der Regie folgend, tödlich getroffen auf die sächsische 

Erde und sind eben – glücklich. Beim Gedanken an diese Zeitgenossen werden sich die Erwar-

tungen an 2013, jedenfalls was Fortschritte auf dem weiten Feld der Aufklärung und Kultur 

anlangt, nicht eben hochschrauben lassen. 

Nur im Reich der Wohlgefühle soll sich das Programm der Leipziger Tage aber nicht erschöp-

fen. Es wird auch eine von Fachleuten gefertigte Ausstellung und eine wissenschaftliche Kon-

ferenz geben. Da lauern im übertragenen Sinne größere Gefahren als bei der Schlachtspielerei. 

Denn es kommt die Rede unvermeidlich, wollen sich die Veranstalter nicht des Vorwurfs der 

„weißen Flecken“ aussetzen, auf die Rolle der Sachsen in jenem Befreiungskrieg und die lag, 

wörtlich benotet, zwischen vorwiegend bis teilweise schändlich. Der sächsische König hielt zu 

Zeiten der später sogenannten Völkerschlacht noch immer an der Seite Napoleons aus, was ihm 

dann eine Gefangenschaft eintrug, die er jedoch standesgemäß in jenem Schloss verbringen 

durfte, das nicht nur Berliner von ihrem Besuchen im Tierpark gut kennen. Seiner Hoheit Trup-

pen kämpften bei Leipzig tatsächlich noch mit den anderen des Franzosenkaisers. Manche 

Sachsen liefen dann im Verlauf des Geschehens über und drehten ihr Gewehr gegen jene um, 

die ihnen eben noch als Bundesgenossen gegolten haben mochten. 

Jedenfalls ist der Hergang wie manches andere in Sachsens Geschichte während des 19. Jahr-

hunderts rühmlich nicht zu nennen. Jedoch: Gäbe das große Erinnerungsfest nicht Gelegenheit, 

beispielsweise einem in der Vergangenheitsbewältigung erprobten Mitglied der Landesregie-

rung, am besten dem Ministerpräsidenten, sich für das einstige – urteilen wir nicht zu scharf 

und sagen wir – Fehlverhalten zu entschuldigen und damit die leidige Sache ein für alle Mal 

hinter sich zu bringen? Ob es dazu kommen wird, das gehört zu jenem Paket von Unwissen, 

das wir in das Jahr 2013 mitnehmen. Gleiches gilt für die Frage, wieweit die aus dem geschicht-

lichen Jahr zu gewinnenden bleibenden Lehren in Erinnerung gerufen werden. Zu ihnen zählt, 

dass das Volk, das die Befreiung vom Besatzungsjoch sich erkämpfte, um die Einhaltung der 
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Versprechen betrogen wurde, die ihm die Herrschenden gemacht hatten. In den drastischen 

Worten eines Zeitgenossen lautete eine der Warnungen: Du sollst Dich nicht wieder bescheißen 

lassen. 
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Aus den Innereien der Historikerzunft 

Beobachtungen auf einer Konferenz in Jena 

Wer zu einem Geschichtsbuch greift, sei er eine Fachfrau oder ein Laienmann, mag sich vor 

oder nach dem Lesen eine Fragenreihe stellen: Was bringt der Text über das untersuchte Ereignis 

oder die durchforschte Persönlichkeit an Neuem? Wie verhält er sich zu voraufgegangenen Dar-

stellungen? Welche Fragen sind offengelassen oder erkennbar umgangen? Was bleibt in Er-

mangelung von Quellen und Zeugnissen womöglich dauernd im Dunklen? Die Frage, ob es 

zwischen der Lebenserfahrung des Autors und dem von ihm Gefundenen und Niedergeschrie-

benen eine eigene Beziehung gibt, dürfte sich da nicht anschließen. Hingegen: eine historiogra-

phisch orientierte Arbeitsgruppe im Umfeld des Jenaer Universitätsinstituts für Geschichte hat 

sich seit drei Jahren die Untersuchung dieser denkbaren Beziehung zur Aufgabe gemacht und 

zur Erörterung ihrer Ergebnisse Kollegen zu einem mehrtägigen Symposion eingeladen. 

Nun ist ganz unbestritten, dass der Historiker forschend und schreibend nicht aus seiner Haut 

kann. Die Frage ist, ob Erlebnisse und Erfahrungen seines Lebens in irgendeiner Weise ein-

flussstark oder gar prägend auf seine geistige Produktion wirken, sie anregend, die Sicht schär-

fend oder auch bremsend und verzeichnend. Am Beispiel: Hat der Historiker des Bombenkrie-

ges Olaf Groehler sich selbst als Kind in einem Luftschutzkeller befunden und daran Erinne-

rungen besessen oder hat ihm seine Mutter davon nur erzählt und war das für seine Sicht auf 

sein Thema von irgendeiner Bedeutung? Überzeugend konnten solche Einflüsse nicht nachge-

wiesen werden und von denen, die sich da auffinden lassen, ist zu fragen, welches Gewicht sie 

gegenüber anderen Faktoren besitzen, also etwa gegenüber dem sogenannten Zeitgeist, den 

Wirkungen, die von Gesellschaft, Staat und seiner aktuellen Umgebung auf den Forschenden 

wirken. Außer der Ermutigung, welche die Jenaer Forscher und ihre Mitstreiter aus dem be-

zeugten Interesse ihrer Zunftkollegen mitzunehmen vermochten, wurde ihnen mehrfach eine 

Warntafel gezeigt. Aufschrift: Kurzschlüsse vermeiden, was besagt, die eigene Forschungsper-

spektive ins richtige Verhältnis zu den anderen, in der Geschichte der Geschichtsschreibung 

bewährten zu setzen. 

Zu den Verdiensten der Forscher um Christina Morina und Franka Maubach gehört auch, dass 

sie ihre Fragen an Forscher, die mit der Geschichte seit dem Beginn des 1. Weltkrieges befasst 

sind, an die seinerzeit in den beiden deutschen Staaten Arbeitenden richten. So fielen, wo wäre 

das vordem in den letzten Jahren geschehen, Namen von DDR-Forschern in langer Reihe, Tote 

und Lebende: Walter Bartel, Rudi Goguel, Helmut Eschwege, Jürgen Kuczynski, Helga Schulz, 

Hans Schleier, Fritz Klein, Willibald Gutsche, Joachim Petzold, Wolfgang Ruge, Dietrich Eich-

holtz, Manfred Weißbecker, Rolf Badstübner, Jörn Schütrumpf und mit ihnen die Titel von 

Arbeiten und Hinterlassenschaften. Dabei war wieder wie meist mehr von den Bedingungen 

ihres Forschens die Rede als von dessen Ergebnissen. Gut Ding will Weile haben, das heißt in 

diesem Falle, es dürfte noch dauern, bis danach gefragt wird, worin der Beitrag dieser ostdeut-

schen Fachleute zur Historiographie, namentlich der deutschen Geschichte, bestand. Vorerst 

wird konstatiert, dass sich zu Zeiten, namentlich in den achtziger Jahren, mit manchen von ihnen 

produktiv diskutieren ließ. Auch Verdienste einzelner, so auf dem Feld sozialwissenschaftlicher 

Untersuchungen, wurden erwähnt. 

Mehrfach kamen Berichte und Debatten auf die deutsch-deutschen Historikergespräche in den 

Jahrzehnten der Zweistaatlichkeit, deren Antriebe, sie regierendes Interesse und auch auf ei-

nander vermittelte Denkanstöße, vor allem aber doch auf Kontroversen, die bei Treffen in Sel-

lin, Reinhardtsbrunn, Hannover und Bonn und anderen Orten ausgetragen wurden. Schade, dass 

letztere allzu zeitgeschichtlich und ideologisch-politisch bedingt gesehen wurden, während sie 

eine spezielle Etappe in den nie unterbrochenen Auseinandersetzungen über Kernfragen deut-

scher Geschichte (Ursachen der Weltkriege, Bedingungen des Sieges des Faschismus u. a.) wa-

ren, die ungleich älteren Ursprungs sind und schon geführt wurden, als die Ereignisse von 1914 
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und 1933 sich erst anbahnten. Kontroversen zudem, die doch durch das Ende der DDR und 

ihrer Geschichtswissenschaft nicht erledigt wurden, sondern in überlieferter oder gewandelter 

Form bis heute andauern, wovon eben die Äußerungen zum 80. Jahrestag des unheilvollen 30. 

Januar 1933 zeugen. 

Von dieser höheren Warte wird wohl erst die neue Generation von Historikern, die eine aktive 

Mehrheit der Teilnehmer des Symposions stellte, das Geschichtsfeld betrachten. Sie hat an dem 

als „Erneuerung“ der ostdeutschen Historiographie bezeichneten, mit der rechtfertigenden Lüge 

vom „Elitentausch“ eingenebelten Prozess nicht teilgenommen. Für dessen Resultat wollte kein 

Anwesender (Helga Grebing, Wolfgang Schieder, Christoph Kleßmann, Lutz Niethammer, 

heute sämtlich emeritiert) die in der Bundesrepublik in ihren alten Grenzen zu den etablierten 

Historikern gehörten, in Anspruch genommen werden. Ebenso wenig die zu unterschiedlicher 

Zeit in den Osten Nachrückenden (Martin Sabrow, Norbert Frei). Niethammer sprach von einer 

„Inquisitionsphase“ der 1990 einsetzenden Liquidierung der Institutionen der DDR-Geschichts-

wissenschaft und der doppelten Freisetzung der Masse ihrer Mitarbeiter. Kurios wirkte, dass – 

gewiss absichtslos – der Eindruck entstand, als sei der Verlauf von Abwicklung und anderen 

Liquidierungsformen von Historikern allein und in Abhängigkeit von deren Kenntnissen, Inte-

ressen und ihrer antikommunistischen Gesinnung bestimmt worden, als habe es einen Staat mit 

Zielsetzungen, Strategien und Taktiken, und in ihm Minister, Staatsekretär und Senatoren, die 

sich der Aufgabe widmeten, nicht gegeben. Das wird keine Dauererscheinung bleiben und der 

Staat auch in den Teil deutscher Geschichte zurückgeholt werden. Gewiss unbeabsichtigt lebte 

auch die Beschönigung von Vergangenem auf der Jenaer Teilnehmerliste fort, auf der die beiden 

Hochschullehrer, die aus DDR-Zeit da aufgeführt waren, als „emeritiert“ figurierten, während 

gekündigt richtig gewesen wäre. 
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Das Volk folgt. Der deutsche Faschismus und die Massen 

„... Das ist Deutschlands Glück!“ Diese vier Worte entstammen einer Rede Hitlers, die er auf 

dem Reichsparteitag in Nürnberg am 13. September 1936 vor zum Appell angetretenen Ge-

treuen hielt: „Das ist das Wunder unserer Zeit, dass ihr mich gefunden habt, dass ihr mich ge-

funden habt unter so vielen Millionen! Und dass ich euch gefunden habe, das ist Deutschlands 

Glück!“ Schwer denkbar, dass ein Oberhaupt eines anderen Staates so geredet haben würde. 

Doch die, an die sich diese Ansprache richtete, waren darauf vorbereitet, solchen Wunderglau-

ben zu verinnerlichen. Immer wieder war ihnen der Aufstieg der NSDAP seit ihren Anfängen 

nach dem Ersten Weltkrieg als Wunder dargestellt worden, ermöglicht durch den unwandelba-

ren Glauben eines Mannes an sich selbst und an sein Volk, dessen, der da von der Höhe einer 

Tribüne zu ihnen herab sprach. 

Nun war die Ersetzung nüchterner Geschichtsanalyse und -betrachtung durch verklärend irrati-

onale Schilderungen auch keine Erfindung Hitlers. Millionen glaubten an Wunder verschie-

denster Art, solche, die ihnen aus der christlichen Mythologie vertraut waren, andere, die ihnen 

im Alltag vermeintlich begegneten, wie die heilsame Wendung einer Krankengeschichte, und 

eben an jene, die sich in der Geschichte zugetragen haben sollen und ihnen als Eingriff einer 

Schicksalsmacht erscheinen mochten. Dieser Glaube ließ sich ausbeuten, wie die Erfahrung 

vieler Generationen von Kirchenoberen zeigte, und da wieder namentlich der Glaube an das 

Jüngste Gericht. Mit dessen Drohung ließen sich Menschen disziplinieren und in einen Zustand 

der Hoffnung auch dann noch versetzen, wenn es nichts mehr zu hoffen gab. Hitler und die 

faschistischen Demagogen haben sich das zunutze gemacht und davon bis in die Stunde der 

Agonie des Regimes profitiert. Die schwedische Filmdiva Zarah Leander, die während des 

Krieges die Deutschen lange bei Laune halten half, sang ihnen passend zum Jahre 1942 vor: 

„Ich weiß, es wird einmal ein Wunder geschehen, und dann werden alle Wünsche wahr“. Das 

ließ sich auf vieles beziehen, nährte aber, als der Krieg bereits verloren war, den Glauben an 

dessen Wendung durch den Einsatz von Wunderwaffen oder den Zerfall des gegnerischen Bünd-

nisses. 

Dass sich Hitler „Deutschlands Glück“ nannte, war wohl nicht nur ein Propagandacoup. Der 

Mann glaubte selbst, er sei eine außergewöhnliche, ja einmalige historische Gestalt. Er sah sich 

mit Friedrich II. und Bismarck, die als die größten „Deutschen“ galten, die je Geschichte 

„machten“, auf einer Stufe und meinte, dass er, sie überragend, ihr Werk vollendete und krönte. 

Er hatte keine Hemmung, sein Leben auch in aller Zukunft als unübertreffliche Chance für 

Deutschland auszugeben. 1939 erklärte er höchstgestellten Militärs, dass der Krieg für 

„Deutschlands Zukunft“ noch zu seinen Lebzeiten, ja unverzüglich geführt werden müsse, so-

lange er wie jetzt im Vollbesitz seiner überragenden geistigen und physischen Kräfte sei. 

Größenwahn beherrschte Hitler schon, als er am 30. Januar 1933 in die Reichskanzlei einzog. 

Bis dahin war er in der NSDAP deren unumstrittener Führer geworden. Auf diese Rolle hatte 

er sich bis zum Frühjahr 1932 beschränkt. Dazu gehörte, dass er ein Abgeordnetenmandat des 

Reichstages mied, sich dessen bewusst, dass die dann unvermeidliche Redeschlacht im Parla-

ment ihm nicht jene Auftritte bot, die er suchen sollte. Seine Bühne war das von SA umstellte 

und bewachte Rednerpult in einem Riesensaal oder unter freiem Himmel. Dort erschien er in 

der SA-Uniform, im „schlichten Braunhemd“, Reithose, Stiefel, sich so in seinem Äußeren in 

die Gefolgschaft einreihend. Nun als Reichskanzler wechselte sein Aufzug bei Staatsakten und 

auf diplomatischem Feld, ohne die Erscheinung zu vernachlässigen, an die seine Parteigenossen 

und SA-Leute gewöhnt waren und in der er sich von ihnen kaum unterschied. 

Mehr noch: Militärisch gekleidet stach er von allen seinen Vorgängern ab. Die waren, ein-

schließlich des letzten, des einstigen kaiserlichen Generals Kurt von Schleicher, nicht anders 

wie ein Fabrik- oder Bankdirektor im bürgerlichen Geschäftslook dahergekommen. Er, der „na-

tionalsozialistische Revolutionär“ und „Erneuerer Deutschlands“, der sie alle doch verachtete 
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und als Versager verunglimpfte, wollte mit ihnen nicht in eine Reihe gestellt werden können. 

Auf den Reichstagswahlplakaten der NSDAP des 5. März 1933 schauten die Passanten in die 

Gesichter des Preußenkönigs, des Eisernen Kanzlers und des Österreichers Hitler, zudem auf 

den Weltkriegsgefreiten von einst neben dem in Feldmarschallsuniform abgebildeten Paul von 

Hindenburg. Als der 1934 starb, erklärte sich Hitler, ohne den aus Republikzeit stammenden 

Titel des Reichspräsidenten zu übernehmen, zwar zu dessen Nachfolger, wozu er ein Placet des 

faschistischen Reichstages einholen ließ, bevorzugte aber den Titel „Führer und Reichskanz-

ler“, was seine Stellung und sein Ansehen weiter heraushob. 

Kult um Hitler 

Das bildete erst den Auftakt des Hitler-Kultes, mit dem Deutschland 1933 augenblicklich über-

zogen wurde. Er besaß seine Vorgeschichte in ähnlichen Erscheinungen vor allem aus dem 

sogenannten zweiten deutschen Kaiserreich. Da richtete sich die von allem geschichtlichen Bo-

den abhebende Verehrung jedoch jeweils nach ihrem Tode – auf Kaiser Wilhelm, dem mächtige 

Denkmalsanlagen errichtet, und auf Bismarck, dem Türme erbaut wurden. Doch wurde schon 

im ersten Jahre von Hitlers Kanzlerschaft auf diesem Feld alles in den Schatten gestellt, was 

bis dahin in Deutschland geschehen war. Es begann im ganzen Lande die Taufe von Straßen 

und Plätzen, von Sportstadien und „Kampfbahnen“ auf seinen Namen, wofür jeweils die reprä-

sentativsten oder größten ausgewählt wurden. Ausgenommen davon blieben Schiffsriesen und 

Großflugzeuge, eingedenk von Untergängen, Abstürzen und anderen Katastrophen, wie spek-

takulär im Mai 1937 das Ende des Luftschiffes „Hindenburg“ demonstrierte. Die „Hitler“ un-

tergegangen oder abgestürzt, derlei Meldung sollte ausgeschlossen werden. 

Ungezählt die Städte und Gemeinden, deren Gemeinderäte, 1933 einsetzend, Hitler zu ihrem 

Ehrenbürger erklärten. Jeder dieser Schritte erforderte seine Genehmigung, und die wurde er-

teilt. Ebenso für die Benutzung seines Namens zum Taufpaten verschiedenster Initiativen und 

Unternehmen. 1933 riefen führende deutsche Großkapitalisten ein System regelmäßiger Zah-

lungen zugunsten der NSDAP ins Leben, das sie „Adolf-Hitler-Spende“ nannten und über deren 

Millionenbeträge der Namensgeber entschied. Als für „notleidende Parteigenossen“ ein Fonds 

gebildet wurde, gab man ihm den Namen „Adolf-Hitler-Dank“. Die für die Bewachung der 

Reichskanzlei und anderer Sitze Hitlers formierte SS-Formation hieß „Leibstandarte Adolf Hit-

ler“. Die Jugendorganisation der NSDAP, für die ein Reichsgesetz 1939 die Pflichtmitglied-

schaft für alle Kinder und Jugendlichen beiderlei Geschlechts zwischen dem 10. und 18. Le-

bensjahr bestimmte, war die „Hitler-Jugend“ (HJ). 

Hitler-Bilder, Fotografien, allüberall. Selbstverständlich in den Dienststellen von Organisatio-

nen der NSDAP und des Staates, aber auch jeder stramme Nazi hatte sein Bild im Wohn- oder 

Arbeitszimmer. Bei verschiedensten Anlässen schaute sein Konterfei von Plakaten an Litfaß-

säulen. Der „Führer“ als Büste in Bronze oder Porzellan in Formaten für Schreibtisch oder Vit-

rine, als Spielfigur für Kinder, selbstverständlich auf allen Dauerbriefmarken und Postkarten. 

An seinen Geburtstagen zierte sein Bild die Schaufenster von Kleinhandelsgeschäften, um-

rahmt, je nach Geschmack, von Blumen, Pflanzen, Girlanden, Sprüchen und anderem Schmuck. 

Das mochte vielfach auf sanften Druck von Nazifunktionären zurückgehen, entsprang aber 

ebenso der Initiative Zehntausender kleiner Parteigenossen, der Inhaber von Lebensmittelge-

schäften, Gaststätten, Kneipen und Handwerksbetrieben. Manche standen vielleicht vor der 

Frage, wie diese Ausstellung sich neben ihrem Angebot an Käse und Blutwurst ausnahm. 

Ganz zu schweigen von der Schwemme ihn verherrlichender Literatur. In Schulbüchern domi-

nierten rührselige Geschichten aus seiner Kindheit und Jugend als Lesestoffe, Nachdrucke aus 

„Mein Kampf“. Das Geschäft mit Hitler blühte in so bedenkenlosem Übermaß, dass Goebbels 

schon 1933 gegen den schlimmsten Kitsch einschreiten ließ. Doch konnte man sich noch immer 

den „Führer“ aus Sperrholz nach einer käuflichen Schablone zurechtsägen und das Produkt an 
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die Wand hängen, neben den auf gleiche Weise herzustellenden „Eisernen Kanzler“ und dem 

großen König. 

Dass Hitler der alle Mitführer überragende Mann war, machten sie im öffentlichen Umgang mit 

ihm deutlich. Auch für sie war er, so die gebräuchliche Anrede, „Mein Führer“ geworden und 

wohl vordem schon nie „der Adolf“ gewesen. Selten die Bilder, die ihn mit Hermann Göring, 

Heinrich Himmler und anderen in vertrautem Gespräch zeigen. Massenhaft die anderen, die 

einfangen, wie vor ihm strammgestanden, ihm „gemeldet“, ihm bei Besichtigungen und Para-

den nur in gehörigem Abstand gefolgt wurde. Ließ es sich arrangieren, standen selbst engste 

Weggefährten mit ihm nicht auf einem Podest, marschierten mit ihm nicht in einer Reihe, aus-

genommen beim traditionellen Marsch zur Feldherrnhalle in München, wenn es darum ging, 

die Kameraderie von 1923 herauszustellen. 

Neben und mit dieser Reklame in Wort, Bild und Gesten blühte eine andere. Was sich in 

Deutschland zum Besseren wandelte oder als solches ausgegeben werden konnte, ließ die Pro-

paganda seinen Ursprung in Hitlers genialem Kopf nehmen und war durch seine Willenskräfte 

auf den Weg gebracht worden. Das begann 1933 mit den Reichsautobahnen, die zu „Straßen 

des Führers“ erklärt wurden. Gebeugt über Zeichnungen und Modelle von Architekten, sinnend 

vor Entwürfen von Denkmälern, andächtig und kritisch in Gemäldeausstellungen, fachmän-

nisch urteilend vor Autos und anderen Maschinen. So wurde Hitler auf Fotos und in Filmen den 

Massen vorgeführt. Er war nicht nur ein Politiker, ein Kunstmensch, sondern auch ein Natur-

liebhaber und Tierfreund dazu. „Hitler in seinen Bergen“ hieß eines der Fotoalben, das Bilder 

des Leibfotografen Heinrich Hoffmann versammelte. Aus allen Menschen herausragend und 

doch mit seinen Vorlieben und Bedürfnissen einer von ihnen. Einerseits dem Volke entrückt, 

andererseits ihm doch ganz nahe, das war die Mischung, die Verehrung und Liebe hervorrief. 

Liebesbriefe an den „Führer“ 

Dieser Führer wollte und sollte bewundert, aber auch geliebt werden, und die Zeugnisse, die es 

davon gibt, dass ihm dieses Gefühl entgegengebracht wurde, waren nicht gestellt. Dafür stehen 

Liebesbriefe, die ihm Frauen schrieben, die wollenen Strümpfe und ähnliche Geschenke, die 

ihm an Geburtstagen per Post zugingen. Derlei Verehrerinnen und um sein Wohl Besorgte mö-

gen in die Kategorie des Absonderlichen gehören. Aber die ihm zujubelnden Massen an Stra-

ßenrändern bei seiner Einfahrt in Städte, die nach ihm rufenden Berlin-Besucher auf dem Wil-

helmplatz vor der Reichskanzlei, die verzückten Wanderer zum Obersalzberg bei Berchtesga-

den, die an Hitlers Nobelsitz vorbeiziehen durften und sich glücklich fühlten, wenn der Haus-

herr sie an dessen Rande grüßte, die Massen von Bauern, die zum Reichserntedankfest auf den 

Bückeberg bei Hameln fuhren, waren nicht für Fotografen und Filmoperateure herbeibeordert, 

wiewohl die stets zur Stelle sein mussten. 

Zudem gab es zahlreiche befohlene Jubelperser. Dazu gehörten die Zehntausenden, die Jahr für 

Jahr nach Nürnberg befohlen wurden, Aktivisten der NSDAP, SA, SS und anderer Formationen 

des Faschismus. Sie füllten auch Versammlungshallen wie den Berliner Sportpalast, wenn Hitler 

redete, jedoch auch wenn Goebbels, Göring oder ein anderer seiner Mitführer sprach. Doch des 

„Führers“ Auftritte, ja sein Erscheinen übertraf alles. Und Hitler rühmte sich seiner Popularität: 

„Wo ist der Staatsmann, wo ist das Staatsoberhaupt, das so durch sein Volk gehen kann, wie ich 

durch euch hindurchgehe?“ Betrat er Hallen und Plätze, ertönte der Badenweiler Marsch, der für 

ihn reserviert war. Ihm geltende Heilrufe waren am Ende jeder seiner Reden obligatorisch. Pro-

pagandaminister Goebbels, Regisseur der Großereignisse und ein abgöttischer Verehrer Hitlers, 

setzte seinen Ehrgeiz darein, ihn überall als Lichtgestalt vorzuführen. [...] 

Kratzer am braunen Lack 

Dann jedoch, etwa in den letzten 100 Tagen des Regimes, zerrann das Bild des Wundertäters. 

Dazu trugen vor allem die ins Reichsinnere vordringenden Alliierten bei. Zudem war es seit 

langem nicht mehr unbeschädigt. Erste Kratzer waren auf ihm im hereinbrechenden Winter 
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1941 zu bemerken gewesen, als die Hoffnung auf einen zweiten „Blitzkrieg“ im Osten zerrann. 

Die waren jedoch noch nicht tief. Als Reparaturlack reichte damals die Schuldzuschreibung an 

einige Generale. Erst als an der Jahreswende 1942/43 das Debakel von Stalingrad ruchbar und 

Gewissheit wurde, dass Hitler den Rückzug der 6. Armee verboten hatte, sodann, als er sich in 

öffentlicher Rede immer weniger hören ließ, weil er frohe Botschaften nicht zu verkünden hatte, 

setzte in der Bevölkerung allmählich eine lautarme innere Verabschiedung vom Hitler-Kult ein. 

Der Sicherheitsdienst hatte diesen Prozess insbesondere in von Luftangriffen betroffenen Städ-

ten registriert, in denen kaum noch jemand den Hitlergruß erwiderte. 

In der Bevölkerung kursierten, wiewohl darauf strenge Strafen standen, unter der Hand Witze 

über den „Führer“. So wurde gesagt, dass die Sonne im Westen, der Führer aber im Osten un-

tergehen werde. Oder es wurde vom Verlust eines U-Bootes berichtet, auf dem sich Hitler und 

Goebbels befunden hätten, jedoch nicht diese beiden gerettet worden wären, sondern das deut-

sche Volk. Mehrere Witze handelten davon, dass das Volk dabei sei, seine Führerbilder zu ent-

sorgen. Tatsächlich geschah das meist erst kurz vor dem Eintreffen der Alliierten. Auf dieses 

Ende hatte schon eine Umdichtung gezielt, die den zeitweilig viel gesungenen Durchhalteschla-

ger „Es geht alles vorüber“ parodierte, den ein Operettenkomponist vertont und die Lili-

Marleen-Sängerin Lale Andersen 1942 populär gemacht hatte. Nun nahm die Zeile, wonach 

alles vorübergehe im Volksmund die Wendung: „... erst geht der Führer und dann die Partei“.1 

Kurzzeitig wurde der Verfall der Autorität des Führers und des Glaubens an seine übermensch-

lichen Kräfte dadurch aufgehalten, dass sich vergleichbare Hoffnungen an keine Ersatzperson 

heften konnten. Görings Ansehen hatte der Luftkrieg ruiniert. Nach dem Attentat 1944 war in 

Gerüchten nicht von ihm, sondern von Himmler und Goebbels als Nachfolger die Rede gewe-

sen. Doch wurde keinem das Format Hitlers zugemessen. Noch immer galt er als der einzige, 

mit dem sich vage, in Wahrheit absurde Vorstellungen eines glimpflichen oder, wie es seit der 

Kriegswende immer häufiger hieß, eines „guten“ Kriegsausgangs verbinden ließen. 

Nur einmal noch meldete sich der „Führer“ bei seinem Volk. Das geschah am Jahrestag der 

Parteigründung, dem 24. Februar 1945. Doch angesichts der feindlichen Armeen an Rhein und 

Oder wurden seine Versprechungen als leer erkannt und als „die alte Platte“ abgetan.2 Nun 

häuften sich Meldungen, wonach die Bevölkerung offen darüber spreche, dass der Krieg beendet 

werden müsse. Seine Fortsetzung sei „eine unnötige Verlängerung des Blutvergießens“. In ei-

nem am 10. April 1945 geschriebenen Bericht hieß es über die Stimmung in Berlin: „Alles in 

allem hat man die Hoffnung auf einen irgendwie noch guten Ausgang des Krieges verloren. 

Und so hört man auch immer öfter, daß Schluß gemacht werden solle“.3 

Jedoch nur in der Anonymität dunkler Kinosäle wurde erkennbar, wie verbreitet diese Stim-

mung war. Als in einer „Wochenschau“ Bilder und Ausschnitte aus einer Rede zu sehen und zu 

hören waren, die Goebbels nach der Rückeroberung der niederschlesischen Stadt Lauban am 

11. März in Görlitz gehalten hatte und in der er von der „kommenden Offensive“ sprach, brach 

in Berliner Filmtheatern „stets ein großes Hohngelächter aus“.4 

Die obersten Führer riefen schließlich das Volk zum heldischen Untergang à la Nibelungen. 

Goebbels malte am 28. Februar 1945 in einer Rundfunkansprache das Bild, „daß auch von uns 

einst die Sage berichten kann, die Toten hätten nach den Tagen der heißen Schlacht in den 

dunklen drohenden Nächten in den Lüften weitergekämpft“.5 Schwer denkbar, dass sich für 

 
1  Heinz Boberach (Hg.): Meldungen aus dem Reich. Die geheimen Lageberichte des Sicherheitsdienstes 

der SS 1938-1945, 17 Bde., Herrsching 1984, hier: Bd. 13, 5. April 1943, S. 5064. 
2  Meldungen aus dem Reich, a. a. O., Bd. 17, S. 6733 f. 
3  Wolfram Wette/Ricarda Bremer/Detlef Vogel (Hg.): Das letzte halbe Jahr. Stimmungsberichte der Wehr-

machtpropaganda, Essen 2001, S. 334 und 337. 
4  Ebd., S. 355. 
5  Wolfram Wette/Ricarda Bremer/Detlef Vogel (Hg.): Das letzte halbe Jahr. Stimmungsberichte der Wehr-

machtpropaganda, Essen 2001, S. 334 und 337. 
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dieses Ende Menschen begeistern konnten, sofern sie sich nicht vor der Wahl sahen, den Tod 

durch eine Kugel oder eine Granate zu suchen oder nach dem Gericht der Sieger am Galgen zu 

enden. Während Hitler in seinem in den Bunker der Berliner Reichskanzlei verlegten Haupt-

quartier nach wie vor von bunt uniformierten und zivil gekleideten Hofschranzen umgeben war, 

spürten untere und mittlere Funktionäre der NSDAP bereits deutlich, dass ihre Umgebung zu 

ihnen Distanz nahm. Und „von oben“ wurden sie ohne verwertbare Instruktionen gelassen. 

Dann kam am 12. April 1945 die Nachricht vom Tode Franklin D. Roosevelts. Die Propaganda 

nutzte sie, um an ein Mirakel des Hauses Brandenburg im Dritten Schlesischen Krieg 1763 zu 

erinnern, als das Russland des Zaren Peter, der auf Katharina gefolgt war, aus der antifriderizi-

anischen Koalition scherte. Das sollte die Hoffnung auf einen Teilfrieden im Westen nähren. 

Doch war dieser Krieg nicht eine Auseinandersetzung feudaler Mächte, in der ein Kabinett über 

die Teilnahme auf Seiten dieses oder jenes Kriegsverbündeten entschied, sondern auf Seiten 

von Deutschlands Gegnern zu einem Volkskrieg geworden. So war die Hoffnung haltlos, das 

Bündnis der Alliierten werde beim Zusammentreffen ihrer Armeen inmitten Deutschlands aus-

einanderfallen und sich den Geschlagenen eine Art Schlupfloch der Geschichte öffnen. Danach, 

er nannte es ein „Hintertürchen“, hatte Goebbels immer häufiger geschielt und im Feindlager 

außerordentlich stark gewordene Gegensätze entdecken wollen, die „uns zu weiteren Hoffnun-

gen Anlaß geben“.6 Doch weder beim Tod des Präsidenten der USA, noch bei der Begegnung 

der Truppen der Verbündeten an der Elbe am 26. April erfüllten sich die Phantasien. Da lebten 

Millionen Deutsche bereits in Gebieten unter alliierte Kontrolle. Die letzten Verlautbarungen 

der Nazipropaganda und aus dem nach Norddeutschland geflohenen Oberkommando der Wehr-

macht mochten ihnen dort wie Nachrichten aus einem fernen Lande vorkommen. Die gingen 

sie nichts mehr an, sofern sie nicht in diesem Tag um Tag schrumpfenden, im Chaos versin-

kenden Restreich Verwandte und Freunde wussten und um deren Überleben bangten. 

Zerfallende Gefolgschaft 

Seit die Truppen der Alliierten sich nach Deutschland hineinkämpften, zerfiel die Gefolgschaft 

hinterm Hakenkreuz rasch. Die „Volksgemeinschaft“, durch die Kriegsereignisse durcheinan-

dergewirbelt, zuletzt in Resten nur noch durch Furcht, Druck, Drohung und Terror zusammen-

gezwungen, löste sich auf. Die Deutschen begannen ihre Wohnungen zu „entnazifizieren“. Spä-

testens kurz bevor die gegnerischen Truppen in ihrer Stadt oder ihrem Dorf erschienen, wurden 

belastende Urkunden, Papiere und Gegenstände wie Hitler-Bilder, NS-Uniformstücke, Haken-

kreuzfahnen, verschiedenste Zeichen und Devotionalien des in Trümmer gegangenen Regimes 

entsorgt. Ab- und Ehrenzeichen von Organisationen, Dolche, Embleme, Plaketten und Anhä-

nger des Winterhilfswerkes sowie Naziliteratur wanderten in den Müll. Allüberall wurden Ku-

lissen für die Aufführung des Stückes „Ich bin’s nicht, der Adolf ist es gewesen“ hergerichtet. 

So vollzog sich der ebenso berechnende wie verschämte Abschied von Millionen aus einer zu 

Ende gegangenen Zeit klammheimlich, individuell, familienintern und allenfalls begleitet von 

einem leisen Fluch. Dennoch drückte sich darin eine sicher begrenzte, nicht aus Überzeugung 

erwachsene Lossage von der Nazidiktatur aus. Die Parole „Sieg oder Untergang“ war von der 

übergroßen Mehrheit der Deutschen nicht akzeptiert worden. Sie dachte und glaubte an ein 

Leben nach Hitler. Ihr Überlebenswille hatte – spät genug – sich gegen die Einladung zum 

Heldensterben durchgesetzt. 

Millionen seiner Parteigänger und Verehrer sagten sich von ihrem Idol los – der Erfahrung und 

nun vor allem „der Umstände halber“. Auch die übergroße Mehrheit der Hoheitsträger der 

NSDAP ließ die noch im April 1945 ausgegebene Parole „Siegen oder fallen“ unbefolgt. Die 

Zahl der in Kämpfen umgekommenen Kreis- und Ortsgruppenleiter war gering und ebenso die 

 
6  Joseph Goebbels: Tagebücher 1945. Die letzten Aufzeichnungen. Einführung Rolf Hochhuth. Hamburg 

1977, S. 504 (8.4.1945) u. 233 (14.3.1945) 
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der NSDAP-Führer der mittleren und unteren Ebene, die in den Selbstmord flohen. Die bekann-

teren Funktionäre, und dazu gehörten die Kreisleiter, stellten sich zumeist den Siegern selbst, 

andere suchten auf plattem Lande fern ihrer Wohnsitze und ausgerüstet mit falschen Personal-

papieren unterzutauchen. 

Bevor noch der letzte Schuss fiel, wurde die Frage nach Schuld und Verantwortung aufgewor-

fen, nicht für den Weg in den Krieg, sondern für den in die Niederlage. Noch hielt sich weithin 

die Vorstellung von der Schuld der nun als unfähig angesehenen Führer auf unterer und mittlerer 

Ebene. Ihre Großspurigkeit und Arroganz, ihr Wohlleben, ihre Unfähigkeit und – am Ende – 

auch ihre Feigheit gehörten zu den Erfahrungswerten etlicher. Gegen diese Gruppe richtete sich 

der Hass vieler, hatte sie doch bis ins Frühjahr 1945 den sinnlosen Widerstand verlangt, orga-

nisiert und befehligt und alle verfolgt, welche weiße Fahnen hissen wollten. Nächst ihnen be-

trafen Kritik und Schuldzuweisung angesichts der Erlebnisse und Folgen des Bombenkrieges 

wieder und wieder die Luftwaffe und ihren Oberbefehlshaber Göring. 

Hartnäckig hielt sich die Legende vom Verrat, begangen von hohen und höchsten Militärs, der 

in die Niederlage geführt habe. Und der „Führer“? Dem Selbstmörder kam zugute, dass jede 

ihm geltende Kritik die Flugbahn eines Bumerangs nahm. Denn die sie jetzt äußern mochten, 

hatten auf ihn, seine Größe, sein Allwissen, sein Feldherrngenie, seine Unfehlbarkeit gesetzt, 

sie hatten lange seine begeisterte Gefolgschaft gebildet. Nichts vergaßen sie jedoch schneller 

als das ... 

junge Welt: Ausgabe vom 14.08.2017, Seite 12 f. 

Kurt Pätzold: Gefolgschaft hinterm Hakenkreuz. 20 Kapitel zu zwölf Jahren deutscher Geschichte. Bearbeitet von 

Manfred Weißbecker. Berlin, Verlag am Park 2017, 360 Seiten, 19,99 Euro. 
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Die Gegenrevolution 

Thesen zur Analyse des historischen Faschismus 

Mit dem Blick auf den 65. Jahrestag des militärischen Sieges über den deutschen Faschismus 

hat die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschisten Ende April 2010 

in Berlin eine geschichtspolitische Konferenz veranstaltet. In deren Verlauf kam es zu einer 

kontroversen Debatte über die Analyse des historischen Faschismus. Sie gab Anstoß für die 

Formulierung der folgenden Thesen. 

1. 

Wird in Deutschland über den Faschismus gesprochen, muss bedacht werden, dass hierzulande 

der Begriff in dreierlei Sinn gebraucht wird: Er bezeichnet – erstens – eine politische Bewe-

gung, die in Form von Parteien und weiteren Organisationen existierte. Er steht – zweitens – 

für eine spezifische reaktionäre, antiaufklärerische Ideologie. Und mit ihm wird – drittens – 

verkürzt der faschistische Staat bezeichnet. Wiewohl die Beziehung von Bewegung, Ideologie 

und Staat logisch und historisch zutage liegt, ist zwischen ihnen doch zu unterscheiden, denn 

sie sind nicht identisch. Die Kennzeichnung oder Definition des einen begreift die anderen nicht 

ein. Wird das nicht in Rechnung gestellt, lässt sich trefflich aneinander vorbeireden. 

2. 

Die politischen Bewegungen, die mit der Kennzeichnung faschistisch erfasst und von anderen 

gesondert werden, entstanden in mehreren Ländern Europas am Ende des Ersten Weltkriegs. 

Die Bewegung, die am frühesten in der Lage war, in die Staatsmacht einzudringen und sich 

dann in ihr festzusetzen, war die italienische. Das hat ihr Aufmerksamkeit verschafft, und ihre 

Verwandten in anderen Ländern haben sich am italienischen Beispiel und Vorbild orientiert – 

bis hin zu Formen des äußerlichen Hervortretens und den Ritualen. Die italienischen Faschisten 

gaben schließlich der Bewegung in anderen Ländern und deren Gesamtheit auch den Namen. 

Dabei besaß jede dieser Gruppen ihre eigenen „nationalen“ Charakteristika. Die deutsche prä-

sentierte sich unter dem Namen Nationalsozialisten. Auch im Sprachgebrauch von Publizistik, 

Politik und Gesellschaftswissenschaft wurde Faschismus zum weithin benutzten Sammelbe-

griff für die neuartige internationale Erscheinung. Damit wurde in Deutschland auch die dema-

gogische Selbstkennzeichnung vermieden, derer sich die Nazifaschisten bedienten. 

3. 

So alt wie die faschistischen Bewegungen, so alt sind die Anstrengungen, diese neue politische 

Erscheinung zu begreifen, ihre Herkunft und ihren Platz in den geschichtlichen Kämpfen der 

Staaten zu bestimmen, um sich auf diese Weise auf deren Existenz und Wirken einstellen zu 

können. Wie auf allen Erkenntniswegen gab es auch auf diesem Wege Fortschritte, Irrwege und 

Rückschläge. An den Bemühungen, Wesen, Perspektiven und Ziele dieser faschistischen Zu-

sammenschlüsse zu erfassen, waren ihre politischen Nachbarn, Konkurrenten und Rivalen 

ebenso beteiligt wie ihre strikten Gegner und Feinde. Mit der Frage: „Was sind die Faschisten 

und was wollen sie?“ befassten sich Politiker und Theoretiker. Unter den letzteren waren Mar-

xisten, Nicht- und Antimarxisten. In dieser oder jener Weise haben viele Verfechter unter-

schiedlicher Strömungen beigetragen, das nicht so große „Geheimnis“ zu enthüllen, mit dem 

sich die Faschisten in Wort und Schrift zur Tarnung ihrer eigenen Absichten umgaben. 

4. 

Energische und erfolgreiche Anstrengungen zur Analyse des Faschismus wurden naturgemäß 

vor allem in den Reihen ihrer entschiedenen Gegner, von den Arbeiterparteien und deren The-

oretikern unternommen. Zu begreifen, welcher Feind ihnen und der proletarischen Bewegung 

erwachsen war, galt zu Recht als Voraussetzung für dessen erfolgreiche Bekämpfung. In 

Deutschland haben Führer und Ideologen der Kommunistischen wie der Sozialdemokratischen 
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Partei früh beigetragen, die Partei Hitlers als eine Organisationsform der Gegenrevolution bloß-

zustellen. Als die wichtigsten Kennzeichen der faschistischen Ideologie und Politik wurden die 

Feindschaft gegen alle liberalen, demokratischen, sozialistischen und kommunistischen Bestre-

bungen hervorgehoben sowie der extreme Nationalismus und Revanchismus, der sich vor allem 

in einer hemmungslosen demagogischen Anti-Versailles-Hetze äußerte, die Kriegsstimmung 

und Kriegsbereitschaft erzeugen sollte. Zur Entlarvung der Rolle, welche die Faschisten in der 

Weimarer Republik spielten, haben auch Künstler und Schriftsteller beigetragen, so dass bis 

heute Bilder, Zeichnungen, Karikaturen, Erzählungen und Gedichte zusammen mit wissen-

schaftlicher Literatur einen Zugang zum Verständnis dieser damals neuartigen Erscheinung ge-

ben. 

5. 

Eine sich früh zeigende Schwierigkeit der Faschismusanalyse bestand darin, diese neuartige 

politische Bewegung von anderen, den älteren reaktionären Parteien und Organisationen, ihren 

nahen oder ferneren Vorläufern und Zeitgenossen, abzugrenzen und deren jeweilige Spezifik 

richtig zu erfassen. Das ist in der Arbeiterbewegung nicht durchweg gelungen, mitunter auch 

in den Reihen der Kommunisten weit verfehlt worden. Der Begriff Faschismus geriet in eine 

Art inflationären Gebrauch. Gesprochen und geschrieben wurde vom Brüning-Faschismus, 

vom Papen-Faschismus und vordem schon vom Sozialfaschismus, eine diffamierende Kenn-

zeichnung der Sozialdemokratie, so falsch, irreführend und die Fronten verkehrend wie – um-

gekehrt – die sozialdemokratische Bezeichnung von den „rotlackierten Nazis“, die den Kom-

munisten galt. In diesen Kombinationen wurde das Wort Faschist in den politischen Tages-

kämpfen zu einem Schimpfwort, zum Knüppel, geschwungen gegen Gegner und Rivalen. Die-

ser Gebrauch zeigte, dass sich das adäquate Bild von den Faschisten, die Hitler führte, in den 

Reihen der Gegner noch nicht klar abzeichnete und verfestigt hatte. 

6. 

Nachdem in Deutschland die Faschisten an die Staatsmacht gelangt waren, standen die Antifa-

schisten vor der Notwendigkeit, unter Einbeziehung der italienischen wie der deutschen Erfah-

rungen zu beschreiben, was das Spezifische dieser neuen Staatsform ausmachte und was deren 

Entstehung insbesondere, aber nicht allein für die Arbeiterbewegung bedeutete. Auch daran 

und an den sich daran knüpfenden Prognosen waren viele beteiligt. Unter diesen Analysen der 

Situation hat eine theoretisch wie praktisch eine besondere Rolle gespielt. Auf sie wird bis heute 

zustimmend, kritisch abwägend und ablehnend Bezug genommen. Das ist die in eine Definition 

geronnene Kennzeichnung des Faschismus, welche die Kommunistische Internationale in ei-

nem Beschluss vornahm, den ihr Exekutivkomitee, eines ihrer Führungsgremien, im Dezember 

1933 fasste: „Der Faschismus an der Macht ist die offene terroristische Diktatur der reaktio-

närsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapi-

tals.“ 

7. 

Die historische Bewertung dieser Definition wird häufig dadurch erschwert oder verdorben, 

dass die Tatsache übergangen wird, dass die Autoren dieser Definition ausdrücklich sagen, sie 

kennzeichnen den „Faschismus an der Macht“, d. h. in seiner Rolle als Staatsmacht. Die Aus-

sage würde anders lauten, ginge es um die knappe Kennzeichnung des Faschismus als politische 

Bewegung vor der Macht oder als Ideologie. Manche Einwände ergeben sich daraus, dass – 

zweitens – von dieser Definition verlangt wird, was Aufgabe und Sinn von Definitionen nicht 

ist. Die zielen stets auf die Hervorhebung des Wesentlichen einer Erscheinung, die aus der 

Vielfalt der Erscheinungsformen gleichsam destilliert wird. Mithin bietet jede Definition, ist 

sie treffend, den Vorzug, das Wesentliche hervorzuheben, und ist doch zugleich ärmer als die 

Theorie, deren konzentrierten Ausdruck sie bildet, wie diese wieder ärmer ist als die Wirklich-

keit. Vorwürfe, es fehle dieses oder jenes Detail in einer Definition, sind folglich abwegig. 
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8. 

Staaten waren zu allen Zeiten Formen des Überbaus einer Gesellschaft, deren Bestand und Ent-

wicklung sie mit ihren Mitteln zu sichern hatten. Übergänge von einer in eine andere Gesell-

schaft, revolutionär oder nicht, gehen notwendig mit Veränderungen von Staaten einher, die 

entweder diesem Übergang folgen oder ihm auch vorausgehen können. Die Kennzeichnung 

eines Staates verlangt also zunächst und vor allem, dass dessen Beziehung zu der Gesellschaft 

hergestellt wird, deren Überbau er darstellt. Die Faschisten, namentlich die deutschen, traten 

mit dem Anspruch an, Revolutionäre zu sein. Sie gaben vor, wären sie am Staatsruder, eine 

Gesellschaft des nationalen und sozialen Friedens (die „Volksgemeinschaft“) auf dem Wege 

einer „nationalsozialistischen Revolution“ herzustellen. Demgegenüber, und das ist der erste 

Vorzug der Definition von 1933, wurde klargestellt, dass der faschistische Staat nicht Überwin-

der, sondern Bestandteil und Stütze der bürgerlichen Gesellschaft ist und diese Rolle in einem 

geschichtlichen Moment übernommen hat, da der Kapitalismus, der das imperialistische Sta-

dium erreicht hatte, sich in einer Krise befand. Es ist die Bloßstellung dieses Zusammenhangs, 

die der Definition bis heute ihre Befeindung durch alle einträgt, die diese Einordnung des Fa-

schismus an der Macht als mögliche und verwirklichte Staatsform der bürgerlichen Gesellschaft 

nicht wahrhaben wollen. 

9. 

Manche Theoretiker haben diese richtige Einstufung dadurch verballhornt, dass sie den faschis-

tischen Staat gleichsam als die höchste und ideale Staatsform bürgerlicher Herrschaft ansahen, 

der bürgerliche Gesellschaften gesetzmäßig zustreben würden. Diese Auffassung hat dazu ge-

führt, hinter allen möglichen Veränderungen bürgerlicher Herrschaftsverhältnisse faschistische 

Tendenzen zu wittern oder zu diagnostizieren. In Wahrheit aber kann bürgerliche Herrschaft 

unter voneinander sehr verschiedenen staatspolitischen Verhältnissen stabil sein und bleiben, 

wie die Geschichte beweist – unter denen der konstitutionellen Monarchie wie denen der par-

lamentarischen oder präsidialen Republik, denen der Militärdiktatur und auch anderen autokra-

tischen Systemen. Der faschistische Staat bildet mithin keinen Idealtypus. Er ist eine Herr-

schaftsalternative, die bürgerlichen zivilen und militärischen Eliten als brauchbar und geeignet 

erscheint, wenn sie – erstens – ihre Macht dadurch besser gesichert sehen als mit den bisher 

praktizierten herkömmlichen Mitteln und Methoden oder – zweitens – ihre Pläne für die Zu-

kunft auf diese Weise zu verwirklichen hoffen. Beides war der „Fall“ des 30. Januar 1933. 

10. 

Die Installierung des Faschismus in die Staatsmacht ist für die herrschenden Kreise einer bür-

gerlichen Gesellschaft, Bankiers, Industrielle, große Landbesitzer, Militärs u. a., nicht ohne Ri-

siko. Das ist ein doppeltes. Das momentane besteht darin, dass der Widerstand starker demokra-

tischer und sozialistischer Kräfte gegen diesen Wandel statt der gewollten Machtstabilisierung 

deren Erschütterung bewirken kann. Und das chronische ergibt sich aus der Tatsache, dass die 

neue faschistische Staatselite, wenn sie verbraucht ist und versagt, weniger leicht verabschiedet 

werden kann, als das mit einer Politikergruppe in parlamentarischen Zuständen möglich ist. Die 

konzentrierte diktatorische Gewalt derer, die am Staatsruder stehen, kann dann gegen die In-

stallateure und Profiteure dieser Macht schlagen. Die kommen in die Situation des Zauberlehr-

lings, der die Geister nicht mehr bannen kann, die er rief. Ein Teil der deutschen Herrschaftselite 

erfuhr das am 20. Juli 1944. Auch diese Erfahrung hat beigetragen, andere Herrschaftssiche-

rungen zu bevorzugen als die faschistische, zumal sich dafür geeignete Instrumente haben fin-

den lassen. 

11. 

Die Faschismusdefinition des Jahres 1933 hat Autoren, die namentlich nicht bekannt sind. Ge-

orgi Dimitroff, der sich Ende 1933 in Leipzig in der Gewalt der Faschisten befand, gehört nicht 
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dazu. Er hat indessen durch seine Rede auf dem VII. Weltkongress der Kommunistischen In-

ternationale zwei Jahre später, als die Definition in seinem Bericht zitiert wurde, zu deren Au-

torität und Verbreitung beigetragen. So ist die Bezeichnung Dimitroff-Definition (abwertend: 

Dimitroff-Formel) zustande gekommen. Wer sich in dieser Rede und anderen, die 1935 auf 

dem denkwürdigen Kongress gehalten wurden, namentlich in der von Palmiro Togliatti, infor-

miert, erkennt leicht, dass die Reduzierung der marxistischen Beurteilung des Faschismus auf 

diese Definition im Mindestfall unzulässig ist oder eine absichtliche Verfälschung darstellt. 

12. 

Die Definition von 1933 ist, wie alle vergleichbaren, ein Kind ihrer Zeit. Ihr sind die deutschen 

Erfahrungen des zu Ende gehenden Jahres 1933 abzulesen. Die Charakterisierung des Faschis-

mus an der Macht als offene terroristische Diktatur bezog sich sowohl auf das errichtete System 

der Konzentrationslager als auch auf die Rolle der Gerichte, die sich mit Todesurteilen und – 

das Reichsgericht mit dem Prozess gegen Dimitroff und Genossen – als Instrumente des Terrors 

erwiesen hatten. Opfer dieser Methode der öffentlichen Gewaltanwendung waren früh auch 

deutsche Juden geworden. Dass sich das Regime später zeitweilig gesittetere Formen der An-

wendung der Staatsgewalt aufzuschminken suchte, hat nichts daran geändert, dass es nie auf die 

groben, durch kein Gesetz begrenzten Methoden der Niederhaltung von Gegnern verzichtet hat. 

Im Kriege hat dieser Terror Formen und ein Ausmaß angenommen, die alle geschichtlichen 

Vorbilder weit übertrafen. 

13. 

Die Definition des Jahres 1933 war zugleich dazu bestimmt, sich von anderen Faschismusdeu-

tungen und -analysen abzugrenzen, namentlich von jener, die in dieser Staatsgewalt ein Instru-

ment kleinbürgerlicher Kreise zu erkennen glaubte. Im Widerspruch dagegen wurde konstatiert, 

dass diese Macht im Interesse der am meisten chauvinistischen und imperialistischen Kräfte des 

Finanzkapitals, also von Großbanken und industriellen Konzernen, wirke. Diese Feststellung 

drückte sich in der Zufriedenheit aus, welche diese wirtschaftsmächtigen Kreise mit der neuen 

Diktatur kundtaten, was sich in ihrem eigenen Beitrag zu deren Befestigung zeigte und auch 

personell in der direkten Beteiligung einschlägig geprägter Personen der Wirtschaftselite an der 

Staatslenkung. Diese Kreise haben von der Vernichtung der politischen wie der gewerkschaft-

lichen Arbeiterbewegung profitiert und dann von der Hochrüstung. Die Charakteristik des Fa-

schismus an der Macht war mithin auch eine Warnung, die Expansion und die Gefahr eines 

Krieges signalisierte. 

14. 

Die materialistisch fundierte und sich an der marxistischen Theorie orientierende Analyse des 

Faschismus wird mitunter abwertend als „Agententheorie“ bezeichnet. Es wird behauptet, mit 

ihr würden die Faschistenführer als „bloße Agenten“ des Kapitals oder in der Rolle von Ham-

pelmännern der Geschichte dargestellt, ein Bild, das jedem Kind geläufig ist und besagen soll, 

es werde das Verhältnis von ökonomisch Herrschenden und politisch Agierenden primitiv me-

chanisch dargestellt. Wie in der marxistischen Gesellschaftstheorie insgesamt dem Überbau 

eine aktive, relativ selbständige, auf die Basis zurückwirkende Rolle zuerkannt wird, so auch 

der faschistischen Staatsmacht. Die faschistischen Führer an der Staatsspitze tanzen nicht nach 

der Pfeife irgendwelcher Kapitalistenvereinigungen. Sie treffen am Staatsruder in Fragen der 

Innen- wie der Außenpolitik eigene Entscheidungen, doch bewegten sich diese unbezweifelbar 

im Wesentlichen, solange sie Erfolg hatten, im Bereich von Kapitalinteressen. Als sie militä-

risch geschlagen abtreten mussten, war in der deutschen Gesellschaft nach wie vor oben, was 

1933 oben gewesen war. Die an der Spitze der gesellschaftlichen Pyramide hatten ihr Eigentum 

im Ganzen erhalten, und manche hatten es gemehrt, die kleinen Leute waren zu Millionen um 

dieses Eigentum gebracht. 
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15. 

Jene Kritik an der Definition des Jahres 1933, die auf das „Fehlen“ der Rolle der Rassenideo-

logie und auf die der Massengefolgschaft – das sind zwei Haupteinwände – verweist, ist unhis-

torisch und im Hinblick auf das Verdienst der Autoren ungerecht. Denn Ende 1933 war nicht 

abzusehen, dass die Massengefolgschaft, die das Regime im ersten Jahr der Diktatur gewonnen 

hatte, stabil bleiben werde. Es wurde geglaubt, dass innere, namentlich wirtschaftliche Krisen 

eine neue Situation schaffen und diese Herrschaft erschüttern würden. Und Ende 1933, als die 

antisemitische Aktivität der Machthaber zu einem zeitweiligen und irritierenden Stillstand ge-

bracht wurde, um deren negative ökonomische Folgen zu begrenzen, war nicht entfernt zu er-

kennen, dass dieser Weg über Pogrome nach Auschwitz führen werde. Die Kritik, dass diese 

Kennzeichen in die Definition nicht eingingen, kann nur Spätere treffen, also namentlich die 

marxistischen Historiker, die nach Faschismus und Krieg forschten. Doch trifft sie in der Sache 

nicht zu. Die marxistischen Analysen waren über den Wissensstand des Jahres 1935 hinausge-

langt. Doch hatten die Fortsetzer keinen Grund gesehen, aufzugeben, was an Erkenntnissen sich 

als richtig erwiesen hatte. Dass die Definition unangetastet blieb, war weniger ihrer Dogmati-

sierung geschuldet als Bedenken, dass sie durch Zusätze überladen und darüber der Kern der 

Aussage unscharf werden würde. Darüber lässt sich streiten. 

16. 

Die faschistischen Regime, die in den zwanziger bis vierziger Jahren in Europa entstanden, 

gleichen nicht wie ein Ei dem anderen. Sie haben viele Gesichter und unterscheidbare Prägun-

gen, weshalb zwischen ihnen auch sprachlich differenziert wird. Begriffe wie Hitler-, Nazi-, 

Mussolini-, Monarcho-, Klerikalfaschismus werden in der Literatur benutzt. Jeder dieser Fa-

schismen, ob als politische Bewegung, Ideologie und Staatsmacht, besitzt seine Besonderheiten 

von Land zu Land. Die wurden zum einen durch die Wege voraufgegangener, Traditionen stif-

tender nationaler Geschichte geprägt, zum anderen durch die konkreten Bedingungen, unter 

denen die Faschisten an die Staatsmacht gelangten, davon vor allem, ob ihr Sieg über Feinde 

und Rivalen vollständig war oder ob sie ihren Erfolg nur gemeinsam mit nahen Verwandten 

errangen und die gewonnene Macht mit diesen bis zu einem gewissen Grad teilen mussten. 

Diese Wege an die Macht differierten sehr, so der, den die Nazis in Deutschland gingen, von 

dem der Franco-Faschisten in Spanien, die nur mit deutsch-italienischer militärischer Hilfe an 

das Staatsruder gelangen konnten, und dieser wieder von dem der Klerikalfaschisten im 

Ustascha-Staat Kroatien, der nach der Zerschlagung Jugoslawiens von deutschen Gnaden ge-

schaffen wurde. Das Kräfteverhältnis der herrschenden Kräfte in diesen Staaten – Bourgeoisie, 

Grundbesitzer, Militärs, Kirchenobrigkeit – war unterschiedlich und trug ebenso bei, dass die 

faschistischen Staatsgebilde ihr besonderes Gesicht erhielten. Das konnte zusätzlich durch Vor-

lieben und selbst durch Marotten der jeweiligen Führer mitbestimmt werden. Daher ist es ab-

wegig, die „Dimitroff-Formel“ mit dem Verweis abtun zu wollen, sie „passe“ auf diese oder 

jene Ausformung des Faschismus nicht. Militant, chauvinistisch, expansiv, kriegerisch waren 

alle diese Regime. Wie im deutschen Nazistaat die Devise von Großdeutschland ausgegeben 

wurde, so die – und das schon vorher – vom Mittelmeer als dem mare italiano (mare nostrum) 

durch die Faschisten in Rom, die von Großungarn in Budapest, von Großrumänien in Bukarest. 

Nur waren die Voraussetzungen von der Bevölkerungszahl bis zum technisch-industriellen Ni-

veau sehr verschieden, diese Ziele zu verfolgen und zu erreichen. 

17. 

Der deutsche Faschismus an der Macht war der Initiator einer Judenverfolgung, die über die 

Vertreibung von Hunderttausenden deutschen Juden aus ihrem Vaterland bis zur Vernichtung 

aller ergreifbaren Juden im deutsch beherrschten Europa reichte. Dieses gemeinhin „Holocaust“ 

genannte Verbrechen wird zum Kern der Politik der deutschen Faschisten erklärt, und da Fa-

schisten anderer Länder an ihm beteiligt, aber nicht dessen Planer und Organisatoren waren, 
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wird sodann der „Nationalsozialismus“ als eine ganz eigene politische Herrschaft bezeichnet 

und seine Charakterisierung als Faschismus geradezu als eine Verharmlosung gesehen. So 

furchtbar, unvorstellbar, einzigartig in aller bisherigen Weltgeschichte der Massenmord an den 

Juden war, den die deutschen Faschisten inszenierten und nahe an ihr Ziel führten – die Achse 

des Regimes und sein Endziel bildete nicht er, sondern die durch Kriege und Eroberung er-

strebte weltbeherrschende Stellung des deutschen Imperialismus. Es hatte von 1933 bis 

Auschwitz dafür gesorgt, dass Verfolgung, Vertreibung und Vernichtung der Juden sich diesem 

Hauptinteresse zuordnete und dessen Rahmen nie sprengte. 

18. 

Wie verschieden diese faschistischen Staaten sich auf den ersten Blick auch ausnahmen, ihre 

Gemeinsamkeiten überwogen: ihr diktatorischer Charakter und die Anwendung terroristischer 

Methoden gegen alle ihre wirklichen oder vermeintlichen Feinde, ihre Versuche, sich durch 

Terror, Demagogie und Erfolgsbestechung in der Bevölkerung eine stabile Basis zu schaffen, 

ihre antiaufklärerische Propaganda zum Zwecke der Verdummung und Beherrschung der Mas-

sen, ihre Verbreitung von Bildern von Feinden im Innern und jenseits der Grenzen zum Zweck 

der Militarisierung von Massen und zur Weckung eines kriegerischen Expansionsdrangs. Zu 

den Gemeinsamkeiten der faschistischen Regime gehörte – last but not least – auch ihr absolut 

wahrheitswidriges Verhältnis zur Geschichte der eigenen Nation, die Verweigerung jeder nach 

innengerichteten kritischen Geschichtsbetrachtung und die Heroisierung der Vergangenheit, als 

deren Ziel- und Höhe- und Schlusspunkt sich die Faschisten ansahen. 

In: junge Welt vom 17.05.2010, S. 10-11. 
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Vor 80 Jahren verkündeten die Faschisten das Ende 

ihrer „nationalsozialistischen Revolution“ 

Zu den Reklameschlagern der Partei, die sich in der Frühphase der Weimarer Republik in Mün-

chen gebildet hatte und an deren Spitze der bis dahin namenlose Adolf Hitler trat, gehörte die 

Parole von der „nationalsozialistischen Revolution“. Mit ihr, gleichsam dem Kürzel für das 

vorgegebene Generalziel der Partei, operierte die Führung bis in das Jahr 1933 permanent. Das 

sie das tat und damit Mitglieder und Wähler gewann, besaß eine doppelte Voraussetzung. Zum 

einen: Der Begriff Revolution musste, wenn von ihm eine Sogwirkung ausgehen sollte, doch 

im Denken und Fühlen von Massen positiv besetzt sein, ihnen musste sich mit ihm eine Vor-

stellung von der Verbesserung ihrer Lage verbinden. Zum anderen: Die Vorstellungen von einer 

Revolution und deren erstrebenswerten Resultaten mussten in Teilen der Bevölkerung unbe-

stimmt genug sein, so dass sie dem Angebot dieser „Nationalsozialisten“ auf den Leim gingen 

und sich für eine „nationalsozialistische“, „nationale“ und vor allem „deutsche“ Revolution an-

werben ließen, die deren Propagandisten scharf von der Revolution abgrenzten, die Deutsch-

land und meist sie selbst 1918/19 erlebt hatten und die als Werk von „Novemberverbrechern“ 

diffamiert wurde. 

Wer genauer wissen wollte, was die Hakenkreuzler unter ihrer Revolution verstanden, konnte 

zu deren Programm greifen, das im Februar 1920 bekannt gegeben und für unabänderlich er-

klärt wurde. Dort stieß er nach nationalistischen Bekenntnissen, Bekundungen des Antisemitis-

mus und der Fremdenfeindlichkeit auf eine Aneinanderreihung von sozialen Forderungen, die 

sich in gleicher oder ähnlicher Weise in Programmen anderer bürgerlicher Parteien fanden wie 

die Schaffung von Arbeits-, Bildungs- und Lebensmöglichkeiten für alle. Das hieß: für alle 

deutschen Volksgenossen. In keiner Passage des Programms war die Rede von tiefgreifenden 

Eingriffen in die Macht- und Eigentumsverhältnisse der bürgerlich-kapitalistischen Gesell-

schaft. Einige Wendungen jedoch täuschten sie vor, so wenn in Punkt 17 zunächst eine „unseren 

nationalen Bedürfnissen angepaßte Bodenreform“ gefordert wurde, unter der sich vorstellen 

mochte, was immer ein jeder konnte. Nur nicht die Enteignung, gar entschädigungslose, der 

Inhaber der großen Güter, davon war jedenfalls keine Rede. Und an dem im Weiteren verlang-

ten „Gesetz zur unentgeltlichen Enteignung von Boden für gemeinnützige Zwecke“ war nur 

das unentgeltliche neu, denn ein beliebiger Staat hätte weder eine Straße noch eine andere Ver-

kehrsverbindung bauen lassen können, wenn er sich nicht das Recht genommen hätte, Boden 

aus privatem Besitz in sein Eigentum zu wandeln. 

Doch genügte die Verwendung des Begriffs Bodenreform, um als Sympathiesperre auf alle 

Großgrundbesitzer zu wirken. Also fiel diese Forderung aus dem unabänderlichen Programm 

schon 1927 der Streichung bzw. Umwandlung zum Opfer. Jetzt wurde sie auf das „jüdische“ 

Bodeneigentum begrenzt, das in Wahrheit einen ganz geringfügigen Teil der land- und forst-

wirtschaftlichen Flächen des Reiches ausmachte und für eine Befriedigung der Hoffnungen 

landhungriger Kleinbauern und Gutsarbeiter bedeutungslos war. 

Ähnlich verwaschen formulierte dieses eherne Programm im Punkt 13, in dem, ohne ausdrück-

liche Erwähnung des industriellen oder Bankeigentums, verlangt wurde: „Wir fordern die Ver-

staatlichung aller (bisher) bereits vergesellschafteten (Trusts) Betriebe.“ Da hinein ließ sich 

eine Veränderung der Eigentumsstruktur lesen, vorausgesetzt, es würde geklärt, wen diesen 

Nazi-Programmatiker zu den schon vergesellschafteten Unternehmen zählten und wen nicht. 

Darüber aber lag Schweigen. Deutlicher wurden die Autoren einzig, wo sie die „sofortige Kom-

munalisierung der Groß-Warenhäuser und ihre Vermietung zu billigen Preisen an kleine Ge-

werbetreibende“ ankündigten, waren hier doch auch Nutznießer der Veränderung genannt. Je-

doch blieb im Dunkel, wo die Gruppe der „Groß-Warenhäuser“ begann und ob und wie diese 

Kommunalisierung vor sich gehen, also auch finanziert werden sollte. 
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Kurzum, wer sich in das Studium dieses Programms einließ, begab sich in eine Nebelzone, die 

am dichtesten war, wo von der „Brechung der Zinsknechtschaft“ geschrieben wurde. Und diese 

einnebelnde Wirkung war gewollt, denn die Partei wandte sich erklärtermaßen an alle deut-

schen und „arischen“ Volksgenossen. Der Begriff Revolution kam im Text gar nicht vor, wohl 

aber in Artikeln und Schriften der Partei und in Reden ihrer Propagandisten. Keine Frage, es 

gelang, eine wachsende Zahl von Deutschen davon zu überzeugen, dass diese NSDAP eine 

gänzlich neue, von allen bisherigen Parteien scharf zu unterscheidende politische Bewegung 

verkörpere, deren Ziel es sei, in Staat und Gesellschaft das Unterste zuoberst zu kehren, das 

Chaos in Ordnung zu wandeln, an die Stelle von Unrecht Recht zu setzen, den – das war eine 

Devise für jeden Schrebergartenverein – Gemeinnutz über den Eigennutz zu erheben. 

Nun hat der Propagandaschlager von der „nationalsozialistischen Revolution“ in den von der 

NSDAP als ihrer „Kampfzeit“ bezeichneten Jahren der Republik nicht nur Anziehungs-, son-

dern auch Abstoßungskraft besessen. Während die einen, die am Boden der Gesellschaft, in ihn 

ihre Hoffnungen hineinlegten, lasen andere in deren oberen Etagen daraus ihre Befürchtungen. 

In den Fraktionen und Zirkeln der Bourgeoisie, auf deren Gunst und Geld die Führer der Nazi-

partei doch zielten, wurde gerätselt, was nun wohl das wirkliche, das echte Programm dieser 

Partei sein werde, käme sie an die Regierung oder würde sie deren Teil. Es war der Sinn der 

öffentlichen Auftritte und vertraulichen Gespräche vieler Führer auf der oberen und mittleren 

Ebene, Besitzbürgern zu erklären, dass ihnen von einer regierenden Hitler-Partei keinerlei Un-

heil oder Nachteil drohe, sondern dass gerade sie von deren Politik profitieren würden. Und das 

gelang in vielen Fällen auch, wenn auch bis Ende 1932 und in den Januar 1933 in diesen Kreisen 

das Bedürfnis erhalten blieb, Sicherungen dagegen zu schaffen, dass eine Regierung mit diesem 

Führer auch nur unangemessene, sei es aus Unkenntnis oder Dilettantismus, Wirtschaftsgesetze 

verabschiede. 

Jedoch wurde nicht die gesamte Führungsgruppe um Hitler gleichermaßen vertrauenswürdig 

beurteilt und das auch weiterhin, nachdem eine Führergruppe um Otto Strasser Mitte 1930 sich 

von der Partei mit einer öffentlichen Erklärung verabschiedet hatte „Die Sozialisten verlassen 

die NSDAP“. Die soziale Demagogie blieb ein unverzichtbarer Bestandteil der Agitation derer 

mit dem Hakenkreuz. Und wer sich, wie Joseph Goebbels, der Reichspropagandaleiter und 

Gauleiter in der Reichshauptstadt, wohin er entsandt worden war, das rote Berlin zu erobern, 

besonders lautstark populistisch gebärdete, konnte in den Verdacht geraten, doch Absichten zu 

verfolgen, die bourgeoises Vertrauen und Förderung nicht verdienten. 

Schließlich knüpfte sich an Parolen wie die „nationalsozialistische Revolution“, selbst wenn 

die sie benutzenden Führer als verlässlich angesehen wurden, noch ein Bedenken anderer Art. 

Wenn Hunderttausende und dann Millionen Kleinbürger und Arbeiter, darunter Massen von 

jungen Leuten, mit sozialrevolutionären Phrasen vollgepumpt und mit Versprechen mobilisiert 

worden waren, und die Führer, die das getan hatten, die Regierungsmacht erhielten, welchen 

Druck würden diese Massen dann auf sie ausüben und würden Hitler und die Seinen an der 

Spitze dem standhalten oder zu Konzessionen an ihren Anhang geneigt sein? Die Frage war an 

Verhandlungstischen nicht zu klären. Sie stellte ein Risiko dar, das unvermeidlich mit der 

Machtübergabe an Hitler und seine Mitführer verknüpft blieb. Hoffnungen ließen sich da-

raufsetzen, dass die paramilitärischen Verbände der Partei zu strikter Befehlsdisziplin erzogen 

waren. 

Als Hitler am 30. Januar 1933 zum Reichskanzler ernannt und die Koalitionsregierung von Fa-

schisten und Deutschnationalen gebildet worden war, nannten die Sieger dies und die folgenden 

Ereignisse ihre Revolution. Allerdings nicht immer und überall. Bei seiner Ansprache am 21. 

März 1933 in der Potsdamer Garnisonskirche vermied Hitler diese Bezeichnung und sprach vom 

Beginn eines „Reformwerkes“. Er nahm darauf Rücksicht, dass den vielen dort als Gäste anwe-

senden Herzensmonarchisten in den Uniformen des kaiserlichen Heeres und der Reichswehr und 

auch manchen Zivilisten der Begriff unerfreuliche Erinnerungen an die Novembertage 1918 
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wecken musste, insbesondere den drei anwesenden Söhnen des gestürzten und geflohenen Kai-

sers. Zwei Tage darauf in der Kroll-Oper in seiner Regierungserklärung sprach er hingegen von 

„unserer“, von der „deutschen“ und der „nationalen Revolution“. Doch wurde diese Kennzeich-

nung nicht obligatorisch und das Geschehen vielfach auch oder zusätzlich als „Aufbruch“, „Er-

hebung“, „Wiederaufstieg“ und dann gar als „Wiederauferstehung“ der deutschen Nation be-

zeichnet. 

Diese „Revolution“ nun war noch kein halbes Jahr alt, als von der Führung der faschistischen 

Partei erklärt wurde, sie sei beendet. Was war in den zurückliegenden Monaten geschehen? Ein 

Machtwechsel und zu erheblichem Teil ein Personalwechsel auf allen Ebenen des Staatsappa-

rates von der Reichsregierung bis in die Bürgermeistereien der Dörfer. Zu ihm gehörte die 

Gründung wie die Beseitigung von Institutionen, ihr Funktions- und Kompetenzwandel, letzte-

res war vor allem an der veränderten Stellung des Reichstages deutlich, der zu einem bloßen 

Dekor herabgesunken war. Erst dann hatte sich das politische Kräfteverhältnis, ja die gesamte 

politische Landschaft einschneidend verändert. Von den Parteien war einzig die mit dem Na-

men von Nationalsozialisten übriggeblieben, die einen Massenzustrom von Mitgliedern ver-

zeichnete. Die anderen waren wie die kommunistische und die sozialdemokratische verboten 

worden, während die bürgerliche Konkurrenz sich für aufgelöst erklärt hatte. Gleiches war mit 

einer Vielzahl unterschiedlichster politischer Organisationen und Vereine geschehen. Andere 

führten noch Schattenexistenzen. Die Summe dieser Wandlungen war es, was die Faschisten-

führer ihre Revolution nannten, die nun also an ihr Ende gekommen sei. 

Die parteioffizielle Verlautbarung besaß zwei Adressaten. Gleichsam nach innen richtete sie 

sich an die Funktionäre und Aktivisten der sogenannten NS-Organisationen, insbesondere die 

auf lokalen Ebenen. Die hatten sich fortan strikt an die Weisungen und Befehle der Obrigkeit 

zu halten. Das betraf auch die von ihnen ergriffenen Maßnahmen des Terrors, die während der 

Machtbefestigung und auch weiterhin der Etablierung der Diktatur dienten. Doch, so wurde 

ihnen bedeutet, die Zeiten der wilden Aktionen wie der Errichtung von Folterstätten in SA-

Lokalen und von Konzentrationslagern auf eigene Faust und Regie waren vorbei. Der andere 

Adressat waren die Oberschichten der Gesellschaft, denen signalisiert wurde, dass sie auch künf-

tig für ihre Geschäfte und Lebensweise nichts zu fürchten hätten, und nicht vorgesehen sei, dass 

nach Kommunisten und Sozialdemokraten sie an die Reihe kämen. 

Alle bisherigen Revolutionen gingen mindestens mit dem programmatischen Vorsatz einher, 

Teilen, wenn nicht der Mehrheit des Volkes vermehrte oder überhaupt Rechte zu erkämpfen, 

die ihnen Möglichkeiten des Einflusses in der Gesellschaft und mithin für die Vertretung und 

Durchsetzung ihrer Interessen verschafften. Die „nationalsozialistische Revolution“ hingegen, 

angeführt von einem Manne, dem sich die Massen mit dem Bild von der Herde verbanden, hatte 

davon nichts im Sinn. Sie entzog den Massen gerade jene Rechte und das ausnahmslos, die eine 

kämpfende Minderheit von ihnen vierzehn Jahre zuvor in einer Revolution errungen hatte und 

die allen Bürgern per Verfassung bis dahin zugesichert worden waren. Dies allein sollten einer 

demokratischen Sicht in die Geschichte verbieten, von Revolution statt von Konterrevolution 

zu sprechen. 

Ganz haben die Faschistenführer jedoch auch nach dem Juli 1933 nicht darauf verzichtet, sich 

und ihren Sieg mit dem Begriff Revolution zu schmücken. Das geschah zunächst noch, um das 

zurückliegende Verdienst und die fortdauernde Rolle der Sturmabteilungen (SA) hervorzuhe-

ben, womit den Treuesten der Treuen weiter geschmeichelt wurde. Denkwürdig tat das der 

Stabschef der SA, Ernst Röhm, in einer vor dem diplomatischen Korps und der Auslandspresse 

am 18. April 1934 gehaltenen Rede, in der er sagte: „Als unerschütterliches Bollwerk gegen 

Reaktion, Spießer- und Muckertum steht die SA, – denn in ihr verkörpert sich alles, was den 

Begriff der Revolution ausmacht.“ Für ihn und einige SA-Führer, die sich eine andere Stellung 

ihrer Organisation im Dritten Reich erhofft hatte, machte der Begriff jedoch noch anderes aus. 

Doch waren er und seine engste Gefolgschaft zweieinhalb Monate später tote und bald auch 
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vergessene Leute. Die gefestigte Diktatur brauchte keine SA-Leute mehr, die noch ein Wäch-

teramt beanspruchten und ausübten. Das erledigte die von SS-Führern übernommene und 

durchsetzte geheime politische Polizei mit den ihr politisch unterstellten Konzentrationslagern 

und in Zusammenarbeit mit der Justiz. Die Revolutionäre von einst hingegen hatten sich auf 

das Machtdemonstrieren und den militärischen Drill umzustellen und Hilfskraft der Reichswehr 

zu werden. Die „nationalsozialistische Revolution“ verschwand in die Geschichtserzählungen 

der Machthaber. Sie wurde eine Erinnerung, ein Schmuck im Traditionsbild. Mit ihr verband 

sich keine Aufgabe mehr. 

Auch als propagandistischer Reklameartikel hatte sie ausgedient. Was immer sich in de Köpfen 

der Mitglieder und Wähler der Faschistenpartei mit dem Begriff verbunden hatte, es war un-

zweckmäßig, ja mitunter geradezu provokatorisch, daran zu erinnern, dachte man allein an die 

Kommunalisierung der „Groß-Warenhäuser“, die sich zu einem Teil noch in jüdischen Händen 

befanden, zu einem anderen in die „arischer“ Eigner gewechselt hatten, aber nirgendwo in das 

Eigentum von Kommunen übergegangen und von Kleinhändlern in Besitz genommen waren. 

Ähnlich stand es mit den versprochenen Wandlungen auf anderen Gebieten von Eigentum und 

Besitz. 

Angesichts dieses Befundes mag es verwundern, dass in Geschichtsschreibung und -publizistik 

in der Bundesrepublik für die Wende der deutschen Geschichte im Jahre 1933 der Begriff von 

der „nationalsozialistischen Revolution“, wenn auch nicht dominierend so doch wieder benutzt 

wird und das ohne irgendwelchen distanzierenden Kommentar. Vorliebe für seine Verwendung 

lässt sich besonders dort antreffen, wo das antikommunistische Interesse regiert, verbindet sie 

sich doch mit dem Kalkül, dass Abscheu und Ekel sich von den „braunen“ auf die „roten“ 

Revolutionäre übertragen. Freilich bleibt dann die Frage, ob namentlich die Französische Revo-

lution von 1789 und die englische, die 1640 begann, durch diesen Gebrauch nicht auch negative 

Vorzeichen erhielten. 

Eine Lösung hat der deutsche Historiker Hans-Ulrich Wehler, ein Antikommunist von Graden, 

in einer Publikation angeboten, die anlässlich des 70. Jahrestages der faschistischen Konterre-

volution erschien. In ihr plädiert er entschieden dafür, sie Revolution zu nennen, das Problem 

aber durch einen abgrenzenden Zusatz zu lösen, das Wort totalitär. Zur Begründung dessen hat 

er es an theoretisch-begrifflichen Anstrengungen nicht fehlen lassen und nach „einigen verall-

gemeinerungsfähigen Revolutionskriterien“ gefragt und gemeint, unter einer Revolution werde 

„ein Umwälzungsprozess mit destruktiven und konstruktiven Elementen verstanden“. Dieses 

Kriterium sei 1933 erfüllt, was er im „Aufbau einer neuen Herrschaftsordnung, der Einrichtung 

von Sonderstäben zur effizienten Erreichung der Systemziele, der Etablierung neuer Rechts-

normen“ erblickt. Genauso haben auch die deutschen Faschisten selbst ihre Maßnahmen als 

Revolution ausgewiesen. Als „ein weiteres Revolutionskriterium“ gilt Wehler, dass „die über-

lieferten Ordnungsprinzipien außer Kraft“ gesetzt werden. Und auch das sei 1933 erfüllt wor-

den, denn „in der Tat wurde das gesamte politische System 1933/34 umgestülpt, der Führerab-

solutismus, das Einparteienmonopol, die Instrumentalisierung oder Zerstörung aller autonomen 

Machtfaktoren durchgesetzt“. Auch da hätten Politiker und Ideologen des deutschen Faschis-

mus zugestimmt. Und als drittes Kriterium jeder Revolution benennt der Historiker „durchweg 

auch die Veränderung der Mentalität“ und dazu „stets eine ‚Gesinnungsrevolution‘“. Beides 

hätten die Faschisten bewirkt. Eben das hat Hitler als das Ziel seiner Revolution betrachtet und 

ausgegeben, und so würde er auch da nichts zu widersprechen gehabt haben. 

Wehler hat das nazistische Revolutionsverständnis ausgepackt und es obendrein als ein allge-

meines präsentiert, jene Kennzeichnung, die von allen sozialen Forderungen absieht, die in Re-

volutionen erhoben und, waren sie erfolgreich, auch durchgesetzt worden sind, oder, endeten 

sie mit Kompromissen, doch in Teilen verwirklicht wurden. Revolutionen haben, die französi-

sche gilt dafür als das klassische Beispiel, Türen zum Eintritt in neue Epochen der Geschichte 

aufgestoßen und die Gesellschaften gründlich, im wahrsten Wortsinn: bis zum Grunde hin, 
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verändert. Die „Revolution“ von 1933 hingegen hat die Voraussetzungen für den Übergang zu 

einer Politik geschaffen, die nach den Plänen ihrer Verfechter planmäßig in einen Welterobe-

rungskrieg mündete. 

Um den Begriff Revolution samt dem mit ihm verfolgten Zweck für das Jahr 1933 und die 

Folgen zu behaupten, erfand Wehler schließlich zwei Typen von neuartigen Revolutionen und 

ordnete dem zweiten, den er die „totalitäre Revolution“ nannte, die russische Oktoberrevolution 

von 1917, die „nationalsozialistische“ von 1933 und die chinesische von 1949 zu. So ist Ord-

nung geschaffen und die französischen Ereignisse von 1789, die englischen von 1640 und der 

folgenden Jahre und der „amerikanischen“ Revolution von 1776 sind vor Verdächtigungen ge-

schützt. Quod errat demonstrandum. Die Totalitarismus-Doktrin wird, wie viel auch gegen sie 

sachlich eingewandt wurde, der Antikommunisten liebstes ideologisches Kind bleiben. Und auf 

so geringfügige Unterschiede wie – um einen einzigen zu nennen – den, dass das erste Wort der 

Revolution von 1917 Friede lautete, und das erste der „Revolution“ von 1933 aus Hitlers 

Munde, freilich nicht öffentlich, Krieg hieß, kommt es dieser „Geschichtsschreibung großen 

Stils“ nicht an, handelt es sich doch nur in einen Fall um die Lebensrettung für Tausende Sol-

daten der einstigen Zarenarmee, im anderen um das Todesurteil nicht allein für Millionen deut-

sche Wehrmachtssoldaten. 
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War das vonnöten? 

Zum bevorstehenden Erscheinen der wissenschaftlichen Edition  

von Adolf Hitlers „Mein Kampf“ 

Seit Wochen schon wird es als das Buchereignis zu Jahresbeginn 2016 angekündigt: Das Er-

scheinen einer wissenschaftlich-editorischen Ansprüchen genügenden Ausgabe des Buches von 

Adolf Hitler, Mein Kampf. Es ist im Münchener Institut für Zeitgeschichte erarbeitet worden 

und wird dort am 8. Januar des kommenden Jahres vorgestellt werden. Mit dessen Beginn än-

dert sich die juristische Situation. Die siebzig Jahre, in denen der Autor das Recht besaß, Drucke 

ohne seine Zustimmung zu verbieten, sind verflossen. In diese Rechte war nach Hitlers Tode 

der bayerische Staat eingetreten. Dessen Finanzministerium hatte sich beständig geweigert, Li-

zenzen zu erteilen und war gegen Raubdrucke ausländischer Verlage auch gerichtlich vorge-

gangen. Diese Praxis blieb nicht ohne Widerreden, zu denen der Verweis gehörte, dass damit 

der Verbreitung ohnehin nicht Einhalt geboten werden könne, denn der vollständige Text sei 

doch im Internet für jedermann zugänglich. Nun ist eine neue Rechtssituation entstanden. Nach-

drucken stehen juristische Hürden nicht mehr im Wege. Es sei denn, es würden bis zu dem 

ominösen Termin neue geschaffen. Dafür hat sich die Konferenz der deutschen Justizminister 

eingesetzt. Ob einschlägige Gerichte dem folgen werden, ist unentschieden. Dafür bietet der 

Paragraph 130, der Volksverhetzung verbietet und mit Strafen von drei Monaten bis zu fünf 

Jahren bedroht, eine Grundlage. Jedenfalls werden Besucher von Buchhandlungen 2016 dem 

Buch begegnen, einem zweibändigen, das nicht nur den Text, sondern dazu erhellende Erläu-

terungen und Kommentare aus der Feder von Historikern bietet. Damit wird so etwas wie ein 

neues Kapitel seiner Geschichte eröffnet. 

In den Orten, welche die alliierten Armeen im Reichsgebiet 1945 erreichten, verschwand das 

Druckwerk nicht nur aus den Buchhandlungen, sondern auch aus öffentlichen Bibliotheken und 

ebenso aus den privaten Bücherschränken einer ungezählten Masse von „Volksgenossen“ und 

das mitsamt den Mitgliedsausweisen, Abzeichen und Orden der verschiedensten nazistischen 

Organisationen und deren Uniformstücken, den Bildern des „Führers“, den Hakenkreuzfahnen 

und allerlei anderen Devotionalien des verbrecherischen Regimes. Die Behausungen der Mehr-

heit der Deutschen wurden entbräunt. 

Unter den entsorgten „Mein Kampf“-Büchern waren solche, die der Eigentümer käuflich er-

worben hatte und andere, die ihm – beispielsweise anlässlich seiner Verheiratung oder einer 

Ehrung – zum Geschenk gemacht worden waren. Unter ihnen befanden sich gelesene und un-

gelesene und mit Sicherheit auch einige, die einzig angeschafft waren, unwillkommene Besu-

cher zu überzeugen, dass hier ein wirklicher „Nationalsozialist“ lebte. Natürlich musste jeder 

sogenannte NS-Führer, vulgo Bonze, in seinem Bücherschrank oder auf seinem Bücherbord 

eine Ausgabe von „Mein Kampf“ stehen haben. Sie gehörte gleichsam zur Wohnungseinrich-

tung. Wie viele das Buch wirklich lasen, wie viele sich nur mit mehr oder weniger langen Aus-

züge bekannt gemacht hatten, ist nicht festzustellen und bis heute Stoff für weit auseinander ge-

hende Urteile geblieben. Die jährlich ansteigenden Auflageziffern, die der Münchener Eher-

Verlag ermittelte, geben darüber keine verlässliche Auskunft. Spätere und aktuelle Schätzungen 

von Forschern lassen meist außer Acht, dass das Lesen umfänglicher Druckerzeugnisse nicht zu 

den Gewohnheiten und zur Geübtheit breiter bäuerlicher und proletarischer Schichten in 

Deutschland gehörte. Und „Mein Kampf“ war so etwas wie ein Wälzer. Eine 1942 gedruckte un-

gekürzte Ausgabe, vom Jenaer Oberbürgermeister einem Paar mit den besten Wünschen „für 

eine glückliche und gesegnete Ehe“ überreicht, zählt 781 Seiten Text plus 28 Seiten Personen- 

und Sachregister. Im Anhang bot der Verlag das „Buch der Deutschen“ in einer Kartonierten, 

einer Volks-, einer Dünndruck- und in zwei Geschenkausgaben an, die billigste für 5,70, die 

teuerste für 24 Reichsmark. 
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Bei Schätzungen der Leserzahl muss wohl auch berücksichtigt werden, dass „Mein Kampf“ 

nicht so sehr wegen seines geistigen Anspruchs, aber doch wegen seiner Themen und seines 

Stils schwerer zu lesen war als beispielsweise die drei Winnetou-Bände des Karl May oder die 

Romane der Hedwig Courths-Mahler. Vom Vergnüglichen zu schweigen. Und die Antwort auf 

die Frage kompliziert sich dadurch weiter, dass viele Deutsche auf den verschiedensten Wegen 

mit Inhalten des Buches konfrontiert wurden. Die jüngsten durch Auszüge in ihren Lesebüchern 

für den Deutschunterricht. Andere durch die Tagespresse, dritte während Schulungen, an denen 

sie freiwillig oder genötigt teilnahmen. 

* * * 

Weder die alliierten Militärregierungen in den vier deutschen Besatzungszonen noch später 

deutsche Organe in ihnen oder den beiden deutschen Staaten (Parlamente, Regierungen, Ge-

richte) haben den Besitz, den Verleih und den Verkauf von „Mein Kampf“ verboten und unter 

Strafe gestellt. Auf dem Markt der gebrauchten Bücher war das Werk zu erhalten und da sich 

die Nachfrage in Grenzen hielt und andererseits doch eine beträchtliche Zahl von Exemplaren 

dem Feuer und den Mülltonnen entgangen war, hielt sich – bis heute – der Preis für einen Band 

aus zweiter oder dritter Hand in Grenzen, sofern es sich nicht um Prachtausgaben oder gar ein 

Buch mit der Widmung des Autors handelte. In den Bibliotheken wissenschaftlicher Einrich-

tungen was „Mein Kampf“ zwar selektiert, doch wer – auch wenn er beispielsweise Student an 

der Berliner Humboldt-Universität war –, so er sein Interesse auswies, konnte den Band im 

Hause der benachbarten Staatsbibliothek ausleihen. 

Es vergingen dann einige Jahre, bis wissbegierige Deutsche sich mit „Mein Kampf“ bekannt 

machen konnten, ohne sich deshalb durch das Original quälen zu müssen. Forschende Histori-

ker und Journalisten vom Fach machten sich über den Text her, referierten in eigenen Publika-

tionen mehr oder weniger kompakt und kritisch dessen Inhalt und schilderten die Entstehungs- 

und Wirkungsgeschichte des Buches. Schon 1966 erschien in München aus der Produktion von 

Werner Maser, einem einstigen Wehrmachtsoffizier und Verfechter von Hitlers Präventiv-

kriegsthese gegen die Sowjetunion, das Buch Hitlers Mein Kampf. Entstehung, Aufbau, Stil, 

Änderungen, Quellen, Quellenwert, kommentierte Auszüge, das seitdem Auflage nach Auflage, 

zuletzt 2015 erlebte. Gleiches gilt für Christian Zentners zuerst 1974 in München erschienene 

Band Adolf Hitlers Mein Kampf. Eine kommentierte Auswahl. Für beide Historiker, Publizisten 

und Journalisten gilt, dass sie Außenseiter in der westdeutschen Historikerzunft waren und blie-

ben. Zwischen ihren Publikationen erschien 1968 das weniger beachtete Buch von Karl Lange 

(1893-1983), einem außerplanmäßigen Professor der Technischen Hochschule Braunschweig 

und Zeitgenossen der faschistischen Diktatur, Hitlers unbeachtete Maximen. Mein Kampf und 

die Öffentlichkeit. 2000 erschien in München Hitlers Mein Kampf. Eine Interpretation von Bar-

bara Zehnpfennig (* 1956), einer Politikwissenschaftlerin, die nach pädagogischer Tätigkeit an 

der Hochschule der Bundeswehr Hamburg nun eine Professur in Passau bekleidet. 2009 er-

schien zuerst in Paris, dann in deutscher Übersetzung Mein Kampf. Histoire d’un livre des Jour-

nalisten. Dokumentarfilmemachers und Schriftstellers Antoine Vitkine (* 1977). 2010 kam 

Swantje Krämers Hitlers Weltanschauung in „Mein Kampf“. Von der Genese zur Manifestation 

in den Buchhandel. Diese Form der Information und Auseinandersetzung erhielt sich. Sven 

Felix Kellerhoff (* 1971), Redakteur der Zeitung Die Welt gab 2015 Mein Kampf. Die Karriere 

eines Buches heraus. 

Einen anderen Zugang boten selbstredend die Hitler-Biografien, bei deren Abfassung kein Au-

tor um „Mein Kampf“ herumkam. Das gilt schon für die erste umfassende des in Oxford Leh-

renden Alan Bullock (1914-2004), die 1952 in Großbritannien erschien und ein Jahr drauf über-

setzt in Düsseldorf. Die wurde erst zwei Jahrzehnte später 1973 durch die Veröffentlichung von 

Joachim Fests (1926-2006) profundem Band Adolf Hitler. Eine Biografie vom ersten Platz ab-

gelöst, die mit einer nach 100.000 zählenden Gesamtauflage das Bild vom „Führer“ jedenfalls 

in einer breiten Bildungsschicht der Bundesrepublik geprägt haben dürfte. In welcher Weise, 
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das beschrieb Fest selbst, indem er als sein Anliegen die Bewertung der von Bullock nach seiner 

Ansicht unterbewerteten Rolle der Ideologie angab. Konkurrenz erwuchs dem voluminösen 

Band erst durch den Briten Ian Kershaw (* 1943), einen Historiker, der bis zu seiner Emeritie-

rung an der Universität Sheffield lehrte. Dessen Biografie kam in zwei Banden 1998 und 2000 

in London und in deutscher Sprache in Stuttgart heraus. 

Auch konservativen Historiker meldeten sich zu Wort, so Rainer Zitelmann (*1957) ein Sym-

pathisant der Neuen Rechten, der aus dem sozialen Demagogen einen sozialen Revolutionär 

machen wollte, 1989 mit Adolf Hitler. Eine politische Biographie. 1991 hat die in Genf leh-

rende, inzwischen emeritierte Marlis Steinert in Frankreich eine Hitler-Biografie publiziert, die 

1994 in deutscher Übersetzung erschien. 2002 legte Ralf Georg Reuth (* 1952), Korrespondent 

der „Welt am Sonntag“ und ein Biographien-Schreiber von Rommel bis Merkel, eine weitere 

„politische Biographie“ Hitlers vor. 2013 gab der Zeit-Redakteur Volker Ullrich (* 1943), der 

schon mit literarischen Lebensbildern Bismarcks und Napoleons hervorgetreten war, den ersten 

Band einer auf zwei Bände berechneten Hitler-Biographie „Die Jahre des Aufstiegs 1989-1939“ 

heraus. 

Bis auf den heutigen Tag ist die Kette der Lebensbeschreibungen des „Führers“ nicht abgeris-

sen. Thomas Sandkühler (* 1962), Professor für Geschichtsdidaktik an der Berliner Humboldt-

Universität, hat 2015 den „Lebensweg eines Diktators“ vorgelegt. Ebenfalls im eben zu Ende 

gehende Jahr 2015 erschien Peter Longerichs (* 1955), Professor an der Universität London, 

nahezu 1300 Seiten umfassende Biografie, die einen Rezensenten zu der Frage animierte, ob 

die faschistische Herrschaft eine One-Man-Show gewesen sei und zu der Bemerkung, der Autor 

habe den „Führer“ zu einem „allgegenwärtigen Kontrollfreak“ gemacht. Etwa 250.000 Bun-

desbürger konnten sich nach 1990 aber auch auf ganz andere Weise mit „Mein Kampf“ be-

kanntmachen. Serdar Somoncu (* 1968), ein deutscher Schriftsteller, Schauspieler und Kaba-

rettist türkischer Abkunft zog 1996 mit einer szenischen Lesung aus Hitlers Buch, die den Titel 

Nachlass eines Massenmörders trug, durch deutsche Lande und bestritt 1.428 Auftritte, nicht 

ohne auch auf Provokationen von Neonazis zu stoßen. 

Kurzum, die Tatsache, dass „Mein Kampf“ nicht neu gedruckt werden durfte, hat das Wissen 

über seine wesentlichen Inhalte und die Herstellung eines kritisch-ablehnenden Verhältnisses zur 

Naziideologie hierzulande nicht aufgehalten. Die These, das Buch sei tabuisiert worden, erscheint 

angesichts der Beschäftigung vieler Historiker mit seinem Inhalt und den daraus hervorgegangen, 

sich durchaus an ein breiteres Lesepublikum wendenden Publikationen und deren mitunter vielen 

Auflagen, gelinde gesagt, kühn. Dabei war in den Jahrzehnten deutscher Zweistaatlichkeit die auf 

den Autor und das Buch gelenkte Aufmerksamkeit in der Bundesrepublik erheblich größer als in 

der Deutschen Demokratischen Republik. Das besaß seine letzte Ursache darin, dass die Rolle 

von Personen und Ideologien im marxistischen Geschichtsverständnis erheblich anders und ge-

ringer bemessen ist als in den Strömungen der bürgerlichen Historiographie. 

Eine umfassende Untersuchung der gegenwärtigen Auseinandersetzung mit der faschistischen 

Ideologie und dem Inhalt und der Geschichte von Hitlers Buch bis in die Gegenwart der Bun-

desrepublik haben Historiker und Geschichtsdidaktiker in dem von Christian Kuchler, Profes-

sor für Didaktik der Gesellschaftswissenschaften in Aachen, herausgegebenen Band NS-Pro-

paganda im 21. Jahrhundert. Verbot und öffentliche Auseinandersetzung 2014 vorgelegt. Darin 

findet sich auch Ulrich Baumgartners, eines Professors für Didaktik an der Münchener Univer-

sität. Untersuchung Mein Kampf in deutschen Schulgeschichtsbüchern. Fachwissenschaftliche 

Grundlagen und unterrichtspraktische Konsequenzen. 

* * * 

Wer sich auf diese Weise über Hitlers Schrift informierte, wusste in aller Regel dies: (1.) Der 

Autor sah seinen Weg in die Politik als von einer nicht näher gekennzeichneten Vorsehung 

bestimmt und diese seine Schritte als ein schweres Opfer für die deutsche Nation. Bis in seine 



767 

Kriegsreden hinein hat er diese Version wiederholt und seinen schweren Verzicht auf ein ihm 

eigentlich bestimmtes Künstlerdasein beschrieben. (2.) Die Seiten dieses Buches hatte ein von 

grenzenlosem Judenhass Getriebener geschrieben, der keine Bedenken kannte, diese seine Hal-

tung zu bekennen und dadurch auch deren denkbare Konsequenzen zu umreißen. (3.) Der Ge-

genpart des Juden war der Arier, eine angebliche Rasse, der aufgrund ihrer unvergleichlichen 

Eigenschaften erlaubt sei, auf dem Erdball jeden Anspruch zu erheben und durchzusetzen, bis 

hin zur Zuteilung von Lebensrechten an die Nichtarier. (4) Die wiederum höchststehende 

Gruppe unter den Ariern waren die von den Germanen herkommenden Deutschen, die Hitler 

währen des Krieges dann zu den Beschützern aller Welt vor der Versklavung durch Bolsche-

wiken und Juden erklärte. (5.) Diese Höchststehenden unter den Hochstehenden hatten sich zu 

vermehren, verfügten jedoch jetzt schon über zu wenig „Lebensraum“. Den müssten sie auf 

dem Wege von Kriegen erweitern, wofür ihnen wiederum das Schicksal vor allen anderen die 

Ostrichtung gewiesen habe. 

Wer das begriffen hatte, wusste auch, dass sich ein Deutschland unter diesem Führer vom Rest 

der Welt isolieren und gegen ihn in den Krieg ziehen würde. Viele zeitgenössische Kritiker 

meinten, dass dies ihre Landsleute doch erkennen müssten und keine Lust verspüren würden, 

sich auf diesen Mann und sein Programm einzulassen. Diese Erwartung band jedoch den Zu-

strom an Gefolgsleuten zu sehr an den über weite Passagen einen Antihumanisten entlarvenden 

Text von „Mein Kampf“, der an der Wende zu den dreißiger Jahren nicht das Lasso abgab, mit 

dem Hitler und sein politischen Komplizen Millionen Menschen einzufangen verstanden. 

Nun also wird von dem in Sachen Faschismusforschung seit Jahrzehnten hochaktivem Mün-

chener Institut eine nach allen Regeln wissenschaftlicher Edition gestaltete Ausgabe von Mein 

Kampf erscheinen. Das hat das finanziell und personell aufwändige Unternehmen vor Jahre 

schon gestartet und mit ihm zeitweilig fünf Wissenschaftler befasst. Als seine Herausgeber 

zeichnen Christian Hartmann (* 1959), seit 1993 Mitarbeiter des Instituts und während dieser 

Zeit als Hauptmann u. a. pädagogisch tätig gewesen an der Münchener Hochschule der Bun-

deswehr und der Hamburger Führungsakademie der gleichen Armee, des Weiteren. Thomas 

Vordermayer wissenschaftliche Mitarbeiter am Lehrstuhl für Neueste Geschichte der Ludwig-

Maximilian-Universität München, dessen Leiter der Direktor des Instituts für Zeitgeschichte 

Andreas Wirsching (* 1969) ist, der ein eigenes Verdienst um die Publikation hat, Othmar Plö-

ckinger (* 1965), ein österreichischer Historiker und Salzburger Gymnasiallehrer, der auf die 

Mitarbeit u. a. durch seine Publikation Adolf Hitler. Mein Kampf 1922-1945, München 2006 

besonders vorbereitet war, und Roman Töppel, Freier Historiker, der sich ebenfalls als Mili-

tärhistoriker hervorgetan hat. Unter den ausgewiesenen vier weiteren Mitarbeitern sind drei 

Frauen. 

Dass das Unternehmen an dieses Ende gebracht ist, verdient umso mehr Anerkennung, als es 

nicht an Schwierigkeiten und auch an Widersachern fehlte. Das zwang, es immer wieder auch 

zu begründen und zu rechtfertigen. Und in der Tat ist der Frage Legitimität nicht abzusprechen: 

War ein derartiger Aufwand für dieses Ziel gerechtfertigt? Dass die Fachleute im engeren Sinne, 

die Faschismusforscher, sie bejahen ist nicht verwunderlich. Sie, eine Kleingruppe, erhaltenen 

eine kritische Bilanz bisheriger Forschungen geliefert und mit ihr ein willkommenes Angebot 

an Erklärungen, Erläuterungen und Entschlüsselungen von Hunderten Details. Sie ersparen sich 

künftig weitläufige eigene Recherchen. Doch die Öffentlichkeit? Für sie bestehe der Gewinn, 

wird erklärt, darin, dass dem Mythos, der um Hitlers Buch gewoben sei, der Boden weitgehend 

entzogen werde. Hier wird unterstellt, um eine schlichte Übersetzung des Fremdwortes ins Spiel 

zu bringen, dass das Buch Hitlers heute von falschen Vorstellungen gleichsam eingenebelt und 

dadurch interessant gemacht sei. Deren Beseitigung stelle einen Gewinn dar. Die Mythos-These 

wird aber nirgendwo beschrieben und es bleibt ungesagt, worauf sie sich stützt. Befragungen 

könnten sie leicht bestätigen oder auch widerlegen, wenn beispielsweise Abiturjahrgänge oder 

Studentenkohorten gefragt würden, was sie von Hitlers Buch wissen und ob ihnen bekannt ist, 
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dass der Mann ein Buch geschrieben hat. Solange da kein fester Boden gewonnen ist, bleibt der 

aufklärerische Anspruch Phantom und dazu Rechtfertigung für den finanziellen Beitrag, den 

das Bayerische Finanzministerium zeitweise für den Fortgang der Arbeiten ausgeworfen hatte. 

Die abenteuerlichste These, mit der die Herausgabe aber begründet wird, behauptet, das kriti-

sche Studium des Buches ergäbe so etwas wie einen Schlüssel zum Verständnis des „National-

sozialismus“ und der Zeit der faschistischen Diktatur. Mit ihr lässt sich der erneute Rückzug 

auf eine Person, auf Hitler, den Diktator, den Verbrecher usw. [„begründen“.] Das bedient alle 

jene ideologischen Kräfte hierzulande, die sich stante pede weigern, die faschistische Partei, 

Bewegung und das Regime als Ausgeburten, als eine Möglichkeit der staatlichen Organisation 

der bürgerlichen Gesellschaft zu sehen, sondern sie als in sie eingedrungenen Fremdkörper aus-

geben. Neue Einsichten in die Geschichte des Aufkommens, der Machtergreifung und der Herr-

schaft des Faschismus sind aus der Edition nicht zu erwarten. Dies sei nicht gegen das Unter-

nehmen, aber gegen den Mythos gesagt, der um sie schon vor ihrem Erscheinen geworben wird. 
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Leeres Gerede oder verändernde Tat? 

Zum Tod von Richard von Weizsäcker 

Heute gedenkt der Deutsche Bundestag und mit ihm tun das viele Deutsche eines ihrer heraus-

ragenden Politiker und Staatsmänner. Er hat, geht man die Reihe seine Vorgänger in der Ge-

schichte der Bundesrepublik durch und sieht man von Gustav Heinemann ab, das sonst tätig 

gewordene Personal um Haupteslänge überragt. Für sie alle gilt freilich, dass ihr Platz in deut-

scher Geschichte, wie viele Fragen an ihr Wirken immer gestellt werden mögen, sich an einer 

entscheidet: Welche Rolle haben sie in den Zeiten des Kalten Krieges gespielt und was geleistet 

zu verhindern, dass aus ihm ein heißer, fraglos mit Atomwaffen geführter wurde. Soweit, diese 

Frage allen anderen voranzustellen, sind die westdeutsche Politik und Geschichtsschreibung 

jedoch bisher noch nicht gekommen. 

Mit der Nachricht vom Tode Richard von Weizsäckers wurde wieder und wieder an jene seiner 

Reden erinnert, die er 1985, am 40. Jahrestag des Sieges über den deutschen Faschismus, vor 

dem Deutschen Bundestag hielt und daraus wird jene Passage zitiert, in der er davon sprach, 

dass dieser Maitag ein „Tag der Befreiung“ gewesen sei. Das war eine Tat, die zu einer Wende 

im Rückblick auf deutsche Geschichte aufrief und nicht nur auf die eines einzigen Tages. Bis 

dahin waren von Politikern, Publizisten, auch von Geschichtswissenschaftlern Begriffe wie 

Kriegsende, Kapitulation, Niederlage, selbst Katastrophe benutzt worden, um das Ende des fa-

schistischen Reiches und seiner Machthaber zu bezeichnen. Erst vor diesem Hintergrund, der 

doch die verweigerte Aufklärung darüber einschloss, was diese zwölf Jahre gewesen waren, 

tritt klar hervor, dass sich der Begriff „Befreiung“ nahezu mit einer Revolutionierung des Ge-

schichtsdenkens verband, ja sie geradezu verlangte. Der Redner wollte das auch erreichen, im 

Wissen, dass ihm ein nicht zu bestimmender Teil der Bundesbürger dabei nicht folgen werde. 

Was Weizsäcker schwerlich gutgeheißen hätte, ist aber, dass dieser sein Auftritt Tage nach 

seinem Tode merkwürdig aufgeblasen wird. Der Mann war informiert und gebildet genug, um 

zu wissen, dass der von ihm in einer Staatsrede verwendete Begriff andernorts längst gang und 

gäbe war und kein Aufsehen erregte. Beispielsweise jenseits der bundesrepublikanischen Ost-

grenze im anderen deutschen Staat. Dort stand er in den Schulgeschichtsbüchern und das seit 

Jahrzehnten. Die Soldaten in den alliierten Armeen galten als Befreier und, mit den Tatsachen 

übereinstimmend, wurden jene der Roten Armee als diejenigen bezeichnet, die am Sieg den 

größten Anteil besaßen und bei der Zerschlagung der deutschen Militärmacht die meisten Opfer 

hatten bringen müssen. Aller Befreier Tat war in der DDR auch durch Straßentaufen gedacht 

worden. Straßen der Befreiung gab es in Großstädten wie Berlin, Leipzig, Dresden, Halle und 

in vielen kleineren Städten und Orten (Altenberg, Banzkow, Grimmen, Reinsdorf, Zossen usw.) 

und nicht überall wurden wie in Berlin und den beiden sächsischen Metropolen nach 1990 in 

anpassendem Übereifer Um- und Rückbenennungen vorgenommen. Diese Vorgänger und Vor-

gänge im Gebrauch des Begriffs Befreiung nehmen der Tat Weizsäckers nichts an Gewicht, 

Bedeutung und Denkwürdigkeit. 

Wer sich auf dieses wesentliche Detail deutscher „Geschichtsbewältigung“ ernsthaft einlässt, 

kommt an zwei bemerkenswerten Tatsachen nicht vorbei. Die eine besteht in den unterschied-

lichen Inhalten, die dem Begriff Befreiung bis heute in Deutschland gegeben werden. Häufig, 

und da ist er noch gut verträglich, wird er als die Befreiung von Machthabern verstanden, die 

das Volk zu einem Opfer gemacht und es in das größte Elend seiner Geschichte nach dem 

Dreißigjährigen Krieg geführt hatten. Anders steht es um die Akzeptanz von Befreiung, wenn 

sie als das Ende einer verbrecherischen Rolle der Deutschen verstanden wird, wie sie keine der 

vielen Generationen vorher je gespielt hatte, wenn sich damit das Eingeständnis verbindet, dass 

den Deutschen die Mordwerkzeuge aus den Händen geschlagen und ihnen die Chance eröffnet 

wurde, sich einen Weg zu Anstand und Wiedergewinn eines Ansehens zu suchen, das, wenn 
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schon nicht sie, so doch ihre Vorfahren besessen hatten. In diesem Sinne wurde die Geschichts-

wende des Jahres 1945 an DDR-Schulen im Unterricht dargestellt. 

Die zweite Tatsache, die 2015 nicht unerwähnt bleiben kann. besteht darin, dass der Sowjetunion 

und ihrer Armee ein Verdienst um die wie immer gedeutete Befreiung nicht nur im Hinblick 

auf die Deutschen nicht gelassen wird. Zur Staatsdoktrin der Bundesrepublik wurde das Dogma 

erhoben, es sei für den Osten Deutschlands 1945 nur eine Diktatur gegen eine gleich furchtbare 

getauscht worden, die bewaffnet importiert wurde. Es vergeht kein Tag, an dem nicht an dem 

Horrorgemälde DDR gearbeitet wird. Demnach ist die Befreiung der Ostdeutschen nicht 1945, 

sondern 1989/1990 und durch sie selbst erfolgt und durch eine Revolution, aber gewaltlos. In 

den Staatsreden am 27. Januar 2015 anlässlich des Jahrestages der Befreiung von Auschwitz 

ließ sich die Erwähnung der sowjetischen Armee nicht vermeiden, in den Medien in den Tagen 

zuvor geschah das konsequent. 

Und schließlich, die das Verdienst Weizsäckers rühmen, sollten sich doch auch ein wenig über 

seine Reichweite informieren. Dazu könnten ihnen in der Bundesrepublik gebräuchliche Schul-

geschichtsbücher dienen. In einem 1995, also zehn Jahr nach der viel zitierten Rede herausge-

gebenen Veröffentlichung, werden die Begriffe „totale Niederlage“, „Ende des Krieges“ und 

„bedingungslose Kapitulation“ in Überschriften benutzt. In einem weitere zehn Jahre später 

benutzten heißen sie „Der deutsche Zusammenbuch“ und „Die Kapitulation“ und in der Rubrik 

des Wichtigen wird die „Bedingungslose Kapitulation“ aufgeführt. In einem dritten 2001 zuge-

lassenen Geschichtsbuch ist der einschlägige Text „Kriegsende und Kapitulation“ überschrie-

ben. Der Begriff Befreiung taucht in dieser Literatur nicht auf. Und das lässt fragen: Wäre es 

nicht an der Zeit und nun auch eine Pflicht, im Gedenken an den Toten zu sorgen, dass nicht nur 

die Autoren der Schulgeschichtsbücher und die Politiker, die über deren Zulassung entscheiden, 

vom rühmenden Gerede zur bildenden Tat schreiten? 
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„Nicht nach Ostlocarno“ 

Vor 90 Jahren: Das Deutsche Reich trifft in der Schweiz Vereinbarungen  

 über seine Grenzen. Allerdings nur für die im Westen 

Am 5. Oktober 1925 trafen sich im schweizerischen Locarno, der Kleinstadt am Nordufer des 

Lago Maggiore, Vertreter von sieben europäischen Staaten – Deutschland, Großbritannien, 

Frankreich, Belgien, Italien, der Tschechoslowakei und Polen – zu einer Konferenz, von der sie 

im Schlussprotokoll erklärten, sie habe dazu gedient, „gemeinsam Mittel zum Schutze ihrer 

Völker vor der Geißel des Krieges zu suchen und für die friedliche Regelung von Streitigkeiten 

jeglicher Art, die etwa zwischen einigen von ihnen entstehen könnten, zu sorgen“. Da lag das 

Ende des Ersten Weltkrieges gerade sieben Jahre zurück, in dem sich Deutschland mit vier der 

Staaten bekriegt hatte. Nun saß der deutsche Außenminister Gustav Stresemann mit deren Dip-

lomaten am Verhandlungstisch. Am Ende ihres Treffens am 16. Oktober behaupteten sie, die 

erwähnten Mittel der Friedenssicherung auch gefunden zu haben. 

Deutschland war zu dieser Zeit als Folge von Krieg und Niederlage kein gleichberechtigter 

Staat. Teile seines Staatsgebiets waren von ausländischen Truppen besetzt. Seine Waffenpro-

duktion war beschränkt, sein Außenhandel reglementiert. Es hatte Reparationen zu entrichten. 

Von der Mitgliedschaft im Völkerbund war es ausgeschlossen. Diese Benachteiligungen und 

Behinderungen seiner Politik gedachte es zu verringern. Da andere Mittel nicht zur Verfügung 

standen, konnte dies nur durch einen Handel, durch Geben und Nehmen erreicht werden. Dieser 

Absicht kam entgegen, dass die Westmächte die aus Kriegszeiten herrührenden Spannungen mit 

Deutschland zu reduzieren wünschten, um es fest an ihre eigene Politik zu binden. Das bedeu-

tete, dass die vom Reich in Rapallo 1922 mit der Sowjetunion eingegangenen Beziehungen zur 

Großmacht im Osten gelockert werden sollten. Selbstverständlich zählte die Regierung in Mos-

kau nicht zu den nach Locarno Geladenen. 

Grenzen zweiter Klasse 

Der Preis, den das Deutsche Reich zu entrichten hatte, um die ihm 1919 in Versailles auferlegten 

Härten los und als gleichberechtigte Macht angesehen zu werden, war, wie sich in den langwie-

rigen Vorverhandlungen herausgestellt hatte, so hoch nicht, wenn er auch den deutschen Nati-

onalisten als unannehmbar erschien. Deutschland verpflichtete sich im zentralen Dokument der 

Locarno-Verträge, dem sogenannten „West“- oder „Rheinpakt“ einen Zustand zu akzeptieren, 

an dem es ohnehin auf einige Sicht nichts würde ändern können. Die Grenzziehung gegenüber 

Frankreich und Belgien, wie sie ihm im Friedensvertrag 1919 diktiert worden war, wurde aus-

drücklich bestätigt und auf jede Revision verzichtet. Das bedeutete ein nun ohne Druck ausge-

sprochenes Ja zur Rückkehr von Elsass und Lothringen zu Frankreich und von Eupen-Malmedy 

zu Belgien. Zudem versicherte Deutschland, die Artikel 42 und 43 des Versailler Vertrages dau-

ernd zu respektieren, die ihm verboten, militärische Anlagen vor den Grenzen der beiden Nach-

barn anzulegen und zu unterhalten. 

Ähnliches wurde für die Reichsgrenzen im Osten, denen zur Tschechoslowakischen Republik 

und zu Polen nicht bestimmt. Mit den beiden Staaten schloss Deutschland jeweils sogenannte 

Schiedsverträge, in denen vereinbart wurde, dass sie sich im Falle von Streitigkeiten dem Urteil 

von internationalen Kommissionen beugen würden. Faktisch bedeutete das, und die Beteiligten 

konnten darüber nicht in Zweifel sein, dass Deutschland von nun an Auslandsgrenzen zweier 

Kategorien besaß. Solche, die es ausdrücklich anerkannte, und andere, für die das nicht galt. 

Die Ostgrenzen waren zu Grenzen zweiter Klasse herabgestuft. Und das wurde von deutschen 

Revisionisten nicht bestritten. Deren Parole lautete „Nach Ostlocarno gehen wird nicht“: Na-

mentlich mit Polen war aus dieser Sicht eine Rechnung noch zu begleichen, was, wie versichert 

wurde, nicht mit kriegerischen Mitteln geschehen sollte, über die das Reich ohnehin nicht hin-

reichend verfügte. 
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So lässt sich fragen, warum die Regierung in Warschau der deutschen überhaupt die Chance 

bot, sich in dieser Weise als friedfertig auszugeben, wiewohl deren Vertreter und namentlich 

Außenminister Stresemann nicht verheimlichten, dass sie Gebiete beanspruchten, die infolge 

der Teilungen Polens am Ausgang des 18. Jahrhunderts zu Preußen und mit diesem später ins 

Reich gelangt waren. Diese Politik fand ihre Fortsetzung im Jahre 1934. Da schloss die polni-

sche Regierung mit dem nun faschistischen deutschen Staat einen Nichtangriffsvertrag. Das 

geschah zu einem Zeitpunkt, da das Nazireich international noch weitgehend isoliert war. Hitler 

und die Nazipropaganda erhielten mit dem diplomatischen Papier die Möglichkeit, sich als 

friedfertig ausgerechnet gegenüber jenem Nachbarn auszugeben, der allen Grund hatte, diesem 

Regime, seinem Führer und seiner Ostpolitik mit besonderem und gerechtfertigtem Misstrauen 

zu begegnen. Wieder blieb die Frage der Grenzen unberücksichtigt, bis Hitler sie 1938 den 

Polen vorlegte und im April 1939 den fünf Jahre vorher geschlossenen Vertrag aufkündigte. 

Hindernis Antibolschewismus 

Da war auch der Rheinpakt schon eine inhaltsleere Hülse geworden. Er war 1926 in Kraft ge-

treten, gleichzeitig mit Deutschlands Aufnahme in den Völkerbund. Das Deutsche Reich erhielt 

einen Sitz im Rat des Völkerbundes, was eine Gleichstellung mit den Großmächten Großbri-

tannien und Frankreich bedeutete, die dieses Gremium und den Bund insgesamt dominierten. 

Und ihm wurden Sonderbedingungen für den Fall zugestanden, dass der Bund gegenüber einem 

Aggressor zu militärischen Maßnahmen griff. Die hatten die deutschen Unterhändler mit dem 

Verweis auf Deutschlands Abrüstung erreicht, mit dem Hintergedanken, dass sich so eine Tür 

zur Auflockerung oder Liquidierung der dem Reich auferlegten Rüstungsbeschränkungen öff-

nen ließ. 

Die Hitler-Regierung, so wenig sie auf Dauer bereit war, sich den Bedingungen von Locarno 

zu unterwerfen, brauchte zunächst für ihre Kriegsvorbereitungen ein ruhiges Umfeld, das die 

Hochrüstung nicht störte. So erklärte der „Führer“ namentlich an Frankreichs Adresse wieder-

holt, dass er diesem Nachbarn gegenüber keinerlei Ansprüche besitze, geschweige denn, sie in 

einem Krieg durchsetzen wolle. Doch 1936 wurde de facto jene Klausel des Vertrages aufge-

kündigt, welche die Militarisierung des linksrheinischen deutschen Gebiets untersagte. Im März 

marschierten deutsche Truppen über die Rheinbrücken in die wieder errichteten Garnisonen. 

Das geschah, ohne dass darauf eine Reaktion erfolgte. Nationalistisch aufgepulverte Rheinlän-

der begrüßten die Wehrmachtssoldaten mit Blumen. 

Das Konzept jener westeuropäischen Politiker, die glaubten, das 1918 besiegte Deutschland in 

einen Staatenverbund zu integrieren und auf diese Weise dessen Revisions- und Racheplänen 

entgegenwirken oder sie kanalisieren zu können, erwies sich als ein Fehlschlag. Und sie waren 

unfähig, der veränderten Situation des Jahres 1933 Rechnung zu tragen und ein Projekt der 

Friedenssicherung auf den Weg zu bringen. Daran hinderte sie, das galt insbesondere für die 

herrschenden Schichten des britischen Weltreiches, ihr Antibolschewismus. 

In: junge Welt vom 10.10.2015, S. 15. 
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Kam Hitler aus dem Weltraum?“ 

Gespräch mit Arnold Schölzel über deutschen Imperialismus im 20. Jahrhundert,  

Kontroversen zum Ersten Weltkrieg und über Ursachenforschung in der Geschichte 

Wie viele Tote hinterließ der Erste Weltkrieg? 

Unmittelbar ungefähr 20 Millionen, darunter etwa zehn Millionen Soldaten. Zu den durch Waf-

fengewalt getöteten Millionen Zivilisten müssen aber die Verhungerten und die medizinisch 

unzureichend Behandelten noch hinzugerechnet werden. So ergeben sich weitere zehn Millio-

nen Tote. Das sind Schätzungen. Zu berücksichtigen ist, dass die Statistik Russlands nicht sehr 

exakt war, noch schlechter war die des Osmanischen Reiches. 

Läge es nicht nahe, beim Thema Erster Weltkrieg zuerst über diese Opfer zu sprechen? Bis 

dahin gab es in keinem Krieg der Menschheitsgeschichte solche Ziffern. 

Es liegt tatsächlich nahe, damit zu beginnen. Allerdings führt eine solche Betrachtung rasch zu 

der allgemeinen Einsicht: Krieg ist schrecklich, Frieden ist gut. Gesagt wird dann aber nicht, 

wie es denn vom Frieden zum Krieg kommt. Genauer: Was sind die Ursachen für einen Krieg 

dieser Art gewesen? 

Um diese Frage kommt keiner herum. Sie ist die Königsfrage an die Geschichte, und nichts 

berechtigt dazu, ihr auszuweichen. Sie verbindet sich außerdem mit der Frage nach Verantwor-

tung und Schuld, denn Kriege sind nicht Ergebnis irgendeines Automatismus, sondern letzten 

Endes das Resultat von Entscheidungen konkreter Personen. 

Bevor der erste Schuss des Ersten Weltkrieges fiel, war übrigens den Zeitgenossen klar, dass 

diese Frage auftauchen würde. Und schon damals galt für die Monarchen, die Regierungschefs, 

die Botschafter und alles übrige Personal: Keiner wollte es gewesen sein. Das erinnert an das 

„Kriegslied“ von Matthias Claudius aus dem Jahr 1774, das mit dem Vers beginnt: „s’ ist Krieg! 

s’ ist Krieg! / O Gottes Engel wehre, / Und rede Du darein! / s’ ist leider Krieg – / und ich 

begehre / Nicht schuld daran zu sein!“ Man sehe sich die Aufrufe Kaiser Wilhelms II. und Franz 

Josephs I. zum Kriegsbeginn an ihre Völker an. Bei beiden Aufrufen finden sich, man möchte 

fast sagen, heilige Beteuerungen, dass sie nichts anderes wollten als Frieden. Der hochbetagte 

Franz Joseph hat das so ausgedrückt, dass er bis an sein Lebensende ein Mann sein wolle, der 

dafürsteht. Nur, fuhr er fort, könne er sich daran leider nicht halten, weil die Nation bedroht sei. 

Dann folgt ein großes Bedauern. 

Das bedeutet: Die Kriegsschuldfrage wurde nicht erst gestellt, als 20 Millionen Menschen tot 

waren, sondern vor dem Krieg und erst recht nach seinem Beginn. Sie stellte sich natürlich in den 

Schützengräben, in dem Maße nämlich, wie das Kriegselend den Soldaten völlig bewusst wurde. 

Der deutsche und der österreichische Kaiser haben nicht Kriegsverhinderung, sondern das Ge-

genteil betrieben. War es so einfach: Intern für, nach außen gegen den Krieg? 

Das gehört zu der ganzen demagogischen Konstruktion: Wir waren es nicht, es waren die an-

deren. Dazu muss man wissen, dass nicht nur Kriegsgegner vor diesem Krieg gewarnt haben. 

Der Begriff Weltkrieg taucht schon 1887 bei Friedrich Engels auf. Aber drei Jahre später hält 

z. B. der damals 90jährige ehemalige Generalstabschef der preußisch-deutschen Armee, Hel-

muth von Moltke, im Reichstag eine Rede, die viel weniger zitiert wird als der Text von Engels. 

Moltke war Abgeordneter und sprach zu Haushaltsfragen. Gegen den Militärhaushalt war er 

natürlich nicht, warnte aber in dieser Rede klar vor einem Weltkrieg. Der werde mit den Feld-

zügen unter seiner Führung von 1864, 1866 und 1870/71 nicht vergleichbar sein, das Feuer 

solle niemand legen. Es hat also unter Weitschauenden, auch unter Militärs, eine Vorstellung 

davon gegeben, dass sich in der gesamten Kriegsführung etwas ändert – mit furchtbaren Folgen. 

Moltkes Neffe, Helmuth von Moltke der Jüngere, 1914 Generalstabschef, gehörte nicht zu den 

Vorausschauenden. Er hätte gut daran getan, sich dieser Rede seines Onkels zu erinnern. 
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Schuld und Verantwortung für diesen Krieg lassen sich ziemlich klar zuordnen. Beherrschend 

in der gegenwärtigen Literatur scheint aber die These zu sein, dass die Frage danach und über-

haupt nach Ursachen überflüssig ist. Diese Meinung vertritt vor allem der australisch-britische 

Historiker Christopher Clark, der sein Buch „Die Schlafwandler“ mit dem Untertitel versah: 

„Wie Europa in den Ersten Weltkrieg zog“. Bei der Buchvorstellung in Berlin betonte er, dass 

ihn vorrangig das Wie interessiere, das Warum enge nur ein. Warum wird diese „Königsfrage“, 

wie Sie sagen, heute so einfach beiseitegelegt? 

Dass ein Historiker mit einer solchen These auftritt, kann man mehr oder weniger dem Zufall 

zuschreiben. Interessant wird die Sache erst, wenn eine solche These aufgenommen wird, wenn 

klar wird, ob sie als grotesk oder als zu vernachlässigen abgelegt wird oder ob sich daran eine 

Diskussion entzündet. Für die These von Clark gilt nicht einmal, dass sich an ihr eine Diskussion 

entzündet. Sie ist einfach verbreitet worden, und zwar als eine neue Erkenntnis ... 

… der Verlag wirbt mit der Behauptung für das Buch, es beinhalte die „bahnbrechende Er-

kenntnis“, dass nicht das deutsche Kaiserreich „die Hauptverantwortung am Ausbruch des Ers-

ten Weltkriegs“ habe. 

Man könnte fast einen Preis für denjenigen aussetzen, der nachweist, dass irgendwo gegenwärtig 

eine dezidierte Auseinandersetzung mit den Thesen des 1999 verstorbenen Hamburger Histo-

rikers Fritz Fischer zur deutschen Hauptverantwortung am Ersten Weltkrieg gefordert oder vor-

genommen wird. Die findet aber nicht statt. Es wird so getan, als hätte sich Fischers Auffassung 

durch langes Liegen erledigt. Der Name Fischer kommt bei Clark ganz am Ende seines Buches 

ein einziges Mal vor. Auch diejenigen, die Fischer in ihren Büchern nennen, stellen sich keiner 

Diskussion. Der Militärhistoriker Gerd Krumeich rief dem Buch Clarks beim Erscheinen der 

englischsprachigen Ausgabe 2012 in der Süddeutschen Zeitung ein Willkommen zu und 

knüpfte daran die Frage, ob man die Fischer-These nicht als erledigt ansehen müsse. Im Ge-

gensatz zu jenen, die sich da keine Mühe gemacht haben, haben diejenigen, die Fischer vertei-

digen, das mit Argumenten getan, z. B. Volker Ullrich in der Zeit. 

Wie kann man sich erklären, dass eine solche These wie die Clarks, die in seinem Buch keines-

wegs bewiesen wird, solche Verbreitung findet? Alle sind danach in irgendeiner Weise schul-

dig, und alle sind in ähnlicher Weise auch wieder unschuldig – das ist wie ein Schmierfilm. 

Clark führt eine riesige Liste von Leuten an, die es wirklich gegeben hat, sowie ihre unter-

schiedlichen Rollen. Aber wenn es um die Frage geht, warum haben sie diese Rollen gespielt, 

warum haben sie sich so und nicht anders entschieden, dann wäre die nächste Frage: Von wel-

chen Interessen und Ideen wurden sie dabei geleitet? Danach wird schon nicht gefragt, es ge-

nügt angeblich das Wie, wie sie ihre Rollen gespielt haben. Das plätschert an der Oberfläche 

der Geschichtsprozesse hin, Tiefgang kommt da nicht. Bleibt die Frage, wie zu erklären ist, dass 

das Buch zum Bestseller hochgejubelt wurde, dass Clark als Redner viel gefragt ist? Dazu habe 

ich nur eine Vermutung. 

Wie lautet die? 

Das kommt all denen recht, die – wo es irgend geht – die deutsche Geschichte einer Reinigungs-

kur unterziehen wollen. Das bedeutet: Es war auch ein Verdienst Fischers, die erste Hälfte des 

20. Jahrhunderts in der deutschen Geschichte als eine Einheit zu sehen. Das hatte sich durchge-

setzt. Dazu gehört, die Verbindung zwischen Erstem und Zweitem Weltkrieg, zwischen imperi-

alistischen Interessen am Jahrhundertbeginn und imperialistischen Interessen in der Umformung 

bei Hitler herzustellen. Dazu gehört, sich mit der gesamten Geschichte auseinanderzusetzen. 

Sich davon zu verabschieden, läuft, ob gewollt oder nicht, darauf hinaus, dass zu einer Betrach-

tung der deutschen Geschichte zurückgekehrt wird, in der Hitler von irgendwo aus dem Welt-

raum einmarschiert ist. Wer auf die Vorgeschichte verzichtet, macht ihn zu einem einmaligen 

Fehltritt, denn ansonsten sind wir Deutsche ganz normale Leute. Man hätte angesichts der For-

schung meinen könne, ein solcher Versuch der Rückdrehung sei aussichtslos. Aber angesichts 



775 

der Kräfte, die das gegenwärtig befördern, zögere ich zu sagen, das werde ohne Wirkung blei-

ben. 

Ein Beispiel, wie schon einmal etwas als Neuerung in der Geschichtsbetrachtung angekündigt 

wurde, war die Debatte 1996 um das Buch „Hitlers willige Vollstrecker“ von Daniel Goldha-

gen. Da ließ sich mit einiger Sicherheit sagen, das verraucht und verrauscht, es handelt sich um 

eine absonderliche Mode. Im Fall von Clark und anderen aber, die versuchen, eine solche Säu-

berung an der deutschen Geschichte zu vollziehen, hat das einen Bezug zu den Ansprüchen, die 

die Bundesrepublik Deutschland heute stellt. 

Es gibt aber auch eine Kontinuität der Auseinandersetzung mit Fischers Thesen. Sein Buch 

„Griff nach der Weltmacht“ von 1961 löste eine Kontroverse aus, in der es genau um dieses 

Thema ging: den deutschen Imperialismus in der ersten Jahrhunderthälfte. Nun sagt auch der 

Spiegel, Fischers These habe sich durchgesetzt, werde aber nun durch neue Erkenntnisse kor-

rigiert. Erleben wir eine Wiederholung der Debatte aus den 60er Jahren? 

Die Provokation lag schon im Titel von Fischers Buch „Griff nach der Weltmacht“. Unter deut-

schen Zeitgenossen war doch klar: Hitler – das und nur das – war der Griff nach der Weltmacht. 

Ein Buch mit diesem Titel schlug eine Brücke zum Ersten Weltkrieg, die es so nicht geben 

sollte. Fischer hat in der Auseinandersetzung mit der konservativen Gruppe von Historikern, 

seinen hauptsächlichen Gegnern, gesiegt. Sie hielten an „Vaterlandsverteidigung“, „Abwen-

dung von Bedrohung“ und ähnlichem fest. Für sie war er ein Renegat, also jemand, der beson-

ders verwerflich gehandelt hatte und entsprechend behandelt werden musste. 

Woran will man messen, ob sich eine These durchgesetzt hat? Ich glaube, es gibt ein Maß – das 

sind die Schulgeschichtsbücher. Ich habe mir einige wenige angesehen, und dort ist die Tendenz 

eindeutig: Die besondere Rolle des Kaiserreiches bei der Herbeiführung dieses Krieges wird 

zumindest bisher vermerkt. Es gab eine Dominanz dieser These. 

Dann stimmt die Behauptung des „Spiegel“? 

Ja, sie ist weitgehend richtig, das heißt: Es war so. Ein sicheres Zeichen dafür ist, dass das Thema 

in der Wissenschaft nicht mehr Gegenstand irgendwelcher Debatten ist. Es ist daher schon über-

raschend und ein Geschenk – das wird auch so formuliert –, dass ein australischer Historiker 

angeblich etwas Neues herausgefunden hat. Wie man sich aber als Historiker hinstellen kann 

und sagen, das Warum hat mich nicht interessiert, ist mir schleierhaft. Denn auf dem Wege zum 

Warum – das ist jetzt eine Übertreibung – wird Geschichte erst richtig interessant, da liegen die 

Herausforderungen für Historiker. Und sich eines solch großen Themas anzunehmen und zu 

sagen, das Wie hat mich interessiert, das Warum aber nicht – dies ist schon merkwürdig. 

Noch merkwürdiger ist: Selbst, wenn ich der These, Deutschland habe bei der Herbeiführung 

dieses Krieges eine herausragende Rolle gespielt, nicht voll zustimme, bedeutet das nicht, der 

weitergehenden These Clarks zu folgen. Sie äußert sich in der Frage, ob überhaupt die Verur-

sachung von Kriegen zu erforschen sei, ob man da nicht auf Holzwege kommt. Sein Buch er-

schien 2012 auf Englisch, und damit kommt eine ganze Reihe von Leuten in der Welt in Be-

tracht, die Beifall klatschen, wenn nicht danach gefragt wird, wer an Kriegen schuld ist. Die 

einen sitzen in New York, andere sitzen in Israel, und die Dritten sitzen da oder dort. Er könnte 

so ja mal über den Zweiten Weltkrieg schreiben. Dann wäre er aber in die Nähe einer politi-

schen Richtung geraten, in der er sich bestimmt nicht wiederfinden will. Aber die Frage für den 

Ersten Weltkrieg ablehnen und für den Zweiten nicht – das geht nicht. 

Für heutige Kriege wird aber genau das versucht: Die Frage nach Urhebern und Ursachen 

nicht zur Sprache kommen zu lassen bzw. wieder zu behaupten, die andern waren es. 

Zwei Dinge sind zu unterscheiden, die munter durcheinandergebracht werden. Erstens: Was ist 

die Verursachung eines Krieges? Zweitens: Was löst ihn aus? Und das sind zwei ganz verschie-

dene Geschichten. Reden wir über die Verursachung, müssen wir über Widersprüche zwischen 
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imperialistischen Mächten sprechen und über diejenigen, die bereit waren, das äußerste Risiko 

einzugehen, die sich auf einen Krieg vorbereiteten und eine Atmosphäre schufen, in der Krieg 

eine reale Möglichkeit war, weltpolitische Ansprüche durchzusetzen. Diese Atmosphäre 

herrschte im deutschen Kaiserreich, das bei der Aufteilung der Welt zu spät gekommen war. 

Neben den Interessen muss es aber auch die Bereitschaft zum Krieg geben, sonst passiert nichts. 

Erst dann kommt die Frage: „Wann explodiert das?“ Dafür benötige ich einen Auslöser, der 

kann mir recht für meine Pläne sein, muss es aber nicht. Die Ermordung des österreichischen 

Thronfolgers in Sarajevo passte 1914 den Deutschen in ihre Generalpläne. Das bedeutet aber 

nicht, dass die Führungsgruppe eines Regimes gleichsam einen Fahrplan bis zum ersten Schuss 

hat. Sie haben allgemeine Vorstellungen, was sie mit einem Kriege durchsetzen wollen, was sie 

für einen Sieg benötigen und was für sie ein günstiger Anlass für den Kriegsbeginn ist. Für den 

brauchen sie immer den Beweis, dass sie nicht angefangen haben. 

Muss man noch die Kriegsziele zu diesen Voraussetzungen hinzuzählen, 1914 z. B. die „Verei-

nigten Staaten von Europa“ unter deutscher Führung? Den Zustand haben wir heute. 

Es scheint auch ohne Weltkriege zu gehen. Damals lagen die Kriegszielprogramme in verschie-

denen Fassungen vor – mal mehr, mal weniger weitreichend. Vor allem galt aber: Der Appetit 

kommt beim Essen. Da wird argumentiert: Eigentlich hatte Deutschland keine Ziele, als der 

Krieg auf einmal über das Land gekommen war, als er „ausbrach“ – ein schöner Ausdruck für 

einen Kriegsbeginn. Erst da hat man sich gesagt, wenn wir den Krieg führen und gewinnen 

müssen, dann wollen wir auch was dafür haben. Als sei dieses Kriegsziel das Produkt von fünf 

bis sechs Wochen Krieg. Dabei hatte der spätere Kanzler Bernhard von Bülow 1897 klar im 

Reichstag gesagt: Wir verlangen auch unseren Platz an der Sonne. Was damit gemeint war, war 

ebenso klar: Wir sind mit dem, was wir in Afrika schon haben – Deutsch-Südwest, Togo, Ka-

merun – nicht zufrieden, wir wollen mehr. Klar war auch, dass das mittelafrikanische Kolonial-

reich wesentlich auf belgische Kosten entstehen sollte. Das geschah vor dem Hintergrund einer 

ökonomischen Entwicklung Deutschlands, die tatsächlich Wirtschaftswunder genannt zu wer-

den verdient. 

Es ist gar keine Frage, dass die Deutschen nicht die einzigen waren, die imperialistische Inte-

ressen hatten. Diese Konkurrenten wollten dem deutschen Reich nichts wegnehmen, aber die 

Bäume dieses deutschen Imperialismus auch nicht in den Himmel wachsen lassen. Die Bereit-

schaft, sich militärisch zur Wehr zu setzen, war bei Frankreich und Großbritannien eindeutig. 

Die Frage ist nur, wer in diesem Prozess die vorwärtstreibende Rolle gespielt hat. Das ist der 

Kern der Angelegenheit, und alle Vorstöße Clarks gehen am Ende fehl. 

Es wird nicht abgehen ohne die Feststellung, dass die Deutschen auf die Durchsetzung ihrer so 

verstandenen Interessen aus waren. Hinzu kommt etwas anderes: Je mehr die Vorkriegskrise 

sich zuspitzte, umso mehr Einfluss hatten die Militärs. Das war z. B. bei Hitler nicht so. Die 

deutsche Kriegskonzeption war seit 1905: Wir müssen die Ersten und die Schnellsten sein. Das 

ging im Schlieffen-Plan bis hin zu dem Wahnsinn, dass Soldaten pro Tag 40 Kilometer mar-

schieren müssten. Der Punkt ist aber, wenn eine Führungsgruppe den Entschluss zum Krieg 

gefasst hat, dann beginnen die Militärs zu drängen: Wir müssen in Luxemburg und in Belgien 

einmarschieren, die Krise darf sich nicht ewig hinziehen, die anderen mobilisieren schon usw. 

Ab einem bestimmten Punkt spielen die Militärs eine entscheidend vorwärtstreibende Rolle. 

Noch einmal zurück zum heutigen Umgang mit dem Ersten Weltkrieg. Mir scheint es auf etwas 

wie im Märchen hinauszulaufen: Es hat einmal imperiale Interessen gegeben, aber es gibt sie 

nicht mehr. In heutigen Kriegen schon gar nicht. 

Wir wissen: Die heutigen Interessen, die angeblich die Weltpolitik bestimmen, sind die Verbrei-

tung von Demokratie, der Kampf gegen antihumanistische Bestrebungen und gegen Terrorismus. 

Mehr nicht. Wir hatten allerdings einen Bundespräsidenten, der erklärt hat, wir hätten auch öko-
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nomische Interessen. Die Art und Weise, wie darauf reagiert wurde – seine Ablösung – zeigt, 

wo wir stehen. 

Diese Gesellschaft ist in ihrem Streben nach Frieden „glückssüchtig“, hat der jetzige Präsident 

gesagt. 

Richtig, es geht nur noch um moralisch hochwertige Begriffe und das Bedauern darüber, dass 

sie nicht rasch und weltweit durchgesetzt werden können. Dann unterstützen wir dummerweise 

zwar in Thailand diejenigen, die die Demokratie abschaffen wollen, aber wir haben ja Wladimir 

Putin in Moskau, einen machtbewussten Diktator. Dass da irgendwelche anderen realen Interes-

sen dahinterstehen können und auch, ja, Reaktionen auf die, ist klar. Beim Zerfall der Sowjet-

union hat der Westen einen gigantischen ökonomischen Reibach gemacht – den hätte kein 

Krieg eintragen können. Aber jetzt kommt Putin und gefährdet das, was sie schon glaubten, 

ganz zu haben. Wer Generationen ohne Begriffe wie Interessen aufwachsen lässt, der hat die 

komplette Kapitalismusherrschaft erreicht. Denn Voraussetzung für den Kampf gegen eine be-

stimmte Herrschaftsform ist, dass ich ihren Mechanismus verstanden habe. Daher hat der Streit, 

wie Dinge benannt werden, einen tiefernsten Grund. Wäre diese Art des Umgangs mit Begriffen 

in der Technik üblich, gäbe es Unfälle am laufenden Band. 
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Von mörderischer Wirkung 

Vor 100 Jahren setzte Deutschland erstmalig Giftgas ein. Infolge dieser Grenzüber-

schreitung in der Kriegsführung gab auch der Gegner alle Zurückhaltung auf 

Am 22. April 1915 setzte das deutsche Heer an der Westfront eine neuartige Waffe ein: Gas. 

Das geschah am 266. Tage des Krieges, der später der Erste Weltkrieg genannt wurde. Wer sich 

an diesem Tage das Geschehen anhand des Frontenverlaufs vergegenwärtigte, dem konnte das 

Wilhelminische Kaiserreich als die erfolgreiche Kriegspartei erscheinen. Die Armeen bekämpf-

ten einander jenseits der deutschen Grenzen. Kein Soldat einer feindlichen Armee, es sei denn 

als Gefangener, befand sich auf deutschem Boden. Im Westen verlief die Frontlinie, die sich 

über mehr als 700 Kilometer erstreckte, von der Schweizer Grenze bis an die Nordsee durch 

französisches und belgisches Territorium. Im Osten waren die in Ostpreußen eingedrungenen 

zaristischen Armeen vertrieben oder vernichtet worden. 

Doch der Schein trog. Der Feldzugsplan, mit dem die deutschen Armeen am 1. August 1914 in 

den Krieg gegen Frankreich zogen, war bereits nach etwa sechs Wochen komplett gescheitert. 

Zwar waren die kaiserlichen Truppen durch Belgien und von Norden in Frankreich bis etwa 50 

Kilometer an Paris herangekommen. Doch erwiesen sich ihre Kräfte dort als erschöpft. Der 

Gegenangriff französischer Armeen und von Truppen des Britischen Expeditionskorps hatte sie 

in der ersten Septemberhälfte zum Rückzug von der Marne bis zur Aisne gezwungen. Wochen 

später war die deutsche Westfront auf der ganzen Länge erstarrt. Die Soldaten hatten sich ein-

zugraben begonnen. Sie bauten Schützen- und Verbindungsgräben, platzierten ihre Waffen, 

Maschinengewehre und Artilleriegeschütze so, dass sie anstürmenden Gegnern einen tödlichen 

Empfang bereiten konnten, gruben sich in Unterständen immer tiefer in die Erde, um wenigs-

tens zeitweilig Schutz und Ruhe zu finden. Es begann, was der Stellungskrieg genannt wurde 

und ein elendes Dasein in Dreck und Schlamm und Kälte, ein Leben unter ständiger Todesdro-

hung, ein Vegetieren in Gemeinschaft mit Ratten und Läusen war. 

Keine Seite wusste, wie dieser Krieg je wieder in Bewegung und durch den militärischen Sieg 

einer Seite zu einem Ende kommen konnte. Doch zeichnete sich ab, dass sich mit der Länge des 

Krieges das Kräfteverhältnis zwischen den Kriegsgegnern zu Ungunsten Deutschlands verän-

dern werde. Die Gegner, namentlich die im Westen, hatten Zeit gewonnen, ihre einheimischen 

Truppen und auch die aus ihren Kolonien zu formieren, auszubilden und heranzutransportieren 

und dazu ihre überlegene Wirtschaftskraft zu entfalten. Die deutsche hingegen litt zunehmend 

unter der wirksamen britischen Seeblockade. Es war eingetreten, was ein Vierteljahrhundert 

zuvor der inzwischen pensionierte, hochbetagte Generalstabschef der preußisch-deutschen Ar-

mee und Sieger von Königgrätz und Sedan, Helmuth Graf von Moltke, kurz vor seinem Tod 

1891 prophezeit hatte und was seine Nachfolger fürchten mussten. Die klügsten unter ihnen 

erkannten im Herbst 1914, dass Deutschland diesen Krieg nicht würde gewinnen können. Doch 

war die deutsche Militärkamarilla, die keinen Ersatzplan für den gescheiterten besaß, nicht von 

dem Typ, sich dies einzugestehen und einen Ausweg zum Frieden zu suchen. Bis dahin zu 

gelangen, brauchten sie nahezu vier Jahre. 

So stand es aus der deutschen Perspektive um den Krieg an jenem 22. April 1915. Was und wie 

wenig sich an den Fronten wirklich noch veränderte, sagten die Heeresberichte dieses Tages. 

Der deutsche meldete: „Westlicher Kriegsschauplatz: Südlich des La-Bassée-Kanals und nord-

westlich von Arras nahmen wir erfolgreich mehrere Sprengungen vor. In den Argonnen und im 

Gelände zwischen Maas und Mosel fanden heftige Artilleriekämpfe statt. Nach Feuerüberfall 

griffen die Franzosen heute Nacht im Westteil des Priesterwaldes an, wurden aber unter schwe-

ren Verlusten zurückgeschlagen. Am Nordhange des Hartmannsweilerkopfes zerstörten wir ges-

tern einen feindlichen Stützpunkt und wiesen am Abend einen feindlichen Angriff ab. Östlicher 

Kriegsschauplatz: Die Lage im Osten ist unverändert.“ Und im österreichischen wurde mitge-

teilt: „In Russisch-Polen und Westgalizien vereinzelte Geschützkämpfe. An der Karpathenfront 
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wurde ein erneuter Ansturm gegen unsere Stellungen an und beiderseits des Uzsoker Passes 

blutig abgewiesen. Bei den heftigen Angriffen, die teils im wirkungsvollsten Feuer unserer Ar-

tillerie zusammenbrachen, teils durch Gegenangriffe der Infanterie zurückgeschlagen wurden, 

erlitt der Gegner abermals sehr schwere Verluste. Vor den Stellungen einer vom Feind wieder-

holt angegriffenen Kuppe liegen allein über 400 russische Leichen. Das Infanterieregiment Nr. 

12, die Brassoer und Maros-Vasaerhelyer Honved-Infanterieregimenter Nr. 24 und 22 sowie die 

gesamte, an den Kämpfen beteiligt gewesene Artillerie haben sich besonders ausgezeichnet. 

1200 Russen wurden gefangen. An den sonstigen Abschnitten der Karparthenfront, dann in 

Südostgalizien und in der Bukowina nur stellenweise Geschützkämpfe und Geplänkel.“1 Da 

war keine Rede von großen Schlachten und raumgreifenden Offensiven. 

Ein Mittel des Massenmords 

Am Tage aber, da die deutschen Truppen den Gaskrieg begannen, am 22. April also, wurde 

dies aus dem Großen Hauptquartier geschrieben und von Nachrichtenagenturen verbreitet: „In 

einer Veröffentlichung vom 21. April beklagte sich die englische Heeresleitung darüber, dass 

deutscherseits ‚entgegen allen Gesetzen zivilisierter Kriegführung‘ bei der Wiedereinnahme der 

Höhe 60 südöstlich von Ypern Geschosse, die beim Platzen erstickende Gase entwickeln, ver-

wendet wurden. Wie aus den deutschen amtlichen Bekanntmachungen hervorgeht, gebrauchen 

unsere Gegner seit vielen Monaten dieses Kriegsmittel. Sie sind also augenscheinlich der Mei-

nung, dass das, was ihnen erlaubt sei, uns nicht zugestanden werden könne. Eine solche Auffas-

sung, die in diesem Kriege ja nicht den Reiz der Neuheit hat, begreifen wir, besonders im Hin-

blick darauf, dass die Entwicklung der deutschen Chemiewissenschaft uns natürlich gestattet, 

viel wirksamere Mittel einzusetzen als die Feinde, können sie aber nicht teilen. Im Übrigen trifft 

die Berufung auf die Gesetze der Kriegführung nicht zu. Die Deutschen Truppen verfeuern keine 

‚Geschosse, deren einziger Zweck ist, erstickende oder giftige Gase zu verbreiten‘ (Erklärung 

im Haag vom 29. Juli 1899), und die beim Platzen der deutschen Geschosse entwickelten Gase 

sind, obschon sie sehr viel unangenehmer empfunden werden als die Gase der gewöhnlichen 

französischen, russischen oder englischen Artilleriegeschosse, jedoch nicht so gefährlich wie 

diese. Auch die im Nahkampf von uns verwendeten Rauchentwickler stehen in keiner Weise 

mit den Gesetzen der Kriegführung im Widerspruch. Sie bringen nichts weiter als eine Poten-

zierung der Wirkung, die man durch ein angezündetes Stroh- oder Holzbündel erzielen kann. 

Da der erzeugte Rauch auch in dunkler Nacht deutlich wahrnehmbar ist, bleibt es jedem über-

lassen, sich seiner Einwirkung rechtzeitig zu entziehen.“ 

Dieses Dementi ließ sich in seiner Absicht schwer (schwer oder unschwer???) entschlüsseln. 

Seine Autoren erhoben zum einen den Anspruch, dass Deutschland die gleichen Kampfmittel 

benutzen könne wie seine Gegner. Dabei wurde einzig auf Artilleriemunition Bezug genom-

men, bei deren Verwendung sich gleichsam als eine Begleiterscheinung Gase entwickeln wür-

den. Vom Einsatz chemischer Waffen war keine Rede. Sodann enthielt der Text die Drohung, 

dass es dem deutschen Heer möglich sei, nicht näher beschriebene, aus chemischen Forschungen 

hervorgegangene Waffen mit stärkerer Wirkung zu verwenden als die Gegner. Und schließlich 

wurde versichert, die deutsche Kriegführung werde in Übereinstimmung mit den internationa-

len Abmachungen erfolgen. 

Als deutsche Zeitungsleser diesen Text, der mit hoher Wahrscheinlichkeit in ablenkender Ab-

sicht verfasst worden sein dürfte, zu Gesicht bekamen, waren Tausende Soldaten der gegneri-

schen Armeen bei Ypern schon vergiftet, erstickt oder aber schwer verwundet. Was tatsächlich 

geschehen war, verschwieg auch der offizielle deutsche Heeresbericht vom folgenden Tage, dem 

23. April, ganz. Er begann so: „In den gestrigen Abendstunden stießen wir auf unserer Front 

Steenstraate östlich Langemarck gegen die feindlichen Stellungen nördlich und nordöstlich von 

 
1  Beide Berichte zitiert nach: Amtliche Kriegs-Depeschen nach Berichten des Wolffschen Telegr.-Bureaus 

Band 2, Berlin 1915. 
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Ypern vor. In einem Anlauf drangen unsere Truppen in neun Kilometer Breite bis auf die Höhe 

südlich von Pilkelm und östlich davon vor. Gleichzeitig erzwangen sie sich in hartnäckigem 

Kampfe den Übergang über den Ypern-Kanal bei Steenstraate und Het Sas, wo sie sich auf dem 

westlichen Ufer festsetzten. Die Orte Langemarck, Steenstraate, Het Sas und Pilkelm wurden 

genommen. Mindestens 1.600 Franzosen und Engländer und 30 Geschütze, darunter 4 schwere 

englische, fielen in unsere Hände.“ 

Anders der gleichen Tags veröffentlichte Bericht des Londoner Reuterschen Büros: „French 

(John French, Oberkommandierender des Britischen Expeditionskorps. K. P.) meldete gestern, 

dass der Feind am 22. April abends die französischen Truppen zur Linken der englischen Trup-

pen nahe bei Bixschoote und Langemarck, nördlich von Ypern, angegriffen hat. Eine heftige 

Beschießung war vorausgegangen, bei welcher der Feind viele Apparate zur Hervorbringung 

erstickender Gase benutzte. Aus der Menge der erzeugten Gase geht hervor, dass dies nach 

einem vorbedachten Plane und im Widerspruch mit der Haager Konvention geschah. Die Fran-

zosen mussten sich infolge der Gase nach dem Kanal bei Bossinghe zurückziehen, und wir 

waren gezwungen, unsere Linie in Übereinstimmung mit der französischen zu ändern; unsere 

Front blieb intakt. Außer diesem Angriff auf unserer äußersten Linken fand ein solcher gegen 

die Laufgräben östlich von Ypern statt, wurde aber abgeschlagen. Der Kampf nördlich von 

Ypern dauert fort. Heute sind zwei deutsche Flugzeuge heruntergeschossen worden.“ 

Was war an jenem Tage an der Westfront tatsächlich geschehen? Die Oberste Heeresleitung 

hatte den ersten Großeinsatz von Chlorgas befohlen. Das bedeutete nicht nur die Fortsetzung 

des Krieges mit einer neuartigen chemischen Waffe, sondern markierte einen Einschnitt in der 

Geschichte der Kriegführung überhaupt. Dass Gifte in Kämpfen und Kriegen verwendet worden 

waren, wusste jedes Kind, das Geschichten von den mit Pfeil und Bogen ausgetragenen Stam-

meskämpfen der Indianer oder auch von vergifteten Brunnen gelesen hatte. Die Verwendung 

dieses Gases aber geschah mit dem Ziel, Feinde massenhaft außer Gefecht zu setzen und dabei 

die Tötung von Hunderten und Tausenden billigend in Kauf zu nehmen. Es war der Schritt über 

die Schwelle zu einer neuen Weise des kriegerischen Massenmordes getan. 

Die Versuchsphase 

Dass sich die Kriegstechnik der industrialisierten Staaten zu dieser Möglichkeit hin entwickeln 

werde, war seit dem Ende des 19. Jahrhunderts kein Geheimnis. Internationale Abmachungen, 

die solchen Einsatz verhindern sollten, wurden unter Teilnahme einer Vielzahl von Staaten, 

schon bevor es dazu irgendwo gekommen war, im niederländischen Den Haag in Jahren 1899 

und 1907 vertraglich getroffen. Vereinbart worden war die sogenannte Haager Landkriegsord-

nung, in der die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs fixiert waren. Im ersten Abkommen 

vom 29. Juli 1899 hieß es, nachdem im Artikel 22 festgestellt war „Die Kriegsparteien haben 

kein unbeschränktes Recht in der Wahl der Mittel zur Schädigung des Feindes“, weiter, dass 

namentlich „die Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen“ untersagt sei. 

Ungeachtet dieser Verträge war in mehreren Ländern an der Entwicklung chemischer Waffen 

gearbeitet worden, ohne dass es schon zu verwendbaren Ergebnissen gekommen wäre. In Frank-

reich hatten Chemiker und Militärs mit Tränengas, Bromessigsäureethylester, gefüllte Patronen 

entwickelt. Sie waren zur Ausrüstung der Polizeiformationen bestimmt und ließen sich aus Pis-

tolen und Gewehren verschießen. Jedoch wurden sie schon im August 1914 versuchsweise an 

der deutsch-französischen Front verwendet. Sie erwiesen sich allerdings nur in Räumen als 

brauchbar. Im Freien verflüchtigte sich das Gas rasch, ohne irgendwelche Schäden anzurichten. 

Die deutsche Armee hatte am 31. Januar 1915 an der Ostfront bei Bolimov, einem Ort in Polen 

an der Bahnlinie von Łódź nach Warschau, im Kampf gegen die Russen 18.000 Granaten ver-

schossen, die mit Xylylbromid, ebenfalls einem Tränengas, gefüllt waren. Größere Wirkung 

wurde auch mit ihnen nicht erzielt, weil die wechselnde Windrichtung das Gas nicht in die 

gewünschte Richtung trieb. Mehr noch deshalb, weil winterliche Kälte das Verdampfen der 
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Kristalle blockierte und die gefährliche Substanz nicht in bedeutenden Mengen entstehen ließ. 

Indessen wurde in Deutschland an der Entwicklung wirksamerer Gase weitergearbeitet, ange-

trieben von einem doppelten Interesse. Das generelle richtete sich auf die Verfügbarkeit von 

Waffen, die denen der Gegner überlegen waren. Das spezielle erwuchs aus der Berechnung, 

dass die Seeblockade der Briten, je länger sie dauerte, umso mehr Schwierigkeiten für die Pro-

duktion von Rüstungsgütern zur Folge haben werde, die von herkömmlicher Artilleriemunition 

eingeschlossen. Zudem waren toxische Gase billiger herzustellen, Chlorgas beispielsweise fiel 

ohnehin in Produktionsprozessen der Chemiewerke an. 

Noch im Herbst 1914 berief der Kriegsminister Erich von Falkenhayn, der soeben auch an die 

Stelle des abgelösten Generalstabschefs Moltke getreten war, eine Kommission von Fachleu-

ten, die einen effektiven chemischen Krieg vorbereiten sollte. Ihr gehörten als leitende Personen 

der kriegsbegeisterte und, obwohl über das wehrdienstpflichtige Alter bereits hinausgelangte, 

sich zu Kriegsdiensten drängende Professor für physikalische Chemie an der Berliner Univer-

sität Walther Nernst und Carl Duisberg, Chemiker, Miteigentümer und Generaldirektor der Far-

benfabriken Friedrich Bayer & Co in Leverkusen an. 

Mitglied wurde auch Fritz Haber – berühmt durch seine gemeinsam mit Carl Bosch betriebenen 

Forschungen zur Ammoniaksynthese, die zum industriellen Erfolg geführt hatten. Das von ihm, 

einem zum Protestantismus übergetretenen Juden, der nicht nur ein genialer Chemiker, sondern 

zudem ein Mann war, der alle Kriterien eines preußisch-deutschen Mordspatrioten erfüllte, das 

von diesem Mann also geleitete Berliner Kaiser-Wilhelm-Institut für Physikalische Chemie und 

Elektrochemie wurde ein Zentrum der Gasforschungen für Kriegszwecke. Haber meldete sich 

bei Kriegsbeginn freiwillig zur Armee, und da die deutschen Militärs wussten, was sie an dem 

Experten hatten, verliehen sie ihm einen Offiziersrang und statteten ihn mit allen Mitteln und 

Befugnissen aus, die er für seine Forschungen benötigte. 

Auf Veranlassung dieser eben berufenen Kommission wurden schon im Oktober erste Versuche 

mit gasgefüllten Geschossen unternommen und noch Ende dieses Monats auch an der deutsch-

französischen Front bei Neuve-Chapelle eingesetzt, jedoch mit unbefriedigendem Ergebnis. Im 

Februar 1915 liefen nach Erprobungen die Vorbereitungen für den Fronteinsatz von Chlorgas 

an. Dazu gehörte, dass eine Spezialtruppe von Soldaten auf das von Haber vorgeschlagene Ab-

blasverfahren geschult wurde, bei dem das Gas aus Stahlflaschen entwich und vom Wind in die 

gewünschte Richtung geweht werden musste, ein Verfahren, das nicht ohne Tücke war. 

Auswurf, Lungenödeme, Herzstillstand 

Die Wahl der Obersten Heeresleitung für den ersten Einsatz von Chlorgas an der Westfront fiel 

auf Flandern und dort auf einen Frontbogen nahe der Stadt Ypern. An ihm war die IV. Armee 

eingesetzt, die unter dem Befehl Albrecht Herzog von Württembergs stand, der selbst aber ohne 

Nachdruck und Erfolg gegen den Plan den Einwand erhob, dass der Gegner alsbald mit dem 

gleichen Mittel antworten und durch den vorherrschenden Westwind obendrein begünstigt sein 

werde. Der Generalstabschef der Armee, Generalmajor Emil Ilse und der Führer der chemi-

schen Waffen, ein Oberst, trugen die Verantwortung für die Vorbereitungen, die im Abschnitt 

des XV. Armeekorps erfolgten. Das wurde von dem General der Infanterie Berthold von Deim-

ling kommandiert, einem ehrgeizigen und skrupellosen Heerführer, der seine Soldaten immer 

wieder in sinnlose Angriffe getrieben und der sich den Namen „der Schlächter von Ypern“ 

schon erworben hatte. Später schilderte er seine Erwägungen rückblickend so: „Aber durch das 

Giftgas konnte vielleicht Ypern zu Fall gebracht werden, konnte ein feldentscheidender Sieg 

errungen werden. Vor solch hohem Ziel mussten alle inneren Bedenken schweigen.“2 

 
2  Vgl. Berthold von Deimling, Aus der alten in die neue Zeit. Berlin 1930, S. 201, in: Hans Günter Brauch, 

Rolf Dieter Müller (HRSG.): Chemische Kriegsführung – Chemische Abrüstung. Dokumente und Kom-

mentare. Berlin 1985, S. 84. General der Infanterie Bertold von Deimling (1853-1944) wurde später zu 
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Im Befehlsbereich dieses Generals also sollte mit dem Gasangriff eine deutsche Offensive er-

öffnet werden. Die Vorbereitungen waren am 11. April 1915 abgeschlossen, doch musste der 

Beginn insgesamt siebenmal verschoben werden. Dann, am 22. April 1915 gegen 18 Uhr wur-

den aus 6.000 Behältern 150 Tonnen Giftgas abgeblasen, die der Wind als sechs Kilometer 

breite und einen Kilometer lange Wolke auf die feindlichen Linien zutrieb. Die Wirkung der 

Chlorgasschwaden, auf deren Einsatz die französischen und algerischen Soldaten nicht vorbe-

reitet waren und gegen die sie keinerlei Schutzmittel besaßen, war mörderisch. Das Gas, schwe-

rer als Luft, senkte sich in die Schützengräben und erzeugte denen, die es einatmeten, anfäng-

lich zunehmende Atemnot, dann schaumigen Auswurf, Lungenödeme, Atem- und Herz-Kreis-

lauf-Stillstand. Wer es noch vermochte, dem blieb die Flucht. Die Zahl der durch Gas Getöteten 

wurde auf 1.200, die der Verwundeten, deren Atemwege und Augen betroffen waren, auf 3.000 

geschätzt. 

Wie sich die Giftwolke verzogen hatte, rückten die deutschen Soldaten, auf die getöteten Geg-

ner stoßend, in Richtung Ypern vor. Ihr Geländegewinn beschränkte sich auf wenige Kilometer, 

und dabei blieb es, bis die sich anschließenden hartnäckigen, wechselvollen und weiterhin Tau-

sende Soldaten hinraffenden Kämpfe am 25. Mai zum Erliegen kamen. Die Frontlinie war um 

ein geringes verkürzt, aber nicht einmal die Eroberung der Stadt gelungen. Diese entwickelte 

sich zur einen Monat andauernden Zweiten Flandernschlacht. Zu deren Beginn hatte sich auch 

Fritz Haber vor Ort eingefunden und das Abblasverfahren, dessen Verlauf und Ergebnis zu 

überwachen. Er betrachtete das Erreichte als einen bedeutenden Erfolg. Sein Verdienst wurde 

alsbald mit der Beförderung zum Hauptmann belohnt. 

Dieser Gasangriff in Flandern trug alle Kennzeichen einer überstürzten Aktion, unternommen, 

damit sich die deutsche Führung unverzüglich von den Einsatzmöglichkeiten und der Wirk-

samkeit des neuen Kampfmittels ein Bild machen konnte. Dafür sprach zum einen, dass die 

deutschen Soldaten selbst mit keinerlei verlässlichen Schutzmitteln gegen Vergiftungen, son-

dern nur mit einem behelfsmäßigen Atemschutz, bestehend aus einem Mullkissen getränkt mit 

Natriumthiosulfat- und Sodalösung ausgerüstet worden waren. Zum anderen war mit dem An-

griff kein Konzept für die Eröffnung einer umfassenden Offensive erkennbar, die ein strategi-

sches Ziel besessen hätte. Dafür waren deutscherseits keinerlei Reserven bereitgestellt. Was die 

deutsche Operation nächst der Begrenztheit der eigenen Kräfte jedoch auch deutlich gemacht 

hatte, war die Schwäche der gegnerischen Aufklärung, die von den Vorbereitungen zwar Infor-

mationen erhalten hatte, sie aber offenkundig nicht auszuwerten verstand. 

Die deutschen Heeresberichte veröffentlichten auch in den Tagen nach dem 22. April nicht die 

geringste Andeutung, wie die Offensive in Flandern eröffnet worden und es gelungen war, die 

en détail beschriebenen Gebiete und Ortschaften zu erobern. Der Gaseinsatz blieb ein Tabu. An 

den aufgebauschten Erfolgsmeldungen ließ sich ablesen, wie sehr die Fortdauer des Stellungs-

krieges inzwischen die deutsche Kriegsstimmung eintrübte. Daher sollte der Eindruck erweckt 

werden, die Ereignisse bezeugten, dass das deutsche Heer im Westen zu neuen Kräften gekom-

men war und sich an sie neue Hoffnungen knüpfen konnten. 

Produktionswettlauf 

Das Beschweigen des Giftgaseinsatzes in Flandern bedeutete faktisch ein Geständnis, dass jene, 

die ihn befohlen hatten, sich vollständig bewusst waren, dass sie die zuletzt 1907 in der Zweiten 

Haager Konferenz bekräftigten, vom Deutschen Reich akzeptierten Vereinbarungen grob ver-

letzten. Dort war das acht Jahre zuvor Ausgehandelte im Artikel 23a kurz und knapp wiederholt 

und geschrieben worden, dass „die Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen“ untersagt 

sei, wonach 23e gleiches für den „Gebrauch von Waffen, Geschossen oder Stoffen“ bestimmte, 

 
einem entschiedenen Gegner des Krieges und Repräsentanten der pazifistischen Bewegung in der Wei-

marer Republik. 
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„die geeignet sind, unnötig Leiden zu verursachen“.3 Was immer man über diese Texte und 

deren Formulierung, die doch auch Heuchelei atmeten, denken mag, der Chlorgasangriff fiel 

sicher unter die hier gemeinten Verbote. 

Und mehr noch: Wie turmhoch überlegen die chemischen Wissenschaften im Deutschen Reich 

dessen obersten Kriegern auch gelten mochten, es ließ sich absehen, dass der Vorsprung nicht 

dauern werde. Und war die Grenze einmal überschritten, würden alsbald und überall alle Hem-

mungen fallen, die womöglich noch gegen den Einsatz von Giftgasen existierten. Und so kam 

es auch – noch vor Ende desselben Jahres. 

Der erste Gasangriff der Alliierten erfolgte durch britische Truppen am 25. September 1915 bei 

Loos, der erste französische am 15. Februar 1916 bei Reims. Im Oktober 1916 setzten auch die 

Russen Gas ein, und die k. u. k. Armee verwandte es an der italienischen Front. Zwischen den 

sich bekriegenden Großmächten begann ein Wettlauf um die Produktion der Giftgase, wozu in 

Frankreich und Italien eigens Werke errichtet wurden, und desgleichen um die giftigsten Mi-

schungen. Da inzwischen in den Armeen Schutzmasken eingeführt worden waren, richteten 

sich die Forschungen auch darauf, diese zu vervollkommnen oder darauf solche Gase einzuset-

zen, gegen die der Gegner geeignete Filter nicht oder noch nicht besaß. Dieser Gaskrieg, bei 

dem sowohl Blasangriffe erfolgten als auch gasgefüllte Artilleriegeschosse verwendet wurden, 

dauerte bis in das letzte Kriegsjahr und erreichte dort seinen Höhepunkt. 

Und das war die Bilanz dieses Teils des Krieges, die auf Schätzungen beruht: Die Zahlenanga-

ben über die Getöteten bewegen sich um 90.000, die der Verwundeten, teils lebenslang Geschä-

digten zwischen einer und 1,2 Millionen. Gemessen an der Gesamtzahl der toten und verwun-

deten Soldaten des Weltkriegs bilden diese Opfer nur einen kleinen Teil. Dennoch gehörte das 

Giftgas zu den von den Kriegsteilnehmern am meisten gefürchteten, als heimtückisch geltenden 

Waffen, wozu beitrug, dass gegen sie kaum ein völlig sicherer Schutz existierte. Die Zahl der 

deutschen Kriegsblinden, deren Leiden nicht in allen Fällen durch Gas verursacht war, wurde 

nach Kriegsende auf 3.500 geschätzt. 37 von ihnen, Patienten von Berliner Lazaretten, hatten 

am 5. März 1916 den Bund erblindeter Krieger gegründet, eine Organisation, die sich vor allem 

für die Verbesserung der Lebensbedingungen einsetzte. 

In: junge Welt vom 22. April 2015, S. 12 f. 

 

 
3  Abkommen betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs [Haager Landkriegsordnung], 18. 

Oktober 1907, RGBl. 1910, S. 107-151. 
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Anwalt des Weltfriedens. Geschichte 

Vor 65 Jahren begann der Jahrhundertprozess von Nürnberg. Robert H. Jackson war 

US-amerikanischer Hauptanklagevertreter in dem Verfahren. Eine Würdigung 

In der Geschichte geht es bekanntermaßen meist ungerecht zu. Ein Fall von vielen: Ist von dem 

Prozess die Rede, der 1945/1946 in Nürnberg stattfand, fallen die Namen der Angeklagten von 

Göring bis Speer. Wer kennt indessen die der Richter und Ankläger? Wer deren Verdienst? Am 

65. Jahrestag des Beginns der Gerichtsverhandlung erinnert Kurt Pätzold an einen von ihnen, 

an den US-Amerikaner Robert H. Jackson. 

Am 25. Oktober 1935 vermerkte der Botschafter der USA in Deutschland, William E. Dodd, in 

seinem Tagebuch über einen der vielen Gäste, die täglich bei ihm ein und ausgingen: „Unter 

den Besuchern, die heute Vormittag zu mir kamen, war auch Robert H. Jackson, ein sehr fähiger 

junger Anwalt aus dem Finanzministerium in Washington. Er sprach offen darüber, dass Präsi-

dent Roosevelt große Schwierigkeiten habe, Industrielle und Bankiers zur richtigen Erkenntnis 

zu bringen, um eine neue Krise und einen noch schlimmeren sozialen Konflikt zu vermeiden.“ 

Und weiter heißt es über die Ansichten seines Gastes: „Der Präsident weiß, welchen Schwie-

rigkeiten er gegenübersteht“, doch werde er die 1936 bevorstehenden Wahlen wohl gewinnen. 

Zehn Jahre später trat der „junge Anwalt“ – bei seinem Besuch in Berlin war er 43 Jahre alt – 

in das Rampenlicht der Weltöffentlichkeit. Er nahm als der US-amerikanische Chefankläger 

das Wort in jenem Nürnberger Gerichtssaal, in dem der Prozess gegen die deutschen sogenann-

ten Hauptkriegsverbrecher stattfand. Dodd, der als Professor jahrzehntelang Geschichte an der 

Universität von Chicago lehrte, bevor ihn Roosevelt für den diplomatischen Dienst in Berlin 

gewann, hatte mit seiner Bemerkung, dass er mit einem „fähigen jungen Anwalt“ gesprochen 

hatte, ziemlich gute Menschenkenntnis bewiesen. 

Ein nicht alltäglicher Aufstieg 

Den Höhepunkt von Jacksons glanzvoller Karriere sollte er allerdings nicht mehr erleben. Dodd 

war 1940 verstorben. Da hatte der Jurist einen rasanten beruflichen Aufstieg hinter sich, wie-

wohl er vom Typ so ziemlich das Gegenteil dessen war, was man einen Karrieristen nennt. 

Geboren wurde er in Warren County, einer dünn besiedelten, malerischen Landschaft in Penn-

sylvania, als Sohn eines Farmers und Holzfällers und einer Mutter mit Wurzeln, die wie die 

vieler seiner Landsleute nach Europa wiesen, die ihren in die Niederlande. Aufgewachsen und 

zur Schule gegangen war der Junge dann in einer Kleinstadt namens Frewsburg im Staate New 

York, über die sich nicht viel sagen lässt, ausgenommen, dass Jackson auch im Alter dahin eine 

besondere Bindung aufrechterhielt. Er, dem nach seinen Verdiensten ein Platz auf einem der 

Nationalfriedhöfe der Vereinigten Staaten zugestanden haben würde, ließ sich dort begraben. 

Jackson hatte seine Arbeit gemacht, aber davon nicht viel Aufhebens, und wünschte offenbar, 

dass das auch nach seinem Tod nicht getan werde. Der unauffällige Stein an seinem Grab enthält 

wenige Angaben und die Worte „He kept the ancient landmarks and built the new.“ („Er be-

wahrte die alten Festlegungen und schuf neue.“) 

Die ersten Jahrzehnte von Jacksons Leben verliefen gleichsam ohne auffällige Besonderheiten. 

Er entschloss sich, Jurist zu werden, und das schaffte er bei seiner Begabung und seinem Cha-

rakter unschwer und auf einem ganz außergewöhnlichen, kurzen Weg. Nie studierte er, wie sein 

späterer Weg vermuten ließe, an einer der berühmten Universitäten des Landes. Die luden ihn 

erst später, Harvard noch kurz vor seinem Tod, als Vortragenden ein. Stattdessen absolvierte er 

eine kurze Ausbildung an der Albany Law School in New York’s Capital und bestand die er-

forderlichen Examina. Deren berühmtester Absolvent war der 25. US-amerikanische Präsident 

William McKinley, während dessen Amtszeit der Krieg gegen Spanien geführt worden war mit 

dem Ergebnis, dass die USA die Nachfolge der europäischen Kolonialmacht auf den Philippinen 

und auch in Kuba antraten. Der Absolvent Jackson sollte sich hingegen in ganz anderer Weise 

in die Annalen der Anstalt und in die der Geschichte seines Landes eintragen. 
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Jackson war 21 Jahre alt, als er eine Kanzlei in Jamestown gründete, einer Kleinstadt im Bun-

desstaat New York. Dann heiratete er, wurde Vater von zwei Kindern, kümmerte sich als ein 

politisch interessierter Mensch um die Belange vor allem der Stadt, in der er und seine Familie 

lebten. Die Wende vollzog sich 1934. Er folgte einem Ruf nach Washington und stieg binnen 

kurzem im Finanz- und dann im Justizministerium in höchste Staatsämter auf, wurde Mitglied 

in Roosevelts Kabinett und 1940 vom Präsidenten mit der Zustimmung des Senats zum Richter 

am Obersten Gerichtshof der USA berufen. Das Amt trat er 1941 an. 

1945 trug ihm Roosevelts Nachfolger Harry S. Truman an, im Auftrag der USA gemeinsam 

mit deren Verbündeten einen Prozess gegen die exponiertesten deutschen Kriegsverbrecher 

vorzubereiten. Der Auftrag mochte ihn auch deshalb erreicht haben, da er sich kurz zuvor in 

einem öffentlichen Vortrag zum Umgang mit den Kriegsverbrechern geäußert und gegen den 

Vorschlag eines „kurzen Prozesses“, etwa die bloße Feststellung der Identität der Personen und 

sodann deren Erschießung, ausgesprochen hatte. Jackson gab nach kurzem Überlegen seine 

Zusage. Er wurde, wie hoch man Anteil und Verdienste der anderen beteiligten Juristen der 

USA, Großbritanniens, der Sowjetunion und Frankreichs immer veranschlagt, der Architekt des 

Prozesses, für den Nürnberg als Gerichtsort ausgewählt wurde. 

Nie zuvor 

Jackson traf sich – seit der Kapitulation der Wehrmacht und dem Kriegsende in Europa waren 

drei Monate vergangen – zunächst in London mit Vertretern aller beteiligten Mächte, um die 

strafrechtliche Basis des Gerichtsverfahrens zu fixieren. Das war am 8. August 1945 getan. Ein 

Abkommen wurde unterzeichnet, und das Statut des Gerichtshofes vereinbart. Es legte das Vor-

gehen der Mächte in 30 Artikeln fest, bis hin zur Aufbringung der Prozesskosten. Bestimmt 

wurde, dass die Anklage sich auf drei Verbrechensgruppen richten werde: Kriegsverbrechen, 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Verbrechen gegen den Frieden. Während im Verlauf 

von Kriegshandlungen begangene Verbrechen seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts in interna-

tionalen Verträgen fixiert und als strafbar gekennzeichnet waren, galt das für die beiden anderen 

Komplexe nicht gleichermaßen. 1928 hatte eine Gruppe von Staaten zwar einen Kriegsäch-

tungspakt geschlossen, doch war die Verurteilung von Aggressionskriegen nicht mit Strafan-

drohungen gegen jene versehen, die sie anzetteln würden. Zu den drei Komplexen der Anklage 

kam als vierter jener der „Verschwörung“ hinzu, der darauf zielte, die Vorgeschichte jener Ver-

brechen aufzuklären und die zur Verantwortung zu ziehen, die die deutsche Entwicklung mit 

der Aufrichtung der Nazidiktatur auf den Kriegspfad gelenkt und vorangetrieben hatten. Das 

Statut schob vorsorglich auch der zu erwartenden Absicht einen Riegel vor, die Untaten als 

Ergebnis von Befehlen auszugeben und sie daher für straffrei zu erklären. Die Vereinbarung 

legte mit den Rechten von Richtern und Anklägern zugleich die der Angeklagten und ihrer 

Verteidiger fest. In London hatte Jackson mit seinen Partnern, die meist wie er dann in Nürn-

berg in Aktion traten, einen ersten Erfolg errungen. 

Die Hauptverhandlung begann am 20. November 1945 im Justizpalast der Stadt, die sowohl 

durch die Reichsparteitage der NSDAP wie durch die 1935 hier verkündeten „Nürnberger Ge-

setze“ übel beleumdet, aber nicht deshalb als Ort des Verfahrens gewählt worden war. Hier hatte 

sich ein von Kriegszerstörungen kaum betroffenes und deshalb geeignetes Gebäude gefunden. 

Nachdem die 21 Angeklagten auf Befragen durch das Gericht sämtlich geantwortet hatten, dass 

sie sich „Nicht schuldig“ fühlten, wurde Jackson am zweiten Verhandlungstag um seinen An-

klagevortrag gebeten. Eingangs bezeichnete er es als Privileg, dieses Verfahren eröffnen zu dür-

fen, das wegen eines Verbrechens gegen den Frieden stattfände. Nie zuvor habe sich derglei-

chen ereignet. Daraus erwachse eine besondere Verantwortung. Darauf folgte ein gemeißelter 

Satz, in dem er die Unerlässlichkeit des Verfahrens begründete: „Die Untaten, die wir zu ver-

urteilen und zu bestrafen suchen, waren so ausgeklügelt, so böse und von so verwüstender Wir-

kung, daß die menschliche Zivilisation es nicht dulden kann, sie unbeachtet zu lassen, sie würde 

sonst eine Wiederholung solchen Unheils nicht überleben.“ Diese Worte charakterisierten Jack-
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sons Herangehensweise und Absicht. So sehr das Gericht sich mit dem Unabänderlichen zu be-

fassen und darüber zu urteilen hatte, beständig war sein Blick, und dem fehlte es nicht an Phan-

tasie, zugleich in die Menschheitszukunft gerichtet. Er war davon überzeugt, dass die Justiz mit 

ihren Mitteln beitragen könne, dass sich die Überlebenden auf den Schwur „Nie wieder“ ver-

ständigten und ihn auch befolgten. 

Der Prozess und die Besiegten 

Jackson war sich bewusst, dass der über das Urteil hinausgehende Erfolg des Prozesses auch 

davon abhing, ob die Deutschen aufgrund ihrer Erfahrungen und des Wissens, das ihnen durch 

das Gerichtsverfahren vermittelt wurde, sich auf einen neuen geschichtlichen Weg machten. Das 

setzte voraus, dass sie überhaupt und ohne Vorurteile verfolgten, was in Nürnberg geschah. Dem 

trug Jackson mit einer Passage seiner Eröffnungsrede Rechnung, die darauf zielte, gedankliche 

und emotionale Barrieren niederzureißen. Er sagte, und auch das wurde einer der vielzitierten 

Sätze seiner Rede: „Wir möchten ebenfalls klarstellen, daß wir nicht beabsichtigen, das ganze 

deutsche Volk zu beschuldigen. Wir wissen, daß die Nazipartei bei der Wahl nicht mit Stimmen-

mehrheit an die Macht gelangt ist. Wir wissen, daß ein unseliges Bündnis sie an die Macht ge-

bracht hat, ein Bündnis, zu dem sich die Besessenen des wütenden Umsturzwillens unter den 

Nazirevolutionären mit der Hemmungslosigkeit unter den deutschen Reaktionären und der An-

griffslust unter den deutschen Militaristen zusammengetan hatten.“ Diese Passage schloss: „Der 

Alpdruck der Nazizeit hat dem deutschen Namen in der ganzen Welt einen neuen und düsteren 

Sinn gegeben, der Deutschland um ein Jahrhundert zurückwerfen wird. Wahrlich, die Deutschen 

– nicht weniger als die Welt draußen – haben mit den Angeklagten eine Rechnung zu begleichen.“ 

Das war eine nachsichtige und unvollständige Darstellung der Rolle, welche die Millionengefolg-

schaft der Naziführer gespielt hatte. Dabei konnte es die Geschichtswissenschaft in späteren Jah-

ren nicht belassen. Die Passage lässt jedoch einen sicheren Schluss darauf zu, was Jackson sich 

später dachte, als er sah, dass in der Bundesrepublik exponierte Nazis, die an dem verbrecheri-

schen Geschehen beteiligt gewesen waren, in Staatsdienste einrückten und in der Gesellschaft 

einflussreiche Plätze wieder besetzten. In seiner letzten großen Rede im Gerichtssaal, gehalten 

am 26. Juli 1946, seinem Schlussplädoyer, kam er auf die Bedeutung und Wirkung des Verfah-

rens für die Zukunft zurück. Er hoffte auf die warnende und abschreckende Wirkung des Prozes-

ses: „Dieses Gesetz hier wird zwar zunächst auf deutsche Angreifer angewandt. Es schließt aber 

ein und muß, wenn es von Nutzen sein soll, den Angriff jeder anderen Nation verdammen, nicht 

ausgenommen die, die hier zu Gericht sitzen.“ In ihnen drückte sich das Vermächtnis eines An-

walts des Weltfriedens aus. Es lässt fragen, an welchen Jackson die Leute denken, die heute als 

Nachfolger in Washington an seinem Platze stehen, und an welchen sie lieber nicht denken. 

Als die Verhandlung in Nürnberg gegen die angeklagten Personen abgeschlossen war und der 

Gerichtshof prüfte und entschied, welche Organisationen im Nazistaat für verbrecherisch zu 

erklären waren, sah Jackson seine Arbeit getan. Den Rest überließ er seinem Stellvertreter und 

dem Stab seiner Mitarbeiter. Das konnte er mit gutem Gewissen tun, denn die generelle Anklage 

gegen die faschistischen und militaristischen Gruppen und Organisationen (NSDAP, SA, SS 

und weitere) hatte er dem Gericht selbst schon am 28. Februar vorgetragen. Diese Organisatio-

nen dürften nicht entlastet werden, weil die Deutschen sonst den Schluss ziehen könnten, „daß 

sie nichts Unrechtes getan haben“, und dann würde es ein Leichtes sein, das deutsche Volk in 

Organisationen unter neuem Namen, aber mit den alten Programmen zusammenzufassen. Mit 

der Be- und Verurteilung dieser Organisationen verband sich die Frage, wie die Mitgliedschaft 

in ihnen bewertet werden solle und ihr Wiederaufleben in jeder Form zu unterbinden sei. 

Wieder in Washington 

Jackson begab sich zurück nach Washington und nahm seine Tätigkeit als Bundesrichter wieder 

auf. Nicht für lange, er verstarb nach einer Herzattacke 1954, zweiundsechzigjährig. Über seine 

Arbeit in Deutschland hatte er rückblickend gesagt: ‟The hard months at Nuremberg were well 
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spent in the most important, enduring, and constructive work of my life.” („Die harten Monate 

in Nürnberg waren gut aufgewendet für die wichtigste, beständigste und konstruktivste Arbeit 

meines Lebens.“) Zur Hinterlassenschaft seines Wirkens als Chefankläger gehörte Post, die 

Menschen an ihn gerichtet hatten, die das Prozessgeschehen verfolgten und ihm ihre Eindrücke 

und Meinungen mitzuteilen wünschten. Ein Satz aus einem dieser Schreiben lautete „Ich habe 

nur noch den Wunsch, Scharfrichter oder Henker zu werden.“ Er wurde zum Titel der Samm-

lung gewählt, die in deutscher Sprache 2006 als Buch erschien. Aus New York hatte Jackson 

zum Beispiel eine Karte erhalten, deren Absender schrieb, er bete „noch immer jeden Abend 

zu Gott, daß er über Sie wacht“. 

Jacksons eigener publizistischer Anteil an der Verbreitung der Prinzipien von Nürnberg liegt in 

zwei Veröffentlichungen vor. Noch 1946 erschien ‟The Case Against the Nazi War Criminals”, 

in dem u. a. das Londoner Abkommen, die Anklageschrift und das den Prozess eröffnende State-

ment publiziert wurden. Das im Jahr darauf veröffentlichte ‟The Nürnberg Case”, enthielt dar-

über hinaus seinen ersten Tätigkeitsbericht an den Präsidenten der USA, verfasst im Juni 1945, 

seine Begründung für die verbrecherische Rolle der angeklagten Naziorganisationen und sein 

abschließendes Plädoyer, die sogenannte closing address, sowie Auszüge aus seinen Kreuzver-

hören der Angeklagten Göring, Schacht und Speer und des als Zeugen geladenen Generalfeld-

marschalls der Luftwaffe Erhard Milch, der für die Luftkriegsrüstung zuständig gewesen war. 

Bald darauf eröffnete die Druckfassung des vollständigen Prozessprotokolls, ein Unternehmen, 

das mit den zugelassenen Dokumenten auf 42 Bände anschwoll und auch eine deutschsprachige 

Ausgabe besitzt, die Möglichkeit, jedenfalls den öffentlichen Teil der Nürnberger Arbeit 

Jacksons lückenlos zu verfolgen. 

Dass Präsident Franklin D. Roosevelt und Jackson ein von gemeinsamen Überzeugungen getra-

genes achtungsvolles Verhältnis verband, war von Seiten des Präsidenten durch die Ernennun-

gen und die Aufträge bezeugt, für die er den Juristen ausgewählt hatte. Dessen Beziehung zu 

F. D. R. wiederum verdeutlichte eine Entdeckung, die erst ein halbes Jahrhundert nach seinem 

Tode gemacht wurde. Gefunden worden war Jacksons Manuskript, das 2003 zum Buch unter 

dem Titel ‟That Man: An Insider’s Portrait of Franklin D. Roosevelt” gedieh. Da war in den 

USA längst eine Reihe von Biographien Jacksons erschienen. Die erste, Eugene C. Gerharts 

‟America’s Advocate: Robert H. Jackson” kam vier Jahre nach seinem Tode heraus. Darauf 

folgte vom gleichen Autor 1961 sein ‟Supreme Court Justice Jackson: Lawyer’s Judge”. Beide 

wurden 2003 gemeinsam in einem Neudruck als ‟Robert H. Jackson: Country Lawyer, Sup-

reme Court Justice, America’s Advocate” publiziert. 1969 edierte die Columbia University vier 

Lektionen, die hervorragende Juristen zu Ehren Jacksons gehalten hatten. Einer von ihnen war 

sein Nürnberger Kollege, der britische Chefankläger Lord Hartley Shawcross. Ob sich Jackson 

mit der Charakteristik als Dispassionate Justice hätte anfreunden können, die sich in einer Dar-

stellung seiner juristischen Auffassungen findet, bleibt fraglich. 2008 kam eine weitere Biogra-

phie auf den Buchmarkt, geschrieben für junge Leute, die als preiswürdig angesehen wurde. 

Geschichte auf Leinwänden 

Im Jahre 2000 fand auch Jacksons Verdienst eine Erinnerung mit dem zweiteiligen Spielfilm 

„Nuremberg“ (dt. „Nürnberg – im Namen der Menschlichkeit“), einer Gemeinschaftsproduk-

tion aus den USA und Kanada. Im Hinblick auf das Filmpersonal waren die Autoren aufs äu-

ßerste penibel. Die Liste der Auftretenden ließ kaum einen Angeklagten aus. Weniger genau 

ging es bei der Darstellung der Leistungen des Chefanklägers zu, dem nebenbei eine Liebesbe-

ziehung zu seiner Sekretärin angedichtet wurde. Diese waren, wie die des ganzen Gerichtshofes 

– Kritiker merkten das an – auf die Anprangerung und Verurteilung des Völkermordes an den 

Juden konzentriert und damit reduziert. Es lässt sich nur vermuten, warum in einem Moment, 

da in Europa und Asien Kriege geführt wurden und das unter Beteiligung der beiden nordame-

rikanischen Staaten, sich für Jacksons Verdienst bei der Kodifizierung und Aburteilung des 

Verbrechens der kriegerischen Aggression in der Filmhandlung kein angemessener Platz fand. 
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Wiewohl preisgekrönt, blieb dieser Film hinter dem vier Jahrzehnte vorher in die Kinos gelang-

ten ‟Judgment at Nuremberg” („Das Urteil von Nürnberg“) von Stanley Kramer erheblich zu-

rück, nicht nur im Hinblick auf dessen außerordentliche Besetzung, aus der Spencer Tracy, Burt 

Lancaster, Marlene Dietrich und Maximilian Schell noch herausragten. Der Streifen von 1961 

hatte den Juristenprozess frei nachgestaltet, wurde aber dessen Inhalt und Wesen vollkommen 

gerecht. Er war mehr als ein Film – ein Bekenntnis wider allen Faschismus und für die Demo-

kratie. Nur: Darin tauchte Robert H. Jackson als Filmfigur nicht auf. An den sogenannten Nach-

folgeprozessen war er nicht mehr beteiligt gewesen. 

Ergänzungsfähige Erinnerung 

2001 entstand in Jamestown, der Stadt, in der sein Weg als Jurist begann, ein nach ihm benanntes 

Zentrum, das sein Erbe pflegt. In dessen Räumen gibt es eine Ausstellung und ein Archiv. Es 

hat Jacksons Person und Werk in außerordentlichem Umfang über das Internet zugänglich ge-

macht. Wichtiger noch: Von ihm gehen publizistische, wissenschaftliche und pädagogische Ini-

tiativen in das Land, dessen Regierungen sich noch immer weigern, die USA zu einem Mitglied 

des Internationalen Strafgerichtshofes zu machen. 

Auch die Bundesrepublik hat sich die Erinnerung an Robert H. Jackson nicht eben angelegen 

sein lassen. Diese Feststellung trifft selbst Historiker und Juristen. Weder haben sie selbst ein 

Lebensbild des Mannes geschrieben, noch sich für die Übersetzung einer ihm geltenden Bio-

graphie eingesetzt. Zudem würde sich in der deutschen Stadt seines Wirkens oder auch in der 

Hauptstadt die Taufe eines Platzes oder einer Straße auf seinen Namen nicht schlecht ausneh-

men. Stünde keine neu errichtete zur Verfügung, ließe sich an eine nach einem Krieger benannte 

denken. Hier wie dort böten sich die nach Richthofen, dem „roten Kampfflieger“, geheißenen 

an. 

Zum 60. Jahrestag des Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozesses veröffentlichten wir zwischen Oktober 2005 

und September 2006 an dieser Stelle eine zwölfteilige Serie von Kurt Pätzold. Sie war Grundlage für sein Buch 

„Im Rückspiegel: Nürnberg. Der Prozess gegen die deutschen Hauptkriegsverbrecher“. Erschienen 2006 im Köl-

ner PapyRossa Verlag. 

 



789 

Was Diplomaten ihren Regierungen vom Pogrom 1938 berichteten 

Seit der Münchener Historiker Hermann Graml 1955 einen Überblick über die Geschichte des 

antijüdischen Pogroms vom November 1938 in einem kaum mehr als ein halbes Hundert Seiten 

umfassenden Bändchen gab, ist die Literatur über das Verbrechen unausgesetzt angewachsen 

und tut es noch heute. In Stadtgeschichten aber auch in separaten Abhandlungen wurde das 

Geschehen der Nacht und des Tages dokumentiert und dargestellt. Begleitbände von Ausstel-

lungen hielten es fest. Gesamtdarstellungen erschienen. Verfolgte und Beobachtende erinnerten 

sich. Nun haben zwei Historiker eine Lücke geschlossen. Sie sind der Frage nachgegangen, was 

das im Reich akkreditierte diplomatische Personal vom Geschehen wahrnahm, an die jeweili-

gen Regierungen berichtete und welche Reaktionen ihnen vorgeschlagen wurden. Durchmus-

tert wurden zu diesem Zweck die Archive von 20 Staaten. Unter ihnen sind alle damals als 

Großmächte angesehenen, einschließlich die Japans und Italiens, der Verbündeten Deutsch-

lands. Südamerika ist durch Brasilien und Kolumbien vertreten, der Balkan nur durch Bulga-

rien, das Baltikum durch Litauen. Von Deutschlands direkten Nachbarn fehlen die Niederlande 

und Dänemark. Das gilt auch für Spanien und Portugal. 

Den nach den Ländernamen alphabetisch geordneten Berichten wurden in stenographischer 

Kürze verfasste Angaben über die wirtschaftlichen und politischen Beziehungen des jeweiligen 

Landes zu Deutschland bis zum Kriegsende 1945 vorangestellt. Darauf folgen ebenso kurz ge-

haltene Informationen über die Karrierewege der berichtenden Diplomaten, das sind Botschaf-

ter, Geschäftsträger, auch Konsuln. Deren Texte werden großenteils im Faksimile wiedergege-

ben und in deutscher und englischer Sprache gedruckt. Die Autoren genügen durchweg ihrer 

Berichtspflicht über das am 9. November und in den Tagen davor und danach Geschehene. 

Darüber sind sie – teils aufgrund eigener Beobachtungen in Berlin, Frankfurt a. M., München, 

Breslau und Innsbruck – durchweg gut unterrichtet: die Zerstörungen und der Raub in Geschäf-

ten und Wohnungen, die Plünderungen und Inbrandsetzung der Synagogen, die Gewalttaten bis 

hin zu Morden und die Verhaftungen der Männer, die Transporte in die Konzentrationslager 

samt Schätzungen der Zahl der Deportierten. Charakterisiert und identifiziert werden die Täter, 

beschrieben die Rolle der Polizei und das Verhalten der Bevölkerung, das vom Mittun bis zur 

Hilfe für die Verfolgten reicht, aber natürlich – und bis heute – nicht verlässlich quantifiziert 

werden kann. Mehrfach wird auf die Teilnahme von Schulkindern an den Untaten verwiesen. 

Nahezu einhellig ist die Verurteilung des Pogroms, die Ausnahme macht der Botschafter Ir-

lands, der seiner Regierung dessen Rechtfertigung in der Sprache der faschistischen Phrasen 

liefert. In der Schärfe in den Urteilen unterscheiden sich die Texte jedoch. „Antisemitischer 

Vandalismus“ (Vatikan), „grausame Judenpogrome“ (Lettland)“, barbarische Handlungen“ und 

„Demonstration des Vandalismus“, „abscheuliche Verwüstungen“, „entsetzliches Schauspiel“ 

nannte der Gesandte Kolumbiens das Geschehen, das er nächtens auf dem Kurfürstendamm 

beobachtet hatte. Als er am nächsten Morgen das Angerichtete, begleitet von weiteren Ange-

hörigen der Botschaft, fotografierte, geriet er in Konflikt mit der Polizei. 

Jedoch lassen sich Vergleiche zwischen den meist auszugsweise wiedergegebenen Dokumen-

ten und Rückschlüsse daraus nicht zu weit treiben. Die Papiere wurden von den aktuellen Bot-

schaften zur Verfügung gestellt, also nicht durch die üblichen Studien in Archiven gehoben, ein 

Verfahren, das wohl die Aktion einer internationalen Forschergruppe voraussetzen würde. 

Durch diesen Lieferungsweg ist aber außerwissenschaftliches Interesse nicht auszuschließen. 

Doch auch mit dieser Einschränkung lässt sich sagen, was die Diplomaten vor allem beschäf-

tigte: der Schaden, den Juden genommen hatten, die Staatsbürger ihres Landes waren und wie 

sie künftig davor geschützt werden könnten. Aus den Berichten des USA-Konsulats in Stuttgart 

entsteht ein eindrucksvolles Bild des Ansturms, das sich dessen Mitarbeiter tagelang von 

schutz- und hilfesuchenden Juden ausgesetzt sahen. Die US-amerikanischen Papiere sprechen 

sich entschieden für eine politische Antwort der Regierung in Washington aus. Angesichts des 
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„gnadenlosen Umgangs“ mit den Opfern und der „Schandtaten“ könne das Land sich mit einer 

bloßen Verurteilung nicht begnügen. Es sei seinem Ansehen schuldig, weitergehende Maßnah-

men zu ergreifen. Sie erschöpfen sich dann in der vorgeschlagenen und vollzogenen zeitweili-

gen Rückberufung des Botschafters „zur Berichterstattung“, einer Demonstration, aus der po-

litisch und wirtschaftlich keine Nachteile zu erwarten wären. 

Der zitierte Passus aus dem Bericht des sowjetischen Geschäftsträgers enthält Beobachtungen 

und Erwägungen zu den denkbaren Folgen des Pogroms auf das Verhältnis der USA und Groß-

britanniens zu Deutschland und widerspiegelt das permanente Interesse Moskaus, dass die ka-

pitalistischen Großmächte – das Münchener Abkommen liegt wenige Wochen zurück – nicht 

zu einer antisowjetischen Front zusammenrücken. 

Der Band ist reich bebildert und bietet vor allem die bekannten Fotografien der Verwüstungen 

und Brandschatzungen, reicht aber mit Porträts der Diplomaten, ihrer deutschen Partner und 

weiteren Aufnahmen darüber hinaus. Manche sollen die Beziehungen zwischen den Staaten 

und dem Deutschen Reich markieren. Zu ihnen gehört das bekannte Foto von der Unterzeich-

nung des deutsch-sowjetischen Freundschaftsvertrages im September 1939, nicht aber ein Bild-

dokument von der Münchener Konferenz, die im Zusammenhang mit Frankreich unerwähnt 

bleibt. Eine gewisse Korrektur gibt dann aber der den Band beschließende informative Aufsatz 

über die internationale Zeitungsberichterstattung zu den Ereignissen des 9. November (Chris-

toph Kreutzmüller, Bjoern Weigel). Wie auch andere Zeitungen hätten die sowjetischen das 

Vorgehen der Faschisten mit Verbrechen in der Weltgeschichte, lange schon voraufgegangenen 

verglichen. Die einen mit denen der Hunnen, andere mit dem Dreißigjährigen Krieg, dritte mit 

der Bartholomäusnacht, dann aus der Neuzeit mit denen der Türken an den Armeniern. In sow-

jetischen Zeitungen erschienen Karikaturen der messerbewaffneten faschistischen Mörder, 

wurde an mittelalterliche Barbarei erinnert und Dimitri Schostakowitschs Aufsatz gedruckt, der 

die „monströse Barbarei“ und das „ungeheuerliche Verbrechen“ angeprangert habe. Es er-

scheint den beiden Autoren als „seltsam, dass außerhalb der Sowjetunion kaum eine Zeitung die 

vielen Toten der Pogrome – ob ermordet oder in den Selbstmord getrieben – erwähnte.“ Das 

geschah kaum vorsätzlich. 

Schade, dass der Band wieder den historischen Ort des Pogroms falsch bestimmt und ihn erneut 

zum Auftakt des Massenmordens an den Juden („Holocaust“) erklärt, während er das schärfste 

Instrument zur Vertreibung aller Juden aus Deutschland war – vor Kriegsbeginn. 

Von innen nach außen. Die Novemberpogrome 1938 in Diplomatenberichten aus Deutschland. Hg. von Christian 

Dirks u. Hermann Simon, Metropol Berlin, 223 S. erschienen als Resultat der Arbeit für die gleichnamige Aus-

stellung, die 2013-2014 im Centrum Judaicum gezeigt wurde. 
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Totenschein für eine Republik 

Am 23. März 1933 wurde das Ermächtigungsgesetz angenommen 

Einer der Abgeordneten, die an jenem Tage mit Ja stimmten, hieß Theodor Heuß. Er war einer 

jener auf fünf Abgeordnete zusammengeschmolzenen Gruppe der Deutschen Staatspartei (vor-

dem Deutsche Demokratische Partei), die nach vorausgegangenen Debatten über Zustimmung, 

Stimmenthaltung oder Ablehnung sich entschied, den Gesetzentwurf der Regierung Hitler-Hu-

genberg gutzuheißen. Das hat der Karriere des Mannes nach 1945 keinen Abbruch getan. Er 

wurde, als die Alliierten die Neugründungen zugelassen hatten, Vorsitzender der Freien Demo-

kratischen Partei (FDP) und 1949 zum ersten Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland ge-

wählt. 

Wenn ein Politiker mit dieser Vergangenheit das Amt des Staatsoberhauptes übernahm, blieb 

über den in diesem Staate vorherrschenden Umgang mit der Vergangenheit kein Zweifel mehr, 

zumal Heuß vor dem Untersuchungsausschuss, dem auch er sich stellen musste, sich nicht ein-

mal von seinem Votum distanziert hatte. Er redete sich darauf hinaus, dass er, wiewohl zu einer 

Stimmenthaltung oder einem Nein neigend, sich der Mehrheit seiner Kollegen in dieser Gruppe 

untergeordnet habe, zumal, wie er meinte, der Entscheidung besondere Bedeutung ohnehin 

nicht zukam, nachdem die ungleich stärkere Zentrumsfraktion sich bereits für ein Ja entschie-

den hatte und damit die Zweidrittelmehrheit für den Regierungsentwurf gesichert gewesen sei. 

Wie im Fall Heuß so hat die Sanktionierung des Totenscheins für die Republik auch den anderen 

Herren in der Gruppe der Staatsparteiler auf ihren weiteren Lebenswegen als Politiker nicht ge-

schadet. Hermann Dietrich, einst Finanzminister in der Regierung Brüning, hatte sich in der 

Bundesrepublik binnen weniger Jahre wieder so verdient gemacht, dass er 1952 mit dem Großen 

Bundesverdienstkreuz mit Stern geehrt wurde. Ernst Lemmer, der Mitglied der CDU geworden 

war, besetzte zwischen 1956 und 1965 in der Bundesregierung nacheinander mehrere Minis-

terposten. Die Begründung des Ja hatte im Reichstag Reinhold Maier gegeben, der erklärte, er 

und seine Genossen stellten Bedenken mit Rücksicht auf „Volk und Vaterland“ zurück. Von 

1945 bis 1953 bekleidete Maier in Baden-Württemberg das Amt des Ministerpräsidenten, spä-

ter gehörte er dem Bundestag an. 1953 wurde auch er mit dem Bundesverdienstkreuz dekoriert. 

Heinrich Landahl schließlich, kein Süddeutscher, sondern ein Hamburger, wurde nach 1945 

Mitglied der SPD und über mehrere Jahre Schulsenator der Hansestadt. Zu den ihm zuteil ge-

wordenen Ehrungen gehört eine Ehrendoktorwürde. Verliehen im Jahr 1965 von der Theologi-

schen Fakultät der Hamburger Universität. Kurzum, dass den Jasagern vom 23. März 1933 im 

Weststaat ihre Entscheidung nachgetragen wurde, wird sich nicht sagen lassen. Sie wurde ihnen 

nachgesehen, allenfalls als „dunkler Punkt“ in ihren Biographien vermerkt und mit banalen 

Entschuldigungen versehen, wonach sich eben die Zukunft nicht hätte voraussehen lassen oder 

man, freilich fälschlich, auf einen Wandel Hitlers vertraut hätte. Das tut neuerdings und hoch-

gelobt von der „Stuttgarter Zeitung“ (Ausgabe vom 13. Dezember 2012, S. 29) auch Peter Mer-

seburger, dem man anderes Urteil zugetraut hätte, in seiner umfänglichen Biographie des The-

odor Heuß mit dem Titel „Der Bürger als Präsident“. 

In Wahrheit war die von der Reichsregierung vom Reichstag geforderte Entscheidung über das 

sogenannte Ermächtigungsgesetz keineswegs eine Marginalie im Prozess der Befestigung der 

faschistischen Macht. Seit der Ausgang der Reichstagswahl am 5. März die Regierungsbildung 

vom 30. Januar gleichsam nachträglich gutgeheißen hatte, denn die Koalitionsparteien NSDAP 

und Deutschnationale hatten eine wenn auch knappe Mehrheit der Wähler für sich mobilisiert, 

lautete die Frage, welche Rechte die Minderheit der Abgeordneten noch beanspruchen und ver-

teidigen würden. Dass ihnen von der Partei Hitlers überhaupt politische Mitentscheidungen zu-

gestanden werden würden, stand nicht zu erwarten. Ihr Führer hatte oft genug sich gegen Re-

publik und Demokratie tobend ausgesprochen und als Zeichen dieser seiner Ablehnung sich 

auch nie als Kandidat für ein Abgeordnetenmandat aufstellen lassen. 
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Nun hatte diese Regierung der Antirepublikaner die Möglichkeit, den Reichstag schlicht zu 

ignorieren, also auch seine Einberufung zu verhindern, ohne damit rechnen zu müssen, dass dies 

zu irgendwelchen wirksamen Protesten führen werde. Die zweite Möglichkeit bestand darin, 

die Abgeordneten zu veranlassen, sich gleichsam selbst aus dem politischen Verkehr des neuen 

„Dritten Reiches“ zurückzuziehen, der Regierung vordem aber noch einen Blankoscheck für 

ihr selbstherrliches Schalten und Walten auszustellen. Die Inhaber der Exekutive entschieden 

sich für das zweite und das mit Gründen. Auf diesem Wege ließ sich der Anschein erwecken, 

man bewege sich noch immer in den Grenzen der Verfassung. Die gleichen Politiker, die sich 

als die Vorkämpfer einer Revolution, der „nationalsozialistischen“, darstellten, erblickten einen 

Vorteil darin, sich als Legalisten auszugeben, die ihren Weg gingen, legitimiert durch eine 

Zweidrittelmehrheit von gewählten Abgeordneten des Reichstages. 

Kurzum: die Machthaber entschlossen sich, dem Artikel 76 der am 11. August 1919 beschlos-

senen Reichsverfassung Rechnung zu tragen, der besagte: „Die Verfassung kann im Wege der 

Gesetzgebung geändert werden. Jedoch kommen Beschlüsse des Reichstages mit Abänderung 

der Verfassung nur zustande, wenn zwei Drittel der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend sind 

und wenigstens zwei Drittel der Anwesenden zustimmen.“ 

Diese Bedingung konnten die beiden Fraktionen der Koalitionspartner nicht erfüllen. Sie stell-

ten mit 340 Abgeordneten zwar die Mehrheit, 300 Abgeordnete aber zählten in der Summe die 

bürgerlichen Parteien des Zentrums, der Bayerischen Volks-, der Staats- und der Deutschen 

Volkspartei, sie betrugen total 99, und die beiden Arbeiterparteien, die über 201 Abgeordne-

tensitze verfügten. Dieses rechnerische Verhältnis korrigierten die Machthaber zunächst durch 

die Illegalisierung der Kommunistischen Partei und die Kassierung ihrer Mandate. Doch selbst 

die auf diesem Wege erreichte, ohnehin ungesetzliche Verkleinerung der Abgeordnetenzahl 

brachte den Regierungsparteien nicht die erforderliche Mehrheit. Sie blieben auf die Hilfe der 

bürgerlichen Parteien angewiesen und – unumgänglich – auf die gewöhnlich gemeinsam ope-

rierenden Fraktionen der katholischen Bayerischen Volks- und der Zentrumspartei. Umgekehrt 

jedoch: diese beiden konnten gemeinsam mit der sozialdemokratischen Abgeordnetengruppe 

den Faschisten das Konzept verderben und demonstrativ klarmachen, dass hier der Republik der 

Totenschein ausgestellt werden sollte, sie dem aber ihre Unterschrift verweigerten. 

Das hätte die Regierung Hitler nicht zum Rücktritt bewegen können, jedoch vor dem In- und 

Ausland die inzwischen geschaffenen deutschen Verhältnisse klar- und den Anschein der Le-

galität bloßgestellt. Es wäre auch den Mitgliedern der sich verweigernden Parteien ein Signal 

gegeben worden, an dem sie ihre eigene Haltung bestimmen konnten. Stattdessen führten ihnen 

ihre Abgeordneten am 23. März die Kollaboration vor, leisteten damit einen Startbeitrag für die 

Konsolidierung der Diktatur und billigten das künftige selbstherrliche und vor niemandem zu 

verantwortende Handeln Hitlers und seiner Mitführer in der Regierung. 

Denn die Artikel des Ermächtigungsgesetzes, das die demagogische Bezeichnung Gesetz zur Be-

hebung der Not von Volk und Reich (Reichsgesetzblatt T. I., 1933, Nr. 25, S. 141) erhalten hatte, 

besagten: „Reichsgesetze können außer in dem in der Reichsverfassung vorgesehenen Verfahren 

auch durch die Reichsregierung beschlossen werden.“ (Art. 1) Irreführend wie schon der Titel 

des Gesetzes war auch dieser sein erster Satz, denn es wurde hier nicht ein zusätzlicher zweiter 

Gesetzgebungsweg fixiert, sondern, daran konnte niemand im Saal der Kroll-Oper zweifeln, der 

Regierung die Gesetzgebung faktisch vollständig übertragen. Ausdrücklich war dem hinzugefügt, 

dass die Regierung zudem eigenmächtig über den Haushalt und über Kreditaufnahmen sowie 

über Verträge mit ausländischen Mächten entscheiden könne, also die Bestimmungen der Artikel 

85 und 87 außer Kraft gesetzt wurden. Sodann wurde bestimmt, dass so verabschiedete Gesetze 

auch von der Reichsverfassung abweichen dürften, mit der dekorativen Einschränkung, dass die 

Regierung nicht aber berechtigt sei, die „Einrichtung des Reichstages“ durch ein Gesetz abzu-

schaffen. Das hieß nur, dass die Existenz dieses nicht tätigen Gebildes, eines gleichsam lebendi-

gen Leichnams, nicht angetastet werden würde. Alle Missverständnisse beseitigte der abschlie-
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ßende Satz, der das Verfahren der Gesetzgebung, wie es die Verfassung in den Artikel 68 bis 77 

vorschrieb, vollständig außer Kraft setzte. Wurde dieses Gesetz beschlossen, konnten die Abge-

ordneten ihrer Wege gehen. Ob und aus welchem Grunde sie noch einmal zusammengerufen 

werden würden, stand dahin, jedenfalls aber doch nur, um weitere Gesetze oder Maßnahmen der 

Regierung nachträglich zu billigen. Was sie zunächst behielten, waren ihre Diäten. 

Die Geschichte des Verlaufs der Sitzung, zu der die Abgeordneten am 23. März in die Kroll-

Oper in den Berliner Tiergarten – das Reichstagsgebäude war nach dem Brand eine Ruine – ist 

oft beschrieben worden, angefangen vom Eintreffen der Reichstagsmitglieder, die sich den Weg 

in das Gebäude durch befindlichen Nazigefolgsleute bahnen mussten bis zur Ungewissheit, mit 

der jene das Haus verließen, die es allen Drohungen zum Trotz gewagt hatten, den Entwurf 

abzulehnen. Das waren einzig die 94 anwesenden Angehörigen der Fraktion der Sozialdemo-

kratischen Partei. Die hatten sich schon in den Tagen zuvor zu entscheiden, entweder der Sit-

zung ganz fern zu bleiben, dadurch Anpöbeleien und möglicherweise Schlimmerem zu entge-

hen oder aber ihren Mitgliedern und Wählern durch ihr Nein ein Signal zu geben, die Heraus-

forderungen der Machthaber anzunehmen und sich zu widersetzen. Die Entscheidung fiel für 

die Teilnahme und die Abgabe einer Begründung für die Ablehnung durch den Parteivorsitzen-

den Otto Wels, der diesen Platz 1919 eingenommen hatte und in der Republik seit deren Grün-

dung auch Abgeordneter des Reichstages war. Er hatte zudem jenem Ausschuss angehört, der 

die Verfassung vorbereitete. 

Die Sitzung wurde mit einer Regierungserklärung, der ersten und einzigen, die Hitler je vor 

einem Parlament abgab, eröffnet. Wiewohl in ihr noch von „Revolution“ die Rede war, stellte 

der Text klar, dass es mit dieser Regierung zu keinen Eingriffen in die Gesellschaftsstruktur 

kommen, also nichts geschehen werde, was den Namen Revolution verdiente. Dass den Mäch-

tigen der Wirtschaft gegebene, nahezu en passant formulierte Versprechen lautete, dass die In-

teressen des Volkes wahrgenommen werden würden „durch die stärkste Förderung der Privat-

initiative und durch die Anerkennung des Eigentums“. Was auf dem Felde der Wirtschaftspo-

litik an Reformen unbestimmt angekündigt wurde, so im Hinblick auf die Steuern, sei nicht 

Aufgabe des Tages. So wenig wie aus seiner Wahlrede am 10. Februar, so wenig konnte aus 

dieser Ansprache jemand entnehmen, wie nun die Arbeiter und Bauern gerettet werden und wie 

die Massen der Arbeitslosen zu Arbeitsplätzen und Verdienst gelangen sollten. Unmissver-

ständlich und die ganze Rede durchziehend war hingegen ausgesprochen worden, dass sich die 

Wucht des Terrors gegen die Kommunisten richten werde, gegen die Hitler Kübel übelster Ver-

leumdungen und Verdächtigungen ausgoss. Seine „Revolution“ habe Deutschland und dann 

auch Europa vor dem Versinken im kommunistischen Chaos bewahrt usw. Die Brandstifter des 

Reichstages würden öffentlich hingerichtet werden. 

Ungleich kürzer fasste sich Hitler in dem Teil der Rede, in der er sich zur Außenpolitik äußerte 

und im Allgemeinen, ausdrücklich aber an Großbritannien und Frankreich gerichtet, den Frie-

denswillen Deutschlands versicherte. Zugleich beteuerte er, dass die Vernichtung des Kommu-

nismus im Innern keine Konsequenzen für das Verhältnis zur Sowjetunion habe: „Gegenüber 

der Sowjetunion ist die Reichsregierung gewillt, freundschaftliche, für beide Teile nutzbrin-

gende Beziehungen zu pflegen. Gerade die Regierung der nationalen Revolution sieht sich zu 

einer solchen positiven Politik gegenüber Sowjetrußland in der Lage.“ 

Als Hitler am Ende schließlich zum eigentlichen Anliegen der Tagung kam, bezeichnete er die 

geltende Verfassung und die Existenz des Parlaments unumwunden als Hindernisse für die be-

absichtigte „ruhige Entwicklung“ Deutschlands. Wörtlich sagte er: „Es würde dem Sinn der 

nationalen Erhebung widersprechen und dem beabsichtigten Zweck nicht genügen, wollte die 

Regierung sich für ihre Maßnahmen von Fall zu Fall die Genehmigung des Reichstags erhan-

deln und erbitten.“ Und wenig später: „Die Reichsregierung hält eine weitere Tagung des 

Reichstages im heutigen Zustande der tiefgehenden Erregung der Nation für unmöglich.“ (Tat-

sächlich ist der Reichstag knapp zwei Monate später noch einmal zusammengerufen worden, 
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um da eine außenpolitische Erklärung abzusegnen, was er einstimmig tat.) Zugleich stellte Hit-

ler für einen nicht bestimmten Tag eine neue Verfassung in Aussicht, über die dann das deut-

sche Volk werde abstimmen können, ein Versprechen, an das er sich später nicht erinnern 

konnte. Im Vorgriff darauf erklärte er aber die Monarchie für verabschiedet und verband das 

mit einer wohl in erster Linie an Bayern gerichteten Warnung, den Versuch zu unternehmen, sie 

in einzelnen deutschen Ländern wieder zu errichten. Am Ende stand eine Drohung, die Ableh-

nung des Gesetzentwurfs würde als eine Kriegserklärung verstanden und angenommen werden: 

„Mögen Sie, meine Herren Abgeordneten, nunmehr selbst die Entscheidung treffen über Frie-

den oder Krieg.“ Knapper drückte sich am Ende der Tagung Hermann Göring aus, den Kern 

des Vorhabens bezeichnend: „Jetzt haben wir an der Spitze der deutschen Regierung einen Füh-

rer, jetzt wird nicht mehr geredet, jetzt wird gehandelt“. Dem schloss er die Versicherung an, 

diesem Führer „treue Gefolgschaft“ zu leisten „in blinder Treue bis zum Sieg Deutschlands.“ 

Für den Hitlerschen „Frieden“ sprach sich zunächst für die Zentrumspartei Ludwig Kaas aus, 

ihr Vorsitzender, der schon 1932 mit dem Gedanken einer Koalition mit den deutschen Faschis-

ten geliebäugelt hatte. Er sagte und nahm damit die Begründung Hitlers auf: „Im Angesicht der 

brennenden Not, in der Volk und Staat gegenwärtig stehen, im Angesicht der riesenhaften Auf-

gaben, die der deutsche Wiederaufbau an uns stellt, im Angesicht vor allem der Sturmwolken, 

die in Deutschland und um Deutschland aufzusteigen beginnen, reichen wir von der deutschen 

Zentrumspartei in dieser Stunde allen, auch früheren Gegnern, die Hand, um die Fortführung 

des nationalen Aufstiegswerkes zu sichern.“ Für die Bayerische Volkspartei begründete das Ja 

Ritter von Lex, der sich etwas zurückhaltender ausdrückte und von Bedenken sprach, die Hitler 

aber gemildert hätte, während der Sprecher der Staatspartei „ernste Bedenken“ erwähnte, die 

aber zurückgestellt würden. 

Vor den drei Rednern hatte sich schon Otto Wels an das Rednerpult begeben, hinter dem sich 

an der Stirnwand des Saales eine riesige Hakenkreuzfahne befand. Er konnte auf dem Wege 

dahin nicht im Zweifel sein, dass dies für lange Zeit die letzte Rede eines sozialdemokratischen 

Politikers in einem deutschen Parlament sein würde. Was lag da näher, als an diesem Platze zu 

sagen, was den Deutschen und darüber hinaus den Europäern bevorstand, wenn diese Regie-

rung sich behauptete und daran ging, ihr wahres, nicht das eben vom Reichskanzler geheuchelte 

Programm zu verwirklichen? Indessen begann Wels mit der Beteuerung seines und seiner Partei 

seit 1919 erwiesenen „Patriotismus“ und verwies darauf, dass sie früh schon, als die NSDAP 

noch nicht existierte, sich gegen die Behauptung von Deutschlands Kriegsschuld und den Ver-

sailler Vertrag gewandt hatten. Mehr noch: Er machte nicht die kapitalistische Ordnung für die 

„Katastrophe der Weltwirtschaft“ letztlich verantwortlich, sondern die Politik der Siegermächte 

und die Reparationen. Zunächst also sprach aus Wels der Mangel an jeder Bereitschaft, einen 

kritischen Blick in die deutsche Geschichte seit dem August 1914 zu riskieren, wohl aber die, 

Übereinstimmungen mit der Sicht Hitlers herauszukehren. 

Dann erst kam er auf die Innenpolitik und die Politik der Sieger, die ihre Gegner, darunter die 

Sozialdemokraten als vogelfrei behandeln würde. In ihr sah er den ersten Grund dafür, dass die 

Fraktion dem Ermächtigungsgesetz nicht zustimmen könne. Anders gelesen, besagte dies: Wür-

det ihr uns nicht so behandeln, dann ließe sich zum Entwurf Ja sagen. So aber wollte Wels seine 

Ausführung offenbar doch nicht gedeutet haben und so fügte er als weiteren Grund der Verwei-

gerung hinzu, die Regierung brauche dieses Gesetz doch gar nicht, denn sie verfüge im Parla-

ment über die Mehrheit und könne also durch dort verabschiedete Gesetze „regieren“. Wörtlich 

sagte er: „Wo diese Möglichkeit besteht, besteht auch die Pflicht.“ „Kritik“ belehrte er Hitler 

„sei heilsam und notwendig“. Von da aus hätte sich entwickeln lassen, warum und mit welchem 

Ziel diese Regierung sie nicht nur im Parlament zum Schweigen bringen wolle, sondern dies 

bereits auch in der Presse getan habe. 

Indessen: Wels wandte sich zunächst gegen die „Übertreibungen“, welche die Schilderung der 

deutschen Zustände im Ausland und in dessen Presse erfahre und distanzierte sich von dem, 
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was die Nazipropaganda die „Gräuelmeldungen“ nannte und wofür sie jenseits der Grenzen das 

„internationale Judentum“ verantwortlich machte. Wels versicherte weiter: Die Sozialdemo-

kraten hätten im Ausland nicht um Intervention nachgesucht und könnten den „Übertreibun-

gen“ leichter entgegentreten, wenn „die volle Rechtssicherheit für alle wiederhergestellt 

würde“. Am Ende setzte er sich mit dem Anspruch der Regierung auseinander, eine „nationale 

Revolution“ zu vollziehen, ohne dies als einen Etikettenschwindel bloßzustellen. Es sei jedoch 

keine Revolution in Gang gesetzt, sondern: „Das Verhältnis ihrer Revolution zum Sozialismus 

beschränkt sich bisher auf dem Versuch, die sozialdemokratische Bewegung zu vernichten.“ 

Das war die halbe Wahrheit, denn weit vorangeschritten war der Versuch, die kommunistische 

Bewegung zu vernichten und ihr war soeben die Ausrottung angedroht worden. Am Schluss 

suchte Wels Zuversicht zu verbreiten – es werde nicht gelingen, das Rad der Geschichte zu-

rückzudrehen – und er grüßte die „Verfolgten, Bedrängten und Freunde im Reich“. 

Als Wels abgetreten war, ging Hitler noch einmal ans Rednerpult, erzählte die Legende von der 

Unterdrückung seiner Partei und seiner selbst in der Republik durch die vordem regierenden 

Sozialdemokraten, um in zwei Sätzen auszudrücken, was jenen bevorstand, die sich der neuen 

Macht widersetzen würden: „Sie sind wehleidig, meine Herren, und nicht für die heutige Zeit 

bestimmt, wenn Sie jetzt schon von Verfolgungen sprechen. Was ist Ihnen geschehen? Sie sit-

zen hier, und geduldig hört man Ihren Redner an.“ Und: „Sie, meine Herren, sind nicht mehr 

benötigt!“ Da war nicht mehr die Rede von vier Jahren, nach denen er abtreten und einer anderen 

Regierung Platz machen werde, wenn das Volk das mit dem Wahlzettel so wünschen werde. 

* * * 

Dass die sozialdemokratischen Abgeordneten ihr Nein gesprochen hatten, verlangte und be-

zeugte Mut und Haltung. Die Rede ihres Vorsitzenden hingegen war über weite Strecken nach-

gerade peinlich, dort vor allem, wo sie Gemeinsamkeiten markierte und demokratische Rat-

schläge anbot. Wels verließ Deutschland im Mai 1933, im August wurde er ausgebürgert, er 

stand an der Spitze des sozialdemokratischen Exilvorstands, erst in Prag, dann in Paris, wo er 

wenige Tage nach dem Beginn des Zweiten Weltkriegs verstarb. Auch Ludwig Kaas verließ 

Deutschland 1933, er lebte in verschiedenen Ämtern im Vatikan, kehrte nicht nach Deutschland 

zurück und starb 1952 in Rom. Hans Ritter von Lex, die Bayerische Volkspartei wie das Zent-

rum lösten sich im Sommer 1933 auf, blieb in Deutschland, wurde nach 1945 Mitglied der 

Christlich-Sozialen Union und war von 1950 bis 1960 Staatsminister im Bundesinnenministe-

rium. 
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Mörder in Weiß 

Die Nürnberger Nachfolgeprozesse 1946/47. Ärzte folgten dem  

Wahn von Volksgesundheit, „Rassereinheit“ und Erbkrankheit 

Den Hauptkriegsverbrecherprozessen in Nürnberg vom 20. November 1945 bis zum 1. Oktober 

1946 folgten zwölf Prozesse gegen verschiedene Berufsgruppen wie Ärzte und Juristen, gegen 

Firmen wie Krupp und I. G. Farben, gegen Generäle und verschiedene Institutionen des faschis-

tischen Staates. 

Mehr als vierzig Jahre waren seit dem Prozess gegen deutsche Ärzte vor US-amerikanischen 

Militärgerichten in Nürnberg vergangen, als im Jahr 1999 sein Verlauf, seine Vorgeschichte 

und seine Wirkungen in einzigartiger Weise dokumentiert sowie der Forschung und darüber 

hinaus der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurden. Die insgesamt mehr als 37.000 Seiten 

umfassende papierene Hinterlassenschaft des sogenannten Ärzteprozesses von 1947, produziert 

oder benutzt von der Anklage, dem Gericht und der Verteidigung, wurde nach einer zu bewun-

dernden editorischen Arbeit in einer Mikrofiche-Ausgabe, bestehend aus 381 Fiches, vorge-

legt.1 Zur Publikation gehört ein Einführungsband. Das Projekt hat schon bei seiner Entstehung 

Kosten verursacht, die zu einem Teil nur durch Spenden – etwa 8000 Ärzte beteiligten sich 

daran – aufgebracht werden konnten, und sein Resultat wiederum wurde zu einem Kaufpreis 

vorgelegt, der selbst bessergestellte wissenschaftliche Bibliotheksleiter ins Grübeln brachte. 

Über seinen Wert ist damit nichts gesagt – wohl aber mit der Feststellung, dass es keinen anderen 

der insgesamt zwölf Nachfolgeprozesse gibt, dessen Dokumente auch nur annähernd in dieser 

Vollständigkeit zugänglich wären. Das gilt sogar für den Hauptprozess gegen Hermann Göring 

und andere nicht, dessen stenographisches Protokoll zwar digital vorliegt und erschwinglich ist, 

nicht aber für die vom Gericht akzeptierten Dokumente, die sich in Spezialbibliotheken lesen 

lassen. 

Das Gericht 

Dieses Verfahren lief unter der offiziellen Bezeichnung „die Vereinigten Staaten versus Karl 

Brandt u. a.“, so benannt nach dem ersten in der alphabetischen Reihenfolge der 23 Angeklag-

ten. Unter den Beschuldigten befanden sich 20 Ärzte. Das Verfahren eröffnete die Serie der 

Prozesse vor Tribunalen, deren Richterkollegien ausschließlich aus Juristen der USA bestan-

den. Dass in seinem Mittelpunkt Ärzte standen, hatte nichts mit dem politischen Gewicht dieser 

Berufsgruppe im Nazistaat zu tun, deren Angehörige in der Anklageschrift der Täterschaft und 

Tatbeteiligung an schwersten Verbrechen beschuldigt wurden. Da wären vor der Ärzteschaft 

Minister, Staatssekretäre und andere hohe Würdenträger des Regimes an der Reihe gewesen. 

Ausschlaggebend war letztlich, in welchem Tempo das Beweismaterial zur Verfügung stand, 

dass die Anklage auf sicheren Grund stellte. Die vertrat Brigadegeneral Telford Taylor, der wie 

andere Juristen bereits im Hauptprozess tätig gewesen war. Wie dort erhielten die Beschuldig-

ten, die sich in Haft befanden, die Anklageschrift vor der Hauptverhandlung am 5. November 

zugestellt. Die begann am 9. Dezember 1946. Wie Göring und Konsorten standen ihnen deut-

sche Verteidiger zur Seite – und wie jene erklärten sich bei Prozesseröffnung sämtliche Ange-

klagten für nicht schuldig. 

Der verbrecherische Tatbestand, den das aus vier Richtern unter dem Vorsitz von Walter B. 

Beals, Oberster Richter am Supreme Court des Staates Washington, verhandelte, war schon im 

Hauptprozess wiederholt zur Sprache gekommen. In dessen Verlauf waren mehrere der nun 

Angeklagten auch namentlich genannt worden. Sie hatten alle Grundsätze ärztlicher Ethik und 

 
1  Angelika Ebbinghaus/Klaus Dörner/Karsten Linne u. a. (Hg.), Der Nürnberger Ärzteprozess 1946/47. 

Wortprotokolle, Anklage- und Verteidigungsmaterial, hg. im Auftrag der Stiftung Sozialgeschichte des 

20. Jahrhunderts, Mikrofiche-Edition, München: K. G. Saur Verlag 1999, 381 Fiches mit Erschließungs-

band. 
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der Menschlichkeit missachtende medizinische Experimente an Menschen vorgenommen, an 

Häftlingen aus Konzentrationslagern, von denen viele die Torturen nicht überlebten, andere 

lebenslang körperlichen und seelischen Schaden erlitten. Zu den Vorwürfen der Anklage ge-

hörte darüber hinaus die Ermordung von Juden für Zwecke der „Rasseforschung“. 

Wie bereits vor dem Hauptprozess standen die Ankläger zunächst vor der Frage, wer auf die 

Anklagebank sollte. Wiederum war eine Auswahl zu treffen. Und auch diesmal ging es dem 

Gericht nicht allein darum, einzelne Täter zu überführen und zu bestrafen, sondern zugleich ein 

Bild von der Organisation des zivilen und militärischen „Gesundheitswesens“ im Nazistaat zu 

gewinnen und zu geben. Es konnte helfen, die distanzschaffende Auseinandersetzung mit dem 

Regime auf einem Feld zu befördern, das in den Augen vieler Deutscher besonders verklärt 

war. 

Denn die Nazipropaganda hatte in Wort, Bild und Film, so in den Spielfilmen „Robert Koch“ 

(1939) und „Paracelsus“ (1943), es als Anliegen und Ziel des „Nationalsozialismus“ ausgege-

ben, ein kern- und vor allem „erbgesundes“ Volk zu schaffen und zugleich die Weimarer Re-

publik und die Siegermächte des Ersten Weltkrieges angeklagt, in Deutschland Armut und Hun-

ger mit ihren Folgen, Krankheit und Elend, verursacht zu haben. Was aber zur „Hebung der 

Volksgesundheit“ in Schulen auf dem Gebiet des Sports und der Hygiene getan worden war, 

hatte – bei aller ideologischen Verklärung – hauptsächlich dazu gedient, die Massen, vor allem 

die jungen Jahrgänge der männlichen Bevölkerung, auf die Anforderungen und Strapazen des 

geplanten Krieges vorzubereiten. Dessen zählbares Resultat in Form von Millionen Kriegsto-

ten, Verkrüppelten und Kranken trat 1945 zwar zutage. Das bedeutete aber nicht, dass unter den 

Deutschen, die Zehntausende zählenden Ärzte eingeschlossen, die Beziehung zwischen diesem 

„Nationalsozialismus“ und dem Krieg begriffen worden wäre. 

Den Organisationen der Ärzte in den Westzonen ging es darum, dass auf ihre Mitglieder nicht 

ein kollektiver Schatten falle oder ihnen eine kollektive Schuld aufgebürdet würde. Die Halb-

götter in Weiß mochten sich daran erinnern, manche mit dem Blick in die eigene Biographie, 

dass bereits 1938 30.000 Ärzte dem 1929 gegründeten Nationalsozialistischen Deutschen Ärz-

tebund angehörten, der seine Mitglieder auf das faschistische Verständnis von Volksgesund-

heit, Rassereinheit, Erbkrankheit usw. ausgerichtet hatte. Das in der Ärzteschaft, die meist dem 

Bürgertum entstammte, verbreitete elitäre Bewusstsein und ein berufsständischer Hochmut 

machten bereit, die faschistischen Lehren von den höher- und den minderwertigen Menschen 

und vom unwerten Leben zu teilen. 

Nicht, dass die Masse dieser deutschen Ärzte selbst verbrecherisch tätig und straffällig gewor-

den wäre. Doch sie hatten sich zu Tausenden ehrenamtlich in den Dienst der paramilitärischen 

Formationen, namentlich der SA und der (allgemeinen) SS, zur Verfügung gestellt. Von vielen 

von ihnen waren immer großzügiger Männer als wehr- und kriegsverwendungsfähig beurteilt 

worden, womit sie halfen, den Nachschub für den Krieg zu sichern. Wie viele Ärzte hatten 

zugesehen, als ihre jüdischen Kollegen aus Krankenhäusern entlassen wurden oder ihre Praxen 

schließen mussten. Wie viele hatten von der Vernichtung dieser Konkurrenz profitiert, als deren 

„Nachfolger“ Karriere machten oder sonst Vorteile genießen können. Das fiel nicht unter die 

Kategorie von Verbrechen. Doch es passte auch nicht in das gepflegte Bild vom Arzt als Helfer 

und Heiler und Menschenfreund. Die in Berufskammern zusammengeschlossenen Ärzte taten 

sich schwer, diesen Prozess zu akzeptieren, in denen die ärztliche Ethik zur Sprache kommen 

würde. 

Wie gering 1946 das Interesse war, kritisch mit sich zu Rate zu gehen, erwies sich an der Schwie-

rigkeit, aus der eigenen Zunft prominente Prozessbeobachter nach Nürnberg zu entsenden. Nie-

mand fand sich bereit. Die Aufgabe übernahm mit Alexander Mitscherlich ein Mann, der von 

den Nazis zweimal verhaftet worden war und nach der Befreiung zunächst ein Gesundheitsamt 

in der US-amerikanischen Zone geleitet hatte. Vor 1933 hatte er geplant, in Geschichte, Kunst-
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geschichte und Philosophie an der Universität München zu promovieren, brach aber das Ver-

fahren ab, da sein Doktorvater Paul Joachimsen, ein getaufter Jude, verstarb und dessen Nach-

folger, Karl Alexander von Müller, sich weigerte, Arbeiten seines Vorgängers zu betreuen. Mit-

scherlich löste seine Aufgabe in einer Weise, die ihn bekannt, ja berühmt machte und ihm 

ebenso Anfeindungen eintrug. 

Die Anklagebank 

Wie im Hauptprozess so fehlten auch im Ärzteprozess auf der Anklagebank einige Personen. 

Das galt für den Reichsleiter Philipp Bouhler, Chef der „Kanzlei des Führers“, die zur Organi-

sationszentrale des Behinderten- und Krankenmordes („Euthanasie-Aktion“) gehörte. In Ge-

fangenschaft geraten, nahm er sich das Leben. Es traf auch für den Reichsgesundheitsführer Dr. 

med. Leonardo Conti zu, der in Personalunion Staatssekretär im Reichsinnenministerium ge-

wesen war. Er brachte sich in seiner Zelle um, als ihm die Anklage vor Gericht bevorstand. Der 

höchstgestellte Mediziner der SS, Reichsarzt Dr. med. Ernst Robert Grawitz, tötete sich und 

seine Familie bei Kriegsende. Diese drei zogen den Selbstmord dem Galgen vor. Einige, die 

vor dieses Gericht gehört hätten, waren noch nicht ermittelt und ergriffen worden, wozu der 

Chef des Sanitätswesens der Luftwaffe bis 1943, Prof. Erich Hippke, gehörte. Dennoch war die 

Besetzung der Anklagebank, für die sich der Gerichtshof entschied, keine Verlegenheitslösung. 

Durch ihre Stellung im Nazistaat ragten aus der Gruppe der Angeklagten heraus: SS-Oberführer 

Viktor Brack, Oberdienstleiter in der „Kanzlei des Führers“, SS-Standartenführer Dr. jur. Ru-

dolf Brandt, Persönlicher Referent des Reichsführers-SS und Leiter des Ministerbüros im 

Reichsinnenministerium. Diese beiden gehörten zu den drei Nichtärzten des Verfahrens. Sie 

waren für die Verbrechen leitend und organisierend verantwortlich. Exponierte Stellungen be-

saßen auch Prof. Dr. med. Kurt Blome, Stellvertreter des Reichsgesundheitsführers Leonardo 

Conti und stellvertretender Leiter der Reichsärztekammer, SS-Gruppenführer Prof. Dr. med. 

Karl Brandt, Begleitarzt Hitlers und Reichskommissar für das Sanitäts- und Gesundheitswesen 

der SS, Prof. Dr. med. Karl Gebhardt, Oberster Kliniker beim Reichsarzt SS und Leibarzt Hein-

rich Himmlers, Generaloberstabsarzt Prof. Dr. med. Siegfried Handloser, Chef des Wehr-

machtssanitätswesens und Heeressanitätsinspekteur. Die einzige im Verfahren angeklagte Frau 

hieß Dr. med. Herta Oberheuser, Ärztin im KZ Ravensbrück. 

Die Verbrechen 

Welch ein Anfänger war jener Arzt in Büchners berühmtem Drama, der die finanzielle Notlage 

des Franz Woyzek nutzte und ihn auf Erbsendiät setzte, seine Versuchsperson Studenten vor-

führte und demütigte, der den armen Teufel zwar nicht tötete, aber mit seinem Vorgehen half, 

ihn zugrunde zu richten. Und doch weist die literarische Geschichte eine erkennbare Verwandt-

schaft mit jener Realgeschichte auf, mit der sich das Gericht in Nürnberg zu befassen hatte. Das 

Bindeglied gab die abgrundtiefe Menschenverachtung des einen wie der vielen anderen her. 

Ziel der letztlich mörderischen Experimente war es, Erkenntnisse zu gewinnen, die im Krieg vor 

allem bei der Luftwaffe und beim Heer verwertbar waren. Die zu Versuchsobjekten herabge-

stuften Menschen, wehrlos in der Gewalt der Herren der Konzentrationslager, wurden in Druck-

kammern gesperrt, extremen Unterkühlungen ausgesetzt, mit Impfstoffen attackiert. Es wurden 

ihnen, um Gegenmittel zu erproben, schwere Verwundungen mit Verunreinigungen zugefügt 

wie sie im Landkrieg auf Schlachtfeldern tagtäglich mit Todesfolge vorkamen. Wie Soldaten 

den Absturz aus einem Flugzeug aus großer Höhe, wie sie einen längeren Aufenthalt in eiskal-

tem Meerwasser, die Aufnahme von Meer- statt normalem Trinkwasser, wie sie im Dreck, von 

einer Granate verwundet, überleben, wie sie Infektionen wie Fleckfieber überstehen und dann 

wieder kampffähig werden können, das waren die Fragen, die sich die Nazimediziner stellten. 

Die Opfer, die bei ihren Forschungen qualvoll und elend zugrunde gingen, interessierten sie 

nicht. Den absoluten Tiefpunkt der Barbarei stellte das Umbringen von 86 jüdischen Männern 

und Frauen dar, die in Auschwitz ausgewählt und im KZ Natzweiler-Struthof (Elsass) getötet 
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worden waren. Ihre Skelette, namentlich ihre Köpfe, sollten an der Reichsuniversität im erober-

ten und angegliederten Straßburg eine Sammlung zu „rassebiologischen Zwecken“ ab geben. 

Die Opfer 

Die Opfer dieser Experimente waren Insassen von Konzentrationslagern, Männer und Frauen, 

Angehörige mehrerer Nationen, Juden, Sinti und Roma. Einige von ihnen traten im Gerichtssaal 

als Zeugen auf. Sie waren unter die Messer und anderen Gerätschaften dieser „Ärzte“ geraten, 

die sich nun als nichtsahnend hinstellten und behaupteten, sie hätten geglaubt, es mit Menschen 

zu tun gehabt zu haben, die entweder zum Tode verurteilte Verbrecher gewesen wären oder 

sich freiwillig zur Verfügung gestellt hätten. Den Eindruck, den das Verhalten der Angeklagten 

auf ihn machte, fasste Alexander Mitscherlich so zusammen: „Zuweilen war der Ekel vor so 

viel akademisch aufgezäumter Eloquenz zur Verharmlosung ihrer Rolle kaum erträglich.“ 

Die Absicht, die Experimente als normal dar- und in den Rahmen traditioneller medizinischer 

Forschung hineinzustellen, scheiterte freilich auch an den Zeugnissen derer, die sie erlitten hat-

ten. Was ihr geschehen war, schilderte Maria Halina Pietrzak dem Gericht: „Nach eineinhalb-

jähriger Haft im Lager Ravensbrück wurde ich in einer zehnköpfigen Gruppe am 29. September 

1942 ins Revier gebracht. Am nächsten Tag nahm man mich nach einer Dosis flüssigen Mor-

phiums in den Operationssaal, wo ich durch Äthernarkose betäubt wurde. Als ich nach etwa 

vier Stunden auf meinem Bett erwachte, hatte ich starke Schmerzen im rechten Bein, das bis 

zum Knie in einem Verband steckte. Die Temperatur stieg bis auf 41 Grad. Acht Tage später 

wurde ich ein zweites Mal operiert. Schon am zweiten Tag nach der ersten Operation hat man 

mir die Nähte aus der Wunde entfernt und etwas ausgekratzt. Nach der zweiten Operation spürte 

ich einen schmerzenden Druck auf der rückwärtigen Oberseite der rechten Wade, das Bein war 

bis zur Leistengegend in einem Gipsverband. An meinem Bett war eine Tafel angebracht mit 

der Bezeichnung ‚K2‘. Nach einigen Tagen wurde der Gipsverband abgenommen und das Bein 

geschient. Nach etwa vier Wochen konnte ich zum ersten Mal die Wunde sehen. Wie ich damals 

feststellte, war sie handbreit und befand sich an der Außenseite der rechten Wade. Ein Draina-

geröhrchen ragte heraus. Dr. Schiedlausky, der dabei war, sagte höhnisch, auf die Wunde wei-

send: ‚Schön, nicht wahr?‘ Der Verband wurde jeden zweiten oder dritten Tag gewechselt. Die 

Wunde heilte schnell und nach ungefähr acht Wochen war sie nur an einer kleinen Stelle nicht 

geschlossen. In dieser Zeit stieg die Temperatur, das rechte Bein schwoll an und wurde rot. 

Man legte eine Schiene an, bettete den Fuß hoch und machte mir Umschläge. Im Frühjahr 1943 

begann ich aus eigener Kraft, die ersten Schritte zu machen.“ Versuche von diesem Grad an 

Brutalität und Menschenverachtung waren auch in den Konzentrationslagern Buchenwald, 

Sachsenhausen, Dachau und weiteren vorgenommen worden, so dass es einen großen Kreis von 

Beteiligten, Mitwissenden und Beobachtern gab – nicht anders als im Falle der Tötungen in den 

Krankenanstalten, denen geistig und körperlich behinderte Menschen zum Opfer fielen. 

Die Urteile 

Im Juli endete das Verfahren nach 133 Prozesstagen. Es waren in seinem Verlauf 32 Zeugen 

der Anklage und 30 der Verteidigung angehört worden sowie die Verteidigungsreden der 23 

Angeklagten selbst. Dazu kamen mehrere hundert eidesstattliche Erklärungen, die von der An-

klage vorgelegt, und eine noch erheblich größere Zahl von Dokumenten, insgesamt mehr als 

900, die von den Anwälten zugunsten ihrer Mandanten präsentiert worden waren. Über die 

Bewertung der Untaten hinaus hatten die Richter im Verlauf der Verhandlungen und als deren 

Ergebnis klargemacht, was Medizinern und Ärzten auf dem Wege ihrer Forschungen und den 

damit einhergehenden Experimenten allenfalls erlaubt und was ihnen strikt verboten sei. So 

fixierte der Prozess wie schon der gegen die Hauptkriegsverbrecher Normen, die von nun an 

allen gelten sollten, die sich als zivilisiert und human ansahen. 

Am 20. August 1947 wurden die Urteile gesprochen. Siebenmal lautete der Gerichtsspruch auf 

‟death by hanging”. Diese Todesurteile wurden am 2. Juni 1948 nach Zurückweisung von 
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Gnadengesuchen im Gefängnis Landsberg in Bayern vollstreckt. Andere Strafen bewegten sich 

zwischen zehn Jahren und lebenslänglicher Haft. Die sie zu verbüßen hatten, erfuhren 1951 

durch den Hohen Kommissar der USA in Deutschland, John Jay McCloy, Herabsetzungen der 

Strafzeit und kamen noch in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre sämtlich frei. Wichtiger als 

diese Urteile war jedoch, dass vor Gericht eine Medizin ohne Menschlichkeit entlarvt und damit 

die Frage aufgeworfen worden war, was forschenden Ärzten auf der Suche nach der Mehrung 

medizinischer Erkenntnisse, der Mittel gegen Krankheiten und Verletzungen und, allgemein 

gesprochen, im Kampf gegen den Tod erlaubt und was ihnen strikt verboten sei. 
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Jetzt gehts los 

Hinein in das Friedrich II.-Gedenkjahr 

Die Akteure waren eingestellt und trainiert, die Startmaschinen seit längerem in den Laufbah-

nen festmontiert, nun ist auch der unüberhörbare Schuss gefallen zum 366 Tage-Rennen „Fried-

rich II.“, der Friedrich der Zweite-Erinnerungs-Lauf. Der Mann wurde vor 300 Jahre geboren. 

Warum eigentlich, lässt sich aus diesem Abstand verwundert fragen, werden die Wieder-Ge-

samtdeutschen von Historikern, Publizisten, Journalisten, Filmemachern, Fernseh-Produzen-

ten, Museumsausgestaltern in Wort, Schrift, Ton und Bild auf den Preußen gebracht? Machen 

das die zwei Nullen hinter der drei? Haben die Leute denn keine anderen Themen? Oder hat ihr 

Publikum keine? Sollen die Eventhungrigen befriedigt oder gar zahlreichere Volkskreise von 

anderem gedanklich und emotional weggelenkt werden? Oder geht es, wie hierzulande häufig, 

einzig ums liebe oder ungeliebte Geld, um den Verkauf von Eintrittsbillets, Büchern und Zeit-

schriften, von Devotionalien gar? Oder schlicht um Werbung für Potsdam und Rheinsberg, da 

Leuthen und Kunersdorf, in Schlesien gelegen, an Polen verloren sind und heute Lutynia und 

Kunowice heißen, und für Reklamezwecke ausscheiden. 

Apropos Kunersdorf. Daran hätten wir uns vor etwa drei Jahren mit Gründen erinnern können, 

denn da lag die Schlacht, die von den Truppen des noch nicht so alten Fritz 1759 geschlagen 

wurde, exakt 250 Jahre zurück und das wäre doch auch ein schöner runder Anlass gewesen. 

Aber mit Schlachten haben wir es nicht mehr so und schon an den Gefechten und Scharmützeln 

genug, die „unsere Soldaten“ sich in Afghanistan mit hinterhältigen Landesbewohnern liefern 

müssen. Außerdem wurden die preußischen Regimenter bei diesem niederschlesischen Nest 

vor einem Vierteljahrhundert von den Österreichern und den Russen tüchtig verhauen. Knapp 

zwei Jahre vorher war das bei Leuthen andersherum ausgegangen und da hatte dann ja angeb-

lich ein Chor von 25.000 überlebenden Siegern sich und ihren toten Kameraden das „Nun dan-

ket Alle Gott“ gesungen. So bekamen die Deutschen den Choral von Leuthen und 1933 sogar 

einen Spielfilm gleichen Namens. So zahlreiche Männerchöre ließen sich erst sehr viel später 

wieder hören und dann in Fußballstadien und da trugen nicht alle Sänger Uniformen. 

Also: der Friedrich bekommt seine hohe Zeit und das drängt die Frage auf: Wann eigentlich 

hatte er seine letzte? Die brach nicht an irgendeinen „runden“ Jahrestag aus. Sie war unvorher-

gesehen und auch unwillkommen. Sie liegt exakt 70 Jahre zurück und das ist ja auch eine runde 

Zahl, so dass eine gewisse Spannung aufkommen kann, ob Zeit bleiben wird, sich auch daran 

zu erinnern oder ob der Blick in die adlige Wiege allein alle Geister bannen wird. Damit das 

nicht geschieht, folgt hier eine kleine Hilfestellung: 

Also auf deutschen Jahreskalendern stand das Jahr 1942 und vielen Deutschen war an dessen 

Beginn etwas unwohl zumute. Der Krieg im Osten war nicht nach Programm und ihren Vor-

stellungen verlaufen und die Väter und Söhne vieler froren in den russischen Weiten mitunter 

jämmerlich. Die deutschen Kinos indessen waren noch gut beheizt und zusätzlich von Besu-

chern erwärmt, die sich dort mangels anderer Ablenkung noch zahlreicher drängten als in den 

ersten Nicht-Stummfilm-Jahren zuvor. Und dort lief „Der große König“ an, ein Spielfilm aus 

der Werkstatt des Veit Harlan. Die Handlung begann womit? Der Schlacht bei Kunersdorf, wo 

es dem Fritz und seinen Soldaten so übel erging. Mitten während eines Krieges, der doch sieg-

reich enden sollte, eine Leinwanddarbietung über ein Ereignis, da „die Deutschen“, zu denen 

die Preußen immer wieder etwas voreilig erklärt wurden, verloren hatten? Das ging dennoch 

zusammen, denn erstens endete die Handlung natürlich mit einem späteren Triumph Seiner 

Majestät und zweitens passte diese Wendung des Kriegsgeschehens nach Kunersdorf vollstän-

dig in die Krisenstimmung des dritten Kriegsjahres. Die Botschaft des Films lautete: Man 

musste nur so glauben, so aushalten, so siegesgewiss handeln wie der kleine Mann und große 

Held vor Zeiten es getan hatte, der doch am Ende mit seinen Feinden – darunter die Russen! – 

auch fertig geworden war. 



802 

So hatte mit der sich anbahnenden Wendung im Verlauf des Zweiten Weltkriegs eine Hochzeit 

für den Preußenkönig begonnen. Nicht, dass ihn die machthabenden Faschisten da erst wieder-

entdeckt hätten. Er war der ihre schon seit der sogenannten Kampfzeit. Und als ihr Führer 

Reichskanzler geworden war, erschienen in Deutschlands Straßen im letzten Wahlkampf, der 

den Namen noch verdiente, Großplakate mit den Konterfeis dreier Männer: denen des „großen 

Königs“, des „eisernen Kanzlers“ und denen des Adolf Hitler, der inzwischen zum größten 

Feldherrn aller Zeiten erklärt worden war, was aber nicht als eine Herabsetzung der Hohenzol-

lern empfunden wurde. Und als in Potsdam an einem Märztag 1933 das Bündnis der alten und 

neuen Reaktionäre demonstriert wurde, da waren der frühere Generalfeldmarschall des letzten 

regierenden Hohenzollern und der einstige Gefreite dieses Kaiserheeres gemeinsam in die Gruft 

der Garnisonskirche hinabgeklettert. Wohin? Vor den Sarkophag eben dieses Preußenkönigs, 

der wider dessen Willen da hingestellt worden war. 

Nein, hervorgekramt wurde der vielgerühmte Preußenkönig 1942 nicht, aber er erhielt eine 

weitere spezielle Funktion. Jetzt ging es nicht nur darum, den „Führer“ durch die Konstruktion 

dieser historischen Traditionslinie auf einen turmhohen Denkmalsockel zu stellen, sondern al-

len Volksgenossen sollten sich zweierlei einprägen: sie hatten an den Sieg zu glauben, komme 

was immer da wolle, und sie hatten für ihn zu kämpfen, das eigene Leben nicht achtend, wie es 

eben der Alte Fritz getan hatte. Der musste es zwar nicht wie Tausende seiner Soldaten dran-

geben, sondern überlebte alle Schlachten und war 74 Jahre alt, als er starb. Und das war im 18. 

Jahrhundert und auch später noch, was der Volksmund mitunter, die Wendung ist ein wenig 

außer Mode, „ein schönes Alter“ nennt. 

Der Mann, der sich seit 1942 der Pflege der Erinnerung an den von Anekdoten und Legenden 

umgebenen König besonders annahm, hieß Josef Goebbels und war für die Durchhalte-Propa-

ganda zuständig wie niemand sonst. Je kritischer und schließlich je deprimierender die Kriegs-

lage für die deutsche Wehrmacht wurde, je besorgter die Stimmung im Hinterland im Hinblick 

auf den Ausgang des Krieges, umso häufiger, tiefer und verwegener griff „der Doktor“ in die 

preußische Geschichtskiste, Schublade Friedrich II. und dort in die Ablage „Siebenjähriger 

Krieg“. So auch am 20. Apriltag 1942, an dem im Reich wiederum „Führers Geburtstag“ be-

gangen wurde. Der Gefeierte selbst war im Führerhauptquartier beschäftigt und daher nicht 

anwesend, als der Propagandaminister in der Berliner Sporthalle vor auserlesenem Jubelpubli-

kum auf F. II. zu reden kam. Die ihn hörten, hatten den Harlanschen Geschichtsschinken wo-

möglich schon gesehen und darin jene Szene, in der das Korps der Offiziere von ihrem obersten 

Kriegsherrn durch eine feurige Rede wieder aufgerichtet und die Parole und der Befehl „An-

griff“ ausgegeben werden. Darauf warteten sie alle. Wann wird es „im Osten“ wieder losgehen, 

wann das quälende Warten ein Ende haben, wann werden die Fanfaren wieder ertönen, die jene 

Sondermeldungen von Siegen ankündeten? Außerhalb der Halle herrschte vielerorts andere 

Stimmung. Wenn wieder „angetreten“ werde, die Überzeugung war allgemein, würde sich auch 

die Zahl der Todesnachrichten mehren. 

Preußens Geschichte und namentlich die des längsten der schlesischen Kriege wurden von der 

Nazipropaganda in einem solchen Grad angerufen, daß, wie es in einem speziellen Bericht des 

Sicherheitsdienstes aus dem Jahre 1943 hieß, im Elsass darüber Beschwerden laut wurden. Dort 

nämlich fühlten sich „Volksgenossen“, da ihre Vorfahren doch bei den Siegen unter Preußens 

Fahnen nicht dabei gewesen waren, durch diese Anrufungen zurückgesetzt. Sie schlugen vor, 

zum Mutmachen auch in andere Großzeiten deutscher Vergangenheit zu greifen, damit sie sich 

einbezogen fühlen könnten, also etwa in das hohe Mittelalter, woher doch auch etwas zu bezie-

hen wäre. 

Jedoch: um Glanz und Größe allein ging es nicht mehr. Gebraucht wurde der Situation ange-

messenes historisches Propagandamaterial, am besten solches, das von glücklich, ja auf wun-

derbare Weise überwundenen Krisen berichtete. Da gab es noch 1806/07 mit Napoleons Siegen 

und den vielfarbig geschilderten Zeiten von „Deutschlands tiefster Erniedrigung“, denen dann 
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aber doch die Völkerschlacht bei Leipzig und der Einzug in Paris gefolgt waren. Indessen 

musste da viel ausgelassen werden: die Jahre der Besatzung, der geflohene und unheroische 

König, den niemand einen großen nennen konnte, und vor allem die Waffenbrüderschaft mit 

den russischen Armeen des Zaren. Nein: Friedrich der Große gab das passendere Material und 

das bis hin zum Ende des Siebenjährigen Krieges. Goebbels bediente sich dort, gleich aus wel-

chem Anlass er die Partei- und Volksgenossen aufzurichten suchte, so auch 1943, als er anläss-

lich des „Erntedenkfestes“ stellvertretend für den Führer sprach, der sich vorgenommen hatte, 

erst wieder vor das Volk zu treten, wenn – das Jahr war mit der Niederlage bei Stalingrad er-

öffnet worden – er von neuen Siegen vermelden konnte. 

Das „Dritte Reich“ war schon in der Phase seiner Agonie angekommen, in Ost und West stan-

den Truppen der Alliierten auf deutschem Reichsgebiet, da wurde der Wunderglaube an einen 

Sieg mit dem Verweis auf jene abrupte Wendung der Kriegskonstellation zu nähren gesucht, 

die durch den Tod der russischen Zarin, den Thronwechsel und das darauffolgende Ausscheiden 

Russlands aus dem Kriege entstanden war. An dessen Ende konnte Friedrich II. behaupten, was 

er vordem erobert hatte. Diese Erinnerung vermochte indessen den bodenlosen Verfall der 

Kriegsstimmung nicht mehr aufzuhalten. Das tat auch die Nachricht vom Tode Franklin Delano 

Roosevelts nicht. An sie vermochte kein nüchterner Kopf mehr die Erwartung zu knüpfen, dass 

daraus für das gegnerische Bündnis eine akute Folge entstehen werde. Die friderizianische 

Etappe der preußischen Geschichte war von der Nazi-Kriegspropaganda ausgepresst worden 

wie eine Zitrone. 

Hatte der Mann auf dem preußischen Thron das verdient? Niemand ist wehrloser als die Toten. 

Friedrich II. bestimmt – wie jeder namenlose Sterbliche – auch 2012 wieder nicht mit, was die 

Dirigenten, Orchester, Solisten und Chöre der Erinnerung mit seinem Leben anfangen werden. 

Was die da oben, die es nach Macht und Siegen nicht weniger verlangt als einst ihn? Was die 

weiter unten, beispielsweise die Bildungsoffiziere der Bundeswehr, um nur sie zu nennen, in 

den hiesigen Kasernen und in den fernen Feldlagern? Am 366. Tage des Jahres wird das enthüllt 

sein und sich darauf zurückkommen lassen. 
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Das rechte Wort 

Dem Bundesminister für Verteidigung der von niemandem militärische bedrohten Bundesre-

publik Deutschland ist eine Einsicht geworden, die man Erkenntnis noch nicht nennen will. Sie 

überkam ihn bei der Nachricht, dass im fernen Afghanistan bei einem Gefecht mit einheimischen 

Bewaffneten drei Soldaten der ihm unterstehenden Truppe umgekommen waren. Von derlei 

hatte er schon während seiner Zeit als Wirtschaftsminister gehört. Da jedoch war er nicht ver-

pflichtet gewesen, sich von Amts wegen zu äußern. Diesmal war das anders und er erklärte in 

ihm hingehaltene Mikrofone, dass man im Hinblick auf das Geschehen umgangssprachlich von 

einem Krieg sprechen könne. 

Was sagt uns das? Zum einen: der Mann ist aufgrund jüngerer Erfahrungen vorsichtig gewor-

den. Ein sprachliches Vehikel solchen Verhaltens kann der Konjunktiv sein. Man könne, d. h. 

man muss nicht, es ist dies eine Möglichkeit zu bedenken und auszudrücken, was unsere Tap-

feren da so veranstalten. Zum anderen: Man – das soll doch wohl abheben von jedermann. Und 

schließlich: umgangssprachlich. Wer will, der kann am häuslichen oder Stammtisch von Krieg 

am Hindukusch reden, wie ihm da blöd, dumm oder dusslig über die Lippen kommen. Aber 

nicht an Rednerpulten, nicht in Zeitungsspalten und nicht vor Fernsehkameras. Da bleiben wir, 

bitte, auf dem sicheren Terrain der deutschen Hochsprache, wie vorgegeben vom Minister und 

dessen Vorgängern. Zur Auswahl stehen: Einsatz, militärischer Einsatz, Kampfeinsatz, besser 

freilich Mission, humanitäre Mission, Friedensmission. Und das nicht nur aus Gründen der 

weiteren Verdummung des deutschen Michels, sondern weil wir uns durch den offiziellen Ge-

brauch des Wortes Krieg nicht in Schlingen des Völkerrechts verfangen wollen. 
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Die Achtzigsten oder: Vom unverkürzten Erinnern 

Die achtzigsten Jahrestage bilden im Leben von Menschen ein besonderes Ereignis. Wer an 

diese Schwelle gelangt ist und sie überschreitet, muss in aller Regel damit rechnen, dass er in 

sein letztes Lebensjahrzehnt eintritt. Im Leben, also in der Geschichte von Völkern, Nationen 

und Staaten erregt der zeitliche Abstand von besonderen Ereignissen, beträgt er achtzig Jahre, 

hingegen meist keine besondere Aufmerksamkeit. Da liegt der Blick auf – beispielsweise – 

einem 200., wie derzeit auf dem Jahrestag der Völkerschlacht bei Leipzig und des antinapole-

onischen Befreiungskrieges von 1813 oder, wie im kommenden Jahr zu erwarten, auf dem 100. 

Jahrestag des Beginns des Weltkrieges im Jahre 1914. 

Merkwürdig also, warum dieser 80. Jahrestag des 30. Januar 1933, jenes folgenschweren Ge-

schehens in der deutschen Geschichte, mehr Interesse erregte, als das vorherzusehen war. Die 

Gründe lassen sich nur vermuten. Zum einen sind den Heutigen im Hinblick auf diesen Ge-

schichtsabschnitt die Zeitzeugen ausgegangen. Das ist ganz ins Bewusstsein der Nachlebenden 

noch nicht gedrungen. Bewiesen wurde das durch die Äußerung des Schöpfers eines Spielfilms 

mit dem Titel „Unsere Mütter, unsere Väter“, den das öffentlich-rechtliche Fernsehen aus-

strahlte. Er erklärte, mit seinem Film hätte er ein Generationengespräch anregen wollen, das 

solange ausgeblieben sei. Im Zentrum der Handlung des Films, die 1940 einsetzt, stehen damals 

Zwanzigjährige. Wer mitrechnete, kam darauf, dass diese Altersgruppe von einst inzwischen 

das 93. Lebensjahr erreicht haben müsste. Die so alt geworden sind, ringen meist nach Luft und 

nicht nach Worten in einem Generationengespräch. Die Nachgeborenen hätten sich vielmehr 

darüber zu verständigen, was dieses Fehlen von Zeitzeugen bedeutet und wie es – in Grenzen 

freilich nur – kompensiert werden könnte. Beispielsweise im Geschichtsunterricht der Schulen 

durch die Verwendung von Ton- und Bild-Ton-Konserven oder den Einsatz von erzählender 

oder auch fiktiver Literatur. Letzteres geschah jüngst in einer Grundschule im brandenburgi-

schen Mahlow vor Berlins Toren, wo Zwölfjährige in einer Klasse Judith Kerrs 1971 zuerst in 

Englisch herausgegebenen „Als Hitler das rosa Kaninchen stahl“ und in einer anderen „Damals 

war es Friedrich“, das 1961 erschienene Buch von Hans Peter Richter, lasen. Die Lektüre löste 

jeweils lebendige Diskussionen aus. 

Ein anderer Grund des gesteigerten Interesses an den Ereignissen des Jahre 1933 könnte in der 

Tatsache liegen, dass wir nicht nur in Deutschland, sondern europaweit die Faschisten oder Na-

zis nicht losgeworden sind und sich die Frage mehrfach erhob, welche Chancen ihre Organisa-

tionen in Ländern wie denen des Baltikums, Ungarns, aber auch Griechenlands gegenwärtig 

besitzen würden. Von da her wird weiter gefragt, wie kamen denn die Hitlerfaschisten dereinst 

zu ihren Chancen, ergaben sich die unausweichlich und weisen gegenwärtige Entwicklungen 

mit vergangenen Ähnlichkeiten auf, die als Gefahrensignale gelesen werden müssten. 

Wie diese 80. Jahrestage, desjenigen der sogenannten Machtergreifung und der darauffolgen-

den dramatischen, öffentlich gedacht wurde, insbesondere in bürgerlichen Zeitungen und im 

staatlichen Fernsehen und Rundfunk, das gibt erneut Auskunft, wie es um die viel berufene 

„Bewältigung der Vergangenheit“ hierzulande steht und dies in Sonderheit hinsichtlich jener 

häufig als das „dunkelste Kapital der deutschen Geschichte“ bezeichneten Jahre von 1933 bis 

1945. 

Weithin wurde des vorletzten Januartages gedacht, der gemeinhin als der Beginn des Unheils 

angesehen wird, das sich von da an über Deutschland, Europa und dann über dessen Grenzen 

hinaus zusammenballte und dann furchtbar entlud. Und da war sie wieder die alte beunruhi-

gende Frage, wer das Heraufkommen dieses Tages auf dem „Gewissen“ hat, wer den Macht-

antritt der deutschen Faschisten wollte, und wer ihn nicht verhindern konnte, woran sich in 

beiden Fällen die Frage nach dem Warum knüpft. Was die Benennung der Urheber der Ent-

wicklung anlangt, welche die Republik erst auf ein langes Krankenlager und dann auf das To-

tenbett brachte, so hat sich ein nicht neues reduktionistisches Verfahren weithin durchgesetzt. 
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Für sie wird ein Personenkreis verantwortlich gemacht, bestehend aus nicht mehr als etwa ei-

nem halben Dutzend Figuren. Das sind die von Hindenburgs, Vater und Sohn, der Staatssekretär 

des Reichspräsidenten Otto Meissner, der ehem. Reichskanzler und sodann Vizekanzler in der 

ersten Hitlerregierung Franz von Papen, die Bankiers Kurt von Schröder und Hjalmar Schacht 

und die Großindustriellen und frühen Geldgeber der Nazipartei Emil Kirdorf und August 

Thyssen. Hinter diesen Namen und Personen verschwindet die Generalfrage, auf welchem ge-

sellschaftlichen Boden der Faschismus wuchs und erstarkte, welches Spektrum an Interessen 

und Kräften ihn groß werden und in den Besitz der Staatsmacht gelangen ließ. Eine sozialhis-

torische Analyse des Sieges der faschistischen Konterevolution, denn darum handelte es sich 

im Kern 1933, findet nicht statt. Sie war in der Bundesrepublik nie „in“ und nun ist sie „out“. 

Die Schlagscheinwerfer werden auf die abschließende Intrige gelenkt, die sich Ende 1932 und 

im Januar 1933 vollzog. Wer auch nur vermeint, es habe die bürgerliche Gesellschaft in der 

faschistischen Staatsmacht eine ihrer politischen Herrschaftsformen gefunden, keine notwen-

dige, unausweichliche oder gar gesetzmäßige, aber eben eine ihrer möglichen, gerät in Ver-

dacht, ein Gegner dieser Gesellschaft zu sein und gehört nach dem Befund mancher Verfas-

sungsschützer in deren Visier und Bericht. 

Der Achtzigste war sodann auch Anlass, sich der Nacht des Reichstagsbrandes, der vom 27. 

auf den 28. Februar, zu erinnern. Das geschah in den vorherrschenden Medien jedoch eher ge-

dämpft, denn das Datum führt unvermeidlich auf das Thema des kommunistischen Antifaschis-

mus, also auf den Gegner, der von den Hitlerleuten als ihr hauptsächlicher angesehen und des-

halb als erster und am ärgsten verfolgt wurde. Die Erinnerung an den brennenden und ruinierten 

Reichstag hat auch die Frage neu belebt, wer die Täter waren, aber zu keinem anderen als dem 

bisherigen Resultat geführt. Das lautet: Wir wissen zwar, wie es nicht gewesen sein kann, aber 

wir wissen nicht, wie es wirklich gewesen ist. Historikern fällt es meist schwer, sich mit sol-

chem Sachverhalt abzufinden und so sind weiter Anstrengungen zu erwarten, das Geheimnis 

definitiv zu lüften. 

Weniger Aufmerksamkeit fand zu Unrecht der 5. März, jener Tag, an dem das letzte Mal nach 

den juristischen Spielregeln der Weimarer Republik der Reichstag gewählt wurde. Dem war 

noch einmal das Werben der politischen Parteien und deren Kandidaten um die Stimmen der 

Wähler voraufgegangen, jedoch nicht zu gleichen Bedingungen und, was die Arbeiterparteien 

aber nicht nur sie betraf, unter von den Faschisten ausgeübtem Terror. 53 Prozent, also mehr 

als jeder zweite Deutsche, der an die Wahlurnen ging, gab seine Stimme den beiden regierenden 

Parteien, an deren Antidemokratismus und Republikfeindschaft kein Zweifel gelassen war. Mit 

diesem Ergebnis konnte sich die Regierung Hitler als durch eine knappe Wählermehrheit legi-

timiert darstellen, und die Nazipropaganda beutete diesen Umstand selbstredend weidlich aus. 

Der Rückblick auf jenen Tag führt folglich zur Frage nach den Ursachen dieser Massengefolg-

schaft. Während in Deutschland-West den Massen die Verantwortung für Hitlers Etablierung 

angelastet wurde, war in Deutschland-Ost von deren Mitverantwortung, je größer der zeitliche 

Abstand vom Ereignis wurde, umso weniger die Rede. Hier lag der Fokus ganz auf den wirt-

schaftlichen, politischen und geistigen Eliten der Reaktion, was nur in der Verabsolutierung 

falsch war. 

Besondere Aufmerksamkeit galt dem Tage von Potsdam, dem 21. März und das wohl nicht nur, 

weil in der Stadt bis heute eine Diskussion über den (auch partiellen) Aufbau der Garnisonskir-

che geführt wird und darüber, wer ihn, geschieht er, bezahlen soll. Doch mit dem Spektakel in 

und um die berühmte, 1945 ruinierte, später gesprengte Kirche verbinden sich sonst keine ver-

fänglichen Fragen, die in die Gegenwart hinreichen und irgendjemandem besonderes Unbeha-

gen erzeugen könnten. Die sich da im Wichs ihrer kaiserlichen Uniformen präsentierten, da-

runter die drei Söhne Wilhelms II., sind von den politischen und biologischen Bühnen abgetre-

ten. 
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Bis in die Nachrichten des Fernsehens schaffte es hingegen die Erwähnung des Geschehens, 

das sich zwei Tage darauf in der Berliner Kroll-Oper zutrug. Da gab Hitler seine Regierungs-

erklärung ab und von den Abgeordneten wurde die Zustimmung zu einem Gesetz verlangt, mit 

dem sie sich selbst und die ganze Institution vom weiteren Einfluss auf die deutsche Politik 

ausschalten sollten. Zitiert wurde wiederum vor allem jener Satz aus der Rede, mit dem der 

Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei Otto Wels das Nein seiner Fraktion begründete, 

der einzigen, die sich dem Verlangen der Diktatoren widersetzte. Dazu gehörte allein angesichts 

des spürbaren psychischen Terrors Mut. Nur sollte über der Würdigung der Tat nicht vergessen 

werden, dass die Rede mit einer deutlichen, von Hitler nicht angenommenen Handreichung ein-

setzte und an die „nationalen Verdienste“ der Sozialdemokratie erinnerte, was vor diesem 

Thron, das mindeste zu sagen, nichts weniger denn ruhmvoll war. 

Wieder und zu Recht ist sodann an den 1. und den 7. Apriltag erinnert worden, als die SA die 

Einzelhandelsgeschäfte boykottierte und dann ein Gesetz angenommen wurde, das einen anti-

jüdische Paragraphen enthielt, ein Faktum, das es im sogenannten Zweiten Reich, gegründet 

1871, nicht mehr gegeben hatte. Dabei wurde wieder der Eindruck erweckt, als sei die Aktion 

gegen jüdische Kleinbürger, zudem gegen Ärzte und freischaffende Juristen, gerichtet, der Auf-

takt der Aktionen gegen die deutschen Juden gewesen. Mitnichten. Ihnen gingen Boykottakti-

onen der Studenten in den Universitäten und Hochschulen voraus, die ihre Kommilitonen am 

Betreten der Hörsäle hinderten, in denen Professoren vortrugen, die als Juden galten. Doch 

wurde nicht nur die nachwachsende Intelligenz in diesem Bild geschont. Gleiches galt für die 

Masse der Professoren, die im Wissen, was von ihnen verlangt wurde, der staatlichen Fragebo-

genaktion nicht widerstanden, deren einziger Zweck die Ermittlung der „Juden“ war, wiewohl 

sie die gefahrlose Möglichkeit besaßen, sich ihr gemeinsam zu verweigern. 

Zu den Auslassungen in Betrachtungen, mit denen an die Tage des 1. und 2. Mai, also an die 

Kundgebungen der Faschisten zum „Tag der nationalen Arbeit“, der zu einem arbeitsfreien Tag 

erklärt worden war, und an die vernichtende Aktion gegen Gewerkschaftssitze und Gewerk-

schaftsführer erinnert wurde, gehörte, dass der Aufruf des Allgemeinen Deutschen Gewerk-

schaftsbundes (ADGB) unerwähnt blieb, mit dem dessen Leitung in Berlin dazu aufgerufen 

hatte, an der Kundgebung auf dem Tempelhofer Feld teilzunehmen, auf der Hitler die Rede 

hielt. 

Ganz übergangen wurde dann das Datum des 17. Mai, des Tages, an dem der im März gewählte 

Reichstag zum letzten Mal von den Machthabern zusammengerufen wurde. Angekündigt war 

eine außenpolitische Erklärung Hitlers und verlangt werden würde von den Abgeordneten, ihr 

zuzustimmen. In der sozialdemokratischen Restfraktion, von den 120 Abgeordneten nahm nur 

etwa die Hälfte noch an dieser Sitzung, die eine Kundgebung war, teil. Dem waren Auseinan-

dersetzungen in der Fraktion und mit bereits ins Ausland geflohenen Parteiführern vorausge-

gangen. Die Verfechter der Teilnahme behielten die Oberhand. Und diesmal stimmten die So-

zialdemokraten einer abgrundtief verlogenen Friedensrede Hitlers zu. Das wurde ihr Abgesang. 

Es verging kaum mehr als ein Monat und die Partei wurde illegalisiert. 

Da diese Zeilen geschrieben werden, stehen einige Jahrestage noch aus. Ende des Monats Juni/ 

Anfang Juli wäre an die Erklärungen der bürgerlichen Parteien zu erinnern, mit denen sie ihre 

Selbstauflösung bekannt gaben. Das geschah mit Texten, die durchweg schändlich waren, rie-

fen sie doch dazu auf, sich hinter die Regierung und in die „Volksgemeinschaft“ zu stellen. 

Dieses ihr Ende war so kompromittierend, dass keine bürgerliche Partei es 1945 wagte, unter 

dem Namen ihrer faktischen Vorgänger aufzutreten. Diesmal wagte auch das Zentrum und die 

Bayerische Volkspartei es nicht, die alten Flaggen zu hissen. Es wird also um diesen letzten 

Hauch kaum Aufhebens gemacht werden. 

Gleiches ist vom Jahrestag der Erklärung zu erwarten, die Hitler am 5. Juli vor den neu ernann-

ten Reichsstatthaltern abgab und in der er das Ende der „nationalsozialistischen Revolution“ 
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verkündete. Das wäre ein Anlass, den ganzen Schwindel, der mit den Worten Nationalsozialis-

mus und Revolution betrieben wurde, noch einmal in Erinnerung zu bringen und in seiner Funk-

tion bloßzustellen. Überflüssig anzumerken, dass derlei nicht in Geschichtsbilder passen würde, 

in denen – auch in den Schulgeschichtsbüchern – von Nationalsozialismus gehandelt wird, als 

würde sich damit etwas anderes als ein Etikettenschwindel und Volksbetrug verbinden. 

Genug und übergenug. Bleibt zu sagen, dass es in diesen Wochen und Monaten auch einen 

anderen Umgang mit dem Blick in das Jahr 1933 gab. Der wurde nicht von Zeitungsausträgern 

und Rundfunkkommentatoren ins Haus geliefert. Da mussten sich beispielsweise die Berliner 

auf die Strümpfe machen. Am 9. Mai eröffnete im Foyer der Juristischen Fakultät der Hum-

boldt-Universität eine Ausstellung „‚Wer weiter geht, wird erschossen ...‘ Die Bücherverbren-

nung in Berlin 1933“. Einen Tag zuvor begann ein Fest im Russischen Museum in Berlin-Karls-

horst, das seit April eine neue Ausstellung besitzt, mit dem an den Tag der Befreiung erinnert 

wurde. Beziehungsreich ist das Thema der am 10. Mai im Seminargebäude am Hegelplatz er-

öffneten Ausstellung „Auf gepackten Koffern“, die vom Leben in der Abschiebehaft in unseren 

Tagen berichtet. Zwei Ausstellungen würdigen die Rolle der Kunst im antifaschistischen 

Kampf. Die eine, „Zwischen Bedrängnis und Widerstand“ genannt, in den Lichtenberger Räu-

men der Gesellschaft für Bürgerrecht und Menschenwürde zeigt Zeichnungen und Graphiken 

u. a. von Leo Haas, Hans und Lea Grundig, die andere, mit dem Titel „Verbannt, verfolgt – 

vergessen“, ist im Ephraim-Palais zu sehen, verdankt ihre Existenz ebenfalls einem Privat-

sammler und zeigt Arbeiten von 130 Künstlern. Es existiert hierzulande kein unausweichlicher 

Zwang, sich der Massenfütterung auszusetzen. Die geistige Sonderverpflegung wird freilich 

meist von Außenseitern angeboten, deren Verdienst umso lobenswerter ist, als sie sich der Un-

terstützung durch die „Bewältiger“ von Amtswegen meist nur in geringerem Maße erfreuen 

können. 
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Der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt – 

seine innenpolitische Wirkung und Ausbeutung 

Beitrag auf der Konferenz „Gab es einen Stalin-Hitler-Pakt“ – 

 21./22. Februar 2014 in Berlin 

In der dritten August-Dekade des Jahres 1939 hatte die deutsche Presse zwei Themen, die sie 

in Serie behandelte. Das eine, das Tag für Tag auch die Aufmacher hergab, waren die Verbre-

chen, die in Polen und von Polen an Angehörigen der deutschen Minderheit begangen worden 

sein sollten: Vertreibungen von Haus und Hof, Überfälle, Verhaftungen, Folterungen, heimtü-

ckische Morde. Verschont würde von diesem Terror niemand, ob Mann, Frau oder Kind. Leser 

benötigten kein ausgeprägtes Erinnerungsvermögen, um zu bemerken, dass ein Jahr zuvor in 

gleicher Weise über die Leiden der deutschen Minderheit in der Tschechoslowakei berichtet 

worden war. Verfertigt und geboten wurde das Schreckensbild vom slawischen Untermenschen 

mit dem Fazit, die Deutschen im Reich könnten nicht länger dulden, was ihren Volksgenossen 

jenseits der Grenze geschehe.1 Die Berichte verbreiteten einen penetranten Geruch nach Krieg. 

Dabei war es nicht Deutschland, dessen Wehrmacht bereits den noch geheim gehaltenen An-

griffsbefehl erhalten hatte, sondern es waren angeblich der polnische Staat und dessen natio-

nalchauvinistisch aufgeputschte Bevölkerung, die den Krieg wollten.2 Dieses Zerrbild von den 

Polen wurde übrigens massenwirksam bald nach ihrer Unterwerfung auch in zwei deutschen 

Spielfilmen mit erstklassiger schauspielerischer Besetzung geboten, die den Krieg und die in-

zwischen errichtete deutsche Herrschaft rechtfertigten. 1940 kam „Feinde“ in die Kinos, 1941 

„Heimkehr“, der nach einem späteren Urteil von Elfriede Jelinek „der schlimmste Propaganda-

spielfilm der Nazis überhaupt“ gewesen sei. 

Das zweite Thema korrespondierte mit dem ersten, es zeigte das Reich, gewappnet für alle 

denkbaren Fälle. Ein Bericht schilderte den Westwall, der als mächtigste Verteidigungsanlage 

aller Zeiten bezeichnet wurde, ein anderer handelte von der entstandenen Luftwaffe, die am 

Himmel über Deutschlands Städten und Dörfern wache. Dieses Reich wurde derart als völlig 

unverwundbar vorgeführt und den Volksgenossen suggeriert, sie brauchten sich wegen eines 

Krieges nicht zu ängstigen. Dazu gehörte auch, daß, eingedenk der lebendigen Erinnerungen 

an den Weltkrieg in der älteren Generation, in thematisch ganz verschiedenen Berichten ein 

Bild von der vollkommen sicheren Versorgung der deutschen Bevölkerung gezeichnet wurde, 

Auch da sei das Reich unverwundbar. 

Am 21. August machte ein neues Thema der Hetze gegen die Polen den ersten Rang auf den 

Titelseiten streitig. In übergroßen Lettern war da eine aus zwei Sätzen bestehende Meldung 

gedruckt.3 Der erste besagte, dass zwischen dem Deutschen Reich und der Union der Sozialis-

tischen Sowjetrepubliken ein Nichtangriffsvertrag abgeschlossen werden würde, der zweite, 

dass sich der deutsche Außenminister Joachim von Ribbentrop in zwei Tagen nach Moskau 

begeben werde, um ihn zu unterzeichnen. 

In den folgenden Tagen bewegte sich die Erörterung dieses Ereignisses entlang zweier Linien. 

Die eine bestand in Erläuterungen der Bedeutung des Vertrages, die andere in der sortierten und 

für die eigenen Propagandazwecke zurecht gemachten Information über das Echo, welches sich 

 
1  Zu den Überschriften im Völkischen Beobachter gehörten: „Der polnischen Hölle entkommen“ (Ausgabe 

vom 20. August 1939), „Polnische Banditen ermorden fünf Monate altes Baby“ (21. August 1939), „Na-

menloses Elend im Olgagebiet“ (22. August 1939) „Mord reiht sich an Mord“ (24. August 1939) „himmel-

schreiende Verbrechen“ (29. August 1939) und Polen sei von einem Blutrausch befallen (25. August 1939). 
2  So hieß es, wieder im Völkischen Beobachter: „Polen konzentriert Truppen an den Grenzen“ (23. August 

1939), Polen habe die Mobilisierung begonnen und seine Armee wolle Danzig überfallen (25. August 

1939), ganz Polen sei im Kriegsfieber (27. August 1939), es habe polnische Brandstiftungen auf deut-

schem Gebiet gegeben (29. August 1939). 
3  Diese und die folgenden Angaben und Zitate stammen aus dem Neuen Stuttgarter Tageblatt, Ausgaben 

vom 21. bis 24. August 1939. 
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auf die sensationelle Nachricht hin im Ausland von Konstantinopel bis New York und von da 

bis Tokio, selbstverständlich aber vor allem in Paris und London hatte feststellen lassen. 

Mit dem Vertrag, so der Tenor der Leitartikel, als dessen gemeinsame Quelle sich unschwer das 

Reichspropagandaministerium erkennen ließ, werde „das Fundament des europäischen Frie-

dens gefestigt“ und es entstehe nicht nur in Europa eine völlig neue Lage, sondern über den Kon-

tinent hinaus und für die Welt insgesamt.4 Unter dem machten es die großmäuligen deutschen 

Faschisten, ging es um ihre Außenpolitik, ohnehin kaum. Die Behauptung wurde so „begründet“: 

Bisher sei die Situation in Europa durch die „Einkreisungspolitik der Demokratien“ bestimmt 

gewesen, die sich gegen das Deutsche Reich gerichtet habe. Damit wurde das Bild „Feinde 

ringsum“ reanimiert, das den Deutschen schon am Vorabend und zu Beginn des Ersten Welt-

krieges geboten worden war. Es war nicht der erste Versuch seiner Wiederbelebung. Schon fünf 

Jahre zuvor hatte es dazu gedient, das Projekt der kollektiven Sicherheit, die Maiverträge, die 

1935 zwischen der UdSSR, Frankreich und der damals noch existierenden Tschechoslowakei 

geschlossen worden waren, als Bedrohung Deutschlands darzustellen. Auch da schon war der 

lose politische Verbund der drei Mächte in der deutschen Presse als Einkreisung bezeichnet wor-

den. Geographische Skizzen auf den ersten Zeitungsseiten hatten dies veranschaulichen sollen. 

In Wahrheit war im Frühjahr 1935, das Deutschen Reich hatte soeben die allgemeine Wehr-

pflicht wieder eingeführt, der Versuch unternommen worden, rechtzeitig eine Front der Abschre-

ckung gegen das hochrüstende und Gebietsansprüche geltend machende Deutschland zu schaf-

fen. Jedoch ließen sich 1939 die namenlosen Kommentatoren des bevorstehenden Vertragsab-

schlusses nicht auf Details der Geschehnisse des Jahres 1935 ein. Sie behaupteten jedoch, Frank-

reich wäre damals schon der Architekt der gegen Deutschland gerichteten Politik gewesen. 

Wer dieser Anklage und Klage über die angeblich strikt verfolgte „Einkreisungspolitik“ der 

beiden Großmächte im Westen geistig folgen wollte, musste das Münchener Abkommen, des-

sen Abschluss noch kein Jahr zurücklag, ganz aus dem Gedächtnis verloren haben. Denn das 

gab keinen Stoff für die Einkreisungsthese her und war von den vier beteiligten Staaten – 

Deutschland, Italien, Frankreich und Großbritannien – als ihr gemeinsames Friedenswerk pro-

pagiert worden. Die faschistischen Meinungsmanipulatoren spekulierten wie in anderen Fällen 

davor und danach dreist bei den einen auf Vergesslichkeit, bei anderen auf das Fehlen jedes 

tieferen politischen Interesses und bei dritten darauf, dass sie das Thema intellektuell überfor-

derte. Und die Gefahr, dass ihr Lügen öffentlich gemacht würde, existierte nicht. Davor schützte 

sie im Inland die Geheime Staatspolizei. Erst das mag die Unverfrorenheit erklären, mit der sie 

Lesern, Rundfunkhörern und Kinobesuchern die Zustände verzerrt darstellten. 

Nun, so die Geschichtsbetrachtung der NSDAP-Presse weiter, sei seit Monaten von den West-

mächten versucht worden, die Sowjetunion als Festlandsdegen ihrer gegen Deutschland gerich-

teten Politik zuzuordnen. Dieses Ziel hätten Großbritannien und Frankreich mit den militäri-

schen Verhandlungen der drei Mächte in Moskau verfolgt, jedoch verfehlt. Denn die UdSSR, 

in diesen Beratungen belehrt, habe sich auf ihre eigenen Interessen besonnen, und so sei der 

Vertrag mit Deutschland auf den Weg gebracht worden. Man habe „vertraulich, ernst und of-

fen“ miteinander gesprochen und sich darauf verständigt, „den wahren Frieden in Europa her-

beizuführen, in dem die offenen Probleme mit eiserner Konsequenz zur Lösung gebracht wer-

den.“5 Das Projekt Londons und Paris hingegen sei somit gescheitert. 

Von der Politik der Regierungen in London und Paris wurde zudem behauptet, sie hätte in Eu-

ropa einen „dauernden Zustand der Kriegsgefahr heraufbeschworen“. Der werde nun beendet. 

Der Führer als Friedensfreund und hier gar als Friedensstifter, das war keine neue Kostümie-

rung Hitlers und seiner Politik. Bemerkenswert ist sie aber angesichts der Tatsache, dass dies 

 
4  N. St. Tageblatt, 22. August 1939. 
5  Ebd. 



811 

geschrieben und verbreitet wurde, als der Angriffstermin der deutschen Wehrmacht schon be-

stimmt war. 

Was hier sachlich als Kern des Geschichtsunterrichts, der den Deutschen im Reich tagein und 

tagaus verabreicht wurde, wiedergegeben ist, las sich in Wahrheit in einem Vokabular, das zu 

einem Gebräu aus Triumph und Hohn gemischt war. Zunächst wurde behauptet, schon die Ge-

heimhaltung der Verhandlungen zwischen Deutschland und der UdSSR sei ein beispielloses 

diplomatisches Meisterstück gewesen. Während die Anderen geschwätzt hätten, sei von 

Deutschland Geschichte gemacht worden und zwar eine von „weltweiter Bedeutung“. Nun 

herrsche auf Seiten der Gegner Deutschlands „Überraschung“ und „Bestürzung“. Ein „Schock“ 

habe sich im gegnerischen Lager ausgebreitet. In England sei das Ereignis „wie ein Blitzschlag“ 

niedergegangen. Dort wäre man angesichts der in eine Sackgasse geratenen eigenen Politik in 

Ratlosigkeit abgestürzt. Und in Paris fühle man sich wie niedergeschmettert und habe die Spra-

che verloren. Brüssel sei vor Überraschung stumm. Und in den USA wiederum habe die Kunde 

gewirkt „wie ein Donnerschlag.“6 

Am 24. August, die Meldung von der Unterzeichnung war gerade erfolgt, hieß es dann in einem 

„Das neue Fundament“ überschriebenen Leitartikel, dass „epochale Ereignis“ eröffne „ein neues 

Kapitel der Weltgeschichte“ und schaffe ein „Friedensfundament“. Auch auf die Frage, was das 

Ziel der nun von einem tödlichen Schlag erreichten Politik der kollektiven Sicherheit und Ein-

kreisung gewesen sei, wurde geantwortet. England habe selbst um den Preis eines Weltkrieges 

die „Neuordnung“ Europas verhindern wollen. Über diese Ordnung wurde freilich nicht mehr 

gesagt, als dass sie nach deutschen Vorstellungen erfolgen müsse und auch sie den Frieden 

gewährleisten solle. Der Vertrag Berlin-Moskau wurde als solcher Beitrag, es ließe sich sagen, 

als der Türöffner zur Neuordnung dargestellt. Nun würden die „schwebenden Fragen in den 

Lebensräumen der beiden Völker“ auf dem Wege des Meinungsaustausches erörtert und gelöst 

werden können. In diesen Fragen hätten andere Mächte nicht mit und in sie nicht hineinzureden. 

Die Sätze mögen Vorwissen oder Vorahnung darüber ausgedrückt haben, dass das vor der Un-

terzeichnung stehende Abkommen mehr war als eine bloße Deklaration beiderseitigen Friedens-

willens. Es lag zu Tage, daß, was sich hier verschwommen als Neuordnung ankündigte, nur zu 

Lasten Dritter, vor allem Polens, erfolgen könnte. Und die faschistische Presse machte schon 

kein Hehl aus der Zukunft, die dem Nachbarn zugedacht war, wenn es hieß, die Westmächte, 

auch Plutokratien genannt, würden „ein dem Niedergang geweihtes Land“ verteidigen.7 

Ob die in den Kommentaren wieder und wieder beschworene neue Lage in Europa und über 

dessen Grenzen hinaus eintreten werde, sie war ja nicht durch zwei Unterschriften unter ein dip-

lomatisches Papier hergestellt, musste sich erst an den Reaktionen in Paris und vor allem in Lon-

don erweisen. Nirgendwohin schielte die deutsche Führung folglich schärfer und ausdauernder 

als auf die Verlautbarungen jenseits des Ärmelkanals. Das verrieten auch die Pressemeldungen. 

In England werde gefragt, hieß es, wie es mit den Militärdelegationen in Moskau weitergehe, wie 

man sich im Hinblick auf den mit Polen im März geschlossenen Beistandspakt verhalten und ob 

man „ein dem Niedergang geweihtes Land“ verteidigen solle. Gesprochen werde auch darüber, 

ob der Premier Neville Chamberlain als Folge des Scheiterns seiner Politik nicht abtreten müsse. 

Daraus ließ sich ablesen, wo die Trauben hingen, nach denen es den Fuchs gelüstete. Großbritan-

nien sollte den seinem polnischen Verbündeten angeblich gegebenen „Blankoscheck“ zurück-

nehmen und dessen weiteres Schicksal den deutschen Imperialisten überlassen. 

Doch kamen aus dem Inselreich alsbald wenn auch keine hochoffiziellen, so doch, wie geschrie-

ben wurde, offiziöse Nachrichten, wonach sich an dessen Verhältnis zu dem osteuropäischen 

Staat nichts ändern werde. Das wurde zunächst als Äußerung eingeordnet, mit der London einzig 

das Gesicht wahren und Zeit gewinnen wolle. Doch vergingen keine zwei Wochen und die briti-

 
6  S. auch die Vorgaben im Völkischen Beobachter, Ausgabe vom 23. August 1939. 
7  N. St. Tageblatt, 22. August 1939. 
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sche Kriegserklärung vom 3. September beantwortete die Frage definitiv. Die Hoffnung, mit 

dem Vertrag einen separaten Krieg gegen Polen zu gewinnen, hatte sich zerschlagen. Damit 

erledigte sich auch die aus Rom zitierte Einschätzung, wonach der Vertragsabschluss in Mos-

kau ein „Sieg der Achsenmächte“ sei. 

Nur wenig ließen sich von der faschistischen Propaganda jene Äußerungen ausbeuten, die in 

den Tagen vor dem Vertragsabschluss in Moskau verlauteten und ihn dann begleiteten. Dort 

wurde das Abkommen als Gewinn für die Beziehungen der beiden Länder zueinander einge-

ordnet, nicht jedoch als europäisches Ereignis. Und auch mit ihren geschichtlich weit schwei-

fenden Betrachtungen über die deutsch-russischen Beziehungen im 19. Jahrhundert und die 

Rolle Otto von Bismarcks blieben die deutschen Kommentatoren allein. Gleiches galt zunächst 

für das Bild von der freundschaftlichen Annäherung der beiden Vertragspartner. 

Natürlich fanden sich in der deutschen Presse kein Wort, ja keine Andeutung über eine Korrektur 

des bisherigen von Feindschaft bis zu Hass geprägten Zerrbildes, das seit Jahren von der Sow-

jetunion, ihren Führern, vom Kommunismus und „bolschewistischen Judentum“ gegeben wor-

den war. Die antikommunistischen Tiraden, regelmäßig losgelassen auf den Nürnberger Partei-

tagen der NSDAP, die Versicherungen, gerichtet an die Westmächte, Deutschland kenne nur 

einen Feind, den Bolschewismus, hatte es nicht gegeben. Wie viele „Volksgenossen“ mochten 

sich daran am 24. August beim Lesen des Vertragstextes dennoch erinnert haben? Auszu-

schweigen hatten sich die Journalisten ganz über das Thema, wie die „die Wendung“ von ihnen 

aufgenommen worden war. 

Darüber gibt es allerdings nur dürftige Berichte, die aus den Ermittlungen des Sicherheitsdiens-

tes überliefert sind, so dass sich ein repräsentatives Bild über das Echo in der deutschen Bevöl-

kerung nicht gewinnen lässt. Keine Frage jedoch, dass allein die Bekanntgabe der Ribbentrop-

Reise nach Moskau und dann der Vertragsabschluss die „Volksgenossen“ vollkommen über-

raschten. Doch waren sie an derlei in gewisser Weise schon gewöhnt worden. Die letzte größere 

war der Einmarsch der deutschen Wehrmacht in den Westteil der Tschechoslowakei und deren 

Liquidierung gewesen, nachdem Hitler noch ein halbes Jahr zuvor erklärt hatte: „Wir wollen 

gar keine Tschechen.“ 

Da schon, also nach dem 15. März 1939, hatte der Sicherheitsdienst das große Verdienst der 

deutschen Presse hervorgehoben, die angeblich „den Boden für den tatsächlichen Ablauf der 

politischen Ereignisse psychologisch richtig vorbereitet“ habe, so dass das „Vorgehen des Füh-

rers ... zwar Überraschung, nicht aber Unsicherheit und Ängstlichkeit hervorgerufen“8 habe. 

Diese Einschätzung war Phantasieprodukt, denn es konnte vor dem 15. März gar keine Vorbe-

reitung der Massen durch die Medien gegeben haben. Der Vormarsch nach Prag war als Coup 

geplant und verwirklicht worden. Doch hatte sich in sechseinhalb Jahren faschistischer Diktatur 

unter Millionen Gefolgsleuten das Bewusstsein verbreitet, was der Führer tut ist richtig und 

gelingt, und wir „kleinen Leute“, deren Blick und Urteil begrenzt sind, können ihm nur vertrau-

ensvoll folgen. 

Im Grunde war der Schritt des 23. August vor allem eine Zumutung für zwei Gruppen. Die eine 

bildeten die gläubigen Parteigenossen und unter diesen wieder zwei Typen: die „Alten Kämp-

fer“ und Marschierer, die schon vor 1933 mit dem Ruf „die rote Front, schlagt sie zu Brei“ und 

weiteren ähnlichen Hassparolen durch deutsche Straßen gezogen waren und den Terror nicht 

nur besungen hatten, und die ideologisch auf die Lehren des „Führers“ fixierten, von der Partei 

geschulten Faschisten. Wenn sich letztere an ihre „Mein Kampf“-Studien erinnerten, konnten 

ihnen Sätze einfallen wie: „Die heutigen Machthaber Rußlands denken gar nicht daran, in 

ehrlicher Weise einen Bund einzugehen oder ihn gar zu halten.“ Von diesen Machthabern, de-

 
8  Erster Vierteljahresbericht des Sicherheitshauptamtes Bd. I, In: Heinz Boberach (Hrsg.) Meldungen aus 

dem Reich. Die geheimen Lageberichte des Sicherheitsdienstes der SS 1938-1945, Bd. 2, Herrsching 

1984, S. 288 (fortan: Lageberichte). 



813 

nen „kein Vertrag heilig ist“, wurde dann weiter geschrieben, sie seien „Repräsentanten der 

Lüge, des Betrugs, des Diebstahls, der Plünderung, des Raubes“ und „Parasiten“. Deutschland 

wäre „heute das nächste große Kampfziel des Bolschewismus“.9 Usw. 

Doch musste man kein „Mein Kampf“-Leser sein, um sich an viele Äußerungen zu erinnern, in 

denen Hitler, gleichzeitig seinen unbedingten Friedenswillen bekundend, die Sowjetunion und 

den „Bolschewismus“ nicht nur als Hauptfeinde Deutschlands, sondern der Menschheit be-

zeichnet hatte. In seiner Proklamation zum NSDAP Parteitag 1935 sprach er von der drohenden 

bolschewistischen Menschheitskatastrophe, die abgewehrt werden müsse. Auf dem gleichen 

Parteitag hatte er vier Tage später, am 15. September in seiner Rede zur Begründung der anti-

semitischen Gesetze wieder das Gespenst des Bündnisses von Bolschewismus und Judentum 

ausgemalt. Am 4. Jahrestag der „Machtübernahme“, dem 30. Januar 1937, trat er erneut in der 

Pose des Warners hervor und sprach von Staaten, die „Opfer der bolschewistischen Infektion“ 

werden könnten. In der Rede am 20. Februar 1938 sagte er: „Zu einem einzigen Staat haben 

wir kein Verhältnis gesucht und wünschen auch in kein Verhältnis zu treten: Sowjetrußland.“ 

Der Bolschewismus sei „die Inkarnation des menschlichen Zerstörungswillens“ und versuche, 

„die Menschheit in ein Unglück ungeheuersten Ausmaßes zu stürzen.“10 

Manchen, die sich dessen nicht mehr erinnerten, wurde bald aufgeholfen. Mit unbemannten 

Ballons gingen, einem Bericht der Sicherheitsorgane zufolge, in der bayerischen Pfalz und bei 

Wiesbaden Flugblätter nieder, deren Überschrift lautete „Der Führer spricht – Also sprach Adolf 

Hitler“. Da waren Textpassagen aus Hitler-Reden der Jahre 1933, 1935, 1937 und 1938 ge-

druckt und dazu solche aus „Mein Kampf“. Dabei verzichteten die Berichterstatter in ihrer Mel-

dung rücksichtsvoll darauf, diese Auszüge zu zitieren, sondern beschränkten sich auf die Sei-

tenangaben aus Hitlers Buch. Darin hatte er auseinandergesetzt, warum Deutschland unter kei-

nen Umständen einen Vertrag mit Russland schließen dürfe. Im gleichen Zusammenhang wur-

de auch berichtet, dass in Reichenbach (heute Liberec) einem einstigen Studenten mit einer 

Postsendung ein Flugblatt zugestellt worden sei, dessen Autor versuche, „anhand des Buches 

‚Mein Kampf‘ zu beweisen ..., dass der Führer am Ende sei, da er jetzt mit der früher als ‚Tod-

feind‘ bezeichneten Sowjet-Union paktiere.“11 

Die zweite Gruppe, die sich ideologisch durch den Paktabschluss schwer getroffen zeigen 

musste, waren diejenigen katholischen Priester, die sich durch die Enzyklika des Papstes „Di-

vini redemptoris“ vom 19. März 1937 auf strikteste Gegnerschaft zum Kommunismus ver-

pflichtet sahen und das Gebot befolgten, sich mit dem Kommunismus auf keinem Gebiet auf 

eine Zusammenarbeit einzulassen. Denn: „Der Kommunismus ist in seinem innersten Kern 

schlecht“. Schon einleitend hatte Pius XI., ausgeführt, es sei der bolschewistische und atheisti-

sche Kommunismus, „der die Welt so furchtbar bedroht und darauf ausgeht, die soziale Ord-

nung umzustürzen und die Fundamente der christlichen Kultur zu untergraben.“ Und so han-

delte der Bericht des Sicherheitsdienstes von einem Kaplan in Oberhufhausen im Kreis 

Hünfeld, der in einer Predigt erklärt habe: „Die Gefahr des Bolschewismus ist immer noch groß, 

sie ist durch die Verbrüderung Stalins und Hitlers vergrößert worden. Ich fordere Euch auf, 

nicht mit Bajonetten und anderen Waffen, sondern mit dem Rosenkranz zu kämpfen“.12 Die 

Staatspolizei, wird danach bemerkt, sei verständigt worden. 

Um das neue Verhältnis der beiden Mächte rankten sich auch verschiedenste Gerüchte und 

Vermutungen. Als in Ostpreußen der Luftwarndienst wieder eingeführt wurde, äußerte sich 

Unglaube im Hinblick auf das Andauern friedlicher Beziehungen mit dem großen Nachbarn im 

 
9  Adolf Hitler, Mein Kampf, 691-695. Auflage München 1942, S. 750 f. 
10  Alle die vorstehenden Textstellen aus Hitler-Reden zitiert auch der SOPADE-Bericht August-Oktober 

1939, in: Deutschland-Berichte, 6. Jg. 1939, S. 1006-1007. 
11  Bericht vom 30. Oktober 1939, Nr. 10. In: Lageberichte, Bd. 2., S. 408. 
12  Bericht vom 9. Oktober 1939, Nr. 1, Lageberichte Bd. 2, S. 332. 
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Osten. Der Druck der Sowjetunion auf das Reich, hieß es dort gerüchteweise, sei so „gefährlich 

geworden ..., dass in großer Eile starke militärische Sicherheitsmaßnahmen ergriffen werden 

müssten.“13 

Dieses Deutsche Reich war nach Kriegsbeginn und der raschen Niederwerfung Polens weithin 

eine Gerüchteküche geworden und, glaubt man dieser Quelle, gehörten auch Kommunisten zu 

deren Köchen. Aus diesen Kreisen sei zu hören gewesen, der Vertragsabschluss werde im Reich 

eine veränderte Behandlung der Kommunisten zur Folge haben. Diese, hieß es, eine illegale 

Schrift aus Wien zitierend, werteten den Pakt als Erfolg der UdSSR. In Hamburg sei verbreitet 

worden, „auf Wunsch Rußlands“ würden „Thälmann und eine Reihe führender Kommunisten 

aus dem Konzentrationslager entlassen und nach Rußland abtransportiert“ werden.14 Wenig 

später wurde von der angetroffenen Auffassung berichtet, „mit Rücksicht auf die Erhaltung der 

russischen Freundschaft“ könne die Regierung nicht mehr so scharf durchgreifen, sie scheue 

das Risiko, „es mit Rußland zu verderben“.15 Hier waren offenkundig Wünsche die Väter der 

Gedanken. 

Insgesamt aber folgte auf die Meldungen über die neuen Beziehungen zwischen dem Reich und 

der UdSSR offenkundig keine längere und weitere Bevölkerungskreise erfassende Diskussio-

nen, geschweige denn solche über des Führers Wenden. Folglich sah der Sicherheitsdienst keine 

beunruhigende Lage entstehen, die propagandistische Gegenreaktionen erfordere. Zudem wur-

den die Gesprächsthemen seit dem 1. September vom begonnenen Krieg und seinem Verlauf 

bestimmt. Damit verband sich das Bewusstsein, durch den Vertrag sei ein Zweifrontenkrieg 

vermieden worden, an den die ältere Generation der Deutschen bei den Namen Marne und Tan-

nenberg ungute Erinnerungen besaß. Und Hitler selbst versäumte nicht, diesen Gewinn als sei-

nen Erfolg herauszustellen. 

Hinzu kam, dass manche „Volksgenossen“ aus den gewandelten Beziehungen weitere reale, vor 

allem wirtschaftliche Vorteile erwachsen sahen. Mit größter Befriedigung habe man in land-

wirtschaftlichen Kreisen die Nachricht von den sowjetischen Futtermittel-Lieferungen aufge-

nommen, woran sich die Hoffnung knüpfe, dass die auf diesem Gebiet erkennbaren Schwierig-

keiten gemeistert werden könnten.16 So ließe sich die „Schweinemast wieder in größerem Um-

fang“ aufnehmen.17 Dazu gehörende Themen waren verbesserte Eisenbahnverbindungen und 

damit verbunden die voneinander abweichenden Spurweiten und die Elektrifizierung des Trans-

portweges, wobei Deutschland Hilfe leisten werde.18 

Nächst den Berichten aus der Dienststelle des Reinhard Heydrich existiert eine zweite Gruppe 

zeitgenössische Informationen über die Aufnahme des auch „Russenpakt“ genannten Vertrages 

in der deutschen Bevölkerung. Ihre Autoren und Lieferanten waren Sozialdemokraten. Deren 

Nachrichten gelangten illegal zu der in Paris befindlichen Zentrale der Partei und wurden zu 

Berichten zusammengestellt, die u. a. für die ausländische Presse bestimmt waren. Anders als 

bei den Bewertungen der Situation durch den Sicherheitsdienst handelt es sich dabei um Urteile, 

die sich Einzelne aufgrund persönlicher Erfahrungen, von Diskussionen in ihren Arbeitsstätten 

oder nach gesuchten oder zufälligen Gesprächen gebildet hatten. Das Interesse dieser Bericht-

erstatter richtete sich vorzugsweise auf zwei Gruppen: die Nazis und die Kommunisten.19 Ers-

tere wären verstört und wichen mitunter jeder Diskussion aus. In ihren Reihen gäbe es ein 

breites Stimmungsband, das von der Enttäuschung und Ablehnung dieses Schrittes bis zu Erör-

 
13  Bericht vom 18. Oktober 1939, Nr. 5), Lageberichte Bd., 2, S. 364. 
14  Bericht vom 27. Oktober 1939, Nr. 9. In: Lageberichte Bd. 2, S. 400. 
15  Bericht vom 3. November 1939, Nr. 11. In: Lageberichte Bd. 2. S. 415. 
16  Bericht vom 30. Oktober 1939, Nr. 10. In: Lageberichte Bd. 2., S. 412. 
17  Bericht vom 6. November 1939 Nr. 13. In: Lageberichte Bd. 2, S. 436. 
18  Bericht vom 6. November 1939, Bd. 12, In: Lageberichte Bd. 2. S. 428. 
19  Das folgende nach SOPADE-Bericht 6, August-Oktober 1939, In: Deutschland-Berichte, 6. Jg. 1939, S. 

685- 689. 
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terungen darüber reiche, wer wen mit dem Vertrag übertölpelt habe, Hitler den Stalin oder um-

gekehrt dieser jenen. Weit auseinander gingen auch Meinungen über die Folgen dieses Schrit-

tes. 

Aus Berichten über das Echo bei den Kommunisten spricht mehrfach das Interesse, die eigene 

unverändert antikommunistische Haltung nun vollends gerechtfertigt zu sehen, so die frühere 

Ablehnung von Einheitsfrontangeboten. Urteile, wonach Stalin ein Verräter sei, würden auch 

von Kommunisten geteilt und wer von ihnen den Pakt verteidige, isoliere sich. Triumphierend 

heißt es in einem Bericht, als dessen Quelle Rheinland-Westfalen angegeben wird: „Eins ist 

sicher: In Deutschland wird der Kommunismus im Innern keine Gefahr mehr bedeuten.“ 

Insgesamt spiegelt das mehrere Druckseiten umfassende Bild von der „Einstellung zum Rus-

senpakt“, wie weit die Bewertungen auseinander gingen und wie viele Spekulationen und Ge-

rüchte sich an ihn knüpften. Diese Urteile waren wie üblich gerade in den Oberschichten der 

Gesellschaft durch eigene momentane Interessenlagen bestimmt. So ließ sich in Militärkreisen 

die, die einen Zweifrontenkrieg vermieden wissen wollten, ebenso Zustimmung feststellen wie 

in solchen der Industrie, in denen es teils früher schon Kritik wegen des zurückgehenden Han-

dels mit der UdSSR gegeben hatte, der nun angesichts der zu erwartenden Seewegeblockaden 

einen neuen höheren Stellenwert erhielt. 

Was an Zweifeln existierte, erstickte die Propaganda nach Kräften. In einem Bericht aus Süd-

deutschland hieß es: „In den Straßen der Städte sieht man nun wieder die bekannten Transpa-

rente meist quer über die Straßen gespannt mit den Inschriften: ‚Der Führer hat immer recht!‘ 

Oder: ‚Führer befiehl, wir folgen!‘ Oder: ‚Ein Volk, ein Reich, ein Führer!‘“20 Und im Bericht 

vom November 1939 mit der Überschrift „Der Pakt mit Rußland“ wurde zusammenfassend 

geschrieben, dass eine „skrupellose und erdrückende Propaganda“ inzwischen ihre Wirkung auf 

die öffentliche Meinung getan habe. 

An ihr hatte Hitler selbst teilgenommen. Das tat er zuerst in seiner Rede am Tage des Überfalls 

auf Polen. Er sei glücklich, sagte er den versammelten Faschisten im Reichstag, ihnen den Ab-

schluss und die erfolgte Ratifizierung des Nichtangriffs- und Konsultativpaktes mitteilen zu 

können. Der stelle eine „ungeheure Wende für die Zukunft“ dar „und ist eine endgültige“. Dem-

nach brauchte auf dem Wege zur Verständigung zwischen den beiden Partnern nur klargestellt 

zu werden, dass keiner die Absicht habe, seine Doktrin zu exportieren. Das Abkommen würde 

„zwischen uns beiden für alle Zukunft jede Gewaltanwendung“ ausschließen. Darüber hinaus 

habe man sich in gewissen Fragen zu Konsultationen verpflichtet und wirtschaftliche Zusam-

menarbeit ermöglicht. Keiner der beiden Staaten werde sich in den Dienst anderer stellen, son-

dern jeder nach eigenem Nutzen handeln. Er sei sicher, das ganze deutsche Volk begrüße dieses 

Abkommen, zumal, wenn es sich an das Gegeneinander im 1. Weltkrieg erinnere, wobei beide 

die Leidtragenden gewesen wären.21 

Am 19. September 1939, Polen war militärisch geschlagen, kam Hitler in einer Rede in Dan-

zig22 vor Faschisten der Stadt auf das Thema wieder und ausführlicher noch zu sprechen. Ver-

ständigt hätten sich die beiden „größten Völker und Staaten“. Russland und Deutschland wür-

den bleiben, was sie sind, aber beide seien entschlossen, sich nicht für die Interessen der west-

lichen Demokratien einspannen zu lassen. Der Vertrag beweise zudem die Verlogenheit der 

Beschuldigungen Deutschlands, das angeblich unbegrenzte Kriegsinteressen verfolge. In 

Wahrheit seien die „sehr begrenzter Art“. Dieses Abkommen zeige, wie unsinnig Verdächti-

gungen wären, Deutschland verfolge „Welteroberungstendenzen“ und wolle Gebiete bis zum 

Ural und die Ukraine in seinen Besitz bringen. Was Polen anlange, so werde er eine Verständi-

gung Russlands und Deutschlands geben, die an Stelle des Brandheeres, den das Land bisher 

 
20  SOPADE-Bericht 6, August-Oktober 1939, In: Deutschland-Berichte, 6. Jg. 1939, S. 994. 
21  Protokolle des Deutschen Reichstages 1939-1942, 13. Sitzung, 1. September 1939, S. 47. 
22  Im Wortlaut veröffentlicht im Völkischen Beobachter, 20. September 1939. 
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gebildet habe, eine „Situation“ setzen werde, die den Frieden sichere. Er könne, sagte Hitler 

mit Bezug auf die Rede, die der sowjetische Außenminister am Tage zuvor im Obersten Sowjet 

gehalten hatte, das von Molotow Gesagte „Wort für Wort unterschreiben.“ 

So wurde dem deutschen Volke vom ersten Mann im Staat bis zum letzten Provinzblatt erklärt, 

welchen Nutzen es aus dem Abkommen gewänne. Zwar gäbe es, schrieb ein sozialdemokrati-

scher Informant, noch immer verschiedenste Mutmaßungen über die künftige Entwicklung des 

Verhältnisses der beiden Staaten, jedoch, so besagte eine Information aus Westdeutschland, sei 

die „russische Überraschung“ inzwischen „im Abflauen.“ Das hätte nicht Propaganda allein 

bewirkt: „Die bisherigen Ergebnisse dieser neuen Zusammenarbeit [...] haben sehr überzeugend 

gewirkt. Die ersten großen Angebote deutscher Firmen an Russland sind hinausgegangen, die 

ersten Druckaufträge auf russische Prospekte laufen, die ersten Eingänge an russischem 

Schlachtvieh sind auf dem Berliner Schlachthof eingetroffen. Das alles trägt dazu bei, das Ver-

hältnis zur Sowjetunion realpolitischer zu betrachten.“23 

In den Tagen des Feldzugs in Polen war die Berichterstattung in der deutschen Presse ganz auf 

die Kriegsereignisse an der Ostfront konzentriert. Im Bericht des Oberkommandos der Wehr-

macht (OKW) vom 18. September hieß es, und daher mag die Kennzeichnung des Geschehens 

als Feldzug der 18 Tage rühren: „Der Feldzug in Polen geht seinem Ende entgegen.“24 Dass tags 

zuvor Truppen der sowjetischen Armee begonnen hatten, Ostpolen zu besetzen, fand in dem 

OKW-Bericht keine Erwähnung. Ohne jeden Kommentar wurde dann am 20. September ge-

meldet, eigene Truppen, die bis zur Linie Lemberg-Brest Litowsk vorgestoßen waren, seien 

nun wieder planmäßig auf die zwischen der deutschen und russischen Regierung endgültig fest-

gelegte Demarkationslinie zurückgenommen worden.25 Zwei Tage später begann der Wehr-

machtsbericht so: „Die Bewegungen der deutschen und russischen Truppen auf die vereinbarte 

Demarkationslinie vollziehen sich planmäßig und im besten Einvernehmen. Bei Lemberg wur-

den die dort kämpfenden deutschen Truppen durch russische Verbände abgelöst.“26 Diesem 

Bericht war eine Karte beigegeben. Am 25. September hieß es im Tagesbericht einleitend: „Im 

Osten vollzogen sich die Bewegungen der deutschen Truppen auf die Demarkationslinie am 24. 

September reibungslos und im Einvernehmen mit den russischen Verbänden.“27 Schließlich 

wurde am 29. September aus dem Hauptquartier mitgeteilt: „Im Verlauf der planmäßigen Be-

wegung über die Demarkationslinie wurde am 28. September Przemyśl-Süd durch den deut-

schen Kommandanten in feierlicher Form an die russischen Truppen übergeben.“ Zudem ver-

öffentliche das OKW eine Übersichtskarte28, aus welcher der Verlauf der Linie, die auch als 

Interessengrenze bezeichnet wurde, und deren Korrekturen zu ersehen waren. 

Seit diesen Meldungen konnte kein Zweifel bestehen, dass es zwischen Berlin und Moskau Ab-

machungen gab, an welche die Armeen gebunden waren und die beiderseits respektiert wurden. 

Dass sie in einem Zusatzabkommen zu dem am 23. August beschlossenen Vertrag getroffen 

worden waren, wurde erst nach Kriegsende anhand von Dokumentenfunden im besetzten 

Deutschland gewiss. 

Am 28. September wurde gemeldet, dass sich der Reichsaußenminister erneut auf dem Flug 

nach Moskau befand. An diesem Tag veröffentlichte das Zentralblatt der NSDAP einen um-

fangreichen Leitartikel, dessen Gegenstand die vergangenen und gegenwärtigen deutsch-sow-

jetischen Beziehungen bildeten. Noch niemals in der Geschichte hätten sich – und in solchem 

Tempo – so radikale Wandlungen in den Beziehungen zwischen zwei Staaten vollzogen wie 

 
23  SOPADE-Bericht 6, November 1939, In: Deutschland-Berichte, 6. Jg. 1939, S. 1030-1031. 
24  Die Wehmachtberichte 1939-1945. Bd. 1: 1. September 1939 bis 31. Dezember 1941, München 1985, 

S. 26. (Im Folgenden; OKW-Berichte.) 
25  OKW-Berichte, 20. September 1939, S. 28. 
26  OKW-Berichte, 22. September 1939, S. 29. 
27  OKW-Berichte, 25. September 1939, S. 39. 
28  Auch gedruckt in OKW-Berichte, S. 41. 
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jetzt zwischen Deutschland und Russland. Dem Autor erschienen die dem vorhergegangenen 

Verhältnis beider als Irrtümer. Was den Krieg der Jahre 1914 bis 1919 (so die Zeitangabe) 

angehe, so sei sie das Werk nicht benannter „kriegshetzerischer Cliquen“ gewesen. Danach 

hätten entgegengesetzte Weltanschauungen eine Kluft geschaffen und es sei zu einer dauernden 

Propagandafehde und zum Schrumpfen der Handelsbeziehungen gekommen. Nun aber hätten 

beide aufgehört, Feinde zu sein. Die Rede Stalins auf dem 18. Parteitag der KPdSU, der Mitte 

März 1939 in Moskau stattfand, habe den Wandel als eine Möglichkeit angezeigt. Dann wären 

die Abkommen vom 19. August über die wirtschaftlichen und vom 23. über die politischen 

Beziehungen, schließlich das gemeinsame Handeln im Hinblick auf Polen zu Zeugnissen des 

neuen Weges geworden. 

Am 30. September wurde der Grenz- und Freundschaftsvertrag veröffentlicht, den die beiden 

Außenminister nun in Moskau unterzeichnet hatten. Es war so etwas wie der Totenschein für 

Polen. Kommentare sprachen nicht von einem militärisch besetzten Land, sondern vom „Aus-

einanderfallen des bisherigen polnischen Staates“. Von der Wiedererrichtung eines anderen war 

keine Rede, wohl aber davon, dass jeder Vertragsunterzeichner in dem von ihm angeeigneten 

Landesteil sorgen werde, dass in ihm keine feindliche Propaganda, im Westen nicht gegen die 

russischen, im Osten nicht gegen die deutschen Besatzer betrieben werden könne. Wer auch 

nur einen Monat zurückzudenken vermochte, erinnerte sich, dass Hitler, die eigenen Absichten 

und Pläne verschleiernd, da noch in einem Brief an den französischen Ministerpräsidenten Da-

ladier die Bereitschaft vorgetäuscht hatte, sich mit Danzig zu begnügen und in Westpreußen 

dessen Bewohner durch Wahl entscheiden zu lassen, ob die Provinz zu Deutschland kommen 

oder bei Polen verbleiben solle.29 

Darüber hinaus konnte der Text der neuen Vereinbarungen dem faschistischen Regime als eine 

Propagandafanfare dienen. Beide, Berlin wie Moskau, wurde da verkündet, würden sich für die 

Beendigung des Krieges einsetzen. Die Erreichung des Friedens hänge mithin einzig noch von 

Großbritannien und Frankreich ab. Sollten die sich dem verweigern, dann würden sich die deut-

sche und die sowjetische Seite über ihre weiteren Schritte konsultieren. Das war eine Auffor-

derung an Paris und London, die gewaltsam vorgenommenen Veränderungen der osteuropäi-

schen politischen Landkarte hinzunehmen. Und es bedeutete – wichtiger noch – eine einseitige 

Parteinahme des Kremls zugunsten des deutschen Vertragspartners. Sie erfolgte im Wissen, 

dass dieser Krieg von den deutschen faschistischen Imperialisten gewollt, seit 1933 vorbereitet 

und vom Zaune gebrochen worden war. Die Kriegsschuldzuschreibung an die Westmächte ver-

leugnete alle Analysen und Urteile, die seit 1933 in der Kommunistischen Internationale und in 

den Führungen einzelner ihrer Parteien, darunter der deutschen, vorgenommen worden waren. 

Sie erzeugte in den Kommunistischen Parteien, namentlich in denen Englands und seiner Do-

minien und Frankreichs, folgenreiche innere Auseinandersetzungen. Die Akzeptanz der „Mos-

kauer Linie“ musste sie in eine isolierte Lage führen und dem Verdacht aussetzen, ihrerseits 

den faschistischen Aggressor zu begünstigen. Hitler aber hielt Anfang Oktober seine nächste 

heuchlerische Friedensrede. 

 

 
29  Völkischer Beobachter, 29. August 1939. 
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„Kein Kinderspiel“ 

Als das Unternehmen „Barbarossa“ ins Straucheln kam 

In der neueren russischen Geschichtspublizistik wird für das Jahr 1941 auch der Begriff vom 

„Jahr der Katastrophe“ benutzt. Er entspricht den Erfahrungen von Millionen Bewohnern der 

belorussischen, ukrainischen und russischen Gebiete der Sowjetunion, von denen nur eine Min-

derheit, ein Rest, noch am Leben ist. Die zu ihr gehören, gerieten als Kinder und Heranwach-

sende von einem Tag auf den anderen in das von der Wehrmacht eroberte Gebiet, wenn sie 

nicht ostwärts fliehen konnten. Nach langem Schweigen, das nur Romanautoren unterbrachen, 

ist vom Leben dieser Millionen im Krieg die Rede. 

Und in den Vorstellungen der Deutschen? Da galt dieses zweite Halbjahr 1941, als die deut-

schen Armeen im Oktober bis nahe an das Weichbild der sowjetischen Hauptstadt vorgedrun-

gen waren, als das Jahr, da noch gesiegt wurde, als Sondermeldungen aus dem Oberkommando 

der Wehrmacht über eingenommene Städte, sechsstellige Zahlen von Gefangenen und riesiger 

Beute an allem Kriegsgerät sich manchmal geradezu jagten. Erst als in der Winterschlacht vor 

Moskau wieder und wieder von Angriffen des Gegners berichtet wurde und vom zähen Wider-

stand der eigenen Soldaten, ein Wort, das bis dahin nur für die sowjetischen gebraucht worden 

war, begann ein Nach- und Umdenken. 

Das Bild ist auch der Korrektur bedürftig. Der Krieg im Osten war noch keine sechs Wochen 

alt, da wurde in den geheimen Lageberichten des Sicherheitsdienstes der SS ein Feldpostbrief 

zitiert, in dem es geheißen habe, „daß der Feldzug gegen Frankreich im Gegensatz zum russi-

schen Feldzug ein Kinderspiel gewesen sei“. Nachdem die Anfangstage dieses Eroberungszu-

ges, in denen die Wehrmacht auch kräftig vom Moment der Überraschung profitiert hatte, vor-

bei waren, machten die deutschen Divisionen, wiewohl sie immer weiter vorzudringen ver-

mochten, Bekanntschaft mit einem anderen Gegner. Und die Soldaten gerieten zuerst und zu-

nehmend in Zweifel, dass dessen Widerstandskräfte, wie ihnen die Nazipropaganda erklären 

wollte, einzig dem Zwang und der Drohung der politischen Kommissare geschuldet wäre. Das 

Bild vom Gegner begann sich zu wandeln, und es gelangte von der Front in die Heimat. 

Dieser Prozess wurde durch die Tatsache beschleunigt, dass die Mehrheit der Deutschen sieg-

verwöhnt war. Dazu hatten nicht nur der Verlauf der bisherigen Feldzüge in Ost-, Nord-, West- 

und zuletzt Südeuropa beigetragen, sondern nicht weniger auch ihre Deutung, d. h. die maßlose 

Überschätzung ihres wirklichen Wertes. Nachdem Jugoslawien und Griechenland zuletzt bin-

nen Wochen überrannt worden waren, hatte Hitler getönt, dass „dem deutschen Soldaten nichts 

unmöglich“ sei. Vielen Deutschen erschien dieser zweite Ostfeldzug anfangs als so etwas wie 

ein Umweg nach Großbritannien. Und so hatte ihnen ihr Führer ja am 22. Juni die Sache auch 

erklärt. Die angebliche Bedrohung durch den Bolschewismus, die nun beseitigt würde, sei es 

gewesen, die ihn hinderte, über Kanal und Nordsee in das Inselreich einzudringen und den 

Frieden zu erzwingen. 

In die so entstandene Vorstellungswelt passte es nicht, wenn zum Abendbrot, das übrigens we-

gen „Versorgungsschwierigkeiten“ magerer auszufallen begann, die Erfolgsmeldungen fehlten. 

Und so entstand einen Monat nach dem Beginn dieses Feldzugs das „gespannte Warten auf wei-

tere Sondermeldungen“. Blieben die an Sonntagen aus, wo die „Volksgenossen“ zumeist noch 

Zeit hatten, sich eingehender mit den Nachrichten zu befassen, drückte das auf die Stimmung. 

Die allgemeinen Wendungen im OKW-Bericht, an die sich keine konkreten Vorstellungen 

knüpfen ließen, und die „von Sonntag zu Sonntag ausbleibenden Sondermeldungen bereiten der 

Bevölkerung allmählich Kopfzerbrechen.“ So das Urteil der Beobachter des Sicherheitsdienstes 

vom 28. Juli. Drei Tage später wurde die Situation so geschildert: „Das Ausbleiben großer Er-

folgsmeldungen vom russischen Kriegsschauplatz läßt die Bevölkerung immer neue Erörterun-

gen über die Gründe dieses angeblichen Stillstandes im Kampfgeschehen anstellen.“ Und wenig 
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später hieß es dann: „Das Warten auf Sondermeldungen von neuen größeren Erfolgen an der 

Ostfront, die bisher noch in keinem Feldzug so lange ausgeblieben seien, bewirkt allmählich 

ein Absinken der erwartungsvollen Stimmung der Bevölkerung.“ 

An deutschen Familien- und Stammtischen begann das Rätselraten über die Gründe dafür, dass 

die Anfangserwartungen sich nicht erfüllt hatten. Gesprochen wurde über die Größe der Räume 

– inzwischen waren die geographischen Karten der Sowjetunion in den Geschäften ausverkauft 

–, über die Masse von Menschen, die dem Gegner als Potential zur Auffüllung seiner Kräfte 

zur Verfügung stände, über die Bindung der eigenen durch die Aufgaben der Beherrschung des 

eroberten Gebiets. Zum ersten Mal schlichen sich auch bei den gläubigen Volksgenossen 

leichte, im Grunde noch nicht eingestandene Bedenken ein, die sich auf die Führung bezogen. 

Die falschen, nun aufzugebenden Vorstellungen wurden als das Ergebnis falscher Information 

angesehen. Es werde, meldete der Sicherheitsdienst, „häufig die Meinung laut, daß der Feldzug 

bisher anders verlaufen sei, wie man dies aufgrund der Berichte zu Beginn der Operationen 

habe annehmen können.“ 

Hier – im Hochsommer 1941 – liegen der Beginn oder auch die Vorgeschichte für jene Selbst-

sicht von Millionen, die nach dem Kriegsende allgemein wurde: die Gefolgsleute sahen sich als 

die Opfer eines Betrugs. Dass das Gelingen eines Betrugsversuchs freilich ein dafür geeignetes 

Subjekt voraussetzt, ging damals wie später in die Überlegungen nicht ein. Ohne dass Namen 

wie die von Hitler, Goebbels oder der eines anderen Oberpriesters des Antibolschewismus fie-

len, hörten die Sicherheitsleute: „Man habe sich an die Darstellung gehalten, daß die Sowjet-

union ein Koloss auf tönernen Füßen sei. Und daß es nur eines Anstoßes von außen bedürfe, 

um den Zusammenbruch herbeizuführen.“ 

Noch war die Zeit nicht gekommen, da sich die Autoren der Wehrmachtsberichte als Sprach-

equilibristen betätigten, die eine Großoffensive der sowjetischen Armee in „örtliche Angriffe“ 

verfälschten, Rückzüge und Fluchten, bei denen massenhaft Material zurückgelassen wurde, in 

planmäßige Frontverbesserungen und -verkürzungen umlogen. Doch das Vertrauen in die Be-

richte und Darstellungen zum Ostfeldzug hatte einen Kratzer bekommen, noch keinen Sprung. 

Denn als in den folgenden Wochen die Schlacht in der Ukraine mit der Eroberung Kiews ge-

lang, der Don erreicht, die Schlachten bei Wjasma und Brjansk gewonnen wurden, erwies sich, 

dass diese Zweifel vorerst ohne Nachhaltigkeit waren. Millionen Deutsche ließen sich im Okto-

ber von Hitler und seinem Pressechef Otto Dietrich glauben machen, dass „dieser Feind gebro-

chen“ sei und „sich niemals wieder erheben“ werde. Der „Völkische Beobachter“, die Zentral-

zeitung der NSDAP, titelte am 10. Oktober: „Die große Stunde hat geschlagen.“ Und dann in 

roten Lettern: „Der Feldzug im Osten entschieden!“ Die sich eben noch zumindest desorientiert 

geglaubt hatten, ließen sich – nun schon gegen ein wenn auch bruchstückhaftes besseres Wissen 

– wieder falsch informieren. Warum wurden sie erneut zur leichten Beute? Die allgemeine Ur-

sache dafür heißt: Sie wollten den Krieg nicht verlieren. Und aus dieser Grundhaltung nahmen 

sie alles auf, was in dieser Hinsicht ihr Wohlbefinden verbesserte. 

Was die Deutschen fern der Front und auch der Soldat aus seinem begrenzten Blick nicht wahr-

nahmen, war der Preis, den die Wehrmacht für die Eroberung eines Gebiets gezahlt hatte, das 

– wie die Nazipropaganda rühmte – zweimal so groß war wie das eigene Reich. Der einzelne 

Soldat mochte wissen, wie viel nach einem Vierteljahr Krieg in Osten von seiner Kompanie 

noch übrig war, an Menschen und an verwendungsfähigem Kriegsgerät. In wie vielen anderen 

Truppenteilen es ähnlich oder schlimmer war, entzog sich schon seiner Kenntnis. Ostwärts zog 

eine inzwischen mehr und mehr ausgepumpte Armee, geschwächt noch nicht durch die Unbil-

den des hereinbrechenden Winters, aber durch den Widerstand, den sie überwunden hatte. Und 

weiter galt: Der Gegner wich, aber er wankte nicht. 

Und das führt noch einmal zum Bild aus sowjetischer Sicht zurück. In vielen Darstellungen ist 

zu Recht der Lorbeer des Sieges den Armeen gereicht worden, die im Dezember und Januar 
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1942 die Bedrohung der Hauptstadt abwandten und den ersten großen Schlachtenerfolg erran-

gen. Wenn es die Aufgabe des Historikers ist, den Menschen am Ende Gerechtigkeit widerfah-

ren zu lassen, dann muss von den Millionen sowjetischer Soldaten gesprochen werden, die 

keine Siege erfochten, die in verzweifelten und häufig aussichtslosen Kämpfen aushielten, star-

ben oder in Gefangenschaft gerieten, dort elend umkamen oder durch eine Kette von Zufällen 

überlebten. Sie haben die Armeen der Eindringlinge in den Rückzugskämpfen geschwächt und 

ihren Anteil am Ausgang der Schlachten vor Moskau, in Stalingrad, bei Kursk und – um Berlin. 

Und so gesehen ist das wahre Wort vom „Jahr der Katastrophe“ gedanklich von einem anderen 

Blickpunkt her noch einmal auf den Prüfstand zu geben. 
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Liegt alle Zukunft wirklich immer im Dunkeln 

Vor 75 Jahren hielt Palmiro Togliatti seine denkwürdige Rede 

 über den kommenden Weltkrieg 

Nach den weltgeschichtlichen Ereignissen, die sich an der Wende von den achtziger zu den 

neunziger Jahren zutrugen, ist unter Marxisten und Nichtmarxisten viel über jähe, unerwartete 

Brüche in der Geschichte geredet und geschrieben worden. Sozialisten zwischen Elbe und Oder 

fragten sich und wurden gefragt, warum sie die mindestens partiell wahrgenommenen wirt-

schaftlichen, politischen und geistigen Krisenzeichen nicht zu einem Urteil zu verdichten ver-

mochten, das ihnen ihren Staat im Zustand der Agonie zeigte. Die Frage ist insgesamt noch 

unbeantwortet, soviel Zutreffendes darüber auch festgestellt wurde. Sie wird verschärft, wenn 

sich der Blick auf jene Sternstunden historisch-materialistischer Analyse richtet, in denen sich 

bewahrheitende Prognosen über den Geschichtsverlauf gegeben wurden. Eine verbindet sich 

mit dem italienischen Kommunisten Palmiro Togliatti. Ihm, der in Moskau im sowjetischen 

Exil lebte, war 1935 die Aufgabe übertragen worden, vor den Delegierten des VII. Weltkon-

gresses der Kommunistischen Internationale über die Weltlage und deren Tendenz zu sprechen. 

Die hatte sich seit dem Kongress 1928 erheblich verändert. Zehn Jahre nach dem Ende des 

Ersten Weltkrieges, schien es noch so, als hätte das Kräfteverhältnis, das die Friedensdiktate 

festschreiben sollten, noch länger Bestand. Zwar konnte von im Versailler Vertrag versproche-

ner allgemeiner Abrüstung keine Rede sein, überall werteten Militärs und Waffenproduzenten 

die Erfahrungen des Krieges aus und schufen namentlich für den See- und Luftkrieg neue zer-

störerische Instrumente. Doch die Kriegsgegner waren in vielen Staaten noch stark. In Deutsch-

land mussten die Befürworter des Baus eines Panzerkreuzers langwierige Auseinandersetzun-

gen bestehen, die sie schwerlich gewonnen haben würden, wäre nicht die sozialdemokratische 

Führung auf ihre Seite gewechselt. 

Und nun, sieben Jahre später? Togliattis Diagnose lautete, dass es neuen Kriegen imperialisti-

scher Staaten entgegengehe. Zwei Staaten führten bereits Kriege. Japan war von seiner Kolonie 

Korea in China eingefallen, hatte die Mandschurei besetzt und seine Marionette, das Kaiser-

reich Mandschukuo, geschaffen. Von dort drang es weiter in den Nordosten des Riesenreiches 

vor. Togliatti wertete das als Schritt zu einer hegemonialen Stellung, auf die das Inselreich in 

Ostasien und im Westpazifik zielte, eine Politik, die zum Konflikt mit der Großmacht auf der 

anderen Seite des Stillen Ozeans führen werde. Er ließ offen, ob sich der Expansionshunger 

Japans schließlich auch auf die Sowjetunion erstrecken werde. Grenzkonflikte mit der UdSSR 

und der Mongolei schienen sie anzukünden. Doch brauchten und suchten die japanischen Im-

perialisten für ein derartiges Abenteuer europäische Verbündete. 

Und der zweite bereits kriegführende Staat war das Italien Mussolinis, das von seiner ostafri-

kanischen Kolonie aus eine kriegerische Kampagne gegen Abessinien bereits begonnen hatte 

und auf dessen Eroberung aus war. Die Delegierten aus fernen Ländern waren kaum in ihre 

Heimat zurückgelangt, als Italien das Kaiserreich überfiel und sich in einem Feldzug unterwarf, 

bei dem die technisch weit überlegenen Truppen des Aggressors Giftgas einsetzten. 

Doch die Hauptgefahr für den Frieden gehe von Deutschland aus und richte sich nicht allein, 

wie seine Führer behaupteten, gegen den „Bolschewismus“. Deren Regime bedrohe nicht nur 

den allgemeinen Frieden, sondern die nationale Existenz von Staaten wie Österreich, der Tsche-

choslowakei, denen des Baltikums und in Westeuropa, auch der Niederlande und Belgien. Das 

gelte selbst für Polen, dem Berlin die Rolle der Hilfskraft im Kampf gegen die UdSSR zuge-

dacht habe und das dabei unvermeidlich nur Opfer werden könne. Noch suche Deutschland 

unter Kleinstaaten auch Verbündete, namentlich auf dem Balkan, wobei es nach Ungarn und 

Bulgarien auch auf Rumänien und Jugoslawien spekuliere und deren innere reaktionäre Kräfte 

stütze. 



822 

Treffend war die Unterscheidung, die Togliatti zwischen den nach Krieg strebenden und den 

imperialistischen Mächten traf, die „mehr oder weniger an der Wahrung des Friedens interes-

siert sind“, da sie in einem Kriege nichts zu gewinnen, möglicherweise aber etwas zu verlieren 

hätten. Das gelte für die USA, die auf ihre ökonomische Expansionskraft setzten, für Großbri-

tannien, das sich auf die „heranreifenden Konflikte“ in seinen Kolonien konzentrieren müsse 

und für Frankreich. Zwar dürfe man sich nicht „allzu großen Illusionen über die Konsequenz 

der französischen Bourgeoisie in Bezug auf diese Friedenspolitik hingeben“, aber an die sow-

jetischen Initiativen zur Schaffung eines kollektiven Sicherheitsbündnisses, die vornehmlich an 

Paris adressiert waren, knüpfte auch Togliatti Hoffnungen. Vorausgesetzt, es gehe von der 

Volksfront genügend Druck auch auf die Außenpolitik der Regierung aus. Drei Jahre später 

erwies sich das Kräfteverhältnis in Frankreich als nicht so beschaffen, dass der Weg Édouard 

Daladiers nach München verhindert werden konnte. Da hatte die Linie des Appeasements der 

britischen Konservativen sich durchgesetzt, deren unheilvolle Wirkung auf andere Staaten, ins-

besondere auf Polen, ebenfalls schon 1935 konstatiert wurde. 

Welche Möglichkeiten des Gangs der Weltgeschichte Togliatti auch erörtere, sein Gesamturteil 

stand fest: Es gehe einem neuen Krieg entgegen, und der, wie und wo immer er auch beginne, 

müsse „zwangsläufig in einen Weltkrieg“ münden, in den auch die Sowjetunion hineingezogen 

werden würde. Die Vorhersage gründete sich auf ein klares Urteil über das Kalkül wie über die 

Blindwütigkeit der deutschen Imperialisten. Wie sehr Togliatti die Kommunisten auch zum 

Widerstand gegen die Kriegstreiber motivierte, er entwarf ein nüchternes Bild von der Reich-

weite der eigenen Kräfte und denkbarer Verbündeter. Viel wäre schon erreicht, gelänge es, den 

Beginn dieses Krieges zu verzögern und der Roten Armee Zeit zu gewinnen, die sie auf ihre 

Vorbereitung verwenden könne. Und für die Kommunisten sah er, wiewohl der Ausgang des 

Kampfes ihm nicht nur offen schien, sondern – das stand mehr zwischen als in den Zeilen seiner 

Rede – die Niederlage kaum zu verhindern sein werde, keine höhere Pflicht, als sich an die 

Spitze dieses Kampfes zu stellen. Wer gegen den Krieg sei und irgendwo faschistische Pläne 

schwäche oder verhindere, sei als Partner anzusehen. Das gelte selbst für den ein quasifeudales 

Reich beherrschenden Kaiser von Äthiopien Haile Selassie, wenn er sein Land gegen Mussoli-

nis Faschisten verteidige. Kein Kommunist dürfe aus einem „Vernichtungskrieg“ etwas für 

seine Sache erhoffen, in dem es keinen Unterschied zwischen Front und Hinterland mehr geben 

werde. 

Das 1935 gezeichnete Bild vom möglichen, ja wahrscheinlichen Gang der Weltgeschichte 

wurde grausige Wirklichkeit. Lässt sich, was der Menschheit droht, in manchen Situationen 

also nicht doch voraussehen? Zeitlich und räumlich begrenzt schon. Nicht mit letzter Bestimmt-

heit. so dass sich immer die Hoffnung nähren lässt, es werde so arg nicht kommen, der 

schlimmste aller denkbaren Möglichkeiten nicht Wirklichkeit werden. Nur, wenn gegen diesen 

„Fall“ Vorkehrungen und Sicherheiten getroffen sind, erledigen sich meist auch die minderen. 
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Am 75. Jahrestag des Pogroms 

Ansprache am 10. November 2013 im Rathaus zu Treptow 

Ein Dreivierteljahrhundert nach einem Ereignis gehen die Zeitzeugen aus. Wer 1938 seine 

Schulpflichtjahre hinter sich hatte, geht seinem neunzigsten Geburtstag entgegen. Von dieser 

Generation ist ein Rest geblieben, der, reichen ihm die Kräfte dazu noch, sich wirklich zu erin-

nern vermag. Das Wort vom Erinnern hat in der deutschen Alltagssprache seit einiger Zeit al-

lerdings einen neuen erweiterten Bedeutungsinhalt erhalten und die Aufforderung „Erinnern 

wir uns“ wird an Menschen gerichtet, die tatsächlich eigenes Erinnerungsvermögen an ein Vor-

kommnis oder Ereignis nicht besitzen können. Und eigentlich müsste die Aufforderung in sol-

chem Gebrauch lauten, stellt Euch vor oder versucht, vor Euer geistiges Auge ein Bild zu rufen, 

zusammengesetzt aus Informationen, entnommen aus Nachrichten, Büchern verschiedenster 

Art, bezogen von Fotografien und Bildern. Damit lässt sich gedanklich weit kommen, eigene 

Anstrengung vorausgesetzt. 

Vor ein paar Wochen folgte ich einer Einladung in eine Schule im Brandenburgischen, nahe 

Berlin, nach Blankenfelde und da in eine 6. Klasse, also zu zwölfjährigen Mädchen und Jungen. 

Ihre Lehrerin hatte in zwei Parallelklasse je ein für diese Altersstufe geeignetes Buch über die 

faschistischen Judenverfolgungen im Deutschen Reich zum verbindlichen Lesestoff bestimmt. 

Dann aber, mit den Fragen ihrer Schüler konfrontiert, war sie in manche Verlegenheit mit den 

Antworten geraten und das wiederum hatte mir die Einladung eingetragen. Die Bücher, dies 

vorweg, waren Judith Kerrs Erinnerungen unter dem Titel „Als Hitler das rosa Kaninchen stahl“, 

das in Großbritannien geschrieben wurde und dort 1971 unter dem Titel When Hitler stole pink 

rabbit erschienen war und es bis zur Übersetzung ins Türkische schaffte. Es erzählt die Ge-

schichte der überstürzten Flucht des Mädchens aus Deutschland, über der sie ihr Lieblingsspiel-

zeug mitzunehmen vergaß. Das andere Buch hat Hans Peter Richter zum Verfasser, erschien 

1961 unter dem Titel „Damals war es Friedrich“, wurde wieder und wieder aufgelegt und ge-

langte insgesamt in 2 Millionen Exemplaren auf den Büchermarkt. Es erzählt. eine tatsachen-

gestützte, jedoch erfundene Geschichte. Sie handelt von einem jüdischen Jungen, der mit einem 

nichtjüdischen befreundet war, sich in Nazideutschland verbirgt, doch schließlich nicht über-

lebt, sondern bei einem Bombenangriff umkommt, da ihm der Weg in einen Luftschutzraum 

verschlossen ist. Wir sprachen in zwei Unterrichtsstunden über die Geschichte des Friedrich 

und sortierten die in dem Buch vorkommenden Personen nach ihrem Verhalten gegenüber dem 

Verfolgten. Es ergab sich, dass eine ganze Anzahl von Nichtjuden ihm nicht übelwollte, aber 

genau besehen auch nichts tat, was ihm seine immer elender werdende Lage erleichtert haben 

würde. Ja, sagte ein Junge, hätte man ihm direkt geholfen, wäre man doch ins KZ gebracht 

worden. So kamen wir auf die Frage, ob man von jemandem verlangen könne, ein Held zu sein. 

Eigentlich nicht, sagte ein anderer Mitschüler, der vordem die Achseln gezuckt hatte. So waren 

wir, ohne den Bertolt Brecht ausdrücklich zu erwähnen, bei dem Wort des Galileo Galilei an-

gekommen: Glücklich das Land, das keine Helden nötig hat. Wie aber, die Frage schloss sich 

an, kommt man in solche gesellschaftlichen Zustände, in denen Helden nicht vonnöten sind. 

Ein Mädchen sagte leise: Man müsse die Richtigen wählen. Meine nächste Stunde hätte dem 

Thema gegolten, wie man die Richtigen von den Falschen unterscheidet, doch meine Aufgabe 

war mit dem Klingelzeichen schon erledigt. 

So kann man, deshalb wurde der Vorfall hier erzählt, von den Judenverfolgungen mir nichts dir 

nichts in unsere Jahre und Zeiten geraten. Von bloßen Trauerritualen halte ich auch an einem 

9. November nichts. Und dies umso weniger, als wir uns von Denkweisen und Haltungen, die 

denen ähnlich sind, die einst den deutschen Juden galten, nicht so weit entfernt haben, dass wir 

in diesem Punkte die Vergangenheit als „bewältigt“ ansehen könnten. Ohne besondere Aufre-

gung wird in Nachrichtensendungen und in Kommentaren gesagt, dass in Deutschland Nationa-

lismus, Antisemitismus und jüngst insbesondere der Antiziganismus im Zunehmen begriffen 
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sind. Und so müsste an einem Tag wie dem Heutigen die Frage derer, die sich wirklich kritisch 

mit deutscher und nicht nur deutscher Vergangenheit auseinandergesetzt haben, doch lauten, 

was hast Du im zurückliegenden Jahr denn in Worten und Werken getan, um für die einzutreten, 

die heute beleidigt, misshandelt, verfolgt, dem Hungertod preisgegeben werden? Was nicht nur 

gegen jene, die mit den dumpfen Parolen „Ausländer raus“ oder „Deutsche zuerst“ herum-

schreien, sondern auch gegen jene, die in der Form weniger aggressiv, aber in der Sache nichts 

anderes fordern als die mit den Nazi- oder naziähnlichen Zeichen an Fahnen und ihrer Kleidung, 

die Ausländer beleidigen oder auch zusammenschlagen. Mit denen beschäftigt sich, wird man 

ihrer habhaft, die Justiz. Wer aber beschäftigt sich mit den Stimmungen und Haltungen, die in 

der sogenannten Mitte der Gesellschaft existieren? Für einen Teil der Deutschen ist allein die 

Tatsache, dass hierzulande die ökonomische Krise bisher relativ gut gemeistert wurde, nicht 

ohne eigenes Verdienst, ein Boden für deutschen Hochmut und Geringschätzung und Missach-

tung Anderer, nicht nur der Griechen, sondern etwa auch der Franzosen. Andere beziehen ihr 

Nationalbewusstsein aus Meldungen, wonach die Bundeskanzlerin die einflussreichste Frau der 

Welt sei. Also wir sind wieder wer und wollen den Platz behaupten, den wir uns erarbeitet 

haben, den an der Sonne. Und – das ist das gängigste der faulen Argumente – schließlich können 

wir nicht allen helfen. Dabei wäre darüber zu reden, welchen wir doch helfen könnten, politi-

scher Verfolgung, Obdachlosigkeit und einfach dem Hunger zu entkommen. 

Damit hätten wir uns von dem Nachdenken über den 9. November 1938 nicht entfernt. Denn es 

hätten Tausende und Abertausende deutscher Juden den Faschismus im Exil überleben können, 

wenn sich die Staaten, aufgeweckt durch die Mordtaten während des Pogroms entschlossen ha-

ben würden, ihre Grenzen den Hilfe und Rettung suchenden Juden zu öffnen, anstatt darüber 

zu befinden, wie sie die Verfolgten von ihren Grenzen und Ländern fernhalten könnten. Heute 

wird in der Geschichte der Staaten um diesen Sachverhalt ein Bogen gemacht oder es wird 

zugegeben, dass dies ein Schandfleck in ihrer Vergangenheit ist. Nur geht es nicht um die Fest-

stellung dieser Tatsache allein, sondern mehr noch um die Beantwortung der Frage, warum die 

Regierungen sich weitgehend so gleichgültig und verschlossen verhielten. Sie schielten auf die 

Antisemiten und die Unsolidarischen in ihren eigenen Ländern, darunter auf ihre eigenen Wäh-

ler, mit denen sie sich es nicht verderben wollten. Womit wir wieder in der Gegenwart und eben 

auch der deutschen wären. Wo machen sich hierzulande heute Politiker aufrüttelnd und empört 

hörbar und äußern sich gegen diesen Mangel an Mitmenschlichkeit, gegen Teilnahmslosigkeit 

gegenüber dem Leben anderer, gegen all die Halb- und Hartherzigkeit, die weithin das Denken 

und Verhalten regieren. Das wäre mein Maßstab, der an die Reden anzulegen ist, die in Gedenk-

veranstaltungen in Sälen, vor Denkmälern, in Kirchen und anderswo gehalten werden. 

Dieser 9. November 1938 sollte alljährlich in vielerlei Hinsicht ein Tag der Bilanz sein, samt 

der Schlüsse, die aus ihr zu ziehen wären. Was ist, ließe sich fragen, seit dem Jahrhundertbeginn 

auf dem Felde der Aufklärung getan worden? Die Masse der wissenschaftlichen und allgemein-

verständlichen Literatur zum Thema hat weiter zugenommen. Wer beispielsweise im Katalog 

der Staatsbibliothek Berlin unter dem Stichwort Pogrom 1938 nachfragt, erhält 39 Angaben, 

die älteste verweist auf ein Buch aus dem Jahre 1957, die jüngste auf das Jahr 2009. Wer nach 

dem doch eng verwandten, aber eigentlich verpönten Begriff Kristallnacht forscht, stößt auf 74 

Buchtitel, der jüngste aus dem Jahr 2013. Die mit dem falschen Oberbegriff bezeichnete soge-

nannte Holocaust-Literatur offeriert 5.528 Angaben (Stand vom 3. November 2013), was be-

deutet, dass wer jeden Tag eines dieser Bücher wenigstens ansehen und sich einen Überblick 

über seinen Inhalt verschaffen wollte, dafür 15 Jahre brauchte. In der Tat bilden die Verfolgung 

und der Massenmord an den europäischen Juden den bei weitem am gründlichsten untersuchten 

Gegenstand geschichtswissenschaftlicher Forschungen über die Zeit der faschistischen Diktatur 

und Expansion. 

Was also ist für das Thema des Pogroms seit 2000 neu hinzugekommen? Nichts, was dessen 

Ursprung, Absichten, Verlauf und direkte Folgen angeht. Doch wie auf anderen Feldern auch 



825 

haben sich die Untersuchungen ins Regionale und Lokale erstreckt, wodurch ein erheblicher 

Gewinn namentlich für den Unterricht an den Schulen vor Ort erzielt worden ist und auch der 

Boden für die Kritik an jenen Erinnerungstafeln entsteht, die in allgemeinsten Wendungen das 

Geschehene zwar bezeichnen, aber so tun, als seien die einheimischen Nazis und Judenfeinde 

daran unbeteiligt gewesen. Das Verbrechen der Brandstiftung und Brandschatzung wurde dem-

nach von irgendeiner unbenannten „frevelnden Hand“ verübt und nicht von Männern des örtli-

chen oder benachbarten SA-Sturmes. 

So sind in den letzten 13 Jahren Abhandlungen über die Geschehnisse des Pogroms in Hessen, 

Rheinland und Westfalen, Thüringen und in Städten wie Berlin, Frankfurt a. M. und Düsseldorf, 

aber auch in kleineren wie Bayreuth und Bensheim entstanden. In dem kaum mehr als 5.000 

Einwohner zählenden badischen Kippenheim im Ortenaukreis hat ein Verein sich um die Res-

tauration der dortigen Synagoge gekümmert und das dokumentiert. Andere Veröffentlichungen 

galten dem Verhalten der nichtjüdischen Bevölkerung während des Pogroms und auch dem 

Umgang mit dem Gedenken in DDR-Zeit. 

So viele Streit- und Konfliktthemen es in der Geschichtswissenschaft über die Jahre der faschis-

tischen Herrschaft noch geben mag, das Ereignis des 9. November 1938 und seine unmittelba-

ren Folgen betreffen sie nicht. Das liegt zum einen an der Tatsache, daß, wenn es auch nicht 

durchweg am helllichten Tage geschah, so doch vor aller Augen. Die Zahl der Augenzeugen 

ging in die Abertausende, wenn auch viele nichts gesehen haben wollten, was wörtlich nur für 

die Landbevölkerung – auch für sie nicht durchweg – und die Bewohner kleinerer Städte galt, 

aus denen die Juden schon in die Anonymität größerer geflohen waren. Doch wer nicht dabei 

war, konnte sich noch in der kleinsten Zeitung darüber informieren, was geschehen war. Vor 

allem aber erhielt sich eine Vielzahl von Dokumenten, zumal Organisatoren und die Ausfüh-

renden vor Ort unbezweifelbare Berichte angefertigt hatten, die überliefert sind. Das zusammen 

ergab auch die Möglichkeit, nach der Zerschlagung der faschistischen Herrschaft Täter des 

Pogroms zur Rechenschaft zu ziehen und sie von Gerichten aburteilen zu lassen. 

Unterschiedliche Deutungen des Ereignisses sind nicht so sehr in der Zunft der Fachleute, son-

dern in der Publizistik wieder und wieder anzutreffen und also zählebig. Der Pogrom gilt als 

Auftakt oder als Vorbote oder als erster Schritt zum Holocaust, also zur Massenvernichtung. 

Diese erscheint als die Folge von jenem. Damit ist die Untat aber historisch falsch verortet. Mit 

ihr wurde das Ziel verfolgt, die in Deutschland lebende, durch die Flucht Zehntausender arg 

verminderte Judenheit vollständig außer Landes zu treiben und gleichzeitig im Ausland die 

Bereitschaft zu steigern, die Zuflucht Suchenden auch aufzunehmen. Die Tatsache, dass die 

braunen und schwarzen Antisemiten über die Juden mörderisch dachten, das sie das taten, lässt 

sich beispielsweise in Hitlers „Mein Kampf“ lesen, bedeutet nicht, dass sie im Herbst 1938 einen 

Plan besessen hätten, die Juden umzubringen. Über deren Leben dachten sie gewiss missach-

tend, wie sich namentlich an der Behandlung der jüdischen Männer zeigte, die nach dem Pog-

rom nach Buchenwald, Sachsenhausen und Dachau verschleppt wurden. Das Leben eines Ju-

den, der dort zugrunde ging, galt ihnen nichts und der Pogrom hat ebenso gewiss die Verrohung 

und Brutalisierung der beteiligten SA-, SS- und Gestapo-Mannschaften weitergetrieben. Inso-

fern gibt es zwischen ihm und den Folgen eine Beziehung. Doch die Entscheidung, die zu den 

Massakern auf erobertem sowjetischem Boden, im polnischen Chełmno/Kulmhof, dann in 

Auschwitz, Sobibor, Belzec und Treblinka führten, entstammen einem späteren Zeitraum, der 

Phase der Vorbereitung auf den Überfall auf die UdSSR. 

Die Rückerinnerung an den Pogrom wie die Geschichte der Judenverfolgung und des Juden-

mords enthält eine allgemeine Warnung, von der häufig der Blick auf die vielen Einzelheiten 

des Geschehens ablenkt, hin auf die beteiligten Personen, die Opfer und die Täter, auf die zer-

störten Güter der Kultur und vieles andere. Doch da ist noch etwas anderes. 

Die Zeitgenossen des Jahres 1933 vermochten sich nicht vorzustellen, dass keine sechs Jahre 

später sich in Deutschland so etwas wie ein Pogrom ereignen könnte, Menschen grundlos ge-
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jagt, Gotteshäuser angezündet, dann gesprengt, tausende Männer in Konzentrationslager ver-

schleppt werden würden. Und dann, 1938, waren dieselben Zeitgenossen nicht imstande, sich 

vorzustellen, dass Männer, Frauen und Kinder drei Jahre später „nach dem Osten“ zu ihren 

Mördern deportiert werden würden. Diese Erinnerung sollte ein bleibender Grund sein, zu un-

seren Vorstellungskräften ein kritisches, ein misstrauisches Verhältnis zu besitzen oder herzu-

stellen. Das bedeutet nicht, tagein und tagaus mit Horrorbildern über die Zukunft zu leben, aber 

es bedeutet, nicht zu rasch und nicht von zu vielem zu glauben, die Menschheit hätte es auf 

unserem Kontinent schon und für immer hinter sich gelassen. 
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Rummel um Rommel 

Ein neuer Film warf eine alte Kontroverse voraus 

Nichts belebt das Geschäft der Medien mehr als eine Meldung, die als Sensation aufgemacht 

werden kann. Nichts ist der Reklame für einen Film förderlicher, als ein Streit, mag er sich auf 

das Drehbuch oder die Besetzung der Rollen beziehen. Jüngstes Beispiel: der lange vorange-

kündigte Film über Erwin Rommel, den die ARD am 1. November ausstrahlen wird. Der Ge-

neralfeldmarschall Hitlers ist seit mehr als einem halben Jahrhundert ein Medienstar und nichts 

deutet darauf, dass der verblassen, geschweige denn erlöschen könnte. Dem Manne vermochten 

alle Enthüllungen über die Rolle der Wehrmacht, alle Dokumente, die über die seine vorgelegt 

wurden, nichts anzuhaben. Sein Geschichtsporträt ist in hohem Grad tatsachen- und wahrheits-

resistent. Den „Wüstenfuchs“ geben ungezählte deutsche Zeitgenossen und auch Nachfahren 

nicht her. Davon sprechen Gedenktafeln in Baden-Württemberg, die Ehre für den tapferen Mann 

und Soldaten verlangen oder ihm bescheinigen, „aufrecht, ritterlich und tapfer bis zu seinem 

Tode als Opfer der Gewaltherrschaft“ gewesen zu sein. Gleiches bezeugen die Konsumenten 

der Rommel-Bücher, die Verlage in billigen Paperback-Ausgaben und Fotobänden permanent 

liefern, häufig Mixturen von Halbwahrheiten und Legenden. Diese Literatur, das ist Frucht der 

Wenden, hat inzwischen in Übersetzungen auch Polen, Russen und Tschechen erreicht. 

Die Arbeit am neuen Rommel-Film, der im Auftrag des SWR herstellt wurde, begann 2008. 

Der dafür bereitgestellte Etat betrug 6 Mill. Euro. Die Reklamekampagne setzte 2011 ein. Da 

war der Film noch nicht abgedreht. Inzwischen stieg er zum wichtigsten Vorhaben der ARD im 

Jahr auf, in dem sich an den siebzigsten Jahrestag der (zweiten) Schlacht bei El Alamein erin-

nern lässt. Sie fand Ende Oktober und Anfang November 1942 statt. An ihrem Ende hatten die 

Eroberer den Traum vom Nil, der Inbesitznahme des Suezkanals und dem Vordringen in den 

Westen des asiatischen Kontinents ausgeträumt. 

Zum Vehikel der Filmreklame wurde 2011 ein Streit zwischen den Produzenten und den Nach-

kommen Rommels in erster und zweiter Generation. Die einen wie die anderen versicherten 

sich des Beistands gutachtender Historiker. Auch die erwiesen sich uneins darüber, ob Hand-

lung und Darstellung – bei allen einem Spielfilm zuzugestehenden Freiheiten – der Person des 

Generals gerecht werden oder sie verzerrt oder verfälscht zeigen. Anschuldigungen gegen die 

Filmemacher behaupteten, sie hätten für ihr Rommel-Bild Anleihe bei dem britischen Histori-

ker David Irving genommen. Dessen Buch über den Mann, der auch „Lieblingsgeneral des 

Führers“ genannt wird, kam 1977 auf den britischen, 1978 auf den westdeutschen Buchmarkt. 

Im Original hieß sein Untertitel The Trail of the Fox, der wurde Bundesrepublikanern nicht 

zugemutet. 

Legenden und Tatsachen 

Als das Buch des Briten erschien, war er als Geschichtsrevisionist schon in Erscheinung getre-

ten. Es fand widersprüchliche Aufnahme. Empört gebärdeten sich die Schöpfer des in Andacht 

gefertigten Gemäldes von der sauberen Wehrmacht und dem Widerstand deutscher Generale 

gegen Hitler. Denn, aus welchem politischen Antrieb auch immer, Irving hatte dieses Kunst-

werk erheblich beschädigt. Seine Mitteilungen waren nicht durchweg von der erfundenen Art, 

die sein vordem erschienenes Buch über den Untergang Dresdens kennzeichnen. 

Zu den ersten, die am Nachkriegsbild Rommels arbeiteten, gehörte seine Witwe Lucia Maria, 

die unter dem Titel Krieg ohne Hass Papiere ihres Ehemannes herausgab. Das tat sie in Ge-

meinschaft mit dem einstigen Stabschef des Afrikakorps Generalleutnant Fritz Bayerlein, ei-

nem Gefolgsmann Hitlers, der seine Truppen erst die Waffen strecken ließ, als aus dem Ruhr-

kessel im April 1945 kein Entkommen mehr war. Das Buch beider erlebte 1950 sogleich eine 

zweite Auflage. Dann nahm sich der britische Militärhistoriker Basil Henry Liddell Hart Rom-

mels an und veröffentlichte in Zusammenarbeit mit den deutschen Autoren den Band Rommel-
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Papers, der 1953 in London und New York erschien. Er erfuhr Übersetzungen in Italien, Spa-

nien und Portugal. Auch später bemühte sich die Familie Rommel um das Geschichtsbild ihres 

berühmtesten Angehörigen. 2010 publizierte Sohn Manfred, vieljähriger Oberbürgermeister 

Stuttgarts, 1944 – Das Jahr der Entscheidung – Erwin Rommel in Frankreich. 

Alte Kameraden 

Schon 1950 hatte sich der ehemaliger Kriegsberichterstatter Lutz Koch mit dem Buch Rommel 

auf dem Buchmarkt gemeldet. Der Untertitel Die Wandlung eines großen Soldaten, verriet wie 

er den General sah. Das passte zur Wortwahl, die sich auch in den Memoiren von Generalen 

findet. Gern bezeichneten sie sich nun schlicht als Soldaten, 1951 erschien dann von Heinz 

Werner Schmidt, der in Afrika Rommels Ordonnanzoffizier war, Mit Rommel in Afrika, das 

1955 in englischer Übersetzung mit dem Titel With Rommel in Desert verbreitet wurde. 

Im gleichen Jahr wurde auch der erste Spielfilm über Rommel gezeigt, The Desert Fox (dt. Rom-

mel. Der Wüstenfuchs). Seine Handlung reichte von den Kämpfen in Nordafrika bis zum Selbst-

mord des Feldmarschalls. Dem Streifen lag die Rommel-Biographie von Desmond Young zu 

Grunde, die im gleichen Jahr erschienen war. Der Autor, britischer Brigadegeneral, war in Nord-

afrika in deutsche Gefangenschaft geraten. Sein Buch, zu dem der britische Feldmarschall 

Claude Auchinleck, im Juli 1942 Rommels Kontrahent in der ersten Schlacht von El Alamein, 

ein Vorwort schrieb, wurde als „klassische Biographie des legendären Führers des Afrikakorps“ 

beworben. Vordem schon, 1953, war in den USA ein Spielfilm über die Monate lange Vertei-

digung Tobruks durch britische und australische Truppen im Jahre 1941 gezeigt worden, er hieß 

The Desert Rats (dt. Die Wüstenratten) Richard Burton und Robert Newton spielten die Haupt-

rollen. 

Unter denen, die in der Bundesrepublik das Wehrmachtsbild auch via einer Rommel-Biogra-

phie fälschten, fehlte auch der ehem. SS-Obersturmbannführer und Pressechef des hingerichte-

ten Reichsaußenministers Joachim von Ribbentrop nicht. Paul Carells (eigentl. Paul Schmidt), 

Buch Die Wüstenfüchse. Mit Rommel in Afrika kam 1958 auf den Buchmarkt, erreichte 1974 

die 16. und danach weitere Auflagen. Zu den alten Kameraden, die mit dem Namen Rommel 

Geschäfte machten oder für ihre eigenen Elaborate warben, gehörte später auch Hans Ulrich 

Freiherr von Luck und Witten, einst Wehrmachtsoberst, der wie Bayerlein zu den Durchhalte-

kriegern gehörte und erst im Kessel von Halbe in sowjetische Gefangenschaft geraten war. So 

wenig er über den General zu erzählen hatte: er gab seinen Erinnerungen den Haupttitel Mit 

Rommel an der Front. Die englisch-sprachige Ausgabe erschien 1989 als Panzer Commander. 

The Memoirs of Colonel Hans von Luck. 

Eine Bücherflut 

Wer in der Deutschen Nationalbiographie unter der Eingabe Rommel sich sachkundig macht, 

dem werden 127 Titel genannt. Und die Produktion dauert an. Hier einige Titel und Autoren, 

unter denen nächst den Deutschen vor allem Briten und US-Amerikaner sind, da Rommel in 

die Kriegsgeschichte ihrer Armeen gehört und die einstigen Nordafrika-Krieger eine breite 

Käuferschicht gaben: 1973 wurde in London eine Rommel-Biographie von Charles Douglas-

Home veröffentlicht, eines schottischen Journalisten, der es 1982 bis zum Herausgeber der 

„Times“ brachte. 1979 erschien eine weitere des britischen Militärhistorikers Kenneth 

Macksey, eines Kriegsteilnehmers, der nach seinem Ausscheiden aus der Armee im Range ei-

nes Majors u. a. Biographien des Generalobersten Heinz Guderian und des Generalfeldmar-

schalls Albert Kesselring schrieb. Seine Abhandlung konzentrierte sich, wie der Untertitel be-

sagt, auf Battles and Campaigns. 

1984 publizierte in New York Samuel W. Mitcham, ebenfalls Autor kriegsgeschichtlicher Ab-

handlungen über den Zweiten Weltkrieg, Triumphant Fox. Erwin Rommel and the Rise of the 

Africacorps, das später auch unter dem Titel Rommel’s Desert War: The Life and Death of the 
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Afrika Corps auf den Buchmarkt gelangte. 1987 veröffentlichte der Historiker Ralf Georg 

Reuth, Korrespondent der „Welt am Sonntag“, Rommel, Des Führers General, worauf 2004 

Rommel. Das Ende einer Legende folgte. 

Weite Verbreitung fand das 1994 in London erschienene Werk des britischen Militärhistorikers 

im Generalsrang David Fraser Knight’s Cross. A Life of Field Marshal Erwin Rommel, von 

dem ein Rezensent schrieb, es zerstöre die „Nachkriegslegende vom Widerstandskämpfer.“ Ein 

Jahr darauf lag die deutsche Ausgabe vor. Inzwischen wurde es in viele Sprachen übersetzt. 

2002 hat Maurice Philip Remy, Produzent einer Vielzahl von Geschichtsdokumentationen u. a. 

in Gemeinschaft mit Guido Knopp, eine weitere Biographie des Generalfeldmarschalls publi-

ziert und gleichzeitig einen dreiteiligen Dokumentarfilm fertig gestellt, beide unter dem Titel 

Mythos Rommel. 2009 kam von Björn Dietrich eine schmale, informative Untersuchung auf 

den Buchmarkt, deren Gegenstand die „Mediale Inszenierung Rommels: Mittel, Ziele und Aus-

wirkungen“ bildet. 

Auch im Ausland verebbte die Flut der Bücher über Rommel und das Afrikakorps nicht. 2003 

erschien Rommel and his art of war von John Pimlott, einem Historiker, der vorher u. a. durch 

Biographien Harold Wilsons und Elisabeths II. bekannt geworden war. Er hatte schon 1994 den 

Band Rommel in his own words herausgegeben, der nach seinem Tode 2011 unter Mitarbeit des 

Historikers Christoph Birnbaum, Redakteur beim „Rheinischen Merkur“, in einer deutschspra-

chigen Version erschien. Die erhielt den Titel Erwin Rommel. „Mut ist, dass man die Angst über-

windet“: Aus den Briefen des Generalfeldmarschalls. Zu den jüngsten Rommel-Biographien 

zählt die des kanadischen Militärhistorikers Benoît Lemay, die 2009 in Paris herauskam, in 

englischer Übersetzung mit dem Untertitel Germany’s Flawed Champion. 

Lange hielt kein renommierter deutscher Militärhistoriker es für reizvoll, sich mit dem Leben 

des populärsten Wehrmachtsgenerals eingehend zu befassen. Nur in Sammelbänden und Nach-

schlagewerken fanden sich knappe Skizzen. Das änderte sich 2009 im Zusammenhang mit einer 

in Stuttgart vom Haus der Geschichte Baden-Württembergs eingerichteten Ausstellung, die Be-

sucher wiederum mit dem Titel Mythos Rommel einlud. Im Werbetext wurde wünschenswert 

klar geschrieben, dass dieser Mythos schon Produkt nationalsozialistischer Propaganda war, der 

Rommel sich „bereitwillig zur Verfügung“ stellte und von der er sich „mit großem Erfolg zur 

Ikone aufbauen“ ließ. Unter der Federführung des Freiburger Militärhistorikers Jürgen Förster 

entstand der Band Geschichte und Mythos mit Beiträgen eines Symposiums, das sich mit der 

realen Biographie des Generals ebenso befasst hatte wie mit den von ihr gelieferten Bildern. 

Der strahlende Stern 

Für zwei Kontroversen bietet Rommels Leben reichlich Stoff. Die eine betrifft seine Leistungen 

als Militär und die Frage, ob die nicht aus propagandistischen Gründen von der Wehrmachts- 

und der britischen Propaganda maßlos überhöht wurden. Daran existierte aus unterschiedlichen 

Gründen da wie dort Interesse. Den Deutschen kamen die Erfolge der Panzertruppen in Nordaf-

rika besonders recht, als der Feldzug gegen die Sowjetunion 1941 in die Niederlage vor Moskau 

gemündet war. Deren Ausmaß und Folgen sollten der deutschen Bevölkerung verborgen blei-

ben. Die las 1942 in Wehrmachtsberichten über Monate von den kaum Raumgewinn eintragen-

den Kämpfen auf der Krim, um Sewastopol und auf der Halbinsel Kertsch. Auch von anderen 

Frontabschnitten waren Siege nicht zu melden. In Nordafrika belagerten deutsch-italienische 

Truppen Tobruk noch immer vergeblich. Dann jedoch, am 28. Mai 1942, gab eine Sondermel-

dung den Beginn einer Offensive bekannt, am 21. Juni wurde die Eroberung Tobruks mitgeteilt, 

dann das Vordringen auf ägyptischen Boden bis zur „letzten Stellung“ vor Alexandria. 

Vor diesem Hintergrund ging Rommels Stern auf und erstrahlte. An diesem Junitag las man 

seinen Namen das erste Mal in einem Wehrmachtsbericht. Dort tauchte er, entgegen allem Lärm 

um das Afrikakorps, zunächst nicht mehr auf. Das geschah erst wieder 1943 nach der Kapitu-

lation der Badoglio-Regierung, als von ihm befehligte deutsche Truppen in Oberitalien die 
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Soldaten des bisherigen Verbündeten entwaffneten und das Land besetzten. Doch war Rom-

mels Name für einige Zeit in Zeitungsberichte und Filmaufnahmen gegenwärtig. Sein Ruhm 

schien merkwürdigerweise dann auch durch die Niederlage in Nordafrika unbeschädigt. Wäh-

rend deren letztem Kapitel, das sich auf tunesischem Boden vollzog, hatte er das Korps schon 

nicht mehr befehligt. Jedoch waren Wochenschau-Bilder in vieler Erinnerung, die Rommel als 

„seinen“ Soldaten besonders eng verbundenen Krieger gezeigt hatten, der sich selbst an vor-

derste Front und in Gefahr begab. Lebendig blieben lange auch die Filmaufnahmen von der 

Exotik des Feldzuges am Südrand des Mittelmeeres. In den Kinos in der Heimat sah man Auf-

nahmen von „deutschen Afrikakämpfern“ lieber, die sich Hühnereier auf den heißen Platten 

ihrer Panzerfahrzeuge brieten als die ewig wiederkehrenden von fallenden Bomben und don-

nernden Geschossen. 

Seit den Kämpfen im Norden Afrikas war Rommels Name auch bei den westlichen Kriegsgeg-

nern bekannt. Und diese, vor allem die Briten, die einen Rückzug zu erklären hatten, besaßen 

Interesse daran, ihr Gegenüber als besonders starken und schwierigen Gegner darzustellen, was 

ihren schließlich errungenen Sieg aufwertete. Dabei war Rommels Korps nie auch nur annä-

hernd in Reichweite des strategischen Zieles, des Suezkanals, gelangt. Kriegsberichte feierten 

in einer Serie noch den Vorstoß „Von Imimi bis El Alamein“, da hätte sie schon den Zusatz 

erhalten müssen „... und zurück“. 

... und sein Verblassen 

Im Herbst 1942 hatten die Briten die Oberhand auf ägyptischem Boden gewonnen. Dann waren 

die US-Amerikaner in Nordwestafrika gelandet. Das deutsche Korps drohte in einem Zangen-

griff zu geraten. Rommel erkannte, dass der Feldzug verloren war. Hitler und Goebbels wünsch-

ten nicht, dass ihnen der zum Helden aufgebaute Marschall abhandenkam. Er durfte im März 

1943 auf den europäischen Kontinent zurückkehren. Die Masse seiner Truppen, nur einer Min-

derheit gelang die Flucht über das Mittelmeer, kapitulierte und geriet mit dem neuen Oberbe-

fehlshaber in die rettende Gefangenschaft. 

Militärbefehlshaber, die an der Front gegen die Rote Armee weit weniger an Toten, Verwun-

deten und Gefangenen verloren, nicht solche Mengen von Kriegsmaterial aufgegeben hatten, 

schickte Hitler auf Dauer, manche in Ermangelung von Ersatz, zeitweilig in Heimaturlaub. 

Rommel hingegen wurde im Mai 1943 beauftragt, vorbereitende Maßnahmen für den Fall des 

Kriegsaustritts Italiens zu ergreifen. Er erhielt, als die anglo-amerikanischen Truppen auf Sizi-

lien landeten, den Oberbefehlshaber über die in Norditalien operierende deutsche Heeresgruppe 

B. Dass er nach dem Rückzug aus Ägypten in des „Führers“ Ungnade gefallen sei, gehört mithin 

in das Reich der Legenden. Und ihn selbst drängte es nach erneuter Bewährung, er befahl, den 

„badogliohörigen Banden“, „dem Gesindel“, das gestern Verbündeter war, keine Schonung zu 

erweisen. 

Im Zentrum der Kontroversen 

Die eigentliche Kontroverse, die über Rommels Biographie ausgetragen wird und in den Dis-

kussionen um den neuen Film auflebte, betrifft jedoch die Frage, wie nah oder wie fern der 

Marschall 1944 den Kräften stand, die durch den Tod Hitlers den Weg zu einem totalen oder 

Teilfrieden freimachen wollten, weil sie den Krieg als Ganzen verloren gaben. Die sich immer 

wieder und gegen alle Argumente und Dokumente geltend machende Version sucht Rommel 

im Minimum zum Mitwisser, im Maximum zum Mittäter der Verschwörer des 20. Juli zu stili-

sieren, zu einem Hitlergegner, der auf den Erfolg der Akteure hoffte und sich ihnen danach zur 

Verfügung stellen wollte. 

Während Claus von Stauffenberg und seine Gruppe den Militärputsch vorbereiteten, befehligte 

Rommel, dessen Hauptquartier sich im Seine-Bogen in dem Schloss La Roche Guyon nahe der 

Grenze zwischen der Ile de France und der Normandie befand, eine Heeresgruppe, die sich auf 
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den Kampf gegen die erwartete Invasion vorbereitete. Als die Anfang Juni 1944 gelungen war, 

wurde Rommel bei einem Angriff von Tieffliegern auf sein Fahrzeug am 17. Juli eine Verwun-

dung [zugefügt]. Auf die Nachricht vom Misslingen des Vorhabens, Hitler zu töten, reagierte 

er am 24. Juli in einem Brief an seine Frau mit den Worten: „Zu meinem Unfall hat mich das 

Attentat auf den Führer besonders stark erschüttert. Man kann Gott danken, dass es so gut abge-

gangen ist.“ 

Unterstellt man nicht, dass diese Sätze geschrieben wurden, um sich so etwas wie einen „Persil-

schein“ zur Abwehr von Verdächtigungen auszustellen, dann fällt es allein aufgrund dieses Do-

kuments schwer, den Marschall für einen Hitlergegner zu halten. Als gesichert kann hingegen 

gelten, dass er vorsichtige Werbungen, ihn für den Verschwörerkreis zu gewinnen, ablehnte. Zu 

ihm hat er keinen Kontakt hergestellt. So sahen vor Jahrzehnten auch seine Familienangehöri-

gen seine Rolle noch, die sich dabei auf Gespräche stützen konnten, die sie 1944 mitgeführt 

hatten, während er sich als Genesender in seinem Haus in Württemberg aufhielt. 

Wie der Marschall dennoch in Verdacht geriet, den Umsturzplan unterstützt oder auch nur ge-

kannt zu haben, wird ungeklärt bleiben. Da sind Historiker auf Mutmaßungen angewiesen, die 

sich einer Wahrscheinlichkeitsstufe nicht zuordnen lassen. Bis zu seiner Verwundung gehörte 

Rommel, was immer er über den Fortgang des Krieges denken und wünschen mochte, zu Hit-

lers militärischen Gefolgsleuten, deren Loyalität ungebrochen war. Die Frage, warum dieser 

Krieg bis in das Frühjahr 1945 dauerte, beantwortet sich auch an dieser Gefolgschaft, wiewohl 

der Mann die Phase der Agonie des Regimes nicht mehr erlebte. Er schluckte die Giftkapsel, 

die ihm sein Führer überbringen ließ. 

Für den nun dem deutschem Fernsehpublikum offerierten Film gibt es eine Vergleichsmöglich-

keit. Sie bietet der früheste Film über den „Wüstenfuchs“. Der war eine US-amerikanische Pro-

duktion und 1943 fertig gestellt. Gedreht hatte „Five Graves to Cairo“ Billy Wilder, der 1933 

von Berlin nach Paris geflohen und später in die USA gegangen war. Erich von Stroheim ver-

körperte den Generalfeldmarschall. Zwei Österreicher, der eine in Wien geboren, der andere 

dort aufgewachsen, beide Söhne jüdischer Eltern, schufen einen Film, der sich der damals üb-

lichen Karikaturen von Nazis enthielt. Er zeigte Rommel als das, was er war, ein Vertreter des 

nazistischen Herrenmenschentums in Uniform. 

Inschrift auf der Rückseite einer Gedenktafel für Erwin Rommel in Baden- Württemberg: 

„50 Jahre nach seiner Einweihung steht eine Generation vor dieser Gedenkstätte, die in einem 

einigen und friedlichen Europa ihre Heimat gefunden hat. Tapferkeit und Heldenmut, Schuld 

und Verbrechen liegen im Krieg eng zusammen. Möge das Schicksal Erwin Rommels und seiner 

Soldaten eine bleibende Mahnung sein, unsere Jugend in eine friedliche Zukunft zu führen.“ 
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Little Cedrik und die Wandlung des Ausbeuters 

Zum Film „Der kleine Lord“ 

Während unsere Kanzlerin, ihrem Eid gemäß, also um das Wohl der Nation besorgt, und um 

die Schockwirkung plötzlicher schlechter Nachrichten wissend, das Volk auf das Jahr der 

schlechten Nachrichten vorbereitet, sind ihr nahestehende Kräfte bemüht, die Millionen Lands-

leute doch nicht trüben Sinnes in das Weihnachtsfest und über die Schwelle ins Neue Jahr gehen 

zu lassen. Eine Anstalt, die sich, ihrer Informationspflicht genügend, auch für die Verbreitung 

schlechter Kunden zuständig hält, hat das zu bewirken gesucht. Die Rede ist von der ARD. 

Die schickte, als sich die Stimmung Friede, Freude, Engelein über das Land legte und die Scho-

koladenmänner schon in Reih’ und Glied im Anmarsch waren, ihren zahlenden und nichtzah-

lenden Zuschauern den „kleinen Lord“ in die Stuben und auf den Bildschirm. Nun mag hier 

eingewendet werden, auf dessen Geschichte, die France Hodgson Burnett 1886 als Roman auf 

den Buchmarkt brachte, werde doch Jahr für Jahr im vorweihnachtlichen Programm zugegrif-

fen. Gewiss. 2008 aber war es, neudeutsch gesprochen, ein Muss. Das bestätigten mehr als 

fünfeinhalb Millionen Zuschauer, die von der berühmt gewordenen britischen Verfilmung, die 

erste erfolgte als Stummfilm 1914, auf Sofas, Sessel und Stühle vor die Flimmerkisten gezogen 

wurden. Und die unterhielten sich bei der abenteuerlichen Geschichte des Little Cedric Errol. 

In dessen Leben in einem New Yorker Wohnviertel der kleinen und armen Leute griff sein 

ferner Großvater, Earl of Dorincourt, ein. Der hatte beschlossen: Nach dem frühen Tode seiner 

drei Söhne, muss der einzig verfügbare Enkel herbeigeschafft werden, sei er gleich der Spröss-

ling aus der verabscheuten Ehe des Lieblingssohnes mit einer Frau aus den Staaten, einem Land, 

das dem Aristokraten ohnehin verhasst ist, hatte es sich doch eigenmächtig aus dem britischen 

Weltreich verabschiedet. 

So kommt der aufgeweckte, wohlerzogene, redegewandte Knabe auf das Schloss seines Opas, 

der aus ihm machen will, was er selbst ist. Einen Herrscher. Von der ersten Begegnung an 

werden jedoch die Rollen vertauscht. Cedric, nun, so auch der Titel des Romans, Little Lord 

Fauntleroy, macht aus dem steinherzigen Alten einen Menschen, aus dem am Leben und Ver-

recken seiner Untertanen desinteressierten Ausbeuter einen mitfühlenden Arbeitgeber, aus dem 

gichtkranken Greis einen mit leeren Blechdosen fußballspielenden lockeren alten Herren. Wel-

che Wendung! Am Ende: die Volksgemeinschaft tafelnd bei Tische. Nicht erlöst durch einen 

Führer, sondern durch einen kleinen goldblonden Burschen, Immigrant aus dem Land der un-

begrenzten Möglichkeiten. Das Gute hat über alles Böse gesiegt. Geboten wird Sozialkitsch 

vom Feinsten. Präsentiert von einem Ensemble, in dem ausnahmslos alle schauspielern können. 

Selbst der herzogliche Edelhund, der schon beim ersten vis-à-vis mit dem Zugereisten wahrge-

nommen hat, dass der neue Rudelführer eingetroffen ist. Diese Mimen-Truppe, die sich von 

dem täglich ausgestrahlten Verschnitt so wohltuend abhebt, macht die Sache in vielen Passagen 

amüsant, im Ganzen erträglich. Wer nach diesen neunzig Minuten nicht ganz Herz, sondern 

noch eines Gedankens fähig ist, mag sich fragen: Wozu alle Theorien über Reformen und Re-

volutionen, kann nicht ein Dutzend dieser Cedrics die Welt menschlich einrichten? Erziehen 

wir die Ausbeuter um. In Deutschland haben sich schon mehrere dessen anheischig gemacht. 

Jetzt ist uns das wieder angekündigt. Allerdings nicht durch einen munteren Knaben, sondern 

durch die Staatsmächtigen. Da kommt Skepsis auf. 
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Georg Elser – ein deutscher Charakter? 

Der Zufall wollte es, dass am Tage, da mir aus Bremen mit der email die Einladung zukam, 

mich an einer Publikation, die dem Gedenken und Verdienst des Georg Elser gewidmet ist, mit 

Gedanken zum „deutschen Charakter“ zu beteiligen, mir die traditionelle Post ein Buch ins 

Haus lieferte, das einen ungleich weiteren und längeren Weg hinter sich hatte. Es kam aus dem 

russischen Samara. Sein Titel: The Road from Grodno. Es enthält die Lebenserinnerungen von 

Daniel Klowski, der als Professor für Physik in der Stadt und deren Universität gewirkt hatte, 

als diese über Jahrzehnte Kuybischew hieß. Vor zwei Jahren ist er dort verstorben. Kennen 

gelernt hatten wir einander in Thüringen. In einer Internatsschule auf den Höhen des Thüringer 

Waldes teilten wir als deren Schüler im Winter 1945/1946 ein Zimmer. Für Daniel war es der 

erste Winter, den er wieder in Freiheit erlebte. Er war und blieb wohl der Schüler mit den grau-

sigsten Lebenserfahrungen, der je diese Anstalt besuchte, die in diesem Jahre 2006 ihren hun-

dertsten Geburtstag hätte begehen können, doch hat sie die Wende des Jahres 1990 nicht über-

standen. 

Was hätte mir Daniel auf die Frage nach dem „deutschen Charakter“ damals geantwortet? 

Nachdem er von Deutschen aus seiner Heimatstadt Grodno deportiert worden war, mit dem 

Vater, der Mutter, den jüngeren Geschwistern. Halte dich an den Vater, hatte ihm, ihrem ältes-

ten, die Mutter geraten, als sie getrennt wurden. Sie und seine Geschwister sah er nie wieder. 

So hatte seine Bekanntschaft mit den Deutschen begonnen. Hätte er mir von diesen erzählt und 

den anderen, denen er in der Uniform der SS in Stutthof, dann in Auschwitz, zuletzt in Buchen-

wald begegnet war, den Menschenschindern und Massenmördern? Ich bin ziemlich sicher, dass 

er mir auf meine Frage eine andere Geschichte erzählt haben würde. Die des deutschen Stefan 

Heymann, eines Mannes, der aus einer jüdischen bürgerlichen Familie in Mannheim stammte. 

Er war in den Ersten Weltkrieg gezogen wie viele seinesgleichen. Er überlebte ihn, zuletzt bei 

der Fliegertruppe, hochdekoriert, aber mit einer Erfahrung, die ihn am Beginn der zwanziger 

Jahre in die Reihen der Kommunisten führte. Nach 1933 hatte er sich nur wenige Monate auf 

freiem Fuß befunden. Stefan Heymann, in Auschwitz in einem Krankenrevier tätig, hatte den 

vom Tode gezeichneten und für die Gaskammer bestimmten Daniel durch Inspektionen und 

Selektionen geschmuggelt. In Buchenwald erlebten beide die Stunde der Befreiung. Von die-

sem rettenden Aufeinandertreffen hätte mir Daniel vermutlich erzählt und daran die Bemerkung 

geschlossen: „Da, Kurt, hast du deinen deutschen Charakter“. So hat er sie übrigens in den 

frühen achtziger Jahren den Schülern einer allgemeinbildenden Schule in einem Orte in Thü-

ringen erzählt, als diese den Namen Stefan Heymann annahm, des Mannes, der Daniel nach 

seinem leiblichen als sein „zweiter Vater“ galt. Sie hat diesen Namen übrigens in das einheitli-

che Deutschland nicht mit hinübergenommen. 

So also wäre unsere Unterhaltung verlaufen, ohne ethnische, historische, philosophische und 

sonstige Gedankenflüge und ohne Weitschweifigkeit. Damals im ersten Winter „nach 

Auschwitz“. Wer und was „die Deutschen“ seien, das war für Millionen Europäer eine ausge-

machte Sache. Sie bezogen ihre Erfahrungen aus dem Einfall der Wehrmacht in ihre Länder, in 

die Städte und Dörfer, aus den Verschleppungen der Menschen und deren Auslieferung an Hun-

ger, Kälte und an Zwangsarbeit, aus der Zerstörung ihrer Behausungen, dem Raub ihres Viehs, 

der Plünderung ihrer Produktionsmittel. „Die Deutschen“ – das war weithin ein Gleichwort für 

die Faschisten, und Faschisten war ein Synonym für Barbaren. Nicht für alle, die mit ihnen 

Bekanntschaft machten. Denn die Bekanntschaften waren nicht identisch. Da gab es die zu den 

griechischen und jugoslawischen Partisanen Übergelaufenen, die mit der französischen Resis-

tance Kooperierenden oder in deren Reihen Kämpfenden, die Deutschen in der Uniform der 

sowjetischen Soldaten. Das war ein Glück für den „großen Haufen“. Es gab Anstöße und Grün-

de unter den Besiegten zu differenzieren. 

Das begann schon im Moment des Einmarsches der Alliierten. Und es wurde programmatisch 

wahrnehmbar, eben trennen uns von dem Ereignis sechzig Jahre, in den Monaten der Verhand-
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lungen des Nürnberger Internationalen Militärtribunals. Schon in seiner denkwürdigen Eröff-

nungsrede hatte der Chefankläger der USA, Robert Jackson, klargestellt, dass vor diesem Ge-

richt nicht das deutsche Volk angeklagt werde. Wenngleich auch er wusste: „Tausend kleine 

Führer diktierten, tausend Nachahmer Görings stolzierten umher, tausend Schirachs hetzten die 

Jugend auf, tausend Sauckels ließen Sklaven arbeiten, tausend Streichers und Rosenbergs 

schürten den Hass, tausend Kaltenbrunners und Franks folterten und töteten, tausend Schachts, 

Speers und Funks verwalteten, unterstützten und finanzierten die Bewegung.“ 

Doch das erklärte der Jurist und vormalige Justizminister der USA nicht mit Charaktereigen-

schaften der Deutschen, sondern aus deren Geschichte, namentlich den Jahren nach dem Ersten 

Weltkrieg, in denen Existenzbedingungen entstanden waren, die den Demagogen um Hitler 

einen idealen Boden für ihre Tätigkeit und ihre Erfolge bereitet hatten. Auch die durch das 

Gericht erfolgte Erklärung von Nazi-Organisationen, die Zehn- und Hunderttausende von Mit-

gliedern besessen hatten, als verbrecherische Zusammenschlüsse, vermied über diese Einzelnen 

jedes generalisierende Urteil. In Nürnberg wurde demonstrativ die „Einzelfallprüfung“ prakti-

ziert und sie geschah beispielhaft und mit der Forderung der Nachahmung. Die Distanzierung 

von jeder Version einer Kollektivschuld-These und von der Charakterisierung des verbrecheri-

schen Geschehens als aus einem Nationalcharakter hervorgegangen, wurde nicht zuletzt daran 

deutlich, dass die Richter das Recht, das sie sprachen und auch neu setzten, weltweit als eine 

Warnung an alle verstanden, womit doch gesagt war, das niemand prinzipiell – etwa durch seine 

nationale Zugehörigkeit – dagegen gefeit (oder auch dazu verurteilt) sei, die Erbschaft der deut-

schen Faschisten anzutreten. Es wäre den Richtern der vier Mächte und ebenso wenig deren 

Anklägern nicht eingefallen, von den Deutschen, wenngleich ihnen auch deren Elend bewusst 

war, als von einem Volk der Opfer, aber auch nicht als von einem Volk der Mörder die zu 

sprechen, wiewohl ihnen wie niemandem zuvor die Masse der begangenen Verbrechen vor Au-

gen stand. 

Man musste weder ein Anhänger der Geschichtsphilosophie des historischen Materialismus 

noch auf dem Felde der Politik ein Kommunist sein, um das Verhalten von Menschen nament-

lich in Großgruppen in Abhängigkeit von ihren materiellen und geistigen Existenzbedingungen 

zu sehen. Nicht, dass der Einzelne an sie genagelt wäre wie Jesus Christus ans Kreuz. Alterna-

tiven des Handelns bleiben – von wenigen Ausnahmelagen abgesehen – den von ihren Interes-

sen, verstandenen oder auch missverstandenen, geleiteten Menschen, freilich in Abhängigkeit 

von den jeweiligen äußeren Zuständen und auch ihrer inneren Befindlichkeit, von ihren Le-

benswegen, beginnend in Kindheitstagen, von ihrem Wissen und ihren Überzeugungen. Georg 

Elsers Leben gibt dafür Beispiel und Beweis. Nur unterscheiden sich, um wieder dessen Zeit 

anzurufen, die Möglichkeiten des Handelns in einer Fabrik und in Freiheit sehr von denen in 

einem Zuchthaus oder Konzentrationslager. Das „Lerne zeitig klüger sein“ meint auch, Akti-

ons- und Reaktionsmöglichkeiten zu erkennen und zu nutzen, solange die Räume dafür noch 

nicht verengt sind und nicht Preise von der Art „gezahlt“ werden müssen, wie ihn schließlich 

der Attentäter von München zu zahlen hatte. 

Das Grundinteresse der Politiker an der Spitze der Staaten und vielfach auch der Parteien be-

steht nicht erst seit jüngstem darin, den Menschen einzureden, es gäbe keine andere Denk- und 

Handlungsalternative, als sie von ihnen im Moment angeboten, praktiziert und verlangt werde. 

Jeder neue Tag liefert dafür neues Anschauungsmaterial. Und es war ein weiterer Zufall, dass 

an dem Tage, als mich die Einladung erreichte, mich knapp zu einer Frage zu äußern, die un-

gleich mehr Aspekte besitzt, als die hier erwähnten, die Nachricht vom Sieg der Franzosen in 

jenem wochenlangen Kampf in die Zeitungen gelangte, der in seinem Kern sich auf die Blo-

ckierung jenes Weges richtete, der das Etikett „Neoliberalismus“ trägt. Doch wie haben unsere 

führenden Blätter darüber berichtet! So schmallippig wie es eben noch anging, um sich nicht 

dem Vorwurf der Ignoranz auszusetzen. Da freuen sich Millionen Menschen in unserem Nach-

barlande, das unseren Vorfahren einst als „Erbfeind“ galt. Junge und Alte. Und die Alten mit 
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den Jungen, denn sie haben doch für ihre eigenen Kinder Rechte erstritten oder behauptet, die 

am Ende auch ihnen selbst immer stärker beschnitten werden sollen. Und die deutsche Presse, 

soweit sie nicht links zu verorten ist? Sie kennzeichnet, so z. B. die Stuttgarter Zeitung, das 

Errungene als auf einem Holzweg liegend. Unfähig hätten sich die Franzosen erwiesen, Prob-

leme zu erkennen, geschweige denn zu lösen, die hierzulande doch wenigstens diskutiert wür-

den. Wir, so der Tenor, haben die Sache im Griff. Spricht da der deutsche Charakter? Oder 

äußern sich so Journalisten und Redaktionen, die Bürger glauben machen wollen, dass es keine 

Wahl gibt und also sie auch keine haben und dass sie also gefälligst zu Hause bleiben sollen. 

Dem deutschen Michel wird die Mütze fest übergezogen. Die Auseinandersetzungen im Frank-

reich nahen Baden-Württemberg hatten ohnehin zu lange gedauert. Und wie jüngst der für Men-

schen, welche die deutsche Staatsbürgerschaft begehren, in Hessen gefertigte Fragebogen il-

lustrierte: Dass in deutscher Geschichte Massen ihre Interessen gegen die Herrschenden je 

durchgesetzt haben, was wirklich vorgekommen ist, daran soll nichts erinnern und niemand 

erinnert werden. Ausgenommen einzig die Wende des Jahres 1989. 
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Über ein noch zu würdigendes Verdienst 

Vortrag auf der Veranstaltung aus Anlass des 70. Jahrestages der Befreiung  

des Konzentrationslagers Buchenwald. 12. April 2015 

Was folgt, ist nicht die Darstellung oder Analyse eines Historikers, sondern ein Zeitzeugenbe-

richt, in den sich freilich Fragen „vom Fach“ her gleichsam einschleichen werden. Vorange-

stellt werden soll dem ein Blick in unsere Zeiten. Diesem Gedenken an den 70. Jahrestag der 

Befreiung des Konzentrationslagers Buchenwald wird in einem knappen Monat nur dasjenige 

an das Kriegsende in Europa folgen. Die deutsche Führung war zum Eingeständnis ihrer totalen 

Niederlage gezwungen, in Karlshorst wurde das durch die Kapitulation beurkundet. Zu geden-

ken ist einer historischen Großtat. An ihr waren Millionen Menschen aller Kontinente beteiligt, 

Soldaten der alliierten Armeen vor allem, Widerstandskämpfer in ungezählten Ländern und 

auch die Millionen, die in der Industrie und der Landwirtschaft dafür arbeiteten, dass die Ar-

meen der Befreier kämpfen, und, was mitunter vergessen wird, sich auch ernähren konnten. 

Die Kennzeichnung dieses Maitages 1945, auch wenn sie mit einem Wort erfolgt – Befreiung 

ergibt aber für die Angehörigen der europäischen Nationen und die Bewohner verschiedener 

Gegenden des Kontinents einen zu unterscheidenden Sinn. Unstrittig ist und für alle Europäer 

gilt nur das Wort Kriegsende. Nach diesem Tag schwiegen die Waffen. Doch schon, wenn an 

diese Tatsachenfeststellung die Frage geknüpft wird, welcher Krieg da eigentlich endete, gehen 

Kennzeichnungen und Bewertungen auseinander. Hingegen führt die Bezeichnung Ende des 

Zweiten Weltkriegs in keinen Streit, wenn dem hinzugesetzt wird, dass er in Asien gegen Japan 

noch bis in den August 1945 fortdauerte und erst nach dessen Kapitulation definitiv endete. In 

der Sowjetunion hatte der Krieg schon in seinem Verlauf und mit der Absicht der patriotischen 

Mobilisierung den Namen Großer Vaterländischer Krieg erhalten, ein Bezug auf den Vaterlän-

dischen, wozu der Krieg des zaristischen Russlands gegen die Napoleonischen Eroberer 1812 

erklärt worden war. 

Das unterschiedliche Verhältnis zur eigenen Geschichte drückte sich im Nachkrieg in den bei-

den deutschen Staaten auch in der Charakterisierung des Krieges aus. Im Weststaat dominierte 

die Bezeichnung Hitlers Krieg. Mit ihr wurde dem Interesse der vor und nach dem Mai 1945 

maßgeblichen Kreise Rechnung getragen, die Urheber, Förderer oder aktive Parteigänger des 

Regimes waren, ihre eigene Rolle nun freilich unerörtert lassen wollten. Dieses Interesse 

herrschte namentlich in den Kreisen der einstigen Militärs, die die Legende von der sauberen 

Wehrmacht verbreiteten. Doch auch Millionen Bürger, die sich als Opfer eines an ihnen began-

genen Betrugs und dann des Krieges ansahen, waren mit der Delegierung der alleinigen Ver-

antwortung aller Ursachen des Unheils auf den „Führer“ einverstanden. Im Osten hingegen 

setzten die Marxisten, jedoch nicht sie allein, die Kennzeichnung imperialistischer Krieg durch 

und stellten ihn in die deutsche Geschichte als zweiten Versuch, aus der Großmacht Deutsches 

Reich eine Weltmacht zu machen. Heute ist der Begriff Imperialismus in der Bundesrepublik 

weitgehend aus dem Verkehr gezogen, auch für den Rückblick. 

Und wie steht es mit der begrifflichen Kennzeichnung jenes Maitages nun in „Deutschland 

einig Vaterland“? Da konkurrieren Niederlage, Zusammenbruch, Kapitulation, Kriegsende und 

Befreiung. Und diejenigen, die den Begriff Befreiung früh verwendeten oder sich später zu ihm 

durchrangen, verbinden mit ihm nicht alle den gleichen Sinngehalt, der Richard von Weiz-

säckers war ein anderer als der, den ihm Antifaschisten zulegten. In den Differenzen im Reich 

der Begriffe aber spiegeln und konzentrieren sich Unterschiede und Gegensätze in der Betrach-

tung der Geschichte. Der Verfälschung erreicht hierzulande gerade einen neuen Höhepunkt mit 

der Legende von den zweierlei Kriegsenden und den zweierlei Befreiungen. Der zufolge ist der 

Westen Deutschlands 1945, der Osten 1990 befreit worden. Damit ist auch das Urteil über die 

Sowjetische Armee gesprochen. 



837 

Nun also zurück nach Buchenwald und Weimar im Jahr 1945 und in die Zeit, da der Aufbau 

einer antifaschistisch-demokratischen Ordnung begann. Es ist nicht einfach, sich ein Gesamt-

bild davon zu machen, welchen Anteil die befreiten Häftlinge von Buchenwald wie die anderer 

Gefangenenlager daran hatten. Denn: es existieren keine systematischen Untersuchungen der 

Wege und der Rolle dieser Befreiten in den ersten Monaten und Jahren nach ihrer Befreiung. 

Heute mag es uns merkwürdig vorkommen, dass in DDR-Zeiten namentlich im Rahmen der 

örtlichen Geschichtskommissionen bei den Leitungen der SED über die Teilnehmer am Wider-

standskampf geforscht und geschrieben worden ist, aber ungleich weniger über die Verdienste 

der Überlebenden nach 1945. Gewiss über die Tätigkeit jener, die früher oder später an heraus-

ragende Plätze gelangten, Ministerpräsident wurden, wie Rudi Jahn im Lande Brandenburg, 

oder Botschafter der DDR in einem der osteuropäischen Länder, was für Stefan Heymann 

(1896-1967) gilt, oder Walter Bartel (1904-1992), der erst an der Seite Wilhelm Piecks und 

später als Zeithistoriker arbeitete, lassen sich in Lexika knappe Angaben über ihre Lebenswege 

finden. Ein Gesamtbild ergibt das nicht, in ihm fehlen die vielen, die an ihren alten oder neuen 

Lebensorten nicht weniger angestrengt und klug tätig wurden, die aber in kein Geschichtsbuch 

eingegangen sind. Diese „Lücke“ schleppen wir offenbar als Erbe mit uns. Ein Blick in die 

Presse, soweit sie sich dem 70. Jahrestag der Befreiung zuwandte, stößt auf Berichte über die 

Leiden, die Rolle und die Verdienste der Gefangenen des Faschismus während ihrer Gefangen-

schaf, nicht aber auf die danach erworbenen. Mir scheint die Situation dadurch verschärft, dass 

die Linke insgesamt kein Verhältnis zur Geschichte der DDR gefunden hat und das derzeit auch 

nicht ernsthaft zu gewinnen sucht. 

Also folgt der Bericht eines Zeitzeugen, der Blick durch einen kleinen Sehschlitz in die frühe 

Nachkriegsgeschichte. Dass ich hier als Zeitzeuge aufgerufen werden kann, geht auf eine Kette 

von Zufällen zurück, die bei Kriegsende 1945 massenhaft Lebenswege bestimmten und Bio-

graphien prägten. Es verschlug den Schlesier nach Weimar. Das erwies sich in mehrfacher Hin-

sicht als ein Glücksumstand. Dazu gehörte an vorderem Platz, dass ich hier die nahe Bekannt-

schaft einer Anzahl, von – im Ganzen nicht mehr einem halben Dutzend – Männern verschie-

denen Alters machte, die Häftlinge im Konzentrationslager Buchenwald gewesen waren und 

nach ihrer Befreiung in der Stadt am Fuße des Ettersbergs blieben, also nicht oder nicht sogleich 

in jene Orte zurückgekehrt waren, in denen sie gelebt hatten, bis sie der Gestapo in die Hände 

gefallen waren. Damit ist gesagt, dass auch hier der Zufall des Aufeinandertreffens waltet und 

dieser Bericht vieler Ergänzungen bedarf. Die Rede wird von vier Buchenwäldern sein, die vor-

dem Auschwitz alle durch- und überlebten: von Stefan Heymann, Kurt Goldstein (1914-2007), 

Walter Wolf (1907-1977), Heinz Lippmann (1921-1974) und Daniel Klowski. 

Stefan Heymann, der älteste in dieser Reihe, stammte aus einer jüdischen Familie in Mannheim, 

war dort Funktionär der Kommunistischen Partei und Landtagsabgeordneter im Landtag von 

Baden gewesen. Kurt Goldsteins Heimat war das Ruhrgebiet, wo er in Scharnhorst, heute ein 

Stadtteil von Dortmund, geboren wurde. Er schloss sich dem Kommunistischen Jugendverband 

und der Partei an und wurde 1942, bis dahin, er hatte zu den Internationalisten gehört, die in 

Spanien die Republik verteidigten, in französischer Internierung lebend, an die Deutschen aus-

geliefert. Seine weiteren Lebensstationen hießen Drancy, Auschwitz, Buchenwald. Walter 

Wolf war 1907 in Gotha geboren. hatte in Jena studiert, war Volksschullehrer und 1930 Mit-

glied der Kommunistischen Partei geworden. 1938 zwar in einem Prozess freigesprochen, 

wurde er dennoch in das KZ Buchenwald gebracht. Heinz Lippmann war ein in Berlin gebore-

ner jüdischer Fabrikantensohn und als Jude von dem Gymnasium, das er besuchte, verwiesen, 

worden. Er traf erst in der Haft, sie führte über die Stationen Großbeeren, Auschwitz-Monowitz 

und Buchenwald, auf Kommunisten und hatte sich ihnen angeschlossen. Schließlich zählte zu 

diesen meinen neuen Bekannten Daniel Klowski, der Jude aus Grodno, mit seinem Vater der 

einzige Überlebende einer großen Familie, deren weibliche Mitglieder, Mutter und Schwestern 

ermordet worden waren. Sein Weg hatte durch mehrere Lager, schließlich nach Auschwitz-
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Monowitz geführt und von da bei der Evakuierung vor der herannahenden sowjetischen Armee 

wie der Weg der anderen nach Buchenwald. Von ihm wird am Ende noch gesondert zu sprechen 

sein. 

Dass ich mit diesen Fünf bekannt wurde, und das während eines nicht mehr als zwei Monate 

dauernden beständigen Aufenthalts in Weimar, hatte mehrere Gründe. Der erste war meine Mit-

arbeit in der sich konstituierenden antifaschistischen Jugend. Noch am Tage meines Eintreffens 

in Weimar besuchte ich am Abend eine Veranstaltung der Weimarer Gruppe im Haus der Frau 

von Stein, wo zu meiner Enttäuschung nicht über Politik diskutiert, sondern Volkstanz geübt 

wurde. Der zweite war die Tatsache, dass die Genossen der KPD sich intensiv um eben diese 

ziemlich übersichtliche Gruppe junger Leute kümmerten, die sich in dem Sitz der Organisation 

im Haus der Jugend am Goetheplatz zu abendlichen Gesprächen trafen, die wir wohl Schulun-

gen noch nicht nannten, wiewohl sie gerade das waren. Geschichte und Literatur standen im 

Zentrum. Dort trafen wir auch mit Antifaschisten mit anderen Lebenswegen zusammen, denn 

es gab kaum einen, der sich damals nicht um die wenigen Jugendlichen gekümmert hätte, die 

neue Wege suchten. Anfänglich waren das nahezu ausschließlich Kinder aus antifaschistischen 

Elternhäusern. Als unsere frühesten Lehrer müssten da Werner Eggerath (1900-1977) genannte 

werden und auch die Schriftstellerin und bildenden Künstlerin Dora Wentscher, die aus der 

sowjetischen Emigration zurückgekehrt war. 

Kein Zufall war, dass die Genannten sämtlich auf dem Gebiet der Bildung und der antifaschis-

tischen – ja vielleicht ist Werbung das bessere Wort – Propaganda und Agitation tätig waren. 

Stefan Heymann war einer der maßgeblichen Mitarbeiter für Bildungsfragen in der Landeslei-

tung der KPD, die ihren Sitz in der Schwansee-Straße hatte. Er leitete unter anderem Lehrgänge 

in Camburg, wo die Partei sich eine Schulungsstätte für Internatslehrgänge geschaffen hatte. 

Im November fand dort u. a. ein Lehrgang für junge Mitglieder der Kommunistischen und der 

Sozialdemokratischen Partei statt, zu deren Referenten neben Heymann, Werner Eggerath, Fritz 

Heilmann (1892-1963), auch ein Rückkehrer aus der UdSSR, und weitere aus dem Führungs-

kreis der Partei in Thüringen gehörten. Kurt Goldstein arbeitete ebenfalls in der Landesleitung 

der KPD und war dort für die Jugendarbeit zuständig, das bedeutete praktisch, den Aufbau der 

Organisation Antifa-Jugend im Lande. Zu deren Leitung, die im schon erwähnten Haus der 

Jugend sich befand, gehörten Ernst Horn [1912-2001], Otto Funke (1915-1997) und – ebenfalls 

für Kultur und Bildung zuständig – Heinz Lippmann. Walter Wolf war Landesdirektor für Volks-

bildung geworden, später erhielt diese Verwaltung die Bezeichnung Ministerium und seine Tä-

tigkeit die eines Ministers zurück. 

Es würde die Arbeit mehrerer Historiker in den Archiven des Landes erfordern, um zu rekon-

struieren, welche Entscheidungen die vier trafen, welche Initiativen sie auslösten und lenkten 

und also welche Verdienste sie sich im Einzelnen um diesen Start in die antifaschistische Ord-

nung erwarben. Notwendig wäre, was aus Platz- und Zeitgründen unterbleibt, auch ein Blick auf 

die weiteren Lebenswege, die alle schließlich aus Thüringen herausführten und die sehr unter-

schiedlich – bis zur Gegensätzlichkeit unterschiedlich – verliefen. Mein Anliegen ist ohnehin 

begrenzter. Ich will mich aus dem Abstand von sieben Jahrzehnten fragen, keiner der vier ist 

noch am Leben, was mir als Eindrücke von jenen Begegnungen und, in Einschränkungen lässt 

sich sagen, aus dieser Zusammenarbeit geblieben ist. Das ergibt eine kleine Liste: 

1. traf ich auf Menschen, die allesamt eine längere ruhige Phase nach den Jahren der Leiden 

und Ängste, der Ausbeutung und der Todesdrohung einer Erholung bedurft hätten, sich 

in eine Arbeit stürzten, die sie nicht gelernt hatten und für die es für ihre Absichten keine 

Lehrbücher gab. Mit einem Wort ließe sich diese Arbeit als regieren bezeichnen, wenn 

darunter nicht nur staatliche Arbeit verstanden wird. Die staatlichen und gesellschaftli-

chen Apparate der neuen Ordnung mussten aufgebaut werden und wo das geschah, war 

zu lernen. Ob die Genossen in der Leitung der KPD und bald darauf der vereinigten Partei 

oder die in den Landesverwaltungen, wie die einstigen Ministerien zunächst hießen, sie 
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waren, soweit der Fahrzeugpark und das Benzin reichten, ständig im Lande Thüringen 

unterwegs, zu reden, zu instruieren und zu prüfen, ob und wie es „voranging“ [war]. Ge-

mütliche Zeiten waren das nicht, doch gerade das Lernen in unruhigen bringt manchen 

lebenslangen Vorteil. 

2. verbindet sich mit diesen Begegnungen die Erfahrung, dass der Kern politischer Arbeit 

stets darin besteht, mit Menschen zu reden, ihnen zuzuhören, auf sie einzugehen und ihre 

Fragen ernst zu nehmen und wenn man es kann, sie auch zu beantworten. Die verhäng-

nisvolle Redewendung „Genosse, so kannst Du die Frage nicht stellen“, wäre keinem der 

hier Genannten eingefallen. Dieses Verständnis politischer Arbeit wies den einzigen Weg 

an Menschen, die eben noch, freiwillig oder nicht, Gefolgsleute des Faschismus waren, 

heranzukommen, ihre Köpfe überhaupt zu erreichen. Die gestern noch hinter Stacheldraht 

und elektrisch geladenen Zäunen isolierte Antifaschisten waren, befanden sich nun in der 

Rolle von Menschensammlern, sie sammelten Menschen für eine neue Idee und einen 

neuen Weg. 

3. In diese Arbeit brachten sie die Erfahrungen der Jahre der Weimarer Republik und der 

Illegalität ein. Wie weit sie sich mit diesen kritisch auseinandergesetzt, also gefragt hat-

ten, wie es zu ihrer Niederlage 1933 gekommen war und zu einer Niederlage von solchem 

Ausmaß, das ist damals nicht diskutiert worden. Wir Jungen hatten davon keine Ahnung 

und vor allem: Gegenwart und Zukunft beschäftigte uns mehr als die Vergangenheit. 

Wenn von ihr die Rede war, dann in Auseinandersetzung mit der Ideologie und Politik 

der Faschisten. Dass unsere Lehrer, denn das waren die Heymann, Goldstein und Wolf 

allesamt, aber selbst gelernt hatten, das mögen Episoden verdeutlichen. 

Im Dezember 1945 fand, von Kurt Goldstein organisiert in Gera im „Wintergarten“, einem 

wohl traditionellen Versammlungsort der Arbeiterbewegung, eine Konferenz der antifaschisti-

schen Jugend Thüringens statt. Einer der Hauptredner war ein evangelischer Pfarrer. Wir strit-

ten uns mit ihm über sein Bild von der evangelischen Kirche im Faschismus, aber wir gingen 

miteinander nicht grob um. Bei diesem Treffen sollte ein Jugendheim eingeweiht werden und 

einen Namen erhalten. Die Dortigen plädierten für Thälmann. Kurt setzte sich mit seinem Vor-

schlag Geschwister Scholl durch. 

Eine zweite: In unserer Schule wollten wir eine wöchentliche Wandzeitung herausgeben und 

sie auf der einzigen Schreibmaschine, die wir besaßen, herstellen Auch dort suchten wir einen 

Namen. Wir hatten uns allerlei revolutionär klingende einfallen lassen. Kurt kam vorbei. Wir 

sprachen über den Plan. Er schlug vor „Nennt sie doch Funzel“, damit sei ihre Rolle klar: „Ihr 

leuchtet mit Euren Beiträgen in die Ecken, wo etwas zu ändern oder zu säubern ist.“ Das waren 

heilsame Lektionen wider politischen Separatismus und Sektierertum und dafür, den „Anderen“ 

mitzudenken, der erreicht werden soll. 

4. Und schließlich haben wir in diesen Antifaschisten Menschen kennengelernt, denen jedes 

autoritäre Gehabe, ja jede Form der Selbstdarstellung fremd war. Ihre Wirkung ging von 

dem aus, was und ebenso wie sie es sagten. Und uns Jungen tat es gut, dass wir von ihnen 

als gleichberechtigte Gesprächspartner behandelt wurden und das nach den Jahren, da zu 

den Kommandos, die auch an uns ergangen waren, gehörte „Befehl ausführen“ und 

„Schnauze“ halten. Das schloss ein, dass es gerade diese unsere Genossen waren, die uns 

als höchste politische Autorität galten. 

5. In diese Erinnerung mischt sich aber auch die Tatsache, dass wir in jenen Monaten nie 

über das Thema miteinander sprachen, das mit den Namen Auschwitz und Buchenwald 

bezeichnet ist. Wir haben nicht gefragt und sie, die eben noch „Buchenwälder“ waren, 

haben darüber geschwiegen. Diese Erfahrung haben nicht nur wir gemacht und es ist später 

oft darüber geredet und geschrieben worden, warum die einstigen Häftlinge schwiegen. 

Sie hätten, hörte und las man dann darüber, noch nicht sprechen können. Das mag so ge-
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wesen sein. Doch ist da auch die Frage: Was hätten derlei Berichte damals vor Menschen 

bewirkt, die in dieser oder jener Weise Gefolgsleute des Faschismus gewesen waren? 

Zwischen dem Leben der einen und der anderen lag eine schwer zu beschreibende Kluft. 

War sie mit Berichten zu überwinden, vor denen die gestrigen „Volksgenossen“, wenn 

sie Anstand besaßen, sich auch einer Schuld bewusst werden mussten? 

6. Bleibt die Frage, da wir doch mit Buchenwald durchaus Vorstellungen verbanden, woher 

wir die, wenn nicht aus Berichten der Antifaschisten, die dort gefangen gehalten worden 

waren, denn hatten. Das lenkt den Blick auf einige wenige meist schmale, auf schlechtem 

Papier gedruckte Schriften, in denen einstige Häftlinge berichteten und von denen man-

che verdienten, dass sie Nach- und Neudrucke erführen. Dazu gehörten der Bericht des 

internationalen Lagerkomitees, Thüringer Volksverlag 1945, 174 S; W. A. Beckert, Die 

Wahrheit über das KZ Buchenwald, Weimar 1945, 7 S.; Rudi Jahn, Das war Buchenwald, 

Leipzig 1945, 130 S; Robert Leibbrand (KJVD-Funktionär, Natzweiler, Stutthof, Bu-

chenwald), Buchenwald, ein Tatsachenbericht, Stuttgart 1945; Anneliese Mayscherek, 

Buchenwald, Schönebeck 1945, 16 S. Es könnte sich ein Historiker oder ein Literatur-

wissenschaftler zur Aufgabe machen, ein Buch darüber zu schreiben, wie die Geschichte 

des Lagers Buchenwald in den ersten Nachkriegsjahren bekannt gemacht worden ist. Die 

Erwähnung von Literatur führt noch einmal zu den Lektionen der Heymann und 

Goldstein. Die Gespräche mit ihnen verdeutlichten uns, wie viel sie über Themen wuss-

ten, von denen wir buchstäblich keine Ahnung hatten. Das zu bemerken, war eine Her-

ausforderung. Und dann war da Kurt Goldstein mit den zwei Worten „Lies mal“ und da 

bekamst Du ein Buch hingeschoben. Den Namen, den ich zuerst aus seinem Munde hörte 

und der mir haften blieb, war der von Sombart. 

7. Und nun, wie angekündigt und aus einem konkreten Anlass ein Wort über Daniel 

Klowski, den Juden aus Grodno. Es gibt Episoden, die lebenslang in Gedächtnissen haf-

ten. Dazu gehört für mich diese: Unseren niedrigen Klassenraum betritt ein hoch gewach-

sener Mann, uns angekündigt als der „neue Mathematiklehrer“. Wir quälen uns aus den 

für unsere Masse zu klein geratenen Bänken, ihn zu begrüßen. Mit einer schwungvollen 

Bewegung wirft er seinen Umhang ab, sich dann an einen der unseren wendend und ihm 

in einem durch sein reines Österreichisch gemilderten Ton sagend: „Tretens aus der Bank 

heraus“. Der so Angeredete sagt leise, aber hörbar: „Das kenne ich schon von Buchen-

wald.“ Daran schließt sich kein Wortwechsel. Wir setzen uns, die Beschäftigung mit den 

Zahlen und Zeichen beginnt. 
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In Memoriam Stefan Heymann 

Ein Nachtrag zur Wiederverfilmung von „Nackt unter Wölfen“: Es gibt Episoden, die lebens-

lang im Gedächtnis haften. Dazu gehört für mich diese: Unseren niedrigen Klassenraum betritt 

ein hochgewachsener Mann, uns angekündigt als der neue Mathematiklehrer. Wir quälen uns 

aus den für unsere Masse zu klein geratenen Bänken, ihn zu begrüßen. Mit einer schwungvollen 

Bewegung wirft er seinen Umhang ab, sich dann an einen Schüler wendend und in reinem Ös-

terreichisch sagend: „Tretens aus der Bank heraus.“ Der so Angeredete sagt leise, aber hörbar: 

„Das kenne ich schon von Buchenwald.“ Stille. Wir setzen uns, die Beschäftigung mit den 

Zahlen und Zeichen beginnt. 

Das war das erste und einzige Mal, dass ich aus Daniels Munde das Wort Buchenwald hörte, 

womit die letzte seiner Leidensstationen benannt war. Dass er sie erreicht und überlebt hatte, 

war Folge einer Kette von Entscheidungen und Zufällen, in einem Leben, in das die deutschen 

Eroberer mit ihren Militärstiefeln gestampft waren. Sie hatten Grodno besetzt. Dort wie in un-

gezählten anderen Städten und Ortschaften begann das Zusammentreiben der Juden, von denen 

die einen vorerst zur Ausbeutung, die anderen sogleich zur Überweisung an die Mörder be-

stimmt waren. Daniel gelangte mit seinem Vater in mehreren Etappen bis nach Auschwitz-

Monowitz. Dort war er am Ende seiner Kräfte. Bei einer der nächsten Selektionen würde er für 

die Gaskammer bestimmt sein. Da nahm sich in der Krankenstation ein Mann, der dort als 

Schreiber arbeiten musste, seiner an. Er versteckte ihn, wenn die Inspektoren eintrafen, die über 

Leben und Tod entschieden. Der Mann hieß Stefan Heymann. Er war ein in Mannheim gebore-

ner deutscher Jude, der wie viele Seinesgleichen 1914 freiwillig im Glauben in den Krieg zogen, 

für ihr Vaterland zu streiten. Er wurde Offizier und erwarb das Eiserne Kreuz. Dann jedoch war 

er als ein Pazifist aus der Mörderei zurückgekehrt. Sein Weg führte ihn in die Kommunistische 

Partei. Er wurde ein Redakteur ihrer Zeitungen in Baden und in Schlesien. Dann siegten die 

Faschisten. Nur wenige seiner Genossen haben seit 1933 so viele Haftjahre er- und überlebt 

wie er. Denn Stefan und Daniel überstanden auch den Transport ins Reichsinnere und in das 

Lager auf dem Ettersberg. Dort erleben sie ihre Befreiung. 

Nach unserer ersten Begegnung in der antifaschistischen Jugend in Weimar führten Daniels 

Wege und die meinen uns in jener Schule auf dem Thüringer Wald bald wieder und enger noch 

zusammen. Stefan Heymann, inzwischen ein Kulturpolitiker in Thüringen, hatte gegen Ende 

1945 zuerst mich und dann ihn an die einst berühmte, von den Faschisten umgestülpte Inter-

natsschule Wickersdorf gewiesen. Dort teilten wir uns – zu viert – im ersten Nachkriegswinter 

einen Aufenthalts- und einen ungeheizten Schlafraum. Noch heute frage ich mich, was wir uns 

dabei gedacht haben, Daniel mit uns nachts in diesen Kühlschrank unterzubringen. Er stellte 

keine Ansprüche und über Buchenwald und Auschwitz wurde miteinander nie geredet. Wir 

fragten nicht und Daniel schwieg. 

Unser Zusammensein währte nicht lange. Daniels Knochen-Tbc-Erkrankung verlangte eine 

längere ärztliche Behandlung in einem Sanatorium. Danach setzte er seine Ausbildung an dem 

Gymnasium fort, das für Kinder des Personals der Besatzungsmacht in Weimar eingerichtet 

worden war. Eines Tages ging es für ihn zurück in die Heimat, die nun Teil der Sowjetunion 

war. Das Studium schloss sich an. Wir sahen einander nur noch in großen Zeitabständen. Doch 

wurde Daniel Mitglied des Internationalen Auschwitz-Komitees. Von dessen Tagungen, zu de-

nen er von Kuibyschew an der Wolga, das heute wieder Samara heißt, anreiste, machte der 

Professor für Physik einen Abstecher zu uns, die es nach Berlin verschlagen hatte. Bei solcher 

Gelegenheit zog es ihn auch wieder an die Schule in Thüringen. 

Das letzte Mal begegneten wir einander im Kreis Gotha. Dort sollte eine Schule einen Namen 

erhalten und nach Stefan Heymann benannt werden. Dafür gab es Gründe genug, hatte er doch, 

bis er nach Berlin berufen und später Botschafter der DDR in Budapest und in Warschau wurde, 

im Kulturleben des Landes während der ersten Nachkriegsjahre eine Spur gezogen, die dem 
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eben-noch-NS-Mustergau neues Ansehen und alten Glanz wieder zu geben begann. Daniel war 

als Redner geladen. Er sprach über die Begegnung beider in Auschwitz-Monowitz und sagte, 

er habe zwei Väter, seinen leiblichen, der wie er überlebt hatte, und diesen Stefan Heymann, 

ohne dessen Eingreifen er lebend der Hölle nicht entkommen wäre. 

Daniel reiste an die Wolga zurück. Von dort schickte er einen Band mit seinen Lebenserinne-

rungen. Er trägt den Titel „Der Weg von Grodno“ und ist zuerst in russischer Sprache, dann 

auch in englischer Übersetzung erschienen. Dort erst las ich die Geschichte, in der er erzählt, 

wie er von seiner Mutter und seinen jüngeren Geschwistern getrennt wurde. Er stand in der 

Reihe der nach den faschistischen Maßstäben unbrauchbaren. Doch seine Mutter schob ihn in 

die der anderen mit den Worten, er solle sich an den Vater halten. Das war ihr Abschied – auf 

immer. 

Dann kam die Nachricht von Daniels Tode. Er hat die Kunde, dass die Schule im Thüringischen 

im Zeichen der Wende schleunigst den Namen Stefan Heymann abgelegt hat, wohl nicht mehr 

erhalten. Nahezu ein Vierteljahrhundert danach lässt sich fragen, ob sich im Erfurter Ministe-

rium für das Schulwesen, also in der Regierung Bodo Ramelows, in der Schulbehörde zu Gotha 

und vor Ort nicht Menschen finden, die sich bemühen würden, die Schandtat, die nicht unge-

schehen gemacht werden kann, einer Zeit zuzuordnen, in der sich auch Dummheit, Panik und 

Unanständigkeit ausleben konnten, ob da niemand wäre, ein öffentliches Zeichen der womög-

lich gewonnenen Distanz zu setzen. Und dann ließe sich womöglich ein Drehbuchautor finden, 

der die Geschichte für einen Filmregisseur erzählt. Es wäre die eines deutschen und eines von 

Geburt polnischen Juden, eines Mannes, der nach dem Kriegserleben Kommunist wurde, und 

eines Jungen, den eine lebensrettende Begegnung mit dem Humanisten an dessen Seite führte. 

Vielleicht ließen sich ja die die Obrigkeiten im Lande Thüringen und im Kreis Gotha durch ein 

Wort zur Korrektur bewegen, das dem Talmud entstammt: Wer ein Menschenleben rettet, der 

hat die Menschheit gerettet. 
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Proarabisch und antiisraelisch 

Über eine Studie zur Außenpolitik der DDR 

Den untergegangenen DDR-Staat konnte kein schlimmeres Verdikt treffen als das, er sei so 

etwas wie das „zweite deutsche Auschwitz“ gewesen. Einfach ließ sich solcher Nachruf nicht 

begründen. Dennoch zielten manche „Grabreden“ exakt dahin. Ein Schlaukopf kam auf die 

Wendung vom „Auschwitz der Seelen“. Sonderliche Glaubwürdigkeit hat dieses Bild nicht er-

langt. Doch blieb das Anliegen, das implodierte Staatswesen im Kern für antisemitisch (in der 

DDR, S. 17, 160) zu erklären und damit den Schlussstein für das frisch aufgeputzte Gebäude 

der Totalitarismus-Doktrin zu setzen, lebendig. 

Geht es um die Geschichte der DDR, dann sind nach wie vor „mediengerechte Kürzel“, „poli-

tische Pauschalurteile“ und die „Verkehrung alter Bilder in ihr bloßes Gegenteil“ en vogue. 

Angelika Timm, einst selbst Bürgerin der DDR und in ihr eine Spezialistin für „Israelwissen-

schaft“ geworden, wusste worauf sie sich mit dem Projekt einließ, die Beziehungen zwischen 

der DDR und Israel zu erforschen (zu den konstituierenden Faktoren dieses Verhältnisses, S. 48), 

darüber eine Monographie vorzulegen und dies von der nahezu zeitgleichen Gründung der bei-

den Staatswesen an bis in das Jahr 1990. Zumal sie nicht beabsichtigte, eine bloße Diplomatie-

Geschichte im traditionellen Sinne zu schreiben. Die hätte, angesichts eines Verhältnisses, das 

sie im herkömmlichen Verständnis auch als „Nichtbeziehung“ bezeichnen konnte, sehr kurz 

sein können. Keine der wechselnden Regierungen in den beiden im Wesen konstanten Regimen 

besaß je ein Interesse daran, die gegenseitige Einrichtung diplomatischer Missionen anzustre-

ben. Als im 41. Jahr der DDR-Existenz Verhandlungen in diese Richtung zielten, befand sich 

der ostdeutsche Staat im Zustand der Agonie und seine Tage waren bereits gezählt. Die Autorin 

hat an den folgenlosen Gesprächen, die in Kopenhagen stattfanden, als Dolmetscherin teilge-

nommen. 

„Hammer, Zirkel, Davidstern“ greift weit aus. Die Betrachtung beginnt mit dem Verhältnis von 

Marx und von Lenin zu Judentum und (S. 42, 47) und fragt, welche Vorstellungen sie von der 

„Befreiung“ der Juden, dem Ende des Antisemitismus und der Rolle des Zionismus in den 

Kämpfen ihrer Zeit besaßen. Damit schafft die Autorin sich und ihren Lesern ein Fundament, 

von dem aus verstanden werden kann, wie es um das ideologische Gepäck derjenigen aussah, 

die als Parteifunktionäre in der Arbeiterbewegung gewirkt hatten und im Osten Deutschlands 

an die Staatssteuer gelangten. Von dem aus vermochten sie (nicht aus freien Stücken und zum 

wenigsten unter selbstgeschaffenen Bedingungen) die Weichen der Beziehungen zu jenem 

Staat am Ostrand des Mittelmeers zu stellen, der nicht nur, aber in den Koordinaten seiner Ent-

stehung im Wesentlichen eine Antwort auf „Auschwitz“ war. Timm konstatiert und wiederholt 

mehrfach, dass die Regierenden im DDR-Staat für diesen politisch-moralischen Zusammenhang 

ein wenig oder auch ein gänzlich unsensibles Verhältnis besaßen. Sie schildert, wie und wie 

bald in deren politischem Urteil und in der Staatsagitation aus Israel nichts anderes wurde als 

die „Speerspitze des Imperialismus“, des amerikanischen zumal. Den Bürgern der DDR sei der 

„Antizionismus“ wirklich verordnet worden, den die Autorin aber nicht als einen getarnten An-

tisemitismus der Staatsführung qualifiziert, wenn sie sich auch bewusst ist, dass die alle israe-

lische Politik verteufelnde Doktrin Antisemiten recht kommen und in deren Denkweise und 

Argumentation eingepasst werden konnte. 

So wenig Timm davon absieht, dass in die Entscheidungen der Männer an der DDR-Spitze sich 

richtige und falsche Vorstellungen über Israel und ebenso solche über die arabischen Staaten 

mischten, so wenig ist sie bereit, deren Politik auf den Irrtum zu reduzieren. An der Humboldt-

Universität, wo sie ausgebildet wurde und im Jahre 1976 ihre Dissertation zu dem Thema „Na-

tionalismus und Sozialreformismus in den jüdischen Arbeiterorganisationen Europas und Pa-

lästinas bis 1930“ verteidigte, hat sie gelernt und später gelehrt, dass sich jede Geschichtsanalyse 

blamiert, die von den realen Interessen der Handelnden absieht. So deckt sie Bedingungen und 
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Antriebe für die (sich zunehmend versteifende) Haltung auf, welche die DDR-Führer im Kiel-

wasser sowjetischer Diplomatie zu Israel schon zwei Jahre nach dessen Gründung einzunehmen 

begannen. Diese Haltung wurde schließlich gänzlich dem Kampf gegen die Doktrin Hallsteins 

untergeordnet, die mit verbalen und dann verwirklichten Drohungen den Alleinvertretungsan-

spruch der BRD durchsetzte und über Jahre zementierte. Dass sich unter den arabischen Staaten 

des Nahen Ostens Chancen ergaben, diese Barriere zu durchbrechen, was schließlich gegen 

Ende der sechziger Jahre auch gelang, schob die Außenpolitik der DDR auf ein proarabisches 

und antiisraelisches Gleis. Dass es dabei nicht nur und nicht in erster Linie um das Staatsprestige 

ging, hätte ein denkbarer Exkurs über die materiellen Nachteile sehr verdeutlicht, die für den 

Außenhandel und damit für die wirtschaftliche Lage der DDR aus der erpresserischen Durch-

setzung besagter Doktrin erwuchsen. 

Wodurch sich das Buch Timms aber vor allem auszeichnet, ist die permanente Verbindung der 

Erörterung außenpolitischer Fragen mit innenpolitischen Situationen und Interessen, wobei de-

ren Wechselwirkungen ins Bild kommt. Das ließ sich für die DDR aufgrund des zugänglichen 

dokumentarischen Materials überzeugend nachweisen. Immer wieder – d. h. auch: Wiederho-

lungen nicht scheuend – erörtert die Autorin, wie sich das Interesse an der DDR-Spitze geltend 

machte, sich der eigenen Bevölkerung als den vor allem auch moralisch besseren deutschen 

Staat darzustellen, der den Krieg strikt ablehnt, antiimperialistische Solidarität erweist, Nazi-

verbrecher verfolgt und verurteilt. Das letzte wird eindrucksvoll am Beispiel der außenpoliti-

schen und agitatorischen Initiativen der ostdeutschen Politiker während des Jerusalemer Eich-

mann-Prozesses veranschaulicht. Hier ist womöglich eine Lücke im extrem weitwinkeligen 

Blick Timms in Aktenbestände der DDR, der BRD, Israels und der USA erkennbar. Denn in-

zwischen ist an den zugänglichen westdeutschen Archivalien ablesbar, welche Befürchtungen 

der herannahende Prozess in Bonn und namentlich in dessen Auswärtigen Amt auslöste, wie 

sich die Diplomaten des AA buchstäblich in die Startlöcher begaben, um „schlimme“ Rückwir-

kungen für die eigene Politik zu bekämpfen. (Der teuerste Posten in der später gerügten Kos-

tenrechnung der Beobachterdelegation, welche die Regierung aus Bonn nach Jerusalem ent-

sandte, betraf die als unentbehrlich angesehene telefonische Standleitung.) 

Nicht nur, wer künftig sich ein Urteil über die Israelpolitik der DDR wird bilden wollen, son-

dern auch wer sich über die Beziehungen des Staates zu den kleinen jüdischen Gemeinden in 

seinen Grenzen ins Bild setzen will, wird zu diesem Buch greifen müssen. Das lassen allein die 

68 – aus den Jahren zwischen 1947 und 1990 stammenden – archivalischen Dokumente geraten 

sein, die ca. 140 Druckseiten des Bandes füllen. (Der Vf. waren kurzzeitig Dokumente aus dem 

MfAA der DDR zugänglich, Sommermonate 1990, S. 21) Dessen Bedeutung reicht über seinen 

Gegenstand hinaus. So kann, wenn nur die gesicherten Regeln historischen Forschens respek-

tiert werden, auch über die Geschichte der DDR geschrieben werden. Da wird niemandes Ho-

sianna gesungen, aber auch nicht nach dem Kreuz und den Knechten mit den Hämmern, Nägeln 

und Stricken gerufen. Sollte es in nächster Zeit zu einer kritischen Evaluierung des Lehrstuhls 

von Michael Wolffsohn an der Hochschule der Bundeswehr kommen, worauf freilich nichts 

hindeutet, so hätte Angelika Timm mit ihrem Buch en passant ihre Anwartschaft auf dessen 

qualifizierte Neubesetzung geltend gemacht. 

Angelika Timm, Hammer, Zirkel, Davidstern. Das gestörte Verhältnis der DDR zu Zionismus und Staat Israel, 

Bouvier Verlag Bonn 1997, 640 S., DM 68,00. 
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Schwarz auf Weiß 

Ein origineller Bild-Text-Band über den Ersten Weltkrieg 

Nachdem vier Generationen von Historikern die Hinterlassenschaft des Ersten Weltkrieges in 

Form von Texten und Bildern durchmustert, in staatlichen und privaten Archiven und in den 

Beständen von Zeitungen und Zeitschriften nach ihr gefahndet haben, steht nicht mehr zu erwar-

ten, dass den Heutigen sensationelle Funde vor Augen und in die Hände geraten können. Den-

noch reduziert sich das ein Jahrhundert später Gedruckte auch für Spezialisten nicht auf bloße 

Wiederholungen von schon Bekanntem. Es sind Fragen, Themenwahl, Perspektiven, manche 

erst aufgrund neuer geschichtlicher Erfahrungen gewonnen, die manchem, das derzeit im Über-

maß in den Buchhandel gerät, Originalität verleihen. Das gilt auch für den Band, den der Wiener 

Fotograf und Herausgeber der Zeitschrift Fotogeschichte Anton Holzer, der vordem schon sich 

Themen wie Fotografie und Propaganda oder dem unbekannten Krieg gegen die Zivilisten zu-

gewandt hatte. 

Diesmal konfrontiert er Fotografien mit Auszügen aus jenen Texten, an denen Karl Kraus 1915 

zu arbeiten begann und die schließlich, zunächst in vier Fortsetzungen in seiner Zeitschrift „Die 

Fackel“ veröffentlicht, zu einem der berühmt gewordenen Antikriegsbücher gediehen. Er gab 

ihm den Titel Die letzten Tage der Menschheit, eine später und bis heute viel verwendete Kenn-

zeichnung des Ersten Weltkrieges. 

Die Fotografien des Bandes entstammen Zeitungen und Zeitschriften hauptsächlich Öster-

reichs, so der als liberal geltenden „Neuen Freien Presse“, der konservativen „Reichspost“, 

der sozialdemokratischen „Arbeiter-Zeitung“ und den schon im Kriegsverlauf erscheinenden 

Illustrierten Zeitschriften. Zu einem Teil aber sind sie im Besitz der Österreichischen National-

bibliothek und darunter sind jene, die anders als die in der zeitgenössischen Presse veröffent-

lichten ein ungeschminktes Bild vom Grauen des Krieges vermitteln und die eben deshalb der 

Öffentlichkeit vorenthalten wurden. Die Buchseite für Buchseite vorgenommene Gegenüber-

stellung des berühmten Textes und der Fotografien, in einigen Fällen auch von Gemälden, leis-

tet zweierlei. Zum einen illustriert sie, was da in Kraus Worten zu einer entlarvenden Darstel-

lung der Wirklichkeit des Krieges geraten ist. Versammelt sind Propagandafotos von Soldaten 

in Unterständen und unter Bäumen, marschierend, schießend, Deckung suchend, vor sich hin 

stierend, bekleidet in verdreckten Lumpen und mit zerrissenem Schuhwerk und Offiziere, der 

Kaiser und seine Begleitung, die gut genährt, sauber gekleidet, in Autos daherkommend, inspi-

zieren, Orden verteilen und – so namentlich Kaiser Karl – Allgegenwart und Verbundenheit 

mit „seinen“ Truppen demonstrieren. Dazu die Scharen gegnerischer Gefangener und – aus-

schließlich – Toter der Feindarmeen, sogenannter Gefallener. Schließlich die Zeugnisse der 

Grausamkeit und der Kriegsverbrechen, zu denen das Bild der beiden in Ostgalizien erhängten 

Frauen gehört – sie am Galgen, darunter österreichische Soldaten, ungerührt in die Linse der 

Kamera schauend, ein Vorläufer jener Bilder, die in Zeiten des Zweiten Weltkrieges in noch 

größerer Zahl entstanden. 

Zum anderen führt der Band in die Entstehungsgeschichte des Dramas. Kraus, in Böhmen ge-

boren, war bei Beginn des Krieges vierzig Jahre alt und wurde nicht mobilisiert. Er hat Fronten 

und eroberte Gebiete nicht gesehen, Gefechte und Schlachten nicht erlebt, und war dennoch 

imstande, vom Geschehen ein scharfes, den Wahnsinn des Krieges bloßlegendes Sprachbild zu 

geben. Das fußte auf Informationen, die ihm Menschen gaben, die inmitten des Geschehens 

hatten Leben müssen, war vor allem aber aus Zeitungen gewonnen, die er in den Kaffeehäusern 

Wiens besessen und bis in die Nacht las, dazu aus eben jenen Fotografien, die er in ihnen fand. 

Die in den Band aufgenommenen mögen im Einzelnen nicht mit jenen identisch sein, die der 

Antimilitarist damals sah, thematisch sind sie es zweifellos. Und zu alle dem ist dieses Buch 

eine unabweisbare Anklage gegen jene Journalisten, Fotografen und Kameraleute, die als Zu-

gehörige des Kriegspressequartiers wissentlich Millionen um die Wahrheit betrogen, sie mit 
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verklärenden und beruhigenden Lügen abspeisten und damit über Jahre eine Bedingung für die 

Fortsetzung des Mordens schufen. Die Spezies wird erst mit dem letzten Krieg aussterben. 

Anton Holzer (Hrsg.) Die letzten Tage der Menschheit. Der Erste Weltkrieg in Bildern. Mit Texten von Karl Kraus, 

Wissenschaftliche Buchgesellschaft. 
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Der Menschen, nicht Gottes Werk 

Eine Reminiszenz an „Weihnachten im Kessel“ 

Weihnachten. Die Veranstaltung mit den vielen Beinahmen. Fest der Familie, der Geschenke, 

der Liebe, der Herzen, des Friedens, der Besinnung, der Sammlung, auch der ihm voraus ge-

henden Sammlungen für die verschiedensten wohltätigen Zwecke usw. 

Apropos: der Besinnung. Weihnachten werden die Blicke auch nach oben, himmelwärts ge-

richtet. Tage vorher schon prüfen Christen wie Atheisten, ob das Fest auch den Bewohnern der 

deutschen Mittelgebirge und des Flachlandes die Chance zu einem Ausflug in den Schnee brin-

gen wird. Andere blicken in diese Richtung aus dem Bedürfnis, ihre Beziehungen zu „dem da 

droben“ ein wenig zu überprüfen, zu ordnen und vielleicht gar neu zu regeln. 

Da geschah dem Manne schon des Unrechts viel. Wie viel und was alles ist um dieses Fest 

herum von ihm erbeten, ja ihm auch abverlangt, was ihm nicht schon zugeschoben und ange-

lastet worden. Ein besonders drastisches Beispiel? Dann begeben wir uns auf eine gedankliche 

Wanderung in die Weihnachtstage des Jahres 1942 und ein Stück außerhalb der Grenzen von 

Bundesrepublik und Europäischer Union. Doch bleiben wir in Europa. Es geht nach Wol-

gograd, das zwischen den zwanziger und sechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts Sta-

lingrad hieß und unter jenem Namen Weltberühmtheit erlangte. 

Dorthin hatte es, drei Kriegsjahre lagen schon hinter ihnen, vor dem „Fest des Friedens“ eine 

nie genau bestimmte Zahl schwerstbewaffneter deutscher Männer, es waren mehr als 220.000, 

„verschlagen“. Manche, auch da wissen wir nicht genau, wie viele es gewesen sein mögen, 

hatten noch Wochen zuvor gehofft, den Heiligen Abend als Fronturlauber gesund im Kreise 

ihrer Lieben verbringen zu können, unbeschwert von jedem Gedanken daran, was sie eben noch 

auf ihrem Wege zur Wolgastadt anderen Christenmenschen angetan hatten. 

Nun aber hockten sie in Kellern und anderen unterirdischen Verliesen, in den Trümmern einer 

Stadt, die vor dem Sturm einmal 600.000 Einwohner beherbergt hatte, Alteinwohner und 

Flüchtlinge aus dem Westen des Landes. Sie kauerten sich frierend in Erdbunkern zusammen, 

die in die Wände der Schluchten oder einfach in die Erde der Steppe gegraben worden waren. 

Und ihre elenden Gefühle verstärkte das Feuer der sowjetischen Artillerie. Mit einem dieser 

Orte, an dem sich die umzingelten Eroberer zusammendrängten, hat es eine besondere Be-

wandtnis. 

Zu seinen Bewohnern gehörte Kurt Reuber, Doktor der Medizin, ein Lizenziat der Theologie 

obendrein, einer der Angehörigen der 6., der sogenannten Paulus-Armee. Er hat die Schlacht 

von Stalingrad nicht überlebt. Seine Spur verliert sich wie die von Zehntausenden. Doch anders 

als von diesen ist von ihm Hinterlassenes geblieben. Als Weihnachten nahte, hatte der zeichne-

risch Begabte eine Madonna, eine mit ihrem Körper ein neugeborenes Kind schützende, ja es 

ganz unverwundbar umhüllende Mutter gezeichnet. Das Bild hing in Reubers Stalingrader Un-

terkunft, die man Behausung nicht nennen kann. Darauf sei, wurde berichtet, der Blick aller 

gefallen, die da Schutz und Wärme suchend eintraten. Unüberliefert ist, was die Männer, die 

ungewaschen verdreckt und verlaust, hungrig nach Nahrung wie nach Post aus der fernen Hei-

mat, von Krankheiten und Wunden geplagt, sich dachten, als sie am Rande des für die Zeich-

nung benutzten dürftigen Papiers, dem Bild gleichsam einen Rahmen gebend, drei Worte lasen: 

Licht, Leben, Liebe. Dazu die Zeit und Ortsbestimmung: Weihnachten im Kessel. Festung Sta-

lingrad. 

Wie viel Hoffnung? Wie viel Traurigkeit und Verzweiflung? Was hatte die Gottesmutter hier 

in Stalingrad zu suchen? Und was die Wehrmachtsoldaten selbst, auf deren Koppelschlössern 

stand „Gott mit uns“? Diese Aufschrift hatte der „Führer“, nachdem Militär und Krieg von Gott 

eine Zeit lang getrennt worden waren, wieder einführen lassen. Nun saß Hitler, der von sich 

behauptete, mit der Vorsehung auf so vertrautem Fuße zu stehen, im fernen Ostpreußen, und 
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sie hier, abgeschieden, eingeschlossen, Lebenshoffnungen mühselig zusammenkramend. Von 

der Zwiesprache, die Soldaten mit der Frau und dem Kinde auf der Zeichnung gehalten haben 

mögen, wissen wir nichts. 

Wohl aber von einer anderen. Die hielt, nach eigenem Zeugnis auch Weihnachten, jedoch zwei 

Jahre später, 1944 also, ein Marineoberpfarrer mit dem Bilde. Die Zeichnung Reubers, die da-

mals wohl schon „Stalingrad-Madonna“ hieß, befand sich im Pfarrhause zu Wichmannshausen 

bei Eschwege, einem Ort im Hessischen. Das Vis-à-vis regte den Kirchenmann an, Sonette zu 

schreiben. Die ließ er mit einer Reproduktion der Zeichnung in bescheidenem Druck 1945 in 

Hamburg veröffentlichen. Was war dem Geistlichen eingefallen, als er, das Bild betrachtend, 

sich jener erinnerte, die, das ist seine Formulierung, „in Stalingrad geblieben“ waren? Zunächst 

eine stramm-patriotische Einordnung ihres grausigen Zugrundegehens: Im Osten, dichtete er 

verklärend, „wo eidgetreu ihr auf verlorenem Posten bis hin zum Tod habt für das Reich ge-

stritten“ usw. Das mochte er auf Kriegerdenkmälern vor und auf Tafeln in Kirchen dutzendfach 

über Tote des Ersten Weltkrieges so gelesen haben. Dann reimte er fort: „zu solchen Leiden 

kann nur Gott erwählen, und die in Todes Rachen blieben, die sind von Gott, der die Erwählten 

kennt, mit ihren Leiden in sein Herz geschrieben.“ Gott, hieß es an dritter Stelle, habe nicht nur 

erwählt, nein, von ihm selbst waren „die vollen Schalen des Leids“ über die Eingekesselten 

geleert worden. So publiziert nach Kriegsende 1945 in Hamburg, einer Stadt, die damals noch 

eine Trümmerwüste war. Mit derlei früher Sicht auf Stalingrad ließ sich für viele in Nachkriegs-

deutschland gut leben. Namentlich für jene, die bei diesem vorgeblichen Gotteswerk dem All-

mächtigen befehlend ein wenig zur Hand gegangen waren. 

Der Autor dieser Zeilen ist kein Spezialist in Sachen Gotteslästerung. Doch riskiert er das Ur-

teil, dass dieser Marineoberpfarrer mit seinen Versen eben diesen Straftatbestand erfüllt hat. 

Und deshalb, und weil wieder eine Weihnacht naht: Du sollst der Menschen Werke und deine 

eigenen zumal nicht Gott anlasten, dich auf ihn nicht herausreden. Das ist zwar bequem, aber 

einfach unfair, denn er kann dir nicht widersprechen. Und vor allem: Es hilft nicht weiter. Weder 

gedanklich noch praktisch. 
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Kriegsende 1945. In den Stunden der Agonie 

Dies sei ein Buch, in dem wenig geschossen werde. Mit diesen Worten eröffnete Erich Volk-

mann im Potsdamer Militärgeschichtlichen Forschungsamt die Vorstellung eines Buches über 

Kriegszeiten. Darin zeige sich ein gründlich verändertes Verständnis von Militärgeschichte, die 

nicht mehr allein auf Feldzüge und Schlachten und das Frontgeschehen fixiert sei. Getragen 

werde er von Jüngeren, die alte Fragen weiterverfolgen und neue zu stellen wüssten. Der Wan-

del drückte sich auch darin aus, dass von den 15 Autoren des Bandes 5 Frauen sind, von denen 

nur eine sich mit „der Truppe“ befasst und nach der Kampfmoral in der Marine geforscht hat. 

Drei Jahre nach dem Erscheinen von „Kriegsende 1918“ liegt nun ein analoger Band für 

Deutschland im Jahre 1945 vor. Bis dahin ist es mit dem historiographischen Großunternehmen 

der Potsdamer (ehedem Freiburger) „Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg“ noch weit. 

Dessen Autoren werden vom Vorliegenden profitieren, in Grenzen. Selbstredend besetzen Ent-

scheidungen über Kriegshandlungen und deren Verlauf einen zentralen Platz. Zwei Beiträge 

zielen zudem gegen Legenden. Der eine widerlegt die These, es sei Dönitz schon vor und dann 

nach Hitlers Tode darum gegangen, „deutsche Menschen vor der Vernichtung durch den Bol-

schewismus“ zu retten und das Ostheer in „westliche“ Kriegsgefangenschaft zurückfluten zu 

lassen. Der andere wendet sich gegen die Vorstellung, es sei gegen die Westalliierten „ein 

Kampf bis zum Ende“ geführt worden. Demgegenüber wird gezeigt, dass die Wehrmachtstrüm-

mer, von verzweifelten Gefechten abgesehen, auf ihren Rückzügen, vielfach herumirrend, noch 

Scharmützel ausfochten, aber von einer einheitlichen Führung keine Rede mehr sein konnte. 

Überraschend neu ist das nicht, aber das Material wird mit anklagender Schärfe vorgetragen. 

Die Wehrmacht habe einen Krieg gegen die Deutschen geführt, ohne Rücksicht auf die Bevöl-

kerung und ihr Weiterleben. Höchste Befehlshaber flogen im Bewusstsein ihres Anteils an 

Kriegsverbrechen im Osten (Rendulic, Schörner) in amerikanische Gefangenschaft: nachdem 

sie Hunderttausende Soldaten sinnlos in den Tod getrieben hatten. Hier ist massenhaft Stoff für 

eine zweite Wehrmachtsausstellung angehäuft, welche die Verbrechen gegen das eigene Volk 

zum Gegenstand haben könnte. Uneinheitlich wird in den Beiträgen die Frage beantwortet, 

welche Triebkräfte die Soldaten zum Kämpfen, Durch- und Zusammenhalten bestimmten. An-

geboten wird ein gewiss noch zu verfeinerndes Bild davon, welche Motive und Bedingungen 

den Krieg verlängerten, so dass sich Deutschland nun durch Erdkämpfe in einen noch größeren 

Trümmerhaufen verwandelte, als jener, der bereits bis Ende 1944 durch die Angriffe der Luft-

flotten entstanden war. 

Zu den Vorzügen des Bandes gehört, dass er das von Selbstmitleid geprägte Bild so vieler deut-

scher Zeitgenossen, sie vor allem wären in seiner Endphase die Opfer des Krieges gewesen, 

dadurch begegnet, dass er das Kriegsende mehrfach aus der Sicht von Häftlingen des KZ 

Ravensbrück rekonstruiert. Dieser Akzent kennzeichnet hingegen den Beitrag nicht durchweg, 

der sich mit der Behandlung der deutschen Kriegsgefangenen in den USA und dem Wandel 

befasst, den diese nach dem April/Mai 1945 erfuhr. 

Der Band öffnet dem Blick auf das wohl wichtigste Jahr der europäischen Geschichte im ver-

flossenen Jahrhundert viele Tore und Fenster. Doch fehlt es ihm an jener konzeptionellen Ge-

schlossenheit, die von Sammelbänden immer mehr verlangt und vielfach auch geboten wird. 

Zudem ist der wissenschaftliche Gewichtsunterschied der Gegenstände und Themen erheblich. 

Ein Drittel der Beiträge nimmt die Perspektive des Erlebens auf der Quellenbasis von Erzäh-

lungen und Feldpostbriefen (zweier Absender) ein und interpretiert u. a. in einer Illustrierten 

veröffentlichte Propagandafotografien nach Funktion, Aussage und Wirkung. Das bekräftigt 

Bekanntes und belegt eine sich verstärkende, den Doktorvätern mehr als den Doktoranden an-

zulastende Tendenz, im Zeichen sozialgeschichtlichen Interesses periphere Felder zu beackern. 

Kein Text widmet sich Lebensverhältnissen (Arbeit für die Rüstung, Versorgung und Ernäh-

rung) in deutschen Städten und Dörfern. Keiner dem Dasein von Alten und Kindern oder deren 
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Schulalltag. Industrie und Landwirtschaft kommen nicht vor, zu schweigen von Vorkehrungen, 

die getroffen wurden, um Instrumente, Produktionsmittel, Waren, Rohstoffe für Verdienst, Ge-

schäft und Profit auch noch am Tage danach zu sichern. Darin drückt sich nicht nur schätzens-

werter „Mut zur Lücke“ aus. Der äußert sich übrigens auch darin, daß, wo vom Verhältnis der 

Deutschen zur Kriegsvergangenheit gehandelt wird, nahezu ausschließlich die Westdeutschen 

gemeint sind. Der „Anschluss“ wird derart rückwirkend vollzogen. 

Kriegsende in Deutschland. Im Auftrag des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes hg. v. Jörg Hillmann und 

John Zimmermann, R. Oldenbourg Verlag München 2002, 335 S. (= Beiträge zur Militärgeschichte, 55). 
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Kein Schaum vorm Maul? 

Ein neues Buch „eines erfahrenen Vergangenheitsbewältigers der Nach-Wende-Zeit“ 

Historiker wie Laien, auf das hier anzuzeigende Buch angesprochen, erklärten unumwunden, 

sie seien außerstande, es über die ersten Seiten hinaus zur Kenntnis zu nehmen. Die mir das 

sagten, bevor ich den Band selbst zur Besprechung erhielt, nehmen an jenem Prozess teil, der 

„Aufarbeitung deutscher Geschichte“, in anderem Munde „Vergangenheitsbewältigung“ ge-

nannt wird. Damit ist derzeit zumeist noch ausschließlich die Beschäftigung mit dem 1990 un-

tergegangenen deutschen Staat gemeint. 

Von ihm handelt auch Wolffsohns Buch vor allem. In seinen Kapiteln werden dessen antifa-

schistisches Vermächtnis und das Verhältnis von Geist und Macht erörtert, soweit es von Staats-

wegen bestimmt war. Der Autor befasst sich mit der Israel-, der Arabien- und der USA-Politik 

der DDR. Mit letzterer unter dem Gesichtspunkt, inwieweit die offene und umstrittene Frage 

der materiellen „Wiedergutmachung“ von Raub, Unrecht und Leid, die Juden im Nazistaat er- 

litten, der Normalisierung der Beziehungen zwischen der transatlantischen Weltmacht und dem 

ostdeutschen Staat hinderlich im Wege standen. Der Gegenstand des Buches kann es demnach 

nicht sein, der Verweigerung verursacht. Was dann? 

Eine Antwort lässt sich in einer durchaus unvollständigen Aufzählung von Wörtern und Wort-

verbindungen ablesen, die der Professor an der Münchener Hochschule der Bundeswehr benö-

tigt, um sich über Personen, Ereignisse und Prozesse der Geschichte auszudrücken. In den 

Buchseiten begegnen dem Leser „der gute Mensch aus Dresden“ und „ein Christenmensch“, 

„MfS-Normannen“, „Erich & Co“ und „Rotstein & Co“, der „Präsident der DDR-Juden“ und 

der „Chef der Ost-Berliner Juden“, ein „jüdischer Hofnarr“ und ein „jüdischer Gruß-August“, 

ein Mann mit „jüdisch-preußischem Rückrat“ (so im Original) und ein „armer Tropf“, ein be-

rühmter Romancier, der „Schreiber“ genannt, und ein weiterer, der als kein „zweiter Schiller“ 

apostrophiert wird. Anzutreffen sind ein „Kulturbonze“ und mehrere „jüdische Bonzen“: Ein 

„Spirituosenkaiser“, und „arabische Lüstlinge“ kommen vor. Ein „Rand-Israeli“ wird atta-

ckiert. „Selbsternannte Antifaschisten“ fehlen so wenig wie ein „Wendekommunist“, der „Po-

litstar“ wurde. Und es fließt „Budapester Blut“. 

Diese Art, Geschichte darzubieten, ist nicht jedermanns Sache. Wolffsohn wusste das. Nur: wie 

kam er auf den Gedanken, dass seine Art – eine drastischere Kennzeichnung sei vermieden – 

sich auszuschreiben, den Stilmitteln „distanzierte Ironie“ und „manchmal bissige Schärfe“ zu-

zuordnen ist? Wie gar, dass seine Art geeignet sei, „einen Schuss Spritzigkeit und sogar Witzig-

keit in die Wissenschaftlichkeit zu bringen“? Ahnend, dass ihm diese Rubrizierung nicht allent-

halben abgenommen werden würde, versetzte er vorsichtshalber „Akademikern“, den „ver-

staubten“, im gleichen Schreibzug einen disziplinierenden Hieb. Fehlende wissenschaftliche 

Ernsthaftigkeit biete sich so nicht dar. Vielmehr gäbe sich derart ein Historiker zu erkennen, 

dem schreibend der „Schalk im Nacken“ säße. Das schalkhafte „Budapester Blut“. 

Dann wird dem Leser annonciert: „Die Wahrheit und nichts als die Wahrheit werden Sie fin-

den.“ Es mögen auch penetrante Reklame und geschwätzige Belehrsamkeit sein, die mehr als 

Missvergnügen stiften. „In Deutschland wird Wissenschaftlichkeit oft mit strohtrockener Un-

leserlichkeit, Gestelztheit und Langeweile verwechselt.“ Das muss in dieser Allgemeinheit der 

Aussage nicht bestritten werden. Doch fallen neuerdings auch andere Verwechslungen vor. Sie 

rühren aus mangelhaftem Unterscheidungsvermögen zwischen den Wortsümpfen der Boule-

vardpresse und den Anforderungen an begriffliche Exaktheit her. Ohne diese kann zwar Propa-

ganda, nicht aber Wissenschaft auskommen. 

In der DDR hätten Autoren, bemängelt der Hochschullehrer zu Recht, sich nicht die Mühe 

gemacht, in einen Atlas mit einer Karte Israels zu sehen, als sie über das Land am Ostrande 

des Mittelmeers schrieben. Nur eben: auch in Bayern war wohl eine Autokarte Thüringens 
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aufzutreiben, um herauszufinden, dass das erwähnte Bad nicht Liebenau, was auch ein schöner 

Ortsname ist, heißt, sondern Bad Liebenstein. 

Eine Wahrheitsprobe vorweg 

Das Blut, das in Ungarn floss. Eher beiläufig kommt Wolffsohn auf „den eingefleischten Anti-

semiten“. Er wird mit der ebenso wenig ironischen wie distanzierten Bemerkung eingeführt, 

dass er „Kun und die Seinen verjagt“ habe. Da ist von Blut noch nicht die Rede, obwohl es bei 

dieser „Jagd“ bestialisch zuging. Weiter wird über den KuK-Admiral konstatiert: „Er weigerte 

sich beharrlich, Hitler bei der Vernichtung der Juden zu helfen.“ Im Frühjahr 1943 tat er das 

noch, was Wolffsohn erwähnt. Ein Jahr später war es mit seiner Weigerung zu Ende, was un-

erwähnt bleibt. Wolffsohn weiß davon selbstredend: Von Mai bis in den Juli 1944 fuhren To-

deszüge mit den ungarischen Juden nach Auschwitz. Da war Horthy Staatsoberhaupt. 

Als seine „Beharrlichkeit“ wiederhergestellt war, hatte das kleine Kommando Eichmann mit 

ungarischer Hilfe etwa eine halbe Million Juden „weggeschafft“, teils direkt in das Vernich-

tungslager, teils zu Stätten lebensvernichtender Sklavenarbeit. Einhundertfünfzig Seiten weiter 

wieder eher nebenher – heißt es, darauf Bezug nehmend, dann, auf der „jüngsten Geschichte 

des Magyaren-Staates ... lagen dunkle nationalsozialistische Flecken“. Das Wort „lagen“ 

stimmt nachdenklich. Wie kommen Flecken von einer Staatsgeschichte? Sie liegen auf ihr, blei-

bend. Retouche ist möglich. 

Der „rote Teufel“ 

Zur Geschichte der DDR gehören die Verwirklichung wie die Verletzung ihrer eigenen Prinzi-

pien, das bekämpfte und das neugeschaffene Unrecht, die Unterdrückung und das Begehen von 

Verbrechen. Ohne all das ist die Geschichte dieses Staates nicht zu schreiben. Und vor allem: 

das eine wie das andere geriet in die Historie der vierzig Jahre nicht zufällig. Beides ist Men-

schenwerk, hervorgegangen aus dem Handeln einzelner Personen und ganzer Personengruppen. 

Es entstand nicht nur als Folge persönlichen Versagens, sondern während des Wirkens in ge-

sellschaftlichen und staatlichen Strukturen, die Verhaltensweisen hervorriefen, begünstigten 

oder ermöglichten. Das Thema hat mithin nicht sein Bewenden, wenn Schuldbekenntnisse von 

einzelnen und -zuweisungen an einzelne vorgenommen werden. Der derzeitige Streit um diese 

Vergangenheit wurzelt zum einen in Unwissen und Unwillen, die teils verschuldet, teils unver-

schuldet angetroffen werden können. Zum anderen entspringt er dem politischen Interesse, ein 

totes soziales und staatliches System gleichsam mausetot zu schlagen. 

Schreibt Wolffsohn über die DDR, kommt er sogleich auf den Teufel. Das Staatswesen gilt ihm 

als teuflisch, kriminell, Kriminelle hervorbringend, Verbrechen zeugend. Warum und woher 

der heilige Eifer, mit dem er sich anno 1995 auf diesen Leibhaftigen stürzt? Darüber braucht 

nicht gerätselt zu werden. Es ist dem Zeithistoriker der Untergang der DDR nicht wunschgemäß 

verlaufen. Das bezeugen ihm drei Großbuchstaben: PDS, die er frei als „umbenannte SED“ 

dekuvriert. Die Sprache ist auch ein Verräter. Wolffsohn schreibt, ein Wahlplakat dieser Partei 

variierend, von „Honeckers bunter Truppe“. So kommt „Witzigkeit auf. Dennoch: die Gründe 

für dieses gewendete Zitat möchte man, das letzte Politbüro der SED vor dem geistigen Auge, 

erklärt haben. 

Die Existenz der PDS ist dem Autor Beweis schlechthin, dass der Teufel nicht tot sei. Galt einst 

in deutscher Geschichte „Schlagt ihre Führer tot“, so lautet die zivilisierte Abwandlung der 

Devise „Schlagt ihr Führer moralisch tot“. Keiner von ihnen soll übersehen werden. Nicht die-

jenigen, die dafür bloß gehalten werden, und nicht die Toten, könnten sie doch noch aus ihren 

Gräbern angerufen werden. 

Wolffsohns Liste beginnt mit: Gregor Gysi, Stefan Heym, Markus Wolf, Stefan Hermlin, Anna 

Seghers. 
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Wer da jetzt nicht mittut, im Kampf gegen die DDR nicht stramm mitgetan hatte oder nun noch 

hindernd im Wege herumsteht, erhält Seitenhiebe. Die Liste derer ist länger. Auf ihr finden sich 

Richard von Weizsäcker, Helmut Schmidt, Egon Bahr, Günter Gaus und die „vielen, vielen an-

deren“ Ungenannten, weil sie „uns“ über die Nichtigkeit der Stasi-Papiere belehren würden. 

Edgar Bronfman, weil er „zeitweilig unfreiwillig eine Marionette der DDR-Propagandisten“ 

wurde. Heinz Galinski, weil er „mit der DDR ins antifaschistische Horn blies“. Hans Mommsen, 

weil er erklärt habe, dass die Wissenschaft über die Totalitarismustheorie, die rot und braun 

gleichsetze, hinausgelangt sei. Der Schlag verwundert, war einleitend doch versichert worden: 

„Streit über die Frage ‚Rot = Braun‘ beschäftigt uns hier überhaupt nicht“. 

„Anmerkungen für Zweifler“ 

Dem „normalen Leser“, wer immer das sei, wird mitgeteilt, er brauche die Anmerkungen dieses 

Buches nicht zu lesen. Bestimmt seien sie für „die tatsächlichen, vermeintlichen und Möchte-

gern-Wissenschaftler“. Denn: „Unsere Fußnoten sind Belege, sie zeigen die Fundstellen an.“ 

Da ist sie wieder, die Art, die „Witzigkeit“, wenn auch nicht gerade in die Wissenschaftlichkeit, 

bringt. Und: Fußnotenkriege würden nicht geführt, wird nicht ohne Stolz und mit dem Zusatz 

beteuert, der „Verzicht fällt uns leicht“. Da mag sich mancher daran erinnern, dass auch der 

ausdauerndste Krieger eine Kampfpause braucht. Doch ganz wurde das Versprechen nicht ein-

gehalten. Da und dort fügt Wolffsohn ein Lob an und – Krieg hin, Frieden her – ein Warnschuss 

entfährt ihm in der Etappe der friedlichen Fußnoten doch. „Vorsicht ist geboten“, fügt er einem 

Literaturhinweis hinzu. Sie wird – Begründung überflüssig – für das Buch eines Historikers 

angeraten, der Bürger im Reich des Teufels war und, befreit, noch immer forscht und publiziert. 

Wenden wir uns in der unerlässlichen Kürze dem Haupttext zu. Und um uns nicht billiger Aus-

wahl schuldig zu machen, der These, die der Autor an den Beginn seines Buches platziert. Sie 

soll die DDR gleichsam einführend charakterisieren und besagt, dass die Partei- und Staatsfüh-

rung und in deren Auftrag der Geheimdienst im Nachbarstaat Bundesrepublik Deutschland die 

erste, weithin Aufsehen erregende antisemitische Untat organisierten. Gemeint sind die juden-

mörderischen Zeichen, die in der Nacht vom 24. auf den 25. Dezember 1959 an die Synagoge 

in Köln geschmiert wurden. Sie seien dazu bestimmt gewesen, das Bild des demokratischen 

Staates weithin zu verdüstern. 

Belege, keine Beweise 

Wolffsohn wählte für seine Darstellung des Ereignisses die Hauptüberschrift „Roter Staat, 

Braune Jauche, Gelbe Farbe“ und setzte vor den einschlägigen Abschnitt „Rote Nazis? Liebes-

grüße aus dem Osten: Hakenkreuze für den Westen“. Damals, erinnert der Autor, hätte die 

Bundesrepublik im „Höllenfeuer“ der internationalen Kritik schmoren müssen. Und wer setzte 

sie dahinein? Das wissen wir schon: der Teufel, der rote. 

Das hätten Weitblickende damals schon festgestellt. „Heute wissen wir: Der Pinsel der 

Schmierfinken wurde von Stasi, KGB und anderen kommunistischen Geheimdiensten gelenkt.“ 

Ein paar Zeilen weiter wird diese These unerklärt auf „die Ostberliner Regie hinter den Kulis-

sen“ reduziert. Und bald bekräftigend hinzugefügt: Die Spur führte „nach Ost-Berlin“. Von dort 

wurde die „NS-Keule“ gegen die Bundesrepublik geschleudert. 

Wer war zuerst auf Urheberschaft und Zweck dieser Gemeinheit verfallen? Der hatte sie seinen 

Kabinettskollegen am 20. Januar 1960 enthüllt. Da war die Zahl der „antisemitischen Vorfälle“ 

seit dem 25. Dezember bereits dreistellig geworden. Sie belief sich bis zum 28. Januar 1960 auf 

insgesamt 470. Selbst am Regierungstisch wollten jedoch nicht alle, auch nicht der zuständige 

Bundesinnenminister, dieser Erklärung folgen. Der Außenminister verzichtete darauf, Bot-

schaftern und Gesandten die Deutung des Kanzlers anzubieten. Er hielt sie offenkundig für 

untauglich, eine beruhigenden Auslandspropaganda zu tragen. 

Einer besaß indessen schon damals Beweise: der Verteidigungsminister Strauß wusste, wie er 

dem Auswärtigen Amt im März 1960 (und uns Wolffsohn 35 Jahre später) mitteilte, dass bereits 
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im Januar 1959 das (ganze – wie viele Mitglieder besaß das?) Zentralkomitee der SED be-

schlossen hatte, „Aktionskommandos zu bilden und sie nach Westdeutschland zu senden“. Nur 

kannte der Minister anfänglich den Zeitpunkt ihres Eintreffens nicht. Es war offenbar die Hei-

lige Nacht. Fragt sich, aber fragt sich der Münchener Professor nicht, warum ein für die Ver-

teidigung zuständiger Minister seinem Amtskollegen diese Erkenntnis mehr als ein Vierteljahr 

vorenthielt? 

Jenseits des Atlantiks war schon wenige Tage nach der Untat in Köln ein Mann ebenfalls davon 

überzeugt, „dass die antisemitische Welle aus dem Osten gelenkt wurde“. Botschafter Grewe. 

Zu seinem Leidwesen erfüllten die ihm aus Bonn gelieferten Erklärungen seine Erwartungen 

nicht. Es müsse, riet er, dieser „Tatbestand“ klar ausgesprochen und belegt werden. Damit aber 

hatte es seine Schwierigkeit damals, und hat es sie zu Wolffsohns Schreibzeiten noch immer. 

Die Beweissumme seines Textes und seiner Fußnoten ist gleich Null. Seine „Belege“ belegen 

das Vorhandensein von Verdacht und Vermutung (S. Strauß, Grewe). Als deren Antrieb kann 

leicht der Wunsch ausgemacht werden, das eigene Staatsbild vor dem Ausland zu schonen und 

kritischer Durchsicht und Revision der Innenpolitik zu entkommen. 

Was aber treibt dreieinhalb Jahrzehnte später einen Historiker, darauf eine indirekte Apologie 

zu liefern? Seine Sorge um die gegenwärtige Bundesrepublik, denn: „Die Stasi ist tot, aber ihre 

Seilschaften sind durchaus noch lebendig.“ Zwar habe man, wie uns ohne Zahlenangaben ver-

sichert wird, „die Täter antisemitischer und ausländerfeindlicher Verbrechen“, die seit 1990 

begangen wurden, „meistens gefasst“. Doch wie steht es um die „möglichen Drahtzieher“? Die 

Rückschau soll die Wachsamkeit in den Tag schärfen. Geht eine Wohnung oder ein Heim von 

Ausländern in Flammen auf, verbrennen Menschen, dann sucht die Seilschaften des Erich 

Mielke. Doch stellt der Autor fragend die Möglichkeit in Rechnung: „Und wenn es die heutige 

Stasi-Nazi-Verbindung wirklich nicht gäbe?“ Und antwortet: „Dann hätten wir nur ein zusätz-

liches Detail der teuflischen DDR-Politik kennengelernt.“ Der Teufel, der beschlossen hat, kein 

Teufel mehr zu sein. Marxens Kommentar lautete in vergleichbaren Fällen: Mit größerer Ma-

jestät hat nie ein Verstand stillgestanden. 

Doch noch einmal zurück zu jenem Weihnachtsabend des Jahres 1959, den zwei „Triebtätern“ 

im eigenen Staat und den „Drahtziehern“ im Zentralkomitee. Denn nicht unzitiert kann der 

kostbare Satz bleiben: „Dass sich Arnold Zweig und die anderen Unterzeichner (eines im Januar 

1960 an die britische Regierung gerichteten Memorandums – K. P.) über NS-Schmierereien in 

Westdeutschland empörten, spricht nicht gegen sie.“ So schützt Wolffsohn seine Leser vor ab-

wegigen Gedankengängen. 

Die Akte mit dem klemmenden Deckel 

Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Hier geht es nicht um Billigung oder Verur-

teilung der Rolle und der Praktiken von Geheimdiensten. Im Besonderen nicht um Parteinahme 

für oder gegen die Staatssicherheit der DDR. In Rede steht ein Buch, dass den Anspruch wis-

senschaftlicher Seriosität marktschreierisch erhebt und im ersten Abschnitt des ersten Kapitels 

nicht mit einem einzigen Dokument beweist, was es zu beweisen vorgibt, ja nicht einmal für 

wahrscheinlich zu machen vermag, was es behauptet. Stattdessen werden Papiere von Politi-

kern, deren Interessenlage zutage liegt, als Kron-Zeugnisse präsentiert. Die entsprechenden Fuß-

noten erfüllen den Tatbestand des Bluffs. 

Diese „Deutschland Akte“, soviel Überwindung es kosten mag, sollte doch weithin zur Kennt-

nis genommen werden. Sie ist ein kulturgeschichtliches Zeitzeugnis besonderer Art. Sie zeigt, 

wohin eine Geschichtswissenschaft mit Schaum vorm Maul verkommt. Das politische Gene-

ralziel des Autors ist außerwissenschaftlich. Es zielt auf die Rechtfertigung der Aussage, die 

zeitlich vor aller kritischen und im überwiegenden Teil noch zu leistenden Erforschung der 

DDR-Geschichte lag. Sie lautet: der Antifaschismus dieses Staates war nichts als sein Etikett, 
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ein Schwindel der Mächtigen. Dem stehen ein paar Tatsachen entgegen, die Wolffsohn kennt. 

Die einstigen Bürger des untergegangenen Staates schneiden bei Befragungen zu den Themen 

von Antisemitismus und Judenfeindschaft noch immer besser ab als diejenigen in den alten 

Bundesländern. Auch dafür hat Wolffsohn wieder eine spritzige Erklärung: die Bürger waren 

besser als der Staat, in dem sie leben mussten. Darüber ließe sich weiterreden. Es könnten zu 

dem nicht nur den Buchautor irritierenden Befund die Romane der Anna Seghers und des 

Arnold Zweig, auch die Stefan Heyms und Erzählungen und Verse Hermlins beigetragen ha-

ben, auch das Tagebuch des Victor Klemperer, die Denkmäler Fritz Cremers und die Filme 

Konrad Wolfs und der ganze verordnete und unverordnete Antifaschismus, dessen die roten 

Teufel nicht Herr werden konnten. 

Darüber wird aber nach allen Selbstzeugnissen mit dem Autor dieses Buches nicht gestritten 

werden können. Sein Vorurteil ist betoniert: „Vom Antifaschismus ... der DDR bleibt nichts.“ 

Aus dem Satz sprechen Prophetie und Handlungsvorsatz. Was ihm als einzig als ein schwer zu 

lüftendes Geheimnis erscheint, ist die Zählebigkeit jener Ansicht, die er die „Legende“ vom 

Antifaschismus dieses Staates [nennt]. Er zählt dies zu den „Meisterleistungen der politischen 

Mystifizierung“. Und fragt dann sich und seine Leser: „Wer hat sie vollbracht?“ Ratlos und 

gleichsam achselzuckend merkt er an: „Die Nennung der Namen Gysi und Heym reicht nicht 

aus.“ Womöglich hat das „Zentralkomitee“ auf seiner allerletzten Sitzung die Bildung von „Ak-

tionsgruppen“ von Legendenbildnern beschlossen? Im Ernst und um dem Autor Gerechtfertig-

keit widerfahren zu lassen: Diese Art von Geschichtsdeutung gehört zu den herkömmlichen 

Praktiken konservativer deutscher Geschichtsschreibung. Unangenehme Tatsachen, weil sich 

an sie häufig noch unangenehmere Fragen knüpfen lassen, werden nicht – wie in der DDR prak-

tiziert – versuchsweise totgeschwiegen, sondern in das Reich der Geheimnisse verwiesen, vor 

dessen Toren der Historiker schweigend und staunend niederkniet. 

Die „Deutschland-Akte“, die eine vergleichende Geschichte von Deutschland-West und 

Deutschland-Ost über vierzig Jahre ermöglicht, ist noch zu öffnen. Derzeit klemmt ihr Deckel. 

Michael Wolffsohn, Die Deutschland Akte. Juden und Deutsche in Ost und West. Tatsachen und Legenden. (Unter 

Mitarbeit der) Forschungsassistenten: Douglas Bokovoy, Ulrich Brochhagen, Henry Leide, Stefan Meining, Chris-

tian Stiefler und Sylke Tempel. edition ferenczy bei Bruckmann, München 1995, 396 S. 
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Bericht über eine feindliche Übernahme in Dresden 

Wissenschaft und Politik in Neudeutschland 

Kaum über die Schwelle ihres zweiten halben Jahrhunderts ihrer Existenz getreten, veröffent-

licht die Zeitschrift für Geschichtswissenschaft (Jg. 2003, Heft 3) einen Beitrag, der in allen 

voraufgegangenen Jahrgängen des Periodikums seines gleichen suchen dürfte, aus welcher Per-

spektive auch immer auf ihren Seiten über das Verhältnis von Wissenschaft und Politik ge-

schrieben wurde. In einem ausführlichen einleitenden Beitrag lässt die Redaktion den Histori-

ker Klaus Dietmar Henke zu Worte kommen, der von 1997 bis Anfang 2002 das Dresdner 

Hannah-Arendt-Institut leitete. Sein Aufsatz „Interesse und Erkenntnis“ erzählt eine Ge-

schichte, die auch den Titel „Feindliche Übernahme“ hätte erhalten können. So wenig das, wo-

von er berichtet, für die Zustände im Reich der Clio in den Grenzen der Bundesrepublik als 

typisch angesehen werden mag, es charakterisiert doch das permanente Streben, Geschichte für 

die Legitimierung von Politik auszubeuten. In diesem Falle nicht durch kommunistische Dun-

kelmänner und andere Finsterlinge. Die Täterschaft bestand aus einer Politikerclique der säch-

sischen CDU und deren Parteifreunden in wissenschaftlichen Institutionen des Freistaats. An 

ihrer Spitze stand der Landesminister für Kultur Rössler, in DDR-Zeiten Entwicklungsingenieur 

in Hennigsdorf. Kurzfristig war er gar als Nachfolger von Kurt Biedenkopf an der Dresdener 

Regierungsspitze empfohlen worden, unter anderem, weil er „Kampfgeist und Machtbewusst-

sein“ besitze. Hinzu benannt werden könnte eine gewisse Gründlichkeit. Denn es ging ihm, der 

inzwischen ins Wissenschaftsressort gewechselt ist, nicht erst um die Indienstnahme der von 

Geschichtswissenschaft, die seinen politischen Zwecken dienstbar gemacht werden konnten. 

Vielmehr versuchten er und seine Mitkämpfer gleichsam schon die Werksstätten in die Hand 

zu bekommen, um deren Produktion ab ovo bestimmen zu können. 

Was vor sich gegangen ist, besitzt seine Vorgeschichte in einem Vorfall, an den sich nur noch 

Spezialisten erinnern werden. In einem Artikel wandte sich ein Mitarbeiter des Instituts gegen 

die Tat und das – leider nicht erworbene – Verdienst des Arbeiters Georg Elser, der im November 

1939 versucht hatte, Hitler in München während einer Rede vor seinen alten Kameraden in die 

Luft und aus der Welt zu sprengen. Auch wer die Rolle von Personen und selbst von Diktatoren 

in der Geschichte nicht hoch veranschlagt, fühlte sich beim Gedanken an diesen einsamen Akt 

doch zu der Überlegung gedrängt, ob einer von Hitlers Nachfolgern die gleiche Politik mit der 

gleichen Konsequenz weiter betrieben haben würde wie dieser und wie dann deutsche und eu-

ropäische Geschichte hätten weiter verlaufen können. Elser ist durch die Geschichtswissenschaft 

in Ost und West Gerechtigkeit lange nicht widerfahren. In mancher Darstellung, so in einer 

Schrift der Bundeszentrale für politische Bildung, figurierte er gar als Mann, der den Militärs, die 

Hitler hätten beseitigen wollen, in die Quere geraten sei. Nun hat auch die Post aus Anlass des 

100. Geburtstages des in der Tischlerei ebenso wie in der Feinmechanik erfahrenen Arbeiters mit 

einer Sondermarke gedacht. Elser war ein Klarsehender. Er wollte Hitler beseitigen, weil er in 

ihm die Personifizierung des Kriegsplans erblickte. Nach Haftjahren in Berlin, Sachsenhausen 

und Dachau wurde er einen Monat vor Kriegsende auf Befehl Himmlers ermordet. 

Als Henke vom Inhalt des Artikels, der diesen Hitlergegner herabsetzte, und von der Absicht 

erfuhr, ihn zu veröffentlichen (das geschah in der Frankfurter Rundschau), hätte er die Heraus-

forderung annehmen, die Meinungsverschiedenheiten öffentlich machen und ebenso austragen 

können. Dies umso mehr, als Uwe Backes, ein ihm an die Seite gestellter zweiter stellvertre-

tender Direktor, sich für die Publikation ausdrücklich einsetzte. Stattdessen mahnte er be-

schwichtigend und vergebens, das Ansehen des Instituts nicht zu beschädigen. Es könnte ein 

weniger demonstrativen Zeitpunkt der Publikation gewählt werden als ausgerechnet der 60. 

Jahrestag der mutigen Tat des Einzelgängers. Prinzipiell wird man das ebenso wenig nennen 

können wie der Sache der Wissenschaft gerecht werdend. 

Diese suchten nach dem Druck des Aufsatzes mehrere angesehene Historiker zur Geltung zu 

bringen. Scharf wandten sie sich gegen den Artikel. Für einen Moment schien die Gefahr zu 
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bestehen, es könnte mit dessen Autor auch Stellvertreter Backes als Fürsprech in die Schusslinie 

vernichtender Kritik geraten. Dass der unbeschädigt blieb, dafür verwandte sich augenblicklich 

– wir wissen, dass anders als in der DDR Wissenschaft und Politik in der Bundesrepublik von-

einander getrennt sind und hier anders als dort namentlich Geheimdienste die gelehrten Bezirke 

meiden wie der Teufel das Weihwasser – der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz 

Frisch. Er verwies auf gute Dienste, die „Extremismusforscher“ Backes dem Amte ideologisch 

beständig leiste. Die waren dem Präsidenten wesentlich und nicht, dass sein Schützling in Ge-

meinschaft mit dem ostwärts nach Chemnitz vorgestoßenem Politologen Eckhard Jesse und 

Rainer Zitelmann als „Tabubrecher“ hervorgetreten waren, mit einer Geste, die helfen sollte, 

ein „neues“ Bild der Jahre des deutschen Faschismus zu propagieren. 

Aus der Episode entwickelte sich das Folgende: Nur Monate später und 16 Monate vor Ablauf 

der Frist seines Arbeitsvertrages beschloss das statuarisch mit besonderen Rechten ausgestattete 

Kuratorium des Instituts, dem Minister Rössler vorsaß, Henke über die vereinbarte Frist hinaus 

nicht weiter zu beschäftigen. Dies geschah, ohne den Wissenschaftlichen Beirat zu befragen. 

Der hatte bis dahin die Arbeit des in der Reihenfolge zweiten Direktors (der erste und Grün-

dungsdirektor war früh verstorben) mit besonderem Lob bedacht. Das selbstherrliche Verfahren 

führte zu Einspruch und Zerfall des international besetzten Beirates. Es rief erhebliche, durch-

weg erfolglose Proteste hervor, in Sitzungen des Landtages, von Historikern und deren Ver-

band, sowie von Professoren der Technischen Universität, an der Henke zugleich lehrte (was 

er bis heute tut). Der Direktor hatte auszuscheiden. 

Am Tage danach trat eine vierköpfige Gruppe in Aktion und evaluierte die Arbeit des Instituts 

(in zwei Tagen). Deren Aufgabe konnte von jedem, der zur Mitwirkung geladen war, leicht als 

Auftrag erkannt werden, eine getroffene und vollzogene Entscheidung nachträglich zu recht-

fertigen. Drei der Auserkorenen bildeten, was ebenso unschwer festzustellen war, eine Seil-

schaft. Deren Führer war Horst Möller, der in der Ära Kohl an die Spitze des hoch renommierten 

Münchener Instituts für Zeitgeschichte gestellt worden war. Den vierten Platz besetzte Hartmut 

Zwahr, ein zu DDR-Zeiten in Leipzig berufener Geschichtsprofessor, inzwischen emeritiert 

und allein deswegen – gemessen an den Ratschlägen des Wissenschaftsrates – für Aufgaben 

der Evaluierung besser nicht heranzuziehen. Jedoch galt offenbar als sicher, dass er aus ähnlich 

widerwärtigen Vorgängen in der Geschichte der Leipziger Universität nichts gelernt und be-

herzigt hatte. Anfang Mai 2002 versammelten sich die vier Gutachtenden, vermutlich durch das 

Maß der Entfernung ihre Objektivität bekundend, nicht in Sachsens Hauptstadt, sondern in der 

französischen (wer bezahlt derlei eigentlich?). Dort fertigten sie ein ganze sechs Seiten umfas-

sendes Papier aus, jene bestellte Arbeit, die – welch Wunder – vom Kuratorium als Zeugnis 

besonderer Kenntnis und Gründlichkeit angenommen wurde. 

Was war der Kern des Streites, an dem sich mancher allein wegen des Namens des Instituts, 

eine Einrichtung der Totalitarismus-Forschung, desinteressiert zeigen mag? Henke fand sich, 

wiewohl weit davon entfernt, den Begriff des Totalitarismus selbst als fragwürdig oder gar ver-

zichtbar anzusehen, nicht bereit, „den späten SED-Staatssozialismus“ – das ist seine Kenn-

zeichnung – „mit dem Nationalsozialismus in dieselbe Kiste zu werfen“. Wer das täte, den 

leiteten außerwissenschaftliche Beweggründe, meint er. Auch der Vergleich beider „von scharf 

zugespitzten Fragestellungen abgesehen“ wäre „in erster Linie Ressourcenvergeudung, denn 

niemand ist bisher [...] in der Lage darzulegen, welche Erkenntnisse uns über die NS-Zeit bzw. 

die DDR ohne deren Vergleich denn bislang verschlossen geblieben sind.“ Das musste sich mit 

den Augen derer, die 1991 das Institut auf der von Außenminister Kinkel vorgegebenen Linie 

der Delegitimierung der DDR gegründet hatten, lesen wie ein Kündigungsantrag. 

Dabei geht Henke in seinem Gebrauch des Begriffs Totalitarismus weiter als die Namensgebe-

rin des Instituts. Hannah Arendt hatte für die sechziger Jahre die Verwendung von „Totalitaris-

mus“ für Regime wie das der DDR abgelehnt. Sie hätte sich schwerlich auf Henkes für die 

siebziger und achtziger Jahre benutzten aufgeblasenen Begriff von der „avancierten Form des 
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Totalitarismus“ eingelassen. Doch wie auch immer: Er war nicht bereit, den Sachsen den ost-

deutschen Staat unausgesetzt als „Reich des Bösen“ vorzuführen. Das schloss nicht aus, dass er 

während seines Direktorats auf die Region bezogene Verpflichtungen des Instituts, das vom 

Freistaat die Masse seiner Mittel bezieht, ausdrücklich anerkannte. 

Noch heute betont Henke und dies mehrfach, dass die Institutsmitarbeiter dem sächsischen Steu-

erzahler „ein akzeptables Äquivalent zu liefern“ hätten. Doch schweigt er darüber, was ihm die 

in die Kasse Steuernden als solches bezeichnet haben könnten. Sicher ist, dass die ihn mehrheit-

lich als gewesenen Direktor doch auf dem Gewissen haben. Denn es war die Majorität der für 

die Christdemokraten abgegebenen Wählerstimmen, ohne die nicht zustande gebracht werden 

konnte, was jetzt erreicht ist. Zu den Früchten ihres Votums ist zu rechnen, dass im Kuratorium 

von sieben Mitgliedern fünf den Unionsparteien angehörten. Das Institut leitet nun ein Mann 

mit dem Parteimitgliedsbuch der CSU. Er war als Kuratoriumsmitglied an der Inszenierung der 

feindlichen Übernahme beteiligt gewesen und stammt aus der Gruppe jener Helfer, die aus dem 

benachbarten Freistaat Bayern an Elbe, Mulde und Pleiße eilten, um dort purdemokratische 

Zustände einzurichten. 

Die Zeitschrift für Geschichtswissenschaft hat diesen Aufsatz sicher nicht als Auftakt einer 

Serie gedacht. Die ließe sich unschwer bekommen, würden die Institutsdirektoren um Mitarbeit 

gebeten, die nach 1989 in den Neuen Bundesländern ihre Direktorate an Geschichtsinstituten 

verloren, übrigens, ohne dass ihre und ihrer Mitarbeiter Tätigkeit, wie oberflächlich auch immer, 

auch nur nachträglich evaluiert worden wäre. Es kann jedenfalls völlig nicht ausgeschlossen 

werden, dass die damals geübten Praktiken nun verschärfend auf die politischen und anderen 

Konkurrenzkämpfe wirken, in jenem Sinne, von dem ein Dichter schrieb, es sei der Fluch der 

bösen Tat usw. 
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Geschichtserinnerung als politisch-ideologische Kampagne 

Es scheint, dass die geschichtspolitischen Kampagnen, die in der Bundesrepublik eine nach 

Millionen zählende Minderheit erreichen und sie über Wochen, manchmal Monate lang, selten 

aber länger als ein Jahr beschäftigen, in immer kürzer werdenden Abständen aufeinander fol-

gen, ja einander zu jagen beginnen. Zur Erinnerung: Goldhagendebatte, Streit um die Verbre-

chen der Wehrmacht, hervorgerufen durch die Ausstellung des Hamburger Instituts für Sozial-

geschichte, Auseinandersetzung über die Beteiligten an der Auspowerung der Fremdarbeiter 

und die Geste, die als Wiedergutmachung fehlbezeichnet war. Dies noch im vergangenen Jahr-

hundert. Und nun 2002/2003: Gedenken an die Opfer der Stalingrader Schlacht, die deutschen 

mehr als die der „Anderen“, Gedenken an die Opfer des strategischen Bombenkrieges gegen 

Deutschland mit gelegentlicher Erwähnung Guernicas, Warschaus, Rotterdams, Londons und 

Coventrys, seltener von Belgrad und Stalingrad, Flucht und Vertreibung der Deutschen mit der 

Ausrichtung auf die Tragödien, die „Wilhelm Gustloff“ und „Goya“ heißen. Dieser Geschichts-

stoff wird vorläufig nicht ausgehen. 

Sind die Deutschen oder zumindest ein erheblicher Teil von ihnen auf Geschichte versessen? 

Stellen sie die begeistertsten unter allen Verehrern der Clio? Trifft zu, was behauptet wird, dass 

sie ihre Lektion gelernt und den Rang von Meisterschülern erlangt haben? Vor alledem steht 

die Beantwortung der Vorfrage: Wie kommen diese geschichtspolitischen „Wellen“ oder Kam-

pagnen zustande? Wer erzeugt, wer verstärkt sie und was lässt sie verebben? Und was bildet 

ihren Ertrag? 

Spontaneität, Planung, Lenkung – diese und weitere Begriffe kommen in Rede, wenn nicht ein-

fache Antworten gesucht werden. Denn es sind von Fall zu Fall durchaus nicht die gleichen 

Auslöser und Antriebe, die derlei Kampagnen entstehen und dauern lassen. Am leichtesten fest-

zustellen sind die Anlässe, häufig geliefert durch – insbesondere sogenannten „runde“ – Jah-

restage. Doch werden die mitunter ausgelassen oder unabhängig von dem Platz, den das Ereignis 

in deutscher Geschichte beanspruchen kann, auch nur am Rande behandelt. Man vergleiche nur 

den Medienaufwand und -einsatz mit dem Blick auf die Stalingrader Schlacht, als sie sich zum 

60. Male jährte, mit dem, der auf den 70. Jahrestag der Errichtung der Nazidiktatur gewendet 

wurde. Im Geschehen des Jahres 1943 zwischen Wolga und Don ließen sich die mehr als 

200.000 deutschen Täter doch auch wieder als Opfer betrachten. In dem des Jahres 1933 hin-

gegen hätten die keineswegs durchgearbeiteten Fragen nach der unbefohlenen, von keinem Mi-

litärstrafrecht bedrohten Massengefolgschaft behandelt werden müssen, die Hitler zwar nicht 

in die Wilhelmstraße zu bringen vermochte, aber eine Bedingung dafür war, dass die Intrige der 

Einflussreichen überhaupt inszeniert wurde. Offenbar gibt es willkommene, wenn nicht beliebte 

Jahrestage und andere, die mit nichtssagenden, flüchtigen Vermerken „begangen“ werden. 

Apropos beliebt. In unserer obigen Aufzählung fehlen der 17. Juni 1953 und dessen 50. Jahres-

tag. Der stellt insofern einen Sonderfall dar, als die zu seiner Erinnerung ablaufende Kampagne 

in ihrer Entstehung so durchsichtig war, wie sich die Berliner Spree und Havel selbst nach der 

weitgehenden Abschaffung der ostdeutschen Industrie erst noch wünschen mögen. Von der 

Bundeszentrale für politische Bildung bis zur Bundesbeauftragten und (damals fünfjährigen) 

Zeitzeugin Birthler, von Opferverbänden bis zur Historischen Kommission der PDS begaben 

sich Experten und solche die sich dafür bloß hielten oder es immerhin werden wollten, früh in 

die Startlöcher. Keine Rede von Spontaneität. Kinkel stand auf: Die Chance zur Delegitimie-

rung der DDR wurde erkannt, würde in derlei Gestalt so bald nicht wiederkehren. Jedenfalls, 

und da nicht gleichermaßen ausbeutbar, nicht vor dem Jahre 2018 und ob sich da nicht ein noch 

größerer Teil der Deutschen für die ihnen dann verordneten Agenden und Reformen interessie-

ren wird, ist hoch ungewiss. 

Am Ende lief die Kampagne aus allen Rudern. Niemand, der etwas auf seinen Antitotalitaris-

mus hielt, wollte zurückstehen, ihn bei dieser Gelegenheit unbekundet lassen. Ob „Viel hilft 



860 

viel“ wirklich zum Ziele geführt hat, blieb öffentlich unerörtert. Die Historiker werden sich, 

wenn sie Zugang zu den Akten haben, quellenkritisch mit den Berichten befassen und darunter 

den Jubel der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ auf seinen Wahrheitsgehalt abklopfen, der 

sich auf den angeblich erheblichen Erfolg bezog, der bei der Aufklärung der Jugend erreicht 

wurde. Der Versuch, das Ereignis in eine Traditionsreihe zu stellen, die mit der Großen Revo-

lution der Franzosen beginnt, dürfte kurzlebiger sein, als das immerhin Jahrzehnte währende 

Abfeiern eines „Tages der deutschen Einheit“. 

Doch nicht immer sind planende, Gelder verteilende, Abstimmungen vornehmende Kräfte, die 

sich in der Summe ihres Einflusses und ihrer Wirkung durchaus mit der Agitationskommission 

des ZK der SED messen können, am Werk. Eine geschichtspolitische Kampagne kann mit dem 

Erscheinen eines Buches einsetzen, mit einem Vorgang, der je nach den Erfolgsprognosen eines 

Verlages, seinen Mitteln für Reklame und – nicht zuletzt – der Reichweite seiner gesellschaft-

lichen Beziehungen auch inszeniert wird, d. h. als Verkaufsauftakt nicht weniger präzise geplant 

wird wie die Einführung einer neuen Parfümmarke. So erinnerlich im Fall des Buches von Da-

niel J. Goldhagen in den USA nicht anders als in der Bundesrepublik. Und so auch geschehen 

mit Jörg Friedrichs Buch „Der Brand“, der Abhandlung über den „Bombenkrieg“. In wieder 

anderen Fällen erblicken mehrere Medienzentralen in einem sich jährenden geschichtlichen Er-

eignis die Chance für hohe Zuschauer- oder Zuhörerquoten oder sie wittern ihre Bilanzen erhö-

hende Verkaufszahlen von gedruckten oder tönenden Erzeugnissen der verschiedensten Art. 

Wer sie auf die jeweilige Idee gebracht hat, bleibt häufig unbekannt. Anregende Ideen existie-

ren in dieser kapitalistischen Gesellschaft des Gedränges Arbeit, Aufträge und Verdienst su-

chender Menschen, die eine Hochschul- oder anderweitige Spezialausbildung besitzen, und des 

– unausgesetzt schärfere Formen annehmenden – Konkurrenzkampfes, der auch diese Anbieter 

von geistiger oder Unterhaltungskost umtreibt, im Überfluss. Wer sie nicht hat, braucht auf dem 

einschlägigen Markt nicht zu erscheinen. 

Der Erfolg lockt an und längst ist erprobt, wie er sich erweitern und ausbeuten lässt. Auf den 

Film folgt das Buch oder umgekehrt. Debatten in Zeitungen und Zeitschriften und vor Kameras, 

am besten heftig und streitbar, erhöhen den Werbeeffekt. Gefragt sind Teilnehmer mit klangvol-

len Namen, bevorzugt jene, bei denen sich vermuteter Sachverstand und schauspielerische Fä-

higkeiten paaren. Ferngehalten werden Spezialisten, sofern sie einer geschichtswissenschaftli-

chen Betrachtung für verdächtig gehalten werden, die allzu eindringlich nach obwaltenden In-

teressen, womöglich gar materiellen und – horribile dictu – Profit geleiteten fragt. Einstige Be-

wohner der Wissenschaftswüste DDR bleiben ohnehin ausgeschlossen, denn es soll nicht kon-

frontiert werden, was Zuschauer und Zuhörer allzu nachdenklich stimmen könnte. Wer immer 

wieder das Gespräch zu Hitler zurückführen hilft und – wenn es sich denn einflechten lässt – 

zu Stalin, ist persona grata und darf mit einer weiteren Vormerkung rechnen. 

Erfolgen gar, wie im Falle der Bewertung des Einsatzes der britischen RAF im strategischen 

Luftkrieg gegen Deutschland, Einsprüche von jenseits der Grenzen, gewinnt das Ganze an Pi-

kanterie und erheischt zusätzliche Aufmerksamkeit. Was in der Presse erschienen ist, wird in 

Sammelbänden vereint. Was auf Fernsehschirmen zu sehen war, kann als Kassette zum Zwecke 

beliebiger Wiederaufführung gekauft werden. Leserbriefe, deren Tendenz sich mit der Ange-

botenen weitgehend decken oder zart kritisch formuliert wurden, werden dankbar angenommen 

und nach Gutdünken der Redaktionen gedruckt. Anderes werden auch da erst künftige Benutzer 

von Archiven vorfinden und ans öffentliche Licht bringen, dann zu Zeiten arg verminderten 

und gewandelten Interesses und verblichener Aktualität. 

Dieses Getriebe, in dem sich geistige Ausrichtung hinter einem mehr oder weniger dichten 

Schleier von begrenzter Pluralität geschickt zu verbergen versteht und mit Geschäftsinteresse 

vereint, besitzt eine Voraussetzung. Die heißt – wie auch sonst auf Märkten – das massenhafte 

Vorhandensein kaufkräftiger Konsumenten. Sind die nicht oder nur in nicht ausreichender Zahl 

und kurzzeitig zu gewinnen, geht es wie im Fall jenes Buches, dessen Autor den erbrachten 
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Nachweis beanspruchte, Hitler als Homosexuellen überführt zu haben. Das interessierte nur 

wenige, erregte Widerspruch von Homosexuellen, die sich den „Führer“ nicht unterschieben 

lassen wollten, und traf auf einen Moment, da Geschichtsinteressierte gerade mit der Betrach-

tung der deutschen Opferkolonnen vollständig in Anspruch genommen waren, denen sie sich 

entweder selbst noch zurechnen konnten oder deren Erinnerung auf eigene Familiengeschichten 

gerichtete Emotionen wachrief und Stimmungen des Mitleids erzeugte. 

Die Art der Darbietung dieses Geschichtsstoffes bot zudem vergleichsweise wenig Herausfor-

derung, über Ursachen des eigenen Unglücks oder des Unheils nachzudenken, dass über die 

Vorfahren gekommen war. Begleittexte verteidigten zusätzlich diese Fokussierung auf den Op-

ferstatus, über den könne nun endlich und ohne Skrupel geredet werden, nachdem doch von 

deutscher Täterschaft hinreichend gehandelt worden sei. Die Klarstellung von Ursache-Wir-

kungs-Beziehungen und die Beantwortung der Frage nach dem Warum, worauf alle ernsthafte 

Beschäftigung mit Geschichte schließlich zielt, gilt nicht als obligatorisch, wird mitunter ein-

fach als lehrhaft herabgesetzt oder auch im Fernsehen als nicht erreichbar bezeichnet. Gewiss, 

diese Art ins Vergangene zurückzublicken, besitzt keinen Unterhaltungswert. 

Die Frage, wann sich eine erhebliche Zahl von Deutschen für welche Zeit ihrer Geschichte 

interessieren ließen, ist jüngst auch wieder durch die Beobachtung aufgekommen, dass es nach 

1945 – und anders als der Autor von „Der Brand“ behauptet – kein Beschweigen des Luftkrie-

ges gab. Festgestellt wurde stattdessen, dass das Interesse an Romanen und Erinnerungen, die 

davon berichteten, lange gering geblieben war. Kein Angebots- sondern ein Rezeptionsloch 

also. Es entstand, wurde vermutet, weil die Mehrheit der damals lebenden Deutschen ja durch-

lebt und erlitten hatte, wovon da erzählt wurde. Doch war das Thema, sobald darüber in Zu-

sammenhängen nachgedacht wurde, auch nicht für jedermann einladend. Es warf zu unange-

nehme Fragen zur eigenen Rolle auf: Denn vordem war da der Jubel über die „Erfolge“ der 

deutschen Luftwaffe. Und die Verehrung der „Helden der Luft“, der „deutschen Adler“ etc. 

Und sodann die stoische Disziplin, mit der unter den Bedingungen der Bombardements auf 

deutsche Städte weiter geschuftet wurde. Jedoch wurde für die damaligen Erzeugnisse der Li-

teratur nicht annähernd jene Reklame gemacht, die heute das Geschäft in Gang bringt und hält. 

Wie es vor Jahrzehnten offenkundig ein schwer aufzuschnürendes Bündel von Faktoren war, 

die Aufmerksamkeit oder Desinteresse entstehen ließen, so auch heute. Unter ihnen steht die 

Übermacht der Reklame obenan, die vor allem an Skrupellosigkeit zugenommen hat. Wahr 

oder vorgetäuscht: Dem voyeuristisch geschulten Zuschauer werden nie gesehene sensationelle 

Bilder angekündigt. Er wird mit der Ankündigung sensationeller Dokumentenfunde geködert 

(wie in der jüngsten Stalingradserie des Zweiten Staatsfernsehens), die vorgeblich ganze Ge-

schichtsbilder einstürzen lassen. Das, zudem das Versprechen von Zeitzeugen vom Typus 

„Leute wie Du“, sind die Lassos, mit denen die auf allen Marktplätzen auf Reklame gedrillte, 

geradezu Reklame süchtige Konsumentenschar eingefangen wird, die ähnlich wie bei der Neu-

eröffnung eines Supermarktes nichts verpassen will. 

Wer hockt sich vor das häusliche Fernsehgerät, wenn zur besten Abendsendezeit im wieder ein 

Blatt deutscher Vergangenheit aufgeschlagen wird und in der Summe – das ist die angepeilte 

„Quote“ – mehr als 4 Millionen Deutsche unterhaltsam „belernt“ werden. Die Mehrheit stellen 

nach verlässlichen Feststellungen des Senders über Sechzigjährige. Je jünger die Gruppe an 

Jahren, umso geringer ihre Teilnahme. Das mag zunächst einmal mit Zeit und Belastung erklärt 

werden, ist aber doch auch Ausdruck einer Erscheinung, die sich als das Interesse von Zeitge-

nossen wahrnehmen lässt, mit ihren Biographien, ihren Kindheits- und Jugenderlebnissen, auch 

mit den Erinnerungen an die eigenen Eltern und Großeltern zurecht zu kommen und, wenn 

schon nicht lachend, so doch versöhnt, sofern es da je einen Konflikt gab – von ihrer Lebens-

geschichte Abschied nehmen wollen, bevor es ans Unwiderrufliche geht. 

Die Mainzer machen das den Leuten dieser Generation leicht. Namentlich die „Zeitzeugen“, 

die keinen Zusammenhang herzustellen vermögen und im jagenden Gang bewegter und in 
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Bewegung gebrachter Bilder und Töne Sätze, die doch nur Fetzen davon sind, über Erlebtes 

absondern, sorgen für Möglichkeiten der Zustimmung und lassen das Bier nicht schal werden. 

Längst ist wie beim Selbsteinseifen mit einer bestimmten Rasiercreme Gewöhnung eingetreten. 

Das muss man gesehen (weniger: gelesen) haben, sei es nur, um in die Langeweile des Fern-

sehangebots Abwechslung zu bekommen oder morgens mitreden zu können, wenn man den 

Altersgenossen beim Einkauf trifft und sich gemeinsam die Stimmung nicht sofort wieder ver-

derben will, wenn das Gerede auf die Politik oder die Gesundheit oder das kommt, was – kuri-

oserweise und doch nicht zum Lachen – Gesundheitspolitik genannt wird. 

Und dann sind da die Bildungsbeflissenen vieler Altersstufen, die, lesend, hörend und fernse-

hend, mit Fakten über die Geschichte schon angereichert, nun sehen wollen, ob sich ein Zuge-

winn noch ergibt und ob sie mit ihren Ansichten Recht und die Fernsehmacher nichts vergessen 

haben. Demnächst wird sich in einer Runde weniger Wissender dann darüber sprechen lassen. 

Auftritte der langjährig verbildeten Laien, denen – von bloßen Tatsachen abgesehen – nie die 

Idee gekommen ist, was ihnen da eigentlich wer vorsetzt und was ihnen vorenthalten werden 

wird. Die Naivität der Zuschauer gegenüber den Intentionen der Produzenten dieser Dokumen-

tationen ist eine weithin hergestellte Bedingung, ohne die diese Art von Geschichtsunterhaltung 

nicht funktionieren könnte, sondern entlarvt würde als das, was sie ist: die Herstellung eines 

Geschichtsbildes der Nation, in dessen Vordergrund momentan und abschließend als Haupt-

personen die deutschen Opferkolonnen hineingestellt werden, länger und größer an Zahl, denn 

alle denkbaren anderen. Denn wer hätte mehr als etwa 600.000 Tote im Luftkrieg aufzuweisen, 

wer eine Armee wie die deutsche sechste mit einem gleichermaßen elenden „Untergang“, wer 

eine annähernd so große Millionenmasse an Flüchtlingen und Vertriebenen und vor allem wer 

hätte das alles hingenommen ohne einen Gedanken an Rache? Hier wird eine in der Sache nicht 

neue Selbstgerechtigkeit erzeugt, die in der Bundesrepublik seit Jahrzehnten schon angetroffen 

werden konnte, nun aber Ausbreitung und Tiefeneinfluss gewinnt. Und damit wird auch für 

weiter veränderte Geschichtsbücher für den Schulgebrauch vorgearbeitet. 

War und ist folglich aus diesen geschichtspolitischen Kampagnen nichts zu lernen, ausgenom-

men, dass guttut, wer sich ihrem Sog zu entziehen vermag? Nein. In ihrem Umfeld entstanden 

Abhandlungen, die sich mit den Deutungen, die den Hauptstrom bilden, auseinandersetzen. 

Ernstzunehmende wissenschaftliche Institute, deren Leiter die jeweiligen Wellen nutzen, um 

zu Geld, in diesem Falle zur Forschungsmitteln zu gelangen, legen Ergebnisse vor, die das Prä-

dikat „aufklärend“ rechtens beanspruchen können. Es entstehen lesenswerte Ausgaben von erst-

mals gedruckten historischen Dokumenten, die – wie beispielsweise im Umfeld der 17. Juni-

Kampagne geschehen – nicht nur das Interesse bedienen, jeden Gedanken an sozialistische Zu-

stände als Bekenntnis zu menschenfeindlicher Diktatur zu denunzieren. Auf den Märkten der 

Meinungen diese Angebote herauszufinden, mag sich als nicht weniger schwierig erweisen, als 

sich unter den konkurrierenden Angeboten der Pharmaindustrie zu orientieren. Obendrein gibt 

es nicht einmal Packzettel mit Hinweisen zu Nachteilen und Nebenwirkungen, auf die doch Pro-

duzenten von Arzneimitteln aus Rückversicherungsgründen nicht verzichten können. 
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Aus der Reparaturwerkstatt in die Rumpelkammer 

Der nicht mehr verheimlichte Wunsch der Gegner einer Ausstellung 

Ohne eine Mischung von Unkenntnis, Schlamperei und Arroganz ist der Weg nicht vorstellbar, 

der die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944“ Ende vergan-

genen Jahres nicht wie beabsichtigt in weitere deutsche Städte und in die USA, sondern zu-

nächst in die Reparaturwerkstatt führte. Der Vorgang ist so außergewöhnlich nicht. Werke der 

Autoindustrie rufen gelegentlich Teilserien von Fahrzeugen zurück, um Mängel zu beheben. 

Das ist zeitweilig markenschädigend, verursacht Ungelegenheiten und Kosten, doch niemand 

ruft nach dem Schrotthändler. Im Falle dieser Ausstellung aber ist das anders. Denen das unge-

schönte Bild von der Rolle der Deutschen im Zweiten Weltkrieg und namentlich von der Wehr-

macht schon immer ein Gräuel war, bot sich die willkommene Gelegenheit, ihrer Forderung zu 

begründen, Texte und Bilder dorthin zu befördern, wohin sie diese seit langem wünschten: in 

die Rumpelkammer oder auf den Müllhaufen. Das überraschte niemanden, dem die Begleiter-

scheinungen dieser Ausstellung noch im Gedächtnis waren, vom Protestmarsch in München 

über die Masse der unsäglichen Leserbriefe, welche die Regionalpresse überall verbreitete, wo 

das Werk des Hamburger Instituts für Sozialforschung besichtigt werden konnte, bis zum 

Sprengstoffanschlag in Saarbrücken. 

Neu ist freilich, dass nun auch Personen geharnischt auf den Plan treten, die bis dahin aus wel-

chen Gründen auch immer sich zurückhielten, sich jetzt aber zu lautstarken Stimmführern im 

Chor der Deutschnationalen machen. Einer von ihnen hat in der Frankfurter Allgemeinen Zei-

tung in deren Startausgabe in das Jahr 2000 seine Forderung begründen können, die Ausstellung 

nicht wieder öffentlich zu zeigen. Der Historiker Horst Möller, Direktor des Instituts für Zeit-

geschichte in München und auf diesem Platze einen Bruch mit der aufklärerischen Tradition 

markierend, die sich vor allem mit dem Namen des früh verstorbenen Martin Broszat verbindet, 

breitet – akademisch verbrämt – noch einmal all jene Anwürfe aus, die sattsam bekannt gewor-

den sind, seit Gegner der Ausstellung mobil machten. Wie diese baut er sich zunächst einen 

Pappkameraden auf. Er behauptet, es hätten die Ausstellungsmacher zu beweisen gesucht, dass 

die Wehrmacht ein Haufen sadistisch bestimmter Männer gewesen sei, die ihre Veranlagung auf 

und hinter den Schlachtfeldern ausleben wollten. Ähnlich pauschal hatte schon Daniel Goldha-

gen das Sengen, Brennen und Morden erklären wollen, als er den 30. Januar 1933 zu dem Tag 

glaubte stilisieren zu können, an dem die antisemitisch geprägten Deutschen endlich in Hitler 

den Mann fanden, den sie als Anführer des Judenmords seit langem schon gesucht hatten. Diese 

Ausgeburt der Phantasie ist inzwischen sang- und klanglos erledigt und hat sich womöglich nur 

in der Erinnerung einiger Spezialisten erhalten. 

Die Darstellung der Hamburger Ausstellungsmacher weist mit derlei Konstruktion keine Ver-

wandtschaft auf. Ihre Frontstellung richtete sich gegen eine zählebige Legende, die von der 

sauberen Wehrmacht und ihrem ritterlichen Kampf. Dagegen hatte auch Möllers Münchener 

Vorgänger sich wieder und wieder gewandt. Er, seine Mitstreiter und insbesondere die Gruppe 

von Militärhistorikern um Manfred Messerschmidt im Militärgeschichtlichen Forschungsamt 

besaßen besonderes Verdienst daran, dass auch in der Bundesrepublik selbst längst alle Fakten 

zusammengetragen waren, die hinreichten, dieser Legende den Garaus zu machen. Doch war 

das, wie auch das Echo auf die Ausstellung „Vernichtungskrieg“ zeigte, keineswegs gelungen. 

Hier ist nicht der Ort den Ursachen nachzugehen, die den Misserfolg zeitigten. Sie mögen auf 

einer Skala zu kennzeichnen sein, auf der die sich als stärker erweisenden staatsgestützten Wi-

derstände innerhalb der westdeutschen Gesellschaft ebenso einzutragen wären wie ein Wissen-

schaftsverständnis, das einer Überprüfung bedarf. 

Möller hat also Recht, wenn er nachspricht, diese Ausstellung biete in ihren Kernaussagen 

nichts Neues. Doch was besagt das? Soviel wie das Wort eines Arztes, der seinem Patienten, 

der mit dem deutlichen Erscheinungsbild einer epidemischen Krankheit bei ihm vorspricht, 
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herablassend eröffnet, es biete ihm nichts Neues und deshalb brauche er sich weiterhin nicht zu 

sorgen. Der FAZ-Autor weiß aber natürlich, dass er mit der Herabsetzung „olle Kamellen“ nicht 

durchschlagen kann. Also häuft er eine Masse von einzelnen Argumenten an, die samt und 

sonders darauf hinauslaufen, die nachgewiesenen Verbrechen der Wehrmacht als Ausnahme-

erscheinungen glaubhaft zu machen oder sie als kriegslage- und situationsbedingt auszugeben. 

Derart wird die Wahrheit verstellt, dass es das Wesen des Regimes und seine weltweiten impe-

rialistischen Ziele waren, um deren Verwirklichung willen die militärische Streitmacht han-

delte, wie sie es tat. 

Da nicht zu leugnen ist, dass im Verantwortungsbereich und unter Mitwirkung der Wehrmacht 

Untaten begangen wurden, werden dem Leser in einem Gemisch aus Nachbetertum und Fin-

digkeit dafür Erklärungs- und Entschuldigungsgründe ausgebreitet. Da scheinen wieder die 

Millionen auf, die an vorderster Front angeblich völlig unbeteiligt waren und nicht wussten, 

was um sie herum und im eroberten Hinterland geschah. Danach werden die Sicherungsdivisi-

onen als ein Bruchteil der Millionenarmee und mit ihnen die Militärverwaltung bedauert, denen 

die unlösbare Aufgabe gestellt worden sei, Herr der Lage in einem besetzten Gebiet der UdSSR 

zu werden, das dreimal so groß gewesen wäre wie die heutige Bundesrepublik. Vor allem aber 

habe der von Stalin befohlene Partisanenkampf zur Brutalisierung beigetragen, ein Argument, 

das beflissentlich auslässt, dass in Jugoslawien, Italien und Griechenland, wo Stalin zweifelsfrei 

nicht befehligte, der Widerstand der Bevölkerung mit der gleichen Grausamkeit niedergehalten 

und Unbeteiligte auf dieselbe barbarische Weise umgebracht wurden wie in Russland oder 

Weißrussland. 

Das famoseste Argument aber, dass Möller präsentiert, nimmt er aus der Geschichte der Wehr-

macht selbst. In ihren Reihen hätten Offiziere aus alter preußischer, konservativer und deutsch-

nationaler Schule während des Krieges nur noch eine Minderheit dargestellt, was wohl heißen 

soll, die Untaten wären bei einem anderen personellen Kräfteverhältnis nicht geschehen. Nun 

haben zum einen Prozesse vor alliierten, amerikanischen, britischen, jugoslawischen und ande-

ren Gerichtshöfen nachgewiesen, dass diese Altgeschulten keine Bedenken trugen, im Vernich-

tungskrieg zu führen. Doch selbst wenn dieser Nachweis nicht hätte erbracht werden können, 

bliebe die Tatsache, dass es seit den Nach-Versailles-Tagen gerade die geschlagenen Militärs 

des Ersten Weltkriegs waren, die nach einer Massenarmee lechzten, in der es dann und zu nie-

mandes Überraschung fraglos auch Menschen gab, die von verbrecherischem Typus waren und 

ein entsprechendes Vorleben aufwiesen. Jedoch: Spätestens seit Christopher Brownings Buch 

und lange vordem bereits in dem 1959 vor einem westdeutschen Gericht abgehaltenen soge-

nannten Ulmer Einsatzprozess war klargestellt worden, dass es „ganz normale Männer“ waren, 

welche Massaker verübten und sich um geschriebenes und per Gewohnheit überliefertes 

Kriegsvölkerrecht so wenig scherten wie ihre Befehlshaber und Kommandeure. 

Nicht massenhafter Sadismus, sondern die begeisterte, bereitwillige oder auch nur sklavisch 

befehlsgehorsame Verfassung und Haltung von Millionen deutscher Soldaten, die sich zu In-

strumenten eines Programms machten, das auf die Weltvorherrschaft zielte und seine (vorher-

sehbaren) Mittel gebar, brachte die deutsche Kriegführung hervor, die Möller zu einem Nor-

malkrieg des 20. Jahrhunderts herabstufen und also in eine lange Reihe von Kriegen stellen 

möchte, die samt und sonders als nicht näher beschriebene Zeitgeburten erscheinen. Die jeweils 

Beteiligten, standen sie in Gesellschaft, Staat und Armee oben oder unten, verschwimmen in 

diesem Blendlicht dann als bloße Opfer der unglücklichen Umstände, in die sie hineingestellt 

waren. 

So unbestritten das eben zu Ende gegangene Jahrhundert auch durch eine Kette barbarischer 

Kriege gekennzeichnet ist, deren Anfang der 1914 begonnene markiert, so gewiss sind es nicht 

nur das geographische Ausmaß des Zweiten Weltkrieges, die Zahl der Getöteten und der Um-

fang der materiellen Zerstörungen, also graduelle Abweichungen, die den Zweiten Weltkrieg 

deutlich unterscheidbar machen und die gerade die Deutschen (und das in ihrem eigenen 
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Interesse) veranlassen sollten, ihn nicht à la Möller und nach der Devise einzuebnen: Die ande-

ren Deutschen auch. Genau das aber verlangt der Historiker, der nur eine entsprechende ver-

gleichende Horrorschau für zulässig hält. 

Die professorale Attacke dagegen, dass die Ausstellung „Vernichtungskrieg“ noch einmal auf 

den Weg durch deutsche und ausländische Städte gebracht wird, gipfelt in der unter Politikern 

in der Bundesrepublik weithin beliebten Pose der Verteidiger des Rechtsstaates. In ihm hätte jeder 

einstige Angehörige der Wehrmacht das Recht auf eine Einzelfallprüfung. Das läuft darauf hin-

aus, die Kriegswege aller Divisionen und Regimenter, aller Bataillone und Kompanien durch 

Feindesland während der Jahre 1939 bis 1945 bis in die kleinsten Details zu rekonstruieren und 

für die in Summe 18 Millionen einstigen Militärangehörigen festzustellen, was sie im Kriege 

getan oder unterlassen haben. Nun lässt sich schwerlich etwas dagegen einwenden, dass an die 

Stelle der ruhmredigen Divisionsgeschichten, die seit den fünfziger Jahren in der (Alt-)Bundes-

republik zur Erbauung der „Ehemaligen“ geschrieben und verkauft worden sind, wahrheitsge-

mäße Berichte gesetzt werden. Der Vorschlag Möllers richtet sich aber erkennbar auf etwas 

Anderes. Das durch internationale Forschungen fundierte und viele Warnungen bietende Urteil 

über die Wehrmacht als einer Organisation soll suspendiert und Nachfragenden bis auf Weite-

res eine Wandblende gezeigt werden, auf der in Großlettern prangt: Non possumus. Das genügt 

fürs Erste und erfüllt künftighin einen praktischen Zweck. Denn: Wie schön wäre es gewesen, 

hätte die deutsche Teilnahme am Krieg gegen Jugoslawien 1999 mit dem erleichternden Ver-

weis kommentiert werden können, dass an der Rolle ihrer Väter und Großväter in Serbien und 

Jugoslawien Geschichtsforscher erst noch arbeiten und, bis die zum Ende ihrer Bestrebungen 

gekommen sein würden, der Grundsatz von der Unbescholtenheit zu gelten habe. 

 



866 

Von „Deutschland erwache“ bis „Wollt ihr den totalen Krieg“ 

Vortrag aus Anlass des 70. Jahrestages der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler 

Aus den Zeiten aller deutschen Staaten, die seit der Gründung des Deutschen Reiches im Jahre 

1871 aufeinander folgten, ist uns eine Vielzahl von Schlagwörtern und Schlachtrufe bekannt, 

die in den geistigen, politischen und sozialen Auseinandersetzungen im Innern wie auch in der 

Außenpolitik eine Rolle spielten. Von einzelnen Personen oder auch von Parteien geprägt, wur-

den sie verbreitet, aufgenommen, von mehr oder weniger großen Gruppen von Menschen be-

jaht, von anderen wieder abgelehnt, verworfen und in ihrer Funktion und ihren Zwecken bloß-

gestellt. Man denke nur an die Wendung vom „Platz an der Sonne“, der angeblich im Interesse 

aller Deutschen errungen werden müsse, oder – und in der gleichen Gedanken- und Politiklinie 

– an das vorgebliche deutsche „Volk ohne Raum“. 

Kein Staatswesen in Deutschland hat solche Schlagwörter und Schlachtrufe während seiner 

relativ kurzen Existenz, aber in solcher Zahl geprägt und sich ihrer derart geschickt bedient wie 

das faschistische, das sogenannte „Dritte Reich“. Doch geht es dabei nicht nur um ein quanti-

tatives Phänomen. Hinter der Verbreitung seiner Parolen stand eine nach Millionen zählende 

Partei und alsbald auch der Propagandaapparat des Regimes, der in die Köpfe (und am besten 

auch in die Herzen) hämmerte, was die Staatsmacht festigen, ihren Zwecken förderlich sein und 

ihre Ziele erreichbar machen sollte. In einer jüngst – 2002 – erschienenen Publikation hat der 

Autor dieses Beitrages in Gemeinschaft mit Fachkollegen es unternommen, der Entstehung und 

Verbreitung solcher Schlagwörter nachzugehen. Darauf fußt das Folgende. 

I. 

Schon als die Kolonnen der SA in den Jahren der Weimarer Republik in militaristischer Ge-

schlossenheit, Kraft demonstrierend und ihren Gegnern drohend durch die Straßen deutscher 

Groß- und Mittelstädte zogen, ertönte aus den Mündern dieser „Nationalsozialisten“ der Ruf 

„Deutschland erwache“, häufig ergänzt durch „Juda verrecke“. Das Bild vom Erwachen war in 

die Vorstellungen von deutscher Geschichte eingeführt. Viele hatten sich seiner bedient. Populär 

war die Sage vom schlafenden deutschen Kaiser, der mit seinem Gefolge in einem Berge – es 

konkurrierten der Untersberg bei Salzburg, ein Berg in der Nähe von Kaiserslautern und der 

Kyffhäuser in Mitteldeutschland – schlafe und zu neuen Taten erwachen werde, wenn die Zeit 

dafür gekommen sei. Heine hat die Geschichte auf seine Weise dargestellt und am Ende ge-

meint, es sei wohl besser, wenn der Greis samt seinen Leuten weiterschliefe und die Deutschen 

ihre Sache als Demokraten selbst in die Hand nähmen. 

Ein ähnliches Bild begegnet uns in dem früher in der deutschen Arbeiterbewegung weitver-

breiteten „Mann der Arbeit, aufgewacht und erkenne deine Macht ...“ Im einen wie im anderen 

Falle liegt der Sinn zu Tage: Es existiere eine schlummernde Kraft, die nur in Bewegung gesetzt 

und zur Geltung gebracht werden müsse und könne, wenn die dafür notwendigen Vorausset-

zungen hergestellt oder eingetreten sein würden. Im Falle des Kaisers sind diese nicht sehr ge-

nau angegeben, es ist die Rede von über dem Berg kreisenden Vögeln. Im anderen, der Arbeiter, 

geht es offenkundig um einen Erkenntnisprozess. Im dritten, uns hier interessierenden, ist die 

Vernichtung der Feinde, vor allem der Juden und ihrer angeblichen Helfer, die Aufgabe, welche 

die „erwachende Nation“ zu lösen hat, damit sie ihre Kräfte zurückerlange, die ihr angeblich 

eben von diesen genommen worden wären. 

Der 30. Januar 1933 wurde auch alsbald als der Tag der „erwachenden Nation“ ausgegeben und 

mystifiziert. Gewiss, er galt als der Sieg einer Partei, oder wie die deutschen Faschisten sagten, 

ihrer Bewegung. Doch gesiegt hätten sie, die zuerst Erwachten, doch für alle wahren Deutschen. 

„Deutschland erwache“ wurde nun zum Appell an alle Bürger des Deutschen Reiches unter 

dem Hakenkreuz, ausgenommen die Juden und die Kommunisten. Während den ersten keine 

Chance gelassen wurde, sich zu diesem „neuen Deutschland“ zu bekennen, war das mit den 
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Kommunisten anders. Sie konnten abschwören und zum Deutschtum zurückfinden, das sie an-

geblich mit der Hinwendung zum Internationalismus („vaterlandslose Gesellen“) verleugnet 

und verloren hatten. „Deutschland erwache“ war auch eine Herausforderung zu angestrengter 

Arbeit für eben dieses Deutschland. Was das bedeutete, bestimmten die Machthabenden. Es 

konnte für die Arbeitenden bedeuten, dass sie für Billiglöhne von ihren Wohnorten weit entfernt 

auf eine Arbeitsstelle gewiesen wurden oder – wenn sie jünger und (anfänglich) männlich wa-

ren – in den sogenannten Reichsarbeitsdienst gelangten, wo sie außer Verpflegung und Behau-

sung nur ein Handgeld erhielten. Das „erwachende Deutschland“, in dem die Zahl der Arbeits-

losen abnahm und 1937/38 faktisch beseitigt war, schuftete beim Bau von Autostraßen, die 

Reichsautobahnen hießen, von Kasernen und Flugplätzen, von repräsentativen Staats- und Par-

teibauten, später beim vor der französischen Grenze gelegenen Westwall und in der zunehmen-

den Zahl expandierender Rüstungsbetriebe, und die Mehrheit der Deutschen hätte natürlich sich 

ausrechnen können, wohin diese Reise gehen werde. Doch der momentane Effekt war vielen 

wichtiger als die denkbare bedrohliche Perspektive. 

Zudem versicherten die Regierenden ihren Friedenswillen und beteuerten, die Rüstung diene 

nur der Selbstverteidigung. Es gelang ihnen unter einem erheblichen Teil der Bevölkerung 

glaubhaft zu machen, dass die ihnen abgeforderten Anstrengungen allen „Volksgenossen“ 

zugutekommen sollten. „Deutschland arbeitet“ – so lautete ein Bild, das ebenso für die Inlands- 

wie für die Auslandspropaganda bestimmt war. Und es ist nicht zu leugnen, dass es den Führern 

dieses Reiches gelang, nach den Jahren der verheerenden Arbeitslosigkeit unter vielen Millio-

nen Deutschen eine Aufbruchstimmung zu wecken, von der niemand mehr profitierte als sie 

selbst. 

Die „erwachte Nation“ war der Propaganda zufolge auch eine solidarische, wie ein anderes 

Schlagwort ausdrückte, das sich noch größerer Popularität erfreut haben dürfte als das 

„Deutschland erwache“. Es lautete „Keiner soll hungern, keiner soll frieren“ und war als zent-

rale Devise des Winterhilfswerkes (WHW) bereits 1933 in vieler Munde. Mit dieser Zielvor-

gabe wurden finanzielle und materielle Spenden aller eingefordert, die in der Lage waren, den 

im Winter 1933/34 wieder über die Vier-Millionengrenze angewachsenen Arbeitslosen mehr 

zukommen zu lassen, als ihnen der Staat aufgrund der existierenden, aus der Republik herrüh-

renden Gesetze und Verordnungen zu zahlen verpflichtet war. Was die Parole besagte, war 

zweifelsfrei human und jeder, der mit den Hungernden und Frierenden Mitgefühl besaß, konnte 

sie akzeptieren. Was nicht gesagt wurde, war freilich, dass der Staat, der den Betroffenen zum 

Leben zu wenig und zum Sterben zu viel gab, einen Teil des Unterhalts der an den Rand der 

Gesellschaft Gedrängten mit dem WHW den Massen zuschob und damit seine eigene Kasse 

schonen konnte. Und – und nicht weniger wichtig – dass das Regime auf diese Weise politisch-

psychologisch in mehrfacher Hinsicht ein Gewinner war. Es schminkte sich eine sozialpoliti-

sche Haltung auf und gewann gerade unter den Ärmsten, vor deren Türen SA-Leute erschienen, 

die ihnen Nahrungsmittel oder Heizmaterial brachten, neue Anhänger. 

Sechs Jahre später hieß die Aktion, die ihren Charakter mit der abnehmenden Zahl von Erwerbs-

losen gewandelt hatte, dann Kriegs-Winterhilfswerk (KWHW). Nun ging es vor allem um das 

Eintreiben von Geldspenden und damit um das Abschöpfen eines insgesamt beträchtlichen 

Teils der Kaufkraft der Massen. Da das nicht nur wintersüber geschehen sollte, wurde die Sam-

melaktion durch eine zweite ergänzt, die im Zeichen des Roten Kreuzes ins Werk gesetzt wurde. 

Zu den Schlagwörtern, die das Regime und seine Ziele verkleideten, gehörte das ebenfalls 1933 

ausgegebene „Kraft durch Freude“ (KdF). Es diente der gleichnamigen Organisation als Devise 

und Reklame, die bei der Deutschen Arbeitsfront (DAF), dem Zwangssammelbecken für Arbei-

ter und Angestellte, geschaffen worden war. Ursprünglich, aber nur für kurze Zeit, hatte sie nach 

italienischem Vorbild den Namen „Nach der Arbeit“ erhalten, wodurch sie als eine Freizeitver-

anstaltung sich kenntlich machte. Doch „Kraft durch Freude“ machte klar, worum es am Ende 

ging – nicht ums Faulenzen und Entspannen, die Freude sollte vielmehr der Kraftschöpfung 
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dienen, und was gewonnen war, sollte „Deutschland“ zugutekommen. In eine Reklameschrift 

war ebenso offenherzig wie dümmlich davon die Rede, dass der menschliche Körper ab und zu 

geölt werden müsse wie eine Maschine, womit gesagt war, dass aus der Sicht der Machthaber 

die Masse der arbeitenden Menschen nichts anderes waren als Instrumente. 

Zu den Schlachtrufen des Regimes, die sich den Zeitgenossen einprägten, die auch noch Nach-

geborenen geläufig wurden, gehörte das „Kanonen statt Butter“. Es war die Verkürzung eines 

Appells, den Hermann Göring in seiner Eigenschaft als der zentrale Lenker der Aufrüstung 1936 

an die Bevölkerung gerichtet hatte. Gefordert wurden Konsumverzicht und die Zustimmung 

insbesondere zur reduzierten Einfuhr hochwertiger Lebensmittel, damit Devisen für die forcierte 

Aufrüstung zur Verfügung standen. Margarine sei gesünder als Butter. „Esst mehr Fisch“, lau-

tete eine Reklame-Aktion. Manches davon, wie die Aufforderung, sparsam mit Lebensmitteln 

umzugehen und nichts verderben zu lassen („Kampf dem Verderb“), war für sich genommen 

durchaus vernünftig. Doch die Zwecke, die hinter dieser Art von Vernunft kaum verborgen wur-

den, sollten – um im Bilde zu bleiben – wenig bekömmlich werden. Sie dienten der raschen 

Verwirklichung des Plans, einen quantitativen und qualitativen Rüstungsvorsprung bereits vor 

dem ersten Schuss zu besitzen und die künftigen Gegner mit einer gewaltigen Militärmaschine 

zu überrollen – eine Absicht, die 1939 bis 1941 in Europa furchtbare Wirklichkeit wurde. 

II. 

Mit dem Beginn des Krieges wurde die Sprache der deutschen faschistischen Machthaber be-

fehlend und vollkommen martialisch. Als Hitler nach der Eroberung bzw. Besetzung von Polen, 

Dänemark, Norwegen, den Niederlanden, Luxemburg, Belgien, Frankreich, Jugoslawien und 

Griechenland in seiner Rede über den Erfolg des sogenannten Balkanfeldzuges verkündete: 

„Dem deutschen Soldaten ist nichts unmöglich“, glaubten das viele Deutsche und vor allem 

auch viele Angehörige der Wehrmacht. Von diesem Irrglauben befreite sie, freilich noch nicht 

vollkommen, die Schlacht vor Moskau im hereinbrechenden Winter 1941. Noch aber war der 

Siegglaube nicht verflogen. Einer der Schlachtrufe, mit dem die Kriegsherren sich 1942 aus der 

Kalamität des Mangels an Lokomotiven und Waggons zu befreien suchten, lautete: „Räder 

müssen rollen für den Sieg“. Nun wurden die deutschen Zivilpersonen aufgefordert, alle über-

flüssigen Fahrten mit der Eisenbahn zu unterlassen. Später folgten für längere Bahnfahrten das 

Vorweisen besonderer Genehmigungen. Da wurde der Krieg für die Bevölkerung im Reich 

zunehmend spürbar. Mit den Luftangriffen auf Lübeck und Rostock begann das verheerende 

Bombardement auf deutsche Städte, deren Einwohner nun erlebten, was vor ihnen die Bürger 

von Warschau, Rotterdam und von englischen Städten erfahren hatten. 

Kein Schlachtruf aber hat sich den Deutschen so stark eingeprägt wie der Ruf nach dem „Tota-

len Krieg“. Er verbindet sich mit der Kundgebung, die am 18. Februar, etwas mehr als zwei 

Wochen nach der Bekanntgabe des Endes der Stalingrader Schlacht im Berliner Sportpalast 

stattgefunden hat. Wieder und wieder wurde im Fernsehen der Filmstreifen gezeigt, der nach 

sorgfältiger Regie damals gedreht wurde, so dass auch den Jüngeren die Szenen vor Augen 

stehen, in denen der Propagandaminister Goebbels die ausgesuchte Zuhörerschaft fragt, ob sie 

denn den totalen Krieg wollten und diese mit hysterischen Zustimmungskundgebungen antwor-

teten. Bis heute wird dem Demagogen Goebbels an dieser Inszenierung ein besonderes Verdienst 

zugeschrieben. Jüngst wieder nannte eine Zeitschrift ihn den „Mephisto Hitlers“. 

Es lohnt sich, bei dem „Geheimnis“ um diese Kundgebung einen Moment zu verweilen, lässt 

sich an ihr doch zeigen, unter welchen Umständen derartige Schlachtrufe angenommen werden 

und zu wirken vermögen. Goebbels konnte, bevor er die Halle betrat, vor allem und fest da-

rauf rechnen, dass die Deutschen in ihrer Mehrheit die Niederlage mit ihren Folgen fürchteten. 

Klar erschien auch schon vordem, dass nur extrem vermehrte Anstrengungen die kritische 

Situation zu beheben vermochten. Sie hatten schon vor dem 3. Februar in den spontanen De-

batten in der Bevölkerung eine Rolle gespielt. Gefragt worden war, woran sich Zukunfts- und 
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d. h. Siegesglaube noch festmachen ließe. Die zweifache Antwort der Propaganda lautete: an der 

– freilich unverlässlichen – „Gerechtigkeit des Schicksals“ und an einem Mehr an Kräfteanspan-

nung. So war die Rolle des Ministers keineswegs die eines Wundertäters, es galt für ihn, die 

Stimmung psychologisch geschickt auszunutzen und darauf verstand er sich aufgrund vieler Er-

fahrungen. Die Versammelten in der Halle und viele Deutsche im Reich, führergläubig geblie-

ben, erwarteten nichts sehnlicher, als dass ihnen Mut gemacht und ein Ausweg gezeigt würde. 

Vergegenwärtigen wir uns knapp die Situation im Reich im Moment der militärischen Krise im 

Osten, die sich zu einer politischen, vor allem stimmungsmäßigen ausgeweitet hatte. In 

Deutschland herrschte und befahl eine zivile und militärische Führungsgruppe, die durch den 

Willen geeint war, diesen Krieg unter keinen Umständen zu verlieren. Das allein unterschied 

sie nicht von ihren Vorgängern. Den Unterschied machte erst die Perspektive einer Niederlage 

aus. Sie würde diese Gruppe sozial und politisch abstürzen lassen, manche bis vor die Schran-

ken eines Gerichtes der Sieger. Die Nachkriegsbiographien der Machthabenden des Ersten 

Weltkrieges würden sich für sie nicht wiederholen. Nicht Flucht und Exil in den Niederlanden 

oder in Schweden. Kein nahtloser Rückzug ins Privatleben. Diese Gruppe reichte von den „al-

ten Kämpfern“, den Reichs- und Gauleitern, über die Generalität und die hohe Reichsministe-

rialbürokratie bis zu den Spitzen der Repressivorgane. 

Entscheidend wurde nun, dass das Ziel dieser Minderheit sich von jenem der übergroßen Mehr-

heit der Deutschen nicht unterschied, wiewohl deren Nachkriegsperspektive im Falle einer Nie-

derlage nicht mit jener der Minderheit identisch war. Auch diese Mehrheit wollte den Krieg 

nicht verlieren. Nur manche schienen sich schon darauf einzurichten. Nichts hat die Beobachter 

der Massenstimmung und jene, für die deren Informationen bestimmt waren, stärker aufge-

schreckt als Informationen, wonach eine nicht zu bestimmende Zahl von Deutschen, ihre eigene 

Zukunft, ginge der Krieg verloren, nicht an diejenige der Führerschaft gebunden sah. Äußerun-

gen wie, es könnten Arbeiter unter bolschewistischer Herrschaft auch nicht mehr als schuften, 

galten als Alarmsignal. Doch geschah es Anfang 1943 wohl nur vereinzelt, dass darüber ge-

sprochen wurde, man werde selbst minder betroffen sein, käme man doch in das Besatzungs-

gebiet der Westmächte. 

Die Furcht vor der Niederlage brauchten die Machthaber – und Goebbels im Sportpalast – mit-

hin nicht zu erzeugen, sondern nur zu verstärken und das taten sie in einer Weise, die in einer 

britischen Äußerung treffend, die Parole „Kraft durch Freude“ abwandelnd, als „Kraft-durch-

Furcht-Propaganda“ bezeichnet worden ist. Kriegsniederlage bedeutete demnach Ansturm Asi-

ens, der Steppe, wilder Horden aus nie gesehener und unvorstellbarer Wildnis, Triumph, Herr-

schaft, Würgegriff des Bolschewismus, Untergang des Abendlandes. Auf Kinoleinwänden er-

schienen in einem Spielfilm aus dem dritten der sogenannten Schlesischen Kriege Friedrich II. 

preußische Kadetten, Milchbärte noch, in russische Gefangenschaft geraten, mit einem Tau ge-

bündelt wie sonst Getreidegarben mit Stricken und dieses Tau geknüpft an einen Pferdesattel, 

auf dem ein finsterer Bursche thronte, so ging es ab nach Sibirien. 

Mit dem Wunsch der Mehrheit, den Krieg nicht zu verlieren, existierte – bildlich gesprochen – 

der Haken, an den sich die Millionen durch die Staatsführung nehmen und immer tiefer in das 

Elend des Krieges ziehen ließen. Die Einheit zwischen Führung und Volk konnte durch diese 

Übereinstimmung im Generalziel neu fundiert werden. Das führte aus der Stimmungskrise und 

erleichterte Goebbels’ Aufgabe sehr. „Das Volk“, notierte er in den Tagen, „ist im Augenblick 

bereit, alles, was man ihm anbietet, zu schlucken, wenn wir nur den Krieg gewinnen können.“ 

Der Minister hatte seine Zuhörerschaft nicht für ein Ziel einzunehmen, sondern für Schritte und 

Methoden, Gesetze und Maßnahmen, von denen er behauptete, dass sie dorthin sicher führen 

würden. Hier lag der prekäre Punkt. Das Ziel musste als erreichbar gelten. 

Wie war der „Endsieg“, eine unaufgebbare Formel, also glaubhaft zu machen, wie eine entschlos-

sene, wieder mit einem Schuss Optimismus gestärkte Kriegsfortsetzungsstimmung zu schaffen? 
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Auf dreierlei Weise: durch die Verdrängung von Tatsachen, durch Missdeutungen der Ursachen 

der eingetretenen Niederlagen und durch phantasievolle Überbewertung der Möglichkeiten, die 

zur Mobilisierung eigener Kräfte noch existierten. So brachte sich auch Goebbels selbst in Form. 

Und nicht anders der „Führer“. Operiert wurde mit dem Argument, dass die faschistische Mili-

tärmacht noch stark war, dass sie weiteste Teile Europas in ihrem Griff hielt. Sodann aber ließ 

sich nachweisen, dass vermehrte Anstrengungen möglich seien und der eigene Kriegseinsatz 

erheblich gesteigert werden könne. Dafür sprach, und das verlieh der Propaganda zusätzlich 

Überzeugungskraft, der alltägliche Augenschein, denn im Reich existierten offenkundig unge-

nutzte Arbeitskraft- und andere Reserven. 

In den geheimen Berichten über die Stimmung wurde wiederholt, gerade in Arbeiterkreisen 

würden „totalste“ Maßnahmen verlangt und ein Mangel an Entschlossenheit der Führung kriti-

siert, sie durchzusetzen. Das vermittelt ein Bild, als seien die Proletarier auf den totalen Krieg 

mehr als alle anderen erpicht gewesen. Was ist der Kontext dieser Zeugnisse? Der bereits seit 

längerem existierende Unwille derer, die Tag für Tag in den Rüstungsfabriken schufteten, über 

die ungleiche Verteilung der Kriegslasten. Diese verbreitete Stimmung ließ sich nun nutzen. 

Wie, das exerzierte Goebbels, als er zwischen seinen bekannten Reden vom 30. Januar und 18. 

Februar 1943, in einem Berliner Panzer produzierendes Werk vor Arbeitern sprach. Seinen 

Auftritt dort bezeichnete er selbst als ziemlich radikal und demagogisch und diese Bemerkung 

lässt sich entschlüsseln. 

Goebbels, auf dem Felde der sozialen Demagogie seit der „Kampfzeit“ geübt, entwickelte, 

dass die „Totalisierung“ des Krieges vor allem eine veränderte Haltung der oberen und der 

Mittelschichten der Gesellschaft verlangen würde. Schon die im Januar erfolgten noch unbe-

stimmten Ankündigungen ließen erkennen, dass von den Zwangsmaßnahmen diese Kreise und 

das städtische Kleinbürgertum, Händler und Handwerker, vor allem betroffen sein würden. So 

galt der Beifall, den Goebbels von den Metallarbeitern erhielt, seiner Ankündigung, von nun an 

würden die Abforderung von Arbeitsanstrengungen unterschiedslos alle treffen. Der Minister 

hatte zu einem aus seiner Sicht ein wenig anrüchigen Trick gegriffen und Zuflucht zu einer 

„klassenkämpferischen“ Aufmöbelung seiner Zuhörer genommen. Er und die folgende Propa-

ganda sprachen, wenn auch ausbalanciert, Gefühle der Missgunst und des Neides an. Sie betra-

fen u. a. auch das heikle Thema der nicht arbeitenden Ehefrauen von Wehrmachtsangehörigen. 

Goebbels’ Siegesverheißung sollte an Attraktion auch durch die Behauptung gewinnen, der „to-

tale Krieg“ werde der kürzeste Krieg sein. So lautete auch die einzige am 18. Februar plakatierte 

Parole im Sportpalast. 

Die Aufnahme dieser Rede wie der gesamten sich an sie anschließenden Propaganda kann nicht 

ohne jene noch unverlorenen Vorstellungen vieler Deutscher erklärt werden, Vorstellungen, die 

Frucht vieler und nicht nur nationalsozialistischer ideologischer Einflüsse waren. Eine und die 

wohl wesentlichste betraf das Selbstverständnis der Volksmehrheit, die sich noch immer als 

eine außergewöhnliche Nation (oder wie Faschisten sagten: Rasse) sahen, mit Eigenschaften und 

Fähigkeiten, die jene aller anderen Nationen überragten. In den Worten von Goebbels: „Wir 

sind doch das Elitevolk der Erde. Man nenne uns eine Nation, die gleiches zu ertragen und zu 

leisten in der Lage wäre.“ Dieses Vorurteil aus Hochmut hatte 1941/42 in den Wehrmachtsein-

heiten, die am Ostfeldzug teilnahmen, gewiss „einen ersten Knacks“ bekommen. Doch wurde es 

hartnäckig gegen die Anfechtung verteidigt, die ihm ausgerechnet durch slawische und asiati-

sche „Untermenschen“ erwuchs. Behauptet wurde: Es sei deren Massenhaftigkeit, welche [das 

Reich] in zeitweilige Schwierigkeiten gestürzt hätte. Dieser Vorteil aber würde mit den immen-

sen Menschenverlusten des Gegners im Abnehmen begriffen sein. Zudem wäre es die Ausstat-

tung dieser Minderwertigen mit Waffen aus dem Westen, die ihnen Erfolge ermöglicht hätten. 

Daraus ergäbe sich eine Aufgabe für die U-Boot-Waffe, die auch für lösbar gehalten wurde. 

Widerspruchsfrei und unbezweifelbar war dieses Bild von den Kriegsaussichten nicht mehr zu 

machen. Dass die Gegner und insbesondere ihre zivilen und militärischen Führer weder dumm 
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noch primitiv seien, ließ sich nach allen Erfahrungen nicht mehr wegdenken. Dennoch: der 

„Führer“ galt vielen noch immer als der alle überragende Mann, freilich nicht länger unange-

fochten. Es kriselte auch das Hitlerbild. Stalingrad brachte die „erste Beschädigung des Führer-

Mythos“. Goebbels notierte Anfang Februar 1943, dass „zum Teil sogar das Vertrauen zur Füh-

rung, wenn nicht gar zum Führer selbst, angeknackt ist“. Doch der „Faktor Hitler“ stand in der 

Kriegsbilanz der Deutschen auf der Habenseite noch immer obenan. Hitler wurde als die Inkar-

nation der Willensqualitäten der Nation angesehen. Führergläubigkeit und extremer Voluntaris-

mus befähigten, wenn Rechnungen über die Zukunft nicht aufzugehen schienen, sie wunschge-

recht durchzuführen. Der Wille, der Wege findet, der Glaube, der Berge versetzt, die Moral 

nicht als ein, sondern als der kriegsentscheidende Faktor usw. 

Das Geheimnis der Rede vom 18. Februar 1943 mit dem zentralen Schlachtruf des „totalen 

Krieges“ wie auch vieler anderer Parolen der deutschen Faschisten bestand darin, an Wünsche 

und Bedürfnisse der Massen anzuknüpfen und ihnen vorzutäuschen, die Machthaber würden 

ihnen Rechnung tragen und sie allein wüssten, wie sie zu befriedigen seien. Gehen wir die Reihe 

der zitierten Schlagwörter und Schlachtrufe noch einmal durch, dann wird diese Praxis vom Ver-

sprechen der Freude, der Wärme und der Sättigung bis zur Verheißung der Erreichung des End-

siegs auf dem kürzesten Wege greifbar. Parolen, die das Ja zum Verzicht forderten, ließen sich 

nicht vermeiden, doch erschienen diese jeweils nur als zeitweilig geltend und als Ausdruck vo-

rübergehender Notwendigkeiten – sei es die Einschränkung des Verzehrs von Butter oder das 

Unterlassen von Eisenbahnreisen. Am Ende würde das erwachte, stärkere, größere, ja mächtige 

Großdeutschland, das Tausendjährige Reich, stehen. Am Ende stand die totale Niederlage. 

Die Publikation, auf die sich der Vortrag stützt, ist erschienen: Kurt Pätzold/Manfred Weißbecker, Schlagwörter 

und Schlachtrufe. Aus zwei Jahrhunderten deutscher Geschichte. Bd. 1 und 2, Militzke Verlag Leipzig 2002. 
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DDR – Versuch einer Bestimmung 

1. Die Bestimmung der Charakteristika eines Staates 

– Herkunft, Vorgeschichte, Tradition 

– Entstehungsgeschichte – innere und äußere Bedingungen 

– Gründungsakt 

– Soziale Strukturen/Klassen/Schichten 

– Politisches System/Verfassungstext/Verfassungswirklichkeit 

– (Massen-) Basis/Stabilität/Krisen 

– Wirkung nach außen/Rolle in der internationalen Politik 

– Etappen/Phasen seiner Entwicklung 

– Ziele 

– Ursachen des Untergangs – innere und äußere Bedingungen 

– Platz in der Geschichte 

– Grad der Erforschung seiner Geschichte, beeinflussende Faktoren 

2. Die DDR – Kennzeichnungen und Etikettierungen 1990. Der Ausgangspunkt der 

(un)geistig-politischen Auseinandersetzungen mit dem untergegangenen Staat 

Nach dem Ende der DDR wurden Kennzeichnungen der DDR unternommen, die den Charakter 

von Etikettierungen besaßen 

Staat Unrechtsstaat, zweite deutsche Diktatur 

Gesellschaft Mangelgesellschaft, „geschlossene G.“ 

Führungsschicht herrschaftsbesessen, korrupt 

Wirtschaft marode Wirtschaft 

Bevölkerung unterdrückt, reglementiert, eingemauert 

Ideologie verordneter Antifaschismus 

Wissenschaft Wissenschaftswüste 

Moral antihuman 

Extreme: Antisemitismus – „Auschwitz der Seelen“, Organdiebstahl an noch Lebenden, Mord 

an Frühgeborenen? 

(Vergleich: die nazifaschistische Propaganda wider die Weimarer Republik 1933 – marxisti-

sche Misswirtschaft, Korruption, schlappe Demokratie usw.) 

Interesse: Rechtfertigung der Vereinigungs-(Anschluss)politik. Treuhandtätigkeit, Abwicklung 

etc. 

3. Die DDR – Versuch einer Definition 

Ein 1949 auch als Reaktion auf eine westdeutsche Staatsgründung aus einem Zusammenschluss 

von Ländern der sowjetischen Besatzungszone geschaffener, 1989 untergegangener deutscher 

Staat, der eine der denkbaren geschichtlichen Antworten auf Faschismus und Krieg verwirk-

lichte und der in einem internationalen Verbund seit 1952/1954 den gescheiterten Versuch un-

ternahm, über die kapitalistische Gesellschaft hinaus in eine solidarische, sozialistische Gesell-

schaft zu gelangen. 

Wie jede Definition: eine Verkürzung, Fragen offenlassend: Was für ein Staat? Warum ge-

schaffen? Warum untergegangen? Welche anderen Antwortend denkbar? Usw. 

Vorteil: sie enthält kein Verdammungsurteil, nimmt Antworten nicht vorweg 
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4. Wirkungen der Existenz der DDR 

Das vermittelte Bild: sie hat 17 oder später 16 Millionen Menschen vom Hauptweg der deut-

schen Geschichte, den die BRD repräsentiert, ferngehalten, eingemauert, jahrelang oder zeitle-

bens um Lebensgenüsse gebracht, Verfolgungen, Stasi usw. Dieses Bild bröckelt (Good bye 

Lenin?) 

Gegenbild 

– ein antifaschistischer Staat, Umfragen nach 1990 

– ein Staat, der auf friedliche Koexistenz hinwirkte 

– Einfluss in der UNO 

– auf den europäischen Abrüstungsprozess 

– im Helsinki-Prozess 

– Auswirkungen auf Staaten der 3. Welt 

– Wirkungen auf die BRD und der Ausprägung von deren Gesellschaft (Sozialstaat, Aus-

einandersetzungen mit der Vergangenheit) 

Eine permanente Herausforderung 

– im Großen wie auf Teilgebieten 

– Geschichte: Die Erforschung des 2. Weltkriegs, Hinwendung zu demokratischen und 

sozialistischen Traditionen (Heinemann in Bremen) 

– Wegfall dieser Herausforderung: Gewinn oder Verlust 

– wer gewonnen, wer verloren, ersetzbar? 

5. Untergang der DDR 

Hauptthese: sie sei in einer „Revolution“ untergegangen und als deren Folge. Großtat der Deut-

schen, eine erfolgreiche nach 1848 und 1918 mit Niederlage oder begrenztem Erfolg, dabei 

wird in Kauf genommen, dass Mehrheit der Deutschen – in der BRD – unbeteiligt. In eine Linie 

mit 1789: die großen Freiheitsrevolutionen. 

Untergang: Teil eines internationalen Prozesses mit Gemeinsamkeiten und Unterschieden 

(Zerfall von Staaten – UdSSR), Teilung (Tschechoslowakei), später: Bürgerkrieg mit ausländi-

scher Intervention (Jugoslawien) DDR – Sonderfall, ein zweiter Staat existiert, Anschluss. 

Der Untergang des einzelnen ohne die Veränderung der Politik der Zentralmacht UdSSR 

nicht denkbar, wichtigste und notwendige Bedingung also Desinteresse an der Fortexistenz des 

schwächeren Verbündeten, Perspektivenwechsel: was für seine Preisgabe einzuhandeln 

Weiterexistenz ohne die Hauptmacht auch nur zeitweilig schwer denkbar. Kuba: keine Insel, 

ein zweiter Staat, bis dahin ein geteiltes Land. 

Die Schwächen der DDR, Ursachen ihrer Nicht(über-)Lebensfähigkeit, selbst nicht in einer 

kürzeren Dimension: 

akut: klassischer Fall der Blindheit und Ratlosigkeit der Regierenden, kein Krisenmanage-

ment 

allgemeine Unzufriedenheit in der Gesellschaft mit dem Wissen oder dem Gefühl einer Stag-

nation 

damit entsteht Chance des Handelns einer Minderheit, während die Mehrheit abwartet (Zu-

stand der nicht mehr führenden Partei) 
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Diese Entwicklung vor einem breiteren und tieferen Hintergrund 

ökonomische Schwäche des Landes, gemessen an kapitalistischen Staaten Westeuropas und 

insbesondere der BRD 

das uneingestandene Unterliegen im Wettbewerb der Systeme 

somit das Auseinanderfallen von Anspruch und Wirklichkeit 

dies verbunden mit der phrasenhaften Verklärung der Wirklichkeit durch eine funktionsuntüch-

tige Propaganda 

es verbinden sich die Unzufriedenheit mit der wirtschaftlichen Entwicklung mit dem Unwillen 

über die in Agonie gefallene Regierung 

Sorg der Gesellschaft des Westens und deren Bilder, die Massenflucht (ein eigenes Forschungs-

thema) 

Eine andere Entwicklung denkbar? Wo liegen die tiefsten Wurzeln? 

Ein falsches, unverwirklichbares Gesellschaftsmodell? Aufklärung? 

Wenn Modell flach, dann aussichtslos von Anfang an 

Oder richtig: aber verfehlte Schritte und Methoden, es zu verwirklichen? 

Oder beides in einer Kombination 

Wenn letzteres: welches die „Schritte“ in den Untergang? Wo falsche Entscheidungen an Weg-

scheiden? 

Das Problem der Fragen an die ungeschehene Geschichte. 

Die Frage: Wollen sie die DDR wiederhaben? 

6. Was bleibt? 

Dimensionen: Politik, Wirtschaft, Kultur, Erziehung und Bildung, Gesundheitswesen, Litera-

tur, Theater, Sport usw. 

Allgemein und banal: eine historische Erfahrung wie aus jedem anderen Staat/Gesellschaft 

Frühes Urteil St. Heyms: Eine Fußnote der Weltgeschichte 

Die „Banalisierung“; „Humorisierung“, „Idealisierung“ der DDR – die Talkshows, die Filme: 

„Sonnenallee“, „Halbe Treppe“, „Good bye, Lenin“ – aber auch: Kunstausstellungen 

welcher Wert kommt der Erfahrung zu? Für wen? 

gibt es so etwas wie eine Verfallzeit für diese Erfahrungen? ist sie schon eingetreten? 

reduziert sich die Erfahrung auf Verbots- und Warnschilder (Kocka: der überforderte Sozial-

staat) 

die Frage der Utopie, der Vision, Kann eine sozialistische Gesellschaft „funktionieren“? 

Geschichtswissenschaft: nicht nur zwei oder drei Namen, die Georges Iggers 1990 benannte 

Entdeckung von Leistungen durch Doktoranden. Vor allem aber existieren die Fragen, unter 

denen Geschichtsforschung betrieben wurde, weiter. 
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Deutschland gedenkt. Blick zurück nach Stalingrad 

An der Grenze von Januar zum Februar konkurrieren in der deutschen Geschichte des 20. Jahr-

hunderts zwei Jahrestage: Der eine bezieht sich auf den Einzug Hitlers in die Reichskanzlei, 

womit 1933 die Errichtung der faschistischen Diktatur begann. Der andere gilt der Erinnerung 

an das Ende der Stalingrader Schlacht, als mit dem Sieg der sowjetischen Armeen 1943 der 

Durchbruch zur Wende im Zweiten Weltkrieg gelang. Diese Konkurrenz hatte mit dem Abstand 

von 70 bzw. 60 Jahren zu den Ereignissen die Schlacht zwischen Don und Wolga lange vor den 

eigentlichen Jahrestagen mit Längen gewonnen. Zeitungen, Zeitschriften, Rundfunk- und Fern-

sehsender schenkten ihr seit Ende November – da war sechs Jahrzehnte zuvor deutsche, mit 

ihnen auch rumänische Divisionen eingeschlossen worden, besondere Aufmerksamkeit. Der 

Folge wurde mithin ungleich mehr Beachtung zugewendet als der Verursachung. Denn ohne 

den Sieg der Nationalsozialisten in Deutschland wäre dieser Krieg und in ihm Stalingrad nicht 

vorstellbar.  

Bietet die Schlacht vor dem Hintergrund der Vorbereitungen eines Krieges gegen den Irak mehr 

und aktuellere Lehren als die Zerschlagung der Republik und der Regimewechsel in die Dikta-

tur? Die wären ihr als eine große Warnung wohl abzugewinnen, freilich vorausgesetzt, es würde 

von Ursprüngen und Interessen gehandelt, welche die deutschen Armeen nach dem Osten mit 

dem Ziel vordringen ließen, eine Landbrücke nach Mesopotamien zu gewinnen und vor Indiens 

Tore und damit zum ersehnten „Endsieg“ zu gelangen. Doch davon war kaum etwas zu hören, 

zu lesen oder zu sehen. Wie mögen die Herausgeber von Presseorganen und die Intendanzen 

von Sendern also derart einheitlich darauf gekommen sein, die Scheinwerfer auf die Stalingra-

der Schlacht zu richten, ohne dass eine Agitationskommission eines Zentralkomitees sie darauf 

verpflichtete? Und wie kann erklärt werden, dass Redakteure und Journalisten unter der Viel-

zahl von denkbaren Möglichkeiten, den Gegenstand anzugehen, so nahe bei- um nicht zu sagen: 

übereinander lagen? Wunder über Wunder. 

Das Grauen 

Die Weltgeschichte kennt keine Schlacht, die uns nicht grauenhafte Bilder hinterlassen hätte. Le-

genden, Chronisten, Schriftsteller, Maler haben der Nachwelt davon Einzelheiten überliefert, 

die ein unerschöpfliches Reservoir für Horrorfilme abgeben. Der so und durch Science-Fiction-

Produktionen schon vorbereiteten Leser- und Zuschauerschaft, gewaltgewöhnt wie sie ist, war 

viel zuzumuten, als die Blicke wieder auf das Schlachtfeld von Stalingrad gelenkt wurden. Die 

gestapelten Leichenhaufen deutscher Soldaten, die nicht mehr unter die gefrorene Erde gebracht 

wurden. Der streunende, von irgendwoher entlaufene Hund, der sich mit einem Menschenarm 

davonschleicht. Verwilderte, ausgehungerte Katzen, die sich über einen Leichnam hermachen. 

Die Pferdehufe, die in einem Kessel ausgekocht werden, um daraus irgendeine noch essbare Flüs-

sigkeit zu gewinnen. Die auf Rückzügen und Fluchten zu von Frost und Schnee überzogenen 

Säulen erstarrten Soldatenleiber. Die von eigenen Fahrzeugen nieder- und plattgewalzten Män-

ner. Das und manches mehr, was nicht gesagt und nicht beschrieben werden kann, war die 

Schlacht. Nichts davon musste aus dem Abstand von 60 Jahren neu entdeckt werden. Was hat 

bewirkt, dass es mit erkennbarem journalistischem Genuss in die Überschriften und ins Fettge-

druckte gehoben worden ist? Der Kampf auf dem verengten Absatzmarkt? Und da die Spekula-

tion auf angedrillte, nun unstillbar gewordene Bedürfnisse, einen Nervenkitzel erzeugt und be-

friedigt zu bekommen? Das gewiss. Doch mischen sich in den Medien solches Geschäftsinteresse 

stets mit ideologischem Kalkül. Die Schilderungen des Grauens gaben nur die Introduktion.  

Die Opferkolonne 

Das Bild, das von den deutschen Soldaten vermittelt wurde, die mit der 6. Armee und Teilen 

der IV. Panzerarmee bei und in Stalingrad zugrunde gingen, war das einer Opferkolonne. Zehn-

tausende, wahrscheinlich insgesamt 150.000 Männer, kamen bei dem Versuch um, die Stadt zu 
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erobern, das Rüstungszentrum auszuschalten und den Wolgaweg nach Norden zu unterbrechen. 

Sie erscheinen bei diesem Versuch als Verführte, Irregeleitete, Betrogene, Ahnungslose, einem 

unverdienten Schicksal Preisgegebene, als Unschuldige. Eben als Opfer. Dass diese Betrach-

tung – um das mindeste zu sagen – einseitig ist, wurde in manchen Publikationen zugegeben, 

aber jeder Einwand mit dem Bemerken erledigt, von den Deutschen als Tätern wäre in der 

Vergangenheit bereits genug und vollständig berichtet worden. Diese ihre Rolle hätten Zeitge-

nossen und Nachgeborene mit einigen Ausnahmen ja nun verstanden. Jetzt müsse auch das 

Tabu der Vergangenheit angehören, die Deutschen als Opfer darzustellen. Obendrein wollten 

die letzten Überlebenden der Schlacht nicht sterben, ohne gesprochen zu haben. 

Das Tabu ist eine Erfindung, es hat nie existiert, zum wenigsten in der Altbundesrepublik. Und 

was das verstanden haben anlangt, so wachsen unausgesetzt neue Jahrgänge heran. Jede Be-

gegnung mit einer Gymnasialklasse zwischen Rhein und Oder lässt auf den Gesichtern von 

Abiturienten ein Fragezeichen erkennen, sobald von den Debatten über die Deutschen und den 

Judenmord und die Zwangsarbeiter in den neunziger Jahren die Rede ist. Und zudem: Haben 

nicht Generationen hierzulande gerade in diesem Punkte ein besonderes Verdrängungstalent 

schon mehrfach bezeugt? Entscheidend aber ist, dass der Weg in die häufig absolute Ausweg-

losigkeit des Daseins in einem Stalingrader Trümmerloch ohne die Vorgeschichte nicht begreif-

bar ist, es ist die von willigen oder willenlosen Instrumenten einer Militärmacht, die auf Welt-

eroberung ausging. 

Die Bösewichte 

Statt auf derlei Zusammenhänge zu kommen, werden als die Urheber des „Dramas“, der „Tra-

gödie“, der „Katastrophe“, das sind die konkurrierenden Begriffe, einige Bösewichte vorge-

führt. Die Doppelspitze bilden Hitler, der Oberste Befehlshaber, und Göring, der Luftwaffen-

chef, der diesem die Versicherung gab, die Luftwaffe vermöge die Eingeschlossen zu versor-

gen. Schon vom Generalstabschef des Heeres und seinen Mitarbeitern, die doch den abenteu-

erlichen Plan für den Feldzug des Jahres 1942 entworfen hatten, ist keine Rede. Umso mehr, 

und er gibt in dieser Betrachtung den Dritten im Bunde ab, von General Friedrich Paulus, dem 

die Rolle zufiel, den Plan zu verwirklichen und der sich auch nach dessen Scheitern als ein 

befehlsgehorsamer Untertan des Führers erwies. Paulus trägt die Mitschuld am Zugrundegehen 

von mehr als 200.000 Soldaten, darunter viele der in Gefangenschaft nicht überlebensfähigen 

Männer eingeschlossen, und hat sie mit ins Grab genommen. Doch er war ein Mann, in dessen 

Biographie sich zwei Lebensetappen deutlich gegeneinander abheben. Die erste dauerte bis zu 

seiner Gefangennahme. Die zweite begann im August 1944, als er sich von Hitler und den 

Zielen des Regimes lossagte. Dazwischen lag eine komplizierte Phase eines Übergangs. 

Was nun vorgeführt wird, ist die erneute Rache dafür, dass der einstige Generalfeldmarschall 

im Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozess bezeugte, der Angriff auf die UdSSR am 22. Juni 

1941 habe vollkommen unprovoziert stattgefunden, und dass er sich, aus der Gefangenschaft 

entlassen, in der DDR gegen die Aufrüstung der beiden deutschen Staaten wandte. Dass Paulus 

an der „Wiege“ der DDR-Armee eine irgendwie bedeutende Rolle gespielt hätte, ist eine bös-

artige Legende, die besagen soll, selbst eines solchen Soldatenmörders hätten sich die Roten 

bedient ... Stalingrad als das Werk einiger Bösewichte, das ist Geschichtsschreibung auf jenes 

Niveau heruntergeschrieben und fernsehinszeniert, auf dem Georg Bush jun. die Weltge-

schichte, die er zu machen beabsichtigt, entsprechend vorgebildeten US-Amerikanern erklärt. 

Der Gegner 

In Stalingrad unterlag die damals bestausgerüstete Armee der deutschen Wehrmacht einem 

Gegner, den sie bei Kriegsbeginn tief verachtete und den die Propaganda als „bolschewistische 

Untermenschen“ abtat. Wie konnten diese über die Herrenrasse obsiegen? Hitlers Antwort, 

Tage nach dem Ende der Schlacht den herbei gerufenen NSDAP-Gauleitern gegeben, lautete 
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schlicht: Weil sie so viele waren. Wir wissen gar nicht, erklärte der Führer nun, wie viel Ein-

wohner die UdSSR eigentlich hat. 

Wer glaubte, das deutschnationale Fleisch hätte sich den Stachel dieser größten Niederlage der 

deutschen Militärgeschichte nach sechs Jahrzehnten gezogen, wurde in den letzten Wochen 

belehrt. Mit Vorliebe fand man die Zahlen der in der Schlacht gefallenen (geschätzten) deut-

schen Soldaten denen der (geschätzten) sowjetischen Toten gegenübergestellt, im Hinblick auf 

den Gegner nach der Methode: Wer bietet mehr. Und da ergab sich, dass die Deutschen doch 

ein wenig gesiegt hatten, denn es war ihnen gelungen, so viel mehr Russen usw. umzubringen 

als sie selbst Tote auf dem Schlachtfeld lassen mussten. Kein Anflug von Trauer oder Scham 

angesichts der Tatsache, dass die in das Land Eingefallenen deren Bewohnern derartige Ver-

luste beigebracht hatten. Kein Gedanke an die sowjetischen Dörfer, in denen es nach Kriegs-

ende nur noch Frauen, Kinder und Greise und wenige Kriegskrüppel gab. Schuld daran trug 

Stalin mehr als Hitler, die sowjetischen Generale mehr als die deutschen und natürlich die Ter-

rororgane der gegnerischen Armee. Was die Fähigkeit der sowjetischen Militärs von den Be-

fehlshabern und Stäben bis zu den Kompanieführern angeht, militärische Operationen verlust-

arm zu führen, so mag eine kritische russischen Geschichtsschreibung noch vieles zutage för-

dern. Doch was immer das sein wird, diese Eindringlinge mussten vernichtet werden. Ihr Sieg 

hätte nach allen Plänen den Völkern des Landes noch gigantischere Menschenverluste aufge-

bürdet. 

Zu den Infamien des Rückblicks gehört der Versuch, die gegnerischen Soldaten als in ihrer 

Masse nur durch Drohungen in die Kämpfe getriebene Opfer bolschewistischer Menschenver-

achtung darzustellen. Auch für die Zahl derjenigen, die wegen Befehlsverweigerungen vor sow-

jetische Militärgerichte gestellt werden mussten, galt das schon erwähnte Prinzip. Demgegen-

über schien die 6. Armee über keine Militärgerichtsabteilung verfügt zu haben, schien da nie 

eine Drohung an die eigenen Soldaten gerichtet worden zu sein. Mehr noch: Als die Entdeckung 

wissenschaftlichen Forscherdrangs wurde ein Erfolgsbericht des NKWD präsentiert, wonach 

noch nach der Kapitulation sich Tausende deutscher Soldaten nicht ergeben hätten, erst spät 

aufgegriffen worden wären, ja noch Wochen weitergekämpft hätten. 

Und unbekümmert wurde die Zahl derjenigen, die mit ihren Generalen nicht die Waffen ge-

streckt hätten, auf 10.000 beziffert. Merkwürdig, dass davon nie ein Überlebender berichtete, 

merkwürdig, dass nie ein aus der Gefangenschaft Zurückgekehrter erzählte, er habe von dieser 

Fortsetzung auf eigene Faust gehört. Journalisten, die heute nicht anstehen, Geheimdienste auch 

als Lügenfabriken zu kennzeichnen und deren Angaben rechtens mit höchstem Misstrauen be-

gegnen, schwenken ein Papier, sobald, was auf ihm steht, nur in ihr Konzept gefügt werden 

kann. Denn da ließ es sich doch ablesen: das deutsche Heldenleben. 

Es passt in dieses Selbst- und Gegnerbild, dass die hochbetagten Teilnehmer der Stalingrader 

Schlacht in den Reihen der sowjetischen Armeen, die an Gedenk- und Feiertagen die ihnen 

damals verliehenen Orden anlegen, als irgendwelche trotteligen Opas hingestellt werden, wel-

che die Zeichen der Zeit nicht richtig verstehen und Verwunderung erregen, weil sie noch im-

mer von Sieg und Triumph sprechen würden. 

Der Platz der Schlacht 

Über den Platz der Stalingrader Schlacht in der Geschichte des Zweiten Weltkrieges ist wäh-

rend der Jahre des Kalten Krieges lange gestritten worden, an dessen Anfang mehr als gegen 

dessen Ende. Andere Schlachtorte wurden dem zwischen Wolga und Don als gleichrangig zur 

Seite gestellt. Doch schließlich setzte sich in der Geschichtswissenschaft, gleich welcher Strö-

mung ihre Vertreter angehörten, die einfache Wahrheit durch, dass die Wende im Kriege, je-

denfalls in Europa, auf dem Territorium der UdSSR erkämpft wurde und die Winterschlacht 

des Jahres 1942/1943 dabei die entscheidende Zäsur bildete. Um jede Aussage, die diese Tatsa-
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che in Erinnerung gebracht hätte, haben sich die Beherrscher der deutschen Medien mit weni-

gen Ausnahmen gedrückt. Bevorzugt wurden Einordnungen wie „das größte Schlachten des 2. 

Weltkrieges“, „die Hölle von Stalingrad“, „die dramatischste Kesselschlacht der Geschichte“, 

„die einmalige Schlacht“ (was sich von jeder beliebigen feststellen lässt) und dergleichen. Und 

das ist doch kein Zufall, denn es soll selbst dem untergegangenen Staat Sowjetunion nicht ge-

lassen werden, was aus seiner Geschichte als eine Tat für die Menschheit herausragt. Deshalb 

fehlte bei aller Erörterung auch die Erwähnung der millionenfach belegten Tatsache, dass zwi-

schen den Mittelmeerinseln Griechenlands und dem Norden Norwegens die Tage der Schlacht 

Tage des Hoffens und Bangens waren und dass mit dem Sieg [von Stalingrad] die Befreiung 

Europas vom Faschismus begann. Das festzustellen, schmälert niemandes Verdienst, nicht das 

der Soldaten in den großen Armeen der USA und Großbritanniens, nicht das der französischen 

Partisanen oder der australischen oder indischen Soldaten und der vielen, die am Sieg des Jahres 

1945 ihren Anteil haben. 

Der breite Hauptstrom des deutschen Gedenkens 2003 zeigt ein extremes Auseinanderfallen 

von Geschichtspublizistik und Geschichtswissenschaft. Manche Historiker meinen, damit 

müssten sie eben leben. Eric Hobsbawm schrieb einmal, sie, die Forscher, seien die Lieferanten 

des Rohmaterials, dessen sich die Geschäftigen und Geschäftstüchtigen bedienen würden. Es 

gibt in der Beziehung zwischen Publizistik und Wissenschaft aber eine Grenze, bei der schwei-

gende Zurückhaltung der Zunft nicht mehr angezeigt erscheint und an der die Hinnahme von 

Fälschungen auch gegen die Historiographie selbst zurückschlagen könnte. 
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Die Deutschen und der Jahrhundertprozess 

Am 20. November 1945 begann das Gerichtsverfahren  

gegen die deutschen Hauptkriegsverbrecher in Nürnberg 

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges in Europa war wenig mehr als ein halbes Jahr vergan-

gen, als in Nürnberg, nach einer vorbereitenden symbolischen Sitzung in Berlin, die Hauptver-

handlung in jenem Gerichtsverfahren eröffnet wurde, das als Prozess gegen die deutschen 

Hauptkriegsverbrecher weltbekannt werden sollte. Dem waren seit der Wende des Krieges be-

reits Überlegungen und Verhandlungen der Alliierten vorausgegangen, die sich auf die Beant-

wortung der Frage richteten, wie mit jenen Personen verfahren werden sollte, die für das Ver-

brechen gegen den Frieden und die im Verlauf des Krieges verübten Untaten die hauptsächliche 

Verantwortung und mithin auch die Hauptschuld traf. Die Idee, mit ihnen einen kurzen Prozess 

zu machen und sie nach der bloßen Feststellung ihrer Identität hinzurichten, wurde zugunsten 

des Vorhabens aufgegeben, sie vor ein Internationales Militärtribunal zu stellen. Indem die 

Rolle der zivilen und militärischen Exponenten des Naziregimes gerichtsnotorisch gemacht 

wurde, sollte auch vermieden, dass sie nachträglich zu Märtyrern stilisiert werden konnten. Es 

galt, wie der US-amerikanische Hauptankläger Robert H. Jackson schon vor den Verhandlun-

gen gesagt hatte und im Gerichtssaal dann wiederholte, „unglaubhafte Tatsachen durch glaub-

hafte Beweise“ zu fundieren. 

Dieser Prozess sollte nach dem Willen seiner Initiatoren in mehrfacher Hinsicht eine Ge-

schichtslektion und eine Warnung sein. Deren Adressaten waren in erster Linie die Deutschen 

in ihrer übergroßen Mehrheit, denn es konnte ihnen auf diese wie auf keine andere Weise vor-

geführt werden, von wem sie sich hatten führen lassen, wem sie zu welchen Zwecken und mit 

welchen Zielen gefolgt waren, begeistert oder auch widerstrebend. An diese „Empfänger“ rich-

tete sich auch die Warnung, keinen Gedanken mehr darauf zu wenden, Politikern und Militärs 

auf einem dritten Eroberungszug zu folgen. Dagegen sollten diesmal ohnehin tragfähigere Si-

cherungen geschaffen werden, als sie der Versailler Vertrag geboten hatte. 

Doch die Warnung war auf eine weit über Deutschland und die Deutschen hinausgehende Wir-

kung berechnet. Sie sollte allen gelten, die künftighin noch internationale Streitfragen mit Waf-

fen entscheiden wollten. Gewiss: Im Verfahren gegen Göring und andere würden Sieger urtei-

len, doch wie kaum je in ähnlicher Situation unter der Aufmerksamkeit, ja Aufsicht von Milli-

onen, die unter der furchtbaren Macht des Faschismus gelitten hatten. Mehr als einmal wurde 

im Verlauf des Prozesses darauf verwiesen, dass die Völker nicht verstehen würden, wenn die-

jenigen un- oder nur milde gestraft davonkämen, die so viel Tod und Leid über sie gebracht 

hatten. 

Dass der Prozess in einer deutschen Stadt anberaumt wurde, dem in der US-amerikanischen 

Besatzungszone gelegenen Nürnberg, begünstigte die Lösung der Aufgabe, diejenigen auch zu 

erreichen, deren Gedanken- und Gefühlshaushalt auf eine neue Grundlage gestellt werden 

sollte. Das setzte voraus, dass die Deutschen über das Ziel des Tribunals, seine juristischen 

Grundlagen, seinen Verlauf und schließlich über die Urteilsgründe aufgeklärt wurden. Dafür 

standen damals Zeitungen, die wegen des Mangels an Drucktechnik und Papier selbst in Groß-

städten noch keineswegs täglich erschienen, und die Rundfunkstationen zur Verfügung, jeweils 

überwacht von den dafür eingesetzten Besatzungsoffizieren. Jedoch war zunächst, das sollte 

sich später ändern, auch in den westlichen Besatzungszonen dafür gesorgt worden, dass in den 

Redaktionen nur Deutsche wirkten, die, wenn sie nicht Nazigegner gewesen waren, zumindest 

den geschlagenen Machthabern keine propagandistischen Dienste geleistet hatten. 

Die Presseinformationen setzten bereits vor der ersten Sitzung des Gerichts ein, was am Bei-

spiel der „Stuttgarter Zeitung“ dargestellt werden soll, die in der nach Frankfurt und München 

drittgrößten Stadt in der US-amerikanischen Besatzungszone seit September 1945 zweimal wö-
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chentlich erschien. Eine Woche vor Prozessbeginn begann die Redaktion den Lesern die An-

geklagten mit Kurzbiografien vorzustellen. Das war nicht durchweg überflüssig. Und diese 

Vorstellung begann auch nicht mit den bekanntesten „Größen des Dritten Reiches“ wie Her-

mann Göring, Rudolf Heß und Joachim von Ribbentrop, dem Reichsaußenminister, sondern 

mit in der Öffentlichkeit weniger und womöglich nur mit ihrem Namen bekannten Personen. 

An der Spitze stand der einstige Präsident der Reichsbank, kommissarische Reichswirtschafts-

minister und Generalbevollmächtigte für die Aufrüstung Hjalmar Schacht, der 1944, ohne zu 

den Verschwörern des 20. Juli gehört zu haben, in Sonderhaft in Konzentrationslager verbracht 

worden war. Von ihm wurde unter der Dachzeile „Verhängnisvoller Ehrgeiz“ geschrieben: 

„Vielleicht ist Schacht der interessanteste Angeklagte“, sei er doch ein Wegbereiter und Berater 

Hitlers gewesen. Sodann folgte unter der Überschrift „Der gerissene Geschäftemacher“ die 

Vorstellung Franz von Papens, „der Hitler in den Sattel half“ und darauf die des Konstantin 

Freiherrn von Neurath, der schon Ende der Weimarer Republik Außenminister gewesen und 

das bis 1938 geblieben war. 

Damit wurden die drei herausragenden Politiker aus deutschnational-konservativen Kreisen 

präsentiert. Denn es käme nicht nur, schrieb die Zeitung, auf die Verurteilung der „alten“ Nazis 

an, sondern es müsse der „ganze deutsche Hexensabbat bürgerlich-feudaler Vergangenheit“ 

getroffen und die Ansicht widerlegt werden, dass „bis 1933 bei uns alles in Ordnung gewesen 

sei“. An anderer Stelle war zu lesen: „Das Kriegsverbrechen von 1939, das ist im Grunde nichts 

anderes als die konsequent unmenschliche Fortführung des Kriegsverbrechens von 1914.“ 

In dieser Sicht auf die Anklagebank drückte sich gewiss die Meinung der Redaktion, aber nicht 

nur sie aus. Hier äußerte sich ein „Zeitgeist“, der um die tiefen historischen Wurzeln des Fa-

schismus wusste, sie bloßlegen und ein für alle Mal ausrotten wollte. Derartige Betrachtungs-

weisen des vernichteten Regimes wurden in der Bundesrepublik schon seit dem Ende der 40er 

Jahre systematisch verdrängt und damit der gesellschaftliche und geschichtliche Panoramablick 

aufgegeben, den sie eröffneten. Es steht nicht zu erwarten, dass diese Perspektiven anlässlich 

des 60. Jahrestages des Prozesses auch nur in den gleichnamigen, bis heute existierenden Zei-

tungen in denen sie damals begründet und verbreitet wurden in Erinnerung gebracht werden. 

Und ebenso wenig, dass Autoren dieser Beiträge das Verdienst zugeschrieben wird, dass sie 

sich damals erwarben. Das gilt auch für die Betonung, dass die Reihe der in Nürnberg Ange-

klagten die Zahl der Anzuklagenden nicht erschöpfte. Verwiesen wurde auf das Fehlen des 

Reichsarbeitsminister Franz Seldte, des (in der Frühphase des Regimes) Koalitionspartners Hit-

lers und Reichsministers für Wirtschaft und Landwirtschaft Alfred Hugenberg, und des Reichs-

ministers Meissner, die sämtlich schon ihre Rolle bei der Zerstörung der Weimarer Republik 

gespielt hatten. 

Eingehend informiert wurden die Leser über die juristischen Grundlagen des Prozesses, insbe-

sondere über die vier Anklagepunkte Verschwörung, Verbrechen gegen den Frieden, Kriegs-

verbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit (was in korrekterer Übersetzung wohl 

heißen sollte: Verbrechen gegen die Menschheit) und über die zur Anwendung gelangende 

Strafprozessordnung. Vorgestellt wurden mit ihren Kurzbiografien die Ankläger der vier Mäch-

te, die den Prozess durch ihre Juristen ausrichteten. Den zu erwartenden Vorbehalten gegen den 

Prozess begegnend, wurde mehrfach darauf hingewiesen, dass den in Nürnberg Angeklagten 

ein anderes Verfahren bevorstehe, als sie es jenen hatten bereiten lassen, die von ihnen in Ge-

richtssäle gebracht worden waren. Erinnert wurde an den Reichstagsbrandprozess 1933 und den 

politischen Mord an Marinus van der Lubbe und an die Tätigkeit des Volksgerichtshofes nach 

dem Attentat Stauffenbergs in der „Wolfsschanze“ und dem raschen Zusammenbruch der Ver-

schwörung. 

Mit dem Prozessbeginn setzte eine in den jeweiligen Zeitungsausgaben Seiten füllende Bericht-

erstattung ein. Reden der Ankläger und von ihnen vorgelegte Belastungsdokumente wurden in 

vollem Wortlaut wiedergegeben, so dass auch ein Bild von dem schriftlichen Beutegut der Alli-
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ierten entstand, das in kurzer Zeit gesichtet worden war. Geschildert wurde die Atmosphäre 

im Gerichtssaal, das Verhalten der Angeklagten, die Initiativen ihrer Verteidiger, selbst die 

Haftbedingungen der Angeklagten, so u. a., dass sie sich selbst auch über das Echo des Ver-

fahrens in der Presse informieren konnten, von Geistlichen besucht und medizinisch versorgt 

wurden. 

Die Mächte, die den Prozess führten und auch die deutschen Antifaschisten in den Redaktionen 

sahen sich, sollten sich nicht Vor- und Fehlurteile ihrer Leser gegen diese Berichte geltend 

machen, vor der Aufgabe zu erklären, dass in Nürnberg nicht das deutsche Volk angeklagt 

wurde. Zugleich musste der Eindruck vermieden werden, dass da nicht auch von den Deutschen 

die Rede war und es die 21 vor ihren Richtern sitzenden Personen (Gustav Krupp war als ver-

handlungsunfähig aus dem Verfahren genommen worden, Robert Ley hatte vor dessen Beginn 

Selbstmord verübt und gegen Martin Bormann wurde in Abwesenheit verhandelt) allein gewe-

sen waren, die Europa so zugerichtet hatten. 

Wie es um die Beziehung zwischen Führern und Volk stand und folglich um die Tatbeteiligung 

von Millionen, um ihre Mitverantwortung und Mitschuld, das zu erörtern machte die meiste 

Schwierigkeit. Dass sie Deutschen in Massen diesen Führern gefolgt waren, ließ sich nicht be-

streiten. Nicht zu umgehen war demnach die Frage nach dem Warum, auf die bis heute unter-

schiedliche und konkurrierende Antworten gegeben werden. Zudem sah sich eine nicht zu be-

stimmende, jedenfalls große Zahl von Deutschen ausschließlich als Opfer des Krieges, eine 

Haltung, gegen die in der Presse auch offensiv vorgegangen wurde: „Am schlimmsten aber 

treiben es jene, die nur das ‚deutsche‘ Leid, den ‚deutschen‘ Hunger, die ‚deutsche' Obdachlo-

sigkeit der Welt zum Vorwurf machen ... Erregt wird auf jene abgezehrten, wassersüchtigen 

Kriegsgefangenen hingewiesen, die aus dem Winter und der endlosen Verwüstung heimkehren, 

sie fragen nicht, wie leben in den von uns zerstörten und mit Krieg überzogenen Ländern die 

Millionen Frauen und Kinder der fremden Nationen.“ 

Erklärungen aber, welche die Massengefolgschaft hinterm Hakenkreuz auf Schwäche, Gutgläu-

bigkeit, Kritiklosigkeit reduzierten, auf Ahnungslosigkeit und Fügsamkeit, auch auf die Unfä-

higkeit, die Absichten der faschistischen Führer früher zu erkennen, verfehlen doch die Ursa-

chen für die Wirksamkeit der Ideologie und Politik der „Nationalsozialisten“ weit. Noch mehr 

galt das für die Deutung der Deutschen als der ersten Opfer dieses Regimes. Anders als in 

späteren Jahren spiegelten solche Erklärungen damals aber noch die verbreitete Hilflosigkeit 

gegenüber dem unabweisbaren Faktum, dass es nicht Terror allein gewesen war, der Millionen 

zu Werkzeugen dieses verbrechenbeladenen Staates und seiner Führer gemacht hatte. 

Während des Nürnberger Prozesses wurde in den westlichen Besatzungszonen in Befragungen 

ermittelt, wie es um sein Echo unter den Deutschen stand. Eine Umfrage vom Oktober 1945 in 

der US-amerikanischen Besatzungszone ergab, dass 79 Prozent der Befragten den Prozess für 

fair und nur 4 Prozent ihn für unfair hielten. Bei weiteren Umfragen, angestellt zwischen De-

zember 1945 und März 1946, hielten 75 Prozent die Angeklagten für schuldig, ein Anteil, der 

bis August 1946 jedoch auf 52 Prozent gesunken war Diese Zahlen sind nicht einfach zu deuten. 

Die überwiegende Zustimmung zur Anklage und später zur Verurteilung der Exponenten des 

Regimes kann nicht als Beweis für ein Interesse der Bevölkerungsmehrheit daran gewertet wer-

den, sich kritisch mit dem Erlebten und Erfahrenen auseinander zu setzen. Der eigene Schuld-

anteil wurde gedanklich übergangen und beschwiegen. 

In den sich formierenden antifaschistischen Kreise der Bevölkerung bestärkte der Prozessbe-

ginn in allen Besatzungszonen die Hoffnung, dass die später „Bewältigung“ genannte politi-

sche, geistige und eben auch juristische Auseinandersetzung mit den Jahren 1933 bis 1945 vo-

rankommen werde. Dazu trugen auch zeitlich parallel geführte Verfahren bei. Als der Haupt-

kriegsverbrecher Prozess eröffnet wurde, endete der Bergen-Belsen-Prozess mit der Verkün-

dung von 11 Todesurteilen und 19 Haftstrafen zwischen lebenslänglich und einem Jahr, sowie 
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mit 14 Freisprüchen. Zur gleichen Zeit begann der Dachau-Prozess. Im württembergischen 

Ludwigsburg wurde von einem Militärgericht einem Volkssturmmann der Prozess gemacht, 

der auf Befehl des NSDAP-Kreisleiters drei US-amerikanische Flieger, die sich bei einem Ab-

sturz gerettet hatten und die nach Kriegsrecht einem Gefangenlager zu überführen waren, er-

schoss. Klargestellt wurde, dass die Berufung auf verbrecherische Befehle vor Gericht unwirk-

sam war. 

Und nicht nur die Mörder würden ihre Strafe erhalten. In der Nachkriegsgesellschaft werde 

zwischen Oder und Rhein niemand Einfluss ausüben können, der zu den aktiven Dienern des 

Regimes gehört hatte. Das versprach just zur Zeit des Beginns der Verhandlungen gegen Göring 

und andere auch der US-General Joseph T. McNarney, Nachfolger Eisenhowers als Oberkom-

mandierender der US-amerikanischen Streitkräfte in Deutschland, bei seinem Amtsantritt: „Das 

Programm der Säuberung vom Nationalsozialismus wird restlos ... durchgeführt werden... Kein 

ehemaliger Nazi wird eine verantwortliche Stellung einnehmen. Die Nazis werden bei allen 

Arten von Arbeit als letzte an die Reihe kommen. Ich möchte jeden einzelnen von ihnen als 

gewöhnlichen Tagelöhner sehen.“ Dem Einwand begegnend, dass bei diesem Vorgehen die 

Industrie und die Verwaltung leiden würden, sagte der General militärisch knapp: „Niemand 

ist unentbehrlich.“ 
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Jenseits allen Vermögens menschlicher Vorstellungskraft 

Vor 65 Jahren fand die „Wannsee-Konferenz“ statt 

Das Gewässer am Rande Berlins, gelegen in deren vornehmen Westen, wurde während des Ge-

richtsverfahrens mehrmals genannt. Zuerst erwähnte den Wannsee der frühere preußische Mi-

nister Carl Severing, als er als Zeuge in den Saal 600 des Nürnberger Justizpalastes gerufen 

wurde. Dort, so eine Angabe zu seiner Biographie, habe er im Jahr der Errichtung der Nazidik-

tatur zeitweilig in einem kleinen jüdischen Sanatorium sich versteckt halten können. Der Ange-

klagte Baldur von Schirach, ehemals Reichsjugendführer, kam auf den See zu sprechen, als er 

berichtete, dort wären Angehörige der Marine-Hitlerjugend ausgebildet worden, die später häu-

fig in die Kriegsmarine eintraten. Und der Angeklagte Hans Fritzsche, einst Leiter der Rundfun-

kabteilung im Reichspropagandaministerium, sagte aus, dass er mit anderen Abteilungsleitern 

am Abend des 21. Juni 1941 in die nahe dem See gelegene Villa von Joseph Goebbels gerufen 

worden sei, wo sie über den unmittelbar bevorstehenden Einfall in die Sowjetunion unterrichtet 

worden wären. Von jenem Gebäude, das kurz Wannsee-Villa genannt wird und heute eine Ge-

denkstätte beherbergt, war die Rede nicht. Das Geschehen des 20. Januar 1942, später als „die 

Wannsee-Konferenz“ bezeichnet, lag da noch im Dunkel. Niemand auf der Anklagebank des 

Hauptkriegsverbrecher-Prozesses hatte an ihr teilgenommen und nur einer der Zeugen, die das 

Gericht aufrief, hatte zu den geladenen Staatssekretären gehörte. Das war Josef Bühler aus der 

„Regierung des Generalgouvernements“, der Mann der auf der Krakauer Burg an der Seite des 

Angeklagten Hans Frank, der am Galgen endete, jahrelang geherrscht hatte. Indessen gab es 

keinen Hinweis, der seine Befragung auf das Ereignis hätte richten können, das damals etwas 

mehr als vier Jahre zurücklag. 

Jedoch fielen im Gerichtssaal in anderen Zusammenhängen die Namen nahezu aller Teilnehmer 

der Sitzung, die ihresgleichen nicht besitzt. Am häufigsten der des Einladenden, Reinhard 

Heydrich. Den hatten Angehörige eines Kommandos tschechischer Widerstandskämpfer 1942 

in den Straßen von Prag bei einem Anschlag tödlich verletzt. Sodann der von Adolf Eichmann, 

des Leiters jener Abteilung im Reichssicherheitshauptamt, deren spezieller Auftrag darin be-

standen hatte, die Deportation der europäischen Juden zu ihren Mördern zu organisieren. Eich-

mann war zu diesem Zeitpunkt untergetaucht, unerkannt befand er sich noch in Deutschland. 

Über seine Rolle wurde mehrfach gesprochen. Sie war durch die Aussagen zweier SS-Offiziere, 

die ihn persönlich kannten, am 3. Januar 1946 exakt beschrieben worden. Genauer noch als der 

Amtsgruppenchef Otto Ohlendorf, den die US-Amerikaner mit der letzten Gruppe der zum 

Tode Verurteilten 1951 in Landsberg henkten, kannte ihn Dieter Wisliceny, Eichmanns Duz-

freund und Untergebener, der an einem Galgen in Bratislava endete, wo er zuvor gemeinsam 

mit den dortigen Antisemiten über Jahre die Judendeportation vorangetrieben hatte. Bevor diese 

beiden aussagten, war Eichmanns Name im Anklagevortrag des Majors Walsh aufgetaucht, der 

eine eidesstattliche Erklärung eines anderen Experten aus Heydrichs Apparat vorlegte. Wilhelm 

Höttl hatte von seinem Komplizen Angaben erfahren, die ihn die Zahl der getöteten Juden auf 

insgesamt 6 Millionen schätzen ließ, von denen 4 Millionen in Lagern, 2 Millionen auf andere 

Weise, vor allem von Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei auf sowjetischem Boden, umge-

bracht worden wären. Wisliceny, sich ebenfalls auf Eichmann berufend, sprach von 4 bis 5 

Millionen Ermordeten. 

Dass der Gerichtshof der vier Mächte das später Holocaust genannte Verbrechen marginal be-

handelt hätte, ist eine Legende und gegenüber Anklägern und Richtern so etwas wie eine üble 

Nachrede. Doch ging der Prozess zu Ende, in dessen Verlauf Befehle und Weisungen vorge-

wiesen, Beratungen erwähnt, überlebende Opfer gehört und vor allem von den Untaten des 

Judenmordens gesprochen worden war, ohne dass jene Besprechung in den Blick kam, die aus 

den Geschehnissen auf der Ebene der Schreibtischtäter grausig herausragt. Wie auch? Anklage 

und Urteil gründeten sich vor allem anderen auf Dokumente, deren Masse aus dem Beutegut 
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stammte, das den Alliierten in Deutschland in die Hände gefallen war. Jedoch: Auf die Sitzung 

am Wannsee fehle 1946 noch jeder Hinweis. 

Der und mehr war gefunden, als für die Anklagen in den sogenannten Nachfolge-Prozesse, die 

vor US-amerikanischen Richtern in Nürnberg stattfanden, weiter nach Beweisen gesucht wur-

de, die Aufschluss über den Tatanteil von Personen gaben, die der Kriegs- und Menschheits-

verbrechen verdächtigt wurden. Robert M. W. Kempner, der aus Deutschland geflohene jüdi-

sche Demokrat, nun in der Anklagevertretung der USA arbeitend, hat die Geschichte der Auf-

findung jenes Dokuments knapp geschildert, das häufig als Protokoll jener Konferenz bezeich-

net wird, bei dem es sich aber um eine Niederschrift über deren Verlauf handelt. Sie war von 

Eichmann aufgrund seiner Notizen angefertigt worden, die er während der Sitzung angefertigt 

hatte. Nahezu zwei Jahrzehnte vergingen dann, bis deren Verfasser, in Israel angeklagt, seine 

Sicht auf die Entstehung des Dokuments schilderte und bestätigte, dass sein höchster Vorge-

setzter, Heydrich, es autorisiert hatte. Als „Geheime Reichssache“ deklariert, erhielten es die 

Teilnehmer. Wie viele Exemplare 1942 das Reichssicherheitshauptamt verließen, blieb unbe-

kannt. Das im März 1947 gefundene stammte aus den Beständen des Auswärtigen Amtes, des-

sen Unterstaatssekretär Martin Luther an der Konferenz teilgenommen hatte. Als Kempner von 

dem Fund telefonisch erfuhr, ließ er ihn augenblicklich nach Nürnberg in sein Büro und auf 

seinen Schreibtisch bringen. Der Mann, der seit Jahren unglaubliche Nachrichten als wahr hatte 

erkennen müssen, bekannte in seinen Erinnerungen, dass er trotz alledem bis dahin eine Ver-

anstaltung wie diese nicht für möglich gehalten hatte. 

An jenem Tage hatten in der Villa am See SS-Generale und -Offiziere mit anderen Staatsbeam-

ten aus Reichsministerien und ihnen gleichgestellten Einrichtungen beraten, wie der bereits in 

Gang gebrachte Massenmord an den europäischen Juden ausgeweitet werden sollte und könnte, 

was dabei zu bedenken, was zu tun, was zu unterlassen wäre. Das erklärte Ziel war die restlose 

Ausrottung des europäischen Judentums. Ausgeschlossen, dass jemand den Ort verlassen hätte, 

ohne zu wissen, welcher Plan ihm entwickelt worden war und welchem Vorsatz er da zuge-

stimmt hatte. Und doch hat jeder der nach 1945 verhörten Teilnehmer gerade das, seine aus-

drückliche oder stillschweigende Billigung und also seine Mitwirkung, zu bestreiten gesucht. 

Freilich: Nicht alle der einst Anwesenden standen noch zur Verfügung. Heydrich war tot, SS-

Gruppenführer Heinrich Müller, Eichmanns unmittelbarer Vorgesetzter als Amtschef der Ge-

heimen Staatspolizei, blieb unauffindbar. Roland Freisler, Staatssekretär im Reichjustizminis-

terium und bekannter noch als der Vorsitzende des Volksgerichtshofes, war bei einem Bom-

benangriff umgekommen. Alfred Meyer, Staatssekretär im Ministerium für die eroberten Ge-

biete der UdSSR, nahm sich das Leben. Luther, in Ungnade gefallen und in ein Konzentrati-

onslager gebracht, starb geschwächt bei Kriegsende. Der Kommandeur von Mördergruppen auf 

sowjetischem Gebiet, Rudolf Erwin Lange, kam bei Kämpfen an der Ostfront in Posen um. So 

hatte sich die Reihe gelichtet. 

Doch die anderen Teilnehmer konnten befragt werden und dies taten Kempner und, soweit es 

zu Anklagen kam, Anwälte der Anklage und Richter. Davon existieren Wortprotokolle, aus 

denen die Jämmerlichkeit der Auftritt der Befragten spricht. Zuerst besaßen sie keinerlei Erin-

nerung. Sie stritten ihre Teilnahme rundweg ab. Dann, als ihnen die Niederschrift mit ihren 

Namen vorgehalten wurden, gaben sie vor, nicht verstanden zu haben, wovon da die Rede war. 

An Aussiedlung und Ansiedlung hätten sie geglaubt. Judenmord, davon waren ihnen Gerüchte 

zu Ohren gekommen. Erst in der Gefangenschaft hätten sie Gesichertes erfahren. Usw. Ange-

widert riet Kempner dem einen: „Gehen Sie mit sich zu Rate“ oder verabschiedete einen ande-

ren mit den Worten „Ein früherer preußischer Staatssekretär steht zu seinen Sachen“. 

Von den Teilnehmern der Wannsee-Konferenz, die sich nach 1945 Anklagen vor Gerichten zu 

gewärtigen hatten, starb der Staatssekretär in der Reichskanzlei, Friedrich Wilhelm Kritzinger, 

bevor es zu einem Prozess kam. Eberhardt Schöngarth, zuletzt Chef der Sicherheitspolizei in 
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den besetzten Niederlanden, verurteilte ein britisches Militärgericht schon 1946 zum Tode und 

ließ die Strafe vollstrecken. Staatsekretär Bühler wurde, nachdem er mehrfach von Ermittlern 

der USA verhört worden war, nach Polen ausgeliefert, dort angeklagt, zum Tode verurteilt und 

ebenfalls hingerichtet. Im Prozess, den die USA gegen Führer des Rasse- und Siedlungs-Haupt-

amtes der SS 1947 in Nürnberg durchführten, erhielt Otto Hofmann, dessen einstiger Chef, 25 

Jahre Haft ausgesprochen, die später auf 10 Jahre verkürzt wurden und auch die musste er nicht 

vollständig verbüßen. Der Staatsekretär im Reichinnenministerium Wilhelm Stuckart gehörte 

zu den Angeklagten im sogenannten Wilhelmstraßen-Prozess, dem US-amerikanischen Ver-

fahren, mit dem die Reihe der Prozesse gegen führende zivile und militärische Führer des Na-

ziregimes in Nürnberg 1949 schloss. Die geringe ihm zugesprochene Strafe von drei Jahren war 

mit der Untersuchungshaft abgesessen, Georg Leibbrandt, leitender Mitarbeiter im Ostministe-

rium, entging der Bestrafung ganz, denn ein gegen ihn gerichtetes Verfahren wurde eingestellt. 

Unbehelligt blieb Erich Neumann, Staatssekretär Görings in dessen Eigenschaft als Chef der 

Vierjahresplanbehörde. Auch Gerhard Klopfer, der für die Parteikanzlei an der Sitzung teil-

nahm, wurde nie vor ein Gericht gestellt. Er überlebte alle, denen er am Wannsee begegnet war. 

Eine Zeitungsannonce, die seinen Tod anzeigte und ihn Wohltäter nannte, erregte Proteste. 

Mitunter wird von einem teuflischen Plan gesprochen, wenn die systematischen Schritte hin 

zum Judenmorden in Rede kommen. Doch es gibt keinen Beweis, dass ein Teufel sich diese 

Massaker an Millionen ausgedacht haben könnte. Die am 20. Januar 1942 in der Villa am See 

Versammelten waren Deutsche des 20. Jahrhunderts, vielfach Beamte, die eine Karriere steil 

nach oben geführt hatte, darunter mehrfach studierte und promovierte Leute, Juristen zumeist. 

Das will bedacht bleiben. Nun, 65 Jahren danach, rückt die Wannsee-Konferenz aus der Spanne 

unserer Vergangenheit, die wir gemeinhin Zeitgeschichte nennen, also aus den Jahren, an die 

sich Menschen, die ältesten, noch zu erinnern vermögen. Doch rückt das Ereignis damit auch 

aus Zeiten, denen die Nachgeborenen schon entronnen wären? Weithin wird das geglaubt, doch 

müsste es sich erst noch erweisen. 
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Knüppel Staatssicherheit 

Setzte sich die Geschichte geradlinig fort, dann wäre im Jahre 2030 hierzulande folgende Szene 

denkbar: Der Bewerber oder die Bewerberin für ein Wahlamt, sagen wir im Gemeindeparla-

ment eines brandenburgischen Dorfes, das sich über das Sterben der kleinen Gemeinwesen im 

Lande hinweggerettet hat, würde die folgende Erklärung zu unterschreiben habe. „Ich teile mit, 

dass mein Großvater väterlicherseits Informeller Mitarbeiter der Staatssicherheit der Deutschen 

Demokratischen Republik war und distanziere mich von ihm hiermit entschieden. Schritte, die 

dazu geführt haben könnten, zu einem anderen Großvater (Vizegroßvater) zu kommen, konnte 

ich nicht mehr unternehmen. Meine Großmutter väterlicherseits war zum Zeitpunkt meiner Ge-

burt bereits verstorben.“ 

Nun verläuft Geschichte meist nicht geradlinig. Sicher ist nur, dass vorerst dafür gesorgt wird, 

dass der Knüppel mit der Aufschrift „Staatssicherheit“ von jenen, die ihn derzeit handhaben, 

als ein zu vererbendes Stück angesehen wird. Die Versuche einer Minderheit Vernünftiger, für 

die er nicht bestimmt ist, seinen Gebrauch zu beenden, scheitern in Permanenz. Und das liegt 

nicht an der Unvernunft der Herrschenden, sondern an deren Wissen um den Gebrauchswert 

dieses Gegenstandes. Folglich wird da – in Berlin – endlich ein Abkommen zwischen dem Se-

nat und der Behörde der Oberpflegerin des Geräts abgeschlossen, das die Versorgung der Schu-

len mit einschlägigem Material versorgt, das den Grundton des DDR-Bildes im Geschichtsun-

terricht bilden soll. Und folglich wird dort – in Brandenburg – endlich ein Pöstchen eingerichtet, 

dazu bestimmt, Licht ins Dunkel der Vergangenheit von Land, Leuten und Linken, vorzugs-

weise den letzteren, zu bringen. Warum das alles? Weshalb der Aufwand von Personal und 

Geld? Um auch dem letzten Bundesbürger die Formel einzuprägen: Staatssicherheit gleich Un-

rechtsstaat gleich Sozialismus. Wie alle solchen Formeln lässt die sich auch rückwärts lesen. 

Und dann ergibt sich: Sozialismus = Unrechtsstaat = Staatssicherheit. Wer also für den Sozia-

lismus ist, der will die Staatssicherheit wieder haben oder und zumindest: er tritt für ein ge-

schichtliches Projekt ein, bei dem sie wieder kommt. 

Ist dieser Befund bis hierher richtig, dann folgt daraus für alle, die sich in der Bundesrepublik 

Deutschland für eine Überwindung der bürgerlich-kapitalistischen Gegenwart einsetzen (und 

für das dann denkbar Folgende ist kein anderer Name als Sozialismus bisher gefunden), dass 

sie um eine solide, d. h. wissenschaftlichen und politischen Ansprüchen standhaltende Stellung-

nahme zum Thema Staatssicherheit nicht herumkommen. Die ist nicht geleistet mit Beteuerun-

gen, dass man sie und die ganze DDR nicht wiederhaben will. Die ist nicht vorgelegt mit Zu-

stimmungen zu mehr „Stasi“ im Schulunterricht und dem Ja zu einer zusätzlichen Beauftragten 

und einem Untersuchungsausschuss. Die ist nicht erbracht mit einer Mea culpa, mea maxima 

culpa-Erklärung, wenn einem Abgeordneten ein Papier vorgehalten wird, dass er vor 25 Jahren 

als 20jähriger unterzeichnet hat, ohne dass damit auch nur die Spur eines nachgewiesenen Scha-

dens oder Nachteils für eine einzige Person entstand. Der Knüppel mit der Aufschrift „Staats-

sicherheit“ ist eine Hauptwaffe gegen die Linke und das war er von Anbeginn. Wer das noch 

nicht begriffen hatte, dem könnte es spätestens in dem Moment deutlich geworden sein, als sie 

jüngst gegen die designierte Ko-Vorsitzende der Partei eingesetzt wurde, die in einem Program-

mentwurf sagt, dass sie den Kapitalismus nicht als das Endstadium menschlicher Organisati-

onsformen ansieht. Nur eben, dies alles hat im Berliner Karl-Liebknecht-Haus noch nicht die 

Idee gezeitigt, anstatt sich mit diesem Knüppel fortgesetzt in Fluchten treiben zu lassen, sich 

zunächst einmal umzudrehen. 

Und damit das folgende nicht nur als das Wort eines Historikers gelesen wird, der sich über die 

Staatssicherheit etwas angelesen hat, werden hier zwei Episoden eingeschoben. Vor Jahren 

schickte mir auf dem Postweg ein früherer Kollege, der die DDR illegal nach Westen verlassen 

und sich im Hause – damals noch Gauck – seine Akte angesehen hatte, ein Dokument, das er 

dort abgelichtet hatte. Aus ihm erfuhr ich, dass sich in meiner Wohnung wiederholt ein Kreis 
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von Personen getroffen habe, der die Aufmerksamkeit der Behörde verdiene. Die Prognose 

darüber, was sich da ereignete, schloss mit dem Satz „Feindsteuerung nicht ausgeschlossen“. 

Ich habe in einer Veranstaltung in Berlin-Steglitz – es war keine der Linken, wie aus dem Um-

stand hervorgeht, dass ich dort zufällig als Nachbar des Professors Schröters ein kleines Präsi-

dium zierte – mich auf dieses Papier bezogen und erklärt: Es ist von A bis Z erlogen. Ich war 

immer ein treuer Bürger der DDR. Soviel zu den Dokumenten im Hause, das jetzt das der Frau 

Birthler ist. Übrigens: Im Falle meines vorzeitigen Ablebens wäre ich womöglich als Wider-

ständler, mindestens aber als ein Dissident in DDR-Zeit angesehen worden und hätte mich als 

Folge einer Feuerbestattung darob nicht einmal im Grabe umdrehen können. 

Episode zwei: Eines Morgens zeitig, richtiger unzeitig, im Jahr 1989 klingelte es an unserer 

Wohnungstür und eine Frau, die sich als Lehrerin ausgab, teilte mir mit, dass unser Sohn an 

diesem Tage nicht zur Schule zu kommen brauche, sondern sich bei der nahen Polizeidienst-

stelle einfinden solle. Ich rief die Genossen an und sagte ihnen, dass ich zur Arbeit müsse und 

sie mir einen anderen Termin geben sollten. Das erregte ihr Missfallen, was es nicht hätte tun 

dürfen, denn in diesem Staate waren Heranwachsende ohne Anwesenheit der Eltern nicht zu 

befragen. Zwei Tage spätere erfolgte der zweite Versuch, den Vater von der Teilnahme an dem 

Gespräch auszuschließen. Der scheiterte. Gegenstand der Ladung war – wie sich herausstellte 

– die Tartaren-Nachricht, eine Gruppe Jugendlicher – sagen wir eine Clique – bereite sich auf 

den 100. Geburtstag Adolf Hitlers vor. Das war immerhin ein Thema, das in die Zuständigkeit 

der Staatssicherheit fiel, denn um die handelte es sich. Mein nächster Weg führte mich zum 

Schuldirektor. Wenn ein solcher Verdacht vorläge, warum dann die Staatssicherheit allein, aber 

nicht Vater und Mutter unterrichtet würden. Er, so die Antwort, sei es nicht gewesen, aber er 

könne sich denken, wer es gewesen sei. Soviel zur Vergiftung der gesellschaftlichen Atmo-

sphäre durch den geheimdienstlichen, anstatt den öffentlich demokratischen Umgang mit Be-

langen, die alle, viele oder doch einige angehen. Ich weiß. Die eine wie die andere Episode 

zählen verglichen mit anderen, nicht episodenhaften Vorkommnissen, die zur Geschichte des 

Ministeriums gehören, zu den Lappalien. Was sie aber verdeutlichen können, ist doch wohl, 

daß, wer das Thema Staatssicherheit der DDR erörtert, ein weites Feld betritt. Und auf dem gibt 

es sehr verschiedene Äcker. 

Wer sich mit der Geschichte des Ministeriums für Staatssicherheit ernsthaft befassen will, muss 

wenigstens einen Blick auf dessen Entstehung werfen. Die ist verbunden mit der Gründung und 

der Frühgeschichte des ostdeutschen Staates, die, wieviel zu ihr immer zu sagen ist, in den 

Zeiten des entwickelten Kalten Krieges erfolgte und – mehr noch – selbst ein Schritt im Kalten 

Krieg war. Wenn auch nicht gegangen von Kalten Kriegern, sondern vollzogen als Entgegnung 

auf die Staatsgründung im Westen. Wer diese Gründung nicht wollte, damals oder später, hat 

naturgemäß keinen Zugang zur Sorge um die Existenz und den Bestand dieses Gegenentwurfs 

zu einer Gesellschaft, die nach ihrem Wesen eine Fortsetzung derjenigen war, auf deren Boden 

der Faschismus sich entwickelt und gesiegt hatte. Wer dieser Republik hingegen historische 

und politische Legitimität zusprach und ihr Zukunft wünschte, der musste ihrem Bestand Dauer 

wünschen und sich um ihre Sicherheit kümmern. Kalter Krieg – das bedeutete nicht nur scharfe 

ideologische Konfrontation, sondern den Einsatz aller verfügbaren Mittel unterhalb der 

Schwelle der kriegerischen –, diese „Soffjetzone“ ließ sich schon in der Wiege nicht ersticken, 

sie in ihr doch dahinsiechen und verkrüppeln zu lassen. Gegen den ostdeutschen Staat, der Teil 

des Warschauer Vertragssystems wurde, fanden alle die Mittel Anwendung, die auch gegen die 

Sowjetunion und die Volksdemokratien eingesetzt wurden und dazu einige weitere, die sich 

aufgrund der einstigen gemeinsamen und nun auseinanderdriftenden Geschichte der beiden 

deutschen Staaten anboten. Die Geschichte dieser Anfeindungen ist bisher nicht geschrieben, 

nicht einmal die der ideologischen Konfrontation und der kulturellen Gefechte, zu schweigen 

von jenen wirtschaftspolitischen Griffen, von denen früh eine würgende und erwürgende Wir-

kung erwartet wurde. Wer kennt eigentlich noch auch nur einen Teil der Liste der Waren, auf 
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der die Waren aufgeführt wurden, die in die sogenannten Comecon-Staaten nicht ausgeführt 

werden durften, aufgestellt und überwacht zum Zwecke der – zumindest – Verlangsamung der 

wissenschaftlich-technischen Entwicklung in den Staaten des geschichtlichen Gegenparts? Und 

wer besitzt eine Vorstellung von den Aufwendungen, die nötig waren, diese Liste zu umgehen? 

Die Herstellung von Verbindungen in Drittstaaten, also solchen, die weder dem einen noch dem 

anderen politisch-militärischen Block angehörten, die Bestechung von Händlern, die sich auf 

dieses verbotene Geschäft einließen, die Überbezahlung der begehrten Waren usw. Wer kannte 

sich auch nur annähernd im Dschungel von Wirtschaftsspionage und Gegenspionage aus? Wer 

hat sich für die wissenschaftlichen Arbeiten interessiert, deren Resultate aus Einrichtungen von 

Universitäten der DDR westwärts verkauft wurden? Wer hat die ökonomischen Verluste er-

rechnet, die dem ostdeutschen Staat mit dem Weggang von Hochschulabsolventen gen Westen 

entstanden? Man sehe sich ein beliebiges Schulbuch an, das hierzulande gebräuchlich ist, und 

wird vergeblich nach Informationen über diesen Wirtschaftskrieg suchen. Stattdessen ist die 

Rede von wirtschaftlichen Fehlentwicklungen, maroder Wirtschaft, Schulden des Staates. 

Wie es in militärischen Kriegen nicht ohne die Waffe der Geheimdienste abgeht, so auch nicht 

im Kalten Krieg zwischen Staaten und Staatenblöcken und da insbesondere wieder nicht auf 

dem Felde des Wirtschaftskrieges. Kurzum: Es gab von Beginn der Existenz der DDR ein wei-

tes Feld, auf dem Maßnahmen zur Sicherung dieses Staates gegen Schäden und Schwächungen 

von außen erforderlich, notwendig und unumgänglich waren. Die diese Arbeit getan haben, 

erwarben sich um die in diesem Staate erzielten materiellen Fortschritte ein Verdienst, wenn 

ihre Anstrengungen mit denen vier anderen letztlich auch das Scheitern des Projekts „real exis-

tierender Sozialismus“ nicht verhindern konnte. Das gilt auch für jene Mitarbeiter, deren Zu-

ständigkeit die Abwehr von Schaden war, der im Staatsinneren durch Aktivitäten von Bürgern 

des eigenen Landes entstehen konnten. Dass es die zu allen Zeiten gab, ist unbestritten. Dieje-

nigen, von denen sie ausgingen, haben sich inzwischen, sofern nicht früher ermittelt, selbst 

enttarnt und gelten als gut angesehen nach der Devise: Antisozialist prinzipiell gut, Sozialist: 

zumindest tendenziell verbrecherisch. Kurzum, und das heißt hier auch verkürzt: Ein erhebli-

cher Teil der Mitarbeiter dieses „Organs“ des DDR-Staates war mit keinen anderen Pflichten 

bedacht, mit keinen anderen Aufgaben befasst als die vergleichbaren Organe in vielen anderen 

Staaten der Erde, darunter denen in der Bundesrepublik. Die Namen, Organisationsformen und 

Gliederungen, die Methoden der Verschleierungen wie der Selbstdarstellungen wechselten, an 

der Sache änderte das nicht. Nur und noch einmal: Wer den Untergang des DDR-Staates seit 

eh und je wünschte, wird es zu einer sachlichen Beurteilung nicht bringen. Das ist verständlich. 

Ihm hat diese Einrichtung schon immer als ein Hindernis gegen die Erfüllung seiner Wünsche 

gegolten. 

Nun mag man, und der Autor gehört zu diesen „man“, die Methoden, die Geheimdienste zur 

Lösung ihrer von Staatswegen gestellten Aufgaben bevorzugen oder eben auch einsetzen, die 

Mittel ideologischer Überzeugung ausgenommen, für unappetitlich bis ekelhaft ansehen. Das 

Repertoire füllt eine Leporelloliste: die von Täuschung, Bestechung und Erpressung bis zum 

Eindringen ins Schlafzimmer reicht. Sie gehören zur Methodik einer Kriegführung, weniger 

blutig, aber doch jener verwandt, die auf Schlachtfeldern von militärischen Formationen prak-

tiziert werden. Wie es keinen humanen Krieg der Marschälle und Generale gibt, so auch keine 

edlen Methoden der Geheimdienste bei der Verfolgung ihrer Ziele. Die Aktivisten der gegen-

wärtigen Auseinandersetzungen, die um das Abhören von Telefonaten und das Eindringen in 

Personal-Computer geführt werden, in allen Ehren, doch erinnern sie in vielem nur an die vielen 

Abbildungen des Sisyphus. Die Wucherungen, mit denen sich Geheimdienste ausdehnen, 

wachsen rascher, als dass einschlägige Chirurgen sie entfernen könnten. 

Das Bild führt zurück und zu jenen Entwicklungen der DDR-Staatssicherheit, die heute als ihr 

einziges und dominierendes Kennzeichen gelten: die aufs Totale zielende Überwachung der 

Bevölkerung des ostdeutschen Staates, dessen papierene Hinterlassenschaft die Behörde der 
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Bundesbeauftragten, verwaltet und für den gegenwärtigen innenpolitischen Krieg, eine Form 

des Bürgerkriegs ohne Gewehre und Kanonen, aufbereitet. Diese Praxis mit ihren Erscheinun-

gen der Schnüffeleien, Verdächtigungen, Anschwärzungen, Denunziation hat ihren Ursprung, 

aber keine Rechtfertigung. Dieser Anfang lag in der Suche nach aktiven und insbesondere mi-

litanten Gegnern des Staates in dessen Inneren, auch noch im Aufspüren von sich verbergenden 

Nazis, die an Verbrechen beteiligt waren. Sie mag eine Wurzel auch in dem Misstrauen von 

nach Deutschland zurückkehrenden Antifaschisten besessen haben, die sich schmerzlich von 

allen Illusionen befreit sahen, die sie noch über das Jahr 1933 im Hinblick auf die Volksmassen 

gepflegt hatten. Doch allmählich traten Wandölungen ein, ließen sich neue Erfahrungen sam-

meln. Mit Rückschlägen, wie jenem, der auf das Datum 17. Juni 1953 festzumachen ist, und 

dann aber mit Fortschritten, die dem Staatswesen Zustimmung und mit ihr Stabilität zu verlei-

hen begannen. 

Wie in und trotz dieser Entwicklung sich in dem Imperium Staatssicherheit ein Konzept der 

Totalüberwachung entwickeln und Handlungsgrundsatz werden konnte, das hat bis heute eine 

überzeugende Antwort nicht gefunden. Während die Personen an der Staatsspitze in Reden 

fortgesetzt betonten, wie einheitlich und geschlossen das „Volk der DDR“ ihrer Politik folge, 

ließen sie einen Mann aus ihrem engsten Zirkel einen Apparat aufbauen, dessen Existenz und 

Praxis jeden ihrer Sätze über diese Verbundenheit von Volk und Führung Lügen strafte. Schlim-

mer noch: Wiewohl diese Bindungen weithin tatsächlich vorhanden und nicht erfunden waren, 

wurden von diesem Apparat mit wachsendem Aufwand selbst jene fortgesetzt ins Visier ge-

nommen, denen der Aufbau der neuen Gesellschaft Lebensinhalt und -ziel war. Dass uns über 

diesen grotesken Widerspruch Quellen Aufschluss geben werden, steht nicht zu erwarten, da 

anzunehmen ist, dass sich diese Führer ihn selbst nicht einmal eingestanden. Hohe Wahrschein-

lichkeit besitzt aber wohl dies: Diese Generalüberwachung war eine Missgeburt, die zum Vater 

die Überzeugung hatte, dass jeder von den eigenen Gedanken und Plänen abweichende Ge-

danke eines Bürgers mindestens eine potentielle Staatsgefährdung bedeute, die wiederum den 

Boden für ein grenzenloses Misstrauen abgab, und zur Mutter das angstvolle Unverhältnis zur 

Demokratie, die letztlich tödliche Furcht, sich den Ideen, Wünschen, Forderungen der Bürger 

zu stellen und sie als Partner, nicht als Gefolgschaft zu nehmen. Ist das richtig, dann ist es 

falsch, den Apparat der Staatssicherheit per se zu verteufeln, wie viel er auch aus Eigenem an 

tödlichen Giften dieser Gesellschaft DDR injiziert haben mag. Er war Produkt einer in weiten 

Partien missratenen Vorstellung darüber, wie sich „aus der alten Sauerei“ in den Sozialismus 

gelangen ließe. 

Dazu gehörte, dass diese Staatsführung ein hochgradig reduziertes Verhältnis zum Recht hatte, 

dass die Bürger gegenüber dem Staat besaßen. Recht galt diesem Staat als Instrument der 

Macht, aber es wurde von denen, in deren Händen sich die Macht befand, nicht auch als Maß 

für deren Gebrauch angesehen. Natürlich unter Berufung auf die Rolle, den Staat zu schützen, 

hat die Staatssicherheit Rechte missachtet, die den Bürgern auf dem Papier zustanden, und sich 

Rechte angemaßt, die ihr nicht zugestanden worden waren. Sie hat maßgeblich oder ausschlag-

gebend mitgewirkt, dass Menschen Jahre in Gefängnissen verbrachten, die dort nicht einen Tag 

hingehörten und damit eben jene Atmosphäre schaffen helfen, in der nicht nur Unaufrichtigkeit 

und Verlogenheit, Duckmäusertum und Anpassung verschiedenster Grade gediehen, sondern 

vor allem jene viele Ideen ohne gesellschaftliche Relevanz blieben, die alternative Entwick-

lungswege im Sozialismus betrafen. Statt ihrer ist dann der alternative Weg aus dem Sozialis-

mus heraus und zurück in die im Kern alte Gesellschaft gegangen worden. 

Die verfehlten Praktiken, die dem Staat Sicherheit seiner Existenz bringen sollten, in Wahrheit 

aber ihn schwächten, sind ohne ein überzogenes Freund-Feind-Denken an der Staatsspitze nicht 

erklärbar. Feinde brauchte sich die DDR nicht zu erfinden, auch nicht nach dem Ende des Kal-

ten Krieges, denn sie blieb in dem Sinne ein Frontstaat, dass sie doch an der Grenze zweier 

Systeme existierte, die durch extrem unterschiedliche gesellschaftliche und politische Systeme 
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gekennzeichnet waren. Nicht dass das Politbüro den Träumereien Gorbatschows nicht folge, 

bezeichnete eine fehlerhafte Linienziehung zwischen Freund und Feind. Im Innern war dieses 

Unterscheidungsvermögen verloren gegangen und partiell durch Gespensterseherei ersetzt wor-

den. Und das nicht erst in der Phase der Stagnation und des Niedergangs. Und dieser Verlust 

meint nicht Havemann und Biermann, aber die sich in anderem Zusammenhang auch reden 

ließe. Er meint die Verdächtigungen von Haarschnitten, Kleidungsstücken, Vorlieben für Mu-

sik und Tanz als Ausdruck prinzipieller Staatsferne oder von Schlimmeren, Verdächtigungen, 

die sich namentlich gegen Heranwachsende richteten, sie nicht als die gewünschten Erben gal-

ten, während in Wahrheit sich der Dissens auf begrenzte Felder bezog. Die Abschiede von 

Dogmen zogen sich sehr in die Länge. 

Verloren gegangen war, anders ausgedrückt, auch das Unterscheidungsvermögen zwischen 

Wesentlichem und Unwesentlichem, was mit der Ausbreitung von Kleinlichkeit und Kleingeis-

terei auf vielen Gebieten einherging und da eröffnen sich dann auch Chancen für Beckmesser, 

Bürokraten und die vielen nur widerscheinenden Lichter. Es vollzog sich in der Tendenz ein 

Prozess der negativen Auslese der Kader. Wo an Arbeitsplätzen und in Arbeitsprozessen vor-

dem Kreativität verlangt worden war, lautete der wichtigste Anspruch nun Disziplin. So verlo-

ren Tätigkeiten, die anfänglich etwas gegolten hatten, mehr und mehr an Attraktivität. Viele 

konnten derlei in ihrer Arbeitsumwelt beobachten. Und manche deuteten die Verabschiedung 

von Markus Wolf als unverkennbares Zeichen dafür, wer nicht mehr gefragt war und nicht mehr 

verlangt wurde. 

Fazit: Die Sozialisten haben, wenn der Begriff Staatssicherheit fällt, ihre eigenen Fragen zu 

formulieren und zu beantworten. Damit sind sie, da das ohne Forschungen und tabulose Dis-

kussionen nicht abgehen kann, noch für längere Zeit hinreichend versorgt. Und diese Fragen 

betreffen keineswegs nur die Vergangenheit, in der sie sich zurechtfinden müssen. Allein das 

Thema Freund-Feind-Denken besitzt mannigfache Bezüge zur Gegenwart der politischen 

Kämpfe und der damit verbundene Denk- und Erfahrungsstoff reicht weit zurück in die Ge-

schichte der Arbeiterbewegung in das 19. Jahrhundert und in die Frühgeschichte der proletari-

schen Bewegung. 
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Neuere Literatur zur Geschichte von Judenverfolgung und Judenmord 

Die Geschichte der Verfolgung und des Massenmordes an den europäischen Juden während der 

Jahre der faschistischen Diktatur in Deutschland (1933-1945) wird nach wie vor auf ver-

schiedenste Weise in das öffentliche Bewusstsein der Bürger der Bundesrepublik gebracht. Da-

für geben nicht nur spezielle Tage des Gedenkens besonderen Anlass, so der 9. November, 

wenn alljährlich an den Pogrom des Jahres 1938 erinnert wird, und der 27. Januar, der Tag an 

dem man der „Befreiung“ des Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz gedenkt. An 

solchen Tagen werden allgemeine Rede über Betroffenheit gehalten, aber nicht nur. Es kommen 

Tatsachen und Zusammenhänge zur Sprache, über die bisher Schweigen gelegt war. Das ge-

schah jüngst, als von der Rolle der Berliner Kassenärztliche Vereinigung gesprochen wurde, 

die sich 1933 aktiv bei der Vertreibung der jüdischen Konkurrenten der „arischen“ Ärzte her-

vortat.1 

Zugleich weitet sich der Blick auf die Geschichte der Juden im 1871 gegründeten Deutschen 

Reich und in dessen Vorgängerstaaten. Als 2002 der Vorsitzende des Zentralrates der Juden, 

Paul Spiegel, anlässlich der Vereidigung von Soldaten der Bundeswehr in Berlin eine Rede 

hielt, kam er auch auf die im Ersten Weltkrieg im kaiserlichen Heer und der Marine umgekom-

menen jüdischen Soldaten und Offiziere zu sprechen. Er erklärte, ihr Einsatz für das Vaterland 

sei ihnen nicht gedankt worden. Wenig später, am sogenannten Volkstrauertag im November, 

legte ein General der Bundeswehr auf dem Friedhof in Berlin-Weißensee an Gräbern jüdischer 

Soldaten, die im Kriege 1914-1918 umgekommen waren, einen Kranz zum ehrenden Gedenken 

nieder. Hier soll, auf die – um das mindeste zu sagen – historisch unkritische Wertung dieses 

Einsatzes von Leib und Leben nicht näher eingegangen, aber doch auf die Schwierigkeit ver-

wiesen werden, die sich ergibt, wenn der Teilnehmer eines imperialistischen Krieges ehrend 

gedacht wird, der des anderen, zweiten, hingegen nicht. Es ist zu hoffen, dass im Sinne von 

Arnold Zweigs 1934 gedruckter „Bilanz der deutschen Judenheit“ vor allem Beiträge bewusst 

gemacht werden, die deutsche Juden zu Fortschritten von Wissenschaft, Kultur, Bildung und 

Wirtschaft leisteten und denen ohne jede Einschränkung gedacht werden kann.  

Im eben zu Ende gehenden Jahr 2002 sind zwei künstlerisch außergewöhnliche Filme in deut-

sche Kinos gelangt, die in die Jahre der mörderischen Judenverfolgung zurückführen, „Der Pi-

anist“ und „Epsteins Nacht“. Der erste erhielt in Cannes die höchste Auszeichnung, die Goldene 

Palme. Roman Polanski hat die authentische Geschichte des Władysław Szpilman (1911-2000), 

eines polnischen Künstlers, verfilmt, der in Warschau den Mördern entkam. Der hatte seine 

Lebenserfahrungen nach Kriegsende niedergeschrieben, veröffentlicht wurden sie jedoch erst 

kurz vor seinem Tode.2 Der zweite Film (Regisseur Urs Egger) schildert die Wiederbegegnung 

dreier Juden, die Auschwitz überlebten, mit einem der Massenmörder, der inzwischen unter 

den Talar eines Geistlichen gekrochen ist. Er gibt einen tief berührenden Einblick in das Dasein 

jener, die, von ihren Erinnerungen und Bildern ihrer ermordeten Leidensgefährten verfolgt, 

weiterleben mit der Frage: Warum ich und nicht sie? 

All dessen und weiterer Verdienste ungeachtet ist in der Bundesrepublik in jüngster Vergan-

genheit vermehrt gefragt worden, wie es um die Ausbreitung des Antisemitismus steht. Dazu 

gaben Aktionen von Nazis und anderen Rechtsextremisten gegen Friedhöfe und Synagogen 

Anlass, doch ebenso Vorfälle wie jene um die Rückbenennung einer Straße in Berlin-Spandau, 

die nach ihrer Umtaufe in den Jahren der Naziherrschaft erneut ihren Namen „Jüdenstraße“ 

erhalten sollte, was schließlich auch geschah.  

 
1 Siehe den Bericht „Erinnern an Mord und Vertreibung“ über eine Veranstaltung im Berliner Centrum 

Judaicum. In: Neues Deutschland, 11. November 2002, S. 16. 
2 Spzpilman, in Sosnowiec geboren, hatte in Warschau und Berlin Musik studiert und beherrschte, von 

seinem Aufenthalt in Deutschland her, die deutsche Sprache perfekt. Er arbeitete seit 1935 als Pianist am 

Warschauer Rundfunk. An diese Arbeitsstelle kehrte er nach Kriegsende wieder zurück. 



892 

Am meisten und nachhaltige Aufmerksamkeit erregte die Kritik des stellvertretenden Vorsit-

zenden der Freien Demokraten (FDP) und Vorsitzenden ihres nordrhein-westfälischen Landes-

verbandes, Jürgen W. Möllemann, zuerst an der Tätigkeit des stellvertretenden Vorsitzenden 

des Zentralrates der Juden, Michel Friedman, als Moderator einer Fernseh-Talkshow und so-

dann – und mehr noch – Möllemanns Flugblattaktion, die während der Bundestagswahl 2002 

auf Wählerwerbung zielte. Der FDP-Politiker griff Friedman gemeinsam mit dem israelischen 

Ministerpräsidenten Ariel Scharon an. Dem Regierungschef in Tel Aviv warf er vor, gegen die 

Bildung eines palästinensischen Staates zu agieren und einschlägige Beschlüsse der UNO zu 

ignorieren. Gegen Friedman wandte er sich wegen dessen Unterstützung für diese Politik, zu-

gleich wies er Vorwürfe zurück, anti-israelisch und antisemitisch eingestellt zu sein. 

Die Beurteilung der Situation ist schwierig, weil sich die berechtigte Kritik an der Politik des 

Staates Israel gegenüber den Palästinensern und der verkappte Antisemitismus mitunter vonei-

nander schwer sondern lassen. Das schlägt sich auch in unsicheren und voneinander abwei-

chenden Bewertungen der bundesrepublikanischen Situation nieder. Der Vorsitzende des Deut-

schen Gewerkschaftsbundes (DGB) konstatierte während einer Veranstaltung zum Jahrestag 

des 9. November, unter den Deutschen sei der Antisemitismus gewachsen. Zur gleichen Zeit 

zeigte sich der Leiter des Zentrums für Antisemitismusforschung an der Technischen Univer-

sität Berlin, Wolfgang Benz, davon überzeugt, „dass Antisemitismus in Deutschland im Rück-

lauf ist“. Und an anderer Stelle: „Antisemitismus ist in Deutschland heute weniger verbreitet 

als in anderen Ländern, etwa in Frankreich oder Polen, in den baltischen Ländern oder in Russ-

land ...“ Jedoch würden 10 bis 20 Prozent der Deutschen „ihre Feindbilder, ob gegen Juden 

oder Ausländer, weiterhin pflegen“. Der Antisemitismus sei durch „stetige unaufgeregte Auf-

klärung über Ursachen, Motive und Wirkung von Judenfeindschaft“ zu bekämpfen. 3 Dazu trägt 

die Wissenschaft viel bei. Im Folgenden soll in Auswahl durchmustert werden, was auf den 

Buchmarkt gelangte. 

An den Anfang einer derartigen Inspektion kann Raul Hilbergs neuestes Buch4 gestellt werden, 

für das er soeben in München mit dem Geschwister-Scholl-Preis ausgezeichnet worden ist. Dies 

allein würde diese Platzierung noch nicht begründen. Der US-amerikanische Historiker, vor-

dem in der Bundesrepublik bereits auf andere Weise geehrt, unter anderem durch die Auszeich-

nung mit dem großen Bundesverdienstkreuz, hat vordem gewichtigere Publikationen vorgelegt. 

Doch der nun vorliegende nicht voluminöse Band ist womöglich am stärksten in die Zukunft 

gerichtet. Er bezeugt des Autors Vertrauen, dass der Forschungsweg, an dessen Anfang sein 

eigener großer Beitrag steht, von Historikergenerationen weiter beschritten werden wird. Wel-

chen Sinn hätte ohne diese sichere Erwartung eine Art Lehrbuch, in dem vom Entschlüsseln 

und Interpretieren der Quellen gehandelt wird, die uns die Spuren des Holocaust aufnehmen 

und verfolgen lassen?  

Studenten, wo immer sie Geschichte studieren, ist zu wünschen, dass sie so in Quellenkunde 

und -kritik ihres Faches eingeführt werden, wie es durch dieses Buch geschieht, das alle ge-

winnbringend benutzen können, denen die Beschäftigung mit der Geschichte mehr als nur un-

terhaltendes Hobby ist. Hilberg schöpft aus einem langen Gelehrtenleben als Forscher und 

Hochschullehrer in Buffalo. Auf die immense Masse von Dokumenten, die durch seine Hand 

gingen, hat er die Scheinwerfer nun in Auswahl nicht in der Absicht gerichtet, Abläufe ge-

schlossen darzustellen, sondern gleichsam auf die Tücke der einzelnen Objekte aufmerksam zu 

machen und zu zeigen, wie ihr beizukommen ist. Wo lauert die Gefahr von falschen Zuordnun-

gen, Missdeutungen, Verwechslungen, Über- oder Unterbewertung? Welche Rüstung ist not-

wendig, damit der Forschende nicht in die Lage eines Menschen kommt, der Wasser mit einem 

 
3 „Haben die Deutschen ihre Lektion gelernt?“ Interview mit Wolfgang Benz in: Neues Deutschland, 9./10. 

November 2002, S. 3. 
4 Raul Hilberg, Die Quellen des Holocaust. Entschlüsseln und Interpretieren, S. Fischer, Frankfurt am Main 

2002. 
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undichten Gefäß oder gar mit einem Sieb schöpfen will? Wie genau muss sich ein Forscher in 

den Möglichkeiten der deutschen Sprache auskennen, wenn er begriffliche Verschleierungen 

von Sachverhalten herausfinden will? Was muss er von den denkbaren Wegen wissen, die 

Schriftstücke hinter sich haben, bevor sie ihm vor Augen kommen? Antworten auf diese und 

weitere Fragen werden an einer Fülle von konkreten Beispielen gegeben. 

Dass sie sich alle auf Quellen beziehen, die zwischen 1933 und 1945 sowie in den Jahren nach 

der Zerschlagung des Naziregimes in Ermittlungs- und Gerichtsverfahren entstanden sind, be-

deutet dennoch nicht, dass hier nur die Faschismusforscher angesprochen sind. Was bei Mikro-

verfilmungen von Aktenstücken verloren geht, was sich auf Fotographien oder -kopien nicht 

mehr findet, das betrifft thematisch und zeitlich viele weitere Bezirke. Zudem verweist der 

Autor auf Probleme der Bewertung von Dokumenten anderer Provenienz, so etwa solcher, die 

auf das Wirken von Judenräten zurückgehen. Ein Kabinettstück der Quelleninterpretation und 

-kritik liefert Hilberg anhand der vom Autor mit äußerster Zurückhaltung formulierten Auf-

zeichnung eines Gesprächs, das Franklin D. Roosevelt mit Vertretern jüdischer Organisationen 

am 8. Dezember 1942 führte. Dennoch lässt sich aus dem Dokument entnehmen, dass der Prä-

sident, in dem er monologisierte und Zeit schund, jeder verbindlichen Stellungnahme auswich, 

die das Ansinnen der Delegierten erfordert hätte.5 

Geradezu nebenbei vermerkt Hilberg, dass der Gegenstand der Holocaust-Forschung „in immer 

kleiner werdenden Bestandteilen bearbeitet“ wird, und er verweist auf die Notwendigkeit, die 

„einzelnen Teile in ein umfassenderes Gefüge“ einzupassen. Auf die damit verbundenen Fragen 

und Schwierigkeiten lässt er sich weiter nicht ein. Davon ist in der Publikation eines anderen 

US-amerikanischen Forschers mehrfach die Rede, in Christopher R. Brownings 2000 zuerst in 

englischer Sprache veröffentlichten Vorlesungen, die im Jahr zuvor an der Cambridge Univer-

sity gehalten worden waren.6 

Unter den sechs Beiträgen, deren wichtige Aussagen hier nicht einmal referiert werden können, 

bilden die beiden ersten deshalb die bemerkenswertesten, weil in ihnen dargestellt wird, in wel-

chen Kernfragen der Holocaust-Forschung die internationale Forschung – von Außenseitern 

abgesehen – sich übereinstimmende Positionen erarbeitet hat und in welchen anderen nach wie 

vor Kontroversen existieren und ausgetragen werden. Gegenstand dieser beiden Vorlesungen 

bildeten „die Entscheidungsfindung und die politische Weichenstellungen im Nervenzentrum 

des NS-Regimes, die zur sogenannten ‚Endlösung‘ führten“.7 Als das „umfassendere Gefüge“, 

dem der Genocid an den Juden zugehört, gilt Browning ein „nach Osten gewendeter rassisti-

scher Imperialismus“. Die Judenverfolgung begreift er als eine „Komponente“ davon. Das 

führte seine Forschungen an den Punkt, da dieser Imperialismus den ersten Schritt vom Pro-

gramm zu seiner Verwirklichung zurücklegte und zu den Folgen dieses Schrittes. Diesen er-

blickt er in der Eroberung und Zerstörung Polens. Die „Endlösung“ habe sich aus jenem „Ras-

senimperialismus der Nazis in Polen“ entwickelt, der die Vergrößerung des Reiches, die Ver-

treibung der Polen und Juden aus dessen Gebiet nach dem Osten in das sogenannte General-

gouvernement und die Herbeiholung und Ansiedlung Deutscher aus Osteuropa umfasste.8 Bei 

dem Versuch, diese Ziele zu erreichen, hätten sich die „deutschen Imperialisten und Völkerver-

schieber ... in ein Labyrinth hineinmanövriert“. Die tatsächlich erreichten Ziele, festgelegt in 

den sogenannten Nahplänen eins bis drei, wurden nicht – jedenfalls nicht vollständig und nur 

mit Verspätungen – erreicht. Auf die Idee der Schaffung eines Judenreservats im südöstlichsten 

Teil des Generalgouvernements folgte die der Verbringung aller Juden Europas in ein Depor-

tationsgebiet in Afrika (Madagaskar). Letztere blieb ganz und gar auf dem Papier und war Ma-

 
5 Ebenda, S. 140 ff. 
6 Christopher R. Browning, Judenmord. NS-Politik, Zwangsarbeit und das Verhalten der Täter. Aus dem 

Englischen übersetzt von Karl Heinz Siber, S. Fischer Verlag GmbH, Frankfurt a. M. 2001. 
7 Ebenda, S. 9. 
8 Ebenda, S. 12 f. 
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kulatur, als Ende 1940 der Plan des Krieges gegen die UdSSR und deren Zerschlagung in den 

Köpfen der Zivilisten und Militärs an der Regimespitze Gestalt annahm. Nun gerieten die Vor-

stellungen über die Zukunft der Juden in neue Koordinaten. Die ergaben sich aus einem Krieg, 

in dessen Verlauf und als dessen Ergebnis Millionen Einwohner, Juden und Slawen, vernichtet 

werden sollten, direkt durch die eigene Hand der Eroberer, durch Vertreibung in unwirtliche 

Gebiete und durch Aushungerung, um das gedachte riesige Kolonialreich beherrsch- und mit 

größtem Nutzen ausbeutbar zu machen. Neue, die bisherigen ersetzende Entscheidungen betra-

fen mithin die relativ separaten Pläne im Hinblick auf die Juden, deren Ausarbeitung und Vor-

lage Himmler und federführend dem Reichssicherheitshauptamt und Reinhard Heydrich oblag. 

Wie und wann sind sie gefallen? 

Browning verweist darauf, dass sie in einem Prozess erfolgten, der gegenüber den voraufge-

gangenen Entschlüssen kontinuierliche wie diskontinuierliche Elemente aufwies. Zum Zeit-

punkt des Einfalls in die UdSSR, auch darin stimmen die Historiker weitgehend überein, war 

entschieden, dass unter der jüdischen Bevölkerung des Landes Massaker angerichtet werden 

sollten, durch die sie dezimiert würde. Aber es war, worauf die Verhaltensweise der Einsatz-

gruppen hinweist, offenkundig noch nicht befohlen, dass ausnahmslos alle jüdischen Bewohner 

– Frau, Mann, Greis, Kind – ausgerottet werden sollten. Schritte, Signale, Aufträge, die diese 

Eskalation ins Werk setzten, erfolgten jedoch schon seit Ende Juli 1941. Da schien die Rech-

nung eines erneuten „Blitzfeldzuges“ und der Plan, den Gegner in einem Vierteljahr besiegt zu 

haben, ganz aufzugehen. Die am meisten umstrittene Frage schließt sich daran an: Wann wurde 

entschieden, alle Juden Europas, die sich in der Gewalt der deutsch-faschistischen Machthaber 

befanden, zu ermorden? Brownings schon früher gegebene, hier noch einmal ausgebreitete Ant-

wort besagt, Hitler habe in jenem Juli Himmler und Heydrich den Auftrag erteilt, für dieses 

beispiellose Vorhaben, für das es keine Erfahrungswerte gab, so etwas wie eine „Machbarkeits-

studie“ vorzulegen. Die sei Anfang Oktober fertig gestellt gewesen, gebilligt worden und von 

da an habe an der Staatsspitze der klare und nie aufgegebene Vorsatz existiert, die Juden Euro-

pas auszumorden und damit alsbald zu beginnen. Die ersten Schritte zur Verwirklichung des 

zunächst vagen Plans wurden ohne Verzug eingeleitet, wofür Browning noch einmal die Liste 

der im Herbst 1941 ergriffenen Maßnahmen präsentiert. An diese grundsätzliche Entscheidung, 

getroffen im Moment der stärksten Siegeserwartung, wie der Autor sagt, von „Siegestrunken-

heit“, schlossen sich in den folgenden Monaten bis in das Jahr 1942 weitere an, die ebenfalls 

auf höchster Ebene fallen mussten, galt es doch, den jeweiligen Situationen angemessene Mög-

lichkeiten und Schritte zu bestimmen, mit denen das Verbrechen vorangetrieben werden sollte. 

Erst nach und nach wurde entschieden, „wie, wann, wo, in welchem Tempo und mit welchen 

vorläufigen Ausnahmen“ das Massenmorden durchgeführt werden konnte und sollte.9 

Brownings Darlegungen sind überzeugend. Das betrifft insbesondere auch seine detaillierte, die 

Tatsachen und die Dokumente Schritt für Schritt durchmusternde Auseinandersetzung mit Ar-

gumenten Christian Gerlachs, der heraus gefunden zu haben meinte, dass Hitler die in Rede 

stehende „Grundsatzentscheidung“ erst am 12. Dezember 1942 getroffen habe. Auf den Streit-

punkt kommt Browning im Nachwort noch einmal zurück und dann mit Bezug auf eine inzwi-

schen erschienene Arbeit Peter Longerichs.10 

 

 
9 Ebenda, S. 260. 
10 Peter Longerich, Politik der Vernichtung. Eine Gesamtdarstellung der nationalsozialistischen Judenver-

folgung, München 1998. 
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Nicht wie die Schafe zur Schlachtbank 

Ein außergewöhnliches Buch zu einem herausfordernden Thema 

Das war nicht die erste Erwiderung auf die viel verbreitete These, wonach die europäischen 

Juden sich zu ihren faschistischen Mördern transportieren ließen „wie die Schafe zur Schlacht-

bank“. Doch es ist die bei weitem kenntnisreichste, von disziplinierter historischer Phantasie 

geprägte. Verfasst hat sie der 1926 in Prag geborene, den Nazis entkommene jüdische Histori-

ker Yehuda Bauer, der an der Hebräischen Universität in Jerusalem lehrte und Leiter des Zent-

rums für Holocaust Studien in Yad Vashem war. Dabei ist des Autors Monographie, die aus 

einer Serie von Vorträgen im israelischen Rundfunk hervorging, 1983 zuerst hebräisch, 1989 

in englischer Sprache gedruckt wurde, nirgendwo zur lauten Streitschrift missraten, wenngleich 

er zu Recht fragt, ob an das Verhalten der jüdischen Opfer der faschistischen Vernichtungspo-

litik nicht andere und höhere Ansprüche gestellt werden als an Millionen andere, die sich ihr 

ähnlich widerstandslos ergaben, beispielsweise die in Mörderhände gefallenen sowjetischen 

Kriegsgefangenen, denen besagtes Bild nicht angeheftet wurde. 

Chronologisch vorgehend und 1933 einsetzend prüft Bauer, was die Juden von den Absichten, 

einzelnen Schritten und jeweiligen, wechselnden Zielen der deutsch-faschistischen Antisemiten 

wissen oder wenigstens ahnen konnten, forscht nach den ihre Urteile irritierenden Vorgängen, 

untersucht, welche objektiven und subjektiven Voraussetzungen existierten, sich auf die Politik 

der Machthaber einzustellen, legt dar, welche Rolle dabei traditionelle Organisationen der Ju-

den wie deren neue Zusammenschlüsse besetzten, schildert, was Gruppen und einzelne Perso-

nen taten oder unterließen, welche Chancen des Widerstands und des Überlebens genutzt, wel-

che ausgelassen wurden. Und er fragt, auch da die gedachten und die denkbaren Möglichkeiten 

des Handelns abwägend, mit dem Blick auf die einzelnen Phasen der Judenverfolgung, die in 

das Massenmorden mündeten, welchen Anteil die unternommenen und die ausgebliebenen Re-

aktionen des Auslands auf den Verlauf des Geschehens besaßen. 

Die Antworten auf diese Fragenkette werden mit einer bis in viele weithin unbekannte Details 

reichende Analyse der Ereignisse gegeben. So kommen die Emigration, die Fluchten über Gren-

zen, das Abtauchen in die Illegalität, die gefälschten Identitäten, der Zusammenschluss zu ei-

genen Partisanengruppen oder der Anschluss an schon existierende u. a. in Weißrussland, Ju-

goslawien und Griechenland und weitere Reaktionen in das Blickfeld. Und natürlich nehmen 

der Warschauer Ghettoaufstand 1943 und die Aktionen zur Rettung der letzten großen Gruppe 

der Verfolgten in Ungarn im folgenden Jahr einen breiteren Raum ein als andere Ereignisse, 

Vorkommnisse und Episoden aus dem im Kern unerschöpflichen Geschehen, gehören zu ihm 

doch auch die mit dem Warenschmuggel befassten namenlosen jüdischen Kinder im Ghetto 

von Warschau. Denen müsste, schlägt Bauer vor, nicht ein, ihnen sollten tausende Denkmäler 

gesetzt werden. 

Differenzierend wie die gesamte Untersuchung erörtert der Autor die Frage nach dem Verhalten 

der nichtjüdischen „Umwelt“ und dessen Folgen. Es hätte, lautet eines seiner Urteile, ohne de-

ren Hilfe die Mehrheit der Juden in Belgien, Frankreich, Italien, Dänemark, Norwegen und 

Bulgarien nicht überleben können. So setzt die Schrift auch einer Anzahl namentlich genannter 

Helden einen, manchen einen weiteren Gedenkstein. Zu ihnen gehören der Geschäftsmann 

Berthold Storfer, der Schiffstransporte nach Palästina organisierte, der japanische Konsul in 

Kaunas und der portugiesische Generalkonsul in Bordeaux, die den Juden entgegen den Wei-

sungen ihrer Regierungen Transitvisen ausstellten und danach übrigens jeweils bestraft wurden. 

Wiederum anhand konkreter Tatsachen und Verläufe stellt sich Bauer der viel umstrittenen Frage 

nach der Rolle der Judenräte in und außerhalb von Ghettos, die unterschiedslose Anklagen und 

Verurteilungen verbieten. Nie standen Menschen vor Entscheidungen wie jene, die von deren 

Vorsitzenden und Mitgliedern als Folge der unmenschlichen Forderungen der faschistischen 
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Herrscher verlangt wurden. Wie fragt er, wäre das Urteil über den Judenrat im polnischen Łódź, 

das die Nazis Litzmannstadt tauften, ausgefallen, wenn die sowjetischen Armeen nur Wochen 

früher in die Stadt gekommen und also eine ungleich größere Zahl von Juden befreit haben 

würde? Jedenfalls ist das Bild von den reaktionslos dahintrottenden Schafen eine tatsachenwid-

rige Verallgemeinerung. Dennoch bleibt die Frage, warum sich vernunftbegabte Menschen als 

Einzelne und in mehr oder weniger großen Gruppen auch unbezweifelbaren Nachrichten über 

ein ihnen drohendes Unheil verweigern. Mit der viel zitierten Wendung von der Hoffnung, die 

zuletzt stirbt, lässt sich die Sache nicht abtun. Bauer meint, es sollten sich Historiker und 

Psychologen des beunruhigenden Themas gemeinsam annehmen. 

Yehuda Bauer, Jüdische Reaktionen auf den Holocaust, LIT Verlag Dr. W. Hopf Berlin 2012, 219 S. (Geschichte 

des Holocaust, Bd. 5) 
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Septembertag: Gedenken und Nachdenken 

Da diese Zeilen in der Augustmitte 2003 geschrieben werden, lassen sich in Zeitungen drei 

Meldungen lesen, zwischen denen ein, wenn auch von Redaktionen nicht ausdrücklich herge-

stellter Zusammenhang besteht. Die erste lautet: Das Bundesverfassungsgericht habe entschie-

den, dass der im oberfränkischen Wunsiedel angemeldete Rudolf-Heß-Gedenkmarsch, den zu-

vor zuständige bayerische Gerichte untersagt hatten, doch stattfinden dürfe. Die Veranstaltung 

hat auf diese Weise gleichsam die höheren verfassungsgerechten Weihen erhalten. Erstmals. 

Im Jahre zuvor durften die Verehrer des Stellvertreters des Führers marschieren, weil ihnen das 

Richter des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes doch gestatteten, nachdem lokale Stellen 

ein Verbot erlassen hatten. Diesmal kommt der richterliche Segen aus Karlsruhe, eine noblere 

Adresse gibt es hierzulande nicht.  

Die zweite Nachricht besagt, dass ein sozialdemokratischer (bisheriger) Nobody in Mecklen-

burg-Vorpommern dadurch von sich reden machte, dass er die Zulassung des Verkaufs von 

Hitlers Buch „Mein Kampf“ in deutschen Buchhandlungen mit der Begründung verlangt habe, 

Deutschland brauche nicht länger hinter den USA und Israel zurückstehen und der Unsinn sei 

ohnehin ungefährlich. Von allen juristischen Artikeln und Paragraphen abgesehen, rechtfertig-

ten sich der Entscheid über die Aufmarschgenehmigung wie dieser Vorschlag politisch mit der 

Behauptung, die Masse der Deutschen hätte ihre Geschichtslektion längst gelernt und weder 

diese Marschierer noch dieses eine Buch könnten die festgegründete Demokratie der Bundes-

republik gefährden.  

Die dritte Kunde ist von anderer Natur: Ein Hamburger Publizist, der gemeinsam mit einem 

Bürger Israels im Begleitprogramm zur sogenannten Wehrmachtsausstellung, die derzeit in 

Peenemünde im Areal des dortigen Museums gezeigt wird, eine öffentliche Diskussion bestrei-

ten wollte, habe sein Kommen abgesagt. Aus der umfangreichen Liste von Begründungen für 

diesen Schritt stechen zwei Thesen hervor. Die eine bestreitet, dass das Museum in seinem 

gegenwärtigen Zustand und darüber hinaus auch in seiner generellen Funktion der rechte Ort 

sei, an dem sich über die Verbrechen der Wehrmacht und die damit aufgeworfenen Fragen über 

Ursachen und Folgen sprechen ließe. Die andere behauptet eine weitgehende Eintracht eines 

erheblichen Teils von Usedomer Einwohnern mit den Nazijüngern, die neuerdings unter der 

deutschen dumpfen Familiensinn mobilisierenden Parole demonstrieren, „Opa“ sei in Ordnung 

und keinesfalls ein Untäter gewesen. Diese Absage lässt eine andere Sicht auf die Wirklichkeit 

der Bundesrepublik erkennen als die der Karlsruher Juristen und des nordostdeutschen Sozial-

demokraten. Die eine erscheint mir so falsch wie die andere. Beide bieten Bilder, die keinen 

Analysewert besitzen, sondern einzig der Rechtfertigung eigener Standpunkte dienen. 

Heß: Wie würden deutsche Richter entscheiden, wenn eine Gruppe von Bürgern beantragen 

würde, sie wolle in einer deutschen Stadt für einen Mann demonstrieren, der zum Massenmord 

an Kindern aufgerufen, ihn angedroht und ihn gerechtfertigt habe? Das ist, um nur eine Episode 

aus dem verbrechenbeladenen Leben des Hitlergefolgsmannes zu erwähnen, exakt der Heß-

Fall. Als er sich 1941 auf eigene Faust in das Land des Kriegsgegners begeben hatte, glaubte er 

seinem Gegenüber während einer Vernehmung drohen zu können, die deutsche Luftwaffe 

werde, wenn Großbritannien nicht kapituliere, mit einer Wucht über Frauen und Kinder des 

Inselreiches herfallen, vor der das bis dahin in London, Coventry und weiteren Städten schon 

Angerichtete nur ein Vorspiel gewesen sei. Das hätte die deutsche Führung auch wahrgemacht, 

wenn sie die Mittel dazu besessen hätte. Nur war die Luftwaffe „im Osten“ gebunden und blieb 

es. Ein Jahr später drehten die Briten gleichsam den Spieß um. Von den deutschen Plänen, zu 

denen der Bau von Bombern gehörte, die New York erreichen sollten, ist in der gegenwärtigen 

Debatte über den „Bombenkrieg“ wenig zu lesen und zu hören. Die Deutschen erscheinen als 

eine lange und – ob NSDAP-Kreisleiter oder Kleinstkind – ununterscheidbare Mitleid erre-

gende Opferkolonne. 
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In der Wissenschaft ist begrifflich hochgestochen und gehörig unverständlich von „Selbstvik-

timisierung“ die Rede. Das meint: das unbestrittene Opfersein von Millionen wurde als das 

Schuldschild vor dem voraufgegangenen Tätersein aufgebaut. Und die Verwandlung in Opfer 

gilt obendrein als ein Teil der Sühne. Deutsche tote Soldaten und Zivilisten erscheinen als Süh-

neopfer. Diese Bilder stehen nicht dafür, dass die Lektion gelernt worden ist. Sie verweisen 

vielmehr auf das erneute Errichten von „Notausgängen“, wovon schon Eugen Kogon schrieb. 

Sie sollen die Flucht vor der eigenen Geschichte ermöglichen, sobald unwillkommene Fragen 

gestellt werden. 

„Mein Kampf“: Die Reduzierung dieses Buches auf Unsinn, der heute wirkungslos sei, ist 

ebenso ignorant wie dumm. Dieses Buch ist ein Lehrbuch des Rassismus und des Antisemitis-

mus. Sein Autor verfocht die skrupelloseste Weltmachtpolitik, die dann auch umgesetzte Praxis 

eingeschlossen, nahen und fernen Nachbarvölkern Lebensrechte zuzubilligen oder zu entzie-

hen. Der Versuch, diese Politik zum Endsieg zu führen, ist schließlich gescheitert, jedoch erst 

durch den Einsatz von Menschen vieler Nationen, die im Krieg gegen die faschistische Mäch-

tekoalition ihr Leben einsetzten und es verloren. Dieses Buch war eine Anleitung zum Massen-

mord und hat als solche gewirkt. Von diesen Folgen kann nicht abgesehen werden, jedenfalls 

in Deutschland nicht. Es mit der Kennzeichnung „Unsinn“ abzutun, heißt es verharmlosen. 

Seine Ideen und die Denkweise, die ihm zugrunde lag, sind – ohne dass Millionen Deutsche 

das Buch je lasen – doch zu ihnen gedrungen, durch Schul- und andere Geschichtsbücher, durch 

die Presse und auf dem Wege der permanenten Schulungen in den Naziorganisationen, auch 

über die braune Romanliteratur. Nebenbei: Die Zulassung dieses Buches zum Verkauf in der 

Bundesrepublik würden die Nazis übrigens ebenso als ihren Erfolg buchen wie die Marscher-

laubnis in Wunsiedel. 

Peenemünde: Der Ort, der nach 1990 für Massen von Ostseeurlaubern betretbar wurde, bietet 

heute ein buntes Bild. Offiziell firmiert ein Teil des einstigen Geländes, in dem die sogenannten 

V-Waffen konstruiert, erprobt und dann doch nicht in Serie gebaut werden konnten, als ein 

historisch-technisches Museum. Dort wurde zu Lande und zu Wasser eine Masse von Militär-

schrott versammelt, der mit dem Platz kaum etwas zu tun hat, abgeräumt und verschrottet ge-

hört. Die frühere Ausstellung, die von der Geschichte des Ortes handelte, bot ein Panoptikum 

und war von jedem wirklich aufklärerischen Interesse weit entfernt. Sie ist durch eine neue, 

sachlich-informative und moderner gestaltete ersetzt worden. Der Film, der sich in einem Vor-

führraum ansehen ließ und in dem ehemalige Mitarbeiter der Heeresversuchsanstalt, betagte 

nette Herren in den Sesseln ihrer behaglichen Wohnungen, zu Worte kamen, war verlogen. Die 

Spezialisten beteuerten, sie hätten nur die friedliche Raumfahrt im Sinn gehabt. Einige Kilo-

meter ostwärts vor Karlshagen befindet sich eine in DDR-Zeit eingerichtete Gedenkstätte für 

die KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter, die in Peenemünde schuften mussten und deren Lager 

bei dem Bombenangriff vernichtend getroffen wurde. Diese Stätte hat eine gründliche Erneue-

rung nötig und eben die Dauerpflege, die dem benachbarten Friedhof, auf dem deutsche Tote 

des Bombardements beerdigt wurden. 

Peenemünde ist fraglos ein Anziehungspunkt für Touristen. Die Besucherzahlen bezeugen das. 

Die Antriebe, welche immer wieder Zehn-, ja Hunderttausende dahinführen, Antifaschisten 

ebenso wie auch die aus den Reihen der Heß-Gefolgschaft, sind grundverschieden und gegen-

sätzlich. Die Bücher über die deutsche und internationale Militärtechnik, die nicht nur in jeder 

deutschen Bahnhofsbuchhandlung gekauft werden können, stellen eine ständige Werbung ge-

rade auch für dieses Museum dar. Die auf seinem Terrain befindliche Buchhandlung sollte ihr 

Angebot dringend überprüfen. Kurzum: Es lässt sich denken, dass die Darstellung der Ge-

schichte und Wirkung dieser einstigen „Anstalt“ in manchen Passagen aggressiver und heraus-

fordernder, also auch den Nazis die Besichtigung vollständig vergällend, präsentiert wird. 

Längst fällig wären Druck und Verkaufsangebot eines entsprechenden Museumsführers. Dar-

über muss weitergeredet, wenn nötig gestritten werden und dafür muss gearbeitet werden. 
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Doch bedeutet das, es sei dieser Ort nicht der Platz über Geschichte und Gegenwart kritisch zu 

reden? Ist seine Umwandlung in ein Erholungsgebiet, seine Überbauung, wie eben in Berlin 

praktiziert, die Lösung? Soll gegenüber solcher Hinterlassenschaft des deutschen Faschismus und 

Imperialismus durchgesetzt werden, was mit jener ganz anders beschaffenen und gearteten der 

DDR geschieht: z. B. Denkmalabriss in Halle, bevorstehender Palastabriss in Berlin? Was ist 

gewonnen, was verloren, wenn in diesen Wochen Besucher des Museums, die das sonst nir-

gendwo vorhatten, doch in die Wehrmachtsausstellung gehen und sich womöglich fragen, was 

die deutschen Forscher, Ingenieure, Techniker und Facharbeiter, wären sie mit der Waffenent-

wicklung weiter gelangt, den Eroberern an furchtbaren Vernichtungsmitteln noch an die Hand 

gegeben haben würden? Und, weil auch das auf der Liste derer, die ihre Absage begründeten, 

eine Rolle spielte: Dürfen die Deutschen der eigenen Opfer, derjenigen, die diesen Namen wirk-

lich verdienen, gedenken und an Tagen, an denen sich die Erinnerung aufdrängt, unter anderem 

die Kirchenglocken läuten? Es kommt offenbar darauf an, zu welcher Besinnung da gerufen 

wird. Mit dem Gedenken an die Zerstörung Dresdens, das sich, wie es in einer jüngeren Publi-

kation à la Mode heißt, die DDR „leistete“ (während im Westen mit Rücksicht auf die Verbün-

deten vom Krieg der „Bomber“ weniger die Rede war) und das darin auch als ein politisch-

ideologisches Ritual verunglimpft wird, verband sich Trauer mit dem Aufruf zum Frieden. Sich 

dieser Tradition zu erinnern und sie zu aktualisieren, das wäre ein Aspekt für den Septembertag 

2003, an dem wir uns derer erinnern werden, die im Kampf gegen jene Politik Leib und Leben 

einsetzten, die Politik, deren Anführer der Verfasser von „Mein Kampf“ war und die sein Stell-

vertreter Heß in hündisch anmutender Ergebenheit bis in den Mai 1941 teilte und mit zu ver-

antworten hatte. Ein Gedenktag und ein Denktag, für den es an Stoff, geliefert aus der Mitte 

unserer Gesellschaft ebenso wie von ihrem rechten Rand, nicht mangelt. 
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„... so viel Leichen wie möglich ...“ 

Das „Schwarzbuch des Kommunismus“ im Widerstreit 

„Der Mann von Kopf schaut ins Ganze“ 

Wilhelm Ludwig Wekhrlin 

Am 6. November 1997 wurde in Paris das „Schwarzbuch des Kommunismus“ ausgeliefert.1 

Darin wird dem „Kommunismus“ eine historische Last von nahezu 100 Millionen Toten aufer-

legt.2 Das Werk ist aus der Arbeit von sechs Hauptautoren und einigen weiteren Mitarbeitern 

hervorgegangen. Mit vier französischen Historikern wirkten ein tschechischer Spezialist und 

ein polnischer Politologe zusammen. Auf die bis 1953 geführte einleitende Abhandlung zur 

Geschichte der UdSSR folgt ein Teil, der von der Komintern und dem Spanien des Bürgerkriegs 

handelt. In einem weiteren sind die Entwicklungen in Polen und in Staaten Mittel- und Südost-

europas zusammengefasst. Dann – in den Teilen vier und fünf – werden China, Nordkorea, 

Kambodscha bzw. die „Dritte Welt“ von Kuba über Mozambique bis Afghanistan abgehandelt. 

Wer nicht mehr kennte, als diese Gliederung, und auch nur eine ungefähre Vorstellung von den 

sehr unterschiedlichen Möglichkeiten besäße, der Quellen und insbesondere verlässlicher Do-

kumente habhaft zu werden, mit denen sich der Wahrheit auf die Spur kommen ließe, der würde 

bedenkenlos jede Wette darauf eingehen, dass das Unternehmen unvermeidlich ins Abenteuer-

liche führen musste. 

1991 hat Wolfgang Benz mit einer ebenfalls international zusammengesetzten Gruppe von Wis-

senschaftlern einen Band „Dimension des Völkermords“ vorgelegt, in dem nach langwierigen 

Recherchen und gestützt auf nahezu ein halbes Jahrhundert intensiver Forscherarbeit die Zahl 

der von den deutschen Faschisten und ihren Kollaborateuren ermordeten Juden Europas zwi-

schen zwei Angaben eingegrenzt worden ist.3 Das Werk kann eine Vorstellung davon geben, 

was jenen an Arbeit bevorsteht, denen nicht die Devise gilt „... so viel Leichen als möglich“ 

(Lothar Baier). 

Noch bevor das „Schwarzbuch“ in die Buchhandlungen gelangt war, hatte eine Medienkam-

pagne begonnen. Die erhielt zusätzliche Aufmerksamkeit, als bekannt wurde, dass zwei Auto-

ren – es waren die beiden, deren Beiträge über die UdSSR und China den zentralen Platz im 

Unternehmen besetzen – die politischen und ideologischen Absichten nicht mittrugen, die sich 

für den Herausgeber und den Verleger mit dem Buch verbanden. Nur die Drohung des Verla-

ges, so wurde berichtet, bei einem Ausscheren aus dem Unternehmen „einen gigantischen Scha-

denersatz“ einzufordern, habe den Weg vom Manuskript zum Druck freigemacht. Insbesondere 

wandten sich Niklas Werth und Jean-Louis Margolin gegen den im Vorwort vorgenommenen 

Vergleiche zwischen „Faschismus und Kommunismus“. Der habe nicht in ihrem Forschungs-

programm gelegen. Für seine Durchführung seien weitere Untersuchungen und Diskussionen 

notwendig. 

Am 27. März 1998 erschien die deutsche Übersetzung. Darauf war die Öffentlichkeit nicht nur 

durch Kommentare vorbereitet, die in der deutschen Presse bereits anlässlich des Erscheinens 

der Originalausgabe veröffentlicht worden waren. Die Zeitung „Bild“ druckte längere Passa-

gen vorab. Ihre Texte seien dem „wichtigsten politischen Buch des Jahres“ entnommen. Eine 

Episode belegt, wie sehr es Redakteure danach gehungert hatte, diese Munition gegen den 

„Kommunismus“ nun zwischen Oder und Rhein verschießen zu können. Zur Illustration des 

 
1 Stéphane Courtois, Nicolas Werth u. a. Das Schwarzbuch des Kommunismus. Unterdrückung, Verbrechen 

und Terror. Mit dem Kapitel „Die Aufarbeitung des Sozialismus in der DDR“ von Joachim Gauck und 

Erhart Neubert, Piper Verlag GmbH, München 1998. (fortan: Schwarzbuch) 
2 Schwarzbuch, S. 16. 
3 Wolfgang Benz (Hrsg.) Dimension des Völkermords. Die Zahl der jüdischen Opfer des Nationalsozialis-

mus, München 1991(= Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte, Hg. vom Institut für Zeitgeschichte 

Bd. 33). 
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Schreckens wurde ein Foto benutzt, das Kinder hinter einem Stacheldrahtzaun zeigte; es sei 

1943 in einem „sowjetischen Arbeitslager“ aufgenommen worden. Tatsächlich zeigte es Kinder 

in einem Lager, welches von Deutschen im Zweiten Weltkrieg bei Petrosawodsk eingerichtet 

wurde. Die Fälschung war vordem bereits von der Wochenzeitschrift „Die Zeit“ benutzt und 

schon als solche bloßgestellt worden.4 Das Bilddokument hatte beiden Redaktionen offenkun-

dig besonders gut zu einer Passage des „Schwarzbuches“ gepasst, die der Herausgeber Stéphane 

Courtois formuliert hatte: „Der Tod eines ukrainischen Kulaken-Kindes, das das stalinistische 

Regime gezielt der Hungersnot auslieferte, wiegt genauso schwer wie der Tod eines jüdischen 

Kindes im Warschauer Ghetto, das dem vom NS-Regime herbeigeführten Hunger zum Opfer 

fiel.“5 Der Satz bezeugt dreierlei: die schlampige Übersetzung, die Parallelisierung von „Kom-

munismus!“ und deutschem Faschismus und den unbekümmerten Umgang mit Fakten, denn es 

gilt nicht als erwiesen, dass der Hunger von den Machthabern in der UdSSR als politische 

Waffe gegen Gruppen der eigenen Bevölkerung eingesetzt worden ist. 

Nichts wurde in deutschen Zeitungen begieriger aufgenommen als die vom „Schwarzbuch“-

Herausgeber erörterten Vergleiche zwischen dem „Kommunismus“ und dem Naziregime. Nach 

der Methode, mit der zuvor die Debatte über das Buch Daniel J. Goldhagens fragend auf die 

„Kollektivschuld“-These – „Waren alle Deutschen so schlimm wie Hitler?“ – missleitet worden 

war, wurde nun in Großaufmachung gefragt, waren die Kommunisten „Schlimmer als Hitler?“6 

Als Antwort fand sich eine Formel, die der diffamierenden Absicht vollständig Genüge tat: 

„Vielleicht waren die Nazis schlimmer, aber die Kommunisten waren ganz bestimmt nicht bes-

ser.“ (Thierry Chervel) 

Die deutsche Ausgabe ist um zwei Beiträge vermehrt, die sich mit der „Aufarbeitung des Sozi-

alismus in der DDR“ befassen.7 Der Verlag hatte als deren Autoren zwei staatsbeamtete Theo-

logen, die leitend in der Bundesbehörde des Beauftragten für die Unterlagen des Ministeriums 

für Staatssicherheit der DDR tätig sind. Was Herausgeber und Verlag in Frankreich veranlasst 

hatte, den untergegangenen ostdeutschen Staat als Thema auszulassen, blieb ungeklärt. Die 

Vermutung, es sei „schlicht vergessen“ (Wolfgang Wippermann) worden, scheint eher un-

glaubhaft.8 Doch ist auch nicht sicher, ob den Autoren wirklich Bedenken dagegen gekommen 

waren, Ereignisse und Prozesse in der DDR und in Kambodscha auf den gemeinsamen Nenner 

„Kommunismus“ zu bringen und im Wesentlichen gleichzusetzen. Die deutschen Verfasser des 

Nachtrags hatten jedenfalls keine Skrupel zu schreiben, es habe in Ostdeutschland „nahezu alle 

politisch motivierten Massenverbrechen“ des „Kommunismus“ gegeben.  

Seit dem Erscheinen des Bandes haben Kritiker viele Einwände gegen dessen Solidität und 

Wert vorgetragen. Wolfgang Wippermann riet: „Kaufen Sie dieses Buch nicht! Es ist ein 

schlechtes Buch!“ Das dürfte dem Verkaufserfolg wenig abträglich gewesen sein wie das 

gleichlautende Urteil, das der Stuttgarter Eberhard Jäckel über Goldhagens Arbeit abgegeben 

hatte. Tatsächlich reichte der Reklameaufwand nahezu an denjenigen heran, der „Hitlers willige 

Vollstrecker“ zum Bestseller gemacht hatte. Noch bevor sich ein einziger Käufer seine Mei-

nung bilden konnte, hatte ihn eine „orchestrierten Medienkampagne“ (Pierre Broué) geistig in 

den Griff genommen. Die Befürchtung, die aufgrund der Erfahrungen mit der Monographie des 

amerikanischen Soziologen und Historikers geäußert wurde, es könnten beachtenswerte wis-

senschaftliche Unternehmen es fortan immer schwer haben, die öffentliche Aufmerksamkeit zu 

finden, erwiesen sich als vollauf berechtigt. 

 
4 S. die Ausgaben der jungen Welt vom 26. und vom 30./31. Mai 1998. 
5 Schwarzbuch, S. 21. 
6 Die Woche, 29. Mai 1998. 
7 Auf deren Betrachtung wird im Einzelnen verzichtet. Der Autor dieses Beitrags hat sich zu ihnen in ge-

sonderten Artikeln geäußert: Gauck an alle, in: junge Welt, 2. Juni 1998, und Auschwitz, Gulag und die 

kleinere Variante, ebd., Ausgabe vom 3. Juni 1998. 
8 Dagegen spricht auch die Bezugnahme auf das „vereinte Deutschland“. S. Schwarzbuch, S. 41. 
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Einwände der Kritik 

Die Einwände der Kritiker, in deren Zentrum der Beitrag Stéphane Courtois geriet, die sich aber 

auch auf die Anlage des Gesamtwerkes und den Inhalt vieler Einzelbeiträge richteten, summier-

ten sich inzwischen zu einer langen Liste. Es ist weder beabsichtigt, noch möglich, sie im Fol-

genden auszubreiten. Doch sollen sie knapp in Erinnerung gebracht werden. 

(1.) Der erste aller Einsprüche richtete sich gegen den Anspruch, mit diesem Buch einen Zugang 

zur Geschichte der Regime und Parteien geschaffen zu haben, von denen in ihm gehandelt wird. 

Die Annäherung an eine geschichtliche Epoche ist von den verschiedensten Seiten (oder Ein-

stiegen) her möglich, aber sie wird, welcher auch immer gewählt wird, doch eine Vorstellung 

vom Ganzen anstreben müssen. Hier aber seien historischen Fakten ausgebreitet worden, „eher 

losgelöst von den bodenlos schwierigen Umständen, in denen sie (die Kommunistischen Par-

teien – K. P.) agierten“.9 

(2.) Mehrfach erscheinen Begriffe, Thesen und Schlüsse nicht als Frucht wissenschaftlicher 

Abstraktionsverfahren, sondern als Resultat des Bestrebens, zu politisch verwertbaren Ge-

schichtsbildern zu gelangen. Dies beginnt mit der Wahl des Buchtitels. Herausgeber und Auto-

ren wissen natürlich, dass sich im Marxismus mit dem Begriff „Kommunismus“ die Vorstel-

lung einer gedachten, aber von keinem der untersuchten Staaten je erreichte Stufe gesellschaft-

licher Entwicklung verbindet. Nichtsdestoweniger schreibt der Courtois, 1917 habe sich „der 

erstmals auftretende moderne Kommunismus“ etabliert.10 Offenkundig kam es dem Herausge-

ber darauf an, nicht allein eine vergangene und noch existierende Wirklichkeit zu kritisieren, 

sondern eine Utopie zu treffen und zu diskreditieren, die sich als nicht vollständig ausrottbar zu 

erweisen scheint. 

(3.) Kritisiert wurde die Einführung neuer, Tatsachen und Zusammenhänge mehr verschleiern-

der, denn erhellender Begriffe. Das trifft vor allem auf den Begriff „Klassen-Genozid“ zu. Seine 

Konstruktion nimmt einen in den Sozialwissenschaften und der Historie eingeführten Begriff 

(Genozid) auf, mit dem die Praxis der Ausrottung von Menschengruppen bezeichnet und als 

Verbrechen an der gesamten Menschheit charakterisiert wird, und verunstaltet ihn zu einem 

Begriff, der nichts Reales spiegelt. Der gegen Millionenmassen gerichtete Terror der Stalinzeit 

hatte gerade nicht eine einzelne Klasse oder Schicht zum Ziel, wie sehr er auch mit „klassen-

kämpferischen“ Argumenten bemäntelt und gerechtfertigt wurde. Damit ist ein weiterer prinzi-

pieller Einwand angedeutet. Er betrifft die praktizierte Methode des Vergleichens. Sie ist weit-

hin von dem Interesse diktiert, den Massenmord an den europäischen Juden und die Verbre-

chen, die den Gegenstand dieses Buches bilden, möglichst zur Kongruenz zu bringen. 

(4.) Ein wiederholter Einspruch betrifft die Vernachlässigung selbst von zutage liegenden Zu-

sammenhängen der terroristischen Politik mit ihren inneren und äußeren Voraussetzungen und 

Bedingungen, Impulsen und Antrieben. Am augenfälligsten macht das die „Vernachlässigung“ 

der Existenz des faschistischen Mächteblocks. Darauf wird zurückzukommen sein. 

(5.) Hinter diesen Einwänden verblasst dann nahezu der Nachweis, dass die Berechnungen, mit 

denen die 100, dann die 80 Millionen Toten „des Kommunismus“ ermittelt wurden, unseriös 

genannt werden müssen. Diese Arithmetik rief empörte Reaktionen hervor. Pierre Broué er-

klärte in einem Interview: „Ich habe ohne besonderes Vergnügen die traditionellen Methoden 

der Fälscher gefunden. Jeder weiß, dass man nicht Möhren und Kohl addieren kann, aber man 

kann sie durcheinander rühren und eine Suppe daraus kochen; genau das haben sie gemacht.“11 

(6.) Andere Zweifel an der Redlichkeit des Vorgehens knüpften sich an die Tatsache, dass in 

wissenschaftlichen Arbeiten Streitfragen in aller Regel gekennzeichnet werden. Das scheint 

 
9 Martina Achenbach, Trauer und Bußreflexe, Freitag, 19. Juni 1998. 
10 Schwarzbuch, S. 795. 
11 Zitiert in: junge Welt, 28. April 1998. 
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umso mehr geboten, wenn Historiker sich an eine breite Öffentlichkeit wenden. Im „Schwarz-

buch“ aber wird – wie erwähnt – das absichtsvolle Verhungernlassen von Menschenmassen als 

ein Mittel „kommunistischer“ Politik bezeichnet, und unterschlagen, dass gegen diese Deutung 

Kenner der Materie längst mehr als nur ihre Skepsis geäußert haben. Doch hätte die bloße Er-

wähnung dessen einen erheblichen Teil der Rechnung mit den Millionen Toten mit einem Fra-

gezeichen versehen. Nicht anders verhält es sich mit der Behauptung, Lenin habe die Ermor-

dung der Zarenfamilie „organisiert“. 

Insgesamt lautet das Urteil vieler Kritiker, es sei dieses Unternehmen verdorben dadurch, dass 

in ihm immer das Interesse des Herausgebers, einem politischen Ziel zu dienen, regiert habe. 

Von ihm wurden auch die Beiträge der Autoren „eingerahmt“, die nicht durch außerwissen-

schaftliche Absichten vorfixiert waren. Es war diese politische Zielsetzung, die ein für wissen-

schaftliche Publikationen ungewöhnliches Interesse an der Biographie des Stéphane Courtois 

weckten. Kritiker meinten, in dessen „linkem“ Vorleben die Quelle für seine eifernde Pose und 

seinen aggressiven Stil gefunden zu haben. Diesen Zusammenhang mag es geben. Manche 

stellten ihn auch her, um ihn auszubeuten. Die Geschichte vom Saulus, aus dem ein Paulus 

geworden ist, rührt im christlich geschulten und gebildeten Europa noch immer. Obendrein hat 

Courtois an diesem Bilde mitgezeichnet. Als ihn vor Hamburger Publikum ein Journalist fragte, 

was er von den Tatsachen, zu denen er sich äußere, 1968 gewusst habe, erklärte er: „Nichts“. 

An den Universitäten Frankreichs sei das Thema ein Tabu gewesen. Das mag man ihm glauben 

oder nicht. Ein Zeugnis von wenig Neugierde wäre es allemal, wenn der Mann, wenn er schon 

nicht bereit war, die Literatur seines „Klassenfeindes“ zu lesen, sich nicht einmal für den XX. 

Parteitag der KPdSU und Nikita Chrustschows Rolle interessiert hatte. Anmaßend aber ist 

Courtois’ Behauptung, dass bis zum Erscheinen dieses Werkes kaum gründlicher über seinen 

Gegenstand geforscht und publiziert worden sei. Das widerlegen gefüllte Bücherregale, ohne 

deren Inhalte die Arbeit am „Schwarzbuch“ schwerlich hätte riskiert und abgeschlossen werden 

können. Natürlich erhöht es das Selbstwertgefühl, wenn man sich als Beginner sieht. 

Vielfacher Gebrauch 

Von dem „Schwarzbuch“ wurde seit seinem ersten Erscheinen vielerlei Gebrauch gemacht. 

Den wird man, nicht durchweg, seinen Autoren anschreiben können, sei es positiv oder negativ. 

Die Auslieferung der deutschen Übersetzung fiel in den beginnenden Wahlkampf zum Bundes-

tag. Wer sich der Sicht Courtois anschließe, hieß es in einer Pressestimme, „hat keine Argu-

mente für wahltaktisches Geplänkel mit den SED-Nachfolgern“.12 So kurzzeitig will die Mehr-

heit jedoch den Nutzen des Werkes nicht bemessen wissen. Ihr erscheint das Buch als die geis-

tige Zuchtrute gegen alle, die sich noch immer nicht von dem Gedanken losgesagt haben, es 

könne aus den kapitalistischen Zuständen ein Weg in eine für alle Menschen würdige Gesell-

schaft entdeckt und begangen werden. Nicht, dass so viele bürgerliche Zeitungen diesen 

Wunsch aussprechen, verwundert, wohl aber der Nachdruck, mit dem er wenige Jahre nach 

dem Ende des „realsozialistischen“ Staatensystems geäußert wird. So erhält der Verdacht Nah-

rung, die Sieger seien sich ihres Endsiegs nicht sicher und müssten ihn erst noch ideologisch 

befestigen. Dazu dienen die Thesen: Soziale Utopien an sich sind schlecht. Der Versuch, sie zu 

verwirklichen, zeitigt notwendig Massenverbrechen. Zum Beweis dessen dient die Geschichte 

des zu Ende gehenden Jahrhunderts und insbesondere die Erfahrung des „Nationalsozialismus“ 

und des „Kommunismus“. Dass sich diese Erkenntnis noch nicht vollends durchgesetzt habe, 

wird Unverbesserlichen angelastet, welche die Schreckensbilanz des Jahrhunderts entweder 

nicht zur Kenntnis nehmen wollen oder von ihr nicht einmal erschreckt werden. Die nahelie-

gende Frage, ob es nicht die Wirklichkeit selbst sein könnte, die an der Schwelle zum neuen 

Jahrhundert immer aufs Neue Menschen auf den Gedanken an besser verfasste soziale Gemein-

schaften verfallen lässt, wird nicht zugelassen. 

 
12 Die Welt, 27. Mai 1998. 
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Das Willkommen, das dem Unternehmen „Schwarzbuch“ weithin geworden ist, rührt aus der 

Annahme her, nun sei gleichsam erschlagend bewiesen, dass jeder Versuch, über den Kapita-

lismus hinaus zu gelangen, gesetzmäßig in eine Welt des Massenterrors führen müsse. Ein auch 

mit der Absicht als antikommunistischer „Aufklärer“ zu wirken in den Osten gekommener Ge-

schichtsprofessor hofft, nun würden auch die bisher Unbelehrten, „die den Kommunismus noch 

immer für eine gute Idee halten, die leider nur schlecht durchgeführt wurde“, zur Einsicht kom-

men.13  

Die Botschaft, der „Kommunismus“ war überall verbrecherisch (und jeder künftige Versuch 

würde es wieder sein), wird vor allem durch die Anwendung der infamen Doppelmethode ver-

mittelt, sich jeder Unterscheidung von Phasen in der Geschichte der Staaten zwischen Oder und 

chinesischem Meer zu verweigern und sie alle – die Gesellschaft und Staat im Kuba Fidel Cas-

tros und in Pol Pots Kambodscha, im Ungarn Kádárs und im Korea Kim Il Sungs als „kommu-

nistisch“ zu verklammern und als Gebilde aus einem Guss darzustellen. Das ist wahrlich Ge-

schichtsschreibung großen und groben Stils. Zu ihr gehören sprachlich-begriffliche Zauber-

kunststücke. Margolins Beitrag zu dieser Version gefiel einem deutschen Journalisten beson-

ders gut, so dass er dessen Kondensat sogleich zitierte, demnach sei das Regime Pol Pots die 

enthüllende Karikatur der kommunistischen Utopie gewesen.14 Die generelle Erkenntnis, die 

aus der Lektüre des „Schwarzbuches“ gewonnen werden soll, lautet: „Mag der Kapitalismus 

seine Gebrechen haben – die Alternative hat/ist Verbrechen.“15 

Zweifelhafte Gegenrechnung 

Mitunter wird geglaubt, dieser These sei mit einer Gegenrechnung beizukommen. Mehrfach 

wurde angeregt, ein „Schwarzbuch des Kapitalismus“ zu schreiben. Für den gedachten Zweck 

[sei] aber solch [ein] Unternehmen völlig untauglich. Denn was wäre bewiesen, würden die Lei-

chenberge des Kapitalismus, seiner Kolonialpolitik und seiner Kriege, addiert? Was wäre mit der 

Übernahme einer Methode gewonnen, welche nicht nur von deutschen Revisionisten praktiziert 

wird, die, um von den Verbrechen der Deutschen während der Jahre der faschistischen Herrschaft 

abzulenken, unausgesetzt rufen „Die anderen auch ...“? Zudem fehlt es an „Schwarzbüchern“ des 

Kapitalismus nicht. Man denke allein an wissenschaftliche und andere literarische Werke, die 

sich in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit den mörderischen Folgen der ursprünglichen 

Akkumulation des Kapitals befassten, beispielsweise – um eine der bekanntesten Schriften zu 

nennen – an Friedrich Engels’ Schrift über die Lage der arbeitenden Klassen in England. 

Zudem ist es nicht notwendig, geht es um die bloße Feststellung von Tatsachen, erneut Bücher 

zu füllen. Es genügt, die Feststellungen zu treffen und die Fragen zu stellen, die der Kubaner 

Fidel Castro am Beginn der Sitzung aussprach, die aus Anlas des 50. Jahrestags der Gründung 

der Weltgesundheitsorganisation (WHO) einberufen worden war. Nachdem er daran erinnert 

hatte, dass das Kindersterben alles übertreffe, was bisherige Kriege und Völkermorde geleistet 

hätten: „Warum haben 800 Millionen (der Erdbewohner – K. P.) keine gesundheitliche Versor-

gung? Warum sind 200 Millionen Kinder unter fünf Jahren unterernährt? Warum müssen 250 

Millionen Kinder arbeiten? Warum gehen 100 Millionen nicht einmal auf eine Grundschule? 

Wie kann es sein, dass in einer Welt, die jährlich 30 Billionen Dollar an Waren und Dienstleis-

tungen produziert, 1,3 Milliarden Menschen in absoluter Armut leben?“16 Der Nachweis des-

sen, was der Kapitalismus in der Vergangenheit verbrach und was er in der Gegenwart verübt, 

so notwendig er in den politischen Auseinandersetzungen unserer Tage ist, führt das Nachden-

ken der Linke in dem Punkte, in dem sie durch ihre eigene Vergangenheit herausgefordert sind, 

nicht einen Gedankenschritt weiter. 

 
13 Heinrich-August Winkler, in: Süddeutsche Zeitung, 17. Juni 1998. 
14 Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2. Juni 1998. 
15 André Brie, Die Mühen einer Diskussion. In: die tageszeitung, 11./12. Juli 1998. 
16 Zitiert in: Konkret, Nr. 6, 1998. 
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Wie weit die Linken in dieser Hinsicht gekommen sind, darüber werden immer wieder Befunde 

niedergeschrieben, die freilich kaum auf verlässlichen Daten fußen, sondern sich meist auf Be-

obachtungen des politischen Alltags stützen. An sie werden dann Vorschläge angeschlossen, 

die sich auf eine Beschleunigung des schwierigen Prozesses richten, in dem Millionen lernen, 

sich mit einer so rasch und gründlich veränderten sozialen Weltwirklichkeit auseinanderzuset-

zen. Denn: Der geläuterte Gedanke muss der Tat vorausgehen, soll sie irgend Erfolg zeitigen. 

Wohl in erste Linie mit Bezug auf die Linke in Deutschland ist festgestellt worden, es gäbe in 

ihren Reihen „immer noch gar nicht so wenige“, die nicht bereit seien, auch nur die schreckli-

chen Tatsachen „kommunistischer Geschichte“, da ist – dies nebenbei – der Nenner „kommu-

nistisch“ schon übernommen, zur Kenntnis zu nehmen. Dieser Zustand müsse überwunden wer-

den und die Linke werde „das Kunststück fertigbringen müssen, ihre Selbstkritik an tiefschwar-

zen Seiten ihrer Geschichte öffentlich und ohne Verdrängung führen zu müssen, ohne zu pro-

kapitalistischer Apologetik beizutragen.“17 

Das „Kunststück“ der Linken 

Der Satz bietet Stoff für Fragen und Überlegungen: Ob die besagten Seiten der Geschichte 

schlechtweg und ausnahmslos „der Linken“ als ihre eigenen zugeschriebenen werden können, 

ist fraglich und hängt davon ab, wer ihr zur in Rede stehenden Zeit zugerechnet wird. Zweifel 

sind nach aller Erfahrung auch anzumelden, ob wirklich erreicht werden kann, dass „die Linke“ 

sich insgesamt zur gedachten Selbstkritik durcharbeiten oder sollte es treffender heißen: durch-

schinden kann. Wer sich Tatsachen verweigert, die – wenn auch bei weitem nicht in ihrem 

vollständigen Ausmaß – von Leuten ausgesprochen und eingestanden worden sind, die zu ihren 

Urhebern gehörten, und eben das geschah auf dem XX. Parteitag der KPdSU 1956, dem wird 

vier Jahrzehnte später kaum zu helfen sein. Die „Endlösung“ dieser Aufgabe gibt es nicht, und 

deshalb wird die „Linke“ wohl damit leben müssen, dass ihr auch weiterhin Lernunfähige und 

Lernunwillige fortgesetzt präsentiert werden, um ihr insgesamt anzulasten, sie verschließe sich 

besseren Wissens und dessen unausweichlichen Schlussfolgerungen. 

Jeder redliche Maßstab kann nur darin bestehen, zu beurteilen, ob das geistige Klima innerhalb 

der „Linken“, und da geht es in Deutschland in erster Linie um die Partei des Demokratischen 

Sozialismus, von Leuten bestimmt wird, die diese „Selbstkritik“ vornehmen und gegen innere 

und äußere Widerstände verfechten oder ob dieses Klima durch die Vorherrschaft von Unein-

sichtigen bestimmt ist. Hieran schließt sich der erste Einwand gegen die in der Sache vollstän-

dig berechtigte Forderung, sich den Tatsachen zu stellen und deren Verursachung auf den 

Grund zu kommen. Er rührt aus der Benutzung des Futurums. „Die Linke wird ...“. Das ist aus 

einer Sicht formuliert, der zufolge nun, nach dem Erscheinen des „Schwarzbuches,“ begonnen 

werden müsse, öffentlich selbstkritisch hervorzutreten. Darin äußert sich eine schwer verständ-

liche Geringschätzung alles dessen, was linke Autoren über den unerschöpflichen Gegenstand, 

über Irrtum, Versagen, Gewalt, Terror, Unrecht, Verbrechen und Massenmord in ihrer Ge-

schichte inzwischen geschrieben haben. Im Bundestag, in dem die Abgeordneten der Partei des 

Demokratischen Sozialismus ihre Reden selten ohne dümmliche Störungen halten können, ging 

am 17. Juni 1998 immerhin die Feststellung unkommentiert durch: „Es gibt keine einzige Partei 

(in Deutschland – K. P.), die so viel über ihre Vergangenheit und Geschichte nachdenkt wie 

unsere – mit Grund, das ist wahr.“18 

Man mag beklagen, dass vieles, was als dessen Frucht gedruckt wird, die Schwelle, die über 

die bloße Beschreibung hinausführt, nicht überschreitet und mitunter nicht frei ist von Tributen 

an den modischen Enthüllungsduktus. (An diesem Zustand ist selbstredend auch beteiligt, dass 

die Deskription von Tatsachen und deren analytische Verarbeitung mit sehr unterschiedlichen 

Anforderungen verbunden ist.) Doch bildet die bedrückende und traurige Bestandsaufnahme 

 
17 André Brie, a. a. O. 
18 Uwe-Jens Heuer, Deutscher Bundestag, 13. Wahlperiode, 240. Sitzung. 
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der historischen Tatsachen eine notwendige Durchgangsstufe zu tieferen Einsichten, sofern sie 

nicht schon als das zu erreichende Ziel angesehen wird. Jedenfalls wurde Arbeit getan und 

Verdienste sind erworben. Der Anfang auf einem langen Weg ist gemacht. Nicht mehr, aber 

auch nicht weniger. 

Worin aber besteht, um zu dem zweiten Einwand zu kommen, denn aber „das Kunststück“? 

Darin, die „Linie“ zu halten, die diese „Selbstkritik“ nicht zur Apologie zugunsten des Kapita-

lismus missraten lässt? Gegen die Ausbeutung einer kritischen und selbstkritischen Geschichts-

schreibung „der Linken“ zum Zwecke ihrer Bekämpfung gibt es keinen Schutz. (Dieses Faktum 

wurde und wird denjenigen noch immer zum brüchigen Argument, die glauben, Zukunft lasse 

sich mit Teil- oder Unwahrheiten gewinnen.) Das „Kunststück“ ergibt sich zu einem erhebli-

chen Teil aus den äußeren Bedingungen, unter denen „die Linke“ sich heute mit ihrer Vergan-

genheit auseinandersetzen muss. Was unter Bedingungen, da sie nicht nur in der DDR über 

wissenschaftliche Großinstitute gebot, denkbar, aber nicht möglich war, weil die Machthaben-

den es politisch verbarrikadierten und die Gesellschaftswissenschaftler es nicht einforderten, 

soll heute in widrigen Verhältnissen geleistet werden. Und es ist durchaus offen, ob das be-

werkstelligt werden kann. Denn die Zustände haben sich nur in dem Punkte geändert, dass die 

Machthabenden diese „Aufarbeitung“ von den Linken nun zwar permanent fordern, ihnen 

gleichzeitig aber selbst bescheidene Mittel verweigern, die zur Erfüllung dieser Forderung ein-

gesetzt werden könnten. Die Behandlung, die Parlament und Justiz dem Verlangen der Partei 

des Demokratischen Sozialismus, ihre parteinahe Stiftung nach den Grundsätzen auszustatten, 

die für die anderen Parteien im Bundestag gelten, macht klar, was von „der Linken“ einzig 

erwartet und angenommen wird: Schuldbekenntnis und Widerruf. Während die mit den Inte-

ressen der politischen Kaste konform arbeitenden Institute der Förderung sicher sein können, 

ist an Arbeitsmöglichkeiten für Wissenschaftler nicht gedacht, die vom Forschen unter dem 

Zwang politischer Vorgaben ein für alle Mal geheilt sind. (Sie werden in Ausnahmefällen ak-

zeptiert, namentlich dann und dort, wo sie durch auf das Faktologische gerichteten und begrenz-

ten Untersuchungen den Stoff vermehren helfen, mit dem das Gespenst „Kommunismus“ im-

mer wieder prall gestopft werden soll.) 

Warum? 

Der vielberufene Pluralismus hat seine Grenzen dort, wo befürchtet wird, es könnte der Frage 

vorurteilslos nachgegangen werden, auf die letztlich alle erhellende Beschäftigung mit der Ge-

schichte zielt. Sie lautet: Warum? So oft und so gern die Verbrechen des „Kommunismus“ mit 

denen des deutschen Faschismus verglichen werden, es scheint nahezu niemandem dieser Spe-

zialisten in den Sinn zu kommen, daß, obwohl seit der Zerschlagung des Nazireiches mehr als 

ein halbes Jahrhundert vergangen ist, die Antwort auf die Frage nach dem „Warum“ in Hinsicht 

auf den Massenmord an den europäischen Juden in der Wissenschaft umstritten geblieben ist, 

sehr verschiedene Antworten miteinander konkurrieren oder koexistieren und es wohl nieman-

den gibt, der eine von ihnen als vollständig befriedigend ansieht. Dieser Zustand ist nicht allein 

das Resultat der vielschichtigen Interessen, die in die Erforschung des Judenmords hineinwir-

ken. In ihm drückt sich auch ein Schwierigkeitsgrad aus. Forscher, deren Verdienste um die 

„Holocaust“-Forschung hoch zu bemessen sind, haben unumwunden erklärt, sie hielten die 

Frage nach diesem „Warum“ für unbeantwortbar. 

Wie gesagt, davon kein Wort, aber ein anhaltendes und unausgesetztes Wortgeprassel, das den 

Anspruch erhebt, über die Ursachen für die Verbrechen derer, die unter kommunistischer 

Flagge herrschten oder sich ihrer auch nur bedienten, alles zu wissen. Ideologie ohne Moral, 

eine alles rechtfertigende Utopie, Machtbesessenheit von Führern – so lauten die Schlüssel-

worte, mit denen angeblich jede Gedankentür geöffnet und die Sicht auf das letzte aller Ge-

heimnisse gewonnen werden kann. Fragen, die das Klischee vom „Kommunismus aus einem 

Guss“ bloßstellen, werden wissentlich beiseitegelassen. Niklas Werths Darstellung endet mit 

dem Tode Stalins, und für diese zeitliche Begrenzung besaß er wohlerwogene Gründe. Doch 
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bedient sie ungewollt das Anliegen derer, die sich mit der Tatsache nicht auseinandersetzen 

wollen, dass die Herrschaftspraktiken Stalins, Chrustschows und Breshnews für die verwirk-

lichte Möglichkeit von Alternativen stehen. Wie man die Praxis der Nachfolger Stalins auch 

immer beurteilen und mit welchen Gründen man sie ablehnen mag, sie lassen sich nicht auf den 

Nenner schreiben, auf dessen Zähler 100 oder die „reduzierten“ 80 Millionen Toten des „Kom-

munismus“ stehen. 

Courtois hat an das Ende der französischen Ausgabe denn auch einen Exkurs zur Frage „Wa-

rum“ gesetzt. Auf ihn sind wenige Kritiker zu sprechen gekommen. Der Textteil, der auf die 

Frage „Warum“ folgt, erweist die Überschrift in den längsten Passagen als irreführend. Erneut 

ist seitenlang von den Praktiken des Terrors und seiner Rechtfertigung sowie auch von den 

zustimmenden und ablehnenden Äußerungen von Zeitgenossen zu lesen. Wo von Ursachen und 

Antrieben die Rede ist, werden sie auf eine bösartige Ideologie und bösartige Menschen redu-

ziert und vor allem auf den Bösewicht Lenin. Ein Vergleich mag zeigen, wie Courtois sein 

Leninbild zimmert. Wolfgang Ruge beschreibt die Reaktion des siebzehnjährigen Wladimir auf 

die Nachricht von der Hinrichtung seines Bruders Alexander, der 1881 am Attentat auf den 

Zaren teilgenommen hatte, so: „Erschüttert erkannte dieser (Lenin – K. P.), dass auch der Weg 

der Narodnowolzen nicht zum Ziele führte und beschloss, sich in eine andere Richtung zu be-

geben.“19 Bei Courtois ist nach der Erwähnung der Hinrichtung des Bruders zu lesen: „Lenins 

Hass auf das Zarenregime war tief verwurzelt. Er persönlich beschloss und organisierte ohne 

Wissen des Politbüros 1918 die Ermordung der kaiserlichen Familie.“20 Derart wird die Er-

schießung des Zaren und seiner nächsten Angehörigen unter den Verdacht eines persönlichen 

Racheaktes Lenins gestellt und obendrein als Fortsetzung der Praxis des individuellen Terrors 

ausgegeben. 

Lenin erscheint als ein Mann ohne jede menschenfreundliche Regung, die Welt und das in den 

Strudel der Revolution gezogene Russland als bloßes Laboratorium betrachtend, in dem er seine 

Utopie zu verwirklichen trachtete, die mit der russischen Realität keine Bodenberührung beses-

sen habe.21 Ihm hätte die Devise gegolten: „Wer gegen mich ist, muss sterben.“22 Die Utopie 

an der Macht sei zur mörderischen Utopie geworden.23 Kamen jemandem Bedenken oder Skru-

pel, so wurden diese „vom Furor Lenins hinweggefegt.“24 Er sei der „irrigen Hypothese“ ge-

folgt, „Böses sei mit Bösem zu bekämpfen.“25 

Courtois hat seinen Unhold und mit einem Bindestrich sucht er diesen und Stalin auf eine Stufe 

zu stellen: Im Bürgerkrieg habe sich jene „leninistisch-stalinistische Mentalität zusammenge-

braut“, die eine „Mischung aus idealistische Exaltation, Zynismus und unmenschlicher Grau-

samkeit“ gewesen sei.26 Nicht nur dass Courtois die Entstehung dieses Bürgerkrieges im „we-

sentlichen“ den Bolschewiki anlastet, er befindet auch, dass sie in ihm die moralisch Verwerf-

lichsten gewesen seien, denn sie hätten gar „eine Theorie des Bürgerkriegs“ besessen.27 Hier 

wird auf andere Weise und zu anderem Zwecke, aber im Kern die gleiche Geschichtsauffassung 

reproduziert, die Chrustschow auf dem XX. Parteitag der KPdSU zur „Erklärung“ des Misse-

täters Stalins und seiner Gehilfen Jagoda, Jeschow u. a. m. anbot. Die Gründe, die im einen wie 

im anderen Falle dazu führten, dass von der Gesellschaft als Ganzer nicht gesprochen oder 

 
19 Wolfgang Ruge, Stalinismus. Eine Sackgasse im Labyrinth der Geschichte, Berlin 1991, S. 33. In einer 

vom Verfasser durchgesehenen und mit einem Personenverzeichnis ergänzte Auflage in: Friedrich-Martin 

Balzer, „Wolfgang Ruge für Einsteiger und Fortgeschrittene“, Bonn 2019. Anm. d. Hrsg. 
20 Schwarzbuch, S. 798. 
21 Vgl. Schwarzbuch, S. 805 u. 806. 
22 Ebd. S. 816. 
23 Ebd. S. 807. 
24 Ebd. S. 813. 
25 Ebd. S. 802. 
26 Ebd. S. 812. 
27 Ebd. S. 811/812. 
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geschrieben wurde, sind obendrein miteinander entfernt verwandt: Alternativen sollten nicht in 

Rede kommen. Bei Chrustschow hätten sie zum Nachdenken über die gefürchtete Frage nach 

einer Reform des Sozialismus an Haupt- und Gliedern geführt. Bei Courtois hätten sie das Bild 

vom „Kommunismus aus einem (leninistisch-stalinistischen) Guss“ zerstört. 

Nun müssen die Vorstellungen Lenins wie alle an führendem Platz wirkenden russischen Re-

volutionäre des Jahres 1917 unzweifelhaft ebenso erforscht werden wie die wirkliche oder ver-

meintliche Rechtfertigung ihres Geschichtsbildes durch das Erlebnis des Ersten Weltkriegs. 

Und ebenso notwendig ist es, die Jahre der Geburt Sowjetrusslands darauf hin zu befragen, wie 

die Führungsgruppe ihre neuen Erfahrungen mit den wenigen Ermutigungen und den schwer-

wiegenden Enttäuschungen gedanklich und praktisch-politisch verarbeitete. Inzwischen exis-

tieren nicht wenige Monographien, die von diesen geschichtlichen Ausgangspunkten her fra-

gen, wo der Abweg vom gegenrevolutionären Terror zu den an Millionen begangenen Verbre-

chen der dreißiger Jahre begann. Lenins Denken und Urteilen über Herrschaft und Macht, Recht 

und Terror, Revolution und Moral und die Ratschläge und Weisungen, die er erteilte, sind da 

nicht ausgenommen worden. Doch geschah das im Kontext auch jener Ereignisse, die zum we-

nigsten aus Entschlüssen des Revolutionsführers hervorgegangen waren. Courtois aber macht 

Lenin zum Schöpfer der Geschichte. Er belebt den Personenkult um ihn, nur eben mit dem 

negativsten aller denkbaren Vorzeichen. Der Bürgerkrieg entstand angeblich, weil Lenin ihn 

aus seinem Machtkalkül heraus wollte und provozierte. 

Was in dieses Konzept nicht passt, wird weggelassen. Von Interventionsmächten und deren 

militärischen Aktionen hat Courtois offenbar nie etwas gehört. Dass das Schicksal der geschla-

genen Revolutionäre in Deutschland, in Ungarn oder in Italien, das Ende der Liebknecht, Lu-

xemburg und Tausender Arbeiter für die Entscheidungen in Moskau irgendetwas bedeutete ha-

ben könnte, kommt dem Historiker nicht in den Sinn. Die feindliche Umwelt, wenn auch nicht 

stets so kriegslüstern wie in der Sowjetpropaganda behauptet, war doch keine bloße Erfindung 

zur Disziplinierung und Verfolgung, Niederhaltung und Mobilisierung der Massen. Courtois 

spricht für die Jahre 1937/38 gar von einer für die UdSSR „außenpolitisch friedlichen Phase.“28 

Als hätte es München nie gegeben. Um nicht missverstanden zu werden: Diese Umwelt ließ zu 

keinem Zeitpunkt den Mächtigen im Kreml nur eine Entscheidungsmöglichkeit. Sie war weder 

die Quelle, wohl aber eine Bedingung des Massenterrors. Und sie konnte sie auch nicht eine 

einzige der begangenen Missetaten rechtfertigen. 

Was den Kapitalismus und seine Wirkungen in die Weltgeschichte der ersten Jahrhunderthälfte 

angeht, so bevorzugt der Herausgeber des „Schwarzbuches“ nicht nur das Schweigen. Er ist, 

das bildet nur die komplementäre Seite zur Verteufelung des „Kommunismus“, unter die Weiß-

wäscher des Kapitals gegangen. Über den Ersten Weltkrieg vermag er zu schreiben, als hätte 

es die Forschungen Fritz Fischers, der ihm als unverdächtig gelten könnte, nie gegeben. Den bol-

schewistischen Führern, die über die „Schrecken des Krieges“ in Unkenntnis geblieben wären, 

weil sie „paradoxerweise“ nicht an dem Mordgeschäft teilgenommen hatten, kreidet Courtois an, 

dass sie dem Kapitalismus „die Verantwortung für das Massaker“ zugeschrieben, den „natio-

nalen beziehungsweise nationalistischen Aspekt des Ersten Weltkrieges“ übersehen hätten. Eine 

geistige Anleihe bei Furet aufnehmend, behauptet Courtois nicht Interessenlagen, sondern Lei-

denschaften hätten diesen Krieg hervorgerufen. Die wären in den Massen mit solcher Gewalt 

ausgebrochen, dass die sozialistischen Parteien gar nicht anders hätten handeln können, als sich 

geschlossen hinter ihre Regierungen zu stellen. Und was tat Lenin? Nicht dass er die Ursachen 

des Krieges bloßgelegt hätte, „er verlegte sich auf eine theoretische Flucht nach vorn.“ 29 Diese 

Passagen, die gar nicht im Kernbezirk der Geschichtsdeutungen des „Schwarzbuch“-Herausge-

bers liegen, wurden hier zitiert, weil sie sein argumentatives Niveau charakterisieren. Sie könnten 

 
28 Ebd., S. 813. 
29 Ebd., S. 802 u. 805 f. 
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diejenigen unter den Rezensenten Recht geben, die Courtois noch immer in der Besorgnis se-

hen, sich nicht als vollständig Bekehrter ausgewiesen zu haben. 

Die Frage nach dem „Warum“ bleibt denen, die von einer an Marx orientierten Weise ge-

schichtlichen Forschens und Denkens ausgehen. Erste Antworten sind gegeben. Wolfgang 

Ruge, selbst in das System des Gulag gezwungen und es überlebend, hat 1991 in einer in den 

Turbulenzen des Jahres zu wenig beachteten Schrift „Stalinismus“ seine Analyse gegeben, die 

objektive und subjektive Faktoren einbegreift, nach Ideologien und Denkmustern fragt, der 

Rolle von Persönlichkeiten, deren Mentalität und Charaktereigenschaften ebenso nachspürt wie 

dem Verhalten von Führergruppen, Parteien und Apparaten und die Handelnden in einem his-

torischen Prozess sieht, der nicht auf Gewalt und Verbrechen reduziert werden kann. Auf die-

sem Felde muss die „Linke“ weiterarbeiten und nach Wegen suchen, über Ländergrenzen hin-

weg in Permanenz eine Debatte zu führen, deren Teilnahme für alle offen ist, deren Denken 

nicht auf das „Ende der Geschichte“ fixiert ist. Die Aufgabe duldet wenig Aufschub. Denn erst 

in dem Maße wie „die Linke“ ihre Antworten findet, kann sie sich von der Auseinandersetzung 

mit der Geschichte ihrer Irr- und Abwege eine befreiende Wirkung erhoffen. Courtois wollte 

ihr nur die Litanei zu einem Begräbnis liefern. 

Stéphane Courtois, Nicolas Werth u. a., Das Schwarzbuch des Kommunismus. Unterdrückung, Verbrechen und 

Terror. Mit dem Kapitel „Die Aufarbeitung des Sozialismus in der DDR“ von Joachim Gauck und Ehrhart Neubert, 

Piper Verlag GmbH München 1998, 987 S. 
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Wie nach Frankreichs Niederlage weiter? 

1940: die Suche nach dem Weg zum deutschen Endsieg 

Der zusammenfassende Bericht der Oberkommandos der Wehrmacht über den Feldzug im 

Westen schloss so: „Nach diesem gewaltigsten Sieg der deutschen Geschichte über den als 

stärkste Landmacht der Welt angesehenen Gegner des Großdeutschen Reiches, der ebenso ge-

schickt wie tapfer gekämpft hat, gibt es keine Alliierten mehr. Es bleibt nur noch ein Feind: 

England!“ In den Triumph, der Millionen Deutsche nach der Kapitulation Frankreichs am 22. 

Juni 1940 beherrschte, mischte sich freilich die Frage, wie dieser „letzte“ Gegner besiegt wer-

den könne. Sie stellte sich sowohl dem sprichwörtlichen Mann auf der Straße oder am Stamm-

tisch wie auch und vor allem den führenden Militärs in den Stäben der Wehrmacht. Als ein-

fachster Gedanke und rascheste Lösung galt, dass das „schnöde Albion“, nachdem es seinen 

Verbündeten auf dem Kontinent verloren hatte, aufgeben und sich auf Verhandlungen über 

Waffenstillstand und Frieden einlassen werde, natürlich zu den Bedingungen des „Siegers“. 

Unter Millionen Volksgenossen herrschte, nachdem sie die Nachricht erreichte, dass Frankreich 

die Waffen gestreckt hatte, hingegen der Wunsch, ja die Erwartung vor, nun werde der Sprung 

über den Kanal folgen und damit der Krieg rasch beendet sein. Über Wochen bezeugte jeder 

Bericht des Sicherheitsdienstes diese Stimmung und mit ihr die Naivität der ihr zugrunde lie-

genden Vorstellungen davon, was der Wehrmacht mit diesem Unternehmen bevorstehen könn-

te. Im Bericht vom 24. Juni wird gemeldet: „Immer intensiver beschäftigen sich alle Bevölke-

rungskreise mit der Durchführung des Vernichtungsschlages gegen England.“ Und: „Man kann 

den Tag kaum noch erwarten, an dem es über diesen Gegner, auf den sich aller Hass vollständig 

konzentriert, hergeht.“ Am 27. Juni heißt es: „Überwiegend bestand zunächst die Hoffnung, der 

Führer beginne den Angriff gegen England sofort.“ Und da, so weiter in der Meldung, die Eng-

länder nicht so gute Soldaten seien wie die Franzosen, werde der abschließende Feldzug nicht 

länger als sechs Wochen dauern. Am 1. Juli wird geschrieben: „Man erwartet nur noch mit 

Ungeduld und Spannung den bevorstehenden Angriff auf England.“ Mehrfach verband sich mit 

dem Gedanken an eine Verzögerung die Befürchtung, Nebel könne das deutsche Unternehmen 

verhindern, so dass der Krieg doch noch bis ins nächste Jahr dauern werde. Eine Woche später 

schrieben die Beobachter: „Mit steigender Ungeduld erwartet die Bevölkerung den Beginn des 

Kampfes gegen England.“ Drei weitere Tage später beginnt ihr Bericht mit den Worten: „Be-

ginnt der eigentliche Krieg gegen England, und wie lange wird er dauern“, das seien nach wie 

vor die Hauptfragen, „die das ganze deutsche Volk bewegen. Von Tag zu Tag wird die Bevöl-

kerung ungeduldiger.“ Und am 18. Juli wird wieder mitgeteilt, dass diese Frage „im Brennpunkt 

des Interesses“ steht. „Die Ungeduld wird auch aus dem Grunde größer, weil man mit jedem 

Tag, den die endgültige Abrechnung mit England ‚aufgeschoben‘ wird, die Hoffnung auf ein 

Kriegsende in diesem Jahr schwinden sieht.“ Vielleicht, so werde erörtert, ließe sich England 

auch isolieren und auf diesem Wege „durch Aushungern zur Kapitulation zwingen“. Im Bericht 

vom 29. Juli heißt es einleitend wieder: „Nach wie vor wird mit großer Spannung in der gesam-

ten Bevölkerung der Angriff gegen England erwartet.“ Drei Tage später lautet die Meldung 

eingangs, während „ein Teil der Bevölkerung sich immer noch mit den mutmaßlichen Beweg-

gründen des Aufschubs der großen Englandoffensive befaßt“, würde sich bei einem anderen 

die Überzeugung durchsetzen, „dass die bisherigen Aktionen der deutschen Luftwaffe und Ma-

rine ... bereits als kriegsentscheidend zu werten seien.“ 

Historisch ein wenig Gebildete kamen da freilich nicht um die geschichtliche Tatsache herum, 

dass seit Jahrhunderten jenseits des Kanals kein uneingeladener Gast aufgetaucht war. Nahezu 

neun Jahrhunderte lag der 1066 errungene Sieg zurück, den die normannischen Eindringlinge 

unter Wilhelm dem Eroberer bei Hastings über die Inselbewohner errungen hatten. Auch als 

Napoleon Bonaparte sich auf dem Kontinent Staat für Staat unterwarf, hatte das Inselreich nicht 

aufgegeben. Es bekämpfte den Franzosenkaiser mit Expeditionskorps in Gemeinschaft mit por-
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tugiesischen und spanischen Truppen auf der iberischen Halbinsel. Doch Geschichtskenntnisse, 

noch dazu, wenn es sich um die Vergangenheit anderer Völker und Länder handelte, waren nie 

Angelegenheit von Volksmehrheiten. 

Die deutschen Generalstäbler, die einen erfolgreichen Feldzugsplan für die Niederwerfung 

Frankreichs besessen hatten und selbst von dessen so nicht erwartetem, raschem Erfolg über-

rascht wurden, verfügten im Juli 1940 über keinen verbindlichen Anschlussentwurf, nachdem 

sie Großbritannien bekriegen wollten. Dass sie den brauchten, wurde bald klar. Die Regierung 

in London ließ keine Zeit vergehen um zu erklären, dass sie nicht kapitulieren, sondern auch in 

der neuen Situation den Krieg fortsetzen werde. Da war Hausherr in Downing-Street 10 nicht 

mehr der bankrotte Neville Chamberlain. An seine Stelle war am 10. Mai 1940 Winston 

Churchill getreten, der zwar als Gegner der Beschwichtigungspolitik unterlegen, bei Kriegsbe-

ginn aber zum Marineminister ernannt worden war. Er hatte, schon als die Niederlage in Frank-

reich absehbar wurde, in einer unter dem Titel „We shall fight on the beaches“ publizierten 

Rede, gehalten vor dem Parlament am 4. Juni 1940, beteuert: „Wir werden in Frankreich kämp-

fen, wir werden auf den Meeren und Ozeanen kämpfen. Wir werden mit wachsender Zuversicht 

und wachsender Stärke am Himmel kämpfen. Wir werden unsere Insel verteidigen, wie hoch 

auch immer der Preis sein mag. Wir werden an den Stränden kämpfen, wir werden an den Lan-

dungsabschnitten kämpfen, wir werden auf den Feldern und auf den Straßen kämpfen, wir wer-

den in den Hügeln kämpfen. Wir werden uns nie ergeben.“ Da mochten die deutschen Faschis-

ten noch auf in der Londoner Regierung sitzende Anhänger einer Verständigung spekulieren. 

Doch kamen die nicht zum Zuge. 

Ganz ohne Vorarbeiten für den Fall einer Invasion des Inselreiches waren die deutschen Mili-

tärs jedoch nicht in den Krieg gegen Großbritannien gegangen. Diese hatten sie nach der Lon-

doner Kriegserklärung fortgesetzt und während des Sieges verheißenden Vordringens in Frank-

reich verstärkt. In allen ihren Plänen wurde die errungene Hoheit von Luftwaffe und Kriegs-

marine, die Ausschaltung der entsprechenden gegnerischen Streitkräfte, als unerlässliche Vo-

raussetzung einer Landungsoperation bezeichnet, gleichzeitig aber festgestellt, dass die bislang 

nicht erreicht sei. Auch fehle es an ausreichendem Schiffsraum, um die Masse der Invasionsar-

mee sicher an die britische Küste zu transportieren, so dass auf Fahrzeuge zurückgegriffen wer-

den müsste, die nur bei ruhigem Wetter seetüchtig waren. Ungelöst sei auch die Frage des 

Schutzes mehrerer Landungsräume gegen Angriffe der überlegenen britischen Seestreitkräfte. 

Als die Idee einer Landung zur praktischen Frage wurde, traten folglich auch Meinungsver-

schiedenheiten zwischen den Stäben von Heer und Marine auf. Dennoch wurde ihnen und dem 

der Luftwaffe am 16. Juli 1940 – da war seit Frankreichs Kapitulation nahezu ein ganzer Monat 

vergangen – Hitlers Weisung erteilt, in der es hieß: „Da England, trotz seiner militärisch aus-

sichtslosen Lage, noch keine Anzeichen einer Verständigungsbereitschaft zu erkennen gibt, 

habe ich mich entschlossen, eine Landungsoperation gegen England vorzubereiten und, wenn 

nötig, durchzuführen.“ Wenn nötig – das verriet die Hoffnung, um das risikoreiche Unterneh-

men herumzukommen oder täuschte sie jedenfalls vor. 

Drei Tage später trat Hitler vor den Großdeutschen Reichstag. Sein Auftritt war ursprünglich 

für einen früheren Zeitpunkt nach seiner Rückkehr aus Frankreich am 6. Juli vorgesehen, doch 

hatte er offenbar die weiteren Entwicklungen und Entschlüsse des Gegners abwarten wollen. 

Aus London war der Entschluss, den Krieg fortzusetzen, nicht nur in Worten bekundet worden. 

Zwischen dem Tag der französischen Kapitulation und dem Auftritt Hitlers waren, zwei Tage 

ausgenommen, jede Nacht britische Flugzeuge über deutschem Reichsgebiet erschienen und 

Bombenabwürfe erfolgt. Das geschah, den Berichten des Oberkommandos der Wehrmacht zu-

folge, über Nord- und Westdeutschland und einer Angabe zufolge auch in Süddeutschland. Nä-

here geographische Informationen gaben die Meldungen nicht, mit wiederum zwei Ausnahmen, 

in denen Kiel und das Rhein-Ruhr-Gebiet genannt wurden. Ziel der Luftangriffe seien weder 

Rüstungswerke noch andere kriegswichtige Anlagen gewesen. Es habe durchweg geringfügige 
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Schäden gegeben. Es seien, besagten die offiziellen Meldungen, einige, mehrere, einmal vier, 

dann zwei Zivilpersonen getötet worden, bei einem Bombenabwurf in Hamburg jedoch 11 Kin-

der und drei Frauen. Auch ein Tagesangriff sei erfolgt. 

Diese Informationen spielten das tatsächlich Geschehene verlogen herunter, wie ein Vergleich 

mit den internen Berichten des Sicherheitsdienstes erweist. Für die Tage zuvor wurde am 24. 

Juni summierend festgestellt, der „angerichtete Schaden war an mehreren Stellen ziemlich um-

fangreich. Vielfach wurden Bahnhöfe, Gleisanlagen, Starkstrom- und Telefonleitungen getrof-

fen.“ In Münster seien erhebliche Brand- und Einsturzschäden entstanden. Die Meldungen des 

Oberkommandos, wonach die Angriffe wahllos erfolgten und zivilen Anlagen galten, wider-

legte der Bericht des Sicherheitsdienstes mit der Mitteilung, dass in den Kruppwerken bei ei-

nem Angriff 12 Menschen ums Leben kamen und in einem Industriewerk in Bottrop großer 

Schaden entstanden sei. 

Erst die Gegenüberstellung mit den berichteten deutschen Luftattacken auf Häfen, Flugplätze 

Rüstungsbetriebe, Tanklager und Küstenbefestigungen machten die propagandistische Tendenz 

deutlich, die dem Gegner rücksichtslose Kriegführung gegen Zivilisten zuschrieb, die eigene 

aber im Einklang mit den vertraglich vereinbarten Kriegsregeln ausgab. Jedenfalls konnte keine 

Rede davon sein, dass die Ankündigung Hermann Görings, dass der deutsche Luftraum sicher 

wäre, noch irgendeinen Wert besaß. Daher kam Hitler nicht umhin, am Ende seiner Reichstags-

rede den Luftkrieg zu erwähnen. Er tat das so verlogen wie sein Oberkommando. 

Zunächst und im längsten Teil der Rede erzählte der „Führer“ erneut seine Version des Weges 

in den von ihm angeblich ungewollten Krieg. Jeder Tag, den er ihn führen müsse, würde ihn 

abhalten, in Deutschland den „neuen Sozialstaat von höchster Kultur“ aufzubauen. Nach der 

Aufzählung der militärischen Erfolge in Polen, Dänemark, Norwegen und in Westeuropa kam 

er zu Gegenwart und Zukunft. Er nannte Churchill einen blutigen Dilettanten, bezeichnete bri-

tische Politiker als sogenannte Staatsmänner und lächerliche Nullen. Dann folgte erneut die 

Beteuerung, er habe Verständigung und Freundschaft mit England als eines seiner Hauptziele 

angesehen und nicht beabsichtigt, das britische Weltreich zu zerstören. Das aber werde nun 

geschehen. Churchill habe den Luftkrieg gegen die deutsche Zivilbevölkerung eröffnet, er 

werde darauf antworten, was furchtbare Leiden zur Folge haben würde. Dabei sehe er „keinen 

Grund, der zur Fortführung dieses Kampfes zwingen könne.“ Er appelliere als Sieger an die 

Vernunft und wolle auf diese Weise auch sein Gewissen erleichtern. Offenkundig war die Rede 

weniger auf ihre Wirkung nach außen und nach Großbritannien gerichtet. Ihr Adressat war die 

deutsche Bevölkerung, die überzeugt werden sollte, dass der Führer auch jetzt wieder den Frie-

den suche, sie sich aber dennoch auf einen länger dauernden Krieg gefasst zu machen habe, der 

eben durchgehalten werden müsse, weil der Gegner nicht nachgebe. 

Hitler hatte sich wie schon in seinen Kriegsreden zuvor, beginnend mit der vom 1. September 

1939, mit der Formel vom uns aufgezwungenen Krieg zwar die Flügel des Friedensengels an-

geschnallt, zugleich aber nicht auf die Androhung einer rücksichtslosen Kriegführung verzich-

tet. Ein US-amerikanischer Korrespondent, der die Rede auf der Tribüne der Kroll-Oper mit 

Diplomaten, Generalen und Politikern der Verbündeten Deutschlands gehört hatte, nannte die 

Aufführung „ein Meisterwerk“. Hitler, der Schauspieler, „geübt im Umgang mit der deutschen 

Seele“, habe „die volle Überzeugung des Eroberers auf geschickte Weise mit der Demut zu 

mischen verstand(en), die den Massen so leicht eingeht, wenn sie dem Mann an der Spitze 

lauschen.“ Nach den Beobachtungen des Sicherheitsdienstes sei „das neue Friedensangebot an 

England die Überraschung der Stunde“ gewesen. Und wörtlich weiter: „Aus den vorliegenden 

Meldungen ergibt sich übereinstimmend, daß das Friedensangebot an England als dem eigent-

lichen Kriegshetzer und Schuldigen an diesem Kriege als fast zu großzügig und großmütig an-

gesehen wird.“ 

Winston Churchill hielt sich mit Hitlers „Friedensangebot“ nicht auf, ja, erwiderte nicht einmal 

persönlich. Er überließ das Außenminister Lord Halifax, den er für einige Zeit auf diesem 
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Posten belassen hatte, wiewohl dieser einer der Hauptverantwortlichen für die verhängnisvolle 

Appeasement-Politik war. Den stellvertretenden deutschen Außenminister Ernst von Weizsäcker 

veranlasste die durch die Haltung der Londoner Regierung eingetretene Situation zur Tage-

bucheintragung, „daß wir augenblicklich in einer gewissen psychologischen Schwebelage 

sind.“ Bisher sei erwartet worden: „Schlagen wir Frankreich, so muß England ja nachgeben, so 

war die Parole. Dieses ist nun nicht der Fall.“ 

Im August entbrannte die „Luftschlacht um England“ vollends. Tagsüber und Nacht für Nacht 

starteten deutsche Bomber von den Basen, die in den Niederlanden, Belgien und Frankreich 

erobert waren, und trugen ihre Bombenlast über die Nordsee und den Ärmelkanal. Die war 

umso größer, als die Treibstofffracht wegen des relativ kurzen Anflug- und Rückweges gering 

bemessen werden konnte. Anfänglich verfolgten die deutschen Luftkriegsstrategen ein doppel-

tes Ziel. Das maximale richtete sich darauf, eine der beiden Grundbedingungen für eine Inva-

sion herstellen, die britische Luftwaffe auszuschalten. Dazu wurden vorwiegend Flugplätze, 

Rüstungswerke und Treibstofflager angegriffen. Das begrenztere Ziel bestand darin, die briti-

sche Wirtschaft so schwer zu treffen, dass deren Regierung die Fortsetzung des Krieges aufge-

ben musste, ohne dass deutsche Divisionen die Insel eroberten. 

Weder das eine noch das andere wurden erreicht. Das Unternehmen endete als erste verlorene 

Schlacht der deutschen Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg. Das nahm die deutsche Bevölkerung 

jedoch kaum wahr, denn es ging nicht mit einer Kapitulation, einer Flucht oder einem Rückzug 

aus. Die Angriffe wurden reduziert und in einem Umfang weitergeführt, der keinen Gedanken 

mehr aufkommen ließ, dass der Gegner auf diese Weise bezwungen werden könne. Im Spät-

sommer 1940 glaubten das im Reich jedoch noch immer Millionen. Sie strömten in Kinos und 

sahen sich in den Wochenschauen gleichsam in die Kanzeln deutscher Bombenflugzeuge ge-

setzt, die an ihren Zielen die Bombenschächte öffneten und ihre tödliche Fracht entluden, und 

sie blickten auf die ausgedehnten Brände, von denen sie seit September wussten, dass es nicht 

mehr nur kriegswichtige Anlagen waren, die da in Flammen standen, sondern dicht besiedelte 

Wohnviertel britischer Städte, deren Namen die Wehrmachtsberichte nannten. Das populärste 

deutsche Kriegslied jener Monate enthielt den ganz im Sinne der Ankündigung Hitlers formu-

lierten Vers: „Wir stellen den britischen Löwen. Zum letzten entscheidenden Schlag. Wir halten 

Gericht. Ein Weltreich zerbricht: Das wird unser stolzester Tag!“ Und es schloss mit „Bomben! 

Bomben! Bomben auf Engelland!“ Der martialische Song konkurrierte einzig mit dem 1915 

schon für die kaiserliche Kriegsmarine geschriebenen „England Lied“ des Hermann Löns, das 

wieder hervorgeholt wurde und in dem gegen Engelland „gefahren“, dabei aber möglicherweise 

auch fürs Vaterland gestorben wurde. Diese „Fahrer“ und Todeskandidaten waren damals Mat-

rosen, die nichtsdestotrotz „ein Liedlein“ fröhlich sangen. 

Seit September waren die Luftattacken in der Hoffnung, die Moral der Bevölkerung zu brechen, 

auf vorherbestimmte Lebensbereiche der Zivilbevölkerung ausgedehnt worden. Das bestritt die 

deutsche Propaganda nicht mehr, gab sie aber als Racheakt aus. Die Attacken hießen in den 

offiziellen Berichten „Vergeltungsangriffe“. Im September wurde an jedem Tag, mit zwei Aus-

nahmen, von ihnen berichtet. Am 13. August hatte jene Welle von Angriffen begonnen, die in 

Großbritannien als „The Blitz“ bezeichnet wurde und bis in den Mai 1941 dauerte. Am 4. Sep-

tember hatte Hitler die uneingeschränkte Bombardierung der britischen Hauptstadt befohlen. 

Das geschah anfänglich auch tagsüber. Diese Angriffe wurden jedoch am 31. Oktober einge-

stellt. Die verheerenden Nachtangriffe töteten in den Städten Belfast, Bristol, Coventry, Hull, 

London, Sheffield und Plymouth jeweils 1.000 und mehr Menschen. Insgesamt kamen in diesen 

Monaten etwa 43.000 Briten um ihr Leben. 

Doch war rasch offenbar geworden, dass die deutschen Stäbe trotz ihrer Erfahrungen, erworben 

während der Luftkämpfe über Dünkirchen, die Widerstandskräfte des Gegners erheblich unter-

schätzt hatten. Die besaßen zudem den Vorteil, über dem eigenen Land zu kämpfen, so dass 

manche der getroffenen Flugzeuge notlanden und Besatzungsmitglieder sich retten konnten, 
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ohne in Gefangenschaft zu geraten. Zudem stellte sich heraus, dass die deutschen Jagdflugzeuge 

vom Typ Messerschmitt, welche die Bomberpulks begleiteten, nicht über die Reichweite ver-

fügten, die ihnen erlaubte, sie bei tiefer ins Inselland reichenden Angriffen hinreichend zu 

schützen. Sie mussten umkehren, um sicher wieder zu ihren Basen auf dem Festland zu gelan-

gen. Die deutschen Verbände erlitten hohe Verluste an Maschinen und Personal, getöteten, ver-

wundeten oder in Gefangenschaft geratenen Piloten und Besatzungsmitgliedern. 

Dieser Verlauf zwang Hitler, zunächst das Ziel, das mit dem Landungsunternehmen „Seelöwe“ 

bestimmt worden war, definitiv aufzugeben. Seine Weisung Nr. 16 kam stillschweigend zu den 

Akten. Das Debakel tarnend wurde erklärt, das Vorhaben sei auf „unbestimmte Zeit“ verscho-

ben. Den Befehlshabern, die dies wissen mussten, teilte Wilhelm Keitel am 12. Oktober 1940 

mit: „Der Führer hat beschlossen, dass ab heute bis zum Frühjahr die Vorbereitungen für See-

löwe (Landung in England) lediglich zu dem Zweck fortgeführt werden sollen, um Großbritan-

nien politisch und militärisch weiterhin unter Druck zu setzen. Sollte die Landeoperation im 

Frühjahr oder im Frühsommer 1941 wieder in Erwägung gezogen werden, ergehen weitere Be-

fehle.“ Da war eine Sterbeurkunde. 

Wiewohl deutlich geworden war, dass die britische Rüstungsproduktion, deren wichtigstes Er-

zeugnis in jenen Monaten Jagdflugzeuge waren, – der Ausstoß betrug zwischen Juli und Sep-

tember jeweils 440 und übertraf den deutschen weit – nicht entscheidend getroffen werden 

konnte, blieb für die deutsche Führung die Fortsetzung der Luftangriffe alternativlos. Dabei 

verloren bis Mai 1941 2.000 Luftwaffenangehörige ihr Leben. 2.600 galten als vermisst oder 

waren in Gefangenschaft geraten. 1.733 Flugzeuge wurden zwischen 10. Juli und 31. Oktober 

in Luftkämpfen abgeschossen, weitere gingen ohne direkte Feindeinwirkung verloren. Zugleich 

hatte der Luftkrieg über Großbritannien den Gegnern nicht so stark in Abwehrkämpfe binden 

können, dass er unfähig gewesen wäre, seinerseits deutsche Städte und Industrieanlagen anzu-

greifen. 

Britische Flugzeuge hatten mit vereinzelten Angriffen auf deutsche Städte bereits in dem Moment 

begonnen, als die Wehrmacht den Westfeldzug eröffnete. Über Freiburg, Mönchengladbach 

und Münster tauchten gegnerische Bomber auf. Die angerichteten Zerstörungen waren meist ge-

ring und gemessen an dem, was zwei Jahre später folgte, kaum erwähnenswert. Doch vermerken 

Berichte aus dem Mai 1940 auch das Eindringen größerer Formationen des Gegners und Bom-

benabwürfe auf Hydrierwerke, Rangier- und Güterbahnhöfe des Rhein-Ruhr-Gebietes. Der 

erste Anflug eines 50 Flugzeuge starken Verbandes auf Berlin in der Nacht vom 25. zum 26 

August bezeugte die Reichweite der Maschinen des Gegners und widerlegte die Propaganda-

these vom sicheren deutschen Himmel. Der Wehrmachtsbericht hatte das erste Mal schon am 22. 

Juni 1940 Bombenabwürfe in der „Umgebung von Berlin“ gemeldet, bei denen es geringfügige 

Schäden, aber Tote und Verletzte gegeben habe. Dabei sollte es nicht bleiben. In den Monaten, 

als sich 1940/1941 die deutsche Luftwaffe auf das Bombardement britischer Ziele konzentrierte, 

wurden von der Royal Air Force Angriffe geflogen, die Bayreuth, Braunschweig, Bremen, Dü-

ren, Emden, Hagen, Hamburg, Hamm, Hannover und weiteren Städten galten. Noch begründete 

die jeweilige Propaganda diese Angriffe mehrfach als Akte von Rache und Gegenrache. 

Je weiter das Jahr 1940 fortschritt, umso klarer wurde, dass der Luft- und auch der Seekrieg 

gegen Großbritannien nicht gewonnen, der Gegner auf diese Weise nicht zur Kapitulation ge-

zwungen werden könne. Mithin: Auf die Frage, wie der Krieg im Westen siegreich abgeschlos-

sen werden könnte, existierte in der Führung des Deutschen Reiches keine Antwort. Hitler gab 

sie mit der Entscheidung für das „Unternehmen Barbarossa“, den Krieg gegen die Sowjetunion. 

In ihm sollte das großdeutsche Kolonialreich in Osteuropa erobert und zugleich die Vorausset-

zung gewonnen werden, in einen beliebig langen Krieg bestehen zu können. Spätestens, wenn 

deutsche Heere vor Indiens Toren stünden, würde Großbritannien aufgeben. 
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Die Tücke des Objekts. Deutsche Feldpostbriefe aus Stalingrad 

Dieser Tage beginnt der Deutschlandfunk eine 14teilige Sendereihe, deren Gegenstand die 

Schlacht bei Stalingrad (21. August 1942 bis 2. Februar 1943) bildet. Das denkwürdige Ereignis 

liegt eben 60 Jahre zurück. Die Ankündigung sprach von einem „Stalingrad-Jubiläum“. Als 

„Kernstück“ des Programmteils werden Briefe bezeichnet, geschrieben von Soldaten „an ihre 

Lieben in der Heimat“. Der ehemalige Außenministers Hans-Dietrich Genscher rief auf, dem 

Unternehmen derlei Stücke aus Privatbesitz zur Verfügung zu stellen. 

Briefe, auch und gerade solche privater Natur, machen seit längerem eine eigene Literatur-

gruppe aus, die ihre Liebhaber besitzt. Die Antriebe, derlei Produktion aus dem eigenen 

Schreibtisch oder einer Hinterlassenschaft über den Kreis der Adressaten hinaus bekannt zu 

machen, sind grundverschieden. Das gilt insbesondere für Briefe, die in Kriegszeiten geschrie-

ben wurden. Die einen wählten für Sammlungen Stücke aus, in denen sich Mordspatriotismus 

dokumentierte und halfen so, Stimmung für den nächsten Krieg zu machen. Andere suchten das 

Gegenteil zu bewirken, wofür die jüngst wieder gedruckten Briefe Erich Kubys an seine Frau 

stehen, Schriftstücke, so bezeichnete er sich selbst, eines Verweigerers, keines Oppositionellen. 

Privatbriefe haben längst auch die Aufmerksamkeit der Historiker gefunden. Anfänglich waren 

das vorzugsweise oder ausschließlich solche der „großen Männer“, in denen sich mitunter deren 

Interessen, Rollen und Ziele auf andere Weise spiegelten als in Staats- oder schon für die Kennt-

nis der Zeitgenossen bestimmten Dokumenten. Der Griff in diese „Quellengruppe“ kam der 

Öffnung eines besonderen Fensters gleich, von dem aus sich eine andere, mitunter überra-

schende Perspektive auf Geschehnisse gewinnen ließ. Inzwischen haben auch private Postsen-

dungen, die einen intimen Blick in Erleben und Denken der „kleinen Leute“ erlauben, die Auf-

merksamkeit von Geschichtsforschern auf sich gezogen. Ohne sie kann der Schritt von der blo-

ßen Verzeichnung der sogenannten Haupt- und Staatsaktionen zur „Volksgeschichte“ nicht ge-

gangen werden. „Grabe wo du stehst“, das hieß auch: Krame in Koffern, Schachteln und alten 

Möbelstücken auf Böden, in Kellern und Garagen nach der schriftlichen Hinterlassenschaft dei-

ner Vorfahren. Dabei ist Erstaunliches schon zutage gefördert worden wie etwa eine wohl ein-

malige Briefsammlung oberschlesischer Juden, hauptsächlich Handwerker, die an ihre Ver-

wandte in Augsburg schrieben, bis sie zu ihren Mördern deportiert wurden. 

Hat man das verflossene Jahrhundert vor Augen und sieht von der Schreibwut von Urlaubern 

ab, so ist wohl zu keiner Zeit mehr zu Feder oder Bleistift gegriffen worden, um sich Verwand-

ten oder Freunden mitzuteilen, als es in den Kriegen geschah. Aus Kasernen, Lazaretten, Ge-

nesungsheimen und „aus dem Felde“ gelangten Briefe und Karten in „die Heimat“ und vice 

versa. Im Ersten wie im Zweiten Weltkrieg griffen Millionen Deutsche, Frauen und Männer, 

zu Papier und Schreibutensilien, die das zumeist seit ihrer Schulzeit nicht mehr oder nur getan 

hatten, wenn sie einen Werkstattzettel oder ein amtliches Papier (einen Fragebogen oder einen 

Antrag) beschreiben mussten. Aussagen über ihr eigenes physisches, geistiges und mentales 

Befinden auf einen Briefbogen zu bringen, vermochte nur eine Minderheit der Krieger und 

deren daheim befindliche Angehörige. Nicht so wenige Briefe kreisen folglich um die immer 

wiederkehrenden Fragen nach Gesundheit und Ernährung, dem Heranwachsen und Benehmen 

der Kinder, dem Fortgang der Arbeit, namentlich der Ehefrauen auf dem Lande, auf denen die 

Last einer Bauernwirtschaft lag. Gefragt und berichtet wird, wie es um die Aussaat oder die 

Ernte, die trächtige Kuh oder das alt gewordene Pferd steht. Solche Briefpassagen vermitteln 

den Eindruck, wirklich auf der Spur des Lebens zu sein. Ist das auch die Spur der Geschichte 

und wenn ja, welchen Teiles davon? 

Wie jede andere Gruppe von schriftlichen Zeugnissen aus der Vergangenheit sieht sich der 

Historiker auch beim Umgang mit Privatbriefen vor der Notwendigkeit, sie einer dem Gegen-

stand angemessenen Quellenkritik zu unterwerfen, die an diesem Gegenstand selbst erst entwi-

ckelt werden muss. Inzwischen ist klar, dass Mitteilungen, die in extremen Kriegssituationen 
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gemacht werden, ohne die Kenntnis dieser Situationen nicht oder nur fehlinterpretiert werden 

können. Für Briefe aus dem Kessel von Stalingrad, der infolge des sowjetischen Angriffs vom 

19./20. November 1942 entstand, gilt das in besonderem Grad. Von ihnen ist eine nicht so ge-

ringe Zahl bereits bekannt und schwerlich kann erwartet werden, dass weitere Stücke aus dieser 

Gruppe völlig neue Gesichtspunkte zu eröffnen vermögen. Gedruckt wurden Briefe des Ober-

kommandierenden der 6. Armee, General (später Generaloberst und Generalfeldmarschall) 

Friedrich Paulus an seine Frau und solche, die „einfache“ Soldaten schrieben. Überliefert ist 

diese Feldpost aus privatem Besitz. In anderen Stücken, die ihre Adressaten nie erreichten, be-

findet sie sich in sowjetischen Archiven und Museen, wohin sie aus dem Beutebestand der Ro-

ten Armee (beispielsweise aus abgestürzten Flugzeugen) gelangten. Nur in Bruchstücken ken-

nen wir den Inhalt anderer Briefe, weil sie durch die Feldpostkontrolle gegangen waren und in 

deren Berichten auftauchen. Gleiches gilt für die Überlieferung durch Zuträger des Sicherheits-

dienstes, die meldeten, welche Wirkungen das Eintreffen von „Stalingrad-Briefen“ auf Ange-

hörige und deren Bekannten- und Freundeskreis besaß. 

Die Post der Eingeschlossenen liefert übereinstimmende und stark voneinander abweichende 

Bilder der Zustände und des Geschehens. Letzteres gilt nicht nur für die einzelnen Etappen in 

der Geschichte der ihrem Untergang entgegengehenden Armee. Zum gleichen Zeitpunkt waren 

die Lebensverhältnisse der etwa 250.000 Männer in der – wie die Militärs sich ausdrückten – 

Igelstellung höchst verschieden. Das traf für den gesamten Zeitraum der Einschließung zu. Die 

Soldaten lebten anders als die Generale und die Offiziere in den Stäben. Dass von den etwa 

91.000 Soldaten, die sich schließlich in Gefangenschaft begeben mussten, etwa 5.000 bis 6.000 

überlebten, während von den 22 deutschen Generalen in Gefangenschaft einer und dieser an 

einem Krebsleiden verstarb, war nicht in erster Linie Verhältnissen in den Gefangenenlagern 

geschuldet, sondern bezeugte vor allem den sehr unterschiedlichen physischen, hygienischen 

und sonstigen Zustand, in dem die einen und die anderen die „Waffen streckten“. Diese Zahlen 

allein erledigen das Gerede von der Schicksalsgemeinschaft, die bei Traditionstreffen der Deut-

schen und Österreicher in verklärender Erinnerung wieder und wieder beschworen wurde. 

Doch auch das Dasein von Soldaten und Unterführern, wenn es sich auch gegen Ende der 

Schlacht mehr und mehr annäherte, konnte lange stark differieren. Wer in der Nähe eines der 

beiden Flugplätze stationiert war, gar zu deren Personal gehörte, war besser verpflegt als ande-

rer, zu denen infolge der Weite der Wege, der Unwegsamkeit des Geländes und des fehlenden 

Betriebsstoffes, die Pferde waren meist schon verzehrt oder umgekommen, Transporte nur noch 

unverlässlich gelangten. Wer in der Nähe eines Stabes ein Funkgerät bediente, war lange weiter 

vom Schuss, als sein „Kamerad“, der in Rufweite zu den sowjetischen Verteidigern in einem 

Kellerloch hockte. Ohne dass davon ausdrücklich die Rede ist, schlugen sich diese Situationen 

in den Schilderungen nieder, die sich in Briefen lesen lassen. Der eine berichtet, er werde noch 

satt, der andere erbittet ein Lebensmittelpaket. Der eine schreibt, es sollen ihm Wintersachen 

nicht geschickt werden, er brauche sie nicht, der andere friert und erfriert schon jämmerlich. 

Briefe aus Stalingrad liefern so mehr als ein Puzzle. In der zweiten Januarhälfte 1943 aber lie-

fern sie ein nahezu übereinstimmendes Elendsbild. Und hier liegt die ideologische Tücke des 

Objekts. Die Masse der „Stalingradkämpfer“, das meint aus deutschem Munde die Wehr-

machtsangehörigen, kaum die Soldaten der Verbündeten und „natürlich“ nicht den sowjeti-

schen Gegner, erscheint als beklagenswerte Opfer des Krieges. Sie verdienen das uneinge-

schränkte Mitleid der geläuterten Nation, das auf die der früheren Volksgemeinschaft einst ver-

ordnete „stolze Trauer“ folgen soll. Die Differenz der Sichtweisen hat Erich Kuby in einem im 

Februar 1943 geschriebenen „Feldpostbrief“ mit einem Satz auf den Punkt gebracht: „Wenn 

Dein Blick auf Stalingrad von Mitleid getrübt ist, so meiner von Scham – schließlich: ein Volk, 

in Reich ...“ 

Über und hinter der These von den Opfern gerät in Vergessenheit, dass diese halbe Million 

Männer bis zum Zeitpunkt ihrer Kapitulation Instrumente in einem Eroberungskrieg waren, 
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bewusst und willig oder stumpf und dumpf. Und dieser Effekt ist mancher Geschichtsbetrach-

tung nicht unwillkommen. Mit dem Griff zu den Feldpostbriefen als Kernstück des Rückblicks, 

kann er leicht und unverdächtig erzeugt werden. Was in Stollen, Unterständen und Kellerlö-

chern zu Papier gebracht wurde bis hin zu den sogenannten Abschiedsbriefen, rührt bis heute 

und wohl in alle Zukunft jeden an, der nicht herz- und seelenlos dahinlebt. Nur darf die Rührung 

nicht mit einer Lähmung, der des Gehirns, einhergehen. Die wird nächst der Zuschreibung der 

Opferrolle an die Angehörigen der 6. Armee dadurch bewirkt, dass die Eingeschlossenen zu 

Verteidigern erklärt werden, die sich gegen den Ansturm der Übermacht „aus der Steppe“ hät-

ten zur Wehr setzen müssen. Als verliere ein scheiternder imperialistischer Eroberer, der in die 

Defensive gezwungen wird und dessen Ziele entschwinden, diese Eigenschaft. Als bliebe er 

nicht in der Rolle, in der er „angetreten“ ist. Davon ist in den bisher bekannt gewordenen Feld-

postbriefen aus dem Kessel nicht die Rede. Es mag dieses Wissen sein, dass gerade diese Quel-

lengruppe in den Augen mancher, die sich auf ein „Jubiläum“ einrichten, besonders geeignet 

macht, sie als ein Mikroskop anzubieten, das dem Rückblick dienen soll. 

Dabei haben die „Aufarbeiter“ des „dunkelsten Kapitel der deutschen Geschichte“ stets die 

Pose des Kritikers eingenommen. Auch in unserem Fall wieder. Mit dem griffbereiten und dem 

erst noch erbetenen Material soll nun, wie vom Deutschlandfunk angekündigt, Stalingrad als 

die Chiffre für den verbrecherischen Charakter von Hitlers Kriegen, als Synonym für die Sinn-

losigkeit des Krieges überhaupt dargestellt werden. Bei dem Satz lohnt es sich einen Moment 

zu verweilen. Nicht wegen der Markierung Hitlers als alleinigen Urheber und „Eigentümer“ 

des Krieges. Die These ist ohnehin unausrottbar, ersetzt sie doch ganze Batterien von Nebel-

werfern. Aber: von einem Hitlerkrieg zu einer ungenannten Zahl von Hitlerkriegen? Das meint, 

unausgesprochen, doch zwei, zielt auf die Aussonderung des „Ostkrieges“, des „Kampfes ge-

gen den Bolschewismus“, der im dominierenden bundesrepublikanischen Verständnis seit Jahr-

zehnten eine Rechtfertigung erfährt, die mitunter nicht bemerkt wird, weil sie mit einer Ableh-

nung der angewendeten Methoden einherkommt. Die wurden zudem, bis die sogenannte Wehr-

machtsausstellung kam, SS- und allenfalls Polizeieinheiten, einer – gemessen an der Millionen-

zahl der Wehrmachtssoldaten – Handvoll brauner Halunken zugeschrieben. 

Sodann aber: Warum eigentlich ist erst Stalingrad die Chiffre, an der sich der verbrecherische 

Charakter des Krieges erkennen lassen soll? Weil vor und in den Ruinen dieser Stadt eine je-

denfalls sechsstellige Zahl deutscher Männer umkam? Das ist gewiss ein Faktum, das zu dem 

Kapitel der Geschichte des Zweiten Weltkriegs gehört und die Überschrift tragen könnte: Die 

Verbrechen der deutschen Wehrmachtsführung an den Deutschen – ein Thema, das sich auch 

zu einer Ausstellung eignen würde, die zu einem fernen Zeitpunkt dargeboten werden könnte, 

an dem die „erste“ bewältigt wäre. Verbrecherisch wurde dieser von Deutschland begonnene, 

in seinen militärischen und zivilen Führungsschichten gewollte und geplante Krieg nicht ir-

gendwann in seinem Verlauf. Er war das durch seine Ziele von Anbeginn und die schlossen das 

jedes Völker- und Menschenrecht ignorierende Vorgehen der bewaffneten Kräfte ein. 

Schließlich: Stalingrad als Symbol für die Sinnlosigkeit des Krieges überhaupt. Das ist ein echt 

deutscher Männersatz, dessen Autoren nicht der Hauch eines Gedankens beschleicht, dass sich 

mit dem Namen der Stadt für deren Verteidiger und für alle, die auf ihrer Seite standen, das 

Wissen verbindet, dass hier der Plan definitiv scheiterte, aus Osteuropa ein Kolonialreich unter 

dem Hakenkreuz zu machen. Wieso also sinnlos? Doch selbst wer die Perspektive des Aggres-

sors einnimmt, wird auf Sinnlosigkeit nicht kommen, wenn er bedenkt, dass sich mit dem An-

griffsziel Inbesitznahme und dauernde Ausbeutung von Reichtümern verband, die doch schon 

auf – anders als im Ersten Weltkrieg allerdings unveröffentlichten – Wunschlisten deutscher 

Großunternehmen standen. Staat und Banken hatten sich zu den sogenannten Ostgesellschaften, 

diesen Namen erhielten sie, weil Hitler meinte, Monopolgesellschaften höre sich für den „Land-

ser“ gar verdächtig an, schon zusammengeschlossen und die Mittel aufgebracht, die zur In-

gangsetzung der Erdölproduktion im Kaukasus verwendet werden sollten. Stalingrad lag, mili-
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tärstrategisch gesehen, auf dem Wege dahin. Sinnlos passt auch da nicht. Stalingrads Erobe-

rung, die Sperrung der Wolga, damit die Sicherung des Vorstoßes in Richtung Weizen und 

Erdöl machte Sinn nicht nur für die Weiterführung des Krieges „im Westen“, sondern weil 

„uns“ doch dort niemand wieder wegbekommen sollte. 

Stalingrad auf Pferdefleisch und Läuse, auf Verhungern und Erfrieren, auf das elende Zugrun-

degehen im Feuer von Geschossen, Granaten und Bomben, auf den Mangel an ärztlicher Ver-

sorgung, auf Einsamkeit und Verlorensein zu reduzieren, bedeutet bei allem präsentierten 

Grauen doch nicht mehr als die Verabreichung von historischer Schonkost. Das betrifft auch 

die geistige und mentale Verfassung der Soldaten dieser 6. Armee, deren Feldpost einen Blick 

in die Zurichtung der Mehrheit der Deutschen nicht erst durch die faschistischen Ideologen und 

Demagogen erlaubt. Kuby, ein scharf beobachtenden Zeitzeuge, der als einer von ihnen seine 

Kameraden in Feldgrau nahezu vom ersten Kriegstag an studieren konnte, schrieb im schon 

zitierten: „Glaubst Du, daß in dieser Masse (von Soldaten der 6. Armee, K. P.) mehr als, ich 

schätze hoch, zweitausend gewesen sind, die es nicht herrlich gefunden hätten, als Sieger an 

der Wolga zu sein und dort Hütten zu bauen?“ 
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Im Sumpf 

Zur Debatte um Kriegsursachen und Kriegsschuld  

vor dem 100. Jahrestag des Weltkrieg-I-Beginns 

Unter der Büchermasse, die ihren Druck dem bevorstehenden 100. Jahrestag des Beginns des 

1. Weltkrieges verdankt, nimmt der Band von Hirschfeld/Krumeich1 eine besondere Stellung 

ein. Sein Umfang schreckt nicht und er ist auf den ersten Blick und auch durch seine vielseitige 

Illustrierung als eine Darstellung erkennbar, die sich nicht nur an Spezialisten wendet, sondern 

als Leser ein ungleich breiteres Publikum sucht und wohl auch erreichen wird. Die Begrenzung 

des Umfangs war möglich, weil sich die Verfasser auf den deutschen Geschichtsaspekt kon-

zentrieren. Auf die Darstellung der Vorkriegszeit und der sogenannten Julikrise folgt die Schil-

derung der Massenstimmung zum Zeitpunkt des Kriegsbeginns. Dann wird in nur drei Kapiteln 

die Spur der Ereignisse an den Fronten aufgenommen. Mehr Platz ist dem Leben an der „Hei-

matfront“, der Rolle der Kriegspropaganda, der Bedeutung der industriellen Produktion für die 

Kriegsdauer und der Politik im Kriege eingeräumt. Auch das belegt den Abschied von jener 

weithin überwundenen Fixierung der Kriegsgeschichte auf das Militär, auf Schlachten, Ge-

fechte und Scharmützel. Auch das Leben des „gemeinen „Mannes“ oder der „Muschkoten“ im 

Kriege wird plastisch geschildert. Kapitel über den Zusammenbruch des militärischen Wider-

standes an der Westfront, die Revolution, den Versailler Vertrag und die einsetzenden Nach-

kriegsentwicklungen beschließen den Band. 

Dessen Autoren sind erstrangige Fachkenner. Gerd Krumeich hat bis 2010 an der Heinrich-

Heine-Universität in Düsseldorf gelehrt. Er ist durch Publikationen zu verschiedensten The-

men, die der Weltkrieg aufgibt, ausgewiesen und dies mit dem besonderen Blick in die deutsche 

und die französische Geschichte. Auch für Gerhard Hirschfeld, Professor an der Universität 

Stuttgart und Direktor der Bibliothek für Zeitgeschichte in Baden-Württembergs Hauptstadt, 

bildet der Erste Weltkrieg seit Jahrzehnten einen großen Gegenstand seiner Forschungsarbeit. 

Beide sind wiederholt gemeinsam als Autoren und Herausgeber hervorgetreten und haben sich 

2003 mit der Enzyklopädie zum Ersten Weltkrieg gleichsam ein literarisches Denkmal gesetzt,2 

das eine Herausforderung darstellt und hoffentlich eines nicht fernen Tages Spezialisten den 

Anstoß für einen „Nachfolgeband“ über den Zweiten Weltkrieg geben wird. 

Wider Christopher Clarks Revisionismus 

Nun ist dieses Buch zu einem Zeitpunkt auf den Markt gelangt, da sich auf deutschen Bestsel-

lerlisten eine Publikation des in Großbritannien lebenden australischen Forschers Christopher 

Clark, die im September 2013 deutschsprachig erschien3, auf dem Wege zu Platz eins befand. 

Der Reklametext, mit dem sie der Verlag herausbrachte, lautet u. a.: „Lange Zeit galt es als 

ausgemacht, dass das deutsche Kaiserreich wegen seiner Großmachtträume die Hauptverant-

wortung am Ausbruch des Ersten Weltkriegs trug.“ Die Sätze verbreiten Dunkelheit und ihr 

Inhalt ist schlicht falsch: Erstens beträgt die „lange Zeit“ ein halbes Jahrhundert. Zweitens hatte 

niemand, nach Art einer Verabredung zum nächsten Skatspielertreffen, ausgemacht, wie Ge-

schichte zu betrachten sei. Vielmehr legte ein Forscher, der in Hamburg an der Universität leh-

rende Fritz Fischer, auf der Basis seiner Archivstudien Anfang der sechziger Jahre des verflos-

senen Jahrhunderts Ergebnisse vor, die seine Schüler weiter fundierten und die in der Zunft der 

 
1 Gerhard Hirschfeld/Gerd Krumeich. Deutschland im Ersten Weltkrieg, Frankfurt a. M. 2013. 
2 Gerhard Hirschfeld mit Gerd Krumeich und Irina Renz (Hrsg.), Enzyklopädie Erster Weltkrieg, Pader-

born 2003. Aktualisierte und erw. Studienausgabe (UTB), Paderborn 2009. Vgl. die Englische Ausgabe 

2012: BRILL’S Encyclopedia of the First World War, ed. by Gerhard Hirschfeld, Gerd Krumeich, Irina 

Renz, in Cooperation with Markus Pöhlmann. English ed. supervised by James S. Corum, 2 Vol, Leiden, 

Boston. Mass. 2012. 
3 Christopher Clark, Die Schlafwandler. Wie Europa in den ersten Weltkrieg zog, München 2013. 
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Historiker akzeptiert wurden. Sein Fazit wird auch in Schulgeschichtsbüchern der Bundesre-

publik zitiert. Davon sogleich in einem knappen Exkurs einige Worte mehr. 

Es waren – dies drittens – nicht Großmachtträume der zivilen und militärischen Führer im Reich 

Wilhelms II., denen die Hauptverantwortung für den Weg in den Weltkrieg zuzuschreiben ist, 

denn eine Großmacht war das 1871 gegründete Reich ökonomisch wie militärisch binnen drei 

Jahrzehnten schon geworden, sondern Weltmachtpläne. Weiter heißt es dann im Text: „In sei-

nem bahnbrechenden neuen Werk kommt [...] Clark zu einer anderen Einschätzung. Clark be-

schreibt minutiös die Interessen und Motivationen der wichtigsten politischen Akteure in den 

europäischen Metropolen und zeichnet das Bild einer komplexen Welt, in der gegenseitiges 

Misstrauen, Fehleinschätzungen, Überheblichkeit, Expansionspläne und nationalistische Be-

strebungen zu einer Situation führten, in der ein Funke genügte, den Krieg auszulösen, dessen 

verheerende Folgen kaum jemand abzuschätzen vermochte.“ Erstens gehört die Allerweltsvo-

kabel von der komplexen – zu Deutsch: vielschichtigen oder vielgestaltigen – Welt zu den 

Lieblingsphrasen auch von Historikern, die eine Situation, ein Ereignis oder einen Prozess ge-

nauer nicht beschreiben können oder wollen, denn eine andere als die komplexe Welt gibt es 

nicht. Zweitens waren es nicht nur Irrtümer, Eitelkeiten, Pläne und Bestrebungen, die, wo Men-

schen agieren, stets anzutreffen sind, waren es nicht nur einzelne Akteure, deren unbeabsich-

tigtes Handeln oder Unterlassen eine Situation entstehen ließ, die keiner gewünscht oder gewollt 

hatte, an die jener junge Serbe Gavrilo Princip nur noch die Lunte zu legen und zu entzünden 

brauchte. Drittens ist es nicht wahr, dass die Folgen des Schritts über die Kriegsschwelle für 

niemanden absehbar gewesen wären. Dem widersprechen ein paar „Ausnahmen“, von denen 

drei – und zwar nach Herkunft, Denkweise und gesellschaftlicher Stellung sehr unterscheidbare 

– Zeitzeugen genannt werden sollen: Der Gesellschaftstheoretiker und Historiker Friedrich En-

gels (1820-1895), der 1887 auf die grundstürzenden politischen Ergebnisse verwies, die auf ei-

nen sich abzeichnenden Weltkrieg folgen könnten. Sodann der preußische Generalstabschef 

Helmuth Graf von Moltke (1880-1891), der 1890 sich in einer Reichstagsrede gegen die naive 

Vorstellung von einem kurzen Weltkrieg wandte und seine Ansprache mit einem „Wehe dem“, 

der die Lunte legt und zündet, schloss. Des Weiteren der Hamburger Lehrer Wilhelm Lamszus 

(1861-1965), ein Pazifist, der, was da nahte, 1910 als Menschenschlachthaus4 identifizierte, ein 

Begriff, der später aus vieler Munde und Feder immer wieder benutzt wurde. 

Ein Blick in Schulgeschichtsbücher 

Welchen Platz eine bestimmte Sicht auf Personen, Ereignisse und Prozesse der Geschichte ein-

nimmt, lässt sich nicht zuletzt an den Texten von Büchern erkennen, die im Geschichtsunter-

richt der Schulen benutzt werden. Das trifft auch auf die Sicht Fritz Fischers zu. Das Lehrbuch, 

das für Schulen Mecklenburg-Vorpommerns5 bestimmt wurde, zitiert Fritz Fischer mit seiner 

Kernthese, wonach „die deutsche Reichsführung den entscheidenden Teil der historischen Ver-

antwortung für den Ausbruch des allgemeinen Krieges“ trägt. Darauf lassen die Autoren 

Thomas Nipperdey (1927-1992) mit dem Satz zu Wort kommen: „Der Krieg kam, weil alle 

oder einige am Frieden zweifelten, nicht weil alle oder einige zum Krieg unter allen Umständen 

entschlossen waren.“6 Also kam er so, obwohl ihn eigentlich niemand wollte. Daran wird der 

„Arbeitsauftrag“ für die Schüler geschlossen: „Wie beurteilst du die Auffassung, dass der Im-

perialismus der europäischen Großmächte eine wesentliche Ursache für den Ersten Weltkrieg 

war? Begründe deine Meinung.“ Die Autoren halten sich zurück und den Schülern wird, wenn 

ihr Lehrer es nicht versucht, keine Meinung aufgedrängt. Man mag sich vorstellen, wie nach 

diesem didaktischen Grundsatz Unterrichtsstunden im Fach Physik oder Chemie verlaufen wür-

den. 

 
4  Wilhelm Lamszus, Das Menschenschlachthaus – Bilder vom kommenden Krieg, kommentierter Nach-

druck der 1. Auflage von 1912, München 1980. 
5  Geschichte plus, Klasse 10, Ausgabe Mecklenburg-Vorpommern [Verlag Volk und Wissen], Berlin 2003. 
6 Ebd., S. 38. 
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Ein anspruchsvolleres Schulbuch, zum Gebrauch in der Oberstufe gedacht7, zu dessen Heraus-

gebern Immanuel Geiss (1931-2012) gehört, der wohl durch seine Arbeiten bekannteste Fi-

scher-Schüler, eröffnet die Zitatenreihe ebenfalls mit der schon angeführten Textstelle aus Fi-

schers Hauptwerk. Darauf folgt Gerhard Ritters (1888-1967) Gegenposition, der zufolge 

Deutschland seit 1911 „eingekreist“ und in eine Situation gebracht worden sei, in der nur „eine 

Regierung von Abenteurern“ daran gedacht haben könnte, einen Krieg zu provozieren. Die 

aber, darf der Schüler hinzudenken, besaß Deutschland nicht. Und gerade den Militärs, fährt 

Ritter dann fort, wäre in jenem Zeitraum „klar bewußt“ geworden, wie unzulänglich ihre Land- 

und Seerüstungen waren, so dass auch sie sich auf das Abenteuer eines Zweifrontenkrieges 

nicht einlassen wollten. Das kann nur als Kriegsverzicht aufgrund des Wissens um die eigene 

Schwäche gelesen werden. Daran schließen sich Kurztexte von Andreas Hillgruber (1925-

1989) und Klaus Hildebrand an, also von Vertretern der ersten Reihe bundesrepublikanischer 

Fachleute: Nach Hillgruber kann von einer zielbewusst auf den großen Krieg orientierten 

Reichspolitik, „wie sie Fritz Fischer zu sehen meint ..., keine Rede sein“. Hildebrand hingegen 

schreibt dem Deutschen Reich die initiierende Verantwortung „für den Ausbruch des Ersten 

Weltkrieges“ zu. Doch hat er zuvor dargelegt, klargestellt, dass es dazu als Folge einer Politik 

gekommen sei, mit der die Reichsregierung den „Ring“, der um Deutschland gelegt worden 

war, entweder diplomatisch oder auf dem risikovollen Kriegsweg aufsprengen wollte. Also 

demnach vollzog sich so etwas wie eine Politik in Ab- und Notwehr. Hier lautet der anschlie-

ßende Arbeitsvorschlag: „Stellen Sie die Argumente der Kontroverse gegenüber“, was eigent-

lich auf den Seiten zuvor die Autoren schon taten, und weiter: „Überlegen Sie, woher der pole-

mische Tonfall herrührt, wenn Sie an die Rolle Deutschlands im 20. Jahrhundert denken!“8 

Dieser rätselhafte Auftrag soll von den Schülern in Gruppenarbeit erledigt werden.  

In einem noch unter Mitwirkung von Geschichtspädagogen und Historikern der DDR heraus-

gegebenen Schulgeschichtsbuch für Mittelschulen in Sachsen9, an dem wiederum auch Imma-

nuel Geiss mitgearbeitet hat, wird zunächst Fischer mit seiner Kernthese zitiert und dahinter 

die ebenfalls schon vorgestellte Gegenposition Gerhard Ritters gesetzt. Daran schließt sich die 

Position Fritz Kleins (1924-2011) an, eines der bekanntesten Weltkriegsforschers im ostdeut-

schen Staat, der zufolge der deutsche Imperialismus „das größte Interesse an einer Neuauftei-

lung der Welt besaß“. Endlich kommt Thomas Nipperdey, jedoch mit einer anderen Textstelle, 

wieder zu Wort. Er meint: „Und wenn man [...] die Entscheidungsfreiheit der Handelnden be-

denkt, so haben Alle Anteil an der Zuspitzung der Krise, wenn auch unterschiedlich“. Das ist, 

dies nebenbei, eine bemerkenswerte Logik, denn unter Berufung auf die gleiche Freiheit ließe 

sich doch begründen, dass alle ohne Anteil gewesen wären. Daran schließt sich die Forderung 

an die Schüler: „Entscheide Dich für ein Historiker-Urteil oder für Teilaspekte. Erkläre, warum 

Du Dich so entschieden hast.“10 Die 14- oder 15jährigen Knaben und Mädchen sollen leisten, 

was die Buchautoren unterlassen haben. Damit genug von diesem Teil pluralistischer Schulpä-

dagogik, die vor allem belegt, dass Fischers Auffassung den Schülern vorgestellt wurde, jedoch 

verbunden mit einer mehr oder weniger großen Zahl von Einwänden. Jedenfalls war die Auf-

fassung über Deutschlands „Hauptverantwortung“ unter deutschen Schulbuchautoren keines-

wegs so „ausgemacht“, wie vom Verlag im Werbetext zu Clarks Buch behauptet. Damit zurück 

zu Clark und seiner zentralen These von der im Wesentlichen gleichen Schuld der europäischen 

Staaten und deren Politiker am Weg in den Weltkrieg. 

Das englischsprachige Original war 2012 erschienen und Gerd Krumeich hatte in einer Rezen-

sion ihm ein Willkommen geschrieben und gefragt, ob nun nicht die Sicht Fritz Fischers auf 

 
7 Epochen und Strukturen: Grundzüge einer Universalgeschichte für die Oberstufe, hrsg. v. Immanuel Geiss, 

Band 2: Vom Absolutismus bis zur Gegenwart [Diesterweg-Verlag], Frankfurt/M. 1996. 
8 Ebd., S. 222 f. und 226. 
9 Expedition Geschichte 4, Klasse 8 [Diesterweg-Verlag], Frankfurt am Main 2006. 
10 Ebd., S. 31 f. 
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die Rolle des Deutschen Kaiserreichs, seiner Zivilisten und Militärs an der Staatsspitze, entwi-

ckelt und begründet in dessen Werk „Griff nach der Weltmacht“11, verabschiedet werden 

müsse. In ihrem Buch gehen Krumeich/Hirschfeld auf Clarks Version ausdrücklich nicht ein, 

sein Name fällt nicht und Fischer wird nur en passant als Entdecker jener Denkschrift erwähnt, 

in der die Reichsregierung 1914 im September ihre Kriegsziele zusammenfasste. 

Ohne wissenschaftliche Debatte 

Wie die deutschen Historiker, namentlich die an den Universitäten und Hochschulen Lehren-

den, die doch für eine Auseinandersetzung mit dem australischen Hochschullehrer in erster Li-

nie zuständig sein sollten, auf die Geschichte des Ersten Weltkrieges blicken, ließ sich an der 

Zahl der Entgegnungen ablesen, die Clarks Buch herausforderte. Im Ganzen waren es zwei 

Stimmen, die sich, diese aber bestimmt, dem Revisionsversuch widersetzten. Die eine stammte 

von dem emeritierten Freiburger Hochschullehrer und vieljährigem Mitarbeiter des Militärge-

schichtlichen Forschungsamtes der Bundeswehr Wolfram Wette und wurde in einer politikwis-

senschaftlichen Zeitschrift gedruckt.12 Die andere war die des Historikers und Publizisten Vol-

ker Ullrich, langjähriger leitender Mitarbeiter der Wochenzeitung „Die Zeit“, die seine Wort-

meldung auch druckte.13 Diese beiden Äußerungen sind die einzigen, die sich, unbekümmert 

um den argumentationslosen Beifall in Zeitungen, Zeitschriften, Rundfunk und Fernsehen, auf 

Dokumente gestützt und auch in der Wortwahl deutlich von der jüngsten Verzeichnung der 

Vorgeschichte des Weltkrieges distanzierten.  

Mit dem Schweigen der Mehrheit der Zuständigen war dafür gesorgt, dass die Medien in der 

Bundesrepublik ihre Begrüßungshymnen ungestört singen und senden konnten. Eine die Öf-

fentlichkeit erreichende Debatte der Fachleute fand nicht statt. Wo sich Spezialisten in Sälen 

mit Clark trafen und sich deutschem Publikum in Talkshows präsentierten, war eine weitge-

hende Übereinstimmung gesichert. Die eigentlichen Kontrahenten wurden nicht zu Tische ge-

beten. Eine Abwägung der Auffassung Fischers und ihre genaue Punkt-für-Punkt-Konfronta-

tion mit der Clarks, also eine Debatte, die das Kennzeichen „wissenschaftlich“ verdient hätte, 

fand nicht statt. Deutschlands Beitrag zum Weg in den Krieg wurde auf allgemeines Niveau 

herabgesetzt, so etwas wie eine zumindest partielle Rehabilitierung der deutschen Eliten von 

einst vorgenommen und das Bild der deutschen Geschichte in der ersten Hälfte des 20. Jahr-

hunderts geschönt. Denn Fischer, dessen Geschichtsbild nun als veraltet und überholt markiert 

wurde, betraf nicht nur die Vorgeschichte von 1914, sondern stellte den Zusammenhang beider 

Weltkriege her, indem der Nachweis der Kontinuität der Politik des deutschen Imperialismus 

erbracht wurde. 

Im einleitenden Kapitel „Vor dem Krieg“ benennen auch Hirschfeld/Krumeich die Kriegsursa-

chen und charakterisieren insbesondere Deutschlands Rolle. Sie setzen bei den seit der Jahr-

hundertwende verschärften Auseinandersetzungen über die „imperiale Aufteilung der Welt“ (S. 

11) ein, erwähnen den „kolonialen Wettlauf“ Deutschlands mit Frankreich und Großbritannien 

(S. 12), konstatieren die „aggressive Weltpolitik“ des Deutschen Reiches (S. 15), und einen 

„neuen deutschen Expansions- und Konfrontationskurs“ (S. 16), verweisen auf das Streben 

Deutschlands, „den Durchbruch zur ‚Weltmacht‘ zu schaffen“ (S. 22) und „ein mehr oder min-

der zusammenhängendes Kolonialimperium zu erobern“ (S. 27). Sie zitieren aus der berühmten 

Rede August Bebels die beiden Sätze: „Dann kommt die Katastrophe. Alsdann wird in Europa 

der Generalmarsch geschlagen, auf den hin 16 bis 18 Millionen Männer, die Männerblüte der 

verschiedenen Nationen, ausgerüstet mit den besten Mordwerkzeugen gegeneinander als Feinde 

 
11 Fritz Fischer, Griff nach der Weltmacht. Die Kriegszielpolitik des Kaiserreichs 1914-1918, Düsseldorf 

1961. 
12 Wolfram Wette, 1914: Der deutsche Wille zum Zukunftskrieg, in: Blätter für deutsche und internationale 

Politik, 1/2014, S. 41-53. 
13 Volker Ullrich, Erster Weltkrieg. Zündschnur und Pulverfass, in: Die Zeit, 38/2013, 17. September 2013. 
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ins Feld rücken.“ (S. 28) Auch das ein Beleg gegen die These, es sei generell nicht voraussehbar 

gewesen, was für ein Krieg bevorstand, die übrigens ebenso durch den lange vor Kriegsbeginn 

anzutreffenden Gebrauch des Begriffs „Weltkrieg“ fragwürdig und unhaltbar ist. 

Die gemiedene Frage nach den sozialen Ursachen 

An der Existenz und dem Wirken „imperialistischer Kreise des Deutschen Reiches“ (S. 18) 

lassen die Autoren keine Zweifel. Indessen verzichten sie darauf, sie und deren Antriebe näher 

zu identifizieren, weder durch eine Zuordnung in der Gesellschaft noch in persona. Das erinnert 

doch an die Wendung in Bertolt Brechts Drama vom Herrn Puntila und seinem Knecht Matti, 

wonach, solange kein Name gefallen ist, nichts passiert sei. Indessen geht es um etwas mehr: 

Unter „imperialistisch“ wird nicht mehr als die Kennzeichnung einer Politik verstanden, die 

bestimmte Macht- oder kolonialpolitische Ziele verficht und die von den einen Politikern ver-

folgt, von anderen mit Skepsis gesehen, von dritten abgelehnt wird. Aus welchem Boden sie 

hervorgeht und gespeist wird, denn sie ist doch historisch entstanden und war nicht zu allen 

Zeiten anzutreffen, wird nicht erfragt und erforscht. Die Vorkriegsgesellschaften mit ihren Wi-

dersprüchen und Interessen bleiben uncharakterisiert und werden auf ihre Ursprünge nicht un-

tersucht. Das ist ein bemerkenswertes Verfahren verglichen mit dem jedes Justizgerichts, das, 

vermutet es hinter einer Explosion eine Untat und einen Verbrecher, nicht nur nach dessen Ab-

sicht und Antrieb fragt, sondern auch nach den sozialen und individuellen Entstehungsgründen 

für sein Handeln fahndet und darüber hinaus nach Interessenten oder gar Auftraggebern, die es 

für das Geschehen womöglich ursächlich verantwortlich zu machen hat. 

Das Forschen nach den Kriegsursachen nicht nur des Ersten Weltkrieges stößt, wie viele wei-

tere Publikationen zeigen, auf eine Grenze. Wie akribisch auch immer betrieben, seine Reich-

weite endet bei den zumeist an der Rampe der historischen Bühne agierenden Personen. Diese 

werden nach Denken und Tun, Erfahrung und Unbedarftheit, Wissen und Unkenntnis, Rech-

nungen und Spekulationen, auch nach Eigenschaften ihres Charakters durchmustert, auch nach 

Einflüssen weiterer Personen und anderem mehr. Die gesellschaftlichen Zustände aber, in die 

sie gestellt sind, in denen sie ihren Platz und ihre Rolle fanden und besetzten – und das nicht 

nach dem Prinzip „Sie haben die freie Auswahl“ –, erfahren keine Analyse und Charakteristik. 

Es müsste sonst von der bürgerlichen Gesellschaft gehandelt werden, in der bei allem Wandel, 

der sich in einem Jahrhundert vollzog, die Europäer noch immer leben – und das wiederum 

ließe unbeliebte Fragen entstehen. 

Zurück zu den Kennzeichnungen der imperialistischen Politik des Kaiserreiches bei Hirsch-

feld/Krumeich, die sie auch nicht zu der Aufnahme des Begriffs vom „imperialistischen Krieg“ 

führen. Sie spenden den Verfechtern dieser Politik eine Art Absolution, wenn sie behaupten: 

Von einem „zielbewussten Steuern in Richtung auf einen europäischen oder gar einen Welt-

krieg kann nicht die Rede sein“. (S. 29) Gewiss nicht, wenn man sich darunter naiv vorstellt, es 

müsse so etwas wie einen Fahrplan mit Abfahrts- und Ankunftszeiten, Halte- und Zielbahnhö-

fen gegeben haben, wie ihn die Deutsche Reichsbahn besaß, und dazu eine vollständige Liste, 

in der alle denk- und wünschbaren Kriegsziele aneinandergereiht wurden. Als hätten die über-

kommene, unaufgegebene Grundhaltung, dass Krieg ein legitimes Mittel der Politik sei, und 

die erfahrungsgesättigte Überzeugung führender ziviler und militärischer Kreise, dass ihre im-

perialistischen Forderungen sich nur auf dem Wege militärischer Gewalt durchsetzen lassen 

würden, für ihren Entschluss nicht genügt. Der Anlass, die Schwelle zum Kriege zu überschrei-

ten, würde sich finden, und ob der genutzt würde, war dann einzig von dem zu treffenden Urteil 

über Gunst oder Ungunst der Stunde abhängig.  

Gar so weit sind die Autoren von dieser Sicht nicht entfernt, benutzen sie doch für die Charak-

teristik der deutschen Politik in der Juli-Krise Bilder wie die vom „deutschen Spiel mit dem 

Feuer“ (S. 42), das kein Spiel war, und vom Hantieren „mit der Lunte“ (S. 49). Die Tatsache, 

dass die politischen und militärischen Größen des Kaiserreiches einen anderen Krieg bekamen, 
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als alle, die sie sich zuvor vorgestellt haben mochten, besagt nichts dagegen, dass sie ihn plan-

voll und zielbewusst begannen und manche von ihnen mindestens eine Vorahnung des Risikos, 

die sie zaudern und zögern, dann aber doch Ja sagen und mitmachen ließ. 

Man muss den russischen Imperialismus, der nach dem Balkan und dem Bosporus gierte, nicht 

schönreden, nicht über die ebenfalls imperialistischen Interessen Großbritanniens und Frank-

reichs hinwegsehen, die ihre Macht strikt zu behaupten und auf die letzten nicht kolonialisierten 

Territorien auszudehnen suchten, man braucht von Italien nicht abzusehen, das sich soeben 

durch einen Krieg gegen das osmanische Reich eine Kolonie im Norden Afrikas zugelegt hatte, 

auch nicht von Deutschlands Bundesgenossen Österreich, der seine slawischen Untertanen zu 

vermehren gedachte, und kommt doch zu dem Ergebnis, dass niemand mehr und ausdauernder 

und entschlossener auf einen Krieg hinarbeitete als das Deutsche Kaiserreich. Dieses Urteil 

steht auf sicherem Faktengrund. Und so braucht es keine Prophetie zur Aussage, dass es der 

bahnbrechenden Erkenntnis des Christopher Clark nicht anders ergehen wird als jener, die vor 

etwa zwei Jahrzehnten der US-amerikanische Soziologe Daniel J. Goldhagen mit „Hitlers wil-

lige Vollstrecker“ vorlegte. Wer erinnert sich des Reklamelärms noch, der um ihn und seine 

Entdeckung in der Bundesrepublik erzeugt wurde, und wer von jenen, die daran teilnahmen, 

will daran heute noch erinnert sein? 

Interessanter als die Entdeckung Clarks ist die Frage, wie sich deren Aufnahme hierzulande 

erklären lässt. Das ist mit allen Verästelungen nicht leicht herauszufinden. Doch mit der Be-

merkung, dass hinter Publikationen Verlage stehen, die Kasse machen, ist es nicht getan. Auch 

damit nicht, dass Journalisten aller Medien hinter Nachrichten her sind, denen sich ein sensati-

oneller Anstrich geben und damit Aufmerksamkeit erzielen lässt. Doch: Clark hat „den Deut-

schen“ für 1914 zwar keinen Freispruch ausgestellt, aber sie doch – genauer: ihre Vorfahren –, 

von der Anklage einer eigenen größeren Verantwortung für das Völkergemetzel vor einem 

Jahrhundert schmerzlos entbunden. Er hat sie gleichsam auf das „europäische Niveau“ zurück-

geholt. Das war Balsam auf alle deutschen Seelen, die beim Blick in die Geschichte des 20. 

Jahrhunderts schon mit Hitler und den Seinen (und mit denen verbinden sich weitere Generati-

onen ihrer Vorfahren) schon genug zu bewältigen haben. Da liegen die Dinge offen zu Tage 

und dennoch wird auch deren partielle Verdunkelung versucht. Der bevorstehende 75. Jahrestag 

des Beginns des Zweiten Weltkrieges wird da alte und neue Akteure auf den Plan rufen. 

Die Abwehr gegen die Kriegsschuldfrage 

Clarks These über Deutschlands Rolle auf dem Wege in den Ersten Weltkrieg hat für die Leser 

seines Buches eine Frage weitgehend aus dem Blickfeld gerückt14, die er im gleichen Zusam-

menhang und sein Werk abschließend aufwirft. Sie lautet, ob es überhaupt die Geschichtswis-

senschaft und ihre Vertreter voranbringt, wenn nach der Kriegsschuld geforscht werde. Wört-

lich fragt er, und zwar nicht allein im Hinblick auf den Ersten Weltkrieg, sondern erkennbar 

mit Bezug auf jegliche Kriege: „Ist es wirklich nötig, dass wir ein Plädoyer gegen einen einzi-

gen schuldigen Staat halten oder eine Rangordnung der Staaten nach ihrem jeweiligen Anteil 

an der Verantwortung für den Kriegsausbruch aufstellen?“15 Darauf antwortet der Autor nicht 

mit einem Ja oder einem Nein. Er listet vielmehr eine Reihe von Gefahren und Irrwegen auf, 

die sich auftun, würde mit diesem Ziel geforscht und geurteilt. Sein erster Einwand besagt, eine 

Darstellung, die sich „in erster Linie mit der Schuldfrage befasst“ (von solcher Linie war frei-

lich nicht die Rede) und einem „schuldorientierten Untersuchungsmodell“ (was mag das sein?) 

folgt, gehe „oft mit Vorurteilen einher“. Das ist ein Bluff. Denn es gibt keine Frage und auch 

keine an die Geschichte zu stellende, die aufgrund von Vorurteilen nicht mit einer falschen 

Antwort versehen werden, nicht statt zur Wahrheit in den Irrtum führen könnte. Und es gibt 

keine Zählung und folglich keinen Beweis, dass dies bei der Erforschung der Kriegsschuldfrage 

 
14 Nicht jedoch für Volker Ullrich, a. a. O. 
15 Clark, a. a. O., S. 715. 
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oft geschehen würde. Der zweite Einwand behauptet, eine solche Darstellung neige zu „der 

Prämisse“, dass „ein Protagonist letztlich Recht und der andere unrecht haben muss.“ Indessen 

ist die Frage nach historischem Recht oder Unrecht eine andere als die nach Schuld oder Un-

schuld an einem Kriege. Dass jemand einen Anspruch rechtens geltend machen kann, gibt ihm 

nicht das Recht, ihn kriegerisch durchzusetzen, und also kann, wer im Recht sein mag, dennoch 

die Schuld an einem Kriege tragen. Drittens hafte dem „anklägerischen Ansatz der Nachteil“ 

an, das Blickfeld der Forschenden einzuengen, denn es würde auf einen Staat eingegrenzt statt 

auf die Summe der Beteiligten und deren Handeln ausgeweitet. Wen mag sich der Autor hier 

als einen Erforscher vorstellen? Kaiser Wilhelm II., Hindenburg oder einen aus der großen 

Schar derer, welche die Lügen von deutscher Unschuld und der Vaterlandsverteidigung ver-

breiteten? Einen Historiker jedenfalls nicht, denn dessen Ansatz bildet die Erhellung der Frage 

nach Kriegsursachen und Kriegsverursachern und, sofern das nicht eindeutig ist wie im Falle 

des Zweiten Weltkrieges, die Untersuchung und, soweit möglich, Abwägung der Anteile aller. 

Erst am Ende lässt sich dann urteilen, wem welche oder welcher Teil der Verantwortung und 

der historischen Schuld zuzumessen ist. Sodann, Clark weiter, würden die Schuldsucher dazu 

neigen, die Handlungen der Mächtigen als geplant und absichtsvoll zu konstruieren. Ins Extrem 

getrieben, bringe dieses Vorgehen „Konspirationsnarrative hervor, in denen ... Einzelpersonen 

wie die Bösewichte ... die Ereignisse hinter den Kulissen nach einem bösen Plan“ steuern wür-

den. Hier nun lässt Clark seiner Phantasie freien Lauf – nicht völlig, sondern angeregt und 

gelenkt durch James-Bond-Filme, auf die er verweist, um diese „Neigung“ zu veranschauli-

chen. Dieser Ansatz, meint der Autor zusammenfassend, könne wohl eine moralische Befriedi-

gung derer bewirken, die ihm folgten. Nebenbei: Alle diese Gefahrenthesen erscheinen dem 

Autor so am Tage zu liegen, dass er auf jeden Literaturverweis verzichtet, mit der die eine oder 

andere belegt worden wäre. Der Krieg von 1914, so schließt er, zu seinem Hauptthema zurück-

kehrend, sei ohne Absicht, Plan und Ziel zustande gekommen16, schlafwandelnd eben. 

Clarks Zurückweisung der Frage nach der Kriegsschuld, das kann hier nicht unerwähnt bleiben, 

bezeugt die Haltung eines Historikers, der gesellschaftliche Bedürfnisse ignoriert. Denn Ant-

worten darauf suchten Millionen Menschen, Angehörige vieler Nationen und Völker. Und sie 

fragten umso mehr und lauter, je mehr die Menschenverluste, die zerstörten Landschaften und 

Werte aller Art mit den Kriegsjahren ins unermessliche wuchs. Und können, um beim Ersten 

Weltkrieg zu bleiben, Forscher die Frage abweisen im Wissen, das schon vor Kriegsbeginn von 

den Herrschenden im Deutschen Kaiserreich dafür gesorgt wurde, dass der Verdacht der 

Kriegsschuld nicht auf sie falle, im weiteren Wissen, dass der deutsche Kaiser wie der von 

Österreich-Ungarn in Appellen an ihre Untertanen beteuerten, dass sie diesen Krieg nicht woll-

ten, ja nichts mehr wünschten, als in Frieden zu leben? Sollen sie diese Lügen unwiderlegt 

stehen lassen? Oder die Frage der Kriegsschuld an Moralphilosophen, Psychologen und Psy-

chiater überweisen und an die Juristen? Und soll ihr Schweigen aus vorgeblich innerwissen-

schaftlichen Gründen diejenigen bedienen, die heute wünschen, dass nach ihrer Rolle bei der 

Entstehung von Kriegen nicht gefragt wird? Diese Fragen sind nahezu rhetorisch. Doch gilt das 

nicht für die eine, wie erklärt werden kann, dass die Kritik hierzulande Clarks Zurückweisung 

der Kriegsschuldfrage hingenommen hat. 

Konnten „wir“ nicht doch siegen? 

Lässt sich das Buch des Australiers, ohne dass die vielen Details, die er zum Hergang der poli-

tischen und diplomatischen Aktionen erforscht und ausgebreitet hat, geringgeschätzt oder gar 

ignoriert werden, in seinem Kern als ein zum Scheitern verurteilter Versuch der Geschichtsre-

vision ablegen, so gilt das für die ebenfalls und von deutschen Wissenschaftlern wiederbelebte 

Frage, ob das Kaiserreich Wilhelms II. den Ersten Weltkrieg nicht doch hätte gewinnen können, 

nicht. Diese Frage erscheint als grotesk, zu Deutsch etwa: grillenhaft. Dennoch haben sich zwei 

 
16 Ebenda, S. 716. 
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ernst zu nehmende Männer die Frage wieder gestellt, die, kaum, dass die Waffen 1918 deut-

scherseits gestreckt waren, vor allem die Militärs beschäftigte, pensionierte wie in die Reichs-

wehr übernommene. Sie waren die ersten, die im Rahmen ihrer Möglichkeiten begannen, Leh-

ren für ein anderes Mal zu gewinnen. Das ging nicht ohne reichliche Schuldzuweisungen an 

jene ab, denen die Verhinderung oder gar die Sabotage des Sieges angelastet wurde. Hitler gab 

die Schuld der Vorkriegspolitik, die sowohl die rechte Erziehung der Massen verfehlt wie den 

besten Zeitpunkt für den Kriegsbeginn verpasst habe. Andere apostrophierten Fehler und Ver-

säumnisse der Diplomatie und Bündnispolitik, dritte Mängel des Schlieffen-Plans und seiner 

Modifikation, wieder andere die zaudernde Politik von Zivilisten an der Reichsspitze und die 

unentschlossene Unterdrückung der Kriegsgegner sowie die demoralisierenden Friedensange-

bote im Kriegsverlauf usw. 

Nun also hat der von deutschen Medien viel bemühte Herfried Münkler, Professor für Politische 

Wissenschaften an der Humboldt-Universität, dessen Studien jüngst auch von der Volkswagen- 

und der Thyssen-Stiftung kräftig gefördert wurden, sich dieses Gegenstands erneut angenom-

men. Und er hat eine schlichte Antwort wieder gefunden. Er sieht, wie er Lesern ebenso wie 

Fernsehzuschauern mitteilte, den Sieg bei Beginn des Krieges möglich und dennoch vergeben, 

weil der deutschen Streitmacht, angetreten zur Verwirklichung des Schlieffen-Plans, dazu unter 

dem Strich drei Armeekorps gefehlt hätten17, um auf dem Boden Frankreichs im August und 

September 1914 zu siegen. Mit ihnen kein „Wunder an der Marne“, mit ihnen kein Rückzug 

und kein immer tieferes Eingraben in endlose Gräben von der deutsch-schweizerischen Grenze 

bis an die belgische Nordseeküste, kein elendes Leben hunderttausender Soldaten in Unterstän-

den, die sie mit Läusen und Ratten teilten. Mit ihnen der Sieg im Westen und sodann der Einsatz 

der geballten Kraft im Osten gegen das Zarenreich und seine Armee und das erfüllte Verspre-

chen, „Weihnachten sind wir wieder zu Hause“. 

Wer hat da im preußisch-deutschen Generalstab, fußend auf dem Plan des Alfred von Schlieffen 

aus dem Jahre 1905, den Triumph sichernden Bedarf nicht richtig errechnen können? Sein 

Nachfolger auf dem Platze des Generalstabschefs, der Neffe des berühmten Helmuth von 

Moltke? Der war nach dem Scheitern des Plans, für den kein Ersatz existierte, noch 1914 ab- 

und in die zweite Reihe getreten, dann aber 1916 einem Schlaganfall erlegen, so dass er das 

vollständige Ende seiner Unternehmung nicht mehr erlebte. Nein, konstatiert Münkler, es han-

delte sich überhaupt nicht um einen Fehler, herrührend aus Unkenntnis in niederer Mathematik. 

Hingegen: Die Vergrößerung des kaiserlichen Heeres vor dem Kriege hätte mehr Offiziere ver-

langt, und diese mussten, da die Söhne des Adels dann nicht ausgereicht hätten, aus bürgerli-

chen Schichten gewonnen werden. Das war nicht gewollt. Und für den notwendig zu vergrö-

ßernden Bestand an Unteroffizieren wäre auf Männer aus Arbeiterschichten zurückzugreifen 

gewesen – und das galt wegen der dort in Teilen eingerissenen Frontstellung gegen den Mords-

patriotismus ebenso wenig als annehmbare Problemlösung. So sind die letzten Ursachen für 

Deutschlands Niederlage und deren Folgen in zwei so gegensätzlichen Erscheinungen ausge-

macht wie dem Hochmut des Adels, der, womöglich auch aus Konkurrenzangst, nicht Seite an 

Seite mit Bürgerlichen habe kommandieren und befehlen wollen, und der Sabotage der Sozial-

demokratischen Partei, die in der Arbeiterklasse die Liebe zum Vaterland und die Treue zum 

Kaiserhaus jedenfalls partiell untergraben hatte. Zudem setzte diese Vergrößerung des Heeres 

finanzielle Mittel voraus, die der Reichstag in diesem Umfang nicht genehmigt hatte, so dass 

dessen Abgeordnete eine besondere Schuld für den verpassten Sieg trifft. 

Nun hätten die unter dem Strich Fehlenden insgesamt etwa 30.000 Soldaten ausgemacht. Das 

ist, gemessen an der Gesamtzahl der in Westen eingesetzten Streitmacht, eine geringfügige 

Zahl, die für sich aber nichts besagt. Denn an einem entscheidenden Punkt eingesetzt konnten 

sie für den Ausgang einer Offensive eine entscheidende Rolle spielen. Doch wer glaubt im 

 
17 Siehe Herfried Münkler, Der Große Krieg. Die Welt 1914-1918, Berlin 2013. 
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Ernst, dass diese Korps nach fünf Wochen Krieg mit Gewaltmärschen und Kämpfen anders 

verfasst gewesen wären, als die tatsächlich vorhandenen, die aufs äußerste strapaziert mit ihren 

Spitzen 50 Kilometer vor Paris standen? Wer sagt, dass ihr Nachschub weniger anfällig gewe-

sen wäre, als jener der anderen Korps? Wer, dass der Zustand ihrer Pferde, des hauptsächlichen 

Zugmittels für Kriegsgerät, Munition und Verpflegung, sich besser befunden hätte als der all-

gemeine? Ein Zustand, den ein Militär in die Feststellung fasste, die Armee besäße kein Tier 

mehr, das schneller als Schritt gehen könne? Wer, dass diese Korps mehr französische Gefan-

gene gemacht hätten als ihre Nachbarn, wozu der geordnete Rückzug des Gegners hätte verhin-

dert werden müssen? Mit der Rechnung „unter dem Strich“ ist das Feld der Wissenschaft ver-

lassen und das der Spekulation betreten, und so lässt sich fragen, welcher Reiz auf einen Autor 

ausging, diesen Schritt vom sicheren Grund in einen Sumpf zu tun. 

Mehr Verwunderung noch löst die Tatsache aus, dass die Frage, ob Deutschland aus diesem 

Kriege schließlich doch und nicht nur, wie verlogen behauptet, als „im Felde unbesiegt“, son-

dern als wirklicher Sieger hätte hervorgehen können, auch den Historiker Gerd Krumeich be-

schäftigt hat. Wie Münkler stellt er eine kontrafaktische Überlegung zum Ausgang des Welt-

krieges an. Das geschieht in einer kleinen Schrift, einem Vorwort zu einem 2013 erschienenen 

Buch, dessen Herausgeber zwei französische Fachleute sind und an dem weitere Kenner der 

Materie mitwirkten. Darin ist in einem Abschnitt unter der Überschrift „Schluss mit dem Ge-

metzel, wir wollen frei sein!“ von der im Frühjahr 1917 sich geltend machenden Kriegsmüdig-

keit französischer Soldaten die Rede, von Verweigerungen, sich in sinnlose Angriffe und den 

Tod befehlen zu lassen und der brutalen Wiederherstellung der Disziplin durch mörderische 

Erschießungen. Dies und die Geschichte der letzten deutschen Offensive in Frankreich, unter-

nommen unter dem Namen „Michael“ und rasch gescheitert im Frühjahr 1918, meint Krumeich 

„kann uns Deutsche auf neue Gedanken bringen bei einer Gesamteinschätzung des Krieges“. 

Und fährt fort: „Man spürt in dieser Darstellung förmlich etwas, was im deutschen Historiker-

diskurs über diese Zeit vollständig verloren gegangen ist, nämlich die Tatsache, dass eventuell 

noch im Sommer 1918 Deutschland den Krieg hätte siegreich beenden können.“18 Ob dieses 

Ende überhaupt – und wenn ja für wen – wünschenswert gewesen wäre, bleibt bei Krumeich 

so wenig erörtert wie bei Münkler. Vertieft diskutieren möchte er hingegen auch „den damali-

gen Vorwurf vieler deutscher Soldaten, von der Heimat im Stich gelassen worden zu sein“. 

Diese Kernthese und Hauptstütze der Legende vom im Felde unbesiegten Heer, schreibt er, 

ließe sich heute erörtern, ohne Gefahr zu laufen, Nationalisten zu bedienen. Dessen ist sich 

Krumeich sicher. Wo lebt der Mann? 

Zunächst: Dieses Bild vom Kräfteverhältnis auf Frankreichs Schlachtfeldern im Frühjahr und 

Sommer 1918 ist nicht nur abstrus. Es ist auch in der Sache falsch. Und das hat, was ein weiteres 

Rätsel aufgibt, Krumeich an anderer Stelle selbst überzeugend dargelegt. Davon sogleich. Zu-

nächst aber: Dass Deutschland diesen Krieg gewinnen könne, hatte sich für weitsichtigere Mi-

litärs mit dem Scheitern 50 Kilometer vor Paris erledigt. Da schon, im Herbst 1914, wurden 

Stimmen, wenn auch nicht öffentlich hörbar, dass ein politischer Ausweg aus dem Krieg ge-

sucht werden müsse. Doch selbst diejenigen, die sich im dann einsetzenden Ermattungskrieg 

einen deutschen Sieg noch auszurechnen vermochten, mussten 1917 mit dem Kriegseintritt der 

Vereinigten Staaten und dem Eintreffen immer neuer ausgeruhter, gut ernährter, bestens be-

waffneter US-amerikanischer Soldaten jeden Gedanken aufgeben, dass Deutschland aus diesem 

Krieg auch nur glimpflich herauskommen könnte. Gemeinsam haben Hirschfeld/Krumeich die 

Entwicklung der Kriegslage seit Anfang 1918 in ihrem mehrfach zitierten Buch so geschildert: 

Es sei von da an an der Westfront nicht mehr um einen Endsieg gegangen, sondern allein noch 

darum, durch einen „kolossalen Durchbruch ... die Gegner zu einem ebenso ‚ehrenvollen‘ wie 

einträglichen Waffenstillstand“ zu bewegen. (S. 246) Zu diesem Zweck befahl die Oberste Hee-

 
18  Gerd Krumeich, Vorwort zu: Bruno Cabanes, Anne Duménil (Hrsg.), Der Erste Weltkrieg. Eine europäi-

sche Katastrophe, Darmstadt 2013, S. 9. 
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resleitung ein bis dahin nicht da gewesenes Aufgebot von 1,4 Millionen Männern in die 

Schlacht, die nach Anfangserfolgen, die sich nur vor dem Hintergrund der geringen Gelände-

gewinne der Offensiven in den Jahren zuvor als bedeutend ausnahmen, am 5. April als geschei-

tert abgebrochen werden musste. Was folgte, war ein zielloses Anrennen deutscher in partielle 

Offensiven befohlener Soldaten, denen die Sinnlosigkeit ihres Sterbens immer mehr zu Be-

wusstsein kam und die diese Einsicht mit einem „verdeckten Militärstreik“ beantworteten (S. 

252). Die schwindenden deutschen Kräfte sahen sich der unausgesetzt wachsenden Maße US-

amerikanischer Soldaten, insgesamt schließlich 1,3 Millionen, gegenüber. Da war im Juli 1918 

„der Wendepunkt des Krieges“ schon erreicht. Die „entmutigten deutschen Soldaten“ hätten en 

masse begonnen, die Front zu verlassen. (S. 253) Eine Massenflucht habe eingesetzt, von den 

einen angetreten in Richtung Heimat, von anderen in die Gefangenschaft (S. 254/255). Das 

Fazit der Autoren lautet, dass schließlich die überwiegende Mehrheit der Deutschen, Zivilisten 

wie Soldaten, „nicht die geringste Neigung verspürte, den seit längerem verlorenen Krieg fort-

zusetzen“. (S. 260) Nach alledem mag sich ein Leser fragen, was einen Autor mit diesen Kennt-

nissen auf den Gedanken verfallen ließ, „dass eventuell noch im Sommer 1918 Deutschland 

den Krieg hätte siegreich beenden können.“ Jedenfalls stellt sich das Bild eines schwankenden 

Rohres ein, ohne dass zu erklären ist, was solch Schwanken verursacht. 

Hunderttausende deutsche Soldaten, die nach dem Großangriff der Gegner am 8. August 1918, 

dem sogenannten „schwarzen Tag“, sich auf den Rückzug begeben hatten, wussten mithin aus 

eigenem Erleben, dass sie die Geschlagenen waren. Am sichersten konnten das des Kaisers 

Generale beurteilen, was sie nicht hinderte, später Untersuchungskommissionen der National-

versammlung und des Reichstages skrupellos die Mär vom „im Felde unbesiegten Heer“ auf-

zubinden, mit der sie ihr Debakel und ihre Verantwortung wegzureden trachteten.  

* * * 

Die gewiss unvollständige Durchmusterung literarischer Produktionen, die dem 100. Jahrestag 

des Beginns des Ersten Weltkrieges vorausgeschickt wurde, kann jedenfalls vor einem Irrtum 

schützen und erweisen, dass die viel gerühmte „Bewältigung deutscher Vergangenheit“ zu kurz 

greift, wenn sie auf die Geschichte des deutschen Faschismus – der Ideologie, der Bewegung 

und des Staates – begrenzt bleibt. Das zu erledigende Pensum ist etwas umfangreicher. 

Gerhard Hirschfeld/Gerd Krumeich. Deutschland im Ersten Weltkrieg, Frankfurt a. M. 2013. 
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Mehr als Brot und Spiele in braun 

Vor 75 Jahren fand der Nazi-„Parteitag der Freiheit“ statt 

Zu den Bildern aus den Zeiten faschistischer Herrschaft in Deutschland, die wieder und wieder 

publiziert werden, gehören die von den Reichsparteitagen der NSDAP, die in Nürnberg statt-

fanden. Sie finden sich in Zeitungen und Zeitschriften, Bildbänden und Schulbüchern und wer-

den beständig in Fernsehdokumentationen gezeigt. Befremdet und kopfschüttelnd blicken die 

Nachgeborenen auf die marschierenden oder zu Appellen angetretenen Zehntausende, doppelt 

verwundert, wenn sich in der Familiengeschichte erhalten hat, dass einer der Vorfahren da mit-

machte. Das alles scheint so fern wie die Kohorten römischer Legionen, die beständig in Spiel-

filmen über Leinwände oder Bildschirme dahintrotten. Nicht ganz freilich. Andere hierzulande 

bedauern, nicht dabei gewesen zu sein, nicht in Nürnberg, sondern in Wunsiedel, Halbe, Dres-

den oder Berlin marschieren zu können und das nach Gerangel mit der Staatsbürokratie und 

zudem nur polizeigeschützt. 

Aus der Reihe der NSDAP-Parteitage, die die an die Macht gelangten Faschisten in den Jahren 

von 1933 bis 1938 veranstalteten, der 1939 fand wegen des eröffneten Krieges nicht statt und 

der für 1940 schon vorbereitete fiel wegen des unerreichten Endsieges aus, ragt der des Jahres 

1935 heraus. Mit ihm verbindet sich vor allem der vom faschistischen Reichstag gefasste Be-

schluss über die antijüdischen (Nürnberger) Gesetze. Doch ist das der Blick, der gleichsam von 

Auschwitz rückwärtsgerichtet ist. Wir wissen, was folgte. Die Zeitgenossen sahen das anders 

und viele Nazis waren enttäuscht, dass sich ihre an diese Beschlüsse geknüpfte Erwartung nicht 

erfüllte, nun werde der Generalangriff auf die wirtschaftlichen Positionen erfolgen, welche Ju-

den trotz aller Benachteiligungen noch behaupten konnten. Sie hatten noch etwa drei Jahre zu 

warten. 

Dieser Parteitag war die bis dahin stärkste Machtdemonstration des Regimes. 1933 war die 

Frage, ob und vor allem in welchem Grad und Tempo sich diese Herrschaft würde stabilisieren 

können, noch nicht entschieden. 1934 versammelten sich die Faschisten nach den Morden an 

den SA-Führern um Ernst Röhm zu einem Teil doch noch irritiert und neuformiert. 1935 aber 

hatte die Diktatur an Stabilität gewonnen und wies Erfolge vor. Die Arbeitslosigkeit war erheb-

lich gesenkt und die Perspektive auf ihre völlige Beseitigung glaubhaft gemacht. Das 1920 ab-

getrennte Saargebiet hatte sich „Heim-ins-Reich“ gestimmt. Aus der Reichswehr war die Wehr-

macht geworden und für sie die allgemeine Wehrpflicht eingeführt. Am deutschen Himmel 

kreisten Militärflugzeuge einer modernen Luftwaffe. Nur Tage nach dem Parteitag wurde die 

erste deutsche Unterseebootflottille in Dienst gestellt. Dies illustrierte, was gemeint war, wenn 

das Spektakel von Nürnberg die Bezeichnung „Parteitag der Freiheit“ erhielt. Gemeint war die 

Freiheit, Deutschland wieder bis an die Zähne zu bewaffnen, eine Freiheit, die sich seine Macht-

haber teils gegen Einsprüche genommen hatten, die ihnen teils aber auch, wie durch Großbri-

tannien im eben abgeschlossenen Flottenabkommen, zugestanden wurde. 

Auf diesem Wege war der Hitler-Regierung weiterer Beifall geworden. Am wenigsten laut von 

denen, die auf ihm am meisten materiell und dazu durch die erweiterte eigene Machtstellung 

profitieren: die deutschen Rüstungsindustriellen. Hochgestimmt waren auch die Ingenieure und 

Techniker in den Konstruktionsbüros, die ihre Fähigkeiten bei der Auswertung der Erfahrungen 

des Weltkrieges lange nur insgeheim und in kleinem Maßstab hatten ausleben können und nun 

zu neuem Ansehen gelangten. Nicht anders die Großgruppe der „Alten Kameraden“ und 

„Frontkämpfer“, denen die Jahre 1914 bis 1918 als Hochzeit ihres Lebens galten und die diesen 

Wandel, das Ende der „Schmach von Versailles“, herbeigesehnt und geschrien hatten. Unter 

deren Einfluss begannen Heranwachsende und Kinder von künftigen Heldentaten zu träumen, 

erregt und angefeuert durch Bücher und Filme von Schlachten und Siegen. Gewiss wirkte unter 

der Mehrheit der Deutschen die Erinnerung an die Kriegsleiden nach. Aber der Führer versi-
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cherte ja, dass kein Quadratmeter des Deutschland „geraubten“ Bodens das Leben eines einzi-

gen Soldaten wert sei. 

Dieser Parteitag war nach innen und außen eine Demonstration der gefestigten Macht. Seine 

Bilder der Begeisterung, der Disziplin, der Gefolgschaftstreue erzeugten einen Eindruck, dem 

sich auch als Beobachter teilnehmende Diplomaten und ausländischen Korrespondenten nicht 

entziehen konnten. Er bestand aus einer Mischung von Staunen, Abgestoßensein und der Wahr-

nehmung einer Gefahr. Und die da auf- und vorbeimarschiert waren, die Braun- und Schwarz-

uniformierten, herangeschafft vom Bodensee bis zu den ostpreußischen Haffs? Sie hatten in 

Zeiten, in denen das Reisen selbst im Inland noch eine sich erst ausbreitende Neuheit war, etwas 

erlebt, was ihnen vordem nicht geboten worden war und was sie diesem Führer verdankten, der 

sie gerufen hatte. Die Kameraderie in den Zeltlagern, in denen sie nächtigten, das Gedränge an 

den Gulaschkanonen, das Gaudi der Kampfspiele, das war etwas für echte „Männer“ und da 

hatte man, heimgekehrt, etwas zu erzählen. 

Die Inszenierungen der Parteitage waren immer auch Höhepunkte für die Mehrung des Führer-

kultes. Das galt in erster Linie für Hitler, auf dessen Auftritte hoch über den Massen beispiels-

weise die Kulisse aus dem sogenannten Parteitagsgelände zugeschnitten war. Doch nicht für 

ihn allein. Heinrich Himmler an der Spitze der mit martialischen Gesichtern defilierenden SS, 

Baldur von Schirach als Führer der Hitlerjugend und die anderen Größen, die Spezialformatio-

nen wie das Kraftfahrer- und das Fliegerkorps, die Arbeitsfront und den eben geschaffenen 

Arbeitsdienst befehligten, sie alle verkörperten im Glanz ihrer unausgesetzt prächtigeren Uni-

formen, die ihnen bei Nazigegnern den Spottnamen „Goldfasane“ eintrugen, einen Hierar-

chiestrang des Systems, der von Hitler bis zu den niedrigsten Führerlein reichte, denen zu ge-

horchen war. 

Diese Effekte, um ihre Bedeutung wissend, ließ sich das Regime etwas kosten. Denen, die ge-

glaubt hatten, Staatsausgaben, die in der Republik für die Unterhaltung des parlamentarisch-

demokratischen Betriebs nötig waren, ließen sich ersatzlos einsparen und könnten der Wirt-

schaft zufließen, hatte Hitler in Person früh klargemacht, dass die Diktatur, wenn auch andere, 

so doch nicht weniger Mittel brauche, Massen zu fesseln. So geschichtsfern die NSDAP-Par-

teitage dem heutigen Betrachter anmuten mögen, sie bildeten eine verwirklichte Form des Prin-

zips Brot und Spiele. Das oft zitierte, auf eine freie Übersetzung von panem et circenses zu-

rückgehende Wortpaar Juvenals meint indessen nicht nur, dass das Volk sich unterhalten lässt. 

Es tut das im Zustand des Verzichts auf eigene Machtausübung. Die Kritik des Römers trifft 

nicht nur jene, die diese Methode der Massenbeherrschung praktizieren, sondern mindestens 

ebenso jene, die sie akzeptieren und sich ihr unterwerfen. 
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Ostkrieg im Fernsehen 

Aufsehenerregendes Archivmaterial, Augenzeugen, die ohne Zensur reden, spektakuläres Fo-

tomaterial, erste Farbaufnahmen – das ist das übliche Geschrei, das um Bild-Text-Bände über 

die Geschichte des Zweiten Weltkrieges gemacht wird. Was ist die „Wolle“, die ein weiteres 

Buch und ein darauf fußender Film zu bieten haben, die den Krieg gegen die Sowjetunion schon 

im Titel zum Krieg eines Mannes machen? (Im britischen Original lautet entgegen der Verdeut-

schung à la Knopp: War of the Century.) 

Im Reklametext heißt es, man wisse verhältnismäßig wenig über den „zentralen Schauplatz“ 

dieses Krieges. Wer aber ist: man? Im Vorwort konkretisiert der britische Historiker Jan 

Kershaw, gemeint sei der „Westen“. Die „Lücke“ könne nun geschlossen werden. Hier ist nicht 

Platz, sich zu dem im Kern unbezweifelbaren Befund kritisch und differenzierend zu äußern. 

Nur warum findet ihn Kershaw erstaunlich? Während die Bundesbürger Anfang der fünfziger 

Jahre in den US-amerikanischen Spielfilm „Der Wüstenfuchs“ rannten, sich die Abenteuer un-

ter dem Befehl des Generalfeldmarchalls Erwin Rommel anzusehen, für die sie sich schon als 

Reichsbürger erwärmt hatten, ließ der Generalinspekteur der Bundeswehr ein Jahrzehnt später 

eine abendliche Alarmübung ansetzen, als im westdeutschen Fernsehen ein Film über die Sta-

lingrader Schlacht gezeigt wurde, weil der nicht in die Vorstellungen der Militärführer über das 

Verhalten der Soldaten in einem künftigen Krieg passte. Auch in der Bundeswehr sei in aus-

sichtsloser Lage weiter zu kämpfen, besagte eine Instruktion ... 

Vor dem Hintergrund fauler Ausreden, die sich in noch immer aufgelegten Memoiren von 

Wehrmachtsgeneralen lesen lassen, mag ein Gewinn sein, dass Laurence Rees einräumt, diesen 

Krieg hätten doch auch ein paar dieser Generale gewollt, vorbereitet und für gewinnbar gehal-

ten, dass nicht die SS allein für den kriminellen Charakter der Kriegführung und Besatzungs-

herrschaft verantwortlich sei, dass der „Kommissarbefehl“ von der Mehrheit der deutschen Di-

visionen durchgeführt wurde, dass das Terrorisieren und Ausmorden von vielen skrupellos mit-

getragen und praktiziert wurde und dass die These vom Präventivkrieg verlogen ist. (Doch wird 

letzteres nur auf ihre grobschlächtige Form bezogen, die behauptet, Hitler sei Stalin aktuell 

zuvorgekommen. Dass der „Führer“ mit seiner Annahme Recht hatte, Stalin könnte sich später 

auf Gegners Seite doch am Kriege beteiligen, wurde westdeutschen Publikationen seit langem 

vertreten, die nahelegten, sich doch auch ein wenig in die Sorgen Hitlers hineinzudenken.) 

In das Reich der „höheren Mathematik“ gehören derlei Einsichten nicht. Und sie werden im 

Film noch einmal reduziert. Die Texte sind tendenziös verknappt. Werden im Buch die enormen 

Verluste der Deutschen schon während ihres Vordringens erwähnt, wird im Film vor allem von 

der schlechten Bewaffnung der sowjetischen Soldaten gesprochen und der Eindruck einer Füh-

rung erweckt, die statt Rückzugsbefehle zu erteilen, Menschen gnadenlos in Kämpfe hetzte. 

Die Frage, welche Alternative ihr in verzweifelter, teils selbstverschuldeter Lage blieb, bleibt 

ungestellt. Eigentlich, so die Grundaussage, kämpften zwei „Reiche des Bösen“ gegeneinander. 

Was als Aufklärung daherkommt, dient der Vertiefung eines primitiven Antikommunismus. 

Und den alten Herren, die ihn einst unter dem Hakenkreuz schießend und mordend praktizier-

ten, die sich – zum wievielten Male – vor Filmkameras spreizen, wird unwidersprochen erlaubt, 

sich als Überzeugungstäter hinzustellen, die natürlich geglaubt hatten, dass der „Bolschewis-

mus“ und das „Judentum“ die Welt bedrohten, und also im Bewusstsein einer Tat für die Welt 

„antraten“. Nur eine Bemerkung („Wir haben wenig nachgedacht“) lässt den Verdacht aufkom-

men, dass sich diese Zeitzeugen zu befehlsgewohnten Volksgenossen und Landsern gemacht 

haben. Ein Interviewter sagt, er schäme sich seiner damaligen Denkweise. Der ihn befragte 

sprach derweil freiweg von „Rasse“. 

Dieses Angebot war – vom Osten zu schweigen – auch im Westen seit längerem besser, gründ-

licher und vor allem eindeutiger zu gewinnen und nicht nur in Fachzeitschriften. Seit Christian 

Streits „Keine Kameraden“ – das Buch fehlt im Literaturverzeichnis – waren Zweifel am Mas-
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senmord an den sowjetischen Kriegsgefangenen unmöglich. Seit Christopher Brownings „Ganz 

gewöhnliche Männer“ existierte ein plastisches Bild von der Rolle einer (Hamburger) Polizei-

einheit bei der Vernichtung jüdischer Einwohner im eroberten sowjetischen Gebiet. Wissen 

können und wissen wollen, sind bekanntlich zweierlei. Und die Ausstellung „Vernichtungs-

krieg. Verbrechen der Wehrmacht“ hat zutage gebracht, wie zäh Zeitgenossen und Nachgebo-

rene das Prinzip Nicht-wissen-wollen verteidigen. Das ist ihnen nicht vererbt und angeboren. 

Dem Wunsche Rees’, es möge über diesen Krieg in Schulen Klartext geredet werden, lässt sich 

zustimmen. Wenn freilich nicht mehr vermittelt werden soll als Beweise darüber, „wozu Men-

schen im 20. Jahrhundert fähig waren“, dürfte sich Geschichtsunterricht in eine bloße Grusel-

stunde verwandeln und jede Wiederholung wird so wenig Aufmerksamkeit finden wie eine 

Geisterbahn auf einem Rummelplatz, deren Besuch bereits absolviert ist. Mit der Frage nach 

dem „Warum“ lässt der Autor Leser und Zuschauer allein. Dabei drängte gerade sie sich im 

Mai 1999, als er seine Einleitung verfasste, aufs Neue auf. Da wurde Jugoslawien gebombt. 

Laurence Rees, Hitlers Krieg im Osten. Mit einem Vorwort von Ian Kershaw, Wilhelm Heyne Verlag München 

2000, 256 S. 46,- DM. 
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Recht, nicht Rache 

Vor 60 Jahren begann am 20. November 1945  

die öffentliche Hauptverhandlung gegen die deutschen Hauptkriegsverbrecher 

Den Jahrhundertprozess und das gesprochene „Urteil von Nürnberg“ empfinden bis heute all 

jene wie einen Stachel an ihrem Leibe, die als Aggressoren in andere Staaten einfallen, deren 

Bewohnern ihr wie immer beschaffenes Leben in Frieden rauben und sie in Armut, Elend, 

Krankheiten und Tod stürzen. Diese Wirkung des Justizverfahrens war auch vorbedacht und 

gewollt, jedenfalls von den Richtern und Anwälten der vier Mächte, die auf der Basis einer im 

August 1945 in London getroffenen Vereinbarung, der sich viele weitere Kriegsgegner des Rei-

ches anschlossen, die deutschen Hauptkriegsverbrecher anklagten und aburteilten. 

In Nürnberg ist Völkerrecht praktiziert und gesetzt worden, das nach diesem Krieg ohne Bei-

spiel helfen sollte, für die Zukunft friedliche internationale Beziehungen zwischen Staaten zu 

sichern. Rechtsprinzipien allein, wie wohl sie begründet, wie feierlich sie verkündet werden, 

vermögen das allein freilich nicht. Dass gegen sie verstoßen wird, und diese Verstöße, wie wir 

erleben, eine Ahndung nicht erfahren, spricht nicht gegen die Prinzipien. Es sollte als Aufruf 

verstanden werden, auf ihnen zu bestehen, sie zu verteidigen, ja zunächst vielleicht: sie in Er-

innerung zu rufen. Denn es gab früh, nicht nur, aber zumal im deutschen Weststaat, ein massi-

ves und sich durchsetzendes Interesse, in Vergessenheit zu bringen oder auch herabzusetzen 

und zu diffamieren, was in Nürnberg und schon zur Vorbereitung dieses Gerichtsverfahrens 

geleistet wurde. 

Kaum war ein Jahrzehnt nach dem Prozess vergangen, da schrieb der polnische Völkerrechtler 

Jerzy Sawicki, der in Nürnberg zur Delegation seines geschundenen Landes gehört hatte, ein in 

der DDR auch in deutscher Übersetzung erschienenes Buch unter dem Titel „Als wäre Nürn-

berg nie gewesen“. Seitdem sind die früh errichteten Barrieren und Blendwände, hinter denen 

das gemeinsam erworbene Verdienst der Juristen der Hauptmächte der Antihitlerkoalition zum 

Verschwinden gebracht werden sollte, nie vollständig abgerissen worden. Und inzwischen exis-

tieren der schlechten Gründe mehr, davon zu schweigen. Umso mehr gute lassen sich ins Feld 

führen, die Antifaschisten bewegen können, in Erinnerung und im Bewusstsein zu halten, dass 

und wie sich Humanisten damals eine auch völkerrechtlich geordnete Welt des Friedens vor-

stellten und was und wen sie brandmarkten, verdammten, verurteilten. 

Anfang 1945 war nach Auseinandersetzungen definitiv entschieden, den von mehreren Seiten 

unterbreiteten Vorschlag nicht länger zu verfolgen, der darauf hinausgelaufen war, sich mit den 

bereits hinreichend bekannten Verbrechern des Naziregimes nicht viele Umstände und ihnen 

einen kurzen Prozess zu machen, d. h. sie nach der Feststellung ihrer Identität an den Galgen 

zu bringen oder erschießen zu lassen. Dem Gerichtsverfahren wurde der Vorzug gegeben. 

Kriegsverbrecher sollten, woran schon im Hinblick auf deutsche Verbrechen im Ersten Welt-

krieg, begangen in Belgien und Frankreich und auf hoher See, gedacht worden war, in den 

Staaten abgeurteilt werden, in denen die Untaten verübt worden waren, oder, wenn sich das 

Geschehene so nicht lokalisieren ließ, vor ein internationales Gericht gestellt werden. 

Das war in mehrfacher Hinsicht eine weise Entscheidung. So wurde die Chance verkleinert, 

Märtyrer zu schaffen. Zweitens war auf diese Weise klarzustellen, dass hier nicht Rache geübt, 

sondern Recht gesucht, gesprochen und verwirklicht wurde. Und drittens gaben Prozesse wie 

sonst keine andere Vorgehensweise Gelegenheit, vor der breitesten Öffentlichkeit von den Tä-

tern und ihren Taten zu reden und damit die Räume zu verengen, die künftig mit Sicherheit für 

die Verbreitung von Fälschungen, Legenden und Geschichtslügen genutzt werden würden. 

Freilich der Aufwand, den dieses Vorgehen erforderte, war bereits in der Phase der Vorberei-

tung riesig, und es gab dafür keine Erfahrungen. 

Jedoch mussten die Arbeiten, als die Entscheidung schließlich in London am 8. August 1945 

in Gestalt eines Abkommens der vier Mächte getroffen worden waren, das auch das Statut für 
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das Gericht einschloss, nicht beim Punke Null begonnen werden. An der Sammlung von Be-

weisen für begangene Verbrechen während der Kriegsjahre waren die Regierungen mehrerer 

Staaten, darunter diejenigen im Londoner Exil beteiligt gewesen. 1942 hatte eine Konferenz 

beschlossen, in London eine Kommission zu etablieren, die sich eigens mit der Feststellung und 

Untersuchung von Verbrechen der faschistischen Welteroberer befasste. Indessen war die wich-

tige Arbeit noch zu leisten, die diese Verbrechen auch einwandfrei namentlich zu erfassenden 

Tätern zuordnete, so dass deren Verurteilung auf einen festen Boden von Beweisen gestellt 

werden konnte. 

Wer sich eine auch nur ungefähre Vorstellung von dem Umfang an Arbeiten macht, der auf 

dem Wege zu einer hieb- und stichfesten Anklageschrift zu bewältigen war, den kann nur wun-

dern, dass der Prozess tatsächlich in der vorgesehenen kurzen Zeit – es war seit dem Ende der 

Kriegshandlungen und der Eroberung Berlins kaum mehr als ein halbes Jahr vergangen – er-

öffnet werden konnte. Zudem wurden schon dreißig Tage vor seinem Beginn den Beschuldigten 

die Anklageschrift zugestellt, damit sie sich mit ihren Verteidigern auf ihre Strategie verabreden 

und sich auf Erwiderungen auf die gegen sie erhobenen Anschuldigungen vorbereiten konnten. 

Zuvor hatte zwischen den Vertretern der alliierten Mächte eine Verständigung darüber stattge-

funden, wer in diesem ersten Prozess, – schon war an nachfolgende gedacht worden –, auf der 

Bank der Angeklagten Platz nehmen sollte. Die getroffene Entscheidung zeigte das Bestreben, 

in Gestalt der dort platzierten Personen auch ein Gesamtbild von jenen Gruppen an der Spitze 

des Naziregimes zu geben, die für den Krieg und die Verbrechen die hauptsächliche Verant-

wortung trugen. Das waren zum einen herausragende Politiker des Regimes wie Göring und 

die Reichsminister des Innern, Wilhelm Frick, und des Auswärtigen Joachim von Ribbentrop, 

der Reichswirtschaftsminister Walther Funk und sein Vorgänger Hjalmar Schacht, der Reichs-

minister für die Bewaffnung Albert Speer und der für die besetzten Ostgebiete Alfred Rosen-

berg, der als Reichsleiter der NSDAP zugleich einer der ideologischen Wegbereiter von Krieg 

und Eroberung gewesen war. Das galt auch für Hans Frank, den faschistischen Juristen, der, 

residierend auf der Krakauer Burg, über das Generalgouvernement geherrscht hatte. Hier hinein 

war auch der Reichsminister ohne Geschäftsbereich Arthur Seyss-Inquart zu ordnen, bekannter 

als der Reichskommissar in den besetzten Niederlanden. 

Ohne den Rang eines Reichsministers zu besitzen, hatte Reinhard Heydrichs Nachfolger Ernst 

Kaltenbrunner, SS-General und Chef des Reichssicherheitshauptamtes, als Herr über den Ter-

ror- und Vernichtungsapparat zu den mächtigsten Männern im Reich gehört. In diese Reihe war 

weiter der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz, Fritz Sauckel, zu platzieren, zudem 

Gauleiter der NSDAP und Reichsstatthalter in Thüringen. Diese Funktion hatte zuletzt Baldur 

Schirach im Reichsgau Wien gehabt, der vordem als Reichsjugendführer fungierte und für die 

ideologische und mentale Aufrüstung von Millionen Jugendlichen zuständig gewesen war. 

Schirachs Anklage und Verurteilung heftete sich dann jedoch weniger an seine Vorkriegsrolle 

als Führer der Hitlerjugend, sondern an seine Initiative, unternommen um Wien „judenfrei“ zu 

machen und die „Nichtarier“ auf den Weg in die Ghettos und zu ihren Mördern zu verschleppen. 

Das Judenmorden stand auch im Zentrum der Anklage gegen Julius Streicher, den Herausgeber 

der antisemitischen Wochenzeitschrift „Der Stürmer“ und NSDAP-Gauleiter in Franken, der 

wie kein zweiter fanatisch gegen die Juden gehetzt und deren Vernichtung propagiert und ge-

rechtfertigt hatte. 

Waren das, mit der Ausnahme von Schacht, durchweg frühe Gefolgsleute Hitlers, so bildeten 

die Militärs (zu denen in anderer Weise als Oberkommandierender der Luftwaffe auch Göring 

gezählt werden muss) eine nach ihren Biografien eigene Gruppe. Generalfeldmarschall Wilhelm 

Keitel und Generaloberst Alfred Jodl waren vom ersten Kriegstag an die engsten Mitarbeiter 

Hitlers im Führerhauptquartier gewesen, während der von Hitler noch zu seinem Nachfolger 

ernannte Großadmiral Karl Dönitz die Kriegsmarine kommandiert hatte wie vor ihm der eben-

falls angeklagte Großadmiral Erich Raeder, der das Kriegsende bereits als Pensionär erlebte. 
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Zwei der Angeklagten fielen in unterschiedlicher Weise aus dieser Versammlung heraus. Der 

eine war der kurzzeitige Vizekanzler im Hitlerkabinett Franz von Papen, später Botschafter in 

Wien und Ankara, der seinen wichtigsten Part bei der Etablierung der Diktatur gespielt hatte. 

Diese Rolle, so politisch schändlich sie auch genannt werden musste, weil durch sie ein verbre-

cherisches Regime an die Macht gebracht wurde, fiel jedoch nicht unter die Anklagepunkte 

dieses Prozesses. Der andere war Hans Fritzsche, ehemals Leiter der Rundfunkabteilung im 

Propagandaministerium und der Einzige, der auf dieser Bank erkennbar eine Stellvertreterstel-

lung für seinen einstigen Chef zu beziehen hatte, denn was immer er selbst in Wort und Schrift 

für die Kriegsverlängerung geleistet hatte, er wäre doch nach Nürnberg nicht gekommen, hätten 

die Alliierten Goebbels oder einen seiner drei (aufeinander folgenden) Staatssekretären gehabt. 

Indessen war von diesen einer umgekommen und die beiden anderen konnten untertauchen und 

erst nach Jahren aufgespürt werden. 

Das also waren die in den Gerichtssaal auf die Anklagebank geführten. Erkennbar fehlten da 

einige. Gegen Martin Bormann wurde in absentia verhandelt, da sein Verbleib ungeklärt war. 

Erst später wurde festgestellt, dass er bei dem Ausbruchsversuch aus dem sowjetischen Ring 

um die Berliner Innenstadt ums Leben gekommen war. Robert Ley, Reichsleiter der NSDAP 

und Führer der Arbeitsfront, hatte sich nach dem Lesen der Anklageschrift in seiner Zelle um-

gebracht. Gustav Krupp von Bohlen und Halbach, bis 1943 Chef des berühmtesten unter den 

berüchtigten deutschen Rüstungskonzernen, war für prozessunfähig erklärt worden, er litt an 

seniler Gehirnerweichung. Sieht man von dem Fehlen Krupps ab, so eröffnete diese Ansamm-

lung doch so etwas wie einen Panoramablick auf die Mächtigen des geschlagenen Reiches. 

Das Bild von deren Rolle, ihrer Ideologie, ihrer moralischen Verfassung, ihren Plänen und den 

skrupellosen Schritten, mit denen sie an ihr Ziel zu gelangen suchte, gewann Tiefenschärfe 

freilich erst in den Monaten des Prozesses. Nicht etwa durch das Zutun der Angeklagten oder 

von deren Verteidigern, die sie nach eigenem Gutdünken hatten wählen können Die Beschul-

digten antworten dem Gerichtsvorsitzenden auf die eingangs an sie gestellte Frage, ob sie sich 

im Sinne der Anklage schuldig fühlten, allesamt „Nicht schuldig“. Sie logen, dass sich auch die 

stärksten Balken hätten biegen müssen. Wo sie „Geständnisse“ ablegten, geschah das unter dem 

Druck der ihnen präsentierten Fakten und begleitet von dem Versuch, sich in ein „allgemeines 

Verschulden“, eine „Verstrickung“ durch eine Mitwirkung zu retten, die von den ungeheuren 

Verbrechen Kenntnis angeblich nicht besaß, sondern diese erst hier im Gerichtssaal gewonnen 

habe. Das verfing zwar nicht, wirkte aber in der westdeutschen Nachkriegsgesellschaft lange 

nach. Dem Beispiel der Ausreden und Ausflüchte, der Berufung auf Eid und Befehl, der Beteu-

erung von Unwissenheit folgten viele und mit mehr Erfolg als die in Nürnberg vor Gericht 

Stehenden. 

Dass die Wahrheit zutage kam und zum ersten Mal ein auf Tatsachenmassen gestütztes Bild 

des deutschen Faschismus entstand, war ein Verdienst der Ankläger und ihrer Mitarbeiterstäbe, 

und der vielen, die das Beutegut an Akten auf prozessverwertbare Dokumente durchmustert 

hatten, nicht zuletzt auch der Zeugen der Anklage. Der Nürnberger Prozess, wiewohl das seine 

Hauptaufgabe nicht war, steht am Anfang einer langwierigen Erforschung des deutschen Fa-

schismus und der Geschichte seiner Eroberungen sowie der dabei begangenen Verbrechen. 

Gäbe es einen speziellen Nobelpreis für Geschichte, die damals Mitwirkenden hätten ihn post-

hum verdient. Es hätte auch der Friedensnobelpreis sein können. 
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„Wehrsold fürs Lügen“ 

Unsere Überschrift zitiert den „Tagesspiegel“ vom 14. Dezember 1945. Der berichtete, dass 

bis in die letzten Wochen des Krieges Soldaten der Wehrmacht in Berlin unterwegs gewesen 

wären, die nur scheinbar aus eigenem Antrieb in der Bevölkerung für das Aus- und Durchhalten 

Propaganda gemacht hätten, in Wahrheit aber einen freiwillig übernommenen Auftrag ausführ-

ten, für den sie Sold erhielten und, was ihnen wichtiger sein mochte, der Einreihung in das 

allerletzte Aufgebot für die Front entgingen. Das Unternehmen mit der Bezeichnung „Mund-

propaganda-Aktion“ bezeugte das einträchtige Zusammenwirken von Nazipartei, Staat und 

Wehrmacht, jeweils vertreten durch ihre Propaganda-Institutionen, die der Wehrmacht gehör-

ten, zum Oberkommando und waren in den Wehrkreisen durch besondere Offiziere etabliert. 

Dieses vaterländische Ruhmesblatt ist bald wieder zugeschlagen worden. Präsentiert wurden 

mit Vorliebe Berichte vorgeblicher Rettungsaktionen „unserer“ Feld- und Marineblauen, die in 

den letzten Kriegswochen so viele Zivilisten dem bolschewistischen Zugriff entzogen hätten. 

Verständlich auch, dass auf den Zeitungsbericht keiner der an der Aktion beteiligten Soldaten 

„Hier“ gerufen hat und sich gedrängt fühlte, zur „Aufarbeitung“ dieser Geschichte beizutragen. 

Welcher Nazi wollte in derlei Zeiten auch zusätzlich auf sich aufmerksam machen? Denn es 

waren zumeist sogenannte „alte Kämpfer“ gewesen, Leute also, die vor dem 30. Januar 1933 

sich der Hitlerpartei anschlossen, die ausgewählt wurden, um dem rapide schwindenden Ver-

trauen zur Führung und zum „Führer“ entgegenzuwirken. Das wurde ihre Hauptaufgabe und 

von ihren Einsätzen, zu denen sie uniformiert, mitunter aber auch in Zivil auszogen, brachten 

sie Eindrücke mit, die sie in Stimmungsberichten aufschrieben und die wiederum von ihrem 

Vorgesetzten zusammengefasst und „nach oben“ an Partei- und Wehrmachtsbonzen weiterge-

geben wurden. Im Wehrkreis Berlin oblag das einem schreibfreudigen Oberstleutnant Wasser-

fall – nomen est omen –, der auch wusste, was er an seinem Posten hatte. Dessen Berichte sind 

am dichtesten überliefert. Mit anderen aus Hamburg, Wien und Nürnberg stammenden wurden 

die Texte jüngst vollständig veröffentlicht, kommentiert und von Wolfram Wette erfreulich 

knapp und informativ eingeleitet. Damit ist ein weiterer Blick auf die Reste des Tausendjähri-

gen Reiches im Stadium seines Untergangs und seiner Agonie möglich. Gewiss, was besichtigt 

werden kann, ist nicht überraschend oder gar sensationell. Doch illustriert es auch nicht nur und 

noch einmal schon Bekanntes. Wer das Buch zur Hand nimmt, erfährt etwas über seine Vor-

fahren. Da kann er ins bloße Wundern geraten, sich aber auch befragen, wie weit er sich von 

deren Denken, Tun und Lassen entfernt hat. 

Auf die Idee, Soldaten, die momentan oder dauernd nicht frontdiensttauglich waren, an der „Hei-

matfront“ zu verwenden, um die verfallende Stimmung aufzumöbeln, war im Oktober 1943 im 

sächsischen Chemnitz ein Oberfunker gekommen, der möglicherweise seinem Namen zusätz-

lich Ehre machen wollte. Er hieß Fuchs. Der Mann, über dessen Biographie nichts weiter mit-

geteilt wird, wusste, daß, während in erheblichen Teilen der deutschen Bevölkerung Skepsis 

gegenüber den offiziellen Berichten der Wehrmacht wuchs und auch andere amtliche und ob-

rigkeitliche Verlautbarungen als „bloße Propaganda“ abgetan wurden, die Meinung von „Front-

soldaten“ über die Kriegslage hingegen noch begierig und weithin unkritisch aufgenommen 

wurden. Erklärte ein Urlauber, mit Orden hochdekoriert, dass die Sowjets jetzt schon Frauen 

und Kinder in den Kampf schickten, ließ das Hoffnungen keimen und sich verwurzeln. Lobte 

ein „Frontschwein“ Verlässlichkeit und Durchschlagskraft deutscher Waffen, rückte der Endsieg 

ein Stück näher. Mit diesem Pfund ließ sich wuchern, dachte und sagte Fuchs und fand Gehör. 

Bis zur Erprobung des Einfalls brauchte es Zeit. Wien, die hauptsächlich von den wohl fälsch-

lich als weniger verlässlich geltenden „Ostmärkern“ bewohnte Stadt, wurde dafür ausgewählt. 

Zunächst mussten im Wehrmachtspersonal Nazis gefunden und auf ihre Verlässlichkeit über-

prüft, auch eingewiesen, dazu zu strikter Geheimhaltung verdonnert werden. Dann konnte es 

losgehen. Die konfliktlos zusammenwirkenden Dirigenten der Wehrmacht und der Nazipartei 
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vor Ort waren begeistert. Minister Goebbels lobte das Unternehmen. Bei einer Zwischenbilanz 

wurde bestimmt, es solle bis zum 30. Juni 1945 fortgesetzt werden. Ganz ist das nicht gelungen. 

Der letzte Bericht stammt vom April. Dann war ja auch bald und definitiv Schluss. 

Schluss hieß auch das Verlangen, dem die Ausgesandten in Gaststätten, Kinos und Verkehrs-

mitteln, an Haltestellen und auf Bahnhöfen, in Luftschutzkellern und -bunkern bei Gesprächen 

oder einfach als Zuhörende wieder und wieder begegneten. Der Krieg sei sinnlos, erfordere 

unnötige Blutopfer, wäre ohnehin verloren. Das Morden müsse enden. Neben diese Berichte 

wären Akten derjenigen zu legen, die bis in die letzten Kriegsstunden die „Defaitisten“ verfolg-

ten, ergriffen, aburteilten und hinrichten ließen. Indessen kann nicht bezweifelt werden, dass in 

der Endphase des Krieges öffentlich und mit Zustimmung von Menschen, die einander unbe-

kannt waren, folgenlos Ansichten geäußert werden konnten, die in früherer Kriegsetappe von 

den Zuhörenden allenfalls schweigend hingenommen und vermutlich von Denunzianten gemel-

det worden wären. Insbesondere die Berichte für das Jahr 1945 zeigen ein Regime in Auflösung. 

Seine Macht war noch groß, aber seine Arme schrumpften doch auch schon. 

Unter den vielen Themen – von der beklagten Ernährungssituation bis zur psychischen und 

ideologischen Auswirkung der Bombenangriffe, von zunehmendem Tauschhandel bis zu em-

pörten Äußerungen über die ungleiche Verteilung der Kriegslasten – und aus der Unzahl von 

mitgeteilten einzelnen Beobachtungen können einige besonderes Interesse beanspruchen: Im-

mer wieder werden Episoden über das Verhältnis von Deutschen und Ausländern mitgeteilt, 

die deutlich zwei Verhaltensweisen erkennen lassen. Die eine klagt über „herumlungernde Aus-

länder“ und „faulenzende Kriegsgefangene“, die zur Arbeit angetrieben werden sollten. Die 

andere, vor allem in öffentlichen Verkehrsmitteln beobachtete, bezeugt unverborgene Distanz 

gegenüber Schikanen, mitunter auch Parteinahme für die nach Deutschland Verschleppten. 

Während „Volksgenossen“ Ausländer von ihren Plätzen in überfüllten S-Bahnen aufjagen, wei-

gern sich deutsche Frauen demonstrativ, die freigemachten Sitze einzunehmen, ja es wird sogar 

mitgeteilt, dass es in einem Falle zu einer heftigen Auseinandersetzung mit einem Soldaten 

gekommen sei, der gegen einen Ausländer tätlich wurde. Schwer entscheidbar, ob das mit schie-

lendem Blick eine Art Investition in die herannahende Nachkriegszeit war oder ob sich da, spät 

gewiss, bei Deutschen als Folge ihrer eigenen wachsenden Verelendung auch Anteilnahme am 

Elend des Feindes zu rühren begann. 

Mehrere Berichte sagen auch, welche Gedanken öffentlich über Kommendes ausgesprochen wur-

den. Die Bolschewisten-Furcht gehe zurück. So schlimm würde es nicht kommen. Der „Iwan“ 

werde sich an die Nazis, nicht an die Arbeiter halten. Hamburger sind sicher, dass der „Tommy“ 

komme, Berliner wünschen sich die „Anglo-Amerikaner“ herbei und lassen gar Freude über 

deren Vordingen über den Rhein erkennen. Daß, wer auch immer zuerst käme, eine Rechnung 

präsentieren werde, erschien gewiss – für das, was in anderen Ländern angerichtet worden sei 

und was Juden angetan wurde. Die Leute wussten mithin Bescheid, nicht alle und nicht alles, 

aber hinreichend viele viel genug. Und sie schienen sich, folgt man dem Aufgezeichneten, nicht 

gegen die Vorstellung aufzulehnen, dass derlei Abrechnung bevorstehe und gezahlt werden 

müsse. Das taten sie erst später als Bundesbürger und Neuverbündete. Ungleich weniger be-

schwert als es die „kleinen Leute“ waren, wurden von den Spitzeln, die kaum noch irgendetwas 

zur Beeinflussung der Stimmung zu tun vermochten, zwei Hamburger Großkaufleute angetrof-

fen. Die unterhielten sich darüber, dass das Ausland nach dem Kriege doch „deutsche Maschi-

nen“ brauchen und kaufen werde, und beruhigten sich bei dem Gedanken, es werde bis zur 

Rückkehr zu ihren gewohnten Geschäften nur noch wenige Wochen dauern. 

Die tiefe Kriegsmüdigkeit bewirkte indessen eines nicht: Widerstand. Eine Meldung, Hamburg 

betreffend, besagt, dass überall Missmut und „Kritik“, nirgendwo jedoch aufwieglerisches Ver-

halten angetroffen worden sei. Ein einziges Mal wird eine Klage erwähnt, die in einem Berliner 

Luftschutzkeller zu hören gewesen sei: „Wenn unsere Soldaten klug wären, wie 1918, dann wäre 

der Krieg schon vorbei!“ Lautstarke Proteste fanden nur in der Dunkelheit und Anonymität von 
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Filmtheatern statt. Als die Wochenschau mit der Goebbels-Rede gezeigt wurde, in der er – es 

war bei seinem letzten öffentlichen Auftritt in Görlitz – nach der Rückeroberung der Stadt Lau-

ban neue Offensiven ankündigte, erklang aus dem Publikum überall ungeniert Hohngelächter. 

Und in einem Berlin-Zehlendorfer Kino setzte eine aufgebrachte Menge durch, dass die Rei-

henfolge der zu zeigenden Filmstreifen vertauscht wurde. Sie wollte zuerst den Spielfilm, da-

nach erst die Wochenschau vorgeführt erhalten. Und das muss noch nicht einmal als Protest 

gegen die Propagandaschau angesehen werden. Sie wusste einfach, mit welcher Regelmäßig-

keit die Sirenen erklangen und in die Luftschutzkeller riefen. Da wollten die Besucher für ihr 

Geld den Spielfilm ganz gesehen haben. 

Das letzte halbe Jahr. Stimmungsberichte der Wehrmachtpropaganda 1944/45. Hg. Wolfram Wette, Ricarda Bre-

mer, Detlef Vogel, Klartext Verlag Essen 2001, 449 S. (= Schriften der Bibliothek für Zeitgeschichte – Neue 

Folge. Hg. Gerhard Hirschfeld, Bd. 13) 
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Wenn es nur eine Posse gewesen wäre ... 

Die Idee und die sich an sie knüpfende Vorstellung waren makaber: Im Festsaal des Roten 

Rathauses zu Berlin versammelt sich eine dreistellige Zahl von Hochschullehrern, Professoren, 

deren Berufung einst in DDR-Zeit erfolgte. Angetan sind sie in ein wenig unpassende Anzüge, 

ihre dunkelsten, die den einen etwas knapp sitzen, anderen unschön am altersbedingt abgema-

gerten Körper hängen. Gekommen sind sie, eine späte Dankrede zu hören, die ihnen, da es einen 

Minister für das Hochschulwesen in diesem Staate nicht gibt und die Kultur Ländersache sein 

soll, der Senator für Wissenschaft der Bundeshauptstadt hält. Einer von dessen Vorgängern hat 

vor nahezu anderthalb Jahrzehnten die hier Zusammengerufenen vor der Zeit, d. h. vor dem 

Erreichen des Emeritierungsalters entlassen. Ohne viele Umstände. Eine Minderheit auf dem 

Wege der „Abwicklung“ der Einrichtungen, an denen sie gearbeitet hatten, die Mehrheit auf 

dem der „ordentlichen“ und außerordentlichen Kündigung unter Verwendung unterschiedlicher 

Begründungen. 

Soweit es darüber zu Auseinandersetzungen vor den Arbeitsgerichten gekommen war, hatten 

die Richter sich als treue Staatsdiener und karrierebewusst erwiesen und die Hinauswürfe, denn 

um sie handelte es sich durchweg, für rechtens erklärt. Das führte die einen zu den Arbeitsäm-

tern, andere in den Vorruhestand, dritte sogleich in die Rente. Manche mussten ihre größeren 

Wohnungen verlassen. Bücherkauf war anders als vordem zu bedenken. Eine soziale Katastro-

phe wurde das für keinen der Betroffenen, es waren ihnen nur die „Instrumente“ genommen 

worden. Wer mit seinen Forschungen auf mehr denn Literatur angewiesen blieb, sah sich in 

einer schwierigen Lage und vor unlösbare Probleme gestellt. Selbst wer „nur“ auf in Archiven 

aufbewahrte Papiere zurückgreifen musste, hatte die Hürde der Reisekosten zu überwinden. 

Geistig und psychisch wurden manche, nicht anders als frühzeitig entlassene Arbeiter, mit der 

neuen Situation nicht fertig. Diese und ihre Urheber bewirkten, dass zur Geschichte der Wende 

auch aus diesem Kreis Suizide gehören. Die Diffamierungen in der Öffentlichkeit hatten dazu 

beigetragen. Zu ihnen gehörte die Erklärung von Geburtshelfern zu Mördern der Frühgebore-

nen und die von Chirurgen zu Leuten, die mit gezücktem Werkzeug auf den eintretenden Tod 

eines Patienten warteten, um ihm dieses oder jenes Organ zu entreißen, damit es einem „Pro-

minenten“ transplantiert werden könnte. Apropos Instrumente: Bevor der Senator also die noch 

Lebenden endlich „entpflichten“, ihnen also amtlich bescheinigen würde, dass sie tatsächlich 

seit Jahren für nichts mehr Verantwortung tragen, was in ihrem einstigen Arbeitsfeld geschah, 

würde ein Orchester spielen und danach den über die roten Teppiche Abgehenden noch die 

Begleitmusik liefern. 

Doch gemach: Es wird dazu nicht kommen. Im Berliner Senat, dessen Kennzeichnung merk-

würdigerweise noch immer mit den Wörtchen Rot-Rot vorgenommen wird, hat sich Einverneh-

men über die Idee nicht herstellen lassen. Kaum, dass sie geäußert war, erklärte der Regierende 

Bürgermeister von der roten Sozialdemokratie seinem Amtsbruder, dem roten demokratischen 

Sozialisten, für dessen Vorhaben stünde das Rote Rathaus nicht zur Verfügung. 

Diese Entscheidung kann nur ein Verdienst genannt werden. Welche Komplikationen, wie viele 

Arbeitsstunden, wie viele verwickelte Entscheidungen hat das Stadtoberhaupt dadurch sich, 

seinen Senatoren und einer Kompanie von Beamten vorsorglich – um es mit einem Wort zu 

sagen, das seine Haupttätigkeit charakterisiert – eingespart. Allein die Zusammenstellung der 

Liste der Einzuladenden wäre schwierig genug geworden. Am einfachsten noch die Klärung 

der Frage: Wer ist inzwischen verstorben und braucht also nicht mehr berücksichtigt zu werden, 

sofern nicht Witwen oder Nachkommen ersatzweise geladen werden sollen. Alsdann wäre die 

Gruppe der in irgendeine Zusammenarbeit mit der Staatssicherheit Verwickelten zu erfassen 

gewesen, aus der natürlich niemand zu Saale gebeten werden würde. Da lauerten jedoch Irrtü-

mer, denkt man an die unvollendete Arbeit an der sogenannten Rosenholz-Kartei. Auch mit 

diesem Schritt würde man die Auszusondernden noch nicht lückenlos ermittelt haben. Wie soll-
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te mit denen verfahren werden, die seinerzeit Sympathien mit der Idee und dem Projekt das 

Sozialismus laut geäußert und diese gar begründet hatten? Soweit es sich um Wiederholungs-

täter handelte, Unbelehrbare, Betonköpfe und dergleichen, waren Entscheidungen einfach. Sie 

würden von Invitationen unbedacht bleiben. Doch wäre die soweit getriebene Sondierung hin-

reichend? Was sollte mit den Nostalgikern werden? Bis zum letzten Moment hätten selbst nach 

alledem am friedlich-versöhnlichen Bild der Versammlung basteln müssen. Es wären leer blei-

bende Stühle wegzuräumen gewesen, damit die nicht während der Feier gähnten. Denn es 

konnte nicht damit gerechnet werden, dass alle Gebetenen auch kommen würden. Kurt Tuch-

olsky war in der DDR ein viel gelesener Mann und dessen Vers über den Kakao vielfach ein-

geprägt. Durch diese Flüssigkeit würde nicht jeder sich ziehen lassen wollen. Selbst von demo-

kratisch-sozialistischer Hand nicht. 

Nein, diese verwickelten Fragen werden sämtlich nicht auf Bürotische gelangen. Und so ließe 

sich hier, hätte sich die begrabene Idee einsam wie ein Kreuz auf weitem Feld erhoben, unsere 

Betrachtung schließen. Hat sie aber nicht. Sie war Teil einer erneuten Erörterung jener Ge-

schehnisse, die vor anderthalb Jahrzehnten sich in Berliner Einrichtungen der wissenschaftli-

chen Lehre und Forschung ereignet hatten. Den Auftakt dazu gab die in der Bundeshauptstadt 

erscheinende „Sozialistische Tageszeitung“, über die sich vieles sagen lässt, nur nicht rechtens, 

dass sie ihren Lesern nicht gelegentlich auch jene und mitunter in extenso vorführt, denen 

Schaum vors Maul kommt, sobald sie bemerken, dass die Parteigänger des großen Kapitals in 

Deutschland noch nicht vollständig unter sich sind. Also fand im „Neuen Deutschland“ ein 

Interview mit jenem Senator Platz, der seinerzeit den Prozess der Entfernung der Ostberliner 

Hochschullehrer und weiteren Personals dirigiert und durchgesetzt hatte. So weitgehend, dass 

vom existierenden Bestand der wissenschaftlichen Mitarbeiter an der Humboldt-Universität 

drei von vier entlassen wurden. Gefragt, was er heute darüber denke, erhielt der Redakteur eine 

ein wenig anders formulierte, in ihrem Kern aber biblisch-mosaische Antwort, die lautete: „... 

und siehe, es war gut“. 

Das lesend, wurden Betroffene mobilisiert und drangen mit ihren Einwänden auf Leserbriefsei-

ten vor. Nein, gut sei das nicht gewesen und nicht gelungen. Verwunderlicher Protest. Warum 

fragten die sich da äußernden geschulten Leute nicht: Für wen denn gut, für wen denn schlecht? 

Fragen, deren Beantwortung ja im Blick auf den Ausgang nicht nur militärischer, sondern auch 

ökonomischer, geistiger und selbst politischer Kämpfe gelegentlich von Nutzen sein soll. Statt-

dessen begegnete den Lesern dieser Zuschriften als Maßstab für Gut und Schlecht „das heilige 

Deutschland“ in säkularisierter Abwandlung. In einer der Zuschriften heißt es, „... das frisch 

vereinte Deutschland“ hätte doch „dank vereinter Kräfte überall zulegen müssen“. So das Urteil 

eines Professors der Wirtschaftswissenschaften, dessen Institut samt der Hochschule für Öko-

nomie der Abwicklung verfallen war. Das empört den Mann, der an einer Einrichtung wirkte, 

deren erklärter Auftrag die Ausbildung von Kadern für eine sozialistische Wirtschaft war, ins-

gesamt und speziell, weil er den seinerzeitigen Senator mit Vorschlägen für seine Indienst-

nahme und die seines Instituts versorgt hatte. Die liefen darauf hinaus, die Kenntnisse, welche 

gerade DDR-Wissenschaftler besaßen, für die „Entwicklung Osteuropas und (von) Ost-West-

Wirtschaftsbeziehungen“ zu nutzen, d. h. für den Neueinzug des Kapitals in den nun wieder 

freien Teil des Kontinents bis hin zu den Höhen des Ural und des Kaukasus und derart – dies 

bot der Experte als Forschungsschwerpunkt an – „die Gestaltung gesamteuropäischer Wirt-

schaftsbeziehungen“ voranzubringen. 

Dieser Rückblick eines tief und nachhaltig Gekränkten führt noch einmal zu der gedachten 

Posse zurück. Der Streit um die Idee geriet nämlich bis in das Berliner Abgeordnetenhaus. Dort 

verteidigte der aktuelle Senator – vergeblich – seinen Vorschlag gegen arge Verdächtigung. Er 

wies die Unterstellung als absurd zurück, er wolle klammheimlich Stasi-Mitarbeiter rehabili-

tieren und erläuterte sein positives Ziel. Es solle den Spätentpflichteten „ihre Würde“ zurück-

gegeben werden. Wo dieser Verlust angemeldet worden war, sagte er nicht. Ungeklärt blieb 
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auch, ob er von einem der Geschädigten oder überhaupt erst bei Senatsarbeiten bemerkt worden 

ist. Zudem erscheint zweifelhaft, ob der Begriff Würde das Verlorene treffend bezeichnet oder 

ob es sich nicht um ein zwiefaches Abhandenkommen handelt, das von Überzeugung und Cha-

rakter – vorausgesetzt, dass Verlust nicht überhaupt nur betrügerisch vorgetäuscht war. Kurz-

um, es hätte vor solcher Veranstaltung sicher festgestellt werden müssen, wer eigentlich was 

verloren hatte, damit nichts in falsche Hände geriete. Dazu wäre die Inanspruchnahme von nicht 

näher zu beschreibenden Diensten erforderlich gewesen, denn es handelte sich ja schließlich 

nicht um den relativ leichten Fall eines vermissten Fahrrads. 

In der Zuschrift eines anderen Professors wird hellsichtig die Möglichkeit angemerkt, dass der 

gewesene Wissenschaftssenator mit seinen Maßnahmen gegen die ostdeutschen Wissenschaft-

ler womöglich genau das erreicht habe, was er beabsichtigte. Ein dritter ist darüber nicht in 

Zweifel und kennzeichnet das Geschehene als Methode „kolonialistischer Vernichtung“. Je-

doch: Wo immer portugiesische, spanische, niederländische, britische und andere Kolonisato-

ren ihren Fuß hinsetzten, Universitäten und Ansammlungen von Professoren, die marxistisch 

gebildet oder doch geschult und auf das Wirken für eine sozialistische Gesellschaft verpflichtet 

waren, haben sie zu keiner Zeit irgendwo angetroffen. Das Geschichtsbild trifft die Wirklichkeit 

so wenig wie der vordem schon mehrfach herangezogene Vergleich mit der Vertreibung jüdi-

scher Wissenschaftler aus Deutschland 1933. Und das nicht nur wegen der Unterschiedlichkeit 

der Gründe. Als diese Verfolgten ins Exil gingen, stand Ersatz nicht bereit und Hitler fertigte 

den darob warnenden Planck mit dem Bemerken ab, dann werde man eben ein Jahrzehnt ohne 

diese Spezialisten auskommen. Musste man 1990 nicht. Die Konkurrenz saß in Startlöchern 

und alsbald auf den freigemachten Leerstühlen. Die Patienten medizinischer Kliniken, die 

Ärzte, von denen sie gestern noch behandelt worden waren und denen sie vertrauten, nicht mehr 

antrafen, interessierten nicht. Wissenschaftliche Arbeiten, die in hoffnungsvollen Stadien ab-

gebrochen wurden? Machen wir selber und besser. 

Nein, so wenig wie den Organisatoren des Anschlusses im Großen und Ganzen wesentliche 

Fehler unterlaufen wären, so wenig auch ihrem nach Berlin gerufenen Wissenschaftssenator. 

Geirrt haben mag er – und auch er sich nicht allein – in der Anpassungsbereitschaft eines nicht 

zu bestimmenden Teils der DDR-Intelligenz. Von schwerwiegender Folge war das jedoch für 

das Konzept nicht. Und was seinen Nachfolger angeht, so könnte der sich fragen, ob die Streiks 

von Berliner Studierenden an der Humboldt-Universität mit so wenig Solidarität der Hoch-

schullehrer abgelaufen wären, wenn er es noch mit einem ins Gewicht fallenden ostdeutschen 

„Altbestand“ zu tun gehabt hätte. Nochmals nein. Das Unternehmen ist gelungen und rechtfer-

tigt sich an seinen gewollten politischen Konsequenzen und selbst an den nicht im Voraus zu 

bedenkenden Spätfolgen. 

Auf der Tagesordnung steht nicht Rückgabe von Würde und dergleichen Firlefanz, sondern zwei-

erlei vor allem. Erstens, soweit es Hochschullehrer anlangt, die Korrektur der Strafrentenpraxis. 

Das meint nicht diejenigen, denen eine besondere Ostrenten-Regelung zudiktiert wurde, wenn-

gleich deren Höhe in vielen Fällen für Westberliner Kollegen nicht ausreichen würde, deren 

Wohnungsmieten zu bezahlen. Es meint jene, die unter besondere und diffamierende Normen 

gestellt wurden, weil sie in Einrichtungen und Organisationen forschten und lehrten, die den 

Anschlusspolitikern in besonderem Grade verhasst waren und blieben. Und zweitens und wich-

tiger noch: die vollständige Herstellung von Gleichberechtigung bei Bewerbungen jener Wis-

senschaftler, die ihre Ausbildung, Lehr- und Forschertätigkeit zu DDR-Zeit begonnen haben. 

Nun notwendig unter Berücksichtigung der unverschuldeten Nachteile, die ihnen in anderthalb 

Jahrzehnten durch das Abschieben in Arbeitslosigkeit, in zeitweilige, prekäre Arbeitsverhältnisse 

und vielfach durch von ihren Fachkenntnissen weit entfernte Tätigkeiten entstanden sind. 

Wie sich hingegen die denkbaren, an Zahl und Tiefe indessen nicht zu überschätzenden Probleme 

jener beheben lassen, die seinerzeit als „Gutachter“ an der vielfach würdelosen Evaluierungspro-

zedur teilnahmen und damit zumeist Material für Entlassungsschreiben herbeischafften, soll hier 
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nicht erörtert werden. Entschuldigungen nicht anders als Entpflichtungsakte nebst Danksagun-

gen würden die Heuchelei fortsetzen, deren Feststellung übrigens keinen besonderen Vorwurf 

enthält, gehört sie doch zum politischen Alltag. 

 



943 

Wider den Zeitgeist 

„Zeitgeist“ – der schwammige, vielverwendete Begriff geistert durch Artikel der Presse und 

Kommentare von Rundfunkstationen. Er scheint sich auch in dieser Zeitung fest einzunisten. 

In einer Ausgabe (4. November 1997) sprang er selbst den eiligen Leser gleich aus zwei Über-

schriften an. Die eine offerierte einen Artikel, der sich mit einer Aufführung im Deutschen 

Theater befasste, mit der von Gerhart Hauptmanns „Roter Hahn“. In ihm wurde über die Figur 

der Fielitz gesagt, nicht bittere Not, sondern der „Zeitgeist“ habe sie zur Untat angestiftet, ihre 

alte Behausung anzuzünden, damit Platz für ein neues Mietshaus entstünde, das Aussicht auf 

Gewinn verspräche. Hier wird „Zeitgeist“ noch decouvriert: Gemeint ist das verbreitete, gleich-

sam ansteckende Streben nach Geld, das auf rascheste und bequemste, also gerade auch auf 

betrügerische Weise erlangt werden kann. 

Im zweiten Falle sprach in einem Interview die für Öffentlichkeitsarbeit zuständige Mitarbei-

terin des Deutschen Historischen Museums vom „Zeitgeist des Publikums“, der es ein Ausstel-

lungsthema annehmen lasse (oder auch nicht). Hier wird über die Bedeutung, in welcher der 

Begriff verwendet wird, keine Andeutung gegeben. Es scheint irgendeinen nicht zu beschrei-

bender Geist zu sein, der in der Stadtmitte Berlins zwischen Schlossplatz und Forum Friderici-

anum Besucher und Einheimische in das Haus Unter den Linden 2 weht, sich das eine Mal 

königlichen, dann wieder alltäglichen Plunder anzusehen. 

Dass es sich bei den beiden zitierten Überschriften nicht um Zufallsfunde handelt, erwies sich 

schon zwei Tage später. Da wird von der Vorstellung eines Buches über Erich Mielke berichtet. 

Von den Tatsachen, die sein Autor anführt, heißt es, deren Auswahl sei natürlich „durch den 

Zeitgeist vorgeprägt“ worden. Das ist offenbar ein anderer Geist als jener, der die Besucher ins 

Museum wedelt, und diese beiden sind wieder mit jenem nicht identisch, welcher die Fielitz 

antrieb. Offenbar wäre es zweckmäßig, die Zeitgeister zunächst wenigstens zum Zwecke vor-

läufiger Unterscheidung zu nummerieren, ähnlich wie das mit preußischen und anderen Mo-

narchen gleichen Namens geschah. Denn nun gar (Ausgabe vom 14. November 1997) und da 

in einem politischen Interview, ist es wiederum ein anderer, offenbar erst seit kurzem agieren-

der „Zeitgeist“, der „Äußerungen auch in der Politik“ legitimiert, „die vor Jahren noch als ein-

deutig rechtsextremistisch gegolten hätten“. 

Da der „Duden Etymologie“ letzter Hand zwischen „Zeitalter“ und „Zeitgenosse“ den „Zeit-

geist“ noch nicht ausgemacht hat, kann man sich aushilfsweise mit Kurt Tucholsky beraten. 

Der schrieb 1930 einen Artikel unter der Überschrift „Die Zeit“, zudem ihm seine Feststellung 

Anstoß wurde, dass von zwei Worten, die in einer beliebigen Zeitung am meisten zu finden 

seien, das eine „Zeit“ heiße. Die Menschen, fuhr er fort, verkröchen sind hinter ihm wie „hinter 

einer Kulisse“. Dabei sei es vorwiegend „der mondäne Geistige“, der sich „auf seine Zeit“ be-

ruft, während in Wahrheit – so Tucholsky – „was der Mensch tut, unter welchen Umständen 

auch immer, ... der Ausdruck seiner selbst oder Ausdruck seiner Klasse“ sei. Denn: „Das, was 

die Herren Zeit zu nennen belieben, ist oft nur die Dominante eines zahlenmäßig kleinen Krei-

ses, der sich gern als den Vorläufer der großen und groben Massen denkt.“ (Heute lassen sich 

die Nachfahren dieses Kreises mit einem anderen Modewort gern als „Vordenker“ poussieren, 

das ihnen zuschreibt, heute schon zu denken, was andere morgen nicht nur ihnen nachdenken, 

sondern häufig auch tun sollen.) 

Tucholsky beließ es nicht bei der Bloßstellung. Er entwickelte, was nach seiner Überzeugung 

im erörterten Zusammenhang die Kennzeichnung „Zeit“ allein verdiene. Wer durch die Zeit 

einen Querschnitt ziehe, der stoße auf „vielerlei Schichten“. Er treffe auf die Schicht „schon“, 

also die soeben entstandene, auf die darunter liegende „noch“, die demnächst vergehen oder 

absterben oder vernichtet werden wird, dann auch auf die „alte“ und – die „ganz alte“ und sie 

alle würden nebeneinander existieren. Das Resümee lautete: „Nur, was allen diesen Schichten 

gemeinsam ist: das macht die Zeit aus.“ 
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Was dieses Gemeinsame an Gedankenwelt und Gefühlshaushalt, Verhaltensweisen und Ver-

weigerungen heutzutage in deutschen Landen sei, darüber darf gerätselt, nachgedacht und auch 

gestritten werden. Jedoch: Wie sich 1930 entschlüsseln und benennen ließ, was hinter der hand-

lichen Verwendung von „Zeit“ sich verbarg, so könnte auch 1997 auf verständliche Begriffe 

gebracht werden, was hinter dem „Zeitgeist“ interessiert oder gedanken- und absichtslos ver-

steckt wird. Und in einer sich als links verstehenden Zeitung zumal, in der Redakteure und 

Autoren doch gelegentlich gegen ihn anschreiben. Dagegen ließe sich nun freilich wieder vor-

bringen, dass deren in Sachen Gesellschaft geschulte Leser nicht um das Vergnügen gebracht 

werden wollen, dies von Fall zu Fall selbst herauszufinden. 
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Zeugnisse Hochbetagter 

Dieses Buch sei ein Glücksfall, schrieb der Militärhistoriker und Weltkriegserforscher Gerd 

Krumeich, der zu ihm, seiner Neuherausgabe, das Vorwort beisteuerte. Und das ist es zweifels-

frei. Sein Urheber arbeitete über Jahre unverdrossen daran und das ohne den Druck irgendeiner 

Konkurrenz. Wer noch wäre in den achtziger und neunziger Jahren darauf gekommen, die im 

neunten Lebensjahrzehnt befindlichen deutschen Teilnehmer des Ersten Weltkrieges aufzuspü-

ren und sie nach ihren Erlebnissen zu befragen? Wolf-Rüdiger Osburg, ein auf den Feldern von 

Geschichte und Rechtswissenschaften bewanderter Mann, promovierter Jurist, dann als Mana-

ger und Unternehmer in der Wirtschaft arbeitend, konnte über die Zeit und die Mittel verfügen, 

sich, nachdem er die Adressen der Überlebenden ermittelt und deren Zustimmung zu seinem 

Unterfangen brieflich oder telefonisch erhalten hatte, mit einem Tonbandgerät und einem Fra-

gekatalog auf die Wege machen, kürzere im Umkreis seines Wohn- und Arbeitsortes Hamburg, 

dazu in Städte Niedersachsens und Schleswig-Holsteins, aber selbst bis in den Südwesten der 

Bundesrepublik. 

Was er, wenn auch nicht schwarz auf weiß, nach Hause trug, hat er nicht einfach in ein Schrift- 

und Druckwerk transferiert, sondern nach Themen gegliedert, ohne dass dabei der Eindruck 

entstanden wäre, es sei hier ein jeweils Ganzes auseinandergerissen worden. So kommen seine 

mehr als 100 Interviewpartner in einer Weise zu Wort, manche von ihnen mehrmals, die ge-

meinsame und unterschiedliche Perspektiven auf den Krieg und die in ihm gesammelten Erfah-

rungen eröffnen. Nicht, dass dadurch grundlegend Neues und Unbekanntes zutage gefördert 

worden wäre. Kriegstagebücher, Feldpostbriefe und später geschriebene Erinnerungen haben 

das Bild dieses Krieges längst aus der begrenzten und vereinfachenden Sicht von Regierenden, 

Befehlenden und Kommandierenden gerückt und es aus der Wahrnehmung derer gezeigt, die 

da regiert, kommandiert und befehligt wurden. 

Nun also ist der 2000 erstmals, 2009 wieder erschienene Band, da waren auch die letzten der in 

ihm zitierten Zeugen verstorben, – sie gehörten den Geburtsjahrgängen 1893 bis 1898 an, zähl-

ten also bei Kriegsbeginn nicht mehr als 21 oder gerade 16 Jahre –, umfassend überarbeitet 

wieder aufgelegt worden. Die Gliederung setzt mit den Abschnitten „Jugend“ und „Kriegsaus-

bruch“ ein und endet mit den beiden über „Revolution“ und „Leben danach“. Die soziale Zu-

sammensetzung der Befragten spiegelt nicht die Gesellschaft wider. Wenige Schlosser und 

Zimmerleute und ein nicht näher charakterisierter Arbeiter verlieren sich in der Masse der In-

tellektuellen, Bürger und Kleinbürger. Das prägte viele der geschilderten Jugend- und Vor-

kriegserlebnisse der Befragten, die meist treue, ja begeisterte Bürger des Kaiserreiches waren 

und ebensolche Soldaten, wie dann geschehen, werden wollten. Das überrascht ebenso wenig 

wie der Inhalt des Schlussabschnittes, aus dem sich ein weit gefächertes Bild davon gewinnen 

lässt, was diese Krieger dachten und taten, als sie – nicht alle – die Uniform auszogen. Niemand 

äußerte einen Gedanken darüber, was sie jenseits der deutschen Grenzen angerichtet hatten. 

Über die Ursachen des Krieges, die Ziele, für die sie da geschossen hatten, die Interessen, denen 

sie dienstbar gemacht wurden, sprach nicht ein einziger. Einige bekannten, wie gründlich sie 

den Krieg von da an und für immer satthatten. Einer gab zu Protokoll, dass er „der Todfeind 

jedes Krieges geworden“ war. Zorn erfülle ihn gegen jene, die Kriege machten wie jüngst den 

Golfkrieg. „Krieg ist für mich gleichbedeutend mit kriminell.“ Der das aufs Band sprach, ge-

hörte zur Minderheit jener Interviewten, die ihren Namen nicht gedruckt sehen wollten. Und 

auch der Herausgeber bekennt, der freilich rückblickend: „Zorn empfinde ich denen gegenüber, 

die allzu leichtfertig den Krieg haben entstehen lassen und ihn dann vehement, zynisch und 

ohne Pause fortgeführt haben.“ Die Wendung vom „entstehen lassen“ wäscht freilich nur Pelze, 

deren Träger unbenannt bleiben und das, ohne sie nass zu machen. 

Wolf-Rüdiger Osburg, Hineingeworfen. Der Erste Weltkrieg in den Erinnerungen seiner Teilnehmer, Osburg Ver-

lag 2013, 2. Auflage, 525 S. 
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Zweierlei Freiheiten die Phantasie des Historikers 

und des Filmemachers beim Umgang mit dem „Holocaust“. 

I. 

Es existiert kein zweites Feld in der Geschichte des deutschen Faschismus und des Zweiten 

Weltkrieges, das von der internationalen Historiographie so intensiv erforscht worden wäre, 

wie der Massenmord an den europäischen Juden. Allerdings haben die Geschichtsforscher das 

Thema vergleichsweise erst spät angenommen. Gerald Reitlinger war mit seiner profunden Ar-

beit „The Final Solution – The Attempt to Exterminate the Jews in Europe 1939-1945“, die 

1953 in London erschien, ein einsamer Vorreiter.1 

Selbst in dem Staat, in dem die größte Gruppe von Bürgern jüdischer Religion bzw. Herkunft 

lebt, in den USA, machte sich über Jahrzehnte kein gesellschaftliches Interesse geltend, die 

Erforschung des „Holocaust“ besonders zu fördern oder sie als einen Schwerpunkt wissen-

schaftlicher Anstrengungen zu favorisieren. Der Mann, der durch seine Forscherarbeit über 

Jahre und Jahrzehnte und – ohne Übertreibung lässt sich sagen – bis auf den heutigen Tag das 

Niveau der Forschung bestimmte, war Raul Hilberg. Er wurde 1926 in Wien geboren und 

konnte mit seinen Eltern rechtzeitig über Frankreich und Kuba in die USA gelangen. Nachdem 

er in der amerikanischen Armee gedient hatte, gegen Kriegsende auch nach Europa kam, be-

gann er in New York Politik und Staatswissenschaften zu studieren. Schon während seines Stu-

diums wählte er die Geschichte des Massenmords an den Juden als sein Forschungsthema. Das 

blieb es bis auf den heutigen Tag. 

Hilbergs Hauptwerk „The Destruction of the European Jews“ kam 1961 gleichzeitig in Chi-

cago, in einem kleinen Verlag, und in London heraus. Es dauerte zwanzig Jahre, bis es wiede-

rum ein sehr kleiner Verlag, der später bankrottging, in Berlin-West in deutscher Übersetzung 

herausbrachte.2 Diese Verspätung hob sich merkwürdig von der im kapitalistischen Deutsch-

land inzwischen geübten Praxis ab, namentlich englisch- und amerikanisch-sprachige Bücher 

zu gesellschaftswissenschaftlichen Themen übersetzt rasch auf den Markt zu bringen. 

Kürzlich erschienen in deutscher Ausgabe Hilbergs Memoiren unter dem Titel „Unerbetene 

Erinnerungen“.3 Erzählt wird mit äußerster Sachlichkeit und unter Verzicht auf jede Klage, dass 

und mit welchen faulen Argumenten sich in den fünfziger Jahren in den USA Druckereien von 

Universitäten weigerten, das Resultat von Hilbergs Forschungen zu publizieren. Auch ein Ver-

such, die obendrein preisgekrönte Arbeit in Zusammenarbeit von amerikanischen und israeli-

schen wissenschaftlichen Institutionen herauszubringen, scheiterte. Hilberg benennt die Gründe 

und Faktoren, die diese Blockaden verursachten. In den USA war das Interesse an dem Thema 

so unausgebildet, dass Hilbergs Lehrer und Mentor ihm schon am Beginn seiner Forschungen 

glaubte voraussagen zu müssen, dass er mit seiner Wahl sich jede wissenschaftliche Laufbahn 

verbauen würde. 

Die Drucklegung kam über Jahre aber deshalb nicht zustande, weil die Resultate der Forschun-

gen mehreren Gutachtern nicht behagten. Das betraf insbesondere die Darstellung der Haltung 

von Juden und jüdischen Organisationen in den Jahren der Verfolgung und der Ausrottung. In 

den sechziger Jahren waren es ausschließlich politische Befürchtungen, die renommierte deut-

sche Verlage davon abhielten, sich des Werkes anzunehmen. Heute mag die Erinnerung an 

diese Tatsachen aus den Anfängen der „Holocaust“-Forschung wie eine Meldung aus grauer 

 
1 Die deutsche Übersetzung erschien in der Bundesrepublik bezeichnender Weise mit einem veränderten 

Untertitel: „Hitlers Versuch der Ausrottung der Juden Europas 1939-1945“. Sie charakterisierte die do-

minierende Tendenz, die Verbrechen des Faschismus auf Hitlers Urheberschaft und Alleinverantwortung 

zu verkürzen. Diese ist bis heute nicht überwunden. 
2 Raul Hilberg, Die Vernichtung der europäischen Juden. Die Gesamtgeschichte des Holocaust, Berlin 

1982. 
3 Raul Hilberg, Unerbetene Erinnerungen, Der Weg eines Holocaust- Forschers, Frankfurt a. M. 1994. 
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Vorzeit erscheinen. Das Einwirken politischer und ideologischer Interessen auf diesen Zweig 

der geschichtswissenschaftlichen Arbeit hat sich abgeschwächt. 

Eine Gruppe von Forschern, die ihre wichtigsten institutionellen Basen in den USA, in Groß-

britannien, Israel, Frankreich und in der Bundesrepublik und auch hier in Österreich besitzt, hat 

das eingangserwähnte Resultat hervorgebracht, ohne dass irgendjemand der Meinung wäre, die 

Arbeiten seien zu einem auch nur vorläufigen Abschluss gelangt. Die Ergebnisse wissenschaft-

licher Arbeit sind verkürzt in Nachschlagwerken leicht (und neuerdings auch billig in Paper-

back-Ausgaben) zugänglich. 

In der Bundesrepublik zeigt das Hervortreten von Spezialisten einer jüngeren Generation in der 

„Holocaust“-Forschung nicht nur an, dass das Begonnene und Weitgetriebene fortgesetzt wird. 

Es lässt sich auch deutlich erkennen, dass gleichsam die Scheinwerfer an neuen Plätzen aufge-

stellt werden. Die Ausleuchtung des Feldes hat sich damit verändert, sie ist tiefenschärfer und 

vor allem breiter geworden. Wer das Thema „Holocaust“ auf Hitler eingrenzt, diese Sichtweise 

hat freilich noch immer ihre Vertreter, wirkt in der Gruppe der Spezialisten eher als ein Exot. 

Mehr noch: es lassen sich Tatsachen anführen, die davon zeugen, dass in der Frontstellung 

gegen diese Art von monokausaler personalistischer Geschichtsauffassung der Antisemit Hitler 

und seine Rolle eher zu weit aus dem Blickfeld geraten sind. Doch dürfte die Korrektur dieser 

„Abweichung“ leichter zu bewirken sein als die Überwindung der apologetischen Darstellung 

von Hitler als dem Alleintäter. 

Die Erforschung des Massenmords an den europäischen Juden hat in vielen europäischen Staa-

ten zu einer bis in die Regional- und Lokalgeschichte reichenden Rekonstruktion der Verfol-

gungen von ihren Anfängen bis zur Deportation der Opfer geführt. Ungleich weniger genau 

wurden die Geschichte der Vernichtungsstätten und -lager von der Geschichtswissenschaft er-

forscht. Über den Mordkomplex Auschwitz, über die Vernichtungsstätten Kulmhof (polnisch 

Chełmno) im Reichswarthegau und die der „Aktion Reinhard“ in Belzec, Sobibor und Treb-

linka im Osten des Generalgouvernements existieren keine annähernd so detaillierten Mono-

graphien wie etwa über Organisationen und Institutionen der Täter. 

Die internationale „Holocaust“-Forschung war und ist seit Jahrzehnten von der Frage geleitet, 

ja beherrscht: Wie konnte es geschehen? Diese Frage hatte die Konzentration der Recherchen 

und der Interpretationen auf die Seite der Täter zur Folge, denn die Geschehnisse waren von 

ihnen und nicht durch die Opfer bestimmt worden. Die Täter planten, entschieden, befahlen, 

ordneten an, deportierten, mordeten, informierten, registrierten. Was waren deren Antriebe, was 

ihre Ziele? Welche Rolle hatten Personen, welche die politischen, militärischen und ideologi-

schen Machtzentren des deutschen Faschismus gespielt, als das Verbrechen vorgedacht, geplant 

und verübt wurde? 

In der deutschen Historiographie prägte sich diese Fragerichtung besonders aus. Das erscheint 

ebenso verständlich wie gerechtfertigt. Unter den Opfern waren zu Tausenden und Zehntausen-

den Deutsche jüdischen Glaubens und/oder jüdischer Herkunft. Sie waren den Verfolgungen 

am längsten ausgesetzt. Deutsche vor allem waren die Täter und keiner ihrer nichtdeutschen 

Mittäter hätte vollbringen können, was er zu dem Gesamtverbrechen beitrug, hätte ihm nicht 

die Einladung oder Forderung zur Kollaboration dazu die Gelegenheit gegeben. Aus dieser 

Grundtatsache ergab sich eine besondere Pflicht der Historiker in den beiden deutschen Staaten, 

sich mit der Erforschung der beispiellosen Untat auseinanderzusetzen. Mit einigen Ausnahmen 

waren es vor allem Wissenschaftler, die der später sogenannten Hitlerjugend-Generation ange-

hörten oder die gegen Kriegsende eben noch in den Volkssturm oder die Wehrmacht gezwun-

gen wurden, die sich des Gegenstands annahmen. 

In das Zentrum ihrer Aufmerksamkeit traten zwei Themenkomplexe: Der eine betraf den Über-

gang von der Politik der Vertreibung der Juden aus dem deutschen Machtbereich zur Vernich-

tung der Juden. Dessen Untersuchung mündete in die vielumstrittene Frage, wann und wie der 
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Entschluss zum Judenmassenmord getroffen worden war. Der andere galt der Struktur der Tä-

terschaft und vor allem dem Anteil der „deutschen Eliten“ an dem Verbrechen. Er erforderte 

die Beschäftigung mit den Rollen der Beamtenschaft, insbesondere der Reichsministerialbüro-

kratie, der Wissenschaftler und der Juristen, des Generals- und Offizierskorps, der Wirtschafts-

führer. 

Der erstgenannte Themenkomplex – der Übergang des Regimes von der Vertreibung zur Ver-

nichtung der Juden – bot und bietet den Forschenden eine beträchtliche Anzahl von Tücken, 

Stolper- und Fallstricken. Schlüsseldokumente, die Antworten erleichtern könnten, sind rar und 

manche von geradezu irreführendem Inhalt. Nachdem die Idee oder auch die Hoffnung mancher 

Spezialisten, es würde sich ein Hinweis auf eine an Ort und Zeit festzumachende Entscheidung 

Hitlers und seiner engsten Vertrauten und Ratgeber auffinden lassen, vollständig aufgegeben 

wurde, tat sich erst vollends eine Menge ungeklärter Probleme auf. Sie wurden 1984 auf einer 

internationalen Konferenz in Stuttgart diskutiert.4 Ihr Verdienst war es, den Wissensstand zu 

bilanzieren und die Zonen voneinander abzugrenzen, in denen sich „Holocaust“-Forscher be-

wegen. In der ersten können die gefundenen Antworten als fix und gewiss gelten, die zweite, 

die zweite stellt eine Art Grauzone dar, in der abweichende oder kontroverse Antworten kon-

kurrieren, und die dritte ist die Dunkelzone. 

In den zweiten Themenkomplex der Forschungen – die Bestimmung des Anteils der „deutschen 

Eliten“ – wirken nach wie vor politische Interessen forschungshemmend hinein. Das zeigte sich 

dieser Tage besonders deutlich, als im Zusammenhang mit dem 50. Jahrestag der Befreiung 

wieder versucht wurde, die deutsche Wehrmacht von dem durch massenhafte Tatsachen ge-

stützten Urteil freizusprechen, eine verbrecherische Organisation gewesen zu sein. Diese wis-

senschaftsfremden Einflüsse erinnern an die Hindernisse, die Hilberg zu überwinden hatte. Sie 

verlangsamen den Erkenntnisfortschritt vor allem dadurch, dass sie auf jüngere Forscher ab-

mahnend wirken. Doch folgen manche den Spuren Hilbergs und lassen ihre Entscheidungen 

nicht durch Karrierebeflissenheit bestimmen. 

Unter den „Holocaust“-Forschern herrscht 1995 nahezu ohne Ausnahme Übereinstimmung dar-

über, dass sie sensationelle Quellenfunde nicht mehr zu erwarten haben. Was sich in einstmals 

sowjetischen Archiven finden lassen wird, mag insbesondere weiteren, aber kaum grundstür-

zenden Aufschluss über die Rolle der SS, des Reichssicherheitshauptamtes und des SD liefern 

können. Ergiebiger erscheint demgegenüber die systematische, aber äußerst aufwändige, weil 

langwierige Auswertung von „Massenakten und -daten“ wie etwa den überlieferten Beständen 

der Oberfinanzdirektionen oder auch die vollständige Durchsicht von Archivalien, welche die 

Rolle einzelner Institutionen im Prozess der Judenvernichtung aufklären können. 

Kontroversen und Streit in der Geschichtswissenschaft knüpfen sich heute vor allem an vonei-

nander abweichende Interpretationen von Dokumenten, Tatsachen und Abläufen. Die Debatten 

ereignen sich vor allem auf jenen Feldern, wo sich die Phantasie des Forschers betätigen kann 

und muss. Diese richtet sich zum einen auf die überlieferten schriftlichen Dokumente und ist 

an sie gebunden. Schon während der Universitätsjahre macht die Unterweisung im Umgang mit 

Quellen einen erheblichen Teil der Ausbildung der künftigen Geschichtswissenschaftler aus. In 

ihrem Verlauf wird sowohl gelehrt, wie die Schriftstücke zum „Sprechen“ zu bringen sind und 

gleichzeitig davor gewarnt, der eigenen Phantasie einen allzu ungehemmten Lauf zu lassen. 

Kurzum: die Phantasie des Historikers ist einerseits quellengebunden und andererseits – das 

betrifft freilich nur den Zeithistoriker – kann und soll sie sich auch quellenschöpfend betätigen. 

Das letzte ist der Fall, wenn der Forschende sich durch Befragungen von Zeitzeugen mündliche 

Quellen erschließt und ihnen eine autorisierte schriftliche Form gibt. Doch richtet sich die Vor-

 
4 Ihr sehr stark verkürztes Protokoll s.: Der Mord an den Juden im Zweiten Weltkrieg. Herausgegeben von 

Eberhard Jäckel und Jürgen Rohwer, Stuttgart 1985. 
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stellungskraft unvermeidlich darüber hinaus. Einem Sog gehorchend bewegt sie sich auch auf 

die gleichsam quellenfreien Felder der Vergangenheit. Denn: Bevor sich ein Forscher zu dem 

Eingeständnis entschließt: Non possumus, fragt er seine geschulte Vorstellungskraft, wie es 

gewesen sein könnte, und erwägt, ob sich nicht mit dem Anspruch auf einen mehr oder weniger 

hohe Grad von Wahrscheinlichkeit sagen ließe, wie es „wirklich gewesen ist“. 

Indessen grenzt sich die Historiographie längst nicht mehr auf das Wie des Geschehenen ein, 

sondern konzentriert sich auf das Woher und das Warum. Da die Handelnden nur in den we-

nigsten Fällen ihre Motive und Antriebe selbst preisgeben und, wenn sie es tun, häufig Selbst-

täuschungen unterliegen und/oder Fremdtäuschung betreiben, erweist sich die Leistungskraft 

der Geschichtswissenschaft erst, wenn sie mit raffinierten Mitteln und Methoden über das Wie 

und das Wer hinausgelangt. 

In welcher Weise der einzelne Forscher dieser Forderung genügt, unterliegt einer doppelten 

Abhängigkeit: der schon erwähnten von den Quellen und deren Aussagewert sowie der hand-

werklichen Versiertheit des Historikers und – zweitens – der hier hinzuzufügenden Gebunden-

heit an die jeweils eigenen theoretischen Vorstellungen vom allgemeinen Gang der Geschichte. 

Diese Vorstellungen machen sich im Streit der Meinungen zumeist stärker geltend, als die Kon-

trahenten es sich und voreinander eingestehen. 

Um vom Allgemeinen zum Konkreten zurückzukehren: Die Auseinandersetzung um den Über-

gang von der Politik der Vertreibung zur Praxis der Vernichtung, bei der sich die „Intentiona-

listen“ und die „Funktionalisten“ gegenüberstanden, war und blieb auf beiden Seiten von den 

jeweiligen Vorstellungen über den Charakter des Naziregimes und seinen bewegenden Kräften 

bestimmt. Wer Hitler als den Allesbeweger ansah, konzentrierte seine Aufmerksamkeit auf des-

sen Rolle. Das trug der Wissenschaft die ziemlich lückenlose Sammlung der Äußerungen Hit-

lers zu Antisemitismus und Judentum (Reden, Befehle, Gesetze, Entscheidungen, gesprächs-

weise Bemerkungen u. a.) ein, führte aber am Ende nur zurück in die von der Mehrheit der 

Forscher längst als unbefriedigend erkannte Denkweise des deutschen Historismus, der die gro-

ßen Männer als die Schöpfer des Geschichtsprozesses ansah. Der Entschluss zum Judenmord 

konnte demnach aus dem Kopfe des „Führers“ hervorgewachsen [sein]; alles weitere Fragen 

konzentrierte sich nur noch darauf, wann ER sich entschlossen hatte. 

Forscher, die das Regime hingegen als eine Polykratie betrachteten, in der sich verschiedene, 

gleichgerichtete und widerstreitende Interessen durch ihre Träger geltend machten, forschten 

nach deren Rolle im Prozess dieses Übergangs. Sie stießen dabei auf die intellektuellen Weg-

bereiter, die Organisatoren und Koordinatoren der Judenverfolgung, die Praktiker der Besat-

zungsherrschaft während des Krieges, die Kommandeure der Konzentrationslager und der 

Ghettos, die Mitarbeiter von wissenschaftlichen Einrichtungen, die sich mit Generalplänen, ins-

besondere mit dem „Generalplan Ost“ befassten. 

Ihr Fazit lautete: Der Massenmord an den europäischen Juden war ein Gemeinschaftswerk nicht 

erst auf der Stufe seiner Verwirklichung, sondern schon vordem auf der Stufe der Planung, die 

sich mit der Ingangsetzung des Verbrechens fortsetzte und spezialisierte. Die „Holocaust“-For-

schung, sofern sie die Seite der Täter untersucht, wurde von den Vorstellungen über den Cha-

rakter des Naziregimes beeinflusst, und sie wirkte mit ihren Ergebnissen auf diese Vorstellun-

gen selbst wieder zurück, sie verfestigend oder korrigierend. 

Dabei blieb die Frage, wie und wann und wodurch der point of no return erreicht worden war. 

Bei aller Blickerweiterung über Hitler hinaus war unvorstellbar, dass der Reichsführer SS, 

Heinrich Himmler, oder der Chef des Reichssicherheitshautamtes (RSHA). Reinhard Heydrich, 

auf eigene Faust befohlen hatten, mit der systematischen Ausrottung der Juden auf dem erober-

ten Territorium der UdSSR zu beginnen, wo das Massaker am 24. Juni 1941 unmittelbar hinter 

der ostpreußisch-litauischen Grenze einsetzte. Es blieb unvorstellbar, dass die Massentötung 

von Juden seit dem 9. Dezember 1941 in Kulmhof hinter des „Führers“ Rücken ins Werk ge-
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setzt wurde. Solchen Annahmen widersprachen, um nur einige Tatsachen aufzuzählen, der 

mehrfach erhobene Anspruch Hitlers, in Sachen des Antisemitismus der Spezialist schlechthin 

zu sein, seine bestimmte Erklärung, ihn mit unaufgeforderten Ratschlägen gerade auf diesem 

Gebiet zu verschonen, seine Rolle bei der Auslösung des Pogroms am 9./10. November 1938, 

auch seine Unterschrift unter den auf den 1. September 1939 rückdatierten „Euthanasie“-Be-

fehl, schließlich auch seine nachweisbare Unterrichtung über die einzelnen Phasen der Juden-

vernichtung und endlich seine aktive Rolle bei der Forderung, den deutschen Mördern die letzte 

große Gruppe der im faschistischen Einflussbereich lebenden Juden auszuliefern, die Ungarns, 

des noch verbündeten Staates, in dem einflussreiche Kreise schon einem Absprung aus dem 

Bündnis suchten. 

Wie also könnte es gewesen sein, als die Entscheidung fiel, über die alle Quellen jede Auskunft 

oder auch nur einen Hinweis verweigern? Denkbar wäre, dass Hitler sich über das Vorhaben, 

zur Ausrottung der Juden überzugehen, mit Göring besprach. Dafür steht die Tatsache, dass Gö-

ring 1941 sein engster Vertrauter und Ratgeber, sein verlässlicher und verschwiegener Paladin 

war. Dafür könnte sprechen, dass Göring am 31. Juli 1941 die von Heydrich erbetene General-

vollmacht für die „Vorbereitung“ aller Maßnahmen der „Endlösung der Judenfrage“ unter-

schrieb, denn der Chef des RSHA brauchte ein solches Dokument, um es gegenüber den anderen 

Obersten Reichsbehörden vorweisen zu können. Denkbar wäre auch, dass Hitler das Vorhaben 

mit Göring und Himmler gemeinsam erörterte und dabei oder danach seine Entscheidungen traf, 

aufgrund eigenen Überlegens oder entsprechend ihm unterbreiteten Vorschlägen. Jedenfalls 

wurde Himmler von Hitler früh mit der Gesamtleitung des Massenmordens beauftragt. 

Wer das Geschehen in einen historischen Film darstellen wollte, könnte sich für eine der ge-

nannten Möglichkeiten entscheiden oder seiner Phantasie eine weitere Richtung geben. Dem 

Historiker steht das nicht zu. Er hat Gewissheit auszudrücken oder Zweifel anzumerken. Und 

im Zweifelsfall muss er im Konjunktiv bleiben und den Wahrscheinlichkeitsgrad kenntlich ma-

chen. Jedes andere Verfahren verstößt gegen die strikten Gebote der Zunft. 

Dieses Verhalten wird mitunter als hochgradig unbefriedigend empfunden. Zum einen durch 

die Forschenden selbst, die nicht selten dazu neigen, ungesicherte Forschungsresultate durch 

die Art ihrer Darbietung aufzuwerten. Zum anderen auch von sich mit der Geschichte befas-

senden Laien und dies zumal dann, wenn der Wunsch nach abschließenden Antworten sich 

geltend macht, die ein Geschichtsbild gleichsam abrunden sollen. Wie die Öffentlichkeit in 

solchen Fällen reagiert, war und ist noch immer auch im Fall des Entscheidungsprozesses über 

den Übergang zur Judenvernichtung zu beobachten. Die These, der zufolge diese Vernichtung 

am 20. Januar 1942 auf der „Wannsee-Konferenz“ beschlossen worden sei, ist von einer unge-

heuren Zählebigkeit, obwohl sie von der Geschichtsschreibung seit langem als falsch nachge-

wiesen wurde. Dass der Legende im öffentlichen Bewusstsein dennoch nicht der Garaus ge-

macht werden konnte, liegt wohl daran, dass die Historiker außerstande sind, eine überzeugende 

und einprägsame Alternative zur falschen Vorstellung zu bieten. Das Publikum aber wünscht 

eine Entscheidung von diesem Ausmaß an Personen, Ort und Stunde zu finden, und die Konfe-

renz in der Villa am Wannsee gibt dazu bequeme Gelegenheit. 

Schon eine „dokumentarische Inszenierung“ von geschichtlichen Ereignissen im Film oder auf 

dem Theater eröffnet – verglichen mit dem Historiker – Möglichkeiten eines freieren Umgangs 

mit der Vergangenheit. Solche Inszenierungen – wie beispielsweise die (weniger gelungene 

und im Folgenden nicht weiter erörterte) des Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozesses von 

1945/1946 oder des Jerusalemer Eichmann-Prozesses von 1961/19625 (beide wurden unter an-

derem vom Deutschen Theater in Berlin aufgeführt) – machen ungeachtet aller Kommentare in 

Programm und von Erläuterungen in der Presse den Eindruck, es werde hier Geschichte nach-

gestellt und dem Publikum vor Auge und in das Ohr gebracht, „wie es wirklich gewesen ist“. 

 
5 Heiner Kipphardt, Bruder Eichmann, Schauspiel, Berlin 1985. 
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In beiden Fällen mussten, was jeder bemerkte und als unvermeidlich hinnahm, die authenti-

schen Texte der Prozessprotokolle gekürzt und bearbeitet werden. In „Bruder Eichmann“ hatte 

der Autor die Kürzungen so angelegt, dass das Bild dieses Haupttäters charakteristisch ver-

zeichnet wurde. Der SS-Obersturmbannführer erschien einzig als ein Rädchen in einem Be-

fehlsgefüge. In Jerusalem aber hatte sich Hauptmann Avner Less, der die polizeiliche Verneh-

mung Eichmanns vornahm, stundenlang geschunden, um unwiderlegbar nachzuweisen, dass 

der vor ihm sitzende Mann nicht nur Befehle ausgeführt hatte, was schändlich und barbarisch 

ohnehin war, sondern auch eigene Entscheidungen getroffen hatte und es sein persönlicher Ehr-

geiz war, keinen Juden entkommen zu lassen. 

Eine dokumentarisch-künstlerische Rekonstruktion in einem vielgesehenen (west-)deutschen 

Fernsehfilm erfuhr auch die bereits erwähnte Wannsee-Konferenz. Er gestaltete die Szenerie 

vom Eintreffen der Teilnehmer am Tor der hochherrschaftlichen Villa bis zur Verabschiedung 

Heydrichs von seinen Untergebenen, dem Gestapo-Chef Heinrich Müller und Eichmann. Film-

autor und -regisseur konnten sich in diesem Falle auf ungleich weniger authentisches Material 

stützen als es in Gestalt der Nürnberger und Jerusalemer Prozessakten vorlag. Sie verfügten 

über die von Eichmann gefertigte Konferenz-Niederschrift, von der sich in den Akten des Aus-

wärtigen Amtes ein einziges Exemplar erhalten hatte, über die einsilbigen Aussagen von Teil-

nehmern der Konferenz, die von Robert M. W. Kempner vernommen worden waren, und über 

die Schilderungen Eichmanns, der sich noch in Argentinien gegenüber einem niederländischen 

Journalisten geäußert hatte und dann vor Avner Less und dem israelischen Gericht Rede und 

Antwort stehen musste. 

Die Filmemacher folgten der Version Eichmanns vor Gericht und verschärften sie noch zu des-

sen Gunsten. Er, der sich im Rahmen seiner generellen Verteidigungsstrategie neben den gro-

ßen Männern, die um Heydrich versammelt waren, nur als „kleinen Dreck“ dargestellt hatte, 

wurde im Film an einen Nebentisch abseits der Staatssekretäre und SS-Generale und -Offiziere 

platziert. Die Figur Eichmann wurde auf den Rang einer neben ihn gesetzten Sekretärin herab-

gestuft. Deren Anwesenheit während der Beratungen ist nicht erwiesen. In der Inszenierung 

erhielt sie im Kreis der Männer eine besondere Rolle und Funktion. Dem Stück sollte die auf 

germanisch-blond aufgeputzte Nazistin eine pikante Note beifügen. Das mag als unwesentli-

ches Detail erscheinen, ist es auch und soll hier nicht mehr plausibel machen, als die legitime 

Existenz von zweierlei Freiheiten im Umgang mit dem geschichtlichen „Stoff“. 

Wesentlicher war, dass die Filmemacher aus Eichmanns Zeugnis, er habe nach der Veranstal-

tung mit Heydrich und Müller bei einem oder zwei Gläsern Kognak zusammengesessen, eine 

dem Alkohol reichlich zusprechende Runde von Konferenzteilnehmern werden ließen. 

Dadurch wurde der Eindruck erweckt, von den Staatssekretären bis zu den schießenden Haufen 

der Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD sei der Judenmord eine Sache einer al-

koholisierten Bande gewesen. Schließlich wurden in einer Szene einem Staatsekretär tiefe 

Zweifel „unterschoben“. Tatsächlich aber spricht kein Dokument dafür, dass es eine Person 

dieses Typus am Wannsee gegeben habe. So entstehen Bilder von der Regimespitze, die zu 

zerstören die Geschichtswissenschaft sich bemüht. 

Diese Bemerkungen wären missverstanden, wenn sie als Generalurteil über die erwähnten „do-

kumentarischen Inszenierungen“ zur Geschichte des „Holocaust“ verstanden würden. Beider 

Verdienst – und es ist durch seine Wirkung weit größer als das vergleichbare der Geschichts-

wissenschaft – besteht im Bewusstmachen oder Bewussthalten des verbrecherischen Charakters 

des deutschen Faschismus. Das kann zum wenigsten in einer Zeit geringgeschätzt werden, in 

der von verschiedenen Seiten der deutschen Gesellschaft, nicht nur von ihrem rechten Rande 

her, sondern auch aus ihrer Mitte Versuche unternommen werden, die Nazivergangenheit zu 

schönen, – von den einen, um irgendeine Nazizukunft vorzubereiten, von anderen, um hinter 

einem blankgeputzten deutschen Schild eigene politische, ökonomische und geistige Interessen 

besser verfolgen zu können. 
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Der Einwand des Historikers richtet sich im Kern jedoch gegen alle Darstellungen, die dem 

deutschen Faschismus – wie an Beispielen der Inszenierung der „Wannsee-Konferenz“ gezeigt 

– eine besondere Exotik andichten. Denn mit ihr werden Interessen bedient, die das Regime 

weit aus allen Kontinuitätslinien deutscher Geschichte herauslösen und es durch die Verabso-

lutierung seiner unstreitigen Besonderheiten letztlich als Produkt eines Zufallsspiels der Ge-

schichte erscheinen lassen möchten. So wenig es Sache des Geschichtsforschers sein sollte, den 

Abstand zwischen seiner Sicht und jener, die sich in einer künstlerischen Inszenierung aus-

drückt, mit der Elle nachzumessen, so sehr bleibt ihm die Pflicht Differenzen zu bezeichnen. 

Zudem bleibt der Historiker derjenige, der von den Wirkungen des Theaters und des Films 

profitiert. Sie erhöhen auch seine Einflussmöglichkeiten, denn in einer nicht nachprüfbaren 

Zahl von Fällen gehen die Anstöße zu eingehender Beschäftigung mit der Geschichte von der 

Kunst aus. Ihre geistigen und emotionalen Anregungen sind zumeist die ursprünglicheren – 

verglichen mit jenen der Geschichtswissenschaft, die auch von ihren strengen Vertretern gele-

gentlich und besonders bei feierlichen Anlässen die Muse Clio genannt wird. 

II. 

In Deutschland ist jüngst ein Streit darüber entstanden, wie sich Geschichtswissenschaft und 

Kunst zueinander verhalten dürften, ein Streit, der von vielen für nicht revitalisierbar gehalten 

wurde. Er erwuchs aus einer politischen Situation, die sich seit 1990 entwickelt hatte und ist 

eine Begleiterscheinung der Konstituierung der größeren Bundesrepublik, in deren Verlauf die 

„neuen Bundesländer“ nach dem sozialen, wirtschaftlichen, politischen, moralischen und kul-

turellen Zuschnitt der „Altbundesrepublik“ gestaltet werden. Dazu gehört, dass das in dieser 

Republik dominierende Geschichtsbild den Neubürgern angetragen und – wie man an der Ein-

führung der Schulbücher erkennen kann – auch verordnet wird. Da jedoch das Geschichtsbild 

der DDR nicht allein durch die Historiographie und Geschichtspublizistik unter die Leute ge-

bracht wurde, geht dessen Liquidierung mit einer breitangelegten systematischen Kampagne 

gegen alle Personen und Sachen einher, die es erzeugten und verbreiteten. Dazu gehören Kunst-

werke der verschiedensten Art, Denkmäler, Romane und auch Filme. An sie werden „Wahr-

heitskriterien“ gestellt, die – abgesehen von ihrer inhaltlichen Fragwürdigkeit – auch alle Ei-

genständigkeit von Wissenschaft und Kunst ignorieren. Der verbreitetste Vorwurf lautet, es 

handele sich bei den Erzeugnissen der DDR-Kunst nur um Produkte, die ein politisches Legi-

timationsinteresse bedient hätten. Dies wiederum wird als dasjenige eines „Unrechtsstaates“ 

denunziert. 

Der Vorgang lässt sich an einem begrenzten Gebiet besonders klar verdeutlichen: dem Streit 

um die Geschichte des Konzentrationslagers Buchenwald bei Weimar. An ihrer Darstellung 

und Vergegenständlichung waren Historiker ebenso beteiligt wie – und dies ungleich wirkungs-

mächtiger – ein Romanautor, ein Filmemacher und ein Bildhauer. Fritz Cremer, der Bildhauer, 

der den Besuchern von Mauthausen durch das Denkmal nach dem Brecht-Diktum von 

„Deutschland, der bleichen Mutter“ bekannt sein kann, schuf die beherrschende Skulpturen-

gruppe im Denkmal-Komplex auf dem Ettersberg. In ihr drückte sich das Leiden und Sterben 

aller und auch der Kampf der politisch aktivsten Häftlinge des Lagers aus. 

Bruno Apitz schrieb den Roman „Nackt unter Wölfen“, der 1958 erschien, in der DDR Auflage 

nach Auflage erlebte und durch seine vielsprachigen Übersetzungen das Bild von der Ge-

schichte dieses Konzentrationslager weltweit mitprägte. Dieser Roman wiederum bildete die 

literarische Vorlage für einen Spielfilm, den Frank Beyer gedreht hatte und der in der DDR 

1964 in die Lichtspieltheater kam. In ihm übernahm Erwin Geschonneck die Hauptrolle, der 

selbst einst Gefangener eines Konzentrationslagers gewesen und bei Kriegsende dem Tode in 

der Kieler Bucht nur knapp entronnen war. 

Die Anklage, die sich gegen das Denkmal, den Film – übrigens auch die (aus DDR-Zeiten 

stammende, inzwischen beseitigte und ersetzte) museale Ausstellung in Buchenwald – und 
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gegen den Roman richtet, behauptet die Verfälschung, Heroisierung und Beschönigung der 

Rolle der deutschen und ausländischen Kommunisten, besonders aber der deutschen, die es 

verstanden hatten, im Lager entscheidende Häftlingsfunktionen an sich zu bringen. Als Kor-

rektoren dieser behaupteten Verzeichnungen und mit dem Anspruch, der „Rettung“ des Bildes 

vom Widerstand in Buchenwald, treten der nach Jena neuberufene Geschichtsprofessor Lutz 

Niethammer6 und ein ebenfalls neuberufener Direktor der Gedenkstätte auf dem Ettersberg auf. 

Die Auseinandersetzung reicht mit ihrem Wellenschlag über die deutschen Grenzen weit ins 

Ausland. Germania docet – diesmal den Umgang mit dem kommunistischen Widerstand gegen 

das Naziregime. Echos bleiben nicht aus. Ernst Federn, sieben Jahre Buchenwald-Häftling, 

nachdem er wie viele nach dem „Anschluss“ verhaftete Österreicher in Dachau gefangen ge-

halten wurde, hält Apitz in einem Interview wieder entgegen: So sei es ja nicht gewesen.7 

Der Einwand, nach Charakter und Kontext mehr ein Protest, mutet merkwürdig an. Apitz hatte 

seine Arbeit als Roman geschrieben und deklariert, sie ausdrücklich nicht als seine Memoiren 

bezeichnet, wenngleich in dessen Handlung viel persönliches Erleben und Erfahren eingegan-

gen war. Zudem besaß Apitz’ literarisch-künstlerisches Interesse eine Vorgeschichte. Der ge-

lernte Stempelschneider, der in den Jahren des Weimarer Staates im Buchhandel und als wis-

senschaftlicher Antiquar sein Geld verdiente, war 1927 in die Kommunistische Partei Deutsch-

lands eingetreten und drei Jahre später in den Bund proletarisch-revolutionärer Schriftsteller. 

Die Romanhandlung „Nackt unter Wölfen“ besitzt eine breite Beziehungsfläche zur Vernich-

tung der Juden, wenngleich sie in Buchenwald spielt, das kein Vernichtungslager war und in 

dem dennoch mehr als 50.000 Menschen umgebracht wurden. Das am 18. Januar 1941 im 

deutsch-besetzten Krakau geborene jüdische Kind, Stefan Zweig mit Namen, dessen – noch 

einmal: literarisch gestaltetes – Schicksal die eine der beiden Hauptachsen des Romans bildet, 

kam aus einem Nebenlager von Auschwitz am 5. August 1944 nach Buchenwald. Sein Vater, 

ein promovierter Jurist und Rechtsanwalt, hatte seinen Sohn und sich selbst bis dahin retten 

können, während die weiblichen Mitglieder der Familie von den Mördern umgebracht worden 

waren. Der Junge wurde im Lager von kommunistischen Häftlingen der Registrierung entzo-

gen, von dem Vater getrennt und versteckt. Willi Bleicher, ein Mitglied der Kommunistischen 

Partei Opposition und Häftlingsfunktionär in der Effektenkammer, erwarb sich ein besonderes 

Verdienst um das Überleben des Kindes.8 

Der geschichtliche Hintergrund dieser Episode ist breit. Den 11. April 1945 erlebten in Buchen-

wald 904 Kinder und Jugendliche, und viele von ihnen hätten das – als die schwächsten unter 

allen Gefangenen – kaum tun können, wäre ihnen nicht die Hilfe der Stärkeren zuteilgeworden. 

Zu denen, die sie gewährten, gehörte der österreichische Häftling und Kommunist, Franz Leit-

ner, der eine Zeitlang Blockältester im Kinderblock 8 war.9 Die Helfer aber gewannen wiede-

rum aus dem Durchhalten und Durchbringen der Kinder und ihrer anderen so viel jüngeren 

Leidensgefährten Zuversicht, die Naziherrschaft zu überleben. Solidarität mit den jüngsten La-

gerinsassen ließ sie vielfach zusätzliche Kräfte mobilisieren, die sie sich womöglich selbst nicht 

mehr zugetraut hatten. 

Gestatten Sie mir hier eine persönliche Erinnerung einzuflechten: Der Winter 1945/1945 führte 

mich in einer Internatsschule in einem Zimmer mit einem dieser Jugendlichen zusammen. Da-

 
6 Der „gesäuberte“ Antifaschismus. Die SED und die roten Kapos von Buchenwald. Dokumente. Heraus-

gegeben von Lutz Niethammer unter Mitarbeit von Karin Hartewig, Harry Stein und Leonie Wannema-

cher. Eingeleitet von Karin Hartewig und Lutz Niethammer, Berlin 1994. 
7 Nackt/Wolf unter Wölfen? Interview mit Ernst Federn, in: „Ich“, Berlin, Jahrgang 1995, Nr. 1. Das In-

terview stammt vom Oktober 1994 und fand in Berlin statt. 
8 Näheres im Abschnitt: „Juschu, ein Buchenwaldkind“ in: Buchenwald, ein Konzentrationslager. Bericht 

der ehemaligen Häftlinge Emil Carlebach, Paul Grünewald, Helmuth Röder, Willy Schmidt, Walter Viel-

hauer, Berlin 1986, S. 88 ff. 
9 Ebenda, S. 87. 
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niel Klowski, heute Professor für Physik in Samara, war mit seiner gesamten Familie in Grodno 

den deutschen Judenmördern in die Hände gefallen. Seine Mutter wie alle seine jüngeren Ge-

schwister wurden aus dem Ghetto in Białystok deportiert und in Gaskammern getötet. Er und 

sein Vater überlebten das KZ Stutthof, dann Auschwitz-Monowitz und schließlich Buchenwald. 

Dass Daniel in Monowitz der Selektion entging, verdankte er einem deutschen Häftlingsfunkti-

onär im Krankenbau. Sein Name war Stefan Heymann. Er entstammte einer bürgerlichen jüdi-

schen Familie in Mannheim. Während des Ersten Weltkrieges wurde er Jagdflieger und mit dem 

Eisernen Kreuz Erster Klasse dekoriert. Im Weimarer Staat schloss er sich den Kommunisten 

an und arbeitete als Redakteur ihrer Zeitungen. In den zwölf Jahren der Nazidiktatur befand er 

sich nur wenige Wochen auf freiem Fuße. Heymann hatte Daniel Klowski, der an einer Kno-

chentuberkulose schwer erkrankt war und gerettet. Später hörte ich ihn sagen, er habe seit Mo-

nowitz zwei Väter, denen er das Leben verdanke: den leiblichen David und jenen Stefan Hey-

mann, der Botschafter der DDR in Warschau wurde. Nach seinem Tode war in Thüringen eine 

Schule nach ihm benannt worden. Sie hat diesen Namen inzwischen wieder verloren. 

Die Überlebensgeschichte des „Juschu“ Zweig, der später in Wien lebte, ist ein Extrem-, aber 

eben keineswegs ein Einzelfall, dem andere nicht an die Seite gestellt werden könnten. Im Ro-

man wie im Film ist sie frei gestaltet. Das Kind gelangt nicht mit seinem Vater nach Buchen-

wald, sondern mit einem ihm nicht verwandten Häftling, der an dem Kind liebevoll hängt. Die-

ser und sein Schützling werden schmerzlich voneinander getrennt. Das geschieht aus Sicher-

heitsgründen für alle Beteiligten. Unter ihnen, den vorwiegend kommunistischen Häftlings-

funktionären, entstehen unüberbrückbare Gegensätze über ihr weiteres Verhalten. Während die 

einen, um die illegale politische Organisation nicht zusätzlich zu belasten und der Enttarnung 

auszusetzen, was den Tod von vielen bedeutet haben würde, das Kind samt dem Pflegevater 

auf einen Transport in ein anderes Lager schicken und damit einem womöglich noch ungewis-

seren Schicksal preisgeben wollen, setzen andere sich durch, die es im Lager behalten und dort 

über die schwer absehbare Zeit bis zur Befreiung durchbringen möchten. Das gelingt ihnen 

schließlich. 

Am Beispiel dieser Auseinandersetzung um ein Kind und dessen Überleben hat vor allem der 

Film „Nackt unter Wölfen“ anschaulich gemacht, welche Entscheidungs- und Handlungsspiel-

räume die Häftlingsfunktionäre besaßen, in welche Konflikte sie in ihren Funktionen gestürzt 

wurden und wie unterschiedlich sie sich in ihnen, je nach der persönlichen Abwägung des „hö-

heren Gutes“ entschieden und verhielten. Denn die Romanhandlung um den kleinen und hilflo-

sen Jungen ist ebenso wie die des Films unauflöslich mit einem zweiten Hauptstrang verbun-

den: der Vorbereitung der illegalen Organisation der Häftlinge [für den Aufstand durch] das 

Herannahen ihrer Befreier. Die Lagerinsassen müssen befürchten, in einem Exzess ihrer Bewa-

cher allesamt doch noch umgebracht zu werden. Mehrfach und auch heißblütig wird im illegalen 

Komitee über den Moment gestritten, da die Häftlinge selbst zu den wenigen und unter äußers-

ter Lebensgefahr in das Lager gebrachten oder dort zusammengebauten Waffen greifen sollen. 

Wie die kommunistischen Häftlingsfunktionäre 1994 – zum wievielten Male eigentlich? – einer 

nur auf sie gerichteten Überlebensstrategie bezichtigt werden, der gegenüber die Rettung ande-

rer Häftlinge nur als Zufalls- und Nebenprodukt erscheint, so wird auch ihr Verdienst um die 

Durchkreuzung der Maßnahmen der SS im Augenblick der Befreiung in Zweifel gezogen. In 

Wahrheit kam der weitgehend durchgesetzte bzw. befolgte Boykott der geplanten und einge-

leiteten Maßnahmen zur Evakuierung der Gefangenen und der Sturm auf die Wachttürme und 

das Lagertor, unternommen, als die SS-Herrschaft schon zerfiel, Tausenden und Abertausenden 

von Häftlingen zugute, die selbst am politischen Widerstand im Lager nicht teilgenommen hat-

ten oder daran nicht teilnehmen konnten. 

Im Film ist diese Aktion in einer szenischen Überhöhung dargestellt, aber die steht turmhoch 

über dem scholastischen Streit, ob es unter kommunistischer Führung eine Selbstbefreiung der 

Buchenwälder KZ-Insassen gegeben habe oder nicht. So gewiss, wie es zu einer gewalttätigen 
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Aktion der Häftlinge nicht hätte kommen, solange die US-Truppen am Rhein standen, sondern 

erst, als der Donner ihrer Geschütze hinter den Stacheldrähten bereits hörbar war, so gewiss 

hätten die Kämpfer in Buchenwald den eintreffenden Befreiern nicht mehr als 200 SS-Leute 

übergeben können, die sie gefangengesetzt hatten, wären sie nicht zur Tat geschritten.10 

Im Mittelpunkt des DDR-Films nach dem Apitz-Roman steht die Rettung eines Menschen, ei-

nes Kindes, vor dem Tod in Auschwitz, denn die Entdeckung des Knaben hätte ihn zu einem 

Zeitpunkt, da die Gaskammern und Krematorien von Birkenau noch nicht gesprengt waren, 

dahin zurück und zu seinen Mördern geführt. Häftlinge, die wie Vater und Sohn Zweig – um 

nun zu den realen Personen zurückzukehren, die hinter den Romanfiguren stehen – während 

der Räumung von Auschwitz und seiner Außen- und Nebenlagern nach Buchenwald ver-

schleppt wurden, berichteten später, dass das KZ Buchenwald selbst noch in dieser späten Phase 

der Naziherrschaft verglichen mit dem Mordkomplex Auschwitz nahezu eine andere Welt dar-

stellte. Die Situationen unterschieden sich vor allem als Folge der Tätigkeit der politischen 

Häftlingsfunktionäre im Lager. Ihr Verdienst ist vielfach bezeugt, u. a. von Benedikt Kautsky, 

der sich der letzten Phase des Lagers erinnerte und 1948 schrieb: „Das Lager wahrte im allge-

meinen Disziplin und ordnete sich freiwillig den deutschen Politischen unter, die in diesen letz-

ten Tagen in meisterhafter Weise, Mut und Klugheit richtig mischend, das Lager geführt und 

21.000 Häftlingen das Leben gerettet hatten. Ich als Sozialdemokrat lege auf diese Feststellung 

umso größeren Wert, als es sich in den verantwortlichen Stellen fast ausschließlich um Kom-

munisten handelte, die in vorbildlicher internationaler Solidarität allen Antifaschisten ohne Un-

terschied der Partei, Nation oder Konfession halfen.“11 

Und trotz dieser vielfach lebensrettenden Unterschiede zwischen dem Konzentrationslager Bu-

chenwald und dem Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz: Wer sich die Bilder des 

Films „Nackt unter Wölfen“ ansieht und sie sich wieder und wieder vor das geistige Auge stellt, 

kann sich schwerlich des Eindrucks erwehren, dass selbst die Hinzugabe äußerster, an vielen 

Tatsachen gebildeter Vorstellungskraft doch an die Wirklichkeit auch dieses Lagers nur sehr 

entfernt heranführt. Die in Rezensionen gelegentlich zu lesende Behauptung, es ließe sich durch 

das Ansehen von Filmen über die faschistische Barbarei und den Massenmord an Juden, Zigeu-

nern, Slawen und Angehörigen weiterer Völker und Nationen das Schicksal der Opfer „nach-

erleben“, wird – was schlimm genug ist – entweder gedankenlos niedergeschrieben oder be-

zeugt einen auch ziemlich widerwärtigen Selbstbetrug. Es gibt keine Möglichkeit, die Wirk-

lichkeit der Lager – hießen sie Buchenwald oder Auschwitz, Mauthausen oder Neuengamme – 

auch nur annähernd in Spielfilme zurückzuholen. Das Abgleiten in „pseudo-naturalistische“ 

Szenen des Leidens und Sterbens mag echte Tränenstürze bewirken, die mit dem falschen Emp-

finden verbunden sein können, nun habe man gesehen, wie es gewesen ist. 

Im Film „Nackt unter Wölfen“, der die Gefühle aufwühlt und Meinungen herausfordert, wurden 

Rührszenen vermieden. In seinem Zentrum stehen Entscheidungs- und Konfliktsituationen von 

Menschen an der Grenze von Leben und Tod. Geschonneck, der einstige KZ-Häftling, ver-

mochte die inneren Kämpfe deutlich zu machen, die Häftlinge an der Spitze der sog. Lager-

Selbstverwaltung immer aufs Neue zu bestehen hatten. Wer bin ich denn, fragt er sich, dass ich 

solche Entscheidungen über Menschen, meine Mitgefangenen, treffe? Wenn Kunstwerke, die 

den „Holocaust“ und im weiteren Sinne die Barbarei des deutschen Faschismus sich zum The-

ma wählen, den Zuschauer einzig mit dem Empfinden entlassen: Das möchte ich nicht erleben, 

und das soll auf der Welt nirgendwo ein Mensch mehr erleben müssen, erwerben sie sich gewiss 

ein Verdienst um die Verbreitung von humaner Gesinnung. Wenn sie jedoch Menschen abbil-

 
10 Siehe dazu die entgegengesetzten Thesen von Ernst Federn, a. a. O.: „Und die Geschichte vom Aufstand, 

die der Apitz erzählt, ist auch ein Märchen. In Wirklichkeit sind die Amerikaner mit ihren Tanks gekom-

men und dann wurden ein paar Waffen, die von den Häftlingen versteckt worden waren, verteilt. Aber 

befreit worden ist das Lager von den Amerikanern und der SS.“ 
11 Zitiert in: Buchenwald – ein Konzentrationslager, a. a. O., S. 156. 
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den, die in Grenzsituationen sich gegen Brutalität und Barbarei nicht nur entschieden, sondern 

auch dagegen aufstanden, wie begrenzt ihre Mittel und wie beschränkt ihre Erfolge auch immer 

gewesen sein mochten, dann kann von ihnen eine gedankliche und praktische Mobilisierung 

ausgehen. 

Diese Überlegung führt auf anderem Wege auch an eine Grenze, die der filmkünstlerischen 

Darstellung des Leidens und des Sterbens in den Fängen der faschistischen Massenmörder ge-

setzt ist. Die Möglichkeit, sich zu entscheiden, zu handeln, der Gefahren sich zu erwehren, 

lagen zumeist lange vor der Zeit, da die Menschenjäger zuschlugen. In dieser Frühzeit waren 

sie von den späteren Opfern nicht erkannt, nicht ernst genommen, jedenfalls nicht genutzt, auch 

vertan worden. Die Wahrheit, dass es Widerstand von Juden gab, und die Wahrheit, dass ihre 

Mehrheit, als die deutschen Faschisten ihr „Endlösungs-Programm“ begannen, keine Chance 

des Widerstands mehr besaß oder zu sehen vermochte, sind keine Konkurrenten. Beide Aussa-

gen spiegeln die Wirklichkeit. 
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Die Unmündigkeit der Fraglosen 

Was auch immer hierzulande oder in entfernten Regionen geschieht, es wird davon nicht nur 

berichtet. Die Redaktionen von Zeitungen, Rundfunk- und Fernsehstationen wissen, dass je-

denfalls eine Minderheit ihrer Konsumenten nach Zusammenhängen und Gründen des Gesche-

hens sucht. Da sollen sie nicht auf Abwege geraten. Ihnen gehen die Öffentlich-Rechtlichen 

wie die Privaten helfend zur Hand oder richtiger in den Kopf und bieten mit den „richtigen“ 

Fragen meist alsbald auch die „richtigen“ Antworten, definitive und solche zur Auswahl. 

Zum Beispiel: Als vom Amokläufer im Schwäbischen berichtet wurde, geschah das anfänglich 

einzig mit der Frage: Warum? Die hatte Schülerhand auch auf ein Schild geschrieben, das an 

der Stätte der Lichter, der Blumen, des Gedenkens und der Trauer niedergelegt worden war. 

Das Wort wies in viele Richtungen: in die Biographie des Täters, sein Elternhaus, seinen Freun-

deskreis, zu seine Vorlieben, in die Schulen, deren Schüler er war, in den Schützenverein, in 

dem er sich betätigte, in die medizinische Einrichtung, die er als Patient aufgesucht hatte. An 

jedem dieser Orte, bei jeder dieser Beziehungen ließ sich gedanklich verweilen. Übermittler 

und Produzenten der Nachrichten luden dazu ein. 

Während sich das Fragen „draußen“ bedenklich dem Bezirk näherte, da nach dem Zustand einer 

Gesellschaft geforscht wurde, in der derlei Mörderei nun mehrfach schon passierte, boten die 

Profis Nachfolgethemen an. Wie konnte ein Polizeioberer von einer vor der Tat im Internet zu 

lesenden Ankündigung reden, wenn das nicht sicher festgestellt war? Sagte der Rechtsanwalt 

der Eltern, die eine psychiatrische Behandlung ihres Sohnes bestritten, oder sagten die Ermittler 

die Wahrheit, die das gestützt auf Auskünfte von Ärzten – übrigens vergleichsweise spät – be-

kannt gemacht hatten? Pannen, wirkliche oder vermeintliche, Nebensächlichkeiten wurden in 

den Vordergrund von Meldungen gerückt. 

Und dann begann das Gerede und Gelaber darüber, wie in Zukunft Gleiches, wenn schon nicht 

verhindert, so doch behindert werden könnte. Der Täter rückte an den Rand, die Tatwaffe ins 

Zentrum, nach der „Logik“: wo keine Waffen, da keine Getöteten. Also: Ein anderes Waffen-

gesetz? Oder nur eine bessere Kontrolle der Einhaltung des geltenden? Waffen im Privatbesitz 

oder nur in Tresoren der Schützenvereine? Von welchem Lebensalter an überhaupt Bewaff-

nung? Das dauert so an. Schon schielten Politiker auf die außerhalb von Armee, Polizei und 

anderen ähnlichen Einrichtungen mit Waffen Hantierenden, die in diesem Jahr noch mehrmals 

an Wahlurnen gerufen sind. 

Es gibt ein paar Fragen, die bei allem Forschergeist und Einfallsreichtum der investigativen 

Journalisten ungestellt bleiben. Eine könnte lauten: Warum konnte diese Bundesrepublik 

Deutschland Jahrzehnte existieren, ohne dass es in ihr zu derlei Ereignissen kam? Was hat sich 

in ihrer Gesellschaft so verändert, dass in ihr Amokläufe sich ereignen? Eine andere: Was hat 

in den Neuen Bundesländern, zu Zeiten, da sie noch DDR waren, es zu Ähnlichem nicht kom-

men lassen? Weil es schwerer war, an Waffen zu gelangen? Weil Mielke und Genossen den 

Waffenbesitz fest im Auge und Griff hatten? Oder weil „Mordschützen“ sich ersatzweise doch 

an der Grenze austoben konnten? 

Wer stellt eigentlich in diesem Lande eigene Fragen, also andere, als die ihm vorgegebenen. 

Das hat in anderen Verhältnissen und Zeiten, am Tage, da die Deutschen und die Österreicher 

1938 an die Wahlurnen gerufen wurden, um den „Anschluss“ der Ostmark gutzuheißen, sich 

Victor Klemperer auch selbstkritisch gefragt und in sein Tagebuch notiert: „Hauptsache für die 

Tyrannis jeglicher Art ist das Unterdrücken des Fragetriebs. Und das ist so leicht zu machen. 

Wenn ich, Professor usw., lebenslang auf Denken geschult, mir so viele und so naheliegende 

Fragen durch fünfzig Jahre nicht gestellt habe, wie soll dann das Volk aufs Fragen kommen? 

Man braucht es eigentlich gar nicht zum Gegenteil anzuhalten.“ Über diese Sätze wäre nachzu-

denken: Mit Bezug auf Winnenden oder die Krise oder Afghanistan oder im Hinblick auf den 
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Zustand unserer Schulen. Wäre es nicht die Aufgabe jedes Lehrers in nahezu jedem Unterrichts-

fach, das Fragen zu lehren? Könnte es nicht für die klügsten Fragen, wenn schon keine Beno-

tungen, so doch Belobigungen oder gar Prämien geben? 
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Ein frommer Kommunist 

Gerahmt hängt eine Fotografie, die ihn in jungen Jahren zeigt, im Innern der Trinitatiskirche zu 

Mannheim, neben denen seiner Amtskollegen. Dass ist nicht so selbstverständlich, wie es sich 

da ausnehmen mag. Denn Erwin Eckert wurde 1931 nach mehreren kirchenrechtlichen Verfah-

ren seines Pfarramtes enthoben. Er hatte es nicht in der, erst am Beginn er fünfziger Jahre des 

vergangenen Jahrhunderts erbauten Kirche ausgeübt, aber in diesem Stadtteil und war da der 

Seelenhirt von etwa 70.000 mehr oder weniger gläubigen, jedenfalls der Kirche angehörenden 

Christen gewesen. 

Das Amt war dem Manne entzogen worden etwa zur gleichen Zeit, da ihn die sozialdemokra-

tische Partei ausgeschlossen und er daraufhin die Mitgliedschaft der Kommunistischen Partei 

erworben hatte. Das machte ihn, den langjährigen geschäftsführenden Vorsitzenden des Bundes 

religiöser Sozialisten, freilich zu einem „Fall“. Es dauerte bis in das Jahr 1999, dann rehabili-

tierte die badische Kirchenleitung den Mann, zu dessen Biografie ein ausdauernder Kampf ge-

gen den an die Macht strebenden Faschismus und gegen den Militarismus gehört, dazu Jahre 

der Gefangenschaft während der Nazidiktatur. 

Wie kein anderer hat sich der Marburger Pädagoge und Historiker Friedrich-Martin Balzer mit 

dem Leben und den Verdiensten Eckerts befasst. In der langen Reihe der Veröffentlichungen, 

die er in viereinhalb Jahrzehnten vorlegen konnte, bildet die bisher letzte ein Dokumentenband, 

in dessen Zentrum die Artikel Eckerts aus den Jahren 1930 bis 1933 stehen. So ist einem Manne 

ein literarisches Denkmal gebaut, für dass er – absichtslos – die Bausteine selbst lieferte und 

für den das Christ- und Pfarrersein und die Mitgliedschaft in einer politischen Partei vereinbar 

waren, die diese kapitalistische Gesellschaft beseitigen wollte. Denn, so eine seiner Auskünfte, 

es gäbe zwischen den humanen Zielen des Christentums und denen der Sozialisten eine enge 

Verwandtschaft und zudem ließen die Kommunisten den Christen ja den Himmel. 

Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.), Protestantismus und Antifaschismus vor 1933. Der Fall des Pfarrers Erwin Eckert 

in Quellen und Dokumenten, Pahl-Rugenstein Verlag Bonn 2011, 527 S. 
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Eine Losung fehlt noch 

Erfahrenen Zeitungslesern ist es schon im eben zu Ende gegangenen Jahr klar geworden, den 

flüchtigen dämmert es nun, da sie die Schwelle zu 2009 hinter sich haben: Wir sind in ein 

gedenkreiches und jubiläumsträchtiges Jahr hineingetreten. Es hebt im Januar mit dem 90. Jah-

restag der Ermordung Karl Liebknechts und Rosa Luxemburgs an, einem Ereignis, an das zu 

erinnern jedoch hierzulande wie üblich Minderheiten überlassen werden soll. Die Volksge-

meinschaft spart ihre Kräfte für ein anderes Datum. Bis dahin sind der neunzigsten, achtzigsten, 

fünfundsiebzigsten und siebzigsten Jahrestage viele zu passieren. Denkt man nur an jene, die 

nahezu ganz aus der Zeitgeschichte herausgerückt sind und in die Jahre 1919, 1929, 1934 und 

1939 führen. Da ereigneten sich – es ist eine Auswahl – der Abschluss des Versailler Vertrages, 

der „schwarze Freitag“, durch den die Weltwirtschaftskrise eingeleitet wurde, an die zu erin-

nern es schon seit längerem und fortdauernden Anlass und Ursache gibt, Hitlers Ernennung 

auch zum Staatsoberhaupt des Nazireiches, der Einmarsch der Wehrmacht in Prag (und der 

Francos in Madrid sowie der Mussolinis in Albanien), der Beginn des Zweiten Weltkriegs mit 

dem Überfall auf Polen. Die sich da ergebenden Themen und Gegenstände mögen Journalisten 

und Historiker in den Feuilletons von Zeitungen und durch Kommentare über Rundfunk- und 

Fernsehsender erörtern. Zudem lassen sich die letzten Zeitzeugen hervorholen. Nur der erste 

Septembertag wird von diesen allein nicht bewältigt werden können. Da müssen ein paar Poli-

tiker schon mit in Aktion treten. Nicht vergessen sei freilich, da die anderen Tage selbst wenig 

Vorwand bieten, gegen den Kommunismus in Stellung zu gehen, der „Hitler-Stalin-Pakt“. 

Doch, wenn sich der Sommer neigt, ist der Blick schon fest und diesmal freudig auf jenen Mo-

nat gerichtet, den Heinrich Heine den traurigen genannt hat. Diesmal soll er den Deutschen 

einen Freudentag bieten. Und der wird vorbereitet. Begangen, nein gefeiert werden wird der 

„Tag des Mauerfalls“, das Ereignis, mit dem sich das Ende der DDR unwiderruflich ankündigte. 

Was die Nation bisher angestellt hat, ihre Feste zu feiern, soll verblassen. Staatskundgebungen 

und Dankgottesdienste selbstverständlich, Denkmäler, die errichtet oder projektiert werden, 

Wettbewerbe und Preisausschreiben, die schon in Gang gesetzt sind, und vieles, vieles mehr. 

Die beliebte Berliner Fanmeile ist gemietet. Die Leipziger Montagsdemonstranten von einst 

rüsten zum Gedenkmarsch. 

Vorfreude ohne Ende? Nicht ganz. Es gibt auf dem Wege dahin ein paar Klippen und Barrieren, 

auf die Besorgte schon aufmerksam gemacht haben. Zum einen ist da die Schwierigkeit, ein 

Ereignis, dass den Osten und dessen Bewohner betraf, zu einem gesamtnationalen Heldenge-

denktag zu stilisieren und zu bewirken, dass Schwaben und die im Land der Lederhosen nicht 

anders und also ungehemmt in Jubel ausbrechen, wenn das Signal dazu gegeben wird. Gut oder 

nicht. Deren Zurückhaltung wird sich ertragen und verkraften lassen. Nicht aber die in Ländern, 

in denen „die Revolution“ damals siegte. Die solchen Verhaltens Verdächtigen sind an Zahl 

durch Umfragen zwischen Ostsee und Erzgebirge und Thüringen Wald ermittelt. Und so besteht 

das Problem darin, soll das gewünschte Bild der glücklichen Nation keine Risse und Blindstel-

len aufweisen, jene zum Feiern zu bewegen, die nichts oder wenig zu feiern haben. Daher wurde 

von Veranstaltern schon zart angemerkt, es sollten die Festlichkeiten nicht so gestaltet werden, 

dass sie ins Gegenteil des Beabsichtigten umschlagen und Volk und Führung gar weiter vonei-

nander entfremden. Das richtige Maß also ist verlangt, zumal es im Osten einen 40. Jahrestag 

gab, an dem das den Oberen schon einmal fehlte. 

Nur in einer Richtung sind den Plänen und Anstrengungen schon im Stadium des Planens Gren-

zen nicht gesetzt: im Kampf gegen die Nostalgiker. Wer sich nicht zur Bekehrung säubert, mag 

dauernd in Deckung gehen. Das soll das letzte Gefecht werden. Auf die biologische Lösung 

wird nicht gewartet. Die nach Vergangenem Süchtigen richten – altersweise – womöglich noch 

mehr Unheil an, als sich jetzt schon in den Köpfen ihrer Enkel bei jeder Befragung oder Prüfung 

auffinden lässt. Was für den Kampf freilich noch fehlt, ist eine Losung, eine Parole wie „Gott 
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strafe England!“ oder „Zerstampft den Kommunismus.“ Neuerdings sind in Zeitungen und das 

bis in die Seiten der New York Times Fotos einer Wand gedruckt worden, auf der zu lesen ist: 

„Die DDR hat es nie gegeben.“ Das passt nicht gut. Zudem ist es verschieden verstehbar. Liegt 

die Betonung auf DDR, dann ist es schlicht unwahr. Wird sie hingegen auf das Die gelegt, kann 

der Satz gegen jene gewendet sein, die den Deutschen das DDR-Bild vermitteln, das auf dem 

Wege zum 9. November 2009 seinen Endsiegeszug antreten soll. 
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Heimlicher Spiegelblick 

Mit Regelmäßigkeit lassen sich in Zeitungen hierzulande Meldungen von Auseinandersetzun-

gen lesen, die von einem neu oder wieder entbrannten Streit über den Namen einer Straße oder 

eines Platzes, über eine in den Annalen einer Stadt verzeichnete Ehrenbürgerschaft, über ein 

Ehrengrab auf einem Friedhof und dergleichen zu berichten wissen. Zumeist handelt es sich 

dann um einen Nazi oder einen anderen Reaktionär aus deutscher Vergangenheit, dem die Her-

aushebung zu teil geworden war, eine Schriftstellerin oder einen Dichter, einen kaiserlichen 

General oder auch einen Wissenschaftler. In Berlin wird in einer malglimmenden, dann wieder 

flackernden Diskussion über die Heinrich von Treitschke-Straße gestritten. Im äußersten Süden 

des Landes, in Konstanz, zieht sich eine Auseinandersetzung über einen „Dichter vom Boden-

see“ namens Wilhelm von Scholz hin, den Namengeber eines Preises, der noch 1944 auf Hitler 

das Gedicht „Eherne Tafel“ gereimt hatte und darin schrieb, „um ihn wird das Volk von allen 

Völkern beneidet“. 

Die bei solchen Gelegenheiten vorgetragenen Argumente des Dafür oder des Dawider sind ab-

gegriffen. Sie lassen sich zwei Ebenen zuordnen. Auf der einen wird Handeln und Unterlassen 

der Betreffenden konkret erörtert und unterschiedlich bewertet. Auf der anderen wird über das 

Recht der nachgekommenen Generationen gestritten, sich überhaupt zum Richter über die in 

Rede stehende Person zu machen. Dem dient das famose Argument, wer nicht dabei gewesen 

sei, solle schweigen, denn er könne sich in die konkrete Situation ohnehin nicht versetzen, be-

nutze untaugliche Maßstäbe und dergleichen. Ließe die Gesellschaft das gelten, könnte sie sich 

die Mehrheit ihrer Ausgaben für die Geschichtswissenschaft sparen. Wer war schon bei Traf-

algar dabei oder am Weißen Berge. Die akademische Aufforderung entlarvt sich an ihrem Vor-

läufer aus den Tagen, in die der Streit zumeist zurückführt. Wurde alten „Landsern“ von einem 

unerfahrenen Krieger oder gar einem, dem diese Rolle erst noch bevorstand, eine von der ihren 

abweichende Meinung gesagt, dann lautete die Abweisung, er solle erst einmal dahin riechen, 

wohin diese schon gesch ... hätten. Ins auch nicht gehobene Deutsch übersetzt hieß das: Maul 

halten. 

Mehr Interesse als das sachliche und unsachliche Vorbringen der Streitenden kann die undis-

kutierte Frage beanspruchen, warum die Deutschen (gewiss nicht nur sie allein) in ihren öffent-

lichen Räumen mit dem Aufräumen nicht fertig werden, eine Erscheinung, die doch getrost als 

Indiz dafür angesehen werden kann, dass sie damit in ihren Köpfen auch nicht an ein akzeptab-

les demokratisches Ende gelangt sind. Worin also besteht der Haken? Darin, dass die Partei-

nahme sich nicht in der rückwärtsgewandten erschöpft. Denn es sind nicht mehr die Hitler- und 

Kaiser-Wilhelm-Straßen, um die gestritten wird, sondern die nach Personen, in deren Biogra-

phien uns Anpassung und Anbiederung, das Umschleimen der Herrschenden, Machthabenden 

und Einflussreichen, das Wegsehen von Verbrechen und ähnliche Verhaltensweisen begegnen, 

die auch heute zum Alltag dieses Landes gehören. Zudem waren die Umstrittenen doch mit 

Sicherheit keine Linken und auch nicht ganz richtige Rechte, keine Nazis „in echt“. Dann kann 

man mit diesen doch leben wie man selbst als ein solcher lebt und andere leben lässt. Die Bio-

graphien der Verblichenen zu schönen und ihr Verhalten partiell zu rechtfertigen, ist nur beim 

ersten Hinsehen ein Ausdruck der verweigerten „Bewältigung der Vergangenheit“, auf den 

zweiten erweist sich dies als heimlicher, uneingestandener Blick in den Spiegel. 
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Hornochsenmäßige Dummheit 

Vor keinem Gemälde habe ich mehr Stunden, in der Summe wohl Tage meines Lebens zuge-

bracht als vor dem „Auszug der deutschen Studenten in den Freiheitskrieg 1813“ des Schweizer 

Malers Ferdinand Hodler. Das geschah beim Besuch von Vorlesungen, Vorträgen, Konzerten 

und akademischen Festakten. Gleiches taten mit mir Hunderten von Studenten – der Salana*, 

freiwillig oder auch durch Studienpläne zur Anwesenheit verpflichtet. Kein Risiko geht ein, 

wer behauptet, dass die Gedanken der da Versammelten beim Blick auf das nahezu die ganze 

Vorderwand der Universitätsaula besetzende Werk weit auseinander gingen. Für viele von uns 

besaß es eine mordspatriotische Ausstrahlung, die wir nicht teilten. Und vom Krieg, in den 

unsere dort abgebildeten Kommilitonen von einst zogen, die Mehrheit in einer Kolonne zu Fuß, 

einige erst aufbrechend zu Pferde, hatten wir, die einstigen Wehrmachtssoldaten, Flakhelfer 

und Hitlerjungen – mit Verlaub – die Nase ohnehin voll. Die entschlossenen bis verbissenen 

Gesichter der Marschierenden, die da zu sehen waren, der Gleichschritt, in dem sie den 

Schlachtfeldern entgegenstampften, das war unsere Vergangenheit und wir waren froh, dass 

wir ihr heil entkommen waren. Und wer schon Friedrich Engels’ Artikelserie „Deutsche Zu-

stände“ gelesen hatte, war zudem gegen die Verklärung des Geschehens zum „Freiheitskrieg“ 

gewappnet. 

Hodlers Gemälde war das Geschenk eines Kunstvereins an die Jenaer Universität aus Anlass 

ihres 350-jährigen Jubiläums im Jahre 1908. Das größere war das neue Universitätsgebäude, 

das die Zeiss-Stiftung finanziert hatte. Für dessen Aula war das monumentale Werk bestimmt 

und bemessen. Dort erlebte es 1913 die Feierlichkeiten zum 100. Jahrestag des Beginns jenes 

Krieges, der die napoleonische Herrschaft in Deutschland beendete, ein im Kaiserreich pompös 

gefeiertes Gedenken. 

Nur ein reichliches Jahr darauf wandelte sich die Szene. Wieder zogen Studenten mit jungen 

und nicht ganz so jungen Deutschen, diesmal zu Millionen, in einen Krieg und wieder – freilich 

gegen ein gründlich verändertes – Frankreich. Hodlers Bild hätte die aus nationalistischer Ver-

blendung und auch aus Ahnungslosigkeit geborene Kriegsbegeisterung zusätzlich anfeuern 

können, wenn – ja, wenn sein Schöpfer nicht einen internationalen Protest gegen die verbre-

cherische Kriegführung unterzeichnet hätte, welche das Kaiserheer in Belgien praktizierte, um 

gemäß dem Schlieffen-Plan Paris in etwa sieben Wochen erobert zu haben. 

Das genügte den kriegsversessenen Hochschullehrern in Jena und eine Gruppe von ihnen be-

schloss, Vorschläge für seinen Verkauf zurückweisend, das Gemälde hinter Brettern zu verber-

gen. Was mit ihm geschehen sollte, wurde auf die Zeit nach Kriegsende vertagt. Das klärten 

dann in einer demonstrativen Aktion demokratisch gesinnte Studenten, sie legten es im April 

1919 wieder frei. Zwischen den Daten trug sich zu, was die „Hodler-Affäre“ oder der „Kunst-

skandal“ genannt worden ist und wofür 1918 eine in der französischen „Humanité“ zu Wort 

kommende Stimme jene Kennzeichnung fand, die als Überschrift dieses Artikels entliehen 

wurde. 

Nun hat der Braunschweiger Geschichtsprofessor und Didaktiker Matthias Steinbach aus den 

Geschehnissen eine Szenenfolge gemacht, in der er elf reale Personen von Wilhelm II. bis zum 

Sohn des Philosophieprofessors Eucken, der Hodler Modell stand, auftreten lässt, die eine Folge 

von Gesprächen vortragen. Was den Akteuren da an Haltungen zugeschrieben und an Äuße-

rungen in den Mund gelegt wird, stützt sich auf wissenschaftliche Forschungen, wie die 1970 

von Günter Steiger publizierten, der vom Jenaer Studenten zum obersten Pfleger des künstleri-

schen Eigentums der Universität aufgestiegen war, auf viele weitere gedruckte und ungedruckte 

Quellen, die im Abschnitt Kommentare ausgewiesen werden. So ist ein schmales Bändchen 

zwar entstanden, von dem sehr zu hoffen und zu wünschen ist, dass es in der Bücherflut, die 

 
* Gelegentliche Bezeichnung der Alma Mater Jenensis (Friedrich-Schiller-Universität Jena). Der Herausgeber. 
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der 100. Jahrestag des Beginns des Ersten Weltkrieges erzeugte, nicht untergehen möge. Denn 

der Gewinn, der lesend zu erzielen ist, überwiegt merkwürdige Urteile des Autors (so die Be-

nennung der ideologischen Aktivitäten von Intellektuellen jenseits der Reichsgrenzen als „Au-

ßenpropaganda“ oder die Feststellung, dass „der Krieg die Welt überraschte“ u. a.) weit. Zur 

Leserschaft sollten hierzulande auch möglichst viele heutige Hochschullehrer gehören. Denen 

könnte die erste Bekanntschaft oder die Wiederbegegnung mit den Kriegsbeiträgen, geleistet 

von dem Geographen Gustav von Zahn, dem Historiker Friedrich Meinecke, dem Zoologen 

Ernst Haeckel, dem Ökonomen Werner Sombart und vieler weiterer, die Steinbach zitiert, zu-

sätzlicher Anstoß werden, zu fragen, wie es die deutsche Intelligenz heute mit ihrer Parteinahme 

für Krieg oder Frieden hält. 

Matthias Steinbach, Der Fall Hodler. Krieg um ein Gemälde 1914-1918, Metropol Verlag Berlin 2014, 125 S, 

14,00 Euro. 
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Lernen und vertrauen 

Wie viel lässt sich binnen weniger Wochen, ja Tage lernen, wenn einem Helfer, wenn uns Re-

dakteure von Zeitungen und Zeitschriften, Nachrichtensprecher von Rundfunk und Fernsehen 

und selbst hochgestellte Persönlichkeiten wie Minister zur Seite springen und uns dolmetschen, 

was sie uns mit fremdem Vokabular sagen und auch verständlich machen wollen! Sie haben 

unseren verborgenen, vor sich hin rostenden aktiven Sprachschatz mobilisiert und – wichtiger 

noch – uns manche neue Wortwendung und Sprachbilder nahe- und beigebracht, die wir in 

unserer passiven Wortschatztruhe frisch halten wollen. 

Um nicht zu übertreiben: Manches kannten wir schon, beispielsweise das Kompositum Finanz-

markt. Es war den Altbundesbürgern früher geläufig als ihren armen Brüdern und Schwestern, 

aber nach nahezu zwei Jahrzehnten Einheit verbinden auch die – um ein Beispiel zu nennen – 

Ostberliner Ossis mit dem Begriff Markt nicht mehr nur die legendäre Markthalle in der Acker-

straße. Auch dass zu Regierungen ein Finanzminister gehört, war bekannt. Nun aber: In welcher 

Vielfalt von Verbindungen begegnet den Gesamtdeutschen in diesen Tagen die Bezugnahme 

auf die Finanzen: Wir lesen von einer Finanzbranche und von Finanzinstituten, vom Finanz-

bedarf und gar von einem Finanzgipfel, von Finanzsystemen und Immobilienfinanzierern. Wir, 

die wir froh sind, wenn wir die Sicherungen in unserem Hause oder in unserem – sagen wir – 

Mercedes finden, grübeln über Sicherungsfonds, Hilfsfonds, Einlagensicherungsfonds und Min-

destsicherungen. Wir, die wir mit der Benachrichtigungskarte in der Hand die automatische 

Station suchen, in der unser Postpaket abholbereit liegt, sollen uns Rettungspakete und Stabili-

sierungspakete vorstellen. Wir, die wir zwischen einem Stein- und einem Holz-, einem Einfa-

milien- und einem Hochhaus zu unterscheiden wissen, sind von der Nachricht eines in San 

Francisco existierenden Geldhauses überrascht. Sonnen- und Regenschirme haben wir benutzt, 

an Fallschirmen schwebende Sportler gesehen, nun sollen wir uns einen Risikoschirm vors geis-

tige Auge stellen. Nicht weniger Schwierigkeiten macht die Zinslandschaft selbst für jene Glo-

betrotter, die außer den heimischen Küsten- und Berglandschaften auch Wüsteneien kennen. 

Es sind seit Kindesbeinen wohlvertraute Wörter, die nun in neuer Kombination verwirrend wir-

ken. Wir kannten einen angeschlagenen Boxer oder auch ein angeschlagenes Ei. Was aber ist 

eine angeschlagene Bank? Vertraut ist uns der unangenehme Geruch angebrannter Kartoffeln, 

wenn das Wasser, in dem sie nur garkochen sollten, verdampft ist. Nun wird uns gemeldet, dass 

elf Milliarden Euro verdampft seien, und wir blicken erschrocken in unsere Geldbörse und se-

hen beruhigt, dass die Scheine oder Münzen sich da noch befinden. Zu faulem Obst gehören 

schwirrende Insekten. Was aber gehört zu faulen Krediten? Wir sind schon vom Fahrrad ge-

stiegen, wenn wir ein schleifendes Geräusch wahrnahmen. Wie aber hören sich schleifende 

Defizite an? Wir haben, als es die „Unplattbaren“ noch nicht gab, schon manches Loch im Fahr-

radschlauch geflickt. Wie aber flickt man ein Liquiditätsloch? Manch einer erinnert sich der 

Plage einer vollen Blase. Was aber ist eine Spekulationsblase, und wer füllt sie womit? 

Und so geht es fort mit dem inflationären Angebot an Begriffen und Bildern: Unternehmen in 

Schieflage, legitime Interessen der Konkurrenten, Anlegerschutz. Genug! Eigentlich müssen wir 

uns mit alledem nicht aufhalten. Was wir sollen, sagen uns die Politiker uni sono so, dass es sich 

ganz ohne irgendwelche speziellen Kenntnisse verstehen und beherzigen lässt. Rat Nr. 1: Em-

pört euch, Bürger, über die menschliche Geldgier, Quelle der Bankenkrise, diese Sucht, die 

einigen – ohne eigenes Verschulden – in die Wiege gelegt wurde, während ihr anderen – uner-

gründbares Schicksal – davon zu eurem Glück nichts oder nur geringe Rationen abbekommen 

habt. Rat Nr. 2: Schöpft, Bürger, Vertrauen in „unsere Banken“, helft ihnen nach Kräften, wei-

ter ihre Geschäfte zu machen unter der bewährten staatlichen Bankaufsicht, die wir neugestal-

ten, und freut euch auf die alsbald bevorstehende eintrittsfreie Besichtigung des Kapitalismus 

im Käfig. 
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Noch eine? 

Nach der profunden Hitler-Biografie des Briten Jan Kershaw, in zwei umfänglichen Bänden 

1998 und 2000 im Original und sogleich auch in deutscher Übersetzung erschienen, ein weite-

res Lebensbild des Verbrechers zu zeichnen, das erfordert wohl publizistisch-wissenschaftli-

chen Ehrgeiz und eine gehörige Portion Mut. Deutschland hat solche Männer. Schon 2003 ließ 

Ralf Georg Reuth, Chefkorrespondent der „Welt am Sonntag“ und vordem als Biograf General 

Erwin Rommels und von Joseph Goebbels hervorgetreten, seine Biografie folgen, ein Werk 

von vergleichsweise bescheidenen nicht einmal 700 Druckseiten. Es fand kritische Aufnahme. 

Mehrfach wurde geschrieben, der Autor sei an seinem Vorhaben gescheitert, u. a. auch wegen 

mangelhafter Kenntnis der angehäuften Forschungsliteratur. Vorwürfe reichten bis zur Nähe zu 

revisionistischen Darstellungen, so wenn Hitler hauptsächlich als Produkt des Versailler Ver-

trages präsentiert und so den Siegermächten des Ersten Weltkrieges angelastet werde. 

Zehn Jahre später folgte eine weitere Hitler-Biografie aus deutscher Feder, verfasst von dem 

langjährigen Redakteur der „Zeit“ Volker Ullrich, der in dem Metier auch kein Anfänger war, 

denn er hatte bereits eine Napoleon-Biografie vorgelegt. Mit dem Untertitel „Die Jahre des 

Aufstiegs“ breitete er das Geschehen zunächst bis zum Kriegsbeginn 1939 aus, wofür er schon 

mehr als 1000 Seiten benötigte. Rezensenten haben der Darstellung attestiert, dass in ihr „Hitler 

als Mensch“ eine größere Beachtung gefunden hätte als in voraufgegangenen Bildern und neue 

Quellen aus eben diesem Umfeld präsentiert würden, so zum Verhältnis Hitlers zu Frauen und 

über die „Berghofgesellschaft“, Themen also, über die deutsche Nachkommen schon immer 

mehr wissen wollten. 

Nun, 2015, hat Peter Longerich seine Biographie des „Führers“ publiziert, ein Druckwerk, dem 

vier an 1.300 Seiten fehlen. Das Besondere der Sicht des Autors, wird im Klappentext mitge-

teilt, bestehe darin, dass er zeigt, wie Hitler alles und jedes im „Dritten Reich“ bestimmte, bis 

in die Details des Alltagslebens der Deutschen. Wörtlich heißt es im Buchangebot: „Durch seine 

persönlichen Entscheidungen prägte er es auf eine Weise, die bislang unterschätzt wird.“ (Da 

meldet sich in mir der Zeitzeuge und erinnert sich anders: In unsere Familie hat er es doch nicht 

bis in das Einzelne geschafft.) Gegen dieses Bild erhob sich mehrfach Widerspruch von Rezen-

senten. Den hätten 1945/1946 schon Juristen der vier am Nürnberger Prozess beteiligten 

Mächte geltend gemacht, die gerade die Anteile der Angeklagten an den verbrecherischen Ent-

scheidungen und Maßnahmen des geschlagenen Regimes herausarbeiteten und sonderten, was 

dem „Führer“, was ganz oder partiell seinen Komplizen zukam. 

Die Frage, die in den Erörterungen über die Hitler-Biografien häufig und mit erkennbarer Zu-

rückhaltung, aber eben doch gestellt wird, lautet: Wie hält es der Autor mit der Platzierung 

Hitlers „in seiner Zeit“. Vermieden ist hier die Formulierung: Wie erfolgt die Verortung des 

Faschistenführers in der bürgerlichen Gesellschaft, in der er heranwuchs und zu einer in deut-

scher Geschichte beispiellosen Machtkonzentration gelangen konnte. Wie also hält es Peter 

Longerich damit, der Professor an der Universität London und geübte Biograf, der vordem be-

reits Lebensbilder von Himmler (2008) und von Goebbels (2010) veröffentlichte und dem vor 

allem hochverdienstvolle Forschungen zur Geschichte des Massenmords an den europäischen 

Juden zu verdanken sind. 

Machen wir die Probe aufs Exempel an jenem Ereignis, das wie kein zweites zum Ausgangs-

punkt für eine Wende in Hitlers Biografie werden sollte: seinem Entschluss, drei Millionen 

deutsche Soldaten zu einem Krieg gegen die Sowjetunion zu befehlen. Bei seiner Darstellung 

dort angekommen, verweist Longerich auf das Dogma vom „Volk ohne Raum“, wobei dahin-

gestellt bleiben mag, ob es sich um Hitlers wahnhafte Ausstattung oder einfach nur um ein 

Stück aus dem Arsenal zur Rechtfertigung seiner Übeltaten und Verbrechen handelte. Dann 

erhält der Krieg, der am 22. Juni 1941 begann, den hierzulande gebräuchlichen Stempel „Er-

oberungs- und Vernichtungskrieg“. Die zweite Kennzeichnung ist so etwas wie ein weißer 
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Schimmel, denn welcher Krieg wäre nicht mit der Vernichtung von Menschenleben, von Gü-

tern und auch von Landschaften einhergegangen. Mit dem Eroberungskrieg steht es nicht bes-

ser, denn in welchen wäre es nicht um Eroberungen gegangen, wenn nicht um Land, wie im 

Ersten Weltkrieg, dem deutsch-französischen, dem deutsch-dänischen, von den napoleonischen 

und den friderizianischen zu schweigen, so doch um die Gewinnung von Einfluss, Macht und 

Vorherrschaft. Häufig um beides. Eine Bestimmung des Spezifischen wird man diese formel-

haft gewordene Bezeichnung nicht nennen können, die Konjunktur hat, und eine Einordnung 

des Ereignisses und seiner deutschen Hauptperson in die Geschichte auch nicht. 

Der kommt auf die Spur, wer diesen Eroberungszug mit dem vorauf gegangen im Ersten Welt-

krieg und namentlich mit dem Vertrag von Brest-Litowsk, den die noch kaiserliche deutsche 

Regierung dem schwachen Sowjetrussland diktierte. Der Verlauf der dort gezogenen West-

grenze des jungen Staates mit dem Projekt des Reichsministeriums für die Besetzten Ostge-

biete, der Errichtung der Reichskommissariate Ostland und Ukraine und der weiteren geplanten 

Moskowien und Kaukasus weist eine Ähnlichkeit auf, deren Entdeckung tiefgründige For-

schungen nicht erfordert. Im einen wie im anderen Falle ging es um – in zwei Worten – Weizen 

und Erdöl. Der „Eroberungs- und Vernichtungskrieg“ ist die Ersatzvokabel, es ließe sich auch 

sagen, der Nebelwerfer, vor der einfachen Wahrheit, dass von Hitler eine direkte Linie zur Po-

litik des kaiserlichen deutschen Imperialismus führt, die am Jahrhundertbeginn einsetzte und in 

den Ersten Weltkrieg mündete, der im zweiten seine modifizierte, durch Kontinuität und Bruch 

gekennzeichnete Fortsetzung fand. Deren Ursprung und Antriebe nebelt auch die Vokabel von 

„Hitlers Krieg“ ein. Der eine wie der andere waren imperialistische Kriege, entstanden auf einer 

Stufe und dem Boden einer bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft. Doch der Begriff imperi-

alistisch ist für die Kennzeichnung deutscher Zustände inzwischen weitgehend tabuisiert, je-

denfalls aus dem Verkehr von Wissenschaft und Publizistik gebracht. Hier liegt, um es mit einer 

400 Jahre alten Wendung aus dem Volksmund zu sagen, der Hund begraben. Wenn Hitler aber 

in „seine Zeit“ eingeordnet werden soll, ist um ihn kein Herumkommen oder nur um den Preis, 

um das mindeste zu sagen, von Unschärfe.  

Der Streit um diese Bestimmung wird in der Bundesrepublik unter Historikern indessen nicht 

ausgetragen, ja er existiert nicht einmal verborgen. Kontroversen erwachsen eher aus Mei-

nungsverschiedenheiten wie denen über die Bestimmung des Zeitpunktes, an dem Hitler Anti-

semit geworden sei. Longerichs Buch ist wie üblich mit schreiender Reklame beklebt worden, 

mit Aufschriften wie „wichtige Korrekturen“ und „neue Maßstäbe“. Er habe entdeckt, schreibt 

eine Zeitung, ihn zitierend, dass kein anderer Mann die deutsche Geschichte dahingetrieben 

hätte, wohin sie Hitler lenkte, er also in seiner geschichtlichen Rolle unersetzbar gewesen sei. 

Das hat sich so oder so ähnlich auch schon lesen lassen. Wenn ihn Elsers Bombe im November 

1939 in München usw. 

Peter Longerich, Adolf Hitler. Biografie, Siedler München 2015, 1295 S. 
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Schauer und Gelaber 

Farbbücher bilden eine eigene Gruppe von Publikationen mit einer bis in das vorvergangene 

Jahrhundert reichenden Tradition. Selten handelt es sich dabei um so zweckdienliche Druck-

werke wie das Blaubuch der Bundesregierung, das kulturelle Gedächtnisorte erfasst, denen sie 

besondere „nationale Bedeutung“ zuerkennt. Ob als Rot- oder Grünbuch offeriert oder nach 

welcher Farbe auch immer benannt, Farbbücher kommen meist als Boten der Wahrheit daher. 

Das gilt namentlich für jene auslandspropagandistischen Druckwerke, mit denen kriegführende 

Mächte sich reine Friedfertigkeit, ihren Gegnern aber lüsterne Kriegs- und Eroberungssucht 

nachzuweisen trachteten. Während Paris Dokumente zur Vorgeschichte des Zweiten Weltkrie-

ges zum „le livre jaune“ zusammenstellte – schon am Beginn des Ersten Weltkrieges erschien 

ein französisches Gelbbuch –, kam aus Ribbentrops Berliner Produktionsstätte 1939 das verlo-

gene Weißbuch (eine Kennzeichnung, die sich nicht nur die Deutung von weiß gleich sauber, 

sondern zudem die phonetische Identität von „weiß“ und „ich weiß“ zu Nutze macht). Für das 

Erscheinen beider würde es schwerlich einen Grund gegeben haben, hätten die Europäer und 

insbesondere deren Regierungen 1933 nur die Warnung begriffen, die das berühmteste Farb-

buch aussprach, das Deutsche schrieben: das „Braunbuch über Reichstagbrand und Hitlerter-

ror“ wurde in 26 Ländern gedruckt und in die Sprachen der Finnen und der Ukrainer, ins Flä-

mische wie ins Japanische übersetzt.  

Unter den Farbbüchern signalisieren Schwarzbücher meist, dass sich Autoren mit extrem kri-

tikwürdigen, ja skandalösen oder scheußlichen Tatsachen befassen (oder solchen, die ihnen 

auch nur so vorkommen), und dass in ihnen Sünden- und Verbrechensregister von besonderer 

Qualität und Länge nachzulesen sind. Jedoch ist auf diese farbliche Kennzeichnung kein Ver-

lass, wie das Rotbuch der kommunistischen Ideologie (Konrad Löw) und ein anderes über Sta-

lin und die Juden (Arno Lustiger) zeigen. Schwarzbücher, soviel kann als gewiss gelten, errich-

ten, nachdem der mittelalterliche abgeschafft, moderne Pranger. 

Wer wurde jüngst da nicht alles angekettet! Der Kommunismus und dieser nun schon doppelt 

in einem soeben erschienenen zweiten Band (Stéphane Courtois u. a.), der Kapitalismus (Robert 

Kurz), die Globalisierung (Jerry Mander/Edward Goldsmith), die USA (Eric Frey) und der 

Dschiad (Gilles Kepel). Auf den Markt gelangten ein „Schwarzbuch Deutsche Bahn AG“ 

(Antje Henniger/Gusti Steiner) mit dem Untertitel „Handbuch der Ignoranz“, sodann das als 

gefürchtet markierte „Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler“, welches die „öffentliche 

Verschwendung“ dokumentiert. 

Auch an einem „Schwarzbuch der Rache“ (John, d. i. Christian Riesen) fehlt es nicht. Es handelt 

nicht, wie hierzulande vermutet werden könnte, von der Gefühlswelt der Ostdeutschen fünfzehn 

Jahre nach ihrem Anschluss, sondern von alltäglichen Gemeinheiten, mit denen Kollegen, in-

zwischen verfeindete einstige Paare, Vorgesetzte und Untergebene sich zu überraschen wissen. 

Wir lernen dort: „In jedem Menschen steckt ein kleiner Rächer, auch wenn es nur bei Rache-

gedanken bleibt“. Und dann: das „Schwarzbuch der Markenfirmen“, das mit dem Versprechen 

lockt: „Dies Buch wird Sie wütend machen“. Verfasser von derlei Werken stellen sich häufig 

dar, als wollten sie Revolutionen anstiften, – wenigstens im Verkehrs- oder Steuerwesen, lieber 

aber weltweit. 

Letzteres kann dem Autor des wieder aufgelegten „Schwarzbuch der Weltgeschichte“ (zuerst 

München 1973) nicht nachgesagt werden. Hans Dollinger, der sich um Verbreitung und Pflege 

des Werkes des Oskar Maria Graf verdient machte, lässt in seinem aktualisierten Buch (die 

letzten Daten entstammen dem Sommer 2004) beim Blick auf „menschliche Mordlust“ das 

Gruseln lernen, bemerkten Rezensenten, die von einer „Enzyklopädie des Grauens“ und einer 

„Abschreckungsfibel“ schrieben und diese der pazifistischen Literatur zuordneten. Nicht jener 

Richtung, die wie Ernst Friedrichs nach dem Ersten Weltkrieg herausgegebenes „Krieg dem 

Kriege“ leidenschaftlich zum Aufstand gegen das Völkermorden aufrief und auf dessen Ursa-
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chen in der kapitalistischen Gesellschaft verwies. Dollinger analysiert nichts. Er schildert das 

ewige, angeblich in der Menschennatur liegende Morden und Totschlagen: „Eingeschlagene 

Schädel aus der Urzeit der Besiedlung der Erde ausgegraben, beweisen uns, dass bereits der 

Vormensch vor Millionen von Jahren seinen andersartigen Bruder erschlug. Nach ihm taten 

dies alle seine Nachfahren bis heute, wenn sie mit anderen Stämmen und Rassen zusammen-

trafen.“ Womit klargestellt ist, warum US-amerikanischen Soldaten sich mit den Bewohnern 

des Zweistromlandes, mit denen sie „zusammentrafen“, nicht vertragen können und es im Irak 

zugeht, wie selbst in gefilterten Beiträgen im Fernsehen zu besichtigen. So wallte Stammes- 

und Rassenblut, wir erinnern uns an die Nazilesart, einst schon im Falle von Deutschen und 

Juden [...] „Ein Körnchen historisches Bewusstsein könnte uns dabei helfen, das Geschehene 

und das Kommende zu verstehen“, schrieb die gegen Jahresende 2004 verstorbene Susan Son-

tag nach dem Terrorakt gegen das New Yorker Welthandelszentrum. Dollinger zitiert den Satz 

(und vergräbt ihn in einer Zitatenflut), hat ihn aber nicht als Aufforderung gelesen, die an ihn 

selbst gerichtet sein könnte. 

„5000 Jahre der Mensch des Menschen Feind“ lautet der Untertitel. Darauf bezogen sich Emp-

fehlungen des Bandes mehrfach. Indessen haben deren Schreiber Thomas Hobbes auf den rö-

mischen Stückeschreiber Titus Maccius Plautus zurückgehende Wendung vom „homo homi-

nem lupus“, und die weitere vom „bellum omnium contra omnes“, die ebenfalls schon bei Au-

toren des klassischen Altertums angetroffen werden kann, nur irgendwo aufgeschnappt, aber 

nicht verstanden oder vergessen, dass der Philosoph, dies für den Urzustand menschlicher Be-

ziehungen hielt, der sich erhalten habe, ihn aber nicht als unabänderlich ansah. Zu Hobbes’ 

Vorschlägen, darüber hinaus zu gelangen, kamen in den seit dessen Tode vergangenen 325 

Jahren weitere hinzu, die Hoffnungen auf den Wandel nicht allein an Vernunft und Staat knüpf-

ten. Und dazu von Massen getragene Versuche, der Weltgeschichte eine Wende zum Frieden 

zu geben. Als gäbe es diese in Jahrtausenden entstandene Literatur darüber, wie Krieg und Ge-

walt aus der Menschheitsgeschichte verbannt werden können, nicht, spreizt sich der Dollinger, 

geehrt durch die Auszeichnung „München leuchtet“, mit dem Vorschlag: „Wir müssen uns Ge-

danken machen über den Aufbau einer menschlicheren Welt ...“ 

Brauchten wir nicht ein Farbbuch, dass die Geschichte der Friedensgedanken, der auf Völker-

frieden gerichteten Bestrebungen und der Völkersolidarität darbietet? Es würde mehrere Bände 

umfassen und darüber, ob es als Rot- oder Grünbuch deklariert werden soll, müsste kein Streit 

entstehen. Stoffmangel wäre nicht zu fürchten. Es würde von Menschen erzählen, die Utopien 

entwickelten und Visionen hatten, und von den vielen, die der Menschen Freund waren, Zu-

ständen und Befehlen trotzend, die aus all ihnen Wölfe machen sollten. Gewiss: Es wäre das 

auch eine Geschichte des Scheiterns, doch würde diese von dessen Ursachen handeln. Und sie 

könnte so nicht mit Kommentaren erledigt werden, die Dollingers Buch auslöste: wie der 

Mensch darauf gekommen ist, gegen seinesgleichen zu wüten, wie schrecklich doch menschli-

che Gehirne denken können, wie fürchterlich der Blick in die Abgründe der menschlichen Zi-

vilisation und auf die Kehrseite der Menschheitsgeschichte sei und was an derlei Tränen und 

Trauer vortäuschendes Gelaber sonst noch zu lesen war. 

Hans Dollinger, Schwarzbuch der Weltgeschichte. 5000 Jahre der Mensch des Menschen Feind, area verlag gmbh 

Erftsadt 2004, 744 S. 
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Unentbehrlich 

Man kennt das ja: Die Nachbarn im Hause und in der Straße reden seit langem darüber. Ihr 

Mitbewohner ist krank. Das lässt der bloße Augenschein erkennen. Er müsste zum Arzt, wo-

möglich ins Krankenhaus, dann am besten zu einer Kur. Die ihm am nächsten stehen, sagen 

ihm das, behutsam, aber doch laut, denn er ist auch schwerhörig geworden. Vergebens. Der 

Eindruck trüge. Er fühle sich gut, ja von Tag zu Tag besser. Gewinne gar an Kräften. Bald 

werde niemand mehr daran zweifeln können. Gedrängt, nennt er gar einen Zeitpunkt, an dem 

er wieder ganz „der Alte“ sein werde. Starrsinnig und verwegen legt er sich dafür auf Tag und 

Stunde fest. Es ist eine am frühen Abend des kommenden Siebenundzwanzigsten. Nun sorgen 

sich manche Nachbarn nicht mehr nur um seinen körperlichen Zustand. Man kennt das ja, samt 

dem vorhersehbaren Ende. Vorwiegend bei Männern. Diesmal ist es eine Frau. Wegen ihres 

langen Namens nennen sie die meisten Espede. 

Dann kommt besagter Tag und er kommt, wie er erwartet wurde. Nun liegt sie danieder, manche 

sagen: flach. Die Kraftmeierei war gestern. Heute zeigt man ihr die Werte. Auf einem liest sie: 

Wenig mehr als – sage und schreibe – dreiundzwanzig. So abgemagert war sie nie. Einst rühmte 

sie sich nahezu des Doppelten. Die sie betreuen, möchten am liebsten nicht hinsehen und we-

niger noch hinhören. Sie phantasiert beständig und sich wiederholend: Bittere Stunde – bitterer 

Tag – bittere Niederlage – Krise – Tiefpunkt – Scherbenhaufen – Mist. Und dann und nahezu 

im gleichen Atemzug, denn bei Luft ist sie noch: Ich werde nicht abtreten oder, was immer das 

bedeuten mag, auseinanderlaufen. Ich werde mich wieder aufstellen. In meinen einhundert-

sechsundvierzig Jahren habe ich manches Auf und Ab überstanden. Und schließlich und nun 

doch leiser werdend: Ich werde aufpassen, dass die anderen jetzt nicht alles kaputtmachen, was 

ich in den letzten Jahren geflickschustert und zusammengeharzt habe. Das waren nicht exakt, 

aber doch dem Sinne nach ihre Worte. Doch ihre Stimme wurde zunehmend undeutlicher. Aus 

dem Lallen ließ sich etwas wie Erneuerungs- und Verjüngungskur enträtseln, das gleich aber 

widerrufen zu werden schien. Also, man kennt das ja. 

Verwunderlich nur, dass sich am Krankenlager sogleich Besucher drängten. Und unter den ers-

ten befanden sich Personen, die vordem nicht zu den Besorgten gehört, ja, die sich ankündi-

gende Katastrophe mit einer gewissen und unverhohlenen Genugtuung hatten kommen sehen, 

sie gar mit hämischen Reden konstatiert und kommentiert hatten. Nun standen sie bedrückt 

herum. Teilnahme und Ratlosigkeit zeichneten ihre Gesichter. Heuchelei war das nicht. Denn 

das hatten sie nun doch nicht wollen können. Gewünscht wurde, dass der Patient begrenzt wie-

der zu Kräften käme. Denn er besaß eine Fähigkeit die ihnen abging und die zu erwerben sie 

sich außer Stande fühlten. Körpereigen produzierte er selbst bei schlechtem Befinden ein Se-

rum, dessen sie bedurften und das anders als jenes gegen die Schweinegrippe auch erfahrene 

Mediziner, Biologen und Pharmazeuten nicht herzustellen vermochten. Den Impfstoff gegen 

jene wie es scheint um sich greifende Erkrankung, für die seit kurzem und vorläufig die Hilfs-

bezeichnung „Die Linke“ kursiert. Also und deshalb: der Espede muss wieder auf die Beine 

geholfen werden, mindestens so weit, dass sie am Stock gehen kann. 
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Vom Umgang mit einer Hinterlassenschaft 

An keine anderen Ereignisse der deutschen Geschichte der 20. Jahrhunderts wird in öffentlichen 

Räumen so viel erinnert, wie an die Weltkriege, vorzugsweise in Kirchen oder auf Friedhöfen 

in deren unmittelbarer oder entfernterer Nachbarschaft. Viele dieser Stätten des Gedenkens 

wurden während der Jahre der Weimarer Republik erbaut. So auch die in der Bodenseestadt 

Lindau. Dort existiert ein auf das Jahr 1000 zurückgehendes Gotteshaus, die Peterskirche. Hin-

ter ihr liegt eine bewegte Vergangenheit. In der Kunstgeschichte erlangte sie Berühmtheit durch 

Fresken Hans Holbeins des Älteren, die gegen Ende des 15. Jahrhunderts entstanden. Später 

genügte der Bau den Ansprüchen der gewachsenen Christengemeinde in der Stadt nicht mehr. 

Er wurde als Lagerraum und Werkstatt genutzt. Bis, so berichtet ein durch den Ort führende 

Beschreibung, für ihn endlich wieder eine würdige Verwendung gefunden worden war. Der 

Innenraum, man schrieb das Jahr 1928 und das später als der Erste Weltkrieg bezeichnete Er-

eignis lag exakt ein Jahrzehnt zurück, erhielt die Funktion einer Krieger-Gedenkstätte. Wer ihn 

betritt, blickt auf eine liegende Figur, symbolisierend einen „unbekannten Soldaten“, einen 

Kriegstoten. Da ist er entwaffnet hingestreckt, angetan mit einem wärmenden Mantel, das Kop-

pel umgeschnallt, daran die Patronentaschen, den Stahlhelm vorschriftgerecht auf dem Kopfe. 

Ruhend, kein Zeichen von Schmerz. Er hat ausgekämpft. Eines der ungezählten tiefverlogenen 

Bildnisse, welche die tausendfachen elenden Tode verbergen, die auf den Schlachtfeldern in 

Frankreich, Russland, Serbien, Italien und auf den Weltmeeren gestorben wurden. 

An den Wänden der einstigen Kirche lassen sich die Namen der Bürger Lindaus lesen, deren 

Leben auf dem ersten Eroberungszug des deutschen Imperialismus endete. Länger noch sind 

die Namenreihen, die auf den Holztafeln verzeichnet wurden, die nach dem Ende des Zweiten 

an drei der Wände angebracht wurden. Zwei von ihnen nennen unter der irritierenden Über-

schrift „Heimatvertriebene“ auch im Kriege umgekommene Angehörige von Menschen, die es 

erst als dessen Folge an den Bodensee verschlug. Ganz am Ende der Tafelreihe hängt eine mit 

besonderer Aufschrift: „Opfer des Nationalsozialismus“. Die Namen der dort verzeichneten 

wurden nicht zum gleichen Zeitpunkt auf den hölzernen Untergrund geschrieben. Offenkundig 

mussten sich die Einrichter erst noch klar werden, wenn sie da zu benennen hatten. Hinter einem 

Namen gibt es eine Ortsangabe – „Auschwitz“. Die sich für diese „Lösung“ entschieden, folg-

ten einer eigenen Vorstellung von bewältigter deutscher Geschichte. Berliner werden sie nicht 

für eine Lindauer Spezialität halten, sondern sich an einen Ort in ihrer Stadt, der Wache Unter 

den Linden erinnern, in der sich ein gleicher Geschichtsmix besichtigen lässt. 

Lindaus Krieger-Gedenkstätte, lernt der Wanderer am Bodensee, ist keine deutsche Spezialität. 

Von da ist es nur ein kurzer Weg über die Grenze nach Österreich und von ihr nicht weit bis 

Hohenems. Die Christengemeinde dort hat in direkter Nachbarschaft zur Kirche und durch eine 

von deren Außenwänden begrenzt eine Stätte des Gedenkens geschaffen. Der in einem kapel-

lenähnlichen offenen Raum hingestreckte Soldat ähnelt seinem Lindauer Kameraden zum Ver-

wechseln. Hier haben es die Gestalter bei Namenreihen nicht belassen. In unübersehbaren Let-

tern lässt sich lesen: „Tote des Krieges, ewige Wächter des Friedens. Opfer der Zwietracht, 

doch heilige Mahner der Liebe. Blutsaat der Völker, doch Gärten kommenden Lebens in Gott.“ 

Solange vor solchen Denkmälern und derartigen Sprüchen an besonderen Gedenktagen – wie 

dem eben bevorstehenden 70. Jahrestag des Beginns des Zweiten Weltkriegs – Menschen zu-

sammenkommen, ohne dass zu dem Nebel, den sie über die Geschichte legen, auf kritische 

Distanz gegangen wird, solange derlei Hinterlassenschaft nicht als Herausforderung angenom-

men wird, mit ihr ins Gericht zu gehen, solange sollten diese Stätten besser gemieden werden. 

Das ist kein Plädoyer für ihren Abriss, sondern für ihre zeitgemäße Nutzung. 
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Wollten wir das wirklich wissen? 

Die Flucht der bürgerlichen Publizistik vor Kernfragen, die an die Geschichte des deutschen Fa-

schismus zu richten sind, begann, kaum dass sein Herrschaftssystem militärisch zur Strecke ge-

bracht war. Wer hatte Hitler und seine Führerclique politisch groß gemacht? Wer sie an die Staats-

macht gebracht? Wer geholfen, diese Diktatur zu befestigen? Wer oder was die Entscheidungen 

an der Regimespitze beeinflusst? Die Fragen, die allesamt dem Verhältnis von bürgerlicher Ge-

sellschaft und faschistischem Staat galten, waren ungeliebt. Doch ließen sie sich in der Situation 

vis-à-vis der materialistischen Geschichtsauffassung nicht gut umgehen. Sie bildeten den Gegen-

stand von Kontroversen in Wort und Schrift, von denen manche nicht ohne Nutzen waren.  

Nun, nachdem der Einfluss der Historiker, die, an Marx orientiert, den Zusammenhang von 

Ökonomie, Politik und Ideologie im Blick haben, weitgehend zurückgedrängt und man gleich-

sam wieder unter sich ist und weiter zu bleiben hofft, die Herausforderung also nicht mehr 

existiert, geht die Reise weiter ins Flachwasser. Ein Zeugnis davon gibt nicht allein das Buch, 

das jüngst unter dem Titel „Eva Braun. Leben mit Hitler“ erschienen ist, sondern mehr noch 

der Anspruch, den seine Autorin mit ihm verbindet, und das Aufsehen, das Rezensenten in 

Zeitungen, Zeitschriften und über Rundfunk- und Fernsehsender darum gemacht haben. Ver-

kündet wurde, dass die Forschungen der Heike B. Görtemaker nicht nur ein neues Bild der 

Gefährtin und kurzzeitigen Ehefrau Hitlers zutage gefördert hätten, sondern, und das behauptet 

die Verfasserin der dreieinhalbhundert Seiten selbst, auch die Möglichkeit böten, „eine neue 

Perspektive auf Hitler zu gewinnen“. So richtig genutzt hat die Forscherin indessen diese Mög-

lichkeit selbst nicht. Sagt sie uns doch nicht, was ihr dieser bisher ungefundenen Blick auf den 

Diktator eröffnet hat. Will man ihr nicht unterstellen, sie verheimliche den Lesern ihr Wissen 

absichtsvoll, stellt sich der Verdacht ein, dass diese Möglichkeit nur phantasiert ist.  

Auch dass die Biographie, wie Rezensenten behaupten, „ein wichtiger Beitrag zur Hitlerfor-

schung“ sei, ist Reklame. Doch drückt sich in diesem Fehlurteil zudem jene Anspruchslosigkeit 

aus, die an solche Forschung gerichtet wird. Eva Braun hat weder auf die Entscheidungen noch 

auch nur auf die Stimmung des Mannes einen nachweisbaren Einfluss ausgeübt, dem sie sich 

verschrieben hatte. Deshalb haben Hitler-Biographen von Rang sie auch als eine zu vernach-

lässigende Person eingestuft. Eva Braun hat auf dem Obersalzberg ein parasitäres Dasein füh-

rend, sich für den Krieg und seine Ziele nie anders interessierte, als dass sie beide beiläufig 

guthieß. An Anstrengungen für den Sieg nahm sie, als ihre Geschlechtsgenossinnen in Betrie-

ben und auf Äckern, Männern ersetzend, schwer schufteten, nicht teil, selbst nicht am doch 

denkbaren Sockenstricken für die vor Moskau und Leningrad fröstelnden und frierenden Sol-

daten ihres Führers. Bleiben die zu Propagandazwecken verwendeten Produkte der Hitler-Fo-

tografin, entlarvend, verlogen und bekannt, weil sie wieder und wieder in der zeitgenössischen 

Presse und im Fernsehen verwendet werden. 

Sie sei, erklärt Görtemaker wie vor ihr andere Braun-Biographen, mit ihren Interessen und Nei-

gungen gar nicht das gewesen, was Hitler sonst von einer „deutschen Frau“ erwartet hätte. Na, 

Vorsicht! Auch den Volksgenossinnen war Treue zum Führer als höchste Tugend abgefordert, 

und die hat sie doch bewiesen – bis in den Tod. Dass sie aber durch ihre Rolle irgendeinen 

Aufmerksamkeit erheischenden Platz in der deutschen Geschichte besetzt hielte, davon vermag 

die Autorin Leser bei mitdenkendem Verstand nicht zu überzeugen. Und dass Eva Braun weder 

Hausfrau noch Mutter war, hatten wir ebenfalls schon von anderen Autoren erfahren, die vordem 

mit der Person auf dem Buchmarkt ihre Geschäfte machten. Kurzum: Viel Geschrei um wenig 

Wolle. Der Titel „Leben mit Hitler“ sei, so hat Franziska Augstein angemerkt, eher irreführend. 

„Sterben mit Hitler“, schreibt sie, wäre richtig gewesen. Und in der Tat: Dadurch hat sie zur 

Belebung der Spielhandlung in Kunststücken wie dem Film „Der Untergang“ beigetragen. 

Heike B. Görtemaker, Eva Braun. Leben mit Hitler, C. H. Beck Verlag, München 2010, 366 S, 24, 95 Euro. 
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Rückblick aus dem Abstand eines halben Jahrhunderts 

Gegenwärtig wird eine spezielle Flut von Neuerscheinungen in die Buchhandlungen gespült. 

Ihr Thema: der 17. Juni 1953. Eben noch waren es Bücher zur Stalingrader Schlacht und zum 

„Bombenkrieg“. Sind die Deutschen so etwas wie geschichtsversessen, gar historiesüchtig? 

Schwer zu sagen. Wer weiß verlässlich, wie viele der Druckwerke wirklich gelesen werden? 

Das gilt namentlich für Texte zu einem Ereignis, das anders als die 60 Jahre zurückliegende 

Schlacht und die zwischen 1941 und 1945 tobende Luftoffensive gegen Deutschland nur zur 

Vergangenheit eines Teils, einer Minderheit von Deutschen, der Ostdeutschen, gehört. Auch 

von diesen Zeitgenossen lebt nur noch ein Rest.  

Inzwischen haben sich, gleichsam ersatzweise, Personen mit Erinnerungen zu Worte gemeldet, 

die seinerzeit wenig bis nichts verstehen konnten. Zu ihnen gehört die damals fünfjährige Ma-

rianne Birthler. Auch aus deren Hause und Umfeld kamen zu diesem Jahrestag mehrere Inter-

pretationen in den Buchhandel. Gewichtiger war die kurze Wortmeldung des inzwischen 81jäh-

rigen Egon Bahr, der als Berater eines Fernseh-Spielfilms zum gleichen Thema mitgewirkt 

hatte und nach dessen Voraufführung in einem Interview noch einmal auf seine Rolle im Rund-

funk des amerikanischen Sektors (RIAS) zu sprechen kam. Dem wird u. a. zugeschrieben, die 

Forderungen, die Streikende unbeholfen formuliert hatten und mit denen sie im Gebäude des 

Senders erschienen waren, nicht nur verbreitet, sondern sie auch wenig geordnet und „sprach-

lich“ bearbeitet zu haben.  

Das Hineinwirken „des Westens“ ist inzwischen kein Tabu mehr. Ein Lautsprecherwagen der 

SPD, heißt es in einem zugänglichen Westberliner Polizeibericht, sei an der Sektorengrenze 

während der Demonstrationen am Potsdamer Platz und nahe der Leipzigerstraße aufgefahren 

und habe die VP-Angehörigen aufgefordert, zu den Protestierenden überzulaufen. Aus gleicher 

Quelle wissen wir, dass Angehörige der westlichen „Kampfgruppe gegen die Unmenschlich-

keit“ eine sogenannte Ballonaktion starten wollten, die von der zuständigen britischen Militär-

behörde untersagt wurde und auch unterblieb.  

Wie viel aber auch über solch interessiertes, ideologisch-propagandistische Dazutun und die 

spontane und organisierte Teilnahme von Westberlinern an den zu Krawallen mutierenden De-

monstrationen in Ostberlin noch bekannt werden dürfte (die Quellen der westlichen Geheim-

dienste sind nach wie vor verschlossen), es wird sich doch das abwegige und ablenkende DDR-

Bild vom US-amerikanisch und westdeutsch gesteuerten faschistischen Putschversuch auch da-

mit nicht stützen lassen. 

Auf drei Neuerscheinungen sei hier empfehlend verwiesen, weil sie zugleich einen Einblick in 

Dokumente geben. Siegfried Prokop (1) hat Berichte publiziert, die aus dem Bestand des Kul-

turbundes stammen, dessen Leitung im Frühjahr 1953 sich aus allen Bezirken über Lage und 

Stimmung in der Intelligenz informieren ließ. Wilfriede Otto (2) veröffentlichte an entlegener 

Stelle Dokumente, die den Beginn der Proteste in Berlin überliefern und den vergeblichen, spä-

ter gar strafverfolgten Versuch von Gewerkschaftsfunktionären, die Regierung zur rechtzeiti-

gen Korrektur des Diktats der Normenerhöhung [zu bewegen]. Schließlich konnten ungekürzt 

die Berichte der Polizeichefs aller Bezirke (3) über die Ereignisse zwischen dem 16. und dem 

21. Juni 1953, die auf Befehl schon wenige Tage danach angefertigt wurden, gedruckt erschei-

nen. Sie geben die Möglichkeit, sich wesentliche Abläufe zu vergegenwärtigen, werfen ein be-

zeichnendes Licht auf den Zustand der Polizei und auf die selektierende, sich der ganzen Wirk-

lichkeit verweigernde Denkweise, die jene frühesten Schlussfolgerungen bestimmte, die aus 

der unerwarteten Erfahrung gezogen wurden. 

Im Zentrum des Interesses an der Erinnerung aber steht der erkennbare, von Historikern, Pub-

lizisten, Journalisten und Fernsehmachern getragene Versuch, die Politiker werden sich noch 

zu Worte melden, dem Tag, der einmal im Westen zum „Tag der deutschen Einheit“ erklärt 
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(was eine Komponente der erhobenen Forderungen maßlos übertrieb und obendrein missinter-

pretierte), jedoch als arbeitsfreier Tag von den Westdeutschen höchst unpolitisch begangen und 

vorzugsweise für erholsame Fahrten in den Frühling genutzt wurde, und der im Osten öffentlich 

planmäßig und erfolgreich der Vergessenheit anheim gegeben wurde, im allgemeinen Ge-

schichtsbewusstsein dauerhaft einen Platz zu verschaffen.  

Dafür bietet sich vor dem Hintergrund der gegenwärtigen sozialen Auseinandersetzung an, das 

Geschehen von 1953 als ein Beispiel für die Verteidigung oder Rückerkämpfung von Arbeiter-

rechten zu nehmen. So aber ist die Sache nicht gemeint und auch in der PDS, siehe deren Er-

klärung aus der Feder ihrer Historischen Kommission, hat den geschichtlichen Bezug, so nahe 

er liegt, in dieser Weise doch nicht gesehen und zugespitzt. Generell herrscht nicht der Blick 

aus der Vergangenheit in die Gegenwart vor, sondern beliebt ist die Konstruktion großer Ge-

dankenbogen, mit denen der 17. Juni in die deutsche Geschichte eingeordnet werden soll. Er 

gehöre, war wieder und wieder zu lesen, in eine Reihe mit den deutschen „Freiheits“-Revoluti-

onen von 1848 und 1918, über deren soziale Antriebe und Ziele auch nichts gesagt wird. Wie-

derum Marianne Birthler will den Tag gar in die Tradition stellen, die mit der Großen Revolu-

tion der Franzosen 1789 begründet worden sei. Wer bietet mehr, kann mehr offerieren? Zu 

deutlich das Bemühen, den Jahrestag zu nutzen, um das ins Stocken geratene Delegitimierungs-

werk an der DDR „von ihren Anfängen an“ erneut aufzunehmen und voran zu treiben, das zum 

Ziele nicht gelangt ist, nicht wegen der „Nostalgie“ der Neubürger, sondern wegen der Ver-

nachlässigung von zu vielen Tatsachen, die zur Geschichte der DDR gehören. Und die be-

herrscht auch diese Kampagne wieder. Daher der Rat: Ad fontes. Zu den Quellen! Die lesen 

sich für Sozialisten ernüchternd genug. 

(1) Siegfried Prokop, Intellektuelle im Krisenjahr 1953. Enquete über die Lage der Intelligenz der DDR. Analyse und Doku-

mentation, Schkeuditzer Buchverlag 2003, 348 S. 

(2) Wilfriede Otto, „Die Bauarbeiter ... erkennen die ihnen diktierte 10%ige Normenerhöhung nicht an“. In: Jahr-

buch für Forschungen zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 2/2003, S. 150-159. 

(3) Torsten Dietrich/Hans-Hermann Hertle (Hg.) Alarmstufe „Hornisse“. Die geheimen Chef-Berichte der Volks-

polizei über den 17. Juni, Metropol Verlag Berlin 2003, 464 S. 
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Einführung in die Faschismusforschung 

Seit 1939 besitzt die Faschismusforschung einen Wegweiser. Er trägt die Inschrift „Wer vom 

Kapitalismus nicht reden will, sollte auch vom Faschismus schweigen.“ Aufgestellt hat ihn Max 

Horkheimer, ein aus Deutschland vertriebener Soziologe und Philosoph, der über die Schweiz 

in die Vereinigen Staaten geflohen war. Der Satz kann als Ratschlag, aber dazu auch als Wunsch 

gelesen werden. Nicht, dass nicht in den nahezu zwei Jahrzehnten, in denen vor allem Europäer 

Bekanntschaft mit dem Faschismus gemacht hatten, nicht viele Forscher und Politiker verfah-

ren wären, wie hier angeraten wird. Nicht, dass dem Autor die Naivität unterstellt werden soll, 

er hätte gemeint, es ließen sich mit diesem Diktum jene zum Schweigen bringen, die bis dahin 

schon über die Gesellschaft geschwiegen hatten, aus der faschistische Bewegungen und Re-

gimes hervorgegangen waren. Vielmehr hat Horkheimer in dem nahezu Vierteljahrhundert, in 

dem zu leben ihm noch vergönnt war, wieder und wieder erlebt, wie viele über den Faschismus 

schrieben und redeten und das taten, ohne dass sie ein Wort über die bürgerlich-kapitalistische 

Gesellschaft verloren. Und so ging es nach dem Tode des Forschers weiter. Wie lässt sich diese 

Verweigerung erklären? Als eine merkwürdige Sichtverengung, als Irrtum oder Nachlässigkeit 

nicht. Wer vom Faschismus redet, und das gilt seit dem Jahre 1941/1942, hat beim Blick auf 

seine deutsche Version, die auch als die „klassische“ gilt, vom Massenmorden zu handeln, des-

sen Opfer Juden, sowjetische Kriegsgefangene, Sinti und Roma, körperlich und geistig kranke 

Menschen wurden. Der muss die geschichtlich beispiellose verbrecherische Rolle eines Staats-

typs vermerken, der sich aus und über der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft erhob und 

nicht von außen her und als ein Fremdling in sie eingedrungen war. Das ist mehr als der sprich-

wörtliche schwarze Fleck auf einer weißen Weste. Das ist ein historisches Faktum, das sich mit 

den üblichen Praktiken nicht „bewältigen“ lässt und vor allem Fragen hinterlassen hat. Die 

werden von den Herrschenden und Regierenden als unbequem und störend empfunden. Das hat 

mit und unter anderen der Verfassungsschutz im deutschen Lande Bayern dadurch verdeutlicht, 

dass er Forscher beobachtete und registrierte, die die unbestreitbare Tatsache aussprechen, dass 

der Faschismus ein Produkt der bürgerlichen Gesellschaft war, kein notwendiges, kein gesetz-

mäßiges, aber doch auch kein illegitimes. Das auszusprechen gilt den Staatsbeamten offenkun-

dig als Schmähung, als Angriff auf die gegenwärtige soziale Ordnung, für deren Verteidigung 

sie doch angestellt sind und bezahlt werden. Nach ihren Wachsamkeitskriterien wäre die Mehr-

zahl der Forscher und Politiker, Italiener, Deutsche, Briten, Franzosen, Russen, die auf den 

folgenden Seiten mit ihren Faschismus-Diagnosen zu Worte kommen, in das Visier des bun-

desrepublikanischen Staatsschutzes geraten, jedenfalls seiner bajuwarischen Abteilung. Und 

auch Max Horkheimer wäre ihm nicht entkommen, ja womöglich als Wegweiser zu staatsge-

fährdenden Forschungen und obendrein als deutscher Kommunist identifiziert worden. Was 

erst hätten sich die Verhüterli in Mühen gedacht, würden sie Horkheimers Sätze – über die sich 

übrigens streiten lässt – gelesen haben: „Aber die totalitäre Ordnung ist nichts anderes als ihre 

Vorgängerin, die ihre Hemmungen verloren hat.“ Und: „Der Faschismus ist die Wahrheit der 

modernen Gesellschaft, die von der Theorie von Anfang an getroffen war.“ 

Zur Illustration von letzterem eine Episode, die sich ereignete, als das 21. Jahrhundert schon 

zehn Jahre alt war. In einem Seminar an der Berliner Humboldt-Universität, zu dem sich Ge-

schichtsstudenten versammelten, wurde ihnen aufgetragen, Texte des Publizisten und Antifa-

schisten Carl von Ossietzky zu lesen, den die deutschen Machthaber in ihren Folterlagern zu 

Tode schinden ließen und der nur zum Sterben aus ihnen entlassen wurde. Als man sich wieder 

traf, lautete die pädagogische Aufforderung der Leiterin der Runde, ob es Fragen oder Kom-

mentare zum Gelesenen gäbe. Darauf fragte eine Teilnehmerin, ob dieser Ossietzky ein Kom-

munist gewesen sei, und erklärte, auf die entsprechende Gegenfrage, wie sie darauf gekommen 

sei, er schreibe doch Faschismus, was sich ergänzen ließ: und nicht Nationalsozialismus, wie 

in Schulbüchern zu lesen und in publizistischen Äußerungen hierzulande tagtäglich anzutreffen. 

Der Begriff Faschismus ist in den Jahrzehnten nach dem bewaffnet erzwungenen Ende des Re-
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gimes offenkundig aus Deutschland, genauer aus Deutschland-West erfolgreich exportiert wor-

den. Die Erscheinung heißt wieder so, wie ihre Akteure sie einst tauften: Nationalsozialismus. 

Das zu demagogischen Zwecken benutzte Etikett klebt wieder, wenn es diesmal auch zu ande-

ren Zwecken benutzt [wird]. Von ihnen und der Rechtfertigung dieser Ausfuhr wird noch zu 

handeln sein. Hier sollte vorerst nur verdeutlicht werden, daß, würde Max Horkheimer sich 

heute an Deutsche wenden und sich verständlich machen wollen, er auf seinen Wegweiser 

schreiben müsste, was ihm freilich schwerfiele: „Wer nicht vom Kapitalismus reden will, soll 

vom Nationalsozialismus schweigen.“ 

* * * 

Da dieser Text entsteht, liegt nahezu ein Jahrhundert Faschismusbeobachtung und -analyse hin-

ter uns. Wer im Online-Katalog der Berliner Staatsbibliothek das Stichwort Nationalsozialis-

mus eingab, konnte gegen Ende 2014 3.756 Titel genannt bekommen, da sind auch von Fa-

schisten herausgegebene Druckschriften enthalten. Gleiches gilt für die 11.992 Angaben, die 

der Katalog auf die Anfrage Nationalsozialismus anbietet. Neu eingestellt wurden allein im Jahr 

2014 74 Veröffentlichungen. Der Gegenstand und seine Themen beschäftigen inzwischen die 

vierte Forschergeneration. Begonnen hat diese Hinwendung naturgemäß dort, wo der Faschis-

mus als Ideologie und Bewegung zuerst sich auszubreiten begann und Erfolge erzielte, in Ita-

lien. Doch der Verbund, der sich in der Arbeiterbewegung herausgebildet und stabil organisiert 

hatte, führte dazu, dass sich in der 1919 gegründeten Kommunistischen Internationale Füh-

rungsgremien, Theoretiker, Ideologen und Publizisten solidarisch mit der neuen Erscheinung 

befassten. Das geschah von Anbeginn auch mit der Frage, ob sich die Geschehnisse in dem 

südeuropäischen, hinter Staaten wie Großbritannien, Frankreich, Belgien, den Niederlanden 

und Deutschland wirtschaftlich zurück gebliebene Land sich nicht in anderen Staaten wieder-

holen könnten. Die Spuren dieser Gedankenwege lassen sich in den Beratungsprotokollen und 

in den theoretischen und politischen Publikationsorganen der Komintern verfolgen. Sie bezeu-

gen in den frühen zwanziger Jahren das Wirken einer lebendigen, debattierenden Bewegung, 

die sich über einen unschwer als besonders gefährlich und brutal agierenden Gegner Klarheit 

und Gewissheit verschaffen will, um ihn mit Erfolg bekämpfen zu können. Außer Zweifel 

stand, dass die Faschisten Benito Mussolinis eine Kampftruppe der Großagrarier, der großen 

Kapitalisten, kurz der politischen und sozialen Reaktion darstellten. Dahinter aber bildeten sich 

zwei kontrovers diskutierte Fragegruppen heraus, von denen die eine – auf den ersten Blick – 

ganz rückwärts gewandt zu sein schien: Warum hatte der Faschismus sich erheben, rasch er-

starken, die Bevölkerung in vielen Territorien Italiens terrorisieren und die Errungenschaften 

vorangegangener Kämpfe liquidieren können? War das die Quittung – später wurde geschrie-

ben „die Strafe“ – für mangelnde Entschlossenheit und ungenügende Anstrengungen der pro-

letarischen Kämpfer, so dass sie in den Klassenschlachten nach Kriegsende die Oberhand nicht 

zu gewinnen und ihre Macht zu errichten vermochten? Und wer hatte verschuldet, dass die 

Chance vertan worden war? Zur anderen Gruppe gehörten in die Zukunft gerichtete Fragen wie: 

Besitzt das Regime, dessen Etablierung 1922 mit der Bildung einer Koalitionsregierung unter 

dem Ministerpräsidenten Mussolini die Perspektive auf Befestigung und Dauer? Oder würde 

es an den Gegensätzen innerhalb der herrschenden Klassen und Gruppen zerbrechen? Und 

könnten nicht auch enttäuschende Erfahrungen, welche die Massen mit dem nun an die Macht 

gelangten Faschismus machten, zu ihrer Abwendung und erneuerten Revolutionierung führen? 

Ließe sich der Faschismus demnach nicht als ein mehr oder weniger langes Durchgangsstadium 

zum Machtgewinn des Proletariats ansehen? Eine der Deutungen erblickte im Sieg des Faschis-

mus zwar eine Katastrophe, aber zugleich doch einen Beschleuniger geschichtlicher Entwick-

lung hin zur proletarischen Revolution. Wie die Antworten im Einzelnen jedoch auch ausfielen, 

niemand verließ sich auf einen Automatismus. Die Kommunisten mussten und wollten die Her-

ausforderung annehmen. Und daran schloss sich eine dritte Fragenreihe: Würde die Niederlage 

des Faschismus in einen bürgerlich-demokratischen Staat zurückführen und wie würde der, 
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verglichen mit dem in Liquidation befindlichen, aussehen? Oder könnte einzig die proletarische 

Revolution und der Sozialismus als angemessen historische Antwort akzeptiert werden? Das 

betraf die Losungen, die nicht mit einem Gegen, sondern mit dem Für begannen und darüber 

mitentschieden, wer sich als Bundesgenosse des antifaschistischen Kampfes gewinnen ließ.  

Keine dieser Fragen erledigte sich in den folgenden Jahren ganz. Sie alle tauchten in aller 

Schärfe wieder auf, als sich der Sieg der deutschen Faschisten abzeichnete und 1933 vollzog. 

Nun aber hatte sich in der zweiten Härte der zwanziger Jahre die geistig-politische Atmosphäre 

in der Komintern verändert. Die zu Lenins Zeiten herrschende Offenheit der Diskussionen exis-

tierte nicht mehr. An ihre Stelle war die Herrschaft von Dogmen gesetzt worden, die Diskussi-

onen blockierten, Differenzierungen vernachlässigten, Irrwege planierten und aufrechte Sozia-

listen aus den Parteireihen vertrieben hatten. Das Bild des Kapitalismus wurde zunehmend von 

Wunschdenken verzerrt, das sich jedoch auch schon im unmittelbaren Nachkrieg, also vor Be-

ginn der Periode der relativen Stabilisierung hatte antreffen lassen, so in Urteilen wie denen 

vom „Zerfall“ der bürgerlichen Gesellschaft, dem wirtschaftlichen „Verfall“ und der „Auflö-

sung des bürgerlichen Staates“. Der Kapitalismus galt als altersschwach, wenn nicht als ster-

benskrank. In immer mehr Staaten suche er seine letzte Zuflucht im Faschismus, der sei auch 

die letzte Karte der deutschen Bourgeoisie. Nicht nur in Italien, lautete ein Urteil aus dem Jahre 

1930, auch in Spanien, Litauen, Polen, Jugoslawien Österreich und Finnland habe er sie dort 

schon gefunden, seien faschistische Regime errichtet worden. Darin drückte sich der folgen-

schwere Verlust des Unterscheidungsvermögens zwischen den unterschiedlichen Typen bür-

gerlicher Staatsverfassungen aus. Diese Sicht minimierte die Differenz zwischen dem Typ der 

bürgerlichen Demokratie und der faschistischen Herrschaft, die beide zwar Überbauten der ka-

pitalistischen Gesellschaft waren, aber mit schwerwiegenden Unterschieden für das soziale und 

politische Dasein der werktätigen Massen. Dieser Verlust, der sich in populären Losungen wie 

der in der deutschen kommunistischen Partei gebräuchlichen: „Wir pfeifen auf die Freiheit der 

Spießerrepublik“ ausdrückte, erscheint umso unverständlicher, als schon der Weg des italieni-

schen Faschismus an die Macht und dann seine Fortsetzung im Mussolini-Regime, namentlich 

seit 1926, einen Anschauungsunterricht bot, in welchem Grade die Entrechtung und Knebelung 

der Arbeiter erfolgte und welche Rolle dabei der Terror spielte. 

Die abhanden gekommene Fähigkeit, in der Wirklichkeit zu unterscheiden, drückte sich deut-

lich auch in der inflationären Verwendung des Faschismusbegriffs aus. Er fand auf Staatszu-

stände Anwendung, in denen in der Verfassung fixierte Rechte der Bürger außer Kraft gesetzt 

wurden, gesetzliche und polizeiliche Willkür herrschten und zu Repressionsmitteln gegriffen 

wurde, die aber nicht oder noch nicht auf den Übergang zur Faschisierung und Liquidierung 

aller bürgerlichen Freiheiten auf Dauer zielten. Die Bezeichnung Seeckt-Faschismus war 1923 

ein Vorbote, der Anfang der dreißiger Jahre die Benennungen Brüning- und Papen-Faschismus 

folgten. Mit dieser verfehlten Bestimmung wurde aber auch der denkbare folgende Schritt hin 

zum Hitlerfaschismus relativiert. In diesem Lichte, richtiger: Nebel erschien er als ein quanti-

tativer Wandel, nicht als ein qualitativer Sprung aus einem Staat in einen anderen. Die Über-

treibung der einen hatte eine Untertreibung des anderen Zustands zur unvermeidlichen Folge. 

Nichts aber stellte die Fehlerhaftigkeit und Dogmatisierung der Faschismus-Diagnosen durch 

die Komintern und ihre Parteien ärger bloß, als die gegen die Führer der reformistischen Arbei-

terbewegung erhobene Anklage, sie verwandelten den Sozialdemokratismus in den „Sozialfa-

schismus“. Man konnte Friedrich Ebert, Otto Wels, Philipp Scheidemann und ihren Genossen 

an der Spitze der SPD eine Leporelloliste von Fehlgriffen und Unterlassungen bei der Ausge-

staltung der bürgerlichen Republik, die wesentlich ihr Werk war, vorhalten – begangen in Re-

gierungen und in der Opposition. Doch sie verfolgten, wenn sie denn ein solches überhaupt 

noch besaßen, kein soziales oder politisches Projekt, keinen gesellschaftlichen Plan, der die 

Bezeichnung Sozialfaschismus verdiente, also irgendeine Verwandtschaft mit den verschiede-

nen Ausprägungen von Faschismus aufwies. Sozialfaschismus, diese Charakterisierung war 
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kein sozialwissenschaftlicher Befund, sondern ein Knüppel, wie übrigens auch späterhin und 

bis auf den heutigen Tag Begriffe – man denke an Totalitarismus – das gleiche Werkzeug ab-

gaben. 

Wiewohl mit den „Sozialfaschisten“ die Führer gemeint waren, konnten sich doch die Mitglie-

dermassen, die sich mit ihnen verbunden fühlten, damit nur selbst als diffamiert ansehen. Ja, es 

war mit der Anklage geradezu ein zusätzliches Bindemittel zwischen den Führenden und den 

Gefolgsleuten gewonnen und also das Gegenteil dessen bewirkt, was sich die Urheber der „So-

zialfaschismus“-Formel versprochen haben mochten. Und es war ein Argument geliefert, dass 

sich mit diesen Kommunisten keinerlei worauf immer zielende Handlungsgemeinschaft her-

stellen ließe. Von kommunistischer Seite war eine Barriere gegen den gemeinsamen antifa-

schistischen Kampf errichtet, über die kein Angebot der antifaschistischen Aktionseinheit hin-

wegführte und die erst 1935 abgerissen wurde. Von sozialdemokratischer Seite wurde in glei-

cher Absicht gebaut. Um den Wahrheitsgehalt der von dort erhobenen Anklagen gegen die 

Kommunisten war es nicht besser bestellt. Der Unterschied ist ein später hinzugetretener, die 

einäugige Sicht auf die Ursachen der tragischen Niederlage der deutschen Arbeiterbewegung, 

erlitten bei dem Versuch, sich, Deutschland und den Deutschen den Faschismus zu ersparen. 

Die unbestreitbaren Mängel der Faschismusanalyse und -theorie, die von Marxisten, meist Mit-

gliedern der Kommunistischen Parteien, aber auch sozialdemokratischen und nichtmarxisti-

schen Theoretikern, meist Angehörigen der Intelligenz, erarbeitet wurde, berechtigt freilich nie-

manden, die Verdienste zu beschweigen, die sich diese Antifaschisten im ersten Jahrzehnt der 

Existenz des Faschismus erwarben. Und doch geschieht das unausgesetzt, womit auch jeder 

Vergleich dieser Ergebnisse mit anderen gleichzeitigen unterbleibt. Dabei sind damals gewon-

nene Erkenntnisse auf diese oder jene Weise in die weiteren Forschungen eingegangen und 

unverzichtbare Bestandteile der materialistischen Faschismustheorie geworden. Sie seien hier 

thesenhaft verkürzt aufgezählt: 

(1.) Der ursprüngliche faschistische Kader, aus dem sich die Führerschaft der Bewegung rekru-

tierte, entstammte zu einem erheblichen Teil dem Offiziers- und Unteroffizierskorps der Welt-

kriegsheere sowie aus jüngeren Jahrgängen, die das als „Stahlbad“ verherrlichte Völkergemet-

zel verpasst hatten, es aber in den politischen Kämpfen gleichsam nachholen wollten. Der Fa-

schismus gewann durch Personal auch seine charakteristischen Züge, er formierte sich aus Mi-

litaristen, die den eben beendeten Krieg bejahten und feierten. Die in seinem Verlauf begange-

nen „Heldentaten“ betrachteten Kriege als legitime Mittel der Politik, wenn nicht als deren ul-

tima ratio, nicht nur der äußeren, sondern auch der inneren. Kriegsgegner jeder Couleur galten 

folglich als zu bekämpfende Feinde.  

(2.) Sozial gesehen stammte dieser ursprüngliche Kern, der später die Führungspositionen der 

Massenbewegung besetzte, nicht den sozialen Oberschichten der bürgerlichen Gesellschaft, 

sondern verschiedenen Schichten des Kleinbürgertums und in geringerem Masse der niederen 

Intelligenz. Das setzte diese Führerschaft aus Kreisen der Herrschenden und Regierenden dem 

Verdacht aus, sie formierten eine politische Bewegung, die, wenn sie nicht nur eine Clique war 

und blieb, die auf eigne Rechnung operierte, den kleinbürgerlichen Interessen eine dominie-

rende Stellung zu schaffen suchte. 

(3.) Dieser Verdacht verstärkte sich noch, als es gelang, unter faschistischen Fahnen eine Mas-

senbewegung zu formieren. Das war der großen und mittleren Bourgeoisie einerseits willkom-

men, wurde dadurch doch die Gefahr abgewendet, dass kleinbürgerliche Schichten in Stadt und 

Land sich den Sozialisten oder Kommunisten anschlossen. Andererseits musste die Führungs-

gruppe aber diesem Massenhang gerecht werden, ihm Zugeständnisse machen, die eigene Pro-

paganda darauf einstellen und konnte so unter den Druck ihrer Gefolgschaft geraten. In dieser 

frühen Phase wurde der Faschismus aus den Oberschichten der Gesellschaft mit einem unausge-
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goren Wein verglichen und gesagt, es sei nicht entschieden, ob daraus ein köstliches Getränk 

oder Essig werden würde. 

(4.) Die Verdächtigungen und Befürchtungen, das von den Faschisten unwillkommene Eingrif-

fe in die kapitalistische Gesellschaft erfolgen würden, waren indessen ungerechtfertigt. Von 

Anfang [an], das haben die Analysen der Kommunisten und anderer Nazigegner wünschens-

wert klar herausgearbeitet, hatten die Faschisten während der direkten Nachkriegskämpfe im 

Innern der Staaten in der Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit, Bourgeoisie und 

Proletariat ihren Posten fest an der Seite der alten reaktionären Kräfte bezogen. Wie sehr sich 

die faschistischen Gruppen in den einzelnen Staaten auch in Details voneinander unterscheiden 

mochten, auf den langen Listen ihrer Feinde im Staatsinneren standen Kommunisten, Sozialis-

ten, Sozialdemokraten obenan. Eine der Provokationen, die das von ihnen verfolgte Ziel unum-

wunden ausdrückten lautete: „Die rote Front, schlagt sie zu Brei“. Hier war ein Irrtum am we-

nigsten möglich. 

(5.) Damit verfochten die Faschisten aber von Anbeginn das Grundinteresse des Kapitals in 

allen seinen Fraktionen. Das verlangte nach Herrschaftssicherung und war durch Erfahrungen 

in den Staaten gesteigert, in denen es revolutionäre Erhebungen oder Unruhen gegeben hatte. 

Auf diesem Felde machten die Faschisten ihr Angebot. Nicht sogleich, nicht begeistert und 

zunächst von einer Minderheit. Und noch waren die Bedingungen nicht ausgehandelt, unter 

denen den Faschisten ein führender Platz im Gebäude der Staatsmacht eingeräumt würde. In 

Italien 1922 wie in Deutschland 1933 hatten sie sich mit einem Koalitionskabinett abzufinden, 

das sie jedoch führten. 

(6.) Die Mühlen des Faschismus wurden durch Armut, Elend, Hunger, zerstörende Praktiken 

der Ausbeutung, durch die verzweifelte Verfassung von Millionen angetrieben, die unkundig 

und unerfahren nach einem Ausweg suchten und glaubten, ihn mit Hilfe der Faschisten zu fin-

den und zu öffnen. Doch wurde die Gefolgschaft nicht nur durch skrupellos gegebene soziale 

Versprechen gewonnen, zusammen- und hingehalten, weshalb der Glaube, mit den Erfahrungen 

werde die Ernüchterung kommen, ins Leere ging. Die Faschisten banden und vermehrten ihre 

Gefolgschaft auch durch ein Erlösungsversprechen, sie bezeichnete ihr die inneren und äußeren 

Feinde, die ihrem Glück angeblich im Wege stehen würden. Als solche galten in erster Linie 

die Kommunisten und die Juden. Wären die überwunden, könnten die Klassenkämpfe enden 

und die Volksgemeinschaft entstehen, nicht durch einen Umbau der Herrschafts- und Eigen-

tumsverhältnisse, sondern durch die Erziehung ausnahmsloser aller, also der Proletarier wie der 

Kommunisten. 

(7.) Schließlich wurden die Faschisten als die extremste Spielart von Nationalisten und Natio-

nalchauvinisten gekennzeichnet. Schon als sie in Italien an die Staatsmacht gelangt waren, wur-

den sie als beständige Kriegsgefahr markiert und die mehrfachen Antriebe bezeichnet, die sie 

in ein Kriegsabenteuer treiben könnten. Das bewirkten nicht nur die Interessen aller, die glaub-

ten, bei der Endabrechnung des Weltkrieges zu kurz gekommen zu sein. Der Krieg galt den 

faschistischen Machthabern, eingedenk der Erfahrungen des 1. August 1914, auch als geeigne-

tes Instrument, wenn andere nicht oder nicht ausreichend zur Verfügung wären, die Macht über 

das eigene Volk in einer Atmosphäre des nationalen Taumels zu festigen. Auch die schon aus 

den frühen zwanziger Jahren stammende Aussage, dass der Faschismus seine stärkste Kriegs-

drohung gegen die Sowjetunion gerichtet hatte, gehörte zu den richtigen Urteilen. 

Kurzum: die Faschismus-Diagnose der marxistischen und anderer kapitalkritischer Soziologen 

traf in wesentlichen Punkten ins Schwarze. Umstritten war und blieb, ungeachtet der schon 

gegebenen italienischen Antwort auf die Frage, wie sich das Verhältnis der großen Kapitalisten 

zu den neuen Herren, die nun die Hebel der Staatsmacht bedienten, auf Dauer gestalten werde. 

Dieses Verhältnis hatte sich in der Weimarer Republik um so leichter und rascher eingespielt, 

als die staatlichen Apparate nicht anders organisiert und personell nicht anders besetzt wurden 



980 

als im Kaiserreich. Manche Interpreten sahen da kein Problem und machten sich das Bild von 

den Faschisten als „Marionetten“, die für das Publikum unsichtbar an der Hand der mächtigen 

Herren der Wirtschaft über die politische Bühne geführt werden würden. Andere schrieben 

ihnen die Rolle von beauftragten und bezahlten Agenten zu, was auf die gleiche infantile Vor-

stellung hinauslief. In ihr hatte der Gedanke keinen Platz, dass die Etablierung einer terroristi-

schen Macht auch für diejenigen, die sie inszenierten, nicht risikofrei war. Denn diese Macht 

ließ sich nicht mit Wahl- oder Stimmzetteln verabschieden wie das Kabinett einer bürgerlichen 

Republik. 

Dass das Verhältnis zwischen den ökonomisch und den politisch Mächtigen sich allein schon 

aufgrund der unterschiedlichen Rollen beider nicht widerspruchslos und konfliktfrei gestalten 

werde, war selbstverständlich und hatte sich in den zwanziger Jahren schon in Italien gezeigt. 

Aber bereits im ersten Konfliktfall, dem Boykott gegen die jüdischen Einzelhändler am 1. April 

1933, der die deutsche Wirtschaft treffende Boykottmaßnahmen des Auslands auslöste, wurde 

eine Zuspitzung prophylaktisch vermieden. Die Aktion, welche die Gefolgsleute in den Sturm-

abteilungen beschäftigen und befriedigen sollte, wurde nach einem Tag abgebrochen. Niemals 

wuchsen sich Meinungsverschiedenheiten zu einer Staatskrise aus. Wie Mussolini so war Hitler 

von Anbeginn darauf bedacht, die ökonomischen Zentralen des Privatkapitals und die staatli-

chen Machtzentren zu einer harmonischen und vor allem effektiven Arbeit zusammen zu füh-

ren, deren Hauptziel der Aufbau einer kriegstüchtigen und den Sieg garantierenden Armee war. 

Das gelang, weil beide, als sie den Schritt aus dem alten in den neuen Staat taten, ein Abhän-

gigkeitsverhältnis eingingen. Die politische Mannschaft konnte sich dauernd unter den Bedin-

gungen eines wirtschaftlichen Chaos, ja selbst unter den Bedingungen einer wenig erfolgrei-

chen Volkswirtschaft nicht behaupten. Sie musste Erfolge vorweisen und mit ihnen die Massen 

auch materiell korrumpieren. Das aber konnte sie nur in Gemeinschaft mit den Eigentürmen 

und Managern der entscheidenden Industriezweige und Betriebe. Denen schuf der Staat allein 

schon mit der Beseitigung der Gewerkschaften und dem Lohnstopp ideale Bedingungen für das 

Profitmachen. Und es war für diese Herren, wenn auch ungewohnt so doch keine Zumutung, 

dass sie selbst auf der Bühne der Volksgemeinschaft zu agieren hatten. Doch auch sie, hatten 

sie sich einmal auf das neue Personal festgelegt, waren von dessen Arbeit und Tüchtigkeit ab-

hängig, vor allem von der Fähigkeit, alle Äußerungen des Klassenkampfes zu unterdrücken, 

aber auch vom Augenmaß für die Schritte auf dem Wege einer revisionistischen Außenpolitik. 

* * * 

Wenn heute Marxisten oder Menschen, die an einem tiefenscharfen Blick in die deutsche Ge-

schichte interessiert sind, über den Faschismus reden, erhält der Historiker nahezu unvermeid-

lich die Frage gestellt, was von der „Dimitroff’schen“ Definition des Faschismus zu halten sei 

und ob ihr noch irgendein Wert zugeschrieben werden könne. Sie lautet: Der Faschismus ist die 

offene terroristische Diktatur der am meisten reaktionären, chauvinistischen und imperialisti-

schen Elemente des Finanzkapitals. 

Zunächst: der bulgarische Kommunist ist mit Sicherheit nicht der Autor dieser Kennzeichnung. 

Sie wurde erstmal im Dezember 1933 auf einer Tagung des Exekutivkomitees der Komintern 

in Moskau vorgetragen. Da findet sie sich in einem Referat, das der Finne Otto Kuusinen, der 

seit 1921 als einer der Sekretäre des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale 

arbeitete, hielt und auch in einer von den Delegierten angenommenen Resolution. Zu diesem 

Zeitpunkt war der deutsche Faschismus etwa zehn Monate an der Staatsmacht und Dimitroff 

befand sich im Gefängnistrakt des Leipziger Reichsgerichtshofes, der ihn und zwei seiner Ge-

nossen der Reichstagsbrandstiftung beschuldigte. Dass die Begriffsbestimmung dennoch ihm 

zugeschrieben wurde, geht wohl auf die Tatsache zurück, dass Dimitroff, inzwischen Vorsit-

zender des Exekutivkomitees geworden, in seinem Bericht vor dem VII. Weltkongress der 

Komintern diese Definition im Sommer 1935 wiederholte und sie durch diese Erwähnung unter 

Kommunisten, später auch über sie weit hinaus, populärer machte, als sie nach ihrer ersten 
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Erwähnung geworden war. Die Autoren der Definition sind namentlich unbekannt, dürften je-

doch aus dem Apparat der Weltorganisation stammen. Im Grunde hatten sie Kenntnisse und 

Erkenntnisse verdichtet, die in den Kämpfen während der Jahre zuvor gewonnen worden waren. 

Diese Definition war und blieb eine Herausforderung derer, die sich vom Faschismus verfehlte 

Bilder machten oder über ihn Illusionen pflegten und mehr noch für jene, die ein Interesse be-

saßen, den Charakter des Faschismus zu vernebeln und zu verfälschen. Mit ihr wurden Inter-

pretationen wie jene, die ihn als die Macht einer Clique politischer Abenteurer auf eigene Rech-

nung ausgaben oder in ihm die Herrschaft des Kleinbürgertums zu erkennen glaubten oder ihn 

als Ausdruck und Sieg des Volkswillens missverstanden, bestimmt zurückgewiesen. Die Kern-

bestimmung, die von den Kommunisten gegeben wurde, besagte, dass der Faschismus an der 

Macht die Herrschaft einer bestimmten Gruppe des Finanzkapitals sei. Unausgesprochen war 

damit auch festgestellt, dass die Etablierung dieses Staatstyps eine weitere Ausprägung der bür-

gerlich-kapitalistischen Gesellschaft darstellte. Das genügte, um alle ihre Apologeten zu mobi-

lisieren. Ließen sich auch Thesen, wonach diese Macht so etwas wie ein Bankert oder eine 

Missgeburt sei, nicht durchsetzen, so wird doch nach wie vor versucht, sie als ein Produkt des 

Zufalls, als Sonder- oder wie erst jüngst wieder durch einen Berliner Politikwissenschaftler als 

ein Ausnahmefall auszugeben. 

Wer Begriffsbestimmung des Jahres 1933 heute diskutiert, muss viererlei mitdenken. Erstens 

sind Definitionen immer eine Abstraktion und, wenn sie im gelungenen Falle auch die wesent-

lichen Kennzeichen einer Sache hervortreten lassen, stets ärmer als die an diese Sache ge-

knüpfte Theorie und diese wieder ist ärmer als die Wirklichkeit. Wer versucht, eine kompli-

zierte Erscheinung, die der Faschismus ist, treffend, knapp und einprägsam zu charakterisieren, 

muss gewärtig sein, dass ihm „nachgewiesen“ wird, dass er diese Seite nicht oder nicht gebüh-

rend beachtet und bewertet habe. Doch übersteigt eine allseitige Kennzeichnung die Möglich-

keiten des Vorhabens. 

Zweitens war die dem Faschismus gegebene Definition nicht nur dazu bestimmt, eine Erkennt-

nis konzentriert zu fassen und zu vermitteln, sondern ebenso dazu, eine Orientierung für politi-

sche Kämpfe zu liefern. Dazu musste sie denen, die sie führen sollten, sprachlich verständlich 

sein. Drittens hatte sie, das wurde schon erwähnt, dem Anspruch zu genügen, die eigene ge-

dankliche Position klar von anderen, von ihr abweichenden oder ihr entgegengesetzten abzu-

grenzen. Endlich kann sie nicht gerecht beurteilt werden, wenn nicht bedacht wird, dass in den 

folgenden zehn Jahren seiner Existenzdauer der Faschismus Züge annahm, die auch schwär-

zeste Pessimisten nicht vorauszuahnen, auch scharfsinnigste Wissenschaftler nicht vorherzuse-

hen vermochten. 

Dies also bedenkend, soll die umstrittene Definition kritisch diskutiert werden. Die Aussage, 

dass der Faschismus an der Macht eine Diktatur sei, zieht niemand, der ernst genommen werden 

will, in Zweifel. Gleiches gilt für die Feststellung, dass der Terror das Hauptinstrument ist, 

dessen sich diese Macht bedient und dies in der gesamten Dauer seiner Existenz. Anders steht 

es aber mit der Feststellung, dass es sich dabei um eine offene terroristische Diktatur handelt, 

eine Präzisierung, die nur Sinn macht, wenn sie von nicht offenen Formen der Anwendung des 

Terrorismus abgehoben werden soll. Das muss in einem Moment nicht begründet werden, da 

Enthüllungen den bis dahin geheim gehaltenen Praktiken des staatlichen Terrors der USA be-

legen. Aber haben beispielsweise die deutschen Faschisten den Terror immer offen und ab-

schreckend zur Schau gestellt? 1933 taten sie das und möglicherweise ist die Formulierung 

gerade unter diesen Eindrücken zustande gekommen. Doch im weiteren Verlauf ihrer Herr-

schaft versuchte die Hitlerführung, ohne auf das Bekanntwerden ihrer bis zu Justizmorden rei-

chenden Unterdrückungsmethoden zu verzichten, sich dennoch ein gesittetes Aussehen aufzu-

schminken. Das änderte sich erst wieder, als die faschistische Macht im Wissen um ihr nahes 

Ende mit dem Ziel, auch da noch Massen anzutreiben ...? 
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Die Formulierung „Der Faschismus an der Macht ist die Diktatur von (sogleich näher beschrie-

benen) Elementen des Finanzkapitals“, die die Kernaussage der Definition gibt, ist uneindeutig 

und daher missverständlich. Natürlich weiß jeder, der je einen intelligenten Blick in die Funk-

tionsweise bürgerlicher Staaten geworfen hat, seien es konstitutionelle Monarchien, Militärdik-

taturen, Republiken, dass Eigner und Manager des Kapitals die Hebel der Staatsmacht nicht 

selbst betätigen. Würden sie das tun, enthüllten sie das bestgehütete Geheimnis, das um jeden 

dieser Staatstypen dicht gewoben ist und gepflegt wird. Hier herrscht vielmehr Arbeitsteilung, 

die jedoch nicht verabsolutiert wird und nicht ausschließt, dass einzelne Bourgeois gelegentlich 

Ministerämter übernehmen, Wirtschaftsführer zu staatlichen Beraterstäben formiert oder in sie 

einbezogen werden und Konzerngewaltige in Personalunion Staatsfunktionen übernehmen. Der 

Faschismus an der Macht hat im Vor-Krieg und mehr noch unter den Bedingungen der Kriegs-

wirtschaft diese Erscheinungen vermehrt. Doch am Prinzip der Arbeitsteilung änderte sich 

nichts. Und also wäre die Formulierung, „Der Faschismus an der Macht ist eine terroristische 

Diktatur, deren Hauptinteressent und Hauptnutznießer Gruppen des Finanzkapitals sind“ gegen 

Missverständnisse besser geschützt gewesen. Damit ist das Wesentliche gesagt und nicht be-

stritten, dass es darüber hinaus andere politische und ökonomische Profiteure dieser Macht aus 

anderen Kreisen des Kapitals und weiteren Schichten, beispielsweise der Beamtenschaft und 

den Militärbefehlshabern, gibt. 

Unbestritten ist auch, und das noch folgende Jahrzehnt der faschistischen Regimes hat das grau-

sam bestätigt, dass es die Kreise des Finanzkapitals waren, die am meisten reaktionär, chauvi-

nistisch und imperialistisch waren, die den Faschismus einst favorisierten, ihn auf dem Wege 

an die Staatsmacht unterstützten und dann mit dieser Macht beständig und eng kooperierten 

zum Nutzen ihrer Profitmaximierung. Auch exponierte Angehörige dieser Schicht begaben sich 

dabei auf verbrecherische Bahnen und die siegreichen Alliierten haben einige dieser Personen 

vor dem Internationalen und dann vor amerikanischen Gerichtshöfen angeklagt und verurteilt. 

Jeder objektive Kritiker der von den Kommunisten formulierten Faschismus-Definition wird 

also das forschende und auf den Erfahrungen opferreicher Kämpfe beruhende Verdienst aner-

kennen, das in ihr sich konzentriert ausdrückt. Wo aber nun lagen ihre Schwächen? Die Autoren 

konnte sich offenkundig nicht dazu entschließen, auszudrücken, dass sich der Faschismus an 

der Macht anders als bürgerlich-demokratische Staaten und auch Militärdiktaturen auf einen 

nach Millionen zählende Gefolgschaft stützen konnten, die sie aktivieren und ohne die sie nicht 

annähend die Stabilität erlangt haben würden, die sie doch kennzeichnete. Dieser „Verzicht“ 

hatte eine lange Vorgeschichte, die sich in ihm fortsetzte. Niemand fiel es wohl schwerer als 

den Kommunisten anzuerkennen, dass sich Millionen von Werktätigen zu verlässlichen Ge-

folgsleuten der Faschisten gemacht hatten, sich zu dessen Instrumenten machen ließen. Wo die 

zutage liegende Tatsache erwähnt wurde, schrieben Antifaschisten sie den Irrungen und Ver-

wirrungen zu, die Folge der faschistischen Demagogie seien. Noch 1935 war der Glaube nicht 

aufgegeben, dass Erfahrungen mit der Diktatur die Wende dieser Entwicklung bringen werden. 

Gerade im dritten Jahr der Existenz des faschistischen Regimes in Deutschland waren es mo-

mentane Schwierigkeiten, die in der Bevölkerung Unmut auslösten, die zusätzliche irritierend 

wirkten. Wesentlich war die Unterlassung, das „Loch“ in der Definition aber dadurch verur-

sacht, dass die den Faschisten folgenden Menschenmassen als eine Produktion aus Terror, De-

magogie und Korruption (Erfolgsbestechung) war, in den Befunden der Marxisten nicht exis-

tierte. Das aber hätten sie oder ihre Nachfahren später tun können, als sie über diese Barriere 

waren und Glaubensgrundsätze von der stets fortschrittlichen Rolle der Volkmassen aufgege-

ben wurden – nicht für immer, denn sie feierten in einer noch späteren Phase in der DDR und 

nicht nur in ihr unfröhliche Urständ. 

Der Haupteinwand, der gegen die Definition des Jahres 1933/1935 erhoben wird, bezieht sich 

aber darauf, dass in ihr der faschistische Antisemitismus und seine Rolle im Regime unerwähnt 

bleibt. Damit geht die Ausweitung zu dem Vorwurf einher, die Kommunisten hätten zwar die 



983 

deutschen Faschisten, aber deren Judenfeindschaft nicht bekämpft und das, weil in ihren Reihen 

selbst Antisemitismus mindestens zugelassen worden wäre. Der Vorwurf gibt ein anderes 

Exemplar jenes bei vielen beliebten Knüppels ab, von dem im Zusammenhang mit der Sozial-

faschismus-Verleumdung schon die Rede war. Dabei erwähnt keiner dieser Kritiker, dass in 

dieser Definition auch vom Antikommunismus kein Wort gesagt war und der hat in Wort und 

Praxis der Faschisten auf dem Wege zur Macht und bei deren Befestigung unstreitig eine grö-

ßere Rolle gespielt als der auch hasstriefende Antisemitismus und die gewalttätigen Judenver-

folgungen. 

Dennoch nimmt sich die Kritik vor der „Erfahrung Auschwitz“ glaubwürdig und überzeugend 

aus. Doch: War auch die Ideologie der Faschisten judenmörderisch, es existierte nicht einmal 

in den Köpfen derer, die ihn später verwirklichten, ein Plan der Massenvernichtung der Juden. 

Das verfolgte strategische Ziel war ihre Vertreibung aus Deutschland, bei dessen Durchsetzung 

viele Hürden zu überwinden waren. Im Sommer lebten in Reichsgebiet noch viele sogenannte 

„geschützte“ Juden, die als anerkannte Frontkämpfer des Weltkrieges aus ihren Beamtenstellen, 

was bald geschah, noch nicht verdrängt waren. Die Faschisten lockerten die anfänglich betätig-

ten Bremsen ihrer judenfeindlichen Politik und deren Eskalation beschleunigte sich fortan. Mit 

der Erfahrungsmasse des Jahres 1935 gehörten Antikommunismus, Antisemitismus, aber nicht 

weniger Antidemokratismus und Antiliberalismus in eine Definition der faschistischen Ideolo-

gie, die etwas anderes verlangte und darstellte als die des Faschismus an der Macht. Mit den 

Erfahrungen, die seit 1941 gemacht wurden, gehört der massenmörderische Antisemitismus 

auch in jede Faschismusdefinition. 

Doch geht es in der Diskussion über den Faschismus, die in der Bundesrepublik Deutschland 

nicht in Permanenz geführt wird, aber immer wieder einmal entbrannt ist, schon nicht mehr 

darum. Der gemeinhin als Holocaust bezeichnete Massenmord an den europäischen Juden, der 

bis zur Tötung des letzten Juden fortgeführt worden wäre, würden die Armeen der Alliierten 

den Verbrechern nicht noch in den Arm gefallen sein, gilt als das Hauptkennzeichen des deut-

schen Faschismus. Und da die anderen faschistischen Regime dieses Programm nicht auch be-

saßen, wie sehr sie bei seiner Verwirklichung den Deutschen auch geholfen haben mochten, 

wird die geschichtlich beispiellose Untat als das angesehen, was im Neudeutschen, aufgeblase-

nen, Kenntnisse vortäuschenden Sprachgebrauch als Alleinstellungsmerkmal bezeichnet wird. 

Daraus folgt dann die Unmöglichkeit, dieses deutsche Regime mit dem Begriff Faschismus zu 

bezeichnen. Das sei eine Gleichsetzung mit weniger barbarischen Systemen wie dem italieni-

schen und also eine Beschönigung des deutschen Regimes. 

Damit ist die Rechtfertigung des Gebrauchs jenes Etikettenschwindels gefunden, von dem am 

Eingang dieses Beitrags schon gehandelt wurde, aber ungleich mehr erreicht. Mit der These 

vom Judenmorden als dem Hauptcharakteristikum des deutschen Regimes ist nicht nur dessen 

Einzigartigkeit behauptet, sind nicht nur Hitler, Himmler und Heydrich samt der judenfeindli-

chen Rassetheoretiker als alleinige Architekten dieses Staatstyps und seiner Politik markiert, 

sondern das imperialistische Wesen und Programm aus dem Zentrum aller Betrachtungen ge-

rückt. Und mit ihm die Fragen nach der Kontinuität deutscher Politik in einer Zeitspanne, die 

vom Kaiserreich bis nahezu in die Mitte des 19. Jahrhunderts erreicht. 

Nun sind „Tatsachen ein hartnäckig Ding“ (Lenin) und zu ihnen gehören die Feldzüge der fa-

schistischen deutschen Wehrmacht an Weichsel und Bug, zum Nordkap, an die Grenze der 

Pyrenäen, nach Nordafrika und in Richtung Suezkanal, schließlich bis in das Vorfeld Moskaus, 

nach Stalingrad und zu den Höhen des Kaukasus. In keiner Phase dieser Eroberungen sind Ju-

denverfolgungen und Judenmorden vor den Plan der Schaffung des Großgermanischen Welt-

reiches gerückt. Das ist so wahr, wie der Nachweis des Planes, dass in ihm kein Jude leben 

sollte. Im Denken wie in der Praxis der deutschen Imperialisten, die Hitler anführte, waren 

beide Vorhaben fest verankert. Doch wenn sie kollidierten, erhielten die Kriegshandlungen und 

Eroberungsziele den Vorzug, wie beispielsweise die Herbeiholung ausländischer Juden in das 
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schon für „judenfrei“ erklärte Reich bewies, als dort die Arbeitskräfte rar geworden waren und 

Nachschub aus den verlorengegangenen, einst besetzten Gebieten Europa nicht mehr herbeige-

schafft werden konnte. Vom ersten Tage der Existenz des faschistischen deutschen Regimes 

wurde gewacht, dass die judenfeindlichen und judenmörderischen Maßnahmen der Gesamtbe-

wegung und dem Hauptziel des Systems eingepasst blieben. 

Dennoch besitzt die formelhafte Verkürzung des faschistischen Deutschen Reiches auf ein „ju-

denmörderisches System“ alle Aussicht auf Dauer. Denn erstens wird der Blick auf Auschwitz 

noch auf Generationen hinaus die Nachgeborenen, menschlichen Anstand und eine Phantasie 

vorausgesetzt, die sich Leiden vorzustellen vermag, an die abscheulichsten Verbrechen erin-

nern, die im Kontobuch deutscher Geschichte, dem ihrer Vorfahren stehen. Zweitens lässt sich 

diese Formel leicht merken und mit Bildern und Vorstellungen stützen, und dies ungleich leich-

ter als die Definition der Komintern samt ihrer notwendigen Ergänzungen und Korrekturen, 

Deren Aneignung verlangt geistige Anstrengung. Drittens lässt sich diese Formel als ein natio-

nales Schuldbekenntnis einsetzen, als Ausdruck der „Bewältigung deutscher Vergangenheit“. 

Dafür ist die Definition des Jahres 1933 absolut ungeeignet. Wenn sich aus ihr Schuldige her-

auslesen lassen, dann ist es eine Kleingruppe von Mächtigen der kapitalistischen Wirtschaft. 

Anderes ergäbe sich erst, wenn, wie erwähnt, die Massenbasis des Regimes markiert würde. 

* * * 

Im ersten der nun folgende Dokumente, einem Aufsatz aus der Feder des italienischen Kom-

munisten Amadeo Bordiga aus dem Jahre 1922 wird der Faschismus als Ausdruck der Offen-

sive des Kapitals bezeichnet und als ein Instrument, eingesetzt von in Klassenkämpfen erfah-

renen Teilen der italienischen Bourgeoisie. Diese Aussagen waren umstritten und umkämpft, 

denn sie entlarvten den Faschismus und jene, die ihn favorisierten. Nahezu ein Jahrhundert 

später ist der Streit um den Klassencharakter des Faschismus, mochten sich seine Themen ge-

wandelt oder modifiziert und folglich die vorgetragenen Argumente verändert haben, doch noch 

immer nicht erloschen. Was sagt oder beweist das? Dass wir die Geschichte der bürgerlich-

kapitalistischen Gesellschaft noch nicht verlassen haben. Denn nur die Geschichte hört auf zu 

qualmen, mit deren Interpretation sich keinerlei politisches Interesse mehr verbinden lässt. 
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Weltkrieg? Urkatastrophe? Dreißigjähriger Krieg? 

Kriege erhalten Namen. Seit alters her. Mit ihnen, ob viel- oder nichtssagend, geraten sie in die 

Geschichtsbücher, seit es sie gibt. Der erste Krieg, der durch Thukydides ein historiographi-

sches Denkmal bekam, war der von 431 bis 404 v. d. Z. ausgetragene zwischen dem attischen 

und peloponnesischen Staatenbund, der jedoch der Peloponnesische, so nach der griechischen 

Halbinsel, erst später genannt wurde. Die als punische bezeichneten drei Kriege, die das Römi-

sche Reich zwischen 264 und 164 v. d. Z. gegen Karthago führte, bezogen ihre Namen von dem 

lateinischen Wort der Römer für die von ihnen Bekriegten, die hießen poeni, mithin Punier. 

Schon diese beiden „Fälle“ aus der Antike bezeugen, dass bei der Benennung von Kriegen eine 

gewisse Wahlfreiheit besteht und Zufälle im Spiel sind. Das ist in späteren Jahrhunderten so 

geblieben  

Kriege erhielten ihre Namen nach der Zeitdauer, so der Hundertjährige, den England und Frank-

reich von 1337 bis 1553 gegeneinander ausfochten; der Siebenjährige, an dem von 1756 bis 

1763 alle europäischen Großmächte teilnahmen. Der Dreißigjährige, der von 1618 bis 1648 

hauptsächlich auf den Territorien des Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation tobte, oder 

der Sechs-Tage-Krieg von 1967 zwischen Israel und den arabischen Staaten Ägypten, Libanon 

und Syrien. Andere Kriege bezogen ihre Namen nach Orten oder Gegenden, an denen sie statt-

fanden, das gilt für den Krimkrieg von 1853 bis 1856 und die Balkankriege der Jahre 1912 und 

1913. Dritten lieferten die Streitobjekte, um die sie entbrannten, den Namen, so die drei Schle-

sischen Kriege von 1740 bis 1763, in denen der Preußenkönig die Provinz den Habsburger 

entriss und in seinen Besitz brachte. 

Mitunter richteten sich die Begierden auf Throne, die durch das Aussterben von Herrscherge-

schlechtern frei wurden oder denen das bevorstand, und damit auf die Herrschaft über mehr 

oder weniger große und lukrative Ländereien, und so kam es zu Erbfolgekriegen, dem spani-

schen 1701-1714, dem österreichischen 1740 bis 1748 und dem bayerischen 1778/1779. Am 

häufigsten bezeichneten die Namen von Kriegen aber die gegeneinanderstehenden Parteien, so 

der deutsch-dänische von 1864, deutsch-französische von 1870/71, der spanisch-(US-) ameri-

kanische 1898, der russisch-japanische 1904/1905, der finnisch-sowjetische 1940 u. a. Für Auf-

einanderfolgen von Kriegen, an denen mehrere Staaten beteiligt waren, wurden Sammelbe-

zeichnungen gefunden, so die Nordischen Kriege für die Kämpfe der Ostsee-Anrainer Russ-

land, Schweden, Polen-Litauen, Dänemark-Norwegen und Brandenburg-Preußen, die sich mit 

Unterbrechungen von 1554 bis 1721 hinzogen. Unter dem Begriff Türkenkriege, die von 1423 

bis 1878 dauerten, werden die Auseinandersetzungen um Vordringen und Abwehr des Osma-

nischen Reiches nach Europa zusammengefasst. Koalitionskriege heißen, bei unterschiedlicher 

zeitlicher Begrenzung jene Kriege, welche die Feudalstaaten und England gegen die Französi-

sche Republik und dann gegen das Kaiserreich seit 1792 führten. 

Keine dieser Benennungen sagt etwas über die Ziele eines der Kriegführenden aus. Das tun 

jedoch die Namen Befreiungskrieg für den antinapoleonischen Kampf des russisch-preußisch-

österreichischen Bündnisses im Jahr 1813 und ebenfalls Unabhängigkeitskrieg für den der 

nordamerikanischen Siedler gegen die britische Kolonialmacht von 1775 bis 1783. Im einen 

wie im anderen Falle lieferte die Perspektive der Sieger die sprachliche Charakteristik. Gemein-

sam ist den zitierten Namen auch, dass die Führer der Staaten und Koalitionen, und seien sie 

auch zu Helden erklärt worden, in ihnen nicht auftauchen. Mit einer Ausnahme und die macht 

Napoleon. 

Mitunter existieren von Land zu Land für einen Krieg zwei oder bei einer größeren Teilnehmer-

zahl auch mehr Bezeichnungen. Sie rühren von verschiedenen Perspektiven der Gegner her, 

denn die der Sieger ist eine andere als die der Unterlegenen. Doch drückt sich in ihnen mitunter 

auch die Absicht aus, eine bestimmte Sicht zu erzeugen und eine andere zu verdecken. Äthiopi-

sch-Italienischer Krieg und Abessinien-Krieg meinen dasselbe Geschehen der Jahre 1936-1941, 
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doch die zweite Kennzeichnung drückt mit dem Namen des Landes auch knapp das Ziel der 

Expansion aus, um dessentwillen das faschistische Regime des Benito Mussolini ihn führte 

oder verweist doch wenigstens darauf. Manche Namen sind in Kriegen selbst geprägt worden, 

um die eigenen Kräfte vollständig zu mobilisieren, gewannen Popularität und erhielten sich 

dann. Ein Beispiel dafür gibt die Ausrufung des Großen Vaterländischen Krieges, in dem die 

Sowjetunion als Teil der Anti-Hitler-Koalition die faschistischen Eroberer besiegte. Eine Aus-

nahme bildet auch die geläufigere Bezeichnung Burenkrieg, für den auch als Südafrikanischen 

benannten Kolonialkrieg, ihn führten die Briten zur Unterwerfung der Buren (niederländisch 

für Bauern), der Bewohner der Freistaaten Oranje und Transvaal von 1899 bis 1902, denn hier 

wurden die Bekriegten, Opfer und Unterworfenen zu Namensgebern. 

Bei der Benennung von Kriegen lässt sich schließlich auch die Praxis antreffen, die aus dem 

Warenhandel als Etikettenschwindel bekannt ist. Das gilt für die Benennung des Befreiungs-

kriegs 1813/15 als Freiheitskriege, denn in ihrem Verlauf wurde zwar die Befreiung von der 

napoleonischen Herrschaft erreicht, nicht aber die von vielen ihrer Teilnehmer und Unterstüt-

zergewünschte Freiheit erlangt. Wir hier das erreichte Ziel verklärt, so in dem wohl bekanntes-

ten Fall der neueren Geschichte von den Urhebern und Interessenten des Krieges weggelenkt. 

Das geschah mit dem in der westdeutschen Historiographie mehr noch aber der Publizistik ge-

bräuchlichen Begriff von Hitlers Krieg für den Zweiten Weltkrieg. Denn so groß der Einfluss 

des deutschen Faschistenführers, Staatsoberhauptes, Reichskanzlers und Wehrmachtsoberbe-

fehlshabers auf die Vorbereitung und Führung des Krieges auch angesetzt werden mag, es war 

nicht nur sein Krieg allein. Das wurde er erst aus dem Bedürfnis, seine Ursprünge und Antriebe 

in toto einzunebeln. 

Der Weltkrieg, der 1914 begann, erhielt in den beteiligten Staaten unterschiedliche Namen. 

Während er in Deutschland Weltkrieg hieß, wurde die übliche Bezeichnung in Großbritannien, 

Frankreich und Belgien der Große Krieg. Dabei ist er Name Weltkrieg keine zeitgenössische 

Erfindung. Die erste Verwendung des Begriffs weist das berühmte Grimm’sche Wörterbuch 

für das Jahr 1599 aus. Allgemeiner sprachlicher Besitz wurde das Wort in Deutschland aber 

erst, als der Krieg entbrannte, der nach Zahl der beteiligten Staaten, Ausmaß der Schlachtorte, 

Einsatz der Menschenmassen und technischen Mittel keinen vergleichbaren vorauf gegangenen 

besaß. Dabei war der Begriff Weltkrieg für den kommenden Krieg schon ein Vierteljahrhundert 

und mehr in Gebrauch, bevor er überhaupt begann, wie beispielhaft eingangs an Texten von 

Friedrich Engels und Helmuth von Moltke gezeigt wurde. Und nach seinem Ende galt dieser 

Weltkrieg nicht allen, so sehr dies Millionen wünschten schon als der letzte. So kam er lange, 

bevor der 1939 begonnene Krieg sich 1941 vollends zu einem Weltkrieg durch den Kriegsein-

tritt der Sowjetunion, Japans und der USA ausweitete, zu der Benennung als Erster Weltkrieg. 

Die gab ihm u. a. 1921 schon Stefan George in einem Gedicht, in dem sich der Blick auf einen 

zweiten deutlich erkennen lässt. Ein Jahr vorher schon war in London das Buch des Offiziers, 

Kriegskorrespondenten und Schriftstellers Charles à Court Repington (1858-1925) unter dem 

Titel „The First World War 1914-1918. Personal Experiences“ erschienen. 

In den folgenden Jahrzehnten sind zu dem in Geschichtsschreibung und Publizistik meist ge-

brauchten Begriff Erster Weltkrieg andere Bezeichnungen hinzugetreten, deren Benutzung in 

jüngster Zeit und das auch in der wissenschaftlichen Literatur zugenommen hat. Diese Kenn-

zeichnungen mögen aus dem Bedürfnis hervorgegangen sein, für das Geschehen Begriffe zu 

finden, die bildhafter sind und von denen stärkere gedankliche Anregungen ausgehen als vom 

Wort Weltkrieg und seinen Zusätzen Erster und Zweiter, die obendrein einen Anflug von Sta-

tistik besitzen. 

Die zur Kennzeichnung des Krieges, der 1914 begann, gebräuchlichsten Begriffe sind der 

Große Krieg, wie er in den Landessprachen in Frankreich, Großbritannien und Belgien genannt 

wird, oder auch der Weltkrieg, wie er im Deutschen zumeist heißt, wovor dann zur Unterschei-

dung der Zweite gesetzt werden musste. Vom Weltkrieg, auch das wird noch zu erörtern sein, 
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war bereits die Rede, als er sich noch in zeitlicher Ferne als eine Möglichkeit oder Wahrschein-

lichkeit vor allem europäischer Entwicklungen abzuzeichnen begann. Mit diesen Begriffen 

konkurrieren inzwischen jedoch andere und dazu auch Bilder und es ist zu fragen, ob sie was 

für das Verständnis des Geschehens hergeben, ob sie sein Verständnis erleichtern oder vertiefen 

oder ob sie dagegen Barrieren errichten. Geredet oder geschrieben wird vom „Sprung ins 

Dunkle“, ein Bild, das an das ältere erinnert und besagte: „In ganz Europa gehen die Lichter 

aus“. Es stammt nach seinem eigenen Zeugnis von dem britischen Außenminister Sir Edward 

Grey und ist auf den 3. August 1914 datiert. 

Andere Bezeichnungen zielen auf den welthistorischen Ort, den der Krieg einnimmt. Zu ihnen 

gehört seine Benennung als „Anfang vom Ende des bürgerlichen Zeitalters“1, aus der ein ei-

genartiges Verständnis des bürgerlichen Zeitalters spricht und bei der auch ungesagt bleibt, 

wann es endete oder ob dieses Ende überhaupt bereits eingetreten ist. Der neuerdings am häu-

figsten benutzte Begriff lautet die Urkatastrophe, mitunter folgt dem der Zusatz des 20. Jahr-

hunderts. Er findet sich zuerst in einem Buch, dessen Gegenstand die französisch-russischen 

Beziehungen der Jahre von 1875 bis 1890 bilden. Es stammt aus der Feder George F. Kennans 

und erschien 1979. Der US-amerikanische Historiker und Diplomat nannte den Krieg „the great 

seminal catastrophe of this century“, also ein grundlegendes oder eben für folgende Katastro-

phen Bahn brechendes Ereignis. Nun wird die Berechtigung dieser Charakteristik niemand be-

zweifeln, allein beim Gedanken an den 1. September 1939, ein Ereignis, dessen 75. Jahrestag 

in diesem Jahr bevorsteht. Doch gilt Katastrophe ebenso in einem ganz unmittelbaren Sinn. Der 

Krieg der Jahre 1914 bis 1918 brachte sie über eine nie exakt zu ermittelnde Zahl von Menschen 

nicht nur in Europa, sondern bis ins ferne Australien. Davon zeugen die Toten und lebenslang 

Schwerstverwundeten der Schlachten ohnehin, aber auch die Millionen Frauen ohne Männer, 

die Alten ohne die stützende Hilfe der Jüngeren, die Kinder ohne Väter. 

Dennoch lohnt es sich bei dem Begriff Katastrophe einen Moment einzuhalten und das wegen 

seines Vielgebrauchs. Denn mit ihm werden zumeist Ereignisse bezeichnet wie Erd- und See-

beben, Erdrutsche, sintflutartige Unwetter mit Überschwemmungen, Dürreperioden oder Ein-

schläge von Himmelskörpern. Sie entstehen ohne menschliches Zutun und wider menschliches 

Wünschen und Wollen. Die Betroffenen sind ihnen hilflos ausgeliefert. Es ist die Nähe zu dieser 

Verwendung, die die bloße Kennzeichnung eines Krieges als Katastrophe fragwürdig macht 

und, wird der Begriff benutzt, so etwas wie ein Sternchen und eine Anmerkung verlangt. Dieser 

Krieg wie andere vor und nach ihm waren Menschenwerk und dies auch in anderer Weise wie 

jene Katastrophen, die ganz oder teilweise dieses Ursprungs sind: Unglücke als Folge fehler-

hafter Konstruktionen wie Zusammenstürze von Gebäuden und Brücken, solche im Verkehr zu 

Lande, in der Luft oder auf See, in Produktionsprozessen durch Einstürze unter Tage oder Ex-

plosionen. Katastrophen dieses Typs sind ungewollte Resultate eines menschlichen Fehlverhal-

tens, niemand war an ihnen interessiert. Das aber gilt, wenn das auch rechtfertigend und ent-

schuldigend bis heute behauptet wird, für Kriege nicht und namentlich nicht für diesen Krieg, 

der 1914 begann. Er kam zustande, weil in und mit ihm Interessen verwirklicht und Ziele er-

reicht werden sollten. Ihm gingen Absichten, Kalküle und Rechnungen voraus und begleiteten 

ihn. Das wäre, zur Vermeidung von Irrtümern, der Vorschlag für den Text einer „Anmerkung“ 

nach dem Wort „Urkatastrophe“. 

Nun scheint dem von Kennan geprägten Begriff neuerdings ein anderer durch Publizisten zu-

nehmend verbreiteter Konkurrenz zu machen, der das Jahr 1914 als Beginn des zweiten drei-

ßigjährigen Krieges markiert. Diese Kennzeichnung findet sich bereits in den Jahren des Zwei-

 
1 Sie benutzte auch der Historiker Wolfgang Mommsen im Titel seines Buches „Der Erste Weltkrieg. An-

fang vom Ende des bürgerlichen Zeitalters“, Frankfurt a. M. 2004. In dieser Sammlung von Aufsätzen 

wird der Krieg auch als „Epochenumbruch“ bezeichnet. Zwei Jahre zuvor hatte der gleiche Autor veröf-

fentlicht: Die Urkatastrophe Deutschlands. Der erste Weltkrieg 1914-1918 (= Handbuch der deutschen 

Geschichte 17). Stuttgart: Klett-Cotta 2002. 
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ten Weltkrieges und da in Rede- und schriftlichen Texten von Charles de Gaulle und Winston 

Churchill. In die internationale Geschichtsschreibung ist sie erst später gedrungen. Die Anre-

gung, die sie bietet, liegt zutage, stellt es doch eine Verbindung zwischen den beiden Weltkrie-

gen her und verweist auf ihren Zusammenhang, freilich ohne, dass über dessen Wesen etwas 

gesagt wird. Ist aber die Bezeichnung der Jahre zwischen 1919 und 1938 als Kriegszeiten ge-

rechtfertigt? Sind die begrenzten Kriege, die in den zwei Jahrzehnten stattfanden, Folgen und 

Fortsetzungen dieses einen? Lässt sich das für den polnisch-sowjetrussischen Krieg von 1920 

sagen? Oder für die Eroberung Äthiopiens durch Italien 1935? Oder für die Kriege Japans auf 

dem asiatischen Kontinent? Und wie steht es mit der Beziehung der Bürgerkriege in Russland 

und Spanien zum ersten Weltkrieg? 

Das Bild vom dreißigjährigen Krieg, das wäre der Haupteinwand, ordnet, gewollt oder nicht, 

die deutschen Faschisten als Fortsetzer eines Krieges ein, den „andere“ begonnen hatten und 

den sie nun weiterführten. In Wahrheit verfolgten sie vom Beginn ihrer Herrschaft an ihren 

eigenen Plan, einen Krieg um der Ziele willen zu beginnen, die 1914 ff. verfehlt worden waren 

und die sie geographisch partiell veränderten, aber noch weiter steckten – im Osten bis zum 

Ural. Zwischen den beiden Kriegen hatte der „alte“ Kontinent, bevor das Jahr 1933 die Situa-

tion grundlegend zu verändern begann, jedenfalls Schritte hin zu einer Friedensordnung ge-

macht, inkonsequent, halbherzig und nicht von nachhaltiger Wirkung. In eine fortdauernde 

Kriegszeit lassen sich die Jahre nicht subsumieren. Der Begriff ebnet mithin eine Entwicklung 

ein, die durch Kontinuität und Diskontinuität gekennzeichnet war. 

Zu den Charakteristika, die dem Ersten Weltkrieg in jüngster Zeit mehrfach gegeben werden, 

gehört der Begriff Zivilisationsbruch. Vordem schon wurde er von Historikern mit Bezug auf 

die faschistische Herrschaft in Deutschland benutzt und Auschwitz, also der Massenmord an 

den europäischen Juden, als der furchtbarste Ausdruck dieses Bruchs markiert. Die ausgewei-

tete Verwendung ist nicht ohne Berechtigung. Der Erste Weltkrieg hat in das gewalttätige Ge-

geneinander von Völkern und Staaten nicht nur auf Schlachtfeldern Neuerungen eingeführt, die 

auch als moderne Barbarei bezeichnet wurden. Zehn- und selbst Hunderttausend Tote hatte es 

in Kriegen vordem auch gegeben. An drei Tagen der Völkerschlacht bei Leipzig 1813 waren 

geschätzt 100.000 Männer zu Tode gekommen. Kein Krieg, der nicht auch Grausamkeiten her-

vorbrachte. Was aber seit 1914 geschah, war von anderer Qualität: der massenhafte Einsatz von 

Maschinengewehren, die Verwendung von Munition mit ungeheurer Zerstörungskraft und ei-

ner Wirkung, die grausige Verletzungen hervorrief und Menschen in Massen zu elenden Krüp-

peln machte, der Einsatz von Giftgasen, die zu Erblindungen und furchtbaren Erstickungstoden 

führte, die Bombenabwürfe aus Zeppelinen und Flugzeugen auf Zivilisten weit entfernt von 

irgendwelchen Fronten und kriegswichtigen Anlagen, die Deportation von Menschen zur 

Zwangsarbeit und die Wegführung aus eroberten Gebieten, die Praktizierung der Politik der 

verbrannten Erde bei Rückzügen, das Verhungern-Lassen von Kriegsgefangenen, die Morde an 

Zivilisten, die als „Geiseln“ genommen worden waren. 

Selbst die nur einen Teil dessen erlebt haben mochten, die nur Bruchstücke an Wissen vom 

ganzen Geschehen besaßen, waren in das Gefühl abgestürzt, dass hier ihre Welt unterging, die 

Gesellschaft, in der sie im Glauben an deren Dauerhaftigkeit gelebt hatten. Was ihnen als Zivi-

lisation gegolten hatte, existierte nicht mehr, war zerbrochen, ein dahin Zurück gab es nicht. 

Insofern drückt der Begriff vom Zivilisationsbruch einen Wandel adäquat aus, doch nur, wenn 

er nicht überzogen und mit Verallgemeinerungen verbunden wird, mit denen die Vorkriegsge-

sellschaft im kaiserlichen Deutschland verfehlt und verschönt wird. Denn die Verluste teilten 

sich in der Gesellschaft sehr unterschiedlich und weite Teile der Arbeiterklasse waren erst noch 

dabei, sich ihren Anteil an der Zivilisation zu erkämpfen. 

Was immer sich den Begriffen Urkatastrophe, Zweiter dreißigjähriger Krieg und Zivilisations-

bruch an Gedankenanstößen abgewinnen lässt, ihnen haftet ein schwerwiegender Mangel an. 

Sie sagen nichts über das Wesen des Weltkrieges, stechen damit also von Kennzeichnungen 
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wie Befreiungs-, Unabhängigkeits-, Bürger- oder Religionskrieg ab. Das leistete indessen eine 

Charakteristik, die keine nachträgliche Schöpfung ist, sondern vor dem Eintritt der und inmitten 

der Ereignisse gebräuchlich war. Sie lautete imperialistischer Krieg und war eine entlarvende 

Entgegensetzung zur Lüge vom Verteidigungskrieg, die dazu diente, Millionen Deutsche im 

Glauben zu den Waffen zu rufen, sie müssten mit ihnen sich, ihre Familien, ihre Heimat, ihr 

Vaterland vor jenen Feinden schützen, die Deutschland nicht „hochkommen“ lassen wollten 

und es eingekreist hätten. Diese Charakteristik ist weitgehend in Vergessenheit gebracht wor-

den und so erfüllen die hier diskutierten drei Begriffe, unabhängig davon, ob ihre Benutzer das 

beabsichtigen oder nicht, so etwas wie eine Verdrängungsfunktion. 
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Schwierigkeiten mit Hobsbawm 

Es gibt Begegnungen, die nicht nur den Starjournalisten der Ostprignitzer Rundschau überfor-

dern. Das bewiesen jüngst wiederum Berichte von Buchvorstellungen, zu denen Eric Hobs-

bawm im November nach München und Berlin gereist kam. Der Ort, an dem sich die Zuhörer-

schaft in der Bundeshauptstadt einfand, ein edler Saal des Deutschen Beamtenbundes im edlen 

Teil der Friedrichstraße und das dort sich versammelnde Publikum regte einen Berichterstatter 

an, den britischen Historiker einen „Salonmarxisten“ zu nennen. Da verraten sich Bilder von 

Kommunisten, wie sie in der Vaterfigur des Nazifilms „Hitlerjunge Quex“ zu sehen waren. 

Zugegeben: die Herausforderung war erheblich. Was sollen Leute vom Fach, geübt – wenn es 

hochkommt – darin, über Reden von Grass und Walser oder über Auftritte von Reich-Ranicki 

zu berichten, über einen Mann schreiben, der ungeachtet aller Totsagungen erklärt, der Marxis-

mus sei eine Art, die Welt und die Geschichte zu analysieren, sagt, dass der Zweite Weltkrieg 

ohne die Sowjetunion nicht mit einem Triumph über den Faschismus geendet haben würde, 

dem Kommunismus zuschreibt, er habe durch seine Existenz die Entwicklung des Kapitalismus 

derart beeinflusst, dass die Geschichte des 20. Jahrhunderts in dessen zweiter Hälfte „indirekt 

zum Guten“ beeinflusst worden sei, und gar die Lenin’sche „Führungspartei eine unglaublich 

erfolgreiche gesellschaftliche Erfindung“ nennt. Was über einem Mann, der sich einen „lebens-

langen Kommunisten“ nennt und auf die Frage, warum er das tut und von sich nicht als einem 

unorthodoxen Marxisten spräche, antwortet: „Aus Trotz und aus Stolz“. Da wurde, um Irritation 

von Redaktion und Lesern nicht zu riskieren, in einem Blatt der Stolz doch lieber weggelassen. 

Ein Reklameschreiber, nach kaufkräftigen lesenden Bürgern schielend, beruhigt sich und diese 

mit der Feststellung, dass der Historiker mit „den kommunistischen Idealen liebäugelt“ und 

kündigt gar einen Blick in die Geschichte des „globalen Kampfes der Welt Gottes und der des 

Satans“ an. 

Wie lesen Journalisten Bücher? Wenn sie nach dieser Lektüre schreiben können, darin fänden 

sich „wenig bis gar keine persönlichen Bekenntnisse“. Wer nur bis Seite 42 vorangekommen 

ist, erfährt von der Forderung der Mutter an den Sohn, der später für sich die Bezeichnung eines 

„nichtjüdischen Juden“ gelten lassen wird, sich niemals zu schämen „ein Jude zu sein“. Daran 

habe er sich zu halten versucht, schreibt der Historiker 2002, „obwohl die damit verbundene 

Anspannung manchmal fast unerträglich ist, wenn man an das Verhalten der israelischen Re-

gierung denkt.“ Keine Bekenntnisse? 

Um am Ende der deutschen Berichterstatter- und Rezensentenzunft doch Gerechtigkeit wider-

fahren zu lassen: Zu lesen war auch von einem „alten, radikalen, weisen Linken, der sich den 

Teufel schert, das öffentlich geforderte – von manchen Altlinken auch exhibitionistisch über-

gestreifte – Büßerhemd unter allgemeiner Häme der Besserwisser auszustellen.“ Aber was ist 

das, verglichen mit den elf Worten, die anlässlich des Erscheinens des englischsprachigen Ori-

ginals mit dem Titel Interesting Times in The Guardian zu lesen waren, „the historian who 

made us fall in love with history again“. Derlei wird in Deutschland wohl erst geschrieben und 

gedruckt werden, wenn es Knopp definitiv hinter sich gebracht hat. Man wappne sich mit Ge-

duld, lese Hobsbawm und beherzige den Satz, mit dem er seinen Lebensbericht beschließt: 

„Von selbst wird die Welt nicht besser.“ 
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Die Stalingrader Schlacht, ihre seinerzeitigen 

und gegenwärtigen Wirkungen in die deutsche Gesellschaft 

Die militärischen Kämpfe, die am 21. August 1942 mit dem Vorstoß der 6. deutschen Armee 

über den Don begannen und am 2. Februar 1943 mit der Kapitulation der Reste dieser Armee 

endeten, sind als die Stalingrader Schlacht in die Geschichte des Zweiten Weltkrieges einge-

gangen. Sie ragt deutlich aus jenem Prozess heraus, der die Wende dieses Krieges in Europa 

markiert. In der wissenschaftlichen Beschäftigung mit der Geschichte des Zweiten Weltkrieges 

besetzt die Schlacht folglich einen ähnlich herausragenden Platz wie es Jahrzehnte zuvor die 

von Verdun im Jahre 1916 getan hatte. In beiden Fällen verband sich die Forschung mit der 

Frage nach Verantwortung und Schuld, waren doch in den Schlachten, von denen sich ihre 

Strategen kriegsentscheidende Wirkungen errechnet hatten, Hunderttausende von Soldaten um-

gekommen. 

1. Hergang und Ergebnis der Schlacht. 11 Thesen 

Ohne dass hier auf die Geschichte dieser Forschungen, die auf deutscher Seite im Wesentlichen 

als abgeschlossen gelten können, eingegangen werden müsste, – sie ist zusammenhängend erst 

noch zu schreiben – sei thesenhaft von Resultaten die Rede, die als unumstritten gelten können: 

(1.) Dem deutschen Feldzug für das Jahr 1942 („Blau“), der am 28. Juni begann und aus dem 

die Stalingrader Schlacht hervorging, lag eine extrem risikobehaftete Planung zugrunde, deren 

Charakteristikum eine Überschätzung der eigenen und eine Unterschätzung der gegnerischen 

Kräfte bildete. (2.) Die Anlage des Feldzuges war nach den verfehlten Zielen für 1941 und dem 

Kriegseintritt der USA davon bestimmt, die wirtschaftlichen Bedingungen für das Durchhalten 

in einem langen Kriege zu gewinnen. (3.) Das Risiko des Feldzugsplans verwandelte sich ins 

Abenteuerliche, als nach Anfangserfolgen die ursprüngliche Planung geändert und die Aufei-

nanderfolge der gesetzten Ziele – Erreichung der Wolga, sodann Eroberung des Kaukasus und 

Gewinnung der türkischen Grenze – als ein Nebeneinander formuliert wurde. (4.) In die ge-

schwächten deutschen Truppen stieß am 19./20. November 1942 der erwartete, in seiner Anlage 

missdeutete und in seiner Wucht weit unterschätzte sowjetische Gegenangriff, der zur Ein-

schließung der 6. Armee und weiterer deutscher, rumänischer und kroatischer Truppen führte 

und sie nach der Verweigerung des Ausbruchsbefehls binnen Tagen in eine ausweglose Lage 

brachte. (5.) Der am 12. Dezember 1942 unternommene „Entsatzversuch“, dessen Ziel umstrit-

ten war, wurde in Ermangelung starker Verbände mit zu schwachen Kräften eingeleitet und 

scheiterte nach zehn Tagen. (6.) Der „Stalingrad-Armee“ blieb die Rolle, gegnerische Verbände 

zu binden, damit zur Stabilisierung der deutsch-sowjetischen Hauptkampflinie westwärts beizu-

tragen, das befürchtete Vordringen der Roten Armee von Norden her nach Rostow verhindern 

zu helfen und den Rückzug der in den Kaukasus vorgestoßenen deutschen Truppen zu ermögli-

chen. (7.) Die Verweigerung der Kapitulation, auch nachdem die Armee kaum noch Kampfkraft 

besaß, machte aus der Niederlage eine Katastrophe für etwa 90.000 Soldaten, die Ende Ja-

nuar/Anfang Februar 1943 die Waffen streckten, in Massen vom Tode gezeichnet. (8.) Von den 

in Gefangenschaft geratenen deutschen Soldaten und Offizieren überlebten 5.000 bis 6.000. 

Von den 22 sich gefangen gebenden Generalen kehrten 21 nach Deutschland zurück, einer war 

an einem Krebsleiden verstorben. Zwei weitere Generale hatten vor ihrer Gefangennahme ih-

rem Leben ein Ende gesetzt. (9.) Als Hauptverantwortliche für dieses Ende der 6. Armee gelten 

Hitler, Göring, in unterschiedlicher Bewertung der Oberbefehlshaber der Heeresgruppe Don, 

Generalfeldmarschall Erich von Manstein, und der Armeeoberbefehlshaber Friedrich Paulus. 

(10.) Zu verschiedenen Zeiten und jeweils als Einzelne erhoben wenige deutsche Generale Ein-

wände gegen die operativen Entscheidungen. Das blieb folgenlos. Sie verloren ihre Komman-

dos oder Posten oder wurden auch nur mit ihren Vorschlägen zurückgewiesen. (11.) Die außer-

ordentliche Bedeutung der Schlacht ist unumstritten, jedoch wird ihr Platz im gesamten Kriegs-

geschehen verschieden bestimmt. Debatten ranken sich nach wie vor um den Begriff „Wende 

des Krieges“, die zumeist als ein Prozess verstanden wird, dessen Beginn und Ende jedoch 
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unterschiedlich markiert und dessen Faktoren auch abweichend gewichtet werden. Manche His-

toriker datieren die Wende mit dem Überfall auf die UdSSR, weil die deutschen Aggressoren 

damit einen Schritt gingen, der sie unvermeidlich auf die Verliererstraße bringen musste. An-

dere beziehen sich auf das Scheitern des Blitzkriegsplans und die Niederlage vor Moskau, mit 

der nach ihrer Auffassung die Wende einsetzte. Zu ihren Faktoren werden nächst den Ereignis-

sen an der Front in Osteuropa die sich anbahnende Niederlage in Nordafrika gezählt, die im 

Mai 1943 mit der Kapitulation der deutschen und italienischen Truppen in Tunesien endete. 

Den deutschen Truppen war, wie die Schlacht bei Kursk zeigte, jede Chance genommen, die 

strategische Initiative zurück zu gewinnen. 

2. Die Wirkung der Niederlage im Osten in die deutsche Gesellschaft (Februar/März 1943) 

„Seit Stalingrad hatte jeder gewusst, dass die Niederlage Deutschlands nur noch eine Frage der 

Zeit war.“ Der Satz Eric Hobsbawms aus seinem Buch „Das Zeitalter der Extreme“1 wurde aus 

europäischer Perspektive geschrieben. Bedeutet das Wort „jeder“ in ihm auch „jeder Deut-

sche“? 

Den Machthabenden in Deutschland geriet die Kennzeichnung der Situation, in die das Reich 

nach der Niederlage bei Stalingrad gestürzt worden war, wieder und wieder in den Begriff Kri-

se. Freilich nur für ihren internen Gebrauch. Das Geschehen war demnach die „erwartete Win-

terkrise, die sich (allerdings) zu einer Katastrophe“ ausgeweitet habe, „mehr eine psychologi-

sche als eine materielle“ Krise, eine „ernsthafte“, die „gegenwärtige“ oder auch die „gegen-

wärtige militärische und politische Krise“.2 Diese Bezeichnungen ließ sich nicht vermeiden, 

wollte man sich auch nur selbst mobilisieren. Grob verzeichnet, auch ganz verdrängt wurden hin-

gegen die Ursachen dieser Krise. Hitlers Rede, Anfang Februar den NSDAP-Gauleitern gehal-

ten, kann dafür als Musterbeispiel gelten. Politiker und Ideologen suchten sich davon zu über-

zeugen, dass das Scheitern an der Ostfront reparabel war. Dazu musste es falschen Verursa-

chungen zugeordnet werden. Wie aber stand es – um zum Zentrum unseres Anliegens zu gelan-

gen – mit der Masse der Bewohner des Reichsgebietes, nicht aller also – ungeachtet der Juden, 

ungeachtet der Millionen Zwangsarbeiter, die Deutschland bevölkerten, ungeachtet der Hitlerge-

gner, all jener Minderheiten, für die unter unserer Fragestellung eigene Studien notwendig wären. 

Seit jenem 1. September 1939 hatte die Mehrheit der Deutschen ein Wechselbad von Gefühlen 

und Gedanken schon durchlebt. Dann kam am 3. Februar 1943 per Sondermeldung des Ober-

kommandos der Wehrmacht die niemanden mehr überraschende Mitteilung vom Ende der Sta-

lingrader Schlacht. Indessen waren schon ein Jahr zuvor an die Stelle von Gewissheiten Fragen 

getreten. Bereits nach der Niederlage in der Schlacht vor Moskau hatte die deutsche Führung 

ein um sich greifendes Unbehagen in Teilen der deutschen Bevölkerung festgestellt und zu 

bekämpfen [versucht]. Dabei nutzte sie aus, dass viele Deutsche keine Vorstellung davon be-

saßen, was und mit welchen erkennbaren Folgen an der Ostfront eigentlich geschehen war. 

Noch ließ sich Optimismus verbreiten. Doch die Frage nach der Dauer des Krieges gegen die 

UdSSR wurde – anders als 1941 – von den Propagandisten jetzt offengelassen. Sie bereiteten 

auf einen weiteren Kriegswinter (1942/43) vor. Es käme nicht darauf an, wie lange ein Krieg 

dauere, sondern wie er ende.3 Doch vermochten hinhaltend-beruhigende Verlautbarungen den 

Wunsch der Deutschen nicht zu schmälern, der „Bolschewismus“ möge noch im Jahre 1942 

besiegt werden.4 

 
1 Eric Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme. Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts. Aus dem Englischen 

von Yvonne Badal, München 1995, S. 61 u. 63. 
2 Tagebücher des Joseph Goebbels. Im Auftrag des Instituts für Zeitgeschichte und mit Unterstützung des 

Staatlichen Archivdienstes Russlands hg. Elke Frölich, Teil II Diktate 1941-1945, Bd. 7 Januar-März 1943. 

Bearbeitet von Elke Fröhlich München 1993 (fortan: Goebbels II/7) S. 287, 291, 261, 243, 285, 244. 
3 Anlässlich einer Verlautbarung zu Hitlers Geburtstag am 20. April 1942, Bd. 10, S. 3662 (23 April 1942). 
4 Bd. 10, S. 3802 ff. (11. Juni 1942) sowie S. 3685 f. (30. April 1942). 
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Das Schlimmste, so die von Hitler Ende April 1942 verkündete Botschaft, läge im Osten hinter 

den Soldaten.5 Gleichzeitig machte seine Rede – nach dem Urteil des Sicherheitsdienstes – 

einem großen Teil der Bevölkerung klar, dass sie sich „auf einen totalen Krieg einstellen“ 

müsse, eine Formulierung, die in der öffentlichen Propaganda noch nicht gebraucht wurde.6 

Goebbels erklärte, man habe das Kunersdorf Friedrichs II., dessen Truppen am 12. August 1759 

in der Nähe der Ortschaft östlich von Frankfurt a. d. O. eine verheerende und extrem verlust-

reiche Niederlage erlitten hatten, hinter sich gebracht.7 Ein anderer Rückgriff in die Geschichte, 

schon unternommen in Hitlers Botschaft anlässlich des Parteigründungs-Jubiläums im Februar 

1942, bezeichnete es als Erfolg, dass es gelungen sei, dem Schicksal der Truppen Napoleons 

im Jahre 1812 zu entgehen.8 Das Scheitern des ursprünglichen Kriegsplans erschien als Epi-

sode, als einer jener Wechselfall, die sich im Verlauf militärischer Auseinandersetzungen eben 

zuzutragen pflegen. 

Im Frühjahr 1942 wurden Erwartungen auf eine baldige Wiederaufnahme der versprochenen 

Offensive enttäuscht. Nun drängten sich Erörterungen in den Vordergrund, ob es bis zum Win-

ter gelingen werde, im Osten ganz Herr der Lage zu sein.9 Es wurde auf Erfahrungen mit der 

Dauer des Ersten Weltkrieges verwiesen10 und besorgt die spürbare Aufrüstung der USA und 

Großbritanniens verfolgt.11 Auch das Bild des Gegners im Osten begann sich zu wandeln. Un-

willig wurden Formulierungen wie die von „Stalins letzten Reserven“ gelesen.12 Die Kriegs-

stimmung in Deutschland verfiel im Frühjahr 1942 zudem infolge der sich verschlechternden 

Ernährungslage. Die Brotrationen wurden herabgesetzt und die Qualität des Brotes schlechter, 

Obst und Gemüse waren rar und verteuerten sich, so dass sie in vielen Arbeiterkreisen uner-

schwinglich wurden. Selbst Magermilch unterlag inzwischen der Rationierung.13 Einsparungen 

begannen zum Kriegsalltag zu gehören. Zeitungen wurden dünner. Besorgnisse richteten sich 

in den Städten vor allem auf die Gesundheit der Kinder und Jugendlichen. Ein Teil der Bevöl-

kerung klagte über dauernde Hungergefühle.14 Psychische und physische Belastungen der 

 
5 So in seiner Rede aus Anlass des 9. Jahrestages der „Machtergreifung“. Bd. 9, S. 3235. An diese und die 

darauffolgende Rede Hitlers vor dem Reichstag Ende April waren jeweils große Erwartungen geknüpft, 

von ihr verbindliche Aussagen über den weiteren Verlauf der Kampfhandlungen im Osten erhofft worden. 

Indessen sagte Hitler, es käme nicht darauf an, wo wir uns am Ende des Jahres 1942 befänden und ver-

langte bessere Vorbereitungen der Reichsbahn auf den Winter, eine Formulierung, aus der sofort heraus-

gelesen wurde, dass der Krieg im Osten eben in den nächstfolgenden Winter gehen, bis dahin nicht been-

det sein werde. Bd. 10, S. 3671 (27. April 1942). 
6 Bd. 10, S. 3685 f. (30. April 1942), die Hervorhebung im Original. Öffentlich wurde der Begriff „totaler 

Krieg“ erstmals in einem „Führererlass“ am 13. Januar 1943 gebraucht, der die umfassende Mobilisierung 

von männlichen und weiblichen Arbeitskräften betraf. Karen Hagemann, „Jede Kraft wird gebraucht“. 

Militäreinsatz von Frauen im Ersten und Zweiten Weltkrieg. In: Erster Weltkrieg – Zweiter Weltkrieg. 

Ein Vergleich. Krieg, Kriegserlebnis, Kriegserfahrung in Deutschland. Im Auftrag des Militärgeschicht-

lichen Forschungsamtes Hg. Bruno Thoss und Hans-Erich Volkmann, Paderborn 2002, S. 95. 
7 So Goebbels in einer Rede aus Anlass des Geburtstages Hitlers am 20. April 1942, Bd. 10, S. 3660 ff. (23. 

April 1942). 
8 Bd. 9, S. 3365 (26. Februar 1942). Hitler kündete in dieser Botschaft neue Offensiven im Osten an, und 

prompt setzten, sobald es in Deutschland zu tauen anfing, Spekulationen ein, wann sie denn beginnen würden. 
9 Wie jene, die sich fragten, wie der riesige eroberte Raum dauernd besetzt gehalten und beherrscht werden 

könne. Bd. 10, S. 3752 (28. Mai 1942). 
10 Bd. 10, S. 3802 f. (11. Juni 1942). 
11 Bd. 10, 3639 (20. April 1942). 
12 Bd. 10, S. 3825 (15. Juni 1942) 
13 Es mag die ausschließliche vergleichende Bezugnahme auf die Jahre des Ersten Weltkrieges sein, die zu 

dem vereinfachenden Urteil führt: „Die Ernährungslage der Jahre 1939-1945 werden – auf Kosten der 

besetzten Gebiete – innerhalb Deutschlands stabil gehalten.“ oder „Die Zivilbevölkerung leidet ... keinen 

Mangel ...“ Ute Daniel, Zweierlei Heimatfronten: Weibliche Kriegserfahrungen 1914-1918 und 1939 bis 

1945 im Kontrast. In: Erster Weltkrieg – Zweiter Weltkrieg. Ein Vergleich. Krieg, Kriegserlebnis, 

Kriegserfahrung in Deutschland. Im Auftrag des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes hg. Bruno 

Thoss und Hans-Erich Volkmann, Paderborn 2002, S. 394 u. 400. 
14 Bd. 10, S. 3789 ff. (4. Juni 1942). 



994 

Kriegsjahre schlugen sich in der Öffentlichkeit in einem raueren Ton nieder. Eine Höflichkeits-

kampagne wurde inszeniert.15 Militärisch galt vielen der Krieg weiter als gewinnbar, aber es 

wuchsen Zweifel, ob er wirtschaftlich „noch mehrere Jahre“ durchzuhalten sein werde.16 

Dann ertönte nach Monaten doch wieder die Siegesfanfare vor einer Sondermeldung des 

OKW.17 Und Anfang Juli wurde der Beginn der Offensive an der Südfront bekannt gegeben. 

Dort war sie mit dem Blick auf das Erdöl in manchen Kreisen der Bevölkerung auch erwartet 

worden.18 Nun hofften Millionen, es werde der Krieg im Osten bis zur Unfähigkeit des Gegners, 

die deutschen Stellungen noch anzugreifen, geführt werden. Dunkle Vorstellungen von einem 

Ostwall wurden gehegt. Fotos deutscher Soldaten „am Wolgastrand“ und mit der Reichskriegs-

flagge auf dem Elbrus ließen wiederum schönste Siegeserwartungen aufkeimen. Erneut festigte 

sich die Einheit von Führung und Volksmassen. Das Prinzip „Erfolgsbestechung“ funktionierte. 

Wenn die Deutschen auch nicht eine seit 1933 hinter Hitler dicht marschierende Kolonne waren, 

ohne Fragen und Zweifel, so stellte sich die Einheit von Führer, Führung und Volk immer wie-

der in Prozessen neu und in veränderter Qualität her. Die Siegesmeldungen bewirkten 1942 zu-

nächst eine solche Befestigung, ohne dass die Hochstimmung des Sommers 1941 wiederkehrte. 

Mitte Januar 1943 wurde in einem OKW-Bericht eingestanden, dass die 6. Armee in Stalingrad 

eingeschlossen war und von Tag zu Tag wurde deutlicher erkennbar, dass sie ihrem Untergang 

nicht entrinnen konnte. Die Propaganda begann, die Deutschen darauf einzustimmen. Noch vor 

dem Ende der Schlacht sank die Stimmung im Reich auf den Tiefpunkt. Der Sicherheitsdienst 

schrieb von einer die Menschen „bedrückenden Entwicklung“19, von „bedrückter Stimmung“20 

und „bedrückten Gemütern“21, von „bedrückenden Gefühlen“22, „bedrückenden Tatsachen“23 

und „allgemein bedrückter Einstellung“24, von „hartem und bedrückenden Ernst“25, „besorgten 

Fragen“26 und ebensolchen „Erwägungen“27, von „ernster Besorgnis um die Zukunft“, die auch 

in der NSDAP existiere28, von „grosser Sorge“29, von „absinkender Stimmung“30, von „zermür-

benden“ Einflüssen gegnerischer Propaganda31, immer wieder von „tiefer Erschütterung“32, 

auch von „ausgesprochen kopfhängerischer Stimmung“33, von Volksgenossen, die „jetzt schon 

den Kopf hängen lassen“34 und anderen, die „nahe daran“ wären, „den Mut sinken zu lassen“35, 

von „ernster und nachdrücklicher Verfassung“36 und „ernsten Gesprächen“37, von „bedenken-

 
15 Zur gespaltenen Reaktion auf die Aktion „Wir suchen die höflichsten Berliner“, s. Bd. 10, S. 3719 f. 
16 Bd. 10, S. 3719 (11. Mai 1942). Die Frage tauchte wieder und wieder auf. Bd. 10, S. 3746 f. (18. Mai 

1942). 
17 Von der Erleichterung berichtet Bd. 10, S. 3729 (14. Mai 1942). Am 19. Mai 1942 verbreitete das OKW 

die Sondermeldung von der vollständigen Eroberung der Halbinsel Kertsch nach erbitterten Kämpfen. 

Die Wehrmachtsberichte 1939-1945, Bd. 2, München 1985, S. 134. 
18 Bd. 10, S. 3729 (14. Mai 1942). 
19 S. 4734 (1. Februar 1943). 
20 S. 4753 (4. Februar 1943) 
21 S. 4732 (1. Februar 1943). 
22 S. 4801 (15. Februar 1943) und S. 4825 (18. Februar 1943) 
23 S. 4823 (18. Februar 1943). 
24 S. 4784 (11. Februar 1943) 
25 S. 4802 (15. Februar 1943). 
26 S. 4734 (1. Februar 1943). 
27 S. 4761 (8. Februar 1943). 
28 S. 4783 (11. Februar 1943). 
29 S. 4781 (11. Februar 1943). 
30 S. 4733 (1. Februar 1943). 
31 S, 4736 (1. Februar 1943). 
32 S. 4750 f. (4. Februar 1943).  
33 S. 4751 (4. Februar 1943) 
34 S. 4825 (18. Februar 1943). 
35 S. 4732 (1. Februar 1943). 
36 S. 4735 (1. Februar 1943). 
37 S. 4750 f. (4. Februar 1943). 
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vollen Äußerungen“38, von „allgemein bedrückter Einstellung“ und „pessimistischen Betrach-

tungen“39. 

Erst als die Berichterstatter – verfrüht – glaubten, die psychologische Situation habe sich zu 

ändern begonnen, gebrauchten sie den Ausdruck „Schock“.40 Schließlich gerieten in die Infor-

mationsberichte Formulierungen wie die von der „Furcht vor der weiteren Entwicklung“ und 

von einer „verängstigten Sicht der zukünftigen Ereignisse“41 und vom „Austausch der Befürch-

tungen“ in jedenfalls zum Teil erregt geführten Gesprächen.42 Die Nachricht von Kämpfen in 

Charkow sei mit „sehr großer Bestürzung“ aufgenommen worden, vom denkbaren Verlust 

Kiews werde schon gesprochen.43 Berichte von den planmäßigen Rückzügen und Begradigun-

gen der Front galten als geschönt, da auf anderen Wegen Nachrichten gewonnen worden waren, 

die zweifelsfrei von Fluchten zeugten. Das Volk, lautete ein Befund, „gehe nicht mehr mit“.44 

Soweit die Kennzeichnung der Emotionen. Wie aber stand es um die geistige Verarbeitung des 

Geschehens, die doch in ihren Wirkungen anhaltender zu sein pflegt? Nach der Bekanntgabe 

des Endes der Schlacht lassen sich zwei Phasen erkennen. Die erste, relativ kurz, war durch 

Fragen nach den Ursachen der veränderten Kriegslage45 gekennzeichnet: Wie konnte es ge-

schehen? Und: Musste es so geschehen? Die erste ließ sich außerhalb der Kreise eingeweihter 

Militärs nicht beantworten. Doch dass Fehlrechnungen der Führung mitgewirkt hatten, lag zu 

Tage. Deutlich äußerte sich ein doppelter Zweifel: er betraf die Richtigkeit der Entschlüsse der 

Führung und die Wahrhaftigkeit der Begründungen, mit denen sie gerechtfertigt wurden.46 

Zwei Wochen nach der Kapitulation der 6. Armee lautete eine verallgemeinernde Feststellung, 

dass sich die Bevölkerung den „Führungsmitteln“ entzöge.47 

Bedrängender noch war die zweite Frage, betraf sie doch das Leben und Sterben einer unbe-

kannten Zahl von Wehrmachtsangehörigen. Sie stellte die Führung unter einen Begründungs-

zwang. Die Antwort bestand in der Hauptthese vom „Beitrag der 6. Armee zur Rettung Euro-

pas“. Doch die Erklärung, es habe zur Opferung dieser Armee keine Alternative gegeben, 

schlug nicht durch. Vor allem Frauen fragten nach dem „Sinn des Opfers von Stalingrad“48 und 

gerade die Angehörigen von Soldaten der Paulus-Armee lehnten „die offizielle Sinngebung des 

Opfers“ ab.49 Allenthalben traten bald an die Stelle der Suche nach den Ursachen der Wende 

Versuche, sich ein möglichst reales Bild des so arg veränderten Zustands zu machen und dessen 

Folgen zu erwägen. Mitte Februar lautete eine Einschätzung, es existierten „Anfänge einer Ver-

trauenskrise“.50 Im Volke wachse die Zahl derer, die sich frage, „wie das alles enden solle“.51 

Was also dachten die Deutschen über die Kriegslage? Allgemein war die Überzeugung, dass der 

Krieg im Osten entschieden werden würde. Dem musste nun zugeordnet werden, dass alle Ge-

bietsgewinne des Jahres 1942 verloren gegangen waren oder dass dies bald eintreten werde.52 

 
38 S. 4751 (4. Februar 1943). 
39 S. 4762 (8. Februar 1943). 
40 S. 4761 (8. Februar 1943). Nicht sie allein machten sich anfänglich keine Vorstellung von der Nachhal-

tigkeit des Stimmungsverfalls. Goebbels meinte schon nach seiner Rede vom 30. Januar 1943, das Re-

gime sei „wenigstens stimmungsmäßig über den Berg“. Goebbels II/7, S. 231. 
41 S. 4824 (18. Februar 1943).  
42 S. 4823, (18. Februar 1943). 
43 S. 4821 (18. Februar 1943) 
44 S. 4821 (18. Februar 1943) 
45 S. 4733 (1. Februar 1943). 
46 S. 4751 (4. Februar 1943). 
47 S. 4823 f. (18. Februar 1943). 
48 S. 4734 (1. Februar 1943). 
49 S. 4761 (8. Februar 1943). 
50 S. 4800 (15. Februar 1943). 
51 S. 4784 (11. Februar 1943) und S. 4799 (15. Februar 1943). 
52 S. 4761 (8. Februar 1943) und S. 4800 (15. Februar 1943). 
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Jedoch galten Raumverluste nicht als schwerwiegend. Wichtiger erschien die Beurteilung des 

Potentials, über das jede Seite gebot. Nun trat eine vollständige Neubewertung der sowjetischen 

Armee ein. Erklärungen, diese habe in der Winterschlacht ihre letzten Kräfte nahezu aufge-

braucht, wurden nicht geglaubt. Es herrschte die Meinung vor, der Sommer 1943 müsse im 

Osten die Entscheidung bringen.53 Ein dritter Kriegswinter würde die Aussicht auf einen Sieg 

dort und folglich generell zunichtemachen.54 Gefürchtet wurde die Ausweitung des Bomben-

krieges gegen deutsche Städte. Zweifel betrafen insbesondere die Stabilität der deutschen 

Kriegswirtschaft. Würde die Ukraine verloren gehen, müssten andere besetzte Gebiete stärker 

ausgebeutet werden, was die Verstärkung des Widerstandes der Bevölkerung nach sich ziehen 

müsste.55 Wieder wurden Vergleiche mit dem Jahre 1918 geäußert. Die Zeit „arbeite“ gegen 

die Deutschen und deren Verbündete. Selbst wer meinte, es werde gelingen, die UdSSR auszu-

schalten, fragte sich doch besorgt, wie die geschwächten eigenen Kräfte sodann mit den er-

starkten westlichen Kriegsgegnern fertig werden sollten. 

Übereinstimmend urteilten die Deutschen, dass man sich an einem Wendepunkt befand. Wäh-

rend aber die einen dies im Sinne der Führung nur als Übergang zu exzessiven Kriegsanstren-

gungen deuteten, aus denen der Endsieg hervorgehen werde, betrachteten andere das Gesche-

hen als Wende vom Sieg zur Niederlage und sahen im „Fall von Stalingrad den Anfang vom 

Ende“.56 Zwischen Rostow und Kaukasus existiere die Gefahr eines zweiten Stalingrads. Auch 

Tunesien, wohin sich das Afrikakorps zurückgezogen hatte, werde verloren gehen.57 In jenen 

Wochen wurde im Reich erstaunlich freimütig geredet.58 Das war mehr – um die Formulierung 

von Goebbels zu gebrauchen – als der „Stuhlgang der Seele“. Es wurde nicht nur räsoniert und 

herumgeschimpft, sondern gefragt und abgewogen. Dagegen konnte das Regime nicht rundum 

schlagen, und es brauchte das auch nicht. Es konnte darauf rechnen, dass die Stimmung nicht 

in Kriegsunwilligkeit umkippen werde, und in Ansatz bringen, dass die Deutschen in ihrer 

Mehrheit die Niederlage mit ihren Folgen fürchteten. 

Klar erschien, dass nur extrem vermehrte Anstrengungen die kritische Situation zu beheben 

vermochten. Sie hatten schon vor dem 3. Februar in den spontanen Debatten in der Bevölkerung 

eine Rolle gespielt. Gefragt worden war, woran sich Zukunfts- und d. h. Siegesglaube noch 

festmachen ließe. Die zweifache Antwort der Propaganda lautete: an der – freilich unverlässli-

chen – „Gerechtigkeit des Schicksals“ und an einem Mehr an Kräfteanspannung.59 Das war 

schon in vielen Köpfen, als der Propagandaminister am 18. Februar im Berliner Sportpalast 

sprach, und macht deutlich, dass seine Rolle keineswegs die eines Wundertäters war. Die Ver-

sammelten in der Halle und viele Deutsche im Reich, führergläubig geblieben, erwarteten nichts 

sehnlicher, als dass ihnen Mut gemacht und ein Ausweg gezeigt würde.60 

Um diese Kundgebung rankt sich eine Legende. Dort seien ein gewiefter Demagoge und eine 

jeden eigenen Urteils unfähige Masse von Volksgenossen (Berlinern) aufeinandergetroffen und 

diese hätten sich in blindeste Kriegswut reden lassen. Gewiss: Das Ansehen des überlieferten 

Filmstreifens verursacht bis heute Beklemmung. Er verlangt wie jedes andere Dokument eine 

Interpretation und die Aufklärung des Kontextes. In Deutschland herrschte und befahl eine zi-

vile und militärische Führungsgruppe, die durch den Willen geeint war, diesen Krieg unter kei-

nen Umständen zu verlieren. Das allein unterschied sie nicht von ihren Vorgängern. Den Un-

terschied machte erst die Perspektive einer Niederlage aus. Sie würde diese Gruppe sozial und 

 
53 S. 4800 (15. Februar 1943). 
54 S. 4761 (8. Februar 1943). 
55 S. 4782 (11. Februar 1943). 
56 S. 4751 (4. Februar 1943). 
57 S. 4762 (8. Februar 1943). 
58 S. 4762 (8. Februar 1943). 
59 S. 4762 (8. Februar 1943). 
60 Von dieser Notwendigkeit hatte schon der SD-Bericht vom 1. Februar 1943 gesprochen, S. 4732. 
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politisch abstürzen lassen, manche bis vor die Schranken eines Gerichtes der Sieger. Die Nach-

kriegsbiographien der Machthabenden des Ersten Weltkrieges würden sich für sie nicht wie-

derholen. Nicht Flucht und Exil in den Niederlanden oder in Schweden. Kein nahtloser Rück-

zug ins Privatleben. Diese Gruppe reichte von den „alten Kämpfern“, den Reichs- und Gaulei-

tern, über die Generalität und die hohe Reichsministerialbürokratie bis zu den Spitzen der Re-

pressivorgane. 

Entscheidend wurde nun, dass das Ziel dieser Minderheit sich von jenem der übergroßen Mehr-

heit der Deutschen nicht unterschied, wiewohl deren Nachkriegsperspektive im Falle einer Nie-

derlage nicht mit jener der Minderheit identisch war. Auch diese Mehrheit wollte den Krieg 

nicht verlieren. Nur manche schienen sich schon darauf einzurichten. Nichts hat die Beobachter 

der Massenstimmung und jene, für die deren Informationen bestimmt waren, stärker aufge-

schreckt als Informationen, wonach eine nicht zu bestimmende Zahl von Deutschen, ihre eigene 

Zukunft, ginge der Krieg verloren, nicht an diejenige der Führerschaft gebunden sah. Äußerun-

gen wie, es könnten Arbeiter unter bolschewistischer Herrschaft auch nicht mehr als schuften, 

galten als Alarmsignal.61 Doch geschah es Anfang 1943 wohl nur vereinzelt, dass darüber ge-

sprochen wurde, man werde selbst minder betroffen sein, käme man doch in das Besatzungs-

gebiet der Westmächte. 

Die Furcht vor der Niederlage brauchten die Machthaber mithin nicht zu erzeugen, sondern nur 

zu verstärken und das taten sie in einer Weise, die treffend, die Parole „Kraft durch Freude“ 

abwandelnd, als „Kraft-durch-Furcht-Propaganda“ bezeichnet worden ist. Kriegsniederlage be-

deutete demnach Ansturm Asiens, der Steppe, wilder Horden aus nie gesehener und unvorstell-

barer Wildnis, Triumph, Herrschaft, Würgegriff des Bolschewismus, Untergang des Abendlan-

des. Auf Kinoleinwänden erschienen in einem Spielfilm aus den Kriegszeiten Friedrich II. preu-

ßische Kadetten, Milchbärte noch, in russische Gefangenschaft geraten, mit einem Tau gebün-

delt wie sonst Garben mit Stricken und dieses Tau geknüpft an einen Pferdesattel, auf dem ein 

finsterer Bursche thronte, so ging es ab nach Sibirien. 

Mit dem Wunsch der Mehrheit, den Krieg nicht zu verlieren, existierte – bildlich gesprochen – 

der Haken, an den sich die Millionen durch die Staatsführung nehmen und immer tiefer in das 

Elend des Krieges ziehen ließen. Die Einheit zwischen Führung und Volk konnte durch diese 

Übereinstimmung im Generalziel neu fundiert werden. Das führte aus der Stimmungskrise und 

erleichterte die Aufgabe sehr, die sich Goebbels mit der Sportpalastkundgebung stellte.62 „Das 

Volk“, notierte er in den Tagen, „ist im Augenblick bereit, alles, was man ihm anbietet, zu 

schlucken, wenn wir nur den Krieg gewinnen können.“63 Der Minister hatte seine Zuhörerschaft 

nicht für ein Ziel einzunehmen, sondern für Schritte und Methoden, Gesetze und Maßnahmen, 

von denen er behauptete, dass sie dorthin sicher führen würden. Hier lag der prekäre Punkt. Das 

Ziel musste als erreichbar gelten. 

Wie war der „Endsieg“, eine unaufgebbare Formel, also glaubhaft zu machen, wie eine ent-

schlossene, wieder mit einem Schuss Optimismus gestärkte Kriegsfortsetzungsstimmung zu 

schaffen? Auf dreierlei Weise: durch die Verdrängung von Tatsachen, durch Missdeutungen 

der Ursachen der eingetretenen Niederlagen und durch phantasievolle Überbewertung der Mög-

lichkeiten, die zur Mobilisierung eigener Kräfte noch existierten. So brachte sich auch Goebbels 

selbst in Form. Und nicht anders der „Führer“. Operiert wurde mit dem Argument, dass die 

faschistische Militärmacht noch stark war, dass sie weiteste Teile Europas in ihrem Griff hielt. 

Sodann aber ließ sich nachweisen, dass vermehrte Anstrengungen möglich seien und der eigene 

 
61 Auch Goebbels klagte, dass „im Innern“, d. h. im Reich, der Bolschewismus nicht ernst genommen werde. 

Goebbels II/7, S. 256 (Eintragung 4. Februar 1943). 
62 Dass er sie vorbereitete, notierte Goebbels schon am 3. Februar 1943 in sein Tagebuch. Goebbels II/7, S. 

253 (Eintragung 3. Februar 1943). 
63 Ebenda, S. 279 (Eintragung 7. Februar 1943). 
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Kriegseinsatz erheblich gesteigert werden könne. Dafür sprach, und das verlieh der Propaganda 

zusätzlich Überzeugungskraft, der alltägliche Augenschein, denn im Reich existierten offen-

kundig ungenutzte Arbeitskraft- und andere Reserven. 

In den geheimen Berichten über die Stimmung wurde wiederholt, gerade in Arbeiterkreisen 

würden „totalste“ Maßnahmen verlangt und ein Mangel an Entschlossenheit der Führung kriti-

siert, sie durchzusetzen.64 Das vermittelt ein Bild, als seien die Proletarier auf den totalen Krieg 

mehr als alle anderen erpicht gewesen. Was ist der Kontext dieser Zeugnisse? Der bereits seit 

längerem existierende Unwille derer, die Tag für Tag in den Rüstungsfabriken schufteten, über 

die ungleiche Verteilung der Kriegslasten. Diese verbreitete Stimmung ließ sich nun nutzen. 

Wie, das exerzierte Goebbels, als er zwischen seinen bekannten Reden vom 30. Januar und 18. 

Februar 1943, in einem Berliner Panzer produzierendes Werk vor Arbeitern sprach. Seinen 

Auftritt dort bezeichnete er selbst als teilweise demagogisch65 und diese Bemerkung lässt sich 

entschlüsseln. 

Goebbels, auf dem Felde der sozialen Demagogie seit der „Kampfzeit“ geübt, entwickelte, dass 

die „Totalisierung“ des Krieges vor allem eine veränderte Haltung der oberen und der Mittel-

schichten der Gesellschaft verlangen würde.66 Schon die im Januar erfolgten noch unbestimm-

ten Ankündigungen ließen erkennen, dass von den Zwangsmaßnahmen diese Kreise und das 

städtische Kleinbürgertum, Händler und Handwerker, vor allem betroffen sein würden. So galt 

der Beifall, den Goebbels von den Metallarbeitern erhielt, seiner Ankündigung, von nun an 

würden die Abforderung von Arbeitsanstrengungen unterschiedslos alle treffen. Der Minister 

hatte zu einem aus seiner Sicht ein wenig anrüchigen Trick gegriffen und Zuflucht zu einer 

„klassenkämpferischen“ Aufmöbelung seiner Zuhörer genommen. Er und die folgende Propa-

ganda sprachen, wenn auch ausbalanciert, Gefühle der Missgunst und des Neides an. Sie betra-

fen u. a. auch das heikle Thema der nicht arbeitenden Ehefrauen von Wehrmachtsangehörigen. 

Goebbels’ Siegesverheißung sollte an Attraktion auch durch die Behauptung gewinnen, der 

„totale Krieg“ werde der kürzeste Krieg sein. So lautete auch die einzige am 18. Februar pla-

katierte Parole im Sportpalast. 

Die Aufnahme dieser Rede wie der gesamten sich an sie anschließenden Propaganda kann nicht 

ohne jene noch unverlorenen Vorstellungen vieler Deutscher erklärt werden, Vorstellungen, die 

Frucht vieler und nicht nur nationalsozialistischer ideologischer Einflüsse waren. Eine und die 

wohl wesentlichste betraf das Selbstverständnis der Volksmehrheit, die sich noch immer als 

eine außergewöhnliche Nation (oder wie Faschisten sagten: Rasse) sahen, mit Eigenschaften 

und Fähigkeiten, die jene aller anderen Nationen überragten. In den Worten von Goebbels: „Wir 

sind doch das Elitevolk der Erde. Man nenne uns eine Nation, die gleiches zu ertragen und zu 

leisten in der Lage wäre.“67 Dieses Vorurteil aus Hochmut hatte 1941/42 in den Wehrmachts-

 
64 S. auch die entsprechenden Eintragungen von Goebbels, der sich auf die Wünsche des „Volkes“ be-

zieht, denen Rechnung getragen werden müsse. Z. B. Goebbels II/7, S. 253 (Eintragung vom 3. Februar 

1943). 
65 Er habe dort, notierte er, eine „ziemlich radikale, um nicht zu sagen demagogische Rede“ gehalten. Goe-

bbels II/7, S. 258 (Eintragung 4. Februar 1943). Alkett, die Märkische Kettenwerk GmbH, unterhielt 

Zwangsarbeiterlager in Berlin-Spandau, Freiheit 4-7 (Sowjetische. Zwangsarbeiter), Ausländerlager 

ebenfalls in Berlin-Spandau, Freiheit 16-17 (niederländische Zwangsarbeiter), Gemeinschaftslager Ber-

lin-Borsigwalde, Holzhauser Str. (u. a. 330 sowjetische, polnische und tschechische Zwangsarbeiter, ein 

weiteres Ausländerlager Berlin-Falkensee. Nach: Laurenz Demps, Zwangsarbeiterlager in Berlin 1939-

1945, Berlin 1986. 
66 Die Klagen über deren Leben betrafen nicht nur die Verfügbarkeit von Dienstmädchen (und dies keines-

wegs nur bei „Parteibonzen“, wie Ute Daniel, Zweierlei Heimatfronten: Weibliche Kriegserfahrungen 

1914-1918 und 1939 bis 1945 im Kontrast, a. a. O., S. 395), sondern in vielen bürgerlichen und großbür-

gerlichen Haushalten. Sie richteten sich nicht weniger gegen exklusive Bade-, Kur- und Winterreisen u. a. 

Lebensweisen, die gepflegt wurden wie in Friedenszeiten. 
67 „Das Reich“, 23. April 1942. Zitiert in: Helmut Heiber, Joseph Goebbels, München 1974. 
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einheiten, die am Ostfeldzug teilnahmen, gewiss „einen ersten Knacks“ bekommen.68 Doch 

wurde es hartnäckig gegen die Anfechtung verteidigt, die ihm ausgerechnet durch slawische 

und asiatische „Untermenschen“ erwuchs. Behauptet wurde: Es sei deren Massenhaftigkeit, 

welche in zeitweilige Schwierigkeiten gestürzt hätte. Dieser Vorteil aber würde mit den im-

mensen Menschenverlusten des Gegners im Abnehmen begriffen sein. Zudem wäre es die Aus-

stattung dieser Minderwertigen mit Waffen aus dem Westen, die ihnen Erfolge ermöglicht hät-

ten. Daraus ergäbe sich eine Aufgabe für die U-Boot-Waffe, die auch für lösbar gehalten wurde. 

Widerspruchsfrei und unbezweifelbar war dieses Bild von den Kriegsaussichten nicht mehr zu 

machen. Dass die Gegner und insbesondere ihre zivilen und militärischen Führer weder dumm 

noch primitiv seien, ließ sich nach allen Erfahrungen nicht mehr wegdenken. Dennoch: der 

„Führer“ galt vielen noch immer als der Alle überragende Mann, freilich nicht länger unange-

fochten. Es kriselte auch das Hitlerbild. Stalingrad brachte die „erste Beschädigung des Führer-

Mythos“.69 Goebbels notierte Anfang Februar 1943, dass „zum Teil sogar das Vertrauen zur 

Führung, wenn nicht gar zum Führer selbst, angeknackt ist“.70 Doch der „Faktor Hitler“ stand 

in der Kriegsbilanz der Deutschen auf der Habenseite noch immer obenan.71 Hitler wurde als 

die Inkarnation der Willensqualitäten der Nation angesehen. Führergläubigkeit und extremer 

Voluntarismus befähigten, wenn Rechnungen über die Zukunft nicht aufzugehen schienen, sie 

wunschgerecht durchzuführen. Der Wille, der Wege findet, der Glaube, der Berge versetzt, die 

Moral nicht als ein, sondern als der kriegsentscheidende Faktor72 usw. 

Fazit: Die Überwindung der politisch-psychologischen Krise im Reich war im späten Winter 

und zeitigen Frühjahr 1943 in kurzer Zeit möglich, weil, nachdem sich – wovon hier die Rede 

nicht war – die militärische Lage im Süden der Ostfront im März noch einmal hatte stabilisieren 

lassen, sich das Interesse von Führung und Volk geltend machen ließ, die Kriegsniederlage zu 

vermeiden, was durch rücksichtslosen Zugriff auf die eigenen Reserven weithin für möglich 

gehalten wurde. Mit diesem Pfund wucherten die Machthabenden ungehindert. Sie sahen sich 

– auch dieser Aspekt lag außerhalb unserer Betrachtung – nicht mit politischen Gegenkräften 

von Gewicht konfrontiert, welche die Krise hätten ausnutzen können. Nichts rückt das stärker 

in unser Blickfeld als die einsame unvergessene Tat des Geschwisterpaares Sophie und Hans 

Scholl und ihrer Mitstreiter, die Konstantin Wecker mit dem ebenso treffenden wie nachdenk-

lich stimmenden Vers besungen hat: „Es ging ums Tun und nicht ums Siegen“. 

3. Stalingrad im Rückspiegel der Bundesrepublik Deutschland (2002/2003) 

Unser Gegenstand lässt sich, eingedenk des Selbstverständnisses unserer Leibniz-Gesellschaft 

nicht verlassen, ohne dass in gebotener Kürze auf das Erinnern an Stalingrad eingegangen wird, 

das sich in den eben verflossenen Monaten zutrug.73 Es hat – den Anlass bot der 60. Jahrestag 

des Geschehens – Tendenzen deutlich gemacht, die einen Wandel im Geschichtsbewusstsein 

 
68 Jürgen Förster, Weltanschauung als Waffe. Vom „Vaterländischen Unterricht“ zur „Nationalsozialisti-

schen Führung“. In: Erster Weltkrieg – Zweiter Weltkrieg. Ein Vergleich. Krieg, Kriegserlebnis, Kriegser-

fahrung in Deutschland. Im Auftrag des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes Hg. Bruno Thoss und 

Hans-Erich Volkmann, Paderborn 2002, S. 294. 
69 Ebenda, S. 295. 
70 Goebbels II/7, S. 266 (Eintragung 3. Februar 1943). Goebbels sah dies nicht als Resultat der veränderten 

Kriegslage, sondern als Folge der angeblich zu unentschlossenen Maßnahmen, der Rechnung zu tragen. 
71 Das Urteil: „Die Frauen in den Warteschlangen ... blieben vielfach doch dem charismatischen ‚Führer‘ 

verbunden“, dürfte nicht nur auf sie, sondern auch für einen erheblichen Teil der männlichen Bevölkerung 

zutreffen. Gerd Krumeich, Einführende Bemerkungen. In: Jürgen Förster, Weltanschauung als Waffe. 

Vom „Vaterländischen Unterricht“ zur „Nationalsozialistischen Führung“. In: Erster Weltkrieg – Zweiter 

Weltkrieg. Ein Vergleich. Krieg, Kriegserlebnis, Kriegserfahrung in Deutschland. Im Auftrag des Militär-

geschichtlichen Forschungsamtes Hg. Bruno Thoss und Hans-Erich Volkmann, Paderborn 2002, S. 370. 
72 S. Helmut Heiber, a. a. O., S. 285 und 299. 
73 S. dazu auch den Beitrag des Verfassers: Der Stachel der Niederlage. Deutschland gedenkt der Stalingra-

der Schlacht. In: Neues Deutschland, 8./9. Februar 2003, S. 19. 
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ankündigen, von dem vorerst nicht gesagt werden kann, ob und inwieweit er sich prägend gel-

tend machen wird. Eine früh getroffene verallgemeinernde Feststellung lautet, es gehe „eine 

große Verschiebung der geschichtspolitischen Fundamente der Bundesrepublik“ vor sich.74 

Die Kampagne „60 Jahre Stalingrader Schlacht“ entwickelte sich seit Mitte November 2002 in 

einer nicht vorausgesehenen Intensität. Sie war von Medien inszeniert und erreichte mit Sen-

defolgen des Hör- und Fernsehfunks Millionen Deutsche. Keine Zeitung, die das Thema aus-

gelassen hätte. Die Initiativen, die sich geltend machten, dürften Stoff für mehrere Magisterar-

beiten von Studierenden der Geschichte hinterlassen haben. So luden Geschichtsvereine in klei-

nen Orten, Organisationen des Volksbundes Kriegsgräberfürsorge e. V., evangelische wie ka-

tholische Kirchengemeinden zu Veranstaltungen, in denen Überlebende der Schlacht oder, 

wenn diese verstorben waren, deren Angehörige oder Nachkommen das Wort ergriffen. Ge-

schichten wurden erzählt, Feldpostbriefe verlesen, Erinnerungen hervorgekramt. Auf vorweih-

nachtlichen, weihnachtlichen und Neujahrstreffen bezogen sich Geistliche, Funktionäre und re-

gionale Autoritäten auf Stalingrad. Den aktuellen Kontext dieser Kampagne bildeten die dro-

henden Vorbereitungen des Krieges der USA und ihrer Verbündeten gegen den Irak, worauf 

sich manche direkt, andere nur in Andeutungen bezogen. Die aufgerufenen Bilder des Kriegs-

grauens mögen in einem schwer bestimmbaren Grad dazu beigetragen haben, Menschen zur 

Parteinahme gegen einen militärischen Überfall auf das Land im mittleren Orient zu bewegen. 

Die Spitzen des Staates hielten sich hingegen mit derlei klaren Aktualisierungen zurück. Das 

gilt für den Bundestagspräsidenten, er sprach im November 2002 anlässlich des sogenannten 

Volkstrauertages auf einer Kundgebung des Volksbundes Kriegsgräberfürsorge im Berliner 

Reichstag, und ebenso für den Bundespräsidenten, der am 30. Januar 2003 die Geschwister-

Scholl-Vorlesung in der Münchner Universität hielt Der Kanzler schwieg. 

Dieses außerordentliche Interesse, an die Schlacht zu erinnern, besaß keinen Antrieb aus dem 

Bezirk der Wissenschaft. Neues war da gegenüber dem 50. Jahrestag nicht gefunden. Niemand 

zeigte auch Neigung, kontroverse Standpunkte, die etwa den Platz der Schlacht im Kriegsgan-

zen betreffen, wieder aufzurufen. Die russische Geschichtsschreibung hat noch nicht derartige 

Fortschritte gemacht, dass ihre Ergebnisse mit den deutschen erneut konfrontiert werden muss-

ten.75 Die renommierten Militärhistoriker der Bundesrepublik haben dem Jahrestag keine wei-

teren Publikationen oder Zusammenkünfte gewidmet. Einzig der an der Universität Potsdam in 

Nachbarschaft des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes der Bundeswehr etablierte Lehr-

stuhl für Militärgeschichte veranstaltete in Gemeinschaft mit dem Russischen Museum in Ber-

lin-Karlshorst eine Konferenz, angeregt zudem von der Berliner Gesellschaft für Faschismus- 

und Weltkriegsforschung, die sich mit ihren Kräften daran beteiligte. Für April 2003 ist eine 

wissenschaftliche Tagung an der Wolgograder Universität angekündigt, zu der auch bundes-

deutsche Historiker geladen sind und deren Thema hochaktuell formuliert ist: „Was haben 

Russen und Deutsche in 60 Jahren aus Stalingrad gelernt?“ 

Die Erinnerung an Stalingrad war und blieb ein Vorkommnis auf der Ebene der Geschichtspub-

lizistik. Für den betriebenen beträchtlichen Aufwand wurden auch Begründungen gegeben. 

Eine lautete: Jetzt existiere die letzte Gelegenheit, Zeitzeugen zu befragen und zu Worte kom-

 
74 Das Böse. Was rechtfertigt Bomben? John Rawls über den Luftkrieg. In: FAZ, 28. November 2002, Nr. 

277, S. 35. Die Diskussion übe die deutschen Opfer entzündete sich in den letzten Monaten des Jahres 

2002 zusätzlich durch die Veröffentlichung des Buches von Jörg Friedrich, Der Brand. Deutschland im 

Bombenkrieg 1940-1945, München 2002. S. dazu auch die Rezension: Armin Jähne, Darf man Barbarei 

mit Barbarei vergelten? In: Neues Deutschland, 15./16. Februar 2003, S. 21. 
75 Im Urteil von Wolfram Wette lautet der Befund: „Eine detaillierte Rekonstruktion der Anteile der Roten 

Armee an der Schlacht gibt es bislang ebenso wenig wie eine Analyse, warum eigentlich über eine Million 

Rotarmisten sterben mussten. Nur in Andeutungen bekannt sind die terroristischen Gewaltmaßnahmen – 

massenhaftes Erschießen von Deserteuren und anderen Unwilligen vor versammelter Mannschaft –, mit 

denen die Führung der Roten Armee die Disziplin in den eigenen Reihen erzwang.“ Der Mythos einer 

Schlacht. In: Die Zeit, 23. Januar 2003, S. 12. 
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men zu lassen, die so lange geschwiegen hätten.76 Eine andere, ähnliche, besagte: Es existierte 

unter den letzten Zeitzeugen das Bedürfnis sich zu äußern und der Wunsch, ihr Wissen nicht 

unausgesprochen ins Grab zu nehmen. Journalisten erschienen als Individual- und Gruppen-

therapeuten, die eine befreiende öffentlichen Beichte anboten. Eine dritte Begründung behaup-

tete, nun könne über Tatsachen geredet werden, welche die Gesellschaft bislang in eine 

Tabuzone verwiesen habe.  

Sieht man von jenen Äußerungen ab, die sich in der gemeinhin als links bezeichneten Presse 

finden ließen, so waren die Geschichtsbetrachtungen durch eine bemerkenswerte Einheitlich-

keit des Fragens und Antwortens gekennzeichnet. Ihr hervorstechendes Merkmal bildete das 

nahezu absolute Absehen von allen größeren Zusammenhängen des Krieges und selbst des 

Feldzuges im Osten im Jahre 1942. Die Scheinwerfer wurden so platziert, dass der Krieg als 

Dreck, Blut und Tod ins grelle Licht trat. Drama, Tragödie, Grauen, Entsetzen, Leiden, Sterben 

dürften die am Häufigsten gebrauchten Begriffe und Wörter gewesen sein, deren sich die Kom-

mentatoren bedienten. Ins Zentrum der Schilderungen rückte der Alltag des Krieges der deut-

schen Soldaten und des unteren Offizierskorps auf dem Weg nach Stalingrad und im Stalingra-

der Kessel. Das wurde als neu und als ein Fortschritt in der Darstellung des Zweiten Weltkrieges 

markiert. Doch war das weder neu, denn die Militärgeschichtsschreibung hat sich seit Jahren 

von der bloßen Operationsgeschichte gelöst77, noch war es ein Fortschritt. Es war eine Aus-

blendung. „Nützt es also etwas, wenn man noch über die Ursachen spricht? Ich glaube kaum.“78 

So wird ein Arzt zitiert, der die Schlacht und die Gefangenschaft überlebte und sich – 2002 – 

in einer Zeit glaubt, in der seine Erfahrungen durch den Fortgang der Geschichte bereits voll-

ständig entwertet sind. Die Wahrheit, wird erklärt, würde nun im Kriege gesucht, nicht durch 

die Beschäftigung mit den „Kriegsparteien“. Sie soll demnach in den Feldzügen, auf den 

Schlachtfeldern, in den Gefechten und den Schützengräben und auch in den Luftschutzkellern 

aufgefunden werden, während die Ziele der Kriegsgegner mindestens in den Hintergrund rü-

cken. Angesichts dieses fortgeschrittenen Wechsels der Blickwinkel liest es sich wie ein from-

mer Wunsch, dass über „der Betonung des menschlichen Leids auf den verschiedenen Seiten 

... Ursache und Wirkung nicht verschwimmen“ dürften.79 

Charakteristisch für dieses jüngste Stalingrad-Erinnern war – zweitens – die Darstellung der 

deutschen Soldaten und Offiziere, namentlich der 6. Armee, als eine geschlossene Opferkolonne. 

Geradezu trutzig wurde das Recht der Deutschen eingefordert (und dessen Wahrnehmung 

 
76 Diese Zeitzeugen wurden gleichsam inthronisiert und auch deren absonderlichsten Aussagen unkontrolliert 

und unkommentiert Hörern und Lesern bekannt gemacht, als sei nicht längst erwiesen, wie unverlässlich 

das menschliche Gedächtnis ist. Beispiele: Eine Zeitung ließ Viktor Perfiljew, einen Verteidiger Sta-

lingrads, der als 13jähriger Junge zur sowjetischen Armee gestoßen war, berichten, dass ihnen gegenüber 

„Truppen des Generals Wlassow“ gelegen hätten, offenbar eine Verwechslung mit den im Kessel einge-

schlossenen russischen und anderen Hilfswilligen, die zu Diensten in der Wehrmacht gelockt oder gepresst 

worden waren. Sächsische Zeitung, 1./2. Februar 2003, S. M5. Der Arzt Jakob Voigt berichtet, dass ihnen 

Anfang Januar 1943 der Befehl erteilt worden sei, sich zu erschießen, denn kein deutscher Soldat solle in 

Gefangenschaft gehen. S. Carl Schüddekopf, Im Kessel. Erzählen von Stalingrad, München 2002, S. 257. 

In Wahrheit lautete der Befehl aber: Kämpfen bis zur letzten Patrone. Und der gleiche Zeitzeuge behaup-

tete, abgeschossene deutsche Piloten hätten ihm in der Kriegsgefangenschaft von einem Befehl berichtet, 

sie sollten Kriegsgefangenenlager, so sie diese auf ihrem Flug über sowjetischem Gebiet erkennen könnten, 

woraus er geschlussfolgert habe, Hitler hätte nicht gewollt, dass ein deutscher Kriegsgefangener überlebt. 

Ebenda, S. 263. Diese Geschichte kann getrost den sogenannten Latrinenparolen zugeordnet werden. 
77 Das mag pars pro toto der Band Stalingrad. Mythos und Wirklichkeit einer Schlacht, hg. Wolfram Wette 

und Gerd R. Ueberschär, Frankfurt a.M. 1992 verdeutlichen, der anlässlich des 50. Jahrestags der Schlacht 

erschien und in dem sechs Beiträge in einem Kapitel „Lebenserfahrungen des ’kleinen Mannes’“ zusam-

mengefasst sind. „In der (west)deutschen Geschichtsschreibung kam es seit den achtziger Jahren durch 

eine sich neu entwickelnde ‚Militärgeschichte von unten’ zu einem Perspektivenwechsel. Jetzt fand der 

deutsche und russische ‚kleine Mann’ in Uniform, der die Schlacht erleiden musste, das verstärkte Inte-

resse der Historiker.“ Wolfram Wette, Der Mythos einer Schlacht. In: Die Zeit, 23. Januar 2003, S. 12. 
78 Carl Schüddekopf, Im Kessel. Erzählen von Stalingrad, München 2002, S. 285. 
79 Norbert Haase, Die Mythen sind allmählich verblasst. In: Sächsische Zeitung, 1./2. Februar 2003, S. M3. 
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wiederum als Beweis für die Gewinnung vollständiger Gleichberechtigung ausgegeben), sich 

wie jedes andere Volk als Opfer zu sehen, wobei schon mal darauf verwiesen wurde, dass im 

Jahre 1945 beim verheerenden Bombenangriff auf Pforzheim ein höherer Prozentsatz der Ein-

wohnerschaft ums Leben kam als beim wenig später erfolgenden Atombombenschlag auf das 

japanische Nagasaki. Dieses Bild kann für die alte Bundesrepublik gewiss nicht als neu gelten. 

Kennzeichnungen wie „verratene Armee“ oder generalisierend „Opfergang eines Volkes“80 be-

sitzen seit Jahrzehnten Konjunktur und Akzeptanz. Mitunter erschienen die Leiden der deut-

schen Soldaten geradezu als Sühne für alles, was sie dem eroberten Lande angerichtet hatten. 

Dennoch liegt hier nicht nur eine Fortschreibung vor. Während der neunziger Jahre war zeit-

weilig, ausgelöst durch Debatten über die sogenannte Wehrmachtausstellung (in ihrer ersten 

Fassung, zuerst gezeigt 1995) und auch über Daniel Jonah Goldhagens Buch, verstärkt durch 

Auseinandersetzungen über den Arisierungsprozess und dessen Organisatoren und Gewinner 

von den Deutschen als einer Täterkolonne gehandelt worden. Das eine wie das andere Bild 

bietet ein Klischee, doch ist nicht zu verkennen, dass es derzeit um die Zurückgewinnung des 

Ursprünglichen geht.  

In diesem Zusammenhang wurden Vorstellungen von der faschistischen Herrschaft in Deutsch-

land neubelebt, die vor einem halben Jahrhundert entstanden und von der Wissenschaft längst 

widerlegt sind. Ursprünge, Entwicklungen und Folgen der Diktatur werden einigen Bösewich-

ten angelastet. Hitler wird wie gehabt nach Österreich exportiert, er heißt in der Diktion des 

ZDF-Geschichtsmix der Außenseiter aus dem Innviertel und wird – das ist nun ältester Müll – 

als „ein Fremder“ bezeichnet, der „in die deutsche Nationalgeschichte“ einbrach. An Hitlers 

Seite werden, soweit es um die Militärs geht, wenige Generale gestellt – ihnen voran Friedrich 

Paulus –, sofern sie nicht am Aufbau der Bundeswehr beteiligt waren. 

Die Darstellung des Opfergangs der Deutschen erfolgt – dies wäre das dritte erwähnenswerte 

Charakteristikum – im ausdrücklich betonten Zeichen von Verständnis und Versöhnung81 und 

benutzt viele aussagestarke Bilder auch vom Leiden und Sterben der „Anderen“, der Kriegs-

gegner, der sowjetischen Soldaten und Zivilisten. Mit Eingeständnissen der eigenen Beteili-

gung, späten Bekundungen des Bedauerns, seltener jedoch der Schuld, berichten ehemalige 

Wehrmachtsangehörige beispielsweise davon, dass sie Einwohnern Stalingrads, die der 

Schlacht nicht entkommen waren, die Holzhäuser abrissen, um Brennbares für die Öfen in ihren 

Unterständen zu gewinnen. Das geschieht in Rahmenhandlungen mit der Aufschrift: So ist eben 

der Krieg, furchtbar und wir waren in diesem Falle die Stärkeren. Doch selten fehlt in ihnen der 

deutsche Soldat, der irgendwo ein Stück Schokolade aufgetrieben und aufbewahrt hat, das er 

einem ihm zufällig begegnenden Kind zusteckt.82  

Diese Darstellung mündet, wo sie generalisiert, in eine totale Ignoranz gegenüber den jeweili-

gen Rollen und einer Gleichsetzung des Opferdaseins. Die Aussagen über die gegnerischen 

Soldaten lauten: Wir haben sie, sie haben uns totgeschlagen (totgeschossen). Einem ehem. Pan-

zeroffizier, der noch am 20. Januar 1943 schwerverwundet aus dem Kessel geflogen wurde, sei 

zuvor die Erkenntnis geworden: „... da sind gegenüber genau solche wie wir, denen es auch 

nicht besser geht“83 und ein Soldat, der ebenfalls verwundet noch vor der Einschließung west-

wärts entkam, formuliert: „Sie waren genauso arme Schweine wie wir.“84 Eigentlich hatte man 

 
80 Erich Kern (d. i. Erich Knud Kernmayr), Opfergang eines Volkes, Göttingen 1962. 
81 An anderen Zeichen der Versöhnungsbereitschaft, die vorwiegend als neue Erscheinung seit dem Jahre 

1990 charakterisiert wird, wobei die Entwicklung der Beziehungen der DDR und der UdSSR ausgeblen-

det werden, fehlte es auch in diesen Monaten nicht, so wenn der Volksbund Kriegsgräberfürsorge im 

November 2002 in Stalingrad dem dortigen Veteranenverband einen Scheck über 50.000 Euro über-

reichte, eine Summe, die für die Anschaffung von Hörgeräten bestimmt war. 
82 Friedrich Lohstein in: Carl Schüddekopf, Im Kessel. Erzählen von Stalingrad, München 2002, S. 351. 
83 Friedrich Lohstein in: Ebenda, S. 334. 
84 Hans Horn, in: ebenda, S. 113. 
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doch nichts gegeneinander, war lediglich auf irgendeine immer noch rätselhafte Weise in die 

Geschichte und diese Schlacht geworfen worden. Kaum jemand, der zugab, ein überzeugter 

oder gar fanatischer Nazi gewesen zu sein, kaum jemand, der einräumte, sich mit den Erobe-

rungszielen identifiziert zu haben. Ja, ein wenig angegangen war man von der Naziideologie 

schon, aber wer denn nicht?85 

Zu den Kennzeichen des jetzt verstärkt verbreiteten Geschichtsbildes gehört – viertens – die 

Reduzierung des Charakters des Krieges im Osten auf eine Auseinandersetzung zweier Dikta-

toren, die über ergebene Mittäter, Helfershelfer und vor allem, Stalin mehr als Hitler, über einen 

gnadenlosen Repressivapparat verfügten. Der Kampf um den Besitz von Stalingrad wird bei 

nur gelegentlicher Erwähnung seiner rüstungswirtschaftlichen, verkehrs- und kriegsgeographi-

schen Bedeutung als Prestigekrieg dieser beiden Diktatoren dargestellt, auch schon – in einer 

nicht in Bayern erscheinenden Zeitung – als deren Armdrücken benannt. Gemeinsam sei beiden 

die absolute Verachtung gegenüber dem Leben der eigenen Soldaten gewesen, wobei auch da 

Stalin als der grausamere erscheint. Zum Beleg wird der berühmt-berüchtigte Befehl 227 „Kein 

Schritt zurück“ angegeben und Zahlen über von den eigenen Einheiten wegen Ungehorsam 

exekutierten sowjetischen Soldaten genannt, deren Überprüfung und Zuordnung zumeist aus-

steht.  

Dieses Bild, das dem bekannten faschistischen von den bolschewistischen Kommissaren eng 

verwandt ist, wird als Korrektur der Kriegsheldendarstellung der Sowjetperiode offeriert und 

als notwendiger Schritt zur Entmythologisierung der Stalingrader Schlacht ausgegeben. Un-

zweifelhaft vereinfachte die sowjetische Geschichtsschreibung, übrigens seit längerem konter-

kariert von der Romanliteratur, die Wirklichkeit. Doch gewiss bewirkt das dieses Angebot auch. 

Sollte im früheren Fall die Sowjetarmee ohne Makel erscheinen, so geht es diesmal darum, die 

Tatsache auszublenden, dass Millionen Menschen sich und ihr Land von einer Todesdrohung 

befreiten, für die nach den Plänen der Okkupanten das Kriegsgeschehen nur ein Vorspiel ge-

wesen wäre. Wird davon gelegentlich noch eine Andeutung gegeben, so hätte doch niemand 

die Prämie auch zahlen müssen, der sie für den Finder des Satzes in einer deutschen Zeitung 

ausgesetzt haben würde: Mit der Stalingrader Schlacht wurde die Hoffnung zur Gewissheit, 

dass es ein Europa unter dem Hakenkreuz nicht geben werde. Dem untergegangenen Staat 

UdSSR soll kein geschichtliches Verdienst gelassen werden. 

Propagandaminister Goebbels stieß im Februar 1943 in seinen Informationen auf eine britische 

Quelle, in der formuliert worden war, dass Stalingrad die größte Niederlage der deutschen Mi-

litärgeschichte bedeute und kommentierte dies in seinem Tagebuch mit der Feststellung, dass 

dies nicht ganz falsch sei. Das lässt sich nicht leugnen, aber selbst daran wurde in den letzten 

Wochen doch gedeutelt. Keinen anderen Sinn hatten die in den Darstellungen nie fehlenden 

Hinweise darauf, dass die Verluste des Gegners ungleich höher gewesen seien als die eigenen. 

Diese Differenz wird der „bolschewistischen“ Menschenverachtung zugeschrieben, was umso 

leichter geschehen kann, als die sowjetische und nun die russische Geschichtsschreibung sich 

der Entzifferung des Ursachenbündels bisher nicht angenommen hat, das die hohen eigenen 

Verluste zur Folge hatte. Der Beiklang der gegenwärtigen deutschen Darstellungen ist nicht zu 

überhören: Wir, die Wehrmacht, hatten nicht nur die fähigeren Führer, die geübteren Soldaten, 

sondern humaner waren auch die Grundsätze des deutschen Einsatzes der kämpfenden Truppe. 

In diesen Zusammenhang gehört die Entdeckung einer Quelle aus dem NKWD-Archivbestand, 

die angeblich dafür steht, dass sich am 2. Februar 1943 in Stalingrad keineswegs alle deutschen 

Soldaten ergeben, sondern Tausende sich der Gefangennahme entzogen hätten, wovon wiede-

rum viele weiterkämpften. Kein Überlebender dieser angeblich insgesamt 10.000 kapitulati-

onsunwilligen Deutschen hat während der verflossenen Jahrzehnte darüber ein Wort berichtet. 

 
85 S. als eine Äußerung für viele Otto Thalheimer in: Carl Schüddekopf, Im Kessel. Erzählen von Stalingrad, 

München 2002, S. 289. 



1004 

Dieses Dokument wurde an das Ende eines eben erschienenen Stalingrad-Buches platziert unter 

der Überschrift „Anstelle eines Nachwortes“86 und wenn es da einen Sinn macht, dann besagt 

es: So eben sei der deutsche Soldat noch im Moment der tiefsten Niederlage gewesen.  

Die Stalingrad-Erinnerung in der deutschen Medienkampagne hat angezeigt, dass im Hinblick 

auf den Zweiten Weltkrieg (und namentlich den „Ostkrieg“) Geschichtswissenschaft und Ge-

schichtspublizistik weit auseinandergedriftet sind. Die forschende Zunft lässt das weitgehend 

ungerührt geschehen, betrachtet das auch als einen unvermeidlichen Vorgang. Dessen Auswei-

tung könnte freilich auf die Wissenschaft zurückschlagen. 

  

 
86 Guido Knopp, Stalingrad. Das Drama. In Zusammenarbeit mit Rudolf Gültner. Redaktion Mario Sporn, 

München 2002, S. 309. 
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Wer Hindenburg wählt ... 

Vor 75 Jahren: Eine Reichspräsidentenwahl und ihre Folgen 

Am Abend des 10. April 1932 waren die Stimmen ausgezählt, die im Deutschen Reich im zwei-

ten Wahlgang zur Bestimmung des Reichspräsidenten abgegeben worden waren. Gesiegt hatte 

Paul von Hindenburg (1847-1934), der von Deutschnationalen kultisch verehrte „greise Feld-

marschall“ des Kaisers, der „Held von Tannenberg“, dem Ort in Ostpreußen, wohin aus propa-

gandistischem Grund eine Schlacht verlegt worden war, die in dessen Nähe 1914 gegen die 

vorgedrungene Zarenarmee geschlagen wurde. Hindenburg hatte das Amt bereits sieben Jahre 

inne, das war die Zeitdauer für die nach Artikel 43 der Reichsverfassung der Reichspräsident 

gewählt wurde, dessen Wiederwahl zulässig war. 1925 hatte der Amtsinhaber die Nachfolge 

des im selben Jahr [28. Februar] verstorbenen Sozialdemokraten Friedrich Ebert angetreten. 

Erst im zweiten Wahlgang war er als Sammelkandidat der bürgerlichen Rechten aufgestellt 

worden und hatte sich gegen Wilhelm Marx, einen Politiker der katholischen Zentrumspartei, 

mit knappem Vorsprung von etwa 900.000 Stimmen durchsetzen können. 

Diesmal war das rechte Lager tief gespalten. Hitler, der „Nationalsozialist“, war nach einigem 

Zögern gegen Hindenburg auf den Plan getreten. Eine Stichwahl machte sich notwendig, in der 

nicht mehr die absolute, sondern eine einfache Mehrheit entschied. Für Hindenburg hatten 19,3, 

für Hitler 13,4 Millionen Deutsche gestimmt. Dieses Ergebnis bedeutete für den Faschistenfüh-

rer keine Niederlage. Millionen Wähler bestätigten das Anwachsen seiner Anhängerschaft. Das 

gab der NSDAP erneut Auftrieb und ließ die Marschierer der SA fest an ihren Sieg glauben. 

Der Wahlkampf war mit bis dahin ungekanntem finanziellen und technischen Aufwand geführt 

worden. Hitler benutzte ein Flugzeug, um im Verlauf eines Tages an zwei oder drei Orten reden 

zu können. Die Parole hieß „Hitler über Deutschland“. Ein Retter, ja ein Erlöser erschien. 

Das „kleinere Übel“ 

Hindenburgs Erfolg war diesmal mit Hilfe der Sozialdemokratie erreicht worden. Das verlangte 

von dem Herzensmonarchisten so etwas wie das Schlucken einer Kröte. Die war nicht weniger 

groß und würgend für das sozialdemokratische Wahlvolk, das der Führung weiter gefolgt war. 

Die Aktivisten wurden mit der Parole in den Wahlkampf geschickt: „Du mußt es jedem Wähler 

sagen: Für Hindenburg heißt Hitler schlagen“. Der Marschall wurde zum Garanten der Repub-

lik erklärt. Das Trugbild sollte sich für jedermann erledigt haben, bevor ein Jahr verging. 

Daß die Orientierung des Frühjahrs 1932 für die SPD nicht zur folgenschweren Zerreißprobe 

wurde, lag in ihrer Vorgeschichte begründet, die 1930 mit der Tolerierung des Brüning-Kabi-

netts begonnen hatte. Die Mitgliedschaft war bereits an die Politik des „kleineren Übels“ ge-

wöhnt und der politischen und wirtschaftlichen Kämpfe weitgehend entwöhnt, gleichsam de-

mobilisiert worden. Kurzfristige Rechnungen über wirkliche oder vermutete Vor- oder Nach-

teile dieses oder jenes taktischen Schrittes ersetzten eine Strategie der Abwehrkämpfe gegen 

die großbürgerliche Offensive auf die Lebensgrundlagen der Werktätigen. 

Die Entscheidung des SPD-Vorstands für Hindenburg zeitigte als negativste aller Folgen, daß 

in einem Moment, da die faschistische Gefahr sich drohend erhob, jene Kräfte sich weiter ent-

fremdeten, die allein ihr im außerparlamentarischen Kampf mit Erfolg entgegenwirken konn-

ten. Die Kommunisten traten der Hindenburg-Front mit der Losung entgegen, die von allen, die 

sie in den Jahren seit 1919 ausgab, die denkwürdigste blieb: „Wer Hindenburg wählt, wählt 

Hitler, wer Hitler wählt, wählt Krieg.“ Keine andere Voraussage bewahrheitete sich so furcht-

bar wie diese. 

Die Position der beiden großen Arbeiterparteien ließ für Wochen zu den zwischen ihnen ohne-

hin existierenden Trenn- und Kampflinien eine weitere entstehen, an der sie einander unver-

söhnlich gegenüberstanden. Das wurde der Hauptgewinn, den die herrschenden Kreise allesamt 

aus der Konstellation des Wahlkampfes zogen. Die Kommunistische Partei hatte, da sie sich 
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doch vom Feld der Wahlschlacht nicht kampflos zurückziehen konnte, als Kandidaten ihren 

Vorsitzenden aufgestellt, wohl wissend, daß das eine Zählkandidatur war, die vor allem zur 

Mobilisierung ihrer Anhänger diente. Für Thälmann hatten im ersten Wahlgang nahezu fünf 

Millionen gestimmt. Das bedeutete einen Gewinn, verglichen mit der Reichstagswahl 1930, als 

die Partei 4,6 Millionen Wähler rekrutiert hatte. Im zweiten schrumpfte diese Wählerschar auf 

3,7 Millionen zusammen, was die Instabilität des Anhangs bezeugte. Nur wenige außerhalb der 

KPD und ihres traditionellen Anhangs hatten sich wie Carl von Ossietzky gesagt: „Linkspolitik 

heißt, die Kraft dort einsetzen, wo ein Mann der Linken im Kampf steht. Thälmann ist der 

einzige, alles andere ist mehr oder weniger nuancierte Reaktion. Das erleichtert die Wahl.“ 

Eine denkbare Alternative? 

Der Blick auf die folgenschwere Wahl des Frühjahrs 1932 läßt fragen, worin angesichts des 

Kräfteverhältnisses eine Alternative gelegen haben könnte. Hätte sich die Führung der Sozial-

demokratie zur Aufstellung eines eigenen Kandidaten entschlossen, wären die Kommunisten 

im zweiten Wahlgang kaum umhin gekommen, für ihn einzutreten. Das konnte eine Konstella-

tion hervorbringen, die Anziehungskraft auf außerproletarische Schichten auszuüben ver-

mochte, vielleicht einen Sog entstehen ließ. Ob der ausgereicht haben würde, die Gegnerschaft 

oder einen Einheitskandidaten der Rechten aus dem Felde zu schlagen, läßt sich nicht sagen 

und mit Gründen auch bezweifeln. Doch wichtiger: Es konnte sich aus solchem Zusammenge-

hen eine gemeinsame antifaschistische Frontstellung ergeben, und die wäre von Vorteil gewor-

den, selbst wenn im April der Sieger Hitler geheißen hätte. Denn in einem Moment, da die 

ökonomische Krise ihren Tiefpunkt noch nicht erreicht, der Einigungsprozeß großbürgerlicher 

Kräfte um die Faschistenführer noch nicht weit vorangeschritten war, wäre die Startsituation 

für die Etablierung der Diktatur erheblich schlechter gewesen als ein dreiviertel Jahr später. In 

den folgenden Monaten verbesserten sich hingegen die Bedingungen zugunsten der Akteure 

eines Staatsstreichs. Vor allem verschlechterten sich die Beziehungen zwischen den Arbeiter-

parteien, die in einer Kette weiterer Wahlkämpfe zu Landtagen und für den Reichstag wiederum 

gegeneinander standen und auf weitere Provokationen – den Preußenschlag Papens im Juli – 

keine gemeinsame Antwort fanden. 

Die Erörterung ungeschehener Geschichte, die gedankliche Entfaltung von Möglichkeiten, die 

Wirklichkeit nicht wurden, gehört zu den ungeliebten Themen des Historikers. Doch wie jeder 

andere, der über geschichtliche Abläufe nachdenkt, fragen sich „Leute von der Zunft“ auch 

„Was wäre wenn?“ Zumeist zieht sich der Fachmann alsbald auf festen Boden und die Feststel-

lung zurück: Als und weil Menschen sich so oder so verhalten haben, sind diese oder jene Fol-

gen eingetreten. Für 1932 gilt: Als sich die Politik einer Arbeiterpartei (das war die Sozialde-

mokratie damals noch) auf das Erreichen taktischer Vorteile reduzierte, sich zum bloßen An-

hängsel bürgerlicher Projekte machte und ihr großes Ziel gesellschaftlicher Veränderung preis-

gab, fiel die Initiative den Strategen der Gegenseite zu und – sie wurden geschichtsmächtig. 

Quellentext zu „... ein verfassungstreuer Reichspräsident“ 

„Wir mögen an Herrn von Hindenburg auszusetzen haben, was wir wollen – ein Reichspräsident des Faschismus, 

ein Reichspräsident des nationalsozialistischen Verfassungsbruchs und Blutregiments wird der Mann, den wir seit 

sieben Jahren als Reichspräsident kennengelernt haben, niemals sein. Seine Treue zu Brüning (Heinrich Brüning, 

Reichskanzler 1930/32, d. Red.) muß dafür letzter Beweis sein. Bei der Reichspräsidentenwahl ist für die Sozial-

demokratie die Taktik vollkommen eindeutig vorgeschrieben: Sie hat alles zu tun, um die Wahl eines Nazireichs-

präsidenten zu verhindern, eine Wahl, die für Deutschland ebenso wie für seine Arbeiterklasse den Untergang 

bedeutete, und alles daranzusetzen, daß in der Wilhelmstraße ein verfassungstreuer Reichspräsident amtet. Das 

ist das Ziel, und alles andere ist Nebensache.“ 

Aus dem Artikel „Eiserne Front“ des sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten Ernst Heilmann, veröffent-

licht in: Das Freie Wort, Heft 6 (1932). Heilmann wurde am 3.4.1940 von den Nazis im KZ Buchenwald ermordet 

junge Welt vom 07.04.2007. 
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Die „Abwicklung“ der Geschichtswissenschaft der DDR (unter besonderer 

Berücksichtigung der Vorgänge an der Humboldt-Universität zu Berlin) 

Vortrag vor Studenten der Universität Marburg am 28. Mai 1996 auf Einladung der Ro-

ten Uni-Gruppe und des ASTA-Referats gegen Sozialabbau und Bildungsnotstand 

Die Geschichtswissenschaft der DDR war – ähnlich anderen und vergleichbaren Disziplinen – 

ein über Jahrzehnte entwickeltes Gefüge, bestehend aus wissenschaftlichen Einrichtungen (In-

stituten an Universitäten und Hochschulen, an Akademien und im Umfeld von politischen Par-

teien und Organisationen), deren Mitarbeitern und ihren Arbeitsresultaten und Arbeitsvorha-

ben. Zu ihm gehörten Verlage oder Verlagslektorate, Zeitschriften und deren Redaktionen, wis-

senschaftliche Gesellschaften, Universitäten und – seltener – Disziplinen übergreifende Ar-

beitsformen. Die Geschichtswissenschaft der DDR pflegte viele internationale Beziehungen in 

konstanten und variablen Organisationsweisen. Die Historiker des ostdeutschen Staates waren, 

nachdem langanhaltender Widerstand der westdeutschen überwunden worden war, seit 1970 in 

corpore Mitglieder der Internationalen Historiker-Organisation und auch vieler ihr angeschlos-

senen Vereinigungen. 

Für die Beurteilung der Vorgänge, die sich mit dem Ende der DDR und dem Anschluss ihres 

Gebiets an die Bundesrepublik am 3. Oktober 1990 verbinden, erscheint erwähnenswert, dass 

sich etwa seit der Mitte der siebziger Jahre anfänglich sehr labile, dann im Verlauf der achtziger 

Jahre verfestigte Beziehungen zwischen Spezialisten beider Staaten entwickelt hatten. Ihre 

Kontakte und Treffen gehörten in manchen Teildisziplinen zum Alltag. Die Diskussionen mit-

einander waren offen, vielfach streitbar. Sie wurden gleichberechtigt geführt. Sie galten den 

Teilnehmenden als Gewinn. Er bestand im Minimum in der Möglichkeit und oft auch in der 

erlebten Herausforderung, den eigenen Standpunkt, eigene Gedanken- und Forscherwege neu 

und zusätzlich angeregt zu durchdenken. In diesem Prozess wurden Kenntnisse über die Theo-

rie, die Methode, das Leistungsvermögen, die Spezialisierung und natürlich auch über die 

Schwächen der jeweils anderen Seite gewonnen. 

Während über Jahre die Historiker der DDR sich weitaus gründlicher mit der geschichtswis-

senschaftlichen Produktion in der BRD befassten, als dies die Spezialisten in der Bundesrepub-

lik taten, begann sich auch da eine Änderung anzubahnen. Alte oder veraltete Urteile und auch 

Vorurteile wurden korrigiert. Das galt ebenso für die Geschichtswissenschaftler der DDR. Be-

trachtet man diese Entwicklung aus dem Gesichtswinkel der Individuen, könnte man erwähnen, 

dass sich in ihrem Verlauf auch angenehme kollegiale Beziehungen herstellten. Deren Grund-

lage stellte jedenfalls der Respekt vor der Leistung des anderen dar. Mitunter und seltener kam 

das Bewusstsein hinzu, in bestimmten Hinsichten gleiche politische Anliegen zu vertreten – 

beispielsweise über die Beschaffenheit der staatlichen Beziehungen zwischen BRD und DDR, 

als deren unentbehrliche Basis das Prinzip der friedlichen Koexistenz galt. 

Die Wende kam abrupt. Man wird gerechterweise auch den Historikern zubilligen müssen, dass 

ihnen – in Ost wie in West – wenig Zeit zur eigenen Orientierung blieb. Freilich schienen sie, 

obzwar keiner von ihnen später behauptete, er habe vorhergesehen, was sich anbahne, allein durch 

ihre Kenntnis jäher geschichtlicher Veränderungen im Vorteil. Inzwischen ist jedoch unschwer 

erkennbar geworden, dass in der Zunft nicht anders als in der gesamten Gesellschaft im Jahre 

1990 die mannigfachsten Illusionen aufkeimten. Manche erhielten sich lange. Die „gelernten His-

toriker“ wiesen insgesamt kein Plus an Orientierungsvermögen. Das gilt selbst für die voraus-

schauende Beurteilung bereits in Gang gekommener Prozesse und selbst für diejenigen, die sie 

nicht nur beobachtend verfolgten, sondern an denen sie direkt und handelnd beteiligt waren. 

1. Ein nicht ganz neuer Begriff: Abwicklung 

Die Geschichtswissenschaftler lernten, kaum dass die DDR untergegangen war, einen Begriff 

kennen, der für die meisten von ihnen bis dahin nicht einmal zum passiven Wortschatz gehört 
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hatte. Lediglich einige Spezialisten der deutschen Geschichte des 20. Jahrhunderts mochten er 

schon geläufig sein. Abwicklung – diese Kennzeichnung benannte vordem beispielsweise den 

Vorgang der Reduzierung des kaiserlichen deutschen Massenheeres auf das im Versailler Dik-

tat zugestandene Reichswehrniveau. Dieser Schritt wurde nach der militärischen Niederlage im 

1. Weltkrieg durch die Sieger erzwungen. Ganze Teile der Armee mussten „abgewickelt“ wer-

den. Das besaß weitreichende Folgen in die gesamte Gesellschaft. 

Das gleiche Wortbild tauchte im Faschismus auf. 1938 bei der Liquidierung des österreichi-

schen Staates wurden viele seiner Einrichtungen abgewickelt. Der Begriff findet sich in den 

Texten von Reichsgesetzen, so in dem über die Abwicklung der österreichischen Nationalbank. 

Für die kleine Ausstellung, die am Rande von Terezin im Krematorium des einstigen Ghetto-

KZ Theresienstadt zu sehen ist, wurde ein Dokument reproduziert, das beweist, dass auch die 

schwarzuniformierten Terroristen des deutschen faschistischen Regimes den Begriff und die 

Praxis „Abwicklung“ kannten und benutzten. Reinhard Heydrich, Chef des Reichssicherheits-

hauptamtes und stellvertretender Reichsprotektor für Böhmen und Mähren, unterschrieb einen 

Erlass, wonach die von Tschechen bewohnte Stadtgemeinde Theresienstadt „abzuwickeln“ 

war, damit in den Grenzen der Stadt Platz für die tschechischen, später auch für die deutschen 

und andere Juden gemacht würde. 

Ersatzlos liquidieren – das meint „Abwicklung“ in allen diesen Fällen. Daran schließen sich 

fragen: In wessen Interesse, zu wessen Gunsten, mit wessen Vorteilen wurde dieses Verfahren 

in unterschiedlichen Situationen angewendet? In den genannten drei Fällen sind sie klar erkenn-

bar und Kommentare daher überflüssig. In der späteren Anwendung durch die Bundesrepublik 

Deutschland liegen die Verhältnisse nicht ganz so übersichtlich. Obendrein wurde viel getan, 

um das Wesen der Sache zu verbrämen und zu verschleiern. 

Der Begriff „Abwicklung“ wurde in den 1990 produzierten politisch-juristischen Papieren des 

sog. Einigungsprozesses wiederverwendet. Hier bereitete er das dann – ähnlich der Situation 

des Jahre 1938 – praktizierte einfache und rasche Verfahren vor, Einrichtungen im ehemaligen 

Gebiet der DDR aufzulösen, deren materielle Hinterlassenschaft frei verfügbar zu machen, Mit-

arbeiter komplikationslos zu entlassen, Gehälter, Löhne und andere mit der Existenz von Be-

hörden und deren Arbeitskräften zusammenhängende Ausgaben einzusparen. Sofort gelangten 

unter diese Prozedur beispielsweise alle staatlichen Einrichtungen der DDR auf zentraler 

Ebene. Gleiches geschah bei der Auflösung der Bezirke und der Gründung der Länder mit den 

Staats- und manchen Verwaltungsorgane auf dieser territorialen Ebene. Davon war ein erheb-

licher Teil der Angestellten und Arbeiter betroffen. Sie verloren nicht nur ihre Arbeitsplätze, 

sondern zumeist auch Rechte und Ansprüche, die ihnen bis dahin als gesichert oder erworben 

galten. 

Das Verfahren „Abwicklung“ besaß für diejenigen, die es anwandten, nicht nur den Vorteil, 

dass sie rasch zum Ziele kamen, sondern sie ersparten sich auch arbeitsrechtliche Auseinander-

setzungen. Diese Möglichkeiten gerieten zur Verführung. Es wurde versucht, diese Praxis im 

Vollgefühl des Sieges und der neugewonnenen Macht auch auf Bereiche auszudehnen, für die 

sie nach dem Einigungsvertrag rechtens nicht anwendbar war. Dies geschah auch in Berlin an 

der Humboldt-Universität in den Jahren 1990/1991. Der Vorstoß, einem Frontal- und Überra-

schungsangriff vergleichbar, scheiterte jedoch. 

2. Ein Wort über die Ziele 

Es muss hier nicht begründet werden, dass sich die Herrschenden in der Bundesrepublik mit 

dem Zustand der Universitäten am Ausgang der DDR nicht abfinden wollten und nach allen 

ihren Interessen auch nicht abfinden konnten. Wie auf anderen gesellschaftlichen Feldern so 

galt für das aus DDR-Zeit überkommene Hochschulwesen die Devise, seine Zustände den in 

der (Alt-)Bundesrepublik existierenden juristisch, politisch und in jeder anderen Hinsicht voll-

ständig anzugleichen. Was geschehen sollte, wurde später auch mit dem Wort vom „Überstül-
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pen“ des westdeutschen Hochschulwesens bezeichnet. Dieses Vorgehen war vor allem durch 

geistige und auch durch ganz praktische Herrschaftsinteressen begründet. Hinzu kamen indivi-

duelle und Gruppeninteressen. Für Wissenschaftler entstand augenblicklich ein erweiterter Ar-

beitsmarkt. Für andere ergaben sich Bewährungs- und Aufstiegs- oder auch nur vermehrte Ver-

dienstmöglichkeiten. 

Diese „Gleichschaltung“ erforderte Kräfte, die sie vollzogen. Sie mussten erst formiert, manche 

überhaupt erst gefunden werden. Das schaffte den DDR-Wissenschaftlern eine – wenn das 

Wort nicht auf die Goldwaage gelegt wird – Galgenfrist und ließ bei politisch naiven Gemütern 

und solchen, die Schwierigkeiten mit der ungeschönten Wahrnehmung des Kommenden hatten, 

Hoffnungen und Illusionen aufkeimen. Inzwischen wurde bald klar, wie und in welcher Rei-

henfolge die neuen Machthaber vorgehen würden. Sie war eigentlich nicht schwer vorherzuse-

hen gewesen. Wiederum muss nicht erklärt werden, warum sich ihr Hauptinteresse auf die Ge-

sellschaftswissenschaften und deren Vertreter richtete. Die Liquidierungsabsicht galt vorzugs-

weise jenen Bereichen, die als eigenen Interessen besonders abträglich oder gar gefährlich an-

gesehen wurden. Diejenigen, die sich mit den „Bestandteilen des Marxismus“ befassten, stan-

den obenan und mit ihnen die Geschichts-, die Erziehungs-, die Rechtswissenschaften und ei-

nige weitere Disziplinen. Während die Akteure dieses Prozesses mit der „Abwicklung“ von 

Einrichtungen wie der Sektion Marxismus-Leninismus und, um einen ganz anderen Bereich zu 

nennen, dem Universitätsbauhof ungehindert zum Ziele kamen, weil sie diese wirklich ersatzlos 

beseitigten, misslang – wie erwähnt – der Vorstoß im Hinblick auf weitere insgesamt sechs 

Teilbereiche der Humboldt-Universität. Darunter befand sich die Geschichtswissenschaft. Von 

Gerichtswegen wurde festgestellt, dass die durch den Senat der Stadt Berlin (also die Landes-

regierung) und den zuständigen Senator (den Landesminister), der übrigens ein aus bundes-

deutschen Kernregionen stammender Jurist mit Professorentitel war, eingeleitete Prozedur 

nicht zulässig wäre. Es sei, so die Begründung, ja nicht vorgesehen, die Ausbildung von Stu-

denten in den sechs Bereichen wirklich zu beenden. 

Das hauptsächliche Verdienst am Scheitern dieser Abwicklung gebührt dem damaligen Uni-

versitätsrektor Heinrich Fink. Auch deshalb wurde er für die neuen Machthabern, insbesondere 

für seinen direkten Vorgesetzten, den Wissenschaftssenator, zum bestgehassten Angehörigen 

der Universität Unter den Linden. 

3. Das modifizierte Vorgehen 

Der Übergang zu einer anderen zum Ziel führenden Methode erfolgte indessen problem- und 

gleichsam nahtlos. Inzwischen waren mit dem Blick auf die freiwerdenden Lehrstühle und die 

weiteren alsbald leeren wissenschaftlichen Arbeitsplätze bereits durch den Senator (Landesmi-

nister) als seine Hilfsorgane sog. Struktur- und Berufungskommissionen geschaffen worden. De-

ren Aufgabe war es, für den Wissenschaftsbereich ihrer jeweiligen Zuständigkeit die künftige 

Lehrstuhlstruktur festzulegen und die Berufungslisten aufzustellen. Mit dieser Tätigkeit war un-

geachtet des damals noch schwebenden Klageverfahrens gegen die Abwicklung begonnen wor-

den. Faktisch entzog der Richterspruch diesen Kommissionen die Legitimations- und Handlungs-

basis. So stellte sich der juristische Widerspruch aber den politischen Machthabern nicht dar. 

Es war der einzige schwerwiegende Fehler, der Rektor Fink und seinen Mitstreitern unterlief, 

dass er nach erfolgter Zurückweisung des Abwicklungsverfahrens nicht augenblicklich die Ein-

stellung der Arbeit dieser Kommissionen verlangte und sich weiterer Zusammenarbeit mit 

ihnen verweigerte. Tatsächlich erwiesen sich diese Kommissionen im weiteren Verlauf der Er-

eignisse als diejenigen Instrumente der Staatsmacht, welche die nun einsetzende modifizierte 

Vorgehensweise durchsetzen halfen. Sie ist von den Betroffenen allgemein weiter als „Abwick-

lung“ bezeichnet, weil ihr Resultat mit dieser als identisch vorhergesehen wurde und dann auch 

so erfahren worden ist. Korrekt im juristisch-politischen Sinne ist diese Kennzeichnung – dies 

nebenbei – nicht. 
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Den staatlichen Lenkern und Organisatoren des Umwandlungsprozesses an den Universitäten 

lag überall daran, den Eindruck zu erwecken und zu erhalten, dass es die Wissenschaftler selbst 

seien, die eine – so die bevorzugte offizielle verbale Kennzeichnung – „Erneuerung“ der Uni-

versität wollten und betrieben. Die Staatsmächtigen wünschten als eine Kraft zu erscheinen, die 

nicht mehr tat, als den Fachleuten für ihre Arbeit die gesetzlichen und anderen Grundlagen, 

Voraussetzungen und Bedingungen zu schaffen. Obendrein sollte dieses erneuernde Werk als 

Resultat gemeinschaftlicher Aktion von Wissenschaftlern aus Ost und West wahrgenommen 

werden. Davon waren schon die Bestimmungen über die Zusammensetzung der Struktur- und 

Berufungskommissionen mitbestimmt worden und beabsichtigt, nach denen die Berufungen 

erfolgten. 

Besonders wählerisch war der Berliner Senat, soweit es die Person der aus den alten Bundes-

ländern berufenen Wissenschaftler und deren persönliche Integrität anging, jedoch nicht ver-

fahren. Das erwies sich an der der Person des Ökonomen Krelle, der die entsprechende Kom-

mission für die Wirtschaftswissenschaften an der Humboldt-Universität leitete und nach geta-

ner Arbeit von den befugten Gremien der Universität dafür mit einer Ehrendoktorwürde bedacht 

wurde. Krelle war, wie dokumentarisch nachgewiesen, SS-Obersturmbannführer, in einer SS-

Division und zeitweilig deren Kommandeur und vor allem ein fanatischer Durchhaltekrieger 

des Naziregimes gewesen. Derzeit kann eine Kommission der Universitätsleitung offenkundig 

keine Entscheidung finden, wie im Hinblick auf das Ehrendoktorat verfahren werden soll. 

4. Die Täter 

Die treibenden Kräfte dieser modifizierten „Abwicklung“ waren überall die jeweiligen Landes-

regierungen. Über deren „Anleitung“ aus der Regierungshauptstadt Bonn wird sich erst ab-

schließend urteilen lassen, wenn auch interne Dokumente zur Verfügung stehen. Unzweifelhaft 

ist, dass die Wissenschaftsminister sich mit der Bundesregierung und untereinander über ihr 

Vorgehen verständigten und ihre Erfahrungen wiederholt austauschten. 

Die Aktion der Regierenden und der ihnen nachgeordneten Beamten wäre nicht möglich gewe-

sen, ohne eine zweite Gruppe von Akteuren: die Parlamentarier, genauer ihre diese Politik ju-

ristisch sanktionierenden Mehrheiten. Im Falle Berlins waren das die Mitglieder von CDU und 

SPD im Abgeordnetenhaus. Beide Parteien stellten für die längste Zeit dieser „Abwicklung“ 

auch gemeinsam eine Koalitionsregierung. Eine weitere wesentliche und unentbehrliche Hilfs-

kraft in diesem Prozess bildete die nach ihrem Leiter benannte Gauck-Behörde. 

Vor Ort aber waren die Tätigkeit und der Eifer der Struktur- und Berufungskommissionen aus-

schlaggebend. Unabhängig von ihrer zahlenmäßigen Zusammensetzung, auf die zum Zwecke 

der Schönung sich post festum mancher beruft, herrschte in ihnen die Dominanz der Professo-

ren aus den alten Bundesländern. Sie war gewollt und wurde gesichert. Das geschah auch 

dadurch, dass wissenschaftlich renommierte Fachvertreter einen Ruf zur Mitwirkung erhielten 

und annahmen. In der Kommission für die Geschichtswissenschaften an der Humboldt-Univer-

sität wirkte kein einziger Professor aus ihrem alten Bestand mit. Ihr gehörten jedoch stattdessen 

zwei Historiker aus Instituten der Akademie der Wissenschaften der DDR an, von denen der 

eine erkrankte und verstarb, der andere aus nichtgenannten Gründen alsbald lebend ausschied, 

ohne dass für beide Nachfolger berufen wurden. Vom Universitätspersonal wirkten in der Kom-

mission einzig zwei Mitarbeiterinnen, eine Dozentin und eine Assistentin, und dazu ein Vertre-

ter der Studentenschaft. Damit war das spezifische Gewicht der Kommissionsmitglieder klar 

und unbezweifelbar. 

Wie in den Parlamenten und den Regierungen arbeiteten auch in den Struktur- und Berufungs-

kommission Akteure von ganz unterschiedlicher politisch-weltanschaulicher Orientierung ein-

trächtig zusammen. Für die Humboldt-Historiker gilt, dass sie vorwiegend durch Personen „ab-

gewickelt“ wurden, die Mitglieder der Sozialdemokratie waren oder ihr nahestehen. Das war 

kein Zufall. Die sozialdemokratische Opposition im Bundestag hat nie zu erkennen gegeben, 
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dass sie im Hinblick auf den Umgang mit der ostdeutschen Wissenschaft ein alternatives Kon-

zept besaß, geschweige denn, es verfocht. 

Treibend wirkten in dem Prozess, jedenfalls was Berlin angeht, obendrein lautverstärkt durch 

ihre vielen Möglichkeiten, sich öffentlich zu artikulieren, einzelne mehr oder weniger langjäh-

rige Mitarbeiter der Humboldt-Universität, die mit der Staatsmacht DDR in Konflikt geraten 

waren oder das behaupteten. Zu ihnen gehörte in den Geschichtswissenschaften ein Dozent für 

mittelalterliche Geschichte, der seit Jahrzehnten unter Sonderbedingungen arbeiten durfte. Er 

hatte bei aller Beredsamkeit die unüberwindlichsten Schwierigkeiten, sich im Schriftlichen aus-

zudrücken, so dass von ihm keinerlei nennenswerte Veröffentlichungen vorliegen. Kürzlich ist 

in einem Nachruf wahrheitswidrig behauptet worden, er hätte in der DDR nichts veröffentlichen 

dürfen. 

Mit diesem schon vor dem Jahr 1990 emeritierten Dozenten wirkte eine Gruppe von jüngeren 

Historikern zusammen, die den Unabhängigen Historiker-Verband gebildet hatten. Dessen er-

klärtes Ziel war es, entscheidend zur „Säuberung“ – das ist der für das Denken der Mitglieder 

dieses Verbandes adäquate Ausdruck – an der Humboldt-Universität beizutragen. Unter den 

Aktivisten dieses anfänglich nicht einheitlich zusammengesetzten mitgliederschwachen Bun-

des, der inzwischen seine Rolle schon gespielt hat und kaum noch hervortritt, befanden sich 

auch Studenten, denen durch Entscheidungen über ihre dauernde und zeitweilige Entfernung 

von der Universität in DDR-Zeiten Unrecht getan worden war. So kamen zu den sozialen auch 

individuelle Rache- und Revanchegelüste ins Spiel. Das ist bei jedem gesellschaftlichem Um-

bruch der Fall und soll auch deshalb hier ganz wertfrei festgestellt werden. 

Schließlich: Von dem Augenblick an, da die ersten der neuberufenen Geschichtsprofessoren an 

der Humboldt-Universität eingetroffen waren, die Führung innerhalb des Instituts beanspruch-

ten und per Regierungsdekret auch sofort erhielten, war ein Zusammenspiel zwischen der Kom-

mission, die diese Berufungen vorbereitet hatte, und den Ordinarien möglich. Es kam rasch 

arbeitsteilig in Gang. 

5. Die Methode individueller „Säuberungen“ 

Aus dem Scheitern der Abwicklung in ihrer ursprünglichen und eigentlichen Konzeption und 

Funktionsweise ergab sich seit dem Studienjahr 1991/1992, dass das neue und an Zahl allmäh-

lich anwachsende Personal neben dem vorhandenen, noch nicht abgebautem alten Mitarbeiter-

bestand existierte. Dieser war von da an mit minderen Rechten ausgestattet. Die Frage lautete 

nun: Wie ließ sich dieser Altbestand in seinem Einfluss einschränken (das geschah rasch auch 

durch Lehrverbote), wie reduzieren und wie schließlich ganz verdrängen. 

Das nun gedachte einfachste Verfahren war nicht in dem Maße anwendbar, wie erhofft. Die Zahl 

der sog. „positiven“ Gauck-Bescheide, die zur sofortigen fristlosen Kündigung von einstigen 

Informellen Mitarbeitern (IM) der Staatssicherheit der DDR führten (sofern ihnen nicht zuge-

standen wurde, selbst ihre Entlassung zu beantragen), konnte das Hauptinstrument zur Prob-

lemlösung nicht abgeben. Als weithin angewandtes, aber nicht durchweg greifendes und vielfach 

vor Arbeitsgerichten gescheitertes Instrumentarium wurde daraufhin mit Kündigungen „aus 

Mangel an Bedarf“ operiert. In Wirklichkeit war dieser Mangel aber soeben erst durch die erfolg-

ten Neuberufungen und durch Neueinstellungen künstlich geschaffen worden. Dies lag zutage. 

Eine erhebliche Zahl von Verfahren vor Arbeitsgerichten ging für die Universität verloren. 

Nolens volens mussten individuelle Kündigungsschreiben formuliert und versandt werden, die 

gegenüber dem Urteil von Arbeitsrichtern, klopffest, d. h. juristisch einwandfrei waren. Denn 

die Rolle dieser Gerichte und der Richter der ersten und zweiten Instanz war keineswegs immer 

staatskonform. Nicht alle wollten sich leichthändig zu Mittätern machen. Womöglich spielte in 

manche Verhaltensweise auch die Erinnerung an frühere Etappen der Rechts- und Justizge-

schichte in Deutschland hinein. Jedenfalls trat nun als Aufgabe der Neuberufenen und der Kom-
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missionen in den Vordergrund, Faktenmaterial für Kündigungen zusammenzutragen, das auf 

den jeweiligen Mitarbeiter zugeschnitten war. 

Dies bedeutete eine veränderte Rolle der Kommissionen, die den Lack bloßer wissenschaftlich 

begründeter Interessen und Urteile blättern lassen würde. In der Kommission für die Ge-

schichtswissenschaften konnte deshalb ein gewisses Zögern vor diesem Schritt wahrgenommen 

werden. Doch wurde er getan. Die Gespräche, zu denen nun alle Mitarbeiter aus DDR-Zeit bei 

Wahrung der Freiwilligkeit in die Kommission gerufen wurden, dienten wesentlich der Be-

schaffung von Tatsachen, die in Kündigungsschreiben verwertet werden konnten. Dennoch war 

das Resultat dieser Arbeitsphase auch zwiespältig. Kündigungsempfehlungen ließen sich nicht 

durchweg begründen und mischten sich mit Empfehlungen für zeitweiliges weiteres Verbleiben 

von Mitarbeitern. Danach waren bei den Neuberufenen und den neueingestellten Mitarbeitern 

Formulierungskünste gefordert, damit den Zeichnungsberechtigten die Entwürfe für die Kün-

digungen zur Unterschrift vorgelegt werden konnten. 

6. Das Resultat im Spiegel weniger Zahlen 

Im Jahre 1990 waren am Institut für Geschichtswissenschaften der Humboldt-Universität 27 

Professoren und Dozenten tätig. Davon waren bis 1995 18 ausgeschieden. Weitere sechs haben 

die Universität bis Ende 1996 verlassen. Für die drei Verbleibenden enden die Arbeitsverträge 

für zwei 1988 bzw. 1999, ein Vertrag ist unbefristet. 

Die Zahl der wissenschaftlichen Mitarbeiter betrug 1990 insgesamt 41. Davon sind bis 1995 28 

ausgeschieden. Ihnen folgen bis zum Jahresende 1996 weitere 8. Von den verbleibenden fünf 

scheidet ein weiterer 1997 aus, zwei können wegen besonderen gesetzlichen Schutzes aufgrund 

von Behinderungen schwer gekündigt werden, zwei Arbeitsverträge sind unbefristet. Dieses 

Zahlenbild würde sich für beide gesondert aufgeführten Kategorien noch anders und krasser 

darstellen, hätte nicht eine beträchtliche Anzahl von Hochschullehrern und Mitarbeitern die 

zeitweilige Weiterbeschäftigung durch Arbeitsgerichtsurteile erzwungen. Denn für die meisten 

der noch bis Ende 1996 an der Universität befindlichen Mitarbeiter aus dem „Altbestand“ gilt, 

dass ihr Verbleib (mitunter ohne jede Lehrberechtigung) aufgrund von Gerichtsurteilen er-

zwungen wurde. Insofern erscheint die lautgewordene, den Entscheidungen von Richtern schon 

vorauseilende Klage, dass die Arbeitsgerichte die Intentionen der „Abwickler“ zunichtemachen 

könnten, nun nicht völlig unberechtigt. 

Als Fazit lässt sich festhalten: Trotz aller Schwierigkeiten und einer zeitweilig erfolgreichen 

Gegenwehr, die freilich nicht mehr als aufschiebende Wirkung tat, konnte der Mitarbeiter-

stamm der Geschichtswissenschaften an der Humboldt-Universität binnen etwa fünf Jahren 

mehr als halbiert werden. Was den verbliebenen Rest angeht, so lässt sich dessen Arbeitsver-

trägen ablesen: Bevor das Jahrzehnt nach dem „Beitritt der neuen Bundesländer“ zur BRD voll-

ständig vergangen sein wird, dürften die einstigen Professoren, Dozenten und weiteren wissen-

schaftlichen Kräfte der früheren Sektion Geschichtswissenschaften mit zwei Ausnahmen der 

Humboldt-Universität nicht mehr angehören. Diese Ausnahmen bilden vermutlich die beiden 

Mitarbeiterinnen, die der „westlich“-dominierten Berufungs- und Struktur-Kommission ange-

hört haben. Erwähnenswert noch: Ein einziger Angehöriger des Instituts für Geschichtswissen-

schaften, der aus DDR-Zeiten den Titel eines (a. o.) Professors besitzt und bis 1999 geduldet 

werden wird, kann rechtens ein „Wendehals“ genannt werden. Seine Bereitschaft, das Horror-

bild von der total reglementierten DDR-Universität ausmalen zu helfen, hat er rechtzeitig in 

einem Zeitungsinterview mit der frei erfundenen Behauptung bekundet, er hätte damals seine 

Vorlesungen zur Kontrolle und Genehmigung vorlegen müssen, bevor er sie halten durfte. Und 

er hat sich zur Mitarbeit in einer von der Landesregierung berufenen Kommission bereitgefun-

den, zu deren unvergessenen Werken der inzwischen verwirklichte Vorschlag gehört, die an die 

Universität grenzende Straße mit dem Namen Clara Zetkin wieder nach der Frau des ersten 

Preußenkönigs zu benennen. Die Quote solchen Verhaltens ist so gering, so dass die Betreiber 
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der „Abwicklung“ ihr Vorgehen wohl auch aufgrund dieser Erfahrung als vollständig zielge-

recht ansehen können. 

Zeitverzögert zwar, aber dennoch ist bewirkt, was erreicht werden sollte. Die Wissenschaftler, 

die vom theoretisch methodischen Ansatz des historischen Materialismus her Geschichte er-

forschten und betrieben (Mitglieder der SED oder nicht), sind als Gruppe „abgewickelt“ – im 

erwähnten Sinne von: ersatzlos liquidiert. 

7. Ein Nachwort über die Verbrämungen 

Heutzutage kann in den sogenannten modernen Gesellschaften kein Prozess von dem beschrie-

benen Charakter und Ausmaß vor sich gehen, ohne dass er öffentliche Aufmerksamkeit, auch 

Teilnahme erregt. Beides reicht mitunter über die eigenen Staatsgrenzen hinaus. Das war auch 

im Hinblick auf die „Abwicklung“ der Wissenschaft in Ostdeutschland zu erwarten. Folglich 

wurden die Geschehnisse wie der gesamte „Anschluss“ Ostdeutschlands von einer Propagan-

dawelle begleitet. Ihr Kern und ihr Ziel bestand darin, dass imperialistische Wesen des Prozes-

ses zu verbergen und ihn als die Befriedigung nationaler Bedürfnisse und vor allem des Ver-

langens der Bewohner der neuen Bundesländer hinzustellen. Daraus war abgeleitet und dem 

war zugeordnet, was man die Verbrämung der Abwicklung (mit und ohne Anführungszeichen) 

nennen kann.  

Den Eröffnungszug bildete das dreist verlogene Bild von der Wissenschaftswüste DDR, der 

komplementären Behauptung zu den Thesen von der maroden Wirtschaft, der unfähigen Ver-

waltung, dem leistungsunfähigen Gesundheitswesen usw. So schritten Wissenschaftler aus den 

alten Bundesländern in der Toga derer ostwärts, die es unternahmen, eine Wüste – ganz im 

Sinne des von dem „Kanzler der Deutschen“ vorgegebenen Gesamtbildes – in eine blühende 

Wissenschaftslandschaft zu verwandeln. 

Für weite Bereiche der Gesellschaftswissenschaften verband sich diese Diffamierung mit der 

weiteren, es habe sich bei ihnen und ihren Hervorbringungen nicht eigentlich um Wissenschaft, 

sondern um die bloße als Wissenschaft verkleidete Legitimation und Verherrlichung von Herr-

schaftsinteressen der „Politbürokratie“ gehandelt. Beweise, die diese These glaubhaft machten, 

ließ sich gewinnen und zusammenstellen, im Ganzen war und bleibt sie eine Lüge. Deren funk-

tionelle Tragweite und Wirksamkeit wird aber erst deutlich, wenn bedacht wird, dass sich diese 

legitimierende Tätigkeit ja auf einen Staat bezogen haben sollte, dessen Wesen Unrecht und 

Verbrechertum gewesen sei. 

Auf dem Höhepunkt der Kampagne zur Zerschlagung von wissenschaftlichen Institutionen und 

Arbeitszusammenhängen war den Machthabern buchstäblich auch das gemeinste Mittel will-

kommen und recht, mit dem sich ihr Werk vorantreiben und gegen denkbare Einwände und 

Proteste schützen ließ. Doch sind auch die skrupellosesten Vorwürfe rasch vergessen worden. 

Sie richteten sich gegen Mediziner und das mag als ein Beweis gelten, dass es in dieser Ausei-

nandersetzung nicht nur um Ideologie und die Ideologiebildner ging. Es wurde versucht, medi-

zinische Einrichtungen, Forscher und Ärzte in die Nähe der Nazimedizin zu manipulieren. Da-

rauf liefen die Vorwürfe der faktischen Tötung von frühgeborenen Kindern in geburtshilflicher 

Klinik ebenso hinaus, man erinnere sich des Terminus vom „unwerten“ Leben, wie die Anklage 

wegen unmenschlicher Praktiken der Organtransplantation. Niemand will an diese keineswegs 

nur von der Boulevard-Presse getragenen Propagandawellen mehr erinnert werden. Sie erfüll-

ten ihre Funktion und schufen das gewünschte „einheitliche“ Bild von der moralischen Ver-

derbtheit der Wissenschaft und der Wissenschaftler in der DDR. 

Zu dieser allgemeinen Linie von erfundenen Anklagen kamen an den jeweiligen Universitätsor-

ten und in einzelnen Disziplinen spezielle Anklagen hinzu, die zusätzliche Rechtfertigungen des 

Vorgehens im Ganzen wie in Einzelfällen ergeben oder schaffen sollten. Die Historiker an der 

Humboldt-Universität wurden als diejenigen hingestellt, die sich skrupellos über das Schicksal 
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jener Studenten hinweggesetzt hätten, welche eine nicht partei- und staatskonforme Haltung 

eingenommen hatten. Die Geschichte der Sektion erschien derart als eine einzige Kette von 

Verfolgungen von Studenten. Eine sachliche Untersuchung der dauernden oder zeitweiligen 

Verweise vom Studium wurde aus eigenen Kräften, anfänglich zögernd und schleppend, öf-

fentlich in Gang gesetzt. Doch erwies sich bald, dass die Instrumentalisierung der Ereignisse 

aus den sechziger und siebziger Jahren mehr interessierte als deren Aufklärung. So wurden auch 

Studenten, die zeitweilig in Industriebetriebe strafweise versetzt worden waren, dann zur Uni-

versität zurückkehrten, später in Einrichtungen der DDR-Wissenschaft Karriere machten und 

Mitglieder der SED geworden waren, der Gruppe der Opfer zugeordnet. 

8. Über die Folgen 

Es erscheint verfrüht über die Folgen urteilen zu wollen, die sich aus einem Prozess ergeben, 

der eben erst im Wesentlichen zu einem Anschluss gekommen ist. Geurteilt wird in solchem 

Falle, wie es in einem treffenden Bilde heißt, über Geschichte, „die nicht qualmt“. Das Folgende 

trägt also in nahezu jeder Hinsicht den Charakter der Vorläufigkeit. Nur bei wenigen Aussagen 

handelt es sich um unumstößliche und also bloße Tatsachen-Feststellungen. Das gilt genau ge-

nommen nur für die persönlichen Folgen für die Betroffenen, einstigen Mitarbeiter der Sektion 

Geschichte der Humboldt-Universität. 

Die einstigen Hochschullehrer, nach DDR-Recht die Professoren und Dozenten, befinden sich 

derzeit in der Rente, in einer Versorgung durch Altersübergangsgeld oder in der Arbeitslosig-

keit. Frühere Rentenansprüche sind nicht adäquat akzeptiert worden, was bedeutet, dass jeder-

manns Bezüge so bemessen wurden, dass sich Forschungen daraus „privat“ nicht finanzieren 

lassen (wobei hinzugefügt werden kann, dass sich Forschungen für in Berlin wohnende Histo-

riker, wenn sie Spezialisten der deutschen Geschichte sind, wegen der vergleichsweise günsti-

gen Archivsituation noch ermöglichen lassen). Schwieriger noch erscheint das Problem der 

Drucklegung und der Verbreitung von Forschungsresultaten. 

Das subjektive Verhalten der Angehörigen dieser Gruppe weicht weit voneinander ab. Während 

die einen ihre wissenschaftlichen Arbeiten weiter betreiben, haben andere sie eingestellt oder 

einstellen müssen. Betätigen sich die einen noch öffentlich, beispielsweise in politischen Orga-

nisationen und Vereinen der Linken und in wissenschaftlichen Gesellschaften, so haben sich 

andere ganz in das Privatleben zurückgezogen. Der Zusammenhalt ist, da gemeinsame wissen-

schaftliche Unternehmungen fehlen, auf gelegentliche Treffen zusammengeschmolzen, die kei-

ne gesellschaftliche Relevanz besitzen. 

Ungleich schwerer und komplizierter ist die soziale Situation der jüngeren Mitarbeiter, der eins-

tigen Oberassistenten und Assistenten, der Lektoren und Aspiranten. Unter ihnen wiederum 

haben diejenigen, die etwa vierzig Jahre oder älter sind, die größten Probleme, Arbeits- und 

Verdienstmöglichkeiten zu finden, die ihrer Qualifikation entsprechen. Die Situation dieser 

größeren Gruppe von einstigen Angehörigen der Universität braucht nicht weiter geschildert zu 

werden. Sie deckt sich mit der in den alten Bundesländern weitgehend, mit dem nicht zu igno-

rierenden Unterschied, dass für diejenigen, die in fortgeschrittenem Alter in die veränderte Lage 

gestürzt wurden, erhebliche zusätzliche Schwierigkeiten entstanden, sich zu orientieren und 

einzustellen. Aus dem bezeichneten Kreis fanden eine Reihe von Frauen und Männern zeitwei-

lige Beschäftigungen an Projekten in ihrem Beruf, d. h. sie erhielten ABM-Stellen, die in Berlin 

in erheblich größerer Zahl verfügbar waren als in anderen Universitätsstädten Ostdeutschlands. 

Einige wenige jüngere Wissenschaftler haben Kraft und Möglichkeiten gefunden, ihre wissen-

schaftliche Ausbildung weiter zu treiben bis zum mehr oder weniger nahen Ziel der Habilitati-

on. Es kann derzeit nicht gesagt werden, ob sich daraus Chancen ergeben werden und wie sich 

für sie die Konkurrenz um Berufungen gestalten wird. Unter diesen wenigen ist in Berlin nie-

mand, der sich mit der neuesten Geschichte beschäftigen würde. 
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Ungleich schwieriger lässt sich sagen, wie sich die Folgen der „Abwicklung“ für diejenigen 

gestaltet haben und noch auswirken werden, die als Wissenschaftler zur Gruppe der Täter zu 

zählen sind. Es ist nicht vorstellbar, dass ihre – gemessen an der Lebensarbeitszeit – nur eine 

Episode darstellende Tätigkeit für eigenes Denken und Verhalten folgenlos bleibt. Gewiss 

scheint einzig, dass dieses Wirken als verlängerter Arm der Regierungspolitik im sogenannten 

Vereinigungsprozess Bindungen an Staatsmacht und Obrigkeit verstärkt hat. Es hat erkennbar 

private und öffentliche (auch internationale) Rechtfertigungsbedürfnisse und auch -zwänge ent-

stehen lassen. Es könnte sich auch hier das Dichterwort bewahrheiten, dass man beim ersten 

Schritt frei, beim zweiten aber Knecht sei. Doch ist nicht sicher, wer diesen ersten Schritt ging 

und wer als Staatsdiener bereits beim zweiten oder dritten angekommen war. Jedenfalls dürfte 

das Zusammenwirken von Regierenden und Wissenschaftlern auf dem Boden der neuen Bun-

desländer die Einheit von Macht und Geist gestärkt haben, was immer – das zu erörtern ist hier 

nicht Zeit und Raum – ihr Inhalt sein und werden mag. 

Folgenlos kann dieser Prozess der Zerschlagung einer wissenschaftlichen Disziplin mit ihrer 

spezifischen Ausrichtung aber auch für diejenigen nicht geblieben sein, mögen sie das schon 

selbst wissen oder nicht, die im Englischen treffend als bystanding benannt werden, also in 

etwas un-akademischer Übersetzung: diejenigen waren, die gaffend und, wenn auch nicht im-

mer laut so doch vielfach innerlich zustimmend, gleichsam dabeistanden, die zur Mitwirkung 

nicht gerufen wurden und vielleicht darüber auch befriedigt waren. Für sie gilt in großer Zahl, 

dass sie mindestens wider besseres anderes Wissen die skrupellosen Attacken gegen die Wis-

senschaft und die Wissenschaftler in Ostdeutschland geschehen ließen, die der Rechtfertigung 

und Verbrämung der „Abwicklung“ dienten. Durch ihr Schweigen machten sie sich selbst zum 

Objekt von Disziplinierung, die der Staatsmacht nur willkommen sein konnte und die künftig 

weiter ausnutzbar ist. 

Damit sind weit über das Individuelle hinaus soziale, d. h. hier gesamtgesellschaftliche Folgen 

bereits benannt. Zu ihnen gehört zuvörderst, dass in einem neugewonnenen Teil des Staates 

BRD ein Potential an wissenschaftlicher Intelligenz zerschlagen und lahmgelegt worden ist. 

Dies erschien den Herrschenden absolut entbehrlich. Unter dem Gesichtspunkt der Bürgerinte-

ressen, erkannten oder unerkannten, stellt sich dies freilich anders dar. Einsichten könnten sich 

da noch ergeben. Derzeit ist aber selbst die Tatsache nahezu unbeachtet geblieben, dass in den 

zurückliegenden wenig mehr als fünf Jahren, in denen sich die Zerschlagung der Geschichts-

wissenschaften aus DDR-Zeit vollzog, eine erhebliche Reihe von Wissenschaftlern von unter-

schiedlichem, aber jedenfalls beachteten Ruf verstarb. Jedes dieser Tode hat seine eigene Vor-

schichte, doch erscheint es immerhin bedenkenswert, dass keiner der Verstorbenen – ausge-

nommen der hochbetagt verstorbene Jakobinismus-Forscher Heinrich Scheel, der Erforscher 

der französischen Revolution Walter Markov, beides Teilnehmer am Widerstandskampf gegen 

den Faschismus, und der Greifswalder Universitätsprofessor und Spezialist für die Erforschung 

der Geschichte der Hanse, Walter Stark – das siebzigste Lebensjahr erreicht hatte. Ich erinnere 

an Wolfgang Schumann, dessen Name mit der Erforschung der Geschichte des Zweiten Welt-

kriegs auch durch die Begründung und Leitung großer publizistischer Unternehmen verbunden 

bleibt, an den Spezialisten der Bismarckzeit und Engelberg-Schüler Gustav Seeber, an den Re-

volutionsforscher, Markov-Schüler und Spezialisten für die Geschichte Lateinamerikas Manf-

red Kossok, des weiteren an Ludwig Nestler, der gemeinsam mit Wolfgang Schumann bei der 

wissenschaftlichen Dokumentation der Verbrechen des deutschen Imperialismus in den seit 

1938 okkupierten Ländern wirkte, an Olaf Groehler, der zu den Spezialisten der Weltkrieg-II-

Geschichte gehörte und insbesondere über die Geschichte des Luftkriegs forschte und publi-

zierte, an den Rostocker Geschichtsprofessor Lothar Elsner, der Arbeiten zur Geschichte der 

Zwangs- und Fremdarbeiter in Deutschland vorlegte. Die Namensliste allein macht die ganze 

Infamie offenkundig, die sich mit der Diffamierung einer Leistung verband, die zur deutschen 
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und in manchen ihrer Bestandteile zur internationalen Wissenschaftsgeschichte gehört, aber aus 

ihr gestrichen werden soll. 

Eine weitere sich abzeichnende Folge kann in den Auseinandersetzungen um die deutsche Ge-

schichte beobachtet werden, die sich gegenwärtig wieder verstärkt auf die Zeit der faschisti-

schen Herrschaft und des Zweiten Weltkriegs beziehen. Die Kontroversen können nun ganz 

oder doch weitgehend unter Ausschluss der Verfechter historisch-materialistischer Positionen 

geführt werden. Die letzten Nutznießer dieser Tatsache stehen weit rechts in dieser Gesell-

schaft. Abgesehen von dieser geschichtspolitischen Wirkung ist insgesamt die geistige und po-

litische Provokation verloren gegangen, welche die DDR-Geschichtswissenschaft eingestande-

nermaßen darstellte. Was das bedeutet, dürfte sich erst über einen längeren Zeitraum heraus-

stellen und beurteilen lassen. 
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